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»  V  ()  r  ^s  0  r  t 

zur  GesanimtauHgabe  des  drittel  Thoils  der  i?'iuanz- 

Wissenschaft. 

Die  Ausarbeitung  dieses  dritten  Theils  meines  linanzwissen- 
schaltliclien  Werkes  bat  mir,  neben  viel  Milbe,  die  kh  erwartet 
batte,  docb  erbeblicb  nicbr  Zeit  gekostet,  als  ieh  angenommen, 
obwobl  ieh  nach  langjährigen  sonstigen  Vorarbeiten  fast  alle  mir 
für  Uterarische  Arbeit  verfügbare  Müsse  seit  fünf  bis  sechs  Jahren 
diesem  Bande  gewidmet  habe  Tch  bin  seit  1885  aus  der  parla- 
nientarisehen  und  politischen  Thätigkeit  wesentlich  «nur  aus  dem 
Grande  zurückgetreten,  um  ftlr  diese  Arbeit  wieder  mehr  freie  Zeit 
zu  gewinnen,  so  schwer  mir  dieser  Verzieht  werde  ond  so  sehr 
m.  E.  eine  solche  Thätigkeit  auch  dem  nationalölfonomischen  und 
iinanzwissenschaftlichen  Theoretiker  für  seine  wissenschaftlichen 
Aufgaben  förderlich  werden  kann.  Aber  auch  die  so-  wieder  ge- 
wonnene Zeit  hat  trotz  möglichster  Anspannung  neben  den  Berufs- 
und  Amtspflichten  nicht  ausgereicht,  um  mich  früher  als  jetzt  zur 
Beendigung  dieses  dritten  Theiles  kommen  zu  lassen. 

Dies  zur  Erklärung  und  Entschuldigung  gegenüber  vielfachen 
Mahnungen  und  Klagen  tlber  das  langsame  Vorrücken  meines 
Werkes. 

Um  indessen  wenigstens  den  Fortgang  meiner  Arbeit  zu  zeigen 
und  da  die  in  diesem  Bande  behandelten  Gegenstände  es  auch 
sachlich  erlaubten ,  haben  mein  verehrter  Herr  Verleger  und  ich 
uns  seinerzeit  entschlossen,  die  verschiedenen  fertigen  AbscliuiUe 
dieses  Bandes,  soweit  sie  etwas  einigermassen  vSelbstUndiges  und 
Abgcsclilossenes  bildeten,  nach  und  nach  apart  als  einzelne  Hefte 
in  die  Oeffentlichkeit  gelangen  zu  lassen. 
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So  erschien  im  October  1886  das  erste  Heü,  die  Hteuer- 
ji^csclii  eilte"  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  im  Mni  1887  das 
zweite  Hett,  die  ,,  K  i n  1  e  i  t  u  n g  zur  B c  s t  e u  e r u u  g  d e s  19.  Jahr- 
hunderts und  die  britische  Besteuerung",  naeh  einer 
län^^ercn  Pause  zu  wehher  ich  vornemlich  darch  die  Führung 
des  Deeanats  der  philosnphiselien  Facultät  dahier  von  October  1887 
bis  1888;  eines  unter  den  hiesigen  Verhältnissen  sehr  viel  Zeit  be- 
anspruebenden  akademischen  Amtes,  unvermeidlicb  genötbigt  wurde 
—  erst  im  September  1888  ein  drittes  Heft,  in  welchem  der  an- 
gedenteten  Bebindernngen  wegen  noch  nicht  einmal  der  ganze 
Gegenstand  Platz  gef enden  hat^  „die  französische  Be- 
stenernng  seit  1789",  nemlich  die  „geschichtliehe  lieber- 
siebt  darüber,  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die  Erb- 
schaft sbestenerung".  Erst  jetzt  bin  ich  ungeachtet  nnnnter- 
brocbener  angestrengter  Arbeit  im  Stande,  das  vierte  Heft,  mit  der 
Darstellung  „der  französischen  Yerbranchsb^stencrun g 
nebst  den  Zöllen  und  der  Departem en tal-  und  Com- 
jji  u  n a  1  best  e  n  e  r u  n  g'*  und,  damit  den  dritten  Theil  dieses  Werks 
abscliliesseud,  auch  die  Gesammtausgabe  dieses  L»ande8  zu  ver- 
öflentlichen. 

Wer  grössere  Arbeitskrait,  mehr  freie  Zeit  für  literarisch- 
wissenschaftliche  Arbeit  liat,  mag  ja  schneller  fertig  werden,  leb 
kann  nur  sagen,  dass  es  mir  nicht  möglich  war.  Der  grosse  Stoff, 
das  viele  Einzelne,  die  Behandlungsweise,  welche  ich  für  i;elj()ten 
hielt,  haben  ausserdem  ein  besonders  sorgfältiges  und  laugsames 
Arbeiten  nothwendig  gemacht. 

Der  nunmebr  vollendete  dritte  Band  erledigt  aber  trptz  seines 
grossen  Umfangs  nnd  engen  Drucks  die  Aufgabe,  welche  ich  mir 
fttr  ihn,  allerdings  unter  etwaiger  Zuhilfenahme  eines  Theils  eines 
weiteren  Bandes,  anfangs  gestellt  hatte  (S.  1,  9,  219  ff.),  nicht 
einmal.  Ich  scbliesse  ihn  in  dem  erreichten  Umfang  mit  der 
britischen  und  französischen  Besteuerung  allein  ab.  Es  fehlen  also 
in  der  Darstellung  der  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts  nicbt  nur 
die  deutschen  Staaten,  sondern  auch  die  ttbrigen  grösseren  euro- 
päischen und  Nordamerika,  deren  Besteuerung  ich  im  Kähmen 
dieses  Werkes  in  besonderen  Abschnitten  mit  behandeln  wollte 
(§.  103-105). 

Diese  Absiebt  habe  ich  auch  nicbt  aufgegeben  nnd  möchte  sie, 
wenn  Zeit  und  Kraft  bleibt,  später  zur  Ausftihrung  bringen.  Doch 
erst  später,  iDsbesondere  eist  dann,  wenn  es  mir  möglich  gc- 
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wesen  sein  wird,  das  Werk  durch  die  vorausgehende  Darstellung 
der  systeraatisc  hen  „spccieUen  Steiierlebrc"  und  des  Staais- 
schuUicuwesens  endlich  zu  einem  gewissen  formellen  Abschiuss  zu 
bringen. 

Darin  liegt  allerdiD§;s,  wie  ich  offen  bekenne,  eine  Aenderung 
im  Plane  des  ganzen  Finanzwerks,  zn  weicher  ich  erst  während 
der  Anaarbeitaog  dieseB  dritten  Bandes  nnd  durch  die  dabei  ge- 
roachten firfahrnngen  gelangt  bin,  ron  welcher  dann  jedoeh  auch 
die  Darstellung  der  britischen,  yoUends  aber  diejenige  der  franz($- 
siBchen  Besteuerung  schon  deutliche  Spuren  an  sieh  tragen. 

Ich  habe  zwar  niemals  —  wie  mir  von  einer  Seite  aus,  und 
zwar  nach  dem  von  dem  mciuigcn  abweichenden  Standpuncte  des 
Urtheilenden  iu  anerkennender  Weisse,  nachgesagt  wurden  ist  — 
die  Absicht  gehabt,  die  Finanzwissenschaft  sozusagen  in  die  iiar- 
stcliung  des  concreten  Finanz-  und  Steuer wesens  einzelner  Staaten 
auslaufen  zu  lassen.  Das  wiirde  ich  für  falsch  halten,  ich  stand 
und  stehe  heute  noch  vieloiehr  zu  den  methodologischen  und  syste- 
matologificben  Ansichten,  welche  ich  mehrfach  in  diesem  Werke, 
in  meiner  „Grundlegung"  und  an  anderen  Orten  vertreten  habe» 
speciell  auch  in  diesem  ßande  iu  §.  2  (S.  7):  Die  Finanzwissen- 
schaft nnd  jeder  ihrer  Theile,  auch  ,ydie  specielle  Steaerlehre  haben 
die  concreten  Verhältnisse  und  Fragen  einzelner  Länder  nur  als 
ihr  Unters nchungsmaterial  aufzufassen  und  zu  behandeln, 
um  ihrerseits  wieder  allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik 
wie  der  These,  daraus  fUr  die  Wissenschaft  vom  Finanzwesen 
Überhaupt  zu  gewinnen,  dasGenerelle,  Typische,  Entwick- 
lungsgesetzmässige  aus  dem  Individuellen,  Verschie- 
denen, Concreten  abzuleiten'*  u.  s.  w.  Ich  betrachtete  und 
betrachte  daher  ktirzere  historische  Uebersichten  nnd  eingehendere 
Darstellungen  der  bestehenden  Besteuerung  einzelner  Länder,  wie 
ich  sie  iu  diesem  Bande  zu  geben  versuche,  doch  nur  als  Vor- 
bereitungen für  die  Lösung  der  eigentlich  fi nan z w issen - 
scliaftlic  ben  Aufgabe,  welelie  nach  den  angedeuteten  Gesichts- 
fjuncten  auch  in  der  „specielleu  Jiteuerlehre*'  vorliegt  und  in  der 
„systematischen^'  speciellen  Steuerlehre  naher  zu  behandein  ist. 

Als  Vorbereitungen  für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  gehören 
solche  Uebersichten  und  Darstellungen  zwar  m.  E.  nicht  unbedingt 
selbst  in  ein  umfassender  angelegtes  finanzwissensehalUiches  Werk, 
aber  sie  dürfen  wenigstens  in  ein  solches  Aufnahme  finden. 
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Das  rechtfertigt  sich  aach  noch  durch  die  anderweiten  Inter- 
essen, atich  des  Unterrichts,  der  Praxis,  welchen  ein  derartiges 
Werk  dienen  soll  und  unl)esL-liadet  seiner  Hauptaufgaben  dienen 
kann.  Ja,  dici^c  Hauptaufgaben,  wie  ich  sie  in  der  3.  Auflage 
des  1.  Bandes  (§.  12)  hingestellt  habe  —  woran  ich  festhalte  — , 
weiden  in  jeder  Hinsicht  dnrch  solche  Ucbersiehtcn  nml  Üar- 
sttl langen  des  Finanz-  und  Steuerwesens  einzelner  Länder  gefr»rdert. 
Diese  Erwägung  bestimmte  rnicli  seinerzeit,  sie  in  mein  Werk  auf- 
zunehmen. Ich  wusste  dabei  auch  und  habe  das  in  Jedem  .Stadiuni 
meiner  Arbeit  bestätigt  getunden ,  dass  nicht  nur  die  eigene  spe- 
ciellste  Durcharbeitung  der  Besteuerungsverhältuisse  eines  einzelnen 
Landes  fUr  einen  finanzwissenschaftlicben  Autor  ganz  nneutbehrlich 
ist,  sondern  dass  sie  Yollends  in  Verbindung  mit  der  Arbeit  der 
Zusammenfassung  des  Stoffs,  behufs  Darstellung  des  Ganzen  für 
die  Oeffentlichkeit,  recht  förderlich  für  den  Autor  und  damit  fflr 
sein  Werk  wird. 

Namentlich  Ein  wichtiges  und  richtiges  finanzwissenschaflKehes 
Ziel  speciell  in  Betreif  der  Steuerlehre  Iftsst  sich  wohl  nur  dnrch 
Vorbereitungen  wie  die  hier  besprochenen  erreichen,  nemlirh  die 
Herstellung  einer  „vergleichenden  Steuerwissenschaft'^ 
Dieselbe  darf  eben  nicbt  bloss  ans  einigen  mehr  oder  weniger 
richtigen  Gedanken  kttbn  entwickelt,  sondern  mnss  auf  baltbaren 
Fundamenten  mit  zuveriftsslgem  Material  aufgebaut  werden,  nicht 
bloss  ein  Product  genialer  Speculation  und  geistvoller  Gescbichts 
construction,  sundern  auch  wirklicher  sorgfältiger  Durchforschung 
des  ThatÄächlichen  und  seines  Entwicklungsprocesses  sein. 

Ich  läugne  nicht,  dass  gerade  die  hi^thsi  anziehenden  Versuciie 
solcher  Speculation  und  Construction  in  einem  mit  Recht  berühmten 
Finanzwerke  njir  die  Ueberzeugung  abrangen,  es  müsse  fllr  den 
besagten  Zw^cck  so  vorgei:;angen  werden ,  wie  ich  es  in  den  \'oi- 
bercitnngsarbeitcn  dieses  l^andes  zu  thuu  begonnen  habe.  Denn 
bei  genauerer  Untersuchung  erwies  sich  mir,  dass  jene  Speculationen 
und  Oonstruetionen  zu  viel  Unsicheres,  Hypothetisches,  bloss  Blen- 
dendes, zu  weitgehende  Generalisationen  neben  vielem  unzweifeihatt  • 
Richtigen,  vortrefflich  Combinirten  und  grossartig  Concipirten,  ent- 
hielten, und  im  Einzelnen  öfters  mit  souveräner  Verachtung  Über 
das  Tbatsäebliche,  das  legislative  Detail  aus  den  einzelnen  Staaten 
hinweggegangen  werde,  in  dem  mitgetheilten  Thatsäohlichen  sich 
auch  häufig  eine  Menge  Unrichtigkeiten  vorllLnden.  Hier,  wie, 
nebenbei  bemerkt,  in  der  Staatsschuldenlehre.  Das  hindert  mich 
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ebensowenig,  wie  einen  der  „Exactesten'*  unserer  „cxactcn" 
historiHcben  Nationalökonomen,  trotz  alledem  und  alledem  den 
hoben  Werth  des  Steia'fiehen  Werks  anzuerkennen,  wenn  ich  dem 
letzteren  auch  gerade  nicht  das  Epitheton  besonderer  ,,ICxactheit'' 
beilegen  kann.  Aber  jene  ^f'ängel  bestärken  mich  doch  in  meiner 
Auffassang,  dass  erst  auf  Grood  solcher  vorbereitender  darstellender 
Abschnitte  Uber  die  Bestenernng  einzelner  Länder,  wobei  auch 
mehr  ins  Detail  als  in  den  allgemeinen  „historischen  Ueber- 
blicken"  Steinas  eingegangen  wird,  die  vergleichende  Stenerwissen- 
Schaft  wirklieh  correot  und  saverlSssig  aufgebaut  werden'  kann. 

Nun  liegt  freilich  gegen  mein  eigenes  Vorgehen  in  diesem 
Bande  ein  Einwand  nahe,  der  mir  auch  mehrfach  begegnet  ist,  and 
der  durch  mein  vorlftuflges  Wieder  Aufnehmen  der  systematischen 
speciellen  Steuerlebre,  noch  bevor  ich  mit  der  Darstellung  der  Be- 
steueruug  der  einzelnen  Länder  zu  Ende  gekommen  bin,  sogar  noch 
seine  Bestätigung  zu  finden  scheint. 

Ks  heisst,  solche  Darstellungen,  wie  meine  —  noch  mehr  als 
kurze  Uebersicht  gehaltene,  aber  dennoch  schon  umfangreiche  — 
„Steuerge.schichte",  mehr  nocli  wie  meine  „britische"  und  vollends 
erst  wie  meine  „französische"  Besteuerung  seien  gewiss  erwünscht 
und  nothwendig.  Aber  sie  gehörten  formell  und  materiell  nicht 
mehr  in  den  Rahmen  der  „Finanz Wissenschaft",  auch  selbst  eines 
umfangreich  angelegten  hnanzwissenscbaftlichen  Werkes.  Sie  wären 
ein  geeigneter  Gegenstand  selbständiger  Schriften  über  allgemeine 
und  specielle  Bteuergeschichte  und  positives  Steuerrecht.  Der  finanz- 
wisseoschaftliche  Autor  könne  sie  auch  nicht  selbst  liefern,  er  dürfe 
und  mttsse  sich  an  die  Arbeiten  Anderer  über  diese  Gegenstände 
anlehnen  und  daraus  den  Stoff  für  seine  Zweeke  entnehmen ,  — 
eine  Frage  der  einfachen  und  richtigen  wissenschaftlichen  ArbeitSr 
theiiung. 

Ich  will  die  relative  Berechtigung  dieser  Auffassung  nicht  be- 
streiten. Aber  ich  mache  dagegen  geltend,  was  mich  eben  zu  den 
Darstellungen  dieses  Bandes  geführt  hat:  das  Finanz-  und  Steuer- 
wesen eines  Landes  bietet  doch  eigentlich  erst  in  der  eigenen 
Bearbeitung  dem  finanzwissenschafitlichen  Autor  das  „Unter- 
suchungsmaterial",  welches  er  braucht ,  in  derjenigen  Weise 
formell  und  materiell  vorbereitet,  wie  er  es  braucht. 
Auch  so  tüchtige  Werke,  wie  wir  sie  über  britische  und  vollends 
über  französische  Besteuerung  liesitzen,  liefern,  weil  von  Anderen 
und  nach  anderen  Gesichtspuncten  gearbeitet,  dieses  Unter- 
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sncliuiigsniatcrial  nicht  so,  als  wenn  sich  der  Autor  scUtsr  seine 
Bausteine  zuhaut".  Das  habe  ich  iVüher  nnd  auch  während  der 
Ausarbeitung  des  vorliegeDdeu  BandcB  immer  wieder  ewplaudeu. 
Daher  mein  BeginneD, 

Auch  ist  schon  etwas  gewonneii|  wenn  der  fioaDZwissenschait- 
liebe  Autor  selbst  nur  die  Besteuerung  eines  oder  einiger  Länder 
so  eigens  ftlr  seine  Zwecke  darstellt.  Es  giebt  ihm  das  Gelegen- 
heit, so  wenigstens  einen  Theil  seines  Baumaterials  selbst  sieb  Tor- 
zubereiten I  und  ennögliebt  ihm  dann,  mit  mehr  l^atzen  das  von 
Anderen  bescbafite  mit  zu  verwenden. 

Fttr  den  Antor  nnd  den  Leser  aber  ergiebt  sieh  der  Gewinn, 
dass  in  der  DarsteUnng  der  Steneigeschiohte  nnd  des  Stenerreehts 
eines  Landes  dieselben  Fkagen,  nur  in  anderem  Zusammenhang 
und  in  anderer  Behandlungsweise,  wie  in  dem  systematisehen  Theü 
der  Finanzwissensohaft  zur  Erörterung  gelangen.  Dadureh  erfolgt 
eine  Ergänzung,  deren  Werth  auf  der  Hand  liegt.  Bei  dem 
Genügenlassen  mit  bloss  historischer  Darstellung  und  anderseits 
mit  bloss  systematischer  und  principieller  Behandlung  bleibt  in 
beiden  Fällen  ein,  wenn  auch  Tcrschiedener,  Mangel.  Beides  gehört 
zusammen. 

Ich  glaube  daher,  dass  es  auch  tlir  die  Lehrzwecke  eines 
Werkes,  gleich  dem  vorliegenden,  gut  ist,  Darstellungen,  wie  sie 
dieser  Band  bringt,  in  die  Finanz  Wissenschaft  als  solche 
einzureihen. 

Dabei  kämpft  man  allerdings  mit  äusseren  und  inneren 
Schwierigkeiten,  welche  ich  schon  beim  Beginn  meiner  Arbeit  an 
diesem  Bande  recht  wohl  erkannt  hatte.  Sie  haben  sich  mir  aber, 
wie  ich  einräume,  erst  im  weiteren  Verlauf  vollständig  gezeigt. 
Sie  haben  mich  denn  auch  schliesslich  bestimmt,  es  vorläufig  bei 
den  in  diesen  Band  aufgenommenen  Darstellungen  conereter  Steuer- 
Verhältnisse  zu  belassen,  diesen  Darstellungen  aber  dafttr  auch 
diejenige  Form  und  denjenigen  Umfang  zu  geben,  welche  mir 
nothwendig  erschienen.  Vollends  die  „französische  Besteuerung'^ 
hat  sieh  dabei  dann  freilich  fast  zu  einer  Monographie  des  Gegen- 
stands erweitert,  dient  aber  gerade  in  dieser  Gestalt  zur  Erreichong 
mdnes  Zwecks. 

Schon  in  der  „Steuergeschichte''  schien  es  mir  richtiger, 

mich  auf  die  Darstellung  der  Besteuerung  einiger  wichtigerer,  be- 
sonders interessanter  oder  tlir  den  deutschen  Autor  in  Betracht 
kommender  Länder  zu  beschränken,  dafür  dann  aber  das,  was  ich 
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darstellte,  besonders  je  mehr  es  iu  die  neuere  Zeit  creliörtc,  wenig- 
stens verhältnissniässig ,  etwas  eingehender  zu  heliandeln.  Denn 
aiu  li  hier  kam  es  auf  Einzelheiten,  nicht  bloss  aut  einige  Allgemein- 
heiten an.  Gerade  dadurch  bat  meine  „Steuergeschicbte^^  schon 
einen  etwas  bedeutenderen  äusseren  Umfang  erreicht. 

Sollte  nun  aber  die  Darstellung  der  „Besteuerung  des  19.  Jahr- 
bnnderts''  ihren  Zweck  erfflUen,  so  mnsste  sie  den  einzelnen  wich- 
tigeren Ländern  einen  angemessenen  Baam  widmen.  Ich  glaubte 
indessen  immerhin,  diesen  Baum  so  besehrUnken  %n  können,  dass 
die  Darstellung  der  Besteuerung  der  meisten  Staaten ,  welche  ich 
überhaupt  bebandeln  wollte  (§.  104 ,  105),  noeb  in  diesem  Bande 
Platz  finden  könnte.  Ich  hatte  dabei  zunächst  auch  noch  mehr  an 
Verweisungen  auf  die  Schriften  Uber  das  Steuerwesen  der  einzelnen 
Länder  gedacht  und  mich  auf  die  Henrorhebung  des  ,,Hauptsäch- 
lichsten"  beschränken  wollen. 

Allein  bei  der  Ausarbeitung  tiberzeugte  ich  mich  bald,  dass  so 
knapji  gcliaücue  AbscbüiUc  uicliL  ^cutigeu  könnten.  Es  wäre  dabei 
wiederum  nur  das  Allgemeinere  kurz  anzudeuten  möglich  gewesen, 
das  für  die  specielle  Steuerlebre  gerade  als  „IJntersuehungsmaterial" 
so  nothwendige  und  so  werthvolle  Detail  hätte  fast  ganz  fehlen 
müssen.  Wenn  es  ferner  auch  nicht  tth  Erlifli  und  für  den  Zweck 
nicht  nöthig  war,  Jede  Phase  der  Eutwi(  kluiig  der  Steuergesetz- 
gebung zu  veriülgeu,  so  musste  doch  zum  Verständniss  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  und  zur  Würdigung  ihrer  tinanziellen 
Wirkungen  unvermeidlich  auch  auf  die  wichtigeren  Entwicklungs- 
phasen  eingegangen  werden.  Der  Verweisung  auf  die  Speeial- 
schriften  endlich  habe  ich  mich  yielfach  bedient,  aber  sie  konnte 
die  eigenen  Ausführungen  um  so  weniger  ersetzen,  da  eben  die 
Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Stoffs  nach  den  verschiedenen 
Aufgaben  und  Zwecken  dieser  Schriften  von  der  in  diesem  Werke 
m.  E.  gebotenen  Behandlung  abwich.  So  wuchs  der  Raum,  den 
ich  einzelnen  Staaten  notbwendig  gewähren  musste,  erheblich. 

Ich  erkannte  das  schon  bei  der  Darstellung  der  britischen 
Besteuerung,  welche  doch  in  der  verhältnissmässig  grossen  Einfach- 
heit der  letzteren  weniger  Schwierigkeiten  als  die  Darstellung  des 
Steuerwesens  der  Continentalstaaten  bietet.  Meine  Darstellung  umfasst 
jetzt  140  Druckseiten.  Ich  glaube  nicht,  dass  man  ihr  mit  Recht 
den  Vorwurf  zu  grosser  Au.sliüirliciikcit,  aucb  im  Kabmcn  dieses 
Werks,  machen  kann.  Sie  bringt,  hoffe  ich,  wirklich  ziemlich 
alles  Weseutlicbere,  aber  aucb  nicht  mehr.    Einiges  darin  hätte 
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ich  gern  erweitert,  so  die  Dai^tellnng:  der  Veranlagung  der  Rin- 
kommeusteiier,  Anderes  gern  mehr  mit  hineingezogen,  so  die 
Schilderung  iK  s  /ulltarifs  und  der  Phasen  der  Taritpolitik  vor  den 
grossen  Zollreiormeu.  Das  wäre  zu  rechttenigen,  vielleicht  zu  ver- 
langen gewesen.  Ich  habe  es  aus  lifirksichteu  auf  den  Kaum 
unto'Iassen  und  mitunter  längere  AostUhrungen  wieder  bei  Öeite 
gelegt. 

Bei  der  Darstellung  der  französisehen  Besteoemng  war 
von  vornherein  mit  einem  viel  umfassenderen,  aber  meines  Eiaebtens 
aach  finanz'  und  steucrwisaeuBchaftlicb  noch  %  iel  wertbvoUeren  und 
inteFessantereo  Material  zu  arbeiten.  Vortreff  liebe,  zoni  Tbeil 
eminente  finanzielle  und  verwaltangsreebtliebe  Schriften  lagen  in 
Fülle  vor,  darunter  dentsebe,  wie  das  zwar  weit  znrtick  liegende, 
1857  erschienene,  aber  nnlibertroffene  Werk  eines  theoretisch 
durchgebildeten  Meisters  der  Praxis,  wie  von  Hook,  und  dasver- 
bältnissniftssig  neue,  erst  1882  erschienene,  im  Einzelnen  nngleich- 
mässig  gearbeitete,  aber  in  einigen  Abschnitten  der  Darstellung  der 
Besteuerung  ebenfalls  werthvolle  nnd  tiberall  —  freilieh  mehr  an  I 
statistischen  Daten,  als  in  der  Darlegung  der  historiseben  Entwick- 
lungen und  der  finanzrechtliehen  Verhältnisse,  wo  es  öfters  ein- 
gehender sein  könnte  stotl'reiche  von  von  Kautinaim.  Aber 
auch  hier  sah  ich  bald,  dass  einlache  X'crweisuugen  nicht  genligten. 
Abgesehen  davon,  dass  ich  in  der  Autiassung,  so  vielfach  in  Betreff' 
der  Beurtheilung  der  Steuerpolitik  von  v.  Kaufmann  und  den  fran- 
zösischen Theoretikern,  abwich,  war  in  den  dent^chen  und  selbst 
in  den  französischen  finanzrcchtliehen  Werken  die  ganze  Hehand- 
lungsweise  des  iStoti's  eben  eine  andere,  als  ich  sie  für  die  mir 
vorschwebenden  Ziele  brauchte.  Zugleich  lockte  mich,  wie  meine 
Vorgänger,  wie  namentlich  v.  Hock,  welcher  es  in  dassischen, 
auch  von  V.  Kaufmann  in  der  Vorrede  citirten  Worten  ausgesprochen 
bat,  freilich  auch  das  Interesse  an  dem  Stoff,  dem  —  Dank  einer 
ruhelosen  inneren  nnd  äusseren  Politik,  der  Folge  des  französischen 
Ifationalcbaracters  —  gewaltigsten  Stenerwesen,  das  die  Welt 
bisher  gesehen.  Dieser  Stoff  erwies  sich  zugleich,  wie  kein  anderer, 
geeignet,  bei  seiner  eingehenderen  Behandlung  fast  alle  modernen 
Steuerarten,  Steuerformen  nnd  Steuerfragen,  welehe  in  syste- 
matischer Ordnung  gerade  den  Gegenstand  der  speciellen  Steuer- 
lehre bilden,  an  einem  Beispiel  von  ungeheuerer  nnd  durchaus 
actueller  practischer  Bedeutung  zu  erOrtern.  Die  ausgedehnten, 
vielfach  ausgezeichneten  Bearbeitungen  der  französischen  Besteuerung 
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und  einzelner  Tlicile  derselben  erleichterten  die  Aufgabe  der  Dar- 
stellung, in  einigen  Abschnitten  ernii>^liehieu  sie  sie  mir  erst. 

So  glaubte  ich,  gerade  die  trauzösische  Besteueiung  als  ein 
und  wohl  als  das  bedeutendste  Beispiel  der  „Besteuerung  des 
liV  Jahrhunderts''  herauahebcn  und  in  ciuem  Umfang  darstellen  zu 
dürien,  weicher  freilich  das  Maass  eines  blossen  „Abschnitts''  der 
speciellen  Steuerlebre  in  einem  fioanswissenBohat'tlicben  Werke  über- 
steigt (549  Seiten). 

Aber  ioh  bahe  in  dieser  „französischen  Bcsteaerang"  nun  auch 
SB  zeigen  remocht,  wie  ich  mir  die  Darstellung  der  concreten  Steuer* 
verbältniflse  eines  Landes  einerseits  «Is  eine  vorbereitende  Arbeit 
für  die  „systematische'^  specielle  Stenerlehre  nnd  anderseits  als 
einen  integrirenden  Theil  der  speeieUen  Steuerlebre  und  damit  der 
Finanzwissensehait  denke. 

Auch  didactiseh  scheint  es  mir  empfehlenswerthi  beim  Studium 
der  Finanzwissenschaft  sich  einmal  so  in  das  grosse  nnd  schwierige 
Detail  des  Steuerrechts  nnd  der  Steuerverwaltung  eines  wichtigen 
Staats  hineinzuarbeiten.  Unsere  Fioanzwissensehaft  hat  sich  zu 
einseitig  mit  den  allgemeinen  Principienfragen  der  Besteuerung, 
mit  dem  .,Sein- Sollen",  den  volkswirthschattlicheu  Seiten  und 
Wirkungen  der  Steuern  beschäftigt.  Die  specielle  Steuerlehre  hat 
die  Aufgabe  (§.  1,  2),  zu  zeigen,  „wie  man  es  macht  und  gemacht 
hat",  wie  und  mit  welchen  Mitteln,  auf  welchen  Wegen  im  Einzelnen 
,,steu ertechnisch"  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bestimmte 
steuerpolitische  Probleme  zu  lösen  gesucht,  welche  oft  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  sie  hierbei  gefunden,  womit  sie  sicli  haulig 
haben  begnügen  müssen.  Das  eben  ersieht  man  gut  aus  der 
specielleren  Darstellung  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Landes. 

Frankreichs  „moderne  Besteuerung*'  eignet  sich  für  alle  diese 
Zwecke  aber  mehr  als  diejenige  eines  anderen  Landes.  Der 
„radicale"  Bruch,  welcher  1789  £f.  mit  dem  Steuerwesen  des  ancien 
r^me  erfolgte,  war  zwar  hier,  wie  anf  anderen  Gebieten,  mehr 
Yon  formeller  als  von  materieller  Bedeutung.  Denn  Überall  wurde 
bei  dem  Aufbau  nnd  Wiederaufbau  des  Steuersystems  an  die 
älteren  Steuern  und  an  deren  Technik  und  Verwaltung  ang^tipft, 
wie  gerade  die  genauere  Untersuchung  zeigt.  Indessen  bildet  die 
erste  Bevolntion  doch  auch  hier  einen  wahrhaft  Epe  ehe  machenden 
Abschnitt  Das  Jahrhundert  „1789 — 1889'^  scheidet  sich  noch  mehr  als 
anderswo  von  der  früheren  Zeit  ab.  Die  wechselvolle  äussere  nnd 
innere  französische  Geschichte  hat  dann  auf  dem  Finanz-  und  ins- 
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besondere  dem  Besteiicrungsgebiete  zu  Experimenten  genöthigt,  wie 
sie  wiederum,  etwa  mit  Ausnahme  Nordamerikas  iu  der  kurzen 
ISpanne  des  Bürgerkriegs,  kein  anderes  Land  anivveist.  Frankreich 
war  auch  in  Steuertragen,  wie  im  öftentlicben  Ltben  Uberhaupt, 
das  „Lnnd  der  Rosscuren  fllr  Kuropa''.    Eben  deslialb  ist 

seine  moderne  Besteuerung  so  ausnebmend  interessant  und  aacb 
lür  die  Theorie  so  lehrreich,  wie  kaum  eine  andere. 

Das  meine  Bechtfertigang  dafür,  dass  ich  die  j^moderne  frao- 
ztfBisobe  Besteuerung''  so  zum  „Lch rc xcmpel"  grössten  ütyls 
für  die  specielle  Steuerlehre,  wie  eine  törmliche  Sammlang  von 
„Steuermodellen'',  benutzt  habe.  Abgesehen  von  der  Ein- 
kommeDSteoer,  zu  deren  Einfttbning  aber  aiieb  wiederbolt  beaebtens- 
wertbe  Anläufe  gemaebt  worden  sind  (§.  191),  bietet  die  moderne 
franzOsisebe  Beatenernng  fflr  alle  wiebtigeren  Arten  nnd  Formen 
der  Bestenerang  nnd  fttr  zablreiebe  Speeialfragen,  welcbe  sieb  an- 
sehliessen,  in  der  Tbat  ein  wabrbaft  ausgezeiebnetes  praetisebea 
Beispiel  und  eine  solebe  ModellsammluDg. 

In  diesem  Sinne  möcbte  ieb  meine  Darstellung  der  franz^lsischen 
Bestenemng  als  Tbeil  meines  finanzwissensebaftlieben  Werkels  und 
der  „speciellen  Steuerlehre"  desselben  anfgefasst  haben. 

Gewiss  wäre  nun  mein  A\'unscb,  in  ähnlicher  Weise,  wenn 
auch  in  geringerer  Aiisliihrlicbkeit,  di<j  neuere  Besteuerung  anderer 
wichtigerer  Länder  und  scbliesslieh  zumal  Deutschlands,  des  Reichs, 
Preusbcns,  der  Mittelstaaten,  dann  Uisterreichs  zu  behandeln.  Und 
als  weitere  Vorbereitung  für  die  sy  stematische  specielle  Steuerlehre 
plante  ich  das  auch  und  wäre  es  das  liicbti^e 

AVenn  ich  gleichwohl,  wie  oben  pcbon  l)emerkt,  vorläufig 
daraut  verzichte,  so  bestimmen  mich  dazu  äussere  und  auch  persön- 
liche GrUude. 

Ueber  die  bloss  compendiarisobe  Bel  aiKllung  ist  die  deutsche 
Finanzwissenschaft  hinausgewachsen.  Auch  hier  wie  in  der  ganzen 
Politischen  Oekonomie  bedarf  es  neben  den  Compendien  und  den 
Monographieen  und  Aul'sätzen  umfangreicherer  zusammenfassender 
'Werke,  nach  der  Weise  des  vorliegenden,  mag  dasselbe  ancb  nnr 
als  ein  Versueb  in  dieser  Richtung  gelten,  dessen  Mängel  dem 
Verfasser  selbst  am  Besten  bekannt  sind.  Virat  seqnens! 

Auch  hier  aber  steigen  natttrlicb  die  Sebwierigkeiten  mit  dem 
Umfang.  Mein  Werk  ist  jetzt  bereits  auf  drei  starke  Bände  an- 
gewachsen. Mindestens  ein  weiterer  wird  noch  dureb  die  sjste- 
Riatisebe  speeielle  Steuerlebre  und  die  Staatsscbnldenlehre  be^ 
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anspracht.  Ich  glaube  einstweilen  erst  einmal  abwarten  zu  sollen, 
ob  sich  ein  Werk  dieser  Ansdelinung  auf  dem  dentschcn  l^flchcr- 
markte  behaupten  kann.  Bisher  ist  der  Absatz  der  einzelnen 
Bände,  welche  doch  mir  „Bruchstücke"  der  Finanzwisseuscbaft 
enthalten,  zwar,  von  allen  sachlichen  Gründen,  den  Vorzügen  anderer 
Werke,  wie  des  Stein'scheo,  Roscber'schen,  abgesehen.  l)Cgreiflich 
langsamer  als  bei  kürzeren  und  wohlfeileren  Werken  der  syste- 
matischen FinanzwissenBchaft.  Aber  immerhin  ist  der  Absatz  be- 
friedigend nnd  bei  den  Auflagen  in  der  Doppelstärke  der  übliehen 
rascher  als  ich  erwartet  hatte.  Der  zweite  Band  ist  seit  länger 
YoUständig  rergriffen.  Indessen  erscheint  es  doch  räthlich,  dem 
deutschen  Bflcherconsumenten,  der  bekanntlich  fQr  das  Blicher- 
kaufen keinen  grossen  Magen  hat,  nicht  gar  zu  viel  znzumutben. 
Es  wird  auch  von  den  weiteren  Absatzverhältnissen  dieses  dritten 
Bandes  abhängen,  wann  ich  mich  und  wie  ich  mich  der  Fort- 
führung der  Darstellung  der  Besteuerung  einzelner  Länder  in  der 
begonnenen  Weise  widmen  kann.  Der  Absatz  der  einzelnen  Hefte, 
die  auch  weiter  apart  verkäuflich  sein  werden,  war  bisher  über 
Erwarten  günstig. 

Dann  aber  kommen  auch  die  persönlichen  Gründe  in  l)etracht, 
welche  mich  für  jetzt  bestimmen,  die  oben  genannten  Darstellungen 
vorläufig  zurückzustellen.  Die  Ausarbeitung  derselben  fordert  ein 
Ma^sFi  von  Zeit  und  Arbeitskraft,  das  ich  nicht  sicher  zur  Ver- 
fügung habe. 

Bei  England  und  Frankreich  lagen  auch  reichliche  und  vielfach 
vortrefflicbe  Vorarbeiten  vor,  welche  mir  in  hohem  Maasse  zu  Statten 
gekommen  sind.  Die  Werke  und  kleineren  Arbeiten  von  Do  well, 
Vooke,  r.  Gneist,  Leser,  Asehrott,  J.  Wolf,  ?on  v.  Hock, 
y.  Kaufmann,  Lexis,  v.  Keitzenstein,  von  Stourni,  Sudre 
Vignes,  Mathien-Bodet,  Amagat,  Perroux,  Olibo, 
Am 6  u.  a.  m«,  das  vortreffliche  dictionnaire  de  radministration 
fraoQaise  von  Block  mit  seinen  Supplementen,  das  noch  reich- 
haltigere, im  grOssten  Styl  angelegte,  aber  bei  Weitem  noch  nicht 
fertige  dictionnaire  des  finances  von  Say  und  mehr  als  alle  diese 
Werke  und  einzelnen  Arbeiten  das  ausgezeichnete  und  hüchst 
reichhaltige,  im  französischen  Finanzministerium  herausgegebene 
Bulletin  de  statistiqne  et  de  lögislation  compar^e  (seit  1877,  in  • 
starken  Monatsheften,  bisher  25  Bände)  um  nur  die  wichtigsten 
benutzten  literarischen  Hilfguiittel  zu  nennen,  —  hal)Cii  niu  das 
eine  mehr,  das  andere  weniger,  aber  alle  mehr  oder  weniger, 
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wesentliche  Dienste  geleistet.  Wo  und  wie  ich  sie  benutzt  habe, 
ei^ebt  sich  aus  den  zahlreichen  Oitaten.  Ich  hin  daneben,  wo  ich 
CS  irgend  flir  nöthig  hielt  und  ausführen  k<»iinto,  namentlich  auf 
die  Gesetze,  VerordnoDgen,  Tarife  selbst,  als  die  ersten  Quellen  für 
solehe  Darstellungen  der  Besteuernng,  l)fters  ancb  anf  Gnqndten, 
Gesetzentwürfe,  parlamentansehe  Verbandlnngen  n.  dgl,  wenn  sich 
dabei  auch  eine  Beschränkung  von  selbst  gebot,  nm  den  Stoff  be- 
wältigen zn  können,  eingegangen.  Aber  jene  genannten  Werke 
haben  mir  vielfaeh  dabei  als  Wegweiser  gedient,  nnd  gern  gestehe 
ich,  dass  ich  z.  B.  ohne  ein  Werk  wie  das  Olibo'sche  ttber  die 
indirecten  Steueni,  ohne  manche  Materialien  im  Bulletin  und  ohne 
manche  Anfschlüsse  und  Fingerzeige,  die  ich  den  beiden  genannten 
dictionnaires  verdanke,  meine  Anfgabe  bei  der  französischen  Be- 
steuerung schweiiicli  und  jedenlalls  nur  noch  ungenügender  und 
langsamer  hätte  lösen  können,  als  es  geschehen  ist.  Auch  hier  aber 
blieb  der  eigenen  Mühe  und  Arbeit  noch  genug. 

Für  andere  Länder,  mehrfach  auch  t*Ur  Deutschland  fehlen 
solche  Vorarbeiten  mehr  als  für  die  im  dritten  Bande  heliaiideltcn 
beiden.  Haben  wir  doch  i.  \\.  für  Prenssen  im*]  lur  ( >e>^terreich 
keine  einzige  zusamnienfnssende  etwas  eingehendere  Darstellung 
der  Besteuerung  im  ly.  Jahrhundert.  Daher  verlangt  die  l^ehnnd- 
lung  dieser  Länder  wieder  sehr  viel  Zeit  und  Arbeitskraft  und 
darin  giebt  es  eben  für  den  Einzelnen,  speciell  auch  nach  meioen 
persönlichen  und  Bernfsverhältnissen  für  mich,  eine  Grenze,  die  man 
inne  zu  halten  sich  gezwungen  sieht. 

Gleichwohl  hoffe  ich  die  Fortsetzung  der  Darstellung  der  Be- 
stenerung  in  einzelnen  Staaten  im  19.  Jahrhundert  nicht  liegen 
lassen  zn  mttssen.  Vielerlei  Vorstudien  dazu  habe  ich  gemacht. 
Aber  zunächst  drängt  die  zweite  Auflage  des  zweiten  Bandes  der 
Finanzwissenschaft,  dann  möchte  ich  womöglich  erst  die  syste- 
matische Steuer-  und  die  Staatsschuldenlehre  bearbeiten  und  damit 
das  ganze  Finanzwerk  zu  einem  gewissen  Abschluss  bringen,  — 
vielfachen  Wünschen  entsprechend,  meinem  eigenen  zumeist,  der 
ich  unter  der  Bürde  dieses  Werkes  seit  nur  zu  lange  schon  stehe 
und  daran  wahrlich  oft  schwer  getragen  habe  und  trage. 

Diese  langereu  Darlegungen  glaubte  ich  den  Lesern  meines 
Werkes  schuldig  zu  sein,  namentlich  denen,  welche  Uber  den  lang- 
samen Fortgang  desselben  unzufrieden  gewesen  sind.  „Ultra  posse 
nuUa  obligatio.'' 
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Inhalt  und  Rclifindlnngsweise  müssen  sich  natürlich  durch  sich 
selbst  reclittertigeu.  ich  erlaube  mir  daiUber  nur  noch  Folgendes 
hinzazuiUgeu« 

Ich  bin  in  der  ftlteren,  der  antiken,  der  mittelalterlichen  und 
der  neueren  Steuergeschichte  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nicht 
Specialforscher.  Meine  „StenergeBchicfate"  prätendirt  daher  auch 
nicht  als  die  Arbeit  eines  solchen  su  gelten.  Meine  Stadien  und 
Neigungen  haben  mich  anf  andere  Stoffe  und  andere  Gebiete  geführt. 
Die  SeehtfertigUDg  dafUr  finde  ich  in  dem  Gebot  der  wissenschaft- 
lichen Arbeltstheilung.  In  der  ^^Steuergeschiobte"  fasse  ich  daher 
grossentheils  nur  die  Ergebnisse  der  Arbeit  der  Specialforsclier  su- 
sammen.  Das,  was  ich  dabei  Eigenes  biete.  Hegt  Tomemlich  in 
dieser  Zusammenfassung^  nach  den  Gesicht spuneten  der 
vergleichenden  Steuerlehre  nnd  Finanzwissenschaft 
und  hier  blieb  —  und  bleibt  auch  nach  meiner  Arbeit,  wie  ich  gern 
einräume  —  juiuli  den  Specialforscheru ,  zumal  reinen  llistorikcru 
oder  historischen  Philologen  gegenüber,  auch  für  den  Finanz- 
theoretiker iniiuerhiu  noch  eine  nicht  unwichtige  Aufgabe  übrig;. 

Etwa  vollends  in  Betreff'  der  antiken  Besteuerung,  wo  die 
ersten  Meister  gearbeitet  und  so  Vieles  doch  ungelöst  gelassen  oder 
dauernd  der  Controverse  Uberlassen  haben,  Fachmänner,  welche  in 
diesen  Studien  ihre  Lebensaufgabe  fanden,  auf  eigenen  Füssen 
stehen  zu  wollen,  schiene  mir  nicht  nur  im  Widerspruch  mit  allen 
Grundsätzen  vernünftiger  wissenschaftlicher  Arheitetbeilung,  sondern 
eine  dilettantische  Anmassung.  Da  mögen  von  Fach-Natiönal- 
ökonomen  nur  Männer  wie  Kodbertns,  welche  sich  zn  Special- 
forschern auf  diesem  Gebiete  ausbildeten,  oder  wie  Altmeister 
Wilhelm  Boscher,  welche  der  elassischen  Philologie  und  Ge- 
schichtswissenschaft berafismässig  angehören,  eigene  Urtheile  wagen. 
Die  Gewährsmänner  meiner  Darstellung  habe  ich  überall  genannt. 
Eine  gewisse  Hinneigung  zu  Rodbertus'schen  Ansichten  wird  man 
gerade  mir,  hoffe  iob|  zu  Gute  halten,  aber  gefolgt  bin  ich  absichtlich 
ihm  weniger  als  anderen  Forschern  (S.  24). 

Für  das  mittelalterliche  und  spätere  Sieuerwesen  glaubte 
ich  auf  Grund  meiner  Studien  mehrfach  etwas  selbständiger  ver- 
fahren zu  können.  Aber  auch  hier  sind  es  doch  überwiegend 
die  neueren  Arbeiten  der  historischc^ü  und  rechts-  und  wirthschafts- 
historischen  Specialisten,  auf  denen  meine  DarsteUung  beruht.  Ich 
habe  sie  und  jeden  einzelnen  namentlich  da,  wo  ich  ihm  näher 
folgte,  stets  besonders  genannt.    Hervorheben  möchte  ich  im  AU- 
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gemeinen  E  5  c  Ii  h  o r  n  ,  Wai  t  z ,  G  i  c  r  k  e ,  \ .  G  n e  i  s t ,  G  I  n  m  a  c  rn  11 , 
Viiitry,  .spccicll  liii'  einzelne  Zcitriiuine ,  Stcncr^ebicfe,  I^äuder 
ausser  den  eben  genannten,  von  denen  Claniageran  für  Frank- 
reich mir  der  wichtigste  Autor  war,  noch  Zeuraer,  Hegel, 
von  Schönberg,  Falke,  Holfmann,  Kries,  Gindely, 
G.  Seh  nioller,  Vocke,  Dowell  u.  v.  a.  m. 

Die  Autoren  über  die  niodetne  britische  und  französisclie  \ic- 
steuernngf  welehe  ich  yornemlicb  mit  benatzt  habe,  wnrden  oben 
schon  genannt.  Sie  sind  an  betreffender  Stelle  stets  eitirt  worden« 
In  diesen  Abschnitten  —  nnd  im  Fortsehreiten  der  Arbeit,  nach 
einem  eigenen  leicht  begreiflichen  Bedarfniss«  immer  mehr  und 
immer  ansschliesslicber  —  bin  ich  aber  anf  die  Gesetzgebung  nnd 
die  amtliche  Statistik  seihst  überall  zurückgegangen.  Dabei  findet 
man  denn  aneh  bei  der  Yergleichung  und  PrQfhng  selbst  in  den 
besten  Arbeiten  einmal  doch  mancherlei  Irrthttmer  und  sodann  in 
den  Zahlen,  Datums  der  Gesetze  u.  dgl.  manche  Schreib-  oder 
Druckfehler,  die  z.  B.  auch  im  Block'schen  dictionnaire,  bei  Vignes 
und  selbst  in  den  aratliclien  Schrilten,  wie  ini  lUilkiin,  nicht  selten 
sind.  Die  republikanische  Zeitrechnung  in  Frankreich  mit  ihren 
römischen  Zahlen  l'ilr  die  Jabre  ist  namentlich  ott  an  Schreib-  und 
Druckfehlern  mit  schuld.  Als  ein  in  jeder  Bczieliuug  besonders 
werthvolles  Werk  möchte  ich  aus  der  französischen  Literatur  noch 
das  von  Stourm,  ies  tiuances  de  Taucieu  regime  et  de  la  revo- 
lution,  hier  dankbar  hervorheben. 

Noch  bemerke  ich,  dass  vielleicht  in  der  Darstellung  dei- 
französischen  Steuern  Eines  auffallen  kann:  die  sehr  seltene  Er- 
wähnung der  Theoretiker  und  der  theoretischen  Schriften,  z.  B. 
Lcroy-Beaulieu's,  Parieu's,  des  Journal  des  Economistes. 
Ich  habe  aber  absichtlich  mein  IJrtheil  mir  unbeetnflusst  von  den 
Stimmen  der  Theorie  zn  bilden  und  zu  erhalten  gesucht  und  des- 
halb bekannte  Bücher,  wie  z.  B.  selbst  die  der  Genannten,  während 
meiner  ganzen  Arbeit  kaum  einmal  in  die  Hand  genommen.  Um 
Auseinandersetzung  mit  den  Theoretikern  handelte  es  sich  auch  in 
diesem  Bande  nicht. 


Meine  Darstellung   der  französischen  Besteuerung  umfasst 

gerade  den  hundertjährigen  Zeitraum  yon  1789 — 1889  und  erscheint 
im  „Jubiläumsjahre"  der  ersten  Revolution.  Ein  interessanteres 
Stück  Steuergebchichte,  wiederum  iiui-  etwa  von  den  Jahren  löül 
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bis  1865  in  Nordamerika  abgesehen,  giebt  es  schwerlich.  Es  ist 
auch  politisch  uud  wiisseuschaitlich  im  höchsten  Grade' lehrreich. 

Vielfach  vollendete  steaertechnische  Formen,  aber  im  Grunde 
materiell  keine  so  gar  grosse  VexBchiedenheit  von  den  Verhältnissen 
am  Schlnss  des  Ancien  regime.  So  nicht  in  der  Vertheiltmg  der 
Stenerarten;  nnd  ob  in  der  Höhe  der  8tenerbeUustang,  die  nirgend 
in  der  Welt  Ihresgleieben  findet?! 

Die  ganze  Entwicklung  und  das  Maass  der  heutigen  Belastung 
eben  das  i'roduct  der  allgemeinen  inneren  und  äusseren  politischen 
Geschichte  und  diese  —  das  Product  des  etwas  roinLu  iHirten,  ein 
wenig  germanisch  versetzten,  kelto-gallischen  Grundeharacters  der 
Nation.  Kerum  novarum  Semper  studiosi.  Ein  Beispiel  der  „Ver- 
erbung der  Eigenschaften"  und  der  practischen  Folgen  davon  im 
öffentlichen  Eeben  wie  wenige.  Vnd  diese  Verhältnisse  und  Ein- 
fltlsse  schliesslich  das  Richtung  gebende,  selbst  das  Entscheidende 
für  die  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Besteuerung,  deren  tech- 
niBche  Darchffllining  dann  nur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich 
nnablässlg  so  yorzttglicb  wie  möglich  za  maehen  bemtthen*  Und 
darin  haben  sie  Grosses  geleistet 

Diese  Znsammenhänge  bat  ancb  der  Finanztheoretiker  and 
die  Finanzwissenscbaft  zn  beachten.  Das  ist  wieder  etwas  ,,A11- 

gemeines*',  das  am  Ende  wichtiger  als  alles  „Detail**  ist.  — 

Mit  Interesse,  ja  mit  einer  gewissen  Liebe  ist  auch  der 
deutsche  Autor  diesen  IVanzösischcn  Dingen  nachgeganö:en.  Er 
wie  so  ziemlich  alle  wir  Deutschen  tlihlen  nicht  llass,  nicht  Ver- 
achtung, nicht  Antipatbie  gegen  Frankreich  und  die  Franzosen. 
Wir  können  auch  heute  noch  französischen  Dingen  objective  Be- 
nrtbeilimg  angedeihen  lassen,  —  selbst  heute  noch,  wo  uns  in  der 
nngerecbtesten  nnd  verletzendsten  Weise  nur  Hass  und  Verachtung 
nnd  Antipaiäue  entgegen  gebracht  werden,  weil  wir  —  frevel- 
haften Friedensbmoh  nnd  StOmng  der  nationalen  Einigung,  die 
Frankrdch  seit  Jahrhunderten  besitzt,  siegreicb  zurückgewiesen 
nnd  altes  uns  widerfahrenes  unreijährtes  Unrecht  massvoU  gestthnt 
haben.  Nach  Objectivität  habe  ich  Uberall  in  meiner  Darstellung 
gestrebt,  oft  bewundert,  was  geleistet  worden  ist  Und  wenn 
mitten  in  nttchternen  Finanzschriften  AusfUlle  gegen  Deutschland, 
Deutsche,  Preussen,  „Prassiens**  begegneten,  nur  etwa  einmal  mit- 
leidig gelächelt  und  die  Achseln  gezuckt  und  —  des  gallischen 
Nationalcharacters  gedacht. 

II 
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Schliesslich  aber  habe  ich  allerdings  auch  eine  Genugtbuiiu^ 
dardber  emplunden,  dasH  uns  l)euts(  hen  dieses  snperfiscalische 
Finanz-  und  Stenersystem  —  iu  seiDe:  Art  ein  WmuleiwertL  der 
Verwaltungs-  und  Finanztechnik  —  erspart  geblieben  ist,  weil  uns 
—  die  „liosscar"  der  französischen  Revolutionen  erspart  blieb. 

Auch  dieser  Caasalzusammenhänge  sei  der  Finanztheoretiker 
eingedenk,  denn  schliesslich  sind  and  bleiben  Finanz-  und  Steuer- 
fragen eben  doch  politische  Fragen  und  die  Lösungen,  die  sie  finden^ 
eben  doeb  Prodacte  der  politischen  VerhältDisse. 

Berlin,  5.  Jnni  1889. 

Dr.  Adolph  Waguer. 
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Specielle  Steuerlehre. 

Praxis  der  Bestenerung. 

Sechstes  bis.  achtes  Buchi*) 

Die  BeliandluDf  dieses  G^«ns(an<l68 scUiesst sich  «i  die  allgemeine  Steuer- 
lehre im  zveiien  liande  der  ^Inanzvissenschaft  an  (II,  166).  Sie  fotgt  auch  in  der 

*)  Die  Omändeniiigen  iit  der  dritten  gegen  die  zwei  erstnn  Auflagen  des  ersten 
Bandes  der  Finanzwisseniicliart  liahni  sich  auch  mit  auf  dii;  Hanpteintheilungen  des 

ganzen  Stotls  bezogen,  wenn  der  '  fste  Band  in  diesen  tirci  Auflagen  aueh  im  (janzen 
dieselben  (iegeuständu  bcliandelt.  Der  zweite  Ban  l  üei  l'inanzwiääcnsciiart  liat  sich 
in  der  ersten  Auflage  (1&8U)  an  die  EiMthcilnng;  des  ersten  Randes  in  der  ersten  vnd 
zweitf'ti  Auflaj^e  ang-eschlüssen.  In  der  im  Werke  befindlielien  zweitra  Auflage  d.s 
/.weiten  ßandcs  wird  jetzt  der  Auscliluss  an  die  Eiutbeiluug  iu  der  dritten  Auflage 
des  urtiton  Bandes  erfolgen.  Im  roiiiegendcn  dritten  Bande  ist  dieser  AnscUoss  anti- 
cipirt  und  dem.;  mäss  wird  dir  ..';pccielle  Stetierlehre"  j<;t/t  als  „Buch"  bezeichnet 
und  des  Cmfangs  wegen  wieder  in  drei  „Bilcber"',  ein  sechstes,  siebentes  und 
achtes  zerlegt,  nach  der  in  §.  3  angegebenen  Scheidung.  Znr  ücbersicht  und  Ver-' 
gl<  ir.}iung  werden  die  Ilaupteinthcilangcn  und  deren  Veränderungen  (in  Bezeichnung 
and  Ndlnrrirrininir'i  ni:l>st  l'urn^rapheiizahl  liif^r  ziisamiti<'ni;i'sfp!lf. 


I.  Bajid.  1.  Auflage. 
(Raa- Wagner.  1872.) 

Einleitung.  §.  1 — 23. 
Buch.  Staatsauägaben. 
§.  24— SS«*. 

1.  Abschnitt.  Allge- 
uieiiie  Betracht,  d.  Staats- 
ausgaben. §.  24 — 44. 

2.  Abschnitt  Sänzelne 
Gegenstände  des  Auf- 
wands. §.  45-— 81, 
S.Abschnitt  Deckung 
der  Staatsausgaben  und 
(Jleirhffewicht  im  Staats- 

§.  S2— S3''. 


1.  Band.  2.  Auflage. 

(1S77.) 

Einleitung.  §.  1— 2S. 

Buch.  Ordnung derFin.- 
wirthschaft  und  Finanz- 
bedarf.  §.  2J>— 128. 
\.   Kapifci.  Ordmiii;;' 
der  FiimnzwijthM;lu»t't. 
§.  .'JO— CT. 

2.  K*apitel.  Finanzbedarf. 

§.  Üb— 


]iau:3lialt. 


2.  B  u ch.  Ordentliche  Staats- 

uinnahmcn.  §.  84  ff. 
V  1.  Abschnitt.   Im  Ali- 

gcm.  u.  versciüed.  Arten. 
b4— 116*. 

2.  Abschnitt  Pnrat- 

enrerb.  §.  117— S 


2.  Bueli.  Die  ordeiiflicVien 
Einiiabuieu  der  Finaiiz- 
wirthsch.    §.  129  ff. 

1.  Kapitel.  Allgemeine 
iictracLt.  und  üauptcia- 
theU.  §.  129—157. 

2.  K  a  p  i  t  e  1.  Priraterwcrb. 
%  Ifii}— 275. 


I.  Band.  3.  Auflage. 
(1888.) 

Kiid.Mtiiuu^  1—30. 

1.  Buch.  Ordnung  d.  Fin.- 
wirthsch.  §  31  — 14^. 

1.  Kapitel.  Zns.hang  mit 
Staatslehen.   S*.  31-  37. 

2.  Kapitel.  1  in. wirtlisch. 
der  Slaatenverbindungen 
und  Selbstrerwaltungs- 
kürper.   §.  3b — 59. 

8.  Kapitel.  Materielle 
Onln.  u.  Dcclinngsthcorle. 
§.  60-77. 

4.  K  a  p  i  t  c  1.  Formdle  Ord- 
nung.   §.  T8— 14S. 

2.  Buch.  Finauibedarf. 
§.  14U— 196. 

1 .  Kapitel.  Allgemeines. 
§.  149—173. 

2.  Kapitel.  Einzelnes. 
174— 196.  • 


A.  WKffU^r,  liuuuiriMnielMft.  III. 


8.  Buch.  Die  erdentL  Ein> 
nahmen  im  Allgemeinen, 
b'  sond.  der  I^rivatcrwerb; 
1!>7— 300. 

1.  Kafiitel.  Allgemeine 
Betracht,  u.  llaupteintheil. 
§.  197-217. 

2.  Kapitel.  Pfi7at««irerb. 
§.  218—300. 
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6.  bis     B.  SpeciftUe  Stenerlehie. 


Bcihe  der  Materien,  hier  der  oinzeluen  Steuei^aUnngen  und  Steuern,  mit  <?iner  aus 
äusseren  Granden  (in  Beireff  der  Besitz-,  speciell  der  YermSgensstetter)  erfolgenden 

Ausnuhiiic.  dem  dort  aufgcstcllton  und  begründeten  Steacrsystcm  (II,  ."'O'J  fi.)  unter 
Benutzung  der  ebenfalls  dort  gebrauchten  und  erläuterten  technischen  Kamen  und 
Kun:$taasdrüd(e  (s.  bes.  II,  150  fJ.).  Die  von  diesen  abweichenden,  in  der  Theorie  sonst 
vorkommenden  und  in  der  Praxis  Qblichen  Kamen  und  Ausdrucke  wer<i<-ii  indt  ss<  a 
im  Folgenden  vielfach  daneben  vorwendet,  besonders  bei  der  satainmeoiassenden  Be- 
zeichnung der  grossen  Stcuergruppcn. 

Die  Literatur  der  specicllen  Stenerlehre  ht  gro»sonthciIs  in  dem  nrafi^nden 
(bis  1879  gehenden)  Machweis  Uber  die  gesanunte  Steucrlitcratur  in  B.  II  (S.  139  -  150). 
Vieles  davon  auch  in  der  alliremoiuon  lTibIiojfra|)hio  im  1.  Bande  ('{.  Aufl.  §.  30,  bis 
1S82 — S3  reichend)  mit  aiigclMlirt  worden,  so  dass  hier  jetzt  nur  einige  neuere, 
seitdem  verütTuntlichte  Schriften  hinzugefügt  werden.  Die  Speeialliteratur  über 
Steuergeschichte  und  bestehende  Steuergesetzgebung-,  sowie  über  ein- 
zelne Steuern«  concreto  Stcuerfragcn  und  dgl  ul  wird  in  d«u  betrelleudeu 
Abschnitten  (tm  0.  Boche,  bei  den  einzelnen  Staaten  und  im  weiteren  Verlanf  bei 
den  ein/einen  Steuern)  namhaft  pcmatiit  wi-rdon. 

Ein  gutes,  practisch  rocht  brauchbarem  bibliographisches  Hilfsmittel  far 
die  nenere  und  neueste  Lfteraiar  auch  der  spedeUen  Straerlehre.  im  Allgemeinen  fttr 
die  Literatur  im  19.  Jahrhundert,  ist  die  neueste  erweiterte  Ausgabe  dos  Mühl- 
brerht 'sehen  Katalogs,  dessen  sclion  im  1.  Rande  f).  Aufl.  S.  51)  rühmend  sre- 
dacht  worden:  „Wegweiser  dureli  die  neuere  Literatur  der  Süuits-  ufid  Kecbbwi>:>eii- 
schaftcn"  (deutsche  und  fremde)  (abgeschlossen  I.Juli  ISSo),  v.  i).  Muhlbrecht, 
Berlin  1880  (im  Buchhandel  zu  haben).  Darin  besonders  der  Al>si  Ii.  „I  inanzwissen- 
schaft"  S.  237 — 261,  mit  der  Literatur  unter  dem  Namen  jeder  einzelnen  Steuer. 
Reichhaltige  bibliographische  Uebetsichten  der  neuesten  Erscheinnngen  in  Schanz* 
Finanzarchiv  (f.  18S3  in  B.  I,  1.  Abth.  S.  400  ff.,  f.  l^S  l  in  U.  II.  1.  Abtb.  S.  :,'>:>  Jf., 
f.  1885  in  B.  III,  S.  427  II'.),  iu  systemat  Zusammenstellung  mit  Berücksichtigung 
der  Aufsätze  aus  Fachzeitschriften;  fexner  in  Conrad 's  Jahrbttcbem  f.  Nat-Oekon. 

Ergänzungen  (bis  Anfang  1880)  zn  den  Angaben  in  B.  I  (3.  Anll.),  S.  52  01 

n.  B.  II  (1.  Aufl.),  S.  140  in,  bes.  aus  der  Zeit  1883— SO. 

1.  Systematische  Finanzwis-^  ensrhaft  ({.  .'>2,  IT,  140  If.).  L.  Stein, 
Lehrb.  d,  Fiuanzwisscnsch.,  i.  Aufl.,  Leipzig  I88i  Ii.,  1  u.  II.  1.  Abth  ,  2.  Abth.  1J»80, 
3.  Abth.  noch  zu  erwarten).  —  K.  W  aIcker,  Finanzwissensch.  Leipzig  1S84.  — 
(j.  Schönberg,  Ilainlb  d.  pulit.  Oekon.,  2.  Aufl..  Land  Tu)».  IS'^ä;  darin  viel- 
Skdk  vermehrt  gegen  die  1.  Autl.  die  Abb.  zur  specieUen  btcuerlchre:  A.  Wagner, 
direete  Steuern  (ß.  175—328),  Schall,  AufwandsatevMn  u.  Vericebis-  u.  £rb8c1iafis» 


n.  Band.  1.  Auflage. 

(IHM).) 
3.  Buch.  Die  ordentl.  £iu- 
nalimen.   Fortsetz.,  bes. 

Gebühren  und  Stcaem. 
§.  270—598. 

1.  Kapitel.  GobOhren. 

§.  277  -.Tis. 

2.  Kaiiitel.  Lestcuorung. 


IL  Band.  2.  Auflage. 

(1887.) 

4.  Buch.  Gebühren.  §.  lif. 

5.  Buch.  Allgem.  Steuer^ 
lehre. 


HL  (bez.  IV.)  Band. 

(ISSO.) 

0.  Buch.  Spccielle  Stener- 
lehre. Geschichte,  Gesetz- 
gebung und  Statistik  der 
Besteuerung.  §  4  11'. 
7.  u.  S.  Buch.  Spec  Stener- 
lehie. Durchi^hrnng  des 
Steuersystems, 
i*.  Bucli.  OclfenÜ.  (.Staats-) 
Credit 


1.  Abtheilung.  AU 
gemeine  Steuerlehre. 

Mit  dieser  Eintheilungs-  und  Bezcichnungswoise  fügen  sich  also  die  zweite  Auf- 
lage des  2.  Brindes  und  dieser  3.  Band  genau  an  die  Auflage  des  L  Handes  an. 
Danach  zcrlällt  der  .Stoli  jetzt  ia  9  „Bücher"  und  jedes  Buch  zuuücliüt  iu  „Kapitel", 
die  Kapitel  theils  direct  in  „Abschnitte'",  flieils  in  ,.1I anptabschnitte"  und 
letzter,  wieder  in  „Abschnitt'  ",  diese  endlich  in  Paragraphen.  Die  Paragraphen- 
rcibc  wird  jetzt  in  jedem  „Bande"  besonder:)  durchgeführt,  so  das:«  B.  II  in  2.  Aull, 
nnd  B.  III  mit  §.  1  beginnen.  Die  regebnissigen  Pangraphcnvenrdsungen  betreffen 
die  3.  Aufl.  dos  1.  Bandes  und  die  2.  Aufl.  (1S79)  der  Grundlegung.  Beim  2.  Band 
der  Finanzwis^enschaft  wird  hier  noch  die  1.  Aufl.  luid  zwar  nach  Seitenzalilen  citirt* 
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Stenern,  Riocke,  ZSHe  «.  Rttbenzackentaver,  ?.  Reitzen stein,  das  coromniMle 

Finanzwesen.  —  Lcroy-Beaulieu,  trait6  de  la  sciencc  de  finances,  2  vol.,  jetzt 
in  3.  ed..  Par.  1883.  —  .T.  (."arnicr,  tr:iif>'  de  fiii.,  jetzt  in  4.  rd.,  Par.  ISSH.  — 
In  Lieferungen  im  Eracliciueu  bügriücii  iU  ein  dictiunaire  de,  liuaiiccs  v.  L.  Say, 
Par.  ISS.^  th  —  Boccardo,  princip.  dclla  sdenza  c  dcU*  arte  dellc  finance,  prefaz, 
al  vol.  X  Kibl.  d.  Econ.,  Tor.  1885.  —  Pierson,  Lecrboek  der  staatshnishottdkonde, 
1.  Th.  Haarlem  1S85. 

2.  Mouographiecn  ilber  Hobtcucrung  im  Allgemeinen  (1,53,  II,  14411".). 
W.  Roscher,  Vereuch  einer  Theorie  der  Finanzrcgalieti ,  (ans  d.  Abh,  der  sAcbs. 
Akad.  d.  Wiss.)  Leipzig- 1S84. —  Kob.  Meyer.  Prinripioii  der  irerecliten  Hestcuerungf, 
Wien  1884.  —  Westphal- Coun,  Steuersysteme  und  Staatseirinalimen  siimmtl.  Staaten 
Enropas  u.  s.  v.,  Wien  1684  (meist  Statistik). 

Zu  den  allgcTueinen  dcnfsclien  nationalülvOiKiinisrlieu  Fa(:lizei(srlirift(!n ,  \V(-Ic  lie 
dorn  Finanz-  und  Steucrwcscu  unter  ihren  sonstigen  Gegenstiiudcu  einen  Platz  ein- 
rännien,  ist  seit  1884  eine  specielle  FacJizoitschrift  fbr  Finanzwesen  gekoraraen: 
I'inanz- Archi\r,  heransgeg'  r.  G.  Schanz,  jetzt  im  3.  Jahrgang  erscheinend, 
höchst  reichhalti'j  . 

d.  Finanz-  und  Steucrwcscn  einzelner  Staaten  (uieiät  nur  um  fasse  n- 
dero  Hauptwerke.  Weiteres  in  den  einzelnen  Al>5chnitten  unten.  S.  sonst  bes. 
die  Bibliographie  im  Finanzarchiv).    Zu  Pin.  B.  I,  54,  55  it.,  Ii,  149 — 150. 

Deutsches  Kelch  (Fin.  I,  55  sub  n.  8).  Lahand,  Staat.srecht  des  Deut- 
schen Reichs,  B.  III,  Abth.  2,  Frcib.  1882.  —  (icorg  Meyer,  Lehrb.  d.  dcutächeu 
Staatsieehta,  2.  Aofl.  Lpz.  1885,  §.  201  ff,  ders.,  Lehrb.  d.  deutschon  Yerwalttings- 
rechts,  Lpz.  1885,  II,  §.  *2f)7  ff.  —  Zorn.  Staatsrerltt  d.  Deutschen  Reichs,  Herl.  u. 
Lpz.  1882,  II,  §.  31  tf.  —  U.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutscheu  Staatsrechts,  IL  B.  Lpz. 
1880,  II,  144  ff.  — Marqoardsen,  Handb.  d.  SffeniL  Bechts  der  Gegenwart  in 
Mono^raphieen ,  Freib.  u.  Tiib.  188,*{  (l.,  lieferungsweise  im  Erscbeincn  begrillenes 
Saminelfl'crk,  alle  einzelnen  dcutsehen  und  die  fr(suidcii  Culturstaaten  um- 
fassend, in  jeder  Monoffraphie  auch  Uftbcrsicht  über  das  Finanzwesen.  Die  uieisten 
Biindo  Uber  die  deutschen  Staaten,  dann  Oesterreich,  Schnreiz,  schon  erschienen. 

Preusscn  (I,  54,  56,  II,  150).  C.  üornhack.  Ge^cliichfe  des  preiiss.  Ver- 
waltungsrechts, 3  B.,  BerL  18S4 — bG  in  den  betrclF.  Abschnitten  von  der  „Finanzhoheit'*. 
—  Isaaesohn,  Geschichte  d.  prcnss.  Beamtenthums,  8  B.  Berl.  1874—84,  passiud.  — 
y.  Ritnne's  preuss.  Staatsrecht  jtitzt  in  4  Bänden  in  4.  Aull  wieder  bis  auf  einen 
besonderen  Band  vollständig.  ■ —  H.  Schulze,  preuss-  Staatsrecht,  II,  Lpz.  1877, 
S.  395  ff.  Zq  den  in  B.  I,  S.  56  (8.  Auti.)  genannten  3  Ergänzungsheften  zur  prenss. 
Statist.  Ztschr.  N.  0.  T  und  9  über  Comuiunalfinanzen  ist  noch  hinzugekommen: 
H.  15,  Beiträge  zur  Finanzstat.  d.  Gemeinden  in  Preussen  u.  s.  w.  £.  1883/84,  v.  Uerr- 
furth  u.  V.  Tzschoppe,  Berl.  1884. 

Baiern  (I,  54,  50).  M.  Seydel,  baier.  Staatsrecht,  I,  Mttndien  1884,  S.  90  ff., 
S.  275  ff.  Das  bestehende  Finanzrecht  in  B.  III,  der  erst  noch  zu  erwarten.  —  L.  Ilof- 
inann,  Gescbiclite  der  directen  Steuern  in  Baiern  v.  13. — 18.  Jahili ,  Leipz.  18S3. 
(Schmoller's  Forschungen,  B.  4).  —  Das  Handbuch  der  gesammton  Finanzverwaltuug 
im  K  Baiem  Fon  J.  Hock,  sls  3.  AaJl.  des  Stockar  ron  Nenforn'schea,  liegt  jetzt 
?oUstäadig  ror. 

Sachsen  (I,  56,  II,  150).  Der  noch  ausstehende  2.  B.  ron  Opitz,  Staatsrecht 

d.  K.  Sachsen  (1.  B.  Lpz.  1884). 

Wurtemberg  1,1,  54,  56,  II,  150.  S.  noch  Riecke,  der  w.sche  Staatshaus- 
halt, in  Schmoller's  Jahrb.  d.  Deutschen  Reichs,  1885,  S.  198  ff.  —  r.  Sar?ey, 
Staatnecht  d.  K.  W.,  2.  B.,  Tub.  1883. 

Hessen  (f.  5^5).  K (l c  h I e r - D i e  tz ,  Verwaltung's'g-esct/g'cliunjj,  2.  Aud.,  Daimst. 
1885,  II.  823  II.    Scliauz,  lles.scus  directo  Steuern,  Arohiv,  1SS5,  L 

Sachsen-Weimar.    Schanz,  Ref.  d.  Eiukommenst.  FinaiizareL.  ^885,  II. 

Sachsen- Altenburg-.    Hesse,  St.h.h.  v.  S.-A.,  Eisenb.  1882. 

Oesterreich  (1,  54,  57,  II,  150).  ülbrich,  Lehrb.  d.  österr.  Staatsrechts, 
Berl.  1893.  S.  649  ff.  —  S.  Adler.  Organisation  d.  Gentralrerwaltung  unter  K. 
Maximilian  I,  T-p/.  l>sn,  passiui.  d'Elvcrt,  z.  österr.  Verwalt.geschichte,  passim; 
ders.,  z.  österr.  Fin.geschichte,  B.  24  und  bes.  25  d.  Schriften  d.  bist.  stat.  Sectiou 
d.  mahr.  schles.  Geselisch,  Brann,  1880  ff. 
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Frankreich  (I,  55,  57— 5s,  II,  150).  Vuitry,  ctmlcs  siir  le  n's^ime  financicr 
de  la  France  avaiit  la  rcvülution  de  17SU;  2  weitere  Bände  (IM.  u.  14.  Jniirh.)  zu  dein 
crecLienciicn  ersten  (5. —  lü.  .lahrli.),  Par.  1SS3.  —  Von  Olauiageran's  bist.  (Jo 
l  iinpot  en  France,  wohl  dem  jetzigen  iVanzös.  Ilauptwi^rk  der  Finanzjfcschichte,  fehlt 
]{.  4  (Lndwi)i^  XVD  nocli.  —  l'utirnicr  de  Flaix,  n'-forinc  «Ii»  l  imjH'.t,  1,  tliöor. 
Ibc.  au  XVli.  et  XVIII.  sinlc,  l'ar.  Ibbä.  —  Uouiset  et  Louiehe-Desf  oii- 
taines,  List,  des  luip.  indir.  annot6e,  Par.  1863.  —  Stourm,  les  finanees  de 
l'ancien  nginie  et  de  la  rcvolution.  Par.  tbS5,  2  vol.  Stnlrr.  !<  >  fiuaneos  d«? 
la  Kraucu  au  XIX.  ülecle,  Par.  2  vol.  —  VuLrcr,  liist.  de  la  dette  pubL 

en  Fr.,  Par.  1886,  2  vol.  —  Nicolas,  leg  badgcts  de  la  Fr.  depuis  le  eommciiccra. 
du  XIX.  sii'clf«,  Par.  ISS.'},  —  Xo«*!.  rtiidrs  sur  la  gestior»  (in.  en  Fr.  d»!puis  ISTI, 
Par.  1SS.3.  —  L.  Say,  Icä  lin.  d.  1.  Fr.  (I SSl— S2 1,  Par.  Iss;^.  —  Die  Fort^et/ung.•n 
von  Bloi-k's  dict.  de  ladministr.  franc,  neuestes  Heft,  2.  scrie,  1.  fase..  Nov.  1*>h5; 
auch  SupiiK'incnt  gencral  de  1S7S — 84,  Par.  1SS5. 

Itaür  n  (I,  5S).  Is.  Sa.\,  ITfrili  ',  st  s  financcs  etc.,  1S50 — h4,  Par.  — 
Cucheval-Ciarigny.  (in.  de  l  ltalic  IbGli  -  1SS5,  Par.  IbSti. 

Niederlande  ((,  5S).  Si<  kenga,  geseliiedt-nis  d.  noderlandüchc  bela^itingeii 
sedert  1^11).  2  vol.,  Ftn^rlit  l'^*^^  ff.  -  Treub,  ontvikkeling  e.  verband  Tan  de  Bijks-, 
ProovinV.ialc-  cn  (icQiecntcbeluätingen  iu  Nedcrland,  Leid.  lSä5. 

Schvciz  {l,  59).  G.  Cohn,  Stenerrrform  im  C.  Zfirich  und  Bnndosbaushalt 
d.  S<-Ii\vri/.  in  Schanz'  Finanzarch.  I,  1.  Abth.  S.  45.  —  Muhlemann,  Steutr- 
wescQ  d.  Schweiz,  ZtscLr.  i*.  schweizer.  Statistik,  B.  XIX^  IbS^.  —  Dors.^  die  btaats- 
a.  Gemeindestenern  !n  C.  Bern.  cb.  1884. 

Kussland  (I,  5S — 59).  Iloffmann,  d.  Pin.  It.s  seit  d.  letzten  Orientkriege, 
ISTH— S:{.  Vicrteljahrschr.  f  Volk'^wirfhsrh.  n  s,  w.  XXH,  1.  II.  —  Itaf falovich, 
im.  (1.  1.  liiis,sie  depuis  la  üt-iuicr«:  ^ucne,  Par.  lbS3.  auch  deutsch,  Lpz-  Iss-». 

(i  rossbr  ita  n  n  ien  (I.  55,  57,  II,  150).  Gneists  englisches  Yenraltungsrecht 
liegt  jetzt  in  3.  ..inicli  iloutscher  Systematik  umgestalteter"  Auflage  vor.  2  B.,  Werl. 
Jbb3 — bi4.  —  Dcrs.,  Englische  Vorfassungi^geschicbte ,  Berl.  Ibb2.  —  Der^,  das 
engl.  Parlament  in  1000  jähr.  Wandl.,  Berl.  1886.  —  Nenestea  Hauptwerk  tat  Ge- 
schichte d*T  hrit.  Besteuerung:  St.  Do  weil.  bist,  of  taxation  a.  ta\.>.  1  vol.  Lond. 
Ibä4,  die  bcideu  ersten  Bände  Darstellung  der  geschieht].  Entwicklung  im  Ganzen, 
die  b<Hden  letzten  über  die  einzelnen  Steuerarten.  —  Strachey.  (inanccs  a.  publ. 
works  of  India,  fr.  1860—81.  Lond.  tb>2. 

Nordamerika  (1.  59).  Bolles,  lin.  history  of  the  United  States  17n9  — l^GO, 
NY.  Ibb3,  Forts,  bis  lbJj4,  N.  J.  JisSö.  —  liöscr,  Finanzwesen  in  d.  Verein.  St.» 
Schanz'  Hlnanzarch.  1885,  I,  179. 
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§.  1.  Die  allgemeioe  Steaerlehre  hatte  die  Aufgabe«  die 
banptsächlieben  Principienfragen  aller  Besteneruog  im  syste- 
matiseben  Zasammenbaiig  zu  bebandeln,  oder  m.  a.  W.  die  Auf- 
gabe der  Entwicklung  und  Begründung  einer  allgemeinen  Theorie 
der  Besteuerung.  In  ilir  waren  daher  Priiieip  nnd  Wesen  der  Be- 
stenernng,  die  Beziehungen  der  letzteren  zu  und  die  Abhän^igkcits- 
verbältnisse  Ton  der  rolkswirtbsehaftlicben  Organisation,  der  Eigcn- 
thumsordnuDg ,  der  politischen  Verfassung  nnd  dem  Ständewesen, 
den  wirthschaftHchen  Interessengruppen  und  den  socialen  Classen, 
ferner  die  obersten  Grundnätze  der  Stcncrtheorie  und  practischen 
Foidcrungcu  der  Steuerpolitik  darzulegen,  zu  entwickeln,  zu  prülen. 
Erst  auf  der  so  gewonnenen  Grundlage  Hess  sich  die  Hauptauf- 
gabe der  allgeniciuen  Stcnerlehre,  die  Aufstellung  und  Ucgründung 
des  ganzen  Stenersysteius  und  seiner  nothwendigen  Glieder,  der 
einzelnen  Steuerarten,  Uisen.  Damit  war  ein  Ziel  flir  die  Gesetz- 
gebung und  waren  die  Hauptwege  zur  Errcicbnng  dieses  Ziels  be- 
zeichnet, dem  mau  zuzustreben  und  auf  denen  mau  zu  schreiten 
hatte  unter  angenommenen  gegebenen  socialen,  Ökonomischen, 
rechtlichen,  technischen  Gesammtrerhältnissen,  wie  z.  B.  in  der 
Frage  des  Steuersystems  der  modernen  euroi»äischen  Culturwclt. 
Erst  eine  solche  umfassende  und  eingehende  Behandlung  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  zeigt  die  gi^ossen  Schwierigkeiten  des  theo- 
retischen nnd  praetischen  Steuei'problems  voll  und  ganz. 

Die  allgemeine  Stenerlebre  bildet  die  nothwendige  Vorarbeit 
fttr  die  speci eile  Steuerlehre,  den  Gegenstand  des  sechsten  bis 
achten  Buchs  der  Fioanzwissenschaft.  In  ihr  bandelt  es  sich  nicht 
mehr  am  jene  grossen  Principienfragen,  welche  sieb  an  die  Bildung 
nnd  den  Ausbau  des  Steuersystems  anschliessen,  Fragen,  welche 
hier  vielmehr  jetzt  durch  die  Yoransgebenden  Erörterungen  als 
erledigt  augesehen  werden,  sondern  um  eine  andere  Reihe  von 
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ri;ii;en,  welche  unter  der  IJczeicliDiiDg :  Fragen  der  „Steuertech- 
nik" oder  auch  der  Öteuerpraxis  zusammengcfasst  werden  können. 

Unter  Steuertechnik  wird  hier  das  Verfahren  —  bei  ratio- 
nellem Vorgehen  die  y^Metbodc'^  —  verstanden,  welche  die  Theorie 
anfstellt,  begründet  und  empfiehlt  nnd  die  Praxis  der  Gesetzgebung 
nnd  Verwaltung  befolgt,  am  eine  bestimmte  bei  einer  einzebien 
Steuer  oder  Stenerart  gestellte  Anfgabe  wirklieh  siel-  und  zweck- 
gemäss  zu  lOsen,  Welches  diese  Aufgabe  ist  und  sein  soll, 
das  hat  eben  die  allgemeine  Steuerlehre  in  ihren  Erörtenmgen  über 
das  Steuersystem  nnd  die  Steuerarten,  über  die  Steueiprincipien 
n.  s.  w.  zu  entscheiden:  m.  a.  W.  sie  beantwortet  die  Fragen: 
„was  ist?"  und  ,,was  soll  geschehen?''  Die  specielle  Steuerlehre 
hat  dann.zn  zeigen,  wie  es  in  der  Praxis  gemacht  worden  ist 
und  gemacht  wird  und  wie  es  gemacht  werden  soll  und  mnss, 
—  also  Antworten  auf  die  Fragen,  „wie?"  und  „aufweiche 
Art?"  zu  geben.  Sie,  die  specielle  Steuerlehre,  bekommt  sonach 
die  Direetive  von  der  allgemeinen  Steuerlelüc  hinsichtlich  des 
Wohin?''  Aber  sie  bceiuflusst  doch  auch,  rückwirkend,  wieder 
die  allgemeine  Steuerlehre  und  deren  PosUilate,  indem  sie  zeigt, 
was  Uberhaupt  in  der  Besteuerung  practiscb  zu  erreichen  möglich 
ist,  welche  Hindernisse  nnd  Schwieri<;kejtcn  sich  hier  bieten  und 
welche  uotii^aHlrungene  Zugeständnisse  deiu.ucinäss  hier  oft  L':eniacht 
werden  müssen,  -  wie  z.  B.  unter  Umständen  auf  ein  bestimmtes 
Ziel,  etwa  aut  die  genaue  Durchftlhrung  der  Einkommensteuer, 
die  genaue  Reinertrags-Grundsteuer,  die  Besteuerung  des  reinen 
Products  bei  Steuern  wie  der  Branntweinsteuer,  eben  „aus  s teuer- 
technischen  Gründen'^  verzichtet  und  mit  weniger  Vollkommenem 
sich  begütigt,  Tielleicht  eine  principiell  richtige  Steuer  oder  Ver- . 
anlagnngsart  wegen  solcher  Gründe  ganz  aufgegeben  und  mit  einer 
anderen,  priDcipiell  mangelhafteren  Yorlieb  genommen  werden  muss. 

Die  specielle  Steuerlehre  hat  alsdann  bei  der  Behandlung  der 
Probleme  der  Steuertechnik  die  vorerwähnten  Fragen  in  zwei- 
facher Bichtung  zu  beantworten:  einmal  indem  sie  darstellt 
und  beurtheilt,  wie  die  frühere  und  gegenwärtige  Besteuerung  die 
ihr  gestellten  Aufgaben  in  Geseti^gebuug  und  Verwaltangseinrichtung 
practisch  thatsäehlich  gelöst  haben  und  lOsen  oder  zu  tösen 
versucht  haben  und  noch  vereuchcn;  sodann  wie  nach  den  theo- 
retischen Untersuchungen  und  den  practischcn  Erfahrungen  das 
zur  richtigen  Losung  eines  einzelnen  bestimmten  Stcuerproblenis 
einzuschlagende  technische  Verlahreu  eingerichtet  worden  soll.  Im 
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ersten  Falle  handelt  es  sich  also  um  technisehey  die  einzelnen 
Stenern  betreffende  Darstellnogen  nnd  damit  verbanden  am  kritisehe 
stenerteehnisohe  Untersnehnngen  de  lege  lata,  im  zweiten  Falle 
nm  positire  Vorsehlage  de  lege  ferenda.  Dort  ist  die  geschicht- 
liehe Entwicklung  nnd  das  geltende  Becht  sowie  die  Terwaltongs* 
mttssige  Dnrehffihrnng  dieses  Rechts  vergleichend,  kritisch  nnd 
mehr  rttckblickeDd,  hier  die  Umgestaltnng  nnd  Fortbildnng  dieses 
Rechts  und  seiner  administrativen  VcrvvirklichuDg  aufbauend  und 
nieiir  vorwärts  blickend  zu  behandeln. 

§.  2.  Die  specielle  Steuerlebre  als  Theil  der  ganzen  Steuer 
lehre  nnd  der  Finanzwissenschaft  überhaupt  hat  es  demgemäss  in 
ihrem  kritischen  wie  in  ihrem  positiven  Theil  überall  mit  con- 
creten  technischen  Verhalinisben  und  Aufgaben  zu  thun.  Jedoch 
ist  das  auch  hier  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  d;iss  ^ic  die 
Geschichte,  Statistik,  Gesetzgebung  nnd  Verwaitungseinrichtung 
eines  oder  mehrerer  Zeitalter  und  Länder  darzustellen  und  zu  beur- 
theilen  und  daran  etwa  für  den  concreten  Fall  im  strengen  Wort- 
sinn Vorschläge  de  lege  ferenda  zu  machen  hätte.  Das  sind  Auf« 
gaben  der  speciellen  Stenergeschichte,  -Statistik,  Stenerrechts-Dar> 
Stellung  nnd  der  Erörterung  der  Steuerreformen  eines  oder  auch 
mehrerer  einzelner  Länder.  Die  specielle  Stenerlehre  hat  diese 
concreten  Verhältnisse  nnd  Fragen  nnr  als  ihr  Untersnchungs- 
material  aufzufassen  nnd  zu  beliandeln,  um  ihrerseitB  wieder 
allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik  wie  der  These,  daraus 
für  die  Wissen  sehaft  vom  Finanzwesen  Überhaupt  Zugewinnen, 
das  Generelle,  Typische,  Entwicklnngsgesetzmässige 
aus  dem  IndiTiduellen,  Verschiedenen,  Concreten  ab- 
zuleiten. Sie  muBS  insofern  immer  wieder  aus  dem  Concreten  heraus 
zu  abstracten  Resultaten  kommen,  d.  h.  zu  solchen,  wo  es  sich 
nicht  um  die  concreto  Frage  und  Massregel  eines  bestimmten  ein- 
zelnen Staats  in  bestimmter  Zeit,  —  z.  B.  um  die  Gestaltung  der 
Gewerbesteuer  gegenwärtig  in  Prcussen,  —  sondern  um  diejenigen 
einzelnen  Steneiprobleme  handelt,  welche  unter  gegebeneu  und  in 
der  ITanpt-acke  gleichen  oder  doch  höchst  ähnlichen  socialen,  öko- 
nomischen, technischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Volks- 
und Staatslebens  in  einem  Zeitalter  bei  einer  Reihe  verwandter 
Völker  nnd  Länder  im  Wesentlichen  gleich  oder  sehr  ähnlich  liegen 
und  demgemäss  auch  auf  gleiche  oder  ähnliche  Weise  zu  lOsen 
sind,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  modernen  Gewerbestener  in  unserer 
Zeit  in  Westr  und  Mitteleuropa.  Fflr  die  specielle  Steuerlehre  ist 
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daher  die  Hineinziehtiiig,  Darstellang,  Kritik  des  historiflchen,  sta- 
tistischen, legislativen,  administrativen  Materials  sowie  der  Reform- 
fragen  Uber  Besteaemng  einzelner  Zeiten  and  Länder  nnr  ein  me* 
thodisehes  Hilfsmittel  znr  Vergleichnng,  um  mittelst  letz- • 
lerer  jene  allgemeinen  Ergebnisse  zn  gewinnen,  am  welche  es 
sieb  in  einer  eigenen  eigentlichen  Wissenschaft  des  Finanz- 
wesens, im  Unterschied  zur  Finanzgeschichte  uiul  zur  Eriirtcrung 
der  lleformfragen  eines  concrctcn  Staats,  allein  bandchi  kann. 

Die  dergestalt  gewonnenen  Sätze,  namentlich  auch  diejenigen 
in  Bezug  auf  Stenerfratrcn  de  lege  ferenda,  können  nach  dem  Ge- 
sagten, gleich  anderen  ►Sät/^en  und  Reccln  der  ])rartischcn  National- 
ökonomie, auch  keine  absolute  Kichtigkeit  und  Giitigkeii,  sondern 
nnr  eine  relative  beanspruchen:  im  Wesentlichen  genauer  meistens 
nur  für  das  moderne  West-  nnd  Mitteleuropa,  mit  seinen  ungefähr 
gleichen  Verhältnissen  der  Gesamratcultur  wie  auch  der  rein  natür- 
lichen Lebensbedingungen  j  weiter,  aber  schon  mit  mehr  oder  weniger 
erheblichen  Modificationen,  für  das  übrige  Europa  nnd  seine  Pflanz- 
Staaten  über  See,  foeaondcrs  iu  Nordamerika,  Australien.  Eine  Aus- 
dehnong  der  gewonnenen  Sätze  anf  aodere  Erdstriche,  anf  die  Gal- 
tnrgebiete  Asiens  oder  gar  anf  völlig  nncultivirte  Länder  wird  nnr 
mit  noch  viel  grösserer  Vorsieht  vorgenommen  werden  dttrfen.  Die 
specielle  Steaerlehre  hat  so  in  besonderem  Grade  wieder  den  Cha- 
racter  einer  historischen  IHsciplin,  d.h.  hier  einer  solchen  mit 
örtlich  und  zeitlich  bedingten  Lehrsätzen.  Mit  Rücksicht 
anf  ihre  vorwaltende  Anlebnnng  an  das  moderne  Europa  kann  man 
sie  wohl,  mit  einem  Stein'scben  Gedanken,  als  heutige  euro- 
päische Steuerwissen  Schaft  bezeichnen. 

Das  Momcut  der  Relativität  ist  ja  für  einen  grossen  Theil  aller  liiiaiiz- 
vissenschaftUohen  Lehren  —  z.  B.  iiber  Domänen-,  Forst-,  B<;rffwe9Cii,  Gebübronarten 
und  Kinricbtun}?en  —  festzuhalten,  für  die  Sätze  der  specielleii  Stt-uerlohre  aber  noch 
in  höherem  Maassc,  weil  gerade  hier  zu  leicht  daä  „freie  Ermessen  der  (jesctzgeimug 
«Is  alleiii  aasscMaggebender  Factor  eiBcheiBen  könnte  nnd  öfters  so  erscbtonen  ist, 
z.  B.  die  technische  Einrirhtnng  einer  Steuer,  einer  directcn  Pcr^oiKiIbti  iii  r.  wio  der 
£iukommcu>  oder  Yermö^cusätcuer,  oder  einer  Steuer,  wie  der  Zucker-,  der  Bräunt- 
voiDsteaer,  mnss  n.  A.  nothvendig  mit  RQcksiclit  anf  Gultiur  nnd  Sitte,  Ehrlichkeit 
und  Unehrlichkeit,  technisch-ökonomische  Entwicklung,  concreto  wiithschaftlichu  Inte- 
retisen  eines  Landes,  Volkes,  Berufsstandes  getroffen  werden.  Die  Wahl  einer  ;?anzen 
Einrichtungsniethodc,  auch  die  Wahl  einer  einzelneu  Steuer  selbst  häii2:t  bei  riclitipcm 
Vorgehen  von  diesen  Momenten  mit  ;ib.  Mit  der  allmählichen  geschichtlichen  Um- 
änderung der  Ift/tercri  sind  daher  auch  m  der  Art  und  technischen  Einriß  lituiü:  finer 
Steuer  Umänderungen  geboten  (Pin.  II,  S.  292  0'.  389  11.).  Die  frUher<j  Huan/theorie, 
bis  anf  Ran  und  andere  seiner  Zeitgenossen  einscbliesslich,  nicht  minder  die  frühere 
Praxis  hat  dns  7v  wciii^  beachtet.  Jene  hat  immer  zu  sehr  iiai  Ii  alibolut'  ii  Sätzen, 
diese  nach  endgiltigcu  ges'  t/lirhen  Begulirungen  gestrebt  —  Hinsichtlich  der  er- 
wftlinten  Do2)pelaufgabe  dci  spcciollen  Steuerl^re  gilt  auch  hier  das  foi  die  Finans- 
wlssensdiaft  aberhanpt  in  Fin.  l,  8.  Aufl.  §.  12,  18  Gesäße. 
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§*  d.  Die  Gegensfönde,  welche  nach  dem  Plane  diesefl  Werks 
von  dem  im  Vorausgehenden  dargelegten  Gesichtspnncte  der  Stener- 
technik  ans  in  der  speciellen  Stenerlehre  bebandelt  werden  sollen, 
sind  die  folgenden. 

I.  Znnftehst  wird  ein  Ueberblick  Uber  die  Geschichte, 
die  Gesetzgebung  und  die  Statistik  der  Besteuerung  ein- 
zelner wichtigerer  Länder  und  Zeitalter  gegeben :  Buch  H  in  2  Kapiteln: 

1.  Steuergeschichtc  (bis  gegen  1800)  (Kap.  1). 

2.  Steuergesetzgebung  im  19.  Jabrliundert  (seit  1815) 
und  Steuerstatisti k  (Kap.  2). 

II.  Darauf  folgt  i\m  Stencrsyste ni,  im  Anschluss  an  die 
Entwicklung  und  Begründung  desselben  in  der  „allgemeinen  Stouer- 
lehre"  (IT,  8.  409  ff.):  Buch  7  und  8:  Die  einzelnen  TTanptartcn  der 
Steuern  werden  in  nachstehender  Reihenfolge  al>^^eliandelt : 

1.  Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbes  sowie 
die  Yermftgepsbesteaerung  oder  die  (gewöhnlich  sogenannte) 
dircete  Besteuerung  (Bach  7),  nämlich  die  Haaptgmppen 
(Ii,  413—438,  4><3^485): 

1.  licine  Personal-  und  Classeostenern  (B.  II,  416). 

2.  Glassen-  und  Binkommenstenero  (II,  419). 

3.  Ertragsstenern  (II,  421). 

4.  VermOgenssteaem  (II,  483). 

2.  Die  Besteaerong  einzelner  Erwerbs  acte  nnd  Rechts- 
geschäfte oder  die  sogen.  Verkehrs bcsteoernDg  (Bach  8, 
Kap.  1).  (Stempel,  Kegisterabgaben  a.  dgl.  II,  439  -455). 

3.  Die  Bestenemng  des  Anfall- Erwerbs,  insbesondere  die 
Erbschaftssteuer  (anch  die  Stenern  von  Geschenken,  Spiel- 
gewinnsten  u.  s.  w.)  (Kap.  2).   (II,  455—480). 

4.  Die  Gebrauchs-,  insbesondere  die  Ve rb rauch sbcsteue- 
rung  oder  die  (gcwühuUch  sdgen.)  indircctc  Besteuci uu--,  nebst 
den  (directen)  sogen.  L u  x u ü steuern  (Kap.  3).    (II,  484  -  515). 

Die  bei  allen  diesen  Steuern  in  Betracht  kommenden  Principien- 
fragen,  namentlich  diejenigen,  welche  die  Beziehungen  der  einzelnen 
Stcucri^attungen  zu  und  ihre  Uebereinsiiihiming  mit  und  Abweichung 
von  (ien  obersten  Steucrgrnndsätzen  der  Finanzpolitik,  der  Yolks- 
wirthschaft,  der  Gcreebtigkeit  und  der  Steuerverwaltung  betreffen, 
ebenso  die  Fragen,  wie  diese  Steuerarten  und  einzelnen  Steuern 
zum  Belnif  der  Bildung  eines  richtigen  Steuersystems  zu  combiniren 
sind  (II,  545-566),  werden  nach  dem  oben  Gesagten  (§.  1)  im 
Folgenden  als  erledigt  angesehen,  im  Hinblick  aaf  die  eingehenden 
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ErOrtenugeo  in  der  allgemeiDen  SteneiMre  im  2.  fiaode.  Die 
„speoielie  Steneriebre*'  bildet  bier  eben  flberiiU  nnr  die  weitere 
Ansflfibrnng  der  „allgemeinen  Stenerlebre^'y  indem  0ie  die  Fmgen 
beantwortet^  ob  das,  was  nacb  der  allgemeinen  Stenerlebre  in  der 
fieBtenemng  stt  erstreben  ist,  teebniBeh  dnrcbgefttbrt  werden  kann 
nnd  wie  es  eirentnell  tu  machen  ist.  Dabei  bietet  sieb  freilieh 
öflers  die  willkommene  Gel^nbeit,  die  früheren  Erörterungen 
nnd  deren  Ergebnisse  nochmals  in  Detailpancten  sabelenchten 
und  dadurch  auch  wieder  zu  prUfen. 

üeber  das  Yerhältiiiss  der  allgcmciiion  zur  specielleü  Steucrlelire  und  über  die 
Aufgabe  der  erstcreu  iu  der  bystematischeii  Steuerleltre  Jube  ich  mich  üchoo  im 
2.  Bande  mehrfach  geäussert«  8.  o.  A.  II,  167.  Abveichangeu  aach  in  der  for- 
mcllcn  B' Ii  Ii  Ilang  zwischen  diciscm  Werke  und  i1  rn n  von  Hau,  Stein  und  anderen 
fioaiizwittsenücliaftUcheu  Sydtematikeiii  siud  theüvuiäe  mit  auf  diuäe  meine  Scheidung 
der  «ttgeiiieinea  «id  spedetien  Steneildiie  znraeluDfidueQ. 
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Speeielle  Steuerlebre. 

Geschichte»  Recht  (Ge^etzj^ebon^)  und  8tiitistik  der  Besteueruni: 
in  wichti8:eren  Ländern  und  ^^€italteru. 

Es  ist  dies  die  ursprünglich  schon  für  den  sweiton  Band  in  Aussicht  fenom- 

rnern"  Partie,  der  liistorisch  -  statistische  „Anhani^",  auf  welchen  dort  in  ehr  fac  Ii  (S.  365, 
äSS,  4Uä)  Bezug  gcuommca  war.  Derselbe  wurde  jedoch  dann  aus  iuneron  und  äusseren 
Grftnden  auf  aieaesa  dritten  Band  verschoheD  (II,  Yonr.  S.  VUI).  Dem  EnhaK  nach 
scbliosst  er  sich  auch  noch  besser  au  die  speeielle  als  au  die  allgemeine  Steuerlehrc 
an,  ja  der  Gegenstand  trchört  zur  spcciellen  S'tcncrlohrc,  indem  es  sich  auch  bei  ihm 
darum  handelt,  darzusiellon,  wie  iu  der  Praxis  diu  tcchniichea  Stcueraufgabea  be- 
handelt worden  sind.  Es  erschien  passend,  diesem  zuerst  als  Anhang  zur  allgemeinen 
Steuerlehrc  geplanten  Abschnitt  die  Stellung  eines  eigenen  Buchs  zu  geben,  das 
zwisctien  der  allgemeijiea  und  speciellen  Steuodehre  i.  o.  S.,  d.  h.  der  dogmatischen 
Erörtorang  darüber«  wie  die  Bestenornng  dnrchmfllhren  ist  (7.  n.  8.  Bach),  die  Verbindung 
bildet.  Naturlich  kann  es  sich  in  diesem  Werke  nur  um  eine  üob ersieht,  nicht 
Qm  eine  ausgeführte  Darstellung  liandeki,  zumal  was  die  älteren  Zeiten  und  die  ganz« 
Periode  vor  dem  19.  Jahrhnod^  nnd  was  das  Ausland  anlangt  Auch  eine,  ja  gerade 
eine  solche  ktli/crc  ücbersicht  ist  jedoch  geeignet  das  zu  bieten,  was  in  diesem  finanz- 
wissenschaftlichen Werke  allein  in  Betracht  !  mint:  ein  Bild  der  eigentlich  typischen 
Momente  der  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Besteuerung  eines  Landes  und  Zeit- 
alters. Alles  Weitere  gehört  nicht  hierher,  sondern  theils  als  steucrtechoisches  Detail- 
material in  die  folgenden  Bitcher  zu  den  Erörterungen  über  die  Einrichtung  der  einzelnen 
Steuern,  theils  in  die  Werke  über  Steucrgeschichtc  und  Stcuerrecht  des  betrellenden 
Landes. 

Eine  Ergänzung  der  allgemeinen  Stonerlehro  gielit  dir>e^  s-  cL^te  Buch  l}ebondLrs 
zu  dem  doitigcn  Abschnitt  (U,  367—408)  „Gruudzügc  der  geschichtlichen  Eutwick- 
long  des  Steuersystems  nnd  der  Steaeraiten**,  wwm  hier  jetzt  einige  genauere  Belege 
biigebraclit  werden.  Die  üebcrsicht  über  das  Steuerwesen  einiger  Länder  und  Zeit- 
alter zeigt,  wie  man  iu  diesen  das  Steuerproblem  practisch  crfasst  und  zu  lösen  gesucht 
bat  Den  Massstab  der  Kritik  liefert  die  allgemeine  Stenerlehre  dazu.  Mit  Hilfe 
dieses  Massstab^  gewinnt  »an  Fingerzeige  für  die  nothvendige  und  zweckmässige 
Ivic1i!nn<r  der  Keformen,  sow-it  die  Wisseoschnft  in  solchen  concreten  Fragen  Über- 
haupt l  inger^cige  geben  kann  und  darf. 

Zugleich  leitet  dieses  Buch  dann  passend  in  die  spedelle  Stenerlehre  L  e,  S. 
und  in  deren  stenertechnische  Probleme  hinaber. 

§.  4.  Einleitung.  Die  Steuergesciiichte  und  das  positive 
Steuerrecht  eines  Landes  sind  die  Ers^ebnisse  der  verschiedenen 
Bich  kreuzenden  Strömungen,  welche  die  concrete  Gestaltung  der 
Besteuerung  beeinflussen.  Das  Ideal,  das  in  der  allgemeinen 
bteaerlehre  zu  ermitteln  gesucht  wird,  schwebt  bei  CnltiirvöIkerQ 
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mehr  oder  weniger  klar  nnd  mit  höher  steigender  Cultureotwick- 
laog  immer  klarer  dem  Volksgeiste  nnd  der  Gesetzgebung  vor. 
•  Aber  nur  in  einem  langwierigen  Kample  mit  entgegenstehenden 
Interessen,  Mächten,  VorurtbeileUi  technischen  Hemmnissen  nnd 
Schwierigkeiten  aller  Art  kommt  es  in  der  Galtnrwelt  allmählich, 
bedingt  nnd  von  allem  Anderen ,  practiseh  oft  so  Entscheidenden 
abgesehen,  schon  wegen  dieser  techDischen  Schwierigkeiten  nnr 
nnvoUkommen,  immer  neuer  Yerbessemngen  nnd  Verändernngen 
bedttri'tig,  im  positiven  Steaerrecht,  einer  Zeit  zar  Geltang.  Practiseh 
ist  das  jeweilige  Stenerrecht  immer  nnr  ein  Compromiss  zwischen 
den  als  Ideal  —  nnd  ja  selbst  wieder  als  wechselndes  Ideal  — 
Torsehwebenden  Anforderungen  an  „richtige"  Besteuerung  ~ 
Anforderungen,  wie  sie  die  allgemeine  Steuerlehre  zur  wissenschal t- 
licbcn  Klarheit  zu  l)iiiigen  sucht  —  uud  dcu  llussercu  lleniiu- 
nisscü,  welche  sich  der  reinen  Verwirklichung  eines  solchen 
Ideals  in  dem  jeweiligen  btcnerrecht  nnd  dessen  administrativer 
Durchführung  in  den  politischen,  socialen,  okunomisclien,  rechtlichen 
und  technischen  Verhältnissen  entgegenstellen.  Diese  Verhiiltnissc, 
und  ihr  Inbegritf,  der  jeweilige  tranze  Culturzustand ,  sind  dabei 
leider  oft  mächtiger  als  alle  Hestrebungen,  das  „Ideal „richti<;cr'' 
Besteuerung  zu  „realisiren":  ein  neuer  Beleg  für  die  alte  Wahr- 
heit bei  allen  menschlichen  Dingen.  Natürlich,  dass  das  hier  so 
wenig  als  sonstwo  von  dem  Ringen  nach  dem  idealen  Ziel  abhalten 
soll  und  darf.  Man  wird  nur  L'cduldiger  werden,  wenn  man 
die  langsamen  Fortschritte  der  Praxis  sieht  und  einsehen  lernt, 
dass  vollends  tiefer  greifende  Steaerreformen  nicht  bloss  von  der 
£rkenntnisS)  von  richtiger Steaertheorie»  und  vom  technischen 
Können,  von  richtiger  Steaertechnik|  von  richtigem  theoretiscli- 
practischem  Verfahren ,  sondern  von  stetigen  Fortschritten 
anf  allen  anderen  G altargebieten  abhängen»  —  thatsäch- 
lieh  leider  sehr  langsame,  nicht  einmal  ananterbrocbene  Fortschritte, 
welche  aber  die  Bedingungen  flir  die  Verwirklichang  einer  rich- 
tigen Stenertheorie  nnd  flIr  die  wirksame  Handhabang  eines  rich- 
tigen stenertechnischen  Verfahrens  sind.  Fflr  die  Stenerlehre  und 
zwar  gerade  auch  für  die  specielle,  ergicbt  sich  daraus,  dass  sie 
von  ihrem  Standpunetc  aus  die  Ausetzuiig  von  Hobeln  aller  Art 
auf  dem  Gebiete  der  gesammten  Culturentwicklung  im  Interesse 
der  Durchfuhrung  ihrer  Bestrebungen  befürwoiteii  muss.  Das  steuer- 
geschichtliche und  steuerrechtliche  Material  stellt  in  technischer 
Hinsicht  auch  fUr  die  ISteuerlebre  die  Experimente  dar,  welche 


Digitized  by  Google 


Einkitung. 


13 


bisher  gemacht  wurden,  um  bestimmte  Stenei probleme  zu  lösen, 
und  ist  daher  auch  fttr  alle  Brörternngen  Uber  die  pasaende  Ge- 
Btaltung  der  Besteuerung  von  grossem  Werth. 

Auf  die  allgemeineren  Momeate  und  Bediugongcu  der  Stcuerentwicklung  wird 
im  Folgenden  niclit  veitcr  eSng^c»;angeii.  Es  mos»  bi«T,  irenigstena  für  jetzt,  in  diesem 

Werke  an  dem  i?enUn;en,  was  in  dem  schon  genannten  Al>schnitt  der  allgemeinen 
Stcucrlehre  über  die  „Grundzügc"  di>  ser  Entwicklung  2:csagt  worden  ist,  —  namentlich 
in  Bezug  auf  das  Gesetz  der  Sp eci al iäirun g  und  Ausbilduiig  dus  Steuer- 
systems unter  dem  Einfluss  d<!S  nationalOkonomischen  GcsctztiS  der  fort- 
schreitenden quantitative  II  und  qualitativen  Differen /^i  r  un  u  des  arhei  fs- 
thcilig  gewonnenen  Nat ion al  ein kommons  und  Vermögens  unter  den  bc- 
theiligten  Einzelirirtbschaften,  mit  Yenrerthiing  KodbertQs'scher Gedanken 
und  Unt<n*=uchuiig-cn  (in  seiner  römischen  Steuergeschichte),  II,  387,  HSO.  —  Ausser- 
dem ist  in  Bctreir  solcher  allgemeinoron  Momente  auf  die  Abschnitte  im  2.  Bande 
(S.  llOffl  —  220)  ftbei  die  Beziehung  der  Besteuerung  zur  Organisation 
der  Volkswirthschaft  und  zur  Eigenthumsordnung,  sowie  zur  inneren 
politischen  Verfassung  und  zum  Ständewesen  zu  v»2rwi  ison. 

Aus  der  —  sehr  kargen  —  Literatur,  welche  mehr  von  einetu  liühcren,  all- 
g^emeineren  Standpuncte  ans  die  Steuergeschichte  als  Resultat  d«  i-  ukoriomiscli-tcch- 
nifichen,  socialen,  politischen,  culturlichen,  reohtlichen  Gesammtentwi«  kluni^  Ij.  trachtet, 
ist  ausser  Kodbertus'  genannten  Arbeiten  besonders  L.  Stein's  Finanzwissenschaft, 
namentilch  auch  in  der  neuesten,  im  Erscheinen  begriffenen  5.  Anfinge,  und  in 
Bezug  auf  einen  einzelnen  Staat  G.  Sch  in  oll  er 's  Aufsatz  über  die  Epochen  der 
preussischen  Kiuauzpolitik  (Jahrb.  d.  U.  Iteichs,  lb77,  S.  33  tt'Ot  <iiD*i  Arbeit,  deren 
Ergebnisse  sieb  fibrigen»  mebrfacb  Tcrallgemeinern  lassen,  soirie  in  B^reff  einiger 
Seiten  auch  G.  S  i  h  ü  n  1»  <  rg's  Gcs(  lii(  htc  der  Baseler  Steuern  (Tub.  1879)  und  über 
dieses  Werk  Sohm  in  Conrad's  Jahrb.  1S70,  S.  258  H".  hervorzuheben.  Die  sonstigfu 
Werke  Uber  Finanzwissenschaft  wie  aber  allgemeine  Geschichte  und  Steuergeschichtc 
einsdner  Länder  enthalten  eine  Menge  einzelner  Notizen  und  die  geschichtlichen  auch 
ziisammcnhän'jTi^ndr  Darhtelltingeu  der  Entwicklung  (darunter  z.  R.  so  vor7.il he  wie 
Vocke  s  Werk  über  die  britische  Besteuerung),  aber  nicht  diesen  Hinweis  aul  die 
Abbiiigig^eit  der  Steuerentwicklung  von  den  genannten  Gesammtverbältni^sen,  jeden- 
falls keine  genügende  Bow<'i^.fühnin!z:  in  dieser  Richtung.  Dies  gilt  speciell  anch  von 
Kau  nicht  minder  als  ron  anderen  seiner  Zeitgenossen,  deutschen  und  fremden  b  inanz- 
flchrifksteltem. 

Stein  sucht  auch  hier  Bahn  brechend  weiter  zn  i;ehcn  und  was^t  bereits  den 
ersten  Wurf  einer  r ergleic henden  Steuergeschichte  und  Steuergesetzgebung, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  europäischen  Hauptländer,  im  Sinne  einer  Art  „verglei- 
choider  eninpiisehCT  Stononrissensdiaft.**  An  grossen  nnd  auch  in  Manchem  rich- 
tigen Conceptionen  und  an  glänzenden,  wenn  auch  mitunter  mehr  blendenden  als 
richtig  beleuchtenden  Schlaglichtern,  welche  auf  die  Steuerentwickluni;  und  auf  die 
diese  bedingenden  Momente  fallen,  fehlt  es  bei  einem  Manne  von  St<>in's  Geist  und 
Weite  wie  Tiefe  dt.-s  .ü-csohichtsphilosopLischen  Blicks  natürlich  nicht.  Dies  Verdienst 
wird  geschmälert,  aber  keineswegs  aulgehoben  durch  die  mitunter  gewagte  Geschicht^- 
constntction ,  dnreb  seine  beliebte  Handhabong  der  Schablonen  von  der  Gescblechter- 
ordnung,  Stiindi  ordiiimg,  dem  alisoluten  Staate  u.  s.  w.  auch  auf  diesem  Geldete. 
durch  den  Mangel  an  Detail  und  die  Mängel  im  gegebenen  Detail,  welche  Fehler 
letzterer  Art  die  selbstzofriedene  mikrologische  Kritflc  so  gern  an  Stein  zu  rd^en 
pflegt.  bleibt  trotzdem  immer  noch  Werthyolles  genug  tibrig.  Am  meist-  n  ver- 
misse ich  in  Stein's  vergleichenden  Behandlungen  der  Steucrgcschiehte  und  (iesetz- 
gebung  die  m.  E.  wichtigste  Hinweisung  auf  den  Zusammenhang  der  Steuerentwick- 
lung mit  der  voUcswirthschaftUchw  Entwicklung  in  der  Weise,  wie  ich  es  in  B.  II, 
387  ff.  tlarznlegen  versuchte. 

Eine  vergleichende  Darstellung  der  Steuergeschichte  und  bestehenden 
Steuergesetzgebung,  besonders  nach  der  stevertechnischen  Seite  lieferte  schon 
länger  die  deutsclie  linanzwisäcnschaftlichc  Literatur  in  ihren  urosseren  Werken 
(namentlich  Kau);  neuerdings  auch  die  aualündische,  besonders  die  französische 
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Literatur  (Parien,  Lcroy-'Ri'aulieuV  Nif  hl  sowohl  io  förmliclien  Ahris-on  uiiJ 
Uebersiclitori  der  Geset^ebong  eines  oder  uiehrercr  einzelner  Staaten ,  als  in  doa 
ErOrteruni^en,  Zusätzen  und  Noten  bei  ihrer  Besprechung  der  einzelnen  Stcnenrten 
und  Steuern  in  der  specioUen  Steuerlehre.  Als  neuestes  deutsches  Werk  dic-ser  Art 
ist  hos.  Schi  n)<^rg's  Handb.  d.  polit  Oeken.  (I.  Aufl.  B.  II,  tH^2,  2  Aufl.  B.  Hl, 
1S85)  ia  seitietii  finanzwissenschaftlichen  TheUe  zu  nennen,  wo  uieiue  Abli.  „Uiiot-to 
Steuern"  und  Schall  s  und  Riecke's  Abh.  fkber  die  anderen  Stonera  enf  diese 
Vergleichnng  ihr  heaondres  Augenmerk  rii  hfen.  (Jloirhes  girs<'lii.'.hf.  w<"nn  auch  weniger 
ins  Einzelne  gehend,  in  Stein's  specicUor  Stcuerlohrc  und  in  Schultlu  s  Steuer- 
pelitik.  Auch  im  voTiiegonden  Werke  witd  im  7.  v.  8.  Buche  diese  rergleichende  Be- 
handlung durchgcfulirt  Dabei  bringen  es  jedoch  zwingeu(h>  ausser'-  Ktlck^i«  ht>  n  auf 
den  Saum  und  die  grosse  Schwierigkeit,  das  Material  der  Steuergesetzgebung  auch 
nur  der  ▼ichtigersn  und  char&cteristischen  Länder  zu  beschälten  und  Follends  es 
Seitens  eines  einzelnen  Autors  zu  beherrschen,  mit  sich,  dass  man  idch  in  diesi^r  Hin- 
sicht zumal  in  einem  allgemeinen,  wenn  auch  (und  nur  schon  zu  sehr)  ausgedehnten 
iinanzwissenschaftlichen  Werke  Hcsciiränkungen  aufcrieiit  und  tiot/dcm  —  die  Gefahr 
Ton  Fehlern  und  IrrthUmcni  i;cwiss  nicht  immer  vermeidet.  Der  strenge  Specialist, 
welcher  srine  Lebensaufgabe  in  lior  iScsch.ifügang  mit  Ein<  in  (Icircnstand .  "Einem 
Lande,  ficlieicht  sogar  Einem  grösseren  oder  kleineren  Zeitabschnitt  sucht  und  üudet, 
wird  hier  nvf  seinem  Specialgebiet  sicher  stets  hesser  orientiit  sein,  tber  darüber 
hinaus  auch  oft  gar  nicht  uml  jedcnfiills  wird  er  selten  oJi  r  niemals  zu  <  iticr  solchrii 
weiteren  Arbeit  gelangen,  wie  sie  der  Steuerlohre  als  einem  Theil  der  Finanz- 
wiflsenscbaft  ebliefi  Denn:  Ars  longa,  vita  breris  est  Das  gilt  n.  A.  leider  fast 
immer  auch  von  den  an  sich  wohl  compctcntesten  Boarbcitcrn  der  specieliun  Steuer- 
lehre  und  der  vergleichenden  Darstellung  der  (jcsctzgebung,  von  tüchtigen  \ erwaltnngs- 
practikcrn  in  hervonagcndcr  amtlicher  Stellung.  Wenn  solche  Männer  ausnahmsweise 
einmal  Neigung-,  Müsse,  allgemeine  wi^enschaftlicbe  Bildang  und  Fälligkeit  zur  lite- 
rarischen Behandlung  ihres  practischen  Gi'l»ii!ts  hai)cn,  so  werden  sie  sich  'M  grciflicher 
Weise  wieder  am  liebsten  zur  Bearbeitung  des  Finauzweäouä  eines  ciu/.cincu  Landes 
wenden  (Hock).  So  bleibt  die  schwierige  Ao^be  eben  doch  gewöhnlich  nns  Finanz- 
theoretikern überlassen,  die  wir  besten  Falles  einmal  etwas  parlamentarische  gesetz- 
geberische Arbeit  auf  dem  Steuergebict  mitgemacht  haben. ' 

5.  Zu  einer  vergleichenden  Finanz-  nnd  Steuer- 
gescbicbte  umfassenderer  nnd  mehr  auf  die  £inzelfragen  ein- 
gehender Art  ist  die  Zeit  m.  E.  noch  nicht  gekommen  nnd  Icoromt 
sie  wohl  sobald  noch  nicht.  Dafür  bedarf  es  grosser  Vorarbeiten 
flUr  die  wichtigeren  LSnder  nnd  Zeitalter ,  Arbeiten  ^  mit  denen, 
wenigstens  was  manche  Länder  und  zamal  deutsche  Verhältnisse 
anlangt;  bestenfalls  bie  und  da  begonnen  worden  ist. 

Flh-  die  alte  ^Vclt  ichlt  wohl  definitiv,  wenn  es  auch  dureli 
Inschriften  u.  s.  w.  iür  Einzelnes  seine  Ergänzung  findet,  das  Ma- 
terial, um  selbst  nur  für  ilauptlilnder  (Rom,  Athen)  eine  wirklich 
zusammenhängende,  die  Entwicklung  wenigsfcns  etwas  genauer  im 
Einzelnen  darlegende  Steuergeschicbtu  schreiben  zu  können. 
Man  muss  zufrieden  sein,  wenn  es  gelingt,  gewisse  llaupt})uncte 
leidlich  sicbcr  festzustellen  und  so  ein  Bild  des  Zustands  in  ge- 
wissen grösseren  Perioden  zu  entwerfen.  Jeder  Blick  in  die  Werke 
über  römische  und  griechische  Staatsalterthlimer,  in  die  Literatur 
Uber  das  römische  Steuerwesen  zeigt,  wie  lückenhaft  das  Material, 
wie  viel  selbst  in  Betreff  solcher  Uanptpuncte  streitig  ist,  welche 
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Menge  Controreneii  noch  unter  den  besten  Sachkennern  be- 
steheD. 

Das  Mittelalter  bat  nnr  erst  die  Anfilnge  einer  eigentlichen 
Stenerwirtbschaft  gehabt.  Die  wichtige  Frage,  ob,  wie  nnd  wie 
weit  das  altrtfmische  Stenerweaen  sich  in  der  nenen  germanisch- 
romanischen Staatenwelt  forterhalten  nnd  dann  in  neue  Abgaben- 
formen  hin&ber  gebildet  worden  ist  oder  nnter  solchen  fortgelebt 
hat  —  80  besonders  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Iferovinger 
femer  die  weitere  ähnlich  wichtige  Frage  Uber  den  Ursprang  eigent- 
licher Steuern wirklich  Öffentlich-rechtlichen  Characters, 
welche  von  anderen,  grundheniichen,  geböhrenartigen,  an  die  Aus- 
Ubuii-  der  Hoheitsrechtc  u.  s.  w.  sich  aiikiüiptenden  „Abgaben" 
principiell  verschieden  sind,  —  diese  beiden  Fragen  bieten  selbst 
ftlr  einzelne  Länder,  vollends  für  eine  allgemeinere  Erledigung 
noch  sehr  viel  Unsicheres  und  Streitiges.  Nur  emsigste  »Speciai- 
forschung  kann  hier  weiter  bellen. 

Die  vcr<]icns(vrollc  AiboU  Scliönberg's  über  Jcis  sUiultiscbo  Stcucrwcscii  Basol*s 
setzt  z.  B.  nach  des  Verfassers  eigener  Ansiclit  rdinlii  he  mühsaino  üntersuchunc^cn 
fttr  eine  Keihe  andrer  Städte  voraus,  bevor  die  Ergebnisse  iür  Basel  verallgeui«;ijjerl 
und  nainetitlick  die  Frage  beantwortet  werden  kann,  wie  weit  das  städtische  Steuer* 
wcseu  der  letzten  Jahrhunderte  des  Miltelaltfirs  (li<;  spät  ro  Geschichte  ilrs  Stouor- 
wesens  in  den  Tcrritoriabtaaten  bcoinflusst  hat  (a.  Wagner,  Abb.  directe  Steuern 
in  SeliOnborir'ci  Handb.  2.  A.  192).  Gleiches  gilt  von  den  vertlivollon  historiselien 
Arbeiten  Ileg  eTs  u.  A.  ni..  bttinnders  in  den  Bilnden  der  dnits«  hcii  Stadte-Chroniken, 
welche  vielerlei  weiteres  Material  liefern  und  die  ganze  Mannigfalligkoit  städtischen 
Steaerwcscns  im  späteren  Mittelalter  zeigen. 

Für  con  centrirtereStaatswesen  mit  bedeutenderem  öffent- 
lichen Kechtsleben,  stärkerer  ktfniglicber  Gewalt,  früherer  Trennung 
des  öfirentlich>rechtlichen  vom  privat-rechtliehen  Moment  wie  Eng- 
land, Frankreich,  ist  ferner  die  Steuergesehicbte  noch  leichter 
zu  verfolgen  —  und  dafür  haben  w  auch  umfassende  2.  Th.  aus- 
gezeichnete Arbeiten,  wie  z.  B.  Ciamager an's  bistoire  des  impOts 
en  France,  jetzt  aus  jüngster  Zeit  Dowell's  bistory  of  taxation 
in  England  —  als  in  einem  So  eigentbttmlichen  Staatogebilde,  wie 
es  das  alte  Deutscbe  Reich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters, daher  gerade  in  der  Periode  mehr  aufkommender  Steuerwh*th- 
schaft,  wurde  nnd  blieb.  Das  Territorial  Steuerwesen,  das 
hier  vicllach  dicbtelle  i^uwanu,  die  dem  ileichssteuerwesen  wenigstens 
zu  einem  grossen  Theilc  bei  einem  ähnlichen  Entwicklungsgange 
der  königlichen  Gewalt,  wie  etwa  in  Frankreich  und  England, 
•zugekommen  sein  wUrde,  zeij^t  zwar  in  den  GrundzUgen  wieder 
grosse  UebereinstimmuDg,  aber  in  Einzelheiten  und  in  den  ver- 
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schiedenen  Perioden  doch  aach  zeitweise  and  bleibend  viele  Ve^ 
scbiedenbeiten. 

Hier  hat  srlion  m.inclie  mtllisnni"  Sp<TiaIfor>rhnng  srhif^nf»  Erfoln-f^  urlinlif  timl 
Batiätcino  zu  eiucr  aiigcmcincn  deutschen  Territorial  Stcucr}(csckiclite  gesammelt  und 
bearbcit<*i.  Aber  viel  bleibt  mtth  bior,  zuinal  in  Bezair  anf  ZnrQck'f eben  ro  den  «raten 
Quellen,  noch  zq  thun  übrin'.  AufLiJtben,  wie  si«  iit  einer  riclitigm  \vi^^rl(^(  liultlirli.  f» 
Arbfifstheihing  nicht  sowolil  der  Kationalökonoin  und  Finan/.tlu;ur«'tik»^r,  die  dadurch 
eUii  ilirem  ci{i,enflicheii  Fache  entzogen  würden,  als  dem  zwar  nalionalükonomisch 
nnd  tinaiizwissenschaftlich  gebildeten,  voi  Allem  aber  in  solclu  in  SpociaJg«bicte  gO* 
schichtlichcr  Untersachang  gescholten  Fachhiätoriker  zu  stellen  sind. 

Die  länger  dauernde  practisohe  und  theoretiscbe  Verquickung 
des  öffentKeh-rechtlicben  nnd  privat-reehtlieben  Moments,  die  längere 
Andauer  der  Natnralwirtbscbaft,  der  Sieg  des  fUrstlieben  Absolutis- 
mus mit  seinen  Folgen  für  abermalige  Verquickung  des  steuerrecbt- 
Hchen  Moments  mit  anderen  bobeitsreebdieben  Momenten  im  Finanz-, 
Rcgnl-,  Abgabewesen,  das  sind  weitere  Erschwerungen  fOr  eine  tt>:er 
den  Habmen  des  fiinzelterritoriums  hinausgehende  Stenergeschiehte 
und  oft  schon  ftlr  eine  solche,  welche  in  diesem  Rahmen  bleibt, 
gross  genug.  Die  Stenergesefaichfe  wird  hier  immer  mehr  oder 
weniger  zur  allgemeinen  Finanzgeschiehte  und  diese  /.um  Theil 
wieder  zur  \ ci waltuugsgescbichtc ,  J;i  /ah  allgemciucu  pdlitiscben 
Geschichte,  welche  sich  so  vielfach  um  den  Nervus  rerum,  die 
Steuererträge,  als  Mittel  und  Zweck  politischer  Dinge,  dreht 

In  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  hier  trüber,  da  später, 
voll  und  ganz  erst  seit  der  Entwicklung  der  neueren  „Verfassungen" 
und  der  tlaimt  beginnenden  Aera  „verfassuni.,^smässigcr'*  („consti- 
tutionellci'')  Finanz-,  Budget-  und  Steuerwirthschaft  ist  das  Material 
der  ►Steuergeschichte  wohl  leichter  und  vollständiger  zu  gewinnen, 
als  für  die  l'rtthere  Zeit.  Aber  es  wird  auch  immer  colossaler,  so 
dass  wiederum  eine  grosse  Arbeitstheilnng  nothwendig  wird,  um 
seitens  einzelner  Specialforscher  seiner  Herr  zu  werden.  Seibat 
dies  ist  bisher  meist  nur  bezUgUeb  einzelner  Länder,  oft  sogar 
darin  nur  einzelner  kleinerer  Zeiträume  und  einzelner  Steuerarten 
erreicht  worden.  Die  staatsreehüichen  Seiten  der  Stenerfragen, 
die  entwickelte  ferne  Steuertechnik  —  selbst  wieder  notbwendige 
Folge  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Betriebstechnik  (agrarische 
Grund-,  Gewerbe-,  Branntwein-,  Zucker-,  BOrsen-  nnd  andere  Ver- 
kebrsstenern)  —  erschweren  dann  ihrerseits  wieder  die  Arbeit  des 
Steuerbistorikers.  Und  doch  mflssen  hier  erst  umfassende,  quellen- 
mässig  gearbeitete,  allseitig  genügende  Monographien  über  die 
Stenergescbiehte  der  wichtigeren  Länder  yorliegen,  wie  eine  jede 
wieder  nur  das  Ergebniss  Jahre  lauger  Specialstudicn  sein  kann, 
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weDD  eine  braaehbare  Grandlage  für  eine  detaillirtere  Ter- 
gleichende  Stenergescbicbte,  z.  ß.  der  modernen  enropäiseb-nord- 
amerikanisehen  Staatenwelt  möglich  werden  soll. 

An  einzelnen  tiü  liti^eu  Vürarhciteii  dazu  felilt  es  nicht,  ich  rechne  dahin  auch 
die  vergli  i<  Iiciid  ^  St.  n.j! .^eschichte  einzelner  Stenemrten,  z.  B.  die  schöne  Aiheit  von 
Julius  W Oll  iibor  die  Branntweinsteuer,  dosson  und  K.  v.  Kaufmann's  Arbeit 
über  die  Zuckurstcuer.  Aber  solcher,  sich  in  ihren  Materialien  und  Ergebuisseu  selbst 
viddov  oontrolironder  und  kritisirender  Vorarbeiten  sind  noch  eine  Menge  nothwendi^, 
bis  die  Zrit  zu  oinor  nl]u<  in«  itten  vergleichenden  Steueigeschicbto,  wie  sie  Stein  s 
grosser  W  ori'  behielt,  gekomineu  timii  wird. 

Der  enge  Znsanimenbang  der  Stenergescbiebte  nnd  Steuer- 
gesetzgebung mit  anderen  VerbSJtnissen  des  Öffentlichen  Lebens, 
Damentlicb  mit  der  Entwicklung  der  Verfassnngeu,  den  Kämpfen 
zwischen  flfrstlicber  Gewalt  nnd  Volksvertretung,  den  parlamen- 
tarischen Kämpfen  und  schliesslich  mit  der  allgemeinen  politischen 
inneren  und  änsseren  Staatsgescbichte  hat  aber  nun  neben  dem 
Nachtlieil,  eine  Darstellung  der  Steuer^cschichte  schwieriger  zu 
machen,  auch  den  Voitheil,  dass  Historiker,  rublici.stcii,  Tolitiker, 
welche  geschichtliche  Periode  und  politische  Frage  sie  auch  be- 
handcla  mögen,  fast  stets  i;eii<')thigt  sind,  der  Besteuerung  und 
deren  Streitfragen  wenigstens  einige  Aufnierksainkcit  zu  widmen. 
Diulurcli  sammelt  sich  in  den  betreffenden  Sehrilten  ein  grosses 
Material  zur  Steuergeschiclite  und  zum  Öteucrrccht  au. 

Dassdbe  irird  zw  ir  hier  unter  anderen  Gesichtspuncten,  des  allg:cmeinen  Histo- 
rikers, Cultur-  und  Wii(ltsrhaftshi<?forikcrs,  Hoditshistorikcrs  und  des  Puhficisten  auf 
dem  Gebiete  deä  Staatsrechtä,  gesammelt,  gesichtet,  bcurtheilt.  Aber  es  bleibt  doch 
auch  dem  Steuerhistoriker  und  dem  Finanztheoretiker  zur  Yenrerthuniir*  und  namentlich 
letzterer  wird  sich  filr  die  Zweckt''  der  linrin/.wissenschafllii  lu'n  F-rortcning:  des  Steuer- 
Wesens  oft  hier,  wohl  vornehmlich  in  den  ätaatürecbtägeschichtlicheu  und  sUMttsrechtlichen 
Werken,  manches  Material  zusammensuchen  müssen  und  auch  dQrfen.  Denn  die  ur- 
sprüngliche Sammelarbcit  <ius  erster  Quelle  kann  er  gemäss  nothwendiger  facliwissun- 
schaftliclier  Arbeitstlieilung  gewöhnlich  nicht  oder  doch  nur  zu  einem  klein<>n  Theil 
selbst  vornehmen.  Der  Hauptmangel  dieses  liistorischen  und  legislativen  Materials  in 
den  historischen  und  staatsrechtlichen  Schriften  besteht  für  die  Benutzung  zu  finanz- 
wissenschaftlichtm  ünt(  r->uchungen  wohl  darin,  dass  die  Autoren  die  stenortech- 
ui scheu  Tunctc,  d<;m  Zweck  dieser  Schriften  gemä^,  nur  nebenbei  und  kummerlich, 
Öfters  gar  nicht  genauer  behandeln.  Wenn  sie  sich  atttnahmsweise  darauf  mit  ein- 
lassen, beg:eh>'ri  sin  liior  am  Leichtesten  Irrthüiner  und  Fehler,  woil  dnn  Ix  trefli^iidcn 
Sammler  und  Dan>teller  dieüe  stcuortechnische  Seite  ferner  liegt  und  ihm  dafür  die 
Fachkenntniss  fehlt 

Alle  diese  bedenken  wUrdeu  es  mir  als  ein  Wagniss  erscbeiuen 
lassen,  naeb  dem  Stande  der  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  eine 
förndiclie  vergleicliende  Steuergesehichte  schreiben  zu  wollen,  wozu 
meine  eigeuen  Studien  auf  diesem  Gebiete  auch  nicht  ausreichen 
wttrden.  Allein  darum  bandelt  es  sich  in  diesem  Werke  und  anoh 
in  diesem  ersten  Buche  nieht  Für  den  Zweck,  der  hier  verfolgt 

A.  Waipner,  PiDMiwimeiMehaft.  IIL  2 
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wird  und  m.  E.  in  der  Finanzwissenachaft  allein  zn  rerfolgen  ist, 
gentlgt  eben  eine  Uebersicht  über  die  Hanptpnnkte  des 
geschichtliehen  fintwicklnngsgangs  nnd  des  in  einem 
bestimmten  Zeitalter,  namentlieh  in  der  modernen  Zeit  nnd  in  der 
Gegenwart  geltenden  Ree btszn Stands  der  Besteuerung 
einiger  wichtigerer  Staaten. 

Für  eine  solche  Ucbcriichi  reichen  die  vorhandenen  litcrarischcii  Iliir^mittcl 
einigcnnassen  aus,  besonders  in  TJotrcff  der  beiden  für  diese  Dinge  wichtig>ti  n  L  inder, 
Frankreich  und  England,  viel  weniger  noch  für  Deutachland.  Es  wird  durch  eine 
solche  Uebersicht  immerhin  ein  Gasammtbüd  vom  Steuerwesen  einzelner  Länder 
und  ZeitidteT  ^eironnen,'  das  mt  Erj^nziing  der  ErSrteTongeii  Uber  die  eiiizehi«ii 
S'triieraiton  im  7.  inid  Buclif  tiiid  der  dort  einL:rstrent«jn  steuerhistorischen,  stcuer- 
rccbtiicheu  uud  steuerstatistischcn  Daten  auch  vom  Standpuncte  iiiianzwissenschaftlicber 
Behandlung  geboten  erscliclnt  Denn  nur  in  einem  solchen  Bilde  zeigt  sieb,  yns  denn 
nun  in  der  Praxis  in  gegebener  Zeit  und  in  einem  gegebenen  Laude  an  Gesammt« 
Icisttingen  zur  I.f^sunir  df^s  Striicrpro'dcms  verbricht  worden  \V)i]  v,-h'  es  gelungen  ist. 
Acussore  Grinule  uuiliigeu  dabei  und  innere  (iruudc  liiadcru  ca  lüchl,  .siili  int  Folgenden 
auf  Hauptländer  zu  beschränken,  so  in  der  Steuergoschichte  des  Alterthums  auf 
Grie'^h enland  und  Tvoni.  in  diTjoiiigen  d>^s  Mittelalters  und  der  Neuzeit  wesentlich 
auf  Deutschland,  Frankreich  und  Grossbritannien.  Für  die  in  diesem  Werke 
rerfol^en  Zwecke  genQi^  eine  derartig  sich  im  Stoff  beschrinkende  DarstellODg. 
Wenn  siiii  dabei  die  lotztrrc  anf  französisrhe  und  rn^lisi^he  Verhältnisse  genauer 
einlässt,  so  iccbtfertigt  sich  dies  durcli  die  grüsaere  Bedeutung  der  dortigen  Vorgänge 
und  wird  nothwendig  wegen  des  Mangels  der  dentscben  Vorarbeiten. 

Die  betrefr«;uden  literarischen  Angaben  sind  den  einzelnen  Abschnitten  beige- 
fügt, wobei  indessen  eine  voUständii^c  sttnern -srliichtliche  TüMiocfrnphir'  nii  lit  bezweckt 
werden  konnte.  Viele  einzelne  Schiifien  sind  iu  Fin.  I  (3.  A.).  S.  :>i  ii.  u.  Ii,  8. 1-IO  ff., 
sowie  oben  S.  3  u.  1  genannt  worden.  Von  vergleichcnd-statistisclieii  Arbeiten, 
hiü  und  da  mit  historisch,  n  Kückblicken  (wenigstens  in  die  jüngere  Vergangenheit) 
sind  diejenigen  von  v.  Keden,  v.  Czörnig  (österr.  Budget  v.  1ÖG2)  und  für  Deutsch- 
land, mehrfach  in  Verprleicliung  mit  den  anderen  europäischen  Grossstaaten,  die 
fleissigen  Arliinton  von  (Icrstfeld,  bes.  Beiträge  z.  If.  irlissteuerfragc .  1^71.  anch 
der  Aufsatz  in  Conrad  s  Jahrb.  l^bH,  B.  2  (,41)  zu  nennen.  Die  wichtigsten  neuesten 
Daten  stets,  mitunter  anch  eine  vergleichend -statistiscbe  Finanz-  und  Steaertabelle, 
zarerlSsaig  im  Qoth.  Jahrb.  (Hof  kalender). 

Erstes  Kapitel. 
Steuergeschichte. 

Erster  Hauptabschnitt. 

Altert  lium. 
Griechenland  nnd  Kom. 

1.  Abschnitt. 
GzieohenlancU 

Literatnr.   Bas  Hauptwerk  ist  A.  B&ckh*s  Staatshanshaltnn^  der  Athener. 

dem  hier  gefolgt  wird.  S.  2.  Ausg.  I,  bes.  407 IK,  425—401,  ClS  ff..  003. 
Eine  ncuo  Ausgabe,  besorgt  v.  Fränkcl,  steht  für  issr»  in  Aussicht  und  wird  wohl 
diese  und  jene  kleine  Vervollständigung  und  Berichtigung  nach  neuem  Inscbriften-> 
material  rathalten.  In  sdlem  Wesentlichen  bleibe  die  Besnltate  der  bahnbrechenden 
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und  grundlegenden  I^'Vkh'schen  Forsdiuiii^  wohl  hcstdien.  (S.  E.  Cartius,  Gedächt- 
imsredü  auf  A.  Ktiokh,  Bcii.  Ibbb).  Bemerkungen  über  dio  gebUlircnartigen 
Einnahmen  ia  Griechenland  finden  sich  in  d.  Flnanzwissenscb.  II,  S.  13,  über  den 
Finanzdienst  cb.  I,  3.  A.  §.  86;  s.  darüber  auch:  Fcllncr,  z.  Gesch.  d,  att 
Finanzvernralt.  im  4.  u.  5.  Jahrb.,  Wien,  1879  (Jolibeft  1879  d.  Sit2.b6r.  d.  pbiL  bist 
GL  d.  Wiener  Aloid.  d.  Wisa.). 

§.  6.  Die  altgrieebiscbcn,  speciell  die  noch  am  Besten  bekannten 
athenischen  Stenerrerhaliniflse  sind  mit  dem  flberlieferten  lite- 
rarischen nnd  inschrifUichen  Material  anch  von  den  sorgsamsten 
nnd  bedeutendsten  Forschern,  nnter  denen  A.  Bdckh  noch  immer 
die  erste  Stelle  gerade  anf  diesem  Specialgebiet  einnimmt,  nur  in 
gewissen  Grnndzfigen  mit  leidlicher  Sicherheit  zu  ermitteln  ge- 
wesen. Im  Einzelnen  ist  nnd  blejbt  vermnthlich  vieles  unklar, 
'  strittig  nnd  lückenhaft,  wenn  aneh  immer  noch  von  Neuem 
kleine  Bansteine  durch  Insehriftfandc  gewonnen  werden.  Nament- 
lich die  j^escbicbtliche  Entwicklnn^  lässt  sich  aus  den  be- 
kannten Ttiatsaclien  nicht  mebr  genaiici-  in  den  Einzelheiten  nach- 
weisen, indessen  gestatten  einige  solcher  Thatsachen  auch  für 
die  griechischen  Stadtstaaten  den  Schhiss,  dass  gewisse  typisclie 
Veränderungen  in  der  Besteuerung  mit  der  Entwickiinig  und  Difle- 
rcnzirung  des  Vulkseinkonimens  und  Volksvermögens  eingetreten 
sind.  Eriieblichcrc  Verschiedenheiten  von  anderen  Lündern  und 
Zeiten  ergeben  sich  wohl  vornehmUch  aus  zwei  Gründen.  Einmal 
hat  der  eigens  vom  Bürger  zu  leistende  Wehrdienst  den 
Staatsbedarf  nicht  so  hoch  steigen  lassen.  Nach  der  Einführung 
ron  Sold  in  Kriegszeiten  gaben  die  Tribute  der  Bundes- 
genossen in  Athen  die  Deckungsmittel.  Sodann  hat  das  eigen- 
thUmüche  System  der  Liturgien^  das  sich  nicht  nur  auf  Athen 
beschränkt  hat,  ein  gewöhnliches  Steuerwesen  weniger  nothwendig 
gemacht  Die  Liturgien,  welche  Böckh  im  Allgemeinen  noch  am 
Ersten  mit  den  heutigen  Natnrallieferungen  nnd  Naturalleistungen 
yergleichen  möchte,  liefen  zwar  in  der  ökonomischen  Wirkung 
auf  eine  Art  progressiver  Einkommensteuer,  ja  progressiver  reeller 
Vermögenssteuer  auf  die  reichere  CUsse  hinaus.  Sie  hatten  aber 
staatsrechtlich  einen  anderen  Oharaeter  als  den  der  Steuer.  Ihre 
Uebemahme  galt  als  Ehrenpflicht,  ein  Princip,  das  zu  anderen 
Consequenzen  als  bei  reinen  Steuern  fuhrt. 

Ausser  dcu  Domanial-  und  Bergwcrkseinkünften,  den  mancher- 
lei gebührenartigen  Abgaben,  den  Tributen  kommen  für  gewöhn- 
lich, zur  Deckung  des  ordentlichen  Bedarfs  vornehmlich  nur 

indirecte  Verbrauchs-  und  ähnliche  Abgaben,  in  Form  von 
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Zöllen  und  Marktabgaben  vor,  sodann  einige  directe  Per- 
sonaißteuern  auf  gewisse  besondere  Kategorien  von  Per- 
sonen. Also  die  in  directe  Verbranchsstener  aueb  bier  schon  eine 
normale  und  practiscb  wichtige  Einrichtang:  ein  Panet  von  typi- 
Seher  Bedentnng  für  die  allgemeine  Stenergesebichte.  Dagegen 
fehlen,  der  antiken,  wie  der  mittelalterlichen  nnd  der  noch  später 
andanerndep  Auffassang  von  der  persi5nlichen  Vollfreiheit  gemäss, 
allgemeine  Personalsteuern,  insbesondere  gleiche  Kopf- 
stenern u.  dgl.  m.,  für  die  Bürger:  auch  ein  solcher  typischer 
PuDct  der  vergleichenden  Steuergcschichtc,  Für  den  ausser- 
ordentlichen Bedarf,  besonders  in  Kriegsseiten,  findet  sieh 
dagegen  die  Vermögen sbesteuernng  der  Bürger  nnd  der 
sonstigen  Freien  (Scbntzverwandten,  Fremden),  auf,  wie  es  scbeint, 
verhäitnissmässig  rationeller  IJasis,  in  angemessener  Vertluilimg 
der  Lasten,  wnlil  nach  dem  l'rineip  der  Progrcssivbcsteuernng, 
und  in  hcdeiitcnder  Ausdehnung:  bei  leidender  oder  unzureichen- 
der Crcditbcnutzung  ein  passendes  und  auch  sonst  /u  findendes 
Finanzmittel,  das  im  System  der  Liturgie»  seine  eigenthümiielio 
Lrgän/niij:  findet.  Analogien  mit  dem  Stcnerwesen  der  StUdte 
und  iStadtstaaten  des  Mittelalters  in  den  Zöllen,  Veibraucbsabgaben 
für  den  ordentlichen,  der  Vermögenssteuer  mehr  für  den  ausscr- 
ordcntüclicn  Bedarf  treten  hier  hervor  und  lassen  darauf  schliessen, 
dass  die  Wahl  der  Steuerarten  durch  gegebene  politische  und 
wirthschaftliche  Verhältnisse  in  höherem  Maasse  bedingt  ist,  als 
die  abstracto  Theorie  und  Politik  anzunehmen  geneigt  sind. 

§.  7.  Einzelnos. 

1")  I>i(^  frri''fhischen  und  pprci«  11  die  athenischen  Z  ö  1 !  »•  warm  cii^cntlichc 
Ein-  uml  AiJb luh izüUc,  voriioliuilicli  lur  ih-n  Seeverkehr  m  Aiheii,  aKor  auch 
an  den  Landgrenzon  nicht  fehlend,  vielleicht  mit  Scliifli  ili  i  inxl  ilafi-n.i^el.l.  n).  als 
<?(^l)ft1irciiarf ij^en  Ali-^nhen,  v^rhiiiulen.  Der  Sati  in  d«r  Hauptperiode  Vr^,.  die" 
Erhebung  schon  in  (iciU.  Von  wann  sai  dies  oder  überhaupt  die  ganz«;  Einrich- 
tung erst  später  zu  Stande  kam,  M  nicht  mehr  sicher  zu  hestinuncn.  Jedenfalls 
(iestaltungcn ,  die  einen  .  nfwi.  t  lten  atis\riirti}?en  Grosshandel  voraussetzen.  —  Stntt 
der  Tribute  erheben  die  Athener  mitunter  auch  bei  den  Bundesgenossen  Eiu-  und 
Ausfuhrzölle,  ron  5  7o:  aHm  schon  damals  ein  Fall,  uro  eine  solche  ,4udirecte*'  Steuer 
als  ZTeckmüSsiuca  Ersatzmittel  directer  iSteucrn  erschien. 

2)  Die  Marktabtiabcn  botreflen  den  V  rk  lir  mit  lümllichen  Producteii,  wclclic 
in  die  StailL  kainen ,  und  den  etwaij^t  n  sonstig' ii  Kleiiivcrkchr  hier.  Es  waren  dies 
in  einer  liinsiclit  vielleicht,  wie  an  den  mittehlt'  tlii  hon  Markten,  ffebührcnartijare 
AIm^  iIii  ii,  u.lmlii  h  fi.r  das  Uecht  des  Verkaufs  überhaupt,  für  den  Marktstmd, 
überwiegend  jodoeh  wolJ  Verbrauchssteuern  (Acciscü).  Die  Erhebung  erfüJ}::te 
auf  dem  Karktc  selbst,  aber  woU  auch  in  Form  ron  Thorsteuern.  Entwickelter 
Verkehr  zwischen  Stulf  mi  ]  T.ind  al-o  dio  Voraussefzunji:.  Wiederum  ergeben  sich 
bemerkenswerthe  Analogien  mit  den  Vcrhältuisiten  ähnlicltcr  Abgaben  mittelalterlicher 
Städte,  auch  yraa  den  gemischten  Gharacter  der  l^farktabgabcn  betrifft 

;{)  rersonalsteiieru  und  Verwrandtcs.  Eine  solche  .leliilhrenartigen  ('haractei-s 
ist  das  Schutzgeld  der  Fremden  Qjtftoixioy).   Eine  regelmässige  Bcsleuerong 
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der  bciavou  ist  iu  Albtju  nicht  ganz  sicher,  jedoch  wahrrfoh<MnIicli-,  k'Miie  riL'cntlirhe 
Perüoual-,  boudeni  eiiio  Art  Vermögenssteuer  (aiirh  als  (ie&iudcbtouci-  Inn 
ScUven  so  aufzufassen).  Einzelne  Gattungen  von  Porson«  u  wcnlen,  wie  e.s  scheint, 
mit  aas  einem  sitf eiipolizcilichcn  CJesichtspunct  u.  d;-!.  besteuert.  Diese  Sfeiioni 
»tulleu  aber  zugleich  eine  Art  diiiereozirter  Gewerb  es  teueru  dar,  ao  iu  Athen  uud 
auch  sonst  mUuntor  auf  Wahrsager,  Quacksalber,  GanUer,  Wunderitttnstlor,  namentlich 
Haren  (beiderlei  Gos.  lilcrhts). 

4)  Die  vorkoinmcudeu  Gruudabgabcu  scboiueu  niclit  Gruiidüteueru,  sondern 
grnndherrlicher  Art,  fOr  Landttberlassung,  eventuell  auch  fttr  die  Ueberlassung 
der  Nutzung  öffentlicher  Laudcreieu  (paclitneldartig  oder  zur  Anerkennung  des 
EiiTLiithums)  gewesen  zu  sein.  Dagegen  werden  Besitzwechselabgalj  cti  von 
Oruudeigenthum  beim  Verkauf  (1  7ü)  erwähnt,  also  V erkehrssteue rii;  ub  alt.''  ' 

5)  Die  Vermögenssteuern  gehörten,  in  Athen  wenigstens,  zu  den  ausser- 
ordentliclu: II  Sfeucm.  wesentlich  nur  für  Kriegs-  und  verwandt«-  Zwecke,  srheinen 
jedoch  iu  audereit  demokratischcu  Staateu  mitunter  auch  iu  Friedeuszeiteu  regelmUäsig 
vorgekommen  zn  sein.  Nach  BOckh  sind  sie  in  Athen  vor  dem  pdoponnesischen 
Krieg!'  nicht  häufig  und  ;inrh  iii'  ht  hedeutend  gewesen.  Die  S  c  h  a  t  zu  n  ^  o  ii  iiacli 
der  soiouischeu  Glaäseueiutixeiluug  hält  Böckh  uux  sciteu  uud  nur  ucbeubei 
fttr  die  Stonererbebnng  bestimmt  (a.  a.  0.  8.  652).  Die  älteren  Yenndgonsstenom 
haben  aber  wohl,  wie  die  solonische  Verfassung,  nur  das  fruchttragende  Land, 
also  nur  den  (irundcij^enthüiner  berücksichtigt.  Dafür  bestanden  Katastereinrich- 
tung eu.  Später,  besonders  mit  der  Vermehrung  der  Vermögenssteuern  im  pelopou- 
nesischen  Kriege,  uud  sicherlich  doch  auch,  weil  sich  eben  jetzt  das  bewegliche 
Vermögen  vermehrt  und  verselbständigt  hatte,  wurden  die  Vermögeiissf-Miem 
dagegeu  allgemeine,  welche  auch  das  bewegliche  Vermögen  mit  umtussten: 
neben  L&nderden,  Hiusem  werden  daher  jetzt  zinsbare  Kapitale,  Geldrorräthe,  Sciaven, 
ni!ie  und  vorarbeitete  Erzcnnrn-sse,  Vieh,  TTausgeriith  u.  s.  w.  mit  besteuert.  I>afilr 
siud  dann  auch  aligemeiuc  V  ermögeuskatastor  gebildet  worden.  Soweit  sich 
die  Yertbeilnag  der  Steuer  und  der  Stenerfnss  noch  feststellen  lassen,  ent- 
wickelt sich  diese  VermögLussti  uei  nach  ihrem  EU'ect  auf  die  Steuerpllichtigcn  zu 
einer  Art  progressiver  Kiukominens teuer.  Auch  die  Metöken  unterlagen 
den  Vermögenssteuern. 

6)  Unter  den  Liturgien  war  die  Tri  erarcli  ie,  d.h.  dio  Ansrilstung  u.  s.w. 
der  Kriegsschille ,  die  wiclitigste:  in  der  ökonomischen  Wiikiin-r.  wi*'  •.••csagt  eifi-«  Art 
progressiver  Vermögens-  uud  Einkommensteuer,  auch  noch  in  <ler  iietorm,  weiche 
Pemosthenes  durchfohfte,  wo  die  Leistung  der  Trierarchie  nach  der  Schätzung  nor* 
mirt  wurde. 

Allgemeiu  war  iu  Athen  und  suust  iu  Griecheulauii  die  Verpachtuug  der 
Stenern. 

2.  Abschnitt 

Literatur.  Aelteres  Hauptwerk  Uber  das  römische  Steuerwesen  ist  lJurmann, 
vcctigalia  populi  romani,  Leid.  IT^L  Die  neueren  liechtshistoriker  und  i>olitischon 
Historiker  haben  sich  mit  dem  römischen  Steuerwesen,  besoud<>rs  dem  Eurger-Tribntum 
und  dem  Frovincial-Tributum,  viell'ach  beschäftigt,  ohne  bei  dem  Mangel  ausreichender 
und  der  ündeutlichkeit  der  vorhandenen  Quellen  auch  mu  in  all' ii  Ilauptjtuni  tcn  zur 
üebereinstimmuug  zu  kommen.  In  den  Jfebcnfragen  wunnn  It  es  vullcnds  vuu  Conlro- 
versen.  Darauf  auch  nur  andeutungsweise  näher  einzugehen,  als  es  im  Texte  ge> 
s<  hiebt,  liept  auHHcrlialb  der  Aufgabe  di'  s-  s  Werks  und  auch  ausserhalb  meiner  per- 
sönlichen Competeuz.  £iuo  jüngst  gefuiideuu  ueuo  üechtsquelle  ist  auch  für  die 
Steaerfragen,  besonden  fdr  diejenigen,  welche  das  Provincialtributnm  betreffen,  wichtig 
geworden,  aber  hat  doch  auch  wieder  neue  Controverscn  erwecU  (v^V  Mattliia--' 
unter  gen.  ScluiU);  Bruus-Sachau,  syrisch-römüichea  iicchtsbucli  aus  d.  5.  Jahxh., 
Leipzig  ISSO. 

Die  facliwissenscliafdiche  nationalökon om isclie  Hauptarbeit  tlber  die  rö- 
mischen Tributa  siud  ßodbertus'  vortiefllicho  Aulsatze  darüber  in  Uildcbr.  Jaluk 
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IV,  y,  VIII;  Thcilc  zn  eiiior  I\>rtS(>(zimir  hat  er  im  Maiiuscript  hiiiterlabscu.  In  der 
(jruuJiiiiSLhaiiunp  scheint  nur  Kodburiuh  im  Ktclitc  zu  sciii;  ich  liabc  sie  meiner 
gescbichtlichen  Darstellung  der  Entwicklungspimcapiea  schon  in  B.  II  zu  (irund*!  gie- 
leert,  H.  lies.  II,  b.  192,  Note  .-'1.  wo  die  Ifruiptpunrte  von  Kodbertus'  Ansichten  hervor- 
gehoben werden.  Einzelne  seiner  Ergebnisse,  so  seixie  Heiuuug  über  die  l  orterhebung 
des  BQT|;ertiibQts  (worin  Rodbeitos  Ulnrigens  Ton  dem  nenesten  SchrUtstellef  auf  diesem  üe- 
hicti',  M;it  f  liias  y ,  wieder  zugestimmt  wird),  scheinen  alter  doch,  nach  dmi  Vitheil  anderer 
Fachmänner,  irrig  oder  nur  theilwuise  haltbar  zu  sein :  ciii  Sachr erhalt,  wie  er  Ja  in  Ikzug 
auf  KodbcTtas  anch  sonst  sich  findet,  vas  dessen  Bedeutnngr  trotzdem  nicht  eigentlich 
schmäl,  rt  Ich  habe  mich  hier,  wo  es  auf  das  „wahrscheinlich"  nichtigste  iu 
der  Darstellung  ankommt,  daher  doch  weniger  an  Ivodliortu-.  als  an  Maniuardt  ge- 
halten, dessen  neue,  alle  bisherigen  Forschungen  ^Uiauiuieafasseüde  Arbeit,  „die 
röm.  Staatsverwaltung'',  II,  145  ffl,  der  folgenden  Darstellung^  wesentlich  zu  (irunde 
liegt.  S.  jetzt  auch  die  neue  Ausgabe  dieses  Werk,  s  von  Dessau,  1<>*<4.  Bei 
Marijuardt  auch  die  weitere  allgemeine  und  monographische  Literatur.  Ausser 
den  historischen  Werken  (Niobuhr,  Mommsen,  in  dessen  rftm.  Gesch.  z.  B. 
(2.  A  )  I,  772  «'.,![,  Kap,  XI,  S.  MTO  f..  III.  S.  485  IF.),  den  Werken  über  röm.  lUehts- 
geschichte,  wo  Walther  hervorzuheheu  ist,  Uber  römisches  Staatörecht 
(Mommsen,  passim)  sind  die  Werke  Uber  rOraiscIie  Staatsalterthttmer  m 
nennen,  so  Lange  (s.  In  i  ihm  bes.  über  die  älten>  Zeit.  Scrvianische  Censusverfass. 
u.  Steuern  I,  3.  A.,  Beri.  lS7ü,  S.  487  II",  538  H*.,  >0u  ll.).  Für  die  spät  römische 
Zeit  s.  L.  nouchard,  etudes  sur  l'admiuistr.  d.  fiü.  de  Tcmpire  rom.  p.  299  11".  Sehr 
klar  stellt  in  systematischer  Behandlung  das  röm.  Stetterwcsen,  auch  bezuglich  der  Ge- 
staltung in  der  Provinz  Gallien,  dar:  Clamageran,  bist,  de  l'imput  en  France  I, 
livre  1.  Die  alteren  Schriften  v.  Hogewisch,  Bosse,  Dureau  de  lu  Malle 
(s.  Fin.  I,  5  i)  genügen  nicht  mehr.  Die  wichtigsten  Monographien  des  Gegenstandes, 
bes.  über  Tributa,  Census,  sind:  Iluschkc  (Verfass.  d.  Sorv.  Tnll.,  dei-s.  über  d. 
CtinüOä  z.  Zeit  Christi),  v.  Saviguy  (Uber  die  röu.  Stcuerverfass.  unter  deu  Kaisern, 
zuerst  1823  ff.,  Torhess.  in  d.  „Vermischten  Schriften'*  II,  67  ff.,  womit  bes.  Bod- 
bertns  zu  vergleichen),  Mommsen  (röm.  Triljii>).  Weitere  Lit.  u.  a.  l)ei  Mar- 
quardt, bes.  S,  76,  157,  200,  21b  U.  a.  a.  St.  in  den  Noten.  Neueste,  revidirende 
Arbeit  eines  Jaiisten,  der  sich  ?iel&ch  den  Ergebnissen  von  Kodbertus  anschliesst, 
ist  ]i.  Matthias«,  röm.  Grundsteuer  u.  Vectigalrecht,  Erlaug.  1SS2.  —  Zur  Ueber- 
sicht:  Yocke,  directe  Steuern  d.  Körner,  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1859  (LV), 
S.  f)66. 

L'eber  die  römischen  privat-wirthschaftlii  h(ü  Einnahmen  s.  Hn.  I,  «I.A. 
§.  224,  über  Gebühren  II,  S.  13,  Uber  den  Finauzdicnst  I,  3.  A.  §.  86. 

§.  S.  Die  altrömiseben  StenerrerhältiiiBse  lassen  sieb  io  ihrer  Ent- 
wicklnng  und  Gestaltung,  besonders,  seit  der  Kaisei-zeit,  immerhin 
genauer  im  Einzelnen  und  sicherer  im  Ganzen  verfolgen,  als  die 
grieebisehen,  soviel  Ungewisses  und  Strittiges  auch  noch  nach  den 
neuesten  Forschem,  so  z.  B.  auch  zwischen  Kodbertus,  Mat- 
thiass,  einer-,  v.  Saviguy,  Huscbke,  Mommsen,  Lange, 
Marquardt  u.  A.  m.  andererseits  und  dieser  selbst  wieder  unter 
einander  Obrig  bleibt.  Eine  zusammenfassende  Darstellung  des 
Finanzwesens  ist  erst  ftir  die  Kaiserzeit  erlaubt.  Aber  gewisse 
Entwicklungen  lassen  sieh  in  die  republikanische  Zeit  zurück  ver- 
folgen. Der  neueste  deutsche  Bearbeiter  des  römischen  Finanz- 
wesens, Marquardt,  unterscheidet  im  Ganzen  fünf  Perioden: 
die  erste  bis  auf  den  Beginn  ausseritalischcr  Kroberuncrcn,  mit 
dem  Er^^ebniss  des  langdaucmdcu  tbatsächlichen  Authürcns  der 
Erhebung  des  Bürgcrtiibutums  (167  v.  Chr.),  die  zweite  bis  zum 
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Ende  der  Republik,  die  dritte  bis  Caracalla,  die  vierte  bis  Dio- 
clctian,  die  fünfte  die  iiaebeonüUiulinisclic  Zeit.  VAs  auf  Dioelelian 
ist  für  die  directe  BeHteueruug,  besonders  für  die  Grundsteuer, 
zwischen  I  f  a  1  i  e  n  und  den  Provinzen  zu  unterscheiden.  Die 
wichtigsten  >Steucrn,  bez.  Stcncr^'ruj)i)en  «ind  die  folgenden: 

1)  Indiiecte  Verbrauchsabgaben,  besonders  Zölle. 
8ie  bilden  auch  in  Uom  die  ältesten  ordentlichen  Steuern 
für  den  regelmässigen  Bedarf ,  iudcni  auch  hier  regelmässige 
directe  «Steuern  von  der  Person  und  dem  eigenen  Grundbesitz 
als  mit  der  persönlichen  Vollfreiheit  nicht  vereinbar  galten.  Neben 
den  Einnahmen  privatwirtbschaftlicher  Art  ans  dem  Gemeindeland 
nnd  ans  dessen  Eigenbewirthschaftang  oder  Verpaebtung  in  der 
älteren,  neben  den  Abgaben  der  Provinzen  auch  in  der  späteren 
Zeit  der  Eroberungen  bilden  die  ZdUe  die  Hauptquelle  der  ordent- 
lichen Einnahmen. 

Die  Erhcbunj^  von  Zölle»  ^'cht  bis  in  die  Zeit  der  Köui^rc  zurück.  Die  Zölle 
VQTdeii  an  eiiizolnen  Plätzen,  bcäondei8  au  Häfoii  erboben.  lu  der  Kaiser/.oit  ent«rick^t 
^irli  ein  iiriHasiM.'ndcs  K<'irlit;-(ir<Mi/zo!!systiMii ,  mit  EitiftiliTiiölicu  und  uiit  ein- 
zelnen Auäiuhrvcrbuteu.  Inueriialb  Ueüäclbuu  bcäluUcu  aber  uocli  proviu^iollc 
St ctt«r bezirke  mit  bcsondcroii  Zöllen.  Die  Zölle  sind,  iu  g:eviä8on  Proyinzen, 
Worthzölle  (Quoten  vom  Werth),  theils  specifische,  für  i  iii/L'ln.  Artikel.  Coui- 
luuualo  Zölle,  Thoracciscu  schciueu  ausscrdoia  verbreitet  gewcscu  za  soiu,  iii 
der  Stadt  Born  selbst  aber  wolil  nur  zeitweilig. 

2)  Nildist  verwandte,  stenertheoretisch  indessen  zu  den  Ver- 
kehrssteuern gchürij^e  Abgahen  rechts-  nnd  socialpolitisch  cha- 
racteristischer  Art  waren  eine  5^/(,  Abgabe  vom  Werth  freige- 
lassener bciav  eu  (schon  seit  357  v.  Chr.),  welche  in  der  Kaiser- 
zeit im  ganzen  Kelche  bestand^  dann  eine  4  %  Abgabe  vom  Preise 
gekaufter  8claven.  In  der  TOn  Augustus  eingeführten,  wohl 
meist  1%  betragenden  allgemeinen  Kaafabgabe  (,,Kant- 
aeeise")  (centesima  rerum  venalium,  vectigal  rerum  veq^ium)  tritt 
wohl  ein  Symptom  der  entwickelteren  Verkehrs-  nnd  Geldwirth- 
Schaft  der  Kaiserzeit  hervor. 

3)  Das  Bürgert  ribut  (tributnm  eivinm).  Es  war  eine  ans  ser- 
ordentliche Vermi^genssteuer  fttr  ausserordentliche 
Ausgaben,  wie  Kriegskosten  nnd  Truppcnsold. 

W  alirächciuUcU  rUlut  diese  Steuer  schon  aus  der  Zeit  der  Könige  her.  Iu  der 
Servianischen  Yerfassoni:^  wird  sie  nach  dem  Gensns  le^alirt  nnd  i.  J.  406  r.  Ohr*, 

von  wo  an  der  Staat  die  Zahlung"  des  Truppensolds  iiberniuimt.  delinitiv  ein richtet. 
Ursprünglich  war  dies  Tributum  wesentlich  auf  einen  WcrthausclUag  des  Urund- 
veruiögens  licscbrünkt,  vras  der  ültercn  naturalwirthschaftiichcn  Kntwicklnn<_'^  ent- 
spricht.   Sjiäter  —  also  wieder  mit  stärkerer  ({uaiitativer  und  quantitativer  Diilttren- 

ziruni?  des  Nationaleinkommens  —  erstreckt  sich,  im  l^rincip  weiii^sti  iis,  d  r  AnsMilu;? 
auch  aut  die  übrigen  V'eriaÖgeusobjecte,  specieU  ueben  landlichen  Orundstucken  auf 


Digitized  by  Google 


24  6.  B.  1.  K.  Stcuergoiiclüclite.    1.  U.-A.  Alterthaui.       b,  9. 

städtische  Häuser,  Gescbäftslocalo,  Wirtlischaftsinventar  (anfauglich  im  eiijrereii,  spät<^r, 
gauz  begreiflich,  im  weiteTen  Umfange'),  Gold  (Mari|uardt  II,  101,  Ifi.'f,  Matthias», 
S.  G).  Die  ßerUcksichtigung  des  bowcg^li  i  lu:u  Kapitals  (in  Industrie,  W-i  r.  ti- 
haiidcl,  öddgcjichärt,  in  den  (jesellschaften  der  publicaui)  machte  hier  steucrtccbnia«  a 
cbaiacteristiachc  Vcrüuderungcu  im  fifoscliitztuigsverfahren  nothwondig,  so  namciitlicli 
bei  den  g-cworblichcn  Unternehmungen  eine  HcrUik^iehtiginiq'  der  Zahl  uii'l  Art 
der  Sclaren  ^s.  uubon  Marquardt.  II,  165  auch  Kodbortus  Ilildubr.  Jahrb.  VLII, 
393  V.).  Klanren  über  den  Nicht -Abzog  der  Schulden  vom  Grundvemögen  bei  dem 
alten  Tribimim  erinnern  an  bekannte  moderne  Klagen  wie  au  steuertcchnischc  Schwie- 
rigkeiten in  Jiczug  auf  die  Berücksichtigung  der  Schulden  bei  unseren  £rtrag8!$teuuni. 
Selbstschät/.ung  des  Worthes  des  steuerpflichtigen  Vermögens  unter  Eid  fand  statt. 
(Matthiass,  7).  Der  uormale  Satz  des  Tribntum  war  1  Promille  (trib.  simplex), 
der  aber  nach  KcLirf  Miich  doppe  lt  und  dreifach  (trih.  diiple-t,  tripl»'\\  fnilier  wohl 
auih  noch  hohci ,  gaa/  nach  dem  Suiabbedarf  wechicluU  erhoben  wunlc.  lluulig 
sind  die  als  Triitutc  eingezogenen  Steuern  hinterher  aus  Kriegsbeute  und  aus  Con- 
tributioneii  der  Feinde  und  unterworfenen  Völker  zurückgezahlt  wunlen  Ob  man 
sie  deswegen  mit  Mommsen  förmlich  als  waugsauleihe"  autV.utasscu  hat,  ist 
streitig  und  kaum  za  bejahen«  da  die  Wiedcrerstatiang  veder  anf  rechtlicher  Yer- 
pllichtung  beriHit,  noeh  auch  immer  orfolLrt  ist  (so  Marquardt  II,  15'J).  Dio  spä- 
teren Eroberungen  und  die  Tribute  der  Froviazen  ermöglichten  dann  vom  J.  167 
V.  Chr.  an,  seit  dem  macedonischen  Kriege,  nnd  andauernd  v&hrcnd  der  ganzen  Kaiser- 
zoit,  bis  zur  Einführung  des  Proviin  ial-Tributum  in  Italien  am  Ende  des  3.  Jahr- 
hunderts null  Christus,  diu  Nicht- Erliobung  des  Bürgerlributs,  aber  ohne  dass 
eine  fiftrmiiciic  rechtliche  Aufhebung  dieser  Steuer  erfolgte.  (Ucber  diesen  Punct 
licsteliea  noch  uuausgetragene  Controversen.  S.  ^larquardt  II,  171  ü".,  anderseits 
bes.  Kodbcrtus,  Hildebr.  Jahrb.  II,  408  ff.  Er  nimmt  nu,  dasb  das  Burj^ertribut, 
nach  längerer  gänzlicher  Stcuerlroiheit  der  Kömer,  i.  J.  46  r.  Uhr.  wieder  eingeführt 
worden  seL  S.  schon  in  ¥ln.  II,  8. 186  Notd  24«  ebenso  Matthiass  a.  a.  0.  S.  2  tt.), 

4)  Neben  diesem  Tribntum  ex  censu  kamen  a ndere  Tribute 
vor,  deren  Vcrliältnisse  imi  uujjicber  lestgestellL  werden  können. 

So  das  tribntum  in  eapita,  das  die  „aerarii"  wie  .-in  kopfsteuerartigos 
^ielaiUncld  zahlten,  iui  L'üter^rliieil  vou  deu  stcucrficieu  i'rol<*tariern  (Lange, 
I,  ItV.i,  5l(>,  Martjuardt  II,  Ki');  das  tributum  der  orbi  rt  viduae,  das  als 
hordearium  („üerstengeld",  —  , JIaf<  rgi:M"'  wäre  die  moderne  Analogie)  zur  Tater- 
haltuug  der  vom  Staate  beschallten  lütterpferdu  dieute  (Lauge  I,  5-1 U).  ierncr  gab 
es  tribttta  temeraiia,  weldie  in  abnormen  Lagen,  nicht  auf  Grand  eines  Gensus 
eijhoben  wordon. 

5)  Eine  5%  Erbschafts-  nnd  Vermäcbtnissfitener  fttr 
alle  römischen  Bürger  (lex  vicesima hereditatum):  eine  „Boeial- 

politische'*-  Besteuerung  der  reicheren  Klassen. 

Vielleicht  als  eine  Art  Ersatz  des  fehleudcu  BiUgertributs  führte  Augastus 
diese  Steuer  i.  J.  6  n.  Chr.  ein.  Dio  nächsten  Blotsrerwandten  (bis  auf  die  6  eisten 
Grade  —  V—)  und  Erbschaften  unter  100,000  Scsterzen  (21,752  deutsche  Mark  nach 
dem  (ieldwertb)  waren  freL  (Mari^uardt  II,  258  ü'.). 

§.  9.  —  6)  Die  direote  Besteuerung  der  unterworfenen  Pro- 
?inzen.  Sie  war  von  Anfang  an,  nach  den  maassgebenden  Rechta- 
anschanungen  der  Zeit,  viel  ausgedehnter  als  die  römische  directe 
Besteuerung  nnd  lieferte  Jahrhunderte  lang  die  Hanpteinnahme  zur 
Deckung  des  römischen  Reichsbedarfs:  wohl  das  wichtigste  ge- 
schichtliche Beispiel  dauernder  Abschiebung  von  Staatskosten  auf 
Unterworfene,  als  ein  Mittel,  heimische  Besteuerung  vermeiden  oder 
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verringern  zu  können  (Fin.  11,  fcj.  18ti).  Das  Princip  der  Provin- 
cialbcäteueriing  war  nach  der  ganz  anderen  rechtlichen  Stellang 
des  Provincialcu  als  des  römischen  Bürgers  zum  Staat  ein  anderes 
als  beim  BUrgertribut.  Speciell  „das  tributinu  soll  berabt  nicht 
auf  der  Stellung  des  Bürgers  znin  bt.iMt,  sondern  auf  der  Stellung 
des  besiegten  Feindes  zum  Sieger  und  Eroberer'^  (Matth iass). 
Die  Verbältnisse  waren  in  den  einzelnen  Provinzen  lange  Zeit  ver- 
schieden! da  die  älteren  einbeimisohen  SteaerverfasBangeo  von  den 
Römern  theilweise  beibehalten  wurden.  Die  Hauptstenern  sind 
grundsteuerartige  und  personal-i  namentlich  köpf  st  euer- 
artige. 

S.  Marquardt  II,  175  fl'.  Matthiass  S.  7  0.  Der  grös&tü  TlioU  dcä  Bodeud 
in  den  Pro?inzon  bÜob  seinen  bisherigen  Eigenthümern  als  possessio  nnd  mit  dem 

usus  fructus,  al)cr  er  <ia]t  :\\s  Eigrntlnirn  iles  rf^iiiischeu  Volkd,  dos  EroVierrrs  und 
biegers»  und  ward  deshalb  abgabcplliciiui;.  Kntwcder  Latte  der  Bodeu  eine  Grund- 
abgabo und  zwar  eine  Ilohertrag;siiuot e,  gciröbnlfcb  den  Zeltntcn  zn  zahlen, 
oder  es  wird  eine  feste  Natural-  oder  Geldab.i^abe,  unabliängijj  vom  Boden- 
ertrag, cutrichtet.  Dies  war  das  wegen  der  Verwendung  zum  Truppensold  sogenannte 
Stipendium  oder  P ro vi ncial -Tribut um.  Die  Grundabgabe  haftete  auf  dem 
Provincialboden  realiastartig,  blieb  daher  auch  rechtlich  beim  üeber;!:aiig  von  Gruiid- 
sttlc1\pn  an  r^^inische  Bürger  bestehen.  Den  Zehnten  zahlte  namentlich  Sicilion,  in  der 
republikanischen  Zeit  auch  Asien,  das  Stipendium  die  übrigen  Provinzen.  Die  Er- 
hebaug des  letzteren  erfolgte  (zum  Thell  im  Anschluss  an  die  älteren  Steuereinrich- 
tungen, unter  denen  in  den  früheren  monarcliist  lun  Staaten  der  Zehnte  ganz  allL':e- 
mein  die  ttblicbsto  alte  Steuer  ist)  wohl  iu  der  doppelten  Form  der  Gruudabgab  c 
nnd  der  Personalsteuor  (Marquardt  II,  1B5— 191).  Die  Persooalstener  war 
theils  eine  gleiche  Kopfsteuer,  wie  sie  in  Persicn .  Aetrypten,  Judila  seit  Alters 
bestand,  theils,  —  wenn  man  gegenüber  den  vielen  hier  vorliegenden  Controvci-sen  der 
einigermaasscn  abschliessenden  und  zusammeniasseudcn,  freilich  in  ihren  Ergebnissen 
nicht  unbestrittenen  Arbeit  Marc^uardt'«  folgen  darf  —  eine  dirccte  Steuer, 
welche  als  Vermögen-  und  Einkommensteuer  zu  cliaralvtcrisiren  ist  und  wohl 
auch  mit  Elementen  einer  Gewerb ehesteueruug  verbunden  war  (a.  a.  0.  S.  191  bis 
197).  Ergebuis.se,  welche,  wie  gcüagt,  auch  jetzt  noch  nidit  unbestritten  sind,  aber 
in  wirtlischaftlvch  entwickelten  Ländern,  wo  das  liew  e^Ii ein;  Verini'ii!:eii 
grösser  geworden  ist  und  sich  durch  vermehrte  Arbeitstheilung  verschieden- 
artiger Enrerb  ausbildet,  viel  WahrschdnUchkeit  far  sich  haben.  Sie  entsprechen 
auch  im  Ganzen  wenigstens  (icr  pr  i  u  e  i  ji i  dl  >  u  Auffassung  von  Kodhertus,  so- 
wie unserem  aligemeinen  Steuerentwicklungspriucip  (Kin.  II,  3^9).  —  Kur  d*;u  To- 
talbetrag des  Stipendiums  haften  die  Stcucrbczirkc.  (S.  aucli  Mommseu,  röm. 
Gesch.  IC.  2.  Aufl.,  881.) 

Gleieb  im  Beginn  der  Kaiserzeit  wii-d  unter  Äugustus 
eine  allgemeine  Steuerreform  der  direeten  Besteuerung  der 
Provinzen  unternommen:  der  berttbmte  „Censns^'  ^ur  Zeit  von 

Christi  Geburt  (Ev.  Lucä  2,  1).  Der  Zweck  der  augustischen 
Maassregeln  scheint  ein  dopi)cIter  gewesen  zu  sein;  die  Gc- 
winiiiüi^-  einer  festeren  finun/icllcn  (Jrundlagc  für  die 
Ausgaben  des  römischen  Weltreichs  durch  die  Ermittlung  und 
Regelung  der  ordentlichen,  aus  den  Provinzen  fliessenden  Tribute, 
demgemäss  die  Feststellung  der  Grundlagen  eines  Etats;  sodann 
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zweitens  die  glciclimässigere  Vertbciliiiig  der  Lasten  inncr- 
ball)  jeder  Pruviuz  unter  den  Bteiierpflichtii^eii :  die  dem  Abäuiiuisi- 
mns  eii^ene  Tendenz,  den  Interessen  der  vcrtheilenden  Gerechtig- 
keit in  Besug  auf  die  Eiazeluen  Kechuuog  zu  tragen.  (Fin.  Ii, 

Bei  der  Spärlichkeit  nod  Yicldetttigkeit  der  Quellen  siud  die  Äu:>i(-litcii  über 
Wcsou  und  Bedtiuluiij?  dieser  Roforiii  uutt  r  deu  Autoren  (lluschkc,  v.  Saviq;uy, 
ivodbüitus,  Manjuardt,  Mommi>eu,  Maltliiass  u.  A.  m.)  auch  jct/t  h.k  h  ge- 
th«  ilt.  Abäolat  siclior  wird  der  Saclircrlialt  schwerlich  mehr  za  crmittclu  h  in.  Auch 
hier  ist  es  wohl  atn  Kirlitii;stt  ii.  (l*  r  ncucätcu,  Alles  c'4}ucii  zusatomeiifiisscuduu  Arbeit 
Marijuardt's  II,  lUb  11.  iui  Uau^cu  zu  l'uJt^uii. 

Eü  erfolgte  eine  Vermessung  des  Landes,  eine  Pesfstenunir  der  recht- 
!i(lii'n  Qualität  der  GruiidstUckc,  wovon  wieder  die  Steueri>fli(  ]itii:k' it  abhing.  end- 
lich ciuo  Üporatiou«  welche  oh  Classification  und  Uouitiruug  der  Urujidtituckc 
nach  ihrer  G*ttniig  und  uugcfährou  (itlto,  dahur  nach,  ihrer  fn>llich  uur  ganz 
roh  veranschlagten  E  rtragsfiihifikcit  bezeichnet  werden  kann.  (Jeradc  di'- li-t/tcre 
OiM'ratioii  ist  atn  Wenigsten  sicher  iiii-l  sienau  bekannt,  daher  hiorilber  viel  tAintrw- 
ver&c,  aut  h  zwischen  liodburtus  (l»c>.  in  Ilililebr.  Jahrb.  \)  und  den  Kechb- 
historikeru,  besonder  v.  Savigny.  Untei-schicden  wird  Ackerland,  Wi-sen,  beide 
nach  (irüsse  und  läii^'^rrcm  (lOjährigen')  Ertrag  oder  bei  Aeckern  aiii  h  bloss  in  roherer 
Weihte,  nämlich  nur  ab  liodcn  erster  und  zweiter  Glabse,  Wcinlaiid,  Oel])llaiizuugeu, 
beide  nach  Zahl  der  Stacke  und  Bäouio,  Forsten,  Finchereieu,  Salzverko:  jedenfalls 
eine  beuierkenswerfhe  Analoi^i  '  zu  den  moderuf n  ..lationelh  n*'  (irund>teuerkatasteru. 
Zugleich  erfolgt  eine  Aufnahme  des  Guts-In veutars  und  des  persönlichen 
Yeruiögcns,  der  Sclareu,  nach  Zahl,  Alter,  Nationalität,  Bcschäfti>;unu ,  Kunst- 
fertigkeit, endlich  anderer  abhängiirer  BovölkerungselL'nh  iite.  besoutlers  der  coloui. 
Die  gan/e  (Operation  des  Census  ist  erst  unter  Auirustus'  Nachfolgern  zu  Knde  ge- 
fi^hrt  worden,  unter  Trajan  war  sie  feriig.  .Sie  »cheiut  au  yuu  Jalire,  bis  auf 
Diocleliau,  die  Graudlage  der  VortassuAg  der  directen  Besteuerung  in  den  Pro» 
vinzen  g<.'wesen  zu  sein. 

§.10.  Unter  Diocletian  wurde  nan,  nach  der  ttblicben  Aas- 
legUDg  der  Quellen,  einmal  das  Frovincial-Tiibutum  iltr  den 
Boden  aneb  in  Italien  eingeführt,  sodann  eine  neae  Ver- 
messung und  Einrichtung  der  Grundbesteuernng  vorgo^ 
nommen. 

Diese  Einrtchtnncr  bestand,  wie  es  scheint,  in  genaueren  Ermittlungen  des 

Werths  oder  der  Ertiau-fähigkeit  de>  l^mlns  und  in  der  Bildung  von  .,8teucr- 
hufen*'  (jugum,  caput),  d.  h.  gleicher  bteuereiidieiteu  aus  je  einer  gewissen  Anzahl 
voü  Grundstücken  verschiedener  Gattung  und  (iUtc  (s.  d.  dartllier  aufgefumlene  (Quelle 
bei  Marquardt  II,  220).  Diese  Stcuerhuf.-n  von  demgcmiis»  unuhicher  Kl  icheu- 
grilssc  wui"dcn  dann  mit  cinctn  bleichen  Slcuersaf/'o  belegt  (jugatio).  Auf  (irund 
dieser  Aufnalinien  scheinen  ii caaniuitsteucrsch uldi gke iten  der  Steuerbezirke 
festji^estellt  worden  zu  sein,  welche  der  Vorort  des  Bezirks  suim  liiessen  musste.  Als- 
dann wurden  dieselben  narli  d.  in  Karri^fcr  ntif  die  einzelnen  Besitzer  rci^artirt. 
Niihcrc  Darstclluag  der  Eutwicklung  und  des  Verfahrens,  wesentlich  Kodbertus 
beistimmend,  reon  Marquardt  in  Manchem  abweichend,  bei  Matthiass  S.  10  ff. 
bis  27.  Unsii  li(  1  Ideibt  immerhin  Vieles,  auch  über  das  Verhaltniss  der  jugatio  zur 
capitatio.  Matthiass  S.  II  sieht  mit  Kodbertus,  Juhrb.  II,  210,  in  der  jugaiio 
die  selbständige  Besteuerung  des  Grundbesitzes  nach  dem  Kapiialwcrth .  in  der 
capitatio  diejenige  des  bedeutendsten  Theils  des  antiken  Kapitals,  der  Sclavon 
und  des  Viehes.  Die  capilutiu  traf  abi-r  auch  nach  dicsi  r  Aiil't'issung  dann  weiter 
das  besondere  Handel skapi  t  ai  und  die  freie  pcrsüiiliche  A  rbeit  in  einzahlen 
selbstandiu^cn  Industriezvcigeo.  Streitig  ist  u.  A.  auch,  ob  das  jugum  eine  blosis 
i^doa!  Kiüheit  oder  eine  loale  war.  Savigny  nahm  letzten» an.  S.  Matthiass 
S.  17— Ib. 
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Neben  diesem  ouDmebr  allgemeinen  Tribatom,  das  somit 
haaptsächlieh  eine  Art  6  rund  Steuer  war,  entwickelten  sieh  zur 
Ergänzung  andere  direete  Steuern,  besonders  für  die  Be- 
sitzer  beweglichen  Kapitals,  die  negotiatores  (neben  den  in 
den  Städten  wohnenden  possessores  agrorum),  welche  selbständig 
Handel,  Geldgeschäft,  Industrie  betrieben,  aoeh  ftlr  einzelne  Kate- 
gorien Handwerker  und  qaalificirter  specifischer  Arbeiter.  Hier 
treten  wohl  Analogien  zur  modernen  Gewerbesteuer  hervor. 

Dir  I  ii  lU'U  Vennö{^cnsl)i>l;iiiiltlicilc  W'-rdcii  zur  Steuer  ciiigescliützt.  Es 
werden  uach  und  nach  iu  der  Kaiscr^cit  süIcIk  ii  Hamlwerkciu  und  Arbeiioru  gc- 
worbe-  Qncl  crirerbsteocrlicbo  Abi^ben  aafn^Iegt,  seit  Diocletian  corporattv,  iodem 
die  bctrcffVruln  Corporatiuii  die  (icsauiuitsteuer  aufbritigei»  imiss  und  die  Stirinni^  niif 
ibre  Mitglieder  ref>artirt  (Mari|uardt  II,  290).  Dic3c  Bebtcueruug  ücbuiat  iuiuicr 
mebr  nach  unten  zu  crrdtcrt  und  t>pocialisirt  worden  zn  sein. 

Ob  und  in  welcher  Weise  auch  den  Städten  noch  eigent- 
liche Kopfsteuern  yorkommen,  bleibt  unsicher.  Marquardt 
bestreitet  es  ganz.  Dagegen  sind  nach  ihm  die  coloni  auf  den 
Landgütern  die  eigentlich  köpf  st  euer  Pflichtige  Landbe- 
-  völkernng  gewesen  oder  in  der  späteren  Katserzeit  geworden. 
Der  Gutsherr  hatte  jedoch  die  Kopfsteuer  seiner  Colonen  mit  der 
Grundsteuer  abzuliefern  und  trieb  sie  dann  von  den  einzelnen 
Colonen  wieder  ein. 

Der  Gesammtbetrag  der  Steuer,  die  danach  zn  repartirenden 
Steuerschuldigkeiten  der  Steuerbezirke  und  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen seheinen  zu  verschiedener  Zeit  und  in  verschiedenen 
Provinzen  für  verschieden  lange  Perioden  festgesetzt  worden  zu 
sein,  von  einjährigen  an  (Aegypten).  Spater,  seit  dem  4.  Jahr- 
hundert tritt  giüsstentheils  eine  flini'zehiijährigc  Periode  dui'llr  ein 
(indictiü).  Inneihalh  des  Jahres  bestanden  wohl  regelmässig 
drei  Zabltcrmiue  des  Tributum. 

üeberdic  Iiidiclioneu  w'w.  auch  uhw  alles,  was  s.ich  auf  Jif  Colonen  bezieht,  herrscht 
aber  bei  dum  jyiaugel  sicherer  Quelleu  und  der  schwieii^jcu  Ausle^uiii--  der  vorhaii- 
deuoii  Kacbrichten,  oft  nnr  Noti/.(;a,  vielfach  UiiMcheihuit  aud  ünkhiriieit  in  Bezu^ 
auf  die  rechtlichen  und  thatsächliclien  YerhHltnisäO.  Ob  vielleicht  aus  der  Analoj^ie 
mit  der  russischen  Lribeiv^ensehaft  und  Stc(H'!"vrrfa«^stiiii!:  in  diese  ronii-(  lu  ii  ^'cr- 
haltuisik}  etwas  AufUüruug  luit  zu  bringen  wäre  V  Achnliclikeitcu  der  i^ntwicKlung 
ücbciiien  mbandon. 

Die  E rbü  clia i  tss teuer  zahlten  aueh  die  rrovinzen  neben 
dem  Tribut,  seitdem  Caracalla  das  Bürgerrecht  au  alle  Provin- 
cialen  verliehen  hatte. 

Im  grossen  Umfang  und  mit  bis  auf  unsere  Zeit  sprichwört- 
lich gebliebenen  Missbräuchen  fand  in  Bom,  besonders  in  den  Pro- 


Dlgitized  by  Google 


^3  0-  B.  i.  K.  Stouer^soMclLte.   1.  H.-A.  Alterdium.  §.  11,  12. 


Tjnsen,  Steuerverpachtung,  auch  an  Pachtgeacll schalten  der 
Sügeuanuten  publicani,  statt.  8eit  Cäsar  wurden  aber  nur  noch, 
wie  s  it  Alters,  die  indirccten  Abgaben  verpachtet,  die  directen 
durch  eigene  Beamte  und  dureb  Uebertragung  der  Einziehung  an 
die  Stenerdistriete  selbst  erhoben.  Aber  auch  hierbei  ging  es  ohne 
Missbräuebe  nicht  ab.  Der  ökonomische  Oiuek  auf  die  Provinzen 
ist  dadurch  noch  ausserordentlich  gesteigert  worden. 

§.  11.  Da  man  über  die  Höhe  der  Einnahmen  aus  den 
verschiedenen  Steuerarten  aus  keiner  Zeit  der  römischen  Geschichte 
etwas  Genfigendes  mehr  weiss ,  so  sind  Vergleiche  zwischen  dem 
Steuerwesen  des  römischen  Weltreichs  mit  den  modernen  Staats^ 
besteuerungen  noch  mehr  erschwert.  Im  Ganzen  möchte  die  finan- 
zielle Bedeutung  der  indirectcMi  Verbrauchsbesteuerung, 
auch  in  Foiui  von  Zöllen,  relativ  gcriugcr  als  (lieit:iii;;c  der 
directen  Besteuerung,  iui  Vergleich  mit  den  Keielicii  des 
Jahrhunderts  gewesen  sein.  Die  directc  Krwerhs-  iiml  die 
Bcsitzbcsteue  ru  iig  ((jruiid-,  Gcwerbc-j  Personal,  Koj)!-,  \'er- 
mögens-,  Erbscliultsisteuer)  stein  w  ohl  im  VurtlergriuHle.  Die  (Jrund- 
Und  Kopfsteuern  ttbcrwiegen  in  Alterthum  (auch  in  den  asiatischen 
Dcsjjoticn)  V(Mnchndieh  mit  nach  dem  Character  der  Vulksvvirth 
schalt:  der  vorherrschenden  Is'aturalwirthschalt  und  der  tiberwicgcu- 
den  Bedeutung  des  Ackerbaues.  In  Üom  sind  ausserdem  lUr  das 
Uebergewicht  der  directen  I'csteueruug  in  den  Provinzen  die  po- 
litischen Verhältnisse  mit  entscheidend,  welche  eben  eine  solche 
,yAnsbeutung"  ohne  Rücksicht  auf  den  besonderen  Druck  dieser 
Steuerform  (selbst  abgesehen  von  der  Steuerhöhe)  ermöglichten. 
Die  allmähliche  Speeialisirung  der  directen  Stenern  und  die  Re- 
formen, welche  sich  in  der  Biehtnng  grösserer  Gleichmässigkeit 
der  Vertheilung  der  Steuerlast  bewegten,  erinnern  ttbrigens  an  die 
Entwicklung  der  europäischen*  Besteuerung  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Der  Absolutismus  in  der  Kaiserzeit  wirkte  hier  ähnlich  wie  der 
moderne  Absolutismus*  Die  „gleichmässige  Unfreiheit*' 
führte,  psychologisch  und  politisch  wohl  verständlich,  in  der  directen 
Bestenernng  zu  ähnliehen  Oonsequenzen  in  Bezug  auf  das  Postulat 
der  CTleichmässigkeit  der  Besteuerung  wie  die  „gl  eich  massige 
Freiheit  und  Gleichheit''  in  lULscrer  „staatsblirgcrlichcu** 
Periode.  Die  „Ausbeutuugswirlhschait"  gcfienübcr  den  Unter- 
wortcueu  durch  Tuhlieanen  und  Beamte,  die  .Sclavenwirth.schai't 
und  —  auol)  dannils  die  allriiähliche  Kinbürgcrung  der  „trcien 
CoDcurrcuz^^  hatten  ähnliche,  nur  weit  schlimmere  Zustände  in 
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Bezug  auf  VermügcriBvertlieilung  geschaffen  wie  unsere  moderne 
private  „Kapital wirthschaft"  im  System  der  freien  Concurrenz  — 
„im  sich  selbst  äberlasseneo  Verkehr^'  (Kodbertos).  Daraus 
sind  einzelne  oharacteristiscbe  Bestenenrogstendenzen,  so  io  Be- 
treff der  Erbscbaftsstener  der  Keieben,  bervorgegaogen ,  welche 
ein  Analogen  in  den  neuesten  Bestrebungen  der  „soeialpolitiseben" 
Stenertbeorie  (Bin.  1,  3.  A.,  §  27)  finden.  Das  relative  Znrttek- 
bleiben  der  indirectenVerbranchsbestenerung  erklärt  sieb  im  Uebrigen 
wobl  aneb  wieder  mit  ans  der  geringeren  Ausbildung  der  Arbeits- 
theilung,  der  Geldwirtbscbaft,  der  Productionstecbnik  und  dem 
Mangel  so  zahlreicher  zum  Steuerobject  geeigneter  Massen -Con- 
siiiiiai tikel,  wie  sie  sich  in  der  modernen  Zeit  in  Bier,  Branntwein, 
Tabak,  Colonialvvaarcn  bieten.  Benierkenswertb  ist,  dass  das  Salz, 
obwohl  regalisirt,  in  Horn  nicht  nls  Einiiahnie(|nelle  gedient  zu 
haben  scheint,  sondern  der  Staatssalzveitiieb  hatte  den  Zweck, 
den  Bürgern  dies  Ubjeet  zum  Kostenpreise  znznf(lln*en.  Wein  ist 
nur  beim  Absatz  an  Dritte,  nicht  Iteim  Eigencousum  des  Wein- 
bauers ein  technisch  gutes  Steuerobject. 

Das  römische  Steuerwesen  zur  Zeit  der  Zerstörung  des  römi- 
schen Weltreichs  war  eine  grossartige  Verwaltnngs- Einrichtung, 
wclcbe,  wie  wir  sehen  werden,  in  die  neuen  Staatsbildungen  mit 
übergegangen  ist,  freilich  dann  allmählich  zerfiel. 

* 

Zweiter  Hauptabschnitt. 

Mittelalter  und  Uebern^iingspeTlode  bis  zum  Zeitalter  der  fran- 
zösischen Revolntion  (Anfunf  des  19.  labrlinnderts). 

Dcutsohlatnl ,  i'rankrcicli,  Euglaiid. 

§.12.  Einleitung.  In  nerbalb  dieser  langen  Zeit  vom  Unter- 
gang des  römisehen  Reiches  bis  zu  unserem  Jahrhundert,  genauer 
gesagt  bis  Kum- Zeitalter  der  franssOsisehen  Revolution  und  bis  zum 
„Dauipfzeitalter",  der  Periode  der  grossen  modernen  technischen  Er- 
findungen, sind  natürlich  wieder  verschiedene  kleinere  rerioden  zu 
unterscheiden,  namentlich,  wenn  auch  für  die  einzelnen  Länder 
etwas  verschieden,  doch  im  Grossen  und  Ganzen  tlbereinstimmcnd» 
etwa  folgende  fdnf:  das  früheste  Mhielaltcr  (5.  bis  etwa  9. 
Jahrhundert),  das  mit! lere  Mittelalter  (9. — 12.  13.  Jahrhun- 
dert), das  spätere  iM  ittclalter  (13. — 15.— ir>.  Jahrhundert),  die 
,,lJebergangäperiode''  im  engereu  Sinne  (15.,  16. — 17.,  lö. 
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Jahrhundert),  die  Periode  der  Vorbereitung  des  modernen 
Staates  durch  den  Absolutismus  (17.,  18.  Jahrhundert). 

Aber  wenn  diese  isleineren  Perioden  auch  in  der  Finanz-  und 
Stcuergescbicbte  der  germanisch-romanischen  Staaten  A  b  s  c  h  n  i  1 1  e" 
bilden,  soweit  in  gescbicbUichen  Entwicklungen  überhaupt  von 
solchen  geredet  werden  kann»  so  erscheinen  die  erfolgten  Ver- 
änderungen doch  geringer,  weniger  tiefgreifend  und  nicht 
80  prineipiell  als  die  seit  und  mit  dem  Revolutions-  und 
dem  Dampf  zeit  alter  eingetretenen.  Nnr  England  bildet  in 
dieser  Hinsicht  in  eioigen  Pancten  eine  Ausnahme,  4ndem  hier 
die  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  zwar  ebenfalls  in  Um- 
fang und  Höhe,  aber  nicht  in  der  Art  und  Form  der  Besteuerung 
einen  so  tiefen  Einschnitt  wie  auf  dem  Gontinente  macht 

Aus  dem  Standpunct  des  19.  Jahrhunderts  betrachtet,  schiebt 
sieb  so  doch  die  ganze  vorberige  Zeit  der  Finan/.geschichte  mehr 
in  Eine  grosse  Periode  zusammen.  Selbst  die  Periode  der 
allmählichen  Einbürgerung  regelmässiger  Stenern  vom  späteren 
Mittelauel  :in  und  die  uoi  h  am  meisten  characteristisch  sich  ab- 
hebende Periode  der  stehenden  Sohlhccrc  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  .liiluliunderls,  bilden  doch  entfernt  nicht  in  dem  Maasse  „Epoche** 
als  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert. 

in  dieser  entstand  das  grosse  moderne  .Sc h uld en wesen  als 
allgemeine  bleibende  Institution,  dalicr  mit  seiner  dauernden 
Belastung  des  Etats,  nahm  die  Einriebt  im  der  stehenden  Heere 
einen  neuen  Charactcr  an  und  gewann  sie  eine  vermehrte  Bedeu- 
tung gerade  auch  in  tinanzieller  Beziehung  und  —  was  prineipiell 
noch  characteristischer  als  beide  eben  genannte  Momente  —  dehnte 
sich  auf  allen  Gebieten  des  Volkslebens  die  Tbätigkeit  der 
Staatsverwaltung,  unterstützt  durch  diejenige  der  Selbstver- 
waltungskörper, in  ungemeinem  Grade  aus:  Die  staatliche  und 
eommnnale  „Gemeinwirthschaif  übernahm  eine  Menge 
Aufgaben  in  der  Volkswirthsohaft,  zum  Tbeil  trat  sie 
an  die  Stelle  der  Privatwirthschaften  (Ein.  f,  §  32—37). 
Zugleich  rang  sich  auch  die  FiDanzwirthschaft  jetzt  erst  völlig  aus 
der  Naturalwirthschaft  zur  Geldwirthschaft  heraus.  Ferner  ver- 
breitete sich  der  Oonsum  geeigneter  Objeete  der  indi- 
recten  Verbrauchsbestenerung  in  unerhörtem  Maasse,  wäh- 
rend gleichzeitig  die  Technik  der  Herstellung  wichtiger 
solcher  Artikel  (Rier,  Branntwein ,  Zucker)  an  dem  allgemeinen 
Lmschwuug  der  rroduotionstechuik  theilnahm.    Nicht  minder  hat 
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die  Technik  in  dieser  neuesten  Zeit  unigestaltend  auf  die  Er- 
werbsverhältnisse  der  wirthsehaftlichen  Gesellschaft 
eingewirkt  und  haben  die  modernen  politischen  Principien 
der  Freiheit  nnd  Gleichheit*'  ihren  Siegeslauf  durch  die 
Onltarrölker  gemacht,  wovon  alle  Finanz-  und  Steuerprobleme  tief 
berührt  und  wodurch  die  Lösungsyersuehe  dafür  sehr  erschwert 
werden.  Dem  gegentlber  möchte  in  der  Finanz-  und  Stenerge- 
schicbte  die  übliche  historische  Scheidung  von  ^^Mittehilter''  und 
„Neuzeit^*  um  die  Wende  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  doch  nur 
die  Bedeutung  eines  „Absihnitts''  haben,  dessen  Markirnn^  auf 
diesem  Gebiete  auch  wieder  mit  technischen  Fuitöchiiiteii 
(Schiesspulver,  BuchdruclierkuuRt)  zusammen hiiiigt. 

Dies  zur  Begründung  der  vielleicht  auffällig  ersclieinenden  Zu- 
sammenfassunc:  der  ganzen  Periode  vom  5.  bis  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts, dieses  also  eingeschlossen,  des  „Mittelalters"  und  der  „Neu- 
zeit" in  diesen  zweiten  Hauptabschnitt,  dem  dann  im  folgenden 
zweiten  Kapitel  die  neueste  Zeit"  in  zusammenfassender  T^cbcrsicht 
der  Steuergeschichte  des  11).  Jahrhunderts  mit  der  Darstellung  des 
Stenerrechts  der  Gc?:^enwart  folgt.    (Vgl.  §.  96—100.) 

Für  das  früheste  Mittelalter,  die  Periode  der  Auflösung 
des  römlBchen  Weltreichs  bis  zur  endlichen  Befestigung  der  neuen 
germanisch -romanischen  Staatenwelt,  bis  zur  definitiven  Theilnng 
der  fränkischen  Monarchie  und  bis  zur  Entstehung  eines  eigenen 
Deutschen  Reiches  sind  die  ehemaligen  rOmischen  Beicbsgebiete 
hier  nicht  welter  zu  unterscheiden.  Es  genügt  an  der  Betrachtung 
der  Verhältnisse  des  meroringi sehen  und  carolingischen 
Kelches.  Auch  später  bleiben  die  Finanzverbältnisse  in  Deutsch- 
land nnd  Frankreich  nocb  längere  Zeit  sebr  ähnlich.  Mit  der 
Verselbsföndigung  des  Staatslebens  in  den  neuen  Staaten  erhält 
natürlich  auch  das  Finanz-  und  Stenerwesen  gewisse  Verschieden- 
heiten. Aber  ohne  dass  man  irgend  den  Dingen  Zwang  anthnt 
und  zu  sehr  verallgemeinert,  begegnet  mau  doch  in  der  IIaui)t8achc 
einer  grossen  Uebereinstimmung  der  Entwicklung,  wenn  auch  die  ein- 
zelnen Phasen  derselben,  besonders  unter  dem  Eintluss  des  in  der  Fi- 
nanz- und  Steuergeschichte  mitspielenden  politischen  Moments, 
nicht  genau  gleichzeitig  eintreten.  So  erfolgt  im  D  eutsch  c n  B e ic h 
aus  bekannten  gcschichtliehen  Gründen  die  Entwicklung  der  Be- 
steuerung später  und  schwächer  als  im  Ausland,  in  Frankreich 
und  England,  und  tiberwiegend,  bald  ausschliesslich  in  Form  von 
Territorialsteuern,  nicht  von  ßeicbssteuern.    Im  späteren 
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Mittelalter  und  im  Beginn  der  Neuzeit  tritt  die  Stcuergeschichte 
mit  der  Geschichte  der  Landstände  im  ständischen  Patrimontal' 
Staat  in  nächste  Beziehung  mid  wird  so  ein  wiehtiger  Tbeil  der 
Geschichte  des  öffentlichen  Bcchts.  —  Die  Entstehung  eines  eigenen 
und  eigenthfimlichen  städtischen  Steuerweseos  fällt  ebenfalls 
meist  in  die  3 — 4  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters. 

Die  folgende  Darstellung  beschränkt  sich  wesentlich  auf  die 
Länder  des  ehemaligen  Deutschen  Reichs,  auf  Frank- 
reich und  England.  Es  liegt  an  der  Terschiedencn  polltischen 
Entwicklung,  dass  die  französische  und  britische  Finanz-  und 
Steuergeschichte  früher  bedeutsam  und  interessant,  die  Finanz- 
wirthscbatt  viel  früher  Steucrvviithschaft  wird  als  die  deutsche. 
Der  deutsche  Staat  zcrfUllt  in  einem  Jahrhunderte  dauernden  Aul"- 
lösungsprocess,  seine  Erben,  die  Territoiicn ,  entwickeln  sich  erst 
in  einem  ebenso  langen  neuen  ßildungsj ess  zu  wirklichen 
Staaten.  Aber  auch  die  ^rössten  davon  sind  im  I  S  Jahrhundert  noch 
nicht  in  dem  Maasse  zu  ciulieitlichcii  Stnafen  hcrausgewaelisen 
wie  Franki-eieli  und  Kiiü:laiid  seit  Jahrhuaderlen.  Die  nusser- 
ordeutliche  Zersplitterung  der  Staatsgewalt  im  dcutsclicn  Terri- 
torialwesen hat  natürlich  eine  iihnliche  der  Finanz-  und  Steuer- 
einrichtungen zur  Folge  gehabt.  Das  betreffende  Material  ist  daher 
auch  schwerer  als  das  französische  und  englische  /u  übersehen, 
zu  sammeln,  zu  verarbeiten  und  bietet  nicht  das  gleiche  Interesse, 
hat  auch  fUr  die  allgemeine  vergleichende  Geschichte  wirk« 
lieher  Staat 8 find nzen  nicht  den  gleichen  Werth  als  das  Material  aus 
Frankreich  und  England.  Die  wissenschaftliche  Verarbeitung  des 
deutschen  Stoffs  ist  bisher  femer  viel  weniger  ausgedehnt  betrieben 
und  weniger  erfolgreich  gewesen.  Tflchtige  Kräfte  der  historischen 
Nationalökonomie  sind  jetzt  bemttht,  diesen  Mangel  zu  beheben. 
Aber  es  Hegt  eben  in  unserer  deutschen  Geschichte  selbst,  dass 
erst  mit  den  grösseren  Einzelstaatsbildungcn  nach  der  französischen 
Kriegszeit  und  vor  Allem  mit  der  Entwicklung  des  preussischen 
Staats  zum  politischen  Kern  des  neuen  Deutschen  Reichs  auch  das 
Finanz-  und  Steuerwesen  den  grösseren  Zug  gewinnen,  welcher 
dem  französischen  und  britisclieu  schon  länger  eigen  ist. 

Für  die  Aufgahe  dieses  AV'erks  in  IJezug  auf  Stcuergeschichte 
und  Darstellung  des  Ziistniids  dei-  Picsteuerung  im  l.s.  Jalirlmiidcrt 
criricht  sich  aus  diesen  Verhältnissen,  dass  hier  das  Aushuid 
iiiL'hr  als  das  Inland  heriicksichligt  werden  niuss,  m\\  ein  tyjii- 
scbes  Bild  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Staat&steuec- 
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Wesens  zu  erhalten.  Namentlich  das  französische  Steuerweseo, 
last  noch  mehr  als  das  britische,  verdient  hier  wohl  besondere 
Beachtung,  welche  ihm  in  Folgenden  auch  zu  Theil  geworden  ist. 
Die  vortrefflichen  Vorarbeiten  über  französische  »Steuergeschichtey 
denen  wir  in  Deutschland  bisher  ilQr  keinen  Staat  etwas  Crleicbes 
zur  Seite  zu  setzen  haben,  kommen  dabei  besonders  zn  Statten. 
In  einer  umfassenderen  Steuergescbichte  würde  namentlich  auf 
Italien,  Vorbild  Itir  Manches  im  Stenerwesen,  und  anf  Spanien 
8nd  Holland  einzugehen  sein,  was  ich  mir,  fUr  jetzt  wenigstens, 
versagen  muss. 

i;.  13.   Literatur.  8.  im  Allgcmciaca  die  Angabeu  iit  diesem  Werkel,  3.  A., 
S.  54.  II,  149  u.  oben  S.  S,  4.   Di«  neueren  allgemeinen  Geschictitsworke 

nt  hnuii)  zwar  auf  Finanz-  wie  auf  Wirtlischaftsufiscbichte  etwas  mehr  Kiicksirlit  als 
die  t'ridieren,  aber  si  ll>st  so  iirnfasstsnd  aiiLvI  uh^  wie  (J lose  1) ro  r; Ii f 's  Geschirhfo 
der  deutschen  KaiH<u/.i(  sind  iKich  sehr  daiftig  in  diesen  Dingen.  Mit  am  Ein- 
f?eh<)ndsten  ist  di  -  iut.  r.^sHiit.-  IS  riodc  des  sie i  1  ian  i  s chcn  Finanzwesens  unter 
Tricdrich  II.  in  solchen  Werken  beliandclt.  bes.  in  v.  K a  u nie r*s  Ilohcnstaufen. 
4.  A.,  B.  III  (1S72),  S.  23i)  ü'.,  207  Ii.,  eb.  in  Ii.  V,  S.  il2  II",  auch  eine  vergleichende 
Darstellang  des  Flnanzvesens,  der  Abgaben  n.  s.  w.  im  12.  und  18.  Jabrhondcrt  Im 
Einzelnen  ist  dies  f'n  ilirh  jtM/t  nirht  mehr  alles  als  corrert  zu  bezeichnen.  S.  zur 
Boricbtiguag  nnd  Ergänzung  E.  Winkelmaau,  Geächichte  Friedr.  IL,  Bcri.  li»t>3,  1, 
346  ff.  Pur  die  Periode  des  15.  Jabrh.  (Hitöititen-,  TUrkensteuer  n.  9.  w.)  s,  r.  Be- 
zol.d,  K.  Sigismund  u.  d.  Ueichskriep^e  geilen  d.  Hassiten,  Mftnch.  1812,  S.  126  fr., 
Droysen  ,  Gesch.  d.  preuss.  Politik  I,  41)1»  ü". 

Die  eigentlich  fach  wissen  schaftliche  nnd  Specialliteratur  behandelt 
regelmässig  mehr  nur  einzelne  Länder  und  Thcile  davon  (Territorien.  Städte  in 
Deutscldaiid).  an.  Ii  uftei-s  nur  einzelne  Perind.Mi.  Von  Schrift«  ii  ii!)ßr  grössere  Zeit- 
räume sind  aus  der  älteren  Literatur  immer  uuch  diejeiiiü:eii  II  nihnan  n 's,  be.sonders 
seine  deutsche  FinanzgescMcbte  des  Mittelaltei-s  (lieich)  u.  Lang 's  lii^t.  Entwickl.  d. 
deul-^i  li'  ii  Sfeiierverfns',iin2;-  hervorzuheben.  Von  di  ii  Werken  über  dfiifsrhe  St.iats-  u. 
liechtsgeschichte  ist  auch  Uber  l'inanzcn  immer  noch  Eichhorn  daä  eingehendste 
und  beste,  in  Kurze  auch  WaltheT.  Das  jetzige  Hauptwerk  fttr  die  Periode  bis  ins  12. 
Jahrh.  ist  Waitz*  deutsche  Verfass.-'iosch.  in  den  betretfenden  Kapiteln  n'n  r  Finanzen, 
manches  Verwandte  auch  in  denen  über  Gerichtswesen,  Heerwesen  u.  in  andren,  s, 
bes.  für  die  meroring.  Zeit  B.  II  (2.  A.,  S.  55.S  ff.,  jetxt  in  3,  A.  vorhanden),  für  d. 
caroling.  Zeit  B.  IV  (2.  A.,  S.  ;j  If.),  fiir  d.  spätere  Zeit  B.  VIII.  2I()lf.  üober  die 
Tiei.  hs-,teuern  der  St:idte,  Eiitstehun«:-  der  lieden  u.  Steuern  u.  städt.  Steuerwesen  im 
12.  u.  IH.  Jaluh.  ilbeihaupt  vorzuglich  Zeumer,  deutsche  Städtesteuern  (Schmoller's 
Forsch.  I).  Fttr  das  spätere  Mittelalter  u.  die  Neuzeit  fehlen  I  i  l  r  ii<  itere  deutsehe 
Werke  über  ihs  ffesatiHiite  Finanz-  und  Steuer^'e>^i  n,  wie  das  Waitz Vh  '  fVir  ilic  frulii^rc 
Zeit.  Von  grundlegender  Bedeutung  möchte  für  das  deutsche  Territorialsteiu  rweseii  das 
demnächst  zo  erwartende  Werk  von  Lamprecht  fiber  die  Wirtlischaftsgeschichte  von 
Trit;r  werden.  Mc^hr  populär,  nber  brauchbar  zur  Uebci*si(ht:  II.  Müller.  Rfiichs- 
steucrn  u.  Iteichäreformbeätiebungeu  im  lä.  u.  16.  Jahrh.  (Iluüäiten-,  TOrkensteuer, 
gemeiner  Pfennig  u.  s.  ▼.).  S.  im  Allgem.  auch  Ranke's  Deutsche  Gesch.  im  Zeit- 
alter d.  Reformation  (u.  A.  über  das  GrcnzzoIIprojcct  unter  (Jarl  V.  in  B.  II,  3.  Bttch, 
t^ap.  2  u.  Arionst.  in  B  VI  .  Uchrr  dus  ZMlIwesen:  Falke,  Gesdi.  d,  deutsehen 
ZolU'esens  (v.  Auf,  an  bis  l'5;i4),  Leipz.  \>>(\'ti.  Biedermann,  d.  1>.  ZoUwes.  im 
Mittelalter.  Vierteljahrsschr.  f.  VolküwirÜisch.  XX,  2.  H.;  ders.  cb.,  H.  4,  Plan  einer 
D.  Zolleinheit  im  It».  Juhrh. 

Aus  der  werthvollen  französischen  Literatur  (u.  §.  50  If.)  s.  auch  für  die 
SSc^t  bis  zum  9.  Jahrh.  bes.  Olamai^reran ,  histeire  de  1  impdt  I,  Urre  2  (irap.  bar- 
bare),  auch  livre  't  limp.  f.  odal)  (mehrfach  weidien  er  tind  Waitz  von  einander  ab); 
auch  Viiitry,  etudcs  sur  b;  regime  fm.  en  France  voL  l,  Far.  IbTb  ^,Uber  d.  röm. 
A.  Wagner,  Fiuauzwiüiyuuschaft  Iii.  3 
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Steiit-rn  in  Ciallioii  v. .').— 10.  Jalirh.  «ml  rib<  r  das  Fiiiatizw«  «son  in  der  Feadalzeit).  —  üßber 
Enjilaiiii  |ia  siifi  <iiM*ist  in  il.  (irsili.  »1.  riii^I.  \  i-iwaltniiüsn  chts.  bes.  in  B,  I  »I. 
1'.  A.;  \  ni  k,-,  <i.sili.  «1.  ^;f.•^l<M•n  »I.  Ijiif.  IJ.irli^.  bos.  in  «!.-n  Al>s.liiiittt'n  uIkt  tiif 
einzelnen  f>t(  »"  in ;  jc»/.t  Du \v  i:ll,  liiatory  ot  lavation  a.  taxcs  in  F.ngl.,  4  vul.,  Lonil. 
1884,  namcnd.  in  vol.  I,  book  1  n.  2  fr.;  Zeit  vor  n.  er»tc  Zeit  nach  d.  normann. 
Erobr;run«>:.  W'  itoros  über  dir  franzöttischo  und  englisch«  Steuftrliteratur  unten  im 
Aiifaug  der  Abäciiuittu  5  und  Ü. 

Im  16.,  hes.  im  1 7.  Jahrhundert  «tnfsteht  dann  auch  eine  zc  i  t  sre  n  össi  sehe  Fach - 
ritur.  S.  nliLT  di.'se  in  H.  1.  And.  4*.  2:{,  Niihcr<«s  bts.  in  Itosrher's  (i.si  h. 
(i.  L).  Nat.-Ook.  il>ci  d.-n  einzcliit-n  Autoroni;  an«  b  doss.  K'ciralieu,  Lei|>z.  l*>i>4. 
Sjjc'citjll  iib<'r  dii-  deutsche  Finan/.\vi?s<  nscliart  im  17.  Jahrb.,  bes.  (Iber  K.  Klock 
(wohl  mit  crhebliflier  Uolii  rircibnnii  seiner  liodentnng),  L.  Stein  in  S<  bau/  '  Fiti;uiz- 
areh.  I.  1  II.  Man<'h<'s  ubcr  die  staatsrecbMiebe  Seite  n.  über  ••iiizeJnes  Administra- 
tive der  sländLsclien  u.  der  späte.ren  l'oriodi-  d<-s  Sten« Tvve^e.n.s  in  den  reelitsjifescliit  ht- 
lichen  n.  staaferechtUche»  Werken  von  Walt  hei,  /üpri,  Eichhorn,  hos.  K.  A. 
Zachariä,  v.  b'r>nne  n.  a.  rn.    S.  aneb  in  l'in    II       Alt-  tui,  S   1>I5 — 22i>. 

Aus  der  Special-  u.  inoiiographisehcn  Literatur  sind  auch  Cur  diese  Periode 
die  meisten  vichti|feren  Arbeiten  schon  in  Fin.  I,  S.  A.,  S.  54  u.  II,  150  anp'^ebcn. 
Zur  Uebei*äi(  bt  über  die  u'an/.e  l'rriod«  von)  späteren  Mittelalter  bis  ins  Iii.  Jahrb. 
vor/üülieh :  Sebnioller's  Aufsatz  „die  Epochen  der  preiiss.  Finanzpolitik"  ^Jabrb. 
f.  (ieset/ge)).  IS77);  eine  Arbeit,  den»n  Haiipferirobniüse  »ich  indessen  wohl  mehr 
verallgemeinern  iassi^i,  als  Se)iinolb>r  au<  h  nur  inücutet  und  vielleicht  nicht  einmal 
zugeben  wird.  Fin  aiites  Hild  des  .  iijenthiimlieben  Finanzwesens  desprens?;.  ordens- 
landcs  j^iebt  T«»pp<*n  in  d.  Aufs.  .,I>ie  Zinsverlass.  I'reus>ens  unter  d.  Heir- 
««hafl  d<^  Deutseljen  Ordens",  in  d.  Zlsohr.  f.  |»reu>s.  (iesch.  n.  >.  w.  |si>7,  S,  207  H'., 
II'.,  tili  II..  742  (1..  B.  4;  brner  d.  r^.  in  Syb.  I  s  hi.stor.  Ztsehr..  U.  ii\  (l>si), 
S.  4^0  II.,  eb.  auch  Sattler,  über  d.  preus:>.  Ordensitaat,  Ii.  4'J  vl^^^),  S.  24b  tt. 
Ucber  das  ältere  branden b.  preuss.  Finanz-  u.  Stettcrwesen  Manches  in  Droy- 

sen's  (iesrh.  d.  preüss.  IVditik  und  Isaaksolin's  (ie-eh.  d.  preuss.  Ibiauitenthums. 
beä.  in  BetrcU  der  BcbOrdcnorganisatioH.  Eingebend  Uber  die  Zeit  Albrecht  Acbitt's 
(2.  Hälfte  d.  15.  Jahrb.)  Kotelmann,  Fin.  A.  A.s,  Ztschr.  f.  preuss.  Landesg-esch., 
B.  4.  IStJtl  (frank.  Lande,  S.  1  II  .  II'.,  markisehe  S.  2s.^  II..  417  II.*.  W  intru-, 
mäiL  Stände  z.  Z.  ihrer  liöchsten  hinthe.  LjJO— 50,  in  ders.  Ztschr.,  B.  LI.  lsS2; 
f.  li.  17.  n.  1S.  Jahrb.  bes.  liiedel  s  brand.  )>r<uss.  Staitsbaushif.;  (ilieniann, 
Einfuhr,  d.  Ac eise  in  Preuss.  n,  Tub.  Zt.<?<hr.  ,  S.  ITT  (womit  zu  vergiei(  ben; 
V.  Inama-SteriK  gg,  Aceisestreit  d  Fin.-Th«ior.  im  17.  n.  1**.  Lilirb..  eb.  fsf.,'. 
S.  ölii}.  Manchem  ^assim,  im  Zusammenhang  uiil  der  .sunstii^oit  V'crwaltungägeächichte, 
in  (i.  Sch moller  s  Aufsätzen  Uljer  d.  preuss.  Städtewescn  unter  Fricdr.  Wilh.  I., 
in  d.  Ztschr.  f.  prenss.  (ii?8Ch.,  B.  l'-TI.  B.  10,  IL  12,  1S7:{— 75,  ders.  Verwalt. 
i*reussen's  unter  Friedr.  Wilh.  1.  (Vurtrair},  Ui^itor.  ^6t:icbr.,  ß.  üO,  l^Tü;  Uers. 
preuss.  Beamtenstand  unt.  Kriedr.  Wilh.  I.  in  Preuss.  Jahrb.,  B.  26;  ders.  in  den 
Studb'n  Uber  preuss.  W irthseliaftspolitik  lli80— I7s(>,  in  s.  Jahrb.  Is'jö  (f.;  Born- 
liack's  i»rt;nss.  V<'rwallnngs«:eseli.  in  d.  betreib  Altschnitfen  ;  Zakre/.ewski,  über  den 
(Jenerallmfenschüss  (Diss.),  Borl,  Ihb.").  Ueber  Si  blesien  spe<'iell:  Kries.  histor. 
Entwir.ld.  d.  Steuerverfass.  Seidesions,  Bresl.  Is42.  lieber  Alt-Iless>  ii  Kr.  IIiLL  - 
brand),  Vermt'igenst.  u.  Steuerverfass.  im  Hi.  n.  IT.  Jilnli..  ILM.  Jahrb.  B.  25. 
S.  297.  — .  leber  Sach.sun:  Falke,  SteuerbewiiI,  der  Lamlstande  in  Cur- Sachsen, 
Tab.  ZtHchr.  1S74,  B.  3<t,  S.  HSh,  1H75,  S.  114:  ders.  pussim  Oesch.  d.  Curfdnten 
August  V.  S(VliS' :i.  L' ipz  ISt;s;  (iber  die  ernestin.  Lande  (Thüringen)  Kius.  Finnnz- 
wcs.  d.  cruest.  Hauses  im  Ii».  Jahrb..  Weim.  Ibüö,  —  üeljer  llaier  n  jetzt  bes.  L.  11  o f- 
mann,  Gesch.  d.  directen  Steuern  in  B.  v.  13.— 19.  Jahrb.,  L«  ipzig  t  flchmoN 
ler's  Foi'srb..  B.  l\  )'■  nber  einzelne  baier.  Stenern  (•esehichtliehes  in  ^'.m  !,  '>  Aufs,. 
Beilr.  z.  tieseli.  d.  Finkumuienül.  in  Baicni,  Tub.  Ztschr.,  B.  20  (lSf»4).  S.  225.  auch 
über  d.  baier.  Gewerbest.  eb.  B.  17  (1S61)  passini.  —  Ueber  W  ürtemberg:  Hoff- 
mann, Finaiizwes.  W.'s  zu  Auf.  d.  16.  Jahrb.,  Tab.  1^40,  fiierke  in  d,  Wurtemb. 
Jahrb.  l'>71>.  • —  Leber  Hessen.  Banr.  ilandb.  d.  dir.  Steuerwesens  1.  Heiilelb.  iMiS, 
L  Abth.  S.  1  II.  —  Ueber  Mo  eklen  bürg  iMnan/.verb.  in  M. -Schwer.  H,  Schwer.  Ii>7%>, 
S.  2  ff.  (älteres  Steuerwesen ).  —  Aneli  für  Oesterreich  fehlt  eine  zusammenhän9:ende 
eingehendere  |)ar.->te||nnv'  d<'r  iilti'.ren  1  In m?:'  u.  Steuer"'  -  Iii 'litr*.  Hrueli  t  n  k  -  einer 
sulclien;  v.  Hau  er,  ßeitr.  z.  Gesch.  d.  üslerr.  Fin.,  Wien,  L54b.    Einiges  in  d.  £iu- 
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Icitiini?  z.  Suliai.  d.  Stcnerwvs.  im  itst<irr.  Kaiscrsta.it,  Wien,  1S")'^.  Firmier,  Fiuaiijt- 
polit.  Rudolf  IV.  r.  «J.  storr.,  Iniisbr.  1SS5.  8,5,  9  ff.  ii.  passiin  (li.mdolt  ^oaseotlieils 
von  der  Reiitcii-.VI>lftsiiiiu:).  SIl^ih.  Adl.  r,  Orfjanisation  d.  (Ii-ntralvorwalt.  iinf  r  K. 
Alaximiliau  I.,  Lcip/.  IbM»,  ijussiu».  übe rleitiier,  Ucst.'»  bin.  uutcr  IVrdiu.  1., 
Wien,  (TUrkcnstenern  Im);  Oers.  Finanzlage  in  den  Erblandcn  um  1761,  Wien, 
ISf)').  (liiidcly,  (tos.h.  der  In»  Ii  in.  lin.  «Steuer«  rson  i .  Wiener  Akad.sclir.  H.  In. 
<l  Eifert,  östcrr.  tiiianxgesch.  (bes.  Buhmen,  Mahren),  B.  25  d.  Sehr.  d.  inidir. 
schles.  (ics.  (bist  stat  Scction).  Einzelnes  in  d.  AuTs.  ron  r.  Myrbach.  ünterr. 
(iftbäiidcstcuer.  Tiib.  Ztsclir.  1884.  1b85  (auch  sellMüindiij:  ei-srliienen). 

Va'^  mitlelalterlielie  Finanz-  und  Sttiierwcsen  der  Städte  ist  n<^uerdiiii;s  narli 
der  |>riii'  ij'i'  lli-ii  und  i;"es<  liie|itlii  lieu  Seite  meliriaeh  näher  untersucht  woitit.ii.  So 
von  (jiierke.  passini  im  <ienossenscliaft8refht.  von  .\rn<ild.  von  Maurer  u.  a.  m. 
Hesondors  Iialc  ii  die  Yi'ruHi  nflieliuiiL'-t'ii  d- i  lii-liiri-*  lien  Couunission  in  Miinrhon  in 
tieiu  groüicji  Werke  „Ghroiukcii  d.  dculiclu  ii  Stadt";"  viel  Material  liorvorgerörUeil, 
dorch  das  erst  ein  genauerer  Einblick  in  das  entwickelte  städtisolie  Finanz-  und 
Steuerweseu  gewonnen  wnrdiMi  ist.  Mehrfach  ist  das  Material  in  yucr  Puhlication 
selbst  scholl  verarbeitet,  an  bes».  von  Hegel  Uber  Nürnberg  in  B.  1,  2t»3 — 2U(i  u. 
Uber  Mainz  in  B.  17,108fr.  Das  deutsche  facIivissenschartlicTie  Ilauptirerk  über 
das  ältere  städtische  Steuerwesen  ist  Schüuh.'rg's  bis  in  alle  Details  der  T<'elinik 
eififfiliende  Sihrif't,  ..Hasel's  l^inanzverhidtni^-so  im  14.  u.  I.'i.  Jahrh.".  Tnb.  l^iTif. 
KartÜx  r  /..  B.  Sohm  in  Conrad  s  Jahrb.  lsT*.>.  S.  2.'>S  Ii.  1 1  ber  Ilainburu-  s.  I\t»|)p- 
mann,  Kämmereircrhnunucn  v.  II.  1.  H.  l.t.M»  - 11(10,  Hamb.  IsC!»  mit  I  orts. ;  1$.  5 
'  l.iOl  — 1540)  1>N.'!.  Daniber  UsiTi?.T.  Iliiisli.  H.'-  im  H.  I  diili.  in  Sy'^  l's  Uistur. 
Ztschr.  B.  2-4,  IS'D,  S.  22  Ii'.  lLiii/.eliies  Rc/uglicJu-  uncii  in  Ituciier  s  Aul-j.  ul>er 
mittclalt  Bevölk-statist ,  bc^.  in  Frank  f.  a.  M.,  Tük  Ztschr.  It.  :i7,  3S,  41, 
Paasche  über  Kostok  in  Cuhial's  .lalirb.  IV 

Vgl.  auch  meine  Ahh.  dnecle  Steuern  iu  Schönbeigs  llandb,  d.  polit.  Ookou., 
2.  A.  18S5,  III,  §.  13,  14,  Uuber  älteres  Domanialvescn  Vin,  I.  3.  A.,  §.  214, 
245,  über  Kcgalieii  eb.  207,  iiber  (iebtthrcn  u.  dgl.  Fin.  IL  15,  über  den 
FinanzUienst  Fin.  I,  3.  A.      84.  91. 

1.  Akschuitt. 
Bas  frühere  Mittelalter  (5.  bis  9.  Jahrhundert). 

§.  14.  Glcieli  nianclien  anderen  r>fleiitli('!irn  Finriclifuiii^en 
des  römischen  »Staats  ist  auch  das  niuüselic  t  c  lu  r  vve  sc  u  iu 
den  aul'  bisher  röiiiisehcni  licich.sgcbict  sich  bildcuiicu  neuen  gcr- 
inanisch-rom  an  ischcn  Staaten,  namentlich  in  Italien  und 
Gallien,  im  fränkischen  Reiche  der  Mcrovinger  zunächst 
noch  erhalten  und  jedenfalls  anfangs  zu  erlialten  gesucht  worden. 
So  insbesondere  die  Zölle  und  andere  ähnliclic  Verltehrsab- 
gaben.  Jene  haben  sich  nur  nicht  als  allgemeine  Ein*  nnd  Ans- 
fabrzolle  an  einer  geschlossenen  Landes-Grenzzolllinie,  sondern  an 
einzelnen  Häfen,  Plätzen,  Märkten,  an  Strassen-  nnd  Flussstellen 
^Is  „PassirzOlle.*'  —  so  wird  man  sie  am  Flesten  nennen, 
besser  als  „Transitzölle"  (Waitz),  worunter  nach  modernem 
Spracbbrancb  etwas  Anderes  zu  Terstehen  ist  —  erhalten  und 
sind  so  in  mittelalterliche  Wege-  nnd  Zollabgaben  binttber  gebil- 
det worden.  Aber  ancb  die  Verfassung  der  hauptsächlichen  di- 
recten  Steuern  ist  eine  Zeit  lang  in  Wirksamkeit  geblieben,  so 
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naiiicutlich  die  Grund-  nnd  Kuprsteii  ciii  des  Cciisus  oder  Tri- 
buts. Allein  dies  System  sc  heint  bald  /u  viel  teeliuiscbe  Sebwierig- 
keiteu  nach  seiner  Einrichtung,  Fortführung,  Ausschreibung,  Er- 
hebung geboten  zu  haben  und  kam  ausserdem  mit  pnlitiseben 
Principieu  und  Anschauungen  der  Germanen,  soweit  es  diese  selbst 
hätte  treffen  niilssen,  in  Wi<lersprucb.  8o  sind  diese  Steuern  all- 
mUblieb  verlalleo,  die  Acüderungen  nnd  Erneuerungen  in  Indictions- 
perioden  hörten  auf  und  wo  die  8teuem  reell  verblieben,  da  ver- 
loren sie  mehr  oder  weniger,  nach  und  nach  selbst  völlig  ihren 
reinen  öffentlich-rechtlichen  Character.  Das  ßczngsrecht 
ging  dem  Staate  und  dessen  Vertreter,  dem  Ki^nige,  als  solchem 
bei  den  Grnndstflcken  verloren  nnd  an  den  Grundherrn  Uber.  An 
Stelle  der  klaren  verwaltnngsrechtlichen  Stener-Normirung  trat  das 
Herkommen  im  Abgabewesen. 

Die  alte  rOmiscIic  Grondstevor  hat  sich  da«  ▼<>  sie  überhaupt  hlieb  —  und 

das  W'ar  «'olil  ziiaäclist  bei  (irinidstü«  l^f^ii  der  Koinaiieii  und  allir-  in  in  Uljer«vii;u;<"nd 

roinaiiischcui  (icbiet  diu  Kegel  —  auf  dea  betretfcnden  (iraiidstUcken  wie  eiue  lieal- 
last  niedergesc1ilim:cn  nnd  ist  mit  diesen  Orondstücken  dann  aarh  in  das  Eigentlram 

des  Zinse  und  Abgaben  von  den  Nutznicssern  zielit'nden  (irundh<Tni  iibcrgv.gangcn. 
Aus  der  ehemaligen,  bi;dingt  \<  ränd^-rliclien  Ki'partionssteuer  wurde  «o  fine  fest«' 
Q uo  t  i  tätsabgab«-,  die  den  wahren  Sleuereharacter,  d.  s  Hcitrai^s  für  oliVutlii  In*  Zwecke 
verlor.  Letzteres  wenigstens,  soweit  die  (irondberrn  nicht  selbst  wieder  solche  oder 
ähnliche  '/weck<;  auszufulm n  ]i;i(t<  n.  wit-  es  zumal  in  der  späteren  Feuthilpi  riod«^  der 
Fall  war.  Diu  Aehulichkeit  mit  Abgaben  anderen  rechtlichen  Charaelcrs  vom  (irujiU 
nnd  Boden,  eiirentlicher  Grundzinse,  wie  sie  di«>  von  den  Grundherrn  mit  Land 
versehenen  BclitiiiT  und  wenigstens  Uusserlich  ähnlii  Iw  r.  oft.  iÄ  mir  niedriuercr  Ab- 
gaben, wie  sie  allguuiciu  die  auf  eroberteui  Boden  bela^eneu  oder  neu  auf  Uujnüolben 
angesiedelten  Behauer,  in  die^m  Fall  auch  an  den  König  ats  solchen,  den  obeistcn 
Herren  des  eroberten  Landes,  zu  entrichten  hatten,  bcf^ünstigt  •  jiil  >nfalls  das  Ver- 
schwinden des  Steuercharacters  der  Kcäte  der  alten  römis«  hen  Gruuditcuern  und  die 
practiscUe  Yerniengung  der  verschiedenartigen  Grundabgaben-  Die  alte  römische 
Personalsten  er  konnte  den  vollfn-ien  Germanen  niclit  aufgelegt  werden,  traf  aber 
nunmehr  gcralc  dir-  Romniien  al^  sul  lic  nnd  später  unterlagen  andere  unterworfene 
Landesbewohncr  wulil  hie  uad  da  ähalicheu  Abgaben. 

An  die  Stelle  der  allmählich  verschwindenden  oder  in  der  dem 
Mittelalter  eigenthütnliehen  Weise  den  ötfentlichen  Reehtseharacter 
verlierenden  römischen  dircctcn  Steuern  traten  in  den  nenen  Staaten 
aber  auch  lange  Zeit  hindurch  keine  eigentlichen  nenen  all- 
gemeinen directen  Steuern.  Die  indirecten  Steuern, 
welche  als  Passirsi^lle,  Wege-,  Brückengelder  n.  dgl.  m., 
yerblieben  oder  neu  hinzukamen-,  Abgaben  oft  mehr  gebtthren- 
artiger  Natur,  traten  ebenfoUs  Tielfach  ans  den  Einkünften  des 
Staats  (Königs)  heraus  nnd  gelangten  an  Grundherrn,  Kirche, 
Würdenträger;  Grosse.  Das  KOnigthum  bestritt  den  Öffentlichen 
Finanzbedarf ,  welcher  hier  wie  noch  lange  Jahrhunderte  später 
mit  seinem  Privathedarf  für  Hof  und  Haushaltung  untrennbar  ver- 
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banden  war,  aas  seiDem  eigenen  Einkommen  ganz  tibemiegendy 
d.  h.  aas  seinem  GrandbesitSy  ans  dem  Ertrag  der  damit  ver- 
bandenen  Gereehtsame,  der  Grundzinsen  n.  dgl.  m.,  aas 
den  Einnahmen,  welebe  die  G  e  r  i  e  b  t  s  b  a  r k  e  i  t  und  die  Austtbnng 
der  Hoheitsrecbte  (Strafgelder,  Confiseationen,  Ertheilun^  und 
Bcstöttigung  von  Rechten  a.  s.  w.)  brachten.  Bei  der  Geringltip^if^- 
keit  der  regelmässigen  „öffentlichen**  Verwaltungsthätigkciteii  war 
auch  der  fiiiasi-öffcntliche  Finaiizbcdarl  daliir  klein.  Die  Alles  be- 
herrschende Naturuhviitlischaft,  das  System  dei  Natiiialicistungen 
und  persünliclien  Dienste,  auch  im  Wehr  we^cu ,  die  VVaili  , 
Burg-j  Wegebau -DicDstpflicliteu,  die  Siiann-,  Beherher^nn^-s  und 
Bekostiguugspfliclitcn  der  Bevölkenmi; .  aiuh  der  »Stifter,  später 
der  Städte  ^^e^a'niibcr  dem  K(inig,  .seinem  (lefolge,  seinen  Boten 
und  Beamten,  diese  und  andere  verwandte  Kinrieiitnn^cn  erklären 
CS,  dass  es  des  eiuentbümlieben  Vermitiluiigsglieds  zur  „Kosten- 
deckung des  staatlichen  Productionsprocesses''  (Fin.  II,  110),  der 
eigentlichen  Besteuerung,  kaum  bedurfte,  insbesondere  nicht 
in  Friedenszeit  Alle  jene  mannigiacben  Lieferungen  und  persön- 
licbeu  T.eistungen  stellen  indessen  tUr  diese  Periode  und  noch  lange 
später  eine  Belastung  des  Volks  für  Staatszwecke  dar,  welebe 
freilieh  ganz  anders  vertheilt  war  und  in  anderen  Formen  erfolgt 
ist,  als  die  spätere  Besteuerung.  Sie  sind  aber  ökonomisch  be- 
trachtet durchaus  das  Analogen  der  letzteren  und  im  Ganzen 
schwertich  immer  eine  viel  geringere  Last  gewesen. 

Nur  einzelne  Ansätze  zu  Stenern  finden  sieh  im  fränki- 
8 eben  Reiche  in  dieser  frühen  Periode,  so  die  Vorläufer 
eigentlicher  sogenannter  „Heerstenern''  (heristnora),  die  ca- 
rolingischen  adjutoria,  welche  zunächst  eine  Art  „Militär- 
Ersatzsteuer''  der  ZorUckbleibenden  zu  Gunsten  der  den  Heerzng 
Leistenden  waren.  Auch  kamen  wohl  in  Nothzeiten  ausser- 
ordentliche Steuern  vor.  Nicht  minder  stellen  die  bereits  regel- 
mässig werdenden  iu  bestimmten  Jahreszeiten  oder  bei  bestimmten 
Gelegenheiten  erfolgenden  Ehrengeschenke  des  Volks,  beson- 
ders der  Grossen,  die  Beiträge  der  Stifter  au  den  König  thcils 
etwas  den  öfteutlichen  Steuern  Analoges,  thcils  vielleicht  auch  die 
Anfänge  von  solchen  dar. 

Nicht  allein,  aber  doch  in  crheblieliem  Mnassc  erklärt  sich 
das  Fehlen  der  Besteuerung,  wie  später  deren  Einbürgerung  aus 
der  Wehrverfassung,  nämlich  aus  der  allgemeinen  Wehr- 
und  üeerzug- Pflicht  der  freien  Grundbesitzer,  mit  der  weiteren 
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Pflicht  zu  eigener  Äiurfistuiig  und  Verpflegung »  ohne  Ansprach 
auf  Sold. 

S.  tiljt  r  lÜLi  alliifc'uniiKiii  llcdin-ruiii^en  für  das  Etitstohoii  von  Stoucrn  dio  Au-.- 
führuiijj'-^M  Im.  11.  lt><)(i.  Für  das  dort  (i.snntc  liefert  die  <  rstc  Ilalftc  des  Mittel- 
alters bobouders  gute  licicgo.  —  Laug  (S.  4  u.  l  iu.  II,  ITÖ,  Note  U;  ubertreibt  uur 
einen  ricb'tigen  Gedanicen  in  der  Tliese,  dass  .Jede  Vurändcning;  im  System  der  Auf- 
lagen oder  dein  Steucrweaeii  mcvst  in  einer  roiausgegangeucji  Veränderung  des  Krtegä~ 
Wesens  gan^  sicher  /u  sueljen  sei". 

§.  Id.  Die  Ansiebten  der  Historiker  über  das  Scbiknal  der 
römischen  Stetterverfassnng  nach  dem  Untergang  des  rö- 
mischen Reichs  und  über  denCharacter  des  Abgabewesens 
In  der  fränkischen  Monarchie  gehen  zwar  in  Einzelheiten 
noch  vielfach  auseinander,  aber  in  gewissen  Hauptpuncten  ist  doch 
ziemliche  Uebereinstimnmng  gewonnen. 

S.  Eichhorn  I,  436,  673,  jetzt  bes.  Waitz,  Verfassunt^si^cb.  II  (2.  AX  Kap.  2, 

naui.  S.  5*il  II".,  womit  Clamat^orau,  bist.  d<'  rimfMPt  I,  IlfiT.  zu  vergleichen  i,>t. 
Er  triebt  eine  ächr  klare,  von  Waitz  übrigens  in  uianclicu  Tuuctun  angeiochtciie 
Dar.-trJIii iij^.  Die  Hauptorgebuisse  der  neueren  französischen  PoTw^hungcn  (bes.  (iuörard, 
über  ilas  Polyptichüu  des  Abts  Irniiuon.  die  zur  Zeit  Karl'  des  (iroüsen  redifirtcn 
I{c<iistcr  der  Abtei  St.  <iermaiii.  Cbampionniere  n.  a.  ui.)  fasst  Clauiaj^^e  ran  in 
dem  Satze  zusainineu;  .,a  ijiesurc  qiic  Tiinitüt  roniain  disparait  da  dumaiiie  public, 
nous  le  voyoiis  pen^  trer  daii;i  le  douiaine  individuel".  Ein  liistori->ehev  Pruoess  der 
Hiimberfiibrung  öllentliober,  Ii mi  li  i-  der  an  (iruiid  und  Hoden  «^eknnjift-  n  Steuern, 
in  das  riivatvermögcn  Privater,  wekhum  dann  in  den  letzten  .lahrhuuUeitcH,  iut  uio- 
derucn  Staate,  wieder  ein  umgekehrter  Process  der  Beseitigniig  des  privaten  Bezogs- 
reehts  hiiisiclitlich  solcher  Abgaben,  bez«  der  Buckrcnrandlung  derselben  in  ttlfent- 
liche  Steuern  entspricht. 

Gl  amager  an  systcmatisirt  die  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen,  ähnlich  wie 
es  auch  Kicbhorn  und  die  Rechtshistoriker  thun,  was  Waitz  gar  ZO  sclir  scheut. 
Natürlich  ist  dabei  Vorsieht  nothwendit;  und  zu  weite  tieneralisirunp  zu  vermeiden. 
Aber  ohne  eine  gewisse  Systeiuatisiraug  und  Geueralisirung  bleibt  alle»  chaotisch; 
bloss  „historischer  Stoffe*  kein  ,.his(orischer  Aufbau**. 

FOr  die  mero vingische  und  z.  Th.  noch  die  Carolin- 
gische  Zeit  unterscheidet  Clamageran  Stenern  römischen 
und  ^.barbarischen"  Ursprungs  (I,  117).  Zu  jenen  gehören 
der  alte  Cen Sil«,  die  Transport-,  Beherbergungs-,  Ver- 
p  lieg  im  gsl  eistun  gen  der  Unterthanen  in  Bezug  auf  königliche 
Beamte  n.  s.  w.  (|iaiatae,  paraveredi,  liospitutuia ,  iiiaii.siones, 
tiaetatdi ia)j  die  Leistungen  bei  Wege-  und  anderen  öllentlichcn 
Bauten  i()))era,  corvadae),  die  Zölle  und  Wegeabgaben  (te- 
lonea)  nnd  andere  kleinere.  Zu  den  Abgaben  „barbarischen''  Ur- 
sprungs gchüieu  die  mit  der  (i  er  ich  ts  barkeit  in  Verbitidung 
stehenden ,  wie  der  königliche  A  n t h e i  I  am  W e h r g c  1  d  ,  die 
.Stra  lg  eider  beim  Ausbleiben  vom  Wehrdienst,  die  l  iitcr- 
stUtzungslcistungen  fadjiitoria)  der  Zurückbleibenden  zur 
Ausrüstung  dci-  ausrückenden  Krieger  (Caroling.  Capitularien  v, 
80d,  807,  612,  edictum  pistense  v.  864),  die  aus  den  alten  Ehren- 
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geschenken,  welche  bei  ieicrlicheu  Gelcf^enheiten  geniatlit  waren, 
hervorgegangenen  regelmässigen  „Gaben^<  (dona)  bei  den  Ver- 
sammlungen auf  dem  Märzfelde. 

y^rl.  übrigens  Waitz  IV,  2.  A.  S56,  aber  z«rc!fc;lhRfte  Jahrcszablen  des  eap. 

(J.  rxon  itii  proir.ovciido.  —  Wir  |  Hlifi^<  Ii-  rinstandii  VcraiKJcrunscii.  h<'/..  Erhöhuniren 
d(  r  ubcrkoiameucü  Steu^ru  veihiiult  itcii,  Uafur  liefert  der  vcigddiclic  Vorsudi  König 
Cliilperidi's  i.  J.  578  den  Beleg  (,W*itz       507,  Claiua{,'eia ii  I,  ITi). 

Der  Character  von  eigentlichen  öffentlichen  Stenern  bl(-i''t 
indessen  den  Grund-  und  Kopfsteuern  in  der  nierovingiscben  Zeit 
noch  gewahrt.  Wie  lange  hier  und  ob  noch  im  7.  und  vollends 
im  8.  Jahrhundert,  oder  gar  darüber  hinaus,  ist  streitig. 

So  meint  W  uitz  II,  57B,  „im  T.aut"  der  Zeit  ist  das  (ur!ii»niii^Ii<:h  atil'  ri'iiHiseheii 
Einiicbtungen  berulieiidc  fränkische)  Steuerwesen  uielir  und  mehr  in  Zerruttunjr  jic- 
raihen,  und  zuletzt  ist  nicht  viel  mehr  davon  iibrig  f:elilieben  als  ein  '  Al>  u  ilie,  die 
deü  Character  von  Ziiiü  odur  Heute  augeituuiuiuu  hatte'*.  Von  Lintiubs  darauf 
sei  gcveson,  dass  man  ancb  rorhor  nicht  streng  zinschen  Öffentlichen  Leistungen 
und  ;ind'  fi-n  Zahlunuren  unterschied,  sondern  beid-  -^  in  der  Aiiffi-^sung  der  Zeit  oft 
ganz  zu&aiamcugeiiosscn  sei.  Glamagcran  hält  dajjcgcu  aucli  iur  dttö  7.  u.  8.,  ja 
seihst  fttr  das  9.  Jahrhundert  den  freilich  nicht  mehr  ver&nderten,  nicht  mehr  boson* 
ders  ausgeschriebenen,  sondern  ju  wohuheitsmiissij;-  j^ercf^elten  fränkischen  C<iisus  rö- 
misrlKi»  Ursprungs  noch  fiir  '  in'  wirklich  stcuerarti  jre,  als  solche  dem  KOnij^ 
la  Jeisicnde  und  von  diesem  uiiuior  wieder  reclauiirtc  Al^jzabe.  und  sucht  dies 
(1,  135  ff.)  mit  mehreren  bcachtensweilhen  Gründen,  auch  nach  Auslegung  der  Capitu- 
larieu,  zu  stfttzen,  Grande,  welche  jedoch  W  a  itz  (U,  576,  Note  B)  „nicht  gentkgeud'*  nennt 

Die  Dnrehl($cherttng  des  alten  Steuersystems,  seine 
theilweise  Beseitigung,  theilweise  Hinflberbildun g  in  und 

Verschmelzung  mit  anderen  vertragsmässigen  Privat- 
abgaben und  mit  Abgaben  aus  dciu  Titel  [icrsi»  uliclic  r  l'n- 
freiheit  und  unfreien  Ijcsitzcs  wurden  duicli  verscfiiedcnc 
Umstände  herbeigclührt.  t^o  durch  die  Auflehnung  der  Freien 
gegen  die  die  Freiheit  ininderuden  Kopisteuern  und  gep:en  das 
Eiugetragensein  in  die  ►Steucrlisten,  durch  die  Oewähruug  von  all 
gemeinen  oder  von  Steucilreiheiteu  für  bisher  sleueriiflii  htii^eu 
Boden  zum  Zweck  der  Belohnung  beim  lleberganj;  vou  Hoden  an 
die  Kirche  (Immunitäten),  durch  die  Üebertragung  der  Berechtigung 
auf  die  Abgabe  an  Kirche  und  Grosse. 

Waitz  II,  577.  Die  Prave,  wieweit  römischer  grundstOTierpflichtiger 
Boden  durch  d>,'n  blossen  Ueljcrj^ang  an  friinkisrhe  Besitzer  -  der  trormauischeu  Auf- 
fassung gcmiiss,  die  keine  Grundsteuer  auf  eis^encm,  sondern  nur  einen  Grund/ins  auf 
fremdem  Boden  kannte,  —  auch  grundstouerfrei  j^eworden,  ist  nicht  endg:il(iü:  ent- 
schieden und  wohl  sich'  r  und  allgemein  überhaupt  ni-  lsf  n\<  hv  /n  r:it^.  lieideu.  Doch 
möchte  der  Eintritt  einer  aliguuiciueu  und  priucipielleu  Ci rundste ueifreiheit  iu  diesen 
Fidlen,  wenn  auch  erstrebt,  nicht  erreicht  sein  (Waitz,  II,  579  fr.>. 

Die  Zölle  rihnischen  Ursprungs  smd  im  liaiikibchcu  Keich 
nicht  allgemeiuü  Urenz-  oder  Urenziiuienzölie  bei  Ein-  und 
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Ausfuhr,  sondern  Abgaben  bei  der  PassiruDg  bestimmter  Loca- 
litäten  lebhafteren  Verkehrs,  wo  dann  zu  diesem  Behuf  eine  Zoll- 
stätte  angelegt  wird,  in  Häfen,  an  einzelnen  Orenzstelien,  wo  sich 
wiehttge  Wege  befinden,  in  den  bedeutenderen  Städten,  in  den 
MärlLten.  Waitz  nennt  sie  „Transitzölle'',  besser  wie  gesagt 
etwa:  PassirzOlle. 

Sic  trcUtiu  w<;uigstcus  in  dieätir  Püriode  au  uud  für  äich  jeüeu  EigeutbUiucr 
(nicht  nur  den  Kaufmann,  wie  Falbe  annimmt,  Waitz  abweist).  Zollfreiheit  fttrihre 
QiiCer  und  W'aaicn  wird  aher  wieder  als  Priviki":  irewahrt,  Ixsoiidors  tur  j;ebtlichc 
Stifter.  Der  Zollsatz  ist  wohl  thcils  ein  \Ver(h/üll.  thcils  ein  sjH.',<'ins<  lieu 
nach  Laduuf^eii  (Wa^icii,  Sfliini*,  Pfcrdelastcn),  die  Zoll  zahl  u  ii;;  erfüllet  iX'K<'lma->sigcr 
in  (,|uotcii  d<-r  itassirciideii  W'aareii  selbst  als  in  (i-  ld  :  also  N  a  t  ii  ra  1 -Zollcrhebnii^. 
Halen-  util  inanrluHf'i  :uid<'re  Strassen-  und  Verkehrsabf^alnn  ^^■}llif^!)sen  sieh  an. 
Sie  scliiiiicü  mir  «Joch  mehr  jitil^ühreuartigcu,  als,  wie  W  aitz  lüeiut.  irewerbest-u-  r- 
arti;,^en  und  accise-,  also  Teibrattchssteneiartiit^n  Gharactcr  zu  halx  n  (Waitz  II.  G<)2), 
vgl.  Wair/,  II,  ßOl— «06,  GlamageraD  1, 160—166,  Falke*  Geschichte  d.  deutscheu 
Zollweseus  S.  1—26. 

Bei  den  Abgaben  germanisehen  Ursprungs  tritt,  abgesehen 
von  den  Tributen  fremder  Völker,  der  Character  eigentlicher 
Steuern  durchaus  zurtlek  hinter  denjenigen  von  Abgaben  g  r  u  n  d  - 
herrlicher,  gutsherrlicher  Natur  und  von  Leistungen 
an  den  K()Dig  als  den  Geriehtshcrrn,  Wehrberrn, 
Friedens  bewahrer,  an  welchen  daher  namentlich  Bussen 
oder  An th eile  daran,  nicht  sowohl  oder  wenigstens  nicht  bloss 
straf-,  sondern  ersatzartige  Abgaben  fiir  unterbliebene 
pilichtntässige  Leistungen  (bereits  ({uasi  ,,(ie!<labfindungen"  für 
persünlichen  Dienst,  so  aus  dem  Titel  <ler  W'elüpilicht)  u.  dgl.  ni. 
zu  entrichten  sind.  Auch  hier  aber  wird  das  ganze  System  durch 
Privilegien  der  ßclreiu  iiu  und  durch  IJebertra  <^'ung  von 
Berechtigungen  des  Abga  bei)  c  zugK,  bes.nidtis  zu  Gun- 
sten voll  geistlichen  Stiftern  uud  (i  rossen  durfhlöchert. 
Andererseits  sind  ji-dnch  gerade  auch  Stiftern  besondere, 
abgaben  artige  Leistungen,  in  Geld  oder  in  Naturalien, 
z.  B.  Rossen,  Watl'en,  schon  in  nierovingischer  Zeit  öfters  aufge- 
legt worden,  als  Gegenleistungen  für  Schutz,  für  andere  über- 
wiesene Einktintte,  auch  zum  Zeichen  der  Anerkennung  des  könig- 
lichen Hoheitsrecht. 

Wait2  n,  556.  üebcr  die  Enfwioltlung  der  Immuuitäteu  vgl.  Waitz  IT, 
267  ff.,  301  ff.,  Sil  ff. 

Die  schun  älteren  allgemeineren  iH.'riodisi-licn  ,,Gc8clienke" 
bei  bestimmten  Festen,  Versammlungen  werden  /u  rrgelmässigeu 
Abgaben,  halb  freiwillig,  halb  schon  ein  wenig  steuerartig.  Tri- 
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bnte  abhängiger  Völker  id  Geld  oder  in  Sachen!  kommen 
oft  vor. 

Ene  bezttglicUe  Abgabe  (am  Maiti')  fnlnt  ächon  iu  caroliusisrhcr  Zeit  dou  Kamen 
stcora  (aurh  oi>ter?Uiuplia>  (Wait/,  500).    Aach  liinlcii  sich  juiluntor  (no  unter  Alo 
maiiia'ii)  stlt^-t  <i  ni  ii  >!  i  Ii  L^n'»-- u  uiitrr  fici-'ii  l{.--it/.(;iii,  wt-lche  hriiii  IJesit/.werhscl 
au  deü  tiiuiiil:^tiu  kcii  hallen  un«l  au  dcu  König  zix  zalileu  siinl,  uhnc  cigcuüiclio  (iruud- 
zinse  so  seiu,  mit  d«iieu  üie  j«doch  gewöhDlicli  vermischt  werdeu  (cb.  ü.  564). 

§.  Ii).  Die  Carolin  irische  Zeit,  iiisbcsoiidcie  die  (IlscIz- 
gebung  Carl  des  Ornssen  seihst  in  den  Capilulaiieu  andi  rt  auf 
finanzielleiti  (Icljiele  nicht  sn  wohl,  als  dass  sie  das  Althcikünim- 
liehe  zu  erhalten  und  zu  fixircu,  sowie  Misshräuehe  /ii  heseili^^en 
8urht.  Das  Finanzwesen  bekommt  da  Ii  er  keinen  nenen 
eil ai  acter.  Die  Hauptsache  hleil)t  das  System  directer  Lei- 
stungen (servitinni,  ol)sequium),  vun  Arbeit,  Natura- 
lien, litr  die  Bediirtnisse  des  Königs  und  der  Staatsverwaltaug, 
soweit  von  IcUtcrer  ttberhaupt  zn  reden  ist 

S.  bes.  Waitz  IV,  Kap.  6,  in  d.  2.  A.  S.  11  ff.  So  winl  die  Verpflegung 
des  Königs  und  seiner  B*';hii»''ii  .  der  \Vc};"e-  und  Bruckonban  tuA  das  boii^fin' 
Bauweseu,  der  Wach-  und  Hurgdiuiist  geregelt.  Die  gcistlichcu  btiftcr  blcittcu 
besoDdimzQ  Luii«tuu(;en  rerpllichtet  Die  rftmische  Stcnerverfassviig  desCensuti 
ist  wnlil  vollends  :ds  Bc^tmiflflu-il  i'jfr.-ntlirhi  n  Hechts  vei-sch\vuiiden,  aber  io  deu 
lüauchcrlüi  nach  Ilurkoiuiuuu  m  ^iahlcadou  (irundal»gabea  is>l  materiell  üuch  Eiaigeis 
daron  in  Kesten,  wenn  auch  in  anderer  Form,  ^eMieben.  Das  „Herkommen"  Ist 
hierfür  das  alles  bcherrjichende  Moment.  Die  „(iahen"  auf  den  Iteichbver.samnduhgen 
und  bei  andiuen  (ielcgenheiten  verlieren  indessen  deu  urspriinnlichcn  (Mianu  ter  der 
Treiwilligkeit  und  werdcu  dadurch  stcucrartig,  so  heMuirb  is  bei  Kirchen  nü«i  Klu.^teru 
gegenüber  dem  König.  In  einzelnen  Landesthcileu  kommen  theils  in  Sachen.  theiU 
in  tield  ebenfalls  besondere  stcuerartiffe  Al)gaben  au  d  ■  n  Kmiml'  vni.  in 
budgallicu,  Westphahleu ,  bei  den  JJIi»  in- 1' ranken ,  doli  Alemannen.  Ueberwiegeud 
werden  anter  steora,  census.  tributum  aber  doch  privatrecbtliche  Abgaben 
auch  an  d<  ii  Ki'iuii:  MMsf  ui  l-n.  Die  Dun  librechtm;,'-  r|i'^  (irund/.inssystcms  diir«  Ii  Tebfr- 
gang  ¥011  abgabeptiichtigeu  (irund&tuckcu  au  die  Kirc.hc  wird  durch  vcn>chii  dcuc  Be- 
stimmungen, u.  A.  schon  damab  durch  diejenige,  dass  auch  in  sotclien  Fallen  das 
drundslück  zinsidlichti!:-  bleiben  soll,  weni;;stens  im  T'rincii»  zu  verhindern  nesuclit. 
?^igentliche  Tribute  zahlen  unterworfene  oder  abhangiire  Na*|iharvrtlker,  sn  die  sla- 
vischcn.  Die  Zftlle  behalten  im  Wesentlichen  zwar  deu  bisherigen  Character,  aber 
das  gebühTODaTtiiTc  Klcment  tritt  mitunter  noch  mehr  herror,  so  z.  H  wuuu  der 
Brackenzoll  nur  vom  Hcnutzcr  zu  zahlen  ist,  aber  kein  Zwang  zur  Rcnutzuiiir  d'-r  Mnirke 
besteht.  Der  '/oll  soll  ferner  jetzt  deutlicher  spef  iell  nur  den  «-i  u entliehen  Handel 
trellcn,  und  nimmt  so  etwas  (lewerbosteuerartifres  au,  er  richtet  Hich  in  der 
llolic-  ti  i'  Ii  Stund,  Nationalität,  nach  (ics' liäf'rsart,  l-'remde  werden  hidier  als  Einhei- 
mische belastet.  Peräüulichu .  locale  und  tcmporaire  Zulifiriv  ilegiuii  und  auch 
Zoll  fr  ei  holten  fftr  einzelne  Waaren  darchlöchem  aber  das  Zollsystem  und  die 
A\r{jcbung  von  Zollrechten  au  Stifti  t  und  Gr«<sse  vermindert  bereite  das  k'inigliclie 
Zolleiukommeu.  Von  einzohicu  Abgabcu,  thcils  als  Zoll,  theils  als  E'roductionsstcuer 
bei  den  Salzverken  tritt  die  Salzabgabe  (muta.  „Mauth'*  beim  Transport,  hier 
zuerst  SM)  genannt)  mehr  hervor.  Die  Marktgelder,  welche  alle  Verkäufer  des 
Marktes  zu  entrichten  li  dicn,  vereinigen  die  Uebtlhr  und  die  Steuer,  wobei  das  erste 
£lcwcut  aber  wohl  voi  w  iltet. 

Der  Kriegsdienst  schon  damals  und  später  noch  mehr,  be- 
sonders bei  weiteren  Kriegszflgen  in  die  Ferne,  überwiegend  kost- 
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spieliger  schwerer  RossdieoBt,  rnbt  wie  früher  Tornchmlich  auf  den 
freien  Grundbesitzern.  Der  Einzelne  muss  sieh  dabei  selbst  ans- 
rüsten,  bewaffnen,  verpflegen;  gewohnbeitsmässig  sollen  Kleidung 
und  Waffen  für  Vs  J^^^r,  Nahrnngsmittel  für  3  Monate  jenseits  der 
Grenze  oder  von  der  Heeresversammlung  aus  mitgefflhrt  werden. 
CarlQi.  regelt  aber  hier  Einiges  neu.  Zweierlei  verschiedene 
Abgaben  knttpfen  sieh  an  den  Kriegsdieost  Einmal  die  S  t  r  a  f e 
des  Heerbanns,  welche  die  ausbleibenden  Verpflichtelen  zu  ent- 
richten haben^  sodann  Leistungen  der  Zurückbleibenden 
ftlr  die  ärmeren  Ausziehenden  (adjutoria).  Jene  Strafe, 
die  an  den  Krmi^  lillt,  war  im  Interesse  <ic6  Dienstes  hocli  be- 
messen, alter  „wer  sie  zaiden  wollte,  konnte  zu  Hause  bleiben"; 
in  der  Th:\\  ([Um'i  eine  Verwandlung  der  Dienstpllicbt  in  eine  Ab- 
gabe. Sic  wurde  nacb  dem  Besitz,  unter  licrUcksiebtigung 
des  bewe^-Iiclien  VernH)(;ens,  abgestuft.  Daun  wurde  an<-b  <las 
Maass  der  I)  i  en  st  p  ( 1  i  c  h  t  scll)st  nacli  dem  liesitz  geregelt, 
ebenfalls  unter  Älit- Heranziehung  des  beweglichen  Vernifjijrcnf. 
IJegel  wird,  dass  auf  je  drei  Hufen  ein  Mann  zu  steilen  ist.  Und 
jetzt  erhallen  auch  die  Ausziehenden  von  den  Anderen  Beihilfen, 
die  einige  Analogie,  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  so  sehr  zum  Sold, 
wie  Waitz  meint,  als  zu  solchen  modernen  Militärdienst  Ersatz- 
taxen (Oesterreich)  bieten,  weUhe  den  Dienenden  in  irgend  einer 
Form  zu  Gute  kommen.  Manches  Einzelne,  auch  localer  Umfang 
und  Zeitdauer  dieser  Einrichtungen  sind  unsicher. 

S.  CichhoTQ  I,  §.  166.  Waitz  IV,  2.  A.  Kap.  9,  S.  331—633,  has.  532, 
540,  551,  556-569,  575.  Clamageran  I,  Hl  ff. 

2.  Abschnitt. 

Deutaches  Finans-  und  Steuerwesen  vom.  9.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts. 

1.  Das  Deutsche  Reich. 

17.  Die  sta;itsreclitlichcn  und  politiöehen  N^erliiiltnii-se 
haben  es  naeh  der  Thtilun;;  der  fränkischen  M(marchie  niemals 
im  D  e  u  l  s e  h  c  n  Ke  i e  h  c  zu  einer  ordentlichen  Htencrverfassung 
kommen  lassen.  Frühzeitig  und  naehhaltiirer  als  in  anderen  Feu- 
dalstaaten geht  der  SehwcrpunL-t  eigentlich  staatlicher  Tliätigkeit 
vom  Keiehc  auf  die  Territorialgewalten  Uber,  damit  dann 
auch  die  Ausbildung  eines  selbständigen  Finanz-  und  iSteuerwesens. 
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Die  alten  Einoabmequelten  des  Reiches  gelangeii  an  die  Terri- 
torien und  Städte.  Die  Versuche,  ein  förmliobes  System  direeter 
und  indirecter  Keichsstcucr n  (Geinciücr  Pfennig,  lliissiten-, 
Tttrkeiisteueru ,  liciclis-Oicnzzöüe)  noch  im  15.  und  1»>.  Jahrhun- 
dert,  zu  einer  Zeit  ciiizuiiihrcn,  wo  die  Entwieklunf^  und  Umge- 
staltung des  Wehrwe.sens  und  der  wirthsehaftli(  heu  Vcrhältni.sse 
den  IJcbergang  zur  Steueiw  irthschnft  im  Miiauzwesen  geboten 
hätten  und  er  z.  H.  in  Fnuikieieh  citol^l  ist,  seheitern  an  der 
crreiehten  Selhstündipkeit  und  Stärke  der  i'^iiislen,  Ritter,  Städte, 
gegentiber  der  ü-cschwru-htcn  iJcirh.sgewait.  l  nd  der  Mangel 
selbständiger  Keic hsstc u er n  sowie  eines  in  der  Periode  der 
Soldheere  nur  dadureh  zu  erniögliehenden  Reiehsheercs  be 
gUnsfint  dann  wieder  die  polUisehe  Entwieklung  in  der  einmal 
eingetretenen  Kiehlung  weiter.  Das  Keieh  sieht  sich,  wie  ein 
blosser  „Staatenbund"  (Fin.  I,  §.  ÜD),  für  seine  Finanabedürfnisse 
in  Frieden  und  Krieg  auf  die  atrieularumlagen"  der 
Reiebsstände,  auf  das  System  der  „Römermonate''  in  den  drei 
letzten  Jahrhunderten  seines  Bestehens  angewiesen,  bis  es,  nicht 
ohne  Mitschuld  dieser  kläglichen  Finauxwirthscbaft,  zu  Grunde  ging. 

§.  16.  In  den  ersten  Jahrhunderten  des  selbständigen  Deutschen 
Reiches  (9.— 12.  Jahrhundert),  wo  sieb  allmählich  die  Lehens  Ver- 
fassung, das  Beneficialwescn  und  Vasallitätsverbält- 
niss  entwickeln  und  einbürgern,  finden  sich  auch  in  Verbindung 
mit  dem  Heerdienst  des  Leben  Staats  noch  ähnliche  finanzielle 
und  stenerartige  Einrichtungen  wie  in  der  earolingiscben  Wehrver- 
fassung. Pjinige.s  davon  erklärt  sich,  wie  öfters  in  der  für  die 
Gestaltung  dia  Finanzwesens  so  einflussreiclien  Gestaltung  des 
Wehrwcsens,  mit  aus  der  Technik  des  Militärdienstes,  besonders 
aus  dem  vorwiegenden,  seiiwereu  und  ko."5t.sijicligen,  auch  l'ebung 
verlangenden  R  ossd  ien  st.  Dieser,  in  weiter  Knllcrnmig  vdu  der 
Heiinath  und  für  iän^^ere  Zeit  /u  leisten,  bedang-  einen  Aufwand, 
welchem  die  weniger  Vermögenden  schwer  gewachsen  waren.  Da- 
her die  allmäliliehc  Ausbildung  eines  eigenen  Dienststands 
dafür  und  der  iieihilfen  der  übrigen,  nicht  dienenden  Bevölke- 
rung zur  Ausrüstung  und  Erhaltung  der  Krieger. 

So  hatten  auch  ia  fÜL'Srr  Pt>rio<Ji'  wie  ^(•llOll  Frülior  ..uhh.uigij^e  L"-iite,  airhf 
selbst  ju  licu  Kri« /o'^cii,  Wilsen,  Bierde,  iüiidtir  uiid  Anderes  der  Art  lu.  liei'cru'' 
(W  aitz  IV,  2.  A.,  <i2J,  VlU,  157).  KlOstor  ttitd  Kirchon  haften  ihren  Herren  Bei- 
hilfen /,ur  kricg'  iisclicii  Ifuatung.  J{oss«',  Waßeu,  thcils  1»  i  j.  I  r  liccri'ahrt,  thoii» 
ii;iuu!iit!ich  bei  der  nach  ltali(;ii  zu  Icistiii,  was  auch  in  (icM  alilöbbar  war.  Die 
InUabur  vou  Ziuäliufcu  mu^^itcu  solchen  Zwecken  wobl  «Anuu  bcäoudcicn  Jahrus/ins 
oder  einen  Theil  daron  entrichten  (eb.  VIII,  156). 
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Ja^  ao8  den  carolingischen  Adjatorien  bildet  sich  jetzt  doch 
eine  allgemeiDcre  Heerstener  (heristuora)  der  vom  Dienst 
Zurückbleibenden  aus.  Ihr  Ertrag  kam  aber  nicht  mehr  wie  bei 
den  Adjutorien  dem  dienenden  Mann  unmittelbar ,  sondern  dem 
Dienstherrn  zum  Zweck  der  ki icgeriscben  Rttstang  oder  der 
Kostendeckung  dafür  tu  Gute.  Es  seheint  sich  so  ein  System 
von  Dienst- Ersatz  abgaben  und  von  Dienst-Beihilfen  entwickelt 
zu  haben.  Der  nicht  selbst  dienende  Dienstpflichtige  niusste  einen 
festen  Beitrair,  in  (Ir  ld,  die  be'refl'cndc  Volkssihielit  auch  wohl 
Abgaben,  wekhc  sich  nnch  dem  Besitz  abstufte«,  cntriclitcii.  Aus 
dem  Ertrag  dieser  ,,IUMMstcuern"  iiud  iiliidichcr  Abgaben  wuideu 
vom  Herrn  liistiimute  lestc  Beihilten  an  die  Krieger,  in  Oeld 
und  in  Naturalien,  gezahlt,  „in  gewissem  Maasse  au  Stelle  des 
Soldcb'^  und  6o  auch  bemcüuet  (Stipendium ). 

Waitz  Vllf  läs  ir,:{.  und  überhaupt  daselbst  das  Kap  11  i!b':r  da.i  Hcer- 
we^^cu.  Noch  im  s^äturcii  Mitt^^laltor  kommt  ctwaü  Achulicbua  iu  dcu  Städteu  vor, 
so  2.  B.  wenn  die  zam  Kriei^s/ii^  (rayat-i  aiis;,^olostea  BUr«rcr  ansMeibcu  nad  dafiir 
sicli  durch  (ichl  h)bkaufni».  bo  in  Xuriiberi:-  l.'JsS,  s.  ('hroiiikcn  frank.  Städte,  Nuriib. 
1,285).  Die  Arheitsptlirhteii  buiiii  Hau  diT  Hürtgen,  bei  der  iu  diese  Periode 
faiieiidoD  UiamaueruiiK  der  Städte,  die  Diensfjitlithliii  bei  der  Bewachung 
(WaitZ,  Vll[,  181* — '1\'2)  sind  directe  l'ersunalieisttiuiircii,  welclie  eine  eigent- 
liche Steuer,  wie  sie  bei  veriinderter  Arbei{->(heihuu'  "if  '1'  tu  (jebiete  »les  ^'i  lir- 
we>en.>  und  K'echts-chutzcs  i>p;it«r  iiOlhig  wird,  cutbehrlieli  maelicii,  munelu;  Analojja 
uueli  heute  in  ländlichen  Vcrhältubseii  (^Wcffcbao-LcistuiigcD)  finden,  aber  doch  an 
bieh  dir  ^Ii  ii  h.  Belastung  und  aus  dem^' Mm  li  Titel  dar-^tcHeii.  I'i  •  rinwanillunsr 
solcher  Dicnstptiichtcu  iu  Ocld  läant  sich  die  gau/c  (icschichie  hiadtirch  ülters  nach- 
weisen, (««(irabcogrcld*^*  in  Nuniborg  als  Eisat/  für  niclit  {geleistete  Arbeil  bei  der 
Ueretellong  des  Stadtgrabens.   Nttnib.  Gbron.  ob.). 

§.  19.  Das  eigentliche  Finanzwesen  verändert 
sonst  seinen  Gesamratcharacter  nur  wenig.  Die  Haupt- 
einnahmequellen sind  die  alten,  domaniale  und  an  Ho- 
he itsr  echte  sich  ankiiiijd'ende.  Der  n atu  r u  1  w  i  r  t  Ii  is c  Ii  a  t't - 
liehe  Character  bleibt  in  den  Veri)Hi('btnni;en  zn  Liderungen  von 
Sarben  nnd  zu  |)ersr)idi('lu'n  Diensten  duri-haiis  vorwaltend.  Die  vor- 
kuninieuden  Abgaben  an  den  Ktinig  und  au  ^eiuc  licauiten  .stellen 
ein  der  Zeit  cnfsprec  liendes  GemiHch  von  Leistungen  auf  Grund 
h  ob  c  i  tl i  (' b er,  b  c rrsc h  a  ftli  c  b  er  und  |)rivatrcehtlieh  er 
Auspiiiehc  (bir.  Die  moderne  Auffassung  kann  das  wohl  begriff- 
lieh, nach  seinen  rechtliehen  und  (Uvoiiuniiscbcn  Bcstandtheilen 
zergliedern,  aber  die  daninlige  Zeit  selbst  sehied  nicht  so.  Und 
wie  weit  solche  „Abgaben"  als  ötfentliehe  „Steuern**  im  eigent- 
lichen äinne  aufzufassen  sind,  steht  dahin.   Vielleicht  gar  nicht. 

Waitz  (VIII,  .'{95  ffl,  .^Oi^i  wenigste  meint  beziigUch  der  vielen  /insarti-^^cn  Ab- 
gaben: „in  alle  dem  ist  nichts,  was  den  Character  einer  dffentlicheu 
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Steuet  an  sielt  trägt.  Kictil  der  König,  nicht  üciu  Beamter  haben  eine  Abgabe 
6Tho1>en,  velche  so  angesehen  werden  kann.   Was  in  caroKngiscIien  Zeiten  der  Art 

vorgf'koinincn ,  ist  uan/  in  den  Hintfrf'rund  !j<;tretcn  odor  liat  seiiifn  staatlichen  Oha- 
racter  veriorüD."'  Vieldi-ntigc,  ungenaue,  iVir  rerlitlich  und  (ecliiiisi'h  verschirdt-nartige 
Abgaben  im  Wesentlichen  unnnti;rschiedli<  h  gebrauchte  Ausdrücke,  wie  besonders 
„censDS**  (auch  vcctigal),  spater  „Zins*'  gidicn  keitu  ii  sicheren  Anhaitspanct.  S.  im 
Allgemeinen  Pin.  I  (B.  A.),  §.  h7,  Waitz,  VUI,  Kap.  15. 

ZorDurchfUfarnngeiner  wirklichen  regelmässige nReieb a- 
8 teuer,  des  Königs  in  Bezug  auf  die  Grossen  oder  vollends  dlreet 
in  Bezug  auf  das  Volk  als  die  Reich sunterthanen,  reichte  die 
königliche  Macbt  schon  unter  den  salischen  Kaisern  nicht  mehr 
ans.  (Heinrieh  V.  soll  Bezügliches  geplant  hahen.)  Ausseror- 
dentliche stenerartige  Beihilfen  leisteten  indessen  auch 
jetzt  nneh  die  Stifter  und  nunmehr  auch  die  Städte  dem  K?5nige 
iiiiluiilcr.  Letztere  ii'abcn  noch  iiiii  »Schluss  des  Mittelalters  bei  der 
ihnen  Überhaupt  ohiicgciidcn  Beherber^uup;  und  Bewirthung  des 
Königs  und  seines  Gelolges  in  ihren  Mauern  Ehrengeschenke,  z.  B. 
Hecher  und  TrinkhÖrner,  welche  mit  Geld  gefüllt  waren. 

Rüispielc  aus  Nürnberg,  Chron.  I,  2ä9,  aus  Basel  bei  Schönberg,  Finan/.- 
verh.  S.  447. 

Die  Reichsstädte  und  die  Ii  i  s  eh  o  fs  s  t  iidtc  überiinliiiirn 
terner  —  alK'i'dinr::«  vornehmlich  erst  s|»:it(M',  hts  »iiders  seit  dem 
13.  Jalubiindcit,  einzelne  aber  auch  schon  trülicr  —  auch  i  c^cl- 
niässiirc  St  ä  d  teste  uc  r  n an  den  Kiiiii^-  (iiiiumter  „lietc", 
precaria  <i;cii:>niit) ,  wie  anrh  die  s(»nstif;'Cii  Städte,  die  spätcion 
„Landstädte^'  an  ihren  Herrn  i^.  21).  Die  eigentlichen  .sogenann 
ten  Beten  (§*32>  sind  »onst  vornehmlich  Landes-,  nicht  Keichs- 
steuern,  wenn  auch  im  Lande  lür  Reichszwcrko ,  wie  Romfahrtcn, 
erhoben.  Sie  tieien  daher  dem  Ivönig  nicht  allgemein  und  un- 
mittelbar im  ganzen  Reiche,  sondern  nur  eventuell  auf  seinen 
Gütern  und  auf  den  Re i eh sg titern  zu. 

Die  gemischt  gebtlhrenartigen  und  steuerartigen  Marktab- 
gaben und  Zolle  sind  zwar  nach  wie  vor  imPrincip  könig- 
liche Gerechtsame.  Aber  durch  die  zahlreichen  Verleihungen 
an  die  Territorialherren ,  Bischöfe,  auch  an  die  Städte  selbst  wie 
anderseits  durch  Befreiungen  von  der  Zollpfliehtigkeit  verlieren 
sie  ihre  Bedeutung  fflr  das  königliche  Einkommen  mehr  und  mehr. 
Die  mancherlei  Marktabgaben  tragen  einen  verschiedenen  Chur 
racter:  es  sind  Bannbussen  f^r  Friedensrerletzung,  Abgaben  aus 
der  Gerichtsbarkeit,  Abgaben  für  da«  Recht  zum  Handelsbetrieb 
überhaupt,  gebUhreuartige  Abgaben  als  Platz-  und  Hudengeld,  auch 
als  Messgeld  (tür  das  Messen  des  Getreides  u.  dgl.  m.;.   Zolle  als 
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(Quoten  )  Abgaben  von  Kaut  und  Verkauf  treten  binzu.  Die  Knt- 
richtung  der  Marktabgaben  wie  der  sonstigen  ZJdle  erfolgt  in 
(lehl  oder  in  \V  aarc  n  «|  ti  ote  n  selijst.  lUc  Z"llf,  iKNidulcrs 
auili  als  Kliisszölle,  sind  nocli  Jetzt  nn<l  bbiljcn  noili  Jabr- 
bunderlc  liiwj;  ssirz  r»!  |e.  n  i  cii  t  (1  re  n  z  z  Ti  II  «• ,  uenu  aueb 
oft  an  \vicbti;;eii  ( Hcn/.sti'lkn  (z,  I».  an  den  Strassen  siidlieb  der 
AlpenjKtsse )  <  ine  ZnlK  rhebung  crf(dgt.  Der  Zollsatz  riebtet  sieh 
ausser  naeii  Wanren  und  Ladungen  noeb  naeb  der  Herkunft  des 
zablungsptliebtigcu  Kaufmanns  (BegUnstigUDg  der  Einheimiseben). 
Zollfrei beitcn  für  gewisse  Z'^llo  genossen  besonders  die  geistlieben 
Stifter,  aber  aach  die  Kaulieute  ganzer  HtUdte  nach  speoiellen  Pri- 
vilegien. 

Zam  Voraus^dieiiden  s  Im».  Waitx  Vtlf.  399.  2S2— 292.    Vii>lcrlei  NoHzen 

nhrv  Marktalij^ali-'n  ii.  Z'  II'  >  K.  \  ffl.  2^2  -  -'liri  Kiii«'  <  it;>'iitliniiili<  h<'  Noli/.  iil)<'r 
Zoll/ahluiig  in  bcstiuiuU  genannten  Waaren  bei  lianmei,  llulicHslaulVn  V\  437, 
1.  A.,  ob  TicliiijfV  —  Anrli  das  ^ieleitB^eld,  ,.dit!  Rcfut^HKs  von  Keisondcn.  för 
(Ion  S(  liiiC/.  (l»*<><  n  si<'  ui'Hds-i  h,  ciin'  Alii":!!»-  /u  loidiTn'".  üi  lit  in  dicsf  rriilK  r-'  'Ao.it 
znrilok  (  Waitz  \  III,  '{iril.  (ir>|irilnirli<  Ii  ni'  lir  i;»'lnilir<  ii:iriii;'  r  N.itur,  als  K^^at/.  IVir 
die  (jcli'it.sl,ijsti  n,  wini  i-a  ^ijäter  mehr  zur  .Sti  uor  und  au.s  dem  Uubcit^iii  clii  d«!S  üo- 
leitAlKirrn  abj^elnitt^t ;  fls  ist  dann  zwangswins«.  zu  ßtilriclitcn  und  g<dinrt  zn  dßn  Fioanz- 
regalicn. 

.  §.  20.  In  der  bobenstaufiscben  Zeit  nnd  vollends  in  den 
daraaffolgcnden  Jahrhunderten  bis  zum  Ausgang  des  Mittel- 
alters sind  die  älteren  lieiehseinnahme-Quellen  immer  mehr  an  die 
Territorialgewalten  und  an  die  ReicLststädte  tibergegangen.  Im 
Pnnei|),  Je.naeh  Umstünden,  besonders  im  12.  nnd  13.  Jahrhundert 
aueb  in  der  Prnxis,  blieben  die  Heerstenern  indcftncn  noch  als  Ueichs- 
steuern  besteben.  Versuebe  zu  allgemeinen  Reitbsstouern,  ansser- 
(U'dentlieben  oder  gar  (huiernden  (iifichssteuer  liir  dvu  Kreuzzug 
i.  J.  12<>7  unter  K.  Piiilij)|>,  J'liiiie  v.  K.  ntio  IV.)  führen  zu  keinem 
Krfolg.  Aueb  die  JiCtebsausgaiii'u,  bisiiiideis  (licjciiigen  für  Kriegs- 
fiilnnng,  werden  mit  aus  dem  K.  Hnnsgut,  unter  I Idhcnst.niten,  wie 
Friedrich  Ii.,  aus  den  reichen  sicUischeu  EiDkünltcu  bestritten. 

In  SiciliiMi  war  es  Tnedrirli  U.  Lu  lnn-^rn,  itn  Ans(•ldll^s  an  ält'T.-  normannisehe 
und  vielleicht  auch  äaracciiischc  Eiiuichtuugeu«  eine  ftir  ihre  Zeit  relativ  tüchtige 
Finanzvirthschaft  zu  oi^anisiren,  d«*ren  Werth  und  Bcd«;u(iing-  frcilidi  öfters  tJbor- 
.srhät/.t  worden  ist.  Neben  dm  besser  ui  i'  g'<  lten  iiltcrei»  Einnalinn  i».  dt  u  domanialen, 
n<*rielifs}>(jfa!len  u.  di:I.  war  lii<'r  sebon  inehr  S  t  e  ii  i- r  wi  rt  Ii  se  Ii  a l't  errei<  lit  worden. 
Zi»Il'',  \' >M  kehr>al)>;al><n  .  st  U<lt  is<- lir  \' e  rz  r  b  rii  n  «jss  i  <•  n  e  r  n  (an«  Ii  diese 
schon  älti-r,  vi.lbiebt  saraeenisebcn  Urs|>rnni!<.  s.  W  i  n  k<' I  m  a  ii  n  ,  a.  a.  ().  I,  .-!.'>4, 
3'>S)-.  idt  eine  loriiili' Iii  (i  rii  ii  ilst  ■■  iier ,  bb-ibt  uiir  an«  h  na(  b  \\  i  n  k <^  1  ni  a  n  n 's  t  ider- 
sueliungen  (S.  '.l'i'J)  do'  li  z.weirclliat't,.  Kine  bewundere  Kixenthtindicbkeit  waren  die 
ausgebildeten  Monopole  (ausser  rdtcmi  jetzt  auf  äalz.  Eisen,  JTnpfer,  Itohseidc), 
dann  diT  ü,ewitinreir)i.-  S  f  >  1 1  sband  el ,  iiaiiicntlieli  der  (i<-t  !  <•  id  eb  and  i-I.  mit  den 
l/cberüchuä$4-n  der  Naturaieinktinflu  und  Naturalabgaben  auch  ins  Ausland  (Afriea) 
geführt,  zwar  nicht  ab  Monopol,  aber  unter  einer  gewi&scn  ZnrQckdrängung  der  Gon- 
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currenz  des  Pmathaiiilel!».  Acltiilichcs  kaui  iui  ]>t-i'iis:>i:jclicii  (Jrdcn&luude  (§.  31)  vor. 
BcmeikeiKirerth  var  in  Sicilcn  auch  die  ganze  Organisation  des  Finanzdionstes,  specicU 
des  Becbnnngs>  und  ContTDlvL>sens.  S.  Kaum  er  und  Winkolmann  a.  a.  0. 

§.21.  In  etwas  f^türkerem  Maasse  konnte  sich  daa  deutsche 

Königtlium  auf  die  «^cldwirt  lisch  ältliche  Steuer  Verfassung 
der  Städte  in  dem  nunmehr  (K).  .Jahrh.)  wichtiger  werdenden 
System  der  Stiidtostcucrn  stlitzeu.  Wenn  auch  hier  die  Be- 
strebungen nur  thcilwci.sc  vnn  Kii'olg  begleitet  w\aren,  80  lai; 
Schuld  wesenilioli  an  der  bekannten  Entwickhing  der  politi.schen 
Vcrhältuissc  seit  dem  l.'i.  Jahrhundert.  ,,Die  f Finanz) Wirthsehaft 
de-^  Kelchs  ginj;-  (Anfang  des  Vi.  .lahrli.)  einer  Umwälziini:'  ent- 
gegen, welche  Gchlsteiicrn  und  Gehhvirthsehaft  an  die  Stelle  der 
Naturalleistungen  nnd  der  Domänenwirfhsehaft  setzen  und  die 
grossen  Städte,  die  bedeutendsten  S:\mmelpnucte  des  Geldes  und 
daher  aueli  die  ergiebigsten  Geldquellen,  der  unmittelbaren  Herr- 
schalt  der  HischJife  entziehen  nnd  sie  neben  diesen  zu  wichtigen, 
selbständigen  Gliedern  des  lleichs  machen  zn  wollen  schien." 
(Zeumcr).  Unter  Rndolt'  v.  Habs  bürg  gelingt  es  weuigstens, 
die  Reichssteuerpflicht  der  eigentlichen  Reichsstädte  zur 
Geltung  7.n  .bringen,  aber  seine  weiteren  Versuche  einer  directen 
*  Besteuerung  des  Einzel bUrgers  (,,drei8sigster  Pfennig",  als 
Quoten  'Verntögensstener  von  allem  Vermögen)  unter  Durchbrechung 
der  Stadt^inheit  scheitern.  Nur  bestimmtcSummen  tibemebroen 
die  Städte  einzel weise  als  eine  „Bede"  (,,prccaria'')  und  unter 
deren  formellen  Bedingungen,  worauf  sie  diese  Summen  dann 
aus  ihren  GesamroteinkUnften  oder  nach  ihrer  eigenen  Steuerver- 
fassung aufbringen.  Auf  einem  Städtetag  zu  Nüiuljerg  waren 
Kiinig  Rudolf  i.  .1.  solche  Sununen  von  einer  Anzahl  Städte 

bewilligt  worden.  Es  war  so  unter  IJmlolf  ein  gewisses  System 
in  die  Städtesteuern  für  Keichs/.weeke  gekonunen. 

Zeiiuii'i   S.  l;iT.  ins  sjcllt  (Ii  -;  System  wio  i'oht  <].ii  .    I  i  I^^itdaui^r  der 

alten  jährli cii c ii  Prccaria  in  den  königlichen  und  in  ciii/.eiucn  üiächorästädten, 
wo  dem  Könij?  ein  solclies  Recht  bisher  schon  zastand;  die  ron  dieser  Pflicht  be- 
freiten (Bischofs-)  Sf.'idti'.  sind  die  späteren  .J''ri'istiidt<'"  (im  Ljitcr.^ohied  vun  den 
pllichtiKon  UcichsstäUtcn);  2)  Verpflichtung  ailnr  iioichsätildrc  /.u  ausser- 
ordentlichen LeistoDi^on  (besonders  Bei^tenorn  für  die  grossen  Uofttkge  und  zur 
Hcersteut^r  filr  den  IJOnicrzug');  '0  Ausdclinini!;-  der  /u  Zwecken  d<'S  Laiidlricdcns 
ciliobonen  SttMi^'rn  als  kftniirlieh«'  Ahuahi  n  ancli  uiif  Städte  \veUlichc;r  b'iirstfii.  Die 
beiden  ufsten  l'llit  hten  blichen  meistens  Jahrhunderte  lang;  bestehen,  di<'  }?anzc  Ein- 
richtnnil^  bis  zur  liiTnraiationsxeit,  /.  Th.  Ids  ans  Endo  dos  Knic.lis.  Auch  die  Steuer- 
s'  n  tn  III  ni  i]  > r  Ja hress  t  en  e r  d  e r  ri n  zc  f  ii  i  ii  S  t  iid  te  Idielien  ürossetitln-üs  dir  immer 
stabil  (Z  cum  er  S.  139,  15Ü,  lä2).  Nur  wurden  die  .Suuimk'Ii  rnitunter  äcumss  der 
eingetretenen  Voränderon;^  (d.  h.  regelmässig:  Verschlechtern ng)  des  Münzfusses  ciit- 
sprc'  liend  mngeilnd-'rt  (z.  Ii.  in  Nnrnbcrt;',  (üiriniiL. n  l.  •iS*.ri.  Naturlich,  dass  ^»dilni 
Stabile  Stcuuräumucn  später  bei  guringerem  tiuidworth  (auch  abgcbuhcu  von  Muuz- 
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versriil.'chtcrung)  und  hülu  ntu»  riiianzbctlarf  pracüsch  iuiin<!r  uiizuiaiigln  h«  r  wunlm. 
Einer  Erli5bang  stemmt  sich  alicr  Herkommen  und  IVirileg:  «ntf^egm. 

Dil  dem  Dciitbclion  Kciclic  jede  g:cordnetc  FiiuinzwirthseliuH, 
jede  Centralisirung  iVlilte,  die  einziehenden  Städtesteuern  «rewrdinlieh 
8(dbrt  fflr  das  nHelistc  locale  lieielisl>edilrt"niss  un<l  l)estHHle>.s  zur 
liüekzalihuig  der  Aiileiiieii,  Vor.seldiss^e ,  Versatz<;;elder,  ndt  deren 
Hilfe  die  KeiclisauHgaben  •gedeckt  worden,  dienten,  halt  unter  Kudolf 
und  später  auch  dieses  Mittel  nicht  viel  und  Bicbt  dauernd. 

S.  N&hcres  bei  Zeumer,  u.  A.  S.  147.  und  In  der  i^inzen  Schrift  Auch  Uber 

di"'  v<Tsi^hictJciii'ii  Vorliiiltiiissi  in  Iii  ■  ll<tf^  tutd  köiii^lii  In  n  Siäih.  n  und  dio  miincherlei 
politischen  Streitigkeiten  zwischen  Königthuui,  BiscböffU  und  StäUtuu. 

§.  22.  Der  letzte  grossere  Versncb  directerReiehsBtenerD 
erfolgte  im  15.  Jahrhundert  in  der  Steuer  des  sog.  „gemeinen 
Pfennig^'  während  der  Nothzeiten  der  Ilassiten-  und  spater  der 
Tflrkenkriege.  Die  veränderte  niilitürischc  Technik  (Schicsswaffen !), 
der  grössere  Bedarf  an  Fusstruppen,  machte  die  I/ehens-Wchrver- 
fassiiDg:  iiTid  die  ältere  Rcichs-Wehrverlassnnjj^  immer  nnznreiehender 
und  8r>I<lncrheerc  notliwcndigcr.  Dazu  bedurfte  es  (Jehl  und 
Gelds  teuer  11,  mit  deren  Ertra*;e  na«di  dem  IMane  im  Hussiten- 
kric<^e  ein  liccr  direct  für  das  Rcieh  geworben  werden  sollte. 
*  Es  war  dies  zu«;leich  noeh  einnial  ein  Versueh,  unmittelbar 
die  einzelnen  Keiehsu  nterl  hanen  ndt  einer  direeten 
Ke  i  c  Ii  s  s  t  e  II  e  r  zn  be1ej^:en,  uield  erst  unter  Vermittliii  ^  der  l>:ni>!es- 
steuern  der  TciriUuieii  uiul  Städte.  Darin  lag  die  ;ill::;i'iii(  ine 
litische  Bedentiinu  des  „gemeinen  l'fenni«;*'.  Ste  ucrteehnise  h 
war  derselbe,  übrigens  versehieden  geregelt  in  den  verschiedenen 
Fällen  seiner  Bewilligung  und  Aussein eiftung,  ein  ziemlich  wirres 
und  willkuhrlichcs  Gemisch  directer  K o p f-,  i'ersonal-  und 
Standessteuern  mit  Einkoromeu-  und  V^örmögensst  e u ern, 
nichts  wetuger  als  ein  auch  nur  für  seine  Zeit  (15.  .lahrhundcit) 
leidlich  richtiges  directcs  Steuersystem,  von  den  fehlenden  Garant 
tien  der  gleichmflsaigen  DinrchfQhroug  im  ganzen  Heiche  abge- 
sehen. Die  ungefähr  gleichzeitigen  französischen  und  englischen 
Steuern  dieser  Art  waren  indessen  ähnlieh  eingerichtet.  Der  will- 
kilhrliche  Widerstand  einzelner  Reicbsstände,  bald  dieses  oder  jenes 
Fürsten,  bald  der  Städte,  bald  der  Ritter  liess  sich  aber  durch  die 
schwache  Reichsgewalt  bei  der  utigenügcnden  Organisation  des 
Undegungs-  und  Einhebungsveriabren  nicht  mehr  brechen.  Zwi- 
schen 1427  und  1551  elfmal  bewilligt  und  ausgesehrieben  ist  der 
„gemeine  Pfennig"  nicht  ein  ciiizigcsmal  auch  nur  ciuigermassen 
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vollständig  eingegangen.  Mit  ungestraftem  Hohn  wiesen  Stände 
und  Einzelne  oft  die  Zamutbang  zu  einer  solchen  Steuer  ab. 

8.  bes.  7.  Bezold,  K.  Sigismund,  S.  126  ff*.,  Malier,  Reiclissteuorn  S.  12  IT., 

Weizsäcker,  K<  !■  Uber  d  gesr.liiclitl.  >>ntwickl.  u.  Ideu  «;iiicr  allnuui.  KfidissknhT, 
Berl,  lb»2,  Zeumcr  S.  157,  Eichhorn  III.  SV.i,  Wallher,  ü.  Ueciusjresch.  S.  425  Ü. 
Als  Beispiele  der  g<;phuiten  Einriclituujj  uia?  an<r«!fulirt  werden:  1427  (Krankf.  Reichs* 
tag):  Kopf-  und  Standessteuer,  wonach  alli;  weltliche  Personen  beiderlei  Ge- 
schlechts Uber  15  Jahre  Alfen*,  auch  in  Diensten  stehend»?,  aus  dem  Stande  des  ge- 
meinen Mannes  je  1  Groschen,  jeder  Kleriker  uhne  Henelicieii  und  Erb;;nt  2  (jiroschen, 
jeder  Jude  1  fl.,  jeder  gewöhnliche  Edle  'd  fl..  jeder  Kitter  5  jeder  ..Herr"  15  Ä., 
jeder  (iraf  2.">  fl.  /.u  /.ahlen  hatte:  da/u  kam  l  inr  F.inkoiu  uien-  und  V'erniiVs^ens- 
steuer  von  den  Yeriuügliuheu  (also  eventuell  von  densellHiii  Personen,  die  eine 
Standessteuor  schon  zn  zahlen  hatten):  yon  ailem  Einlioniuien  der  Geistlichen 
5  (aus  Plriiiidcii  uinl  kirrlilidicm  (i'iit),  vnu  allem  V'rtnngen  der  Laie,ii  ul)er  200  11. 
je  Vs  vuu  der  iSuuiuic  vuu  200 — lOUO  Ü.  Wuitlis,  je  1  tl.  von  der  iiültcrcn  Sumiue. 
Geber  die  Einrichtiinur  der  Auflegung  u.  Erliebnnif  s.  v.  Bezold  S.  l.HO,  MtlIIer 
S.  12  Meistens  zahlten  nur  Geistliche  u.  arme  Leute,  nicht  Adel,  Fui"!>ten,  Studte, 
Man(  hl  s  eingegangene  Geld  wurde,  nicht  abgeliefert  (Nürnberg  war  der  ('enlral- 
sitz),  ij.  "las  abgelieferte  nicht  vullständig  für  seinen  Zweck  verwendet.  Ganz  ähnli<  h 
ging  es  später,  1471,  1495  u.  s.  w.  1471  z.  ]i.  wurde  von  allen  Verinögenden  lo"/«, 
vorn  Einkommen,  von  der  Arlteitei-,  Ta^lnhner-.  II  unhviile.rclass*!  statt  dessen  eine 
abgestufte  Kopfsteuer  verlangt.  Im  Jahre  HiK^  wurde  ebenfalls  eine  Kopf- 
steuer (jeder  Jude  1  fl.,  jeder  andere,  über  15jährige,  wenn  er  weniger  als  300  fl. 
Vt'rrnrig;eii .  fl.)  vi  iliiiudrn  mit   einer  V  c  rm  öge  n s s(  e  ti  e  r  tieKrliln' -en  ;  durch 

lutzteru  waren  auch  Geistliche  und  Weltliche,  Männer  u.  Irauen,  Herren  und  Unter- 
thanen,  die  ttber  15  Jahr  alt  und  filier  500  fl.  Vermögen  haben,  mit  II.  von  500 
bis  1000  fl.,  mit  1  fl.  von  1000. tl.  um)  mit.  <  im  üi  dem  eigenen  Ermessen  Qberlassenen 
hi^ercn  Betrage  von  Vermögen  tlber  1000  11.  zu  besteuern. 

Dem  Reiche  als  solehem  fehlte  yor  Allem  atteh  die  Verwaltungs- 
organisation  und  der  Controlapparat  zn  einer  solchen  directen  Be- 
steuerung. Das  maeht  neben  allem  Anderen,  besonders  der  Schwäche 
der  Reicbsgewalt  gcgentlher  den  Reichsständen ,  TerritoHalherren 

und  Städten,  den  gering  Iii  feigen  practischen  Erfolg  dieser  Anläufe 
zu  einem  System  dirccter  licicbsstcueru  cikläilicb.. 

Die  Bewilligung  auf  1  oder  weninre  Jahre  fl4t).'  auf  4,  mit  der  ansdrftcklichen 
Zusage  des  Kaisci'ä,  die  Steuern  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  wieder  fordern  zu 
wollen),  hinderte  dann  roUenda  eine  ordentliche  Einburgerung  dieses  Steuersystems« 
da  man  nicht  wie  bei  ähnlichen  Vorgängen  in  anderen  Ländern  auf  eine  Wieder» 
holuiig  der  Bewilligung  uacli  Ablauf  der  ersten  Frist  zählen  konnte. 

Nicht  einmal  so  erfolgreich  als  diese  Versuche  mit  der  di- 
recten Reich.s.steuer  des  „gemeinen  Pfennig'*  war  ein  unter 
Carl  V.  im  Jahre  1522  gehegter  grossarlif^ercr  Plan  zur  Einführung 
eines  allgemeinen  Reichs-Grenzzolls,  also  einer  grossen 
indirecten  Reichsstciier.  Im  Princij)  galt  zwar  das  Zoll  recht 
als  königliches  Kocht  noch  xu  einer  Zeit  fSachsen-  und 
Schwabenspiegel),  wo  durch  Ucberlragung,  Verleihung  und  Be- 
stätignng  von  Zollrecliten  an  Territorialherrcn  und  Städte  sowie 
durch  Oewährung  von  ZolU'reibeiten  tbatsächiicb  die  Zolle  last 

A.  Wagner,  Fiuanzwiflaenschaft.  III.  4 
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schon  ganz  dem  lieiche  und  dem  könig;liehen  Einkoiumen  ent- 
IVemdet  waren.  In  den  WaLlcapitulationen  desi  14.  und  15.  Jalir- 
I)iindcrts  nnissten  die  Köni;;e  insbesondere  den  Curftirsten  Zu- 
sicherungen geben,  es  hierbei  zu  belassen.  Die  Finanznoth  des 
Keiübs  i'ührte  indessen  auf  dem  Keichstnge  zu  Nürnberg  15*22, 
auch  mit  Racksicht  mt'  die  Schwierigkeiten  einer  dirceten  Heiehs- 
steuer,  zu  dem  nnifasseodcn  Plan,  für  die  Deckung  der  Reicbs- 
bedUrfoisse  eioen  Reichsgrenzzoll  einzuführen.  Das  Reich  sollte 
hierzu  an  allen  Grenzen  mit  Zollstätten  versehen,  der  Zoll  als 
4  %  Werthzoll  erhoben,  nothwendige  Lehensmittel  (Getreide, 
Wein,  Pferde,  Schlachtvieh,  Käse,  Salz,  Bier  und  alle  fnr  den 
Gebrauch  des  gemeinen  Mannes  unentbehrliche  Nahrungsmittel) 
frei  bleiben.  Die  leitende  Idee  war,  so  den  Handel  als  sol- 
chen, aber  auch  die  ausländische  Prodnction  zu  treffen. 
Dabei  war  aber  freilich  an  eine  Beseitigung  der  zahllosen  inlän- 
dischen Zolle  und  ähnlichen  Abgaben  nicht  gedacht.  Der  Plan 
selbst  scheiterte  vornehmlich  an  dem  Widerspruch  der  Reichs- 
städte, die  das  Ilandelsinteresse  einseilig  vertraten  und  es  ge- 
läliidet  sahen,  während  die  Fürsten  eher  geneigt  waren.  Die  Ar- 
gunrciilc  liir  und  wider  erinnern  an  ganz  moderne  Beweistubrungen 
auf  diesem  Gebiete.  Krst  mehr  als  i3(M>  Jahr  später  gelangte  der 
Plan  im  Z(dl\eiein  zur  Darehlüliruug.  Freilich  ist  ja  selbst  noch 
in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ein  ähnlicher  Plan  auch  in 
Frankreich  sogar  durch  Colbert  nur  erst  theil weise  durchzu- 
setzen gewesen  (§.  G4). 

S.  Kniik(<.  (leutäclic  (ioscli.  im  Zeitalter  der  Beform.  II,  44  fil,  Falko,  Goscli. 

d.  iliMitsdicii  Zuilwoscns  S.  .j9 — 62. 

2df,  Solches  Scheitern  eines  selbständigen  Reichssteuer- 
Systems  zu  einer  Zeit,  wo  schon  in  den  Territorien,  vollends  in 
einem  grösseren  Staatsl^örper  nicht  mehr  ohne  Steuern  aus'zn> 
kommen  war,  erklärt  es,  dass  man,  dem  staatsrechtlichen  Charäcter 
des  „Staatenbundes"  gemäss,  den  das  Reich  mehr  und  mehr  an- 
nahm, seit  dem  15.  Jahrhundert  (K.  Sigismund)  nothgedrungen  zu 
einem  System  von  Matricnla rumlagen  im  Deutschen  Reich 
gelangte.  Die  einzelnen  Reichsstönde  übernahmen  dabei  nach 
einem  Anschlage  bestimmte  Summen,  welche  sie  ihrer- 
seits als  Beitrag  zu  den  Reiehskosten  auf  ihre  Untertbanen  ver- 
theilten  oder  von  ihren  Landständen  sich  bewilligen  Hessen  (z.  B. 
1480,  1487,  1506).  Im  16.  Jahrhundert  bildete  sich  daraus  als 
euJgiltigc  Eiurichtuug  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  das  System 
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der  sogenannten  liü m e rmo  11  ate,  so  genannt  nach  den  nicht 
mehr  stattfindenden  Konif'nhrtcn ,  aniangH,  1521  und  später  als 
Beihilfe  zu  den  Türkcnkriegeu ,  allmählich  zur  Aufbringung  der 
meisten,  anders  nicht  gedeckten  Reicbsiicdnrfuisse  gehraucht. 

Die  Maiinscliaficn,  wciclic  jcdor  Kcirli^sjainl  /u  «(<  !Irn  hMc  wimlcn  nn«  h  iIl'ih 
Monatssüld  (Reiter  zu  lü,  seit  1541  zu  12  iL,  1  ussliiHiciit  zu  4  tl.)  in  dcJti  vcraii- 
schlagt  und  so  ..Monatssch  uldi>?keiton"  —  die  sog.  BOmcrmonatc  —  in 
Geld  festgesetzt,  die  daiiii  als  ^Taa.ss  di  r  Euiliilio  !so  und  so  viel  .J'f^riteruiouate'", 
wie  sie  vom  lieichstag  bewilligt  wurden)  dienten  ^/.uersi  nach  der  Matrikel  v.  JÖ2I). 
Auch  sp&(er  wurden  Kricg-sausgaben  (tso  im  30jährigen  Kriege)  nach  diesem  Maass- 
staho  aus^oscJiriobcn,  wunjen  dabei  dann  aber  bcgreif  licli  volli nds  nur  von  den  zum 
Kaiser  haltenden  Ständen  (so  im  äUjäiir.  Krieg  von  liaiem)  entriclitut.  Der  Bclra» 
des  KGmemonats  war  anfangs  128,000  11.,  <;ing  auch  in  gewöhnlichen  Zrnten  nicht 
immer  voll  ein  und  wurde  späfi  r  lieral.L;rs(  tzt.  ITIH  w;ir  die  Usualmatrik«'!  5S,2S0  fl. 
Auch  dies  war  keine  feste,  ein  für  alleuial ,  sondern  von  besonderer  Hewilli-iuiifr  ab- 
liänj<igc  Keichscinnahmc,  Die  llmleirutif^  unf  die  Lntcrthanea  soUte  gleichntassig, 
ohne  Exemtioaen,  auch  un(<  r  Mitbcla^tdULT  der  bMde»horrItclien  KammergUtor  erfolgen, 
im  üebrigen  war  sie  (h-n  Landesherren  überlassen,  die  sirli  nb.-r  an  die  m  rejnrtinMide 
Summe  halten  musstcn,  bis  zu  dit^em  Betrag  die  Quoten  jedoeh  exi-cutiviscli  beitrei- 
ben durften.  —  Nor  (Hr  die  Untcrhattong  des  Beichsliammcrgerf chts  bestand 

yeit  154S  eine  regelmässige  Keiehs'^li  iirr  auf  die  KoicIlS^mnde  naeh  .  iin-in  besruideren 
Kepaiiitiousmaassstab.  (S.  Eichhorn  IV,  dUi>,  Walt  her,  S.  42b  u.  schon  Kio.  I, 
3.  Ä.,  §.  31>.) 

3.  Abaehnitt. 

Deutsohes  Steuerwesen. 

2.  Die  deutschen  Städte. 

§.  24.  Die  politische  Entwicklungsgeschichte  DcutschlniHls  lint 
es  mit  sich  gebracht,  dasH  hitr  der  Uebergang  alter  Sta;it.sluuctio- 
nen  vom  Kelche  an  die  Territorialgewalten  und  Stiulte  sowie  der 
spätere  Hinzutritt  neuer  Staatsfun ctionen  zum  Wirivungskreise  dieser 
Gewalten  eine  dei'initive,  nicht  wie  zieiulicli  all^cniein  anderswo, 
namentlich  auch  in  Frankreich  nur  eine  vorübergehende  fTcstaltung 
der  öffentlichen  Dinge  wurde.  Dies  erklärt  es,  dass  in  Deutsch- 
land das  Finanz-  und  Steuer wcsen  aus  einer  selbständigen 
KeiebBangelegenbeit  Landes-  und  Stä dtean gelegenheiten 
wurden.  Je  früher  und  je  stärker  sich  die  öffentüchep  Tbätig- 
keifen  entwickelten  und  damit  die  FinanzbedUrfnisse  wuchsen ,  je 
unzureichender  absolut  und  relativ  die  alten,  vielfach  vom  Reiche 
abgerissenen  Einnahmequelleo  wurden,  desto  früher  und  umfassen- 
der  mussten  sich  eigentliche  Landes-  (Territorial-)  und  städ- 
tische Steuern  ausbilden. 

Am  Frühesten  und  Bedeutendsten  musste  diese  Entwicklung 
begreiflich  erfolgen  in  den  Städten,  zumal  den  Reichs-,  den 
älteren  Bischofsstädten,  welche  sich  von  ihren  Herren  eman-  ' 
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cipirten  iiiul  selbst  wieder  Mittelpuncte  kleinerer  Territorialherr- 
sclialh  n  wurUeii,  lind  hier  iiameutlich  in  solchen  Städten,  welche 
gesclfK  litlicli  nicht  aus  Dortgemeinden  hervorge^aiii^en  waren  und 
deuen  daher  grö.sseres  Grundeigenthum  (besonders  Gemeineigen- 
thum, Forsten,  Weiden,  Allmenden,  Grundzinse  u.  dgl.)  fehlteu 
(Basel).  Der  städtische  Finanzhaushalt  wird  hier  na- 
mentlich seit  dem  13.  Jahrbuodeit  schon  Uberwiegend  geidwirtb- 
schaftlich  und  stenerwirth schaftlich  gestaltet:  hier  ent- 
wickelt sich  znerst  die  Idee  der  öffentUch-rechtliehen  Steuer- 
pf licht  des  Bürgers  als  solchen  gegenüber  dem  städtischen 
Gemeinwesen  als  solchem.  Die  Steuereinrichtung  besteht  regel- 
mässig in  einer  Conibination  indirecter  Verbrauchs-  nnd 
gebttb renartiger  Abgaben  (zum  Theil  im  Anschlnss  an  die 
älteren  Zolle  und  Marktabgaben,  welche  die  Stadt  vom  Könige 
Bischof,  Landesherrn  erhalten,  (öfters  kauf-  nnd  pt'audwetse  er- 
worben hatte)  mit  ordentlichen  und  ansserordentlichen 
directen  Schätzungen,  Grnnd-,  Vermögens-,  Einkom- 
men-, Personal-  nnd  Kopfstenern,  mitunter  auch  Gewerbe- 
steuern. Auch  die  creditwirthschaltliclie  Eiihviekliing 
gerade  des  stUdt  isch  cu  Finanzwesens  ist  bedeutender  als  es 
früher  wohl  angenommen  wurde,  und  hat  schon  hie  und  da  in  zu 
.staikcm  Umfange,  mit  misslichen  finanziellen  Folgen,  stattgefunden. 
Wie  das  Reich  durch  das  System  der  8  t  U  d  t  e  s  t  e  u  e  rn  " 
21),  so  bestreben  .sich  auch  die  Territdrien  diircli  ni(ii;li(  listc 
Herbei/iehnnp^  der  liandstädte  zur  Auf  briui;nng  der  „ Land beden 
die  entwickelte  städtische  bteuerkraft  t'Ur  Landeszwecke  nutzbar 
zu  machen. 

Die  Arbeiten  von  Hegel,  Schunberg,  Zeuiner,  dii-  Materialiön,  welclio  in 
dem  Werke  der  deutschen  Städte  Chroniken  enthaltr-ii  sind,  uneben  j  f/t  einen  genaueren 
Eiubliek  iß  die  (iestaltung  des  Finanzwesens  der  itiittelalterlichen  Städte  und  bc^tu- 
ders  auch  in  diu  hier  in  Betracht  kommende  toc  hülse  he  Seile  des  städtischen 
Stcnerwpsens.  Die  Duist-'Hungeii  von  A r n ol d  (Preistädte),  v.  Mau  rer  (Stätlievi-rras-s.) 
liodvii  dadurch  ihre  Krj^äuzung  und  Uio  und  da  Berich tiguügen.  Die  Ucbereiii- 
stimmnng  in  den  wesentUchen  Pnncten,  ▼eiche  die  Steuerarten,  di«  Cotnbina- 
tion  verschiedener  Sti  iiern  im  .städtischen  Haushalt,  namentlich  die  V rb  i  nd  ii  n  g 
diiecter  und  indirecter  äteueru  betreit'en,  war  vou  vüruehcreiu  nach  Lage  der 
Verhältnisse  wahrscheinlich  nnd  wird  durch  Vergleiche,  z.  B.  zwischen  Nürnberg, 
Hambonr,  Mainz,  Basel  bestätigt.  Gerade  das  ist  für  die  vergleich« nJ«;  Finanz* 
gesehichte  und  fUr  die  Finanzwissfnsrhaft  hervorzuheben  und  wiclitiger  aJs  die  Beachtung 
der  Vei-schiedenheite» ,  die  sirli  ans  den  speciellen  ücschichtlichen  Ereignissen,  zum 
Theil  schon  aus  der  •  r^trii  Ent-^tchiinii:  und  aus  der  Katwicklung  der  einzelnen  Städte 
aus  BischofsitzoD,  Hofgemeinden,  auf  gcoDtlherriiciiem  Boden  ergeben. 

§.  25.    Von  allgemeinster  Bedeutung  fUr  die  Erkenntniss 

des  wahren  Wesens  der  Besteuerung  ist  der  nauientlicU 
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von  Gierke  vortrefflich  und  mit  reiehstem  Belegmaterial  geführte 
Nachwels,  wie  in  den  Städten  zuerst  von  eigentlichen  „Stenern'^ 
an  ein  Abstraetnm,  an  die  selbständige  städtisehe  Reehts- 
persönlichkcit  als  solche,  daher  «nerst  mit  Bewusstsein  von 
einer  wahren  öl'fcntlich-rechtlieheu  Steueipi'licht  de« 
Bürgers  als  solchen  die  Kede  ist. 

Vgl.  auc!  S  'mnborg,  BasoFs  Fin.  S.  Ii'.  Sclimoll.  r,  I  [urln>!i  <J.  preuss. 
Fiaaiupol.,  Jahrb.  l-^TT.  S.  112,  auch  meiiio  Kin.  II,  S.  201  IL,  (»c».  aber  (iierkf . 
Goiiossouschaftsrocht  ii,  b*J8  ül,  742,  754  —  766.  Ei"  sagt  liier  u.  A. :  „Die  ucucii 
Ciffcntlicb-reetitliclien  Abgaben  (die  sich  auf  das  Schärfte  von  den  aas  mamchfacben 
Tii'ln  statnincndcii  Abjjabcn  und  Zinsm  altrr  Art  uiitcrsrhictb n)  iKiftcn  /um  r-rAca 
Mal  in  Deutschland  die  Nator  wirklicher  Steuern.  Die  städtischen  Steuern  (^ie 
beissen:  stenren,  beten,  jreverfe,  Schätzungen,  losun^,  schosz,  scet,  oder  collectae, 
petitiones,  precariae,  contributioru  s  u.  a.  N.  m.)  waren  die  creten  Beitriigc.  welche  ein 
üemcinweäen  allein  um  des  öl  f  e  ntiichen  Wohles  willen  von  seinen  (jlic- 
dcrn  als  solchen  forderte.    £iiizi<;i-r  und  zureichender  Grund  fur  die  Erhebung 

war  das  städtische  Bedürfnis^  Vcrpßichtot  zur  Tragun^^  der  Steaer 

waren  alle  }?iir<ri>r  und  nur  die  Bürtier  allein  um  dr'ibalb,  woü  si<>  ]^ür<»^fr  waren. 
.  ...  An  birii  war  die  Steuerpflicbt  jedes  Burgci!»  giciih.  Aber  fie  bestand  darin, 
nach  Verhäitnisis  und  Vermögen  beizutragen."  ((iierke  II,  fi'.tS,  (599).  „Die 
Stadt  als  solche  war  das  Subjcct  staatlicher  Finanzhohoit  und  uittLMMbii'*] 
sich  durch  die  Einrichtung  eines  öffeutüchcu  Haushalts  von  allen  herrschatt> 

liehen  und  genossenschafitUchea  Verbinden  alter  Art  Sie  trat  den  Einzelnen 

als  Gemein  WCS on,  als  höhere  Person  des  öffentlicln  n  l\cchts  gegenüber  

Sie  bcsass  ^iher  ihren  Frivaterwerb  u.  s.  w.  hinaus}  zur  Deckung  ihrer  finajuielleu 
Bedttrfnisäc  g  emeinheitliche,  mit  ihrer  staatlichen  Natur zosammenhängende Rechte, 
vor  Allem  das  städtische  Bcsteaeningarecht.    Dasselbe  war  ein  Recht  der 

Stadt  als  c  i  n  h  ei  tl  i  fht' r  Person  das  staafürltc  Hoheitsrecht  eines  Go- 

uieuiwciicua ,  seine  (ilieder  als  solche  um  des  ößcntlichen  Bediirliiiases  willen  zu  be- 
lasten" <eb.  712.  74  {).  ..Die  von  der  Stadt  erworbenen  uotzbaren  Regale.  Zölle,  Münze, 
Sal/inonopol  wurdvii  K echte  der  Stadt  :ils  solcher,  .  .  ,  .  intcgrirende  Bestaiid- 
tiiciie  ihrer  Finanzhoheit,  ....  durch  verantwortliche  Beamte  zum  ^'utzen  des  ge- 
meinen Wesens  venraltet"  Auch  „der  Gedanke  der  Öffentlichen  Schuld"  kam 
in  der  Stadt  zuerst  zum  Durchbruch.  Die  Bestimuiuna-  iles  Stadtvcriuftgens-  ledig- 
lich fur  die  öffcntiichou  Zwecke  des  Gemeinwcse uü  bedingte  dann  auch 
Einrichtungen ■  einer  reordneton  Finanzrenraltung  und  Gontrole  (eb.  744). 
«Meist  wurde  die  Verwaltung  (der  der  stadtischen  Hechtscinheit  entsprechenden 
„Sladtcasso"  iVir  die  ,.Ausgaben"'  und  die  „Einnahmen"  der  Stadt  als  solcher, 
eb.  754  £)  unter  Oberaufsicht  des  Kaths  einer  besonderen  Behörde,  oft  unter  Ver- 
theÜong  mehrerer  nur  zusammen  öfl'neuder  Schlüssel  an  deren  verschiedene  Mitglieder, 
anvertraut,  die  eigentliche  Verfügung  dem  Hath  Uberlassen,  allen  licth 'iligten  Beamten 
Rechnungslegung  zur  Pflicht  gemacht  und  Verantwortlichkeit  auferlegt,  für  die  Gon- 
trole aber  eine  besondere«  rielfach  aus  Raths-  und  BttigcrausschUssen  gemeinsame 
Gammiasion  geachaffen'*'  (eb.  76S,  auch  SchOuberg,  Bas.  Fin.  S.  23fil). 

So  entwickelte  sich  die  Stadt  also  auch  zu  einer  eigenen 
selbständigen  einheitlichen  FinanzpcrsT)  nlichkeit;  in  Bezug 
auf  welche  erst  von  wahrhaft  „ ö f f e n t Ii c h c n d.  h.  anerkann- 
ten Gcsarumtz wecken  dienenden  Ausgaben  und  Einnahmen, 
und  auch  Steuern  zu  reden  ist.  Unter  den  Ausgaben  tritt  dies 
besonders  deutlich  bei  denen  für  „der  Stadt  Bau'*  (Befestigungs- 
werke, ^ffentlicbe  Gebände),  dann  allmählich  bei  allen  Ansgaben 
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für  städtische  Zwecke  im  Gänsen,  im  Unterschied  too 
Privat-  und  Einzelswecken  der  Bdrgcr,  hervor. 

Gierke  758  ff  Kiiizflncs  über  dw.  vt  rschicdenea  Aasgratien  der  Stldte  iilk 
AUgvm.  S.  Tr»2  H  ,  ciuzoIiifT  Städte  wie  Dasers  pas^im  boi  ScböiilM  rj?.  NUrn- 
bt;r?'s  Chroir.  I.  2h:i-2!»2,  Mainz"  Cliroii.  XVII.  lostl.,  XVIII,  2.  Abth.,  94  IT.. 
103  11.,  Haiiibur{;  s  bei  Usingcr.  nach  Koppnianii,  Histor.  Ztsclir.  B.  24  (IS7Ü), 
32  ff.  Besonders  cbarftcteristisclie  Ansg-ahcn  der  älteren  Zeit  sind  die  ftftereu  ein- 
maligen, aber  u  T'^ss.'ri'Ti  für  die  K r w  i' r  bn  ü von  ^io  i  .M-htsaiucn  und 
Kechten.  iji^beäondcrc  der  Quasi- Abiiaul  solcher  Kechte  (üericht,  Vogtci,  Zoll, 
Manzc.  einzelne  Abfabcn  ti.  <l<rl.  m.)  vetn  K(}ni|?,  Stadtberni,  Biscbof,  wodarcb  die 
mit  diesen  Koi iif< k  vriliiiii.lni. h  Kiimalinien  städtische  wurden.  Zur  AufbrinRnn^ 
der  Abkauf'äuinuic  dauu  wohl  Scliuldaufualijucu  oder  aasserordeo fliehe,  2.  B.  Vcriitögciii»-^ 
steuern  (Basel\ 

§.  2G.  Dns  a  Iii;  cm  eine  En  l  w  i  c  kl  n  ngs  j)  r  in  c  i  p  für  das 
städtische  »Steuerwc8CD  loriuulirt  liegci  im  Anschluss  an 
seine  Darstellung  des  N U  rn berger  Ilanshalts  also:  „Das  Hteuer- 
wesen  hat  sich  in  den  Städten  des  Mittelalter]}  gleichsam  vorbild- 
lich auf  dieselbe  Weise  entwickelt,  wie  nachher  in  den  grösseren 
Gemeinwesen  der  Staaten.  Man  ist  ausgegangen  von  Grund- 
zinsen und  persönlichen  Leistungen;  man  bat  sich  erst  als  diese 
fttr  die  Bestreitong  der  vermehrten  Commanalbedlirfnisse  nicht  ans- 
reichten  hauptsächlich  der  indirecten  Bestenernngsweise  dnrch 
Zölle  und  Accisen  sngewandt  und  ist  endlich,  als  anch  diese 
eine  weitere  Steigerung  in  Btlcksicht  auf  die  unteren  Glassen  (?) 
nicht  zuliessen,  hei  der  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
angelangt''. 

(Cbron.  I,  284).  Ob  dies  ansnahmslos  7.utrifi>,  ma^  dahin  srestellt  bleibeu.  Aber 
die  Regel  wird  es  ^rcwesen  sein.  Wie  Schön berg  für  Basel  zei^t  (S.  14  (i.)  kam 
CS  liier  und  karn  p^*  uewiss  auch  sonst  ftir  '/fit  und  Umfan?  der  Ausbildunfr -fitdti- 
schcr  Steuerwirthiiiliali  tut  eiuzclucn  1  aJi  aut  die  KatstcUuug  der  betrcfleudcn  iStadt 
und  auf  die  davon  mit  abhäogif^  Verfugung  über  anderweite,  uamenilich  domaniale 
Einkiiijffc  (aus  (irundbcsitz  u.  s.  w.)  an.  Basol  /.  B.  hatte  kein  erhebliches  sonstiges 
(icmcindcverjuögca ,  weil  es  nicht  aus  einer  Dorf-  od<ir  Markgeineiude  zur  Stadt 
geworden  war  (Scb9uberg  S.  16>. 

Unter  den  stiidtischen  Einkünften  nicht  oder  nicht  rein 
steucrree htlicber  Natur  linden  sieh  die  gewöhnlichen  der 
mittelalterlichen  Finanz wirthschalt  und  einige  sj)eei- 
lisch  städtische  und  dem  Markt-  und  Handel  s])latz  ent- 
sprechende: Zinsen,  Renten  von  Grundstücken,  gewerbliclien 
Aulagen,  Pacht-,  Micthcrträge,  Zinsen  städtischer  Kapitalien,  Ein- 
nahmen ans  eigenem  Landwirthschaits .  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb; 
Bussen,  Gcrichtsgefillle  u.  dgl.,  die  durch  Verleihung,  Abkauf,  Pt'aod- 
schall  erworbenen,  ökonomisch  und  finanzwisscnschat'tlich  immer 
steuerrechtlichen,  nach  damaliger  Auffassung  und  geltendem  Kceht 
gemäss  aber  nicht  zu  den  Stenern  gerechneten  Zölle  und  Markt* 
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abgaben,  ferner  Geleitsgeld »  Regale  (Salz),  MUnze,  JndeDsteuem 
(Schotzgelder  iL  a.  m.);  gebtthrenartige,  mit  Elementeii  förmlicher 
Stenern  Termtschte  Niederlaggelder  (z.  B.  vom  Waidhans,  Tneh- 
hang  in  Kdmberg),  Marktstandgelder,  Wagegelder  (Stadtnrage), 
gewerbliehe  Goncessionsgelder,  endlich  Bttrgerrechtsgelder  (fttr  Auf- 
nahme in's  Bfirgerreeht),  Antheile  an  Zoniltgebtthrcn  and  mancherlei 
einzelnes  Derartiges  mehr. 

# 

Gierke  11,  754;  Beispiele  aus  Nürnberg,  138S,  bei  Hegel,  Chroo.  I,  277  ff., 
ans  Mainz  eb.  XVII,  108,  ans  Hamb  arg,  Hist  Ztscbr.  B.  24,  8.  2S. 

§.  27.  Die  regelmässig  auf  besonderer  Ermächtigunc;  (des 
Königs  bei  Reichsstädten,  des  Bischofs  bei  Bisrhofsstiidtm ,  des 
Landesherrn,  Grundherrn  bei  den  hetreüeiidcu  audeicii  Miklttn) 
beruhende  Erhebung  indirectcr  Stciicrji  hat  sich  wolil  (Htcrs 
an  die  alten  Zoll-  und  Marktabgaben  angeschlossen  und  stellt  dann 
eine  Art  Erweiterung  und  Ausdehnung  derselben  dar.  Zum  Theil 
bestehen  diese  indircctcn  Abgaben  in  besonderen  Abgaben  auf 
einzelne  marktgängige  Waaren  und  namentlich  auf  wichtige  Vcr- 
zehrungs-  und  Genussmittel  (besonders  Getränke,  Wein, 
Bier,  aber  auch  Korn,  Salz  n.  a.  m.)  und  werden  an  den 
Thoren  (Thorstener,  Octroi)  oder  auf  dem  Harkte,  in  den 
Lagerh&nsern  bei  dem  Wägen  nnd  Messen,  beim  Verkäufer 
und  Wirtb  oder  beim  Gonsumenten  erhoben.  Sie  führen  den  Namen 
Ungeld  (Ungelt),  Cise,  Accise  (ascisia)  nnd  sind  als  eigent- 
liche Steuer  anzusehen,  auch  als  solche  schon  damals  aner- 
kannt und  empfunden  worden.  Ob  und  wieweit  sie  indirecte, 
vom  Ausleger  anf  den  Gonsumenten  Uberwälzte  (Fin.  II,  164,  268) 
waren  und  sein  sollten,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen.  Einzelnes 
Charaetcristische,  wie  z.  B.  die  gelegentlich  vorgekommene  Erhebung 
des  Wein  Ungelds  mittelst  Einltilirnng  eines  kleineren  Maasses  als 
des  üblichen,  wobei  die  Differenz  den  Steuerbetrag  darstellte,  deutet 
auf  die  Absicht,  gerade  den  Consumcntcn  als  solchen  zu  treffen, 
deutlich  hin.  Sonst  wirkten  solche  Abgaben,  wie  die  älteren  Zölle, 
aber  auch  wohl  als  Handels-,  Gewerbe-,  Schaukwirths-  und  Produ- 
ccntenstenem,  sei  es  bloss  thatsächlich,  sei  es  auch  beabsichtigter- 
niaassen,  mit.  Die  Erhebung  des  IJngelds  erfolgte  wie  diejenige 
der  meisten  speciell  städtischen  Steuern  gewöhnlich  von  Antaug 
an  in  Geld;  doch  zeitweilig  auch  hie  und  da  wohl  in  Natural- 
qnoten. 

Solche  Accisea  kamen  auch  im  Ausland  (Sicilion  s.  o.  S.  4ri,  aoiistij^cs  Italien, 
.  2.  B,  in  Venedig,  in  ITianliroicb)  ?er.  Für  die  einzelne  Sta^t  ist  ihre  Ginf(iihrnng»&eit 
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nicht  immer  bekannt  U.  B.  m^ht  ftir  Nnniber^  .  Im  12.  und  13.  Jahrb.  tiixleri  sie 
sich  schon,  sind  aber  wohl  noch  öölte»,  im  11.  w»r«k>n  sie  häufiger,  im  1.'».  und 
späterhin  werden  sie  alljB^emein  und  haben  sich  dann ,  später  mit  als  Staatsstouern, 
bis  iti's  1?).  .TalirliiiMfl-^rt.  ausserhalb  Deutschlands  (Ifali'Mi .  Fratikroi' h.  Oesterreich) 
als  törmiiche.s  ausgebildete^»  Uctroisystem  und  auch  in  einzelnen  deutschen  Läudeni, 
wenigstens  in  einigem  DnifaDg  bis  in  die  (iegenwart  erhalten.  8.  n.  Aber  Frankreich 
§.  56,  61,  62. 

Beispiele  von  Uageld  und  ahnlichcu  Verbrauchs-  und  Vürkehrt»abgabcu  im 
14.  QTid  15.  Jahrhundert  sind:  Hamburg  i^anichst  nnr  Accise  anf  fremdes  Bier 

(acfisa  (  i  it  visiae  alienao).  —  Nürnberg,  jedenfalls  schi  ii  vnr  l'iTT  :  i.  J.  l.iMi 
mehr  entwickelt  (nach  d*;m  Voi-schla<?e  des  deshalb  lange  Zeit  s<  hr  verhassten  Visirors 
Penntinger),  hes,  lur  (ictränki^  (Wein,  Bier,  Meth),  bei  Wein  mit  Untetscheidunfr  der 
Herkunft  (und  (JualitütV).  I  rankenwein  per  Fuder  mit  2.  Rheinwein  mit  .H.  WklMh- 
weiii  mit  (*>  H.,  wo1»ri  das  L  n^fld  bei  Wie<ier<Au>fulii  d-'S  ins  aus  der  Stadt  auf  das 
Land  zurückgezahlt,  also  wohl  eiue  Verbrauchsteuer  dos  tonsumeutcu  bcabbichtigt 
WQfde.  Mehr  ali»  der  dritte  Theil  der  stidtischen  Einkünfte  kam  damab  ans  dieser 
Steuer.  1.190  wurde  aih  Ii  für  Salz  eine  Steuer  eingeführt  (riiron.  !.  2^V).  —  Mainz. 
Uier  iu  der  1.  Kälftc  des  15.  Jahrhunderts  1,1436  ti.)  ausgedehnte  Un^clder  uud  andere 
verwandte  Abgaben,  die  Hegel  a.  a.  0.  syst^atiseh  zusammengestellt  ond  erörtert 
hat  (im  Anschluss  an  Finanzrechnungen).  Das  Ungcld,  ftulit  i  dem  Erzbischof 
gehörend,  später  die  Haupteinnahme  der  Stadt  umfasste  ein  Mehl- L'ngeld  (incl.  für 
auswärts  gebackcnes,  in  die  Stadt  gebrachtes  Brot;  Geistliche  uud  ilir  (iesiude  frei); 
ein  Wein-Ungeld  vom  Zapfwoin  (PfaH'en,  Geistliche  für  eigenes  (ii  w k  hs  frei^; 
ein  Mutte-Ungeld,  beim  ^^•llv;luf  von  fictreidf^  und  anderen  trockenen  Fniclif<Mi 
(nacli  dem  Maasi»,  Mutte,  modius,  genannt),  ein  Salz-Uugeld.  Ausserdem  erhebt 
die  Stadt  Krahugeld  und  verschiedene  Arten  Zölle  (die  sog.  „Rudo",  vom  Wein« 
wohl  als  Thorsteuer,  bei  Aus-,  Ein-  uu'l  Duiilinihr,  iu  verschit;deuem  Satz,  je 
nachdem  eigene»  Gewächs  uud  fremdes,  Burger  und  Audere  die  PfUchtigeu);  eilt 
Woge-Ungeld,  nach  dem  Rad  des  beladenen  Wagens  und  Karrens;  einen  Rhein- 
ZOll  („Zoll" kurzweg),  in  (^)iiittcn  vom  König  erlaugt,  besonders  vom  Wein.  I  -  intr 
hat  die  Stadt  eine  gebühren-  und  stcuerartig«;  Abgabe  nach  einem  Waarentarit  fiir 
die  in  das  Kauf  hau»  eingelegten  Waaren  beim  Verkauf  und  einen  allgemeincu 
„Pfund zoir*  vom  Werth  der  zum  Verkauf  gebrachten  Waaren  (P/,  "/^)  (mit  ge- 
wissen Exemtionen)  erhoben,  der  ebenfalls  früher  dem  Er/bischof  gehörte.  Das  Un- 
geld  und  die  meisten  anderen  Guialle  waren  noch  Anfang  d.  15.  .lahrh.  verpachtet, 
jährlich  au  Btlrgerconsortien ;  si»ater  trat  uus  ünanzieUen  Gründen  uud  um  MtasbrSurhe 
des  Baths  zu  bejseitigen  mit  ^titr-m  Eil'ol;;  allucmein  E  ig'Mierhebung  ein.  -  Am  Ii 
in  Basel  liudeu  sich  im  15.  Jahrh.  Ungeldcr  und  ähnliche  Abgaben,  über  die  Schön  - 
berg  einige  EinzeUieiten  mittheilt.  Ein  Wein-Ungeld  und  ein  Mehl-Ungeld 
liefern  einen  Uaupttheil  der  städtischen  Einnahmen,  woneben  kleinere  I'oNd  n  mancherlei 
zollartigcr  Abgabcu  {ßch.  S.  155,  101  11'.).  Auch  indirecte  Flclächsteuern  dos  Metzgers 
(eb.  269\  Namentlich  während  des  grossen  Menschenverkehrs  in  der  Zeit  des  Baseler 
Concils  war  der  Ertrag  des  Üngelds  bedeuteud  uud  durch  ein  neues  Wein-Ungeld 
in  Wirthshriusorn  erheblich  gesteigert  (e^.  S.  102  Not  \  '/<'ifw<Mlig  kamen  auch 
dirccte  Aulwandstcuern,  so  eine  Weinsiciur  vuia  irivatt-n  häuslichen  Wcinvcr- 
brauch  des  Cousumenten,  unter  Fordiriing  eidlicher  Angabe  des  Verbrauchs  vor 
(i-h.  S.  2^2  !fV.  Aiissi  idnn  prundzölle,  un  Ii  V'irk'shrsstetirni .  so  bei  Waaren- 
käuien  zum  Zweck  des  Wiederverkauf»  ein  Plundzoli  von  1-/^  7q  Kaufpreise»,  sogar 
«ine  gleiche  Steuer  bei  üeldanlagen  in  Korn-  und  Weingoltenkinfen,  in  Zinsreuten- 
käufen  oder  verzinzlichen  Darlehen  (eb.  2(57).  Diese  Steuern  z.  Th.  als  vornbcrfri  hende, 
ausserordentliche.  Weitere  Beispiele  von  \V  ein-,  FIcischsteucru  („böser  Pfcmiig"  vom 
Zapfvein  in  Wirthshäusern)  eb.  8.  337  tf,  428,  4.52,  456. 

Bei  (lei  loculcn  Abgeschlosseubeit  (Ummaiierung,  Thor- 
controle),  der  corpoiativen  Gestalt iinf?  des  Gewerbes,  der 
Kleinheit  der  Üc völl^cr ung^),  endlich  bei  der  leichteren 

')  Auch  in  sogen.  ..grossen"  Städten,  das  Hauptergebniss  der  neu«  r.  n  hi^■tori'■rh- 
statist  Untetsttchangen  Hegels,  Schönberg's,  Bucher's,  Jastiov's  U.A.  in. 
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Oontrole  unter  solchen  Bevölkerangmrhältnissea  begreift  sieh, 
dass  die  Ungelder  und  ähnliehe  Abgaben  anch  stenertechnisch 
sieb  empfohlen  haben  mögen.  In  allen  diesen  Beziehungen, 
ansserdem  nach  den  Aeudernngen  der  ProdoctionsleehnilL  nnd  der 
Consomtionssitten,  sind  die  modernen  siädtisehen  VerhäUnisse 
andere,  welche  steaertechniseh  diese  Stenern  erschweren, 
wenn  aoeh  die  grosse  Bevölkerung  gewöhnlich  eine  günstigere 
(kleinere)  Quote  von  Erhebungskosteu  ergicbt  Auf  dem  platten 
Lande  lagtMi  ehemals  uud  liegen  noch  heute  —  von  Greuzzöllen 
und  indircctcn  Steuern  im  Auhcliliiss  an  die  PKidnctionsstätten, 
wie  schon  im  Mittelalter  bei  den  Walzwerken,  abgesehen  -  die 
BLeuertechuibchen  V'erbältnissc  für  indircclc  Hiciicrn  schwieriger 
als  in  den  Städten :  begreiflich,  dass  sie  sicli  dort  später  und 
weniger  entwickelten,,  wie  sich  auch  im  dcutsclicn  Territorial- 
Finanzwesen  und  in  der  französischen  Staatsbesteuerung  zeigt. 

§.  28.    Neben  diesen  indirccten  \'erbrauch8-  und  V^erkelirs- 
ßteuern   finden   sich  in   den  mittelalterlichen  Städten  eigentliche 
directe  Stcuc  rn  auch  friih.  In  ziemlicher  technischer  Durchbildung 
nnd  in  verschiedenen  Formen  wollen  sie,  der  quantitativen  und 
qoalitutiven  Differeuzirung  des  städtischen  Vermögens  und  Erwerbs 
gcnnäss,  in  der  Regel  die  wirthschaftliche  Leistungsfähig- 
keit (Fin.  II,  334,  348)  berücksichtigen,  nnd  zwar  gewöholich 
nach  dem  Prineip  der  Proporti  onalbestenerung,  gemäss  der 
libHchen  Auffassung  der  Gerechtigkeit  vom  rein  finanziellen  Stand- 
puncte  ans  (Fin.  II,  283  ff.).   Daher  finden  sieh  in  der  Kegel  keine 
allgemeinen  gleichen  Kopfsteuern,  sondern  nur  etwa  solche  ftir 
die  unterste  Bevölkerungssehicht  (Arbeiterelasse  und  ähnliche),  und 
diese  Kopfsteuern  dann  als  Theil  eines  allgemeineren  StenersystemS, 
in  welchem  die  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen  oder 
auch  naeh  dem  Einkommen  besteuert  werden.    Hierbei  erfolgt 
also  eine  für  die  städtischen  Verhältnisse  characteristische  Hinweg- 
setzung über  die  Standesverhältnissc  (welche  z.B.  beim  „ge- 
nieineu  Pfennig"  so  deutlich  hervortreten)  und  eine  Anerkennung 
blos«  wirtbschaftlicher  Differen/jnunientc  in    moderner"  be- 
kannter Weise.    Diese  Vemiogens-  und  Einkommensteuern  suchen 
schon  die  verschiedenen  Restandthcile  und  Arten  von  Vermögen 
und  Einkommen  auf,  nennen  speeieli  was  sie  treffen  wollen,  was 

i>)>i  r  Nüni'itro-,  3Iain/,  l^as-  l,  l>;uiU'.  a.  M.,  Dr-  .sdcii,  Strassljin  i^.  obwohl  vielleicht  die 
g<^add  relativ  ixohou  Erträguissc  der  ünj^elder  und  Zölle,  z.  B.  iu  Uctreif  Mainz',  doch 
wi«ier  Zveifd.  erwecken,  ob  eine  so  Ueiue  Bcvölkcruug  solche  ^tr&ge  inclinct«^ 
Steueni,  nacb  dem  »eilen  KanfirerCh  des  Gddes  gemesseo,  anfbringeo  konnte. 
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Dicht  (z.  B.  bleibt  mitunter,  aber  nicht  immer,  ^wisses  Nutzver- 
mögen frei).  Ons  wichtigste  and  weilvcrbrciieie  Uili'smittel  ist  die 
eidliche  Selbttteiaschätznng  vor  Stenercommissionen  —  da* 
her  „Eidstenern"  — ,  gewöhnlich  ohne  genügende  Conlrolen, 
doch  mity  gelegentlich  recht  »cbarfeiiy  Ölrafen  für  falsche  Angaben, 
auch  für  nnterbliebenc  Angaben  und  verzögerte  Zahlung;  ander- 
seits —  characteristisch  —  mit  strenger,  ja  strengster  Gebeim- 
haltangspfliobt  der  Organe,  vor  denen  —  wohl  regelmässig  mflnd* 
lieb,  nach  entsprechender  Ladnog  nnd  nnter  Pflicht  des  persön- 
lichen Erscheinens  —  fatirt  wird. 

Solche  Vermögens-  nnd  Einkommenstenern  sind  sonst  gewöhn- 
lich bezfiglteh  der  Steuer snbjecte  allgemeine,  zwar  znnftchst 
der  Bürger,  dann  aber  anf  die  „Einwohner"  überhaupt  ansgedebnt, 
mitunter  auch  auf  Adlige  vom  Lande,  die  in  der  Stadt  wohnen, 
nur  die  Geistlichkeit  etwa  befreit  (bei  ansserordcntlieben  Stenern 
anch  sie  nicht  immer);  nnd  die  „lileinen  Leute*'  (Aermeren)  nur 
etwa  von  dieser  Steuer  frei,  als  vermögenslos,  dafür  aber  öfters 
von  der  Personal-  oder  Kopfsteuer  getroflen.  Auch  in  Bezug  auf 
die  Steuer  o  b j  e c  t e  sind  diese  Steuern  gewöhnlich  allgemeine 
abgesehen  von  etwaiger  Freiheit  von  Theilen  des  Kutzvermögens 
(z.  B.  Kleidung,  Rflstung,  Waffen),  sonst  aber  alle  Arten  Ver- 
mögensobjeote,  insbesondere  die  ertraggebenden,  treffend.  Schwie- 
rigkeiten nnd  Streitfragen  über  die  objective  Grenze  der  Steuer- 
pilicht  entstehen  auch  hier  schon  zwischen  Stadt  und  Land  und 
zwischen  verschiedenen  Städten,  wenn  der  Sitz  des  Stcucrijubjccts 
(vermögeiibcsitzendcr  lUirger)  und  seinei  \'ermögcnsobjccte  (liHnscr, 
Grundstllckc,  Zinsen  und  Gülten)  local  nicht  derselbe  ist  (Fin.  IF, 
320  ft, ,  \'crhältni.ssc  der  „Forensen'*).  Die  Stadt  sucht  alles 
Veiniögcn  ihrer  Bürger,  wo  es  auch  liegt,  zu  besteuern,  aber 
geräth  dadurch  ehrn  in  Collision  mit  anderen  Stcucrrechton  und 
Pflichten.  Aehnlichc  Schwierigkeiten  erheben  sich  auch  hei  Ver- 
mögenssteuern, mehr  noch  hei  cigontiicbcu  Keal-,  Grund-  und  Ge- 
bHndesteuern ,  wenn  zu  bestenoriHle  und  etwa  Itishcr  besteuerte 
Objccte  von  BUri^ern  an  steuerireie  Personen,  besonders  Geistlich- 
keit, Stifter,  Adel  übergehen  und  nun  von  diesen  StcucrlVeiiieit  be- 
ansprucht wird.  Hier  sucht  man  sich  durdi  den  Kechtssatz:  res 
tran^if  cum  oncrc  suo,  also  durch  liadicirunii;  der  Steuerpliicht 
realiastartig  auf  das  Objcct  zu  helfen:  wohl  einer  der  Gründe,  dass 
eigentliche  Grund-  und  Häuscrstcuern  entstanden  oder  aus  ursprüng- 
lichen Vermögenssteuern  hervorgegangen  sind. 
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Vermögens-  und  EiakommeiiBteiiem  sind  endlich  wobl  anfangs 
mehr  als  ausserordentliche  aofgekommeny  bei  besonderem 
Bedarf  oder  Ansfall  anderer  Mittel^  dann  aber  doch  vielfach  regel- 
mässige Steuern  geworden,  neben  denen  gelegentlieb  aber  wieder 
noch  ausserordentliche  erscheinen.  Die  mittelalterliche  Stadtver- 
fassang  bot  auch  für  diese  directcn  Steuern  die  Mittel,  sie  passend 
einzuriehten  und  die  ehemaligen  städtischen  wirthscbaftüchen  und 
socialen  Verhältnisse  erleichterten  immerhin  die  Veranlagung  mehr 
als  die  modernen  es  thnn.  Die  zwar  keineswegs  fehlende,  aber 
doch  damals  viel  geringere  Ausbildung  der  Creditwirthschafl  im 
Privatrerkehr  ist  ein  hierbei  zu  berücksicbtigcnder  Umstand. 

Ausser  solchen  allgemeineren  dtrecten  Steuern  finden  sich  in 
den  Städten  eigene  Realätenern,  besonders  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuern. Ihre  Ausbildung  als  anf  dem  Objcct,  dem 
städtischen  Grundstück  als  sulchcni  haftende  Steuern  in  festem 
Satz  (Haus/iijs)  winde  indircct  durch  die  Exenitionsrcchte  der 
privilegirten  Stände,  besonders  der  Kirche  und  Geistlicld^eit  he- 
glinstigt.  Namentlich  licss  sich  durch  Ankotiplung  der  Stener- 
pÜicht  an  das  Objcct  sclb.st  wenigstens  die  immer  weitere  Aus- 
dehnung der  Steuerircihciten  stUdtiüchcr  GruDdstUcke  beim  Ucber- 
gang  von  Blirgern  an  Privilegirte  und  somit  die  Mehrbelastung 
des  übrig  l)leil)endcn  hürgcrlichcu  liealitütcDbcsitzcs  verhindern. 
--  Endlich  .sind  auch  hic  und  da  s(  lion  Gewerbesteuern  in 
Städten  zu  linden,  welche  speciell  von  den  Gewerbetreibenden  als 
solchen  als  besondere  directc  Stenern  oder  als  ein  eigener  Theil 
eines  allgemeineren  directcn  Steuersystems  zu  entrichten  waren. 

Büiä2'iclc.   S.  die  oben  S.  35,  53«  54  aagcluhrtcn  IScliriftca,  auch  Zeuuiur, 
StSdlesteuero  S.  59  IT.  In  grOsstor  AwfÜbriicMcoit  unter  D«rlei;nnr  alles  festzaBlellendeu 

t;iil-<  schildert  bes.  Schöiilirrp:  ilio  Baseler  directcn,  iiiiiiilich  Vrnnöuctis  und 
Fersouaisiuuero  dos  15.  Jahrhundert  nach  d^r  techuischeu  Seite  £s  bandelt  sich  dabei 
om  ansserordentliclie  Steaeni,  welche,  meltTfacli  in  Verbiudong  mit  •rieich^citij; 
ciiigefuhrtcii  indirecten  Sleucrn,  zur  Deckung  ausserordentlicher  Koilurfniss«-  (,Kriet?s- 
kostea,  Ankauf  von  Hechten  und  Laudgcbiet,  Abzahlung  von  Schulden,  itcgeloug 
schwierig  gew^ordener  oder  so  zu  worden  drohender  Finanzlage  im  Allgemeinen)  dienen. 
Die  oin/.ulnen  aufgelegten  Steuern  weichen  in  einzclntn  Puncten  von  einander  ab. 
(iewöhnlich  sind  die  Steuern  Classenstcuern ,  welche  für  gewisse  Vermögcns- 
claüseu,  z.  B.  vou  1000  -1500,  von  1500 — 2000  11.,  feste  Steuersätze  haben  (demnach 
die  ObögreBze  e(wu  leichter  aU  die  Untergrenze  treffen,  ebenso  wie  in  der  Imiägen 
preussischcn  Classen-  und  Einkommensteuer),  in  der  Ikgel  mit  umgekehrt  progressivem 
Steuerfuss.  Steuersubjecte  sind  alle  weltlichen  Pcrsoueu,  die  geistlichen  gewöhnlich 
nicht.  Stcnerobjcct  war  das  Nutzvermögen  seinem  Werthe  nach  mit,  ganz  kleines 
Vermögen  ward  einmal  in  dm  von  Schutilierg  angcfrthrteti  Beispielen  freigelnsscii, 
\  ermögenslose  Pei>ioucu  itahlteu  meist  eine  Personalsteucr  im  betrage  des  niedrigsten 
Vermögensstoaeniatzes.  Einmal  wurde  aacb  eine  allgemeinere  gleiche  Personalsteuor 
neben  der  V>  rrn5^"en'jsti<iipr  von  allen  tiber  11  jähr.  Personen  erhoben.  Zur  liesnr;rnntr 
des  Steuergcschälts  wurden  eigene  Steuerherren  ernannt,  vor  denen,  unter  strenger 
Pllieht  zur  GehoiinhaUong  fax  sie,  die  Vermögen  nnch  dem  Goldwerth  eidlich  m 
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fatiren  waren.  Sie  hatten  dahi  i  als  Coiitrolinitit  l.  um  richtige  Angaben  zu  erzielen, 
das  fiecht,  ein  Yermögeii  zu  dem  fatirteu  (ieldpreis  zu  übernehmen,  wenn  ihnen 
letzterer  zu  niedrii?  erscliieD.  AehQlicke  BestimmoDgeD  auch  anderen  Orten,  i.  B. 
in  Aup^sburg.  S.  Zeiiuier  S.  65 ff.,  69,  SchAuberg  a.  a.  0.  &  132—137  (aach 
daselbat  Daten  für  andere  Städte). 

In  Nürnberg  heisst  die  bier  seit  dem  14.  Jahrb.,  zuerst  als  aosserordentlicbe, 
5.|iät' r  als  oid'  Mtlichc  vorkoniiiif mlc  din-cte  Steu«'r  die  „Losung",  eine  kleine  Kopf- 
steuer von  jedem  Burger,  dauii  eine  3'/«  7o  Vcrmögen:ü>teuer.  Auch  bier,  wie  damals 
in  vielen  anderen  St&dten,  eidlicbe  Sotbstscb&t;cunß^  und  Geheimbaltung,  anfan^rs  so^ar 
der  Summe  der  Stcut  r.  Im  15.  Jabrh.  (1427)  wird  der  StcH.  ifn»  nach  d-n  V.;r- 
loögensob  jecten  und  Ertragsquellen  untenschieden  (von  fahrender  Habe,  Kapital- 
»iobiMi,  Leibgeding,  ewigen  GtÜten  aas  Grundbesitz  u.  s.  w.).  Der  Ertrag  damals  das 
doppelte  des  Ungeldes  (Cliron.  I,  282  ff.).  —  In  Mainz  bestand  um  dieselbe  Zoit  (14.*JS) 
eine  allgemeine  Vermiljj^cnssteucr  u,  d.  N.  ..S cha tzu n r"',  von  all«"in  In  l; enden  und 
fahrenden  Gut.  Grundstücken,  Hausgcrlitb,  Kleinod,  Waffen.  Kleidung,  jalirlich  zu  1, 
zeitweise  zu  !'/.>  %  vom  Werth,  in  Zeiten  des  Ziinftn'jjiments  vermindert;  daneben 
ausserdem  »r-iiK' «ricicbhohe  andere  dirrcfc  St'^iier.  „fl  L  'n  dschilling*",  fl.  p.  Haus- 
halt, für  die  Acrmeren,  die  nur  bis  50  tl.  zur  Schatzun»?  steuerten,  1  11.,  auch  dies 
später  ermiissigt  Auch  die  Jodenstoaer  gehörte  der  Stadt:  die  Judenachaft  zahlte 
ein  T'auschalc.  neu  aufgenominrinf  Juden  Hii''  iMSoiiders  festgestellte  Summ<^.  <'hron. 
XVIU  a.  a.  0.  —  Auch  Hamburg  hatte  schon  im  14.  Jabrh.  iui  Schoss  seiuu 
directe  Vermdg^nssteuer  der  Bürger,  Hbtt  Ztschr.  B.  24,  29.  —  Aehnliche  Ver* 
ini'igrnss-tfiiern  Ii)  Strassburf,  Augsburg,  Frankfurt  a.  M.,  Bravoschweig, 
sc  hl  es.  Städteu  u.  v.  a.  m. 

Ueber  die  Ansprache  der  Kirche  und  Geistlichkeit  auf  Steuerfreiheit 
und  Uber  die  Vorbehalte  der  T?  '>t<'ti.  rung  beim  Uebergang  von  bürgerlichen  (irtind 
stucken  au  die  GeistUcbeu  s.  l.  \\.  fur  das  lt.  Jahrhundert  (Wien):  Bruder,  tiuanz- 
pol.  Rudolfs  IL  S.  47  ff.,  107  ff.  Im  Allgemeinen  Ober  die  Entstehung  stSdtiseher 
(iebäiidcsti  iii  rn  iiinl  deren  Eatwickliuii;  s.  v.  Myrbach.  lk'.->t.'iiLr.  der  (irltrmifc  ia 
Üei>tcrf.,  Tub.  Ztsdir.  18S4,  XL,  54ü  lt.,  wo  die  seibstäudigu  Entwicklung  dor  Haus- 
Btcuern  als  reiner  Ertragsteuern ,  nicht  aus  der  Grundsteuer  heraus,  für  Deutschland 
nachzuweisen  gesucht  wird,  doch  wohl  in  zu  w.'iter  (Jeaeralisirung  partiell  richtiger 
Tliatsachen.  Auf  den  Zusammenhang  mit  der  Vermögenssteuer  weist  auch  Myrbach 
hin,  eb.  556,  5511  ff.  Wie  die  Exemtionsansprüche  von  Adel  nnd  Clerus  dazu  fulirteu, 
dass  der  „auf  den  llausbesitz  fallenden  Quote  der  Stadtsteuer  der  Cbaracter  einer 
iieallast  beigelegt  wurde",  wird  von  ihm  gut  auägeiubrt  (.eb.  S.  dtil  ff.). 

4.  Abschnitt 
Deutsohes  Steuerwesen. 

3.  Die  (leutschea  Territorien  und  Einzelstaaten. 

a)  Eutstehuiig  und  Entwicklung  der  Stenerwirthschaft. 

Ueber  den  allgemeinen  Entwiddungsgang  vgl.  Flu.  II,  195  ff.,  bes.  201  ff.  (Be- 
ziehung der  iiLi  Liii^i  /Iii  iiiiK  reu  politiscbeu  Vorfaflflung),  auch  S.  169  ff.  (Be<' 
Ziehung  zur  Urganisaiiun  der  Volkswtrtbsrhaft>. 

§.20.  In  den  gcistliclicn  und  weltlichen  Territorien 
bleibt  dem  Finanzwesen  sein  älterer  Oharacter  nicht  nur  das 
ganze  Mittelalter  hindurch,  sondern  bis  in  das  17.  Jahrhundert  in 
der  Uauptaache^  selbst  über  diese  Zeit  hinaus  noch  in  einem  ge- 
wissen Kaasse  gewahrt,  wenn  auch  hier  ziemlich  allgemein  die 
Periode  nach  den»  30  jährigen  Kriege  in  der  «weiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  in  der  Geschichte  der  Besteuerung  Epoche  macht 
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Euteprecbeiid  dei-  nl!g;eniein  vorberrsclieiulen  Naturalwirthschaft 
und  der  Verwaltimgsoigauisation  liegt  der  Scbwerpunet  .labibuuderte 
lang  auch  hier  in  persö  nlicben  Dienstpl  l  icbten  und  Natu- 
rallieferungen,  ähniieh  wie  liüher  im  Reiche  selbst.  Üie  wich- 
tigsten Einkünfte  tbcssen  aus  dem  Grundbesitz  des  Fürsten  (Reiebs- 
gut,  Allodj  Leben),  aus  Gefällen  in  Verbindung  mit  diesem  Besitz, 
aus  gericbtlicben  und  Verwaltungsgebühren,  Strafgeldern  u.  dgl., 
aus  Regalien,  Zöllen  u.  s.  w.  Der  vom  persönlichen  und  Hofbedarf 
nicht  getrennte  öffentliche  Finanzbedarf  ist  recbtlieb  zunächst  auch 
aus  diesem  Einkommen  zu  bestreiten  und  wird  daraus  in  normaler 
Zeit  auch  regelmässig  thatsächlich  bestritten.    (Fin.  I,  3.  A.  §.  213.) 

Nur  in  wenigen  besonderen  Fällen  wirdeine  Rechtspflicht 
'der  Landesbewohner  (der  „Untertbanen''  im  bloss  politiseheii 
Sinne,  im  Unterschied  von  den  gmndherrlichen  Unterthanen)  zu 
besonderer  Hilfeleistung  aus  ihren  Mitteln  —  insofern 
zur  Steuerzahlung  —  anerkannt:  gewöhnlich  in  den  „drei 
Fällen"  des  Feudalreclits,  beim  Ritterschlag  des  Sohns,  bei  der  Äns^ 
stattung  sieh  verheirathender  Töchter  des  Landesherm,  bei  etwaiger 
feindlicher  Gefangenschaft  des  letzteren,  wo  es  ihn  auszalösen  gilt. 
Dazu  kommt  aber  wob!  der  dem  Gebiete  eigentlich  und  unmittel- 
bar öffentlichen  Interesses  angehörige  Fall  der  ^^allgemeinen 
Landesnoth^  besonders  des  Finanzbedarfs  (an  Geld  und  Sach- 
gfitern)  fttr  KriegszOge  und  KriegsfQhrung,  namentlich  im 
Reiehsdienste,  zum  Sehntz  der  eigenen  Landesgrenzen,  zur  Ver- 
treibung des  eingedrungenen  Feindes.  Zunächst  zu  Zwecken  der 
Repression  und  ttberwicgend  der  Defensivei  dann  aber  doch 
auch  schon  zu  Zwecken  der  Präreution,  daher  zor  Bereitstellung 
eines  Heeres,  und  zu  politiseh  und  militärisch  gebotener  Offen- 
sive. Diese  Verhältnisse  fallen  practisch  bereits  mehr  ins  Gewicht, 
machen  sich  in  den  Begründungen  der  Steuerforderungen  deutlieber 
geltend  und  gehen  auch  wohl  schon  als  Moniente,  welche  eine 
Steuerforderuug  des  Lautlesbenn  rechtlich  begruuucu,  in  das  Lan- 
desreclit  über. 

Je  unzuliinn;lichcr  die  Lebeus-Webrverfassung  wird,  desto  stärker 
tritt,  anfangs  mehr  zu  ihrer  Ergänzung,  später  zu  ihrem  Ersatz,  so 
das  Finan  z  bed  Urf  n  iss  für  Kriegszwecke,  wenn  aueh  zu- 
nächst als  ausserord  cntlicbes  und  vo rU  b erj;e b  c  n  d es  nur 
in  gewissen  Zeiten,  hervor.  Die  Hernt'nn'2,"  auf  die  Tliatsacben, 
dass  das  gewiihnliehe  donianiule  u.  s.  w.  Einkoninien  des  Landes- 
berru  fUr  diesen  wahrhaft  üffeutlichcn  Landesbedarf 
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nicht  ausreiche  und  bei  den  Yorgekommenen  Ereignissen  bereits 
nicbt  ausgereicht  habe,  dass  daher  hätten  Scholden  aafgenommen, 

Güter  und  Renten  und  sonstige  Einnaliniequcllen  (z.  B.  ZOllCi  Ge- 
richtsgetallc,  ganze  Städte  mit  ihren  Abgabepfliehten)  hätten  ver- 
pfändet werden  müssen,  oder  d«isö  das  ohne  anderweite  Uille  sofort 
unvermeidlich  werden  wUrde,  —  die  licruluug  auf  solche  Tbat- 
saehen  ist  es  denn  auch,  die  vom  13.,  mehr  noch  vom  11.  und 
ziendich  allgemein  vom  15.,  mitunter  aber  auch  erst  vom  Ii).  Jahr- 
hundert an  ein  eigentliehesStencrweseu  otfeutlich -recht- 
lich er  Art  in  den  Territorien  ani kommen  lUsst:  neue,  ausser- 
ordentliche, für  bestimmte  kurze  Zeiträume  und  für  be- 
stimmte e  i  n  /  0 !  1 1 1  benannte  Zwecke  von  den  verfassungs- 
mässigen Landständeii  bewilligte  Steuern,  das  Hcdeweseu** 
des  ständischen  ratrimonialstaats  (Flu.  il,  6,  201  tl.  u. 
a.  §.  32). 

Vorwaltend  sind  dies  directe  Stenern,  verschiedenen  perso- 
nalen und  sachlichen  Umtangs,  im  Ganzen  ziemlich  gleichartiger, 
aber  in  Einzelheiten  doch  verschiedener  Einrichtung  nicht  nur  von 
Land  zu  Land,  sondern  auch  zu  verschiedenen  Zeiten  in  demsclhcu 
Lande.  Gewöhnlich  werden  sie  quotcn weise  von  einem  bewil- 
ligten Gesaoimtbetrag  oder  auch  gleich  in  festen  Summen  von  den 
einzelnen  drei  Ständen  wie  eine  Matrieularumlage  übernommen; 
nach  deren  speeiellerStenervcrfassung  (so  besonders  in  den  Städten) 
oder  nach  ihrem  ßelieheu  unter  den  einzelnen  Gliedern  eines  Standes 
aufgebracht,  oft  auf  die  „1  nterthanen",  Hintersassen  ganz  oder 
grossentheiis  gelegt.  Thatsächlich  wi  rd  Uberwiegend  ländlicher 
Grandbesitz  und  Grund  er  trag  belastet  nach  verschiedenen 
Maassstäben  und  unter  Berilcksichtigang  der  rechtlichen  Qualität 
(nach  Hafensahli  ungeföhrer  Fläehengrösse,  Pflügen,  Hacken,  Vieh- 
stand u,  dgl.  m.  uikd  mit  Freikssnng  oder  geringerer  Belastung 
des  kirchlichen  und  adligen  Grundbesitzes).  In  den  Städten  wer- 
den ähnlich  besonders  Häuser  besteuert  Aber  geplant  sind  öfters 
allgemeine  „Vermögenssteuern'*  und  zumTheil  werden  diese 
auch  wirklich  durch  Berficksichtigung  des  gewerblichen  und  des  yer- 
zinslichen  Kapitals,  der  Bezüge  von  Landrenten  (Zehnten,  andere  Ge- 
rechtsame u.s*w.),  des  allgemeinen  Nutzvermögens  einigermassen  ver- 
wirklicht. Auch  ertrags-,  einkommen-  und  personalsteuerartige  Ab- 
gaben finden  sich  dabei,  mit  festen  und  Stufen-Steuersätzen  fttr  einzelne 
Gewerbetreibende  und  für  die  Angehörigen  der  verschiedenen  Stände, 
bis  zu  gleichen  Kopfsteuern,  wenigstens  ftir  die  unteren  Stände  herab. 
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lüdessen  kommen  auch  bald  indirccte  Verbrauclissteueni, 
besonders  Trankstcucrn  (vom  Wein,  Bier,  Meth),  Verkehrs- 
abgaben von  Kauf  und  Verkauf  auf.  Anfangs  (15.  Jahrhundert, 
hie  nnd  da  Ii.  .Jahrhundert)  cinzehi  und  seltener,  später,  im  16. 
und  mehr  noch  im  17.  Jahrhundert  ausgedehnter  und  allgemeiner 
im  tcrrit  1  i;ilon  Hede-  oder  Stenerwesen  werden  sie  u.  A.  durch 
die  Kric^snöihen  be}>;nnstigt,  wo  die  direeten  Steuern  oft  versagen. 
(Höhere  Bier-,  neue  rieiseli-,  Getreidestenern.)  Alsdann  entwickeln 
sie  sich  mitunter  (besonders  in  P  r  e  u  s  s  e  n ,  Sachsen)  als  „  A  e  c  i  s  e  - 
syntem''  von  der  zweiten  Hjllfte  des  17.  Jahrhunderts  an  schon 
7Ai  einem  Haupttheil  der  Landesbcsteuernng,  namentlich  der  Staats 
besteuerung  in  den  Städten  (Prcusscu).  Das  Zollweseu 
bleibt  Uberwiegend  seinem  alten  Character  des  Passagezolls,  der 
Wegmauth  und  des  interprovinzialen  Zolls  treu,  doch  entwickelt 
es  sieb  tbeilweisc  auch  zu  Grenzzöllen  gegen  das  „AaslaDd", 
bei  denen  jedoch  der  Ausfuhrzoll  lange  Zeit  überwie^'t,  auch 
der  Durchfuhrzoll  wichtig  bleibt,  bis  der  Einfuhrzoll  theils 
als  Volks vvirthscbaftliche,  theils  als  üscalische  Maassregel  erst  zu- 
letzt zur  Ergänzung  des  Verbraachssteuersystems  wicbtiger  wird. 

§.  30.  Aus  zeitweiligen ,  vorübergehenden  Finanzmaassregcla 
wurden  die  Beden  der  Territorien  bleibende  Steuern,  als  die 
Aenderungen  in  der  WehrTerfas&nng  zu  Soldheeren 
fahrten  und  diese  letzteren  zu  stehenden  Heeren  wurden  — 
entspreehend  dem  Uebergang  vom  yorwaltenden  Repressiv-  zum 
Präventivprincip  auf  diesem  Gebiete  der  Staatstbätigkeit  (Pin.  J, 
3.  A.,  §.  87).  Aueh  die  grössere  Versehuldnng  und  der  Verlust 
domanialer  Einnahmen  in  länger  dauernden  Kriegsperioden  (30jäb- 
riger  Krieg!)  hat  dazu  beigetragen,  femer  das  Sinken  des  Werths 
alter  gleiehbleibender  Geldgefälle  in  der  Pertode  sinkenden  Geld* 
Werths  seit  4dm  16.  Jahrhundert  Nunmehr  war  aueh  iu  Frie- 
denszeit ttlr  Verzinsung  und  Tilgung  der  Sehulden  und  für  Er- 
gänzung des  älteren  ftfrstliehen  und  Staatseinkommens  zu  sorgen. 

Nicht  in  derselben  Stärke,  nnd  langsamer,  aber  dodi  stetig 
hat  in  der  Blchtung  auf  feste  Einbürgerung  bleibender  Steuern, 
besonders  seit  dem  16.  nnd  mehr  noeh  seit  dem  17.  Jahrhundert 
aber  auch  die  Entwicklung  der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  der 
gesanimten  staatlichen  Civil  Verwaltung  eingewirkt:  die 
Ueberti  agung  von  Functionen  der  allgemeinen,  der  i^)lizei-,  der  wirth- 
schaftlichcn,  der  J ustiz-,  Finanz-,  auch  Stenerverwaltung  von  autonomen 
Körpern  (Städten,  Laudgeuicinden,  Gruiidhcrrschaftcu)  aui  das  den 
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„Staat"  mehr  und  mehr  darstellende  Territoriuni  und  die  Ueber- 
nahnic  vieler  neuer  Vervvaltungsfuuctinuen  aui  diesen  .Staat,  u.  A. 
aueh  eines  eingreifenderen  Aufsichtsreehts  (Iber  Städte,  Dtiiter  und 
Herrschaften.  Freilich  ist  dies  eine  Entwicklung,  welche  erst  im 
Ii).  Jalii hundert  zu  ihrer  vollen  principielleu  und  practiscbcii  Be- 
deutung' gelangt  (§.  96  (f.). 

Auch  specieil  volkswi  rthsc  hal  tl  icbe  l»e.strebungen.  be- 
sonders seit  der  zweiten  Hlllftc  des  17.  Jahrhunderts  solche  der 
Land  escu  Itu  rp  ol  i  ti  k  und  der  ni e rca n t i  1  i  st  i  s (  h e ii  Ge- 
werbe- und  Handelspolitik,  der  Ii e v i»  1  k c ru n gs)M) I iti k 
(Ei n wände ninL»-  tnid  innere  Colonisation),  üherhau])!  das  staatlieh 
begünstigte  Hinaus-  und  Hiniiherdrängen  aus  der  stndlwirthsebaft- 
lichen,  grundherrsehaftlicben  und  klein-territorialen  Organ isations- 
torm  in  die  stnats-,  d.  b.  hier  in  Deutschland  zunächst  in  die 
gross  territorialwirthschaftliche  Form  volkswirtbschaftlieher  Organisa- 
tion (Schmoll  er)  spielen  hier  mit  Sie  steigern  den  Finanzbedarf, 
namentlich  mit  dem  durch  diese  ganze  Entwicklung  begünstigten 
Uebergang  von  der  Nataral-  zur  Geldwirthscbaft  dea  Geldbedarf, 
Ein  solcher  aber  ist  immer  mehr  nur  durch  Steuern  zo  decken 
and  wird  dadurch  jetzt  regelmässig  und  in  stärkerer  Proportion 
gedeckt,  wenn  auch  Regal-  und  Monopolformen  dies  äusserlich 
nicht  in  dem  vollen  Maasse,  wie  die  Entwicklung  sieh  vollzieht, 
zum  Vorschein  kommen  lassen.  Auch  diese  Entwicklung  tritt 
dann  im  19.  Jahrhundert  nur  noch  zielbewusster  und  folgenreicher 
hervor. 

Indem  sieh,  als  nothwendiges  technisches  Hilfsmittel  dieser  Ent- 
Wicklung  der  Staatsverwaltung  das  Beamten th  um  immer  selbst- 
ständiger  und  bedeutsamer  als  fester  Berufsstand  mit  festen 
Oeldbesoldnngen  entwickelt,  wächst  auch  ans  dieser  Quelle 
wieder  ein  regelmässiger,  bleibender,  im  Ganzen  steigender  Finanz- 
bedarf, welcher  abermals  jetzt  immer  mehr  Geldbedarf  wird,  hinzu. 
Auch  dies  bedingt  bleibende  Steuern. 

Diese  bürgern  sieh  so  trotz  alles  Widerstrebens  der  Stände 
und  bei  nur  zögeiiidem  Vorgehen  wohl  seihst  der  Regierungen  ein, 
werden  regelmässig  und  steigen  höher,  weil  doch  der  Character 
des  Plnanzbedarfs  als  eines  wahrhaft  öffentlichen  nicht  mehr 
verkannt  werden  kann. 

Der  Absolutismus  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  baut  nach 
dieser  AnsclKiiiiiiig  das  in  der  ständischen  Periode  entstandene 
Steuerw  eben ,  ohne  es  principiell  und  technisch  erheblich  oder  gar 
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von  Grund  aus  zu  a  enindern,  weiter  ans,  indem  er  die  Mitwirliuüg 
der  Stände  bei  der  .Steuerbewilligung  /u  einer  ForniHlitHt  herab- 
drUckt  oder  sie  zuriiekdräugt  oder  sie  selbst  ganz  verdrängt. 

Die  zweite  Hälfte  des  17.  und  das  18.  Jahrhundert  sind  unter 
dem  gemeinsamen  Einfluss  aller  der  genannten  Faetorcn  die  E  j)oche 
des  definitiven  Uebergangs  zur  Steuerwirthficbaft  im 
deutschen  territorialen  Finanzwesen  geworden. 

Gleichwohl  entwickelt  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  der 
Gedanke  der  öffentlichen  Steuerpflicht  noch  nicht  allgemein 
ZQ  einem  selbstverständliclieu  Axiom.  Auch  verbleiben  im  öffent« 
liehen  Recht  in  Formen  nnd  Verwaltungseinriebtnngen  Nachklänge 
der  älteren  Auffassung  der  Steueni  als  einer  nur  „bittweise"  (als 
„Btd&^)y  nicht  pfiichtniässig  zu  gewährenden  „Hilfe"  der  Bevölke- 
rung an  den  Landesberrn.  Selbst  die  Finan/.theorie  hört  noch  nicht 
ganz  anf)  in  den  Steuern  finanKwirthschaftlich  etwas  anomale  Ein- 
nahmen zn  sehen  (von  Seckendorf,  von  Justi). 

Es  crkl&rt  sich  diese  DeutschlaDd  wenigstens  in  den  letzten  Jahrhunderten  allein 

oij^cutliümlicli^  Ei-sclieinuiif?  wnlil  mit  aus  der  ünfcrtij^kcit  der  itoütirichen  Vcrli  iltiii--. 
des  TcrritoriuioH,  das  doch  iui  altcu  Kuiclic  immer  noch  kein  wahrer  „Staat"  war. 
In  der  ganzen  Periode  dos  ancien  r6giine,  ja  gerade  in  der  absolutistischen  Zeit  des 
17.  und  18.  Jiihrlnniderts  in  einer  Hinsicht  soifar  wieder  inelir  als  zur  Zeit  der  Macht 
dt;r  wirklicl»  Reden  „bcwilligendcu"  Stände  klebte  der  deutschen  Territorial- 
heri-ächaft  zu  einem  guten  Theil  der  Character  einer  patriuionialeu  üiossgruudherrschai't 
noch  an,  ein  Character,  mit  dem  die  Idee  von  Steuern  freier  Bttrger  ftetlich 
nicht  recht  vereinbar  ist. 

Uebrigens  ist  auch  in  Deutsehland  und  hierin  ähnlich  im  sonstigen 
Europa  der  Feudalzeit  und  noeh  bis  2um  Ende  des  18.  und  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  eines  Umstandes  zur  Erklärung  der 
Thatsache  zu  gedenken,  dass  die  ältere  Finanzwirthsehaft  noch 
nicht  in  dem  Grade  wie  die  moderne  des  19.  Jahrhunderts  hteuer- 
Tvirthscbaft  wurde.  In  den  katholisch  gewesenen  nnd  gebliebenen 
Gebieten  hat  die  Kirche  und  ihre  Organe  (Stifter,  Klöster),  all- 
gemein haben  die  Grundherr  sc  haften  auf  ihrem  Gebiete  und 
mit  ihren  Einkünften  —  unter  letzteren  freilich  vielerlei  Abgaben 
und  Leistiiiijjcen  der  Guts  IJnterthanen  inbegiilleii  —  iiiaiu  he  solclie 
Verwaltub|i,buali^aben  (Patrimonialjustiz,  -Polizei,  Schul-,  Armen-, 
Wegewesen,  wirtbschuttliche  Angelegeidicitcn)  au.szuführen  gehabt, 
welche  später  als  „rein- öffentliche^'  an  den  Staat  oder  an  öffent- 
liche Belbstvcrwaltungskörper,  besonders  die  Orts  gemein  den 
oder  an  Verbände  ad  hoc  (Wege-,  Deich-,  Armen-,  Sehulver- 
bände)  übergegangen  sind.  So  war  früher  hierfür  ein  eigentliches 
Steuerwesen  entbehrlich,  während  es  jetzt,  zumal  wegen  der 

A.  WRguer,  i<'inanewisfsensclia,rt.  IlL  5 
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extensiv  nv.d  intensiv  crostoigerten  Vcnvalumgsthätigkeit  aiu  diesen 
Gebieten  noihwendic;'  wurde. 

Nicht  sowohl  im  <» k o n o mi  f? e Ii  c  n  Effect  als  in  der  Form 
liegt  daher  insoweit  in  der  neueren  liesteuerung  etwas  Neues 
vor.  Es  crgiebt  sich  auch  hieraus  wieder  der  im  7weiten  l»ande 
(bes.  S.  170  ff.)  mclirf.irl!  liervorgchobeno  Cli-iracter  der  Besteuerung 
als  einer  historischen  Katef^nrie  des  Wirthsrhaftslebcns:  ob 
j^Tvvisse  Leistunfren  der  Voikswirtliscdnil't  (uml  ihrer  einzelnen  Glieder, 
der  Kin/.ehvirthscdialnnj)  /.ur  DiMdauii;-  der  Kosten  öffentlicher  Kin  per, 
(1.  h.  der  Kostt  u  gewisser  gemeinwirthsehafilicher  Bedürfnisse,  die 
Beehtsform  von  „Steuern''  annehmen,  das  entscheidet  sich  nicht 
ein  für  allemal  gleiehmässig  nach  logisch-ökonomischer  Nothwendig- 
keit,  sondern  nach  der  gegebenen  historiseb^recbtlicheD  Organisation 
der  Volkswirthschaft. 

§.  31.  Fttr  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  liefert  die  itltere 
Finanzgesehichte  der  mittelalterlichen  Staaten  und  Territorien  überall 
reiehe  Belege,  woför  auch  schon  die  Darstellung  im  2.  Bande  (Fin. 
S.  169  ff.,  195  ff.)  zu  Terglcichen  ist.  Ein  besonders  gutes  Beispiel 
fttr  die  Möglichkeit  sogar  einer  grossartigeren  territorialen  Finanz- 
wirthschaft  ohne  eigentliche  Steuern  bietet  auch  die  Zinsver- 
fassung  des  preussischen  Ordensstaates.  Dieselbe  stellt 
zwar  im  Grande  doch  nur  eine  erweiterte  domaniale  Finanz- 
wirthschaft  dar,  aber  sie  zeigt  manches  EigenthUmlichc,  das  auf 
die  politische  Entstehungsgeschichte  des  Ordensstaates  nnd  auf  die 
Oeeupationsgescbichte  des  Landes  zurückzuführen  ist. 

S.  die  olicn  S.  34  gen.  Arbeiten  von  Töppon  und  Sattler.  Die  Finanzvj^r- 
lasäuuj^  war  iu  den  ein^eliieu  Theileii  dus  ürdeiialaiiütiä  uicitt  ganz  die  gleiche  (so 
Abveichnagren  im  OolmcTlaiid  und  iu  PotneroHen,  Ztschr.  f.  prenäs.  Gescb.  tV.  611, 

742K  In  den  Comtureicn  des  cigontlichua  Pniiibscns  findet  sich  in  Hetn  rt'  dt-r 
finaazicilcu  uud  suustigen  Leistungen  ^Kriegsdicuät  und  andere  Dieitäte»  iiamcntlich 
eine  Unterscfaeidnni^  der  Haupfmass«  d«r  nntorworfenen  alten  Landc^bcw-ohner,  dann 

der  preussischen  Freien,  weiter  der  Deutschen,  bei  dt-hon  wieder  Bauern.  Freie, 
Städter  unterschieden  werden.  Die  erste  Classc  (Masse  der  Landes hcwohner)  hatten 
iini,'eme«3ene  Kr ie^^^diensto ,  Dienste  beim  Bur<rbau,  bäuerliche  Arbeit  und  ?on  dem 
ihnen  üherlassenen,  nach  polnischen  ..Ilakcn"  ( Flachen maass)  ang^.  s.-hla)?enen  bäuer- 
lichen JkMk'n  den  Zefsntcn  iin  bestiuiuit<n  Maa-sen  vorn  Il  uiptg-ctreidel  m>w!.»  dis 
„Dienstgut"  (slusim;,  d.  h.  eine  Abg'abe  in  (jcld  zum  Zeichen  der  Anerkennung 
der  Oberherrschaft  des  Ordens  und  zoui  Zweck  der  Oewähriing  einer  Vergütung  des 
Wart-  iiritl  Warjidienstpersonals  zu  entricliten.  Die  preussischen  ..Freien'"  waren 
vom  Zeiintt-n  und  von  bäuerlicher  Arbeit  frei.  Sie  lebten  nach  culmiücheui  oder  nach 
Magdeburger  Becbt  und  standen  letzteren  Falles  den  deutschen  Freien  gleich.  Die 
Freien  hatten  iinLCin'  -STi 'ii  Kri'-'ir'-iH.  ii-t  1  i!.  ii  Bnri;l)auilii:n^t.  sudaiiii  an  Natnral- 
und  (icldabgaben  eine  cbeulalls  uach  dem  FiaciienumaAS  (nach  ,4-'flügeu"  zu  4  Hnfen, 
<liese  zn  V/^  Haken)  festgestellte,  dem  Zehnten  gegcuilber  sehr  viel  leichtere  Abgabe 
P  ,  .  desselben  ungeföhr)  a.  d.  N.  MPfliigfcom*\  sowie  das  unten  genannte  „Wartegeld** 
zu  ieisteo. 
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Eine  EigenthOmlichkeit  des  Ordensstaates  war  nun,  dass  auch  der  eingewandert«! 
deutsche  Bauernstand  allgemein  für  sein  Land  eine  Abgabe,  den  „Zins",  nicht  den 
Zehnten,  an  den  Orden  zn  zahlen  hatte.  Der  Zins  wurde  nach  IIufLii  biTcchnet. 
Das  Dorfland  und  das  Land  der  jüngeren  StUdte  bestand  vornehmlich  aus  „Ziu^hnfeu". 
Der  Inhaber  (Hufner)  hatte  in  verschiedener  Höhe,  mit  Abstufung  nacli  Fnichtbarkeit 
d<'s  Bodens,  nach  örtlicher  Sirh.  rhnit.  eine  Geldabgabo  und  eine  Abgabe  von  einigen 
liuhaern  oder  1  Gans,  hie  und  da  auch  ?Ott  Pfullcr,  Safran  zu  entrichten.  Statt  der 
Huhner  konnte  Geld  oder  Hafer  geleistet  iretdea.  Bei  besonders  angoostigen  Yer« 
haltnissen  bestanden  ..Freidörfer"  ohne  Zinspfliclit.  Di«  Zinshufner  hatten  ausserdem 
das  „Püugkoru''  zu  geben.  Neben  dem  gewöhnlichen  HuTtiDzius  kommt  ein  „Garten- 
zlns'*  (roB  ßSrfnem  M  Stftdten  und  Dorfern),  Wiesen >  und  Wali^ns  vor.  Mltnoter 
werd  Dörfern  Wiesen  und  Wähler  <:: o in e i nschaftU ch  gegen  Zins  über- 

nommen, in  Dörl'üru  doa  grossen  Werder  sind  cinzel&e  Hufen  gegen  „Zinsgerste" 
ausgegeben.  Aber  Mich  eigentliche  Verpachtung  von  Grundstücken  findet  sich.  Fttr 
Fährrecht  und  Fischerei  muss  ein  Wasserzins.  für  Forstnutzungen  (Jagd)  auch  ein 
Zins  erlegt  werden.  Die  Mühlen  zahlen  einen  Mühienzins  (in  (ietrcide,  Mehl,  MdU, 
auch  Geld),  die  Krüger  und  Krezmer  in  Dörfern  und  besonders  bei  den  Ordensburgen 
einen  Zins  für  das  Schank-  und  Wirthsrecht.  Hie  und  da  in  Dörfern,  allgemein  in 
den  Städten  kommen  in  Geld  Zinsen  verschiedener  Art:  Hufen-,  Hof-,  Buden-, 
l'leibch-,  Brodbank-.  Badestubenzins  vor.  Auch  ,.erkaufte  Zinsen",  laufende  Leistungen 
fUr  Capitalien,  welche  der  Orden  ausgeliehen,  linden  sich.  Die  Zinshufner  sind  im 
Uebrigen  schaanrorkpflichtig.  Im  KriogsML  haben  sie  Gofakrte  und  Lebensmittel  zu 
liefern. 

Die  deutschen  „Freien"  sind  von  Zehnten,  Zinsen,  bäueili<  ]ier  Arbeit  regel- 
mässig frei,  aber  zum  Kriegsdienst  verpflichtet.  An  AbualiLii  liabcri  sie  „in  recognitio- 
nem  domini"  mäiisige  Beträge  in  Geld  (auch  Wachs),  dann  „Pjtiugkorn"  (1  Scheitel 
Waizen  oder  Boggen  ron  jedem  in  Gebrauch  stehenden  deutschen  Pflug)  und  daa 
sog.  ,.  W.'irtegcld"  zri  lei-teii :  letzteres  eino  TOn  allen  Dcnfsrhen  (..Friüoii"  und 
Zinsbauern)  und  von  den  prcussischen  ,,Freien"  zu  entrichtende  Abgabe  für  einen 
bestimmten  Zweck  (Unterhaltung  der  Warten,  woher  der  Name):  steuerartig,  in* 
sofern  sie  nicht  ursprunglicli  vom  Orden  aTi-bediin«:.  n,  Non  lern  von  den  Stünden  .,von 
bethe  der  herrn"  (ex  petitiouc  dominoniui)  bewilligt  war  (alt,  schon  vor  1280).  Die 
Entrichtung  erfolgte  in  Oeld.  (Töppen,  Ztschr.  f.  prenss.  Gesch.  XV.  210—281, 
S4ö— 353). 

Die  grossen  Naturaleiukünfto  des  Ordens  geben  Gelegenheit  (wie  in  Sicilicn, 
s.  0  S.  4ß)  zu  einem  umfangreichen  „staatlichen"  Getreidehandel  und  zn  sonstigem 
gewinnreichen  Handel  (so  mit  Bernstein  und  mit  Importen  aus  dem  Auslande),  der  von 
den  Grossscliälfern  zu  "Marifubtircr  und  K'''.iiiL'sb<T}r  betrieben  wnrrle  (Tfippcn,  Hist. 
Ztschr.  B.  4l>,  S.  430,  Sattler,  eb.  B.  49,  S.  27){)).  Auch  eiuigc  Mühlen  hat  der 
Orden  auf  eigene  Kechnung  bewirtbschafiet. 

Sicht  man  nun  von  dem  Kechtsgrund  des  Zinssystems  ab.  so  deicht  das  AI igabc- 
system  doch  aucli  ökunomisch  wieder  eiueiu  gewöhnlichen  Stcucniystem,  namentlich 
die  Leistungen  der  Zinshufnor  einem  Grundsteuersystem.  Aber  erst  nach  den  schweren 
KrieiTHZciten  (b:s  Ordens  kommt  e<  formell  zu  einer  eigentlichen  Besteuerung 
im  rechtlichen  Sinne,  da  die  alten  Kinkunfte  jetzt  nicht  mehr  ausreichen.  So  wird 
zuerst  1411  «in  TermSgensschoss  (IVa  Vi»)  BeroltmSchtigten  der  Bitlerschaft, 
der  grossen  und  der  kleinen  Städte  bi'willigt,  der  später  in  höherem  Ectra<re  "'„) 
wiederholt  werden  muss.  Auch  eine  Tisch-  und  Famiiicnsteuer,  auf  dem 
platten  Lande  eine  neue  Hnfenstener,  sowie  eine  Steuer  von  DienstlDbnen, 
sodann  »  in  Pfiindzoll  treten  hinzu.  Ein  anderL-s  Finanzniittel  ist  die  Gewährung 
der  Erlaubniss  gegen  Geld,  Korn  beit>estehendem  Ausfuhrverbot  auszuführen.  i>.  Töp- 
pen, Hist.  Ztschr.  B.  46,  S.  4S6ir. 

§.  32.  lieber  Wesen,  Ursprung  nnd  Entwicklung  der  sogen. 
Beden  (Beten)  in  Deutschland  gehen  die  Ansichten  der  ßechts- 
und  Wirthsebaftsbistoriker  noch  immer  auseinander. 

S.  in  Betreff  früherer  Ansichten  u.  A.  ITüllmann,  Finan^gescli.  S.  115  ff.,  133, 
der  in  der  Bede  „eine  wegen  des  Besitzes  von  Gruod:>titckcu  geforderte  Leistung,  eine 
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(jruiiilabgab«*"  sieht,  was  theils  ein  z«  weiter,  die  (nnndziiise  des  Bciieficialwosens 
mit  umfassender,  jedenfalls  diese  Dicht  j^ehöriji-  ausschliessender.  theils  ein  zu  eoger, 
anf  manrhc  vorlcoinmcmic  Abgaben  (ii.  A.  auf  ili<^  von  Iltllhnann  ^Ahst  mit  als  Beden 
aafgefuhrie«  Judenschutzgelder)  dann  nicht  anwendbarer  Begrili  wäre.  Ebensowenig 
haltbar  ist  aber  die  AuffaasQDg  von  Lang,  gegen  die  Hüll  mann  a.  a.  0.  polctnisirt: 
dannrh  i;'j1juhrte  die  Bfdc  nur  (icm  I.o  h  n  h  r  rr ii ,  sie  liiiftr  nirht  auf  den  KiT]'fen 
nach  dorn  Vermögen,  sondern  auf  den  Häusern  und  liegenden  (iründen;  der  liiitcr- 
schied  zwischen  Bede  nnd  Steuer  sei :  jene  sei  eine  in  gleichem  Verh&ltnisa  m(  Heerde 
und  Rfiiirlifruif^c  ^^«'li 'frti'.  f^lcirhblcib'  nfle  ..dnindsteuer".  dif  Steuer  dagegen  eine  iiicbt 
sich  gleichbleibende  Vermögenssteuer,  die  dann  auf  Stände  und  Einzelne  repartm  sei 
(Lang,  Hist  Entvickl.  S.  54  IT.,  57,  «0,  107—111). 

Später  hat  Eichhorn  (Rcchtsge.S(  b.  II.  §.  306)  die  Bedi-n  in  iKuli-te  Verbin- 
dung mit  dem  Keichsdionst  und  der  Landes? ertheidiguug  gebracht:  der 
Landesherr  erhol)  nach  ihm  kraff  Landeshoheit  eine  Abgabe  o.  d.  N.  „Bete'* 
(prccaria)  als  Beihilfe  dazu  und  Eutschädigun«;-  dafür,  dass  er  mit  seinen  Liiitrn  den 
Dienst  leistete  und  ihn  den  Landesbewohnern  so  tranz  oder  theil weise  abnahm.  Hier- 
nach wuirdcn  sich  doch  die  Beden  vornehmlich  als  eine  Art  ..Heer?ti>uem*',  wie  die 
Irilheren  ähnlichen  Abgaben  (s.  S.  37,  44)  characterisiren.  Dem  Hcithsdieust  steht  der 
Besuch  des  kais,  Hoflagcrs  und  des  Keichstages  gleicli.  Diese  Beden  häffrn  nach 
Eichhürn  die  Vasallen  und  Rittt-r,  weil  sie  den  Heerdienst  selbst  leistett  n.  nicht 
getragen,  sondern  nur  die  übrigen  Einsassen.  In  den  „drei  hergebrachten  Fällen" 
d*  r  AiLslosnni;-  des  Lundeshcrni,  der  Ausstattniii!'  der  heiratbenden  Töchter,  des  Kitter- 
werduis  des  .Soimes  hätten  aber  auch  Vasallen  und  Kittersclialt  Bete  gelei^^tet  (Eich- 
horn II,  S.  457).  Diese  aach  sou^t  angenoinmeDe  Ansicht  vma  Ursprung  •!<  r  Beden 
sp-Tiali^irt  den  Fiuilerungsgrund  wohl  etwas  zu  sclir  nnd  ci klärt  rtntori^oh  andere 
Beden,  des  Vogts,  Grafen,  sowie  auch  anderu  Kalle  von  Beden  des  Territorial-  und 
Oberberru  (Bischöfe,  Fürsten)  nicht  genOgend.  Aber  sie  möchte  doch  insofern  richtig 
S'Mn,  als  sii'  wi'niirsti-n^  ilcn  Ii  ä  u  f i  u  s  1 n  Enfsf('!intifrs_'Tnnd  diT  Beden  richtig  an- 
giebt.  Es  llisst  sich  mit  ihr  sowohl  die  Entstehung  ausserordentlicher  („Noth- 
bedcn"),  als  ordentlicher  Beden  daher  doch  in  den  Hanptf&llen  gat  erklären. 
Sie  sfrlit  anrh  mit  der  Ansirlit  Zeumer's.  der  eine  vor/ii «-liehe,  zugleich  die  um- 
fassendste neueste  Untersuchung  des  Gegenstaodos  gelietert  hat  (Stüdtesteuern  S.  36  11'., 
41  il'.,  40,  auch  6  0*.),  nicht  in  dem  Vaasso,  scheint  mir,  in  Widerspruch,  wie  Zenmer 
annimmt,  sobald  man  Eichhorn 's  An>i(  Lt  in  der  angegt^benen  Weise  modilicirt. 
Dass  die  Vogtbedeu  nicht  als  Steuern  für  den  Keichsdlenst  anzusehen  sind,  mag 
zuzugeben  sein.  Dass  re^clmnssigo  Beden  neben  wirklichem  Kriegsdienst  nnd  neben 
Extrasteuern  vorkommen  (Z.  S.  45),  stiisst  Eichhorn*«  Meiovng  nicht  um,  sondern 
veranlasst  nnr,  sie  einznsrluänkcn. 

Zeumcr  betrachtet  die  Bcgiilie  von  Bede  und  Steuer  im  Wesentlichen  als 
id^tisch,  die  gebrauchten  Namen  (bes.  precaria,  pr  ratiua.  ju  titio.  coUecta,  e.\actio, 
demanda,  anderseits  stiura)  wechseln  mehrfach  nur  Ivx  :U.  Der  Name  „Bede"  selbst 
ist  früher  wohl  mit  „bieten",  „gebieten",  „Gebot"  (Lang,  v.  Maurer,  anfanars  auch 
Eichhorn),  auch  mit  „bäten"  oder  „beten"  gleich  „helfen"  (Mdsor)  in  Vcibindung 
gebracht  worden,  aber  wohl  sicher  mit  Unrecht,  er  häng^t  mit  „bitten",  anfordern" 
zusammen.  Insofern  ist  ursprünglich  auch  eine  gewisse  „Freiwilligkeit"  zur  Zahlung 
ron  Beden  an  den  Vogt,  Grafen,  Landesherm  vorhanden,  die  in  den  Verhandlungen 
der  Stände-,  in  den  Cautelen  bei  der  Rcwillitrnriir  der  lieden  noch  Innj^e  nachklingt 
nnd  sich  iu  der  „vertragsmässigcn''  Regelung  der  Beden  als  Steuern  im  ständischen 
Patrimonialstaat  kondgiebt  t^Fin.  IL  199  flP.).  Aber  doch  erscheint  es  fraglich,  ob 
man  mit  Zcnmcr  knr/.vvcg  in  don  Heden  nrsiininti'lirh  private  Untcrstatznniren  des 
Vogts  und  ürafun  scheu  soll,  die  dann  —  hier  „einmal  umgekehrt''  wie  sonst  im 
Mittelalter  —  in  dffentliche  Befugnisse  amgevandelt  worden  seien.  (7nd  noch 
weniger  sicher  bcgrtlndet  ist  wohl  das  Endergebniss  von  Zeumer's  Untcirsuehunü-, 
die  Verbindnng,  in  welche  er  das  Bederecht,  weil  es  urspriinglich  vorzugsweise  mit  dci 
Vogtei  und  Grafengewalt,  die  nie  ganz  ihren  ölfentlichen  Character  eingebOast  bitten, 
verbunden  gewesen  sei,  mit  der  (lorichts barkeit,  als  dem  vorzüglichsten  gemein- 
samen Recht  des  Vogls  und  (Jrafen  .  bring^t:  ,.an  dieses  (Recht  der  Gerichtsbarkeit) 
knüpfte  das  politische  Buvvushtdciu  der  Zeit  das  Besteuerungsrecht  an"  (Ztiumer 
S.  47  If.).  Die  Beweisführung  ist  nicht  ganz  (iberzeugind.  Waitz  (Verf.gesch.  VllI, 
394  fl'.)«  der  für  die  Pariode  bis  zam  12.  Jahrh.  in.  den  Beden  nicht  oben  begrifflich 
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klar  etwas  „uater  dem  Btjgriü"  der  Steuer,  weuii  .itirh  zunärbsf  nirht  dfr  (^IT<  ntlichen 
Stoaer  Fallcodes"  fiudet,  meiut  (^S.  3ys  u.  Note  4).  iio  erbten  Puuclc  abweichend,  im 
zweiten  mehr  zosHmmeDd  zu  Z  cum  er:  „Wird  du  Recht  (auf  Ferderuni^  Ten  Beten) 
später  wohl  mit  1  r  'i'cricbtsbarkeit  zusamincngebraclif,  su  kann  das  w.  iiiy;^t<iiä  nicht 
allgemein  der  Grund  gewesen  sein:  nicht  sowohl  ein  ölfentiichcii  Recht,  daü  später 
heiTBdiafUich  geworden,  als  vielntehr  ein  homchafUicbes,  das  sich  nur  an  iätere 
(i«-W(i!inli>  itcn  anlehnt  und  erst  im  Lauf  der  Zelt  wieder  mit  hoheitlichen  Befognlssen 
sich  verbunden  hat,  scheint  tn  Urundc  icu  liegen." 

So  ist  auch  bis  zur  Gegenwart  eine  tJebereinstinimung  der  Forscher  nicht  erzielt 
worden.  Die  etwas  modilicirte  Eichhorn'sch('  Ansicht  möchte  doch  die  richtigste 
bleiben.  Sie  ist  aus  den  oliwaltonilcn  Verhältnissen  aii'-h  il'-ihu-fiv  zu  licjirtriirk'ii : 
und  ohne  m.  K,  mehrfach  gewagte  Ueductiencn  geht  es  auch  bei  Zeumer  gciadu  iu 
diesem  Pancte  nicht  ab. 

Demnach  sind  die  Beden  doch  wohl  ioBofern  schon  ursprüng- 
lich als  (öffentlich-rechtliche  Ahgahen  der  BeyMkenmg  (even- 
tuell nnter  Freilassung  einzelner  Olassen,  wie  der  Bitterschaft)  an- 
zusehen, als  sie  rechtmässig  nur,  aher  anderseits  auch  ^^erade  in 
denjenigen  Fällen  von  öffentlichen  Äntoritäten,  dem  Vogt  und 
Grafen,  wie  dem  Bischof,  Fttrsteu,  Landesherrn,  König  gefordert 
werden  durften,  wo  es  sich  um  Beihilfe  zur  Kostendeckung  von 
solchen  „öffentlichen''  Lcistunf^cn  handelte,  welche  jene  Autoritäten 
von  Amtswegen  aiisziitühren  liatlen.  In  solchen  Fällen  sind  sie 
auch  thatsächlich  vornehmlich  gefordert  worden.  Wenn  nicht 
immer  ausschliesslich  und  mitunter  nur  überhaupt  ftir  den  Vogt, 
Grafen,  Herren,  ohne  specielle  Nennung  eines  einzelnen  Zwecks, 
so  lag  dies  eben  an  der  gewöhnlichen  Vermischung  des  privaten 
und  üÜ'entlichcn  Moments  bei  den  obrigkeitlichen  Autoritäten  des 
Mittelalters.  Die  Missbränche  von  Bede  Forderungen  werden  ge- 
rade dann  gertigt,  wenn  es  sich  um  ganz  oder  überwiegend  pri- 
vate Zwecke  des  Fordernden  handelt.  Diese  RUgung  solcher 
Fälle  als  MissbrUuche  und  die  Versuche,  bIc  abzustellen,  sieh  auch 
l)p/Ji^liche  Versprci  Ijiiii^en  des  Herren  geben  zu  lassen,  weisen 
iinplicitc  darauf  hin,  dass  es  sich  doch  schon  ursprünglich  der 
freilich  nicht  klar  erfassten  Idee  gemäss  bei  den  Beden  um  Ab- 
gaben öffentlich  rechtlicher  Natur  handelte. 

In  mancherlei  verschiedenen  Fällen  wurde  dann  iierkömm- 
lich  das  Recht  zur  Forderung  einer  Bede  für  die  betreffende  Auto- 
torität  anerkannt.  Der  Heer  dien  st  und  Verwandtes  war  aber 
der  Hauptfall.  Da  er  dem  Landesherrn  zu  leisten  war,  so  ist 
auch  die  Bede  vornehmlich  ein  landeshoheitliches  Recht. 
Gegenüber  dem  Rechtssatze,  dass  die  Kosten  der  landesherrlichen 
und  anderen  üffeuUichen  reichten  aus  den  gewöhnlichen  doma- 
nialen  und  anderen  älteren  Einkünften  zu  bestreiten  waren,  war 
die  Form  der  Beden  als  einer  nur  auf  „Bitte^^  und  „Anfordern" 
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zn  leistenden  Abgabe  bei  der  noch  fehlenden  oder  nur  dunkel  em- 
pfundenen Idee  einer  allgemeinen  Steuerpflicht  (Pia.  II,  205}  und 
bei  der  Vcrmischnng  privater  und  Öffentlicher  Thütigkeiten  und 
Ausgaben  begreiflich  genug.  ludessen  hat  sich  frühzeitig  aus  den 
Verhältnissen  selbst  ein  gewisser  Zwang  zur  Gewährung  der 
y^Bitte"  ergeben,  weil  das  öffentliehe  Interessen  -  Moment  in  der 
Forderung  nicht  verkannt  werden  konnte,  auch  nicht  in  den  „drei 
Fällen"  (Auslösung  ans  Gefangenschaft  u.  s.  w.),  nach  mittelalter- 
licher AulTassung  des  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zum  Landes- 
herm. 

Auf  der  Grundlage  des  Herkommens  entwickelte  sich  dann 
das  „Bederecht^'  weiter»  Es  ward  als  ein  später  nur  dem 
Landesherm  zustehendes  Recht  Gegenstand  der  vertragsmässi- 

gen  Regelung  mit  den  Ständen.  Waren  feste  bleibende  Beden 
cingebtirgert,  so  verzichtete  wohl  der  Landesherr  einmal  auf  sie, 
um  sich  andere  Beihilfen,  z.  B.  (lewähruiig  von  NotLbeilcii,  geben 
zu  lassen.  Oder  er  iibeitnig  die  Beden,  wie  andere  jrriind herrliche 
und  hoheitsrechtliehe  Einkünfte  an  Dritte,  z.  B.  au  die  betretlende 
•Stadt,  als  die  Finunzcinheit  in  Be/ii^^  auf  ihre  Bürger,  oder  an 
Andere  im  )V'ege  der  Verleihung,  Verpiamiun^  also  als  Mittel 
des  KealereditH  — ,  aiieh  der  Verscbenkuug.  Daher  ist  auch  durch 
die  Beden  nicht  immer  eine  dauernd  (liessende  Quelle  ordcullicher 
öffentlicher  Einkünfte  eröffnet  worden. 

Der  Name  „Bede*'  wurde  dann,  wie  in  selchen  Fällen 
öfters,  po})uliirer  und  technischer  Ausdruck  für  „Steuer  über- 
haupt". Er  liudet  sicli  daher  für  letztere  auch  hUutig  gebraui  ht, 
wo  er  streni,^  genommen  niemals  genau  gepasst  hatte  oder  wenig- 
stens später  nicht  mehr  passte. 

Im  Uebrigcn  ist  aus  dem  blossen  Namen  und  ans  anticrcn  dcutächeu  und  vollends 
an^^  den  vieldeutifren ,  für  luandierlei  YcrsrliiLiJenes  gebrauchten  1  iteiniM  lien  Aus- 
drücken der  rcchtliclie  und  Ökonomische  Charactcr  ciuer  Abgabe  auch  in  der  spätereu 
Zeit  des  Mittelalleis  cbensoirenipr  sicher  zu  bestimmen,  als  ans  den  Worten  „Zins*% 
...  eiisns"  der  Cliatacter  dieser  b' trefl>nr]i-ii  AVi.  ali  .  VltI  tüi^  Xntrn  '^oi  Waitz  und 
Zcumer.  Dasä  jcdeofalk  im  stiindischeu  Tcrritorialstaat  Bede  undStcuur  gloicb- 
bedeutend,  ersteres  nnr  der  Utere,  froher  bänfii^ere  Ausdruck  ist.  darf  bestimmt 
angenoiumi  n  ucrden.  Der  Zusammenh  ui^^  der  EntwiclJuna:  dieser  l^:•l^3n  mit  der 
allmäblichüu  Entwicklung  des  fiofriiis  „öft'outlicher  Bedürfuissö",  uameutlich  bolcher 
des  Landes  selbst  und  des  Landesherm  als  des  Repräsentanten  des  Landes, 
daher  das  bcsüudi  re  Hervortreten  von  Forderuni^en  zur  (iewährun;^  von  Beden  in 
„Landesnoth"  ist  z.  B.  unverkennbar  in  der  Mark  Brandenburg-,  12S1,  indem 
von  Eichhorn  zum  Beleg  seiner  Ansicht  au^tcführten  Falle,  II.  1(»2,  wo  eine  be- 
sondere Bedcicistuug  „si  terrae  iiosUie  guerraittm  pericalum  ingrucrit"  in  Aussiebt 
genommen  und  gereg^ch  wird. 

Bcachtcuswcith,  aber  ohne  nähere  £rlüuterun<r  auch  nicht  sicher  ^ur  Erkenutni&s 
des  Wesens  der  Sache  ftthrend,  sind  die  sonstigen  Bezeichnungen  einer  Bede 
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odüf  Steuer.  So  die  voü  der  Varrecün uugsweiae  liurgeuoiumeuen  uud  die- 
jenigen, welclio  auf  das  Moment  der  Hilfo,  üutorstötzunn  liiiiweiscu.  Uutor 
den  ciscnfhümlichen  tcchiiirfchen  Ausdrucken  urstorer  Art  koumt  „tallia"  ftalia)  im 
allgemeiüca  Siune  von  Bede,  petitio  vor  (schüu  im  12.  Jabrh.).  Di.-s  Wore,  das  fran- 
zösische „taille",  enjjlisch«  „talla{i:o'\  die  hauptsächliche  dircctc  Staatssteiier  des 
ancien  refifime  in  Frankreich  seit  d.  15.  Jahrh.  (§.  55, 38),  und  die  verwandten  mittelalter- 
lich -  ladinischen  Worte  incisio,  (.iiiscisiol ,  incisura,  späti  r  risa,  adcisio,  accisa, 
Cii>o,  Ziese,  Accise,  deutsch  „Kerbe"  sind  von  der  \  errechn  ungsiwoisö 
an  ,,Kerhli  ölzeru",  an  anctoandergelei^ten .  mit  sii  li  entsprechenden  £in;>chnittcn 
ven-eherif^n  Kerbst  )' l\on  hcrgenuDimeii.  Sic  J)ietcu  ein  gutes  Beispiel .  wie  -.ich  aa 
solciic  äussere  Eiurichtuugcu  der  technische  Sprachgebrauch  und  die  JBegriUdbilduug 
ankntlpfoD.  Später  scheiden  sich  dann  Ifamen  und  BegritFo  oder  letztere  rerenprom 
sich  gei^cni'ihor  dem  ursprünglichen  allgemeinen  r  «!;!!!!'.  S,j  wini  inci-in  um]  tallia 
aiifaugs  vv'vntlich  luit  Bede  gleichbedeutend  gebraucht,  spater  crstcres 
und  die  Syn  iiymc  aosschliesslich  (bei  uns  »nd  ansserhalb  Deatscblands)  tthlich 
für  indiiectr?  Verbrauchssteuern,  besonders  Trank-,  stiidt.  Thorsteuern 
u.  dgU  lallia,  Taille  wird  iu  Duutsublaud  UDgebräucblicb,  verengert  sich  in  Frank- 
reich anf  die  Bedentonia:  der  directcn  Grund-  und  Haussteuer  (taille  r6eIio)  und  der 
directeu  Vermösens-,  Erwerb-  uud  Personalsteuer  (t.  iicrsouelle).  —  Nach  einer  frühe- 
ren anderen  aber  unricbtiKeii  Ableitung  wird  Accise  auch  uiit  assiüa  (ai»sisia\  dem 
Gerichtstagen  in  Verbindung  gebracht,  so  in  Krankreich,  hier  sei  eine  Stcuerauf- 
logung  eriolgt  und  der  Käme  dann  auf  die  Ab?al»e  selbst  übertragen  worden  (z.  B. 
Bcguelin.  pvenss.  Acci'^  vcrfass,,  Bcrl.  17'J7  8.21  (f.).  S.  auch  u.  §.  55,  5S.  59  und 
Ciamagcraii  über  die  Etymologie  von  „tailhv*  I.  200,  Name  seit  11.  Jahrhundert. 

Von  Hilfe«  Dnterstlitzn^-  hergenommen  sind  die  Worte  adjutorium,  subsi- 
dium,  adjumcntum,  aides,  aid  (englisch),  das  iltMitsclie  „Steuer"  selbst.  „Steuer", 
frühzeitig  als  steora,  stiura  Vüriuimmeiid  (s.  o  S.  37.  41),  local  früh  statt  dem  anderswo 
gebrauchten  „Bede"  üblich  (so  in  t Ji  ^t  in  i>  ii  tur  Vogtbedo,  im  südlichsten  Deutsch- 
land überhaupt  für  Beden  an  (irafen.  Fiirsji  u  uml  Herren,  Zeumer.  S.  ;;s  ,  K.  ,]rufet 
etymologisch  so  viel  wie  Stärkung,  Unterstützung,  Hilfe.  Im  Sinn  von  otlentiicli- 
rechtlicher  aus  dem  Privatrermögen  oder  Privateinkommon  entrichteten  Abgabe  borgert 
CS  sich  bei  uns  definitiv  unter  Vi  r.lrluiirinis  f;i>f  nller  anderen  s'lcirhbedentcnden  Aus- 
drücke ein.  („Abgaben'',  „Auflagen"  sind  keine  festen  technischen  Bezeichnungen 
g^vonlen.  „Schätzung"'  in  der  Praxis,  hst  auch  schon  in  der  Theorie  rcraltet, 
zudem  auf  gewisse  directe  Steuern  lir^-jclnünkt).  In  Frankreich  verengt  sich  die 
Bedeutuug  von  aideü,  droit»  d  aides  dahin,  da^  darunter  gewisse  iuuere  Verbrauchs- 
abgaben ,  namentlich  die  Steuern  anf  Getränke  reratanden  werden.  UßsprQnglich  be- 
deutete aides  eine  Art  allgemeiner  directer,  namentlich  Einkommensteuer,  im  14.  Jahr- 
hundert speciell  indirocte  Steuern  überhaupt,  eiuschlicsslich  Vorkaufssteuern.  Der 
allgemeine  Ausdruck  für  Steuer  wird  der  unserem  ..Anflairc"  wörtlich  genau  ent- 
sprechende Ausdruck  „impot".  S.  uln  r  diese  Terminologie  bes.  eingehend  Hull- 
niann.  Fiiianz<rcsrh  S.  115  II",  l'M  —  I  .M  iau^'h  über  Zins,  Tribut  eb  ).  Wnitz,  Verf- 
gesch.  VIIL  Ii'.  Zciniiur,  Stadtesluuer  S.  3  Ii".,  36  ül,  Vigues  I,  Iii,  (Jluuia- 
geran  I,  p.  XV  >i>t>  und  mehrfach,  z.  B.  U,  9.  Ueher  das  englische  taltage  u. 
71  ff.  u.  1)0 well  III,  14. 

§.  33.  Beispiele. 

Die  Steuergeschichte  der  dL-utschen  Territorien  selbst  nur  abrissartig  hier  dar- 
zustellen, ebenso  in  das  vielfach  erst  noch  durch  specieile  Cntersuchungen  genauer 
zu  ermittehido  teclinisclie  practische  Detail  der  Steuerveranlagung,  -Erhebung  uud 
-Verwaltung  hier  näh  i  Lin/tiguhea,  ist  nicht  die  Auf-tabo  dieses  Werkes,  auch  nicht 
in  diesem  wclisten  Bii 'lie.  Xiir  an  einigen  Beispielen  mag  gezeigt  und  ersehen 
werdeu.  wie  jiuui  i^ra«  tis<  h  v  oii^uiij,  und  was  man  erreichte. 

Die  Technik  der  Veranhig-un«;  und  Verwaltung  wai-  ali^^cincin 
ziemlieh  und  oft  recht  unvollkommen,  was  indessen  in  der  gegebe- 
nen wirthaehalt liehen  Lage  begreiflich  war  und  auch  nicht  immer 
go  lästig  empfunden  wurde.  Zumal  bei  der  anfänglich  nur  kurzen 
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Zeitdauer  der  ausserordentlichen,  t'Ur  wenige  Jahre  bewilligten 
Steuern  und  bei  den  hliufigen  Aenderungen  konnte  sich  eine 
ordentliche  Steuertechnik  und  SteoerverwaLtung  nicht  aosbiiden. 
Erst  mit  der  bleibenden  Einbürgerung  der  neuen  Steuern  wurden 
die  vorübergehend  ertrügliehen  Mängel  schwerer  empfunden.  Allein 
die  Macht  des  UerkommeDS  und  das  Stände-,  Classen-  und  Privi- 
legienwesen  erschwerten  auch  jetzt  noch  erheblichere  Reformen. 
Erfolgte  Uebervirälzungen,  thatsUeblich  mässige,  wenn  auch  öfters 
nominell  hohe  Steuersätze  machten  dieselben  anch  wieder  practisch 
nicht  in  dem  Maasse  nothwendig,  als  es  nach  der  rohen  Veran- 
lagungsart erscheinen  müsste. 

Ein  grösserer  Uebelstand  wurde  die  Stabilität  der  Ka- 
taster Yon  directen  Stenern  (besonders  Grund-  und  ähnlichen 
Steuern,  eventuell  als  Theilen  von  Vermögenssteuern)  während 
langer  Perioden.  Die  viel  langsameren  Veränderungen  der  Ver- 
kehrs-Technik  und  -Oekonomik,  die  Stabilität  der  wirthsehaMichen 
Beehtsordnung  und  die  „Gebundenheit"  der  whrthsefaaftlichen  Ver- 
hältnisse Überhaupt  bewirkten  indessen,  im  Unterschied  zur  heuti- 
gen Zeit,  auch  eine  viel  grössere  Stabilität  des  einmal  gegebenen 
Zustands  der  volkswirthscbaftlichen  Production  und  Vertbeilung: 
jener  „Process  der  qualitativen  und  quantitativen  Differenzimng 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  in  den  Einzeleinkommen 
und  Vermögen",  welcher  gegenwärtig  eine  Stabilität  der  Stener- 
kataster  in  manchen  Puiictcn  öfters  bald  iiiierträ^^itb  und  vor 
Allem  im  Interesse  der  gerechten  Stciicrveillieiluiig  stets  Er- 
neuerun {;cn  der  Katuster  und  selbst  neue  lieiormeu  der  Gesammt- 
besteucrimg  und  jeder  einzelnen  Steuer  noth wendig  maeht  (Fin,  11. 
292  fF.)  —  er  vollzog  sich  eben  ehedem  viel  langsamer  und  über- 
haupt in  viel  geringerem  Maasse.  Die  landwirthscbaitliebe, 
die  gewerblicbe  Technik  (aueb  in  den  Z\veii;cn,  deren  Artikel 
einer  indirecten  Steuer  unterlassen,  Bier,  Wein),  das  Coniiunniea- 
tions-  und  Traitsportwesen  waren  ebenfalls  s«»  stabil,  dass  einmal 
die  Veranlagung  von  directen  (Vermögens  ,  Hrund-,  ilaus  ,  Per- 
sonal- und  Kinkomraen-)Steuern  nrtd  von  indirecten  Abgaben  (Zölle, 
Accison,  Trankstenern)  techuiseh  viel  leichter  als  in  der  Ge^^envvart 
war,  anderseits  auch  eine  rohere  Veranlagung  einigermaassen  aus- 
reiebtc.  Die  socialen  und  politischen  Vcrliältnissc  der  vornehmlich 
steuerzahlenden  unteren  Bcvölkeruugsschicht  waren  endlich  auch 
nicht  dazu  aogethau,  den  Laudesherren  und  die  steuerbewilligendeUi 
aber  gar  nicht  oder  nur  theilweise  selbst  steuerzahlendeni  gewöhn- 
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lieh  DOr  ihre  Unfcrtbanen  und  Hintersassen  belastenden  privüegirten 
Stände  auf  besonders  gute,  wirtbBchaftlieh  und  techDisch  zweck- 
Diässige  aod  gerechte  StcuerveraolagaDg  und  Verwaltung  binsu- 
drängen.  VorneliniUcb  erst  der  ^^anfgeklärte  DespotismnB*', 
der  im  Volkdnteresse  sein  und  seines  Staats  eigenes  wirtbsebaft- 
liebes  Interesse  mit  erkannte,  bat  daher  bedeutendere  Steuer- 
reformen in  Aussicht  genommen  nnd  theilweise  TenTirklicht»  wenn 
auch  gewöhnlich  noch  unter  grosser  Schonung  der  privilegirten 
Stande. 

NatOrlieh  hat  die  Steuergeschichte  jedes  Staats  uod  Territoriums 
unter  dem  massgebenden  Einfluss  des  Finanzbedarfs,  daher  der 
diesen  bestimmenden  Lebensgeschichte  des  Staats  und  unter  dem 
Einfluss  der  gegebenen  BevOlkerungs-,  Social-  und  Wirthschafts- 
Verhältnisse  ihr  individuelles  Gepräge.  Deshalb  kann  auch 
erst  eine  umfassendere  Vergleichung«  wie  sie  indessen  hier 
nach  dem  Stande  der  Vorarbeiten  und  aus  Rücksichten  auf  den 
Raum  ausgeschlossen  ist,  das  Typische  in  der  Entwicklung  und 
rechtlichen  wie  technischen  Gestaltung  des  älteren  deutschen  Terri- 
torial-Steuerwesens  sicherer  und  genauer  ersehen  lassen.  Gerade 
dieses  Typische  und  streng  gciionmien  dies  allein  kommt  aus 
der  coiicrctcn  Stciiergeüchichte  der  Länder  für  die  F iiiaiiz  Wissen- 
schaft in  Betracht.  Einigcrniasseii  lasst  sich  das^sclbe  indessen 
auch  durch  eine  beschränktere  Vergleichung  und  dun  h  Aas- 
wahl solcher  Beispiele,  welche  sich  dem  Typus  nähern, 
ermitteln. 

In  letzterer  He/iehung  sind  begreitlicher  Weise  Länder  mit 
vcrhsiltnissmUssig  weniger  hevvegtcr  inuercr  und  äusserer  polifiseher 
Geschichte  und  mit  grösserer  Stabilität  ihres  (iebietsumlangs  in 
längeren  Zeiträumen  geeignetere  Beispiele  ah  audere  mit  eiit^ei^cu 
geselzteu  Ei*seheinnngen.  Nur  nuiss  das  betrert'eiidc  Land  an  und 
filr  sich  gross  genug  und  seine  Geschichte  noch  bedeutsam  genug 
sein,  um  von  einer  der  La^^c  der  gesammlcn  \'erhältnisse  ent- 
sprechenden Entwicklung  des  Finanz-  und  »Steuerwesens  sprechen 
zu  können.  Unter  dieser  Voraussetzung  wird  das  Steuerwesen 
eines  solchen  Landes  aber  mehr  den  Character  des  Typischen, 
das  aus  normalen  Entwicklnngsverhältnissen  eines  fortschreiten- 
den Gemeinwesens  hervorgeht,  besitzen  als  das  Steuerwesen  eines 
im  Stiliieben  dahin  vegetirenden  Kleinstaats  oder  als  dasjenige 
eines  herrorrngenderen  Staatswesens  mit  bewegterer  Geschichte* 
Unter  den  deutseben  grösseren  Territorien,  welche  Vorgänger 
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heutiger  fiinzcUtaaten  sind,  entspricht  Uaicru  wohl  deu  Vorans- 
setzungen  eines  solchen  typischen  Beispiels  besonderes  gut,  wes- 
halb dessen  Stcuerentwicklung  und  Gestaltung  hier  etwas  eingehen- 
der behandelt  werden  soll.  Daran  schlics^en  sich  neben  einigen 
Daten  ans  anderen  Territorien  etwas  speciellere  Darstellungen 
wichtiger  SteuerverhUltnisse  in  österreichischen  Ländern  and, 
in  einiger  System  atisehen  YoUständiglieit,  eine  Uebersicht  des 
Stenerwesens  im  branden burg-preussischeo  Staate,  beson- 
ders im  18.  Jahrhundert  Der  Vergleich  der  Besteuerung  in  diesen 
politisch  bewegteren  Staaten  mit  derjenigen  Baierns  ist  lehrreich. 

In  Raii-rii  siml.  \on  den  zeitwyiligoa  Landestheil iiii|2;oa  abüvselion,  /um 
Beuiiiii  lies  H>.  Jahihundcils  dio  Gcbirts.  .T  iiiJeruniicii  uii  lit  uihuljürh .  uuch  di.; 
Ocbietserw'citcruiigcn  niclit  beträchtUch  gtwcsou.  Dai  Uiud  hat  über  60ü  Jahr  unter 
dersdben  Dynastie  tinanterbroeheii  gestanden.  An  den  Weltliftodeln  haben  sieh  seine 
Fürsten  nuf  im  17.  uiiI  IS.  Jalirliuitdcrt  iir  ctwai  urosHcrciii  lirtlieiligt.  Die 

iuucro  Verlasbuiig  uud  \  crwaliuog  hat  sich  nicht  bvboudcrs  verändert,  die  wirthacbal't- 
liche  and  die  GnUnrcntwickluDg  Wieb  lan|:aani,  normal,  ohne  bedeatendeFe  Umgestal- 
»iingeu.  Da  sich  Kursten  und  Volk  gegen  die  Kelurmation  ablehnend  verlii'  Iteii. 
fehlen  hier  auch  die  wirtbschaftiichon  und  die  hoanäelleti  Folgen  der  Deformation, 
die  frUhneitii^o  Sftcnlarisirang  des  sichtlichen  Guts  «.  e.  yr.  Die  genannte  Schrift  von 
L.  II  off  mann  gicbt  eine  gute  Uebersicht  der  wesentlichen  Puncte  der  baicrischen 
Steuergeschichtc,  auch  mit  Berücksichtigung  des  hier  be.sonders  hergehörigen  Steuer- 
technischen.  Sic  behandelt  genauer  nur  die  directen  Steuern,  erwähnt  jedoch 
auch  die  indirecteu.  Jene  sind  hier,  wie  ^onst  meiat  in  den  Territorien,  lange  Zeit 
die  wichtigeren  und  diejenigen ,  welche  fnr  die  politischen,  die  tcchnisrli  Mi  und  die 
allgeuicincn  Princiiden fragen  in  der  Periode  des  selbständigen  territorial'  ii  Steucr- 
vesens  vornehmlich  in  Betracht  kommen. 

Die  foli: 'inle  I>.ir:^»ellung,  bei  welcher  im  EinZi'lnen  Manches  nach  den  gerade 
vorhandenen  Vorarbeiten  ausgewählt  worden  mubstc,  betrillt  demnach  so  verschiedone 
Tlu  ile  Dcutscfahinds,  dass  sie  hinreichen  wird,  sich  ein  Bild  von  dem  älteren  deutschen 
Territorial -St(Mierwe-!i'n  m  ninrli. k.  M.  hrf;irh  mtiss  «1  i  jeduch  statt  der  Schilderung 
der  Entwicklung  diejenige  des  Zustaudes  in  einer  bestimmtcu  Periode  genügen.  Die 
aHgemeino  Darstelloug  der  Verhtltnisse  in  den  §§.  29  und  30  findet  auch  dabei  ihre 
Bestfttiguug  darch  thatsächlicbe  Belege. 

b)  Einzelne  grössere  Territorien,  besouderü  Baiern. 

§.34.  Baiern. 

S.  Hoff  manu  a.  a.  0.,  dessen  Darstellung  di<  scr  Uebersicht  m  (irunde  liegt, 
öeydel,  baier.  Staatsrecht,  I,  1)3—111.  bes.  Uber  die  indirectcn  Steuern  S.  96  ff. 

Die  hier  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  nachweisbaren,  im 
14.  Jahrhundert  sich  öfters  wiederliolcndcn  Stenern  (unter  diesem 
Namen)  sind  directe  von  Terscbiedener  Yeranlagnngsart  und  Aus- 
dehnung. 

So  mehrfacli  Vieh-  und  Klauensteuern  1122,  13S3)  mit  bestimmten 

Terschiedeueu  Oeidbetragen  nach  dem  Haupte  der  Vichart;  furuer  Steuern  nach  dem 
Getreideertrag  in  (leldsStzen,  die  nach  der  Komart  abgestuft  sind,  eine  Art 
roher  (irundstcuer  (1811),  ver)  iiLuleii  inii  H.-stenernng  der  Herrenzinse  und  Na- 
turaliiefcruugen  ^  der  Widuoti»-  und  Piarrciguter ,  tier  Habe  der  abhängigen  Bauleute 
(Vii)>  Aber  anch  allgemeine  Vermöge nsstettorn  des  ganzen  Landes  in  rcrschie- 
dcner  Yctanlagung  und  Ausfahrang  finden  sich.    So  1390  der  „20.  Pfennig'*,  mit 
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Botlieiligimcr  iler  Sfirlfc  und  Mfirklo.  (li*s  Ar!  N.  tlcr  Klftsi<r  uml  Stifter:  1396  nach 
ciuor  uocU  voihandcucii  genaueren  Ütcucrordnuug,  welclio  das  Vcraulaguugsgeächäft 
regelt  (Hoffmana,  S.  11  ff.):  Angaben,  wer  nnd  was  »teuorpflicbCig  und  frei  (letzteres 
Diener,  Knechte  (ilitir  ^^  i  iiinsen;  vom  Vcruiofrcu  auch  Ko.ss,  Wallui).  Kli  iduiia.  Letten 
frei);  eidliche  i'oi  In,  tion;  Adol,  ütädto,  üeisiiichkeit  jo  für  sich  stcucrmi ;  diü  U rund- 
holden  des  Her/ igs  apart;  LcUnng  durch  eine  ständ^che  Gentralboliördc.  Aach  im 
15.  Jahrh.  kommen  Vermöjronsateuern  („20.  Pfennig'  !  vor  ( Inijolritäihischcs  (iebiei). 
Soiiät  ,JLaud«teucrn",  „LLuääiteusteuern*  verschiedener  Art,  auch  Kopf-  und 
Personalsteuern  dabei.  Adel  nnd  (ieisiüchkoit  steuern  öfters  mit,  aber  das  Be- 
streben nach  Stcuerfroili oit  tritt  in  der  Auffaasungf  hervor,  dass  die  Besteueruii<i-  ihrer 
(irundholdcn  iiicltt  direct  durch  aiidore  Ürgaoe,  soudcni  durch  sie  selbst  erfolge,  üb 
persönlich  aber  dajiu  frei  seien.. 

Am  Beiiierkennwerthesten  sind  ans  der  früheren  Zeit  (bis  An- 
fang des  16.  Jalirbuutlertb)  lür  die  allgemeineren  Principicnl'ragen 
der  Stcnorgeschichtc  wohl  7\vci  Puiu'tc:  Der  becrinnende  Kampf 
zwisciicn  iiidirecten  und  directen  steuern  und  die  Verbreitung 
der  „La  11  d  stc  u  er"  als  einer  wesentlieh  auf  den  ,  armen  Leuten", 
den  gnindlierriiclioa  Unterthanen  lastenden  directen  Steuer,  an 
der  die  Städte  und  Märkte  aber  mit  festen  Beitragssuninien  be- 
theiligt blieben.  Die  indirecte  8teuer  als  Territorialsteuer  ist 
für  einzelne  baierisebe  Tbeile  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zuriick 
2a  verfoigen,  als  „Getränke-Ungeld". 

1-IS$  wird  es  in  einem  Laiidcithoil  einmal  filr  tiüi'i''  Jahro  iH-willi-t  (vom 
Eimer  4  Maass  iu  Geld,  mit  gewissen  persönlichen  Bcireiungcn  iur  den  J:;i;;^eiigebrauch 
ilod  Zuireisnug  einer  Ertragsquote  an  die  Gemeinden),  aber  hartnäckigem  Wider* 
streben  gegenaber  bald  eine  „Landsteuef  an  seine  Stelle  gesetzt 

Die  „Lands teuer  '  (speciell  im  Mttnchener  Gebietstheil)  unter- 
scheidet sich  von  der  ,,Stands teuer"  dadurch,  dass  wenigstens 
in  der  späteren  Ausbildung  sie  Adel  und  Geistlichkeit  nicht  mehr 
trifft,  sondern  nur  deren  Unterthanen,  Hintersassen,  dann  die  fürst- 
lichen directen  Unterthanen  (Kasten-,  Urbarslente),  die  Lohnarbeiter, 
Tagelöhner,  ferner  aber  auch  die  Städte  und  Märkte.  Die  Stand- 
steuer wird  dagegen  auf  die  Stände  als  solche  gelegt.  Die 
unterthänigen  Bauern  werden  nach  dem  Hoffnss,  d.  h.  nach  Rang 
nnd  GriJsse  ihres  Hofs  mit  entsprechend  abgestuften  Geldstener- 
sätzen,  die  Arbeiter  u.  dgl.  nach  dem  Einkommen,  die  Städte  und 
Märkte  mit  bestimmten  Summen,  die  sie  nach  ihrer  Willkttr  bei 
sich  umlegen  oder  aufbringen,  besteuert.  Bewilligte  oder  ge- 
brauchte Gesanimtsummen  werden  auf  die  einzelnen  Verwaltungs- 
gebiete des  Territoriums  in  besliiiiinlun  (^uulen  repartirt.  Diese 
Laiidsteuer  wird  die  wichtigste  und  häutigste. 

Streitigkeiten  zwi!>chen  dem  Herzog  und  dem  Adel  Uber  die  Ausdehnung  des 
Besteuerungsrechts  und  zwischen  den  Ständen  selbst  über  dii«  Steucrvcitbeilung  sind 

für  die  Zc'it  (15..  in.  J.ilirli.'i  rharai  feristi^rh.  VoiaiilaL^^nni;.  Erliehinic;-.  Verrechnung, 
Vorschriften  über  Alt  und  üml'ang  der  Vermügeua-t  assiuiieii  (bei  den  „armen  Leuten'*) 

zeigen,  dass  man  in  der  Steuertechnik  doch  Fortschritte  machte  und  dass  die  Yer^ 
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waitauf^sorffaiiisatioo  sich  vervollkomtonetc.  Der  Adel  wünschte  ')ie  individuelle  Ver- 
anla{i^i>i)g  der  stidtisclieii  BQi^^eischaft  zur  Auf  Imnguug  beviilit^ter  Surnrngn  (ron  Ver- 
m  »^'  iib.^tciieni  a.  dgl.)«  statt  der  fixen  StBdt8leaer«Beiti&go,  draiif  aber  damit  nicht 
durch. 

Erschwerte  Finanzlage  (Sclialdeo,  Kriegskosten)  führte  im  16. 
Jahrhundert  tat  weiteren  Einbürgerung  der  immer  auf  Zeit  be- 
willigten Stenern,  wobei  der  Aussehuss  der  Stände  ein  einfiuss- 
reiches  Organ  wird.  Die  Quotitäts^Landa teuer,  als  Combi- 
nation  von  VcrmOgenB-»  Einkommen-,  PersonalBteuern  (nach  Per- 
Bonen-Classen),  gelegentlieh  mit  Aosdefannng  anf  weitere  alB  die 
oben  genannten  Personenkreise  (Adlige ,  Beamte,  Anslfinder),  mit- 
unter pauschalirte  Standessteuern,  wobei  die  drei  Bteuer- 
bewiUigenden  Stönde  boBtimmte  Quoten  der  Summe  ttbemehmen, 
bleiben  die  Hanptformen  der  direeten  Steuern.  Von  indireeten 
werden  die  Getränkestenern  (in-  und  auslSndiseher  Wein, 
Branntwein,  Bier,  auch  Ansfuhrabgabe  von  Wein)  wichtiger 
(154^),  aber  auch  sie  sind  nur  für  bestimmte  Zwecke  und  Zeiten 
bewilligt,  wiederholen  sich  indessen  bald  regelmSssig  und  werden 
später  darch  bdbere  Sätze  oder  Zuschläge  ergiebiger  gemacht. 
(Bieraufschlag.)  Schuldentilgung  ist  ein  Hauptzweck  der  Be- 
willigungen; aber,  charaeteristiseh  illr  die  Eiitwicklnng  der  öffentr 
liehen  Finanzwirthschaft,  wird  auch  Ansammeln  von  Vorrät hen 
(Reservefonds)  mitunter  schon  ein  solcher  Zweck. 

Wie  wuit  mau  Mitto  des  16.  Jahrb.  bereits  in  der  Technik  der  Yeraula- 
gunv:  und  aocL  einifermaasBcn  in  der  Darchfahrung  das  Princips  der  Alli^emoin- 
hcit  icciangt  war,  zeij^t  besonders  eine  lehrrcichii  einjrehende  Steuerinstruction 
V.  J5Ö4  (S.  fv,  Scyfricd],  Urkunden  z.  ücsch.  liaier.  Landsch.,  S.  420  lt.,  danach 
Hoffmann  S,  59  u.  Beil.  I  daselbst  S.  170  Ü.,  wo  die  erneute  Instr.  v.  1612  da- 
neben gestelltV  Hier  findet  sich  eine  Aufzählung  der  einzelnen  bestcuertcu  Personen- 
classcn  und  Ertrags-  und  Besitzarten,  wrl«  li<  nach  f'in<>r  NtruicJisrheti  Bewillisrnn?-  v. 
1553  mit  einer  conibinirten  Vcriüftg  eui- ,  Kinkonuncn-  und  PerSüiiai- 
steuer  belen:t  werden.  Der  Schrerponct  dieses  direeten  Quasi-Steucrsystems  bug 
immer  no«  Ii  in  d*  r  Vcrmftffcns-Bestcueruns  «i»  i  Bruicrn  und  Bewohner  des  plat- 
ten Landes,  wuhei  genaue  Personal-  und  hpcciaiisirte  Vermöjironsaufnahmen  vorge- 
schrieben worden;  Steuerfusü  5  %.  Auch  Pachter,  dann  allgemein  iiindlichei>  (ie- 
sindc  („Ellehalten"),  sowie  andere  Ciassen  der  ländlichen  Bevölk -nin:;  (Wirthe,  Tage- 
löhner u,  s.  w.)  werden  nach  Fahruissauschlag,  Einkommen,  (iutdunkcn  mit  besteuert. 
Answer  dieser  Hanptmasso  des  altbesteuorten  Volks  yraden  jetzt  jedoch  aneli  die 
T^nritntrtn  (auch  adlige)  besteuert,  und  zwar  die  höheren  für  das  Einkommen  ohne, 
die  niederen  für  dasjenige  mit  dem  (iebalt  dabei  (10  "/oU  ferner  andre  Uicner  u. 
Dienerinnen  fikr  ihren  Lohn  Cnit  45  Pfenn.  von  Pfände  zn  240  Pf.)  and  sonstige 
r-  rsoiial-Kategririeu,  u.  A.  auch  die  üeistlichen,  besonders  die  niederen.  Di«'  B'  - 
stcuerung  greift  aber  schon  Uber  die  Personen  hinaus  und  socht  gewisse  Erträge 
dos  Inlands  als  solche  zn  treffen,  z.  B.  irenn  Zinse  an  vehliche  „Ansländei^* 
(Steuerfuss  Vg!)  hinausgehen.  Mancherlei  Specialbcstimmungen  und  Modificatiouen 
des  Princips  tiudcn  sich  bei  der  Besteuerung  des  Besitzes  „ausländischer'"  geistlicher 
Fürsten.  Ueberhaupt  eine  Fülle  von  Dctailbestimmuugen  über  die  subjec- 
tive  und  objective  Stcuerpflicht,  if^oreusen- Besteuerung,  au  Fremde 
hinausgehendes  und  an  Einheimische  von  ansir&rtigem  Besitz  hinoin- 
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gellendes  Kiiiiommen,  über  Adel,  Geistliche,  Uber  eiuzelne  andere  Classen» 
Doppelbesteuerung  n.  dgl.  m. 

Solche  BeRtimmungeu  zeigen,  dass  man  es  schon  mit  einem 
schwierigen  Stenerproblem  zu  tbun  und  dies  erkannt  hatte  uud 
nach  Möglichkeit,  soweit  die  Privilegien,  das  Stände-  und  Olassen- 
wescn  und  die  Aiischauun<reii  der  Zeit  es  erlaubten,  ikicIi  „A  Ii  ge- 
mein hei  t",  freilich  noch  durchaus  nicht  nach  gereclitei*  ,,Gleich- 
mässigkeit"  der  Sätze  strebte.  Der  Jlauj)tdruck  lag  stets  auf 
der  bäuerlichen  ländlichen  Bevölkerung.  Auch  die  da- 
neben noch  apnrt  bewilligte,  auf  die  drei  .Stände  repartirte  »Standes- 
steuer  wird  doch  theilweise  wieder  ähnlich  autgehracht,  indem 
die  zunächst  besteuerten  Glieder  flandsässiger  stand.scliattiicher 
Adel,  Prälaten,  auch  wohl  die  Städte,  die  Landbesitz  haben)  ihre 
Quote  mit  auf  ihre  Unterthaneu  legen. 

Diese  Steuereinrichtung  erhält  sich  mit  kleineren  Abweichungen 
geraume  Zeit.  Die  „Landsteuern"  werden  jedoch  gegen  Ende  des 
16.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  schon  regelmässiger,  z.  B. 
auf  grössere  Jahresperioden  bewilligt,  in  denen  sie  (z.  B.  in  einer 
6,  jährigen)  dann  so  und  so  viel  mal,  etwa  in  3  Jahren  2  mal 
oder  in  bestimmten,  im  Voraus  festgesetzten  Jahren  zn  erheben 
sind.  Die  Veranlagung  erfolgt  nicht  jedesmal  von  Neuem,  sondern 
nach  den  alten  Katastern.  Von  Einzelheiten  sind  ^Festsetzungen 
von  Taxwertben  von  Vermögensobjecten  in  den  Instructionen  (z.  ß. 
für  Vieh),  dann  besonders  die  genauere  Unterscheidung  der  Rechts- 
qualität  des  bttnerlichen  Besitzes,  wonach  sich  wieder  der  Steuer- 
fuas  mit  richtet,  bemerkenswerth.  Von -den  indirecten  Stea<;m 
bfirgert  sich  der  Bier  auf  schlag  ebenfalls  als  bleibende,  bez. 
regelmässig  von  Neuem  bewilligte  Einnahme  ein  und  wird  schon 
besonders  wichtig.  Bereits  erreichte  der  Ertrag  der  Aufschläge 
die  Hohe  der  directen  Landsteuer  (um  1613). 

Während  des  äOjälu  igen  Krieges  vermehrt  sich  die  Steuerlast 
natfiriich  ungemein,  u.  A.  auch  durch  die  „ROmermonate"  fUr  das 
Reich,  die  Batern  genan  entrichtete. 

Z.  B.  1635—1644  815,  mit  1.489,000  fl.,  HofFmaim,  S.  85. 

Statt  von  den  Ständen  selbst  wurden  aber  von  deren 
Ausschnss  (den  „Verordneten")  die  Steuern  bewilligt,  JU'tcrs 
auch  eigenmächtig  vom  Fürsten  ausgeschrieben,  und  die  land- 
schaftliche Stcuervcrwaltung  mehr  uud  mehr  von  ilim  iiI)ernommen. 
Auch  für  die  Kriegssteuern  blieb  die  liauptfoim  die  \"er- 
mögens-,  Einkommen-  und  Pcrsoualsteuer,  aber  mit 
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Mitbelastang  der  weltlichen  und  geistUcben  Grandherren,  der  Zin- 
sen und  Gilten,  der  stUdtischen  Häuser,  liUr^er,  Kinwohner  u.  s.  w. 
(uiieh  Ciassensätzen);  so  1038:  d.  b.  eine  erhebliche  Ausdehnung; 
der  „Allgemeinheit"  und  einigermaassen  8e]l)st  der  „Glcichniiissig- 
kcit"  unter  starker  lUdunrchischer  Gewalt  (Curtürst  Max)  nnch  hier, 
wobei  schon  die  pol iti sehe  Max ime  des  ötTcntlicheu  Wohls  und 
des  Landesbedarl's  zur  Motivirung  dient  und  u.  A.  die  LaiuUfhaft  zu 
den  Kosten  der  LandesvertheidiguiiL;  imit  -,3)  und  der  fürstlichen 
Schulden  Beiträge  Übernimmt.  Das  A  u  fschl  a  g:sy  s t em  wird  aiis- 
gedehut  (IG34  auf  Schlachtvieh  und  Fleisch)  und  durch  Er- 
höhung der  Sätze  ergiebiger  gemacht  (Weiu,  besonders  aber 
Bier). 

lli:r  kluiimt  zu  dem  alten  „ersten  Pfeniiii:"  per  Maass  KkU  ein  zweiter,  1'>T2, 
lü70  ein  dritter,  1706  ein  vierter,  der  voruberjjeüeud  wieder  atifgcliobeu  wird. 
i^Allentbalbcii  getroffene  Compositioneii  Terringerten  diese  Sätze.**  (Hoff manu). 

Wie  immer  nach  grossen  Kriep-en,  blieb  auch  hier  im  Frieden 
ein  p-rosser  Theil  der  Steuerlast  bestellen  und  /eitweiü^  iiiu<8ten 
harte  \'ernirjgcns Kinkommen-,  Koplsteuern  den  ausserordentlichen 
Bedarl*  tür  Kriege  (Tiirkenkric^^,  s[)anischer  Krbfolgekrieg,  bez. 
Österreichischer  Krieg:)  decken.  Schuldenwesen,  Militär,  Landes- 
cultur,  Verbesserung  der  Kamniergüter  u.  s.  w.  bedingten  aber 
auch  mehr  bleibende  ordentliche  Steuern.  Unter  diesen  treten 
die  Aaf0ehläg6y  besi  nders  auf  Bier,  auch  bereits  auf  Tabak 
(mehr  aus  sitten-  und  Itixuspolizeilicher  Tendenz,  1669),  vorüber- 
gehend  auf  Getreide  (1702)  mehr  hervor.  Aber  die  wenig  ver- 
besserten I.nndsteucrn  nach  altera  Anlagelnss  (von  1612,  z. 
Th.  V.  1594)  bleiben  die  Hauptsache.  Der  Landtag  kommt  nach 
langer  Pause  noch  einmal  1669  zusammen,  aber  ohne  entspreehen- 
den  Erfolg  für  die  Steuerreform.  Von  da  an  ist  der  etwas  ver- 
änderte Verordnetenanssehuss  wieder  die  dem  Landeshenm 
gegenüberstehende,  wenig  mächtige  Instanz  in  Finanz-  und  Steuer- 
Sachen.  Auch  die  steigenden  Militär-  und  Kriegsausgaben  (Ende 
des  17.,  Anfang  des  18.  Jahrhunderts)  wurden  ausser  durch  ver- 
schiedene ausserordentliche  Steuern  und  Schulden  durch  Multipla 
(mehrfache  Simpla)  der  alten  Steuern  (Standessteuern, 
Landsteuern  der  Unterthanen,  nach  der  Anldge  von  1594  und  1612, 
also  jetzt  sehr  ungleichmässlg,  dazu  Steuern  der  übrigen  „Unbe- 
freiten") bestritten.  Diese  reelle  Steigerung  des  Steuerfusses  musste 
die  Unghnchmässigkoiten  alter  Steuern  natürlich  noch  viel  empfind- 
licher machen,  vollends,  da  das  Multiplum  für  die  einzelnen  Steuern 
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iiii^^leicli  war,  z.  B.  mehiiuch  das  nur  Zweilacbc  bei  der  Standes-, 
das  Dreieinhalbfache  bei  der  Untcrthanensteuer.  Die  Mängel  sta- 
biler Kataster  (hier  bei  der  alten  vermügcnssteuerartigen  Land- 
stener  d^r  Unlcrtlinncn  doch  wesentlich  rohe  Grundsteuerkataster) 
traten  auch  hier  immer  schärfer  hervor,  je  länger  die  Zeit  der  Ver- 
anlagung- und  die  Katastrirung  zurücklag  und  je  verseliiedener  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Landestheile,  Ortschaften  und  Höfe  in 
dieser  langen  Periode  geworden  waren. 

Zu  durchgreifenden  Ketornien  kam  es  aber  auch  noch  im  18. 
Jahrhundert  nicht.  Auch  in  neuen  KriegsUiuiteu  (1740  ff.)  werden 
doch  in  der  Hauptsache  die  alten  directen  Steuern  mit  ihrer  ver- 
alteten Veranlagung  beibelialten,  nur  auf  einige  andere  Personal- 
and  Einkommenltatcgorien  ausgedehnt  und  in  ein  wesentlich  bloss 
formales  System  von  9  „Classen'^  directer  Steuern  ge- 
bracht* Die  Stcuerausschreibttog  bestimmte  dann  verschiedene 
und  in  den  einzelnen  Jahren  wieder  wechselnde  Multipla  des 
Simplunis  jeder  Classe,  wobei  wie  gewöhnlich  die  für  die  Maasse 
der  Landbevölkerung  bestimmten  ,, Landsteuern"  am  Höchsten, 
meist  in  2— 3facfa  so  hohen  MuUiplis  als  bei  den  anderen  Stener- 
classen  angesetzt  worden. 

I.  Cl.  Standstciiorn  ,  meist  2hch  ,  .ilior  anrh  \  —  \'/J.o'h.  selten  höher,  II.  Ol. 
Lauddteuem,  3,  .H'/^,  4t°ach,  selten  iiicdn<^cr,  i^piiter,  Ende  des  IS.  Jabrh.  ö,  üclbüt 
efach,  III.  01.  ,.Oompositioncn"  meist  wie  Ol.  I,  IV.  Ol.  Horren^ltstenern  dsgl,  V.  01. 
Staat.sgliiubiger  in  /ii  uili  'h  ähiiUrheui  Satze,  später  l"/ach,  VI.  Cl.  gewisse  Privat- 
kapitaliäten  meist  itacb,  VII  Cl  Iiiwohnersteueru  dsgl.,  VlII.  Gl.  Widuuisteuern  2, 
spätrer  meist  Ifach,  IX.  Ol.  ,.Füura!ifeanlaL'^e'-  dsgl. 

Das  Hinzielen  auf  „allgemeine"  und  nach  dem  einmal  angenom- 
menen Verhältniss  fiir  „gleichmässig''  geltende  directe  nesteuerung 
aller  Classen,  IVMSonen,  Erträge,  von  den  unbedingt  befreiten  ab- 
gesehen, ist  wohl  erkennbar  und  flir  das  18.  Jahrhundert  mit 
seiner  deutlicheren  Tendenz  zur  gerec  liieren  und  wirthschalüich 
richtigeren  Vertheihini!;  der  Steuerlast  eharacteristisch.  Aber  wie 
grob  nicclianisch  diese  Conibination  so  ungleich nrti!i;er  Elemente! 
Wie  nothwendig  ein  Briuh  mit  solchem  „System  '  uud  ein  Neubau, 
wie  unvermeidlich  die  tieiere  Umj^estaltting  des  Stenerwesens  im 
ly.  Jahrhundert,  der  Uebergang  in  allgemeine  rationelle  Ertr.ag- 
steuern  oder  zur  Einkommensteuer  wai*,  das  ergiebt  sich  aus  solchen 
Verhältnissen  mit  Nothweudigkeit. 

Ein  IT  IG  einmal  gemachter  Versuch  einer  aligcmeincreii  classifieirtcii  Pn-onal- 
Uiid  £rvrerbsstaalästcuer,  welchu  Diit  ihro»  Stufeusät/xu  nach  Berufen,  Oeworbcu, 
BetfiebäQinfang,  HofgrOssc  auf  eine  fgänz  robe  EinltommenstoneT  hinauskam  (Hoff- 
inaim  S.  15'i),  wnr  verfrüht  und  wurde  zu  Gunsten  des  alten  Systems  wieder  ver- 
lassen.  Au  cluzelnua,  beacbtenswertheo ,  uur,  wie  es  schoiot,  zicmliob  erfolglosen 


Digitized  by  Google 


80   ö-  B.  1.  K.  Steuergeschichte.  2.  U.-A.  4.  A.  Deutsche  Territorien.  §.  U,  35. 


BcsHmoiiinfeii  dea  Steoerreclits  hat  es  nicht  g«fohlL  So  wird  die  bis  »vf  20  % 

Zinsen  gehende,  übrigens  yntU".  K\«  iiiti.nii  n  Liithahcixh-  „Kapitalsteucr"  u.  A.  ilurch 
Versaguog  des  Kecht^wcgs  bei  gerichtlichen  Klagen,  bi»  die  Steucr4uittuni>on  vorge- 
bracht seien,  zu  sichern  gesucht  (1765);  trotzdem  war  der  Ertraf  minimal  (1790, 
357  fl.!).  (Hoff mann  S.  150,  102.)  Als  fern.  r  die  Landsteuer  Kndc- d.  Jahrhunderts 
bia  auf  das  Öfache  hatte  erhöht  werdL-n  müssen,  sollte  die  Grundherrschaft  seihst  da- 
von l'/i  Simpla  tragen,  eventuell  sich  die  Anrechnung  dieses  Betrags  vom  tirund- 
holden  bei  dessen  Zahlungen  gefaliea  lassen  mttssen,  aber  attch  das  wird  scbweriieh 
erreicht  srMn.    (Kh.  S.  ir.iH. 

Aus  <lt;n  vüii  llo  1  f luaii  II  iS.  lü'.Ml. ,  2UÜ  li.i  ujitgcilieilten  FinauzUbersichteu 
fttr  1777  und  1800  (nai  h  v.  Kr«  ijuer  »  ergehen  sich  einige  Thalsachen  TOn  allge- 
meinerer Bedeutung  für  di*^  lieurtheilun«  des  deutschen  TerrifrrialfinHnzwesens  am 
Schluäs  der  .,alten  Zeit."  Die  «v^taats  auf  lagen"  aller  Art  überwiegen  in  der 
ganzen  Ketto-Einnahme  bereite  weit  (1777  3.21  M.  Ü.  ron  4.38  If.  fl.),  obwohl  unter 
fien  übrigen  Einnahmen  aus  Krtri'^on  der  StantsgiUi^r  und  nns  ]'cnfiTi  nutzbarer 
Hechte  auch  steuerartige  wie  Salzgelrdle,  sowiu  aus  Sulzhaudel,  Ucrichtsgefällc  wareu. 
Unter  den  Anf  lagen  befaudcn  sich  1777:  allgemeine  Grund*  n.  V  erm  Agens - 
steuern  1.S0s  M.  II.  (davon  Landsfcnrr  1  209,  Anlai^en  nach  "I  m  Iloffnss  f»."?7, 
Weggeideraatz  als  Zugviebsteuer  —  seit  J7(>5  —  O.llü,  Slaatsbeitrag  der  (Jeist- 
tichkeit  0.110  M.  fl),  ,.tle  werbe  st  eitern*'  (specielle,  f.  Mahlen,  Tanz,  Musik, 
Ü  OI',)  T^T  n.),  „FersdiKiIstctiern"  0.2'>()  M  Ü.  (darunter  h(\soiiders  eine  Familien- 
u.  Ueordätouer  iu  Stadt  u.  Land  mit  0.09  M.  &.,  .Stempeltaxe  O.Uöü,  der  üest 
Pfeidegdder  u.  CJonditionssteuer.  Qnartiersertris,  Thorsperrgold,  Stnftaxen,  Jnden- 
toleranzgeld).  Als  directe  Steuern  kommen  von  dem  .\llen  vornehmlich  die  allge- 
meinen Vermögens-  u.  die  l^'amilicnsteuern  in  Betracht,  zusammen  l,89bi,000  fl., 
denen  dann  ein  Nettoertrag  der  indirecten  Steuern  von  nicht  g.tnz  ^/^  dieser  Summe 
gegenübei-sleht:  1,155,000  Ii.,  wovon  74,000  Ii.  (ietriink-  u.  Viehun;;eld,  025,00011. 
Aufs'clird'jc.  grossentheiU  —  wolil  c.  S5  "/„  auf  Bier,  dt-r  Rest  auf  Wein  u. 
auf  S»:ljlachu  i  eh  u.  Fleisch,  endlich  4.")C,0UU  iL  uu.s  Maut  hon,  Acciscu, 
Brtlcken-  u.  Wegzöllen.  Die  Mauth- und  Acciseordnung  f.  1704  beruhte  mit  aof 
proteetiiiiiisfischen  Gcsichtspuncten  (Seydel,  Staatsrcclit  I.  101).  S.  weiteres 
manciierlei  Detail  bei  HoU'maun  a.  a.  o.,  auch  f.  IhOO,  bis  wohin  sich  die  Ein- 
nahmen ans  den  einzelnen  Stenern  absolut  a.  lelatlr  nnr  wenig  rerindert  haben. 

Das  ErgebniflB  ist  deniiiacli:  Yorwaltende  Steuer-  mid 
zwar  direete  Steuerwirthschaft,  welche  in  der  rohen  Form  von 
Maltiplis  alter  Steuern  sich  dem  unvermeidlich  wachsenden  Bedarf 
einigermassen  angepasst  hat,  aber  ciu  wirres  Congloraerat  vielfäl- 
tiger, ungleicliartigcr  und  unyicichmässiger,  vornehmlich  die  länd- 
lichen und  unteren  ('lassen  belastender  Steuern  darstellte.  Daneben 
indirecte  Steuern,  von  denen  die  wichtigste,  der  liieraiitschlag, 
soweit  er  Preis  und  (Qualität  beeiuflusste,  dueli  auch  überwiegend 
die  Massen  des  unteren  Volks  trat';  Steuerverhältnisse,  welche  den 
französischen  des  ancien  rt^girne  iu  diesen  Puncteu  der  Uugleich- 
aiässigkcit  und  der  Mehrbelastung  der  ärmeren  Classeu  doch  viel- 
fach gleichen. 

§.35.  Von  anderen  Ländern  zeigt  Alt- Würtem b erg 
int  16.  Jahrhundert  folgende  Steuern. 

Hoff  mann,  Flu.  W.s  zu  Anf.  d.  Ki.  J.iliili.  S.  4H  If.,  (50  fT.  Ausser  manchen 
steuerartigeu  Einnahmen  unter  den  Kegalicu  und  (iebuhren:  directe  Steuern  auf 
V  ermOgOASbcsit/.  und  Erwerb,  nämlich  1)  die  alte  liede,  eine  feste  örtliche 
Jahressteuer,  nacli  Laijerbüchern  normiit,  für  tcau/j-  Bezirke,  (iemeinden  und  Mar- 
kuugeu,  mit  muiichen  Ungleichheiten,  nach  vei-schiedeneu  Kechbtitehi,  theihi  in  (ield, 
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theikf  in  Naturalien,  «rsprüniiH.li  wohl  aas  8clui(z-  und  scliirmr»'cht)icheu  Verhält- 
nissen hervorgegang-en;  2)  der  „Lauiiscliaden".  rino  jährlich  aut  dio  Laadscbafit 
zur  Deckung  dt  i  i  >  uiigli-iclh'iii  ICaasse  za  leisteudcu  ull'  ntlichen  Aussahen  nmgielegte 
Koiiartioiissteuer :  /I)  S c  Ii  a  t  zu  e n  für  ausseroi-dcntlieh»?  Ikdürfnisj;.;,  \''er m f^e  n s- 
ütoueru,  in  der  liege!  uur  auf  besondere  ständische  Bewilligung,  bei  und  nach 
Kriegen,  dann  aber  schon  regelmässiger  werdend.  Da  sich  der  Adel  immer,  die 
Stifter  meistens  entzogen,  wurde  gewöhnlich  nur  die  Landschaft  getroffen.  Abs-p- 
ordnete  der  letzteren  theiiten  die  Sommo  auf  Htädto  und  Acmter  aus,  die  unterste 
Orandlage  miTde  darch  indiridnolle  Sdbstsch&tzong  gewonnen.  An  die  Stelle  von 
\r.  2  und  3  traten  nacli  1614  die  mit  den  Ständen  v<  ralischiedeteii  Landsteuern.  — 
Indirecte  Steuern:  1)  ZOUc,  seit  1473  im  Lande  gleichmässigur  geordnet,  wobei 
Wein  eine  besondere  Hanptkat  i'gorie;  2)  Ungeld:  Abgabe  nn  d<ui  in  den  Wirth-* 
Schäften  vcrschenlcten  Getriüiken.  bi^sondcrs  Wciir,  vornehmlich  eine  städtische  Ahjfab«!, 
die  nur  örtlich  ganz  oder  Üieilweise  in  landesherriickem  Besitz  stand.  —  in  den  stouer- 
tecbnischen  Piincipien  VOTde  anch  später  nicht  sehr  viel  geändert,  die  dirccte 
Vermögenssteuer  wurde  im  17.  und  noch  im  18.  Jahrh.  auf  neue  Kataster  ge- 
gründet (1713  ff.),  Kopfsteuern  damit  verbunden,  die  Sätze  des  Ungeldes  und 
anderer  Accison  gesteigert,  btcmpclpapicr  eingeführt  (1714)  (Schmoll er, 
Epoch.  d.  premsSb  Elnnn^l.  8.  68). 

Fränkische  Lande  der  Hohenzollem. 

S.  Kotelmann,  Fin.  Albr.  Achill's,  Ztschr.  f.  preuss.  GescIi.  ITT,  1  andi 
Vocke,  Steuerwes,  im  IG.  n.  17.  Jahrh..  in  Anspach,  Arch.  d.  bist.  Vcr.  f.  Mittel- 
frankcn,  1870.  Hier  bestand  im  15.  Jahrikundert  unter  Albrecht  Achill  eine  tUchtige, 
wohl  geordnete,  gut  controlirte  Finanzrerwaltang,  derm  Qmndsitze  nnd  Einrichtnngen 
dann  z.  Th.  für  die  Mark  Brandenburg  Muster  wurden.  Die  Bede  oder  Steuer 
war  auch  hier  ursprünglich  freiwillig  im  jedesmaligen  einzelnen  Bedarisfall  gewährt, 
dann  kraft  forstlicher  Machtrolikommenheit  «nsgescbrieben  und  repartirt  worden, 
ziemlich  regelmässig,  nur  mit  seiteneu  Ausnahmen,  wenn  man  sie  einmal  <>ntbcliii  n 
konnte.  Mit  solcher  Bede  werden  &  B.  1472  die  Soldaten  zur  TOrkenhüfc  gestellt 
Durch  Vertrag  mit  der  Landschaft  wvrde  dann  diese  nnregelmflasige  Steuer  In  ehie 
f.jr,tt!  jährliche  „Gülte"  verwandelt.  In  Ortschaften  wie  Oulmbach  finden  sich  Ab- 
gaben von  den  Handwerkern,  Badstuben.  Sonst  mancherlei  Naturalabgaben  und 
ArbeitBleistDngen ,  die  mitunter  in  Geld  ablösbar  sind.  Die  wichtigsten  indirectcn 
Abgaben  sind  Zölle  u.  dgl.  und  Ungeld  (von  jedem  verkauften  L'uder  Weins  oder 
Biers),  sowie  Zapfenzins  als  ie&tA  .Jahresal^aben  von  Wein-  und  Bieischenken  (Art 
Licenzabgabe). 

Alt-Hessen. 

üeber  alt-hessische  Steueni,  bes.  Vermögenssteuern,  s.  Hildebrand  in 
s.  Jahrb.  IS" 5,  B.  25,  S.  297  11'.  Bis  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  keine  Steuern, 
dum  für  liömormonatc,  für  Tilrkensteuern  allsremeine  Vermögens-  und  Eiu- 
kummensteuern.  Im  17.  Jahrhundert  Erhebung  der  Steuern  nach  den  alten  Katastern, 
mit  nngenttgenden  Rectificationen,  Ende  d.  17.  Jahrh.  ist  die  alte  Vermögens-  \md 
Einkommensteuer  auch  hier  mehr  eine  Oouibination  von  Grund-,  Gef-ill-, 
Gewerbe-,  Viehsteuern  geworden.  1741,  1764  wird  ein  freilich  noch  ziemlich 
Tohes  Grandstenersystera,  doch  mit  der  reinen  Bente  abOmndlage,  eingerichtet. 
Die  Ritterschaft  bleibt  frei  von  den  älteren  Stenern,  niedriger  besteuert  auch  später. 
Nach  1814  worden  die  alten  Stenern  an  Stelle  der  westtalisrhen  wieder  eingcRi-tzt! 

§.  36.  Kur-Maclisen.  Ein  gutes  Beispiel  der  Steueieiit- 
wickluDg  unter  dem  Anwachsen  des  ött'entlicben  Bedarfs,  nach  der 
politischen  Seite  —  Steuerbewilligung  im  Zusammenhang  mit 
den  Landständen  —  und  nach  der  technischen  Seite  —  Art  der 
gewählten  Steuern,  Einbürgerung  indirecter  neben  diiecten,  Um- 
gestaltung der  letzteren  —  bietet  auch  die  SteaergeBehiebte  Knr- 
»Saebsens  vom  Id. — 17.  Jabrhandert. 

1..  Wagaar,  FiaanawtawBMshait  III.  6 
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S.  Falke,  Tttb.  Ztschr.  B.  HO,  S.  395  £,  B.  31,  S.  lUff.,  gate  Debeiaiclit  der 
Hauptpuncte  in  dem  Resum6  S.  180—182. 

Die  Beden  lassen  sich  hier  als  ausserordcjitlicbe  Beihilfen  an 
den  Landesherrn  bis  in  die  Mitte  des  12.  Jabrliundcits  zurück- 
verfolgen.  Einzelne  Städte  übernahmen  schon  seit  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  feste  jährliche  Abgaben  („Jahrrenten'').  Achnlich 
wurde  die  „Landbede"  oder  „ordentliche  Bede"  vom  länd- 
lichen Grundbesitz  (Adel,  Klöster)  im  14.  Jahrhundert  in  eine  feste 
jährliche  Abgabe  umgewandelt.  Neben  diesen  ordentlichen  Stadt- 
und  Landbeden  kamen  aber  im  14.  Jahrhundert  ttlr  neue  ansser- 
ordentliche  Bedürfnisse  neue  ausserordentiche  Beden  auf, 
welche  von  den  Ständen  der  einzelnen  Landestheile  speciell  bewilligt 
wurden,  regelmässig  als  Abgaben  vom  und  nach  dem  Q rand- 
besitz (anbeweglichen  Vermögen)  in  Quoten  des  Jahresgmnd- 
zinses.  Ein  wichtiger  weiterer  Schritt  erfolgte  1438»  indem  Ton 
da  an  regelmässig  allgemeine  LandesTersammlnngen  (an 
Leipsig)  Stenern  bewilligten,  so  damals  zur  Bezahlung  der  zu  über- 
nehmenden landesh^Iichen  Schulden,  nachdem  man  eine  vor- 
geschlagene allgemeine  Vermögenssteuer  verworfen,  in  Form  einer 
„Zise'S  d.  h.  hier  einer  Verkaufs  abgäbe. 

Die  Verkäufer  hatten  sie  bei  jedem  Kaafgeschäft  von  gewisscit  bcnannteu  Waaren 
im  Betrag  Ton  Vao'  w-enn  sie  Inländer,  von  7a«  ^cßn  sie  fremde  Kaoflente  waren 
(„30.ste"  uinl  ,.'20.stc"  Pfennifr)  zu  entrichten.  Steur  rpflichfigo  Olijecte  waren  die 
Getränke  (in  la^scrn  odor  verzapft),  Getreide  nusser  Jkot  und  Kieia),  Feld-  und 
GartenfrQchte ,  alles  ^larktvieh,  alle  Erzeugnisse  niui  Arbeitsstoff«  der  Handwerke, 
Geldamschläge,  Wechsel.  Manche  BefreiuDgen,  u.  A.  die  Producte  von  Adel,  Geistlich- 
keit, das  von  Bürgern  im  Weichbild  gewonnene  Getreide  (s.  Falke  a.  a.  0.  B.  30,  S.  401), 

Aus  dieser  auf  kt^rze  Termine  verwilligten,  aber  wiederholten 
Besteuerung,  in  welcher  wohl  die  Tranksteuer  schon  am  Wichtigsten 
war^  entwickelte  sich  später  eine  eigentliche  indirecte  Ver- 
brauchs Steuer^  besonders  auf  Getränke.  (^yUngeld",  ^^Trank- 
8  teuer"). 

So  1470  dne  Tranl^euer  von  5  Groschen  fUr  das  Fass  Bier,  Wein,  Math  auf 
6  Jahre.  Beim  Bier  wurde  die  Steuer  hald  auf  das  Gebräu  selbst  geles^t,  in  den 
Städten  und  beim  Adel,  woneben  in  Wirthshausern  die  ZapfgebUhr  wohl  fort- 
dauerte. Yombeif  ehend  wurde  das  Ungeld  auf  Getreide,  Brot,  Fleiseh  In  dea  Stfidten 
ausgedclmt  (14S1).  Seit  1502  wird  die  Tranksteuer,  besonders  nuf  stadtisches 
Brau-Bicr  immer  regelmässiger,  wofiir  die  Städte  aber  nach  einem  möglichst  ge- 
sicherten Brau-,  bez.  Absatzmonopol  streben.  Diese  Tranksteaer  wnmle  in  rerscliie- 
denem  betrage  und  für  vcrschif^diMio  Zeiträume  bewilligt,  aber  schliesislicli  als  Ilaupt- 
mittel  zur  Bezahlung  der  fürstlichen  und  Landesächulden  bleibend  und  somit  2n  einer 
„ordentlichen"  Steuer.  Wo  sie  von  Bier,  Wein  dem  Zapfwirdi  aufgelegt  war,  wurde 
sie  von  diesem  darch  Maaasverkleinerung  oder  PreLscrhöhuug  fortgewälzt  (Details 
aus  d.  16.  Jahrb.  bei  Falke  B.  30,  S.  415,  439).  Zeitweilig  kamen  aach  ailflsei- 
ordentliche  Traukstcucm  (autli  specicU  für  Wein)  ausserdem  hinzu. 
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So  bürgerte  sieb  die  indirecte  Steuerform  in  Sachsen 
definitiv  ein,  besonders  zur  Besteuerung;  der  Städte  und  inittolst 
deren  theils  rechtlichen,  theils  factischen  Absatzmonopols  zur  Be- 
steuerung des  Getränkeconsums  überhaupt.  In  der  Aceiseverlassnng 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ging  man  in  Sachsen  wie  im  preussischen 
Staate  in  dieser  Richtung  dann  consequent  und  erheblich  weiter 
und  gelangte  zu  einem  allgemeinen  Accisesystem  (endgiltig 
geordnet  1707). 

S.  sprciell  über  die  Flcischstcner,  bes.  in  L*^ii)7jV,  Gerlacli,  Fleiachconaum 
Leipzigs,  Diss.,  1886,  S.  3SH.;  auch  in  Conrad's  Jahrb.  IsSO. 

Die  directe  Besteuerung  blieb  aber  daneben  in  ihrer  Ent- 
wicklung nicht  zurück,  wenn  sie  auch  im  IG.  Jahrhundert  zunächst 
vornehmlich  die  ausserordentlichen  Deeknngsmittel  fttr  die 
TUrkenkriege,  Befestigangswesen  und  sonstige  EriegBansgaben  zu 
liefern  hatte.  Ueher  den  Umfang  der  Betheiligung  an  diesen  Lasten 
lagen  die  einzelnen  Stände  und  Classen  stets  im  Streit,  Adel, 
speciell  wieder  die  Grafen  und  Herren,  Prälaten,  Städte  und  Bttrger. 

Die  Haaptfonn  war  die  allgemciDe  Vermögenssteuer  von  allem  nutz- 
baren, gelegentlich  auch  Ton  allem  Vermögen  (mit  bestimmt  >>i>n;'.nnt«  n  Auänabmeii, 
wie  Silbergeschirr,  Geschmeide  und  bei  armen  Leuten  Zugvieh),  z.  B.  mit  1  •/©  ▼on 
der  Kittei'schaft,  IV»  Vo  von  Sttdteii«  Pffilaten,  bäuerlichen  Unterthancn  (so  1592); 
(la  ioben  einkommenstcucrartige  Abgaben  von  den  Besitzlosen.  Eine  ähnliche, 
au  längs  ausserordentliche  directe  Steuer  (1546  und  später)  war  die  sag.  Schock- 
stcuer,  ebenfalls  eine  allgemeine  Vermögen-  und  Einkommensteuer, 
die  in  allinählich  erhöheten  Pfennigqnoten  vom  Schock  Groschen  sich  später  als 
bleibende  hauptsächliche  directe  Steuer  („Laudsteucr")  neben  der  Tranksteuer  far 
die  Deckimg  der  Re^enuigsausgaben  dabttxgerte. 

c)  Oeaterreieliitche  Monarchie«  besonders  die  dentsch-slavisclien 

Er  blande. 

§.  37.  In  den  österreiohisehen  Landen,  speciell  auch  in 
Nieder-Oesterreieh  (Wien)  sind  indirecte  Abgaben,  sog. 
Ungelt,  besonders  Trankstenem  anf  Wein,  Bier,  Metb  schon 
TerhältnissmäBsig  frflh  als  landes fürstliche  Stenern  aufgekom- 
men (14.  Jahrhundert)  und  haben  sich  dauernd  eingebttrgert. 

S.  Bruder,  iMiiauzpol.  Kudolf  l\,  S.  4  Ii'..  K.  Schai.  k,  Oest.s  Finauzveiwalt. 
1412— 143Ü.  Wien  ISSI,  Oborleitner,  Oests  l'in.  u.  s.  w.  unter  Ferdinand  I.,  S.  10. 
der?.,  Finanzlage  Nied. - Oestcrr.  i.  16,  Jahrb.  S.  14,  ^  iL,  daselbst  n.  A,  manche 

Einzelheiten  aus  den  Tarifen. 

Der  f^ni-seie  Bedarf  für  die  Tiirkeukriege  u.  s.  w.  steigerte 
die  Steuersütüe,  vermehrte  die  Steuern,  drängte  zur  Ausdehnung 
und  Kinbüro-erung  der  indirecten  Steuern  (Bier,  Ziille,  Ver- 
brauchssteuern)  und  führte  zu  ausserordentlichen  di  reden 

„TUrkensteuern^^   in  der  Form  von  Vermögens-,  Ein- 

6* 
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kommen-,  Personal-  und  Standessteuern,  wie  im  Deutsthen 
Reich,  nur  dass  diese  Hteuern  in  Oesterreich  wirksamer  durch- 
geführt wurden.  Die  Entwicklung  ist  im  U).  Jahrhundert  in  den 
einzelnen  staatsrechtlichen  Gebieten  selhsländig,  aher  unter  dem 
Druck  gleicher  Verhältnisse  und  wold  auch  unter  der  Einwiikiing 
des  Beispiels  ähnlich.  In  Nieder-Oesterreich  dienu  u  im 
16.  Jahrhundert  zur  Er^^äuzung  des  landesl'Urstlichen  Einkoniinens 
zunächst  die  von  den  Ständen  zu  bewilligenden  Cont  r  i  Ij  u  t  i  ri  n  en, 
deren  Normalsatz  seit  IM'2  der  1  Gtlltanschla^  von  in  Er- 
trUg-niss  des  landschaftlichen,  der  1-  ^  ^' \^  Anschlag  von  demjenigen 
des  uuterthänigeu  Graadbesitzes  (incl.  Vieh)  war. 

Hiernach  waren  aach  die  oberen  iStändo,  einhciniisclie  Pr.ihiton  und  fn  mde 
geisUiche  Fttrsten,  Herrcnstand.  Adel  und  Ritterschaft,  ebenso  Pfarreien  und  Stiftangen 
coutribntionspflichtip:,  wenn  auch  iu  geringerem  Maasse  als  die  Unterthanen.  Dit^ 
Gttlt,  anfangs  zur  Hrdfte  erhoben,  stieg  im  16,  Jahrhundert  auf  das  iVo,  2,  2'/^ fache, 
wonebcn  die  Stände  auch  wohl  noch  Soldaten  auf  eigene  Rechnung  steilen  und  unter- 
halten mussten.  Im  Wesentlichen  war  diese  Contributiou  eine  Grondertrag:s5ti ;u.;r, 
Aiifiiug  des  16.  Jahrhunderts  meist  im  Jahresbctrage  voo  16 — 2i).000.  später  und 
Ende  desselben  meist  von  150,000  fl.  und  mehr.  Siimmoii,  w.lclie  in  t'riedenszeit 
uameutlich  zur  Berichtigung  der  von  den  Ständen  zu  ubernebmeu  gcweseucn  Hof- 
scbalden  dienten.  Zar  Ergluzang  des  Steuerbcdaifs  lamen  am  so  mehr  ▼eitere 
dirccte  und  indir  i  tc  Steuern  iu  Retracht:  von  jener  die  ürbarstouer  (der 
MUaa^Idoa''),  mit  bostimmtua  fuäteii,  nach  und  nach  gcüteigertcu  Sätzen  von  jedem 
Haas,  bffis.  behausten  Oute  in  den  Städten,  Mftricten  und  (wohl  wie  in  Böhmen 
von  der  „Ansäs^;il;lu if  )  auf  dem  Lande;  fcriicT  ein.;  K.pf-tiner.  di.-  Lcibstcuer, 
wöchentlicii  1,  auch  2  Pfounig  (Ende  des  iC.  Jahrhunderts  autgehobeo);  dann  die 
ausserordentlichen  Türkensteuorn,  z.  B.  1528  in  folgender  Weise  normin: 
von  Waar  -n.  (iuteni,  Kenten,  Zehnten,  Berjirechten ,  von  liegondeui  (i  ldo,  von  Besol- 
dungen von  lOÜ  fl.  7«  fl.,  von  50  fl.  2  Scliill.,  von  2.5  11,  1  Schill.;  für  die  höheren 
Stände  (Geistliche,  Aael,  Doctoren)  eine  abgestufte  Staiides-Kopfsteuer  von  5,  4,  3,  2, 
1  fl.  \\  eitiT  stLiiLTten  ein  Edelmann,  Pfarrer,  N  ic^ir,  Buri;i  i  von  seinem  Besitz  im 
Werth  von  lOOU  Ii.  1  fl.,  von  unter  lono-öOO  '  ,  fl..  v^n  .jOD— 100  fl.  2  Schill.,  von 
100 — ÖO  fl.  1  Soll.,  von  äO — 25  fl.  Vi  Scb.  iJci  den  Bauciii  ermasaigten  sich  diese 
Sfttze  in  deu^'-Hieu  \\  < nhclasscn  des  Besitzes  etwa  auf  die  Hälfte,  bei  Bäuerinnen 
noch  mehr.  Besoldete  Priester  zahlten  vom  fl.  Einkommen  1  Kr.;  Handwerker  nnd 
nicht  angesessene  Knechte  12  d.  p.  Kopf,  alle,  die  weniger  als  25  fl.  besitzen,  auch 
MOnche  nnd  Nonnen  10  d.;  alle  Penonen,  die  das  Sacrament  empfangen  4  d.;  ?en 
Kleinodien  war  von  100  fl.  2  Sch.  zu  zahlen.  Also  eine  classifii  irt.  Vermögens-, 
Einkommen-,  Personal-,  Standes-  und  Kopfsteuer  (s.  überieitner,  Fin.- 
lage  Nied.-OeB(en;,  &  27,  iroselbst  auQh  die  Sit«»  von  spftteren  ähnlichen  Stenern 
im  16.  J^ahrhtindeit). 

Daneben  werden-  die  indirecten  Stenern  ergiebiger  gemacht, 
besonders  Ungeld  (Zapfenmaass,  Tranksteuer),  das  z.B.  1568 
verdoppelt  wurde. 

Die  Einrichtung  war  die  einer  „Schanksteuer"  nach  der  Höhe  des  Absatzes, 
nelimlich  Ton  jedem  Eimer  gegen  Gold  an4geschenktea  (,,verzapftcn")  Getränkes  mussten 
6  „Aehterin"  von  den  Konsumenten  gezahlt  werden,  indem  der  Wirth  entsprechend 
das  Mass  verkleinerte  und  statt  35  jetzt  41  Achterin  aus  dem  Eimer  machte.  Er 
hatte  in  Qeld  p.  Maass  die  Stener  abzoflUiren.  Ferner  wurden  Anfschlftge,  (bez. 
Zßlle)  von  voschicdeaen  Waaren  theils  Iteim  Verkauf  im  Inhindc  nnd  bei  dir 
Ausfuhr  (von  Wein,  Bier,  Metb,  Branntwein,  Getreide,  Vieh  und  anderen  ländlichen 
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Prodactcü,  Fiscli-'ii,  ri.'isdi .  iu  Wcrthqtioton  uad  in  spcrilisrlim  S.if/.  ir.  tlirü^;  bei 
der  Einfahr  und  bei  der  iuiändiüchoa  rroductioii  vuu  gewissen  fciucu 
Luxuäwaaren  (flold-  und  SUbenraaren,  kostliafen  Kleidiingwtofftiii  n.  A^l,  Raneh- 
werk,  (ilassachen)  nach  (hm  Werth  i  rlioli.'n-  Auch  die  Mauthen  luU  ihren  Zöllen 
habeu  2um  Theil  deu  Gharactcr  indirectcr  Steuern.  Unter  dm  iandu^furätlichcu  Ein- 
nahmen  gehftren  die  erheblichen  ans  den  Salz&mtern  (besonders  dem  Wiener) 
ebenfalls  thfil weise  liierher.  Im  Ganzen  haben  sich  so  schon  iin  16.  Jahrhundert  die 
ittdiiecten  Steuer- Erträgnisse  stark  ircstcigcrt,  so  dass  sie  nicht  immer  so  gar  riol 
hioter  den  directen  Stenern  (incl.  Contributionen)  zarackblieben. 

§.  38.  Von  anderen  östeneicbisclien  Ländern  ist  Böhmens 
Steuergeschichte  vom  ins  17.  Jahrhundert  durch  Gindcly, 
Schlesiens  für  dieselbe  Periode  durch  Kries  einj^ehend  mich  der 
teoliuisehen,  administrativen  und  politischen  Seite  behandelt  worden. 

S.  Gindoly,  Wiener  Akad.8chr.  B.  18,  1869,  S.  89—168;  Krics'  o.  S.  34 
gen.  eigene  Schrift.  Diese  aasgczdchneteii  Arbeiten  liegen  der  folgenden  Daratetlong 
ZQ  (Jrunde.  Sic  is>  absichtlich  etwas  eingehender  tri  halten,  um  tnit  fliesen  rntcn 
Beispielen  einen  gooaaeren  Einblick  iu  deutsche«  schon  entwickelteres  territoriales 
Stonenresen  im  16.  Jahrhundert  zu  geben.  Bei  -den  oftmaligen  Ver&nderangen  der 
>TassTegi;ln,  welche  zun.1(  hst  iinrnt  r  noch  bloss  für  einif^e  Jahre  getroffen,  wenn  auch 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  schon  gewöhnlich  wiederholt  werden,  und  bei  der  Ver< 
vickeltbeit  der  eioceUieii.  rieh  den  StandesverhUtnissen  uuehliessenden  Bestimmungen 
ist  es  schwor,  das  Wesentliche  in  Kurze  zusaiinuenzufassen.  Nur  ilai  !)•  fail  giebl  ein 
f olles  Bild  des  bunten  Steueigemenges,  das  zau&cltöt  wie  ein  Chaos  erscheint  und 
dennoch  gewisse  principielle  Tendenzen  in  sieh  birgt. 

Man  erkennt,  wie  der  wachsende  Finauzbedarf  doch  in  den 
einmal  gegebenen  wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnissen 
auf  die  ausgedehntere  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allge- 
meinheit hinwirkt  und  bestimmte  Hauptsteuern,  directe 
Vermögens-,  aber  auch  schon  Immo biliar-Ertragssteuern, 
freilich  in  roher  Form,  indirecte  Steuern,  Tran]^-,  besonders 
Bier  steuern,  Zfdlc,  nach  vergeblichen  Versuchen  mit  all  gern  oi- 
neren  Verkauts.steucrn,  aus  mancbcD  anderen  zur  Ergänzung 
dieser  Hauptsteuern  dienenden  kleineren  Steuern  in  den  Vorder- 
grund treten:  die  typische  Entwicklung  in  d e  r  I'o  1  <;ez cit. 
Zugleich  ist  Bölimens  Finanz-  und  Steuergeschichte  ein  gutes  Bei- 
spiel für  die  Finanzen  eines  bedeutenderen,  von  den  Weltcrcig- 
nissen  (TUrkenkriege)  näher  berührten  Territorialstaats  des  IG. 
JahrhundertSy  der  schon  üaaptglied  eines  grösseren  Staatswesens 
geworden. 

Das  auch  in  Böhmen  zunächst  noch  immer  für  den  fürst- 
lichen und  den  öffentlichen  Landesbedarf  dienende  ordentliche 
königliche  Einkommen  Uberwiegend  priratwirthschaftlichen ,  aber 
mit  manchen  Elementen  stenerartiger  Natur  Tcroetzten  Cbaracters, 
ans  Landgtitern,  Bergwerken,  städtischen  Kammerzinsen,  Salzregal, 
Grenzzöllen,  Ungelt,  Bierabgaben,  reichte  bei  dem  Kriegsbedarf 
lange  nicht  mehr  ans,  anch  wenn  es,  wie  in  Böhmen  eiomal  durch 
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den  den  königlichen  Städten  zur  Strafe  aufgelegten  Biergroschcn, 
einseitig  darcb  die  kOnigliehe  Gewalt  zn  vermchreD  gesucht  wurde. 
Zur  immer  stärkeren  Ergänzung  traten  seit  Ferdioaud  I.  die  stän- 
dischen Stenerbewilligangen  hinzu,  welche  allmählich  regelmässig 
und  höher  werden  mnssten.  Der  Widerstreit  zwischen  den  Interessen 
des  Adels  nnd  der  Städte  untereinander  und  mit  der  königlichen 
Gewalt,  mit  wechselndem  Erfolge  fttr  die  Betheiligten  ausgefochten, 
führte  zur  Wahl  technisch  verschiedener  Steuerfonnen  und  zur  mehr 
oder  weniger  hohen  Mitbelastung  des  Adels  und  der  Geistlichkeit 
Von  den  Ereignisseu,  welche  die  mancherlei  theils  geplanten,  theils 
kttrzer  oder  länger  dnrcbgeftthrten  Haassregeln  betreffen,  sind  wohl 
die  bemerkenswerthesten  der  Kampf  der  höheren  Stände  wider  die 
allgemeine  Vermögenssteuer  zu  Gunsten  einer  ausgedehnten 
Verkaufs  Steuer,  dann,  als  sieb  letztere  practiseh  nicht  bewährte, 
der  Ersatz  der  Vermögenssteuer  durch  eine  wesentlich  nur  die 
Städte  und  die  G ii ts-Unterthan en  treffende  Haus-  nnd  An- 
sässigkeitssteuer, endlich  die  grössere  Entwicklung  der  Zölle 
und  der  indirectcn  inneren  Verbrauchssteuern,  beson- 
ders der  Kiersteuer,  Steuern,  aus  deren  Verbindung  unter  ein- 
ander und  mit  einigen  anderen  Steuern  doch  im  ersten  Viertel  de» 
17.  Jahrhunderts  eine  Art  rohes  Steuersystem  geworden  war. 

Die  Ver  kau  t  aste  iie  r  wurde  15.>4  an  Stelle  der  sonstigen 
Vermögenssteuer  einmal  versucht,  nach  italienischen  und  sj)ai)is(  hon 
Analogieen  .  sie  kam  auch  in  Frankreich  vor,  53  ff.  — ,  missiang 
aber  in  ihrer  ausserordentlichen  Unvollkommenheit  völiig. 

Sie  sollte  alle  möglichcii  landirirtkäcbaftlicheD ,  aber  auch  manche  ludu^trieile 
und  alle  sog.  KaafinaAiisvrMuna  trelBm,  mit  des  Eilflaea,  den  der  Yerlcftofer  (Raof- 
inaiui^  wnrhcntlich  auf  Tr^^u  und  Glauben  anzugeben  hatte.  Auf  dem  Lande  traf 
ttiü  die  Unterthanen.  Schon  im  2.  Jahre  ihres  Bestehens  entzog  man  sich  dieser 
ttberliatigen  Abg:abe  gromentbells,  im  S.  rSllifr.  Es  fehlte  also  ganz  an  genügendem 
t'OiitroIapparat.  Auch  ein  späterer  neuer  Y.  rsiich  (,,:?0  s(e  (iroschen"  vom  Verkauf 
jeglicher  Sachen)  rerlief  nicht  riel  besser  (1570).  Eiüt  als  man  die  stets  nur  kurze 
Zeit  bestellende  ^evef  auf  einige  wenige  geeignete  Artikel  bescbrbiltte  (1575,  15S6« 
1595),  zuletzt  besonders  auf  Getr&nko,  Vieh,  Fisclie,  war  der  Erfolg  besser,  . 

Die  HauptBteiter  war  längere  Zeit  eine  directe  allge- 
meine VermögensBteiier  (1527—34,  1537—66). 

IM'  Steucrsubjecte  derselben  waren  anfan^^s  die  Mitglieder  der  drei  Stände, 
die  üeistlichkeit,  die  freien  Besitzer,  die  Lehenslcote,  welche  sich  wohl  an  ihren  ünter- 
thanen  ofhnaJs  dafür  schadlos  hielten,  bis  diese  letzteren  seit  1542  auch  direct  als 

sülrbr  mit  zur  Vermögenssteuer  veranlagt  wurden.  Das  Rf'  iierobj.  et  war  das 
unbewegliche  und  beweglicho  Vermögen,  einschliesslich  Erb-  und  Kammerzinse  und 
Int«^rcsscn  tragende  Kapitalien,  ausschliesslich  Kleider,  Kleinodion,  baares  un?erzim>tes 
(icid ,  nach  Scbät/ungsanschlägeu  auf  Grund  von  Fassionen  des  Adels  u.  s.  w.  Dioae 
Steuer,  gewöhnlich  vom  Yenn^gen.  also  bri  Annabrno  5      Ertrags  fast  '/^  von 

diesem,  war  jedcufaUs  dfückcud  und  besonders  dem  Adel  lästig,  trotz  der  sicher  meist 
riet  zn  niedi^en  Einscliltximgeii. 
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An  Stelle  dieser  Steuer  trat  indessen  1567  eine  sogenannte 
Haasstener. 

Dieselbe  traf  nacli  4  Classen,  am  Höchsten  in  (!cn  lc5n.  Städten,  am  Niedrigsten 
auf  dem  Laude  die  Häuser,  bez.  die  „Ansässigkeiteu*'  der  Untertbaaen  auf  dem  Lande« 
d.  h.  die  einzelnen  bäuerlichen  Anwesen,  liei»  aber  den  Adel,  aneh  die  höhere  Geist* 
lichkeit  frei,  ausser  deren  städtische  Häuser  mul  Kapitalbesitz,  fUr  welch*  letzteren 
diese  Stände  jetzt  eine  besondere  Steuer  zu  zahlen  hatten.  Diese  Steuerfreiheit  dauerte 
Sin  Wesentlichen  bis  1595,  wo  der  gesteigerte  Pinanzbedarf  sie  zu  beschräniccn  nöthigtc. 

Der  Adel  wurde  nun  nach  der  Zahl  der  bäuerlichen  Ansässig- 
keiten auf  seinen  Gütern  selbst  besteuert,  nur  für  den  eigens  be- 
wirtlischaftetcn  Besitz  blieb  er  trei.  Die  Hauptlast  trug  der  Bauer 
in  seiner  eigenen  ,,LIaussteuer^^ 

Der  Gutsherr  hatte  die  Zahl  seiner  unterthäiiigcii  biiiK^rlichc»  Ansrissigkeiteu  aii- 
zugeben,  daFoa  seit  159^  seine  eigene  Steaerquotc  zu  entrichten  und  seit  1567  die- 
jeidge  der  Unterthanen  zu  erheb«i  und  abzuiUnen.  Die  Steueraltze  wurden  gelegentlich 
erhöht,  aber  Tranm  wohl  für  die  einzelne  volle  Ansässigkeit"  (deren  im  17.  Jahr- 
hondert  auch  Quoten  unterschieden  werden)  gleich,  also  recU  ungleich  je  nach  der 
TeiBcbiedenen  Leistungsfiihigkcit  der  einzelnen  BanerhOfe.  Von  ihren  etwaigen  Miethem 
und  ihrem  Gesinde  konnten  die  Ijestonertcn  Unt^  rtlianen  liestimmte  Beiträge,  so  vom 
Gesinde  Vm  Lohns,  zur  Mittraguug  der  Steuern  erheben.  Die  Pfangeistlichkeit 
war  schon  anfange  «och  mit  einer  Havaatetror.  etwas  hoher  als  die  Bauern,  belegt, 
dot  gutsbesitzende  liöhere  Cleras  wie  der  Adel  behaadL-lt. 

In  der  schwierigen  Finanzlage  1595  IF.  trat  zur  Haussteucr  eine  zweite  directo, 
ähnlich  geordnete  Steuer  hinzu  (die  „Sammlung",  zbirka).  Auch  einzelne  spccielle 
Klassen  werden  wohl  direct  mit  festen  Steuersätzen  belegt,  so  die  Schafmeister  und 
Schafkn echte.  —  Zur  Kr^'^änzunj^  kam  1.VJ6  eine  allgemeine  Kam  insfcii  er  in  den 
ummauerten  Städten  und  auf  deu  Adclshürcn  lüuzu,  aucli  zeitwciliij  eine  guwüibliche 
Ladenstenei«  eine  Htthlsteucr  nach  den  Mahlgängen,  selbst  einmal  eine  directc 
Getreidestcuer  vom,  bez.  nach  dem  Ernteertrat!:.  Zu  dem  System  der  directeu 
Steuern  gehörte  auch  eine  hohe  Judenstcuer;  seit  1567  eine  Kopfsteuer  für  männ- 
liche Juden,  in  verschiedenen  Sitzen,  niedriger  lür  Kinder. bis  10  Jahre,  höher  für 
die  älteren  in  den  kun.  Städten  ansässigen;  auf  dem  Lande  zahlte  der  Jude  die  übliche 
Uamisteuer.  Später  höhere  Sätze,  andere  Altersclassen  (10 — 20  J.  u.  älter),  Steuer 
auf  weMche  Fenonen  ausgedehnt,  Kopf-  und  Haoutoner,  letzte»  2— S  mal  so  hoch 
als  fitr  GhiistenhSaser. 

Unter  den  indireeten  Stenern  nehmen  aneh  in  Böhmen  die 
Trankstenern^  besonders  die  Bier  Steuer  im  16.  Jahrhundert 
bereits  eine  bedeutende  £ntwieklung  und  werden  bald  ein  festes 
Haaptglied  des  tmitorialen  Steuersystems,  indem  die  ständischen 
Bewilligungen  regelmässig  werden. 

1534  eingeführt  besteht  die  Steuer  hier  zuerst  als  Malzstcuer  und  als  Bier- 
Steuer  auf  Schankbier.  1546  bleibt  nur  letztere  bestehen  und  wird  si  it  1552 
permanent,  mit  2  Groschen  per  Kopf  beginnend  steigt  sie  allmählich  auf  6  Gr.  Zu 
diesscr  ständischen  Steuer  kommt  in  den  kön.  Städten  ein  weiterer  Groschen  ab  kön. 
Strafauflage.  Der  Adel  war  für  seinen  Bedarf  frei.  Die  Einrichtung  bestand  darin, 
dass  in  jedem  Bezirk  Biersteucreinnehmer  fungirten,  bei  denen  die  Brauenden  ihre 
Absicht  zu  brauen  und  die  Grösse  ihres  Suds  anmelden  innssten;  dafür  bekamen  sie 
ein  dem  Bcsnmeister  abzolieferndes  Zeichen,  nach  dessen  Empfang  dieser  erst  hranm 
durfte.  Wöchentlich  wurden  diese  Zeichen  mit  den  Registern  der  Einnehmer  ver- 
glichen; vierte^ährig  die  Steuer  ahgeftlhrt.  Sie  war  also  eine  Brau  Steuer  vom 
GebfSii.  WahncheiBlich  bestand  anch  die  Bleracciae  filr  fremdes,  in  einen  Ort 
eingefdhitee  Bier.  —  Audi  eine  Weinateaer,  vom  Schankwein  beim  Wirth, 
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mit  Qualitätafuss  iiadi  Herkauft  nud  z.  Th.  nach  Sorte  des  Weins,  wird  alö  »taodiache 
1575  eingeMit;  ebenso  1593  eine  Branntweinateoer  beim  Aiuscliaiik. 

Die  älteren  Zölle  waren  aneh  In  B((hm6n  alte  königliehe  6e- 
fölle,  vielfach  aber  ao  Adel  nnd  Klöster  vergeben ,  daher  wenig 

ergiebig  für  den  König.  Es  gelang  jedoch  dem  König  die  Ein- 
führung neuer  Zölle,  neben  den  alten  privatisirten ,  nnd  zwar  in 
Form  von  Grenz  Zöllen. 

An  bestimmten,  übrig-ens  vielftcb  nicht  unmittalbat  an  der  Grenzo  licfrondeu 
Hebüstellüu  (1550  c.  50,  1612  79  Stellen).  Der  Zoll  war  vornehmlich  Ausfuhr- 
zoll, mit  verschiedenen  Sätzen  für  die  Waarenartcn,  deren  allmählich  immer  mehr 
bczollt  wurden,  eine  Menge  agrarischer,  industrieller  und  diverser  Kaufmannsvaarcn. 
Die  Hebestelleii  durften  nicht  durch  Benutzung  anderer  Wege  vermieden  werden, 
("veiituell  schwur.-  Strafen,  Coiifiscation.  hie  tL-chnisclif  Einrichlun»  und  das  Zoll- 
verfahren schon  leidlich  gut  j^cordnct  ^tiindcly.  S.  131).  Ausser  diesen  Ivöniglichen 
kamen  raehifacb  zeitweise  noch  ständische  Ausfuhrzölle  auf  einzelne  Waaren- 
gattungen  hinzu.  Die  Einfuhrzölle  auf  ausliludischc  Wa^en  Hessen  sich  gegenüber 
den  Adelsprivilegien  nicht  an  die  ürenzc  legen,  bestanden  daher,  wie  früher,  vor- 
nebmlich  in  Uugeiten  bei  Einfahr  in  die  grösseren  ItOu.  Städte.  Diese  Ungeltc  ttm-> 
fassten  zngleirh  heimische  agrarische  Artikd  bei  der  Städtischen  Einfuhr  nnd  diiecte 
Abgaben  ior  heimiäcbe  Industii&artikel. 

Gindely  veranschlagt  die  Vermehning  der  Steuereinnahmen  seit  Ferdinand  I. 
bis  zur  Zeit  des  ''0  jähr.  Kriegs  auf  das  Vierfache.  Von  42<M(tT  Schock  böhm. 
(iro&cbou  (zu  2  Tlil.  oder  2Vt  rk.)  kamen  um  1015  60,üü0  auf  die  Biersteuer, 
S0,000  auf  andere  Trank-  und  die  Yeiicanfsstenem,  ahio  Vs— V«  suf  indirecte  Steuern,  . 
lfi3,:J56  auf  die  Unterthanensteuem,  40, (",25  iuif  die  Städte,  14,000  auf  die  Kapita- 
listen. 94.203  auf  die  eigene  Steuer  der  oboruu  Stände  nach  Massgabo  ihrer  üuter- 
thaneu,  9000  auf  die  Jndensteoer,  4245  auf  die  Mtthlstoiier,  da  fieat  auf  Steuern 
versclüedener  Fersonenkategoiieen  (a.  a.  0.  S.  104V 

%.  39.  Aach  in  Schlesien  war  das  16.  Jahrhundert  der  Zeit- 
ranm,  in  welchem  sieh  die  Einbfirgernng  bleibender  Stenern  ent- 
sehied,  unter  fortwährenden  K&npfen  der  fttrsüicben  Gewalt  mit 
den  Ständen.  Schulden,  deren  Uebemahme  die  Stände  nicht 
weigern  konnten,  Beihilfen  sa  den  Tttrkenkriegen  sind  auch  hier 
das  treibende  Element  Eigene  Landeshehörden  (das  General- 
steneramt)  nnd  die  nen  gebildete  Königliche  Kammer  fungiren  fttr 
das  Finanz-  und  Stenerwesen.  An  dem  rechtlichen  Oharacter  der 
Freiwilligkeit  nnd  des  Ansserordentliehen  suchen  die 
Stände  zwar  auch  bei  den  regelmässig  werdenden  und  immer  von 
Neuem  bewilligten  Steuern  festzuhalten,,  die  Erbebung  und  Ver- 
waltung der  Steuern  bleibt  zum  Tbeil  in  ibren  Händen,  die  Con- 
trole  über  die  Verwendung  der  bewilligten  Gelder  wird  als  Recbt 
beansprucht.  Aber  das  „ö f ft  n  1 1  i  c  h  e  Bed  It  r I  n  i  8 .s  ^,  das  vom 
K()nig  geltend  gemacht  wird ,  erlangt  ungeachtet  alles  StrUubeus 
der  Stände  doch  schon  als  der  tiefere  Grund  der  Steuerbewilligungen 
allgemeinere  Anerkennung,  der  Uebergang  der  Finanzwirthsebaft 
zur  Stenerwirtbschaft  wird  detiuitiv  vollzogen.  Die  ständische  Mit- 
wirkung wii'd  in  einzelneo  Fällen  (Grenzzolij  schon,  im  16.  Jahr- 
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hondeil,  allgemeiner  im  17.  Jahrhundert  in  und  nach  dem  30jähr. 
Kriege  znrtickgedrUngt  zu  Gunsten  der  landesherrlichen  \erwal 
tung.  Manches  in  der  Entwiiklmig  und  in  der  Wahl  der  Stoucr- 
artcn  ist  der  böhmischen  Besleiierung  analo<r.  Die  >t:iiiilis(li(  ii 
Bewilligungen  in  Bi^hmen  (und  Mähren)  ^olmi  i l-i  imkösig  den 
schlesischen  voran  imd  dienen  ihnen  dann  zum  Muster.  Auch  all- 
gemeine Landtage  aller  böhmischen  Länder  kommen  wohl,  iiici.st 
in  Prag,  zusammen.  Schlesien  und  die  anderen  Gebiete  suehen 
bei  gemeinsamen  Laston  ein  festes  Q  u  o  t  c  n  v  e  r  Ii  ä  1 1 n  1  s  s  zur 
Aufbringung  von  Gesammtsummen  testzuhalten  (naeh  altem  Brauch 
Böhmen  1,  Mähren  V2>  Schlesien  \„  Lausitz  '/4),  doch  nicht  immer 
mit  Erfolg,  indem  besonders  Schlesien  sor  Uebernahme  grösserer 
Beiträge  genöthigt  wird. 

Die  drei  regelmässig  werdenden  Hanptsteaem  sind  die  direete 
Sehatzung,  die  Biersteuer,  der  neue  Grenzzoll,  w^ozn  ge- 
legentlich auch  in  Schlesien  Vcrkanfssteuern  (von  Bier,  Ge- 
treide, Wolle,  Wein,  Salz,  Fischen)  treten. 

Die  Schätzung,  iiidictio  (Kries,  S.  14,  37  fl".)  war  die  älteste  und  wichtigste. 
Seit  1527  wird  sie  in  vcrschicJencr  Weise  imd  Höhe  mehrfach  bewilligt,  seit  1570 
wird  sie  eine  jährliche,  in  verycliicdeiiein,  alliniililif Ii  stark  steigenden  Hetrage.  Sie 
war  eine  allgemeine  Vermögens-  luid  Einkümmeusteuer,  indem  die  Stände 
für  sich  S(  Ibst  und  für  ihre  Unterthanea.  nach  Pflicht  und  Gewissen  die  b<  treffenden 
Angaben  zu  machen  hatten.  Adel  und  (ieisUichkeit  wurden  mit  belcj^t,  überhaupt 
gab  es  wenig  subjective  und  objectivc  Ausnahmen.  Die  Steuer  wurde  in  Promille 
des  Steuerkapitals  („Ccneralschat^uiiir")  be\villif»:t,  anfangs  n — 12,  später  50 — 80,  zuletzt 
selbst  15U  und  mehr.  Die  Durchführung  im  Einzelnen  blieb  jedem  Staude  ubcrlasä<iii, 
erfolffte  aber  aach  Bach  Angabe  der  Steaerpflicbtigen  (auch  de?  Dntortbanen).  Die 
£rhebung  der  Stener  und  die  Abführung  der  Summe  m  die  slfmdischc  Casse  war 
ebenfalls  Sache  jedes  Standes.  Das  Bedenkliche  war  nur,  dass  die  Steuer  nicht  mehr 
neu  veranlagt  mirde,  sondern  nach  der  ÜinsebStziing  ron  1527  rieh  stabilirirte,  wftbrend 
der  Stcticrfuss  veränderlich  blieb.  Auf  «liesc  Weise  wurde  die  Schätzung-  in  der 
Hauptsache  eine  in  der  Veranlagang  teste  Ertragssteuer  rem  Grundcigenthuni, 
naeb  stabilem,  bis  1740  nicbt  wesentlich  reiHnderten  Kataster,  natllrifcb  mit  wachsender 
Ungiciclilieit  der  Belastung  im  Laufe  der  Zeit.  An  Keforuiliejstrebungen  hat  08  nicht 
gefehlt,  auch  der  König  drängt  darauf  hin,  aber  Alles  ohne  Erfolg. 

Die  Bierstouer  (seit  1546)  wird  ebenfalls  eine  regelmässige  und  kommt  als- 
bald unmittelbar  in  königliche  Verwaltung  (Kries,  S.  63  ß".).  Frei  sind  Adel,  (ieir^t- 
lichkcit  ftir  den  Hauriverbraurh.  Bürger  für  den  Festv^erbrauch.  Man  inotivirf  schon: 
„wann  der  gcmeiue  Manu  zahlt  soliLhen  ( Bier-)  Groschen,  der  es  nicht  inacn  wird" 
(Kries,  S.  64).  Die  Steuer,  Anfang»  ))cim  Vorfcaitf,  auch  vom  Malz  erhoben,  wird 
dann  (wie  'ri  J'-öhmen)  eine  eitrentliche  Brausteuer  vom  Gebräu,  nach  Anmeldung 
und  Eutiiahuie  vüu  Brauzetteln  l»eini  Steuoreiunehmcr.  Sie  wird  bald  erhöht  (1546 
1  Groschen  vom  Fass,  dann  2,  3,  4,  5.  seit  15S5  6  Gr.,  so  wesentlich  bis  1624,  von 
da  12  Gr.)-  Die  sich  vermehrenden  Unterschlcife  zum  Nachtheil  des  köni^rlichen  Ein- 
kommens ^der  Ertrag  diente  zum  Hofhält  und  zur  Schuldendeckungj  zu  beseitigen, 
zeigen  die  Stinde  wader  guten  WiUen  aoch  Fibigkeit  genug.  Keforme»  gelingen  erst 
der  selbständiger  t: -'vnrdi n  n  Ivön.  Gewalt  im  17.  Jahrhundert. 

Der  neae  GienzzoU  wird  vom  König  selbständig  i.  J.  1556,  unter  Uinwcg- 
aetzong  ikber  Privilegien,  eingeftkbrt  iud  gegen  die  Bemonstrationen  von  Stedten  und 
Ständrn  festgehalten  (Kries.  S.  73  IT.).  Er  gilt  mit  al.s  "Mittel  zur  Bostenorung 
des  beweglichen  Vermögens.  £r  ist  vornehmlich  Ausfuhrzoll  für  die  vichtigsten 
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agrarisch f^it  uinl  hidustriellou  Producttv  ti-nf  als  solcher  auch  die  uur  dorcli- 

feführten  auow^itigca  Prodacte;  sodana  ist  or  Eintu  hr/oll  für  wenige  Gittnilf  eil 
remder  Luxuswaareii.  Später  (1600)  wird  er  aasgedohut  und  orhöht,  mehr  uocli 
nach  1624:  frcmdt^  Kauflcute  md  Jaden  werden  höh.  r  l.ozollt.  Die  Erhebong  er- 
folgte zum  Thcil  an  der  Grenze,  z.  Th.  unter  Versiegelung  der  Packen  ani  Bestim- 
mungsorte;  die  Yerzollnii;  z.  Th.  nach  Gewicht,  z.  Th.  nach  dem  Werth,  über  welchen 
Modus  mehrfach  debaltlrt  wird  und  in  Betreff  dessen  Aendorunjen  stattfinden. 

Statistisches  s.  in  den  Tabellen  bei  Kries.  Z.  B.  -1620  bewilligte  Schatzoni: 
(62  7oo)  c.  666,000  Thl.  schles.,  Bfersteoer  a  89,200  Thl.,  GrenzzoH  1608  (nach  Yerh. 
V.  einem  Quartal  und  incl.  T.ausit/)  c  r)0,000  Thl.  Die  Ende  des  Id.  u.  Anf.  des  17.  Jahr- 
hunderts Ubüchen  40—50  Promille  der  Schätzung  ergaben  3—400,000  Tbl  Diese 
directen  SteDero  tlberwogen  aJso  noch  hedeutmid. 

§.40.  Die  österreiolüschen  Steuerreformen  des  lö. 
Jahrhunderts.  Es  hat  im  17.  Jahrhundert  nach  dem  oOjähr. 
Kiiegc  in  Oesteu  cieh  wie  anderswo  nicht  an  Reformversuchen  ge- 
fehlt, so  unter  Ferdinand  III.  uikI  Leopold  I.  Unter  letzterem 
wurde  z.  B.  in  Böhmen  bei  der  Haus-  oder  Ansässi^keitsstcuer 
der  Unterthanen  die  Aenderung  getroffen,  nicht  mehr  bloss  auf 
die  Grösse  der  Robotschuldigkeit,  sondern  auf  Umfang  und  Er- 
tragsfähigkeit  des  untei-thänigen  Besitzes  Ettcksicht  zu  nehmen. 
Die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  erlangte  damals  auch 
in  Oesterreich  eine  erhebliche  weitere  Aosdeboung  (höhere  Getränke- 
steaern,  Getreide-,  Fleischaufschläge  n.  a.  m.  s.  §.  44),  die  in  Stempel- 
form erhobenen  Stenern  begannen.  Bedeutendere  Reformen 
der  alten  Steuern  erfolgten  aber  erst  im  18.  Jahrhundert,  beson- 
ders auf  dem  Gebiete  der  directen  Bestenemng,  der  sogenannten 
Gontribntion.  Die  Grnndstenerreform  unter  Karl  VI.  im 
Mailftndisohen  (oensimento  milanese),  die  y^Stenerrecti' 
ficationen"  unter  Maria  Theresia,  die  Josefinische 
Steuerreform  in  den  deutschen  Ländern  stellen  wohl  das 
Wichtigste  dar,  was  zur  Herbeiführung  einer  allgemeineren  und 
gleiehmässigeren  directen  Besteuerung,  zumal  in  einem  Grossstaate, 
vor  dem  19.  Jahrhundert  in  Europa  geschehen  ist.  Das  bleibt 
richtig,  obwohl  die  theresianischen  Rectificalionen  nur  theilweise 
durchgeführt  wurden  und  noch  unTollkommen  genug  waren  und 
die  josefinische  Beform  grossentheils  wieder  rttckgllngig  gemacht 
Wurde.  Die  VerUiltnisse  der  einzelnen  Kronländer  bieten  manche 
Versehiedenheit  und  können  hier  nicht  alle  dargestellt  werden.  Im 
Folgenden  daher  nur  Beispiele. 

S.  die  auch  nur  Ikur/c  Darstellun«;  m  dem  Werke:  „Tafeln  z.  Statistik  d.  iSteuer- 
weseiis  d.  östcrr.  Kaiserstaats''  Wien  1858,  Einl.  über  d.  directen  Steuern,  S.  XI  ff. 
Linden,  Gruadstenerverfasg.  in  d.  deutlichen  u.  ital.  Provinzen  d.  östcrr.  Monaichi.:, 
Wicu  184U,  I,  Einleitung,  v.  Hauer,  Beitr.  z,  Gesch.  d.  öst  Fin.,  Wien  1848,  S.  30, 
35  ff.,  248 ff.  A.  Beer,  Stajttshaush.  Oest-Ung-s  seit  1868,  Frag  1881,  Kap.  1,  S.  1  C 
Fassim  aucb  besonden  Uber  die  Oeb&adeateuer  und  damit  ZnsammenlilDgeiides:  t.  AEyr- 
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bach,  n(-5(f"?T.  Gohäiidost.,  Tüb.  Ztschr.  18S5,  Tu  Kür/c  Wagner,  in  Schöiiberg's 
Haodb.  2.  A.  H[,  193  11.,  wclcber  Darstcllane^  ich  hier,  mit  einigen  Ereränzaiigen,  folge. 

Im  Ma il ilndischcn  hatten  schon  früher  GniiulverniessuDgen 
und  Kapitalschät/inigen  stattgei'nndeu.  Durch  ratent  vom  1!'. 
April  1719  wurde  eine  umfassende  Grundkatastrimig  angeordnet, 
die  mit  längeren  Unterbrechungen  (durch  Krieg  u.  s.  w.)  durchge- 
führt und  erst  gegen  17tiO  beendet  wurde,  von  welchem  Jahre  ao 
der  „censimento  milanese"  in  Wirksamkeit  trat. 

(„Tafcia"  S.  XII,  XX III  ff.).  Das  Wosentlicbc  war:  „man  wählte  für  die  Ver- 
messung nur  teclmisch  gebildete  Geometcr,  erhob  den  Bruttoertrag  der  landwirtli- 
scluiUidlien  Producte,  veranschlagte  ihn  zu  Geld,  ermittelte  die  Cultarkosten,  brachte 
diese  wie  die  (Kosten  der)  Elementarscliiuk'n  von  di-m  Koliortrage  in  Abzug  und 
unterzog  sciilieäälich  die  Inikannt  gcumcliteu  iSchät/.ungsoperate  auf  vorgekotniueiiu 
lieclamationen  einer  Rcrision  und  Correctiou''.  Im  Ganzen  wie  in  rielen  ^ozelheiton 
das  Vorfahren,  das  dann  spüter  bei  der  französischen  und  anderen  modernen  Grund- 
steuer -  Katastrirungcn  zum  Vorbild  gedient  bat  Die  Grund-  und  llauäbesilzer  hatten 
die  erforderlichen  Angaben  Uber  Umfang,  Grenzen,  Cultnrbeschaffenheit  ihres  Omndes; 
Bestimmung  der  GebSude,  ül»er  alle  damit  verbundenen  Einkünfte  und  darauf  haftenden 
Lasten  zu  machen,  in  besonderen  Fassiooeu  fUr  jeden  in  vcrscbiedeucu  Oerichtsbezirkeu 
oder  P&neieci  Hegenden  Besits.  Dm»  erfolgte  die  geometrische  Aufnahme  (oline 
vorangegangene  trirnnometrische  Vermessung),  die  Entwerfuug  topographischer  l'lnr- 
karten  für  jede  Gemeinde,  eine  sorgfältige  Eiosch&tzang  der  nach  Culturait  und 
Bonität  nnterscbiedenen  GnmdstOcke  dnrclt  Sehfttztente  naeli  dem  Robertrmge  und  nncli 
den  Gewinnungslvosten  und  Abziiu-en,  unter  Reduction  derErgcbnis.se  auf  die  zu  Grunde 
gelegte  Flächeneinheit  (pertica).  Die  allgemeiuen  Locaimomente  (Ebene,  Berge) 
wurden  u.  A.  in  der  Abstofang  der  Abzugs«iuotcn  für  Elementarschäden  berücksichtigt. 
Die  ermittelten  Nettoerträge  wurden  alsdann  tbeils  nach  vorgeschriebenen,  theib  nach 
bestimmten  LoMlpreison  in  Geld  berechnet.  Zur  Contmle  der  i-rwonnencn  Schätzungs- 
ergebuiise  dienten  Vcrgleichuniren  mit  Verkelirsthatsaclieu  (Kaui-.  i  arhtpreisen,  Theil- 
pachtvorhältnissen).  Der  fest^^est.  Ute  ]\<nnertrag  wurde  darauf  für  die  Flächeneinheit 
jeder  Cnlturart  und  T^onitiitsc]a.<se  zu  4  capifalisirt  und  von  diesetn  Capitalwerth 
eine  Quote  als  Steuer  bestimmt.  Abweichend  von  den  ländlichen  Grundstücken  wurden 
die  Gebäude  in  den  Städten  sowie  die  Miethhänser  auf  dem  Lande  nach  dem 
wirklieben  oder  «reschiltzten  Mietliertrage  (anter  Abscblaf^  einer  Owotc,  Ys  zur  Aus- 
gleichung mit  der  Grundsteuer,  eine  weitere  Quote  für  Unterhaltungskosten)  eingestouert 
(rgl.  r.  Myrbach,  Tftb.  Ztachr.  1885,  8.  89),  die  «brigen  lindlieben  Wohngebftitde 
nnch  der  Grundfläche  (Areal)  nach  Maassgabe  der  anstosscndeTi  f harten-)  Grundstücke 
veranlagt.  —  Mit  diesem  sorgfältig  und  latioaoU  durchgeführten  System  hielt  die 
„moderne  rationelle  Gronndstever**  fFin.  II,  423)  in  tediDlschcr  wie  poli- 
tischer Hinsicht  (AUgemeinheit,  Gleichmassigaeit,  keine  Pflfilofien)  ihren  Einzug  in 
das  Steuerwesen  unserer  beutigen  Zeit. 

Zwar  in  ähnlicher  Tendenz  nach  der  technischen  und  poli- 
tischen vSeite,  aber  bei  Weitem  nicht  mit  gleicher  Consequenz  und 
Sorgfalt  eriblgten  die  Reformen  der  directen,  besonders  der  Grund- 
Besteuerung  in  den  dentsoh-^sterreichiacben  £rblandeii 
unter  M  aria  Theresia.  Was  erreicht  wurde,  war  immerhin  eine 
erhebliche  Verbesserung,  aber  nicht  entfei-nt  etwas  so  relativ  VolU 
kommenes  wie  der  berühmte  censimento  milanese.  Die  wirthschaft- 
liche  und  die  politische  EntwiekluDg  des  18.  Jahrhunderts  liess 
das  hier  noch  nicht  za.  Die  weiter  gehenden  und  tiefer  greifen- 
den Umgestaltangen  Josef  II.  erwiesen  sich  ancb  auf  diesem  Ge- 
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biete  noch  als  verfrüht.   Die  theresianische  „Stcnc r rccti f i 
oatioD^'  hat  daher  zwar  ancb  schon  etwas  vom  Gepräge  cincr 
neucn  Zeit,  aber  noch  nicht  den  schart'  modernen  Character  dea 
mailäuder  Systems. 

„Tafeln''  S.  XII  ff.  „Der  Us  daliiii  ganz  steuerfreie  oder  nur  darch  freiwillige 
oder  zeitweise  Urnlaucsri  lif^stcuerte  grundhfrrliche  '  Domin  i  ral-)  T^esitz  in  den 
doutsch-slavischeu  Lauderu  wurde  rou  Maria  Theresia  bleibend  mit  einer  Steuerquote 
belegt  —  dem  sogenannten  militare  oxtraordinarinin  fttr  die  Unterbaltua^  des 
Hoorcs,  während  der  liustical besitz  zn  seinen  früheren  La'^ten  nnrh  atisseronlfnt- 
licUe  Steuern  u.  d.  „militare  ordinariom"  für  den  gicicben  Zweck  zu  tragen 
hatte  —  Al»er  man  konnte  noeli  nicht  alle  BegUnetigongen  dieses  Msher  so  priri- 
lefcirten  Besitzes  aufhören  lassen  uinl  »lic  I74S— 5(;  vör^^enommen*n  Stcucr-Kectifica- 
tionon  mussten  sich  daher  aof  die  Behebung  der  antfailigsten  Mängel  beschräokeu. 
Man  mnsste  sich  in  einigen  Ptovinxen  mit  (onroUstRndigen)  Fassionen,  in  anderen 
mit  oberflä» lilichen  Schätzunffen  begnügen,  ohne  in  oino  specielle  Bemessung  oder 
ErtragserbebuDg  einzugehen  und  da  hierbei  nicht  überall  dieselben  Grundsätze  be- 
folgt wurden,  so  konnte  auch  das  Ergebnis»  der  Rectificaüon  nicht  gleichförmig  und 
gleich  gut  sein/'  Dennoch  blieb  die  theresianische  Rectification  vielfach  bis  w<-it 
ij)  das  lü.  Jahrhundert  hinein  die  Grundlage,  obgleich  ne  nur  provisoxiach  luUte 
gelten  sollen. 

In  den  einzelnen  betioffenen.L&nderu  wurde  verschieden  verfahren,  in  Kiedei- 
0 est« r reich  folgen d er m assen :  ermittelt  sollte  werden  der  Ertrag  des  gcsammteu. 
obriglioitiichen  und  unteithäaigou  (inind  und  Jiodens,  der  Nutzungen  und  obrigkeitl. 
Gefälle  davon  (Zehnten,  Dienste,  Gaben,  Gerechtsame),  der  Nutzungen  der  (lehäude 
und  der  mit  denselben  untrennbar  verbundenen  fjL'Wi;rlj<*  n  Irnlustrie/^wriirc  (wie 
Mühlen  u.  dgl.;.  Für  Grundstücke  und  Gebäude  in  btadtco  uhU  Müikteu  suchte  mau 
nach  Fassionen,  Schätzungen  und  Superremionen  den  Werth,  fttr  Gewerbe  n.  8.  w. 
den  Gewinn,  für  die  Ifäitsfr  in  Wien  dt:n  fj;ilirlirh  zu  fatircndcn)  Mifthzin.s  zu  er- 
mitteln. Nutzungen,  Gefälle,  der  Ertrag  von  Wald  und  Auen  wurden  nach  lüjahrigem 
Darchsohnitt  th.  nach  Localpreisen  th.  (Feldfrachte,  Wein,  Frohnden)  nach  gleich- 
förmig vorgeschriebenen  Pnisen  veranschlagt,  dann  '/^  für  Vorwaltnngskosti  n  ahgc- 
rechnet.  Die  Uäuser  auf  dem  JLande  wurden  in  6  Classen,  mit  Steuersätzen  von 
IV«— 20  iL  belegt  Die  Wiener  Häuser  zahlten  in  der  Stadt  V„  in  den  Vorstädten  Vj„ 
des  Zinsertrags  (auch  die  ständischen),  die  Übrigen  städtisclien  Häusi-r  >> — f1. 
jährlich,  der  ländliche  Kusticalbesitz  Vso«  Dominicalbesitz  ^/„^  des  Steuercapitals, 
bis  1791  fast  Gleichstellung  zwischen  beiden  eintrat.  Die  Berecbnnugsart  der  Steuern 
blieb  die  alt  herkömmliche  (Dominicalstener  in  Heirenpftudon  zu  4  fl.,  Bostieaistener 
in  Kustiealpfnnden  zu  B  fl.  u.  s.  w.^. 

In  Böhmen  war  üchon  1713  mit  einer  neuen  Veranlagung  des  Grundbesitzes, 
der  Gewerbe  nnd  der  Dominicainntzangen  begonnen  worden,  mit  Hilfe  von  abgefor- 
derten Fassionen.  Nach  mehrfachen  Erneuerungen  unJ  Eri;<inznngen  des  Materials 
wurde  176S  die  Reetificaüon  beendigt.  Der  herrschaftliche  und  unterthäuige  Besitz 
blieb  auch  in  der  Veranlagung  geschieden.  Der  erstere  wurde  nach  controMen  Fss- 
sionen  nach  seinem  Reinertrag  in  Geld  veranschlagt  und  sammt  ilnn  Betrage  der 
obrigkeitlichen  Nutzungen  mit  20  7o  belegt.  Der  Ertrag  des  untortbänigen  Besitzes 
(inrl.  der  damit  näher  verbundenen  Gewerbe,  Muhlenbetrieb  u.  b.  w.)  wurde  eben- 
1  il'ä  nach  Passionen  und  Schätzungen  ermittelt,  dann,  im  Anschluss  an  das  ältere 
System  o.  S.  86,  S7)  „Ansässigkeiten"  zu  je  1*^(1  fl.  dieses  festi^estellfcn  Ertrags 
gebildet  u.  mit  Vs  (60  II.)  Steuer  belegt.  Die  städii^chcu  Häuser  wurden  in  5  Städte- 
C lassen  mit  Sätzen  zu  3 — 15  fl.,  in  den  Vorstädten  mit  dem  halben  Satze,  andwe 
Hruisi  r  in  nicht  claäsificirten  Städten  und  in  Dörfern  (hier,  wenn  sie  ohne  wesent- 
lichen (ir  und  besitz)  mit  l'/s  Ä>  belegt;  die  Prager  Häuser  in  eine  der  5  Stitdte- 
Classen  gesetzt  und  hier  mit  dem  doppelten  Nomudsatz  belastet  In  besondrer  Weise 
T^'unJcn  noch  die  Dominicalhäuser  (auf  dem  Lande)  besteuert  Auch  die  Personal- 
gewcrbc  wurden  getroil'en.  In  Böhmen  allein  blieb  1792  von  der  späteren  joseti- 
ttischen  Reform  Einiges  erhalten,  namentlich  die  YertheÜong  dt  r  ganzen  Steaersnmme 
zwischen  Deminien  und  Unterthaoen  nach  dem  Grandertcage,  wie  ihn  die  neue  K»> 
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tastmoAg  erxolUolt  hatte;  die  Unterrertheilung  auf  beide  Stände  erfolgte  tb.  Aach 
dem  alten  fterosUnisclten,  tb.  nach  dem  aeaen  josefinischen  Anscblage. 

Weit  grossartiger  nach  der  politisclien  Seite,  in  der  Gleich- 
stellung von  Dominical-  und  liusticalbesitz  durchgreifender,  nach 
der  technischen  Seite  (wenigstens  dem  Plane,  viel  weniger  ircilich 
der  Auslührung  nach)  immerhin  vollkommener  war  die  josefi- 
nische Grundsteuer-Kefürai.  Die  gleichfu r mige  Regelung 
der  Grundsteuer  in  einem  so  verschiedenartigen  und  so  grossen 
Gebiete  wie  dem  österreichischen  Staate  (deutsch-slavische  Lande) 
war  ein  ftir  die  damalige  Zeit  überaus  kühner  Gedanke,  und  die 
ra.s(  ho  Durchführung  in  nur  4  Jahren,  freilich  um  den  Preis 
mancher  Flüchtigkeit  und  Uebersttirzuug  War  nicht  minder  ausser- 
ordentlich. Oesterreich  führte  hier  etwas  aus,  was  um  dieselbe 
Zeit  Frankreich  wohl  erwog,  aber  noch  für  zu  schwierig  hielt. 

Der  stanze  Grundbesitz  (Patent  v.  20.  April  17b5),  ciin  rlei  ob  herrschaftlicli 
oder  untcrtliänig,  sollte  nach  Ycrbäituiss  suines  Ertrags  (Kut/.ciib)  gleichmäsüig  zu 
Gunsten  der  Staatecasse  im  ganzen  Staatsgebiete  bcätcih-rt  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
eine  allgemeine  Vermessung  (ausser  in  \\';ililuii^ren  uiitl  Gebirgen  meist  nur 
durcii  Bauern  mit  der  Mes»kettc)  aUes  Ertrag  gebenden  Bodens,  eine  Ermittloug  der 
Boheitrige  daroh  eoDtroMite  Passionen  der  einzelnen  Besitzer,  YeranscUagung  der 
Erträs^c  zu  (!cld  nach  dem  lOjährigcn  Durch?^clinit(s-Marktpreiso  v.  1772 — S2.  Als- 
dann zwar  Besteuerung  dieses  (ield-Uolioitrags  glcichmässig  im  ganzen  (iebiete  mit 
derselben  Qaote,  jedoch  mit  v«scMeden  hohen  Qooten  nach  den  OuIcoraTten,  worin 
iuiiuerhin  eine  freilich  uiuuieiohondc  Kücksicht  auf  die  ungleichen  Productionskosfcu 
lag,  die  eigentlich  zuvor  zur  (iuwinuung  einer  richtigen  ICeiuertragii-Urundlage  for  die 
Bestenerang  faälteA  abgezogen  werden  müssen:  100  11.  Bohertn^  sollten  bei  den 
Aeckern  10  fl.  37*/a  Kr.,  bei  Wiesen  17  11.  55  Kr.,  bei  Hutweiiiüu,  Gestrüppen, 
Wäldern  21  fl.  15  Kr.  Steuer  ti-agcu  (Ualicicn  '/a  weniger).  Der  Steuersatz  (12  bis 
13  7o)  ^^^^^^  Leistungen  der  Unterthaneu  an  die  üutsherrschafit  ÜO  */o  lücht 

tkborMeigcn,  eine  wohlgemeinte,  freilich  in  „Priratreclite'*  eiDgrnfende  Bestimniinf, 
an  der  später  das  Werk  scheiterte  f§.  4.:!). 

Auch  die  H  ä  u  s e  r  -  Besteuuruug  wurde  acu  und  gleichiurmig  regulirt  (Fat.  v. 
1.  Sept.  17h8).  l'rei  blieben  ausser  öHentlichen  Gebäuden  die  Häuser  der  bloss  von 
Landft'irthschaft  lebenden  Landlcute  xi.  einiger  andciren  „kleinen  Leute",  uueh  die 
Fabriken.  Die  Übrigen  Wolmbäuscr  waren  in  btadt  und  L.and  nach  dem  Mictlizinse 
unter  Abzog  ron  10  "/v  davon  ftir  Onteirhaltungskoaten  mit  gleichoir  Steaerqaote  zn 
belegen. 

Das  ganze  neue  SteuerByBtem  trat  schon  am  1.  Nov.  1789  in 
Wirksamkeit,  aber  —  nur  tkr  Vs  «l^ahr,  da  es  der  heftigen  Oppo- 
sition,  vor  AUem  der  in  ihren  Interessen  verletzten  Grundherren 
(§.  43),  zu  Liebe  von  Leopold  II.  sogleich  wieder  aufgehoben 
wurde,  bis  auf  die  erwähnte  spätere  theilweise  Mitbenutzung  in 
Böhmen.  Erst  nach  der  französischen  Kriegszeit  kam  Oesterreich 
auf  den  Plan  einer  allgemeinen,  gleichmässigen  Grundsteuer- Kar 
tastrirung  In  seinem  ganzen  Gebiete  (ausserhalb  Ungarns)  zurück 
(Patent  vom  2a.  Dee.  1817). 

Wegen  seiner  alterthdmlichen  Form  (^der  KeparÜtion  nach  „Steuerlinecliten",  die 
aus  den  früher  xn  atelleudcn  Kriegeknechten  herirorgegangen  waren)  und  der  Beibe- 
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haitaug  der  Werthkatastrirang  rcrdient  das  „Puraquations-System''  in  Tirol  v.  J.  1774 
bez.  17S4,  das  bis  zu  dem  neuefitea  Kataster  in  Kraft  war,  noch  herrorgehobeo  za  werden. 
Von  den  Gnindsftlcken .  Häusern,  Realgewerben,  Dominirai -Nutznngen  wurde  der 
GapUalwerth  nacli  i'aääiouen  uiid  .Schätzungen,  unter  Uci UcksichtigUßg  der  wirk- 
llclien  Kaufpreise  emüttelt,  davon  '/^  als  Steuercapital  (unter  einer  weiteren  Aus- 
gleichun«;-  zwischen  "rrösscrcn  und  kleineren  Grundstücken  zu  GoDSteD  di  r  letzteren) 
angeschlagen  u.  auf  die  5000  „Steuerknechto"  aafgerechuet,  indem  eio  jeder  solcher 
gleich  9000  fl.  Steuercapital  angesetzt  wurde.  TSt  natto  anfiuiga  nonui  54  fl.  jAhilich 
Steuer  zu  tragen  (0.(5      rom  Gapitalwerth). 

§.  41.  Oesterreichs  Finanz-  nnd  Stenerwesen  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Die  langwie- 
rigen nud  kostspieligen  Kriege,  in  welche  Oesterreich  im  18.  Jahr- 
hundert  wiederholt  yerwickelt  wurde,  haben  natürlich  auf  seine 
Finanzen  einen  grossen  Einflnss  anageübt.  Die  steigenden  Be- 
dürfnisse für  Heer,  Schulden  a.  m.,  welche  dann  anch  in  die 
Friedenszeit  mit  Übergingen,  besonders  der  Aufwand  für  ein 
grosses  stehendes  Heer,  waren  wie  tiberall  das  treibende  Element, 
in  der  Eotwicklnng  anch  der  Bestenemng.  Stenerreformen  wie 
die  Torhm  besprochenen  wurden  dadurch  nothwendig,  Knmal  die 
alten  Grundlagen  der  directen  Stenern  sich  bei  erhöhtem  Steuer- 
bedarf erst  recht  unznlftnglich  erwiesen.  Aber  anch  die  Entwick- 
Inng  der  ttbrigen  älteren  Steuern  nnd  die  Hinznfügung  neuer  konnte 
nicht  ausbleiben.  Auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung 
blieb  die  um-  nnd  ausgebildete  nnd  erht^hete  „Contribution", 
wesentlich  eine  Grundsteuer,  das  wichtigste  Stttck,  aber  mehr- 
fach wurde,  besonders  in  den  Eriegszeiten  des  18.  Jahriinnderts 
und  der  Berolutionszeit  mit  Vermögens-,  allgemeinen  Ein- 
kommen-, Kopf-;  Personal-  nnd  G  lassen  steuern  u.  dgl.  m. 
als  ausserordentlichen  Stenern  experimentirt,  anch  die  Geist 
lichkeit  zu  Steuerleistungen  veranlasst.  Neben  der  Contribution 
als  der  directen  IlauptÄteuer  erlangle  die  indirecte  Besteuerung 
in  ihren  verschiedenen  Arten  iin  i  Formen,  welche  in  der  öster- 
reichischen Verwaltiingsj)raxis  dazu  gerechnet  wurden,  eine  be- 
deutendere Ausbildung  und  eine  einigermassen  feste  Ausgestaltung 
zu  einem  zweiten  Hauptlheil  der  ordentlichen  Steuern  des  Gesammt- 
staates.  Es  gehören  dahin  namentlich  die  Zölle,  Mauthcn, 
die  inneren  „Aufschläge"  (Verz ehruu gssteueru,  besonders 
die  Getränkesteuern),  die  Einnahmen  aus  dem  Salz-,  Tabak-, 
Lottoreg-al,  ferner  von  verkeln-süteuerartigcn  und  anderen  ver- 
wandten Steuern  die  Stempel  und  Taxen,  endlich  die  Erb- 
steuer. Mit  diesen  Steuern  hat  sich  die  üstcni  ii  hische  Monarchie 
seit  Maria  Theresia  doch  .schon  ein  einigermassen  einheitliches, 
wenn  auch  mit  vielen  provinzielleu  Verschiedenheiten  versehenes 
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Steuer.*\^8teni  im  18.  Jahrhundert  geschatieii :  eiue  bei  den  schwie- 
rigen Verbälfnissen  diese«  Stnnts  nni  so  hcaL-hteoswerthere  Leistims;. 
Leider,  dass  mau  nur  ni(  lit  l\,uergie  genui;  besass,  die  Besteuerung 
noch  mehr  an  Stelle  der  JSchuhlvcrmehrung  und  Papiergeldausgabe 
treten  zu  lassen.  Selbst  in  Friedenszeiten  verblieb  gewöhnlich  ein 
mehr  oder  weniger  hohes  Deficit  im  Staatsbaushalt.  Za  rUhmen 
sind  die  Verhessernngen ,  welche  im  Etats Gassen RecbnnngB- 

und  Controlwesen  eintraten. 

Eine  vollständige,  quellenmässig  gearbeitete  Finanz-  und  Steuergasdiichte  Oester« 
Teichs  im  18.  Tahrhimdert  nod  für  die  frttliere  Zeit  felitt  noeb:  eme  lolmeittirerdie 

und  interessante  Aufü:aljL'.  derea  Lösuni;-  auch  zu  mancher  Berichtigung  in  der  Uebcr^ 
Schätzung  anderer,  z.  Ii.  preussischer,  und  in  der  ünterschätznng  österreichischer 
Leistungen  auf  diesem  Gebiete  fahren  möchte.  Eine  an  Iffaterial  reiche  Vorarbeit 
dazu,  bes.  füt  die  hohmischen  Laode,  ist  d'Elvert's  österr.  Finanzgesch.  (ISS 2, 
S.  0.  S.  35),  die  mir  leider  für  meine  Arbeit  zu  spät  zukam  und  nicht  speciellcr  mehr 
benutzt  wcrdcu  konnte.  Oberleitncr,  l'iuaiizlagc  iu  den  dcutbch-österr.  Erbländeru 
im  J.  1761  (Wien  1865)  giebt  vornehmlich  nur  statistische  Daten,  besonders  über  das 
Detail  der  Ausgaben,  aber  ohne  systematische  Verarbeitung  und  Yollstiindigkeit.  In 
beiderlei  letzteren  Hiusichtcu  biotca  II.  v.  Hauer 's  „Beiträge  z.  (ieschichto  d.  österr. 
FfnaDzen**,  Wien  1848,  mehr,  aber  manche  Lacken  sind  auch  hier  geUiebea  imd  die 
Zuverlässitrkeit  von  Einzelheiten  ist  wohl  mitunter  nicht  ganz  sicher,  v.  CzörniLr's 
Statist  Handbucblein  (Wien  1861)  enthält  Uobersichton  der  Staatsnettoeinnahmen  u. 
An^^ben  Ton  1791  an  nacb  Havptnibriken  (8.  122),  ▼eiche  aaf  den  Abschlössen 
des  Central -Eechnunirsdepartements  beruhen  u.  den  Beweis  fQr  die  bereits  erreichte 
GentialiairuBg  des  Gassen»  und  Bechnnngswcsens  liefern.  A.  Beer,  Finanzen  Oeeter- 
rdchs  int  19.  JabThimdort,  nach  archiv.  Quellen,  Prag  1877,  S.  389  nennt  die 
Czörnig'schcn  Daten  indessen  „nicht  ganz  correct",  besonders  filr  die  spätere  Kriegs- 
zeit, als  die  Koten  (das  Papiergeld)  ein  beträchtliches  Disagio  besassen,  da  Czörnig 
aucii  fOr  diese  Zeit  die  Posten  im  NennweiÜi  des  allenÜngs  seit  1600  stark  ent- 
werthoten  Papiergelds  angiebt.  in  welchem  Wcrthe  sie  doch  auch  wohl  allein  den 
amtlichen  Kt  chnungen  entnommen  sein  können.  Beer  giebt  nach  einer  amtHclien 
Umrechnung  von  1799  an  die  Summen  nach  dem  jährlichen  Durchschnittscurs  iu 
€onvent.-MtUise,  dn  Verfahren,  das  noch  weniger  zulässig  erscheint,  weil  die  Zahlungs- 
verpflichtiintr'^n  an  den  Staat  und  vom  Staate  meist  nur  indirect  in  ilir.T  Hube  vom 
Curswcrth  abhängen  und  der  Curswcrth  des  Papiei^elds  und  die  Kaulkrat't  desselben 
sieb  durchaus  nicht  gleichmässig  bewegen  (S.  391).  In  dem  „Anliang  '  a.  a.  0. 
S.  389 — 892  liefert  Beer  übrigens  eine  Reihe  statistischer  Daten  für  di  Z  't  von 
1780—1810,  welche  einen  guten  Anhaltspunct  geben.  Sie  beziehen  sich  wohl  auf 
Kettozablen,  was  indessen  nicht  gesagt  ist.  Ueber  di«  iSatiricklang  der  Besteuerung 
8.  Beer's  spatere  Schrift  „d.  Staatshaushalt  Oesfrrrr  ich  Unorams"  seit  1868  (Vr?-/  ISSI), 
1.  Kaj>.  z.  CiescL  d.  directen  Steuern,  bes.  im  Aulang  aber  d.  Josefin.  Steuerreform, 
8.  48  Uber  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  n.  passlm  im  Kap.  S  einzelnes 
auch  zur  (m  scliii  ht  der  iii  Hrecten  Steuern,  incl.  Monopole,  Stempel  u.  s.  w..  auch 
im  18.  Jahrhundert  In  kürze  Einzelnes  zur  neueren  Stcuergeschichte  in  Dessary's 
Orandziigen  der  Osten.  Ffnanzgesetdmndet  Wien  18S$,  bes.  §.  39  iE.  Spondisohe 
historische  Daten  u.  Kuckhiickc  auch  in  Konopasek-Uor-Blonski,  Eln.-QeaetBl[undc 
d.  öst.  Kaiserstaats,  2.  Aufl.  Wien.  1S80. 

§.  42.  Finanzbedarf  und  8tetterentwickiang  inOester- 
reich  im  18,  .Tahrhundert. 

Die  öbterrcicliiöche  Staatsschuld  im  Ganzen,  jiut,  allen  ihren  mannigfachen 
Kategorien  betrug  schon  1755,  als  Erbschaft  aus  dem  17.  Jahrhundert,  grossentheils 
aber  aus  den  Kriegen  der  ersten  Hrdfte  des  18.  Jahrhunderts  IIS  Mill.  11.  Capital 
in  Neunwertli  u.  stieg  durch  den  siebenjährigen  Krieg  1763  auf  271.S7  Mill.  ä., 
1781  ¥«f  sie'286.86  mit  11.474  M.  fl.  Zinsen  (nach  Czörnig  283.3  M.  iL  Cs^ital), 
1792  377.60  mit  17.20  M.  fl.  Zinsen  (nach  Gzömig  399.9  M.  Ü.),  1810  658.22  H.  Ii. 
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Capital  mit  39.76  M.  iL  Ziuseu  (nach  Ozöraig  727.2.  ISll  S06J  M.  fl.),  ohne  das  seit 
1762  ff.  biluniirelcommeno  Papieigdd.   (v.  Ü&aer  S.  16$,  Ob«rIeitner  a.  a.  o.  8.9, 

Czumiü  ,  IlaiKlljiirhlein  S.  132;  vgl.  auch  zur  Geschichte  d.  Staat--' ]itj]i1  im 
Jahrhoodert  Buer,  Fin.  Oest's       üUS  ff.)    So  wurde  diese  Post,  das  jährliche 
ScbnlderfoTderoisa,  insbesondere  fl)r  Zinaen,  bereits  im  18.  Jabibnndert  wie 
in  Frankreich  u.  England  ein  wii  1iti>:os  Miol  i\'-<.  ordentlichen  Bodarfii  und  ein  Ele^ 
ment,  das  atark  aat'  Steoenrermehrujig  hiudrangcn  musäte. 

DazQ  kam  der  Militftranfirand,  anch  in  Friedenszeit  Das  1748  nen  be- 
gründete Militärsystem  erforderte  für  ein  stehentlcs  Heer  von  10's,OüO  Mann  von 
Ständen  der  deutschen  u.  ungarischen  Erbländer  jährlich  14.67  M.  ti.  (Uberieitner 
S.  3,  Hauer  S.  33).  In  den  Kriegen  sticir  natürlich  dieser  Aufwand  ausserordent- 
lich, ■/..  B.  in  dem  einen  Jahre  1T61  aui  40.71  M.  fl.  (Obcrleituer  S.  13,  woselbst 
Spccialisirung  dieser  Ziffory  SiKiter  in  den  ITSOer  Jahren  betrug  er  auch  in  Friedens- 
zeit schon  immer  einige  30  M.  Ii.,  am  in  den  ncueu  Türken-  und  Franzosenkriegen 
auf  das  3 — 4fache  dieser  Summe  an/uwaclisen  und  in  den  knnon  Friedeiuzeiten  kanm 
einmal  untrr  '>()  Mill.  im  Jahre  zu  sinken. 

Die  dritte  Hauptgattung  der  Ausgaben  für  Hof  und  Civilrer wahung  war 
doch  aacb  berats  in  ansebniicber  St^^ronir  begriffen  und  konnte  demnach  von  Jahr 
zu  Jahr  immer  ^venigcr  aus  den  alten  Einnahmequellen  der  „Cameralvi  rralturiEj",  aus 
l>omäneneinkuutten,  älteren  Zöllen  u.  tiefälluu  u.  dgl.  m.  gedeckt  werden.  Auch  hier« 
für  mnsBte  daher  immer  mehr  Stenenrirthschaft  eintreten. 

Die  F'iifwiolilunjr  des  Bedarfs  (in  Ne f tozalilen ,  also  nani.nitli'"h  nlme  di<^  T.r- 
bebungs-  und  Bewirtbachaftungskosten  der  Einuahmezweige)  ergiebt  sich  aus  folgen- 
den Daten  (nach  den  oben  genannten  Schriften ,  die  aber  in  den  Zahlen  nicht  immer 
getoM  ttber^ntimmen). 

Ganze  Jahresansgabe         ITIU         34.19      M.  ä  (ObcrlLitncr  a.  a.  0.  8). 

n  .  1754      C.  36,0 — 40       „  i^leich  Kinnahme  V  cb.  S.  9). 

„  »  1781         65.0        „  „  (Czörnig  S.  123). 

»1  »»  1786  81.1  n  n  u  V 

M  n  1792  90.8  „    „         „  „ 

1»  «  1804        114.1  I,       ,^  M 

„    Durchschn.  1780—90    83.2S  „  (Bt  ei  ,  Fin.  S.  3Ü0). 

In  letzter  Zilf'er  incl.  Krieirj^jahre.  Die  einzelneu  Kriegsjahro  liai)i  ii  natüili«  ]i 
viel  huhuro  Zittern,  fUr  die  Deckung  dient  dann  aber  der  Staatscredit  {utd.  iiankozettei- 
ansgabe)  wesentlich  mit. 

Dio  HaaptrulrikoM  der  Aasgabe  Bhu\  in  Mill.  fl. 

Schuldctat.  Militär.         üiTilrenralt  Summe. 

(Zinsen,  incl. 
Tiljrtiii^^  u.  Einlas.) 

1781         (Gzömig)       13.59  33.11  1S.3U  «5.00 

178«  „  18.75  33.27  29.37  81.40 

1792  „  21.05  44.34  25  30  90.76 

1804  „  39.01  46.10  28.95  114.06 

1781—90  (Beer)  12.5    (Zinsen)      44.93  14.49  71.92 

{Snmnie  stimmt  nicht  mit  der  von  Beer  angegebenen  obigen  Summe  von  83.28, 
8.  a.  a.  0.  S.  390,  3**!».    Dat.'n  f.  1793— 9S  u.  1799—1810  eb.) 

Eiuigermassou  eutspiach  dieser  Steigerung  der  Ausgaben  diejenige  der  Netto- 
Steoerertrigc. 

1754  wird  die  Staatseinnahme  also  b<»echnet  in  Hill,  fl»  (Oberleltner  &  9). 

(Jedenfalls  nutto.) 

Domänen.  .....     1.0  Taxen  0.4 

Bergw-ikc  2.0  Lotto   0.187 

Contribution  14.671  Post  .l  _ 

Mauthen  (u.  Zölle?)  .   .     3.1  29.808 
Tranksteuer  u.  Salz  .  .  5.0 

Taliak  1.5  Lombardei  3.0 

Lajidjiiulenamt  (Vi<^h-  u.  Niederlande  7.0 

(ietreideaui'acblag)  .  '.     1.5  39^SÖ8~ 
Linien-  u.  Sperrgelder  .  U.2o 
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Ten  den  7  MilL  ans  den  österr.  Niederlaadea  kamen  aber  nur  1.7  M.  in  die 
Wim«  Omtialeaase.   Oberlaitner  f^eht  S6  Hfll.  als  SoiaiDe  an,  vas  mit  seinen 

einzolnen  Posten  niclit  s-tiininf. 

Nach  grossen  ßubriken,  wobei  zu  den  iudirecteu  Steaero  manche  ge- 
bttbrenarüge,  Stempel«  Erbsteaer,  wohl  aach  Lotto,  Post  gerechnet  sein  weiden,  waren 
die  Nettoeinnnhnen (GzOtnig  S.  122,  womitiarevgieichen  Beer, Fln. 8. 989 ff.) 
in  Miü.  iL 


17JS1 

1780 
1792 
1804 


Vom  Staats- 

Dircctc 

ludirccte 

Andere 

ei^cnUinm. 

Stenern. 

Zuflüsse. 

5.05 

24.61 

28.00 

S.12 

ßn.78 

5.63 

24.49 

32.62 

T4.:il 

6.39 

23.70 

87.82 

20.27 

86.67 

14.77 

35.68 

39.98 

17.13 

107.97 

Kegalien  ^?) 

Aoeserord. 

5.3SÖ 

24.7  Ü2 

31.147 

11.816 

73.11 

1780—90  (nach  Beer) 

Beer  giebt  ab  Summe,  abwd^end  von  seinen  dnxdnoi  ZaUen,  73.02  M.  fl.  an. 
Die  elnz<^en  Hanplsteiieni  Mttoi  in  1780 — 90  doicliachnitUich  ergeboi: 

MiU.  fl.                           MiU.  fl.  Mül.  Ii. 

Grundsteuer  .    .  24.76        Zoll.   ....   6.053      Stempel    ....  0.90 
Grenzprorente    .   1.09       PassagegebQhi^  0.482      Tax«i  0.836 

Schnldensteucr   .   0.452      Consumt.stoucr  .   2.413      Erbstener.   .   .  «0.329 

Jiulcnstcucr    .   .   0.265      Getränkestcuor  .   4.649      Lotto  1.1 

Suljsid.  ecdesiast   0.124      Salz    ....  10.7         Post   1.2 

Directo  Stenern  .  26.091      Tabak .  .  .  .  3.1        Vericelust.  n.  a.  n.  4^425 

Indir.  Stenern  .  27.897 

Je  nach  der  Rubridmng  einzelner  Steuern  und  Gefälle  zu  den  inJirecten  oder 
anders  ergiebt  sich  oin  etwas  verschiedenes  VerhSltniss  im  Ganzen.  Beer  rubricirt 
Salz,  Tabak  n.  a.  liegalien  nicht  gleichmässig,  ohne  es  anzugeben,  wodurch  Imiitgon 
entstehen.  IMe  indireeten  Vorbrauchsstouem  incl.  Zolle,  Monopole,  mit  den  Ver- 
keliTsstenern  (Stempeln  n.  s.  w.)  haben  Ende  des  18.  .Jahrhunderts  im  Ertray:c  din 
ordentlichen  directen  Steuern  etwas  Überwogen.  Aber  zu  letzteren  sind  wiederholt 
in  den  frtdieren  Kriegen  des  18.  Jahrlinoderts  ZnsclilSfe  (so  im  7  jfthr.  znr  Gontri- 
bution)  und,  wie  auch  in  den  franzOs.  Kriegen,  ausserordentliche  neue  directe 
Steuern  hinzugekommen.  Im  J.  1761  z.  B.  war  eine  Contributiou  der  deutschen  und 
Ungar.  ErblSnder  Ton  14.25  Mill.  II.  und  eine  xwMte  Gontrlbntion  in  demselben  Jabre 
von  don  (Jeuischen  Ländern  mit  10.20  Mill.  11.  v<-raM8chl;igt  (OherK  itiier  S.  13). 
Unter  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  kamen  in  einzelnen  Kriegsjahren,  so  1807, 
die  directen  den  indireeten  Steuern  fast  gleich,  mitunter  Obertreffen  sie  sie  (1808,  1812). 

§.  43.  Uebersicbt  der  einzelnen  Hauptsteuem  Oester- 
reichs im  18.  und  Anfang  des  U).  Jahrhunderts. 

I.  Directe  Steuern,  nehmlich  als  bleibende  ordentliche 
Steuern  die  Contributio n ,  subsidium  eccle siast  ic  um,  die 
Ju de n.ste n ern ,  als  ausserordeutliche,  welche  durch  Wiederholung 
und  l;iiij_^ei(s  Verbleiben  bisweilen  zu  ordentlichen  werden:  Ver- 
mögenssteuern, Kopf-,  Personal-,  Standes-,  Ulassen- 
und  Einkommensteuern. 

1.  Contribution  oder  (im  ^¥escnt]ichen)  Grundsteuer, 
bez.  Ke aisteuer,  mit  hinderen  Elementen  verbunden. 

Es  ist  dies  die  im  §.  40  bcsprocheue  directe  II  au  pt.s  tener, 
deren  Reform  unter  Maria  Theresia  174Ö  ff.  und  unter  Josef  11. 
1785  ff.  vorgenommen  wird. 

•A.  Wkynsr,  FiiuuawiaBenaduft.  HI.  7 
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Den  Austoss  za  Maria  Theresias  «^teuenectificatioii"  gab  der  Militärbedarf. 
Dio  Steaer  war  «rohl  in  der  Hauptsache  Grund-  und  Gebliide-&trags3teuer,  aber  nm- 

fasste  in  älterer  Weise  andere  Erträge,  bez.  Einkommen  norh  mehrfach  mit.  Die 
Vcrselbatändigung  der  ücbriu(}est.>a(;r  und  ihre  völifgre  Loslösong  von  der  Grundsteuer 
erfolgte  in  Oesterreich,  iiachdom  die  Jösefinischc  Kelorui  gescheitert,  definitiT  erst 
1820;  die  ordentliche  diiecto  Besteuerung  der  Erträge  beweglichen  Vermögens,  der 
Gewerbe  und  des  Einkommens  liberaler  Bi  mfe  und  der  rein  persönlichen  Arl>eit  in  . 
selbständigen  Steuern  erst  seit  1S13  (£r^  erbsteuer,  Fat.  r.  81.  Dec.  1812),  bez.  seit 
1849  (Einkommensteuer).  Dio  Contribution  war  als  Repartition^tener  eingerichtet, 
woran  jede  Provinz  mit  einem  bestimmten  Quüti.-nten  zur  Aufbringung  der  S'imTne 
bctheiligt  ward  (z.  B.  1748  war  die  Zahl  aller  Quotienten  zur  Aufbriogong  vun 
12,734,000  fl.  ordinifer  Steuer  ftr  10  Jahre  1S67,  wwron  Böhmen  64S,  HihfMi  und 
Schlesien  212,  Niederösterreich  200,  OberSsterreich  100.  Stoi-  nnark  150.  Kärnthen 
100,  Krain  nebst  Giadisca  und  Görz  50  zu  ubcrnelunen  hatte.  Hauer  S.  33).  Zur 
Eiioichteranf  der  Steueileistangen  in  schlechten  Jahren  wurden  1748  ein  Geld-  und 
ein  K'örncrfonds  begründet,  die  in  l'pssercn  Jahren  durch  eine  etwas  stärkere  als  die 
der  ätcuerq^uote  entsprechende  Erhebung  und  durch  GetreideFOiachftsse  der  Herrschaften 
an  die  Geotdnden  dotirt  wanien  (Haner  S.  .^4).  —  Zur  ZvrQeknahme  der  Josefin. 
Grundsteuerreform  unter  Leopold  II  liat  wesentlich  die  Verbindung  beigetragen,  in 
volche  die  Steuerregeiung  mit  derjenigen  der  Urbarialforderungen  der  Dominien  gebracht 
wätden  war.  Hierbei  war  für  alle  Staatsstenerieistungen  und  I^iistnngen  aus  dem 
Uttierthancnrerband  ein  Maximum  (30  7.,)  ft^stgestellt  worden,  das  dieselben  vom 
(»rinifteUen  Bruttoertrag  nicht  überschreiten  sollten.  Da  auf  die  Steuer  rund  12— Irl*'^, 
(12  ti.  1373)  Kr.  fielen,  mussten  die  gutsberdichen  EinkUnAe  entsprechend  vermiadert 
werden,  wenn  sie  17 — 18  "4  überstiegen  (Pat  v.  10.  Febr.  1789).  Dies  erregte  stwlte 
MisszuiViedcnheit  unter  den  Berechtigten  schon  zu  Josef  II.'  Leb/.elten,  die  dann 
unter  seinem  Nachfolger  durchdrang  ^Hauer  S.  3i),  hiis.  Beer,  iStaatshaushlt.  Oest.- 
UnK.s  8.  2—11). 

2.  Siibsidiiim  ecclesiasticum:  eine  dirccte  Steuer  vom 
Ertrag  der  geistlichen  Güter,  Beneficien  und  soustiger  GeuUsfie 
geistlicher  Corporationen  uiul  Personen. 

In  den  deutschen  Ländern  urspriinji^ch  mit  päpstlichem  Bre?c  auf  Zeit  fAr 
Tflxfcenhiieg  bewilligt  (1736),  dann,  wie  auch  in  Ungarn  (seit  1716,  seit  1769  ohne 
päpstliche  ErnKu  litigung)  fortorlioben ;  nominell  in  Ungarn  anfangs  5,  dann  10  %• 
aber  nach  dem  Ertrag  der  Steuer  za  achUeaaen  nach  sehr  milasigen  Anschlägen. 
(Haner  S.  59  ft.). 

3.  Judensteaern.  Neben  den  etwaigen  sonstigen  allge- 
meinen, von  denen  die  Jnden  wie  die  übrige  Bevölkerung  ge- 
troffen werden,  haben  sie  iu  Oesterreich  im  18.  und  bis  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  noch  Extrasteuern  als  „Jnden",  „tolerirte 
Juden"  zu  zahlen  erehabt,  verschiedene  in  einzelnen  Provinzen. 

Besonders  wichtig  waren  diejenigen  in  den  Ländern  starker  jüdischer  Bevdlkenmg, 
namentlich  in  Galicicn.  Die  betreffenden  Abgaben  sind  technisch  nicht  immer 
ei|f entliche  directe  Steuern,  sondern  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  der 
Aofscld.'itr  auf  Ivoschcrflei  scb  tind  KoHfln^r-Ess-  und  Trinkartikel  und  der 
Lichterzünd  ungsaufsch  lag.  Aber  auch  diese  nekmeu  durch  die  Eigentinaiilich- 
keit  des  Consums,  den  sie  trctfcn,  durch  die  Form  der  Erhebung  und  gewisse  Haftungs- 
verbindlichkeiten der  Gemeinden  etwas  von  einer  directen  Steuer  an,  Speciell  eine 
solche  war  die  Familiensteuer  oder  Taxe,  dio  Toleranztaxo,  die  Ycr- 
mögenss  teuer. 

In  der  Bukowina  bestand  /.  B.  eine  Ije^ondere  Familicnsfcnor  von  5  fl.  für 
dio  Familie  (excl.  judische  Ackerbauer;;  hier  und  in  Oalicien  ein  Koscher  fl  eisch- 
anfschlag,  statt  einer  Yemftgensstener  seit  1784,  ?on  damals  1*/«  Kf.  per  PAind 
von  alletn  Schlachtrieh,  dann  ein  Lichterxnndnngsanfschlag  (reguflrt  durch 
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Fat.  r.  )S.  Sept.  iSlO)  von  jedem  Docht  eines  Unschlitt-  oder  Lampenlichts,  das  an 
dnem  Sabbtäi  oder  Feiertag  In  der  Wohnung  einer  jüdischen  Familie  angczQndet  wurde. 
5  Kr„  von  jedem  der  2  gesetzlichen  Lichter  das  Doppelte:  für  Wachslichter  und 
Lichter  an  besonderen  Feiertagen  hnh^ro  Siitzc;  bestitinutf  Zih!  armer  Faunli-  n  befreit 
oder  halb  besteuert.  (Ertrag  dieses  Aufschlags  ibül  in  üalicicu  247,i4.s  fl.).  S. 
U&ner  S.  26^29,  auch  Uber  die  Abveichniigeii  in  andeven  Provinze 

Die  Yorausgeheuden  waren  die  eigentlicheD  ordentlielien 
direeten  Steueni.  Erat  1812  trat  dazu  dann  in  der  Erwerb - 
stener  (Patent  vom  31.  Dee.  1812)  eine  bleibende  sdbstllndige 
direete  Siener,  welebe  im  Wesentlicben  eine  Gewerbesteuer 
darstellt,  noch  gegen wSrtig  bestebt  und  uns  als  Tbeil  des  mo- 
dernen österreichischen  Steaersystenis  erst  im  folgenden  Kapitel 
näher  zu  beschäftigen  hat. 

Die  tibrigen  direeten  Steuern  werden  bestimniunj^sniiissif,^  als 
a US se rordentlic h e  eiiii^elulirt,  meist  iu  Kriegszeiten,  lür  Krie^s- 
kosten,  auch  fftr  Schuldentilgung,  wiederholen  sich  aber  öfters^ 
wechseln  zwar  in  einzelnen  Vorschriften  uiehrlach,  werden  jedoch 
in  jünger  dauernden  Kriegsperioden,  wie  der  französischen,  auch 
jährlich  wiederholt,  so  die  damaligen  Personal-  und  Classensteueru, 
die  auch  nach  dem  Frieden  verblieben,  und  leiten  so  eine  regel- 
mässigere  Besteuerung  des  bewegliehen  Veruiügcns  und  seiner 
Erträge  sowie  des  persönlichen  Einkommens  durch  eigene  direete 
Steuern  mit  ein. 

4.  Vermögenssteuern,  uomiutlle,  aber  reine,  d.h.  wirk- 
lich nach  dem  V^ern^rtpren  veranlagte,  wenn  auch  in  einigen 
Pnncten  mit  Rücksicht  aut  Ein  kommen  Verhältnisse,  denen  kein 
bestimmt  zu  ermittelndes  Ca^jital  zu  Grunde  liegt,  geregelte,  sind 
im  18.  Jahrhundert  und  in  der  Kriegszeit  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts vorgekommen,  zeigen  aber  schon  durch  die  geringen  Er- 
träge,  dass  sie  niebt  genügend  durebgefuhrt  worden  sind. 

So  1702  Vermögerissfeuor  in  Rohmen  und  Niederiistorrcifh .  als  wirUirh  aü- 
geiucine,  f Ur  kriegskosteo,  ohne  Zulassung  von  PauschalimugeD :  aUe  Laadesbewohoer, 
auch  CorporationoQ,  ferner  im  Inland  Realitsten  besitzende  Auslindor,  ausschliesslich 
bloss  des  armen  liauersmanns  und  der  Leute  mit  noch  ni'  ht  5  f!.  Vermögen,  mit  1  •/^ 
von  allem  bewegUdiea  und  unbowegUcbcA  Vermögen  uach  Fassionen  besteuert.  Ci^i- 
talien  in  inländischen  Staatsfonds  frei;  ebenso  Gold  far  den  viertelj&hrigca  Haus- 
bedarf und  Wirthschaftsrorditbe  für  1  Jabr;  Gehalto,  Löhn(!  und  IndustrialeinkUnft«' 
narli  Einkomtnenhptrair  veranlagt,  mit  6  Kr.  (IO^jq^  vo"™  Gulden.  —  Diese  Steuer 
wild  üfturs  ebenso  oder  ähnlich,  mitunter  mit  anderen  Steuerfassen,  und  sonstigen 
kleineren  Abweichungen  (z.  B.  1734  Einkunft«!  unter  .'iini  fl.  und  überhaupt  arme 
Bürger  und  Bauern  frei)  vindf;rholt.  1704,  170C..  ITl.'!.  17;5^.  17;i7.  1717.  Isuß, 
—  hier  Vi  °/o'  ^^^^  Vermügcn  über  lüÜO  Ü. ;  Ertrag  m  den  Ueulsciieit  Eib- 
lÄndem  181)7  4.98  M.  fl.,  wovon  in  Böhmen  I.ÜO,  Niederösterreich  1.9:»  M.  fl.  — , 
IHIO,  hier  mit  10  7u  vom  IjfWi  glirlirn  und  unbeweglichen  Stuinmve.rmögen.  abzuuHch 
aller  Lasten,  zur  Schuldentilgung,  bei  unbeweglichem  Vermögen  in  15,  bei  beweg- 
lichem in  5,  bei  QrosshAndlern.  Kaufleuten  in  2  Jahresmtra  zn  eriegcn.  (S,  Hauer 
8.  50—53). 

7* 
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5.  Kopf-,  Persoiial-,  Standes-,  ClaRsen-  nnd  Ein- 
koniTii cnsteuern.  Diese  hege^^ineu  auch  in  Oesterreich  in  dieser 
Periode  in  der  Form  von  Kopf-,  Rang-,  Standes-  und  Re- 
rnfsstencrn,  wie  in  Prcussen  (§.  48),  Frankreich  {§.  6U) 
und  England  (§.  81)  ungefähr  in  dieser  Zeit:  ein  characteristiscber 
Pnnct  (§.  93).  Der  Uebergang  zur  stilrkeren  Berücksichtigung  der 
wirthscbaftliehen  vor  den  Standes  Verhältnissen  wird  jedoch  in  ge- 
wissen Classen steuern  bereits  gemacht,  auch  an  Vereuchen  zu 
förmlichen  £inkommenBteaern  fehlt  es  nicht 

Kopf-  und  Standesateuern  komm«  a  z.  B.  1690,  1746, 1758, 1759  vor  uikI  iio'  Ii 
spätere,  so  die  Classensteaer  von  J799,  halten  sich  io  eiozeLaeii  Classea  einfach  an 
den  Beroftetancl.   (8.  Häver,  S.  S4ff.).  Die  Kopfsteuer  Ton  1746  trifft  alle  Landes- 

bewohner,  auch  Geistliche,  Militärs,  den  Hofstaat  uml  log-t  dann  jcilor  Stand.  skafei^orie 
einen  bestimmten  Steuersatz  auf,  so  beim  Hofstaat  dem  Obersthofmeistcr  450  ü.  bis 
herab  zum  Kapelldienerjungen  il.,  bei  der  Geistlichkeit  dem  Erzblschof  600  fl.  bis 
zum  einfachen  Geistlichen  mit  2  fl.,  beim  Adel  600  il.  (FUrst)  -  20  Ü.,  bei  den 
R<-amten  450  fl.  (Minisfcri  1  f!.,  boim  Militär  100  fl.  (Feldmarsclialli  -  1  fl..  bei 
den  Stadtbewohnern  75  H.  li^royse  W  eclisler)  12  Kr.  (Taglöh ueri,  bei  der  Land- 
bevölkerung 15  fl.  (Oberhoaiiiti )  —  4  Kr.  (Bauerknecht).  Jaden  juder  2  fl.,  mit  Qe- 
sammthaft  äos  Orfsjndenschaft.  175S  dieselbe  Steuer  mit  bedeutend  höheren  Sätzen 
(bis  40Ü0  fl.).  Frauen,  Kinder,  Witt  wen,  Dienstboten  nach  besonderer  Norm.  Die 
Steuer  von  1 759  bildete  eine  nach  Standes-  und  RerufäverhÜtnissen  geordnete  Glaasen- 
st»»uer;  4  Classen,  I.  mit  6  fl.  (Prälaten.  Ilein  ii-.  Kitterstand,  kais.  K&the  u.  s.  w,\ 
il.  4  fl.  (Nobilitirte,  Univcrsitätsglioder,  Magisiratspensonen ,  Wechsler,  Haadelsleato 
v.  s.  V.),  III.  2  fl.  (übrige  Hof-,  Cinl-,  Militärpersonen,  Herrachaftsbeamte),  lY.  1  il. 
(BUrgerstand  nnd  alle  Personen  über  dem  Bauerstand',  Das  Fauiilienhaufil  hatte  für 
jedes  Familienglied ,  auch  fOr  Jeden  seiner  Beamten  und  Dienstleute  den  Ciassensatz, 
dem  es.  das  Haupt,  angebOrte,  zu  entricbten. 

Classenstenern  mehr  als  rohe  Einkommensteuern  wnrden  1763,  1764 
(„Schuldensteuer'*  zur  Tilgung  der  Staatsschuld),  1799,  läOl,  1804  if.,  jetzt  in 
VerbiDdaog^  mit  einer  Personalsten  er  nnd  ron  da  an  so  jährlich  bis  18S0  erbeben. 
T)ii;  Steuer  von  1763  theilte  die  Bevulkt  ning  nach  dem  Einkommen  in  12  Chitijscii 
mit  Steuersätzen  von  V* — 100  fl.,  Ehefrauen  wie  Männer,  Kinder  mit  '/s  des  vkter- 
licben  Steuersatzes,  Joden  mit  dem  Doppelsatz  ihrer  Classe;  io  der  Steuer  ron  1761 
wurde  die  Zahl  der  Classen  auf  24,  mit  Sätzen  bis  900  fl.  vermehrt,  Frauen  und  zu 
versortrendo  Kinder  frei  gelassen.  (Haner  a.  a.  0.).  In  der  Classenstcner  von  1799 
(l'aL  V.  1.  }vov,;  trat  eine  nach  rrocenten  des  durch  Faäiiiönea  zu  ermittelnden  Ein- 
kommens erhobene  Einkommensteuer  (von  2*/«  bei  100 — 300  fl.  Einkommen,  bis 
zu  '10  %  für  tiber  150,000  fl.)  in  Verbindung-  mit  einer  Classensteuer  für  Gewerbs- 
leute, Dienstboten,  Taglöhner  u.dgl.  (Hau  er  S.  56,  Beer,  Staatshaush.  S.  4S  II".). 
Der  Adel  hatte  sab  fide  nobili.  Geistlichkeit  snb  flde  sacerdotali,  die  Anderen  snb 
rlausnla  juratoria  zu  fatircn.  Auch  Jlilit.'irs  versteuerten  ihr  Einkommen  auasef  der 
Gage.  Die  Kustical  -  Contribueuten  hatten  ohne  Fassionen  bloss  Tiinen  Zuschlag  von 
15  V«  Gontribution  als  Glassenstener,  die  Gewerbsleute  u.  s.  nncb  Berufe-,  Be- 
triebsumfangs-  und  Ortsclassen  f.ste  Sätze  za  zahlen  (10  30  fl.  in  Wien,  sonst  von 
1  fl.  an),  ähnlich  Dienstboten,  Knechte,  Taglöhner  kleinere  Giassensätze  von  — IV«  fl> 
Die  Stener  ron  1804  (Pai  r.  12.  Sept)  bebielt  die  Einkommenstener  in  denselben 
stark  progressiven  Sätzen  bei,  aber  mit  Wegfall  >j)cciell(!r  Pas-ionen  (!),  sie  stallle 
femer  noch  mehr  Glassen  (36)  auf;  auch  ward  eine  Personalsteuer  von  Va 
jedem  ttber  15  Jabr  alten  Landeseinsassen  eriioben,  also  eine  reine  Kopfs  euer, 
frei  nnr  Militärs  und  wirklich  Arme.  Ein  60  "/o  /iis<  hiag  als  „Uealitätensteuer"  zur 
Dominical-  und  Husticalcontribution  wurde  damit  verbunden,  um  die  Gleichmässigkeit 
der  höheren  Belastung  in  den  >iöthcn  der  Kriegszeit  herbei zufttbron. 

Mit  einer  förmlichen  Einkommensteuer  zu  10%       i^^^hun  1743  einmal 
ein  Yetsucb  gemacht  worden  (Ueaiitfttenertrsg  nach  6j&hrigem  Durchschnitt,  Gehalte 
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und  Pensionen  unter  200  fl.  frei).  In  einer  ExUa-Kriogssteuer,  diu  1778,  1789  und 
1700  erhoben  wurde,  irar  neben  einem  20,  bez.  30  "/o  Zuachlag  zur  Busücal-  und 
50,  bez.  00  "/„  Zuschlag  züt  Domiiiicalcotitribution.  sowie  einr^r  Pauschsteuer  der 
Judenscbäft  das  aog.  «^vartum  genus  komiaum"  (Capitalisten ,  Kaufleate,  Überale 
Berufe  u.  dgl.)  eben&Ils  mit  einer  10,  bes.  12  */.  Einiwinnieiisteiier  belegt  worden 
(H»ner  S.  60). 

Gewiss  Alles  Versnehe  in  richtiger  Riehtang  zur 
st&rkeren  Belastung  der  Einkünfte  des  beweglichen 
Vermögens  and  Capitsls,  der  persönlichen  Einkünfte 
und  der  wohlhabenderen  Olassen  flberbaapt;  eharacte- 
ristische  Anzeichen  dafHr,  dass  die  sieh  ?oMebende  Umgestaltung 
im  Erwerbsleben  —  der  sieh  fortsetzende  Proeess  der  qualitativen 
und  quäntitatiTen  Differenzirung  des  Nationaldnkommens  und  Yer* 
mögens  im  Einzeleinkommen  und  Vermögen  (Fin.  II)  —  in  der 
Bedeutung  fbr  die  nothwendige  Fortbildang  und  Umgestaltung  der 
Bestenerang  bei  immer  steigendem  Ftnanzbedarf  erlutnnt  wurde; 
aber  auch  Belege,  dass  man,  zomal  unter  den  unruhigen  ZeitläufteU) 
steuerteebnisch  noch  nicht  fähig  und  politisch  noch  nicht  vomrtheils- 
los  und  energisch  genug  war,  ein  ordentliches  System  einer  zweck* 
massigen  neuen  directen  Besteuerung  zu  begrüaden:  ein  Problem, 
mit  dem  man  in  der  folgenden  Friedensperiode  nach  1815  in 
Oesterreich  sich  von  Neuem  beiasste,  ohne  bis  heute  über  ein  zwar 
leidlich  rationelles,  aber  auch  hyperfiscalisches  Ertragssteuerbystcai 
hinausgekommen  zu  sein. 

§.  44.  —  II.  i  u  d  i  r  c  c  t  e  und  sonstige,  l  Ii  e  i  d  i  c  a  e  u 
verwandte,  theils  a  n  d  e  r  w  e  i  t  e  Steuern,  nämlich  Zölle, 
Mauthen,  innere  Aufschläge  (Verzehrun gsstcuern), 
Salz-,  Pulver-,  Salpeter-  und  Tabakmonopoi,  Lottoge- 
fäll,  Stempel,  Taxen,  Erbsteuer. 

1.  Die  Zölle  kamen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  und  vol- 
lends im  18.  Jahrhundert  auch  in  Ue^tcrreicli  iimner  mehr  unter 
handelspolitische,  bez.  protectionistisc he  Gesicbtspuncte, 
daher  Einfuhrverbote  auf  feinen-  Fabrikate,  hohe  Zölle  überhaupt, 
auch  luxuspoH'^cilicbe  Tendenzen  dahei,  was  Alles  dem  fiscalischen 
Interesse  Abbrach  thuu  masste,  hier  aber  nicht  näher  zu  verfol- 
gen ist. 

S.  u.  A.  Hauer  S.  4  ff.  Ein  einheitliches  Zollgebiet  wurde  aber  noch  nicht 
erreicht.  Wenn  aach  dem  Ausland  gegenüber  die  ««österreichischen  Länder'"  eine 
Aft  Einheit  bildeten ,  blieben  doch  Zvrischenzftlle  zwischen  den  dovtaclien  Prorinxen 
bis  za  Josef  II.  Zeit  bestehen  und  auch  in  dem  neuen  Zülltarifsystem  von  17SB  vcr- 
bUeben  die  ZoUgruppcn  der  deutschen  und  galiciüchen,  der  unganäch-siebenbürgischen, 
der  italieidschen  IhraTioaen,  und  Tliob.  Die  ZwiachenzOUe  zwisclien  dtesea  Gruppen 
waren  aber  miüssijcr  als  gegen  Jas  Ausland.  Zwischen  den  dcut.schen  Erblanden  und 
den  oiiganschen  war  daua  auf  bcidea  äeitcn  die  Ein-  wie  die  Aasfuhr  aUgemoin 


Digitized  by  Google 


lOi      t>-B.  I.K.  8u»uer||;c8chichte.   2.  li.-A.  i.A.  Oeätcrruicb.  $.44. 

zollpflichtig.  Audi  die  wichtigsten  lluanzzöUe,  diejcuigcu  aaf  Coloiiialwaartu,  uiilcr- 
lagcn  doch  noch  der  lucrcaiitilistisclMii  Bcargwobnang«  baares  (icld  ins  Ausland  zu 
ziehen.  Die  Einfiilir/nlle  iin  (ianzcn  wurden  a1»er  auch  in  Oesferrcicli  in  dieser  Zeit 
vor  den  verbliebenen  Ausfuhr-  und  vollends  den  Durchfuhrzöllen  in  immer  stärkerem 
Maasse  da<j  finanzielle  Hauptobject  des  ZeUweseiiB.  Blonski,  Osterr.  Ffawugea.- 
konde  I,  320  fi'. 

2.  DieMauthen,  Strasseuv  Brucken-,  Wassermaiithen,  hatten 
im  18.  Jahrhundert  wohl  überwiegend  Gebllhrencharacter,  Zahlung 
fHr  Bau»  Erhaltung,  Eioriehtungen  des  Wege-,  Strom-,  Hafen  weeens, 
aber  doeh  immer  etwas  mit  steuerartigen  Elementen  verbunden. 
So  speciell  die  Passagemaufh  yon  1760. 

Sic  war  yon  jedem  Pferd  eines  Personenwagens  mit  6  Kr.  neben  der  Wef^- 
mauth  bei  jedem  Wegschraiiken  und  den  Linien  W'ien's  za  zahlen,  Bani  rnfiiliren  und 
Lastwagen  frei.  Möglichste  Aufhebung  und  Beschränkung  der  älteren  zahlreichen 
grandhensehafdiclien  nnd  commnnnlen  ICanAte»,  so  1784  der  Piiratmuthen  an  der 
Douau;  zur  Srludimif  der  Ff»de  am  Strom  ftnr.  Abfalw  von  12  Kr.  rem  Schiff* 
Pferde. 

3.  Innere  Aufschläge  (Verzehrungssteuern).  Diese 
alten,  thcils  landest ürstlichen,  tbeils  ständischen,  theils  auch  com- 

.  niunaien  (städtischen)  Stenern  sind  auch  in  Oesterreich  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  erhalten,  yermehrt,  erhöht  und  weiter  ausgebildet 
worden.  Aber  zu  einer  einheitlicheren  Regelung  oder  auch  nur 
Oodification  der  gesetzlichen  Bestimmungen  kam  es  in  dieser  Pe- 
riode noch  nicht,  sondern  erst  im  10.  Jahrhundert  fl82ü),  wenn 
auch  Josef  II.  (1784,  1788)  einige  Keformen  in  der  Zahl  der  Ob 
jecte  und  im  Tarifwesen  herbeiführte  und  weitere  plante.  Es  blieb 
im  Ganzen  bei  der  historischen,  provinoiellen  und  loealen  Mannig- 
faltigkeit dieser  Steuern,  bei  ihren  yersohiedenen  Verwendungs- 
zwecken und  yersehiedenen  Namen  der  einzelnen  Abgaben  selbst 
und  ihrer  Zuschlüge.  Auch  eine  so  prineipielle  Gestaltung,  wie  in 
der  preussischen  Aeeiseverfassung  für  die  Städte  (§.  47, 49),  wurde 
nicht  herbeigeführt,  wenngleich,  wie  überall,  nach  den  Gonsumtions- 
verhältnissen  und  nach  den  Erhebungsmodalitäten  (auf  den  Märkten, 
an  den  Thoren)  diese  Steuern  überwiegend  die  städtische  Bevölke- 
rung trafen.  Zu  emer  „U  n  i  v  e  r  s  a  I  a  c  c  i  s  e'*  von  ^llen  verkauften 
Feilscbaflen  kam  es  1708  in  Bühmen,  aber  sie  hatte  keinen  Be- 
stand. 

Die  Hauptsache  blieben  die  Gctränkeatenern,  besoad^  auf  Wein  und  Bier, 
wo  zu  den  alteren  Aufschlägen  wiederholt  neue  hinzutraten  oder  höhere  Sätze  auf- 
gelegt wurden,  mit  manchen  proriucielleo  Verschiedenheiten  (u.  A.  neben  dem  alten 
Üngeld  der  sog-.  Taz,  eine  Zapfal^tabe  des  Anaschinksis  ron  Qetitnken  nach  der 
Menge.  Eimer,  bcreclinef.  woneben  Bier  auch  einer  Prodnrtionsstoucr  unterlag;  Ein- 
zelnes bei  Dcssary,  Finanzgesetzkuude,  §.  41,  ders.  Uandb.  der  Gesetze  u.  s.  v. 
Aber  d.  Osterr.  Verzehr.steuer,  2.  Avil.  1846,  §.  8,  r.  Hauer  S.  20;  Uber  die  Brannt- 
weinbestenening  und  1>ohm.  Universalaccise  J.  Wolf,  Branntweinst,  Tüb.  1SS4, 
S.  429— 436J.    lieben  den  (ietrlnken  bestand  aber  von  irichtigeren  Steuern  doi 
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Getroideaofschla§^,  der  seit  1646  bei  Jedem  Yedoivf  der  metstea  Oeiieidevten  auf 

(Itiui  Markte  mit  1  Kr.  pro  Metz(%  mui  der  Fleiscbanfschla/r ,  der  in  verschiedenen 
äUerea  Formen  fOr  die  wichtigsten  Flciiicharten  (1631 ,  1RB4>  beim  Auftrieb,  MarJLtredwaf, 
von  Schlacht-  und  Siedifieh,  seit  1698  vufer  Hinzufugung  eines  „neuen  Fleischlveazers'* 
vom  Pfund  (später  als  Stuclisatz'  Ijei  der  Ahführung  d.  s  Vielis  zum  Soliladiten  er- 
hoben wurde.  Beide  Aufschläge  haben  mehrfach  Veränderungen  erfahren  (bcsondent 
1714).  Die  Getreide-  nnd  Vlehanfeclüäge  bildeten  den  Uauptthcil  der  rem  Hand- 
grafeaaiiitc  verwalteten  sogen,  „handgräflichen  Gefälle  oder  Aufschläge". 
Von  anderen  Aufschlägen,  welche  öfters  nur  vorübergehend  bestandi  u  sind  aus 
dem  17.  und  18.  Jahrhundert  noch  zu  nenncu  der  auf  Pferde  (16öü,  1711,  heim 
Verkauf  nach  dem  Werth,  bei  der  Ausfahr  nacb  dem  Stttclc,  nncli  m  den  Itandgräf- 
liehen  Aufschlä-jeri  gehörig),  dio  anf  divers*^  »«rrarische  und  andere  Roh- 
stoffe und  Victualicu  ^Häute,  h'üüc,  W'arlw,  llonisr,  Unschlitt,  Federn,  Flachs, 
Ilanf,  Zwetschken,  Käse,  Schmalz,  Holz,  türkische  Wolle,  Baumöl  u.  a.  m.),  auf  Mann- 
facte  u.  dgl.  (Stiefel,  Schuhe,  Tücher,  Bcidenwaaren:  Kl-  irmdi.  ii  lfil2\  In  Städten 
kam  noch  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ein  liaarpuder-  und  ScLmiuk&aofschlag  vor; 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  einer  auf  Billards  u.  dgl.  Spieltische,  Kegelbahnen  (1692 
fiir  das  Wiener  Zuchthaus).  "Wie  in  anderen  I,aiidern  dienten  Ausfuhrzölle  auf  einige 
dieser  Artikel,  so  bei  Pfenlen,  zur  Ergänzung  dieser  Aufschläge,  wie  anderseits  llin- 
fiilirzftlle  (bei  Wein  n.  a,  m.).  Die  Erhebung  der  Anfschltge  erfolgte  Afters  durch 
Stcucrpächter.  Die  Stände  waren  in  verschiedener  Wei<c  an  der  Erhebung  mit  be- 
tbeiligt  S.  weiteres,  aber  nicht  vollständiges  und  nicht  immer  correctes  Detail  bei 
Haner  und  Dessnry  a.  a.  0.,  bei  letzterem  audi  das  Datum  der  irichtigenm  Patente. 
Wolf  S.  48.H  citirt  eine  mir  nicht  zugänt;licli  gewestu^  Arbeit  von  Plenker  über 
die  EntwicUan;  der  indirecten  Abgaben  in  Oesterreich  in  der  Oestenr.  ILerne  1863» 
II-IV. 

4.  Das  äalzregal  im  Anschlags  an  deo  bedeutenden  nralten 
Salzbergbau,  besonders  im  oberösterreichischen  Salzkammergut, 
wurde  in  den  einzelnen  Provinzen  in  verschiedener  Weise  ftir  fis- 
calische  Zwecke  ausgenutzt,  wobei,  wie  in  Frankreich  verschiedene 
provinzielle  Salzpreise  bestanden.  Die  Privateinluhr  von  Salz  aus 
dem  Ausland  war  streng  verboten,  der  Verkehr  zwischen  den  Pro- 
vinzen controlirt,  und  eventuell  auch  wie  die  private  Salzgewin- 
nung untersagt.  Mehrfach  bestand  auch  hier  der  sogenannte 
,,Salz zwang"  (Halzconscription),  wie  in  Frankreich  (§.  03)  nnd 
Preussen  (§.  40),  durch  den  die  Saizsteuer  vollends  den  Charactcr 
einer  hohen  Kopfsteuer  gewann. 

üio  Stände  und  die  Dominien  hatten  hierbei  eine  Vcrmittleratdlting;  sie  ualnn'Mi 
ein  bestimmtes  Satzquantum  ptiichtmässig  zu  einem  gewissen  Preise  ab  und  von  iluiea 
allein  war  dann  das  Salz  zum  Consum  zu  einem  entsprechend  höheren  Preise  zu  be- 
ziehen oder  mnsste  eventuell  beim  Salzzwang  nach  gewissen  Einheitsmengen  per  Familie, 
Kopf  und  Vieh  al^enommen  werden.  FUr  Dominien  und  Stände  hei  d[ahei  ein  (iewinu 
ab,  der  letzteren  Falles  als  Landessteuer  neben  der  Staatssteuer  erscheint.  In  anderen 
Proviiizr  Ii  hatte  der  Staat  ärarischc  Magazine,  aus  denen  licenzirte  Kl»änvcrsclilcisst  r 
das  Salz  zum  Dobit  zu  beziehen  hatten.  Josef  IL  führte  Erleichterungen  herbei,  gab 
sogar  in  dem  neu  erworbenen  salzreiclien  Galicien  den  Handel  mit  Stein-  und  Sud» 
salz,  aocli  die  Ausfubr,  ausser  nach  den  drutsi  lien  und  ungarschen  Landen  frei  (17*^;?), 
so  dass  nur  eine  Saizsteuer  au  der  Productionsstätte  im  Absatzpreis  bei  den  ärarischcu 
Werken  bestand.  Ertrag  des  Regals  1779  8.9,  1780—90  10.7  MiU.  fl.  (Hauer, 
8.  62     Beer,  StaalshMuliail«  8.  114.) 

5.  Schiesspulver-  und  Salpeterregal;  schon  seit  1772 
in  Militärregie. 
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6.  Das  Tab a kni on opoL  begann,  nach  einer  Periode  blossen 
Einfuhrzolls  auf  fremden  Tabak,  in  den  deut.sch-bühiuihchcn  l'ih- 
landen  bereits  1670  tf.  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  verliess  man 
indessen  eine  Zeit  lang  das  Monopol  za  Gunsten  eines  Aufschlags 
auf  den  Verkaul  inländischen  und  ausländischen  Tabaks,  mit  höhcicn 
Sätzen  für  letzteren  (17ÜG),  später  (1714)  eines  Aufschlags  auf  die 
Erzeugung  und  Einfuhr.  Im  J.  1723  (Patent  v.  11.  März)  wurde 
jedoch  das  Monopol  wieder  eingeführt  und  ist  seitdem  bestellen 
geblieben,  aber  im  18.  Jahrhundert  nicht  im  ganzen  iStaate,  sondern 
nur  in  den  deutsch-böhmischen  Erbianden,  ausser  Tirol,  und  in  Gali- 
cieu  in  Geltung  gewesen.  Anfangs  war  der  Verschleiss  meistens  pro- 
vinzenweise verpachtet.  Seit  1783,  bez.  1784  ist  allgemein  die 
eigene  Regie  eingetreten  und  festgehalten  worden.  Der  bemerkens- 
werthe  Punet  war,  dass,  im  Unterschied  zu  Frankreich,  wo  noch 
Neck  er  das  für  undurchführbar  hielt  (§.  63),  der  prirate  Tabak- 
bau in  bestimmten  Gegenden  gegen  jährliche  Licenz  und  Pflicht 
der  Abliefernng  des  Products  zu  angmessenemi  von  der  Verwaltang 
bentimmten  Preise  an  die  Monopolverwaltung,  gestattet  war.  Das 
Monopol  war  also  Gross-  and  Kleinhandels-  und  Fabrikations- 
monopoL 

Der  Ertrag  stieg  im  1$.  Jahrliandert  von  Vs  <^Qf  Aber  S  Mill.  fl.  Strenge  Coii- 
trolen  und  schwere  Strafbcstimmuiigen  tlVterw altigten  den  Schmng','»'!  «i-l'Mchwohl  nicht. 
(S.  Hauer  S.  67— 6Ö,  Beer,  Staabhauslj.  b.  118 — 120,  v.  Piciikcr,  tl.  ö^terr. 
TabAkmon.,  Wifitt  1857.) 

7.  Das  Lottogefall  bat  sich,  verbängnissvoU  genug,  noch 
daaa  als  genuesisches  oder  Zahlenlotto ,  seit  1751  in  Oesterreich 
ak  68calische  Einrichtang  eingebürgert,  anfangs  in  Pacht,  seit  1787 

in  eigener  Regie. 

Ertrag  aufang^  260,000  Ü.  Pachtsumme,  zuletzt  uuicr  Maria  Theresia  bOO.OÜO. 
Hauer  s.  <)d  ff..  Beer,  StMtohftQih.  121.  Definitire  Begdang  dutck  Patent  r. 
13.  März  1813. 

8.  Das  Stern pelgefäll  trat,  wie  Uberall  nacb  bolländiscbem 
Muster,  bereits  1686  in  den  dentsch-böh mischen  Ländern  als  Ein- 
richtang eines  Urkundenstempels  ein,  wnrde  besonders  dnrcb  Gesetze 
Ton  1763,  1784  nnd  1808  revidirt  nnd  weiter  entwickelt 

Wie  ia  Frankreich  wurde  in  Folge  der  Misszufriedenheit  mit  dem  Stempel  der- 
selbe 16Ü3  und  1695  rortlbcrgehend  aiifgclioben  und  durch  eine  Verbraucbsäteuer 
(Aufschlag)  auf  Papier  und  fiucher  ersetzt  (üauer  S.  19).  liacU  dem  Ge&  v.  1686 
(P«t.  ?.  1.  Nor.)  bestanden  drei  Werthstempelclassen  von  1  jB.,  15  Kr.  und  6  Kr., 
nach  dem  v.  1762  (Pat.  v.  3.  Fel)r.)  4,  nämlich  uo(;li  tiitio  höhere  von  2  fl.  Stemi>el- 
pflicbtig  vareu  Urkunden  Uber  llecbttigescliäfte,  Verträge,  Quittungen,  Yollinachteu, 
Decrete  Uber  Amts-  niui  DienetveileilMuifeii,  Geräeha  u.  m.  Etoe  EifreoihttmUeh» 
keit  war,  wie  nocli  consrcjuenter  in  dem  josefin.  Gesetz  Tom  ').  Juni  17S1,  dass  sich 
die  Benutzung  dei  Stempel  nicht  nur  nack  der  Gattung  der  Urkunde  und  dem  Werth 
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dei  Geldbetrags,  aof  deit  sie  sich  be«^,  soudcm  auch  uach  dem  Kang,  Staud  uad 
Beruf  d«r  Aussteller  der  Orkunde  richtete,  wobei  diese  Stinde  in  die  vier  Classen 

fies  StcDipols  cing  tl,<  ilt  waren,  die  vornehmst* n  in  die  höolistc,  dio  nicht  speciell  er- 
väliQtett,  die  uoteren  Stände,  ia  die  fliedrigüte  (Hauer  S.  9b,  die  finzelheiten  bei 
Beer  a.  a.  0.  S.  178—180).  Das  Gesetz  r.  1802  (5.  (Jet.)  tlicilte  die  Geldwerthe 

der  Urkunden  in  14  Classen.  —  Auch  Spielkartt-n,  Kalender  (seit  1711)  waren 
in  mehreren  Stufensätzen,  seit  1789  auch  Zuitun<>;^en  dem  Stempel  unterworfen.  Die 
spätere  österreichische  Gesetzgebung,  besonders  das  Gesetz  vom  27.  Jan.  1840  war 
eine  Fortbildung  der  froheren,  wobei  dann  die  Abstufung  nach  dem  Stand  und  Kanii^ 
fortfiel.  Erhebung  des  StempelgclTilIä  anfansrs  auch  durch  Päclit'-r.  Erfrag  1761 
(Uborlcitncr  S,  15.  Ii).  20)  234,000  l!.  brutto.  1:j2.0o0  (i.  netto,  17SÜ-U0  l)tiü,000  fl. 

9.  Die  älteren  Taxen  betraten  besonders  als  Gehaltsabzüge 
die  Beamten  G^Karenstaxe^'). 

So  nach  T&xordnung  von  1751  und  1757  Quoten  von  Gebalton  der  Staats- 
beamten bei  der  ersten  Anstellung  and  Verbesserung  (V«,  später  ^/J;  seit  1763  auch 
anf  Bt&ndische  und  städtische  Beamte  au^edehnt.  1775  eine  Jahressteaer  von  Ciehalten, 
Pensionen  und  allen  Hezügeu  aus  Staatscassen  von  -10  („Arrha"),  also  eine 
Besoldongsstcuer.  Hauer  100  ft'.  —  Der  Name  „Taxen"  wird  mitunter  auch  fur 
andere  Abg*beii  gebraucht,  so  iHr  Gebohreii  ron  BÄchl^gescliäfteii,  die  die  nenere 
teterr.  GesebgeboBg  noben  dem  Stempel  unterscheide 

10.  Eine  eigene  Erbsebaftsstener  ist  nnter  dem  Namen 
Erbetener  im  sfebe^jShrigen  Kriege  (Fat  v.  7.  Jnni  1759)  znr 
Capitaltilgung  ständiBcber  Anleihen  eingefttbrt,  später  aber  beibe- 
halten worden. 

Sie  betrug  lü  "/o  von  dem  lastenfreien,  aLo  rciucu  Erbächaftsrermögun  und  Legat; 
frei  Erbschaften  zwischen  Eltern  und  Kindern,  pia  legata  und  Stiftungen,  dann  Be- 
trägti  bis  500,  bei  Legaten  bis  100  fl.  Nruo  Regelung  durch  Paf.  v.  15.  Ort.  ISK» 
(Hauer  S.  53—54).  Ertrag  1701  257,000,  1780—90  329,000  11.  (,U berlcituer 
S.  15,  19,  Beer,  Flu.  S. 

Die  indireete  und  verwandte  Bestenernng  war  hiernach  im 

OeBterreicbischen  Staate  des  ancien  regime  doch  schon  ziemlich 
entwickelt,  in  Hinsicht  ihres  Umfangs  und  ihrer  ►Specialisiriin^^  oder 
Differenzirung.  Bei  der  Foithililim^^  und  Um-  und  Neugestaltung 
im  ly.  Jahrhundert  nach  den  Finan/wirrcn  der  französischen  Kriegs- 
zeit werden  dann  besonders  die  Verzehrungssteueru,  namentlich  auf 
Getränke  (später  Zucker),  die  Zölle  und  die  Stempel  und  Gebuhren 
von  Rechtsgeschäften  ausgebildet. 

Das  österreichische  8teuerwesi  11  war  allerdings  den  unerhörten 
finanziellen  Anforderungen  in  der  langen  französischen  Kriegszeit 
nicht  irewacbsen.  Es  in  derscDien  neben  der  Vermehrung  des 
Papiei  t;cl(Ls  und  der  übrigen  ytaalsschuld  wenigstens  verhäUniss- 
mässit:  cl»en  so  bedeutend  zu  entwickeln  wie  in  dem  ^jtaate  des 
anderen  grosnert  Hekämpfers  Napoleons,  Ku^Jands,  dazu  fehlte  die 
Energie  und  reichten  auch  die  viel  weniger  entwickelten  wirth- 
schaftlichcn  Hilfsmittel  der  Länder  und  Völker  der  österreichischen 
Monarchie  nicht  aas.  Mit  daher  eine  noch  viel  schlimmere  Papier- 
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geld-  und  Bchuldenwirthschaft.  Anderem  wird  aui  die  politischen 
Verhältnisse,  Verfassungs-  niid  Stiiiuleweseu  zurUek/.uriihicii  b(jia. 
Aber  im  Uebrigeu  darf  doch  billig  behauptet  werden,  dass  von 
Kar!  VI.  bis  Josef  II.  das  österreichische  Stouerwesen  in  einer 
für  rasch  steigende  Fricdensbedürfnisse  annähernd  gcniigcuden  und 
in  politisch  wie  technisch  ziemlich  befriedigender  Weise,  verglichen 
mit  anderen  Staaten,  entwickelt  worden  ist.  Auch  den  oft  zu 
seinen  Ungunsten  in  diesen  Dingen  gemachten  Vergleich  mit  dem 
friedericianischen  Preussen  (§.  49)  braucht  das  Oesterreich  Maria 
Theresia's  und  Josei'  II.  nicht  zu  scbencn.  Die  österreichische  ,,Con- 
tribution"  war  immerhin  bereits  mein  nach  den  richtigen  I  ordc- 
ruDgen  der  ,, Allgemeinheit  und  Gleiehmässigkeit"  eingerichtet 
worden,  als  die  preussische  noch  bis  zuletzt.  Wie  in  Frankreich 
und  England  war  auch  der  staatliche  Oharaeter  des  Finanz- 
wesens in  der  vorherrschenden  Steuerwirthschail  vor  der  älteren 
Domanialwirtbflcbaft  bereits  weit  mehr  alg  in  Preossen  znr  Gel- 
tnng  gelangt. 

d)  BtAadenbarg-preassisolier  Staat 

§.  45.  In  diesem  TerrttoriaJstaate  treten  aaeh  nooh  in  den* 
ersten  S00~25O  Jahren  der  Herrschaft  der  Hohenzollem,  bis  znr 
Zeit  des  Grossen  KnrfllrBten  im  Finanz-  und  Steuerwesen  wie  in 
anderen  politischen  Verhältnissen  nur  etwa  solche  specifiscb  eigen- 
thtimliche  Abweichungen  von  anderen  grösseren  deutschen  Terri- 
torien hervor,  welche  sich  aus  der  Veilassung  und  aus  der 
B  i  c  d.  1  II  Ii  g  s  g  e  6  c  h  i  e  h  t  c  der  auf  slawischem  Boden  ernciitctcn 
Grenzmarken  ergeben. 

S.  b^.  Schm oller,  Epochea  der  preuss.  FinanzpoUt.  a.  a.  ü.,  wo  uur  vielleicht 
iM  Abweichende  m  dem  altem  detttechen  TenitofiaUinaiizresen  Gemeiusunen  etwas 

zu  sehr  heryortritt;  iu  der  Hauptsache  sind  die  „JJ — 4  Epochen  iIlm  prouss.  Finanz- 
politik'' doch  di^jeDigeu  der  deutschen  tcrritorialeo,  iu  inaochcr  Uiiu>icht  di^eoi^ 
der  weat-  nwl  mittelevropStedteik  ttberhanpt;  s.  adsaerdem  die  o.  S.  S4  i^n.  Sehrifteo 

und  Aufsätze  von  Töppen,  Kott  lm an ii ,  Hiedel,  Glicmann,  Sf  hmollor;  im 
AilgeiQoiueu:  läaacsohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamtenthums,  Droysen's  Gesch.  der 
preoss.  Politik,  Born  hack 's  preuss.  Yerwaltungsrecht  passim. 

Hier  im  Nordosten,  östlich  der  Elbe,  wie  auch  im  Südosten, 
östlich  des  Inn  und  der  baierisch-böhmischen  Grenze,  entwickeln 
sich  nicht  oder  in  viel  bescheidenerem  Maasse  geistliche  und  welt- 
liche Immunitäten,  reicbsunmittelbare  Gebiete  von  Fin  sU  ii,  Giafen, 
Kittcru,  Reichsstädte.  Die  landesfUrstliche  Gewalt  iiimnit  daher, 
trotz  aller  Beschriinkun^cn  durch  die  Lehcnsverlassung  und  das 
Ständewesen,  doch  dauernd  eine  andere  bteilung  ein,  als  im  eigent- 
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liehen  Alt-Dentschland.  Das  Erobei  ungsprincip,  die  daraus  hervor- 
gehende Behandlunpr  des  Grund  und  Bodens,  der  verbleibenden 
Reste  der  slawischen  Ücvölkernng,  die  Ansiedlnn^sait  dei  einwan- 
dernden deutschen  Bauern,  die  allgemeine  und  die  hesüudevc  Kriegs- 
dienstpflicht der  ßitter,  die  Anlegung  von  Burgen  und  befestigten 
Städten  bedingen  von  vornherein  manche  Abweichungen  von  der 
Organisation  des  öffentlichen  Diensts  und  der  Verwaltung,  daher 
auch  im  Finanzbedarf,  verglichen  mit  dem  westlichen  Deutsch- 
land. Aber  sie  gestatten  auch  von  vornherein  eine  andere  Ein- 
rieb t  u  n  sr  der  ö f f e n t Ii  e b  c n  K  i n k  U n  f t c ,  namentlich  aus  dem 
Rechtstitel  der  Landvergebung  kraft  Obereigenthnms  die  Auflegung 
speeieller  Kriegs-  und  anderer  Dienstpflichten  und  die  Belegung 
mit  Zinsen,  eventuell  auch  die  Belastung  mit  Zehnten. 

dar  Zins?  erfassun;^  Hegt  der  Schw^crpanct  der  Finanzen.  Zudem  Ceuäus 
Ton  dem  vergebenen  Lande  kommt  der  Zins,  den  nrsprünglicli  alle  (icwcrb-  üiid 
HAudeltreibeoden  in  den  Stüdtca  von  ihren  Buden  und  Vcrkaufssteileu,  den  jeder  mit 
dem  Mftblrecbt  Bclieliene  von  seinw  MaUd  aa  den  ICarirgiiftNi  hior,  an  den  Orden 
dort  zu  zahlen  haC  (Schm oller  a.  a,  0.  S.  54). 

Zu  diesen  Zinsen  n.  dgl.  m.  treten  in  grosserem  Umfang  als 
im  Westen  Einkünfte  aus  den  Wäldern  und  sonstiger  privat- 
wirthschaftlicher  Art,  sowie  aus  Regalien. 

Eigentliche  Steuern,  Beden  konnten  so  länger  fehlen 
oder  unbedeutender  bleiben  als  im  Westen  (§.  29  ff.).  Die  im  13. 
Jahrhundert  in  Rrr^ndenburg  in  Form  einer  Vermögenssteuer 
bestehende  Bede  wurde  sogar  abgelöst,  bez.  durch  eine  regel- 
mässig zu  zahlende  kleine  ersetzt,  woneben  nur  in  gewissen  iiusscr- 
f>i  (lentlichen  Fällen  noch  eine  besondere  Bede  verlariirt  werden 
durJtc  (s.  0.  S.  70).  Indessen  kam  es  im  14.  Jahrhundert  zu  einer 
fast  allgemeinen  Veräusserung  oder  Verpfandung  der  meisteu  landes- 
herrlichen Einkünfte  (Zins,  Zehnte,  Bede,  Zölle,  Münze,  Gerichts- 
gefälle u.  s.  w.),  so  dass  die  Hobenzollern  im  15.  Jahrhundert  die 
Mark  fast  ohne  Einkünfte  und  versehuldet  übernahmen.  Diese  po- 
litische und  Finanzlage  war  es,  in  welcher  es  alles  Widcrstrebens 
der  Stände,  des  Adels,  der  Prälaten  und  Klöster,  der  Städte  nnge- 
aebtet  im  15.  Jahrhundert  aneh  in  der  Mark,  wie  unter  dem  Ein- 
flnss  der  Niederlagen  im  preussischen  Ordenalande  (§.  31)  zur 
Einfttbrang  neuer  bleibender,  wenn  auch  nnr  fttr  kurze 
Termine,  eventuell  für  bestimmte  Zwecke,  in  Veraniagangsgmnd* 
Sätzen  und  Höhe  noch  öfters  yerändert^^ Steuern,  direotor 
wie  indireeter,  kommen  mmHe.  ,^,^^\b^  übr^ 
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In  der  Periode  vom  15. — 17.  Jahrhundert  zeigt  dann  die 
brandcnburg'sche  Finanz-  und  Steuergeschichte  nach  der  politi- 
stlieii  wie  nach  der  technischen  Seite  des  Steuerwesens  die  allge- 
meiuen  Züge  der  daiiialigeu  deutschen  Territorialfinanzen.  Die 
Domänen-,  Regalien-  und  Gebühren wirthschaft  überwiegt  noch 
ganz,  aber  die  Steuerwirthscbaft,  wenn  aui  li  bezüglich  der  Formen 
und  des  ümfangs  noch  in  tastenden  Versuchen,  bürgert  sich  doch 
fest  ein.  Die  Zeit  nach  dem  30jiilii  ii;cii  Kriee:e  bis  zum  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  (bis  zum  Zusammeubruch  des  preus^sischen 
Staats,  von  1G40— 180G,  Scbmoller's  „dritte  Epoche^'),  ist  mehr 
oder  weniger  überall  in  Deutschland,  besonders  in  den  grösseren 
weltlichen  Territorien,  wie  im  westlichen  Europa  eine  neue  Pe- 
riode des  Finanz-  und  namentlicti  des  Stenerwesens,  mit  weit  melir 
gemeinsamen,  als  verschiedenen  Zttgen  in  den  öfifentlichen  Ausgaben 
und  Einnahmen,  im  Hervordrängen  nnd  Ueberwiegendwerden  der 
Stenerwirthschall,  in  der  Verbindaiig  volkswirfcbscbaftlicher  and 
fiscalischer  Gesichtspuncte ,  in  den  Versuchen  zu  Stenerreformen, 
in  der  Combination  verschiedener,  besonders  indireeter  mit  directen 
Stenern. 

Was  der  brandenbuig-prenssische  Staat  hier  etwa  vor  anderen 
(auch  vor  Oesterreich)  in  finanzieller  Besiehong  voraus  hat,  das 
sind  doch  weniger  die  leitenden,  ttberall  ziemlieh  gleichartig  her- 
vortretenden Principien  der  Finanz-  und  StenerpolitilE  oder  die 
Organisationen  und  administrativen  nnd  technischen  Einrichtungen 
des  Stenerwesens,  als  die  grosseren  praetischen  Erfolge  der  ein- 
geschlagenen Politik.  Diese  waren  wieder  den  Vorzflgen  der 
allgemeinen  Organisation  und  Verwaltung  des  raseh  emporsteigen- 
den preussisehen  Staatswesens,  den  Erfolgen  glflcklieher  Politik, 
und  den  ungewöhnlich  tüchtigen  Kegenten  und  deren  Staatsdienem 
zn  verdanken,  die  „ein  fest  gefügtes  staatliches,  vor  Allem  durch 
die  Accise  und  die  mereantilistische  Färbung  gekennzeichnetes 
Finanzwesen  geschaffen'^  haben  (Schmoller). 

Wohl  in  einigen  Puncten,  aber  nicht  im  ganzen  Cbaractcr 
zeichnete  sich  dies  Finanzwesen  in  dieser  Epoche,  im  17,  luid  18, 
Jahrhundert  vor  demjenigeü  iiudiicr  Territorien,  auch  Oesterreichs 
und  Frankreichs  aus.  Die  directe  Besteuerung  blieb  sogar  in 
ihrer  Einrichtung  und  in  ihren  nur  partiellen  (provinciellen)  Re- 
formen zurück,  besonders  hinter  der  österreichischen.  Die  Allge- 
meinheit und  Gieichmässigkeit  wurde  gegenüber  den  Vorrechten 
des  ritterschaftlichen  Besitzes  immer  noch  wenig  gewahrt,  die 
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Grnndsteueni  und  verwandten  Abgaben  bebielten  ihre  bunte,  system- 
lose historische  Mannigfaltigkeit  Die  stärkere  und  verhältniss- 
mäsäige  Belastung  der  wohlhabenderen  Classen  durch  angemessene 
direete  Stenern,  Erbschaftssteuern  ii.  dgl,  gerade  zum  Ausgleich 
der  die  unteren  Classen  und  zum  Theil  die  Mittelstände  mehr  be- 
lastenden directen  und  indirecten  Stenern  fehlte  und  wurde  nicht 
ernst  genug  versucht:  das  Problem,  dessen  genügende  LOsung  bis 
liente  die  prenssische  Steuerpolitik  verabsänrnt  hat,  wenn  anch 
allmählich  Einiges  in  dieser  Richtung  geschehen  ist»  Frankreich 
bot  in  diesem  Pnncte  durch  seine  neuen  directen  Steuern  (Oapi- 
tatioO|  Zwanilgsten)  schon  im  18.  Jahrhundert  ein  gttnstigeres 
Bild,  trotz  seiner  Taille. 

9.  46.  Die  Stenern  des  15.  Jahrhunderts  waren  zunächst^  wie 
Im  14.  Jahrhundert  direete  Beden,  dann  aneh  in  Brandenburg 
indireote,  Trank-,  besonders  Biersteuern  und  Z9ile. 
Ausserordentliche  Landbeden  waren  auch  hier  bisher  nur  in  den 
drei  Füllen  einer  Hauptniederlage,  eines  Landkriegs  und  der  Aus- 
steuer von  Prinzessinen  zu  verlangen.  £s  gelingt  den  Hohen- 
zollem  (Albrecht  Achill  1470  ff.)  durch  langwierige  Verhandlungen 
mit  den  widerstrebenden  Stenden,  Adel  und  Städten,  doch,  ziem> 
lieh  regelmässig  sich  wiederholende,  wenn  auch  immer  nur  fHr 
kurze  Zeit  bewilligte  Beden,  besonders  zur  Deckung  zu  über- 
nehmender Schulden,  zu  erlangen  und  das  Biergeld  durchzu- 
setzen, dessen  Einftihrung  wie  diejenige  anderer  neuer  Ziesen  und 
Zölle  auf  Wein  und  sonstige  Verbrauchsgegenstände  zugleich  mit 
dem  Recht,  bestehende  derartige  Abgaben  zu  erhöhen,  dem  Mark- 
grafen durch  kaiserliches  Piivilcg  145 G  gestattet  worden  war. 

Kotclmanu  a.  a.  ü.  S.  287.  Die  ältere  Landbede  dos  13.  Jabrb.  (prccaria 
Qzactoria,  „Stsuei**,  „Laiidscbcss^%  „GrosseMchstf*)  war  auch  in  der  Mark  der 

Idee  nach  eine  allsrerncinc  Verm9g^eiiSSteiier  aller  Volksdasseii  fUiitorthancn, 
(ieistUclie,  Adel,  Städte,  arme  Leute)  von  lin1>evegUchem  uud  beweglichem  Vermögen. 
Di»  Banem  steneiten  ailgemoiii,  fiitter.  Knappen,  Pfan^eistliclie  hatten  aber  eine  « 
Anzahl  Ilnftiti  frei.  Sonst  werde  auf  dem  T.aiid''  dor  Cliarai  tcr  der  Rede  als  V<  r- 
inOgcDssteaer  indüssen  acbon  erheblich  modiiicirt,  indeiu  die  Bedo  nach  dem  Ziaa 
geregelt  varde,  der  von  der  Baaerbnfe  an  den  Gmndherm  ta  zaMen  wn.  Man 
bildete  Steueioinheiteii  zur  Grundlage  der  Berechnunj,^  ..Sti  1  ^  ' !  ',  „frustuin")  und 
belegte  diese  mit  Quoten  zur  Steuer.  (Kotelinauii  S.  423  &.).  Diese  Steuereinheiten 
blieben  im  Ganzen  stabil.  Die  Bede  war  in  Geld  zu  zahlen.  Die  übrigen  kleinen 
Leute  auf  dem  Lande  wurden  anfangs  wohl  nach  der  fahrenden  Habe  zor  Bede  ver- 
anlagt, später  (Eiidi'  dos  l  t.  .Tahrhundcrts)  stoußrton  am  li  sio  anders,  im  Verhältniss 
zu  ihrem  grundherrÜchcn  Zinse,  in  Geld,  aber  auch  in  iiuhricrii.  Wachs,  Pfeffer.  In 
den  Städten  würde  nach  Kotelmann  urspriin;;ltch  wohl  nach  Hufenzins  von  der 
städtischen  Feldmark  (Orbede),  nach  Kuthenzins  (einer  Art  Gebäudesteuer  nach  JAugt; 
der  Strassenfruiit)  und  nach  anderen  Zins<:n  zu  schosseu  gewesen  sein.  Doch  wird  tiie 
Segel  dann  auch  hier  die  eidliche  allgemeine  YcroiOgensateuer.  Meistens 
wurde  den  Stfidten  aber  die  Abfiodung  mit  gewisaeD  festen  Jahres« 
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Dämmen,  <Ue  sie  Uboruokiueu  moastea,  Ubttrlassen,  welche  sie  dann  nach  ihrem 
^tenenystem ,  gewdliDfich  irohl  als  YermOgenssteoff ,  bei  sich  aufbrachten  (Kotel- 

manii  S.  430,  4H3,  T^Lispirl,.-,  Schmoller  a.  a.  0.  S.  42).  Werden  von  den  S*:in  i  n 
Gesammtsammen  ubürnommen  und  bewilligt,  z.  B.  fOi  landesherrliche  Schulden, 
80  wM  Uber  die  Gontingente  ftlfeers  zwischen  Ritterschaft  und  Stftdten  gestritten. 
BeBtimmtc  Quoten  (z.  Ii,  50  "/o^  sucht  man  dabei  herkömmlich  festziiljalton,  aber  die 
Städte  müssen  gewöhnlich  mehr  übernehmen  (Ende  des  15.  Jahrhonderts  meist  '/a^Vs* 
auch  im  10.  Jahrhundert  ähnlich). 

Im  16.  Jalirhiüuiert  gingen  in  den  Grundlagen  der  directen 
liesteueruug  Veräuderiuigen  vor,  in  der  Mark  wie  in  anderen, 
später  zum  preuösischen  Staate  gehörenden  Gebieten.  So  wird 
zur  ,,Zcit  der  höchsten  Macht  der  Stände"  in  dieser  Periode  (in 
der  Mark  seit  1521,  dann  mehrfach  von  Neuem  bewilligt,  schliess- 
lich regelmässig  geworden)  zur  Ant'brin^nng  der  bewilligten  Gelder 
aut  dem  Lande  ein  Hufenschoss  benutzt. 

S.  Winter,  märk.  Stande  v.  1 5  10— l.")äO,  Ztschr.  f.  preiiss.  Gesch.  B.  19,  bes. 
S.  540  tr.  Durch  Verordnete  d<*s  Kurtmsteu  für  jeden  Bezirk  sollte  z.  B.  1540  eine 
Taxirung  der  BauergUter  erfolgen,  nach  Werth  rou  Hof,  Hans,  Hofe,  Pferden,  nach 
bestimmten  Taxen  für  das  ul»rigi"  Vi<'h,  die  Grundstücke  wnrcn  nicht  nacli  der  Fläche, 
sondern  nach  dem  Erntequautum,  unter  Anlegung  fester  Taxpreiite  für  die  1  ruchte 
ZU  veranlagen.  Der  Uebelstand  war,  dass  diese  Tudrongen  nur  ganz  roh,  ohne  genu^ände 
Beachtung  der  Werth-  und  Ertra^snnterschiede  durchgeführt  wurden  und  di.-  sp^t.  reu 
Uufenschosse  meist  auf  den  aitcu  ungenügenden  Orondlagen  rerbiieben,  daher  sehr 
nngleichm&ssi;  waren  nnd  dies  immer  mehr  worden.  Bis  in  das  18.,  ja  19.  Jahr^ 
hundert  blieben  sie  in  bestimmten  Sätzen  in  der  Maii,  nchat  cuM-m  1.'i  >0  liinzuj^e- 
kommenen  Giebels choss  bestehen.  Aeluilich  wurden  andere  Oiasseu  der  Land- 
bevQlkerang  mit  festen  Schosssftfzen  belegt,  nach  Katastern,  in  denen  im  17. 
Jahrhundert  wohl  einige  Veränderungen,  aber  keine  genügenden  Verbesserungen  ein- 
traten (so  in  Brandenburg  l(j24,  1043,  zuletzt  16S0).  Die  wesentliche  Steuerfreiheit 
des  ritterschaftlichen  Besitzes,  die  fast  alleinige  Belastung  der  Bauern  und  die  Tölliare 
Ungleichmääsigkdt  der  Belastung  derselben  blieb  bestehen,  bis  in  die  Neuzeit.  — 
Iiii)f<s.'n  waren  es  später  nicht  diese  alten  niedrigen  Schüsse,  son-ifm  dio  neu<t  „Con- 
tribution  ",  welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  vürn-  huilich  auf  'iie  Landbevölkerung 
druckte.  Noch  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  waren  z.  B.  die  meistüblichen  Sälse  der 
alten  Schösse  nur;  Bauer,  auch  Kossat  ?on  seinem  Hause  8 — 12  Gr.  Gi  Urhoss,  von 
jeder  Hufe  S  Gr.  Uufenschoss,  Dorfschmied  vom  Laufschmiedo  10  Gr.,  vum  Erb- 
schmiede 1  TU.  8  Gr.  bis  2  ThI.,  Paar  Haasleute  8  Gr.,  einielner  Einlieger  4  Gr. 
(Borowski,  prcuss.  Kamerai-  und  Finanzwes.,  3.  A  ,  Berl.  1805, 1,  247).  Die  Kitfnr- 
schaft  Ubernahm  im  IG.  Jahrhundert  mitunter  die  Zahlung  von  »Lehcnpferde- 
geldern^  z.  B.  1550  20  fl.  ftr  das  Pferd. 

Als  allgemeines  Entwicklnngsprincip  ergiebt  aich 
die  Differenzirung  der  alten  Vermögensstenern  in  ein- 

/,  L  ine  0  bjectst  euern  auf  bestimmte,  leichter  zu  ermittelnde 
ücgeiiätäudc  des  Besitzes,  bez.  Ertrags. 

8.  darnber  bes.  Schmoller  a.  a.  0.  8.  49,  (wobei  ich  dahin  gesteOt  sein  lasse. 

ob  hier  nicht  etwa-  /.u  sehr  gcneralisirt  wird):  „die  Tend(?uz  ist  überall  dies<  llic: 
statt  des  Vermögens  wird  der  Kopf,  der  Viehbesitz,  der  Hausbesit/,  der  Schornstein, 
die  Hufe  als  solche  besteuert;  der  reiche  wie  der  arme  Mann,  das  gute  und  das 
schlechte  Vieh,  das  grosse  und  das  kleine  Hatis,  die  schlechteste  Hofe  im  Sand,  wie 
die  Ix'stt'  im  Weizenarker  Mh\t  dabei  gleichviel;  oder  wenn  noch  eini<re  Abstufungen 
gemacht  werden,  so  sind  j^ie  unbedeutend  genu^."  Steuertechnische  und  standes- 
egoisti^ehe  politische  Interi  sscn,  besonders  des  \(|<  h  haben  hier  wohl  zusammen  anf 
solche  üntwicUung  hingewirkt,  worin  Scbmoller  beizustimmen  sein  wird. 
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Wie  in  anderen  deutschen  Territorien  i^t  das  15.  Jahrhundert 
auch  in  der  Mark  die  Zeit,  wo  die  Bier  Steuer  als  Territorial- 
steuer eingeführt  wird,  anfangs  immer  nur  nach  Bewilligungen  fUr 
eine  Reihe  von  Jahren  nnd  etwa  für  bestimmte  Finanzzwecke 
(Schulden),  dann  wiederholt,  im  16.  Jahrhundert  rciichaassiger 
werdend  und  sich  fest  einbürgernd,  nnd  zwar  vornehmlich  als 
territoriale  Hauptsteuer  der  Städte. 

Die  „Bierziese"  beginnt  14S8  anf  7  Jahre  mit  12  Pfennigen  von  der  Tonne, 
woton  Vs  ^en  Städten  verbleiben  sollte.  Die  Oberstiade  sind  far  ihr  zam  eigenen 
Bedarf  gebrautes  Bier  frei.  Im  16.  Jahrhundert  wird  die  „alte'*  Bierzii  sc  beständig 
(1513)  n.  tritt  zn  ihr  eine  ,,neTie"  Ziese.  Ijcz.  die  Erhöhung  der  Sätze  (i540er  Jahre, 
bes.  1549).  Die  Städtü  erstreben  dafür  die  ausschliessliche  Braugerechtigkeit,  der 
Adt-l  soll  streng  nur  fUr  seinen  Eigcnbedaif«  der  Bauer  nar  far  bestimmte  Feste  f&r 
sich  uabestenert  bTaueu  dürfen.  Die  urspr«n;?Hch  wohl  vomeliinlich  als  Schanksteuer 
geplante  und  durchgeführte,  daher  auf  die  Tonne  gelegte  Eieräteuer  wird  später  auch 
hier  auf  das  Gcbrftn  selbst  nach  dem  Malzvcrbrauch  gelegt.  Die  Erhöhung  der  Sätze, 
besonders  ))ei  der  „neuen  Zlese"  E.  d.  16.  Jahrhunderts  und  im  Süjähr.  Krhiiie  macht 
die  Steuer  ergiebiger  (Winter  a.  a.  0.  S.  256,  ?.  Beguelin,  histor.  kriL  Darstell, 
d.  Acdse-  v.  ZdkerfiuB.  In  d.  prenss.  Staaten,  Herl.  1797,  S.  77,  83,  88,  90.  Bo- 
rowski  276.  Schmoller  S.  43).  Das  spätere  preussische  Finanzprincip,  die 
Städte  Yuruehmlich  in  der  Form  indirecter  Yerbrauchsstetiern  zu  den  Laades- 
lieddifiiiiteii  lienm  zn  stehen ,  liegt  hier  scbon  im  m.  Ueber  eine  Uuüiche 
Tendenz  in  Fianlaeich  eclion  im  15,  Jabilinndert  e.  u.  §.  61. 

Daneben  werden  die  Zölle  erhöht  und  venndirt,  am  Wich- 
tigsten war  der  AnsfahrzoU  in  Lehnzen,  namentlich  fttr  Korn.  Sie 
yei^ndern  aber  ihren  ?nrth8ehaftlichen  nnd  fiscalischen  Character 
noch  nicht 

§.  47.  Erst  nach  dem  dOjährigen  Kriege  wiclcelt  sich  die 
prenssische  Finanzwirthgchaft  ans  der  älteren  Natnral-  nnd  Tor- 
hemchenden  Domanialwuthschaft  mehr  heran«  und  Isommt  es  zn 
einer  umfassenderen  Stenerwirthsehalt,  zugleich  zur  VerdiAngung 
des  Btibidisehen  Einflusses  durch  die  sich  emanciph«nde  monar- 
chische Staatsgewalt.  Die  aus  dem  grossen  Kriege  herflberge- 
kommene  Finanznotb,  die  neuen  Bedürfnisse,  besonders  fttr  Militär, 
allgemeine  Landesveiwaltimg  und  Landesculturzwecke  sind  auch 
hier  das  treibende  Element,  aber  zu  auch  nur  halbwegs  gentigen- 
deu  Keformen  und  Eiiuichtungen  der  älteren  nnd  der  neu  aulge- 
legten  directcn  Steuern  („Contribution"),  besonders  der  länd- 
lichen Grund-  nnd  ähnlichen  Steuern  kam  es  im  17.  und  selbst 
im  18.  Jahrhundert  nur  ausnahmsweise  (so  zum  Theil  im  Magde- 
burgschen,  besonders  in  Ostpreussen,  nicht  ausreichend  in  der  Mark, 
in  Pommern,  in  Cleve).  Gegentiber  den  Adelsi)rivilegien,  der  steten 
Neigung,  alte  Repartitionsmaassstäbe  wie  wohlerworbene  Rechte 
lest  zu  halten,  bei  der  Eifersucht  der  Stände  untereinander,  von 
Stadt  und  Land  gegeneinander,  von  Landestheil  gegen  Landes- 
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theil,  welche,  zufällig  und  vieliach  noch  nicht  lange  unter  Einem 
Lanikslierrii  vt  i  tii  i^if ,  sicli  docli  noch  in  fast  nichts  als  Glieder 
Eines  Staatswesens  Kihitcu,  —  aber  auch  bei  den  wohl  empfun- 
denen Schwierigkeiten  der  technischen  Seite  von  Reformen 
der  directen  Steuern  gelangte  man  zu  keiiui  einigermaassen  be- 
friedigenden Gesaninit-Verfassung  dieser  Steuern.  Diese  Aufgabe 
hat  der  Staat  Friedrich  Wilhelm'  I.  und  Friedrich'  des  Grossen 
noch  fast  ganz  der  Folgezeit,  dem  19.  Jahrhundert  zu  lösen  über- 
lassen. Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  directen  Abgaben  ver- 
schiedensten Ursprungs,  NamenSy  Art,  Höhe  in  derselben  und  vol- 
lends in  allen  Provinzen  zusammen  genommen,  hinderte  die  Ueber- 
siehtlicbkeit,  die  Vergleiehnng,  die  fiei'orm.  Und  doch  hätte  die 
grosse  Steigerung  der  Steuerlast  im  17.  Jahrhundert  erst  recht 
eine  solche  Reform  nothwendig  gemacht,  weil  dabei  die  Ungleich- 
mässigkeiten  in  der  Vertheilnng  immer  empfindlicher  werden 
mussten. 

S.  dl«  Udbendchl  der  Vorgänge  and  des  wenigen  durch  einadiie  Rtfeimeii 

Erreichten  bei  Scbmoller,  Epochen,  S.  52— fi4.  Ders.  passim  in  S.  Stadien  Ober 
pruuss.  wirtlisch.  Politik  (1680— nsti)  in  s.  Jahrb.  I'hSö,  1SS6. 

Gleichwohl  hat  sieh  in  der  zweiten  HälÜte  des  17.  Jahrhunderts 
jene  Gestaltung  des  preussischen  Stenerwesens  eingebürgert,  welche 
bis  zur  Zeit  von  1806  das  eigentlich  Gharacteristisebe  bleibt 
und  trotz  ihrer  Mitogely  —  Schädigung  des  Verkehrs ,  mehr  noch: 
ungleiehmSssige  LasteuTertheilung  —  anch  ihre  anverkennbaren 
Vorttlge  hatte:  die  directe  Besteuerung  in  verschiedenen 
Formen,  wohl  unter  dem  Namen  ,,Gontribution''  zusammen- 
gefasat  (der  aber  als  technischer  Ausdruck  eine  engere  Bedeutung 
bat)  wird  die  eigentliche  und  wesentlich  alleinige  Staats- 
besteuerung des  platten  Landes,  die  tndirecte  Besteuerung, 
Yomebmlich  die  Aceise,  wird  die  staatliche  Hauptstener  der 
Städte,  von  diesen  aber  durch  deren  Produetions-  und  Absatz- 
vorreehte  auf  das  platte  Land  wohl  mit  tiberwälzt  Das  Zoll- 
wesen tritt  in  nahe  Verbindung  mit  der  Aeeise,  bildet  aber 
ausserdem  noch  eine  allgemeinere  Form  der  Staatsbesteuerung. 
Gleiches  gilt  von  den  Stempeln  (seit  1G83)  und  von  den  Mono- 
polien  und  Re^alicii. 

Die  einzelnen  „Provinzen",  d.  h.  die  alten,  ehern nls 
selb.stäiidig  gewesenen  Gtbit  tsibeile  wurden  zwar  iu  einigeu 
Puncten  der  Besteuerung,  l)esoiiders  iu  der  Acciseverfassunj^:  im 
lö.  Jahrhundert  ein  wenig  assiiuilirt,  aber  im  Wesentlichen  blieb 
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doch  einer  jeden  ihre  eigene  Stcuerverfassung,  zuiiial  ui  Bezug 
auf  die  directe  Oontribntion.  Darauf  kauu  hier  nicbt  j^enauer  ein- 
gegangen  werden.  An  dieser  Stelle  kommt  wieder  weüentlich  nur 
das  Gemeiui^ame  in  den  versebiedeueo  priDcipieiieu  Steuerver- 
fassungen in  Betraelit. 

Iq  die  volle  Wirklichkeit  dicker  Verhältnisse  siebt  mao  aber  nur  durch  das  De- 
tailstodiain  dner  einzelnen  Steaerrerfassang  binein,  wie  z.  B.  derjenigen  des  Her« 
zogthums  Man^deburg  in  der  Danätellung  von  W.  A.  K'lewiz  (Steuerverf.  im  Herz. 
M.,  2  Bde,  Reri.  n.  Leipz.  1797.  mit  reichem  QacUeomaterial  d.  Statist  Daten). 
S.  darflbcr  auch  dio  (während  dies  geschrieben  wird  noeli  ausstehende)  weitere  be- 
zügliche Studie  Sc  hm  oller's.  Erst  hierbei  ergiebt  sich  deutlich  die  l'ngleichmässig* 
keit  der  Belastong,  das  Bedenkliche  und  Willkiihrtiohe  der  unter  uiunclicrlei  Namen 
vorkommenden,  zunächst  für  einzelne,  oft  nur  vonibergchcnde  Zn-ocke  erfolgten,  dann 
aber  bleibend  gewordenen  Steaerzaschllgc  zu  den  idteren  llauptsammM  unter  ein- 
facher Benutznna-  der  alten  nnvollkommcnen  (irundlagen  dafür,  die  ungemeine  Privi- 
lügirung  des  Adcb  und  anderer  Theile  der  hi'diercn  Stiuide.  (K-r  liberalen  Berufe,  die 
Ueberlastnng  der  Bauern  f^.  z.  B.  die  Berechnungen  von  Klewiz  a  a  0.  S.  79  11.) 
und  (durch  die  Accisej  di  r  >tädfi>rlipn  fisr'-ntlichen  Env.  rli'-trinde.  besonders  der 
unteren  Classeu,  deren  llauiiib*  durfnissc  alle  besteuert  sind  Erst  hierbei  ergiebt 
sieh  endlich  aneli  die  für  die  frühere  Zeit,  im  Gegensatz  zur  heutigen  Gleichartigkeit 
—    der  Folge    der  Reclitsgleichheit  fliam<"tTi'tische  a  ii  ss ero rd  n  f  1  i  c  h e 

Mannigfaltigkeit  der  DetailausfUhrung  der  Besteuerung,  mitunter  beinahe  von 
Dorf  zn  Dorf  Verschiedenheiten,  weil  einmal  getroffene  Einhclitungcn,  gewährte  Frei- 
heit ri  Ausnaltiii*'n  si'Mi  als  wohl  erworl<fiir-  Iv'i  Iiic  ni'\glirh>t  fnrf/n'Then  suchten 
(s.  Klewiz).  Die  Besteuerung  einiger  LuxusbedUrfnisse  der  \\  ohlhaben- 
de ren  bildet  gegen  die  Ueberla<rtnng  der  Kleinen  nicht  entfernt  eine  genügende  Aus- 
gleichunt;.  Und  doch  galt  nicht  nur  din  pn  ii-sisclir  l'inanz- und  Steuerv .  r  w.iltung 
wegen  ihrer  guten  forinelluu  Ordnung  und  XicchtUchkeit,  welche  unter  den  grossen 
und  strengen  Königen  erreicht  worden  war,  sondern  auch  die  prenssischc  Steuer  Ver- 
fassung in  ihren  (irundlagen  als  eine  vorzügliche  und  mnstergiltige.  Klewiz 
spricht  von  der  ..BeslUckung"  des  Herz,  Magdeburg  durch  dessen  St.  tiiTverfassuug 
(Vorw.  S.  V)!  Der  ungemeine  Eortschritt,  den  das  19.  Jahrhundert  dagegen  gemacht 
hat,  bleibt  bei  allen  rerbüobenen  nnd  neuen  Mängeln  der  bestehenden  Stcuerrerfassung 
tröstlich. 

Auch  die  Einzelheiten  der  historischen  Entwicklung  des  preu?:sischcn  Stcuer- 
wesens  seit  dem  Grossen  Kurfürsten  können  .hier  nicht  verfolgt  werden.  Sie  bieten 
in  diese  i  Zeit  noch  kein  so  ailiiemeine-H  Interesse  für  die  v  et  i  c  i  eben  de  S  ten  er- 
gcschi eilte  als  die  französischen  und  englischen  Steuerentwickluiigen.  Es  ist  dafur 
besonders  auf  Schm olleres  einschlägige,  theils  schon  verötlentlichte,  theils  noch  zu 
erwartende  Arbeiten  über  prens-iische  Verwaltungsgeschhlit--  nelirn  seinem  Aufs. 
„Epochen"  u.  s.  w.  zu  verweisen.  S.  u.  A.  Uber  Magdeburg  d.  Auls,  im  Jahrb.  f. 
Ges.geh.  ttber  Ostpreossen  in  d.  histor.  Ztschr.  B.  SO,  spedell  Uber  dieRe* 
form  des  ostpren>s  Geni  ralliufeiis:  liosses  Zakrzcwski,  Stenerreform  in  Ostpreussen, 
171d — 19,  ßcrl.  IbSü,  Diss.,  als  Thcil  einer  von  Z.  zu  crwartendcu  Sehr.  „Prcuss. 
Reformen  direkter  Stenern  i.  IS.  Jahrhundert.**  Im  Allgemeinen :  Born  hack,  Gesch. 
d.  preuss.  Verw.  rechts  1,  218  IT.,  4U4  If.,  II,  102  fl. ,  lltJ  fl.,  2.5b  If. ,  342  iL  Die 
wichtigsten  Daten  über  legislative  u.  Verwaltungsuiaassrcgela  bei  Borowski  a.  a.  Ü., 
die  Verordnungen  selbst  z.  Th.  in  Hylius  corp.  constit.  march.  (in  d.  3  Ausg.  von 
Borowski  regelmässig  citiit).  Eine  L'ebersicht  der  zeitgenöss.  Fachliteratur  eb. 
S.  LIV  if.  Borowski  hat  das  Verdienst,  eine  klare,  knappe,  systematische  Ueber- 
sicht  über  die  Uauptpuncte  des  prcussiachen  Steuerwesens,  wie  es  im  18.  Jahrhundert 
sich  eingebürgert  hatte,  W  gehen,  welche,  wie  es  nur  eine  systematische,  nicht  eine 
}iisforis(  he  Darstelltins>'  vermag,  die  leitenden  Grundzuire,  das  'J'ypische  irn  l^liaos 
des  zufälligen  Details,  gut  lieiatis  treten  lasst.  Gerade  auf  dieses  Typische  Lommt  es 
hei  der  Behandlung  dieses  Gegenstauds  auch  in  diesem  Werke  allein  an.  Dem  Fol- 
genden lie<4t  vornehmlich  Borowski's  Buch  (I,  227—298,  II,  314  81,  317,  352 
bis  357)  zu  Grunde. 

A.  Wtgner,  FinaanriMDMlnft.  IIL  8 
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§.  48.  Uebersicht  des  preussischen  bteuersystenis 
um  1800. 

L  Dirccte  Besteuerung:,  nämlich  Lehenrittcrpferde- 
geld,  Cuiitribution,  Cava  1 1  eriegei  d,  Huleu-  und  Gie bel- 
schoss,  Kricü^smctzc,  Fo u rageli efernng,  verschiedene 
andere  kleinere  Abgaben,  .1  u deusteuern. 

1.  Lehen  r  i  t  ter-Pfcrd  ege  1  (1 ,  die  wcj'entliehste,  oft  die  ein- 
zige Abgabe  an  den  Staat,  welche  der  sonst  steuerlVeie  adelige 
Grundbesitz  für  seine  Lehen  als  Ersatz  des  einstigen  Natural-Ross- 
diensts  zu  leisten  hatte. 

W  ie  sclioü  früher  iu  der  Mark  und  iu  audereu  deutschen  Territorieu  statt  der 
pflichtmässigcn  Lcistnng'  dieses  Dienstes  Geldzahlungen  vorgekommen  waren  —  auch 
in  Forin  stÄndischer  SteueibewilliKungeü  nach  diesem  Fusse  — ,  so  wurde  auch  im 
17.  Jahrhundert  für  darf  Pferd  40  Tlil.  Ahgabe  als  freiwillig-  zu  übernehmender  Ereatz 
bestimmt  (Mark,  IGO.*)).  Spater  eifoju-te  allgemein  die  Festsetzunu-  eines  jiihrlicheu 
(ield-Kanons  für  die  crmitteltin  Lehenpferdc-Stcllungspflichten,  meist  unter  gleich- 
zeitiger Aufhobung  des  Lehensl^andes  und  Allodili«  ation  der  T.ohea  (1717—18),  so 
iu  der  Mark  (40  Tlil.  p.  Pfcid),  Pommeru  (20  Thl.),  Magdeburg  (4Ü  Tbl.,  s. 
anch  Kl<  wiz  a.  a.  0.  S.  63;  hier  z.  B.  245Vm  Pfeide)«  Ostpreussen  (grossere 
Guter  10  Thl.K 

2.  Contribution  (Generalhufenschoss,  Hnfenstener,  Land- 
Steuer),  die  hauptsächlicbe  directe  Steuer  Ton  den  steuerbaren 
Aeckern  des  platten  Landes  (auch  wobl  der  Mediatstädte). 
Sie  bat  sieb,  wesentlieb  fttr  die  MilitärbedUrfnisBe,  im  17.  Jabr- 
bundert,  yerschieden  in  den  einzelnen  Provinzen ,  ausgebildet  und 
fest  eingebürgert.  Ueberwiegend  war  sie  eine  robe  Grund- 
steuer, nacb  alten  Katastern,  welcbe  bie  und  da  Verbesserungen, 
jedocb  keine  durchgreifenden  erfubren,  ausser  in  Ost-,  später  West- 
preuBsen  und  Schlesien,  wo  indessen  die  Reformen  auch  nocb  viel 
zu  wUnscben  übrig  Hessen.  Die  Gontribution  traf  aber  aueb  nocb 
andere  als  die  grnndbesitzenden  Classen  auf  dem  Lande  mit  di- 
recten  Abgaben  und  bat  biernacb,  wie  nacb  einzelnen  sonstigen 
Momenten  nocb  etwas  von  dem  Wesen  der  älteren  Vermögens-,  Per- 
sonal- und  EiDkommensteuem  an  sieb. 

Die  Ilnfenzahl  und  eine  Classification  der  Hofen  nach  der  Aussaat,  dieser 
letzteren  nach  der  Bodengiitc  (z,  B.  mit  Abstufung  der  Steucrsiitzf  p.  Scheffel  Aus- 
saat nach  der  Ackergute,  höchster  Satz  für  den  besten,  niedrigster  Satz  für  den 
schlechtsten  Acker),  unter  Berücksichtigung  von  anderen  Imstundeu,  wie  Wieswaclis, 
Viehzucht.  Holzung,  Lage  u.  dgl.,  sollten  die  Grundlage  für  die  VertheiiDDg  der  Haupt- 
sumin'^n  Tirnl  für  die  QuotensUtze  der  ITuf'i  u  luMen.  Allein  eben  dies  wurdo  in  di  ii 
nielut.ich  begonnenen  Kevisionen  doch  mir  ungenügend  ausgeführt.  (Vgl.  Boro  wsk  i 
I.  2;i3 ,  Seh  moller,  Epochen,  S.  54  iO.  In  der  Mark  hören  die  Revisionen  seit 
1T'!'I  auf.  Die  Contril)Ution  wird  hier  im  Durchschnitt  nach  den  vcj-  }ii<Nlenen  Arten 
der  tiülcr  auf  17— 2ti,  IS— 33,  2S— 42,  35—70  7»  vom  Iveiucrtrag  berechnet.  (Ueber 
Mairdehurg  s.  K  levis  I,  13  ff.).  Hie  nnd  da  findet  sich  auch  eine  Vi  oh  Steuer  von 
Rind  n:v]  Schaf  (eine  Zeitlang  auch  im  Hör?.  Mairrloburg,  hier  auch  vom  Pferd). 
Luudlicho  lliiudwerkcr,  Fis^chcr,  Hirten,  Kruger,  Schuiiede,  Müller  u.  dgl.  uuterlicgea 
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festen  Glassensätzen  nach  nngeräbrer  Leistungsfähigkeit.  Aehnlich  im  Magdcbur- 
gischon  (sogen.  „Nahrungsstcuer",  z.  B.  Mühlen  1,  2,  3,  4  ThI.,  Krüge  1,  T/j,  2 
Thl.,  Schmieden  V^,  V3.  1-  ThI.,  Taglöhner  mei«f  ",—1  Tbl.  jrdiiHch.  Klewiz  I. 
21—24).  Adel,  Geistlichkeit,  Universitäten,  Scliuku ,  wolillhätige  Ütifiuitgcu  u.  s.  w, 
sind  in  der  Mark  fUr  ihren  eigenen  Grundbesitz,  nicht  jedoch  die  Ritteigttter  fttr  die 
erst  erworbenen  stei((^rpflichti2:en  Bauerhuf 011.  f  r  .  i 

In  Ostpi  ouöoeii  eri'okte  durch  die  unter  liclii^em  Widerstand  des  A<1el3  durch- 
geführte eindring('ndcre  Re^^i  Iiinj;  des  Geueralhufenschosses  (1T15  ff.)  eine  gerechtere 
utnl  wirtlisrliaftlirh  bessere  Vcrtlieilung  der  Steuerlast  Namentlich  wurde  liic  (irand- 
steuer  auf  rerschwicgenen  Hufen  besitz  ansgedekot,  Grösse  (doch  nur  thcii  weise  durch 
Vermessung),  Cultarart,  Bonität,  Ertrai^sfähiglteit  der  ländlichen  Grnndsttteke  behii& 
Vcrflieilunu^  il-r  Steuer  srennnor  ermittelt,  der  adlige  Grundbesirz  neben  dem 
juischcn  und  büucriichcu,  allerdiugs  mit  geringerem  StcuoriiatZti ,  regelmässig  mit  bc- 
stenert  (Zaktzevski,  Diss.  8.  Ifl^lS,  Boroirsici  I.  235,  SchmoUer,  Epochen, 
59).  Für  die  nicht  grundbesitzcnde  Bevölkerung  auf  dem  Lande  waren  Personal- 
Steuern  (Kopf-,  Klauen-,  Uornschösse)  nach  bestimmten  Sätzen  zur  Coutributiou  zu 
zahlen.  —  In  Schlesien  wurde  174.9  IF.  die  Gontribtition  neu  freregelt,  nach  gleich- 
falls  verbessertem  Grundkatastcr,  wobei  auch  der  adlige,  der  Pfarr-  und  Schulbcsitz, 
die  kön.  Domänen  u.  s.  w.  mit  l)esteuert  wurden,  zum  Stcucrfuss  von  2S'/a  "/^  vom 
Keincrtrag.  während  die  BaucrgUter  ^4,  die  geistlichen  Ordensgüter  4ü*/8,  die  bischöf- 
lich hre<Iau'scheii  Domkapitel-  u.  Klostergüter  50  %  zahlten.  Handwerker,  Krämer 
u.  dgl.  m.  auf  dem  platten  Lande  trugen  auch  hier  eine  ., Nahrungssteuer"  in  ver- 
schiedeneu Sätzen.  Auch  in  Westpreussen  (ähnlich  später  in  dem  neuca  Sud- 
preobsen)  wurde  1772  alsbald  nach  dem  Landeserwerb  eine  Steuerregeluug  vorge- 
nommen n.  ebenfalls  der  adlige  Besitz  (incl.  Ünterthancn-Zins'i  mit  '-n,  die  irei^idichen 
Guter  mit  5U,  die  freien  und  köllmischen  mit  25 — 28,  die  adligen  u.  königl.  bäuer- 
lichen mit  33Vs  */o  des  Ertrags  besteuert. 

:Meistens  war  die  Contribution  in  Monatsraten  (anf  den  Dörfern  etwa  zunächst 
an  den  Scliul/cn)  zu  entrichten. 

3.  Cavallerie-Gel  tl. 

Foorage-,  Servis-,  Spcisegelder,  eine  in  eiuigeu  Provinzen,  meist  in  Form  eiuer  Zu- 
sdilagqiiote  znr  Gontribation  zu  zalilende  Abgabe  der  DOrfer  an  Stelle  der  Einqnar- 
tirongs-  v.  NatDralrerpBognngs-Last  in  Betreff  der  Cavallerie. 

4.  Hufen-  und  GriebelBchoss. 

Die  alte  aus  dem  16.  Jahrhundert  herrührende  ländliche,  bez.  dörfliche  Steuer 
in  festen  Sätzen  nach  der  Hufe,  dem  Uiebel  (iiaui^e)»  auch  nach  hscn  Pcrsonalsätzcn 
für  einzelne  Glassen  (s.  0.  8.  110). 

5.  Kriegsmetze. 

Eine  seit  1636  von  den  „contribuablcu  Uutcrthaach''  zu  leistende  Abgabe  von 
Mehl  und  Malz,  anfangs  in  aatnia,  später  z.  Th.  in  Gold  2x1  entrichten. 

Die  eigentliche  Contribation  (N.  2)  war  von  allen  diesen  Ab- 
gaben die  erheblichste. 

Z.  B.  im  Kreise  Beeskow-Storkow  nai  h  einer  Tabelle  bei  Borowski:  6015  Thl, 
Contrib.  jährlich,  IHD  I  Thl.  Caralleriegeld,  734  Thl.  Hufen-  und  Qiehelscboss,  29  Wisp. 

1&  Schelf.  Krieghmetze. 

6.  Natural-Fourage-Liel  cruDg. 

„Die  von  einer  Provinz  für  die  dort  liegende  Cavallerie  aufzubriugendc  und  in 
natura  abzuliefernde  Quantität  Hart-  und  Bauchfütter,  auch  Unterbringung  einer 

gewissen  Anzahl  Pferde  auf  Grasung  zur  Sommerzeit,  gegen  gewisse  V  c  i  g  i.  (  u  n  g-" 
(Boiowski,  249 — 257).  Wegen  dieser  Vergütung  fehlt  der  reine  Stcucrcliaractcr. 
Der  adelige  Grundhesitz  war  aber  wieder  fk»i. 

7.  Verschiedene  andere  kleinere  Abgaben  des  platten 
Landes. 

8* 
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Borowski  S.  258  fr.  So  die  „Potsdamer  Bettgelder"  in  Kor-  uml  N\umark 
für  die  Unterhaltung  der  Betten  eines  Bataillons;  die  Branziese  von  Gutsbesitzern  mit 
Brnim  r.  rlitiiilv'  if  (Brauen  für  Eigi^nb'  Jarf  ttif  adeligen  Gutem  frei);  „Scbäferschatten- 
hutcnigeld*',  (jcldbeiträge  von  4,  5,  Ö  Tbl.  der  Uerrächaftea  iu  jedem  Dorf,  als  Bei- 
hilfe zur  bHaerlicbea  Gontrlbation;  in  Ost«  und  WestpreQSsea  auch  Kopf-,  Hon-, 
Klauenschnssc,  Schatz-  and  Nahranj^sgelder,  Bienenzinse  ron  geviasen  Penonen  avf 

köD.  Doin.iiioi:. 

8.  Allgcraeine  Landespflichten  des  platten  Landes  und 
der  Mediatstädte  noch  neben  den  Steuern:  Vorspann,  Einquar- 
tirungslast. 

9.  A  b  g  .1  h  V  n  d  e  r  ,1  u  den. 

Meiät  als  eine  Spccialart  der  dirccten  Besteuerung,  mit  gebubrenartigeu  Ele- 
menten verset/i,  aof/ufassen.  So  die  allgemeinen  Sebutzgelder  (z.B.  Kanons-  und 
Toluraii/Liebrihrrii  r|,r  in  Schlesien  etablirtcn  Juden),  iieli^t  Briträgen  für  bestitiiinte 
Zwecke  und  einzelnen  Abgaben  Terschiedeuer  Art  bei  äpeciellea  üelegenbeitea  (Bo- 
Tovski  II,  547  ff.).  FOr  die  pfllchtmJtesigen  Leistungen  haften  die  jfldischen  Golo- 
nien  solidarisch. 

An  Versoehen  zu  allgemeineren  directen  Steuern  hat 
es  ttbrigens  auch  im  preussiscben  Staate  nicht  gefehlt.  Zar  Deekang 
Yon  Kriegs-  u.  dgL  Ausgaben  griff  schon  der  Gr.  KurfSrst  zwei- 
mal (1677  und  1679)  y  sein  Nachfolger  achtmal  (zwischen  1690 
und  1710)  zu  einer  ausserordentlichen  allgemeinen  Kopf- 
steuer (Kopfschoss),  die,  wie  die  etwa  gletchzeittgen  österreichi- 
schen (§.  43),  englischen  und  französischen  „Kopfsteuern''  (§.  60 
und  81)  abgestufte  oder  Glassen-Kopf-  und  Landesstenern  waren. 

Sie  trafen  in  bestimmten  S  ii  um  Fürsten  und  König  an  (1000,  später  2000 
und  4000  Tbl.)  jeden  Einwohner  bia  zum  Tagelöhner  (4  (Jr.)  im  1  .  rirabeii  \><'\  j -iler 
Anlage  etwas  Uber  200,000  Tbl.  (Riedel  S.  32,  4J>).  Leider  bat  sub  daran  auch 
in  Preassea  keine  bleibende  Institotion  angeknüpft. 

§.49.  —  IL  Indirecte  Besteuerung,  nämlich  städtische 
Aecise,  Ergänzungssteuern,  Zölle,  Stempelwesen,  Ke- 
galien, besonders  Salzregal,  Tabakmonopol. 

1.  Städtische  Accise. 

niiruiann's  und  v.  Inr\in;i-Sf  er  negg'a  oben  S.  34  gen.  Aufsätze.  Hicdcl, 
Slaabhausb.  S.  31,  äO,  ßi.  loj  It.,  15b  H'.,  212  If.),  Scbmoller,  Epfjchcn  S.  CO  tf., 
über  das  „GemeinsaLUc  in  der  Acoisebewegung"  in  Deutscliland  und  andurcn  Ländern, 
eb.  S.  61  rt".,  Born  back  11,  112,  2.31.  343,  Beguelin,  Acciseverfass.  S.  94,  97  H'., 
eiiiS"  heTiil  iiltLi  die  franzöä.  Kegie  S.  lOt^ff.,  Uber  die  Yemraitang  der  Accise  S.  209, 
235  11,  B  ü  r  o  w  s  k  i  S.  'Ii] ,">  —  275. 

Die  Accise  mi  preussisehen  iStiiate  war  „ein  System  von 
(Stnats-)Steuern,  das,  ausschliesslich  aui  die  Städte  beschränkt, 
nehcu  einer  müssi^^cn  Kopf-,  Gewerbe-  und  Griiudsteiier,  wesent- 
licli  indirecte  Stenern  und  zwar  solche  aui  Gctriiuke,  Getreide, 
Fleisch,  Victualieu  und  Kauiniannswaarcn  umfasstc;  die  Erhebung 
fand  in  verseliiedener  Weise,  theils  beim  Einbringen  in  die  Sfndt, 
tlicils  bei  der  Truduction,  theils  beim  Verkaufe  statt.  Die  einzelnen 
Steuersätze  waren  relativ  sehr  niedrig,  aber  datUr  um  so  zahl- 
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reicher  auf  möglichst  viele  Artikel  und  Waaren  ausgedehnte^ 
(S  c  h  ni  0 1 1  e  r). 

Die  neue  Accisc  (im  Uuterbcbied  ?oii  der  alten  des  15.  .Tahrhuudeits  und  von 
den  alten  Tranlnteneru)  begann  iu  einzehion  Städten  der  ^ra^k  ItJll,  blieb  1667  uoch 
facultaliv,  wurile  dann  aber  16S0  (Ed.  v.  27.  Mai)  allgemein  eingeführt,  auch  im 
Herz.  Magdeburg  und  auf  einer  revidiitLii  Onhumg  von  JüS4  fi.  Jan.)  fest  begrünil.-t. 
1701  erfolgten  Erhöhungen,  auch  die  Einiühiun^^  in  l'oinmern,  unter  Friedrich  Wil- 
helm I.  diejenige  in  anderen  Provinzen,  unter  Friedrich  d  Gr.  in  Schlesien,  erst  spät 
in  den  westfal.  Provinzen  flTTTl,  wnV'V  mannigfarhciii  Wider^pruoh  fs  T^c^U'-Iin 
S.  17_'fl'.),  juK'li  lulcUt  lb04  in  den  Erwerbungen  aus  dem  Rcichsdeputations-Haupt- 
schhis>,  dagegen  nicht  in  Stld-  und  Neuostpreussen.  1736  (29.  Dec.)  wurde  ein  am&ssendes 
Accise- Reglement  erlassen,  1700  die  Yirwaliung  der  A'^cisf  unil  Zolle  einer  eigenen 
Administration  unter  französischen  Beamten  („Regio aus  steuertechnisclieu  GrUudeu 
ilbertra^en  (s.  Beguelin  8.  108 ff.,  Riedel  8.  lOdff.),  diese  rerbasste  Einrichtunf 
aber  17S0  von  Friedr.  Wilh.  II.  wieder  beseitigt.  S  Instruct.  v.  15.  Nov.  1786, 
Acciäctarif  r.  25.  Jan.  1787  and  Heglement  ?.  3.  Mai  17S7.  (Dober  die  strittigen 
finuudellen  Ergebnisse  der  fnuizOs.  Regle  s.  Riedel  S.  160).  Die  Tarife,  anfangs 
pronncicU  verschiodcn,  urarden  17S7  mehr  unificirt  (s.  Borowski  S.  270). 

Die  accisepflichtigen  Haupfartikrtl  waren  1)  Getrei<l  Eingangsaccise  von  allem 
in  Städten  ciogehenden  Getreide,  i.  B.  4  Pfeun.  v.  Schellel,  Accise  auf  Scharren- 
nnd  Hani»l»acken,  Weizcnmchlstencr.  Mahlaccisc,  der  aneli  Mebl  and  Brot  Tom  Lande 
tinterworfen  war.  Nach  der  Verwendung-  des  (Ictrcidc? .  in  Brot.  Ri':^.  Branntwc^in 
verschiedene  Sätze,  z.  B.  Mahlacoise  für  Weizen  zu  Brot  ti  oder  8  Gr.,  Koggen  2  Gr. 
p^Soh.,  (letreide  znmBranen  und  Brennen  16,21  Gr.  —  2)  Getrftnkeaccise,  bes. 
TOn  Bier,  bez.  vom  Malz,  ehe  es  zur  Muhle  fr<'ht  fatiss-jr  den  älterni  .,Birr- 
ziesen'*,  in  veiächiedenen  Laudcäthcilen ,  deren  Ertrag  meist  nicht  iu  die  Staats»- 
casse  ging);  Ton  Branntirein  nach  dem  Schrot;  ron  Wein,  Land«  und  fremden 
Weinen  nach  Sorte  und  Güte.  —  3)  Fl  nsclnn  eise  (Schlachtacciso  von  Stharn  ti- 
SchlacUtvieh ,  Accise  vom  Haassdüachten,  Ka&diun£»accise  ?on  dem  zum  Yeikauf  in 
St&dten  eingehenden  Yieh;  ron  dem  vom  platten  Lande  eiogehenden  Fleisch  aller 
Art,  auch  Speck,  von  Federvieh,  Wildprett,  aller  Art  Fischen;  Accisc  vom  Vichhandd 
auf  Jahrmärkten.  —  4)  Accise  von  anderen  Lebens-  und  Gonussmitteln,  "Vic- 
tualien,  Material-,  Colonial-,  Specerei-,  Apothekerwaaren,  so  von  Kaffee,  Chocoladc, 
Zucker,  Thee,  Tabak,  Gewürzen,  S}>ccen;ien,  Delicates.scn.  Salz.  Essig,  Obst.  Garten- 
frücbfcn.  Eiern,  Eutter,  Tlouiir,  Käse,  Oeleii,  ^ledioauieiiten,  MiiiL-rahrasser.  -  5)  Accise 
auf  Ruh-  uihI  Hilfübtufie  der  Production,  Fabiik;itiün,  auch  auf  gewisse  Manu- 
factur-  und  Fabrik  waaren  selbst,  z.  B.  Talj;,  ll.iar  ;,  Borsten,  Federn,  Leder,  Stärke, 
Nutzholz,  Flachs,  Hanf,  Baumwolle,  Steine,  Metalle,  Faihwaaren,  Seidenwaaren. 

Frei  von  Accisezablang  (excl.  Delicatessensteuer)  waren  aber  auch  hier  wieder 
die  adelige  Grundberrdcbaft  a.  dgl.,  die  in  nnd  bei  accisebaren  Städten  anf  ihren 
Gütern  wohnt,  auch  deren  Pächter  und  Wirthschaftsdiener ;  ferner  Geistliche,  Uni- 
versitäten, Stiftungen  u.  dgl.,  Postmeister  und  Posthalter,  Domänenbeamte.  Forst- 
bediente,  Rittergutsbesitzer  und  deren  Beamte.  Waaren  für  Militär  und  Fürsten;  auf 
gewisse  Freijahre  auch  Kunstler,  Fabrikanten,  Handwerker  mitunter.  Endlich  au  sich 
die  Bewohner  des  platten  Landes.  Docli  müssen  sich  diese  eininil  factisch 
gewöhnlich  mit  den  gebrauchten  acciscpfliclitigeu  Waaren  aus  deu  SiiUteu  versehen 
und  sodann  müssen  die  Land-Krilmer,  Krüger,  Wirthe  ihre  >\'aaren  auch  specieli  ans 
dm  Städten,  unter  besonderer  vom  A' « iseamt  coutrolirter  Buchführung  entnehmen. 
Insofern  tragt  das  platte  Land  (auch  der  Adel)  die  Accise  doch  theil- 
weise  mit.  Ausländische  höher  belegte  Waaren  mOssen  femer  auch  Ton  Land« 
lltiüneru  und  Landbewohnern  bei  directem  Bezug  veraccist  werden. 

Die  Verwaltung  der  Accise  besorgten  in  oberster  Stelle  eine  General- Accise- 
uud  Zolladministration,  in  jeder  Provinz  dann  eine  Proviucial- Accise-  und  ZoU- 
direction,  in  deu  Städten  endlich  die  Acdse-  and  Zollämter.  Die  Erhebung  und 
Confrole  erfolgte  zunächst  an  den  Thoren,  durch  die  Thorsc  Ii  reDicrcien 
beim  Eingang  der  Waaren  in  die  btiiilfe,  doch  durften  hier  nur  kleine  Berrä<;c  bis 
4  Gr.  in  mittleren,  bis  10  Gr.  in  grossen  Städten  erhoben  werden.  Grössere  Heträge 
vniden  dnrch  die  Acciseh&ttsor  in  deu  Städten  eingezogen,  wohin  die  Waarea 
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demgcinäss  unter  Coütrole  zu  leiten  waren.  YomcbmUcli  für  den  grösseren  ond 
Orossvorkchr  des  Handels  dienten  die  F*ckh5fe,  mit  Lagerrftomea,  meut  an  StiOmen, 
zaent  1699  anf  dem  Werder  za  Berlin  eingerichtet  (ß.  Begvelin  S.  200  ff.). 

2.  ErgänzangBBteuern  dieser  ordentlichen  oder 
Hanpt-Accise  waren:  gewisse  Zuschläge  in  besonderen  Fällen, 
sodann  die  sogen.  Fixaccisen,  endlich  gewisse  d  i  r  e  e  t  e  städtische 
Stenern. 

a)  Zu  den  ersteren  {^ehöron  die  ..Ergänzungs- A<"cise",  zur  Auj^sleichanfj  bei 
Waaren,  welche  aus  Provinzen  und  Orten  mit  niedrigeren  in  solche  mit  liöhcren  Accise- 
sätzen  gehen;  die  Nachschussaccise,  von  accisepflichtigea  Waaren,  welche  von 
einer  Stadt  oder  Provinz  in  die  andere  vcwandt  worden,  4  Pfcnn.  v.  1  Thl.;  die 
Uebertra?riiri  gsacrisp,  ein  '/usriilaar  zur  Accise  für  ^^'aarf•Il.  il-'ron  Acci«c  min-  " 
destcns  12  (ir.,  im  Betrage  vuii  1  (ir.  4  Pf.  p.  Thl.,  mit  Auaiiahmcn;  der  luipost, 
höherer  Aufschlag  bei  gewissen  Luxussachen,  besondei-s  Wtinen;  die  Losu  ngsaccise 
für  Waareu  des  platten  Landes  zom  Verkauf  auf  Jahrmärkten  (meist  2  7«)>  Wage* 
gelder,  Zettelgeldcr  u.  dgl. 

b)  Die  Fix  accise  traf  in  offenen  Städten  einige  Gegenstände,  wie  Holz, 
Gartengewächse,  Wirthschaftsvieh;  auch  waren  mitunter  cinzeliu-  vorsflhltisi  h^  (ii  werbe 
nach  fixen  Sätzen  belastet,  ferner  auf  dem  platten  Lande  diejenigen  Landhaudwcrker. 
welche  Ober  die  bestimmte  beschränkte  Zahl  hinaus  zugelassen  wurden  (Beguelin 
S.  21 I  K 

c)  Städtische  Aecker,  Wiesen,  Gürten  waren  insbeäouderc  iu  offenen 
Städten  an  Stelle  der  Accise  ron-  den  Erzeugnissen  einer  directen 

Roalslcucr,  das  städtische  Milchvieh,  in  einzelnen  Landestheileu  auch  das  Zug- 
vieh, Ochsen,  Pferde,  einer  besonderen  V'iehsteucr,  für  welche  Kegi^ter  des 
Bestandes,  des  Ab-  und  Zugangs  geftlbrt  wurde»,  unterworfen.  —  Eine  Steuer  für  die 

Stadtcasse  war  dan<  lHii   ler  alte,  zuletzt  1707  und  1713  regulirte  Schoss,  eine 
Realsteuer  von  Häiis  'ru,  üuiten  und  ländlichen  (irundatUcken  der  Städte, 

3.  Zölle,  Landzöllc  zwisclion  den  Provinzen  an  [»estimmten 
Strassenstellen  uiul  Orten  im  liiuneiilande,  noch  mit  Zwang,  die 
ZoUstiasscn  inne  zu  halten  und  (V.ntrole  dardber;  iTrenzzölle 
als  Durch-,  Ans-  nnd  E  i  n  a  n  <;  8  z  <)  1 1  e ;  F 1  u .s  s  -  nnd  W a  s  s e r - 
Zölle;  Schilftahrtsabgahcn;  Hafengelder  u.  dgl,  m. 

Sie  hatten  zum  Theil  noch  don  älteren,  gemischt  gebühren-  und  steuerartigen 
Oharacter  eines  Entgelts  fttr  die  Benutzung  der  Strasse.  Brücke,  einer  Schutzabgabc, 
einer  Erlauhuissgebiihr ,  zum  Theil  schon  einen  reineren  fiscalischen  oder  Stcuer- 
character,  so  in  der  höheren  Belastung  fremder  feinerer  und  Luxuswaaren.  enillich 
auch  volkswirthschaftliche,  schutzzöllnerische  Nebentendenzen,  bei  fremden  l'abrikwaaren 
(Ed.  v.  1772);  auch  wollte  man  nach  Möglichkeit  das  „Ausland"  mit  belasten,  so  in 
den  Durchfnhrzöllen.  Di  r  Zull  wmdo  putweder  nach  Transporteinb- it  mi,  so  in  älterer 
Weise  nach  Pferdelastcu ,  oder  iiacJi  der  Gewichtsmenge  (CJentnerj  oJur  sj^ecißcirt  in 
rerschiedenen  Sitzen  nach  Waarengattungen  erhoben.  Die  finanzielle  Bedentong  des 
gesammtcn  Zo!lwe>^ens  hlifh  indessen  neben  derjenigen  der  .-Vccise,  mit  dem  es  in 
engster  Verbindung  staud.  noch  untergeordnet.  Die  SchalTuug  eines  einheitlicheu 
binnenzoll-freien  inneren  Markts  durch  ein  eigentliches  LandesgrenzzoH-System  wurde 
noch  iiirht  err^^irlit,  -«-enii  auch  ISO.^  die  die  Provinz'^n  von  eiiiaiuli  r  >rh'idt:-nilen 
Landzölle  endlich  aufgehoben  wurden.  Die  Acciseverlassung  hätte  dauu  auch  erst 
grundlicb  umgeändert  werden  mitsseo.  Der  Colonialwaaren-Consum  war  auch  noch 
nicht  ausgedehnt  ?-cnn£r.  iim  die  Einfuhrzi'ilfo  als  t'inanzzölle  recht  ergi'  bi^r  m  ma-  Ik  ii 
£r  wurde  aus  mcrcautilistischen  ßucksichtcu  wohl  selbst  zurückgedrängt  (Kaffee  unter 
Frledricli  n.>. 

4.  Stempelwesen. 

EiugL'fuhrt  unter  dem  Gr.  Kurfürsten  1682,  seit  1683  in  den  Rechnungen  er- 
scheinend,  schon  1695  und  1701  erweitert,  wurde  es  1765  (Ed.  v.  16.  Mai)  u.  1766 
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(UanptregL  r.  13.  Mai),  noch  weiter  auf  andere  VcitrüKc  und  ürkundeo  ausgcdehot, 
-  auch  in  bisher  stempelfreien  Provinzen  einj^eführt.   Ohjcrt  varen  vorscbiedeno  Papiere 

hei  gcrichtlicbeii  und  Verwaltunjjjsactcii  (köii.  Patente,  Diplome,  BestaUniii^eii.  Consense, 
Bajnadiguiigen ,  Concessioücu ,  Privilogicn.  Stjnidrsnilioliuiiirt?»  ii.  s.  w.),  Documcnto, 
Urlranden,  Conlracfo  bei  Werth  von  über  50  Thl.,  \Vccli>ol,  ()bli!;atioiieii,  Erb- 
tli»  ihiiiLren,  Vollniachicu ;  auch  kaufmännische  Hatidflsbuchcr  (..Faraphcnstempd**, 
1 — 10  Thl);  dann  Spielkarten,  Kaieuder  u.  a.  in.  {({«l  owski  S.  Xrl—Hiil). 

5.  Rej^alicn.  Ausser  den  nicht  speciell  hierher  gehörenden, 
Uebersehtisse  gebenden  Münz-  und  Postregalien,  den  voriibci- 
gehend  für  die  Finanzen  fun^qrendcii  Lotterie-,  Tabak-  und 
Kaffcebrennerei-Regalien  bez,  Monopolien,  dem  Berg-,  Bern- 
stein-,  dem  Mühl  stein- Regal  ist  hier  besonders  nur  das  Salz- 
regal zu  erwähnen. 

Dassclbt  li;it  in  s.  in  r  adniinistrativcn  Einrichtunfj:  it  dem  Gr.  Kurftir.^t'iii.  d^  r 
eä  1656  in  uula^iscadom  Maassc,  doch  unter  Fruiiatisung  der  Prülatea,  Herren  und 
Ritter  eingefQhrt  hatte,  Terschiedene  Verandernnfren  erfahren  (Riedel,  S.  20,  41, 
79,  yS,  217,  Borowski  II,  ;n4  fl.)-  In  <len  mit  Ti  .  ivn  (rchchiosseaeu  Städten  durfte 
das  äalz  nur  mit  den  amtlichen  Attesten  der  Kon.  SalzinspectorcA  u.  Factorcn  ver- 
schen eiiig^ehcn ;  ausserhalb  derselben  gab  es  Salzniedoila^en  nnd  Salzfactoieion  (Seile- 
reien). Hier  bestand  (seit  17»ir>  im  Ä;tnzen  Staate),  wie  in  «rrosseu  Theileu  Frank- 
reichs (§.  63)  die  Einrichtung  der  sog.  Salzconscription,  wonach  jedem  Ilauswirth 
jahrlich  eine  bestimmte  Menge  Salz  /.um  Ankaut'  nacii  dem  Regalpreisc  verschrieben 
wurde  (zulet/t  4  Metz.  p.  Kopf  jeder  über  *J  Jahr  alten  Person,  dazu  <  'm  Zuschlag 
fiir  Eiasi  lilai  Ilten  u.  für  Mih'hvieJi ,  sowie  .  vuntti'  U  mm  Brauen),  in  darülior  zu 
f  ilncadcu  Buchern  wurde  der  Ankauf  controlirt.  Ltwaiger  Minderconsuui,  bc/„  An- 
kauf war  uiit  höherem  Satze  nachträglich  za  faerichiiiren.  So  kam  die  Salzsteuor  in 
dieser  Form  einer  directen  Kopfsteuer  voll«  lui^  <j;-Ieich.  Der  grundb(!siiz<'ndö 
Adel  war  von  dieser  Coiiscriptioa  frei.  Ei-st  lhu.">  t)  ward  die  Aufhebung  dieser 
Einrichtung  beschlossen,  zugleich  mit  anderen  Yerwaltungsreformen  auf  dem  Gebiete 
des  Sal/i' izals.    Der  Ertras?  war  um  1^0.5  c.  ^/^  Mül  l'lil. 

Das  Tabakui onopol  wurde  1705  eingeführt,  zunächst  au  eine  6ei»ellschaft  ver- 
pachtet, nach  deren  Misslingen  kanse  Zeit  an' die  franzAsisehe  Reg^e  ttbertra^ren,  dann 
aber  durch  eine  ?enist;indige  Staat->behnrilo  vi  rw.üt'  t.  Vfv  Ertrag  stieg  hi<  17<r>  vtj 
auf  c.  1.2S6.UUÜ  Thl.  Unter  Friedr.  W  ilhelui  II.  wurde  es  indessen  gleich  nach  dessen 
Regierungsantritt  aaPgehoben,  1797  von  Nenem  eingefalirt,  rcn  Friedrich  Wilhelm  III. 
iedui  h  noch  in  demselben  Jahre  vleder  besr  ifiuf  und  nur  der  in-  und  ausländische 
Tabak  huber  besteuert  (Kiedel,  S.  103,  laU,  100,  213).  —  Das  seltsame  Experi- 
ment des  Kaffeebrennerei-Monopols  (1781),  wonach  eine  StaatsbehCrdc  das 
ausschliessliche  Recht  erhielt,  Städte  u.  plattes  Land  mit  jr:ebranntcm  u.  gemaldenem 
Katl'co  zu  versehen,  war  auch  nach  einer  aus  tiscalischen  Rücksichten  und  um  des 
Schmuggels  Willen  erfolgten  Herabsetzung  der  ubeitriebenen  Prei.stj  wenig  ergi<;big 
(Reinertrag  zuletzt  96.000  Thl.)  u.  wurde  nach  Friedrich  des  (Jr.  Tode  auch  sofort 
aufgehoben  ilJiedel,  10(i— lOS,  134).  üeber  die  Lotterie  (1763,  Zahlenlotterie, 
später  mit  Gki^senlotterie  verbunden)  s.  Odcbrecht,  Cicsch.  d.  prcuss.  Lottcrieweseus, 
Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  I,  und  jetzt  bes.  Warschauer,  Zahlenlottccie  in  Preussen, 
Lcipz.  1SS5,  {UhiV.  d;i-.rI1i-t  S.  3,  9). 

lu  der  bchluaspciiude  des  alten  prcuasischen  SUiaU  um  1806  werden  die  ge- 
sammten  Stenern  auf  16—20  Mill.  Thl.,  neben  c.  S  Mill.  Thl.  .Domanial-Keiu- 
ertrag  c^schätzt  (Schnioller,  Epochen  S.  74).  Die  Contribution  des  platten  Landes 
wird  auf  ä.b,  die  Accise  der  Städte  auf  y.5  Mill.  Thl.  veranschlagt  (ob.  S.  60). 
Riedel  giebt  fUr  1796—97  als  Bruttoertrafp  der  Acclae  7.83.  der  ZOUe  2.98,  so- 
sammen  nebst  Strafgeldern  1  M  O  t ,  netto  8.80  M.  Thl..  nach  dem  Etat  iHt  1806—7 
11.32  M.  Thl.  br.  nn  (S.  KM, 

Die  Besteuerung;  hat  hiernach  schon  über  -/;;  der  Siaatsciu- 
kiinfte  und  in  ihr  die  indirecte  Besteuerung  (einschliesslich  iSak- 
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regal,  Lotterie)  nach  der  Bruttoeinnahme  wieder  Uber  betragen. 
Kacb  der  Einrichtung  der  directeo  and  iodirecten  Besteuerung 
lastete  der  Steuerdruck  aber  ganz  Überwiegend  auf  den  unteren 
und  den  Mittelclaasen.  Die  Städte  erscheinen  wohl  auch  dem 
platten  Lfinde  gegenüber  stärker  belastet,  wenn  man  auch  ihre 
grossere  Stenerlähigkeit  und  die  Mittragnng  der  Aceise,  der  Zölle 
und  der  Salsstener  im  Regal  dnreh  die  Landbevölkerung  mit  be- 
Tfleksichtigt.  Das  siod  Mängel,  welche  gleichwohl  den  hohen 
Werth  der  Gestaltung  eines  leistungsfähigen  Steuersystems  in  dem 
unter  so  manchen  Schwierigkeiten  sich  entwiekelnden  brandenburg- 
preussischen  Staate,  in  Ländern  von  den  knappen  fievölkerungs-, 
Wirthschafts-  und  Culturverhältnissen,  wie  sie  einmal  damals  hier 
bestanden,  doch  nur  wenig  schmälern  können. 

Schffiollei  a.  a.  0.  S.  73  faäät  sein  Unheil  über  das  iltere  preossiäche  Fluanz- 

wsen  also  ztHammen:  ,,Es  ist  natürlich  zuzugeben,  ilass  es  ni'^mals,  selbst  in  seiner 
bcätuu  Zeit  iiiciit,  absolut  vollendet  war:  es  trug  uach  allua  Seilen  den  Stempel  seines 
Ursi>ruDgs  an  sich.  A'ieles  hatte  die  Noth  v.  nicht  die  Einsicht  dictirt.  Die  Accise 
hatte  manche  Mängel,  die  ländlichen  Kataster  waren  theilweise  noch  entsetzlich,  die 
Steuerfreiheiten  des  Adels  dauerten  in  mehreren  Frovinzea  noch  fort.  Das  Cassou- 
wesen  war  noch  nicht  eiiüieidich  i^erefelt  Es  existirte  noch  keine  Centralcasse,  in 
der  sich  samintliche  AusctiIi'  H  u.  Eiiiualuneii  ■  iiiheitlich  iiheil'lirlcen  liossen.  Aber 
im  Grossen  u.  Uauzcu  ist  dieses  biuanzivebeii  doch  eine  der  grösäteu  Leistungen  hoüeu- 
zoUeniscW  Staatsknnst**  Dies  Drtheil  d«s  in  dieser  Materie  besondetB  competenten 
Autors  möchte  wohl  zu  billigen  btiii.  a^.  r  allerdings  nur  mit  wesentlichen  Einschrän- 
kungen, soweit  es  den  Vergleich  mit  England,  Frankreich,  Oesterreich  an- 
langt, velchen  SchmoUer  2a  sehr  zu  Gunsten  Freuseens  ausfallen  issst. 

5.  Abschnitt 

Franaösisches  i'iiian25-  und  stcuctwcRon  vom  8.  bis  Ende 

des  18.  Jahrhunderts. 

I.  Einleitung. 

§.  50.  Frankreich  erfreut  sich  einer  umfassenden,  eingehen- 
den und  vielfach  aHSi^e/cichnetcn  wissenschaftlichen  Bearbeitung 
seiner  Finanz-  und  t5tcucrgeschichte.  Diese  Literatur  Ubertriflft  die- 
jenige Deutschlands  entschieden ,  was  sich  al)er  freilich  aus  der 
leichteren  Aufgahe  mit  eiklärt.  Die  frauzösische  Finanzgeschichte 
ist,  wie  alle  Finanzgescliiehtc ,  das  .Sj)icgelbild  der  ])olitischen  Ge- 
schichte, Die  Entwicklung  und  jeweilige  Gestaltung  der  Finanzeu 
wurde  durch  die  politischen  Verhältnisse  maassgebend  bestimmt 
und  hat  dann  wieder  der  Staatsentwicklung  Vorschub  geleistet,  so 
u.  A.  besonders  die  frtihe  Einbürgerung  eines  festen  Hteuersystems, 
der  dirccten  taille  und  einiger  wichtiger  indirecter  Steuern 
(auf  Getränke,  besonders  Wein,  Salz  u.  a.  m.)  sehon  im  15. 
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Jahrhundert.  Dem  Köiiigthum  glttokte  es  früher  und  in  stärkcrem 
Grade,  zor  Obmacht  za  gelangen,  den  Staatsgedanken  zur  Ent- 
wicklung zu  bringen  nnd  ein  förmliches  staatliches  Finanz- 
und  Steuersystem  zu  bilden.  Wie  die  politische,  so  ist  daher  auch 
die  französische  Finanz-  nnd  Stenergescbichte,  trotz  zahlreicher  bis 
zur  Hevolution  yerbleibender  proyinzieller  Verschiedenheiten,  schon 
in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  nnd  vollends  vom 
16.— 18.  Jahrhundert  eine  viel  einheitlichere,  als  die  deutsche. 
Das  erleichtert  natürlich  auch  die  wissenschaftliche  Ansammlung 
und  Verarbeitung  des  Stoffs  ausserordentlich. 

Am  SchlusB  des  ancien  regime  waren  zwar  im  Finanz-  nnd 
Stenerwesen  schwere  politische  Mängel  geblieben«  welche 
vornehmlich  auf  das  absolute  Regiment  und  das  Frivilegicnwesen 
zurückzuführen  sind.  Aber  selbst  auf  diesem  Gebiete  waren  unter 
Ludwig  XVI.  durch  Tür  gut,  Neeker,  durch  einzelne  Intendan- 
ten der  Provinzen,  durch  die  neuen  Provincialversammlnngen  und 
die  Notabeluversammlong  von  T787  wichtige  und  entscheidende 
Reformen  in  Bezug  auf  Bcschiaiikang  willkührlieher  Ausgaben, 
auf  den  königlichen  Hof  halt,  auf  Verbesserung  und  gerechtere 
Vci  tlieilung  der  directen  Steuern,  namentlich  der  tnille,  theils  schon 
ausgeführt,  theils  angebahnt  worden.  In  finanztechnisch  er 
Hinsicht  war  aber  sogar  die  indirccte  Besteuerung  (Getränke- 
stenern, Tabakmonopol)  unter  der  Verwaltung  der  fcrmes  und  die 
Verkehrsbestcuerung  (Vorläufer  des  En  i  e  ^  i  strcm  ent; 
droits  de  contn'de,  d'  iusiuuation,  de  centi^'me  dcnicr),  dann  das 
Etat-,  Rechinnigs-,  Zahiungswo^  m  (comptabilite)  schon 
ziemlich  vollendet  eingerichtet.  Es  handelte  sich  auch  hier  mehr 
um  allgemeine  volkswirthschnftliche  nnd  ]iolitisc})f^  Roformen  (im 
Zollwesen,  bei  der  Salzstcner,  der  drückenden  gabeile),  als  um 
technische  und  rein  administrative.  Das  französische  Stenerwesen 
steht  in  letzterer  Hinsicht  im  18.  Jahrhundert  doch  sclion  recht 
hoch  und  konnte  für  andere  Grossstaaten  in  manchen  Einrichtungen 
als  Muster  dienen.  Die  genaueren  Darstellungen  neuerer  franzö- 
sischer Fachschriftstellcr  werden  hier  dem  ancien  regime  wieder 
gerecht.  Man  begreift  danach,  dass  es  bei  einem  Friedrich  d.  Gr. 
doch  nicht  nur  seine  bekannte  allgemeine  Vorliebe  ftir  französische 
Einrichtungen,  sondern  gute  sachliche  Gründe  waren,  die  ihn  zur 
Uerbeiziehung  französischer  Finanzbeamten  veranlassten.  Aach  ist 
gerade  jUngst  wieder  der  genauere  Nachweis  geliefert  worden, 
durch  Ren6  Stourm,  dass  sich  die  willktlbrliche  Zerbreehung 


Digilizcü  by  Google 


122      6.  B.  I.K.  Stcucrgescliiclile.  2.  H.-A.  S.A.  FraDlircicb.  §.50. 

des  überkommenen  Steuersystems  in  den  ersten  Jahren  der  Kevo- 
lation  bitter  räclite  und  dass  bei  dem  Aufbau  des  Steuersystems 
des  modernen  Frankreich  unter  der  ersten  Republik  und  unter 
Napoleon  1.  fast  überall  an  die  besten  Traditionen  de»  älteren 
Systems  angeknüpft  wurde  und  werden  musste.  Vieles  was  als 
„nen^^  gilt,  bat  sich  bei  genauerer  Betrachtung  nur  als  Wieder- 
herstellung und  freilieh  auch  nach  der  politischen  Seite  als  Ver- 
besseruDg  des  „Alten"  erwiesen'.  Nur  die  äuchtj  möglichst  ttberall 
die  „grosse  Revolution'^  als  Schöpferin  von  durchaus  Neuem  er- 
scheinen zu  lassen,  hat  dartther  Täuschungen  bewirkt. 

Für  die  allgemeine  Stcuergeschichte  nnd  für  dieFinans- 
wissen Schaft  ist  diese  Wiederherstellung,  Fortfahrung  und  Ver- 
besseruDg  des  Finanz-  und  Steuerwesens  der  alten  französischen 
Monarchie  in  demjenigen  des  „modernen  Frankreichs"  des  19. 
Jahrhunderts  besonders  zu  beachten.  Wiederum  zeigt  sich,  dass 
die  Dinge  hier  viel  mehr  „geschichtlich  gebunden"  sind,  als 
die  individualistische  Auflassung  annimmt  Die  gegebene  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung  und  Recfatsordonng,  die  gegebenen 
Anfordertingen  an  den  Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper, 
die  gegebene  politische  Organisation,  für  welche  die  mehr  for- 
malen Fragen  der  Verfassungsform  hier  nur  von  relativ  unter- 
geordneter Bedeutung  sind,  entscheiden  fiber  die  öffentlichen  Finanz- 
bedürfnisse nnd  Aber  die  Art  ihrer  Deckung,  daher  über  das  Steuer- 
system,  über  die  Gattungen  der  Steuern,  in  der  Hauptsache. 
Nur  Ijci  dem  Ausbau  im  Ein/. einen  kann  sieh  der  politische 
Standpiinct,  der  Wunsch  und  Wille,  die  tcubuisehe  Fähigkeit  der 
Gcsetzgel)er  ^spccieller  ^on  Eintliiss  zeigen.  Wenn  selbst  ein  Sturm, 
wie  er  in  den  17lK)er  Jahren  über  Frankreich  dahin  fegte,  es  nicht 
dahin  gebracht  hat,  dass  eiu  wesentlich  anderes  .Steuersystem,  son- 
dern nur  das  cutwi.  kclte  und  verbesserte  des  ancieu  regime  nach 
wiederhergestellter  Ordnung  das  Steucrsysteni  des  naeh-revoliitio- 
nUrcn  Frankreich  geworden  ist,  muss  doch  wohl  eiu  solchc8 
System  wenigstens  in  seinen  Hauptpuncten  ein  notliwendig  ge- 
gebenes sein.  Hat  es,  wie  gar  nicht  zu  leugnen  ist,  ininier  noch 
grosse  politiselie,  wirtliseliatiiiciie  und  technische  Mängel,  so  folgt 
daraus  natürlich  die  Pflicht  des  Theoretikers  und  Practikers,  diese 
Mängel  festzustellen  und  mögiiebst  zu  beseitigen.  Aber  nur  der 
Doctrinär  und  der  politische  Dilettant  kiinncn  aus  solchen  Mängeln 
und  aus  der  sich  immer  wieder  bald  offenbarenden  l'nmöglicbkcit, 
diese  Mängel  alle  genügend  zu  beseitigen,  ein  Verdict  gegen  das 
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ganse  System  ableiten,  in  dem  Wahne,  es  duroh  ein  von  Grund 
ans  anderes  and  „voHkommenes"  ersetzen  zu  kOnnen.  Die  „Voll- 
kommenheit"  ist  anch  hier  nnr  das  Ideal,  dem  znzastreben,  das 
aber  ewig  nnerreichbar  ist  Die  „Unvollkommcnheit*^  ist  und  bleibt, 
wie  leider  in  allen  Realitäten  dieser  Welt,  auch  hier  das  Gesetz, 
das  uns  und  unsere  Einrichtungen  beherrscht  Das  lehrt  auf  dem 
finanziellen  Gebiete  ein  Vergleich  der  Besteuerung  Frankreichs  im 
18.  und  19.  Jahrhundert  in  besonders  deutlicher  Weise. 

S.  «bor  dift  französische  finanzielle  Litcmtur  die  in  B.  l  (3.  A.)  S.  55  a. 
56 — 57  genanjit  II  WVrki-.  Aus  dm  iilt.  lon  Lit,  siad  IJailly.  hist  Iii»,  u.  die  Eitt- 
leiiangeii  iu  Pastorct's  ordomi.  des  rois  de  Franco  Iiorvoi/ulicbcn.  Eine  kurze  Ucber- 
sicht,  besonders  nach  den  persönlichen  Moinenton  ((lencralo(tutroleurt'),  aber  ohne  ge- 
nügende Darstellung  des  Sachlichen  a.  meist  aus  Monthion's  in  B.  I,  S.  5S  grco. 
Schrift  giebt  Bi  fssoii  bist,  finano.  (Ins  imi  l^2S;  2.  Aufl.  ISJO),  Unter  der  neuesten 
Jinanxgüüchichtliohen  Literatur  ja^icii  iicivoi:  Vnitry.  ctudes  sur  le  rr^'inie  tin.  d. 
1.  Fr.  Ä?ant  la  revolution,  3  vol.  Par.  1878  ff.  u.  Clauiairorao,  hisL  de  1'  iwpdt 
eil  France,  bisher  t^  vol.,  Par.  1*^()T.  1*^f>S,  IST»",,  bis  zum  Scbluss  der  Be- 
gicrung  Ludwijr"  XV.  Ein  weiterer  Band  Uber  Ludwig  XVL  ist  zu  erwarten.  Eia 
roizQgliches  Werk,  das  der  folfreaden  öebasicht  zomeist  zo  Grande  liegt.  Den  Za* 
stand  ;irii  Si  lliums  rlos  anrii  ii  r<'''jritn'"  cr.iicht  mau  gut  aus  Ni'rivcr's  Scbrift'  H .  be- 
sonders aus  den  —  alierdiugs  sehr  weitscbweiügcu,  in  ein/elueu  Abscluiitteu  neben 
viel  Gafem  unertrS^Iiches  SellMtbevusstseio  zoigendon  —  drei  Binden  de  l'admini- 
stration  des  hnanccs  de  France,  17S4,  auch  mit  Kefonnvor.-vchliig^<  ii  /  H.  Unification 
4icr  (iabelle,  der  Salzsteueru).  üebur  die  ein/einen  Steuern  u.  durcu  Kiurichtaiig  im 
damaligen  Franltruich  die  Encyclop.  ni6thodi(iue,  financus,  17S4.  Kurze  Ocheraicbt 
dieser  Jbstcuerung  bei  Vignes,  traite  des  iuijuits,  Par.  ISSO,  4.  ed.  1.  lü  fl.,  I  I'J  ff. 
Die  allgemeinen  poIitisch-Mi  Missständo  in  der  damalig'cn  Besteueruii!;,  d.-n  Steuerdruck, 
die  Einwirkung  dieser  Verhaltnisse  auf  die  Rerolotionsbewe^ung  schildert  Tai n  e  gut, 
Entstehung  des  modernen  Frankreich,  (I).  Feberset/.  v.  Katsclier,  l.eipz,  IS77,  bes.  1, 
B.  5,  K.  2.  S.  35JMt.).  Jungst  hat  dann  Ben»'  Stourui  in  dem  2b5ndigen  Werke: 
les  finances  de  1'  ancien  regime  et  de  la  revolutiou,  origines  du  Systeme  tin.  actuel, 
Par.  1885  durch  einen  historischen  Rückblick,  besonders  auf  die  Periode  des  18. 
Jahrhunderts  und  durch  eine  einj!:ehende  Darst'  llung  der  ,.Neu;;eüfriltniig"  des  Steuer- 
systems in  der  Kevolutions-  und  Kaiserzeit  unter  genauer  Verglcichung  des  iiltcreu 
Stcuerrechts  und  der  unter  Ludwig  XVL  «ocli  vor  1789  geplanten  Reformen  mit  der 
bestebenclfii  ncsctziiobiing  nachgewies'-rt.  »iass.  wie  gesagt,  di(>-  Vei  Itiii-lung  des  neuen 
mit  dem  alten  Steuersystem  doch  eine  viel  innigere  ist,  als  man  meistens  obuc  ge- 
nauere Untersucbanf  angenommen  hat.  Stourm  zeif^t  das  im  Einzelnen  bei  den 
vrrscbif'letifn  Steiii'raattiintrcn  un<}  nrinasslirt  den  nft  v-rkündctcn  Rulim  diT  ersten 
Rcvolutiousjabre  erheblich.  Es  crgicbt  sich  bcsouders.  wie  thöricht  die  Micderreissuug 
fast  der  ganzen  indirecten  Besteuerung  vnr,  ohne  dass  man  dafür  einen  Ersatz  hatte 
oder  «imn  solchen  iii  der  Reform  der  directen  Besteuerung  finlen  Kininte.  Erst 
Napoleon  L  schaffte  durch  die  Kuckkehr  zu  passcndcu  indirecten  iiteuern  (auf  (ie- 
trftnkc,  Tabatmonopol)  hier  Wandel.  S.  aQCb  Sadre,  les  fin.  de  la  Fr.  an  XIX.  sii^cle, 
2  Tol.  Pai.  t^^.-t,  II.  1.  1.  ch.  I  ir.  (handelt  besonders  Uber  die  Zeit  v.  1800  bis  1848). 

§.  51.    Für  die  Zeit  von  der  endgiltigen  AuHösung  der  caro- 

liDgiscben  Monarchie,  also  bis  in  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts, 

ist  hier  auf  die  frühere  Uebersicht  in  §.  14—16  zu  verweiBen,  in 

welcher  auf  Gallien  und  Westfranken  hesonders  Bezug  genommen 

wnrde.   Die  Nachwirkung  römischer  Einrichtungen  nnd  die  An- 

knttpfnng  daran  ist  natürlich  hier  bedeutender  als  im  östlichen 

oder  deutschen  Theile  des  fränkischen  Reiches. 


Digitizcü  by  Google 


124       6.  B.  1.  K.  St^nergescliiclite.  2.  H.-A.  5.  A.  Frankreicli.  §.  51. 


Die  Finanzveihältnisse  haben  sich  in  den  ersten  Jahrhunder- 
ten des  selbständig  gewordenen  westfränkischen  Reiches,  in  der 
Periode  der  Einbürgerung  des  Feudalsystems,  nur  wenig  verändert 
und  bieten  wieder  im  Ganzen  wie  in  vielen  Einzelheiten  ungefähr 
dasselbe  Bild  wie  im  Deutscbeo  Reiche.  Anders  wird  dies  unter 
dem  Einfluss  der  politiBehen  und  Kriegsverhältnisse  (englische 
Kriege)  mit  dem  Emporsteigen  der  königlichen  Macht  und  mit 
den  wachsenden  eigentlichen  StaatsbedOrtnissen  in  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters.  Die  £inbtlrgening  stehender  Heere 
und  fester  bleibender,  anch  directer  Stenern  (der  taille)  im  15. 
Jahrhundert  (Ordonnanz  von  1439)  bildet  hier  einen  Abschnitt, 
mit  dem  die  Periode  des  älteren  Finanz-  und  Steuersystems 
mehr  noeh  vorwaltend  feudalen  Characters  ahschliesst,  wie  man 
es  mit  Clamageran  auffassen  darf  (seine  Periode  des  „impdt  Uo- 
dal").  Dann  eutwickeU  sieh,  wenn  auch  unter  manchen  Wechsel- 
fiUlen,  allmählich  das  monarchische  Frankreich  des  ancien  regime. 
In  diesem  baut  sich  das  Kttnigthum  sein  eigenes  Finanz-  und 
Steuersystem  in  Gemässheit  der  Bedürfnisse  eines  monarchischen, 
aus  dem  Feudalismus  zum  modernen  eigentlichen  Staate  sich  ent. 
wickelnden  grossen  Gemeinwesens  aus.  Oefters,  aher  auch  vom 
15  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahrtiunderts  (1614)  immer  nur  vor- 
übergehend, unter  Verbandlungen  und  Kämpfen  mit  den  Stän- 
den, flberhaupt  unter  Mitwirkung  der  letzteren,  auch  der  Reichs- 
stände. Diese  zweite  oder  neuere  Periofle  —  Clamageran's 
^^monarchische  Besteuerung"  —  reicht  bis  1789.  In  ihr  lassen 
sich  wieder  mehrere  klcineie  Perioden  unterscheiden.  Einen  wich- 
tigeren Wendepnnet  bildet  das  letztmalige  Zusararaeukommcn  von 
Reichsständen  im  Jahre  1014.  Die  etwa  von  hier  an  zu  rechnende 
absolutistische  Zeit  der  vier  letzten  Lnilwigc  (Ludwig  XIII— XVI) 
bildet  tUr  sich  wieder  die  A  b s ehl  u  ssperiode  der  Steuerge- 
schichte des  französischen  Köuigthums. 

Im  Verglcieh  mit  dem  deutschen  Finanz-  und  Steuerwesen 
macht  das  französische  i>eit  Jahrhunderten  einen  modernen  und 
zugleich  den  Eindrnek  eines  walirhaft  staatlichen.  Dieser 
Doppel -Character  tritt  dagegen  in  Deutschland  selbst  in  den 
grössten  Territorialstaatcn ,  die  österreichische  nnd  picussisehe 
Monarchie  nicht  ausgenommen,  überhaupt  erst  im  is  Jahrhundert 
hervor,  aber  auch  da,  selbst  in  den  Staaten  Friedrichs  d.  Gr.  und. 
Maria  Tberesia's,  noch  nicht  in  demselben  Grade  als  in  Frank- 
reich. 
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Aach  hier  zeigt  sich  wieder  iin  Finanzwesen,  was  Frankreich  Dank  seiner  frü- 
heren EntwicUllug  za  einem  eigentlichen  Staate,  daher  vor  AWfm  Dank  seinem  König- 
thum, vor  Deutschland  voraus  hat.  Fragen,  welche  bei  uns  licute  noch  erst  zu  lösen 
sind,  wie  diejenigen  einer  für  den  Staatsbedarf  genügenden  urdentlirhcn  indirecten 
Besteuerung,  hat  Frankreich  schon  im  Zeitalter  des  ancicn  regime  erledigt.  Und 
Fragen,  welche  bei  uns  noch  nicht  einmal  Ins  Aage  gefasst  werden,  sind  in  Frank- 
reich ebenfalls  in  diesem  Zeitalter  s<  lion  '  i  Mfert  und  einer,  wenn  anrh  noch  sehr 
unvollkommenen  Lösung  outgcgeu  gciuhrt  worden:  die  gleichmässigere  Gestaltung 
auch  der  directen  Bestenening  (capitatioa.  Zwanzigste  des  IS.  Jahrhanderts,  freilich 
erst  Gedanken  an  grössere  Reformen  der  taille)  —  eine  Fonieruiür.  welche  vollcswirth- 
schaftlich  schliesslich  kaum  weniger  wichtig  als  diejenige  der  gleich  massigen  Vor- 
hrnnehsbestenetong  nnd  des  Qrenzxollwesens  in  einem  einheitlichen  Yerkehiage- 
biete  ist. 

2.  Aeltere  Periode  ([>.  -15.  Jahrhundert). 

§.  52.  Ancb  im  westfränkisoben  Reiche  isl  der  KOoig  für 
seineo  Hof  bedarf  und  far  den  damit  verbundenen,  OffentUcben 
Zwecken  dienenden  Bedarf,  soweit  letzterer  flberbaapt  in  dieser 
frttben  Zeit  (9.— 12.  Jahrbandert)  vorkommt,  auf  seine  Domanial- 
einkttnfte,  auf  die  damit  verbundenen  Gerechtsame  nnd  anf  Ein- 
künfte, welche  mit  der  Aosübnng  von  Hobeitsrccbten  verbunden 
sind,  angewiesen.  Dies  bleibt  noch  spät  ein  Grundsatz  des  Offent- 
liehen Bechts.  Eigentliche  allgemeineStenern  finden  sich  für 
gewöhnliche  Bedarfszwecke  nicht,  wohl  aber  kommen  sie  für 
an sserord entliehe  Öffentliche  Zwecke,  so  im  9.  nnd  im  An- 
fang des  10.  Jahrhunderts  fttr  die  Tribute  an  die  Normannen, 
später  für  Krenzzugc  (1147)  vor  nnd  zwar  als  directe  Perso- 
nal-, Kopf-,  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  sonstigen  steuerartigcu  Abgaben,  welche  auch  der  König 
als  Lehens-  und  grosser  Grundherr  von  seinen  directen  Unter- 
thanen  und  Vasallen  bezog,  bilden  zunächst  nur  ein  Glied  des 
allgemeinen  Systems  der  Feudal  ab  gaben  an  den  Herren 
(Seigneurj.  Zu  diesen  Abgaben  gehörten  auch  „Aid es"  (auxilia) 
unti  „Exactions"  (exaetioneK),  reehtlich,  aber  nicht  immer  that- 
sUehlich  sich  unterscheidende  steuerartige  Zahlungen  der  Unter- 
thanen  und  Vasallen.  Sie  werden  mit  der  Erweiterung  des  könig- 
liehen Domaninms  und  der  königlichen  Maclit  vom  11. — 13.  Jahr- 
hundert vom  Königthum  als  dem  Suzerain  aut  das  Gebiet  der 
grossen  Vasallen  ausgedehnt  uud,  zum  Theil  unter  Mitwirkung 
der  Keichöstände  (etats  gencraux),  weiter  ausgebildet.  Die  Ver- 
wendung der  auf  diese  Weise  erlangten  Einkdnfte  erfolgt  vor- 
nehmlich für  öffentliche  Zwecke  (Kreuzzdge,  Landesvertheidigung, 
Soldheere),  während  die  DomanialeinkUnlte  i.  e.  S.  für  den  Hof- 
hält vorbehalten  bleiben.  Scbliesslich  bilden  sich  ans  diesen  Aldes 
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ordentliche  bleibende  Steuern.  Dieser  Absebluss  der  Ent- 
wicklung erfolgt  7.n  einer  Zeit,  wo  gleichzeitig  das  stehende  Heer, 
wenn  aucli  zunächst  im  kleinen  Umfang,  als  feate  Institution 
sich  einbürgert  und  einen  bleibenden  i»rtentlichen  Finanzbedarf  im 
Landesinterressc  hervorruft,  welcher  sich  aus  den  übrigen  ordent- 
lichen Einkünften  des  Königs  nicht  hcstrcitcn  licss  fl43<>  bez. 
1445).  Flir  dieses  Ilcor  wurde  ein  fester  Jahresbetrag  der  taille 
von  1.2  Mill.  Livres  bestimmt  (1445).  Die  Erhebung  besouderer 
grundherrlieher  Taillen  (taillcs  seignenriales)  neben  der  könig» 
liehen  Taille  wurde  zugleich  an  die  königliche  EHaubniss  ge- 
bunden und  so  wenigstens  rechtlich,  freUich  noch  lange  nicht  fac- 
tisch,  diesen  »Steuern  der  Feudalherren  zu  Gunsten  der  alleinigen 
Königsstener  ein  Ende  gemacht:  principiell  wohl  der  bedeutsamste 
Hchvitt  in  der  politischen  Seite  der  französischen  Steuerge- 
sebichte  dieser  I'eriode. 

In  technischer  Hinsicht  sind  die  Stenern  (aides,  exactiones, 
taliac)  besonders  früher,  wesentlich  directe  Steuern  manchfach 
Tersehiedener  Art,  thatsäehlich  Überwiegend  vom  ländlichen 
nntertbänigen  Grundbesitz,  wenn  auch  als  Vermt^gens- 
und  Einkommensteuern,  als  Heerdstenern,  Kopfstenern 
aufgelegt.  Aber  bald  kommen  auch,  neben  den  alten,  jetzt  meist 
dem  Grundherrn  zugefallenen  Passagez511en,  neue  indirecte 
Stenern  auf,  besonders  von  Getränken,  voo  Salz,  als  Abgaben 
vom  Kauf  undVerkanf  speciell  benannter Waaren  (namentlieh 
Wein)  oder  der  Waaren  Uberhaupt,  als  Ausfuhrzölle,  als  städ- 
'  tische  Oetrois  (für  die  Stadteasse,  aber  auch  mitAntheilen  des 
Kduigs  und  als  Mittel  zur  Zahlung  der  königlichen  Steuei-n,  welche 
die  Stadt  zu  tragen  hat).  Der  Käme  „aides^*,  ursprünglich  allge- 
mein für  Bteuerartige  Abgaben  und  selbst  wohl  besonders,  wie  talia 
fUr  directe  Steuern  gebraucht,  wird  mehr  und  mehr  auf  derartige 
indirecte  Abgaben  beschiAnkt  (§.  32,  S.  71). 

Schon  im  15.  Jahrhundert  hat  Frankreich  so  ein 
umfassen  des  Staatssteuersystem  erreicht,  das  zwar  noch 
eine  sehr  kunterbunte  und  politisch  wie  techniRch  unvollkommene 
Gestalt  hat,  ;^ber  doch  einen  geeigneten  Au.^^^angspunct  flir  die 
Weitereut\vi(  klung  einer  Beisteuerung  bildete,  wie  sie  ein  vom  Feu- 
dalstaat y.uu»  uiodernen  Staat  sich  herausbildender  ütVcntlicher 
Körper  für  seinen  uuvcrnieidlii  h  rasch  wachsi  ndeu  Finanzhedarf 
brauchte.  Es  war  dieselbe  Zeit,  wo  das  Deutsehe  Reich  vergeb- 
liche Anläufe  nach  einem  gieichcn  Ziel,  feateu  ergiebigen  Keichs- 
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steuern,  machte  (§.  22)  iiiul  wo  auch  unser  Territorialst,  uei  weseu 
eben  erst  in  Bahnen  einlenkte,  welche  Frankreich  bereits  langer 
mit  einem  gewissen  EriV)]p:e  hescbritteu  Latte:  die  Bahnen  der  iu- 
d i  r  ec  t c n  V erbrauchsbestcuerung. 

Es  liegt  im  fliuri -ter  alles  älteren  Steuerwesens,  der  sich  vrieder  aus  der  Ent- 
stchungs-  und  Entwicklungsgeschichte  der  Bestuaerung  lediglich  unter  dein  Einfluss 
practischer  Bedürfnisse  und  Gesichtspuncto  erklärt,  dass  es  so  ungemein  schwierig, 
eigentlich  unmöglich  ist.  in  kur/en  ZUgen  ein  peniiirciiil  viilKtiindi^os  Bild  solcher 
älteren  Besteuerung  zu  geben.  Der  stete  enge  Zusammenhang  mit  den  ttbrigeu  Finanz- 
und  mit  poUttschen,  rechtlichen,  wifthschafdidion  Yerhaltnissen  sowie  mit  der  allge- 
ineiiioTi  Verwaltunp:.  worauf  hier  doch  nicht  weiter  oingeganpen  werden  kann,  erhöht 
diese  i>cbwierigkeitCD  noch.  Selbst  für  das  fraozösische  Steuerwesea  gilt  dies,  ob- 
gleich dies  froher  nach  einer  gewissen  Einheitlichkeit  und  Oeh&rsichtlichkeit  strebt 
und  sie  auch  orreicht  und  trotz  der  vortretf'iichen  Vorarbeiten,  welche  tiber  die  fran- 
zösische iTioanz-  and  Steaergeschicbte  vorhanden  sind.  An  mancherlei  unsicher  aof- 
geklSrten  Pancten  und  literarischen  Streitfrag-en  fohlt  es  natQrlich  auch  hier,  zomal 
für  die  ältere  Zeit,  nicht.  Ich  muss  fUr  das  Einzelne  und  für  den  neuesten  Stand 
der  Untersuchungen  auf  die  umfassenden  Werke  von  Clamageran  und  Vuitry  ver- 
weisen. Hier  sollen  nur  einige  typische  und  für  den  ganzen  Entwicklungs- 
gang characteristische  und  maassgebendo  \  <  ihUtnisse  etwas  genauer  her* 
TO^ehoben  werden,  besonders  nach  Clamageran 's  Darlegungen. 

§.  53.  Unter  den  mancherlei  verschiedenartigen  Abgaben 
des  Feudalsystems  an  den  Leheosherrn  haben  die  aides  and 
exactions  in  der  Tbat  wohl  am  meisten  die  Natur  steuer- 
artiger Abgaben,  wenn  auch  sie  nicht  allein  und  wenn  sie  selbst 
auch  nicht  immer  schon  als  reine  Stenern  erscheinen. 

Die  aides  (anxilia)  sind  y^ausserordentliehe  Sobsidien  aller 
Unterthanen  nnd  Vasallen  an  den  Herren,  im  Verhältniss  za  den 
Einkflnften  geliefert'« 

Glamagoran.  I,  199.  Es  gehören  dahin  die  auch  in  anderen  Lindem  d^ 
Feudalsystems  so  verltiL-itrtfn  ,.(li  ei  Falle'  der  „aides  16gitimes*',  lierkömm- 
liche  Zahlungen  bei  Ueiegcnheit  des  Kitterschiags  des  Sohns  de*  Herreu,  der  Vcr- 
hcirathuDg  seiner  (ältesten)  Tochter,  des  Loskaofs  des  Herrn  am  der  Gefaogcnsehafl. 
Dem  König  als  Suzerain  und  obersten  Leh^'nslKirni  steht  dieser  Ansprnrli  fbnnfrdls 
zu.  Der  uns  fremdartigste  Fall,  der  Loskauf  des  gefaugeaeu  Königs,  spielt  in  der 
französischen  Geschichte,  wo  solche  Gefangenschaft  dos  Monarchen,  charaeteristisch 
-'  iiiiu;^,  nii  lit  Ejanz  selten  war  K.  lohmn,  Franz  I..  —  Napoleon  I.  und  III  !  mehr- 
fach eine  besondere  Kolla.  Er  wiegt  auch  üuaAzieli  ^hwcr.  So  betcuK  das  Ldic- 
geld  K.  Johannis  1360  3  Mill.  Goldtbaler,  was  nach  Clamageran  96.27  Hill.  fr.  hea- 
tigcn  Htldrs  II.  nach  dem  relativen  (icldwerfh  gar  261  Mill.  fr.  (?)  wiire  (Gl.  I,  379). 
Für  Franz  I.  waren  «ach  Pavia  2  Mill,  Goldthaler  oder  -1  Mill.  Livrcs  zu  zahlen, 
gleich  23.58  M.  fr.  oder  101  M.  fr.  nach  jeUigem  Geldwcrth  (Clam.  II,  102).  Die 
Adligen  hatten  nach  alter  Lehensrerpflichtang  dftfar  V4  ibrer  Lehenseinkanfte  beizu- 
tragen (eb.  II,  115). 

Von  den  genannten  aides  unterschieden  sich  Uic  aides  urazi«  u^es  dadurch, 
•  l.iss  sie  die  Zustimmung  der  Leistenden  bedangen.  Doch  bildeten  sich  auch  hier 
Fälle  legitimer  Ililfc  ans,  so  Iilmiii  Kreuzziiir,  bei  der  Laiidesvcitheidigang  und  beim 
Erwerb  von  Herreiilaad  uunuiai  bei  Lcli/.i  iti'ii  dfs  oiiizelrujn  lirrren). 

Im  linterschied  von  allen  dio^^pn  aides  wurden  die  cxaction  es 
als  Abgaben  clmracterisirt,  die  nuht  auf  Hcikonimeu,  aucli  nicht 
auf  Zustimmaug  der  Unterthauen  beruhen,  sondern  willkUhrlich 
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vom  Herren  nach  Jkdarl"  aufgelegt  werden,  derentwegen  daun  auch 
Zusagen  gemacht,  Missbräuchc  und  ('ebertr«Mhnng{'n  in  l'rivilegien 
abgestellt  werden.  Zu  diesen  exartiones  rechnet  das  IVanzüsische 
Feudahecht  besonders  die  unter  dem  Namen  taille  (talia,  tolta) 
nachweisbar  seit  dein  11.  Jahrhundert,  sarbli«  h  vermuthlich  schon 
früher  vorkommende  directe  .steuerartigc  Abgabe. 

Ucber  dit*  Nauieiisürklaruiig  g^ehcii  üio  Ansichten  auch  hior  auseiu&ndor  (ä,  o. 
S,  71,  Clauiajreran.  I.  200).  Mitnnfor  wurde,  mit  einer  unliebsamen  Nebenbeaen- 
tong,  eine  solche  ohne  BewillijrunK  der  Rt'steucrt«?ii  vom  Hctre»  (Seigneur)  und 
speciell  vom  Köni^  aufgeleg'te  ulirecte  wie  indirecte)  Steuer  mal  tote  genannt  (der 
einen  Bedeutung  unseres  „Ungelts"  vielleicht  entsprorhcnd Vi.  Speciell  wird  dieser 
Ausdruck  seit  Ende  des  Vii.  Jahrhunderts  der  übliche-  für  directe  Taillen,  welche 
missbräuchlit  !i .  vexatorisch .  anders  als  in  h<;rküuindii  In  r  Weise  und  ohne  .Schonung 
der  Eximirten  aufgelegt  werden  i^Clam.  I,  3IOi.  Die  gewöhnliche  taille,  unter  vcr- 
flchiedenen  localen  NAioen,  oder  auch  andere,  aber  ftbnliche  Stenern  werden  fruh- 
ziMfig"  'rem  irn  h  j-fenx"  als  IJ;iT!<'h-  F.  ti  er- 1  i^l  I  on  -  St*Mierii  (fouages,  fo- 

cagia)  aufgelegt.  Sie  sind  somit  wohl  wesentlich  directe  1- ami lienstcuero ,  in- 
dessen fallen  trie  damit  nicht  durchaa?  zusammcü,  sondern  treffen  wirklieh  Haus- 
bewohncr-^rti  pp  (•  Ii .  ili--  ilii'^dbi^  r.  tifrsfrll.'  )irri ritten  (''l  itn.  I.  2011.  Man 
bildete  auch  wohl  eine  Art  liotircr  Steuereinheiten,  indem  man  das  Land  iu 
eine  Anzahl  Stocke  aug:teiclier  (irOsse,  aber  nach  Zahl  der  Bewohner,  BodenbescbaSeu- 
heit,  Produclions-  und  Verkehrsverhiiltnissen  i;leich<  ii  \\'erths  eintheilte  und  diese  Ein- 
heiten dann  als  „feux"  ansah  und  besteuerte  (so  in  Langaedoc  u.  Theilen  der  Dau- 
phin«, 1376,  Clain.  I,  40.H).  Die  Staats-Taille  wurde  noch  im  IS.  Jahrhundert  in 
vielen  ThciU-u  l'rankreichs  nach  ..feux"  aufgelegt  und  nü<;h  damals  kam  es  vor,  dass 
sich  auf  dem  Lande  viele  Leute  in  Eine  Behaosang  zasammcndrüngten,  um  einer  be- 
sonderen Taille  zu  entgelicn. 

Neben  diesen  wesentlich  dircetcn  steuern rti^Tn  Abgaben 
linden  sicii  im  Feudalsystem  zahlreiche  und  manniglaltige  andere, 
welche  als  indirecte  Verbrauchs-,  als  verkehrssteuer- 
artige  Abgaben,  oft,  wie  bei  Zöllen,  Wegeabgaben,  ver- 
banden mit  gebUhrenartigen  auCzufassen  sind.  Auch  sie  fallen 
dem  Lchensherrn,  dem  Grundherrn^  eventuell  dem  König  ala  solchem 
zu  und  ibr  Bezug  wird  vollends  zn  einem  übertragbaren  verkänt- 
lichen  Phvatreeht. 

Einzeln  gehrtren  z.B.  Iii  rliin  die  Wege-  und  Passag-z  Tille .  meist  nach  der 
Menge,  der  Last  u.  s.  w.«  mitunter  in  natura  erhoben  (wichtig  darunter  der  Salz- 
zoli);  die  Y crkaufsabgabcn,  besonders  auf  HSrkten,  fi-Qhzeilicr  namentMch  auch 

eine  Abgabe  vom  Weinverkauf  \m  Kleinen  (foragium.  forage);  die  iu  der  Form  der 
Bannrcchte  (banalites),  besonders  bei  Bannmuhlun,  -Backflft;n.  -Keltern  unterlaufen- 
den Abgaben,  auch  der  Extragewinn  bei  dem  Vorverkaufsrecht  des  gutsherrlicheu 
Weins  gehört  hierher  (banvin,  Clam.  I,  213).  Auch  Bcsitxirechseiabgaben 
(droits  de  mutation)  finden  sich  nicht  nur  gegeniibor  l'tifreicn.  sondern  auch  gegen- 
über Freien,  Vasallen  und  anderen  L'ntertlianen,  sowohl  beim  Erltgang  als  bei  Kigcn- 
thumsübcrtragungcn  unter  Lebenden  mit  oder  ohne  Entgelt  ujid  geln  ii  ^)i;(ter  aus 
(It-iii  l'-  iiila[<ystf*m  unmitcelb.ir  odt^r  in  Form  vo>i  Abgaben,  W' 1«  1h  n  u  li  Analogie 
dieser  1  cudalubgaben  gebildet  werden,  in  das  Staatssteuersysteiü  uboi  i,. droits  de 
rolief  et  de  ra"chat",  „lods  —  laudes,  „Laudomialabgaben"  —  et  ventes", 
Clam.  I,  20bl.  Aiirli  die  (Ji-ri  *;h  tshcrrli»  likeit  i;i  Ii  i  Sii.if-  iin  l  C'iviisachen 
Gelegenheit  zu  mancherlei  Abgaben,  diu  in  i'riucip  und  selbst  in  Form  („fixe"  und 
«.proportionale*'  OebUhren,  letztere  in  Wertbquoten  vom  Streitobject)  den  späteren 
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Gerichtsgebtüurea  und  mit  ihnen  vcrhuodancn  Yerkehnistcuem  von  gewissen  Rechts- 
gcsch&ften  in  einiger  Hinsiclu  glt>ichen. 

liebersieht  man  diese  und  manche  andere  Abgaben,  Verpflich- 
tuiigci)  zu  pcrsönlicLeu  Lciüluiigcu  u.  dgl  m.,  so  cr^-ieht  sich  auch 
hier  wiederum,  wie  schon  früher  hervorgehoben  (S.  (JG),  dass  in 
der  Feudalzeit  die  Humnie  dieser  A!»gabcn  und  Leistungen  in  ibreui  ' 
Hanpttbeil  pohtisch  «ud  als  J^knnonuselies  Belastung-smonient  der 
abhängigen  Bevölkerung  d;isjei!iL''e  dni^tollte,  was  sj)äter  die  eiirent- 
liche  Besteuerung  an  Staat,  Gemeinden  u.  s.  w.  für  die  BeviiU^e- 
run^  bedeutet;  dass  eigentlich  nur  die  Ve  rtli  e  i  1  un^  s iO  i  m  dieser 
Lasten,  dann  das  Bezu gsrec  b  t  dieser  Einktlnlte  geweeluselt  hat; 
dass  aber  auch  tVliber  der  belasteten  Bevölkerung^  in  gewissen 
Leistungen  der  „Herren"  (Scbutz  u.  s.  w  ),  ebenso  wie  in  den 
beutigen  Leistungen  der  ötFentiichcu  Körper,  Gegenleistungen  für 
die  Abgaben  aller  Art  geworden  sind:  immerhin  also  auch  eine^ 
gewisse  „Reproducti vität^'  dieser  Al)gaben.  Das  Bedenk 
liehe  war  die,  freilich  durch  das  „Herkommen"  vielfacb  be- 
schränkte Willktthr  der  Feadalberreu  (auch  des  Königs)  in  der 
Auflegung  der  Lasten  und  in  der  Verwendung  der  Er- 
träge, welche  lets&tereu  natürlich  auch  wie  anderes ,  privatwirth- 
schaftliches  Einkommen,  rein  persönlicbcn  Zwecken  mit  dienten, 
wie  ja  vor  der  Aera  der  Civiliisten  schliesslich  auch  die  Steuer- 
ertrftge  als  Theii  des  königlichen  Einkommen8'^  namentlich  auch 
im  alten  Frankreich.  Das  weitere  Bedenken  war  die  Exemtion 
der  privilegirten  Glassen,  besonders  des  Adels  und  der 
Geistlich keity  von  den  meisten  dieser  Abgaben  und  Lasten: 
der  grosse  Uebelstand,  der  dann  auch,  in  der  Hauptsache  bis  zum 
ScUuss  des  ancien  regime,  im  Staatssteuersystem  Frankreichs  ge^ 
blieben  ist. 

Fassen  wir  schliesslich  die  von  den  Feudalherren  und  vom 
König  als  Domanialherren  und  feudalem  Suzerain  bezogenen 
steuerartigen  fiinktlnite  in  dieser  Periode  des  Mittelalters  als  ,,di6 
Stenern  des  Feudalstaats"  xusammen.  Sie  sind  %n  den  ge- 
mischt privaten  und  Offentliehen  Zwecken  des  Staats  in 
der  feudalen  Gesellschaftsorganisation,  fUr  welche  das  damalige 
Frankreich  ein  so  besonders  characteristisches  nnd  typisches  Bild 
giebt,  bestimmt.  In  wesentlieber  Ucbereinstimmung  mit  Clama- 
geran  kann  man  dann  wold  folgende  drei  Moniente  als  die  be- 
sonders bezeichnenden  in  dieser  Besteuerung  hervorheben :  ein- 
mal die  ausserordentliche  locale  Zersplitterung,  zweitens  die 

A.  Wagaer,  Finanzwisseiudiaft.  III.  9 
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p  riva  t  VC c Ii  1 1  i c Ii e  A  u t fa  ss u n  daher  besonders  die  Ver- 
käuflich keit,  drittens  die  Regeluug  der  Besteuerung  vornehm- 
lich durch  das  feste  Ii  er  k  u  m  m  e  n. 

Dies  in  dein  Maasso,  dass  .JlerlioiDinen'*,  „coutume"  uod,^teuef%  „im- 
P^it"  fSBrnlich  Synonyma  werden.  Nor  In  dem  Erforderniss  der  Zustimmung 
^  tl'-r  Priril<  frif t'  ii  kIcs  A<]«-I^)  zu  d-'n  aides  j;racieiiS''S  uud  in  den  willkllhrlirhen 
bcrrscbaitlichcn  Taillen  auf  die  Untcrtbanoi,  auch  die  persönlich  t'reieo,  im  Ucbietu 
des  HerroD  wohnenden  (talia  ad  rolnnfatem,  maltöte)  erleidet  die  entscheidende  Macht 
des  Heikommens  Beschränkungen.  (Glam.  I,  220  ff.). 

§.  54.  Gegen  das  Feudalsystem,  speclell  gegen  die  Fendal- 
recbte  und  Anmaassaugen  der  grossen  Herren,  namentlich  auch 
auf  dem  Gebiete  der  steuerarttgen  Gefälle,  erhob  sich  vom  11. 
Jahrhundert  an  in  Frankreich  eine  zweifache  Reaction:  ein- 
mal diejenige  der  Oommunen  (commones),  der  Stftdte,  dann 
diejenige  des  Königthnms. 

Die  erstere,  die  hier  nicht  näher  zu  verfolgen  ist,  hatte  gerade  auch  i\ir  das 
lierrschaftliche  Bcäteuertini^'^srccht  einige  bemerkenswerthe  Folgen,  gewisse  Fendaliastcn 
in  den  Stäiit.-n  nnil  tl -mi  naiiiuiiril,'  vrisi  liwinden  oder  wpr(}f>n  ^ercjfclt;  so  wird 
inehrl'ach  die  willkuhriichc  taiUe  zur  bewilligten,  sladiische  Verbrauchs-  und  Ver- 
kehrsabsraljon,  aof  Wein,  Salz,  als  Thoräteuem  erhobene,  wie  sie  sieh  in  französischen 
Städten  ini  11,  12.  Jalirlifinrl.  i t  «-ff  fiiid'-ii.  ^t'crden  beseitiirt  o'l*"'r  onnfissifTt  odor  ilir 
Ertrag  wird  ganz  oder  thcilweisc  den  Städten  gelassen,  wie  es  auch  mit  Taillen  vor- 
kommt. Dorch  schrlftQohe  Feststellang  der  .contumes  wird  vielen  Hissbr&nehtii  und 
W>  it<  rungen  der  Herren  der  Boden  entzogen.  (N&hcres  bei  Glamageran  I,  227 
•bis  2511.) 

Das  Köni^^thum  hob  sich  empor  mittelst  AuHdehniing 
seines  eigenen  D  o m  a  n  i u  m  s  und  der  Ptlege  der  damit  ver- 
bünd eueii  Gerechtsame  sowie  durch  die  schärlere  (icltendmachung 
seiner  8u z er änetätsr echte  im  ganzen  Reiche,  auch  in  den 
Gebieten  der  grossen  KronTasallen,  und  hier  besonders  durch  die 
erfolgreiche  Ableitung  eines  allgemeinen  Besteuernngsrechts 
aus  dem  Rechte  des  Suzeräns. 

Gl  am.  I,  256  ff.,  274  ff. 

Indem  es  dem  E<$Digthum  in  Frankreich,  im  Unterschied  von 
Deutschland,  gelang,  die  grossen  Lehen  wieder  mit  der  Krone  zu 
Tcreinigen,  wurde  bereits  im  13.  Jahrhundert  (Ludwig  IX.)  die 
Grundlage  für  eine  wirkliche  Staatseioheit  gelingt  Damit  wird 
auch  der  Boden  fUr  eine  einheitlichere,  schon  mehr  centralisirte 
wahre  Staatsyerwaltung  und  für  manche  Verbesserungen  auf 
finansiellem  und  Besteuerungsgebiet  gewonnen.  U.  A.  wurde  in 
dem  nunmehr  direot  vom  König  abhängigen  Gebiete  die  wichtigste 
di re et e  Steuer,  die  taille,  durch  gewählte  Vertheilungscom- 
missionen  gleichmässiger  repartirt,  im  Princip  nach  Maassgabe  des 
Vermögens,  mobiles  halb  so  hoch  als  immobiles  gerechnet,  also 
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Proportioiialbesteueruüg  (Mitfe  des  13.  Jahrhunderts)  und  bei  der 
Aufbringuug  von  Steuersumiuen  durch  Landestlieilc  und  Gemein- 
den (Pfarreien)  nach  der  im  IVanzöisisiehen  Taille-Kecht  irniiier  p;Q\- 
teuden,  wenn  aneh  miöHbräuchliih  nicht  immer  befolgten  und  daher 
oft  von  Neuem  emgeschärtten  ]{cgel  llir  die  unterste  Jiepartition 
der  aufzubringenden  Steuersummen  auf  die  ein/einen  Ptiichligeu 
(eventuell  auf  die  „feux"j :  „le  fort  portant  le  faiblc". 
Z.  £.  i.  J.  1404»  CUiD.  I,  441,  264. 

AlsSazeräii  erhebt  der  KOnig  den  Anspruch  auf  allgemeine 
Aid  es  Ton  allen  Personen  nnd  Gittern  im  Staate  und  erreicht  es  schon 
im  12.  Jahrhundert,  dass  zu  den  drei  alten  Fällen  legitimer  Hilfen 
(aides)  noch  der  eines  Kreuzzngs  hinzugeittgt  wird,  wofür  allge- 
meine Vermögenssteuern,  naeh  eidlicher  Selbstangahe,  erhoben 
werden  (1147,  1188),  principietl  aoeh  mit  von  Adel,  Geistliehen 
nnd  von  beweglichem  wie  nnbewegliehem  Vermögen. 

Clam.  I,  279.  Auch  später  kominen  mehrfach  ausserordeutlicli«!  allgemeine  Vüf- 
inügeiis-  Qod  Persoaaläteuem  ror.  so  z.  B.  1294  ein  HiiiidrTtätor.  1245  ein  Fiknfzirster, 
als  Vermögenssteuer  bei  iihi^r  lOn  I,.  VennOs^eii  und  mit  Uofficssivscaln  nml  Maviiniim, 
bei  dcoeo,  die  weniger  als  lUU  L.  besitzen  als  PeräouaUteuer  mit  bestimmten  Sätzen. 
Das  Princip  d«r  AUg«iD«ibh«it  wird  mit  i^evissen  Einschrinkungrcn  daW  bewahrt, 
7..  R.  pewissi^  Vcrmügcnstlirile.  das  Moliiliarvermöi^i  ri  des  Adels  bleiben  frei.  Einzelne 
Städte  lösen  sich  mit  llxcu  Summen  von  der  speciellen  Jüinsteucruuj;.  (Clam.  I,  3]  3  11.) 
Ib  KTiep»»iteii  kommea  solche  Steuern  Oftevs  ror.  auch  unter  mehr  oder  veniger  voll- 
ständig«;!'  Mitorfa-ssung  von  Adel  und  (icistli  'likeit.  (Boispiel  eiiH  r  wirklich  all- 
gemeinen Einkommensteuer  vom  immobilen  und  mobilen  Vermögen  i.  J.  l'iäü,  mit 
ungdkehrt  progressivem  Steoerftiss  und  Steuermaxiinüm,  Erhebung  durch  ständischie 
Beamte,  Selbstflerlaiatioii.  i  vi  iit.  unter  Eid,  Bewilligung  durch  die  Keichsstände,  Clam. 
I,  304).  Auch  werden  wohl  fur  unterbleibenden  Kriegsdienst  besondere  Steuern  als 
Ersatz  erhoben. 

Die  Kirche  und  dcrClerus  werden  sonst  öfters  zu  beson- 
deren Beisteuern  veranlasst ,  regeiniiissi<j;  unter  dem  Namen 
,,don  gratuif'  in  Form  aog.  dccinies  von  ihren  Eiukdnt'ten. 
Diese  Heisteuern  zahlen  sie  dann  in  kritischen  Zeiten  auch  in 
mehrlachen  Beträgen,  aber  die  Vertheilun^  derselben  nehmen  sie, 
im  Allgemeinen  auch  noch  in  den  letzten  Jahrhunderten,  nach 
ihrem  eigenen  GutdUnkien  nach  bestimmten  Maassstäbeu  unter  sich 
selbständig  allein  vor.  • 

Herkömmlich  werden  solche  Zahlungen  auch  hier  bei  gewissen  ausserordent- 
lichen Fällen,  fnibcr  beim  Kreuzzug,  si)äter  beim  Ketzerkrieg  (noch  im  10.  Jdir^ 
hundert  ist  ein  practi^ch  sehr  bedeutsamer  Fall  die  starke  Beisteuer  des  Clerus  in 
den  Hugenottenkiiegen),  dann  llberhanpt  bei  Kriefen,  die  der  Pabst  billigte. 

§.  55.  —  I.  Direete  Stenern.  Die  directe  llauptstcuer 
der  Masse  der  ländlichen  Bev()lkeruug  und  der  Städte  wird  liir  Kriegs- 
nnd  ähnliche  Zwecke,  iur  Landesvcrthcidigang  immer  mehr  im  14. 

9* 
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und  15.  Jahrhundert  die  taille.  Sie  wird  jedoch  noch  nicht  regel 
mässi^i:  erhohen,  von  den  ReichRstünden  vielnaehr  auf  bcHtiininte 
Jahre  n«d,  nach  einem  allgemeinen  l'rincip  der  damaligen  Finanz- 
politik, wie  andere  Stenern  für  bestimmte  Ausgaben  bewilligt, 
also  wie  im  älteren  deutsehen  ständischen  Patrimonialstaat  und  wie 
auch  in  Fnjrhind.  Adel,  Clerus,  einzelne  Privilegirte,  Beamte  sind 
le^elmäs-i^  von  den  Taillen  und  iihulichen  Steuern  frei,  doch  gc- 
legentlii  h  mit  vveitcren  per^iulichen  und  sachlichen  Beschränkungen 
dieser  Stcuerrrcihcit,  z.  B.  bei  Taillen  für  Krie«^szwecke  auf  wirk- 
lich Watten  tragende  oder  dazu  unfähige  Adlige.  Bei  Steucrhe- 
williguiigen  der  i'ro\incial-  und  der  Reichsstände  werden  vom 
Clerus  dann  wohl  gleichzeitig  Decimen  als  „den  gratuit"  Hher- 
nommen.  Bei  ständischen  Hewillignngen  werden  oft  Summen  im 
Ganzen  bewilligt  und  diese  dann  von  den  betlioiligten  Provinzen 
und  den  drei  Ständen  unter  sich  repartirt,  auch  wohl  von  eiozelnea 
Provinzen  und  Städten  die  übernommenen  Summen  dabei  auf  andere 
Art,  /.  B.  durch  indirecte  Verbrauchssteuern  (besonders  auf  Ge- 
tränke) oder  dureb  ZnscblUge  zu  solehen  «ufgebsacht. 

Aas  der  Periode  der  sebweren  engliscbcn  Kriege  in  der  ersten 
Hälfte  des  15*  Jahrhunderts  geht  aber  alsdann  schliesslich  die 
wichtige  Einrichtung  einer  bleibenden  Taille  hervor. 

Sie  inirde  znnftchst  von  den  Beiobflständen  (den  Kiatj  gciK-raax)  im  Jfahros- 
betrag  von  1.2  Mill.  L.  (irleich  9.564  M.  fr.  hcutijrcu  Geldes  ond  68  86  Mili.  fif. 
heutigen  (joldwcrtlis  nach  ('lamagcran)  bewilligt.  Ohne  erneute  Mitwirkiin<3C  dieser 
Stände  blieb  darauf  dieser  Betrag  dcfiuitir  aJU  ein  festes  Steuereiakumuieii 
dem  Kdaigo  zur  Haltnni^  eines  Soldhecis  znr  Verfügung  gestellt. 

Seitdem  biklet  diese  wichtige  Steuer  einen  Haupt pf eiler 
der  Staatsbestenenm^^  bis  zur  lievolution.  Sie  wurde  nur 
alhnilhlich  stark  erhöht,  theils,  besonders  im  15.  und  10.  Jahr- 
hundert durch  ncne  stiindische  Bewilligungen,  theiis,  besonders 
später,  einseitig  durch  die  königliche  Gewalt. 

§.  56.  —  IL  Indirecte  Stenern.  Schon  in  der  hier  behan- 
delten Periode  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  hatte  aber  aueh 
die  indireete  Verbrauchs-  und  die  Verkehrsbesteuernng 
in  mancherlei  verschiedenen  Formen  eine  grossere  Ausdehnung 
gewonnen  und  sich  fest  eingebürgert.  Auch  hier  bildet  das  KOnig- 
thum,  öfters  unter  Mitwirkung  der  Provinzial-  und  BeichsständCy 
welche  flir  bestimmte  Zwecke  Bewilligungen  gerade  solcher  Stenern 
nicht  selten  denjenigen  von  directen  Steuern  vorziehen,  die  älteren 
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Abgaben  des  Feadalsystems,  wie  sie  dem  KOnig  aus  seinem  directen 
Gebiete  zuflössen,  weiter  aus,  gestaltet  sie  nm  und  tUgt  neue  liinzu« 

1)  Zuerst  sind  hier  die  Zolle  zu  neunen. 

* 

Unter  diefien  werden  die  Ausfuhrzölle  an  den  Grenzen  j^egen  das  Ausland 
(spätere  „ti;iit<'  foiuiue")  und  auch  gegen  ancleic  Piuviuzcn  entwickelt  (bcsondera 
der  WuiküU  l'rUb  wichtig,  im  H.  Jalubundert  aber  auch  die  Ausfuhrzölle  auf  (ietreide, 
Wein,  Vieb,  Sak,  Fische  u.  a.  m.,  mitunter  ganz  allgemeine,  meist  niedrige  specifiscbe, 
aber  auch  mässige  WertbzöUe,  z.  B.  ^/^).  Da  das  ZoUrccht  zur  Domaiue  gehörte 
und  so  nicht  dem  sländist  ben  Einf!us:-i  tniferlag,  war  die  Krone  auch  in  den  Zeiten 
St&rlceror  ständischer  MacLt  lii«)r  unabhängiger.  Der  eigenthümliilic  ümitaud,  dasi 
^e  Steuern  nicht  in  allen  Provinzen  dieselben  «rarea  und  einzelne  Provinciabt&ude 
sich  weigerten,  bestimmte  Steuern  mit  zu  ubiMix-hmen,  führte  dazu,  gejreti  (Jicse 
Prorinzeii  wieder  ein  ürenz^ollsyatuiu  vou  iiuieren  Zöllen  (au(h  voiuebuilich 
Ausfuhrzölle  für  die  Ausfuhren  dahin)  einzurichten  U379,  Clam.  I,  4ÜÜ). 
Der  Ausfuhrzoll,  nicht  der  Einfuhrzoll,  ui*-  in  der  heutigen  Zeit,  »';tr  uml  wunle 
damals  immer  mehr  für  Jahrhunderte  der  tinauziell  bedeutsamste  Theil  des  Zoliweseus, 
wie  auch  ähnlich  anderswo,  besonders  in  Engbuid:  Überhaupt  ein  charactetistisciier 
geschichtlich«  r  DifH-rcnzpunct  des  älteren  Und  des  neueren  (Finanz-)  ZoUwesens 
{&.  Wagner,  Zolle,  Staatswörterb.  XI, 

2)  Wiederholt  kommen  in  dieser  Periode  auch  in  Fninkreich 
Versuche  mehr  oder  weniger  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  r  V e  r k  a ii  t's  a  h  g a h  e d  , 
denen  man  wohl  den  Mischeharaetcr  von  \'erbrauchs-,  Verkehrs-  und 
gewerbesteuerartigen  Auflagen  zuspreehen  kam,  vor. 

Sie  sollen  z.  B.  jeden  V' rl<auf  nml  Kauf  mit  einer  Werthquote  (1314  z.  B.  6  d. 
p.  L,,  d  h.  Vio»  '436  sogar  nach  ständischer  Bewilligung  in  Langue  d'oil  12  d., 
doch  hier  mit  Freilassung  von  K&ofen  unter  $  L.,  Clam.  1,  909,  478)  trelfen  und 
von  beiden  Parteien  ij^r^ahlt  T^-erdcu  (wohl  meist  zur  Hftlite).  Aber  sie  finden  grossen 
Widerstand  und  vtrerdtut  keine  bleibende  Institution. 

3—5)  Umsoniehr  entwickeln  sich  besonders  drei  wiebtip:e 
andere  in directe  Steuern  zu  einer  solchen:  städtische  Thor- 
steuern (,,Octrois")  für  alle  nui^liclie,  namentlich  ländliche 
Producte,  Wein,  dann  in  verschiedenen  Formen  aparte  Getränke-, 
besonder»  Weinsteuern  („aides"  im  engsten  Sinne,  dem  später 
allein  bleibenden),  und  endlich  die  allmählich  zur  schwersten  uod 
bedenklichsten  französischen  Staatssteuer  werdenden  Salzsteaern, 
die  berüchtigte  ,,ga belle". 

3)  Die  städtische  Thorstoucrn,  wrlchf;  btüm  Eingang  iii  ilio  Stäiltc  erhöhen 
werden,  dienen,  wie  bchou  bemerkt,  bcsoudeis  für  dio  städtisclieu  Zwecke  seibat,  wie 
in  Dentsclüand.  Sie  bembon  regelmSssig  auf  der  in  den  stftdtisehen  Privilegien  und 
Couimunalkarten  oder  durch  specicUc  Autorisation  des  Königs  —  d.  h.  nach  dem 
technischen  Aasdruck  durch  „octroi von  wo  der  Name  auf  die  Steuer  äelbüt  über- 
ging —  ertheilten  Erlaubniss  zur  Erliebung.  Theils  Antheile  daran,  theils  Einkünfte 
daraus,  mit  welchen  die  sonstigen  btädtischen  St<*  i  i  [flichtungon  ut^izcn  den  König 
beglichen  ^vurd'!Il.  helon  dem  Sfadtherrn,  bez.  ikui  König  zu.  In  den  grösseren 
Städten,  üUüial  in  l'aris,  bürgert  sich  diese  Besteuerungsart  besonders  ein,  was  später 
za  einer  eigcnthUudicbon  Geatoltung  des  Steuerwesenä  fttlirt  (s.  u.  §.  61,  62). 

1^  Die  Getränke-,  namentüoli  ilii'  W^' i  n  sto n  f  rti ,  da  es  sich  in  jener  Zeit 
voriioliuilich  nur  bei  Wein  um  Bezug  eines  Viirzohiungsgcgenstandes  aus  anderen 
Gcgon  teu  handelte,  werden  schon  d«niAls  (Anfang  des  15.  Jahrhonderts  und  wohl 
auch  frabor)  zum  Theil  in  Form  von  Transportabgaben  und  Passage 20 Hon 
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und  Daiuentlich  in  P'oriu  ron  solchen  städtischen  Eingangsabgaben  erhoben  (z.  B.  in 
Paris,  Clam.  I,  46»>).  Dies*;  Form  als  (Jlicd  des  alltreineinen  Systems  der  GefrSlike- 
Btenern  hat  sich  durch  die  gaii/e  Zeit  des  ancien  ri-g  ui  -  erhalten  und  bcbteht  noch 
geg(Miw»rtifr.  i!>t  al»o  ein  halbes  Juhrtan^eitd  alt,  was  doch  aach  vkder  auf  die  Steuer« 
technische  Zweckuiaäsigkeit  schlitzen  lksst. 

Abiresehen  hieiron  werden  die  Getr&nke.  ^|H■«  iell  der  Wein  noch  in  swei 

and>  r-  ii  Formen  besteuert,  wlI  lie  dafür  üblich  werden,  «  iiiuial  in  Form  einer  Vör- 
kaufsab^abe  beim  Orosüirerkauf  (2.  fi.  so  13(>U  und  öfters),  wo  der  Käufer, 
dann  namentlich  in  Form  einer  Consumitever  (z.  B.  "4  um  1374.  Vh  im 

Kleinabsatz,  wo  der  Consument  durch  Preiserhöhung?  oder  Maassverminderung  vom 
Uinhe  oder  Weinverschlcisücr  belastet  wird  und  der  Steuerbetrag  dann  von  diesem  - 
letzteren  abzuführen  ist.  —  die  spätere  uud  uoch  heutige  ..Detailabgabe",  ein 
Hanptglied  do^  fran/ö>ischcn  WeinSteueniyiteniB.  Das  letztere  lässt  sich  daher  in 
seinen  veisclucii.'iHMi  HauptbestimmunK^n  ^rhon  in  diesf  fnilie  Pt  iiodf  zurückver- 
folgen. Die  til  i  Zeit  entsprechenden  EAciutiuacu  vua  öukLcu  Abj^abca,  so  für  dou 
Adel  für  seine  eigenen  Erzeugnisse  beim  Grossverkauf  und  zum  Theil  auch  beim 
Absatz  des  Bannweins  im  Kleinverkauf,  fehlten  nicht  (s.  z.  B.  nidoiin.  v.  HMfi,  wo 
der  Wein  ^/g,- 'iO  d.  v.  1  L.,  zahlt,  Clam.  l.  47»  If.).  Ais  Krlii>)<ungssystem 
wild  die  Steuerpacht,  bereits  mit  VerAteigemng ,  bevorzugt.  Zahlreiche  Ver- 
ätid^rnngen,  d;i  dii'  BcstimTniinjren  r<^2.'lmässig  nnr  für  crcwis^e  Jnhi<-  und  Aiiseabe- 
zwecko  getroffen  werden,  uud  die  mannigtaltigsten  localeu  uud  provinciclleu  Vcrschiedea- 
h^ten«  zum  Theil  anf  Grand  ron  Privilegien  einzelner  Landestheile  nach  der  rer- 
bchicdenon  Stellutii^  de?  K!5riii:tl!i!ms  iu  denselben  und  Ii  der  ver^rhiedenen  Auf- 
fassung der  Staude,,  sind  auch  hier  für  die  Zeit  charactcnstisch.  Aber  in  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  ist  doch  in  den  Weinsteuern  ein  weiteres  wichtiges 
Stück  eines  all  rremeiueren  Sf .  u^j  rsy  stems  des  Staats  im  ^^^•^L■IlfIil  Ii' 11  fej.t 
begründet  Scbon  seit  1413  erscheiueu  die  aides  eigeutiich  ak  bleibende,  keiner 
speeielt«!  neuen  ständischen  Bewilligung  bedürftige  Steuern. 

5)  Salzstcuern  finden  sich  in  Frankreich  unter  den  Abgaben  au  die  Fendal- 
herreu  und  ,111  oh  unter  donen  an  den  Köms  in  v<  rs<  liiedenen  Provinzen  schon  vor 
dem  14.  Jaitrhundert  meliriach,  in  verschiedenen  Formen,  mitunter  gleich  bei  den 
Salinen .  beim  Absatz  von  da  aus  (Art  Productionsstenern),  auch  unt^  den  Passage», 
•  Ans-  und  Einfuhrz/tlh-n  (Ciamageran  I.  352  ti.).  Sie  biM.  t.  n  so  ein  (ilied  einor  all- 
gemeiueren  Steuergattung ,  uamentlicli  der  sog.  gab  eile,  woruuter  früher  thoils 
jede  Art  Steuer,  theils  besonders  Auflagen  auf  Waaren  verstanden  wurde».  Dann 
^vi^d  dieser  Nam--  siieciell  für  die  Sal/s!euor  (gabeile  du  si-l)  lilili.h  m.d  seit 
dem  16.  Jahrhundert  dafür  wesentUck  allein  noch  gebraucht,  so  dass  nun  „gabelle"' 
und  Salzsteuer  dasselbe  bedeuten  (Clam.  I,  b  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 

triff  in  dii^t^r  Besteuerung  eine  wichtige  technische  Fntivickhing  '  in.  Es  werden 
nämlich  zur  grösseren  Sicherung  der  Saizstener  königliche  SaUmagazine  an- 
gelegt .  in  wdche  alles  Salz  aus  den  Salinen  u.  s.  w.  gebrecht  und  aus  welchen  es 
allein  durch  k.  Agenten  verkauft  werden  darf,  wobei  der  Käufer  den  Steuerzuschlag 
zum  Preise  zahlen  musste  und  jeder  Salzvcrkauf  ausserhalb  der  Magazine  verboten 
wurde  (Clam.  I.  .'J53).  Diese  Einrichtung  war  der  Ausgangspunct  für  die  spätere 
(iestaltnng  der  drückenden  Gabelle ;  an  und  für  sich,  die  Salzsteucr  als  eine  berech- 
tigte überhaupt  zuge^reVn ,  ein  steuertechnisch  zweckmässiges  System,  sölanjre  die 
Steuersatze  mässig  blieben  und  der  Zwaiii^sabJ^auf  gewisser  Mengen  nicht  dazu 
kam.  Allein  zu  letzterer  eigenthUmlichcn  und  vielfach  sehr  druckenden  Massiegel, 
der  auch  in  Deutschlan  l  i'Prcussen  §.  49,  Oesterreich  §.  44)  später  vorjrekommeneü 
sogen.  ,. Salzcon8cr;iJtiun"',  gelangte  man  in  einigen  Provinzen  (denen  der  Langue 
d'oil)  schon  im  14.  Jahrhundert,  1373,  um  den  Salzschmuggel  zu  bekämpfen.  Die 
salzsteuerpflichtige  Bevölkerung,  zu  welcher  die  privilegirten  Classen  im  Allgemeinen 
aber  wieder  nicht  gehören,  muss  gewisse  Meugeu  Salz,  wie  sie  für  den  Cousum  als 
nothwendip  gelten,  familien-  oder  havshaltungsweise  aus  den  Salzmkgazinen  ent- 
nehmen uud  wird  in  dics.  r  Ile/ichung  strenir  controlirt.  "Mit  schweren,  ztim  Theil 
grausamen  Strafen  wird  jede  Uontravenüon  bedroht  (Clam.  I,  342  ff.).  Damit  begaun 
das  Torhasste  Salzsteuersystem  Frankreiclis,  das  ttbrigens  ebenfldls  die  manniirfacbsten 
"Veränderung'en  im  T.atife  der  Zeit,  nain.ntlirh  eiinj  ausscrordentlirhf  Erhi'^hiing  der 
Preise,  bez.  Steuersätze  eiiuhr,  in  den  veischiedeueu  I^ndestheileu  die  grössten  Un- 
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gleicbbeiteD,  besonders  im  Pr»  isu  od.  r  Steuersatz  biiu  ahrtf  T^.  63)  und  bis  zum  Scbluös 
des  ancien  reiriuic  iu  isciuer  Eaiaiiuiig  zu  einer  tcliwcicu  Kopfsleuer  eiucu  besonderen 
Stein  des  Austüsscs  bildete.  (S.  Clamageran  I,  420,  425,  462  n.  a.  St.  m.).  Die 
Aufnahme  der  Gabelle  (wie  auch  der  so?,  fr.iite  foraiuo)  unter  die  Dnmanialeia« 
kuufte  schon  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  hat  diese  Entwicklung  beguiialigt. 

§.  57.  —  Iii.  SaDStige  Steoern.  £b  fehlt  sebon  in  dieser 
Periode  nicht  an  mancherlei  weiteren  stenerartigen  Einkünften 
des  KQnigthümB,  von  denen  einige  mit  den  Gterechtsamen  des 
Fendalherren  und  Snzerän's  snsammen  hängen,  daher  zuerst  nnd 
besonders  im  Gebiete  des  Dom.aniunis  sich  ausbilden  nnd  auch 
später  zu  .  den  Einktlnften  des  domaine  gerechnet  werden. 

ü.  A.  gehören  dahin  die  „droits  de  siceaTi",  Siegelgcldcr  and  Kanzlei- 
taxen nach  einem  umfassenden  Tarif  fdr  maocherlui  Verwaltungs-,  gerichtliche  und 
Civilacte,  Abgraben,  welche  als  VorUinfer  späterer  Verkehrsstcuern  und  Verwaltungs- 
gebühren, wie  im  irauzosiscken  Syaiein  des  Eiiregisirement,  erscheinen  (Urd.  v.  1420 
GUm.  I,  498). 

Wichtig'  war  auch  und  blieb  in  den  näclisfou  Jalirlniiulerteii  die  unter  dem 
Namen  droit  d'amortissement  vorkommeDde,  schon  im  13.  Jahrhundert  (127ö)  vom. 
Königthum  genauer  geregelte  Abgabe  von  solchen  ireltUcfaeB  Gütern,  welche  an  die 
Kirche  und  an  anriere  Coriiorationen  der  „todten  Hand"  übergingen,  sowohl  als  0.'- 
schenk.  testamentarisch  wie  unter  ouerosem  Erwerbstitel.  Dafür  hatte  der  Enirerbcr 
dann  einige  Jahreseinkünfte  (damals  meist  2 — .'1)  als  Abgabe  an  den  König  zn  ent> 
richten.  Die  .oftmalige  neue  Kegelune  und  Einschärfung  dieser  Abgabe  zeigt,  dasa 
ihre  Durchführung  schwieritr  war.  (Clam.  I,  270.  297,  425").  Ebensolche  Abf?aben 
hatten  die  bürgerlichen  Erwerber  von  adligen,  kriegsdieustfreien  Lehen 
zu  eatiichten  (Clam.  eh.),  „droits  de  fianc-fiftf." 

Auch  manche  andere  Abgaben  des  Feudalsystems 
gelang  es  dem  Iranzösischen  Köni^tliuin  den  grossen  Lehensherren 
zu  entziehen  und  zu  Kroneinkünften  zu  machen.  XiuimL  man  hinzu, 
dass  das  Rechnungs-  und  Controlwesen  durch  eine  gewisse 
Ceutralisirung  der-  Finauzverwaltung  und  durch  Einrichtung  von 
Rechnungskammern  (cour  des  comptes)  schon  seit  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  (1309  oder  1306?)  bereits  eine  gewisse 
Garantie  für  die  CninuDg  im  Finanzwesen  bietet,  so  ergiebt  sich 
wiederum  die  relain  bedeutende  Hohe  der  Entwicklung,  welche 
die  tVanzösiscIie  Finanz-  und  Steuerverwaltung  bereits  im  15.  Jahr- 
hundert erreicht  hat.    Welcher  Abstand  gegen  Deutschland! 

Ciamag  er  an  I,  295,  357, 

3.  Neuere  Periode  (Mitte  des  15.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts). 

§.  58.  Auf  der  geschilderten  Grundlage  hat  sich  die  tranzö- 
siäcbe  Staatsbesteuerung  weiter  entwickelt,  ohne  in  der  langen  400 
bis  dOOjäbrigen  Periode  bis .  zum  Zusammensturz  des  j^aiten  Kegi- 
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ments"  eine  durcb^-reittiude  Um^ebtaltung,  uicbt  im  Ganzen,  kaum 
auch  nur  aut  Ueni  Gebiete  einer  einzelnen  Steuergattnnf^  zu  er- 
fabren.  Weder  einer  dt  i  tiicbtigcreii  Köuige  aorb  einer  der  vielen 
hervorragenden  Staatsmänner  und  aust^ezeichneten  Finanzniininter 
(Generalcontroleure),  deren  sieb  Frankreieh  wicderlidlt  erl'reut  hat, 
selbst  nicht  Sully  und  Coibert,  noch  Turgot  und  Necker 
haben  eine  grundsätzliche  Um-  und  Neugestaltung  des  JSteuer- 
systecDS  auch  nur  versucht.  Alle  Ketormveräoche  und  wirklichen 
Keformen  beschränken  sich  auf  Abstellung  von  politischen,  ad« 
ministratiTen  und  tcchuiseheu  Mängeln  der  einmal  überkommenen 
Besteuernng,  auf  den  folgerichtigen  Ausban  und  die  Yervollständi- 
gnng  der  letzteren  und  auf  Verbesserungen  einzelner  Stenern. 
Aber  erst  im  18.  Jahrhundert  —  zum  Theil  ^rst  als  es  zu  spät 
war,  unter  Ludwig  XVI.  —  wnrde  ernstlich  daran  gedacht,  den 
HanptObelstand,  die  Steuerfreiheit  der  privilegirten 
Stände,  und  die  unTerhältnissmilssig  schwere,  dabei 
auch  noch  sehr  nngleiohmässige  Belastung  der  unteren 
und  Hittelstände,  besonders  der  LandbeTölkernng,  zu  be- 
heben. 

L  Die  directe  Besteuerung. 

1.  So  blieb  denn  die  allmUhlieh  sehr  erhöhete  taille  die 
directe  Hau  p f  s  t e uer.  Sie  uai  vornebmlich  die  ländliche 
bäuerliche  und  abhängige  Ikvölkerung,  dann  zum  Theil 
auch  die  städtisebe  Bevölkeruug,  aiilängö  die  gauze,  spater  mehr 
nur  diejenige  der  kleineren  Städte,  mit  manchen  Ausiiahmeu  aueh 
unter  den  Städtern.  In  den  einzelneu  Provinzen  vielt'uch  ver- 
schieden geordnet  und  im  Lanf  der  Zeit  mancben  kleinen  Ver- 
änderungen in  der  Auflegung  und  Vertbeiluug  unterzogen  zeiliel 
sie  im  Wesentlichen  in  die  beiden  Arten  der  taille  personelle 
im  grössten  Theile  Frankreichs  und  der  taille  reelle  in  einigen 
Provinzen. 

Entsprechend  wenigstens  den  älteren  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen, aber  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  und  gegen  den 
eigentlich  rechtlichen  Cbaracter  traf  die  taille  doch  thatsächlich 
vornehmlich  das  Binkommen  ans  dem  Grundbesitz  der  nicht 
privilegirten  Classen.  Deshalb  hätte  sie  sich  allmählich  zu  einer 
i<9rmlichen  Grundsteuer  entwickeln  sollen,  itlr  welche  eiue 
Boden kata st rirung  nothwendig  gewesen  wäre.  Im  17.  und 
besonders  im  18.  Jahrhundert  wnrde  ein  solches  Bedürfniss  auch 
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wohl  Sciteuö  der  Verwaltun^^  und  einzelner  Proviuzialstäüde  em- 
plUndeo.    Aber  zu  einer  Verwirklichung  kam  e>s  nicht. 

Am  Uebelsten  fuhren  dabei  die  Landestbeile  der  taille  per- 
sonelle, wo  die  taille  dem  Ziele  nach  eine  allgemeinere 
Vermögens-,  Erwerbs-  und  Personalsteuer,  techoiscb 
weseutlieb  eine  directe  Familien-  und  IIa ush alt ungsst euer, 
meist  nach  Fe uer stellen  aufgelegt»  —  eine  „Hcerdsteuer"  — 
war  nud  für  die  ricbtige  Veranlagung  die  geottgenden  Anbalts- 
puncte  fehlten  oder  von  den  localen  Besteucrungsorgancn  miss- 
bräuchlicb  uicbt  oidentlieb  aufgesucht  wurden.  Daher  hier  vollends 
ein  immer  weniger  erträglicher  Zustand  mit  der  allmählichen  starken 
Steigernog  der  zu  repartirenden  Summen.  OaB  Priucip  der  kom- 
munalen Solidarbaft  flir  die  Repartitionsquote  bei  den  unter- 
sten localen  Einheiten,  den  Kirchspielen,  erwies  sieb  dabei  beson- 
ders drfickend.  Die  taille  reelle  war  n^ebr  eine  wii'kUche 
direete  Realsteuer  für  den  Grund-  und  Hausbesitz,  auf  unvollkom- 
menen und  nach  und  nach  wegen  unterbleibender  Verbesserungen 
immer  ungentlgender  werdenden  Grundlagen.  Indessen  bot  diese 
Form  einer  wenn  auch  sehr  mangelhaften  Grundsteuer  doch  gegen 
WillkUhr  und  Vexationen  der  Steuerorgane  mehr  Schutz.  Erst  im 
18.  Jahrhundert  sind  in  einigen  ProTinzen  einige  wichtigere  Ver- 
besserungen der  taille  durchgeftthrt  und  erbeblichcFe  allgemeine 
BeformeOy  welche  unter  Ludwig  XVI.  geplant  waren,  hinderte  nur 
der  Ausbruch  der  Kevolution.  Schon  vor  demselben  war  c^nsüich 
an  die  Beseitigung  der  Steuerprivilegien  und  der  grossen  Un- 
gleichheiten der  taille  gedacht  worden  (Notabeinversammlung  von 
1787). 

2.  Ausser  der  taille  sind  mehrfach  vorübergehend  ausser- 
ordentliche directe  Steuern  vorgekommen.  Die  „dous 
gratuits"  desClerus  (ein-  und  luebiiaLhc  ,,Decimen'^  von 
den  kirchlichen  Einkünften)  bleiben  eine  auböerordeutliche,  einer 
direete n  Standessteuer  vergleiehl»are  Leistung  an  die  lSla;i(s- 
casse.  Aber  ihre  periodenweise  doch  recht  iiäufige  Wiederholung 
lässt  sie  auch  einigermaasscn  als  eine  ordentliche  Steuer  mit  an- 
sehen. 

Erst  im  16.  Jahrhundert  kam  es  jedoch  zu  zwei  neuen  blei- 
benden ordentlichen  directen  Steuern,  mit  denen  recht- 
lich ein  fast  allgemeiner,  lactisch  wenigstens  doch  auch  ein 
wirklicher  bedeutender  Bruch  mit  dem  Princip  der  Steuerfreiheit 
der  privilegirten  Stände  (Adel,  Hof-  und  andere  Beamte,  Geistlicb- 
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keit,  Städter)  vollzogen  wurde.  Es  war  dies  die  capitation, 
eine  Art  allgemeiner  classificirter  Standes-,  Berufs-,  Personal-  und 
fiiDkommensteiier,  zuerst  1695,  dann  wieder  1701  als  Kriegssteuer 
eingeführt,  spllter  permanent  geworden;  sodann  eine  allgemeine 
Quoten-Einkommensteuer  (zuerst  1710—1717),  von  wechseln- 
der Quote  (V50,  Vso>  Vio)»  die  längste  Zeit  bindurcb,  seit  1749  Vs»> 
daher  meist  unter  dem  Namen  des  Zwanzigsten'*  bekannt, 
welcher  Betrag  dann  aher  wieder  zeitweilig  verzwei-  und  verdrei- 
facht wurde.  Diese  Stenern  waren  richtig  geditcht,  sie  entsprachen 
dem  Streben,  die  Steuerlast  gerechter,  gleichmSssiger,  unter  ange- 
messener Mithereinziehung  der  priril^firten  Glassen  zu  vertbeilen 
und  so  den  Steuerdruck  in  und  nach  schweren  Kriegen  und  bei 
bleibender  allgemeiner  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  und  der  Ge- 
sammtbestenemng  erträglicher. zu  machen.  Leider,  dass  nur  auch 
hier  wieder  die  Ausführung  hinter  der  leitenden  Idee  weit  zurück 
blieb,  neue  Ezemtianen  stattfanden,  die  Wohlhabenderen  nicht  ent- 
sprechend belastet  wurden,  der  Clerus  sich  zum  Theil  durch  Ca- 
pitalzahlungen  und  Erhöhung  seiner  dons  gratuits  frei  kaufte  und 
die  Masse  aucb  dieser  Steuern  wiederum  auf  den  „peuple  tail- 
lable**  fiel,  welcher  vielfach  diese  neuen  Abgaben  nach  Maäss- 
gabe  der  unvollkommenen  Veranlagung  der  Taille  aufgelegt  bekam. 

Die  Gesanimtbeit  dieser  directen  Staatsbesteuerung  in 
ihrer  ungentigendcu  Veranlagung  bildete  beim  Ausbruch  der  Re- 
volution eine  schwer  drückende  und  viel  angegriffene  I.ast.  Gleich- 
wohl wandte  sicli  aus  practisclieu  uiul  doeirinUreu  Grllndeu,  näm- 
lich unter  den;  l.mfiuss  der  physiok ratischen  Lehre,  die  Opposi- 
tion in  den  lieicbsständen  Uüd  den  späteren  parlamentarischen 
Körpern  sowie  im  Volke  weniger  gegen  diese  directe.  als  gegen 
die  indireete  innere  \'erbrauclisbestciieruDg,  besonder»  gegen  die 
freilich  mittlerweile  auch  sehr  vermehrten  und  erhöhten  Octrois, 
Aides  (Getränkesteueru)  und  die  Gabelle.  In  angemessener  Um- 
gestaltung zu  einem  viergliedrigeii  Ertragssteuersystem ,  besonders 
unter  Umbildung  des  den  Bodenertrag  treflfenden  Mmipttheils  der 
Taille,  der  Capitation  und  der  Zwanzigsten  zu  einer  auf  dem 
Princip  des  Parcellarkatasters  beruhenden  Grundsteuer,  ist  die 
directe  Besteuerung  des  ancieu  regime  im  modernen  lranzf5siselien 
•System  der  directen  Steuern  des  id.  Jahrhunderts  wieder  auigcicbt. 

59.  Wiederum  vornehmlich  mit  Bemitzung-  von  Clamagerri  n 's  Werk  hebe 
ich  hier  uur  einige  stcaergeschichüich  und  priucipieli  tinanzwiüScuächaiUich  wichtige 
pQDcte  aus  der  Entviddnnj^f^cliichte  der  laill«  lud  der  lLt«igoa  dirdotea  Stenora 
henror. 
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1.  Die  Taille. 

Die  Einftllirting  einer  bleibcüden  directen  Steacr  in  der  taille  erfolgt  in  der 
klaren  und  ausgcsprochcueu  Absicht,  Mittel  fUr  Schutz  uud  Sckirm  des 
Landes  zu  {revinocn.  Daher  soll  die  Steuer  auch  möglichst  gleichmässig 
sein,  was  aber  die  der  Zeit  entsprechenden  Exemtionen  nicht  hindert  (f)rd.  v.  1446, 
80  Schuler  der  Universitäten,  £deUeutc,  Cleriker  u.  a.  m.  frei.  Clam.  U,  10).  Schon 
ein  Henechenalter  später  entsteht  ein  priucipiell  irichtig^r  Stenerplan,  wohl  auf  Grand 
der  geuiachtca  stcucrtechniachcn  EiTaliriin;;cii  uuJ  der  'x  rcits  eiugetretcuou  Eatwick- 
laog.  nämlich  die  taille  als  dirocte  Steuer  zur  Uauptsteuer  des  |»latten 
Landes,  unter  theilveiäer  Aufhebung;  indirecter  Steuern,  und  umgekehrt  die  indirecte 
Besteuerung,  besonders  aides,  octrois,  zur  Hauptstcuer  des  Staats  iu  den 
Städten,  unter  Befreiung  der  letzteren  von  der  taille,  zu  machen  (Ludwig  XI,  1482, 
Clam.  II,  35  fr.).  Dieser  steuertecbnisch  begreifliche  und  plausible  l'lan,  der  eiu 
allgomeiDcres  Entwickluagsprindp  der  Besteuerung  zur  Kicbtschnur  nimmt  (Preusscn 
§.  47,  S.  112),  ist  nur  theilweise  ausgeführt  wordi-n.  aber  auch  in  diesem  rerwirUii  liten 
Umfauig,  beijonders  in  Betreff  der  Städte  und  der  Hcs-  hräuliuu«!:  der  Woinstcueni  uud 
anderen  Verzehrungssteuern  auf  dem  Lande,  practisch  und  principiell  wichtig.  Die 
Erhöhung  der  Taillr  n,  di<;  Erhebunsr  mit  dem  Princip  der  Solidarhaft  der  Kirchspiele 
gaben  den  Beichsständen  i.  J.  1404  bereits  reichen  Aulass  zu  lebhaften  Kh^en. 
Aber  auch  danach  blieb  die  taille  die  fcate  direote  Staatdsteui  r.  Man  einigte  sich 
bereits  Uber  einen  bestimmten  Gesammtbetrag  und  dessen  Vertheilung  auf 
die  vertreteuen  Prorinzeu  und  deren  Bezirke,  so  den  Gedanken  des 
^meinsamen  Stoatsioteressee  anerkennend.  Der  Betng  der  taille,  die  nun  definitiv 
eine  K ej) arti tio US ste ue r  war.  wuchs  dabei  trotz  alles  Sträubens  der  Provinzial- 
stände  und  der  Roichsstäude,  zumal  freilich  iu  den  Zeiten,  wo  das  Köuigtbum  den 
ständischen  Einfloss  srarackdrängte  und  die  BeichsstSnde  nicht  berief,  besonders  unter 
den  politisclien  Ereiirtiisson  und  dem  steigenden  Fiaanzlioilarf  df^s  lü.  Jahrhunderts 
immer  mehr.  Die  taille  zerfiel  schon  iu  eia  ^Principal"  uud  einige  „crues", 
fttr  Specialzwecke  (besonders  roilit&rische),  neben  der  taille  entstand  ein  „taillon**, 
ein  Gcldersatz  für  Naturallieferunt,n;ii.  In  den  1570  er  Jahren  hatte  sich  die  (lesammt- 
Tailie  schon  auf  c.  14  Mill.  L  (freilich  leichteren  Gelds  als  iox.  lö.  Jahrhundert) 
erhöht  Die  Steuer  war  so  allgemein  und  fest  eingebürgert,  dass  auf  der  Stllnde- 
yersammlnng  zu  Bleis  157R — 77  schon  ein  Flau,  alle,  auch  die  indirccten  Staats- 
steiiern .  in  eine  ein^i^e  atiHcreirlichpnR  Taiüe  („taille  e>;:8lee")  zu  verwandeln 
auftauchte,  —  in  Form  citicr  abgestuften  llecrdsteuer,  von  1  sol.  —  5ü  L.  nach 
der  Leistungsfähigkeit,  unter  Beschränkuug  der  Steuerfreiheit  ausschliesslich  auf  E 
lente  und  Geistliche,  —  Der  dritte  Stand  lehnte  das  Project  ab.     Clam.  II,  217«.) 

Bei  der  starken  Steigerung  d&£  Summe  der  Taille  wurde  die  bettsere  Unter- 
▼ertheilung  der  letzteren  anf  die  Kirehsplele  in  den  Steuerbezirken  —  im  Haupttheil 

des  Staatsgebiets,  d.  h.  ausserhalb  der  sogen,  pays  d'6tats,  heiss«  n  sie  ,.eti  ctiuns", 
wonach  dieses  Gebiet  dann  das  der  „pays  d'electioa''  genannt  wird  —  und  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  immer  wichtiger.  Denn  wie  gewöhnlich,  auch  heute,  bei 
den  directen  Staatssteuern,  gingen  die  Beschwerdeu  mehr  noch  gegen  die  Verthei- 
lun?  als  sr''gen  dio  Höhe  der  Taille.  Die  Willkühr  der  Veranlagungsorgane  („6ius") 
ward  iiuu  volkads  unerträglich.  Die  zahlreichen  persönlichen  Befreiungen  durch 
Privileg,  Amt,  wobei  das  vcrhängnissvoUc  Geschäft  des  Aemterverkaufs,  wesentlich  eine 
Creditoperation,  immer  zahlrdchere  Personen  ausser  Adel  und  Klerus  von  dor  taille 
befreite,  —  iu  den  1780er  Jahren  gaben  4000  Aemter  den  Adel  u.  dauut  die  ganze, 
40,000  Aemter  die  ganze  oder  theilweise  Freiheit  von  der  taille  (Sturm  I,  53);  — 
auch  durch  Abkauf  der  Steuorpfliclit  rercnfrerten  den  Kreis  der  Steiieridlii  htigeu,  viel- 
fach gerade  um  die  Steuerfähigeren,  wahrend  der  Kest  des  peupie  tailliaUe  hühcre  und 
um  den  Steuerbetragr  der  Befreiten  sich  erhöhende  Summen  aufbringen  musste.  Die 
Haftbarkeit  di-r  Steuere rhidier  fur  ausbleibende  vorseschrieliene  Schuld i^keiten  und 
die  Solidarhaft  des  Kirchspiels  für  Steuerreste  wurden  um  so  drückender.  Mit  Ke- 
formplänen  und  Beformrersuehen  beschftftigen  sich  daher  Sttnde  und  Verwaltung 
seit  dem  Ende  des  1(>.  und  in  den  beiden  folgenden  .lahrhunderten  vielfach  und 
immerhin  wird  doch  auch  manches  Einzelne  verbessert.  S.  z.  B.  Clam ago ran 
U,  257,  357  01  —  Edict  Ton  1600,  von  Sully,  bessere  Garantieen  für  YeV" 
«heilnng  der  TaOle  vnter  den  u.  in  einem  jeden  Kirchspiet,  Solidarhiift  wesentUcb 
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aufgehobeu  —  v  immer  wieder,  freilich  nicht  ijii<^tnd  durchgeführte  Versuche,  die 
bei  der  taflle  penonelle  besonders  bedenldichen  j  i^Aalicheii  Stenerfreiheiteii  za  be- 
schränken, z.  B.  1634,  I70S.  Clam.  II,  496  fl'.,  III,  393;  ähnliche  Bcstrebougcu 
Colbert's  l(i70,  II,  S.  öl9  IT..  auch  MUdemng  der  i.  Tb.  eatbetzlich  harten  £xe- 
cntioDsmaaflsrei^'^oIn,  aber  wieder  Festhaken  an  der  Sotidarbafl,  eb.  627,  III,  262.  In 
den  sog-en.  pays'  d'  6tats  (mit  proviu^ialätändiächer  Stcucrvcrwaltung)  wichen  die  Ein- 
richtungen von  denen  in  den  „pays  d'  clection'S  mit  köu.  Verwaltung,  etwas  ab.  In 
jenen  kam  es  wohl  citunal.  so  16H5  in  der  Provence,  zu  neuer  Katastrirung.  di«  auch 
bei  der  einzigen  Provinze  Jl-i  pays  d'  election  mit  taiile  reelle,  Montau ban.  1666  unter 
Mitberücksichtirung  des  beweglichen  Vermögens,  der  iii'lu>tii<'ll.^n  Einkünfte  stattfand, 
aber  al Ige ni  e  1  n  Karnstriruogspläuc  scheiterten  damals  wie  später,  z.  B.  noch  1763  U'. 
(Glam.  11,  628,  III.  371,  397),  thcilä  wegeu  der  Abneigung  der  Pririlegirtcn.  deren 
Interessen  die  „Parlamente"  rornelsmlich  vertreten,  theils  wec»>n  der  tellmi^ ohen 
Schwierigkeiten,  welche  in  eloem  so  grossen  Lande  wie  Frankreich  für  uniibcrwlnd- 
Ucb  galten.  lo  einzelnen  Luidestbeilen  wird  dnrcb  tttchtige  Intendanten  die  Veran* 
lagung  aber  wohl  nach  neuen  u.  rationell  mvh  Katastern  verbessert,  so  durch  Turgot 
im  Limousin  (oeuvres  de  T.,  6d.  Guiliaumlu  I,  512,  De  I^vergne.  öcoa.  fin.  au  XV III. 
siicle.  Par.  IbTI,  Gbm.  III,  441,  Sturm  I,  Ii  ff.),  anch  lt72  im  Pariser  inten- 
dautKrb  /irk .  wo  specielle  Declarationen  der  Steuerpflichtijrrn  vrrlantrt  u.  durch  die 
Kirchüiuelciiiwohner  selbst  coutrolirt  werden,  Clam.  III.  4Jo,  Sturm  I,  75. 

Inilasbcndere  Reformen  wurden  im  letzten  Jahrzehnt  de»  ancicii  icuiuiu  geplant, 
z.  Th.  für  die  capilaiion  niul  die  Zvanügstcn  zugleich  mit,  da  diese  drei  hauptsäch- 
lichen dirrcteu  Steuern  wcniir^^t'^ii-'"  beim  pcuplu  taill.i''le  doch  auf  Eine  llauptsteuer 
in  nicht  einmal  erheblich  verschiedenen  Formen  hinauskamen  und  auch  die  beiden 
anderen  in  der  Hauptsache  nach  Maassgabe  der  t&ille  aufgelegt  worden.  Auch  trafen 
alle  drei  überwiegend  das  Einkommen  aus  Grundbesitz.  N»  .  k  t  veranschlaj^te ,  dass 
im  Bcgioa  der  HSOer  Jahre  von  den  91  Mill.  L.  der  Taiile  wohl  81,  von  den  76.5 
Miil.  der  Zwanzigsten  (mit  ZnscMigtti)  irolil  74,  von  den  41—42  WU»  der  capitation 
wohl  22,  also  zusammen  von  219  Mill.  wohl  177  Mill  L.  auf  den  Grundbesitz  fielen 
(admittistr.  d.  fio.  I,  159  ti.).  Mau  fixirte  176!)  den  Gesammtbeti'ag  des  principal 
der  (aille,  aber  die  Zuschläge  für  besondere  Zwecke  dazu  blieben  bestehen  und  reiv 
äuditrten  H'  b.  17S0  wurde  jedoch  auch  der  Betrag  d' r  7.ii.v:hrip:'  faccessoire)  für 
Staatäzwecke  üxiit  und  sollte  von  nun  nur  durch  i^ijalicheii  eiuregistrirtes  Gesetz 
-rerindffirt  werden  kOnnen  (Sturm  I,  57  ff.).  Die  von  Kecker  begrttndetea,  dann 
verallgemeinerten  Provinzi;iIvi  rciammlungen  haben  in  einigen  Provinzen  in  den  17>0cr 
Jahren  auch  in  der  Vertheilung  der  TaüJen  erhebliche  Verbesserungen  eingeführt 
und  Oberhliupt  den  Privilegirteu  gegeudber  bereite  die  Grundsätze  der  „staatsbürger- 
lichen Periode"  vertreten.  Einzelnes  davon  ging  in  die  spätere  Grunilsteuergesetz- 
gebung  über  (s.  Sturm  I.  71  —  110).  Die  Notabelnversammluiiar  von  17^7  dng  in 
dieser  Kichlung  noch  weiter,  gab  alle  Privilegien  bei  den  diructcu  Siouciu  prcia  und 
sprach  sich  für  eineu  ,.imp6t  territorial  *  in  einem  festen  Betrage  von  vo  Mill.  L. 
aus,  der  dann  nach  verbesserten  Katastern  rf'partirt  werden  nollte.  Ein  demgemäss 
erlassenes  Edict  1,1767)  wird  jedoch  gleich  daraut  wegeu  des  W  iderspruchs  der  Par- 
lamente wieder  zurückgenommen  (Stnrm  I,  111—123). 

§.  60.    2.  Die  Capitation. 

Sie  war  i6ü5  im  Kriege  als  allgemeine  proporuonale  Einkommensteuer  geplant, 
wurde  aber  als  Kop&toner  nach  Standes-  nnd  Berafeclassen  durcbgefttbri,  ähnlich  wie  die 

ungefähr  rflMii  li/eitijreii  i»r«uis.sischen  (§.  4S),  Österreich,  (i^.  1  'nicrlisrhen  (§.  SO  ff.)  sopren. 
Kopfäteutiiu.  Frei  sollten  ui'spruuglich  wirklich  nur  Arme  u.  dgL,  und  Taillezahler  unter 
40  sots  sein.  Aber  dw  Glenis  wusste  steh  wieder  durch  CrhAhung  seines  don  gratnit, 
lir/.  durch  Z;ib!ung  eines  Pauschale  frei  zu  mafhen.  Die  gesammte  ül>rit^''  Bevölke- 
rung, eiuschli&>alich  üdbst  die  kön.  Familie,  der  Hof,  Adel,  Beamte  und  jedwede 
PriTilegirte,  war  nach  Rang.  Stand  tind  Beruf  in  22  Steuerekssen  mit  S&tzsn  ren 
2000  L.  bis  herab  auf  20  sols  eingetheilt  (Ord.  v.  18.  Jan.  1695  u.  spätere.  Einzelnes 
bei  Ciamag  III,  81  fl.).  Es  mögen  mit  steuertechuische  Uucksichteu  geweüeu 
seit),  welche  dieses  au  sich  einfache  System  wählen  Hessen.  Aber  der  Mangel  war, 
dass  die  Classen  wohl  ZU  Wenig  den  WohlstaudsdiUie reuzen  entsprachen  und  die  Ver- 
mögens- und  £inkomm«osnnglcichUeiteii  in  derselben  Steucrclassc  nicht  berUcküchtigt 
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worden.  Ertrags  von  fast  24  Hill,  roh,  incl.  Clerusgabe,  soll  ptva  von  den 

Stcnom  der  PrivllefiTteii  hergvrflhrt  haben.  Nach  Kriegssclilass  fiel  die  Steuer  1698 
wieder  fort.  JTOI  wirJ  sie  aber  von  Neuem  eiogcfahrt,  nicht  verbessert,  in  etwas 
höheren  Steuersätzen.  Nicht  nur  der  Clerns.  sontlfrn  auch  andi^rf'  Körperschaften 
dürfen  sich  durch  „abon nemonts"  mit  Pauschsutn  m  cn  abfinden.  Seit  1708 
werden  —  eine  Creditopcration  —  Ablösaagen  zugelassen,  uml  vom  Clonis  (l»lo8S 
mit  dem  Darlehen  des  ßfachen  scinw  Jahrespa tisr Ii al es),  von  Provinzen,  Städfrti, 
Innung;cn  und  selbst  einzelnen  Privaten  geleistet.  Aui  den  pcuiilc  taillablc  wurde 
dagegen  seit  1705  die  Kopfsteuer  in  der  fflr  ihn  veranschlagten  Summe  einfach  nax:h 
V'erhältniss  der  taiUn  roparfirt.  Als  1715  die  gewährten  H  'lVfiungen  (gegen  Ab- 
lösung) zurückgenommen  wurden,  blieb  der  Clerus  dennoch  definitiv  befreit  unter  Ver- 
zicht auf  die  Rente  ans  seiner  Ablösungssumme.  Die  Steuer  blieb  aber  jetzt  nach  nach 
den  Kri'^iie  ht^stt  heii  (Clam.  III,  89  fl".,  Sturm  I,  9).  Verschiedenheiten  bestanden  theih 
nach  Provinzen  (nach  dem  rechtlichen  und  administrativen Untcr»chied  der  pays  d'  61cction, 
p.  d'  6tats«  p.  conqais),  tb.  nach  Personalgmppen  (Pariser  coramimaiitös  d  artB  et  m^tien, 
mit  Solidarhaft,  1721,  dann  Hof  leiito  ,  Iji/soldete  Beamten,  wo  der  Abzti^^  der  Steuer  am 
(iobalt  erfolgte,  der  specioll  besteuerte  Cleras  der  neuen  Grenzlandc,  Clam.  III,  227). 
Spftter,  174T,  erfolgte  eine  weitere  Erhöhaoii^  der  Sätze,  1760  eine  solche  fUr  die 
nicht  tailli  zalilenden  Kopfsteuerpflichtigen.  Mit  ciniiicn  40  Mill  L.  in  den  letzten 
Jahren  des  ancicu  regime  erreichte  die  capitation  nicht  viel  weniger  als  die  ÜÜlfte 
der  taüle.  An  Klagen  flber  Missbranche  mancher  Art  fehlte  es  nicht  Für  die  taii- 
lablcs  war  die  Steuer  nur  ein  hoher  Zuschlag  zur  talUe,  vodttich  die  Un- 
((leichheit  und  der  Druck  der  letzteren  natttriich  noch  stie^;. 

3.  Die  Einkommensteuer. 

Sie  wurde  als  ,.Zt!li  nte.r"  und  ..Zwanzigster"  ebenfalls  zuerst  in  der«3chweren 
Zeit  des  spanisclien  Eibl'ulyckriegs  1710  eingel'ulut,  zum  Schreciieu  der  Priv'ilegirtei». 
Der  damalige  „Zehnte  *  war  eine  allgemeine  Einkommensteuer  von  aller  Art  Einkommen, 
insbesondere  aber  von  demjenigen  der  Privilegirten,  mit  Dcclaration^^zwantr  und  Strafen 
bei  uuterblcibcudea  uder  falschen  Angaben.  Bei  einigen  Eiakuuiuieiiartcn  (üchalte, 
Pachtrenten  u.  dgl.)  erfolgte  die  Erhebung  mittelst  Abzugs  bei  der  Zalilung  an  den 
Berechtigten.  Auch  von  dieser  neuen  dircrten  Steuer  wnsste  sich  der  Clerus  Freiheit 
zu  verschaffen,  gegen  Gewährung  eines  ausserordentlichen  don  gratuit.  Einzelne  Cor- 
poratlonen,  Provinzen  u.  Städte  lOsten  durch  einmalige  grossere  Zahlungen  die  Steuer- 
pflicht wieder  ab  oder  erlangten  das  Recht,  Paaschsummen  -  i  zahlen  (Clam.  III,  92 
bis  100,  Sturm  I,  10,  55).  1717  aufgehoben  wurde  der  ,J^iiegszehntc"  noch  einige 
Haie  sp&ter  zeitweilig  wiederholt  iL  als  Abzug  an  Pensionen  u.  (lehalten  („diziöme 
de  rctenuc")  beibehalten.  Abwitichend  von  dies<;r  Steuer  wurde  17*2.')— 27  ein  Ver- 
sach mit  einem  Natnral-Funfzi|sten  gemacht,  der  wenig  befriedigte  ^Clam.  ILI, 
228  IT.,  240)  Dagegen  bürgerte  sich  später  als  ordentliche  Steuer  7on  der  Art  des 
Zehnten  der  Zwanzigste  ein.  Er  wurdr,  zunächst  zur  Dotation  einer  neuen  Seliulden- 
tilgungscasse,  1749  wieder  als  ganz  allgemeine  Einkommensteuer  (nur  Staatsgläu- 
biger  frei),  mit  ihnliohen  Bestimmungen  wie  beim  Zehnten  eingeführt  In  einzelnen 
widerstrebenden  Provinzen  gewährte  man  auch  für  diese  Abgabe  Abonnements.  Der 
sogar  mit  amtlicher  Aufnahme  seiner  Guter  u.  Einkaufte  bedrohte  Clerus  remon- 
strirte  indessen  lebhaft  u.  setzte  auch  hier,  gegen  Gewährung  eines  ausserordentlichen 
don  gratuit,  seine  Freilassung  wieder  durch.  Nach  der  Einfllhiung  eines  zweiten 
Zwanzigsten  175P)  regt  sich  allgemeinerer  Widerstand  der  Parlamente,  der  conr  des 
aides  u  ancb  der  (iesrbiiftslcute.  1760 — 04  wird  aber  sogar  ein  dritter  Zwanzigster 
erhoben,  der  in  den  1780er  Jahren  wiederkehrte. 

Der  Erhebungsdieust  der  directen  Steuern,  in  eigener  R6gie,  war  im  Cebrigeu 
zu  Ende  des  ancien  regime  doch  schon  ganz  leidlich  geordnet  und  auch  nicht  gerade 
mehr  sehr  koetspielig.  Seltsamkeiten  und  Weitläufigkeiten,  die  Necker  abzastelleii 
suchte,  so  in  dem  jahresweisen  Aiterniren  der  Gencraleinnehmer  und  der  zu  grossen 
Zahl  der  Yerwaitangsbezirke  (Generalitäten)  fallen  freilich  auf.  Berechnung  von  Er- 
bebungdtosten  n.  Ersparungsrorschläge  in  Neck  er'«  gen.  Weric,  I,  Kap.  3—5. 

4.  Steuern  des  Clerus. 

Die  Freiheit  des  Clerus  auch  noch  von  diesen  neuen  directen  Steuern  ist 
ein  berreispriagender  Panct.  Uebrigens  war  der  Bettrag  des  Clerus  in  den  Decimen 
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tud  den  dons  gntaits,  ▼enn  änch  nicht  ganz  regelm&ssig  und  nicht  hoch  genug: 

doch  nicht  ganz  unbetifirliflich.  Necker  hat  <iine  umfangreiche  Cntersochting;  zum 
Vergleich  zwischen  der  wirkilcheu  Belastang  des  Clems  dorch  seine  Beisteacm  und 
derjenigen  Belastung  ang^tcllt.  die  d<Mi  (Sem  getroffen  h&tte,  venn  er  wie  der  Adel 
au  den  Zwaiuij;>ten  u.  der  Kop&teiier  betheiligt  worden  wäre.  Danach  wurde  der 
Minderbeitrag-  dcü»  „französischen"  Clcros  doch  nur  7— S  "/u  betragen  hal)en  (10.05 
gegen  10.7—10.8  Mill.  L.s  abgesehen  von  dem  zeitweiligen  dritten. Zwanzigsten. 
Dem  „französischen"  steht  der  „fremde*^  Olerus  in  den  neu  eroberten  Provinzen 
Ki  gf^nllber,  der  relativ  noch  etwas  weniger  beitrug  (Ncck«;r,  admin.  d.  tin.  II.  309  H'., 
1125  Ii.).  Die  von  ihm  übernommenen  Beiträge  repartirte  der  Clerus  unter  sich  nach 
ttinem  System  Ton  8  Classen,  in  Sätzen  von  Einkommens  der  einzelnen 

Pflichtig<M: ,  uiitor  Bciiii  ksichtigung  der  für  die  Leistungsfäliiglcit  neben  dem  Ein- 
kommen mitspr<!chenden  Momente  (Neck er  eb.  p.  813).  ErLcbiich  giitrofl*;n  wurde 
gerade  das  geistÜche  Gut  ausserdem  durch  die  wiederholt  neu  geregelte  und  einge- 
scliärffc  an  sich  alle  (s.  o.  S.  ]']'))  A  in  o  r  t  f  sati  o  n  sab  i:  a  be'"  <,droit  d'  aiiiortissemiMit), 
die  zuletzt  wieder  1751  aui  des  W  erths  der  adligen  und  V«  desjenigen  der  bürger- 
lichen GQter  V.  hewcgUcbcn  Guts  gesetzt  ward,  weiche  irgend  eine  heatlndige  weit* 
liehe  oder  geistliche  Corporation  (commnnantö)  erwarb  (Gl am.  III,  315). 

5.  Andere  directe  Steaern. 

Anch  solche  sind  vorubergdiend  in  Iraberen  und  noch  im  18.  Jahrhundert  rer* 
sucht  worden,  z.  B.  directe  Lnxnssteaern  (auf  Dienstboten-hatten,  Lnzns- 

pferde  1759). 

(>.  Wegbaufioli  üde. 

Wichtiger  uud  zu  grossen  Beschwerden  Anlasä  gebend  war  die  Einführung  einer 
Katuraliei8toug,-der  persönlichen  Arbeit  für  den  Wegebau,  der  sog.  cor?^e  royale 

(173S),  um  df^ron  l'niiro.ifftltnii«»:  in  ninc  fJcliI-tener ,  als  Zuschlag  zur  taillo  'Ptir- 
got  u.  a.  ui.  sich  bemühten.  nS7  erfolgte  auch  noch  die  allgemeine  Umwandlung 
der  Wegfrohnden  in  eine  Geldabgabe.  Im  19.  Jahrhundert  ist  man  auf  die  aller^ 
dings  i'acultative  Natural-  stat!  ilei  G<  lillcistunir  zurilckgekoiimx.  n.  (S.  Clnm.  III,  249, 
396  ff.,  Necker,  admin.  I.  2S,  Srr,urm  I,  Kap.  7,  S.  221— 237). 

II.  Die  indirecte  licsteuerung. 

§.  61.  Nicht  minder  bedeutend  als  diese  directe  ßestenerang 
bat  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  indirecte  Verbrauchs- 
besteaernng,  namentlicb  in  Form  tob  inneren  Stenern  anf  Salz, 
Getränke  und  andere  Artike]  (Talg,  Oele^  Leder,  Eisen n.a.ni.), 
anf  Tabak  (10  Monopolform)  entwickelt,  im  Ganzen  aber  wiedemm 
nnr  dnreh  Ansban  nnd  VerrollständignDg  des  schon  Mitte  des  15. 
Jahrbanderts  begründeten  Steuersystems.  Das  G r e n zzo llsyste m 
Ist  dagegen  in  seiner  Eotwicklnng  nnd  seinem  Ertrage  zurückge- 
blieben. Bei  den  Einfuhren  wurde  der  fioanzielle  dureb  den  pro- 
teetionistisehen  Gesichtspnnet  zu  sehr  gekreuzt,  und  noch  fehlte, 
selbst  bis  zuletzt,  der  Masseneonsum  ypnCoIonialproduetenu.  dgl.m., 
welche  im  19.  Jahrhundert  finanziell  die  wichtigsten  Zollartikel 
geworden  sind.  Ausfuhrzölle  und  innere  Provinzialz511e  waren 
nicht  so  ergiebig.  Die  Gesammtheit  der  indireeten  Verbrauchs- 
steuern nnd  einiger  verwandten  warf  aber  am  Scblnss  des  alten 
Staats  schon  mehr  ab  als  die  dii'ecten  Steuern  trotz  deren  Verriel- 
fliltigung  und  Erhöhung. 
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Der  Haupttheil  der  iiidirecten  Stcoern  wuidc  meist  von  An- 
fang an  durch  Pächter,  im  17.  und  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert regelmUssig  durch  einige  grosse  Pachtgesellschaften 
erhoben,  so  besonders  diejenige  der  fermes  gen  er al es  für  die 
wichtigsten  indirecten  und  fllr  gewisse  Verkelirssteiiern. 

Zuletzt  aißfaüstea  sie  gowöbulich  die  grossen  und  Ueiuen  Gabellen,  d.  h.  die 
wicbti^oii  SahBtenern,  wesentlich  in  Pom  des  Kegals,  im  Haupttheil  des  Staats- 
gebiets, die  aid<)s,  auf  üctränkc,  Talg,  Oele  n.  a.  in.,  die  inneren  und  auswariigen 
Zolle  und  verwandten  Abgabeu,  das  Tabakmonopol,  die  „Controlabgabo"  fdr  gewisse 
fiechtsgescbät'tc,  und  vcrscLiedeiio  znm  Domanium  gehörige  Abga))en. 

Für  einzelne  meist  neuere  Steuern  bestanden  besondere 
Pachten.  Ein  Thcil  der  indirecten  Abgaben  war  aber,  besonders 
in  der  letzten  Zeit,  auch  in  eigene  Regie  genommen.  Die  fran- 
zösischen Verhältnisse  sind  durch  die  Möglichkeit,  diese  beiden 
Systeme  zu  vergleichen,  lehrreich.  Durch  Geltendmachung  der  Con- 
currenz  stand  sieh  der  Staat  zuletzt  f)eira  Pachtsystem  kaum 
schlechter  als  bei  der  licgie,  welche  tiberhaupt  nicht  so  sehr  in 
ihrer  Einrichtung  von  der  IVinn'  abwich  (Necker,  s.  u.),  wenn 
auch  bei  der  Vergebung  der  Fachten  alle  Missbräuche  niemals 
völlig  überwunden  worden  sind.  Die  Technik  der  Verwaltung  der 
Pachten  war  bereits  sehr  vervollkommnet. 

Der  schlimmste  Punct  der  indirecten  Besteaernng  war  und 
blieb  die  hohe,  zam  Theil  in  drückendster  Form  —  im  Haopttbeii 
des  Staats  nach  dem  Princip  des  Zwangsahkanfs  oder  der  Cod- 
scription  —  aufgelegte  und  sadem  in  yersehiedenen  Landeatheiien 
höchst  nngleichmSssige  Salzfitener.  Der  letztere  Umstand,  die 
proTinsielle  Versehiedenheit  der  Stenerverfassongp 
zeigte  sieh  in  stenertechnischer,  volkswirthscbaftlicber  nnd  ver- 
kehrspolitischer  Hinsicht  aaeb  bei  anderen  Stenern,  den  GetilUtke- 
Stenern,  den  Zollen  naehtheilig.  £r  erklärt  sich  yorDebmlich  dar- 
aas, dass  Privilegien,  Interessen,  Vorortheile  und  die  altbistorische 
aparte  politische  Stellung  vieler  Provinzen  noch  immer  nnd  bis 
znr  Revolution  die  EinheitliehkeU  nnd  Gleichheit  der  indirecten 
Steuern,  damit  aber  anch  die  Einheit  des  volkswirtbscbaftlichen 
Markts  nicht  herbeizuführen  gestatteten.  Diesen  Fortschritt  ver- 
dankt Frankreich  voll  und  ganz  erst  der  Kevolution.  Im  Zoll- 
System  werden  daher  noeh  bis  zuletzt,  wie  schon  nach  Golbert's 
in  dem  Puncte  der  Beseitigung  der  inneren  Zolle  nnd  der  Bildung 
eines  Grenzzollsystems  nur  theilweise  geglückten  Maassregeln  und 
Verwaltungseinrichtungen  verschiedene  Provinzialgruppen 
unterschieden,  welche  gegeneinander  durch  Zoll  1  in ieu  geschieden 
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sind.  Die  neu  eroberten  Grenzprovinzen,  mu-h  die  ehemals  deutschen, 
haben  so  zwisebcn  sich  nnd  dem  altiVauzüsischcn  Gebiet  noch  Zölle, 
nach  (leui  „Anslnnd"  dage<;en  noch  nicht.  Anch  bei  der  Taille 
waren  noch  manche  provinzielle  Verschiedeiili'  itt  n  blieben,  aber 
dies  störte,  wie  Verschiedenheiten  bei  dirceteii  steuern  Überhaupt, 
nicht  in  dem  Maasse  als  die  Differenzen  der  indireeten  Besteuerung. 
Die  Ein-  und  A  n s fu hrzolltarife  wurden  seit  Colbert  bc- 
wusst  mit  nach  den  volkswirJhschaftlichen  Gesichtspnncten  des 
8chutz8ystems  geregelt,  üllcrs  daher,  wie  bemerkt  zum  Naciitheil 
des  tiscalisehen  lütercsses.  Das  Tabak  mono  pol  hat  sich  durch 
steigende  Erträge  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  schon 
finanziell  gut  bewährt.  Es  war  Yomehmlich  ein  Monopol  der 
Einfnhr  fremder  Tabake,  woneben  der  inländische  Tabak- 
bau verboten  war.  Letzteres  hielt  man  damals  i'Ur  uubedingt  noth- 
wendig  im  fiscalischea  Interesse  des  Monopols.  Erst  bei  der  Er- 
neuerung des  Tabakmonopols  unter  Napoleon  I.  wusste  n  nn  den 
controlirten  und  unter  Abliefemngszwang  gestellten  heimischen 
Tabaksbau  mit  dem  Monopol  za  vereinigen.  Einzelne  nene  Landes- 
theile,  so  Elsass,  Flsndern  nnd  selbst  mitten  im  Lande  einzelne 
Städte  (Bayonoe,  lothring.  Orte)  waren  Übrigens  früher  dem  Tabak- 
monopol nicht  unterworfen,  gewöhnlieh  nach  SpecialpriTilegien. 

Neben  den  directen  Steuern  nnd  der  indireeten  Verbraucbsbe- 
steuernng  hat  steh  auch  die  dritte  grosse  Gruppe  derStenerni 
die  Yerkehrssteuer,  die  Steuer  auf  Rechtsgeschäfte 
(,,Aele")  in  den  letzten  Jalirhunderten  ziemlich  erheblich  entwiekelt 
und  seit  1655  war  anch  die  Erhebung  solcher  und  verwandter 
Steuern  und  Gebfibren  itir  Verwaltungsthätigkeiten  in  Stempel- 
form  (timbre)  hinzugekommen. 

Das  ancien  regime  hatte  sonaeh  ein  Steuersystem  erreicht, 
welches  zwar  grosse  Mängel  im  Einzelnen  zeigte,  jedoch  bereits 
ein  principiell  ziemlich  vollständiges  genannt  werden 
muss.  Denn  abgesehen  von  den  Steuerfreiheiten,  welche  wesent- 
lieh  aus  dem  politischen  Standpunct  zu  beurtbeilen  sind,  hatte 
sich  die  Besteuerung  doch  schon  der  veränderten  und  wachsenden 
quantitativen  und  qualitativen  Differenzirung  des  Nationalvermögens 
und  Einkommens  cinigeimaassen  anzupassen  gewusst  (Fin.  II, 
365  ff.) 

§.  G2.  Die  zeitlichen  nnd  localcn  \'crschiedcnheiteu,  die  zahl- 
reichen Veränderungen  in  der  indireeten  Besteuerung  im  Einzelnen 
sind  begreiflich  noch  viel  grösser  nh  iu  der  directeu  Besteuerung. 
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Das  steaertechnisehe  Detail  ist  vollends  ein  masscuhafteä.  Von 
einer  genaueren  Darotellnng  der  geschichtlichen  Entwicklung  ninss 
daher  hier  ganz  abgesehen  werden.  Auch  die  blosse  Heraushebimg 
des  Wichtigmn  ist  aber  bei  der  bier  gebotenen  Beschränkung  noeh 
schwieriger  als  bei  der  directen  Bestenemng.  Im  Folgenden  wird 
nur  Einiges  zur  Oharaeteriatik  der  Hanptglieder  der  indireeten  und 
Verkehrsstenem  gegeben,  nämlteh  der  Getränkestenern  (aides)^ 
anderer  innerer  Verbrancbssteuern  („Aecisen''),  der 
städtischen  Octrois,  der  Salzstener,  der  Tabakbe- 
Steuerung,  der  Zolle  und  ähnlieher  Abgaben,  der  Steuern  auf 
Acte,  Beehtsgescbäfte  u.         des  Stempels. 

Cl  am  aper  an'«  Weili  ist  aach  hier  wieder  das  feicbhaltigsto  und  sorgfültigate 
iiml  fiir  diese  üebersicbt  vornehmlich  brnntzt  worden.  Stoiirm  zeigt  tehnreich  die  An- 
iuiüplungen  der  jclzigoii  an  die  alle  ]^'■ht^:u<'vung. 

1.  Die  Getränke-,  besonders  die  Weinsteuern. 

Sic,  die  sogen,  droit  d'aidos  werdeu  cia  llauptglied  der  indireeten 
Besteucrnn?;  sie  sind  aber  auch  jetzt  zam  Tbeil  wieder  eine  Art  der  all<;e- 
mcinun  r  1 3  1 L  ezölle,  der  Grenzzölle  und  zwar  früher  in  den  Weinbauprovinzen 
aurh  wolil  iioradc  dt  i  inländischen  und  ausländischen  Ansf  uhrzölle,  sodann  städt- 
ischer E in a iigsabgaben  (Octroib)  und  eines  allgemeineren,  aucli  manche 
andere  Artikel,  wenigstens  in  einigen  LandL-stheilen ,  zumal  in  Städten  (Paris)  um- 
fassenden A (  c  i  s CSV >  t *  III s.  So  war  nameiitlirli  die  Gctriinkesteuor  mit  der  städtischen 
Eingangssteuer  aui  die  Artiiiel  liolz,  irische  Seelische,  Vieh  mit  gespaltenei  Klaue, 
in  lüthistorischer  nSherer  Verbindung,  Abgaben,  die  man  wohl  auch  znsammen  unter 
dem  Namen  „aidcs"  s]>ecicll  versfand. 

Neben  solchen  Weiual)gabcu  beim  Transport  kommen  die  alten  Formen  der 
Verkanfsabgabe  beim  Grossrerlcanf  und  beim  Ausschank  vor.  Im  ersteren' 
Fall  ist  die  Weiiibteuer  auch  öftt-rs  nur  der  praktisch  wi  •litig:stc  Spccialfall  «  incr  all- 
*  gemeinen  oder  doch  einer  manche  andere  Artikel  mit  oinfassenden  Verkaufsabgabe 
vom  Waarmveifeehr  (so  z.  6. 1597  bei  der  Abi^ben.  d.  K.  „panearte**  oder  „son  ponr 
liviv".  die  ausser  Weinen  «ine  Mt:iig(;  ander  r  Artikel,  Nahrungsmittel,  R(»hstofli' 
auch  Kun;itwaarctt  traf,  beim  Eingang  in  dio  Städte  u.  s.  w.  vom  (irossmkehr  und 
speclell  rom  Veii&tifer  eihoben  wurde,  Glamag^.  II,  363  ff)*  Di«  Bestimmung  der 
Abgabe  als  specifische  Steuer,  nach  der  Mlü^l'  dem  alten  FlUssigkeitsmaasü 
p.  „muid*'),  also  ohne  Kiicksicht  auf  Qualität  und  Werth  bildet  bei  den  Abgaben,  welche 
sich  an  den  Transport  anknüpfen,  die  ßegel.  Bei  den  Verkaufs-  und  Schankabgaben 
wird  dagegen  ein  W  rthquote  als  Steuer  gefordert,  doch  daneben  kommt  auch  hier 
»'ine  specifiscln  Abgabe  vor.  Nach  d  ftrd.  v.  U\^0.  der  Grundlan:e  d<^r  flctränke- 
tstt  ueru  Ida  17S',),  war  der  „droit  de  gius'"  5  vuui  dcclarirten  rrcirfe  (seit  H'Ali) 
liebst  einem  specifischcu  ZtlSClilag  von  Hi^/^  sols  p.  muid  (0.31  fr.  p.  llectol.),  beim 
Weinverkauf  ^/..  L,  S  ]>  inuid  und  (]  L.  15.  s.  (2.01  u.  2.51  fr.  p.  llectol.), 
orsterer  Satz  in  iluuscrn,  wu  dci  W  ein  mit  lortgenommen,  letzterer  in  solchen,  wo  er 
getranken  wurde.  Hin  „droit  de  ^uatrieme''  wn  dabei  wieder  eine  Werth- 
«(uoten-Abgabc  nach  dem  Verkaufspreis.  (Stoin  in  l,  Hlii.  Clam.  II.  (j4ü). 
Als  specifische  Abgaben  kommen  auch  Eich-,  Mess-  und  Maklergobtlhreu 
vor  (dr.  de  jange  et  de  Courtage),  dio  eine  beim  ersten  Vericanf.  bz.  heim  ersten 
Standwechsel,  die  andere  bei  jcdt  lu  Verkauf,  in  3  verschiedenen  niid  steigenden  Sätzen 
iur  Bier,  Wein,  Branntwein  (so  1674,  ItiSO.  ITt^T,  Olam.  II,  (i40,  III,  399).  Zur 
£rg;iu/un<,^  dienten  Jahrestaxen  („annnels*')  der  GefaränkeTerkftnfer,  Wirthe,  in  ver- 
schiedener Holic  in  S(;ult  und  Land  für  jede  Getränkeart  je  einmal  der  einfache  T!eti;ii;' 
(16b0,  172S,  Clam.  III,  25S),  ähnlich  den  englischen  Liuceuzabgabeu.  Katurlich  hat 
das  ganxe  System,  wie  auch  noch  das  gegenwärtige  firnnzOsische,  das  in  den  Grondzügen 
dem  alten  gleicht  (s.  o.  S.  121  fCX  eine  Unmenge  von  Contrdea  und  Stiafbestimmnngcn 
A.  Wftgrneri  FtaaiavUw»wshaft  III.  lU 
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enthalten  mässen,  bei  denen  WiiliLiUii  nicht  immer  zu  Termeideu  war  und  durch  die  doch 
die  GontnTenHonen  nfcM  Tullig  anterdrllckt  Trarden .  — Wein'berg-  und  WelnbaU'* 

controlcn.  Transport-.  Abs.'^tz-,  Kelle  rconirnl.  n  n.  s.  w.  Dieselbe  Menge 
Wein  Würde  so  vom  ersten  Weinbauer  an  bis  zum  Schankwirth  und  Consnmenten  ?on 
zahlreichen  verschiedenartigen  Abgalien  getroffen,  die  vielfach  von  Provinz  zaPiofinz 
und  Stadt  zu  Stadt  wechselten  und  selbst  von  der  Vcrw:\ltung  nicht  mehr  ordentlich  zu 
übersehen  waren.  Mehr  hierin  als  in  der  Höhe  der  Abiiab<  n  lag:  das  üebcl.  S.  das  Beispiel 
von  dem  Fass  Wtia,  da:>  von  Koanne  nach  Paris  geht,  aus  d.  physiokr.  Ztschr.  Ephe- 
meriden  (1775)  bri  Stourm,  I,  473.  Gerade  gegen  diese  Yerkehrsplackereien  and  Con- 
trolcn bfii  den  Getränkesteuem  und  den  Octrois  wandte  sich  die  Opposition  und  die 
Aniuiosititt  beim  Ausbruch  der  Revolution  zumeist  (^tuurmt  I,  245  Ii.,  Taine- 
Kat scher,  I)  und  aus  diesem  Grunde  hat  die  Hevolntionsgeflelzgebnn;  sie  beseitigt. 
Vieles  laji  an  der  n nch  fehlenden  Unificatiou  der  Getrankesteaer  im  ganzen  Staate. 
Aber  einige  iiauptpunkte  der  Einrichtung,  der  Controlen  und  Strafbestiumungen  sind 
die  nothwendige  Gonseqnenz  des  ganzen  Systems  solcher  Stenern«  daher 
auch  in  der  jet/jgen  französischen  Gesetzg:(^bnng  im  Wesentlichen  ebenso  7.\\  finden. 
Steuertochnisch  bcachtenswerth  ist,  dass  der  Weinbau  als  solcher  schon  in  der 
altem  Oeaetzgebang  regelmSssig  nidtt  getroffen  wurde,  sondern  erst  der  Verkehr  mit 
und  der  Absatz  und  Gonsnm  von  Vein. 

2.  Andere  innere  Verbranohstenern. 

Ausser  den  bei  den  Aides  unter  der  vorigen  Xo.  schon  genannten  und  der  iu 
den  städtischen  Octrois-Tarifen  und  in  den  inneren  Passagezöilen  enthaltenen  kommen 
in  verschiedenen  Zeiten  mancherlei  sonstige  derartige  Steuern  auf  bestimmte  Artikel 
for.  Im  16.,  besonders  17.  und  18.  Jalirhandert  haben  die  dringenden  Finanzbedarf- 
uisse,  in  einzelnen  Fällen  auch  Lnxus-  nnd  sittenpolizeiliche  Ansichten  darauf 
hingewirkt  und  so  eine  dem  englischen  Acciso^ystem  aliniiche  Gestaltung  hervor- 
gerufen. Den  allgemeinen  deutschen  Acciscn  des  17.  und  IS.  Jahrhunderts  lassen 
Bich  diese  Abgaben  nicht  gleicbstelleo ,  nnr  die  städtischen  Octrois  bieten  etwas 
Aehnliches. 

Wichtigere  oder  charactcrisiische  Beispiele  sind  die  Steuern  auf  Tuch  und  an- 
dere Wollwaaren  (15S2),  Leinwand  (16.  Jahrb.),  auf  Zinnges-  hirr  (1674), 
auf  Eisen  (in-  und  ausländisches,  1626,  spccialisirtcr  Tarif  nach  Verarbeitungsstufe 
1680),  auf  Papier  (1653),  auf  Talg  (1690  erhobt),  Lichter  (1603,  1748),  Sttrke 
und  Puder  (1715\  Hüte  (10901.  Lcder  (schon  im  Iti.  Jahrb."),  Kupferü,erjlth 
(174d),  Gele,  (17.  Ib.  Jahrh.),  ausländische  Bücher  (1772),  unverarbeitetes 
Oold  und  Silber  (geregelt  1 6S0),  Gipssacben  (1701)  n.  a.m.  Hie  und  da  spielten 
wohl  auch  gcwerbe-  politische  und  tlontrolabsichtcn  mit,  so  hei  den  mar- 
kirten  Waaien  (Tuch,  iÜsen,  Zinn  u.  a.  m.).  Auch  Mehlacciscn  sind  vorgekommen. 
SdMem,  besondeis  im  10.  Jahrhnndert  and  sp&tcr,  der  Gonsnm  von  Cotooialwaaren, 
Gewürzen,  Specereien.  Zucker,  Kaffee,  Tabak  .uirkani.  wurden  diese  Artikel  diirdi 
Einfuhrzölle  und  wohl  auch  durch  innere  Steuern  uii  t  i^^etrotien;  ähnlich  Luxus- 
kleidungsstoffe und  Verwandtes  aus  dem  Auslände,  wo  iirotcctionistische  Absichten 
mit  zu  hohen  Abgaben  führten,  wenn  sie  nicht  etwa  ganz  zu  einem  Ver))0t  der 
Waareneinfuhr  den  Aiilass  gaben.  Seltsame  ■Reisiiic.Ie  sintl  nocli  Pr^rrüc kensteuern 
(1708),  Eis  -  und  Schueenionoijülo  (1701).  Weiter  ist  auch  hier  der  Spielkarten- 
Stempel  zu  nennen.  Viele  dieser  Abgaben  bestanden  nur  kurze  Zeit,  einige  davon 
kehrten  mehrfach  wieder,  einzelne  finanziell  wic1iti<;er<  haben  sich  im  18.  Jahrhnndert 
eingebürgert   Sie  wurden  in  die  Steuerpachten  mit  autgenommen. 

Endlich  inuss  das  System  des  TerkatifB  TOn  ,.Aenitern"  für  den  wirth- 
schaftlichen  \  erkehr,  znm  Controliren,  Messen,  \\'äf?<ii.  Gcschiiftsvermitfeln  u. 
dgl.  m.,  das  im  17.  und  Ib.  Jahrhundert  ein  beliebtes  l'inanz-  bz.  Gnuiitmittel  war, 
aach  nnter  dem  Oericht^nnkt  der  indirecten  Bestenemng  mit  anfgefasst  werden,  denn 
mit  diesen  regelmässig  unbesoldeten  A rmtern  war  das  Recht  zur  Gebührenerhebung 
verbunden  und  diese  Gebühren  wirkten  wie  entsprechende  Steuern  auf  die  Objecte, 
deren  Verkehr  sie  betrafen. 

3.  Die  städtischen  Octrois  oder  EiDgangsahgaben. 

Sie  dienten  udirfkcll  mit  zor  Erhebung  einiger  der  unter  den  aides  genannten 
Abgaben,  besonders  ron  Wein,  Vieh,  Holz.  Sie  trafen  aussonlem  landvirth- 
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schaftlfch«  und  mandie  andere  Artikel.  Als  alte  städtische  Abgaben  kommen  sie 
vorneliinlich  den  Stadtcassen  zu  gute,  doch  Antheile  daran,  wie  besonders  bei  den 
(ictränkcoctrois,  und  iudircct  städtische  Steuerleisfungen  daraus  flössen  auch  jetzt  noch 
dem  Staate  zu.  In  der  Mitte  des  IT.  .laliiliuad.^rb  wurden  di<j  Tarifsätze  stark  erhüht 
oder  zu  orböhen  eiianbl,  dafür  aber  dem  Staate  die  Hälfte  «les  Ertrags  zugesproclu  ii. 
80  nach  ähnlichen  vorausgegangenen  Massrogeln  IGO,!  durcli  Colbcrt,  also  zur  Zeit 
einer  ähnlichen  Finanzpolitik  in  Deutschland  (Preusseu).  Weitere  Erhöhungen  in 
Kriegszeiten  erfolgten  nun  am  so  eher,  oo  1710.  Ancb  dieses  OctroisyflteiD  ist  be> 
kanntlicli,  nachdem  es  in  der  Revointion'szeit  zertrümmert  und  verlassen  worden,  im 
11).  Jahrhundert  wieder  ein  Uauptthcii  der  Communalbesteuerung  geworden  und  dient 
auch  jetzt  wieder  mit  zur  Erbebong  der  Getrlnkesteoem  (Fln.  I,  3.  A.  §  59). 

§  63.  —  4.  Die  Salsstenern. 

Sie  sind  vom  15.  bis  IS.  Jahrhundert  immer  schwerer  und  drückender  geworden 
durcli  die  im  Uaupttheil  des  Staat8ge))iets  eintretende  starke,  mitunter  ülMTmässig^e 
Erhöhung  der  Steuersätze,  bz.  Regalpreise,  fast  mehr  aber  noch  durch  die  druckenden 
Yerwaltungsformcn  (Salzconscription) ,  Controlen  und  grausam >  u  Straf bestimmungcn 
(bis  zu  Galeere  und  Todesstrafe)  wid-  r  den  immer  wieder  auflebenden  Salzschmu ai^el. 
Letzterer  war  nicht  nur  von  der  See  und  von  den  Salinen  aus  und  an  den  Grenzen 
gegen  das  Aasland  im  Schwange,  sondern  anch  im  Innern  des  Staates  zwischen  den 
Provinzen  mit  verschiedenen  Steuersystemen,  namentlich  von  den  Landestheilen  mit 
niedrigeren  Steuern  und  Saizpreisen  in  die  audereo.  Wiederholt  werden  schon  seit 
dem  Ib,  Jahrbondert  Beformen  geplant,  besondera  im  Sinne  einer  An«<gleichunu:  der 
provinziell  höckst  verschiedenen  Abgaben  und  etwa  der  Erhebuni^  der  Salzsteucr  als 
Productionssteuer  bei  den  Salinen  (Richelieu).  In  einzelnen  Provinzen  wird  auch 
Einiges  gelegentlich  gebessert,  aber  die  HanptQbelst&nde  blieben  ond  angesichts  der 
finanzi«  llen  Schwierigkeiten,  einen  Ersatz  für  den  Ausfall  zu  finden  und  den  Wider- 
stand der  privilegirten  und  niedrig  besteuerten  Provinzen  zu  liberwinden,  wagte  selbst 
noch  zuletzt  Necker  in  den  ITSUer  Jahren  nur  an  eine  Uni  fication  der  Salzstcuern 
im  ganzen  Staate  und  au  eine  Herabsetzung  des  Salzpreises  auf  einen  mittleren  Betrag 
zu  denken  (admiii.  d.  fin.  II,  23  fl").  Cliaracteristisch  ist  dabei,  dass  bei  ihm  wie  bei 
anderen  Politikern  und  wie  es  bcheiai  auch  iu  der  ölTüiitJiclien  Meinung  die  Salzbteuer 
oder  das  Salzmonopol  vornehmlich  wogen  ihrer  voxatorischeu  Einrichtnng  als  bedenk- 
lich erscheinen,  nicht  aber  <  igentlich,  weil  sie  ein  so  nothwendiges  C^nsumptibil  trafen 
und  unmässig  vertheuerten  und  so  als  Kopfsteuer  den  Druck  der  taille  noch  vermehrten. 
Die  SabESlener  wird  als  Verbrauchssteuer  viel  weniger  bedenklich  als  dne  Mehl-  oder 
Brotsteuer  gefunden  fNcckcr\  Die  Veränderungen  im  Einzelnen  und  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  können  hier  nicht  näher  verfolgt  werden.  Immer  neue  Erhöhungen 
der  SAtze  und  Preise,  boonders  bei  den  grandes  nnd  den  petites  gabelleB,  und  nt' 
mehrte  Coiifrolcn  sind  die  Regel.  Ilic  und  da  sind  blutige  Aufstände  erfolgt,  z.  R. 
als  die  Verpachtung  der  Satuuagazino  an  Gesellschafteu  von  Speculanteu  1548  statt- 
fond  in  den  Provinzen  zwischen  Oceao,  Loire  nnd  Gironde  (Clam.  II,  141).  Aber 
auch  im  IS.  Jahrliundcrt  noch  hat  keine  Steuer  ZU  so  zahlieiclien  Yeifolgnngen  wegen 
Contiaventionen  Anlass  gegeben  (Neck er). 

Die  Grundlage  der  Gesetzgebung  bis  1789  wsn  eine  rcvidircnde  Ordonnanz  von 
Golbert  von  1680  (Clam.  II.  6.'j6  IT).  Am  Schluss  des  ancien  r6giu)e  bestanden  fol- 
gende 6  versrhipdene  provinzielle  Systeme  der  Behandlung  des  Sal/os,  bez.  der  Salz- 
steuer (Necker,  admin.  d.  fiu.  II,  C.  1,  bes.  p.  12  Ii.  istüurm  1,  3Ü3  Ii'.):  Das 
Gebiet  der  sog.  grandes  gabeile s  ,3  der  französischen  Bevölkerung  umfassend, 
mit  Salzpreis  v.  c.  62  L.  p.  Quintal;  das  Gebiet  der  petites  gabelles,  c.  '/^  der 
Bevölkerung,  Preis  33V9  das  Gebiet  der  Salino-nprov iuzon,  c.  '/la  Bevöl- 
kerung, PiifiB  2lVs  L.;  das  Gebiet  der  von  der  SaLzstener  durch  Los  kauf  befreiten 
Provinzen,  über  der  Bevölkerung,  Preis  6—10—12  fr.;  das  Gebiet  der  freien 
Provinzen,  über  7«  der  Bevölkerung,  Preis  2 — 8 — 9  L.;  das  Gebiet  des  „quart- 
bonillon**  (Name  von  der  ursprOnglichen  Verpflicbtong  der  private#  Salzwerke,  den 
vierten  Theil  ihrer  Fabrikation  an  die  kön.  Stdzmagazine  abzuliefern),  nur  in  einem 
Thcil  der  Normandie,  Preis  16  L.,  also  Preisdifferenzen  von  1  :  10 — 30  und 
mehrl  Daher  eine  enorme  Üebeilastung  besonders  der  Prorinzen  der  beiden  Gabellee, 
wo  in  Folge  dessen  auch  der  Consum  kaum  halb  so  hoch  als  in  den  anderen  Pro- 
vinzen war.   (Die  Statistik  des  Salzconsums,  die  freilich  des  Schmuggels  wegen  Fehler 

10* 


DIgitIzed  by  Google 


148     B-B.  ].K.  Stcnergeschichte.  2.  U.-A.  5.  A.  bnnkroicb.  §.  ttd,  64. 


cnthiilt,  diente  früher  und  auch  heute,  z.  B.  fUr  Clamageran,  um  die  Lage  der  lle- 
Tittkerung^  zu  beurtheilen  und  deren  Gesammtbcwegang  und  Zahl  zu  schätzen.)  Na- 
mentlich in  den  Provinzen  der  grossen  Gabcllen  bestand  die  ..S;il/.' onsr  riiition'*  in 
alier  Strenge.  Man  unterschied  hier  mehrere  Arteu  des  Salzvcrkaufä  aus  den  Maga- 
zinen, besonders  die  ?ente  par  impfit  und  die  rento  volontaire.  Beide  Veiv 
katifsformen  bildeten  die  „Salzpflicht"  (dcvnir  du  sei)  und  beide,  trotz  des 
Kamenä  auch  die  zweite,  enthielten  einen  Zwang  zum  Salzkauf.  Bei  der  ersten 
im  Gebiet  der  Salzmagazlne  an  den  Grenzen  wvrdc  nnr  anch  im  Yotmb  der  Oe- 
saramtbetrag  Sa!?:  T  stir(  s.  tzt.  der  Tnindi  >t<  n>  rerkauft  wenl«^]!  musstc  und  der  dem- 
iAemitss  zum  Abkaof  auf  diu  Einwohner  rcpartirt  wurde,  der  grosseren  Schraoggel- 
gefahr  wegen.  Dei  der  zweiten  Form,  im  GeUet  der  im  (nnern  liegenden  Ib^« 
zine,  wurde  «las  "\T i n  i in n lipi an  t ii m  jeder  Person,  das  sie  an  Salz  kaufen  mnsste, 
festgestellt.    Nur  darüber  liinaus  war  der  Kauf  ,.trt'iwillii:"  (Clam.  III.  222). 

Mancherlei  Missbräuchc  licätaudcn  nocii  ausücrdem  bei  den  amtlichen  Verkäufen, 
z.  B.  die  liefemng  feuebten  Salzes,  wogeg-en  äch  die  YereidnQnfen  öfters  irenden. 
I)<'r  Ertraj?  der  grossen  und  kleini-ti  GnVtcTliTi  filirr-ficir  in  den  1770or  J.ilircn  40  MiH. 
L.  und  war  hoher  als  diu  Taiilc  dieser  Provinzen.  Die  Gabdleu  und  sonstigen  Salz- 
Stenern  wurden  durch  Plchter  rerwaltet  und  bildeten  im  18.  Jahtbundort  oinon  Theil 
der  fennos  gtoinlos. 

5.  Die  Tabakbestenernng. 

Sie  kam  zuerst  im  7.  1625  auf,  und  zwar  in  Form  eines  Einfuhrzolls  ffir 

fremde  Tabake,  ausschliesslich  solcher  von  einigen  französischen  Colonicn  (SO  sols 
p.  Pfund).  16t>4  wurde  dieser  Zoll  stark  ermässigt,  aber  zugleich  ein  niedrigerer 
DiScrcntialzoIl  für  französischen  Golonialtabak  aufgelegt.  Schon  1674  gintr  man  je- 
doch zum  vollen  MonojM>l  iil>er  (endgillig  geregelt  in  Ord.  v.  ICSI,  Clam.  II, 
tt.jl),  wonach  Einfuhr,  Cultur,  Fabricatiou.  Transport.  V.  rkauf  den  Privaten  unter 
schweren  Strafen  verboten  wurde.  Doch  wurde  nach  der  Drdonnanz  auch  au  einigen 
Orten  der  heimische  Tabaksbau  unter  fiscalischer  Controlc  zw:;elasseh,  was  aber  nicht 
ausgeführt  worden  zu  sein  scheint.  Nur  di.'  nicht  im  allgtujH  ineu  Steuergebiet  ein,ü:e- 
schlosüciKii  rroviuzcu  i^uamentlich  Klsa^s- Lothringen)  cjUwii  kelten  daher  den  Tabak- 
bau und  versorgten  damit  das  Monopolgebiet  mit  Das  Monopol  wurde  anfangs  fUr 
r)()0.()0()  L.  verpachtet.  Dieser  Ertrair  sti^  ^r  hh  1710  trotz  il^  r  dazwischen  li-  üendon 
schwuen  Kriegszeit  in  den  Pachten  auf  4 — Ii  MiU.  L.  Danach  erfolgte  1719  die 
Aufhebung  des  Monopols  u.  sein  Ersatz  durch  einen  stark  diflTerenzirten  Einfuhrzoll, 
der  am  Niedrijjsti  u  für  die  Tabake  aus  dm  nii  lit  zum  französ.  Steuer-  und  Zollgebiet 
gehörigen  Provinzen  (Elsass,  Lothringen,  Mandern,  Aitois,  Franche-Comtc)  war 
(Gl  am.  Ilt,  199).  Indessen  kehrte  man  schon  1721  zum  Monopol  zuritclt,  nachdem 
man  wahrgenommen,  dass  der  Schmuggel  sich  vornv  lirt,  abnr  die  Detailpreise  sich 
nicht  ermääsigt  hatten  (Clam.  III.  210,  '6'db).  Von  Neuem  erfolgte  Verpachtung  des 
Monopols,  seit  1738  mit  an  die  fermes  !B^ent^rale8  und  mit  rasch  steigenden  Ertrif* 
nissen,  welche  grüsstentheils  der  Venni  hrunir  d  's  Consums  und  der  besseren  Bekäm- 
pfung des  Schmuggeb,  etwas  auch  Preiserhöhungen  zuzuschreiben  waren.  Schon  in 
den  1769er  Jahren  stand  der  Tabi^  mit  23  MUl.  L.  im  GeneralpachtanschÜag.  Bis 
IT'.H)  crli  'dite  si  h  diese  Summe  auf  30 — 31  Mili.  L.  In  der  ölicntlichen  Meinung 
fand  das  Monopol  keinen  ernstlichen  Gegner,  obwohl  auch  liei  dieser  Einrichtung 
schwere,  ja  trrausamc  Strafen  zur  Bekämpfung  des  Schmuggels  bcst.inden.  Necker 
dachte  besond.  rs  an  die  Beseitigung  der  Monopolfreiheit  und  des  Tabakbaues  in  den 
ausgeschlossenen  Provinzen,  vou  denen  aus  auch  der  Schmupuel  am  meisten  b 'trieben 
wurde,  eventuell  mittelst  Ablösung  und  Entschädigung.  Auch  ihm  erschlcii  der  ein- 
heimische Tabaksbau  mit  dem  Monopol  unvereinbar.  Selbst  die  constituirondc  Ver^ 
Sammlung  und  die  radicalcn  Steuerpolitiker  der  lJevoIuti(in-/cit  T^ö^rerten  anfariL^s  etwas 
mit  der  Beseitigung  des  Monopols,  das  indessen  ITüu  aufgehoben  wurde,  um  nach 
verschiedenen  Steueroxperimcnten ,  mit  '/Mim,  l abrikatioussteuer  im  J.  ISIO  wieder 
hergestellt  7U  werden,  nunmehr  unt.'r  Zulassung  d'S  inländischen  Tabakbaues,  aber 
natürlich  mit  Ausdehnung  des  Monopols  auf  da^i  ganze  Staatsgebiet.  S.  bei  Clama- 
geran  III.  passim  manche  statistische  Daten,  sonst  Necker,  admin.  d.  fin.n,  Gh.  2, 
bes.  Stourm  t,  ch.  14. 
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§.  64.  —  6.  Zölle  und  ähnliche  Abgabcu. 

Dicso  Vt  rli  ilfuissc  bieten  wiedcram  für  eiuc  knappe  Darsfelhing  giosse  .Schwii  rig- 
keitcii,  Wegen  (ici  piovinzicHen  und  locaien  Mannigfaltigkeit  dieser  Abgaben  und  der 
CSimHicto  der  vei-schitidcn*  !!  l  olitiacfcen  und  wirthschaftlicheii  Tendenzen,  welche  sich 
hier  mit  den  rein  fiscalisohen  kreuzen.  Rcstrebiin-rcu.  di''  inncrnn  Zölle  zu  beseitigen 
oder  doch  zu  verjaindera  und  m  ermässigen,  Grenzzölic  ganz  au  ihre  Stelle  treten  zu 
lassen  ,  die  Tarife  nach  wirthschaftspolitischen ,  fnotectionistischeii  BOcksichten  za 
ffg'elii,  dir  vomchnilich  als  Finanzzölle  fungircndon  An«fuhrzull';  aufzuheben,  hei  den 
EiniulirzöUen  (tou  Colouialwa^ren ,  Luzos&brikateuJ  das  Jiscalische  Interesse  mehr 
xa  rvtScAfsm  treten  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert,  dann  noch  deutlicher  seit  der 
Mitto  des  17.  Jahrhunderts  henor.  Hier,  wo  sirli  nur  mn  dir;  finauzwissen- 
schafUicbe  Behandlung  des  Zoilwescos  handelt,  kt  auf  diese  complicirtou  Verhält- 
nisse nicht  einzugehen.  Aher  die  ▼irthschafkspolittschc  Seite  derselben  ist  wichtiger 
als  <Ii>  finanzpolitische,  da  sich  alle  die  mannigfaltigen  zollartigen  Abjiabcn  selbst  bis 
zum  Schluss  des  ancien  regime  nicht  za  einem  so  bcdeatendcn  EinDabmeposten  er- 
hoben hatten,  absobt  nnd  in  Vergleich  mit  den  anderen  indirecten  Stenern,  wie  es 
erst  iin  19.  Jahrhundert  der  wesentlich  u.  selbst  allein  aus  Einfuhrzöllen  herrührende 
ZoUcrtrag  geworden  ist.  (Ertrag  der  „traites''  in  den  1760er  Jahren  15  Mill.  L.,  von 
132  Mill.  in  den  fcnncs  g6n6r.,  von  welcher  übrigen  Summe  allerdings  Einiges  noch 
zu  den  Zöllen  gehdri  Gcsammtertrag  aller  Zölle  nach  Neck  er  II,  175  c.  22  Mill.  L. 
roh).  Die  Consnmverhältnisse  der  Bevölkerung,  die  unentwii  kelton  Communicntions- 
mittel,  das  zu  Prohibitionen  schreitende  Scliutzzolbysteiii ,  der  viel  geringere  aus- 
wärtige Handel  erklären  diese  geringere  Bedeutung  der  Zolleinnalimcn  ehemals,  ob- 
jikni  li  darunter  noch  so  manche,  im  10.  Jalirliundi  it  wea:gefallcne  Ertrüge  „innerer' 
Züllü  u.  dgl.  mit  enthalten  sind.  Der  altcithuuiUchnu  Einrichtung  des  Zollweseus 
entsprach  eine  alterthümlichc  Terminologie  für  manche  Einnahmen,  welche  schon  im 
vorigen  Jahrliundert  kaum  mehr  verständlich  war.  Der  Name  .,douanes"  kommt  erst 
spät  auf.  Das  Ganze  erscheint  so  uns  Modernen  noch  chaotischer,  als  es  wirk- 
lich war. 

!Man  kann  wohl  (älinlich  wie  Xi  cker)  dreierlei  Hauptarten  von  Zöllen 
unterscheiden Zölle  im  Vorkehr  mit  dem  Ausland,  Zölle  im  Verkehr  zwischen 
mehreren  PT07inzen*  Zölle  (,Xocalz5lle**)  auch  in  derselben  Provinz  an 
verschiedenen  Localitäten  fStädfcn,  Wof-,  Flussstellen.  Häfrn  n.  dd.  in.).  Die 
letzteren  sind  z.  Th.  weggeldartigc  Abgaben.  Eine  vierte  besondere  Kategorie  bilden 
die  Schifffahrtsabfaben  (Tonnengelder)  in  den  Seeh&fen.  (S.  Clamageran, 
passini,  im  Index  v.  vol.  III  s,  v.  doiianes,  cinq  grosses  fcrm<;s  u.  a.  in..  Ncilxcr 
adffiin.  d.  fm.  IL  ch.  4  (droits  de  tractc),  Stourm  II,  cb.  18.).  Neck  er  (U,  175  bis 
179)  Technet  foir  seine  Zeit  von  22  Mill.  L.  roh  c.  12  Mill.  vom  ausländischen 
Handel,  wovon  über  %  ^"on  Einfuhrzöllen,  5  ^lill.  von  inneren  u,  L ocal- 
zöllen,  5  Mill.  von  Abgaben,  welche  mit  Salzstener,  aides  in  Verbindung  stehen, 
incl.  gewisse  innere  Abgaben  von  Colonialvaaren  u.  Schiff fahrtsgelder. 

a.  Die  Zölle  im  Verkehr  mit  dem  Auslände  werden  seit  dem  Ki.  ,I;ihr- 
hnndcrt  ans  finanr,-  und  ans  sclmtzzollpolitisdifn  Tfucksichten  b<5Sonders  entwickelt, 
als  Aus-  und  Ein fu lirzüll e,  anfangs  nielir  als  eistere,  dann  mehr  als  letztere. 
Sie  sind  aber  ebenfalls  alten  Ursprungs  Transitzölle"  an  bestimmten  Orten)  und 
werden  jetzt  nur  schärfer  zu  GrenzzAll.  n  im  auswärt! ixen  A'erkehr  ausgebildet  (alte 
Namen:  traite  foraine.  revc,  liaut  pussage,  imposition  foraine).  Anfangs 
wafon  6S  gewöhnlich  allgemeine  miissigo  (z.  B.  5  7ü)  Werthzölle  von  allen 
ein-  und  ausgeführten  Waaren,  mit  einzelnen  Freilassungen  u.  einzelnen  höheren 
Siitzen,  z.  B.  für  Wein.  Später  wird  in  den  Tarifen  mehr  specialisirt.  Neben  zeit- 
weiligen oder  bleibenden  Prohibitionen  für  Ein-  oder  Aosfabr  (l^tov^  ^-  bei  Ge- 
treide aus  thcucrungspolizeilichen,  militärpolitischen  Gründen  —  16.,  17.  Jalirliundert 
—  ersteres  besonders  seit  Ende  dos  17.  u.  im  18.  Jahrhundert  auj*  gewerbepolitischen) 
finden  sich  besonden  AnsfohrzOlle  for  Stapelproducte  (z.  6.-  Wein,  feine 
Leinwand)  w.  für  c w erb  1  i o lu-  inländische  Rohstoffe  sowie  höhere  Ein- 
fahrzölle für  Luzusconsumtibilicu  (z.  B.  15ö9  iL  Icvautiu.  Specereien)  u. 
feinere  Pabriltate.  Die  allgemeinett  WerthzOlte  werden  z.  Th.  in  specifiscbo 
hei  der  AusfuLr  verwaiKlih  („traite  domanialu",  z.  E.  1577),  in  einigen  Fällen 
auch  bei  der  Einfuhr.    Wo  Werthzölle  bleiben,  werden  amtliche  Waarcnpreise 
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zu  (irutidn  ^elogt,  die  gewöhnlich,  mitantor  stark,  unter  den  wirklichen  stehen  (be- 
sonders in  Zeit  der  Cicldeutwcrthung  im  16.  JahrhimdcrtX  Die  Erhöhung  dieser 
Preise  ist  dann  ein  Mittel,  um  selbst  bei  dem  gleichen  Zollsatz  die  Zi  lie  /.u  htei^^n  ru 
(Beispiel  ^'"i  Clim.  II.  233,  Tarife  von  1542  ii  ir»Sl).  Cotl)crt  hat  durch  seine 
berühmten  iaiife  vou  1061  u.  10Ö7  iu  diese  Dinge  mehr  System  gebracht  u.  den 
Schutr£tillgeai6bt8piinct  dabei  schärfer  entwickelt.  Dio  «tswittifen  ZOQe  witen  eben- 
falb  meist  verpachtet,  in  Verbindung  mit  den  inneren. 

b.  Die  Zölle  im  in te rprov i n zi alen  Verkelir  Uiu  sie  zu  verstehen,  muss 
mau  au  die  Zollverwaltungseintbeiluag  des  Staatsgubio^^  ankuUpfeu,  eine  Eintbeilung, 
welche  auch  ftlr  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  wichti|f  war.  Sie  erklärt  sich 
historisch  uiit  aus  der  Entwicklung  des  Staatsgeliiets.  Für  einen  Hauptthcil  den 
letzteren  bestand  lauge  Zeit  die  u.  d.  N.  „ein 4  grosses  ferioes'"  bekannte  Pacht. 
Sie  filfarte  daron  den  Namen,  dass  sie  5  grOflaere  Pachten  mnforato  (1583,  Nlheres 
\kA  Clam.  ir.  257).  Im  18,  Jahrhundert  gehörtf;  diese  Pacht,  m  den  form  es  ge- 
n6rales,  wurde  aber  uuter  dem  alten  Kamen  bis  zuletzt  als  ein  besonderer  Theil 
nnterschleden.  Dies  Cbbiet  hiess  hiernach  das  der  „provinces  des  5  grosses 
form  es"  und  umfasste  Mittel-  und  Nordfrankreich.  Die  einzelnen  dazugehörigen 
Proviuzeu  bei  lieckei,  II,  1C9,  Stoarm  I,  471).  Dafiir  galt  der  Goibert'schc  Taril 
fon  1664.  Eine  zweite  ungefähr  ebenso  grosse  Provlnzialgmppe  (prorinces  ri- 
patres  etrangrres)  umfasste  vornehuilicli  den  Süden  (siidlich  von  Lyon  —  Mou- 
lins  —  liochefort,  doch  incl.  Bretagne  u.  Franche-Oomt6),  mit  abweichendem  Zollsystem 
u.  besondrer  Verwaltung,  mit  rielen  Yenchiedenheiten  aber  auch  innerhalb  ihres  Ge- 
biets, in  den  einzelnen  Provinzen.  Eine  dritte  Gruppe  endlich  bildeten  die  neu  er^ 
obcrteu  Grenzprovinzen  (die  drei  Bisthttmer.  Lothringen,  Elsass),  die  ,.proTiiic«s 
d'  etranger  offectiT',  die  ganz  aasserhalb  des  französischen  Zollsystems  staadcu 
Q.  durch  eine  Zolllinie  gegen  die  altfranzösischen  Lande  getrennt  waren,  aber  mit 
dem  riiditf!"rHi.<(\si'^chen  fdeufschen.  .scliw-'izevischen.  östcrr.-nicderländischen)  Gebiet  im 
AUgeincinen  trci  verkehrten.  Die  iaterprovinzialea  ZöUe  ti-afcn  nuu  diesen  Verkehr 
zwischen  den  Landesgroppon.  Abw  die  pronnziellen  Zwischenzolllinien  hingen  auch 
mit  der  soii  ri  n  Stenerverfassnmr  zusammen.  So  hatten  seit  Alters  die  mit  aides 
bclegtcu  Provuucß  gegen  dieienigeu  Provinzen,  welche  diese  aides  nicht  mit  trugeu, 
Ausfuhrzfllle  für  fewisie  Frodncte  (Clam.  11,  972>. 

Frankreich  hat  wiederholt  Anlftnfe  gemacht,  alle  solche  provinzielle  Zwischen- 
Zölle  und  was  an  sonstigen  verwandten  Abgaben  bestand,  zu  beseitigen  (Vorschlag 
des  liers  etat  iu  den  Reichsständen  1614,  Clam.  II,  441,  Vorschlag  der  Recri*'Tnug 
1622,  diese  Linien  an  die  Auslandsgrenzen  des  Staats  zu  verlegen,  von  den  irovm- 
zials^den,  mit  Ausnahme  von  Burgund,  abgelehnt,  eb.  456).  Selbst  Golbert  aber 
gelriiif:"  nicht  mehr  als  die  Zasamincnfassnnii:  der  Provinzen  der  einf]  grosses  fermos 
ia  £111  Aussengrenz-Zollgebiet  (,1664),  da  die  aiidcreu  den  Anschluss  weigerten. 
Für  die  genannte  zweite  (Gruppe  werde  dann  der  gemeinsame  Tarif  von  10G7  ge- 
geben. So  blieb  Frankreicii  bis  zur  Hcvolution,  seiner  historischen  Entwickhuig  ge- 
mäss ähnlich  wie  Deutschland  bis  zur  ürundung  des  Zollvereins  (lS34i,  wenn  auch 
freilich  bereits  iu  viel  i;eringerem  Maasse,  zollpolitisch  und  damit  volkswirth* 
schaftlich  getheilt.  Die  Einheit  des  Zoll-  und  Wirthseliaftsgebiets 
durch  Aufhebung  der  interprovinzialeu  und  der  Localzölle,  freilich  mit  Ausnahme 
der  stSdtischen  Octrois,  hat  Fcanifreich  erat  endgUtig  darch  die  BeroUition  errdeht 
(Aufhebung  aller  inner  a  traitos  n.  s.w.*  45  verschiedenef  „droits locavz**  duicliGes. 
V.  5.  Nov.  1790  im  dumal.  Anschlag  21.7  Mill.  L.) 

c.  Eigcntliehc  Local/.'Ulc.  Die  unter  der  vorausgehenden  Kubrik  ge- 
uaiinten  lassen  sich  von  diesen  Localzüllcn  i.  e.  S.  uicht  immer  unlui'scheideii.  Vou 
letzteren ,  den  Uel)orrestea  des  älteren  Zollwesens  bestandeu  die  zahlreichsten  uud 
mannigfaltigsten  im  Uesitz  des  Kf^iiigs,  dur  Corporationen .  der  (irundherren,  Stifter 
(Stourm  I,  47."J  sagt  last  1600:.    Auch  sie  sind  erst  in  der  Kevolutionszeit  gefallen. 

d.  Schifffahrts-  oder  Touueugeldor  trafen  endlich,  wesentlich  zum  Schutz 
der  nationalen  Khederci,  wAi  165§  die  fremdm  Schiffe  in  französischen  Hilfen.  Ein 
bekannter  Anlass  zu  den  Streitigkeiten  mit  Holland,  England  im  17.  JahflkUldeit  (droits 
de  t'ret,  50  sols  p.  Tonne,  später  stallt  erhöht). 
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§.65.  -7.  Verkehrssteuern  und  Gebühren  aul  Kechts- 
geschäftc,  Urkunden  u.  dgl.  a.   Hierher  gehören: 

a)  als  Vorlänfer  des  nuidernen  EoregistremeDt  und  Stempels 
die  allen  Siegel-  und  Kanzleigelder,  droits  de  sceau. 

biü  äihd  seit  dem  15.  Jahrhundert  wiederholt  auf  neue  lalle  ausgedehnt,  im 
Taiibatz  erhöht  irorden  (m  1594,  1619)  und  kaben  5fteiB  za  liEis8l)rta<£«ii  der  Be- 
amten Gelegenheit  und  zu  Beschwerden  Anläse  gehoben. 

b)  Die  droits  de  contröle. 

15S1  für  ausiiscrgerichtliche,  notarielle  n.  dg-I.  Acte  eingeführt,  allmählich  weiter 
ausgedehnt  (1705  zeitweise  auf  Tauf-,  Ueiraths-,  Begräbnissacten,  1706 
definiti?  auf  PriTatnilmodeii),  exhöht  und  aas  einer  anfanga  bloss  fixen  Gebulir  (p. 
Papierblatt,  Iiöher  p.  Pergamentblatt)  zti  einer  gleichzeitig  proportionalen  Abgabe 
(1722V»  7«  für  Acte  bis  10,000,  Vio  7o  ^^^^  JO»ÖOO  L.)  entwickelt.  Zu  diesem  Be- 
bvf  musstoD  die  betreffend«!  Acte  anssogswoiso  in  ein  Affentlioheä  Register 
eingetragen  werden  u.  darllber  auf  der  Urkunde  eine  Eintragung:  erfolj^^oii  (s.  u. 
n.  Glam.  U,  238,  217,  Stourm  I,  395).  Diese  Einrichtuag  und  Abgabe  findet  sich 
weseutlidi  ebenso  iat  heutigen  Enregistranoit. 

o)  Eine  dritte  Abgabe  waren  die  droits  d'insinnation. 

Eine  Fonnalit&t  bei  Acten,  deren  Bestimmungen  zu  kennen  das  Publicuui  in- 
tercssirt  ist,  daher  Eintraglingszwang  in  öfTcntl.  RL-Kisfur  beeideter  Beamten  u.  ilit- 
theiluug  an  die  Iiitcressenteu;  besonders  für  Schenkungen  unter  Lebenden  1539  eiu- 
Keftlhrt,  allmählich  erweitert,  1553,  1703,  so  dass  eine  Ikihe  wichtiger  sonstiger 
Bechtögeschäfte  davon  Ttt  troffen  wurden  (Gl am.  II,  UÜ,  III,  72),  auch  Legate,  mit 
Ausjiahme  (1708)  von  Schenkungen  u.  Legaten  von  Ascendeaten  au  Descoudeuteu; 
der  StoaoTsatz  war  Vm'  der  —  angeddinteren  —  „transcription*'  ist  im 
moderuea  französischen  Beclit  die  Insinuation  ersetzt  (Stonrm  I,  395). 

d)  Die  vierte  Abgabe  endlich  war  der  centi^me  de  nie?. 

Für  Eigenthumswcchsd  von  Imuiühilien  unter  L  b  nden  und  von  TodoS- 
wegen,  1705  eingeführt  ftlr  solchen  Wechsel  in  Folge  Hcuatliivertrajjä  und  ErbgailgS, 
ausser  in  directer  Linie,  später  erweitert,  zeitweise  auch  anf  „imuicubles  fictiis** 
(Kenten,  Aemter).  Die  Abgabe  ist  der  Vorläufer  der  ungemein  hohen  gegenwärtigen 
französisclien  Matatiousabgabcn.  Stourm  hat  nachgewiesen,  dass  die  älteren  tech- 
nischen Einricbtnogon  dieser  Abgaben  schon  recht  rollkommen  n.  den  gegenvftrtigen 

Uinlich  sind. 

8.  Der  Stempel  (timbre),  wesentlich  zur  Gattung  der  unter 
Nr.  7  genannten  Abgaben  gehörend,  aber  legislatiy  apart  aasgebiidet 
nnd  technisch  etwas  verschieden. 

Die  Einfilhrong  als  „droit  de  formule"  -Tfolgt.:'  für  P.ipier  und  Pergament 
zur  Herstellung  von  Urkunden  1055.  Die  Steuipulun^  wurde  aber  »  rst  seit  einem 
neuen  Edict  y.  1671  allgemeiner  durchgesetzt  Nur  gewisse  leichter  zu  erfassende 
Urkunden  waren  stempolpflichtig.  Tarif  von  16S0  u.  1748,  narh  Grösse  deü  Blatts 
(Glam.  II»  643,  III,  300).  Ertrag  zuletzt  au  6  Mill.  (Näheres  Stourm  I,  444  E). 
Andi  hier  waren  die  neuen  Grenzprovinzon  von  der  Stempelabgabe  frei.  Ausser- 
dem  bestand  im  18.  Jahrhundert  die  oben  genannte  Papier-Yerbrauobsstener,  die 
Goibert  grossem  Widerstand  gegenüber  bald  wieder  hatte  fallen  lassen. 

Auch  bei  diesen  acht  Gattungen  indirecter  Verbrauchs- 
und Verkehrssteueru  gab  es  im  ancien  regime  nicht  nur, 
wie  bemerkt,  mancherlei  povinzielle,  locale  Verschiedenheiten  nnd 
Exemtionen.  Auch  Standes-  und  Personalprivilegien  (z.  B.  bei 
der  Salzsteuer)  durchlöcherten  ausserdem  das  Princip  der  «All- 
gemeinheit und  Gleichmässigkeit'^  noch  bis  zuletzt  mehrfach. 
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§.  66.  Die  Regel  bei  den  meisten  dieser  Abgaben  war  die 

Verpachtung,  bei  welcher  im  18.  Jahrhundert  immer  mehr  die 

Neiguug  hervortrat,  die  nächsten  Abgaben  in  Einer  Pacht  zn- 

sammcnzulassen ,  den  fermes  g<^n^rales;  wohl  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  administrative  ZusamiiR'ii^cliorigkcit  einiger  Gattungen 
nach  dem  V'cranlaguugs-,  Coutrol-  und  Erbcbungsdienst. 

In  den  schwierigen  Zeiten  des  spanischen  Erbfol^-ekriegs  nosstcn  indessen  die 
Zölle  der  5  srosscs  fermes  und  selbst  di»^  aidcs  und  ;?ab<  lles  und  die  sonst  mit  v<'r- 
])uchteteü  Domanialeiiikunfte  in  citct^ne  KLgic  genommen  werden,  da  man  keine  Pächter 
dafür  fand.  Nach  allgemeinerer  Röü^ie  kclirt«;  man  172<i  zur  Pacht  zurück.  Auch 
sfatcr  traten  noch  Wechsel  zwischen  Regie  u.  Paclit  ein;  einzelne  Stenern.  B.  auf 
Loder,  wurden  in  K^'pe.  andere,  z.  B.  auf  Stärke  ii.  Papier  in  Pacht  ltIiüIjch  Di^ 
Unterschiede  zwiscliuu  beidcu  Syfttuiiieii  sviirou  überhaupt  aber  itiehr  uoiuiuell  ab 
reell  (s.  u.).  Die  P«ehtCOntracte  wurden  re^elmässi.:  uif  eine  Reibe  von  Jalircu 
meist  6,  abgeschlossen,  auf  den  Namen  eines  Mit^^lieds  der  Pnchtpcsi. Ilse haft,  in 
iesten.  vom  Pächter  zu  vorsprechenden  Summen,  mit  Veranschlagung  der  -  inzelneu 
Hauptartcn  von  Abgaben  Itoi  den  fermes  gdnerales,  mitunter  mit  Festsetzung  <  twas 
lidlicrn'  Jahrossnnmen  für  Frie«^'ll^i;lll^' .  i-lwas  niedrigerer  für  TCrie!^>iahi-c.  I>ie 
Zaiilunjfsbcdingungen  cntbalteu  maiiclie  Nel>enpuncte,  so  dass  aus  den  blossen  Summen 
des  PaclitschlUin«^»  die  Last  der  Pftchter  nicht  genait  zq  ersehea  ist.  £rbebliclie, 
iihris'ciis  verzinsliche  Voi-scliUsse  sind  zu  niachon  .  der  König  behält  sich  Antheilo 
am  Gewinn  der  Pachter  vor,  wobei  sogar  einmal  das  Publicum  in  Form  eiaer  Acticn- 
gesellschaflt  participirt,  die  ZablBagstermiae  werden  verscbieden  gcoidoet,  ein  Piznm 
von  einigen  11)0,000  L.  fällt  bei  Abschluss  dus  Vertrags  an  den  Generalcontroleur, 
andere  Leistungen  zu  Gunsten  der  Beamten,  der  Peusiooscasseo  werden  den  Pachtern 
aaf?clegt.  Durcb  dergleichen  o.  durch  die  steigende  Goneumnz  sind  im  t^iofe  dos 
IS.  Talirliundorts  die  ehemals  grossen  Gewinne  der  Pachter  (so  noch  l)ci  dir  Knck- 
kelir  zur  Paclit  172ü)  jodenfails  erheblich  vorringert  worden.  (Viel  Details  bei  Clam., 
z.  B.  III,  442,  Gewinn  der  Piebter  1774  ff.  bei  152  MilL  Paohtsomme  der  (ermes 
geuer.  auf  6  Mill.  veranschlagt,  wovon  noch  1.654,000  L.  an  Pensionen  II.  an  gewisse 
bethtiüigte  Pcr-oncn  ab'zingr-rO. 

Am  Üchlusö  des  ancieu  rcginn  war  aber  das  l^edürfniss,  aiis 

administrativ-tecliniselien  Gründen  zu  verpachten,  kaum  nuln 

da,  nielir  nns?  creditpolitisehen.    Uebrigens  bestand  zwischen 

der  daniali^^en  Regie  nnd  der  Pacht  für  das  fiscaliäche  Interesse 

kein  sehr  erheblicher  l  nterschied  mehr. 

Vgl.  die  Ausführaugcu  Keck  er 's,  adm.  U.  üa.  I,  iüi  U.  Die  damalige  Ji^ie 
war  eigentfich  der  ferne  im  Wesoatlicben  gleich;  dort  hatten  die  „regisseurs^*  einen 

Aiulieil  an  dem  eine  gewisse  Summe  ubersteigenden  Ertrage,  hit?r  der  König  an  dem 
die  Pachtsumme  ubersteigenden  Erfrage.  Regisseurs  und  Fermicrs  hatten  das  Be- 
triebscapital  zu  liefern  und  das  galt  noch  als  Grund,  nicht  zu  reiner  Rii'/iü  durch 
Staatsbeamte  mit  festen  Gehalten  überzugehen  (Necker  I,  139  fl.).  Im  Lcl»rii,^en 
trugen  die  Pachter  das  Risico  eines  hinter  ilor  Vertragssuinme  /uril'  kbleibendon  Er- 
trags, während  dies  bei  der  Regie  der  Sua(  trug.  JJecker  hat  einige  ivleinere  Kcgie- 
rerwaltangen  in  Eine  Generaln&gie  foroint 

§.  67.  Die  franzlSsiscben  Finanzen  am  Scblnss  des 
ancien  regime.  Trotz  der  Fülle  historischer  und  legislativer 
Details  und  statistisehen  Stoffs,  welcher  fär  das  französisebe  Finanz- 
wesen vorbanden,  verOffentliclit  nnd  znm  Theil  von  Necker  an  bis 
in  die  neueste  Zeit  ausgezeichnet  verarbeitet  worden  ist,  bekommt 
man  doch  nicht  leicht  ein  zusammenfassendes  Bild  mit  genauen 
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Daten  zum  Zweck  der  Vcrgleichung  mit  anderen  Staaten  und  mit 
der  heutigen  Zeit.  Dies  liegt  nicht  an  Mängeln  der  Bearbeitung 
des  Materials,  sondern  an  der  ganzen  Organisation  der  iViihereu 
Finanzverwaltung,  welche  prinzipiell  finanzwissenschaitiicb  vcr- 
sciiiedeuc  Einnahmen  —  so  die  steneriiiti^eu  und  privatrecht- 
iichen  —  und  Ausgaben  nicht  gehörig  auseinanderscheiden  lässt. 

Die  Ktats  iiiul  lji:'''linuiju'sribsrlilii>sc  cnthalt'.Ti  aiirli  «-cs^'nflicli  iVw  N  o  r  t  o  zahlen, 
indem  von  den  Einuahuicn  die  Eiliebuug>kosteu,  aber,  mmA  tmhüi.  auch  Line  Mungo 
Ausgaben  abgezopon  sind,  welche  gleich  zur  Zahlung  auf  die  spe<-iellen  Einnahmen 
angewiesen  waren.  Die??*?  Beträge  kamen  daher  niclit  an  dir  CiMJtralstoll»-  iiu<I  nur 
der  UDi  sie  schon  vcricUrztc  Eiuuahmebetrag  galt  iiier  als  disponibel.  Bei  den  ieruic:» 
kommen  ttborhaopt  nur  die  Bdnerträgo  in  die  Rechoungon.  (Vgl.  die  Etats  für  1778  IT. 
.  u.  deren  fierichtigiug  bei  Clamag.  UI,  449  II.) 

Man  kann  nur  ersehen,  dass  die  Einnahmen  in  den  1770er 
und  1780er  Jahren  Behon  weittlberwiegend  st ener artige  und 
diese  etwa  znr  kleineren  Hälfte  directe,  znr  grösseren 
indirecte  Verbrauchs-  und  Verkehrsstenern  waren,  wobei 
nicht  zn  vergessen  ist,  dass  die  verpachteten  indireeten  hier  mit 
zu  kleinen,  weil  mit  Nettozahlen  erscbeineo.  Bei  den  Ausgaben 
fiUlt  auf  den  ersten  Anblick  das  Vorwalten  der  Heeres-  und 
Harineansgaben  vor  den  Civllausgaben,  unter  letzteren  das 
weite  Zurttekstehen  eigentlich  politisch,  knlturlich  und  volkswirth- 
schaftlioh  produetiver  neben  einem  allerdings  relativ  und  absolut 
sehr  bedeutenden  Aufwand  des  königlichen  Hofs  und  der 
königL  Familie  auf.  Bei  näherer  Betrachtung  und  einer  wenn 
auch  nur  summarischen  Verglelchung  mit  den  jetzigen  Etats  zeigt 
sieb  indessen,  dass  die  grossen  drei  Hauptposten  der  Ausgaben, 
Schuld,  Heer  und  Flotte  und  Civil-  und  Finanzverwaltung  in  den 
letzten  Jahren  den  aneien  regime  nicht  wesentlich  in  ihren 
Quoten  von  der  gegeuwärtigen  Vertheilung  dieser  Posten 
abweichen. 

'    Das  ist  das  Resultat  folgender  Uebersicbten,  der  ersten  nacb  Clamageran 

(III,  451 — 45.*])  fiir  1773,  der  zweiten  nach  Necker  für  J«'ii  Anfuii^  der  1780er 
Jabre,  wobei  fUr  da»  Yerständiüss  der  einzelnen  Posion  auf  die  Erläuterungen  Necker's 
verwiesen  werden  mnss  (Einnahmen  I,  ch.  1,  Ucbers.  8.35—36,  Ausgaben  II,  ch.  12, 
t'ebers.  S.  51() — 517).  Von  Necker  sind  soweit  als  möglich  Brutto etats  gebildet 
worden,  die  aber  unvermeidlich  viele  Schätzungszahlcn  enthalten.  Die  Claniageran'schcn 
Daten  stellen  nur  partiell  einen  Bruttoctat  auf.  In  Necker's  Zahlen  beziehen  sich 
einzelne  Posten  (so  die  Octrois.  Necker  I,  24),  auf  eigen rli(h  <  ummunale  Ein- 
nahm^^n  init.  wofür  alier  au(  h  unter  dnu  Ausgaben  die  (ip,;v nposteii  stehen.  Wo  es  sich 
uui  technische  Bcaciiiiungcu  handelt,  die  deutsch  nicht  unzweideutig  wiederge- 
geben werden  können,  sind  die  französiaehen  Bezeichnungen  geblieben.  Die  Reihen- 
folge der  Posten  weicht  zum  Zweck  der  besseren  K  uegorisirnnp-  nnd  Sysicmatisirang 
von  Clamageran  imd  Kecker  ah.  Der  Werth  des  Li  vre  war  um  177,'i  fast  niclit  grösser 
mehr  als  der  de«  Flrank  (1.02  fr.). 
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L  Etats  für  1773  m  MUl.  L. 

A.  Eiiinaliiiien. 

1 .  Meist  d  i  r  c  c  t  c  0.  dgl.  Steaerji. 

Tfeccüos  g6ner  136.ÜÜ 


(Taillö  (1778]  66.17) 
(Capitatiou  [1768]  41.70 1 
(Zwanzigster  [1768]  34.0) 

Aus  d.  pays  d'  6tat  ....  28.6S 
(directeu.indirecte) 

Zwanzigster  d.  Provinzen  .  .  0.13 

„  von  Paris  .  .  .  3.8S 
Capit.  V.  Par.  and  des  aris 

i't  un'-tici>;   "2.05 

Oapit.  des  Uofs   0.45 

Steuer  dos  «U'remden**  Cleras  .  0.51 

Makes.  Orden   0.10 

lOOster  d,  Aemter  ....  2.00 
Zclmtur  „de  reteaW%  Atnectis.- 

abgaben  u,  s.  xr   5.15 


28.36 
0.05 
14.Ü1 
35.70 
23.10 


2.05 
15.58 

:il4 


178.95 


3.  Domänen  und  Forsten  (piiv.> 

wirtbsch.  Einkünfte)  .   .   .  6.40 

4.  Icrme  der  Poäten     ....  7.71 
Summe  1—4  ~374.96 

darou  wosoutl.  Steuern 

(1  Q.  2)   360.85 

davon  andere  (3  ii.  4)    .    .  14.11 
von  dioseu  Einualuacu  „reiu*\ 
d.  Ii.  Ate  andero  Ausgaben 

yeifugbar  (s.  o.)   .  .  .   .  214.96 


2.  Meist  indirccte  Steuern  (Ver- 
brauchs- u.  Vcrkehrsst) 
Kermes  gcucr.  (netto) 
davon  graad.  gabeU.  . 

petit. 

traites     .    .  . 
aidcs  .... 
Tabak.  _  .    .  . 
dom.  d'  Occid. 
(Abgab,  von 
amerik.  Pro» 
daaen)    .  . 
dem.  et  contr6]e 
T.othringeii  .  . 
Zuschläge  dazu  (neue  sols  pou 

lifre)  

Pacht  V.  Papier,  Stärke  u.  s.  w 
Facht  r.  Sceaux  und  Poii»y 

(Gonsumtabg.)  .  .  . 
Besondere  Pachten  ,  . 
Monicip.-Octrois  .  .  . 
Fkudr.  Cousumt.abg.  . 
IMgie  des  dr.  r6uuies  . 
„  „  r6serv«*s  . 
„  „  „  siir  liy].utli 
Gmudherrsch.  Kechto  (pcages) 
Marc  d'or  (Gunst-  u.  Privil.- 

taxe)  

Z«IIIl.Einl[ttnfk«  (meietindirect) 


132.00 


22.00 
1.43 

0.60 

0.87 
1.08 
0.30 
8.92 
(5.83 
4.79 
2.50 

(».40 
5.68 


186.90 


6.  Ausgaben  1773  (Details,  abweichend  nach  Eigebniss,  z»  B.  für  kOn.  Haus 
hier  37.23  M.  L.,  bei  Glamag.  IH,  508)^ 


1.  Nicht-militärische. 
Kdngl.  Haus  u.  Farn.  . 

Auswftrtiges  

Gehalte  des  Gottsell  .  . 

Pensionen  

Geheime  Ausgaben  .  . 
Indische  Com]).  .  .  , 
Gai!ä>e  des  arrerages  .  . 
Zinsen,  Eiilrao  u.  Koston 

Finanzen   

Rückzahlungen  .... 
Bettler  u.  Vagabonden  . 


der 


32.00 
8.0O 
4.60 
8.00 
8.00 
5.00 

20.00 

19.70 
3.00 
0.96 


2.  Militärische. 
Militär.  Au^^abeu  (iucl.  Mare- 

chauSB«)  97.29 

Marine  n.  Golonieen .  .  .  30.00 

127.29 

236.45 

lt»0.00 


Summa  1  u. 


109.16 


8.  Abztij^c  roll  d'  U  Einnahmen  . 

uäuiiioh  Zinsen  der  Schuld  u. 
Verwaltu  ngsausgabcn,  welche 
auf  Spccial-Einnahmecasscn 
augewiesen  waren ,  Erhu- 
bungskosten,  ?on  den  Steaer« 
pachten  abges-cben  u.  5.  W. 

Suinmn  aller  Ausgaben  .    .  . 


396.45 


II.  Nockei'a  Aiuchlag  fUr  den  Beginn  der  1780er  Jahre  in  MiU.  L. 

A.  Einnahmen. 


1.  Wesentlich  directo  Steuern. 

Zwanzigste   55.0 

3tcr  Zivanzigster   21,5 

Taüle   91.0 


Latus:  167.5 


2.  Wesentlich  indirectc  Steuern. 

Feimes  g6n6r.  166.0 

Rügie  g6ner  51.5 

Fermes  de  Sceaux  etc.  .   .       _J  J_ 

Latus:  2T8X 
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Transport ; 

Capitation  

Localauf  lafren  

Steuern  des  Cleriis  ... 
Dir.  Steuern  Corsicas  c.  .  . 
Par.  Hausei-bt.  f,  (iardetruppeti 
Wt^:ri  frolindcu  oder  Steuern 
datur   


3.  Andere  lEäniiahuioii, 

Post  I' II  

.Mes»ageriü-Pacht  .  . 

MUnze  

Lotterte  

Sa.  N.  :? 

Tutalsyuuno  .... 

B.  Ausgaben  im 

I.Hof  .    .    .  . 

König!.  Haus  . 

Hanswaclic 

Uebiiude  (meiätf.Uof ) 

AuBgabeii  £k.HAu8cr 

Haus  d.  Königin 

KöD.  l'aiüilie  . 

K5n.  Prinzen  . 
2.Schuld    .  . 

Schuldidaticu  . 

Rftclczaliltuigren 

Pensionen  .  . 
Ii.  Kriegsdepaiteuieat 

Müitar  .   .  . 

Marino  .   .  . 

4.  Auswärtiges  . 

5.  Staats  -  Civilverwal- 

tnnf  .  .  . 
«.  Innere  YerHraltuug, 

Justiz  .  . 
Staatssecret.  und 

Vcrwalt.beauite, 
Intcndaatend.  Pro- 
vinzen 
Polizei  .  , 
Justiz .    .  . 
Mardchauase  (Art 

fJeusdann.) 
Bcttlcrdepots 
Gefängnisse. 
Prorinzialausgabn. 
Dgl.  in  Coisica 
Be».  Amg.  in  pays 

d'  t'-tats  . 
Woblthätigkeit. 
BaQii.Erhalt.d.Ju- 

stizgebäade  . 
Drucksachen 
Postintend.  u.  ge- 

beime  Ausgab. 
Paiisei  PHaster 


167.5 
lt. 5 

•2.0 
11.0 

0.2G 

•2(1.0 
242.5U 

10.3 
1.1 
0.S 

11.5 

'  23A 
5S5.0 


Transport 

Regie  des  poudrca    .    .    .  . 

Dr.  de  marc  d'or  

Droits  iti  de»  pnys  d'  .'fat 
Aides  V.  Vcr&aillcb    .    .    .  , 
Indir.  Steuern  Corbica.s  c.  . 
Geli'genil.  Einkünfte  (meiät  in 

directc  Abg.)  .... 
Verschied,  kl.  indir.  Abg.  . 
(lewissc  ,\hg,  an  Prinzen  u.8.w 
Steuci'strafeu ,  Pfäuduogcu 

(meist  V.  indir.  Abg.)  . 
Douianialc   steuerartige  £iun 

(muiät  Yuikekntötettem)  . 
Octrois  


—  33.7 
13.0 
0.2 
3.2 
1.5 
4.0 
3.5 
8.3 


207.0 
27.5 
38.0 


105.6 
45.2 


Anfang  der  HSOur  Jahre  nach  Necker. 

b.  Cultus  u.  Unterricht 
Kizchl.  Ausgaben . 
Be8.Aiisg.d.  franz. 

Ooms.  .  .  . 
Dsgl.  des  „frem> 
den*'  .... 
Uuiversit,,  Collegs 
Akademie  .   .  . 
—     262.5  BibliüihL'k  .    .  . 

Pflanzeogarten  etc. 

c.  Volksirlräiscli.  Ver- 
waltung .   .  . 

Brücken  und 

Chausseen   .  . 
StEusenbaa    .  . 
8.5  GestQt    .  . 

Ermunter,  d.  iiau- 
62.122  dchi    .   .   .  . 

Postau  >jjal)Ln  .  . 

6.  Finauzverwaltung  . 
Erhobnngskocton  d. 

Steuern  .... 
Kosten   des  königl. 
Schatzes  u.  s.  w. 

Gew.  Vergütungen  f. 
Steaemeilieiten  u. 
dergleichen     .  . 
Orden  des  hl.  Geiste 
(£hrNi8old) .  .  . 
Verbchied.  Ausgaben 
Unvorhergeseh.  Aas- 
gaben   .   .  ,  • 
Zur  Abruiiduiig  .  . 

7.  Ausgaben  der 
StSdte  V.  s.  w.  . 

Sumuiü  aller  Ana- 
gaben .... 


2S.45 
4.0 

1.4 

2.1 
2.4 

4.0 
1.2 
0.4 

G.5 
0.8 

1.5 
1.8 

0,8 
0.2 

0,45 
0.9 


58.0 

2.0 
0.4 


o.s 

0.6 
1.5 

3.0 
0.078 


218.6 
0.8 
1.7 

10..5 

o.a 

0.34 

5.7 
2J» 
2.5 

7.5 

41.0 
27.0 


319.04 


3.472  — 
1.6 

0.75 

0.05 
ü.O 
0.8 
0.1 

U.072 

30.2  — 

8.0 
20.0 
0.8 

0.8 
0.6 

—  66.378 


26.0 
610.0 
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Diese  Kubriciruiig  eabprickt  ao  viel  ala  möglich  eiiiom  iiiodorneii  Staat^Laus- 
hattetat.  Einige  Poston  lassen  sich  freilich  auch  andei-s  vertheilcn ,  z.  ß.  die  Pcn- 
sioiKMi  unter  rlie  Finanzverwalüing  stellen.  Die  damaligen  Pcnsioneu  sind  doch  bereits 
Uberwiegeod  reell  erworbene,  nicht  mehr  bloss  Guostliugspeusioueo.  Im  heatigcn 
fniizöäischen  Budget  werden  sie  indetsen  ancli  znr  Schuld  s;ercchnet  Bei  den  cin- 
zeltion  Posten,  die  hier  unter  innere  Vcr\valtTinn-.  Justiz  u.  FinanZferwaltttDg  gestellt 
sind,  iiisst  sicli  di>  EiinfilnuiL''  nicht  ganz  sicIuT  richtig  iim'-hen. 

Vcrul ficht  man  einen  solchen  Etat  der  letzten  Jalire  des  ancien 
rdginic  mit  einem  gegenwartigen  franzf5sisohcn,  z.  B.  dem  für  IbSG, 
so  crgiebt  sieb  wie  bemerkt,  in  den  Quoten  der  einzelnen 
Hauptrubriken  der  Ausgaben  kaum  eine  Veränderung! 
Das  Kriegsdepartcment  beanspruchte  schon  damals  wie  jetzt 
etwa  der  Gesammtausgabe,  allerdings  etwas  mehr  damals  unter 
Ausscheidung  nicht  staatlicher  Ausgaben  (für  die  Städte ,  die 
Strassen).  Attch  der  Schnldctat  ist  in  beiden  Fällen  annähernd 
der  gleiche  (c.  44 Vo)-  „Das  Jahrhundert  der  Revolutionen"  hat 
also  hier  nicht  viel  geändert.  Nnr  die  Hof  ausgäbe  ist  zeitweilig 
fortgefallen.  Die  gesammte  Civil-  nnd  FinanzTerwaltung 
verlangt  wiederum  eben  dieselbe  Quote.  Aber  die  Ocsammtausgabe 
bat  sieb  absolut  von  1780  bis  1886  verfünffacht.  (1886  Ge- 
sammtausgabe  3179  Mill.  Fr.)  In  der  Noth wendigkeit,  dafür 
Einnabmen  zn  besebaffen,  lag  das  Problem  fttr  die  franzdaisebe 
Bestenenmg;  die  sieb  doeb  annäbernd  etwa  ebenso  entwiekeln 
musste  und  das  ancb  getban  bat.  Die  übertriebene  Oreditwirtb- 
sebaft  im  ancien  regime  des  18.  Jabrbunderts  findet  ibr  Analogen 
nur  wieder  in  derjenigen  des  modernen  franz(toiscben  Staats  im 
19.  Jabrbnndert  Alles  wobl  wiederum  Belege,  dass  die  politiseben 
„Verfassangsformen''  aucb  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  wie  auf 
so  mancbem  anderen,  wenigstens  in  Frankreicb,  nicht  die  ihnen 
gerade  hier  so  gern  beigelegte  Bedeutung  besitzen. 

6.  Abschnitt. 

Britisches  Finanz-  und  Stouorwesen  bis  Anfang  dea  iO.  Jahr- 
hunderts (1815). 

1.  Einleitung  und  Uebersicbt 

§.  68.  Wie  Frankreicb  so  besitzt  auch  England  eine  tüchtige 
finanzgcschichtlichc  Literatur.  Es  erklärt  sich  dies  ebenfalls  aus 
der  frühzeitigeren  Ausbildung  eines  einheitliehen  Staatswesens,  für 
welches  das  bezügliche  legislative  und  statistische  Material  über 
Finauzsachen  zudem  durch  die  parhuiicntaiisclie  Verlassung  leichter 
zugänglich  gemacht  worden  ist.    Der  enge  Zusammenhang  der  , 
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Finanz-  nnd  besonders  der  >SteuerverliUltnisse  mit  der  Gestaltung 
und  Weiterentwicklung  des  Staatsrechts,  namentlich  nnt  den  Be- 
ziehungen zwischen  Königthum  und  Parlament  von  den  Zeiten  des 
normfinnischen  Lehensstaats  an  hat  es  dabei  irciiicb  bewirkt,  dass 
in  den  meisten  Bearbeitungen  der  Finanz-  und  Steucrgeschichte, 
selbst  in  den  betretfenden  Spczial.schiiftenj  das  staatsre fhtliche 
Moment  —  das  „iinanzhoheitliche"  Gneis t's  —  vor  (lem  niis  hier 
allein  näher  angehenden  technisch -administrativen  voran  steht, 
in  den  reehtsgeschichtlichen  und  staatsrechtlichen  bchriften  natürlich 
vollends.  Demnach  wird  diese  Seite  und  mit  ihr  die  eigentlich 
tinanz wissenschaftliche  auch  in  den  Werken  der  letztgenannten  Art 
nicht  in  dem  Maasse  wie  in  der  Regel  in  eontinentalen  Schriften 
Uber  die  Verbältnisse  eontinentaler  Staaten  nebensächlich  behandelt 
oder  nur  fluchtig  oder  gar  nicht  bertthrt.  Die  Einsicht,  dasB  die 
wirkliche  Bedeutung  einer  Finanzmaassregel,  einer  Steuer  erst  in 
der  Art  ihrer  praktischen  Durchführung  ordentlich  hervor- 
tritt, m.  a.  W.,  dass  auch  hier  die  Steuerverwaltung  ebenso 
wichtig  und  mitunter  selbst  wichtiger  als  die  Steu  er  Verfassung 
ist,  hat  in  der  englischen  Gesetzgebung  und  in  den  sieh  an- 
schliessenden Verordnungen  und  Maassregeln  der  Verwaltung  zur 
Ansftthrung  frflhseitig  zu  einer  besonderen  Bertlcksichtigung  der 
technisch -administrativen  Seiten  geführt,  z.  B.  in  Betreff  des  Ver« 
anlagungsrerfabrens  und  der  Erhebung  der  Siteren  directen  8teuem, 
der  Gommnnal-y  Armensteuern,  auch  der  neueren  Einkommensteuern. 
Dadurch  ist  auch  die  Aufmerksamkeit  der  Reehtshistoriker  und 
selbst  der  allgemeinen  Historiker  auf  diese  Seiten  der  Finanz-  und 
Steuerverhältnisse  Englands  mehr  hingelenkt  worden,  so  dass  die 
Darstellungen  dieser  Schriftsteller  dem  Finanztheoretiker  und  Prak- 
tiker in  diesem  Punkte  mehr  zu  bieten  pflegen  als  etwa  die  deutschen 
geschichtlichen  und  staatsrechtliehen  Werke  über  die  analogen 
deutschen  VerhIÜltnisse. 

Wie  die  allgemeine  und  die  Geschichte  des  <$ffentiichen  Rechts, 
so  hat  auch  die  englische  Finanzgeschichte  durch  die  nor- 
mannische Eroberung  einen  seharfen  Einsebnitt  erhalten,  der 
auf  Jahrhunderte  hinaus  bemerkbar  bleibt  Im  normannischen 
Lehensstaat  entwickelt  sich  frühzeitiger  und  grossartiger  ein  selb- 
ständiges staatliches  Finanz-  und  Steuerwesen  und  ein  geordneter 
staatlicher  Finanzdienst,  welcher  sich  im  Schatzamt  (Exche(iuer) 
als  oberster  Gassen-,  Rechnungs-  und  Coutrolinstanz  concentrirt. 
Seit  der  Magna  chaita,  genauer  seit  der  sich  an  diese  anknüpfenden 
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EntwickluDg  der  reicbaständischen  Verhftltoiflse,  speeiell  seit  1297, 
entsteht  dann  ein  förmliehes  parlamentariBcbes  Stener- 
bewilligungsrccht  gegenüber  dem  KOnigthnm»  das  anfangs 
mehr  nur  für  directe  Steuern,  später  auch  für  die  im  Uebrigen 
zum  alten  Kronreclit  gehörenden  (alten)  Zölle  (besonders  an  den 
UiUcn,  für  den  auswärtigen  Verkehr)  uiul  tür  neue  indirecte 
Abgaben  (in  Form  von  Zöllen,  inneren  Accisen,  Verkehrs- 
steuern) eine  durchschlagende  praktische  iiedeutuug  ge\\  ImU.  Um 
so  bemcrkenswerther,  da  gerade  die  auf  Bewilligung  der  sciiki^ia 
und  aiixilia  beztiglichen  Artikel  12  und  14  der  Magna  Charta  in 
die  späteren  Erneuernngen  oder  Bestätigungen  dieser  Acte  nicht 
mit  tihergegangen  sind.  Durch  die  Ausbildung  des  Parhiments, 
wobei  das  —  nicht  in  continentaler  Art  curicnweise  Tagen,  sondern 
frühzeitig  erreichte  —  vereinte  Tagen  und  Laatentragen  der  im 
Parlament,  im  Oberhaus  und  iu  dem  in  Finanz-  und  Steuersaehen 
früh  entscheidend  werdenden  Unterhaus  vereinigten  verschiedenen 
Stände  und  Classcn  wichtig  wird,  wird  in  England  weit  früher  als 
auf  dem  Continente  der  Gedanke  der  ö teuer pf licht  im  öffent- 
lichen Interesse  eine  reale  Macht.  Er  führt,  auch  wenn  die 
Steuern  nur  auf  bestimmte  kurze  Zeiten  und  nur  für  bestimmte 
Verwendungszwecke  i)ewil]igt  werden,  eben  doch  zur  Uebcrnahmc 
von  Steuern  um  des  Staates,  des  „Gemeinwesens*'  willen. 
Als  dann  die  langen  französischen  Kriege  und  die  inneren  dynas- 
tischen Kämpfe  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  das 
alte  ohnehin  verminderte  königliehe  Einkommen  aus  dem  Do- 
maninm  und  aus  den  frtther  ungemein  bedeutenden  Lehens- 
gefällen und  Uobeitsr echten  (Geriehts-,  Polizeihoheit)  un- 
zureichend maehen,  wird  dieses  Einkommen  im  kOnigliehen  wie 
im  Staatsinteresse  durch  Steuerbcwilligungen ,  besonders  von  ge- 
wissen Zöllen,  auf  die  I  ebenszeit  jedes  Monarehen  ergänzt  nnd  so 
die  Steuer  eigentlich  sehen  permanent  gemacht.  Beachteoswertfa 
ist  dabei,  dass  bis  zum  17.  Jahrhundert  von  indirecten  Stenern 
wesentlich  nur  Zölle,  besonders  die  Ausfuhrzölle  auf  die  eng- 
lisehen  Stapelartikel  Wolle,  WoUfelle,  Leder  und  die  Ein- 
fuhrzölle auf  Wein  besteben,  innere  indireete  Verbrancbsstenem, 
die  den  Briten  so  anstössigen  eontinentalen  „Accisen"  (excises), 
sogar  Bier-  und  Salzsteuern,  die  so  frtib  auf  dem  Oontinent  be- 
liebten, dagegen  fehlen:  also  keine  Besteuerung  noth wen- 
diger Lebensmittel.  Auch  die  direeten  Steuern  sind,  von 
einem  Theil  der  älteren  tallagia  und  der  nur  vorSbeigehend 
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vorgekommenen,  übrigens  bisweilen  classifieirten  Kopfsteuern 
abgesehen,  in  der  früheren  Zeit  so  aufgelegt,  dass  sie  die  unteren 
Classen  frei  lassen  oder  mir  massig  treffen  (allgemeine  Ver- 
mögen-, Eiuko  m  mens  teile  rn,  Zehnter  und  Fu  nlzeUnter, 
G r  11  n  d s teil  e ni).  Finanz-  und  steuergesehiebtlicb,  mit  Rücksicht 
auf  lirihe  und  Arten  der  Besteuerung,  kann  man  wohl  die  Zeit  bis 
zur  ersten  Revolution  oder  etwa  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  als 
die  „Hlterc  Periode''  zusammenfassen,  wenn  auch  seit  dem  15. 
und  mehr  noch  im  IG.  Jahrhundert  schon  erheblichere  Entwicklungen 
und  Umgestaltungen  gegen  die  frühere  Zeit  eingetreten  sind. 

fi9.  Mit  der  ersten  Revolution,  der  Kepublik  und  der  Stuart'- 
schen  Restauration  beginnt  eine  zweite  „neuere  Periode",  weh-he 
bis  zum  8chlu88  des  ersten  französischen  Krieges  (1815)  gereclnict 
werden  mag.  Bei  immer  grösserem  Mangel  älterer  Einnahmen  aus 
Domaniami  Uoheitsrecbten,  Lebensverhältnissen,  mehr  freilich  noch 
wegen  der  allgemeinen  nnd  wegen  der  durch  Revolution  und  Kriege 
veranlassten  Steigeniiig  der  Aisgaben  und  bald  auch  wegen  des 
Auwachsens  einer  grossen  verzinslichen  Staatsschuld  erlangt  die 
Besteaernng  mit  nnd  seit  der  ersten  Revolution  eine  immer  grössere 
Ausdehnung.  Auch  die  neuen  Steuern  werden  bei  dem  Verbleiben 
der  Staatslasten  thatBäeblich  bleibende,  gane  nene  Steuerarten 
kommen  auf^  die  älteren  werden  ergiebiger  gemacht,  vielfache  Ver- 
änderungen, oft  nur  Experimente,  im  17.  und  mehr  noeb  im  18.  Jahr- 
hundert deutlich  mit  unter  dem  Einfiuss  der  parlanientariscben 
Verfassung  und  des  Wechsels  der  Parteien  in  der  Regieriing,  er> 
folgen.  Die  lUteren  Formen  der  directen  Besteuerung  werden 
mehr  verlassen,  nachdem  die  Republik  mit  schwereren  directen 
Steuern  („Monats  an  lagen"),  neben  ihren  indirecten,  operirt 
hat.  Im  18.  Jahrhundert  bleibt  die  directe  Besteuerung  von  Ver- 
mOgen  und  Einkommen  ganz  zurück.  Die  1692  neu  regulirte 
Landsteuer  (landtax)  wird  thatsftchlieh  immer  mehr  eine  länd- 
liche Grundsteuer,  Übrigens  noch  mit  wechselndem  (Friedens-  und 
Kri^-)  Fasse  im  18.  Jahrhundert.  Neben  ihr  besteht  nur  noch 
zeitweilig  eine  Hauastener.  Nur  in  der  Ausbildung  ziemlich 
hoher  directer  Luxusstenern  findet  im  18.  Jahrhundert  die 
indirecte  Verbrauehsbesteuerung  einigermassen  eine  Ergänzung  zu 
Lasten  der  oberen  Classen.  Im  Uebrigen  ist  seit  der  Republik 
und  immer  mehr  in  den  folgenden  Kriegsperioden  der  Schwerpunkt 
der  Besteuerung  in  hohe  und  druckende  indirecte  Ver- 
brauchssteuern, Zolle,  innere  Acclsen,  auf  Getränke, 
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dolonialwaaren ,  jetxt  auch  Salz  und  sogar  auf  Maniiractur-  und 
Rohstoffe  gelegt  worden:  im  Ganzen  doch  eine  zu  cinseitiiie ,  von 
Classeiiintcressen  der  liiilieren  Stände  nicht  freie  Steiierj)olitik. 
Daneben  beginnen  auch  die  V e  r k e Ii r s s t c u c r  n  iu  6t c ni p e I i" o  r  ni 
und  die  Erbschaftssteuern  sich  zu  entwickeln.  Jede  der  zahl- 
reichen Kriegsperioden  des  18.  Jahrhunderts,  besonders  der  spauisehc 
Erhfolgekrieg,  der  siebenjährige,  der  amerikanische  Unabhänp:ii;- 
keitßkrieg  führt  zu  einer  grossen  bleibenden  Schuld-  und  Steuer- 
yermehrung.  In  den  Kriegen  der  französischen  Revolntionszeit 
geht  diese  Entwicklung  nur  noch  schneller  und  stärker  vor  sieb. 
Die  enorme  iudirecte  ßestenerang  wird  hier  aber  wenigstens 
durch  Ausdehnung  und  Steigerung  der  directeu  Luxussteuern, 
der  Erbschafts  Stenern  und  besonders  dnrch  eine  sehr  hohe 
Einkommensteuer  ergänzt  Eine  tlbrigens  schon  ältere  englische 
EigentbOmlichkeit  ist  die  Besteuerung  gewisser  Gewerbe  in  Form 
von  Licenzen,  wesentlich  zur  Ergänzung  der  Verbrauchssteuern 
(Wirtbsebaften ,  Schankbänser  und  andere  derlei  Geschäfte,  'be- 
sonders für  accisepflichtige  Artikel). 

Ergiebiger,  beweglicher,  mehr  dem  Finanzbedarf  und  seinem 
riesigen  Waebsthum  sich  anschmiegend,  als  die  continentalen ,  be- 
sonders die  deutschen  und  französischen  Steuersysteme,  war  das 
britische  im  18.  und  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  gewiss 
geworden.  Manches  Einzelne  war  seit  dem  17.  Jahrhundert  hol- 
ländischen Mustern  nachgeahmt.  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
scheint  Ad.  Smith  auf  die  Steuer[)läne  der  Finanzmänner  einen 
gewissen  Einflnss  erlangt  zu  haben.  Die  ganze  Besteuerung  mit 
ihren  Zollen,  Accisen,  Verkehrssteueru ,  hohen  Lusussteuern,  Erb- 
schafts- und  Einkommensteuern  entsprach  den  Verhältnissen  eines 
Landes,  dessen  Yolkswirtbsehafl  aus  der  „Agriculturperiode^^  in  die 
„Manufactur-  und  Handelspcriode'^  binttber  gelangt  war,  einiger- 
massen,  wenn  auch  das  Zollsystem  nicht  nur  nach  seiner  protec- 
tionistischen ,  -sondern  auch  nach  seiner  tiscalischeu  Seite  dem 
Handel  schwere  Lasten  und  lielästi^un^en  auflegte.  Da  wenigstens 
ausser  Salz  die  nuthweudigsten  Lebensmittel  von  inneren  Aeeiscn 
frei  waren,  bei  den  damaligen  Productions-,  Lezngs-  und  Absatz- 
verhältnissen die  Zülie  dafUr  (Kornzölle)  auch  nicht  crlicldich  als 
Belastungs-  und  Vertkeuerungsniomente  in  Betracht  kaineo,  und 
die  „kleinen  Leute"  sonst  kaum  direete  Staatssteuern  zahlten,  so 
war  eine  solche  l^eberbrircluug  der  unteren  (Jiassen  wie  in  Frank- 
reich durch  Taille,  Uctriinkc-,  Saizslcueru,  Octrois  oder  auch  wie 
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in  Preiissen  durch  Contribution,  Salzregal  und  Accise  zwar  in  Eng- 
land nicht  vorhanden.  Die  Korn-  und  Viehzttlle  wirkten  erst  nach 
dieser  Zeit  in  unserem  Jahrhundert  stärker  nach  unten  zu  belastend 
ein,  wenn  auch  die  älteren  Korn -Exportprämien  wohl  etwas  preis- 
steigernden EinHuss  hatten.  Aber  von  einer  tmt  leidticli  gleicb- 
mässigen  Besteuerung  der  einzelnen  Volkaclassen  und  von  einer 
Vertheiluug  der  Steuerlast  nach  richtigen  volkswirthschaftlichen 
Gründen  konnte  auch  in  Grossbritannien  nicht  die  Kede  sein.  Die 
eigenthttmliche  Communal-,  auch  Armenbesteaerung,  mit  ihrem 
leitenden,  partiell,  aber  eben  doch  nur  partiell  richtigen  Grund- 
satz, wesentlich  bloss  den  Benutzer  von  Realitäten  zu  behüten, 
beruhte  wenigstens  auf  einem  klaren  Princip.  Die  Staatsbesteuernng 
erscheint  dagegen  schon  vor  den  französischen  Kriegen  und  vollends 
am  Schlnss  derselben  doch  ebenso  systemlos  als  masslos. 

8.  Uber  die  britische  Finaoxtiteratur  Fin.  I,  3.  A.  S.  55  n.  57.  Aelteres 

Hauptwerk  für  die  iiitere  Zeit  ist  Th.  Madox,  history  and  antiqnities  of  thc  exche- 
({uer  of  the  KiDgs  ot'  Eogland,  2.  cd.  Lond.  1 769,  2.  vol.,  uoch  heute  nicht  gaiiz  er- 
setzt, auch  Gndst's  Danteilung:  der  bezQj|:lic1ien  Partieen  mehrfach  mit  zu  Omtide 
liegend.  Ferner  Si  n r  l ai r ,  liist.  of  th*;  public  revcnue  of  tlie  hrit.  empire  2.  vol.  Ii.  ed. 
Lood.  li^Oä.  Cunniugham,  hist  of  customs,  aids,  äubsidies  etc. i'r.  WUL  the  ooaqaeror 
to  the  year  1778.  9.  ed.  Lond.  1778.  Donhleday,  linancial  etc.  hiatorf  of  Engl^ 
T.oiid.  1S47.  \V.  Taylor,  bist,  of  taxation  of  Enjil,,  Lond.  1853.  Jetzt  vornelmilich 
das  wichtigste  und  umiaasendste  neue  Fach^ork;  ät.  Do  well,  history  of  taxation  and 
taxee  in  England,  from  the  eariiest  times  to  fte  present  day  (1883),  4  vol.  Lond. 
1SS4,  welchem  Werke  eine  sketch  of  the  history  of  taxes  (Lond.  1876)  vorangin«;. 
Recht  zweckmässig  ist  hier  in  den  beiden  ersten  Bänden  die  Entwickluiigsgeiichichte 
der  Gesammtbesteuerung  und  der  damit  zusammenhangenden  Finanzverhältnisse  (andere 
Einnahmen,  Ausgaben,  Staatsschnld)  in  fortlaufender  Darstellung  gogehen,  mit  ßuck* 
sieht  auf  die  politischen  und  allgemeinen  geschichtlichen  Verhältnisse .  ohne  diesen 
jedoch  (vielleicht  von  dem  etwas  breiten  Eingehen  auf  die  parlaint  nt;irischeii  Kegierungs- 
wedisel  im  18.  und  19.  Jahrhundert  abgesehen)  zuviel  J^auui  zn  widmen.  In  den 
beiden  folgenden  Bänden  werden  dann  in  systematischer  Keihenfolgc  die  einzelnen 
Steuern  in  ihrer  Entwickelung  und  ihrer  aduiiaistrativ-tcchnischen  Einrichtung  genauer 
behandelt.  Dowell's  Werk  hegt  der  folgenden  Skizze  vornehmlich  zu  Grunde.  Aus 
der  deutschen  Kachliteratur  hl  das  Hauptwort  W.  '\'ocke's  vortrcflliche  „Geschichte 
der  Steuern  des  britischen  Reiches",  Leipz.  Isilti,  von  dem  eine  neue  Auflage  und 
Fortsetzung  bis  zur  Gegenwart  eiwlknflcht  wftrc.  Y  ecke 's  Werk  behandelt  manche 
technisch -administrative  Punctr  vorTHlfÜch  und  eingehender  als  Gncist  nn  1  selbst 
als  Dow  eil,  wie  ea  überhaupt  auch  durch  des  letzteren  Werk  nicht  ersetzt,  wenn 
aoch,  wie  gleichfalls  durch  Gueiat,  da  und  dort  berichtigt  wird.  Es  hat  den  Vorzog 
einer  streng  systematisiren den  und  dadurch  manche  Pancte  busser  als  die  rein 
historische  Darstellung  idäreuden  Behandlung  des  Stotis  vor  anderen  Werken  voraus. 
Für  das  15.  und  16.  Jahrhundert  bietet  6.  Schanz'  „engUsebe  Handelspiditilr  gegen 
Ende  des  Mittelalters"  2.  B.  Lcipz.  1881,  passim  Einzelnes,  besonders  gehört  der  Ab- 
schnitt Uber  die  Zölle,  ß.  1.  S.  1  11'.,  hierher.  Sonst  auch  Port  er 's  progr.  of  the 
natioDS,  Tooke's  bist  of  prices  (deutseh  r.  Asher),  L.  Le?i,  hisi  of  biit  commerce, 
lond.  1871. 

Die  reiche  verfassungsgeschichtliche  und  verwandte  Literatur  behandelt,  wie  be- 
uicrkt,  die  Finanz-  und  Steuerverhältnisäe  mcJir  oder  weniger  eingehend  mit.  Ueber- 
sicht  der  wichtigeren  neueren  Werke  in  Muhlbrecht*s  Wegweiser  S.  286  und  in 
den  Noten  der  Gneist'.schen  Schriften.  Unf.r  den  neueren  ist  als  eines  der  b<-stci» 
und  umfassendsten  W.  Stubbä  constitutional  history  zu  nennen.  Hier  muss  es  ge> 
A.  W  » e  n  or ,  FinMMwiagMadmft.  UI.  11 


üigiiized  by  Google 


162       6.  a  1.  K.  Stenesfescliiclite.  2. 1L-A.  6.  A.  Etafland.  §.  70. 


nügen,  auf  On eist's  bezügliche  Werke  hiozuweisen,  in  denen,  meistens  in  den  Ab- 
schnitten von  der  „Finanzhoheit",  die  wichtigsten  Pancte  der  geschichtUchcn  Ent- 
wicklung, der  Verfassung  und,  beflOiDderg  bei  den  directen  Steuern,  auch  der  Aus-  • 
fUhrnn^  und  Verwaltung  der  Besteuerung  klar  dargestellt  werden.  S.  R.  Gnei8t, 
englische  \'erfassuugsge8chiclvte ,  Beil.  ISS2,  dtis.  das  englische  Verwaltungsrecht, 
2.  Aufl.  Berl.  1S67,  2  B.,  3.  Aufl.,  „nach  deutscher  SysteiMtik  nmfestaltef*,  2.  B. 
BerL  1883  —  84,  femer  Selfgovemment .  Communalverfassung  u.  s.  w.  in  England. 
Berl.  1871;  dazu  die  jüngst  erschienene  kleinere  Schrift:  dag  englische  Parlament  in 
tausendjährigen  Wandlungen,  Berl.  18$6.  Register  und  genauere  Inhaltsübersichten 
erleichtern  die  Auffindung  der  DarsteUungen  der  finanziellen  Verhältnisse  in  Gneist's 
grossen  Werken.  Aber  auch  in  den  anderen  Abschnitten  findet  sich  manche  beachtens- 
verthe  Thatsacbe  und  Aeusserong:  Dber  eogrltsclie  Finanz-  and  StenerBftclion ,  wenn 
man  auch  die  englischen  VoT^Sngen  sich  anschlipssende  principiellc  steuerpolitische 
Ansicht  Gneist's  Uber  directe  und  indirecte,  Personal-,  Real-,  Verbrauchssteuern  und 
d^n  apecielle  Yerrendaitif  far  StaalB-,  Commnnal-  und  Betdtszred»«  als  zo  sebr 
zugespitzt  und  complicirte  Fragen  nacli  einer  ta  ein&chen  Formel  Ueend,  nicht  ganz 
theileu  wird. 

2.  Aeltere  Periode  (bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  oder 

bis  zur  ersten  Bevolution). 

§.  70.  —  I.  AngelsttchsiBebe  Zeit  £s  Ist  Hiebt  fiber- 
rasehend  und  nur  ein  neuer  Beleg  fllr  die  abgesonderte  Ent- 
wteklung  der  britisehen  Inseln,  dass  von  der  anf  diesen  einst 
ebenfalls  ebgefttbrten  lOmiscben  Steuenrerfassnng  naeh  der  Ver- 
treibung der  rGmisohen  Hemehaft  niebt  einmal  Spuren  znrflelc- 
geblieben  zu  mn  sebeinen. 

In  der  a n gel sftebsis eben  Staatsbildnng  ist  der  Ktaig,  wie 
in  der  fi^nkiseben  Monarebie,  für  seinen  Hof-  und  Hausbedarf  und 
itlr  die  zum  KOnigtiium  gebtfrenden  Oflfontlieben  Tbätigkeiten  gleieb- 
falls  vor  Allem  auf  sein  grosses  Dom aninm,  das  er,  wie  andere 
Grossgrundbesitzer  als  Privateigentbum  (bdeland)  besass,  aogewiesen. 
Dazu  traten  Einkllnfte  aus  nutzbaren  Reebten  an  Offentliebem-,  Ein- 
zelnen zur  Nutzung  flberlassenen  Land  (folkland),  besonders 
wobl  Natnrallieferungen.  Aus  dem  obersten  Yerfttgungsreobt  des 
Königs  Uber  das  Folkland  und  Uber  die  darauf  angelegten  'HXfen 
und  Strassen  wird  bereits  in  dieser  Periode  ein  bis  in  die  spätere 
Zeit  (selbst  noch  bis  in  das  17.  und  18.  Jahrhundert)  anerkanntes 
Recht  des  Königs  zur  Kegclung  des  Verkehre  der  Märkte,  des 
Handels  u.  s.  w.  und  hieraus  wieder  das  Kecbt  zur  Bezolluiig 
des  Verkehres  abgeleitet.  Zölle,  Steuer-  und  gebtihrenartiger 
Kalur,  siiid  also  auch  in  England  uralt.  Die  Verp Iii chtun g  zur 
Stellung  und  Ausrüstung  von  Schilfen  seitens  der  Shires 
und  Hundertschaften  in  Kriegsgefahr  führte  wohl  bereits  zu  stener- 
artigen  Zahlungen  („Zwecksteueni") ,  um  die  betreffenden  Kosten 
aufzubringen  („Scbiffgeld'').    Kaucb-  oder  Ueerdsteueru 
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sind  nicht  ganz  unbekannt.  Zur  Einführung  einer  eigentlichen 
directen,  zunächst  ausserordentlichen  cSteuer  führen  sodann  dio 
Kämpfe  mit  Dänen  und  Normannen.  Zur  Zahlung  von  Tributen 
wird  eine  Hufensteuer  von  allem  Grundbesitz  erhoben, 
von  der  hida  zu  100,  bez.  120  Acres,  das  8og.  Dänengeld. 
Diese  später  im  Betrag  für  die  lUite  fixirte  ^Steuer  bleibt  dann 
eine  unperiodiscbe  krinigliebe  Abgälte ,  welche  besonders  bei 
drohender  Kriegsgefahr  gefordert  zu  sein  scheint.  Förmlicli  auf- 
gehoben wird  sie  am  Schluss  der  angelsächsischen  Periode  unter 
Eduard  dem  Bekenner,  doch  kommt  der  Name  noch  in  der  nor- 
mannischen Zeit  vor,  vielleicht  nur  als  Belastungs-  und  Vertheilungs- 
fuss  anderer  Abgaben.  Weitere  mannigfaltige  und  im  Gesammt- 
betrag  erhebliche  Einkünfte  von  schwer  genau  zu  bestimmendem, 
Uberwi^nd  jedoch  wohl  gebtthrenartigem  finanzwirthschaft- 
lichen  Charakter  knüpfen  sich  an  die  Ausübung  d^r  Hoheit«- 
reehte,  besonders  der  Kriegs-,  Gerichts-,  Polizeihoheit  und 
an  einzelne  besondere  Gerechtsame  (an  Forsten,  an  gewissen 
Bergwerken,  Stmndgut,  herrenlosem  Gut  u.  s.  w.). 

DovRll  L  S— 12,  Uueist,  englische  Vcrt"ass.-(JL'sdiichte  ^  h,  ■>\~-29,  S.  174, 
Note,  wo  die  plau^iKlc  Meinung  geäussert  wird,  das  iu  der  uormanniä)  hen  Zeit  er- 
v&lale  ,4>ineogcI(l-'  einzelner  Orandstücke  sei  hier  die  feststehende  alte  Taxe  des 
Grundcrtrag^,  nach  der  die  späteren  tallairia,  ilona,  auxilia  aufgelegt  *vnrrl"n  -ieien. 
Bei  der  vorherrschenden  Naturalwirtbschait  uud  den  mancherlei  Yerpäicbtuagen  der 
Bentaw  mid  Bebauer  des  FoUJand  za  Leütongeii  nnd  Lieferaiig«D,  feiner  bei  den 
aus  der  Kriegshoheit,  Polizeihoheit,  Gerichtshoheit  fliessenden  Dieiistpflichton  (Rurp- 
baa),  Schutzal^beu,  Bussen,  welche  letzteren  auch  in  der  angelsächsischen  Zeit  be- 
reits wichtig  sind,  Usst  sich  «ach  ia  land  vie  snf  dem  Continent  der  Okonomiidie 
und  rechtliche  Character  i  inei  Abgabe  u.  s.  w^.  in  di- ^cr  Periode  nicht  sicher  fest- 
stellen. Namentlich  bleibt  die  Entscheidung,  ob  eine  solche  Abgabe  als  wirkliche 
S  ton  er  au&nlasseii,  flfieiB  streitig.  Die  euglischea  Aotoiea  nehmen  es  hlnfiger  an« 
als  Gneist  iiiid  andere  Deafsdie. 

II.  Zeit  des  engliseh-normannisehen  Lehensstaats 
und  seiner  Fortbildung  bis  znr  ersten  Bevolntion. 

§.  73.  Die  normannischen  Herrseber  haben  das  bestehende  angel- 
sächsisebe  Finansrecbt  nnd  die  daraus  fllr  den  KOnig  folgenden 
Gerechtsame  und  Einkünfte  im  Wesentlieben  erhalten.  Dnrcb  die 
ungemein  ausgedehnten  Confiseationen  wurde  aber  das  Domanium 
ausserordentlicb  TergrOssert  Die  Vergebung  des  Landes  nach 
Feudalreeht,  an  KrouTasallen  und  Y«^n  diesen  an  AfterFasalleUf 
die  vollständige  Einblirgemog  des  Feudabystems  und  die  im 
höchsten  Haasse  fisealisehe  Ausnutzung  der  Hobeitsrecbte 
hat  dann  su  einem  umfassenden  System  van  Dienstpflichten» 
Leistungen,  Abgaben,  GebtthreUi  Bussen  gefuhrt,  welche 
EintLünfte  dem  Finanzwesen  des  normannischen  Lehensstaats  sein 
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besonders  characteristiscbes  Gepräge  geben.  Cbaracteristisch  im 
Unterscbied  zu  den  continentaleii.  den  französischen  und  deutschen 
Verhältnissen  übrigens  docb  weniiicr  nach  den  Principien,  welche 
der  Entwicklung  zu  Grunde  liegen,  als  natli  flen^  Grade  dieser 
Eutwirklniijsr.  Man  kann  die  betreffenden  Leistungen  und  Abgaben 
Cgruiidherrliche,  lebensberrlichc,  königliche  gebühren-  und  steuer- 
artigc)  wohl  in  drei  Classen  bringen:  solche,  welche  die  Doma- 
nialbevttlkerung  auf  Donian  ialland,  solche,  welche  die 
im  Lehensverhältniss e  stehende  Classe  und  solche,  weiche 
die  gesammte  Bevölkerung  als  königliche  Unter- 
thanen  betrafen. 

1.  Beeondere  Leistungen  der  DomanialbeTölkerung. 

Das  Donanialland  zerfiel  in  die  Forsten,  in  das  an  lind- 
Hche  PHohter  (tenants)  vergebene  nnd  in  das  Land,  anf  dem 
St&dte  nnd  Flecken  mit  Grands  ins  angelegt  waren.  Die 
Iflndliehe  BevOlkerang  hatte  fllr  den  Hof  Naturalien  sn  liefern,  die 
aber  frühzeitig  in  feste  Geldabgaben  verwandelt  wurden  (unter 
Heinrich  Anfang  des  12.  Jahrhnnderts).  Die  Veranlagung  er- 
folgte grafschaftsweise,  der  Sherlff  erhob  die  Renten  und  ftthrte 
sie  an  die  Schatzkammer  ab.  Das  m{»rttnglieh  ähnliche  Verhält- 
niss  in  den  Städten,  wobei  die  städtischen  Renten  durch  den  Sheritf 
gesammelt  und  zu  den  Grafschaltsrenten  geschlagen  wurden,  er- 
fuhr allmählich  die  Veränderung,  dass  die  meisten  Städte  durch 
königliche  Freibriefe  (charters)  das  Recht  erlangten,  den  stadtischen 
Zins  selbst  einzusammeln  und  ihn  direct  abzuiühren.  Wagen  und 
Pferde  waren  fdr  den  königlichen  T  r  a  n  s  p  o  r  t  d  i  e  n  s  t  zu 
liefern.  Für  den  königlichen  Haushalt  bestand  ein  Vor- 
kaufsrecht zu  liestinmiteni  Preise  in  Bezug  auf  Provisionen  u.  dgl. 
Von  den  im  Hafen  aiikomuienden  Weinladungen  durften  1  —  2 
Fässer  genommen  werden,  das  Recht  der  prisage,  woraus  sich 
später  der  Einfuhrzoll  für  Wein  entwickelte. 

Dowell,  I.  15 — 19.  Uaeist,  eugL  Verfasäunn^sgescbicbto  165— lüO.  Vocke, 
S.  128  ff.  (am  dngebenditoa,  in  dBzebeo  Puncten  aliirelcheiid,  indem  ttbeilitnpi  nicht 
nlle  Bänzelh^tan  ganz  gdtlirt  sind). 

Die  domanialen  tenants  massten  eigentliche  Kriegsdienste  mit 
leisten.  Sie  hatten  aber  aneh  bei  aasserordentHchen  Bedärfbissen 
des  Königs,  besonders  bei  Kriegszflgen,  Untersttttsungen  zn 
geben,  welche  sich  In  den  tallagia  (tallages)  zq  einem  förmlichen 
System  ansserordentiieher  Abgaben  steoerartigen  Characters  ent- 
wickelten.   Der  reine  Oharaeter  einer  allgemeinen  OUbntlichen 
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8tetter  fehlte  diesen  Abgaben  insofern  noch,  als  die  Verpflichtong 
ans  der  Ansiodlung  auf  Domanialland  abgeleitet  ward,  ausserdem 
aber,  wie  das  Schildgeld  der  Vasallen,  wohl  Tomehmlich  als  Er- 
satz nicht  geleisteten  Kriegsdiensts  erhoben  wurde.  Die  Abgabe 
war  im  Princip  eine  Quoten-Stener  vom  beweglichen  Ver- 
mögen, bis  zu  Vio>  selbst  einmal  (1294).  Doch  erfolgten  z.  B. 
mit  London,  das  ihr  unterlag,  auch  Vereinbanugen  Uber  bestimmte 
SSnmmen  statt  der  directen  Einzel-Veraiilagnng ,  die  dann  in  dem- 
selben Grössen verh'ältniss  von  den  Kichtern  auf  dem  Lande  durch- 
geitlbrt  wurden  (13.  Jahrhandert).  Später  sind  selbst  Verhaud- 
Inngen  der  Finanzbeamten  mit  einzelnen  Bürgern  tlber  deren  Bei- 
Steuer  vorgekommen.  Das  Recht  des  Königs  als  Domanialherren^ 
Tallagien  zu  fordern,  bez.  aafsniegen  war  indessen  anerkannt  nnd 
wnrde  aneh  in  der  Magna  eharta  nicht  durobgreitend  hesehiänkt. 
Bnde  des  13.  Jahrhonderts  erfolgen  wohl  Vereinbamngen  mit  Be- 
präsentenien  der  der  Taille  unterworfenen  Städte  und  OrafiBehaften 
Aber  die  Quote.  Im  14.  Jabrhnodert  verliert  jedoch  die  Abgahe  ihre 
Selbständigkeit  nnd  geht  in  dem  System  von  allgemeinen  Landes- 
steuern  vom  beweglichen  Vermögen  mit  anf.  Nnrin  der  hifheren 
Quote,  dem  Zehntel,  welches  Städte  und  Domanialbauern  statt 
des  Fttnfzehntel  der  flbrigen  Bevölkerung  zahlten,  wirkt  die 
alte  Taille  nach.  Die  Bewillignng  erfolgt  nunmehr  mit  durch  das 
Parlament 

Doirell.  I.  18,  41—48,  60— 67,  lU,  74.  Gneist,  Verfinsiiiigigesebichte  S. 

171.  172.  Vockc,  S.  1S6,  180.  Er  nennt  da*  tallagium  vielfach  „Steuer"  der 
Dommiial-Tenaiitii.  In  der  Literatur  werden  die  taiia^f^ia  lücht  immer  von  den  eigent> 
lieh  lebenrechtlicheii  Al^ben  (anxilia,  aids.  don*)  imtttneliiedeii  nnd  eine  mhe 
Beziehung  b-'^telit  ja  zwischen  diesen  Abgaben,  anch  zu  den  Schildgeldern  (scu- 
tagia).  Aber  der  rechtliche  Character  ist  doch  rerschieden,  indem  sich  die  taUa^ 
auf  eine  andere  VoHEsdasse  beziehen  und  der  Znsammenliang:  mit  dem  Dommiitim 
deutlich  ist.  —  Der  Name  entspricht  dem  fran^ftsisr  bun  t»illf  (s.  u.  S.  12^),  auch 
cuttinf  kommt  vur.  Die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Ausdrucks  ist  auch  hier  nicht 
viizirdfeibaft.  Dovell  denkt  nicht  an  die  Verrechne ngsweise,  obwohl  in  England  das 
Einkerben  ebenfalls  Üblich  war  und  seibat  im  Schatzdienst  erst  im  Ib.  Jahrhundert  ganz 
beseitigt  wnrde  (HSS!  Gneist  Uber  die  tally,  den  court  tally  und  den  eigenthUm- 
lieben  Dienst  darin,  Verfassungsgeschichte  S.  179).  Do  well  sagt  einfach  [JLIL,  74): 
t,(li6  King  tallaged  (from  talliate,  to  cat  off  a  pMt)  bis  tenaata"*. 

§.  72.  —  2.  Leistungen  nach  dem  Lehenrecht. 

Im  eigentlichcD  LehensverhUltniss  war  auch  im  engliisch-iior- 
mannischen  Staate  wie  in  den  cuiitinciitalen  Feiidalstaaten  ausser 
dem  wirklicheu  Watlen dienst  seitens  der  Kronvasallen  dem  König: 
nur  die  „Hilfe"  (aid,  auxilium)  in  den  ,.drei  Fillleii  "  zu 
leisten :  beim  liitleisclilag  des  ältesten  Sohns,  bei  der  Vei  heirathung 
der  ältesten  Tochter,  bei  seiner  eigenen  Get'angeuschaft  das  Löse- 
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geld.  Hierzu  kamen  aber  von  Anfan<;  an,  wiederum  nicht  prin 
cipiell  abweichend  vom  continentaien,  speciell  vom  französiere hrn 
Lehenrecht,  aber  rechtlich  mehr  entwickelt  und  |>ractiscb  längere 
Zeit  hindurch  schärfer  durchgeführt,  sehr  beträchtliclic  .,Lchens- 
accidenzien'^,  besonders  beim  Tode  des  Vasallen  und  bei  dem 
hierbei  möglichen  Kückfall  des  Lehens,  wo  eine  erhebliche  Ab- 
gabe, anfangs  willkührlichen  Betrags,  später  in  festen  SnmroeD 
nach  Art  ond  Grösse  der  Lehensherrschaft  zu  entrichten  war  (re- 
levium,  relief),  nm  als  Erbe  des  Verstorbenen  das  Leben  %a 
erhalten.  Femer  wurden  die  dem  König  znstehenden  Vormund- 
8 chaftB rechte  über  minderjährige  Lehensnachfolger  in  starkem 
MaaMe,  selbst  durch  das  Mittel  des  Meiatgebots  fUr  Uebertragung 
der  Vormundschaft y  finanziell  ergiebig  gemacht.  Endlieh  wurde 
das  oberlehensherrUehe  Recht,  (ttr  Mttndel  beiderlei  GesobieohtB 
die  Verheirathung  zu  bestimmen,  fiscalisch  aoBgenutzt,  sei  es 
in  Zahlungen  fUr  die  Verheirathung  mit  einem  Mündel  oder  ftk 
die  Ertheilang  der  Erlaabniss  an  die  Mttndel,  sich  nach  eigenem 
Willen  zu  verheirathen  oder  atieh  nieht  zu  verheiratben.  Die 
EwiBebenseitliebe  Ansnntznng  rflekfälliger  Leben,  bei 
Anssterben  oder  Verwirknng,  vor  der  neuen  Vergebung  bildete 
eine  weitere  lebenreobtliohe  Einnahme. 

Dowull  I,  20 — 25.  Gnciät.  VerfassangsgescUichte  S.  Iö6,  167.  Vocku 
S.  J66  II'.,  besonders  177 — 190.  Die  missbräuchlirhe  Ausnutzung  der  Kl  life  des 
königlichen  Obereigenthumers  der  Lehen  and  die  ungebührlichen  AuxiUen  -  Forderungen 
bildeten  Bescbwerdepuncte,  denen  Bestfntmnngwi  der  Magna  eharla  «InalieUieii  Bachtou* 
freilich  ohne  soudenidteii  Eifolg. 

Zn  diesen  Leistungen  und  Abgaben  trat  sebon  seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  (allgemeiner  zuerst  1159)  eine  Ersatz-Ab- 
gabe der  Vasallen  fBr  den  sonst  zu  leistenden  Lebens-Kriegsdienst 
in  der  Form  einer  Geldzahlung  von  jedem  Leben  des  KronvasaHen,' 
das  sogenannte  scutaginm  oder  Sofaiidgeld,  als  Leistung  an 
den  KOnig  wobl  aueb  donum  genannt  Es  ging  wob!  vomehm- 
lieh  mit  aus  militllrteebniseben  Bedürfnissen  naeb  gesehulten  Sold- 
truppen statt  der  Lebenstruppen  und  aus  den  Scbwierigkeiten  des 
Diensts  weit  von  der  Heimatb  (in  Frankreieh,  Irland)  hervor,  äbn- 
liob  wie  sehen  die  alte  dentsebe  Heersteuer  (S.  44).  Dieses 
Scbildgeld  bürgert  sieb  immer  mehr  ein,  fllbrt  freilieb  zu  manehen 
Missbranelien,  seine  Erhebung  wird  in  der  Magna  charta  an  die 
Bewilligung  des  hier  vorgesehenen  commune  consiüum  geknüpft, 
eine  jedoch  später  wieder  aus  den  neuen  Redactionen  dieser  Charte 
weggefallene  Clausel.    Im  13.  und  bis  ins  14.  Jahrhundert  ist  das 
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Schildgeld  die  eigentliche  Lehenssteuer.  Dann  geht  auch  dieses 
mit  in  die  allgemeinen  VcrmögenssteuciD  aul ,  der  Name  kommt 
aber  wohl  noch  später  vor.  Die  üntervasallcn  Latten  wieder  ähn- 
liche Schildgeldei  au  den  Kronvasallen  zu  zableii.  Bei  der  wirth- 
schaftlichen  Natur  des  Vermögens  nnd  Einkommens  der  Vasallen 
kann  dais  bchildgeld  wohl  v  ornehmlich  eine  freilich  roh  veranlagte, 
nach  der  Zahl  der  Lehen  sich  richtende,  im  Satze  später  feste 
Grundsteuer  vom  Lehensbesitz  genannt  werden. 

Do  well  1,  37—40,  49 — 56,  III,  74.  Gueist,  VerfasauBMgeschichtc  b.  Iä4, 
112—178,  246,  258,  266,  309,  343,  367,  Vocke  S.  171  ff.  Vemilagung  and  Er- 
hebung erfolgte  durch  den  Shcriff,  Streitigkeiten  und  Zweifel  über  den  Umfang  der 
YerpflkibtiiiiK  vurden  diuch  Jurys  au&  lütteni  und  Freisassen  eDtschieden.  Uober  die 
atoabtttohdidieit  Fanoto,  Bewilligungsrecht,  Magaa  chaita,  ViodeiaiiflMl»!«^;,  bos, 
FoiUaanrng  der  betreff^den  Artikel  s.  Gneist,  bes.  8.  258,  268,  848. 

§.  73.  —  3.  Abgaben  der  Untert bauen  flberbanpt  an 

den  König. 

Hierher  gehören  vornehmlich  zweierlei:  Abgaben  in  .  An- 
knüpfung an  die  Ausübung  weiterer  Hoheitsrechte,  besonders 
der  Gerichts-  und  Polizeiboheit  und  wirkliche  alige- 
meinere Steuern. 

a.  Die  ersteren  sind  im  englisch-normanni.schen  Staate  beson- 
ders eigenthtimlicb  zu  einem  förmlichen  tiscalischen  System 
von  Bussen,  Strafgeldern  nnd  „Abfindungs- Strafgeldern"  in  den 
sogenannten  amerciaments  und  von  gebuhrenartigen  Zahlungen 
itir  königliche  Leistungen  in  Privatsachen  in  den  sogenannten  f  i  n  e  s 
ausgebildet  worden.  Beide  Abgaben  können  nicht  als  eigentliche 
Steuern  bezeichnet  werden,  ebenso  wenig  aber  als  reine  Gebühren. 
Sie  laufen  nur  in  ihrer  Wirkung  auf  etwas  der  Besteuemng  Aebn- 
liches  binans,  die  amereiaments  haben  sich  sogar  zu  einer  Ai-t 
.  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  nach  Anlage  und  Fuss  ent- 
wickelt, nur  dass  sie  bloss  in  besonderen  Fällen  einer  persönlteben 
strafreehtliehen  oder  polizeireebÜieheb  Schuld  vom  Schuldigen  zu 
entrichten  waren.  Das  Ganze  hängt  mit  dem  Straf-  und  Polizei- 
reebt,  dem  Geriebtsrerfahren  und  der  obersten  Stellang  des  Könige 
ÜmoM  zusammen  nnd  wird  nur  in  Verbindung  hiermit  ttberbanpt 
verstSndlieb.  Das  Cbaraoteristäsebe  ist  nur  die  Ansnutzing  der 
Hobeitsreebte  zu  streng  fisealiscben  Zwecken  in  offenkundiger 
Weise.  Zu  soleben  fisealiseben  Tendenzen  finden  sieb  in  and«m 
LSndem  nur  Ansätze,  während  England  diese  Tendenzen  in  den 
ersten  Jabrbunderten  der  normanniseben  Herrsebaft  völlig  eot- 
mekelt  zeigt 
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S.  BcboD  Fin.  II,  S.  16.   Dowell  I,  28,  25  ff.   Vocke  S.  1»7  ff,  bes.  aber 

liier  und  für  dio  Puncto,  weicht-  mit  Strafrecht,  üerichtswcscn,  Polizei  -  Vcronlnunp^s- 
rccbt,  Polizeirerwaltaug  u  s.  w.  zusaiiimenhäng^eii ,  üueiät,  ao  tlber  amcrciamootä 
Verfassung^sjfcschichte  S.  157— 1S4,  ilber  fmes  168—171.  Die  amerciamentB  vrerden 
zu  einer  Abfindung  mit  einer  Geldstrafe  an  Stelle  der  Confiscation  oder  statt  der  in 
pincm  ricrichtsverfabren  zu  cr\*  arten ilen  Strafe.  Statt  der  ursprünglichen  lusteu 
Orduuugäistraiu  bei  Vergehen  wider  üesctz  und  köiü;:!.  llofehl  wird  eine  „nach  dem 
^  mnthinasslicheii  Betrag  des  beweglichen  Vermögens  abgestufte''  Abgabe  erhoben,  in 
immer  ?nebr,  iranicr  willktthrliciieren  Fällcii  und  Beträgen  (Straf-  und  Polizeifille), 
ans  „köniiriieber  Gnade"  (Gueisi  S.  ItiU,  Itil).  Leber  die  Fin  es  äussert  sich  Gneist 
S.  168:  „Sie  sind  königliche  Gebühren  im  weitesten  Sinne  des  Worts,  ebenso  characte- 
ristisch  für  das  System  dieser  Verwaltung^  wie  dir  amerciaments,  mit  di  iien  sie  oft 
zusammenMesscn.  Die  Stellung  des  Königs  ergab  eine  lange  lieihc  arUtmcr  Gc- 
vatten,  Verhältnisse,  in  denen  er  bewilliji^ii  oder  Toraagen  konnte.  Dabei  erscheint 
es  als  unabändciliclie  Maxime,  dass  nichts,  was  versagt  werden  kann,  ohne  Geldgebühr 
gewährt  wird,  eine  ..Maxime,  deren  Keminiscenzcn  in  das  heutige  Verwaltungwecht 
fetineinrag«D.  Die  Zei^enosscn  scheinen  dies  System  mehr  als  Drack  wie  als  Ongeblthr 
empfunden  zu  haben,  denn  der  K5ni;i-  hatte  das  formelle  Recht  dazu."  (Jn eist  bringt 
die  blaes  in  3  CHasseu:  füi'  Gewährung  von  libertics  und  fraocbises,  in  Proceiüi:iachöu, 
far  QnadenbewiUigQDgen,  wozo  dann  viertens  noch  die  Flnes  für  LehenseraeuerangeiL 
und  VerlMisscrungen  treten.  Die  amerciaments  gaben  besonders  hinsichtlich  ihrer 
Hobe  und  Uuverhältuissmässigkeit  Anlas«  zu  Be«cbwdrclen,  denen  die  Magna 
Charta  RaefaniiDg  trug.  (Gneist,  8.  248.) 

74.  ~  b.  Eigentliche  al  It^reni  eiDere,  wenn  auch  noch 
ausserordentliche  Steuern  kommen  ftir  die  ganze  Bevölke- 
rung in  der  Form  directer  Steuern,  neben  und  statt  der  bestimmte 
Classen  treibenden  tallagia,  auxilia,  scutagia  schon  im  12.  Jahr- 
hundert  auf  und  lösen  diese  letzteren  Abgaben  ab  oder  nebiuen 
sie  mit  in  sich  auf.  Ferner  bilden  die  zunächst  aus  dem  Recht 
des  Krmigs  an  der  Domilue  und  aus  dem  Recht  der  Regelung  dos 
Handels  und  Verkehrs  abgeleiteten  Zölle  allmählich  eine  mehr 
generell  wirkende  eigentliche  ordentliche  Besteuerung  des 
Handels  und  besonders  der  am  Export  betheiligten  Productions- 
zwei^e,  sowie  —  namentlich  wohl  bei  Wein  —  der  Consumenten 
ttberhaupt.  • 

Dem  normannischen  Königthum  gelang  die  Einbflrgenwg  all- 
gemeinerer directer  Ver mögen sstenern  als  eines  ausseror- 
dentlichen Finanzmittels  bei  besonderem  Bedarf  ebenso  wie  die 
Besteuerung  des  Adels  nnd  der  Vasallen  in  den  Scbildgeldern  sehr 
früh  und  viel  wirksamer  als  in  Deutschland  und  selbst  als  in 
Frankreich.  Die  Bestenemng  nmfasste  den  sammtlichen  Grund- 
besitz nnd  bald  auch  das  bewegUdie  Vermügen^  au  welchem  beim 
ländliehen  Grundeigentbflmer  Vieh,  Betriebscapital  nnd  die  Erzeug- 
nisse selbst  gerechnet  wurden.  Das  Land  wird  dabei  bald  auch 
beim  Lehensbesits  nieht  mehr  nach  Lehenseinheiten,  sondern^  aller- 
dings durch  eigene  aparte  Kommissionen»  «ne  beun  sonstigen  Grund- 
besitz nach  der  Grosse  mit  festen  Sätzen  für  die  Hufe  Landes 
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(ca  rn  (' agi  um,  carucate),  daher  inniicrliin  wirksamer  und  gleich- 
massiger,  wenn  auch  anfangs  noch  ohne  genügende  KUcksicht  aui' 
die  Gute,  eingeschätzt.  Letzterer  Mangel  wurde  bald  beseitigt,  in- 
dem auch  der  Ertrag  durch  die  Einscbätzungscommissionen  der 
Grafschaft  ftlr  die  Steuer (^eranlagong  ermittelt  wurde.  Das  beweg- 
liche Vermögen,  unter  Freilassong  bestimmter  eioselner  Gegen- 
stände, verschiedener  bei  verschiedenen  Classen,  wird  auch  hier 
HQt'  Grund  eidlicher  Declarationen ,  mit  entsprechenden  Controlen 
nnd  Straf  bestimmungen,  unter  genauer  Speciiicirung  der  Objecte 
von  Localcommissionen  ans  dem  Ortsschnlzen  und  Freisassen  ver- 
anlagt, —  für  diese  frühe  Zeit  (12.— 14.  Jahrhundert),  wie  es 
scheint,  steuertechnisch  ganz  gut.  Eine  bestimmte  Quote,  welche 
nach  den  Zeitverhältnissen  und  dem  Bedarf  wechselte,  Vio  */i<i 
Vi6,  Vso)  ^40  andere,  hie  und  da  auch  höhere  Sätze  wurden 
erhoben.  Die  Norm  wird  „der  Fünfzehnte  und  Zehnte", 
welche  immer  gemeinsam  erhoben,  bez.  bewilligt  werden,  die  zweite 
Quote  Itir  die  städtisehe  und  DomanialbevOlkerung,  die  erste  für 
die  übrige.  Das  Ganze  stellt  schon  ein  dnrehgeführtes  Geldsteaer-, 
und,  wenn  auch  nicht  nominell,  so  doch  reell  ein  Einkommen - 
Steuersystem,  neben  den  speciellen  Gmndsteaern,  wie  den 
Scntagien  und  Tallagien,  und  den  allgemdoen,  wie  dem  Hufen- 
schoss  (carneaginm)  dar.  Letzterer  kam  jedoch  im  13.  Jahrhundert 
als  besondere  Steuer  ab,  wie  allm&hlich  auch  die  Schildgelder  und 
Tallagien  (13.,  14.  Jahrhundert). 

Unter  mancherlei  Experimenten  gelangt  man  nunmehr  in  der 
Zeit  des  festen  parlamentarisehen  Steuerbewilligungsrechts  (seit 
1297)  zu  einem  festen  System  der  directen  Besteuerung, 
für  welches  das  Ziel  Yorschwebte,  „alle  Grundabgaben  in  eine 
allgemeine  Grundsteuer,  alle  persönlichen  Abgaben  in 
eine  gleichmässige  Ein komusens teuer"  (Gneist)  hinüber- 
zufahren. Efai  ZM,  das  freilieh  nur  mangelhaft  erreicht  wurde, 
indessen  doch  auch  nach  der  politischen  Seite  zeigt,  wie  weit  Eng- 
land schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  dem  Gon- 
tinent  in  der  annähernden  Verwirklichung  der  Grundsätze  der  „All- 
gemeinheit und  Gleicbmässigkeit''  der  Besteuerung  und  in  der  Ueber- 
windung  von  Steuerprivilegien  eximirter  Stände  voraus  war. 

Zu  einer  eigenthtimlichen  Gestaltung  kommt  nian  hierbei  mit 
den  ,,Ftl  nfzeh  nten  und  Zehuten"  schon  im  14.  Jahrhundert 
(1334),  indem  die  Steuerpflichtigen  es  durchzusetzen  wissen,  dass 
auf  Grund  der  damaligen,  lur  die  Fuigezeit  festgehaltenen  Veran- 
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laguug  diese  Steuer  nunmehr  einen  festen  GcsannuLb  cirag 
erreicht,  welcher  auf  die  Grafschaften  und  Städte  wie  bei 
einer  Repartitionssteuer  nach  dieser  Veranlagung  re- 
partirt  wird. 

Obgleidi  dex  Name  „Füu^cdliiite  und  Zeh&te"  bleibt  Uttd  reell tlicb  die  bteuur 
den  GhaTBcter  der  Qnotititsatener  nfebt  reriiert,  wiid  sie  «o  dodt  Ontsielilieli  etwas 

Anderes,  natürlich  aber  auch  im  Laufe  der  Zeit  ongleichuiässigcr  und  mit  steigendrm 
Bedarf  and  sinkendem  Geldwerth  Tinzaläng;licher.  Daher  wird  diese  feste  Soffiffle.  d« 
darchgreifendo  Veranlagungsreformen  sicli  gegenüber  dem  zihen  Widerstand  ud  der 
Eäfeisucht  der  (irafächafteu  und  Städte  unter  einander  nicht  durchfuhren  lassen,  wie 
eine  Art  „Simplum"  angesehen  und  werden  sp&ter  (16.  Jahrhnnderf)  bei  grösserem 
Bedari  und  geringerer  La&t  der  alten  Kepartitionssomme  —  einer  Mitfolge  do»  ge- 
sunken«! Qeldwwths  —  mehTere  solclie  «,8impU'*  bewilligt.  ^ 

Anderseits  erhftU  die  genannte  Steuer  in  der  (dtrecten)  „Sub- 
sidie'S  die  sieb  voniebmlieb  nnter  den  Tndors  entwiekeli^  eine  Er- 
gänzung und  znm  Tbeil  eine  reelle  ErbOhnng  fUr  das  sebon 
dnrcb  den  „Fflnfzebnten  nnd  Zehnten'^  getroffene  Einkommen. 

IMe  „Snbsidie**  (In  diesem  Sinne  —  auch  bei  Zollen  nnd  YerbTanchsstcucm 

und  mitunter  ganz  allgemein  für  bewilligte  Steuern  kommt  der  Aus<1ruck  Tor  —  theilt 
sich  in  zwei  Theile,  eine  directe  Steuer  der  Personen  mit  ürandb  esitz  („in  torris") 
tind  eine  directe  Steuer  der  bewegliches  Vermögen  besitzenden  Personen  („in 
bonis").  Der  volle  Nonnalsatz  für  die  erste  ist  4  Sh.  (20%)  vom  Pfund  Sterling 
des  jährlichen  Werths  des  Bodenertrajis.  für  die  zweite  2  Sh.  8  d.  (ISVs'/o) 
timittclten  Werth  der  beweglichen  Steuerobjecte  (Geld,  Waaren,  Vorräthe,  Haushalt- 
sachen, mit  gewissen  Aasnahmen).  Aueh  bei  dieser  Subsidie  als  Quotitätssteuer  kam  es 
aber  bei  mangelhaften  nenen  "\'eranlagangen  und  bei  dem  Streben  der  besteuerten 
Laudcstheile,  Städte  und  Einzelnen,  ältere  Einschätzungssummen  uiugli<  h^t  festzuhalten, 
za  derselben  fbatsSchlichLU  (iustaltong  wie  bei  dem  „Ftinfzebnten  und  Zehnten":  der 
Botrag  Einer  Su  bsid  i  r  fixirte  sich  mehr  und  hr  mi  r  eine  annähernd 
gleich  bleibende  Geldsumme,  wieder  eine  Art  „Simpiuui",  von  welchen  dann 
ebenfalls  im  16.  Jahrhundert,  besonders  gegen  dessen  Schluss,  mebrore  auf  einmtl 
bewilligt  worden.  Es  ward  dabei  Üblich,  „Funfz«-hnte  und  Zehnte"  und  „Subsidieo** 
gleichzeitig-  und  zwar  von  crstcren  doppelt  so  viel  als  von  letzteren  zu  bewilligen. 

Das  „System",  welches  diese  dircete  Besteuerung  sonach  dar- 
stellt, war  daher  immer  noch  Tiifuigelbaft  genug.  Die  Znsarnnien- 
schweißsung  von  beiden  genannten  Stenern  und  die  Bewilligung 
mehi*rHclier  Simplen  mochte  einigeinia?issen  dem  Finanzbedttrfniss 
entsprechen,  volkswirthschaftlich  richtig  und  gleicbmässig  war 
diese  Besteuerung  nicht  und  wurde  es  natürlich  im  Lauf  der  Zeit, 
bei  nngleichmässiger  Entwicklung  der  verschiedenen  Orte  und 
Gegenden,  immer  weniger. 

Die  allmähliche  Verminderung  der  ursprünglichen  Einhoitssummcn  („Vj^  uitd 
\/,„"  sank  ron  S8— 39,000  auf  30.0<J0  Pf.  von  1354  bis  zu  Elisabeth)  erklärt  sich  theii- 
welse  ans  der  Nothwendigkeit,  die  Quoten  ««TeifiüOener  Orte'*  zu  Termindero. 

Die  Snbrepartition  der  einmal  feststdiend^  Quoten  unter 
die  kleineren  Yerwaltungseinbelten  nnd  sebliesslieb  nnter  die  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  machte  anf  die  Dauer  begreif  lieb  mehr 
Schwierigkeiten  bei  dem  beweglieben  Vermögen,  wo  die  persOn- 
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liehen  und  ökonomischen  Verhältnisse  sich  rasch  Undern,  als  hei 
dem  Grundbesitz.  Letzterer  konnte  nach  alten  Ratastern  besteuert 
werden,  lUr  das  bewegliehe  Vermögen  waren  öftere  Erneaerungen 
der  Einschätzung  unvermeidlich,  aber  die  gesammte  Steoerquote 
daitir  wurde  eben  nicht  wesentlich  verändert  Thatsächlich  ent- 
wickelte sich  so  die  BesteDernng  des  Grundbesitzes  zar 
Object-  und  Ertragsstener,  die  andere  behielt  mehr  von 
der  Personals  teuer. 

S.  über  ,  *  \  on  moreablL^"  Dowell  T.  14— 4(;  („Saladins-Zehnt"  von  IISS, 
Kreiizfabiei  seibät  frei,  wie  ia  Fraukreich,  6S— bO  (13.  JaiirUcmdert)}  daselbst  DuUüIü 
Uber  Einsi^atznnpFeriUiTeii,  aach  alte  sbedales,  velehe  die  grosse  SpeciaUsirang 
zeigen,  S.  SO),  S.  95— 101,  115  -130  (14.  15.  Jahrb.),  147— 15:>  (i:..  TaUrh.).  IC*^  bis 
182  (16.  Jahrb.),  183  ff.  passim,  224  ff.  U^-Jabrh.),  aach  Dowell  II,  75—82. 
Gntiist,  Verfassungsgeschiclite  hn.  8.  SSI— 868,  S.  391— .39«  über  die  Cntvfcliloiig 
des  parlamentarischen  Steuersystems,  auch  S.  175 — 176,  362.  Vocke  S.  4S2  ff.  bis 
.  489.  ~  üeber  die  älteren  Grundstcnern  (caracagium,  hydagiam)  Giieiat  a.  a.  0«. 
Dovell  I,  57—59,  Vocke,  S.  478—482. 

Entscheidend  ftr  das  fftrmliclie  Stenerbewillignngsrecht  der  Reichs- 
stände ist  ein  Statut  Edaards  1.  v.  1297  (de  tallario  non  conccdendo),  wodui-ch  die 
directuu  Steaero  and  auch  die  Eiböhnogen  der  alten  Zölle  u.  s.  w.  an  die  Zustimmung 
der  StSnde  gebnoden  werden.  SCenerpoIitlsch  wie  poUtlscIi  wichtig  war,  dass  der 

Cierus  (für  seinen  I.i  lM  nbi  f-itzl  und  der  Adel,  wenn  auch  in  bitsonderer  Form  und 
nach  aparter  Einachätzung ,  der  allgemeinen  Steuer  mit  uuterwoifcn  wird. 
länloiiiiDeiHrteiier  zahlte  der  Glems  ftr  seine  sonstigen  Elnltflnfte  noch  bis  nach 
der  Keformafion  auf  Grund  von  Bewilligungen  seiner  Kepräsentantcii  (Convocation), 
regelmässig  in  einer  festen  Summe,  wozu  das  Farlauicut  mMxa  Bestätigung  gicbt.  Dio 
Steuerbewilligungen  werden  in  der  Sltdftn  Zeit  zwar  schon  oft  wiMerhoß,  aber  sie 
eifolgen  doch  regelmässig  für  ein  betreffendes  Jahr  und  für  bestimmte  Be- 
dürfnisse, wie  besonders  Kriegszüge  u.  dgl.  Factisch,  nicht  rechtUcb  werden 
die  genannten  directen  Steuern  so  zu  bleibenden  ordcotlichcn. 

Ute  oben  8. 169  angeführten  znsammeDfassenden  Worte  Gneist's  (Vwftonngsge- 
schichte  S.  '56S)  bezeichnen  den  '^nindzng  der  Entwicklung  w'ohl  richtig.  Von 
einem  ««festen  Grandsystem  der  Besteuerung"  kann  man  freilich  nur  mit  einer  gewissen 
EbnehrSnlraog  sprechen,  da  doch  auch  in  England  manche  locale,  temporti»  und 
ständische  Verschiedenheiten  verblieben  nnd  wiäeriiolto  Yersnche  mit  anderen  Formen 
der  directen  Besteuerung  gemacht  wurden. 

Die  Bewilligung  der  „Fünfzehnten  und  Zehnten**  in  Unltiplis  Xun 
Knde  der  Regierung  Elisabeths  z.  1?.  4.  0.  S',  die  Hin /.ufügun i:  der  „Subsidic" 
und  auch  wieder  deren  Bewilligung  im  Mehrfachen  der  einfachen  Sub- 
sidie  (zQ  derselben  Zelt  2,3,  4 fach)  erklären  sich  zu  einem  guten  Thefl  aas  dem 
Zurückbleiben  des  eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  Werth  und  aus  der  herkömm- 
lich gewordenen  Stabilität  der  Summe  des  „Simplums",  Der  höchste  vorgekommene 
Betrag  einer  einfachen  Subsidie  soll  120,000  Pf.  St,  der  durchschnittliche  70—80,000, 
unter  Elisabeth  etwa  80,000,  wie  damals  der  ein&che  ,,Vis  «od  V^o**  30,000  Ff.  St 
t^ewesen  sein  (Dovfell  T,  147,  TU,  si\  Hit;  Veranlagung  reicherer  L'>nte  blieb  zu- 
dem wesentlich  hinter  der  Wirklichkrit  ,.uim  k.  was  dcu  geringea  Üteuererti-ag  z.  B.  ein- 
zelner auch  reicherer  Städte  mit  rrkliron  soll  (Do well  I,  199,  Beispiel  am  Bristol). 
;\uch  die  Experimente  mit  anderen  Formen  directer  Besteoemng  Warden  wohl  mit 
durch  bolche  Miuigel  veranla>!?t. 

Einzelne  Puucte,  so  in  Bötreff  doB  Verhältnisses,  der  „Fünlkdbnien  und  Zehnten" 
zur  Subsidie  und  Einzelnes  in  dieser,  so  die  Landbesteuerunü:  und  diejenige  des  be- 
weglichen Guts,  verlangen  tibrigens  noch  eine  erneute  genauere  Prüfung*.  Die  Dar- 
stwnngen  der  Autoren,  auch  der  wichtipten  nenereo  (Gneist,  Stubbs,  Dowell),  stimmen 
nicht  ganz  tJberein.  Die  „Subsidie"  ist  allerdings  wohl  überwief^end  »irnudsteuer 
(Gneist  meint,  es  sei  dies  Wort  unter  K.Marie  das  feste  technische  iür  Grundsteuer 


ft 


üiyitized  by  Google 


17^     6.  B.  1.  K.  Stcuoriirosclüchte.  2.  H.<A.  6.  A.  England.      75,  76. 

f evorden,  Veifusniigsgesdiicbtc  S.  3%),  die  .,7»  Vi« '  sind  Kiukommeiuitüuem,  aber 
ie  Sniwidie  ittt  di«e  eben  theitvetee  auch.    S.  aueli  Vocke  S.  490  W.    Di«  oiu 

Modcraeu  fVomdartigu  Bestoucrunu  des  hLweglicln  n  Vt  imögeus  in  rünfzehntoil, 
Zehnteu  und  Sabaidie  nomioflU  nach  dem  Kapitaivorth  ronObjecteu,  w&hrand 
bei  Land  schon  lingw  nach  Ertrags werUi  geretilui«t  wurde,  erbidl  tioh  aocii 
spätüi'  auch  bei  anderen  Steuern,  bei  der  YmnAgaitBateaer  Y«a  1692  IT.  S.  Aber 
diese  Puncto  Vocke  S.  492  tt.,  bes.  Note. 

§.  75.  Sonstige  directe  Steuerü  sind  in  den  letzten  Jabr- 
hiindeiteu  des  Mittelalters  nur  eiue  vorübergehende,  hie  und  da 
jcdüch  wiederholte  Einrichtung  gewesen.  Es  gehören  dabin  Kopf- 
steuern, abgestufte  oder  classifi  ci  r(  e  Kojif  und  Standes- 
steuern,  Haus-  und  Familiensteuerii,  auih  Versuche  mit 
aligemeinen  Einkommensteuern  selbst  nach  progressivem 
Steuerfuss;  früher  auch  die  im  Mittelalter  tlblichen,  freilich  mehr 
einer  Erpressung  und  Vermögensconliscation  als  einer  normalen 
Besteuerung  gleichkommenden  Belastungen  der  Juden,  bis  letztere« 
1290  vertrieben  und  Itir  Jahrhunderte  des  Landes  verwiesen  wurden 
(bis  1644).  Auf  eine  Art  abnormer  directer  Steuern  oder 
ZiraDgs  an  leben  lief  die  eigenthünüicbe,  fast  zu  einem  „System^', 
wenn  ancb  nur  missbräuchlich ,  ansgebildete  Practik  der  „bene- 
Tolences''  hinaas,  durch  welche  einzelne  reichere  Leate  zu  be- 
sonderer  Beisteuer  an  den  KOnig  anter  Anwendung  von  Gnaden- 
bezengnngen ,  Ueberredung,  aber  auch  von  mehr  oder  weniger 
Zwang  und  Bedrohung  mit  Gewaltthat  veranlasst  oder  gendtbigfc 
worden:  zugleich  ein  Mittel,  die  pariamentarisebe  Zustimmung  zn 
umgehen  (15.  bis  17.  Jahrhundert). 

Manche  Notizen  hei  Gneist.  bes.  Verfassungsgeschichte  S.  .191  H..  Vocke. 
S.  4»6— 489,  a05-.51U,  bea.  Dowell  ]>assiin  I,  105—108,  113,  119  n.  a.  m.,  III, 
S— 12,  13. 

Eine  reine  Kopfbteuef  wurde  1377  zum  ersten  Male  aufgel  pt.  4  «1.  („Ki  «'at", 
daher  „tallage  of  groats^  genannt)  Ton  jeder  über  11  jährigen  Person  beiderlei 
Geechleebts,  wirkliche  Bettler  ane^nommen,  dazs  12  d.  rm  jeder  geistlichen  Person 
mit  Benelicien,  4  d,  von  jeder  anderen  zum  Glems  gehörigen.  Eine  Wicdcrliolun;j;; 
einer  solchen  Steuer  1380  gab  Anlaae  zu  einem  Baaeruaafstand  aud  wurde  nicht 
wieder  reiBncbt*— :  3  ^rroata  ron  jeder  Ober  15 j  ihrigen  Pereon,  wobei  aber  deeunnt- 
schuldigln.'itcn  fnr  jede  Township  u.  s  w.  gebihh  t  wurden  und  nach  französischer  Praxis 
(„ie  fort  portant  le  faible"  s.  o.  S.  131)  gewisse  Uebertragaogcn  unter  den  £inzelnen 
stattfinden  sollten,  doch  unter  Festhaltanf  eines  Mininrams  von  2  d.  für  den  niedrigst 
V-  ranlag-tcn  und  sein  Woib  und  l  ines  Maxiuiums  dsgl.  von  »iO  ^roats.  —  Im  15.  Jahr- 
hundert (1439,  1442.  1452  fl.)  wurden  Fremde,  die  von  den  anderen  directen  Ein- 
kommensteuern frei  waren,  einer  mit  nach  Beruf  und  Beschäftigung  abgestuften  Kopf- 
steuer unterzogen.  Sie  hatten  damals  wie  noch  lang«  spiter  auch  hfihere  Zolle  aüi 
Einheimisclif'  zu  zahlen. 

Eine  cJaasificii  te  Kopf-  und  Standes-  (Kang-)  Steuer,  der  etwas 
späteren  deutschen  ähnlich  (S.  4b).  wurde  nach  einem  umfassenderen  Tarif  mehr- 
fach reisncht.  so  1379,  1513  und  noch  öfters  im  1 7.  Jahrhundert,  besonders  unter 
William  III,  zuletzt  169b,  jedoch  in  dieser  Zeit  schon  mehr  entwickelt  zu  einer  er- 
^ebigeren,  die  Wohlstandsrerhiltnisse  mehr  mit  berttchsiclitigenden  Steuer,  die  so  zu 
einer  rohen  Einkommenstener  wurde  (Tarif  der  &ItereB  and  spiteren  bei  Yocke, 
S.  506  tf.). 
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Eine  eigentliOmliche  Haus-  and  Familienstcuer,  aofjselegt  anf  die  grösseren 
HAmlialtiiiigeii  und  nacli  Undliclien  und  sUUNlMilien  Kirchtpieleii  md  ireiler  nocli 
«bgestnft»  wurde  ]427  reisnclit  (Doiretl  f«  119  S:  Vock«  S.  508). 

Eine  Art  allgemeinerer  Kinkommeiisteuer  wurde  1485  in  besonderen 
Nöthen  neben«  1460  anstatt  der  „Vi«  '/»>"  prubirt,  unter  Frciias8Uttg  der  Personen 
das  eiste  Hai  mit  5,  das  zireite  Mal  mit  1 ,  Im,  2  Pf.  St.  JahreBebkommen ,  wie 

Anwendun»-  eines  progressiven  Stenerfiissos.  1450  fi  d.  v.  Pfnnde  oder  2Vt'/o  von  1  bis 
20  PI,  I  sh.  oder  5%  ?on  «bor  20— 2U0  Pf..  2  ab.  oder  10»/,  von  über  200  Pf. 
(Dowell  I,  124,  128.   Vocke  S.  309). 

Anf  eine  besondere  Form  der  Grnndätener  liefen  Woll-  und  Sckaf- 
steaern  hinaas.  so  die  ron  Eduard  III,  1332  ff.,  wo  eine  cigenthtimliche  Ver- 
mischung von  directer  nnd  indiroctcr  Steuer  in  Bczn^i*  auf  Wolle  vorlie^^  (Do well  I, 
132  ff,  Voi  ke  S.  487)  und  abermalt»  nnter  Eduard  \l.  1550,  wo  die  Schafsteuer  und 
die  Steuer  auf  WeUnannfacte  für  den  englischen  Markt  vielleicht  agrar-  und  social- 
politische  Tendenzen  gegen  die  damalige  iibermässi<re  Ansdehnong  der  Scha&Dcht 
mit  verfolgt  liabeu  (Vocke  S.  43S,  Dow  eil  1.  Ib4j. 

Ueber  die  „Bestenerang*^  und  die  ganze  Behandhnfr  der  Juden  s.  Dow  eil  I, 

89  —  91,  Vocke  S.  101  fT.  (ineist.  VerfassTingsgescbiclite  S.  ISO  Not.:.  Die 
„Judenschaft''  war,  continentaler  gleichzeitiger  Auffassung  entsprechend,  als  durchaus 
nur  geduldet  ein  Bestandtheil  des  königlichen  Domaninms.  In  der  filteren  Zeit  fungirtc 
ftti  sie  ein  eigenes  „Judenschatzamt'*  (exchcquer  of  the  3vn\ 

IM  .  brnevolences"  wurden  unter  Eduard  IV  1463  und  später  trotz  parhi- 
lueiitariscber  Kccriuination  wiederholt,  so  nnter  Heinrich  YIII.  und  zuletzt  noch  unter 
Jaceb  I.  nnd  Karl  I.  mit  vendticdenen  Erfolge  dnrchznfidiTen  gesucht,  schliesslich 

aber  in  der  vom  König^  accopfirten  „petition  i  f  rights"  1R27  verboten.  S,  Bcwell 
1,  155  ff.,  201  ä'.,  242  H..  (in eist,  Vere>ssungägoschichte  ^.  423,  530. 

§.76.  Commnnalbe Steuerung.  Unter  den  ans  der  angel- 
BiebBiseben  Zeit  berrübrenden  allgemeinen  Lasten  der  grund- 
besitzenden  BewOlkerang,  insbesondere  der  ländlicben  nntertbAnigen, 
aber  anob  z,  B.  der  Klöster  bat  sieb  die  ganze  Zeit  bindarcb  die 
Bog.  trtnoda  neeessitas,  Bnrg-,  Weg-  nnd  Brflekenban,  er- 
balten.  Dieses  wie  Anderes  in  der  Gemeinde  wurde  lange  grossen- 
theils  duTcb  Naturalleistungen  ansgeiübrt  Soweit  man  aber  im 
15.  Jabrbundert  scbon  in  den  Gommunen  zur  Geldwiifhsobaft  ge- 
langt ist^  wie  im  Armenwesen,  setzt  sieb  berkdmmlieb  bereits 
der  Haupt  gründe  atz  der  späteren  und  noeb  der  gegenwärtigen 
engliseben  Communalbestenerung  fest:  die  Gommunidsteuer 
wird  wesentlicb  als  direete  Realsten  er  yom  siebtbaren  nutz- 
baren Bealbesitz  in  der  Gemeinde*'  eingeriebtet,  naeh  Haushaltungen 
veranlagt,  so  dass  ausser  dem  selbst  bewobnenden  Hauseigentbfimer 
und  selbstwirtbsebaftenden  Grund-  und  Hausbesitzer  aucb  Päebter 
und  Mietber  communalsteuerpflicbtig  sind.  Die  Armensteuer 
(poor  rate)  wird  ftlr  die  Armentest  naeb  diesem  Gmndsate  ein- 
geriebtet  und  wird  wieder  das  Modell  flir  die  tlbrigeo,  versebiedenen 
Zwecken  dienenden  Gommunalsteuern.  Innere  Yerbraucbssteaern 
(Tborsteuem,  Accisen)/ eigentliche  Einkommenstenem  ond  Znlle 
verbleiben  fltr  den  Staat.  Aber  mancherlei  gcbübrenartige  Abgaben 
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kommen  neben  jener  llauptstener  in  den  Gemeinden,  Kirchspielen, 
Städleo,  Communalverbändcn  vor. 

S.  darüber  schon  Fiii.  l,  bes.  in  d.  Ausg.  §.  03  und  dit»  dort  angt-^gehene 
Literatur.  Im  Aligomeinen  namentlich  (iii'  i:>t  au  vinhu  Stellen  seiner  Werke,  so 
n.  A.  in  d.  Ycrfassungs^eschichte  S.  :{üT,  531.  646,  T.  Beitzenstein  in  Sckön- 
borg'«  Huidb.  d.  poUt.  Oekon.  S.Anil.  III,  619. 

f.  77.  Die  Zolle  im  auswärtigen  Verkehr  unterstehen  in 
*  England  seit  Alters  dem  KOnig  in  dessen  Doppeleigensehaft  des 
Sehata-  nnd  Sehirmherm,  welcher  insbesondere  Fremden  erst  Schutz 
und  Becht  snm  Handelsbetrieb  zu  geben,  and  des  obersten  Polizei- 
herm,  welcher  den  Handelsverkehr  zu  regeln  Recht  und  Pflicht 
hat.  Die  Zolle  fUr  die  in  den  Häfen  ein-  und  ausgeführten  Waaren 
und  etwaige  specielle  Abgaben  der  Kaufleiitc  als  solcher,  besonders 
der  Fremden,  haben  insofern  etwas  Gebiihrenartii^es:  sie  sind  eine 
Gegenleistung  i'üv  Sehnt  z^;  e  wii  hr  und  liir  die  Gestattiiu^ 
des  Handelsbetriebes,  in  Iiiifen  kommt  vielleicht  auch  noch 
eiü  anderes  (^ei)iihreumoment  hinzu:  die  Vergütung  für  die 
Benutzung  der  Anlagen  u.  s.  w.,  so  u.  A.  wohl  in  den 
mancherlei  schon  alten  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Der  König  beansprucdit  demnach  auch  das  Kecht,  unabhängig 
von  Parlament  Zölle  aut zulegen  und  zu  erhöhen  und  übt  es  bis 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  auch  ziemlich  unbehindert  aus.  Selbst 
bis  zu  Confiscationeu  der  Waaren,  wofür  die  Kaufleute  dann  Los- 
kaufsununeu  geben  müssen,  ist  es  gelegentlich  und  zu  Verhand- 
lungen mit  den  Kaufleuten  über  Einrichtoog  and  Höhe  der  Zölle 
ist  es  öfters  gekommen. 

Die  Magna  cLarta  sucht  dn  Recht  der  Zollerhebang  auf  die  alten  Zölle  zu  be- 
schränken, anter  Verbot  der  neueren  Vennchrons^en  nnd  Krhöhun^en  (,,Tnalo  foltc"). 
1275  wird  auch  der  lauge  Zeit  besonders  wichtige  Ausfuhrzoll  auf  Wolle,  Wollfelle 
und  Leder  vom  Parlament  bewilliget  Aber  erst  in  Eduards  I.  cmifinBalio  chartaniin 
wird  end^ltig  das  Kecht  dci  Parlaments,  neue  Zrdl<  und  Erhöhungen  ZU  bewilligen, 
aBerlcannt.  Nur  die  alten  ge  w  oh  n  teu  Zolle  (antiijua  cnstoma)  verbleibendem 
König  unmittelbar  zur  VcrfUguii<^  als  erbliches  Kroneinkommen.  Noch  spät,  bei  den 
staatsrechtlichen  Streitigkeitfu  im  17.  JaLrliundcrt,  und  sogar  in  der  Frage  des  ßecht3 
der  Besteuerung  der  americaniacheu  Golunicen  im  Ib.  Jahrhundert  werden  indessen 
veU  emzeke  Massrcgcln  der  Zollpolitik  mit  dem  alten  ktaifliclieii  Beeht  der  ««Rogv* 
Uiung  dee  UAndels*'  in  Yexbindimg  gebracht 

Im  14.  JahrhoBdert  dringt,  der  Einflnzs  des  Parlaments  in 
Betreif  der  Zollerhebung  sonst  auch  iactisch  im  Wesentliehen  dnreh. 
Die  Zölle  werden  bleibende  ordentliche  Stenern  (Abgaben 
anf  Wolle,  Felle,  Leder,  allgemeine  |,Tonnen-  nnd  Ffnndsteuem''), 
hei  denen  die  alten  Zollsätse  erbliches  Eroneinkommen,  die  neuen 
nnd  die  Erhöhnngen  (nova  oder  parva  cnstoma,  darunter  später 
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besonderg  die  fttr  fremde  Kaufleute)  parlameDtarisch  zu  bewiliigeudes 
£i]ikommcü  bildeu. 

Der  CTiararter  or  tl  o  n  1 1  i  cli  or  Einnahmen  n\)rh.  hd  loViieren  tritt  inde*iRen  darin 
hervor,  dass  dieselben  dem  Köni^  al»  Subsidie  aut  Lebenszeit  bewilligt  werden, 
mehrfach  seit  Kode  des  14.  Jahrhundert  (Richard  K.)«  rep:elmä8sig  an  die  Tudors.  aach 
an  Jacob  T.  Tn  characteriatischer  Weise  wird  solche  Zollhewilligan^  diiroli  die  dem 
Kftnfjrthum  obUegeade  Fürsorge  fOr  die  Sicherheit  des  ^Staats  begründet,  also  durch 
das  fttr  all«  Besteaerang  enticlieidoiide  politUclie  Momoit. 

So  wird  die  „indirecte  Besteuerung''  schon  damals,  wie 
in  der  modernen  Zeit,  der  Grundstein  des  englischen  Steuer- 
systems, allerdings  mit  der  wesentlichen  Beschränkung  anf  diese 
Zölle  im  auswärtigen  Verkehr,  während  andere  innere  indirecte 
oder  Verbrauchsstenern,  von  einzelnen  Maassregeln  der  Woll- 
besteuerung und  der  etwaigen  steuerartigen  Wirkungen  der  Stapel- 
rechte und  Handelsmonopole  abgesehen,  bis  in  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  fehlen.  Die  dii  ecten  Steuern  in  ihren  wechselnden 
Bewilligungen,  «stellen  gegenüber  den  Zöllen  dagegen  auch  damals, 
wie  jetzt  die  Einkommensteuer,  das  mehr  variable  Element  des 
Stenerwesens  dar. 

üeber  dir  staatsrechtliche  Seite  des  Zollwescns  s.  Gueist,  Vcrfassnngsgeschichte 
S.  25,  27,  lüö,  171.  361,  Dowell  1,  S2  ß.,  146,  163,  211,  Vocke  S.  285  ff. 
Lelstexwr  stellt  eine  zwar  nicht  sichere,  aber  plausible  Vermathung  auf,  dass  der  be- 
SMkden  wichtige  alte  Weinzoll  foin  eingeführten  fremden  WN  in,  die  so;;:,  prisa  (pri- 
nge),  wonach  ftr  den  König  1 — 2  Toinien  Wein  vom  Sclnlle  in  natura  far  den  Hof- 
beduf  genommen  wefd«n  durften,  seinen  rechtliclien  Ursprung  in  der  hintersäs3i8c1i«ii 
TJcferungspflirht  (pnrveyanco),  der  «fialog  auch  die  fremden  Kmfieata  untemigeii 
seien,  habe,  a.  a.  0.  S.  283. 

Technisch  waren  die  alten  Zölle  allgemeine  Ein  und 
AusfahrziiÜe  fttr  Handelswaaren  in  Form  von  Werth- 
zt^llen  neben  einzelnen  höheren  specifischen  Zöllen, 
nuter  denen  der  Weinzoll  bei  der  Einfuhr,  die  Zölle  auf  Wolle, 
WoU feile,  Leder  und  auf  einzelne  andere  Stspelprodnete  bei 
der  Ans  fuhr  Ton  Anfang  an  voranstehen. 

Dif  Werlhzölle  wurden  früher  nacli  den  Facturen,  bez.  nach  eidlicher 
Declaiation  aufgelegt,  später  legt«  man  amtliche  Weithe  in  ,,Taxbachera'' 
(booka  of  ratefl,  Preirilsteii)  zn  Groiicle,  vm  Mlnlntiiclie  zn  tberwinden.  Diese 

Wertlie  wichen  aber  wohl  von  vornherein  und  vollends  iui  Lauf  der  Zeit  wieder  von 
den  wirklichen  ab,  blieben  z.  B.  bei  dem  sinkenden  Geldwcrth  im  16.  Jahrhundert 
hinter  ihm  zarttck,  woranf  man  neue  Taxbflcher  ausgab.   IHet  war  aber  zngleidi  ein 

Mittel,  um  ohne  Aendcrung:  der  Zollsätze  die  Erträjjrr  zu  ( ihölien.  sonders  seit  dem 
15.  Jahrhundert,  einzeln  schon  früher  machen  sich  dann  auch  protection  istische 
Tendenzen  in  der  Zollpolitik  und  Begünstigungen  der  einheimischen  vor  den  frem- 
den Kaufleuten,  unter  denen  wieder  einzelne  Kategorieen  verschieden  behandelt 
werden,  auch  in  den  Zollsätzen  sreltend,  indem  letztere  fnr  die  Einheimischen  niedriger 
gehalten  werden.  Hierdurch  werden  die  Verhiltniasc  lioch  verwickelter,  als  sie  schon 
durch  die  Unterscheidung  der  „alten  oder  grossen"  und  der  (heUs  in  Zus(  hlagforui. 
theils  als  neue  Abgabe  für  denselben  Artikel  auftretenden  „neuen  oder  kleinen"  Zölle 
tiowie  der  spfttercn  „Auflagen''  (imposts)  werden.    Wo  diese  verschiedenen  Abgaben 
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nach  dem  Werth  erhoben  wnrdeü ,  »md  wohl  nelhui  verschiedene  amtliche  Protüe  den 
voncliiedenen  ZoHsEtzen  dersellMn  Wure  zu  Grande  gelegt  wordeo. 

S.  auch  über  die  technischen  Puncto  boa.  Vocke  a,  a.  0.  u.  Dowell,  naaientl. 
T.  181—146.  IßT.  211  ft.;  für  d.  Li.  ii.  10.  Jahrhundert,  bes.  für  die 

liandelbpolitische  Seite  Schanz  a.  a  0.,  mit  der  Statistik  di-r  Zollerträge  im  2.  Bande 
S.  87  ff.  Manches  hängt  eng  mit  der  gesammten  Handelspolitik  der  Zeit,  den  Stapel- 
rechten, der  Stellung  der  fiv  iinlL'n  Kauflentf .  nampntlich  auch  der  hansischen,  zu- 
sammen und  >)etri<ll  daher  die  un^  hier  wcäuittlich  allein  angehende  finaiuicUe  Suite 
deä  ZoUwesens  nur  indirect.  Eine  veralt(>tc  Terminologie,  die  sich,  wie  so  ofl  in 
England,  lange  erhielt,  CHt  li^ert  das  Vei-ständniss  nooli.  Die  alten  Werthzölle  waren 
wohl  eine  bestimmte  Quote  voui  Werth,  '/'m-  D&^u  traten  dann  in  Verhandlunjfcii 
mit  den  kanfmännischen  Korporation«;!)  oder  in  ParlameDtobewUUgungen  Züsclillg'e, 
z.  B.  1302  |,.  Pf,  St,  (iV^Vo)-  l^"*^  „alten  I  grossen  Zolle"  (antiqua 
seu  magna  customaj  umtassteu  nach  der  Aintsteruiiuolugie  die  alten,  ror  der  Magna 
Charta  bestaodeDen  nebst  den  parlamentarisclten  Zti8eMag8bewilttgiiDg>eii  ron  1275,  die 
„neuen  oder  kliiiirn  ZiMIo"  dir  ans  Yrroinliarongcn  ni^  'mi  fremden  Kauflenten 
1302  hervorgegangenen  Zuscldagzuile  bei  der  Austuhr  von  WoUe,  Wollfellen,  Häuten, 
gewifnen  Tficlieni,  Wachs,  daher  spedell  vom  fremden  KanfmaDik  zu  beiaUende 
Zölle.  Aolnilirli  triff  zur  alten  prisapi"  von  Wein,  dif  ans  einer  —  auch  bei  an- 
deren älteren  Zöllen  anfangs  vorgekommeneu  —  Matural^aotc  (da«  so  und  so  rielte 
Fass,  t.  B.  das  lOtc)  zu  einem  spedfischen  OeldzoH  gewordeD,  eine  neue  Zotlahgahe 
der  Fremden  i.,')u  1 1 1: rajre".  später  „Ton  nengeld  '.  mnnage  genannt).  Finanziell 
am  Wichtigsten  war  lange  Zeit  der  Ausf ahrj&oli  auf  Wolle.  Das  Königthum 
sncht  den  Orandsatz  als  seine  Prärogative  festzuhalten,  ohne  Kitvirlning  des  Parla- 
ments mit  den  Kauflenten,  namentlich  den  fremden,  selbst  Zölle,  besonders  auch  neue 
Zuschläge  zu  vereinbaren .  so  wiederholt  vom  14. — 16.  Jahrhundert  Das  Parlament 
reagirt  dagegen ,  auch  wohl  auf  Anlass  von  Klagen ,  z.  6.  Seitens  der  Gmndbesitzer, 
die  darauf  hinweisen,  dass  die  Kaut  leut'  w.  l^lii  der  höheren  Wollzölle  eben  niedrij^ere 
Wollpreisc  zahlten,  also  doch  der  Laudwirth  den  Zoll  trage  (1H48,  Dow  eil  I,  185). 
Um  solclxe  Scparutterhandlungen  deä  Königs  mit  Kauflenten  und  Städten  zu  verhin- 
dem,  bleibt  aber  dann  dem  Parlament  mitunter  nnr  ttbrig,  selbst  Zollsnbsidien 
zn  gewähren. 

Aebnlich  fugte  die  Kegierung  von  sich  aus  zu  den  „Subsidien'S  „Zöllen" 
(cnstomft^  noch  „imposts"  fttr  andere  Waaren  oder  als  Zuschläge  zn  sonstigen  Zell- 
abgahen.  su  ntit-  r  Maria,  Klisabeth  und  li  ^onders  unter  Jacol»  I.  Tabak.  Corinthen), 
was  zu  Streitigkeiten  und  Processen  über  die  Kccbtsbestandigkeit  dieser  „Auflagen" 
und  schliesslich  mit  zu  den  politischen  RImpDsn  unter  Karl  I.  filhrte. 

Deber  das  Verhähniss  der  Ertrüge  der  verschiedenen  Zollkategorieen 
geben  die  Daten  v.  Tabellen  bei  Schanz  (U,  37,  4S^  Anfschluss.  Danach  ergaben 
z.  B.  während  der  Kcgicruugäzeit  Heinrich'  VlI.  in  London  in  23 — 24  Jahren  die 
,^bsidl4^*  nmd  126,000,  die  parva  cnstoma  97,000,  die  magna  cuatoma  6400,  der 
Wollzoll  der  Stapelkauf leute  2! 0.000,  zus.  447,000  Pf  St..  ebenso  während  der 
Eegierungszeit  Heinrich'  VILI.  in  London  in  c.  'äb  Jahren  die  Subsidie  äSb.OOO, 
die  parva  cnstoma  227.000  (vovon  AnsfiihnteU  1S6,000.  EinAihrzoIl  42,000),  die 
maK'ia  etistoma  32,000.  dei-  \Von/oll  der  Sfapelkaufleutc  217,001),  zus.  die  Londoner 
Zölle  Uberbanpt  895,000  Pf.  SL  Ertrag.  Bemerkenswerth  ist  der  kleine  Ertrag  der 
ftiteren  oder  magna  nnd  der  grosse  der  nenen  oder  parva  cnstoma,  dann  ganz  allge- 
mein chinctefistisch  das  UelM»rvieg«i  der  Ertr&ge  des  AnafahTzells. 

Zollproben  aus  dem  15.  Jahrliundert,  znt;l..-ieli  Proben  des  Diiren  ntialzöllsystems, 
sind  z.  B.  unter  Eduard  IV.  (1460— S8),  für  Wolle  (Sack)  und  Wollfelle  (240  Stück, 
froher  300):  Ausfuhrzoll  für  Inländer  33'/.,  sh.,  für  Ansiander  66%  »b.,  fOr  die  Last 
Leder  66*/s  u.  73^/3  sh..  Tonnengeld  für  Wein  p.  Tonne  8  sh..  für  süssen  Wein, 
von  Fremden  eingeführt  6  sh.,  Pfundgeld  von  anderen  Waaren  bei  Aus-  und  Einfuhr 
1  sh.  oder  5  *Vo  vom  Werthe  p.  Pf.  St.,  2  sh.  bei  einzelnen  Waaren,  von  Fremden 
exportirt«  so  Zinn  (Dow eil  I«  145.  Yocke  S,  91«  mit  weitxen  PrebenV 

Zum  System  der  amtlichen  Werthe  als  (irundlage  der  WertbzOlle  ging  man 

jedenfalls  unter  Maria  um  lö.'iS  übf>r.  vi^lb  irht  sehen  etwas  früher.  —  Die  Zölle,  bez. 
bestimmte  Allen  dei"selben,  waren  trnlier  mitunter  vorpachtet  gewesen,  ükcvs  an 
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fjremde  Kaofleute.  Doch  fMul  schon  im  12.  Jahrhundort  SolbetTerwaitung  der  WoU- 
11.  Ledensttlte  stett  wd  spiter  iit  dtee  dk  B«««!. 

3.  Neuere  Periode  (yod  der  ersten  ReToIation  bis  1815). 

§.  78.  —  I.  Veränderung  und  Aasbildung  der  Be- 
stenernng  in  der  Zeit  der  Revolution  und  Republik.  Es 
waren   bekanntlich   besonders   steuerpolitische  Streitfragen^ 

welche  zu  den  Zerwürfnissen  zwischen  dein  Stuart'schen  Königthum 
nnd  dem  Parlament  o^eftihrt  haben.  Unter  den  Rechten,  welche 
sich  Karl  I.  zusprach  und  practisch  ausübte,  erregte  die  eigen- 
mächtige Ausschreibung  von  „Schiffsgeldern"  am  uieisteu 
Aergemiss. 

Auf  (iraad  Ucü  altea  köoigUchen  Kechtes,  Mittel  zum  Schatz  deä  L&udcs  iu 
Gefahr  zu  eihehen,  und  der  FAielit  des  Landes,  diese  Mittel  dann  zu  gewahren, 

wurden  auch  früher  schon  mitunter  von  den  Küsteng^^enden  die  Stellung  und  Aus- 
rüstung von  Schifien  oder  statt  de^en  die  Bezahlune  von  Mitteln  dafUr  gefordert 
An  solche  PrtcedenzftUe  aaknftpfend  wmden  16S4  9<Mche  „Schifff  elder^  mittelst 

köuiglicliei  Verordnungen  („ship  writs")  ohne  parlamentarische  Zustimmung  auf 
die  St&dtc  und  Grafschaften  an  der  Kttsta  ausgeschrieben,  in  festen  Snmmen,  be2. 
nach  Maassgabe  der  ftx  die  einzelnen  Ort«  festgesteülen  Schifl^eUiingqtflidll,  aber 

ij,eg^en  die  Voraussetzung:  in  Friedenszeit,  tileichwohl  dranj;  die  Kegieroug  damit 
ohne  besondere  Schwierigkeit  durch.  Dies  änderte  sich,  als  1035  eine  neue  Aus- 
schreibung ron  Schiffgoldem,  nunmehr  zugleich  für  die  Bionengebiete,  erfolgte,  wo- 
bei der  Plan,  auf  diese  Art  im  Grunde  nur  eine  nicht  bewilligte  Steuer  in  Form  einer 
dirertcn  Vermögenssteuer  zu  erheben,  unverkennbar  war.  Denn  nicht  auf  die  Schiffe, 
sondern  auf  das  üold  war  es  abgesehen.  Die  Steuer  wiederholte  sich  noch  mehrfach, 
fahrte  zu  Beanstandongen  der  Besteuerten  und  wurde  schliesslich  1640  vom  ..langen 
Parlament"  für  ungesef/Iich  erklärt.  Eine  gerichtliche  Entscheidung  darrh  oinen 
parteiischen  Gerichtshof  hatte  dem  König  Kccht  gegeben.  Die  Voran  lag  uiiij,  des 
„Schiffgekls"  war  übrig:ens  besser  als  diejenige  der  älteren  directen  Steuern  <;e\\'e3en. 
(Dowell  I,  228 — 241,  eine  Uebersicht  der  Scliifrsstelliniürspflichten  für  die  einzelnen 
Grafschaften  u.  Städte  eb.  S.  2ö5.  Auf  5  Tonnen  des  Schiüs  wurden  2  Mann  ge- 
reelmet,  hei  der  AUOsniig  in  Geld  flu  die  Toniie  10  Pf.  St) 

In  dem  nnnmebrigen  Kampf  swiseben  Kduigthnm  nnd  Parla- 
ment haben  auf  beiden  Seiten  freiwillige  Beistenern,  besonders 
Abliefmngen  von  Juwelen  nnd  Silbergeschirr  u.  s.  w.,  eine 
nngewöhnlicb  erhebliehe  Rolle  gespielt.  Dann  ist  aber  seitens  der 
siegreichen  Partei  in  der  Republik  auch  mit  neuen  starken 
eigentlichen  Steuern  vorgegangen  worden.  Die  directe  Be- 
steueiung  von  Ein  komme  ii  u  nd  Ver  mögen  crfol;:te  in  der  wirk- 
sameren lind  ^Icicbuiäsijigcieu  Fonii  der  „Monate anlagen''  au 
Stelle  dei  älteren  directen  Steuern.  Vornehmlich  aber  wurde  jetzt 
eine  umfassendere  innere  in  directe  Verbrauchsbesteue- 
rung^  —  Acciseu  —  begründet.  Diese  wurde  von  jetzt  an  neben 
denZöllen,  in  deren  Tarifen  die  Einfuhrzölle  nun  allmählich 
die  finanziell  wichtigere  Seite  werden,  die  Grundlage  der  hiitischen 
Staatsbesteueriing  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  und  besteht  in 

A.  Wa|fii«r,  !■  tuaiuwisHeiisdialt.  IlL  12 
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Ilaupttheileu  (öteueru  auf  Bier  uud  Branntwein)  heute  nocli.  Das 
energische  Cromwell'sche  Kegimeut  hat  insofern  in  England  dauernd 
nachgewirkt,  wie  das  Napoleonische  in  Frankreich.  Darüber 
können  die  späteren  Aeuderungen  in  i)eiden  Ländern,  in  der  Re- 
staiirationszeit  und  in  den  foli^renden  Perioden,  nicht  täuschen. 

Die  alten  dircctcn  iStcuern  (Subsidicn  und  Fünfzehntel  und 
Zehntel")  genügten  nach  Veranlagung,  Höbe  und  Zahlungstermin 
(jährlich  oder  halbjährlich)  drn  Redlirlnisisen  nicht  mehr.  An  ihre 
Stelle  traten  die  „Monatsanlage u  (monthly  assessmeuts),  eine 
directe  Vermögen-  und  Einkommensteuer  nach  neuer 
Veranlagung  unter  umfassenderer  Einbeziehung  von  Besoldungen 
(ausser  in  Heer  und  Flotte)  nnd  anderem  persönlichen  Erwerb, 
monatlich  zahlbar. 

Sic  wurden  nach  Bedarf  in  Monatssammen  festgestellt  (85,000—120.000  Pf.  St. 
in  Kurland,  Jahrcsdorclisclioitt,  incl  Schottland  u.  Irland,  1  MilJ.  Pf.  St)  und  diese 
SniBiDeii  dana  auf  die  Graf^hafton  qimI  StSdte  aacb  dem  hoeliiteo  frllberea  Sahridien- 
betrag  einer  jcflön  repartirt.  Diese  löiMlini  Einlieitcn  hart.'teii  dann  für  ihre  Quote. 
Die  Sabrcpartition  auf  die  Einzelnen  wurde  gegen  die  Subsidie  veibessert,  indem  die 
Local|tevfllt6D  statt  der  Gommf^Are,  welche  bei  der  Snbsidie  vom  Lorfbnzler  und 
anderen  obersten  Beamten  ernannt  waren,  die  Veranlag^iini!  besorgten.  Bei  Grund  und 
Boden  war  der  Inhaber  zahlungspflichtig,  mit  dem  Kecht,  wenn  er  Pächter,  den 
Pachtzins  um  den  Stenecbetiaf  m  kmzeD.  (Do well  II,  4—6,  Yocke  8.  495  ff.)  — 
Eine  andere  directe  Steuer  war  eine  Zeitlang:  eine  „Mahlzei  Isteuer"  (meal  tax), 
im  Betrage  des  Preises  einer  Mahlzeit  in  der  Woche  von  jeder  Person. 

Das  alte  ZoUwesen  blieb  bestehen,  handelspolitische  und 
politisehe  Gesichtspunkte  führten  aber  zu  einzelnen  besonderen 
HaaBsregeln. 

Wollausfuhrvcrbot ,  höhere  ditferentielle  Belastung  spanischer  Weine,  zeitweiscs 
N'erbot  der  Einfuhr  fianzuäiächer  Weiuc,  Seide,  \\'olie  als  Repressalie.  (Do- 
vell  n,  6,  7.) 

Am  wichtigsten  war  die  Eififlihrang  innerer  Verbraaehs- 
steuern  anf  eine  Anzahl  Artikel  (1643),  eine  Aecise  (exeise) 
mit  noch  holländischem  Muster,  zahlbar  beim  Verkauf  der  Artikel. 
Eine  in  England  frtther  nur  in  einzeben  FHUen  Tersuchte,  niemals 
eingebürgerte  Stenerform,  welche  das  KOnigthum,  selbst  die  Stuarts, 
nicht  einzufUhren  gewagt  hatte  und  welehe  jetzt,  wie  ähnlich 
gleichzeitig  auf  dem  Oontinent,  trotz  anfänglicher  Abneiguug  nnd 
Widerstand  des  Volkes  angenommen,  auch  im  Parlament  ähnlich 
gflnstig  wie  damals  vielfach  auf  dem  Festlande  beurtheilt  wurde. 

„The  most  equal  and  indilFerent  I  jv  y  that  could  be  iaid  od  tho  people'',  1629 
(Dowell  II,  11).  Zuerst  wurden  J(M.S  bciionders  Getränk  es  teuer  n  auf  inlän- 
dische Artikel  (Ale.  Bier,  Aepfel-  und  Birnwein,  Branntwein),  eingeführt,  l«i44 
aber  auch  Fleisch,  Victualicn,  Salz,  Alaun,  Vitriol,  Hopfen,  SalFran,  Stärke,  Meth, 
gewisse  Mutzen,  alli-  Arten  Hüte,  Scid<;n-  und  Wollwaaron,  Zinn,  Eisen  u.  verschie- 
dene Eisenwaaren.  Kupfer,  Blei,  Geschut/e,  (ilas  u.  Glaswaaren,  tiele,  Seife  n.  n.  ui. 
eiuer  „excise"  („uew  imposT')  unterworfen.    Die  auf  Zeit  aufgelegten  öieucru 
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VUfdeu  s^er  verlängert,  nor  Fleisch  u.  heimisches  Salz  wieder  frei  gegeben. 
Die  Tom  Parlament  eingesetzte  VenraUang  hatte  eingreifende  Befof^isse  zor 
Controle  und  Confiscation,  mit  entsprecthraden  Straf bestimmungcn ,  auch  das  Recht 
£üx  VorpachtUAg  der  Kiuhebiuig.  Steuerpflicbtigea  Stttyect  war  meiäteus  der  Frodu- 
cent  (bei  Hopfen  der  Pltonzer),  mitunter  der  ente  Kinfer,  auch  wohl  d«t  KzpoTtenr 
(so  bei  Zinn).  In  Verbindung  mit  der  Accise  u.  deren  Tarif  wurde  der  Eiafulir- 
Zolltarii  eotapreohend  ujog^taltet  und  erweitert,  einzelne  Sfttse  erhöht,  nachiinanz-, 
luxiu-,  scIiQtziolIpolittsehen  Gesicbtspnnefen.  Specifiache  koiniB«i  neben  Werth- 
zoUsätzen  vor.  FUr  let/.toro  wird  ein  neues  amtliches  Werthluich  eingeführt;  die 
darin  nicht  besonders  genannten  Artikel  zahlten  5  vom  geschätzten  Werth.  (Do- 
well  II,  S-~i6,  daselbst  Auszüge  aas  den  Tarifen.   Yocko,  S.  360  £) 

Unter  den  Colraialwaaren  beginnen  Zucker  u.  besonders  Tabak  wichtigere 

Finanzartifcel  zu  werden,  wobei  nur  die  diffcrentielle  Behandlung  1  r  rin-eucn  Colonial- 
producte  nach*  dem  zur  Herrschaft  gelangendea  handelspolitischen  i^yötem  das  liscalische 
Interesse  beeintrtditigt.  Bie  Bestenerang  des  Tabaks  hatte  schon  unter  Jacob  L  be- 
gonnen, wo  1604  in  luxus-  u.  sitti  Ii /eilicher  Tendenz  der  virginische  Tabak  einer 
Zasclilagsteuer  als  ,4iupoät"  auf  Grund  königl.  Verordnung  von  6%  sh.  p.  Pfund  (je- 
wicht,  neben  der  allgemeinen  Abgabe  ron  2  d.  nach  dem  Zoubnch,  unterworfen 
Worden  wai'.  Der  aufkoiiiuionde  inländischt;  Taljakbau  wurde  dann  mit  aus  fiscalischen 
üründeu  verboten,  die  Einfuhr  von  Tabak  an  SpecialUocnzeu  gebunden.  Die  KepubUk 
bezollte  den  Tabak  stark  diffeientieU  (1  d.  p.  Pfand  Gewicht  Ton  englischen  Colonien, 
1  sh.  von  anderen  Ländern).  Wie  überall  dehnte  sich  trotz  Steuer  und  anfanglicher 
Verfolgung  oder  missliebigor  Beortheilung  des  „Tabakiriukcns"  das  Rauchen  ans  und 
wuchsen  die  Erträge  der  Steuer  an.  Durch  das  festgehaltene  Verbot  des  inländischen 
.Tabakbaus  hat  sich  Kr:;jl;uid  die  Mö^^licldceit  gesichert,  in  der  noch  heute  bestehenden 
Form  hohen  Einfuhrzolls  den  Tabak  zu  besteuern,  ohne  für  fiscalische  Zwecke 
/um  Monopol  greifen  zu  miisscu  (Do  well  IV,  2ü5  ff..  I,  21^  ff.,  Vocke  S.  301,  34ü, 
wo  aber  die  ächarie.  auch  sachlich  kaum  begründete  Bemerkung  gegen  das  Verbot 
des  inländisciicn  Tabakbaus  —  „der  Atisbund  aller  ginvaUsainen  Einj^riffe  in  die  Rechte 
des  Eigenthnms  '  (!)  —  und  die  daran  gekuupfte  luvectivc  gegen  das  republicanisch» 
Be^ment  sich  schon  dadurch  erledigen,  dass  das  Yerbot  dunals  nicht  erat  eingeUBhtt, 
sondern  nur  best&tigt  worden  ist). 

Die  EinfflbruDg  der  Acciaen  in  das  Sfenersystem  in  der  da- 
maligen Zeit  in  England,  wie  unter  äbnlieben  schwierigen  Ve^ 
haltnissen  auf  dem  Continent  (anch  in  Dentscbland),  aacli  wie  noch 
im  19.  Jahrhonderti  während  des  Bürgerkrieges  in  Kordamerika, 
bildet  ein  wiebtiges  Moment  der  vergleiehenden  Finanzgeschichte: 
die  innere  indireote  Verbraiucbsbestenernng  stellt  sieb 
hier  regelmässig  als  ein  branebbares  und  wenigstens 
relativ  nothwendiges  Hilfsmittel  ein,  Finanzschwierig- 
keiten, welche  ans  politischen  Verhältnissen  hervorgehen, 
ttb  er  winden  zu  helfen.  Die  erste  französische  Bepnblik  konnte 
von  diesem  Mittel  nur,  absehen,  nachdem  sie  es  ans  Überwiegend 
doctrinären  Giünden  aa%0gebeu,  weil  sie  rUcksicbtslos  zur  Papier- 
geldpresse griiY,  was  bei  ordentiichen  Steuereinnahmen,  besonders 
Verbranchssteuern,  wenigstens  nicht  in  diesem  Maasse  notbwendig 
geworden  wäre. 

Die  euglische  Republik  aber  bat  bei  allen  Mängeln  ihres 
Steuersysteins  doch  immerhin  eine  Besteuerung  geschaffen,  welche 
d'dii  eiJile  und  wescutliehbtc  Piobleni  alleb  JSteuerwesens  gelöst,  den 
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ersten  der  „leitenden  obersten  Stenergrnndsätze "  ertUllt  hat:  die 
Mittel  l'tir  groRse  und  rasch  2:estici:ene  Bedtlrfnisse  eines  Staats- 
haushalts organisch  im  Wege  der  Besteue  nnig,  statt  bloss 
oder  überwiegend  im  Wege  der  Schulden ,  zu  liefern  und  damit 
eine  durch  die  VerhältDisse  eiumal  geboteue  Tbätigkeit  des  btaats 
üuanziell  zu  ermöglichen. 

Bei  der  Beuitlieilung  solcher  gesclüchtlicber  und  practüchor  Vcrh&ltni.S8e  äiod  die 
Sätze  der  vaUgemeinen  Steverleliie**  mit  Kecht  die  Biclitochnar.  S«  Fla.  H,  S.  23t  ff.  tiber 
die  »ünMupoUtiecbeii  GnindsStEe^'  der  Beelenenraf  und  deren  beieclitigteB  YonasteheD. 

§.  79.  —  II.  Die  Periode  der  Restanrationszeit  und 
der  letzten  Stuarts  (1660—1698).  Die  Bestanration  ver- 
siiebt  zwar  in  der  direeten  nnd  indirecten  Bestenerung  anf  das 
ältere  System  zurttokzogreifen,  aber  ohne  entsprechenden  Erfolg. 
Die  noeh  einigemale  angewandten  alten  Formen  der  direeten  Stenern 
(Snbsidie)  erweisen  sich  zn  mangelhaft.  Es  mttssen  fUr  ausser- 
ordentlichen Bedarf  die  Monatsanlagen''  der  Bepnblik  und 
besondere  nene  Kopfsteuern  dienen,  nnd  eine  Heerdstener 
wird  sogar  eine  ordentliche  direete  Steuer,  auch  ^e  „Banqnier- 
bestenernng"  und  eine  Steuer  auf  gewisse  andere  Ein- 
kommen wird  eingeftihrt  Die  älteren  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfundgeld)  werden  mittelst  eines  neuen  Zolltarifs  und  Hinzu- 
flUgUDg  von  neuen  Abgaben  auf  Weine,  Zacker,  Tabak,  französische 
nnd  indische  Leinen-  und  Seidenwaaren  und  Branntwein  weiter 
entwickelt  und  dem  König  Karl  II.  anf  Lebenszeit  bewilligt.  Da 
das  ehemalige  erbliche  Kroneinkommcu  zur  Bestreitung  der  ihm 
obliegenden  Ausgaben  für  den  königlichen  Hof  und  Hauslialt  und 
für  die  uiü  jenes  Einkommen  mit  angewiesenen  Verwaltmigs- 
bedUrfni.sse  nach  dem  Zusammenschmelzen  des  älteren  Domauiums 
und  der  Aufhebung  der  alten  Feudalgclalle  nicht  mehr  ausreichten, 
muöste  es  anderweit  ergänzt  werden.  Dies  geschieht  u.  A.  durch 
die  Bewilligung  einer  „erblichen  Accise",  besonders  auf  Ge- 
tränke (einschliesslich  K  äff  ee,  Thee,  ('hocolade),  wozu  noch 
eine  temporäre  Accise"  in  Zuschlägen  auf  dieselben  Artikel 
tritt.  Durch  diese  Einrichtungen  wird  das  System  der  „Civil- 
liste"  in  England  eingeleitet:  der  einzige  Punkt  von  danernder 
Bedentmii^  aus  den  Neuerungen  der  Restaurationszeit.  Auch  Ab- 
gaben im  Gerichtsverfahren  werden  neu  eingeführt. 

S.  aber  das  Einzelne,  das  Iii  r  nicht  specieller  infereasirt,  Dow  eil  II,  17—37, 
Vocke  S.  497,  511,  29»  11.,  .*{Ü2  u.  i^oast  passim.  Die  1670  versuchte  direct.:  Be- 
steuerung Kewisser  Einkommen  sollte  namentlich  Leih-  u.  Ge Ideapi tal  trefieii 
(15  sh.  V.  Pf.  St.  oder  \  "/^  von  100  Pf.  St  Hanquiercapital  und  von  an  den  Könijf 
gelielicnem,  Uber  ü  "/o  verzinslichen  Capitai  —  also  eine  ZiiisrcUuction  — ,  (>  sh.  oder 


Digitized  by  Google 


ResUuntionszeit.  —  Periodo  iiarh  1688. 


181 


0.3  7o  vom  sü«j>tijjüu  bewogliclicu  Vermöjcüu ,  l  sh.  [5  7ü1  von  (iruiul-  u.  Berg- 
werksertra;;.  2  sh.  vom  Pf.  8t.  oder  10  7„  tob  Besoldnugen  u.  dgl.).  Ucber  die 
..Civilliste",  ilic  '  rst  alluirihüch  ron  anderen,  als  den  den  eigentlichen  königlichen 
Hof-  und  Hausbedarf  botreitenden  Ausgaben,  völlig  erst  im  19.  Jahrhundert,  befreit 
Wide,  früher  den  Haupttheil  der  Kosten  der  Ciniverwaltung  u.  A.  ui.  mit  uinl^üiste, 
8.  bereits  Fin.  I,  8.  A.  §.  175,  S.  405. 

III.  Die  Periode  von  Wilhelm  III.  bis  sar  franzö- 
sisch en  Revolution  (1688—1793). 

§.  80.  Allgemeiner  Gharacier  dieser  Zeit  Diebestim- 
menden allgemeinen  Faetoren  ftlr  die  Entwicklung  des  britischen 
Finanz^  nnd  Stenerwesens  sind  hier  die  wiederholten  grossen 
und  kostspieligen  Kriege,  welche  stets  mit  einer  starken  Ver- 
mehmng  der  Staatsscbnld  nnd  einer  mit  darans  herroigehenden 
dauernden  Erhöhung  des  Finanzbedarfo  yerbnnden  waren,  femer 
die  definitive  Einbtirgernng  des  parlamentarischen 
Parteiregiments^  in  ^nden  einer  Aristocratie,  welche  in  der 
Steuerpolitik  doch  fthnUch  wie  der  Absolutismus  auf  dem  Gontinente 
die  indirecte  Verbrauchsbestenernng  als  die  weniger  unmittelbar 
drückende  su  einseitig  begUnstigte ,  ohne  an  der  Gefahr  dner 
Ueberlastnng  nach  Unten  zu  Anstoss  zu  nehmen.  Der  Qang  der 
Entwicklung  im  Grossen  tritt  in  den  fttr  Grossbritannien  vollständiger 
als  (Vir  andere  Staaten  in  dieser  Zeit  vorliegenden  und'dnigennassen 
vergleichbaren  Zahlen  am  dentlicbsten  her\'or. 

IStch  d.  Betnms  Uber  puMic  Income  ».  expenditni«  giebt  Doirell  einige  Htupt- 

daten  für  die  einzolnen  Perioden,  woniis  biet  folgende  ZnsftmiiieiiBtelloiig  gebildet 
wild  (in  MiU.  FL  St). 

Hobe  der  Ausgabe  fttr  Einnabme 

Staatsscliuld      Sebald  Heer  und    CiviUerwalt.  aus 

(Capital)  Flotte      (incl.  Hof)  Steucru 

Um  168S              ?                ?  1.1             1.2           G.  1.85 

^    1702          c.  20.0              1.17  1.8              0.7  4.25 

„     1738              4<).0              8.0  1.85            0.Ö5       .  5.75 

„    1755              72.5              2,8  2.0              1.0  6.75 

„    1775             126.0              4.6  i^l             1.2  10.0 


1792  237.4  9.3  6^25  2.0  17.3 

ist«  860.0  riA)  ca.'Sfi  6S.n 


Die  Zableii  der  Ausgaben  beziehen  aich  (ausser  uui  IblO)  auf  die  t riedeu^etatä 
um  die  betreffende  Zdt;  bei  der  Scbold  vmfiMsen  sie  den  Dienst  der  Leib-  and  Zeit- 
reuten  mit.   liland  ausgoschlosspn. 

SpecieU  ww  (Doweli  II,  402.»  in  Mili.  l'L  St.  der 

Betrag  der  die  Scbnldver- 

Kiiegskostea  inebrnng  dadarch 

Krieg  in  hl.  u.  gegen  i-rankr.  16bb— 97    .   .   .         32.6  14.6 

Spen.  Erbfkrieg  1102—18                                     50.7  21.6 

Krieg  mit  Spanien  1718—21                                     4.5  — 

DsgL  u.  öst.  £rbf.kriög  17.^9— 4S                              48.7  29.2 

Siebeigibr.  Krieg  1756—63  (Ansgftben  bis  1766)        82.6  59.6 
Americ.  UnabhSngigk.krieg  1776—85  (An^ben 

bis  1786)                                                     97.6  117.8 

FxwizQs.  Krieg  1798—1815  (Aiug»be&  bis  1817)       881.6  604.9 

(fbr  Irina  aniMidem  117.3)^ 
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§.  81.  —  1.  Die  dirccte  Bestciieniii^  wird  das  Geliiet  niaucli- 
lif  !*  Versuche,  nachdem  eiumal  die  alten  Formen  aufgegeben 
und  auch  die  „Monatsanlagen"  der  republikanischen  Zeit  nicht 
mehr  t^r  genU^^end  befanden  waren.  Nach  bald  wieder  beseitigten 
abgestuften  Kopf-,  Classen-  und  Standessteuern,  Gc- 
burts-,  Heiraths-  und  Begrä  bnisssteuern,  welche  auf  eine 
rohe  Art  Einkommensteuer  hinauskamen,  auch  Junggesellen- 
steuer,  blieb  die  Hauptsteuer  doch  die  als  Quotitäts-,  Vermögens- 
and Einkommensteuer  gedachte,  sehr  bald  zur  Kepartitionssteuer 
werdende  Landsteaer  (landtax  1692).  Sie  umfasste  principiell 
den  Ertrag  beweglichen  Vermögens  und  gewisser  persönlicher  Ein- 
ktinfte  (Besoldungen)  mit,  anfangs  aach  factiscb,  aber  sie  wurde 
im  Laute  der  Zeit  f^t  gänzlich  zu  einer  Grundsteuer  von  real- 
lastartigem  Character,  deren  lange  Zeit  veränderlicher  Steuerfuss 
sich  Ende  des  18.  Jahrhunderts  auf  den  ursprünglichen  Kormalsats 
von  20%  festsetzte.  Da  die  Veranlagung  nach  dem  ursprttDglicben 
Kataster  verblieb,  bildete  sich  dieser  Charakter  nnr  um  so  schärfer 
ans,  wobei  die  Steuer  den  Character  als  „Steuer"  immer  mehr 
verlor,  auch  nach  der  Entwieklnng  der  r in/einen  Gegenden  natürlich 
immer  ungleicbmässiger  wurde.  In  dieser  Versteinerung  bot  sie 
die  Gelegenheit,  in  der  schweren  Zeit  der  französischen  Bevolations- 
kriege  Gegenstand  einer  grösseren  Finanzoperation  zu  werden» 
indem  ihre  AbNIsiing  seitens  der  Verpflichteten  wie  auch  ihrer  Er- 
werbung als  feste  Bente  seitens  Dritter  dnrch  entsprechende  Capital- 
zahlnng  unter  ziemlich  günstigen  Bedingungen  gestattet  wurde:  eine 
Maassregel,  welche  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  fortgesetzt  worden 
ist  und  die  verhältoissmässige  Unbedeutondheit  des  Bests. dieser 
„Landtaxe''  im  heutigen  britischen  Finanzwesen  erklärt 

Zu  dieser,  soweit  sie  noch  als  Steuer  anzusehen  war,  eine 
Ertrags-Grundsteuer  darstellenden  Landtaze  kam  nach  Beseitigung 
des  nnpopuUiren  frttheren  Heerdgelds  eine  Hanssteuer  in  Form 
einer  Fenstersteuer  (1696),  später  (1778)  trat  dazu  noch  eine 
besondere  Ertrags  Steuer  von  Wohnhäusern. 

Eine  Reihe  von  anderen  Steuern  haben  etwas  vom  Character 
einer  Gewerbesteuer  an  ^ioh  und  stellen  eine  Art  Special- 
Gewerbesteuern  dar.  Sie  lassen  sich  aber  auch  und  zum  Theil 
noch  mehr  (mit  Vocke)  als  „Anhängsel  indirecter  Oönsum- 
tionssteuern''  ansehen.  So  schon  aus  dieser  Periode  die  Stenern 
auf  „Verkehrs-Gewerbe"  (Halten  von  Stadtdroscfaken,  hackney 
ooaches,  seit  1691,  bez.  1694,  Landkutschen,  stage  coaches,  1694 
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bez.  1775,  Mictliplerde  und  Miethwagen,  177y);  ferner  Steuern  auf 
Gewerbe,  weicbe  sich  mit  acciBepflichtigcn  Gegenständen 
beschäftigen,  wo  der  Lieeiizzwang  zu  einer  Besteuerung  (Licena- 
abgabe)  benutzt  wurde,  (s.  §.  86,  besonders  auf  die  mit  Bereitung, 
Verkauf,  Ausschank  von  Branntwein,  Bier,  Wein  u.  dgl.  sich  be- 
fassenden Gewerbe);  weiter  raeist  schon  aus  dieser  Zeit  Stenern 
auf  Gewerbe  und  Beschäftigungen  der  Rechtsanwälte,  Notare, 
Bankhäuser,  Anctionatoren  u.  a.  m.  Auch  eine  Besteuerung 
der  Uansirer  und  ähnlicher  Personen  (1697),  ferner  einmal  eine 
allgemeinere  Ladensteuer  (1785  —  89)  ist  vorgekommen  und 
einzelne  andere  directe  Steuern  (auf  Actiencapital  gewisser  Art, 
1693,  anf  Besoldungen,  1758)  sind  versucht  worden. 

Das  Ganze  dieser  directen  Steuern  stellt  etwas  selbst  fUr  eng- 
Itsehe  Verhältnisse  auffallend  Systemloses,  Wirres  und  Willkflhi-- 
Hches  dar.  Gleiehwohl  erhielt  sieh  Manehes  davon  bis  in  die 
neueste  Zeit. 

§.  82.  Di<!  schou  unter  der  Restauntion  versnehien  Kopfsteuern  dienten 
unter  Wilhelm  TI[.  seit  l5S!t  einige  Male  znr  Deckung  des  aus^erordontlichen  Bedarfs 
i'ur  Kriegszwecke,  zuletzt,  da  sie  uupopulär  und  unzweckmä^sig  waren,  1698.  Diese 
Stenern  waren,  wie  die friilteren fthnliclieD,  keine  reinen  Kopfsteuern,  sondert)  luich 
Kan  [r,  75c ruf,  Loben  sHt  cl lang:,  u  n  g^o  f  il  h  r-'  r  Ei  nlioinin  cn  f-li  fit  zun  g-  u.  dgl.  m. 
abgeütuft.  ^ie  gingen  aber  auf  die  „kleinen  Leute",  Händler,  Handwerker,  Arbeiter, 
Dienstboten,  ausscIiIieflsHeb  «irklich  Arme  nnd  Ällmosenempfftnger,  herab,  in  festen 
Sätzen,  wohl  einmal  mit  einem  Minimiirn  von  1  d.  p.  Woche,  in  einmalijr'  ti  oder  mehr- 
maligen üateu  im  Jahre,  mit  Jahieserträgeu  bis  000,000  Pf.  St.  und  darüber,  also  doch 
eiheblleli.  (Dovell  III,  9  IT.,  48  ff.,  Vocke  S.  511  If.,  daselbst  T^fproben  a.  dgl.) 

Wie  diese  Kopftteuetn  waren  ancb  die  seltsamen  Gebnrts-,  Heiratbs-t 

Bcerdigun  gs- ,  Tiing^pescllensteuern  eine  unvollkoinmeitc  Ac  Einkriniinen- 
steuer,  bei  der  man  wie  bei  indirecten  Steuern  (auch  ^  eikehrsit*  ihüi  an  in  be- 
.stiiiinit>  s  Ereigni^s  odw  einen  Zustand  die  subjective  Stenerpflicht  anknüpfte  und  dmcb 
Berlicksicliiiirun-i'  von  Hans;',  n.ruf  ihm!  Lf-benssfolliinii  die  vefstliiedene  Leistungs- 
fähigkeit und  die  starl'H-  Sii'uerkraft  der  Voineliincu  und  licichen  m  berücksichtiutu 
suchte.  Sie  trafen  aber  si  liliL^sslich  Jedcrniann,  niiiidestens  mit  dem  niedrigsten  Sduo 
(4  d.  bei  fieburts-  u.  Todesfiillon.  2".,  sh.  hei  \'orli.'irathiing,  1  th.  den  .Tunf^gcsellon). 
(Dowell  11,  49,  Tarif  II,  4ü9,  VÖcke  S.  514).  Die  Steuer  bestand  JtiÖS— 1706, 
Jahresertmg  anfangs  c.  52.000  Ff.  St.,  spftter  weniger. 

Der  „Landsteuer"  (Landtaxo)  von  1692  waren  1688  noch  Vermögenssteuern 
in  Form  der  Monatsatilagen,  dann  li'^^l'  ein»'  Steti.  r  vnrani!;'eo-angcn,  bei  welcher  Grund- 
besitz und  Verwandtes  nacli  dorn  Ertrag,  persuülichcä  Vermögen  nach  dem  Werth, 
aber  unter  Annahme  einer  6  %  Hcnto  davon  als  Einkommen,  Einkommen  von 
Aeintern  w.  d?l  (oxcl.  Kriegsdienst)  nach  den  Gehalte  veranlagt  war.  Diese  (Jrund- 
lage  blieb  auch  bei  der  1692  als  Kriegshilfe  srew&lirleu  ,,Pfundratc  '  von  l  sh.  oder 
20Vo»  Hanshaltinfentar  und  ländliches  Betriebscapital  war  frei.  Die  Einschätzung 
war  ungenügend,  sie  erg:ab  zunächst  1.92  MiU.  Pf.  St.  Ertrag,  in  den  8  folgenden 
.lahreu  bei  dem  Streben  nach  Ermässigung  der  Einschätzung  seitens  der  Bestencrtcn 
weniger.  Eben  diese  'Wahrnehmung  führte  dazu,  1697  eine  feste  Summe  als  Be- 
partitionsquoto  ausziisrhreilien  und  diese  nach  der  bisherigen  Veranlagung 
von  1692  aaf  die  Grafschaften  und  Kirchspiele  zu  vertheilen.  Jene 
Summe  wnrde,  ztemlieh  genau  nach  Maassgabe  der  froheren  Einschätzungen  einer 
„Dreiscl!i!l:nn:ratc  '.  anf  1.484,015  Pf.  St.  oder  auf  494,671  Pf.  St.  p.  Schilling-  vom 
Pf.  St.  festgesetzt,  der  ScbilUug  nahezu  also  Vi  ^iU.  Pf.    lu  dieser  Weise  wurden 
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von  da  au  bald  2,  bald  3  oder  4  öh.  auägebchriebeu,  iu  KrieKä^eitcu  mehr,  in  i'nedöuä- 
zeiten  weniger.  Dte  StMfBcaMe  bebmi  m  IMlich  «inen  fast  gar  nicht  schvankonden 

Ertrag  verbürgt,  da  die  Grafschaften,  StSdte,  KircbspieJe  fUr  ihre  Quote  auf  kommen 
rnowteu.  Aber  die  locale  Yertheilaog  lud  reello  Belastung,  ticboa  orsprUngUck 
mang^aft  genag  ,  wurde  natarlich  inraier  nnglelclimiflsiger.    Die  Sabrep«ititi<m  der 

Quoten  auf  die  einzelnen  Steuurpflichtigren  erfolgte  nach  dem  Gesetz  and  thatsäcblich 
mit  UutencheldoAg  Foa  3  Kat^rioen  von  Ptirsonan  daich  apecielle  EimchMnaügi 
i)  avf  die  Besitaer  liewegliclien  vemiftgeiis  (field,  Fordennigen,  Waaren  u.  e.  w.,  aüo 
an  sich  Bentiers,  Kaiifleute.  Gewerlietreibende  u.  d]?l.  in.)  nach  dem  froheren  Satz 
von  6  7o  Werth  als  mutbmaasslichem  Einkommen;  2)  auf  gewisser  Öffentliche 
Beamte  (excl.  Kriegsdienst)  und  im  Princip  auch  auf  Personen  mit  sonstiger  gewinn« 
bringender  Thätigkeit;  3)  auf  die  Eigenthilmer  von  Grundstücken  u.  dgL  unbeweg- 
lichem oder  diesem  gleichgestelltem  Vermögen  (z.  B.  Zehnten).  Die  beiden  ersten 
Kategorieen  worden  nun  nach  <lcm  ausgeschriebenen  Scliillingfusse  besteuert;  was 
dum  Ton  der  aufzubringenden  Quote  noch  übrig  blieb,  hatte  der  Grundbesitz  nach 
dem  veranschlag'tcn  Ertrage  zu  iibcruelimen,  Da  nun  im  Verlauf  der  Zeit  die  erste 
Kateg'orie  von  Personen  ohne  Erüatz  durch  ucuc  allmähiich  fast  ganz  aus  der  Ein- 
schätzung lierausüei,  auch  bei  der  zweiten  Kategoiie,  den  Beamten  u.  s.  w.,  eine 
ähnliche  Entwicklung:  eintrat,  musstc  später  die  ausgeschriebene  Kirchspiel- 
qnote  last  gau^  vom  Grundbesitz  aufgebracht  worden.  So  ward,  nicht 
nach  Absicht  des  Gesetzes,  aondem  nach  mangelhafter  DarchfUhrung  eines  an  ddi 
nicht  falschen  Princips.  desjenigen  der  Repartitionssteuer,  die  ..Landtaxe"  thatsäch- 
lich  fast  vollständig  eine  Art  roher  Grundsteuer.  Nur  geringfügige  Reste  der 
Landtaze  blieben  gewohnheitsmä^g  an  einzelnen  Aemtern  und  einzelnem  bewege 
lichcm  Besitz  hängen.  Auch  diese  T\<  ste  wurden  bei  den  Besoldungen  1S76  {zuletzt 
noch  823  Pf.  St.  Ertrag!)  and  beim  beweglichen  Besitz  schon  1833  angehoben. 
Wie  in  anderen  FSOen  hatte  der  Pächter  die  Steuer  zu  zahlen,  mit  dem  Recht  daÄlr 
den  Pachtpreis  zu  kürzen.  Ein  ähnliches  Recht  des  Grundbesitzt^rs  st-ineui  Gläubiger 
gegenüber,  welcher  letztere  anfangs  in  der  eisten  Kategorie  von  Personen  mit  steuer- 
pflichtig war,  hatte  weU  schon  Ten  vorne  herein  Iceine  wseenfliche  pmctteche  Be- 
deutung und  verlor  sie  natürlicli  spater  ganz.  Nach  der  Union  wurde  Schottland  mit 
einem  foston  Betrage  von  rund  48.000  Pf.  St.  als  ToUer  (4  sh.-)  Bäte  in  die  Land- 
taxe einbezogen.  —  Der  den  Gmndb^tz  betreffende  Thetl  der  Landtaxe  war  zu  dem 
zuletzt  eingebürj;erten  Fuss  von  4  sh.  p.  Pf.  St.  unter  Pitt'*  Verwaltuufr  filr  bleibend 
erklärt  und  1798  zur  Ablösung,  bez.  zum  Ankauf  freigestellt  worden  (zuerst  zum 
40fachen  in  den  damals  niedrig  stehenden  3  Vo  Staatsschnldscheinen  oder  zum 
flOfaclien  baar,  später  günstiger).  Von  dem  Betrag  von  etwas  über  2  Mill.  Pf.  St. 
(2,087.»)2T)  incl.  Schottland  nach  der  voUon  4  sh.-Rate  war  so  ISIO  noch  1,4M8,0()0, 
1S2Ü  1,204,000,  1860  1,149,000,  i?egcnw;irtig  noch  1,064,000  Pf.  St.  Jahresertrag  der 
alten  Landtaxe  übrig  geblieben.  S.  Dowell  II,  50—53,  73,  82,  87,  99,  125,  215, 
III,  98—102.  Yocke  S.  499—504,  Gneist,  engl.  Verwaltnngsreclit ,  2.  Aufl.  II, 
7sl  11.,  TÜO — 793  ^^eingeliend,  bes.  über  die  Yeranlagungs-  u.  Einschätzuug^bebörden), 
kurzer  3.  Aull.  II,  626,  628—  629.  Auch  Gieist,  d.  engL  Onutditeaenystem, 
Berl.  1859. 

Die  neue  Haus .stou er  begann  ItiOG  als  clasbificirte  Fenstersteuer 
(z.  B.  2  sh.  für  jedes  Wohnbaus,  —  exci.  Hutten  (cottages),  d.  h.  Häuser,  die  keine 
Kirch-  u.  Armenraten  zahlten  —  mit  weniger  als  10  Fenster,  10 — 20  Fenster  6,  20  u. 
mehr  10  sh).  1709  wurden  diese  Sätze  für  grössere  Häuser  erhöht  1747  wurde, 
z.  Th.  um  die  Umgehung  der  Steuer  durch  Fensterschluss  zu  verhindern,  eine  feste 
Haussteuer  von  2  sh.  für  jedes  bewohnte  Wohubaub,  mit  einer  Fenstersteuer 
für  Häuäcr  von  10  und  mehr  Penslern  nach  einem  progressiven  Tarif  bei  steigender 
Fensf  izalil  verbunden.  Sp'iter  wurden  die  Steuersätze  weiter  tjesteigert.  Im  J.  177*^ 
wurde  dazu  nuch  eine  neue  Haus -Er  trag  Steuer  gefügt  (kleine  Häui>er,  Geschäfts-  u.  dgl. 
Häuser  frei,  Fuss  von  2'/^  und  bei  grOflseren  Hinsern  ron  5"/«  ^'^79  bez.  27».  374» 
5  "/o).  Die  Fenster-  wie  die  Haussteuer  iraren  übrigens  vom  Inhaber,  nicht  vom 
Eigenthüiuer  als  solchem  zu  zahlen ,  —  mit  Aufnahmen  bei  der  Fenstersteuer  — ,  also 
keine  directe  Ertrags-,  sondern  Wohnnngs-  oder  Miethsteuer.  iDowell  U, 
64,  118,  169.  III,  193—197,  204— 20T,  Yocke  S.  463  ff^  Gneist,  Terwaltoi^srecht« 
Aufl.  II,  798,  3.  A,  II,  637.) 
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Uöber  die  majicherloi  gen  cibcäteucrartiguit  Stuucru,  diu  im  'Lcxui  urwahut 
wttrdtfD,  8.  b«60Dden  die  smnhrlf che  klare  I)«Ril»^aD^^  Vocke's,  S.  420—458,  welche 
im  Vergleich  auch  mit  Do  well  (bes.  vol.  Iir)  doch  den  Werth  der  System  ntisirenden 
deutschen  BeliaadluuisweiBc  solcher  Dinge  deutlich  zeigt.  S.  sonst  auch  Do  well  II, 
13-^72  a.  painm  IL  Aaf  das  Licenzsystem  in  Verbindung  mit  innexen 
YerbmiclMSteDeni  wird  raten  mrUek  zu  kommen  sein  (§.  86). 

f.  83.  —  8.  Die  sogen,  directen  Luxus-,  Nntzungs- und 
ähnliche  Stenern  sind  eine  England  nicht  anssehliessiich  angehtfrige, 
aber  dort  gerade  seit  dieser  Periode  (18.  Jahrhundert)  besonders 
ausgebildete  und  in  einigen  wichtigen  Fällen  nocl\  heute  bestehende 
Besteuemngsform.  Sie  stellen  sich  als  ein  etwas  roher  Versuch 
einer  directen  Sonderbesteuerung  der  wohlhabenderen 
und  vornehmeren  Stände  dar  und  wirken  fUr  die  Steuer- 
pflichtigen wie  eine  besondere  Einkommensteuer ,  fMlUch  wie  eine 
nach  zufilUigen  Verbrauchsarten  und  Gesellschaftssitten  aufgelegte, 
daher  doch  recht  nngleiehmässige.  Sie  sind  zugleich  Vorläufer 
mancher  anderer  ähnlichen ,  welche  in  der  Kriegszeit  aufgelegt 
wurden,  aber  auch  Vorläufer  und  Ergänzung  allgemeiner  Einkommen- 
steuern der  „besseren  Stände'*,  wie  während  der  französischen 
Kriegsperiode  einmal  besonders  frappant  hervortritt  (im  ,,triple  assess- 
nient/',  §.89).  An  einzelne  U  bj  e  cte,  2s  u  tz  uii c  n,  Geniis  s  c, 
DicL.stc  sich  haftend  haben  diese  Steuern  freilich  auch  durch 
ni()gliche  Ueberwälzung  und  hie  und  da  nach  den  Veranlagungs- 
modaiitäten  wohl  die  Wirkung  von  indirecten  Verbrauchateaern 
etwas  mit. 

Es  gehören  schon  aus  der  Zeit  vor  dem  französischen  Kriege 
hierher  die  Steuern  auf  das  Halten  von  Ca  rossen,  auf  den  Besitz 
von  Silbergeschirr,  auf  das  Halten  männlicher,  kurze  Zeit 
auch  weiblicher  Dienstboten,  nnf  das  Halten  von  Luxus- 
Pferdeu,  auch  Rennpferden,  auf  Jagdli c en  z  en.  Diese 
Steuern  werden  in  der  Kriegszeit  erbr>ht  und,  um  diesen  Gegenstand 
hier  gleich  zu  erledigen ,  um  einige  weitere  vermehrt,  so  auf  den 
Gebrauch  von  liaarpuder,  auf  Hunde,  auf  Schlag-  und 
Taschenuhren,  auf  Wappenf übrung.  Alle  diese  Steuern 
schiiessen  sich  somit  an  Hausstands  Verhältnisse  und  Gegen- 
stände des  persönlichen  Gebrauchs  und  der  Lebensweise 
der  höheren  Stände  an.  Sie  weiden  unter  dem  technischen 
Namen  „assessed  tax  es",  zu  denen  auch  wohl  die  Steuer  auf 
bewohnte  Gebäude  gerechnet  wird,  zusammen  gefasst  und  unter- 
stehen einer  gemeinsamen  obersten  Verwaltungsbehörde. 

Die  tri'naiiiifcii  Stenern  becriTiTnii  mit  der  Carosseusteuer  (17{7\  iIt  Steuer 
?on  Pnrfttiuhrweik  iur  Zwecke  des  persönlichen  Gennsses,  in  der  bewussteu  Absicht, 
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aui  diotfu  Weiüo  die  woblliabcuUcrca  uud  voroehiucreD  Gbasea  ergäozuogävreiiks  m 
lN»t»Qeni,  neben  den  allgemeineren  Verbranebsatenern  nnd  bei  der  8labilitit  der 

Landtaxe.  Also  ein  steniTpoIitisch  brJfiifsanicr  Gedanke,  der  sich  aber  damals  win 
später  selbst  in  einem  fUr  diuse  Steaeru  so  ungevObolicb  geeigneten  Lande  wie  Eng- 
land weder  nadi  der  fiseaHtchen  Selee,  den  Ertrage,  noeb  nacb  der  Seite  der  g«recblen 
Vrrtlii'ilniii;  der  Steii«Tlast  liesonders  Iiewrihrtr.  MM  den ■  einzeln eu  Steuern  wurde 
mehrfach  in  den  Einzelbeiteu  der  Einrichtung,  der  Veranlagung  und  der  SteuenMse 
experimcntirt,  am  sie  erdcbigcr,  schwerer  zu  umgehen  zu  macben  und  sie  geiecbter 
zu  rertheilcn.  Die  Tendenz  zur  Casuistik  in  der  englischen  Gesetzgebung  fand  hier 
ein  offenes  Feld  zur  Bethätigung.  Verwandter  Art  wie  die  Uhrensteuern  waren  die 
in  Stempelform  erhobenen  auf  Hute  und  Handschuhe.  Es  genügt  fttr  uns. 
später  im  n&cbsten  Kapitel  auf  die  nocb  bestehenden  britischen  directen  Luxus-  und 
ähnlichen  Stenern  rinzn<^elien.  üeber  di»'  damaligm  AüfSnro.  die  Entwicklung  und  die 
Einzelheiten  der  (jesctzgcLuug,  der  Tarife  und  der  Statistik  ziemlich  eingebend  Dowell 
passimll,  110,  131,  169,  176,  208,  210,  214,  bes.  III,  169— 321  (bis  zur  Gegenwart), 
Vockr,  S.  45!),  400,  4r)<t— 47.1,  Gneist,  rngl.  Verwaltungsrecht,  2.  A.  II, 
789  IK,  3.  A.  U,  Ü37  Ii.  —  Der  Ertrag  war  bei  der  Carossensteu er  1747  in  Eng- 
land 60,000,  Scbotdand  lOOO,  1793  219,000,  1816  bez.  448,000  u.  13,000  Pf.  St 

—  Die  Pfi  tdesteu  er  von  1784  gab  17S(»  117,000  Pf.,  als  sie  zunadist  für  Lnxus- 
I>ferde  (^uui  Reiten  u.  Fahren)  eingefühlt  war.  Später  als  sie  auf  andere  Pferde,  in 
der  Landwirthschaft  ond  den  Geworben,  zu  verschiedenen.  mSsaigefQB  Sitien»  uugO' 
d<  hnt  und  in  d- r  Kriegszeit  erhöht  worden,  trug  sie  in  England  aHein  181f)  1.226,000  Pf. 

—  Die  1777  eingeführte  Steuer  auf  männlicbeDienstboten  (.später  mit  progres- 
sivem StenerfiiBS  bei  steigender  Zahl  Bedienten  in  läoem  Hansbalt  und  mit  Zmcbligen 
bei  Junggesellen-Herren)  pab  17'm  **9,000,  ISIO  471,000  Pf.  St.  -  Die  kurzlebige 
Steuer  auf  weibliche  Dienstboten  (1785—92).  bei  der  aber  die  Kücksicht  auf 
Ideiite  Kinder  in  der  Familie  Ermässigungen  bedang,  Junggesellen  wieder  doppelt  be- 
steuert waren,  trug  ^U.OOO  Pf.  —  Die  lag-dlicenzs teuer  von  17'54/S5  gab  1791 
69«000  Pf.  in  England,  4500  in  Scbettland.  —  Die  Silbergeschirrstenor,  der  die 
Bestenernng  des  Fabrikats  beim  Prodticenten  vorangegangen  war  (1720),  bestand  von 
1756 — 77  für  den  Besitz  von  Silbertreschirr,  war  •")  .sh.  für  Je  100  Unzen  ^weniger 
war  frei),  bis  zu  einem  Maximum  von  100  Pf.  St.;  Ertrag  18,000  Pf.  (Dowell  III, 
242).  —  Die  Haarpudersteuer  \ron  1795  war  In  der  Art  angelegt,  dass  jeder 
Puder  Benutzende  jährlich  sich  beim  Stempelamt  melden,  eine  Licenz  nehmen  und 
dafür  1  Guinee  (21  sh..  1808  23Vs  sh..  der  später  gebliebene  Satz)  entrichten  inusste, 
mit  gewissen  Befreiungen.  Erlrag  1796  210,000  Pf.  St.!  1800  104,000,  1812.  55,000, 
1820  34,000.  1840  6000,  1868  1000,  1869  aufgehoben  (Dowell  HI.  288—292, 
Vo(  ke  S.  471).  — ■  Die  noch  bestrhoude  Wa  pite  n st>Mi  er  von  1798  fiir  jede  Person, 
welche  ein  Wappen  braucht  odrr  füiirt  oder  Wagen,  Siegel,  tJeschirr  u.  andere  Artikel 
mit  Wappen  darauf  besitzt,  mit  höhrren  Sätzen  für  Wappen  am  Wagen,  ergab  1 798 
4.5.000.  1816  42,000  (England  und  Schottland).  \<'U\  noch  77,000  Pf.  St.  (Do well  III, 
•HiO— 320.  Yorko  S.  472).  —  Die  Uhrcnsteiier  von  1797—98  »»etraf  ebenfalls  den 
Besitz,  nicht  die  Fabrikation  von  Uhren  (Schlag-,  W  anduliren  5  sh.,  goldene  Taschen- 
uhren 10,  silberne  2".^  sh  ),  mit  Angiibepflicht  des  Besitzers,  wurde  aber  bald  als 
uacbtheiiig  für  die  Uhrmacher,  die  ausserdem  eine  Licenz  zu  zahlen  hatten,  aufge- 
geben Po  voll  III,  S08).  —  Die  noch  jetzt  als  Staatsstouer  bestehende  Hmide* 
Steuer,  die,  wie  gewöhnlich  auch  polizeiliche  Zwecke  mit  hatte,  wurde  1796  ein- 
geführt, hatte  einen  nach  Art  der  Hunde  und  mit  nach  persönlichen  Vorhält- 
nisaen  der  Besitxor  abg«slnfieii  Tarif  und  gab  1796  70.000.  1816  in  England 
145,000,  in  Scbottland  15,000,  1884  342,000  Pf.  St.,  Doirell  IQ,  293—304, 
Vocke  S.  474. 

§.  84.  —  3.  Indireete  Verbraachssteaern  und  ver- 
wandte, Z5lle  nnd  Aecisen. 

a.  Die  Zölle  knüpleu  sich  auoli  m  dieser  Periode  zunacbst 
noch  an  dab  alte  »System  (Fl'und-  und  Tonneugeldj  au, 
neue  Za»üUläge  bei  alten  Artikeln  und  neue  Zölle  treten 
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hinzu  und  wcrtlen  taiifniässig  apart  ei'hobea  und  vcirecbnet  wie 

ähnlich  auch  bei  den  Acciscn. 

£s  hängt  dies  mit  dem  rechtlichen  Obaractcr  dieser  Abgaben  als  „Zweckstcuern'% 
2UT  Vemrendun"^  für  eine  bestimmte  einzelne  Auöp:abc  oder  (wie  bei  den  Aus- 
gaben der  sol:.  Cirilliate)  einer  bestimmten  Kategorie  von  Ausgaben  zu- 
sammeu.  Dadurch  wird  flas  ZolIv(*seii  ans'^'Tor(:i<'ntIich  coinplicirt  und  im  übersichtlich. 
Erst  die  Pitt'sche  Maa^iicgel  der  iSi  liaiiung  i  ititsi  sog.  „con soliWirtcu  Fonds" 
aus  vorschiedenen  Zöllen  und  Accisen  17^7).  die  niinin.  hr  für  dio  Ausgaben  dieses 
Fonds  permanent  werden,  bewirkt  hierin  eine  fr»;ilioli  nocli  nicht  ausreichende  Vcr- 
betiäcruDg.  Difierentialzölle «  bei  Colonialproducteu  zum  Schutz  der  eigcncu  Golonieu« 
dann  gegen  die  Prodncle  hestimmtcr  LSnder  (Frankreich)  machen  das  Tarifireseu 
wiederum  verviclielter. 

Die  Einfuhrzölle  treten  für  fiscalische  wie  für  protectio- 
DiBÜsche  Zwecke  immer  mehr  in  den  Vordergrund,  die  Ausfuhr- 
Zölle  zurück,  sie  werden  tUr  britische  Erzengnisae  (Koro,  Woll- 
stoffe 1700,  die  meisten  übrigen,  ausgenommen  gewisse  Rolistoffe 
1721)  grossentbeils  beseitigt,  aus  liandelspolitisehen  RHeksichten. 
Bei  den  Einfuhrzöllen  werden  neben  dem  alten,  erhöhten^  auch 
Gegenstand  bandeispolitischer  Experimente  bildenden  Wein  zoll 
(Methuen-Vertrag  mit  Portugal  1703,  Zollkampfpolitik  gegen  Frank- 
reich) die  Golonialwaaren-Zölle  nach  den  ConsumttonSTerbftlt* 
nissen  immer  wichtiger.  Einzelne  Maassregeln  im  Gebiete  des  Zoll- 
Wesens  und  der  Zolltarife  erklären  sieh  aus  den  notbwendigen 
Beziehungen  der  Zölle  zur  Accise,  auch  aus  der  Be- 
kämpfung des  Schmuggels  (Tarifreductionen,  Waaren- 
haussystem,  auch  mit  Lagernngszwang).  Im  Ganzen 
waltet,  wie  vollends  in  der  firanzösischen  Kriegsperiode  1793  ff., 
im  Zolltarif  noch  die  ältere  Praxis  ob:  ein  sehr  umfassender 
Tarif  mit  zahlreichen  Positionen  und  hoben  Zollsätzen. 
Diese  Praxis  entspricht  aber  auch  den  fiscatischen  Interessen,  so 
lange  der  Consnm  Ton  Luxus-Massenartikeln  doch  immer  noch  be- 
sohritnkt  ist,  und  ist  so  lange  auch  wohl  der  gleichmässigeren  Ver- 
tbeiluug  der  Steuerlast  günstiger.  Die  Zölle  konnten  auch  das 
einfachste  Mittel  bieten,  die  Finanzlasten  des  Mutterlands  mit  auf 
die  Colonieen  zu  wälzen.  Aus  dem  betreffenden  Versuch  ging  be- 
kanntlich der  americanißclie  l^nabhüngigkeitskiiep:  hervor  (1773). 

b.  Die  Accise  der  vorigen  Periode  wird  erhalten  iiud  aul' 
immer  mehr  Artikel  verHchiedenster  Art,  Vcrzehrung^gcgenständc, 
Rohstoffe,  Fabrikate  ausgedehnt  und  in  den  Sätzen  zur  Deckung 
des  steigenden  Bedarfs  erhöht.  Namentlich  werden  die  Getränke- 
steuern  schwerer,  auch  fangen  die  Probleme  der  Steuertechnik, 
in  Zusammenhang  mit  den  Zöllen  (bei  Branntwein)  und  mit  den 
technischen  Productionsverhäitnissen  (Aenderuogen  darin,  gewerb- 
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liehe  Productioii  für  den  M>satz  und  häusliche  (iir  den  eigenen 
Bediirt",  so  hei  Bier)  an,  uirlii  S(  Invierigkeitcn  zn  bieten.  Das 
Liccn  zsy  Stern  wird  auch  zum  Zweck  der  Steuercontrnle  weiter 
entwickelt.  Von  Artikeln  unentbehrlichen  Nahruiigs  -  Bedarfs  wird 
indessen  doch  nur  Salz  besteuert,  auch  diese  Steuer  zeitweilig 
aufgehoben.  Die  Sympathie  leitender  Staatsmänner  (besonders 
Wal  pole 's)  für  die  Accise,  bei  practischen  Politikeni  immer  be- 
greiflieh,  fahrte  auch  zu  weitergehenden  Plänen  einer  allge- 
meinen Aecise,  aneh  einer  fiscalisch  noch  wirksameren  Be- 
steuerung von  Wein  und  Tabak,  mit  in  der  Tendenz,  die  in- 
directe  Verbrauchsbesteuening  noch  in  umfassenderer  Weise  an 
Stelle  der  directen  Besteuerung  (auch  der  Landtaxe)  treten  zu 
lassen.  Allein  diese  Pläne  seheiterten  am  Widerstand  der  freilieh 
zum  Theil  irre  geleiteten  nnd  vorurtheilnngsvollen  „öffentUehen 
Meinung^'  nnd  der  Parlamentsopposition  (1733). 

Die  englische  Aecise  wnrde  daher  nicht  eine  so 
ailge meine,  wie  z.  B.  die  prenssische»  sondern  sie  erstreckte 
sich  damals  wie  später  immer  nur  auf  eine  freilich  ziemlich  grosse 
^ahl  —  in  der  Hanptzeit  88  ^  einzelner  wichtiger  Artikel^ 
welche  im  Prodoctions«  nnd  ersten  Absatzstadinm  ge- 
troffen werden.  Dies  hatte  die  wichtige  Folge,  so  generelle  Ver- 
kebrseontrolen  wie  bei  dem  eontinentalen  städtischen  Accisesystem 
enthehrüch  zu  machen,  Stadt  nnd  Land  nicht  stenerpolitkch  zn 
trennen  nnd  nicht  verschieden  zn  bestenem,  die  FriTat-BerOlkernng 
nicht  dnreh  Controlen  in  ihrem  Verkehr  zn  belästigen.  Die  Con- 
trolen  konnten  vielmehr  anf  die  betreffenden  Gfewerbetreibenden 
nnd  Händler,  auf  Producenten  und  Localitäten  der  Production  und 
auf  den  Absatz  und  Verschleiss  der  accisepHichtigen  Artikel,  mehr- 
fach mit  Zuhill'enahme  des  Liceuzsystems ,  beschränkt  werden, 
waren  Iüli  freilich  um  so  sicbw^erer.  Aber  diese  Belästigungen 
hat  England  immer  leichter  als  die  allgemeinen  Verkehrscontrolen 
ertragen;  umgekehrt  war  und  ist  es  zum  Theil  noch  heute  in 
Deutschland:  ein  characteristiseher  Unterschied,  der  für  Besteuerungs- 
maassregeln  zu  beachten  ist. 

§.  85.  Nach  dein  Zwecke  dieaes  Werks  kann  auch  liier  auf  das  Züllvresen, 
Welches  imincr  und  vollends  in  dieser  Zeit  nicht  bloss  nach  üscalwcheu,  sondern  mit 
nach  handelspolitischen  Mouicntcn  geregelt  wird,  nicht  genauer  eingegangen  werden. 
Nach  den  fnrlischen  Productions-  und  Handels\  erhfiltnissen  hat  hier  die  UezoUung 
auch  nocli  mehr  als  in  den  meisten  anderen  Ländern  eine  speciell  volkswirth- 
schaftlii  hc.  nicht  bloss  liscalische  BedeutODg.  Bei  der  Gestaltang  d«  biitiMdMUi 
Zwischenhandels  in  Colonialproducten  bietet  u.  a.  das  Lagerhaussystem  ein 
Mittel  zur  Besteuerung  des  Auslands.    Zwischen  Zöllen  und  Accisen  kamen  auch 
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VersckiebaDi^eQ  ror,  einzelne  Artikel  OBterlagen  (wie  auf  dem  CoaUuente,  so  in 
PraDasen),  mvolil  dem  allgemeinen  Koll  (Pfandgeld)  tls  dner  Aceise.  Thee. 
Kaffee,  Chocolade  wurden  z.  B.  IGSO  an-»  dir  hier  unzvorlmilHsigan  Accise  heraus- 
l^eiioiiuaen,  wo  sie,  wie  andere  Getränke,  beim  Oetidldebit  ab  Getriüik  besteuert  ge- 
vesen  TiiTen«  und  tpeeidleii  3SolleD  unterworfen. 

Die  „erbliche  Accite'*  gehörte  auch  unter  der  neuen  Dynastie  zam  erb- 
lichen KroiuirlnniTTien,  die  „temporäre  Accise"  und  die  Znlle  (Tonnen-  und 
Ptundgeld)  wurden  wieder  auf  Lebenszeit  jedes  neuen  KOnigä,  die  Zölle  Wil- 
lielm  III.  zuerst  nUerdings  ntir  auf  4  Jahre  bewilligt    Später  wnraen  die  alten  20lle 

aller  pfrmanente  Steuer.  Das  alte  Tonm-n-  und  Pfundgeld  erfnhr  in  sf>inon 
Sätzen  dann  wiederholte  Zuschläge,  ao  1692,  1703,  1747,  iui  vollen  Betrage  oder 
dem  mehrfiwshen  seines  alten  Satzes,  auch  wohl  in  einoF  Qaote  daron,  unter  Xamen 

wie  ..itni>08t",  „new  subsidy"  von  1608,  „one-tliird  subsidy"  v.  ITO^'.  ..two-third  suh- 
sidy"  V.  17d4,  n.  a.  m.  (s.  z.  B.  Do  weil  II,  S3,  95,  120),  mit  neuen  sjpeciellen  Ver> 
wendangszwecken,  z.  B.  für  die  Zinsen  der  verschiedenen  neuen  Anleihen.  Hie  fremden 
Kaufk'Ute  zahlten  dabei  nocli  -  twas  höhere  Sat/e.  Durch  Erneuerung  der  amtlichen 
Preislisten  worden  gelegentlich  die  tarifmässigen  Waarenpreise ,  nach  denen  sich  daä 
Pf^nd^cld  als  Wertibzoil  richtete,  mit  den  wirklichen  in  grössere  Uebereinstimmung 
gcbmcht.  So  trat  1724  ein  neues  „Ratenbnch''  zu  dem  veralteten  ron  1660  hinxn.  Zu 
dem  allgemeinen  Pftindg^cld  kamen  dann  nooh  die  D  i  f f  er f^n  ti  n  1 /ol  I  z  ii s  c  M  ä t^f 
für  gewisse  Waaren  gewissen  Ursprungs,  z.  B.  f  ranzüsisch  e,  und  wieder- 
holt andere  Zuschläge  fiscalischer  Tendenz  zu  einzelnen  Colonialwaaren. 
Sol*  }if>  nllgemoine  und  liesoiidcro  Zds-  lilüge  worden  ;.l»i^r  finanzro.chtlich  anders  ah 
die  allen  ursprünglichen  Satze  de?  i'iundgelds,  z.  B.  nur  auf  gewisse  Zeit,  bewiiiigi, 
wenn  dann  auch  später  erneuert.  Mitunter  erfolgten  schon  im  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts „Zollconsolidation en''.  wobei  dann  auch  die  verschiedenen  Zuschläge 
uebst  dem  alten  Satz  in  feste  specifische  (Gewichts-)Sätze  für  einzelne  Artikel  ver- 
wandelt wurden,  so  unter  der  Yerwalttint,^  W  alpule's  (1721  E),  welche  Uberhaupt 
mancherlei  Verbesserungen  im  ZoUwesen  lu^rlteiinhrte  (s.  Dowoll  II,  92 — 96),  Als 
Betspiel  einer  Herabsetzung  der  Zölle  im  iiscalischen  Interesse,  um  des. Schmuggels 
Idohter  Herr  zu  werden,  ist  die  starke  Redaction  des  TheezoÜs  durch  Pitt  1784  xn 
nennen  (sogar  von  119  auf  127*%       Werths,  Dowell  IL        IV,  24o\ 

Zn  den  eigentliümlif^b-Mi  Mitteinder  Coutrole  g'ohort  das  Lagerhanssystem 
(warehouse  systeui)  und  aueli  bei  den  Zöllen  mitunter  das  Liceuzsysti-m.  Das 
erstere  diente  handelspolitischen  uitd  iiscalischen  Zwecken  zugleich.  Es  kommt  in 
zwei  Formi-n.  als  freies"  nnd  als  „obligatori'^t  Ii  es"  vor,  in  letzterer  Eigen- 
schaft besonders  im  fisc4ili9ch'  ii  Interesse.  8o  wurde  17Ü0  das  System  fiir  asiatische. 
Seidenwaaren  «inuefiihrt.  di'  .  in  England  verboten,  vom  Handel  unter  genügender 
Sicherheit  für  die  Verwaltung  bequem  sollten  exportirt  werden  können.  1709  wnrde 
das  System  auf  Pfeffer  ausgedehnt,  der  bei  der  Einlagerung  im  Entrepot  dii; 
H&lfte  des  Zolls,  bei  der  Herausnahme  zum  inländischen  Gonsum  die  andere  Hälfte, 
zum  Export  nichts  mehr  zahlen  musste,  wobei  der  IMckbehalt  der  ersten  Zollhälfte 
auf  eine  Besteoeruug  des  ausiüudischeu  Consums  hinauslief,  wenn  nicht  volle  Back- 
Tergtttnng  eintrat.  1711  wnrde  das  Lagerhaus  für  Thee  u.  Kaffee  erftShet.  zunlehst 
ohne  Eiidagerungszwang,  1723  aber  mit  diesem,  wobei  eine  kleine  Abgabe  bei  der 
länlagerung,  der  Host  des  Zolls  nur  bei  der  Herausnahme  zum  heimischen  Gonsum 
zn  entrichten  war,  bei  deijenigen  zum  Export  nicht.  Ueher  eine  andere  bemerkens- 
werthe  Einrii  htuiiu  iles  ThcezoUs,  1  sh.  p.  Pfund  bei  Herausnahme  des  Thees  zum 
heimisclieu  Gonsum  aus  dem  lAgerhaus,  25  7o  (irosspreise  bei  den  öffentlichen 
VerkSufen  der  ostind.  Kompagnie,  ohne  OewAhrang  eines  Rttckzolls  beim  Export,  in 
1745,  s.  Dowell  IV,  244.  Der  weitere  Plan  Walpole's,  auch  Wein  und  Tabak 
diesem  Lagerhauszwang  zu  unterwerfen,  stand  mit  anderen  Finanzplänen  (Aosdehnung- 
der  Accise,  bleibende  Ermässigung  der  Landstonert  zusammen  und  scheiterte  an  dieser 
Verbindung  (1732%  Später  drang  Pitt  bei  Tabak  damit  durch  (1789).  Es  war  dabei 
die  Absicht,  um  den  Schmuggel  besser  bekämpfen  zu  können,  den  Artikel  wirksam 
dem  Zoll  und  zugleich  der  Accise  zu  unterwerfen  und  die  Vorschriften  der  Con- 
trolc  bei  der  Accise  so  leichter  auf  ihn  anwenden  zu  können  (Dowell  II.  76,  97, 
100,  192).  Das  Liccnzsystem  Hess  si^li  dann  auch  mit  verwunden.  Es  wurde 
auch  suiist  bei  zollpülchtigen  fremden  —  im  Unterschied  von  accisepflichtigcn  hei- 
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mischen  —  Artikeln  zu  iStcUör-  und  Controizwecken  mit  hciiüUL  iso  wurden  die 
Veikäufcr  ?on  Tbce,  Kafice,  Choculadi;  an  Liccnzen  und  Abgaben  dafÜf  gebunden 
(1780).    Uebcr  das  Lagerhaussystem  Dow  eil  II.  76,  1>7.  100,  192. 

Die  gross«-  Pitt'sclic  Consolidationsmasttregel  von  17S7  bezog  äich  auf 
die  Zölle  und  einige  Acciscn  zugleich  und  hatte  nahen  der  steuertechnuclieii  und 
steueradministrativen  eine  wiohti^re  tinanzrechtliche  Seite.  Das  ältere  System,  g'-wissc 
Einnahmen  für  eine  bestimmte  Ausgabe  zu  ronreuden  und  dafür  festzulegen,  war 
schon  früher  modili<  irt  worden,  indem  man  drei  grössere  stehende  Fonds  hierfür  ge- 
bildet hatte.  Jetzt  wurden  diflM  in  den  einen  „conaolidirten  Fond»'*  rereinigt.  Dieser 
Fonds  w  unle  ii.  A.  uiit  <\cn  nunmelir  zusammengezoicencn  Zollen  u.  gewissen  A'  ciHen 
gespeist,  wobei  die  akcu  uibpruni: liehen  Zollsätze  und  die  zahlreichen  späteren  Zu- 
iMshiige  in  einen  einzigen  Satz  für  die  Waarenkatcgorieen  and  einzelnen  Waaiea  Ztt- 
sammengezojreu  wurden.  Dadurch  hörte  auch  die  verwickelte  aparte  Verrechnung 
jeder  der  akcu  Zollquoten  auf  ;  es  waren  zuletzt  21  der  letzteren  zu  unterscheiden  ge- 
wesen. Eine  weitere  Förderung  bestand  in  der  Anlegoog  ^nes  alplialjotischeu 
Zolltarifs  mit  c.  1200  Einfuhr-,  50  Ausfuhrposten,  unter  jenen  noch  300  W  ('  .iillc, 
die  übrigen  specüische  (Vocke  S.  311).  üeber  die  ZollcooiMiidation  u.  Üunsoiidirten 
Fonds  s.  Doirell  II,  100,  Gneist,  Yerwtitrecht  2.  A.  II.  807,  893,  840.  Uel»er 
das  Zollwesen  dieser  Periode  überhaupt  Do  well  II.  passim,  46.  r>l>,  S<.  ^^t  ff.,  120  ff., 
l'ilt  Yoülic  S.  ä03 — 311.  üeber  die  Besteuerung,  bez.  das  Zollwesen  in  den  nord» 
nmericnnisehen  Golonie«!  Dovelt  II,  144—164. 

Die  Ausdehnung  der  Accise  inl&ndischer  Erzeugnisse  Mif  üniMr  mehr  Artikel 
und  die  Erhöhung  der  8;itze  trinfr  in  noch  rascherem  Tempo  vor  sirh  als  die  Ent- 
wicklung der  Zölle,  mit  dcaeu  im  Icbiigcu  die  Accise  mehrfach  enu  /usauimenhing. 
So  wurde  die  Accise  schon  in  dieser  Periode  und  v(^ends  in  der  tolgenden  Krieg^- 
zeit  die  ertragreichste  Gattung  der  britischen  Bestt-uernng.  Die  F-inzolhoitoii  hier 
genauer  zu  verfolgen,  hat  keinen  Zweck,  wenn  auch  bei  der  Veranlagung  der  ein- 
zelnen Steuern,  besonders  der  GeMbikesteuern  «Bier,  Branntwein)  manehe  stenertooh- 
nisrhe  und  administrativ«:  Punrte  von  nllgemeineri-r  Bcili  utung  horvortretoii.  E^  ge- 
nügt hier,  die  Liste  der  einzeiu«>n  wichtigeren  Artikel  zu  geben.  Schon  lbys> -wurde 
die  Salz  accise  wiedereingeführt;  1730  aufgehoben  worde  sie  schon  1732  aberoals 
eingeführt  und  blieb  mit  bedeutender  späterer  Steigorunc^  der  Sätze  bis  narli  dor 
französischen  iüiegszeit  (lb25)  bestehen.  Bier  wurde  beim  gewerbamässigen  Brauen, 
in  eigenen,  Often  eiiiOhlen  Malz-  (1697)  vnd,  wie  schon  froher  einmal,  Hopfen- 
steuern  0"1'K  beim  Bauer  ,  welche  auch  die  Privatbrauerei  trafen,  und  mittelst  Li- 
cenz  der  Verkäufer  besteuert,  Branntwein  bei  der  üerateilung  (Destillation),  ltt90, 
als  Materiabtener,  mit  reischiedenen  Steuenfttzen  nach  der  Art  des  Sfaterials  nnd 
c'n  nfalls  iu  Liceti/fürui.  Daneben  kouimoii  hier  die  '/i"ille  für  freuide  (französische) 
und  coloniale  Spirituosou,  besonders  ßum  in  Betracht,  wobei  die  Tarifsätze  mit  unter 
handds-  nnd  sanMtspolitischen  Rticksichten  normirt  weiden.  Weitero  accisepflichtige 
Getränke  waren  Obstwein,  Meth.  Unter  den  anderen  inländischen  Accise-Artikeln 
befindet  sich  ein  Hohstol'f  dos  allgemeinen  Verbrauchs,  die  Steinkohle,  eine  ahe 
Steuer  in  London,  jetzt  (1695)  auf  alle  seewärts  angebrachte  (heimische)  Kohle 
gelegt,  auf  der  oxportirten  als  Ausfuhrzoll  lastend;  ferner  Stärke  (1712),  Ziegel 
(1784),  (wozu  -1704  Steuern  auf  Hanstein  u.  Scliicfer  frat-  n).  Die  Ilanptartikel 
aber  waren  Manulactc  oder  Fabrikate  für  den  heiiniieheu  üebrauch,  die  im 
Laufe  des  18.  Jahthnnderta,  mit  manchen  Acnderutiion  im  Einzelnen,  der  Accise 
unterworfen  wurden,  meistens  für  den  Bedarf  Irr  Knegszeiten ,  der  Anleihen.  So 
Glas  (1695~9y,  174ö  II),  Stein-  u.  irdeue  Maschen  (1695—98,  1812  (f.), 
Lichter  (Kerzen.  1709),  Leder  (1697—1700,  1710  11.),  Seife  (1712).  Papier 
(1712,  —  bis  ]«sfjl!),  auch  Pergament,  Pappdeckel,  bedruckte  Seiden-. 
Leinen-,  BaumwoU-.  heimische  Stoffe  (1742,  17*7),  gewisse  Arzneimittel 
(Quacksalbereien,  1783),  Parfumerieen  (1786),  Gold-  u.  Silbergeschirr  (1720, 
17S4,  in  \  erbindung  mit  Liccnzen  ,  auch  Gold-  u.  Silbcrdrabt  (J711).  Dazu  die 
schon  früher  (S.  180)  erwähnten  Aitikel:  Hute  u.  Handschuhe.  Endlich  sind  Ab- 
gaben ?erwai^ter  Art  die  Steu^  anf  Spielkarten  und  Wikrfel  (schon  unter 
Karl  I..  dann  17!  1),  aucfi  verbunden  mit  Licenzen  für  Fabrikanten  und  Verkäufer; 
ferner  die  Steuern  auf  Zeitungen,  Kalender  und  auf  Zeitungsannoncen 
(1712).   Die  Steuern  von  Auctionen  (177?)  und  ron  Foner-  und  Seererslohe* 


Digitized  by<ioogle 


Einzeln«  Ober  ZftUe  u.  Aocwea.  —  LiceiusysteiiL  191 

rangen  (1782,  bez.  1795)  hab«n  doch  euea  aDderai,  mehr  rerkehissteoeiartigeu 
Gharacter. 

Die  Bolä.stif;uüg  durch  ilio  Accise  wuchs  noch  durch  das  System  drr  St<;u>  r- 
pacbt,  das  erst  aUmiihlich  zu  (iunsten  der  Eigenerhebung  aufgegeben  wurde.  Der 
Ertrag  der  Accil6  stifls  Ton  1—1.4  Mill.  Pf.  St.  zu  Anfang  des  18.  Jahrliuudert^i 
auf  10  Mill.  am  Schlosä  der  Periode  (um  1 7U2),  derjenige  der  ZüUe  doch  nur  iu  der- 
selben Zeit  von  c  1.1—1.5  rein  auf  c.  4.5  Mill.  Pf.  rrin  fbrutto,  r\«  l.  IMckzölle  u. 
Prämien,  c.  5  Mill.).  üeber  die  Acciso  s.  Vocke  S.  ^Üi  fl .  Do  wo  11  passirn  II.  44, 
55  ir.,  64  ff.,  73  ff,  171  u.  bes.  in  vol.  IV,  wo  die  Oe&.  hifht«;  jedes  einzelJicn  Haupt- 
artikcls  der  Zölle  ii.  Acrisen  eingehend  im  Zasammenhang;  liohand.K  wird,  Gneis t, 
Verwaltaecht  2.  A.,  II,  810.  ücbor  Wal  pol  es  Plane  v.  17aa  Do  well  II,  100  ff., 
Vo' kc  S.  365  ff.  u.  Leser,  ein  Acdsestrelt  in  Entstand,  Heidelb.  1879  (bce.  ttlier 
die  damalige  Streitschriftlitoratur). 

§.  86.  —  4.  Ein  besonderes  Moment  in  der  Aceiseverfassung 
bildet  das  mehrfach  bereits  berührte  Licenz System  für  Pröda- 
centen,  Händler,  Wirtbe  u.  dgl.  m.»  welche  mit  accisepflichtigen 
Artikeln  zu  than  haben ,  das  dann  anch  noch  eine  etwas  ausge- 
dehntere Anwendung  auf  andere  Gewerbe  und  Gewerbsthätigkeiten 
(so  Beehtsanwmte,  Bankhäuser)  gefunden  hat  Das  Lieenzsystem 
besteht  in  der  Verpflichtung»  den  ihm  unterworfenen  Gewerbebetrieb 
behördlich  anzumelden,  mitunter  frfiher  auch  daftir  eine  Goneession 
zu  erlangen,  dann  aber  insbesondere  fttr  die  Licenz  eine  bestimmte 
jährliehe  Abgabe  zu  entrichten.  Die  betreffenden  Geschäfte 
mit  accisepflichtigen  Artikeln  unterliegen  darauf  dem  Visitations^ 
recht  der  Acciseverwaltung.  Die  Abga1>e  hat  einen  gemischt  gewerbe- 
stenerärtigen  (s.  o.  S.  182)  und  Tcrbrauchssteuerartigen  Charaeter. 
Finanziell  im  Ganzen  nicht  unbeIHtohtlich  ist  ihr  Ertrag  doch  nicht 
der  einzige,  nicht  einmal  der  Hauptzweck  des  Systems.  Dieser  liegt 
vielmehr  darin,  dass  sich  die  Verwaltung  so  ein  wirksames  Mittel 
der  Controle  und  der  Beschränkung  von  Schmuggel  und  Unter- 
schleif  in  gewissen  accise-  und  zollpflichtigen  Waaren  verschaffi 
hat  Dies  Mittel  hatte  bei  den  hohen  Abgabesätzen  und  den 
Schwierigkeiten  einer  sonstigen  ausreichenden  Controle  doppelten 
Werth,  bildete  in  seiner  ausgedehnten  Anwendung  aber  freilich 
einen  ausserordentlich  eingreifenden  und  demgemäss  empfind- 
lichen Controlapparat.  In  gewissem  Umfang  besteht  die  Einrich- 
tung noch  gegenwärtig;. 

Das  englische  Liccij^sysd  ui  hatte  seißin  L  isiirun^  in  poli/.cihoheitlichen  (siclier- 
heits-,  sanitäts-,  gewerbepolizeilichen)  Befognis^en  der  Staatsgewalt.  Es  wurde  zuerst 
im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sitte  auf  Wirtlishäuser  (besonders  Ale- 
hoiises),  die  an  sich  nacli  gemeinem  Bccht  keiner  Concessiou  bedurften,  angewandt 
(16.  Jahriinndert)  und  hat  sich  dann  brauchbar  erwiesen,  stcuerpolitisclien  Zirecken 
/u  dienen.  Die  betreflend- d  anfänglich  mehr  gebuhrenartigcn  Abgaben  wurden  zu 
»teaerartigen  entwickelt,  wobei  mitunter  aber  auch  noch  polizeiliche  Kucksichten  auf 
liDhere  ADgaibesiltn»  binwiifcteD,  m  htA  Bnnntirein.  Die  nfsprflni^Iicli  in  der  Weise 
einer  Gebilhr  irloichfin  od'T  liftrhstcns  oiu  paar  Sttifcn  inatassendm  Sätze  wunlcn 
später  mehrfach  iu  ein  gauzts  System,  z.  ii.  mit  Abstufungen  der  Sätze  nach  dem 
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Mietliwertb  der  Localitätea  (BnuwtweiuächeokeiO  oder  nach  dem  ümfauji^  der  Pro- 
dnction  (Bierbraaer)  gebracht  und  so  in  der  That  gewerbestener-  und  selbst  rer- 

brauchssteuoiaitige  Abj?aben.  Kach  und  n;M  Ii,  gross,  ntheils  schon  im  18.  Jahrhundert 
und  iu  der  Kriogsperiode  sind  so  zahlreiche  Gewerbe  accisepflichtiger  Artikel  dem 
LfceDtsyMem  uiitenrorfen  trorden,  namentHeli  Bramitw-einbreniier,  -Hindier  und  -Ana- 

schäuker,  Bierbrauer,  Miilzer,  Malziöster,  l?ostinaIzliändler.  Bi-rhändlcr.  Bicrwiithe, 
Obstxreinschcnken,  Speisewirthe,  Weinschenken,  Metb-  nnd  SUssireinFerkaafert  Uftttdler 
mit  Tbee,  Kaffee,  Chocolade,  Cacao,  Pfeifer,  Tabakfabrikanten  mtd  Tabakblndler, 
Essigfabrikanten,  Papierfabrikanteu ,  Seifensieder,  Kartenfabrikantcu  u.  Wurfeltnarhei\ 
Gold-  u.  Sillißrarlxnter  it.  Händler,  Wildprethändlcr,  Arzneiverkänfer  u.  a.  m.  Noch 
1834,  nachdem  die  ehemaligen  2S  Accbeartikel  aof  12  reducirt  worden,  solleJi  „im 
ganzen  Königreich  (incL  Schottland  und  Irland)  58S,000  Gewer)>etreibende  in  ihrem 
(icschäftsbc trieb  eiih-r  periodischen  Visitation  der  Acciscbeainten  unterworfen  gewesen 
sein"  (üneisi,  Verw.recht  2.  A.,  II,  810).  S.  bes.  Vocke,  S.  453—446,  448  if.; 
er  nntoischeidet  gewerbe*,  bez.  licenzsteaerpflichtige  Geschäfte,  welche  siob  mit 
acclsepflichtigen  und  mit  stempelpflichtigen  Gegenständen  befassen;  in 
der  vorigen  Aufzählung  sind  einige  der  letzteren  bereits  mit  enthalten,  ausserdem  ge» 
hören  noch  Koture,  Rechtaaiiwälte,  Bankhäuser,  Taxatoren,  Auctionatoren  zur  zweiten 
Art;  Dow^ll  II  passiui,  so  p.  82.  IV,  145  fl*.  (Ursprung  der  Wirthshauslioenzoni  u. 
bei  den  einzelnen  Artikeln.  Uneist  a,  a.  Ü.  S.  810—812.  Tarifproben  und  stati- 
atisehd  Daten  Uber  die  ErtiSgaiwe  in  einzelnen  Perioden  bei  Yocke,  DowelL 

g.  87.  —  5.  Verketirssteuern,  namentlich  mittelst  Stem- 
pels  erhobene,  ErbschaftBBtenern.   Auch  diese,  geschichtlich 

und  technisch  gewöhnlich  in  näherem  Zusammenhang  stehenden 

Steuern  haben  sich  vornehmlich  in  dieser  Periode  des  18.  Jahr- 
hunderts ui  England  ein<^ebUrgert  und  eiihvickelt.  Sie  kommen 
jedoch  als  Finanzobjeet  erst  iu  der  folgenden  Ki  iesrsperiode  und 
im  19.  .Jahrhundert  zu  voller  Ausbildung  und  Bedeuiung.  liumer- 
biu  haben  diese  Abgaben  schon  im  18.  Jahrhundert  den  Handel- 
und  Geldgeschäft  treibenden  und  den  reicheren  Classen  im  Allge- 
meinen ähnlich  wie  die  directen  Luxussteuern  einige  Belastungen 
zugeschoben,  vou  denen  diese  Classen  bei  der  sonstigen  Gestaitang 
des  Steuersystems  frei  geblieben  wären. 

Der  Stempel  hat  in  England  auch  als  Erhebungsform  emiger  anderen,  so 
mehrerar  der  früher  genannten  Abgaben  (auf  Zeitungen  u.  a.  m.)  gedient  Für 
Re  (.h  tsgeschufte,  bez.  die  Urkunden  darllber  und  für  Aehuliches  ist  er,  wie  überall 
damals  nach  hoUäudischtiffl  Muster,  1694  eingeführt  worden.  Urkunden  Uber  kön. 
Verieihnngen  von  Land,  Aemtern,  Wurden,  über  Yertrige,  Teefameoie,  andere  Rechts- 
geschäfte wurden  nach  einem  sechsstuli^eu  Tarif  (40,  5,  2'  'o,  1  sh.,  6  d.,  1  fl.)  für 
.stempelpflichtig  orkläit  (5  u.  6  Will,  et  Mar.  c.  21,  9  u.  lU  'WilL  III  c.  25).  An- 
(kngB  nof  knfze  Termine  bewilligt,  wofden  diese  Stempelabgaben  1710  gleich  nnf 
90  Jahr  gewährt.  V,«rmehruügen,  £rhöhun;^on,  Aenderangen  traten  im  18.  Jahr- 
hundert meJirfiach  ein  (1710,  1711,  1714,  1757,  1770,  1777,  1782.  1783,  1784). 
0.  A.  milden  die  uifänglicheD  fosten.  bez.  nach  dem  Umfang  des  renrendeten 
Papiers  sich  richteiulcn  Abgalien  in  gewissen  Fällen  als  Pruportioualabgaben ,  nach 
der  Höhe  des  Werths,  auf  den  sich  das  Kcchtsgeschatt  bezog  (1714),  eingerichtet. 
Anch  varde  die  Uebertragung  von  Actien  n.  dgl.  abgabepflichtig  gemacht.  1782/83 
wurden  Wechsel  und  Noten  vprouiissory  uotes)  steuipeljttiichtig,  Versicherungspolicen 
zahlten  ebenfalls  Stempel,  1782  wurden  die  Abgaben  fur  Feuerr ersieh erung,  1795 
für  Seeversicherung  als  Ärmliche  Quotensteuem  eingerichtet  Eine  Auctionssteuer 
traf  1777  Immobilien  uiit  3  <!.,  Mobilicn  mit  6  d.  p.  Pf.  St.  S.  Do  well  II,  passim, 
Ol>.  SO,  bes.  III,  321  11..  156  IT.,  Gneist  Verw.recht,  2.  A.  II,  S12,  bes.  Vocke 
S.  21t)  11'.,  wo  die  verwickelte  Materie  wieder  iu  ein  klares  System  gebracht  wird: 
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,(icbuliren"  in  Ütempelform,  „Verkeiirüsteucru"  iu  feJtaiapelfürm  (lucL  Erb- 
schaftssteuer, Vorsicberangaabgabeii)  ««Gebravchssteuern'*  dsgl.  Unter  den  „Ge- 
bühren" befinden  sich  indessen  manche  Poston,  welche  wohl  ebenso  sehr  oder  besser 
la  den  Yerkehrsstcuera  zu  rechnen  sind  (ürkundenstempöl,  Vollmachtstempei).  Unter 
den  Oebrauchsstenera  in  Stempelform  sind  die  oben  schon  bei  der  Äcdse  mit  ge- 
nannten (auf  Zeitunj^en ,  Karten ,  Würfel  u.  a.  m.)  mit  enthalten.  Der  Rohertrag  des 
gesammteu  Stempels,  incL  lj-bschat't8»teaer  nach  1779,  war  1713  lOS.OUO«  1765 
an,000.  1790  1,415,000  Ff.  (Yocke  S.  216). 

Prineipiell  und  bald  auch  praetUeb  am  wicbtigsteo  war  die 
EinfllhruDg  förmlicher  Erbschaftssteuern. 

Sie  beginnen  in  der  Form  eines  fixen  Urkundenstempels  1694  als  TheU  des  all- 
gemeinen Stempelsystems,  mit  welchem  die-' Urlvuiidcn  über  „Restätigun.i;-  des  Testa- 
ments*' und  Uber  „die  Ermächtigung  zur  Verwaltung  eines  Intestatnachlasscs",  iu 
beiden  Fällen  für  Bettige  erat  von  20  Pf.  an  nnd  mit  BeschTflnkang  nnf  beveg- 
1  ich  es  and  diesem  rechtlich  gleichgestelltes  Venn5ii-n.  Ixlcjrt  wurden.  1779  trat 
dann  eine  dreistoiige  Scala  fester  Sätze  nach  dem  Werthbetrag  der  Erbschaft  au 
Stelle  der  ilteren  Abgabe,  eine  Scala,  welche  in  der  ftanzOsischen  Kriegszeit  weiter 
zu  einer  otwas  genaueren  Proportionalscala,  aber  immer  mit  Stufensätzen,  ausgestaltet 
wurde,  mit  Freilasstmg  der  Beträge  unter  100  Pf.  und  mit  etwas  verschiedooem  Tarif 
für  Intestat-  nnd  testamentarische  Erbfolge,  f^r  etstre  hoher  (am  eine  rerschiedene 
Quote,  S.  Leser,  Tab.  Ztschr.  1881,  b'.  ^47  ^egen  Vocke  S.  224).  A  iK'h  sonst 
fehlte  es  nicht  an  Absonderlichkeiten  und  WillktihrJichkeiten,  so  bestand  ein  Maximum, 
Uber  das  die  Steaer  nicht  wvchs,  fteilieh  erst  bei  1  Mill.  Pf.  St.  Der  technische 
Name  dieses  Glieds  der  Erhschaftsatcur  r  ist  iirobate  and  adminislration  duiy. 
meiat  kurzweg  probate  duty.  Auf  die  Personen  der  Beerbten  und  Erbenden  und 
auf  deren  Beziehungen  zd  einander  nimmt  sie  nicht  BOcksicht.  Dies  that  dagegen 
die  z V e i t e  Erbschaftssteuer,  die  legacy  duty,  von  1780,  die  das  nach  gesetzlicher 
Erbfolge  oder  testamentarisch  geerbte  Vermögen,  jedoch  wiederum  nur  das  bewegliche, 
nach  einem  Tarif  traf,  welcher  die  Verwandtschaftsverhältnisse  in  der  üblichen  Weise 
berücksichtigte,  die  directe  Linie,  auch  Ehegatten  frei  Hess,  die  Soitralinie  nach  der 
Nähe  der  Verwandtschaft  mit  2— ö  Vo»  "^»t  letzterem  Satz  auch  nicht  verwandt--  Erben 
und  Legatare  traf.  In  der  Kriegszeit  wurden  die  Sätze  später  erhöht,  auch  die  Des- 
cendenten  (1S04)  und  die  Ascendenten  (1815)  mit  1  7o  zur  Steuer  herangezogen.  Uie 
Unterwerfung  des  unbeweglichen  Vermögens  tinter  die  Erbschaftssteuer  hat  Pitt 
179<i  vergebene  geplant,  sie  erfolgte  erst  ISö.'!  durch  Gladstooe  („succession 
dnty^).  Manche  Einzelheiten  dieser  Steuern  wie  der  oben  g^nuinten  Yerkehrssteuern 
hängen  mit  Eigenthumlichkeiten  des  englichen  Privatrechts  zusninmen  nnd  sind  nicht 
leicht  zu  verstehen,  auch  nicht  in  Kürze  darzustellen.  S.  Do  well  il,  173  u.  passim, 
bes.  III,  138 — 155,  Gneist,  engl.  Verw.rocht,  2.  A.  II,  805,  813,  am  Klai-sten  Vocke 
S.  223—230,  eingehend  Leser,  brit.  Erbscii.besteueruug  iprobat';  u.  liiiacy  duty)  in 
d.  Tab.  Ztschr.  1881  ,-S.  323  ü.,  490  Ii.  mit  einzelnen  Berichtigungen  Vocke's  und 
genauerer  Anseinandmtsnng  der  Rechtsrerh&ltnisse. 

§.  88.  —  IV.  Periode  der  grossen  fransHsischen 
Kriege  (1793—1815).  Auf  dem  Continent  sieht  das  Zeitalter  der 
französischen  Serolution  das  JElberkommene  Stenerwesen  absichtlich 
sertrümmert  wetden,  wie  in  Frankreich  oder  unter  den  Kriegs- 
ereignissen den  Dienst  yersagen,  mit  seinen  Staaten  zusammen- 
brechen und  schliesslich  einem  umfassenderen  Üm-  und  beinahe 
Neubau  weichen,  >vie  in  den  anderen,  vom  Kriege  näher  berührten 
Staaten  y  auch  in  Oesterreich,  wenn  hier  auch  die  Anknüpfung  an 
die  Vergangenheit  gewahrt  bleibt,  in  Preussen  und  den  neuen 
deutsehen  Mittelstaaten,  den  Beehtsnach folgern  des  alten  Territorial- 
getrttmmers,  wo  schon  die  Veränderung  des  Staatsgebieta  grossere 

A.  WifiMr,  FiuanxwiiMOiisHrbmft.  III,  tS 
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Umgestaltungeu  bediugte.  Ebeu  deswegen  ward  oben  das  deutsche 
und  da?5  französische  Steiierwesen  nur  bis  zu  dieser  Periode,  nur 
das  osterreicbisclic  ctwab  mit  in  sie  hinein  verfolgt.  Der  Um-  und 
Neubau,  soweit  die  spätere  Entwicklung  nach  1815  daran  aulintipft, 
während,  wie  beHonder.s  in  Frankreich,  sonst  nach  der  Kriegs- 
zeit, wie  vornehmlich  in  Preiis^en,  Oesterreich,  den  deutschen  Staaten 
soll  erst  im  folgenden  Kapitel  dargestellt  werden.  Der  Bruch 
mit  der  Vergangenheit,  der  im  und  nach  dem  Kriege  eintrat,  ist 
so  vollständig,  dass  dieses  Vorgehen  zulässig  und  zweckmässig  ist. 

Anders  ging,  wie  in  so  manchen  Dingen,  so  auch  im  Steuer- 
wesen die  geschichtliche  EntwickUmg  in  England  vor  sich. 
Etwas  wie  ein  „Bruch"  mit  der  Vergangenheit,  wenn  auch  nicht 
so  tiefgreifend  wie  um  die  Schwelle  des  19.  Jahrhunderts  in  den 
Continentalstaaten,  zumal  in  Frankreich,  war  hier  schon  im  17.  Jahr- 
hundert erfolgt  Die  französische  Kriegszeit  stellte  die  unerhörtesten 
Anfordemngen  an  den  britischen  Staatshaushalt  und  die  Bestene- 
mng.  Aber  die  Foi*tentwicklung  konnte  sich  doch  Dank  der  in- 
sularen Lage  des  Landes  wiederum  einmal  ruhiger  und  gieich- 
mässiger  aaf  der  gegebenen  gesehichtlichen  Grandlage 
des  Steuerwcsens  vollziehen.  Ein  Bruch  mit  der  Vergangenheit 
trat  jetzt  nieht  mehr  ein.  Im  Wesentliehen  worden  die  bestehen- 
den Steuern,  die  Zölle,- Accisen,  direeten  Lnznss teuer n, 
Stempel-,  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern  wegen  des  unge- 
heuren steigenden  Finanzbedarfs  nur  sehärfer  ausgebildet, 
im  Einzelnen  vermehrt  und  in  den  Sätzen  erhöht,  wie 
dies  sehen  im  Vorausgehenden  mehrfach  mit  augedentet  worden 
ist  An  dies  znletzt  f^Uieh  vollends  extravagant  gewordene  Steuer- 
System  knüpfte  dann  die  WeiterentwiekluDg  naeh  dem  Frieden  an. 
Es  wurde  allmählieh,  soweit  der  Finanzbedarf  es  gestattete,  wieder, 
wie  ein  aus  seinem  Bett  getretener  Strom,  eingedämmt  und  ab- 
gelassen. So  erkUlrt  sich  aueb  auf  diesem  Gebiete  dieselbe  Er- 
scheinung, wie  in  anderen  Verhältnissen  des  britischen  Staatslebens: 
aueh  die  britische  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts 
ist  weit  mehr  als  fast  ttberall  auf  dem  Gontinent  ein  Produet 
einer  langen,  kaum  unter-,  niemals  völlig  abgebroche- 
nen historischen  Entwicklung.  Daraus  erklären  sieh  zu- 
gleich wie  bei  anderen  britischen  Institutionen  ihre  Vorzüge  und 
ihre  Mängel.  Eben  deswegen  wurde  bereits  und  wird  im  Folgenden 
^  noch  in  unserer  Darstellung  auf  die  Veränderungen  in  dieser  Kriegs-  • 
Periode  etwas  mit  eingegangen. 
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Nur  Ein e  Steuerart  tritt  in  dieser  Zeit  in  mächtiger,  wenn 
auch  technisch  unvollkommener  Entwicklung  neu  hervor,  die 
directe  Einkomrocustener,  leider,  um  sofort  nach  dem  defi- 
nitiven Frieden  wieder  für  längere  Zeit  zn  yerschwinden :  ein  an- 
erfreuliches Zeichen  des  Egoismus  der  besitzenden  Glassen  und 
der  Schwäche  der  das  Parlament  beherrschenden  Parteien. 

Die  ansserordentliche  Vermehraog  der  Gesammtbestenening  in 
allen  möglichen  Formen  in  der  Eriegszeity  als  ^^Noth  an  Mann  and 
Staat"  ging,  ist  aber  anderseits  ein  grossartiges  beweisendes  Bei- 
spiel ftlr  die  politische  Tflchtigkeit  nnd  wirthschafUiche  Leistangs- 
und  Opferföbigkeit  des  britischen  Volks  in  solchen  Nothzeiten.  Sie 
weicht  Ton  der  gleichzeitigen  leidigen  Praxis  der  Gontinentalstaaten 
sehr  erfreulich  ab.  Sie  findet  ein  bemerkenswerthes  Analogen  nar 
in  den  Vorgängen  bei  den  stammverwandten  Nordamerikanem 
während  des  Bürgerkriegs.  Abweichend  Ton  manchem  anderen 
Staate  versteht  man  es,  in  solchen  Zeiten  nicht  bloss  zur  Papier- 
geldpresse  and  zur  Yermehning  der  verzinslichen  Staatsschnld,  die 
ja  aach  damals  in  England,  wie  1861  ff.  in  den  Vereinigten  Staaten 
im  colossalsten  Maassstabe  erfolgte,  sondern  zugleich  zur  Ver- 
mehrungderStenern,  anch  schon  für  die  Deckung  wenigstens 
dnes  Theils  der  Kriegs-  und  Anleihekosten  im  Kriege  selbst  zn 
greifen.  In  der  britischen  wie  in  der  nordamerikanischen  Stener- 
geschichte  liegt  daher  hißt  doch  ein  Beispiel  vor,  von  dem  die 
Wissenschaft  Act  zu  nehmen  hat:  dass  es  nämlich  immerhin  mög- 
lich und  auch  wohl  richtig  ist,  schon  unmittelbar  die  Kriegs- 
kosten mit  aus  Steuern  zu  decken. 

Eine  Beätä(ignng  der  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  im  1.  Bande, 
Fin.  I«  8.  A.,  §.  7S. 

Die  fiülir^r  schon  crw^ähnten  Erhöhungen  der  \cci>o-  und  Zolls  ätze  waren 
mehrfach  ganz  exorbitant  Besonders  gesteigert  wurde  die  Salzs teuer,  von  5  sii., 
dem  hohen  Satze  ans  dem  amerikanischen  Kriege,  anf  10  sh.  (179S)  u.  auf  15  sh.  p. 

Bushel  (1805),  dem  .SOfachen  des  Pr  ises  vuii  steuerfreiem  Salz.  Der  Ertrag  stieg 
auf  c.  1.5  Mill.  Pf.  (Vocke  S.  396,  Doweil  IV,  5,  in  den  Zahlen  abweichend). 
Die  Zuckerzölle  wurden  7mal  im  Kriege  erhöht,  der  Ertrag  stieg  von  1.32  in  1792 
auf  fast  3  Mill.  Pf.  in  1815.  (DowelllV,  27).  Die  gleichfalls  mehrfach  erhöheteu 
Tabakzölle  stiegen  von  Va  auf  über  2  Mill.  Ertrag  (Doweil  IV.  270),  die  wieder- 
holt stark  erhöhten  Theczöllo  von  650,000  auf  3.6  Mill.  Pf,  (ob.  S.  247).  Die 
Steuern  auf  Biev.  Mal/,  Hopfen  wurden  nicht  minder  stark  erhöbt,  sie  warfen 
zusammen  1815  it.O  Mill.  Pf.,  die.  Mal/Rteiier  allein  (5  Mill.  hcz.  H.O  und  1.2 

Mill.  in  171)3  ab,  {nh.  S.  126,  127).  Diese  Bcisjnülc  guuügcn.  Im  Grade  voischiedcn, 
im  Princip  ähnlich  ging  ei  mit  den  meisten  anderen  Accisen  und  Zöllen,  auch  mit 
Stempeln.  Erhsrliaftssteuern .  directiMi  Lu\'n-^sf"nftrn  (assessed  taxes).  Dit  fiesatnmt- 
ertrag  dei  Zölle  stieg  roh  (aber  nach  Abiiug  der  liückzöUe,  Prämien  u.  dgl.i  von  c. 
S.7  Mill.  in  1789,  Ö.9  Mill,  in  1796  auf  8.6  in  1800,  14.3  Mill.  Pf.  Si.  in  1815, 
derjenige  der  Accise  von  lü  Mill.  in  1792  auf  14  in  1800,  25  in  1810.  an  30  am 
ScÜuss  der  Kriegszeit  (Vocke  S.  359,  368);  der  Ertrag  der  Stempel  (incl.  Erb- 
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säohaftssteuer  u.  Stempel  auf  Gebrauchsdinge)  von  lA  Miil.  luli  iu  1T9Ü  auf  3  Mill. 
in  1800.  j.ö  in  1810,  e.8  in  1820  (eb.  S.  21<)).  Von  den  Erbschaftssteuern  gaben 
<lie  probate  duty  1805  O.SI,  1**10  0.44,  1S20  0.70.  dir  hgacj  duty  1800  0.14,  ISIO 
0.44»  1820  Ü.yi  Mill.  Pf,  \,th.  225,  22ü).  Coüsüiidaüonen  der  Zoll-  und  Steiiipel- 
tarife  erfolgten  1808,  bez.  1804  u,  1808.  Dagegen  blieb  die  alte  Landsteucr  stabil 
lind  verminderte  sich  in  dieser  Periode  dnrdi  die  schon  besprochene  Maassregel 
(S.  184)  der  AMftsimir. 

Die  stärkere  Beiastuug  der  besitzenden  uiid  reicheren  Classen  er- 
folgte immerhin  dnich  manche  der  Steucrstei{rt;ran2:en  im  Verbrauchssteuersyslem  der 
Zßüc  und  Acciscn,  speciell  durcli  die  Erbschaftssteuer-  und  Stempelorhöhungrcn  «  t- 
was  mit,  wenn  auch  schwerlich  ebenmässig.  Iu  bcdcutcudeiuiu  Gmde  wurdi-n  diese 
Glassen  durch  die  Krhnhuntrcn  der  directen  Luxusateuern  (asessed  tax<si  zur 
Tragung  der  Kriegskosten  mit  herangezogen.  Die  Kutschtristtnier  ist  um  17 — 45 
die  Pferdesteuer  um  über  100  ^^'^  Bodienteustcuer  um  50—100  7o  gesteigert 
worden,  auch  die  Haus-  und  Peustersteuer  wurde  erhöht'  (der  complicirte  Tarif  bei 
Vocke  S.  477,  Do  well  III,  198.  20S\  Der  Ertrag  der  Ilänsersteuer  war  1792 
0.17.  1810  0.97,  1820  1.25,  derjeuige  der  Feasterüteaer  bez.  0.96,  2.47,  2.50  Mill. 
Pf.  (Vocke  S.  467). 

§.  89.  Die  Einkommensteuern  der  Kriegszeit.  In  der 
speciellen  Absicht,  die  reicheren  Classen  einmal  er- 
heblich mit  zu  belasten  und  in  der  Idee,  die  asscsscd  taxes 
und  die  Haussteuern  hierfür  wie  eine  Art  1.  i  n  k  o  mmenstcuer 
zu  benutzen,  wurde  im  Jahre  1798  durch  l'itt  das  sogenannte 
triple  assessment  durchgeführt. 

Auf  Grund  der  Steuerveranlagungen  des  vorausgehenden  Jahres  wurden  die 
Steuerzahler  nkch  der  Höhe  ihrer  Steucrschuldigkeit  in  5  dassen  gebracht  und  hatten 
dann  bei  einer  Schuldigkeit  von  unter  25  Pf.  St.  das  3fache,  bei  25  —  unter  80  Pf. 
das  S'/sfache,  bei  30—  unter  40  Pf.  das  4fache,  bei  40—  unter  50  P£  das  47jfache, 
bei  50  Pf.  u.  darüber  das  Sfache  zu  entrichten  (mit  einif!:en  weiteren  Modificationcn). 
So  wurde  diese  Veranlagung-  von  Stenern  nach  gewissen  Ausgaben  die 
Basis  einer  dir  m  ten  Ycrmöjjens-  u.  Kirikommensteuer.  In  den  Neben- 
bestimmun^cn  trat  dieser  Cliaractei  noch  mehr  hervor.  So  war  Emkommen  bis  60 
Pf,  von  dieser  Steuer  frei,  solches  von  60 — 200  genoss  Ermässigungen  in  der  Art, 
dass  die  Steuerschuldigkeit  im  Ganzen  eine  procrn^ssir  steisieiiil-:  (^uote  d»  ä  Kinkommcns 
— 10%)  nicht  übersteigen  sollte,  Auel»  der  15e/-iclier  uiiie^  hölicrcii  Kmkümmeüä 
konnte  eine  Herabsetzung  seiner  Gtsammtsteuer  auf  10  %  seines  Einkommens  Ter* 
lanjren,  wenn  er  nachweislich  iu  der  irwiihnten  Form  m^ht  zahlte.  Eltern  von  4 
und  mehr  Kindern  halten  cbcusro  Ansi^rucli  Mif  mit  di  r  Zahl  der  Kinder  steigende 
EnoSBsignngen.  Auch  einige  andere  Erleichtcriui^cii  für  verschiedene  ßerufsclassen 
wiird.  n  firwührt.  Zur  Durchführung  des  Keclamationsverfahrens ,  um  Ut  berbflrdung 
nachzuweisen,  wurden  Vorschriften  über  Ausweise  und  Berechnungen  des  jährlichen 
Einkommens  gegeben,  vohei  die  Bed&manten  in  9  verschiedene  dassen  nach  den 
Quellen  ihres  Einkomirn^ns ,  ganz  wie  bei  einer  wirklichen  Einkommensteuer,  cinge- 
tbeilt  wurden.  Der  Ertrag  war  c.  5  Mill.  PI'.,  doch  hatte  Pitt  auf  das  Doppelte  ge- 
rechnet. Man  ging  dann  ron  dieser  rohen  Form  einer  nach  Ansgabeverhält- 
iiisscn  veranlagten  zur  föruilirhi  n  Einkommensteuer  über,  indem  dns  System 
der  liedamations- Einkommennachweise  des  triple  assessment  obligatorisch  gemacht 
wurde  (DoireU  H.  214,  bes,  m,  174^177.  Yocke  &  521—623.  Beider  Dar- 
stellangen,  hesonden  die  Ertiagsangaben,  wichen  etwas  ron  einander  ab). 

Die  neue  Einkommensteiier  von  1798—99  (39  Qeorg  III,  c.  13, 
verbessert  dnreh  39  Ge,  III,  c.  22)  war  im  Prineip  nnd  im  Wesent- 
lichen in  der  AnsfUbrang  eine  wirkliehe  Per  so  nal-Gesammt- 
einkommensteuer,  welehe  im  Inland  wohnende  In-  and  Ans- 
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länder  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens,  abwesende  Inländer 
(abseiitees)  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens  aus  £igentbam  im 
Inland  trat*. 

Die  SteaerpflichÜgeu  liatteu  nach  besümmtea  Schumaten  fUr  die  oiuzeken  £in- 
kornnKOurten  DeclaiatioDeii  za  machen.  Die  zul&ssigcn  Abzüge  vom  Bobertrag  zni 
Bfldimg  des  Reinertrags  oder  „Einkommens"  im  eigentlichen  Sinne  (s.  Grundlt  gong  I, 
2.  A. ,  §.  82 — 84)  und  die  weiteren  zulässigen  Abziljre  zur  Bildung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  waren  genau  angegeben.  üi<?  Steuercommissäre  wurden 
aus  denen  fllr  die  Landtaxe  ^wäblt,  in  London  und  den  grosseren  Städten  fungirten 
jedocli  besoiulciü  ,,lIatidelscommi8sRre"  fUr  die  Veranlagung  der  llandelseinkommen. 
Die  Veranlagung  und  Erliebung  erfolgte  durch  Localbeamtf ,  wobei  das  liscaliscbe 
InlttCieBSe  daTch  einen  St>  nerinspector  mit  dem  Rechte,  die  Einschätzung  zu  erhöhen, 
wahrgenommen  wurde  Kitikommen  bis  00  Pf.  war  wieder  steu^  rftTi.  yon  da  bis  zu 
200  Pf.  und  uttdu  sliey  der  Steuersatz,  wie  bei  der  vurbiji  besfiocbenen  Steuer,  von 
aaf  10  7o*'  i«*  Familien  traten  Ermässigungen  für  die  Kinder  ein  und  zwar  fttr 
jedes  Kind  ein  mit  der  II^ln«  des  Einkommens  sieh  vermindernder  Abzugssatz  (5  "/„ 
bis  4ÜU  Pf.  Einkommen,  4  7«  von  400— lÜüO.  3  7^  von  1000—5000,  2  %  von  über 
6000  Pf).  Die  Steuer  bestand  bis  1 802  (Frieden  von  Amiens),  ergab  statt  d*  r  erhofl^en 
10  Mill.  oder  wenigstens  7.5  Mill.  nur  zwischen  5.6  u.  6.25  Mill.  uiul  iii  ]  t  brnso 
wie  die  roraosgegaugene  unter  der  Abneigung  des  Parlaments,  der  besitzenden,  be- 
sonder» aucb  der  banddtreibeodeii  Glissen.  (Dow eil  2tSff.,  III,  108-^110,  mit 
einem  Muster  der  shedules  der  Yernnlnuung,  im  Anbang  Fitt^sBade  r.  S.  Dec  1798 
darüber,  p.  351—372,  Vocke  S.  521— -327.) 

Der  Wiederbeginn  des  Kriegs  nöthigte  bald,  znr  Einkommen- 
steuer zarliekziikcbren.  Doch  wurde  in  dem  neuen  Gesetz  des 
Min.  Addington  von  ISiM  (43  Georg  III,  t*.  122)  die  Grundlage 
und  insotcrn  auch  der  Giiuideharacter  der  Steuer  erheblich  ver- 
ändert, besonders  in  der  Tendenz,  die  oti'enlegnng  der  Einkommen- 
vcrbältnisse,  der  unpoptilärste  Piinct  der  vorigen  Steuer,  nur  in  ge- 
ringerem Maasse  erforderlich  zu  machen.  Die  Steuer  wurde  so, 
gleich  der  jetzigen  britischen  Einkomnienbteuer  von  1842,  „ein 
Ertragssteuersystem  mit  Einkorn  mens  teuer  momenten'' 
(Vocke). 

In  5  Abtheilungen  wurden  die  Einkomueu  aus  Immobiliarbesitz,  aus  Laudwirth« 
scbaftslieMeb  (Pacht  und  Selbsthetrieb).  ans  dffenttichen  Fonds  (unter  FreUassitnp  ron 

im  Ausland  wohnenden  Ausländem),  aus  anderen  gewerblichen  und  Erwc rljssliatig- 
koiten,  endlich  aus  Besoidnogen  veranlagt:  das  „Schedul-System''  auch  der  heutigen 
Gesetzgebung.    Dedarationen  varen  nur  für  das  geverblidie  a.  dgl.  Einkommen  er- 

forderlu  li;  hier  blieb  die  Steuer  unmittelbar  Eink  nnun .  nsteuer.  Bvi  «len  anderen 
Zweigen,  besonders  dem  Grundbesitz,  Pachtungen  (bei  Fonds  seit  erfolgte  diu 

Besteuerung  wie  hei  den  Ertragssteucm  an  der  Quelle,  daher  z.B.  beim  Pächter. 
Miethor  für  den  EigeathUmer,  beim  Schuldner  flir  den  Gläubiger,  mit  dem  Kecht, 
die  ctitsjavchendcn  Abzüge  der  Steuer  bei  der  Kentenzahlung  u.  s.  w.  zu  machen. 
Familien  mit  Kindern  behielten  ähnliche  ErmässigungsansprUchc  wie  früher;  60  Pf. 
blieben  steuerfrei,  dann  war  der  Fuss  progressiv,  von  %  bis  5%  von  150  Ff.  an, 
uiif  orwas  mässi^erru  Sätzen  für  Pächter.  Tu  diesL'U  Siimininingrn  der  Ertrüge  zu 
Einem  Einkommen,  der  ßestcucning  nach  progressivem  Fuss,  der  Fruikcit  kleiucJi 
Einkommens  u.  s.  w.  war  wiuder  der  Chararter  ilcr  Einkommensteuer  festge- 
halten. Der  Ertrau-  war  zwischen  4,1  und  5.35  Mill.  Pf.  1805  erfolgte  eine  kleine. 
1806  eine  Erhöhung  bis  zu  10  (Dowell  II,  220,  lU,  110-113,  Vocke  S.  527 
bis  632,  beide  mehrfach  abveieihend  rom  einander). 

Im  J.  1S06  wurde  ein  neues  Gesetz  gegeben  (46  Georg  UI.  c.  18),  mit  mancher- 
lei Abänderungen  des  vorigen,  aber  doch  im  Ganzen  auf  derselben  Grundlage.  Et» 
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bildet  den  K''^''<^Jit^hcu  Boden  bis  1815,  be/.  1S16.  Die  St»*ucrfreihcit  \\<>tI''.  liei  M)  Pf. 
auf.  bis  15ii  Pf.  trat  ein  miasigerer  Fu^s  ein,  der  nach  einem  >  i^reuthniiilii  hen 
Priiicip  der  Et-rtclmung  ffsff^esetzt  war  und  st  hliesslich  bei  ITiii  l't  ;l  1  üiehr  auf 
10  %  stieg.  Die  Ermässigungen  für  Familien  mit  Kiudcra  hörten  aul  ,  wt;il  sie  zu 
riel  Mtthe  gemacht  und  /n  Missbräuchen  gefUhrt  hatten.  Der  Krtrag  stie^  von  12.S 
Mill.  in  ISOO.  IL!)  in  1^07  auf  1.'i.5  in  1S12.  15.«  in  Schon  t^l'y  »wstand 

die  Aböiclit  die  von  vorneherein  nur  liir  die  Kriegsdauer,  also  als  a usserordent- 
liche  Steuer  in  der  froheren  Weise  bestimmte  EinlterametiBtetior  aafisiihebeD.  Na- 
poleon's  Rückkehr  nöthigte  noch  einmal,  sin  zu  rorliin?rrn  ,  aber  im  J.  ISlfi  tic!  (lic 
Steuer  iiu  Paclameot  unter  dem  Druck  der  „öUentiichcu  Meinung",  d.  h.  der  Wunsche 
der  reicheren  dasRen,  vlbrend  die  Begieroog  vergebens  sie  venigstens  zum  halben 
Satze  noch  behalten  wolld  .  was  gewiss  das  Richtigero  gewesen  wire.  (Doirell  II, 
224,  lU,  113  bis  116,  Vockc  S.  bS2—bäa.) 

Ent  nach  26  Jahren,  bot  Sir  Robert  PeeTs  Stenerreformen  der  40er  Jahre 
kehrte  sie  wieder  (IS42),  um  seitdem  niclit  wieder  zu  verschwinden,  trotz  der  öfters 
gehegten  Absicht,  sondern  das  nothvendige  und  zwe<  kmiissige  „mobile  Element" 
im  groasen  britischen  StaatsluKnlialt  t»  hUden.  (Wag nur,  Abb.  directe  Steuern  iu 
SchOnberg's  Handb.  d*  poJit  Ockon.  2.  A.  Ol,  319)i 

7.  Abschnitt. 
Steuergeschiohtlioho  Srgebnisse. 
§.  90.  Das  Ergebnisfi  der  TorausgeheDdeii  stenergeschichl- 
lichen  Dantellangen  in  diesem  Kapitel  ist  bereits  in  jenem  Ab- 
schnitt der  allgemeinen  Stenerlehre;  sn  welchem  dieses  Kapitel  die 
genauere  AnsfUhmng  bilden  and  die  BeweisfUbmng  liefern  solltCi 
im  zweiten  Bande  dieses  Werks  znsammengefasst  und  vorweg  ge- 
nommen worden.  Mit  der  dort  gegebenen  „Uebersicht  Uber  die 
Grundzttge  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuersystems  und 
der  Bteaerarten'<  (II,  387—408)  stimmt  das  Ergebniss  dieses  Ka- 
pitels vollkommen  flberein.  Was  dort  in  grossen  GrundzUgen  und 
zum  Theil  mit  Benutzung  der  deductiven  Methode  entwickelt  wor- 
den ist,  hat  hier  jetzt  seine  Bestätigung  im  Einzelnen  und  unter 
Anwendung  der  htstoriseh-inductiven  Methode  gefunden.  Dadurch 
ist  ein  voUereSi  farbenreicheres,  belebteres  Bild  gewonnen,  das  Ab- 
stracto und  Allgemeine  durch  eoneretes  Detail  ausgefüllt,  dem  Ver- 
stttndniss  näher  gebracht,  sind  die  Umrisslinien  sozusagen  mit 
Farben,  mit  Licht  und  Schatten,  das  Gerippe  mit  Fleisch  und  Blut 
versehen  worden.  Aber  alles  Wesentliche,  worauf  es  in  der  Fi- 
nanzwissenschaft und  in  der  vergleichenden  Steuerge- 
schichte, im  Unterschied  von  der  Einzelgeschichte  eines  he- 
stfanmten  Staats  und  Zeitalters,  ankommt,  ist  bereits  in  jener 
„Uebersicbt  Uber  die  Grnndztige  der  Stenerentwicklung*'  im  zwei- 
ten Bande  enthalten.  Das  vorstehende  Kapitel  hat  Ergänzungen, 
aber  nicht  Berichtigungen  gebracht  und  imGanzen  überhaupt 
nichts  Neues  im  Vergleich  mit  jeuer  Uehersicht  bringen  sollen 
und  köQiieii. 
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Es  ist  mit  ein  methodologischer  Gesichtspunct ,  dessentwegen  ich  dies  hier 
Ih  soiiiIcis  licrvorhebe,  gegenüber  dem  etwas  zu  ansprochsfoUen  Auftreten  und  den 
etwas  zu  grossen  Worten  des  „ökonomischen  Histori'^fn««?",  anrh  anf  (Vh-  (it  falu  hin, 
dem  Einwand  zu  begegnen,  wamm  ich  ÜL-iin  dann  selbst  eiu  üo  uiüloiigreicLcs  cou- 
cret-steuergescbichtlichcs  Kapitel,  wie  das  vorausgehende,  in  dieses  Werk  aufgenommen 
habe.  Den  Werth  und  Jas  Bcdiirfniss  solchen  concreten  Details  gerade  für  dio  sp.-- 
cielle  StüUcrlehre ,  liicsc  an  sich  und  wieder  als  Theil  der  ganzen  Steuerlehre  und 
det  Finutwissenscliatt  ;;eiiüutincn,  bestreite  ich  natürlich  nicht.  Aber  für  einen  an- 
deren und  zwar  für  den  zunächst  in  Betracht  kommenden  Hauptzweck,  für  die  Ge- 
winnung des  Einblicks  in  die  causalen  und  condi tionellen  Yerhält- 
nissr  der  Steuerent Wicklung  überhaupt,  den  Punct  des  eigentlich  wissen- 
scliaf tlichcn  Iiitfressi-s  in  der  Sache,  kann  jene  „üebcrbii  ht"  in  der  allgeuieinen 
Steucriebre  alles  das  bieten  und  bietet  sie  in  der  That  alles  daü,  was  für  die  Lösung 
der  einen  Aufgabe  der  Finanzwisseoschaft ,  der  theoretischen,  erfordeificli  ist 
(Fin.  T,  A.,  §.  12,  s.  auch  in  dii  scm  B.  ITT  1  n.  2\  Die  Uebereinstimmung 
der  Ergebnisse  jener  früheren  „Uebersicht"  mit  denen  lUeses  jetugen  steuergeschicbt- 
Uclen  Kapitds  iqid  die  relatire  Ontergeordnefbeit  der  Bedentnng  dieses  Details«  dieses 
„Concreten",  selbst  in  der  hier  befolgten  vergleichenden  Behandlung,  gegenüber  dem 
««AUgemeinen",  dem  ,^bstrac(en''  in  der  frühereu  Behandlung  des  (iegeostands  liefert 
mTE.  den  Beweis  fttr  die  Bichtigkeit  der  ErOrterongen  im  1.  Bande  ttber  Angabe 
und  Jlijthoden  der  Finanzwissenschaft,  spi^eicll  iil>or  den  Werth  dor  Geschichte  als 
Methode,  der  sog.  ,^toriscJien  Methode"  in  letMerer Diäciplin  (Fia.  S.  A.  I,  §.  12, 
18).  Zugleich  wir?  lAtst  wohl  ein  Beiti-ag  zu  dem  neuerdings  so  heftig  gewordenen 
Methodenstreit  in  der  Nationalökonomie  nbcrhaupt  ergcbi  n.  Meine  Stellung  dazu, 
eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden  Extremen  SchmoUui'd  und  Menger 's,  ist 
eine  ähnliche  wie  diejenige  Oasi  Gohn*s.  Meine  beztiglichen  Aasfithruiigeii  in  dem 
Aufsatz  „systematische  Nationalökonomie"  (Conrad'^  Jaliib.  ISSG  I,  S.  197.  bes.  S. 
229  Ii)  finden,  scheint  mir,  in  dem  im  Vorausgehenden  Gesagten  und  in  meiner  Be- 
weisführung mit  dem  Versuch  selbst  in  der  steuergeächichtlichen  Skizze  in  der  all- 
gemeinen Steneiiehre  ihre  Bestätigung. 

Wie  man  aber  auch  hierüber  urtlieile  und  wie  sehr  man  im  methodologischen 
Standpuuct  abweiche:  das  ist  doch  wulil  vollends  unbestreitbar,  dass  nur  eine  vor- 
gleichende Steuergeschichte  Uberhaupt  die  in  der  mehr  theoretischen  wie  in  der 
mehr  practisrhen  AiifgaT)e  der  Finanzwisäcnschaft  (Fin.  L  '^.  A.,  §.  12)  vorliegenden 
Probleme  zu  lösen  ermögliclkt.  Die  ceucrctu,  noch  ho  „cxact"  fcst^jcstelltc  Steuerge- 
schichte eines  einzelnen  Landes  ist  die  nothw^endige ,  nach  dem  Grade  ihrer  Zuver- 
lässigkeit und  Objectivität  mehr  oder  weniger  werthvolle  Vorarbeit  für  einen  solchen 
huauiwissenschafilichen  Zweck,  nicht  weniger,  aber  auch  nicht  mehr,  und  immer  nur 
eine  historische,  nicht  an  skük  SChon  eine  nationalökononiische  oder  staatswisscn- 
sc!iaftH(  hc  Arbeit.  Dass  aber  so<^nr  zum  richtigen  Verständniss  und  zur  objectiven 
Kritik  der  coucrotcn  Finanz-  und  Steuergeschichte  auch  eines  einzelnen  Landes 
erst  durch  die  Vergleich ung  der  richtige  Standpnnct  gewonnen  wird,  mSchte  ich 
als  ein  besonderes  tncthodologisclics  Eri^^ebniss  aus  diesem  steuergeschichtlich'^n  Ka- 
pitel hervorheben.  Erst  durch  Vcrgioichung  tritt  das  Gute  und  Schlechte  in  die 
liohüge  Bdenditung  and  ent  hd  ihr  wird  man  weder  Lob  nodi  Ttidel  ttbertcetbeo. 

■  §.  91.  Das  ffiesetz  der  fortschreiteaden  Differen- 
sirang  des  Steuersystems''  oder  der  Entfricklangsprocess» 
welcher  sich  mit  der  Bestenerang  in  Folge  der  fortschreitenden 
qualitativen  und  quantitativen  Differensirung  des  Volkseinkommens 
und  VolksvermOgens  im  Einkommen  und  Vermögen  der  Einzelnen 
vollzieht  (Fin.  II,  387—389),  war  die  Formel,  in  welohe-an  der 
angefllhrten  Stelle  im  zweiten  Bande  dieses  Werks  die  entwiek- 
Inngsgesetzm&ssigen  Beziehungen  zwischen  Volks- 
wirthschaft  und  Besteuerung  auf  ihren  abstracten  AuBdnM»k 
gebracht  worden  sind.  Dies  Gesetz  hat  in  diesem  Kapitel  ttberan 
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seine  Bestätigung  gefunden.  Durch  die  Aiisführun^'^en  Uber  die 
Steuergeschichte  der  einzeluen,  in  diese  Untersuchung  gezogenen 
Länder  ist  zugleich  dargelegt  worden,  in  welcher  Weise  dieses 
Gesetz  sich  überall  in  die  Einzelheiten  der  Besteuerung  hinein 
durchsetzt. 

Die  politischen,  rcchtürhen,  socialen,  teclmischeu 
Verhältnisse  bilden  dabei  bald  .Momente  der  Hennnung,  bald 
solche  der  Ucfürderung  des  Processes,  in  der  dieseiti  inmianenten 
Tendenz  sich  zu  entwickeln,  d.  h.  die  Besteuerung  zu  gestalten. 
Aber  hier  iVliher,  dort  später,  hier  in  diesen,  dort  in  jenen,  äusser- 
lich  mehrfach  verschiedenen,  indessen  demselben  .Specialzweck 
einer  bestimmten  Art  der  Besteuerung  dienenden  Formen  kommt 
schliesslich  doch  ein  in  den  entscheidenden  Pnncten  an- 
nähernd gleiches  Steuersystem  in  den  Staaten  unserer 
Gulturperiode  zu  Stande,  wie  es  den  im  Ganzen  so  gleichartigen 
wirtbschaftlichen  Gesammtverl^ältnissen  der  Arbeits-  und  Eigen- 
thumstbeilung,  der  Production  und  der  Yertheilang  des  Prodactions- 
ertrags  entspricht. 

Der  treibende  Factor  dabei  ist  öfters  das  politische 
Bewnsstsein  der  Zeit  und  das  mit  diesem  verbundene  Streben 
nach  5, ?:c  1  echter "  StenerTertheil ung.  Die  veränderten 
wirtbschaftlichen  Verhältnisse  machen  die  bisherige  Besteuerung 
nnznlänglich,  Berichtigungen,  Ergänzungen,  „Reformen*'  mit  einem 
Worte  werden  Postuiate  des  politischen  Bewttsstsems  and  des  Ge- 
rechtigkeitsgefühls. Diese  Postalate  gelangen  dann  aber  nm  so 
mehr  zu  ihrer  Verwirklichmig  in  der  Ansgestaltang  des  Steuer- 
Systems,  je  grösser  der  Finanz-  nnd  Stenerbedarf  wird  nnd  je  mehr 
daher  auch  unmittelbar  das  Finanzinteresse  eine  solche  Ausgestal- 
tung verlangt,  weil  es  nur  durch  dieselbe  befriedigt  werden  kann. 

Auch  für  deu  in  der  allgomeincn  Steuerlehre  (II,  §.  400,  S.  292  ff.)  hervorge- 
lioh'Mit  ji  Einfluss,  welrJien  die  Enlwicklaii'j*  der  jmvatwirthschaftlicheii  ArbL'ifbtheiluiig 
und  der  Technik  aut  die  practischo  Durchführung  dcc  Priucipiöü  der  Aligemcinhoit 
und  tileichmassigkcit  in  der  Bestenenmir  ansttbt.  finden  sich  in  diesem  steaergescliicht- 
liehen  Kapitel  yiele  einzelne  Belege. 

§.  92.  Schon  am  Ende  der  Periode»  bis  zu  welcher  die  Steuer- 
gesehichte  vergleichend  verfolgt  worden  ist,  am  Schlnss  des  „ancien 
regime"  —  wie  man  die  „alte  Zeit"  bei  der  universalen  Bedeutung 
der  französischen  Revolutionsepoche  nunmehr  wohl  zusammenfassend 
für  ganz  Mittel-  und  Westeuropa  nennen  kann  —  zeigt  sich  in  der 
Ausbildung  der  Besteuerung  zn  einem  drei  bis  viergliedrigen 
,,Steueräy  btem"  eine  grosse  Uebereinstimmung,  je^e  der 
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drei  oder  vier  groesen  Stenergruppen  zunächst  als  ein  solclies  Glied 
und  alä  ein  Ganzes  betrachtet:  flhernll  eine  Combi  n  ;i  I  ion  von 
d  i  r  e  c  t  e  r  „berufsmässiger  Etw  e  r  b  s  b  e  ste  u  e  r  ii  n  (II,  413, 
Ertrags-,  Personal-,  Einkommensteuern  u.  s.  w.),  mit  ,,indi- 
recter  Verbrancbsbesteuerung"  (II,  49(i  ff.j,  beide  ergänzt 
durch  „Verkeh  rsl)esteuerung*'  einzelner  Erwerbsacte 
und  Rechtsgeschäfte  (Stempel  u.  s.  w.,  II,  439  ff.),  und,  wenn 
auch  noch  nicht  so  allgemein,  durch  Besteuerung  des  „An- 
fall-Erwerbs'* (Erbsehaftsbestenerung,  11,455,  476).  In 
dieser  UebereinBtimmung  liegt  doch  wohl  ein  guter  historischer  In- 
ductionsbeweis,  wie  t'ttr  die  relativ  grosse  Gleichartigkeit  der  wirth- 
Bchaftlichen ,  socialen ,  rechtliehen,  technischen  Verhältnisse,  auf 
welchen  dies  Steuersystem  sieh  aufbaut,  so  fUr  die  wenigstens 
relative  Nothwendigkeit  and  Zweckmässigkeit  eines 
solchen  Steuersystems  nm  die  Scheide  des  18.  und  Id.  Jahr- 
handerts.  Im  Laufe  des  letzteren,  bei  dem  Um-  und  Neubau  nach 
der  grossen  £pocbe  der  französischen  Kriege,  wird  dann  das  bteuer- 
sjrstem  der  verschiedenen  Länder  n  o  e  h  g  1  e  i  c  h  a  r  t  i  g  e  r,  aas  nahe- 
liegenden, in  der  Gleiehmüssigkeit  der  Bntwicklang  der  gesammten 
einwirkenden  Verhältnisse  liegenden  Grtinden.« 

Innerhalb  jeder  der  genannten  grossen  Steaergrappen  finden 
sich  Stenern  verbanden,  in  welchen  die  einzelnen  Länder 
noch  mehr  Verschiedenheiten  zeigen.  Die  Aasbildung 
and  Fortentwicklung  der  Einzelsteaem  jeder  ßrnppe  ist  bis  zum 
Beginn  des  Id.  Jahrhonderts  nicht  überall  die  gleiche  gewesen. 
Am  meisten  Verschiedenheiten  sind  wohl  gerade  bei  den  an  sich 
ältesten,  bei  den  directen  Stenern  and  znm  Theil  aach  bei 
den  Zöllen  geblieben.  Die  jnnge  Verkehrsbesteaernng'  (be* 
sonders  Stempel;,  die  Erbschaf tsbesten er ang,  wo  ne  be- 
steht, die  Verbraachsstenern  in  Monopolform  zeigen  schon 
mehr  Uebereinstimmnng.  Die  sonstige  innere  indirecte  Ver- 
branchsbesteaernng  (Aecisen)  bürgert  sich  fiberall  ein  and 
dehnt  sieh  seit  dem  17.  Jahrhandert  mächtig  aas,  hat  anoh  viel 
Gleichartiges,  bewahrt  aber  anderseits,  tbeils  zwischen  England 
and  dem  Gontinent,  theils  auch  sonst  zwischen  einzelnen  Ländern 
gewisse  tiefere  technische  Verschiedenheiten  (allgemeine  Aecisen, 
wie  in  Preassen  und  anderen  deatschen  Staaten;  Form  der  städti- 
schen Thorsteuer,  wie  hier,  aber  auch  in  Frankreich;  Aecisen  be- 
stimmter einzeboier,  doch  wenigerer  wichtiger  Artikel,  wie  in  Eng- 
land, theilweise  auch  in  Frankreich). 
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Die  di r  e c  L  c  11  .s  i  c  u  c  r  ii  luiu^cii  regelmässig  in  ihrer  speciellen 
AHs<;estaitiing  mehr  uud  unmittelbarer  als  andere  Steuergattungen 
von  den  gegebenen  concreten  politischen,  rechtlicheu,  socialen 
Verhältnissen  eines  Landes  ab.  Der  Process  der  L'mbilduiig  der 
älteren  directen  Steuern  und  der  Ausbildung  der  gesammlcn  diieeten 
Hestcuerung  zu  einem  „System"  erfährt  durch  diese  Verhältnisse 
öfters  besondere  Hemmungen  (Kampf  um  persönliche,  Standes-  und 
reale  Steuerfreiheiten  bei  der  Umbildung  des  Standewesens,  Inte- 
ressen der  besitzenden  Classen,  österreichische,  preussische  Contri- 
butionen,  französische  iaiile,  englische  Landtax).  Die  directe  Be- 
steuerung hat  so  naturgemäss  mehr  einen  „erdigen  Beigeschmack" 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  von  Land  und  Leuten.  Aber 
in  dem  Ersatz  des  älteren  directen  Vcrmö^enssteuersystems  durch 
spccielle  directe  Ertrags-,  r'ers(inal-,  Ciassensteuern,  in  dem  Hin- 
streben auf  das  „moderne  rationeiie  Ertragssteuersystem"  und  dessen 
beginnende  Entfaltung  (Fin.  H,  423  if.,  Contincnt,  englische  Ein- 
kommensteuer), in  den  freilich  mehr  oder  weniger  geschickten, 
energischen,  erfolgreichen  Keformversuchen  der  diicctcu  Besteuerung 
im  18.  Jahrhundert,  besonders  in  deu  Bemtihungen  nach  einer 
politischen  und  technischen  Reform  des  wichtigsten  Theils  dieser 
Besteuerung,  desjenigen,  welcher  davon  das  Grundvermögen  und 
seine  Erträge  trifft  (Oesterreich,  preussische  Provinzen,  Frankreich), 
in  den  vorübergehend  oder  bleibend  neu  hinzutretenden  Personal- 
steuern verschiedener  Art,  durch  welche  auch  die  privilegirten 
steuerfreien  Stände  und  die  wohibabenden  Classen  stärker  für  die 
steigende  Steuerlast  mit  herangezogen  werden  sollen  (Kopf-,  Raag-, 
Standes-,  Berufs-,  Vermögenssteuern,  England,  Frankreich,  Oester- 
reich, Preussen)  —  in  dem  Allen  offenbart  sich  in  dieser  Periode 
doch  ein  gleichartiges  Bedürfniss:  die  iTolge  der  gleichartigen  Fort^ 
bildung  der  wirthschaftlichen  und  soeuUen  Verhältnisse  und  des 
stärker  werdenden  politischen  Hindrängens  nach  Steuerreformen 
sowie  des  regeren  Gerechtigkeitsgefühls  der  regierenden  und  der 
höheren  Classen  überhaupt.  Die  Abweichungen,  welche  England 
zeigt,  besonders  in  der  Stabilität  der  Landtax  (übrigens  mit  höherem 
Stenerfuss),  finden  wenigstens  in  directen  Luxus-  und  Erbschaften 
Stenern,  in  der  französischen  Kriegszeit  anch  in  der  schweren  Ein- 
kommenbesteneniDg  dne  gewisse  Ausgleichung  (§.  82,  83, 88,  89). 

Die  Zölle  behalten  aof  dem  Gontinent  den  alten,  yidfach 
Übrigens  ttbereinstimmenden  Charactor  nnd  weichen  von  dem  eng- 
lischen Zolhiystem,  in  welchem  die  Finanzzölle  als  Einfuhrzölle 
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schon  mehr  da«  Hauptohject  werden,  insofern  noch  ab.  Wenn  auch 
der  Greüz'/.oll  vor  dem  inneren  Zoll,  der  Einfuhr-  \oy  dem  Aus- 
nnd  Durchfuhrzoll  immer  mehr  hervortreten,  so  bleibt  doch  noch 
das  System  der  Provincialziille,  selbst  in  Frankreich  theilweibc, 
bestehen,  fehlt  also  die  Einheitlichkeit  den  Zoll-  und  Wirtbschafts- 
gebiets  und  sind  die  Ziille  noch  iiiclit  in  dem  Masse  wie  im  IIK 
Jahrhundert  wesentlich  nur  „Verbrauchssteuern  in  Zollform".  Ge- 
meinsam aber  ist  dem  Zollwesen  der  europäischen  Länder,  hier 
England  ein^j^esr-hlossen ,  die  Kreuzung  des  Hscalischcn  durch  den 
handels-  und  überhaupt  volkswirtlischaftspolitischeD,  den  Protections- 
^'csichtspunct,  das  öftere  Ziu  in  ktreten  des  ersteren  vor  dem  letz- 
teren, Verhältnisse,  welche  zwar  in  den  früheren  Jahrhunderten  auch 
nicht  immer  ganz  getehlt  haben,  im  17.  und  18.  Jahrhundert  aber 
viel  schärfer  und  allgemeiner  hervortreten. 

§.  93.  Geht  man  von  den  grossen  Steuergruppen  und  den  in 
ihnen  enthaltenen  Steuergattnngen  auf  die  einzelnen  Steuern 
selbst  znrttck,  so  treten  die  auch  noch  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts verbliebenen  Verschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen 
Ländern  bestimmter  hervor.  Das  ist  auch  hegreiilieh^  weil  die 
concreto  Ansgestaltang  einer  Steuer  immer  von  den  concreten 
socialen,  reehtHchett,  wirthschaftliohen,  technischen  Verhältnissen 
abhängen  muss  und  in  gewissen  Grenzen  auch  Spielraum  für  sub- 
jective  Willktthr  bleibt.  Diese  Verhältnisse  sind  eben  doch  nnr 
im  Grossen  nnd  Ganzen  die  etwa  gleichen,  im  Einzel- 
nen  bleibt  manche  Verschiedenheit,  welcher  sich  das  Steuer- 
recht  anpassen  mnss.  Die  einzelnen  Ifänder  stehen  auch  nicht  ganz 
in  demselben  Entwicklnngsstadinm  dieser  Verhältnisse,  was  wiede- . 
mm  ein  etwas  verschiedenes  Entwicklnngsstadinm  der 
Besteuern ng  bedingt 

Das  detifbclie  StoiuTwosen  z.  B.  hat  unvcrlfcimbar  nocli  am  S'-Iilass  uiiscrcr 
Periode  eiiteu  weuiger  moderaen  (Jbaracter,  als  borcits  das  fiunzOsbcbe  uud  euj^Uscbe, 
ganz  in  Elnklaug  mit  der  im  Vergleich  zo  letzteren  Ländern  znrackgeblioWnen 
Haiuintentwicklong.  Vom  österniichwclicn  und  preussischen  Steuerwesen  gilt  dies  alu  r 
wcuigcr  als  von  denueoit^en  der  anderen  deatschen  Territorialstaaten,  ebenfalls  aus 
leicht  begreif  Hellen  Grttnden.  "Eni  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  vird  der  Vor- 
sprung  des  westeoropäischeu  For  dem  doutsi  lK  ii  Stcui  i\vcb(  ti  immer  kleiner,  wie  ^  s 
wiedcruui  von  der  Gesammtcntwricklung  der  wirthschaftlichen  Verbältiiisso  gilt,  aber 
ganz  Tcrschwunden  ^z.  B.  im  Gebiete  der  Verkehrs- ,  der  Verbrauchsbestouerung)  int 
er  immer  noeh  nicht 

Steuern  wie  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  nnd  wie 
die  grossen  inneren  Verbrauehsstenem  setzen  zvl  ihrer  geuilgenden 
finanziellen  Ausgestaltung  auch  ein  grösseres,  arrondirtesWuthBchafts- 
nnd  Staatsgebiet  voraus.    Dieser  Hangel  in  Deutschland  erklärt 
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wiederum  die  geringere  und  spätere  Entwicklung  dieser  Abgaben 
bei  uns.  Mehrfach  ist  ja  selbst  gegenwärtig  hier  noch  Manches 
nachzuholen,  was  da^  Ausland  längst  erreicht  hat  (genügende 
Tabak-,  Getränkebesteuerung). 

§.  04.  Doch  nicht  nur  am  Schlnss  des  „aiicien  regime'*  besteht 
so  eine  gewisse  Gleiehmässigkeit  in  der  Einriclitimg  der  Gesanimt- 
besteuernng,  worüber  die  vorhandenen  Verschiedenheiten  nicht 
täuschen  dürfen,  —  auch  früher  zeigt  sich  doch  wiederholt  in 
manchen  cbaracteristiacheu  Beispielen  eine  gleichartige  Ent- 
wicklung. 

Dahin  gehört  in  der  directen  Besteuerung  das  Hltere  Ver- 
mögenssteuersystem in  den  Städten,  Territorien  und  Staaten, 
mit  ähnlichen  oder  gleichen  Bestimmungen  über  Steuersubjecte, 
•Steuern bjecte,  Veranlagung,  Fassionen,  Steuereid  u.  v.  a.  m.;  femer 
dan  System  ausserordentlicher  Vermögens-,  Personal-, 
£inkommenstenern  mit  ähnlicher  Durchitibning  im  Einzelnen 
am  Schlnss  des  Mittelalters  und  darüber  hinaus  (14. — 16.  Jahr- 
bnndert^,  ,,gemeüier  Pfennig*'  in  Deutschland,  Tttrkensteuern  der 
Territorien,  ähnliche  Stenern  aber  aueh  in  Frankreich,  England). 
Diese  Stenern  gestalten  sich  nach  unten  zu  Kopf-  und  C  las  sen- 
steuer n;  itir  die  Mittel-  und  h<)heren  Stände,  einsohliesslieh  die 
sonst  privilegirten  steuerfreien,  werden  sie  zu  Standes-,  Rang- 
nnd  ßerafssteuern  mit  bestimmten  höheren  Steuersätzen,  also 
mit  Bemessung  der  SteuerfUhigkeit  überwiegend  nach  Standesver- 
faältnissen.  Solche  Stenern  kehren  aber  ziemlich  gleichmässig  noeh 
einmal  Ende  des  17.  nnd  im  18.  Jahrhundert  wieder  in  den  oenen 
sog.  „  K  0  p  f  s  t  e  u  e  r  n  als  ansseroidentliehen  Kriegsstenem  (Eng- 
land: poll  taxes,  Frankreich:  capitatton,  Prenssen,  Oesterreich), 
also  mit  so  später  Beibehaltnng  der  Standes-  nnd  Ranggrandlage 
solcher  Stenern,  was  hesondere  Beaehtnng  verdienen  mOcbte  (s.  §.  43, 
46,  60,  81):  doch  wieder  ein  Hinweis  darauf,  dass  solche  Stenern 
den  damaligen  Verhältnissen  und  Anschauungen,  sogar  in  Eng- 
land, noch  entspradien,  wie  2--3  Jahrhunderte  früher  zur  Zeit  des 
„gemeinen  Pfennig"  und  der  ähnlichen  Steuern  in  anderen  Ländern-. 
Die  Zersetzung  des  alten  Rang*  nnd  Ständewesens  durch  die  Ent- 
stel^nng  einer  „freieren  wirthschaftlichen  Gesellschaft"  (oder,  wenn 
man  so  will,  des  „Capttalismus")  hatte  zwar,  vollends  in  England, 
in  Frankreich,  aber  auch,  wennschon  noch  weniger  erfolgreich  in 
Deutschland,  begonnen;  das  zu  weit  gehende  Absehen  von  Ver> 
ir.Ttgens-  und  Einkommendifferenzen  in  demselben  Stand,  Rang  und 
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Beruf  zeigte  sich  auch  bereits  misslich.  Aber  es  konnte  eii  doch 
noch  stattfinden,  wie  die  Möglichkeit  solcher  Steuern  in  diesen 
verschiedenen  Ländern  beweist.  —  Auch  die  Weiterentwicklung: 
der  älteren  direeteu  Besteuerung,  die  Reformen  im  18.  Jahrhundert 
darin  und  das  Hinstreben  auf  eigene  Grund-,  TTaus-,  Gewerbesteuern 
bieten  in  den  einzelnen  Ländern  manche  Analogie. 

Noch  mehr  Uebereinstimmung  in  der  Fortentwickhmg  wie  in 
einzelnen  Steuerexperimenten  and  in  bleibend  werdenden  Neu- 
gestaltungen zeigt  sieb  aber  schon  in  früheren  Perioden  in  der 
indirecten  nnd  der  verwandten  Besteoeiung  (Verkebrssteuern 
n.  8.  w.)y  besonders  in  den  Accisen,  den  allgemeinen  Ver- 
kauf steuern,  den  Stempeln  und  Gebühren  tob  Eeebts- 
geschäften. 

So  ist  die  Einbürgerung  der  Accise  als  städtische  und 
städtische  Staats  Steuer  in  den  letzten  2 — 4  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  auf  dem  Gontinent  sehr  allgemein  wahrzunehmen.  Be_ 
sondere  Getränkesteuern  (Wein,  Bier,  Meth,  etwas  später 
Branntwein)  kommen  als  oommunale  und  Staatssteuein  hier  wie 
in  England  nicht  viel  später  (besonders  im  15.  Jahrhundert)  auf, 
werden  bleibend,  dann  ausgedehnt  und  erhöht.  Versuche  all- 
gemeiner Verkanfssteuern  sieht  das  16.  Jahrhundert  in  Böh- 
men (§.  38]  wie  in  Frankreich  und  Sttdeuropa  schon  frflber  (14., 
15.  Jahrhundert  in  Frankreich,  §.  56).  Das  17.  Jahrhundert  mit 
seinem  Überall  rasch  steigenden  Finansbedarf  ist  das  Zeitalter,  wo 
•  sieh  die  Staatsaoeise,  entweder  als  allgemeine  und  wieder 
speciell  fttr  Städte  oder  als  eine  gewisse  wichtigere  Artikel 
herausgreifende,  im  enropäischen  Steuersystem,  selbst  im 
englischen  (§.  7S,  84),  festsetzt.  Sie  zur  hauptsächlichen  Staats- 
besteuemng  der  Städte  zu  machen  gelingt  dem  grossen  Kurfürsten 
und  seinen  Nachfolgern  in  Preussen,  ist  aber  schon  ein  Gedanke  der 
französischen  Steuerpolitik  im  15.  Jahrhundert  (§.  59,  S.  139)  und  ent- 
spricht, wenn  auch  nicht  so  streng  folgerichtig  im  Steuerrecht  durch- 
geführt wie  in  Preussen,  doch  den  factiseben  Verhältnissen  auch 
sonst  einigermassen  in  andren  Ländern.  Die  Colonialwaaren- 
bezoUnng  wird  seit  dem  17.  Jahrhundert  begreiflich  nach  und  nach 
Qherall  ein  wichtigerer  finanzieller  Punct  nnd  führt  zur  steigenden 
finanziellen  Bedeutung  der  Einfuhrzölle.  Fi nan  z r e gal  1  e n  werden 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  vielfach  begünstigt,  nur  in  England 
gelingt  das  nicht.  Das  Salz  als  Monopol  wird  wichtiger.  Der 
„Salz  zwangt'  (,,Salzconscription")  wird  Verwaltungsmassregel 
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in  mehr  als  einem  Lande,  treiiich  nicht  überall  zur  nämlichen  Zeit 
(Frankreich  §.  63,  Preussen  >?.  49,  einzelne  üstei  reichische  Provinzen, 
§.  44).  Der  Tabak  wird  im  17.  Jahrhundert  ^jchon  beliebtes 
Stenerobjeet  und  bald  in  Monopol  form  ( Oesterreicii,  iJ.  44,  Frank- 
reich, §.  63,  später  anch  Preussen,  §.  49).  Die  Einrichtung  des 
Stempel 8  hat  sich,  von  Holland  ausgehend  (1624),  schon  vor  . 
Ablauf  des  17.  Jahrhunderts  als  ein  besonders  verführerisches 
Steuermittel  in  den  verschiedensten  Ländern  eingebürgert,  speciell 
in  den  oben  näher  behandelten  (§.  34,  44,  4y,  65,  87)  und  wird  im 
18.  Jahrhundert  mit  verwandten  Abgaben  schon  in  ein  System 
gebracht,  das  sich  freilich  im  19.  Jahrhundert,  mit  der  steigenden 
Bedeutung  der  Geldwirthschaft  und  des  Creditverkebis,  noch  einer 
besonderen  Entwicklung  und  Aasdehnung  iHing  zeigen  sollte. 

§.  95.  Wie  ist  diese  Uebereinstimmong  in  yersehiedenen  Län- 
dern in  diesen  einzelnen  Perioden  der  früheren  nnd  späteren  Zeit 
zu  erklären?  ZnnT  Theil  sieherlich  dnreh  U«bertragnng  nnd 
Kachahmnng  fremder  Hnster.  In  den  Motivimngen  nener 
Stenern  odet  ron  Reformen  bestehender  Stenern  wird  da«  mitunter 
ansdrtteklieh  hervorgehoben. 

So  erging  es  wohl  z.  B.  mit  den  städtischen  Aeeisen  der  älteren 
Zeit,  den  Getf^nkestenern  (Bier)  der  deutschen  Territorien  seit  d^ 
15.  Jahrhundertl  mit  den  allgemeinen  Verkanfssteuem,  den  Accisen 
und  Stempeln  des  17.  Jahrhunderts,  den  Regalisirungen  und  Mono- 
polen, auch  selbst  mit  den  allgemeinen  directen  Kopf-,  Rang-, 
Standes-,  Berufssteuern  des  14.-16.  und  wieder  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts.  Italien,  Spanien,  später  notorisch  besonders  die 
Niederlande  liefern  solche  Muster.  Die  politiscben  und  dynastischen 
Bf /.irhungen  j  so  innerhalb  der  grossen  habsburgischeu  Monarchie, 
irühcr  Englands  mit  der  Xorniandie  nnd  i'raiikreich,  später  mit 
Holland,  Frankreichs  durch  die  letzten  Valois  mit  Italien  (Medici) 
haben  hier  mehrläch  solche  Uebertragungeu  begünstigt. 

Hier  ist  noch  ein  weites  weni<r  bebautes  Gebiet  der  liistorisrh.Mi  IVirscluintr, 
wobei  wohl  besonders  dem  Eiuflu&i  Italiens,  seiner  Städte  und  Territorien,  und  Hol- 
lands, In  geringerem  Maasse  aneh  Spaniens  nachzagehen  vftre.  Am  dentlieliseen  tritt 
im  17.  und  is.  Jalirhnndert,  wie  in  allen  wirt^isf'haffüi  licn  Verhältnissen,  die  Bedeu- 
tung des  vorbildlichen  Beispiels  der  Niederlande  hervor.  £luc  detaiUirte  Osterreichische 
Finanz-  nnd  SteTiergeschichte,  welcbe  tron  d«T  Zeit  Maximilian  I.  an  diese  Verhält- 
iiisse  geiiauer  verfolgte,  wilrde  mulliinaasslirli  fiir  diese  Frage  der  „üebertragung  von 
Steaereinrichtoogen*'  besondres  Interesse  bieten.  Im  städtischen  Stenerwesen  des 
splteren  IHttelalten  und  der  Folgezeit  hat  wohl  innerhalb  iranz  West-  und  Mittel' 
europas,  im  deutschen  territorialen  Steuerwescn  iniu  rLuIlj  Doii(»>^hlands,  hier  wietlerum 
zugleich  durcii  den  Eirifluss  der  politischen  Vorbiuduug  und  der  Dynastieen,  eine 
solche  Debertragung  stattgefunden. 
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Oewiss  aber  sind  die  Stcnermaassregelu  auch  oftmals  in  ver- 
schiedenen Ländern  ganz  seihständig  von  einander 
auf  ähnliche  oder  fast  gleiche  Weise  getroffen  worden.  Der  stei- 
gende  Finanzbedarf  als  treibender  Factor,  politische  und  Gerechtig- 
keitsanschauungen mitwirkend,  gegebene  wirthschaftliche,  sociale, 
rechtliche,  technische  Verhältnisse  ähnlicher  Art  —  das  hat  von 
selbst  za  gewissen  Einrichtangen  des  Steuerwesens  in  wesentlich 
Ohereinstimmender  Art  in  verschiedenen  Ländern  und  Städten 
fuhren  mflssen.  Z.  B.  lagen  die  Acciseeinrichtung  in  den  Städten, 
die  Thorstenen!,  die  Fortbildung  der  älteren  Zölle,  die  Bestefiening 
der  Getränke,  die  Aenderungen  darin,  s.  £.  der  üebergang  von 
der  Bierbeateuerung  beim  Schankwirth  mit  zu  der  oder  nur  zu  der 
Bestenernng  beim  Brauer,  doeh  fUr  jede  Verwaltung,  an  die  ein- 
mal aolebe  Aufgaben  herantraten,  sehr  nahe.  Nicht  minder  gilt 
das  von  der  so  vielfach  übereinstimmenden  Einrichtung  von  Ver- 
mögens- und  ähsliohen  Steuern.  Von  gegebenen  Ansgangspuncten 
aus  musste  so  die  „Natur  der  Dinge",  d.  h.  die  innere  Logik  der 
Dinge  gewiss  oft  zu  gleichen  Maassnahmen  führen.  Tüchtige  Ver- 
waltnngsmftnner  finden  sich  dann  bei  soleben  Aufgaben  immer 
einmal  und  operiren  eben  nach  dieser  „inneren  Logik  der  Disge'^ 
So  bei  der  ganzen  Steuereinrichtung,  so  bei  Einzelheiten,  z.  B.  der 
Veranlagung,  der  Ck»ntrole»  der  Erhebung  u.  s.  w;  bei  mancherlei 
Stenern,  namenflicb  auch  bei  der  Aeciseeinrichtuug  und  den  6e- 
tränkesteuem,  wo  mitunter  ttberrasebende  Uebereinstimmung  be- 
gegnet, welche  trotzdem  recht  wobl  durch  Vorgehen  verschiedener 
Personen  ganz  unabhängig  von  einander  herbeigeitlhrt  sein  kann. 

Die  Historiker  neigen  hier  wohl  wieder  öfters  za  der  Debersckätzung  der  Be> 
dentniig  des  „Vorgehens  nach  fremden  Mustern*'  und  daher  der  „Oebertragung",  als 
ob  in  häufig  höchst  einfachen  Sachen  —  blossen  Consequenzen  gewisser  Yerhrihnissf» 
—  schier  nirgends  eine  Originalität  anzunelimen  wäre.  Man  wird  versucht  zu  lra<^cri, 
wi6  Bich  denn  dann  das  erstmalige  Vorgehen  dessen,  dem  alle  Amleren  gefolgt  sein 
^oür'i  .  «^rkl-ir;-:!  iit'-:.;f'V  T)cr  im  Text  behandelte  Punet  ist  auc]i  für  die  fnihtT  be- 
mbite  Mcihodu.iliagc  (§.  ÜO)  bcachtenswertii.  Das  „aus  der  Natuf  der  Diiige  Dedu- 
ciren  '  beluilt  aucli  bier  eine  gewisse  Bareohti^nf ,  nicht  minder  dann  die  Annahme, 
dass  Audere,  Fractiker,  anch  öfters  so  verfahren  sein  woden. 

§.  96.  Es  ist  auch  hier,  wie  in  anderen  geschichtliehen  Ent- 
wicklungen, ein  zwar  anziehendes,  dennoch  mttssiges  Beginnen,  die 
Frage  zu  erörtern,  welche  Fortbildung  der  europäischen  Besteuerung, 
insbesondere  in  den  im  vorausgebenden  behandelten  Staaten^  ein- 
getreten wäre,  ohne  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen 
Revolution.  Nur  das  sei  in  dieser  Hinsieht  herrorgehoheu,  dass 
die  im  18.  Jahrhundert,  auf  dem  Continente  also  in  der  Periode 
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des  „au%ekUirten  Despotismus'',  bereits  erreichte  Ausdehming  der 
[iesteueruDg  und  die  (iamuls  hervortretenden  Tendenzen  zur  Ketorm 
doch  die  Aussichten  lUr  die  Zakuult  nicht  ungünstig  erscheiueu 
Hessen. 

Im  Sinne  grösserer  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit,  nament- 
lich in  der  Kicbtnng  auf  eine  Beschränkung  der  Steuerfreiheit  der 
priv  ile^irtcn  Stände,  auf  wirthschaftlich  und  technisch  bessere  Ge- 
staltung der  Steuern ,  besonders  der  direeten,  arbeitete  mau  doch 
bereits  mehrlacii,  in  Preussen  und  den  dontschen  Territorien,  wie 
in  Oesterreich,  Frankreich,  am  \\  emgsteu  freilich  in  Kughind. 
Gewiss  wären  ohnr'  den  Ansjuuu  des  Revolutionszeitalters,  den 
Druck  rasch  steigeud  ii  1  inanzbedarfs  und  ohne  die  schnell  und 
mächtig  sich  verbreitenden  iirnen  politischen  Anschaungen  wie  in 
allen  Verhältnissen  des  i)rt'enilichcn  T.ebenSj  so  auch  in  denen  der 
Besteuerung  die  Entwicklungen  langsamer,  die  Umgestaltungen 
geringer  gebliehen,  das  Alte,  das  geschichtlich  Ueberkomniene  hätte 
sich  auf  dem  Steuergebiete  länger  und  umfassender  bebauj)tet. 
Aber  ein  Stillstand  wäre  nicht  zu  erwarten  gewesen.  Dafür  war 
der  Finanzbedarf  auch  schon  zu  gross,  die  ihm  bereits  innewoh 
nende  VVachsthumstendenz  schon  zu  mächtig  geworden.  Und  auch 
neue  politische  und  Gerechtigkeitsideeu  und  daraus  gerade  auch 
hier  abgeleitete  Forderungen  im  Steuerweaeu  machteo  sich  bereits 
vor  17 hinlänglich  deutlich  geltend. 

Allein,  die  Erschütterungen,  welche  die  europäische  Staaten- 
weit  durch  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  fransösisehea  Revolution 
erlebte,  wirkten  nun  auf  das  Finauxwesen  so  gewaltig  ein,  dass 
wohl  mit  Recht  die  Wende  des  18.  zom  19.  Jahrhundert  als  eine 
Zeit  aufgel'asst  wii*d ,  weiche  wie  kaum  eine  andere  in  der  Steuer- 
geschichte  wahrhaft  Epoche  gemacht  bat  (§.  12).  Um  so  mehr 
freilich,  als  andere  Factoren^  neue  politische  Ideen,  neue 
technische  Erfindungen,  eine  neue  wirthschaftliehe 
Rechtsordnung  ebenfalls  jetzt  auf  tiefgreifende  Umgestaltungen 
im  SteuerwescD  hindrängten.  So  hebt  sich  die  ^Besteuerung  des 
19.  Jahrhunderts",  das  Thema  des  folgenden  Kapitels,  von  der 
früheren  Besteuerung  doch  in  jeder  Hinsieht  bedeutsam  ab. 
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Die  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts  (seit  1815). 
Steuerrecht  (Gesetzi^ebnn^)  und  Steuerstatistik. 

EinleitüDg  und  Uebersicbt. 

§.  97.  Die  beeinflussenden  Factoren.  Die  ungeheuren 
politischen  Ereignisse,  besonders  die  furchtbaren  Kriege  im  Gefolge 
der  französischen  Revolution,  haben  auf  das  Finanzwesen  Europa's 
zunächst  den  mächtigsten  Einiluss  gehabt.  Aber  einen  schliesslich 
doch  noch  nachhaltigeren  und  bedeutenderen  haben  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  andere  Factoren  erlangt,  die  am  Schluss  des 
vorigen  Kapitels  schon  erwähnten:  die  neuen  politischen 
Ideen,  die  neuen  technischen  Erfindungen  mit  ihren 
unsere  Volkswirthschaften  und  socialen  Verhältnisse  umgestahenden 
Wirkungen,  die  neue  wirthschaftlichc  Rechtsordnung,  als 
das  Product  der  wirthschaftlichen  und  technischen  Veränderungen 
und  der  politischen  Ideen.  Das  Alles  zusammen  drängte  auf  eine 
tiefgreifende  Umgestaltung  des  geschichtlich  tlber- 
kommenen  Steuerwesens  hin.  Die  grossen  Gebietsverände- 
rungen, besonders  in  Mitteleuropa,  vor  Allem  in  Deutschland,  machten 
eine  solche  ausserdem  nothwendig.  Bei  dieser  Umgestaltung  er- 
langte dann  aber  auch  die  neue  Steuertheorie,  das  Ergebniss 
der  jungen  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie,  in  der  Gesetz- 
gebung das  Stimmrecht. 

Die  nächste  und  allgemeinste  Folge  der  langen 
Kriegszeit  war  für  alle  davon  berührten  Staaten  —  also  im 
Wesentlichen  ftir  ganz  Europa  —  eine  bleibende  starke  Er- 
höhung des  Finanzbedarfs,  besonders  ftlr  Staatsschulden 
und  für  das  Wehrwesen,  das  nunmehr  vollends  die  feste  Prä- 
ventivinstitution wird,  auch  nach  definitiv  wiederhergestelltem  Frie- 
den. Fundirungs-  und  Tilgungsoperationen  in  Bezug  auf  Staats- 
schulden, Papiergeld,  Massregeln  zur  Herstellung  des  immer  noch 
gest  örten  G''  1  >  \vij:jits  im  Staatshaushalte  traten  nothwendig  hinzu. 
Dies  e^bei^^  iiic,  ;(,tie'«J?eibehaltung  oder  selbst  die  Vermehrung  der 
bisherigen,  mit  durch  Kriegssteuern  erzielten  Einkünfte.  Um  diese 
Lasten  cr|rögli<'feec  »z-u  inJichcn,  namentlich  sie  volkswirthschaftlich 
und  nach  .,de^  Auforderungen  der  neuen  Politik  gerechter  zu  ver- 
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tbeilen,  waren  Reformen  <]er  Gesammtbestenerung  nnm- 
meidliob. 

Beaehtenswertb  ist  dabei  für  die  damaligen  Auffassungen  in 
allen  Staaten  naeb  der  Kriegszeit,  dass  man  zwar  bo  die  danemde 
Betbebaltang  der  Einkünfte  ans  der  Bestenerang  ftir  nothwendig 
ansaby  aber  anch  auf  eine  an näbernde  Stabilität  des  Finanz- 
bedarfs in  Friedenszeiten,  selbst  mit  der  ziemlicb  allgemein 
beabsiebtigten  und  auch  in  Gang  gebrachten  Schuldentilgung  auf 
eine  wenn  auch  nur  allmähliche  Wiederabnahme  dieses  Bedarfs 
rechnete.  M.  a.  W.  der  Gedanke  an  einen  wachsenden  öffent- 
lichen, namentlich  staatlfchen  Finanzbedarf,  alis  die 
finanzielle  Conseqaenz  des  ,,Gesetzes  der  steigenden  Zunahme  der 
öffentlichen,  besonders  der  Staatsthätigkciten'«  (Fin.  I,  3.  A.  §.  36) 
lag  der  Praxis  wie  der  Theorie  noch  fem.  Daher  denn  auch  der 
Plan  von  Steuereinrichtungen,  durch  welche  gflnstigsten  Falles 
wesentlich  nur  fttr  die  Deckung  des  zunächst  gegebenen  Be- 
darfs gesorgt  wurde,  und  von  „stabilen'*  Steuern  (wie  den  Er- 
trags-, besonders  der  Grundsteuer),  welche  mit  ihren  gleich  bleiben- 
den Ertrügen  nur  hierfür  die  Mittel  sichern  sollten. 

Allein  auch  bei  einer  solchen  Beschränkung  des  Stenerproblems 
blieben  der  Schwiorijrkeitcn  der  Lösung  desselben  noch  genug. 
Denn  die  iiltüii  Eimiahiuequellen  aus  der  Zeit  vor  der  Kriegsperiode 
reichten  nicht  mehr.  UeberuU,  aiiLb  da,  wo  wie  in  den  deutschen 
Staaten  inimcrhiu  noch  ein  erhebliches  altes  Domanium  ^^ebliebeu 
war,  lausste  die  Steuerwirthsehaft  doch  in  den  Vtjrdcri;rund  treten. 
Die  Schuldenwirthscbaft  der  Kriegs/^eit  sollte  und  konnte  nicht 
fortdauern.  Die  älteren  wie  die  neueren  in  der  Kriegszeit  ver- 
suchten Steuern  bedurften  einer  Umbildung  vom  Staudpimct  aller  * 
in  Betracht  küuuncnden  Interesseu  aus  —  der  Finanzen  selbst,  der 
Volkswirtbschait,  der  Gerechtigkeit,  der  Politik,  der  Steuerteelmik  — 
driniieud.  Erwägt  man  alle  dic^e  ^>chwierigkeiten ,  so  wird  es 
voIIlmhU  bcgrcitlicli,  wenn  die  europäische  Steuerpolitik  der  ersten 
Jahr/.ebnte  nach  1815  mit  der  lleistellung  eines  ,,definiti ven" 
Steuersystems,  d.  h,  eines  den  für  bleibend  gehaltenen 
Verhältnissen  des  damaligen  Finanzbcdn  rt^<  ir<MiUgen- 
den,  das  Ihrige  vollauf  gcthan  zu  biiben  {;lauUd-*i»ö*-Ä'ii  weitere 
Sorgen  um  eine  bimeicbend  en twicklungj^f '> h'i g'e' K^steueruDg 
nicht  machte.  '  ^' 

§.  98.  Die  cntwicklungsgesetzjÄ-'^j  S^ifi'Ö^' ^cdaris- 
steigerung  in  ihrem  Einfiuss  auf  dic^ei^e^-eru ng.  Bei 
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aller  Sparsamkeit,  bei  allem  Streben,  den  Bedarf  nicht  weiter  an- 
wachsen zvL  lassen,  ein  Streben,  dem  die  Zeitverbältnisse,  das  all- 
gemeine Bnhebedflrfniss  nach  der  langen  Kriegszeit,  gUnstig  waren, 
blieb  jedoch  eine  Weiterentwicklang  des  Finanzbedarfs  später  nicht 
ans,  weil  sie  von  mächtigen  Factoren  der  Entwicklung  des  Volks- 
lebens bedingt  wnrde.  Schon  anfänglich  die  nothwendige  Heilung 
80!  Tieler  Schäden  aas  der  Kriegszeit,  dann  allmählich  so  manche 
neue  fiedttrfnisse  des  wirtbschafUiehen  nnd  geistigen  Lebens  der 
Völker  erheischten  doch  neae  Fioanzmittel.  Neue  politische  Stö- 
rungen fehlten  auch  in  der  Zeit  von  1815 — 1848  ebenfalls  nicht 
ganz.  Und  als  dann  die  Umgestaltnng  der  Produetions- 
technik  (Dampf!)  die  wirthscbafllichen,  socialen  und  Gultur- 
yerhältnisse  immer  mehr  reränderte,  als  die  Bevölkerung  überall 
rasch  stieg,  als  die  neuen  politischen  und  socialen  Ideen  Gemeingut 
wurden  und  das  Alles  das  Staatsleben  wie  die  Finanzen,  letztere 
nach  ihren  Ausgabe-  wie  Einnahmeverhiiltnissen ,  mächtiii:  beein- 
tlusste,  da  konnte  auch  das  rhantom  eine«»  „stabilen  i'iiiMnz- 
bedarls"  und  dcnigemilss  einer  nach  Einrichtung  und  Krtra^ 
„stabilen  ßesteuerung"  nicht  naehr  bestehen  bleiben.  Die 
Besteuerung  mnsste  in  Fluss  kommen,  zur  wahrhaft  „moder h<j a" 
werden,  indem  sie  sich  den  „moderueu"  technischen,  wirthschaft- 
lichcnj  socialen,  politischen  Verhältnissen  anzupiussen  suchte.  Eine 
Bewegung,  welche  aul  dem  Continent  mehrfach,  besonders  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Italien  länger  künstlich  zurückgedämmt 
worden  ist,  durch  die  Ereignisse  von  1848  und  wieder  von  1859, 
1866,  1870  aber  hier  dann  nur  einen  um  so  stärkereu  Impuls  er- 
halten bat. 

ZieuUcIi  alle  Hauptgebietc  des  Finanzbedart-i  habea  sich,  bedlugt  darcU  diu 
Entvicklnnf  der  Thatigkcit  des  Staats  und  der  Übrigen  Öffentlichen  Körper,  ausgedehnt 
ocIlT  in.  a.  W.,  dio  Au>!;nbori  sind  gostiefrcn  und  steigen  fortwälirond.  Kriege  und 
Dcficito  haben  von  Neuem  dc-n  Schuidcoetat  vielfach  gesteigert.  Aber  aucli  t'Ur  pro- 
dactire  and  rentable  Yenrendungen.  besonders  filr  Eisenbahnen,  Ist  das  geschehen. 
Die  ersten  beiden  Ursachen  wirkten  unmittelbar  auf  einen  erhöhton  Finaii.  bodarf  «regen 
gr^eren  Zum-  und  ereatuell  Tiigoerfuidemissos,  die  letzte  «wenigstens  da,  wo,  in 
allerdings  selteneren,  aber  zeittreiJig  doch  mehrfach  rorgekommenen  Fällen,  die  Eisen- 
bahn- und  dgl.  Schulden  in  den  Ueberschüssen  der  beircd'onden  Verwaltungcti  k-  ine 
ausreichende  Deckung  fanden.  Der  Hilitär-  und  Fiottcnaui'waud  hat  in  Europa  ziem- 
lieh  allgemein  auch  in  Friedeoszeit  stark  zugenommen  und  verlangte  als  durch  bleibende 
Einrichtungen  veranlasst  Mick  durch  ordentliche  Einnahmen,  also  besonders  dorch 
Steuern  seine  Deckung, 

Absolut  und  relativ  ebenso  stark,  ja,  znmnl  nnter  Einbeziehung 
der  Finanzen  der  Gemeinden  nnd  sonstiger  Öelbstverwaltungskörper, 
noch  stärker  ist  indessen  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
und  hier  nahezu  in  pro^essivem  Maasse,  d«r  „Civil  auf  wand'* 
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gewachsen.  Der  Erkläraogsgrand  liegt  in  der  Entwicklong  der 
soetalen,  wirthscbaftlieheD  und  CnltorrerhältDiase  nnd  BedflrliiiM6| 
in  letzter  Linie  in  der  „Änsdebnnng  der  Gemetnwirthsehaft", 
in  yer mehrten  „Gemei nbed Ii r f niflsen'',  in  der  lieber- 
nähme  der  versebiedensten  Thätigkeiten  anf  die  Verwaltung  des 
Staates,  der  Gemeinden  nnd  der  Gommtinaberbände^  sodann  auch 
in  der  yermehrten  „Intervention  der  Öffentlichen  Gewalt  in  die 
Angelegenheiten  der  Privatwirtbschaften"  (oben  §.  12).  Eben  des- 
wegen ist  die  Erscheinung  so  allgemein  ^  wenn  auch  in  den  ver- 
scbiedenen  Ländern  zeitlich  nnd  anf  den  einzelnen  Gebieten  nicht 
<  ganz  gleichmSssig  nnd  sonst  etwas  rerschieden,  je  nachdem  es 
sich  um  den  Staat  oder  um  sftmmtliche  oder  bestimmte  einzelne 
Selbstrerwaltungskörper  handelt.  Fasst  man  alle  diese  ^^Offent- 
lichen  K'  iper''  zusammen,  so  tritt  jene  Erseheinnng  trnr  um  so 
'frappanter  «beryor. 

BeobachtuDgsmSssIg  und  nach  der  Einsicht  in  die  cansalen 
nnd  conditionellen  Zusammenhänge  ergiebt  sich  alsdann  aber  auch, 
dass  man  es  hier  mit  entwicklnngsgesetzmässigen  Ver- 
hältnissen zu  thnn  hat,  welche  sieb  nicht  willkürlich  hemmeu 
und  beseitigen  lassen,  noch  willkürlich  ^eiiiaclit  werden.  Den 
.  richtigen  Standpunct  auch  für  das  pr^ctische  iiandeln,  hier  speciell 
für  das  Beschallen  der  finanziellen  ^fittel,  iusbesondere  der  Steuern 
zur  Durclilüiiiung  eines  solcbeu  eutwickhingsgesetzmabsigeu  Gangs 
der  Dinge,  gewährt  freilich  erst  die  Einsicht  in  diese  Causal- 
veriiältnisse. 

Ich  kann  mich  für  Weiteres  Mer  auf  die  eingehenden  Erörterungen  in  meiner 
„Grondlegung**  {bes.  §.  171—178,  8.  aneli  Fin.  8.  A.  §.  36.  37)  beziehen.  Die  Richtig- 
keit der  dortigen  A uff ass Uli winl  in.  E.  durch  die  EiTali Hingen  gerade  anf  finanziellem 
Gebiete  bestätigt.  Ich  haite  sie  auch  einer  skeptischen  Bemerkung  Schmoller 's 
(Epochen  d.  preoss.  Finanzpolit.,  Jabrb.  1S77,  8. 110\  die  höchstens  efne  fmhere  For- 
muliruiitr,  nicht  den  wesentlichen  Kern  meiner  ■Meinung  tritTt  (s.  Gruiullet:,-.  S.  30S), 
voll  und  ganz  aufrecht.  Anderseits  liefert  wohl  die  Möglichkeit,  mich  auf  diese  Aof- 
fassnng  zur  Eifd&rung  der  Steuergeschichte  beziehen  zu  können,  den  Beweis,  dass 
die  „principielle"  Behandlung  der  Probleme  auch  für  solche  practische  Puncto  erst 
auf  den  richtiger»  Standpunct  des  Verständnisses  des  ..Werdens  und  Gewordenscins" 
der  Dinge  wie  des  „Geschehensollens"  in  Betreff  ihrer  hißfuhrt.  Auch  Stein  und 
Boscher  gelangen  hier  zu  keiner  mich  befriedigenden  Auffassung.  So  ersterer  nicht 
in  seiner  zu  weit  gehenden  I?'?action  gegen  den  ..Staatsiocialiiiuiis"  i5.  Aufl.  Fin.  I, 
148  ff.),  letzterer  nicht  i»  den  Ausfuhrungen  über  die  Staatsausgabea  in  seinem  „System 
der  Finanzwissonschaft",  Stuttg.  1SS6,  §.  110,  wo  übrigens  die  •bsolute,  oft  auch  die 
relative  Zunahme  der  Staati5an>j;aWn  als  eine  „zo  den  zweifellosesten  nnd  auffälligsten 
Erscheinungen  der  neueren  Fiuanzgeschichte  gehürende  Thatsache"  gerechnet,  auch 
in  dieser  Tendenz  ein  „unzweifelhaft  communistischer  Zag"  anerkannt  wird.  Aber 
die  weitere  .Vu^fnhroni;'  Knsi  her'a  Meibt  bei  den  Acusserlichkeiten  der  Erscheinung 
hängen,  zu  den  tieferen  Ursachen  dringt  sie  nicht  hindurch.  S.  jetzt  über  und  gegen 
8teln*s  und  Roschers  Polemik  wider  den  „StaatssociaUsmos**  meine  Aufii&tze  „Finanz- 
wisseoachafl  und  StaatssociaÜAmus**  in  d.  TQh.  Ztschr.  £  Staatsviss,  1887. 
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In  der  ncnereu  uud  ueuesteD  Geschichte  der  Hosteiieniiig  spie^-^elt 
sicli  daher  überall  dir  wacliscnde  Schwierigkeit  wieder,  die  Ertrags- 
fähigkeit der  bestehenden  Steuern  mit  den  zunehmenden  Finanz- 
bediirfnissen  iu  Eiukiang  zu  bringen  und  Steucrreforuien  hcrbei/.u- 
ftihreu,  welche  diesen  Bedürfnissen  entsprechen  und  doch  zugleich 
dem  Oesetz  der  DilVeieuzirung  des  Volkseinkommens  in  den  Einzel- 
eiukonimen"  (Fin.  U,  S.  387  ff,,  oben  §.  90  ff.J  und  den  politischen, 
socialen,  ^^  ii  thschaftlichen,  techDiacben  und  Gerechtigkeitspostnlaten 
genitgend  Beekoung  tragen. 

Diejenigen  Theoretiker,  Finaiizpractiker  uud  politisriieri  Par'eieu.  welche  für  die 
augedeutoteu  Causalzuaammeuhäuge  kein  Verstäodniss  habun  «d  r  sich  dagegen  ?er- 
ücMieasen,  sind  dabei  natttilicli  am  Wesigseen  fähiir,  der  Steucipolitik  den  richtigen 
Weg  zu  weisen.  Ihnen  ist  alle  erfolg-fe  SteifftTTinir  ilfs  Fiiianzlji-'iarfs  unJ  Ausdehnung 
dar  Stouera  and  alle  weitere  Entwicklungstendeuz  in  dicsuc  Kicbtung  besten  Falles 
etvas  GnindverkelurtM  und  HfJclistwiUIcttiitehes,  wenn  nicht  gar  der  Beweis  fbr  die 
!MacLtgclilste,  den  Egoismus  und  die  Roslieit  der  Kc^iieiLiiilen  und  für  d<jii  Uiivt  rstand 
der  inisera  contribuuns  plebs.  Mit  solcher  Aulfassung,  wie  sie  bei  uns  besonders  die 
„Foitsclirittspartei**  und  deren  Wortftilirer  vertreten,  ist  an  diesem  Orte  nicht  abzu- 
rechnen. Die  Oberflächlichkeit  dieser  Ansicht  crgiebt  sich  fUr  Jeden,  der  nur  ein 
wenig:  objectiv  den  Steuerfragen  gegenüber  tritt  und  sie  in  dem  hier  dargelegten 
wissenächaftlicheu  Zusammenhange  crfasst.  Wohl  aber  kann  man  doch  sagen:  wir 
wären  auch  in  der  Praxis  weiter,  wenn  das  Verständniss  dieser  bedingenden  und 
ursächlichen  Verhltlfnissr;  bei  den  „Practikern",  den  „Pülitikerii''  allor  Pirteien. 
sowie  in  dcii  Ecgierungcii  selbst  ülwas  weiter  wäre.  Die  ticriii^'.seii..t/.ung  der 
„Theorie"  rächt  sich  hüben  und  drdben  im  politischen  Leben,  Ki)yer-("ollard*s  Wort 
gMn&BB  (s.  Vorwort  zu  Fin.  H,  8.  YQ).  Exempla  snnt  odiosn,  «bef  sie  Uegea  nahe  genug. 

§.99.  Weitere  Factoren.  Neben  den  angedeuteten  Fac- 
toren,  welche  die  Entwicklung  der  europäischen  Beatenernng  in 
diesem  Jahrhundert  beherrscht  haben  und  fortwährend  mächtiger 
beherrschen y  haben  freilich  auch  andere,  theils  verwandte,  theils 
sonstige  Umstände,  begreiflicher  Weise  veraobieden  in  den  einzelnen 
Ländern,  auf  die  Fortbildung  und  Um-  nnd  Kengestaltnog  der  Be- 
steuerung mit  hingewirkt  nnd  thun  dies  noch,  so  insbesondere 
gewisse  Gerechtigkeitspostulate  nnd  volkswirthschaft- 
liche  Interessen. 

Am  Allgemeinsten  ist  noch  das  den  politischen  und  soeialen 
Ideen  der  Neuzeit,  freilich  dabei  ancb  einseitigem  ,,Indlyidnalismus" 
entsprechende  Bestreben,  den  „Gereehtigkeitspostnlaten'' 
der  Allgemeinheit  nnd  Gleiobmässigkeit  der  Bestenerucg 
mehr  als  frfther  nachzukommen. 

Dabei  wird  allerdingö  in  der  Theorie  iiocli  uberwiegend,  in  der  Praxiü  iu  noch 
höherem  Maasse  die  „Allgemeinlteit  und  (il'  ichmässigkeit"  bloss  ifl  dem  in  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  (U,  S.  285  il.)  besprochenen  Sinne  der  ,.rein  finanziellen",  nicht 
der  «^ocialpolitischen"  Auffasäung  ?er;itanden :  Proportionaibesteuerung,  unter  mög> 
ßchster  Anfrechterhnltiing  der  auf  dem  Boden  der  bestehenden  wiithschaftlichen  ßechts- 
ordnnng  einmal  erreichten  Einkommf^n-  und  Vermögensvertheilung  ist  das  Ziel.  Aber 
durch  einzelne,  freilich  an  sich  von  diesem  ,,rein  ^aaziellen''  Standponcte  aus  folge- 
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widrige  und  incorrecto  Abweicliuutren  ^^Degresaivacala,  Gewährung  des  steuerfreien 
Existenzninimiiins  bei  Einkommcnsttniorn,  Ertrags-  neben  EinkommcnsteaerD,  Erb- 
schafts-, manche  Verkelirs«;teneru)  erfoliren  m*^hr  Tind  mi-hv  AHwrirhnngeu ,  in  der 
Ricliiung  nach  der  .^ociaipolitischeu"  Besteuerung  hin  (Flu.  11,  2>>~t  A'.).  Grössere 
Keformcu  der  Yerbraucbwteiiera  (Zölle,  innere  Steuern)  im  Sinne  der  Beseid^Dg  oder 
Verminderung  der  voraiij!!fr^sct7,t<^n  üeberlastnn'xfn  dt  r  unteren  r!-is«;en  durch  manche 
dieser  Steuern  werden  durch  das  zwingende  Bedurfniss  der  Deciiung  der  Ausgaben 
gehemmt,  aber  einzelae  erfolgen  gleichwohl  (Avfliebang  der  Salzsteoer,  England, 
Rusbland;  Ersct/iint:^  des  Salzmonopols  durch  eine  ander«?  Snl^stener,  Deutschland; 
Aufhebung  der  Getreide»  und  soiuitiger  NahruagsmiiteJzölle,  England;  £rmi&>igung 
mancber  anderer  Zolle,  England  und  Gontineot)  und  zwar  motirirt  mit  durch  Er- 
wägunfi^cn  der  Gerechtigkeit.  Und  wo  sie  nirht  stattfinden  oder  neue  indirecf-- 
Steuern  auf  wichtige  Cooüumtibiliea  hinzu  koinmou  oder  die  alten  erhöht  werden 
(z.  B.  anf  Tabalc,  Getrftnke),  da  hat  doch  aach  die  Praxis  das  Bedttrfiiiss,  steh  mit 
den  Einwänden  vom  Standpuucto  der  Gerechtigkeit  einigermassen  abzufinden:  \v;is, 
selbrt  weun  der  Erfolg  solchen  Strebens  problematisch  it>t,  doch  beweist,  dass  uan 
aneh  hier  die  Bedentnng  eines  solchen  Einwands  an  nnd  för  sich  wtlrdigt.  ein  dent* 
Hoher  Fürtscbritt  gegen  früher.  So  motivirt  man  mit  dem  Zwaji<;c  d.  r  Finanznoth, 
mit  der  Wirkung  einzelner  solcher  Steuern  als  Schutzzölle,  mit  der  Annahme  —  frei- 
lich mehr  Behauptung  als  Beweisführung  —  dass  die  betrefieude  Steuer  auf  Frois 
und  Gttte  des  ArtÜcels  nicht  oder  nicht  dem  Steuersatz  entsprech<»d  einwirke  «.  dgl.  m. 

Ausser  ans  Gründen  der  vertbetlenden  Gerechtigkeit  werden 
Steuerreformen  Oberhaupt  und  speciell  auch  wieder  in  der  Richtung 
grösserer  GleichmUssigkeit  der  Steuerbelastung,  aber  auch  immer 
mehr  aus  vol k swirths chat'tlicheu  Grlluden  verlangt,  ver- 
suclit  üud  theilweise  erzielt. 

So  die  Tielfachen  grossen  Ertrags-,  besonders  die  Grundsteuerreformen ,  femer 
diejenigen  des  Zolltarifa,  der  Accise  (Thorsteuer),  der  Stempel-  nnd  Verkehrssteuem, 

endlich  besonders  wegen  der  grossen  privaiwinhschafilichen  und  dadurch  auch  volks- 
wirihschafliichen  Bedeutung  der  nächst  betrotlonen  Productionszweipc,  die  ßefonnen 
in  den  inneren  Getränkesteuern,  in  der  Zuckersteuer,  in  der  Sal/steuer  (Beseitigung^ 
des  Monopols*!,  in  der  Tabaksteuer,  bei  welch'  letzterer  die  fiscalischen  Interes3cii  aber 
mehr  im  Vordcrg-nuicl  bleiben.  Anch  ssnitfits-  tirid  s  i  t  f  e  u  [>o!  i  i  Ii  c  h  c  Muuicnte 
finden  hierbei,  was  das  üb,  das  Wie  und  Wie  \-'u-\  Jt-r  Steuer  anlangt.  mitunU^r  be- 
absichtigter Maassen  ihre  Berücksichtigung  sowohl  nach  der  Richtung  der  Freilassung 
oder  Eimüssi^ong,  aJs  nach  derjenigen  der  Erhöhung  des  Steuersatz  (Salz,  Brannt« 
wein,  Bier;  in  England  auch  Zucker,  Thee). 

§.100.  EinflusB  der  BesteueruDg^stheorie.  Bei  solcher 
Berficksicbtigung  der  Tolkswirthschaftlichen  Interessen  lag  die  Ge- 
fahr nahe  nnd  ist  ancb  nicht  immer  vermieden  worden,  Stener- 
fragen  einseitig  als  Fragen  des  Classeninteresses  gewisser  Erwerbs- 
stftnde  nnd  Prodnctionszweige  aufzufassen  nnd  in  der  Gesetzgebung 
sie  so  zu  bebandeln.  So  konnte  .ein  neues  störendes  Element  in 
die  Steuervertbeilnng  eindringen.  Der  Parlamentarismus'' 
erböbte  eine  solche  Gefahr  wohl  Oflers  mehr,  als  dass  er  sie  ver- 
minderte. Um  so  nothwendiger  wurde  die  Ausbildung  der  volks- 
wirthscbaftlichen  Steuertheorie»  welcbe  die  gesammten 
Verhältnisse  der  volkswirtbscbaftliehen  Production  und  der  Ver- 
tbeilung  des  Prodnctionsertrags  und  die  Beziehungen  der  Besteue- 
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rnng  und  der  einzelnen  Öteuerarten  dazu  ins  Auge  fasste.  Eino 
polche  Theorie  war  nun  das  Ergebni.ss  der  neueren  national'^kono- 
miöcbeu  Wisseufschaft.  Und  wie  man  diese  Theorie  aiR-h  iniiner 
beurtheile,  wie  sehr  sie  die  Mängel  ihrer  Orundwissenschaltj  der  ' 
individualistischen  Xatioualcikonomie,  au  sich  tragen  mag,  es  war 
doch  immerhin  viel  mit  ihr  gewonnen  und  ihre  Fingerzeige  t'iir  die 
Praxis  konnten  auf  die  Dauer  nicht  unbeachtet  bleilien.  An  Steile 
blosser  Regeln  der  Kontine  und  der  finanziellen  Piusmacherei  traten 
wissenschaftliche  Grundsatz  e.  Ihnen  zu  folgen,  unndesteus 
sieh  mit  ihnen  und  den  auf  sie  gestützten  Einwänden  auseinander 
za  setzen,  wurde  das  Streben  der  Praxis,  die  eben  damit  und  seit- 
dem immer  mehr  zur  y,ration eilen''  Praxis  zu  werden  suchte. 

Für  an«s  Bezügliche  ist  hier  besonders  auf  die  ««allgemeine  Stenerlehre'*  (B.  II 

dieses  Werkes)  zu  vorweisen.  Nur  einige  Beispiele.  A.  Smith 's  benlhmto  SImmut- 
legeln  (Flu.  IX,  i>.  22U  tl'.)«  wenig  sie  origiual  wareo  und  so  sehr  in  der  U:uipt- 
regel  das  ganze  Steiiei-problem  noch  nngeldst  steclcte.  waren  doch  von  nachhaltigem, 
segensreichem  Eill^]ll^s  auch  auf  die  Praxis.  Die  Kritik  der  iiidirrct  ii  St«  iirrn 
sclion  Seitens  der  PbysiokrateSt  wie  der  Späteren  wies  biu  alier  iluer  Kiuaeitigkoit 
nnd  OngeschichtHchlieit  doch  anf  die  besonderen  CSefkhTen  dieser  Stenergattang  tit 
die  Steuerüberlastung  der  Consumenten  besteuerter  Artikel,  daher  ar.f  Ji.3  Möfjlichkeit 
nnd  selbst  Wahrscboiulichkeit  einer  „ungerechten*'  Besteuerung  der  unteren  Classen 
durcli  gewisse  indirecte  Stenern  (Fin.  II,  506  if.),  hin.  Die  Ueberwälzungslehre, 
namentlich  Ricardo's,  trotz  der  Fehler,  gerade  dieser,  iicss  erkennen,  dass  für  die 
Frage  der  endjrütigen  Vertheilung  der  Steuerlast  nicht  die  erste  Auflegung  das  Be- 
stimmende sei  und  z  igle,  welche  Tendenzen  der  üeberwäkung  im  freien  Verkehr" 
sich  geltend  machten,  daher  von  der  Praxis  zu  beachte^  seien  (Fin.  II.  259  (f.).  Die 
„Wahl  richtiger  SteuerarfiMi",  sou-ie  die  Einrirlitun<r  mancher  eiM/cliit-r  Puntte  Itci 
einer  Steuer  musstcn  durch  solclie  Lehren  beeinilu-iat  wcrdcu  (l'ia.  II,  ü'.j.  Die 
Lohre  von  der  „Production  der  Steuern  in  der  Volkswirthschaft"  gab 
Kegeln  der  nothwendigen  Schonun'^r,  besonders  beziiglicli  dos  Xationalkapitais  (,Fin.  II, 
§.  370 — 372),  daher  auch  für  ein  richtiges  Maass  der  Ijcütcuuiiuig,  und  wiederum 
auch  Bepreln  fQr  die  Wahl  der  Steuerarten  und  fdr  die  Einrichtung  der  Stenern 
(z.  B.  ..keine  Besteuerung  der  Rohstoffe  der  Production",  wie  im  Zoll-  und  Acci^o- 
wcsen.  „Verlegung  der  Steuerzahlung  möglichst  au  den  Schiuss,  nicht  au  den  Aofaug 
der  Prodaction",  daher  z.  B.  „möglichst  nahe  an  den  Gonsamenten  bei  indirecten 
Verbrauchssteuern").  Die  T.elire  vom  offen  tlii  ben  Credit  wirkte  rtjformircud  anf 
die  Theorie  und  Praxis  der  Deckung  des  Finauzbedarfs  und  auf  das  Staatsschuldeu- 
wesen,  dessen  Um&ng  nnd  dessen  Formen  (Fin.  I,  3.  A.  §.  65  K).  Erst  die  volks- 
wirthschaftliche  Steuertheori  e  ciidlirh  rnachto  die  hohe  socialpülitischc 
BedeutODg  aller  Besteuerungsfragen  klar.  So  leitete  sie  die  Auffassung  ein,  dass  die 
Stenerpolitilc  stets  zugleich  ein  Theil  der  Social politilc  sei,  woians  dann  freilich 
erst  später,  wesentlich  erst  im  letzten  Meiischenaltcr,  die  weiteren  theoretischen  und 
practischcn  Folgerungen  gezogen  wurden.  Es  giebt  kaum  irgend  eine  einzelne  Steuer- 
reform und  neue  Steuer  seit  1815  in  unseren  „Cultnrrtaaten**,  bei  welcher  sich  nicht 
im  Ganzen  wie  in  zahlreichen  Einzelheiton  der  Einrichtung  die  Berücksichtigung  der 
volk«?wirthKchaftlichen  Steuerlehren  von,  öftei-s  massg»ibeiidem,  Einfluss  zeigte.  Wo  aber 
gleich  wohl  anerkannte  volkswirthschaftlichc  Lehrsät/.e  und  Steuerregehi  onberticksicbtigt 
blidben  uder  zurückstehen ,  geschieht  «8  nicht  aus  Unkenntniss  oder  aus  Missachtung 
Seiterr?  der  Praxi*,  sondern  nothcetlrntejvir  we^on  der  Schwierigkeiten  bei  der  Durch- 
führung solcher  Süti^e  und  Regeln  und  w.  il  eben  einmal  das  „oberste  üebot" 
„Deckung  des  FiDanibedarfv  ist.  Aber  a  ;  l  (jebot  erhiLt  seine  volkswirthschaftp 
liehe  BetrTiindnng  (Fin.  II,  §.366 — 3C8;audci^,  aber  unzntreii'eud  im  Einwand,  Roscher, 
Fin.  §.  44  am  Schiass). 


Digitized  by  Google 


216 


6.  fi.  2.  £.  Stouenecht  £iiil«itDiig.  §.  101 


§.  101.  Unification  des  Staatssteuersystems.  End- 
lich kommt  iii  zwei  eminent  practisclien  Puncten  eine  besondere 
Richtung  der  vSteuerpoliiik  m  diesem  Jahrhundert  iu  der  Staalö- 
nnd  in  der  Communalbesteuerung  immer  mehr,  selbst  voUständip: 
zur  Geltnng,  wodurch  das  Steiierwesen  namentlich  in  einzelnen 
Ländern  gegen  früher  eine  andere  Gestalt  gewinnt:  einmal  wird 
die  Staats  besteuern ng  im  ganzen  Gebiete  m(»gliebst  zu  einem 
einheitlichen,  gleichmässigen  System  zusaninienge- 
f  a 8  8 1 ,  u  n  i  t'i  c  i  r t ;  ferner  wird  die  C  o  m  m  u  n  a  1  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g 
der  Autonomie  der  Gemeinden  und  sonstiger  Körper  entzogen, 
soweit  das  nicht  schon  vorher  gescbeheu  war,  und  ebenfalls  unter 
einheitliche,  gieicbmässige  staatsgesetzliche  Normen, 
in  Communalsteoeigesetzen  oder  Gemeinde-  (Kreis^i  ProYinzial- 
and  dgl.)  Ordnungen  gestellt. 

Die  Unification  des  Staatssteuersystems  entsprach 
nicht  nur  einer  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  ancien 
r^me,  besonders  im  18ten,  begonnenen  nnd  in  Staaten  mit  starker 
Staatsgewalt  (Frankreich,  Prenssen)  oder  starkem  Staatsbewosstsein 
des  Parlaments  (England)  bereits  ziemlich  weit  gediehenen  Ent- 
wicklung nach  grösserer  Einheitlichkeit  und  Centralisation,  nach 
Beseitigung  oder  doch  Beschränkung  der  historischen  Verschieden- 
heiten der  provinstellen  StenerrerfaBSungen  auch  auf  diesem  Gebiete. 
Sie  entsprach  yollends  der  Richtung,  welche  im  and  seit  dem 
-  Revolntionsseitalter  in  wie  ausserhalb  Frankreichs  mftchtig  ge- 
worden nnd  hei  mancher  Uebertreibung  nnd  Einseitigkeit  doch 
auch  von  den  Bedflrfnissen  des  Verkehrs  wie  der  Verwaltung  ver- 
langt wurde.  Selbst  in  Frankreich ,  wie  sich  aus  der  früheren 
Darstellung  ergiebt  (§.  58,  59,  63,  64)»  war  bis  zur  Revolution  noch 
manche  tiefgreifende  provinsielle  Verschiedenheit  der  Steuerver- 
fassüng,  z.  B.  bei  der  Taille,  den  Satzsteuern,  den  Zöllen,  geblieben. 
Auch  Grossbritannien  zeigte  noch  im  19.  Jahrhundert  Verschieden- 
heiten  in  England,  Schottland  und  Irland. 

In  manchen  Staaten,  besonders  denjenigen  deutschen,  welche 
sich  durch  Annexionen  definitiv  vergrOsserten  und  abrundeten, 
machten  ausserdem  die  Gebietsveränderungen,  bez.  Er- 
weit eruugcu,  zum  Theil  schon  während  der  französischen  Krtegs- 
zeit  (Rheinbnndstaateu),  vollends  nach  dem  Friedensscblnss, 
eine  solche  Unification  der  vielfach  so  verschiedenen  Steuersysteme 
der  bisber  selbstUndigeu  oder  zu  anderen  Staaten  geboreuden  Landes- 
theile  uothwendig. 
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So  geschah  es  auch,  freilich  nicht  sofort  und  nicht  ia  BetreJl  aller,  Steaciu,  in 
Prenssen  und  den  dentselieii  Mittelstaaten,  in  Oe'sterreieli,  zam%\  inner- 
halb der  Gnippo,  der  .,d  u  tsch-sl  a  v  i  s  c  hcn  Erblandc',  wälircnd  Uniraru  mit 
Uebeoländern,  Lombaido-Vettetieu  noch  mehr  Besonderes  behielten.  Erst 
dnreb  ein  gleiches  YerbraachssteueT-  tind  Grenzzollsystem  konnte  mit  den 
Proviiizialzöllen  gebrochen  und  ein  einheitliches  Wirthschaf tsgebiet 
wenigstens  innerhalb  der  Einzelstaatsgrönzcn  geschaffen  werden.  Schwie- 
riger war  die  Ausgleichung  der  Kealbteuern.  besonder  der  Grundsteuer,  sie 
ist  in  einzelneD  Staaten  auch  erst  später  gelungen,  mit  zuletzt  in  Preusscn  (1S61  ff., 
Gruad>teaerregulirung).  Je  frrftsser  nnd  vcrscliiedenartiger  das  Staatsgebiet  nach  den 
naturlichen  geographischen  und  nach  den  historischen  VerhäUniSdeu  der  einzelnen 
Landestheile  und  je  ängstlicher  die  Sehen,  rQcksiclitslos  vorzu<^ehcn,  desto  grosser  die 
Schwierigkeiten  solcher  Dnification,  was'  es  begreiflicli  macht,  Jass  Prcussen  und 
Oesterreich  hierin  hinter  Frankreich  uiid  den  deutschen  Bheinbuud-  und  späteren 
Mittelstaaten  etiTM  snrQidt  blieben.  Achnlichc  Aufgaben  der  Steuerpolitik  tanchtem 
daan  fOr  Pmobmh  von  Neuem  nach  1866  nnd  fOr  Italien  nadh  1809  auf. 

Soweit  es  sich  am  SteoerleistaDgen  der  einzelnen  Landes- 
theile  fttr  den  ,,Haaptfinan2bedarf",  zamal  den  eentrali- 
sirten  Theil  davon  (Fin.  I,  3.  A.  §.  43)  handelt,  war  eine  Uni- 
fication  mindestens  der  Hanptstenern  um  so  nothwendiger,  je  relatir 
nnd  absolut  hoher  dieser  Bedarf  war,  je  mehr  ei  mit  ans  Stenern 
gedeekt  werden  musste  und  je  grössere  Verschiedenheiten  die  pro- 
vinziellen Steueryerfassnngen  noch  zeigten. 

Denn  einen  sonstigen  ScUnssel  znr  Tertbeflang  dieser  ^aalalaaten  anf  die  Landee- 

theile,  wie  man  os  versucht  hat,  zu  finden,  in  der  Grösse  der  Fläche,  der  Bcrölkc- 
rong  und  dgl.  unsicheren  Kennzeichen  der  „Steaerfähigkeit*'  mehr,  und  dann  etwa 
diesen  Sebtftssel  dnreb  Zascbiftge  oder  Qnoten  ron  fanz  versebfedenen  Stenern  der 
Landesthcile  in  der  Praxis  zu  handhaben.  da.s  war  ein  liiji?hst  unvollkommenes  Hilfs- 
mittel. Jeder  solche  halbwegs  brauchbare  Lastenvertheilungsschlussel  setzte  eben  das- 
ienige  Zorans«  was  er  bier  ersetzen  soll:  eine  elnbeitltcbe,  auch  gleichmässig  darcb- 
gefuhrte  Sfeuerverfassung,  mindestens  in  Bezug  auf  eine  HuupLsteuer ,  z.  B.  eine  eiti- 
konuaeasteuerartige,  mittelst  deren  man  allenfalls  die  verschiedene  locale  und  provinzielle 
virdiscbaftlicbe  Leistnngs-  und  Steuerfäbigkeit  ennitteln  konnte. 

Gerade  die  Rücksicht  auf  die  Forderungen  der  Allp;emeinheit 
und  Gleichmässigkeit  und  auf  die  volkswirtlischnftliehen  Interessen 
musste  daher  in  den  neuen  Staatsgebildeu  des  U).  Jahrhunderts 
auf  eine  solche  Unification  der  vSteuervcrfassungen  hindrängen,  llire 
Herbeiftihrung  war  die  Voraussetzuniz:  für  ein  Steuerwesen,  welches 
sich  den  Staatszwecl^cn  und  den  aus  ihnen  hervorgehendeu  Bedtlrf- 
nisseo  anschmiegt.  Es  war  insofern  auch  nicht  durch  die  Sucht 
mechanischer  Gleichmacberei  und  tiberniässi'^-er  ^Vntralisation ,  wie 
wohl  eingewandt  worden  ist,  z.  B.  Seitens  des  Particularisnius, 
soDdern  durch  die  Rntwickhing  der  modornen  Volkswirthschaft,  der 
moderm  n  selischaft,  des  niodernen  Staats  und  durch  jenes  oben 
schon  berührte  Hindrängen  aus  der  privatwirthschaftliehen  in  die 
gemein  wirthschaf»  ielie  Organisationsform  und  die  wahre  ,,Staat8- 
wirthschaft"  begiiindet. 

S.  Uber  diese  Uniiicatioa  der  Steuerrerfttisuiigea  Kau,  Finaozviss.  I,  §.  279,  280. 
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§.  102.  Die  Beschränkung  der  communalen  Auto- 
nomie in  der  Besteuerung^  und  die  istaatsgesetzliche 
Normirnng-  der  Coiniii  u  n  al  hesteuerung  hatte  schon  in  der 
vnr:uis^ehciKlen  Periode,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
;ii]t  dem  CoutiDcnte  wohl  ziemlich  überall  bedeutende  Fortschritte 
gemacht. 

Das  Obpraiifsichts-  und  GL'n.'lmitpnn'rsTcolit  des  Staat-,  be/,  ilos  Kom'cs  odor 
Fürsten  Uber  die  Cumniunalbestcucrung.  aurh  der  Stadt«,  der  Keich?-,  Bi&cbüf's-,  Laud- 
StSdte,  war  überhaupt  altes  Kecht,  in  verschiedenen  Ländern  wiederholt  anerkannt  uod 
ausgeübt,  wie  die  Privile^ifien  u.  dgl.  iu  Zoll-,  Accise-  und  sonstiireii  Steuersachen 
ergeben.  Mit  dem  Emporkommen  der  städtischen  Macht  iu  den  letztun  Jahrhunderten 
des  Mittelalten  waren  diese  (Jerechfsame  der  Staats$;owalt  nar  tbatsächlich  vielfach 
zurilckiredrängt  und  mitunter  war  von  den  Stiidti  n  aurli  rerfrapsmäsii^  oder  im  Wege 
der  beäuudüren  Verleihung  oder  nach  Herkommen  das  eigene  selbständige  Steuerrecht 
erlangt  worden.  Die  Missbr&ache  im  stidtischen  Finanz-  und  Stenerwesen,  das  wirth- 
schaftliclic  und  politische  nerabknmmen  der  Städtf.  die  W'ii  di  r.  r-tarliuitr  des  fflr^t- 
lichen  £egiments,  die  ZurUckdräugung  der  atäudischen  Macht  und  die  ganze  Zeit- 
TichtODg  aberbaapt  bracbteo  darin  besonders  seit  dem  17.  Jalirbandert  einen  Wandd 
hervor  (Preu s s en !).  Auch  in  Kriü  land  waren  tibris:ens  gerade  in  St'>aersachcn, 
specieli  in  Betrott  der  Wahl  der  Steuern  die  Städte,  Grafscbtü'ien,  Verbände,  Kirch- 
spiele ti.  s.  w.  (far  Armenzwecke  v.  a.  m.)  seit  Alters  darchaus  nicht  frei,  sondern 
an  Staatsauf-iclit  und  Staatsgenehmigune:  gebunden  und  danach  rechtlich  wie  that- 
sachlicb  von  wichtigen  Steuern  ausgeschlossen  (Einkommensteuern,  Zölle,  meist  Accisen) 
und  auf  ganz  be^^timmte  Steuern  (bcsonderü  vom  Ertrage,  bez.  der  Benutzung  des 
sichtbaren  Healeigenthums)  seit  Jahrhunderten  «nd  bis  in  die  Gegenwart  hinein  an- 
gewiesen (oben  ^.  76,  Fin.  I,  3.  A.  §.  53). 

Nach  der  Kriegszeit,  im  19.  Jahrhundert,  war  die  weitere  Be- 
sehränkuDg  der  Steuer-Autonomie  der  Oommnnen  eine  nothweadige 
Folge  der  politiseben  Auffassung»  wie  sie  im  neuen  Staats- 
recht Kur  Geltung  gelangte,  und  des  praetisehen  Bedürf- 
nisses. 

■ 

Nur  der  Staat  erschien  als  Ursprung  des  Besteuernngs- 
rechtSy  d.  h.  der  rechtlichen  Befugniss,  zwangsweise  Beiträge  der 
Unterthanen  oder  sonstiger  Personen  (auch  fremder)  und  von  ihrem 
Besitz  oder  Einkommen  su  erheben  (Fin.  II,  169).  Bcsteuerungs- 
recbte  der  Gemeinden,  Städte,  Verbände  konnten  nur  als  ans  diesem 
Staatsbesteuerungsrecht  abgeleitete,  vom  Staat  auf  diese  Körper 
Übertragene  gelten.  Das  bedingte  denn  auch  eine  eigene 
staatsgesetzliche  Normirung  und  Begelnng  der  Gom- 
munalbesteuerung,  wenigstens  in  Hauptpuncten,  besonders  in 
Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten  und  auf  die  Hßhe, 
namentlich  die  ohne  besondere  Genehmigung  nicht  zu  Uljerschrei- 
tende  Höhe  der  Steuersätze.  Nur  in  gewissen  gesetzlichen 
Grenzen  blieb  daher  den  Communen  (und  den  später  wieder  köi  per- 
srhal'tlieli  organisirten Verbünden,  Kreisen,  Bezirken, Vrovinzcn  ii.  .s.w., 
den  Sog.  „Cummuuaiverbäudcü  höherer  Ordnung     ein  Spiel laum 
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fUr  die  »Selbsiliesiinirniirg  in  Steuersachen.  Mag  man  im  Einzelnen 
hier  und  dn  in  dieser  Beschränkung  der  Autonomie  und  in  der 
Normirang  der  staatlichen  Aufsichts-  und  Genehmigungsireclite  zu 
weit  gegangen  sein,  schon  in  der  Gestaltung  des  Rechts,  vollends 
in  der  Handhabung  desselben:  im  Princip  kann  eine  solche  bteüung 
des  Comraunalsteuerrechts  im  modernen  Steuerrechtssystera  über- 
haupt nur  für  politisch  richtig  und  staatsrechtlich  folgerichtig,  und 
correct  gelten. 

Aber  auch  dringende  practische  Bedürfnisse  nöthigten 
SU  einem  solchen  Vorgehen.  Mit  der  inneren  persönlichen  und 
wirthschaftlicben  Verkehrsfreibeit  im  modernen  Staate  war  eine 
grössere  Autonomie  der  Comniunen  in  der  Besteuerung  unvereinbar. 
Bei  dem  Drang  nach  Entwicklung  der  Communalthätigkeit  drohte 
eine  zu  willfährige  Ausbildung  der  Steuern  nach  Art  und  Höhe 
mit  manchen  Gefahren  fttr  die  Oommunalfinanzen  selbst  Und  nicht 
gleicbgiltig  war  endlich  für  den  Staat  die  Gefahr,  bei  seinem 
eigenen  anvermeidlich  starken  und  wachsenden  StenerbedfJrfniss 
in  Gonflict  mit  der  Communalbestenerung  za  gerathen,  wiederum 
bezilglich  der  Art  und  Höbe  dieser  Steuern  gegenüber  der  einmal 
vorhandenen  wirtbsehaftlicben  Leistungsföbigkeit  und  Steuerfähig- 
keit der  Bevölkerung. 

Der  Unification  der  Staatsbesteuerung  musste  also  einheitliche 
staatsgesetzlicbe  Normirung  der  Communalbesteuening  im  hentigen 
Staate  zur  Seite  gehen.  \ 

S.  boreits  in  B.  I,  S.  A.  §.  44 — 59  die  nähere  BehaDdlong  der  dort  roTveg^ 

pjenomnienen  Frafren  filier  Cornmunalbestcucrun^j  in  äern  Abschniu  vom  Finanzwesen 
der  SelbstverwaUuiiifäkutper,  uebst  den  Daten  und  xVusfakruiigen  über  England,  Preussen 
und  andere  deutächa  Staaten,  Oesterreich  und  Frankreich,  Ferner  v.  Reitzcnstoin, 
Abb.  conniinales Finuzveaen, inScbOnbcrg'ü Handb. d. polit. Oekon. 2. Aull. III, 559. 

§.  103.  Den  Gegenstand  der  Darstellung  in  diesem 
Kapitel  bildet  die  Besteuerung  der  im  vorigen  Kapitel  in  ihrer, 
stenergeschicbüiebeu  Entwicklung  vorgeführten  Staaten,  jedoch  jetzt 
mit  Ausdehnung  auf  andere  wichtigere  fremde  Staaten  und  auf 
weitere  deutsche  Einzehiaaten.  Die  stenergeschicbtliche  Entwick- 
lung im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  namentlich  seit  1815,  aber 
soweit  nöthig  auch  in  die  vorausgebenden  Kriegs-  und  Revolutions^ 
jähre  hinein,  wird  hier  bis  in  die  unmittelbare  Gegenwart  herab 
verfolgt  üeberblicke  über  den  jetzigen  Stand  des  Steuerrechts, 
sowie  statistische  Uebersichten  oder  Daten,  werden  eingetügt. 

Adiissere  nnd  innere  Grttnde,  Bttdcsicbten  auf  den  Ranm,  anf  die  vorhandenen 

Vorarlieiten.  ruif  das  all.ffernniiic  Int''rcs*se  Tind  auf  riasj'^Tiiu-e  spcricU  für  uns  nentscho 
bedingen  aber  auch  hier  keine  g^anz  gbiclimässigc  Behandlung  des  Stotts.   Von  den 
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ftemdeo  Staateu  worden  wiederum  nur  England  oder  Groasbritannien  und  Fraak 
reich  reib&Itnissinisst^  eingehender,  daneben  kflrzer  Ton  den  Gwwsstaaten  Italien, 

Bnssland  uiul  X  ord  a  m  erika.  uocli  kürzer  andere  euioi  rusche  Staaten,  also  nament- 
lich die  sogen,  aussordeutschen  Mittelstaatou  behandelt  werden.  Diu  Ein- 
beziehung Nordamerikas  (Union),  deflsen  Steiiergeschicbte  irlhrend  des  Barger- 
kriegs und  in  eiiiiirta  Fimcten  sntdem  bleibend  ron  besondetom  Interesse  ist,  beauf 
keiner  weiteren  Begründung. 

Das  Stenemresen  der  dentscben  Staaten,  zu  vrelcbca  hier  Oesterreich 
noch  mitgerechnet  wird,  kann  hier  ebenfalls  nicht  in  ganz  gleichmässigor  Weise  zur 
Darstellung  gebracht  werden.  Vornehmlich  bandelt  es  sich  für  ons  hier  um  Preussen 
und  Oesterreich,  seit  1866,  bez.  1871  um  den  Xonhleii  tsulien  Bund  und  das 
Deutsche  Reich,  bei  Oesterreich  seit  1868  um  „W  est-Oesterreich"  („Cislci- 
fhanien"  od^'r  d'w  „im  Rcich?rathe  vertretenen  KönigreicJic  und  Länder*'',  \robei  ein 
Seitenblick  auf  L  itgaru  geworfen  werden  kann.  Sodann  wird  aber,  w/^nn^rlt  idi  kurzer, 
dieBcfef  i  I  lüg  der  deutschen  Mittelstaaten.  Sachsens,  Biu  i  iis.  W  urttem- 
borg-s,  Rathuis.  Hessens,  mit  einem  Rückblick  auf  das  ehemalige  Königreich 
Hannover,  zur  Darstellung  gelangen.  Von  der  Besteuerung  der  Übrigen  Klein- 
staaten kann  dagegen  nur  Einzelnes  hier  einbezogen  und  nur  mit  einigen  Strichen 
darüher  orientirt  wcrd-m,  wa^  indessen  nicht  hindern  wird,  in  diesem  Kapitel,  wie  iu 
den  folgenden  beiden  Bachem  der  speciellen  Steaerlehre  cinzelnea  besonders  Beachtent»- 
weithe  auch  Bm  diesen  Undern  etwas  nUier  mit  w  berftcksichtigen.  Die  literailschen 
NachT^'cisuogeii  V.  dgl,  m.  veiden  bei  den  einzelnen  hei^rochenen  StMtcn  mit  an- 
gegeben. 

Der  ganze,  in  diesem  Enpitel  zn  behandebde  StolF  wird  in  zwei  Haupt- 
abschnitte: „An.sland"  und  „Deutschland  und  Oesterreich"  zusammengcfasst. 
Abweichend  rom  vorigen  Kapitel  wird  die  ausländische  Besteuerung  in  diesem  vor 
der  deutschen  behandelt.  Sie  hat  in  dieser  Periode  mehrfach  anregend  und  als  Master 

auf  die  deutsche  Besteuerung  einircwirkt.  Auch  ist  sie.  mit  Ausnahme  der  italienischen, 
schon  aus  politischen  .Granden  frOher  als  die  deutsche  zu  einem  gewi^isen  Abschloss 
gelangt- 

Die  innige  Beziehung  der  Besteuerung  zur  Volkswirthschaft  ist  im  19.  Jahr- 
hundert wissenschaftlich  immer  mehr  erkannt  worden  und  practisch  im  Steucrrerht 
immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  indem  die  einzelnen  Steuern  mit  nach  volkswirth- 
SC haftlichen  Gesichtspuncten  geregelt  werden  (§.  99,  irsOj.  Vor  allem  gilt  dies, 
noch  mehr  wie  früher  von  der  Zollij  ese  tzgehiui  und  der  (lesetzirebung  tiber 
sülclie  iudirüctü  \  crbrauch^htcur  i  n,  welclic  mit  den  ZoUcu  in  n;iherer  Ver- 
bindung stehen  (Zucker-,  Branntwein-.  Tabakstener  u.  a.  m  }.  Dem  Zwecke  dieses 
Werkes  gemäss  kann  hier,  wie  schon  im  vori;;en  steoergeschich Iiichen  Kapitel,  nur 
die  finanzielle  Seite  dieser  Steuern  eingehender  behaudelt  werden,  al:»o  im  Zoll- 
wesen der  Fi  II  an //.oll,  nicht  der  Schutzzoll,  sonst  mflsste  sich  dies  Buch  zu  einer 
Geschichte  der  Handebiiolitlk  er,v  t  rn  Völlii»  trennen  ISsst  sich  aber  freilich  das 
finanzielle  oder  fiscaiiscbe  und  voikäwinlischaitliche  oder  bandehspolitische  Moment  iu 
diesen  Dingen  einmal  nicht  Das  letztere  soweit  als  irgend  thnnüch  zurllcktietea  zu 
lassen  wird  jedoch  das  Bestreben  sein. 

§.  104.  Ueberblick.  Im  ersten  Hauptabschnitt  wird 
hier  mit  England  begonnen,  dessen  Steuergescbichte  und  heutiges 
Steuerrecht  mehr  wie  bei  den  continentalcn  Staaten  die  ununter- 
brochene Fortsetzung  der  vorausgehenden,  zuletzt  durch  die  frau- 
zösisclien  Kriege  so  gewaltig  beeiuflussten  IJesteuerung  ist  (§.  88). 
England  ist  ein  gutes  Beispiel  dafür,  wie  auch  ein  Grossstaat, 
welcher  sich  in  seinen  politischen  Aufgaben,  namentlich  anderen 
GroHSmächten  gegenüber,  beschränkt  und  neue  Weltkriege  fast  um 
jeden  Preis  vermeidet,  durch  enorme  volkswirthschaftliche  Ent- 
wicklung eine  grosse  alte  Staalsscbuld,  selbst  ohne  bedeutende 
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KapitaltUgODg  dersel}>en,  relativ  erträglicher  maohen  und  sein 
Steuersystem  nach  volkswirtbsehaftlieheQ  Interessen  oder  nach  dem, 
was  einmal  gerade  dafür  gilt,  reformiren  kann  (Zoll-,  Accise-, 
Lnxnssteuerreformen).  Zagleich  seigt  England  in  der  Ausbildung 
der  Einkommen-  und  der  Erbschaftsstenem  riebtige  Erkenntniss 
der  beatigen  Aufgaben. 

Das  Gegenstück  bildet  Frankreiob  mit  seinem  völligen 
„Neubau'^  der  Besteuerung  in  und  naeb  der  Sevolntions-  und 
Kriegszett,  wenn  dieser  Neubau  diesen  Namen  ancb  nieht  ganz 
im  eigentlicben  Sinue  verdient,  sondern  zum  Tbeile  doch  nur  ein 
nach  einer  Periode  der  Lttcke  und  der  Experimente  wieder  auf- 
genommener Um-  und  Förth  au  der  Besteuerung  des  ancien  r^ 
gime  ist  (§.  50).  Zugleich  beweist  Frankreich  die  —  in  unserer 
Zeit  wenigstens  —  relative  Untergeordnetheit  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsform fOr  das  Finanz-,  Steuer-,  Staatssehuldenwesen  und 
offenbart  die  Folgen  ruhelosen  Ehrgeizes  und  ewiger  Neuernngs- 
sucht  eines  Volks  für  die  masslose  Steigerung  seiner  Staatasehulden 
uod  Steuern. 

Russlanü  zeigt  auch  auf  dem  Steuergebiet  manche  aus  den 
besonderen  wirtbscbaftlichen,  socialen,  rechtlichen  und  politischen 
Verbültnissen  des  Landes  hervorgehende  Eigenthflmlicbkeiten,  durch 
welche  es  sieh  von  Mittel-  und  Westeuropa  unterscheidet;  so  sein 
bisheriges  Kopfsteuersystein ,  zum  Theil  auch  seine  Branntwein- 
besteuerung. Aber  auch  die  grossen  finanziellen  Schwierigkeiten 
treten  bei  Hnssland  hervor,  iiuter  welchen  ein  so  gewaltiger  und 
so  ehrgeizig^er  »Staat,  trotz  —  und  wegen!  —  seiner  Gebietsgrüsse 
nnd  Volksmenge  bei  der  weit  geringeren  wirtbscbaftlichen  und 
etiltarlichen  Entwicklung  meiner  Bevölkerung  in  Coucurreuz  mit  den 
vorgeschrhteiicren  europäischen  Staaten  kämpfen  niuss.  Diese 
Sclnvierigkeiten  äussern  auf  Riisslands  Steuerweseu  wie  freilich 
noch  mehr  auf  sein  Staatsschulden-  und  Papiergeld wesen  ihren 
siclitbaren  Einfluss. 

Italien  zeigt  dagegen,  Avas  unter  den  schwierigsten  politiscben 
und  heutzutage  nicht  eben  besonders  günstigen  wirtbsebaftliehen 
Verhälinissen  die  Finanz-  und  Steuerpolitik  eines  energiscb  und 
patrintiseb  geleiteten  neuen,  auf  alten  Particularstaaten  sieb  auf- 
bauenden Einheitsstaats  in  der  Consolidation  und  Unificution 
■  der  Besteuerung  zu  leisten  vermag.  Es  zeigt  sich  auch,  welche 
Oekonomie  an  poliiixber  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  in  einem 
Einheitsstaate,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  eines  zwar 
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gltlcklich  vom  Staatenbuod  zoin  Bnndesstaat  fortgeschrittenen^  aber 
eben  doch  —  Bundesstaat  gebliebenen  politiscbeo  Körpers  wie 
des  Deutschen  Reichs,  m5j|;licb,  welche  zweckmässig  Vereinfacbitog 
und  Gleichartigkeit  der  Bestenernng  erreichbar  ist. 

Nordamerika  ist  dann  wieder  ein  Beispiel  eines  jngend- 
kräftigen,  energischen,  patriotischen  nnd  wirthschaftlich  mächtigen 
Staates,  welcher  wie  ans  dem  Nichts  ein  nngehenres  Steuersystem 
in  der  Notb^eit  rasch  ins  Leben  ruft  nnd  Ton  demselben  anch 
später  soviel  bestehen  Itat,  nm  ans  den  Erträgen  desselben  eine 
riesige  Staatsschuld  rasch  reell  in  bedeutendstem  Maasse  su  tilgen. 
Nnr  in  dem  ersten  Puncte,  in  der  SchafFung  nnd  Entwicklang  des 
Stenersjstema  findet  Nordamerica  in  seinem  britischen  Stammland 
in  der  französischen  Kriegszeit  eine  Art  Vorbild,  in  dem  zweiten 
steht  es  einzig  da,  freilich  nnter  den  anch  einzig  günstigen,  in 
Enropa  geschichtlich  nnmöglichen,  anch  in  England  fehlenden  Ver- 
hältnissen, seinen  Militär-  und  Flottensufwand  in  der  Friedenszeit 
ausserordentlich  yermindern  und  gewissennassen  das  so  Ersparte 
fttr  die  Tilgung  der  Staatsschuld  flttssig  machen  zu  können,  weil 
es  eben  in  seiner  Naebbarsehaft  keine  halbwegs  ebenbürtige  poli- 
tische Gegner  hat. 

Die  Übrigen  europiiischen  Staaten,  von  denjenigen  im 
Gebiete  des  ehemaligen  türkischen  Reichs  und  von  dem  unter 
revolutionären  ZiR-kungen  und  Bürgerkriegen  nicht  zur  KuIjc  kom- 
menden und  deswegen  sich  nur  wenig  wieder  emporhebenden 
Spanien  al)i^e.sehen ,  genossen  in  diesem  Jahrhundert  seit  1815 
eine  selten  oder  nie  unterbrochene  Ruhe.  Auch  diejeni^^cu  von 
ihnen,  welche  noch  einmal  in  eigene  Krieü;e  vorwickelt  wurden, 
wie  die  Niederlande,  Belgien,  Dänemark,  befanden  sich 
nach  definitiver  Erledigung-  der  betrenenden  StreittVaj;en  in  der- 
selben liage.  Sie  konnten  in  dieseni  Slillleben  auch  iinc  l>csteiic- 
rung  am  Leiehtesten  nach  modernen  Bedürtnissen  und  Ausehnnungcn 
rerormircn,  wenn  auch  einige  von  ihnen  in  alten  nnd  neuen  Kriegs- 
schulden noch  manche  liürde  hatten  und  haben.  Redentendere 
Leistungen  der  Steuerreform  als  andere  StaatiMi,  die  eben  doch 
mit  für  sie  die  „enropUigehe  Rüstung"  zn  tragen  haben  —  was 
Holland,  Belgien,  die  J^cdiweiz  so  leicht  übeisehen  -  haben  sie 
glciehwohl  kaum  zu  Wege  gebraelit:  vielleicht  ein  l>eleg,  dass  ein 
gewisser  Druck  der  Nothwendigkeit  auch  hier  wie  in  so  vielen 
Dingen  als  Ansporn  zu  Verbesserungen  sein  Gutes  hat.  Anderseits 
beweist  die  Bedarfsvermehrung  auch  in  solchen  von  Militärlasteu 
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weniger  bedrückten  Staaten,  dass  eben  in  der  That  jenes  Gesetz 
der  Zunahme  der  Staatsthätigkeiten  ein  allgemeines  ist  (§.  98). 

§.  105.  Dentsc Ii land,  Preusseu  iind  Oesterreich  (zweiter 
Hanptabsc'luiitt)  sind  mehr  als  irgend  welche  andere  europäische 
Staaten  aus  der  franzüüiüchen  Kriegsperiode  mit  wesentlich  ver- 
änderten und  verbesserten  Gebietsvei hältuissen  hervor- 
gegangen. Diese  Verbesserung  war  doch  auch  für  das  Finanz- 
nnd  Steiierwesen  von  grossem  Werth. 

So  traurig  die  vorausgegaugeuo  Kriegszeit  bis  1813  für  Dcutschlaad  verlaafea 
ist,  80  nnbefriudigcnd  die  Bitdung  des  Deotsclien  Bundes  in  politischer  Beziebonf,  so 

wenig  PiLU^äcii  aurh  in  territorialer  IIin;)i(  lit.  in  seinem  und  Dt  uf-jchlands  Interesse, 
darch  die  definitive  Gebietaregeluug  des  Wiener  Coitgresses  genügend  gestärkt  und 
abgerundet,  so  bedenklich  in  rieler  Hinsicht  die  relativ  besondere  bedeutende  Gebiets- 
vergröäscrung  im  l  dainit  Stärkung  der  Mittelstaaten,  namentlich  der  vier  süddeut^chen 
und  HannoTcrs  war  und  so  viele  unbedeutende,  aber  zum  Tlieil  ebenfalls  noch  etwas 
vergrösserte,  Kleinstaaten  mit  kleineu  (lebictsfetzen  leider  noch  aus  der  grossen  Kata- 
strophe übrig  geblieben  waren:  ein  ungeheurer  Portschritt  war  ea  doch  r<m 
den  3J4  ..Staaten'*  und  570  „L'uuIliu*'  des  alten  Reif^lis  zu  di-n  39  niinmehripren 
..souvcriuicu  Euizclstaatcu'%  wie  in  pulitischer,  so  in  voikswirthschaliiichcr,  administra- 
tiv>.:r  und  nicht  zuletzt  auch  in  fioanz-  und  stenerpoli tischer  und  •tech- 
nischer Hinsicht. 

Das  alte  Deutsche  R«nch  (ausschliesslich  der  Provinz  Prcusseu,  aber  mit  dem 
damals  nominell  nicht  zum  Kcicfae  gehörigen  Preussiäch- Schlesien)  uinfasstc  1791 
11.073  Qu. Meilen  mit  570  rcichsntiinittclbaren  ..Liuiilcii"  iTeiiiforien  und  Verbänden), 
die  zu  324  ,^taaten"  gehörten.  Die  Durcbschnittsgrösso  eines  „Landes''  im  schwäbi- 
schen Kreise  war  z.  B.  S.7  Qii.M.  (163  auf  6U0  Qa.M.,  nämlich  49  kar-  und  reieh»- 
für-*tlichc,  49  Reichsstifffr  nur)  Klnstr-r,  '1\  Lande  von  Reich^i:•|•af)Ml,  3.^  Reirlisstädte 
und  lieichsdörfer,  Ü  reichsrittcrscbaltliche  V'erbäude  und  Uerrlichkciteu) ,  die  Urö:ise 
eines  oberrheinischen  Krehdandes  war  6.6,  eines  6ftiikfa»dieQ  7.S  Qu.M.  304  Klein- 
staaten umfa^st  n  1^30  QtuM.,  oder  datchschiiittlich  6*02!  Vom  Boichs^,  bez.  sp&teren 


Buudagebiet  hatte 

1792  1816 

Oestcreicb   3919  :ir)SS  Qa.M. 

Freossen   2340  33S1 

Bafem   861  13110  „ 

U'iirtcmb^    ....  166  S54  „ 

Baden   62  278  „ 

Hessen-Darmstadt  ...  6S  153  „ 

Hannover   .')12  699  „ 

Sailiscn   <»86  272 


Und  dabei  waren  alle  diese  Staatägebiete  immerhin  gegen  früher  ausscrordeut- 
lich  ylel  besser  arrondirt   Vornehmlich  doch  nur  in  Thüringen  bestand  noch  als 

Rest  aus  dl  r  alten  Zeit  die  srlilirji/nste,  für  die  Verw.iltun^'  so  störende  En-  und  Ex- 
clavenwirthschaft.  Die  hier  nicht  speciell  genannten  Kleinstaaten  (incl.  Kurhessenü, 
Holstein-Lauenbnrgs,  Mccklenb.-Schwerins),  31  an  der  Zahl,  hatten  doch  um  1816 

nur  noch  1350  Qu.M.  Gebiet,  oder  jetzt  im  Durchschnitt  ca.  41  Qu.M.,  selbst  die  2S 
kleinen  ohne  die  zuletzt  »cnannten  drei  grösseren,  bez.  7(>9  und  ca.  27  Qu.M.:  dQch 
immer  ein  bedeutender  Fortschritt  gegen  1792!  S.  v.  Viebahn,  Statistik  u.  9.  w, 
Deutschlands.  Berl.  185^?,  I,  29,  :j2,  103  u.  A.  Wayner,  Entwickl.  d.  .uiMp.  u. 
deutschen  Staatsgebiete, ,  Preuss.  Jahrb.  lSti7,  ISOS,  XiX,  bU,  547,  XXI,  299,  3S6. 

Auch  diese  Veränderung  der  GebietsverhUltuisse  war  eine  und 
keine  der  unwichtigsten  Voransseteungen  wenigstens  fUr  eine  Art 
Staat« leben  in  moderner  Weise  nnd  damit  für  eine  angemessenere 
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Eiitwi<^lang  und  Gestaltang  des  Stenerwosens.  Unter  der  ihnen 
TergÖDDten  äasseren  politischen  Rahe  und  unter  dem  vielfach  gün- 
stigen Einflnss  des  nen  beginnenden  Verfassnngslebens  konnten 
gerade  die  Mittelstaaten  nnd  vollends  die  tttchtigeren  nnter  den 
Kleinstaaten  auch  innerhalb  ihres  Gebiets  leiefater  als  Frenssen 
oder  gar  Oesterreich  ihr  Flkians-  und  Stenerwesen  umgestalten.  In 
mancher  Hinsieht,  besonders  in  der  direeten,  nsmentlicb  der  Ertrags- 
bestenemng,  und  in  einigen  indirecten  Innern  Verbrauchssteuern^ 
auch,  seitdem  sie  auf  ein  selbständiges  Zollwesen  ebenso  in  ihrem 
finanziellen  als  in  ihrem  wirthschaftliehen  Interesse  verzichtet  hatten, 
als  Glieder  des  Zollvereins  haben  diese  Staaten  ganz  Tüchtiges  im 
Stenerwesen  geleistet 

Das  Znrttckbleibca  gi-osscr  iDucrer  Yerbrauchssteaern ,  mit  Ausnahme  der  süd- 
deutschen, besonders  der  baifl8eb6B  Bierbesteuerung,  und  die  noch  nngenligeiide  Eot« 

u'irklunsr  dos  dcntschen  Zollwfspns,  auch  nach  der  Seite  der  Finanzzöllr».  war,  wie  in 
rreusaeii  bclb&t,  nicbr  ilie  Folge  der  unfertig:en  politischen  Verliältnisse  ujid  der  da- 
von mit  bedingten  uiivoUkommenen  Zöllmen  iiisverfassung.  Das  in  den  süddeutschen 
Stanftuj  schon  von  der  i\hciiilMind/-t.nt  lior  licsunders  rürksirlitslob«^  Nivellireii ,  wie  in 
Allem,  so  auch  im  Fiuanz-  und  Steucrweseu,  war  doch,  wenn  man  billig  sein  will, 
durch  die  geradezu  unerhörte  bisherige  Tcrritoriala6»pUtteiiing  tmd  die  nnbedingte 
Nothwcndigkeit ,  dicso  annrtrtirten  Gcliitd'  in  dem  neuen  Staatskörp^r  ziisammenzu- 
äch weissen  —  was  ireilich  ott  mit  etwas  rauher  Hand  geschah,  —  geboten.  Man 
denke  an  den  schvftbischen,  fIrAnkische»,  die  rheinischen  Kreisel 

Für  Preussen  und  Oesterreich  waren  die  Aufgaben  viel 
schwerer,  für  crstcres  wegen  dci  grossen  Verschiedenartigkeit  und 
geographischen  Ausdehnung  seiner  neuen  Bestandtheile,  üh  Oester- 
reich wegen  der  Heterogenität  seines  alten  wie  neuen  Länderbe- 
ötands:  Lombardo-Venetien,  Galizien,  Ungarn  neijen  der  althistori- 
schen  Mannigfaltigkeit  der  nationalen,  geographischen,  wirthschaft- 
liehen Verhältnisse  der  „deutsch -slavischeu"  Lande!  Für  beide 
deutsehe  Grossstaaten  waren  die  Schwierigkeiten  der  Finanz  und 
Steuerret'ornien  auch  grösser,  weil  es  sich  eben  um  Grossstaateu 
mit  andauernden  bedeutenderen  politischen  Aufgaben,  d.  h.  finan. 
ziell:  mit  grösseren  FinanzbedllrfTiissen,  auch  mit  dem  Erbe  gri)sse- 
rer  Finanzlasten  aus  der  Kriegszeit  handelte.  Auch  die  Zeitver- 
hältnisse für  Reformen  iui  Stenerwesen  waren  in  einer  Hinsicht 
doch  ungUiiätiger  als  sie  es  früher  für  die  Staaten  des  Kheiiibundes 
gewesen. 

So  s'trainm  al)Soliitistisch  Hess  sich  jetzt  nicht  mehr  rerfahron ,  auch  im  absolu- 
lisüachea  Preusseu  und  Oesterreich  nicht.  Freilich  inuss  man  audrcrseits  zugestehen; 
gerade  im  absolutistisch o n  PrcusMo  und  Oesterreich  nicht.  Die  Ycräaumuap 
der  Grundsteuerregelong'  wnr  eino  bedetiklirlie  Unti  rlassiinars^üiidr:  ali<oIiiti?tisrhen 
Preusseas,  die  Übermässige  ädiuuuug  der  be^it/uadun  uitd  wuhlliabundcrcu  Classcn, 
▼eiche  durch  die  neue  Classensteuer  nnd  die  Mahl-  und  Schlachtstcuer  auch  nicht 
entfernt  genagend  mit  belastet  warden,  nicht  minder.  Die  dem  Finanzbedarf  und  dem 


Digitized  by  Google 


Ueberbiick  der  Staaten. 


225 


Staatsschuldcnw^cson  gegcuUltcr  unzureichende,  \rcnn  auch  auf  einigen  Sttntcrgebieten 
(Gmnd-,  Ilnusersteuer,  MonoiKiIe,  Yerzehrongsstener ,  Zölle)  nicht  nnbcdi  Utende  and 
politLic]i  wie  technisch  7.\m\  Theil  tüchtige  SteneTenttrickliing  Oesterreichs  beliess  es 
eben  doch  bei  einem  schiel  htinden  Deficit  und  bei  nnzalänglicher  Consolidirung  der 
Finanzen,  nameiitUch  der  Staatsschnhl,  «lc3  Papiergchles,  in  der  hmjren  Friedenszeit: 
dio  ünterlassungssUndo  des  ahsointistischen  Oßstt^rreit  )i.  In  Jessen  ,  wie  ausserordent- 
lich viel  schwieriger  war  eben  aach  der  Uebergang  vom  Absolutismus  zur  constitutio- 
nelien  Monarchie  in  den  beiden  deutschen  Gros98taaten ,  venglichcii  mit  den  anderea 
dentschen  Staaten! 

In  letiter  Linie  ist  fittr  manches  Geschehene  wie  Unterbliebene 
anch  im  Steuerwesen  die  Unfertigkeit  der  politischen  Ver- 
fassung Deotsehlands  von  1815  —  1871  verantwortlich  zu 
machen.  Seitdem  ist  in  Deutschland  am  Um-  und  Weiterbaa  der 
Besteuerung  in  der  nach  der  Erfahrung  aller  Länder  unvermeid- 
lichen Richtung  einer  Ausdehnung  der  Zolle,  der  übrigen  indirecten 
Verbrauchs-  und  der  Verkehrsbesteuernng  mit  Eifer  und  nicht  ohne 
Erfolg  gearbeitet  worden.  Aber  freilich  noch  ipamer  nicht  mit  aus- 
reichendem Erfolg. 

Die  Ünteflassnngasflndcn  der  früheren  Zeit,  wenngleich  durch  die  deutsche  polt- 

tisrh-gcschichllichß  Entwicklung  hegreiflich,  sind  eben  nicht  so  leicht  gut  zu  machen. 
Der  föderative  Cbaracter  des  neuen  deutschen  Staats  macht  auch  die  Aufgaben  noch 
oomplicirter  als  im  Einheitsstaate,  indem  die  Reichsbestenerani^  nnd  diejenige  der 
Fjnzelstaaten  ineinandergreifen  und  auf  den  Sti-tiergi  hir  ten .  wo  sie  geschieden  sind, 
eine  doppelte  gesetzgeberische  Arbeit  nöthig  wird.  Das  hat  n.  A.  leicht  den  Nach- 
theii,  dass  eine  Stencrgattnng  unentwickelt  bleibt,  wie  denn  i.  fi.  gerade  in  Prenssen 
eine  bedauerliche  Stagnation  aaf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  ttber  die  diiecie  Be- 
steaerung  eingetreten  ist. 

Oesterreich  hat  durch  die  Herbeiführung  des  bereits  besei- 
tigt gewe^^ciicD  Dualismus  eine  umgekehrte  Entwicklung  wie  Deutsch- 
land seit  1806  erfahren,  worunter  die  Ausbildung  der  Besteuerung 
ebenfalls  gelitten  hat.  Und  je  unabhängiger  das  Verhältniss  von 
Ungarn  und  Nebenlanden  zur  Gesammtmonarchie  wird,  je  mehr 
auch  in  der  Westhälfte  ähnliche  Tendenzen  zur  Geltung  kommen 
sollten,  desto  mehr  Gefahren  drohen  doch  für  die  einheitliche  und 
einem  modernen  Grossstaat  noihwendige  Gestaltung  des  Steuer- 
wesens. 

In  ganz  Europa  ist  die  Besteuerung  durch  ihre  Entwicklung 
im  19.  Jahrhundert  immer  gleichartiger  geworden.  Aber  auch 
die  „neue  Welt"  hat  nichts  eigentlich  Neues  auf  diesem 
Gebiete  zu  schaffen  vermocht,  am  Wenigsten  in  den  Steuergattnngen, 
eher  Einiges  in  den  technischen  Momenten  der  Veranlagung  und 
Erbebung  einzelner  Steuern.  Besonders  interessant  ist  in  dieser 
Hinsicht  fOr  die  vergleiehende  Stenergeschichte  und  Gesetzgebung 
der  Vorgang  in  Nordamerica,  demjenigen  americanischen  Staats- 
wesen, welchem  im  Wesentlichen  doch  allein  der  Character  voller 
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europäischer  Gesittung,  daher  Vergleichbarkeit  mit  europäischen 
Staaten,  zugestanden  werden  kann.  Der  grosse  Anlauf  zu  deu 
mannigtaltigsten  Steuern  während  des  Bürgerkriegs  endet  mit  dem 
Verbleiben  bei  Einfuhrzöllen  und  denselben  inneren 
Verb  ran  chsRtenern,  wie  in  „old  Europe",  wenn  auch  mit 
niancben  beinc  i  kenswerthen  abweichenden  Kinricbtuugen  im  Ein- 
zelnen. Doch  ein  neuer  Fingerzeig  für  riaxis  und  Theorie,  dass 
gewisse  Hauptsteuer n  trotz  aller  Mängel,  welche  sie 
haben  mögen,  die  —  wenif.'8tens  für  jetzt  noch  - 
schlechtweg  nothwendigen  Glieder  eines  grosseu 
Staats-ISteuersystems  sind. 

Erster  Haaptabschnitt. 
Die  anslSiiiische  Bestenenmir  Im  in.  iahiiiuMlcrt. 

1.  Absehnitt 

ChTOMbritaimien  (England). 

Literatur.  Zum  Theii  dieselbe  wie  iu  dem  fruhereo  steuerKescluchÜiclieu 
Absclinltte,  besonders  die  Werke  tob  Vocke  (bis  f865>,  Dovell  (bis  1884),  Oneist. 

0.  Hüljn  r,  Berichte  d.  Statist.  Centralarchirs  Nr.  1 — 3,  Leipzig  1S5S  — 50,  bes. 
Nr.  2  (Abgaben).  1  ar  die  Zolle  uud  damit  zosammeoliäogeadei  Finanzielles  und 
Handetiipontisches  passira  vath  Tooke  vnd  Tooke-Newmarch,  history  of  pricea, 
(leutsfhc  "Bearbeitung  von  Asbcr,  2  B.  Dresden  1858 — 59;  de^^^I.  pas<im  T..  I, cri, 
history  of  british  commerce,  176^ — lb7ö,  London  1871.  Von  Fachaufsätzen  all- 
gemeineren bhalta  s.  Schutz,  engl.  Steaer-  und  ZoHiresen,  Tftb.  Ztschi  IV,  1847-, 
Nasse,  Reformen  im  brit.  Stenerwesea  seit  Poer^  EinkomjDensteiier,  ebd.  X,  18M. 
Weitere  Literaturangaben  unten  bei  den  einzelnen  Stenern. 

Statistisches,  Öfters  mit  langjährigen  Uebersicbtcn,  in  Porter's  progresa  of 
tho  aation,  in  dem  Abschnitt  vom  public  rcrcuue  and  ozpcnditure;  jährlich  (Üe  neuesten 
Daten,  mit  Rückblicken,  im  Statesman's  yearbook  (seit  1S64^.  jef,'t  h-Tanspeg.  von 
Keltie;  dauu  iu  den  amtlichen  Statistical  abst rac ts,  jälirlicii ,  uat  1  äjiüirigen 
BttckUicken. 

Die  englischen  Gesetze  über  Steuern  sind  auch  nach  den  Consolidationen 
?on  Steuern  (Zöllen  u.  s.  w.)  und  nach  den  neueren  Vereinfachungen,  welche  mit 
Zöllen  und  Aodsen  eifolgt  sind,  immer  noch  aasscrordentUch  schwerfällig  gefasst,  die 
Ausführungsverordnungen  nicht  minder.  An  Werken  zur  Ueber>iiht  und  für  das 
practiscbe  BedUrfniss  zum  I^acbbchlagen  u.  dgl.  fehlt  es  nicht,  iiiiiige  der  hicrhcr- 
e^ftrigen  Werke,  s})eciell  die  von  mir  gebrauchten,  werden  unten  bei  den  einzelnen 
Steuern  genannt.  Wertlivoll.  besonders  fftr  alle  practischen  Puncte,  l'ur  Verwral- 
tung,  Geschichte,  Statistik,  sind  die  inhaltsreichen  jährlichen  Yorwaltungs- 
berichte  einzelner  FinanzdepaTtements,  so  besonders  die  letums  and  leports  of  the 
commissioners  of  inland  rcvcnuc,  namentlich  die  umfassenden,  mit  grösseren  Kllck- 
hlickeu,  so  für  1856—69  und  für  1870 — S4.  Daraus  und  aus  anderen  amtlichen 
Materialien  giebC  die  Tom  fhunzOs.  Ptnanzministerinm  seit  1877  in  monatlichen  Heften 
herausgegebene  Zeitschrift  „Rulletin  de  statistiqtie  et  de  Idgislation  comparee  (Paris, 
impriffl.  nation.)  viele  und  grossere  Auszüge.  Auch  fOr  die  britische  Steuer- 
gesetzgebung ist  diese  SMtscbrift  eine  rorzUgliche  QoeUe.  —  Ueber  die  britisehe 
Communalbesteuerung,  s.  sclion  Fin.  I.  3.  A  §.  53,  nebst  der  dort  genannten 
Literatur;  dann  r.  Beitzenstein,  Communalfinanzcn  in  SchOnberg's  Handb.  2.  A. 
ni,  563,  619. 
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1.  Die  Hunptpaxicte  der  Entwicklang  der  britischen 

Besteaerang  seit  1815. 

§.  106.  Da8  Vereinigte  Königreich"  war  aus  der  Zeit  der 
irauzüöiscben  Kriege  mit  einer  unir^'Hcueren  Steuerlast,  einer  riesigen 
Staatssciiuld  und  einer  entwertlienn  Papierwälirung,  aber,  was 
auch  für  die  Finanzen  in  ßctracbt  kam,  endgiltig  politisch  sieg- 
reich Uber  seinen  Gei^nier  hervorgegangen.  Die  Verzinsung  der 
Schuld,  die  1  Icisteliiing  der  Vahita  und  des  Gleichgewichts  im 
Staatshaushalte,  welcher  zunächst  nur  von  den  eigCDtlichen  Kriegs- 
ausgaben entlastet  wurde,  erlaubten  keine  erbebliche  Steuervermin- 
derung. Wenn  man  ernstlich  au  die  Tilgung  der  Kriegsschulden 
gegangen  wäre,  hätte  die  Besteuerung  der  Kriegszeit  in  ihrem 
Gesammtbetrage,  wenn  auch  nicht  nothwendig  in  ihrer  Einrichtung, 
sogar  im  Wesentlichen  erhalten  werden  müssen.  Allein  dieser 
Aufgabe  der  Tilgung  hat  sich  Grossbritannien  nicht  unterzogen. 
Der  Druck  einzelner  Steuern,  besonders  der  hohen  Einkommen- 
steuer, ward  zu  stark  empfunden,  gerade  diese  Steuer  war  zn  un- 
popnlftr,  als  dass  der  ,,Parlamentarismns''  es  über  sieb  Tcrmocht 
hätte,  aus  Gründen  höherer  Staatspolitik  an  solchen  Steuern  behniis 
Schuldentilgung  festzuhalten  und  so  um  der  Zukunft  der  Finanzen  - 
willen  die  Gegenwart  zu  belasten.  W\t  dem  Fortfall  der  Einkommen- 
steuer, welcher  gleich  nach  dem  Kriege  stattfand  (1816),  war  für  • 
lange  auf  eine  reelle  Tilgung  des  Capitals  der  Kriegsschuld  ver- 
ziehtet. Die  Hebung  des  Oredits  ermöglicbte  wenigstens,  durch 
Oonrersionen  und  Zinsreductionen  die  Ziusenlast  zu  vermindern. 

S.  schon  oben  S.  198.  Die  nTtcroiltc  Aufhebung  der  Einkommensteuer  zeiirte 
sich  später  wiederholt  bei  jeder  Finauzrclorm  alä  ein  Fehler.  Auch  Do  weil  betont 
du  hUnüg.  Uebor  die  MMser^ln  auf  ctem  Gebiete  des  britischen  Staataschttldeiiireseiis, 

Beschränkung  und  Einstelltini:'  des  Tilgungbfünds ,  Zinsreductionen,  l^nnvandlnng  in 
AoAttitäteu  u.  a.  w.  ist  in  diesem  Werke  erst  später  im  Buche  vom  utientlichen  Credit 
za  hande^. 

Nach  Stenergat taugen  gestaltete  sieh  die  britische  Besteue- 
rnng,  welche  in  der  fransOsischen  Kriegszeit  von  17  anf  67  Mill. 
Pf.  St.  (ohne  Irland)  gewachst  war,  so,  dass  am  Ende  des 
Kriegs,  um  1815,  die  indirecten  Verbrauchssteuern  (Ac- 
cisen  und  Einfuhrsölle)  allein  für  sieh  und  vollends  mit 
den  Stempelabgahen  Aber  die  direeten  Steuern,  selbst 
vor  der  Aufhebung  der  Einkommensteuer,  hei  Weitem  über- 
wogen, nach  dem  Fortfall  der  Einkommensteuer  natttrlich  nur 
um  so  mehr.  Sie  fielen  zudem  in  starkem  Maasse  auf  wichtige 
Verzehrungs-  und  Geuussmittel  auch  der  unteren  Classen 
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uod  auf  Robstoffe  der  Fab rikation.  Im  Zolltarif  henscbte 

einerseits  der  streng  fisoalische.  anderseits  der  protectionisitiscbe 

und  prohibitoriscbc  Cliaiacter,  in  der  Aeriseverfassung  der 

fiscaliscbe  mit  störenden  Wirkungen  ftir  die  Industrie. 

Do  well  II,  239  ff..  247  ff.  giebt  folgende  lehrreiche  Uebersicht  der  Steueru 
vm  1S15,  wobei  er  einige  Pottten  freilieli  anders  als  übHeh  ist  unter  die  „directea** 

und  die  „Verb^auclls^tcuL•^n''  rubricirt.  Die  li'tzt'Toii  siml  d.ibei,  an  sich  passender, 
nach  Gegenständen,  statt  nach  den  Verwaimngszveigen  (Zöllen  und  Accisen),  zu 
denen  sie  gehören,  mbricirt.  Die  Snmmirnng  der  einzelnen  ZHFem  ergiebt  67V4  Mill. 
Pf.  St.,  S.  239  gicbt  Duwoll  fiir  all*-  StciiLrii  «^'.'^  Mill.  an.  Es  schoiiion  aber  ii. 
der  Liste  keine  Stenern  zn  fehlen,  so  dass  di«  kleinere  Ziffer  vobl  die  richtige  ist. 
Di«  Zahlen  in  1000  Pf.  St 


L  Directe  Stenern. 

Landtage   1.1 9lt 

Haus-  uud  Luxusäteuern  u.  dgi.  6.  ')00 

Einkommensteuer   14.600 

ErbschafttiSteuem   1.297 

VcrsicheruDgssteuer  ....  918 

Auctionsstouer   284 

Wagen-,  Poststouer  u.  dgl.  .    .  472 

Schitffahrtsgelder  (Tonnengeld)  172 


25.4S$ 


II.  Yerbraucbssteuern. 


'1 


Sak   1.617 

Zocker   2.957 

Corlnthen,  Rosinen,  Pfeffer  494 

A.  Zus.  .,£88 bares''    .   .  5.U0b 

Bier  3.330 

Malz  6.044 

Hopfen   222 

VciB  

Spiritooeen  

Thec  

Kaffee  ____ 

B.  Zos.  (ictränke    .   .   .  22.0C5 

0.  TabalK   2.02« 

Kolilen  und  Schiefer  ....  91<i 

Bauholz   1.802 

BanmiroUe   760 

Seide   430 


Soda,  Indigo,  Potasche,  Eisen, 

Pelzwwlt  

Hanf  

Andere  EinfohnsOne  .... 

Ausfuhrzölle  

D.  Zns.  Bohstoffe  u.  s.irr 

Leder  

Sdfi)  ••«•«»•«■ 
Maoer-,  Ziegt^eine  .... 

Glas  . 

lichter   . 

Papier  

Bedruckte  Webvaaren    .   .  . 

Zeitungen  

AnkOndigongen  

E.  Zus.  Manu  Tact« 


297 
285 
1.188 

364 

G.062 

Odb 
748 

269 
425 
354 

470 

a88 

383 
125 


9.596 

1.9U1 
6.700 

3.591 
277 


u.  8.  w.  3.866 
IL  Summe  Verbrauchssteuern  .■<9.087 

IIL  Stempel  aller  Art  .   .  .  2.743 
Samme  I— HI   ....  67.268 

Dazu  aus  Irland: 

Zölle  2.367 

Accise  (eigentliche  und  andere 
unter  Verwaltnn;:^  des  Accise- 
departements  stehende  Ein- 
künfte)  3.29S 

Specielle  Abgaben    ....  43 

Stempel  _.  561 

6.25ii 

Snnune  ron  Grossbritannien 
nnd  Irland   73.527 

§.  107.  Die  EntwieklUDg  der  Besteueniiig  bestand  nim  daiiD, 
dass  gleich  anfangs  die  besonders  nnpopnlfire  EiniLommen- 
Steuer  fiel»  später  (1819,  l$2d)  anch  Erleichterongen  in  den  di- 
reeten  Lnzns-  nnd  verwandten  nnd  in  der  Fensterstener 
eintraten,  1833  die  Hansstener  aufgegeben  wnrde. 

Bei  den  indireeten  Steuern,  Zollen  nndAccisen,  kam 
der  Gesicbtspanet  der  Entlastung  der  Volksmasse  besonders  in  der 
Aufhebung  der  bereits  frtther  ermSssigten  Salz  st  euer  (1825)  und 
In  einigen  Erleiehternngen  der  Aecisen  zur  Geltung.  Seit  den  1820er 
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Jahren,  besonders  1824,  dann,  unter  der  Einvvirkiiiig  von  Par- 
nell's  Ideen  der  Steuerreform  1830  if.,  voll  und  ganz  aber  erst 
seit  Sir  Robert  Peel's  grossartiger  handelspolitischer  Reform  in 
freibüüdleiihcher  Rirbtuug,  trat  die  Zoll-  und  Accisepolirik 
unter  volkswirthschaftliche  und  ratioDell-fiscaliscbe 
GesichtHpuncte  im  Sinne  einer  möglichsten  Ik  lri  iung  des 
V'erkehr.s  von  den  Fessein  des  Zoll-  und  Accis«  svstLius  ui;d  einer 
Förderung  der  V  o  1  k  s  \v  i  r  t  h  s  c  b  a  f  t ,  besonders  der  Industrie 
und  des  Handels,  durch  solche  BLtreiung  und  durch  die  damit 
verbundene  Erleichteruni::  der  Concurrcnz  gegen  das  Ausland:  Ver- 
ein i'acbung  des  Zoll-  und  Accisetarifs  durch  Beschränkung 
der  Zahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  auf  einige  von  wirklich 
bedeutendem  und  möglichst  von  rein  fiscalischcm  Inter- 
esse, ohne  protectionistische  Nebenwirkungen,  daher  auf  die  drei 
Oetränke:  Branntwein,  Bier,  Wein,  auf  Tabak,  Thee, 
Zucker  (bis  zu  dessen  Freigabe)  und  auf  wenige  andere  Gegen- 
stände des  Einfuhrzolls.  Fortfall  vor  Allem  der  Rohstoff  z{)lU 
und  äteuern,  der  störenden  Fabrikat-Accisen,  der  Korn- 
und  sonstigen  agrarischen  Schutzzölle,  der  Differential- 
zölle zu  Gunsten  der  eigenen  Colonialproducte,  demnach  mit 
Preisgebung  des  Scbutzzollmoments  in  der  Colonial-,  Agrar-  nnd 
Industriepolitik.  Regelung  der  wenigen  verbleibenden  Zölle  und 
Accisen  im  Tarif  mit  nach  Rttcksichten  auf  die  Hcbmnggelgefabr, 
daher  insofern  Steuerermässigungen,  doch,  mit  der  Verbesserung  der 
Steuerrerwaltung,  aueh  wieder  mehr  im  fiscalischen  (Tabak,  Brannt* 
wein)  und  im  sänitäts-  und  sittenpoUzeiliehen  Interesse  (Branntwein) 
höhere  Steuerättsse.  Auch  in  den  Stempelabgaben  erfolgen 
Reformen  im  Verkebrsinterease,  daher  Vereinfachungen  und  Be- 
schrtinkuttgen.  VerbEauebsateuem  und  Stempel  passen  sich  so  der 
„freien  Yerkehrsgesellschaft"  immer  mehr  an.  Ob  in  gleichem 
Maasse  den  Forderungen  grundcAtslich  richtiger  Steuerpolitik,  be- 
sonders auch  deijenigen  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  ist  awar 
nicht  ebenso  sicher,  aber  doch  in  Bezug  aut'  die  Richtung  der  Reform 
zuzugeben.  Ein  characteristischer  Punct  bleibt  das  Lieenzsystem 
'  ftlr  gewisse  Gewerbei  besonders  fttr  'solche,  deren  Artikel  aecise- 
und  zollpflichtig  sind,  demnach  zur  Ergänzung  der  indirecten 
Verbrauchsbestenernng. 

Anfangs  romehmlich  zur  Durchftthrung  der  Zoll-  und  Aodse- 
reformen,  um  die  möglichen  EinnahmeausfÜle,  welche  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalt  stören  könnten,  zu  decken,  erfolgt,  1842, 
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die  bedeutsame  Wiedereinführung  der  Einkomraenstener 
durch  Sir  Robert  Peel.  Immer  nur  periodisch  bewilligt,  zunächst 
auch  wohl  als  nur  vorttberirpiien<le  Massregcl  gedacht,  bleibt  diese 
Steuer  doch  trotz  ihrer  teehuibcben  Unvollkommenbeit,  ihrer  geringen 
Popuhirität  und  der  öfteren  Angriße  auf  sie,  bcvStehcn.  So  gewinnt 
sie  mit  der  Zeit  den  Character  eines  festen  Ergänzungsglieds 
im  britiRoben  Staatssteuersysteni,  mittelst  dessen  Dank 
dem  Giiiudsatz  der  Beweglichkeit  des  Steuerfiisses  die  kleineren 
Schwankungen  des  Gleicbgewichts  im  Staatshaushalte  ohne  das 
stete  unliebsame  Zurückgreifen  auf  den  Staatscredit  ausgeglichen 
werden.  Ein  finanzpolitisch  und  finanztechnisch  wichtiger  Fort- 
schritt, in  welchem  bis  jetzt  Grossbritannien  allen  Grossstaaten 
voraus  ist.  Nur  die  deutscheu  Mittelstaaten  haben  ähnliche,  aber 
nicht  so  wirksame  Einrichtungen.  Zum  Hebel  einer  erfolgreichen 
Staatsschnldentilgung  hat  aber  anch  England  diese  Einrichtung  der 
beweglichen  Einkommensteuer  noch  nicht  ausgebildet.  Za  diesem 
Zwecke  miisBte  es  darauf  verzichten,  bei  jeder  Verbesserung  der 
Finanzlage  sofort  den  Fuss  der  Einkommenstenor  stark  m  er- 
massigen,  und  gerade  den  Ertrag  ,,oiniger  Penee  vom  Pfund  Ster- 
ling'^ mehr,  der  disponibel  wird,  zur  Tilgung  verwenden.  Zugleich 
wird  übrigens  in  der  dauernd  beibehaltenen  Einkommensteuer  doeh 
auch  wohl  ein  Mittel  gesehen,  um  im  Binne  gerechterer  Steuer- 
vertheilnng  die  wohlhabenderen  Glassen  angemessener  mit  zu  be- 
lasten. Einzelne  Pnncte  der  Einrichtung  (Steuerfreiheit,  Steuer- 
ermässigung)  sind  mit  in  solchem  Sinne  zu  verstehen. 

Die  leitenden  Ideen  der  grossen  Steacrreformcii  Peel's,  namentlit-li  auf  ilcni 
Gebiete  der  Zölle  and  Accisen  und  in  Betreff  der  Benutzung  der  Eioliommeasteuer 
diesen  Beformen,  also  finantteehniseli  aa«g«drlldct,  die  Ideen  eines  theilveisen 

Ersatzes  der  iiidirccten  durch  directc  Steuern,  sind  mit  auf  Sir  Henry 
Parneil  zorückzuftthren.  Derselbe  verlangte  in  seiner  Sclu'ift  „oa  financial  reform" 
(1880):  1)  Aufhebung  der  störenden  Steuern  auf  KohstofFe  der  Fabrikation,  des  Haus- 
und Schiffbaues;  2)  der  den  Fabrikbetrieb  und  seine  Entwicklung  störenden  Acdflea 
auf  gevi'ifse  Fabrikate,  besonders  Glas,  Papier,  iM  tlrtu'kte  Weliwaaren;  H)  Hrrahset^ung 
der  Steuern  auf  Spirituosen  und  Tabak,  um  dcu  Schmuggel  zu  bewültigeu;  -i)  zur 
Dnrcbfiüiniog  dieser  Eeformen  eine  Steuer  auf  Vermögen  und  Einkommen.  (S.  Ana» 
züre  bei  Do  vre  11,  U,  276.)  Practischc  englische  Politiker  verlaugea  sieht  wie  nn- 
practisclic  deutsche  Steuererlasse  ohne  gleichzeitigen  Ersatz. 

Die  früher  ftir  solche  Z^ycckc  mit  beuutztcn  directeii  Luxuh- 

steucrn  werden  dngegen  dieser  Aiilj^al/O  zwar  nicht  ganz,  aber 

doch  zum  Theil  enfzo^en,  indem  sie  vereinfacht,  cini-^c  davon 

aufgehoben,  andere  erraässigt  werden.    ^Sie  bilden  iudesseu  noch 

jetzt  einen  characteristiscben,  von  dcu  contineotalen,  besonders  den 

deutschen  Staatssteuersjstemea  abweichenden  Zäunet  der  britischen 

Besteuerung. 
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Dagegen  hat  eine  AüBbildung  der  Brbbcbaftssteuern,  be- 
sonders durch  Ausdehnung  derselben  auf  das  Immobiliarvermögen 
(Gladstone,  18^3)  und  durch  weitere  Reformen  stattgefunden, 
wodurch  diese  Steuern  in  ihrer  Ergiebip-keit  stark  gesteigert  worden 
sind.  Sie  bilden  so  eine  vermöge nsü teuerartige  Ergänzung 
der  Einkommensteuer,  einigermassen  eine  höhere  Besteuerung 
iles  luüdirten  Einkommens,  dessen  Quelle  eben  den  Erbscbafts- 
steuem  unterliegt,  und  eine  principiell  beachtens wcrthe, 
auch  practisch  ins  Gewicht  fallende  Besteuerung  der 
Mittelclassen  und  der  reicheren  Bevölkerung.  Für  diese 
Schichten  wesentlich  als  directe  Steuer  wirkend,  dienen  sie  so 
mit  der  Einkommensteuer  zur  Ausgleichung  der  auf 
Massenconsumptibilien  gelegten  Zölle  und  Accisen  und 
zur  höheren,  daher  gereehteren  Belastung  der  Wohl- 
habenderen. 

Nur  die  Bedeatang  einer  kleinen  Ergänzangssteuer 
der  directen  Besteuerung  bat  die  wiedereingefUbrtey  an  Stelle  der 
aufgehobenen  Fenstersteuer  getretene  Haussteuer  (1851).  Die 
alte  Landtaxe  ist  nnverändert  geblieben  und  hat  sich  durch 
weitere  Ablösungen  noch  etwas  vermindert.  Unmittelbar  wird 
daher  im  britischen  Staatssteuersystem  der  Real  besitz  (ländliches 
und  städtisches  Grundeigenthum)  an  sich  und  verglichen  mit  dem 
Gontinent  nicht  erheblich  belastet,  zumal  die  Haussteuer  den  Cha- 
racter  einer  den  Benutzer  (Bewohner,  Miether,  selbstbewohnenden 
£igenthttmer)  treffenden,  also  insofern  einer  directen  Gebrauchs- 
steuer hat  Wer  sie  reell  trägt,  hängt  natürlich  von  den  Ueber- 
wälzungsverhältnissen  ab.  Der  hiemach  in  der  Besteuerung  sehr 
begflnstigt  erscheinende  Bealbesitz  wird  indessen  in  seinen  Er- 
trägen durch  die  Einkommensteuer  .  (Abih.  A,  bez.  auch,  mittelst 
Ueberwälznng  von  Seiten  des  Pachters,  Abth.  B)  belastet.  Ausser- 
dem  aber  trägt  er  dlrect  oder  indirect,  freilich  letzteren  Falles 
nur  eventuell  und  vielfach,  gerade  unter  englischen  Verhältnissen, 
wohl  nur  partiell,  wiederum  in  Folge  von  UeberwälzungsTerhält- 
nissen,  den  Hanpttheil  der  hohen  Gommunal-  oder  Local- 
steuerlast 

Die  letztere,  welche  wie  ttberall  so  auch  in  Grossbritannien 
stark  gestiegen  ist,  ruht  naoh  dem  noch  geltenden  alten  Rechts- 
princip  der  Localbesteuerung  (§.  76)  vornehmlich  auf  dem  „sicht- 
baren Realbesits^'  in  der  betreffenden  Steuergemeinschaft,  d.  h. 
der  Benutzer  (Miether,  Pachter,  Selbstbewohner,  Eigenwirthsehafter) 
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der  Kealitiiten  wird  besteuert,  daher  direet  mIci  eventuell  durch 
Ueberwälzung  indireet  der  Gruud-  uud  llauseigcnthümer, 

Theoretiacho  Angriffe  auf  dieses  Grundprincip  der  britisclicu  Coinmunalbcsteue- 
ruug  sind  iieuerdiut^s  öfters  erfolgt,  inactische  Beströbuageu  einer  ModificatioQ  dieses 
Giundiatzes  auih  heivoFRelreten.  S.  darüber  die  parlam.  Veihaudlungeu  v.  23.  Mäiz 
und  11.  >rai  18'«6,  iin  Au?/im  im  BuUetiu  de  Statist,  etc  ded  französischen  Finanzmiu. 
1S86.  1,067  ii.  Die  principioll  bedeutsame  Motion  Koger's  zu  Uuguusten  der  Gnuid- 
eigentbilmer  inirde  angenommen,  s.  weiter  unten.  Aber  iu  der  Gesctigcbuni,'  ist  noch 
uicbts  weiter  erreicht,  als  die  Beschränkung  einiger  älteren  Steuerfreiheiten  fUr  gewisse 
Bealitäteo.  Sonst  kommen  wesentlich  nur  gebuh renartige  Abgaben,  die  fireilich 
nütanter  wtitl  die  Natur  tob  Steaeni  nüt  aonelimaB,  in  der  Commiuialbesteveruiig  vor. 

§.  108.  Die  britische  BesteueruDg  hat  so  im  Laufe  des  19.  Jabr* 
hnndeitB  eine  viel  einfachere,  technisch  bedeutend  verbesserte,  auch 
mehr  den  finanzpolitischen,  volkswirthscbaftlichen  und  Gcrecbtig- 
keitsgrundsätzen  (Fin.  11,  220-  362)  entsprechende  Gestaltung  ge- 
wonnen. Sie  wäre  wohl  auch  der  Aufgabe  gewachsen  gewesen, 
erheblichere  Beitrfige,  als  es  geschehen,  zur  Tilgung  des  Capilals 
der  Staatsschuld  zu  liefern,  zumal  Grossbritannieu  sieh  vor  neuen, 
sehr  langdaueniiicn  und  kostspieligen  Kriegen  im  Ganzen  zu  hüten 
gewusst  huL  Selbst  der  Krimmkrieg  bildet  hiervon  nur  eine  kleine 
Ausnahme.  Aber  dem  Drang  nach  Steuererleichterungen, 
der  Neigung  der  parlamenlariscben  Parteien,  sich  darin 
zu  überbieten,  der  etwa»  zu  starken,  übrigens  durch  einseitige 
theoretische- volkswirthscbaftliche  Ansichten  tiher  den  Werth  freier 
wirthschaftlicher  Bewegung  unterstützten  Sucht,  Handel  und  Industrie 
von  Steuern  zu  euUasten,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  man  mit  Auf- 
hebung und  Verminderung  alter  Steuern  öfters  etwas  zu  rasch  vor- 
gegangen ist  und  sich  dadurch  der  Vorlüguog  über  flüssige  Tilge- 
mittel heran bt  hat. 

Der  Einfluss  der  Beseitigung  und  Ermässigung  von  Zöllen  und  Accisen  auf  dou 
Preis  und  dadarch  auf  den  Consum  bctrefl'cudcr  Artikel  wird  zwar  gerade  dorch 
britische  Bmspielo  mehrfach  besonders  deutlich  gezeigt,  und  ist  ron  da  aus  zur  frei- 

h;indlerisclien  Parole  aucli  einer  fiscalisch  richti|?en  Steuerpolitik  geworden. 
Abüi'  au  ücbyrtrcibuiigcu  der  liscaliseh  gun^titren  Wirkung  solcher  Masoregelu  liat  ea 
anch  hier  nicht  fefelltt.  Und  die  besonderen  mitwirkenden  Umstände,  z.  B.  Prcisfall 
von  Colonialwaaren  wepcn  neseiiiirung  des  Quasi- Ab^atzuionoi'ols,  welches  das  Diffe- 
reutiaUollsystem  den  Producten  britischer  Colouien  gewahrt  hatte  (§.  13S),  sind  ebenfalls 
nicht  immer  gebtUuend  gewürdigt  werden. 

Das  britische  Stenersystem  hat  aneh  noch  gegenwärtig  einen 
stark  ausgeprägten  „nationalen"  Typus,  wenn  auch  etwas  weniger 
als  frtther.  Es  passt  sich  den  InteresBen  der  beutigen  volkswirtfa- 
scbafdichen  Hauptprodnctionszweige  Orossbrttanoiens,  des  Handels 
und  der  Industrie,  unter  Preisgebung  des  landwirthschaftlichen 
Interesses  seit  Aufhebung  der  Schutzzölle,  an;  nicht  minder  den 
Consumtionsverhältnissen  des  britischen  Volkes  in  den  Hauptposten 
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der  Zölle  und  Accisen  (Spirituosen,  Bier,  Tabak,  Thee),  freilich 
bei  lehlendeo  oder  unzureichenden  Quaütätssteuert'üssen  (Tabak! 
Thee!)  unter  mannigfacher  Verletzung  der  Interessen  der  notereo 
Olassen.  £b  ist  fUr  Friedenszeiten  und  selbst  für  die  Antonlonmgcn 
der  kleineren  Kriege,  welche  das  Weltreich  äbnlich  wie  einst  Rom 
irgendwo  in  seinen  Colon  icn  oder  mit  Mächten  zweiten  und  dritten 
RangeB  im  politischen,  will  sagen  im  Haudelsinteresse  so  oft 
führen  mnsB,  hinlänglich  elastisch  und  entwicklungsfühig.  £s  ent- 
spricht in  seiner  EinkommeDStcuer»  seinen  Erbschafssteaern,  seinen 
Lnzusstenern,  seinen  Weinzöllen  massigen  Ansprüchen  ,,8ocialer 
Steuergerechtigkeit"  (Fln.  II,  287  flf.),  ohne  sich  indessen  bereits 
entschieden  auch  nur  principiell,  geschweige  practisch  auf  einen 
solchen  Standpnnct  zu  stellen.  So  trägt  das  britisohe  Steuersystem 
im  Ganzen  ein  Gepräge,  das  mit  der  yolkswirthschafUichen  und 
socialen  Entwicklung  seines  Landes  und  Volkes  im  19.  Jahrhundert 
in  Uebereinstimmnng  ist;  Gegen  den  Oontinent  möchte  es  zurOck- 
stehen  in  der  Technik  der  directen  Stenern,  voranstehen  in  deren 
Beweglichkeit  (Einkommensteuer,  Luxusstenern,  Erbschaftsstenern, 
Gommunalbesteaerung),  besonders  verglichen  mit  den  continentalen 
Ertragssteuem,  voranstehen  auch  im  Zoll-  und  Aceisewesen  und 
im  Licenzsy Stern.  Ein  „System"  im  umfassenden  wissenschaft- 
lichen und  rationeli-practischen  Sinne,  wie  es  zur  relativ  möglichst 
vollkommenen  Durehfahrung  aller  vier  Reihen  von  Steuergrund- 
Sätzen  und  zur  vollständigen  verhältnissmässigen  Belastung  aller 
Stenerkräfte  nach  deren  Leistungsfähigkeit  gefordert  werden  inUsste 
(Fin.  n,  365—566),  ist  das  britische  bestehende  Steuersystem  frei- 
lieh noch  lange  nicht,  wenn  auch  mehr  als  das  ältere  und  nicht 
weniger,  eher  mehr  als  eines  der  Steuersysteme  eines  grösseren 
Coniinentalstaates. 

§.  lOf».   Zdid  Yergleich  mit  den  oben  S.  226  angegebenen  DatoD  für  1815 

dienen  folgende  für  — S5.  mrh  dem  K-'Cliiiiuitrsäb?chliiss.  mttfflichst  in  p-l-nrhcr 
Weise  gruppirt  vio  die  obigen,  in  Hill.  Pf.  bt.  (rob).  Diese  Zakleu  beziehen  sich 
jetzt  alMT  auf  Irland  mit. 

I.  Directe  Stevern, 
laudtaxe   1.064  Transport:  4.297 

Haussteuer  1.85Ü    Verschi-jl.  (^owcil'licluj  Liccnzcn 


Wagcüstouer   548 

UinnlidieDienstboteDSteiier  139 

Wappensteuer   77 

Hundesteuer   342 

jfagdsebdMiener  ....  187 

Walfenscheioitteucr   .   .   •  84 


artikeln)   200 

Eiukomioensteu»  r   12.192 

£rbschafl!>äteutiru   7.519 

VeTdeherangsstenern  (Stempel)  .  183 

Eisenbahnroisesteuern    ....  S92 


Summe:  Losas  «.  dgk  St. 


Latus:  4.297 


Samme:  L  Directe  Steuern  2Ö.U89 
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IL  Verbrauchssteuern.  ^    C.  Tabak  ^ZuU) .    ....  9.376 

Coriiithen  (Zoll)   341  d.  Verschied,  andere  ZoUem- 

Eosiüen    156  iiahmeD   III 

Fruchte    5()  ^  „        ^ .  ^ .  * 

A.  Zus.  „Es«baröS       .    .  o47  ^^^^^             p^^j^  ^. 

Biel  i^Accise)   Bier,    Wein,  Spirit, 

Wein  (ZoU)   1.285              Tkl»ku.8.ir.    .  .   .  2.Q0S 

Spirifuos.  n-Acciso   .    .    14.61  J>\  Summe:  II.  Verbrauchssteuern 

Spirituosen-Zoll  .   .   .     4.313/  '                   (Zölle» Aocißen.Licenaen)  45.989 

Thee  (Zoll)    4.796               v      .  . 

Kaftef   210    III.  Stemp.l   uikI  Verwandtes 

Cichorien -Acciäe ....    2.31  (ohne  £rb:ichat't:istcu6r 

Cichoiien-Zoll    ,  .  .  /  6C.3J  ^  u.  Yeraicherangssteaer)  4.01S 

B.  Zos.  Geti&nke  ....  SZM7  Summe  I— III:  75.096 

Die  Vergleicliuiig  der  jetzigen  uud  der  früheren  Daten  ist  nicht  fUr  jeden  ein- 
zelnen Posten  zulässig.  Die  gewerblichen  LicenzoD  bei  YerbranoliMtenerartikeln  sind 
von  D 0^0,11  vielleicht  zu  den  directen  Steuern  gerechnet,  üeber  die  Einrechnnng 
einiger  Posten  in  diese  Tabelle  far  1884—85  bei  den  directen  Steuern  kann  man 
Bedenken  beiden.  Es  ist  auch  dabei  tum  Zireek  des  Yergleicbs  Doirell  gefolgt 
worden.  Bei  der  grossen  Schwankniii^  der  Erträge  der  jetzigen  Einkommensteuer 
nach  dem  wechselnden  Steuerfuss  ergeben  sich  natürlich  auch  fUr  die  Summe  der 
directen  Stenern  und  für  das  VerhSltniss  zu  den  ührigcn  in  irfnceben  Jabren  grosse 
Verschi'Hleiilieitcn.  Der  Ertrag,  bez.  der  Steuerfuss  ;C  d.  p.  Pf.  St.)  w.ir  1984 — 85 
etwas  höher  ala  meist  in  der  neuesten  Zeit.  Keine  andere  Gattung  und  kaum  ein 
Posten  einer  Gattung  der  britiscben  Steuern  schwankt  so  stark  im  Ertrag  wie  die 
Einkommensteuer.  Die  Vergleichung:  zwischen  beiden  Periokk-n  wird  dadurch  gestört, 
da£8  Irland  1815  hei  den  einzdnen  Posten  (Accisc-  und  ZoUposteu)  nicht,  wohl  aber 
1884—85  inbegrifien  ist.  So  viel  als  möglich  ist  darauf  im  Folgenden  RttcksiGht 
genommen. 

Di.  SuuiMr  Jli  directen  Steuern  ist  mit  25,089,000  Pf.  St.  1S84  — 85  ftist 
genau  dieselbe  wie  1815  (25,438,000  Pf.  St.),  die  Quote  von  der  gesammten  £e- 
steaeruDg  aber  von  S7.8  y«  olme  <  S4.6  %  mit  Uand  auf  3S.4  %  Oncl.  Irland)  ge^ 

sunken,  D.  i'  VerdeicTi  wird  indessen  richtiger,  wenn  mau  für  IS  15  die  schon  1816 
(bis  1842)  iortgetallcne  Einkommensteuer  weelässt.  Dann  bleiben  doch  nur  10,838,000 
Ff.  Si  directe  Steuern  damals,  oder  20.6  von  52,668,000  Pf.  St.  im  Ganzen  ebne 
Irland  oder  18.4%  vun  :)S,!)27,000  Pf.  St.  mit  Irland.  Die  directe  Besteuerung 
hat  sich  hiernach  erheblich  vermehrt,  um  132  7<m  relativ  viel 
stärker,  aucb  absolut  noch  stärker  als  die  yerbraucbsbesteverung, 
Dank  der  Kückkehr  zur  Einkouimenstcuer  und  der  EntwicUuni;  der  Erbscliaftsbe- 
steucrung.  Socialpolitisch  und  nach  dem  Gesichtspunct  der  Gerechtigkeit  ist  das  ein 
Fortschritt:  wesentlich  dem  Umstände  zu  verdanken,  dass  die  Einkoromcnsteaer  aus 
einer  ausserordentlichen  Kriegsstcoer  in  der  fhlheren  Periode  eine  ordentliche 
Friod  cnsstencr  in  d.  r  <!-e?:cnw;utigen  geworden  ist,  wobei  allerdinjrs  die  abso- 
luten uud  die  Kekuvzuüicü  in  Jahren  mit  niedrigerem  Eiukommeabteuerfuss  sich 
entsprechend  anders  nnd  zwar  nach  der  genannten  Bichtang  ungünstiger  stellen. 

Die  Verbranchsljesteucrun?  w\'ir  anfanfrs  44,742.000  und  i-il  jetzt 45,989.000 
Pf. St.  (beide  Male  hier  einschliesslich  Irlands),  ist  also  fast  gleich  geblieben  und  von 
der  Quote  Ton  68.5  Vo  1^1^  diejenige  von  61.2  %  von  der  Gesammtbestenerung 
um  l*i85,  unter  Weglassniif;  der  Eirjkoinniensteuer  um  1815  von  allen  Steuern  indessen 
von  der  Quote  von  75.9 'V,,  damals  auf  die  von  61.2  7o  j^^^t  gesunken.  Auch 
das  ist  nach  der  an<,'c deuteten  Richtung  erfreulich.  Um  so  mehr,  da 
die  Zusammensetzung  der  Verbrauchsbesteuerung  viel  gtlnstiger, 
namentlich  auch  nach  dieser  Kichtuug,  geworden  ist.  Die  Salz-  und  die  Zucker- 
steuer (und  Zoll),  alle  Rohstoff-  und  Fabrikatzölle  und  Acciseu  sind  fort- 
gefallen, die  lUersteuer,  die  W  einzülle,  Theezölle  sind  ermässigt,  die 
Erträge  der  l.>eideti  er-fen  pesTinken.  Der  Ilauptertra^c  der  \''"-i'>ranrhs-feticrn  in 
Zoll-  uud  Acciaeform  ruiirt  jetzt  auä  firaautweiu  uud  Tabak  her,  zusammen,  ein- 
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schliesälich  der  nicht  allein,  aber  zum  bei  Weitem  grössten  Theil  auf  Bi-aauiwcio- 
und  Tabakfabrikation  nod  Handel  falleiid«n  geverbliohen  Licenzen,  30.8  Hill.  Pf.  St. 

oder  6t>.0  %  Verbrauchssteuern  des  ganzen  Königreichs,  gej^en  bez.  c.  9  Slill. 
Ff.  St.  oder  c  23 7o  um  1815  in  Grossbhtaaiiien  allein,  also  ohne  Irland.  D.  h,  die 
Verbraiichsstevern   liegen  allerdings  auf  MasBonoeneumptibilien, 

aber  auf  viel  weniger  licdenUichen  als  rinals ,  vornebmÜ '!i  ;nif  solchen, 
bei  welchen  auch  aus  anderen  als  liscalischcn  Gründen  eine  hohe  Besteuerung  ertiäg- 
licli  oder  selbst  zu  fordem  Ist  (BranntveinI).  Ein  socialpoütiseher  und  nut 
TJücksicbt  auf  Hie  Yerkohrsorloiclitcruntren  ein  volkswirth  sc  haftlich  er  Fort- 
schritt Dabei  Formen  der  indirectcn  Besteuerung,  welche,  zum  Theil 
Dank  der  intnilaren  Lage  des  Landes,  weniger  verkehrstOrend  und  wenigtf  kostspielig, 
als  vielfach  die  continentalen  analogen  Straerformen  sind.  So  z.  B.  keine  Mono- 
pole, wenn  auch  Aufrochthaltung  des  Verbots  des  in läudischen  Tab ak- 
baues.  Aber  allerdings  Formen,  wekhe  den  Grossbetrieb  mehr  oder  weniger 
TOranssetzen  und  jedenfalls  ihn  begünstigen,  so  besonders  bei  der  Brannt- 
weinbrennerei.  Tabakfabrikation  und  cinigermassen  anch  hei  der  Bier- 
brauerei. Ein  Luterüchied  besonders  von  deutschon  Prüductioas-  und  Steuervcr- 
hJUtnissen,  welcher  zwar  nach  einer  Seite  technisch  vortheilhaft,  nach  anderer 
Seite  selbst  technisch  nachtheilig  ist  (Branntweinbreinierei  in  England  als 
städtische  Grossindustrie,  ohne  specieUe  Beziehung  zur  Landwirthschaitj  und  volieud^ 
socialpolitiache  Bedenken  hai 

Die  Stempelcr träire.  sind  nur  mässig,  um  21.6  %  gewachsen,  d;i  die  Ei^formen 
im  Sinne  der  Verkehrserleichterung  auf  diesem  Gebiete  bedeutend  waren.  Die  bri- 
tische Stempelgesetzgebung  ist  einfacher  und  nicht  entfernt  so  chicanös  und  so  volks- 
wirtbschaftlich  bedenklich  und  superKscalisclk  als  einzelne  continentale,  besonders  die 
französische.  Der  Stcmnrl  für  Yersi  -  h-'rn  n  trsgcsch  äf  t  c  (in  den  beiden  Tabellen 
bei  den  directen  Steucru  uiugeset<it)  ist  in  seiuem  bei  Weiten  eiiiträglichston  Theile 
(FeneirenicheraDQ^  aufgehoben,  für  SeeTeiädaeiangen  sehr  erm&ss igt  worden. 


2.  Die  einzelnen  Steuern. 

Dieselben  werden  hier  jetzt  in  der  diesem  Werke  zu  Grunde  liegenden  syste- 
matischen  Ordnung  und  Classification  besprochen,  in  Uebereinstimmnng  mit  dem 

System  der  allgemeinen  Steuerlehrc  (Fin.  II,  362  fi".),  daher  in  der  oben  in  §.  3 
(S.  9)  für  die  specieUe  Steuerlehrc  angegebenen  lieihenfolge.  Das  bedingt  Ab- 
weichungen vom  Gange  der  historischen  Entwicklung  und  von  den  obigen  statistischen 
üebersichteu  der  britischen  Besteuerung  i^S.  228  nnd  S.  233).  Es  wird  aber  so  der 
wichtige  Vortheil  erreicht,  durch  die  Fesfhaltniisr  einer  bestimmten  wisscuschaftlichen 
Cla&jiücatioü  der  Steuern  die  Vcrglcicliuiig  der  vcrrfclücdcnen  practischen  Stuuer- 
systeme  der  einzelnen  Linder  unter  einander  auch  in  diesen  AbBchnittcn,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss  zu  crleichlern  und  die  Darstellnng  so  schon  hier  mehr  dor 
systematischen  im  7.  und  b.  Buche  anzupassen. 

Die  Stenern  der  Terschiedenen  Länder  fbgen  sich  allerdings  in  eine  solche 

Classification  nicht  ganz  gleichmässig  hinein.  Mitunter  sind  daher  auch  kleine  Ab- 
weichungen nothwendig.  En  kann  die  Einrcihun^  einer  Steuergattung  und  einer  ein- 
zelnen Steuer  in  die  Kategorieen  unseres  allg^emeinen  Systems  im  concretcn  Falle 
Schwierigkeiten  machen  und  es  können  Zweifel  entstehen,  ob  man  so  oder  so  rubri- 
ciren  soll,  z.  R.  was  England  betrifft  hinsichtlich  der  eigcnthiimlichen  Gattung  der 

gewerblichen  Licciizstcuera,  der  sog.  Luxussteuem  (älteren  assessed  taxes,  jetzigen 
ceuces  for  establishmeut) ,  einzelner  in  Stempelform  oder  durch  die  StempelverwaU 
tung  erhobener  Steuern,  der  Steuer  von  Eisenbahnreisen,  Im  Foli^enden  wird  an- 
ge^ebeu,  in  welche  Kategorie  jedesmal  eine  solche  Steuergattuug  oder  iteuor  cinge- 
leiht  ist.  Anch  hierbei  hat  der  Gesichtspunct  obgewaltet,  bei  der  Darstellung  der 
practischen  Steuersysteme  der  einzelnen  Länder  möglichst  gleichmässig  vorzu- 
gehen, um  die  Vergleichuog  zu  cfieichiero,  daher  mit  Kuck^icht  hierauf  mitunter 
etwas  anders,  als  wenn  es  sich  um  die  selbständige  Darstellung  eines  einzelnen  prac- 
tischen Steui-reystems  handelte.  Wo  l>ei  der  Ruhriciruiifj  Zweifel  entstehen  können, 
wird  das  im  Folgenden  bemerkt.  Mehrfach  haben  Steuern  auch  einen  gemischten 
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Cliaracter,  i.  B.  diejenigen  des  enjcUschen  Licenzsystems  fui  Gewerbe,  welche  mit 
Hentdllmig'  und  Handel  ?od  Getr&nlcen,  Tabak  zu  thnn  haben,  den  Doppelcharacter 
einer  spcriollen  Gewerbesteuer  und  einer  Verbraachssteui^r.  Gleichwohl  sind  sie,  am 
Wiederholungen  2U  formeiden  und  ZutiamineiigehOriges  nicht  zu  zerrelssen,  nur  bei 
Einer  Kla^e  abzuhandeln,  in  Betr^  deren  man  freilich  wieder  zweifelhaft  sein  kann. 
Mit  der  dann  getroffenen  Wah!  der  Einreihung,  i.  B.  in  Folgendem  in  Betreff  solcher 
Licenzäteaern,  soll  die  Möglichkeit  und  Zulässigkeit  einer  anderen  Wahl  nicht  be- 
stritten werden.  Erwägungen  der  Zweckmisdgkeit  werden  hier  aber  eotscheiden,  un- 
Termcidlich  etwas  uüt  nach  subjectivnn  Ermessen. 

Eine  völlig  glcichmässige  Behandlung  der  einzelnen  Steuern  wird  in  diesem 
Werke  nicht  beabeichtigt.  VomefaniHch  nur  solche  Steuern  des  einzelnen  Landes, 
welche  fi  nanzw  s  f  nschaftlich ,  -technisch  und  -politisch  von  grösserem 
allgemeinem  Interesse  sind  und  in  dem  einzelnen  Lande  eine  beiondexs 
eigenthilm liehe  Gestaltung  erhalten  haben,  sollen  hier  eingehender  behandelt 
werden,  wobei  aber  äussere,  besonders  räumliche  Rücksichten  auch  noch  eine  Aus- 
wahl bedingen  und  zu  Beschränkungen  nöthigon.  Die  Übrigen  Steuern  können  nur 
kurzer  besprochen,  mitunter  selbst  nur  eben  angeftlhrt  weäen.  Zu  einer  solchen 
Behandlungsweise  nöthigt  der  verfügbare  Raum  unbedingt,  nicht,  nach  Stein 's  Auf- 
fassung, eine  principiolle  Erwa^jun-r  in  Betreff  einer,  in.  E.  uuhaUbaren  Unterschei- 
dung von  Finanzwisscnschafl  und  Fiüauzgesetzluüdc.  Lel/tere  ist  ein  Fundament  der 
enteren.  Bei  England  wird  hier  nach  dem  angegebenen  Gesichtspunct  die  Ein- 
komm'^n  Steuer  am  Ausführlichsten  behandelt. 

Die  vorangeschickten  Bemerkungen  gelten  für  alle  folgenden  Abschnitte,  in  denen 
die  „einzelnen  Steuern**  eines  Landes  dargestellt  werden. 

§.  110.  Ueb ersieht.  Die  britische  Besteuerung^  seit  1815 
und  in  ihrem  gegenwärtigen  gesetzlichen  Zustande  wird  hier  in 
folgender  Ordnung  tiargestellt: 

I.  Die  Staats b es teuerung. 

A.  Die  directe  Besteuerung  (im  Sinne  der  Besteuerung 
des  berufsmässigen  Erwerbes  n.  s.  w..  Flu.  II,  413  ff.  a.  oben  8.  9). 

1.  Die  Einkommensteuer. 

2.  Ertrags  steuern.  Die  britische  Einkommenstener  hat  zum 
Theil  den  Cbaracter  eines  ,y8ysteras  der  Ertragsbeste^erang^^  Von 
ertragsstenerartigen  Steuern  werden  bierber  gestellt: 

a.  Die  alte  Landtaxe. 

b.  Die  Hansstener  (nebst  der  ehemaligen  Fensterateuer). 

c.  Gewerbliche  a.  s.  w.  Licenzabgaben,  ausserhalb  des 
Gebiets  der  eigentficben  Verbraocbsstenem,  aber  einschliesslicb  der 
Licenzen  und  Certificate  in  der  Verwaltiing  des  Stempelamts. 

Eigentliehe  Personal-  nnd  Olassenstenem,  sowie  VermOgens- 
stenern  bat  Grossbritannien  in  dieser  Periode  nicht 

B.  Die  Verkehrsbestenernng  (im  Sinne  von  Fin.  II,  439  ff. 
und  oben  S.  9),  nebst  verwandten  ^  ans  der  britischen  Bestenerang 
hier  eingereihten  Stenern ,  aber  unter  Ausschluss  einiger  Abgaben, 
welche  in  England  zum  Stempelsmt  ressortiren,  jedoch  anderen 
Steuercbaracters  sind  und  hier  in  andere  Rubriken  eingereiht 
werden  (besonders  die  Erbschaftssteneniy  auch  gewisse  Licenzcu, 
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Medicam  eilt  ,  Spielkarten-,  Gold-  und  Hüberwaaren-,  Zeituugs- 
steuern). 

1.  Steuern  in  Sf  empel  i  oriii  u.  dt^l.  m. 

a.  UrkuiKienstempel  (incl.  Werlisel-,  Hanknoten-,  Quit- 
tungs-  und  sonstige  PeoDystempel,  auch  Versicberungs- 
stempelj. 

b.  Pateutabgabcn. 

V.  Andere  „verschiedene". 

2  (Ehemalige)  Auctionssteaer. 

3.  Transportstenern  (älterei  aofgebobene,  Tonnengeldery 
Steuer  von  EisenbabnreiBen). 

G.  ÄDfallerwerbB-Steiierii. 

Hierber  gehört  die  omfassende  ErbBcfaaftsbestenernng. 

D.  Gebrauchs-,  bez.  Verbrauchssteuern,  nebst  tech- 
nisch verwandten  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Accisen  oder  innere  (inländische)  Verbrauchs- 
steuern (incl,  in  Stenipelform  erhobene). 

a.  Aeltere,  au  [g  ehobene. 

b.  Bestehende  (aiieh  retbrmirte),  besonders  auf  Bier  (Malz), 
Hpirituoseu,  Cichoric,  verschiedene  in  ►Stempelforni. 

2.  Zölle. 

a.  Aeltere,  aulgehobene. 

b.  Bestehende,  besonders  auf  Wein,  Spirituosen,  Thee, 
Kaffee,  Tabak  Zoll,  als  britisches  System  der  Tabakbesteue- 
rung — ,  nnd  auf  verschiedene  andere  Artikel  (s.  o.  S.  22d,  234 
die  Tabellen). 

3.  Gewerbliche  Licenzsteuern  in  V^erbiudung  mit  Ver- 
brauch ssteuerartike  In . 

4.  Directe  „Gebrauchssteuern".  Steuern  auf  Objcetc 
des  Nutzvermö  ge  n  s  oder  auf  Nutzungen  dieser  Objecte  und  auf 
gewisse  persönliche  Genüsse,  einschliesslich  der  sog.  direc- 
ten  Lux  OS  Stenern  (Fin,  II,  486,  503). 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  eventuell  reformirte,  nnd  zwar  die  3  noch  be- 
stehenden „Luxussteuern",  auf  Wagen,  Wappenführung, 
Halten  männlicher  Dienstboten  und  die  Stenern  auf  Hunde, 
anf  Jagd-  nnd  Waffenscheine. 

IL  Die  Oommnnal-  oder  Loealbestenerung. 
Sie  zerfällt  für  unsere  Darstellung  in  zwei  Hanptarten: 
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A.  Zusciiiüge  zu  Staatsäteueru,  welche  Grossbritannien 
nicht  kennt. 

B.  S elbstliiidige  oder  eigene  Steuern.  Dies  sind  die 
britischen.  Bei  ihnen  kann  sich  das  System  der  Staatsbestenerung 
Wiedel hoieu,  was  allerdings  p:c\s  <  IniHeh  mir  mit  einigen  Gliedern 
desselben  der  Fall  ist.  In  OTiossl/ritanüien  handelt  es  sich  vor- 
nehmlich um  dircctc  Localsteuern.  ^ 

Die  genauere  Darstellung  der  Eutwicklongsgeschichte  der  einzelnen  Steuern  seit 
1SI5  wird  hier  ebenfalls  nicht  beabsiditigt.  Daftlr  wie  für  alles  weitere  Detail  in  , 
Betreff  jeder  einzelnen  Steuer  is*  auf  die  Gesetze  selbst  und  auf  die  grösseren  finan-  j 
ziellen  und  staatsrechtlichen  Werke,  besonders  auf  Vocke,  Dowell  and  für  Ver- 
waUungsnclitliches  auf  Gnclst  zu  verveisen.  DoveU's  Werk  Ut  daich  die  er- 
wähnte formello  Doppclhehandhin?  des  Gegenstands ,  in  furtlaufender  zusammenhän- 
gender historischer  Darstellung  und  nach  den  einzelnen  Steuern«  jedo  for  sich, 
beseoders  iMtractir  (o.  S.  161).  Es  handelt  Bich  eben  ftir  aos  in  diesem  FiaaDzu^erke 
aucli  In  diesem  Kapitel  nicht  um  die  Darstellung:  der  Gesrliiclite  und  des  positiven 
Eechts  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Staats,  hier  Englands,  als  solche,  als 
Selbslsweck.  sonderii  um  die  Oewinnnng^  des  Thatsaehenniftterials  für 
die  Anfg'ahcn  der  Finan  z  Wissenschaft  insbesondere  hinsiclitlich  der  bpeciellen 
Steuedebre,  nach  den  in  Band  I  (d.  A.)  §.  12  dargeleitten  and  oben  §.  1  ff.  wieder* 
holten  Gesicbtepvncten:  ein  methodologisches  Moment  betreffe  des  Üntetsehieds  cwisehen 
CODCreter  Finan/geschichte  und  Finanzwissenschaft  (s.  auch  o.  S.  19!l). 

Die  Stcuercat¥ricidaug  Grossbritanuiens  s^tebt  in  diesem  Jaluhandert  vollends 
unter  dem  Einfnss  der  Stcftmungen  des  pArlnmentarJsmns,  Zusammenhänge, 
welche  hier  im  Einzdnen  in  der  Regel  auch  nicht  einmal  nur  angedeutet  werden  ^ 
können. 

Die  Gescbicbte  der  britischen  Zoll-  und  Accisereform  ist  endlich  besonders 
in  den  20er  und  seit  den  40er  Jahren  weit  weniger  von  rein  finanziellen,  aU  von 
volkswirthschaftlichen,  namentlich  handelspolitischen  Ansichten  und 
Interessen  bestimmt  worden,  jetzt  in  freibäadlcrischer  wie  ehedem  neben  streng  lis- 
calischcr  zum  Tbeil  in  protection  istischer  Richtung.  Das  gilt  von  Grossbritannien  in 
noch  höherem  Maasse  als  von  den  meisten  anderen  modernen  Stu  ^f'^n .  so  sehr  auch 
hier  Uberali  der  Zolltarif  und  in  gerinfferem  Grade  die  innere  Vcibrauchsbesteuerung 
(Zucker,  Tabak,  Branntwein!  Exportbonificationen !)  solchen  sog.  „rolksvirtbschaft- 
lichen'"  neben  oder  selbst  statt  rein  finanziellen  Kücksichten  unterlagen  und  noch 
unterliegen.  Auch  hier  wird  jedoch  diese  Seite  der  Sache  soweit  als  irgend  möglich 
zurückgestellt,  um  die  Behandlung  im  Bahmen  finanzgeschichtlicher,  finanz recht- 
licher vnd  finanz wissenschaftlicher  Darstellnngt  nniterer  Aufgabe  geniss,  zu  halten. 

I.  Staatssteuern.    A.  Directe  Steuern. 
1.  Einkommensteuer. 

Noch  giltiges  Hauptgesetz  5  und  6  Yict.  c.  85  (1S42)',  verschiedene  gesetzlidie 

Veränderungen,  Ins.  über  die  Höhe  des-  steuerfreien  und  stcuerermässigtcn  Einkorn-  \ 

mens,  Uber  viele  oinzclac  Punctc;  Ihbä  erfolgt  die  Ausdehnung  auf  Irland,  das  anfangs  j 

dieser  Steuer  nicht  unterworfen  war,  16  und  17  Vict.  e.  94;  der  Steaerftus  jetzt  in 

den  Inland  revenue  acts  jährlich  festgestellt.  S.  von  neueren  Gesetzen  bes.  43  und 

44  Vict.  c,  19.  —  Ward,  incomc  tax,  4.  ed.  18S5;  Ellis,  guide  to  the  income  tax  | 

acts,  Loud.  1S8G,  2.  ed.  I 

Kries,  engl.  Einkommensteuer,  Tub.  Ztschr.  1S54,  X.  If^H  fT.,  479  (f..  auch 
Nasse  daselbst  S.  74  II'.;  Vocke,  S.  53S — ü^<U  und  über  das  Stcuerrcguliruntrsvi  r-  ' 
&bren  S.  597—626,  eine  g^nz  vorzQgHiÄe  DaTi(el!itng  bis  1S66;  von  Vocke  auch  ' 
der  Aufsat/,  in  der  Tüb.  Ztschr.  B,  1*»,  1S62,  Besteuerung  der  Gewerbe  in  Enjilanil; 
Dowell,  II,  3Ü5,  307,  321,  325,  327,  333,  353  u.a.  m.,  Jjes.  III,  119—137,  bei  ihm 
Angabe  der  kteinraen  VeT&ndernngcn,  die  wir  hier  nicht  reifolgen  kOnnm;  Gneist, 
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engl  VerwaUungsrccht,  3.  Aull.  II,  85  (S.  629— eatij;  die  luhaitsreichen  Repom  of 
the  commissioncrs  of  Inland  re?cnue,  mit  reichem  statistischem  Material.  Zum  Theil 
danach  Statist.  Daten  und  Üebersichteu  über  die  Einriclitun»?  im  Bulletin  dos  französ. 
Finanzministeriums,  so  1S77,  I,  bes.  1886,  1,158 — 171.  Zweimalige  parlamentarische 
Dntersuchungscommissioncn  mit  Reports  über  die  Einkommensteuer,  1852  (Vorsitz  von 
Home)  und  1861  (\orsitz  von  Ilubbard).  S.  darüber  Vockc,  S.  560  ff.,  57H  ff. 
—  Rau,  Fin.  U,  §.  4U0,  Note  a;  Roscher,  Fin.  §.  74,  Note  2j  Stein,  Fiü.  5.  Aufl. 
Ii.  2.  Abtli.  S.  418,  425  (sehr  inoonect). 

Benutzung  der  Statist.  Daten  der  engl.  Einkomincnstoner  tut  Srbätzuncr  des  bri- 
tischen  Yolkseiokommens  mehrfach,  aber  nicht  mit  ganz  sicherem  Erfolge,  was,  ausser 
mtt  d«fi  Sehwierig^keiten,  Steaerdaten  tnx  solche  Zireehe  za  benatzrin,  noch  specfell 
mit  der  Einrichtung  dieser  Steuer  und  mit  dem  EinscbStzungsverfahrcn  zusammen- 
h&Dgt.  S.  die  Schriiten  Ton  Baxter,  nation.  iocome  of  the  Dnited  Kiagdom,  JLondou 
1B^;  Oiffen,  in  Jonnt.  of  die  Statist  Society  1878  vDd  jetzt  in  seinen  essays  on 
finance.  London  ISSO,  p.  161 — 196,  auch  passim  in  dem  Aufs.  ]ni>'zr.  of  the  working 
classes,  2.  ser.  der  essays,  London  1886,  p.  365  ff.;  rgl.  auch  Rodbertas,  iiter. 
Iffacblass  B.  III,  Berlin  1885,  8. 46  If.  und  anderseits  mein  Vorwort  hieizn,  eb:  S.  IX; 
Sötbeer,  VolkseinlvDmmen  in  Preu>sen,  Leipzifj  ISTf)  und  ders.  im  Arbeiterfreund 
XIII,  1875.  S.  281  ti.  Darüber  die  Kritik  der  Benutzung  der  Einkommensteuer-Daten 
fbr  solche  Zwecke  yron  v.  Heyking,  Tüb.  Ztschr.  1S80,  S.  164  tf.  SpodeU  eineStati- 
üük  der  „gewerbl.  Einkommen"  der  Abth,  D  von  1845 — 1SS4  in  den  Bep.  «f  inl.  I8T. 
und  demnach  in  Bull.  1886  II,  520  ff.  (mit  graph.  DaisteUong). 

§.  III.  —  a.  Character.  Die  neue  britische  „Eigenthams- 
(oder  Vermögens-)  und  Einkommensteuer''  (property  nnd  inoome 
tax),  wie  sie  amtlich  aus  historischen  Gründen,  aber  nicht  cerrect 
heisst,  ist  eine  Wiederholung  der  letzten  gleichen  Kriegssteuer  von 
1806,  mit  einigen  Veränderungen  und  Verbesserungen  (s.  o.  S.  197). 
Ihre  £inricbtQng  ist  seitdem  in  den  Grundlagen  und  Hauptpuncten 
nicht  verändert  worden,  wohl  aber  in  manchen  Einzelheiten.  Sie 
ist  hiemach  im  Frincip  eine  subjectiv,  in  Betreff  der  Steuer- 
pflichtigen, und  objectiv,  in  Betreff  der  ihr  als  Objeet  unter- 
liegenden j^Einkommen'^  oder  ErtrSge,  allgemeine  directe 
einkommensteuerartige,  nicht  wirklich  streng  als  Einkommen- 
steuer aufzufassende  Bestenei'ung,  von  welcher  jedoch  wegen  der 
Hohe  des  Einkommens  gewisse  Personen  nnd  wegen  des  Ver- 
wendungszweckes gewisse  Einkommen  frei  gelassen  werden. 
Indessen  sprieht  die  gesetzliche  Vermuthung  fHr  die  Stenerpfiicht, 
bis  der  Gegenbeweis  geführt  ist. 

Ihrem  teehnischen  Character  nach  unterscheidet  sich  diese 
Steuer  von  den  continentalen»  namentlich  den  deutschen  Einkommen- 
steuern  dadurch,  dass  sie  nur  eine  einkommenstenerartige 
Zusammenfassung  eines  Systems  Tön  Ertragssteuern 
ist.  Der  strenge  Subjectsteuereharaeter  bleibt  dabei  hinter  dem 
der  Objeetstener,  daher  die  Besteuerung  des  in  einer  Person  zu- 
sammenfliessenden  Einkommens  hinter  der  Besteuerung  der  Ein- 
kommentheile  oder  Erträge,  welche  der  Steuerpflichtige  aus  ver- 
schiedenen  Quellen  bezieht,  zurück.   Aber  in  wichtigen  Special- 
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bestimmungen  wird  doeh  auch  wieder  der  Charaeter  der  Sobject-, 
Personal-  und  Gesammtehikoinoaeii-Steiier  gewahrt. 

Dabin  gehSren  namendicli  die  Normen  bexflg'licli  der  Freiheit  eines  kleinen 
OesammteinkomuK^ns  (unter  löO.  liann  unter  100,  jetzt  wieder  unter  150  Pf.  St., 
s.  §.  113);  der  niedrigeren  Bostcaeruug  uincs  mänsigcQ  mittleren  Ein- 
kommens (jetzt  bis  400  Pf.  St.  dorcli  Znlnssanir  «ines  steoerfreien  Abzugs  m 

120  Pf.  St.  Ms  (la!iin  fs.  S.  IKO;  des  Keclits  einer  Componsatioii  von  Ge- 
winn und  Verlost  iu  voibcMcdcnen  Unternehmungen  und  Anlagen  desbelbea  Steaer- 
subjects;  de«  dnrcb  C^ntelen  —  Dngiltigkeit  entgegengesetzter  Vettriire,  Strafbestim- 
mongen  —  irescliiUzteii  Rechts  des  Schuldners  seinem  (jlät)lii^.  i.  des  Pach- 
ters seinem  (irundherrn  den  bctrclTendcn  Quotenabzug  der  Steuer  für  die  Zinsen  zu 
machen,  wenn  der  Pflichtige  die  Einkommensteuer  für  das  Zins-  nnd  Pacbteinkommen 
des  Berechtigten  mitgezählt  hat;  des  Rechts  auf  Steu orcrlass  oder  Ermässi- 
gung wegen  Leb cnsrersicherungs-Prümienzahlnngen  (bis  zum  Maximum 
von  7«  des  steuerpflichtigen  Einkommens)  und  ähnliche  Bestimmungen  mehr. 

Die  Folge  ist,  dms  namentlieh  soweit  es  im  Interesse  des 

Steuerpflichtigen  liegt,  um  Stenererlass  oder  Ermässigung  zn  er- 
langen, auch  bei  Personen  mit  Einkommen  aus  den  verschieden- 
artigen Ertragsquellen  des  Gesetzes  und  aus  ein  und  der- 
selben, aber  an  verschiedenen  Orten  gelegenen  und 
besteuerten  ErtragS([uelIc  eine  ►Su mmir u ng  der  Einkiinile  zu 
einem  Gesam  mt  ein  kommen  erfolgt.  Damit  finden  eventuell 
Steuerermässigunf^en  der  Steuerquote  des  Einzelnen  oder 
Steuerrückzahlungen  der  bereits  zu  viel  erhobenen  Steuer- 
beträge statt.  Freilich  ein  sehr  umständliches,  lästiges  Verfahren 
.  für  die  Verwaltung  und  zugleich  „eine  uuvcrsiegliche  Quelle  von 
Untersehl  eilen"  (Vocke). 

Eine  rationelle  Ertragsbesteu  erung  will  die  Ii  eine  rtrU  ge 
treffen.  Die  britische  Einkommensteuer  entspricht  auch  als  System 
der  Ertragsbestcuerung'*  dieser  Sonderung  nicht  genügend. 

Denn  die  steuerpflichtigen  „Erträge"  oder  Eiiikuoimcnpartiale  des  Gesetzes  sind 
theib  ttberhauirt  nicht,  thcils  nicht  in  übereinstimmender  Wdse  {priratvirthschaitlioh«) 
Reinerträge,  sondern  in  wichtigen  Fällen  nur  IJoli-rträgc  nach  Abzug  gewisser, 
aber  nicht  aller  davon  zur  Berechnung  des  eigcutlicbcu  Reinertrages  abgehenden 
»,Kosten",  —  wirklich  voIkswirthschafUicher  oder  „natürlicher"  wie  einzclwiith- 
schafdicher,  d.  h.  Dritten  als  Einkommen  zu  Oute  kommender  Kosten  (Grnndlegnng 
§.  S3).  Daher  sind  auch  die  in  den  verschiedenen  Abtheiluugen  des  britischen  Gesetzes 
ermittelten  „Einkommen**  nicht  immer  roll  und  ganz  Einkommen  (oder  wie  ge- 
wöhnlich, aber  Ingisrh  nicht  corroct  gesagt  wird,  nicht  „ Rein-Einkommen,  Crnnd- 
Icgung  §.  64)  im  wirthschai'ts-  und  steuerwissenschaftlichen  Sinne.  Bei  der  recht- 
lichen nnd  fhetischen  Ungleichheit  der  AbzOgo  rem  Rohertrag  sind  die  Reste,  weiche 
als  stt'iierpflichtig'es  ,, Einkommen"  gcdten,  demnach  auch  iiicht  einmal  immer  unter 
einander  streng  vergleichbar,  weil  nicht  ganz  nach  denselben  Grundsätzen  berechnet. 
Duronter  leidet  wieder  der  Chancter  der  britischen  Steoer  als  „Einkommen**-  ' 
Steuer.  Ein  Punct.  der  die  Bezeichnung  dieser  Steuer  mit  diesem  Namen  und  ihre 
Yergleicbbarkeit  mit  den  continentalen  Einkommensteoern  indessen  deswegen  weniger 
misslicb  erscheinen  ISast,  weü  auch  bei  den  letzteren  in  dieser  Hinsicht  viele  Mängel 
bestehen. 

Das  Moment  der  „Allgemeinheit"  ist  der  britischen  Eiii- 
kommenst^'uer  deiitlieh  Tiiifgepr9gt  (S.  folg  §).    Dies  rechtfertigt. 
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sie  eine  „allgem ei ue  '  EiukoiumeDSteuer  %u  neQueu,  trotz  der 
£xemtioQen,  die  sie  hat. 

S.  meine  Abb.  „directe  Steuern"  iui  Schönber^'scliea  HanJbiicli,  2.  Aufl. 
III,  2itü.  —  Schon  in  Fiu.  II,  420  (§.  iüT)  habe  ich  die  britische  Eiukuiiiaieuötcuer 
ao  wie  liier  cbaractcrisitt  and  sie  als  eine  der  drei  typischen  Hauptformon 
der  „Subjecthesteueru ng  des  berufsmässigen  Erwerbs'*  b. zeichnet  (eb. 
§.  455.  S.  417).  beben  irUbcr  und  besonders  scharf  hat  Vocku  (namentlich 
S.  5:)2)  eine  ähnliche  Characterisiruug  gegeben,  was  tSa  die  ÄQffa$<sung  in  der 
'!  itscben  Wissenschaft  massgebend  gfwonJiMi  ist.  Er  san^t:  „sie  ist  nicht  eine  Ein- 
kommensteuer, sondern  ein  System  der  Besteuerung  theils  nach  dem  rolien,  theils  nach 
dem  reinen  Ertrage,  theils  nach  einem  vorausgesetzten  eder  dnrehscfanittlichen  Mittel- 
ding zwischen  beiden".  Er  rUhmt  ihr  aber  doch  vor  den  verw'anJieri  Stciiewystemen 
grösserer  anderer  (auch  deutäclier)  Staaten  mehr  „VoUatäudigkeit,  Cileichmäsaigkeit 
und  Merkmale,  welche  8ie  der  GesaminteinkommeDSteiier  nSher  stellen,"  nach. 
richtigeriib  Unheil,  als  Stein  auf  Grund  einer  sehr  oberflächliclicn  und  iucorrecten 
Darstellung  fällt,  obgleich  er  sich  dabei  auf  die  ihm  gewordene  „gründliche  Aofldir 
rung  '  dnich  Vocke  und  Gneist  bemft  (5.  A.  II,  2,  S.  426).  Jene  Yocke'sche  Auf- 
fassuiig  fiiulct  sich  übrigens  auch  in  England.  Do^s'clt  III,  120  ncimt  die  Steuer 
„A  comprehcnsire  System  of  diroct  taxation,  rather  thau  a  Single  tax".  S.  auch 
EUia,  income  tax  acts  p.  4S. 

§.112.  —  b.  Einrichtung.  Das  Ziel  der  allgemeinen  directen 
Einkommensteuer  sucht  das  britische  Gesetz  dadurch  zu  erreichen, 
dnss  es  alle  Personen,  welche  Einkommen  beziehen,  und  alle  „Ein- 
kommen'* —  dies  Wort  in  dem  Sinne  des  Gesetzes  genommen  — 
well  he  bezogen  werden,  für  steuei  ptiichtig  erkläi't,  vorbehaltlich 
der  hestimmt  bezeichneten  Ausnahmen. 

Yoa  Icutcruu  abgesehen,  wird  daher  der  „Grundsatz  der  Allgemeinheit'* 
mit  möglichster  Folgerichtigkeit  subjectiv  auf  britische  Cnterthanen,  welche 
im  Inland  woliiu:i)  uiler  nur  zeitweilig  abwcsLiid  sind  und  auf  Auslän d e r ,  welche 
Uber  eine  gewisse  Zeit  (6  Monat)  im  Inland  anwesend  sind,  obj^ctiv  auf  alte  aus 
dem  InlMid  stammenden  —  einerid  ob  hier  bleibenden  oder  an  in-  nnd  Ausiftnder 
hinausgehenden  —  und  aus  dem  Ausland  kommenden  Erträge  oder  Einkommen  an- 
gewandt. Ellis  p.  43:  „everytlüng  in  the  uature  o£  pieperty,  with  produces,  er  is 
capnble  of  prodacing,  or  itself  consists  in,  an  annual  income  or  rerenne,  ia  the 
subje(  t  of  fhe  taxation,  if  eifher  tlic  proin  rty  is  situate  or  the  income  etgoyed  in 
the  Cuited  Kingdom.''  (Vgl.  bin.  II,  ^.  iO'i  H.  und  das  spätere  Bach  B«  im  Abschnitt 
von  der  Einkommensteuer).  Doppclbestoaerung  in  In-  nnd  Aosland,  fOr  In-  and  Aw»- 
Under  wird  so  tUerdings  nicht  immw  vennteden. 

Znr  DarchfUhriuig  der  Steuer  ist  alles  liberbanpt  Torkommende 
steuerpflichtige  Einkommen  in  fünf  grosse  Abtheil nng^n  — 
Amtlich  „Schedules",  mit  A  Ms  E  bezeichnet — ^  wesentlich  nach 
den  grossen  Kategorien  der  Einkommenvertheilnng  in  der  Volks* 
wirthschaft  eingetheilt. 

Um  Vollständigkeit  zu  erreichen  und  Zweifel  üher  die  Einreibung  zu  beheben, 
sind  die  einzelnen  Arton  „Einkommen",  bez.  Erirai;-.  welche  in  jede  Abthoilun?::  ge- 
hören sollen,  genauer  bezeichnet,  mehrlach,  freilich  kaum  vermeidlich,  etwas  wiU- 
ktlriich.  Indem  alles  nicht  specidl  genoannte  Einkommen,  wie  in  suddeutschen  Er» 
tragssteuersyslemen  (Baicrii.  Wilrtemberg)  in  eine  bestimmte  Abtheilung  (Sched.  D) 
mit  hincingeäetzt  wird,  wird  objecti?e  Allgemeinheit  formell  r  er  bürgt. 
EUis  p.  43  ff*. 

Die  fünf  Abtheilungen  enfsprechen  so  fünf  bcsünderen  directen 
Stenern  oder   rigtüitUch  wieder  Steuersystemen,   und  zwar  die  vier  ersten 
A.  W  aguor,  i-iiiauzwissomchult.  ill.  16 
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eioigermassen  den  betreßeadea  coDttnentalen  Ertnti^ssteuern  (Grund-,  Geb&ude-  — 
Shed.  A--»,  Gapitalrenten  Shed.  G  — ,  Geirerbestener  inel.  landwirtlisohiRlicIie 

raclitersteucr  —  Shed.  D  und  R — ,  dit«  fünfte  der  contincntalcn  Besoldnngs-  und 
(höheren)  Gagen-  und  Lohnsteuer.  Bei  dieser  Abtheilung  und  bei  einigoa  Uater- 
abtbeilungen  der  vierten  (D)  tritt  das  Moment  der  Sabject-,  Peraonal«  und  EinkomiDen- 

stener  schärfer  hervor,  während  bei  den  anderen  die  britische  Einkommftnstener  den 
Charactcr  eines  Systems  von  ErtragssteiioTn  fleutlicher  zeigt  Auch  sonst  «jxd  die 
fünf  Abtkeilunaeii  und  die  Unterabt  heil  uugcn  darin  mannigfach  Terschicden.  Dalia 
geht  aus  der  formelleii  (ileichheit  der  Behandlung  dioHor  „Einkommett**  ab 
gleichartiger  Grusnen  eigentlich  eine  reell  nngleichc  Behandlung  honror. 

Von  Interesse  für  mancherlei  volksTirirthschafUiche  und  socialpolitische  wie 
finanztetle  Fragen  sind  dte  statistisclien  Daten  äer  einzelnen  Alitheflonfen. 

Zwischen  den  Abtheilungen  hnben  einzoln(?  Vonschiebungen  stattgefunden.  So  standrn 
die  Einkünfte  der  Eisenbahnen,  Cauäle,  Bergwerke,  Eisenwerke  und  veiscbiedcuer 
anderer  ähnliclier  Gescbftfte  früher  in  Shed.  A,  jetzt  seit  1S67,  in  D,  was  bei  Vct- 
gleichongen  verschiedener  Jahre  zu  beachten  ist.  Näheres  in  den  Gesetzen  und  syste- 
matisch r^irarbeitet  bei  El  Iis  p.  44  — 115,  S.  sonst  Vooke  S.  54.5  ß'.,  Gncist, 
YerwaUuügsrccbt  3.  Aull.  S.  6316'.,  DoweU  Ii,  127  1t.,  Bullet,  de  Statist.  (franzOa. 
Finanzmin.)  1886  I,  163  ffU  Statistik,  168  ff.  (ans  d.  grossen  288ten  amtl  Report). 

Abth.  A  umfasst  den  jahiliclicn  Ertra^^  der  L  än  d  creien  (incl. 
Zehnten),  der  Häuser  und  verschiedene  kleinere  Posten  Erträge, 
welche  mit  dem  Grund  und  Boden  in  Verbiiulung  stehen.  Die 
Steuer  triü't  hier  also  iai  Priiicip  den  Eigentb  Uiucr,  als  den  Er- 
tragsbezieher. 

EUis  p.  44  ff.  Der  zu  crmittcinilc  Ertrag  ist  bei  verpachtetem  und  rer- 
miefhetem  Eigenthnm  der  Wirltliche,  sonst  der,  zn  welchem  verpachtet  oder  ver- 

mietliot  worden  kilnntc;  bei  -wechselndon  Erträgen  (z.  B.  aus  Zehnten,  Obercigenthum, 
aus  den  anfangs  hierher  gestellten  Bergwerken)  der  3 — 7  jähr.  Durchschnittsertrag. 
Yen  diesem  Rohertrag  sind'specicU  genannte  AbzOge  za  machen,  bei  H&nsern  gehören 
dazu  aber  z.  B.  lieparatnrkosten  nicht.  Daher  umfasst  der  steuerpflichtige  Ertrag 
mehr  als  den  eigentlichen  Keinertrag,  aber  eine  ungleiche  Quote  des  Kohertrags 
schon  rechtlich  nach  Objecten  und  wohl  auch  factisch  in  verschiedenen  Landestheilcn 
nach  der  Praxis  des  Einschätzangsverfalirens.  An  die  continentalo  Grundsteuer  er- 
innert es,  wenn  Landgüter  ausser  Betrieb  und  nnhebante  fimnditürke  doch  steuer- 
pflichtig sind.  Aber  in  der  neuesten  landwirthschaftlirhcn  Krise  hat  uuiu  ia  solchen 
Fftllen  die  Stener  erlassen. 

Steuerfrei  sind  unb- wolmtc  Häuser  -  hior  also  Einkommensteucrprincip  — , 
dann  nach  Objecten  das  Staatseigenthnm ,  auch  gewisses  Eigenthum  ?on  Wohlthätig- 
keits-  ttnd  Unterrichtsanstalten,  sowie  das  Grand-  und  GebSadeeigenthnin  Öffentlicher 
Gärten,  Eisenbahnen,  Canäle,  Bergwerke,  Steinbrüche,  wenn  es  in  diesen  Fällen  nicht 
einen  ron  demjenigen  der  Unternehmung  getrennten  Ertrag  hat  Der  gesammte  ünter- 
nehmungsertrag  fällt  dann  unter  Shed.  D. 

Staaerpflichilires  Sabject  ist  zwar  der  Eigen thttmer  oder  ErtragfshezieheT,  der 

dann  den  ratenweisen  Steuerantheil  bei  der  Zahlung  von  Erbzinsen,  SclnilJzinsen 
n.  s.  w.  seinem  Gläubiger  abrechnet.  Aber  oft,  so  in  England,  zahlt  Pachter  und 
Miether  die  Steuer,  init  Abzngsrecht  bei  Pacht-  und  Miethans. 

Ueber  die  Einschützung  s.  u.  §.  114.  Ton  den  Steuerpflichtigen  in  Abth.  A  werden 
zunächst  Doclarationon  nhar  den  Ertrag  gefordert,  wt^lche  mit  den  Einschätzungen 
zur  Armen taxe  verglichen  werden.  Die  Einschätzung  hndet  alle  3  Jahre  statt,  wobei 
Yer&nderaegen  im  2.  u.  3.  Jahre  zulässig  sind.  Der  grösste  Theil  des  stea^ffilditigen 
Einkommens  der  Shed.  A  fällt  :inf  Tllinser.  1883/84  127.05  Mill.  Pf..  65.14  MÜl. 
auf  lilndereien  und  umgewandelte  Zehnten,  der  kleine  Rest  v.  Ü.85  auf  kleine  Posten, 
Ton  im  Ganzen  19S.84  Mill.  Pf.,  iroron  175.56  Mlil.  Pf.,  nach  Abtng  der  Teisohie- 
denen  Befreiungen  und  Ermässigungen  (so  WOfgßik  EinkDmmflnhDhe  ontar  150  Pf. 
11.80  MilL  Pf.),  steaerpflichtig. 
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Ahth.  ß.  umfasst  das  EiDkonimeo  der  läudiichei)  Pächter 
als  solcher. 

DasFclbo  winl  aber  ohne  Weitüros  in  der  Höhe  oinor  Quote  Ji  s  wirklichen  oder 
geschätzten  Pachtzinses  angenommen,  und  zwar  za  7t  in  England  and  zu  in  Schott- 
bDd  und  Irland;  an  sich  und  aneh  in  dieser  provinziellen  DllFi^enz  ▼Ulkuhrlicb,  aber 
ähnlich  (Vi  und  srhon  im  nlfen  Einkommcnstcnergesctz.  Na-  htrcis  geringeren 
Einkommens  als  diese  Quote  znm  Zt^eck  der  äteuereimüissigang  ist  dem  Pächter  ge- 
stattet. Aoeh  hier  dreijährige  Bevisionen  und  Forderung  ron  Oeclarationen. 
El  Iis  p.  69  ff.  Ertragsanschlag  Ton  B  in  1883/84  65.51  MilI.Pf.St.,  woron  S3.46 
Mill.  Pf.  bosteiicrt 

Abth.  C  umfasst  die  EitrUge,  welche  als  Zinsen  und  Renten, 
aus  der  britischen  und  indischen  Stantscasse  (Staatsscbnld),  aueh 
durch  Vermittlung  britischer  Geschäfte  (Banken  n.  s.  w.)  ans  Golo- 
nial-  und  fremden  Staats-  und  Gesellschaftscassen  fttr  Staatsfond«, 
Eisenbahnwerthe  n.  a.  m.,  sodann  auch  fUr  inländische  städtische 
Anleihen  durch  die  Stadtoassen  an  physische  oder  moralische  Per- 
sonen nnd  Gesellschaften  gezahlt  werden.  Also  im  Wesentlichen 
eine  ^yCapitalrentensteuer''  auf  Zinsen  n.  s.  w.  von  öffent- 
lichen Werthpapieren,  d,  h.  von  solchen,  welche  in  Gross- 
britannien nnd  Irland  zur  Auszahlung  gelangen.  (Andere  Zinsen, 
Dividenden  o.  s.  w.  ans  „Börsen- Werthpapieren"  stehen  in  Abth.  D.) 

Hier  erfolgt  der  Steaerabzug  gleich  bei  der  Anszablnag  der  Zinsen ,  also  als 

sogen.  ,.Coupünsteiicr*'.  ohne  besotidere  Doclaration  dos  Pflichticreii ,  Seitens  der 
zaiilenden  Cassc.  Die  Banlkcn  u.  s.  w.,  welche  die  Auszahlaugeu  der  Zintieii  iur  ircmde 
nnd  Golonfal- Werthpapiero  vermitteln,  haben  entsprechende  Verpflichtungen,  den 
Stcucrcoiiuiiis^rireii  die  erforderlichen  An<,^'lbell  zu  machen.  J*Iisslich  ist,  dass  so  die 
ZinseiokUnfte  aus  fremden  Worthpapiereu  nur  bei  Vorbandcasein  und  Benutzung 
inländischer  Zahlstellen  getroffen  werden.  Dadurch  bleibt  jedenfall:^  ein  erheblicher 
Tlieil  solcher  Einkünfte,  ziimai  aus  Papieren  des  „internationalen"  Verkehrs  unbe- 
steuert.  Denn  ^oim  er  dann  auch  nnter  die  Drrlarafionspflicht  ron  Abth.  D  fillf, 
kann  diese  PlUcht  hier  nicht  genügend  zur  Eiiullung  g;cbracht  werden.  Eoaüudcre 
WeitUafigkeiten  ergehen  sich  ferner  aus  den  Stcuerrestitutioncn  vegen  kleinen  steuev- 
freien  oder  stcuereruiässigteu  Einkommens,  für  «las  der  volle  Sfcuersatz  in  der  „Coupon- 
steucr"  abgezogen  worden  war.  Steuerfrei  ht  iu  Abth.  C  da^  Einkommen  ron  Wohl- 
thltigkeilsanstaltcn ,  friendly  societics  und  ähnlichen,  von  Sparcassen;  auch  das  Ein-* 
kommen  aus  Capital,  das  der  Königin  oder  fremden  Gesandten  gehört.  Ellis  p.  75  ff.  — 
Versteuerter  Betrag  1883/84  40.58  Mill.  Pf.,  wovon  18.93  auf  die  fand.  Schuld, 
0.1  V)6  anf  die  schwebende,  1.07  auf  Londoner  und  andere  stidtisohe  Anleihen,  7.15 
auf  indische  Werthe,  V^.2^J  auf  ausländische  und  Gobnialfonds.  StatinHc  der  be- 
steuerten fremden  Fonds  im  gen.  Bulletin  1886  I,  541. 

Abth.  E  umfasst  die  Gehalte  und  Pensionen  n.  dgl.  ra. 
der  Staats-  nnd  sonstigen  öffentlichen  Beamten,  sowie  der 
steuerpflichtigen  Privatbeamten  und  ähnlicher  Angestellter  (bei 
Gesellschaften,  Eisenbahnen,  Eanflenten  n.  s.  w.). 

Die  Erhebung  erfolgt  wie  bei  Shed.  C  gleich  Seitens  der  auszahlenden  Gasse 
mittelst  Abzugs  vom  Gehalte  u.  s.  w.  Corporationen  u.  dgl.  haben  den  Gesammtbetrasf 
abzuführen  nnd  ihre  Beamten  entsprechend  zu  kürzen.  Hier  also  im  Wesentlichen 
eine  Einkommensteuer  der  Beamten  wie  anf  dem  Continent.  Bes.  wichtig  aber 
hier  die  Steueifreiheit  bis  150  nnd  Ermlssigang  bis  400  Pf.  St  Das  stenerpflichtige 
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Einkommen  Tieroclinet  sicli  aus  deui  g-anzen  nach  A1i/u?  der  amtlichea  Ausgaben, 
welche  auf  dem  Gehalt  o.  s.  w.  etwa  lasten.  Betra|;  18>>3/84  37.73,  wirklich  besteuert 
29.51  MiU.  Ff.  St   Ellis  p.  112  ff. 

Abth.  D  umfasst  speciell  das  ^  e  w  e  1 1)  1 1  c  h  e ,  m  e  r  c  a  u  t  i  1  e , 
liberale  Prot'essiousciukomnj en  und  Uhnliches,  principiell 
aber  weiter  überhaupt  alles,  uuter  keiner  der  4  anderen 
Shedulen  bereits  versteuerte  Einkommen,  daher  sehr 
verschiedenartiijje  Einkünfte.  Ausser  den  gewöhnlichen 
(Privat-)  Gewerben  gehören  somit  namentlich  die  Erwerbs- 
o.  dgl.  Gesellschalten  und  die  gri  sscion  Erwerbs  unter- 
nehniun^^cn,  einschliessh'ch  der  Eisenbahnen,  ferner  Einkünfte 
aus  fremden  und  Coioniaiunlagen,  aus  gewissen  Zinser- 
trägen u.  a.  ra.  hierher. 

Das  allgcmciuc  EioschätzQugüpriucip  i&t  hier  DeciaratiouspfUcht  antcr 
SCrafandrohting  bei  Dnterlassnngr  (50  Pf.  St)  und  unter  Gewihronf  woiterer  Gontinl- 

mittel  fiir  die  Steuerbehörde.    Bei  detinüdi  uufeiMcibender  DecLirdtion  bedient  sich 
die  Yervraltaog,  wie  auch  iji  Shcd.  A  und  B,  des  der  conüncntaleu  (preossischen) 
Praxis  elienfalts  nicht  unbekannten  Mittels,  den  letzten  Steuerbetrag  stark  zn  erhoben, 
um  eventuell  Rcclauiatiuu 'n  liervorzurufcn  iiad  dann  genauere  Belui^e  v.  ilansj,cn  za 
können.   Die  Einschätzung  erfolgt  Jährlich,  meist  nach  dem  Durchschnitt  des  Er- 
trags in  den  3  letzten  Jahren,  bei  Bergweiken  in  den  5  letzten,  bei  Eisenbahnen,  Canälcn, 
Docks  und  verschiedenen  industriellen  Unternehmungen  nacli  dem  vorjährigen  Ertrage. 
Ob  und  was  zur  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ertrags  mit  zu  den  abzusetzenden 
Gewinnungskosten  gerechnet  werden  darf,  richtet  sich  u.\ch  den  Verhältnissen  der 
einzelnen  Ertrags  -  oder  Einkommenkategorien  in  Abth.  D.    Z.  B.  bei  Gewerben 
(Fabriken  u.     vr.)  din  durrlisrlniitflichen  Keparaturko:jten  der  Gcbiuid«*.  bei  gemietheten 
Gebäuden  der  Mlütlizias  dafür  Jjis  zu  einer  Maximalquute  vuii  ^/^  des  Goschäftsertrags), 
die  Auslagen  für  Werkzeuge,  Vcrarbeitungssto/fe,  der  Abnutzungäbetrag  der  MascbineD, 
definitive  Geschäftsverluste,  Versicherungsprämien,  niclit  aber  Schuldzinsen,  für  die 
jedoch  der  Steuerbetrag  dem  Gläubiger  abgezogen  weidcu  darf.  Verluste  uud  Gewinne 
verschiedener  UnteraebmUDgen  desselben  Unternehmers,  auch  an  verschiedenen 
Orten,  durfcii  hier  compensirt  werden.    Es  kommt  hier,  wie  iuauer  in  dc-rartigcii 
Fällen,  Alles  auf  die  practisclic  Handhabung  der  Vorschriften  an.  üb  in  dieser  liin- 
slcht  namentlich  ein  gleichm&ssiges  Verfahren  im  ganzen  Lande  inne  gehalten 
wird,  ist  zweifelhaft.    Dass  die  Dedaratioiitm  beisotiders  der  privaten  ITandel-  und 
Gewerbetreibeuden  oft  hinter  dem  wirklichen  Einkommen  zurdckbleiben  uud  es  an 
genügenden  Controlmitteln  fohlt,  ist  sieher  und  hie  und  da  dufbh  ectatante  FfiUe, 
wie  l)i:i  Entschädigutm-aaTisprUeheii  für  Expropriationen,  constatirt  worden.    Die  Ein- 
schätzung der  Handel-  uud  Gewerbetreibenden  bildet  daher  auch  die 
schwierigste  Aufgabe  bei  der  britischen  Einkommensteuer.  Radsiditen 
auf  Geheimhaltung  der  Einkointneiivi-rhrddiisse  haben  hier  auch  zu  Abweiolniugen  vom 
sonstigen  Eitischätzuiig's verfahren  gefuhrt,  indem  die  Ceitsiten  auf  iiiren  Wunsch  nicht 
fon  den  sonstigen  Localorganen ,  welche  sich  aas  Mitbürgern  und  eventuell  Concur- 
renten  zusammensetzen,  sondern  von  Specialcommissär«n  des  Geueralsteueramts 
eingeschätzt  werden  (s.  n.  §,  114).    Mit  dic;«eri  w>)rdcn  dann  von  grossen  Cuschäfts- 
häusern  auch  wohl  bestimmte  Summen  alä  ,,Stcucrabfindungcn"  filr  mehrere  Jahre 
verabredet.    Die  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interesses  ist  bei  Sbed.  D 
die  besonders  wichtige  Aufgabe  der  ,,Steti  erati  fsch  er"  und  „Stcuorin  spe  c - 
toren",  die  hierlar  vermehrt  worden  bind  (^s.  u.  §.  114).    Das  Einbchätzungsveriulirun 
ist  in  Abth.  D  sonst  bei  den  verschiedenen  Unterabtheilungen  wieder  verschieden. 
Die  Steuerbefreiungen  sind  dieselben  wie  in  Shed.  C.    S.  Näheres  bei  Vocke 
und  specieiler,  bes.  mit  Rucksicht  auf  die  Streitfälle  und  deren  gerichtliche  £nt> 
sclieiduDgeD  bei  EHis  p.  78 — 112.   Im  Jahre  18S3/S1  betrog  das  eingescIiUzte  Ein- 
kommen in  Shed.  D  291..H4  Hill.  Pf.,  das  wirklich  besteuerte  252.02;  ron  ersterer 
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Summe  fielen  auf  Handel,  Gewerbe  und  (liberale)  Burufc  im  AUgomeiuoa  1S1.02, 
mf  7  renchiedene  Specialgruppen  von  Erträgen  110.32  (daron  xt.  A.  auf  die  MlieTe 

Nr.  3  der  Shed.  A  23.56,  nämlicb  n,  A.  Berj^werke  7,06,  mctallurg.  Werke  3.01, 
tiasfabriken  4.S8,  Wasserwerke  3.01,  Canäle  3.37,  Steinbruche  0.91,  der  Kest  auf 
SaÜDcn,  Alaanwerke.  Fiscberei  und  Ja^fden,  Markt-.  Wcgzölle;  ferner  auf  andere 
nicht  zu  dieser  Nr.  8  stiliörende  Unternehmungen  33.94,  auf  brit.  Eisenbahnen  33.06 
auf  fremde  Bahnen  3. TS.  auf  sonstige  frciinle  Anlnecm  9. 67,  auf  verscliiedcne  Zinsen 
5.02,  auf  Aiifieres  \.'.\\  ^Uil.  Pf  St.  Die  nouesten  mir  vorliesiondeu  Daten  des 
29.  Kep.  of  iiil.  rcv.  f.  1SS4/85  Weiclica  yon  ilic<eii  Zalilcn  nur  wonig  ab.  Danach 
war  d('r  g-eschätzte  Eohci  trasr  t.  ..trades  and  profesäions"  180.4S,  die  AbzUge  38.18,  der 
reine  Beirag  142.30 ;  bei  allen  übrigen  Zweigen  der  Shed.  D  („ötfcntl.  Gcsellsch."  u.  s.  w.) 
bez.  113.04  —  2.65  —  109.40,  ms.  bez.  292 J»2  —  40.83  —  251.69  MUl.  Pf.  St. 

§.  113.  ^  e.  Unter  den  prineipiellen  Streitfragen  aller 
Einkommenbestenening  ist  (a)  diejenige  wegen  Steuerfreiheit 

und  (ß)  Steuerermässigung  des  kleineren  Einkommens  dnrch 
die  britische  Gesetzgebung;  mehrfach  etwas  verschieden  entschieden, 
aber  von  Anfang  an  eine  .solche  Steuerfreiheit  gewahrt  worden. 
Dem  besteuerten  kleineren  Einkoiiiuicii  wurde  später  eine  Er- 
mässigung des  Steucriusses  (,.De gr e ssi vf uss")  zu  Theil.  Zum 
Progressivfuöö  für  höheres  Einkommen  ist  die  britische  Be- 
steuerung nicht  gelangt. 

Uebcr  diese  Stieiüragcn  s.  Wag  nur.  \\A\.  liirccte  Steuern  im  Sohönberg'schen 
Handb.  2.  Aufl.  III,  §.  98  ff..  S.  298. 

u)  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens.  Zuerst  flS42)  war  Ein- 
kommen bis  150  Pf.  St.,  seit  1S54  nur  bis  100  Pf.,  seit  1877  wieder  bis  15ü  Pf.  St. 
steuerfrei;  also  eine  Grenze  ron  2000  und  aooo  M.,  ein  Fiogerzeiip.  das»  ffir 
Deutscliland  (Preussen,  Fllrst  Bismarcks  Ideen)  eine  KiiilcomTnen-Stenerpflicbt  von 
(iUOO  M.  an  erst  mit  einem  viel  vai  hohen  Betrage  bcgioueu  wurde.  ^Das  Vorhanden- 
sein der  —  eben  nicht  allgemeinen  —  Ertragsstenera  danehen  liefert  keinen  durch- 
schlagenden Einwand  liegen  diese  Ansicht}. 

ß)  Fast  mehi'  wie  über  diebcn  Punct  schwankte  mau  hinsichtlich  der  (icwührunjf 
einer  SteverennSssig:un$;  fnr  kleineres  besteuertes  Einkommen,  vobei  man 
anch  die  Vcrsuclanijr  ziu  DL-fraudation  bei  einem  sofort  nach  der  stenerfreien  Grenze 
ointretcudco  rollen  iitcucrsaizc  berücksichtigte.  Bei  der  Einführung  der  Steuergrena^ 
ron  KHK  Pf.  an  und  bei  den  bald  eintretenden  höheren  StenersStsen  wAhrend  des 
KriulinkrieL'S  setzte  mau  drii  StciirTfuss  für  EinkommLn  von  100 — 150  Pf.  St.  massiger 
als  fUr  höheres  an,  ein  bis  lSt>:^  beibehaltener  Modus  (1654  bo&  5  und  7  d.  p.  Pf , 
1856  10  Q.  14.  iB36  UVs  »»d  16,  1*^58  5  nnd  7.  185f»  S  nnd  5.  1860  aber  vieder 
und  9,  1S61  7  und  10,  1S62  6  und  9,  1863  cben.ü).  Von  1S64  an  wurde  der 
Steuei^satz  pleich  gesetzt,  aber  für  Einkommen  von  100 — 200  Pf.  St.  der  Betrag?  vnn 
60  Pf.  für  steuerfrei,  von  1873  an  von  Einkommen  von  100 — 300  Pf.  ebenso  der 
Betrag'  ?on  so  Pf.,  von  1877  an  bis  jetzt  von  Einkommen  von  150—400  Pf.  der  Be- 
tras: von  12ü  Pf,  fiir  steuerfrei  crkirirt  (amU.  ücbcrs.  d.  Tnlaml  revenue  officc  im 
frauz.  iiuanzmin.  Bulletin  1877  1,  lt)l,  1884  II,  672).  DaduicU  wird  die  Weitläufig- 
keit do8  britischen  Verrechnnngs-  und  e?outaell  Kestitutionsverfahrens  bei  dieser 
Steuer  nattirlirh  sehr  gesteigert,  18S4/''5  beansprucliteu  438. 595  Personen  die  gesetz- 
liche Steuerermässigung  für  49.93  Mill.  Pf.  St.  Einkommen  (29.  Kep  Inl.  rev.  p.  45, 
frohere  Daten  Do  weit  III,  Aber  der  „Einkofflmen*'stener>Gbaracter  dieses  brit 

ErtragssttMiersystcms  wird  dadurch  eben  gewahrt:  ein  wichtiger  Vortheil.  (Jeher  die  Art 
der  G«lteiidinarhnni;  (icr  Freiheit  und  Ermas<<igung  s.  Ellis  p.  203  ff. 

Y)  Die  Frage,  ob  und  wieweit  Steuerfreiheit  oder  Erniässi^ung 
sonst  nach  der  Art  der  Steuersubjectc,  d-iber  nach  nach  dem 
Verwendungszwecke  des  betieffeudeu  Kiukommcns  oder  des 
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Eigenthams,  aus  dem  es  hervorgeht,  zu  gewähren  sei,  ist  öfters 
erwo<ren,  bestritten  und  befürwortet  worden.  Das  Gesetz  gewährt 
dnige  Exemtionen,  aber  nur  in  beschränktem  Umfange. 

Besonders  für  Staatseigenthum,  für  W'ohlthätigkeits-,  Annen-, 
öffentliche  Uotoriichtsaustaltoji,  gewüse  Arbeiterrereiu«  u.  dgl  m., 
llbrigens  mitnoter  in  verschiedenem  Umfeoire  in  den  einzelnen  Shedalen  (e.  vor.  §). 

Gladstooe's  Bestreben,  die  Steuerfreiheit  für  solclie  „cliaritici"  aufzuhclnn,  sc]iciterfo 
an  dem  allgemeinen  Widerstand  (1863).  (Do well  III,  124).  Die  Tunfasseudere 
Benregung  für  „Ersparungeu"  Steuerfreiheit  zu  erlangen,  fahrte  ireni^tens  zur 
Freiheit  der  Lebensrosicherun gs-P rämieuzakiuugon,  Lis  zu  V«  des  Ein- 
Tioinnu'ns,  für  die  Ccn«iten  der  Abtli.  D  u.  E.  woraufliia  in  lSS4/^5  50,U2(j  Porsoncu 
in  1)  mit  1.27  MUl  Pf..  2ü,'93  PeKüiieu  in  £  mit  U.49  iiill.  Pf.  S!.  1^S4  S5  zua. 
76,819  Fers,  mit  1.76  Mill.  Pf.  in  der  Veranlagung  ermassigt  worden  (2!».  Kep.  iul. 
rcv  p.  40).  Bei  den  anderen  Abthoilungen  erfolgen  unter  dem  gleichen  Titel  An- 
spiüche  auf  KUck/.ablungon  der  erhobenen  Steuer  (Verfahren  u.  A.  bei  Ellis  p.  212). 
Die  Freiheit  der  Sparcassen  und  friendly  socidties  liegt  doch  anders,  da  es  sich  hier 
so  wie  so  um  Einkommenverhältnisse  der  kleinen  Leute'^  handelt,  denen  ohnehin 
nach  Höhe  des  Einkommens  Steuerfreiheit  zusteht  Der  Fall  der  Lebensroi'sicheriuig 
ist  nicht  anbedeakUch,  da  somit  andere  Erspamngen  besteuert  bleiben,  s.  B.  von 
Kränkliclien ,  die  nicht  zur  Versicherung  zugelassen  werden.  Es  tritt  also  ungleich- 
määsige  Ik'handlang  ein.  Das  Princip  solcher  Steoerfreilicit  der  Ersparaugeu  i&t  aber 
ancli  allgemein  anfechtbar  und  win  pracösch  ein  Privileg  der  B^heren.  S.  ttber 
diese  und  ähnliclie  Punctd  die  parlam.  Beports  r.  1852  und  1862,  Vocke,  S.  56S 
570,578  ff. 

f))  Lebhaft  ist  wiederholt  die  Frage  ttber  eine  liöhcre  Besteue- 
rung des  sog.  fundirten  gegenüber  dem  rein  persönlichen  Ein- 
kommen erörtert  werden.  Principiell  bat  diese  höhere  Besteuerung 
wohl  Billigimg  gefunden,  doch  nicht  allgomein.  PraetiBcbi  bez.  in 
der  6eset2gebung  ist  sie  bisher  nicht  diue-hgedrungen,  vornehmlich 
weil  man  zweifelte,  ausreichend  sichere  and  anwendbare  Kriterien 
der  Unterscheidung  finden  zu  k(innen. 

Bei  dem  Fehlen  sonstiger  grö-^sorcr  Erfrafssteuern,  ausser  den  "Re&tea  der  alten 
Landtazo  und  der  Uaassteaer,  wird  das  fundirle  Einkommen  iu  Grossbritannicn  nicht« 
wie  z.  B.  in  Prenssen  (hier  ausser  bei  Leihcapitalien)  nocb  neben  der  Einkommen* 

Steuer  betroffen.  Dagegen  geschieht  dies  allerdings  indirect  durch  die  bedeutende 
Erbschaftsbesteuernng.  S.  über  die  Streitfrage  die  geu.  Beports  und  die  Auszage 
bei  Vocke  S.  567  11'.,  woselbst  auch  weitere  Schriften. 

Auch  andere  Puncte.  so  ans  dem  Gebiete  der  Fragen,  ob  und  wie  weit  noch 
andere,  die  Leistuui^slahi^keit  beeinflussende  Umstünde  zn  berücksichtigen  seien, 
(Wagner,  dir.  Steuern,  im  ScLüiib.  Handb.  2.  A.  III,  301,  §.  101),  sind  erörtert 
worden;  so  z.  B.  der  Uedanke  einer  Capitalisirung  der  einzelnen  EiiiI%oinmen  nach 
versichern ngstcchnischen  Grundsätzen  (Vocke,  S.  564).  Aber  all  derj.'l(;ieben  erwies 
sich  als  falsch  oder  doch  als  zu  gekünstelt  und  undurchführbar.  Auf  den  mir  wich- 
tigst erscheinenden  Punct,  die  BerQcksichtiguag  der  FamilicngrOsse,  namentlich 
der  Kinderzahl,  wie  iu  der  ersten  Einkommensteuer  von  170S — 1803  (s.  o.  S.  197) 
ist  man  aus  gleichen  Gründen  in  der  Gesetzgebung  nicht  zurückgekommen  (S.  meine 
Abb.  „directe  Steuern**  In  ScbDnb.  Handb.  §.  101). 

e)  Die  theoretisch  controverse  und  ebenfalls  practisch  schwierige 
Frage  der  contiueiitalen  Einkommenbesteuerung  hinsichtlich  der 
Besteuerung  der  Erwerbs-,  besondere  der  Actienge Seil- 
schaften u.  dgl  m.  und  die  connexe  Frage  der  Doppelbesteuerung 
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des  bezüglichen  Kinkommens  bei  der  Gcsellscbaft  und  beim  Aetioaär 
u.  s.  w.  haben  in  der  britischen  Einkommenbesteaerufig  geringere 
Schwierigkeiten  gemacht.  Indeni  liier  die  Erträge  der  Actien- 
gesellschaften,  meist  in  Shed.  D,  eventuell  auch  in  A  an  der 
Qnelle  besteuert  werden,  sind  die  betreffenden  Zinsen  und  Divi- 
denden bei  dem  einzelnen  Aetionär  ohne  Weiteres  Btenerfrei. 

Aber  «Uerdiois  wifd  so  der  GruodBatz  der  Steuerfreiheit  für  Icleines  uod  der 
Ermässigung  für  kleineres  Einkommen  incliicct  durclibroclic-n,  da  für  du;  durcli  Bi;- 
steueruug  Geseiliichaftsertrags  siüh  ergel^eude  Zins-  und  Dividenden verküx2Uiig 
keine  SteaeirttdnreigtttDiig  &  AotiABlr»  mit  Ueinem  EiiJwiiiiiw  erfolgen  kann. 
S.  aber  die  Frage  Wagner  im  SchOnberg*8cben  Handbndi  a.  a.  0.  §.  103. 

Die  Besteiieruug  des  aus  G  r  o  s s  1) r  i  t  a n u  i  e  n  u n  d  Irland 
stammenden  Einkommens,  mag  es  von  im  Inland  oder  im 
Ausland  wohnenden  Briten  oder  Fremden  bezogen  werden,  wird 
durch  das  System  der  britischen  Einkommensteuer  im  Princip  voll- 
ständig, in  der  Praxis  wenigstens  wohl  besser  als  thirch  unsere 
coutinentalcn  Einkommensteuern  erreicht.  Dank  dem  (jiuiulsatze 
der  Besteuerung  der  Einkommen  an  der  Quelle,  namentlich  auch 
ftir  Zins-  und  DividendeuertrMge  in  der  Couponsteuerform  der  bUed. 
C  und  in  der  Form  der  Besteuerung  der  Unternehmungen  selbst 
(Gesellschaften  u.  s.  w.)  in  Sbed.  D, 

Di  ■  im  Ausland  wohnenden  Briten  und  Fremden  unterliegen  hierbei  aber  freilich 
einer  Doppel  besteuerong,  wenn  üc  die  Ircmdoa  directen  Staatssteuern  zahlen  müssen. 
Das  Ist  jedoch  eben  nicbt  immer  zn  vermeiden  «ad  kein  €rand  tat  eine  Aenderong 
des  brit.  Stcuerrechts.  S.  Fin.  II,  §.  406 — 408.  Die  Ausländer,  welche  im  Aus- 
iand  wohnen,  tragen  so  u,  A.  jetzt  auch  die  Einkonuneugtouer  von  ihrem  Besitz,  in 
brit.  Staatspapieren,  Goosols  u.  s.  w.  In  diesem  Pnnete  glelcbt  die  engL  Einkommen- 
steuer der  Shed.  C  anderen  „Couponstcoeru**,  der  üstenrdcbiBClieii,  Ualieniscltea. 
auch  Wagner  a.  a.  0.  in  SchOnb.  Handb.  III,  267. 

fl)  Die  BeBtenernog  des  aas  dem  Auslände  kommenden 
Einkommens  ist  im  Princip  stenerpffiektig  bei  allen  Im  Inland 
w ebnenden  In  -  und  Ansländern,  wird  aber  thatsäcklick  Sieker 
auek  kier  nor  nnvoUstftndig  und  ungleiekmässig  erreiekt,  am 
Wenigsten  vermntiiHek  ftir  nickt  in  England  sabibares  Zinsein 
kommen  ans  fremden  Werthpapieren. 

Erlas»  der  „Couponsteacr"  bez.  Kuckersatz  des  Steuerabzuges  wird  denjenigen 
im  Ausland  wohnenden  Fremden  bei  Werthpapieren  gewiihrt,  deren  Zinsen  und 
Dividenden  in  Grossbritannien  (London)  zahlbar  sind,  wenn  Ii  v  Personen  ein  sog. 
Affidavit  einreichen,  d.  h.  eidesstattlich  versichern,  da^s  die  Coupons  u.  s.  w. 
ihnen  gehüruu.  S.  über  die  Furmaiitateu  daiur  Saliug  ü  Büiäeupapiere,  1,  B.  r.  Sieg- 
fried, 4.  Anfl.  BeiL  18S4  S.  85.  Ellis  p.  228. 

^)  Eine  llcstriierung  der  im  Ausland  wohnenden  Briten 
fttr  ihr  im  Ausland  erworbenes,  bez.  aus  dem  Auslande 
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k  0  m  ni  e  r  d  r  R  Einkommen  findet  im  Aligemeinen  nicht  statt,  wohl 
aber  ausnahmsweijje. 

So  haben  im  Aaslaad  lebende  Briten  nicbt  das  Hackt,  das  eben  gcnaunto 
Affidavit  betreffs  Steaereriass  in  dem  angef^ebeneii  Falle  einzoreichen.  —  8.  Aber  diese 

für  alle  Besteuerung'  prinrijn'.  11  wiclitige,  für  <li<'  Eiiikoiiiiii._'ii!-ti'UL'r  Vn-^oriders  j'rn(  fi--ch 
wichtige  und  schwierige  CasaistiiL  der  EinkommeDarteu  nach  llcriiunft,  Bezug,  Staats- 
angehörigkcit  des  Beziehers  u.  8.  v.  Fin.  II,  §.  403  IE 

§.  114.  —  d.  Das  Einschätznngsverfahren  (die  y^Ein- 
steucrung:*)  bildet  bei  jeder  directen,  besonders  wieder  bei  jeder 

EiiikoiinncustGuer  den  scbliesslich  practisch  wit  bti^^^stcn.  aber  auch 
den  sclas  ierigsten  ruiict,  da^  eigentliche  Kreuz  dieser  Steuern.  In 
der  Gestaltung  dieses  Verlahren.s  liegt  zugleich  das  für  die  ad- 
ministrative Seite  jeder  concreten  8(dchen  Steuer  Oharacte- 
ristische.  Fllr  die  britische  Einkomraennteuer  gilt  dies  vollends. 
Diese  administrative  Seite  hängt  aber  zugleich  mit  allgemeineren 
Pnncten  der  Verwaltnngsoiganisation  und  des  Verwaltnnt^sreclits 
zusammen,  und  wiederum  in  eigeuthümlicher  und  au8geprägte>ti^r 
Weise  in  Enaland.  Dadurch  wird  vollends  eine  einfache  Darstellung 
der  massgebenden  Verbaltnisse  erst-hwcrt,  eine  kurze,  wenn  ttber- 
hanpt,  so  jedentalls  nur  bedingt  rnTtglich  gemacht.  Gleichwohl 
kann  nur  eine  solche  hier,  l)ei  der  noth wendigen  Beschränkung  auf 
das  finan /wissenschaftlich  Wichtige,  in  Frage  kommen.  Um  so 
mehr  ist  ZU  betonen,  dass  das  britische  H^iuschätznn<xFiveriahren  der 
Einkommensteuer  in  engem  Zusammenhang  mit  der  britischen  Ver- 
waltungsorganisation,  mit  gewissen  Grundsätzen  und  Kinricbtangen 
der  Selbstverwaltung  und  einzelne  Theile  jenes  Verfahrens  mit 
britischen  Grundsätzen  der  Verwaltungsjustiz  stehen  und  nur  in 
diesem ,  hier  bloss  änzudentendem  Zusammenbang  genügend  ver- 
ständlich  werden,  an  sich  und  zum  Zweek  der  Vergleich nng  mit 
dem  EinschHtzungsverfahren  anderer  Länder,  z.  B.  Prcnssens. 

Daher  der,  freilicli  nai  h  «Im  (Josagten  begreifliche  Mangel  der  meisten  Dar- 
Btellaugcn  solcher  Steuern  in  dun  liuauzwisscnscliaftlicliea  Werken,  selbst  in  grosseren 
und  in  Monographien,  z.  B.  bei  Roscher,  Fin.  §.  74,  Note  2.  Aach  Dowcll  giebt 
nur  wenige  Andeutungen,  üin  so  werthvoller  die  umfassende  und  klare,  im  Folgenden 
vielfach  benutzte  Darstcihing^  Vocke's,  S.  597— G26,  die  knappe,  ihre  Ergänzung  in 
anderen  Abschnitten  seiner  grossen  bezüglichen  Werke  findende  (in eist's,  engl.  Ver- 
waltun>rsrccht,  H.  Aufl.  II,  ^:i2  (i.,  worauf  gerade  hier  znr  Ei^änzang  besonders  hiu- 
zimoisen  ist.  Gneist  bern< ]c>irli(igt  nur  auch  in  sHncr  neuesten  Darstellung  noch  ztt 
wenig,  dass  die  Eitjäteuciuii^cii  doch  thatsächlich  überwiegend  in  der  Hand  von 
Stcuerbeamten  liegen  und  der  Commlflsion sapparat  des  Selfgovernments 
vif:Ifu(  Ii  nur  noch  äusserliche  Zuthat  ist,  wenn  derselbe  auch  die  formell  entsclicidiMjtlc 
Instanz  bildet.  S.  sonst  z.  B.  Cllis  cb.  III,  p.  110 — 202  tiber  assessuent  und  col- 
lection.  Einzelnes  wurde  anch  o.  in  §.  112  bei  den  einzelnen  Abdieilnftgen  sdion 
enrAbnt. 

Als  leitender  Grundsatz  des  britischen  Einschätzungsverfahrens 
ist  wohl  das  Zusammenwirken  Ton  Steuerbehörden  bez. 
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StCTierb caniten  des  Staats,  als  Vertretern  des  fiscal i sehen 
Interesses,  mit  Oommi ssionen  und  Wahlbeamten  der 
Selbstregierung  zu  bezeicbnen. 

Meistens  wird  mir  Icl/terer  riiiict  als  chcnnn  tttisfi^fli  h'-rvorueliol)»'»  iinrl  darin 
eino  Stütze  der  Individualiutcrcsbcu  der  Censiteu  gcl'undeii.  Aber  der  i  iat«;  l'unct 
ist  ebenso  wesentlich  und  mindestens  ebenso  nothwendig,  wie  das  i^ritis«  !hj  (jesete  lo 
den  den  Behörden  und  B(»ainten  des  Staats  gegebenen  weifgfcheuden  Mitwirkuugs-, 
Oontrol',  Beviäions-,  Keuioiistrationsbefugoisscn  auch  auoricouut  Die  thatsäclüiche 
Entvicklaiig,  vor  Allem  bedingt  dureh  das  Bed  ftrfHiBS  nach  faclimftfiniscber 
Erledig-nnjr  iler  Din^e',  hat  aber  sogar,  hier  wie  in  anderen  Fällen,  die  wirk- 
lickeu  Entscheidungen  mehr  dem  Sel^overomenl  and  seinen  Commissioneu  und  Beamtea 
eiit20g«D.  Jft.  ans  einem  speeiellen  Grande  wird  von  vielen  priraton  Gennten  die  da- 
stcueruDg;  durcli  oder  von  Staatsbeamten  derjenigen  durch  and  von  Localcommissionen 
der  Mitbürger  vorgezogen :  um  die  EinkommenvcrbiUtuiäse  mehr  den  Kacbbaru  geheim 
ZQ  hatten.  Dieser  Gesichtspimet  hae  sähet  zo  einer  bezagrlichen  Befogniss  d«r  Gen- 
siten  der  Slicd.  D  (Handel-  und  Gewerbetreibende  n.  s.  w.)  geführt,  sich  dovoh  Sptt- 
cialcommissare  des  obersten  Steueramts  einschätzen  zu  lassen  (s.  u.\ 

Die  staatlichen  Behörden  und  Beamten  der  Einkommen- 
Stenern  sind:  das  i^Steueramt  für  inländische  Einkünfte*' 
(board  of  the  eommissioners  of  inland  reveDtie),  die  S teuer- 
inspectoren  und  die  Steueranfseher  (snrveyors). 

Jenes  Amt  ist  die  oberste  Ccutralbchördc,  zu  welcher  ausser  der  Ein- 
kommensteuer noch  die  Land-,  Haussteuer,  die  directeii  Aufwandsstctiern,  Licenzen, 
Accise,  Stempel  (incl.  Erbschaftssteuer)  ressoitircn.  Eine  Abtliciluiig  dieser  Behörde 
fungirtals  Specialcommission  für  die  Einkommensteuer  („special  commisäioners")* 
An  diese  geht  auch  das  (u:scbäft  der  Einschätzung  derjenigen  Censiten  der  Sbed.  D 
über,  welche  von  dem  Keclite  Gebrauch  machen,  sich  lieber  so  als  durch  ihre  Kreiä- 
stenerbehOrde  einstenera  zn  lassen.  Auf  jShriichen  Rundreisen  wird  dann  diese  Ein- 
Schätzung  besorgt. 

Die  aus  erfahrenen  „Aufsehern''  gewählten  Steuerinspectoren  ^Anfangs  für 
Orosshritennien  10,  spUer  m.  W.  rermehrt,  so  fttr  London)  hahen  fUr  grössere  Distriete, 

ihrem  Namen  entsprechend  die  obere  Aufsicht  über  den  Vollzug  der  gesef/.licli en  Ein- 
steuerong,  sowohl  gegenüber  den  „Aufsehern''  als  den  Einsteuerangsbchördeu  der 
Selbstvenraltung  und  hierbei  das  iiscalische  Interesse  vahrznnehnen ,  zn  welchem 
Behuf  sie  den  Sitzungen  jener  Beliordeu  beiwoliuen.  Kevi^^ionen  verlangen  dürfen  u.  s.  w. 

Die  Steueranfseher  (an£aogs  140  ohne  Irland)  haben  in  kleineren  Local- 
districten  die  Yertretang  des  fiscaJisdien  Interesses  nnd  sind  auch  ..dai«  instniirende 
Mittelglied  zwischen  den  Steuerpflichtigen  und  den  Specialcommi^  i  i  i  i  Fällen  der 
Berufung,  Einsteuemng  und  Befreiung"  (Vo<  ke  S.  5*>s.  Dow  eil  HI.  Inspec- 
toren und  Aufseher  fuitgiruit  übrigens  auch  mit  l'Ur  andere  Steuern  üei»  Inianddepai^ 
tements. 

Die  Steuerbehörden  und  Beamten  des  Selbstverwaltongs- 
Systems  sind  die  Generalcommissäre  der  Local- Steaer- 
distriete  (je  8 — 10  Kirchspiele,  einzelne  Städte),  diezusättliehen 
Commissäre»  die  Secretäre  fflr  beiderlei  Gommissäre,  die 
looalen  Steaereinschätzer  (assessors)  und  dielocalen  Stener- 
erbeber.  . 

Näheres  (bes.  über  Anstellungs- ,  V'crgntmiu'^ Verhältnisse  der  Beamten,  letztoWS 
ein  auch  principiell  nicht  unwichtiger  Punct)  Vocke  S.  599— (503,  «ineist,  Vtsr- 
wältungsrecht  3.  A.  III,  033,  Ellis  p.  11711'.  (s.  bes.  im  Index  v.  Eilis  sub  v. 
assessment,  assossors,  mit  der  Daiatellang  der  YerhSlluisse  bei  den  einseinen  Shedoln). 
Die  amtlichen  englischen  Namw  werden  m  deutschen  Auton»  verschieden  ?cr- 
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deutsobt  G Heist  n&nnt  don  t^meuot''  tieiuöüideeioscyuzer,  Yocke  Einsteaerer 
od«  StaiMrrevanlager.  „Clerk**  Ist  d«r  aUgevAiiie  Käme  des  hOhefen  Uoterpeisoiud«, 
wie  der  SecretAie  n.  s.      aber  aitcb  der  ««Schieiber*,  vie  Toclce  hier  sagt 

Die  (icneral  «jomm  issäre  sind  anfangs  für  jeden  District  (Kreis,  Stadt)  von 
den  Cominissäreu  der  Landsteaer  ernannt,  dann  dorch  Cooptatiou  aus  Censiten  den 
Districts,  die  einem  Gensns  von  mindesteiu  200  Vt  8t.  I^omraen  oder  5000  P£  8i 
beweglichem  Vermögen  entsprechen  mUsson,  ergräuzt,  'd — 7  filr  dou  District,  iieLst 
Er$at/,inärin(  rii.  lu  srosseii  Stildtcn  treten  Vertreter  der  (jomuiuuc  und  auch  mitunter 
grosser  GLüchäi'te  (iu  Loudon  der  Hank  y.  England  n.  a.  m.)  hinzu.  Die  ins&tz- 
licheu  Commissäro  („Beigeordnete",  Yooke)«  mit  dem  halben  Geusas,  fuugiren 
für  Theüe  des  Districts.  Dur  Secret&r  ist  der  „^escliüfts-  und  gesetzeskundige"  Hilfs- 
beamte der  Gommissäre  (Vuckü,  S.  602).  Der  S  (eucr<  inbclikt2er  ist  der  von 
den  GommiBsireii  jibrlich ,  meist  fiir  ein  Kirchspiel  na(  Ii  Anhörung  der  JürcbsiiMl^ 
Versammlung  ernannte  Localbeamte  fOr  das  eigeatlicbe  EinscbftbniigBgeschSft.  Ißt  ■ 
ist  meist  zugleich  S teuererhebur. 

Die  Commissüre  stehen  im  reinen  Ehrenamtsdicust,  sind  daher  ohne  Vergütung, 
die  Beamten  beziehen  bestimmte  Id^e  Quoten  der  Steuersummen  als  Tantieme,  sind 
demnach  an  liöheren  Einschätzungen  interessirt.  Die  staatlichen  Steueraufseher  hatten 
.^ilher  neben  kleinen  Gehalten  auch  Tantiemen,  dnd  aber  jetzt  aasschliessllck  auf 
erhöhte  Gehalte  gesetzt 

Die  Ausführung  der  Einschätzung  liegt  uuu  zunächst 
in  den  Haiidoii  des  localen  SteiiereiuBphätzers,  der  das  ganze 
Geschalt  für  die  Commissüre  vorbereilet  und  diesen  seine  Vor 
schlage  für  jeden  Censiteu  macht.  Es  besteht  dabei  der  Grundsatz 
der  Melde-  und  der  Declarations-  oder  Fassionspt'licht, 
jener  speciell  für  die  Hausbesitzer,  dieser  lllr  die  Censiten  nament- 
lich der  Abtb.  A,  B,  D,  Unterbleibt  die  Fassion,  so  schlägt  der 
Ein  Schätzer  selbständig  vor.  Schon  bei  der  Feststellung  des  Vor- 
soblags  des  £iaBcbätzers  kommt  eventaeii  die  Mitwirkung  der 
„Aufseber"  vor.  Von  den  Commissären  gehen  die  Vorsobläge  des 
Einschätzers  an  die  Anfseber  oder  Inspeotoren,  denen  alle 
Materialien  der  £inaehllteer  nnd  Commissftre  offen  stehen,  und 
versehen  mit  ihren  Bemerkungen  und  eventuell  abweichenden 
SobfttBungsvorsohl&gen  an  die  Gommissäre  zurflek.  Diese  stellen 
nun  die  Scbätxongen  eigenmächlag,  aber  natttrlioh  gewöhnlieh  nach 
den  Vorschlägen  der  Einschätser  und  Aufseher  fest,  wobei  nament- 
lieb  letzterer  (oder  der  Inspector)  wieder  Gelegenheit  hat^  seinen 
Standpunct  zu  vertreten.  Alsdann  erfolgt  die  Mittbeünng  der 
Schätsnngen  an  die  Censiten»  unter  Gewährung  einer  Berufungs- 
frist. Die  Berufung  geht  an  die  Generalcommissäre»  also  an 
dieselbe  Instanz,  welche  die  Festsetzung  vornahm ,  doch  an  andere 
Mitglieder,  ausserdem,  insbesondere  bei  Abth.  D  auch  an  die  staat- 
lichen Specialcommissäre. 

Einzelnes  ist  in  dem  Festsctznng^s-  wie  in  dem  Berufungsstadium  auch  nach 
den  Abtlieiluitjjcu  des  Gcäet/e^  etwaä  verächiedeu  normiil.  Auch  der  Stcuerauüscher 
hat  das  Bornfongsreobt  und  ist  als  Vertreter  des  flscalischen  Interesses  in  der  Be- 
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rufnngsinstanz  zu  hören,  wodurch  unnöthigo  Schäfzuiiirshcraljsetzoiig-en  ersiiart  werden. 
Genügende  Ooiitrolmittol  siiiii  liesonders  in  diosor  Instaju  gegeben,  auch  bei  bhcd.  D. 

Wird  bei  dieser  die  Eiuschitzuüf  glcicli  durch  die  staatlichen  Spc- 
cialcominissäre  statt  durch  die  Kreis  -  GcneralcommissSre  verlangt,  so  fallen  die 
sonstigen  Functionen  des  lo  il  i  T'inschatzers  hier  dem  staatlichen  Auricher  zu.  Der 
erstero  pllegt  aber  diesem  ihm  wegen  der  dabei  ihm  entgehenden  Tantiemen  uulieb- 
suDen  YerlahCMi,  de»«»  Dinzdheiteii  ihm  wld  der  localen  GotunMon  »lIordiDgs  pro- 
heim  bleiben,  durch  Eingabe  von  Gutachten  über  die  Einschätzung  des  bctreffemlen 
üeusitcn  au  die  äpecialcommissäro  ein  Paioli  zu  bicteii  (Yocke  S.  613,  EUis 
p.  186  f[.),  Benifting  aneli  Mer  an  dieeelbe  Instanz,  also  an  die  Specialoammissftre, 
odw  darnach  und  auch  statt  dc??cu  an  das  oberste  Stcueramt  (Yocko  eb.). 

Die  Einzellieiten  bei  den  Abtheilungen  bei  Vocke  S.  005—615,  genauer  bei 
£11  is.  Ein  allgemeines  Controlmittel  (.übrigens  zum  Theil  auch  vice  versa)  fUr  die 
FIsssieiien  der  C^siten,  bes.  in  A  und  B,  liefern  die  Elnscbätzanipen  za  den  Local- 
steuern  nach  dem  Princip  der  Arm  onsf euer  (poor  ratL-)  Uober  das  weitläufige 
Ycrlahrcn  der  Befroiaug,  Ermässigung ,  Kcstitution  bereits  erhobener  Steuern  Yocke 
8.  616  ff.,  Ellis  ob.  4;  Oneist  a.  a.  0.  nicbt  detailliit  genug  und  in  SänwUieaUtti 
nicht  <:anz  correct.  Ueber  das  Straf  syst  cm,  im  Allgemeinen  hohe  Geldstnfen, 
Yocke  S.  612  fl'.,  Ellis,  Index     v.  penalties. 

In  dem  ganzen  Stenercinschätzungsverfahren  babeu  so  der 
locale  Steuereinsehätzer  nnd  der  staatliche  SteueraufBeber  doch 
leehtlich  und  mehr  noch  thatsächllch  eine  sehr  maassgebende 
Stellung  und  faotisch  wohl  meistens  die  Entscheidang,  wenn  diese 
auch  den  Generaleommissären  formell  zusteht.  Namentlich  das 
fiscalisefae  Interesse  erscheint  so  besser  gewahrt»  als  z.  B.  in 
Prenssen,  das  Interesse  gleichmftssiger  Veranlagung  der  Censiten 
vermntblich  aber  ebenfalls. 

Yocke  S.  024  hebt  die  Stellung  jener  Beamten  auch  henor,  sieht  jedoch  dariu 
etwas«  was  rem  theoretischen  Standpancte  bedenklich  gefunden  werden  lÖDnte,  was 

er  aber  nach  britisclier  Praxis  rechtfertigt.  3Ian  l<ann  es,  g'cra  i:^  r  gcnübcr  preussi- 
achen  Erfahrungen,  wohl  allgemeiner  rechtfertigen.  Die  „Selbstverwaltung"  verdient 
gerade  auf  diesem  Gebiete  nur  bedingt  die  ihr  oft  gewordene  Aneikeonung.  Das 
richtige  fiscalische  Interesse  geht  auch  dem  Individualintcr case  vor 
und  ist  zugleich  das  Interesse  gleichmässiger  Steuervertbeilang.  Unabhängige 
Staatsbeamte  bieten  öfters  in  beiderlei  Hinncht  für  die  Einschätzungen  mehr  Garende 
als  „bürgerliche  Localcomniissionen**  und  möchten  fUr  unsere  Länder  den  Yorzug  vor 
diesen  verdienen,  da  die  Garantieen  für  die  gesetzliche  Wahrung  der  Individualinter- 
essen gegenüber  solchen  Staatsbeamten  sich  jetzt  bei  uns  genügend  einrichten  lassen. 

Die  ErlicbniijL^  der  Steuer  wird  durch  den  britischen  Grund- 
satz, die  Einltommensteucr  als  eine  an  die  Einkomraeu(juellen  ge- 
legte Ertragssteuer  einzurichten,  beeinfiusst,  indem  PUehter, 
Miether,  Schuldner  u.  s.  w.  zahlungspflichtig  für  ihre  Gläubiger  u.  s.  w. 
sind,  diesen  aber  die  Steuerquote  an  Bente  und  Zins  abziehen 
können.  Entgegengesetzte  Verträge  sind  ungiltig,  der  den  Abzug 
weigernde  Grandherr  nnd  Gläubiger  ist  straffällig. 

Der  Steuertermin  war  frflher  vierteljährig,  mit  4%  Babatt 
bei  Vorausbezahlung  mehrerer  Termine,  seit  1870  aber  ein- 
jährig (im  Januar).    Die  Erbebungsart  ist  Abholung  und  Zu^- 
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sendnng.  Steuerrttekstände  8ind  darch  gerichtliche  Klage  bei- 
zotreibeo. 

§.  115.  —  e.  Steuerfnss.  Der  im  Frincip  bewegliehe, 
'daher  gesetzlich  immer  nur  auf  bestimmte  Zeiträume,  nenerdiugs 
regelmässig  nur  auf  ein  Jahr  festgestellte  Stenerfuss  der  britisehen 
Einkommensteoer  —  Hblieher  Weise  in  d€r  Form  von  so  und  so 
viel  Penee  Sterling  Yom  Ffnnd  Sterling  (1  p.  ^  0.4166...%)  — 
ist  einer  der  bezeichnendsten  Pnnete  dieser  Steuer  und  auch  einer 
der  finanzpolitisch  zweckmässigsten  (§.  107  S.  330).  Die  praetische 
Anwendung  dieses  Ornndsatzes  der  Beweglichkeit  des  SteuerfnsseSy 
namentlieh  in  der  Riehtnng  der  £rb9huDg  bei  steigendem  Staats- 
bedarf, wird  allerdiugs,  wenn  nicht  bedingt,  so  erleichtert  durch 
den  Umstand,  dass  der  Staat  allein  diese  Steuer  erhebt.  Dieselbe 
wird  nicht,  wie  meist  m  Deutschland  (Preussen!)  durch  Zuschläge 
oder  analoge  Steuern  der  Gemeinde  und  Verbände  belastet,  was 
bei  uns  auch  selbst  vorübergebeude  stärkere  Erhöhungen  für  die 
Staatssteuer  sehr  erschwert. 

Kur  auf  diese  Weise  sind  die  Ueiueren  ScliwaukuQgeu  des  tileickgewichts  im 
StaatslMiQslialto  obne  StOiong  für  die  StaatevenraltDO^  und  ftlr  den  Flnanzbedaif,  da- 
her oline  die  Notli wendigkeit,  gebotene  Ausgaben  eiitzaschränken,  wie  anderseits  ohne 
Stetes  Schuldeiimachen  auszugleichen.  Wenn  auch  in  England  mit  dem  politisckon 
System  des  Parlamentarismus  zusammenhangend,  ist  eine  solche  Beweglichkeit  des 
Steacifasses  doch  durchaus  nicht  die  Folge  eines  bestimmten  politischen  Systems  oder 
gar  einer  bestimmten  Yorfassungsform ,  sondern  politisch  iinbeiicnklirli  unJ  finanzpoli- 
ti:sc}i  liur  pasäeiid  auch  mit  den  FinanzeiDriclitungcü  audeier  alä  der  britischen  Ver- 
fassung rocht  wohl  zu  rerbiiideii.  Hier  li^  dn  wirklich  nachfthmeiiswerther 
Paoct  vor. 

lu  der  systematischen  Behandlung  der  Einkommeosteuer  im  späteren  S.  Buche 
dieses  Werks  und  schon  rorhcr  im  Abschnitt  tlher  Preussen,  wo  diese  Beweg- 
lichkeit des  Steuerfnsses  fehlt,  und  vielfach,  aber  mit  Unreell t  als  mit  an  sich  rich- 
tig:en  politisclifn  Maximen  im  Widerspruch  stehend  gilt,  wird  darauf  zorackzukommen 
Sein.  Ü.  auch  Wagner,  Abh.  directe  Steuern  im  Schönberg  sehen  Uandb.  2.  A.  III, 
S.  818,  §.  108. 

Zuerst  wurde  die  Einkommensteuer  von  1842  diircli  Peel  auf  ?,  ,TaLr  verlan.ct 
und  erreicht,  1845  und  1848  wieder  auf  3  Jahr,  18.51  auf  1  Jahr,  seitdem  überhaupt 
i&hrlicli  bewilligt,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  ohne  solche  Bewilligung  die  ganze  Ein- 
kommenstenergesetzgcbung  ausser  Kraft  tritt  (EUis  p.  2);  was  aber  keine  noth- 
wendi^r«»  Folsye  der  R(^weglichkeit  des  Stenerfusses  i^t.  T.v>t  seitdem  ist  diese  Be- 
weglichkeil immer  mclu'  practisch  gcwordeu,  ohne  «iass  iadessen ,  wenn  es  nicht 
passend  erschien,  der  Fuss  jahrlich  ein  anderer  wurde.  Das  parlamentaiiM  lit-  System 
hat  nur  etwa  den  Nachtbcil  g:ehabt,  dnss  in  e:ünstic;er  Fiiianzlase  <1it  Wetteifer  der 
Parteien  und  ihrer  am  Kader  bclindlicheu  btaatsmäjiner  stäriiere  Veruiiinlerungcn  des 
Steuerfusses  veranlassen,  al»  namentlich  mit  Racksicht  auf  Schuldentilgung  gerade  in 
golchen  Peritiden  crwünsrht  gewesen  wäre.  Selbst  die  wiedi'rliolten  Anläufe  in  früherer 
Zeit  zur  Aufhebung  der  natürlich  immer  noch  vielfach  unpopulären  Steuer  (Giad' 
8 tone)  «ind  dem  parlamentarischen  System  ziir  Last  zn  lef^. 

Der  normale  Stenerfuss  für  das  voll  besteuerte  Einkommen,  ahgeseliea  also  ron 
den  oben  S.  245  schon  erwähnten  Ermässigungen  far  kleines  Einkommen,  war  Beit 
184-  in  den  mit  5.  April  eudeudeu  JahreA: 
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* 

d 

p.  Pf, 

oder 

d 

p.  Pf. 

oder 

•  d 

p.  Pf. 

oder 

St. 

7« 

St. 

7o 

St. 

7« 

1S43- 

-54 

7 

2.0166..,. 

1865 

6 

2.5 

1877— 7S 

3 

1.25 

U 

5.833:i.... 

1866—07 

4 

1.0666.... 

1879— SO 

5 

2.083^.... 

1886- 

-57 

16 

6.6666.... 

1868 

5 

2.0883m« 

1881 

6 

2.5 

1858 

7 

2.yi66.... 

1869 

6 

2.5 

1982 

5 

2.0833 

1859 

5 

2.0833.... 

1870 

5 

2»0$d3«.M 

1883 

«V. 

2.7083 .... 

1860 

9 

3.75 

1871 

4 

1.6666.«» 

1884 

5 

2.0»3S 

10 

4.1666.... 

1872 

6 

2.5 

1885 

6 

2..") 

1862- 

-63 

y 

3.75 

1873 

4 

1.6666„.. 

1886 

8 

3.3333  MM 

1964 

7 

2.9166... 

1874 

1875—76 

3 
2 

1;25 

0.8333..» 

Die  Höhe  des  jedesmaligen  Steucrfusses  spicg;clt  die  Finanzlage  und  weiter  dto 
wirtbschaftiiclic  und  politische  Lape  einigcrmaassen  ab.  Bemcrkeusw(;rtli  ist,  dass  nur 
im  Krimmkrieg  und  1860—63  und  jüngst  wieder  der  Satz  von  6 — 7  oder  2  5 — 2.^17"/^ 
überstiegen  vonipn  ist:  also  noimalo  Qaot«  niedriger  als  bei  der  pxeDB^hen  daasi- 
ficiitea  fUnkommettsteoer. 


'Die  britische  EinkommenBteoer  nimmt  so  die  Ergänzung s- 
fuDOtion  im  Einnahme-  und  namentlich  im  Steuersystem  ein, 
welche  der  StRatshanshalt  bedarf  und  welche  sie  —  oder  eine  mit 
ihr  yorbnndene,  erentaell  auch  ein»  ah  ihre  Stelle  tretende  Ver- 
nii'^cDsstener  —  allein  ordentlieh  ausftlllen  kann.  Denn  n^ir  sie 
ISsst  sich  so  im  Fuss  verändern  ohne  durchschlagende  Bedenken, 
wie  sie  bei  blossen  Ertr<igssteuern  in  solchem  Fall  Torliegen,  und 
mit  nninittclbar  sicherem,  bezwecktem  Erfolg,  wie  er  bei  indirecten 
Veibraui'hs-  nnd  Verkehrssteueru  im  Falle  von  8teucrerhöhungen 
nicht  verbürgt  werdeu  kann. 

§.  116.  —  f.  Das  wirkliche  finanzielle  Ergebniss  der 
Einkommensteuer  hängt  ausser  von  der  Höhe  des  Steuerfusses  von 
der  Grösse  der  britischen  Einkommen  nnd  xoü  dem  Erfolg  des 
Einscbätzungsverfahrens  ab.  Die  ungeheuere  Steigerung  des  Ein- 
kommens, verbanden  mit  der,  freilich  doch  in  dieser  Hinsicht  nur 
in  zweiter  Linie  mitwirkenden  Verbesserung  der  Einschätzung,  hat 
*  es  zu  Wege  gebracht,  dass  die  Ergiebigkeit  der  Steuer  seit  1842 
und  seit  lb54  (Ausdehnung  auf  Irland),  trotz  der  grösseren  Steuer- 
befreiungen nnd  Ermässigungen,  ungemein  gewachsen  ist.  Der 
„Penee  vom  Pluod''  (d  p.  L.),  ein  beliebter  statistischer  Maassstab 
der  Woblstandsentwieklung,  ist  von  1842 — 1885  in  Grossbritannien 
(ohne  Irland)  von  c.  801.000  auf  c.  1.900.000  Pf.  St.  Steuerertrag, 
also  auf  weit  mehr  als  das  Doppelte  gewachsen. 

Lel/tere  Zalilcn  nacb  dem  Slcuuiertiajj  berechnet.  Eine  Bürcclmung  imdi  den 
noch  nicht  durch  die  Abzüge  verminderten,  statt  nacli  den  wirklich  besteuerten  lE3ii- 
schätzuncren  crgiebt  auf  den  d  1813  1.O46.0U0,  1H^5  2  477.000  Pf.  St.  Der  Sfcuer- 
ertrag  war  iu  den  ersten  10  Jahren  zwischca  5.5  and  5.9  Mill.  Ff.  Sc  im  Krimm- 
krieg stieg  er  auf  16.5—16.9,  seitdem  vnt  er  in  niidiDO  bei  2  d  Po»  c.  4  MilL«  hei 
den  höheren  Stufen  der  letzten  Jahie  roh  IS*»!— 86:  10  65»  9.95,  11.9,  10,72,  12.0, 
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1S.16  IfiU.  Pf.  (Stat  Mr.  1871—85  p.  9).  d.h.  bei  den  niedrigsten  SUieik  6— 7  7a. 
bei  den  Mhewn  neneMen  16—20%  des  Steiieieink<Hii]iieiis  (jnsabridnniens  ond 

Irlands 

Die  Ergebnisse  der  Einscbätzoo;  bieten  im  Ganzen  ond  in  den  eiqjtelnen  Shedaln 
vnd  deren  weiteren  Ontenbtheiloi^n  sebr  interessante  Ciablicle  in  die  Entirieldnng 

des  Volkseinkoinmcns  unil  in  dessen  VertlK'iliiii^  auf  die  grosnon  Krw(;rl)>cl;iSäen .  so- 
wie in  die  Veränderungen  dieser  Vertbeilong.  Aber  das  x  bleibt  eben,  wie  weit  die 
Yertoderangen  wirlcliche,  wie  wdt  sie  nur  Erg:cbn{sae  anderer  Einseb&tzung 
waren.  Einen  nicht  nncrheblichen  Theil  der  Zunahme  wird  man  wohl  sicher  atif 
letzteren  Umstand  rechnen  mUsscn.  Die  Sache  lictrt  Jlhnlich,  nnr  dem  Grade  nach 
noch  schärfer  wie  bei  den  Zunahme7,ahlen  der  Bevölkerung  nach  unseren  Zählnngcn, 
wo  auch  ein  Tlieil  wolil  —  bcsuiulcTS  in  den  ersten  Jahrzehuten  des  19.  Jahrhun- 
derts —  auf  das  verbesserte  Zähl  verfahren  zu  setzen  ist.  Einzelne  frappante  Zahlen, 
z.  B.  bei  den  Häusern,  könnten  besonders  auf  rcrbesserto  Einschätzung  deuten,  weim 
anch  die  stetige  ziemlich  gldchmltesige  Zunahme  daa  wieder  cweifdhaft  macht 

Bei  der  Vergleichung  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  wichtige  ünterabihcilung 
„Eisenbahnen,  Canide,  Steinbruche,  Berg-,  Eisenwerke,  Gaswerke,  Fischerei,  und  ver- 
schiedene andere  Gewinne"  seit  1S67  aus  Shcd.  A  in  Shed.  D  gcset/.t  ist.  In  den 
folgenden  Summenzahlen  der  Shcduln  sind  di-sse  Posten  auch  später  noch  bei 
Sh.  A  eingesetzt.  (Die  Zahlen  für  1843  nnd  1S.')4  ans  Vocke  S.  590,  Dowell  III, 
S75,  die  späteren  ans  den  Stat.  abstr.  Nr.  28  und  ^3,  grösseres  Detail  in  den  Rep. 
of  inl.  rcrenae,  so  im  298ten,  1886,  p.  34  ff.)  Die  Zahlen  in  MiU.  Pt  St  mit 
2  Decimalen. 

A.  B.  C.  I>.  E.  Snmma 

(Grundoig.)      (Pacht)         (Zinsen       ^(iewerbe)  (Gehalte) 

n.s. 

Gr.Brit.      Irl.   Gr.Brit  IrL  Gr.Brit.  Irl.   Gr.Brit     Irl.  Gr.Brit  W.  Gr.T?ri(.  W. 
1843       95.28       —    46.77   —  27.91  —       71.33      —     9.72  —    251.01  — 
1854      111.22      11.77  47.84  2.70  26.87  1.45      78.40      4.62  1S.38  0.«6  286.92  21.40 

1866  151.74  13.88  53  28  2.9ß  33.07  12S.50  5M  23.75  387.89  25.25 
1872  ca.  179.0  ca.  11.5  50.21  2.96  38.65  ra.  156.S  <a.  6  5  27.77  139.42  26.06 
1885  „  240.4    „  15.9    55.25  (9.9$)    41.01     „  222  8    „  8.U      3S.32  594.55^36-91) 

üm  die  Ausscheidung  der  oben  genannten  Daten  ftlr  Eisenbahnen  n.  s.  w.  aus 
Shod.  D  nnd  deren  Uebertragung  auf  Shed.  A  for  1S72  and  1^85  romehmen  zu 
können ,  mnasten  bei  einer  Ansscheidnn?  Iiiands  ans  den  nnr  fOr  den  ganzen  Staat 
für  einige  Posten  vorliegenden  Daten  Schätzungen  erfolgen,  weshalb  die  Zahlen  hier 
mit  „circa"  bezeichnet  sind.  Bei  Irland  sind  früher  in  Shed.  B  die  besteuerten 
Pachtgewinno,  seit  1S74  die  vollen,  von  denen  aber  nnr  Va  steuerpflichtig,  angegeben. 
Die  Ziffer  ?en  0.9S  für  1885  redocirt  sich  also  anf  ca.  8.83  MiU.  Pf.  im  Vergleich 
mit  früher. 

Das  vorschiedeoo  WacbsÜiom  der  Zahlen  der  einzelnen  Sheduln  weist  gewiss 
infVerschiedenheiten  in  der  wirWichen  Znnahrae,  aber  doch  anch  wieder 

auf  ungleichraässige  Veränderungen  des  Einschätzungsverfahrens  liin.  Für  manche 
Schlosse  muss  man  aber  die  Zahlen  noch  weiter  zerlegen.  So  war  der  eingeschätzte 
Einkommenbetrag 


Bei  A. 
England   .   .  . 

Schottland     .  . 


Bei  D  (hier  auch  m  1867). 
Beiwerke  En^^land     .    .    .  , 
„        Schottland  .... 
Eisenwerke  England   .   .   .  , 
.,       Schottland    .  .  . 


1860 

1866 

1872 

1885 

(bez.  1862) 

.  42.94 

46.42 

48.96 

47.59 

.  6.2S 

6.S5 

7.33 

7.46 

.  4S.7S 

60.S1 

76.48 

112.79 

.  4.9S 

5.95 

7.53 

12.2S 

.  .'^.66 

4.51 

5.71 

6.61 

.  0.36 

0.49 

0.60 

0.98 

.  1.13 

1.34 

2.65 

1.92 

.  0.38 

0^0 

0.49 

0.34 
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1866 

18T2 

1885 

15.62 

19.Ty 

1.95 

2.31 

3.90 

0.55 

7.05 
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1860 

(bez.  1862) 

£isenbabn.  Kngland  10.73 

„        Schotdauii    .   .    ,   ,  1.30 
Divefse  andere  Geschärte  im  ganzen  (in  1862) 

Königreich     ....  5.14 
Ilandtil,  Gowurbe,  peräönliclio  Be- 
rufe (in  1860) 

SonaUges,  England  81.92     115.60        —  — 

„      Schottland   13.97      12.90       —  — 

Yeninigtes  ROnigreieli .  95.44    134.44    163.25  280.72 

Die  jeveilige  wirtbicbafflicbe  La^c  ist  an  nehreren  dieser  Bahlen       m  ver* 

folgen,  namentlich  wenn  dabei  noch  weiter  nach  einzelnen  Jahren  iinterschiedeu  wird. 
Die  Laudcrträge  und  die  damit  genau  (ibereinstimmenden  Pachtgewinnc  in  Shcd.  B) 
sind  seit  lange  wenig  gestiegen,  neaerdings  gesunken:  in  England  1877 — 81  51.8 — 51.6, 
seitdem  stetig  herab  auf  47.59  in  18S5,  d.  h.  anf  die  Höhe  ?on  1867,  ähnlich  in 
Schottland  f^Tax.  ISSO  7.77\  während  die  irläiiilischen  Daten  merkwürdiger  Weise 
auch  jetÄt  noch  stabil  sind  (1S80  9.981,  last  ebenso  in  den  folgenden,  1885  9.9S3), 
was  doch  wohl  wiederum  die  Ungleichmässigkeit  und  Unzuverlä-ssigkcit  des  Ein- 
srhätznnorsverfahrcns  zeigt.  Ucber  die  Einschäfzang  der  Lan  dort  rage  seit  1S45 
s.  auch  Bullet.  18S6  II,  524,  mit  graph.  Darstellung.  Die  ungeheure  Vermohrung 
des  Hanseigeuthams  erklärt  sich  aus  der  wachsenden  städtischen  Volksanblufung 
und  den  Neubauten,  doch,  wie  bemerkt,  anch  nicht  wohl  allein;,  aber  sie  erfolgt 
immerbia  nicht  sprungweise.  Shed.  G  ist  weniger  gewachsen,  als  man  erwarten 
mochte.  In  der  sonst  an  sich  md  fttr  die  Steoerfiragen  interesMintesten  Shed.  D 
zeigen  oinig-c  Berg-  und  Eisenwerke  begreiflich  starke  Schwankuncren ,  die  bei  der 
YeügleichttDg  der  einzelnen  Jahre  noch  mehr  hervortreten,  obwohl  hier  mehrjährige 
Dnrelisebnitte  der  Eittsch&tzmig  an  Grande  Hegen  (z.  B.  in  England  stieg  der  Er- 
trag derBeruwerke  von  5.71  in  lS72auf6.1s,  n.2.>,  12.5S,  l;].22(Max.  1876),  12.72, 
11.62  Mill.  Pf.  in  1873 — 78;  seitdem  sank  er  mit  Schwankungen  meist,  ähnlich  in 
Schottland,  desgl.  in  beiden  Ländern  bei  Eisenwerken).  Das  Princip  der  Ein- 
scbfttzung  nach  Durchschnitten  führt  so  in  den  mageren  Jahren  za 
schweren  Belastung-en,  freilich  in  fetten  Jahren  eventuell  zu  niedrigerer  Be- 
steuerung. Die  meisten  anderen  Rubriken  der  Shed.  D  entwickeln  sich  gicichmässiger 
und  stetig  steigend.  Doch  haben  hier  Ver&ndeningen  der  Rubricirung  stattgefunden, 
die  die  Vergleichung  stören.  Die  .,di7er5en  anderen  Gescliäfte"  umfassen  Canäle 
(seit  1S76  incl.  inländ.  Schitffahrt,  Docks  und  anderes  dergleichen),  Gaswerke,  Steia- 
bTttche,  Fischereien,  Salz-  und  Alannwerlie,  Wasserwerke,  Markt-,  WegezOllo  rer- 
schiedcner  Art.  Die  grossartige  Ztmahmc  des  Hanpteinkommens  der  Abth.  D,  aus 
Gewerben,  Handel,  den  sonstigen  Berufen  im  Aligemeinea  und  den  Ubiigen  in 
Shed.  1)  stehenden  Erträgen  selbst  In  der  iBngere  !&eit  recht  nngflnstigen  Periode 
1S71 — S5  (wo  tlbrigens  von  1875—82  ein  Stillstand  und  gelegentlich  ein  Rückgang 
eintrat)  ist  wohl  auch  in  erheblichem  Maasse  mit  auf  Verbesserung  der  £in- 
lohStznngen  znrackznfttbrcn. 

Die  Veranlagung«-  und  Erhebungskusten  der  Ein- 
kommensteuer lassen  .sieh  bei  der  Function  der  Staatsbehörden 
Uiid  I^^eamten  mit  für  die  anderen  Einkünfte  des  „inländ,  Departe- 
nientb'^  nicht  ganz  genau  bestimmen,  äind  aber  mässig,  wohl  nur 
wenig  über  3%. 

Die  gesammten  Kosten  dieser  Einkünfte  'ausser  dtjr  Einkommensteuer,  die  Ac- 
cisc,  Stempel,  Erbschaftssteuer,  Taxen)  betrugen  in»  Darchschnitt  von  1882—86  3.4"/^, 
was  annähernd  auch  für  die  Einkommensteuer  zutreffen  möchte.  Eine  speciellc  Be* 
rechnung  für  sie  (bei  Vocke  S.  602)  ergiebt  3.08 "/o*  Die  Kosten  in  Form  von  Be- 
amten-Tantiemen schwanken  mit  dem  Steuerfuss,  die  Besuldungen  und  üxen  Kosten 
stellen  sich  natürlich  bei  höherem  Fuss  günstiger.  Berticksichtigt  man  das  compttoirte 
und  kostq»ielige  Bechnongs-  und  Bestitntionsrer&hnn  bei  den  Stenerfrnheiten  und 
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Steaerermäsäigun^eo,  so  erscheinen  jene  Kosten  nicbt  eben  hoch.  Gegeattber  Deolsoh* 
land  fallen  fteilich  die  höheren  Einzebtenw-Soiiimen  und  dor  jetzt  nur  eininAlige  Er- 
hebangstemin  gttnatig  ins  Gewicht 

2.  Die  Landsteaer. 

§.  117,  Diese  (ausschliesslich  grosbritaimische )  Steuer 
(laod  tax)  isfc  durch  die  Beseitigung  der  kleinen  Beträge,  weiche 
davon  noch  auf  bewegliches  Vermögen  und  auf  Aemter  fielen 
(1833,  bez.  1876),  für  den  nicht  altgeli»sten  Rest  eine  ganz  einer 
Reallast  gleichende  dauernde  anreränderiicbe  oder  ^^stabile^^  Grund- 
steuer geworden. 

Das  Erforderliche  hierüber  ist  schon  oben  in  §.  !>2  <lar;^elesrt  worden.  Ertrag 
itt  lSS4/!»i»  I,u63,b0b  Pf.  St.  ^licchnungsabächluss,  was  etvras  mehr  als  der  for  1^^S■VS4 
mt  l,0(f0,!»24  Pf.  angegebene  Restbetrag  wlre).  Wo  sie  -nooh  besteht,  wird  ihr  Betraf 
bei  der  Kinschät/uug  des  I^inknininciis  in  Ablh.  A  der  Einkornmeribicucr  fur  dio  hv- 
treü'endeu  GirundstUcko  abgezogen.  Die  Ablösung  ist  noch  ferner  gestattet,  erfolgt 
aber  nur  in  sehr  kleinem  Haasse,  ca.  3—4000  Pf.  St.  jüfaiüch  (nicht,  wie  Gneist, 
Verw.r.  3.  Aufl.  II,  02 i  sagt,  nur  :)()0— 1000  Pf.l,  was  mit  au  dem  hohen  Preise 
der  Ablösung  liegen  mag,  der  sich  nach  neuen  Bestimmangcn  von  1853  mit  Ktlck- 
sicht  auf  den  Curs  der  Consols  auf  das  29  fache  stellt  Abgelöst  wurde  1":9!5  und 
1799  435,8b5  Pf.  St.  Steuer,  1^00— 1S63  348,509  Pf.  St.,  1864-^5  72,086  P£  8t» 
fast  niir  in  Eügland,  nur  wenige  Pf.  in  Schottland.  Nach  d.  '}'<.  Rt-p.  an  inl.  rcvenue, 
in  Bull,  de  Stat.  1S8G,  I,  6'^  Ob.  Natürlich,  dass  die  aiteu  Eiuschiitzungen  äusserst 
ungleich  geworden  sind.  Litcratar  auch  filr  die  jetzige  Lacdstever  schon  oben  8. 184. 
Details  in  den  fiep,  on  inl.  m. 

.S.  Die  HaussteufM*. 

§.  117*.  Die  Hausstener  in  ihren  beiden  älteren  Formen,  als 
classificirte  Fenstersteucr  und  als  Ertrags-  oder  richtiger 
Wohnungs-  und  Miethstener  bat  unter  dem  Wechsel  der  An- 
sichten Uber  den  sieuerpolitischen  Werth  dieser  beiden  Stenerformen 
seit  1815  eigenthtlmllebe  Wandinngen  durchgemacht,  aus  denen 
schliesslich  seit  1851  eine  einzige  reformirte  Wohnnngssteaer 
berrorgegangen  ist  (14  n.  15  Vict.  e.  36)^  welche,  wie  die  frfihereni 
aber  nur  fOr  Grossbritannien,  nicht  für  Irland  gilt 

Die  hohen  Sätze  der  Krieg^zcit  wurden  dnich  Herabsetzung  und  durch  (iewfthr- 
"unp  von  StLMirrfn  iliL-itcn  für  bestimmte  Arten  von  (Jcbäuden  weniger  drückend  ge- 
macht Bei  den  Keformen  der  lb3üer  Jahre  erfolgte  die  Aufhebung  der  Wolmungs- 
stener  unter  Verbleiben  der  Fensterstener,  in  der  Meinung,  dass  letzten  mehr  die 
woldliabeiidt  rrn  Clausen,  anch  des  Inndlichen  Grundbesitzes  Irelfe  (18.U.  1.  Will.  c.  19). 
Dabei  warde  dio  Fenstersteucr  zugleich  i'Ur  Landhäuser  auf  kleineren  Landg:Utern  mit 
einer  Bente  ron  unter  200  Pf.  St.  aufgehoben.  Gerade  diese  Steuerfonn  blieb  jedoch 
schon  wegen  der  mit  ihr  verbünd. neu  Visifatiouca  unpopulär,  hatte  nachweisbar  auch 
in  England  Nachtheile  sanitärer  und  sonstiger  Art  wegen  ihres  Einflusses  auf  die 
Bauart  im  Gefolge,  fahrte  zn  mancherlei  Stroitfragen  in  Bctretf  des  Begriffs  „Fenster ' 
bei  der  Veranlagung  und  wurde  schliesslich  1851  aufgehoben ,  dafür  aber  an  ihrer 
Stelle  dii  verbissene  Wohnunsr-Jstfluer  wieder  eingeführt.  Die  Fensterstener  ergab 
1.S15  ca.  2  Miü.,  zuletzt  18.'»o  1.71  Mill.  Pf.  St.,  die  Wohnungs&teucr  l^^Hi  ca. 
1.2  Mill.  Pf.  St.  S.  oben  §.  12,  S.  184  über  die  frühere  Häuserbesteuening.  Dowell 
lU,  1^9  IT.,  201  (hier  Uber  den  Streit  aber  den  BegnCT  „Fenster-^,  210  ff.,  213  ff.. 
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bes.  über  die  einzelnen  Phasen,  gewährten  Exemtionen  o.  dgl.  Vocke,  S.  464  ff., 
Gneis t,  Verwaltangsrecht  3.  A.  U,  637.  Näheies,  auch  Statistik  m  den  Sep.  of  inl. 
m.  Auszüge  aas  dem  2$ateii  im  fiuuOi.  fin.  mia.  Bnlletliit  1886 1,  59, 64  K  EUla, 
guiile  to  the  hoQM  tax  acta,  1885. 

Die  jetzige  Steuer  von  bewohnten  Hänisern"  (inbabiied 
hooses  tax)  ist,  wie  die  beiden  frtlberen  HäuserstenerD,  regelmässig 
Yom  Bewohner,  bez.  Miether  zn  zahlen,  also  eine  direete  Nntznngs- 
oder  Anfwandstener,  doeh  bei  getheUt  vermieth^en  Häusern  za- 
näehst  vom  Eigenthümer  zu  entrichten.  Sie  hat  daher  nnd  wegen  . 
der  etwaigen  Ueberwälzungsverhältnisse  doch  den  gemischten  Cha- 
rac'ter  einer  Ertrags-GebHudesteuer  und  einer  Wohnnngssteuer.  Die 
soDiäti^cu  wichtigsten  Grundsätze  sind:  Steuerfreiheit  liu  aile  Wohn- 
häuser unter  20  Pf.  St.  Jahresertrag,  für  leerstehende  Häuser  wäh- 
rend des  Unbevvohntseins,  Steuert'uss  der  eigentlichen  Wohnhäuser 
9  d.  vom  Pf.  8t.  (3.75%),  von  \V' ohnhäusern,  welche  zugleich  mit 
fttr  gewerbliche  Zwecke  verschiedener  Art  (Handel,  Läden,  Gewerbe-, 
Gastvvirthschafts  ,  St  hank-,  Pachtbetrieb  u.  s.  w.)  dienen,  6  d.  vom 
Pf.  8t.  (2.507o)  vom  geschätzten  Ertrag. 

Frei  sind  ansserdem  Hospitäler,  Armenscluilen  nnd  verschiedene  ähnliche  Arten, 
^  dann  die  Häuser  der  kOn.  Familie,  auch  grössere  Arbeiterhäuser,  mit  darin  getrennt 
gehaltenen  Wohniingen,  wenn  wirUieh  von  der  arbeitenden  Glaase  beirohnt  nnd  faUa 
die  einzelne  Wohnung  unter  20  Pf.  St.  Jahrcsmii  Mit  rth.  Zubehör  zu  den  Häusern 
(tiärten  bis  zu  1  Acre,  Ställe  u.  dgl.),  wird  mit  im  J^tiagsirerth  ?eranschlagt.  Die 
Kategoiiocn  dnr  niedriger  bestonerten  gewerblichen  Wohngeb&vde  sind  genau  be- 
zeichnet. An  Str(:itrraroii  z.  B.  übi  r  die  Steuerfreiheit  nach  dem  Merkmal  des 
„nicht  bcirohnten''  Hauses  und  über  die  Frage  der  stcuerermässigten  Häuser  fehlt 
CS  nicht,  z.  B.  ob  die  Anstellung  eines  Wächters  in  einem  Hanse  es  zn  einem  „bo- 
irohntcn''  und  dann  steuerbaren  macht*  in  welchem  Falle  jetzt  im  Allgemeinen  das 
Haus  steuerfrei  bleibt. 

Die  Steuer  untersteht  mit  dem  Amt  für  die  inländischen  Einkünfte  (o.  §.  114). 
Die  Veranlagung  erfolg-t  wie  bei  den  „assessed  taxes^^  (directen  QebnitcbS',  Lnzus- 

steuern)  durch  I  o  c  a  1  o  S  t  e  u  c r e  i  n  s  c  Ii  ;i  t  z  e  r .  welche  von  den  Commissärcn  der 
Landstcuer  aus  den  Einwohnern  kirchspiclweise  ernannt  werden,  mit  Benifung  an 
Districtscommissionen,  die  Erhebung  durch  ebenso  ernannte  Erheber.  Gewöhnlich 
fongtien  in  England  in  beiderlei  Hinsicht  wohl  die  L  dbeamten  der  Einkommen« 
Steuer,  in  SMuitfi^.nd  dagegen  die  staatlichen  SteueraTitscher  und  ebensolche  Erheber. 
Die  EitibcLaUci  sind  fiir  die  AuslaüöUüg  eines  stcuorpllicbtijjcu  liauoCä  verantwort- 
lich, unter  Busse  von  20  Pf.  ^t.  Der  einzuschätzende  und  dann  steuerpflichtige  Er- 
tragswerth ist  der  volle  Mieth-  oder  Wobnwerth,  also  eigentlich  fuic  in  Pren^sen)  der 
Ilohertrag  des  Hauses,  falls  der  Eigeuthdmer  zahlt.  Wo  dieser,  wie  bei  gcthcilt  vor- 
mietheten  Hftnaem,  der  Steuerpflichtige  ist.  aber  nicht  im  Erbebnngsbezirk  wohnt 
oder  in  bestimmter  Frist  nicht  zahlt,  müssen  die  Miether  die  Steuer  entrichten,  haben 
aber  das  Becht,  wie  in  analogen  Fallen  der  Einkommensteuer,  den  Steuerbetrag  an 
der  Iffieflie  zn  kOizen^ —  Fttr  London  hat  ein  besonderes  Qeseta  roa  1B69  (82  TL  38 
Vi  ct.  c.  07  3.  45)  einiges  Kähero  geregelt.  Es  wlxd  eine  AbBchMwngsliate  fttr  dem 
Kohcrtrag  aufigestellt  and  alle  5  Jahre  revidirt. 


Steuerertrag  (netto  Zahl  der  be-  Ertrag  in 

in  1000  Pf.)  beateaertH&iiser  1000  Pf.  St 

1861/62                 827  556,437  26,436 

1871/72               1.250  805,912  41,417 

1862/83              1,792  1,158,808  59,801 

A.  Waga«»,  FinaiiiwiawBBchaft  lU.  17 
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Der  Einscliätzangsbctrag  der  Steuer  (iacl.  wegen  Leerstoheus  befreite  Uäaser  u.  s. 
l$S3/84  2,041,381  Pf.,  woron  auf  London  §09,<,83,  auf  ftbrinres  England  1,108,325, 

auf  Schottlati.l  12,1,12:}  TT.  St. 

In  1SS2/S3  waren  7.a  (i  Pcnce  besteuert  242,22b  Häuser  mit  Läden  u.  dgl^ 
mit  12.16  Mill.  Pf.  St  Micthwerth,  M,759  Bierliftnser  n.  dg!,  mit  6.62  Mill.,  33,067 
FannhäUBcr  ii.it  0.s05  MiU..  zus.  360,04  t  H&Qser  mit  18.59  Mill.  Pf.  Miethwerth  zum 

niedrip-en.  7i<.!.7,'».j  Hätt^  r  mit  11.27  Mill.  Pf.  MiLthwerth  /am  vollen  Steuerfuss  von 
y  d.  Daher  iui  (iaii/.jii  be-teuLrl  I,153,8Üb  Il.tuacr  mit  59.86  Mill.  Pf.  St.  Ertrasfs- 
▼erth. 

Steuerfrei  waren  in  ]<^S2''«';  wei^f^ri  Ertrags-  oder  Miethwerth  unter  20  Pf.  St. 
4.45T.01S  Häuser  mit  HX'ib  Mill.  Pf.  Miethwerth,  426  der  kön.  Familie  mit  216,000  PI. 
Miethwerth.  19306  Hospit&Ier  u.  dgl.  mit  1.21  Mill.  Miethwerth,  862,740  nicht  zun 
Bewohnen  bestimmte  (iL-bätido  mit  25.21  Mill.  Pf.  Miethwerth,  zus.  4,840,590  Häuser 
mit  02.38  Mill.  Pf.  Miethwerth.  Demnach  ist  noch  nicht  der  fanfte  Theil 
aller  H&nser  bestenert,  freilich  die  darehflchaittUch  etva  fflnfraal 
w  rthröllcren.  Selbst  in  London  sind  steuerfrei  wegen  Kleinheit  des  Ertrags 
an  bewohnten  Häusern:  21,745  mit  unter  10  Pf.,  53,252  mit  10—15  Pf.,  71,358 
mit  16  bis  tintei  20  Pf*  Ertngswerth. 

Die  britische  Häusersteiier  stellt  so  im  Ganzen  wohl 
eine  Ergänzung  der  directen -Besteuerung  der  wohl- 
habenderen Glassen  neben  der  Einkommensteuer  und  eine 

Ergänzung  der  Gewerbesteuer  der  Abth.  D  der  Eißkommensteuer, 
sowie  der  gewerblichen  Lieenzahj^aben  dar.  Zum  Theil  ist  sie 
aiicli.  bei  Belastung  des  Hauseigenthümcrs  dircct  oder  durch  Ucbcr- 
wlilzuiig,  eine  directe  reale  Ertragssteuer,  die  uebcn  den  ('oiimiunal- 
steuern  ms  Gewicht  fällt.  Ihre  Höhe  stellt  sich  etwa  auf  diejenige 
der  preussinchen  Staats -Gebäudesteuer  vnn  vermietheten  Häusern. 
Unmittelbar  uiitciliegt  auch  sie  nicht  CouiüHiualzuschlägen ,  aber 
die  Armen-  und  sonstigen  Conimunaisteuern  haben  doch  wosentlicli 
dieselbe  Gruadlagc  bei  Hausbesitz. 

4.  Gewerbliche  und  ähnliche  I^icenzabaraben 
(ausserhalb  des  Gebiets  der  Gegenstände  des  Ycrbrauchssteueräyäteius,  ?.  u.  §.  153). 

S.  0.  §.  81  (S.  ISS,  185),  §.  SC.  Dow  eil  passim  II,  bes.  III,  20  fi'.  (als 
taxes  on  particular  professions  and  boslnesses),  IV,  925,  870,  379,  iranzOs.  Ballet. 

de  Statist.  ls^5  II,  495  ff.,  II,  5'i2,  501.  Vocke  420  ff.  (unter  „Gewerbesteuer"), 
bes.  447  if.  (Geschäfte,  die  sich  mit  stempcipflichtigen  Geg;eHständen  b^chäftigon), 
Gneist,  engl.  Verwaltongsrccht  II,  640  (bei  „Stempelsteuer").  Jetziges  Haaptgesets 
für  die  dem  Stempelamt  uiitcnit -liendcn  Licenzen  die  allgemein«  Gonsolidationaacte 
über  Stempel  von  ISTO  (3.S  et  34  Vict.  c.  07). 

^.  118.  Die  betreffenden  Stenern  hän<;en  /um  'l'licil  mit  dem 

Steiupehvescn,  zum  Tiieil  mit  dein  Acci.sewesen  zusammen  und 

werden  von  den  bczti-^liehen  beiden  Abtheilungen  des  Steueramts  für 

inländische  Einkünfte  verwaltet,  die  meisten  jetzt  vom  Aeeiseamt 

Sie  haben  einen  gewerbesteuerartigen  Character  für  gewisse 

einzelne   Berufe,    Gewerbe   und   Erwerbsarten.    Wären  die 

Steuersätze  nicht  meistens  so  niedrig,  so  wUrde  man  sie  auch  mit 

als  indirecte,  zu  ttbcrwälzende  Stenern  ansehen  können. 
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Sie  sind  jedenfalls  den  nach  unserer  ^Classification  (§.  110)  zu  den  Verkelirs- 
stenern  gcstelllea  gewerblichen  Licenzabgaben,  welche  mit  Yerbrauchs- 
steaergegeostftnden  (Getr&nken,  Tabak)  in  Terbindims  stellen,  und  dim  boi 
den  Vcrkehrssteuern  mit  zu  erwähnenden  (von  Anctionen,  roii  Tranaport- 
leistungen)  verwandt.  Schriftätelier  und  Practücer  rubriciren  rerschioden,  öfters 
biiogen  Sie  dio  hier  heransgehobeneii  mit  den  eben  genannten  in  Eine  Robrik  oder 
sie  theilen  nach  den  Verwaltungszweigen  (Accise,  Stempel)  eia.  Vockc  dassificirt 
dreifach:  Stenern  von  Gewerben  mit  acciseptticbtigca»  mit  stempolpAichtigeu  (iegen- 
stSnden  und  von  sonstigen  Gewerben  (S.  45  >).  Doch  wird  auch  djuiurcb  Verwandtes 
auseiiiandergerisscn.  Ich  luiLe  die  mir  zweckmassig  scheincndo  Eintlieiluij;^  ?orge- 
nommen,  ohne  das  auch  dabei  henronretcndo  Missliche  einer  Trennang  rerwaudter 
Dinge  zu  verkennen.  Es  liegt  eben  ein  nur  historisch  zu  verstehendes  Gebiet  briti- 
scher Besteoening  vor,  das  principiell  eine  Mischung  verschiedcuaitiger  Elemente 
enthält,  Anrh  spccifisch  polizeiliche  Momente  fsichcrheits-,  sitten-,  gewerbepoli- 
zeiliche) spielen  bei  den  folgenden  Fällen  ähnlich  wie  im  Licenzsystcm  der  Schauk- 
u.  dgl.  Gewerbe  (§.  153)  mit,  bei  denen  dies  System  nnr  noch  mehr  d«  Sichemng 
der  fiscalixchen  Interessen  dient. 

Die  hierher  gehörigen  „Speeialgewerbesteuero^'  reffen  in  der 
Form  fester  jährlicher  Licensabgaben  des  Stempel- 
amts: den  Benif  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  der  ähn- 
lichen, im  britischen  Rechts-  nnd  Gerichtswesen  vorkommenden 
' Personen ;  das  Notenbankgeschäft  (ausser  der  ,,NoteD8tener*', 
bez.  des  Notenstempels);  gewissCi  behnfs  Controle  sn  registrirende 
gesundheitsschädliche  Fabriken.  Zur  Accise  ressortiren  mit  im 
Uebrigen  ganz  ähnlicheu  jährlichen  Abgaben:  die  Auctionatorcn 
und  Taxatoren  (appraiscr) ;  gewisse  Vermiet her  von  möbiir- 
ten  Wohnungen;  die  Plan  dl  ei  her;  die  Hau  sirer  u.  dgl.; 
die  W  ildp  rcthäiidler;  die  Gold-  und  6ii  b  er  arbeit  er 
(Fabrikanten)  und  Händler;  die  Patenthcilmittel- Verkäu- 
fer; die  Karten-  und  Würfelraacher  uud  Händler. 

S.  das  Einzelne  Liertlber  bei  Yockc  und  Do  well  an  den  oben  S.  258  an- 
gegebenen Stellen.  liier  nur  alä  Beispiel:  Hoc  htsaiiwaitscliaft  u.  s.  w.  (Dowell 
Itl,  20^23*  Yocke  447,  Gneist,  Verwaltungsr.  II,  ö4>0;  Hehrfache  Aenderaugen 
der  Sätze,  neuerdings  Ermässigungen.  So  1S15  für  sollicitore.  attorncys,  notaries, 
proctors,  agents,  procurators  J&hrescertiücat  fur  12  Pf.  in  London  und  Ediuburg, 
8  Pf.  sonst,  halbe  Rate  Id  dea  ersten  S  Jahren,  einmalige  Stempeltaze  für  Zulasaang 
zur  Praxis  2')  Pf.,  zur  Vürbcrcitnng  dazu  120  Pf.  in  London,  60  sonst,  für  con- 
Toyaucers,  special  pluadora.  eqaity  draaghbfuiea  dcsgL  12  und  S  Pf.  1S53  £r- 
mässignng:  Jahreseertificate  zqt  advocator.  und  Notariatspraxis  von  9  0n  den 
8  Hauptstädten,  incl.  Dublin)  uml  6  Pf.  sonst,  die  Hälfte  in  eleu  ersten  3  Jahren,  80  (in 
Schottland  60)  Pf.  Taxe  fur  dio  Vorbereitungszeit;  für  .die  Zulassung  zur  Advo- 
catur  jetzt  50  und  25  Pf.  St.  (Tarif  des  Gesetzes  Fon  1870  «üb  7.  adniiasion,  articles  of  clerk- 
ship,  certificates).  Ertrag  iShS  10^,000  Pf.,  18S5  16;»,000  Pf.  —  Noten  bau  klicen/.  jähr- 
lich 3'»  Pf.  für  jede  cin/elrt«^  Notenbank  (private  and  Joint  stock  b.)  und  für  jedes  ZTreig- 
geschäft  bis  auf  1 ;  für  4  unu  luehi"  genügt  1  Licenz.  Daher  zahkcicku  Liccnzun  besonders 
in  Schottland  (in  18S5  579  neben  602  in  England,  25».  Rep.  inl.  re?.  p.  18);  Ertrag 
1883  36,000  Pf.  —  Hausirstoucr  DüwoII  III,  :<0— 39.  Vocke  S.  450.  Taxe 
abgestuft,  je  nachdem  zu  Fuss  oder  mit  Pi'ciden  das  Geschäft  getrieben  und  dann 
nach  Pfeidezahl  (2  Pf.  far  den  Mann,  4  far  da«  Pferd);  seit  ls72  Fosshausirer,  - 
ohne  Haus  und  Laden,  freL  —  Licenz  für  Karten  Verkäufer  1S70  aufgehoben, 
nicht  für  Fabrikanten;  fui  diese  1  Pf.  j&hriich.  Würfelsteuer  uud  Licenz  der 
WQifehnachflir  1802  aufgehoben. 
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Zahl  der  Licenzeit  uu«i  Ertrag  ?on  I9b4/bö  nacU  Ueii  Kep.  ui'  iul.  rer. 


unter  Acciseamt 

Zahl  Steuer- 


unter  Stempelamt 
Zahl 


artr  Pf  fit 

IUI  c  II ,  T  vkiuiociior 

fiA9f  A  Hai*  AnwftllA 

X^lauuicmw  •     •  • 

1719 

n  f    h  I  fc  '1  n  L'  ."^  n  iirA  tt^ 
,1  ü  Lv- H     ilU  M.  II  ,i^t- V\  . 

Uaasirer  .   *   •  . 

geäuudheltsscbäd- 

Wildpretbindter  . 

3342 

6,684 

licher  Fahriken  u. 

Gold-  Tl.  Silberarb. 

andies  wehr  •  . 

i.  ordia.  Waareu 

26,435 

dgl.  for  feinere 

Waareu    .    .  , 

21.ST3 

Arzneiverkäufer 

20,012 

ä,OOH 

Kartcamachcr   .  . 

l'J 

19 

Summe 

61,751 

203,476 

Von  im  Ganzen  im 

Gebiet  der  Accisc- 

venraltang    .  . 

2,572,768 

Steuer- 
ertr.Pf.St. 


19,430  ]53,2'6 


Die  übrigen  Licenzen  der  Acciseverwaltunp:  fallen  grösstcntheils  auf  die  mit 
Getränken  und  Tabak  in  Vcrbindunf^  stchendeu  Geschäfte,  daua  auf  die  Laxas-, 
Huude-  und  Jagdätuucrn.   S.  u.      löü  ff, 

B.  Die  Verkehrsbeatcucriing. 

1.  Die  zum  Stempelamt  ressortireuden,  msbesoDdere 
die  Stenern  in  btempelform. 

Ausser  den  Erbsrliaftsstcucni  und  den  im  vor.  §.  und  unten  in  §.  155 
bei  den  directen  Gebraucbssteucru  mit  behaudelteu  (s.  auch  o.  §.  110).  Uebcr  das 
Utere  Sterapelwesen  oben  §.  87.  Vocke  S.  214  IT.  £r  unterscheidet:  Gebohren  in 
StL'mpelform.  Vtrkehrssteucrn  desgl.  (nämlich  Erbscbaftssteueru  —  Vörtraj^Situmiiel  — 
ilbrigc,  wohin  er  die  Versicherungsabgaben,  Wechsel-,  Noten-,  Quittungs-,  Aauonccu- 
Btempel  nnd  einige  andere  stellt),  (icbrauchsstenem  desgl.  Es  ist  nnr  auch  hier  m 
schwierig,  diese  principiell  richtigen  ünlerscheidongcn  streng  auf  die  practis«  lu  n 
Einzelfälle  anzuwenden,  bei  welchen  öftere  Mischcharacter,  auch  zwischen  Gebühr 
und  Ycrkebrssteucr,  vorliegt.  Dow  eil  II,  24ö,  205,  282,  2S4.  357  und  passim  Ober 
die  Veränderungen  seit  1S15,  im  Zusammenhaag  III,  334—346.  Gueist,  Verwal- 
tungsrecht  3,  A.  II.  fi39  ff  ,  Ktp.  üf  iul,  revon.,  Rullct.  18S5  II,  5S(i  ff.  Jetzis?es 
Hauptgesetz  die  Stempel-üoiisülidaüouaactc  vom  10.  August  IbTO,  33  u.  34  Vict.  c.  i)7 
und  managcment  act  c.  96.  Manches  Einzelne  h&ngt,  wie  immer  bei  diesen  Stevern, 
mit  dem  Formalismus  des  Privatrochts.  namentlicli  ib's  Vertra^srvchts 
zusammen,  ist  daher  in  England  besonders  rerwickeit  gewesen  und  auch  noch  jetzt 
nicht  immer  leicht  vnd  sicher  verstandlich  und  in  Kttrze  überhaupt  kaum  genügend 
darzustellen.  Die  jetzige  Gesetzgebung  ist  aber  rorli&ItnlssmSssig  einfach,  weit  mehr 
als  die  französische,  und  auch  viel  weniger  tiscalisch. 

§.119.  Das  britisclie  Stcmpclwescn  war  schon  im  18.  Jahi'hundcrf, 
dann  aber  vollends  in  der  Kriegszeit  immer  ausgedehnter,  ver 
wickelter,  unübersichtlicher,  ÜBCalischer  geworden.  Es  gab  so  auch 
dem  Ehrlichen  zu  irrthümern  und  Stralfälligkeit  reichlich  Anlass. 
Eiozeloe  Aenderungen  und  Erleichtenmgen  erfolgten  wohl,  aber 
eine  umfassende  Befom  oder  auch  nnr  eine  Gonsolidation  der  nn* 
übersehbar  gewordenen  älteren  Gesetzesnormen  seheiterte  lange  an 
den  inneren  technischen  Schwierigkeiten  des  Gegenstands  —  eine 
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oftmalige  Ert'ahinnj!:  gerade  mit  dieser  Steuergattuiig  —  und  auch 
an  finanziellen  Bedenken.  Erst  1870  gelang  eine  Consolidations- 
acte  (33  ii.  34  Vict.  c.  97  08),  welche  an  die  Stelle  der  vielfach 
veränderten,  aher  biö  dahin  doch  Hauptgruiidiage  gebliebenen 
Stempeiacte  von  1815  (55  Georg  III,  c.  184,  185)  trat.  Seitdem 
sind  keine  bedeutenden,  aber  einige  kleinere  Aenderuugen  erfolgt. 

Unter  den  p  ri  n  eipieilen  steuerpolitischen  Fortschritten 
sind  besonders  bemerkenswertb :  die  erfolgten  Beschränkungen 
der  Stempelpflichtigkeit;  die  Ermässigungen  des 
Stempels,  besonders  auch  ftir  kleinere  Geschäfte;  die  ra- 
tionellere Gestaltung  der  Steuerscalen,  besonders  bei 
den  eigentlichen  Werthstempeln  (ad  valorem- Abgaben); 
die  Einführung  eines  mehrfach  eingewendeten  niedrigen  Fix* 
Stempels,  des  Pennystempels,  besonders  ftir  Quittungen 
(1853,  16  u;  17  Vict.  c.  59);  unter  den  stenertechnisohen 
Fortschritten,  welche  die  Benutzung  des  Stempels  als  Stener- 
erhebungsforni  erleichtern:  die  umfangreiche  Zulassung  der  Stempel- 
marke  (adhesire  stamps)  neben  dem  oder  statt  des  Druck stem- 
pels,  bez.  Stempelpapiers,  —  wobei  jedoch  auch  nach  dem 
Gesetz  von  1870  der  Druckstempel  noch  die  Regel  bildet  und  die  ' 
Stempelmarke  nnr  in  den  ausdrücklich  im  (sfesetz  genannten  Fällen 
zulässig  ist  (sect  23  d.  Ges.  von  1880  ch.  97)  —  endlieb  jüngst 
(1881)  die  Zulassung  der  Benutzung  der  Postmarken  als  Stem- 
pelmarken für  Beträge  von  1  d.  bis  SV^  sh.,  mit  gewissen  Ausnahmen 
(44  u.  45  Vict.  e.  16,  s.  47). 

Die  britische  Gesetzgebung  besteuert  nunmehr  namentlich 
Vertrags-  und  andere  Urkunden,  Wechsel,  Anweisungen, 
Banknoten,  Lebens-  und  ISeev  er  siehe  rungspolicen  (bis 
1869  auch  Fe  u  e  r  v  c  r  s  i  c  h  e  r  u  n  i;  s  p o  1  i  e  en),  und  zwar  diese  alle 
in  der  Hegel  nach  einem  TroportioDal-  oJcr  Gradaiious- 
(Stufen-)  Werthstempel  (sog.  duty  ad  valorem),  mitunter 
aber  auch  nach  einem  Fix.stempel;  leruer  mit  dem  Penny- 
stempel  Quittungen  und  verschiedene  andere  Urkunden 
des  Geschäitjiverkehrs  und  persönlicher  Verhältnisse. 
Ausserdem  unterliegen  S  tempel  abgaben  Arznei  m  ittel,  Spiel- 
karten,  Gold-  und  Öilberwaaren  —  also  Ab^jaben  gemisch- 
tea  Characters,  mit  Verbrauchssteuer-  und  debührenelementen 
(s.  §.  118)  — ,  weiter  ressortirten  Erfindu  n  gs  pa  ten  te  und  ge- 
wisse A  mtsge  b  ii  liren  bis  vor  Kurzem  ebenfalls  zum  t^teiti|jel- 
amt,  äio  werden  eveutueU  statt  baar  in  IStempelform  entrichtet. 
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Endlich  unterstehen  dem  Stenipelauit  die  im  vor.  t;.  genannten 
Auwalts-  und  ähuliche  Taxen  oder  Certificate  für  Noten- 
banken, auch  Adelsdiplome,  Würdeutaxeu,  jedoch  nicht  mehr  die 
im  Gesetz  von  1870  noch  enthaltenen,  jetzt  stenipcltreicn  Urkunden 
über  Amtsernennungen  und  über  Verleihung  kirchlicher  rtVliudeu. 
Der  wichtigste  Posten  der  ganzen  Stempeiverwaltung  ist  aber  die 
Erbschaftssteuer  (§.  122). 

Unterschiede  gegenüber  der  Continental^  n,  besonders  der  Iran- 
zösischen,  aber  auch  deutschen  Gesetzgebungen  liegen  namentlich 
darin,  dass  die  Abgaben  im  I  mmobilien  verkehr  unter  Lebenden, 
besonders  bei  Kauf  und  Verkauf,  niedriger,  weniger  drückend  und 
störend,  aber  auch  demgemässfiscalisch  weniger  ergiebig  sind;  ferner 
darin,  dass  der  niedrige  Penny-Fixste  mpel  eine  so  umfassende, 
aber  aticb  tiscalisch  durch  seine  relativ  hohen  und  fast  stetig  stei- 
genden Erträge  befriedigende  Anwendung  findet;  endlich  darin, 
dass  durch  Stempelmarken  und  Postmarkenbenutzung  und  durcb 
relative  Einfachheit  des  Tarifs  den  Interessen  des  Gesebaftsyer- 
kebrs  möglichst  Rechnung  getragen  ist. 

Wichtige  Recbtsgrundsätze  sind,  dass  bei  dem  Yertrags- 
stempel  .niebt  das  Beeblsgescbftft  als  solches,  sondern  die  Ur- 
kunde darüber,  bez.  das  Papier,  anf  welchem  die  letztere  ent- 
halten ist,  stempelpflichtig  ist;  ferner,  dass  bei  nicht  gestempelten 
Urkunden  ausser  den  angedrohten  Defrandationsstrafen,  recht- 
liche Ungiltigl^eit,  bez.  Unklagbarkeit  eintritt  Anoh  können 
die  Commissäre  des  inländischen  Einkommens  von  der  Person,  die 
es  angebt,  nach  dem  besetze  nm  ihre  Meinung  gefragt  werden,  ob 
und  in  welcher  Höhe  eine  Urkunde  stempelpiliehtig  sei.  Gegen 
ihre  Entscheidung  ist  Appellation  an  oberste  QerichtshOfe  (in  Eng* 
land  court  of  excheqner)  zulässig. 

S  lies,  das  Gesetz  toh  1870  ch.  97  8.  16—20.  Die  Beamten  der  C4rUt!«riehte 

sind  vorpflichtet,  die  ihnen  vorj^oleffton  Urtnndcn  auf  ihre  richtif^e  Stempcluncr  zu 
prüfen  und  eventuell  die  nacliträgUcbe  Steinpeiuug  und  Erhebung  der  Geldstrafen  zu 
Teraulassen. 

§.  120.  Die  Einzelbcstimmungcn  und  besondefs  der  Tarif  eines  inodernon 
StcinpcIf;e«-ptzo3  sind  auch  bei  erreichter  Vereinfachnn«?  und  Codiiication  wie  in  Eng- 
land immer  noch  etwas  so  Umfassendes  und  Detaiilirtes,  dass  es  nicht  möglich  ist 
«od  aach  ntcht  fiel  ntltzte«  grossere  AaszQge  daraus  zu  geben.  Es  muss  hier  an 
einigen  Andeutungen  und  Beinpielen  ccnüijen  und  im  üebrip-cn  auf  das  Gesetz  selbst 
und  auf  CoiDmentare  dazu  hingewiesen  werden.  Vortretllich  und  im  Kahmea  eines 
solchen  Werks  relativ  sehr  relchhahig  Ut  Vocke's  Daratellnng.  Aber  leider  ist  sie 
durch  die  neue  Gesetzgebung  in  manchen  Puncten  antiqniit.  du  sie  nurl)is  ISGj  geht, 
Bowell  claäbificirt  zwar  in  i>eiuer  specielieu  Darstellung  in  B.  III  ganz  gut,  aber  in 
den  Hauptclassen  der  Verkobrsgesdi&fte  und  Vorträge  systendtirt  imd  jdassifidrt  er 
nicht  genügend  im  Einzelnen,  und  gicbt  nicht  viel  Details*  namentlich  auch  nur  venige 
Tarif  proben.  M&heres  in  Ghitty's  stamp  laws. 
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a)  Der  Urko&donstempcl,  besonders  fUr  YeTtrapsarkanden.  Hierher  ge- 

liOreD  noch  jetzt  über  50  Kafogorieen  Urkunden,  mit  vielen  Verschiedenheiten  unter 
eiaander  in  Betreff  der  Stcuerpflicht,  die  wichtigsten ,  besonders  diejenigen  über  for- 
melle Verträge  unter  Siegel  und  mit  solenner  üebergabe  der  ürkonde,  mit  Stempelu 
ad  valorem,  andere  mit  Fixstcmpcln;  in  der  Hegel  muss  Stiiiiii'_l|iapior  daftlr 
benntzt  wf  ni  fi,  in  gewissen,  nälx  r  brzcirlinöteu  F&ÜeD  ist  die  AnweudoJi;  TOn 
Steuipelmaiktü  zulässäig.    Einige  liaupüillc  bind: 

tt)  Urltiiiflfeii  über  Uebertragungcu  (cooFeyances  or  transfeTs)  im  Wege 

des  V'  i Kaufs  von  j<!dcr  Art  EiL;enthum,  ausgenommen  das  unter  ß  gennimtö, 
eioo  ad  valorem -Abgabe,  mit  Stufcnsätzon,  frilher,  bis  1S50,  durchschaittlich 
IVj,  seitdem  Vs"/o;  Gesetz  von  1870  6  d.  fiir  Werth  bis  5  Pf.,  1  sh.  für  über 
5—10  Pf.  u.  s.  w.,  iVj  Pf.  St,  filr  275— JiOO  Pf.,  von  da  an  filr  je  50  Pf  St.  oder 
cin^'n  Thcil  ilavoii  5  sh.  oder  '/|"/„.  Di^^se  Abgabe  trifft  ;i!so  n.imt^nflirh  auch  Ver- 
käufe von  iuuuohilien,  in  erheblich  niedrigerem  Sat^e  als  lu'n^i  auf  dem  Conti- 
nent;  aber  mit  demselben  Satze  auch  beurkundete  Verkaufs.  ' rtiagc  von  litweglichea 
Gegenstanden.  Ausdnii  klich  Stempel  frei  sind  nur  T.  rkäuto  (auch  andere  Ueber- 
tragungen,  Verpfandungen)  von  Schiffen  und  SchiHsantheilen. 

ß)  Urkunden  über  ücbertragung  im  Wege  des  Vorkaufs  oder  sonstwie, 
von  Werth  papieren  („stock",  nach  der  im  Gesetze  befindlichen  authentischen 
Interpretation  scct  2  Nr.  '.'):  «'ine  ..BurstMisti  Ui  r",  alten  Crsprung-s,  früher  als  Fix- 
stempel,  jetzt  als  sülchcr  nur  noch  t'ar  L'eb.  itiagung  von  „Stock"  der  Bank  von  Eui{- 
land,  7'/4  sh.,  und  von  „Stock"  der  Ostiiii.  Compagnie,  l'/j  Pf>  St.;  von  anderem 
„Stock"  oder  „funtlcd  debt"  jot/.t  tliiL-  aJ  valoro  m- Abgabe  von  2';,  sh.  für  je 
lOÜ  Pf.  oder  einen  Thcil  davon  nach  dem  ^enuwerth  (Vg*'/J.  Frei  sind  jedoch 
Uebeitragungen  von  inUndisohen  Staatspapieren  (goTemmeDt  or  parliamentary 
Stocks  or  fund.s). 

y)  Urkunden  aber  Schuld-  und  Pfandverträge,  Suhuldverschrci- 
bungen  (incl.  Hypotheken  —  mortgage,  debentnre,  bond,  corenant,  Warrant  of  af- 

toruey  to  confess  and  enter  up  judiiuKitjt.  forcign  security  jeder  Art).  Ebi  nfalls  alte 
Stempclpilichtlgkeit,  früher,  wie  wohl  bei  Gebühren,  umgekehrte  Progrcssivabgabe, 
2'/o  tind  mehr  bei  kleinen,  ein  Hinimnm  bei  grossen  Sammen,  mit  absolatem  Hazi- 

mum  von  25  Pf.  St.,  seit  1S50  eine  rati<  n<  llo  Proportioualscala  mit  Stuf  ensatzen. 
Im  Ges.  von  1870,  wenn  es  sich  um  die  einzige  oder  ert«te  Sicherheit  handelt,  8  d. 
für  Betrüge  bis  26  Pf.,  1'/^  sh.  für  solche  von  25—50  Pf.  n.  s.  ▼.,  von  300  Pf.  St 

Betrag  an  2'/j  sh.  für  ^e  ioo  Pf.  oder  einen  Theil  d  ivon  (V„7o)«  ^cnn  es  sich  um 
rollatf«ral-  oder  Hilfssirhcrh.  itcn  liandclt,  f!  d.  far  je  100  Pf.  (^U"^loo)-  Für  üeber- 
tragunguu  u.  s.  w.  von  Schuklveiächrcibuugen  ebenfalls  G  d.  für  lüU  Pf. 

S)  Pacht*  vnd  Miethrcrträgc,  Casnistik.    Für  WohnhUnser  oder  Theüo 

davon  mit  Jahresrente  bis  10  Pf.  nur  der  Pcnnystempel,  für  möblirte  Häuser  oder 
Zimmer  bis  25  Pf.  Jahresrcnte  2'/^  sh.  In  anderen  Fällen  ein  Proportional- 
stempcl,  in  Form  eines  dreiclassigen  Stnfentarifii  je  nach  einer  Pachtdauer 
bis  35  Jahr  oder  unbestimmter  Dauer,  nach  85 — lOOjähriger  und  nach  längerer 
Dauer:  beginnend  mit  den  drei  Classen  von  6  d.,  3  sh.  und  6  sh.  bei  Jahrcbrentü  bis 
5  Pf.,  dunu  1  sh.,  ü  öh.  und  12  8h.  bei  Reute  von  5 — lü  u.  s.  w.;  von  lüü  Pf. 
Jahresrente  an  für  je  50  Pf  oder  einen  Theil  daron  5  sh.,  l'/«  Pf.  und  3  Pf.  oder 
'/j.  und  (>%.  aber  eben  immer  nur  von  der  Jahresrente,  nicht  vom  Pacht- 
uud  Micthzins  der  ganzen  Pacht-  und  Miethzeit. 

t)  Urkunden  über  Renten^Aasaetzungen  (Settlements),  einerlei  oh  auf 
Land  oder  anderes  vorcrbbares  Vermftgen  zu  Gunsten  Dritter,  d.  b.  Anderer  als  des 
Eigenthtlmers  des  Vermögens,  fundirt:  eine  in  England  besonders  häutige  Gepilogen- 
hdt.  Die  Steuer  ist  jetzt  ebenfalls  ein  proportionaler  Stempel,  5  sh.  ('/«Vo) 
je  100  Pf.  gestifteter  Kenten. 

0  Vertragsentwürfe  und  einfache  Verträge,  nicht  unter  Siegel 
(agreements)  jetzt  6  d.,  weaik  über  BetrSge  von  mehr  als  5  F£i  frei  «.  A.,  Arbeits- 
miethvertriigc,  Verträge  über  Waafenrefkänfe.  Früher  Stnfensatz  nach  Umfang  (Wort- 
zahl) des  Vortrags. 

t})  Lehrlingsverträge  (instmraents  of  appreuticeship),  Fixstcmpel  von  27«  sh., 
wenn  kein  Lehrgeld  verabredet,  sonst  von  je  5  Pf.  5  sh.  Stempel  (57o)i  ^'^^  Vet^ 
träge  über  Kinder  za  Lasten  von  Kirchspielen  u.  dgi. 
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^)  üflnindai  Uber  Taxationen  Ton  TennflgODflobjecten :  Stofentarif  tod  8  d. 

bei  Werth  bis  5  Pf.,  öd.  bei  5—10  Pf.  Werth  u.  s.  w.,  10  sb.  bei  100  -200  Pf., 
15  sb.  bei  200—500  Pf.,  1  Fl  bei  aber  500  Pt  Frei  Taxationen  tor  Erbschaft»» 
Steuer-Zwecke. 

i)  Allgemeiner  Urkunden  Stempel,  für  nicbt  speciell  mit  ad  vulorem-Ab- 
gaben  belegte  und  uicbt  sonst  im  Geeeti;  besonders  genannte  Urkunden  (aach  Yer< 
träge)  10  sh.,  früher        Pf.  St. 

x)  Beglaubigte  Copieen  und  Auszüge  (aus  gerichtlichen  und  anderen 
öfTcntlichen  Kcgistorn,  exci.  standesamtlichen  -  wo  die  (Jebühr  nur  1  d.  s.  u.  — 
Copieen  vou  Testaineutea  u,  ügl.,  von  btcmpelpllicbtigen  Urkunden)  Nurmalsalz  1  sb. 

b)  Der  Stempel  filr  Wechsel  (auch  promiasory  uotcs  und  ähnliclic  Papiere, 
ansscbliesslich  Banknoten)  war  früher  mit  Classen  nacli  der  Verfallzeit  (bis  7,  b — öO, 
über  00  Tage),  nach  einer  Scala  uiiglciohmassig  abgestuft,  ziemlicli  hoch  (z.  B.  für 
inländische  Wechsel  von  100 — 150  Pf.  nach  den  3  Yerfallzeiten  iVs»  4,  4'/«  sh.  oder 
für  100  Pf.  7«»  2,  27^  Promille)  und  nüt  einem  gl.ndien  Maximalsatz  für  Wechsel 
über  1000  Pf.,  bez.  (bei  mehr  als  Ttägigei  Verfalizeit)  über  3000  Pf.  1854  erfolgte  eine 
Befom  und  Ermässigung,  Weg&U  der  BarQdtedclttigung  der  YeiMzeit.  Jetziger 
Normalsatz  von  1  sh.  p.  100  Pf.  C/a^^/oo)»  beginnend  mit  1  d.  für  Wechsel  unter  5, 

2  d.  für  5—10  u.  s.  w..  9  d.  fttr  50—75,  1  for  75—100  Pf.  Stempelfilichtü; 
sind  alle  Weelisel,  ▼eiche  im  Inlande  gezogen  oder  aUbar  gmaelit  oäer  wirklieh 
gezahlt  oder  indossirt,  oder  in  irgend  einer  Weise  neg-otiirt  werden.  Der  früher  mas- 
sigere Stempel  für  fremde  Wechsel,  welche  auf  britische  Heuser  gezogen,  hier  zahl- 
bar gemacht  oder  negotiht  werden,  ist  seit  1854  der  gleiche  wie  für  inländische. 
Sicbtwechsel  zahlen  ohne  Eücksicht  auf  ihren  Betrag  anr  den  Pennystempel. 
Stempelmarken  .sind  nur  bei  diesen  und  bei  fremden  Wechseln  verwendbar,  die  übrigen 
müssen  auf  Stempelpapier  gescbiiehen  werden.  S.  Vocke,  S.  243  lt.,  Do  well  III, 
889,  BqU.  1885  U,  588,  Stamp  act  ron  1870  seel.  48—8»,  T^rif  sab  IkiUs  of  ex- 
change.   Ausnahmen  hier  im  Tarif. 

c)  Der  Stempel  für  Banknoten  ist  nach  der  Höhe  der  Stücke  abgestuft  (Tarif 
sub  „banknote",  und  soct.  45—47:  bis  1  PI  6  d.,  1—2  10  d.,  2 — 5  15  d.  u.  s.  w., 
50—100  Pf.  SVjsh.),  wird  aber  fast  g-ar  nicht  entrichtet  (1884— 85  308  Pf.  St.).  weil 
die  ilotcnbanken  fast  alle  statt  dieses  Stempels  Pauschales  zahlen.  Bei  der  Bank 
ron  England  ist  eine  Abfindangssiimme  Ton  60,000  Pf.  fttr  Notenstempcl  in  den  Zab- 
lunpen  enthalten,  '^^-elrbe  diese  Bank  dem  Schatz  zu  leisten  bat.  Die  anderen  Zettel- 
bankon  zahlen  nach  der  Durchschnittshöhe  ihrer  Kotcncirculation ,  die  englischen 
57,  sh.  für  100  Pf.  Feten  im  Semester  (37/7oo  jährlich).  RIeine  Verechiedenbeiten 
in  den  einzelnen  Theilcn  des  Ki3nigreicbs  Yocke,  S.  24."),  Bull.  IS'^o  II,  589. 

d)  Der  Pennystempel  von  1855  trat  für  Quittungen  an  die  Stelle  eines 
Gradationsstempels.  Er  trifll  jetzt  Quittungen  von  2  Pf  St.  an,  mittelst  Marke.  Tarif 
sub  receipt,  mit  den  Ausnahmen  daselbst;  auch  scct.  120  (Begriff  des  ,jecetpt")  bis 
123.  Derselbe  Stempel  pi^t  für  Siebtwechsel,  Sich t -  A n wei siin  sren  auf  den 
Inhaber,  seit  IböS  auch  für  die  bis  dabin  ötempelfreien  Checks  auf  Bauken,  für 
SalMOalptionscertificate ,  für  BOrsensclilusszettel ,  Dock-Auslieferungsscheine,  Yeisicbe- 
rnngspolicen  (ausser  See-  und  Lebensversicherung),  Vollmachten  für  Abstimmung 
in  Versammlungen,  Copieen  und  Auszuge  aus  Standesamtsregistorn  u.  a.  m.  Yer- 
▼andte,  aber  etwas  höhere  Fixstompel  Air  Frachtbriefe  (Ü  d.),  für  vamato  for 
goods  (3  d.),  für  Pässe  (6  d.),  für  ^'otaria^saete,  Wechselproteste  fl  sb.)  u.  a.  m.  Nur 
für  Quittungen,  Anweisungen,  Wechsel  ist  die  Briefmarke  statt  der  Stempelmarke 
aragelassen.  Yecke,  S.  245—247,  Dowell  III,  SS8,  Bullet.  1885  IT,  590. 

e)  Der  ehemalige  hohe  Stempel  auf  Feuerversicbcrungcn  f' n  ls64  normal 

3  sb.  für  100  Pt  Veisicherungawertb  oder  1  Vi "7001  seit  lÖOö  17«  sb. 
oder  Vi^'/^o*  9eH  1888  laodwirtbscbafdiebe  Yoirltbe  v.  dgl.  frei)  ist  nacb  langer 
Afrit^ation  trotz  seiner  hohen  Einträglichkeit  (Max.  1864  incl.  Irl.  roh  1.7  Mill.,  186S 
rein  1.02  Mill.  Pf.)  im  Jahre  1869  aufgehoben  worden  Die  Police  zahlt  jetzt  nur 
den  Pennystempel.  (Vocke,  S.  288—240,  Dowell  III,  159—161.)  —  Die  See- 
versicherung mit  verschiedenen  Tarifen  nach  Verschiedenheiten  der  Keisen  und 
Beisedatiern.  ist  ISfjT  zuletzt  vereinfacht  und  ermässigt  worden.    Reisepolicen  zahlen 

5  d.  für  100  Pf.  Vensicherungüsumme  (*/«°*/oo\  /eitpoliceu  bis  6  Monate  dgl.,  längere 

6  d.  (Vocke,  S.  240—342,  Dowell  III,  162—106,  Bull.  1885  II,  591).  —  Die  • 
Lebensrerslcbeiniig  unteiliegt  einem  gegen  frttber  ebenfalls  ermissigten  Stempel 
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mit  einer  Scnla  nach  dor  Höhe  der  Ver6ichcrun^sj>ummL :  bis  10  Pt.  1  d. ,  über 
10—25  S  d.,  über  25—500  l'f.  lur  je  50  Pf.  oder  einen  Theil  daroa  6  d.  (Vi°^/«o). 
von  500—1000  Pf.  für  je  100  Pf  oder  Tlicil  davon  1  sh.  (V«"7u«),  von  über  1000 
für  je  lÜÜO  Pf.  od<  r  Theil  davon  10  sh.  (Vockc,  ü.  242,  Bull.  18S5  11,  591  mit 
Fehler  im  Tarifsatz.  ]  im  amtl.  Tarif  sub  r.  poliee  of  insurancc,  Nr.  1). 

Abi^aliüu  für  E  r f  i  iitl  u  n g'spat o n  t c  fallen  eigentlich  nicht  unh'V  den  r?egriU' 
der  Veritehrssteuer  und  Uberhaupt  nur  theilvcise  unter  den  der  Steuer.  Neucstcü 
brii  Gesetz  ul>eT  Patrate  rem  25.  Aug.  1883.  Tarif  entveder  in  3  Sätzen  25,  50 
und  100  Pf.  Sl.  Iici  Ertlieilurif^-.  beim  Ablauf  des  ."j.  und  des  «.Jahres  oder  jährliche 
Abgaben  im  gleichen  (iesammtbctrage.  ütcigcnd  vom  4. — 13.  Jahr  von  10— 2ü  Pf.  St. 
Die  betreffenden  ISinnahmen  lliessen  jetzt  unmittelbar  in  das  Sehatzamt  und  ^ehOren 
ZV  den  „vcr.scliicdt  iicn  Einkünften".    S.  vlber  die  früheren  Tarife  Voc!    .  S,  2'2o. 

Der  lieinertrag  der  genannten  Yorkehrssteuern  in  Stempelfonn  war  in  lOOU  PI.  St, 
(Bullet.  1SS5  II,  5S4): 

ls:.0/fiO      1874/75  lS<<4/85 
Veiträtrc  und  andere  Urkunden    ....    1.279  l.OSO  1.812 

Wecluitl  u.  s.  w   .^05  903  CO« 

Banknoten  \  ^  ^'^^ 

Altfindtin^betrag  der  Banken     .    .   ,   .  j  "\    140  128 

Penny-Stempcl   38S  747  934 

susamiuen  2.244        3.771  3.573 

FeuerFcrsiclierung   1.432  —  — 

Seeversicherung   324  125  146 

LebensreisiclieTitng  bei  TcrtrSgen      22  37 

Erfindungspatente   102  156  — 

Summe  der  Hinualuueu  dcä  Stcuipelambi  4.68S  4.994  4.166 
In  letzteren  Snmmenäffem  sind  Inb^riffen:  die  Stempel  fDlr  Heilmittel,  Gold^ 
und  Silbersachen.  Spielkarten,  Zeitun^^on  (jetzt  aufgehoben).  Certificate  und  Licenzcn 
(s.  0.  S.  260)  und  „verschiedene  Abgaben"  (letztere  seit  1882/83  hier  ebenfalls  nicht 
mehr  berechnet).  Es  fehlt  aber  in  der  Summe  der  Ertrag  der  Erbschaftssteuer.  Von 
den  1.8  Mill.  Pf.  des  ürkundensteinjtels  kosnmett  D.9  auf  Eigenthumsübertragungen, 
Ifypotlieken ,  Pachten  n.  dgl..  0.6  auf  L  ebcrtngtin-j-  von  Konds  und  Actien,  0.3  auf 
alles  Andere  (nach  d.  2S.  Kep.  af  iuL  rcv.  liull.  l^bö  II.  588).  —  Seitdem  die  Post- 
in arke  auch  ihr  gewisse  Stempelzahlungen  zugelassen  ist,  erfolgt  eine  Uebertragnng 
eines  Betrags  von  jetzt  l.'  .'  .OOO  Pf.  St.  von  der  eincassirendon  Postrerwaltwig  aof  die 
Stcmpelven»'altnng  (Eiill.  IsS5  II,  r)90.  Powell  IH.  348). 

§.  121.  Züi  Vei  ke In  s bcö  teuer  u  11^  kann  man  ausser  den 

vorgenannten  eigentlichen  Stcmpelabgaben  noch  ötellen: 

2.  Die  ehemalige  A u et ionss teuer. 

3.  Die  ehemalige  Steuer  auf  den  T  r  a  n  8p  o  r t,  bez.  auf  Tr  a  n  8- 
purtm Ittel  und  Trau  s  j)ortgc  werbe,  buvvic  die  noeli  l)e?>tchciide 
Steuer  auf  den  Personenverkehr  der  Eisen  bahnen,  bez. 
auf  den  Erlrag-  daraus. 

1.  Die  Auctiottsäteuer  (seit  1777)  traf  unbewegUcheü  und  ihm  gleichgestelltuä 
Eigentbum  mit  3  d.  vom  Ff.  St.  (l'AV»),  bewegliches  mit  6  d.  (27//,,),  mit  späteren 
Ermässigungen  für  Aucfionen  von  Wolle  und  von  fn  niden  Producten.  Sie  ertrag  zu- 
letzt 300,000  Pf.  und  wurde  1845  aufgehoben.    Do  well  III,  156—158. 

2.  Die  Stenern  auf  Transport  nnd  Transportmittel  haben  den  Misch- 
(haraeter  von  siicciellen  Gewerbesteuern  für  die  betreffenden  Transportgewerbe 
und  von  indirccton  Verbrauchssteuern  (s.  schon  o.  §.  81  S.  182).  Vocke  betont 
letzteres,  er  behandelt  sie  als  Steuern  auf  „Verkehrsgewerbe"  bei  den  Gewerbestenem 
(S.  424  fl'.).  Powell  reiht  sie  unteo:  den  „Steuern  auf  besondere  Berufe  und  Ge- 
schäfte" ein  und  hezeichnct  sie  insgesammt  als  „Stenern  auf  Personen,  velche  Fort- 
schaliuugsmiltcl  besorgen"  (III,  40  (!'.). 

a)  Die  drei  alteren  auf  Stadtdroscbkeu,  auf  Landkutschcn  und  &Qf 
Miethpferde  und  Miethvagen  haben  nntor  dem  Einfloss  der  YerÄnderungen  in 
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den  Gommniiieatioiis-  und  Transportmittela  und  in  Qem&tth«it  der  YeTbelinlMdttTfniBfle 

des  Poblicums  sowie  der  Concurrenzverhiiltnissc  der  Transportmittel  onter  einandet 
zuerst  VerUnderongcn  und  Ermässigungen  erfahren,  bis  sie  schliessür Ii  ganz  aufge- 
geben wurden,  alle  3  von  1870  an,  Ertrag  damals  hci.  lüÜ,ÜUO.  41>,UÜÜ  und  1 14,000 
Pf.,  in  Gronlitit&nnicn.  Diu  Stadtdroscbken  untcrlicis:cn  jetzt  der  Wageusteuer.  Auch 
an  BestcuerUDf?  der  Canalfahrt  und  der  Dnmpf  hootrci^cllden  ist  fredacht  worden.  Die 
Einzelheiten  der  genannten  Steuern  sind  sttuertechnisch  von  Interesse  wegen  der 
Sohwierigkcitea,  die  dabei  zu  üherwiiidcn  waren,  und  dw  dftdnrch  bedingten  Esrperi- 
mente.  So  wurde  noch  1853  die  undur.  hfriliihar  gewordene  ..'Mrilcnstctier"  der 
Landkutschea  in  eine  höhere  Liconzabgabc  nach  Zahl  der  Plcrde  und  Wagen  ver- 
wandelt  Beiches  Detail  bei  Tocke  und  Do  well. 

b)  Die  BesteneruDg  des  PerBonenverkehrs  der  Eisen- 
bahnen ist  zunächst  nnr  historisch  als  Ergänzung  der  gwannten 
Transportstenern  erklärlich.  Sie  kann  indessen  in  ihrer  Entwick- 
lung  als  einei  wenn  auch  in  der  Form  —  weil  sie  den  rohen 
Ertrag  bloss  des  Personenverkehrs  trifift  —  zu  bemängelnde 
Ertragsstcner  der  Eisenbabuuntcrneh.m.ungeu  aufgefasst 
werden.  - 

# 

Sie  vnrde  anfimgs  ancb  »ach  den  drondsStzcn  eines  „Ifeilengeldes**  eingeführt 

(V2  d.  p.  engl.  Meile  fUr  je  4  Passagiere,  1832),  1842  aber  in  eine  57o  Steuer  vom 
Ertrag  des  Personenverkehrs  verwandelt.  Die  1814  gesetzlich  eingeführten  biÜiaeu 
Peisonenztigc  III.  Cl.  wurden  jedoch  von  der  Steuer  befreit.  Dies  bot  den  (icicll- 
scihafien  Gdegenheit,  durch  Vermehrung  solcher  Zflge  die  Steuerfreiheit  lu  ;>:rus:5Lrem 
Maasso  zu  erri^iclini,  bis  diese  Freilieit  ISHo  genauer  bestimuit  und  beschränkt  wurdo, 
aber  liiclit  mit  auireichendom  Erfolge.  Jangst  (1883  4t>  u.  17  Vict.  c,  34)  sind  die 
Fahrten  unter  und  bis  1  d.  per  Person  und  Meile  steuerfrei  i^n  macht  und  fUr 
„städtische  Züge"  der  Steucr?atj!  auf  2%  eiinässist  worden:  ein  hed  ■nklicber.  aber 
chamctcristischür  Sieg  des  kapitalistischen  „railway  interest".  Steucrertrag  1S3() 
10,000,  1840  112,000,  1845  S15,000,  1865  445,000,  1888  810,000  Pf.  St.,  dagegen 
1884/85  und  ISSo/sfi  nnr  noch  392,000  und  347,000  Pf  St.  Die  Steuer  ist  als  eine 
Art  „Eisenbahnstcucr",  d.  h.  als  eine  Ertragsstcuer  von  den  JuiseubahneUf 
velehe  effecdr  deren  Beinertrag  trifft,  gegenüber  dem  factteclien  Monopol  der  Bahnen 
gerechifertigt.  Ihre  jetzige  Ermässigung  war  ein  (leschculi  an  die  Eiicnbalmgösell- 
schaften.  Yooke,  S.  431,  Dowell  III,  04 — 70.  Bes.  über  diu  principiello  Seite 
nnd  den  egoistisehen  Kampf  der  Eiaenbahngesellschaften  gegen  die  'Steuer  und  1^ 
die  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit,  die  sie  deun  auch  jetzt  erreicht  haben,  G.  Cohn, 
engl,  Eisenbahnpolit.  Leipz.  1874  I,  88,  II.  804—318.  Er  fasst  die  Steuer  auch  als 
'eine  richtige  und  massige  Steuer  auf  den  Gewinn  der  Eisenbahnunternehmungen 
auf  (S.  316).  Diese  Bestcuerungsfrage  ist  auch  für  die  principielle  Beurtheiinng  des 
Privathabnsysf''ni<  lln^'-eicb.  Die  brit.  'Rabnon  habrn  ühriu-ciiS  auch  Armen-  und 
sonstii^c  L'ommuuaisleuor  zu  entrichten,  etwa  im  doppeken  Beti^a^e  der  staat- 
lichen Eisenbabnsteuer,  ohne  dass  darüber  Klage  gefi^rt,  wenn  auch  wohl  f;cw anseht 
worden  ist,  der  Staat  solle  diese  Steuer  beziehen.  Cohn  II,  305,  316.  Uebor  die 
neueste  Gesetzgebung  Ders.  im  Aich,  für  Eisenbahnwesen  1888,  S.  484,  1S84,  S.  2G, 
8.  «ach  Ball.  1883  U*  308. 

0.  Die  ErbBchaftsbestenernng. 

S.  0.  §.  87,  S.  193.  Yocke,  8.  224—232,  Dowell  U,  paaüm,  UI,  13S  if., 
bes.  144  ff.,  t50  ff.,  155,  Gneist,  Yerwaltungsrecht  3.  A.  II,  641  Kote  (ohne  Bttck- 

sicht  auf  die  neuere  Gesetzgebung),  Bullet.  fran<;.  1885  II,  714—723,  nach  dem 
28.  Kep.  on  inl.  rev.,  Leser,  brit.  Erbschaftssteuer,  Tüb,  Ztschr.  1881,  S.  323  11'., 
490  11".,  Trevor's  taxes  on  succcssiou,  4.  ed.  by  E.  Froeth  und  K.  J.  Wallace. 
Lond.  1881,  mit  Abdittck  der  Haaptgesetse  (ron  86  Qwtg  III,  c.  53,  1796  an)  im 
Anhang  p.  299—441. 
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Die  principiellc  Erörterung  der  Erbschaftssteuer  uud  die  i>i  iiicipiellc 
Be^rUndang  dieser  Steuergattung  ist  Torhaltnissmässig  einfach,  trotz  der  da- 
bei in  Betracht  kommenden  tieferen  rechtsphilosophisclien  und  nationalökonomischcn 
Fragen  (s.  Fin.  II,  476  tf.).  Diu  practische  Durchführung  der  an  sich  auch 
einfachen  Grundsätze  dieser  Steuern  bietet  dagegen  grosse  Schwierigkeiten,  weil  dabei 
rorwickelto  crbrcchtliche  A'  rhältuisse  zu  horUrksirhtiVcn  sind,  wd' lu;  wieder  mit 
dem  sonstigen  Veiinögeusiecht .  uamentlich  mit  dem  Kigenthums-,  Ijutznicssuugsrecht 
in  TerbindQDg  BtebeiL  Daher  mOssen  sich  neben  die  gesefzHcbon  Normen  der  Erb- 
schaftsbesteuerong  in  einn  w^oitf::chonde  (/asuistik  einlassen,  ^Ln  w elcher  trotzdem 
immer  leicht  LUckeu»  Widerspraoha  und  Zweifel  übrig  bleiben  wurden,  welche  dann 
bei  dem  Vollzug  dos  Gesetzes  berrortreten.  Die  einzelnen  Bestimmungen  der  con- 
creten  Eibschiiftbi>esteuerui)g  eines  Landes  erhalten  demgcmäss  nothwendig  ihren  spc- 
cifischon  Cbaiacter  durch  das  geltende  phrate  Vermögens-  und  insbesondere  Ecbrecbt 
des  Landes. 

Dies  gilt  rollcnds  von  der  britisobcu  Erbschaftsbcstcucrung ,  irelcbe  ohne 
Kenntnisä  des  bezüglichen  Privatrechts  sogar  in  ihren  Hauptgrundsätzen,  so  schon  in 
ihrer  Gliederung  in  verschiedene  Steuern,  voUctids  ia  manchen  ihrer  einzelnen  Be- 
stimmungen gar  uiclit  zu  vorstehen,  in  Einzelheiten  kaum  zu  bcg:rcifen  ist,  während 
selbst  auffallende  Seltsamktiten  luif  Sätzen  dL-s  Piivatrcclits  in  y.  rbindiin^^  stehen  und 
dann,  zwar  finanzpolitisch  nicht  richtig,  aber  gesetzgeberisch  doch  begreiflich  werden. 
Es  ist  das  Verdienst  der  schönen  Arbeit  Leser's  in  der  Tttb.  2tscnr.,  die  britisebe 
Erbschaftsbestcuerung  gerade  nach  dieser  privatrechtlichen  Seite  behandelt  und  Vieles 
in  ihr  so  zam  ersten  Male  —  wenigstens  fui  die  coutincntalu  Finanzwisseuschaft  — 
Uar  gestellt  zu  haben.  Er  weist  »ach.  wie  die  Ansbildnng  dieser  Besteuerung  „gänz- 
lich durch  die  Eigenthüuilichkeiten  des  eng^lischcu  Privatrechts  bestimmt  worden  ist*' 
(Tub.  Ztsclir.  Bd.  37*  324).  Er  zeigt  auch  mehrfach  richtig,  das»  Bestimmnngen  der 
britischen  ErbschaftsbesteneruDg  und  selbst  der  Character  der  einzelnen  Stenern  ron 
den  Finanzautoren  falsch  aufgefasst  worden  sind,  weil  der  Zusammenhang  dieser  Be- 
stimmungen und  Einrichtungen  mit  Normen  des  englischen  Frifatrechts  gar  nicht  ge- 
kannt oder  nicht  richtig  erkannt  worden  ist  ' 

Manche  lucorrectheiteu  dieser  Autoren  (auch  Vockc's)  sind  freilich  auch  die 
last  unvermeidliche  Folge,  einen  so  durchaus  casuistischen  Gegenstand  in  einer  knappen 
Darstellung  zusammenfassen  zu  müssen,  wobei  nur  Ilauptpunctc  behandelt,  über  diu 
Gasnistik  nicht  berücksichtigt  werden  kann.  Auch  in  diesem  Werke  ist  kein  amleres 
Vorgehen  möglich.  Dm  so  mehr  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass  nur  eine  detail- 
lirende  Darstellung  ein  rollständiges  und  in  den  Einzelheiten  genau  rich- 
tiges Bild  der  brit  Erbschaftsbesteiienuig  nnd  nnr  eine  soldie  noch  erst  einen 
richtigen  Einblick  in  die  IrjreniOsifät  dieser  Resfenernng  und  in  die  grossen  Schwie- 
rigkeiten ihrer,  wie  freilich  (wenn  auch  wohl  sonst  in  geringerem  Haasse)  jeder  £rb- 
scbaftsbestenerang  geben  kann.  In  dieser  Hinricht  sei  anf  Leser's,  leider  bisher 
nicht  vollendete,  Arbeit  Bezug  genommen.  In  das  Detail  und  in  die  Casuistik  mit 
Kücksicht  auf  die  (jeri>  htsentscbeiduugen  führt  das  Werk  von  Treror,  besonders  in 
der  neuesten  Auflage,  gut  ein.  Eine  kürzere  Darstellung,  wie  sie  bi«  allein  in  Fra^e 
steht,  kann  also  nur  ein  Bild  ron  der  nngef Ähren  Gestaltong  dieser  biitisdien^Be* 
Stenerunf:^  entwerfen. 

Auch  die  Weiterentwicklung  der  brit.  Erbschaitabc^tuucrung  in  diesem  Jahr- 
hundert wird  nur  in  Verbindung  mit  Eigcnthttmlichkeiten  des  brit.  FriratrocAts  ganz 
vorständlich.  Sie  wnrdc  voti  dem  Gedanken  getragen,  allmählich  den  Deborg'ang:  von 
Eigenthum  uud  ^^uLcungeu  bei  Todcai'älleu  —  der  Ausdruck  „Tudcä^tcuuru  '  ist  wohl 
von  Politikern  zum  Oftem  gebraucht  worden,  Dow  eil  necint  sie  „taxes  on  property 
Ott  its  devolution  in  fonscfjuencc  of  a  dcath"  —  immer  vollstiindiger,  gleichmässigcr 
und  sicherer  zu  bestuuern.  Noch  die  neuesten  Veränderungen  der  Gesetzgebung  ver- 
folgen z.  Th.  dieses  Ziel. 

Die  Haoptgusetzc  für  die  Periode  seit  1S15,  aTisscr  kleineren  einzelnen  (worüber 
Leser  und  Trevor)  sind:  Uber  die  probate  und  die  legacy  dnty  55  Georg  lU, 
c.  184  vom  11.  Juli  1815,  Uber  die  succession  duty  16  und  17  Vici  c.  51  rem 
4.  Au«:;.  1S53.  Von  älteren  kommt  bes.  noch  36  Geors,'  IlL,  c.  52,  vom  26.  April  1796  in 
Betracht.  Neueste  Keformen  durch  43  u.  44  Vict.  c.  14  part  III,  vom  24.  .M.ärz  IbbO, 
44  Vict.  s.  12  part  III,  von  18S1  (Inl.  rev.  and  customs  act).  8.  darüber  noch  die 
Bemerkungen  im  Anhang  bei  Leser,  Tab.  Z.  Bd.  37,  S.  370.531.  Dovell  m,  154; 
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bes.  die  Budgctrcdcu  von  (iladstonf  und  Childers,  im  Auszug  im  Bullet.  1880  1, 
256,  1881  I,  320,  18S2  I,  427,  ls'^5  I,  5HT.  Die  GcscUc  selbst  im  Anhang  ron 
Trevor.  Einige  Verscliicclunheiten  bostehen  oder  bcstandon  rwischen  EriL^laiicl,  Schott- 
land, Irland.  S.  dpnibcr  die  gen.  fcichriftcn,  bes.  Lt.s.  r  und  Tievor.  Uicr  wird  vor- 
nebmUcb  nur  die  Oesetzgebnng  fbr  England  b( nu k^ichtigt.  Da  sich  die  amtlichen 
Namen  der  Steuern  in  D^tsch  nidit  genau  wiedergeben  lassen,  sind  de  biet  zonlicbst 
beibehalten  worden. 

§.  122.  Die  beiden  selbständigen  Glieder  der  Erbscbaltsibejiteuening, 
welche  aus  der  vorausgehenden  Periode  überkommen  waren  (§.  89), 
die  probate  duty  und  die  legacy  duty,  sind  1853  durch  ein 
drittes  Glied,  die  succeBbioii  duty,  1881  durch  ein  viertes  Glied,, 
das  sich  speciell  an  die  probate  duty  anschliesst,  die  accouut 
duty,  ergänzt  worden.  Im  Wesentlichen,  vorbchultiicb  der  im 
Gesetz  näher  bezeichneten  Bestimmungen,  treffen  die  probate,  die 
accotmt  und  die  Icgacy  duty  das  persönliche  bewegliche 
Vcrniögen,  die  succession  duty  das  unbewegliche  und  ihm 
gleichgestelltes  Vermögen,  welche  beim  Todesfall  nach  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  (ab  intestnto)  oder  nach  TeBtament,  bez*  eventuell 
jetzt  auch  nach  FamilienatitlaDg ,  Eentenanssetzungen  u.  dergl. 
(settlement)  an  andere  Personen  zn  Eigenthum  oder  GennsB  Über- 
gehen. 

Der  Begriff  des  „bc  w  e  irl  ic  h  r  li  "  iinil  ,,Tinb.':'n'cj»:lichoa"  Yci  iiifigriis 
und  der  öpeciellcn  Xicchte  daran,  welche  überli-agen  worden,  richtet  sich  aber  nach 
den  eigenthUmlicben  Normen  des  englisebea  Bccbts  und  mitunter  auch  nacb  Specialvor- 
schriften dor  Erbschafts5tei]'^r}ri''sctze,  welche,  besonders  ffir  zwi  if.jlliafte  Fälle,  angeben, 
welche  Steuern  in  dcu  und  den  Fällen  der  Vererbung  und  Ercrbung,  dos  Legats  u.  s.  w. 
in  Anwendung  zn  kommen  baben.  Daber  ist  das,  was  die  einzelne  der  urenannten 
Stenn n  wirklich  trelfen  soll  und  trilit  oder  nicht  trifft,  nicht  ans  ciium  relativ  ein- 
lachen und  iesten  KecbtsbegriU  der  Bechtswisücnschaft  oder  des  continentaien  Rechts, 
wie  „beweglicbes**  und  „nnbeweglicbes**  Vcrmöjren,  Uebergang  von  ,.Eigenthum'', 
„Nutzun"-"  u.  s.  w.,  sondern  nur  aus  den  englischen  Begriffen  und  deren 
authentischer  casuistischer  interi)retation  in  den  Gesetzen,  hie  und  da 
aacb  in  den  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  zu  entnehmen.  Demnach  kann  ohne 
aolobe  Casnistik  nur  ungefähr  das  Wesen  der  einzelnen  Steueni  in  der  Art  bezeich- 
net werden,  dass  anjregeben  wird,  was  ..im  Wesentlichen'*  ihr  Object  ist. 

Nicht  liiu  die  compIicirt<;  Constnictioa  der  britischen  Eibschaftsbcsteuerung  ah»  / 
cineü  Steuersystems  von  drei  oder  jetzt  vi^sr  einzelnen  Steuern,  auch  d^r  ubj<  rtive  In- 
halt und  Umfang  jeder  derselben,  die  Hrstiuimuni;-  drr  Stcuorsiibjeetc.  Modalitäten 
der  Veranlagung,  der  Anmeldungen  und  Declarationen,  der  Festsetzungen  und  Berecb- 
nnngen,  der  Erhebungen,  der  Voncbriften  in  Betreff  der  Yerantwortlicbkelt,  der 
Steuerhal'tuiig,  der  Strafen  u.  s.  w.  und  die  Casnistik  in  allen  diesen  Diniren  sind 
grotisentheils  Gonüctiucnzun  dci»  oigenthUmlicbcn  Formalismus  deü  britischen  Erb- 
rechts, Familienrechts,  EigentbnmBreebts  und  der  sonstigen  Kecbte  an  Yermftgen»- 
massi  n  und  an  einzelnen  Arten  von  Vermögcnsobjectcn.  Willkürlich,  widerspruchs;- 
voU,  unklar,  unzweckmäsäig ,  rein  vom  steuerrecbtlichen  Gesichtspuuct  and  mit  conti- 
nentaien Augen  bebachtet  wenten  diese  Einzelheiten  rersttndlich  und  enehdnen  sio 
nothwendig  und  folgerichtig  vom  Gesichtspunkt  des  britischen  Pöratrechte  und  seines 
Formali.<mus  aus. 

Von  jenen  vier  ►Steuern  des  Systems"  sind  die  proljate  und 
die  account  dnty  im  Allgemeinen  indifferent  liinsiclillicli 
der  Personen,  welche  als  Erben,  Legatare,  in  den  Genuss  von 
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ausgesetzten  Renten ,  von  Familieuötiftnngen  Eintretende  u.  s.  w. 
in  Folge  eines  Todesfall^?  Eigcnthiim  oder  andere  Rechte  an  Ver- 
mögen oder  Nutzniigeü  erlangen.  Diese  beiden  Stenern  treffen 
unter  Freilassung  kleiner  Erbschaften  u.  s,  w.  (früher  bis  20,  jetzt, 
seit  1864  bis  100  Pf.  St.)  nach  einem  zuletzt  1881  gegen  früher 
vereinfachten  und  verbesserten,  nunmehr  bis  1000  Pf.  St  progres- 
siven (oder,  nach  der  abnehmenden  Summe  betrachtet,  dcgiessiven), 
ron  da  an  S%  betragenden  Tarif  alle  unter  sie  fallenden  HetrUge, 
und  zwar  nunmehr  der  „reinen"  Erbschaft  (abzttglieh  Schulden 
nndBeerdignngskosten),  gleiebmässig,  einerlei  wer  der  Empfänger  ist 

Die  finanzpolitische  Anomalie  von  im  Allgemeinen  (nicht  durchaus  gi»iichmässig) 
um  die  Iliilltc  Iißh*  rcn  Steuersätzen  der  Intestat-  gegenüber  den  testamentarisclieu 
ErbscLuilcn  wurde  durch  Gleichstellung  der  Sätze  (l&sO),  das  ehemalige  Maximum 
des  Steuerbetrags  fUr  Erbschaften  von  1  :Mill.  Pf.  St  und  darüber  vnfde  dttich  Ein.'- 
fUhroDg  einer  weiteren  Steigerung  der  Steuer  (1859)  beseitigt 

Die  beiden  andern  Erbschaftssteuern  dagegen,  die  Icgacy  und 
die  neue  suceession  duty  von  1853  belegen  die  Erbsehaften  und 
Legate  naeh  einem  Tarif,  dessen  Sütze  nach  der  Nähe  der 
Verwandtschaft,  bes.  nach  der  NichtVerwandtschaft 
awischen  dem  Reehtsvorgänger  und  dem  Beehtsnachfolger,  an 
welchen  Etgenthum  oder  Nutzungen  gelangen,  abgestuft  sind. 

Daher  nach  dem  aacb  in  den  continentalcn  Gesetzen  UUichen  (iruiiü:^at2,  die 
nächstvorwandtcn  Rechtsnachfolger  (einschliesslirli  rles  Wittwers  und  der  Wittwr^  par 
uicht  oder  niedrig-,  die  Seiteuliule  und  die  enlferntercQ  Ycrwaudteu  höher,  die  ent- 
femteston  nnd  die  mcbtrenrandten  am  bOchsten  m  beateaero,  und  zwar  jetzt  mit 
Sätzen  von  1%  (Dcsf  ondenten  und  AsccndoiUen  des  Verstorh'  nen),  8"f„  ■  Ges<  liwistcr  d.'S- 
selben  u.  deren  l^achkommeji)»  &7o  (Onkcl,  Tauleu  desselben  u.  deren  Nachkommeu),  67o 
Orogeonkel,  Chroflstanten  deaselbeii  ond  deren  Nachkommen),  107»  (aUe  anderen  PerBonen). 
Wiitwer  und  Wittwen  sind  allgemein  steuerfrei  von  diesen  beiden  Stoiii  rn.  Seit  der 
oeuesten  Gesetzgebung  siud  auch  die  mit  1  ^'^  besteuertoa  Doscendeatcn  und  Asceudouten 
frei,  insofern  dieses  Procent  als  dnrcli  die  gczaldtc  probate  und  accotint  dnty  fbr  mit  be« 
richtigt  gilt.  In  Fällen,  wo  die  beiden  letzteren  Steuern  nicht  eintreten,  bleibt  die  eren' 
tuolle  Stcueipflichtigkeit  mit  ]  "  ^  hol  der  Ic^ary  und  suceession  duty  bestehen. 

Die  Steuerfreiheit  jiach  dem  Betrage  ist  für  Eihtheile  auf  100  und  jüngst  auf 
300  Pf.  St.  bei  diesen  Steuern  ausgedehnt  worden,  diejenige  filr  Legate  geht  bis 
20  Pf.,  &ll8  die  Summe  dieser  Legate  für  dieselbe  Fetami  nicht  aOO  Pf.  über- 
schreitet. 

Die  legacy  nnd  suceession  dnty  ergänzen  sich  in  der  Weise, 
wie  es  das  Gesetz  durch  seine  Vorschriften  über  das  Eintreten  einer 
jeden  der  beiden  Steuern  in  l)estininiten  Füllen  angiebt.  Was  unter 
die  eine  fällt,  kann  dabcr  nielit  in  denselben  Kiillen  unter  die  an- 
dere lallen.  Auch  kann  man  wieder  nur  im  Allgemeinen, 
nändich  vorbehaltlieh  der  Abweichungen  und  der  casuistischen 
Bestimm un gen  des  Gesetzes,  sagen,  dass  die  legacy  duty  das 
„bewegliche'%  die  äueeession  duty  das  „unhewegliehe^' 
VerinOgen  tiefte.   Eine  wichtige  Ausdehnung  der  Erhsehaftsstener 
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hat  die  succession  duty  Ruf  die  Anfalle  aus  RentenanssetzuDgen  und 
Familienstiftungen  (^Settlements)  gebracht,  die  von  den  beiden  älteren 
Sieiiirn.  der  probate  und  legacy,  nicht  getroüeü  wurdeu  und  in 
England  in  ;u  tisch  wichtig  sind. 

Nicht  Ubersehen  werden  darf,  namentlich  auch  nm  die  Erh- 
schaftsbeHteucrnng  der  näheren  Verwandten  richtig  zu  würdigen, 
dass  die  legacy  duty  regelmässig  zur  probate  und  ac- 
count  duty  hinzutritt.  Daher  werden  auch  die  nächsten 
Verwandten  in  den  wichtigsten  Fällen  bei  Mobiliar-  und  diesem 
gleichgestellten  ,  der  probate  duty  unterworfenen  Nachlass  nicht 
anerheblich  besteuert.  Es  besteht  somit  fUr  das  bewegliche 
n.  dgl.  Vermögen  eine  formelle  nnd  materielle  Doppelbesteae- 
rung,  durch  probate^  account  und  legaey  daty;  für  das  unbeweg- 
liche und  das  tlbrige  der  auccession  daty  nnterliegende  tritt  da- 
gegen nur  diese  letztere  Steuer  ein.  Eine  79llig  gleiche  Behand- 
lang jedweden  Vermögens  und  jedweder  Erben  n.  s.  w.  ist  daher 
doch  noch  nicht  erreicht 

Auch  die  SpectolbestiiDinaDgeii  Aber  die  Abfafingiglceit  der  Steuerpflichtiglcelt 

vom  Dümicil  des  KechtsForgängcrs  (ErWasscrs^  des  Rechtsnachfolgers  (Erben,  Legatars, 
ia  ätittungägeauäs  Eiatretenden  u.  s.  v.)  sorie  vom  Domicil  dcü  einzelnea  Vermü{;ens- 
objects  ergeben  immer  noch  Ung:Ieichinassigkoitea  im  leditlidieii  und  tbabich- 
liehen  Uinfari|2 ,  in  weichem  je  nftclidem  Personen  und  YennOgai  oder  Yermögens- 
bestandtheiic  getrofieu  werden. 

Niclit  minder  folgen  solche  Ungleichmässigkeiten  aus  dem  eigentbümlicben 
Grandsatz,  den  volien  Capitalwerth  als  Eigenthum  der  von  der  probate  and 
legacy  dn(y  getroffenen  O^ijfrfi-  fh-m  dirs  (z.  B.  bei  Werthpapieren)  oder  nach 
dem  Schüuungswertbe  {i.  Ii.  kuiisLaamialungeii)  der  Berechnung  der  Steuerpflichtig- 
keit  und  des  Steuersatzes  zu  Grunde  zd  legen,  bei  der  succession  duty  aber  den  er- 
mittelten Ertrag  von  Land  als  Jahresrente  anzusehen,  deren  Capitalwerlb  nach  ge- 
soti&Uchea  Berechuangstafein  in  Gemässkeit  des  Ijebensaltcrs  des  Erben  berechnet 
vird«  und  dann  aaf  diesen  Capitalrerth  den  geaetdichen  Stenersalx  anzaireiiden, 
und  zwar  auch  beim  Eigenth umsüberffanp  von  Land  (16  und  17  Viet.  c.  51 
sect.  21  und  S.  mit  Angaben  ilber  die  Berechnuni^sweise  der  ?erschiedeuca  Artea 
von  real  property  nnd  Tabellen  for  Berecbnnug  des  Bentenwerths  in  jedem  Alters- 
jähre:  „tho  intexest  of  erery  äiiccossor  ...  in  real  property  shall  be  considered  to 
be  oi  the  valuo  of  an  anuaity  e<^ual  to  tho  aunual  raiue  of  sacli  property  . . .  and 
payablo  from  tbe  dato  of  bis  becoming  entitled  tbereto  in  posaesslon  or  to  the  receipt 
of  the  income  or  profits  thercof  during  the  residuc  of  bis  life  . .  .  and  evcry  such 
annuity  sliall  be  valued  according  to  the  tables  in  the  Shedule  annexed  to  this  Act." 
Trevor,  p.  354,  149,  197,  363  ir.).  Mit  hieraus  sowie  aus  den  mancherlei  bri- 
tischen Belastungen  der  Bodenrente  zu  Gunsten  Anderer  und  aus  dem  zum  Theil  hier- 
mit zusammenh;\n<^cndcn  Umstände,  dass  gewisse  Theib^  des  Grundeinkommens  und 
ihres  Capitalwertlia  unter  die  anderen  Glieder  der  briiisclien  Erbschaftsbesteuerong 
fallen,  erklärt  sich  auch  der  relativ  klLin«  ,  allerdings  auch  Iilnter  den  gehegten  IRt- 
wartiinf^en  bei  der  Einfahrung  dieser  Steuer  zurtlckgebliebene  Ertrag  der  sac- 
ccssiou  duty. 

Von  den  vier  leitenden  Grundsätzen,  wclclie  nach  den  Krürte- 
rungen  der  „allgemeinen  fc5tenerlebre"  (Fin.  Ii,  47Ö)  für  eine  ratio- 
nelle ErbscliaftsbesteueruDg  aui'sustellen  sinUi  —  nämlich  dem 
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Grnndsiitz  einer  Beseitigung  der  Intestaterbfolge  über  einen  nicbt 
zw  entteniteii  Verwandtschaftsgrad  hinaus,  dem  weiteren  einer  i\Iit- 
besteuerung  der  nächstverwandten  Erben  (gerader  Linie),  dem  fer- 
neren eines  Progressivsteuertarifs  nach  der  Hohe  der  Erbantbeile 
(Erbportionen)  und  Legate,  welche  ein  Einzelner  erbillf,  und  dem 
vierten  eines  Progressivsteuertarifs  nach  dem  Verwandtschaftsgrade, 
—  sind  demnach  nur  der  zweite  und  vierte  in  ziemlich  genügender 
Weise,  namentlich  insofern  aach  die  directe  Linie  mitgetroffen  wird, 
im  britischen  ErbschaftssteuersTstem  anerkannt  und  durchgeführt 
worden.  Der  dritte,  welcher  in  England  mitunter  Befürwortung 
fand  —  ein  Vorschlag  von  J.  St  Mill  lUuft  auf  etwas  Aehnliches, 
nur  noch  weiter  Gehendes  hinaus  —  ist  nur  in  der  Steuerfreiheit 
lileiner  Beträge  nnd  der  niedrigeren  Bestenerong  iLleinerer  zur 
Geltung  gelangt,  was  noch  nicht  genügt. 

Beachtenswerth  ist,  dass  die  eindringlichen,  die  pri?aten  Ver- 
mögens- nnd  Familienyerhältnisse  durchforschenden  Froeednren  des 
EinsfeuernngSTerfahrens  bei  der  Erbsohaftsbestenernng  von  den  in 
solchen  Dingen  sonst  so  empfindlichen  Briten,  wie  es  scheint,  gutr 
willig  ertragen  werden.  Von  Einfluss  ist  darauf  wohl,  dass  es  sich 
dabei  um  altgewohnte  gerichtliche  Einmischungen  handelt  und  dass 
die  letzteren  meist  nur  einmalige  und  seltene  sind.  Die  Erbsohafts- 
hestenerung  fnngirt  so  doch  als  eine  recht  passende  ver- 
mdgenssteuerartige  Ergänzung  der  directen  Besteue- 
rung, speciell  der  Einkommensteuer  und  schliesslich  des  britischen 
Steuersystems  überhaupt. 

§.  123.  Einige  weitere  Einzelheiten  hinsicbtUch  der  ciiuelncii  Eibscbaftsstcuern 
zur  Ergänzung  des  Vorausgehenden. 

1.  Die  probate  duty  (Leser,  S.  327—370,  Vocke,  S.  223—225,  Dowell 
III,  142—147,  Bullet.  frau9.  1885  U,  715,  716,  Tregor  cb.  1)  hingt  in  ihrer  Be- 
grenzang  auf  „bev^Iiches"  YermBges,  in  ihier  froheren  Sebeidong  nach  der  Art 
der  Ycrerhurifr.  bosond.-^rs  ab  intestato  und  fostamcntarisch,  in  ihren  hiernach  frülier 
geltenden  vcrschiedeucu  Steucisätiseix  speciell  mit  nur  lüstorisch  vorständlicheu  Frin- 
cipicn  des  brit.  YermOgens-  und  Erbrechts  zusammen,  wie  dieses  Leser  TQb.  Ztsch. 
*!",  S.  327  ff.  näher,  Doh^cII  III.  130  in  Karze  darlegt,  worauf  hier  allein  verwiesen 
werden  kann.  Der  Käme  „probate"  duty  erklärt  sicli  aus  der  Anrendnng  der  Steuer 
zunächst  auf  die  durch  letztwilligc  Verfügung  (Testainent,  yriSt)  vererbten  Nach- 
lässe, wo  eine  amtliche  Bestätif;ung  des  Testaments  unter  der  Formel  „probatum  est" 
eintritt.  Hier  knüpft  sich  die  Steuer  an  den  also  „.ipprobirten"  letzten  Willen.  Die 
analoge  Steuer  wurde  dann  aui'  Iii tes taterbf alle  und  auf  solche  testamentarische 
Erbfolge,  WO  im  Testament  kein  Executor  ernannt  war  (s.  Leser  a.  a.  0.)  ausge- 
dehnt, wo  nacli  ilem  geltenden  Rechte  tinc  amtliche  Eruiät  htigong  zur  Verwaltung 
dieses  Nachlasses  lüittcbt  Ernennung  von  „Administratoren"'  durch  ,.lctters  of  aduiiui- 
stration"  erfolgt.  Hier  knüpfte  sich  die  Steuer  an  diese  letters  und  führte  demgemäss 
zum  Unterschied  der  probiUc  duty  i.  c.  S.  den  l)o/.llglicbcn  Narnon.  In  weiterem  Sinn 
nnd  nach  dem  populären,  später  auch  dem  amtlichen  kürzeren  Sprachgebrauch  hiessen 
seit  Iftnger  und  helnen  namentlich  jetzt,  wo  die  Unteischiede  des  Stouertarife  fort- 
ge&Iien  sind  und  wesentlich  £ine,  nur  in  AQsftthmngsfornialien  nach  den  beiden 
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Haaptarten  der  Erbfolge  Verschiedenheiten  zeigende  Steuer  vorliegt,  beide  genannie 
Stenern  zusammen  „probate  duty"'. 

Das  Wesen  dios.  r  Steuer  bezeichnet  Leser  (a.  a.  0.  S.  HST"^  folgendermaassen: 
,;5ie  ist  eine  mittclbt  Stempels  zur  Erhebung  kommende  Abgabe  von  denjenigen  L'r- 
fainden,  deren  Anastellnnir  nnerlässlich  ist,  so  oft  Jemand  zur  Verwaltung  eines  Mobiliar- 
nachlasses  berrrlitiErt  "vrerdcn  soll".  Die  getrolfcncn  rrknndcu  sind  der  probate  of 
irili  (Bestätigung  elucs  im  Testament  bezeichneteu  Executors.  in  England  und  Irland), 
die  letters  of  administration  (Eiosetzimg  eines  Administifttois  mit  und  ohne 
Testament  ebendaselbst),  das  iiiventory  (Inventar,  in  Sehottlud 'Stets  bei  Ycnral- 
.  tang  eines  Mobiliarnachlasses  erforderlich)  (Leser  eh.). 

Die  frflheren,  im  Allgemeinen  nm  die  HSlfte  )i Alleren  StenenStzo  (o.  §.  87, 
Lescv  S.  ^!4'')  l; alten  Pur  die  I  n  to st at  nachlasse,  die  n  i e d  ri -jr  er i; ii  für  die  testa- 
mentarischen (auch  lur  die  ohne  letztwillig  bestimmten  £xccntor,  wo  daher  Ictte]» 
of  administration  in  Betracht  kamen  f.  Dnrch  die  neuen  Gesetze  ?on  1880  und  1882 
ist  in  diesen  und  anderen  Functcn  Gleichheit  eingetreten,  im  Allgemeinen  so,  dass  im 
fiscalischcn  InterPHS'c  die  Sätze  der  testamentarisrht  ii  Erbfolge  ungefähr  auf  diejenigen 
der  anderen  llIiüIiI  wuiJeu  hiiid,  nicht  ganz  bei  kleineren,  etwas  mehr  als  das  bei 
grösseren  Beträgen.  Der  jetzige  Tarif  ist:  bis  100  Pi".  r<  in  nach  Schuldenabzng)  frei, 
100—500  Pf.  für  je  angefangene  50  Pf.  t  Pf.  (i'VJ,  doch  mit  der  Erleichtcning, 
dass  Beträge  bis  300  Pf„  zugleich  unter  erleichternder  Erhebungsform  (indem  uärnlich 
probate  und  letters  of  administration  hier  gegen  besonderes  Affidavit  durch  Vermittlang 
des  Steueramts  zu  erlangen  sind,  Treror  p.  24).  1^'.  Pf.  Steuer  und  '/«  Pf-  Amts- 
gebühren zahlen,  500—1000  Pf.  für  je  angefangene  50  Ff.  IV*  Pt  Steuer  (27,7,), 
1000  Ff.  tind  darüber  für  je  angefangene  100  Pf.  3  Pf.  oder  3  Vo  Stener.  Fraber 
hatte  die  probate  duty  die  Erbschait  oline  Scli  ul  J  ali/.ug  liesteuerf,  indessen  konnte 
innerhalb  '6  Jahren  bei  Kachveis  der  Schulden  der  für  diese  mit  erhobene  fietrag 
znrttckgefordert  trcrdon.  Jetzt  erfolgt  die  Stenerbomessuu«?  gleich  nnter  Abzog  der 
Scbllldcn  und  der  in  verniinfti^ren  Grenzen  gehaltenen  Beerdigungskosten. 

Der  nach  dem  Zeitpunct  der  Besitznahme  (nickt  des  Tod(S  dos  V^erstorbenen)  zu 
berechnende  Werth  der  Erbschaft  ist  von  den  Executoreu  und  Administratoren  in 
Form  eines  „Affidavit**,  einer  scIiriMclieii  dUUÜchen £rliläninu.  vor  dem  Gericht  zum 
Behuf  der  Erlangung  ihrer  Bf  stätignns-  anzug«*ben,  worauf  die  Steuer  durch  Aufdruck 
eines  Stempeid  der  Stempelbchüi  Je,  jcUl  auf  dieser  Aitidavit-Urkundc  selbst,  bcmeascu 
und  erlioben  wird.  Der  erwähnte  1  7o  Stempel  der  legacy  nnd  succcssion  duty  gilt 
jetzt  damit  als  berichtigt.  Die  Garantio  der  richtigen  Be.steuerung  liegt  mit  in  dem  Cha 
rakter  der  zu  stempelnden  Urkunden  als  gerichtlicher  (Leser  S.  304),  in  der  Vor« 
autwortlicbkeit  der  Naclilassverwalter  nnd  der  Gferichtsbeamten,  denen  dnlior  nach 
Strafen  angedroht  sind. 

Der  grosse  Dm  fang  der  probate  duty,  daher  auch  der  hohe  Ertrag,  erklärt 
sieb  mit  darcb  die  eigentliQmliclie  Ansdebnnng  des  BegrifTs  „peisOnliehes  und  bev^ 
liebes  Vermögen".  So  gilt  die  Nutznicssung  von  Gniiulstiu  kon,  welche  nicht  speciell 
„auf  Lebensdauer''  be^ttimmter  Personen,  sondern  auf  irgendwelche  Zeittermine  in 
Jahren  Iftnft,  zom  „Mobiliarrermögea"  gehörig  and  ist  der  probate  untenrorfen :  practisch 
wichtig  bei  den  städtischen  bezüglichen  Rechtsverhältnissen  i^Leser  S.  353.  Dow  eil 
III,  145  :  „immoFeablc  moveables",  Icasehold  statt  frechold).  Auch  sonst  so  manchod 
EigcnthUmiiche  (s.  Leser  a.  a.  0.).  Bewegliches  Vermögen,  das  im  Ausland  ge« 
legen  (fremde,  in  Grossbritannien  nicht  domidlirte  Werthpapi^!),  z.  B.  von  der 
probate  duty  fivi  Trevor  p.  10.  42). 

2.  Die  accuunt  duty  ist  1881  zur  Ergänzung  der  probate  duty  für  einige 
Fälle  eingeführt,  welche  let/.tere  St.  tu  r  nicht  trittl:  für  die  donatio  mortis  causa;  für 
den  Er.verbi  in  Folge  des  Ucbcrlebens  der  Person,  welche  mit  einer  anderen  ein,  im 
Eallc  des  Todes  der  früher  sterbenden,  der  uberlobeodou  allein  Tcrbleibeudes  Eigeu- 
thum  besessen  hatte;  für  den  YermSgensenrerb  einer  Person,  der  derselben  durch 
den  Tod  einer  anderen  zn;:^({'alleu  ist,  welche  ihr,  unter  Vorbehalt  einseitiger  Auf- 
lösung des  Versprechens  in  einer  anderen  Urkunde  aU  in  einem  Testament,  rein 
schenlningsireise  jenes  Vermögen  itbortmgcn  hatte  (ansscbliessHcb  solcher  PlUle  zu 
Gunsten  des  anderen  Tin  ils  der  Ehegatten,  wenn  dies  vor  der  Ehc.schlie&^ung  ab- 

gemacht  ward).   Namo  ron  der  Verpflichtung,  eine  bezügliche  „Bochuuns''  beim 
teneramt  einzureichen.  Tarif  und  Einrichtung  wto  bei  der  probate  dnty,  dooh  mit 
kleinen  Abweichungen.  (Leser  S.  532,  BnU.  1885,  II,  7! 7,  Treror  ob.  2.) 
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§.  124.  —  3.  Die  legacy  dnly  ist  ebenfalls  eine  Ergänznog  der  probato  dutf ; 
sie  trifft  die  Erbschaften,  Erbaniheilc  und  Legate  bei  der  Austheilung  an  die  Eni]  Tings- 
bercclitigten  iti  den  nach  dem  Verrandtschaftsverhältniss  der  letzteren  zum  Erblasser 
bestimmten  gesetzlichen  Tarifsätzen.  (Vocke  S.  226—228,  Dowell  II[.  149—150« 
15.^,  154.  Leser  a.  a.O.  2.  Arfil.>  l,  S.  JOG— 534,  llnll.  1SS5,  II,  7IS— 720,  Tre  \  or  ch.  3.) 
Begrifflich  ist  im  Sinne  des  Sttmergesctzes  „legacy''  („Vemächtuiss"«  Wüher  Vocko 
die  Steuer  „VennScbtnissstover"  nennt)  jede  festamenterisebe  Veifügung,  darcl^ 
welche  Eigenthum  oder  Nutzniessung  persünlichen  oder  h.  wcg^li*  hcn  Vermögens  an 
Jemanden  übertragen  wird,  einerlei  ob  die  betreücudcu  Objecto  selbst  schon  in  der 
Erbschaft  sich  befinden  oder  dorch  Verkaof  oder  VerpfinduDg  eines  Iinmobibi  erst 
zu  realisiren  sind  und  ol)  dir  Vermächtnisse  in  Capitalsnmmcn  oder  in  Kenten  oder 
Annuitäten  bestehen;  ferner  umfasst  der  EegrifT  tiie  donatio  mortis  causa.  (Genaue 
CasDistik,  was  nach  den  legacy  duty  acts  unter  „legacy"  gehört,  bei  Treror  p. 60— 102). 
Die  Intestaterbfolge  in  Mobiliaruachlass  wird  aber  dann  ebenfalls  und  gleich- 
müssig  der  l'S^acy  duty  «iiterworf  n.  Loser  unterscliciilct  in  fj;enauerer  Formnliroiic;'  der 
gesetzlichen  Steuerpflichtijjkeit  ürui  Falle:  1)  den,  wu  durch  die  le^racy  duty  die  Legate 
und  Antheilc  an  einer  (Mobiliur-)  Erbscliaft,  wenn  sie  vom  Nachlassvcrwalter  demjenigen, 
dem  sie  bestimmt  sind,  ausgeliefert  od vuin  Nachlassreru alter  als  ihm  selbst  oder 
einer  ron  ihm  vertretenen  Person  zufallend  zurückbehalten  wurden,  je  nach  ihrem 
Betraf!^  (und  nach  dem  Verwandtscbaftsverhältniss  dos  Emptangers  zum  Verstorbenen) 
zu  versteuern  sind;  2)  den  Fall,  wenn  aus  ( lix  ui  Iiniimbiliarnachlasse  Jemandem  Mobiliar- 
worthe,  sei  es  als  Legat  oder  auch  als  ünivcrsalerbschaft,  zufallen;  3)  den  Fall  der 
donatio  noTtls  causa  bezüglich  persönlichen  nnd  bew^licbon  YeTmOgens  (Leser  a.  a.  O. 
S.  497,  49S). 

Die  tibrigfcns  nicht  an-nahmslose  Hegel  ist,  diiss  <lir  Voriiflicht!»n!r  zur  Ent- 
richtung der  legacy  (iuty  durch  das  Domicil  des  Beerbten  bestimmt  wird,  daher 
mit  der  Rechtsfolge,  dass  das  wo  immer  gelegene,  im  Inland  domicilirtcn  verstoibenen 
Briten  wie  Atisländern  geh'Trt  liabonde  Vermögen  steuerpttichfi:^  Also  z.  B.  im  Aus- 
land belindliches  Mobiliarvcrmögen  eines  iu  England  wuhneudea  Briten  ist  stcuur- 

SflicbCi^,  auch  wenn  die  Erben  nnd  Legatare  Ausländer  sind  und  im  Anstand  wohnen« 
agegcn  in  England  befindliches,  welches  rin  im  A  usland  domicilirter  Vi  rstorbonev 
bintolässt,  ist  nicht  steuerpflichtig,  auch  wenn  es  an  Inländer  fällt  (Leser  S.  506, 
BulL  16S5,  II,  719,  Treror  p,  S4  ff.,  mit  ßechtsfällen). 

Nutzungsrechte  an  Immobilien  für  bestimmte  Jahre  (leaseholds),  welche 
als  Mul;iliarv<  rm^jon  der  probate  unterliegen  (S.  272),  sind  8oit  -1853  der  legacy  duty 
outzogen  und  der  succession  duty  unterstellt. 

Den  vielf&higen  Verschiedenheiten  der  testamentarisclicn  Bestimmungen  und  den 
Yerbiltnissen  bei  Vererbung  ron  Nutzniessungen  trigt  das  Steuergescu  mittelst  einer 

reichen  Cnsiiistik  K'-chntin«:.  vrolnn  dann  wieder  manche  Eifrentlinmlichkeiten  britischer 
Keclitsverli.iltaisse  und  Wirthschafis-  und  Familieusittcu  hervortreten.  Leser  giebt 
inancliL's  1  emerkenswertlio  Einzelne  an.  Ueber  die  Complicationen,  so  die  Möglichkeit 
einer  Cumulation  einer  ganzen  Reihe  legacy  dutie«;  in  Einem  F.nllc  (z.  T?.  wonn 
Leibrenten  auf  mehrere  Leben  von  dem  ersten  Langlebenden  gleich  auf  die  >iach- 
kommen  inzwischen  verstorbener  Empfangsberechtigten  Ubergehen),  8.  auch  Bull.  1885, 
n,  710.    Weiteres  Casuistischc  bei  Trevor. 

Der  steuerpflichtige  Betrag  des  Mobiliarvermögenswerths  richtet  sich  nach  dem 
Zeitpuncte  der  Verth  eilung  au  Erben  und  Legatare  und  ist  im  Allgemeinen 
der  Capitalw  L<  Ith.  FUr  Zeit-  nnd  Leibrenten  sind  amtliche  Tafeln  für  die 
Berechnung  des  Capitalwerthcs  vorgeschrieben  i^Lesor  S.  517  11'.,  Trevor  p.  3t)'{  ff., 
die  Tafeln  des  Ges.  v.  1853).  Bei  der  legacy  duty  von  Jahresrenten  erfolgt  zur  Er- 
leichterung der  Steueipflicbtigen  eine  Verschiebung  und  Vertheilnng  der  Steuerzahlung 
auf  vier  Jahresraten. 

Die  Nächstverpflichteten  zur  Steuerzahlung  sind  die  Kachlass?erval  ter  ^Tre- 
vor p.  122  fl".,  schon  nach  den  Gesetzen  von  1796  u.  1815).  Diese  haben  die  Erb- 
schaften, Erbanthcile  nnd  Legate  gegen  (Quittung  des  Empfangers  auszuantworten, 
in  mlcher  auch  der  Steuerljetrag  und  Striiorfuss  anzuheben  ist.  Diese  Quittongcn 
sind  dann  binnen  kurzer  Frist  (21  Tage)  un  die  Steuerbehörde  abzuliefern,  wo  sie 
A.  W»ira«jr,  PtMi»wisiieit8«littft.  IlL  ..18. 
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mit  dem  betreffenden  Stein  1  u  nrcn  ZliIiIiihl;  (Ilt  ScbnldiKkoit  verschen  werden  (Leser 
S.  526.  Etwas  abweiclieiides  V  criahrcn,  wenn  der  Verwalter  selbst  Erbe  oder  Legatar, 
eh.  627).  In  geurtoen  FUlen,  bei  sieb  sehr  verzt^eroder  Abwicklung  nnd  schwieriger 
Wcrthicststcllung  der  Eibscbafit,  Innn  aach  Stenerabfindnnf  fax  die  l^acy  daty 
stattändeu  (eb.  528). 

Unter  den  C^ntelen  znr  Sicherung  des  Fiscns  befindet  eich  die  Bestimmung, 
dass  nur  die  abgestein  pt  lte  Quittung  Beweiskraft  fttr  die  Au  slicf orang 
der  Erbschaft  u.  s.  w.  hat.  Ferner  sind  empfindliclie  Geldstrafen  angedroht,  so 
s.  B.  10  7o  Betrags  des  Legats  u.  s,  w.  bei  AnsUeferong  ohne  Quittung  oder  bei 
Empfang  ohne  AussteUnag  der  Qnittang,  v.  a.  m.  (Leter  S.  629,  Trerer  p.  145). 

4.  Die  sncccssion  duty  hafto  durch  ihre  Teodcn:'  vfirnchmlich  das  noch  nicht 
durch  die  anderen  biteuern  getroli'uue  Imuobiliarr ermögen  zu  besteuern,  eine 
besondere  princtpielle  Bedevtang  (Voclce  8.  324,  Dowell  III,  150—154,  Boll.  1985, 
II,  720 — 722,  Tie  vor  cli.  l^.  Daihuoli,  dass  sie  ausserdem  den  Ccbcrpang  von 
Genüssen  aus  Settlements,  in  Bezug  auf  bewegliches  wie  unbewcffliches  Ver- 
mögen, und  die  bis  1S53  der  logacy  duty  mit  unterstellten  leaseholds  traf,  war  man 
Anfangs  der  Ansicht,  dass  der  Ertrag  erheblich  sein  werde,  zuerst  400,000,  später 
bis  2  Mill.  Pf.  LetztcTf  Erwartung  ist  niclit  erfüllt  worden,  namentlich,  weil  manches 
aus  dem  Gebiet  des  luimobiliarrerraögcns  schon  mit  unter  die  Icgacy  duty  fiel,  ferner 
weil  das  britische  Grundeigenthum  so  vielfach  mit  Beuten  u.  dgl.  zu  Gunsten  naher 
Verwandten  hehstet  ist,  welche  niedrige  Steuersätze  zahlen,  «endlich  weil  der  Steuer 
bei  Grundeigciitliiim  nicht  der  Capitalwertb,  sondern  der  (ienusawcrth  während  doi 
wahrscheinlichen  Rosit/dauer  (o.  S.  270)  zu  Grunde  gelegt  wird,  z.  B.  zahlt  ein  Grund- 
besitz von  5000  Pf  Werth  und  von  Ifjü  Pf.  Jiihresreincr'rag  i  iiit-ui  r<5  jaliriLren 
Erben  nur  für  2362  Pf.  St.  Annuitätenwerih  Steuer,  weniger  weau  der  Erbe  älter, 
m^r  wenn  er  jQnger,  niemals  aber  für  mehr  als  2890  Pf.  St.  (Bali.  p.  721). 

^tcnorpfliclit  riclitet  sirh  nach  dem  Denn i  eil  di-'s  Ohjcrt*?,  daher  tri(l\ 
nie  Dur  Immobilien,  welche  im  Königreich  liegen,  und  Mobilicu,  welche  hier  wirklich 
oder  nach  legaler  Fietion  sich  befinde».  Mancherlei  Gasuistik  auch  hier  wieder. 
(Trevor  p.  1G3  IT.,  107  If.). 

Im  Wesentlichen  sind  die  Bestimmuiiircn  über  die  legacy  duty  anah  g  anwendbar 
auf  die  snccossiou  duty.  Die  Steuer  von  Grundcigentbum  und  von  Pachten  ist  in 
6  halbjährigen  Baten  zu  entrichten«  deren  erste  1  Jahr  nach  B^berlangung  flUig  wird. 

Rückständige  SteuerbetrüL-^e  sind  (wie  auch  bei  den  an  l  -'n  Erbsrhnft^steuern)  mit4Vg 
Verzugszinsen  belastet.  Vorauszahlungen  geniessen  einen  gleichen  Discont 

§.  125.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  britischen  Erb- 
sebaftsstenem  zeigen  ein  im  Ganzen  fortechreitendes.WacbBihiim, 
das  wobl  wiedemm  die  gemeinsame  Folge  des  steigenden  Wohl- 
Standes  in  den  besteuerten  Classen,  der  Verbessemngen  des  Steaer- 

gesetzes,  besonders  der  erhöhten  Steuersätze,  welche  wirksamer  als 
die  Ausdehnung  der  ^teuertVcihcitcn  und  Ermässigungen  für  kleine 
Erbschaften  waren,  und  endlich  der  Verbesseruii^^eii  der  Steuer- 
veranlagung und  Erhebung  ist.  Wie  weit  letzterer  Umstand  von 
EiuÜuäs  war,  lässt  sich  freiiicb,  zumal  im  ernsteheude,  nicht  näher 
ermitteln. 

Die  Statistik  der  Erbschaftssteuern  und  der  Vermugcnsheträ^^e,  welcli»^  ihnen  zu 
Grunde  liegen,  bieten  wieder  viel  Interesse  für  die  lieurthcilung  der  Yermögcns- 
rerhättniase.   Da  die  probate,  legacy  nnd  snccessien  duty  mehrfach  verwandte  Ver- 

mOgensarten  tretfen,  kann  man  übrigens  auf  die  relative  Höhe  und  Belastung  des 
Mobil-  und  ImmohÜvermögens  aus  den  Daten  dieser  Steuern  kpiri«n  Schluss  ziehen. 

Der  Ertrag  dieser  Steuern  für  das  ganze  Königreich  (,incL  Irland)  war  in 
UiU.Pf.St  (nach  Yooke,  Dowell,  Stat.  ahstr.«  Boll.,  Rep.  of  InL  rer.): 
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Probate 

Leeacy. 

Sacce^ion. 

Summe, 

(sd(  1882  incL 

•ccooiit  dtttyl 

ISIO 

441 

441 

— 

681 

1820 

789 

906 

1696 

1810 

989 

1203 

2192 

1850 

1031 

1384 

2415 

1395 

1567 

603 

3564 

1870 

198".» 

2157 

806 

4953 

18S0 

3218 

2S2T 

780 

6826 

1S84 

4063 

2822 

935 

7819 

1885/86 

4104 

2475 

858 

7436 

Seit  1882  sind  von  der  Icgacy  und  saccession  duty  die  Erträge  des  1%  der 
directen  Linie  fortgefallen,  bez.  mit  in  der  probate  ciitliaitcn.  Der  im  Jafarc  der 
£efom  auf  125,000  Pf.  St.  ?cranschiagte  Verlust  an  legacy  duty  betrug  ia  Wlrliiich- 
Iceit  51.890  Pf.,  fOr  spitei«  Jahn  wurde  er  auf  720,000  Pf.  veranschlagt.  Der  finan» 
zicllc  Mehrertra?  der  ISSler  iind  lS82cr  Reformen  wurde  auf  700.000  iirul  015,000  Pf. 
im  1  Jahre,  auf  700,000  und  720.000  Pf.  fur  später  augcaommcu  und  war  im  erstea 
wirUich  532,000  und  454,960  Pf.  (Stat.  at»str.  no.  38,  p.  24,  25>.  Die  jShrlictieii 
Ertrajrsscliwanl^iniLion  sind  natürlich  mit  Jic  Füllje  der  inJividuclkii  Einfälle  (Iliiho 
der  Erbschaften.  Verwandtschaftsgrade).  So  war  der  Ertrag  der  Jcgacy  18S4;S5  und 
1885/86  2.812  und  2.475,  der  saccession  duty  0.930  and  0.85S  MilL  Pf.  netto. 

Der  Nettobetrag  des  den  Steuern  untcrvoifeaea  Yerml^ens  WAT  im  ganzen 
Staate  in  MUl.  Pf.  (Stat  abstr.  no.  .M3,  p.  32): 

Lecacy.  Saccession.  Summe. 

1870  85.70  37.05  122.75 

1881  10S.85  38.75  147.60 

Pivibate.  Succcssion.  Summe. 

1882  124.05  40.16  164.21 
1884              134.29              46.91  181.20 

18S5  138.01  45.42  1S3.43 

Wegen  Verändening'  der  Gcset«;  ISSI— 1S82  bezeichnet,  nacli  dem  Stat.  abstr., 
von  da  an  das  der  probate  duty  untcrwürfene  Vermögen  am  Besten  deü  Veruuigens- 
▼echBcl  durch  Todesfall.  Nene  statistische  Zusammenstellung  im  29.  Bep.  of  Inland 
rey.  p.  XIV. 

Abgesehen  von  einigen  ganz  kleinen  I^eträgcn  in  anderen  Sätzen  (alten  £esteu) 
waren  bei  der  legacy  und  succession  duty  die  Steaerdassen  fotgendennassea  1885/S6 
betheiligt  [in  1000  Pf.  St]  (29.  Bep.  inL  rer.  p.  XT): 


Slaoar* 


Legacy. 


8t«n«r>  8t«n«rpflielit 


1% 

3  7o 
5% 

10  7o 


221) 
1017 

189 
27 
1031 


»41 
.'{3,879 
3,771 
448 
10,304 


%  der 

IJ.2 
40.8 
7.0 
1.0 
41.4 


VcriiififTPllS. 

:]2.i 

47.5 

5.3 

0.6 
14.5 


Saccession. 

Stviwr-  Stewrpflldit:  ^'o  *o 

ertrag'.    VcrrnfSp»»!}.  PtCTPni,  TeriuOgens. 

335      3ä.24t)  37.9  7:5.8 

2Ü7       8,828  30.2  19.5 

42          635  4.8  1.8 

11         184  1.2  0.4 

229       2,273  25.9  5.0 


100.0  100.0 


885 


43,416     100.0  100.0 

Im  Jahre  vorher  (1884/85)  war  z.  B. 


Summe      2493  71,375 
(incl.  nach  anderen  Sätzen). 

Die  Summen  schwanken  nicht  unerheblich. 
—  theilweiso  in  Folge  besonderer  Anstrengungen,  Kcstc  hereinzubringen  —  die  Ver- 
mögen.ssnnime  bei  der  legacy  duty  84.85  Mill.  Pf.,  wovon  31.0  allein  mit  dem  1  %" 
Satz  (gerade  T.iniu)  B('iiu?rk<-[i?>\vci(1i  siiiil  auch  die  VerscliicdLMiliciteu  der  Classen 
bei  beidee  Stcucru,  so  besonders  das  Ueberwiegeu  der  1  "/o*^^^^^  successiou 
daty,  was  aaf  ganz  vcTschicdenen  Crbgang  hindeuten  Idnnte:  auf  ein  veit  grosseres 
Zusammenhalten  des  Vermftg«  n-;,  also  IjCbOnd  rs  des  immobilen,  im  Erbgang  der  directen 
Linie.  Da  indes^n  nach  dem  neuen  ücsetz  jetzt  die  1  %  logacy  duty  and  saccession 
daty  durch  die  Abgabe  bei  der  probate  duty  gleich  mit  gedeckt  vlrd  (o.  S.  269),  so 
sind  jetzt  viel  Ucinore  Snmrow  in  der  1 7o'GI«sse  bciteoert  als  fhlher,  so  dnss  dieser 

18* 
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Schlusä  nicht  ohne  Weiteres  statthaft  ist.  So  war  z.  B.  JbT9— l»sü  Ö7.4  7«  S^" 
sammten  Yemdgens  ^gen  nm  S3.1 7»  jetzt  in  der  1.  Ciasse  der  Icgacy  duty.  Damals  kam 
vom  ermögen  über  die  Hälfte  auf  die  gerade  Linie,  auf  die  nächste  Seiten- 
linie (3  "/o-t!lasse,  Geschwister  und  dena  Desceudenten)  fast  ein  Drittel  (31.1  Vo)' 
zus.  SS.5  7o  mit  60.8  7.,  des  Steueret trags:  jetzt  bei  der  Icgacy  duty  zus.  nur  79.6  7o 
mit  50  79  J^'S  Steuelt'lt^a^^-.  Auffallend  bleibt  aber  immerhin  die  v»«l  stärkere  Quota 
des  Vermögens  in  di  r  1.  Classc  bei  der  succcssion  verglichen  mit  di  r  legacy  duty: 
73.3  gügoi»  32.1  7o  ^"<^h  gesicn  nur  57.4  7»  i"  1S79/S0  (S.  itlture  Daten  der 
legacy  avch  bei  l.eser  a.  .i.  0.  S.  5.'J4,  nach  d.  22.  u.  2,'!.  Kep.  of  inl.  rev.  Die 
VermÖgens(iuote  der  1  7„-Gl;isse  w.ar  1S77/7S— 1S79/SÜ  59.tj— 56.45— 57.41.  der 
Classe  29.1— 31.6— 31.06  7g).  Der  finanzielle  Schwerpunct  der  Erbschafts- 
steuer liegt  bei  so  niedrigen  SteneisStzen  der  geraden  Linie  doch  in  der  Besteuerung 
der  nächsten  Seitenlinie  (37o^  ""^^  ganz  entfernt  Verwandten,  bez. 
Nichtverirandteu  (10 7«- t^'a^fse),  die  lö^Si/Sö  zusajnmen  bei  der  legacy  S2.2,  bei 
der  snccession  dnty  56.1  7o  Kitrag  gaben  und  anch  ror  der  Conpensation  der  1 7o 
legacy  und  su<^  ^»ioii  <Utty  dun  h  die  probate  bei  der  legacy  allein  68— 70*/o* 
6tenei|>olitisch  ))<  irlitenswerth  ist. 

§.  126.    Anbaug.  Körperschaftssteuer. 

Wiederholt  ist  iu  England  die  Besteuerung  körperschaftlichen  u.  dgl.  Venaögens 
uiul  Eiukonuneus  erwogen  worden,  oder  eine  Besteuerung  des  Vermögens  „der  todten 
Hand",  zugleich  als  Ersatz  dcf  bier  cntgelienden  Erbschafts-  und  Besitz wechselsteucrn. 
Ein  Anfang  mit  dieser  Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  4*«:  Timi  19  Vict.  c.  51  jtlngst 
gemacht.  Es  unterwirft  das  (reine)  Einkommen  der  K(Wim  i^.  h  vfi*  u  u.  s.  w.  einer 
o7o  Jahressteuer.  Da  aber  der  weitaus  grösste  Th<  il  des  V.  rimp^i  iis  und  Einkommens 
solcher  KüriMyr-Mliaftt-n  ü'esef/lich  steuerfrei  bliei).  wi-il  und  .sow.'it  er  ölfentlicheu 
religiösen,  Wohlthiitigkcits-,  Erziehungszwockun  dient  oder  für  bestimmte  gesetzlich 
roTgescbriebene  Zwecke  verwendet  wird,  fällt  nur  ein  bleiner  Theil  der  Corporationen 
11.  s.  w.  und  ihrrä  EiiiVotnTnens  tnifor  die  neue  Steuer,  noch  crheMirh  wrMiigcr.  ;ils 
uiau  beim  Erla^  des  Gesetzes  veranschlagte,  näuilicli  nach  den  Ergebnissen  des  ersten 
Jahres  1885/66,  worin  die  Steuer  in  Kraft  stand,  noch  nicht  10  des  bezQglichen 
Einkommens.  Dieselbe  traf  den  ßetrriir  von  59.},Ü00  Pf,  Einkorameu  vuii  city  com- 
panies,  city  of  London  Corporation,  inos  of  conrt,  von  102,000  Pf.  von  anderen  Körpern, 
-wie  Clubs,  Provinmlgüden,  nnreformirte  GorpormtifHi^,  »ihottiscbe  IneoiporatioBen 
u.  dgl.  m.,  zus.  von  695,000  Pf.  St.  Der  Stenerertrsg  im  genannten  Jahre  war  nür 
83,661  Pf.  St.  (29.  Kep.  of  inl.  rev.  p.  20). 

Das  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  aller  Art  füllt  unter  die  Ein- 
kommeusteuer  mit.  Aber  eine  Ersatzstener  fiir  die  entstehenden  Erbschaftssteoem 
und  Besitzwechselabgaben  dieser  Gesellschaften  fehlt  in  Grossbritannien  noch. 

D,  Gebrauchs-,  insbesondere  Verbrauehsbesteneruüg. 

o.  §.  S4— so,  auch  §.  H3.^ 
§.  127.  Im  Allgemeinen.  Auf  diesem  Gebiete  Wo^t  nacli 
dem  Früheren  (§,  10(5  tV.)  der  Scbwerpmict  auch  der  britischen 
Staatsbestenening',  und  hier  haben  die  bedeutendsten  \'eriinderungen, 
meist  in  der  Kichtung  grösserer  Vereinfachung  und  der  Concentri- 
rung  der  Besteuerung  auf  wenige  Hauptartikel  stattgefunden: 
Bier,  Branntwein,  Wein,  Tabak,  Thee  sind  die  richtig  aus- 
gewählten und  iiscalisch  passend  bebandelten  fUnf  Artikel,  welche 
fa8t  den  ganzen  riesigen  £rtrag  der  „Aecisen  und  Zr>lle"  geben, 
45  Mill.  Pf.  St.  oder  1»87ü  von  den  gegenwärtigen  46  Mill.  Pf.  St. 
(incl.  Lieenzen).  Die  beiden  ersten  Artikel  gehören  der  Acciae,  die 
drei  leisten  dem  Zoll  an,  dem  auch  fremde  Spirituosen  unterliegen. 
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Die  piincipiellen  und  pructischen  Gesichtspuncte  Verkehrs-, 
wirtbscbafts- ,  saDitUts-,  sittenpolitischer  Art  bei  dieser  Gestaltung 
der  „indirecten  Besteuerung"  und  der  Auswahl  und  Behandlung 
der  genannten  Steuerobjecte  liegen  auf  der  Hand.  Sie  bedtiifcn 
auch  keiner  besonderen  BegriUidung.  Nur  darauf  ist  hier  hinzu- 
weisen, dass  eine  solche  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauchs- 
besteuernng  an  Voraussetzungen  gebunden  ist,  welche  nicht  überall 
vorhanden  sind:  miv  ein  Land  mit  einer  sehr  wohlhabenden  Be- 
völkerung, eins('l)lies8lich  der  unteren  (Massen,  und  mit  so  eigcn- 
thtiralichen  Consumlinnsverhnltnissen,  wie  Grossbntannien,  kann  mit 
finanziellem  Erfolg  und  ohne  gar  zu  starke  ~-  iibri^^ens  auch  hier 
nicht  fehlende  —  Beeinträchtigung  der  „Oleichmässigkeit"  der  Be- 
steuerung so  vorgehen.  Beide  Rticksichten  nöthigen  anderswo  zu 
einer  Ausdehnung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  eine  grössere 
Anzahl  Artikel  und  zu  massigeren  Steuersätzen  auf  die  einzelnen» 
besonders  auf  diejenigen  der  Massenconsumtion.  Zur  Naehahraung 
ist  die  britische  Keform  der  indirecten  Steuern  daher  nicht  ohne 
Weiteres  geeignet.  Das  wird  sich  im  Folgenden  deutlich  ergeben, 
auch  in  Betreff  der  5f%ers  behaupteten  „vorbildlichen"  Bedeutung 
der  ZoUreform  und  zwar  selbst  der  Finanzzoliretbrm  (g.  140). 

Accise-  und  Zollwescn  lirmjjeii  uln  rbaupt,  Tollents  in  Grnsshrifannien  ensr  zn- 
sammen  und  mit  dem  orstereu  hier  in  einigen  Theilcü  auch  dad  Stempel «resen.  Durch 
Uebertraguog  ron  St<meni  auf  cini<!:c  Geprenstflnde  vom  Accise"  znm  ZoUdepaitement 
(so  besonders  1825  Calfee.  Caeao,  PlcHer,  Tabak,  Wein,  fremde  Spirituosen,  an  oh  Tliee), 
durch  Verschiebungen  der  Ressons  zwischen  Accisc-  und  Steuipelvcrwalnini^  (so 
wurden  1864  Licenzen  für  verschiedene  üeschäfto  von  der  Accise  zu  den  Stcuipelu 
Ubertn^en).  sowie  dun  }i  Umgestaltung  der  assessed  taxes  in  Liceozabgabcn  nnter  der 
Acciseverwaltung  (186T,  ISGO^  sind  Verfinrlrrnafr^'n  im  ümfanjr  der  einzelnen  Ver- 
waitungeu  eingetreten,  weiche  bei  Vcrgieichujigea  der  linauziellcn  Ergebuisso  vor- 
schiddener  Jfahre  za  beiacksichtigen  sind. 

§.  128.  Verwaltungsorganisation.  Die  Acciseverwal- 
tung bildet  seit  1849  (18  n.  18  Vici  e.  1)  mit  der  Stempelverwaltung 
(einächliessHcfa  Erbscbaftssteuem)  und  derjenigen  der  direoten 

Steuern  (Land-,  Haus-,  Einkommensteuer)  zusammen  das  inlän- 
dische Gene  ralstcucranit  (board  ot' couimissioncrs  of  inland 

revenue,  s.  o.  §.  IM).  Die  Zölle  unterstehen  einer  correspondi- 
rcnden  obersten  Centraibehörde,  dem  General  zu  Ii  a  in  t  (board  of 

euiüiiiissioncrsi  ol"  custoniü). 

Das  inländische  Steaeramt  (aus  5  Mitgliedern,  einschliesslich  dem  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stetlreitreter)  ist  für  die  Ihm  onteistehendon  Steuern  zwar  ein 

einheitliches,  aber  ftir  jede  der  grossen  Steui  ri^miipen  bestehen  Ünterabth*!iUii)£ren- 
Der  Dienst  zerfällt  in  den  „iuncreu"  beim  Centralamt  und  in  den  „äusseren'*  im  Lande, 
Er  omfksst  an  6000  Beamte  aller  Art 

Zum  Innendienst  der  Accise  gehören  unter  1  Oberbeamten  drei  Classon 
Ton  Inspectoron  (3«  8,  20  an  der  Zahl),  wdche  zam  Theii  Inspectionsteisen  zu  ]nach«n 
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haben.  Für  dcu  Aussen  dien  st  ist  der  Staat  in  giussorc  Einiiahmebezirke  (collectious) 
und  diese  wieder  in  Unter-  und  in  Wachbeziikc  ciugetbcUt  gab  68  dafüf 

90  Be/i:■l^^l)•j;^Inte  (cöllectors)  mit  325  Gehilfen,  440  Aufsehern  (sup-ivisurs  —  ausser 
50  Fiufciii,  cxüuiiucis,  am  Ceutraiamt),  1400  dirhiiou  ofiicers,  1070  ride  oiticers, 
850  Aasistenten,  zasammen  ein  Pereoo«!  ron  82  Beueten  im  lanen-,  4175  im  Anaseu- 
dienst.  (Nacli  dca  Aii^ziifren  aus  d.  2S.  'Rop.  d.  commiss.  of  inl.  rcv.  in  französ.  Bull, 
1885,  II,  224  ü'.y  woselbst  Weiteres  über  die  Organisation  des  Amtes  und  Dienste«. 
Darttber  aacb  Gneist,  engl  y«nreltung&rücht  3.  A.  U,  §.  93,  S.  670  ff.) 

Das  Central-Zollaint  besteht  aus  4  Mitgliedern  (incl.  1  Vorsitzender  und  dessen 
Stellrertreter).  In  diei»em  Amt  fungireu  fenier  1  Geaeraloionebmer,  1  üeueralcontrplear, 
1  QenenliospectoT,  I  Seeretär,  1  SoUcitor  und  die  entsprechenden  Baiesubeatnten  fOr 
den  Ceutral-  und  Abtheiluugsdienst,  im  Ganzen  1881  lü4  Beamte  des  Genoralzollamts. 

FUr  den  Zolldienst  im  Lande  steht  das  Londoner  Zollamt,  bei  dem  etwa 
die  HSlfte  der  Zollgeschäfte  zusammenläuft  .luit  185G  Beamten  in  1881)  und  das 
Liircr pooler  (mit  7Si)  Beamten)  apatt  neben  der  sonstigen  ProvincialzollvenraUang, 
die  noch  23()S  Beamte  /idiU,  daher  zusammen  für  diesen  Dicuit  .5018  Beamte,  ausser 
der  jetzt  untur  dur  AduuiaiKat  stehenden,  lUr  die  Zolizwecke  mit  diencudon  KUSlcu- 
vache.  (Naeh  Gneist,  a.  a.  0.  U»  §.  92,  8.  666  ff.) 

1.  Accise 

(nebst  den  in  Stempelfoxm  erhobenen  bezogliclion  Abgaben).   (S.  o.  §.  84,  85.) 

§.  189.  Ueberaicht.  Die  GescMcfate  der  britischen  Accise 
seit  1615,  ans  welcher  die  jetzige  Gestaltaog  dieses  Besteaerangs- 
zweigs  hervorgegaogen  ist,  lässt  sich  auf  wenige  Grandzflge  zurttck- 
führen:  einmal  wurde  allmählich  mit  den  mancherleii  meist 
kleineren  Accisen  aufgeräumt,  welche  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert aus  fiscalischen  Rücksichten  für  viele  Artikel  eingeführt 
und  in  der  Kriegszeit  zum  Theil  enorm  im  Steuersatz  erhöht  worden 
waren  (Salz!)^  jetzt  aber  aus  principiellen  steuerpolitischen  Btlck- 
sichten  (Salz!),  aus  Gründen  des  Frodnctions-  und  Verkehrsinteresses 
(Kohlei  Ziegel  und  Bausteine,  andere  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe und  Fabrikate,  namentlich  Seife,  Leder,  Glas, 
Papier,  Zeitungen  u.  m.  a.  m.)  bedenklich  erschienen.  Nur  ein 
pa;ir  finanzieH  ganz  iiiiter^^eordiictc  Accisen,  zeitweilig-  auf  inlän- 
dischen Zucker,  bleibend  auf  Cicborie  und  auf  Kaffcc- 
niischnn^^en  wurden  zum  Sdiutz  des  betreflenden  Zolls  auf  Zucker 
und  Katfec  neu  eingeführt.  Es  wurde  zweitens  die  Besteuernn^  von 
Bier  (bez.  seinen  Rcstandtbeilen)  und  Branntwein  in  principiell 
öteuerpolitiHcb,  vülks\\  ii  tliscbaftUcb  und  steuertecUuisch  fUr  passend 
gehaltener  Weise  rati(jnell  und  dem  tiscalischen  Interesse  gemäss 
ausgebildet,  wobei  in  den  .steuertechnischen  Puncten,  besüüdeis  bei 
Bier,  unter  dem  Wechsel  der  Anschauungen  und  der  l*ioductions- 
teehnik  und  üekononiik  (Haiisbrau,  Absatzbrau)  ex])eriinentartig 
Aenderungcn  erfolgten,  wie  ans  gleichen  (irtlnden  auf  dem  Continent. 
Es  wurde  drittens  das  erst  später  Ib'd)  zu  besprechende,  weil  auch 
mit  ZollartikelQ  (Wein,  Tabak)  in  Verbindung  stehende  System 
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der  gewerblichen  Licenzen  für  die  gewerbsmflBsige  Beschäf- 
tiguug  mit  Herstelltiiig  nnd  Absatz  der  Getränke  nnd  anderer  Ar- 
tikel so  erheblich  ausgebildet,  dass  darin,  auch  nach  der  Seite  des 
finanziellen  Ertrags,  eine  wicliti^^e  Ergänzung  der  Ver- 
brauchsbesteiieru  ng  gesehen  werden  muss.  Viertens  die 
jetzt  auch  zur  Acciseverwaltung  gestellte,  von  uns  hier  ebenfalls  apart 
und  erst  später  (§.  155)  zu  behandelnde  directe  Gebrauchs-  und 
G e n üös e besteuer u ng  auch  Verointachungen  durch  Wegfall  der 
Steuer  auf  einige  Objecte  uud  Erleichterungen  für  die  bestehen 
gebliebenen  »Steuern  erfahren.  Nur  die  Sehiess wa ff c n-  (Ge- 
wehr-) Steuer  ist  von  derartigen  neu  hinzugekommen.  Die  oben 
(§.  121)  schon  behandelte  Eisenbahnsteuer  steht  jetzt  auch  mit 
unter  der  Acciseverwaltuug. 

§.  130.  —  1)  Aufgehobene  Accisen. 

Ueber  die  Meogc  der  früheren,  iu  der  französisclieu  Kriegszeit  ausgedehüteu 
uud  crbObteQ,  jetzt  aafgehobencn  Accisen,  s.  o.  §.  85,  S.  190,  §.  88,  S.  195. 
Einzelnes  bes.  bei  Do  well  im  steaergeschichüichen  IjUAmen  passim  in  vol.  II  (so  p.  254, 
25fl,  25S,  260,  279,  285.  204.  .508,  314,  323,  341)  und  in  vol.  IV,  bei  den  einzelnen 
ArtilcelD,  293  Ü.;  ferner  bei  Yocke  S.  870  ff..  394—407.  VorUborgehend  waren  un- 
mittelbM  nach,  dem  Kdeg^  auch  DOch  dnzdn«  ErhOhaogoD  m  Acciaeafttzen  vor- 
gekommen, 80  IHr  Seife,  Malz.  Die  wichtigsten  dieser  sp&ter  anfgehobenen  Acdsen 
waicn: 


Ertrag  1815, 

Avfhebang 

Ertrag  um  die  Zel 

1000  Pf. 

im  Jakre 

der  Ar.''!uihuog, 

iuoo  Pf: 

1.  Salz  

.    .  1600 

1825 

1780 

1831 

.  830 

.    .  354 

1831 

476 

.    .  698 

1830 

3ljÜ 

1853 

1126 

.    .  466 

1861 

1350 

1834 

90 

1845 

600 

f  18311 
\bez.  lS49f 

456 

10.  Bednckte  Gewebe  .  . 

.  .  388 

1831 

600 

.   .  383 

1855 

488 

Samme:  6235 

SI56 

1834 

c.  33 

13.  Stein-  u.  ird.  Flasdieu 

.  .  c.  ? 

1834 

3.7 

? 

]862 

5(?) 

15.  Annoncen  

.    .  125 

1853 

181 

Die  Auäfulir-KuckvurgütuDgen  sind  hier  müglicbat  abgerechnet.  Die  Daten  be- 
ziehen sich  anf  das  jeweilige  Geltangsgebiet  der  Sten^,  das  nicht  immer  Irland  mit 
nmfasste. 

Die  Aufhebung  der  Salzsteuer,  welche  auch  Salz  für  gewerbiicho  Zwecke 
(Viehsalz  missigw)  mit  getroffen  hatte,  erfolgte  in  zwei  Schritten,  1822  darch  Er- 
mässigang;  von  15  auf  2  sli.  p.  lliislii.!,  1S2.')  durch  Aufhebung  des  Rests.  Das  Interesse 
der  Salz  verbrauchenden  Gewerbe  mit  ein  Beweggrund  (Dow oll  IV,  5,  Yocke  S.  397). 
Die  Steinkohlenetener  traf  nor  die  za  Wasser  ziwefilhrte  Kohle,  daher  änzelne 
Orte  auch  hierdurch  ungleich.  Der  Ausfahrzoll  fOr  Kohle  fiel  eist  1845.  (Dowell 
V,  415-418,  Yocke,  8.  370 ff.) 
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Auch  bei  der  Aufbebuug  der  anderen  Accisen .  besonder?  auf  Licliti^r.  Li-der, 
Seife»  GlaSr  Ziegel,  Webwaareu,  auf  Papier,  Zcituugeu,  Anaouceu,  war  die  Hacblclit 
auf  ditf  Interessen  der  betroffenen  Gererbe,  welche  das  Product  herstellten  oder,  wie 

z.  B.  bei  Seife,  es  als  Hilfsstolf  luaucliteii,  und  die  Riicksiclit  auf  den  freien  Verkehr 
gewöhnlich  ebenso  oder  noch  wehr  maassgebend  als  das  „CotüSumenteiiititeresi-;c'\ 
Jene  eräteren  Interessen  hatten  sich  auch  iu  Presse  und  Parlament  eine  mitunter 
ziemlich  einseitige  Vertretung  grcschafFen.  Wie  weit  z.  B.  die  Aufhebung  der  Zeituiigs-, 
Annoncen-  und  Papiersteuer  wirklich  den  „Con  surn  c  n  tcu"  zu  Gute  kam.  st<  lit  auch 
für  England  dahin.  Vocke  urtheilt  bisweilen  etwas  zu  optimistisch  aus  dem  liberal- 
Ökonomischen  Gßsichtspuncte.  Bei  Lichtern,  Ziegeln  wirkte  Ul)rigcnä  wohl  auch  der 
Fortschritt  der  Belenchtungs-  und  Baoteclinil  ri"f  Aufhebung  der  Steuer  mit  hin. 

2)  Aeltere  kleioere  verbliebene  Verbraacbflstenern 
in  Stempelform  und  neuere  kleinere  Aeeisen. 

luifa^^buudes  Werk  tlber  die  ptactischen  Seiten  dei  l»ritischcn  Accisc:  J.  Bell 
a.  J.  11.  Dwelly,  the  hws  of  excise?,  T.orul.  1S75  (1100  y.  in  S**),  aucli  \ielrt  ältere 
Gesetze  (Würtlaut).  h)  Ilicihcr  gcliürcu  aus  dciu  Stcmpclamt  vüu  ältereiii  nach 
Aufhebung  der  WOrfelsteuer  nur  noch:  1)  die  Spielkartenstcuer.  Ermässigung 
der  hohen  Steiifrn  von  1804,  2'/,,  eh.,  und  noch  1"^2S  1  sh.  per  Spiel,  mit  um  den 
ünterschleif  zu  bekämpfen  auf  3  d.,  1S62,  durch  25  und  26  Vict.  c.  22,  Ertrag 
1885/86  15,852  Pf.;  Dowell  IV,  327,  Yocke  S,  2$2:  ausserdem  bestellt  noch  eine 
Liceuz  der  K a rt  eii fa  b rik a n t cii  s.  o.  S.  259.  —  2^  Patentirtc  Heilmittel 
(patent  medicines),  noch  hoch  nach  alten  Gesetzen  von  1802  und  18U4  mit  Claäsen- 
Bfttz<m  rott  8 — 40%  Ton  dem  Kaufpreise  oder  1'/^  d  bis  1  Pf.  St.  besteuert,  Ertrag 
1885/81)  179,000  Pf  St.  (!)  für  21.468,71S  Stü.k;  daneben  Licenzen  der  A'er- 
käufer  u.  s.  w.,  seit  18i5  im  gleichförmigen  Satz  vou  5  äh.,  1885  20,279  Liconzen 
mit  mo  Pf  Ertrag  (s.o.  S.  260,  Dowell  IV,  368  ff.,  Vocke  S.  219).  —  3)  Gold- 
und  Silbersachon  unterliegen  seit  17S9  dem  Stempelungszwang  behufs  der  Be- 
steuerung, wobei  jedoch  viele  Artikel  ausgenommen  sind  ^Liste  derselben  bei  Dowell 
IV,  386  ff).  Steuersatz  seit  1S15  17  sh.  per  Unze  Gold,  IV,  sh.  per  Unze  Silber. 
Ertrag  1885/86  fUr  Gold  22.310,  für  Silber  45.003  (nacli  29.  Kpt.  of  inl.  rev.  p.  17, 
nach  dem  Parlament,  rev.  return  vom  26.  Sei)t.  l'^SG  ,ilJ(R'.  Pf.  ?).  vielleicht  liier  incl. 
ZoUcrtrag),  zusammen  67,313  Pf.  St.  Au^Iiiudische  Waarc  unterliegt  derselben 
Abirabo  als  Zoll.  Ausserdem  aucli  iiii  r  Liccn/cn  fttr  Händler  (s.  o.  S.  260),  mit 
2  Classen.  zu  5  Pf.  1.5  sli.  fi;r  \'cinicl)  von  feineren  und  2  Pf.  6  sh.  für  den  von 
ordinäreren  Arlikcln.  1885  bez.  3794  und  1 1 .062  Licenzen  mit  22.014  und  26,327  Pf., 
zusammen  48,341  Pf.  Ertrag  (Dowell  lY,  379—388,  Vocke,  253—255).  —  b)  Netie 
Act  isoii.  1)  üi(^  kloiiir;  Acriso  auf  Cichorie  wurdo  ISHO  zum  Schutz  des  Kaffee- 
zolls  eingeführt,  aufangs  mit  3  sh.  per  CJcntner,  später  erhöht,  jetzt  12  äh.  1  d.,  neben 
einem  sdii  1833  bestehenden  EinfahrzoU  auf  Cichorie  von  jetzt  13  sh.  3  d.:  inl&ndlschcs 
Producta  also  etwas  b 'irüiistigt.  Ertrag  1885  2537  Pf.  St.  Der  Zollertrag  ist  gegen 
70.000  Pf.  St.  —  2)  Früher  unterlagen  der  Accise  auch  andere  Stoli'e,  welche  statt 
Kaffee  oder  Gichorio  gebraucht  ▼urden;  seit  18S2  trat  an  Stelle  dieser  Abgabe  eine 
solche  für  Artikel  zur  Nachahmung  von  Kaffee  oder  Cichorie  und  für  Mischungen 
dieser  Artikel  mit  KatFe  imd  ricliorii.'.  mit  d.  für  je  V4  Pfund.  Ertrag  abnelimend, 
1SS5  3659  Pf  St.  (Dowell.  257  — 2G0,  Vocko  S.  393.  29.  Kep.  Inl.  Kev.  p.  13). 
■ —  3) -Inlftndischer  (RUben-)Zucker  wurde,  besonders  bei  der  Verwendung  der 
Brauereien,  mit  S'Mzen  von  der  Höhe  des  Zolls  besteuert.  Der  Ertrag  für  Kübcn- 
zucker  speciell  war  minimal.  Die  Accise  hei  mit  dem  Zuckerzoll  1875  und  für  Biur- 
iicauer  .mit  der  Belbim  der  Bieisteuem  1881. 

3)  Die  BterheBtouernng. 

§.131.  Uebersieht  Diese  Besteuerung  bildet  nunmehr 
mit  und  nacb  der  Branntveeinbesteuerung  den  gegenwärtig  finan- 
ssiell  allein  ins  Gewicht  fallenden  Tbeil  der  eigentlichen  brilischen 
Accise.    Die  Bierbesteoerung  hat  seit  1815  mancherlei  Verände- 
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ruiigen  erfahren.  Zu  unterscheiden  ist  die  eigentliche  Besteuerung 
des  Bieres  selbst,  die  Steuer  aut  die  Materialien  der  Bier- 
bereituug,  Hopfen  und  Malz,  auch  Zucker,  und  die  Steuer 
in  Form  von  Liceuzeu  fdr  die  mit  Herstellung  und  Absatz  von 
Bier  beschäftigten  Perbonen.  Von  den  Licen7en  sind  hier  nur 
diejenigen  auf  MUlzer  und  Brauer  zn  erwähnen.  Die  anderen 
Licenzen,  auf  Händler,  Wirtiie  u.  a.  w.  werden  unten  im  Zusamiueu- 
bang  mit  den  mideron  älmlichen  Liceuzen  behandelt  (§.  153). 

Die  Bierbesteuei  ung  des  vorigen  Jahrhunderts  und  der  Kriegs- 
zeit, in  welcher  die  Sätze  stark  eiliüht  worden  waren,  bestand  in 
der  Verbindung  einer  Fabrikat-  mit  zwei  R  oh  st  off  steuern, 
nämlich  der  drei  Steuern  auf  Hier  selbst,  auf  Hopfen  und 
auf  Malz,  wodurch  eine  sehr  hohe  Oesatnmthestenerung  erreicht 
wurde.  Zu  deren  Erniässigung  erfolgte  1880  die  Aufhebung  der 
Biersteaer,  welche  letztere  nur  da«  für  den  Absatz,  nicht  das  für 
den  Hausverbraueh  gebraute  Bier  getroffen  hatte,  daher  keine  all- 
gemeine gewesen  war.  Von  den  beiden  Materialsteuern  fiel  die- 
jenige auf  Hopfen  1862,  wofdr  indessen  die Braaereiüceosen  erhöht 
wurden.  Die  der  baierischen  illinliche  M  alzbesteuerung,  obwohl 
Rohstoffstener,  galt  vielfach  als  technisch  besonders  passende 
Fomi  der  Bicrbesteaerung.  Zn  ihr  trat  seit  1847  noch  die  Stener 
auf  den  beim  Brauen  immer  mehr  als  Malzsurrogat  mit  verwendeten 
Zucker  (Stärkezucker).  Im  Jahre  1880  glaubte  man  indessen, 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  eingetretenen  Aendcrungen  im  wiilh- 
scbaftlichen  Character  der  Brauerei,  bei  welcher,  zumal  nach  dem 
Umfang  der  Fabrikation,  die  gewerbliche,  für  den  Verkauf  arbeitende 
die  private  zum  Hausverbraueh  grossentheils  verdrängt  hatte,  im 
Wesentlichen  wieder  zur  Besteuernng  des  Bieres  selbst,  bez. 
der  Bierwürze«  also  zn  einer  Art  (Halb-) Fahr ikatstener  znrllck- 
kehren  zn  sollen.  Die  technischen  Fortschritte  anf  dem  Gebiete  der 
Messapparate  (des  Saccharometcrs) schienen  auch  die  sichere 
Messung  des  specifischen  Gewichts,  bez.  des  Zuckergehalts  der 
Wtirze  zu  gestatten  und  demnach  eine  bezügliche  Besteuerungs- 
niethode  anwendbar  zu  machen. 

Das  Li ecü zsystem  bildet  die  Grundlage  der  Besteuerung,  in- 
dem es  duzu  dient,  die  Bierbrauerei  unter  die  Controle  der  Aceise- 
verwaltung  zu  stellen  und  dem  Brauer  die  Verbindlichkeit,  gewisse 
Vorschriften  zu  eiiüllen  und  gewissen  Controlen  sich  zu  unter- 
ziehen, wirksam  aufzuerlegen.  Die  Steuer  ist  dann  etwas  ver- 
schieden eingerichtet  fUr  die  gewerbliche  Absatz-Brauerei 
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und  fttr  die  private  Haasbrauerei.  Der  Normalstenersatz  fttr 
die  Steaereinheit  von  36  Gallonen  Bierwttrxe  von  1,057^  Bpeciflsehen 
Gewiobts,  dem  Ourchscbnittsergebniss  von  SBnshelMalz,  i8t6V4sb., 

nngefiihr  der  Ertrag  der  bisherigen  Steuern  (auf  Malz  und  Zucker), 
au  deren  Stelle,  zugleich  mit  der  Absicht  einer  geringen  Erhöhung 
des  Ertrags,  die  neue  Stcuerfonu  trat.  Das  tinanzielle  Ergebniss 
(incl.  Licenzeu)  war  eine  kleine  Steigerung  der  Erträge. 

Diese  Besteueruugsmctbode  hat  das  Gute,  sicherer  als  die 
Malzsteuer  aut  Bier  einen  Qualitätsstencrluss  anzuwenden, 
soweit  diese  Qualität  von  der  Schwere  der  Wtirze  abhängt  und  das 
Saccharometer  zuverlässiir  ist.  Einzelne  Technologen  (so  Rud. 
Wagner)  erklären  diese  BierwUrzstener ,  die  auch  in  Oesterreich 
besteht,  t'i1r  die  beste.  Von  anderen  Seiten  wird  sie  aber  bemHngelt, 
namentlich  wegen  auch  ihrer  doch  unvermeidlich  noch  weitgehenden 
Controlen  und  wegen  der  dem  Saccharometer  doch  immer  noch  an- 
haftenden Fehler.  Der  Uebergang  von  der  Rohstotlbesteuerung 
(Malzsteuer)  zur  Fabrikatsteuer,  auch  zu  einer  derartigen,  ist 
steaerpolkisch  und  steuertechnisch  aucb  in  diesem  Falle  sonst  wohl 
als  ein  riefatiger  Fortschritt  zn  bezeichnen. 

|.  132.   Einzelnes  über  die  Bierbesteuerung-. 

S.  Dowell  IV.  127—144,  über  Liccnzon  etc.  S.  145  tl.  Vocko,  S.  884— 392, 
414  ff..  Boll.  fran?.  ISSO,  II,  57  ff.;  1SS5,  II,  866  ff.,  auch  19S0,  I,  427  (GladstOne's 
Finaiizprograinm  für  die  Biersteuer).  Holzner  in  dem  Aufsatz»  „Methoden  der 
nierhritLtr  ruijc:'"  in  der  Zeitschrift  fiir  Brauwesen.  Festuummer  ISbO,  S.  44 — 53; 
11.  ibi  iSc^iici  dicacr  Foiuj.  Bell  a.  iJwclly,  excisc,  p.  285,  5t)9.  Schaf flo  in 
der  Tab.  Zeitschrift  IbSl,  S.  1S5.  Kud.  Wagnor,  Ghom.  Tecbnologie,  11.  Aufl., 
S.  684.    Erträge  um  ISM,  s.  o.  S.  105. 

Die  ältere  Biersteuer  war  von  Auiang;  an  (164^)  nach  der  Bieräorte,  haz. 
nach  dem  Bierpreise  abg:estuft  gewesen,  so  z.  B.  1784  nach  3,  1802  nach  2  Sorten 
(„starkes"  Bier  tlbor  16  sh.  per  Barr  l  zaUv;  10  ^li.,  ..Tafelbicr''  16  sh.  und  darunter 
2  sh.  Slouer).  1  S2d  wieder  nach  3  Sorten  (bei  der  zweiten  mit  weitcreo  Clauseln)  und 
ctvas  eimässigten  Sitzen  (9  8h.  lOd.,  4  8li.  UVs^m  Ish.  llV^d.).  (etvas  andere  Sätze 
in  Schotllaiifl  und  Irland),  bis  die  Aufhebung:  mit  einem  Vorliist  von  'AM  Mill. 

Pf.  für  die  Staatscasse  erfolgte,  was  sich  aber  durch  Steigerung  das  Consums  bei  der 
Malzstenor  etwas  ansglich  (Do weil  IV,  133).  Die  damals  fttr  die  Aiifhebang  der 
Bierstoucr  entscheidenden  Gründe  waren:  Beseitigung  einer  Belastung,  ilio  blos.s  das 
Absatzbier  traf  und  derentwegen  die  Brauerei  für  eigenen  Bedarf  sehr  ausgedehnt 
blieb,  Bruch  des  Monopols  der  grossen  gewerblichen  Brauerei,  die  durch  diese 
Stenerform  begünstigt  wurde,  Minderung  der  den  Betrieb  vertheaemden  Controlen. 
(Dowell  IV,  12S-^132). 

Die  31  alzf) teuer  (seit  1697)  war  am  Sclilu.s.~e  des  lot/tcn  Kric^^ci  von  U  d.  per 
Bashel  Malz  vor  1780  auf  4  sli.  5V*  d.  (höher  als  der  Preis  des  Malzes).  dieHopfen- 
steiicr  von  1  d.  per  Pfund  dcimals  auf  '2 d.  gestiegen.  Nach  Ermässigungen  und 
Erhöhungen  (1816,  ISIU)  erfolgte  lb22  eine  llerabsouuug  der  Maksteuer  auf  2  sh. 
7  d.  Die  hohe  Gesamnitbestouoning  scheint  doch  den  Preis  za  hoch  getrieben  und 
den  ConsTim  vcrminclert  oder  gehemmt,  ihn  vielleiclit  auch  anderen  Getränlcen  Tliee?) 
zugetrieben  zu  haben  (Vocko  sucht  das  za  beweiseu  S.  386  ff.).  Die  Steuer  auf 
Malz  wurde,  wie  damals  auch  andere  Steuern ,  seit  1840  bleibend  um  5*/o<  ini  Krim- 
Tvriogo  vorübergehend  1S54  —  56  auf  4  sh.  i  rböht.  Seitdem  blieb  sie  auf  dem  alten 
Satze  von  2  äh.  7  d.  plus  67«       ''f'*^^  Aufhebaug,  bez.  zur  Einführung  der  neuen 
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Bie]»teuer.  Der  Steoerortrag  war  in  Grossbritauniun  1S1&  6.04,  1822  —  23  3.86, 
ISdO  4.23.  1840  (naeh  foitfrefallener  fifersteiier)  sogar  5.59,  1841— 4S  vioder  nnr 

4.S0.  lS5()-5:5  5  ö.  IS.ir,  0.70  (Kne-ssaU\  ISCl  6.21.  1S71  0.48,  lS77(Max)  S.04, 
18S0  6.T0  Mili.  Pf.  St.  (roh,  aber  abztl-ilicli  Huckzablungen  and  Aui>fubr?erKUtai)g). 
^Datca  nach  DowoU  u.  Stat.  ab^tr.).  Etwas  gehemmt  ist  die  Zonahme  der  Malzsteiier 
allerdiogs  seit  Ende  der  40ür  Jahre  durch  die  steij?ende  Mitverwendung  von  Zucker, 
welcher  s-cit  IS  17  (mit  Ni  ätcix-n  Stcnciciliöhungcn,  so  \'^V)\  1  S70)  daher  mit  besteuert 
wurde,  uud  zwar  !;ldch  hock  wie  MaU  belbst,  zuletüt  ma  21  sli.  Ü'/*  d.  per  210  Pfuud, 
die  fpleich  8  Bu^hel  ilalz  galten  (IloUncr  S.  52).  In  den  letzten  Jahren  vor  der 
Umwandlung  der  Biersteuer  (1878—80)  warf  die  Zuckersfeucr  5—610.000  Pf.  St.  ab, 
wodurch  sich  damals  die  ganze  liierbesteuerutig  auf  S^/^— S'y.j  3>lill.  Pi.  stellte  (ohne 
die  Licenzeo).  Immerhin  cia  erheblich  lanttsamores  Waclisthum  der  Steuer  als  bei  der 
Eranntweinsteticr.  d'S  Consums  als  hei  Zucker.  Tliv;«,  Wein,  was  allerdings  doch 
wohl  mit  auf  zu  hoho  Bcsteuuiuug  kiiiweibt.  (jonsum  per  Kopf  im  ganzen  Staate 
1852,  1673,  1882  von  Bier  bez.  0.608.  0.885,  0.766  Barrels,  von  Wein  0.231,  0,527, 
O.lOn  Galloueu,  von  Prnnnt\7ciii  'einheimisch  und  fremd)  1.093,  1.129,  1  045  Galloiien, 
von  Theo  1.U09,  4.010.  4.076  Pfund.   (29.  InL  rer.  rep.  p.  12). 

Die  Hopfen stener,  vor  der  Anfhebong  1862  ermSssigt  (1860),  hatte  nach  be* 
kannten  Ernte-  und  Prui^schwanUingen  des  Products  einen  sehr  veränderlichen  Ertrag, 
wonach  diese  Bicrmaterialsteucr  wenig  passend  erscheint  (1S15  222,000,  1S52 — 55 
447.000,  277,000,  80,000,  720.000  Pf.,  Dowell  IV,  134).  Bei  der  Aufhebung 
wurde  der  Verlust  au  Acciso  aof  250,000,  an  Zoll  auf  99,000  Pf.  St.  geschätzt 
(Stat.  abstr.  No.  2H,  1876,  p.  11).  Die  Accisc  hatte  auf  dem  Uopien  beim  Prada- 
centen  gelegen.    Hopfensurrogate  waren  steuerfrei  yc\v(;.scii. 

Die  Gesct7|:cbung  über  die  Malzsteuer,  —  beginnend  mit  8  u.  9  Will.  I\'  1697), 
c,  22  bis  zu  1  Vict.  c.  49  (1837);  die  einzelnen  üesefze  bei  Dowdl  IV,  137.  N'ote 
citirt,  die  vor  1880  noch  geltenden  Übersetzt  in  der  Zeitschrift  für  ]irau^vc:>en,  I.  Jahrg., 
No.  12,  13  —  fasst  Holzner  a.  a.  0.,  S.  50 ff.  in  ihren  Havptbestimmungen  über  die 
technische  Einriclidini;-  und  Controh'  zusammen.  Er  saprt:  ,.dic  englische  Malzsteuer 
fuhrt  diesen  Namen  eigentlich  nicht  mit  Kocht,  sondern  sie  sollte  Gerstensteuet  nach 
Maaas  oder  Gewicht  mit  BerOcksichtigung  der  Qaalit&t  heisscn**.  Sie  traf,  wie  die 
Hopfensteuer,  auch  die  Brauerei  filr  Eigcjibedarf  (S.  auch  Bull.  1S80,  Tl.  57  tlber 
deu  Cbaracter  der  Malzüteucr).  MäUerci  und  Brauerei  waren  gelrennt,  beide  an 
Licenzen  geknüpft.  Die  Bestenenmg  schloss  sich  an  die  Hfilzerd  an.  die  geleistete 
Zahlung  der  Malzsteuer  hatte  der  Brauer  dann  nachzuweisen.  Die  Sfcuer  richtete 
sich  nach  Wahl  des  Mälzers  entweder  nach  dem  Volumen  der  geweichten  oder 
nach  dem  Gewicht  der  trockenen  Gerste,  aus  dem  letzterenfalls  das  Volumen 
nach  einer  gesetzlichen  Reductiousziifer  berechnet  wurde.  Das  Einweichen  der  Gerste 
liatte  nacli  scliriftlichcr  Anzcire  beim  Stcueramt  unter  Controle  von  Steuerbeamten  in 
besiimmtea  Tagcsatunden  uud  innerhalb  bestimmter  Zeitfristen  m  geschehen.  Dabei 
bestanden  viele  Detailvorschriften  über  das  Verfahren,  die  Apparate  u.  s.  w.  und 
Strafandrohungen  (M;d/-  ii  ohno  Anzeige  mit  100  Pf.  St.  und  Confiscation  der  Gerste 
zu  büsseu).  Vom  berechneten  Volumen  der  eingeweichten  Gerste  wurden  nur  81.5% 
ab  steuerpflichtige  Menge  Bnshel  angerechnet.  Das  ganze  Steuerrerfahron  hatte  die 
an  sich  berechtigte  Tendenz,  liubcn  der  "Mentrc  die  Qualität  des  Malzes  zu  bc- 
ruduiditigen.  waü  aber  doch  nur  ungenügend  und  nur  um  den  Preis  lästiger  Controlcu 
erreicht  wurde.  Mit  letzterer  wegen  wuMe  beim  Bicresport  ausser  der  vollen,  nach 
dem  angenommenen  Productionscl^;<  bnis.-;  duri  li  Ivcductlou  festgestellten  Malz.^tcucr 
noch  ein  Zuschlag  von  ca.  3  d.  per  Barrel  Bier  für  anderweite  Auflagen  rückvergütet. 
Mab  zur  Fütterung  und  zur  Branntweinbereitung  war,  unter  bestimmten  Controlen  vor- 
genommen, stener^i,  Ezpoitmalz  erlangte  Bflckreigtttung  bis  auf  7Vs7«> 

§.  133.  Die  Rückkehr  zur  Biciste u er  und  die  Aufhebung 
der  Malzs teuer  im  Jahre  l^bO  erfolgten  wesentlich  mit  im  Inter- 
esse der  Gerste  bauenden  Landwirthschaft,  besonders  des  leichteren 
Ackerbodens.  Sie  wurden  jetzt  darcb  den  ciugetrctenen  starken 
Rflckgang  des  Umfaugs  der  üaasbrauerei  und  der  Anzahl  der  im 
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GewerbsnmfaDg  durchschnittlieb  stark  gestiegenen  „Braaereien  auf 
Absatz  und  Verkanf"  (1853  45,294,  1879  nur  noch  22,278  Brauereien) 
erleichtert.  Die  bei»onder€n  Verhältnisse  der  Uausbrauerei  schienen 
sich  jetzt  unschwer  durch  einige  Specialbcstimniungen  berücksichtigen 
zu  hissen.  Auch  das  Fallenlassen  einer  RohstotVbteiier  sprach  mit 
liir  (lies  Vorgehen.  Ob  die  neue  Steucrlorui  auch  eine  Verminderung 
der  betriebbtrtrendeu  Conti olcn  zugelassen  hat,  wie  erhofft  wurde, 
ist  dagegen  weniger  zweitelhis  Di  r  aufgetauchte  Gedanke,  die 
ganze  Bicrbcstcuernng  aufzuheben,  wurde  verlassen  wegen  der 
finanziellen  Heden! ung  des  Objeets,  wegen  der  steuerpolitischen 
Geeignetlieit  dieser  ^^teuer,  auch  weil  die  Biersteuer  durch  die- 
jenige des  Weins  und  Branntweins,  letzterer  das  ..Nationalgetränk'' 
in  Schottland  und  Irland,  wie  Bier  in  England,  gefordert  zu  sein 
schien.  Auch  der  Gedanke  einer  Herabsetzung  der  Malzsteuer 
erschien  unberechtigt,  u.  A.  wegen  der  Zweifel,  wie  viel  davou  dem 
Consumenten  zu  Gute  kommeii  werde  (sie!). 

Dowell  IV,  l'!T  ff.   GladstoDo's  Fioftiizrede  vom  10.  Jani  1880,  Ubeisetzt 

im  fraiuöö.  Bull..  ls>0,  II,  427  ft". 

Daa  neue  Gcseu  von  1S80,  (,43  u.  44.  Viel.  Inl.  rer.  aci  c.  12,  2Ü).  ilai  auch 
die  Brautireilicen/«n  erheblich  herabgesetzt  hat,  uuterschoiilet  cigeutiich  drei  Arten 
der  Bicrlnauerci :  1)  ciiimal  für  den  Hmislx-darf  in  cranz  kleinem  Dmfang,  d.  h.  in 
Häusern  mit  weniger  als  10  Pf.  St.  JahrosmictbwertU:  hier  besieht  nur  die  Vor- 
pflichtnng,  oine  jährliclie  Licenz  f&r  6  sli.  zu  nehraen ,  olme  eine  weiloTC  Steuer  für 
das  Bier,  desiicn  Absatz,  bez.  Verkauf  n:\ch  Aussen  Tcrliötca  i?t.  riitrichtcn  zu  müssen ; 
2)  sodann  die  Brauerei  fur  den  Hausbedarf  iu  etwas  grösserem  Umfang,  aber  mit  den' 
selben  Verkaofsverboten,  d.  b.  in  H&nsern  ren  über  10  Pf. St.  Miethverth  betrieben: 
hior  (ritt  zu  clor  Osh.-I.icenz  eine  M;\tcrialstou'  r.  indem  filr  je  2  Bushcl  Malz, 
dem  augeuommenen  StoUbedarf  fur  36  Gallone»  Bierwürze  von  1,U57"  Uewicht,  oder 
fdr  das  gesetzliche  Aequiralent  von  1  Bnshel  Malz  (41  Pfand  Korn  oder  37  Pfind 
Zucker)  je  6  sli.  '3  d.  Steuersatz  zu  zahlen  sind;  endlich  8)  die  g:e  wcrbsmässige 
Brauerei  zum  Verkauf  ron  Birr  (AHsatz\  wo  die  L.icenz  1  Pf.  St.,  und  die 
Steuer  regelmässig  nach  dem  yuautum  und  Quäle  der  Bierwürze  iur  den  Ein- 
heitssatz von  30  Gallonen  iin  specitischen  Gewicht  von  1.057**  beträft  Die  Malz- 
mr>iige  dient  hi^r  nur  als  weiteres  Cantrolmittel,  indem  dies«"  ??B  Gallonen  zu  1.057*^ 
als  M i ni mal er^(ebiiiss  der  Production  gelten.  Die  Steuer  will  aber  die  Bierwürze 
nach  ihrem  Zuckergehalt  selbst  zum  uumiitelbaren  Steuerobject  machen.  AnsnahmS" 
weise  wird  davon  abgewichen,  wenn  rlio  Bierwiirze  bcreils  in  Gährung^  über^ecran'Ji'cn 
und  deshalb  die  ursprüngliche  Schwere  der  Würze  durch  das  Saccharomctor  nicht 
mehr  bestimmt  weiden  kann.  Hier  wird  gemäss  einer  dem  Gesetze  beigefügten  Redoc- 
tionstnbcllc  aus  dem  Alcoliolgrad  nach  ('iuem  nähor  ari^eijebeneii  tocbni.schcn  Ver- 
fabreu  (Art  9  des  betr.  Abschnitts  des  Biersteuergosctzcs)  die  Schwere  der  Bierwttr^e 
berechnet. 

ümfass.  nde  und  einschneidende  Controlrorschriften  und  Strafandrohmi^cii  sind 
auch  bei  der  neuen  Biersteuer  geblieben,  nur  dass  davou  jetzt  die  Bereitung  des 
lialzes  nicht  mehr  unmittelbar  getrotlen  wird  und  die  Anwendung  von  Malzüurrogaten 
erleichtnt  ist 

Zunächst  hcstoht  der  Licenzz wang-,  das  Brauen  ohne  riihtige  Licenz  ziolit 
eine  Strafe  von  lüü  Pf.  und  Confiscation  der  Gcräthe,  Materiaiien,  Bierwürze,  des 
Bieres  nach  sieh.  Dazu  kommt  der  Anmelde-  nnd  Declarationszwang,  nach 
vorgeschriebenem  Formular,  in  Bezug  auf  die  Menge  der  zu  ytTarljeitonJea  Stoff  ', 
auf  die  Zeit  des  Einweichens  des  Korns  oder  Malzes     s.  w.,  wiederum  mit  Strafen 
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?oa  100  Pf.  bei  Vci"st5sscii.  Die  Huusbraucr  können  durch  die  „üomtQisääro  des 
iDl&ndischen  Einkommens"  gcnöthigt  werden,  vor  einem  Friedensrichter  oder  vor 
einer  anderen  conipetcnteh  Behörde  die  Richtigkeit  ihrer  Angaben  zu  erhärten.  Die 
StPiierl»ea!nt' n  haljcn  das  Kc<  !it,  zu  geeigneten  Stiinilon  die  Hiuime  des  Hausbrauers 
zu  betreten  und  dcsacii  (jurüthc  u.  s.  w,  m  piutcii.  Der  Verkauf  an  Haushraubier 
nach  Aussen,  auch  der  Versuch  dazu  ist  mit  100  Pf.  Strafe  bedroht 

Schärfer  sind  die  Controlen  der  Absatzbraueri  i.  Sit;  imterliejt  dem  Zwang, 
der  Behörde  eine  genaue  Bcächrcibang  der  Localitäten  und  deröerätho  zu  über- 
geben, aucli  be/Ug:Iiche  VerzeiclinisBe  im  Locale  anmheften,  die  Getitbe  u.  9.  w»  so 
aufzustellen,  dass  sie  den  T^eainten  zur  Messung  zugänglich  sind,  wozu  noch  andere 
ähnliche  Bestimmungen  kommen  (Contraveatioosstrafe  100  Pf.).  Ebenso  mu^  bei 
jedem  GebrSn  der  Zeitpanct  far  die  einzelnen  Procedoren  und  die  Art  nnd  Vommer 
der  dabei  ?^übraiic]i(en  (leräthc  angegeben  werden.  Die  Anwesenheit  des  Steuer- 
beamtcn  bei  diesen  Proccduren*  fUr  deren  Vornahme  zum  ThcU  gewisse  Fristen 
Torgosclirieben  sind,  ist  geboten.  Bnebnngszvang  bestellt  fir  jedes  Gebifta,  nament- 
lich muss  Volumen  und  Schwere  genau  in  Ke^istiT  eingetragen  werden.  Diese 
Kegistcr  stehen  dem  Steuerbeamten  jederzeit  zur  Einsicht  olfeu.  Zur  Ausgleichung 
von  Abgängen  u.  dergl,  wird  eine  Differenz  bis  zu  4%  nachgesehen,  um  welche 
Volumen  und  Gewicht  der  wirklich  gewonnenen  Bicrvttnee  lunter  denjenigen  der 
rechnunfTsmässig^  (nac]»  der  'Malrmcnsrc  u.  s.  w.)  angenommenen ,  bei  unvollständiger 
Umwandlung  der  Ivohstoüe  in  Zucker,  zurückbleiben;  desgleichen  eine  Ditierenz  bis  CVo 
der  Menge  in  Folge  von  zufalligen  Verlusten.  Andererseits  aber,  wenn  in  irgend 
einem  Moment  das  specifisehe  ficwiclit  der  Bierwürze  mehr  als  2Vo  tles  vom  Tiranor 
erklärten  übersteigt,  gilt  das  tii  briln  für  oiu  neues,  voll  der  Steuer  unterliegendes. 
Contraventionen  gegen  die  einzehau  Controlvorscliriften  sind  regelmässig  mit  100  Pf.  St 
bedroht.  Die  Stenerbeamten  haben  das  Kechl,  besfltndig  Tag  nnd  Nacht  die  Absatz- 
braucrcien  behufs  Goutrole  zu  besuchen. 

Die  AnsfahrrergtttQng  derStaner  ist  6  8b.  3d.  far  je  S6  Gallonen  Bier  ron 
1.057  Grad  Tind  in  diesem  Vcrhällniss  fUr  anderes. 

Eine  wesentliche  Acndcrung  und  Ermässigung  haben  die  Braoeroilicenzen 
ei&hreD.  Jetzt  bestehen  mässige  fixe  Sfttze  ron  1  Pf.  und  6  sh.,  ansnahmsweise 
9sh. ,  bei  Hausraiethwerth  von  10 — 15  Pf.  und  si  it  für  kleine  llausbrauer  nur 
4  sh.«  seit  1886  für  solche  bis  S  Pf.  Mietbwerth  sogar  Licenzstcoerfreiheit.  Vordem  be- 
standen höhere  Stufensätze  nach  Maassgabe  der  Grösse  der  Bierprodnction. 
So  schon  nach  dem  ersten  Licenzsysteui  von  1784  und  nach  den  verscliiedenen  Ver- 
änderungen desselben;  ebenso  für  Mälzereien  nach  dem  Umfang  drr  Production. 
1S62  wurden  die  Braulicenzen  erhöht,  um  den  Ausfall  in  Folge  der  Aufhebung  der 
Hopfenstener  zu  decken.  Seit  1875  zahlten  die  Brauereien  für  je  50  Barrel  12^/^  sh. 
Licenzzuschlag  zo  d  ^n  al(en  Sätzen  von  vor  1S62  Der  "Frfrag  dieser  Life nzen  be'trtig 
in  den  letzten  Jahren  vur  ISSO  ca.  400,000  Pf.  jährlich,  1880  405,010  Pf.  für 
23,338  Personen.  Der  jetzige  Licenzertrag  ist  viel  niedriger  nnd  wegen  Abnahme 
der  Zalil  der  Brauereien,  besonders,  aber  nicht  allein,  der  Hatisbraucreien  und  in  Folge 
der  neuesten  Herabsetzung  der  Licenz  für  letztere,  sich  vermindernd;  1881/82  Ab- 
satzbraner  16,774,  andere  110,025,  Steuer  49,890  Pf.  8t,  1985/86  bez.  IS.H08  und 
05,301  Licenzen  (wovon  64,829  zu  4  sh.,  21,026  zu  6sh.,  r.,:50(;  zu  0  sli.  Licen/.).  ,'5fi.8TO  Pf. 
Ertrag.  Die  Licenzen  der  Mäker,  Malzröster,  Kostmalzhändler  sind  1880  aufgehoben 
worden. 

Der  Bier(  ousum  hat  sieh ,  wohl  unter  dem  Eiufluss  der  wirthschaftlichcn  Lage, 
in  den  letzten  Jahren  etwas  rermlndort,  auch  seit  der  neuen  Steuer:  1872  per  Kopf 
0.885,  1882  0  766,  1885  0.746  Barrels  im  ganzen  Staate.  Die  Bierstencr  ergab  roh, 
abziitrheli  Kackzalüungen  und  Aasfuhrvergütung,  1881/82  9.53.  18'?4/S5  8.54.  1885/86 
8.40  Mill.  Pf.  St.  Versteuert  worden  1885/86  durch  Absatzbrauer  27.091  Mill.  Barrels 
(wovon  2'<.70'J  in  Euäland)  und  nur  100,437  Barrels  (bis  auf  168  g.an/.  in  Eukiiaud) 
durch  Hausbrauer,  zus.  27.195  Mill.;  exportirt  davon  518.903  Barr- Is.  Die  Haus- 
brauerei ,  «jbwoläl  sie  auf  dem  Lande  anrli  das  Bier  für  di«  eicrenen  Feldarbeiter  mit 
liclcrü  darf,  wird  hiernach  trotz  der  hohen  Steuer  der  Absatzbraiicrei  immer  mehr 
,  durch  diese  verdrängt  Uebrigens  ist  in  diesen  Daten  die  Production  der  ganz 
kleinen  Hausbrauereien,  die  keine  Bierstener  zahlen,  nicht  mit  enthalten. 
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4)  Die  Branntweinbcstouerong. 

Dowell  IV,  195—237  (u.  Ä.  S.  195  £  Uber  die  Tcrschiedenen  in  Grossbritannicn 
ond  frlftod  Ol»lichen  Sorten  Triokbranntirelns ;  »och  Ober  die  Gesetzgebung  vor  1816, 

Jic  in  die  Pcriodo  seit  ISl')  hiiiiilicnring,  S.  226  fr.  Uber  die  Lieen/en).  Vocko 
S.  372— 3S2  (etwas  dürftiger  als  in  anderen  Abschnitten).  Jetzt  aus  der  deutschen 
LltcTfttar  besonders  rclclihaUig  J.  Wolf,  Branntireinstctier,  Tub.  1884,  S.  155— 207 
(Gescb.  d.  Gcsetzg^eb  ,  des  Cünsums.  Statistisches,  bes.  Steuertechnisches,  S.  192  ff.). 
Er  folgt  z.  Th.  dem  französ.  Bericht  v.  Jacqnömc,  lögislat.  fisc.  d.  roy.  rini,  Par. 
1876,  über  d.  brit.  Branntweinsteuer.  Im  Bull.  fran<;.  Auszüge  aus  dem  grossen  2S.  fiep, 
of  inl  rcv.  1885,  II,  362  ff.,  II,  492  (lacenzen).  Aus  dem  Werke  von  Kene  Stourm, 
l'imput  sur  Talcool  daiw  los  principau.T  pays,  Par.  IS^'ö,  Auszüge  in  ders,  Zeitschr. 
19SÜ.  II,  533—010.  Statistisches  in  den  Ikports  of  Inland  rcFcnuc  jährlich,  mit 
manchem  Detail  tiber  diese  Steuer.  Die  einzelnen  Gesetze  bei  Dowell  and  Wolf, 
Speciell  in  Bell  a.  DweUy.  laws  of  excise.  Die  wi'htiir^tcii  neueren  waren:  6  Gr-org 
IV,  c.  »0  von  1825,  23  und  24  Vict  c.  114  von  IsGü,  43  und  44  Vict.  c.  24  von 
1880.  Die  letzte  Gesetzgebung  var  ein  Theil  des  damaligen,  o.  A.  auch  anf  dieBierstener 
(eben  S.  2^4^  sieh  erstreckenden  Finanzreferm  -  Planes  von  Glarlstone.  S.  dessen 
bezügliche  Rede  in  Bull.  1SS0,  I,  424  ff.,  436  O'ordCbläge  wegen  Aenderung  und 
Ißrbftlrang  der  Licenzcn).  Vgl.  aucliBoame,  national  expeoditnre  npon  alcohol.  Jonin. 
of  Staf.  Seeii  ty,  1SS2,  p.  297  ff.,  K  \Vai;  ner,  ehem.  Technologie,  11.  Aufl.  711  f^",  — 
Die  Branntweiabcsteaeruug  hängt  mit  bo  vielen  und  so  verschiedeoartigea  Fragen  und 
Ptincten  zasammen,  hat  Im  Tereinigten  Königreich  so  manche  Verändemngcn ,  auch 
im  vorigen  Jahrhundcit,  erfahren,  bes.  im  Steuerfuss,  enthält  so  viel  technische  Special- 
fragen, dass  eine  kurze  Darstellung  besondere  Schwierigkeiten  macht  und  sich  auf 
wichtigere  Puncto  beschränken  muss.  Die  genauere  geschichtliche  Entwicklung  s.  bei 
Dovell  nad  bes.  in  der  TorzQgUchea  Daxsteilaug  J.  WolTa. 

§.  134.  Ueberblick.  Oharactcrisirung  der  britiscben 
B  r  a  11  Ii  t  w  c  i  n  b  c  s t  e  u  c  r  ii  n  Diese  ßestcueruu«^  lielort  den»  i)ri- 
tischen  Schatz  bedeutend  grössere  Erträge  als  diejenige  irgend 
eines  anderen  Verbrau ehsöteuerartilvels  und  sogar  die  Aceise  von 
iDläudiscbein  Spiiitius  allein  mehr  als  eine  iranzc  einzelne  Gattung 
der  tibrigen  Steuern.  Mit  dem  Zoll  auf  ireinde  Spirituosen  zu- 
sammen giebt  sie  jetzt  19  Mill.  Pf.  St.  (mit  den  bezüglieben  Licenzcn 
sogar  e.  20.5  Mill.)  Ertrag  oder  etwas  mehr  als  ein  \  ieitei  aller 
Steuern.  Unter  der  Annahme,  dass  die  Branntweinsteuer  ganz 
oder  weit  überwiegend  auf  den  Preis  im  Kleinverkebr  geschlagen 
wird,  wUrde  durch  diese  Steuer  allerdings  die  Deckung  einer  un- 
gewöhnlich gro.ssen  Quote  der  Staatslasten  auf  die  Branntwein 
consumirende  Bevölkerung  allein  geschoben  und  letztere  so  relativ 
Überlastet:  eine  bedenkliche  Folge  so  hoher  Besteaerang  Eines 
GoQSums  vom  Standpunct  der  Steuergerechtigkeit  aus,  um  so  mehr 
da  genügende  Compensationsstcuern  im  britischen  Haushalt  fehlen, 
denn  die  Thee-,  Bier-  and  VVeinstenem  reichen  fUr  diese  Fanction 
nicht  aus. 

Dies  Bedi^nkcn  wird  zwar  »Inrch  die  Natur  des  Branntwcinconsums  verniindort, 
da  eine  Einscliränkiin^;-  dos  let/.tcr-  n  in  vielen  Fällen  sanitäts-  und  sittcnpolitisr.li.  audi 
wirthschafts-  und  selbst  allgemein  politisch  erwünscht  ist,  und  die  Steuern  auf  die 
genannten  drei  anderen  Artikel  wenigstens  einige  Compcnsation  bewirken.  Aber  auch 
durch  dioso  £rvägangen  vird  jenes  Bedenken  nicht  4)C9eitig;t,  veil  es  bei  der 
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Benrtbeilung  des  Brannfweinconsums  durchaus  auf  dessen  Art,  numentlich  auf  dcssca 
zeitliche  Vertbeilung  und  aaf  die  Umstände,  unter  denen  der  Branntwein  verzehrt 
wird,  ankommt.  Je  nachdem  kann  dann  auch  cino  starke  Branntwcinconsumtion,  z.  B. 
per  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahre.  unpfefähTlifh  sein.  VocIcl'  fS.  3S1)  hat  insofern 
doch  uicht  Unrecht,  principieilc  Bedenken  Uber  die  uberauai  holten  britische  Branntwciu- 
*  Steuer  za  ftassern. 

Es  ist  characteristiBch,  dass  gleichwohl  das  genannte  Bedenken 
niemals  die  Tendenz  za  m5glichst  hoher  Bestenerang 
dea  Branntweins  in  Grossbritannien  nnd  Irland  gehemmt  zu  hat)en 
scheint.  Im  Gcgentheil  scheute  man  sich  um  so  weniger  vor  mög- 
lichster Verfolgung  des  fiscalischen  Interesses  an  hohen  Steuersätzen, 
wenn  dadurch  der  Preis  auch  sehr  vertheuert  wurde,  weil  gerade 
diese  Wirkung  dem  sanitäts-  und  sittcnpolizcilichcii  Interesse  iür 
entsprechend  galt.  Mitunter,  so  mehrraalö  im  18.  Jahrhundert,  ist 
letzteres  Interesse  auch  wohl  dem  fiscalischen  voran  gestellt  worden, 
selbRt  wenn  din  hohe  Steuer  Production  und  Consnmtion  verminderte. 
Bisweilen,  Ijesoiiders  in  den  finanziellen  Schwierigkeiten  von  Kriegs- 
zeiten, ist  freilich  auch  das  fiscalische  Interesse  vorangegangen, 
vollends  wenn  die  Abnahme  der  Production  mehr  nur  die  legale 
traf  und  Einfuhrschmuggel  und  heindichc  inländiseiic  i3reunerei 
d<is  tiscalische  IntfM-esse  an  hohen  Steuersät-zen  I)eeintrI1rhtigte, 
wobei  die  cntsprcehende  Fördcrnn!^:  des  sanitäts-  und  sittcnpfdi- 
tischcn  doch  ausgeschlossen  war.  Die  Gesehichte  der  britischen 
Branntweinsteuern  ist  lehrreich  wegen  der  Experimente,  zu  welchen 
die  Berücksichtigung  dieser  verschiedenen,  bis  zu  einer  gewissen 
Höhe  der  Steuer  Ubereinstimmenden,  darüber  hinaus  sich  kreuzenden 
Interessen  führte.  Gerade  wegen  der  Schmuggel  und  Defraudations- 
gefahr  konnte  das  sanitäts-  und  sittenpolitisobe  Interesse  an  höchsten 
Stenersätzen  nach  britisch- irischen  Erfahrungen  nicht  ausschliesslich 
massgebend  werden,  anch  wenn  man  das  lisealiselie  hätte  durchaus 
hinter  dasselbe  treten  lassen  wollen.  Es  ist  schon  yiel  erreicht, 
dass  »fjetzt  von  allen  iSeiten  zagegeben  wird,  die  Branntweinsteuer 
sei  anf  dem  höchstmöglichen,  mit  der  Bewältigung  des 
Untersehleifs  noch  vereinbaren  Satze  zu  halten"  (Dowell). 

Das  ist  nicht  nothwendit:-  und  practisrh  in  der  That  kaum  der  rein  fis- 
calisch  Vürtlieilhaffi->ti;  S;itz.  ab'T  wolil  dcrjcni^re ,  lici  welchem  das  sanitäts-  und 
aittcnpoUtischc  Interesse  und  das  hscaiischc  am  Besten  vereinigt  und  erstcres  principiell 
und  piactiscb  sogar  in  stärkerem  Grado  walirgenommen  wird.  Dagegon  wird  dabei 
das  loteresse  gleichmilssi^or  Steiierbclastnnü:  aller  Volkskn'ise  allerdings  nicht  un- 
woätiUtUch  uud  wio  gesagt  niclit  ganz  unbedenklich  preisgegeben.  —  Ucbcr  den  Zu- 
flammcnhang  «irischen  StenerliOho,  Cousum,  heimlicher  Brennerei,  SiDfahrschmiiggol. 
fiataliicli-'iii  iiinl  sittonpolitischcm  Interesse  verbreifen  sicli  alle  Darstellungen  der 
britischen  Branntweinbcsteucrung-,  so  auch  Dovoll,  Vockc,  J.  Wolf.  Bcachtens* 
Werth  bes.  die  Experimcato  mit  sehr  hohen  Stenern  (z.  Th.  Licenzstcnom  für  Klein* 
Terkanf)  1728«  1736  und  1819»  womit  man  jedesmal  za  weit  gegangen  waf  und  im 
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fiscalisohi?«  wie  sonstig'cn  Intero?sr  tim]{.:^lirfn  mnsstL\  (Vocke  S.  373.  Dowell  IV, 
20<i,  Wolf,  S.  15S  H.)  Mau  liai  laiiir-'  Jahre  zurück  ciiie  noch  jetzt  jährlich 
«H^maehte  amtliche  Statistik  «In  C n t •! ecku rif;  heimlicher  Dcfraudatioiis- 
BrcnnercifMi,  deri-ti  Daten  wühl  Jeu  Zu-auirnculiaim  uiit  Jen  Steuersätzen,  abor, 
wie  die  aeiieriiche  starlit:  Abualun«;  beweist .  uucli  unt  der  rortaclirciieadco  Concen- 
trMlon  des  Grossbetliebs,  mit  Fortschritten  der  Productions-  und  Steuertechnik  und 
im  Coutrohvesea  zeigco.    Viel«)  Daten  liei  Wolf,  juhrlich  im  Ucp.  of  inl.  rev. 

Mehrfache  Vorgänge  in  der  GescUkhtc  der  britischen  Brannt- 
weinsteaero,  besooders  Ende  der  1830er  und  im  Beginn  der  1840er 
Jahre  in  Irland  (Pater  Matthew!)  und  in  geringerem,  aber  all- 
gemeinerem  Grade  in  den  ietzten  Jahrzehnten  im  ganzen  Staate 
liefern  den  Beweis,  daas  eine  energische,  auf  Voluntarismus'' 
beruhende  Oonsnmenthaltungy  wie  diejenige  in  Folge  der 
Mässigkeitsbeweguiig,  auch  fiscalisch  spttrhare  Wirkungen 
mit  sich  bringen  kann.  Freilich,  wie  all  dergleichen,  mehr  vorüber- 
gehend als  dauernd,  aber  immerhin  doch  auch  steuerpoHtisch 
beaehtenswerth. 

Vocko  S.  876,  Dowell  IV,  210,  Wolf  S.  178.  Der  versteuerto  Consom  war 
ia  Irland  bei  wenij?  veränderter  Steuer  (1S40  von  2''.^  auf  1S42  auf  3-/3  sh. 

per  Gallone,  ISU  wieder  2-/3)  in  1S3S  I2.3i».  1889  1Ü.S2,  ISAp  7.1*>,  1*^11  fi  *^r,, 
1842  5.29,  1S43  5.55,  1S44  r).45  Mill.  Gallonen,  der  Stenorertrag  fiel  von  1.4.i  Miil. 
auf  c,  Söü.Oüt)  Pf.  St.,  erst  1852  stieg  der  Consum  wi«;der  über  S  Mill.  Gallonen, 
aUerrlin^s  ]r.ut  sog:ar  bei  einer  seit  1840  am  7«  rennindcrtea  Berfilkerong.  TabeUcn 
bei  Vocko  S.  413,  Wolf  S.  175. 

§.  135.  Bei  liranntwein  sind  im  Vereinigten  Kiiuigreich  auch 
yolkswirth Schafts-,  speciell  handelspolitische  Interessen 
in  der  Besteuerung  von  Bedeutung  geworden:  gegenüber  der  Ein- 
fuhr vnn  fremden  und  Colonialspirituosen  (§.  150)  und  der  Ausfuhr 
von  heimiscbem  Spiritus.  Der  freihändleriscüe  Gesiclitspunct  der 
Gleichstellung  von  Accise  und  Zoll  bat  zwar  im  Ganzen  seit 
dem  Handelsveitrage  mit  Frankreicb  von  gesiegt.  Aber  in  dem 
kleinen  Plus  des  Einfuhrzolls,  als  einem  Ersatz  der  indirecten 
Spesen,  welche  die  inländische  Branntweinsteuer  durch  ihre  Gon< 
trolen  u.  s.  w.  dem  Brenner  auferlegt,  ist  ein  Element  geblieben, 
das  wenigstens  dem  Schutzzoll  principiell  und  practisch  nicht  ganz 
fem  steht 

Näheres  über  die  Be/.uUung  der  fremden  und  Colonialspiriiuoscn,  bes.  Kam. 
bei  Dowell  IV,  214  tf.,  221  If.  und  unten  in  §.  150.  üeber  die  Bererhntin<ren  des 
„Schadens"'  der  Steuerbelästigungen  u.  s.  w.,  um  das  Plus  den  Zolls  zu  iijchtfeiii^^en, 
s.  W  olf  S.  1S2— 184.  Die  Brenner  Teriangten  ein  Plii^  von  9'/j  d.  per  «ialione  im 
Zoll  i;en;-cu  (üe  lieiuilsclu'  Stcuef.  Mfui  i^cwährte  I^iiO  ,")(!.,  verminderte  abei-  ^leioli- 
zeitig-  die  l{eliii.ii;4uugcu  und  BcichrauLuiigcn  der  Brennerei.  1881  wurde  dic^icr  Satz, 
nach  erfol>;ter  Verbesserung  der  Me>sungen  der  Alcokolstärke  des  importirtcn  Braunt- 
weins,  auf  4  d.  gesetzt.    Bull.  18sü,  11,  i>42. 

Im  Unterschied  von  der  eontinentalen,  besonders  der  nord- 
deutschen Branntwein  besteuerung  tritt  dagegen  die  Berücksichtigung 
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der  landwirtliscbaftlichen  iDteressen  2um  Vortbeil  des  FiscuB 
und  einer  an  sich  rationellen  Bestenernogsmethode  weder  nach  der 
Art  noch  naeh  der  Höhe  der  BeBteuerang  so  entscheidend  herror. 
Sie  fehlt  indessen  in  der  lange  Zeit  erheblich  niedrigerer  schottischen 
nnd  besonders  irischen  Besteuernng  nicht  ganz,  für  welche  Er- 
mässigung freilich  auch  Rücksichten  anf  das  Fabrikanten-  nnd 
mehr  noch  anf  das  Gonsnmenteninteresse  Schottlands  nnd  Irlands 
mitsprachen. 

In  den  Materialien,  die  zur  Brennerei  benatzt  werden,  haben  f^esctzlicho 
Bcsrlirruiknnjren  staftgefuiulen,  nnd  früher  ist  auch  der  Steuersatz  nach  den  Materialien 
wohl  vtirschiedcu  gowoscn  Jahrhundert).  Ueberwiegend  wird  Korn  gebrannt, 
ausserdem  Zucker  und  Melasse;  IWx-.n  und  Kartoffeln  nur  veoig.  Deutscher  Kamffel- 
sprit  wird  iietierdlng^  stark  eing-ffiilirt. 

Krst  allmUblich  und  Bchrittweise  ist  die  Gleichstellung  der 
Steuersätze  im  ganzen  Vereinigten  Königreich,  welche  von  der 
Einheit  des  Staats^  und  Marktgebiets  wie  vom  tiscalischen  Interesse 
an  höheren  Steuern  und  an  der  Beseitigung  des  Schmuggels  nach 
England  gefordert  war,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  vollständig 
erst  seit  1858  erreicht  worden.  Damit  fiel  die  nn  deutsche  Ver- 
hältnisse erinnernde  Anomalie  von  provinciellen  Zwischen- 
zoUünien  nnd  siegte  die  Unification  der  Besteaerang  anch  hier. 

Indem  diese  Gleichstellung  auf  den  selbst  wieder  etwas  erhöhten  englischen 
Sat7.  in  Scliottland  und  Irland  erfolgte,  10  sh.  per  Gallone  (proof\  hat  man  in  gleicher 
Weise  (las  iiscalisclie  und  das  banitiiti-  und  sitteriijulitisolie  lutercsse  an  hoher  Be- 
steiiernnii  wahrgi  nommeii.  AUenlings  aber  ist  wiederum  durch  diese  formell  gleiche 
Behandlung  mittelst  eines  so  hohen  Steuersatzes  die  Vertheilung  der  durch  die  Brannt- 
weinsteuer dargestellten  Steaerbelastung  far  die  einzelnen  Theile  des  Vereinigten 
Königreichs,  nach  den  Wohlstands-  nnd  ConsamrerhaltniBsen  der  BerOllceraag,  reell 
ttngleichmässigor  geworden. 

Siebe  die  Steuersätze  in  den  genannten  Wericen,  ubcrsiciitlich  in  den  Tabellen 
bei  Yocke  8.  413,  Wolf  8.  167.  175.  anch  Bull.  1886.  II,  333,  634.  Der  Stener- 
satz  bezieht  sich  auf  die  Gallone  ,.ijrüof  spirits'*  nach  Sykes'  Ilydroinetor  (eingeführt 
dorch  Ges.  r.  1818,  öS  Georg  III,  c.  2b).  Bis  1824  brauchte  man  die  alte  „Wein- 
galtone**  (za  3.785  Liter),  seitdem  die  imperial  gallone  (4.548  Liter).  In  neneren 
amtlichen  Statistiken  und  bei  den  Autoreu  sind  die  Steuersätze  aui  h  für  die  fnilicre 
Zeit  auf  die  ueao  grössere  Gallone  umgerechnet.  „Proof  spirit*'  ist  solcher,  welcher 
bei  51*  Fahrenheit  genan  ^^/„  Theile  des  {j^ieichen  Yolumens  destilHitcn  Wassers 
wiegt  Er  entspricht  ö'^fo  des  Ccntesimal-Alcoholometers  (Gay-Lussac,  Tralles), 
genauer  (nach  Jac<iucme)  57.66  Grad  (Dowell  IV,  206,  Note,  Bull.  1885,  II.  363, 
1886,  II,  536).  Dieser  „proot  spirit  •  ist  der  legale  Typus  für  den  Steuersatz. 
Nach  amUichen  Tabellen  werden  Spirituosen  anderer  Stärke,  soveit  sie  znr  Bestenerong 
zugelassen  sind  —  sie  müssen  bestiinuiten  weiteren  S tärkcfypen  entsprechen  — ,  in 
Frocenten  ..über  uud  unter  proof'  umgerechnet  und  demgemäss  besteuert.  Sieucr- 
pi-oben  der  irUhercn  Zeit  sind:  1820  England  per  Gallone  11  sh.  S^td.,  Schottland 
G  Sil.  2'A,  d.,  Irland  5  sh.  T'/*  d ,  1826  England  7  sh.,  Schottland  und  Irimd  2  .sli.  10  d.. 
1840  England  7  sh.  10  d.,  Schottland  3  sh.  8  d.,  Irland  2  sh.  8  d.  Zwischen  185;^— 56 
England  auf  8,  Schottland  des^.,  Irland  6  sh.  2  d.,  1858  andi  letzteres  auf  8  d.,  so 
Gleiohstellnng,  seit  1661  alle  Sitse  anf  10  sh.  — 

Der  Steuersatz  ist  jetzt  mit  10  sh.  per  Gallone  ^^proof 
spirits^'  wieder  anf  eine  K6he  gekommen,  welehe  hinter  derjeoigen 

A>  Wagner,  FtiiaaiwItaeiiMliaft.  I1L  19 
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am  Sehiustt  der  französiächen  Kriegszeit  und  selbst  hinter  der  noch 
grösseren  von  1819 — 25  in  England  nicht  melir  weit  zurücksteht 
(Maximum  damals  11  sb.  8^^  d.  per  Gallone).  Damals  hatte  dieser 
hohe  Steuersatz  seinen  fiscalischen  Zweck  so  wenig  als  seinen 
sanitäts-  und  BitteDpolitischen  erreicht,  indem  legale  Prodaction  und 
Stenerertrag  ab-,  und  heimltehe  Brennerei-  und  Schmuggel  stark 
Zunahmen.  Bei  den  hohen  Stenerstttsen  der  Gegenwart  haben 
sich  ähnliche  Missstände  nicht  mehr  gezeigt  Namentlich  die  heim- 
liche Brennerei  ist  sehr  viel  unbedeutender  geworden  und  versorgt 
meist  nur  den  kleinen  Eigenbedarf  ider  Brenner. 

Der  jetzige  Stouersau  bt  öiii  enorin  ho  Ii  er  auch  im  Vcrg:ieicli  mit  Jeugcuigeu 
anderer  Lftader.  Er  betrügt  por  Hectoliter  reinen  Alobhols  (nach  Jacqn^nie)  477  Fr. 
19  c.  o(]oT  386.52  Mark,  (üenaue  Vergleichnrij^en  siiiJ  nur  de m selben  Stetier- 
systcm  möglich.  Annäherad  trägt  der  Branntvein  für  1  Uectolitcr  reinen  Alcohol  in 
Knssland  182.1.  Irland  193.8,  Frankreich  124.8,  NarddentscMand  —  20.2  Haifcl 
(Schall  in  Srhnnherg's  Hnnd)).,  I.  A.,  III,  958,  nach  bad.  amtL  BereclMnngeR, 
England  hier  auf  394.45  Mark  bcrLchuet). 

In  dem  neuerlichen  Stillstand,  ja  selbst  Kücligang  der  heiui^cliea  legalen  bc- 
irtea^ten  Frodnction,  der  IQnfidir  fremder  Spirituosen  seit  Mitte  der  1870er  Jahre 

zoigt  sich  freilich  wohl,  dass  der  gegenwärtige  Steaereatz  für  das  rein  fiscalisehc 
Interesse  doch  zu  hoch,  aber  dem  sanitäts-  und  sittenjpolitischon  wirksam  dienlich  ist. 
Indem  man  ihn  trotz  des  ersteren  CTmstands  festhSlt,  stellt  man  eben  erfrenlicber 
Weise  das  fiscalisclie  Interesse  nicht  mehr  voran.  Der  l'UcVirang  der  Consumtion  per 
Kopf  —  nach  btourni  a.  a.  0.  —  vom  Maximum  von  3.34  Liter  in  1875  faststetif 
herab  anf  2.49  in  1S85,  heimische  und  fremde  ^ptrltaosen,  auf  reinen  Alkohol 
rcducirt,  nachdem  der  Consnm  Anfangs  d  r  lSr»Oer  Jahre  schon  2.83  Liter  gewesen 
und  vorübergehend  zurückgegangen  war,  1S(»2  auf  2.15  —  ist  auf  die  wirthschaftliche 
Lage  der  Volksmassün,  auf  Verbreitung  anderer  Genüsse  und  auf  die  Ausdehnung  der 
Missig^eitsbevegnD]^  zoraclaafilfaron. 

XacliStourm  warder  versteuerte  in-  und  ausIäiidi.scheEranntwein  ISTO  lOO.fJ.^jMill. 
Liter  (in  Bull.  a.  a  0.,  p.  537,  Zahlen-  und  Maassirrthum)  reinen  Alkohols,  der  seit- 
dem fast  stetltr  bis  auf  90.61  ICUl.  in  1885  fiel,  Steiler-  und  Zollertrag  in  1875/76 
544.4  MiU.  Fec8„  per  Kopf  16.40  Vnsa.,  1885/86  439.9  Ifiill.  Fto.  imd  1L98  Free. 

Steuerpolitisch  beiDerkenswerth  bleibt,  dass  nach  britisch- 
irischen  Erfahningen  sehr  starke  Steigerungen  der  Steucr- 
siltze  auf  einmal  den  fiscalischen  und  die  sonstigen  Zwecke  nicht 
sicher  erreichen,  wohl  aber  allmählich,  wenn  sie  den  Wohktands- 
verhältnissen  und  den  sti  ncrteehnischen  Fortscbritten ,  besonders 
des  Controlwesens,  sich  mehr  anpassen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  der  Veriileich  der  ungünstigen  Ergrhnisse  der  Ubormilssigen 
Steuersätze  der  182Üer  Jahre  (wie  auch  der  1730er  Jalire)  mit  den  günstigeren  der 
1860er  Hlxre  lehrreich.  In  England  sank  der  Conenm  von  5.26  MiD.  Galloneci 
in  ISIS  bei  der  lioheii  Steuer  auf  ;i.69  in  1S25,  1860  bei  der  Steuererhöhung  von 
s  auf  10  sh.  von  11.86  Mill.  öailoneu  in  1859  auf  10,48  in  1863.  erst  1871  erreichte 
er  wieder  die  frtlherc  Höhe  und  üherstieg  sie  von  da  an  steigend  bis  nm  187fi; 
Ähnlich  f^ng  es  in  Schottland  und  Irland.  Die  Zahl  der  entdeckten  heimlichen 
Brennereien  war  in  den  1830 er  Jaliren  in  England  2—300,  Schotdand  4—700, 
Irhiud  .'l— SOOO  jährlich,  seitdem  immer  weniger,  jetzt  nur  noch  in  England  5—10, 
Schottland  8—20,  Iiland  8—900  j&hrUcb. 
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Dem  gewerblichen  Interesse  der  Brennerei  dient  das  gut  ent- 
wickelte Lagerhangsystem  f(ir  steuerfreien  heimischen  Brannt- 
wein bis  zn  dessen  Hinausgrabe  zum  Consum;  deiu  iateiesse  der 
SpiritDB  flir  technische  Zvvecke  brauchenden  (ieweibe  die  steuer- 
Ireie  Abgabe  von  denatui  ii  iciu  tSpiriUis  (seit  1855). 

üeber  das  Lagerhaussystcm  Dowell  IV,  213,  Wolf  S.  188,  Bull,  fi-an*;. 
1S85,  II,  364.  Jälirl.  Statistik  in  dem  ßep.  of  inl.  rcv.  Starke  Vermehrung  der 
Vorr&tho  in  den  letzten  Jabren,  mit  weil  gewisse  Sorten  (irischer  Whisky)  durch 
l&ngere  La^^cnmg  an  Qualität  gewinnen  (Wolf).  1S72  lagerten  22.6,  1882  51.4, 
18S5  64.4  Hill.  Gallonen.  Alle  mOglichea  Manipnlationen  kfonen  mit  dem  SpfritQS 
in  diesen  Lagerhäusern  vor  der  Steuer/ahlnng  rorgenommen  werden. 

Die  Denatu  rir  ung  des  gcweiblicli  gebranchtcn  Spiritus  erfolgt  mit  107o  Holz- 
geist, fUrPoIirer  mit  Schellack,  unter  Controle  nnd  der  Debit  ebenfalls  in  Verbindimg 
mit  Licenzen,  (technisch  so?,  mcthylated  spirits)  Vucke  S.  382,  Wolf  S.  180,  199, 
Bull.  IS«."),  11,  305.    Ges.  IS  n.  ]<)  Virt.  c.  38.    Statistik  in  H<-p.  of  inl.  rev. 

i^.  Mit  unter  dem  Einfluss  der  colossalen  Sten er- 

höhe, der  Steuerform  und  besonders  der  mit  durch  diese  ge- 
botenen Co ntr 0 hnassregeln  und  der  f(ir  die  Brennerei 
auf gestell ten  S teu ervo rschrifteu  hat  die  briti.sehe,  zumal  die 
englische,  mehr  und  melir  aber  auch  die  schottische  nnd  die 
irische  Branntweinbrennerei  und  selbst  die  Raffinerie  des  Brannt- 
weins,  im  tiefgreit'eiideu  Unterschied  von  der  continentalen,  besonders 
der  norddeutschen  Branntweinproduction,  den  rharjirter  eines 
landwirthschaftlieheii  Nebengewerl)es  ganz  ^•erloren 
nnd  denjenigen  einer  städtischen  Industrie  und  eines  ausser- 
ordentlich c  0 n c  en  t  ri  r  tc  n  c  a  j)  i  t  a  1  k  rä  f ti  gen  Gross- 
betriebs gewonnen,  in  einem  anderswo  unbekannten  Grade. 
Wesentlich  ein  Product  der  eigenthUmlichen  Besteuerungsweise 
ist  dann,  weehselwirkend ,  dieser  einmal  erreichte  wirthschaftliche 
und  technisehe  Character  der  britischen  Brennerei  auch  theils  eine 
Voranssetznogy  theils  ein  begünstigender  Umstand  ffir  die  bestehende 
Besteuernngsweise  geworden,  namentlich  dafür,  dass  die  aus 
letzterer  folgenden  stenertechnischen  Gonseq nenzen,  in 
Betreff  der  Controlen  u.  8.  w;  Überhaupt  mit  Erfolg  gezogen 
werden  konnten  und  gezogen  wurden.  Für  die  Vergleiehung 
der  britischen  Branntweinsteuer  und  ihrer  finanziellen  Ergebnisse 
mit  den  betreffenden  Stenerverbältnissen  anderer  Länder  und  Air 
die  Erw&gung  ron  Branntweinsteuern  nach  britischem  Muster  ist 
diese  Sachlage  vor  Allem  zu  beachten. 

Die  Ziilil  der  Tlronuereicii  war  in  England  schon  Anfang  des  Jahrhunderts 
Sehl  klein.  Zahl  der  Licenzen  für  Brenner  in  IbOi  19,  für  Raftineure  125,  1830  11 
und  9fs,  1860  16  und  104,  1869  8  und  108.  1885  zusammen  138;  in  Schottland 
1816  76  Brenner  und  1  Raffineur,  1830  249  und  9,  1860  125  und  9,  lsG9  110  und 
Ifi,  lS8r>  znsammf-n  110;  in  Irl.nnd  1S24  86  Brenner,  8  Raffincure.  1830  79  nnd  17, 
IbOO  3ü  und  45,  18014  24  und  dH,  1885  zusammen  C4.    Die  Brennerei  ist  daher  in 
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England  ungleich  mobr  im  Grossbotrieb  concentrirt,  jetzt  ancb  io  Irlmd  ids  in  Scbott- 

land.  (Daten  nach  Wolf  iin<l  Reports).  Im  Durchschnitt  producirto  eine  Brennerei 
1882/83  in  ETigland  7 72.000  üalloncn  (20,150  Hectolitcr  reinen  Alcohol)  und  zahlte 
380,000  Pf.  St.  Steuer,  in  Schottland  155,000  Gallonen  (4050  Hectolitcr  rein)  mit 
77,500  Pf.  St.  Steuer,  in  Irland  275,000  Gallonen'  (I.ISO  Hectolitcr  rein)  mit 
137,500  Pf.  St.t  Die  !rr6s5tcn  1  abrikon  (gerade  in  Schottland)  geben  bis  1%  Hill. 
Pf.  St.  Steuer!    (\^uli  6.  20:{  Ii  i. 

„Die  englische  Branntweinsteuer  hat  seit  den  ersten  Tagen 
ihres  Bestands  keine  sie  der  Fabrik  als  teuer  vollkommen  ent- 
fremdende Aenderung  der  Erhebongsforin  erfahren.  Schwankte  sie 
aueh  manchmal  vom  Wege  ab,  so  liefen  die  Bestimmungen  der 
betreffenden  Gesetze  doch  immer  auf  Fabrikats  teuer  hinaus'* 
(J.  Wolf).  Die  fulgerichtige Darchbildung  einer  Fabrikatsteuer, 
mit  uil^glicUst  genauer  Meesang  der  Menge  und  Alcoholstärke 
des  ProdactB|  daher  mit  angemessener  steuerpolitisch  so  wichtiger 
und  richtiger  Bertleksichtigong  der  Qualität:  das  i:»t  das  ziemlich 
erreichte  Ziel  der  britischen  Branntweinbesteaerung  aueh  in  den 
neueren  Gesetzen  (von  1860  und  von  1880)  gewesen.  Alle  Einsel- 
heiten  der  Vorschriften  und  Gontrolen  dienen  dem  Zweck  der  Er- 
reichaug dieses  Ziels.  Sie  sind  die  Voraussetzung  des  Princips 
der  Fabrikatsteuer  unter  britischen  Branntweinproduetionsver- 
hältnissen  und  wieder  die  Folge  der  practischen  DurchfUhrnng  dieses 
Princips. 

Durch  ein  Gesetz  von  1784  vorde  in  England  an  Stelle  der  Fabrikatsteucr 
vom  Branntw  i  in  eine  Steuer  von  der  gogohrencn  Würze (formented  woit  oder  „wash'*) 
gestellt,  wobei  im  Allgemeinen  100  Gallonen  „wash"  aus  Getreide  iur  20  Gallonen 
t>piritu«  von  1 — 10  Grad  über  „proof"  gerechnet  und  danach  hcsteuert  wurde:  eioe 
H alh-Fabrikatsteuer.  an  deron  Stelle  1S25  wieder  die  cigentlicbe  Fablilulsteiicr 
trat.   Dow  eil  XV,  204.   J.  Wolf,  Braontweiosteaer  S.  202. 

KuT  in  Schottland  war  ciDraal  ein  anderes  Branntweinstcaerprineip.  nach  dem 
sog.  Blaseiizius  in  Kraft  (1787^ — l'-O'H.  Mit  diesem  hat  man,  vr'io  in  diesem  und 
ubnlicben  Fällea,  bei  Steuern  „nach  Betriebäcinrichtungen*',  nach  „Hohstofinieogen** 
aacb  sonst,  die  Erfahrung  gemacht,  dass  die  techuiscbonProdnctionsf  ortschritte, 
hier  die  bald  erreichte  uml  sieh  immer  mehr  steigernde  Beschleunigung  der 
Destillation  mittelst  entsprechend  veränderter  Constmctiou  der  Blase,  die  Be- 
steuerung immer  wieder  nnverhältnissmässig  ond  gegen  die  Absicht  des  Geietzgebers 
verminderten.  Freilich  eine  „Prämlirung  des  technischen  Fortschritts"  durch  die 
Steuerform,  aber  doch  eine  in  mehr  al-i  einer  Hinsicht  missliche  Consequenz,  der 
sich  die  ücöcUgcbung  schwur  uüpas&cn  kann.  In  dieser  Einsicht  wurde  diese  Bc- 
stenerungsart  auch  in  Schottland  schon  ISOi— 3  zo  Gunsten  der  Fabrikatsteuer,  die 
man  ohnehin  schon  zuvor  in  massigem  Satze  mit  jener  verbunden  hatte,  wicler  ver- 
Ijissen.  In  10  Jahicu  war  mau  dahin  gelangt,  eine  Blase,  deren  Leerung  uaiaag.^ 
24  Stunden  oder  gar  G  Tage  gedauert,  alle  H  Minuten  fallen  und  leeren  zu  können. 
(DowcU  IV,  207  nadi  amd.  MittluMluni; ,  Vorke  S.  :^77,  Wolf,  S.  166).  —  Auch 
iu  Irland  bestand  ein  ähnliches  System  mit  ähnlichen  Erfolgen  zeitweilig  Endo  des 
vorigen  Jahrhunderts  (Do well  IT,  209,  Wolf  S.  167). 

Ein  weiteres'  Charakleristikon  der  britischen  Branutvvein- 
bcstcnerung  ist  wiedcnim,  wie  bei  tleu  Bier-  und  nnderen  Ver- 
üraucliästeueru;  eine  bei  ßrauntweiu  nur  noch  in  besonderer  Aus- 
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dehnuog  stattfindende  Benatzurg  des  Licenzsystems  flii*  die 
mit  Erzeugung,  KaffinirnDg,  Handel,  KleiDal)satz  ii.  s.  w.  des  Brannt- 
weins beschäftigteu  Personen,  bez.  Gewerbebetriebe.  Auch  hier 
dient  dieses  Licenzsystem  vornebnilieh  Controlzwecken,  hat 
aber  aneh,  besonders  nach  Umfang,  Einrichtang  nnd  Höhe  seiner 
Steuersätze  für  den  Kleinhandel,  eine  nicht  nnerheblicbe  finan- 
zielle Bedeutung  durch  seinen  Ertrag.  Den  grösstenTheil  des 
Ertrags  der  Wirthscbafts-  und  fiandelslieenzen  der  accisepiliefatigen 
Getränke,  etwa  %  von  den  nahezu  2  Millionen  Pf.  St.,  rQbrt  vom 
Branntweindebft  her  (§.  153  ff.). 

§.  137.  Einzelnes  Uber  die  steuortechiiische  Seite  dec  britischen 
Brauutweinbestouerong.  S.  bes.  Wolf  S.  192ff'.,  Heine,  BranntvdnsteoenystetDe, 
Tab.  Zcitscbr.  1870,  S.  5S3  ff.  und  passim,  K.  Wagner,  cbcm.  Technol.,  11.  Aufl. 
S.  715.  Do  well  und  Yocko  gelieu  auf  diese  Dinge  nicht  näher  ein.  Die  tiesetze 
von  1S60  nnd  1880  (Godifiei^on).  Bell.  Manual  f.  ezcisc  officers.  Bell  a.  Dvelly, 
la^vs  of  excise,  p.  343—456,  über  incthyl.  spirit  p.  457  ff.,  Bull.  fran<;.  ISSÖ.  II,  5-10 
(Stourm),  1885,11,362.  Das  grosse  Detail  kann  hier  natllrlich  nicht  gegeben  werden. 

Das  britische  BranntweiDstoneTsytitem  berobt  anf  einer  grossen  Menge  einzelner, 
liodist  tingelicnder .  aber  uncli  lästiger  Gontrolen  und  Keglemcnts:  wahrhaft 
„tyrannische"  Voräi^tsinaai»srcgeIu  des  Fiscus,  wie  sie  eine  frauT'.ösiscbc  Enquefe- 
Coramission  nennt  Von  der  Anlage  der  Brennerei  und  den  iVrbcitcn  in  derselben 
an  bis  zum  eigentlichen  Gonsnm  unterli^t  der  Branntvrein  fortgesetzt  den  Gontrolou 
der  Stcucrvenraltuii iX- 

Sic  beginnen  mit  Jen  Li  cl: uzen  der  Breniicr  (und  den  verwandtL'u  der  iiattineure 
und  der  Fabrikanten  denaturirten  gewerblichen  Spiritus),  die  nur  unter  gewissen  Be« 
din2:nng^t?n .  besonders  betreffs  der  Krfnlhmg'  der  ge-stelltcn  Anlurdcrungcn  an  die 
Lage  und  diu  Eiaric  litii  nsi^  der  Fabrik  gegeben  w  erden.  Die  Licenzrfier  Brenner, 
BafnnoQrc  and  der  Horötcllcr  von  denaturirtcm  Branntwein  kostet  1  OVa  Pf  St.  jahrlich. 
Brennen  ohne  Liceiiz  ist  mit  einer  Strafe  ron  .500  PI",  bedrolit.  Die  Rrennerci  soll 
in  oder  höchstens  V*  e"g''  Meile  entfernt  yon  einer  Markcstadt  liegen  oder  es  müssen 
Wobnnngen  for  die  Steaerheamten  an  Ort  and  Stelle  hergegeben  Verden.  Auch 
inuss  sie  wenigstens  '/^  Meile  getrennt  von  anderen  Prennoreien,  Raffinerieen,  Liqucur- 
fabrlken  liegen.  Gross-  und  Kleinhandelsbetrieb  des  Brenners  selbst  ist  wiederum  nar 
in  entfernt  gelegenen  Lecalen ,  gegen  besonden  Ltcenzen  gestattet.  Die  Voischriftea 
Uber  die  Einrichtung  bcfrcfFen  alle  für  den  Umfang  und  die  Art  des  Betriebes 
wichtigen  technischen  Puncte,  deren  Controle  durch  das  üscalische  Interesse  bedingt 
wild.  8o  die  Min  im  a  1  g  r  ö  s  se  der  BrennbTasen  (in  England  400  Ballonen,  in  Schott- 
land und  Irland  40  Gallonen),  Zahl  der  Bhisen ,  die  „Zahl,  Construction .  Leistungs- 
fähigkeit, Aufstellung,  gegenseitige  Verbindung  wie  Benutzung  der  verschiedenen 
Gefftsse  nnd  Apparate"  (Wolf),  ebenso  die  Zahl  und  Art  der  Oelfuungcn  der  Auf- 
iiahmegefässe.  Ein  besonderes,  jetzt  sehr  ingeniös  ausgebildetes,  aber  liö>  hst  com- 
plicirtcs  Coiitrolmittel  bilden  die  zahlreichen  amtlicbeTi  V e rsclil fisse  und  Sehlüsscl 
der  Apparate  [his  12ü  in  einer  Fabrik!),  namentlich  bei  dem  Sammelgeiiiss  t'ur  den 
Alcohol,  wo  die  Verschlüsse  dann  besonders  compliciit  sind  nnd  ihre  Nummem  oft 
gewechselt  werden  (Bull.  1886,  II,  540,  Wolf  S.  194). 

Kicht  minder  wird  der  Betrieb  der  Brennerei  selbst  beständig  steueramllicli 
Uberwaeht,  und  der  Dienst  der  Beamten  unterliegt  wieder  einer  regelm&ssigcn  Ober^ 
aufsieht.  Die  Betricbüthätigkeiten  sind  selbst  wieder  stcncramtlicb  ^erejielt  und  dürtcn 
nur  in  der  festgesetzten  Weise  nach  erfolgter  Anzeige  unter  Anwesenheit  und  Aufsicht 
der  Beamten  in  den  rorgescbiiebenen  Zeitpnncton  nnd  Fristen  stattfinden.  Die  Brennerei 
wird  in  allen  ihren  llauptstadien  beobachtet  und  confrolirt.  z.  Th.  auf  Grund  von  Auf- 
zeichnungen, weiche  der  Brenner  selbst  zu  machen  und  die  der  Beamte  zu  rerificiren 
bat  .  So  wird  besonders  Art  njid  Menge  der  Bohstoffe,  Menge  nnd  Dichte  .(^wskvt- 
gehdt  der  Warze  (wort)  ror  der  Gftbrong,  dann  der  g^hrenen  Wune  (wash),  Menge 
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und  Stärkcgrad  de«  Alcohois  auluiizeiclmct  ond  controlirf.  (IhM  Jia  Steuercoutrolc 
mehr  als  die  gesetzüclx  zuiäi>sigcu  Diäcrenzen  in  Mcogo,  Dichte,  Stärke  des  betreffea* 
den  Prodacts  igegen  dio  Aufzeichmingen  des  Brennen,  m  nnteriiegt  dieser  Strafen 
(200  Pf.").  Aus  den  Mcssung'cn  in  den  frnhercn  Prodoctions stad icn  wird 
nach  bebtiinmtuii  gcsutzUuhuu  Itcdactionsrcrliäituissuu  auf  die  (läwimtuag  einer  be- 
Btimmten  Menge  and  St&rfce  Atcoliol  fesehlossen.  So  wini  insbesondere  am  dem 
Quantam  und  aus  dem  mitfclst  des  Saccliaroini'ters  constafirton  Zij(k.'rL'"*dialt  und  def 
GewichtüdiUeroaz  der  WUrzo  vor  ond  nach  der  Gäiirung  div  uutluaasäiiche  Alcohol- 
mengt;  ermittelt.  Alsdann  witä  der  znnftdist  zubereitete  Lntter  amtHch  gemessen  und 
nach  dem  Stärkegrad  bestimmt,  und  zum  Schluss  geschieht  dies  mit  dem  fertigen 
Branntwein,  mittelst  des  Alcoholometers.  Entsprechend  dem  Prinrip  der  Fabrikat- 
btcucr  wild  die  »Steuer  nach  diesem  letzten  Messuugscrgebniss  berechnet,  doch  vor- 
behallUch  «ner  Erhöhung  der  Stcuorscholdigkcit  goniM  den  Berechnungen  in  dm 
vorausiTf^srangcnen  Halbfabrikatsstadien,  üer  Spiritus  muss  )» -ifimmte  Stärke^renzeu 
inncluilteu,  bez.  nicht  unter-  noch  Ubenichreitcn.  Er  wird  unici  bttnieiamtlii  licr  Con- 
trol.  in  FSflsem  nicht  unter  9  Galionen  in  die  Branntweinmairu/.ino  ;;ebracht.  Die 
Ei  n  b  l  i n <ruii  g  i n  La gc  i  liänser  oder  ä'w  Ilinausgabe  in  den  V'-ikehr,  direct 
aus  der  Brennerei  uder  aus  dem  Lagerhaus,  erfolgt  wieder  unter  stuucramtlicher  Cou- 
trolc,  nacb  bestimmten  für  die  Yersendang  gegebenen  Vorschriften,  ond  gegoi  specialen 
■Eiianbni?;sschein  so  wie  bei  Versendung  von  Mengen  von  nbcr  1  Gallone  an  einen 
Empfänger  mit  Begleitschein.  Formalitäten,  die  besonders  den  Verkehr  mit  iiaftlDuureu, 
GrosshADdlem  und  Scbenkwirtlien  betreffen,  deren  Unteilawang  oder  Hissi^ranch  mit 
!  Vi  ren  Grldstrar  n  flOO— 500  Pf.)  und  Confiscation  bedroht  ist  und  zur  indirectcn 
(Joutrole  der  Brennereien,  sowie  zur  Erschvonmg  des  Absatzes  der  heimlichen  Brenne- 
reien dient.  (Eingehende  Ihre  Darstellung  dioMtr  YerfaUtni^e,  der  Gontrole  der  Raffi- 
nerieen,  der  Häudl  r,  der  Fabriken  fUr  denaturirtcn  Spiritus  u.  a  ni.  b«  i  Wolf,  dem 
im  Obigen  mehrfach  i^efolgt  wurde.)  —  Das  Licenzsystem  far  die  Itaffinerieen, 
HSndlcr,  Wirtho  liefert  die  Handhaben  mit  zu  dieser  ,,Absatz-  und  Yerkohrs- 
controlc''  des  Branntweins.  Von  diesem  System  wird  unten  in  §.  153  im  Zusammen- 
liang  mit  den  anderen  verwaudteu  Licenzen  gehandelt  Wi  rd«n.  Buchungssvang 
der  Händler  u.  s.  w.  nach  amilicheu  i'oruiularcu  iui  Cüutroliiiteresse. 

Alle  diese  Controlmassreireln  erreichen  gegenwärtig  ihren  Zveck,  die  Sicherang 

des  fiscalischen  Interesses,  wohl  ziemlich  ausreichend,  wenni;lrich  die  absolute  Zu- 
verlässigkeit der  Messinstrumente ,  Saccbarometer,  Alcoholometer,  auch  in  England 
nicht  onbedingt  verbUrgt  werden  kann.  Die  Controlmassregetn  tragen  zu  der  stailren 
Grossbetriebstendenz  der  hritischen  Brennerei  al»  r  auch  bei.  Den  Fortschritten  der 
Technik  in  der  Anlage  und  dem  Betrieb  werden  durch  dio  gesetzlichen  Vorschriften 
und  Controlen  wohl  Hemmungen  bereitet,  wenn  anch  „die  Erzeugung  der  deätillations- 
fähigen  Flüssigkeit  selbst  keinen  Vorschriften  unterworfen  ist"  (Wolf).  Dio  Höhe  der 
Steuer  und  das  Monii  nt  des  (Jrossbetriebs  bo;;tinstigi_'n  aber  anch  wieder  alle  Be- 
strebungen, durch  technische  \  orbcsseningcn  an  d^'H  PrüductiüUiikustcn  zu  sparen. 
Bei  der  heutigen  britischen  Gestaltung  der  Brennerei  und  Bafßneric  läge  der  Ueber- 
gang  zum  Monopol  in  mancher  Hinsieht  nahe.  Er  wäre  auch  weniger  ichwierirr, 
als  auf  dem  Cuntinent  mit  seiner  zersplitterten  Breunerei  und  mit  den  hier  bestehenden 
mannigfachen  Interessenbeaehnngen  siriscben  Brennerei  und  Landwirthschaft.  Das 
Monopol  des  Staats  träir  eben  nur  an  die  Stelle  der  faetischen  Monopole  der  grossen 
Privatbrenncreico ,  gewiss  eher  im  Consumeuteninteresse  als  gegen  dasselbe.  Der 
nnmittelbaven  Uebertragung  des  britischen  Stenenystoms  auf  Linder  wie  DentBcblaad 
stehen  wolü  vornehmlieli  der  ganz  andere  vollvs-  und  privatw irfhschaftliche 
Cbaracter  unseres  Brcuuereigewerbes  und  der  damit  verknüpften,  besonders  land- 
wiithschafUichen  Interessen,  ferner  aber  auch  der  Kostenpunct  des  britischen 
Coutrolsystems  gegenUber,  das  danach  nur  aof  rdatir  wenige  Gfossbrennereien 
anwendbar  erscheint. 

Anhang.  Zu  den  britischen  Geträukesteuorn  gehörten  früher  auch  die  inlän- 
dischen Accisen  auf  süsse  fabricirte  und  andere  Knnstweiue  (auch  aus  importirteu 
Trauben),  aufMeth,  aof  Obstweine.  Finanziell  wenig  efjgieUg,  für  dio  Fabrikation 
besondere  Ifisfii; .  schwer  m  controliren,  die  Obstweinsteuer  nach  der  Obsternte  im 
Ertrage  sehr  bchwauliend  (Ertrag  dieser  einen  Steuer  z.  B.  1810  52.009,  1817  3.363, 
1820  wieder  5S.064  Pf.  St),  sind  diese  Stenern  bereits  ISSO  (Obstwein)  und  1834 


Digitized  by  Google 


Bcaimtwoiubestouerung.  —  Zölle. 

-  (die  anderen)  aufgeliobeu  worden  (Do well  IV,  1S4— 19«,  238—240,  Vockc  S.  ;»94, 
407).  Dem  Liceuzsyätcin  der  Hiindler.  besonders  fdr  den  K!  inalisatz  ist  aber 
Mctl)  und  Kunstwein  und  Obstwein  seit  1860  unt«Tworfeit  (s.  ti.  §.  ir»3).  fVtr  süsbr' 
t'abricirte  Weine  bestellt  auch  die  Fabrikatioiisliceti^  (Do weil  IV,  IM.k  240,  Kep.  uf 
inl.  rer.  ^iebt  die  Statistik).  Diu  Weinhandels-  und  Kluinubsatzlicenzca  umfassen  seit  lb75 
ohne  vfit'-r  •  Erliöliinii;  der  Steuorsützc  die  Gciicliäftc  in  diesen  •renanntcii  (tetraukcu 
mit    Doch  triebt  es  auch  Speciallicen/ou  für  das  Geschäft  iu  letzlurcii  allein. 

'  Ueb«r  die  Srliebiingskostcn  der  Accsisen  liegen  mir  keine  spccieilen  Be- 
rochDtingcn,  sondern  nur  die  Daten  fftr  die  femei» Samen  Kesten  der  „Inlandatenem*' 

,  vor  (jetzt  3.37      &.  o.  S.  255}.  • 

2.  Die  Zölle. 

Siebe  oben  §.  84,  85.  Vocke  S.  .'{14  11'.,  die  einz  ■hu  ii  wichtigeren  Finan/- 
zöUc  eb.  S.  327  II".  Uebersicht  der  Zolleinkiiiifte  in  d.  IJeü.  III.  S.  358  (bis  186G), 
Tarifproben  ob.  S.  355  (Weizenzölle)  und  die  Beilage  am  Schluss  S.  642.  Dow  eil 
II.  passiffl,  bes.  p.  264,  267  C,  296«  S06  ff.  (Feel'sehe  Beform  1842),  317,  32S  (Re£, 
V.  1853),  (französ.  Handelsvertrag),  -{39,  •t49,  ,'^54,  :557  fZockerzoll  iMfJ!)),  ^!"*^  (dsgl. 
1872/73),  381  (dsgl.  1874/75);  die  einzeloeu  Uaapturtikcl  gcuauei*  behauddt  iu  vol.  IV, 
jeder  apart  für  sidn.  Wichtig,  auch  für  die  Beform  der  Finanzzdlle.  Ck>lonialiraaren 
bes.  die  Untersuchung  der  ZolltVag;«  !!  durch  die  f!ammis3ion  von  1S40.  Keport  di  rselbeii, 
Yexdict  über  das  compUcirte,  auch  üscalisch  nacbtheilige  Tai-i£»ystcm  uud  Uber  die 
.  SchntzsolhKilitik  (Heport  of  tbe  commisslon  appoiuted  to  inquiro  into  the  sereral  dutieB 
Icvied  oü  Imports  into  the  Cnited  Kingdom,  1840).  Siehe  darüber  den  Artikel  Custom's 
duties,  efiects  of  the  protcctive  System,  iu  der  Edinburgh  Kevicw  1841,  Jan.,  No.  146, 
p.  418(1.,  auch  Kichelot  in  dem  unten  genannton  Werke  I,  175  If.  Neben  und 
oft  vor  den  parlamentarischen  Verhandlungen,  den  Finauzexpos6s  der  Scbatzkanzler 
(fiuancial  Statements,  worunter  die  gcsammeTt  horaustrcirebcncii  von  Gladstonc  hcrvor- 
/.uhcben)  u.  s.  w.  sind  die  Enqueten  uud  die  Berichte  darüber  auch  lur  dicöuu 
(iegenstand  die  erste  Quelle,  wie  vor  allen  der  genannte  von  1840.  Gute  Bearbeitungen 
der  bezuglichen  Materialien  in  den  grossen  lleviews.  Freilich  uicht  durchaus  objectiv, 
sondern  aus  dem  leitenden  wirthschaftspolitiscben  Standpunct  einer  jeden,  was  aber 
bei  der  haafigeu  gUichzeitigea  Behandlung  der  seilten  Dinge  und  Fragen  dareh  ver- 
s  lii  ideno  Revuen  eine  oft  besonders  lehrr  i  Ii  •  A'erRleirluing^  der  Auffassungen  er- 
möglicht. Die  grosscu  handels-  und  zollpoiiusohen  Massregeiu  und  Beformeii,  aaeli 
nach  der  finanziellen  Seite,  sind  so  liesonden  eus  den  Essays  der  Edinburgh  Keviev 
•^wliigistibch.  liberal)  und  Quarterly  Benow  (toryistiscli ,  conscn-ativ)  vortrelflich  zu 
verfolgen.  Schon  die  ersten  Bände  der  Ediub.  Hev.  (seit  lb02)  sind  reich  au  der- 
artigen Abhandlungen  (z.  B.  rol.  5,  1804,  ebserr.  an  bonnty  upou  exported  coru,' 
No.  20,  1S07  über  indischen  Handel  uud  Fortdaiiir  des  Monopols  der  osl- 
indischen  Uompagnie,  No.  21,  IS07.  westindische  Angeicgeuheiten).  Ueber 
den  Beginn  der  freibändlcriscben  Bewegung  und  der  ersten  Zollreform- 
periode (Huskisson)  s.  Quart.  Bev.  1821,  No.  48,  freedom  of  commerce  (an- 
knüpfend an  di<  Bericlite  einer  Unterhauscommissiou,  betr.  die  üntei-suchuug  der  Mittel 
zur  Ausdehnuiii:  und  Sicherung  des  auswärtigen  Handels;  durchaus  schutzzöllnerisch), 
Quart.  Bev.  No.52,  1822  (Iber  Colonialpolitik  (ebenfalls  ankuUpfeud  an  pari.  Beports). 
Andererseits  Edinb.  Rev.  No.  1S25,  tibc)*  die  Lage  der  Soidcnind  iistrin;  cb. 
No.  86,  1826  Uber  Holzhandel  uud  lloUzüllc;  eb.  No.  bS,  18213.  Uber  Alischallung 
der  Kornzüllr  (anknüpfend  an  Jacob's  amtlicheu  Bericht,  darüber  auch  Quart.  Bev. 
lH2Ct.  No.  69);  über  die  Brauntweinabgaben,  Edinb.  Bev.  No.  89,  1S26;  eb.  Xn.  OO, 
1827,  über  die  Klagen  der  SchiffseigenthUmcr  und  das  Bcciprocitätssystem; 
eb.  Uber  indischen  Handel;  eb.  No.  91,  1827,  Uber  britische  Bavmwollindustrie 
(auch  rh.  No.  92,  über  Schuld reductiou,  u.  A.  über  ^'  rfheii  rnir^^eii  durch  die 
Mouopolc;  Quart  Bev.  No.  79,  1826,  Uber  Besteuerung  und  Ausgabeu).  — 
Ueber  die  Reform periode  (841  ff.  bes.  der  oben  genannte  Artikel  in  der  Edinb. 
Bev.  t\br'r  Zölle;  eb.  No.  11(5,  1S11.  über  indiseh 'ii  IlunJcl  (anknüpfend  an 
Report  des  Oberhauses);  eb.  No.  148,  1841,  Uber  Budgetf ragen;  eb.  No.  150,  1842, 
Uber  die  sohirebenden  Pinanzmassregeln:  eb.  Ko.  151,  1842,  ttber  das  Budget; 
eb.  No.  152,  1842,  über  Fr.  List's  System  und  di<  Gefahren  für  den  britischen 
Handel;  eb.  No.  153,  1842,  Uber  die  letzte  Parlamoutssession  (Finanzmass- 
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regek);  eb.No.  165, 1843,  ulieräie  nngQnstige  Lag e  in  den  Inclii8trieb«sirkon*, 

eb.  No.  157  über  ,,free  trade  aad  retaliatioii  (vom  Scinor);  cb.  No.  158,  1848, 
ftber  das  Ministeriam  und  die  letzte  Session;  eb.  Qbei  die  Tarife  des 
DentBcben  Zollrereins.  Ond  zalilreiclie  veUere  ttber  die  wichtigeren  Haadels- 
nild  zollpolitischen  Ereignisse  uiiJ  Massrep-cln  in  den  folgenden  Jahren. 

Von  zusammenfassendou  Arbeiten  Uber  die  neuere  Handels-  und 
Zollgeschichte  Englands  8.  Pauli,  Geschichte  Englands  seit  1*^14,  Leipz.  lS64fi'., 
passim,  bes.  I,  326 ff.;  A-  Beer,  Gesch. d.  Welthandels.  Wien  1864,  III,  Kap. 4;  Porter, 
procT.  of  tho  nation,  passim ;  Tooke  and  Newmarrh,  history  of  priccs.  passiin.  bes. 
aber  in  vul.  V,  i^ait  iV,  libei  die  lurbchreitende  Auweuduüg-  der  Frcihaudels^iuüdüätzc, 
p.  391  ff.  (die  wichtige,  den  Anstoss  zu  den  freihändlerischen  Zollrefornien  gebende 
„Petition  von  Londoner  Kaufleuten  in  1820",  eb.  vol.  VI,  in  Asher's  Bearbeitung 

rou  Tookc  (Drcsd.  1S59)  II,  188;  L.  Leri,  history  of  biiUsU  commerce  1763 — 1870 
(Lond.  1872),  passim,  reichhaltig,  bes.  part  III,  Kap.  1,  2,  7,  9,  10,  partlV,  Kap.  1.  3,  10, 
pari  V.  K;ip.  1.  f5,  7.  Die  vcrhältnisstnässig  eingehendste  Darstellung  der  britischen 
Handels-  und  ZoUreform  ist  wohl  Kichelot's  hi«toire  de  la  röforme  douani6re  en 
Angteterrs,  Par.  1853,  bes.  I,  Kap.  2  (Periode  y.  1823  ff.),  Kap.  5  (Per.  r.  1841  ff.). 
Um  das  Zollsystem  voll  und  allseilig  zn  Ikui rth eilen ,  muss  auch  der  hinzukommendo 
Eintluss  der  Navigationsacte  beachtet  werden.  Siebe  darüber  die  bezügliche  £u- 
«IQ^ito  mit  Bericht  ron  184T;  Ricardo  (jvn.),  anatomy  of  the  narigationB  law»,  Lond. 
1847,  und  „die  englische  Xavii,^ationsacte'\  Protokolle  dos  Zengeavorb^rs  der  Spedal- 
commissiou  von  1847  (im  Auszüge),  Hamb.  1848. 

Bei  dem  engen  Znsammenhaiif  zwiscben  Handels-  und  Zollpolitik,  zwiflcbeu 
Handelsfragen  und  Fiuanzfragen  würde  in  einer  eingehenderen,  monographischen  Dar- 
stellung des  britischen  Zollwesens,  als  sie  in  dieses  Finanzwerk  gehört,  die  finanzicl  Ic 
Seite  der  Streitfrage  „Freihandel  und  Schutzzoll'*  näher  mit  zu  behandeln  sein.  Hier 
moflB  es  uns  genügen,  auf  diesen  Zusammenhang  hinzuweisen,  weshalb  aach  obige 
genauere  T.itcraturflbersichf  gegeben  wurde.  Im  Foli-üden  haben  wir  es  an  sirh  nur 
mit  dem  Finaiizzoll  zu  thun;  mit  demSchutzzoli  iuü,  soweit  er  auch  ctwa.s  ein- 
bringt oder  andtierseits  durch  seine  Verhiuduni:^  mit  dem  Fiiiaiizzoll  das  Finanzintercssc 
«cbädigt.  Von  den  wichtigeren  einzelnen  Finanzzoilartikeln  (Tht  e,  KafTei  .  Zucker, 
Tabak,  Wein,  Spirituosen)  h&t  aber  jeder  seine  eigene,  auch  für  allgemeine  Zollfrageu 
nieder  viel  Lehireicbes  bietende  GeMÜcbte,  weäalb  darauf  etwas  nSher  einzugehen 
ist  {§.  14«— 150). 

§.  138.  Ueberblick.  Die  Geschiebte  des  britischen  Zoll- 
wesens seit  1815  bildet  einen  wichtigen  Theil  der  allgemeinen 
wirthscbafts-  und  besonders  handelspolitischen  Geschichte  des  Ver- 
einigten Königreichs.  Die  Streitfrage  swtschen  Schntzzoll  and  Frei- 
handel in  Bezog  aaf  Agrar-,  Montan-  und  Indnstrieprodnctei  sowie 
anf  Schifffahrtsgesetzgebung  wird  in  dieser  Periode,  besonders  in 
den  Jahren  1824—25  und  1841-  53  zn  Gunsten  des  Freihandels 
ansgefochten.  Doch  gehören  diese  Frage  nnd  die  mit  ihr  in  Ver- 
bindung stehenden  Tai-ifmassregeln  nur  in  soweit  hierher,  als  auch 
die  Finanzen  davon  berQbrt  werden.  So  lange  Schutzzölle  ge- 
setzlich bestanden,  znm  Theil  an  Stelle  früherer  Einfohnrerbote, 
nnd  durch  ihre  Höhe  nicht  profaibitorisch  wirkten,  war  die  Summe 
der  Einnahmen  ans  diesen  Zöllen  doch  nicht  unbedeutend,  wenn 
auch  schwankend.  Die  freihändlcrischen  Tarifreformen  berührten 
daher  auch  das  fiscalische  Interesse.  Die  Zollermässigunyeii, 
welche  der  Aufhebung  der  Schutzzölle  niclirtaeh  vorangingen,  be- 
cintrUchtigten  dies  Interesse  aber  nicht  immer,  mitunter  förderten 
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sie  es,  oder  der  erwartete  Emnabmeausfall  warde  wenigstens  mehr 
oder  weniger  ausgcglicbeD,  weil  die  Einfuhr  und  der  ronsiini  zu-, 
die  Preise  der  bezolltcn  Waaren  und  der  Schiiiugp;el  abuabuien. 
Auch  der  volibtandige  linich  mit  den  IScbutzzöJIcn  h;\t  d:ir>  Hscnlische 
Interesse  nicht  in  dem  rein  rechnungsmSssig,  gemäss  des  Wegfalls 
der  bisherigen  Zolleinkünfte,  mögliehen  Betrage  geschädigt.  Denn 
der  allgemeine  Aufschwung  von  Handel,  Verkehr,  Production  und 
Consumtion  und  besonders  die  Ztmahrae  des  Consuuis  und  der 
Einl'ubr  der  verbleibenden  F  i  n  a  n  z  z  o  1 1  a  r  t  i  k  e  1  braebten  eine 
Vermehrung  der  Zollerträge,  durch  welche  die  Ausfälle  in  Folge 
weggefalleDer  oder  ermässigter  ZüUe  mehr  als  aosgeglichen  wurden. 

Mitunter  wirkce  -^tinstiji  uiit,  dass  bei  eüizeluuu  Artikeln,  wie  Zucker,  Kaffee, 
das  in  Differentialzollsätzeu  zu  Gousteu  der  Coloniea  zur  Geltung  gelangte, 
auch  dem  Finanzinteresse  scIiidliolieScIiiitzzolItDOiiiditt  wogfiel.  Dieses 
letztere  hatte  cinzrhien  Producten  eine  Art  Monopol  auf  dem  briti^clicn  Marlvto 
gegeben  and  ihre  Preise  ttbermimig  gosttHgert.  Nunmehr  trat  ein  Siukeu  der  Preise 
UDd  eine  Ansgleichang  dendbeii  mit  den  Wettmarictpretsen  ein :  ni<M  bloss  die  Folge 
der  EnnässigunK  des  Zollsatzes  an  sich,  sondern  auch  der  (i I e i st el Iti n  i:  des- 
selben mit  dem  Zollsatz  für  alles  betreffende  Prodoct.  Ein  Puncto 
welcher  namentlich  bei  der  Wttrdigung  der  Folgen  der  Zucker-  und  KatfeezolIreforiDen 
1S42  ff.  zu  berücksichtigen  ist,  —  Folgen,  veldhe  man  also  nicht  ohne  Weitena  bloss 
aus  ZollermäHsisrungen  erwarten  konnte. 

So  wurde  in  der  Zolltarifenqucte  von  184U  von  Zeugen  betont,  wie  soitr  das 
Fiuauzinteresse  unter  den  Diß'ercntialzöllen  leide.  Z.B.  werde  beim  Zoll  von  24  sh. 
für  Golonial-,  von  G.'l  sh.  fUr  fromdrii  Zucker  der  Preis  des  ersteren  um  50"/,, 
und  mehr  künstlich  erhöht;  ähnlich  bei  Kaft  c  gegen  contineatale  Preise  um  S0%  (^oÜ 
6  d.  für  wostiiid.  Coluiiial-,  9  d.  für  Importe  aus  dem  Gebiete  der  ostind.  Comp.,  ioci. 
Cap,  15  d.  für  fremden  KaUee  per  Pfund,  weshalb  grosse  Massen  btasil.  und  anderen 
fremden  Kaü'ees  zuvor  nach  dem  Cup  gingen,  um  von  da  zum  niedrigeren  Satz  eiu- 
gefllhrt  KU  werden);  Ihnliche  Wirkung  anf  die  Preise  bei  Hole  (Differentialzoll  zu 
Gunsten  <'anndaa).  Ans(dilaL(  des  Verlusts  für  die  Staatscasse  wegen  dieser  Ver- 
hältnisse an  Zucker,  Kaüee,  Holz,  um  1*^40  anf  4Vt  Pf-  (Siehe  den  genannten 
Arlttet  im  Edinb.  Her.  1841,  Ko.  146  und  die  daselbst  mitgetheilten  Zengeoanssagen 
vor  der  Corrnii^äion ,  )>es.  Porte?«  If'Gregor,  Hvme,  Bowring  n*  A.«  aach 
Kicheiot  i.  1Ö9J. 

AehnHch  wirkte  die  Besdtignng  des  (rechtlichen)  Monopols  der  ostindisohou 
Compagnie  in  Bezug  auf  die  chinesische  Thce einfuhr  nach  Grossbritannien  ein. 
Das  Monopol  hatte  wie  ein  hoher  Extrazoii  auf  den  Preis  gewirkt.  Seine  Aufhebung 
musste  daher  dieselben  Folgen  wie  eine  starke  ZoUermässigong  iur  Preise  und  Consum 
haben.  Schon  in  den  1 820er  Jahren  berechnete  man  aus  dem  Vergleich  der  britischen 
lind  der  Hamburger  Theepreise.  dass  (irossbrifannicns  Consumenten  das  Monopol  den 
TUee  um  jährlich  1.8  Mill.  Pf.  St.  verlheure  (Lcvi,  p.  24ß,  Edinb.  Rev.  1827,  No.  92, 
in  dem  Artikel  Uber  Reduction  der  Schuld,  wo  der  gleiche  Verlust  am  „Monopol"  der 
westindischen  Pflanzen  auf  1.58,  am  canadi^chcn  llolzhandel  auf  1.5  Mill.  Pf.  )>o- 
rechnet  wird,  üeber  die  Ostiudische  Compagnie  und  die  Gesetzgebung  von 
1883,  Sichelet  I,- 159  C). 

Günstig  für  einige  der  grossen  Finauzzollartikel  (Zucker, 
Wein,  Tabak,  Branntwein)  war  es,  im  Unterschied  zu  con- 
tinentulcn ,  auch  deutschen  Verhältnissen ,  dass  der  betreii'ende 
FiiiiinzzoU  sonst,  von  den  Ditterentiakollen  für  die  Colonien  ab- 
geseheoi  voll  als  solcher  wirken  konnte  and  nicht  in  einen 
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halben  Schutzzoll  verwaDdelt  wurde,  weil  der  eingeführte  fremde 
Artikel  mit  einem  heimischeDi  nicht  oder  niedriger  besteuerten  con- 
cuniren  musste. 

Denn  fine  inläudisrlic  Wria-,  Tah;ik-  immI  im  Wc^cntliL•bou  aucli  Küborizackcr- 
productiüü  t'cliU  in  Grossbritannieii ,  der  gewonaeiic  Hübuiuucker  wurde  gleich  liücli 
wie  fremder  Zucker  besteuert.  Die  Einfuhr  von  Branntwein  betraf  und  betrittl  in  bcsou- 
deroüi  Maassc  feine  Qualitätslirauiitweine  (fraiiz(5sisdiö,  Ruui  n.  dgl),  die  trotz  des  ctw^as 
böheiun  Zoiiä  diu  Concurren/.  mU  dem  ialäudischcn  Konibraimt«rcin  aosh&ltou.  Neuer- 
din^  sind  Zoll  und  Accise  b'  i  Branntwein  auch  gleichf^estcllt  und  Dach  der  iVlcohol- 
Stärko  bemessen,  wenn  aui  h  der  beimische  Branntwein  in  dem  .^Spcsenersatz-Zuschlag^ 
eine /kleine  scbutzzoliartige  BegOnstigung  goniesst  (§.  135,  S.  2Sib).  Ganz  ohneSdiutz- 
zollwirlmng:  ist  dieser  ZnsohUg  niolit,  insolsm  liegC  hier  und  liei  den  fittheien  h9lu»en 
Branntweinzöl!'  n  eine  ;rewisse  Benachtheiligung  des  Finanzintereüses  »Of.  S.  Dowell 
lY,  214  £  Uber  die  jßezoUuog  fremder  Spirituosen,  u.  u.  loO. 

§.  139.  Die  Zolleinkttnfte  GroBsbritanmens  ttnd  Irlands 
sind  im  Gesammtertrage  seit  deo  franzöBischen  Kriegen  von  22  bis 
'  23.5  Mm.  Pf.  St.  aaf  ca.  20  MUl  in  der  Gegenwart  geBunlien. 
Sie  bilden  demgemäBB  eine  II leisere  Quote  der  gesammten  Staats- 
einkflofte  und  speciell  der  Stenerertr&ge  als  ehedem  ü^izt  von 
letzteren  oa.  V4»  damals  ttber  Dies  ist  die  Wirkung  der  frei- 
bändlerischen,  die  Schutzzölle  beseiti  «senden  und  die  FinanzzOllc 
emftssigenden  und  auf  wenige  Hauptartikel  beschränkenden  Han- 
dels- und  Zollpolitik  I  aber,  bei  den  eingetretenen  grossen  Zoll- 
i'ednctioneuy  auch  ein  Zeichen  enorm  gesteigerter  Einfübr  und  Gon- 
snms  der  wenigen  noch  bezoliten  Artikel. 

£ü  iüt  in  (irossbritauuicQ  übiicli,  b«  i  Veränderungen  der  Zölle,  wie  auch  anderer 
Sfeuem,  bes.  der  Acdse,  den  Entgang-  aus  aufgehobenen  und  ennääsigtcn  ZOUon, 

auf  Grund  der  Ijisherigcn  rccliniini^bHiassiyin  Kn;cbnme  der  Einnahmen,  eventuell 
unter  Absetzung  eines  Anschlags  für  vermehrte  Einnahme  aus  dem  bestehen  bleiben- 
den Zoll  wegen  mothmassUch  sich  steigernder  Einfahr  and  Consums  (oder,  bes.  früher, 
wegen  Abnahme  des  Schmuggels)  zu  veranschlagen  und  ebenso  den  muthmasslichen 
Ertrag  von  neuen  oder  erhöhten  Zöllen  (Lvcntuell  ebenfalls  unter  Schätzung  der 
Abualimo  von  Einfuhr  und  üonsunt  und  der  etwaigen  Ziinahuio  von  Schmuggel:. 
NatQrlich,  dass  man  hier  mit  nnai^heron  Grossen  rechnet  und  die  wirklichen  Ergcb- 
jii^se  oft  andere  sind.  Neuerdings  worden  die  „budgetmässige  Schätzung:'*,  einmal  für 
das  Jabr  der  Aenduruiig,  dann  für  ein  ganzes,  mitunter  uouh  fUr  ein  späteres  Jahr 
lintofscbiedon  und  damit  das  „wirkliche  Ergebniss''  verglichen  (so  im  Statist,  abstr,). 
Aus  diesen  „vrnninderten''  und  „vermehrten"  Zöllen,  Acciscn  u.  s.  w.  kann  man  so 
annäherungsweise  die  finanzielle  Bedeutung  der  getroffenen  Maassregeln 
ersehen. 

Die  betreflcuden  anidiclieii  Daten  sind  in  die  Statistical  abstracts  und  regel- 
mässig in  die  Werke  Uber  Handels-  und  Zollpolitik  Übergegangen.  Sie  liaben  letzteren 
Falles  dann'  auch  wohl  fdr  die  Richtigkeit  ^ler  bestimmten  einzelnen  Maassregel  oder 
einer  ganzen  Politik  als  "Material  dienen  sollen.  Aber  zu  derjenigen  strengeren  Beweis- 
fuhraug, welche  hierfür  uothwciidig  wäre,  reichen  sie  doch  nicht  aus.  Besonders 
sind  die  Freihändler  za  geneigt  gewesen,  aas  gewissen  Zilfem  der  Zollstatistik  günstige 
Schlüsse  zu  ziehen,  ohne  genügend  zu  untersuchen,  ob  imd  wie  weit  eine  eingetretene 
günstige  Erscheinung,  z.  B.  eine  Vermehrung  der  Zolleinkünfte  trotz  aufgehobener 
oder  verminderter  Zölle  gerade  die  Wirkung  dieser  Maassrcgel,  was  zu  gern  ohne 
Weiteres  angenommen  wurde,  und  nicht  ganz  oder  doch  äldlweise  die  Wirkung 
anderer  Umstände  sei,  die  vielleicht  ron  der  ZoilrerAnderaog  ganz  uoabhingig  sind, 
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oder  uur  —  wie  z.  B.  bei  AufhebuDg  von  Differeatia]/ >!!  ri  wclcLc  die  Preise  cigcu- 
thilmücb  beeinflusstea  (s.  S.  297)  —  iu  eiaeio  concrctca  l  all  begleitende  Eniicheiauaj^ea 
di«8er  Yerftnderang  varcD.  «Mebt  wiiii  faier  anch'  dio  dirocte  Ucbertragaiig  o^ucr 
Zolländerang  auf  den  Preis  nnd  vollends  auf  den  Dciailprci^,  der  filr  den  ronstiin 
mit  entscbeldeud  ist,  als  unbedingt  sicher  augonoumeu:  der  bekannte  deductive  £>chlu!>ä 
der  Preistbeorie,  dessen  Sichtigtdt  eben  erst  zu  prüfen  ist  Britische  Zoll»  und 
Steoermaassreaelii  und  die  bczüi^licbon  statistischen  Daten  sind  wohl  auch  deshalb 
.  besonders  gern  far  solche  Schlüsse  benutzt  worden«  weil  dio  Verhältnisse  hier  l'ur  das 
Experiment  oin&cher  zn  liegen  schienen  und  bequem  brauchbare  Daten  leicht  zur 
Hand  waren.  Andauernd  finanziell  ungünstige  Ergebnisse  von  Zollvermiinlerungou 
(KatTce,  §.  14G,  auch  Wein,  §.  149)  werden  dabei  von  den  Freihuudlera,  weil  ihrur 
Theorie  widersprechend,  nicht  immer  genügend  hervorgehoben.  Nach  amtlichen  Auf- 
stoUntogen  ergeben  sich  folgende  Zahlen  ia  lOOO  Pf.  St: 


Zollertrag 

erlassen. 

neu  aufgelegt 

Au£aug  d.  Pcri 

1815—20 

749 

1.786 

23.488 

1821—25 

4.570 

46 

22.572 

1826—30 

1.512 

297 

22.855 

1831—85  ' 

2.000 

666 

21.612 

18?5<)-4i) 

148 

1.061 

23.046 

1841—45 

5.586 

161 

23.515 

1846—50 

2.389 

2 

22.278 

1851-53 

2.397 

16 

22.197 

Ztts.  (bis  Krinikrieg); 

19.351 

4.035 

1853—51 

983 

2.666 

22.152 

185 i — 55 

3 

22.0)7 

1856—60 

982 

587 

23.612 

1861—65 

6.234 

23 

24.391 

1866—70 

4.165 

2 

21.302 

1871—75 

4.143 

0.2 

20.239 

1876—80 

750 

20.197 

Ibbl— 85 

nichts 

nichts 

19.210 

'  1885 

<» 

19.722 

Zus.  1854—85: 

16.510 

4.028 

1815—85: 

35.86  r 

'  8.063  ' 

Der  Zollertrag  betrifllt  die  Koheiunahnie,  abzüglidi  Iv  ickzaldungen  und  Prämien, 
aber  noch  incl.  Erheboogskosteu.  (Die  Daten  bis  1S54  bei  Tooke,  histoiy  of  prices 
V,  393«  394      Teoke-Asher  II,  189.    Die  spätenn  Datou  beiedmet  nusn  den 

Zahlen  für  die  einzelnen  Jahre  in  den  Stat  abstr.  Die  Zolle rtragsdaton  Iici  Tooke 
stimmen  mit  denen  bei  Vocke,  S.  359,  uioht  Uberein,  boe.  ftlr  die  frühere  Zeit  sind 
sie  bei  Yocle  erheblich  kleiner,  vielleicht  voU  er  nur  dio  beim  ZoUdepartement 

berechneten  Zölle,  nicht  die  damals  unter  der  Accise  stehenden  (s.  o.  S.  277)  hier 
eingerechnet  hat,  was  für  die  Yerglcichnng  mit  den  spateren  Jahren  nothwendig  ist). 

Aus  der  im  Ganzen  nicht  bedeutenden  Aboahme  der  Zollein- 
ktinfte  (10  %  seit  Mitte  der  20er  Jahre),  trotz  mehr  aufgehobener 
27.8  Miil.  Pf.  i$t  seit  1815  oder  23.8  Mill.  seit  1825,  haben  die 
Freihändler  gern  gtinstige  Schlüsse  auf  die  selbst  fiscal isi? he 
unbedingte  Zweck mässigkeit  der  liberalen  Handels-  und  Zollpolitik 
gezogen.  Allein  ob  man  in  dieser  Ricbtong  nicht  doch  gerade  im 
berechtigten  Finanzinteresse  etwas  zn  weit  gegangen  ist  und 
nicht  besser  daran  gethan  hätte,  wenigstcnB  die  Finanzzi^Ue  etwas 
ergiebiger  zu  erhalten,  so  n.  A.  durch  Beibebaltang  wenigstens 
eines  massigen  ZockerzollSi  Ist  eine  andere  Frage  (§.  147). 
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Gross britaiiiiien  hätte  sich  damit  eine  EioDabiue  zu  stärkerer  Rc- 
duction  der  Staatsschuld,  nach  gutem  nordamericanisehen  Mnstci, 
tind  wohl  auch  tiir  manche  sonxt  erwünschte  Zwecke  der  gesammten 
Staatsverwaltung  ohne  erhebliche  Hedenken  erhalten  können.  Die 
Uebertreibnngcn  des;  „commercial  interest*'  iu  der  trcihändlerischeu 
Auffassung,  speciell  Gladstone's  Einseitigkeiten  und  —  das 
leidige  parlamentarische  Rennen  um  Volksgunst  durch 
den  Köder  der  Steuerermässigungen  kommen  in  den  grossen  Zoll- 
erlassen wohl  etwas  za.  sehr  zur  Geitang.  Wie  weit  dabei  die 
Zollerlässe  wirklich  voll  und  ganz  den  „Consumenten"  zu  Gute 
gekommen  sind,  wie  weit,  mindestens  eine  Zeitlang,  bis  die  Con- 
en irenz  die  Ausgleichung  bewirkt  hat,  Beträge  der  erlassenen  Zölle 
hei  Interessenten  anderer  Stadien  des  Absatzprocesses  hängen  ge- 
blieben  sind  und  deren  Gewinne  vergrOssert  haben,  bliebe  ausserdem 
noch  festzustellen. 

Tooke,  As  hör,  L.  Levi  und  wer  sonst  die  frcihäudlerisclie  Kichtun-r  der  - 
Uaudulüpolitik  vurtritt,  bikboo  fUr  diu  sc  Seitea  der  rejurickelten  Frago  kaum  jo  auch 
nur  ein  ireDig  YttntSndnlss.  „Sie  stehen  eVen  auf  dem  rein  dedoetiven  StandpancC 

in  der  Preis-  und  UeberwälzungslLliie",  bemerken  dann  die  ,.liistorisch-inductiv(;ii" 
MatioDalökonomeo.  Aber  aucii  vom  .«rein  deducüren"  Stuudpuuct  aus  ist  Miche  £iu- 
seitigkeit  ein  recht  vohl  verraeidlicher  Febler.  Denn  sehr  wohl  aind  anch  ron  diesem 

die  „Hemmunj^smomontc"  in  der  Preisansgleichung  mit  zu  berücksichtigen.  Und  die 
Bedeutung  der  allgemeinen  finanzpolitischen  Seite,  sich  Einkünfte  „in  Ec- 
surve'"  fUr  SohuKleutilguni^'  u.  a.  m.  zu  erhalten,  brauchte  auch  vom  freibändlerischcn 
Standpunct  nicht  verkannt  zu  werden.  In  der  Doberschätzung  der  ScLtiuingea  des 
„entfesselten  Verkehrs"'  li'i^f  der  Fehler.  Do  well  hat  z.  E.  für  die  Bedenkon  der 
zu  weit  gehenden  Beseitigungen  uhü  Eruiasäiguageu  der  Zölle  (Zucker)  wohl  ein  Auge. 
Vocke  bcurtheilt  die  ZoUreformcu  m.  E.  für  die  britischen  Fin'aDziuteresscu  etwas 
zu  günstig  und  träst  auch  den  erwähnten  BedLukcn  nicht  genügciul  Kechnung  (S.  350  d".). 
Die  beUubten  Ircihändicrischuu  Nutzanvenduogea  des  britischen  Beispiels  fOr  andere 
Länder  weist  «Imv  auch  er  in  die  richtigen  Schianken. 

§.  140.  Systematiseher  Character  der  britischen  Zoll- 
reform. Die  einzelnen  Maassre^eln  der  britischen  Zollrefurin  im 
19.  Jahrhundert  lassen  sich  auf  beBtimmte  einfache  Grund- 
sätze zurüeklulnen.  Ja,  sie  sind,  abweichend  von  der  üblichen 
sonstigen  britisrlieii  Gesetzgebungspülitik ,  in  der  Tbat  eigentlich 
die  Austlihiiui^  bestimmter  Principien  der  Freihandels- 
doctrin,  die  zuvor  für  die  Richtung  und  Darchtlihrung  der 
Keforni  ;m%estellt  worden  sind  (Sir  H.  Pamcil,  Zolluntersuchnngs- 
eommission  von  1840 ».  Daher  bildet  die  britische  Zollrelümi,  wenn 
auch  nur  allmählich  schrittweise  und  mit  der  in  England  üblichen 
Vorsicht  durchgeflthrt,  mehr  ein  einheitlicbes  d iir chda cli tcs 
System  handels-  und  \virthsebat'tsiH»litiscber  Maysu^eln.  als  man 
CS  sonst  Jenseits  des  Canals  auf  legislativem  Gebiete  zu  Hnden 
ptlegt.   Mit  daraus  erklärt  sich,  dass  diese  Zollreform  vielfach  als 
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Codex  freihftndleriscber  Handels-  und  Zollpolitik,  auch 
F  i  Ii  a  ii  z  zollpolit  i  k  aii^aHehen  worden  ist  und  eii;c  v  oi  bild  Ii  eh  o 
J5ede«tung,  wenigstens  nat'hfreihändlerischeiAuffa8Sung,crlaniz:t  hat. 

Ihr  Werth,  auch  t'Ur  die  vergleichende  Hctrachtung  des  Zoil- 
wesens  nnd  lür  dessen  tinanzwissensclialiliche  Beurtheilung,  soll  ihr 
auch  nicht  bestritten  werden.  Die  britische  Zollreform  eignet  sich, 
wie  keine  andere  Entwicklung  einer  Zollverfassung,  vortretiiiel),  um 
an  ihr  die  Grundsätze  freibändlerisclinr  Tarifpolitik  zu  entwi(  kein 
und  mit  ihr  und  ihren  volkswirtlischattlichen  und  finanziellen  Er- 
prebnissen diese  Grundsätze  auch  nach  ujan(  licn  Seiten  hin  zu  be- 
gründen Aber  die  vorbildliche''  Bedeutung  dieser  briti>!chen 
Zollreform  tiir  andere  iStaateu  kann  ihr  doch  nur  in  !tef^ohränktem 
Maasse  zugestanden  werden.  Denn  ihre  Voraussetzungen  wie 
ihre  Folgen  sind  zum  grossen  Theile  doch  specifisch  britische 
und  zwar  specifisch  britische  aus  der  Zeit  einer  noch  genügen- 
den Sicherung  des  heimischen  Bodens  gegen  auswärtige 
Feinde  Dank  der  insnlareD  Lage  und  aus  der  Periode  der 
industriellen  und  comm erciellen  Suprematie  Gross- 
britanniens* im  19.  Jahrhundert  Ob  auch  nur  in  diesem 
Inselstaate  selbst  diese  Folgen  noch  auf  lange  Daner  segens- 
reiche zu  nennen  sein  und  die  Voraussetzungen  einer  soleben 
Handels-  und  Zollpolitik  demgemäss  dauernd  vorhanden  bleiben 
werden,  —  das  muss  die  Zukunft  lehren.  Durchaus  unzweifelhaft, 
sogar  wahrscheinlich  ist  es  nicht. 

Nur  die  insular«'  Lage  des  Staatsirebicts  gestaltet  es  —  oinstweilcii  — ,  dif  ein- 
heimische WehrvcrfassQog  so  ¥öllig  zu  feroachlässigeD  und  ?o]kswinhschafdich 
das  Haaptiaaterial  tOchtigen  Heenresens,  eine  zahlreiche  l&ndliche  Bevölkerung, 
nahezu  auf  den  Aussterbeetat  kommen  zu  lassen.  Nur  eine  Politik,  welche  das  nidbt 
o-Iaubt  scheuen  zu  müssen,  kann  das  „land  wirthschaftliche  Interesse'"  so  preis- 
geben, wie  es  durch  die  Freibaudelspolilik  ia  Agrarproducten  gcscliehea  ist  und  wie 
es,  gegenüber  der  neuesten  überseeischen  Coacurreiu,  bis  jetzt  geschiolit.  Kur  eine 
sololie  Politik  freilich  kann  auch  den  „Enteignuns^s-  und  Enterbungsprocess"  der 
licuicrc»  ländlichen  Grundbesitzer  und  die  Anbäutung  dieses  Bciitzcü  ia  iuiuior 
wenigeren  Hiuidcu  und  im  Majoratsverband  so  ruhig  vor  »irli  gehen  lassen.  Dabei 
ist  nicht  ?u  übi;rsehen,  dass  die  moderne  volkswirthschaftliche  Entwickeluns:,  vollends 
in  Grossbritannien  und  Irlaud,  diese  Concentratioostdudcnz  dos  (irundbcsit/es  noch 
steigert  und  die  FreihandelspoUtik  in  Agruprodacten  den  landwirthscbafdichen  Grass- 
betrieb Tiocli  notlnvendiger  macht. 

Man  glaubt  sodaua  für  sieber  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  britische  Kriegs^ 
raarioe  den  InsebtjMt  gentlfend  schlitzen  nnd  das  Weltmeer  fQr  den  britischen 
Ein-  nnd  Ausfuhrhandel  mit  l^'stiüiinthcit  offen  halten  kiTnnc.  Das  mag  oiiist- 
weilen  noch  za  hodcn  sein.  Viel  ungewiäi>er  als  ehedem  ist  es  durch  die  KntwicUung 
der  fremden  Kriegsflotten  schon  geworden ,  und  mit  der  Aosdebnuog  des  britischen 
Welthandels  ^tcigerii  sich  die  Gefuhn  ii ,  Zufuhren  von  Brotstolfen  und  Rohuiaterialii'n 
der  Industrie  gehemmt  zu  sehen,  immer  mehr.  Besonders  gttnstig  erscheinen  die  AntH 
sichten  Sta  die  Zakvnft  daher  nicht  gerade. 

Nur  die  erreichte  Stellung  der  In  i  hen  Industrie  und  des  Handels 
im  Weltrork<»hr  macht  ferner  ob  2oU-  and  Acciiesystem  wie  das  heutige  britische 
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möglicli,  weil  tiiianzidl  eq^big  genag.   Deno  nur  bei  dieser  Stellung:  ist  es  dnxch- 

führbar,  auf  wenige  Hauptartikcl  des  Zolls  nnd  der  A(-(  isc»  so  enorme 
Steuern  zu  häufen.  Diese  Artikel  können,  obwohl  so  durch  Steuern  rertheaertf  bei 
einer  tahlreiclieii  und  wohlhabenden  Mittelolasse  und  ArbeitorberOlkernng,  denen  die 
gewaltige  Industrie  dircct  und  indirect  ein  r^iiLliolies  Einkommen  gewährt,  immer 
noch  den  enormen  Absatz  Ünden,  welcher  dem  ijtaatsachatz  durch  Zoll  und  Acciso 
nooli  die  Deckung  des  Staatsbedarft  verbürgt.  Die  Fortdauer  dieeer  Yerh&ltnisse 
ist  natürlich  von  der  Fortdauer  der  S iipr<^niatic,  des  reichlichen,  gcwinii- 
briogoodeD,  mindestens  in  gleichem  Maasse  wie  die  YoUkSzunahme  steigenden  Absatzes 
der  britischen  Indnstrie  im  Weltrerkebr  abhängig.  Bietet  sich  hierfür  eine  genügende 
Büriiscli;ift  in  Zukunft?  K;unn.  sclioii  narh  di  r  Entwicklung  der  Dingr  in  den  letzten 
Jahrzehnten  zu  schlicsscn.  Denn  der  europäische  Continent  und  Nordamerica  eman- 
cipiren  sich  immer  mehr  von  der  Botmässigkeit  der  britischen  Industrie  und  machen 
dieser  in  den  übrigen  fremden  Absatzgebieten,  ja  sogar  in  England  selbst,  steigende 
Concurreaz.  ^Vas  dann,  wenn  die  britisohe  industrielle  und  cemmeicieUe  Sopiematie 
eiiimal  detiiüti^'  gestürzt  ist? 

Die  wirklich  vorbildliche  Bedeutung  der  britischen  Zollreform  ist  nach  dem 
Allen  eine  recht  bcstrciflcirc  Die  politischen  tind  wirthsrliaftlichen  Voranssetzun?en 
dieser  Ketorm  mügüu  für  (irossltritannieu  in  den  Ictztcu  J^ilir/ohnton  zugetroffen  sein 
und  dort  noch  für  langer  l»esteheti.  Anderswo  fehlen  sie.  Die  speciellen  Con- 
snmtionsverh3lt  ni«se  iTliee,  Bier,  Branntwein^  hiefen  weitere  Verschiedenheiten, 
volclie  eine  Uebertragung  der  britischen.  Reform  auf  andere  Länder  erschweren 
mflseten. 

§.  141.    System  und  oinzelne  Hauptgiundsätze  dej 

britiseben  Zolireiorm. 

Ich  bcautzo  hier  meinen  Artikel  „Ziillu",  im  HluiUbcidi-Brater'schen  Staats- 
wÄrterbuch,  XI,  840—3^7,  bes.  349  (Ansltahrzoll),  359  ff.  (Einfuhrzoll)  mit,  (geschrieben 
1SÜ8).  Siehe  ausser  den  übrigen  genannten  Werken  0.  Ilübn er's  Berichte,  bes.  S.  2. 
Der  jetzige  Zolltarif  u.  A.  im  Suppic^iontband  des  (amtlichen)  Deutschen  Handels- 
archivs:  „Die  Zolltarife  dealo'  und  Auslände^*«  Berlin  1884,  Ko.  6  (nur  !>/«  Seiten), 
Ueibersirhl  mit  allen  ettra  neuen  YerändeTangen  in  Stnt.  abstr. ,  so  in  So.  '^S , 

fc26,  mit  (iruppirung  der  Tarifbütze  als  eigentlicher  Einfuhrzölle  und  als  ErsatzzöUc 
r  fremde  Waaren  gegenüber  der  Aedso  und  anderen  Steuern  (Stempel)  auf  hefmisdie 
Artikel. 

Die  einzelnen  Maassregeln  der  britischen  ZoUreform  lassen 
sich  im  Wesentlichen  auf  fünf  Hauptgrund  Sätze  zurttckfübren, 
welche  freilich  eng  mit  einander  zusammenhängen  nnd  von  welchen 
der  zweite  bis  fünfte  die  Ausführung  des  ersten,  der  zweite,  dritte 
und  vierte  die  Ausführung  speeiell  der  Freihandelspolitik  sind. 
Nämlich:  1)  die  Vereinfachung  des  Tarifs,  2)  die  Aufhebung 
der  Kohsto  ff  Zölle,  3)  diejenige  der  Lebensmittelzölle  und 
landwirthschaftlicfaen  SchutzzöUe,4)  diejenige  der  Fab rikat- 
Schutzzölle,  5)  die  Vereinfachung  der  eigentlichen  Finanz- 
zölle mittelst  Beschränkung  derselben  auf  wenige  Haupt- 
artikel  grosser  Einträglichkeit,  unter  Wegfall  fast  aller 
ttbrigen. 

1.  Vereinfachung  des  ganzen  Zolltarifs  durch  Be- 
seitigung der  Ausfuhrzölle,  Verminderung  der  Positionen 
der  Einfuhrzölle,  auch  betreifimder  Finanzzölle,  und  Be- 
schränkung  der  letzteren  auf  wenige  passende  Hauptartikel, 
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ohne  oder  nur  ausnahmsweise  mit  Qualitiitsunterscheidinig  im  Zoll- 
satz: auf  diese  besonders  seit  der  Reform  von  1842  deutliche 
Entwicklung  flibrte  ausser  der  freihändlerischen  mit  den  Schutz- 
zöllen aufräumenden  Politik  zweierlei  bin:  einmal  der  Wunsch,  die 
verkebrgbelä8ti<>:enden  Controlen  für  den  Handel  m'i^^liciist  zu  ver- 
mindern, die  ErbebungskoBtcn  zu  crmässigeo;  sodann  aber  nament- 
lich die  schon  ältere,  aber  immer  mebr  sich  zeigende  Wabrnebrnung, 
dass  liberbaupt  nur  eine  vcrbältnissmiissig  kleine  Zahl 
von  Zollartikeln  ein  bedeutenderes  Fiuanzinteresse 
nach  den  ZoUerträgen,  die  sie  gilben,  boten,  und  es  sogar  nur 
ganz  w'enige  Hanptartikel  wären,  welche  den  bei  Weitem 
grösstcn  Theil  der  ZoIleinkOnfte  (einige  90%  ders^lbeD) 
abwUrfoD.  Daher  schloss  die  Streichung  der  meisten  tlbrigen 
Artikel  aos  dem  Tarif  keine  sehr  erheblichea  Verluste  der  Staats- 
casse  in  sich,  so  dass  das  betreffende  Opfer  am  so  eher  zn  Gunsten 
des  „freien  Verkehrs'*  und  der  Consnmenten ,  auch  wo  es  sich  um 
Finanzsollartikel  handelte,  gebracht  wnrde.  £ine  ähnliehe  Wahr- 
nehmung hat  man  zwar  auch  in  anderen  Ländern  gemacht.  Allein 
im  Vereinigten  Königreich  tritt  diese  Gestaltung  der  ZoUeinklinfte 
dem  Grade  nach  viel  prägnanter  hervor.  Dies  hängt  mit 
speeifisehen  britischen  Gonsnmtionsverhältnissen  und 
mit  der  seit  lange  ungemein  ausgedehnten  und  meist  immer  noch 
zunehmenden  Consumtion  einiger  wichtiger  Luxus -Mass  en- 
consumtihilicD  (Tabak,  fremde  Spirituosen,  Thee, 
Wein)  zusammen,  welehe  nach  britischen  Wohlstands-  nnd  Ein- 
kommensverhältnissen einen  hohen  Zoll  ertragen  können.  Auch 
in  dieser  Hinsieht  ist  die  britische  Zollreform  daher  für  andere 
Länder,  fiscalisch  betrachtet,  nicht  ohne  Weiteres  nachahmbar. 
Auch  ist  es  klar,  dass  die  Aufhebung  maneher  Zölle,  die  Herah- 
setzui^g  anderer  nnd  die  Beibehaltung  einiger  weniger  in  hohen 
Sätzen,  den  Principien  der  „Allgemeinheit"  und  der„Gleieh- 
mässigkeit",  daher  der  „gerechten  Steuervertb eil n n i?", 
einem  /ielpuncte  auch  lür  die  Gestaluuii^  der  indirecten  Verbraucbs- 
besteuerung,  nicbt  durchaus  entsprechen.  Das  „Gerechtigkeits- 
postulat '  ist.  hier  dem  \ olkswirthschaftlichen  Verkehrsinteresse  und 
dem  steuerteehnischen  mehr,  als  richtig  erscheint,  geopfert  worden. 

Die  lioiluUiillcriüclii;  uud  die  auch  die  riiianzzuilu  eimässigeiule  und  klciacrc 
beseitigeiute  britische  Zollreform  hat  sich  im  Wesentlichen  in  fünf  grossen  Sclirittcu 
vollzogen ,  von  denen  der  zweite  und  dritte  und  zum  Theil  nocli  der  vierte  wieder 
nUier  üUbaminenhängen.  Den  vorsichtigen  Beginn  machte  1824 — 26  Huskisson  (bes. 
Gesetz  5  Georg  IV,  c.  14  und  6  Georg  IV,  c.  13,  c.  105  ff.,  c.  111,  grwse  Acte  der  Zoll- 
consolidatioa  nnd  TMfacte,  Auf  hebong  zahlreicher  alter,  die  Fassung  war  4ie  Arbeit  you 
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J.  D.  Hume,  Dowell  U,  262  ff.,  Levi,  p.  157  II,  Richelot  I,  60  ff.) 
eine  läogere  Pause,  DVr  mit  kleineren  Veründeransea.   Daiaof  folgten 

n.  a.  m.  " 
Yict.  c. 


Zollreformen  Peers 
uamcntlicb  5  und  G 


47,  laniacte  von 


p.  261  ff.,  Richelot  I,  212 
machte  alsdann  (iladstone 
Tarifacto  (Dowell  II,  323, 
vertrag  von  1800  folgte  der 
der  Abschlass.  (Dowell  II, 
nur  die  Poel-GIadstOQe'schcQ 


Daun  kam 
die  grossen 

'16:  'W'  if*^r  nnd  dritter  Schritt, 
lb4^  iDüwcll  II,  304  fr.,  Levi, 


ff.),  und  9  und  10  Vict.  c.  22,  2S  von  ls4(i,  cb.  1853 
den  vierten  i^ossen  Schritt:  Ifi  und  IT  Vict  c.  106, 
Levi,  p.  'dtiH)  uud  mit  dem  französischen  Uandels- 
fUnfte  (23  and  24  Vict  c.  110,  Tarifacte)  nnd  damit 
n.ri  f!  .  Levi,  p.  403  ff.  412).  In  der  Kegel  werden 
Taritrüibrmon  als  erste  bi3  vierte  Berision  des  Tarifs 
bezi^linet.  In  andeien  Jahren  geschah  nur  Einzelnes  mehr  tnr  Ergänzung.  Die 
Modification  und  spater  die  Auflielmng  der  alten  Navigationsactc  (12  nnd  13  Yict. 
0.  29,  1849)  soivie  die  Accisereformen  übten  direct  und  indirect  aach  Eiuflosa 
auf  die  Zölle  ans. 

Folf^endc  Uebersiclit  ilus  1855)  giebt  0.  II  Ii bn  er  a.  a.  0..  H'  fi  2,  S.  4,  ohne 
Quellenangabe,  doch  ohne  das9  w(»entliclie  Fehler  zu  vermuthon  sind.  Fttr  die  ältere 
Periode  bestanden  ausser  solchen  ArtikelzOllen  noch  meist  allgemeine  Einfuhr-  nnd 
ehemals  zum  Theil  auch  AusfahrzQlIe  in  Uein«l  Werthqnoten  von  den  nicht  auf« 


gezählten  Artikeln. 

llaupt- 
artikel. 
1660  490 
1789  290 
1826  432 
1841  564 
1849  233 
1855  153 
1862  49 


EinfiihrzttUe: 

Onterab- 
theilungen. 
1140 
1135 
848 
488 
282 
261 
64 


sammen. 

ir.no 

1425 
1280 
1052 
515 
414 
113 


Haupt- 
artikcl. 
212 
50 
5 
5 


AusfulirzöUo ; 
Untcrab- 
theilung(>n. 
III 
35 
19 
19 


Zq- 
sammen. 

323 
85 
24 
24 


Im  Tarif  fUr  1886  betreffen  die  Zahlen  der  ersten  Reihe  die  selbständigen  Ein- 
fuhrzölle, die  der  zweiten  Keihe  die  ZcllHützc  fiir  Artikel,  welche  der  Accise  und  dem 
Stempel  unterliegen.  Wie  IlUbnor  die  Hauptartikul  und  Untcrabtheilungen  gezahlt 
hat,  ist  nicht  genau  ersichtlich.  In  den  Tarifen  von  1862  nnd  1886  sind  als  „Unter- 
abtheilungea"  apart  nur  die  neben  dem  llanptzollsat/.  der  Waarengattong-  des  betreffenden 
Artikels  specleli  aufgeführten  Uotcrrubrikcn  gezählt.  Sollte  Uabncr  ander»  verfahren 
sein,  so  wftren  die  Snmmenzahlon  zn  gross ;  doch  ist  das  nicht  anzunehmen.  Itfit  den 
zol [statistischen  Daten  stimmt  diese  Statistik  der  Tarifsätze  nicht  völlig  Uberoin,  z.  11. 
ist  in  letzterer  Itier  der  Posten  „trockene  Frilchte"  mit  dem  Eiuheitssatz  von  7  sh.  per 
engl.  Goitncr  als  Ein  Hauptartiket  gezfthlt,  vihrend  in  der  Zollertragflstaflstik  daraus 
drei  Kuhriken  (Corinthen,  Kosinen,  andere  Früchte)  gemacht  werden  In  dieser  Weise 
aufgestellt,  wUrde  die  Zahl  der  Zollpostcn  im  Tarif  anch  gegonvärtig  noch  etwas 
«grösser  sein  als  nach  obiger  üebersicht. 

Die  Erfahrung,  dass  eine  grosse  Menge  der  Zolltarifposten  wenig  oder  selbst 
nichts  eintrCiEjon,  hatte  innn  schon  im  vorigen  Jahrhundert  Eremncht.  ITHS  gaben 
von  liber  12Ü0  Zollpü^tcu  nur  l(iO  ein  jeder  uaiudcstens  1000  Pf.  St.  Ertrag,  lüiü 
zus.  nur  85.000  bis  11 1.000  Pf.,  durchschnittlich  von  diesen  also  1  nur  80  bis  100  Pf. 
Die  Gommission  von  1810  constatirte  einen  ähnliclien  Sachveriialt,  nur  noch  schärfer 
auf  (irund  einer  amtlichen  Berechnung  des  ZoUinspectors.  Hiernach  ergaben  1838/39: 


147  Posten 
349  Posten  joder 
132  „ 
45     „  „ 

780  „ 
63     „  „ 
10     «  %. 

9  m  «« 


862 


unter  100  Pf., 
100—500  Pf., 
300-1000  Pf., 
1000—5000  Pf., 

von  0—5000  Pf., 
5U00— lOü.Oüü  PI'., 
100.000—500.000  Pf, 
Vt  Million  und  mehr 


zusammen 


n 


nichts 
8.000 
32.000 
32.000 
245.000 


Pf. 


317.000  Pf. 
1.397.000  „ 
1.888.000  „ 

j_8.575.000_  ,^ 

22.127llüÖ~Pfr 


...... ^le 
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Dio  9  letzten  Uauptartikcl  gaben  also  83.97«  der  Summe,  die  19  letzten  d2^7«- 
Im  Jabro  1889  gaben  17  Hanptartikel  (Zocker,  Theo,  Tabak,  Spirimosen,  Wein,  Roiz, 

Korn,  KafTre,  Butter,  Corinthen.  Talg,  Saaten,  Rosinen,  Käse.  Haatnwollc,  Srhifwolle, 
Seiden fabrikatc)  94,  29  andern  47„,  zusammen  46  Artikel  987o  dor  ZolleinkUnftc  (Tooke 
Y,  424,  Asher  II.  208,  Richclot  I,  1S2,  Edinb.  Rov.  No.  140,  a.  a.  0.).  In  der 
GAmmission  und  in  deren  Beriebt  von  1840  fand  darauf  hin  die  Beseitigung^  der  kleinen 
Zollposton  nnrh  vom  finanziellen  Standpnnctc  and  zur  Erltnclitonitif  des  Vorki  hrs 
iUrc  iicfluworiuiig;  und  erfolgte  in  den  Reformen  vuii  l'>12  und  isiä  auch  grosscn- 
tbeils. 

Das  Ueborgewicht  dor  grossen  Hauptartikol  in  den  Zollreformen  trat  datui  immer 
mehr  hervor.  1856  gaben  schon  die  6  Artikel  Zucker,  Theo.  Tabak.  Spirituosea, 
Wein,  Kaflee  88.9,  6  weitere  (Hol/.  Korn,  Seidenfabrikate,  Corinthen,  Rosinen,  Butter) 
7.3.  znsaTrmcn  12  Artikel  96.27(,  der  Zolleinkilnftc.  Dem  freihandK  rischen  Drängen 
auf  Beseitigung  immer  weiterer  Zölle  setzte  sieb  daher  auch  das  Finanzintcresao  immer 
▼enigor  stark  entgegen.  So  erfolgte  die  „Yereinfachang"  des  Zollrarifa  noch 
wi  itiT.  Anrli  iiaoli  Atifliobnii?  der  Zuckcrznlle  sind  c=5  die  4  Hauptrirfikcl  Tabak, 
Thee,  Spirituosen,  Wein,  die  1885/86  ?on  der  Zolleinnahme  von  19.9i  Mill.  Pf. 
95.27^,  die  3  ferneren,  Corinthen,  KafToe,  Bosinon,  die  3.3"  ',,.  zns  also  7  Artikel,  die 
98.57«  ergaben. 

Wie  sehr  die  Zunahme  des  Consums  dalier  der  Einfithr  ilur  Hauptartikul, 
schon  früher  bei  den  hohen  Zollsützeo,  später  bei  den  crmässigton  eine  grosse 
absoloto  'Einnahme  gewUhrto  nnd  so  eben  diese  Entwicklung  des  Zolltarifs 
finanziell  in<'>2:lir1i  machte,  crgiebt  sich  u  A.  aus  folgenden  Zahlen:  der  Zollertrag 
der  G  Haaptartikel  Zackcr,  Tabak,  Thee,  Spirituosen,  Wein,  Kailec,  in  18S5  ohne 
Zacker,  also  anr  5  Artikel)  war: 

1790     4.04  Mill.  Pf.  18.50    IS.Sl  Mill.  Pf. 

1810    lü.üS    „     „  1862    22.12    „  „ 

1820    15.77    „     „  1871    19.5"J  „ 

1840   16.75  „  1885    19.18  „ 

Aus  solchen  Zahlen  folgt,  dass  finanziell  nach'  britischea  Erfahnmgen  cino 
Beschränkung  der  ZüIIe  anf  wenige  Hanptartikcl  nur  erst  dann  a^S 
richtige  Finanzpolitik  craclicint,  wenn  der  Consum  dieser  Artikel  hin- 
länglich allgemein  und  stark  verbreitet  ist,  und  auch  nnter  dieser  Yorans> 
Setzung  nur.  wenn  man  anf  einige  Artikel  sehr  hohe  Zölle  setzt  und  dabei  noch 
eine  genügend  grosse  Einfuhr  und  Consumtion  und  eine  Bewältigung 
dos  Schmuggels  erwarten  kann  (.Tabak,  Spiritaosen,  anch  Theo,  der  immer  noch 
dem  filr  ein  so  verbreitetes  Consnmptibil  holi  Mi  Zoll  von  6  d.  per  Pfnnr]  G(  wicht  oder 
'  c.  56  Mark  per  59  Kilo  unterliegt,  c.  6  Mark  mehr  als  im  erhöhten  deutschen  Tarifsatz 
seit  1879  !ta  den  bei  ans  so  wenig  consnmirten  Artikel). 

§.  142.  —  2.  Aulbebung  der  Rohstoli zolle.  Ein  weiteres 
Priücip  der  brUisclien  Zollreform,  das  auf  die  besprochene  Ver- 
einfachung und  Hescbräiikung  des  Zolltarils  mit  einwirkte,  war  die 
möglichste  BescitigUDg:  der  EinfulirziiUe  auf  die  fiir  die 
heimische  Industrie  erforderlichen  oder  wünschenswcrthen  frenulpn 
H(ih=;toffc  und  zum  Theil  anch  Halbfabrikate,  namentlich 
solche,  welche  wie  z.  B.  Baumwolle,  Seide  liberhnupt  nur  ans  dem 
Auslande  bezogen  wurden,  aber  auch  solche,  welche,  wie  z.  B. 
Schafwolle,  zwar  im  Inland  ebenfalls  erzeugt  wurden,  aber  nicht 
in  der  für  die  Industrie  erforderlichen  Menge  oder  Beschaifeobeit. 
Etwaige  Contlicte  des  induBtrieUen  und  des  Fabrikatexportinteresses 
mit  dem  agrarischen  oder  auch  montanistischen  wurden  schliesslich 
stets  zoL  Gunsten  des  enteren  und  damit  des  der  Industrie  und  dem 

A.  Wagn9T,  FiBRntvIiMttadiall  III.  20 
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auswärtigen  Handel  vortbeilbaften  Freiliaiulclspri  iu'ii)s  cnt- 
scliiedeu.  i);is  tVlilior  nicht  uuerhebliche  Fiüaiiziüteresse  stciimite 
sich  dieser  Relonmichiiuig:  doch  auch  nicht  s^ar  zu  stark  entgegen 
oder  wurde  eventuell  .st  liliessjlich  geopfert.  Anderseits  siegte  das 
Freihandclsprincip  auch  im  Ausfuhrhandel,  indem  die  etwa  noch 
vtMbliehcueü  Ausfuhrverbote  (Maschiuen)  und  Ausfuhr/ölle  (so  auf 
Koliien)  beseitigt  wurden.  Bei  diesem  ganzen  Theil  der  Tarif- 
politik war  das  Finanziiiteresse  immer  besten  Falles  eiu  kleines 
Verzögern ngsmomcDt  in  dem  Siegeslauf  des  Freihandela  gegenüber 
dem  Schutzzoll. 

Das  Einzclue  und  Genauere  g«1ittrt  deslialli  nicht  hierher,  sondern  in  eine 
nc=i:liic!ili;  tlei*  britischen  Zollicforin  aus  dvm  haiidelspolitischen  (Jcsiclifspunct.  Bei 
mehreren  der  Eiitlubrartikci  kauen  früiier  aach  Uiffereatialziylic  zwischen  fremdeu 
und  britiaeb-eolonialen  Prodoeton  in  Betracht  nud  eomplieirt^  die  Sacke  nach  der 
liandclspolitisclioii  wie  nach  der  finanziollen  Soitc  Die  wichtiETstrn  VäUc.  Roh- 
stoffztt'cigä  betrafen  die  Spinn-  und  Webätofl'e  und  Uolz.  Die  Klui'uhrzöUe 
auf  A-emdo  Produete  zum  Ersatz  derAccise  auf  heimische  betrafen  mehr  Fabri- 
kate Sybtem.itiscli  erfolgten  die  ErInäs^ig'^rli^eu  und  Beseitig^ungen  dieser 
Zölle  besonders  bei  dcu  vicrmaüt^eo  Tan&evisionea  Poel's  und  Giadstone's  1842 
bis  1860.  Die  einzelnen  wichtigeren  Artikel  verfolgt  Dowell  im  4.  Bande  Jeden 
besonders  in  ihrer  ganzen  Zollgeschichte.  Meist  daraus  die  folgenden  Noti/cco.  Der 
innere  Zasaumcnhang  der  Massrcgcln  tritt  dabei  freilich  zurllcic.  Vgl.  darüber  bes. 
Kicholot,  80  Uber  diu  Kcfom  von  1S42  und  1846,  I,  237  fi".,  24G  Ö..  auch  Leri, 
Vockc.  Dow  dl  verfolgt  gluichtulls  mehr  nur  die  finanziette  Seite  der  ZoUpolitUc. 
Knrzer  Ixü  '  blick  bei  ihui.  II,  .""iHü— .S.'JO.    Hier  mögen  kurz  angeführt  werden: 

Bau  Kl  wolle  (Do  weil  iV  ,  445—453).  Vor  der  frauzusiichen  Kriej;:>zeit  im 
Wesentlichen  zollfrei  (nomlich  urenn  aus  biitt^chon  Colonien  und,  wenn  in  britischen 
Schillcn  eingeführt,  auch  aus  andren  Lrnulerii)  wurde  dieser  Artikel  in  Krieq-o  mit 
ziduilick  hohen  Zollsätzen  belegt«  mit  Uiitcrscbeiduiig  eines  uicdiigereu  Satzes  vom 
britischen  Goloniaiprodact  (dem  die  Baomvolle  dor  Vereinigten  Staaten  aber  gfeich* 
gestellt  ward)  und  eines  hühoren  von  sonstigem  Product  und  ausserdem  mit  be- 
günstigendem Satz  far  Importen  auf  britischen  Schilfen,  auch  mit  Kriegszuscblägen 
zn  den  Kormalzollsätzen.  Ertrag  1815  760,000  P£  St.  Fortfall  der  KriegszuschUgo 
nach  1$15,  Ertrag  dann  3O9,0OÜ  Pf.  In  den  Tarifen  von  I81*J  und  1825  Werthzoll, 
for  fremde  Wolle  C<>7a«  l^i^  Importe  iu  fremden  Schilleu  127«,  was  1825  be- 
seitigt). Wolle  der  eigenen  Colonien  frei.  Später,  18S1,  wieder  höherer  spcdfischer 
Zoll,  zum  Ersatz  der  aufgehobenen  Accise  fiir  bedruckte  Waare,  1S33  ermässigt  (2  sh. 
11  d,  per  engl  Coutner).  In  der  Zollreform  von  1S45  fiel  der  Baum  wollzoll  ais  ßoh- 
stoQzoll,  mit  einem  Verlust  von  ca.  6^0,000  Pf.  für  die  Staatscasse.  Auch  Baomwoll- 
garu  wurde  zollfrei. 

Schafwolle  (Dowoll  IV,  12M  -  ff,  Di  i  i^lieuialige  Ausfuljrzoll  auf 
W  uiic  ^s.  0.  S.  174  il'.)  liatte  i;-.ii|;bt  suuio  Üeduutuiig  vcrlürcn.  Seit  lü4T  war  im 
industriellen  Interesse  eiu  Austubrvcrbot  eingetreten,  das,  lange  practisch  ziemlich 
bedeutungslos,  1«25  wieder  durch  einen  Ausfuhrzoll  ersetzt  wurde.  Widir  t  t  d  -r 
französischen  iüicgo  war  aber  auch  ein  Einfuhrzoll  auf  fremde  und  Colon lalwoiio 
gelegt,  der  mit  mehrfachen  Veränderungen  und  Ermässigungen,  in  niedrigerem  Satz 
für  britijcli  coloniale  W  olle,  bis  diese  lb25  frei  wurde,  in  höherem  für  fremde  Wolle, 
bis  lb45  bestand,  in  diesem  Jahre  üol  er  nebst  dem  Zoll  auf  alle  Übrigen  Wollen 
(Alpacca  n.  s.  v.)  gleichftlls  fort. 

Flachs  (Do  wcl  1  IV,  444 — 447).  Roher  war  bis  zu  den  französischen  Kriegen 
zollfrei,  zubereiteter  (dresiied)  und  rohes  Leinengarn  schon  vorher  bezollt.  In  der 
Kriegszeit  wurde  auch  roher  Flachs  dem  Einfuhrzoll  unterworfen,  aber  bedeutend 
niedriger  als  dressed  flax.  In  der  Reform  von  1S25  ff",  erfolgte  Gleichitellung  und 
bedeutende  Ermässigung  der  Zollsätze,  1845  ebenfalls  Aufhebung,  auch  für  Garn. 
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Hanf  (roher),  wesentlich  nnt  Einfuhrproduct,  war  seit  lb09  bezolit,  auch  nocix 
uacli  den  Kriegen  lind  ziemlich  hoch.  Zollfrei  urledenim  seit  1845.  (Dovell  IT, 
427— 4  2S). 

Seide  (Dowell  IV,  437  — 44:{),  rohe  und  gezwirnte  sowie  gefärbte  gezwirnte, 
«rar,  mit  höheren  SStzen  fiir  Zwirn,  schon  ror  dem  grossen  Kriege  bezollt  gewesen. 
Bei  der  Reform  von  1*^25/20  durch  Htiskjsson,  die  auch  Scidcnwanrcn  iiI)CTliaui)t  Itetraf, 
vordeu  die  Züilc  fUr  l£oUäcid&  und  Zwirn  crmüssigt  und  mehr  abgestuft.  1^45  und 
1846  wurden  nach  diese  Zolle  beseitigt. 

Saaten  (OclsaatLin  u.  s.  w.).  (Dowell  IV,  15.'»  —  457).  Die  Zölle  darauf, 
.mannigfach  nach  Sorten  abgcütaft,  beruhxten  in  verscbicdeucr  Weise  laadwiohschaft- 
Kche  inteiessen«  die  thelk  den  freien  Import  rerlani;ten  (Süsaat),  theils  ihm  entgegen 
waren.  1842,  1S46  erfolg;ten  Ermässigungen,  die  aUgemeino  Aufhebnog  eat  bei  der 
.^dritten  Tarifrevision"  von  1S53  durch  üladstone. 

Talg,  mit  niedrigerem  Dilierentialzoll  filr  britisches  Colonialproduct,  höheicui 
Zoll  für  fremdes,  wuido  1S4G  im  Zoll  ermässigt,  aber  erst  1860  frei.  (Do well  IV,  454). 

Soda,  mit  ans  protectiouistischem  Zwei  Ic  bezollt,  von  der  Entwicklini;:f  der 
Technik  beeinlltisüt,  wurde  1842  im  Zoll  ermäßigt,  lS4t»  freigegeben.  (Doftell  IV, 
425,  VHW 

Indiuö,  im  vori^■(:n  Jalidiiindert  zeitweise  als  briti^clics  Colouialin'oduct  direct 
importirt  sogar  mit  Einfuhrprämie  veriohea,  sonst  zoiifrei,  wurde  in  der  Kriegäzeit 
aubh  bezollt,  1825  im  Zoll  ormSssigt  (mit  DUferentialprinelp) ,  1845  befreit.  Ebenso - 
Cochenille  (Dowcll  IV.  464~46fi\ 

Holz,  (Bauholz,  für  Häuser,  Schilfe,  Breitor  u.  s.  w.)  hat  eine  verwickeitere 
Zollgeschichte,  In  der  es  sich  seit  1809  besonders  um  die  diiForentielle  ZoUbegilnstigung 
des  canadischcn  gegenüber  dorn  haltisrhcu  Holze  handelt.  Kritgsiioliti.-iclif 
Gi^ichtsponcto  spielen  aufaugä  dabei  mit.  Auch  finaazioll  war  der  Zoll  nicht  uucr- 
hebllch.  aber  stark  schwankend  im  Ertrage.  Der  Streit  Uber  diesen  Zoll  vordo  in  den 
20er,  ilOer  und  40cr  Jahren  lebhaft  discutiit  Audi  in  düii  Reformen  von  1842, 
1845,  dann  in  1847,  1S4S,  1851  erfolgten  nur  Ermässigungen  des  höheren  Zolls 
für  baltisches  Holz,  der  Dilferentialzoll  blieb.  Er  wurde  erst  1860  zu  Gunsten  des 
einht'.itliclum  massigen  Zollsatzes  beseitigt  i  ii  I  liescr  daim  1^66  aufgehoben.  Ertrag 
1859  »;i:,.()(.)0,  1805  320,000  Pf..SL  (Üowoll  IV,  419—424,  aach  die  oben  S.  295 
gen.  Aufbützo  im  Ediub.  Kev.). 

Kohle  (Steinkohle)  kommt  fur  Grossbritannien  nicht  alsi  Einfuhrartikel  in 
Betracht.  Sie  war  a1»üi*  (jc^ciistainl  der  inländischen  Bestciioning-,  bei  Seetrausport, 
eine  erst  1831  aufgehobene  Abgabe  (s.  o.  S.  27SI)-  1"^  auswärtigen  Vorkehr 
hestand  ein  nicht  unerheblicher  Ausfnhrzoll,  mit  massigerem  Satz  für  britische 
ScliilFe.  Nach  verschiedenen  \Vaiidlnne;'cn .  aucli  nach  eiiit;r  AuflnJHin^  fllr  britische 
Schilie  von  18^4 — 1842,  wurde  der  Zoll  1845  far  Export  in  allen  Schilleu  aufgehoben, 
womit  der  letzte  britische  Ausfnhrzoll  fiel  (Dowell  IV,  411—418). 

Eisen,  vor  dem  tcclinischon  A1Ifsch^vung■  der  britischen  Eisenge wimiiing  in 
Cokes-Hohöfeu,  vornehmlich  Einfuhrartikel,  war  besouderii  in  der  französischen  Kriegs- 
zeie  erheblichen  und  steigenden  Zollen  unterworfen,  mit  starker  diircrentieller  Bo- 
gtlnstigung  des  Colonialprodacts.  ZoIlermÄssigungen  cifülL;tcii  1825  und  1S42,  die 
Aufhebung  1845.  (Dowell  IV,  4ö8 — 463).  —  Auch  die  anderen  rohen  Metalle 
und  andere  £oh-  und  Hilfsstoffe  dar  Indastrie,  z.  B.  Farbstoffe  sind,  so- 
weit sfo  frQher  bezoUt  waren,  toü  Zöllen  befteit  worden. 

§.  143.  —  3.  Beseitigung  der  Lel)eu8mittelzr)lle  und 
der  darin  enthaltenen  1  aiid  wir  tli sc  ha  i  t  liehen  S c Ii  utz Zölle 
war  ein  dritter  leitender  Grundsatz  der  biiiibclieu  Zollrelorui.  In 
ban(lelsii>uliliseher,  volks-  und  land\virth:S(:haftlichcr  lieziehiiug  wohl 
der  lirinuiitirll  wichtiijste  und  practisch  tiefstgreifendc  Theil  dieser 
Helbnii  ist  diese  Maassregei  doch  für  die  fiuanz-  und  steuerpolitische 
Seite  der  letzteren  nicht  von  so  grosser  praetischer  Bedeutung 
gewesen,  als  audeie.  Dean  das  Finauzinteresse  an  den  bctreH'cnden 
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Zuileinküntten,  wenn  die  Höhe  und  Einrichtnng  der  Zölle  über- 
haupt die  Einfnhr  zuliess,  war  doch  verhältnissmässig  untergeordnet, 
wenn  auch  in  einzelnen  Jabien,  je  nach  den  Ernten  und  Preisen, 
von  denen  bei  dem  System  der  „gleitenden  Scala^'  die  Höhe 
des  Zolls  mit  abbing,  die  Zolierträge  nicht  ganz  unbedeutend 
waren. 

Principiell  wiehtip-  waren  aber  auch  in  sleiierpolitischer  Hin- 
sicht bei  dieser  ^Faassregel  die  mit  entscheidenden  Gründe:  Ver- 
brauchssteuern überhaupt  nicht  mehr  auf  eigentliche  Lebens- 
und Nahrungsmittel  (Getreide,  Fleisch,  Fettwaaren  u.  s.  w.j  zu 
legen. 

Damit  wnrde  ein  gerade  in  der  britiscben  Doctrin  hngc  rcrbreitotor.  Trenn  nnrh 
Aach  seiner  pxacüscben  TnMcveite  überscMtzter  theoretischer  Urundsatz  der  Bcsteucrnng 
in  der  Praxis  anorkannt,  dass  solche  Steoera  ronrerriich  seiea,  voÜ  sie,  den  Preis 
inindostens  um  dun  Zollbotrau:  edirthenri ,  den  Consamcnten  s(ikw&  und  gerade  die 
unteren  Glassen  zum  Theil  umgekehrt  prograssir  belasteten. 

In  England  tratim  dazu  noch  besendere  Bedenken  gegen  landvirtliseliaft- 
liclie  Scluifzzölle,  welche  in  der  That  ein  richtiges  und  wichtiges  Moment  enthielten, 
wenn  man  auch  bei  der  Annahme  der  vollen  Verwirklichung  dieses  Moments  nach 
der  theoretischen  Möglichkeit  und  Tendenz  in  der  Praxis,  wie  gewöhnlich  in  der 
abstract-deductiven  Nationalökonomie  der  Briten,  vielfach  zu  weit  ging  und  die 
practischen  ficj^cnstrümiingcn  und  Hemmungen  nicht  ecnüirenil  in  Koclmung  zog^.  Bei 
der  steigenden  Bedeutung  der  Einfuhr  der  wichtigsten  agrarisclicn  Xahriuigsnnttel, 
besonders  Korn  (Weizen)  und  Vieh,  gcgcnOber  der  heimleeben  Froduction,  (Jonsumtion 
und  Produciionsnihigkeit  wurde  nämlich  angenommen,  dass  die  heimischen  Durch- 
schnittspreise überhaupt,  also  von  der  gesammten  Cousummenge,  durch  die  Zölle  und 
gar  durch  die  uacli  ihrer  H5he  probibitorisch  wirkenden  Zolle  kllnatlicb  staric  erhobt 
würden.  Ebenso  schloss  man,  dass  die  Ahspeminp:  <1  r  fremden  Zufuhr  die  ein- 
heimische Produotion  uöthigOt  l'ar  die  Deckung  des  Bcdaris  unter  auganstigeren  Be- 
dingungen, mit  höheren  localen  -Kosten  zu  Tmxlncircn,  —  nach  der  Blcardo*8cbea 
Lehre  „auf  noch  schlechteren  und  noch  cnfictreneren  Grundstücken"  und  „mit  neuen, 
noch  vermehrten  Kapital-  nod  Arbeitsserien  auf  dou  bisher  schon  bebauten  Feldern**. 
Dadurch  sti«^  abermals  der  „den  Preis  bestimmende  Prodactionskostensatz  des  unter 
den  ungünstigsten  Bedingungen  gewonnenen,  aber  zur  Deckung  des  Gesaniintbedarfs 
noch  crlorderlicben  letzten  Tlicils  des  Angebots".  Die  Consumenten  litten  demnach 
von  Neuem  durch  die  agrarischen  Schutzzölle,  auch  das  Minimum  der  Arbeitslöhne 
müsse  daher  steigen  und  „die  Industriellen  höhere  Löhne  zalilen,  welche  die  Coa- 
cnrrcTiz  mit  dem  An>land  cnich\rertcn".  Diese  in  England  vollends  damals  verbreitete 
Eicardo'stbe  I.eluo  zieht  sich  wie  der  rotlie  Faden  durch  alle  freihandlcrischen  Beweis- 
ftthrungen  hindurch.  Diese  Argumentation  gegen  die  „Kornzölle"  wnrde  aiier  viedeniOl 
unter  britischen  V'  "^!' iltnisscn  besonders  zwingend:  weil  nach  der  At^rarvorfassung  und 
den  bestehenden  iimudbesitzverhiiltnissen  von  all  diesen,  aus  der  ,.mehrfachcn  Be- 
steuerung des  Volks"  hervorgehenden  Yortbeilen  wesentlicb  snr  die  kleine  Classe  der 
Landlords  profitire.  Schwerlich  würde  man  bei  verbrcitGtem  büticrlichen  Grundeigen- 
thum so  leicht  sich  über  die  ländlichen  Interessen  zu  Gunsten  der  indoi^tiielien,  com- 
mercielten,  stidtlscben  und  Consamentenintersss«!  binveggesetzt  haben. 

Es  giebt  l<elneM  interessanteren  und  lehrreicheren  Tlieil  der  briiisclien  handels- 
politischen und  Zollgcschichtc  als  die  „Koruzollfrage"  seit  der  fiestauration  der  Stuarts. 
Aber  die  genauere  Verfolgung  dieser  Frage  in  ihren  wocb^elndett  Phasen  gehört  wieder 
nicht  in  dies  Finanzwerk.  Die  vielerlei  trelTIiclien  und  reichlialti^^^cn  Bearbeitungen 
dieses  Themas  gehen  das  Material  nahezu  erschöpfend,  aber  die  ßcweisfuhning  ist 
gewöhnlich  gar  zu  einseitig  aus  dem  „verführerisch  einfachen"  frcihändlerischen 
Oesicbtspunctc.  Von  diesem  aus  werden  eben  die  weiteren  Zusammenhänge 
flokber  Fragen  und  der  Entacbeidnngen  derselben  mit  der  Bich  tun  g  der  rolks- 
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wirthschaftlicheo  Gesammtentwicklang  and  iosofem  mit  dem  Schicksal 
des  g'anzen  Tolks  und  Staats,  io  der  Tendenz,  atiBschliecidieh  das  „Tein.flkono- 

mische  Moirienr'  zu  würdigen,  unberucksicbiifrt  u:el;u>sci).  Erst  eine  freilich  vohl 
noch  nicht  ganz  nahe  Zukunft  urird  cndgiltlg  ihr  Urtheil  über  diese  Pohtik  fällen 
können.  Manche  Anzeichen  haben  sich  aber  schon  eingestellt,  die  das  optiiniötischo 
Unheil  der  Freihändler  uiiiuiestens  einzuschränken  nöthigttll.  S.  über  die  KomzoU- 
politik  und  Verwandtes  bea.  Tooke,  in  den  Abschni'ten  von  den  Korn  preisen ,  auch 
passim  in  part  IV',  vol.  V  (Frciliandclspoliiik),  pag.  3\il  Ü'.,  433  (bei  Aihcr  II,  189, 
214):  Lefi  p.  218  fi  .  iij2  1i.;  Kichelot  I,  109—134,  278—417:  Bastiat,  Cobden 
et  la  lijnio,  oeurre:J  vol.  III.  Uober  die  finanzielle  Seite  Dowcll  IV,  7— 19  (Korn, 
Vieh,  Fleisch,  Butter,  Käse).  Uubersicht  der  Weizonzüllo  (welche  auch  dio  Norm 
iar      im  Verhittniss  dazu  bezonton  anderen  Koraarten  bilden)  Itel  V ecke  8.  955 

(leeo— 1864). 

England  war  in  der  zweiten  Halft*'  di;ä  vorif^en  .Tahrhundi^rfs  aus  einem  Icorn- 
ausfiihreiideu,  freilich  dafür  bereits  Ausfuhrpräiiiicn  mit  auwcudendcn  Liuiie  eiu 
mehifikch  schon  Konizofohr  be  lurfeudes  geworden.  Während  der  frauziislächen  Krieirs' 
zeit  weclisellen  unter  dem  Einfluss  der  Ernten  und  der  politischen  Ereignisse  die 
Maassregclu.  Zeitweilig  (1804)  bestand  eine  groääätufigo  ..gleitctiüe  Scala**  (d.  b.  die  £in- 
richtang^,  dass  der  Zoll  in  uoigekeliTter  Richtung  wie  der  Preis  sich  bewegt),  mit 
massigen  Sätzen  l^ei  (hohen)  als  wttnschensworth  geltenden  Preisen  (63 — 66  sh.  p.  Qu 
Weizen,  2V2  sh.  bis  6  d.  Zoll)  und  einem  sehr  hohen  EiufuhrzolLiatz  (24V4  sh.),  wenn  der 
Preis  Qftter  diese  Grenze  fiel.  1815  trat  dann  Zoll  frei  h  ei  t  beim  Präse  von  SOsli., 
dem  angenommenen  „nothTv-endigen  Kenumerationspreis"  (Colonialproduct  ct^ras  nie- 
driger), darunter  aber  Einfuhrverbot  eiu.  Da  die  Marktpreise  viel  niedriger  waren, 
konnte  eine  Einfobr  nicht  stattfinden.  1822  kehrte'  man  zu  einer,  venifro  Stufen  ent- 
haltenden g-leitendcn  Scala  zurück,  mit  veiscLiedenen  Sätzen  fiir  Colonial-  andüreoidos 
Korn  (letzteres  höher»,  auch  meist  proliibitoriseh  nach  den  Prcisstellungen. 

Dies  System  wurde,  nach  Lleiuercu  Veränderungen,  1828  wieder  für  länger 
üostiresetzt.  Die  Scah  vurde  dabei  für  den  Welzen  „feinef %  d.  h.  in  kleineren  Sttnen 

gebildet:  bei  66 — 67  sh.  p,  Qu.  Preis  war  der  Zoll  21* 'i  sh  .  stieg  dann  um  t  sh. 
mit  jedem  1  sh.  des  PreUBfnkens  und  fiel  iu  etwas  stärkerer  Progression 
mit  dem  Preissteigen:  bei  67^68  sh.  Preis  IdVsSh.  Zoll,  bei  66—69  16*/».  bei 

69—70  132/3,  bei  70—71  I0V3,  bei  71—72  6%,  bei  72-73  2-/3,  bei  über  73  sh. 
1  sli.  Zoll.  Dieso  „.iionreicho"  ZoUscala  mass  man  doch  mit  Tooke  u.  a.  m.  als  eine 
Ijedenkliche  „Primie  fOr  den  Specnlanton**^  b^wichnen,  eine  Einrichtnni^,  die 

ihren  Hauptzweck,  Erhaltung  leidlicher  rreisstabilitiit,  nicht  erreicht  und  zu  grossen 
Schwankungen  der  Einfuhr  und  der  Zolleinkünfte  fuhrt:  denn  sie  veranlasst  den  Korn- 
hundel  zu  udgüchstcm  Abwarten  hoher  Preise  und  bestimmt  ihn  vollends,  selbst  darauf 
hinzuwirken,  weil  er  dann  am  Preise  und  Zoll  zugleich  gewinnt,  worauf  sofort  rasch 
Massen  einclarirt  werden,  welche  den  Preis  alsbald  wieder  drtlcken.  Einfuhr  von 
Weizen  1829—31  1663—1661—2304,  1834—36  17ü— 66— 241  Tausend  Qu.  a'üokc- 
Ashcr  II,  520).  In  dem  ziemlich  starken  Einfuhijahrc  1840  (24S2  Tausend  Qu.)  war 
der  Zollertrag  1.157  Mill.  Bf.  St. 

Unter  dem  Eiufluss  der  frcihäudlerischen  Bewegung  und  speciell  der  „Auti- 
korugcsctz-Liga"  von  Cobden.  Bright  und  Genossen  kam  dann  die  Eorozollfrage 
1842  ff.  wieder  in  Flu^s  und  wnrde  durch  die  irische  Kartoflelkrankhcit  noch  rascher 
zu  einem  Abschlnss  fast  grrnz  im  freihandleriscliert  Si-m  gebracht.  Peel  setzte  1SI2 
noch  einmal  eine  neue  gleitende  Scala  mit  nicdrigcucü ,  al'^ü  der  Einfuhr  günstigeren 
Preissäfzen  fest  (bei  51  sh.  uud  darunter  20  sh.  Zoll,  bei  66—69  sh.  6  eh.,  bei  75  sh. 
und  mehr  1  sh.  Zoll).  1840  wuriie  diese  Scala  wieder  etwas  gitnstigcr  gestaltet, 
zugleich  aber  bestimmt,  dass  vom  1.  iebmar  1S49  an  Korn  zu  dem  festuu  Zollsatz 
von  1  sh.  p.  Qa.  eingefttlirt  veidon  könne,  bei  normalen  Preis<m  ca.  2  */o  etwas 
mehr  oder  weniger  (Gesetz  9  und  10  Vict.  c.  22  von  {Si^).  Ertrag  z.  B.  1S64/65 
(Mloim.)  563.000  Pf.,  1868/69  898,000  Pf.  (Stat  abstr.).  Auch  diese  „Rogistriruogt>- 
abirabe*'  fiel  Tom  1.  Jnni  1869  an  fort,  nachdem  sie  rorfaer  (1864)  noch  in  einen  Gevichts- 
zoll  von  3  d.  p.  engl.  Centner  jeder  Art  troidc  umgewandelt  worden  war.  Die  bei 
dieser  Politik  mitspielende  Erwägung,  Englaad  zum  grossen  Zwisohenhandelsplatz  in 
Getreide  weiden  zn  sehen,  ist  eigeiUiieh  nicht  in  EifilUuug  gegangen.  Denn  der 
Export  ist  ziemlich  unbedevtend,  das  fremde  Getnide  Udbt  fast  ganz  fttr  den 
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Iieimisclicn  Consum  im  Inlando.  Die  Preise  siud,  rollends  in  neuester  Zeit,  erheblich 
gewichen.  GroMliiitMinien  Iwzieht  auch  bei  normalen,  ja  bei  guten  Ernten  nebr  als 

die  Hälfrc  des  Bedarf  an  seinem  HaaptbrotstoU"  Weizen  aus  dem  Auslände,  bei 
scblecltten  £rnt<^n  schon  drei  Viertel.  Die  günstigen  wie  die  auch  recht  orosten 
Folgen  hierron  sind  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  xa  erOrtem.  (Ueber  den  britischen 

(jriroideliandel  n.  s.  w.  S  t  a  ti  s  n"  sc  Ii  es,  mit  Commentar  in  freihändlcrisclicr  Be- 
leuchtnng,  in  v.  Noamann  -  Siiallart,  Ucbcrsichten  der  Weltwirtlischafi,  Jahrg. 
1881—82,  Stuttg.  1884,  S.  121—127.) 

Wie  mit  Getreide  ging  es  mit  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w.  Die  Verhole  oder 
verl»ot?»Tti^  wirkoiiden  Einfuhr/töllc  machten  1842  mässigcren  Zöllen  Platz,  die  meist 
schon  1846,  der  liest  1853  aufgehoben  worden  sind.  Nicht  in  dem  Maasse,  wie  bei 
Korn,  auch  voroebmlidi  otsi  in  nencster  Zeit,  aber  gleichfalls  doch  bedeutend  hat  die 
Einfuhr  zugenommen,  wozu  die  Tcrbcsscmng  der  Comniunicationsniittel  besonders 
beitrug  (Neumann,  Uebcrsichtcn  a.  a.  0.  S.  165).  —  Der  lS4ü  rcducirte  (früher 
für  britisches  Golonialproduct  massigere,  ancb  für  Einfulir  in  britischen  Schiffen  er* 
m&ssigto)  Buttcrzoll  wurde  1S53  weiter  ermässigt  (halber  Satz  für  britisches  Golonial- 
product), aufgehoben.  Die  Einfuhr  hat  sich  colossal  gesteigert.  Ebenso  ging 
OS  mit  dem  Rftsezoli  (ormSssigt  1842,  1S45,  185S,  aufgehoben  1660)  und  mit 
anderen  verwandten  fsn  für  Obst,  frische  SttdfMcbte),  noch  mit  d«a  Boiszoll  (frei 
seit  1S53),  OJircnölzoIl  (frei  seit  1845). 

§.  144.  —  4.  Ein  vierter  Grundsatz  der  Zollreform  war  der 
Bruch  mit  dem  Schutzsystem  für  Fabrikate,  indem  seit 
den  1820er  Jahren  die  etwaigen  EinfuhrTerbote  (so  auf  Seiden* 
waaren)  anfgeböben,  die  ZöWe  ermässigt  und  seblieBalich  (1860) 
Im  WeaentliebeD  yollatSiidig  beseitigt  wurden,  nnr  mit  denjenigen 
Ausnahmen,  welche  das  Acoisesystem  für  einheimische  Fabrikate 
bedang.  Da  aber  in  diesem  ancb  die  meisten  ehemals  belasteten 
Artikel  freigegeben  wurden  (o.  S.  279),  so  konnte  aneh  der  Zoll- 
tarif von  den  entsprechenden  Gompensatiooszöllen  entlastet  werden. 
Die  verbliebenen  Fabrikatzölle  betreffen  daher  nur  noch  Spirituosen 
und  Gegenstände,  bei  denen  Spiritus  zugesetzt  ist,  demnach  wescntr 
lieh  Finanzzölle  auf  diese  Artikel.  Die  Zölle  auf  Tabak- 
fabrikate sind  TorDehmlieh  ebenfalls  nnr  Finanzzölle  und 
unten  .beim  Tabak  mit  zu  erwähnen  (§.  148).  Die  finanzielle 
Einbusse  an  Zolleinkllnften  in  Folge  der  Aufhebung  der 
Schutzzölle  auf  Fabrikate  war  bei  der  erreichten  Entwicklung  der 
heimischen  Industrie  nicht  erheblich,  denn  Grossbritannien  ging  ja 
erst  zum  Freihandel  iuif  diesem  Gebiete  über,  als  es  in  den  meisten 
und  wichtigsten  Industiieu  der  Ueber legeuheit  tlbcr  das  Ausland 
in  Qualität  und  l'rcis  sicher  war. 

Weiteres  Eingehen  auf  diesen  Panct  muss  bei  der  durchaas  vorw^icgcudeu  han- 
delspolitischen, nicht  finanzpolitischen  Bedeutuiiji  (losselljeu  hier  unterbleiben. 
(S.  n.  A.  Vockc  S.  3-20-  826.)  Dh'  practi-sch  widitigstr  Einzclfrage  betraf  Seideu- 
fabriiiate.  dort-ii  Einfuhr  im  IiUnresse  der  lieiuii^chua,  aiu»  l'rankreich  und  meist 
dorcb  Hugenotten  übcrtrageui n  .Soidciiindustrio  1765  verboten  worden  war.  Ehie 
"Man'^sre'ri'l.  die  auch  indische  Waare  traf.  Hol  dorn  Artikel  war  indessen  auf  den 
relativ  leichten  Schmuggel  KUcksicht  za  nehmen,  lluskisson's  Tarif  von  1825 
setzte  an  Stelle  des  Verbots  der  Einfuhr  SoUe  ron  25— 30— 50  Vo  des  Werths.  Auch 
in  der  PeerBcben  Beform  erfotgteo  zonldhst  bei  diesem  Artilu»  nor  Zonxodiictioiicai, 
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die  Aufhobang  dios^^ä  wie  anderer  als  kkiucr  Kest  noch  verbUcbciicr  l  abnkatcn/.ulle 
geschah  nach  dem  französischen  Handelsvcrtraff  von  1S60.  An  Einkünften  von  Seiden- 
waarcn-Zrill..ii  entfiel  (ladiircli  damals  SOT.OiU)  Pf.  St.  (Stat.  abstr.).  Anch  die  iOtrigcn 
PabrikatzOlle  (Spinn-  und  Wcbwaarcn,  verarbeitete  MetalJe,  PorceUaii-,  Glaswaarcn, 
Lederwaaron  v.  9.  v.)  sind  meiBteiis  in  der  Hvskiflson'schen  Periode  von  der  verbot- 
artigfn  Höhe  herabgesetzt  wordon.  Dnrch  die  an  den  französischen  Hhj  1  '  - 
vertrag  sich  anschliessenden  üeibrmcn  wurde  mit  dem  kleinen  Best  auch  dieser  ZuUe 
anfgotimnt  (Zotleinbnsso  dadurch  t.  B.  an  Lederwaaron  73.000  Pf.  St.).  Noch  sei 
orwälinf,  dass  u.  A.  für  SL-idenwaarcii  clieinals  A us f u hr pr Ti m ie n  bestanden 
hatten,  andererseits  iu  Interesse  der  Erhaltung  der  Uoberiegenheit  gewisser  Indostcieo 
die  AwAihT  gewisaer  Werlczongo  und  Maschinen  verboten  gewesen  war  (wie  auch 
die  Auswanderung  gewisser  Arbeiter).  1S24 — 25  war  die  Aufhebung  jener  Maschincn- 
ansfubrrerbotc  nach  commissioncller  Untersuchung  angeregt  worden,  aber  noch  nicht 
durchzusetzen  gewesen.    Sic  erfolgte  nach  erneuter  Prüfung  erst  1S43. 

1  i5.  —  5.  Kin  fünfter  Grundsatz  der  britischen  Zollreform, 
zum  Thcii  nur  eine  Conseqnenz  der  anderen  genannten  GriindsUtze» 
war  die  Beschränkung  des  Zolltarifs  auf  wenige  ergiebige 
Finauzzollartikel  aus  der  Colonial-  und  Mater ialvvaaren- 
branehe  (Tbee,  Kaffee,  Cacao,  Corinthen,  Rosinen, 
sonstige  trockene  Sttdfrttehtey  Tabak,  frUber  Zucker),  dann 
Wein  und  fremde  Spirituosen.  Der  finanziell  zweckmässigen 
Gestaltung,  namentlicb  der  genügenden  Erglebigmacbung  dieser 
Zolle  kam  es  zu  gute,  dass  es  sieb  zumeist  um  Artikel  fremder 
Natur-  und  Productionsmonopole  bandelt,  welche  im  Vereinigten 
Königreich  entweder  nicht  erzeugt  werden  können  (Tbee,  Kaffee, 
Cacao,  Südfrüchte,  Wein,  feine  Branntweine  aus  Wein  und  tro- 
pischen Prodncten),  oder  sich  wenigstens  in  der  inlandischen  Pro- 
duction  nicht  wie  auf  dem  Continent  eingebürgert  haben  (Rüben- 
zucker), oder  durch  gesetzliches  Anbanmbot  ausgeschlossen  sind: 
der  wichtige,  für  die  ganze  ßesteuerungsart  und  Höhe  entscheidende 
l^nct  bei  Tabak.  So  kam  die  Finanz  zollfrage  nirgends  In 
Conflict  mit  der  Schutzzollfrage,  und  konnte  die  BezoUung  ledig- 
lich nach  den  für  richtig  gehalteneu  steuerpolitiscben  Grund- 
bätzcn  eingerichtet  werden. 

Bei  einzelnen  C  o  lo  n  i  ahv  ;i  ai  cu,  hcsouders  bei  Zucker, 
Kaffee,  kamen  früher  allerdings  auch  in  den  Zöllen  colonial- 
schutz  -  politische  Rücksichten  und  zeitweilig  einmal  selbst 
bestiniintc  „ethische",  wie  in  der  Begünstigung  des  Products 
„freier"  gegenüber  dem  Prudnct  der  ISelavenarbeit,  /ur  Geltung, 
wodurch  das  reim;  F  i  n  a  n  z  interessc  ixcschädigt  wurde.  Aber  mit 
dem  Fallenlassen  dieser  Nebenrilcksicliicn  ändert  sich  das. 

Die  specifisch  ei^entlulniliclien  (' o n s  um t  i o n s ve r- 
bältuisse  (Zucker,  Thee,  bpirituo^ien)  und  die  insulare  Lage 
des  .Landen,  welche  letztere  zwar  nicht  eine  Ueberwäitigung  abcc 


Digitized  by  Google 


312  6-  B.  2.  K.  S(euone«lit.  1.  H.-A.  1.  A.  Efiglaitd.  §.  145. 

allmählich  doch  eine  hinlänglich  erfolgreiche  Bekämpfung  des 
Schmuggels  ermöglichte,  gestatteten  es  dann  anch,  das  an- 
genonuiiciie  Finanzzollsystem  üuuüzieU  so  ergiebig  duiciizuiühreu, 
wie  68  geschehen  ist. 

In  der  Regelung  der  Zollsätze  und  hinsichtlich  der  defini- 
tiven Beibehaltung  oder  Aufhebung  der  aus  den  älteren 
Tarifen  Überkommenen  Fiuauzzollposten  kameu  verschiedenerlei 
Principien  in  diesem  Jahrhundert  zur  Geltung.  Nach  freihäudle- 
rischera  Grundsatz  und  mit  Rücksicht  auf  das  Consumenten- 
interesse,  nebenbei,  aber  ausser  bei  Spirituosen,  Tabak  kaum 
ir:;cnd  bemerkenswertb,  auch  des  Schmuggels  wegen  wurden  für 
wichtige  Artikel  die  Zollsätze  ermässigt,  so  bei  Thee,  Kaffee, 
Cacao,  Coriuthen,  Rosinen,  Zucker,  Wein,  auch,  und  zwar  schon 
früh,  bei  fremden  Spirituosen,  Ram.  Bei  Zucker  führte  diese 
Bichtnng  der  Politik,  nach  vorausgegangenen  starken  ZoUredoe- 
tionen,  sogar  zur  Auf  behäng  des  Zolls  (lä74):  eine  auch  unter 
britischen  Verhältnissen  finanzpolitisch  kanm  zu  billigende 
Maassregel.  Die  Zollredactionen  waren  häufig  von  Zunahmen  der 
Einfahr  und  des  Gonsoms  begleitet,  welche  wenigstens  mit  auf 
diese  Beduction  zurückzuführen  sein  werden,  so  dass  die  ZoU- 
casse  den  Ausfall  allmählieh  wieder  ersetzt  erhielt  Aber  gleiob- 
mttssig  und  entsprechend  haben  sie  diese  Wirkung  nicht  immer 
gehabt.  Mitunter  ist  dieselbe  auch  ausgeblieben,  wie  bemerkens- 
werther  Welse  bei  Kaffee,  desseu  Einfuhr  zumGonsum  nach  der 
erbeblichen  ZollermSssignng  von  1872  (von  28  auf  14  sh.  per  eng- 
lischen Gentner)  sogar  fast  beständig  weiter'  abgenommen  hat, 
sodass  die  Staatseasse  einen  bleibenden  Ausfall  erleidet  (§.  146). 
Ein  Beispiel,  dass  die  freihändlerische  Lehre  Ton  der  steten  finan- 
ziellen Vortheilhaftigkeit  der  Zoll*  und  Steuerrednetionen  auch 
schon  unter  britischen  Verhältnissen  auf  einer  zu  weit  gehenden 
Generalisation  beruht.  Es  kommt  eben  auch  noch  auf  andere  Fac- 
toren,  besonders  auf  die  Consumtionssitten,  an.  Der  Weinzoll 
zeigt  nicht  ganz  Dasselbe,  aber  Aehuliches  (§.  149). 

Wesentlich  tiscalische  Rücksichten  haben  die  Zollgesetz- 
gebung hei  Tabak  und  Spirituosen  geleitet.  Daher  hier  nur 
Zollreductionen  des  Schmuggels  wegen  und  zur  Gleich- 
stellung der  Spirituoseuzölle  mit  der  inländischen  Accise, 
sonst  aber,  wie  bei  letzterer  und  hier  auch  bei  dem  Mitsprechen 
sanitäts-  und  sittenpolitiscber  Erweisungen  (o.  S.  287),  niö  cr  liebste 
Hochhaltung  und  eventuell  noch  Erhöhung  der  ZöUe^  ohne 
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weitere  lilicksicht  a«f  das  mercantile  und  auf  das  Consumenteu- 
interesse.  Bedenkeu,  aui  diese  Art  die  Cousuraeuten  von  Spirituosen 
lind  Tabak  in  nnverhältnissmässig  starker  Weise  liir  die  Deckung 
des  Staatsbedarts  zu  belasten,  liabeu  sich  nicht  besonders  geltend 
gemacht,  sind  jedenfalls  nicht  practisch  wirksam  geworden,  so 
wenig  wie  bei  der  inländischen  Branntweinaccise  (S.  287).  Im 
fisealificben  Interesse  hat  man  sich  auch  nicht  gescheut,  das  Licenz- 
sy  Stern  der  Gewerbetreibenden,  Händler  und  Oebitanten  auf  Tabak 
mit  auszudehnen.  Die  Besteuerung  der  fremden  Spirituosen  ist 
sonst  ohne  Schutzzoll ncrische  Nebenabsichten  mit  der  inländischen 
Branntweinaccise  in  Uebereinstimmnng  betreffs  der  Höbe  der  Steae^ 
sStze  gebracht  worden.  Der  leitende  Grundsatz  ist  anch  hier  die 
Bemessung  der  Steuerhöhe  nach  der  Ale  oh  ol  stärke. 

Auch  die  Weine  werden  jetzt  mit  nach  diesem  Prineip  be- 
steuert Daher  ist  jetzt  bei  allen  drei-  Steuerpflichtigen  GetränlLcn, 
Bier^  Branntwein,  Wein,  dieses  wichtige  Moment  in  der  Besteuerung 
berücksichtigt  und  in  die  letztere  so  eine  Art  Qualitäts-Steuerfuss 
sowie  eine  gewisse  principieUe  Uebereinstimmung  gebracht  worden. 
Dem  Licenzsystem  unterliegt  der  inländische  Weiuverkanf  und 
Ausschank  ebenfalls  (§.  153). 

Abgesehen  hiervon  bleibt  es  aber  ein  wesentiieher  Mangel, 
dass  bei  den  Zöllen  fast  kein  Qualitätssteuerfuss  besteht, 
bei  Thee,  Wein,  Branntwein,  Kaffee  und  den  kleineren  Artikeln 
gar  nicht,  bei  Tabak  und  Tabakfabrikaten  in  der  Hauptsache  auch 
nicht.  Die  z.  H.  bei  Thee  öfters  erörterte  Frage,  einen  sulcheu 
Steuerfujss  einzulühren,  ist  bisher  wegen  der  zolltechnischen  Schwie- 
rigkeiten und  wegen  der  Gefahren  des  Unterschleifs  verneinend 
entschieden  wurden.  Bei  Artikeln  von  so  grossen  Qualitätsver- 
schicdenhciten  wie  den  £:enannten  und  bei  Consumtionsverhältnissen 
wie  sie  in  Grossbritannien  bei  Thee,  Tabak,  Wein  vorliegen,  ist 
dies  ein  entschiedener  Mangel:  die  Cousumenten  der 
ordinäreren  Sorten  werden  relativ  stärker  belastet. 

Die  grosse  Vereintuehung  des  Zolltarifs  hat  auch  die  Folge, 
dass  das  steuerpolitisch  nicht  unberechtigte  „  Luxus  steu  er - 
element",  welches  gerade  im  Zollwesen  durch  angemessen  hohe 
BezoUung  von  feineren  Consamptibilien  der  wohlhabenderen  Classen 
ohne  grosse  Schwierigkeiten  in  das  Steuersystem  aufgenommen 
werden  kann,  ganz  entfällt.  Die  sogenannten  directen  Luxus- 
steuern bilden  dafür  einigen,  aber  keinen  ausreichenden  Ersatz, 
vollends  seitdem  sie  im  Vereinigten  Königreich  ebenfalls  beschränkt 


Digitized  by  Google 


<il4         6.  B.  2.  K.  Steaerrochi  1.  H.-A.  1.  A.  Engkud.  146. 

worden  sind  f§.  155).  Doch  ist  einznräunien,  dass  die  directen 
Steuern  (Einkommensteuer')  und  die  Erbschaftssteuern 
das  Ziel,  das  eine  ,,Luxu8be8tcuerun<r"  verfoli^t,  bes8er  erreichen, 
wenngleich  in  der  heutigen  britischen  Besteueiuug  auch  noch  nicht 
soweit,  wie  es  mi^glich  und  richti^^  wäre. 

§.  146.   Die  einzelnen  Hanptartikel  der  Zölle.  S.  ausser  den  anderen 

genannten  W.  rkcii.  doii  Ixcports  der  coinmissioncrs  nf  cnstom^.  den  statistischen  Daten 
iü  den  Stati:>t.  abstracts  bes.  Vocke  S.  327 — 349  (bis  1SG6)  und  uamcutiich  Dovcll, 
vol.  IV.  der  aüch  bier  jedem  einzelnen  Haoptartikel  eine  eingehendere  DarsteUangf 
seiner  Zollffrschiclitc  nnd  seiner  Bcdeutanir  in  Handel  und  ron<iiriitioii  widmet.  Die 
folgende  Ucbcrsicht  ist  wegen  des  obcu  schon  crw&Imteu  Sacbreilialtä  ^S.  29t>),  daäs 
die  einzelnen  wicli tigeren  britischen  Finanmllartikel  eine  allgemein  lehrreicbe  Zoll' 
geschicbtc  t!''li:iltt  liaben,  etwas  ciiiLrclKMidcr  ir.dialten,  als  das  sonst  fiir  hiis-to  Zwecke 
bei  anderen  Ländern  geboten  wäre.  Gerade  der  bcitiscbe  „Zoll*"  i«t  eben  ein  «v^vatem'* 
im  Kleinen  fbr  sich  und  ein  Haupttheit  des  britischen  Sicnor-  nnd  blonden  des 
Verbrauchssteuer  Systems.  Als  Grundlage  hat  dieser  Darstellung  rornchmlich  DoreU'a 
Werk  gedient,  wonthcn  aber  andere  Darstellungen  (Vocke,  Porter,  Tookc,  Lcvi, 
Kicbclot)  und  die  auitlichcn  Statistiken  und  Documentc  mit  benutzt  wurden,  wonach 
Manches  erginst  vod  Einiges  b<»ichtigt  vnrde.  Vtt  Vocko  einxelne  IntbUmer. 

1.  Thce  (Vocke  S.  330— 335,  Dowcll  IV.  241— 250).  Der  Artikel  hatte  sich 
schon  im  18.  Jahrlinndert  iuimcr  weiter  in  «Icr  Consumtion  verbreitet  ^incl  beg-onnen, 
Nationalgclränk  zu  werden.  Er  hatte  auch  damals  schon  wechselnden  Besteueruugs- 
grandsatzen  üuteiüegen  und  eine  1784  erfolgte  starke  Bedoction  des  Stevenatzes  dnrch 
rasche  ausserordcntliclio  Steigerung  der  legitimen  Einfuhr  für  die  Finanzen  sich  so 
ciaigcrmaassen  bezahlt  gemacht  (s.  schon  o.  S.  189).  Aber  in  der  französischen 
Kriegszeit  hatte  die  Finanznotb  doch  so  allraihlichen  neuen  nnd  bedeutenden  £r- 
höliungen  der  Steuer  jrezwungcn .  woboi  dann  die  legitime  Einfuhr  zum  Consam 
wenigstens  nicht  stieg,  aber  die  EiunaUmo  doch  von  öbO,000  in  1790  auf  4.06  MiU.Pf. 
in  1815  vocbs.  Der  Theo  unterstand  der  Acdse,  die  Besteacmng  erfolgte  bei  den 
Thccauctionen  der  ostindischen  Compagnie,  welche  ilas  Müno]Kil  d«  r  Einfuhr  his  1834 
hatte.  Diese  VerhüHnissc  Hessen  die  Werth besfeuerung  zu,  die  bis  zur  Aufhebung 
jenes  Monopols  und  bis  zur  gleichzeitigen  Hinübcrstellung  des  Thees  von  der  Accisc- 
znr  Zollverwaltung,  d.h.  bis  1834.  bestand.  Iiis  IS05  zwei  QualitütsfUSM,  BUletZt  Ton 
fi5  und  95%  *"om  Werth  für  Theo  bis  V;^  per  Pfund  nnd  für  theurercn  Theo. 
1806  trat  aber  der  Einheitssatz  von  91)  nin.  hin  Ibiy.  wo  wieder  (  ine  kleine  Diffe- 
renz gemacht  wurde:  96  7©  fttr  Thee  bis  2  sli.  per  Pfund,  100%  filr  theurereti.  Mit 
den  erw^ühnten  Verändeningen  im  Jahre  1S34  trat,  wohl  mit  Xothwendiplvoit .  ein 
andoroft  Zollprincip  ein:  specifischor  Zoll,  aber  mit  Q ualitätsf nss  nach 
3  Sorten  (1'/,,  2V6.  3  sh.  per  Pfund),  irobei  sich  indessen  die  sichere  Sorfenunter- 
schcidung  zolltechnisch  zu  schwierig  <  rwie>.  Daher  seif  IS^H  T!inh eitb f uss  von 
2  8h.  i  d.  für  das  X^fund  Thee,  seit  1840  mit  dem  allgemeinen  5  7»* Zuschlag,  der 
damals  eintrat  (daher  2  di.  2V4  d.).  Einfuhr,  Gonsnm,  Zollertng  nahmen  bestSndig 
zu,  ültirlcicli  Iii  Zollsatz  für  l^urclischnittssorfcn  immer  noch  200"',  '^<'^  Preises 
l)etrog.  Eine  soliriUwcise  Ermässigung  dos  Zolls  crfolgto  aber  erst  von  1853  au.  in 
Conscqaenz  der  Gnindsfttze,  welche  die  ZoUrefonn  bdierfschten ,  nur  noch  einmal 
(  twas  verzögert  durch  den  Krimmkrieg.  Der  Zollsatz  kam  to  von  1S52 — 1857  von 
2  sh.- 2V4  d.  auf  1  sh.  5  d.  per  Pfund,  eine  Verminderung  um  35  "/«,  während  die 
Zolleinnahmc  nnr  nm  15  Vo«  definitiv  nur  um  7"/(,  sank.  Die.se  Erfahrung,  vcrhundcu 
mit  der  Finanzlage  nnd  principicllen  steuerpolitischen  Erwägungen  führte  ISG'i  zur 
Ilerahsefznne:  des  Zolls  auf  1  sh.,  1S65  80g.ir  aufÖd,  dem  noch  ji  tzt  <jc<ltenden  Satze. 
Bei  demselben  hat  sich  allerdings  die  Einnahme  einige  Jahre  lau^  auf  etwas  weniger 
als  die  Hälfte  der  Einnahme  beim  Zoll  ron  17  d.  rermindert.  Aber  mittlerweile  ist 
in  den  letzten  Jahren,  allcrding-s  also  erst  nach  ca.  15 — 20  Jahren,  bei  dem  immer 
mehr  steigenden  Thccconsum  der  Zollertrag  wieder  auf  80  7o  ^^^^  desjenigen 
beim  Zollsatz  ron  t7d.  gewachsen.  Es  war 
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Eittfabr  zum  Consuin 

Zoilertrag 

(1000  PfoDd). 

25.918 

(1000  Pf.  Si). 

1  1 ,-) 

4.058 

1840 

32.252 

3.473 

1852 

54.113 

5.984 

185S 

73.217 

5.186 

1862 

78.794 

5.485 

1866 

102.265 

2.600 

1871 

123.401 

;).079 

1878 

157.397 

4.1 02 

18.84 

182.408 

4  796 

1885 

4.187 

Per  Kopf  der  Bevölkerung  war  der  Tbceconsum  1861  2.69«  1871  8.92,  18b  1 
4.58,  1885  5.02  Pfnnd  (Stat.  abstr.). 

2.  Kaffee  [Vuckc  S.  345 — 347,  Dowoll  IV,  251—256,  CicTiorieu Steuer 
eh.  S.  257  ff.,  Vockr  S.  H-Ul  und  oben  bei  .Ir-r  Accise  S.  280).  Der  Anikel  hat  boi 
allem  Wechsel  der  Zelljaiiicipien  und  Zollsätze  und  trotz  dnr  neueren  staiicn  Vcr- 
inindeiiiDc:  dci  let/tt  rcn  im  britischen  Consum  nicht  die  leitend.-  Stellung  wie  bei 
anderen  Yölkera,  /..  B.  den  Deutschen  erlangt.  Wie  schon  beim  ikt:  ein  nicht  un- 
wichtiger Beleg  dafiir.  dass  die  „Zollpolitik"  iiieht  der  so  allgemein  entscheidende 
Factor  flli  Handel  und  Consum  ist.  wie  die  Freihändler  annehmou.  Im  Forigcn  Jahr- 
hniidert  bat  allerdfnf^  eine  rerottnfUge  Erm&ssigaDg  der  ttberbohen  Z^le  (i784>  gute 
Folgen  für  Consun  und  Tinanzen  irehabt.  In  den  franzusisrben  Krieirrn  crfoIj:;'ten 
neue  starke  ZoUcrliÖbuogcu,  doch  schon  IbOS  wieder  Ermässigungen.  Störend  und 
nacMbeilig  auch  f(lr  die  Finanzen  war  aber  das  DlfferentialzoUsystom,  za 
Gunsten  des  (westindischen"!  biiti^^chen  Colonial-  und  in  gcrinfjcrcm  Maasse  des  ost- 
indischen Kafi'ecs.  Dadurch  traten  einerseits  monopolistiscbe  Freisstellangcn  ein,  so 
dass  der  niedrigere  Zollsatz  fllr  Oolonndkaffee  nicbt  entsprechend  zur  Geitang  liau, 
andererseits  kreuzende  Einflüsse,  indem  „fremder"  Kaffee  behufs  Erlangung  des 
mÄssigeren  Zolls  zuerst  nach  dem  Cap  verschifft  wurde  (Richelot  I,  189,  Edinb.  ßev. 
1841,  No.  14Ü,  Artikel  über  custums  dutics,  Rep.  v.  1840,  s.o.  S.  297).  Die  Zollsätze, 
auch  der  niedrigste  Satz,  waren  z.B.  ISl*.»  per  Pfund  britisches  Colonialproduci  12  d., 
ostindisches  (incl.  Cap-Gebiet)  ISd,,  fremder  30  d.,  seit  1825  die  Hälfte  liierron,  seit 
1834  aller  Kaffee  aus  britischen  Besitzungen  gluicli  lioeh  bezahlt.  In  den  30er  Jahren 
trat  der  Zoll  mit  unter  die  Bttcksichtcu  auf  die  Untcrechci  liinfi;;  von  „Sciavenproduct" 
und  Product  „freier  Arbeit"  (wie  mehr  noch  Znekei).  Naeli  verechiedencn  Ver- 
änderungen und  Ermässigungen  (1842,  1844)  erfolgte  dann  erst  1851  die  Beseitigung 
der  Differentialzölle  und  die  ErmSssigang  des  Einhelfszolls  auf  3  d.  per  Pfiind,  1872 
auf  l^jjd.,  eine  Massrcjrcl,  welche,  wie  bemerkt,  gleichwohl  den  Consnin  nicht 
steigerte,  obschou  seit  Ende  der  70er  Jahre  die  Weltmarktpreise  des  Kallees  auch 
Bocn  euorm  gesunken  sind.  Der  genannte  Zoll  betriff);  rohen  Kaffee,  gebrannter  zahlt 
2  d.  per  Pfund.  Cichorie  und  andere  Kaffeesurro}z:;ite  zahlen  letzteren  Zollsatz  auch 
und  roh  last  den  gleichen  wie  Kaffee,  137«      gegen  14  sb.  per  Centuor. 

Xinfahr  zum  Consum  Zollertrag 
(1000  Pfund).  (1000  Pf.  St.). 


1815  6.117  277 

1840  28.664  922 

1854  37.471  468 

1872  30.570  361 

1S85  32.704  .  205 


Per  Kopf  ist  der  Gentner  von  1861—85  ron  1.21  auf  0.90  PfUnd  gesuaken. 

3.  Cacao  (auch  Chocolade)  (Dowell  IV,  261,  262)  unterlag  früher  gleich- 
falls höheren  und  DiSerentialzöllen  mit  Begünstigung  des  britischen  Colonialproducts, 
die  seit  1842  crmässigt,  seit  1853  gleichgestellt  und  weiter  erniässigt  sind.  Zoll  jetzt 
1  d.  per  Pfund,  für  Hülsen  und  Schalen  2  sh.  per  Centner,  für  Chocolade  2  d.  per 
Pfund.  Stencrertrag  1885  70,500  Pf.,  Consum  per  Kopf  1861  0.12,  1885  0.40  Pf., 
also  starke  Zunahme,  ganz  anders  als  bei  Kailee. 

4.  Rosinen,  Coriiith«ii  und  andere  troeken»  Sftdfraclito  (Donroll  lY, 
87-~4t)  sind  in  ihien  ohcdem  aussoiordentlich  hohen  ZoIlsStzen  (20—40  sb.  und  mobr 
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per  Ctintuor)  wiederholt  ermässigt  worden  uad  uatcrstehca  jetzt  seit  1&6Ü  dem.  gleichen 
Stcnci^atz  ron  7  sli.  per  GeotDor.  Der  Gonsum  per  Kopf  ist  seitdem  «t«ras,  u«r  seit 
1868  kaimi  mehr  ffestieg-cu  und  schwankt  nur  nach  den  Ernfon  (per  Kopf  1S61  3.50, 
1S6&  4.24.  l$8d  4.12  Pfuud  lio^iaea  und  Oori'itheu).  Ertrag  1870  463.000,  1885 
498,000  Pf.  8t.  —  Frische  Südfrüchte  (Oraugcu,  dtKweii)  siod  seit  1860  tollftoi. 

5.  Pfeffer,  ft'Uhcr  übermässig-  hoch  bostcoert  (bw  2Va  sh.  per  Pfaod),  wurde 
schon  1S25  und  1*^37  ermässigt  im  Zoll  (H  d.,  immer  noch  150 — 200  "/,,  vom  Preise), 
1865  iiiu  einem  Verlust  von  124.000  Pf.  St.  freigegeben,  —  auch  um  die  starke 
Neignof  ztt  Fftbclmngeii  abzuschwächen  (Doifell  IV,  S5— 36). 

6.  Die  verschiedenen  kleineren  Artikel,  welche  im  britischen  Zolltarif 
jetzt  noch  stehen,  sind  nur  zum  Ersatz  der  Acciso  (Spiritus,  Bier)  unrl  des  Stempels 
(Gold-  uud  Silbcreachco,  Spielkarten)  bczoUt  und  tragen  zusamuic«  nur  etwa  150,000  Pf.  St. 

§.  147.  —  7.  Zucki  r  liat  eine  seiner  wirthschaftlichen  Bedeutung  entsprechende 
iuhaltreichc  und  wechscliido  haudelspolitische  uad  Zollgeschichte,  wclciie  vorläufig  mit 
der  ladicalen  Massret^el  der  Aufhebung  des  Zacker^olls  ihren  Abscbluss  ge- 
funden hat.  Diese  Geschichte  schliesst  wichtige  colonialpolitische,  in  der  zeit- 
weiligen höheren  BczoUung  des  „Sclavenproducts"  auch  cthis<  In-  Momente  und  =  i  liwit— 
rige  uud  verwickelte  steucrtechnischc  Fragen  ein,  hinsichtlich  des  V crhakiiiascs  vüu 
Rohzuckorzoll  zum  Kaffinadezoll  und  in  Betreff  der  Normirung  der  ßUckzOllc. 
Hier  haben  sich  protection  istische  Kücksicht-  n  zu  Gunsten  (l<  r  biitischen  Rafti- 
uerie  langt;  Zt:it  erhalten.  Die  sicuei technischen  Fjagcn  uud  die  verwandte  Frage  der 
Stdlungnahme  m  den  Ausfuhrprämien  fremder  Länder,  wie  gegenwärtig  besonders 
continentaler  der  Iviibtn/uckerproduction,  ^nd  ein  schwit-.ri^'or  Pumt  d.r  all- 
gumciaen  Frage  rationeller  ZuckorboätüUorang,  worauf  aber  erst  im  spä- 
teren systcuiaiiscben  Tbcil  unserer  „speciellen  Stenerlehre**  nShor  ciozD^ehen  ist. 
Wege»  der  schwierigea  Lage  der  'iri(i.>i  heii  Zuckerraffinerio  c^r^t'nabcr  den  coniincn- 
talen  Aasfuhrprämien  hat  die  „Zackerzollfrago"  auch  nach  Aufhebung  des  Zolls  ihre 
acCaelle  Bedevtong  noch  nicht  ganz  rerlAren. 

Die  folgende  Ui  b  reicht  der  Zollgeschichte  beschränkt  sich  möglichst  auf  die 
allgemcinoi'ou  steuerpolitischou  Momente  Die  Werlte  aber  die  Geschichte 
der  britischen  Handctspolitik  widmen  dem  Zncker  natürlich  ihre  besondere  Aufmerk- 
samkeit {vgl.  z.  B.  Kichelot  I,  135,  2."i.3,  2G0,  424).  üeber  die  steuerpolitischo  Seite 
Vocke  S.  336—341,  Dowell  IV,  20—35.  Vgl.  auch  v.  Kaufmann,  Zu( keriudasiric, 
Berl.  1878,  S.  159—163  (ohne  Berücksichtigung  der  ehemaligen  DifTorentiulzülle).  S.  172  (f. 
Uber  die  Zuckerconvention;  J.  Wolf  pus^im  in  den  3  Abb.  über  die  Zuckersteuer  in 
d.  Tub.  Ztschr.  1882«  n.  A.  S.  644,  ders.  in  Schanz'  Finanzarchi?  1886«  Ul,  B.  1, 
S.  70  Ii./.  • 

Zucker  war  schon  im  1  s.  Jahiliiindert  ein  verbreitetes  und  imuit-r  mehr  sich  ?er^ 
breitendes  fj'  tnisNmittt  l  in  (iru-r>britannion  f^cwnrden.  das  vornehmlich  aus  Jamaica  kam. 
Die  Colonial-  und  Scbitlfahitspoiitik  verschallte  dieser  Colouie  ein  factisclies  Monopol 
und  hohe  Preise  ihres  Products  auf  dem  britischen  Markte.  Die  inländisch«  Baffinerie 
geno55  in  hohLii  Kückzöllen  für  den  imporfirton  Rohzucker  Ausfuhrprämien.  Während 
des  nordamcricimischea  Krieges  uad  iu  höherem  Maasse  während  des  französischen 
Vordo  Zacker  dann  immer  mehr  ein  Hauptobject  starker,  steigender,  obrigcus  das 
Colonialproduf  t  und  von  diesem  wieder  in  höherem  Grade  das  westindisi  he,  erheblich 
durch  DiHbrentialzOUe  bogttnsttgoader  Finanzbezollang,  aus  welcher  aber  wieder  der 
hOhoTO  Raffioadozoll  einen  starken  Schutzzoll  mit  enthielt.  Die  Zunahme  des  Verbrauchs 
wurde  unter  diesen  Verhältnissen  langsamer,  aber  stockte  doch  kaum.  Der  Zollertrag 
stieg  am  Schlüsse  der  Kriegszcit  auf  4'/^.  nach  Abzug  der  Kilckzülle  und  Prämien 
auf  3  Mill.  Pf.  ünterechieden  wurde  im  Tarif  Kohzucker  und  Raftinado,  dann, 
practisch  nur  bei  ersterem,  britisch- westindischer  mit  niedrigstem,  britisch-ostindischer 
rait  höherem  Differential/oII  nnd  ,, fremder'"  Zucker  zu  einem  factisch  pnthibitoriseh 
wirkenden  Zoll,  wobei  zu  bemerken,  dass  bei  diesem  Artikel  Schmuggel  kaum  ins 
Gewicht  hei.  Dci  höhere  Zoll  auf  Kaffinade  Sicherte  der  britischen  Raffinerie  damals 
und  später  den  heimischeu  Markt  und  die  zu  hohen  Rückzttlle  ein  lohnendes  Ausfuhr- 
Geschäft. 

Uach  1815  wurde  Zucker  zunächst  nur  wenig  von  den  hohen  KriefStAlIen  ent- 
lastet, erst  1826  stärker.  Der  Zoll  betrug  für  brauno  Muscofado  der  britischen  An- 
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tillcn  nnd  Mauritius'  2T.  britisf  h  Ostindiens  37,  ihr  ..Fremde"  ß3  slt.,  so  flas«?  flem 
erslüU  Sein  factiöclies  Monopol  und  liolie  Preise  vcibliebeu.  W  eitere  F.rmassigungea^ 
erfolgten,  Gonsmn  niid  Zollertrag  sticgim.  Mit  der  Aufhebung  der  Sclaverei  im  britischen' 
Wc>.tiDdien  verminderte  sirli  des^f^'i  P^oduction^f;i}ligl^f■it,  das  factiHche  Monopol  dieser 
Colonicn  auf  dem  britischen  Markt  ward  durch  Gleichstellung  der  ZuUe  lUr  brit.  gest- 
und ostindischen  Zocker  1S36  etwis  bescla-Snltt  (24  sh.  Zoll).  Um  so  mclir  ward« 
aber  jetzt  fostgclialtca  an  der  höheren  Bezollung  des  fr<  m  1  'i  Zackers  überhaupt 
und  zumal  dessco,  welcher  „Sclavenprodact"  war.  Die^e  Politik  wurde  auch  iti 
der  Periode  der  Peet'Bchen  ZoUiefonn  niclit  sofort  veriasse».  Doeli  erfolgte  wenigsteiis 
1844  eine  bedciifcnde  Redaction  des  Zolls  auf  fremden,  „niclit  von  Sclavcn  producirlen 
Zucker'*  (ron  63  auf  34  sh.,  beide  Mal  mit  5  7o  Zuücblag«  gegen  24  sb.  und  5  7o 
britiselien  Golonialzuckcr) ,  1645  eine  weitere  Itednctlon  der  ZdUc  für  1>e!do  Zucker, 
aber  mit  verbleibendem  DifPercntialzoll  (16 — 14  und  26 — 23'/3sh,).  Erst  1816  wurde 
der  ütiterscliicd  im  Zoll  zwischen  fremdem  Zucker  nach  „Sclarenprodact"  oder  „freiem" 
beseitigt,  unter  mitwirkender  Erwägung,  dass  andere  „Sclavenproducte"  (Baumwolle, 
Tabak  n.  s.  w.)  doch  nicht  ausgeschlossen  werden  köottten  und  der  „ScIaTenznclret*' 
auswärts  sowieso  seinen  Absatz  fände.  Zugleich  wurde  1816  fremder  direct  impor- 
tirter  Zucker  weiter  im  Zoll  ermässiert  und  die  Gleichstellung  dieses  —  zuuachst 
noch  nicht  des  nicht  direct  importirtcn  —  mit  dem  britischen  Colonialznckcr  bis 
1S51,  ho,/..  1S54  mittelst  allmählich  fulleiulor  Sstze  nn2-rli;thnt.  Dieser  Bnieli  dos 
Uülonialmonopols  war  neben  der  Verminderung  der  Zölle  ein  wichtiger  Factor 
für  die  Preisstcllong  und  Gonsomrermehrong,  daher  avch  f^T  den  Zollertrag  des 
Zockers  in  Grossbritaonion. 

Seitdem  hat,  mit  vorübergeliender  Uiiterbrec]uiii<i,  ^rälirend  dos  Knminknon:g.  dor 
IiUeresscnstandpunct  des  Freihandels  und  der  Coiisuuicutcii  nach  und  nach  volittiiadig 
gesiegt,  indem  in  mehreren  grossen  Schritten  (1864,  1870,  1873)  der  Zuckerzoll  weiter 
bedeutend  ermässigt  und  schliesslich  1874  ganz  nnfuclioben  wurde  (Zoll  für  mffinirten 
Zucker  1864,  1870,  1873  per  Centner  12,  6,  3  sh.,  für  Jiicht  raffinirtcn  in  4  Classcu,  nach 
einem  mit  der  Entwicldang  der  Zuckerindustrie  angenommenen  System,  z.B.  1.  Classe 
11^/3,  5'*  ';.  2"'';Sh.).  Zugleich  flclen  die  kleinen  Nebenzöllc  auf  Gegenstiindc,  \velcbe 
mit  Zucker  hcrgesitellt  sind  ^FiUclite  u.  s.  w.).  Eine  Zolicinoahmo  von  fast  U'/«  Mill.  VL 
im  Beginn  der  60er  Jtliie  ist  so  aufgegeben  worden.  Aach  Dovell  (lY,  32)  meint, 
man  bätte  mit  Bucbicht  anf  die  Zukanft  es  bei  den  Zdllen  von  1878  lieber  be- 
lassen sollen. 

Der  Zuckerconsum  ist  allerdings  stark  gestiegen.  Vornehmlich  continentalc, 
avch  deniscbe  Kttbenzncker  bebenschen  jetzt  den  bridsebcn  Markt  mit.  Kraft  der 
ihnen  zu  gute  kommenden  zn  hohen  Stouerrückvcrgütung-en,  d.  h.  thatsächlichen  Aus- 
fuhrprämien haben  sie  jetzt  auch  in  Kaffinade  and  in  den  besseren  Kohzuckersorten 
mehr  ond  mehr  der  britischen  Kafilnerie  anf  deren  Gebiet  Goncnrrenz  g:emaeht.  Diese 
Concurrenz  hatte  allerdings  sdion  in  der  Zeit  der  Bezollung  des  Zuckers  stärker  zu 
werden  begonnen.  Das  Vcrhäituiss  zwischen  liafßaadczoU  und  Eohzuckerzoll  and 
zwischen  diesem  und  dem  RäckzoU  beim  Export,  welches  fraher  auch  in  Gross- 
>iritanfiien.  wie  in  vielen  anderen  Ländern,  auf  eine  ZollbegUnstigung  der  inländischen 
iiafßnerie  liioausiief,  hatte  sich  gegeniiber  den  Bezügen  von  westindischem  Rohzucker 
(in  weniger  zuckerreicher  Qualität)  unter  dorn  Efnflnss  der  contincntalcn  Besteuerungs- 
verhültnisse  und  des  Imports  coutincntaler  Bohzncker  von  grösserem  Zuckeiigehak  schon 
für  die  brifiscbo  Kaffinerie  schwieriger  cresfahet.  Seitdem  ist  die  Lage  dfT  lot/.tcrcn 
aber  noch  viel  niisslicher  geworden.  Wählend  1S(>1  nebni  .li.h^  Pfund  Kaluucker 
per  ivopf  nur  ().!i4  importirter  raffinirter,  1872  bo/.  41.ls  ond  6.19  consumirt  wurde, 
waren  diese  Zahlen  1885  bez.  58.53  und  15.75  Pfund,  d.  h.  der  Consum  fremden 
raffinirtcn  Zuckers  war  relativ  viel  mehr  gestiegen  als  der  des  Itohzuckers.  Diese 
Verhältnisse,  welche  mit  dem  continentalen  Pf^roiensystem  mit  Recht  in  Verbindung 
gebracht  -werden,  haben  bei  den  Interessenten  der  britisclicn  Raffinerie  nnd  den 
britischen  Zuckcrcolouien  und  in  weiteren  Ivrcisen  der  britii»chen  Bevölkerung,  auch 
unter  den  Arbeitern,  Unmhe  und  Agitation  auf  AbSndcmnj?  erzengi  entweder  mittckt 
Conventioncn  mit  den  Continentalstaaten  ZTir  VeriUKlenuiü-  üirer  Besteuerung  oder  selbst 
2or  Einfahrang  einer  „Ansglcichnngsabgabc  *  gegen  die  continentalen  Export- 

SiSmira,  alao  Sosofern  zur  Raekkehr  zn  einem  eigenartigen  Zocker  zoll.  Die  leb- 
afke  Bewegung  hat  indessen  zu  pitctischen  Ergebniaaen  lifsher  nicht  gefithrt  (vgl. 
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V.  Kaafmann  S.  163,  Wolf,  Tiib.  Zbchr.  ls>&2.  S.  647  und  liiiauzarcbiv  last»,  S.  70 Ii.;. 
Ihre  Ziele  stclieo  anch  mit  der  streng  froihlndlerisclien  Lehre  in  WidorvpnMSli.  Deon 
nach  dieser  ist  das  „<i  esc  henk",  welcbcs  die  fremflon  I.ämlrr  ilurcli  iliro  Ausfuhr- 
prämien den  britischen  Coosumcntcn  machen,  ein  unbedingter  Vortbcil  für  die 
britische  Volkswirthschaft,  eia  Naehtbeil  wur  fUr  das  Ausland. 

Zuckerzollconvcntionen  hat  England  1S65,  IH'5  und  1S7T  mit  Frankreich, 
Holland,  Belgiea  absescUlosseu.  Sie,  hos.  die  ei^to  und  j^riacipiuli  wichtijpite,  giagm 
darauf  binaos,  auf  tirand  technischer  YoTSiicho  das  Bendement  rerschiedener  Zucker« 
Sorten  festzustellen,  „den  Zuckergehalt  jeder  Zuckersorte  zu  bestimmen  und  allen  Roh- 
zucker eines  Landes  nur  mit  einer  solchen  Abgabe  zu  belegen,  w'olcho  im  genauen 
Verhältuiss  zu  dessen  Zuckergehalt  stehe,  auch  beim  Exporte  des  Zuckers  genau  die 

'  und  nicht  mehr  als  die  ausgelegte StOtUOi^Qmme  rOckzuvergUten  '  Kaufmann  S.  177). 
An  den  Mäiifrclu  der  Convcntionen  und  an  der  schlechten  Durchfahrung  derselben 
scheiterten  diese  Bestrebungen,  die  aut  eine  venratrsiiKL-si;,^'  Ausschi i&^sung  der  wiith- 
schailtspoUtiachen  Begünstigung  gewisser  Zweige  der  Zui  ikei Industrie  und  des  Zucker- 
liandols  hinausliefen \Kau  fmann  S.  177  ff.,  Wolf,  Tub.  Zt^  hr.  ISS'2,  S.  «44  . 

Bei  der  ätatiätik  der  Einfuhr  und  des  Consnms  muss  man  allen  Zucker  und  die 

.  Melasse  auf  eine  EinheitsqoalitSt,  z.  B.  Baffmadc  oder  Rohzucker  oioer  bestimmten 
Classc  redncircn,  bei  den  Zollertriigen  die  Ausfulir-Iv'U'  Is/riile  und  Prämien  abrechnen. 
Diwi  geschieht  in  den  amtlichen  und  Privatwcrkeu  nicht  immer  tlberuiustimmend,  wes- 
halb die  Daten  in  verschiedenen  Schriften  (z.  B.  bei  Porter,  Voeke  —  wo  auch  die 
Angabe,  S.'Jrjy,  welcher  „Zucker*"  und  „Zollertrag"  gemeint  sei,  fehlt — .  Do\vclh).a.ii!.) 
nicht  harmonircu.  Porter,  prog;ross  (ed.  3,  1847,  S.  553)  berochact  die  Zucker- 
consntntion  (Melasse  leducirt)  1880  auf  4.27,  1845  auf  5.09  Mill.  Centner,  per  Kopf 
))ez.  19.9  und  20.3  Pfund,  also  iminerliin  schon  in  der  Periode  des  fnihercn  pro- 
tectionistischen  Ditfereutialzollsystemä  und  der  hohen  Zolle  eine  zwar  nicht  steigende, 
aber  doch  eine  (Konsumtion,  welche  noch  die  heutige  dculschc  (ca.  7  Kilo)  bei  Weitem 
ubersteigt.  Porter  zei>^t  die  Abhängigkeit  der  Oonsumschwankungcn  vom  Preise  dcü 
Aitikel-5;  iM-i  hohen  Preisen  fällt  der  Consum  alsbald,  Üer  Zoll  hat  daher  -rewiss 
eiuea  Eintluas.  Aber  die  ubumaligLi  schon  so  hohe  britische  ('öiisumtiüU  vüu  Zucker 
zeigt  doch  andererseits,  dass  ausser  Preis  und  Zoll  und  allgemeiner,  vom  Wohlstand 
bedingter  Zahlun^'sfaliiglveit  dueh  die  einmal  be>tehenile  Consnintion  itte,  in 
diesem  l''ali  wohl  namentlich  der  Zuckergebrauch  Wi  Ueu  (iciranken  (Thüc)  und  bei 
gevrissen  beliebten  Kahmngsmittelu ,  ein  vom  Preise  und  zumal  rem  Zoll  doch  nicht 
«0  direct,  wie  meist  nng:eiinmmcn  wird,  beeinflusster,  selbst  aber  vresentlich  mit  ent- 
scheidender Factor  ist.  Bis  l^ül  hatte  sich  nach  den  obigen  Daten  der  (jousam  fast 
rerdoppelt.  Er  ist  eeitdem,  mit  nur  kleinen  Schwankungen,  jfthrtlch  regelmSssig  ge- 
stiegen. Die  späteren  ZoUermilssigun^-en  machen  sich  in  dem  betreffenden  und  dem 
nachful^cndcu  Jahre  wohl  etwas,  aber  doch  nicht  no  bcsonderä  stark  bemerklich 
(1S64— «6:  per  Kopf  Rohzucker  95.01— ■)3.80—S7.05,  raff:  Zucker  0.95—3.08—2.73; 
ISt'.y— 71:  Kohzuckcr  3S.S3— 41.40— 41.51,  raff.  Zucker  3.73— 5.**3--r>.2n  ;  1ST3— 75: 
Aufhebung  des  Zolls,  43.96— 47.4S— 53.97  Rohzucker.  7.(13— 8.S9— 8.88  ralf.  Zucker). 
Nattirlich,  dass  die  Verminderung  oder  Beseitigung  schon  an  sich  niedriger  Zollsätze 
nicht  ei[i  II  ;;leichen  Einlluss  auf  den  Consum,  weil  nicht  auf  den  Preis,  ervarteu 
lasst.  al^^  die  absolut  bedenfendcre  Verminderung  absolut  höherer  Zölle.  Aber  die 
freihäuiUcrische  Uebei-schätzung  des  Nacluheils  der  Zölle  und  des  Vorthcils  ihrer  Ver- 
minderung oder  Aufhebung  möchte  sich  aus  obigen  Daten  doeh  auch  wieder  ergeben. 
Nor  die  IJaffinadeneinfnhr  wird  unmittelbar  durch  di  ■  Zolin  formen  begünstigt. 

Der  Zollertrag,  abzilglich  UackzOllen  u.  s.  w.  war  IM 5  2.96,  1841  5.2,  1863 
(Max.)  6.43  Mill.  Pf.  St.  Die  Zolircduction  1864  brachte  ihn  1864  herab  auf  5.23  HUI., 
er  stieg  wieder  bis  5.<'>5  {1S66);  die  Keduction  von  1S70  verminderte  den  Ertrag  von 
1869  auf  1870  von  5.40  auf  3.22,  die  von  1873  von  1872—73  von  3.2S  auf  1.84  Mill.  Pf.  SU 
W&ro  z.  B.  eine  Ermllssigung  der  Bf  er  Steuer  nidit  richtiger  gewesen  als  die  tODigo 
Beseitigung  des  Zuckerzolis,  wenn  man  einmal  glaubte,  dne  solche  Einnahme  von 
3 — 6  Mill.  Pf.  bt.  wirklich  aufgeben  zu  sollen? 

§.  148.  —  8.  Tabak.  Die  Bezollung  von  Tabak  im d  Tabak- 
i'abrikatcn  hat  in  Grossbritannien  eine  besondere  nnd  höbere  Be< 
deutung;  als  in  anderen  Ländern  ohne  Tabakmonopol.  In  diesen 
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i.st  sie  eiu  Glied  der  Tabakbestenernnj::,  neben  der  inlilndisclicii 
Besteuernng,  in  GroBsbritannien  ist  die Tabakbezollung  das  System 
der  Tabakbestcuerung.  Das  hier  ausserdem  bestehende  Licenz- 
Bystem  für  Tabakfabrikanten  und  Tabakhändler  (§.  153)  dient 
wesentiich  nur  dazu,  dies  System  der  Tabakbesteuernng  ausscbliess- 
lieh  vermittelst  des  Einfuhrzolls  auf  fremden  Tabak  unter  schärfere 
und  siebcrere  Oontrolen  za  stellen  und  es  so  practisch  durchführ- 
barer zn  machen.  Die  Einnahmen  aus  den  Tabaklicenzen  sind 
nnbedeotond,  vollends  gegenüber  dem  Zollertrag. 

Die  Voraussetzung  fflr  diese  eigenartige  britische  Tabakbe- 
steuernng liegt  in  dem  seit  dem  17.  Jahrhundert  ununterbrochen 
bestehenden,  auf  Schottland  (unbedingt  seit  17S2)  und  (1832)  auf 
Irland  ausgedehnten  und  wohl  wirksam  dnrchgcitihrten,  Verbot 
des  inländi sehen  Tabakbaues.  In  Irland  wftr  seit  1779 
Tabakbau  erlaubt  gewesen,  auch  unbestenert,  aber  trotzdem  wenig 
entwickelt  geblieben.  Was  bei  gewissen  Colonialwaaren  durch  die 
Natur  der  Dinge,  Klima  u.  s.  w.,  das  wird  also  hier  durch  eine 
Massrcgel  der  Rechtsordnung  herbeigeführt:  die  Beschrän- 
kung der  Gonsumtion  auf  ausländiifchcs  Product  Für 
die  volkswirthschafis-  und  steuerpolitiscbe  Beorthciiung  liegt  die 
Sache  bei  Tabak  iu  Folge  dieses  wirths chaftsrechtlichen 
Ausschlusses  natiirlith  doch  audeis  als  bei  jenen  Colonia!\vaaien. 
Günstig-  für  Oiossbritannieu  ist  es,  dass  niemals  eine  freie  Tabak- 
cultur  anigckoninien  war,  deren  Unterdrückung  ein  wirthschafts- 
politischer  Grund  gegen  das  britisebe  Tabaksteuersystem  hntlc  sein 
küuueu.  Ausserdem  kommt  Grossbritaiinicn  bei  diesem  Svsteni 
wieder  seine  insulare  Lage  zu  statten,  weiche  die  I?ekrini[)lung 
des  Sebniuggels  erleichtert,  freilieli  ihn  nicht  ganz  /u  unterdrücken 
vermoelit  !iat.  Auch  mit  deswegen  das  Liccnzsysteni  und  die 
innncherlei  inländischen  Controlen  bei  Transport,  Be/.Ug,  Absatz 
von  Tabak  und  Tabakfabrikaten. 

Der  leitende  Gedanke  fiir  die  Norniirung  der  Zollliiilie  war 
schon  seit  dem  vorigen  Jahrhundert,  ähnlich  wie  hei  der  Hranntwein 
Steuer  (ö.  287)  der  lediglich  f i s c a  1  i s c h e :  eine  so  bedeutende 
Höhe  der  Zölle,  als  sie  irgend  mit  der  Bewältigung 
des  Schmuggels  vereinbar  wäre  und  —  abweichend  von 
den  Grundsätzen  der  Branntweinsteuer  —  als  sie  im  fisca* 
lisehen  Interesse  selbst,  mit  Rücksicht  auf  die  fisca- 
lisch  vortheilhafte  Zunahme  der  Oonsu  uition  sich  richtig 
erwiese.    Daher  Zollcrmässigungen  der  in  diesem  Jahr- 
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hundert  immei*  sehr  hoben,  aber  gelegentlich  ttberbnheii  Zölle,  wenn 
letztere  nach  diesen  beiden  BQcksicbten  nacbtheiiig  erschienen; 
Wieder  erb  öhnn^en,  wenn  es  danach  für  zulässig  galt.  Die 
sonst  üblichen  freihändlerischen  Rücksichten  bei  den  Zöllen  nnd 
Accisen  anf  das  Handels-  und  das  Consumenteninteresse  sind  bei 
Tabak  so  wenig  als  bei  Branntwein  praetisch  wirksam  geworden. 
Das  ist  zwar  im  Ganzen  steaerpolitisch  nieht  zu  beklagen.  Aber 
die  sehr  hohen  Zolle  rufen  doch  drei  nicht  unwichtige  Bedenken 
hervor:  einmal,  dass  so  die  Tabakconsamenfen  einen  sehr  hohen, 
wohl  einen  nnverhiUtnissrnSssig  hohen  Antheil  an  der  gesammten 
Steuerlast  tragen,  gegenwärtig  den  achten  Theil;  sodann,  dass 
der  Schmuggel  eben  dieser  hohen  Zolle  wegen  trotz  aller  Ver- 
folgungen und  Gontrolen  lebensföhig  bleibt  und  wohl  bleiben  wird ; 
endlich,  dass  die  hohen  Zolle  die  Verfälschung  der  Tabakfabrikate 
nnd  die  Benntzung  von  Surrogaten  zu  nahe  legen.  Auch  das  Fehlen 
von  Qnalitäts fassen,  bez.  WerthzOUen  ist  ein  Uebelstand,  da 
in  Folge  dessen  die  ordinären  Tabake  zu  hoch  nnd  deren  Gon- 
sumenten  unverhältntssmässig  hoch  besteuert  werden.  Durch  die 
höheren  Z<Ule  der  Tabakfabrikate,  besonders  der  Cigarren,  mag 
dies  in  etwas  {;ut  •i:emacht  werden,  da  die  letzteren  meist  aus 
reineren  Sorten  bestehen  werden,  übrigens  auch  wieder  unr  einem 
Kiiilieüs-GewichtszoH,  ohne  Rücksicht  auf  Qualität,  unterliegen. 
Ktwas  ist  und  wnv  ()Csonders  früher  bei  den  sehr  liulicn  Cigarren- 
zöUen  die  betreUciulc  Zolklitfcrenz  übrigens  auch  wolil  mit  von 
procteetioiii.stiscbem  Cliaracter  für  die  britische  Tabakfabrikation. 
Consnmirt  wird  auch  in  Grossbritannien  weit  überwiegend  inlän- 
disches Tabakfabrikat  (ca.  96  %)>  allerdings  etwas  wenisicr  aU 
z.  B.  in  Deutschland  (ca.  98.5 '7o)j  aber  die  Einfuhr  ansländiseben 
Fabrikats  ist  neuerdings  in  stärkerer  Zunahme  hegriifen  ah  die- 
jenige von  Kohfahak.  Die  Ausfuhr  von  Tabakfabrikatcn  beträgt 
etwa  Vs  ^^t'  1-^iiilubr. 

Uobcr  die  Tuli.tlzöllc  Yocko  S.  «11-^31:^  und  145—44«;  (Licenzen;,  Dowell 
IV,  265—283.  Dciitscho  TabakiistcaercDfiuctc  1879.  B.  III,  Anlage  XU,  S,  1—64, 
Statistik  y,  27^39.  Bearbeitnog  diesos  Materials  darch  Sch&fflo  in  d.  Atif!i.  „Er^ 
[rehnissc  «Icr  deutschen  Tabakstciicri  nqn.'ff Tub,  Ztschr.  B.  35  (1879).  S.  547,  641, 
B.  36,  S.  73 ;  Uber  d.  cogl.  System  das.  Ii.  S.  554,  655,  B.  36,  S.  79.  S.  auch 
oben  S.  189.  ^  Ocsfitz  I  nnd  2  Oeonr  IV,  c.  109,  vom  10.  Juli  1821  (zur  böseren 
Sioheninfr  der  Ac(  is  •  auf  Tabak),  3  und  1  Vicf.  o.  is.  vom  .'!.  Jnli  184ü  (neu  ^  Vor- 
schriften Uber  Tabakaufztiuht),  5  und  6  Vict.  c.  93,  ?oni  lU.  AugQst  lt>42  (desgl.), 
26  Vict.  c.  7,  vom  27.  M&rz  1S03  (Zulassung  ron  Tbbakfabrikatlon  nnter  Oration). 
Versclriedenc  weitere  kleinere  gcset/liclie  Veränderungen  seitdem  (Tabaken*jutte  III, 
37  tl.,  liebst  VcrfuguHiren  des  obersten  ZollamtaV  Die  (icsetze  übersetzt  in  B.  III  der 
Enqucle.  Bell  a.  Dwclly,  laws  of  cscisc,  p.  985.  Statistik  auch  im  Journ.  of  tbo 
Stat  Soc.  18t»2  (Artikel  von  Axon  Ober  britischen  Tabakccnsnm). 
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Schou  im  rorlgen  Jahrhandert  hohen  Zöllen  unterworfen  gab  der  Tabak  doch 

wpffen  des  Sc!imii!r£^els  und  der  Di.frauJaHonen  aller  Art  (u.  A.  mittelst  betrügerischer 
Gewinne  bei  Erlangung  der  liUckzölle  für  ausgeführten  TabakJ  nur  uüssige  Heinerträgo. 
Mit  desiregen  hatto  Walpoie  den  Plan,  den  TVkbalc  dem  Lageiliaiiaiwang  und  dem 
Acci-i '^v?tem  zu  unterwerfen  '173,'}),  was  aT)er  erst  Pitt  1789  aaszufuhren  gelanit- 
(o.  S.  Ib9}.  Danach  wurde  um  der  Ueioero  Theil  der  Abgabe  (damals  ^s)  Zoll 
htA  der  lanftehr,  der  grütosere  Rest  als  inlsndlsclie  Accfso  hei  dem  Oebergang  ans 
dem  Lagerhaus'in  den  Consnin  orlioben.  Die  Zölle  waren  hoch  und  diffcrenticll 
nach  der  Herkunft,  so  1787  15  d.  per  Pfund  für  Tabak  aus  Irland,  den  britischen 
Colonien  und  ans  den  Vereinigten  Staaten,  S'/^sh.  fur  anderen  (spanischen  und  por- 
tugiesischen). In  der  französischen  Eriegszeit  erfolgten  versclüedene  ansehnliche  Er- 
Jiöhnn2:en  der  Znll-  und  der  Accisesätzc.  bei  denen  die  Icgitimf'  Einfuhr  mm  Konsum 
wenig,  der  Erdai^  iunüLiLiii  auf  das  Yierrache  wuchs,  von  oa.  '/^  auf  ca.  2  Mill.  Pf. 
(Grossbritannieri  axd.  Irland).  Abgabe  im  Ganzen  ISir»  3  sh.  2  d.  (colonialer)  und 
5  sh.  oVo  d.  (freuider)  per  Pfund.  Dennoch  wurden  diese  Sätze  von  4 — SOO  7,1  vom 
Werth  noch  gesteigert,  1819  auf  bez.  4  und  6  sh.  Im  fiscalischen  luteressc  zur 
Bewältigung  des  Schmuggels  und  zur  Steigerung  des  Consums  erfolgten  dann  182G 
und  1S27  Ermässigungen  und  zugleich  eine  bedeutende  Yonnindcrung  der  ditforentiellen 
ZollbegUnstiguog  des  britischen  Colonialtabaks.  Aber  auch  die  neuen  Sätze  von  1827 
Uieben  sehr  hoeli  (2*/^  sh.  Atr  favitlscIfeoloDialen ,  3  sb.  fdr  firemden  Bohtabalc, 
\)  sh.  CO  für  Cigarren  per  Pfund).  Di  r  Artikel  war  jetzt  wieder  nur  dem  Zoll  unter- 
worfen und  aus  der  Accise  herausgenommen.  Consum  und  Ertrag  stiegen  auch  nur 
langsatn«  aber  doch  fortgesetzt.  Zn  einer  irefteien  ErmSasigung  der  Zölle,  velche 
mehrfach  aus  den  angeführten  GrLlndeu  im  fiscalischen  Interesse  befiirworfet  wurde, 
kam.  es  indessen  nicht,  auch  nicht  in  der  Peel'schen  Zollreform,  wo  nur  die  diffe- 
rentielle  Begflnstigong  des  britischen  Colonialtabaks  fortfiel  nnd  der  Zoll  daftlr  anf 
den  höheren  allgemeinen  Satz  gestellt  wurde.  1863  erfolgte  sogar  eine  kleine  Er- 
höhung des  Roh tabak Zolls,  1878  eine  abermalige,  so  dass  der  Zoll  jetzt  .^Va  sh.  fdr 
Tabak  mit  mehr  als  10  Pfund  Feuchtigkeit  in  100  Pfund  und  3  sh.  10  d.  für  solchen  mit 
weniger  als  10  Pf.  darin  per  Pfund  ist,  wohl  darchschnitüich  400— 600  "y»  v^om  W  erth, 
bei  ordinären  Tabaken  mehr,  bei  feineren  weniger.  Nur  die  Zölle  für  Tabak- 
fabrikate,  besonders  für  Cigarren  wurden  ISO.:!  stark  enaiki^igt,  für  Cigarreu  von 
9  auf  4V3  sh.  pw  Pfnnd.  Doi  b  haben  anch  hier  spiiter,  gerade  in  den  letzten  Jahren 
wieder  Erhöhungen  stattgefunden,  so  dass  die  Zolle  gegenwärtig  für  Cigarren  .'j'.'.j  sh., 
fUr  Tabakfabrikate  4  sh  1  d.  uud  4  sh.  lu  d.,  für  Schnupfubak  4  sh.  1  d.  und  4  sh.  10  d. 
]>er  Pfiind  sind.  Gewisser  in  controlirten  Hänsem  unter  SichersteUnng  des  Zolls 
ftbricirter  Tabnl;  fCtwfndish  und  Negrohead)  zahlt  4  3h.  4  d.  (Staf.  abstr.  No.  33,  p.  26). 

Bei  dieser  streng  üs^alisch  gebhebanen  Zollpolitik  ist  der  legitime  Consum  aucli 
in  den  letzten  25  Jamren  nur  wenig,  verglichen  mit  anderen  Artikeln,  gestiegen,  in 
den  letzten  Jahren  fast  gleich  geblieben  (ISGl  per  Kopf  1.20  Pfund,  allmählich  bis 
auf  1.49  in  1677,  dann  herab  anf  1.41  in  1881,  wieder  auf  1.45  in  1885).  Ein  so  aU- 
geinein,  aber  anch  so  ttbermissig  verbreitetes  Genvssmitiel,  wie  in  Denfschland  und 
selbst  in  Mon»  2Mill:uitl n,  -vie  Oesterreich,  ist  Tabalv  demnach  in  Grossbritannien  nicht. 
Die  hohen  Preise  vertheucrn  ihn  für  die  unteren  Classen  zu  sehr.  Das  üscalische 
und  das  Consnmenteninteresse  sowie  dasjenige  gerechter  Steaervertheilung  wilrden 
beim  Monopol  besser  fahren.  Aber  die  steigenden  Zollertr&ge  zeigen  doch 
immerhin,  dass  bei  dem  britischen  System  und  bei  so  eolossa!  hohen 
Zollsatzcji,  welche  der  freihändlerischen  Auffassung  auch  bei  Finanzzülku  wider- 
sprechen, das  fisciilische  Interesse  prosperiren  kann.  Die  ZoUerträge  sind 
bei  im  Wesentlichen  gleich  bleibenden,  nur  seit  tS63  bei  Fabrikaten  verminderten, 
sonst  im  Ganzen  noch  etwas  gesteigerten  Zöllen  von  2.S5  Mill.  Pf.  St.  um  1830  (jetzt 
incl.  Irland  gerechnet)  anf  S.71  in  1843,  5.61  in  1860,  6.61  in  1870,  8.65  in  1880« 
9.30  in  1885  gestiegen  (immer  cxcl.  "Rücl<znlle  u.  dgl.  gerechnet),  per  Kopf  1830 
CA.  2.4  sh.,  ISSa  5.1  sh.  (5.2  Mark),  was  doch  kein  übles  iinauzielles  Kesultat  ist. 

Zur  Siehening  des  FIscas  mterliegt  Einfiihr,  Handel,  Fabrikation,  Transport, 
Absatz  von  Tabak  und  Tabakfabrikaten  allerdings  mancherlei  Besehränicungcn  und 
Gontroleu  und  auch  im  inläudischcn  Verkehr  dem  Licenzsystem.  So  ist  die  Ein- 
fuhr auf  gewisse  HSfen  (37),  in  gewissen  Mengen  (Min.  80  Pf.),  in  gewissen  Schifiito 
(Min.  120  Tonnen"/  beschränkt.  Tal)akfabrikanten  und  Tabakhändicr  bedtlrfen  der 
L  i  cen  /  seit  17S9,  s.  u.  §.  1 T);!     Diese  kostet  fJlr  die  erstcren  je  nach  dem  Umfang 
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des  Bctric)»s.  wcldior  iinch  der  ^leiiKC  des  im  Vorjahr  vcrarbciti  ii  ii  Tabuks  jriliilich 
bomepson  wird,  fdr  jo  angefangcno  2U,UÜU  Pfund  Tabak  je  ö'/«  ÜL.  für  mcbr  als 
100,000  Pfand  Tabak  51 '/a  Pf.  St.  (irrtbümlich  Vocke  8.  445).  Im  Jaliro  1885/86 
zahlten  5()1  Fabriken  7156  Pf.  St.  TabakbUndler  zahlen  ö'/g  sh.  Liccnz  ^SSä/SIG  290,032, 
Ertrag  77,832  Pf.  St.).  Daneben  giebt  es  „gelcgentlicbc  Lir('nz(  ii",  für  höchstens 
8  Tage  auf  einmal,  mit  4d.  Steuer  per  Tag  (ISSö/Sü  12,550,  Ertrag  331  Pf.  St.). 
Hamirliandel  mit  Tabak  ond  Verkauf  ausser  in  deu  liconzirtea  L&den  ist  rerboten. 

In  Verbindung  mit  di  in  Lircnz.system ,  das  der  Stenorvorwaltünii  nuifassenclc 
Controlrcchlc  giubt,  lässt  sich  ikuii  cinigcrmasäcn  sicher  darauf  hinwirken,  dass  mögliclist 
nur  Icfrititn  einjo^ftlhrter  nnd  verzollter  Tabak  rerarbeitet  und  coiwamirt  wird.  Zu  dem 
Eiiilc,  bestellt  „ilrr  strcnftr  nczcKcIangszwang  für  Kohtabaktranspöitc ;  tlcr  Anmelde-, 
BachuDgs-,  liOcaltrcnnun^szwang  für  Fabrikanten;  der  Vcrpackungs-  und  Etiqucttirungs- 
zwang  ITUr  die  unter  ZoUverschluss  gefertigten  Cavcndish-  und  Nogrohcad -Tabake;  das 
Verbot  der  Einfuhr  von  Tabakstengeln;  minutiöse  Verbote  (bez.  Voi-schiiftcn)  über 
den  Wassergehalt  der  Import-  nnd  der  (ausgeführten)  Rückvergütungstabakc  und  Uber 
die  Zumischung  fremder  Ingredientien,  gchandliabt  mit  Hilfe  von  Probeanalyscn  durch 
das  Zolllaborato  tili  III ;  'las  genannte  Hausirhandelsverbot;  Vorschriften  hIjli  tias  Probe- 
ziehen ans  den  Zollla^rin  zur  Versendung"  (Sch  äf  f  le  a.  a.  0.  Tüb.  Ztsclir.  Ii.  35,  S.  050). 
Ausser  über  Schmuggel  und  über  enorme  Preise  des  Fabrikats  ist  doch  auch,  wie  dio 
deutsche  Enquctc  fcststfiUttt,  Uber  Stark  rerbreiteto  Boimiscchangen  und  Verfälschungen 
zu  klagen.  1844  schlugen  vrrnomincnc  Zeugen  den  geschmuggelten  Tabak  aaf  8  (SO?)  bis 
100  7„  des  legitim  eingeführten  an.  Untersuchungen  des  Bcgierungslaboratoriums 
ergaben  1867  von  den  eingesandton  Proben  74.5,  bez.  47  1870  TOn  432  Proben 
312  oder  72.2  7,,  Frdschungen  (Deutsche  Enqii'to  V,  30). 

§.  149.  —  0.  Wein  hat  anrh  im  modernen  britischen  Zollwesen  fortgesetzt  seine 
alte  Rolle  als  wichtiger  FinanzzoUaitikel  gespielt.  (Vocke  S.  328 — 330,  Dowcll  IV, 
162—184,  Gast.  Kep.).  Das  britische  Weinsteuersystem  ist  ebenfalls  die  Bezol« 
hing  allein,  nur  mit  Liccnz«' ii  für  ILindel  und  Absatz  von  Wein  verbunden. 
Es  kam  auch  hier,  wie  bei  TabaL  Gro.ssbrilannien  zu  gute,  dass  inländischer  Weinbau 
fehlte,  Wein  auch,  mit  Ausnahme  dos  Gapvcins,  kein  britisches  C^olonial-Einfuhrproduct 
war,  wf"<lirilb,  mit  letzterer  Ausnahme,  protoctionistische  litlcksichtcn  und  daranf  be- 
ruhende Diliercntial/.öUc  fortfielen.  Der  Wcincousnm  büächrünkte  sich  nach  Sitte  und 
virthscbaftlicben  Verhältnissen  auf  die  voUhabenderen  Glasscn,  was  höhere  Znllo 
erlaubte,  wobei  aber  freilich  andererseits,  solange  diese  Z()lle  sehr  hoch  gcb  'f n 
wurden,  auch  der  Kluiucoosum  auf  diese  (blassen  beschränkt  blieb.  Statt  der  eigent- 
lich pTotccHonistischen  Ktteksiehten  kamen  bei  Wein  jedoch  seit  dem  IT.  Jabrbnndert 
tind  bi^  in  das  IIb  hinein  handelspolitische  und  selbst  allgemein  politische 
in  den  WeinzOUcn  mit  zur  Gcltoug:  besonders  begtlnstigcnde  DiiTerootiatzöUo  fur 
die  Portweine  (Mcthuen-Vortrag  1703,  bis  1831)  und  benacbtheiligende  fbr  die 
französischen  (auch  die  deutschen  und  andere  fremde).  Ein  System,  das  im 
vorigen  Jahrhundert  zu  starkem  Schmuggel,  besonders  in  französischen  Woiueu,  führte, 
aber  erst  1S31  einer  Gleichstellung  der  Wcinzöllc  Platz  machte.  Eü  bat  wohl 
dazu  beigetragen,  dass  sich  portugiesische  und  spanische  Weine  im  britischen  Consum 
80  Uberwiegend  ('irig:obQrgert  haben  und  üoU  der  gleichen  ZöUo  noch  gegenwärtig  im 
Vordergrund  stehen. 

Während  der  französischem  Eriego  sind  dio  WeinzAllc  aus  linanzicllcn  Gründen 

sehr  gesteigert  worden,  was  freilich,  neben  aiidorcn  Umst;lnden,  zur  Vorminflcruiif^  der 
Einfuhr  fahilo.  Die  Zölle  nnd  Acciseo  betrugen  schliesslich  für  die  Weingallonc 
7  sh.  7  d.  fttr  Portweine,  11 sh.  für  fnmzftsische  oder  0  sh.  1  d.  und  13  sh.  9  d.  fllr 

dio  spätere  Galluiie  (von  der  alten  oder  Weingallone  rund  6  gleich  5  der  späteren 
imperial  gallon  gerechnet).  Der  Schmuggel  ward  auch  bei  Wein,  nach  dem  vergeb- 
lichen Versuche  Walpole's  von  1733,  durch  die  Pitt'sche  Einrichtung,  den  Wein 
mit  unter  das  Accisesystcm  zu  stellen  (17S6),  zu  bekämpfen  gesucht.  Seitdem 
(bis  1825)  wurde  die  Weinsjetier  (lieils  als  Zoll,  flieils  als  Aceise  eilioben.  Erst  1835, 
als  nach  verschiedenen  Hefürincu  der  Scliuujggcl  weniger  niclu'  zu  befuiehten  srliien, 
horte  diese  ünfeistelhniL;  unter  die  Accisc  ganz  auf.  Doch  verblieb  das  Licen/- 
System  filr  den  W  e  in  hamlel.  D'-r  Krtrair  der  Weinsleucrn  hafte  sich  während 
der  französischen  Kriege  etwa  verdop2)cit  und  betrug  um  1815  l.U  Miii.  Pf.  St.  (Gross- 
biitannien). 
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Erst  bei  dci  Tarifreform  von  1825  wurden  die  Ubcrbolien  Weinstcucrn  erheblich 
vermindert,  noch  initvi  Bclassunfr  der  Dißbreiitial Zölle  (4  sh.  10  d.  Portwein,  7  sh.  3  d. 
französische,  2  bli.  öd.  Capwcin  für  die  neue  Gallone),  1831  crniijtc  die  (ilcichstciluiig 
auf  5  sh.  Cd.  (Oapwcin  jedoch  2  8h.  9  d.).  Hierbei  blieb  es  (seit  l64ü  5  sh.  9  4) 
Iii»  zani  fnnzSsiBclion  Uandotsvoitnig  ron  1860.  Dor  Wcinconsnin  war  bis  dabia 
nhsolijt  woiiii:;-  gestiegen,  per  Kopf  gesuii!;cri,  dncli  hnUc  dar  Zollerirag,  iiarli  dein 
Ilerabgehen  auf  ].3 — 1.6  Mili.  bei  der  fruhcrcu  ZoUreduction»  wieder  seine  Höhe  um 
1815  erreicht,  1.8—1.»  MÜl  Pf. 

In  dem  genannten  Vertrag  war  die  stniio  Ermässigung  der  britisi  lion  \\'eiii/.ri]Ie. 
ciaes  der  oder  selbst  das  wescntlichsto  Zuge»tändnis8,  das  Gxossbritannicn  zunächst 
an  Prankroieb  maebte.  Zofleicb  vnrdc  darcb  die  Annabmo  einea  neuen  WeinzoU- 
princips,  nrinilicli  der  Zollbemessung  nach  dem  Spiri  tusgchalt,  eine  allgemein 
wichtige  und  wohl  im  Ganzen  richtige  Einrichtung  des  Wcinzolls  herbeigeführt,  welche 
besonders  den  leichteren  Weinen  sni  gute  kam.  Die  Zölle  waren  hiernach:  fUr 
Wein  in  Fässern  ron  weniger  als  15  Grad  Alcohol  nach  Sykes  Hydrometer  höchstens 

1  sh.  per  Gallone,  von  15 — 20  Grad  liHrlisfciis  1  .sli.  f)  d..  von  2C  — 10  Grad  höclisteiis 

2  sh.,  Flaschenwein  per  Gallone  2  ah.  ^Fr.iuzos.  Haudclsvertrag  v.  2.>.  Jau.  ISOO.  Art.  G, 
No.  1,  u.  A.  im  Prenss.  Handelsarchiv  IStil),  I,  14!*).  IJald  darauf  wurden  die  Weinzöllc 
von  1S6I  an  allgemein  gesetzt  auf:  Wein  von  weniger  als  18  Grad  (im  französ.  Verlrag  lö) 
1  sh.  per  Gallone,  von  Iii— 20  1  sh.  9  d..  von  20—40  2  sh  5  d.,  von  40—45  2  sh.  11  d., 
Flaschenwein,  unter  40  Grad  2  sh.  5  d.  (Prcuss.  Handebarchiv  ISOO,  II,  251).  Dies 
wnrcn  Knnüssigungen  auf  die  llTiIfte  und  ein  Fünftel  bis  Sechstel  der  liihlieri^cii  Zolle. 
Fremde  und  britische  Colonialwcinc  waren  durchaus  gleich  gestellt  Es  sind  aber 
dann  noch  weitere  ErraSssigongcn  und  Yereinfiicbiinf^en  gcM^  so  dass  der  Zell  seit 
1ST6  für  Wein  von  weniger  als  20  Grad  1  sh  ,  von  20  bis  weniger  .ili  Ii'  Grad  2V«  sb., 
für  joden  weitern  Grad  Stärke  3  d.  ist.    Flaschen-  und  Fassweiu  steht  gleich. 

Allerdings  bat  sieb  bei  dieser  starken  Zellermässigung  uii mittet  bar  die  Woin- 
cinftilir  zum  Consuni,  besonders  von  französischen  Weinen,  bedeutend  gcliobeii  iiuii 
ist  dann  langsam  weiter  gewachsen  (vor  1861  6^/4 — TV«  Mill.  (ialloncu,  IbOl  10.09, 
1862  9.76,  1863  10.42,  1864  11.40.  1867  ld.67,  1868  15.06,  1876  18.54  Mill.  Gali., 
Ma.\imum,  seitdem,  freilich  unter  dem  Einfluss  der  Weinernten,  ein  nur  ISSO — 81 
unterbrochenes  Sioken.  1885  13.77  Mill.  Gall ,  oder  per  Koj>f  vor  1801  ca.  Ü.24  Gall., 
0.87  in  1861,  0.50  in  1868,  0.50  iu  1873  und  1S70,  0.3s  in  1SS5,  bei  nur  mässi^er 
Stcigening  der  Weinpreise  in  den  letzten  Jährend  Das  zeigt  doch  im  Ganzen,  daaa 
die  WeinzoUreduction  nicht  in  dem  crwardfen  Maasse  auf  die  CnnsiiincrliFMiiinir  hin- 
gewirkt hat  und  daher  fiscalisch,  ahnlich  wie  bei  Kaliuc,  nicht  ohne  Weiteres 
richtig  war.  Der  Zollertrag  sank  nach  1860  auf  1.10  Mill.  Pf.  St.  (1802),  hob  sich 
bis  auf  1.79  Mill.  iti  1S76  und  i>t  seitdem  fast  steffy,-  jnhrlicli  gesunken,  1S*»5  bis  auf 
1-19  Mill.  Pf.  St.,  wati,  cegcnUber  den  Einfulir/ifleni .  übrigens  auf  Zunahme  des 
Consums  leichterer  Wcinr  liinweist. 

Die  Licenzen  fir  Händler  und  Wirthe  sind  ein  Theil  des  allgemeinen  Licenz- 
systems  für  den  Uotränkeabsatz  und  werden  unten  mit  diesen  zusammen  behandelt 
▼erden  (§.  153). 

§.  150.  —  10.  Die  fremden  Spirituosen  fVocke  S.  343—345.  Dowcl! 
IV,  214—225,  Statistisches  im  Stat.  abstr.,  im  Cust.  Kep.,  auch  im  franzus.  Bulletin 
1886,  II,  537).  Die  BezoIIon^  nnterscbied  frftber  besonders  „fremden'*  Branntvoin 
und  unter  diesem  wieder  „brandy",  d.  i.  (meist  französisi  In  r)  Wcin-liranutwein 
(„Franzbranntwein"),  Gencvur,  d.  i.  (meist  holländischer)  Branntwein  aus  I^oggon 
und  Gerste  und  anderen  Artikeln  nit  Zusatz  ron  Wacbbolder-E'uenz.  und  „sonstigen 
nicht  besonders  fzcuannten  fremden  Branntwein'",  \rohin  später  und  noch  gegenwärtig 
(meist  contincntaler,  bes.  deutscher)  Kartoilcl-  und  ßubenbranntwein  gehört.  Allem 
diesem  „fremden"  Branntwein  stand  der  „coloniale'%  bes.  der  Uum  aus  den  britisch 
westindischen  Zuckercolonien,  boi|rcst<dlt  ans  Melasse  nnd  Kackstäadon  bei  dor  Rebr- 
znckcrgewinnung,  gegenüber. 

Die  britische  Zollpolitik  ging  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  immer  conscqucntcr 
und  schärfer  im  vorigen  Jahrhundert  und  in  der  französischen  Krieirtizcit  darauf  ans, 
durch  Jiöhcre  Abgaben  veri^lichen  mit  denjenigen  für  den  cinbeiuiibelien  Branntwein 
den  letzteren  zu  schützen  und  auch  wühl  die  grössere  Stcuert'aiiigkeu  mancher  fremder 
Branntweine  (bes.  des  französischen)  sowie  des  Bums  zugleich  fiscalisch  auszunutzen; 
ferner  den  letzteren  wieder  nach  coloaialpolitiscbem  tinindsatz  im  Zoll  dilTercntieU 
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gegen  dea  „fremdea*'  Bianotwöin  za  bcgunsUgen.  Kücksiditea  auf  die  EinschräDkuug 
des  Braitntw^geirassea  und  Frankreich  und  Holland  i^eg^enQber  ancli  speefeU  liandel^ 

politische  nnd  politische  gpg;nori>clie  Tendcnzcii  führten  im  vorig-cn  Tahrlmndert  und 
in  der  frantösisclien  Kriegszeit  zu  sehr  holten  Abgaben  vom  fremden  Branntvciii. 
Dadurch  wurde  aber  nur  ein  coI<»8aler  Schmnggel,  welcher  bei  diesem  Artikel  be- 
sonders leicht  ist,  begünstigt,  was  dann  wieder  aus  fiscalischen  Gründen  zu  Steuer- 
redactionen  (so  schon  1787  vorübergehend)  ftlhrte.  Zur  besseren  Confrolt'  wurde  diT 
eingeführte  Branntwein,  wie  einige  andere  der  schon  bcsproclienon  Artikel,  uutei  den 
•  Lagerlianszwang  und  die  Accise  gestellt  und  die  Abgaben  zum  kleineren  Thdl  als 
Zoll,  zum  grSsseren  als  Accise  erhoben  (his  1825).  Aber  bei  der  hnlien  Besfenenmp: 
und  der  Diliereuz  der  Gesammtabgabe  gegen  diejenige  für  Rum  und  für  Iieimisolicn 
Bianntireja  mirde  man  des  Schmuggels  doch  nicht  Herr.  Als  man  die  hohen  Kriegs- 
sätze auch  nach  1S15  nicht  wesentlich  vcrminderf«'  and  1825  sog^ar  ^viedf^r  erhöhte 
und  bis  1846  so  beibehielt,  blähte  der  Sclunuggcl  mehr  als  je.  Die  Steuer  far  Franz- 
bnnittirein  und  Genem  war  1814  22  ab.  6  d.  für  die  neue  (imtieTiaQ  Gallone,  soft 
1840  22  8h.  10  d.,  britisch  westindischer  Knm  ^alUte,  in  ebenfalls  in  der  Kriegszeit 
erhöhten,  aber  lange  nicht  so  stark  gesteigerten  Sätzen,  zoletzt  l'ä  sb.  ll'/^d.,  wurde 
aber  sebon  1824  etwas  und  1S25  auf  8  A.  6  d.  ermässigt  (1830  9  sh.),  als  britischer 
Branntwein  in  England  7  sh  ,  in  Schottland  und  Irland  nur  2  sh.  10  d.  cnftichtetc 
(o.  8.  2b9).  Diese  dilTerentielle  Begünstigung  des  Kums  gegenüber  anderem  fremden 
Branntwdn  bat  demselben  eine  lierorzngte  Stelle  in  der  'britiseben  Consumlion  ver- 
schafft und  bis  in  die  Gegenwart  erhalten. 

Erst  184{i  wurde  d.  r  Z  U  f  r  „fremden"  Erannfwein  ermässigt,  auf  15  sh.  per 
(jallone,  immer  noch  fast  der  dop[»eUe  damalige  Satz  für  cngUsclien  (7  sb.  10  d.),  der 
mehr  als  vierfacb«  (S  sb.  8  d.)  füt  schottisclKm  Branntwein.  Nor  die  weiteren  S(4»ier- 

erhöhungen  des  inländischen  Branntweins,  die  Erhöhungen  der  Sütze  in  Seliottland 
und  Irland,  die  scliliessiiche  Uieichstellung  aller  Sätze  im  Vereinigten  Königreich  ver- 
besserten das  VerbBltniss  für  fremden  Branntwein  etwas.  Aber  erst  1860  (französischer 
Handelsvcrtra'i)  (iel  der  Schntzzoll  und  der  Differentialzoll  zn  Gunsten  des  Kums  im 
Princip  ganz  und  in  der  Praxis  fast  ganz,  indem  der  Zoll  nur  um  jene  „Ersatz- 
abgäbe'*  IHr  die  Kosten  des  britischen  Acdsesyatems  höher  angesetzt  werden  durfte  als 
die  Accise  (britisch -französischer  Handelsvertrag  von  18ü0,  Art.  7,  8).  Seitdem  hat 
der  Zoll  nur  die  gleichen  Veränderungen .  bez.  Erhöhungen  (um  2  sh.)  erfaliren  wie 
die  Accise.  Gegenwärtig  ist  der  Zoll  für  alle  ^jcwflhnlichen  Arten  des  Branntweins 
10  sh.  4  d.  per  Gallone  proof  gegen  eine  Accise  von  10  sh.  für  einheimischen  Brannt- 
wein. Iniiiortirtc  T/K]ncure  ii.  dg]..  Flaschfnbranntwcine  ohne  Stiirkeangaiie  zahlen  14  sli., 
jjarfümirte,  Kölnisch  Wasser  u.  dgl.  IGsh.  (id.  Ausserdem  utiterlieguu  einige  andere 
Spiritas  enthaltende  Artikel  einem  die  Accise  ausgleichenden  Zoll. 

Seit  di<  ser  Gleichstellung  hat  Kum  zwar  sein  absolutes  Uebergewicht  über  anderen 
ausländischen  Branntwein  behauptet,  aber  relativ  ist  er  erheblich  zurückgewichen. 
Franzbranntwein  wird  jetzt  weit  mehr  im  legitimen  Handel  eingeführt,  als  ehedem, 
auch  anderer  „fremder"  Branntwein  hat  sich  sehr  vermehrt.  Die  Einfuhren  schwanken 
nach  den  Ernteverliältnissen  der  bei  der  An  und  Einfuhr  hetheili^ten  Länder  erheblich. 
Bis  1607  stiegen  sie  vun  5.19  Mili.  duli.  in  IStil  (wovon  üA't  Wuiu ,  l.bO  Brandy, 
0.14  andere  Branntweine)  auf  8.34,  blieben  bis  1870  auf  dieser  Ilidie  und  stiegen 
dann  weiter  bis  auf  11.85  Mill  Gall.  in  1S75  (5.39  Rum,  4.47  Urandy,  2.00  andere). 
Seitdem  haben  sie  nicht  unerheblich  und  fast  regelmässig  Jahr  für  Jahr  abgenommen, 
was  ausser  auf  Ernteverhältnisse  (Wein)  auf  Verminderung  der  Consumtion 
schliessen  lässt,  da  eine  Zunahme  des  Schmuggels  unwahrscheinlich  ist.  Die  heimische 
Erzeugung  für  den  Bedarf  des  Inlands  ist  ebenfalls  in  dieser  Periode  gesunken  (S.  290). 
In  1885  war  die  Einführ  nur  6.01  Mill.  GaO.  (Rum  9.86,  Brandy  2.69,  andere  1.47). 

Aehnlich  hat  sieh  natürlich  auch  der  Zollertrag  bewegt.  Er  stieg  von  i  Mill. 
rr.  St.  in  1861  (31.  M-irz  1801/02)  auf  6.14  in  1875.  und  sank  seitdem  auf  4.15  in 
1885:  ein  Sinken  uui  2  Mill.  Pf.,  dem  ein  genau  ebeiiso  starkes  bei  der  Accise  (von 
15.15  auf  13.14  in  denselben  Jahren  gegenübersteht,  zusaunam  ifdso  Ton  21.29  auf 
17.29  Mill.  Pf.  Bei  der  stetigen  gleichmüssigen  Abwiirtsbewe^-ung  die.ser  Zahlen  ist 
das  bcmerkenswerth.  Es  könnte  den  Gedanken  nahe  legen,  reiu  aus  fiscalischcm 
Grunde  die  Steuern  zu  emlasigen,  wenn  nicht  die  anderen  öften  erwiUinten  Rttck- 
sichten  dagegen  sprächen  und  das  Sinken  des  Gonsnms  erfreulich  erschetnen  Kesson. 
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Auf  das  umfasseudu  Licenxvyütoiu  im  bpiiltuoscubaiLdel»  weiches  natürlich 
den  Abfltfz  firemden  BiMUitveiiis  in  dch  «:h]i«flrt,  kominen  wir  unten  in  g.  153  im 
Zusanuneoliaiig  zn  Bpiechen, 

§.  t5L  Zollverfahren.  Die  groaseii  Vereinfacbiiogcn  des 
Einfahrzolltarifg  and  des  inländischen  Aecisewesens,  die  Beseitigung 
aller  Aus-  und  Dnichfohrzölle,  die  durch  die  Reform  der  Einfahr- 
Zölle  und  der  Accise  bedingte  Rescbränkung  der  RttckzöUe,  der 
Fortfall  von  AiKslulirpräiiiicii,  die  völlige  IJiiigestaltung  der  8chitf- 
labrtögcsetiÄgcbiing  (Xavrgationsactcn),  dcicu  maucherlei  rii\  ili  ^icu 
fUr  die  britische  Flagge  und  deren  Diirerentiai-SebiflVabrt«abgahen 
nnd  Differentialzölle  dem  Prineip  der  Gleiehstcllnng  der  frcindcn 
mit  der  heimischen  Flagge  in  allen  Abgaben  mcheu,  der  Wegfall 
der  älteren  colonialpolitisehen  Massregclu,  die  volle  Aufnahme  auch 
Irlands  in  das  britische  Zollsystem,  die  Gleichstellung  der  ZoU- 
und  Aceisesätze  (Branntwein)  im  ganzen  Vereinigten  K»  niirreicbc^ 
welche  die  Voraussetzung  der  Beseitigung  von  Zwischenzülüiuien 
behufs  der  Erhebung  von  Ausgleichungsabgabcu  war  —  dies  Alles 
und  waK  sonst  an  einzelnen  Massregeln  verwandter  Art  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts,  besonders  in  und  seit  der  Zeit  der  Huskisson'- 
schen  und  mehr  noidi  der  Peerschen  und  Giadstone  scbcu  Reformen 
geschah,  ermöghchte  es  auch,  Vereinfachungen  und  Erleich- 
terungen im  Zoll  verfahren,  daher  in  Bezug  auf  Veranlagung, 
Erhebung,  Controle  der  Zölle,  wie  in  Bezug  auf  das  Lagerhanü- 
sjrstem  und  das  RUckzollwesen  eintreten  zu  lassen. 

Wiederholt  sind  zu  diesem  Behuf,  in  Fortlllihrnng  der  grossen 
Pitt'schen  ZoUconsolidation  von  1787  (o.  190)  und  zur  Ver- 
bessernng  des  Tarifwirrwarrs,  welchen  die  ZoUmassregelu  in  der 
französischen  Kriegszeit  mit  sieh  gebracht  hatten,  neae  „ZollcoU' 
solidationen"  erfolgt,  d.  h.  GesetKe  erlassen  worden,  welche  unter 
Anfbebnng  zahlreicher  älterer  die  Normen  für  die  gesammte  Ein- 
richtnng  und  Verwaltung  des  ZoHwesens,  illr  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Zollbehörden  und  des  Pnblicums,  fttr  die  Veranlagung,  Er- 
hebung nnd  Controle  der  Zölle,  tlHr  Lagerhanssystem  nnd  Bttckzölle, 
fttr  das  Zollstrafrecbt  u.  s.  w.  neu  zusammenfassten.  Freilich  im 
Ganzen  mehr  eine  Art  Codification  des  noch  geltend  bleibenden, 
als  eine  Schaffung  neuen  Zollrechts. 

Be&üiidcrs  wichtige  derartige  Gesctzu  &iud  dm  Cuubolidatioii&actcii  von  lS2ä 
(6  (ieorg  IV.  i.  106—116),  von  IS45  (8  u.  9  Vict.  c.  85),  vou  1n53  (16  u.  17  Vict. 
c.  107)  und  die  nencste,  noch  geltende  von  1^70  (24.  Juli,  39  u.  40  Vict.  c.  30),  au 
die  sich  je  iu  der  Zwischenzeit  und  wieder  üelt  1870  klciuere  Ergäuzuugeu  aoge- 
schlMsen  haben.  —  Vgl.  Vooke  S,  812  DovoU  II,  268,  Gneist,  engl.  Yer- 
waltongsrccht,  3.  A.  II,  %.  83  (S.  619),  weh  §.  92  ^  666),  bes.  Haue  1,  the  law» 
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of  CQstoms  etc.,  Lond.  1876.  Abdruck  der  „Customs  Konsolidation  act,  1876",  mit 
Bcilagci).  Wichtig  für  Tftbak  die  „Maaufactured  tobacco  act'*  (26  Vict.  c.  7),  bei 
Hamel  S.  221. 

AUe  diese  sieb  faxenden  Gesetzgebnngeii  haben  Verein- 
fachungen des  ZollTerfahrens,  Erleiehternngen  des 
VerliehrSy  Ermässigungen  der  Controlen,  Milderangen 
der  Strafen,  naoli  dem  Geist  und  den  Grundsätzen  der  neueren 
Zeit  und  speciell  in  Folge  der  freihändicrischen  Zollreformpolitik, 
gebracht  Namentlich  die  grosse  Verminderung  der  Zollposilionen 
und  die  Beseitigung  aUer  Differentialzölle  und  der  Werthz5lle  haben 
in  dieser  Ricbtung  zweckmässige  Veränderungen  ermöglicht 

Trotzdem  ist  das  britische  ^^Zollrecbt*'  noch  jetzt  complicirt 
genug  und  das  darauf  beruhende  Zollverfahren  nichts  weniger  als 
wirklich  bequem  und  einfach  fUr  das  Publicum  und  speciell  far 
den  Kaufmann  und  Schiffsfübrer.  Schon  der  grosse  Umfang  auch 
noch  der  ConsoHdationsacte  von  1876  (290  Artikel!  ohne  die  geltend 
gebliebenen  älteren  Bestimmungen)  zeigt  das  ünsserlich  und  jcder 
Blick  in  das  Gesetz,  namentlich  in  die  Abschnitte  von  den  Control- 
reclitcn  der  Verwaltung  und  den  Pflichten  des  Publicnms,  bestätigt 
das.  Manches  hän^t  hier  allerdings  mit  den  cigenilrun liehen  geo- 
graphi sehen  Hc(linj,iing-cn  des  britischen  Zollucscns,  mit  der 
insularen  Lage  des  Zollgebiets  und  der  Aufgabe,  öeektistcn 
als  Zollgrenzen  zu  bewachen  und  denigemäss  Schiffsverkehr 
zu  Uberwachen,  zusammen.  Und  manche  eingreifende  noch  ver- 
bliebene ControlvorschriO  (und  Strafbestimmung)  ist  auch  speciell 
auf  den  Charactcr  des  britischen  Zolltarifs  und  Aecisetaiifs  zurdck- 
zufiihren,  uanientlieh  auf  die  ausserordentliche  Höhe  der 
Spiritusaccise  und  Zölle  und  der  Tabakzölle  und  auf  die 
mit  daran?  hervorgehende  ininicr  noch  vorhandene  Gefahr  eines 
starken  Schmuggels,  besonders  in  diesen  zwei  Artikeln. 

Aber  auch  unter  lierücksichtigung  dicber  Verhältnisse  bleibt 
es  auch  für  die  allgemeinen  Principienfragen  der  Zollpolitik  be- 
merkcnswerth,  dass  das  britische  Zollverfahren  nach  allen  Taiif- 
reformen  u.  s.  w.  immer  noch  so  viel  Belästigendes",  „Chicanöses'' 
fUr  den  Verkehr  behalten  musste.  Der  freihändlerische  Optimismus 
und  die  freihändlerische  Beweisführung  in  ßetrefif  der  glinstigen 
Wirkungen  „liberaler"  Tarifpolitik  auf  das  Zollverfahren  haben 
gerade  nach  britischen  Erfahrungen  wieder  einmal  das  Ziel  Uber- 
schössen.  l\fan  Ubersah  hier  zu  leicht,  dass,  solange  überhaupt 
nur  noch  Ein  Zollposten  im  Tarif  steht,  ein  grosser  ZoUcontrol- 
apparat  in  Wirksamkeit  bleiben  muss;  auch  dass  ein  einziger 
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wichtigerer  inländischer  Acciseposten,  wenn  der  betreffende  Artikel 
ancb  aus  dem  Atulande  belogen  werden  kann,  dieselbe  Notb- 
wendtgkeit  mit  sieb  bringt.   Vollends  ROckzolic,  Lagerbanssystem, 

Rückvergütungen  von  Accisen  für  exportirtc,  im  Inland  accise- 
pfliehti<4C  Waarcn  bedingen  aucli  bei  einem  so  einl:iclien  Zoll-  und 
Acciselarif  wie  dem  beutigen  liritisclien,  noib  einen  ziemlich  com- 
plicirtiii  Zollverwaltuhg.s-  und  Controlappiuat.  Mit  dem  an  sich 
ricbtigeii  Einwand,  dass  man  bei  nicdrigcicn,  den  ScLmuggcFi)ielit 
80  lohnenden  Zoll-  und  AccisesiUzen  diesen  Apparat  noch  verein- 
fachen könnte,  wird  iu  der  Frage  des  „einfachen"  Tarifsystems 
deshalb  nichts  Kntscheidendes  bewiesen,  weil  eben  einige  Zölle 
und  Accisen,  wie  die  in  Grosshritannfcn  veridiebenen,  relativ 
beste  Steuern  sind,  wiederum  aber  nur  bei  hohen  Sätzen  so 
viel  einbringen,  als  der  Fiseus  bedarf  und  als  es  gerade  vollends 
durch  den  Wegfall  anderer  Zölle  und  Accisen  geboten  ist. 
Nur  die  durch  llberwiegeiide  s  t e n  e  r  p  ol  i  t  i  sc  b  c  Uücksichten  aber 
eben  ansgeschlosscne  gänzliche  Beseitigung  aller  Zr>llc 
und  Accisen  ermiigliebte  eine  Aufhebung  des  Zollcontrolapparats, 
wenn  nicht  selbst  dann  noch  um  der  Haudelsstatistik  willen 
Manches  davon  verbleiben  miisste. 

Vencliiedeno  Dcdantioiispflichtea  des  Pobltcnms,  bei  Ein*  und  Ausfuhr,  Gon- 
trolrcchtc  der  Vcrvvaltunf?  und  Strafbestiinmungeii  beziehen  sich  in  En_'l;iii(l  auch 
Jetzt  schon,  ciazcUio  völlij^,  aodoro  weaigiiteoji  gröäütcutboik  factisch,  auf  Interessen 
Bicht  der  ZoIlrcnridtDn^  als  eines  Theils  des  Einnabinedepaitemeiits,  sondern  als  eines 
Controlort^ans  fiir  stati^tisrlic  Auftialimcn  (z.B.  Art.  1!)  des  Gesetzes  von  ISTf",  x^'onach 
die  Eiüfubrer  und  Empfänger  von  iiarren  und  MUnzo  iuuerbalb  10  Xagen  dem  Zoll- 
amt einen  vabren  und  rolbtändigcn  Beriebt  Aber  sotcbo  Einfbbr,  deren  Gewicbt  and 
Wertb,  übergeben  miisscn,  bei  20  Pf.  St.  Strafe). 

§.  152.  Uebcr  Einzelnes  s.  die  Acte  von  IS'ß  selbst  Der  Hauptinhalt 
(kurzer,  aber  ohne  Hervorhebung  der  gerade  fUr  die  iinaazvissenschafÜicbe  Seite 
wichtigen  Puncto,  bei  Gneist,  engl.  Venraltnngsr.  9.  II,  62S)  ist  der  folgende. 
Die  A<'fc  snlhst  z*Tfällt  in  12  Absciinittn: 

I.  Allgcaiciiio  Zuliverwaltuiig,  Behörden-  ünd  Beauiteawescu,  Art.  1— Jü, 
Bestimmungen  über  dioH&fen,  Lagerhäuser,  wo  das  Nitlu  ir  dem  Scliatzamt,  bez.  di-m 
(iciieralzoUamt  anzuordnen  gestattet  wird.  Art.  11 — lt>,  Vorschriften  Uber  die  Zoll- 
erlicbuüg,  das  Zahluugs-,  Dassen-,  Kechnungswesen,  Art  17 — 2y,  über  Streitigkeiten 
zwischen  den  ZoUbeamten  und  den  Pflichtigen,  Art  SO,  31 ,  über  das  Yerfoiurea  da^ 
bei,  Art.  32 

II.  Einfuhr  und  Lagerhauswesen,  Art.  39—99.  Daria  u.  A.  über  Eln- 
fnhrrerbote,  Art.  42:  brit.  Nachdroclce,  falsche  und  gefälsdite  brit.  MUnsen,  obsc5ne 

Bilder,  BürhiT  ii.  s.  w. ,  auch  fremde  Artikel  und  ViTpackungeu,  welche  sich  durch 
cutsprecbeude  UezcichnuQgen  u.  dgl.  m.  als  britische  ausgeben,  brit  Stempel  u.  dgl. 
tragen  oder  nacbabmen;  aaf  spec  Verordnnng  krankes  Vieh,  inficirte  Hinte,  HOmer 
und  d;,^!.,  auch  WalH-n  und  Munition  Q.  s.  w. ;  ferner  allgemein  einige  Artikel, 
deren  Eiufubr  im  Interesse  der  Zoll-  und  Acciseoinnakmen  aus  an- 
deren Artikeln  rerboten  ist,  so:  gewisse  Eztracte  nnd  Essenzen  ans  Tibiz  (mit  Ans- 
nahmen  nach  dem  Tarife),  aus  KalTec,  Cichorio,  Theo,  Tabak,  puUcrisirtcr  fUr  Schnupf- 
tabak vorbereiteter  Tabak,  Tabakstengcl,  Mehl  aus  diesen,  gesüsster  Tabak,  Spirituosen 
(ausser  gewisse  Liköre,  paifum.  und  mcdicin.).  Tabak,  Cigarrcn  dürfen  ferner  nur  in 
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SdiiSeii  govissor  (irö^äc,  in  gcwib^eu  Mengen  uud  Verttackuugeu ,  Tabak  und  Wdbl 
aarh  nur  in  den  siicciell  dafür  zugelassenen  Häfen  eingeführt  werden.  Weiter  finden 
sich  hier  die  Besttiuimuiigcu  über  da^  Visitatiousiccht  der  Zollbeaioteu,  speciell  auf 
Sehiffen,  Uber  die  Pflichten  der  Schiffsftihrer,  so  in  Setretf  ihres  nach  gcMtzL  Formular 
zu  erstattenden  Ladungsberichts  (mit  verschiedenen  Strafandrohungen  von  100  Pf.  St.); 
Uber  die  Deciarationen  der  versdiicdenartigeu  Einfuhren  (für  heim.  Ucbrauch,  für 
LagiMlians,  iMst  nach  geaetdicbdn  Fomiuaren),  mit  SCnundrohangen  u.  dfl.  m. 

Besonders  eingehende  Besiimmungeii  über  die  Einbringung^  von  Waaren  ins 
Lagerhaus,  über  die  Yerpflichtuogen  der  Lagerhausvervaltongeu.  die  Mauipulationcu 
in  dem  Lagerhaus  (mit  Spucialyondiiiften  ftkr  SpiritncMen  und  Wein,  sowie,  tus  der 
mannfactnrcd  tobacco  act,  über  Tabak  und  dessen  Verarbeitung  gegen  Cau(ion),  über 
die  Bedingungen  für  die  Ueberfühning  von  L«gerhau^tem  von  einem  Lagerhans 
zum  anderen  (Art.  76 — 96).  Das  ganze  System  liat  bei  der  jetzigen  Beschränkung 
der  Zölle  und  Acciscn  auf  wenige  Hauptposten  die  alte  allgemeine  Bedeutung  zwar 
nicht  mehr,  aber  gerade  bei  diesen  verbliebenen  Posten  und  deren  hohen  Zollsätzen 
iat  CS  hier  wieder  um  so  wichtiger.  In  der  Kegel  richtet  sich  «iie  ^'er<^ollullg  nach 
dem  Landung-s-  und  Einbringregister  der  LagerhaoBgüter ,  doch  mit  Aui^nahmen.  so 
hei  Wein,  Spiritus,  Tabak,  l''cigeu,  Corintlien,  Rosinen  nach  dem  schlii  sslichen  Aus- 
gang aus  dem  Waarenliaus,  wenn  kein  betrügerischer  Abgang  vorliegt  (Art.  7S,  US). 
Waaren,  die  biDnen  5  Jahren  nicht  ausdeclarirt  werden  für  heim.  Gebrauch  oder  Aus- 
fuhr, müssen  von  Neirem  ,.gel;ia,erhaust'*  werden  (Art.  021  Ausser  den  Zöllen  und 
den  eigentlichen  LagerhausgebUhrcn  haben  Lagerhauswaaren,  welche  zum  bcinüscheu 
Gonsom  —  also  nicht  zum  Export  —  ansgehen,  V4%i  Tabak  rom  Werth  ab 
Abgabezuschlair  zn  entrichten  iTarifacto  ISTH.  TIamel  p.  220). 

IIL  Ausfuhr,  Art  lUU — 139.  Gontrolen,  Meldepflichten,  Dedarationeu  (Ver- 
lflarongen) sind  trots  der  Beseitigung  aller  AnsfnhrsOllo  «leh  hier  nothwendig  ge* 
blieben,  ausser  für  statistische  Zwecke  behufs  Sicherung  des  Accisewesens  un<l 
des  Lareihaussy Steins  und  behafö  Verhütung  von  betrügeriächcr  EriaugunK  von 
Bttcktdllen  attf  zolI>,  accise-  und  stempelpffichtige  Waaren.  Lag-eihansgtttar  dhrfsn 
z.  B.  nicht  in  Schifleu  von  weniger  ah>  4Ü  Tonnen,  britisclie  und  irische  Spirituosen, 
bei  Strato  der  Oonfiscation,  nicht  in  Gelassen  von  weniger  als  9  Gall.  ausgeführt 
werden  (Art  100,  103).  Die  Ausfuhr  von  Lagcrhausgütcru  uud  von  W'aaren  mit 
RilckzoUanspmch  unterliegt  specicllcn  Gontrolen,  auf  deren  Innchaltung  empfindliche 
StraJcn  angedroht  sind  (z.  B.  Art.  III,  115).  Bei  Waär'Mi,  denen  bei  der  Ausfuhr 
Rückvi  rgutungen  gewährt  werden,  muss  ausser  der  Guiurülc  der  richtigen  Feststellung 
bezüglicher  Ansprüche  natürlich  besonders  eine  Coutrole  der  wirklichen  Verschifiung 
ins  Ausland  und  dos  nicht  wieder  Landens,  daher  hierfür  auch  eine  bezügliche  Cou- 
tiülc  der  gesammten  Einfuhr  statthnden.  Durch  genaue  Vorschriften  über  die  Decia- 
rationen, z.  Th.  wieder  nach  amüicben  Formularen,  Uber  die  Schiffsmanifeste,  die 
Visitition «rechte  der  Zollbeamten  u.  m.  a.  m.  wird  das  Bezügliche  festzustellen  gesucht. 

IV.  Küstenschifl'fahrt,  Ait  140 — 148.  Auch  sie  unterliegt  gewissen  Cou» 
trolen,  Melde-  nnd  Declarationspflichteii,  mit  im  Interesse  der  Sichemog  derEinfohr- 
aoU-  und  Accibceintvünfte. 

V.  üritische  Besitzungen,  Art.  149—164.  Einige  Specialbeslimmuugen 
Uber  den  Yeilcehr  mit  diesen,  bes.  auch  mit  den  Ganaliiisebi. 

VL  Cautiunen  (bouds)  uud  andere  Sicherheiten  in  Zollsachen,  Art  105 — 1C7. 

VII.  Falsche  Deciarationen,  Art  168.  Für  jeden  Einzelfall  verschiedener 
näher  bezeichneter  Vergehen  100  Pf.  St.  Strafe. 

VIII.  Schmuggel,  Art  169 — 217.  Die  insulare  Lage  des  Vereinigten  Könige 
reichs  bedingt  hier  die  Conceiitration  der  Gontrolen  auf  iI'Mi  Schiffsverkehr. 
Ueber  diesen,  besonders  über  die  Coutrol-,  Yisitatiuns-,  Veriuiguui^srechte  der  ZoU- 
beauiten  und  über  die  Strafen  (Oftei-s  Contiscation  TOn  Schiff  und  Gut)  daher  eingehende 
Vorschriften,  auch  Rechte  der  Zollverwaltung  zum  Erlass  von  Veroi-dnunpen  (so  über 
Schific  und  Boote  unter  100  Tonnen).  Den  im  Dienst  verwundeten  Beamten  sind 
Entschädigttngen,  denen ,  welche  Schmuggler  festndimen  und  Contrcbande  coufiscireu 
(bes.  Spirituosen  und  Tabak)  Belohnungen  in  Aussicht  gestellt  (Art  210—216). 

IX.  Strafverfahren  (Art  218—274).  Eingehende  Vorschriften  (u.  A.  in 
Art.  2SS  mit  eigenAomlichen  SpedaUshnngcn  nach  den  defraudirten  Mengen  Spirt* 

tUObon  und  TabalvV 

X.  Land-Ciauselu,  Art  275,  276  (Geld  aas  Laadveikäuiuu). 
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XI.  Insel  Man,  Ait.  277 — 288.  Sie  niniint  ia  einigen  Punclen  des  ZollvesenB* 

auch  des  Tarifs.  holIi  i  ine  aiiaric  Stellaug  eiu,  wenn  sie  auch  iü  Zollsacben  alü  Thcil 
de»  Verein.  Köuigreiclut  gilt.  Eigeuer  Zollertrag  der  lubcl  i(»üi5/86  56,22S  l'f.  St., 
in  die  brii  Staatscaase  flieasend.  Zolltarif  far  Mau  37  u.  3S  Yict  c.  46,  bui  11  au  ei 
p.  22S. 

XII.  Vf  r  Uli <  eilten,  Art.  2<il  2110, 

Die  Küstcu  der  Zoilv( rwaltuug  (Erhübuiigskostcii)  betrugen  vor  de»  «rossen 
frcihaudlcriscbcii  Kefbruieii  di  r  184(>er  Jahre  ca.  1.3  Mill.  Pf.  St.  oder  ca.  5.5"/,,  des 
Rohortra^  der  Znlle.  Erheblicher  sanLcD  sie  erst  nach  den  Jteformen  der  IboOer 
Jahre.  Aljor  »uitdem  (jetzt  loci.  Zollpeusioueu)  liabeu  sie  im  abbolutcn  Re- 
tragü  kaum  uichr  abgenommen,  trotz,  d^  r  weiteren  Vereinfachung  dca 
Tarifs.  Sie  bewegen  sich  seit  1S60  z\vis<  Ii. n  I  Mül.  und  ca  060,000  Pf.  St.  (ISHO 
i,025,S4S,  1S7Ü  U07,184,  mo  U92.4'J1,  18»ö.  min.,  U55,452  l'f.  St.,  durcbtichmtlliuh 
186a-'64  994,030,  1881—85  »81,500  Pf.  St.),  lieUtir  sind  sie  soear  Ibei  den 
etwas  verminderten  Zollcinkünften  etwas  gestici;  n  v.m  4.25"^  in  1S60  — 64 
auf  4.917«  iii  ISBi — bä.  Auch  dies  zeigt,  da«  die  froihandierische  fiejj;rMiiduiig  rou 
Zollreformen  im  fiscalisclien  Interesse  mit  dem  Hinveis  avf  die  Yeripittderang  der 
"FrlicTiun'jrslDsfeii  ^d^int  in  Bezug  auf  (iroiibrifannien  an  ücbcr(roiI>uiigcii  leidet, 
tcro  Statist.  Daten,  etwa«  andeiü  beiccbuut,  bei  Vocke  S.  359;  s.  Übrigens  auch  oben 
8.  304.) 


3.  (jicwerbliche  Liccnzstcucrn  in  Verbiudung  mit  Vcrbr aucliosteuer- 

artilcelu. 

Ueber  Uai  (jicschichtliche  s.  o.  hG  und  Du  well  IV,  115  iL  Die  hier  zu 
betrachtenden  bilden  die  Hauptgruppe  der  gewerblichen  Licenzabgabcn,  die  übrigen 
sind  schon  oben  §.  118  S  25S.  aneli  §.  i;^0  S.  2«iO  behandelt  worden.  Die  Liceuz- 
steuern,  welche  sich  an  die  Fabriiiatiuu  selbst  anscbliessen,  sind  ebenfalls  oben 
an  Itetreffender  Stelle  schon  erwihnt  worden,  so  bei  der  Biersteuer,  §.  130  S.  280, 
§.  133  S.  285,  bei  der  Branntweinsteuer  §.  137  S.  203,  beim  Tabal»zoII 
§.  148  S.  321.  lieber  die  Gesetzgebung  im  19.  Jahrhuudert  und  Uber  die  gegen- 
wärtig  geltenden  Bestimmungen  s.  Vocke  8.  43S  A*.  („Gewerbe,  die  sich  mit  accise- 
Pflichtigen  Gegen>t;uiden  beseli.^iftigeu*' ,  Voeke  fasst  die  betreflenJ<n  Abgaben  als 
„Gewerbesteucru"  auf,  eb.  UiickbUcko  auf  die  frühere  Gesetzgebung);  Gueist,  engl. 
Verraltungsr.  3.  A.  II,  644  (mit  zu  einseitiger  Anffassnng  des  Zwecks  des  Systems, 
übrigens  nur  wenige  Worte  darüber:  eingehender  cb.  TtM  II',  über  Schaukconcessionen 
u.  8.  w.);  Düwell  IV,  145  H.,  beä.  149—101  (nierliceazen),  17«  £,  iSl— 184 
(.Weinlicenzeu),  100—194  (süsse  Kunstwein-  u.  dgl.  Licenzen),  220  Ii.,  232—237 
(Branntweiuliceuzen),  240  (Ubstweinliccn/.en),  S.  467—400  (Anli. .  Uoltersicht  dieser 
Lizenzen);  S.  282— 2S.5  Tabakli.en/.en);  mit  allen  Ein/.elhoiton:  Bell  a.  Dwelly, 
iaws  üf  excise,  b.  III,  p.  5Ü2— lÜU  U^raucr  p.  öU'J,  Tabiikuiauulact.  p.  0S5).  Uebcr  die 
Branntwcinlicenzen  auch  Wolf,  Branntweiusteuer  S.  173  IT.  —  Franz.  Bull.  1880, 1,  434 11., 
1885  II,  400  11'.  (nach  28.  Kep.  inl.  rev.),  mit  Statistik,  aueh  IS-ifl  II,  545;  desgl. 
29.  Bep.  p.  4,  und  Auh.  p.  IX,  X,  XI.  Mit  noch  weiteren  Details  und  Angabc  der 
SteuMBltse,  im  Revenue  return  1885/86,  Pari.  pap.  25.  Sept.  1886.  Zu  den  Accise- 
licenzcn  ijchOrcn  jetzt  ausser  den  hier  behandelten  und  den  im  §.  118  besproi  lienon 
auch  die  unten  in  ^.  155  darzustciieudcu  „directen  Gebrauchssteueru''  (Lu.\us-,  llunde- 
steoem  u.  s.  w.).  IMe  statistischen  Daten  gestattea  die  erforderiiche  Trennung.  Die 
Tjcenzen  ,,on  dealeiy  in  and  retailei-s  of  exciscable  liiiuors  used  .i^.  bevrai^e"  biMen 
iu  Gesetzgebung  und  Statistik  eine  näher  zasammouhäugeudc  utid  zugleich  die  bei 
Weitem  dntrignchste  Gmppe. 

In  der  gewerbepolizeilichen  Seite  des  Gast- und  Stjbankvirthschaftsgewerbes 
ist  seit  18Ö9  (Licensiug  act,  32  und  33  Vict.  c.  27)  das  strengere  Conccssions- 
sy Stern  wieder  angonommcn  und  dnrch  weitere  Gesetze  durchgeführt  worden  (bes. 
Lic.  act  1ST2,  35  und  36  Vict.  c.  04).  S.  das  Nähere,  das  nicht  hierher  gehört,  bei 
Gneist,  engl.  Vcrw.iltungsr.  ri  A.  TT,  'HS— 766.  An  diese  polizeilichen  Licenzen 
schlicssen  sich  dann  die  S teuer lic&uzeu  au. 

Eine  Consolidation  der  Gesetze  Uber  letzton»  ist  bisher  nicht  erfolgt,  lur  die 
oinzeüien  veochiedcneu  Licenzen  gelten  daher  noch  mancherlei  vcischiodeno  ältere 
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Gesetze,  mit  rielcn  DetsUbestiminttngGn,  so  dass  etne  ki)api<c  Uebenichf  SchwierlgVeiten 
macht.  Nur  Einiges  ist  ia  dem  (icscu  von  ISSO,  IS  und  44  Vict.  c.  20  jetzt  etras 
mehr  einheitlich  geregelt.  Aach  zwischeu  doB  eiozelucn  Theilen  des  Staatsgebiets 
(England,  Schottland,  Irland)  bestehen  in  Yonclurifion  and  Stennndtzen  noch  eisige 
VerschiedcDheUcn.  Die  Uebeideht  am  ScUoas  des  §.154;S.  385  ergiebt  das  Ufthwe. 

§.  153.  Die  gewerblichen  Lieenzstenero,  welche  mit  Fabri- 
kation,  Handel,   und  besonders  Kleinabsatz  von  Ver- 

Im  aiichssteucrartikeln,  namentlich  von  Getränken  in  Ver- 
bindung'; «tehcn,  haben,  wie  die  tibrigcn  biitischLii  gewerblichen 
Lieenzabgaben  des  Accise-  und  des  ^Stempeklepartenicnts  (§.  118, 
130)  den  Characler  von  8  p  c c i  a  1  c we r bcs  tcii  e  rn  fftr  gewisse 
einzelne  Geschäfte,  l^fi  einzelnen  dieser  Licenzstcncin ,  besonders 
bei  denjenigen,  welche  sich  mit  nach  dem  Geschäfts  um  fang 
richten,  tritt  dieser  Charactcr  wegen  der  Höhe  der  betreffenden 
SteuersehuUligkciten  auih  schärfer  hervor.  Vollends  in  diesem 
Falle  erlangen  diese  Licenzstenern  aber  auch  in  höherem  Muasse 
als  die  anderen  kleineren  den  Character  i  ndirecter  Vcr braue hs- 
stenei  n,  bei  welchen  auf  eine  gewisse  Uebcrwälziing  auf  die 
Consumenteu  der  Getränke  u.  s.  w,  mit  gerechnet  wird  und  eine 
solche  auch,  wenigstens  in  gewissem  Umfange,  wahrscheinlich 
erfolgt. 

Darauf  lässt  auch  <ler  IjcHlrutende  Gcs:iimntortrag  dieser  Steuern  schlicssen,  von 
denen  die  mit  Uandoi  und  Kieinverschleiss  von  Getränken  ia  Verbindaug  stehendoo 
fast  2  Mill.  Pf.  St.  (1.66  in  188.5/S(i),  diejenigen  vom  Branntveinaasschuik  allein  fkst 
l'/^  Mill,  Pf.  St.  (IS85/86  1.48)  abwerfen.  Insofern  sind  diese  Licenzsteuern  daher 
ein  nicht  unerheblicher,  z.  B.  für  Branntwein  (einschliesslich  des  fremden  eingeführ- 
ten) etwa  8Vo  betragender  Zuschlag  zu  den  eigentlichen  Verbrauchssteuern  (Acciso 
und  Zoll)  auf  diese  ArÜkeL  Dieser  Zuschlag  wird  aber  nach  einem  ganz  andcrea 
Priiicip  als  die  HaTiptstener  anfü,olt»2;t  und  demi^einä^s  allerdings  atirli  in  seinen  Wir- 
kongen vuu  dicicr  llauptstcuci  mohrfacii  abweichen,  namentlich  mehr  oder  weniger 
tis  Qeverbesteuci  auf  den  Reinertrag  der  betrelTendea  GesdiSAe,  beijonders  des  Wiitbs- 
haas-  und  Scbankgowerbos  wirken. 

Den  Beweis  liefern  diese  Licenzsteaem,  selbst  —  oder  gerade 
auch  —  die  hoben  Abgaben  vom  Branntvreinsehank  aber  allerdings 
in  der  allgemeinen  Frage  der  Getränkebestenernng  wohl  aneh, 
dass  man  mit  einer  „Schankstener"  allein  die  vorhandene 
nnd  aus  allgemeinen  fioanztellen  Gründen  nothwendig  ansznbea* 
tende  Steaerföhigkeit  der  Getränke  nicht  gentlgend  ausnutzen 
kann,  sondern  eine  solebe  Sehankstener  richtiger  Weise  nur  er- 
gänzend zu  anderen  Stenern  hinzutritt.  Für  letztere  Function 
empfiehlt  sie  sich  allerdings  finanzpolitisch  nnd  noch  aus  anderen 
Gründen.  Das  britische  Licenzsteuersystem  dient  hier  zugleich  als 
passendes  Controlmittel  für  die  Hauptsteuern  (Accisen,  Zölle) 
der  betrclVeudeu  Artikel  und  ci^^ucl  bich  aiusserdcm  dmiij  andere 
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L-^o  wcrbepoüzeilichc  und  sittenpol  i  ti*  s  f  he  Zwecke  mit 
cilUlleii  zu  hellen.  Wo  eine  Finan'/.liccnz  mit  iStenerptiicht  au  die 
Voranssetzung  einer  zuvor  erlani^ten  obrigkeitlichen  Licenz,  d.  h. 
einer  (friedensrichterlichen)  Gewerbcconcession  geknüpit  wird,  wie 
mehrfach,  bietet  die  Licenzsteuer  auch  ein  passendes  Mittel  der 
Bestetierang  solcher  Ge werbeconcessionen,  bez.  des 
denselben  2n  verdankenden  OeschäftsgewinDS.  Ausserdem 
mag  gerade  in  solehen  Fällen  die  Licentsteucr  auch  direet  oder 
indirekt  mit  zu  einer  Hesteuerung  des  „Coujiinctiiren ge- 
winnst werden,  welcher  den  betreifenden  gesebäfüieben  Gebäuden 
und  Loealitäten  speciell  durch  das  Schankgewerbe  n  s.  w.  zu- 
wächst und  so  auf  deren  Mieth-  und  CapitaUverth  etwas  ermUssi- 
gend  einwirken,  was  eine  gttnstige  Folge  wäre:  ausdrOcklich  eine 
der  Absichten  des  neuen  erhOhctcn  Licenzsteoertarifs  Ton  1380, 
besonden  ftir  Branntweinansschank. 

Als  Ganzes  betrachtet  hat  dieses  System  von  Licenzstenern 
somit  wohl  als  Glied  der  Gewerbe-  and  der  Verbrancbsbestenerung 
einige,  auf  andere  Weise  nicht  oder  nicht  so  leicht  zn  erzielende 
Vorzüge,  weno  aneh  bei  seiner  Onrchfllbning  manehe  Bedenken 
anftancben  und  sich  schwerlich  ganz  beseitigen  lassen  nnd  in  den 
Einzelheiten  Vieles  etwas  willkfirlieh  und  fragwtlrdig  erscheint. 

In  letzterer  Hinsicht  erklärt  steh  manches  Einzelne,  wie  so  ofk 
in  britischen  Verhältnissen  nnd  speeicU  aneh  anf  dem  Gebiete  der 
Bestenemng,  ans  einer  längeren  historischen  Entwicklung  der 
ganzen  Gesetzgebung,  deren  Binzelbestimmungen,  wenn  aneh  anf 
gewissen  gemeinsamen  Grandgedanken  bcrahend,  nicht  in  ein 
streng  einheitliches,  „rationelles"  System,  wie  nach  dem  Muster 
cüutinentaler  Steuergesetze,  gebracht  worden  sind.  Einiges  ist  in- 
dessen in  dieser  IJicbtung  ncucidings,  besonders  durch  das  (Jcsetz 
von  1880,  gcücheheü.  Alte  Gewohnheiten  der  steuerpflichtigen 
Gcwerbcticibenden  will  man  auch  wohl  nicht  durch  grössere  Neue- 
rungen stören.  DasB  die  „Rücksicht  auf  den  Schenkwirth*-  eine 
ordentliche  Wirthschaftshesteuerung  in  Grossbritannien  und  Irland 
nicht  gehindert  hat,  ist  übrigens  ein  günstiges  Zeichen  der  poli- 
tischen Keife  der  Nation  und  der  Unabhängigkeit  von  Parlament, 
Parteien  nnd  Regierung,  wenigstens  in  einem  solchen  Puncte. 

Würde  es  sich  in  dieser  LicenzgL'srt//j;ehnTig  übrigens  bloss 
um  tiscalischc  Interessen  handeln,  so  iagc  eine  grössere  Ver- 
ein fachnnir  der  betreffenden  Hesteuernng  w(»hl  nahe.  Aber  es 
werden  zugleich  bestimmte  gc  wer  bepolizeiliche  Tondenzen 
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mit  verfolgt,  welche  sich  mit  dem  blossen  Hteoerintercüse  mitunter 
kreuzen  und  ilircrscits  zu  eiuer  Reibe  von  Spccialbestinimuugen 
den  Anlas«  gegeben  liabcn.  Die  Polizei  des  Schaiikue\\  i  rbes  be- 
ruhte seit  lange,  Ijcsonders  in  Hczug  auf  lirauntweiu ,  und  beruht 
noch  jetzt  mit  aut  gewissen  sitten-,  sanitäts-  und  bisweilen  auch 
sicherhcitspoli/cilichcn  Gesichtüpuncten,  welche  mit  Hecht  den  rein 
liscalischen  und  den  „Interessen  der  Gewerbefreiheit"  öi'tcYH  voran- 
gestellt werden.  Es  ist  ein  ähnliclics  Verhältniss  wie  Im  der 
Branntweinbcstcuerung  tiberhaupt  (§.  13^1).  Deswegen  bestehen 
diese  uud  jcue  besondere  Vorschriften.  Auch  auf  die  iSteucr- 
sätzc  selbst  haben  solche  Gesichtspuncte  ihren  Einfiuss  geübt, 
so  in  der  Ermässigung  der  Steuern  bei  Schaukgeschäften,  weiche 
früher  als  zur  Üblichen  Stunde  oder  Sonntags  schliessen,  auch  ia 
der  ßegünstigung  des  Aussehaoks  verschiedener  Getränke  in  dem- 
selben Geschäft,  bcsouders  von  Bier  und  Wein  neben  Branntwein, 
auf  Grund  ein  und  derselben  Licenz,  ohne  weitere  Steuererhöhung, 
80  im  Gesetz  von  1880.  Aach  hier -ist  zwar  das  Einzelne  öfters 
etwas  willktirlieh  und  von  fragwürdigem  Werth,  aber  der  leitende 
Gedanke  doeb  klar  nnd  im  Ganzen  berecbtigi 

Das  ganze  britiaebe  Licenzsy^tem  ist  so  von  fisoaii- 
schen  Bestenernogs-  nnd  Controltendenzen  andsolehen 
anderen  Rtteksicbten  gemeinsam  beberrsebt.  Es  theilt 
die  zu  controlirenden  und  zu  besteuernden  Gewerbetreibenden  regel- 
mässig naeb  den  Hauptartikeln,  in  denen  sie  Geschäfte 
machen  (Wein,  Bier,  Branntwein,  stfsser  Knnstwein  incl  Metb, 
Obstwein,  Tabak)  nnd  dann  wieder  bei  jedem  Artikel  in  drei 
Classen  ein,  eigentliche  Fabrikanten  nebst  Hilfsgeschäfteu 
(Bierbrauer,  Branntweinbrenner  nod  Raffineure,  Sttssweinmacber, 
Essigiabrikanten,  Tabaktabrikanten),  femer  Händler,  insbesondere 
Grosshändler,  endlich  Kleinhändler  (Wirtfae,  Aussehänker, 
Speisebanswirthe  n.  s.  w.,  Tabakhändler).  Gewisse  Licenzen  um- 
fassen das  Recht  mit,  andere  Getränke,  als  das  üauptgetränk, 
auf  das  sie  sich  bezieheu,  zugleich  zu  debitiren,  so  die  neueren 
Branntwein-Detailgeschäft-Liccn/en  das  Rccbt  zum  Hier  und  Wcin- 
verkaut.  In  anderen  Fällen  inuss  zui  Haiiptlicciiii  eine  Zusat/.- 
licenz  geuummen  und  bezahlt  werden,  so  zur  (Gross-)llandelslicenz 
für  Branntwein  die  Licenz,  auch  im  Kleinen,  in  gewissen  Miniuial- 
mengen,  Branntwein  oder  überhaupt  fremde  Liköre  zum  Consum 
ausser  Haus  zu  verkaufen.  iManeherlci  minutiöse  Detailbestim- 
mungcn  gelten  hier  noch  gegenwärtig,  auch  mitunter  von  den 
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englischen  vcrchiedenc  noih  in  Schottland  und  Irland.  Bei  den 
Detailgcschälten  für  Getränkeahsatz,  specieli  von  Bier  und  Wein, 
bestehen  z.  B.  niedrigere  Stenersätze  für  den  Verkauf  zum 
Consum  auswärts  und  höhere  für  denjenigen  zum  Consum 
an  Ort  und  Stelle,  d.  b.  im  Wirthsbaus  n.  s.  w.  selbst.  Die 
Fabrikanten-,  Händler-  und  Bier-  und  Wein-Kleinhändlerlicenzen 
sind  in  einem  oder  wenigen  festen  Steuersätzen  zu  bezahlen, 
nnr  ausnahmsweise  in  etwas  abgestuften  Sätzen  nach  dem  Mieth- 
Werth  der  Localität  (bei  Uaasbraaern,  Speisehäusern);  bloss 
bei  Tabakfabrikanten  genauer  nach  dem  Oeschäftsumfang 
(Verarbeitungsmenge).  Der  Branntweinschank  wird  dagegen 
naeh  einer  Stenerseala,  welebe  sieh  genau  naehdemMieth- 
Werth  der  Geschäftsloeale  richtet,  besteuert  und  gerade  diese  Li- 
cenzen  geben  den  bei  Weitem  grOssten  Theil  des  Gesammterträgs 
der  Getränke-  und  verwandten  (Speisehäuser»  Tahakläden)  Licenzen. 
Der  ganze  Licenzsteuertarif  hat  so  noch  heute  einen  grossen  Um- 
fang, er  zählt  flir  Getränke  und  Tabak  74  Sätze,  theiis  fOr  die  Ter- 
schiedenen  steuerpflichtigen  Gewerbegattungen,  theiis  und  nament- 
lich fllr  den  verschiedenen  Betriebsumfang  und  die  verschiedene 
Betriebsweise  desselben  Gewerhes.  So  ähnelt  er  auch  hiernach 
etwas  den  Tarifen  der  continentalen  allgemeinen  „Classengewerbe- 
steuern"  mit  ihren  „Gewerbegattnngsclassen''  und  „Betriebs- 
nmfangselassen". 

§.  154.  Einzelnes,  besonders  über  die  Kleinhandels-  und  Wirthshaus- 
licenzen.  (S.  bes.  Dow  eil  a.  a.  0.,  dem  hier  mehrfach  f?efolgt  wurde,  auch 
Vocke  und  Bulletin  a.  a.  0.  Der  jetzige  Stand  d.M-  Stencr-irlfzo  im  Kcvcnue  return 
vom  25.  Stipt.  188Ö.  mit  genauerer  Detaillirung  im  Kep.  of  inl.  revcnue,  auch 
in  BetrefT  der  Zahl  der  Licenzm  vnil  der  £rträ.u:e  der  einzelnen.) 

1.  Die  Weinlicenzen  stehen  s:escbichtli( )i  out  jiltercn  polizeiliclieii  Ke.^ulirungcn 
der  Weinhüuser  aus  dem  sitten-  und  sicherhcitspolitischcu  Gesichtspunet  in  Zusammen- 
hang. Der  Kleinvorkauf,  insbesondere  der  Schenkwirthe  föf  Aitüscbank  von  Wein,  der 
im  Gcschäftsloral  vi-rzelirt  wird,  nntcrl;if!:  ]inli/eilirlicr  Concession  und  in  Vin-bindiiti;;- 
damit  Licenzsteucrn ,  die  im  vorigen  Jaiiriiundert  (1757)  in  ein  System  jährlicher 
Abgaben  gebracht  vnitten,  mit  dreierlei  Sätzen  für  \VeinTOTfcauf  allein  (am  HOch- 
sten),  für  Ver!;aiif  von  Wohl  und  Bier  (Mitfelsat/)  nnd  von  beiden  nebst  Branntwein 
>  (niedrigster  Satz),  wozu  in  beiden  letzteren  Füllen  noch  die  speciellcn  lUer-  und 
Brannttreinticenzabgabett  traten,  lifit  starlceii  Erbf^hnn^en  (noch  in  1815)  ginü:ßn  diese 
Licoiizou  in  dio  Friedonsperiode  über  (damalim  r  S;\tz  für  die  H  Kategnrietii  10  Pf. 
S  äh.  —  »  Pf.  8  sh.  —  4  Pf.  8  sb.).  Im  Jahre  1825  wurde  die  Einrichtung  in  der 
Art  abgeändert,  dass  die  beiden  letzteren  Sitze  för  licenzirte  Bier-  nnd  fftr  Bier-  und 
Branntwein  -  Wirthshäuser  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  und  für  Wein  specieli,  der  in 
beliebiger  Menge,  aber  nicht  zum  Consmn  im  Loral ,  verkauft  würfle,  eine  evsonn 
Handelsliccnz  von  10  Pf.  St.  eingefülirt  wurde.  Um  den  Consum  leichterer  Iran- 
zösischor  Weine,  nach  dem  Handetefertrag  von  186t>,  zu  bei^iinstigcn ,  wurden  ls<»o 
besondere  Wf^in-Dnfailliccnzen  gestattet,  einmal  zum  Con<;inn  im  I,ornl  fi\r 
licenzirte  Speisehäuser  (rcfresliment  houscsK  welche  letzteren  in  Städten  iiber 
10,000  KinwnhnoT  mindeatens  20  Pf.,  in  anderen  Orten  mindestens  10  Pf.  Jahrcs- 
miethwertb  haben  muaftten  und  dann  eine  Weinlicenzabgabe  von  3  Pf.  3  sb.  bei 
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einem  Micthwerth  unter  und  von  5  Pf.  5  sli.  bei  einem  solclicii  über  50  Pf.  zahlten; 
sodann  zum  Verkaaf  in  Flaschen  ausser  Haus  seitens  ir^^cnd  volclier  Krämer, 
mit  Lii  I  iizabgabe  von  2  Pf.  2  sh.  und  3  Pf.  .*?  sli  ,  jf»  nachdem  der  Mictliwcrth  des 
Ladens  unter  oder  Uber  50  Pf.  St  Seit  ISOa  dürfen  Weiuliconzcn  der  Acciscvcrval- 
tnng  vloder  nvr  h«i  Yorwcis  einer  obrlipkeitlichen  Lteenz  (magistcrial 
Mcencc")  erfheilt  werden  (rf.  siil)  '2)  Die  Handels-  und  Dctailliccnz  von  Wein  umfasst 
künstlichen  SUsswein,  biit.  fabricirto  Weino,  Meth  n.  dgl.  Der  in  neuerer  Zeit  sonst 
won%  Toi^ndorte  gegenwärtige  Stand  der  Wcinlicenzen  und  der  mit  andorcn  Getränke« 
licenzcn  coiiil>inii  t(j:n .  d.  }i.  Wcin-Kleinabsatz  und  Schank  mit  oiufassondon  Ltceoson 
orgicbt  äicii  atn  der  unten  folgenden  ücbersicht. 

2.  Die  Bicrliccnzcu  stehen  gleichfalls  geschichtlich  in  Verbindung  mit  der 
alten  Wirtbschafispolizei  und  der  obrifrkcUliclion  (friodenariehterlicliett)  Goncession  und 

Oberanfsiclit  dor  Bit'ihruisci'  (^cit  1552',  ein  erst  IS'jO  aufgcgebeiios  ü'cwcrbepi»Ii/,<'i- 
liches  System.  An  diese  polizeilichen  Conccssioncn  (magisterial  Uccuqcs)  wurden  im 
)8.  Jahrlitindert  (1710)  anfangs  kleine,  dann  höhere  Jahrosabgabcn  in'Steinpcl- 
form  (auf  dem  (icwcrbeschein)  anti^oknüpft,  welche  mit  anderen  verwandten  Abgaben 
später  (1808)  vom  Stompclamt  auf  die  Accisovcrwaltung  übergingen.  Der  Abgaben» 
satz  war  2  Pf.  2  sh.,  wurde  1S15  ycrdoppelt  und  zahlten  denselben  damals  in  Gross- 
britannien [ohuc  Irland)  jälirlit^h  59 — 60.UUÜ  obrigkeitlich  liccnzirtc  Häuser.  Später 
erfolgte  eine  Abstufnni;  (licsLr  Sätzr  mit  nach  dem  (aus  der  Hausstcuer  cntnornmetien) 
Miclhwerth  des  Luail^j,  iiiJuiii  die  Ucincron  Geschäfte  etwas  ermässigt,  dann  auch 
alle  Sätze  etwas  herabgesetzt  wurden  (1824:  bis  20  Pf.  St.  Miethe  1  Pf.  1  sh..  darQbcr 
U  Pf.  'I  k1i.).  Ztir  Erlciclitcrnng  des  Hiorahsatz.'P,  nach  der  Aufhebuiii?  dur  Biersteuer 
in  !8^{0,  wurde  eine  neue,  bloss  st  c  ue  r  a  ni  t  Ii  die  Liceuz  für  gewisse  klciucre  Bicr- 
i^tsr  lKifto  eingcfiilirt,  von  2  Pf.  2  sh.,  mit  CautionsstoUang.  Bald  darauf  (IS.14)  wurde 
das  jetzt  noch  bc^^ellc[ido  System  einer  Unterscheidung  zwischen  Geschäften,  wcb;}ie 
das  Bier  zum  Consum  im  Local,  und  solchen,  welche  es  ausser  Haus  verkaufen, 
Schürfer  darcbgeftthrt  Die  Inhaber  der  ersteren  bedurften  zur  Erlangung  der  Licenz 
eines  Zcnccntsscs  „mitcn  Cliaracters"  bez.  in  pcwissni»  Städten  des  Nai  liwcises  einer  ge- 
wissen Micthhöhe.  Sie  hatten  die  dreifache  Abgabe  (3  Pf.  3  sh.)  der  anderen  (1  Pf.  1  sh.) 
zo  entriclitcn.  (Technische  Bezeichnnnfc:  honses  „on**  und  ,.ofl^  sc.  fho  preraises.) 
In  den  Bedingungen,  die.sc  Licenz  zu  erlangen .  traten  aber  noch  Erschwerungen  ein, 
auch  worden  dieselben  auf  die  zweite  Classc  Häuser  mit  ausgedehnt.  Daneben  rer- 
blieben  die  Liccnzinhaber  der  eigentlichen  obrigkeitlich  coneessionirton  Wirthshünser 
(liccnscd  victuallers  or  publican'-)  bestehen.  Unter  den  versehieJenen  weiteren  Ver- 
änderungen war  diu  wichtigste  die  durch  die  „Wein-  und  Biorhausactc  von  1869" 
(32  und  Hü  Vict.  c.  27),  wonach  steucramtliche  Licenzcn  fUr  eigentliche  nicrh&oser 
und  für  Kleingeschäfto  zum  Bierabsatz  ausser  Haus  nur  an  Personen,  welche 
friedcnsrichterliclic  Erlanbniss  vorweisen,  erthcilt  werden  dürfen.—^  Aueli 
der  Bierbandcl  iu  grösseren  Mengen  ist  für  andere  Personen  als  die  Brauer 
selbst  an  eine  Liccnzsteiicr  geknüpft.  Weitere  Einzelheiten  ergeben  sich  aus  der 
DDten  folgenden  Uebersiclit  der  jetzigen  Tarifsätze  und  den  Bemerkungen  dazu. 

3.  Die  Branntwein  licenzcn  für  alle  Geschäfte ,  welche  mit  Fabrikation,  Kafli- 
nirung  ^fiiihcr  auch  Destillirkolbenfabrikation,  jetzt  nur  für  Geschäfte,  welche  Destillir- 
apparate  benutzen),  Handel  und  besonders  mit  Kleinabsatz  und  Ausschank  von  Brannt- 
wein zu  thtin  haben,  sind  .seit  Alters  die  gewerbcpolizeilich  und  finanziell  wichtig*sten, 
am  meisten  systematisch  ausgebildeten  und  einträglichsten  alier  britischen  Licenzcn 
fiberhanpt.  Das  obrigkeitliche  (friedensrichterliche)  Licenz-  oder  Concessionsprincip 
ist  auf  die  Brannttt'oinselionken  von  den  Bicrhäusem  allerdings  erst  später  (1701)  über- 
tragen worden,  als  der  Branntwein  mehr  und  mehr  Yolksgctränk  geworden  war.  Jähr- 
liche Licenzsteuem  für  den  Kleinabsatz  kamen  eist  seit  1721)  auf.  Dann  worde  aber 
gerade  das  obrigkeifliclic  nnd  stcucramdiclie  Liccnzsystcm ,  nach  den  Grundsätzen  der 
Berücksichtigung  dos  Ürtsbcdürfnisses  und  des  Charactors  der  Con- 
cessionabeverber,  nnd  frel^entlich  in  Verbindung  mit  sehr  hohen  Stevcrsfttzen 
(1730  50  Pf.  St.)  f(ir  den  Kleinhatidel  in  Branntwein  besonders  nii^nebiMet.  Doch 
musste  ron  solchen  Sicuersätzcn  bald  wieder  abgeg.^ngen  werden.  Mancherlei  cxpcri- 
mentartige  Aend^angon  folgten  sich.  Die  steaerpoHtisch  ^richtigste  war  die  Ein- 
führung von  Zuschlagsteuern  nach  Massgabe  des  Miethswertlis  des  Locals 
ZU  einem  festen  allgemeinen  Licenzstoacrsatzc  in  1787  (letzterer  2  Pf.  6  sh.,  dazu 
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für  Häuser  unter  1 5  Pf.  St.  Mic(hvertk  2  Pf.  8  f^h.,  dann  nach  einer  Seal«  steigende 
Zuschlüge,  für  15—20  Pf.  Micthwertb  2  Pf.  16  sh.  Steuer  u.  s.  w.,  fAr  30  und  mehr  Pf.  St. 

Micthwerth  4  Pf.  1(>  sli.,  also  hier  ein  Marimuml  Dies  System  ist  seitdem  geblieben 
und  hat  nur  in  den  Steuersätzen  und  in  einem  Puncto  der  Scala  wiederholt  Verände- 
rungen erfahren  (älteres  Hauptgesetz  der  Excisc  Liccnses  Consolidation  act  von  1 
6  üoorg  IV.  c.  Sl).  Die  wichtigste  ftencrc  Massregcl  erfolgte  1880  in  der  Kichtong 
einer  Erhitlmii  n:  der  Li  ccnzstenern  für  den  K I o i ii  Ii a ndcl  in  Spirituosen 
(43  u.  44  Vict.  c.  2ü).  Ks  winde  ein  neues,  im  gaiacn  Staute  gleichmibsiguis  Liccnz- 
Stoaeisystcm,  mit  genauer  abgostiifter  und  steifronde  Sätze  bis  zu  über  'UÜ  Pf.  St.  Mieth- 
werth  enthaltender,  also  «his  ilaxiintim  crii  'Wi  Ii  weiter  hinausschicbcmltr ,  übrigens 
ein  solches  bolaiwcnder  Scala  eingeführt,  wobri  die  Licenz  aber  auch  zum  Verkauf 
.aller  anderen  Gctiftnke,  Wein,  Bier,  Obstwein  u.  s.  w.,  neben  Branntwein  berechtigt. 
Die  Specialliccnzcn  für  die  anderen  Getränke  blieben  iiuJissi  ii  bestehen,  damit  auch 
gewisse  Abwoicliungcn  in  einzelnen  I^'älleu  in  Irland  und  Schottland  ron  der  englischen 
Gesetzi^cbung.  Das  Gesetz  Ton  1880  hatte  aosdrttcklich  den  Zweck,  den  aus  den  Con- 
r(^ssionen  zum  Schankgcwcrbe  na»  Ii  il<*r  Licenzacte  von  ISC,!»  und  1872  entspriitm  nden 
factischcn  Monopolen  eine  hühuru  Steuer  aufzulegen  (Do well  IV,  235).  Der  Mchr- 
ertrag  dieser  Schanlliocnzen  wurde  fQr  ein  Jahr  auf  295,000  Pf.  St  vcranschhigt, 
ergab  sogar  432, 70(»  Pf.  St.,  was  <1(  M  damals,  IS^t.  glui  1  ^liu  ointrrtL'iiden  Verlust 
aus  der  Ermässigung  der  Brauer-  und  Mülzorlicenzou  (3S4.Uüü  l'i.i>t)mchr  als  deckte. 
Dicae  Boform  war  #ohl  gcworhepoHtisch  und  finanzicl]  richtig.  Die  naDchcrlei  Einzd- 
heiten  des  Tarifs  i  rgebcn  sich  aus  der  folgenden  üebersicht. 

Auch  der  Handel  mit  Spirituosen  in  grosseren  Mengen  (2  Gallonen  oder 
mehr  anf  einmal  verkaufen)  unterliegt  einer  Licenz.  Kleinhändler  können  eine  Zusatz-^ 
licenz  für  den  Absatz  ausser  Haus  in  grösseren  Hongen  (Uber  1  Quartflaschc)  erwerben. 

Ausser  diesen  drei  wichtig-sten.  anf  Wein,  Bier,  Bitinntwcin  bezüglichen  LicfrtztMi 
gab  uuJ  giebt  es  noch  verschiedene  andere,  wie  sie  die  folgende  Ucbcriicht  nach 
dem  gegenwirtigea  Stand  der  GeBOtzgebnng  zeigt.  Einzclno  weitere  sind  bosoii^pt 
worden. 

Üebersicht  Uber  die  Steuersätze,  Anzahl  und  Ertrag  der  Liconzen 

im  Jahre  1.  April  1885/86. 

Nach  dem  genannten  Revenue  retorn,  womit  zu  vergleichen  Rcp.  of  inl.  rev. 
No.  2!».  p.  IX  ir.,  Do  well  TY  a.  a.  O.  passim,  bos  Anhang  p.  467,  Btill  1885.  II. 
4  DU  lt.,  i>tatistik  far  1S84/S5  eb.  p.  499.  Die  Fabrik-  und  Hand  eis  liccnzen  sind 
bei  den  betreifenden  Artilefn  mit  in  diese  Üebersicht  aufgenommen  worden.  Wo 
nichts  Rfsniideros  brrnorkt.  gelten  die  Daten  für  den  irnnzon  Staat.  Da  diese  Dinj^e 
manches  Kigenthümlicbc  bieten,  das  nur  aus  den  Einzelheiten  des  Tarifs  genügend 
ersehen  werden  kann,  wird  liier  eine  r olle t&nd ige  Ueborsieht  gegeben. 

I.  \V  e  i  n  licenzen  (ohne  die  mit  anderen  com-  Steuersatz.      Anzahl.  Ertrag, 
binirten).  Pf.sh.  d.  Pf.  St 

A.  Wcinhändlcr  (in  fremdem  Weine,  nicht  . 

liccnzirt  für  Kleinvcrkaufron  Bier  «.Spiritus)   fO  10  —       4,351  4ß,649 

B.  Wci  n- K  lein  Ii  iin  dl  er. 

1.  In  England  und  Irland: 

a.  fttr  Wein,  im  Local  zu  rerzeliren        S  10  —         4d9  1,460 

b.  für  Wein,  nicht  im  Local  zu  verzehren     2  10  —        8,378  8,635 

c.  gelegentliche  Liccnzen,  nicht  über 

3  Tage  auf  einmal,  per  Tag  ...   —    1  —  509  83 

2.  In  Srboftlatid  allein: 

Matcrialii>ten  f.  Vorkauf  von  Wein,  nicht 

zum  Yevzebr  im  Local  2  4   1       8,381  7,480 

II.  Bierlicenzen. 
A.  Brauer. 

1.  Braner  ftir  zu  verkaufendes  Bier  ...     1  13,308  13,303 

2.  Andre  Brauer  (nicht  Biersfcucrpflichtige). 
a.  Mit  r.ocalen  im  Mieihwerth  von  nicht 

über  10  Pf.  St.  jährlich     ....    —    U  88,905  20,184 

(seit  1.  Oct  1885  4  sh.) 
(seit  1886  bis  8  Pf.  Micthwertb  fiel.) 
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SteueiMtz.  Anzahl.  £rtr^. 
Pf.sh.  d.  Pf.  St 

1).  Mit  Localcn  vrvn  ii1>er  10,  abemidit 
über  1 5  Pf.  St.  Miethwerth    .    .  . 
(Biersteuer-Pflichtigkcit  in  gewissen 
Fällen,  B.  o.  8.  284.) 

B.  Bi«'  rhiindicr. 

1 .  Verkäufer  von  starkem  Bier,  in  Mengen 
nicht  unter  4Vt  oder  2  Dateend 
Qnartflaschen  

2.  Dsgl.,  nitZusatzlicenz  lur  Kleinvorkauf, 
vm  Gonsnm  anneviialb  des  Localt .  . 

C.  Bier-KJeinhandlcr. 

1.  Für  Bier,  im  Local  zu  f erzehren,  im 
ganzen  Staate  

2.  Für  nior,  niclit  im  Local  m  Tenclinsn, 
in  England  und  Wales  

3.  Bierrerkanf  in  Schottland  durch  Kitmer 
(.groccrs). 

a.  In  Localcn  unter  10  Pf.  St.  Mictliwcrth 

b.  In  Localen  Uber  10  Pf.  St.  ... 

4.  Verkaaf  von  Tnfelbier  allein  .... 
ß.  (tclcg^entl.  Licenzen,  nicht  Uber  3  Tftsfc 

auf  einmal,  per  Tag  

Ilf.  Combinirtc  Wein- nnd  Bierlicenzen  fQr 
Kleinhändler. 

A.  Verkauf  zum  Verzehren  im  Local    .   .  . 

B.  Dsgl.  ausserhalb  

IV.  Branntwoitilicenien. 

A.  Fabrikanten. 

1.  Brennereien  (disUllers)  

2.  liaffinerieen  

3.  Fabriken  far  denatur.  Spiritus .... 

B.  SpiritQosenhftndler. 

1.  Zum  YerVauf,  niclit  unter  2  Gallonen  . 

2.  Mit  Zusat/licenz,  zum  Kldn-Verkauf 
von  fremden  Liqucoren  n.  dgl„  ausser- 
halb des  Locals  zu  verzehren  .... 

3.  Mit  Zusat /licptiz,  zum  Klein -Verkauf 
von  Spirituosen  od.  Liqueiiren,  in  Mengen 
nicht  unter  1  Qnartflasche  in  den  Original* 
tiaschen,  zum  Consum  ausserhalb     .  . 

C.  Kleinhändler.  Schcnkwirthe  u. s.  w., 
jetzt  mit  Licenzen,  die  in>-istens  zum  gleichen 
Verkauf  von  Bier  und  Wein  mit  ermäch- 
tigen, also  insofern:  combinirtc  Klein- 
handelslicenzen  far  Getränke. 
1.  Im  f^anzen  Staate,  mit  Berechtigung 

auch  Bier  und  Wein  zu  verkaufen  .  . 
Der  Tarif  richtet  sich  nach  dem  Mieth- 
werth der  Locali(ät'): 

bei  unter  10  Pf.  St.  Miethwerth  .  . 
bei  10  bis  nnter  15  Pf.  Miethwerth 
„  1  •>  .,  20  f,  ,* 

M  20  „     „     2o  n 

W.  3.  W. 

^)  Oio  grüssteu  (icschäftc  ganz  überwiegend  in  England,  so  von  üeiuui  Uber 
500  Pf.  Mietlio,  bez.  aber  50  Pf.  Slener  440,  in  Schottland  32,  in  Irland  1.  —  Er- 
mässigung en  der  Steaersnmmen  nm  */?  erlangen  diejenigen  Geschäfte,  welche  far 


—  9  — 

s  « 

8,110 

27,434 

1    5  — 

4,326 

5,477 

8  10  — 

38,010 

115,316 

1    5  — 

12,515 

15«701 

• 

2  10  — 
4    4  — 
—    5  — 

70 
21S 
187 

175 
918 
47 

—    i  — 

1,173 

SO 

4  

3  

4,4t>S 
1,253 

17,643 
,3,794 

10  10  — 

10  10  — 
10  10  — 

169 
183 
19 

1,767 
1,969 
210 

10  10  — 

9,019 

96,209 

2   2  — 

5 

10 

3    3  — 

5,995 

19,199 

4  10  —  l.is| 
CO  J 

^  91,860 

1.4n8,4.>S 

4  10  — 

«  

8  

11  

10,07b 
8,250 

14, ns 

il,0ti2 

45,351 
49,500 
113,421 
99.«*)2 
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Uobersicht  dor  Licenzstcuern  fQr  Aaaachank  n.  s.  nr. 

a37 

StenenAlz. 

AßzabL 

üiiinig» 

- 

Pf  sb.  d. 

IT I.J  öl. 

bei  50  bis  unter  1  oo  Pf.  Miethverdi 

25  

13,409 

OO'J  mit 

„100  „     „    200  „ 

30  

7,942 

«.  8.  ir. 

• 

bei  COn  Iis  iiiiff>r  700  Pf.<  Miethwertli 

78 

4,290 

bei  700  Pf.  und  darüber  Miethvertb 

iio  

280 

10,bOU 

Hotels  ron  20  Pf.  lüethireitk  n.  mebr 

20  

2*663 

5S,26U 

Theater  „  50  „         „        „  „ 

20  

108 

2,0  Iti 

Restaor.  „  400  „         „  „ 

80  

4 

420 

2.  In  Schottland  specicll. 

Ebenfalls  Steuersatz  nach  dem  Mieth- 
Werth  Miuter  10  Pf.  St.  4  Pf.  4  sh., 
10 — 20  11.  Mieihw.  5  Pf.  5  sh.  u.8.  w., 
üher  50  Pf.  Miethw.  in  Pf.  IS  sh.).-  — 
Bier  Jarf  unter  dieser  \.\Ci'-w7.  mit  ver-     4    4  — 1 

kauft  werilen,  wenn  dazu  ein  Iriedens-        bis     >       4,021  i)ti,32U 
richterliches  Certificet  erlangt  ist    .  .   13  13  — ) 
i\.  In  Irland  sperioll. 

Für  Geschäfte,  welche  fllr  Thce,  Katlec 

u.  a.  w.  Ucenziit  sind,  ebenfalls  nach  dem 

Mieth Werth ;  bei  unter  25  Pt  8t.  Miethw. 

»Pf.  Ibsh  »'/«d., bei 26— 30P£ Miethw.     0  IH  b^jÄ 

llP£6d.,beiaber50Pf.  Miethw.  14  Fi       bis       J-     408  5,790 

(iah.  77,  (l.'i  14   G  7»/J 

4.  (telegen tlicho  Llcenzen. 

Per  Tag  2  sh.  6  d.;  füt  mindestens  4   —  26) 

nnd  höchstens  6  Tage,  nach  den  ersten       bis     \     33,884  5,369 

ü  Tagen:  10  sh  —  10  — J 

5.  Wein  ha  Udler    in    dcnatu  rir  tem 

Spiritos  10  —       8,087  4,143 

V.  Obstweinlicen zen. 

8peeieUe:die  Wein-  nnd  Bierlicenzeu  u.  s.  w. 
nmiSttsen  Obedrdn  mit 

K I  ei nabsatzronObetwein  (Apfel- «.Bimwein)     15--'  70  173 

VL  S     Mvcin-  (sw^rts)  Licenzen  (incL  Mofli, 
britischer  oder  Kunstwcin). 
'  A.  Pabrikanten  und  Händler  Im  Grossen  (nieht 

unter  2  Gallonen  verkaufen)   5    5  —  71  402 

B.  T).'tailg:csr!üifte(specion(!  Lieeiizeii  (hifiit)     1    5  —        2,6(»t»  3.3ä(> 

VII.  Speise hiiuserliccnzen (ref reshmcnt housiis}. 

A.  Unter  30  Pf.  Jahresmiethverth    •  ...  —  10  6       3,935  2,268 

B.  Mit  30  Pf.  nnd  darüber   1    1  —       4,114  4,588 


den  Verkauf  von  berauschenden  Gctränlvfiii  im  Local  ihr  Local  am  Sonntag  geschlossen 
ludten  oder  tiigUch  Abends  eine  Stunde  früher  als  gewöhnlich  schlicKsen,  um  10  Uhr; 
wer  sich  zu  bei  dem  verpifichtet,  erhih  eine  ErmSssigung  um  Vv  Bestimmuntren, 
wflrhf^  üliriiions  auch  für  die  Speciallicenzen  fiir  Bier  nebst  Ohstwcin.  für  Bier  mul 
Wein,  für  Wein-  und  Speisehäuser  und  für  Detailisten  in  „swcets"  gelten:  ein  cha- 
Tacterifltisches  Mittel,  durch  Steuervorth  eile  den  „Volnntarisnius"  der  Wirthe  anzu- 
sporiuMi,  statt  eine  zwingende  Vorschrift  zu  erlassen.  Aber  nur  ein  kleiner  Thoil  der 
(ii'srliüfte  inaclit  sich  diese  Vortlieile  zu  initzcn:  1885 /SO  hatten  im  ganzen  Staat*'  für 
ih  anntwein  allein  11.22!)  (ieächäfto  „G-Tage-Licca/en"  (am  Mciäteü  in  Schottland, 
dann  in  Irland),  128  „1?rah-8cbla»-Licenzen*%  1507  beiderlei  Licenzen  (29.  Rep.  of 
inl.  rcv.  p.  XI). 

Die  meisten  Ivlciageächüftc  werden  Jetzt  nach  dem  Gesetz  von  läbO  und  dem 
unter  1  genannten  allgemeinen  Staatstarif  belegt,  sein  Irland  16,712  neben  diesen  498, 
in  Schottland  7429  neben  diesen  4021. 

A.  Wagner,  FivaniwiMeaMhaft.  III.  22 


Digiiizcü  by  Google 


338       <»•  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  II.-A.  1.  A.  England.  §.  154,  155. 


Steaeisttz. 

Pf.8lL  d. 


AozaM. 


Ertrag. 
Pf.  St 


388 
35 
«5 

m6 


1.940 
348 
442 


561 
290,032 


7J56 

77,«33 

331 


VIII.  Passagiers chifl'liccnzeu. 

A.  Far  Verkauf  ron  Getrinkea  und  Tabak  im 

panzen  Jalirc     ..........  5-:  

B.  Dsgl.  für  1  Tag   1  

IX.  Essigfabrikantenlicenzcn    .....     55  — 

X.  Licenzen  für  Gcbrauclicr  von  Destillir- 
apparafcn  /Chemiker  tt.  a.  m.)  —  J€  — 

XL  Tabakli  <  o  uzen. 

A.  Tabakfabrikanten. 
Kacli  der  vonir1)(>ifet.Mi  Mniiro:  Iiis  2n.n()0Pf. 

ü  i'f Sil.,  bis  40.000  rr.  lo  rf.  i  osii.  u.s.  w.,  5  5 
iiiusr  100,000  Pf.  31  Pf.  10  sh.;  Anf&ngor  bis 

mit  Zuschlag  von  5  Pf.  5  sb   31  10 

B.  Tabakhändler. 
1.  Im  AUgemeincn   <—  5  3 

<''!rontIirhc  T.iccnz6n,  ittjcli^ttbor 3  Tb|^ 
auf  ciiiuial,  per  Tag   4 

Die  (jesainint7ahl  aller  in  dies<T  ücbi  rsicht  genannten  Licenzen  war  iii  1SS5/SG 
(I{<>p.  of  inl.  rcv.i  055,074  mit  l,lM)5,4yi  I'f.  Sf.  Ertra«r.  von  einem  Totalbetta^  aller 
jr^tzigcn  „Acciselioenzen"  (d.  Ii  it  '  1  ,,»:'Stablislim<  nt  licences",  llondelironzen  ii.  a.  m., 
s.  o.  S.  250)  von  2,582,704  mit  H,;>ti.:j,104  Pf.  St.  Ertrag.  lS(>9/70,  von  wo  ai»  diese 
Licenzen  meist  unter  die  Accisevcrvaltang  {gestellt  wurden ,  war  der  Ertrag  3.73, 
1873/74  im  Maximum  3.0t  Mill.  Pf  St. 

Eine  durchgehende  ailgemcioo  Unterscheidung  in  obi|^n  Licenzen  ist  die  in 
„Tländlei**  (deaters) und  „Nielith&ndler^.  Kn  erstoren  j^bOien  wieder  zweierlei 
PiT-onrn.  .  inmal  solche  („doalors"  im  cnfrcrn  Sinn),  \r<'lcbe  »nr  eine  gewisse 
Minimalquantitüt  oder  mehr  auf  einmal  verkaufen  dürfen  (Spiritus  2  (jalloDen, 
)Veino  nnd  swoftts  jr^d«  Menge,  sweets  allein  2  Gallonen  oder  1  Dotasnd  Qaartflascbc». 
Bier  4'/^  <';^Hi^iii'ii  in  F.'issorn .  2  Dtif/end  Qn.irtfla-u^hen) ;  sodann  solche  Personen, 
welche  als  Kleinhändler  (rctailcis)  in  geringeren  Mcngeo,  als  in  den  durch 
die  Handeblicenz  gestatteten,  absetzen:  speciell  Spirituosen  aber  nicht  weniger  als 
1  Quartflascho,  fremde  Spirituosen  in  Flaschen,  bez.  1  Flasche,  Bier  beliobi«?.  Die 
„Nicht- Händler- Licenzen"  bctrelFen  wiedL-rom  zweierlei,  zuuftchst  die  „licen- 
zirten  Wirthsliäuscr"  (lircnscd  victuallers  or  publicans),  welche  eine  obrigkeit- 
liche Goncession  (Licen/)  besitzen  und  die  erfoi'dcriichcn  Stcuerlicenzen  dazu 
'Tworben;  »latin  di«-  iihrigin  Wirflishiiuser  (Woiii-.  Bier-,  Ohstweinhäuscr).  Beide 
durtun  Getränke  zum  Consuni  im  Local  und  iiacli  ausäciiialb  verkaufen.  Dazu 
kommen  dann  die  DetailgesrliiUtc  mit  dem  Keelite,  bloss  nach  ausserhalb  (des 
lAtcals)  tictränke  zu  verkauf<;n  (wine-  aiid  bccrshops").    {Nu  Ii  Powell  IV,  407. i 

Man  sieht,  dass  die  britisclio  Neigung  zur  Casuistik  und  IndividuaJisirnng  d<'r 
Yerlinltnissc  anf  diesem  Gebiete  meikwQrdif  «stark  entwickelt  geblieben  ist. 


4.  Pirectc  Gebranchsstenern  (Lnznsstcnern  n.  dgl.). 

S.  0.  §.  83  über  die  frühere  Zeit  Yocko  S.  252,  469  („Avfwandstenern"), 

Do  well  U,  240,  202,  2ii(i.  ^55,  IIL  IT»  fl'.,  die  einzelnen  Steuern,  Ji  de  h.sond.-rs 
iii  ihrer  jjeschichtlichen  Entwieklunif  von  Anfang  an.  mit  vielen,  zu  den  steuergesehicht- 
liclien  und  st«.>ucrtechnischen  Coriositüten  gehörenden  Details,  in  III,  221 — .121;  Boll. 
18S5,  II,  407  fT.;  s.  anch  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecllt  S.  A.  H,  637;  Statistik  bes. 
im  Kep.  of  inl.  rcventie.  Die  hier  behandelti  n  Stenern,  die  früher  so^en.  assessed 
taxcs,  stehen  jetzt  unter  der  AcciscverwaUujij;-  und  gehören  l'unaell  zu  den  „Licenz- 
steuern''  der  lotztin'en,  wo  sie  auch  in  der  Statistik  der  Reports  mit  anfgeftUirt 
werden  (s,  2».  Rep.  p.  J!?,  X).  Sie  bilden  nach  dem  britischen  Finanzv'Twaltnnirsreeht 
eine  Abtheilung  der  gcsammtcn  „Acciselicenzen",  deren  Hauptabllieilung  die  in 
§.  153 — 154  behandelten  „gewerblichen  Licenzsteuem  in  Verbindung  mit  Verbnnchs- 
steuerartikeiu"  und  dereti  \veit<  rr>  Abtheilung  die  in  §.  118  behandelten  Mgoverb- 
iicUen  und  ähnlichen  Liccuzubgabeu"  sind. 


Digitized  by  Google 


Directe  Gebranchsstenoin.  339 

§.  155.  Im  Allgemeinen.  Dicso  in  Grossbritannien  be- 
sonders stark  und  mehrfach  eigentbümlicU  uiisgebildete  Steuer- 
griippe  war  aus  der  französischen  Kriegszeit  in  hohen  Steuersätzen 
und  in  einem  sehr  verwickelten,  schwer  Hbersehharen,  auf  zahl- 
reichen einzelnen  Gesetzen  beruhenden  Zustande  in  die  Friedens- 
periode nach  1815  hinüber  gegangen.  Gleichwohl  erfolgte  im 
Wesentlichen  nur  die  Aufhebung  der  schwer  belastenden  Steuer 
auf  landwirthschaftlich  benutzte  Pferde,  worauf  die  Pferde- 
steuer in  der  Kriegszeit  (1795)  ansgedehnt  worden  war,  im  Jahre 

-  1821,  sowie  eine  Herabsetznng  der  Steuersatz o  auf  die  meisten 
übrigen  betreffenden  Steuern  auf  die  Hälfte  in  1823,  zugleich  in 
diesem  Jahr  die  Aufbebung  dieser  Steuern  in  Irland,  soweit  sie 

-  da  überbau])t  bestanden  hatten  (Wagen-,  Pferde-,  Bedienten-,  Hunde- 
steuer). In  dieser  Höbe  und  Aasdehnung  und  in  der  alten  Ver- 
anlagnngsart  blieben  diese  Stenern  bis  1853  ls:anm  verändert  be- 
steben. Auch  hier  erfolgten  zunächst  nur  einige  Vereinfaehnngen 
und  firmässigungen,  aber  noch  lieine  Veränderung  der  Ver- 
anlagungsart.. 

Diese  bcsfasd,  in  dtrsdben  W^^be  wie  bei  anderen  „«liivcten**  Stenern  nnd  dem 

rcclitlidicn  Charactcr  dir=;er  dirr* rten  „Gebrauchsstcufirn"  ixllenliri]??  g-nmSsg.  in  einer 
jährlichen  Einschätzung;  durch  Steuercommissionen.  Vor  diesen  haUe 
der  Steneri>flic1itige  seine  Declantion  ttlier  die  stenerpfliditigen  Momenfe  m  mnelien: 
und  zwnr  in  (jcmfisslieit  desjonijron  ^Tössfen  Besitzes  stcuerpHirhtig-  i'  Objr^ctf:  (Pfcnlt!. 
Wagen,  Hunde,  wappentragender  Üegenstäiide  u.  s.  w.)  oder  desjenigen  grössteii 
Umfangs  steuerpflichtiger  „QenOsBe*^  n.  agi.  (Hanrpuderrenrendung,  nach  der  PeTSonon- 
zahi.  Halten  mrmriliclicr  Dicnstbofon),  welche  iui  vorausgehenden  Jalire  stattgefunden 
hatten ,  wonach  dann  die  Steuer  fiir  das  laufende  Jahr  bemessen  wurde.  Das  mag 
hie  nnd  da  Hürten,  z.  B.  fttr  Personen,  deren  YemögrenweriiSltntaBe  sich  verschlechtert 
hatten,  mit  sich  gebracht  haben.  Doch  ist  dieser,  in  England  besonders  hervor- 
gehobene Mangel  wohl  der  unwiditisrere  und  klebt  ohnedem  jeder  Einkommensteuer 
und  ähnlichen  ebenso  an.  Nachtheiligcr  waren  die  Weitläuligkeit  des  Veranlagungs- 
verfahrens, die  Schwierigkeit  der  Controtef  die  Leichtigkeit  von  Hintergehungen,  die 
Streitii'kciten  in  lletrefT  deijoniaen  Steuern,  welche  in  Progressivsätzen  nach  Zahl  der 
besessenen  Pfenle,  Wagen,  gehaltenen  Diener  )>einess<  n  wurden.  Daher  z.  B.  zahllose 
<^ericlitli(  ]ie  Entscheidungen,  die  selbst  wieder  schwer  zu  übersehen  waren.  Die  1853 
erfolgte  Beseitigung  von  Progressivsätzen  nach  Zalil  der  Pferde.  Wagen,  Lakaien  und 
deren  Ersetzung  ^wenigstens  im  Wesentlichen)  durch  einen  Einheitssatz,  sowie  die 
Beseitigung  des  Zuschlags  znr  Bedientenatener  iiir  ledige  Herrschaften  hezweclcten 
vornehinlicli  die  steiierterlmi^chc  bequemerem  und  weniger  zu  Streitfiillen  Anlnss  liictende 
Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer.  S.  das  Gesetz  43  Georg  III.  c.  9U,  Dowell 
in,  179— 1«2. 

Zu  der  Verzögerung  einer  eingreifenderen  Reform  und  Er- 
niässi^rnnar  der  j^enannlen  Steuern  tru^  lange  Zeit  wobl  die  ht 
nnl)or(.'(  litii^te  Erwägung  bei,  dass  dirso  Steuern  bei  allen  iliren 
Mängeln  doch  im  Ganzen  den  rMiniaeter  zweckmässiger 
Luxussteuern  an  sich  trügen.  SeU)st  von  der  Hnndesteuer, 
die  sonst  wegen  ilirer  saDitätspolizeiliciicu  Seite  anders  zu  be- 

22* 
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mtheilen  ist,  galt  das  cioigcnnasscn ,  gerade  bei  dem  britischen 
Hunde-  und  Jagdsport.  Kine  Extrabclast  iing  der  reicheren 
Classen,  wenn  auch  ohne  gciuuie  lieschriiiikun^-  aui'  diese,  erl"nlo;te 
so  durch  ein  drittes  Glied  bezüglicher  Steuern,  neben  der  neuen 
Einkrtiiiucnstener  von  1842  und  den  KrbscbaitHSteuern,  was  bei 
tlen  schweren  indirecten  Vcrbrancbs-stcucrn  aut  Masscnconsunitibilieu 
(Accise  und  Zölle)  vollends  in  Hetracbt  knm. 

Erst  18(>7  erfolgte  für  die  Ihm  i(  st  euer,  1809  für  die  übrigen 
bczllglichcn  Sfeneni  die  llinlilieriiihrnng  ans  den  Einschätzunp:«- 
steuern  zu  den  Licenzstcucrn  der  Acciscverwal  tu  ii  p:.  IHe 
Erhebung  L-iutr  damit  von  Lncalbeaniten  auf  Bcnmte  der  stunrliclicn 
Finanzverwaitung  über.  Jetzt  ist  vom  Steuerpilichiigen  im  .Januar 
nach  Massgabe  .seines  linnsstandes  die  erforderliche  Jahreslieenz 
zu  nehmen,  mit  Zusatzlieenzen  für  etwaige  Vermehrung,  z.  B.  in 
der  Zahl  der  Bedienten,  Ilundc  im  Laufe  des  Jahres,  vom  Zeit- 
punetc  des  Haltens  und  Besitzes  an.  Durch  weitere  Vereinfachungen, 
8treiehung  einzelner  Stenern  (Pferdesteuer,  aucli  ftlr  Renopfcrde, 
1874,  Haarpuder  1869),  Ermässigung  der  Sätze,  andererseits  Er- 
höhung derselben  fUr  Hunde  in  1878,  aber  nieht  auf  den  als  zu 
hocb  erwiesenen  früheren  Satz,  von  dem  die  Steuer  1869  herab- 
gesetzt worden,  endlich  durch  HinzufUgnng  einer  Schiesswaffen' 
Steuer  (1370),  eine  Art  Ergänzung  der  Jagdlicenzsteuer,  ist  das 
gegenwärtige  Licenzstenersjsteni  für  diese  Stenei^ruppe  entstanden. 
Es  umfasst  jetzt  nur  noch  6  (bez.  mit  der  Wildhandelstencr  7) 
Glieder,  die  drei* sogen,  „directen  Luxussteuern"-  oder  amtlicii 
sogen,  estabtishment  licenees,  fttr  Halten  von  Wagen,  Bedienten 
und  Ftthren  von  Wappen,  dann  die  Hnndesteaer,  die  Jagd* 
licenzen  (nebst  der  als  siebentes  Glied  zu  rechnenden  Licenz  fttr 
Wildhandel)  und  die  Gewehrstener.  Das  Geltungsgebiet  der 
vier  ersten  Steuern  Ist  Übrigens  anfGrossbrritannten  beschränkt 
Nur  die  drei  letzten  gelten  auch  in  Irland. 

Stenerpolitisch  und  steuertechnisch  heachtenswcrth  ist,  dass 
die  Licenzstenerform  bei  diesen  Steuern,  so  insbesondere  bei 
der  Hundesteuer,  gegentfber  der  früheren  Einschätz nngs- 
steuerform  sieh  tiscaliseh  bewährt  hat;  ferner,  dass  von  den 
neueren  massigeren  Steuersätzen,  so  wieder  namentlich  bei 
Hunden^  dasscll)e  gilt,  wenn  auch  in  cini<;cn  Fällen  der  Liixus- 
Rteuer-Charaefer  der  Al)gabe  einen  litdicien  Satz,  rccliilL rtigen 
oder  selbst  fordern  würde;  sodann,  dass  die  nach  diesem  Cliaracter 
der  Abgabe  und  zum  Theil  auch  nach  sonstigen,  in  lietraebl  koui- 
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menden  Erwägangen  berechtigte  Ab  stuf  nng  der  Stenersälze»  nach 
der  Zahl  ond  Art  der  steuerpflichtigen  Objecte,  nach  den  pei-sdn- 
liehen  Verhältnissen  des  Stenersabjects,  —  also  die  Anwendung 
einer  Art  eines  an  sieh  rationellen  ,;Quulitäts8tGuerfasses*<  —  bei 
tfer  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  zu  viel  Schwierigkeiten 
machte,  dabei  zu  leicht  Umgebungen  eintraten,  so  dass  die  Ver- 
einfachung des  Steuersatzes»  mi^gliehst  zu  einem  EinheitssatK  —  so 
Jetzt  allgemein,  mit  Ausnahme  der,  übrigens  in  der  Cla^sitieatiun 
der  Steuersätze  gleichfalls  vereinfachten  Wa;^^  c  ii  stciicr  und  der 
Wap  peusteuer,  ferner  der  uacli  der  Zeitdauer  ab^^cstuften  Jagd- 
licenzen  —  aueli  im  adndnistrativcu  und  tisealiselicü  Interesse  lag. 

Endlich  ist  die  niäsbigc  Kinträglichkcit  dieser  Steuern, 
zumal  ihres  Luxusstcuerlheils,  Kclbst  unter  britischen  Verhältnissen, 
beiiicrkenswcrth.  Die  cigciitlielicn,  allerdings  auf  England  und 
Scholtland  beschränkten,  '?  .,Ln  x  iis steuern"  tragen  kaum  MiH. 
l*f.  St.,  1  7.1  der  gerammten  ^>taut^^btcllern,  eine  Summe,  welche 
dureli  liiuzutrilt  der  übrigen  4  noch  bestehenden  Steuern  auch  nur 
anf  ].n-\A  Mill.  Pf.  St.  sleip;!.  Doch  werden  von  diesen  vier 
anderen  Steuern  eine  Menge  .stt  uersubieetc  getrotten,  bei  denen 
die  Abgabe  den  Luxussteucreharactcr  ganz  verliert,  wenn  aueh  der 
wirkliche  britische  Hunde-  luid  Jagdluxus*'  durch  sie  einiger- 
masscn  nnt  belastet  wird.  Abgesehen  von  den  speciellcn  nicht- 
liscalischen  Ktieksichteny  weiche  bei  der  lluDdc-y  Jagd-  und  Gewehr- 
steuer mitsprechen,  wird  man  so  immer  wieder,  selbst,  ja  gerade 
auch  unter  britischen  Verhältnissen,  zu  der  Ansicht  geführt,  dass 
das  berechtigte  Ziel  solcher  „directer  Luxussteuern'' 
einfacher  und  gleiehmässiger  durch  eine  selbst  nur 
massige  Progression  des  Steuersatzes  für  höheres  (und 
allenlalls  auchy  oder  noch  besonders,  für  fnndirtes)  Einkommen 
zu  erreieben  wäre,  wobei  man  die  speciellen  Schwierigkeiten 
und  Belästigungen  dieser  „Gebranchssteuern''  vermiede. 

i^.  l  .>ii  Ei!l^clncs.  Das  Haiiptgesct/  d<u-  Ucf<Nrm  ist  vou  IHii'J,  .'{2  u.  .'JSVict 
(•  !)  I>as  l'ulgeudc  vormiliiiilirh  nach  Do  \\  id! .  .in  Auszugs  mit  iinii:;iii  Erjij'iinzungcn 
ujkI  U<:rvorhcbuug  der  ütcuurtuchuUcLuii  llHUpt|)uncte,  etwas  umfassuiidcr,  als  der 
pmctiBchen  Wichtißltoit  ilieBer  Sieuo^gvtlnng  cntspriclit,  aber  hier  atifgenominoii.  weil 
tliose  Steuern,  die  fiiizi;jou  eiuij^erui:isscii  populären,  oft  zur  Naclialitnnn;^  oinpfohlea 
wcrdeu,  die  bic  nur  sebr  bediogt  verdieuuu  laöchtcu.  Die  loauchcrlei  üteucrtccbuiächcu 
Sctiwierlierkoilen,  die  rat»  meist  untenehitzt,  ergeben  das  aitcli. 

1.  "Wa^-enstoucr  (Vock..  S.  4(19— 471,  Duwcll  HI.  221— *2."!lj.  Sie  war 
l'ur  i'iivatwagea  xttia  poibuulicbca  (iouuas  („Luxuüwagcu";  ia  crli5Utcu  Uolieu  Sätzen 
und  mit  clDem  complfciiten  Tarif  aus  der  Kriegitzeit  fiborkommen,  181S  mit  einem 
Ertrug  vou  401,000  Pf.  St.  in  Gros^britaiiiiien .  wo  sie  allein  bestand.  Miethwagca 
waren  jetzt  mit  besteuert.  Der  Tarif  unterschied  Wagej»  (carriagcü)  vou  vier  und  von 
.weniger  Eäderu,  traf,  erjtere  jiiit  liolicrcu  „und  nach  der  Zahl  der  bvsQSseucu  Wageu 
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bis  zu  0  Stück  prog;ressi?eu  Sätzen,  letztere  mit  nach  dcv  T'eripannuiig  (1  oder  2  und 
iDolir  Pfordo)  abgestuften  Säbiea;  auch  audcre  Wagca  (carts)  zahlten  2  ei'uiässigte 
Satze,  je  nachdem  sie  mit  nicht  metallischen  oder  ohne  Federn  waren.  Tor&nderongen 

in  Bauart  und  Mode  der  Wagen  veranlassten  später  auch  solche  in  der  Besfi  uorung. 
Mancherlei  Casuistik  griff  Platz.  Auch  nach  der  Werthhöbe  der  Wagen  wurde  ge- 
legentlich im  Stoaersatz  uutorscbioden.  1823  vnrdcn  die  Sätze  auf  die  Hälfte  er- 
mässigt.  In  der  Uefonn  von  1853  wurden  immer  noch  drei  Tarifclasüen  (fUr  Privat-, 
für  Mictliwagcu  und  für  nur  gclcirontlirh  zur  Bcf(ir'1"runtr  von  PasKajriercii  bomjf/.to 
Wagciii  üiit  weitereil  Unterabtheiluugcü  (mit  4  und  uut  weniger  als  4  liadcrü,  beiden 
orstercn  nach  Kadböhe,  bei  beiden  nach  Bespannung,  Zahl.  1  4>der  mehr  als  1,  uud 
Art,  Pferde  uud  Ponies)  und  im  Ganzen  ülicrliaupt  iiuch  1  (!  SteuersStzc  uuterscliiodcn  •. 
die  Miethwagen  zahlten  im  AlJgemeiuen  den  halben  Satz  der  Privatwagen.  Die  Saizo 
waren  aber  überhaupt  ermässigt  worden  (16  und  17  Vict.  c.  90).  Der  Krtrag  sank 
durch  dii  se  Ivcform  von  100.000  auf  2S4.Ü01)  Pf.,  erhob  sich  aber  allmählich  wieder 
auf  die  frühere  Höhe.  Die  ICeform  von  lb6^  bestand  für  den  Tarif  in  der  Besei- 
tigung der  SteiteTahstnf ang  nach  Bespannnng  und  Raddurchmossor. 
Ein  Verlust  an  Einnahme  war  nicht  beabsichtigt,  soiidern  eine  kleine  Erhöhung,  die 
in  Wirkliclikeit  bald  bedeutender  wurde.  Der  jetzige  Tarif,  in  dem  1884  noch  diu 
nach  Aufhebiing  der  besonderen  Droschkensteaern  Ja.  o.  S.  266>  sdt  1869  hier  ein- 
bezogenen hacluicy  carriafros  weiter  urmibsigt  wiinlen,  ist  aub  der  unten  folgenden 
Uebersicht  y.n  ersehen.  Der  Ertrag,  welcher  1864  ungofahi  wieder  soviel  als  1853 
betrug,  i:it  jcut  ca.  550,000  Pf.  St. 

2.  Pfcrdcstoucr  (Vockc  S.  471—472,  Dowcll  IV.  255— 2G1).  Die  im 
französischen  Kriege  erhöhte  und  auf  landwirthschaftlich  uud  im  Gewerbe  benutzte 
Pferde  ausgedehnte,  also  nicht  mehr  bloss,  wie  ursprünglich  (17^4),  private  .Luxus-), 
Wagen-  und  Küitpferde  treü'endc  Steuer  hatte  einen  höheren  Tarif  für  letztere,  einen 
niedrigeren  für  die  übrigen  Pferde.  Diese  unterlagün  einem  festen  Stiiok.iutz  (11  sb. 
in  1S08,  17Va  fiü-  Wirlhsebatts- .  21  bh.  lur  ;;ewerbl.  Pferde  in  1S12,  mit  t^^ewisbcn 
Ermässigungen  für  Ponies  und  für  Pferde  kleiner  Farmen).  Die  privaten  iieit-  uud 
\\  a^^enpferde  zahlten  nach  einem  nach  der  Anzahl  der  Pferde  im  Besitze  Eines 
Herrn  (bis  zu  20  Stück)  nicht  unwesuntlieh  steigenden  Progrossivsatz  (excl. 
Ponies),  also  dem  Gharacter  einer  speeifischcn  Luxnssteuer  aHgem<^en.  Der  Ertrag 
war  in  England  allein  iSlf!  1,220,000  Pf  St.  (ohne  Scliottland.  wo  die  Steuer  aber 
auch,  ebenso  wie  bis  1^2'.i  in  Irland,  bestand),  ^ach  dem  ivrie^^o  erfolgten  Erleicb- 
teningen  in  gewissen  FUIen  fQr  landwirthscIufUiche  nnd  einzelne  andere  gewerbliche 
Pferde,  1821  die  Aufhebuni^  für  erstere.  mit  in  Ivilcksicht  auf  die  Nothlagc  der  Land- 
wirthschaft,  auch  auf  die  principielie  Bedenklichkeit  solcher  „Workzeugbesteuuruug*' 
und  aaf  die  nngteiche  Belastung  der  einzelnen  Wiiüiscliaften  nach  Maassgabe  ihrer 
Culturarteu  (Dowell  III,  25S).  1823  wurde  die  Steuer  im  Allgemeinen  (nicht  -anz 
genau  und  gleichmässig)  auf  die  Hälfte  ermässigt,  unter  Beibehaltung  der  Tarilpriu- 
cipien.  Die  Gl  ads  tone 'sehe  Iveform  von  1853  erstreckte  sich  auch  auf  diese  Steuer, 
vereinfachte  und  ermässigte  den  Tarif,  verliess  die  Progressivsteaer  und  stellte  im 
Wesentliclien  fiir  vivU'  Gatttingen  Pferde  (excl,  Ivennjjferde  s.  u.)  vier  feste 
Stiicksat/e  auf  (21  bh,  jedes  Eeit-  uud  Wagenpferd  vun  über  13  Faust  Höhe, 
lOVjj  öh.  für  kleinere  (Ponies),  denselben  Satz  ftlr  Pferde  zum  Gewerbebetrieb,  5'/«  sh. 
für  jeden  Pony  in  diesem),  mit  bestimmten  Befreiungen  in  gewissem  ümfinj;  liir  ein- 
zelne Bcrutsstände  (Geistliche,  Aerzte,  Furnier,  Hirten  u.  a.  m.)  und  allgcuieiu  für  die 
Pferde  von  (damals  eigenen  Transportsteuern  unterworfenen,  s.  o.  §.  121)  Stadt- 
drosclikcn,  Landkut^(  hen.  für  jm  Besitz  der  Pferdcverleiher  u.  s.  w.  befindliche  Pferde. 
Der  Ertrag  wurde  von  diesen  Acnderungen  nicht  wesentlich  berührt  Im  Jahre  18QÜ 
wurde  bei  der  Umwandlung  der  Steuer  in  Aeciselicenz  der  Tarif  im  Wesentficben 
auf  den  Einhcitsstücksutz  von  10'/.^  sli.  p.  Pferd  vereinfacht,  was  eine  auf  50  hi.s 
t»ü,Ot)0  Pf.  geschätzte  Einbusse  bedang.  1874  erfolgte  dann  aber  im  Interesse 
der  Pferdezucht  die  Aufhebung  der  Steuer,  mit  dnem  Verlust  (ioci.  c.  9000  P£ 
für  Kennpferde)  von  c.  480,000  Pf.  St.  —  Die  Steuer  auf  Rennpferde  (Vocke 
ö,  471,  Dowell  III,  2(i2— 267)  bestand  eine  Zeitlang  (Ms  1835)  in  der  doppelten 
Form  als  Thoil  der  Pferdesteuer,  zu  deren  Satz  uud  (seit  1784)  als  Steuer  am 
Kcnnplatze  für  jedes  am  Kennen  betheiligtc  Pferd,  entzog  sich  aber  in  letz* 
tercr  Form  vielfach  der  Erhebung.  1835  trat  an  Stelle  beider  eine  einzige  Steuer 
zu  dem  (das  Maximum  des  progressiven  Pierdesteuci^aizes  noch  übertroüeudeoj  Satze 
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von  S'/o  Pf.  Nach  auucn  E.viienmentcii  mit  der  ErlK'bunp:sart  (I*^5r>  kur^c  Zeit  wimler 
am  Kennpiatze  sulbsl)  fiel  die  Steuer  mit  der  Pfordcstcuer  aus  dcu  iiämliclicu  (iruudcD 
wie  diese,  1874. 

3.  Bedionten^teoer  (Vockc  S.  473—474,  Dowoll  III,  243—251),  Diese 
cbonfallä  uacli  progressiven  SfitZLii  gemäss  der  Anzahl  der  Bcdicntei)  TAiwr  Tlcrr- 
soliaft  (bis  11  steigender  iSat/.)  erhobene,  in  höheren  Saucu  uiu crhcirathctc  Herren 
treilende,  im  Kriege  erhöhte  und  auf  mancherlei,  nicht  zu  den  häuslichen  „Bedienten" 
im  eigentlichen  Sinne  gdiöieiith  s  ^cwcirbliches  Hilfspersonal  ausgedehnte  Steuer  ging 
mit  einem  Ertrage  xoit  5 — tiÜü.OOd  Ff.  St.  iu  die  Friedensperiode  hinüber.  1823 
wurden  auch  liier  die  Sätze  auf  die  Hälfte  lierabgesctct ,  1S33 — 34  viele  Katcgorioeii 
,,RL'dieiife"  u.  s.  w.  befreit.  1853  erfolgte  die  Vorciiifiicliting  durch  Erscfzuiii;  der  Pro- 
grcssivsätzo  uud  der  Zuschläge  fUr  uovorheiratbctc  Herren  mittelst  eines  zweistufigen 
StQelc Satzes  (im  Wesentliclien  nach  dem  Alter  «nterschiedoH«  Dienw,  18jfthr.  und 
älten;  21  sh..  jUiiircre  und  einige  ihnen  gleichgestellte  10"^  sh ).  Der  Ertrai^,  damals  etwas 
Uber  2ÜÜ,UUÜ  Pf.,  wurde  nicht  erbehlicli  verändert.  Die  ßoform  von  1S69  ftihrto 
dann  den  ^uhcitssatz  von  15  sh.  fiir  iuden  „männlichen  Dienstboten**  (male  sorraut) 
lierbei.  Einige  Schwierigkeiten  ni;u  ht  die  gesetzliche  Definition  dieses  „stenorpflich- 
tigeu  Objects"  (Do well  111,  250),  in  dessen  MauuichfultigkuitCA  sich  brititicher  Luxus 
abspi(%clt.  1  ^73  sind,  Zweifeln  gegenüber,  alle  ausschliesslich,  im  Hotel  oder  in  Gast-, 
Spose-,  Schankwirthschaft  hoschilUgten  P<»sonen  steoorfrei  geworden. 

4  und  5.  Vnii  zwei  anderen,  ilie  crele  neiierdiiif^s  hcsondcrrf  mit  altviiteri^chem 
Budieuteuluxus,  die  zweite  zum  Theil  mit  dem  E(£uipaj^enluzus  zusammenhängoudon 
seltsamen  „Luzassteuem*^  ist  die  mit  dem  Hodewcchset  fast  ganz  uoeintitglich  ge- 
wordene Haarp  u  de  rs teuer  bei  der  Rofonn  von  ISO!)  . ndlii  h  aufgehoben  worden 
(s.  o.  a.  180,  Vücke  S.  474,  Do  well  III.  2S6— 2'J2,  Eiubusse  ca.  'Jl>5  Pf.,  Steuer- 
satz 1  Pf.  3'/j,  sh.);  die  andere,  die  Stetter  auf  Wappcnftthrung  ist  dagegen  gc- 
Idioben  (Vocke  S.  472,  Dowell  III,  310—317).  Die  Steuer  war  in  erhöhten  Sätzen 
nach  den  eigcnthümlichun  älteren  Vcranlagungsprincipicn  mit  einem  Ertrag  von 
42,000  Pf.  St.  in  die  Friedensperiode  hinübergegangen.  Die  Steuer  stufte  sich  nach 
d  Sätzen  ab,  am  höchsten  war  siu  für  die  WagensteuerpHichtigon,  2  Pf.  S  sh.,  woliei 
»'S  seit  1*<01  einerlei  war,  nh  der  \Vaj,^(  n  selbst  jnit  dem  Wappen  vei"sehen  war  oder 
niclil;  früher  war  Krsterei  düs  Merkmal  der  Steui  rijilicht;  den  mittleren  Satz  zahlten 
die  ThUr-  und  I'Vnstcrsteuerpflichtigen ,  24  sli.,  den  niedrigsten  (12  sh.)  die  übrigcu 
steuerpflichtigen  Wappeufuhrer  (s<pec.  die  an  ihren  Gegenständen,  auch  an  ihren  Be- 
dienten Wappen  anbringenden  Pei^oncn).  Die  Steuer  war  so  eine  Ergänzung  der 
genaunton  anderen  directen  Steuern  und  eine  Art  Adels-,  i^r  aueh  Eitclkcits- 
steticr,  da  niclit  heim  Heroldsamt  registrirtc  (Adels-) Wappen  auch  stcticrpfiichtij^ 
waren.  15>53  erfolgte  die  Vcreinläehuug  auf  2  Sätze  (für  Personen,  welche  für  vier- 
rädrige, zwei«  und  mehrspännigo  Wagen  zahlten  und  für  andere  Personen),  1869  die 
Umänderung  in  eine  zweisttilige  Steuer  fiir  \\';ipjjen  am  Waj^cn  und  fiir  auf  andere 
Weise  geführte  Wappen,  was  eine  kleijie  Ertragserhöhuug  vou  ca.  09,000  auf  TU  bis 
78,000  Pf.  herbeigefiihrt  hat  Zu  Zweifeln  gab  der  Begriff  „Wappen"  (armorial 
cnsign),  namoutlieli  bei  dem  zweiten  stenerpHiehtigi  ii  Fall  Anlass.  Die  ganze  Steuer 
erscheint  Uberlebt  und  höchstens  iu  der  Verbindung  mit  Wagoustcucrn  uud  ailuufalls 
mit  „Addstitdsteueni**  haltbar. 

G.  Hundesteuer  (Yocko  S.  474,  Dowell  III.  29.^—804).   Sie  ist  in  Gross- 

hritannicn,  im  Unterschied  vom  Coatinent,  wu  sie  liiiufi^  (übrigens  auch  nicht  immer) 
(Jommunalsteuor  ist,  Staatssteuer,  üiro  Eutj>ttthung  wie  Entwicklung  ist  wesentlich 
von  „hondepolizoilic^ien'S  sanitären  u.  dgL  RUckidehten  beeinflusst  worden.  1796  ein- 
geführt hat  die  Steuer  im  S'rttzc  Unterschiede  nach  Art  der  Hunde  (greyhound>, 
Jagd-  und  andere  Ünudc),  nach  der  Zahl  der  Hunde  Eines  Besitzoci  gehabt  und 
mehrbch  Veränderongen  erfahren.  Theilweise,  so  in  dem  Satze  für  die  Koppel 
Hunde  (30  Pf.  St.)  und  in  dejn  höheren  Satze  für  greyhounds  (1  Pf.  Sf.'i  und  Jai^d- 
hunde  und  für  „mehr  als  V  Hund  (14  sh.  p.  StUck,  gegen  S  sh.  für  Einen  Mdit- 
Jagdhund  eines  Besitzers)  hatte  die  Steuer  einen  Luzassteuercbamcter.  Wogen 
MArrnnth"  konnte  Steuerfreiheit  beansprucht  werden.  Junge  Hunde  (unter  0  Monat) 
waren  frei.  Mit  einem  'Rrtraj  von  100,000  PI".  St.  in  Grossbritaiinien  ging  sie  in  die 
Friedeuspuriudo  über.  Kleine  Farmer  wurden  1824,  aUe  Farmer  1^34  fiir  Hirten^ 
liundo  von  der  Hoodosteiier  befreit.  Im  Jahre  1853  wurden,  wie  bei  den  aod<»«n 
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„asscsscd  taxci."  die  Untorbchciduii^fssätzc  1)e3citigt,  ein  srcjron  d-u  bislierigcn  niedrig- 
stou  Satz  (9%  sli.)  erhöhter  Einhuitssat/  (12  sh.)  eiügcfulut ,  die.  Befrciuiif?  wegen 
„Armntlr'  aber  aufgelioben  und  Hunde  zur  Aufsicht  und  zum  Treiben  vun  Vieh  all- 
gemtiii  befreit.  Der  Ertrag  btieg,  aber  irgcTid  genügend  durchgeführt  wurde  die 
Steuer  in  der  alten  Erhebuugsform  uicht.  Erst  der  Uebcrgang  zum  Licenz- 
BTBtem,  wonacfa  mit  dem  Erwerb  des  Hundes  dessen  Besitzer  steacrpflichtig  wird,  uud 
dio  Ennässi  s^ung:  des  Steuersatzes  auf  5  sh.,  sowie  die  Aufliebuu^-  aller  Re- 
üreiungeu,  mit  Aosnabmo  der  fUr  junge  üunde,  bat  zur  möglichst  umfassenden  wirl^- 
Itelien  Bestenennf  der  Hnnde  gehüirt:  1866  aof  1867  ist  die  Zahl  der  besteaerten 
Hinide  von  'J94,S,«{7  auf  &2S,34I,  di.r  Ertrag,  trotz  der  Eroifissii^ung  der  Steuer  auf 
unter  die  UäU'te,  so  auch  bald  wieder  auf  seine  Höbe  vor  der  Kefoim  gestiogtsu. 
Das  neue  System  der  Erhebung  gestattete  dann  ancli  1878  oline  Bedenken  eine  Wieder' 
erhöhnng  des  Steuersatzes  aut  7'/,  sh. ,  wobei  aber  Scliiiferhunde.  in  p•ewis^cr  lle- 
schränltun^  (im  Vcrhältniss  zur  Zahl  der  Schafe,  Maximum  8)  wieder  befreit  wurden. 
l)ie  Zahl  der  besteuerten  Hunde  ist  übrigens  seitdem  nicht  unerheblich  gcsunkon 
(1876  1.374,  1885  0.915  Mill.  Hunde,  in  binden  Jahren  mit  genau  dem  gleichen 
Sleuerorfra;^-.  'M;5,nno  Pf,  St.\  —  Tu  Irland  ist  ili-  S  t a  tssteuer  seit  1S2*!  aufgr!- 
hoben,  aber  aus  ,,huiidepüli/cüiclicu"  Grüiideu  eine  Lucal  abgäbe  vüu  2  i>li.  p.  Huud 
1865  wieder  eingeführt  worden. 

7.  Jag  illiecnzcii  (Vocke  S.  252,  Dowell  III,  2ti8— 280).  Die  Abgabe, 
1784  von  Pitt  eingeführt,  steht  mit  dem  cigenthuntlicben  englischen  Jagdrecht  in 
geschichtlichem  Zusammenhang,  speciell  mit  den  Anforderungen,  welche  in  letzterem 
an  die  das  L'eclit,  „^\'il(l  zu  tfJdten"  beaTisrpruclicnfleii  Personen  gestellt  wurden.  Die 
Zahl  dieser  Personen  war  hiernach  eine  beschränkte  (im  Allgemeinen  lAudeigentbUmcr 
von  fkber  100  Pf.  St  Jabresrente),  so  dass  das  Jagdrecht  «ds  eine  Art  Privileg  cr> 
schien.  So  wurde  es  mit  einer  luxussteuerartifren  Jabreajteuer  belegt  iu  der  Form, 
dass  der  betroll'ende  Jäger  seinen  Namen  und  Jagd])lalz  beim  Friedensrichter  einregi- 
striren  nnd  darOlier  ein  Oeitlficat  (Jagdschein)  erlangen  musste.  Dies  unterlag  einem 
Stempel  (zucr^t  von  42  sb.,  spater  liulier").  Ebenso  mussten  Wildheger  besonders 
cinregistrirt  werden  und  Steuer  zahlen  (anfangs  lO^'^  sh.).  Zur  besseren  Sicherung 
der  Abgabe  wurde  schon  1785  die  Pflicht  zur  Kcgistrirung  und  Entnahme  von  Jagd- 
scheinen allgemein  für  alle  Personen,  w^che  mit  Hunden  oder  Waffen  Wild  fangen 
oder  t^^dton  wollen ,  aus';cdeluit.  Im  Kriesre  (»rfolg'te  eine  Erbrihting-  der  Sätze .  auch 
mit  der  üebertrajjun;;  der  Abgabe  vom  Stempelweaeu  zu  den  „asbcsscd  ta.vca"  eine 
Aendemng  des  Verfahrens  bei  der  Ausstellung  der  Jagdscheine  und  bei  der  Steuer- 
erhebung (1808).  Am  Ende  des  Kriegs  war  die  Steuer  H  Pf.  1.1'/,  hb.  und  ftir  Wild- 
heger, wenn  für  sie  gleichzeitig  die  Bedientensteuer  zu  zalilca  war,  25  sh.  Ertrag  iu 
(Jro5i8britannien  1815  132,000  Pf.  Seit  1840  war  der  Steuereatz  4  Pf.  0  sh.  10  d., 
für  Heger  1  Pf.  7V2  sh.  Schon  mtjO  erfuli^te  hier  die  l'ebertnig'iiiig  der  Steuer  zu 
den  Acciselicen^en.  Zugleich  wurden  Jagdscheine  zu  ermässigtcn  Sätzen  fUr  T  heile 
eines  Jahres  icestattet,  mit  um  Umgehungen  zu  reihttten,  eine  sp&ter  noch  weiter 
durch<rcfiilirlc  Einrichtung  (1883),  die  den  Steuerertrag  herabdrnekte.  Eine  Ei^cn- 
thüffllichkeit  besteht  darin,  dass  die  Jagdscheine  fiir  das  Gebiet  des  gauzcu 
Staats  (seit  1827  ind.  Irland)  gelten.  In  Irland  bestehen  jetzt  dieselhon  SteueföUze, 
nnr  dass  Wildheger,  weil  die  Bedienteusteuer  hier  fehlt,  einen  höheren  Satz  traf^en. 

8.  Zum  "Verkauf  von  Wild  (mit  gewissen  Ausnalimen)  ist  ebenfalls  eine 
Acciiieliceiiz  zu  entnehmen,  welche  nur  an  Personen  mit  Iriedenshchterlicher  Liccnz 
zum  WlMverkaof  ertheüt  wird  (Dowell  m,  280>. 

9.  Schusbwaffensteuor  (Dowell  III.  281 — 287):  die  einzige  neue  derartige 
Steuer.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung  im  Jahre  1870  mancherlei  Missständ<^n  in  IJe/iur 
auf  den  (icbrauch  von  Schicsswuften ,  übermässiger  Verfolgung  der  Vögel  n.  d^^i.  m. 
Sie  nmfasst  Seluisswalion  jeder  Art  (auch  Pistolen),  die  ausserhalb  des  eigenen  Wohn- 
hauses und  Hofes  gebraucht  werden,  mit  gewissen  Ausnahmen.  Jede  betrell« ndr  I'er- 
flou  muss  eine  Jahresliceaz  zu  10  sh.  nehmen.  Steuer-  uud  PoUzeibeamte  haben  lur 
britische  Verhältnisse  ziemlicli  weitgehende  Gontn^hdkignisse  (Gun  LiceoBO  Act,  1870, 
38  nnd  34  Vict.  c.  57). 

Uebersicht  tibcr  «b  n  Steuersatz,  die  Anzahl  und  den  Ertrag-  der  gegeu- 
wäilig  bcstchcndea  Liceuzeu  dieses  Steuergebiets,  für  1SS5/S6,  nach  dem  Eevcnue- 
Betum  fttr  1885/86  and  29.  Bep.  of  InL  r«r.  p.  10. 


1.  Wagoiisteaer. 
*.  tiaiizjälirif;. 

fc.  Droschken  (^Micth-)  

^T?.  Alle  audurn  Wajfou. 

4rädrig,imGew.  von  uiiiidesieitä  4  Ceiito. 
uiit  weniger  als  1  Kail'  in,  oder  -Irädrlg, 
aber  weniger  als  4  Centn,  wiegend  . 
b.  VüT  diu  Zeit  vom  1.  Oct  bis  31.  l)ec 

tt.  Droschken  (Mieth-)  

(i.  Ailo  audura  Waguu. 

irUrig,  wie  oben  

andere,  wie  olx  n  .  

zusammen;  Wagenätuuur  ..... 
•2.  Bedieutenatevcr  

3.  W  ii  ])  |i  L-  n  Steuer,  nämlich 

a.  Kur  Wappen  am  Wagen  '. 

b.  Andenroit  gebiwiclit  

Buinme  1—3:  sogen,  dlrocte  Liixu«tttoiiorn 

fcsfablishmcnt  licenscs^  

4.  lluudcsluuer  .  

5.  Ja;;d8cheinateucr  (licouso  «,to  kill  game**). 

a.  Für  das  ganze  Jahr   

b.  l'  Ur  (3  Mouatu  

c  (ielegentUch,  fofr  14  Tage  im  Zusammcu- 

li:ui'^  , 

<i.  WilUhegur  ((irossbritannicn),  gan/jährig  . 
(Iriand  3,  halbjähriicb  2  Pf.) 

f».  Wilrniaiidirlsti'uor  

7.  bcUusswaifenstcucr.  lur  juiic  Person  . 

SuiDOia  1 — 7  

Vür  1815  wird  der  Ertrag  dieser  Steuern,  von  denen  TJr.  1 — 4  damak  aach  in 

Irland  galten,  auf  2.7^ — 2.8  Mill.  l'f.,  also  auf  etwa  doppelt  so  lioch  als  jetzt,  zu  ver- 
anschlagen sein,  wovon  fast  die  Hälfte  auf  die  aufgehobene  Pferdostouer  kam.  Der 
Krtr<4g  der  anderen  wäre  demnach  annähernd  gleichgeblieben,  hat  sich  aber  unter 
den  einzelnen  (jlicdern  verschoben.    Einige  Pusten  der  Oobcnicht  haben  immerhin 

etwas  ♦icwcrbebtcuerartig'es.  ähnlich  wie  dir  ül)ri;;<  M  I  i'  <;nzen. 

Die  Erhcbungskust«!ii  dieser  wie  ilcr  iibiiu- n  i'i  HS  und  in  §.  lö.i,  l.il 
behandelten  Licttn2eu  der  Acciscvcrwaltunj,'  hhm  litoii  narli  der  sehr  grossen  Zahl  der 
einzelneil  Liceiizon  und  der  kleinen  Durchschnittseiunahme  fUr  i>  di  l*>«'^r)  ^(;  2,:)m>.701 
Liceuzen  mit  o,5'!>.H,104  Pf.  Ertrag,  also  ca.  1.4  Pf.  iSt.  p.  btUckj  nicht  ^slui  unbe- 
friichÜich  sein.  Denn  ?iel  Verwaltungs- .  Control-,  Yerrc.chnungs-,  Casscnarbcit  lauft 
unter.  Abur  eine  spcciclli'  Aussclicidiing-  dioscr  Ku>(rii  ifcncti  der  Iiil.uid,- 
Bestcuuruug  überhaupt  scheint  nicht  zu  uiiolgcu  und  ist  genau  auch  wohl  kaum  uiOglich. 


BobBsteoenL 
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Steuersatz. 

AnzahL 

Ertng. 

1,1*  Ml.  U. 

• 

Pf  St 

—  15  — 
- 

18.749 

2  2  — 

140,364 

2»5,1S4 

_  15  _ 

302,511 

22(i,S^3 

—  76 

627 

235 

1    1  — 

7J8 

751 

—  70 

1.534 

0  <  n 

542,360 

—  16  — 

183,23)) 

137,429 

56,047 

2    2  — 

16,U44 

1    1  — 

39,103 

41,058 

f  1 

7o<;,j.'>o 

—   7  (i 

1)15,494 

34.^110 

2~i 

17M03 

iZZ| 

1  6«j,571 

2  

3,452 

(i.lMl4 

—  10  — 

173,552 

hf>.770 

l,8ÜÜ,llü7 

"~l,371,b43 

II,  LocaUteaeru. 


S.  oben  §.  76,  auch  §.  107  S.  232.  lieber  das  „Hlnanzweisen  der  liritischen 
Selb^tv'•rwaltung"  ist  schon  in  Ii.  I  (3.  Aiill.  i  §.  5.'!  zusauiuicnhänffciiil  handelt 
worden,  vvobei  daä  Communalsteuorsystem  bereits  kur^  characterisirt  wurde.  8.  be». 
I,  III  ff.  Eb.  aoch  dio  bezügliche  Literatur.  Za  den  dort  genannten  Schrift«»  ist 

noch  hinzuzufti^cn :  v-.  Roilzen  s(  ein  ,  coinniunalos  Finanzwesen  in  (h-v  '1.  Aufl.  des 
8chönbürg*schcu  Uaudb.  dur  polit.  Ookoii.  III,  56S  11.,  ülU  11.  Uucist,  engl.  Ver- 
waltungsrecht, 3.  Aufl.  IE,  §.  88.   Asehrott,  das  engl.  Armonweson,  Leipzig  1886. 

Das  britische  Localstcurrsyatcni  flucal  taxation'  ist  auch  in  seiner  hciitiiri:?n  (ie- 
staltung  nur  historisch  und  nur  im  Zusamuienliang  u)it  der  ganzen  gcschiclitiichen 
Entwicklung  and  hcati^eu  Verfassung  der  Localvcnvaltung ,  deä  localen  „bolt- 
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346         ft'  B.  2.  K.  Stonerracht.  1.  H.-A.  1.  A.  England.  §^157. 

ffovern incnt"  völliir  vorständlich.  Darauf  iat  aber  in  (kr  nauptbache  nicht  in  der 
FiiiüUiiwibäuuüchalt  und,  soweit  es  hiur  hiuciu  gehört,  nicht  au  dic»ci'  Stelle  cinicugobcu. 
'S»  inusü  heutigen,  auf  die  kur/u  Ucbcrsicht  des  (lOgcnstaudä  im  1.  Bande  (3.  A.)§.  53 
7M  vcrwcisL'ii.  Die  Kinrichtaug  der  Locailvcrwaltung  ist  im  rcbrijccn  Lior  ab  bekannt 
voraus^uäctzen.  Die  grossen  Werke  (iuci^ts  bieten  alle  erforderliche  Belehrung,  dio 
Skizzen  von  Ernst  Meier  in  t.  Hottiondoiff*»  Itechütencyclopftdie  und  ron  ttoore; 

c  y  c  r  im  Scli0nberg*8clien  Hnndbncbe  geben  gute  knappe  DuMdlangen  dieser  Local- 
Verwaltung. 

Hier  ii(t  blosti  die  Localbestanernng  fflr  sich  rem  Standpunct  der  Steoer-  < 

technik  und  Steuervcrwaltuii^i:  aus  dar2astcllen  und  zu  bourthcilLii ,  iui  Kähmen 
der  Aufgaben,  welche  für  die  „specielle  Stcuerlehrc''  zu  stellen  bind  (o.  1  il.)  und 
in  diesen  Abschnitten  Ober  das  concrete  Steuerrecht  einzelner  Staaten  zu  lösen  gesucht 
werden. 

Die  Spcciailiteratur  auch  für  diese  Seid;  ilcr  I.ocalbcstcuerun!!:  s.  bes.  bei 
(iiiuibt,  namentlich  im  Werke  über  das  l>rit.  „iscll'^üvcruiucut" ;  dann  hei  Asch- 
rot  t,  de^en  uuifabsendcs  Werk  Uber  (  ii Lüsches  Armonwescn  zugleich  die  neueste 
u:rüudli(  lie  Rcarbcitiiim-  dicsi  ^  iiiuiicr  noch  besonders  wiclifj'^cn  Thcils  der  Localver- 
walluug  ist.  llaup(«iucllü  lur  dii  Materialien  sind  die  älteren  und  neuere«  Ueporis 
über  Localbtcucrn,  Armcn&teucr  u.  ^.  w.  Bes.  der  grase  vom  Armenamt  ([/(jur  law 
commissioners)  erstattete  Uep.  on  local  taxation,  3  vol.  ISl^! — 41,  Auszug  daraus  184G 
unter  d.  T.  »the  local  taxe»*'.  Ferner  der  liep.  of  Lord  s  (jouuuitteo  on  thu  laws 
niatittg  parochial  assessmcnts,  1850.  Dann  Hop.  on  local  taxation  von  1870. 
(iöschen's,  damals  Präsident  dos  AruiLriamts,  Bericht  an  d;u3  ScLr»tzaint  von  1S70 
(be:>.  über  das  Auwachsen  der  Localbcsteueroug,  mit  dein  —  in  den  Krgebaisäeu 
nicht  ganz  sicheren  —  Versuch  einer  stetistiadten  Yergloicbang  der  GeaainnitDelastung 
dos  Ivcal-  und  des  bewej^lichcn  Vermögens,  bez.  Einkommens  durch  die  Staats-  und 
Localbcstoucroug ;  in  den  Beilagen  auch  mit  —  noch  weniger  zweifellosen  —  Ver- 
gleichen der  Staats-  vnd  Localb^eucruog  verschiedener  coutinontalcr  L&uder),  Itoicheif 
statistisches  Material,  mit  allem  Detail,  in  den  Annuul  local  taxation  rcturns  (benutzt 
für  das  Folgende  wurde  besonders  rh  r  flu  1ss*J/h4):  llauptdaten  aurli  im  Statist, 
abstracl  (N.  88  für  1871—85  p.  mit  Kuckblicken).  Speciell  Uber  di<>  Local- 
bestenerung:  (inri^t,  Selfgovernmcnt,  3.  A.  von  1971  ^.  !7— 2.'»  iGommunal- 
sleucrsystcm,  S.  IKJ— IGU),  §.  US,  99  (Steuereinschützung  und  Eihebuiiy  der  Armen- 
stcuer  u.  s.  w.);  ders. ,  engl.  Verwaltungsr.  3.  A.  II,  §.  SS  (nur  üeberblick).  (inoist 
ist  wohl  zu  unbedingt  Anbänger  des  brit.  Localstouerprincips  (ausschliessliche  Be- 
sffMii  rtii)^  des  sichtbaren.  Ertrag  gebenden  ncaUn  sit/LSi ,  berücksichtigt  die  ernsten 
ßcdeoken,  welche  dies  Princip  selbst  in  (irossbritannieü  hat,  wo  ihm  die  geschicht- 
liche Entwicklung  zur  Seite  stellt,  und  die  mancherlei  neueren  practischen  und  the»- 
rctisrlicn  Angrille  auf  das  l'rincip  auch  jensfit  dos  Canals  niclit  ausreichend,  und  cjcht 
wohl  vollends  viel  zu  weit,  dies  in  dortigen  Verhältnissen  selbst  jetzt  noch  relativ  bc- 
Tccbllgte,  jedenfalls  erkllrliche  Princip  zu  einem  „allgemeinen'*  Princip  derCom- 
munalbcbteuernng  /.u  erheben,  worin  sich  (in eist  mit  gewissen  freihäiidlerischcu 
Doctrinären  berührt.  S.  darüber  und  dagegen  schon  bin.  I,  A.  ö.  und  unten 
161;  ferner  im  ÜMterschied  zu  dieser  Auf&ssung  (Jneist*8  u.  A.  schon  BOdikcr, 
Communalhestcucrung  in  England  und  Wales,  Berlin  1S73.  und  auch  Aschrott, 
a.  a.  U..  in  Abschn.  2,  Gap.  3,  mit  klarer,  tibfrsichtlicher  und  doch  ziemlich  ins  Ein- 
zelne gehender  Darstellung  der  llauiit[>nnctc  dci  Gesetzgeb uu^j.  des  Verwaltungsrechts 
und  der  Tcchnilc  der  Armensteuer,  S.  2i>9— 2.H2;  daselbst  §.  3  S.  221  die  Kritik  des 
Steuerprincips  der  poor  rate-,  die  icli  im  Ergebniss  für  riclifig'  baltc,  mit  der  ich 
aber  im  Einzelnen  nicht  ganz  ubercim^tinime,  namentlich  bleibt  ein  liauptcinwand  von 
Asch  rott  ganz  unberührt:  dio  iin  j  li  i>  ho  ijaoteder  Ausgabe fttr  Wohnung  nach  der  Ein- 
kommenin lu' (s.  u  ).  —  Ueber  ilas  \' eran  laguu  gsvcr fahren  (Einschätzung)  s.  auch 
Gneist  und  .Vschrott  (a.  a.  0.  S.  227  11.),  woselbst  weitere  Specialliteratur.  Die 
Nadischlageboelier  ttber  dio  Functionen  der  Friedensrichter  (so  bes.  das  verbreitctste 
von  Burn,  justice  of  tho  peaci;,  in  zahlreielnii  Anfla^cn)  geben  das  Genauere;  dits;;!. 
dio  Ck>mmontare  zu  einzelnen  der  wichtigeren  neueren  Ge^^etze  (s.  Note  in  Aschrott 
S.  221).  —  Dowell  bebandelt  dio  Localbesteuernng  niolit  mit,  Yocko  nur  Iii  aller 
Kürze  (S.  O.jT— 642).  Werthroll  von  etwas  älteren  deutselion  Arlieitcn  noch:  Kries, 
Gemeindesteuern  in  England,  Tub.  Ztschr.  1S55.  —  S.  auch  Bulletin  187^,  I.  370 
(Erfolg'  dos  Gesetzes  ron  1874),  1881,  I,  425,,18S2  II,  :152,  1&S5  I,  (Statistik)« 
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1SS2  IE,  ;t64  ir.  (Hafuiiubgaben),  1886  I,  667  (neuosto  Xtofonatoiidenzoü«  auch  im 
Parlaoiout,  jait  Statistik  S.  072). 

Dio  britiücho  GommanBlstonergpesot^gcbuiig  ist  nicht  codifidii  Eine  Hciij^ 

ältere  und  neuere  (iLsrlzc  gchcu  noch  ucbcu  einander,  bisweilen  so,  dass  nur  fin/ebio 
üestiiuuuugen  der  älteren  durch  ein  neueres  (ioseU  abgeändert  worden  sind.  Ks  ist 
weder  mSj^lich  noch  nnthvoadig.  auf  diese  einzolnon  Gesetze  hier  einzugehen  oder 
aio  auch  nur  hier  spccieli  anzuführen.  S.  das  Wichtigere  davon  bei  Gaoist^  auch, 
noch  detaillirtcr,  bei  Aschrott.  Altes  Haui)tgo>etz  f'tr  dio  A rtncnsteucr  (poor 
rate),  dem  geschichtlichen  Ausgan,<i:spunct  der  ^^caauimtcu  (directen)  Localbesteuerung, 
ans  deren  Erträgen  auch  andere  Ausgaben  mit  bestritten  oder  nach  deren  Grundsätzen 
—  wciii-stt  IIS  im  Wesentlichen  —  die  übrigen  Localsteuern  veranlagt  werden,  ist  das 
berühmte  Gesetz  der  Elisabeth,  43  Eliz.  c.  2,  bes.  sect.  1  (,1601).  Auf  der  durch  dies 
Uesatz  gegebenen  Grundlage  beruht  die  Localbesteuerung  in  der  Haiipbiacbe  noch 
gegenwärtig.  Durch  authentische  Intciju-cintion,  durch  die  Judicatnr  der  roiniictontfii 
ticricbtshöfo  und  durch  spätere  Gesetze  ist  nur  die  rechtliche  Bedeutung  des  leitenden 
Hauptgrundsatzes  der  Besteuerung  in  joneui  Gesetze  gegen  SSvdfel  genauer  festgestellt 
worden.  Ebenso  haben  dann  spätere  Gesetze  nocli  amlLrc  Aus;,'aben  auf  den  Erfrag 
der  Armeustuuer  angewiesen  und  für  andere  Localsteuern  dasselbe  Stcucrpriucij)  wie 
in  der  Armensteuer,  erentnell  mit  kleinen  Abweichungen,  festgesetzt  Von  ueuoren 
(ii  sctzcn  sind  etwa  hcrvorzulicljcn :  3  und  4  Viet,  c.  S'J  von  1S40  (Zweifel  behebende 
ISci>etzUche  Bcj^roozunj;  des  i^teuorobjects  der  Armenstcuer,  Ausschlug  der  Bctitcuorung 
von  Handels-  und  Geworbelapital,  Aschrott  21S);  Union  assessment  committoe 
Act  von  1S02,  25  und  26  Vict.  c.  103  (Gneist,  belfgovernm.  S.  5C8,  574,  Asch- 
rott S.  93)  nebst  Union  assessuient  Act  von  ISSO,  43  und  It  Vict.  c.  7  Aschrott 
S.  117);  Kaüug  act  von  1S74,  37  und  Hb  Viet.  c.  5bl  (Aschiutt  S.  21b,  eb.  116. 
Bulletin  1878  I,  370);  Uegelung  des  Systems  des  Compoonding  the  rates  (Besteuerung 
des  Eigcnthfimors  an  St  ■IL;  kleiner  occupiers)  JuK  h  Geä.  von  1869.  32  u.  33  Vict. 
c.  41  nebst  niehicrcu  Nachträgen  (Gneist,  buligoieru.  S.  146,  577  iL,  Aschrott 
S.  116,  220).  Die  Anzahl  aller  bezaglicheb  Gesetze  ist  gross«  die  Einzelbestimmungcn 
sind  kaum  übersehbar  und  IvGnrien  nur  in  ausfuhrlichen  inonogi-aphisclien  IJcarbeittin^'^'n 
disi  Gegenstands  behandelt  werden.  Selbst  Gneist 's  umfasseudc  Darstellung  im 
*,SeIfgotreroniene*  a.  a.  0.  erschöpft  das  Detail  noch  bei  IkVeitem  nicht.  Aschrott 's 
fleissiü:c  und  sor^-falti-xc  Arbeit  (450  S.)  zeigt,  welche  Atif^jaben  liier  für  den  Specia- 
listeu  vorliegen.  Allerding:i  behandelt  .er  den  Gegenstand  als  Theii  dv»  Verwaituugs- 
ruchts  tind  beschrtnit  sich  nicht  auf  die  Armonsteuer,  lioudern  erOrtcrt  das  go- 
sainuite  Aruieiirccht.  Aber  die  Fragen,  welche  sich  auf  diese  Steuer  beziehen,  hängen 
mit  dem  ganzen  Armen- Verwaltungsrecht  eben  doch  enge  zusamuiou,  gerade  bei 
dem  „Zweckstcuersystem*'  Englands.  Bei  den  übrigen  Verwoiidungszitrockon  der 
Armensteuer  und  bei  den  sonstigen  britischen  Localsteuern  wüi-do  es  sich  gleichfalls 
um  umfassende  Aufgaben  for  dio  wissenschaftliche  monograpiiisdic  Behandlung  dos 
Gegenstands  handeln. 

^löglichste  Bcschrftnkong  der  DaistoUung  und  Beitrüieilung  ist  dagi^en  hier 
uusero  Aufirabc;. 

§.  157.  —  1.  System  und  Grundsätze  der  Localbe- 
steuerung. Das  nltgoBcbichtlichc  und  bisher  festgebultene  System 
der  britisch -irUcbcn  Local-  oder  (i.  w.  8.)  Commnnalbcsteuerniig 
und  das  VcrhiUtniss  zwischen  Stuats-  und  GommiinalbcsteueraDg 
beruht  auf  Iblgendea  drei  einfachen  Grandsätzeu ,  wdefae  auf  dem 
Continent  (in  West-  und  Mitteleuropa)  theüs  fehlen ,  theils  wenig- 
steuB  nieht  so  streng  folgeriebtigi  zumal  in  früherer  Zeit,  entwickelt 
worden  sind. 

a)  Zunächst  ist  die  Grundlage  der  Localbesteuerung  (in  Kirch- 
spiel» Stadt y  Grafschaflt,  Verband)  von  Alters  her  das  Staats- 
gesetZf.  und  zwar  in  Bezug  auf  die  vorgesehriebenen  oder 
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sulässi^en  Aafgaben  des  beircffcudcu  Conin uinalkörpers^  fdr 
dercu  AusiUlirang)  bez.  Kostendeckung  allein  Loealslcaern  gesetx- 
lieb  erhoben  werden  dliiien,  also  dem  zu  licsteaeroden  ge^jenttber 
allein  rcchlQiaBsig  siod  (Fin.  1,  3.  A.  §.  51). 

b)  fciodaon  werden  als  Loealsteuern  nur  bestimmte  gesetK- 
liehe  Steuern  f^r  bestimmte  vorgesebricbeDe  oder  zulässige 
Zwecke  gestattet  oder  m.  a.  W.  die  Loealsteuern  sind  nicbt, 
wie  meistens  auf  dem  Gontinent»  wki  ferner  die  Staats  steuern  jetzt 
wenigstens  fast  allgemein  —  und  zwar  im  Wesentlichen  auch  in  Gross- 
britannien .--allgemeine  Steuern  für  allgemeine  O^etatmässige") 
liocalausgaben  Überhaupt,  sondern  für  concretbestimmteSpe* 
cialzwecke,  daher  „Zwecksteuern"  imCharacter  des  älteren 
Stenerwesens  des  Feudal-  und  ständisehen  Patrimonialstaats  und  zum 
Theil  noeh  des  absolutistischen  Staats  des  vorigen  Jahrhunderts^  sowie 
im  Character  des  älteren  (spätmittelalterKehen)  städtisehen  Steuer- 
Wesens  (Fin.  1, 3.  A.  S.  III).  Dieser  Grundsatz  bedingt  anchnoch  jetzt 
einige  EigcütbHmlichkeltcn  der  Stenenrerwaltnng  und  Technik  in 
Bezug  auf  Veranlagung,  t^rhebung,  Verreehnung  der  Loealsteuern. 
IJcbcrtragungen  zwischen  verschiedenen  8teucrn,  ihren  Erträgen 
und  Verwendungszwecken  sind  iin  Allgcincincn  unzulässig.  Das 
GIciclic  {^ilt  von  den  .lalircscrtriigcii  und  J;ilirc(!ila.stcn  :  jeder  Jalrcs- 
bcdarl'  ist,  v<»ii  der  unch  gcsetziieii  geregelten  Ziiliissigkeit  von 
A  n  1  e  i  1)  e  n  abgesciieii ,  durch  Steuern  (bez.  souötigc  ^ordentliche 
Einnahmen)  desselben  .labrcs  zu  decken. 

c)  Ein  dritter  besonders  wielitigcr  und  lolgenreieber  Grund- 
satz, der  voruclunlieh  den  L'ulei«ebied  zwischen  der  britischen  luid 
der  continentaleu  Besteuerung  bildet,  ist  der,  im  \\  esentlieben 
auKschli  essliche,  Vor  behalt  bestimmter  Stcnergat- 
t  linken  nud  der  dazu  gehörigen  Einzel  s  t  c  ucrn  ciuerscils 
l'Ur  die  Staats-,  anderseits  für  die  Loc  an)esleuerung.  Jener 
sind  die  Zölle  (jetzt  Eiuluhrzidle)  und  Ac eisen  nebst  den  Licenz- 
ätcucrn,  die  persönlichen  Su  hjcc ts teuer n  (jetzt  die  Ein- 
kommensteuer), etwaige  allgemeine  Vermögens-  und 
Grundsteuern  (jetzt  die  alte  Landtaxe  und  die  llänserstcncr),  auch 
die  Verkehrsste ue rn  in  Stempellorni  und  die  Erl»scharts- 
stcuern  vorbehalten.  Daher  fehlen  sowohl  Coniniunalsteuern  in 
Form  von  Züsch  lägen  zu  diesen  Staatssteuern  als  auch  in  Form 
selbständiger  Loealsteuern  derselben  Steuennt  wie  die  Slaats- 
steuern  (Fin.  o.  A.  51).  Die  eigentliche  Localbesteuerung 
bostcbt  dagegen  ebenso  ausschliesslicb  und  ohne  irgend  eine  Wahl 
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der  Localverwaltnn^en  in  einer  eigcntbUm liehen  Gattung 
directer  Steuern,  welche  die  Natur  der  Ertrags  Steuer  von 
Eii;enthnm  und  Nnt/,un<2:cn  und  der  \  e r brau chssteuer  (Aufwand- 
Steuer)  von  GeuUsseii  vereinigt  xmd  je  naeh  den  Steucrobjertcn 
llaiuUiche  Grundstücke  u.  dgl.  --  Häuser,  l)esondcrs  Wohnhäuser^, 
sowie  je  naeh  den  eintretenden,  bez.  eingetretenen  Ueherwalzungs- 
verbaltnisscn  mehr  oder  weniger  oder  selbst  ansschlicsslich  die 
Wirkung  der  einen  oder  anderen  dieser  beiden  Stenern  hat.  Das 
l  'i  inpi])  dieser  I^ocaibesteuenuig  ist  von  der  ArniLustouer  (poor  rate) 
atii  ilie  wichtigsten  übrigen  Loealsteuern  Übergegangen,  es  besteht 
in  der  gleicliniässigen  Bestcuerun  g  des  sichtbaren,  Er- 
trag gebenden  (Real-)  Besitzes  im  Kirchspiel  beim 
nutzenden  Inhaber  (oeeupier)  (Ttnoist).  Die  Höhe  dieser 
Besteuerung  richtet  sich  nach  dem  dnrcli  jede  Steuer  zu 
deckenden  .)  a  Ines  bedarf,  daher  nimmt  die  Localstcucr  den 
Charaeter  der  Jtepartit  ions Steuer,  der  durch  eine  Jede  zu 
deckende  Bedarf  den  eines  Stenereontingeiits  an,  und  der 
Steuerfnss  wechselt  nach  der  Höhe  der  cingesehätzten 
steuerpflichtigen  Erträge  der  .Stcuerobj ecte  und  nach 
der  Hohe  des  zu  repartirenden  S teuercontingcnts. 

Diese  Loealsteuern  haben»  wie  alle  Öteoern,  insofern  die  Natur 
eines  subsidiUren  Deckungsniittels,  als  sie  erst  eintreten ,  wenn 
für  bestimmte  Zwecke,  für  welche  gesetalich  solche  Stenern  er- 
hoben werden  dürfen  oder  müssen,  Staatszuschttsse  und  auch 
eigene  Anleihen  der  betreffenden  Selbstverwaltungsverbände  ans- 
gesehlossen  sind,  ferner  etwaige  sonstige  ordentliche  Ein- 
nahmen derselben  nicht  zur  Verfttgang  stehen. 

§.  t.jS.  Solche  andere  ordoutliclie  Einnaltuien  f<  lil<  u  aucli  der  bridsrli- 
irischcn  LocalFcrwaltiing  nicht,  manche  Ausgaliczweigc  diiHolben  werden  tlndurcli 
ganz  od-  r  grosscnthcils  gedeckt.  <,Vgl.  auch  Gncist,  bclfj^overnm.  §.  2ö.i  Ahi^r 
ei  «•  ciitl  iche  Steuern  iindiin  sich  u  n  ter  den  selben  fast  gar  nicht.  Dar- 
n\H  ]  liarf  man  sicli  dun  h  den  Natnfn  iiirlit  truisclu  ii  l,'»s«!*'n .  welHior  selbst  amtlich, 
z.  Ii.  iii  dtüi  stAtistischen  Ausweisen,  mitunter  einem  Tb«  il  dicüLT  Ktnnahmcn  gegelw-n 
wird.  Indem  eine  ßrappe  als  „indireete  LocaUteocrn'*  /.usammen<>cras.st  und  den 
directen,  den  ta.Ycs  oder  rätes  gegcniil)er  erstellt  wird  (z.  B.  iti  (Juschcn's  Ko- 
purt  von  1870  p.  3  u.  G).  Die&e  Einnahmen  sind  grossentUeilä  Gebühren,  hcz.  ge- 
lt n  Ii  renartige  (iefällo,  freilich  mit  stoueiartigen  Elementen,  welche  stcneraTH?« 
Wirkunjii^cn  haben  Iftnncn,  (inrinit  M.  Ihr  spccielT  r  Natn«  ist  teils,  ducs  or  «Indes*', 
auch  ,,iecs''.  Eine  andere  irroppc- hat  Uborwicgend  den  (Jliaracter  privatwi rth- 
schafllieher  Erwcrbseiokanfte,  ab^  wiederam  steckt  in  einzelnen  Theilen 
»Irxvnn  manches  (i  «-^  1) H  Ii  r e n  a r ( ift  c.  Die  eisrentlichoii  dir  cd  n  T.oralsfenorii  (rat.x'^) 
betragen  in  England  und  Wales  jetzt  etwa  ilie  liälfte,  in  Schottland  und  Irland ,  da- 
her auch  im  ganzen  Staate  etwas  Uber  die  Hälfte  der  sftramtliclten  Zttflnsee  an  Ein> 
nahmen  oder  Kin^iint^cu  (einschliesslich  dcrjenig-on  an  Staats/.uscIiiissi  M  und  .\nleilu;n). 
Die  erstgeoaunten  gebUh renarügen  Abgaben  niachon  in  England  und  W  ah^s  Ikber  ein 
Fünftel ,  In  Schottland  etwa  ein  Drittel,  in  IriamI  ein  Siet*entel  bin  Seclistel,  im 
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g^auzcn  Staate  ungefähr  ein  Fünftel  der  directen  Locabtenern  aus.  Daneben  sind  die 
ebenfalls  peljülireii.irtij^oii ,  illjerwicg'end  jedoch  vcrnnithlicli  inivatwirthschaftlichen 
Einnuhmeu  aus  (ias-  und  Wasserwerken,  die  Kenten,  Zinsen,  Tcrmiscbten  Einnaluneu 
niciil  unerh^blicli.  Aber  der  Schwerpnnet,  snmal  dar  ordentlichen  Ein- 
naliincn  liegrt  docli  in  den  directen  Localsteoern. 

Statistisches  über  die  Localßnanzen  schon  in  Band  I,  3.  A.  S.  113.  Die  aoit- 
licbcn  statisrisclien  Baten  sUid  Indessen  weder  gmt  Totlstitaidig,  noeh  ganz  correct. 
wUi  dies  aintlichei-scUs  scllist  zng-cstandcn  wird.  So  ist  erst  kürzlich  ein  erheblicher 
Poblcr  in  den  älteren  Daten  tibcr  die  Einuahmeu  aus  „rates",  d.  h.  aus  directen 
Localstenom  entdeckt  worden,  indem  sieb  fand,  dass  vor  1882/83  g^rosse  Einnahmen 
aus  dem  Ycrliauf  von  Gas  und  Wasser  Scid  ns  der  städtischen  Saiiität.sliel\urden  7AI 
den  ratcs  gerechnet  worden  waren.  Dieser  Fehler  ist  jetzt  soweit  als  möglich  auch 
for  frühere  Jahre  znrflclc  wenigstens  für  England  und  Wa'es  berichtigt  worden;  fttr 
Schottland  und  Irland  scheint  es  nicht  gegangen  zu  sein.  (Stat.  abstr.  No.  33,  p.  3ö, 
38  Note.)   Die  Uauptposten  der  Einnahmen  sind  in  100U  Pf.  St.  (eb.\ 

England  nnd  Wales  Schottland 
1567/68   1879/80   1883/84  1867/68  1879/80  1883/84 
Dirocte  Stenern  (rates)  .    .    .1  f-22  193     2.5.6101  ^^.^^  9«.« 

Aus  Gas-  und  Wasserwerken  ./  \  3.201      5.383/  ^^^^  ^-^^^ 

„Indireete  Abgaben"    .  .  .      4.330      4.374      4.95S       500.    1.060  1.032 

Zusammen  20.780  30.26S  'li'i.i\7l  2.000     3.682  4.344 

Ronfen  nnd  Zinsen   ...    .1  1  «-j  /     "f*'*  1.49.i\  /  253  215 

Verkaut  von  Eigenthum    .   ./  \    536  6S6|  \    41  — 

Vonnischte»   1.833  4.986  2.343      100  417  ^877 

Zus.  eigenen,  meist  ord.Einn.  23.»67  36.554  40.49:>  2.550  4.393  4.936 
Staatsznschllssc  .....  957  2.734  3.507  200  556  617 
Anlcihen   5.517     13.718      7.157       250     1.122  1.71h 

Snmma   30.441     S3.0O7     51.160     3.000     6.071  7.271 

Die  schottisi heil  Daten  7..  Th.  Schätzungen.  In  Irland  waren  1S88/'?4  die 
Localstcucrn  rates)  2,037,000,  die  indirecten  Abgaben  434,000,  die  ganzen  Eingänge 
4,290,000  Pf.  St. 

Einen  rOlttg  genügenden  Aufschluss  Uber  alle  einzeltien  Eianahuezwcigo  nnd 
Posten,  nns  denen  aifh  die  {rphfilirenartiiicn  „indirecten  Alisraben"  und  die  anderen 
(fruppcn  der  ordentlichen  Einnahmen  zusammensetzen,  geben  aaoh  die  Reports  und 
Betnms  nicht.  Aber  dass  es  sich  bei  den  ,4ndirecten  Abgaben**  fast  durchaus  nm 
(iel)ühren  dgl.  handelt,  wo  die  Abrrnhe  wesentlich  den  (""hararfer  eines  Kn fgelts 
für  eine  Leistung,  bez.  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  der  letztem  bat,  er- 
iciebt  sieh  mit  Sicherheit  ans  den  einzelnen  Zweigen.  Nor  kann  dabei  nach  der  Hohe 
des  Abgabesatzes  und  nach  den  Umständen,  unf(  r  denen  die  Abgabe  erlioben  wird, 
die  „Gebühr*"  allerdings  leicht  ia  eine  „indirecte  Yerbrauchästeoer''  uberffchcu,  wie 
z.  B.  auch  T>ei  den  Einnahmen  ron  Gas-  nnd  Wasserwerken,  städtischen  P&rdebahncn 
(traroways)  n.  dgl.  in. 

Wiclitigere  Zweige  der  „indirecten  Abgaben"  sind  z.  B.  nach  dem  Ausweis  fUr 
186S>  ((Jöschon's  Bericht«.  8)  in  England,  in  1000  Pf.  St. 

Marktgcider   30 

l^rUckcn  und  Fähren     ....  HO 

Ilafcü  1 .260 

Chanaseegeldcr   U70 

Lootson-  und  T.etieliffeuer-elder  .  610 

Gity-Koliic»-  und  \\cinabgal>e    .  235 
Znsammen  ......  .1215 

neben  ,jate8   .  16.600 

Summa  19.815  • 

Nur  die  kleine  alte  Londoner  Kohlen-  und  Weinabgabe,  die  allein  zn  stehen 
scheint,  hat  voll  den  Cliäracter  einer  YcTbranehssteneT.  Neuere  vollständigere  Daten 
gel>en  tlbrigens  erheblirli  liTdiero  ZaJdcn,  z.  IV  fii"  die  Markti^elder  (so  .allein  in  den 
Iturougb  urban  sanitary  accounts  für  1883/84  31b,0i(0  i'l.  St.,  rctanis  part  III,  p.  XIII). 
Ein  Hanptposten  sind  die  Hafengelder  nnd  die  Übrigen,  mit  der  Schiff  fahrt 
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znsranaeiili&ngendeti,  die  in  eiae!  grosse  Menge  Specialabfabea  zeifklleD,  im  Ganzen 

rcr.lit  firkleclJicli  sind  imd  srlioii  dac]ur(-h  wohl  etwas  mit  den  Charactcr  von  S  tcuern  , 
nicht  nur  jron  UebUbren  haben.  In  einer  fransäs.  Arbeit  werden  diese  Localabgaben 
der  englischen  HAfen  aUein  um  1S77  auf  ca.  150  Mill.  Fr.  oder  6  Mill.  Pf.  St, 

für  die  10  Ilatiptliafenortc  incl.  Leucbttharmabgabcn  ;iuf  12(i.7()  1>.  oder  ra. 

5  Mill.  Pf.  St,  veranschlagt  (Ball.  18S2  I[,  368).  Unter  den  ausserdem  in  den  Local- 
finanz-Tabencn  sich  findenden  zahlreichen  Posten  fallen  die  Einnahmen  aus  Gas- 
lind  Wasserwerken  durch  ihre  Höhe  aaf  Di^e  und  andere  Posten  (Pferdebahnen, 
Schlachtbätiser.  Bäder,  Waschlirmscr  ti.  v.  a.  m.)  7cic:cn,  dass  nurh  in  England,  wie 
anf  dum  Contincnt,  iuimcr  mebr  EinnaLmea  der  Communeii  und  Couimunalvcrbände 
aus  modernen  ..<^emeinwirthsehaftiichcn  Anstalten  und  Untornehmungcn"  der 
öIFcntlichen  IvAipcr  hcrrilhren,  was  natürlich  entsprechend  Steuern  unnöthig  macht. 
Denn  ganz  oder  grosscnthclls  werden  so  die  Kosten  dieser  „gemeinnützigen"  Einrich- 
tungen gedeckt  oder  selbst  Uebcrschüsse  darüber  hinaus  erzielt:  ein  Beleg  für  di«> 
Rirlitiglceit  der  Gnindanffassiins;  dieses  Werks  (s.  Fin.  I.  34«  §.  27jb  Auch  ächul- 
g  cid  er  Ijildcu  eine  locale  Kiimalime  in  d.n  Ausweisen. 

i>.  159.  —  2.  Die  Ausführung;  des  Localstcuerprin- 
cips  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bat  sieb  in  allem  Wesent- 
lichen an  diejenige  des  Armensteuerrechte  angeknüpft:  in  Bezug 
auf  die  Steuersubjecte,  die  Ste uerobjecte,  das  Steuejr- 
vertbeilangsprincip  oder  den  Steuerfuss,  das  Verao- 
lagungs-  oder  Einsehätznngs-  und  Erhebungsverfahren. 

a)  Steuersubject  ist  der  „occnpier**  des  Stencrobjects, 
d.  h.  der  letzteres  nutzende  Inhaber,  daher  derjenige  Eigcn- 
thünier  von  Steuerobjeclen ,  welcher  dieselben  selbst  nutzt  (der 
selbstwirthschaflende  Grundeigenthlimcr,  eigenbewohnende  Haus- 
eigenibflnier  n.  8.  w.),  sowie  der  Päebter,  Mietber^  Niessbrancber 
n.  s.  w. 

Gncist,  Yenraltangsreclit  II.  658,  Selfgovem.  §.  24.  S.  146,  A.schrott  S.  21». 
Eine  ahe  Ausnahme  von  dicffcr  Bcsclir'irikiinf^  der  Stcucrstil)ject(^  bei  der  eigentlichen 
Armonstcuer  bildet  die  persönliche  Besteuerung  des  Pfarrers  und  Vicars,  welche 
nach  einer  seltsamen  Auslegung  das  Amoigesetz<;s  von  1601  von  der  (ofTonbar  nr* 
sprün^licli  heabsichtigteii)  Besteuernno:  aller  „Einwohner",  aticli  der  Nirlit-occupiers 
von  Keaiitäten,  allein  dauernd  practisch  geworden  isL  Eine  neuere  allgemeine  Aus- 
nahme ist  ans  stenertoclinlschett  Grttnden' eingetreten.  Indem  bei  gewissen  kleineren, 
auf  kürzere  Zeit  vermictheten  oder  verpachtet  ri  (inindsdirkcn  (8 — 20  Pf.  Sf.  Unit. . 
Yerschieden  nach  drteu)  der  Eigen thUm er,  nicht  der  Inhaber  der  Steuerpflichtige 
i§t.  Zahlt  der  snbsidi&r  rerpflicfafote  Inhaber  in  gewissen  FlUen,  so  hat  er  das  Recht, 
dir  Sfeuer  dorn  Ei^cntlilUner  bei  der  Ziitsznliliing-  al •zuziehen:  so  d:iS8  also  hier  die 
Steuer  als  Ertragsstcucr  des  EigcnthUmers  gedacht  ist.  Practisch  ist  dies 
sogen.  System  des  nCompounding  the  rates**  jetzt  sehr  ausj^edchnt.  Gneist, 
SeffgOTorn«  S.  140  IT.,  578,  Aschroti     116,  220. 

b)  Steuerobject  ist  nacb  der  eigenthttrolicben  Auslegung, 
welebe  die  niebrdeatigen  Bestimmangen  bierttber  im  Gesetz  von 
IGOl  fQr  die  Annensteaer  durcb  die  Praxis,  Jadieatnr  and  sebliess- 
iicb  auch  endgilti^^  dnreh  die  Gesetzgebung  gefunden  baben^  nur 
der  yySicbtbare  nutzbare  Realbesitz  in  der  Gemeinde'' 
(vistble  profitable  jiropcrty  situated  locally  witbin  tbe  parisb): 
d.  b.  der  (Rein-)  Ertrag  von  Lttndereienj^Häitsern^  Zehnten, 
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Kohlenbergwerken  und  Terkminiebem  (natzbarem)  Niederwald 
(saleable  nnderwoods),  nach  dem  Wortlant  das  GeBetzes  von  1()01 
und  nunmehr  aueh  von  anderen  Bergwerken,  Waldungen  (Hoch- 
wald) nnd  Jagdrechten  (Rating  act  von  1874).  Bewegliches 
VerniUg^n,  bez.  sein  Ertrag  nnd  sonstige  Einkünfte,  mit 
Ansnalime  der  Pfrtlnde  des  Pfarrers  nnd  Viears  bei  der  Armen- 
Bteucr,  sind  dagegen  nicht  Steuerobject  der  Localbestenernng,  wie 
in  Entscheidang  alter  Streitfragen  ein  (provisorisches,  aber  wieder- 
holt enicnertes)  Oesetz  von  1840  endgilti^  Icstgesetzt  hat. 

(uicist,  Verwuliuii-^srocbt  II,  »)52,  S«;llgovcrnm.  S.  li^iü.  Aschrott  S.  10, 
110,  21011'.  Die  folgenreiche  BeschTftnkoag  der  objectiven  StcucriiHicht  auf  das  „iiii- 
licwcglich«  VermSron"  in  dem  erinianntfii  Uinfanjif  ist  in  ilcr  Tliaf  wolil,  ,.aiif  di«" 
Tuiidonz  der  englischen  Judicatur,  die  gesetzliche  Yerpflichtun«;  zur  Steuerzahlung  i  n 
indfcliclist  engem  Sinne  zu  intoiprctiren^*  (Aschrott,  S.  217)  zorOckzanihreii, 
Zwi^fplti  über  den  Sinn  des  »esetzliehen  Wortlauts  ge;r  nü'  r.  (Jcwiss  ein  Princip, 
durcli  das  eine  starke  Sicherung  der  Individnalinterosseu  des  Steuerpflichtigen  vor- 
liAi^,  aber  vobei  die  Gesetze  aDcli  ungemein  formalistisch  und  hier,  wie  After, 
schwerlich  nach  diT  rluontliclu  n  Alisiclit  dis  (i'>  s<'fzg«'1»rrs,  aiisgri  lcgt  «('iden.  Das 
(leset/.  V.  1840  trat  ein,  als  die  Judicatur  sich  der  Ausdehnung  der  LocalstoaerpÜiclit 
auf  „stock  In  trade*',  sichtbares,  in  der  parish  angelegtes  Handels-  und  OeverUe- 
kapital,  geneigt  zu  zeigen  srliicn  (Gneist,  Sclfgov.  S.  11'»  Not.;  I).  Eine  nnil  re 
Frage  ist  die  von  Ünclst  angenominene  unbedingte  Zweckmilssigkeit  einer  solchen 
Beschränkung  der  objectiren  Commnnalstcuerpflicht.  S.  u.  §.  Uil.  Ancli  die  frOherc 
Beschränkung  der  Steuerptlicht  auf  Kohlenbergwerke  nnd  Niederwald  war  schwer- 
lieh  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen,  der  wohl- nur  exemplificirte.  ücber 
die  practische  Bedeutung  der  durch  (les".  v.  18T4  cingctrcteiioji  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  s.  Bull.  ISjs,  I.  .iTi)  Ii.  In  England  und  Wales  wurde  ein  Ertrag  von 
1,433,000  Pf.  St.  (WaM  -iO-LOilO,  15.  tl' werke  0"K..not),  Tacdrechtc  48,').i>0(»)  in  Fol«'« 
dieses  Gesetzes  steuerpHichüg,  etwa  l'/4*/o  bisher  hchon  verstcii'  iten  (Je>auiuit- 
crträge.  Ffi  i  Villi  <1  r  Sti'uer  sind  nach  dem  Vorwcnd  u  ngszwccke  g«  wisse  Gebäude, 
wie  goltcsdienstlichc,  flflentliehen  Verwaltungszwecken  dienende  und  einige  andere, 
an  deren  Befreiung,  bez.  neuerliche  Besteuerung  sich  wieder  eine  formalistische 
Bpitzfindlge  Judicatur  und  casulstiscbo  Goset^btmg  aogdcnapft  hat  (Gneiat,  Self> 
governm.  S.  14&,  Aschrott  S.  219). 

e)  Der  ohne  specielle  Bestimmung  des  Gesetzes  durch  die  Praxis 
von  Jahrhttuderten  eingebürgerte  nnd  auch  kaum  bestrittene  Grund- 
satz der  Yerlheilung  der  Steuerlast  auf  die  steneipflichtigen 
Suhjecte  ist,  dass  die  erforderlichen  Stenerbeti%e  (der  Arniensteuer 
wie  der  ttbiigen  nach  ihrem  Muster  veranlagten  Loealsteuern) 
gleiehmässig  nach  der  HQhe  der  ermittelten  Reinerträge 
anfgehraeht  werden,  oder  m.  a.  W.,  dass  der  Stenerfhss  ein  pro- 
portionaler ist,  also  die  gleiche  Quote  vom  Ertrag,  ohne 
Rflcksicht  auf  dessen  Quelle  oder  dessen  Höhe,  bei  dem  einzelnen 
Steuerobject  nnd  Subject:  „a  fair  and  equal  pound  rate".  Der 
Stcuerfnss  wird  daher  in  der  tiblichen  Weise,  z.  B.  ganz  wie  bei 
der  Einkommensteuer,  in  „sh.  und  d.  vom  Pf.  St."  jährlich  fest- 
gestellt. 
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Gneist,  SolfgttTcrom.  S.  135,  507,  Aschrott  S.  228.    Ein  Ges.  r.  1S19 

(50  Georg  III.  *  .  12  s.  19)  braucht  dftii  (trwjiliiifon  englisclien  Ausdruck.  Im  (Jrs. 
V.  1601  secL  1  ist  schon  von  der  Aufbringung  der  Mittel  für  die  Annenrersorgunj^ 
„according  to  tlie  ability  of  the  paristi"  die  lUsde,  worin  man  alliaifallA,  aber  donli 

niclit  sicher,  don  firundsatz  der  Sttiih  rr»  rllnMluiiL;  iia^U  der  Leistuiigsfaliisikeit"  drr  Ein- 
zelnon  anerkannt  finden  könnte,  was  ilaiiii,  in  der  üblichen  Auslegung  dieses  Fnucips 
(Fin.  H,  %.  41711'.,  S.  'AUA)  auf  den  laüporüonalen  Steverfuss  hioainftSiii«.  —  Eine 
Progression  dos  Steucrfusses  nach  der  Höhe  des  Ertrags,  bez.  EiiikomnR'ns  könnte 
eigentlich  gerade  bei  einer  Arinenstcucr  nahe  liegen.  Aber  es  setzte  freilich  eine 
Verwandlung  dieser  und  der  übrigen  Localstonern  ans  einer  Stener,  die  wosentlicli 
den  ( •!  u  i  trr  einer  Objectsteuer  hat,  in  eine,  die  Erträge  lieiin  Bezieher  suoi- 
inir™d(!  Su  )tj  ectpfriier  voraus.  Soweit  die  brit.  Localbesteuerung  als  Ertragssteuer 
wirkt,  ist  sie  Besteuerung  des  fundirteu  Einkommens,  aber  eben  mit  Beschränkung 
anf  das  nnbewe gliche  Vermögen. 

§.  160.  —  d)  Die  Veranlagung^  der  Localstcucrn,  insbe- 
soiideic  der  Arnicnsteiier  erfolgt  kirclispiclwcise  durch  die  betref- 
fenden Beamten,  namentlich  die  AniRiiautselier,  wobei  jetzt,  nach 
dem  Gesetz  von  1802,  eine  Einscbüt/iingseonuuission  im  Armen- 
verband (Liiioii),  welche  sich  aus  tlen  nach  bestimmten  Normen 
vom  Collegium  der  KreisarmcnrHthe  (boards  of  guardian)  Erwählten 
zusammengesetzt,  die  Oberaulhieht  hat,  Diiectiven  giebt  und  unter 
Umständen  auch  andere  Personen  für  die  Eiuschützuug  an  StcUe 
der  Armenaufseher  ernennen  kann. 

Die  Armcuaufsehor  und  die  ihnen  jetzt  immer  meltr  bei  der  Veiaulagung  /.ur 
Seite  stehenden,  Tom  Gesetze  gestatteten,  Aufseher-  imd  Einnehmoi^Aflslstentcn,  welche 

besoldete  feste  Renifylieamte  sind,  haben  Listen  der  Steuersubjecte  und  der  Steuer- 
objecte  zu  entwerfen,  den  durch  die  Steuer  zu  deckenden  Bedarf,  resfeluiässig  im 
Voraus  f)ir  das  kommende  .lahr,  daher  jährlich  festzustellen,  den  steuerpfliclitigen 
Ertrag  in  vorgeschriebener  Weise  zu  ermitteln,  indem  sie  zunächst  den  fJolurtrai;, 
dann  die  Ab/iifisbeträiie,  darauf  tieii  IJeinertrag  für  jedes  Ohjc.rt  liererlnirii .  bez. 
scliiit/cu  ,  aus  dem  Verhidtuiss  licb.  zu  deckenden  Bedarfs  und  der  zu  bcstcucrndett 
Ecinertrag^ssumme  den  VerdieilurigsschlOasel  oder  Stcuerfass  za  gewinnen  und  hier- 
nach den  Beitrag  jedes  eiiizeliieti  Stcnersubjects  der  Localstcuer  r.n  ertnitteln.  G.  £ron- 
Uber  der  dcmgemäss  entworfenen  Einschätzungsliste  hat  jetzt  in  luue.ia  ILuipitiieil 
Englaads  die  Union  -  EinschHtzungscommisston  gewisse  Control-.  Abändernng-s-';  Er> 
gänzuiigsrechte.  Aurh  k;uin  ein  Aufseher  oder  ein  Steuerpflichtiger  Keclamationen 
gej^cn  dio  Einschätzung  Anderer  04ler  eines  anderen  Kirchspiels  dursolbeu  Armen- 
union bei  dieser  Commiasion  erbebcb,  tras  wegen  der  neuerlichen  Tn^ang  der  Armen« 
lasten  durch  Union  als  Ganzes,  stritt  durch  d.ts  Kirt^hspiel  wichtig  sein  kann, 
bauu  wird  die  Liste  festgestellt  und  mit  verbindlicher  Kraft  für  alle  Bothciligtun, 
auch  die  Aufseher  ?er6fl'endicht  -Beclaraationon  der  Steuerpflichtigen  in  eigener 
Sache  erfolgen  an  friedensrichterlicho  l'e/irI,>sessioncti  und  auch,  wie  ferner  Berufung 
gegen  die  Entscheidungen  dieser  l'>iedensrichter,  an  die  (^uartalbitzungen  der  Friedens- 
richter. Bochtllche  Principienfiai^^eii  gehen  erentnell  von  hier  znr  Entscheidung  an 
den  höchsten  fi<'iioli(.-j]iof  Die  Erlicl)iiijg  der  Steuer  st.  lit  auch  den  Aufseh«'rii  zu, 
erfulgt  aber  jetzt  ebenfalls  meistens  durch  eigene  Berufsbeamte,  gewöhnlich  in  (juartal- 
raten.  S.  Näheres  ttl>cr  all«  diese  Paicte  und  andere  verwandte  (z.  fi.  Execution) 
ijei  (Ineist*  Selfgovemm.  §.  08  8.  565  if.«  auch  §.  99,  und  Aschrott  S.  22T— 2S2. 

Der  finansiell  wichtigste  Panet  betrifft  die  Rein ertrags- 
er  mittlang.  Es  ist  sehr  bemerkenswerth,  dass  diese  im  Princip 
jährlieh  und  ohne  nmfassende  Grandkataster,  wenn  auch  jetst 
meist  mit  Hilfe  von  festen  Flurbüchern  fUr  lUndliche  Grundstücke, 

A.  W«gii«r,  FimniiirittMucliafl  III.  2'S 
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und  natUrlieb  im  WesentUcben  nach  den  Daten  der  biaherigea  Ver- 
anlaguDg  erfolgt.  Das  hat,  besonders  frAher^  leicht  dazu  geftlhrt, 
äbnHoh  wie  bei  älteren  continentalen  Gmndstenem  und  VermOgena- 
Btenem»  öfters  alte  Einacbätznngen  lange  Zelt  fast  unverändert  zu 
lassen ,  wodureh  nattlrlieh,  selbst  wenn  diese  arsprlioglicb  richtig 
gewesen,  allmUhlich  grosse  Ungleicbmässlglteiten  zwischen  einzelnen 
Steuerpflichtigen  und  von  Kirchspiel  zu  Kirohspiel  entstanden,  häufig 
in  der  Absicht,  da  man  es  für  Union,  Grafschaft  und  ähnliche  Ver- 
l)iinde  mit  der  Aufbringung  von  Stcuercontingenten  in  einer  Gemein- 
schaft zu  thun  hat,  die  Kirchspiel8(|Uote  uiedrij^  zu  halten.  Daher 
hat  auch  hier  die  Gesetzi^ehung  Krncuei  uiigen  und  richtigere  Aus- 
führungen (so  durch  besoldete  Taxatoren)  ermöglichen  müssen 
(1836,  1802).  Immerhin  erfolgen,  wenn  auch  die  Einschätzung 
jährlieh  staitlindet,  die  Erneuerungen  der  Grundlagen  dieser  Ein- 
schiitiUDg  doch  thatBächlich  nicht  allgemein  so  häufig,  nur  dass  das 
Recht  dazu  vorhanden  ist.  Und  das  bleibt  ein  Vorzug  vor  den 
continentalen  Grundsteuern.  Eine  grosse  Erle i  ch  lern  des 
Veranlagungsverfahrens  liegt  son.st  in  Gio.s.sbritannien  natdrlieh  bei 
ländlichen  Grundstücken  in  der  weiten  Verbreitung  der 
Zeit pa cht,  welche  die  Gewinnung  der  Ertragsdaten  fast  ebenso 
einfach  macht  wie  bei  städtischen  vermieth et en  Gebäuden.  Bei 
vorherrschendem  Selbstlietrieb  und  vollends  bei  bäuerlicher 
Wirthschall  würde  das  britische  Localsteuersysteni  wenigstens  auf 
dem  Lande  schon  wegen  der  steuertechnischeii  Schwierigkeiten  der 
Veranlagung  kaum  haltbar  sein.  .Jedenfalls  würde  die  Veranlagung 
auf  dem  Lande  bei  ländlichen  Grundstücken  die  Einrichtung  eines 
umfassenden  Grundertragskatasters  uuter  solchen  Verhältnissen  auch 
auf  den  britischen  Inseln  bedingen. 

An  steuert cchnißchen  und  princfpiellen  Schwierig- 
keiten der  Veranlagung  der  Localstcuern  und  bezüglichen  Streit- 
fragen fehlt  es  auch  jetzt  schon  nicht.  Sie  betretfen  besoudeis  den 
ßegriff  und  die  diesem  Begriff  folgerichtig  entsprechende  und 
gleicbmässige  practisehe  Ermittlung  des  steuerpfliehtigen 
Ertrags,  sodann  die  yVnwendung  des  Princips  der  Ertragsbe- 
steuerung  auf  specifische  RealitätenarteUi  wie  Bergwerke, 
Eisenbahnen,  Canäle,  Wasserwerke  u.  a.  dgl.  m. 

(S.  dwnbnr  (ine ist,  Sfitfgovernni.  S.  147  ff.,  Asehrott  S.  2286*.)  In  der 
Pr.ixiH  m\<\  \n  der  .ladicatur  liat  sich  die  Ansicht  ausgebildet  und  ist  dann  von  ncui  r.'u 
Uesctzcu  gebilligt  worden, dassdcr  „stenerpflicktige  Keiner Irag''  (rateable  valuu) 
des  zur  Arroenstener,  bez.  zu  den  Localstenern  zu  rcrnnlagendra  Steoerobjecte  In  der- 
jenigen darchachnitdicben  Pnclit-  oder  Mietbrente  bestehe,  za  welcher  man  dns  Object 
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(Grundstück,  Haus)  üblicher  Weise  wirklich  verpachte  oder  vcrmiethe  oder  verpachten 
oder  vermiethen  könne,  abzüglich  der  Abgaben  und  Steuern,  welche  auf  dieser  Er- 
frag^sr'Mifo  zu  Lasten  des  Pachters  und  Miether-i,  bez.  sclbstuutzendcn  Eigenthiimere, 
als  der  btcuerpflicbügou  Pcrsoiieu,  etwa  ruhen  (z.  Ii.  Laudtaxe,  I^iausstcuer),  sowie 
sbzüglicli  der  nnthmassliclieii  Bepnratar-,  VenieheniiiKS-  und  sonstigen  Koirten« 
wflrfic  zur  Erbaltung^  des  Olijcrts  in  seinem,  die  bishrri^'e  lu^ifc  gelM-nden  Zustand 
durchschnittlich  aufzunrcuduu  sind,  bo  wird  das  Princip  auch  gesetzlich  ausgedrikckt 
in  6  and  7  WiU.  IV,  c  %  b.  1  (Gueist,  Solfgoveram.  8.  14$,  A  sehr  Ott  8.  229), 
Kur  die  Ermittlung  d*'r  „rohen  Rente"  (gross  osfimateil  ri  nt<ili  wird  es  hif^nach 
bei  dem  gewöhulichou  (Wohn-)  UausbeütjC  und  läudlicheu,  d.  h.  landwirthscbaft- 
lich  beuiitston  Grundstttckcn  gefkde  in  brithchen  YerhlHiiissen  nidbt  leicht  an  genti* 
!:eiiilen  Anhallspunct«  ii  in  un!5«'liwor  fcstzust-  Ilenden  wirklich  gezahlten  Mieth-  und 
Pachtrenten  oder  in  danach  statthudeudeu  ziemlich  sichoron  Anschlägeu  fehlen.  Die 
staatliche  Hausstoucr,  die  Einkommensteuer,  Abth.  A.  und  B.  geben  vielfach  gebrauchte 
weitere  Anhaltspuuctc,  übrigens  auch  wechselweise,  zur  Ermittlung  der  rohen  und 
freilich  inclir  nocli  der  reinen  Kente.  Mehr  Schwierigkeiten  macht  auch  bei 
dicbi;u  gcwuhalichcn  IStcuerobjccten  die  iestoeUuug  der  Abzugsposten, 
zumal  der  auf  Schätzangen  bemhendcn,  wie  der  Beparatnr-  und  In-Stand-Haltungs< 
kosttni.  Hierbei  erfolgen  wohl  meist,  iihiilicb  wie  bei  contincntalen  Ornndsteuern  für 
die  „rioducliüiiikosteu"  und  bei  liölarcu  Uaussteuern ,  schemalisch  iu  lieslimmten 
Quoten,  classenwcisu  nach  Gattungen  von  Objectcn,  Abzüge  (so  mit  gesetzlichem  Hazi- 
mutn  itt  London).  I^atUrlich  kommt  hier  Alles  auf  die  Art  der  Auaführung  an. 
Localü  Verschiedenheiten  der  Praxis  werden  aber  durch  das  gegenseitige  Interesse 
der  Kirchspiele,  sich  wegen  Kepartitlon  eines  Steuercontingents  richtig  besteuert  zu 
Heben,  wollt  einigermassen  in  Schranken  gclialten  und  durch  die  wachselseitigeii 
Ueclamatiousi'echte  der  Kirchspiel- Aufseher  ausgeglichen. 

Erheblich  schwieriger  it-t  die  Ermittlung  des  steueriiüichtigcn  Keinertrags  bei 
Objecten,  die  ^(  Ibst  bewirthschaftet  werden  und  einen  AnalogieschltUS  YOn aodefMI 
Pacht-  und  Miethrentcn  nirht  wohl  zulassen.  So  besonders  le  i  den  grossen  mo- 
derneu (Priva(-)Untoruebmu Ilgen  des  Ycrkchi'swcscns  und  ähnUcbcu  (Eisenbahnen« 
Canälen,  Gas  n.  Wasserwerken  u.  a.  m.\  die  ttlwrhaapt  selten  oder  nie  verpachtet 
sind  und  bei  Unternelimungen,  —  zu  denen  die  vorgenannten  übrigen!-  mit  gehören  — , 
bei  welchen  der  Keinortra^  der  Kualitüt  (Grundstück,  Gebäude)  nur  nach  wülkühr- 
liehen  Flctionen  ron  demjenifren  des  sonstigen  Capitals  getrennt  werden  kann,  z.  B. 
bei  Fabriken,  Btn-gwcrken.  Vollends  bei  solchen  Unternehuiungrn.  welche  b'ich.  wie 
Eiäenbahncu,  Cauälc,  übci*  viele  Kirchspiele,  Armen-  und  andere  Verbände  und  Graf- 
schaften ausdehnen  und  doch  wirfhschafdich  und  rechtlich  ein  einheitliches  Dr- 
tra!Xso))iec,t  bilden,  werden  die.se  Schwierigkeiten  bei  der  Eiiischätzujit;-  eines  Theil- 
Ertrags  in  den  einzelnen  Commuuon  u.  &  w.  ohne  Wiliktihr  kaum  lösbar.  Etwas 
Achnlichcs  zeigt  sich  in  der  coutinontalen  Gommunalbesteuerung  der  Eisenbahnen 
(die  eigentlich  principwidrig ,  nur  eine  Consoquenz  des  falschen  Privat bahnsystems 
und  der  diesem  gemässen  Behandlung  der  Bahnen  als  Erwerbsuntornehmungen ,  statt 
wie  beim  Staatsbahusystem  als  öflcntlichcr  Anstalten,  ist  und  mit  dem  Siege  dieses 
Systems  so  gut  wird  fallen  müssen ,  wie  eine  Gommunalbesteuerung  der  Post  fdiH). 
Die-  liri>!'^f  !ie  Praxis  hat  bich  hier  wieder  durch  ihre  Casuistik  zu  helfen  gesucht, 
alior  an  Sireitiallcn  tui  die  Judicatur  fehlt  a  da))ci  nicht.  In  uianchen  Fällen  ist 
schlechterdings  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Einschätzungsverfahrens  nicht  zum 
Ziel  zu  koninien.  (^haraeterisliseh  dafür  ist,  dass  zwischen  Eisenbahnen  und  Kirch- 
spielen die  LücaJstcucr  öfters  v ertragsmässig  geregelt  wird.  (Vgl,  Gueist, 
Selfgov.  S.  144  Note,  Aschrott,  S.  229  Ifoie,  Geaauofes  in  den  von  beiden  dtlrtea 
Stellen  von  Barn  s  just,  of  pcace). 

Der  steuerpflichtige  Keinertrag  des  Steuerobjccts  frafeable  reutal),  welcher 
dann  schliesslich  den  Vcrtbeiiuugsmassstab  lur  das  Steuercontint^ent  bildet,  ist  so  doch- 
ihiilich  wie  bei  unseren  cmitinentalen  Ertrags-  und  Real-  ((irund-.  Haus-)  Stouem 
der  „Katastralreinertrair"  —  nur  ein  dein  wirklichen  (auch  Durchschnitts-) 
Koiueilrag  sich  au  nähernder,  und  zwar  regelmässig  nicht  unerheblich  hinter 
demsdbeo,  wie  auch  hinter  dem  fUr  die  ^nkoaimeusteuer  eingeschätzten  noch  zurück» 
bleibender.  In  welclicin  Maasse,  das  lässt  sich  natürlich  nicht  allgemein  sicher 
»agou.    Bei  der  Bcrcchnuiij^  dos  Steucrfussc:»  aus  dem  Ycrhultuiss  zwischen  dem 
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stcuerpflichügcn  Erfrage  und  dem  Betrage  der  Arinenstcucr  oder  aller  l.ocalstcuern 
ist  nur  nicht  zu  iibecsehen«  dass  dieser  Fuss,  ähnlich,  weoD  auch  nicht  in  gleichem 
(iradc  wiu  bi  i  ilen  meisten,  zuinnl  »chon  etwas  alteren  contiucntakn  (irundsteut:rn, 
nominell  üu  hoch  erscheint,  dass  also  die  wirkliche  Steutirbelastung  be- 
deutend massiger  üt.  liegenUber  iinseren  reclitlicli  odur  thatüächlich  mehr  oder 
weiilirrr  sfabil'Mi  contittentalen  l{eaIst<'Tieni,  hosoriders  der  Grundsteuer,  ha'»cn  dir  liii- 
tischeu  Locaibtcuern  in  der  wcuigstciis  i»riucii»icH  jährlichen  aeucu  Kinschätzung 
indeSKB  eioen  Vorzug,  weil  diie  Garantie  dafilr,  dass  die  EinsdiStzungeii  oiuifef' 
maHäcn  den  wirklirlien  Bewef^unurcn  des  Keiacrtrags  sich  anpassen.  Ein  weitnrfr 
Vorzug  liegt  in  dem  Kopartitious cliarauter  der  britischen  Localstcucrii,  namentlich 
hti  äomfoontingenten,  welelie  sieli  nacli  dorn  Bedarf  indem  himI  von  retscUedeoeu 
Einschäf/ungsbezirkcn  dcrsclhrn  Sfrncrircmeinschaft  (so  von  den  Kirchspielen  fiif  die 
Union)  aufzubringen  sind,  was  cl>oii  ein  gcg-cnseitiires  Coiitrolintcresso  bedingt. 

Für  die  allgemeine  principiellc  Bt;urlheilung  des  britischen  Locubteucniysteuis 
(i^.  1(31)  kommen  diese  Mäogel  und  YoizUge  der  Veranlagong  natttriicb  auch  mit'  in 
Betracht. 

Das  Yorhällniäti  des  roboo  zum  sioucrpflichtigun  Ertrag  du»  der 
Armensteuer  (fttr  Armen-  vrie  far  sonstige  Zwecke)  unteivorfonen  Kealbesitzes  sowie 

die  Höhe  di<:scr  Steuer  und  danach  des  Stoucrfusscs  ist  aus  der  amtlichen  Statistik 
der  Local  taxation  rcturns  und  des  Stat.  abslract  zu  ersehen.  Für  England  und  Wales 
allein  war  es  (,Stat.  abstr.  No.  33,  p.  39,  Loc.  t&x.  rct.  für  lSb3/S4,  part  l,  9,  II)  in 
Mfli.  Pf.  St. 

Geschabter    Kein-  Kdnertrag  Armen«  Danach  Gesammt-  Davon 
Rohertrag;,     ertrag.    7..  vom    Steuer     Steuer-  ausgäbe,    für    f.  andere 

Kohcrtrag.    etc.      fuss  7r  Arme.  Zwecke 

1S71  12ft.47  1  07.40  84.9  12.12  ll.d  12.00  7.60  4.21 
1885      172.05      145.53      84.3      15.55      10.7      15.05      8.41  7.24 

Würde  mau  die  silmmtlichen  übrigen  directcii  Localstcuern  (ratca)  auf  diesen 
niimlichcn  stcueqjHichtigcn  Tveinertmg,  übrigens  ni^lit  ganz  correct,  mit  vcrtheilen, 
d.  h.  aubser  der  Armen.-.teuor  weitere  ca.  10  Mill.  Pt.  St.  in  1SS,5,  .so  sticke  der 
Steuerfnss  auf  ca.  17.0  "  nuiniucll.  (iiischcn  (Itep.  p.  17)  berechnet  unter  5Iit- 
bcniifi^nn;^-  der  älteron.  Firiii.  ti  iin/iivcrlii-^,iurren  Schätzungen  den  Steuerf uss  (d.  ii.  die 
Belastung  des  stcucrptiichtigen  Ertrags)  per  Pf.  St.  auf: 


ibU3 

181»— 15 
1K17 
1827 
1841 
180S 

Als*'  '  iiif"  'rot?:  der  absoluten  Sfeuerv' rnirbrung  relafivr  ^^•rmilldel^il  :  f  r  Last, 
zumal  für  die  eigentlicbu  Armon?enäorguug.  Die  beiden  Beträge  für  l'^tib  sind  bez. 
7.5  und  lß.f>7"/o>  welche  letztere  ZilTor  seitdem  bis  1885  doch  auch  nach  obigem 
ungefähren  Anschlag  nur  um  ca.  1  "/i.  gestiejicn  wäre,  üemerkenswerth  ist  das 
relative  Sinken  der  eigentlichen  Armenlast  und  das  «  normu  Steigen  dor  sonstigen, 
durch  Steuern  zu  deckenden  Locallasten;  letzteres  dieselbe  Erscheinnng  wie  auf  dem 
Continente.  Das  Ve,rhaltnih^,  di  s  lot  alsteuerpllichtigen  Keinertrajus  zu  dem  fnr  die 
Einkommensteuer  veranlagten  lv'(  im  rtrag  de^s  d'nunlbesit/os  wurde  um  ISOO  auf  70  :  100 
veranschlagt,  wonach  sich  jener  nomincil';  bteucrluis^  von  1(» — IS  "/<»  schon  auf 
ca.  11—13  "/,,  vermindert»,  in  Wirklichkeit  wohl  noch  erheblich  mehr  ((iöschcn's 
l{cp.  p.  15).  —  Fiir  eine  Mens^e  weiln-c  I'unetc  itit'Tc^^anti'S  ^tati.stisr-lios  Material  in 
dem  genannten  itcport  und  in  den  Ketanis;  auch  lu  Ii  u  eist 's  Scifgovernm.  (,aus  dem 
Joum.  of  the  stat.  soe.  B.  32)  weitere  statistische  Daten  (S.  154  IT.,  ttljer  d.  com* 
pennding  system  570). 


für  Armen- 
Versorgung  allein 
sh.  d. 

fttr  alle 

Katen 
sli.  d. 
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§.  161.  —  3.  Die  Heu  rtUcilun^  des  b r i tische u  Lue iil- 
stcuersysteni  s  wird  veiBi-hiedenc  runde  zu  uiileräcbeideo  habeu, 
die  liier  jil)er  nicht  alle  hcrUcksichtigt  werden  sollen  und  Uberhaupt 
DiclU  alle  einer  Kriirtcruug  in  einem  Finanzwerk  uiilerzogcn  werden 
kiinucn,  bu  x.  13.  die  wichtige  Bezielmug  des  Steuersystems  zum 
britischen  Selfgovernnient  nicht.  In  Betracht  kämen  hier  etwa 
folgende  Puncto :  a)  da«  Verhältnisö  der  Local-  zur  Staats - 
bcstcncruüg  und  die  btellung  der  ersteren  als  Glied  der  Ge- 
s  a  m  nith  es  teuer  ung  des  Vereinigten  K(5nigrcichs  ;  b)  das  Ver- 
hältniss  der  Localhestcuernng  zu  den  V  e  r  w  a  1 1  u  u  g  s  z  w  e  c  k  e  n 
ihrer  Erträge;  n  die  principicllc  s  t  c  u  erpolitische  Heur- 
theilang  der  Loi-ilht  Steuerung'',  namentlich  ihres  Hanptgrundsatze.<^, 
als  Steuergattung,  und  zwar  überhaupt  an  und  fttr  sich,  als 
C om ni u na Is teuer,  und  nach  beiden  Tuncteu  als  britische 
Steuer ;  d )  die  s  t  e  a  0  r  t e  c  b  n  i  8  c  b  c  BeurtbeiluDg  desgleichen  nach 
,  diesen  Kicbtnngen. 

Auch  dies*'  Sf  itt  n  <!<  r  T.ofalsfracrfrago  würden  in  einer  j^rösHcrrn  monogra- 
pbiticlieu«  wenn  auch  aut  das  tinanzwisseuschafUicbe  Momeot  üch  beschräokcndco 
Behandlnnj^  des  (legonstands  zu  eingehendeii  nmiiuigrdchon  EMrteningeii  Anlan  gdhen 
und  jiur  in  solclicii  erschöpfend  behandelt  werden  können.  Die  meistens  tnclir  ver- 
waltungsrechtlicho  Literatox  des  Uegeostaadä  hat  diese  Seiten  wohl  berührt 
((jiicist,  jungst  AscIiTOtt),  aber  dem  Standpnnct  aod  den  Zielen  der  Autoren  gemSss 
sie  weder  eingeheiKl  gcnut;-.  noch  gerade  fllr  den  finanzwissenschaftlichen  Standpanct 
völlig  befriedigend  erörtert,  i^ei^hwci^^  erledigt,  liicht  einmal  fUr  England,  aoch 
woniger  für  die  allgemeine  Gommtinalsteiier^ge ,  in  welcher  das  eigentliQinHche  bri- 
tische System  'une  besondere  Rolle  in  Diäcussionen  und  Vorsclilägen  de  leue  ferenda 
gespielt  hat,  —  in  Deutschland  namentlich  auf  One  ist 's  Autorität  hin  und  auch 
nach  den  Anregungen  der  „Deutschen  Freihandelsschule"  als  der  Vertreterin  des 
Princips  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse'"  oder  „nach  Leistung  and  Gegen- 
leistung" (Fin  II,  §.  121  ff'.\  was  man  im  britischen  LocalbteURrsystcm  passend  durch- 
geführt fand.  Suweit  auch  diüscb  Stuck  britibcher  Besteuerung  als  „Vorbild'"  hat 
herhalten  sollen,  wird  es.  imtasen  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  im  späteren 
systematischen  Theil  der  „speciellen  Steuerlehre"  zu  prüfen  sein.  Die  folgend«;  Kritik 
beschränkt  sich  auf  einige  Bemerkungen  zur  Bcurtheilau;;  des  Systems  als  (ilied  der 
britischen  Besteuerung,  wobei  es  sich  nur  um  die  Anwendung^  dieser  Stcuerart  auf 
specifisch  l)ri tische  Verhältnisse  liaudelt.  Nur  nebenbei  kann  ein  Ülirk  auf  die 
„vorbildliche"  Bedeutung  der  britischen  Localbcstcucrung  lur  andere  Länder,  ahnlich 
wie  hol  der  Zollreform  <§.  141),  geworfen  weiden.  Die  herroiigohol>eDen  einzelnen 
'Punctc  einer  linanzwissenscIiaftliL'hen  Betrachtung  stehen  nntcr  sich  natürlich  wieder 
iio  engen  Zusammenhang.  Einiges  zu  einer  bezüglichen  Kritik,  bei^onders  dos  vierten 
Pancts,  der.Btmiortechniflchen  Sdto  der  Fhige  ist  aadi  sciion  im  TOrigen  Paragraphen 
bei  der  „Veranlagung**  bamerkt  worden. 

Der  Historiker,  Politiker  and  Yerwaltangsreebtsvertreter  wird 

die  britisctie  Loealbesteaernog  zanächst  als  Prodaet  der  ge- 

scbiehtlichen  Entwicklung  und  speeieli  der  Selbstver- 

waltang  anfTassen,  sie  so  zu  versteben  stieben  nnd  nach  den 

gegebenen  Verbftltaissen  wenigstens  bedingt  rechtfertigen.  Allein 

damit  ist  die  Aufgabe  der  finanzwissensebaftUcbeD  Kritik 
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nicht  erledigt.   Es  gilt  fUr  diese,  nun  auch  das  entwickelte  Local- 

ßteuersystem  nach  den  vorhin  genannten  Seiten  auf  seine  Prin- 
cipicn,  seine  technische  Bcschaftenbcit,  .seine  Function  nnd  Wir- 
kunp^en  zu  prüfen.  Hier  werden  sich  \  orziigc  iuk]  M;uigcl  linden, 
aus  deren  Vergleichung  schliesslieh  der  Werth  des  Systems  für 
Grossbritannien,  die  Richtung  der  etwa  eriorderliehcn  Reform  nnd 
auch  die  Bedeutung  des  Systems  als  Vorhild  für  andere  Länder 
sich  ergehen  wird.  Wenn  irgend  wo,  ao  sind  iVcihch  auch  bei 
der  finauAwissenschaftliehen  Kritik  eines  solchen  practiächen,  el)cn 
als  geschichtlicbes  Troduct  aufzufassenden  Gebiets  absolute  Urtheilc 
zu  vermeiden. 

a)  In  ihrem  Verbältniss  zur  Staatshc st enerung  be- 
trachtet bat  die  britische  Localbestcuernng  cini-o  ^itcucrtecb- 
nischc  Vorztige,  auch  verglichen  mit  den  iiiKilogcn  Verhält- 
nissen auf  dem  Continent.  An<'li  bildet  sie  prinripicü  s teuer- 
politisch  aui'gefasst,  im  Ganzen  eine  passende  Ergimzuna  der 
ersteren,  indem  sie,  soweit  sie  als  Krtragsstcucr  auf  den  Grund- 
cigenthUnier  oder  auf  den  lang;jäbrigen  Bodenmiether  (wie  in  städti- 
schen Verhältnissen)  —  auf  beide  direet  oder  durch  Uebcr- 
wälzung  — ^  mjdtt  der  ungenügend  entwickelten  staatlichen 
Realbesteuerung  gegenüber  eine  Ausgleichung  bewirkt.  Kicbt 
minder  ergänzt  sie  als  directe  ßesteuerung  das  weseotlich  aas 
indirectenVcrbrauchss  t  en  ern  bestehende  Staatssteuersystem, 
freilich  mit  der  Einschränkung,  dass  sie  in  städtischen  Vcr- 
bälinisseo,  soweit  nicht  eodgiltigc  Tragung  durch  den  oder  Ueber- 
wälsuDg  auf  den  Grund  nnd  HanseigenthUmer  eintritt^  als  Woh- 
nung s  s  t  e  n  c  r  ähnliche  Wirkungen  wie  eine  Verbraucbssteuer  sogar 
auf  nothwendige  Lebensbedttrlnisse  hat. 

GoUisiotien ,  wie  sie  bei  Aem.  Zuschlag  sybtem  fUr  Oorarounalstenern  oder  attcli 

l)ei  i^leir-harfigCTi  Staats-  nnd  Cominunaktcucrii  ncljcnoiiiaiider  uiivcruieiillicli  sind, 
liommeu  unmittelbar  boi  dem  vorschiedeoou  tcchuiscbcu  Cliaractüi  dor  botrelicadea 
Besteoeningeii  in  Orossl)rtfannfen  nielit  vor:  ein  Yorthcil  ttr  beide,  wie  sich  «.  A. 
ergieljt,  wenn  ui -  n  unsere  continentHleii  staatlichen  Einkommen-,  Personal-  und  Ertra|rs- 
steuera  mit  ihrer  jüelastuag  durch  Zuschläge  für  Gemeinden  und  Verbände  oder  das 
Nebeneiiiüideisteheti  besonderer,  aber  gleicher  Commuual-  und  Stautsstcueru  dieser 
Art  mit  den  britischen  Verhältnissen  ringleicbt. 

Mittelbar  haben  freilich  beide  BcstctJcrungcii  doch  auch  in  (Irossbritariiiicn 
gomein&ame  Beaüebuugen,  was  bei  der  .Entwicklung  gegeuäcitige  UUcküchtuahmcn  be- 
mngt,  weil  beide,  —  die  Locabtener  wenigstens,  soweit  sie  als  Ertmgsteaer  wirkt,  daher 
namentlich  für  ländliche  Grundstücke  —  wenn  auch  in  verschiedener  Form,  doch 
dasselbe  Stcucrobjeot  bclaüten:  das  Koalvermögeu,  welches  in  der  Staatä-Ürund- 
steuer  (Landtaxe),  Hanssteaer,  in  Abth.  A  und  B  der  Einkommenstoner  (theiiweise 
auch  in  D),  dann  weiter  in  gewissen  Stempeln  und  mittelst  der  Erbschafissteuorn 
besteuert  wird.  Indessen  sind  gerade  die  als  Uealrermögeussteucr  wirkenden  Thcile 
der  britischen  Steatshesteueruug  Tcrkommcrt,  wie  die  Landtaxe,  weuiger  ausgebildet, 
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wie  die  Hattssfouer,  die  Erbsohafisstoaer  fQr  IminobiliBrvennögeii ,  auch  die  Stempel 

für  I?cch(sg(>3cliartG  in  Bezug  darauf.  Dalicr  wirkf  «lic  T>ocHlljL's((.'Urruiij;  liier  .slenrr- 
politiscli  uud  slcuertechiiiscli  nicht  iiugceigiiet  als  Ergänzung  der  (iciaaiuutbcötcucruog 
nach  di(»er  Richtung. 

Die  neuerliche  starke  Ertragsveruichruug  der  Localbteiieru,  welche  weniger  der 
Armrnrcrsorgung,  als  den  llhrigcu,  auf  die  Armcnsteuor  und  auf  die  nach  gloicheiu  Princip 
uüd  Modus  eingerichtete u  Localäteucrn  aiig*^w!"?scncn  I.ocalausgabcn  zuzoschreibeii  ist, 
droht  atteodiogs  nach  dem  einseitigen  l'riiici])  d  t  Localboatoneraiig  zu  einer  Ucbcr- 
bürdung  wenigstens  d«'s  ländliche  n  Kcalhcsit/es  iw  fuhren,  da  auf  diesen 
die  Looü^uer  Iciclitcr  uberwalit  wurden  wird.  Gefahren  dieser  Alt  werden  iu 
England  nicht  mcltr  verkannt,  wie  auch  die  beliebten  vergleichenden  Berechnungen 
der  ganzen  Steuerltclasfung-  der  beiden  grossen  Vcrinn-^oiis-  und  Ertra2:riy;attungen, 
des  immobilen  und  uiobilun,  ergeben  (vgl.  Göschen 'ü  ixeport,  freilich  mit  ni.  E.  reckt 
zirdfeUmflen  Ergebnissen). 

Fasst  man  dii'  Localafeiieni  kurzweg  als  directe  auf  und  niimiit  man  an,  was 
allerdings  nur  bedingt  zulässig  ist,  daäs  dieselben  als  eine  nur  nach  einem  bcsoudereu 
Gnindaatz  reianlagte  Ertrags-  und  Einkoninehsfcner  fungiien  —  jenes  melir  in 
ländlichen,  dieses  mehr  in  städtischen  Vciliriltnisscn  — ,  so  würde  das  Vcrhältniss 
zwi^heu  directcu  uud  iudircctcu  Steuern  in  der  Gettammtbosteuorung  des  Vor- 
einigten  Königreichs  stark  zu  Gunsten  der  crsteron  verscfioben  werden:  zo  den  ca. 
2.1  Mill.  Pf.  Si.  (Jirocter  Staats  steuern  um  ISSö  (s.  o.  S.  2'!J'  wurden  dann 
ca.  iil  (oder  31.4  V)  Mill.  Ff.  St.  dixector  Localstoueru  treten  (eine  Schätzuags- 
Ziffer,  weil  fbr  Schottland  und  Irland  die  irrthtlmlich  bei  den  „ratcs**  mit  eingesetzten 
Einnahmen  aus  Gas-  und  Wasserwerken  nicht  genau  ausgeschieden  werden  können, 
s.  o.  S.  350).  So  stiege  die  Gesammtl}esteueruug  des  Staats  und  der  Localverwailungcn 
von  ca.  75  auf  ca.  lOti  Mill.  Pf-  St.  (ohne  einen  Zaschlag  fiir  „in directe  Local- 
steveru",  da  diese  nach  den  früheren  —  S.  311)  —  fast  durchaus  Gebuhren  sindi,  die 
directe  Bcstcueruiiir  von  25  auf  56  Mill.  Pf,  St.  und  die  tjuotc  der  dircctcn  Steuern 
von  uÜA^/f,  Ijciiu  Staute  alleiu  auf  ca.  öl,9"/(,  in  der  Gesanimtbesteucrung:  also  mehr 
„directe"  als  indirecte  Verbrauchs-',  Verkehrs-  und  Erbschaftssteuern 
zusammen!  Bei  der  schwierig  zu  hcurtheiLjud^Mi  und  jedenfalls  mannigfach  unuluichen, 
besonders  nach  städtischen  und  lündliclicn  Vcrhaiüiisäcn  verschiedenen  W  irkung  der 
Localslenern  (wie  anderseits  auch  bei  der  ebenfalls  schwierig  festzustellenden  Wirkung 
der  staatlichen  llaussteuern  und  Licnzen)  kann  man  freilich  auf  ein  soMies  tilosses 
licchuungsergcbniss  nicht  allein  Gewicht  legen.  Aber  so  viel  bleibt  doch  inuner 
von  demselben  für  die  allgemeine  Chatactcristik  der  britiscbon  Bcsteucrong  richtig, 
dass  mit  Inbegriff  der  Localsteuern  die  direcd  ]lcstnucrung  oincn 
sehr  crhublichou  Thcil  der  Gusammtbesteucruug  ausmacht  und  zwar 
gegenwärtig  einen  grosseren  als  im  19.  Jahrhundert  und  iu  der  fran/.nsischeu 
Kric.cs/.oit,  da  seit  dieser  die  indirec  tc  Yc  rbrau  chsVi  t  eu  cm  ng  al)soliif  s'ihr 
wenig,  die  directe  Staats-  uud  Localbcstouorung  sammt  den  Erbschafts- 
steuern absolut  sehr  erheblieh  zugenommen*  haben  (s,  o.  8.  234).  Das  bei 
uns  oft  gerühmte  at;ii',:  „Vürwiogen  der  Ver))rauchsbcsteueruiig"  in  Gro.^.-^Iiriinnnieu 
beruht  daher  auf  unrichtigen  Annahmen.  liaeh  der  Vertlieiloug  der  Vcnvaltungs- 
thfitigkeiten  zwischen  Staat  und  LocalkOrpern  gerade  in  Grossbritannicn  im  Unterschied 
vom  Continent  verdienen  diese  Thatsachen  noch  liesondere  Beachtung:  der  Civil-  * 
vcrwaltungsaufwand  wird  eben  wesentlich  durcli  directe  Besteuerung  gedeckt. 
Ks  fragt  sich  nur,  ob  durchlassende  directe  Steuern,  gerade  was  diese  Vorwendungs- 
zwecke anlangt  Das  föhrt  auf  den  zweiten  hier  to  betnchtimden  Punct  mit  hin. 

§.  162.  —  b)  Das  Verbältoiss  der  Loealbcstenernng  zn  den 
Verwendnngsxwecken  ihrer  Ertrüge  ergiebt  sieh  ans  dem 
tt  b er  tr agen  0 n   und  „eigenen"  Wirkungskreise  der  britisohen 
Selbstverwaltungsk  0  rper. 

(l'in.  I,  3.  A.  §.  40,  53.)  Danach  wird  auch  jetzt  noch  iu  grosserem  Maasse 
Vieles  ron  dem,  wus  auf  dem  Contincnte  unmittelbar  vom  Staate  und  mit  Staats^ 

mittein,  also  auch  mit  Staabsteuern  auf  dem  Gebiet^  i!er  „Cultur-  und  Wohl- 
fahrtttförderung'",  daher  der  Oivilvcr waltung  ausgeführt  wird,  durch  die 
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Selbs(vcrwaltuii;;äk4rper  und  Mif  dcroti  Koi>tcu  besorgt.   Die  Ausgaben  dor  bri* 

h'schf  fi  I.ncalverwaltHiig  bctrcUcii  (hlwr  juirli  gegenwärtig  in  grösserem  IMaasse 
alb  aul  ilcni  Cuiitineiit  Zwecke,  welche  wir  dcui  Staate  m  viiidicireii  pflegca,  neben 
rein  localcii  Zwecken.  Durch  veriiiehito  üDmiUelbai-c  Thätigkcit  and  Aafwand  des 
hritiäclien  Staats  auf  dem  (Jebiet  der  Civilvcrwallung  und  durch  das  Syst. m  der  StaaUs- 
2UäoliUä»c  fiir  fiOcalauitgaben ,  besonders  solclie,  welche  mehr  im  staatiichen  als  im 
coffltnnnalen  Inlorcflsc  oder  docli  uiit  im  crstercn  zu  licgcu  sciieiiieii,  hat  sich  zwar  in 
diesem  Jahrliuudcrt,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  grössere  Annäherung  bri- 
tischer an  coiiliitcutaiu  YerhäUuiäöo  voilzoi^ou,  aber  bodeutendo  UuterscUiede  bostehoa 
immer  nocb. 


Vgl.  schon  die  Daten  in  l'in.  I,  3.  A.  §.  5:^.  S.  1 1  !,  fUr  1S73/74.    Neuere  sind 
dio  folgoodou  ciiUtabstr.  So.  3a,  p.  34,  37),  in  lou»  Pf.  St.  fiir  IStiT/HS  u  1883/^. 


England 

u.  Wales 

Gao2ür  Staat 

Durch  Verbände  ii.  Kircbtfpicle  fUr  Armen* 

18ti7/HS 

1883/84 

1867/68 

1888/84 

$,3501 

(10,440 

Far  andern   Parochialausgabeu  mt 

} 

9,884 

< 

659 

l,or,i| 

I  1,107 

Aus  Aithihcn  dafür  

S20 

508 

»4I> 

Sil? 

.•>4n 

Ouich  o  c  h  u  1  benoraen  

"~ 

4,530 

\  7'tß 

Xfv Itll  olciUilbOUCUllU  JlUlllOlJid laUilfn'" 

lalCU    lUr    X  Q  1 1  fj '  i  ^     r> d  II  1 1  a      W  C  3  f '  Ii 

z  1 ,1  no 

1  MI  n  II  1  <4 11  (1 1 1  c  II  c  o  ci  II  1 1  et  ( 3  auiuriiiiicii  • 

vi  1 

4 

649 

Durch    raf'ächaftsautorit&ten  f.  Polizei, 

2,853| 

Durch  Landstrasson-  und  Strassen* 

1,400 

2,080  f 

6.32(> 

6,973 

Durch  Chaussee beliörden  

l,OaO 

IO2J 

13« 

8 

136 

8 

Für  Entwässerung    Deichbau  Ii.  s.  w. 

205 

4t;y 

254 

511 

2,072 

3,359 

2,582 

4,011 

332 

417 

861 

469 

Aus  Lcuchtfenergeldem  (Handelsmarine- 

270 

352 

42S 

529 

Durch  l^egräbnissbehOidea  

209 

405 

216 

SOO 

Aus  Kirchen-  und  geistlichen  Stoacrn    .  . 
Durch  andere  Autoritäten  ...... 

30f5 

11 

35S 

7S 

I  Vi 

83 

211 

IMi 

Stliiiiiir : 

:>o,455 

52^1»5S 

64,0S7 

Einnahmen  (>.  o.  S.  3üU)  zuaauiuicn  .  . 

30,441 

51,l<i() 

30,496 

02,721 

wovon  Anlcihcji    .   .   .   •   .   .   .  . 

5,517 

7,157 

0,004 

9,224 

StaatszuschtHse  

957 

3,507 

1,23.-) 

4,239 

Eigetiüimcist  urd.) Einnahmen 

23.ÜÜ7 

40,41)(i 

29,257 

49,25S 

wovon  directe  Localstenern  c.  14,400 

25,680 

c.  17,900 

c  31,400 

Hier  sind  üllcnbar  mehrfach  auch  Veränderungen  in  den  statistischen  Aufnahmen 
und  (iruppirungcn,  dann  wobl  namentlich  Vervollständigungen  der  Daten  eingetreten, 
s()  dass  die  Erhöhungen  und  Vcntcliiebuogcu  der  einzelnen  Posten  und  die  Zonabmo 
der  Summen  der  IVirldicbkelt  ni<^t  genau  enb^rechen.  Die  Kirchensteuer  ist 
au%uhoben  worden. 

Es  ist  hieinach  besonders  der  Loealaufwand  iHr  Armen-, 
Schul-,  Sanitätswesen,  Sicberheitspolizei,  Verkehrs- 
wesen (Strassen,  Brücken,  Häfen,  Wasserbau  n.  s.  w.), 
welcher  neben  dem  allgemeinen  VerwaltongsaurwaDd  in  den  Ans^ 
gabeetats  der  Localverwaltnngen  steht  Ob  nnd  was  man  von  dem 
Anfwaod  iHr  die  aufgesäblten  Tbätigkeiten  dem  Staate  als 
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«ülclicni  oder  den  localcn  VcrbilndeD  und  Gemeinden 
richtiger  Weise  zuwäl/J,  Jäissl  «ich  nicht  cndgiltig  principiell  ent- 
hclicidcu  (  l  in.  I,  ^1  A.  i}.  43,  46  tV.j.  Cenu^,  da«s  im  Vereinigten 
Königreich  aueh  jetzt  noch  mehr  davon  als  aui  ileni  Continenle 
den  öeH)teilverwaltuu^.sk(ii|)orn  zugeschoben  iai,  wenn  es  sieh  dabei 
aneh  sicher  oft  um  mehr  oder  ebenso  sehr  staatliche  als  locule 
Angelegenheiten  und  Interessen  handelt. 

Um  so  bc<lcnk lieber  crsclicint  es  dann  allerdings,  auch 
nach  dieser  bcite  beUacUlct,  diesen  j^rosseu  und  steigenden  Ge- 
saniuitaulwand  lür  ein  solches  staatlich -localcs  Misehgcbiet  von 
Verwaltungsaufgabcn,  soweit  er  Uberhaupt  durch  Steuern  hesliilten 
wird,  ganz  durch  Eine  Steuer art  und  zumal  durch  die  gesclucht- 
li(  h  Ubcikoiiimenc  Ar  mens  teuer  form,  wcseulUch  die  Bcitrags- 
gruiidhigc  iiir  alle  Localstcncrn,  aufzubringen.  Denn  wie  auch 
inmier  diese  Steucrt'üim  wirken  mag:  eine  einseitige,  daher 
ungleich  massige  Belastung  gewissen  Besitzes,  bez.  Ertrags 
und  Einkommeos  lindct  {ycberlich  dabei  statt.  Das  widerspricht 
aber  den  gcsamuiten  und  noch  speciell  einigen  der  hauptsäehliclien 
Verwendungszwecke  der  Lucalsteuern ,  wie  besonders  denen  für 
Arnicii-,  Sanitäts-,  Schul-,  theilwcise  auch  selbst  fttr  Verkehrswesen. 
Mau  kann  und  darf  solche  im  Wesentlichen  allgemeine,  in 
ihrem  Nntzeffect  ununterschiedtich  allen  Personen  und  allem 
Besitz  zu  gute  kommende  Ausgaben  nicht  so  ausschliesslich  durch 
Eine  und  gar  eine  solche  Steuer  decken  (Fin.  II,  §.  424,  347). 
Es  lässt  sich  annehmen,  woftir  auch  immer  mehr  Symptome  und 
Unsufriedenheitstendenzen  sprechen,  dass  vollends  mit  der  Weiter- 
entwicklung der  Localverwaltnngstbätigkeiten  und  des  Aufwands 
dafür,  wie  etwa  in  den  letzten  20  Jahren,  dies  einseitige  Locai- 
Steuersystem  unhaltbar,  weil  nnertrSglich  ungleichmässig 
belastend  werden  wird.  Diese  Annahme  findet  ihre  Bestätigung 
und  weitere  Begründung  in  der  Erörterung  des  folgenden  Funets. 

§.  163.  —  c)  Die  britische  Localbestenernng  ist  nach  ihrem, 
der  Armensteuer  entnommenen  Hauptgrandsatz  eine  Stenergat- 
tung,  welche  gewiss  gerade  in  der  Local-  oder  Communal- 
besteneruDg  principiell  berechtigt  und  zweckmässig  er- 
seheint, aber  nur  in  bestimmter  Beschränkung,  daher  nur 
in  ihrer  Anwendung  auf  bestimmte  Verwendungszwecke 
oder  Ausgaben,  bez.  auf  Quoten  der  letzteren  und  nur  in 
Verbindung  mit  anderen  geeigneten  Localsteuern.  Das  folgt 
sowohl  aus  den  muthmasslichen  Wirkungen  der  Ausgaben, 
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welche  mit  den  Lociübtcucrn  hes-li ittcii  werden,  «nls  aucli  aus  den 
nuUhiuassliclicn ,  unter  vcijschicdcncn  VerhältnkHCU  bdbäst  wieder 
vcrscliicdcucn  Wirkungcu  der  britibcitcu  Localsteucrn  uacü 
dem  Muster  der  Arnienstencr  selbst. 

Soweit  diese  Steuern  dircct  oder  durch  Ueberwälznng 
als  Ertrags  Steuer  vom  (irund-  und  llausei^^cnthtimcr  —  hierhin 
ifntcf  den  eig:enthüniliehcu  britischen  GiundeigenthnnisverhHItnisscn 
aneh  Derjenige  gerechnet,  welcher  unter  langjähriger  Budenpacht 
auf  IVenulcm  liodcn  Häuser  baut,  sowie  der  lan^jiihrige  Hauscr- 
micthcr  -  wirklieb  i.'^r tra  «^^e n  werden,  sind  sie  nur  zur  Be- 
streitung' scdehcr  öffentlicher  localer  „8 on d crausf^'^aben"  g-erccht- 
lerti;:!,  deren  Verwendung  wirklieb  schliesslich  als  H  e  n  f  c  ii  crhiiliiing 
dem  Grundiiesitü  zu  gute  kommt.  Bei  anderen  „Sonderausgaben'^ 
und  ))ci  allgemeinen  Ausgaben  —  des  Staats  wie  der  Gemeinde 
—  trirtt  dies  nicht  zu.  Werden  diese,  wie  in  Grossbritannien, 
gleichwohl  damit,  und  sogar  damit  ausscbliesslicb,  gedeckt,  8o  tritt 
eine  unbillige  Verletzung  der  Gleic hniässigkcit  ein.  Das 
itit  aber  hier,  d.  h.  bei  einer  Wirkung  der  Tiocalsteuer  als  Ertrags- 
steucr,  um  so  bedenklielier,  da  eine  Ausgleichung  dieser  üebcr- 
lastnng  dnrcb  Fort-  oder  KHckwälzung  der  Steuer  in  diesem  Falle 
weuig  wahrscheinlich  ist  und  jcdent"alls  keine  Bürgschaft  für  ge- 
nügend gleicbniässige  eadgiltige  Vertheilnng  der  Steuerkraft  bietet 

Ich  vciido  hior  die  Terminologie  und  Beweisführung  aus  der  MAUgemcinoa 

S'rurrt'  lin-",  Itüö.  Fin.  II,  ^.  Vl'l  121.  S.  .H4.>  R".  an.    S.  auch  nicioo  „ComiBQnaU 

blüuciiiagc".    IVhor  rrl.Tw  tl/.iii»-      Tin.  H,  §.  .H»<2— Hf».^.  S.  1'50  \l\ 

Nun  kaui  aber  die  hritisclie  J^ocalsteucr  nach  liircni  eigcnthttm- 
lichen  ncslencrungsprincip  und  nach  dessen  eigcnthiiiniiclier  tech- 
iiisclicr  Durchführung  gar  nicht  allgemein  als  Ertrags  Steuer  von 
Kealcigeuthum  autgelasst  und  deren  Wirkungen  ihr  zugeschrieben 
werden.  Eine  solche  Steuer  ist  sie  wesentlich  nur  in  ländlichen 
Verhältnissen,  bei  landwirthscbaftiichem  Selbstbetrieb 
des  Eigenthümcrs  und  bei  Zeitpacht,  and  letzteren  Falls 
anch  nur  bei  nicht  all^u  langen  Pacbtperiod^o. 

Denn  lii'-r  wird  allcrdiu;:^  ,<ii/,uii«jliiiieii  ^^oin,  dass  regelmässig  der  (i  ni  ml  c  i  ;i  o  n - 
thUtncr  die  Locaisteucr  eudgiliig  trägt,  indem  sie  2.  B.  rom  hcslcuerteu  Pachter  bei 
der  K'^gclung  des  Pachtzinses  als  Ah/ugsposton  in  Betracht  gezogen  nnd  so  dem 
Kigcnthümcr  gewöhnlich  übcrwül/t  werden  wird.  Nur  nicht  in  Kechuung  gezogene 
LocaUtoucrcrhöliungcn  wiihreud  des  Pacbtterminü  oder  höhere  als  durchschnittlich 
veranschlagte  Localtttuuern  wird  der  Pachter  zeitweise  tragen,  wo  dann  wiederum  die 
crväliBto  bedingte  BerecJitigujig  der  Steuer  hinfAlltK  vardo. 

In  dem  anderen,  ])ractiseh  vornehmlich  wiohiigen  Falle,  wo 

die  Loealsteuer  vom  llanamiether  besablt  wird,  wie  in  städti- 
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sehen  Verhältnissen,  und  zwar  nach  der  iMiethe,  wird  zwar 
aocb  wohl  der  Mietbpreis,  wie  im  vorigen  Falle  der  Pacbtpreifl, 
yom  re ebnenden  Mietber  mit  Rücksicht  auf  die  Localstener  be- 
recbnet  nnd  im  niedrigeren  Mietb preise  eventuell  dem  Ver- 
mieiher,  dem  Grund-  oder  Hanseigenthttmer,  zngewälzt  werden. 
Allein  einmal  wird  bler  nieht  immer  so  genau  gerechnet,  sodann 
steht  es  dahin,  ob  die  UeberwSlsnng  gelingt 

Wenn  ja,  so  ist  die  Steuer  eine  Hansertragssteuer,  und  es 
treten  dieselben  Bedenken  ein,  wie  in  dem  besprochenen  Falle. 

Selbst  noch  grossere  dann,  wenn  Grcmd-  nnd  Hauseigentliinn  getrennt  und  Wi 
langjährigem  Coiitrart  i-iin'  Vt'brrwälzung  vom  HacslicsitztM'  auf  den  GruiiilL'igeiithümr'r 
ausgeschlossen  ist.  Dabei  ist  es  freilich  möglich  urtd  nicht  einmal  intwalirächeinlich, 
dasa  auch  bei  AtoelilasB  solcher  Yertrige  die  Localstener  und  seihst  dcr<'n  ungewiase, 
aber  mutrliclie  vwd  mnthmassH'he  Striüfrnns:  im  Lauf  der  PaclifiMTiode  bei  der 
Pachtzinscalculation  mit  remuschlagt  und  daraulhin  dieser  Zins  crmibsigt  wird,  wonach 
wieder  der  OrnndeigentltOner  mit  besteuert  wOrde  (was  Asebrott  In  der  Note  S.  222 
und  ebenso  di^'  hier  citirh^  Stelle  im  Report  von  1850  tlb<  i^iflit).  —  licim  Cnmpoun- 
ding'System  (o.  S.  351)  kommen  die  möglichen  Ueberwälzungcn  der  Steuern  im  hüLcrca 
Mietbpreise  rom  steaerpüichtigen  EigenthOmer  auf  den  Mietber  in  Betmcbt. ' 

Wenn  nein,  wenn  die  Ueberwälzung  auf  den  Vermietber  und 
Ilaiiscigenthfimer  nicbt  i!:clinp:f,  sondern  der  Mietlicr,  bez.  bei  Ei«;en- 
wohiHMi  der  Hau8eii;'cntliünier  als  liewohner  die  I.oealstener  end- 
giltii^^  triiiit,  so  nimmt  die  Steuer  Hberhaupt  wieder  einen  anderen 
Cbaraeter  an  und  zwar  eventuell  einen  doppelten:  entweder 
denjenigen  einer  Wohnungs  ,  d.  b.  einer  Verbvaucbs-  oder 
Aufwandsteuer,  oder  denjenigen  einer  naeb  einem  Verbrauch«- 
moment  veranlagten  Einkommensteuer. 

Im  ersten  Falle  bat^  sie  dann  voll  nnd  ganz  die  Hedenken 
einer  W oh nangs Steuer  und  damit  einer  Verb raucbs Steuer  auf 
eine  nntb  wendigste  ßediirfnissbefriedigung.  Sie  wird  daher 
im  hoben  Maasse  ungleichmässig  wirken. 

Zumal  da  liior  auf  snii>litr''  Wcitcrwälzung  (z.  H.  mif  dir  (^nnsiiinnifru  der 
Arbeitsleistungen  des  besteuerten  Mietliers)  vollends  unsicher,  öfters  gar  nicht  m 
fecibn«i  sein  wird.  Aach  kommen  noch  die  specicllen  Bedenken  hinzu,  welche 
aus  dem  unf^'leich  hohen  Mii  thaufwand  nar  h  Hausstand«!  -  iitul  Kaniilicnf^rösso, 
nach  Gcsundlieitsverbältnisse» ,  nach  loc&lun  Yorbältnisseu  hervorgehen  —  letzteres 
wichtig,  wie  bd  einer  Staato-Wohnangssteoer,  auch  bei  einer  Localsteuer  ucgen  der 
ungleichen  Preise  der  Wohnungen  in  vci  s(  Ii  i  oden  en  St  ad  tth  eilen  und,  wenn 
es  sich,  wie  in  England,  um  Aufbringung  von  Kreis-,  Armcnverbandskoston  u.  dfl.  m. 
handelt,  in  verschiedenen  Wohnorten  desselben  Steuerlx-zirks. 

Ini  zweiten  Falle,  wenn  die  Steuer  als  eine  Einkommen- 
steuer aiigescben  wird,  liei  welcbcr  aus  der  Mietb e  oder  dem 
Wobnungsaut  wanil  auf  die  Ein  komm  enliöbe  gcscbiossen 
wird,  kommt  ein  durchscblagender  anderer  Einwand  zur  Oeltung. 
Wäre  dieser  Sehluss  berechtigt  nnd  aligeiueiu  zutrettend,  so  ent- 
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fielen  allcnlinp^s  die  Hauptbedenken,  welcbe  aus  den  Verwendungs- 
Kweeken  der  Localsteue^n  gep^cii  das  Princi))  der  letzteren  crhobeii 
worden.  Es  blieben  umgekehrt  nnr  Bedenken  in  solchen  Fällen, 
wo  der  dem  Gnind  und  Hau^cigenthnnicr  zn  gute  kommende  Ver- 
wendungszweck eine  bObere  8ond erbesteuer iinp;  des  Grund-  und 
Hauaeigenthnius  wirklich  einmal  rechtfertigt.  Aber  jener  Schlnss 
ist  unberechtigt,  denn  die  Miefbliöhe  oder  die  Ausgabe  für  das 
Wohnungsbedliriniss  steht  mit  der  EinkommenbHbe  nicht  in  einem 
festen  und  gleicbmässigen  Verhältniss,  sondern  nach  bekannten 
statistiseben  Erforscbnugen  ist  dieWohnungsausgabe  relativ 
um  so  grosser,  als  Quote  bemessen,  je  kleiner  das  Bin- 
kommen  ist  und  umgekehrt.  Die  Localstener  als  solche  Ein- 
kommensteuer yerstösst  demnach  besonders  stark  gegen  die 
proportionale  Einkommenbesteuerang.  Sie  ist  eine  umgekehrt 
progressive,  während  gerade  fOr  manche  der  britischen  Ver- 
wendungszwecke, namentlich  fUr  Armenversörgong,  eher  eine  direet 
progressive  zn  verlangen,  jedenfalls  eher  zu  rechtfertigen  wäre. 

Im  Ergebniss  ist  daher  die  britische  Localbestenerung  wegen 
ihres  einseitigen  Hauptgrundsatzes  principiell  steuerpolitisch 
Überhaupt,  vollends  aber  als  einzige  Form  der  Localhcsteucrung  ' 
Überwiegend  bedenklich,  an  sieh  und  auch  unter  den  spe- 
cifischen  britischen  Verhältnissen. 

BtilGnoist  felileu  et>cti  hier  die  priiicipiciicD  nationalüLonouaii^clien  und  tiiianz- 
wisüensclinfdiclien  Gcsiehtspnncta,  wodurch  ili<s  politische,  historische  und  Tcnraltnuss- 

R'<-htlirlic  Auffassung  doch  zu  bcriditigen  ist.  Daher  seino  zu  <2:nii''(vs:(^  T^<Mirtlu"ilnn!^ 
d«»  britischen  Systems.  Aschrott,  S.  222  A'.  kommt  spccitiU  JTUr  die  Arutenstoucr 
XU  demselben  Urtheil  wie  ich  hier  (S.  224).  Er  Unterscheidet  auch  richtig:  die  ])oor 
rate  je  nach  Umständen  als  Ertra^rs-  und  als  Aufwand  Steuer.  AIit  rr  viiftlut 
jiicht  genagend  die  Fälle,  wo  sie  Ertragästcaer  ist  und  unterscheidet  bei  der  „Auf< 
wandsteucr"'  nicht  richtig  die  Wirkung  als  Verbrauchssteuer  und  als  Einkommensteuer, 
die  narh  dem  Wohnungsaufwand  Jjcmessen  wird.  Mi  11,  den  er  citirt,  macht  gerade 
den  Fehlschluss,  Am  den  Woliimngsausga)n  ii  auf  die  gleichen  Helationen  d(*r  Ver- 
mögensvcrhällnisso  schlicsseu  zu  wollen  Nicht  der  Fall  des  „(ici/halsos"  und  der 
„grossen  Familie",  sondern  der  uni^lci <'hen  (^uut(<  der  Wohnungsausi^abe  von 
ungleich  hohem  Einkommen  bildet  den  eutäcJieidendenPunct  in  den  Argumenten 
gegen  die  Steuer. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  demnach,  roltends  mit  der  Vermehrang 

»L  i  l.ocalaus^ul»en  und  der  Zuschiebung  von  .\iifi;;ilj'  ii  auf  die  Coiiihiuihüi  <1ui'l1i  tlrn 
Staat  —  gau2  wio  boi  uuü  — ,  auch  in  England  zwei  Strömungen  mächtiger 
werden:  einmal,  lieber  die  betrefTendcn  Aufgaben  und  Li»ten  unmittelbar  beim 
Staate  zu  belassen  oder  neue  ihm,  nicht  den  Selbstverwaltungskörpcrn  zuzuschieben,  ♦ 
mindestens  StaatszuschUsse  für  die  letzteren  in  solt  hen  Fidlen  zu  verlanv.en  i^siehe 
darüber  den  characteristischen  Vorfall  im  Unterhaus  ISb.'),  den  Aschrott  in  der 
Note  S.  22G  mitthcilt);  sodann  die  einseitige  ausschliessliche  Local- 
bestenerung einer  bestinnnten  Resitzart  zu  modiliciren.  S.  ilarnbcr  «lieselbe 
Sti  llt!  und  aus  («iner  Debatte  in  ISSl»  die  oben  S.  2.'{2  augefidirte  Mutimi  K'oü:eis, 
Bull.  ISSC»,  I,  (;•;"  tr,  Sii  i^ing  darauf  hinaus,  t?erade  den  (Jrnnil-  nn.l  HaUS'> 
eigenthttJAer  als  den  sro  bexeicbneu,  der  weuigstens  die  Hälfte  der  Localsteuer 
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tragen  solle,  wälirend  er  jetzt  bei  der  Buslcueruii;^  des  Bf.iiut/eis  niclit  geniigond 
geirüJlen  werUü  und  vollemls  die  Ki gcntliUin er  di^r  städtischen  Grundstück« 
keiner  Localsteuer  imtervorfi  n  seien,  obwohl  der  Werth  ihrer  (Irandstflcka  wesentlich 
von  den  I^calvcrwcndungcn  aUliün^o.  I>ir  l^csolution  wnrdc  angcnomuien ,  au*  Ii  Ih- 
fUrwortet  vom  Präsidenten  des  Local  govctiiuient  l>oard,  Chamlierlain.  Die  damalige 
Debatte  Int  die  fuise  Frage  berflhit«  ein  anderer  Vorseht^;  vorlangite  Bevision  der 
Yerhältnissn,  in  dönnn  unbewegliches  und  bev^liches  Vennftgeii  den  Localsfenern  Xtt 
unterwerf I  II  s.  i.  wurde  aber  ah?el»>hnt. 

ir»1.  d)  In  s  t  e  u  c r t  er  Ii  11  i seil  CM-  Ilinsi<'ht  iiiilclite  die 
Ijritisclic  Localbcsteucrnni^  dag;c'gcii  o;ei-ade  wegen  ihrer  vcrhält- 
nissni  ii  s  s  i  gen  Ein  l'a  (  Ii  Ii  ci  t  und  -  in  den  meisten  Fällen 
wenigstens  —  leichten  Durchführbarkeit,  fcroer  wegen 
ihrer  Beweglichkeit  günstig  zn  bcurtheilen  sein. 

In  di'i)  Hauptfällon,  bei  gcwi'dinlirhr>n  W'oLuIiäusem  und  ländlichen,  landwirth- 
schafüich  benutzten  Grundstücken,  treten  diese  glinstigen  Seiten  besonders  deutlich 
bervor.  Freilich  worden  Bie  bei  verwaltendem  landwirthscbafUicben  Selbstbetrieb  und 
häuerlichi-r  W'irlhschaft,  wie  s«  1- n  1  rn  U,  sich  kaum  zeigcii  iiiii'ii.  Die  filr  un.sere 
continentaie  Communai-Eiukomuicnbodlcuerung  so  schwierigen  Fragen  der  liesteuerung 
der  Forensen,  der  Actien-'  und  ShnHeher  Oesellscliaften  fkllen  in  England  fort.  In 
dieser  Hiiisjclit  irlriilit  «He  lirilisihc  L((cal!M'sfiMi''rim^  iiiisoifri  c^mmunalen  object- 
odcr  Er tra<rs steuern  ((irund-,  Häusersteuer),  durch  die  in  diesem  Pnncte  auch 
keine  Schwierigkelten  berdtet  werden  (Fin.  II,     410,  411  S.  920  IT.). 

Die  l  J  u  a  1>  h  il  n  g  i  g  k  e  i  t  der  J  >  o  e  a  11)  e  s  t  c  ii  e  r  u  n  g  v  o  n  der 

8taatsbesteucrung  erleichtert  sodann  die  richtijre  Lösnns:  der 

sleuertechniscben  Aufgaben  der  ersteren  ebenfalls  niilit  niiwesent- 

lich:  ein  Vorzug  vollends  vor  dem  rontinenlaU  n  Sysiein  der  Ci»m- 

m  II n al 7  n sc h Hl ge  zu  directcn   StaatsRlciici ii.     Denn  letztere 

können  uniiK'if^lieb  den  loealen  Verbältnis>;en  «o  «rnt  lieehnung  tragen, 

Zuscbliigc  za  ihnen  daher  auch  nicht,  ah  seibstUndige  Localstenern. 

Wenn  die  britischen  in  dieser  Hinsicht  nicht  alles  Wünschens werthe  leisten,  sn 
liegt  dies  in  Mängeln  der  Gesetzgebung  und  Dnrcbführung,  die  sich  immerhin  leichter 
als  l>ei  einer  allgemeinen  Staatsateuer  beseitigen  lassen  möchten.  Die  m  wirlitigü 
Bcsfenerun^  localci  fonjuncturengewinne  be«rtnders  dc^s  s  täd  tischen  Ornnd - 
ci  gell  th  ums,  UbeilKiuiJl  der  cigcntliclien  riruntlrente,  können  localc  (Irund- 
Und  Hausstcuern,  verbunden  mit  bezii^lichen  Reslt/wecliselabgalien,  wolil  u  lnTnd 
genügend  bowi  rkstclligcn  (Pin.  II,  §.  17(i— 4bi,  S.  4ßS  tt'.)*  l^ic  Uogcrssckc  lieso- 
iutiun  l>e/.M  (  I  kt  doch  impii«ritc  Derartiges. 

luidlieli  fiiud  gewiss  erhebliche  Gründe  anch  iiir  loeale  Ver- 
brau e  Ii  s  h  t  e  ii  e  r n  ,  A  (' c i 8 e n  u.  d irl .  m.  xumal  in  st  ii d  t  i  s c  Ii e n , 
vollends  in  £rr(»ss8tädtischen  (Temeindcn  noch  in  unserer  Zeit 
geltend  /u  maelien.  Aber  die  prinripieUen  liedenken  gegen 
alle  sidchc  .Stenern  vom  .Stand)iiinete  der  Allgemeinheit  imd  (ileicli- 
miissigkcit  der  Besteuerung  aus  und  die  verkchrspolitischen 
und  steuertechnischen  liedoiiken  we;;en  der  Verkehrsstörungen, 
der  ungleichen  Bestenernng  von  Sladt  und  Land,  der  Abtrennung 
der  Städte  vom  I^ande,  wegen  der  Anregungen  zum  Schmuggel, 
wegen  der  Erbebuogskoateu  u.  a.  m.  dUrfen  doch  nicht  Uberaebeu 
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werden,  so  z.  B.  auch  bei  dem  in  vielen  ContiDentalllndcrn  noch 
80  verbreiteten  städtiseben  Thorsteuersystem  (Frankreich,  Italien, 
Oesterreich  n.  a.  L.  m.).  Grossbritantiien  bat  Dank  seinem  Local- 
steuerprincip  das  Alles  im  Wesentlichen  schon  seit  Alters  und 
ebenso  in  der  Neuzeit  vermieden  und  gezeigt,  dass  es  doch  mög- 
lich ist,  einen  hoben  und  steigenden  Localbedarf  dnrch  directe 
Bestenemng  allein  zu  bestreiten. 

Auffällig:  nnd  kaum  rieliti-  i  r  »s  nur,  dnss  man  das  System  «^e w.  rblicher 
Lice nzstcuern,  besonders  für  «Jas  Scliankgc werbe  »Hein  fUr  den  Staat  aus- 
gestaltet  bat.  Der  Besag  dieser  Abgtbeik  doreh  diesen  statt  durch  die  Gemeinden 
hat  selbst  aus  dem  (iesiclitspunct  der  Correspondenz  von  T>ast  niul  Vortlieil  ein  prin- 
cipitklles  Bedenken.  Jedenfails  Hessen  sich  eine  Bethciiigung  der  Gemeinden  nn 
diesen  Licenzstenem  oder  anch  ZnschlSfe  zo  den  betrelTenden  Staatssteuern  fUr 
die  Gemeinden,  etwa  bei  der  Scbanksteuor  nauientlicb  auch  für  di(;  Arn>('nv<!rbändo 
(UnionaX  recht  gut  steueipolitiscli  principiull  rechtfertigen  and  recht  einfach  an  das 
staatliche  Licenzsteaersystem  anlmQpfen.  Das  letztere  ist  wie  zn  diesem  Behafe  ge- 
macht. Dann  nähme  wenigstens  in  dieser  Form  die  (icmcindo,  das  Kirchspiel,  der 
].o(!alvorbaud  an  den  Verbrauchssteuern,  namentlich  an  denen  fflr  Getränke,  passend 
Anlheil  (§.  15.1,  154). 

Die  Ausschliesslichkeit  des  britischen  Local8teueri)rincips 
erscheint  nach  dem  Allen  finanzwissenschaftlicb  als  der 
llaiipuaaugel. 

-Die  „vorbildlicbc"  Hedcutun^  ^•olleluls,  welche  man  dem 
Princip  der  britischen  Localbestciieriinf^  wohl  zugeschrieben  Ijut 
(S.  't'U)f  möchte  der  letzteren,  wcnigsteu.s  nach  (inanzwisscnschart> 
lieber  Betrachtung,  kaum  beizulegen  sein.  Kamcutlich  an  eine 
Uebertragung  aul  unsere  Continentalländer,  zumal  an  eine  mehr 
oder  weniger  ausschliessliche  Begründung  unserer  Communalstenern 
am  jenes  i^rincip,  kann  der  Finanz  mann  niclit  ernstlich  denken. 
Selbst  wenn  die  britische  Localbestenerung  noch  mehr  ^teuertech 
nischc  Vortbeile  hätte,  als  ihr  eigen  sind,  und  selbst  wenn  ihr 
Princip  allgemeiner  berechtigt  wäre,  als  es  ist,  mUsste  die  lu  ii  e 
Kinliihrung  dieser  Steuerart  in  anderen  Verhältnissen  ubeiwiL- 
gende  i)edenken  bieten  Nur  ihr  liistoriselier  iJharactcr, 
ihre  alte  Kinbürgcrung  macht  diese  Stcnerart  auf  den  britischen 
Inseln  ertriiglich.  Aber  die  Nachtheile  des  leitenden  Steuerprineips 
nnichten  aueh  hier  mit  der  Steigerung  der  aufzubringenden  Steuer- 
summen immer  empÜDdlicber  werden  und  mehr  als  die  Yortheilo 
ins  Gewicht  fallen. 

Die  „Localsteuerreform",  mehr  als  die  Reform  der  Staats- 
steuem^  wird  daher  wohl  bald  auch  jenseits  des  Canals  in  den 
Yordergrnnd  treten  nnd  ist  auch  die  dringendere. 
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3.  Abschnitt. 
Frankreioh. 

Literatur,  lieber  sie  ist  auch  fUr  das  19.  Jahrhundort  das  gQnstige  Uräieil 
zu  fülk'i»,  welches  oben  schon  Dber  die  lianzösischc  Franzi iteratur  ansgesprochcn 
wurde  (§.  50).  Nur  leidet  dieselbe,  und  jornehr  sie  die  Z«ten  der  jeweiligen  Gegen- 
wart behand^t,  desto  mclir,  mit  sclteneii  \  lahraen  an  zwei  Fehlern:  einmal  sind 
die  meisten,  auch  die  hhs<.  blstorischen,  selbst  die  rein  administrativen  Schriften  niclit 
immer  in  politischer  Hinsicht  objoctiv  genuir,  sondern  leicht  in  ihren  Urtheilen 
etwas  nach  dem  porsOnlichea  politischen  Standpunct  ihrer  Verfasser  gefärbt,  namentlich 
iinrh  den  drßi  Hauptrichtungen:  royalistisrb,  napniconisch-imperialistisch,  rcpublikanisrh. 
was  in  dem  Parteigetriebo  eines  „Jahrhunderts  der  Kevolotion"  seine  Erklärung,  damit 
aber  nicht  seine  £ntschnldiffting,  noch  weniger  seine  Beehtfertigong  findet.  Sodann 
kommt  selbst  in  reinen  1-achwerkcn  Iciiler  dns  il  b crspnn  n  to  französische 
liatioiialgofühl  zum  Ausdruck,  namentlich  bei  der  Uarätellung  der  Fiaaazcalami> 
tüten  in  Folge  nogttnstiger  Kriege  wie  1818  ff.  und  wieder  1670— 7t. 

Die  französische  Nationakitclkeit  und  der  Mangel  an  Sclbstcrl<eniifiii^s  bowirlvtn 
hier  oiue  öfters  völlig  falsche  Beorthcilung  der  Ereignisse  ond  Massregcln.  Statt  die 
wirthechaftiiGhen  und  finanziellen  Folgen  ron  politisohen  Ereignissen,  wie  denen  ron 
1S14  und  ISlö,  1S70- -71  cinfu^li  lüii/.unelimen ,  als  selbstverschuldet,  auch  als 

Serochtc  Stlhne,  verdiente  Strafe  oder  statt  sich  wenigstens,  wenn  man  glaubt, 
as  nicht  offen  eingestehen  zn  dürfen ,  mit  objectiver  Darstellung  des  ThatsSchlichen 
zu  begnügen,  werden  die  Schriftsteller  einerseits  sentimental  in  Bezug  auf  das, 
was  ihr  Vaterland  verdicntermaassen  erleidet,  —  das  sind  nur  „inalheurs"  „desastros" 
der  belle  France,  der  „grande  nation"  —  anderseits  werden  sie  hämisch,  bitter  und 
nngerecht,  wenn  die  misshandelten  oder  provocirteu  Feinde  siegen  und  nun  noch  ein- 
mal Contribotionen  erheben  und  Erhaltiino:  der  Hcsatzungstruppen  yerlantrpii,  wobei 
Frankieicli  bisher  ja,  muthmasslich  zu  iciucm  eigenen  Schaden,  weil  es  sunst  vielleicht 
den  erhaltenen  Denkzettel  etwas  länger  empfunden  hätte,  nnTerhältnissmässig 
gescliont  worJeu  i-t  (1*<14I  I'^1.5!  1*^71!).  Solche  ..StimmMn;:"  beherrscht  z.  B. 
ganz  das  unten  genannte  Buch  von  Sudre.  Aber  selbst  ein  Werk  wie  der  neue 
Dictionnaire  de  linances  scheut  sich  nicht,  Mitarbeiter  wie  Boitcau  schämen  sich 
nicht,  z.  TJ.  cinrii  ebenso  sachlicli  unrichtigen,  wie  albernen  und  braiü.selien  Afisfall 
auf  Freosscn  zu  macheu,  bei  Erwähnung  der  Contributionen  desselben  an  Frankreich 
1807  ff.  (dict.  p.  547,  Note  1).  Eines  der  mancherlei  Anzeichen  sittlichen  and  geistigen 
Verfalls  der  franzi>schen  Nation  selbst  in  Kreisen  ihrer  a.eistig'en  Elite. 

Aas  der  reichen  Literatur  sind  einige  Schriften  schon  oben  S.  123  genannt 
und  eharacterisirt  worden.  S.  femer  die  Literatnrangaben  in  Fin.  1 ,  3.  A. ,  S.  57, 
H,  3??,  ni.  \.  Vi-'le  dieser  Schriften  behandeln  die  Besteuerung  nur  nebenbei. 
Keicke  Bibliographie  im  dict.  de  hn.,  bes.  in  Boiteau's  Artikel  budget  genital  de 
]'6tat  p.  719  ff.  nnd  in  den  Specialartilreln;  anch  inBlocfe's  dict^  de  ladmin.  franf. 
Weitere  Literatur  über  die  ein/rlnen  Steuern  folgt  unten  bei  <ler  Parbtelhin^-  der 
letzteren.  Aus  der  grossen  Literatur  über  die  gcsammte  Besteuerung,  dercu  Ent- 
wicklung und  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Finanzangclegen heilen  werden  hier 
nur  einige  Bücher  herausgehoben,  welche  meistens  für  das  Folgende,  besonders  für  die 
ücbcrsicht  über  die  Steuerent«  ieklunir  von  H'^O— 1S87  genauer  benubst  worden 'sind. 
Damit  ist  die  betrelfende  Lueratur  aber  lange  nicht  erschöpft. 

Eüiteau's  genannte  schöne,  reichhaltige  und  doch  tibersichtliche  grosse  Ab- 
handlung in  dem  genannten  Artikel  budget  gen-  ral  di  IVtat,  im  dief.  d.-  fin.,  eine 
umfassende  Finanzgcschichto  Frankreichs  (p.  .501—721,  eugc  und  ^lusse  Seiten);  cb. 
de  Grlscnay's  Art.  badg.  dipartem.  und  commuual.  Die  Artikel  über  einzelne 
Steuern  und  Steuergruppen  („contribntiens  direktes-',  „contr.  indirrctes"  w.  s.  w.)  iu 
Block 's  dict.  de  ladmin.  fran^.,  mit  den  Fortsetzungen  und  Jahressupplementen,  und 
im  dict.  de  fin.  (noch  nnroUendet).  Für  die  neuere  und  neuste  Zeit,  besonders  seit 
1S77,  aber  mit  zahlreichen  historischen  und  statisfi-Jchcn  Abhandlungen  tiber  die  Ent- 
wicklungen im  19.  Jahrhundert  das  Bulletin  de  Statist,  et  de  lügiülation  compar<^e  des 
Finanzministeiiams  (seit  1877).  In  den  genannten  Werken  auch  die  Angabe  det 
A.  Wagaer,  FüiamwfaaMuwliaft.  HL  24 
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eiüzeüiöii  G«t»et2e,  im  Bull,  besonders  reiche  Statistik.  S.  sonst  dio  iVanzüsischcu 
Facbzeibekiifton  (Joiirii.  d«8  £oob.  o.  b.  ▼.)«  web  aH^meioOTe ,  wie  Rerne  des  deux 

inondcä  für  einzelne  Perioden  und  fiir  die  Massregeln  der  neuesten  Zeit.  Von  Sammel- 
werken Uber  die  Gesetzgebung  z.  B.  A.Koger  et  A.  Sorel,  codes  et  lois  usuelles; 
Bejean  codo  aiinot^  des  nonr.  impAts,  in  reischiedeiieii  Auflagen;  Dalloz,  repertoire. 
lieber  die  di  rectcn  Steuern  Perron x,  Lt'.Ejislat.  d.  oontr.  dir..  Par.  ISGO,  3.  cd.  1ST6. 
Deutsch  von  Joppen,  Strassburg  lä74.  lieber  die  iudirecteu  Steuern  der  grosse 
S  Utodige  Code  dos  contribni  indir.  et  des  octrois  von  II.  Olibo,  viele  Aufl.,  6. 
1878.  u.  a.  m. 

Debet  die  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiserreichs  bes. 
A.  Stourm,  los  finances  de  landen  regime  et  de  la  rirolotion,  2  vol.  Par.  1985, 

mit  Blicken  aof  die  Weiterentwicklung  bis  heute,  ein  vorzügliches,  für  die  folgende 
Uebersicht  der  Stcuercntwickeluag  von  mir  besonders  benutztes  Werk,  Uber  das  schon 
oben  S.  123  geurtheilt  wurde.  Gau d in.  duc  de  Gafttc.  Finanzminister  Napoleons  I, 
notice  historique  sor  les  fin.  d.  1.  France  (1800—1814),  Par.  1818,  vermehrt  in 
mömoires  et  Souvenirs,  2  vol  1823.  —  üeber  die  Periode  der  K'-stauration  und 
J  ulimo  uarcli  ic  Cli,  Sudre,  lus  lin.  d.  1.  Fr.  au  XIX.  »ieclc,  2  vül.  i  ar.  Ibb'd.  Calmaa, 
bist,  parlement.  des  fin.  de  la  restauration,  Par.  186^.  de  Chabrol,  rai)port  au  roi 
snr  la  Situation  des  fin.  IS.IO  in  d'Aiidiftret's  syst.  lin.  (s.  u.)  vol.  1,  (Uber  die 
Stenern  p.  36  rt'.).  üeberblick  über  die  (ranze  Periode  bis  1870:  Comtc  de  Casa- 
bianca,  lin.  fran*;^.  Par.  1880.  —  Ueber  die  neueste  Zeit  nach  1870:  Mathieu- 
Bodet.  Fin.  min.  1871—75.  lin.  franQ.  de  1870— 7S.  2  vol.  Par.  1881,  von  Hirsch- 
feld, Finanzen  Frankreichs  nach  dein  Kriege  von  1S70 — 71,  BerL  1875  (besonders 
S.  78  ff..  114  ff.).  Ueber  die  Ideen  und  Pläne  zur  Eiiifohrang  der  Ein- 
korninenstciiir  oder  Vcrmög'cns- (Capital-) Steuer  mch  dem  Krie;^c,  Yves  Guyot. 
imput  sur  le  reveuu,  Par.  1887,  materialreicher  Bericht  im  Namen  der  Budget- 
commission,  1886.  J.  Ghailley  l'impdt  snr  le  revenu,  Icglslat.  compar^e  etc. 
Par.  1SS4.  L.  \^'olo\vs^vi,  finip-'t  sur  le  revenu  (Rede  in  der  Nationalversammlung). 
Menier,  th6oric  et  applicaüon  do  i'impi't  sur  lo  capital.  Par.  1S74  i^mit 
Kritik  der  bestehenden  Berteaening).  L.  Say,  solnt.  d^mocrat.  de  la  qnestion 
de  l'imput.  Par.  188tt.  Neuestes  Project  des  Finanzministei's  Dauphin  (Art. 
Einkommens  teuer  auf  der  Grundlage  der  reformirtcn  Personal-  und  Mobiliarstcuer, 
Februar  18S7),  darQber  G.  König,  un  nouvel  impöt  sur  le  revenu,  2.  ed.,  Par.  1887. 
(S.  meine  Anzeige  dieses  Buchs,  Tüb.  Ztsdu.  isss^  i).  Passim  auch  TrÖBOT  de 
in  Kocijuc,  l<'s  lin.  de  la  repübli<iuc,  les  clKimhres  prodigues,  Par.  1SSi. 

Zur  Statistik  siehe  besonders  den  Artiivcl  budg.  gcncr.  vouBoiteau  im  dict. 
de  tin. ;  das  Bull,  de  Statist,  des  Finanzministeriums Nicolas,  budgets  de  laFnuiCO; 
F.  Faun:,  budgefs  d"  ]■>,  France  dcpuis  20  ans,  ISO'^ — s7.  Par.  1SS7. 

Aus  der  6)  stcmatiüc  In  n  Darstellung  der  liesttdiuudcu  Besteuerung,  mit  Blicken 
in  die  geschichtliche  Entwiclluiii^,  besonders  in  diesem  Jahrhundert,  sind  auch  neben 
und  zum  Theil  selbst  vor  den  französischen  W  rki-u  die  beiden  deutschen  lierror- 
^uheben:  von  Uock,  Finanzvorwaltung  Frankreichs,  bruttgart  1807,  in  uiauchen 
Partien  «aeh  hente  noch  unübertroffen,  durcb  Klarheit  und  Pr&ci^ion  besonders  ans« 
gezeichnet,  vicnn  auch  öfters  etwas  zu  wenig  Stoff  gebend;  und  von  Kaufmann, 
Fin  Frankreichs,  Leipzig  1S82  (Uber  die  Steuern  S.  152—500),  besondere  Uber  die 
neuesten  Gestaltungen«  mit  kritiscben  Bemerkungen,  denen  ich  micb  übrigens  nicht 
immer  anschliessen  Ivann.  Ein  stolf'rcichcs ,  aber  den  Namen  l  ines  ,  Systems"  mit 
Unrecht  führendes  Werk  ist  das  grosse  Systüme  ünancier  de  la  l<ranco  von  Marquis 
d'Audiffret,  3.  id.  Bir.  1863—70,  6  vol.,  eine  reicbhaltige  aber  breitspurige  Santmlong 
von  Bcriclifeii,  Studien  u.  s.  w.  über  die  verschiedenen  Thcilc  des  Finanzwesens, 
namontUch  aus  der  Zeit  der  ßostauraüon  bis  zu  derjenigen  des  zvciton  Kaiserreichs 
(darober  urtheilt  schon  von  Hock  fthnlich,  Vorv.  S.  YD.  Daraus  hervorzuheben 
für  die  Besteuerung:  in  vol.  I  der  de  Chabrol'sche  Bericht  an  den  König  über  die 
Finanzvcrwaltuug,  1830,  mit  Darstellung  des  Steuei-systcms;  in  vol.  II,  1.  Buch  die 
referirende  Kritik  der  Besteuerung:  in  vol.  IV  die  Betrachtunji  der  Finanzlage  in  ver- 
selüedenen  Zeitpuncten,  so  1816  und  besonders  Uber  die  Finanzkrise  von  1848  und 
die  damaligen  Steuermassrej^eln  (p.  1.30  ff),  auch  über  einzelne  Steuern  (p.  216  IT.'. 
Sonst  besonders  E.  Vig-ues,  traite  des  iuijiüis  de  France,  4.  cd.  par  Vergiii.iud, 
PftT.  1880,  2  vol.  üeber  die  Organisation  der  Steuerverwaltuug  im  Finanzministerium 
ausser  den  Werken  v.  Uock's  und  v.  Kaufmann 's  s.  J.  Josat,  le  mioist^^rc  de 
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fiijances,  Par.  \^S'2,  Lcsoridors  iib<  r  «Ii"  f  iiif  jjrosson  hiorhcrgeli<''riir('ii  G(!ncraldircrtion«^n 
(directe  Steuern;  Eiiregistr.  ineiit ,  iJoin.incii  und  Stempel;  iudirectc  Steuern ;  Zölle; 
Staatamanufacturen,  Tabakmoiiopal)  i>.  435'-ö*^s.  Zur  Kritik  der  französiscbeu  Be- 
steuerung im  Oanzen  und  Einzelnen  s.  besonders  1'.  I.proy-Rraulion's  trait^  de 
la  science  de  (inaaces,  jetzt  iu  3.  Aufl.,  eine  Kritik,  welclier  ich  aber  weder  in  dem 
Anerkennenden  noch  in  dem  Ablehnenden  immer  beistimmen  kann:  femer  £sqo.  de 
Pari 'Ml  fraiti:  des  imp^ts,  anch  mit  vielem  und  werthrellem  histoiischeii,  Mraini- 
stratircu  und  stcuertcchnischcn  Detail. 

Bio  fnuizOsische  BeateDemni^  der  Gegenwart  Ist  in  der  Zeit  der  ersten  Rereiution 
Tiiul  Napoleon's  I.  begründet  wordfn.  D.ihcr  innss  hier  in  die  Periode  ?or  1815 
zurückgegangen  werden.  Die  Stcuerezperimeuto  der  Revolutionszeit  sind  auch  von  so 
frossem  allgemeinem  Intereeee  für  die  vergleichende  Finanzgeachiehte  und  fdr  die 
Steui^rtheorie .  dass  es  zweckmassig  erschien,  ^^•  in  unsere  Darstfllung  mit  cinzn- 
ziclien.  Die  französische  Besteuerung  hat  aber  trotz  der  Festhaltuog  der  ihr  damals 
gegebenen  Grondlagon  doch  durch  die  ftosseren  nnd  inneren  politischen  YerhSltnisse, 
Staatsumw.il/.iini^en  u.  s.  w.  die  Impulse  ihrer  W'eiti  rentwicklong  erhallen.  Deshalb 
bedarf  es  hii  r,  im  Unterschied  zu  unserer  Darstellung  der  britischen  Besteuerung:, 
einer  gcnaucrcu,  mehr  ins  Einzelne  gehenden  Darstellung  auch  der  Gesammtentwicklung 
der  französischen  Ii<  Steuerung  im  folgenden  ersten  ÜAtembsdinitt,  ,,tiber  die  Hanpt- 
ptinrtp  der  Entwicklung".  Diese  Ri  steu-^rang'  ist  fcrnt^r  eine  comy»lirirtp,re  gewesen 
und  mehr  noch  im  Laufe  des  l'J.  Jahrhunderts  jjeworden,  als  die  Gritiäche,  weshalb 
vied^mm  die  Daxstelltng  allgemein  und  auch  schon  im  1.  Unterabschnitt  erheblicli 
umfangreii^her  werden  muaste.  Die  Dar-stelhinq-  schliefst  sicli  im  Übrigen  liier  nnd  im 
2.  Unterabschnitt  von  den  „einzelnen  Steuern"  lormeli  mügliclist  der  rorausgebenden 
der  britischen  Bestenening  an»  vm  die  Ye^fleiclibaiteit,  dem  Zwecke  dieser  Abschnitte 
in  diesem  Werke  gemiss,  zu  erleichtern. 

1.  Die  Uanptpancte  der  Entwicklung  der  französischen 
Bestenerung  seit  der  ersten  BeTolution. 

L  Ueberblick  der  Gesammtentwicklnng  derBestenernng  und  ihrer 

Erträge  im  19.  Jahrhundert 

1()5.  Die  ungeheueren  inuereu  und  äusseren  Uniwälziiugen, 
welche  Frankreich  seit  1789  bis  zur  Gegenwart,  im  ,,.hibi hundert 
seiner  Revolutionen"  durchgemaclit  hat,  spicgehi  sich  natürlich  iu 
seiner  Flnanzgeschichte  und  auch  in  der  Umgestaltung  und  Ent- 
wicklung seiner  Besteuerung  während  dieses  Zeitraums  besonders 
frappant  ab.  Die  ruhmsüchtige  kriegerische  auswärtige  Politik  und 
die  rnln'li  se,  immer  wieder  von  Grund  aus  die  innere  politische 
Verfassung  und  Uegitirungsform  umgestaltende  innere  Politik  hat 
das  französische  Volk  endgiltig  — •  solange  nicht  etwa  ein  neuer 
^taatsbankerott,  wenigstens  eine  Zeit  lang,  Erleichterungen  ver- 
schatft  —  mit  einer  Belastung:  durch  Staatsschulden,  Militäretat 
und  in  Folge  deren  schliesslich  mit  einer  Steuerbelastung  zu  zahlen, 
welche  sonst  nirgends  in  der  Weh  ihres  Gleichen  findet. 

Wenn  andere  Staaten  vorübergehend  einmal  Perioden  ilires  Lebens  haben« 
wo  die  grOssto  Anspannung  der  Finandfrlllc,  der  Beteuerung  und  des  Staetscredits 
wohl  oder  übel  Platz  'greifen  muss,  worauf  aber  mit  dfiucrmlor  liuhe  der  ininTtMi  und 
äusseren  politischen  Verhältnisse  auch  für  die  Finanzen  wieder  eine  lauge  Zeit  der 
relativen  Stabilität  eintritt,  —  80  aasgeprägt  in  Grossbritannien  ror  und  nach  1816 
und  in  Nordamerika  ror  und  nach  ]$6d;  aber  doch  auch  in  Italien  vor  nnd  nach 
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1^7]«  in  ücsterrdcb  vor  and  nacli  läl5  und  wieder  vor  und  nach  l&üU,  in  Preussen 
und  Dentechluid  Tor  nnd  nach  1815  und  1971  — .  so  zeigt  Frankreich  auch  nach 

seiner  erste«  grossen  Tvi  viiliitions-  und  Kriogspt  lioda  ein  g-anz  anderes  Bild.  Die 
neaeo  Kevolutionen,  der  wiederholte  Wechsel  der  YerlafisaDgeu,  der  Kogierongeii  aud 
der  Dynastien,  die  neoen  l&riego  und  die  andauernde  Vorbereitung  anf  einen 
abcruialigon  Krieg  „der  Revanche"  haben  iuimcr  wieder  bald  geführt  und  fuhren 
jetzt  beständig  zu  erneuter  ungemeiner  Anspannung  der  Finauzkraft,  periodisch, 
wie  auch  in  ähnlicher  Lage  in  anderen  Staaten,  in  besonderem  Grade,  aber,  im 
UntOTBchied  von  anderen  Staaten,  nunmehr  auch  bleibend,  indem  eben  ein  wirk- 
licher Kuheznstand  niemals  lange  währt.  Ausgaben,  Eiini.nhnien,  Staatsschulden, 
Steuern  unterliegen  daher  in  Frankreich  im  19.  Jahrhuudcri,  auch  seit  1815,  nicht 
nur  dem  allgemeinen  (lesctz  der  Zunahme,  welches  auf  linanziellem  Gebiete  der  Reflex 
der  beiden  grossen  Entwicklungsgesetze  des  »iUeiitlidien  LcbfiiB  fortschreitender 
Cultun'ölker  ist,  des  Gesetzes  der  wachsenden  Ausdehnung  und  inneren  Entwicklung 
der  öUcntlicIien,  specicll  der  Staatsthätigkeiten  und  des  Oesetzes  der  immer  mehr  ror- 
waltenden  Präventivthätigkoit  fFin.T,  8.  A.,  §.  30.  37).  Sie  zeigen  vielmehr  noch  eine 
besondere,  dem  Grade  nach,  verglichen  mit  anderen  Culturätaateu ,  stärkere, 
dem  Tempo  nach,  auch  in  längerem  Durchschnitt,  raschere  Zonahmetendenz. 

Insbesondere  fQr  die  Besteuerung  lagen  daher  in  Frank- 
reich seit  der  ersten  Revoltttion  immer  wieder  neue  grosse  und 
schwierige  Aufgaben  vor,  um  erhöhte  ordentliche  Einnahmen  neben 
und  statt  der  doch  nicht  allein  möglichen  Benutzung  des  Staats* 
eredits  zu  beschaffen.  Steuergeschichtlich  und  stenerpolitiseh  ist 
es  dann  in  hohem  Maasse  bemerkenswerth,  wie  man  auch  ttber 
die  innere  und  äussere  politische  Ursache  dieses  Entwicklangs- 
bedHrfnisses  denken  mag:  die  französische  Besteuerung 
hat  sieh  auf  der  Grundlage,  welche  ihr  iu  der  Zeit  der 
ersten  Revolution  und  endgiltig  namentlich  durch 
Kapoleon  I.  gegeben  war,  im  Wesentlichen  uiivci  ändert 
durch  alle  neuen  Wcchselfälie  des  tumzösischcn  .Staats- 
lebens hindurch  seitdem  (  rhaltcn  und  sich  dergestalt  der 
Lösung  jener  schwierigen  Aufgaben  gewachsen  gezeigt, 
«ogar  iu  der  schwci.steu  politischen  und  finanziellen  Krimis,  welche 
Frankreich  durch  seine  Schuld  durchleben  sollte,  dcrjenit>;eu  von 
1870—71  u.  tV.  Xur  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet  in  dieser  Hin- 
sicht die  französische  directe  Besteuerung.  Diesclljc  ist  in  ihrer 
Ausdehnung  und  Entwicklung  mit  theilweiser  Ausnahme  der 
l*atentstener  unverhHltnissmässig  hinter  derjenigen  ziem, 
lieh  alier  ilhrigen  Steuern,  namentlich  der  beiden  grossen 
Gruppen  der  indirccten  Verbrauchs-  und  der  Verkelirs- 
besteuerung  (Enregistrement  und  Stempel)  zurückgeblieben, 
was  auf  den  iMangel  innerer  Entwicklungsfähigkeit  si-liliessen 
lässt.  Dieser  Mangel  ist  wohl  auf  den  Ertragssteuercliaraeter 
der  iVanzösischeu  dirccten  Besteuerung  mit  /uriickzufuhren ,  hängt 
aber  auch  damit  zusammen,  dass  diese  Besteuerung  die  Grundlage 
der  Localbesteuerung  ist. 
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Abgesehen  hieiTon  liegt  eine  practischc  Bewährnng  des 
modernen  französischen  Steuersystems  vor,  welche  kein  wissen- 
schaiUicher  und  fioanzpractischer  Kritiker  des  letzteren  unbeachtet 
lassen  darf,  so  Vieles  er  mit  Recht  an  diesem  System  zu  tadeln 
haben  mag.  Auch  in  rein  politischer  Beziehung  verdient  es 
Beachtuu*^,  das»  Frankreich  bei  allen  seinen  neueren  Vertassungs- 
und  Regierungswechseln,  wohl  unter  der  Nachwirkung  der  traarigen 
EriuiieruDgen  an  die  leichtbiiinige  Zeiti  ünuiierung  des  Steuersystems 
der  alten  Munarcliic  in  den  ersten  Jahren  der  crateu  Kevolution, 
in  der  Steuerpolitik  merkwürdig  conservativ  geblieben  ist  und 
—  damit  gute  practischc  Erfolge  erzielt  hat.  Auch  wer  mit  Recht 
an  der  nach  dem  letzten  Kriege  eingeschlagenen  Politik,  den  grossen 
Mehrbedarf  au  Steuern  fast  nur  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
der  iudirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrssteuern  zu  decken» 
Manches  auszusetzen  hat,  rauss  nach  den  Erl'ahrungen  eines  neuen 
halben  Mensclicnaltcrs  zugestehen,  dass  diese  Politik,  rein  finanz- 
politisch, nach  ihrer  Leistung  för  die  Bedarlsdeckung  beurtlieilt, 
sich  auf  den  Erfolg  berufen  kann. 

Es  crkliirt  sich  so  eine  an  sich  auffällige  Erscheinung.  Trotz 
der  ungemeinen  Steigerung  des  Finanz-  und  Steuerbedarfs,  welche 
in  Frankreicli  seit  J^15  eingetreten  ist,  wie  immer  der  Folge 
der  aus  der  eingeschlagenen  inneren  und  äusseren  Politik  hervor- 
gehenden neuen  Verwaltung.saufgaben ,  und  trotz  des  gewaltigen 
Unterschieds,  welclier  in  dieser  llinsiclit  zwiscben  England  und 
Frankreich  in  dieser  Periode  (1815 — 1885)  besteht,  ergiebt  sich  in 
Einer  Beziehung  eine  Aehnlichkcit  zwischen  der  britischen 
und  französischen  Besteuerung  am  Anfang  und  am  Schlnss 
des  19.  Jahrhunderts:  die  Grundlagen  and  die  Haupttheile 
des  Stenersystems  haben  sich  bei  beiden  nicht 
wesentlich  verändert. 

Voa  der  Bcstcuonnif;^  anderer  Ccntincntalstaaten .  auch  diT  deutschen,  gilt  das 
niclit  im  gleichen  Maasse.  in  Frankreicli  ist  es,  bei  tlcm  auf  allen  audorca  Lebens- 
gobietcn  sonst  so  deutlich  hervortretenden  sanguinisch -ncnrOsen«  neueraogasttchtigao 
keltisch- gallischen  Cliaracter  des  französischen  Volks  —  rerum  novarum  Semper 
Studiosi!  —  und  bei  ticm  Anreiz  zu  grösseren  Veränderungen  dos  Steuersystems, 
welchen  die  ungeheure  YermehroDg  des  Steuerbedarfs  gerade  in  den  beständigen 
Staatsumwälznnsreii  L  icht  irebo.n  konnte,  nur  viel  auffiUliLTLr  als  in  Grossbritannion  bei 
dem  britischen  Volks-  and  ätaat:>ciiaractcr  und  bei  nicht  erheblich  geMrachscncm 
Stonorbedarf  (S.  228,  234). 

Die  bekannte  Thatsacho  der  langsamen  französischen  Volksvermohnin<^  könnte  in 
einer  Uiusicbt  die  Festhaltuiig  des  am  Schlads  der  eisten  lievolutionsperiodc  neu 
hegtflitdeten  SteDersystems  seilmt  noch  auffälliger  encheioen  lassen.  Denn  die  grosse 
Vermehrung  der  Stcu.  roinnalimen  inusste  so  für  den  Einzelnen  durchschnittlich  noch 
mehr  als  Last  los  Uewiuht  fallen,  zumal  diese  Last  nach  den  gleichbleibenden  Steuer- 
rertheflongspiincfpien  zu  tragen  war.  In  anderer  Hinsicht  erklifcrt  aber  diese  lang- 
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saiiio  Volksveruiobrun?  die  Stabilität  des  Steuersystems  und  die  Steigerung  der  durch- 
schnittlichen Steucrrdltigii  it  ilor  Bev  nlkorui)«^  vielleicht  etwas  mit:  der  Belastungs- 
coefiicient.  welcher  aadcrswo,  besonUcrö  bei  den  germanischen  Völkern,  zumal  bei 
dem  dcutsrlicii,  für  den  jeirdls  erwerbenden  Thcil  des  Volks  die  Anfuefanng  einer 
der  Zahl  nach  stärkeren  neuen  Generation  bildet,  ist  bei  den  Fran^o^en  scliwaihcr, 
so  dass  eine  bedeutendere  Steuerbelastung,  zur  Durchführung  der  Poliiik  dei  „gloirc" 
und  zur  Tragong  ihrer  wirtbschafüichca  nod  finanziellen  Folgen,  ermöglicht  wird. 
Ob  aber  die  Grenze  der  Steuerfähigluit  niinmelu  nicht  mehr  und  mehr  au<  Ii  trot:^ 
dieser  genngereu  Belastung  des  fraozösischeu  Volks  mit  „uatioualca  Aufcrziehongs- 
kMten''  erreicht  Ut7  vgl.  n.  §.  177. 

§.  106.  Die  f ranzösisc be  Finanzstatistik  frestattct 
vergleicbeude  Rückblicke  ;iiif  den  Gang  der  Einnabmen  und  Aus- 
gaben und  der  Hauptrubiiken  beider  bis  in  die  erste  Zeit  des 
Consulats  zurück.  In  der  vorausgehenden  eigentlichen  Revolutions- 
zeit bis  zum  Dircctorinni  sind  zum  Theil  gar  keine  Budgets  und 
Etats  zu  Stande  gekommen  und  war  das  Hecbuungswesen  unter 
den  Wirren  der  Ixcvolution  und  unter  den  Exceasen  der  Papier- 
gcldwirthschaft  ganz  zernittet,  so  dass  brauchbare  Daten  ffir  die 
Vergleicbiing  aus  dieser  Periode  fehlen ').  Die  grossen  Regierungs- 
weelisel  haben  dann  Anlass  gegeben,  siiiiDiiMriscbc  und  Dnrch- 
.scbnittsdaten  für  die  Perioden  der  verschiedenen  Regierungen  zu 
bilden.  Die  genauen,  bis  auf  die  Einser  gehenden  Zahlen  sind 
aber  allerdings  nicht  durchaus  streng  vergleichbar,  weil  nicht 
immer  sich  auf  ganz  dicsel1)en  Thatsachen  beziehend,  auch  ent- 
halten die  Zahlen  ftir  die  frühere  Zeit  (Oonsulat)  Lücken  und 
sind  Veränderungen  in  der  Buohungs-  und  Berechnungsweise  und 
Classification  störend.  Doch  bleiben  die  Daten  für  die  ausreicheDde 
annäherungsweise  Vergleichbarkeit  hinlänglich  braachbar. 

Siehe  Nicolas,  biiilgets  de  la  France  und  z.  Th.  danach,  z.  Th.  berichtigend 
Am  p-en.Tnnten  Artikel  von  Boiteau,  budgct  i^i-n'tv.  im  dict.  de  fiii.  mit  zahlrcicbori 
vergleicLonden  Berechnungen.  Die  folgenden  Zahlen  sind  diesem  Werke  entnommen 
oder  nach  den  dort  gegebenen  berechnet,  unter  Erglnznng  ans  anderen  Quellen  (n.  Ä. 
ans  den  älteren  Budgets  SL'n)5t  . 

Durch  die  Gebietsvcränderuugeu  unter  Napoleon  I.,  nach  1*>14  und  wieder 
nach  1870  (von  dem  Zavachs  ron  Kizza  und  Saroten  abgesehen")  werden  die  Ver- 
gleicbuiig-rn  aberinals  gestört,  wfvs  sich  hi-r  nicht  ändern  lässf,  aber  ^  i  I  r  Tcr- 
gleichong  nicht  vergessen  vciUea  darf.  In  den  letzten  Jahren  dos  ersten  Kaiäerreichi» 
znr  Zeit  seines  grössten  Uinfangs  (1818)  zShlto  Franitreleh  ca.  42.5  Mill.  Einwohner, 
«rciiciiwärtig  auf  seinem  verklcinortcn  (iebiete  ca.  .IS  Mill.  Im  Gi!)ii!!sumfaii!;-  von 
1815  hatte  Frankreich  ISUti  2Ü.11,  1821  30.4t»,  1856  36.Ü4  Mill.  Einwohner.  Durch 
THinA  (Departement  Seealpeu)  und  Saroien  sind  1860  737,0(i0  Einwohner  (ZShtung 
von  ISni)  dazugekommen,  durch  den  Verlust  von 'ElsaSvS-Lothringcn  1S71  1 ,597,000  Ein- 
wohner ausgeschieden.  Daher  Einwohnerzahl  1861  »7.3^^,  186Ö  88.07.  1872  36.10« 
1881  87.67  MilL  (Ann.  Statist.  18S2,  p.  7). 

Die  Steigerung  der  mittleren  Budgets  dos  Gcsammtctats  der  Aus- 
gaben nach  dem  genannten  Artikel  im  dict.  de  fio.  p.  713  war  folgende  in  MiU.  Frcs.: 


*)  Siehe  dict.  du  ftn.,  Boiteau 's  Art.  luKl=!;et  «-rn-  ral  de  iV-tat,  p.  540  tt'.  mit 
einzelnen  Daten  Uber  die  Wirren,  Stuurm,  II.  ch.  2\—H{)  und  Schlusä. 
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Gonsnkt  und  1.  Kaiserreich  (IBOl— 14)   *  .  .  085.8 

Restauration  (1<515— 80)   1031. U 

Jalimonarcliie  (1830—47)   .   1287.5 

Zweite  Kepobük  (1848—51)   1587.8 

Zweites  Kaiserreich  (1852— 1870)   2150  3 

Driltö  Republik  (IST  1—84)   3492.9 


Oder  jährliche  Vermehrung  4.99  "/o  Mittel!  Minimal-  gegen  Maximal- 
budgct  rcrglichcn  (1S19  mit  896,  1882  mit  42S5  Hill.  Pres.)  sogar  jfthdteli  7.4 

Bund  also  selbst  bui  erstcror  Berechnung  5  %  ^cgen  eine  Bcrölkoningsveruiehrung 
(auf  das  heutige  üebiet  berechnet)  von  jährlich  nur  U.5  7oC'')  zwischen  1801 — 1881 
und  bloes  0.88  %  seit  1821. 

Einig-ermaassen  mussfe  der  Ertrag  divr  Steuern  sich  dieser  Bevrcg"un^  nacli 
Umfang  und  Tempo  anpassen  und  hat  das  auch  so  ziemlich  gethan,  wenn  sich 
anch  die  Qnete  der  anaserordeotlicheii  Deeknngsmittel  etwas  eitiBht  hat  (ron  10.5  % 
der  Gesammtausgaben  unter  Napoleon  I,  D.l  und  6.8%  unter  den  beiden  folgenden 
königlichen  Dynastien,  auf  16.0  7a  1848—70  und  14.2  7o  seitdem,  neben  einem 
Icleinen  unbedeckt  bleibenden  Best  von  1 — ^5  %  meietene). 

Die  ordcnflirhen  (Normal-)einnahmen  allein  und  unter  ihnen  die  Steuern 
und  steuerartigen  haben  sich  uämUch  folgendermaassen  entvickelt,  nach  Jahres« 
durchschnitten,  berechnet  aus  den  Sammen-Daten  und  Perioden  im  dict  de  fin., 
p.  714,  wobei  fUr  die  erste  Periode  vielleicht  eine  Zeitdauer  von  14  Jahren  100  Tagen, 
statt  blos  von  14  Jahren  —  wegen  der  Rückkehr  von  der  republikanischen  zur  christ- 
lichen Zeitrechnung  in  1807  —  anzunehmen  gewesen,  die  Durchschnittsziffer  also 
ca.  2  7o  kleiner  ausgefallen  wftre:  doch  ergiebt  sich  aus  dem  Material  des  dict.  nicht 
sicher,  ob  hier  nicht  schon  corrigirt  ist,  und  zudem  können  aus  den  angedeuteten 
Gründen  die  Daten  dieser  ersten  Periode  doch  uui  Aunäherungswerth  haben. 


1801-14  1815-80 

1831—47 

1848—51 

1852—70 

1871—8 

In  Mill.  Frcs.  jährlich: 

Domänen  und  Feisten 

105.2 

35.1 

37.6 

36.5 

49.2 

52.4 

Directe  Stenern  «  .  , 

375.0 

355.0 

389.4 

428.8 

494.4 

710.3 

Tndirecte  Stevern  •  . 

370.5 

514.8 

680.3 

720.8 

1119.7 

2047.2 

33.2 

24.7 

41,1 

72.1 

126.4 

262.3 

Summa 

884.0 

929.1 

lHb.4 

1258.2 

1789.7 

3072.3 

Oder  in  y„ 

Domänen  und  Feisten 

12.0 

3.8 

3.2 

3.0 

2.8 

1.7 

Directe  Steuern  .    .  . 

42.4 

38.1 

33.9 

34.0 

27.7 

28.1 

Indirekte  Steuern    .  . 

41.8 

55.4 

59.3 

57.2 

62.5 

66.7 

S.s 

2.7 

3.6 

5.8 

7.0 

8.5 

Suuima 

100.0 

1 1)0.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

Progression  (im  Vergleich  mit  d 

er  Periode 

1815—30): 

Domänen  und  Forsten 

300.0 

100.0 

107.1 

104.0 

140.2 

149.6 

Directe  Stenern  .  *  . 

105.6 

100.0 

109.7 

120.8 

139.3 

200.1 

Indirecte  Stenern    .  . 

72.0 

100.0 

132.2 

140.1 

217.7 

398.0 

Dir.  und  indir.  St  zus. 

85.8 

.  100.0 

123.1 

132.2 

185.7 

317.4 

134.4 

100.0 

166.4 

291.9 

511^ 

1062.6 

Samma 

95.1 

100.0 

128.6 

135.4 

192.6 

330.2 

Die  ErtrSpe  der  Domänen  und  Forsten  umfassen  hier  besonders  in  der  ersten 
Periode  die  aus  der  Hevolntionszeit  fortdauernden  Yer&usserungen  mit.  Daher 
die  damalige  liOhere  Ziffer.  Bei  den  direeten  Stenern  sind  die  allgemeinen  (fflr  den 
Staat)  und  die  Specialfonds  (fUr  dir  Departements  und  Gemeinden),  bei  den  indirectcn 
Steuern  auch  die  Monopole,  dann  namentlich  diu  Verkehrssteuern,  (Enregistre- 
ment  nnd  Stempel)  und  die  Einnahmen  aus  der  Post  und  Telegraphie,  unter  „Anderes" 
die  sonstigen  als  regelmässige  anzaschcndcn  mancherlei  verschiedenen  Einkünfte, 
(darunter  auch  der  Ertrag  der  neuen  3^1^  Steuer  von  Werthpapieren  mit  jetzt  ca. 
48  Milh  Frcs.,  die  eigentlich  zu  den  direeten  Steuern  gehört),  hier  in  Eine  Rubrik 
zmammeogefasst.  Auch  dies  Verfallen  bedingt,  dass  die  Daten  nur  ann&herungs* 
weise  versrleiehbar  sind  und  die  aus  den  Zidilenreihen  und  aus  ihren  Yer- 
gleichungeu,  daher  besonders  aus  den  Keiativzahlen  zu  ziehenden  Schlüsse  nicht  ganz 
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äo  strcug  ausfallcu  können,  als  wenn  man  os  mit  völlig:  homogenen  Grössen  /u  thun 
hätte.  Aher  auch  so  l  lcibt^n  die  Daten  nach  den  verschiedensten  Seiten  belehrend 
v:enug.  Bei  der  Abnurmiiitt  der  Verhältnisse  in  der  ersten  Periode  (Gousulat  und 
Kaiserreich)  euipliehlt  es  »ich,  der  ProgressionsbeiecliDiuig ,  wie  oben  geschehen »  ei^t 
die  Daten  der  zirdteu,  der  Ucstaurationspcnodc,  zu  Grunde  m  legen. 

Die  ungeheure  Vermehrnng  der  G esanimtcinnahmen 
und  der  Steuern  und  unter  letzteren  wieder  der  indirecten 
(einschliesslich  der  Verkehrs  steuern)  tritt  schlagend  hervor. 
Ebenso  die  Thatsache,  dass  mit  der  kleinen,  anf  gewisse  steuer- 
politische Maassregeln  der  zweiten  Republik  znrUcksnflibreDden 
Unterbreehnng  in  der  Periode  von  1848 — 51  (s.  §.  171)|  der 
Schwerpnnct  der  ordentlichen  Einnahmen  immer  mehr 
in  die  indirecten  Steuern  fällt  und  diese  ganz  das  lieber- 
gewicht  über  die  directen  erlangen:  in  Betreff  der  Ge- 
sammtzunabme  und  der.  Vertheilung  auf  durecte  und  indirecte 
Steuern  eine  wesentlich  yerscbiedene,  zum  Theil  geradezu  ent- 
gegengesetzte Entwicklung  als  In  Grossbritannien  (S.  234). 

Durch  die  Ausscheidunc  der  Post-  und  Tclegrapheneinnahincn  aus  den  Daten 
Für  die  französischen  indirecten  Steuern  wUrden  sich  die  absoluten  und  besonders  die 
relativen  Zahlen  doch  nicht  erheblich  ändern.  Audi  die  Wi ülas^tni'^  d«  i  ,,Ziiisr("nt'>n- 
steuer"  von  Werthpapieren  bei  den  directen  Steuern  wird  mehr  als  aufgewogen  durch 
fo]gend(>n  Umstand.  Es  sind  nämlich  dafür  vnter  den  directen  Steuern  hier  die 
Zuschläge  für  Departeu» ent al-  und  Comn?unalzwecke  zu  dim  Sfaatssteaem 
mit .  eingesetzt.  Dieselben  betrugen  in  der  letzten  Periode  schon  Uber  ^  der  dem 
Staate  verbloibcnden  directen  Steuern  und  haben  sich  besondeTB'  in  dieser  neuesten 
Zeit  ^("pm  früher  sehr  gesteigert.  Die  bedeutiMnic  Vcrmohrung  <les  Jahresdurch- 
schnitts der  directen  Steuern  in  der  Periode  der  dritten  llepablik  fällt  grOsstentheils 
aaf  diese  Specialfmds. 

Die  obigen  Dvrchschnittsdäten  lassen  aber  die  Entwicklnng*  noch  nicht  so 

scharf  hervortreten  .  wie  sie  wirklich  war.  Diejenigen  aus  der  Ict/.ton  Periodi'  b.ind 
gegenwärtig  schon  wieder  erheblich  überschritten,  ohne  Ansicht  auf  Wieder- 
abnahme.  Veri^Ieicht  man  einige  Hauptzahten  eines  einzelnen  Jahrcsetats,  nftmlich 
de  Ictzt'ii  vollen  Budgets  Napoleons  I.  (181H),  der  Restauration  (1830'),  Louis 
Philipps  (,lt^47),  Napoleons  III.  (Iö7t>)  und  von  so  zeigt  sich  folgende  £ot- 

wicklnog  (in  MiU.  Pres.): 

1813     1830      1847     1870     1885  jj^jj^^^^ 

Directe  Stenern  (nvr  f.  d.  Staat)  318.3     327.6     331.7     332.8     474.4  144.8 

Enregistrenieut,StempeI,Domänen    170.0     1S5.;5     2()0.2      ino.n     600.4  388.0 
Eigeatl.  indir.  St  (Zölle  u.  innere)   .179.5     375.9     512.S     155.0    l  i>53.0_  394.5  ' 

Zusaiunien  Steuern    Sü7.b     i5>>b.5    11Ü4J    i541».Ü    2Ü56.8  2HU.0 
(Posten   13.0      30.5      49.7      SO.S     135.7  444.9) 

Die  Domäneneinkünfte  bei  Enregistrcinent  und  Stemi)el  betragen  bis  1870  nur 
einiüii  Millionen;  in  der  Zahl  für  1SS5  fehlen  s'w  liier  10.9  Mill.  l-rcs. \  Die  Steuer 
von  Werthpapieren  ist  in  1^85  hier  mit  50.10  Miil.  Frcs.  bei  den  directen  Steuern 
eingesetzt;  ebenso  die  kleineren,  diesen  Steuern  aasimilirten  Specialtaxen.  Man  sieht, 
dass  die  Zuliliju  für  I^'in  <j;ogcn  1^1'!  wenig  verändert  sind,  freilich  sich  auf  ein 
Gebiet  mit  bloss  %  der  Iriiheren  Bevölkerung  42.5,  l!531  31.S  MUL)  beziehen. 

Erst  seitdem  und  in  Immer  stärkerem  Maasse  seit  1S48  haben  die  indiieeten  Ver- 
brauchs- und  die  Verkehrsstenern  die  (uln^^al'  Steifrennig  erfahren.  Die  directen 
Staatsstuuern  sind  bis  1870  so  gnt  wie  ganz  ätabil  gebliebeu  und  auch  seitdem  weit 
weniger  gewachsen,  selbst  «renn  die  genannte  Zinsstener  7on  Werthpapieren  mit  zn 
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ilioen  ^erediuet  wird.  Dio  directen  Stenern  betragen  1830  36.9,  1870  21.5,  1SS5 

nar  l7.S«»/„  all.  r  Steuern. 

Aus  ciücm  Vergleich  mit  Groääbritaaiüen  ergicbt  sich,  dasä  Krankreich 
aus  der  Ungon  Perlode  der  BevolntiOAS-  and  napoleonischen  Kriege 

nngloirli  weniger  finanziell  bel;i>t'  t  und  stcn  i  In  1)  i  i  1  r  t  hervur- 
gogaiigüu  iät,  aU  buin  grosser  Rivai.  Das  urkiürt  sich  aiiä  dem  .StaabbaakcroU 
und  der  einfachen  Ahschflttäang  der  PapicrgeUlscbnld  in  der  Bevoluttonszcit,  ferner 
daraus,  «hiss  Napoleon  seine  Kriei^c  weder  in  crheVjlicliein  Maassc  mit  Steuern  noch 
mit  Staatsschulden  des  eigenen  Laude»,  sondern  auf  Kosten  seiner  besiegten  Gegner 
fttbrto,  endlich  aach  daraus,  dass  Frankreich  selbst  1814  und  1SI5  in  finanzieller  Hin- 
sicht, in  Bezug  auf  Kricgscntschädi^-ang  v.  s.  w.  ausserordentlich  —  man  darf  wohl 
sagen  übermässig  und  ungebührlich  —  geschont  worden  ist.  Nur  so  konnte  die 
Finanzperiode  von  1S13 — 1810  ohne  ein  besonders  grosses  Wachsen  der  verzinslichen 
Staatsschuld  und  der  Steuern  abgewickelt  und  auch  die  ganze  Kcstaurationsjieriodc 
hindurch,  selbst  narl»  Bezahlung  der  massigen  Kriepsconfiibiition  di'-  Alliiifcn 
(700  Mill.  Frcs. .  ausser  der  Erhaltung  der  frcmdcu  Uccuiiatiuii,>armeo  auf  i  Jalire, 
was  auf  150  Mill.  jährlich  veranschlagt  wurde)  and  der  Entschädigung  der  Eniigrirten 
(nominell  1  Milliarde,  al)cr  in  Form  3"/«  I^ento.  wovon  schliesslich  nur  ca.  2H  Mill. 
Frcs.  Rente,  in  Folge  späterer  Maas.sregehi  der  Juli-Regiernng,  zur  Zahlung  kamen, 
GcM  t/  \om  27.  April  1825.  s  Sudre  I,  446  ff.,  KiO)  und  nach  Roparimng  der 
Kriegsschäden,  ohne  eine  It.soiiilors;  starke  Steigerung  der  ß'.-ti  iirninir  tr^wirthsrhaftct 
werden.  Finanzielle  Vortheiic,  welche  naturlich  auch  den  folgenden  Perioden  bis  iu 
die  Gegenvart  hijiein  za  tinto  gekommen  sind,  wahrend  Grossbritannien  und  manche 
Vit! f'  Staaten  bis  heute  an  'l-ni  Fin.ui/.lasten  aus  der  fr:»ri.'.'si<  Inn  Kriegszeit  tragen. 
In  iiuauzstatistiscber  iliasicht  sind  die  grossen  Proccutzaiiien  der  Stcucrprogressiou 
natttrlich  auch  durch  dio  kleinen  «bsoiiiteii  Zahlea  der  Steuerortriigo  der  früheren 
Ztai  mit  bedingt. 

XI.  Dio  Besteaorttng  v&hrcnd  der  ers-ton  Periode  der  ersten  Rerolation 

(bis  zum  Directorium).  ' 

§.  167.  Im  früheren  steuergeschichtlicben  Kapitel  Ut  der  Zu- 
stand des  französischen  Steuer wesens  am  bcbluss  des  aoeien  röginie 
dargestellt  worden  (§.  58 — 67).  An  manchen  schweren  Mängeln 
hat  dies  Stenerwesen  gewiss  gelitten,  besonders  die  hauptsächliche 
direete  Steuer,  die  taille  und  die  grosBentheils  in  Form  eines  Zu- 
schlags zu  ihr  erhobenen  Kopfsteuern  und  Zwanzigsten  59,  CO), 
von  den  indirecten  Stenern  namentlich  die  Salzsteucr  (gabeile  §.  63). 
Die  Steneipri?ilegien  der  höheren  Stände,  die  Uebelstände  bei  der 
Einschätzung,  Anflegnog,  Erhebnngi  Verwaltung  der  directen  und 
der  meist  verpachteten  indirecten  Stenern,  die  Buntscheekigkeit 
nnd  Ungleichmftssigkeit  der  GeBammtbesteuening  im  ganzen  Staats- 
gebiete erheischten  gewiss  ebenso  dringend  Abstellung,  als  die 
vielen  Miashr&nehe  in  Bezog  anf  die  Verwendung  der  Staatsgelder. 

Eine  kritische  U-  Viersicht  der  Mängel  der  Be-stcuerunj;-  des  ancien  ri  jfimc,  aller- 
dings etwas  gefärbt  durch  dio  Tendenz,  das  neue  fiesteuurungs^ystem  iu  möglicluit 
gl&Dzendes  Licht  treten  zu  lassen,  gicbt  düe  interessante  und  characteristische  „Adresse 
der  Kationalversammlung  an  die  Franzosen  über  die  Zahlunji,'  der  Stouern"  („contri- 
butions''  s.  u.)  vom  Juni  1791.  Wieder  abgedruckt  iu  Yves  (iayot,  limpOt  sur  lo 
lereno,  Par.  18S7.  p.  284—809. 

Die  unbefangene  Betrachtung  und  die  echt  historische  Auf- 
fassung,  welche  die  Dinge  aus  dem  Gesichtspnnct  und  dem 
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Können  der  Zeit  selbst  und  aneh  vergleicbsweise  liaeh  den 
Verhältniasen  anderer  Länder  in  derselben  Zeit  benrtheilt,  mtlssen 
indessen  der  neueren  Forschung  darin  Recht  geben,  dass  das 
französische  Steuerwesen  unter  Ludwig  XVL  und  in  wichtigen 
Theilcn  selbst  von  den  Zeiten  Ludwig's  XIV.  her,  namentlich  in 
steuertechnischer  und  administrativer  Hinsicht,  doch  bereits 
manches  Brauchbare  und  Gute  cnthnhcü  hat.  Daher  sind  denn 
auch  manche  Grundsätze  und  selbbt  vieles  Einzelne  in  Betretl*  der 
Ausiüluun^  aus  dem  älteren  Steuerrecbt  wenig  verändcit  in  das 
neue  der  Revolution  und  Napoleon  s  1.  übergegangen.  Ausserdem 
hat  man  aber  namentlich  in  den  letzten  Jahren  vor  1789,  be- 
sonders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  ernstlich  an 
Reformen  gedacht  und  Einzelnes  davon  zur  Ausführung  gebracht 
(§.  50).  Hierfür  ist  namentlich  auf  das  Werk  von  Rene  Stourm 
zu  verweisen. 

An  diese  Reformai lipitcn  aus  den  Jahren  1767  und  1788  hat 
man  zwar  in  der  ersten  Zeit  der  Revolution  angeknüpft.  Aber 
von  vornherein  entwarf  man  doch  dabei  fälschlich  für  die  gesammte 
Bcstoncrung  einen  Neubau-Plan,  welcher  auf  einseitigen  poli- 
tistlicti  und  volkswirthschaftlichcn  Theorien  und  unhaltbaren 
practischen  Gesichtspuncten,  u.  A.  auch  in  Betreff  der  patriotischen 
Willigkeit  zur  Zahlnnir  von  Steuern  unter  den  freien  „Bürgern", 
beruhte.  Es  wäre  viel  richtiger  gewesen,  sicii  auf  einen  lang- 
samen und  vorsichtigen  Umbau  des  geschichtlich  überkommenen 
Steuersystems  zu  beschränken.  Bevor  aber  jener  Neubau  auch  nur 
in  der  Gesetzgebung  fertig  geworden  und  als  nur  erst  einzelne 
Theile  dieser  Gesetzgebung  in  den  ersten  Stadien  der  administrativen 
Durchführung  begriffen  waren,  hatte  die  Bevölkernng  seilen  vielfach 
mit  Einstellung  der  alten  Steuerzahlungen  begonnen,  ohne  den 
patriotischen  Mahnrufen  der  Nationabersammlung  Gehör  zu  schenken 
und  ebenso  wenig  geneigt,  die  neuen  Steuern  ordentlieh  einzu- 
richten und  SU  zahlen.  Die  schwache  Staatsregiernng  war  diesen 
Wirren  gegenüber  machtlos.  So  sank  das  alte  Steuersystem  in 
Trümmer  oder  versagte  den  Dienst  Das  neue  blieb  zunllehst  auf 
dem  Papiere  stehen  und  ergab  keine  irgend  genfigenden  ErtrSge: 
die  eigentliche  finanzielle  Erklärung  für  die  erste  Einführung 
und  baldige  Vermehrung  des  Papiergeldes,  der  Assignaten,  zur 
Deckung  des  Finanzbedai'fs,  da  auch  anf  den  normalen  Staats- 
credit  unter  den  damaligen  politischen  und  wirthschaftliohen  Ver- 
bältnissen nicht  mehr  zu  rechnen  war.  Man  beging  so  den  grossen 
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stenerpolitiscben  Fehler,  alte  Stenern  aiifzufj^ebcn ,  bevor  man  in 

neuen  einen  sicheren  und  genügenden  Eis.itz  hiitto.  Diesen  Fehler 

haben  die  Briten  immer  vermieden.    Aiieli  die  1  laiizosen  haben 

aber  wenigstens  in  der  Folgezeit,  bei  ihren  neuen  politischen  Um- 

wiilziuigeii ,   ibn  im  Wesentlichen   zum  Heile  ihrer  l  iuanzen  zu 

vermeiden  gelernt,  wie  hier  hervorgehoben  werden  mag.  Zwar 

machte  die  provisorische  Regierung  von  1848   einen  tliörichten 

Aulauf  mit  einer  solchen  umstürzenden  Steuerpolitik ,  doch  wurden 

ihre  Maassregeln  bald  wieder  rttckgiingig  gemacht  (§.  171). 

Uebor  dio  Volksbcv^ügunjfou  gegen  die  altcu  äteuorii.  besoodert»  dio  ücträuku- 
steuern  («de»),  Salzsteuem,  Octrois,  und  Ober  dio  Unföbigkoit  und  moltr  nocb  Llssip» 

keit  der  mit  ilor  Veranlagung  Jer  neuen  directcn  Steuern  betrauten  Lucalorgaiio  s. 
bes.  Taiuü,  Eotetuhunf:  dos  uiodcrucii  Irankreicb,  nam.  I,  Bd.  V,  Kap.  2,  and 
StOQTin,  Fio.,  der  zugleich  rortrefTIich  vom  steticrtecluiiscbcn  Standpancte  ans  Aber 
das  neue  Steuersystem  und  dessen,  uiltanter  ftasscilich  verhüllte,  Aukaüpfung  au  die 
Einhchtaogca  des  alten  handelt.    lui  Ganzen  glaubte  ich  ihm  hier  folg-en  zu  dürfen. 

Die  genannte  .,  Adresse"  über  die  Steuerzahlung  ist  eines  jener 
freilich  allen  Fremden  vielfach  phrasenhaft  erscheinenden  fran- 
zösischen Actenstttcke,  das  aber  an  sieb  nach  seiner  schönen  und 
hohen,  nur  eben  viel  zu  idealistischen  Auffassung  doch  Interesse  bietet : 
eine  patriotische,  an  GefUhl  und  Vernunft  appellirende  Apostrophe 
hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  und  Ueilsamkeit  des  Stener/ahlenSi 
sobald  eine  gute  „VerfaBsnng*'  richtige  Verwendung  der  Erträge 
und  gute  EinrichtODg  des  Steuerwesens  yerbfirgt  Ein  Actenstttck, 
wie  weilige  cbaracteristiseb  fttr  den  edlen,  aber  unpraetiscben 
Idealismus  der  Politiker  der  ersten  Jahre  der  BcTolulion  selbst  auf 
einem  so  nUcbtern  realistiseben  Gebiete  wie  dem  der  Besteuerung. 

Warum  waren  die  alten  Steuern  so  verbasst?  Weil  es Auf- 
lagen'' (,,impo8itions'0»  von  einer  willkflbrlicben  Gewalt  auf- 
gdegt|  waren,  nicht  „Beiträge"  („contributions''),  welche 
vom  „allgemeinen  Willen''  der  Nation  bestimmt  werden.  Diese 
Terminologie  wird  dann  in  der  ganzen  Periode  festgehalten  und 
mit  dem  W  orte  „eontributions"  dem  erleuchteten  Volke  das  Steuer- 
Labien  mnndgereeht  zu  maehen  gcsnebt.  ),Nul  de  tous  ne  se 
reflise,  ni  ne  se  refiisera  Jamals  k  payer  sajuste  part  des  döpenses 
.  pnbliques  faites  ä  son  pro6t  (sie!),  sans  d6pr6dation,  avec  une  sage 
dconomie  qne  vos  reprösentants  ont  s^y^rement  jugee,  dont  Iis  vons 
rendent  et  youb  faut  rendre  comptc,  et  qui  ne  sont  trop  k  Charge 
ä  personne,  lorsque  tout  le  monde  y  concourt  k  raison  de  ses 
facultes,  dans  une  ^quitable  proportion."  Keiner  wird 
sich  weigern  zu  steuern!  So  rul'en  die  Volksvertreter  im  Augen- 
blick, wo  bald  keiner  mehr  Steuern  zahlt  II  — 
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In  der  „Adresse"  wurden  die  liislierigcn  Steuern  in  filuf  Hauptclassen 
^(il)r;i(  ht :  1)  diedir«MMrii.  (:iin<>  r''i  II  ' ninJ  peräoin  llo,  Zsyanzigstcu,  Kopfsteuer,  auch 
/icljntoii ;  2)  Monopole  und  au  SbcliUesblicli  c  1' li v  il egiou,  wie  die  Sakstuucr, 
Tabak,  provinzenveiso  auch  GctrSnkcstencrn ,  ferner  diu  geverblichea  Abgaben  bei 
dtMi  Mcisterrerhton  u.  s.  w.;  3)  innere  Verbrauchssteuern,  wie  b's^oiui^rs  die 
auf  Getränke  und  andere  Artikel;  4)  innere  und  Grenzzölle  beim  Transport  von 
W  ii  iicd;  5)  Steuern  auf  Kechtsgesctiäfte  irtt  s),  Controle,  insinuation,  Centime 
deuii  r  n.  s.  w.  Kast  nur  diese  filiifi  ■  Classe  findet  Gnade  in  der  Nationakcrsammlunng, 
wird  bciliuhaltcn  und  gelit  ruionnirt  als  Abgaben  der  ßegii>trirung,  des  Stempels  und 
Hypothekenwesens  in  dus  nouo  Steiietsystem  ttlwr.  Sonst  wivd  bloss  der  Grcnz/^l 
erhalten,  die  älteren  directea  Steoern  nrerden  in  die  neuen  directcn  umgewandelt. 

Der  Plan  für  daa  nene  StenerayBtem  der  Rerolutionsära  be- 
ruhte, unter  dem  unverkennbaren  und  nuch  nachweisbaren  Ein* 
flnss  physiokrattscher  Ideen,  besonders  auch  Uber  indireote 
Besteuerung auf  einer  einseitigen  Vorliebe  fttr  directe 
statt  indirecter  Steuern  nnd  zugleich  auf  einer  unzuläng- 
lichen Doctrin  der  direeten  Besteuerung.  Die  Weiter- 
entwicklung war  in  Frankreich  später,  nach  wiederhergestellter 
Staatsordnung,  und  andauernd  die  dieser  Richtung  gerade  ent-  . 
gegengesetzte:  immer  mehr  indirecte  neben  fast  stabil  bleibenden 
direeten  Steuern.  Die  Geschichte  hat  also  d^m  System  der 
Revolution  eine  entschiedene  Ablehnung  zu  Tbeil  werden  lassen. 

Diese  Auffassungen  der  Revolntionspolitiker  fahrten  dazu,  dass 
die  in  direeten  Stenern  grossentheils  aufgehoben  wurden,  wozn 
freilich  die  tbatsächliche  Suspension  dieser  Stenern  von  den  ersten 
Tagen  der  Revolution  an  durch  die  wilden  .Volksbewegangen, 
welche  namentlich  gewissen  Steuern  dieser  Gattung  (Salz-,  Ge- 
tränkestenem,  städtische  Octrois)  besonders  feindlich  waren, 
beigetragen  hat.  Auch  das  Tabakmonopol,  obgleich  weniger 
missliebig  und  nicht  einmal  von  den  politischen  nnd  national- 
ökonomischen  Doctrin ären  der  Nationalversammlung  so  scharf  als 
andere  Steuern  iingetbchten,  üel  schliesslieh ,  und  zwar  mit  aus 
einem  ganz  doctrinären  Grunde,  weil  man  in  dem  damals  noch 
f\ir  nothwendig  geltenden  V'erl)ot  des  einheimischen  Tabakbaues 
eine  ineonstittitioiielle  Eigenthunisbcschränkung  sah.  Dagegen 
wurde  aus  ])o  1  i z eilichen  und  politisehen  Grliuden  das  Pulver- 
monopol beibehalten  (Jahr  V)  und  verblieb  ununterbrochen  bis 
iieutc.  Von  den  Zöllen  wurden  aus  zutreHouden  Gründen  die  so 
überaus  lästigen  zahlreichen  inneren  beseitigt.   Die  weniger  be- 


*)  V.  Kaufmann,  Fiu.  Frankreichs  S.  t61,  itlö  bezweifelt  das  wohl  mit  Uu- 
Tochl.    Nicht  bloss  die  „oindfc  GruBdstenei*',  «ondern  die  Polemik  fepen  die 

inrHrecfe  B'^sten  cnm  a  nnd  dor  Eifer  filr  ein  ,,ciiifafl:  ■  "  directcs  Sleiirr- 
system  sind  physiokratischc  Momente.  Dupont,  do  Ncmouio,  war  auf  die  Steuer- 
gesetzgebung von  besonderem  Hinfla^s. 
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fehdeten  AuBsen-GrenzzölIe,  besonders  die  Einfuhrzölle, 
wurden  dagegen  erhalten.  Alle  bisher  durch  Zölle  von  einander 
getrennten  Gebietstbeile  Frankreichs  und  die  noch  ganz  ausserhalb 
des  älteren  Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  (§.  64)  wurden 
jetzt  in  das  ßine  neue  grosse  Zollgebiet  aufgenommen  und  so  das 
von  Colhert  vergeblich  erstrebte  Ziel  erreicht:  ganz  Frank- 
reieh  zu  einem  grossen  einheitlichen,  im  Inneren  möglichst 
von  Zöllen  freien  Wirt  bsehaft  s-  und  Marktgebiet,  das  gegen 
das  Ausland  durch  den  Grenzzoll  abgeschlossen  war  und  einem 
Einheitstarif  fttr  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  unterstand,  zu- 
sammenzufassen. Eine  der  bedeutendsten  wirthschaftspolitisohen 
Maassregeln  der  Periode,  welche  auch  wichtige  rein  politische 
Folgen  für  das  innere  Zusammenwachsen  der  Provinzen  nnd  ihrer 
Bevölkerung  und  fHr  die  Amalgamirung  der  Grenzprovinzen  hatte. 
Diese  „Einheit  des  Markts"  und  des  Zollsystems  ist  Frankreieh 
seitdem  erhalten  geblieben.  In  der  JSevolutions-  und  Kaiserzeit 
wurde  die  Einrichtung  des  Zolltarifs  und  die  thatsächlicbe  Function 
des  ganzen  Zollsystems  freilich  wesentlich  durch  den  -Gang  der 
auswärtigen  Politik  mit  bestimmt.  Die  rein  flscalisehe  Seite 
des  Zoilwesens  kam  daher  hier  auch  nur  wenig  zur  Geltung,  wie 
die  mässigen  Zollerträge  zeigen.  Erst  nacb  1815  ward  der  Grenz* 
zoll  das  systematische  Mittel  zur  Durchführung  einer  bestimmten 
Handelspolitik,  namentlich  der  schutzzöUnerischen ,  wobei  die 
Fiuanzintercssen  aber  cbeutalis  noch  zurücktreten  mussten. 

Siehe  Stourm,  I,  294  fF.   Die  Torolntfonlren  Volksbewegungen  wandten  sich 

besoudcrs  gegen  die  v  erkeh  rs  h  era  m c  n '1  (  ii  iniicrca  Steuern.  Aber  die  iifT  titliche 
Moinnng  und  die  Gesetisgcber  worden  aucli  Uurcli  die  pbysiokratischc  Kritik  der 
indirecten  Stenern  mit  bestimmt.  Während  der  revolutionären  Hochfluth  blieb  diese 
Stimmung  horrsclicnd,  wenn  es  aucli  au  (jinzclncn  gegnerischen  Ansiclitcn  nicht  fehlte 
und  einzelne  Politiker  allmählich,  durch  die  Missätände  belehrt,  den  indirecten  Steuern 
wieder  gQustiger  gesinnt  wurden.  Solche  Meinungen  waren  in  der  Schreckenszeit 
aber  rerfehut  und  wagten  sich  daher  nur  schüchtern  hervor.  Erst  mit  dem  Consulat 
und  Kaiserreich  gewannen  sie  wieder  die  OI>crhand.  Nach  kurzem  /A^ern  fiel  so  die 
balzsteucr  ^(jlcscu  vom  21. — 30.  März  17U0),  ein  Jahr  später  auch  dm  Getränkc- 
stener  (2.— 17.  März  1'})!)  und  die  städtischen  Octi  üi.  25.  Februar  1791), 
womit  auch  das  städtische  Finnn^wescn  zerrüttet  wurde.  An  Ersaizplänen  und 
wirklichen  legislativen  Ersatzversuchen  mit  Hille  von  directcn  Steuern  fehlte  es 
nicht  (z.  B.  in  Form  von  Zuschlägen,  so  für  die  Salzstenor,  1790),  aber  solche 
Versuche  misslangf  n  Tiei  (]<:r  Ausführung  und  wurden  dann  aiicli  wii  ili  r  rückgängig 
gemacht.  Das  Tabakiu onopol  ücl  durch  Ueaeti  vom  20. — 27.  Marz  1791,  die 
inneren  Zölle  durch  Gesetz  vom  80.  October  —  5.  November  1790,  ebenso  die 
verschiedenen  ;Utcr''n  kleineren  inneren  Yerhranchsstcnern.  Anili  dio  l'''fornicn  im 
ZoUweseu  und  Zolltarif  knüpften  an  uuifa^iäcudc  Yoiarbeitcu  aus  den  letzten 
Jahren  des  ancien  regime  an  (liberaler  Tarifentwurf  vor  der  Notabelnvoisammlung 
von  1787^.  Elsass- Lothringen  sperrte  sich  damals  sein  nua  die  Einverleibung  in 
daa  allgemeine  französische  Zollgebiet  Die  ueuuu  Eituichtungcn  wurden  durch  die 
Decrete,  bez.  Gesetze  vom  5.  November  1790,  15.  März  1791  (Tarifgesetz),  23.  April 
—  1.  Mai  1791  (Organisatioii  des  Zolldienstes),  2B.  Juli— 6.  n.  22.  Aogost  1791  (ZoU- 
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verfahren)  begründet,  tediaiitdi  zum  Tüeil  in  forzüglicher  W'ei^c  und  cndi^ilüg,  aber, 
vie  Stonrm  wieder  im  Einzelnen  nachreist,  doch  Tielfach  ziemlich  genau  nach  den 
alten  Reglements,  so  das  lotete  (iesctz  iil)er  das  Zollverfahren  nach  einer  Ordonna  i/:  v  -u 
1687  IS.  Stourm,  I,  Gl — ^(i).  Erst  nach  wiederhergestellter  Staaf-ordnuna; ,  d.  h. 
von  den  Zeiten  dcä  Consulats  au  kamen  auch  alle  diese  Gesetze  zur  ordentUchen  Am- 
fllhian;. 

Weniger  allgemeine  und  heftige  principielle  Opposition  seheinen 
in  der  Revolutionszeit  eigenlhümlicher  Weise  die  Stempel-  und 
die  K  e  g  i  s  t  r  i  r  u  ii  g  s  -  und  B  e  s  i  t  z  w  e  c  h  s  e  1  a  b  a  a  b  e  n  gefunden 
zu  haben,  welche  das  aucicn  r  giiiic  bcreitb  in  meinen  droits  de 
coütrOle,  d'insinuation  und  dem  centienie  denier  besessen  hatte 
(§.  65).  Hier  gelang  eine  aus-  und  fortbauende  Gesetzgebung, 
Uber  Enregistrement  1790  und  über  Stempel  1791,  welche  aller- 
dings auch  erst  später  unter  dem  Dircctoriuni,  1798,  zum  Abschluss 
kam  und  damit  erst  ordentlich  practiscb  brauchbar  wurde  (§.  169), 

Die  Hauptgrundsätzc  und  die  vcrwaltung<t c  liniM  hon  Noriiicii  und  Einrichtungen 
sind  Übrigens  auch  hier  aus  den  friLherca  Gesetzen  und  Institutionen  herüber  genomtnea 
worden.  In  der  Zeit  der  schlimmsten  politischen  Excesse  and  der  Papiergeldwirren 
versagte  der  Erhebun^sinochanismus  dieser  sch\\'ieri>j-en  Stenern  hegreiflich  fast  völlig 
seiuüu  Dienst,  die  Stcmpeleiunahme  verschwand  zeitvreillg  beinahe  ganz,  so  daas  nicht 
oinouil  die  Kosten  dieses  Yerwaltungszweigs  gedeckt  worden. 

bell' ii  in  normalen  Zeiten  der  inneren  und  Mtisseren  Politik 
würde  es  schwer  gewesen  sein,  den  Ausfall  der  gesetzlich  aut- 
gehobenen indirecten  Steuern  und  sonstigen  beseitigten  Abgaben 
und  Einnahmen  in  der  gebotenen  Weise  durch  EröÜuung  neuer 
ordentlicher  Einnahmen  zu  decken.  Letzteres  konnten  bei  der  ein- 
geschlagenen Steuerpolitik  wesentlich  nur  direcle  Steuern  sein. 
Die  Gesetzgeber  der  Revolution  bewegten  sich  schon  in  der  ersten 
ruhigeren  Periode  in  einer  doppelten  Illusion,  einmal  Uber  die 
mögliche  Verminderung  der  Staatsausgaben,  welche  durch  V'er- 
fassungs-  und  Verwaltungsrelbrmen  erzielt  werden  könnte,  sodann 
über  die  hinlängliche  Ergiebigkeit  der  directen  Besteuerung  zur 
Bestreitaog  des  verbleibenden  und  durch  andere  ordentliche  Ein- 
nahmen nicht  gedeckten  Theils  des  Fiaanzbedarfs.  Bald  zeigte 
es  sieh,  wie  wenig  reelle  Ersparnisse  an  den  Ausgaben  eines 
grossen  Staats  mit  bedeutendem  Schulden-  und  Militäretat  und 
grossen  und  sich  vermehrenden  sonstigen  Verwaltungsausgaben 
auch  beim  besten  Wiüen  zu  erreichen  waren  und  wie  schweri  ja 
unmöglich  es  sei,  den  grOssten  Theil  des  nicht  weiter  vermin derungs^ 
fähigen  Ausgabeetats  auch  durch  noch  so  zweckmässig  eingerichtete 
direete  Besteuerung  zu  decken.  Aber  in  doetrinärer  Verblendung 
und  in  schwächlioher  Nachgiebigkeit  gegen  die  Agitationen  leiden- 
schaftlich erregter  Volksmassen  hielt  man  an  jenen  Illusionen  iest, 
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zertrümmerte  das  System  der  indirecten  Htenern  und  schuf  ein 
neues  diiectcs  Steuersystem,  dessen  Eitiiige  litr  alle  auf- 
gegebenen Einuabmen  gentigciiden  Ersatz  bieten  sollten,  jedoch 
dies  nicht  vermochten,  auch  weun  es  gelung;en  wäre,  es  rascher 
und  besser  darcbzufuhreu,  als  es  Jahre  biudurcb  geschah. 

§.  168.  Die  heue  direete  Beste nernng  sollte  an  die 
Stelle  der  beseitiget eu  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  aneh  der 
Zehnten  treten  und  Ersatz  für  diese  und  eventuell  fflr  wettere  auf- 
gehobene indirecte  Steuern  (so  die  Salzstener)  liefern.  Sie  stellte 
zugleich  den  Kern  des  neuen  „verfassungsmässigen"  Steuer- 
systems dar. 

Ftir  sie  insbesondere  nämlich,  wenn  auch  für  alle  etwaigen 
sonstigen  Steuern  gleichfalls,  werden  die  „politischen'' Maximen 
der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft"  anerkannt  und  veiiassuiigs- 
mässig  und  gesetzlich  festgestellt:  dass  jede  Steuer,  am  rechts- 
giltig  zu  sein,  auf  dem  Gesetze  beruhen,  alle  Steuern  und 
sonstigen  öfi'cntlichen  Lasteu  von  den  Bürgern  und  Eigenthtlmern 
im  Verhältniss  zu  deren  Vermögen  und  Fähigkeiten 
getragen  werden  miissten,  und  jede  Steuer  nur  zum  Vortheil 
der  Gesammtheit  eingeführt  werden  dürfe.  Die  Steuern  sollten 
jährlich  bewilligt  werden  und  in  der  Kegel  nicht  Uber  das  he- 
treffende  Jahr  hinaus  gelten,  was  insbesondere  ftir  die  directen 
Steuern  staatsrechtlicher  Grundsatz  geblieben  ist.  Politische  Maximen 
und  staatsrechtliche  <  ,111  udsätze,  welche  einen  bedeuten tleu  politischen 
Fortschritt  gegen  das  ancien  regime  ergeben. 

Siehe  Acte  coiisfitut.  ilu  5  fructid.  aa  III,  d^clar.  des  droits,  art  3ti,  il02,  d^cr. 

Je  faisseinl)!.  coiii^tit.  du  '  Dct.  1789. 

Aber  mit  solcben  blossen  „Principien"  war  keine  reale  Steuer- 
politik zu  betreiben.  Die  neu  geplante  direete  Bestenernna-  znmai 
reichte  für  den  Bedarf  nicht  aus  und  konnte  schon  ihrer  steuer- 
technischen Natur  nach  nicht  nnsreiehen,  obwohl  sie  gewiss 
im  Vergleich  mit  den  früheren  directen  Steuern  manche  und  erheb- 
liche politische,  ökonomische  und  technische  Vorzüge  bcsnss.  Auch 
nach  ihrer  vollen  Entwicklung  war  sie  eben  bloss  ein  Ertrags- 
steuersystem. Einem  solchen  fehlt  einmal  die  Fähigkeit,  über 
einen  mässigen  Betrag  hinaus  sich  ergiebig  machen  zu  lassen, 
vollends  in  der  Ergiebigkeit  einigermaassen  mit  dem  steigenden 
Finanzbedarf  und  gar  mit  dem  Wachsthum  fransösischer  £tat8 
selbst  wachsen  zu  können.  Dabei  verfolgte  man  in  der  neuen 
directen  fiesteuernng  die  Tendenz,  mdglicbst  nur  nach  realen,  nicht 
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nach  personalen  Momenten  die  Steuertuhigkeit  zu  bemessen  und 
letztere  daher  aus  objcetiven  äusseren  Merkmalen  abzuleiten. 
Uas  macht  eine  solche  Besteuerung  wiederum  nur  beschrUnkt 
crtragsfäbig  und  in  den  Erträgen  wenig  entwicklQDgaföbig.  Nicht 
eio  Ertragssteuersystem  und  nicbt  einzelne  Ertragssteuern,  sondern 
nur  eine  äubjecto teuer,  wie  eine  Einkommensteuer  oder 
eine  Vermö^en&steaer,  lässt  sich  —  wenn  freilich  aach  nnr 
in  gewissen  Grenzen  —  nach  dem  Finanzbedarf  ergiebiger  machen. 
In  der  Kevolutionszeit,  allerdings  im  Hinblick  auf  gewisse  Uebel- 
stände  und  Missbräuche  bei  dem  alten  Steuersystem,  und  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  hat  man  in  Frankreich  eine  solche  Subject- 
steuer  vermieden,  in  übertriebener  Befürchtung  wegen  des  Moments 
der  „Willkflbr"  (des  „arbitraire")  bei  der  Veranlagung  von  and 
der  Einschälzang  zu  solchen  Steuern  und  in  zu  weit  gehender 
Scheu  vor  dem  fltr  eine  ordentliche  und  brauchbare  directe  Be- 
steuerung eben  einmal  unvermeidlichen,  wenn  auch  etwas 
lästigen  Eindringen  in  die  persllnlichen  wirthschaftlichen  VerhUlt- 
nisse  der  Steuerpflichtigen.  Auch  selbst  bei  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  eigentlich  als  Einkommensteuer  vom 
beweglichen  Vermögen  nnd  von  persönlichen  Einkünften  — 
im  Gegensatz  zu  solchen  aus  dem  Grund  und  Boden  —  gedacht 
war,  hielt  man  sich  daher  nicht  an  das  Einkommen,  sondern  an 
das  ,tObjective  äussere"  Mprkmal  der  Wohnung  (s.  u.). 

Dieser  tiefe  innere  Mangel  der  damals  geschaffenen  directen 
Besteuerung  war  ein  verhHngnissvoUer  Verstoss  gegen  die  beiden 
„finanzpolitischen  Stenerprincipien"  der  „Ansreichendbeit"  nnd  „Be- 
weglichkeit'' (Ein.  II,  ^.  366  ff.).  Selbst  wenn  die  directe  Be- 
steuerung bloss  ein  Glied  eines  umfassenderen  Steuersystems 
hätte  werden  sollen,  mussten  sich  aus  solcher  Einrichtung  der- 
selben ^^rosse  Missstande  ergeben.  Diese  mussten  aber  um  so 
grösser  werden  —  nnd  sind  es  geworden  —  je  mehr  diese  Be- 
steuerung, nach  ihrer  ursprünglichen  Idee,  wesentlich  „das  Steuer- 
system", sogar  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  der  Departements  - 
und  Oenieiuden,  durch  das  „Zusohl:i^^s\ stem",  werden  sollte. 
Alle  »ioni^tigeu  Vorzüge  dieser  Besteuerung  heben  (iiese  Mängel 
nicht  auf. 

AnfUnjrlieh  hatte  man  aber  nicht  eiuuial  ein  uniiaftaendeis  und 
ausgcbililctcs  Ertragssteuersystem  im  Sinne.  Man  dachte  viel- 
mehr nur  an  Eine  directe  Ilauptsteuer  und  Eine  directe 
Kcbcusteuer,  die  nunmehr,  nach  der  allgemein  hervortretenden 
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Idee  der  v^^Ili^cn  Unification  der  Staatsbesteuerung  (§.  101), 
gleichmässig  im  ganzen  .Staatsgebiete  und  obne  irgendwelche 
persönliche  Frivilegieii  ein2:priclitet  werden  sollten.  F^eido  sollten 
znsaiiiiiien  den  Ersatz  und  die  Umbildung  der  bisherigen  directen 
Steuern  darstellen  und,  wie  ge>'agt,  womöglich  auch  Etwas  zur 
Deckung  des  Ausfalls  der  aufzugebenden  sonstigen  Steuern  liefern. 
Entsprechend  jenen  älteren  directen  Steuern  und  auch  den  ge- 
gebenen wirthschattlicheii  Verhältnissen,  femer  ebenfalls  unter 
Nachwirkung  physiokraüscber  Ideen,  sollte  der  Schwerponct  der 
directen  Besteuerung  nach  wie  vor  in  der  Grund besteuernng  oder 
derjenigen  des  Immobil iarvermögens  in  Land  und  Stadt  (daher 
einschliesslich  der  mit  Häusern  bebauten  Grundstücke)  und  des 
daraus  fliessenden  Einkommens  liegen,  wobei  nur  alle  bisherigen 
Exemtionen  und  Privilegien  des  bevorrechteten  Grundbesitzes  weg^ 
zufallen  hatten  und  auf  „gleichmässige''  Steuerveranlagung,  „ein 
Jeder  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten'^,  abzuzielen 
war.  Hierfür  war  die  Grundsteuer  (eontribution  fonoiöre,  Gesetz 
V.  1.  Deoember  1790)  bestimmt.  Dnreh  die  hohe  Ansetzung  ihres 
Contingents,  ursprünglich  fttr  das  Principal-Contingent  allein  (ohne 
Zuschläge)  auf  240  Hill.  L.,  war  sie  auch  finanziell  als  der  Haupt- 
pfeiler des  neuen  Steuersystems  geplant.  Dieser  Betrag  erwies  sieh 
freilich  als  viel  zu  hoch  gegriffen  und  mnsste  wiederholt  und  noch 
bis  weit  in  das  neue  Jahrhundert  hinein  ermftssigt  werden  ,(§.  18i). 
Die  zweite,  die  Neben  Steuer,  sollte  das  persönliche  und^  dias 
aus  beweglichem  Vermdgeu  herrflhrende  Einkommen  treffen: 
die  Personal-  und  Ho  biliar  Steuer  (contribution  personelle  et 
mobiliöre,  Gesetz  7om  13.  Januar  —  18.  Februar  1791),  wesent- 
lich an  Stelle  derjenigen  Theile  der  bisherigen  directen  Steuern, 
welehe  dieses  Einkommen  hatten  belegen  sollen  (§.  59,  60).  (Im 
die  Schwierigkeiten  und  die  frtther  vielfach  beklagte  Willkttbr  bei 
der  firmittlung  dieses  Einkommens  behufs  der  Steoerreranlagung 
zu  vermeiden,  sollte  aber,  wie  bemerkt,  auch  hier  sich  wesentlich 
an  äussere  objeotive  Merkmale,  namentlich  den  Woh- 
nungsaufwand oder  die  Miethe,  gehalten  und  daraus  auf  die 
Einkomnienhöhe  g-esehlossen  werden.  Anfänglich  war  von  dem' 
dergestalt  eniiittelten  »Steiiersol!  einer  Person,  welche  gleichzeitig 
Grundbesitz  hatte  und  daher  zur  Grundsteuer  vcraulagt  war,  das 
Grundsteuersoll  des  bteuerpliichiigen  abzuziehen,  um  Doppel- 
besteuerung zu  vermeiden  und  wirklich  nur  das  nicht  aus  Grund- 
besitz herrührende  Einkommen  zu  tretfen.  Eine  später  weggeiuiieue 

JL  Wtgaer,  EtBmnrfaMBKbaft.  UI.  25 
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Bestimmung,  aber  eine  richtige  Consequenz  der  Idee,  durch  die 
beiden  genannten  Steuern  eine  wirkliche  Einkommenbesleueruug 
zu  realisiren.  Für  andere  diiecte  Steuern  war  üalier  auch  eigent- 
lich kein  Raum  in  diesem  System.  Nur  die  Unzulänglicbkeit  der 
Einnahmen  und  die  ungenügende  Erreichung  dm  Zieles  mit  der 
Grund  und  Person  aisteuer  veranlassten  später  die  Kinlügiiii;  zweier 
weiterer  directer  Steuern,  der  gleich  zn  nennciKlin.  Zeitweise  sind 
ausserdem  einige  Lux us steuern  mit  der  Personalsteuer  verbunden 
gewesen.  Das  Contingent  der  letzteren  war  zuerst  auf  Gü  Mill.  \j. 
gesetzt,  eine  Summe,  die  sich  ebenfalls  als  zu  hoch  erwies  und 
Termindert  werden  mussle. 

Weiteres  über  diese  Steuern  unten  bei  der  Darsfelliing  der  einzelnen  Stenern, 
§.  Ibä  ä'.,  s.  StouriD  I  cU.  5  u.  6  u.  cU.  8.  Deünitire  Urdnang  der  Peraoualsteoer, 
die  Fom  üönveat  zeitweise  hvatiügl  ürerden,  dnrch  Gesetz  rm  29.  December  1798 
(:5  iilvoäc  VII)  unter  dem  Directoriuui.  Aucli  die  Grundsteuer  kam  erst  durch  Gesetz 
'  vom  24.  November  179d  ordentlich  in  Gäug.  Die  Luxus  steuern  beruhten  ebenfalls 
auf  dem  Gedanken,  wie  bei  der  Personal-  und  Mobiliarsteaer  aus  gcMrlssen  äusseren 
Merkmalen  auf  das  EinVomnien  zu  schliessen  und  sollten  eine  zoitlaiii,'  sfatt  der 
Wohnung  zur  Veranlagung  der  PciüoaidsteQer  dienen.  Sie  trafen  K&miuo  u.  dergl., 
mSnnliche  Dienstboten,  Loxve-Pferde ,  Maolesel,  Wa^en  (Gesetz  rom  25.  7nli  1795), 
ergaben  wie  grwulinlic])  weit  weiiiL^cr  als  man  erwartet  liatte,  vi/rbliolieii  üli-ichwobl 
auch  nach  der  WicdcrherstcUang  und  Keforni  der  Personal-  und  Mobiliarsteucr  (1798) 
und  wurden  erst  1606  aufgehoben  (Stourm  I,  254,  261).  Sie  hatten  auch  wohl  zur 
Zeit  ihrer  Einführung  etwas  mit  die  Tendenz  einer  höheren  Besteuerung  der  Reiclieireu, 
ähnlich,  nur  gemSasigter,  wie  die  unten  zu  erwähnenden  Piogressivsteuern. 

Die  beiden  anderen  Stenern  des  neuen  Systems  direeter  Be- 
steneriing,  die  Patent-  (Gewerbe-)  Steuer  (Gesetz  vom  2.  — 
17.  März  1791)  und  die  Thür-  und  Fensteistener  (Gesets  vom 
24.  November  1798)  lagen  anfangs  niebt  im  Steuerplane  nnd 
passten  anob  in  diesen  niebt,  wenn  eben  das  Ziel  der  direeten  Be- 
steuerung dnreb  die  Grund-  und  Personalsteuer  allein  ricbtig  erreicht 
worden  wäre.  Sie  verdanken  beide  lediglich  fiseallscben  Er- 
wägungen ihre  EinfQbmng,  wobei  die  erste  nur  ausserdem  noch 
in  dem  Wegfall  der  alten  gewerblichen  Abgaben  bei  dem  früheren 
Gewerbereeht  im  jetat  eingeführten  System  der  Gewerbefreiheit  ihre 
Begründung  fand.  Erst  durch  spätere  Gesetze  ist  die  Patentsteuer 
zu  einem  umfassenden  System  der  direeten  Gewerbebesteuerung 
aasgebildet  worden.  Die  Thür-  nnd  Fenstersteuer  wurde  ohne 
älteres  franzttoiscbes  Vorbild  nach  englischem  Muster  eingeführt. 
Nur  die  Patentsteuer  wurde  als  Quotitätssteuer,  die  drei 
anderen  als  Repartitionssteuern  eiDgerichtei 

Der  Conveut  hat  die  Pateutsteuer  aufgehoben  (1793),  sie  aber  noch  selbst  wieder 
erneuert  (1795).  Eine  bedeutende  Entwicklung  erlangte  die  Oesefzgebnnp  Uber  sie 

um  r  tlem  Directorium  (Gesetz  vom  2'^.  August  1796  oder  G  Fruct.  IV  ti  i  ni.,  bes. 
22.  Oc tober  179S  oder  1.  Bruo^  YIl),  weitere  Verbesserungen  1817,  Iblb,  der  Ab- 


Digitized  by  Google 


Die  neue  directe  Bcsteaerunif  der  BefoliKionszeit. 


385 


scliluss  erst  1S44  (Ocsetz  rom  25.  April).  S.  Stonrni  I,  cli.  10  u.  9  rihUr-  uad 
FeoBtentener)  und  Weiteres  noten  g.  198.  Deber  die  Patentstener  s.  ancn  oben  ge- 
nannte „Adresse"  an  die  Steuerzahler. 

So  ist  io  der  Zeit  der  ersten  Revolntion  und  ersten  Republik 
das  moderne  System  der  directen  Besteuerung  in  Frankreich  be- 
gründet worden,  wobei  das  Einzelne,  besonders  bei  der  Gmndstener, 
übrigens  unter  mannigfacber  Anlehnnng  an  die  Arbeiten  der 
Frovinzial-  und  Notablenversammlnngen  der  leisten  Jahre  des  alten 
Regiments  geordnet  wurde.  Zar  geullgenden  gesetzliehen  Ausbildung 
und  ordentlichen  practisehen  Dorohführang  gelangte  aber  auch 
diese  direete  Besteuernng  erst  unter  dem  Consulat  und  Kaiserthum 
Kapoleon's  I.  Ihren  Abscblnss  fand  die  legislative  nnd  administrative 
Arbeit  auf  diesem  Gebiete  erst  unter  den  späteren  Regierungen  im 
Laufe  des  Id.  Jahrhunderts. 

Auf  die  vicbtigeren  Entwicklungspliasen  dieser  Steuergesctz<;ebting  wird  unten 
(§.  183  ir.)  bei  der  Darstellung  jeder  ciozelncn  Steuer  mit  eingegangen  werden.  — 
Nicht,  wie  sich  die  neue  Besteuerung  rervirUichte,  denn  sie  blieb  längere  Zeit,  hin 
zur  Wiederherstellung  geordneter  politischer  Znst&nde,  grossentheils  unausgefQhrt,  wohl 

aber,  wie  man  sich  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  etwa  das  Steuersystem 
finanziell  fungiren  dachte,  ergiebt  sich  aus  Aufsteliangen  und  Budgctcnt würfen  in 
der  legislativen  Versammlung  (1791 — 92)  und  im  Convent  1792—95.  Danach  wurde 
2.  B.  für  1792  eine  Einnahme  von  530  Mill.  Livrcs  veranschlagt,  worunter  die  Grund- 
steuer mit  2-10.  ■Mobiliaf^ten'T  mit  fiO.  Patctitetotier  mit  24,  Einregistrirung ,  Stxtnpel 
u.  s.  w.  mit  TO,  Zölle  mu  mit  lö  ^klill.,  „patnotiscbc  Siiiuer"  mit  85.  Alle  iiitcrcu 
indirecten  Steuern  lehlten,  die  übrigen  Einnahmen  sollten  au.s  Posten,  Messagerieen, 
Salinen,  Pulver,  Forsten.  Lotterie  nnd  ans  den  Einkünften  der  Nationalgüter  (48  Mill.) 
kommen.  Aber  der  Ansclüag  der  ordentlichen  Ausgaben  war  5^0,  der  ganzen  775  Mill. 
Nadi  dict  de  tin.  p.  529,  woselbst  weitere  Dnten,  p.  535,  541. 

Eine  dem  Besitz  als  solchem  nnd  etwa  dem  fundirten 
nnd  dem  h9heren  Einkommen  flberhaupt  feindliehe  Tendenz 
hat  die  Qesetzgebting  Uber  die  genannten  Steuern  aueh  in  der 
Revolutionszeit  nicht  besessen.  Ueberfaaupt  walteten  bei  der  da- 
maligen Reform  der  directeu  Stenern  wesentlieh.  politiBche ,  volks- 
wirthschaftliche  nnd  steuertechnische  sowie  administrative  Tendenzen, 
nicht  eigentlich  socialpolitische  ob.  Die  „staatsbtirgerlichen" 
GriiuJöätzL'  der  CI  es  e  l  zuiäs  si  gke  it,  Allgemeinheit  und 
(il  ei chmass  igkei t  —  keine  Exemtionen,  keine  Privilegien  — , 
das  Streben,  alle  „Willkühr''  bei  Veranlag-ang  und  Erhebung 
möglichst  auszuschliesscü,  die  Besteuerung  also  gerecht,  bequem, 
einfach,  klar,  übersichtlich,  verständlich,  gleichmässig  im  ganzen 
Staate  (initication),  auch  wohlteil  nach  der  Seite  der  Kosten  zu 
machen,  die  Veranlagung  und  Erhebung  dem  Volke  selbst  mit  zu 
übertragen,  waren  Leitstern  und  Zielpuncte.  In  Betreft  der  „All- 
gemeinheit" und  „GleichmUssigkeit"  stand  diese  Gesetzgebung 
wesentlich  auf  dem  Boden  der  Propurtionalbesteuerung,  nicht 
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der  Progressivbesteucrung.  Auch  die  Ikseitigong  der  indirecten 
Steuern  ^ing  jedenfalls  mehr  aus  Rücksichten  und  Tendenzen  der 
genannten  Art,  ferner  aiiB  phyisiokratischen  Auffassnncren  und  all- 
gemeinen „Freiheitsbestrebuugen",  als  aus  socialpoiitibcLen  Rttck- 
sichten  auf  die  wirklich  oder  vermeintlich  von  diesen  Steuern 
(Salz,  Getränke,  Lebensmittel)  besonders  belasteten  unteren  Classen 
hervor,  mit  anderen  Worten:  sie  war  mehr  eine  Zweckmässigkeits- 
als  eine  Gereehtigkeitsfrage.  Doch  haben  Rücksichten  auf  die 
unteren  Classen  wohl  etwas  mit  gesprochen.  Nur  zur  Zeit  der 
Hochfiuth  der  revolutionären  Bewegung  hat  man  gesetzgeberische 
Versuche  mit  starken  Extrasteuern,  bez.  Zvvangsanleihen 
der  „Reichen*'  als  solcher  unter  Zugrundelegung  eines  unge- 
heuerlichen progressiven  Steuerfusses  gemacht  Diese  Ver- 
suche haben  ganz  ungenügende  finanzielle  Erfolge  gehabt  Ihr 
fast  völliges  MissUngen  ist  allerdings  mcbt  bloss  auf  ihre  Maass- 
losigkeit,  sondern  auoh  auf  die  ganzen  Zeitverhältnisse  mit  za 
schieben. 

S.  Stoarm  II,  eä.  27,  p.  36b  —  3ST.  Progressive  ZwiDgsanleihc  von  1798. 
Unterscheidung  von  notliwendig'fm  und  reichlichem  Eiukommcn  Kleine  Einkommen 
bis  lOOU  bez.  1500  L.  '.mit  Uuterschciduog,  ob  der  Bezieber  ledig  odt^r  verheirathet, 
anch  ireiter,  ob  und  wer  ihm  za  Lasten)  sind  ab  „nothwoidige**  frei.  Alsdann 
zahlen  die  Ii>jhf>r /u  für  das  Plus  den  PronTcssivsat/  von  10 "/^  für  1000  u.  s.  w.,  steigend 
bis  5ÜVo  iur  9000  L.;  alles  Einkommen  Uber  9000  zahlt  iur  daä  Pias  100%,  wird 
also  vollfltindifir  fortgenommeR !  Kirellirangstendenzen  gegentiber  den  PriratrermOgen 
w<u-(kMi  ausdrücklich  mit  verfoli^t.  Die  Zwangsanleiht'  war  unrcrzirislich.  Wieder- 
holung 1795  und  selbst  noch  zuletzt  uiitei  dorn  Directorium  1799, ähnlich.  Bestimmte 
politisch  rerdicbtige  Classen  and  gewisse  Erwerbe  werden  dabei  spodell  anft  Korn 
genommen.  Erfolg  in  allen  Fällen  trotz  der  Drohiingcu  gering,  meist  gingen  nur 
werthloso  Assignaten  ein.  Die  Maassr^ei  ron  1799  wurde  unter  dem  Consulat  als- 
bald aufgehoben.  In  der  ersten  Zeit  der  Rerolation  hat  man  auch  mit  freiwilligen 
„patriotischen"  Steuern  wenig  erfolgreiche  Versuche  gemacht.  So  17S9  eine  patriotische 
Steuer  von  des  Einkommens  nach  Necker 's  Vorschlag  iStou  rm  II,  259);  Ertrag 
höchstens  80—50  MilL  statt  der  mindestens  zu  erwartenden  500  Miil.  L.  Auch  „patriotische 
(labon"  in  der  enteil  enthttsiastischen  Bewegimg  bUeben  ganz  geringfügig  (ebenda 


'Dd.  Die  Bestevemng  wlhrend  des  01rectoriams,  ConsnUts  und 

Kaiserthiims  Napoleon 's  L 

§.  U!9.  Schon  zur  Zeit  des  Direetoriiiras  hatte  man  auch  auf 
tiuanziellem  Gebiete  wieder  ein  wenig  in  g:eordnetere  Bahnen  ein- 
zulenken gesucht.  Gedaulvca  zur  Wiederherstellung  selbst  indirecter 
Steuern  wagten  sich  wenigstcnR  hie  und  da  wieder  hervor.  Auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung  machte  man  in  der  Gesetz- 
gebung erhebliehe,  in  der  Verwaltung  freilich  nur  erat  geringe 
Fortschritte.   Die  in  den  ersten  Jahren  der  Ke?olQtion  begonnene^ 


Digitized  by  Google 


Die  fi««teaeriing  zar  Zeit  des  Dixectoriams. 


387 


aber  ins  Stocken  gerathene  legislative  Arbeit  wird  wieder  aufge- 
nommen. 

So  wird. die  Gesetzgebung  über  die  Personal-  und  Mo  biliar  Steuer  (Gesetz 
▼om  23.  December  179S).  über  die  Paten tsteaer  (reracMedene  Oesetee  ron  1795 

bis  !)^'  ii,  dieser  Pt-riode  /um  Abschluss  j^^ebraclit,  die  TbUr-  und  Fen s terstcaer 
eingeführt  (Gesetz  vom  24.  Korcuibcr  17%).  Auch  die  Grundsteuer  erhält  in  dem 
Gesetz  vom  28.  November  1798  {3.  frini.  VII)  wenigstens  nach  einer  Seite  ihre 
Ic'g^islatire  Vollendung.  Die  theils  in  Folge  falscher  Vcrwaltungsgrundsätzo  —  wie 
besonders  bei  der  Grundsteuer  —  tlicil.s  in  Foliic  d»:T  iiolitischen  und  finanziellen 
Wirren,  besonders  der  Papiergeldinisswirtbbcliaft,  uüsslun|<oiic  uder  ganz  unterbliebene 
adminislnttrc  Durchführung  der  nen<  n  directon  Stooera  wird  wieder  in  Gang  zu 
brin-ren  iresiiclit.  Aber  iiamentlicb  bei  der  Grundsteuer  noch  fa.st  ohne  Erfolg,  indem 
uiau  u.  a.  hier  noch  vergeben»  die  Herstellung  der  Steuer  -  Stammrollen  den  Iländeu 
unfähiger  oder  viderwUliger  Localorganc,  denen  man  sie  nnriclitigdr  Weise  anver- 
tvMit  hatte,  7M  entziehen  und  sie  Staatsbehörden  zu  abertragen  sucht 

Erhebliche  legislative  Fortschritte  erfolgen  dagegen  wieder 
auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs bestenerung. 

Hier  wird  durch  das  Stempelgesetz  vom  3.  November  1798  (13.  bram.  VII) 
!ind  durch  das  Gesetz  tV>>t"r  Ki n ref2:i s t r iru ng  und  Kcgisterabgaben  vom 
12.  Dccenil'-  r  1798  (22.  fnui.  VII)  die  Ge»etzgebuiig  vuu  1790 — 91  erst  urdcntlich 
practisch  brauchbar  gemacht  utid  die  endgfUige  Grandlagc  für  diese  juristisch  und 
technisch  so  besonders  schwierige  Bestenernng  bis  auf  die  Gegenwart  creschafTen. 
Obwohl  man  sich,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier,  wesentlich  wieder  au  die  (iruud- 
sätze  und  lieätimmungen  der  älteren  Gesetzgebung  anlehnte  ,  zeigen  die  Geset/e  von 
1798  doch  auch,  über  w<Iclie  ausgezeichnete  fachuiäiuiische  Kräifte  das  revolutionäre 
Frankreich  iu  seinen  gesotzgebenden  Körpern  auch  in  dieser  Zeit  noch  verfiigte.  Zu 
beacliten  Ist,  dass  die  Erbschaftsbesteaetang  in  der  franzOsischeii  Gesetzgebung  ein 
iotegrirender  Bestandtheil  des  EaiegistremeDts  ist  (S.  u.     211  ff.) 

Kur  anf  dem  Gebiete  der  indireeten  Steuern  blieb  es  aneh 
unter  dem  Direetoriam  im  Wesentliehen  noch  bei  bloss  akademischen 
Erörtemngen  und  Anregnng^en.  Die  Gesetzgebung  wagte  noch 
nicht,  zu  diesen  Steuern  zurückzukehren. 

Nur  eine  kleine  Ausnahme  hiervon  macht  eine  neue  innere  Tabaksbesteuernng 
und  eine  Besteuerung  des  öffentlichen  Personenfuhrwerks,  bez.  Trans- 
ports (1797),  ferner  der  Spielkarten,  die  dem  Stempel  unterlagen.  Sonst  worden 
bloss  die  >  Uischen  Octrois.  spcciell  für  Getränke,  der  dringenden  Finanz- 
bcdurfnissc  lialber  in  einigen  St&dton  wiederhergestellt«  so  in  Paris  (Gesetz  rem 
18.  October  1798). 

Also  im  Ganzen  unter  dem  Directorium  doch  unverkennbare 
Fortschritte  zur  tiiianziellcn  Ordnung,  nur  dass  eben  die  Stäats- 
verwaluiiig  noch  viel  zu  schwach  war,  die  erlassenen  tüchtigen 
Gesetze  ordentlich  durchzulühien  und  politische  Wirren  immer 
wieder  störend  einwirkten.  Dass  auch  die  Gesetzgebung  selbst 
gelegentlich  wieder  in  wildrevolutionäre  Bahnen  auch  auf  diesem 
Gebiet  einlenkte,  bewies  der  Versuch  mit  progressiven  Zwangs- 
anleben von  den  „Reichen''  (der  „classe  aisöe"),  den  das  Directorium 
nicht  nur  1795,  sondern  selbst  1799  noch  einmal  machte. 

Erst  mit  dem  Cousulat  und  mit  der  Consolidation  der  neuen 
monarchischeD  StaatsgewaU,  welche  antaugs  unter  dieser  ?er 
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hüllten,  l>ald  unter  der  ort'eucn  Form  des  Kaiserthums  der  revo- 
lutionären Anarchie  eiu  Eude  machte,  kam  auch  in  alle  Maass- 
regelü  zur  Wiederherstellung  der  finanziellen  Ordnung  ein  neuer 
energischer  Zug,  bei  welchem  der  Erfolg  nicht  ausbleiben  konnte. 
Die  Ordnung  der  Besteuerung  war  hierbei  eine  Hauptsache. 
Sie  erfolgte  durch  Napoleon  1.  und  seine  ttichtigeu  Minister,  be- 
sondere Gaudin  (den  späteren  Herzog  von  Gaeta)  in  zwei- 
facher Weise. 

Einmal,  schon  alsbald,  durch  Ergreifung  richtiger  Ver- 
waltungsmaassregeln,  um  die  brauchbaren  ISteuergesetze  der 
vorausgegangenen  Periode  der  Revolution  nun  auch  zur  ordentlichen 
ernstlichen  AusfUhrnng  zu  bringen,  woran  es  bisher  zumeist 
gefehlt  hatte.  So  kommt  besonders  die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  directen  Steuern,  dann  der  Registerabgaben  and  Stempel 
jetzt  erst  gehörig  in  Gang.  Soweit  nöthig,  wird  auch  die  be* 
ziigliche  Gesetzgebung  zu  diesem  Behnfe  fortgebildet^  BO  nament- 
lich diejenige  ttber  die  Grnndstener. 

So  wird  schon  durch  ein  Gesetz  von  1799  (24.  Norember)  die  Uerstellang  der 

Stcnerstainruroüt^n  wiodt-r  Staatsbehörden  (llier(rag;cn ,  die  ganze  Arbeit  mehr  cen- 
traliäirt  und,  soweit  eine  Mitwirkung  ron  Localorganen  verbleibt,  eine  staatliche  Theil- 
nahme  an ,  und  Oberanfiioht  Ober  die  Arbeiten  dieser  Organe  eingerichtet  Um  so 
eiTies  es  sich  möglich,  die  Verzögerung  dieser  Arbeiten  und  die  darans  hervor- 

Sebenden  UuckütUnde  aus  directen  Steuern  zu  beiieitigeu  (Stourm  I,  167  S'.).  Auch 
as  Steverexecntionsiresett  vorde  im  YeroraniiDgäwege  (4.  August  1800) 
practisch  wirksam  geregelt.  In  di-n  rasch  st"iir*'iiden  Steuerfrträjfen  und  der  Yer- 
lainderuug  der  Biickstäude  zeigt  sich  bald  der  Erfolg  dieser  Maai(i»iegeln.  Das  Budget 
des  J^ahres  IX  (22.  September  1800—1801)  konnte  schon  mit  einiger  Sicherheit  auf 
d(;ii  wirlvlirln-n  Eingang  von  263  Mill.  Frcs.  directer  Steuern,  123  !»lill.  Eiuefjistrement 
und  Stempel  rechnen,  neben  freilich  nur  12  Mill.  indircctor  Steuern  (^Zöllc).  Etwas 
später  kommt  es  dann  auch  für  die  Omndsteaer  zur  Lösung  einer  noch  ganz  uner- 
ledigt gebliebenen  Aufgabe,  zur  Heiätellung  eines  Katasters.  Nach  verschiedenen 
Experimenten,  wtdclic  nicht  {genügen,  enfschlir-^st  man  }*irh  zu  der  srliwiorigon 
Operation,  eine  Parccllarkatab triruitg  ilurchzufuluuu  ^Gesetz  vom  lö.,  2ä.  Septbr. 
1807),  womit  man  frdlicb  eist  nach  Js^nehnten  fertig  wurde  (1845)  (Stonrm  I, 
192  ff,  s.  0.  §.  m). 

'Die  zweite  grosse  steoerpoUtische  Maassregel  Napoleon's  war 
dann  etwas  sp&ter  die  Wiedereinfflbrnng  ergiebiger 
innerer  indireoter  Stenern,  d.  h.  anch  hier  in  allem  Wesent- 
lichen die  Rückkehr  zn  dem  alten,  jetzt  ntur  angemessen  ver- 
besserten Steaersystem. 

So  wurde  zuer&t  die  üctiänkc-,  Ijc^oudera  die  Wein-,  Branntwein-, 
Ciderbesteuerung  wieder  eingeführt,  anfangs  in  ungenügender  l'orui,  als  Steuer  beim 
Producenten  (Gesetz  vom  2.'».  Februar  1804),  bald  in  den  alten  und  dann  seitdem  im 
Wesentlichen  bestehen  gebliebenen  Formen  der  Circulations  -  und  Kleiu-  (Detail -i 
abgaben  (Gesetz  vom  24.  April  ISOG)  luid  der  Eingangsabgabe  in  Städten  (Gesetz  vom 
25.  November  ISOS^  In  den  Jahren  1812,  1S13  mici  1S14  erfolgten  in  einigen 
Puncten  Abüuderungon  und  Woiterbildungeu  dieser  Steuerforineo  („einzige  Steuer'' 
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als  fierto.Form  in  gewissen  Fällen).  Aach  das  Bier  vurdo  durch  das  Gosotz  ?on 
1806  einer  Steuer  beim  Braaer  unterworfen. 

Selbst  die  Salzsteuer,  an  die  man  übrigens  schon  unter  dem  Directorium  wieder 
gedacht  hatte  (Stourm  I.  318),  kehrte  wieder,  aber  in  geringerer  Höhe  und  ohne  die 
lIStigeD  Erh^bnngs-  uii<i  (loMtrolmaassregoln  der  »Iten  Gabclle,  welche  diese  Steuer 
im  ancien  regime  uithr  als  die  Besteuerung  an  und  für  sich  so  v  rhasst  ^ 'iiiacht 
hatten  (Gesetz  vuui  21.  Apiil  —  4.  Mai  1S0()  und  k cr^schiedcnc  Decretc  au^  dieser 
Zeit .  Sie  WQide  jetzt  als  Productionsäteucr  an  den  Salzwcrkcn  und  Salinen  und  al» 
(irenzzoll  vom  auswärtigen  Salze  erhoben.  So  ist  sie  BestandtLeil  der  modernen 
irauzösischeii  Besteuerung  geblieben,  nur  184b  vorübergehend  aufgehoben,  aber  noch 
io  demselben  Jahre  in  geringerer  Höbe  wieder  herge>tellt  worden. 

Der  Tabak  war  naeli  Aufh'hiinf^  »Ics  Monopols  nur  dem  Einfuhrzoll  unter- 
worfen gewesen,  nur  Kohtabak  durfte  eingeführt  werden,  nicht  fremdes  Fabrikat.  Der 
inländische  Tabakbau  war  frei,  der  Zoliertrftg  minimal.  Schon  das  Direetoriam  er^ 
liöhte  den  Zoll  erheblich  (170r>'i  und  filhrte  eine  ti  <''i:ii^  Ii  ganz  unvollkommene, 
mässigc,  wenig  crtragsiahige  inländische  i- abrikationästeuer  ein  (Gesetz  vom 
12.  Hovember  179S).  Das  Gonsnlat  und  Kaiserthum  verbesseni  diese  Bestonerangs- 
form  ziDirioli^t  rnitfc!>t  «  iniiTLn"  neU''!'  (Josetze,  vi^rschiirfen  die  Oontrolen  und  erhöhen 
den  Steuersatz,  wobei  mau  zu  einer  Zwangsmarkirung  schreitet  (Goset2o  von  1902« 
18Ö4,  1S06)  und  erzielen  rasch  steigende  Ertrüge  vi  SOI— 10  von  i.l  auf  25.5  Mill.  Frcs. 
ohne  den  Zoll).  Deiinocli  wird  1*<10  Jas  Mönopol  duroli  einfaches  Decrct  wieder 
eingeführt  (29.  Dccember  ISIU),  jetzt  aber, mit  Zulassung  inländischen  Tabak- 
baues nach  dem  Licenzsystem  und  mit  AhKefemngszwang  (rergl.  obra  S.  148). 
Bald  sich  finAtizieU  gut  bewährend  ist  das  Muuojjol  dann  detlintiv  verbliehen  und  eine 
immer  wichtigere  Einnahmequelle  geworden  (Stourm  I,  379  ff). 

Getränke  und  Tabak  unterstanden  mit  einigen  anderen  Abgaben  unter  dem 
ersten  Kaiserreich  der  gemeinsamen  Rt'gie  des  droits  rconies,  und  die  Erträge 
erschienen  unter  diesem  Najnen  in  d  u  Etats.  Die  Mteren  kleineren  inneren  indircrten 
Steuern  hat  Kapoleon  nicht  wiederhergestellt,  jedoch  die  Steuer  von  öfientlicbcm  l'uhr- 
werk,  bez.  Transport,  auf  den  regelmässigen  Waarentransport  (1S04')  ausgedehnt. 
Erst  in  der  neuesten  Fioanzperiode  nach  1870  sind  einige  der  Übrigen  älteren  inneren 
Steuern  wieder  erschienen.  Ausser  den  inneren  kamen  aber  vermehrte  iadirccte 
Steuern  im  Tarif  der  Einfnhrz(>lle  vor,  wobei  der  Ertrag  freilich  von  der  jeweiligen 
Politik  Contintiifalsperre)  stark  beeinflnsst  wurde.  Im  Jahre  1810  haben  (nach  dem 
Ergebniss,  dict.  de  tin.,  p.  554)  die  indirecten  Steuern  bereits  wieder  217.1  Mill.  Frcs. 
geliefert  (gewöhn!.  Zölle  und  Salz  92.3,  ausserordentliche  Zollabgaben  81,  droits 
röunies  109,  Salz  und  Tabak  jenseits  der  Alpen  T.S  ,  neben  191.4  Mill.  aus  Enre- 
giätrement,  Stempel  i^und  Domänen)  und  302.C  aus  den  directea  Steuern.  Werden 
die  Yed^ehnstouera  in  französischer  Weise  zu  den  indirecten  gerechnet,  so  hatten 
diese  damals  also  schon  wieder  das  t?ehergewicht  iLbet  die  directea  gehabt  (Vt:*/«). 

Diese  Rüekkehr  zur  indireeten  Bestenerang  ist  der 
napoleonischen  Regierang  von  prioeipieUeii  nnd  politischeii  Gegnern 
dieser  Stenern  wohl  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  Gewiss  mit 
Unrecht  Als  Glied  des  modernen  Steuersystems  konnten  diese 
Stenern  in  einem  grossen  Staatshaushalte,  wie  dem  französischen, 
auf  die  Daner  nnmdglich  fehlen.  Ihre  nothwendige  Wiederein- 
fUhruDg  hat  gerade  als  Beleg  ftlr  ihre  allgemeine  Unenthehrlichkeit 
nnd  als  Berichtigung  des  einseitig  auf  directe  Stenern  begründeten 
Steuersystems  in  der  ersten  Periode  der  Revolution  eine  allgemeine 
steuergeschichtliche  Bedeutung  für  die  Stenerlehre,  wovon  auch  der 
Finanztheoretiker  Act  zu  nehmen  hat. 
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IV.  Die  Besteuerung  nnter  der  BeeUniAtion  and  Julinonarelile 

(1814—1848). 

§.  170.  Die  wiederhergestellte  bourbonische  Monarchie  hatte 
die  finanzielle  Erbschaft  der  vorausgegangenen  Perioden  zu  tiber- 
nehmen.  Handelte  es  sich  hier  auch  einschliesslich  der  Contrl- 
bution  an  die  Alliirtew  und  der  Entschädigung  der  Emigranten  um 
geringere  Lasten,  als  sie  andere  Staaten  aus  der  langen  Kriegszeit 
übernommen  hatieu  (§.  165),  so  doch  immerhin,  in  Verbindung  mit 
allen  anderen  Finauzertordernissen ,  welche  die  Herstellung  und 
Befestigung  der  neuen  Staatsordnung  und  die  Erholung  der 
französischen  Volkswirthschat't  von  den  Kriegsläuften  mit  sich 
brachte,  um  recht  schwierige  finanzielle  Aufgaben.  Frankreich 
hat  dieselben,  ebenso  wie  die  späteren  nach  den  neuen  grossen 
politischen  Katastrophen,  verhältnissmässig  leicht  gelöst.  Seine 
wirtbschaftlichc  und  finanzielle  Eiasticität,  die  Schwungkraft  seines 
Staatscredits  erwies  sich  schon  damals  bedeutend. 

Siehe  besonders  Sodre,  fin.  de  la  France.  T.  lirrp  2,  ein  Werk,  von  dem  die 
frühere  Bemerkung  ia  der  Yomoto  8.  367  über  den  Tou  selbst  firaozösischer  FacU- 
weorke  in  Bezug  auf  solclie  Notineiten  F^lmich»  ia  boMBderem  Ibasse  gilt  Feiner 
im  dicL  de  ün.  Boiteftn'a  Artikel  badg.  g4n!to.,'p.  660  ff. 

Die  ernste  Probe ,  welehe  in  solchen  Zeiten  auch  an  die  Be- 
steuerung herantritt,  hat  die  letztere  damals  im  Ganzen  gut 
bestanden.  Selbst  von  den  directen  Stenern,  den  am  Wenigsten 
entwicklungsfähigen,  ist  das  fBr  diese  Periode  anzuerkennen.  Sie 
sind  in  ihrer  Grundlage  unverändert  geblieben  und  haben,  mit 
Ausnahme  der  PatentBteuer,  auch  nur  wenige  Veränderungen  von 
Einzelheiten  erfahren. 

Bedeutende  Zoschläi^e,  wie  schon  in  den  letzten  Jabren  l^apoleen's  I.,  Iconnte  man 

wenig:stens  vorübergehend  in  dmi  ersten  Jahren  der  Restauration  selbst  auf  die  directen 
Steuern  zur  Erhöhung  der  erforderlichen  Einnahmen  des  Staats  selbst  legen  —  was 
Übrigens  in  rerschiedener  Hobe  fttr  die  einzelnen  Stenern  geschah  —  Sevenig  gerade 
ein  Ertragssteuersystem  wie  das  französische  hierfür  sonst  geeignet  ist.  Man  ging 
dann  auch  (l^ilrt,  1821),  wie  schon  wiederholt  in  der  früheren  Periode,  zu  Er- 
mässigungen des  Prlncipal-Contiugents  der  Grundsteuer  über,  namentlich  zu 
Gunsten  der  besonders  überlasteten  Departements  (§.  184).  Aber  auch  später  kamen 
noch  Zusrhläg-e  für  allg-emeine  Staats?weckc  zn  den  directen  Stenern  vor;  so  suchte 
die  Julimünarcliiu  mit  auf  dicsü  Wci&c  ihre  Finanzvcrlcjrcnhcitcu  zn  übcrft-iaUen.  Da 
es  ia  Frankreich  sonst  fast  keine  selbständigiu  dirr*'  tcii  Steuern  der  Departements  und 
Gemeinden  giebt,  muss  dci  bcticffi  ndc  Stcuorbedarf,  soweit  er  nicht  durch  die  wieder 
immer  allgemeiner  gewordenen  städtischen  Octrois  in  den  meisten  grösseren 
Städten  gedeckt  wird,  dnieh  Znscbl&ge  zn  den  directen  Staatsstenern 
(Centimes  addition.  dcpart.  et  commun.)  bestritten  werden.  In  der  Periode,  von 
welcher  hier  die  ßede  ist,  haben  sich  daraus  noch  keine  Missständo  ergeben.  Priu- 
dpielle  Yeiinderongen  oder  «ach  nur  Enreiterongen  des  Systems  der  directen  Be« 
steuenin^  hat  man  nicht  für  t;elpöteii  erachtet.  Der  Gedanke  der  ci<:-entlichcn  Ein- 
kommensteuer gewann  in  der  Praxis  keinen  Bodeu.  Selbst  der  kurze  Zeit  zu  Gesetzes- 
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Icrtft  gekommeno  Vorsncb,  die  Personal-  von  der  Mobiliarstencr  zü  trennen  und 
wenigstens  die  ersterc,  ferner  dio  Thür-  und  Fensteisteuer  als  Qu otitätss teuer  ein- 

zurichten  (Gesetz  vom  2r>  "M.irz  1S31),  um  sie  besser  mit  Vermehranp  der  Bevölliorune: 
und  desi  Wohlstands»  im  Ei  trag  wachsen  /u  hisscu,  scheiterte  au  der  Opposition  dü6 
Publicums,  welches  in  dieser  Stenetform  eine  Art  Kopfsteuer  sah,  und  wurde  schon 
im  folgeiiilen  Jabro  nlrligängig  gemacht  (Gesetz  vom  21.  April  1832,  vgl.  Sudre  II, 
176  fl.  Die  Umäuderuug  hatte  z.  Th.  einigen  Ersatz  fUr  die  Ermässigung  der  Gc- 
trftnkdsteQarn  im  Jahre  18S0  schaffen  sollen,  s.  n.  §.  190  Nur  die  Patentsteuer 
erfuhr  t^inv  iimfussendere  Ans-  und  Fortbildann:.  aber  doch  im  Kähmen  der  bisheriircn 
Nomen,  wesentlich  abschliessend  durch  das  wichtige  Gesetz  rom  25.  April  1844 
(IL  §.  190  ff.)- 

Die  beiden  anderen  grossen  Stenergruppen,  die  indireeten 
Verbranchsstenem  und  die  Verkehrssteuern,  erwiesen  sich 
schon  in  dieser  Periode  elastisch  genug,  um  höhere  Ertiäi^c  flir 
den  stetig,  aber  doch  im  Vergleich  mit  der  späteren  Zeit  nur 
massig  steigenden  Bedaif  zu  liefern,  ebenso  die  städtischen 
Octrois.  AuL-h  an  den  Grundlagen  und  Hauptnorraen  dieser 
Steuern  ist  wenig  veräudert  worden,  am  Meisten  noch  bei  den 
Getränkesteuern,  bei  welchen  auch  mehrfach  bestimmte  politische 
und  wirthschattspolitische  Rücksichten  auf  die  Producenten  (Wein- 
bauern) und  auf  die  Consumenten  Einfluss  erlangten.  Der  Zoll- 
tarif trat  mehr  und  mehr  unter  handelspolitische,  h och- 
se hu  tz  zöllnerisch  e  Gesielirspuncte,  auch  in  Betreff  der  Agrar- 
producte.  Aus  gleichen  Gründen  wie  in  anderen  Ländern  wurde 
bei  der  immer  grösseren  Bedeutung  der  Kübenziickerindusnie 
dieser  Zucker  einer  besonderen,  bald  wiederholt  erhöhten  Steuer 
unterworfen ,  welche  seitdem  ein  Glied  der  französischen  inneren 
indireeten  Besteuerung  geblieben  ist.  Die  Transportsteuern 
wurden  mit  der  Entwicklung  der  Eisenbahnen  und  Dampfscbiffe 
ergiebiger,  da  dip.  Besteuerung  des  öffentlichen  Fuhrwerks  auf  sie 
ausgedehnt  wurde,  zunächst  freilich  (1838)  mit  einer  eigenthtim- 
lichen,  erst  später  beseitigten  Beschränkung.  Das  Tabakmonopol 
theoretisch  einmal  angefochten,  bürgerte  sieb  fest  ein.  Die  Be- 
anstandangeo,  welche  die  Getränkesteaern,  besonders  die 
Weinstenern  und  das  Tabakmonopol  gelegentlieb  gefunden 
haben,  reranla&sten.finqugten,  ans  denen  diese  Steuern  aber  sieg- 
reich hervorgegangen  sind,  irar  dass  bei  den  Getränkestenern 
einzelne  Modifioationen  vorgeseblagen  und  dann  auch  von  der 
Gesetzgebung  yoigenommen  wurden.  Die  Registerabgaben 
und  Stempel  wnrden  nur  in  Einzelheiten  fortgebildet. 

Das  System  der  Stenern  für  die  dr(?i  französischen  Haupttrefrünke,  Wein.  Obst- 
wein, besonders  Apfelwein  (cidre),  Branntwein,  ist  durch  seine  ganze  Einrichtung, 
namentiich  dorch  seine  Gontralen,  fior  die  Nftchsthetheiligten,  die  Producenten,  H&ndler, 

\\'irthe  sehr  lästig.  Beim  Wein  konunt  auäserdem  das  luteresse  der  unteren  Classen 
als  der  Gonsomenten  «tack  mit  in  Betracht.    Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
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fj^erade  diese  Steoem  in  politisch  erregten  Zeiten  imneT  besoodere  Opposition  go> 

fuiiilcii  haben,  so  ;ii  !ct  ersten  Revolution  die  .  lido-s",  dann  wieder  die  erneuten 
(ietiäflkestencra  läi4,  1829 — ^3ü,  1848.  Mehrere  ßcformmaassregein  sind  daher  von 
den  Regierungen  um  der  potitiscben  Popnlaritftt  willen  in  solchen  Zeiten  rorgeacmmea 
worden.  So  1814  (Gesetz  d<;r  Restauration  Tom  8.  December),  IS  15  von  Napoleon  I. 
(Decret  vom  8.  April),  lSr<0  (Gesetz  vom  17.  Üctober  und  vom  12.  December,  nach 
den  Vorschlägen  der  damaligen  Enquete,  nebst  weiterem  Gesetz  vom  21.  April  lb32>; 
dann  wieder  1848  (s.  u.V  Die  Grandlage  für  die  Qetränkebestouerung  in  einer  Art 
Codificalion  und  Fortbildung  der  Gcsetzgebnng  ans  der  Kaiserzeit  wurde  durch  die 
Gesetze  vom  8.  December  1S14,  28.  April  1816,  und  für  Branntwein  specicU  darch 
Gosetz  vom  21.  Juni  182  4  g<  legt  (Pesthaltong  der  Werthbesteuerung  von  1812  und 
genauere  Durchführung  der  Besteuerung  nach  dem  Aicoholjzelialt).  Weiteres  unten 
bei  den  einzelnen  Steuern.  Siehe  besonders  Stourm  I,  356  Ö'.  und  derselbe  in 
dem  Artikel  boissons  im  dict.  de  fin.  Uebor  die StouerermiUsigiinf  ron  1830,  Sudre 
II,  105.  —  Einführung  der  Hubenzuckersteuer  durch  Gesetz  vom  is.  ,Tu!i  19.H7, 
Erhöhungen  1839,  1S40,  1840:  hier  Gleichstellung  dos  Steuersatzes  mit  dem  Zollsatz 
fQr  französischen  Golonialzncker.  —  Bei  den  Eisonbalinen  irmda  iai  Fahrpreis  der 
eigentliche  Transportpreis  und  der  Preis  för  die  Benutzung  der  Fahrstrasse 
uuterscbiedQQ  und  nur  ersterer  Theil  besteuert  (Gesetz  vom  2.  Juli  1838).  —  Das  Tabak- 
m onopol  ist  auch  damals  noch  gelegentlich  rom  Standpnncle  der  ,.EigenthQni8- 
frciheit''  (wegen  der  Culturbeschränkunjren'i  angogriflon  worden.  Die  Eniiueto  von 
1835  fand  auf  Wunsch  des  Parlaments  statt,  von  ihrem  Ergebnis  sollte  die  Fortdauer 
des  Monopols  abhängig  sein.  Das  Ergebnis«  var  den  letzteren  dwohaot»  günstig 
(Geaetz  rom  12.  Febroar  1835,  28.  April  1840). 


V.  Die  Besteuerung  unter  der  zweiten  Kepublili  und  dem  xweiten 

Kaiserreich  (1848—70). 

§.  171.  Die  Kegiernng  der  FebraarreirolaUoii  yersnehte  zuerst 
auf  die  Terb&DgnisBToUe  Bahn  der  Steuerpolitik  der  ersten  Bevo- 
lution  einzulenken.  Die  gewöhnlichen  lUnsionen  solcher  Zeiten, 
dass  man  den  Finanzbedarf  nach  und  durch  eine  StaatsnmwiUzung 
leicht  erbeblich  herabsetzen  könne,  die  doetrlnäre  Abneigung  gegen 
die  indirecten  Steuern  llberhaupt  und  die  besonderen  Bedenken 
gegen  einzelne,  nach  unten  zu  drttckende  und  verkehrstörende 
Stenern,  wie  die  Salz-  und  die  Getrftnkestenem,  die  Vorliebe  lUr 
die  directen  Stenern,  endlich  auch  Popularitätshascherei  gegenüber 
der  städtischen  Berölkernng,  das  Alles  vereint  führte  zu  sehr 
unüberlegten  Experimenten  mit  sofortiger  Beseitigung  und  Ver- 
minderung iudirecter  und  Erhöhung  der  dirccteu  steuern. 

8.  befionders  Marquis  d'Audiffret,  syst,  tin.,  über  die  Finanzliiise  ron  184S,  IV, 

;»!)  fr.  Xameiitlich  wurde  die  Sal/.:^teuer  voii  1^4!»  ganz  aufgehoben  (Decret  der 
provisorischen  Regierung  rom  Ib.  April  lb4b),  bald  zwar  wiederhergestellt,  aber  nur 
im  Betrage  eines  Drittels  des  alten  Steuersatzes  (Gesetz  vom  28.  December  1848). 
S.  d'Audiffret,  syst.  fin.  IV.  1/16  ff.,  140,  mit  zu  einseitiger,  aber  doch  den  Um- 
ständen nach  niolit  unrichtiger  Polemik  gegen  diese  Manssregel.  -  Aus  den  unpopu- 
lären GetrHiikesteuern  strich  die  provisorische  Kugicruiig  gicicbfalli  alsbald  die 
irichtigste  Abgabe,  die  „DetalJgebtthl**,  und  suchte  sie  durch  eine  allgemeine  Con- 
SUmtionsKtPiifT  7.U  ersetzen,  was  einen  bedeutenden  Ausfall  '51  Mill.  Frcs.)  ergeben 
bitte  (Decret  vom  30.  März  1848\  Doch  wurde  auch  hier  die  alte  Gesetzgebung 
Itald  wieder  hergestellt  (Gesetz  vom  22.  Juni  1 848).  Nach  einem  Gesetz  vom  19.  Mai  1849 
sollte  aber  sogar  die  völlige  Aufhebung  der  Getränkestcnem  von  Anfang  IS30  an 
eintreten,  welche  Haassregcl  indessen  ebenfalls  noch  vorher  wieder  ruckgängig  gemacht 


Digitized  by  Google 


SteveroDtwicklang  onter  der  2.  Republik.  393 

worden  ist,  uuwv  jiiovibonschcr  Beibehaltung  der  hiöUcrigen  Uesctzgebuiig  ((iescU  vom 
20.  Deccmber  1840).  Es  wurde  aber  eine  neue  Enqutte  über  die  GcträiikcbesteucrODg 
eingerichtet  {1S49 — 51\  deren  VorscJiläire  unbediog^t  für  Beibclialtung  dieser  Steuern 
ausfielen,  im  Uebrigen  auf  ErmäsüigUDg  der  Eingaoi^&abgabcn  (in  den  Studtcii)  und  aui 
veTScbiedene  Heinere  Terlnderangen  und  Edeicliteroniren  der  bestehenden  Gesetx- 
gebang  hinans^n<r(>n ,  was  dann  ein  neues  Gesetz  vom  17.  März  1852  genehmigte. 
(Siehe  Stoarm's  gen.  Artikel  im  dict.  de  fia.,  p.  423  ff.). 

Umgelcelirt  Bcbiitt  man  sofort  (16.  H&n  1848)  za  einem  Steiicrzusclilag  ron 
45"/o  zum  PrincipalcnntingTint  der  dircrt'^n  Steuern,  welohe  Maassroirel  ,.a  fait  vi^Tc 
l'ötat,  mnis  toa  la  republique  et  jeta  les  paysans  daus  Ic  partide  lEmpirc*'  (Boileau 
im  dlot.  de  lln.  p.  577).   Sie  wnrde  1B50  wieder  beieitigt. 

Die  „allgemeine  Einkommensteuer"  blieb  Project.  Ernstlich  rnrde  Ubcr- 
lianpt  nur  einmal  an  eine  Einkonunensteaer  vom  bewegliclien  Vermögen  gedacht,  die 
aber  nach  dem  vorgelegten  Geset2«itvorf  nnr  eine  Verdoppelung  der  Personal-  und 
Mubiliar-  und  der  Thür-  und  Fensterstener  gewesen  wäre  (Proj.  Gondcliaux).  Siehe 
d'Audiffret  IV.  144,  üuyot,  imp.  sur  le  rerena,  Parib  1SS7,  p.  19.  Aach 
progrcssire  Erbschaflsstenem  wurden  projcctirt  Boachtenswerfli  am  dieser  PeHode 
ist  sonst  die  Einführoog  der  dirccten  Besteuerung  des  unbeweglichen  Be- 
sitzes der  „todten  Hand",  in  Form  eines  Zuschlags  ron  Gi'/jVo  2u  der  Grund> 
Steuer,  zum  Zweck  eiiieü  Ersatzes  der  bei  diesem  Vermögen  wegfallenden  Besitz- 
wechselabgaben (Gesetz  vom  20.  Februar  1S49),  femer  einige  Veränderungen  der 
Stomp  öl-  und  Enregistrc  m  en  ts-Geset/gebunj:-.  besonders  durch  Gesetz  vom 
5.  Juni  1S50  in  Betreif  der  Bestenerong  der  Aotieugeäcllächafteii  und  gewisser 
Wcrthpapiere." 

Seitdem  ist  man  in  Frankreich  mit  der  Erhöhung  der  direeten 
Steaem  auch  ans  politischen  Grttnden  sehr  yorsichtig  geworden, 
wenigstens  sowdt  es  sieh  nm  Staatssnsehlftge  handelt.  Denn  die 
Zuschlüge  zu  diesen  Steuern  flIrDeparte mental-  nndCommunal- 
zwecke  liessen  sich  bei  dem  französischen  Steuersystem  nicht 
vermeiden.  So  charakteristisch  diese  Steuerpolitik  des  Staats  in 
speciell  politischer  Hinsicht  ist,  so  darf  doch  anderseits  nicht  über- 
sehen werden,  dass  Ertrags  steuern,  wie  die  IranzWsischenj  die 
einfache  ^leicbmässige  procentweise  Erhöhung:  im  ganzen  .Staats- 
gebiete am  Wenigsten  vertragen.  DamaLs,  184^5,  wie  1871  ff.  zeigte 
sich  der  Mangel  einer  allgemeinen  direeten  Subjectsteuer,  wie  der 
Einkommensteuer  in  Frankreich  doch  in  der  That  nachtheiiig. 
Eine  allgemeine  Einkommensteuer  neu  einzuführen,  war  freilich 
auch  und  wurde  immer  mehr  eine  schwere  Sache,  weil  jede 
politische  Partei,  die  sich  damit  befasste,  Nacbtheile  für  ihre 
Stellung  davon  bcfdrchtete. 

Da  die  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Besteiieruiifr 
nur  theilweise  oder  nur  eine  kurze  Zeit  lang  wirklich  ans^eiühn 
wurden,  konnten  «ie  auch  in  den  Etats  und  Finanzergebuissen 
keine  erheblichen  Spuren  hinterlassen.  Doch  erklären  sie,  in  Ver- 
bindung mit  der  Erhöhung  der  direeten  Steuern,  die  kleine  Ver- 
schiebung der  Quoten  der  Ertrage  von  direeten  und  indirecten 
Steuern  mit,  welche,  abweichend  von  dem  früheren  und  späteren  Ent- 
wicklungsgang, während  der  kurzen  Lebensspanue  der  zweiten 
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Republik  stattgefunden  hat  (s.  o.  S.  373  die  Tabelle).  So  endet 
die  „zweite  Republik"  wenigstens  ohne  erhebliehe  Schädigung  des 
französischen  Steuersystems  zu  hinterlassen. 

Das  „zweite  Kaiserreich"  war  immer,  auch  zur  Zeit  seines 
festesten  Bcstandb,  darauf  erpicht  und  auch  darauf  angewiesen, 
die  HevölkeriiDg  nicht  durch  unpopuläre  Steuerpolitik  zu  erregen. 
Es  hat  daher  die  in  dieser  Hinsicht  besonders  misslichen  directen 
Steuern  im  Wesentlichen  unberührt  gelassen,  nachdem  die  1848er 
Steuerzuschläge  wieder  aufgehoben  waren.  Die  übrigen  Steuern 
erwiesen  sich  durch  ihr  natürliches  W  li^thum  ergiebig  genug,  um, 
hie  und  da  untersttitzt  durch  Veränderungen  und  durch  Erhöhungen 
der  Steueisätze  (so  bei  Tabak),  den  steigenden  Finanzbedarf,  soweit 
er  nicht  durch  Auieihen  definitiv  gedeckt  wurde,  mit  ihren  Erträg- 
nissen bestreiten  zu  können.  Da  das  bestehende  Steuersystem 
ohnehin  mit  mehr  oder  weniger  Fug  und  Recht  als  das  napo- 
leonische" galt,  blieb  die  neue  kaiserliche  Regierung  auch  mit 
dieser  „conservativen''  Steuerpolitik  ihren  sonstigen  Traditionen 
und  Tendenzen  getreu.  Die  einzige  Maassregel  von  grösserer  Be- 
deutung ist  die  Reform  des  Zolltarifs  in  Verbindung  mit  dem 
„napoleonischen  System  der  liberalen  Handekverträge",  das  durch 
den  berühmten  britisch-französischen  Vertrag  vom  23.  Januar  1860 
eingeleitet  wurde.  Auch  diese  Maassregel  hat  aber  für  die  Be- 
steuerung doch  nur  secundäre,  reflectorische  Bedeutung,  ihre  eigent- 
liche  liegt  auf  handelspolitischem  Gebiete.  Finanziell  war  sie  naeh« 
thcilig,  da  sie  andauernde  erhebliche  Ertragarermindernngen  mit 
sich  brachte. 

Da  es  sich  nur  um  Einzclhoiten  ItMideU,  welche  die  Gesetzgebung  dos 
zweiten  Kaiserreichs  an  der  ilberkommf^nen  Bt^steuenin«^  gfcfindert  hat,  ffenüsrt  es.  auf 
die  spatere  Darstellung  der  cinzelnon  Steuern  zu  vt-rweiscii  183  If.}.  Bcachtens- 
wcrth  ist  u.  a.  die  WeUorentwickluDg  der  Bestenerung  der  Werthpapicre  durch 
liinzuftlguns'  einer  Umsatzsteuer  ((jes'*tz  vom  2.'J.  .Inn!  die  scliärfere  Be- 

hteuerang  des  Eisenbahntransports  (Gesetz  vom  14.  Juli  1^55,  übrigens  nach  den 
«lien  Grandsfttzen  der  Besteuerung  „öifentlicher  Kuhrirdrke**),  die  diR'crentielle  ZoU- 
be^ilnstii^nng  (le<  franzr>sib.  lu  u  Colonialzuckers  gegen  die  Steuer  des  ein- 
heimischen Kubenzuckers,  uichriache  V'eräDderuo^en  in  der  Patents  teuer  (besonders 
dnrclt  Gesetz  vom  4.  Jmd  185S).  Die  prinoipioll  und  practisch  wichtigste  Maassregel, 
di'^  ZoUtarifreform  hat,  wie  sresagt,  von  1860  an  erhebli rhc  A nsfilllc  an  den 
frUbcrea  Einoabmeu  zu  Wege  gebracht,  wobei  es  bis  ISTO  deüuitif  verblieben  ist. 
Die  Zuckerbesteuerunir  crMxt  einige  Aendwungen,  aber  nicht  in  der  Grundlage. 

Die  Entwicklung  der  Erträge  der  französischen  Besteuerung 

unter  dem  zweiten  Kaiserthum  lilsst  hith  kurz  dahin  charakterisiren : 

der  Schwcrpunot  tiel  immer  mehr  in  die  Ve r keh rsste uer n  und 

in  die  indirccten  Verbrauchssteuern,  wie  schon  die  früheren 

Uebersichten  (S.  373  und  S.  374;,  speciell  in  Enregistrement, 
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Stempel,  Getränk  est  euer,  Zuck  ersten  er,  Tabakra  onopol, 
wie  die  folgende  IJebersicht  ergiebt.  Nur  die  Salz  st  euer  zeigt  in 
Folge  der  1848er  Maassregel,  die  Zol  leinnah  me  in  Folfre  der 
neuen  Handelspolitik  eine  rttckläutige  Bewegung.  Die  Einnahmen 
aus  der  direkten  Besteuerung  bleiben  stabil,  wenigstens  was  den 
Staat  betriltr.  Denn  diejenigen  aus  Zuschlägen  zu  diesen 
Stenern  für  die  Departements  u.  s.  w.  haben  sich  auch  in  dieser 
Periode  schon  stark  vermehrty  nicht  minder  übrigens  die  0 et rois- 
Einnahmen  der  Gemeinden. 

lu  der  folgenden  Tabelle  sind  für  die  Darstellung  der  Stcuerentwickluug  in  der 
Periode  der  „dritten  Republik"  (§.  172)  gloi  -li  die  statistischeo  Datea  mit  beigefOgt. 
Die  Zahlen  sind  Bruttozalileu  der  Budgets  iu  Mill  Frcs. 

1847        1S7Ü        l&So  Progrcäsiou  in  Y«- 

EinniliiDo.  Einmhae«  Eimisline.  (Abntlmiein.— b«nichiiet) 

1870  1M5  1865 


^    'S?  W 

I.  StaatsbesteueruDg. 
A.  Directe. 


1.  Grundsteuer      .  . 

172.5 

177.5 

2.9 

2.  Peis.- u.  Mobiliarst. 

58.6 

<i7.4 

25.8 

8.  Thflr-  II.  Femtecit. 

39.4 

46.0 

17.0 

4.  Patentsteaer .   .  . 

66^ 

104.0 

57.0 

ö.  ^ebotttaxe  .   .  . 

0.6 

O.Ü 

Stunme  1—5 

381.7 

982.8 

896.4 

0.8 

'  19.5 

19.1 

6.  Kiiikouimensteuer  r. 

beweg].  Vermögen 

50.1 

Summe  A. 

331.7 

332.8 

446.5 

34.G 

34.T 

.  B.  y erkekrsstcuerß. 

1.  EDregistrement .  . 

214.5 

862.6 

658.5 

69.2 

158.4 

52.6 

2.  Stempel  .... 

39.?5 

S.1.7 

154.5 

113.0 

293.1 

82.2 

Summe  B. 

253.8 

446.5 

708.0 

75.9 

179.0 

-  58.5 

C.  Indirecle  Veibr;; 

u  f  h  s  s 

teuern. 

1.  Zölle  u.  Nebenabg. 

1ÜÜ.3 

75.1 

290.9 

(  -5U.1) 

81.5 

274.0 

2.  Salzst.  (uländ.  Salz) 

7Ü.7 

3]> 

33.4 

(-55.0) 

(-52.7) 

5.0 

3.  Gtfränkosteuer  .  . 

102.Ü 

243.4 

455.1 

13S.6 

336.2 

sT.o 

4.  Inland.  Zucker  .  . 

lü.3 

11J.8 

151.1 

479.3 

683.0 

35.2 

5.  Tabafanonopol  .  . 

112.5 

246.8 

379.1 

119.4 

237.0 

53.6 

Smuiie  G. 

464.8 

708.9 

1309.6 

52.5 

181.7 

84.7 

D.  a«brigekIeia.St. 

46.0 

54.8 

226^ 

14.2 

875.6 

316.6 

Sattmel  (A— D)  Staatest. 

1098.8 

1548.0 

2692.4 

40.5 

145.2 

74.5 

IL  Deparf.  u.  Comminiu 

1  bcsteiii 

Ciroog, 

A.  ZuscJU.  z.  den  dir.  St. 

S6.2 

288.8 

34b.7 

171.2 

304.5 

49.1 

B.  Ootiois  d.  Qömeinden 

88.0 

201.8 

277.1 

128.7 

215.0 

37.7 

Sarame  II. 

174.2 

485.1 

625.8 

150.4 

259.2 

48.8 

Die  „übrigen  kleineren  Steuern"  (Uubrik  D)  ujnfa%en  hier  manclieriei  „Ver- 
schiedenes", was  in  den  französischen  Etats  zu  den  „indirccten  Steuern"  gerechnet 
wird  (1885  z.  B.  in  obigem  Posten  von  228.3  Mill.  39.6  Mill);  ferner  das  Piilver- 
monopol  (1847  6.0,  1870  13.2,  1SS.5  1  1.9  Mill.  Frcs.);  in  1885  sodann  die  „den 
diiecten  Stenern  assimilirten  Specialtaxen"  (zus.  27.  Mill.,  wovon  6.1 
Steuer  vod  Gateni  der  todten  Hand,  2.8  Borgweiksabgaben,  4.5  Oebtthren  fttr  Yeri-  - 
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licatiü«  der  Maasse.  Gewichte  ii.  s.  r.,  0.3  für  Apothekcn?isitaüon,  10.6  Pferde-  md 
WageoBtener,  1.1  illr  Billards ,  1.5  fUr  f^schlossene  GeseUscbafteii ,  also  nicbt  bloss 

„Steuern",  sondern  auch  „gebührenartii^c"  Einkihiftc,  sonst  nuist  dircctc  Steuern); 
weiter  die  ebenfalls  bei  deo  dirccten  Steuern  mit  eingesetzten  Transportsteueru 
ron  den  Eisenbahn«!!  (1885  92.S  Mül.)itnd  ?oin  sonstigen  Offentlieheu  (rcgel- 
in a s si 11^'  rnlirw.Tkslranspüi't  (lS*i5  Mill.);  endlich  in  JSS5  auch  die  seit 
dem  Kriege  eingeführten  neuen  kleineren  inneren  indirecton  Stenern  von 
einzelnen  Objecten  nnd  Fabrikationen  50.1  MiU ,  ntmlich  rom  ZOndboIzmonopoi 
17.1,  Papier  15.9,  Miuoralöl  O.OOS,  anderen  O-den  r^.l.  Stearin,  Kerzen  0.0,  E.ssitr  etc. 
2.8,  Dpamit-  nnd  Nitroglycccinfabcikation  2.3.  S.  darüber  u.  die  Darsteliong  der 
neusten  Zeit).  Obige  Daten  venteben  sich  hier  immer  ohne  Algier,  das  in  den 
jetzigen  französischen  Budgets  bei  den  einzelnen  Einnahmezvc^eigen  mit  seinen  Ein- 
künften erscheint.  Kleine  Verschiebungen  in  der  Etatisiruug,  bes.  in  Rubrik  D, 
sind  wohl  eingetreten,  aber  zu  unbedeutend,  um  die  Yergleichbarkeit  der  Daten  in 
den  S  anp^cfubrten  Jahren  weiter  zu  stOren.  Die  kleinen  Abweichungen  der  Zahlen 
in  obigpf  Tabelle  von  den  früheren  auf  S.  373/374  erUXren  sich  ans  kleinen  Vers-  hiedcn- 
lieiten  der  Kubricirung  der  einzelnen  Steuer-  und  gebUhrcnartigcn  Einnalimen  uater 
die  angefahrten  Gruppen. 

Bei  der  Departements-  und  Couiniiiiiantesteneruog  sind  die  Ziisclilä!;e  ni  den 
directen  Steuern  aus  den  Etats  (sog.  „Special fouds",  neben  den  „Generalfonds" 
fbr  den  Staat)«  diu  Octroieinnahmcn  aus  der  Statistik  der  Octrois  im  Boll,  de  stat.  XI« 
53  cnfnommen.  Die  Zahl  in  der  Ool.  fttr  1*^T0  ist  hier  die  brauchbarere  für  1869 
(IB'ü  sank  die  Octroieinnahmc  auf  IGT. '2  Miii.),  die  Zahl  in  der  Col.  für  1885  die- 
jenige fttr  1880.  Für  1882  war  die  Einnahme  ca.  290  Mill.  Pres.  (Block's  Anmiaire 
1880,  p.  113).  Die  Zahl  der  Gemein-!  i  mit  Octroi  war  1831  1467.  1S47  1459,  1S«0 
1543,  1882  1535.  Im  Jahre  1847  kam  vom  angegebenen  Bruttoertrag  36.1  Mill.  auf 
Paris,  51.9  auf  alle  anderen  Orte,  1869  bez.  107.6  und  93.8,  1S80  141.9  und  183.2, 
18S2  150.9  und  139  Mill.  In  Paris  sind  die  Ertr-Vge  des  Octroi  also  bis  1810  Stirker, 
seitdem  schwitoher  ab  in  den  Prorinzialorten  gestiegen. 


VI.  Die  Besteuerung  «nter  der  dritten  Republik 
(1S70  bis  zur  Gegenwart,  bez.  1885). 

§.  172.  Eine  Vermehrung  der  Stenererträge  um  weit 
mehr  aU  eine  Milliarde  FrancBi  um  11—1200  Mill.  Frcs.^ 
Ton  1870  bis  zur  Oegenwart,  ebne  AiiBBicht  auf  die  Möglichkeit 
einer  Wiederrermindernngp  ja  mit  der  sicheren  Anasicht  einer  neuen 
Vermehrung  —  nnter  den  allgemeinen  und  unter  den  in  Frank- 
reich noch  speciell  auf  die  immer  weitere  Yermebmng  des  Finanz- 
bedarfs  hinwirkenden  Ursachen  — :  das  ist  das  Ergebniss  der 
neuesten  republikanischen  finanzperiode,  wie  es  aus  den  Zahlen 
der  letzten  Uebersicht  deutlieh  hervortritt. 

R«ieblich  die  Hälfte  dieser  definitiren  Stouervermebmng  wird  direet  anf 

den  deutsch -fmnzösischen  Krieg,  namentlich  rinf  die  Zinsen  der  Staatsschulden  zu 
rechneu  sein,  welche  Frankreich  für  die  Deckung  seiner  Kriegskosten  und  sonstigen 
mit  dem  Kriege  unmittelbar  zusammenbingraden  Aasgaben  und  sor  Bezablnng  der 
dcutsrhen  Kriejiscontrilintion  nnd  der  übrigen  T.cistunü-en  des  französischen  Staats  an 
Doutüchland  aufzunehmen  hatte.  Hierbei  ist  ein  eotsprechender  Betrag  schon  für  das 
„Retablissemenf*  des  fhiasitajseben  Heeres  eiogerocbnet,  etwa  1  MuUlarde.  Dann 
kommt  man  auf  rund  10  Milliarden  „Kriegskosten  ',  welche  nach  dem  Zinsfuss 
der  damaligen  Anleihen  5 — 000  Miil.  Frcs.  jährlich  verlangen,  jetzt  allerdings,  nach 
erfolgter  nnd  weiter  möglicher  Zinsreduction,  etwas  weniger.  Ycrgl.  die  amtlichen 
Daten  über  die  französischen  Kriegskosten  in  Fin.  I,  3.  Aufl.,  S.  451.  Von  der  anderen, 
wohl  etwas  kleineren  Hälfte  der  Steucrrermehrung  wird  ein  nicht  unerheblicher  Betrag 
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auf  die  Steigerung  dcsMilitair-  und  Mari ncbu dg:ets  iiud  aui  die  Zinsen  dci- 
jenigen  Anleihen,  welche  für  die  SCiikmig  der  französischen  Kriegsmacht,  noch  ausser 
für  das  Rctiiblisseinent,  aiifgf^nommen  worden  sind,  IjoaDsprurlit  werden:  wohl  eine 
indirecte  Jinanzicllc  Fül^e  des  letzten  Kriegs.  Der  ordentliche  Militäretat  allein 
ist  von  ISTO— ishfj  von  'MS  auf  596,  der  ordentliche  Maiin«'  und  Colonialctat  von 
Ißo  r\iir  234  Mill.  gestiegen.  Man  kann  250— .'^00  Mill.  Frcs.  vermehrten  Steuerbedarf 
blüSä  auf  diese,  zunächst  vorbleibeado  Erhöhung  der  genannten  beiden  ordentlichen 
Etats  ansetzen.  Nimmt  man  hieizn  die  Zinsen  der  weiteren  Änloiben  für  militärische 
und  maritime  Zwecke,  so  erlangt  man  wohl  dio  Summe  von  SOü  —  DOO  Mill 
Frcs.,  d.  b.  von.  % — 74  SteuervermeUrung,  welche  direct  and 
indirect  jenem  Kriege  svsaschreiben  sind.  Der  Etat  der  Sehnld  im  ordent« 
liehen  1  allgemeinen)  Budr-^t  vr.ir  1S70  (mit  Pensionen'  i\)0,  IS^^ö  1?77  Mül.  Fn  ^. 
So  viel  haben  sich  die  Franzosen  schon  jetzt  ihren  ungerechten  und  kleinlich  neidischen 
Widerspruch  gegen  die  politische  Gonsolidation  des  denfsclien  Volks  kosten  lassen! 
Nur  der  Ivcst  von  — '/s  <^ör  Stcuervcmielining  fällt  auf  die  sonstige  Stcigenmg  des 
ordentlichen  Fioaazbcdar&,  vomeluulich  auf  diejenige  des  öffentlichen  Unterrichts-  and 
Bantenbedarfe.  Um  mehr  als  100  Mill.  (von  2S8  anf  839  Hill.)  halMD  sfcli  avcli 
die  Kegic-,  Betriebs-  und  Erhal)U)i<;sIvost<;n  vermehrt.  Ui^bcr  die  bcdenl<Uclic  Y-t- 
schweadungssncht  im  französischen  Finanzwesen  und  Uber  die  politischen  Einflüsse  darauf, 
besonders  seit  1875,  verbreitet  sich  mit  Schilderungen  der  furchtbaren  Cormption 
grau  in  grau,  aber  mit  Anführung  zahllos<!r  Thatsacheu,  deren  RiclitiiikfMt  im  Einzelnen 
freilich  der  Fremde  nicht  prüfen  kann,  die  Schrift  von  Tritsor  de  ia  Roque,  les 
finances  de  la  ripubUquc,  Ics  chambrcs  prodigucs.    Par.  1SS4. 

In  der  Beschaffung  dieser  ungeheuren  Steuereinnulnnen  bat 
die  „dritte  Republik*',  wie  «gleichfalls  die  Zahlen  in  der  oljigeu 
Uebersicht  genauer  zeigen,  wesentlich  die  Wege  der  kaiser- 
lichen Steuerpolitik  weiter  verfolgt.  Auch  jetzt,  wie  in  der 
vorausgehenden  Periode,  rühren  die  vermehrten  Einnahmen  vor- 
nehmlich aus  dem  Enregistrement,  Stempel,  den  Getränke- 
steuern, dem  Tabakmonopol,  der  Zückersteuer  her.  Ab- 
weichend von  der  letzten  Periode  ist  nur  der  Zoll  wieder  in  sehr 
starkem  Maasse  ergiebiger  ^t  ruacbt  worden.  Ferner  ist  von  den 
alten  directen  Ilauptsteuern  wenigsten;?  die  P nt cn t «Steuer  in 
ihren  Erträgen  namhaft  gesteigert  worden,  die  anderen  haben  von 
selbst  allmählich  ein  wenig  hrdierc  Erträge  ergeben.  Endlich  hat 
sich  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuereinnahmen"  durch 
Einführung  einer  Anzahl  neuer  directer  (Luxus-  u.  dgl.)  und 
indirecter  Steuern  und  durch  die  Erhöhung,  bez.  £rtragsent- 
wicklung  anderer,  besonders  der  Eisenbahntransportfltenern 
im  £rtrage  erheblich  vermehrt  und  ist  in  der  „Einkommen- 
steuer von  beweglichen  Werthen"  (Wertbpapieren)  eine 
neue  Steuerquelle  erscbloBseo  worden. 

Auf  die  Verkehrssteuern  (Enreglstrement  undStempL-r  iiiul  die  vier 
grossen  indirectcn  Yerbrauclissteuern  (Zölle,  doch  meist  Einfuhrzölle,  aber 
mit  allen  Nebeneinnahmen,  Oetr&nkesteuern,  Zuckersteucr,  Tabakmonopol) 
kommen  von  der  Steiim'crmehrunf;  von  ca.  MöOMill.  Frcs.  <seit  1870)  ca.  860  Mill., 
d.  h.  diese  genannten  Stenern  zeigen  eine  Ertragszunabme  von  76.6  %  und  lieferten 
allein  fast  7&%  (74.8)  m  der  genannten  Oesaramtrefmehrnng.  Die  directen  Stenern 
(die  4  alten  n«bst  der  Steuer  von  Wcrtlipapicren)  haben  zur  Vennehrung  des  ganzen 
Steuerertrags  nur  ca.  114  Mill.  Frcs.  oder  noch  nicht  ganz  107«  (3.9)%  beigetragen. 
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d.  Ii.  nur  um  34.2*'jft  ihres  früheren  Ertrags  mehr  abgeworfen;  die  alton  directen 
SteuiTii  allein  gaben  ZQai  noven  .Stt  uerbedarf  (in  1885)  sogar  nur  ca.  64  Hill,  oder 

ca.  .')..")  ^  her.  Einen  iirösseroii  Eeitni^r  hat  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuern"  ge- 
liefert, ca,  171  Mill.  Frts.  orler  t  tvva  Jü7o  der  Gesammtzanahme.  Da  diose  Gruppe 
früher  noch  wenig  entwickelt  war,  ist  die  Ertragssteigerung  bei  ilir  die  rdatir  stärkste 
(376 7o)'    Verschiedene  zwischen  1S71  und  einii-efuhrfe  und  wieder  beseitigte 

Steuererhöhungüii  und  iu:uo  Steuern  sind  hier  zunächst  unbcrucksichtii^t  j^eblieben  (s.  n.). 

Man  ersieht  hieraus,  dass  in  der  That,  wie  schon  im  Allire- 
raeinen  oben  (§.  165j  bemerkt  und  jetzt  durch  die  angegebenen 
Daten  genauer  erwiesen  wird,  rein  fiscalisch  betrachtet,  die 
französische  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrs- 
beste u  c  rii  n  auf  ihrer  alten  Grundlage  sich  fähig 
zur  E  r  r  U 11  u  n  g  der  c  o  1  o  s  s  a  1  s  t  e  n  Anforderungen  in 
Bezug  auf  höhere  Ergiebigkeit,  auch  binnen  kurzer 
Zeit,  gezeigt  haben;  dass  die  directe  Besteuerung  des 
alten  Systems  dagegen  in  dieser  Hinsicht  viel  weniger  geleistet  bat; 
dass  endlich  auch  Steuern  in  neuen  Formen  (Einkommensteuer 
von  beweglichen  Werthen)  und  neue  Stenern  in  alten  Formen 
(kleinere  indirecte,  sowie  directe  Luxus  und  Uhnliche  Steuern) 
doch  nur  mäaeige  Beihilfe  bei  vermehrtem  Bedarf  gewährt  haben, 
sei  eS|  dass  man  diese  Art  der  Besteuerung  nicht  weiter  entwickeln 
wollte,  oder  es  nicht  konnte. 

§.  173.  Die  Steuerpolitik  der  dritten  Republik  war 
hiernach,  abweichend  von  derjenigen  der  ersten  und  auch  noch 
der  zweiten  eine  wesentlich  conservative,  d.  h.  eine  solche, 
welche  möglichst  an  dem  Überkommenen  und  bestehenden 
Steuersystem  festhielt  und  dasselbe  durch  Erhöhung 
der  Steuersätze,  Auflegung  von  Zuschlägen  zu  den 
alten  Steuern  und  dnreh  Ausbau  im  Einzelnen  (Stem^jel, 
Enregistrement,  Zölle)  für  den  neuen  grossen  J'inanzbedarf 
ergiebiger  zu  machen  suchte  und  auch  mit  bedeutendem 
Erfolge  dies  zu  Wege  brachte.  Das  ist  eine  wichtige 
Thatsache  der  Steuergeschichte,  welche  auch  für  die  allgc- 
nieinc  vergleichende  Steuerpolitik  und  für  die  Be- 
sten er  uu  t  h  cori  e  besondere  Beachtung  verdienL  Für  die  Be- 
uitheiluiiii:  des  Werths  dieser  liaiizösischen  Steuerpolitik  ist  dieser 
fiscalisi  iic  Erfolg  nicht  gering  anzuschlagen,  aber  allein  durch  ihn 
wird  dieser  Werth  natürlich  auch  nicht  bestimmt. 

Das  ungemein  starke  undsteigendeUebergewicht, 
welches  die  Verkehrsstenern  und  die  iudirecten  Ver- 
brauchssteuern vor  den  directen  Steuern,  zumal  in  der 
Staatsbesteuerung,  in  dieser  neuesten  Periode  durch  die  nach  dem 
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Kriege  eingeschlagene  und  bisher  im  Wesentlichen  aufrecht  er- 
haltene Steuerpolitik  erlangt  haben,  hat  sicherlich  auch  seine  he- 
deuklicbeii  Seiten  m  allen  iu  Betracht  komniendcii  ßeziehuiijjcn, 
volkswirthschaltlichj  socialpolitisch,  auch  liuauzpolitiscb. 

Die  Ubermässi^eu  Belastungen  der  liecbtägeschäf te  verächiedoQSter 
Art,  besonders  des  BesiCxveelisels  ron  Immobili«D  svmal  «nte'r  Lebenden, 

im  (iebict<;  de<  Stempels  und  der  Roaistrini  sabp-aben  mnditcn  dabei  daa 
B^enklichäte  äeiu.  Aber  auch  die  theils  bisher,  und  meistens,  verbliebenen,  theüü 
wenigstens  zeitweilig  dnrcbgeftUiTten  ErhOhnnfen  der  Eisenbfthntransport-  * 
steuiTn,  vieler  Zölle,  des  Zuckers,  und  bei  den  (ictnuilxen  der  Weiiisteuern 
haben  doch  aacb  voliswirthschaMich  und  mit  KUcksicht  auf  die  Verthoiluni;  der  Steuer- 
last Seitens  der  end^iltig«^n  Steuerträger,  unbestreitbar  gewichtige  Nachtbeile  im  Ge- 
folge. Nicht  iiiibc'diiut  t;i(lo[frei,  weil  auch  hier  die  „Gleicbuiib^^if^b  it'  der  Steuer- 
rertheÜQUg  wohl  in  erhöhtem  Maasse  ?erlet2t  worden  iät,  aber  doch  in  geringerem 
Grade  bedenklich  sind  ron  den  wichtigeren  Stenermaassregeln  nur  diejenigen,  durch 
welche  dem  Tabak  im  Monopol  und  dem  Branntwein  unter  den  Getränke- 
steuern höhere  Erträge  abgewonnen  worden  sind.  Die  starke  Ertraerszunahme  bei 
den  Oetränkesteueru  füllt  nämlich  ganz  Uberwiegend  auf  Branntwein,  ui  erheblich 
geriiiirereui  Msaase  auf  Wein,  noch  weniger  auf  Bier  und  Cider.  Auch  unter  den 
Zü  llerliüh  ung«n  sind  manche  in  volkswirthscbaftlicher  tmd  socialpolitischer  —  d.  b. 
liif  Steuern crtheiiung  auf  die  Stct)iMtr;ig>T  l^etretlemler  —  Hinsicht  fragwürdige.  Das- 
selbe gilt  von  den  neu  e i ui? c fii lirten  linieren  iudirecteii  Steuern,  besonders 
donjenig(!n  auf  Z n ii  d h  1  z r  h  e n .  Papier,  Stearin  und  Lichter.  Ocle,  Ks^ig^ 
von  den  wieder  aiifgcLobeiici)  auf  Seife  Cichorien,  von  der  allerdings  ganz  kurz 
daaemden  i,tS75)  Erhöhung  der  Salzsteuer.  Steuern  und  Steuererhöhungen,  welche 
(Mn/elti,  vollends  vorübergehend,  als  Finanzmittel  während  einer  schweren  Kri^is  sich 
immerhin  mögen  rechtfertigen  lassen,  aber  welche  insgesammt  zu  der  ganzen  schon 
so  grossen  BOrde  an  indirecten  Yerbrancbsstenero  in  Franincich  liinzatretend  doch 
vollends  eine  ungh^icli massigere,  vielfach  mehr  nach  üutcn  zu  l)ehistende  Steiier- 
vcrthelluug  hexbelgefOhrt  liabcn.  Durch  die  Jiintwickluug  der  Erträge  der  städtischen 
Octrois,  an  der  die  Getränke  und  Esswaaren  in  besonderem  Maasse  betheiligt 
sind,  wild  diese  Xinwiikung  der  Besteuerung  noch  gestdgert 

Allen  diesen  Maasfliegeln  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-  und 
der  indirecten  VerbranobBbestenernng  stehen  auf  denjenigen  der 
direeten  Besteuerung  im  Wesentliehen  nur  drei,  an  sich  nnd 
im  Vergleich  mit  dem,  was  bei  jenen  anderen  Steuern  geschab, 
kleine  Maassregeln  der  Steuervermehrnng  gegenflber:  Einmal  die 
Zuschläge  zur  Patentsteuer,  welehe  diese  direete  Steuer  allein 
in  starkem,  auch  wohl,  besonders  anfangs,  in  zu  starkem  Maasse 
(60%  neben  Erhöhungen  einzehier  Sätze  iUr  1873,  43 '  ^  fttr 
1874—79)  trafen  und  seitdem,  Terringert  von  1880  an  auf  20%, 
geblieben  sind,  während  die  drei  übrigen  der  grossen  direeten 
Steuern  auch  jetzt  von  Erhöhungen  versehont  gelassen  wurden, 
80  speciell  auch  die  hierfür  am  Meisten  in  Frage  gekommene,  weil 
früher  wiederholt  im  Principalcontingent  herabgesetzte  und  von  ehe- 
maligen Staatszuscbliigcii  (1850)  befreite  Grundsteuer.  Sodann 
die  drei  direeten  Gebrauchs-  und  Lux us steuern ,  auf  Wagen 
und  Pferde,  auf  geschlossene  Gesellschaften,  Clubs  u.  dgl. 

A.  TN'agaor,  Fiiuuuwiwioiuehift.  IIL  26 
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and  auf  Billards,  welche  alle  drei  unter  den  ersten  Steaermaass- 
regeln  nach  dem  Kriege  (September  1871)  gestanden  haben  und 
bisher  bestehen  geblieben  sind.  Endlich ,  als  einziger  in  der 
Gesetzgebung  durchgedrungener  Theil  einer  Art  Capitalrenten- 
stener  räie  3®/o  Steuer  auf  die  Zinsen  von  Werthpapieren, 
mit  Ausnahme  derer  der  französischen  Staatsschuld  (1872),  während 
eine  Besteuerung  der  Hypothekenzinsen  zwar  durch  ein  bezügliches 
*  Gesetz  eingeführt,  aber  noch  vor  dessen  Dnrehfnhrung  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

§.  174.  Diese  gleich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege, 
iiamentlii'b  1871  uud  1872  begrüiulctc  und  mit  zwar  zalihcichen, 
aber  sachlich  mir  geringen  Vcniiulerinig-en  sciidem  l'estii'ehaltene 
ISteuerpolitik  draug  nur  unter  I  ebb  alten  publicistiscbeu  und 
Parlament  arischen  Kihnpfen  in  der  Gesetzgebung  durch. 
Kini^ermaassen  Uebereinstiimmmg  bestand  unter  den  Uitbeiis- 
labi-jen  in  Betret!'  einer  P>höhnng  der  Hteuersätze  bei  den  Kegi- 
strirungs-  und  Stenipelabgabeu,  dem  Taliaknionopol,  den  Getränke- 
und  Zuckersteuern,  den  Finanz- Eintuhrzöllcn.  Aber  ül)er  das 
Maass  der  Erhöhung  dieser  Stenern  giugcu  die  Ansichten  aus- 
einander, wonach  dann  auch  wieder  die  Meinungen  über  die 
weitere,  zur  Deckung  des  .Steucrbedarf's  einzuseblagende  Steuer- 
politik abwichen.  Bei  den  Zöllen,  besonders  den  Einfuhrzöllen  auf 
l\(d!stot)e,  Halbiabrikate  und  Fabrikate,  ferner  bei  den  von  einer 
Scit(  wieder  mehr  mit  verlangten  Ausfuhrzöllen  l'übrten  die  gei^en- 
öiitziichen  handelspolitischen  Standpunete,  der  frcibändleriscbe  uud 
schutzzöllncrische ,  zu  verschiedenen  Ansichten  auch  über  das 
Maass,  in  welchem  selbst  in  einer  solchen  Finanzkrisis  diese  Z()lle 
mit  als  Mittel,  Erträge  fUr  die  Finanzen  zu  beschaffen,  benutzt 
werden  sollten,  dürften  und  könnten.  Die  Hochschntzzolljmlitik 
von  Thiers  wollte  aus  den  Zöllen,  namentlich  der  Kohstotle,  auch 
der  Gewebe  und  anderer  Artikel  mehr  noch  weit  grössere  Snmnien 
herausschlagen,  so  dass  auf  diese  Weise  der  IlaiiiUtheil  des  Bedarfs 
gedeckt  werden  sollte.  Doeb  drang  diese  Politik  nnr  einen  Augen- 
blick durch  und  wurde  alsbald  wieder  aufgegeben  und  nur  in  be- 
schränkter Weise  wirklich  durchgeführt.  Etwas ,  aber  nicht  mit 
besonderem  Erfolg  wurde  die  starke  Erhöhung  der  indirecten 
Steuern  und  der  Finanzzölie  auch  aus  dem  socialpolitischen 
Gesichtspuncte,  im  Interesse  der  weniger  wohlhabenden  Gonsu- 
menten,  angefochten.  Diese  Tendenz  flihrte  dazu,  die  kaum  er* 
folgte  Erhöhung  der  Salzsteuer  sehr  bald  wieder  rückgängig  zu 
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machen  und  später,  als  die  Verbesserung  der  Finanzlage  wieder 
SteuererD)üssigungen  erlaubte,  die  Wein-  und  Obstweinsteuern  (in 
allen  ihren  Formen,  besonders  auch  die  wichtigste  Abgabe, 
die  sogenannte  Detailabgabe),  ebenso  die  Zuokersteuern  wieder  er- 
heblich  zu  ermässigen  (ISÖl). 

In  stärkerer  Opposition  gegen  die  nach  dem  Kriege  einge- 
schlagene Steuerpolitik  standen  zwei,  auch  im  Parlament  Ter« 
tretene  Ansichten,  einmal  diejenige,  welche  die  vorhandenen 
directen  Steuern,  namentlich  auch  die  Grundsteuer,  dann  be- 
sonders die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  neben  der  Patent- 
steuer in  der  damaligen  Finanzkrisis  erheblieh  mit  erhöhen  wollte, 
sodann  diejenige  welche  es  fOr  die  Bedarfsdeckung  vornemlich 
auf  eine  neue  direete  Steuer  absah.  Unter  dieser  meinten  die 
Meisten  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  im  Hinblick  auf 
das  britische  Huster,  freilich  ohne  dass  der  Charakter  dieser  so- 
genannten „Einkommensteuer''  dabei  immer  richtig  verstanden 
worden  wäre  (s.  o.  §.  III).  Andere  hatten  eine  „Capitalsteuer*', 
d.  h.  im  Wesenüiehen  eine  allgemeine  Vermögenssteuer, 
auch  Tom  Gebrauchs-  und  Notzvermögen,  nicht  nur  Tom  Rente- 
gebenden,  im  Sinne.  Ueber  die  Einrichtung  solcher  Steuern  und 
fiber  ihre  Höhe,  daher  ihre  Ertragsffthigkeit  giugen  die  Meinungen 
wieder  vielfach  auseinander.  Oass  eine  solche,  an  sieh  und 
vollends  in  der  damaligen  Finanzlage  dem  französischen  Steuer- 
system fehlende  Steuer  doch  immer  und  auch  damals  nur  die 
Rolle  einer  mehr  oder  weniger  ergiebigen  Ergänzungs Steuer,  auch 
fUr  die  Deckung  des  nenen  Finanzbedarfs,  spielen  könne,  wurde 
von  den  AnhMugem  dieser  Stenern  wohl  nicht  immer  genügend 
hevorgehoben ,  was  die  Abneigung  Anderer  gegen  diese  Steuern 
noch  steigerte.  Radicalere  Politiker  dachten  an  höhere  Steuer- 
sätze, um  einen  möglichst  grossen  Theil  des  neuen  Bedarfs  mit 
dem  Erträge  solcher  iSteuei  zu  (lecken,  ancli  wolil  an  Progressivität 
oder  doch  an  einen  höhe  reu  Normals  atz,  mit  Depressivität 
für  kleinere  Eiiikuiiuuen  und  Vermögen,  und  Steuerf rciheit  unter 
einem  gewissen  Miüimuui.  Auch  darin  gingen  die  \  eitreter  solcher 
Steuern  aus  einander,  ob  und  wie  weit  die  letzteren  zugleich 
an  Stelle  der  bisherigen  directen  treten,  ferner  ob  sie  definitiv 
•  nlor  nur  fl!r  die  Zeit  der  durch  den  ivrieg  hervorgerufenen  Finanz- 
.scliwierigkeiien  j  üIho  als  ausserordentliche  Steuern  eingeführt 
werden  sollten.    Manche  dachten  nur  an  Letzteres. 

Beide  uppositioneile  Richtungen  verschafften  sich  keine  Geltung. 

26* 
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Hteuertechnische,  volkswirthschaftUche,  am  Meisten  wohl  eigentlich 
politische  Giilnde  setzten  sich  dagegen  und  bestimmten  die 
parlamentarischen  >Tnioritiitcn  und  die  wechselnden  Bcgierungen 
zur  Annahme  der  ^ebiliiiderten  Steuerpolitik. 

Die  Auflegung  starker  und  gleichrajlssip^er  Zuschläge 
für  den  Staatsbedarf  zu  den  directen  Steuern  fand  ihre 
berechtigten  Bedenken,  wolehe  freilich  in  .solcher  Lage  nicht  allein 
hätten  entscheiden  sollen,  in  der  höchst  unvollkommenen, 
u  n  g  1  e i  e h m  ä  H  s  i  g  e  n  S  t  c  u  e  r  v  e  r t  h  ei  1  u n g  d i  e  s e  r  S t  e u  e r  n  auf 
den  bestehenden  ^5  rund  lagen,  besonders  bei  der  Grund- 
steuer zwischen  ganzen  Landestheilen ,  Dcjjartenicnts,  (lenieinden 
und  einzelnen  Steuerpflichtigen  (§.  183  II".)-  Kine  Herstellung 
besserer  Grundlagen,  daher  wieder  namentlich  bei  der  Grundsteuer 
eine  umfassende  Revision  des  Katasters  oder  vollends  eine  Neu- 
katastrirnng  war  viel  zo  zeitraubend ,  um  damit  sofort  vorgehen 
und  dann  höhere  Steaern  erheben  zu  können.  Auch  war  Rück- 
sicht darauf  zu  nehmen,  dass  die  ebenfalls  rasch  steigenden 
Departemental-  und  CommunalzuschlUge  ohnehin  die  bestehenden 
directen  Steuern  stark  erhöhten  nnd  die  Ungleichmässigkeiten  der 
BelaBtangen  dareh  diese  Stenern  schon  sehr  viel  bedenkllLher 
machten.  Bei  der  Patentstener  galten  die  Grundlagen,  mit  Recht 
oder  Unrecht I  fflr  nicht  so  incorrect,  als  bei  der  Grundsteuer  und 
bei  den  anderen  directen  Steuern.  Daher  glanbte  man  hier  eher 
starke  Staatszuschläge  zeitweilig  auflegen  zu  k($nnen.  Aber  ein 
grosser  Theil  der  stenerteehnischen  Bedenken  gegen  solche  Maass- 
regeln  blieb  auch  hier  bestehen ,  and  mit  der  yorgenommenen  Er- 
höhung that  man  wohl  das  Aensserste,  was  zulässig  war.  Neben 
diesen  stenerteehnischen  Rücksichten  sprachen  gegen  eine  stärkere 
Erhöhung  der  directen  Stenern  nach  Ansicht  der  entscheidenden 
legislativen  Factoren  auch  volkswirth schaftliche  Gründe, 
Befttrehtungen  einer  weiteren  Schädigung  der  Production,  des 
wirthschafUichen  Fortschritte.  Allein  mehr  als  das  Alles  haben 
politisebe  Birwägungeu  eine  solche  Steuererhöhung  widerrathen, 
besonders  Rticksichten  auf  die  Stimmung  der  Land- 
bevölkerung, welche  man  nicht  abermals,  wie  1848,  durch 
Steigerung  der  Grundsteuer  in  ihren  Interessen  verletzen  und  so 
der  jungen  Republik  abspenstig  machen  wollte.  Republikanische 
Finanzautoren  wie  Boitean,  sind  naiv  genug  gewesen,  das  offen 
auszusprechen.  Einer  der  mancherlei  Fälle,  wo  im  modernen 
Frankreich  die  Steuerpolitik  von  solchen  KUcksichten  nicht  eben 
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zum  Vortheil  der  finanziellen  Seite  uud  der  objectiven  EutttcheiduDg 
der  Sache  bcBiimmt  worden  ist. 

Es  verhält  nich  ähnlich  mit  der  damaligen  und  der  späteren 
Ablehnung  der  Plaue  einer  allgemeinen  directen 
Personalsteuer,  Einkommen- wie  Vermögenssteuer.  flänCy 
welche  niemals  ganz  von  der  Tagesordnung  verschwaDden,  auch 
in  der  neuesten  Zeit  (1886—87)  wieder  mebr  henrorgetreten ,  aber 
bisher  immer  noch  nnansgeführt  geblieben  sind.  Die  in  Frankreich 
meistens  ttbersehätzten  technischen  Schwierigkeiten  und  Mängel 
einer  solchen  Stener,  die  Abneigung  gegen  ,,arbiträre''  Einschätzungen 
oder  widerwärtige  Declarationspflichten,  nationale  Vornrtheile,  volks- 
wirthschaftliche  —  am  Wenigsten  begründete  und  zu  begrfindende  — 
Befürchtungen  wegen  Schädigung  der  Productionsinteressen  nnd 
des  Fortschritts  der  Productivität  stemmten  sich  zugleich  mit 
wiederum  wohl  noch  mehr  entscheidenden  politischen  Bfiek- 
sichten  immer  wieder  gegen  diese  Stenern.  In  letzterer  Hinsicht 
kamen  Beftirchtongen  bezflglich  des  schlimmen  Eindrucks  einer 
solchen  Bestenemng  anf  die  BerdlkeniDg  —  anf  die  Wähler, 
speclell  anf  die  wohlhabende  Bourgeoisie  in  Betracht,  auch 
wohl  noch  Beftirchtungen  in  Betreff  radical  demokratischer, 
namentlich  socia listischer  Steuerpolitik,  zu  welcher  diese  allge- 
meinen  Einkommen-  oder  Vermögenssteuern,  z.  B.  durch  An- 
wendung des  progressiven  Steuerfusses,  gerade  in  Frankreich  he- 
sonders  leicht  Anlass  nnd  Anreiz  gehen  könnten.  Die  Vorgänge 
Englands,  Italiens,  der  Schweiz,  deutscher  Staaten  galten  nicht 
als  für  Frankreich  hmläuglich  heweisend.  Von  da,  woher  man 
am  Meisten  die  Huster  fflr  eine  yernttnftige  und  brauchbare  Ein- 
kommensteuer hätte  nehmen  können,  von  Deutschland,  wo  wie  in 
Frankreich  die  Einkommensteuer  neben  nnd  Uber  einem  Ertrags- 
stenersystem  besteht  oder  aus  diesem  hervorgegangen  ist,  wollte 
oder  konnte  man  in  diesen  Dingen  nichts  lernen,  theils  wegen  der 
gewöhnlichen  geringen  Kenntniss  der  deutschen  Verhältnisse  in 
Frankreich,  theils  wegen  der  nationalen  Eitelkeit  und  Animosität, 
weiche  Steuern  nach  deutschen  Mustern  nicht  augebraclit  erscheinen 
licsscn  und  lassen. 

Das  bisherige  Endergebuiss  aller  dieser  Bestrehungen  und 
Kämpfe  um  die  Entwicklung  der  IVanzösischen  Besteuerung  seit 
dem  Kriege  von  1870—71  ist  das  geschilderte:  die  Aulbringung 
des  enormen  neuen  Steuerbedarfs  ganz  tiberwiegend 
durch  Zuschläge  zu  den  Verkehrs-  und  indirecteu  Ver- 
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braucbssteuern,  unter  Beibebaltun  g  der  bestehenden 
Steuert'ö  r nie n  wud  Arten,  nur  mit  Aii!=i}):vu  des  Einzelnen 
und  Ei n tu ^ni Hij:  einzelner  neuer,  aber  untergeordneter 
Tb  eile  in  das  Steuersystem.  Der  bald  wieder  erreichte  volks- 
wirtbschattliche  Aufschwung  Frankreichs  trug  das  Seine  dazu  bei, 
diese  Steuerpolitik  durch  die  ohnehin  stci;;enden  Erträge  der  Ver- 
kehrs- und  indireeten  Verbraacbssteuern  ertolf^reieh  zu  machen. 
Es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  dass  mit  diesem  Steuersystem 
in  naher  Zukunft  erhebliche  Vcrändornugen  vorgenommen  werden, 
wenn  auch  unter  den  neueren  schlechter  gewordenen  wirthsi  hatt- 
lichcn  Verhältnissen  der  Steuerdruck  ttbcrhaupt  und  die  Steuer- 
belastung durch  einzelne  Steuern,  wie  die  Kegistrirungsabgabeo, 
die  Getränkesteuern,  Octrois,  Zölle  und  anderseits  durch  die  directen 
Steuern,  besonders  die  Grund-  und  Patentsteuer,  immer  härter 
empfunden  werden.  Aber  die  daraus  hervorgehenden  Reform- 
bestrebnngen  finden  an  den  politischen  und  steuertechnischen 
IScbwierigkeiteu  ihrer  Durcbrttbrung  und  an  der  tiscalischen  Noth- 
wendigkeit,  den  riesig  angewaebsenen  und  weiter  wachsenden 
Stenerbedarf  zu  deeken,  kaum  zu  ttbei-windende  Hindernisse. 

TU.  Die  £rprobuag  der  vcrschi edcn uu  Stcuerartcn  iu  deu  politischea 
Katastrophen  und  Fiuauznötheii  Frankreichs. 

§.  175.  Die  nngewGbnlichen  äusseren  und  inneren  politischen 
Katastropben ,  welebe  Frankreich  in  den  letzten  hundert  Jahren 
dnrehtebt  hat,  machen  das  Finanz-  und  Stenerwesen  desselben  in 
besonderem  Maasse  geeignet,  um  daran  gewissermaassen  experi- 
mentell den  Einflnss  solcher  Zeitumstände  auf  die  Ergiebigkeit 
der  einzelnen  Einnahmequellen,  namentlieh  der  einzelnen  Steuer- 
arten  zu  prüfen.  Ancb  die  während  und  nach  solchen  Katastrophen 
vorgenommenen,  auf  Ertragserhöhong  abzielenden  Besteuern ngs- 
maassregeln  lassen  sich  an  den  Daten  der  französiseben 
iStenerertrags  -  Statistik  hinsiohtlicb  ibres  finanziellen  Erfolgs  be- 
sonders gut  experimentell  erproben.  Oder,  in  der  Terminologie 
unserer  „allgemeinen  Steuerlehre''  gesprochen  (Fin.  II,  220  ff.): 
Die  eigenthttmlicheo  gesohichtlicben  Verhältnisse  des  französischen 
Staats  ermöglichen  in  vorzüglichem  Grade  eine  Prüfung  des  fran- 
zösischen Steuersystems  und  seioer  einzelnen  Bestandtheile,  der 
verschiedenen  Steuerarten  und  Steuern,  an  dem  Maassstabe  der 
ersten  aller  theoretischen  und  practischen  Gruudsätze  der  Be- 
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Steuerung,  der  ^^finanzpolitischen"  Principicn  der  „Aus- 
reichendheit" and  „Bewegliehkeit  (Fin.  11,  §.  365-368), 
mit  anderen  Worten  man  kann  die  einzelnen  Steuern  in  Frank- 
reich gut  auf  ihre  finanzielle  Elasticität  prfifen. 

Die  Ergebnisse  lassen  sich  freilich  nur  mit  Vorsieht  verallgc- 
geraeinern.  Ohne  Weiteres  darf  selbst  in  zukünftigen  ähnlichen  Zeit- 
verhältnissen Frankreichs  nicht  immer  das  Gleiche  erwartet  werden, 

da  die  bcstinmiendeu  und  bedingenden  Griindverhältnisse  sich  ver- 
ändern können.  Noch  vorsichtiger  wird  die  Lebcrtragung  solcher 
Ei-g'cbuisse  auf  andere  Länder  geschchcu  müsseu,  und  vollends  die 
Ableitung  allgemeiner  fester  ,jRegeln"  aus  den  ein-  und  selbst 
mehrmaligen  franzüüiscben  Erfuhr uugeu  nur  ganz  bedingt  statthaft 
sein.  Allein  einigen  allgemeineren  Werth  für  die  Be- 
urtheilung  der  einzelnen  Stcuerarteu  nach  dieser  Seite  der  finan- 
ziellen Elasticität  und  insofern  für  die  allgemeine  Theorie  und 
Praxis  der  Besteuerung  haben  die  Thatsachen  der  französischen 
Steuerertrags-StatiBtik  immerhin. 

Sie  zeigen y  dasB  in  rein  fiscalischer  Hinsicht,  welche  eben 
doeh,  nach  unseren  „finanzpolitischen^'  Principien,  in  erster  Linie 
steht  und  stehen  moss,  die  indirecten  Verbraa ohsstenern 
(innere,  Monopole»  Zölle)  und  die  Verkehrsstenern  (Stempel, 
Enregistrement)  in  politischen  Katastrophen  and  in  den  diese 
hegleitenden  Verkehrsstockungen  und  wir th schaftlichen 
NothstHnden  erhebliche  Ausfälle  erleiden,  aber  doch  nicht 
immer  ganz  so  bedeutende  und  namentlich  nicht  so  an- 
danernde  als  man  öfters  von  vornherein  erwartet  hat  Solche 
AnsfUlle  treten  bei  den  directen  Steuern,  ausser  in  Fällen  feind- 
licher Gebietsoccupation,  wie  1870^71,  und  völliger  Desorganisation 
der  Verwaltung,  wie  in  der  ersten  Revolution,  nicht  ein.  Sie  lassen 
sich  hier  eventuell  auch  als  „Rückstände''  später  wieder  einbringen, 
znmal  beim  Repartitionsprincip ,  was  natürlich  bei  jenen  anderen 
beiden  Gruppen,  abgesdien  von  dnigen  Fällen  beim  Enregistrement, 
ausgeschlossen  ist. 

Die  französische  Stencrstfitistik  lässt  ferner  den  finanziellen 
Erfolg  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  indirecten 
Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern  mehrfach  günstiger, 
sicherer  und  rascher  hervortreten,  als  man  ebenfalls  öfters 
vermuthet  hat.  In  der  Bewegung  der  betreffenden  Einnahmen  ist 
allerdings  schwer  und  mehrfach  gar  nicht  der  Einfluss  der  Steuer- 
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erhöhnng^  von  dem  etwa  parallel  gehenden  der  wirthschatiiichen 
Entwicklnng  abziis  luiern.  Aber  das  Krirebniss  lässt  sieb  doch 
räit  Sicherheit  constatiren,  dass  die  tVcibiiüdicrische  Ansicht,  höhere 
Steuersätze  seien  nicht  immer,  öfters  gar  nicht  vortbeilhaft,  selbst 
mitunter  schädlich  tür  den  Krtra;^,  eine  zn  weit  gehende  Gene- 
raüsation  einzelner  Thatsachcn  und  ein  zu  einseitiger  Schluss  der 
apriorischen  üeduction  ist.  Die  gemachten  Errahrungen  sind  daher 
auch  für  da«  Oesamniturtheil  Uber  die  französische  Stcn er- 
politik  im  lU.  Jahrhundert  wichtig.  Sie  crklilren  und  rccht- 
iertigen  diese  Politik,  wenigstens  rein  naeb  der  fiscaliscben  öeite, 
ihrerseits  wieder  mit. 

§.  176.  Die  Daten  aus  iler  Periudi'  der  ersten  Rovolufion  uinl  Najujlc.oii's  I., 
ohaebin  zum  Tbeü  uur  lackenkaft  uud  UDsicUcr,  licfcru  wcguu  der  völlig  abnormen 
inneren  toid  iusseren  politischen  Yeibiltiusse  nud  wegen  der  GeMetsrerlndeniugcM 
weniger  brauchbares  Material  zur  Vomahme  einer  solchen  Prüfung'  Jer  Steuern  auf 
ihro  tinan/.iella  Elasticität.  Dagegen  bietet  die  Zeit  um  1S30,  um  IhiS  uud  nament- 
lich um  1S70  —  71  die  geeigneten  statistischen  Daten,  wenn  auch  in  der  letzten 
l'orioilc  walirend  des  Kriegs  selbst  die  Abspielung  desselben  ganz  auf  französischem 
Rollen  und  liinterhor  die  Auscheidiing'  Elsass- Lotlirintrens  stfln-ndc  Factoren  fur  dio 
titatisübchc  Büubachtung  und  Verglcichuii;^  bind.  In  Betreli  der  cigeutlicheu  Kriegs- 
zeit kann  man  aber  anderseits  aus  den  Daten  der  Jahre  1870 — 71  auch  wieder  spedell 
den  Einfluss  solcher  Zeitumstände  auf  den  Steuftrertrag  irut  verfi»I;;en. 

S.  über  solche  „Proben"  der  Steuern  ochon  Fiii.  II,  bes.  §.  369  u.  Haiti  14 
S.  236;  aach  Leroy-Beaulicu,  fin.  (1.  Ausg.)  I,  220  11.  Hier  folgen  Daten  Uber 
einige  Hauptarten  der  in  Betreff  der  Fra^c  besonders  bemcrkenswerthcn  Steuern. 

Kiorogistrirungsabgaben  und  Stempel  zeigen  eine  besonders  starke 
Afiection  dnreh  solche  politische  Ereignisse,  welche  den  wirthschafiUchen  Verkehr 
stark  beeinflussen.  Von  1816 — 1S8Ü  mit  wenig-en  rnterbreeliunjren  im  Ertrajrc  be- 
ständig gestiegen,  erfahren  sie  um  die  kritischen  Perioden  folgende  Eilragüschvankungcu 
(BoU.  Ib82,  XIL  42).   (MiU.  FVcs.). 

Enrcgistr.  Proportion.  Stempel.  Proportion. 


IStß 

11S.1 

24.9 

1829 

155.5 

100.0 

28.8 

100.0 

1880 

1 53.5 

98.7 

28.0 

97.2 

18.H1 

146.2 

94.0 

28.2 

97.9 

1832 

16S.7 

109.2 

2^.9 

100.3 

1S46 

219.» 

100.0 

40.4 

100.0 

1647 

228.7 

104.0 

41.7 

lOS.l 

1S48 

17S.4 

78.9 

30.9 

76.4 

1849 

189.4 

88.1 

32.7 

80.9 

1850 

208.3 

94.7 

89.8 

98.5 

1851 

109.2 

90. n 

41.3 

102.1 

1852 

223.2 

101.5 

44.3 

109.5 

1853 

241.9 

109.9 

46.5 

114.9 

Also:  16B0 — 32  staiice,  aber  nur  kurze  Affectlon  des  Enregistrement- Ertrags, 

kaum  eint-  walinieliuibarc  beim  Stempel.  Von  da  an  wieder  wenig  unterbrochene 
Steigerung  beider  Erträge,  Maximum  1S47.  Dagegen  um  184S  erheblich  stärkero 
und  länger  andauernde  Affectlon  beider  Erträge,  frühere  definitive  Erholung  des 
Stempels.  Nach  i^b'ö  wiitiri  Ertragssteigerung,  bei  Stempel  kaum  einmal  und  nur 
unbedeutend  unierbroclien  bis  1869,  bei  Eiir''£riHtreinent  nur  ^larKiruim-  des  Krim- 
kriegs bloss  in  lb54  uud  des  italienischen  Kriugs  m  185W  durch  kloiue  Verminderung 
b  r  Erträge,  Maximum  1864.  Bei  Enregistrenient  immer  mehr  Einflnss  des 
üchäftsgattgs  iin  Verkehr  (Spccnlation  u.  s.  w.). 
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Enregistr.    Proportion.   Stempel.  Proportion. 


1S6S 

369.8 

lOÜ.O 

85.0 

100.0 

1S69 

372.6 

100.0 

89.d 

105.1 

1^70 

290.7 

78.6 

74.9 

8S.1 

1871 

341.1 

92.2 

82.2 

96.7 

1872 

4:(!).2 

118.7 

137.7 

i»;2.o 

1873 

429.7 

11(5.2 

140.1 

165  0 

1881 

571.8 

loi.i; 

155.4 

182.8 

Hier  zeigen  die  Eiuualiuicii  aus  Enregiatrument  uitd  Stempel  eine  ungefähr 
ebenso  starke  Affection  in  1870  wie  in  1848,  vcmi  auch  die  Ausfälle  in  beiden 
Jahren  durch  wfsentlicli  vcrbcliiodeue  Umstrunlo  lieiliii^'-t  tinJ.  Sic  erholen  sich  aber 
sehr  ?icl  rascher,  eigcutlicb  schon  1871  vollständig,  wenn  man  bcdeuiit,  dass  der 
Krie^  noch  die  ersten  Monate  umfksMe,  dann  der  Gommiineaa&taDd  kam  und  Elsaas- 
Lüthriri'pi^cn  (mit  4"/()  tler  hishcrigen  französischen  Bevölkerung,  aber  wohl  einem  etwas 
stärkeren  Autheil  an  den  Staatscinualuncn)  abgetreten  war.  Im  Jahre  1S71  kann  die 
hohe  Einnahme  selbst  auffallen,  da  die  SteuororhOhongen  hier  noch  nicht  viel  ein- 
wirken konnten.  Sii;  erklärt  sich  in  bemerkenswerther  Wei^n  aher  iinlircvt  Korado 
mit  aus  den  KriegsFerbältnissen ,  nämlich  aus  den  zahlreichen  Todesfällen,  welche 
einen  ungewöhnlich  starken  steuerpflichtigen  Besitzvechsel  ron  Todea^ 
wegen  mit  Mich  brachten  (Werthbetrag  dieses  Wechsels  1869  3637,  1870  3372, 
1871  5011,  1872  3951.  Bull.  18S4,  XV,  54:0-  Dadurch  wurden  anderweite  Aos- 
lUlIe  aufgewogen,  so  bei  dem  wichtigen  Posten  des  Enrcgistrcments  „üebertraguugen 
von  Immobilien  uiit  üiicrosem  Titel  unter  Lebenden",  wo  z.  B.  1S69  2477,  1870  nur 
1721,  l^Tl  nur  1511,  1872  wieder  24^2  Mill.  Fr  -  steuerpflichtigen  Besitzwechsels 
stattfanden  (Bull.  1879,  V,  870\  Wie  viel  n  a(  h  Ii  1 1  v  iger  der  Verkehr  und  damit 
eine  Verkehrssteucr  wie  das  Kuri  gistrement  durch  politisch-revolutionäre  Wirren,  ^v\<^ 
die  lS48er.  gestört  wimI.  -iU  (huch  •inen  Krieg,  wie  den  1870  —  71  er,  wenn  dabei 
die  „Ööentliche  Urduung"*  nicht  dauernd  leidet,  ergiebt  der  Vergleich  der  obigen 
Daten  «m  1848  und  um  1S71. 

Die  Steuer erhOhnngen  bei  Enre;;istrement  nnd  Stempel  hatten  nach  dem 
Kripg-e  fast  sofort  ihren  erw'artungsmaisiü;cn  F.rfiiljj:  und  ubertrafen  ihn  bei  <hm  raschen 
Verkehrsaufsciiwrnng  bald.  Bei  beiden  Steuern,  vielleicht  beim  Enregistrement, 
wenigstens  bei  Hanptbeslandtheilen  desselben,  n<»ch  etwas  mehr,  ist  der  Einfluss  der 
wirthschaftlicheii  ^'er^^ehrslage  auf  Znlil,  Art  und  lllhe  dn*  Umsätze,  daher  auf  den 
Steuei'ertrag  zu  durchschlagend,  als  dass  selbst  so  hohe  Steuei'sätise,  wie  die  fran- 
zösischen eine  starke  YerminderonFr  der  Ums&tze  und  damit  der  Erträge  herbeiführten. 
Erst  mit  dem  Rückcrans'  der  (lesrliäftn  von  1S82  au  erlitten  die  Einnahmen  des 
Earegistremcutä  auch  Verminderungen  und  blieben  hinter  den  Voranschlägen  ziemlich 
tnrttd^;  Ertrag  188S  545.5  MilL  gegen  Ansehlsf  von  593.3  MilL»  Ertrag  1885 
521.4  Mill.  Eine  üeberspannung  einer  solchen  Steuer,  ▼enigstens  unter  gewissen 
Zeitverhältnissen,  wird  hier  zuzugeben  sein. 

Das  Tabakmouopol,  als  die  alleinige  Form  der  französischen  Tabakbestouerung, 
hat  durch  die  Ereignisse  von  1830  und  selbst  von  1848  so  gut  wie  gar  nicht  in 
seinem  Absatz  (der  Menge  des  verkauften  Tabaks  nach^  und  in  seinem  Rohertrage 
und  Iteinertrasrc  gelitten.  Andors  war  es  b'-sreiflich  Imu  den  Kriegsereirnisson  vmu 
1870  —  "1.  iS'aclx  dt-nsclbi-ii  ttrv^t  die  Einualiine  /vv;ir  IjaM  wieder  auf  diu  frühere 
Höhe  und  überragt  ^ie.  ulK.'r  unter  dem  Eiuthiss  der  stark.  ii  EiliL'diunji;  des  Preises, 
also  der  Steuer  {fiir  den  Hauptartikel,  ordinären  Kauchtabak  z  U.  von  U  Frcs.  auf 
Ii  Frcs.  üü  G.  das  Kilogramm,  nach  Gesetz  vom  29.  Februar  l!572)  braucht  die  Ab- 
satzmenge immerhin  einige  Jahre,  3—4.  um  auf  die  frühere  Höhe  zu  steigen.  Dann 
nimmt  sie  langsam  weiter  zu.  Aehnliche  Erfahrung  wie  1860  ff,  mit  der  Ende 
erfolgten  Preiserhöhung  (von  7  Frcs.  25  C.  auf  9  Frcs.  f  ord.  Tabak).  Das  Tabak- 
mouopol hat  daher  eine  bedeutende  und  dauernde  finanzielle  Elasticität 
bei  Steuererhöhungen  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  u-ezeie^t.  Das  bent  ti 2^*11 
folgende  Daten  (in  Mill.  KUogr..  bez.  Mill.  Frcs.)  (Ball.  1,  97  U.,  X,  364,  XVil, 

XXI,  141). 
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Verkaufte  Meiige  Koheinnahmu  Keiuertrag 
Mili.  Kiloi^r.      HiU.  Pres.      Hill.  Fn». 

ISK)  10.31)  55.yi>  ,S3.36 

11.07  6b.61  4ö.6a 

1880  11.17  67.27  46.78 

1S3I  11.08  (.Ii.  Hl  45.9J 

1847  18.93  117.7(1  86.39 

1848  1S.3G  116.2»)  85.27 

1849  1^.:;4  U7.13  85.14 
1*«50  19,22  122  12  "^^.02 
1859  28.60  1TU.75  12'JÖ(; 
1S60  29.58  195.H2  143.76 
1861  29.24  216.10  163.35 
1868  29.44  227.14  170.87 
im            82.57            255.71  J97.21 

1870  31.35  244.26  169.2« 

1871  26.97  218.22  16S.lt 

1872  27.03  269.68  218.72 
1^:"}  28.84  291.08  288.17 
1875  30.87  dl  3.55  2^4.55 
1880  33  56  346.15  282.54 
1883  35.77  c.  372.50  c.  803.55 
H^6                 ?             c,36«!/»??  — 

In  den  Ict/.tüii  Jalireu  selbst  hier  Stagnation  und  kleiner  Rückgang. 

Die  Getrunkcstcuern  umfossen  die  4  Uauptarükel  Wein,  Obi>t\vein  (beBonders 
Apfelwein,  Cider\  Bier,  Branntwein.  Das  ooraplicirte  System  <lcr  W*.  iuljt-^foueruuiB:, 
aameiitlich  der  üiustaud,  dasti  dieselbe  sich  au  deu  Trausport  und  Oonsum,  Dicht 
an  die  erste  Erzengruag  des  Velns  anscbliesst«  bediog^t,  dass  der  Ertrag  der  Wein- 
steiier  viel  wenige  r,  als  es  son.st  dor  Fall  sein  wUrde,  \on  dem  Ernterui^fail  abhängt, 
also  relativ  stabiler  ist.  Daher  köuueu  sich  auch  bei  diesem  Artikel  die  Zeitverhält- 
oisae,  Erwerbslago  u.  s.  w.  und  die  Stenennaassrcgeln  unmittolbarer  von  Einfloss 
zeigen.  Drissi  llii'  gilt  vom  Obstwein.  In  den  ilaterialien  <!  r  Geträukesteuerenquete 
von  1879  ü.  sind  viele  interessante  statistische  Daten  cnthalteu  \^s.  bes.  B.  XX  u.  X 
des  Bulletin,  so  X,  866  ;  XIII,  352;  XI,  403;  XIX,  262).  Danach  war  der  Ertrag 
in  Mill.  Pres,  obue  verschiedene  allgemeiue  NebeaabgtbcD,  Li'-enzeii  n.  s.  w.). 

Wein.         Branntv.     AIL  betränke 

(incl.Bier»Cider). 
1880  60  54  20.24  96.25 

1831  •;5.2n  14  52  fi2.'H) 

Starke  Ermässigung  durch  damalige  Reductiou  des  Si  u.  i5nt/(  S. 

Wein.  Branntw.     Alle  Getränke. 

1847  59.72  25.21  101.06 

l<i48  51.8!»  23.27  90.S5 

184U  55.Ü2  23.14  93.93 

1850  58.77  24.42  100.15 

Maximum  des  Ertrags  in  1846,  nur  wenig  höher  als  1847  (102.56).  Die 
Steuererlasse  der  48  er  Revolution  blieben  grosseutheils  unausgeführt  oder  wurdeti  als- 
bald vieder  rückgängig  gemacht  (s.  o.  §.  171).  Von  1851  an  dann  rasche  Krtraga- 
ateigerong. 


Wein. 

Branntw. 

All-  '-■■tränke. 

1860 

122.54 

96.09 

2  4-^.lS 

1S70 

108.68 

84.04 

219.02 

1871 

108.15 

110.54 

245.>7 

1872 

1.39.20 

119.00 

288.67 

1873 

146.51 

148.92 

.S26.84 

1>76 

189.29 

168.34 

39.r23 

1880 

177.63 

220.94 

435  51 

1881 

189.72 

237.59 

409.97 

1685 

185.16 

288.38 

410.80 
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Der  Ausfall  also  nur  in  187U;  sobou  IST],  ohne  £lsas9-Lothnugeo,  wieder  ciu- 
goholt;  die  StcuererhOhangen  ron  Endo  1871  an  von  rasehon«  bedeutendem  und 

bleibondem  finanziellen  Erfolge,  zumal  bei  Branntwein,  aber  doch  auch  bei  Wein  und 
Gider.  Ende  läSO  Ermässigung  der  Wüin&teuer,  daher  von  hier  an  geringerer  Ertrag. 
Der  Brmntwrcm  zeigt  aio  Meisten  seine  Steucrfäbigkeit  und  die  ziemUcbo  IndiflTeronz 
seines  Absatzes  gegen  hohe  Stenern,  dn  bei  ihm  die  DeiMlpreise  von  anderen  Factoren 
weit  mehr  abhängen. 

Die  Zuckerstcuer  ial  unter  den  hcutiiicu  rroductions-,  Bezugs-  und  Absatz- 
Tcrhältnissen  zu  sehr  vou  Handcisconjuncturen  beeinflusst,  so  dasa  wir  sie  flir 
dies.'  üiiti<rbU(-lume:  übpr^i^lic-n,  Da-sselbe  niU  von  den  Einfuhr/" ü-mi.  Auch  hier 
liabcu  sich  aber  die  Eihuhuugcu  liucL  dcui  Kriege  doch  bald  üuauziell  bewährt. 
Weitered  unten  in  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern. 

Dae:esrcn  linfcMi  di^-  städtischen  0«  trois  noch  beachtonswerthes  Material 
hinsichtlich  der  htianziellcn  Elaüticität  solchei  iudirecter  Verbrauchsabgaben.  Naturlich, 
dftss  bei  ihnen  politische  und  wirthschafUiche  Localverhältnissc,  wie  etwa  in  Paris 
1870—71  ,  besondere  Bedciittinij'  Lwinnen.  S.  bt  s.  d.  Abli.  im  Bull.  XI.  1'!  fl'..  50. 
Die  Statistik  gestattet  mit  ihrer  Uuterächciduug  der  Artikel- üruppeu  und  ciazolncu 
Artikel  (bes.  bei  den  Getrftnken)  auch  einen  Einblick  in  Einzelrerhftltnisse,  velche 
Beachtung"  verdienen.  Die  Artikel  des  Octrois  zerfallen  in  die  0  Gruppen  Getränke, 
Yerzchrungsgegcnständo,  BrenustoHie,  Kutter.  Materialien  (zum  Bau  u.  s.  «r.),  und  ver- 
schiedene Objecte.  Auch  der  Antfaeil  der  einzelnen  GetrSnke,  besonders  des 
Branntweins,  in  kritischen  Perioden  ist  beachtenswerth.  Das  Verlialfniss  zwischen 
£oh-  und  Reinertrag  stellt  sich  nattirlich  in  solchon  Zeiten  ungünstiger,  da  der  Uaupt- 
theil  der  Erhebungskosten  sich  nicht  mit  den  Einnahmeansftllen  rennindert.  Es 
war  in  Mill.  Frcs.: 


■Robert!',  d. 

Beinertrag. 

Vom  Kohortrag  fiel 

en  auf 

Von  d.  Getränken  auf 

Octrois. 

Getränke,  liahruugäm. 

Material. 

Wein. 

Brauutw. 

1881 

54.24 

48.36 

22.03 

16  95 

2.60 

14.00 

2.24 

1847 

S7.9S 

7S.3S 

38.43 

i.SH 

4.03 

1848 

76.63 

67.78 

33.82 

23.06 

425 

20.58 

3.69 

1849 

86.41 

77.44 

38.48 

26.01 

4.65 

24.71 

4.06 

1850 

94.34 

84.86 

42.09 

29.30 

5.71 

2G.fiM 

4.29 

1853 

^>fi.43 

86.76 

38.31 

30.60 

9.01 

22.*i5 

4.20 

1809 

201.35 

'185.01 

89.03 

48.89 

23.95 

60  00 

7,40 

1870 

167.17 

150.87 

80.11 

45.88 

13.98 

55.46 

6.74 

1871 

]  0*1.59 

1  Ii*. 02 

75.82 

41.85 

7.89 

48.43 

9.00 

1872 

199.43 

181.92 

95.55 

48.87 

16.89 

64.74 

8.63 

1878 

211.09 

192.88 

102.25 

51.10 

16.43 

66.66 

12.12 

Also  1848  und  wieder  1870—71  staike  Ausfölle,  1848  aber  nur  in  diesem 

Jahre,  von  Baumatenalien  abg-esehen.  wo  der  Ertrag  l;tiij?rr  niedri.L;-  Ijlcib;;  in  Tieiden 
Perioden  nur  kurz  dauernde  Abuahme  bei  den  Getränken,  Brauntweinertrag  ah>bald 
wieder  stark  steigend.  Bei  Materialien  Erholung  des  besonders  staxk  gesunkenen 
Ertrags  zwar  schon  1872,  aber  er>t  1877  werden  die  Zahlen  von  1869  Wieder  erreicht. 
Paris  speciell  lässt  die  Eiaäüäse  noch  schärfer  herrortreteu : 


Bohertiag. 

Davon 

Vou  den  Getranken 

Getr&nke. 

Verzehrungs- 

Materi- 

Wein. 

Branntw. 

ffegcnstäude. 

alien. 

1847 

36.09 

17.40 

7.17 

4.12 

12.21 

1.97 

1848 

28.20 

15.45 

4.70 

1.92 

10.49 

1.80 

1849 

34.91 

18.4^ 

7.65 

2.03 

13.09 

2.01 

1850 

39.32 

20.80 

8  69 

2.45 

14.62 

2.15 

1869 

107.56 

54.49 

1677 

14.6b 

41.26 

3.74 

1810 

80.06 

47.80 

13.26 

7.01 

37.75 

8.47 

1871 

68.56 

41.80 

10.23 

1.93 

4.82 

1872 

100.44 

58.02 

15.31 

8.07 

43.08 

4.74 

187S 

107.97 

63.18 

15.94 

7.58 

45.21 

7.19 

Auch  hier  \eidient  ausser  der  allgemoiaen  Bewegung  besonders  diejenige  der 
Branntwein-  und  der  Materialiensteuer- Ertrüge  Beachtung  (das  Belagerongs-  und 
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Comiuuuüjalii-  1871!).  Wie  weit  iii  1870 — 11,  auch  nach  dor  Aufhebui»^  der  Be- 
lagerung, dio  Octroierhebung  ctva  sistirt  war,  ist  mir  iinbdfajmt.  Der  Ertrag  vou 
Matorialien  erreichte  in  Paris  «  rst  r^').*{  wicJer  derijenip^en  von  IS4U  —  47,  erst  1880 
deojeDigüu  von  1869,  wahrend  der  Branntweinertrag  schon  1875  sich  gegen  18Ö9 
mehr  ab  rerdoppelt  hatte  nod  aodi  hinterher  noch  erheUich  stieg  (1880 10.85  HOL). 

Verglciclit  man  mit  diesen  Bewegungen  der  Erträge  der  Verkehrs-  und  indirectou 
Verbrauchssteuern  diejenigen  der  dircctcn  Steuern,  so  zeigen  diese  allerdings  fast 
durchaus,  wie  es  scheint,  nur  Schwankungen,  welche  auf  einer  Veränderung  des  Steuer- 
fasses beruhen.  Ich  muss  aber  dahin  gestellt  sein  lassen,  wie  hier,  z.  B.  in  der 
Periodik  1*^70  — 71,  ger^  <  Imet  worden  ist.  Denn  wenn  in  1*>T0  — 71  die  directen 
Staatsstcucra  wenig  oder  kcijie  Ausfalle  zeigen,  obwohl  sie  in  irrosson  Thcilen  Frank- 
reichs wenigstens  nicht  in  die  fnmzösis'  lie,  sondern  in  die  doutsrlie  Casse  flössen,  so 
ist  das  nicht  re-tit  \  r-!(üni]lirh.  Ob  hier  unter  dem  „produit  annuel  '  etwa  doch 
nur  die  Vorschreibungcu  uder  ^rar  die  legalen  Abzahlungen  der  Steueivcibindlich- 
keiten.  auch  wenn  sie  wie  damals,  an  die  Deutschen  erfolgten,  zu  ?erstehen  sind? 
Aiu:h  difi  Berechnung  der  E.xtrazuschliigo  von  1848  fehlt  in  den  Ausweisen  im  Bull.  VII, 
240  und  XX,  220  Ü\  Das  Priucipalcoutiugeut  uehst  allgeiueincn  Zuschlägen  für 
dio  Staatscasso  hitte  sich  hiernach  in  den  beiden  neuesten  kritischen  Perioden 
folyendennaassea  bewegt  (in  Mill.  Frcs.). 


Grund- 

Personal- u. 

Thür-  u. 

Patent- 

Zusammen. 

steuer. 

Moljiliarst. 

Feiisterst. 

steuer. 

1S47 

190.7^ 

41.84 

29.1  S 

:^7.45 

299.2.> 

1S48 

191. IS 

42.27 

29.70 

•!:.n<» 

300.84 

1849 

190.U8 

42.31 

29.92 

-Htl.üU 

298.31 

1850 

190.76 

42.96 

30.01 

36.97 

300.70 

1669 

174.96 

54.38 

39.49 

72.15 

340.98 

1870 

175.81 

-..-.,-,1 

io.r> 

7H.14 

344.57 

1871 

171.05 

54.1)9 

68.45 

1872 

172.43 

56.07 

89.42 

76.70 

344.68 

Hier  zeint  sir)i  vornehmlich  nur  bei  der  Patentstcuer  und  auch  bei  dieser  erst 
im  zweiten  Jaliio  der  Katastrophen  eine  merkliche  Abnabmc.  Bei  den  drei  r?n<lorcn 
Steuern  kann  übrigens  der  Character  derselben  als  Kepartitiunssteucru,  wonach  die 
JahrescöiJtiiiLj-ntc  iinaliliimi;!!^  ron  AusföUen  bei  einzelnen  Steaorpflichtigcn  vou  der 
(^lesammtheit  aufgebracht  werden  mlls&en,  die  Stabilitilt  der  Steuererträge  mit  erklären. 
Sollte  das  richtig  sein,  so  läge  hier  ein  Fall  der  guten  i'inaazioUen  Bewährung 
dieser  Steuereinrichtung  vor.  Aber  freilich  tr&te  dabä  die  Radtsicht  auf  die  zahlungs* 
fähigen  Steuerpflichtigen  in  den  Hintergrund. 

Die  1S72  eingeführte  Steuer  vom  Einkommen  aus  Mobilianvortliini  W'uitli- 
papiercn)  ist  rasch  von  6.08  (ScmestercrUag  ls72)  auf  31.7.')  und  ;;i.l!>  Mill.  I  ro^.  vun 
1872 — 74  gestiegen,  dann  5  Jahre  lang,  bis  1878,  im  Ertrage  Fast  stabil  geblielMU, 
darauf  mit  Schwankungen  weiter,  bis  IS  Mill.  Frcs.  in  18S3  gestiegen,  seitdem  ;ibt»r 
wieder  etwas  gesunken  (1885  45.87  Mill.):  sie  zeigt  also  jedenfalls  entfernt  keine 
solche  Elasticität  wie  die  Verltehis-  und  YorbiauchssteuoRt. 


VILI.  Rückblick  auf  die  französische  Steuerentwickluug 

seit  1789«  bezw.  1815. 

§.  177.  Die  fraiizijsiscbe  Besteuerung  hat  so  zwar  die  ihr  iu 
der  Zeit  der  ersten  Revolution  und  Napoleon  s  I.  i;egebeue  Grund- 
lage im  Wesentlichen  beibehalten.  Aber  auf  dieber  Grundlage  hat 
sie  sich  unter  dem  Drang  der  rcgelnia>sigen  und  der  in  den  immer 
neuen  politisehen  Katastrophen  förmlich  ruckweise  erfolgenden 
Steige rnng  des  Fiuauzbedarfs  uugemeia  eutwickelt  und  im  Ertrage 
vermehrt. 
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In  dieser  Hiusicht  bietet  sie  ein  y^Wig  anderes  Bild  als  die 
britische  Bestenerung  (§.  107,  diese  hat  sich  vereinfacht,  die 

französische  sich  complicirt,  jene  ist  im  Ertrage  für  den  Staat  von 
1815  bis  znr  Gegenwart  (1885)  kaum  gewaciisen ,  diese  hat  sieh 
verdreifacht  und  aucli  die  Localbesteuerung  für  Departements 
und  Gemeinden  ist  rascher  und  stärker  als  in  Grossbritannien  ge- 
stiegen. Die  britische  Besteuerung  wan  l)ei  ihrer  Krtragsstabilität 
zwar  iiaum  für  die  Tilgung  der  Schulden  der  iViiheren  Kriegszeit 
etwas  Erhebliches  ab,  aber  auch  von  der  französischen  ist  trotz 
ihrer  enormen  Zunahme  in  dieser  Hinsicht  kaum  mehr  zu  rühmen 
und  bei  den  immer  neuen  Schnldaofnahmen  in  Revolntions-,  Kriegs- 
nnd  Friedenszeiten  wäre  eine  mUssige  Tilgung  ans  Staatsttber- 
Schüssen  auch  eine  Danaidenarbeit  geblieben. 

In  der  britischen  Besteuerung  sind  die  directen  Steuern  ge- 
steigert, die  indirecten  Verbrauchs-  und  ein  Tbeil  der  Verkehrs- 
steuern  im  Ertrage  fast  gleich  geblieben,  aber  die  ersteren  auf 
geeignetere  Objeete  eoncentrirt  worden.  In  Frankreich  haben  um« 
gekehrt  die  directen  Steuern  nur  eine  mässige  Zunahme,  die  anderen 
eine  absolut  und  im  Vergleich  mit  jenen  wahrhaft  coiossale  Er- 
tragSTermebrong  erfahren.  Allerdings  sind  dabei  auch  hier,  wie 
in  Grossbritannien,  ans  der  Branntwein-  und  Tabakbestenernng  be- 
sonders grosse  Ertragssteigeningen  erzielt  worden.  Aber  während 
das  britische  gesunde  Nationalgetriink  der  Massen,  das  Bicfi  in 
der  Bestenerang  erleichtert,  ist  in  Frankreich  der  im  Gonsnm  analog 
stehende  Wein  immer  mehr  fiscalisch  ausgebentet  worden.  Die 
Salz-  und  Zuckerstener  sind  jenseits  des  Ganais  gefallen,  mit  allen 
Schtttzzöllen  die  meisten  kleineren  Finanzzolle  beseitigt  oder  er- 
mässigt,  in  Frankreich  die  Zölle  wieder  stark  gesteigert,  die  Zucker- 
stener ergiebiger  gemacht  und  auch  die  Salzsteuer,  wennschon  er- 
mSssigt,  beibehalten  worden,  und  kleinere  innere  Verbrauchssteuern, 
die  in  England  alle  verschwunden  sind,  sind  in  Frankreich  wieder 
neu  aufgekommen. 

So  ist  die  gesammte  Steuerlast  hier  mehr  nach  Unten  zu 
gelegt,  umgekehrt  wie  in  Grossbritannien:  eine  so  cialpo  Ii  tisch 
ungtln stigere  Gestaltung  in  Frankreich.  Die  angemessenere 
Mitbelastung  der  besitzenden  und  wohlhabendercu  Classen  ist  dort 
durch  die  erneute  Entwicklung  der  Einkummensteuer  und  durch 
die  Ausijildung  der  Erbschaftssteuern  erfolgt.  In  Frankreich  hat 
mau  trotz  der  enormen  Zunahme  der  gesammten  Steuerlast  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  immer  noch  vermieden.    Durch  die 
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Kegistrirungs  -  und  Stempelabgaben  und  theilweise  durcb  die  vier 
•grossen  Ertragsstciicni  und  die  neuen  kleinen  i^uxussteuern  werden 
zwar  die  besitzenden  und  wohlbabendeien  Classen  höheren  Ein- 
kommens auch  hier  mehr  mit  belastet,  immerhin  einigermaassen 
zum  Ersatz  der  fehlenden  EiBkommenstcuer,  was  bei  dem  Ver- 
gleich des  französischen  mit  den  Steuersystemen  anderer  Länder 
nieht  übersehen  werden  dari  f§.  215).  Im  Euregistremeut  ist  l'erner 
eine  hohe  Erbschaftsbesteueruna:  enthalten.  Aber  alle  diese  Steuern 
treffen  auch  den  kleinen  He.sii/.  und  das  kleine  Einkonmien  und 
auch  bei  ihrem  Proportionalitiitsprineij)  oft  sebwerer  als  den  grösseren 
Besitz  und  das  hüberc  Einkonunen.  Ausserdem  belästigen  diese 
Registrirungs-  und  Stempeiabgabcn  auch  den  legitimsten  wirth- 
scbattli^'hen  V  erkehr  in  empfindlichster  Weise,  stören  ihn  und  unter- 
binden ihn  zum  Theil,  und  natürlich  desto  mehr,  je  höher  die 
Steuersätze  gesteigert  und,  auch  deswegen,  die  Contrnlmaassregeln 
verschärft  worden  sind.  Frankreich  band  dalier  in  gesteigertem 
Maasse  durch  seine  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  den  Verkehr, 
vertbcuertey  durch  fieine  Transportsteuern,  seine  Frachten,  während 
Grossbritannien ,  wie  in  der  Zollpolitik,  so  in  der  Politik  seiner 
inneren  BcstcuemDg  die  ehemaligen  Fesseln  des  Verkehrs  immer 
mehr  löste.  Während  so  Grossbritannien  sein  Volk  und  seine 
Volks wirthschatt  auch  durch  seine  Steuerpolitik  coneurrenzföhiger 
machte,  freilich  nicht  ohne  einige  bedenkliche  Folgen,  wie  die 
Preisgebung  seiner  Landwirthschaft,  hat  Frankreich,  um  die  Mittel 
für  die  Politik  ruhelosen  £hrgeizes  nach  Aussen  und  ewiger 
Neuerungssucht  im  Inneren  zu  beschaffen,  sein  Land  und  Volk 
mit  einem  Stenerbetrage  nicht  nnr,  sondern  auch  in  Steuer* 
formen  belastet,  die  mehrfach  kaum  eiiräglich  erscheinen  und 
anderswo  schwerlich  ertragen  wtlrden.  Sie  konnten  immerhin  auch 
ein  Factor  sein,  welcher  an  dem  verhältnlssmässigcn  Znrttckbleiben 
des  französischen  Volkstbums  und  damit  der  Bedeutung  Frank- 
reichs  im  Concert  der  raschen  und  rUstiger  vorwärts  schreitenden 
Übrigen  leitenden  Gultumationen,  der  Briten,  Deutschen,  Nord> 
amerikaner,  Italiener  eine  gewisse  Mitschuld  mit  hat.  Das  ist  das 
„Facit"  aus  der  Finanzrechnung  eines  „Jahrhunderts  der  Revo- 
lutionen". 

Rein  in  sieuertechnischer  und  damit  auch  in  politischer 
Hinsicht  zeigt  die  heutige  französische  Besteuerung  gewiss  manche 
Vorzüge  im  Vergleich  mit  der  Besteuerung  des  ancien  regime  und 
in  einigen  Puncten  auch  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern.  Die 
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Gleichm&ssigkeit  im  ganzen  Staatsgebiete,  die  streng  dorcbgcitlhrte 
Unification,  die  festen  ^cset/Hchen  und  administrativen  Normen, 
welcbe  alle  ,,Winkulu'"  der  Verwaltungsbehörden,  eine  der  Haiipt- 
klagen  in  der  Zeit  vor  ITSM,  mö^^licbst  ausscbliessen,  die  Beseitigung 
last  aller  rechtliehen  ))ioviüziellen ,  realen  und  personalen  Steuer- 
exenitionen  und  Trivilegicn  -  die  in  der  Getränkebesteuerung  fUr 
Eigenbrau  uud  Kigenbrenncrei  noch  verbliebenen  finden  gerade  im 
Auj^enblick  besondere  Oi)])osition,  80  dass  sie  vielleicht  bald  fallen 
werden  —  dies  und  Andens  mehr  sind  sicher  crhebliehc  Fort- 
schritte, welche  bei  der  grossen  Ansijanuung  der  Steuersehraube 
noch  ihren  besonderen  Werth  haben.  Der  Grundsatz  der  Be- 
stimmtheit" der  Besteuerung  (Fin.  11,  §.  534)  ist  so  immer  besser 
zur  Durehluhrung  gebracht  worden. 

Freilich  ist  dies  nur  durch  einen  grossen  Formalismus 
nnd  Schematismus,  in  der  directen  wie  in  wichtigen  Zweigen 
der  indirectcu  Verbrauchsbesteuerung  (Getränkesteuern  I  )  und  in  der 
Verkehrshesteuerung  (Enregistrement!)  erreicht  worden,  woran  fmnn 
in  Frankreich,  um  Klarheit  undPräcision  in  die  Steuergesetz- 
gebung und  VerwaUuDg  zu  bringen  uud  um  die  Willkühr  der 
Behi^rden  möglichst  za  beseitigen,  TorzQgsweise  Gewicht  gelegt  hat. 

Die  Folge  hiervon  ist,  dass  in  der  gesammten  Besteaemng 
mechanische  Rechnungsoperationen  eine  grosse  Anwendung 
finden,  das  dem  franztisischen  Geist  auch  sonst  entsprechende 
mathematische  Moment"  in  solchen  Dingen,  wie  es  namcnt* 
lieh  in  der  directen  Besteuerung,  den  Getränkesteaern  und  dem 
Enregistrement  hervortritt.  Dieser  Vortheil  „mathematischer  Be- 
stimmtheit" wird  indessen  um  einen  ziemlich  hohen  Preis  ge* 
Wonnen :  viel  nnd  theare  Oontrolen ;  trotz  der  grossen  StenerertrSgei 
bei  denen  sich  diese  Verhältnisse  an  nnd  für  sich  günstiger  stellen 
müssen,  hohe  Erhebnngskosten;  sehr  scharfe  Verstösse  gegen  den 
Gmadsatz  der  „Bequemlichkeit"  (Pin.  II,  §.  535);  vor  Allem  aber 
eine  eben  nur  ganz  mechanische  Dnrchftlhmng  des  anch  der 
franz^Ssischen  politischen  Auffassung  seit  der  Revolution  wichtigsten 
Grundsatzes  der  „Gleichmässigkeit"  der  Besteueruog,  der  all- 
gemein verlangten,  viel  gerühmten,  seit  der  ersten  Revolution  in 
allen  Verfassungen  boehgehaltenen  und  'vermeintlich  erreichten 
„Proportionalität  der  Steuern  nach  den  Kräften  eines  Jeden". 

Abgesehen  davon,  dass  diese  Proportionalität  bei  den  fran- 
zösischen indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern  eine 
blosse  Illusion  ist,  kann  sie  doch  auch  da,  wo  man  sie  am  Meisten 
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erstrebte  und  das  ganze  System  zu  diesem  Zweck  ciDriehtete, 
bei  der  direeten  Besteuerung,  nicht  fBr  auch  unr  halbwegs  erreieht 
gelten.  GeradedasMechanisch-Kechnungsmilssige,  ,,Mathe- 
matische'',  das  Anknüpfen  der  Steuer  an  reale  Momente  kann  bei 
so  vei^nderlieben  und  individuellen  Verhältnissen,  wie  den  Rein- 
erträgen des  Grandbesitzes,  der  Häuser,  der  Gewerbe,  bei  Stenern 
nach  der  Miethe  (Personal-  und  MobiliuL^teuer,  Pateutstcner)  im- 
möglich zu  einer  wirklich  proportionalen  Steuer  führen.  Der 
stärkereu  Berücksichtigung  des  personalen  Elements,  der 
S ubj ectbesteuerung  statt  der  Objectbesteuerung  gelingt  das 
immer  noch  besser,  wenn  dabei  auch  oder  gerade  weil  dabei  nicht 
bloss  mechanisch  gerechnet,  sondern  nach  dem  arbitrium  boni  viri 
abgewogen  und  ermessen  wird.  Das  will  man  aber  in  Frankreich, 
nach  dem  Gesagten,  viel  zu  sehr  und  aus  nicht  unrichtigen ,  aber 
auch  nicht  allein  berechtigten  Gründen  aiisscliliessen. 

Der  mcchanisch-reclmnngsmassijj:e ,  ,  j^athematischc"  Character 
der  französischen  Besteuerung  hat  dersellicn  manche  Anerkennung 
unter  Theoretikern  und  Tractikern  verscbatli,  auch  der  Uebertragung 
einzelner  Theile  davon,  so  der  Grundsteuer,  Patentsteuer,  des 
Knrcgistremcnts  auf  andere  Länder  Vorschub  gelei^<tet.  Er  könnte 
auch  wohl  dazu  beitragen,  es  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  der 
modernen  tranzösischen  Besteuerung  den  Kamen  eines  wirklichen 
„Steuersystems"  mit  besonderem  Fug  zu  ertheilen.  Allein  bei 
näherer  Betrachtung  verdient  diese  Besteuerung  diesen  Namen  doch 
höchstens  im  formalen  Sinne,  wegen  ihrer  angedeuteten  Eigen- 
schaften, nicht  im  materiellen  Sinne.  Denn  dazu  fehlt  ihr  eben 
doch  zu  sehr  die  noth wendige  Uebereinstimmnng  mit  den  obersten 
Steuerprincipien  und  die  wirkliche  vcrhältnissmässige  Erfassung 
aller  Steuerkrftfte  nach  deren  Leistungsfähigkeit  und  nach  den  An- 
forderungen eines  wahren  Steuers jstemsj  wie  es  in  unserer  „allge- 
meinen Steuerlehre''  aufgestellt  worden  ist.  Darüber  dürfen  die 
eleganten  Formseiten,  die  wie  in  allem  Französischen  auch  in  der 
dortigen  Besteuerung  hervortreten,  nieht  hinwegtäuschen,  wie  sie 
es  nach  der  Kdgung  des  französischen  Volksgeists  so  leicht  thün. 
Man  fasst  hier,  ähnlich  wie  in  der  Staatsverfassung,  ein  Problem, 
das  seiner  ganzen  Natur  nach  eine  solche  einseitige  Lösung  nicht 
zttlässt,  zu  ausschliesslich  mechanisch  auf  und  will  es  mit 
zu  ausschliesslich  mechanischen  Hilfsmitteln  lösen. 

Wenn  wir  sagen,  die  britische  Besteuerung  verdiene  den  Vor- 
zug vor  der  französischen,  so  meinen  wir  damit  natttrlich  nicht, 
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dnss  man  zwischen  beiden  beliebig  wechseln,  die  britische  etwa  in 
FranlLreicb  annehmen  sollte  oder  kOnnte.  Die  practischen  Bteuor- 
systeme  sind  dafür  viel  zu  sehr  „geschicbüiob  gebanden'S  haben 
zn  viel  „Erdgescbmack"  des  Landes,  in  dem  sie  entstanden  sind. 
Mit  dem  einfaeheren  britischen  System  wttrde  man  die  in  Frank- 
reich erforderliehen  Sammen  hier  auch  schwerlich  aufbringen. 
Aber  richtig  ipöchte  eben  doch  bleiben,  dass  die  britische  Besteuerang 
an  sich  den  Vorzug  verdient,  sie  ist  eben  auch  das  Prodnct  einer 
glücklicheren  Geschichte  und  einer  glticklicheren  Volksanlage,  als 
die  französische  Besteuerung. 

Weiteres  zum  Beleg  und  zur  Begründung  des  Gesagten  im 
Folgenden. 

2.  Die  einzelnen  Steuern. 

Id  Betreff  der  Beliaiidlungsweise  gelten  auch  fttr  das  Folgende  die  Bomerkangea 

oben  S.  235  bei  rl'n  biitischßii  Steuern.  Eine  völlig  {rleichuiässigc  Behandlung  der 
einzelnen  Steuern  wird  aucli  hier  nicht  beabsichtigt.  Vielmehr  werden  die  Jet2teren 
je  nach  ihrer  eharactoristischon  Eigenth&miichkeit  und  mithin  finanz- 
wissenschaftlichen Wichtigkeit  mehr  oder  weniger  «ingehend  be&inoGhen,  kleinere 
and  nnwichtigere  bloss  erwähnt  werden. 

§.  178.  Uebersicht.  Die  moderne  französische  Bestenerung; 
des  19.  Jahrhunderts  wird  hier  in  folgender,  in  diesem  Werke 
allgemein  festgehaltenen  Oiduiing  zur  Darstellung  gelangen.  Diese 
Ordnung  weicht  mehrfach  von  der  Classification  der  ii'auziisisclieu 
Verwaltungspraxis  und  des  Etats  etwas  ab. 

I.  Die  Staatsbesteuerung. 

A.  Die  directe  Besteuerung. 

1,  Die  vier  grossen  directen  (Ertrags-)Steuern. 
a.  Die  Grundsteuer  (contribution  fouciöre).  Neuerdings 
zerlegt  in: 

a.  Grundsteuer  von  unbebautem  Boden  oder  eigentliche 
Grundsteuer  (contribution  fonci^re  des  propriöt^s  non  baties). 

ß.  Grundsteuer  von  bebautem  Boden  (propriötös  bäties) ' 
oder  Gebäude-Grundsteuer. 

'  b.  Die  Personal-  und  Mobiliar  Steuer  (contribution  personelle 
et  mobiliöre). 

c.  Die  ThOr-  und  Fenstersteuer  (contrib.  desportes  etfenitres). 

d.  Die  Patent-  oder  Gewerbesteuer  (contribution  des 
patentes). 

Dazu  als  kleine  Nebenabgabe: 

e.  Die  Taie  der  ersten  Ankllndigung  (taxe  de  premier 
ayertissement).  ^ 

A.  Wagaer,  FinanraiaMnMbaft  III.  27 
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2.  Die  Steuer  von  den  Gtttem  der  todten  Hand  (taxe  sur 
les  biens  de  main  morte). 

.3.  Die  Bergwerk  sab  gaben. 

4.  Die  3^0  Steuer  vom  Binkommen  aus  beweglichen 
Werthen  (Wertbpapieren,  sur  le  revenn  des  yaleurs  mobiliöres). 

Die  nntcr  1  genannten  vier  Hanptstciiern  bilden  dori  alten  Grundstock  der 
uiodomcn  französischen  directen  Besteuerung^.  An  dieselben  schlicssen  sich  adininistratir, 
iiidem  sie  unter  der  „(Jcneraldirection  der  directen  Steuern'"  mit  stehen  und  etat- 
mäsaig:  die  sogen,  „den  directen  Steuern  gleichgestellten  (assimilirten) 
S i>»^r inl t a xen"  an,  jetzt  8  an  der  Zahl.  Davon  sind  nur  die  obif^en  Nummern 
2  und  ü  hier  eingestellt:  3  ander«'  werden  in  der  Rubrik  D,  4  unten  aufgeführt, 
nämlich  aaf  Wagon  und  Pferde,  Billards.  Gesellschaften.  Die  3  übrigen 
gehören  mehr  zu  den  (icbUhren  als  zu  den  Steuern,  nämlich  die  Abgaben  für 
V''crif icatio n  der  Maasse  und  (Jewiclite,  desgl.  der  Alkoholo  meter  und 
die  Abgaben  für  die  Aufsicht  iiber  Apotheken  und  Drogserichan diu ngeit; 
sie  liöriiitcn  allcnlali^  aui  h  mit  als  klr-im;  Specialgewer)>estenern  anfgefisst  werden. 
Die  diesen  „Gebühren  "  verwandten,  aber  mehr  steuerartigen  Abgaben  für  Cou- 
trole  der  Gold-  und  Silberpaaren  nnd  des  denaturirten  Alkohols, 
ferner  fur  verschirdrnr  andere  Bcaufsichtigunfrcn  in  d (  T  S  t  e o  c  rr  c r  wal f  u  ii g- 
werden  in  Frankreich  zu  den  „indirecten"  Steuern  gerechnet  und  bilden  bei  diesen 
im  Etat  einen  Theil  der  ,,rei8chiedenen  Abgaben  und  EinbOnftc  aus  rersehiedenen 
Titeln"  (s.  Bulletin  XX,  2<»2,  von  Kaufmann.  Firi.  Fraiikri  iclis.  S.  lifi).  Wiederum 
ähnliche  Abgaben  stehen  noch  unter  einer  anderen  Ablhcilung  deä  Ktats,  den  „ver- 
schiedenen Erträgen  des  Budgets**  so  die  Abgaben  ftlr  die  Untersuchung  des  in 
Frankrri.  Ii  eingeführten  Viehs,  die  U  eberschüsse  der  Münzverwaltung,  der 
Eniatz  ftlr  die  Beaufsichtigungskostcu  der  Eisenbahnen,  sowie  der  gleiche 
Ersatz  bei  verschiedenen  anderen  Gesellschaften  und  Anstalten. 

Die  unter  No.  4  gon.innte  Stcii^  r  wird  mit  Recht  hier  oinirereiht.  Sie  wird  aber 
in  der  französischen  Praxis  und  im  Ktit  nirht  zu  den  directen  Steuern  gestellt,  sie 
untersteht  mit  der  Gcncrajdirection  des  EiHugistroments,  ihr  Enrajr  wird  jedoch  im 
Etat  nicht  bei  diesem,  sondern  unter  der  Kubrik  ..verschieden  •  Kinkftnfte**  eingestellt. 

Die  Licenzabguben  im  (Ic^icto  der  Verbrauch sboj^tcnonmir.  b'scndern 
der  Getränkesteuern,  ferner  bei  ul  t  •  titlichcn  Fuhrweiksuu  teruchmungen, 
einscbliraslich  Eisenbahnen,  und  in  'iuij'  m  anderen  Fällen  (Gold-  und  Sllber- 
waaren,  Spielkarten,  Debit  von  Tabak  und  Pulver)  haben  zwar  einerseits 
auch  in  Frankreich  die  Natur  einer  directen  Steuer,  einer  kleinen  Speciai- 
gewerbestener,  stehen  aber  anderseits  mit  den  betretfcnden  indirecten  Verbrauchs- 
nnd  Transportsteuern  u.  s.  w.  in  der  när1i--t(  ii  Verbindung,  so  dass  sie,  wie  in  der 
Darstellung  der  britischen  Besteuerung,  passend  im  Zusammenhang  mit  den  genannten 
Stenern  behandelt  werden  (s.  Boll.  XX,  5f)8).  Das  Licenzvesen  untersteht  der  Ycr- 
waltiinc:  (l'T  indirectcn  Sfru'  rn,  seine  Erträge  erscheinen  im  Etat  bei  den  ..ver- 
schiedenen Abgaben  uinl  Einkünften  aus  verschiedenen  Titeln'*  in  dieser  Verwaltung. 

B.  Die  Verkeil  rs  he  Steuerung  nebRt  verwundten  Abjrabcn. 

1.  Das  Hvsteni  der  liegistriruugöah^aben  (droits  d'eure- 
gistremcnt,  de  girBV-  et  d'byjx.theiiiie),  welelics  in  Frankreich  aucb 
die  Erbse  bafts-  mid  Sc  h  e  n  k  u  ng.s  st  e  ii  cm  uiutas.st. 

2.  Die  JJeHteuenuig  uiittelst  JStempcls,  bez.  im  Gebiet  der 

Stempelverwaitun  g. 

Beide  sehr  entwickelte  und  verwickelte  Abgabearteu  stehen  mehrfach  im  Zu- 
sammenhang, aber  der  Stempel  ist  keine  Erhebungsform  der  Rcgistrirangsabgaben 
und  letztere  sind  niclit  eine  Form  der  Erhebung  von  sonst  etwa  auch  durch  Stempel  zu 
berichtigenden  Abgaben.  Beide  umfassen  eigentliche  Verkohrssteuein,  oigent- 
ticbo  GebfthTOtt  nnd  rormiscbte  Abgaben  dieses  zweifachen  Gharactors  nnd,  wie 
gesa^,aiicb  die  steuorpolitisch  wieder  besondeis  aufzufassenden Erbscbafta- und 
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Sclienkinigs>teuern,  lu  lietrclf  der  ücbahrcn  ist  zum  Theil  sclion  nuf  die  An- 
g}tb«n  io  Fin.  .11,  33  ü.  zn  verweiset).  Knregistrement  und  Stcmpelweseu  bilden  bisher 
mit  den  Domänen  zosammen  Einen  grossen  Venraltungszweig,  eine  Genenddirection 
im  Finanzuiini^teriiim.  Die  'Ertrriiri.'  cI-t  Ixiilrn  «rstca  werden  zu  den  „indirecten 
Stenern  und  KinliUnftcn"  im  Etat  gerechnet  £in  kleiner  Betrag  Stempeleionabmeo, 
fast  ganz  aus  Quittungsstcmpcln  der  VerbnraclissteiieizahlungeD,  stellt  unter  den  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  aus  verschiedenen  Titeln"  bei  den  indirecten 
Steuern  (Bull.  XX,  262,  v.  Kaufmann,  S.  457).  Unter  dieser  Kubrik  erscheint  auch 
der  Ertrag  der  Spielkarten  Steuer.  Zu  anderen  eigentlichen  Verbranchsstener- 
erhebiingcn  vird  der  Stempel  in  Franlopeich  AOch  nicht  benutzt.  Die  frau^ö&iächea 
Erbscbafts-  tiikI  Sclicnkuii^sstenern  hSnj^en  s'euertechnisch  mit  dein  Knrc- 
giätrcnieat  zu  enge  zu&auiuieu,  um  nicht  auch  in  der  Daiatelluiig  damit  verbunden 

▼erden  zu  müssen.  Daher  bleibon  für  die  besondere  Behandiang  dieser  Slenern  unter 

C  nnr  einige  Poncte  übrig. 

3.  Abgabe  Ton  den  Erfindungspatentcn. 

Der  Ertrag  steht  bei  den  „verschiedenen  Erträgen  des  Budgets**. 

4.  Trausportsteuern 

a.  von  den  Eisenbahnen; 

b.  von  anderen  öffentlichen  Fnhr-  und  Transportunter- 
nehmnngeii  mit  regelmäBsigem  Dienst  (aach  zu  Wasser). 

Stehen  unter  der  VervaltQDg  der  „indirecten  Stenem**  und  die  Erträge  im  Etat 

ebenfalls  bei  diesen. 

C.  Anfall  er  w  er  bsbesteuerung. 

Hierher  gehört  die  umfassende  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
besteuernng,  welche  im  Enregistreraent  enthalten  ist  und  in  der 
Hauptsache  unten  bei  dieser  Abgabekategorie  niit  behandelt  werden 
wird.  Auch  die  Erträge  jener  Besteuerung  sind  aus  denjenigen 
des  Enregistrements  nur  nach  den  speciellen  statistischen  Ausweisen 
auszuscheiden.  Eine  Besteuerung  von  Loosen  u.  dgl.  ist  mit  der 
unter  A,  4  genannten  Steuer  auf  Werthpapiere  verbunden  worden, 

D.  Gebrauchs-,  namentlich  'Verbrauchsbesteuerung, 
Debst  technisch  verwandten  oder  sonst  damit  in  näherem  Zusammen- 
hang stehenden  Stenern  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Die  inneren  Verbrauchssteuern. 

a.  Bei  privatwirthschaftlicher  Produetionsweise: 

a.  Die  Salz  Steuer » im  Inneren  und  im  Bezirk  der  Zollverwaltung. 

Dieser  Unterschied  wird  in  Frankreich  seit  lange  festgehalten.  Der  erste  Theil 
der  Salzstcncr  nntersteht  daher  der  „Verwaltung  der  indirecten  Steuern"  und  sein 
Ertrag  erscheint  im  Etat  bei  diesen  Steuern;  der  zweite  Theil  untersteht  als  Zoll  und 
als  Verhranchssteaer  der  ZoUrenraltang  und  sein  Ertrag  wird  bei,  bez.  neben  den 
zollen  lanfgefiUin. 

ft.  Die  Getränkebestenemng.  Auf: 
aa)  Wein, 

bb)  Obstwein  (Cider)  u.  dgl., 
oo)  Branntwein  (Alkohol), 
dd)  Bier. 

27» 
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Die  inländische  RUbenzuckerstener. 
Die  neueren  noch  bestehenden  iLleineren  derartigen 
Stenern;  auf: 

aa)  Papier, 

hb)  Mineralöl, 

cc)  andere  Oele, 

dd)  Stearin  and  Kerzen, 

ee)  Essig  nnd  Essigsänrej 

ff)  Fabrikation  von  Dynamit  nnd  Nitroglycerin. 

e.  Andere  verwandte  Steneni. 

aa)  Prfifnngsabgabe  von  Gold*  und  Silberwaaren. 
bb)  DenatnraliBirttngsabgal)e  von  Alkohol 
cc)  SpielkarteDSteuern. 

Diese  drei  Abgaben  gehöpen  zn  den  „iudireclen  Steuern"  des  französischen 
Rechts,  Uiie  ErtrSge,  wie  schon  bemerkt,  zu  den  „Fei^chicdcnen  Ab^ben  und  Eia- 
nahmen  ans  verschiedenen  Titeln"  bei  dieser  Stcuergmppe  im  Etnt. 

C.  Aufgehobene  derartige  Steuern  (Seife,  Cichorien), 
b.  Verbranchssteuern  in  Monopolform. 

a.  Das  Tabakmonopol. 

ß.  Das  Schiesspulvermonopol 
Das  ZttndhOlzchenmonopol. 

2.  Die  Zölle,  als  Verb  ran  ehsstenem  (FinanzzOlle)  und  als 
Schutzzölle,  insbesondere  die  Einfuhrzölle. 

a.  Eigentliche  Zölle  (seit  1882  nur  noch  Einfuhrzölle). 

b.  Statistische  Abgabe. 

c.  Schifffahrtsabgab^n. 

Diese  letzteren  könnten  ancli  zu  den  Transportsteaern  oben  (B,  4)  gestellt 
Verden,  stehen  indessen  mit  dem  Zollw^esen  in  üAehster  Yerbindnng.  Sie  sind  fii»nxi^ 
zugleich  mehr  Gebühren  als  Stenern. 

(1.  N  e  b  e  n  a  b  g  a  b  e  n  der  Zollverwaltung. 

3.  Gewerbliche  Licenzsteuern,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verbrauchs be Steuerung  (s.  o.,  S.  416). 

4.  Directe  Gebrauchs-  und  Genusssteuem. 

a.  Wagen-  und  Fferdestener. 

b.  fiillardsteuer. 

c.  Steuer  auf  gesellige  Vereine,  geschlossene  Gesellschaften 
u.  dgl.  (cercles,  sociöt^  et  lienx  de  r^nnion). 

Wie  oben  bemerkt,  administrativ  nnd  etatmässig  ztt  den  „den  directen  Stenern  assi- 
milirten  Specialtaxen**  gehörig. 

II.  Departemental-  und  Oommunalbestenerung. 
A.  Die  directen  Steuern. 
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Fast  aiisschliesslich  in  l^uin  von  Zuschlägen  zn  den 
directeu  Staatssteuern,  namentlich  den  vier  Hauptsteuern,  mit- 
unter zn  einzelnen  der  assiuiiiirten  Spccialtaxen :  sogen.  Zuschlag- 
ceutimen  für  „Speeialt'onds"  zu  Departemcntal-  und  Oommunal- 
zweeken.  Also  im  Allgemeinen :  keine  selbständigen  directen 
L 0 c  a  1  steuern.  Sonst  findet  sieh  nur  eine  direete  Gehrauchs- 
steuer,  die  Hundesteuer,  als  obligatorische  Gemeindesteuer. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  nach  Wunsch  in  Geld  abzu- 
lösende Verpflichtung  zu  Naturalleistnngen  ftlr  die 
Vicinalwege  bei  den  Gommunen  ehi. 

B.  Die  indireeten  Stenern. 

Dahin  gehören  die  sehr  verbreiteten,  in  den  meisten  grösseren 
Gemeinden,  namentlich  den  Städten,  für  Co mmun alz wec ke 
erhobenen,  bisweilen  auch  mit  zur  Aufbringung  eines  Theils  des 
directeu  Staatssteuercontingents  (Personal-  und  Wohniiugssteuer, 
Thür-  und  Fenstersteuer)  der  Gemeinde  und  zur  Miterhebung  der 
staatlichen  Geträn  kesteuern  (Eingangsabgabe,  einzige  Steuer) 
dienenden  Octrois. 

Zu  den  „diri.ctc;n  Stoaern"  stellt  das  französische  Finanzn  clit  auch  uoch  einige 
Spocialabgabea,  welche  nicht  den  vollen  Character  eigentlicher  äteueru  haben,  sondern 
mehr  m  oea  GebQliTen  und  KostenenJUzen  geboren.  So  dio  A1)gabe  für  die  Unter- 
haltung der  Börsen  und  IlaudclHkammern  von  gewi^scii  Pati^ntstouorpfliclifigen, 
die  Abgaben  für  Erhaltung  der  Deiche  und  Dämme,  für  Flussreinigung« 
Bewässerung,  Entsumpf  ang,  MinenentwässeruDg,  für  Abwehr  ronUeber- 
scIlveiDiniiiigea,  für  Btädtiscke  PflaBterang  a.  dgl.  m.  S.  Vigues,  I»  82  ff.,  88. 

Schon  diese  Uebersicht  zeigt,  dass  namentiieb  die  fhinzOsisehe 

S t a a t B bestenernng  eine  ausserordentlich  complicirte  Ein- 
richtung ist,  weit  mehr  als  die  gegenwärtige  britische,  auch 
mehr  als  diejenige  Deutschlands,  Preussens  und  anderer  Einzel- 
staaten. Von  den  wichtigeren  einzelnen  Steuern,  so  den  directen, 
den  Getränkesteuern,  dem  Zollwesen  gilt  das  wieder  in  besonderem 
und  noch  höherem  Maassc  und  vollends  Enregistrement  und  Stempel 
stelleo  ein  eigenes  complicirtes  förmliches  \  cikehrssteuersystcm 
dar.  In  der  folgerichtigen  Durchfiihrimg  des  leitenden  Princips 
einer  Steuer  zeichnet  sich  die  französische  Besteuerung  aus. 
Manches  Einzelne  in  der  feineren  Durchführung  erklärt  sich  mit 
aus  dem  Streben  nach  einer  solchen  logischen  Consequeuz  Aber 
auch  die  Höhe  der  Summen,  welche  dnrch  die  Steuern  zur  Deckung 
des  Bedarfs  aufgebraobt  werden  müssen,  erklärt  eine  derartige  Ein- 
richtung der  Steuern  mit,  um  auf  diese  Weise  die  Tragung  der 
Lasten  besser  zu  ermöglichen  und  leichter  zu  machen. 
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Für  die  Darstellung  bietet  diese  Beschaffenheit  der  französischen  fiestcuerung 
ihre  eigenen  Schwierigkeiten.  So  vernickelte  Dinge  lassen  sich  namentlich  nicht 
leicht  zugleic)i  kurz,  und  klar  tl;ir>ttllen.  wie  es  doch  nach  ticin  Clurart-r  dieses 
Werks  geboten  i^t.  Eine  uiufai^sciKie,  lui  Kaum  weniger  beschränkte  muuu^rapiiisclie 
Behandlung  der  französischen  ßesteuerang,  wo  auch  der  für  dies  Wwk  leitende  Ge> 
sichtspunct.  nämlich  die  Verfflfirhnn«^'  mit  aiidoriii  Laiideni  voncunehmen  oder  ror- 
zubereitou  mid  das  Steuerwesen  eiuc»  Landes  zum  Zweck  der  (iewinuung  finaux- 
wissenschaftlicher  Ergebnisse  dar/ustellen,  zurücktritt,  hat  es  in  einer  Hinsicht 
leichter.  lu\  Folgenden  gilt  es,  möglichst  nur  das  Wr^  ntliche  der  Tünrulitun^en 
hervorzuheben.  Für  vielerlei  Eia^elneü,  &o  für  die  kleineren,  weniger  wichtigen  äteuern, 
nnd  fQr  die  hier  gar  nicht  oder  nur  ganz  korz  behandelten  Seiten,  so  die,  welche  die 
verfassii  n  p^smässigcn  politischen,  die  adiniiiisti  ativcn  Verhältnisse,  das 
SteuerbehOrdonweäüu.dic  Vorwaltungsrechtsptlege  in  Steuersacheu  bctrelleu, 
ist  aaf  die  Specialiiteratar,  besonders  anf  diejenige  des  fraiizAsischen  Verwaltongsrechtii, 
u.  A.  namentlich  auf  Block'»'  «li^tioniiairc  »iii'l  auf  die  gn*ij>ieren  Monograpliii  u  des  fran- 
/^äi&cheu  Finanzwesens,  aus  der  deutscheu  Literatur  auf  die  Werke  von  v.  liock  und 
r,  Kaufmann  zn  verweisen.  Wenn  trotzdem  unsere  ganze  Darstclinng  der  fran- 
zösischen Besteuerung  und  aueh  diejenige  einiger  der  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
und  Steaerarten  erheblich  mehr  Kaum  tds  die  Darstellung  der  britischen  Besteuerung 
nmfasst,  so  liegt  das  in  der  grösseren  Verwiekeltheit  dieser  Dinge  in  Frankreich,  rer- 
glichen  mit  England,  dessen  jetzt  viel  einfachere  Besteuerung  auch  einfacher,  kurzer 
und  If'^  liter  dargestellt  werden  kann.  Im  Uebrigen  gelten  auch  für  das  Folgende 
die  Bentcikuiigen  auf  S.  23S. 


I.  Die  Staatsbesteaeruttg. 

A.  Die  directen  Steuern, 

Wie  <h'h  nns  dem  Folgenden  ergiebt,  hängt  ücsetzgcbu n g  und  Vi  rwahnng 
der  einzelnen  französischen  directeu  Steuern  näher  zusammen.  Die  wichtigeren  Cie- 
setze  werden  jedoch  erst  nnten  bei  den  einzelnen  Stenern  genannt.  S.  Perroux- 
Joppen,  die  frauz^^^isi  lieti  dircteti  Stenern.  Block,  All.  contributtOD^  directes  0»d 
patcjitäü  im  UictioQQ.  und  iu  den  suppl6m.  dazu. 

Auch  die  Literatur  behandelt  diese  Stenern  regelmässig  gemeinsam.  Biblio- 
graphie bei  Block,  dictionii.  y.  f>7,^  ff.  Stourm  I,  rh.  5  —  10.  Vignes  I,  9  rt*., 
19—110.  V.  Hock,  Cap.  4  C^.  K^S— 17t»).  v.  Kaufmann,  S.  152—263,  Bulletin 
(bes.  auch  f.  Statistik)  s.  Generali  ' gi>t<^r  zti  Band  XX  (1$$6)  unter  dem  Worte  „con- 
tributions  directes".    Faure,  budgtt>  de  la  France  p.  70  ff.  — 

Ueber  die  directe  Besteuerung  im  Uanzen  beziehe  ich  mich  vorläufig  auf 
meine  betrctiende  Abhandlung  inSchönberg's  Uandb.  d.  polit.  Oekonomie,  2.  AuH., 
III,  176—328. 

1.  Die  directen  Steuern  im  Allgemeinen. 

^.  179.  Die  tranzösiscbeu  directen  Stcueru,  namentlich  die 
vier  gro.sfscu  Ilaii})tsteiici  n,  bilden  nicht  nur  technisch,  .sondern  auch 
finanZ'  und  verwaltungöiechtlich  eine  eigene  Gruppe  eng  zusaniiueu- 
gehörcnder  Steuern,  für  welche  eine  Reihe  gemeinsamer  Grund- 
sätze und  Normen  {;\\t.  Sie  haben  zwar  ihre  Rechtsgrundlage  in 
den  für  sie  bestehenden  einzelnen  Stenergesetzen.  Aber  erst  dureli 
äti<  j  äln  l  ichc  Finanzgesetz,  welches  den  von  einer  jeden  Steuer 
uaeii  Hauptsumme  (principal)  und  Zuschlägen  zu  erhebenden 
Jietrag  feststellt,  erlangt  die  Verwaitttug  das  Recht  zur  Aus- 
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Schreibung:  und  Erhcbiin^^  den  Steucrpliichtigeii  {^e^cuüber.  Wie 
auch  in  anderen  Ländern  stehen  die  dircetcn  ►Steuern  naLei  ai.>  die 
andtien  Steuerarten  mit  der  ge.sammteu  allgemeinen  Landes- 
verwaltung, der  Staats-,  wie  der  Selbstverwaltung  in  Beziehung, 
namentlich  in  Betreff  ihrer  Veranlagung,  Vertheiluug  und  Aus- 
schreibung. Sie  bilden  ferner  die  Grundlage  für  das  directe 
Departcmental-  und  ( 'ommunalsteuersystem ,  welches  in  der  Form 
von  Zuüchlägeu  vAim  Prineinalfontingent  der  drei  grossen 
Repartitionssteuern,  der  G r  u n  d « t  c u  e  j  ,  I* e  r  s  o n  a  1-  und  M o b i  1  i  a r- 
steuer  und  Thür-  und  Fenstersteuer,  und  zu  den  Normal- 
isätzen  der  Pateutsteuer  und  einzelner  der  k lein eren  directen 
Steuern  eingeric^htet  ist.  So  stellen  die  directen  Steuern  Frank- 
reichs in  ihrer  Gesammtheit  in  jeder  Hinsicht  einen  wahren  Eck- 
pfeiler des  ganzen  l'ranzösisehen  Steuersystems  dar  und  nehmen 
eine  be-^ondere,  hervorragende  Stellung  auch  im  Organismus  der 
Staatsvcrwakung,  wie  in  demjenigen  der  «Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  und  Departements  eio. 

Nach  ihrem  Charaeter  alsfiepartitionsstenern  bilden  die 
drei  vorgenannten  Steuern  dann  wieder  in  finaos-  und  yerwaltungs- 
rechtiieher  Hinsicht  eine  eigene  Gruppe  fttr  sich,  welche  der 
als  Qnotit&tssteuer  eingerichteten  Fatentsteuer  gegenUber 
steht  Die  kleineren  directen  Stenern  oder  die  sogen,  „den 
directen  Steuern  gleichgestellten  Specialtaxen'^  welche 
aher  nm'  theilweise  als  eigentliche  directe  Steuern  aufzufassen  und 
hier  zu  behandeln  sind  (S.416),  bflden  wieder  eine  andere  engere 
Gruppe  für  sich.  VdUig  administrativ  getrennt  steht  bisher  von 
den  übrigen  directen  Steuern ,  zu  denen  sie  finanzwissenschaftlich 
gehört,  die  Einkommensteuer  von  beweglichen  Werthen. 
Die  Licenzabgahen  endlich,  welche  ebenfalls  finanzwissen- 
schafttich  und  auch  nach  den  sonstigen  Kriterien  des  französischen 
Finanzreehts  zu  den  directen  Steuern  gehören,  werden  als  eine 
Art  Anhängsel  in  Form  directer  Steuer  zu  den  inneren  indirecten 
Verbraachssteuem  gereiht. 

Im  französischen  Fhianzrocht  ist  eine  Art  „Legaldcfiuitioü"  de^  Begriffs 
„directer"  und  ,,indirectcr"  Steuern  recipirt  worden,  wclclic  zuerst  im  Gesetz  vom 
S.  J:inuar  ITOf)  von  der  constitninMvlen  Vcrsamnilnii^  aufsrostellt  worden  it^t.  Sie  hat 
aucli  in  der  gegenwärtigen  iinaiiz-  und  verwaltuii^aicchtlichcn  Einthcilung  un- 
administratircn  Bcliandlung  der  Steuern  ihre  practiscbe  Bestätigung  get'undens 
„Dirccto"  Steue  rn  sind  daiiacli  diejenigen,  welche  direct  auf  Person«'»  wud  Eigcnd 
thuni  (hüi.  (iiundeigeutiiuiü)  gelegt  mittelst  Katasters  und  Steuer rullcu  (ride. 
nominatifs)  orlioboa  Und  unmittelbar  vom  StcucrpHichtigen  in  die  Gasse  des  mit  der 
Erhebung  betrauten  Stcnor'  iiuielnnei.^  -  ingezahlt  werden.  In d irecte"  Steuern  ^ind 
dagegen  diej<}uigen,  welche  auf  tabriiiaiiou,  Yciiauf,  Traiihjiort,  Ei|^{)r  T^if-ouiirtnu- 
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tibilien  und  Handelsobjecten  haften  tind  tod  den  GoDSomenten  ,,{ndiroct"  gezahlt 

werden  (vgl.  Fin.  II,  §.  338,  3SS).  Das  Merkmal  der  roles  nominatifis  wird  bei 
der  Clasäiücation  und  bei  der  Eioreihuag  der  einzelnen  Steuern  unter  die  dirccten 
des  Finanz-  und  Verwaltungsrechts  in  Frankreich  gern  besonders  betont  Man  hat 
selbst  die  Namen  „uomiiiative"  und  „nicht  nomiuative"  an  Stelle  von  „diroctcn"  und 
„indircctcn"  Steuern  vorgeschlagen  (Cabantous).  Hiernach  sind  auch  die  „den 
directen  Steuern  assimilirtcu  Specialtaxen",  ferner  die  communale  Hundesteuer,  die 
Naturalleistung  fUr  Vicinalwcgebau  im  französischen  Recht  „directe"  Steuern. 
Vgl.  Perroux-Joppen,  S.  2,  Noten.  Art.  contiil»  dir  in  Block's  dict  No.  l  fl., 
Josat.  minist,  de  fin.,  p.  14,  435;  auch  v.  KauiH  .uir  S.  Ifii;. 

Die  directen  Steuern,  mit  den  erwähnten  Ausnahmen  (Steuer 
von  boweirlichen  Werthen,  Licenzabgnben)  unterstehen  einer  der 
grossen  Generaldireetionen ,  in  welche  das  französische  Finanz- 
ministerium eingctheilt  ist  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  der  Genera! - 
direction  der  directen  Steuern".  Letztere  zertUUt  in  eine 
( 'Cntralvcrwaltun^^  zu  Paris  und  in  die  Local-  oder  Departemental- 
verwaltung.  Für  jedes  der  86  Departements  steht  ein  Stener- 
üirector  an  der  Spitze  und  verfügt  über  ein  Personal  von  Controleuren 
und  Inspectoren  ftir  den  Dienst.  Zu  diesem  gehört  in  dem  Ressort 
der  genannten  Generaldirection  ausschliesslich  die  Veranlagung 
und  die  Repartition,  nicht  auch  die  Erhebung  der  directen 
Steuern y  welche  znr  Generaldirection  des  öffentlichen 
Rechnungswesens  ressortirt  und  von  eigenen  Beamten  dafür 
erfolgt.  An  die  Thätigkeit  dieser  Behörden  und  Beamten  der 
eigentlichen  staatlichen  St  euer  Verwaltung  der  directen  Stenern, 
sohliesst  eich  diejenige  von  Behörden  und  Beamten  der  allge- 
meinen staatlichen  Landes  Verwaltung,  sowie  der  localen 
„Selbstverwaltung"  —  soweit  diese  Bezeichnung  fttr  die  be- 
treffenden französischen  Einrichtungen  zulässig  ist  —  an,  nämlich 
des  Maire,  des  Unterprftfeeten  und  des  Präfeeten,  dann  des  Muni- 
eipalraths,  des  Arrondissementsraths  und  des  das  Departement  yer- 
tretenden  Generalraths,  sowie,  besonders  fttr  das  Reclamationswesen, 
des  Präfectan-aths  und  des  Staatsraths,  endlich  der  bttrgerschaft- 
lichen  Repartittons-  und  Classificationseommissionen. 

§.  180.  1.  Die  Stenerrepartition.  Eine  speoifisch  eigen- 
thttmliche  Function  mehrerer,  dieser  Behörden,  namentlieh  der 
General-  und  Arrondissementsräthe  und  der  localen  Repartidons- 
commissionen  wird  durch  den  Character  dreier  der  grossen  directen 
Steuern  als  Repartitionssteuern  und  durch  die  Verände- 
rungen in  den  steueipflicli t igen  Objecten,  welche  ge- 
setzlich auch  hier  zu  berücksichtigen  sind,  bedingt. 

Das  jährliche  Fiuanzgesctz  bestinnnt  die  Höhe  des  Jahres- 
Principalcontingeuts  jeder  Steuer  und  der  allgemeinen  Öteuer- 
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zuschlage  (ceiiliiiie^  atlditionels  jL^öiuhaux)  i'iir  die  Staatscasse, 
sowie  der  Steiierzuschla^e  iur  die  Departements-  und  Coiiiiminal- 
ausgal>eii  und  für  verschiedene  Special/.wt-cke  (budget  sur  r^ssonrces 
speciales,  fonds  departementaux,  fonds  comnninaux,  und  .Specialfonds 
für  Auslalle  u.  dgl.  m.).  Das  hiernach  den  Departements  zu- 
l'aliende  niul  von  jedem  einzelnen  aufzubringende  Contingent  wird 
alsdann  in  ciuem  jeden  von  seinem  Generalrath  auf  die  Arrou- 
dissements  der  Departements,  vom  Anondissementsrath  die  be- 
treffende Quo?e  weiter  auf  die  Gemeinden  vertheilt.  Darauf  werden 
die  GemeindecontinG-enie  unter  Benut/uiij^  der  vorbereitenden  Arbeiten 
der  staatlichen  Steuerbeamten  (rontroleure  und  Erh*  lii  r  ,  welche 
die  Mutterrollcn  zu  entwerfen  und  die  Besitaverändernngcu  auf  dem 
Laufenden  zu  halten  haben ,  durch  die  loealeii  l^epartitioas- 
commissionen  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  verthcilt. 

Diese  Gommissionca  setzeu  sich  aus  dem  ^aire,  semem  At^uncten  uud  fünf 
grandsteaerplliclitigern  Gemeindebttii^rn  znsannaen.   Die  letzte  ünterrertheilnDp  oder 

die  Lidindualrepartitioii  des  Gemcindecontingeuts  erfolgt  nach  dem  K;itast(  r  bei  der 
Grundsteuer,  nach  dem  Steuortarif  bei  der  Thür-  und  P'onsterstcuer ,  und  zwar  hier 
vorbehaltlich  der  Abänderungen  des  Tarifsatzes,  welche  die  Anfbringung  des  Cod- 
lingents  etwa  bedingt,  sowie  für  den  nach  der  Wohnungsmiethe  aufzubringenden  Theil 
dor  Pci-sünnl-  und  Mobiliarsteuer,  wnlchcr  nach  Abzusr  des  durch  die  Personalsteuer 
aufgcbnichtcu  Thcila  vuu  dem  butieliendcu  CouiiugLUt  noch  übrig  bleibt,  nach  den 
ennUtehea  Miethwerthe«.  Auch  die  Steaercontingente  der  Grund-  und  der  Thür-  and 
Fenstersteiior  sflbst  erleiden  übrigens  noch  kleine  Veränderungen  durch  die  Ver- 
änderungen im  Umfang  der  stouerpflichiigcn  Objccte  beim  landwirthschaftlich  bcuutztuü 
Boden  (Zei-störungen,  Abschwemmungon  u.  dgl.),  Zutritt  von  bisher  steoerfrciem  Staaite- 
und  Krongut.  in  I-'olge  Ueber^anfrs  in  Privafb- -.iJ/,.  /..  V,.  von  Wald,  zum  stcucrpllichtigen 
Boden  und  besonders  bei  den  Gebäuden  (^Neubauten.  Brand,  Eiiucisücn  u.  s.  w.). 
Hierdurch  sind  dann  wieder  Verandenuigen  in  der  Vertheiinng  der  Departemental- 
Cont}nf;en(e  auf  die  Arrondissemcuts,  die  Gemeinden  nnd  die  eiii/j;liieii  Steiierpilit  htigon 
bedingt,  um  das  erstere  Cootingeot  au£2ubiingeQ'  Arbeiten,  weiche  die  Steuerbeamten 
(Gentroleure)  vnd  RefmrtitiensceiniDiBnonen  ansznftthren  haben.  Wahrend  sieh  so  inner- 
halb der  Deparfeuieiits  lind  weiter  hinab  nach  den  "Veränderungen  im  Bestand  der 
steaerpflichtlgcn  Übjecte  die  Hepartitiouscontingcnte  der  Airoiidisscmeuts  und  Gemeinden 
und  die  Steuerquoten  der  Einzelnen  bestandig  etwas  verändern,  stei^  das  Principal- 
contingent  der  drei  Kepartitionssteuern  zu  Gunsten  dei  Staatsoa^se  nur  um  den  Hetiasr, 
um  welchen  sich  die  steuerpflichtigen  Objecte.  bei  der  Mobiliarsteuor  auch  die  steuer- 
pflichtigen Mietherträge  mehr  v  ormehren  als  Termindem.  Dadurch  kttnnen  dann  auch 
noch  Verschiebungen  der  Departemental-Contingento  im  Kähmen  des  fixirtci)  \iiid  nur 
der  eben  erwähnten  Veränderung  (bez.  Erhöhung)  unterliegenden  Staats- PrincijMil- 
coutingents  erfolgen.  Bei  der  Personal-  und  Molailiar-  nnd  der  Thür-  und  Fenster- 
steuer war  e.iomai  eioe  periodische  llevision  der  B^iaititiou  auf  die  Departements  be- 
ahbiclitigt  gewesen  (Gesetz  von  1SS2,  1S3S),  aber  wegen  der  Oijposition  dagegen  WUrde 
sie  wieder  aufgegeben  (1S44).    Darüber  uulcu  bei  den  ein/.eliicit  Steuern. 

S.  aber  £e  Organisation  der  oben  genannten  Behörden  und  über  die  Function 
der  Ifitzterf^n  und  der  Itethciligten  einzelnen  Beamten  dit;  vi(  Um  Einzelbestiinmungen, 
namentlich  bei  der  liepartition,  bes.  in  Perroux-Jopi'en ,  Abschn.  2,  An.  contrib. 
direcies  in  Block's  dict.  No.  11—62,  Josat,  p.  431  Ua,  460  ff.,  465—471. 
0.  Mayer,  FranziiMsches  Vorwidtungsrecbt,  1.  Abschnitt.  Einzelnes  daroD  unten  bei 
den  eiiizeLica  bteuern. 

Die  drei  französischen  directen  Repartitionssteueni  bilden  eines 
der  wichtigsten  practiscben  Beispiele  des  Kepartitioussteuer-rrineips 
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in  der  madernen  Steuergesetzgebung.  Ueber  dieses  Piiiicip  worde 
sehon  in  der  „allgemeinen  Stenerlebre^'  in  diesem  Werke  gehandelt 
(Fin.  II)  §.  HB  ff.).  Die  dort  hervorgehobenen,  diesem  Princip 
eigeotblimlicben  Vorzflge  werden  ancb  in  Frankreich  anerkannt 
und  von  Autoren  wie  von  Hock  gertthmt  Durch  die  den  Ein- 
zelnen nod  den  Gemeinden  hinsicbtlieh  ihrer  Stenerqnote  gestatteten 
Reclatuationen  kann  auf  die  relativ  gleicbmässigere  Steuerver- 
tbeilung  mit  bingewirlct  werden,  ohDcBeeiutrllcbtigungdes  fiscalischen 
Interesses. 

Der  wesentliche  Mangel  der  ^eiiitunten  drei  Steuern  liegt 
darin,  dass  die  Gruudsteuer-Contingente  der  Departements, 
A rrondisscm en  ts  und  Gemeinden  uacb  alten,  von  vornherein 
unrichtig  gewesenen  und  mittlerweile  immer  unrichtiger  und  ungleich- 
massiger  gewordenen  Maassstüben  geregelt  sind;  ferner,  dass  die 
In di vidualrepartitiou  der  Gr ii nd Steuer  nach  dem  im  Ganzen 
stabilen  und  notorisch  höchst  ungleichmässige  und  immer  ungleich- 
massiger  werdende  Einsehätzungen  enthaltenden  Kataster,  die 
Individualrepartitioii  der  Mobiliarsteuer  nach  der  miss- 
lichen Grundlage  der  Miethe  und  diejenige  der  Thür-  und 
Fensters  teuer  nach  einem  unvermeidlich  mang  el  hatten  Tarif 
erfolgt.  Alle  diese  Mängel  hatten  aber  dem  Kcpartitionsprincip 
als  solchem  nicht  an,  s<»ndern  sind  vielmehr  die  Folge  einer  Ab- 
weichung von  demselben  und  einer  verhüllten  Zugrundelegung  des 
QuotitUtsprincips. 

Ein  weiterer  Mangel  ist  die  das  berechtigte  fiscalische 
Interesse  verletzende  zu  grosse  Stabilität  der  staatlichen 
Principalc o ntingente.  Diese  letzteren  erhöhen  sieh,  bei  dem 
Unterbleiben  der  allerdings  ni'sprtinglich  im  Plan  gewcf^enen  allge- 
meinen Erneuerung  oder  wenigstens  Revision  des  Grundsteuer- 
katasters,  bei  dieser  Steuer  inul  ebenso  bei  den  zwei  anderen  im 
Wesentlichen  nur  durch  die  kleinen  allmählichen  >!<  hrzunahmen 
als  Verminderungen  der  Stenerobjecte ,  sowie  der  Mietb erhöbungen 
bei  der  Mobiliarsteuer  und  der  communalen  Volksznnahme,  wo- 
dureb  eventuell  eine  höhere  Tarifclasse  der  Thür-  und  Fenster- 
Steuer  zur  Anwendung  in  einer  Gemeinde  kommt  Anf  diese 
Weise  gerathen  die  drei  Repartitionssteuern  immer  mehr 
in  ein  Missverhältniss  zu  den  übrigen,  stark  im  Er- 
trage wachsenden  Stenern  und  speciell  aueh  zu  der 
direeten  Quotitätssteuer,  der  Patentstener.  Aber  auch 
dieser  Mangel  ist  wenigstens  keine  nothwendige,  wenngleieh  aller- 
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dings  eine  ans  anderen  mitspielenden  Gründen  sich  hier  leichter 
einstellende  Folge  des  Repartiti  rj^princips ,  und  anderseits  vom 
Standpunct  der  ^Steuerpflichtigen  und  auch  von  demjenigeu  einer 
sparsamen  Finanzpolitik  aus  tibeihan])t  nicht  unbedingt  ein 
„Mangel  ',  ^joudern  wenigstens  ölter-  ein  relativer  Vorzug. 

Das  richtige  und  berechtigte  tiscalische  Interesse  würde  freilich 
gerade  in  Frankreich  bei  seinem  stark  gestiegenen  und  fortwährend 
steigenden  btenerbedarf  eine  grössere  Beweglichkeit  und 
Steigerung  auch  des  Principalcontingents  der  drei 
Repartitionsstcuern  fordern.  Damit  steht  das  Repartitions- 
princip  nicht  i»  Widerspruch.  Im  Gegentheil  ist  einer  der  leitenden 
n  ianken  bei  der  Anwendnog  dieses  Frincips  der,  dass  mit  dem 
Bedarf  die  Ertragssumme  einer  Stener  nnd  der  Steuer^ 
fuss  wechseln  (Fin.  II,  §.  545  u*  a.).  Das  ist  in  Frankreich 
versäumt  worden ,  weil  die  Stenerpflichtigen  zu  stark  opponirten 
und  eben  die  letzte  Vertheilungsgrnndlage  (Kataster  bei  der  Grand* 
Steuer,  Besteuerungsmaassstab  bei  den  beiden  anderen)  eine  zu 
wenig  verltoliche  und  zum  Theil  geradezu  unrichtige  und  unge- 
rechte ist.  Bei  der  Qoasi-Gesammthaftung  der  Steuerpflichtigen» 
weiche  das  Kepartitionsprincip  bedingt,  war  dann  auch  eine  Ver- 
Snderung  der  Grundlagen  der  Vertheilung  besonders  missliebig, 
weil  jeder  einzelne  Pflichtige  und  jede  Gontingentsgemeinschaft 
(Departement)  Arrondissement,  Gemeiude)  sich  vor  Mebrbelastangeu 
in  Folge  anderweiter  Minderbelastungen  ftlrcbtete. 

Indessen  folgt  doch  aus  dem  Allen  kein  durchschlagender 
Einwand  gegen  die  Repartitionssteuer  als  solche,  sondern  nur. 
soviel,  d-dm  auch  hier  eigeuthüniliciie  Schwierigkeiten  vorliegen  und 
dass  die  genügende  finanzielle  Ergiebigmach  ung 
solcher  Öteuern  an  die  Vo ranssetzun g  richtiger  Be- 
steuerungsgrundlagen (Kataster)  und  Maassstiibe  ge- 
bunden ist,  weil  man  beim  Vorhandensein  solcher  die  richtige  durch 
die  Gcsanjmtentwicklung  des  Steuerbedarfs  gebotene  Erhöhung  der 
Principaicontingente  nicht  wird  zu  scheuen  brauchen  und  den 
Widerstand  der  Interessenten  dagegen  leichter  tiberwinden  kann. 

Ich  halte  daher  doch  mein  piiiisfijros  l'rtlioil  über  das  Kepartitionsprincip  aus 
der  „allgemeinen  Stcuerlchre  '  (Fin.  il,  §.  543—545,  S.  594  ff.)  aufrecht.  S.  sonst 
auch  von  Ilock,  Ein.  Frankreichs,  8.  140,  dne  schon  im  B.  II  foq  mir  citirte  Stelle 
(S.  595  Note). 

Die  VcrletziuiK  den  fiäcalischcu  Interesses  crgiebt  sich  aus  der  geringen  Steigerung 
der  ErtrftgBziffeni  der  drei  K'cpartitiönsstenem.  Z.  B.  wuchs  das  Priocipalcontiugcnt 
des  Staats  (incl,  Zuschl.-ii-o  zu  den  kleiuca  Specialtonds)  bei  der  Grundsteuer  1851  bis 
1870  (mit  £lsaas-Lothnugoa)  nur  von  lt>d.ä*J  auf  175.S1,  von  1871— bö  (ohne  die 
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abg«tro(eiien  Provinzen)  nar  Ton  171.05  auf  ISI.40  IDll.  Pres.,  bei  der  Fenonal- 

niid  ^lobiliarstetirr  in  ilciisclbt  u  PLriodeu  von  43.17  auf  5")  "1  i;i !  i  cm  54.69  auf  70.26, 
bei  der  Thür-  und  Feastersteuer  von  30.1b  aaf  40.12  and  von  iib.bü  auf  47.20  Mill  Frc&, 
wobei  noch  bei  aUen  drei  Steit«rn  die  Ertngsromehraop  bei  sonst  stabilem  Gontingent 

und  Fuss  vornchinlii  li  von  sogen,  „bebauten"  (d.  h.  als  Area  der  Goliiuule  dienenden 
UrandätUcken ,  sowie  foa  den  üiebäaden  und  Wolmuugen  selbst  herrührt  (Bulletin 
vol.  XX,  p.  220  ff.). 

Die  wirkliche  EinbriDgang  der  ansgescbriebenen  Staats , 
Departements- y  Arrondissements-  and  Qemeindecontingeüte  der 
Repartitioiissteuern  wird  durch  Einrichtungen,  welebe  diese  Stenern 
specielly  theilweise  aber  auch  die  direeten  Steuern  Überhaupt  be- 
treffen, Eweckmässig  im  tiscalischen  Interesse  verbürgt.  Diese  Ein- 
richtungen bestehen  in  den  fonde  de  non  valenrs  et  de  seeours, 
die  durch  Zuschlagcentimen  gespeist  werden ,  und  ansserdem  gerade 
bei  den  Repartitionsstenern  in  der  Wiederanflegnng  der  in  einem 
Jahre  gewährten  Erlasse  nnd  Redaotionen  von  Stenerqnoten  auf  die 
Oontingentsgeroeinsehafk  im  nächsten  Jahre. 

Der  foads  de  non  ralears  oder  derSteneraasfälle,  welche  darch  Unein- 

briiigIi(hk<Mt  der  Indi\idual(^ooten  der  Kepartitioussteuern  und  der  ausgeschriebenen 
Stcuerschukiigkeiten  der  Patentsteoer,  «ovrie  bei  dieser  Steuer  auch  durch  Erlass  oder 
ErmSssiguog  der  Steuern  entstehen,  wird  jahrlich  im  Etat  mit  bestimmton  Gentimen 
>eit  lange  regelmässig  1  für  die  Grund-  und  Pensoual-  und  Mobiliarstcuer,  3  filr  die 
Thür-  und  Feustersteuer,  5  fUr  die  Pateutsteuer)  dotirt.  üm  diese  Centimen  erhöhen 
sich  daher  die  Contingente  und  schliesslich  die  Individnalbetrüge.  Die  Ausfälle  und 
bei  der  Patentsteuer  die  Erla>M<.  und  EruiSaigungen  werden  aber  so  zu  Gunsten  des 
l'iscus  gleich  gedeckt.  Ein  liaupti  rklänniss?nind  frtr  das  sichere  l'ingehcn  der 
Summen  der  Haupicontijigeuto  der  Keparütiuiiiätüucru  und  auch  dcv  Budgetäumuien  der 
Patentsteucr.  Ausserdem  8toh(  im  Staatshaushaltsetat  ein  Hilfsfonds  für  Kagcl- 
schlag,  Brand,  Ueberschwemmun;;-  u.  dgl.  m.,  der  durch  Zuschlagcentinv  u  der  Grund- 
und  der  Personal-  und  Mobiliarstcuer  (gewöhnlich  1)  dotirt  wird  und  Steuerausfälle 
ans  sdchea  Titeln  dedct 

Die  Ausfülle  in  Folge  von  Erlass  oder  Ermässigung  rechtmässig  go- 
*  schuldetcr  Betrüge  bei  den  Kepartitionssteuern  (nach  Keclamationeu  auf  Ent- 
lastung und  Reductioncn,  welche  filr  begründet  erachtet  wui-den,  s.  folg.  §.)  werden 
dagegen .  dem  Princip  dieser  Steuern  gemäss ,  im  nächsten  Jahre  auf  die  bctrcü^^nd« 
Coutingents^euieinsichaft  wieder  mit  repartirt.  eine  M'^gUchkcit,  -worin  sich  eben- 
falls ein  Vortheil  dic-^rs  Jvijjiartitionsjiiiucipa  für  di:n  Fkcus  zciyt.  Siehe  u.A.  Block, 
dict.  Art.  contr.  dir  N,..  13,  320  —  322,  bes.  Pc  rroui- Joppen,  §.  448  ff.  Uber 
Ei)tburdun»ren  und  Auslalifonds.  Die  erste  Einrichtung  eines  solchen  schon  nach 
Uesct/.  voui  11.  Ootober  IT'Jl.  Auch  für  die  direeten  Zuschlagstenern  der  Departements 
und  (ieinrindcn  bestehen  wieder  eigene  Zttschlagoentimen  zur  Deckung  ron  AusftUen. 
Das  jährliche  Gesetz,  welclies  di'-  direeten  Steuern  und  Zuschliitrc  dazu  feststellt,  ent- 
hält in  seinen  Annexen  die  Ziliern  der  einzelnen  Anen  ron  Zuschlägen.  S.  z.  B.  i. 
1881  die  Uebenicht  in  r.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  792;  für  1868  —86  in 
den  Tabellen  bei  Favre. 

§.  181.    2.  Das  Reclamationswesen  bei  den  direeten 

Steuern  gestaltet  .sieh  in  Frankreich  zunächst  wieder  (tir  die 
Repartitionssteueiii  ci^ciithiimlu  li.  liier  komnicü  uäailicb  ausser  den 
llcclamationen  einzelner  Steiierpi"  lieh  tilgen  aueh  solche  der 
localen  Contiiigentsgemeinscbatten,  der  Gemeinden^ 
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Arrondissements  und  eventueli  auch  der  DepartementB  gegen 
das  ihnen  zur  Auf  bringODg  zugetheilte  ConttngeDt  Tor. 

Vgl.  Fiii.  II.  §,  582  ff'.,  S.  671  AT.  Da  die  Departementsconting-entf  durch  das 
FiuaDZgeseU  i'eätgestellt  werden,  gebt  die  etwaige  ücclamation  des  Departements 
in  FoTm  des  Gemtclifl  an  die  Legislatire  selbst  Beclamationen  der  Oeneinden 
gehen  settoiis  des  G.  mcind«-  oder  Mmiiciiiakatlis  zur  BcgutachtuiiL;  au  don  Arron- 
dissemeotsrath  and,  wie  gleichfalls  solche  der  Arrondissementsräthe  Ubur  die  Jßepartition 
der  Airondiasemento-Contiiigcnte,  zur  eiidgiltigen  Ent^cheidnng  an  den  Generalrath  des 
Departcmenf-s.  Hier  ist  also  nur  Gesuch,  nicht  vorwaltangsrechtliche  Beschwerde 
oder  Klage  zulässig,  (mit  einer  Ausnahme  bei  Gemeindereclamationcu  in  einem  Falle 
betr.  leerstehende  H&aser,  wo  anch  der  Präfecturrath  entscheidet).  S.  Ferro u x- 
J Oppen*  No.  S62 — 996. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Bezog  anf  Reelama tionen 
einzelner  Steoerpflichtigen  sowohl  gegen  dieVeranlagung 
als  auch  gegen  die  Erhebung  direeter  Stenern.  Hier  wird  mit 
der  seharfen  Gonseqnenz  des  französischen  Verwaltungsieohts  im 
Gebiete  der  direeten  Besteuerung  zwischen  den  Begründungen 
und  den  zulässigen  Bechtsmitteln  bei  Reelamationen  unter- 
schieden. 

Das  französische  Recht  unterscheidet  ferner  auch  in  Betreif  der 
Conipetenzen  för  die  Entscheidung  von  Fragen  der  Veranlagung 
(einschliesslich  der  Repartition)  und  der  Erheb  iiu;  (einschliesslich 
des  Zwangsverfahrens)  scliaif  zwischen  den  direeten  Steuern 
einer-  und  den  beiden  anderen  grossen  Steiiergruppen ,  den 
iiidirecten  Verbrauchssteuern  und  den  Register-  und 
Stempelabgabeu  anderseits.  Bei  den  direeten  Steuern  speciell 
wird  in  Kecliunationssachen  der  Weg  des  Gesuchs,  aus  ßillig- 
keitsgr (Inden,  und  der  Weg  des  Rechtsstreits,  der  ver- 
waltungsrechtlichen Besch  wer  de  bez.  Klage,  aus  Rechts  - 
gründen  streng  unterschieden. 

Competent  in  Betreli'  der  Veranlagung  und  im  Wesent- 
lichen auch  der  Erhebung  der  direeten  Stenern,  daher  in  den 
hierher  gehörigen  Reclamationssachen ^  ist  die  Verwaltung  und, 
soweit  es  sirh  um  streitige«?  Rech t  handelt,  die  zu  ihr  gchr»ri^j;e 
Verwaltungsjustiz,  und  zwar  letzteren  Falles  auch  in  lietreiY 
der  Erhebung  und  des  Zwangsverfahrens  mit  Ausschluss 
der  Civiljustiz  überall  da,  wo  die  Entscheidung  nach  den 
durch  die  Steuergesetzgebung  für  die  Steuererhebung  festgestellten 
Regeln  zu  erfolgen  hat.  Unterschieden  wird  alsdann  mit  scharfer 
Logik  hei  Reclamatiooen,  ob  dieselben  eine  gesetzlich  unrichtige, 
also  unrechtmässige  Besteuerung,  an  und  für  sich  oder  der 
Höhe  nach  behaupten  und  demnach  eine  Entlastung  (d^charge) 
oder  eine  Herabsetzung  (r^duction)  als  reehtlich  begründet, 
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verlnngcn,  oder  ob  sie  um  Erlass  (rerniaej  oder  Ermässigung 
(moderation)  uuter  \  orbringung  von  ßilligkeitsgründen  nach- 
suchen. Im  ersten  Fall  handelt  es  sich  um  eine  rechtlicbe 
Streitfrage,  welche  in  Frankreich  aber  Dur  im  verwaltungs- 
recbtlichen  Streitverfahren^  in  erster  Instanz  von  dem 
Präfectnrratb,  in  zweiter  vom  Staatsratb,  als  den  Verwaltungs- 
geriehtfihöfeDy  entschieden  wird.  Im  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
nm  eine  reine  Yerwaltttngssacfaey  in  welcher  die  Ver- 
waltungsbehörden allein,  der  Unterpräfect  und  Fräfect  in 
erster,  der  Minister  in  zweiter  Instanz  competent  sind  und  nach 
BilligkeitsgrQnden  entscheiden.  Hier  enthält  die fieclamation 
(i.  w.  S.)  daher  nnr  ein  Gesuch,  eine  Bitte,  dort,  bei  Rechts- 
fragen, eine  Beschwerde,  bez.  Terwaltnngsrecfatliche  Klage. 

Die  Bectamationen  letztcroT  Art,  auf  Entiastan^  oder  Herabsetzung^  naeli  Recbts- 

gTiüidon.  wirr!  zuDiichst  an  den  Uiitcrpräfecteri  oder  I'räfocteu  '^'iclUt't  und  kann 
naturlich  auch  von  dioson.  also  als  BeschwcrUc«  im  Verwaltungswege,  im 
Sinne  des  Redamanten  erledigt  werden.  ÄndemfaUs  ^eht  sie  rem  Präfecten  an  den 
Präfccturrath  zor  Entscheidung  im  Rechtswege,  als  Vr rwaltu ngslilage.  Dieser 
Rath  entscheidet  nach  Einholung  des  Berichts  des  Stcucrdiroctors  und.  wenn  dieser 
Bericht  ablehnend  ist,  nach  erfolgter  Untersuchung  durcli  Experte,  woranf  der  Reclamant 
dringen  kann.  Zur  ersten  Anbringung  der  Rcclamation  besteht  eine  Frist  von  3  Monaten 
nach  Publication  der  Sfoucirnllcn.  Die  Zahlnngspfliclu  in  n<  tri  II'  der  einmal  vorge- 
schriebenen Steuer  läuft  indessen  auch  nach  und  wählend  unjicbracliter  Reclamation 
3  Monate  lang,  innerhalb  welcher  Frist  jede  Reclamation  regelminsijr  erledigt  sein, 
soll.  Die  Aiisfällr  durch  Entlastungen  in  Kol?c  für  rechtlich  begründet  anerkannter 
RcclamatiüiiCii  weiden  bei  den  Repartitionssteuern  —  ganz  folgerichtig  —  auf  die 
Contingentsgemoinscliaflren  vieder  mit  aufgelegt.  Im»  der  Fatentstouer  ans  dem  Aas- 
£iUfonds  mit  gedeckt. 

Die  Beclauationen ,  welche  (icsuche  um  Kriass  oder  Kruui:>bigung  euthaiten, 
stutzen  sich  dagegen,  wie  gesagt,  nicht  anf  KechtsgrUnde,  sondern  auf  Billigkcits- 
ijTüridr.  7.  B.  anf  vor^rhwundeni'  oder  verminderte  Zalilunfrsfaluskeit  dt-'s  Ci'nsitrn. 
Sie  werden  von  den  genannten  Verwaltungsiustauzen  entschieden  ebenfalls  nach  voraus- 
gegangener Untorsnchung  und  Berichterstattnng  desSteuercontrolearBnndStencrdtractors. 
Die  so  entätehendrn  Ausfälle  werden  aiu  li  hc'i  di  n  Hepaititionsstenem ,  —  wiedemm 
folgerichtig  —  auf  den  AuAfallfonds  Übernommen. 

Die  Competenz  des  Ftafectvrmtlis  in  Streitfragen  der  Veranlagung  und 
Reclamation  beruht  auf  unzweideutiger  ]iovitivir  ufsctzlichcr  Norm  {Gesetz  v. 
28.  pluv.  Vm,  Art.  4,  f.  21.  April  1832,  Art.  29).  Die  gleiche  Competenz  in 
Streitsachen  der  Erhobong  (and  des  Zwangsverfahrens)  bei  den  directen  Steuern  ist 
nur  durch  die  Judicatur  des  Staatsraths  begründet  worden.  Doch  wird  hier  nnter- 
sciiiedon:  wo  es  sich  um  Entscheid tin;r  narb  spcciellen  Regeln  der  Steuer- 
erhebung handelt,  ist  der  Präfccturrath  (und  Staatsrath),  wo  es  sich  nm  An- 
wendung der  Regeln  des  gemeinen  Rechts  handelt,  sind  auch  hitf  die  Givil- 
gerichtc  mnipetcnt  (Yignes  I,  107«  nachDarieu,  trait6  sar  les  ponisaites  enmat 
de  contr.  dir.  I,  394). 

Bei  den  genannten  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen 
besteht  dagegen  in  Betreff  der  Competenz  und  des  Rechtswegs 
bei  Redamationen  ein  wesentlicher  Unterschied  von  den  directen 
Steuern.  In  Betreff  der  Veranlagung,  der  Erhebung  und  des 
Zwangsverfahrens  ist  hier  durchaus  die  Civilgerichts* 
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barkeit  oompetenty  nicht  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit.  Hier 
handelt  es  sich  in  Reolamationen  daher  anch  um  Klagen  in 
Betreff  behaiiptetermaassenvon  der  Verwaltung  nnriehtig  angewandten 
Rechts.  Der  Aubiingung  solcher  Klagen  kann  nur  natürlich  anch 
hier  der  Beschwerdeweg  bei  den  Verwaitnngsbehördrn  selbst 
vorangehen^  welche  letzteren  ausserdem  selbstverständlich  auch  hier 
bei  Gesuchen  um  Erlass  oder  Ermässigung  ans  Billigkeitsgrflnden 
competent  sind. 

S.  die  l>esondcis  klaro  I):u-t> Htm«;  dieser  Dinge  und  des  Unterschieds  bi  i  den 
geiiaiintcn  Stcucrgruppen  in  Vi  t;  »es  I,  91  fr.,  106  tf.,  2S:i  iW,  id'»  tt.  Fmier 
Pradier-Fodcrc,  droit  adniiuistratif  7.  ed.,  p.  380.  0.  Mayer,  i'ranzös.  V'ervr. 
recht  S.  84,  128  ,  392  (mit  den  Citaten  der  aasfilhrlichen  Erörterung  dkeer  Pniicte 
in  der  französ.  vcrwaltung'srechtlichen  Fachliteratur,  bes.  in  Dufonr,  traitö  g''in'*r.). 
Block,  dict.  Art.  contaib.  dir.  No.  219 — 253.  Perroux-Joppen  Jio.  riöy— 47b, 
mit  Beraeksiclitigiini^  der  Yerhältnine  bei  den  einzelnen  directen  Stevern. 

§.  182.  3.  Erhebung  and  Zwangsverfahren.  Ein  fein 
durchgebildetes  verwaltungsrechtliches  Gebiet,  mit  zahlreichen  Einzel- 
bestimmungeii ,  kleineren  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen 
Steuern,  aber  im  Wesentlichen  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Normen 
bei  allen  directen  Steuern. 

a)  Erhebung. 

Die  Jahresschuldigkeit  an  directen  Steuern  wird  jedem 
Steuerpflichtigen  auf  Grund  der  Stenerrolle  besonders  angezeigt 
(„Premier  avertissement'')»  wofür  zur  Kostendeckung  5  Gent, 
erhoben  werden. 

Die  oben  in  der  Uebersiclit  S.  415  genannte  taxe  de  premier  arer- 
tissemcnt.  Im  Etat  wird  der  Ertrag'  dieser  Steuer  besonders  nufirnfahrt :  er  Trar  z.  B. 
für  1S87  auf  616,500  Frcs.  nebst  429,500  Fros.  für  Specialiouds,  zusamiueu  aui' 
1,046.000  Frcs.  veranschlagt,  entsprecliend  einer  Zahl  ron  20.92  Mill.  „Aalittndignngen" 
nnri  7n-nr  allein  bei  den  4  Hanptsteueni.  Bei  den.  kleineren  directen  Stenern  kommt 
die  Tax.j  auch  vor. 

Die  Steucrzcttel  enthalten  die  Betrii^-e  der  einzelnen  ►Steuern, 
in  Hauptsumme  (prineipal)  und  ZuschUlgen  und  nach  den  Be- 
st immungszwecken  der  letzteren  (Itir  Staat,  Departement,  Gemeinde, 
Speeialtonds)  getrennt  ausgewiesen.  Die  Erhebung  erfolgt  gemeinsam 
durch  die  staatlichen  Einnehmer  (percepteurs),  welche  za  diesem 
Behuf  sich  in  jeder  Gemeinde  ohne  ständiges  Steueramt  zu  be- 
stimmten Terminen  einfinden.  Dies  wird  öffentlich  bekannt  gemacht, 
worauf  die  Pflichtigen  die  fällige  Steuer  zum  Einnehmer  zu  bringen 
haben.  Die  Zahlungspflichtigen  sind  die  in  den  Steuerrollen  auf- 
geführten Personen,  bez.  deren  Erben.  Die  Grundsteuer  darf  auch 
statt  vom  Eigenthtlmer  vom  Pachter  oder  Miether  gefordert  und 
umgekehrt  dürfen  fttr  ihre  Zahlung  der  oder  die  Pächter  Tom 
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Kigenthlimcr,  mit  gewissen  Beschränkungen,  dclegirt  werden,  wobei 
aber  der  Eigenthtlmer  eventuell  veihaitet  bleibt.  Die  eigentlich 
von  jedem  „Bewohner"  gesetzlich  schuldige  Thtir-  und  Fenster- 
ßteuer  wird  vom  Eigenthtlmer,  Usufructuar,  Hauptpächter  und 
Haaptmiether  gefordert,  vorbehaltlich  des  —  in  der  Regel  nicht 
formell  ansgellbten  —  Rechts,  die  Steuer  pro  rata  anderen  Pächtern 
und  Miethern  seitens  des  £igenthflmer8  u.  s.  w.  anzurechnen.  Die 
sämmtlichen  directen  Steuern  werden  regelmässig  in  Monatsraten 
föUig  und  werden  so  erhoben,  gesetzlich  und  factisch  jetzt  am 
ersten  des  folgenden  Monats  fUr  den  verflossenen  Monat,  wobei 
Vorauszahlung  mehrerer  Monatsraten  oder  der  ganzen  Jahres* 
sehnldigkeit  zulässig  ist,  doch  ohne  Anspruch  auf  Discont. 

üebrigcns  kann  in  Aasnahmefilllen  zur  Sicherung  des  Fisctis.  z  B.  bei  Hansircrn, 
Failliteo,  Ortsdomicil  Wocbselnden  ^so  bei  der  Personal-  und  Wobnungssteoer),  die 
ZaUnng'  äa  ganzeo  JahresBchaM^keit.  bez.  des  Rests  daroa  aof  eininal  mlaagt 
werden.  Die  „Jahrcszwölftel"  oder  Monatsraten  der  dircclcn  Steuern  sind  luicli  staats- 
reclitlich,  z.  B.  ftir  die  Üadgetbovilligung,  und  statistisch,  für  Vcrglcicbungcn  liia- 
sicbdich  des  Stenereingangs  unter  dem  Einflass  der  wirthscliRfUicben  vnd  politiscbea 
Lage,  wichtig  (MonatsUbcrsichten  im  Bull,  statist.).  S.  über  die  Steuererhebung  das 
weitere  reiche  Detail  der  Vorschriften  in  Perron x-J oppen,  Ko.  479  ff.»  500 — 53T 
und  Block,  dict.  contr.  dir.  N©.  254 — 265.   Vignos.  I,  95  ff. 

b)  ZwangsTerfahren. 

Die  Vorschrirten  darüber  tragen  in  ihrer  Schärfe  das  Gepräge 
der  Zeit,  in  der  sie  entstanden  sind,  der  späteren  Jahre  der  ersten 
Revolution,  wo  man  nach  den  üblen  Erfahrungen  der  voraus- 
gegangenen Zeit  die  Notliwendigkeit  strengerer  Maassregeln  ira 
fiscalisclien  Interesse  nicht  mehr  verkennen  konnte  uihI  wieder 
wagte,  damit  Ernst  zu  machen,  freilicli  besonders  erst  seit  dem 
Coüsulat  (Gesetz  vom  17.  brum.  V,  Art.  3,  besonders  Consular- Ver- 
ordnung V.  16.  thermid.  VIII  oder  4.  Aup:nst  1800  u.  a.  m.).  Sie 
sind  dann  in  der  Folgezeit  im  Einzelnen  weiter  ausgebildet  (Gesetz 
vom  25.  März  1817,  Reglern,  vom  26.  Aug.  1824,  Reglern,  vom 
21.  Dec.  1839),  aber  vornehmlich  erst  jüngst  durch  das  Oesetz  vom 
9.  Februar  1877,  welches  die  librigens  im  Wesentlichen  in  der 
Praxis  schon  obsolet  gewordene  Einrichtung  der  „Steuerciulicger" 
(garnisaires)  auch  tornieli  beseitigte,  wenigstens  in  diesem  Puncto 
gemildert  worden.  Der  wiclitigc  Fortschritt  in  der  nachrevolutionllren 
Periode  gegenüber  dem  harten  Zwangsverfahren  des  ancicn  regime 
lag  daher  auch  hier  nicht  sowohl  in  milderen  Grundsätzen,  als 
in  der  Herstellung  einer  strengen  rechtlichen  und  administrativea 
Ordnung  des  Zwangsverfahrens,  auch  seiner  Kosten,  sowie  in  der 
Gewährung  genfiironder  Oautelen  für  die  Steuerpflichtigen  gegen 
Wiilktihr  und  Amtsmissbraaeh  der  £rhebangs-  und  ExeontionBorgane. 


Digitized  by  LiOOgle 


Direete  Steneni.  KvangsferfahTen.  431 

In  dieser  Hinsicht  sind  die  Bestimmungen  des  französisclien  Ver- 
waltoDgareebts  musterhaft.  Die  nicht  zu  leugnende  SchUrfe  mancher 
einzelnen  Bestimmungen  dieses  Reehtsgebiets  ist  aber  bei  Steuern, 
EDmal  bei  directen  Steuern,  nicht  wohl  zu  vermeiden,  wenn  das 
Zieiy  der  richtige,  vollständige  and  möglichst  rechtseitige  Steuer- 
eingang  erreicht  werden  soll. 

üebcr  dio  Vi  rordnuug  von  ISOO  und  die  Weiterbildung  der  bezüglicben  Gesetz- 
gebung (über  „poursuites")  s.  Stourm,  I,  1S2  tf.  Für  alles  Einzelne  Perroux- 
J Oppen,  No.  538— 5S1,  auch  passiin  No.  582—615,  Block  dict.  art.  contr.  dir.  §.  266 
bis  319;  auch  Supplemente,  so  snppl.  gentl-r.  (1S78 — 84),  s.  garnisaire,  p.  216.  Vignes, 
I,  97  fr.  Für  das  Be>chlagnahmepcrfahren  kommen  auch  die  Bestimmungen  des 
Code  de  proci'd.  oiv.  in  Betracht.    Im  Folu.  nd'  ii  nur  die  Grundzuge  des  Systems. 

Steuerpflichtige,  welcbe  nach  Ahlaul'  des  Steuert L-rmiiis,  bez. 
der  Steuerfrist,  d.  h.  10  Tage  nach  ersterem  noch  in  Klicivstand 
mit  Katen  directer  Stenern  sind,  sollen  zuerst  noch  einmal  durch 
den  Steuererheber  kostenfrei  gemahnt  werden,  und  zwar 
mindestens  8  Tage  vor  dem  ersten  Acte  des  \'eii"ahren8,  welcher 
Kosten  machen  kann.  Blieb  diese  Mahnung  ohne  Erfolg,  so  treten 
Zwangsmaassregeln  in  gesetzlich  bestimmter  Reihenfolge  ein, 
welche  durch  Steuerexecutoren  (porteurs  de  contrainte)  ausgeftihrt 
werden.  Die  erste  Zwangsmaassregel  bestand  frfllier  in  der  Ein- 
quartierung von  Stcuereinliegern  (garnisaircs)  in  der  Behausung  des 
rückständigen  Steuerpflichtigen,  wobei  Kost  und  nach  einem  Tarif 
Gebühren  zu  entrichten  waren. 

Es  ^\'urrle  dnbei  Collect  i  v-Einqnartierung'  (garnison  collectire),  durch  Einen 
Einlicger  bei  mehreren  ruckütäudigen  äteuerptiichtigeu ,  unter  Vertheüung  der  Kosteu 
auf  diose,  für  höchstens  10  Tage  in  ein-  und  derselben  Gemeinde,  und  In  di?id  aal -Ein- 
quartierung vgiirnisoii  individuelle)  ihirch  «'in fii  Einlioisr''''  '^'i  Einem  Rückständigen, 
der  mindestens  40  Pres,  scbuldotc.  und  für  hüch^tcus  2  Tage  untenichieden.  Das 
genannte  Gesetz  ron  1877  hat  diese  letztere  Einrichtung  formell  und  sachlich  beseitigt 
und  ans  der  orsteren  eine  ^^Mahnnng  mit  Kosten"*  gemacht,  sie  sachlich  aber  belassen. 

Die  zweite,  jetzt  dem  einzelnen  BUckständigen  gegenüber 
die  erste  Zwangsmaassregel  ist  der  Zahlungsbefehl  mit  An- 
drohung von  und  Bereehtigung  zur  Beschlagnahme.  Zwischen 
dieser  und  dem  Befehl  muss  mindestens  eine  Frist  von  3  Tagen 
liegen. 

Die  Beschlagnahme  selbst  darf  nor  die  Mobil iarobjecte  und  die  noch  im 
Felde  stehenden  Früchte  des  Steuerrestanten  umfassen,  mit  c^ewissen  Ansnalimeii  in 
Betreir  einiger  noth wendiger  Gcbraucbsgcgenständo  und  Arbeitsgeräthe.  Das  Im- 
mobiliarvermögen, im  ^uzelnen  das,  was  nach  französischem  Girilrecht  daranter 
fällt,  i>t  von  der  Beschlagnahme  ausgeschlossen.  Die  in  Bi-st  lilaij  p^enouimenen  Objccte 
dtlrfen  nicht  Mher.  als  mindestens  8  Tage  nach  der  ik-ächiagnaiimc  und  nur  auf 
Grund  ein«r  besonderen  ErmSchtignng  dos  Unterpr&fecten  unter  genau  im  Einzelnen 
weiter  vorgeschrinbem'n  Formen  mifl  Cntitelcn  verkauft  worden.  Haftbarkeit  der 
Steuererheber,  im  Falle  die  letzteren  in  den  Kxecutiousmaassregelji  ^'achlässigkeiteu 
oder  Versänrnnisse  begehen,  und  gewisse  Fiscalpririlegien  sichern  ausserdem  aas  fis- 
calische  Interesse  bei  der  Erhebung  der  diiecten  Steuern. 

A..  Wegner,  FiuinwlMeDMbart.  IfL  28 
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Zu  einzelnen  weiteren  Bemerkungen  über  die  in  den  §§.  179— lb2  behandelten 
Paocte  wird  sich  im  Fdgeoden  bei  der  Dantelliing^  der  einzelnen  Stenern  mtoh  Ge^ 
I^^heit  linden. 

§.  183.  4.  Erhebangskosten  (i.  w.  S.).  Dieselben  zerfallen 
in  die  Veranlagangskosten  und  die  eigentlichen  Er- 
hebnngskosten  (i.  e.  S«). 

Zu  den  erstercn  werden  in  Frankreich  wie  in  anderen  l.iiinK'rn  frcwulmlicli  rmr 
die  laufenden,  jährlich  ungefähr  in  demselben  Betrage  sich  wiederholenden,  cin- 
schlieüälich  derjenigen  Kosten,  welche  die  Ev  ideuzhultuag  der  Kataster  hetreil'eu, 
gerechnet.  Genauer  genommen  mttssen  aber  die  eigentlichen  Kataster-  oder 
Katistrirungskosten  auch  dazu  gesetzt  werden,  daher  besonders  die  ersten  Kosten 
der  Anlage  eines  dauernden  Katastern,  also  namentlich  des  Grundstcucr- 
katasters.  Ein  entspreebender  Zinsbetrag  und  streng  genommen  ein  Amorti- 
sation s-  lind  Erncn 0 r u Ii g-s hetra-j:  von  den  Kosten  der  cr?ten  Katasteraalauc  geliürt 
daher  eigentlich  auch  zu  lien  „Yeranlagungskosten"  der  dirccton  Stenern,  was  u.  A. 
bei  der  y  e  r g  1  e  i  c  h  u  n  g  der  gcsammten  Erhebnngskosten  der  renM^iedenen  Stwierartea 
in  demselben  and  in  reischiedenen  L&ndern  m  beachten  ist. 

Die  laufenden  Yeranlagungskosten  lassen  sieh  von  den 
Verwaltnngskosten  der  sftmmilichen  Stenern  nnd  tum  Theil  der 
Finanzen  überhaupt,  besonders  für  den  Centraidienst ,  nicht  ganz 
genau  ausscheiden.  Sie  und  die  einzelnen  Erhebnngskosten  sind 
femer  bei  dem  engen  Zusammenhang,  in  welchem  gerade  in  Frank- 
reich die  direeten  Steuern,  besonders  die  vier  grossen,  stehen,  in  der 
Hauptsache  nur  im  Ganzen  für  die  unter  der  Verwaltung  der 
„DIrection  der  direeten  Steuern''  stehenden  Steuern  (daher  fUr  die 
vier  Hauptsteuem  und  die  denselben  assimilirten  Specialtaxen)  an- 
zugeben, nicht  fKr  jede  einzelne  Steuer.  Da  ausserdem  auf  diesem 
Gebiete  Veränderungen  in  Einzelheiten  der  Verwaltung,  in  der 
Etatisirung  und  Verreehnnng  vorzugehen  pflegen,  wie  das  auch  in 
Frankreich  geschehen  ist,  auch  die  betreffenden  Beamten,  z.  B.  die 
Steuereinnehmer  (percepteurs)  mitunter  noch  andere  Functionen 
ausüben,  so  sind  ganz  genaue  Kostenberechnungen  für  längere 
Perioden  auch  ans  den  Daten  der  Budgets  und  Etats  schwierii;  und 
selbst  von  den  amtlichen  Organen  nur  mit  gewissen  Schul  zun  gen 
für  einzelne  Posten  austuhrbai".  Man  hat  es  daher  doch  nur  mit 
Näherungswert  heu  zu  thnn.  Soweit  die  Kosten  für  sachliche 
und  persönliche  Ausgaben  t  este  sind  (fixirte  Gehalte  u.  s.  w.)  im 
Unterschied  zu  procentweisen  (wiedenim  Erhebungsdienst  der  fran- 
zösischen direeten  Steuern  vorkommenden,  übrigens  nach  degressivem 
Procentsatz  norrairten  Tantiemen),  stellen  sie  sieb  natürlich  mit 
der  Steigerung  der  Steuererträge  relativ  günstiger,  was  man 
auch  in  Frankreich  wahrnimmt.  Da  die  Erhebung  der  Zuschläge 
für  Departeniental-  und  Communalzweeke  durch  die  Staatsverwaltnng 
mit  erl'olgt,  so  müssen  zur  Berechnung  der  relativen  Kosten  die 
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Gesammteiunahmcn  an  directen  Steuern  zum  Vergleich  gezogen 
werden. 

S.  7.  Kaufmann,  S.  260 — 203,  mit  Daten  aus  dem  Budg.  f.  18S1  und  anderen 
stetist.  Daten.  Blockes  dictionn.  AH.  perceptenrs,  p.  1491,  suppl.  g('n^r  ,  p.  856. 
üeneralinstroctioii  A.  Finanzmin.  vom  20.  Joni  1^59.  Gesetz  vom  25.  Juli  1ST9, 
dazu  Miubterial-Verorduunie  vom  6.  August  1S79  und  10.  Februar  läbU  (Ermässigung 
der  'nrnttömetarife  fär  die  Stenerefonebmer  rom  20.  Decembor  1871  und  20.  Noretnber 
18T4\  Die  IViIiicndeii  Daten  alle  aus  <lr'in  Ball.  Manclii^  verl.iii^ren  al)er  /nui  Vrr- 
stäudiiiss  und  zur  Erklärung  der  Berechuuiigsweise  eine  genauere  Erläuterung,  wofür 
Mt  die  angefahrten  Stellen  im  BnIL  2ti  verireisen  ist.  S.  ferner  die  ajemlich  dctail- 
lilte  Kosteiistatistik  f.  1868^1887  in  der  Tabelle  hA  I'aurc,  p.  192  fi'. 

Die  eiL''fMitIichi*n  V eran  1  a ir u  n  rrsk os t ti  ilc-i-  ilirccteii  Steuern  (frais  d'as.-.ieüo') 
wurden  jUngst  durch  eine  eigene  umfassende  statistische  Arbeit  der  Gcucraldirectioii  der 
directen  Steoem  ren  1828  an  zasammengestellt  <6oÜ.  1887,  XXt,  577  ff.).  Sie  beziehen 
sich  auf  die  festen  (iclialtf  uml  gewisse  Indemnitäten  im  Central-  und  im  äusseren 
Dienst,  auf  die  Burcaukosten  der  Directoren,  die  lieisekosten  der  inspectoreu,  die 
heiderlei  Kosten  der  Gontroleure ,  anf  Hilftleistungen  and  nnvorheifesehene  Rosten, 
auf  Kosten  der  Katastcrumschreibungeu  (niiifatioiis),  rnrllich  auf  Druck-  und  Kollen- 
anfertigungs«  und  Anktindigungskosten.  Hierbei  fehlen  also  nicht  bloss  die  cigent- 
liehon  Katasterkosten,  sondern  avch  alle  Kosten  far  die  an  der  Veranlagung  der 
(liri.nten  Steuern  mit  theilnehmendcn  Communal-,  Arromli^srimints-  und  Departements- 
organe, die  sich  nicht  feststellen  lassen.  Auch  beschränkt  sich  jene  Arbeit  auf  Be- 
rechnung der  Kosten  für  die  4  directen  Hanptstenem  (nebst  Zaschlageu),  cinschliosslich 
der  Börsen-  und  Handelskammcrabgabc,  al»^-  ausschliesslich  aller  übrig  ii  a>siuiilirten 
Spocialtaxen.  Die  Kosten  haben  relativ  etwas  abgenommen,  absolut  sind  sie  um 
70— 80"/„  seit  1823  gestiegen.  In  Procentcn  der  Einnahme  waren  sie  1823  1.13, 
1827  und  1S28  (Max.)  1.2H,  1869  1.01.  1871  1.00,  188r.  0.92  7,/,  ^'i^oliit  1S2;5  3.90, 
18(59  5.80,  1886  T  n  »  Mill.  Frcs.,  die  Einnahmen  bez.  343.6,  526.2,  768  Ü  Mili.  Frcs. 
VVtlrde  man  auch  nur  die  4"/^  Zinsen  der  Kosten  des  (irundstoucrkatasters,  ohne 
einen  Ansatz  für  AmoitisatiODSko^t' u  des  letzteren,  hinzuschlagen,  mit  ca.  6MÜ1.  Vtes., 
80  Stiege  der  Procentsatz  um  ca.       oder  auf  gegenwärtig  ca.  1.7l7o- 

Die  eigentlichen  Erhcbungskosten  (L  e.  S.)  bestehen  bei  den  directen 
Stenern  romehmllch  atis  den  Bezügen  der  Einnehmer  (perceptetirs\  'Diese  Bezüge 
setzen  sich  zusammen  aus  Ideineren  festen  Provisionen  für  jeden  Artikel  der 
Steaerrollen  und  aus  proportionalen  Provisionen  nach  dem  Betrag  der  Köllen 
gemäss  eines  mit  dem  Betrage  abnehmenden  Tarifs,  wozu  dann  noch  37o  Tantieme  vom 
Betingeder  Comraunalauf  lagen,  Börsen-  und  Handelskanimcrauflage,  von  den  assimilirten 
Taxen  und  den  Gcldsfi  afen  kommen.  Die  Zahl  der  Einnehmer  ist  jetzt  5265.  Die  neuer- 
liclicn  Ermassignngeii  der  Proportionalprovisioncn  ergeben  sich  aus  der  Abiuilmic  des 
Pio  entsatzes  dieser  Tantiemen  von  den  zu  erhebenden  Betrügen.  Ausserdem  gehören 
hierher  die  Beiträge  des  Staats  zu  den  Kosten  für  die  ZwangsbcitfRihnng  (indem- 
nites  et  secours  au.\  porteurs  de  contrainte),  (in  den  letzten  Jahren  ca.  469.000  Frcs.). 
dann  die  Kosten  für  die  Einziehung  ron  Geldstrafen  u.  dgl.  (ca.  400,000  Frcs.) 
und  Tnt  rstntznngsbeiträgc  fUr  die  Einnehmer  und  deren  Angehörige 
(ca.  200,000  Fro8.\  Die  Bezüge  der  Einnehmer  (exci.  derjenigen  für  Com- 
mnnakroflagen)  waren  nach  den  definitiven  Crcditcn  1872  11.87,  1S74  (Maz.)  12.40, 
IS75  11. Sri.  12,  18S4  11.70  Mill,  Frcs.  oder  in  Procenten  der  Summen  in  den 

Hollen  in  denselben  Jalirc«  bez.  2.3S8,  2.202,  1.902,  2.008,  1,91 8%.  w^o^«  noch 
ca.  4.5  Mili.  Frcs.  BezQge  von  Commnnalauf lagen  Irommen,  so  dass  sich  der  Procent« 
Satz  auf  ca.  2  0.*!  ■r]ii''ilit  (Bull.  XIX,  272).  Einschli' sslinh  der  drei  anderen  vor- 
genannten kleinen  Posten  (nach  Faure,  p.  194)  sind  demnach  die  eigentlichen  Er- 
hebvngskosten  ca.  12.77  Mill.  oder  ca.  2.08,  mit  den  CommvnalbezQgen  ca.  2.81%. 

Die  Erht  bu  iigskosten  im  weiteren  Sinne  (Yoranlagnngs-  und  eigentliche 
Erliei>im;;sl<osten  ,  aber  ohne  erstmalige  Katastofkosten ,  betrogen  nach  diesen  Berech' 
nuugen  ca.  3,  bez.  3.73  "/o* 

Hiermit  stimmen  andere  amtliche  Berechnungen,  wie  sie  dio  Gooeraldirection 

(lor  romptaldlitr  jHibli'iue  von  Zeit  zu  Zeit  angestellt  hat,  ziemlich  genau  Uberein 
(Bull.  XVI,  15,  und  1,  125).    Wie  daselbst  näher  im  Einzelnen  zilfermässig  begründet 
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wird,  ▼aien  die  Erhebnngskosten  im  weiteren  Sinoe  far  die  directen  Stonen  und 
die  anderen  grossen  SteQei|nii]>pen  folgende  in  */o  ^^^^  Ertrags  . 

Iä2b      läTü  18&4 
Sirecte  Stenern  5.1       8.5  S.7 

Eurcgistrcmcnt,  Stempel,  Domüuen     5.2        2.5  2.2 

ZöUe  und  SaIz  16.2      10.2  7.7 

Indirecte  Stenern   13.0       8.7  4.0 

Bei  den  directen  Steuern  sind  hier  die  Spccialtaxcn  einbcgrißen,  ohne  dieselben 
stellen  sich  die  Kosten  etwas  günstiger.  So  in  1SS4  filr  die  directen  Haaptsteucrn 
allein  (incl.  alle  Zuschläge)  auf  HAO'%.  Eigentliche  Voranlagangskostcn  T.81 ,  Er- 
hebnngskosten  i.  e.  S.  11.40.  de.s<^leidiett  fir  die  Coinmnnalauf lagen  4.52,  Indemnitttt 
der  portt  Tirs  de  contrainte  0.44  Mill.,  zosammeu  '24M  Mill.  Fi\:?.  bri  710.14  ^Till  Frcs. 
Ertrag.  -  Für  die  assiinilirtcn  Spccialtaxcn  (.todtc  Hand,  IJcigwcrkc,  W  agen  und  Plcrde, 
Billards,  (jesellschaften)  werden  die  Kosten  auf  1.202  ilill.  Frcs.  (594,000  für  Vor- 
valtung,  tifi^.OOO  für  Erhebung)  odt-r  auf  5.75%  l)erechnet  (Ertrag-  21.9S  Mill.  Frcs.\ 

Die  vuiireüiiche  formelle  Ordnung  des  Erhebungsdienstes  der  directeo 
Steuern  ergiebt  sich  aus  dem  prompten  Eingang  der  falligen  Steuern,  aus  den 
L'-cvrilKil'n  ]i  I  r1ii>)»lichen  Vo  r au  sza hl  u  n  u c  ii  auf  nnch  nicht  fällige  Moiiat*nteii  oder 
ZwOlttel  und  aus  den  luääüigeu  Ko:>ten  für  die  lieitreibuug  der  KUckständc. 
Aneh  darftber  liefen  lelirreicne  statistische  Znsammonstellanjy^en  ror  (so  fOr  1815 — 84 
im  Bull.  X\"ir.  112  ff.),  ans  dmcii  Ii  ■rr^tri.' -lit.  da.«;-  bis  IS.'jO  die  Rfirkständc,  seitdem 
die  V  orauszohluugen  am  Jabrcsächluss  uberwiegen,  und  in  politisch  unruhigen  Jahren 
sich  das  YerhiUtniss  wieder  umdreht.  So  war  in  Procenten  einer  Monatsrate 
am  Jahresschluss  ruckständig  lsl5  S7,  sich  vcrmiml md  bis  1S24,  hier  nur  noch  (>, 
IbaO  wieder  51,  1S31  142,  IHl  .34,  Ibib  124,  ii»49  6»,  1650  Ü,5,  ISiO  71, 
1S71  33 7o,  dagegen  anticipatir  gezahlt  1851  5,  später  meist  einige  60,  1869  62, 
1872  31,  1884  ü2"/„-  DitJ  Kosten  der  Eintreibung  waren  auf  1000  Frcs.  IS47 
1.97,  Ibis  S.35,  1849  4.29,  IbäÜ  3.3S,  allmählich  herab  auf  1.2S~1.36  vor  dem 
letzten  Kriege,  auch  1810—71  nicht  höher,  1872  dagegen  1.91,  1S81  (Min.)  1.71, 
1884  1.^2  '^'!^,  also  darchweg  etwas  höher  als  ?or  dem  Kriege,  was  doch  steigenden 
Druclc  andeutet. 

2.  Die  vier  diii  i  tcu  llauptstcucrn. 
a.  Die  (Jrundsteuer. 

Gesetzgr  bii  II g  i  Hauptgesetze  .  üecret  vum  23,  N'iV(-!nb<^r.  1.  Deceniber  1790-. 
alle  Hauptbestinuuuiigcn  zu.saninicnfa.s.st:udus,  dadurch  formell  rechtlich  zur  dehuitivun 
(Irundlage  gewordenes  Oesetz  v.  3.  liimaiTo  YII  (23.  Korember  1798) ,  zugldch  eine 
r.iilifiration  der  R<'L;!''inniit.s  ii.  dul.  ICita-t^rn^escf z  vom  15.,  25.  Sept()tnber  1S07. 
Uecueil  methodi4Uc  der  Gesetze,  Kegiements,  Instructionen  u.  s.  v.  aber  Kataster 
(amdich)  von  1811.  Gesetz  vom  81.  Jnli  1821  (Beschränkung  des  Katasters  aof  die 
Hennf/.ntii;  bei  iL  r  l\i  ])ar{iiion  innerhalb  der  Gemcimb ).  Mrsrfz  vniii  29.  Juli  ISSl 
(Thtiliing  der  Grundsteuer  iu  die  voa.  proprict6s  non  bäties  und  büties).  —  Porroux- 
Juppen,  No.  18—16,  160 — 264,  859—409.  Block,  dict.  Art.  cadastre  u.  contrib. 
directes. 

Literatur.  XH bliographie  eb.  p.  309,  673.  Stourm,  I,  ch.  5  u.  6  (p.  124 
bis  220):  Vigne»,  I,  25—39;  y.  Hock,  S.  138—144;  T.  Kaufmann,  S.  165  bis 
191.  Statistik  u.  dgl.  bes.  im  Bull.,  so  über  den  „livre  terrier  du  cadastre"  XVII, 
013;  Eiu|Ut"te  von  IS.'il  iiber  (iiundoiiikünffe,  VI,  110,  185,  24S;  neuslt:  Ea*|U<'te  von 
1880  tf..  VI,  70,  317.  .X'III,  129.  283,  419.  .570,  G85,  XIV,  35,  XVI.  273.  Ferner 
XIII,  416  (Theilnng  der  Grundsteuer  n.  a.  m. 

Ucber  die  mod^^rne  Grundsteuer  überhaupt  ä.  meinen  Aa&atz  in  Schdnberg  tt 
Handbuch,  2.  Aul! ,  III.  230—250. 

§.  184.  1.  Character,  Repartition  und  locale  Contio- 
j^entc.  Die  französische  Gniiidsteuer  ist  eine  allgemeine  Er- 
t  r  a ;!j  8 1  c  u  e  r  d e  .<  ^- c  s  a  iii  m  t  c  u  (i  r  u  ii  d  u  n  d  Bodens,  eiii- 
öchliesslich  desjeuigeU;  auf  welchem  Gebäude  errichtet  sind,  und 
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zwar  nach  dem  Princip  der  Kepartitionssteuer  und  des 
Pareellar-Reiuertragskatasters.  Sie  trifft  ausserdem  die 
Gebäude  auch  nach  ihrem  Ertrage,  enthält  also  in  doppelter 
Hinsicht  eine  Gebäudesteuer  in  sich  (§.  187). 

Nach  der  ursprünglichen  Idee  der  Gesetzgebung  in  der 
Revolutionszeit  sollte  sie,  wie  bemerkt  (§.  168),  die  hauptsäcbiiohe 
direete  Steuer  sein  und  an  die  Stelle  der  aufgehobenen  Steuern  des 
ancien  regime,  besonders  der  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  aaeb 
der  Zehnten  treten.  Im  Unterschied  von  diesen  älteren  directen 
Stenern  sollte  sie  nach  dem  ersten  Hanptgesetz  vom  1.  Deeember 
1790  nnr  keinerlei  reale  nnd  personale  Exemtionen  gestatten, 
möglichst  genan  und  gleichmässig  den  Reinertrag  des  Bodens, 
d.  h.  deigenigen  Tfaeil  des  Rohertrags,  welcher  „naeh  Abzug  von 
Gnltor-,  Saat-,  Ernte-  nnd  Unterhaltungskosten  tibrig  bleibe^', 
treffen,  im  SteaersoU  jährlich  nach  dem  Bedarf  festgestellt,  zunächst 
auf  240  MilK  L.,  und  diese  Summe  dann  nach  dem  Reinertrag  auf 
die  einzelnen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staatsgebiets  bis  herab 
auf  die  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  einzelnen  Gmnd- 
besitzungen,  daher  als  Repartitionssteuer,  aufgetheilt  werden.  Die 
Prineipien  der  „Allgemeinheit^  und  ,,Gleichmäs8igkeit",  die  „Staats- 
büigerlichen  Gerecbtigkeitsprincipien'^;  diejenigen  der  „Wahl  der 
richtigen  Steuerquelle",  nämlich  des  als  einzelwlrtbschaftlicher  Rein- 
ertrag vom  Gesetz  bestimmten  Theils  des  Rohertrags ,  und  der 
^,Wahl  der  richtigen  Stenerart*',  der  Steuer  vom  Bodenreinertrag, 
auch  der  Grundsatz  der  ,,fcsten  Bestimmtheit"  waren  so  derLei^ 
Stern,  während  in  der  Festsetzung  des  erforderlichen  Steuersolls 
das  liuanzielle  oder  Staatsinteresse,  dem  „finanzpolitischen"  Princip 
der  Besteuerung  gemäss,  wahrgenommen  wurde  (Fin.  II,  S.  220 
bis  3UUj.  Die  KeststclJuii^^  ciucs  iudividucUen  ►Steueniiaxiinuiiiji 
(Vs  vom  Keiiicrtrap:,  später  V/,;),  in  dem  iSiune,  dass  ein  Grund- 
besitzer, wek'Lcr  durch  die  au%ele^te  iicpurtitionsttuote  mehr  als 
diesen  Satz  hätte  zahlen  mlissen ,  eine  entsprechende  Ermässigung 
verlangen  konnte,  sollte  vor  Übermässigem  Steuerdruck  schützen. 
Diese  Bestimmung  ist  jedoch ,  ohne  formell  aufgehoben  worden  zu 
sein,  ein  todter  Buchstabe  gebheben. 

Die  allgemeine  Beurtheihmg  dieser  so  geplanten  Grundsteuer 
unterbleibt  hier,  da  es  sieh  dabei  um  das  allgemeine  Grundsieiier- 
problem,  nicht  um  eine  specitisch  franz?>sische  stenerpolitische  und 
-technische  Frage  handeln  wUrdc.  Gicht  man  einmal  die  Berechtigung 
der  Ertragssteuern  überhaupt  und  der  Grondsteuer  insbesondere  im 
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modernen  Steuersystem,  ferner  auch  die  Berechtigung  zu,  die  Grund- 
steuer durch  die  UOhe  ihres  Fasses  in  dem  Maai^sc,  wie  in  Frank> 
reich,  ergiebig  zu  machen »  so  entsprach  der  französische  Reform- 
plan mit  der  Crrundsteuer  den  Forderungen  richtiger  Steuerpolitik. 

Aber  man  unterschätzte  von  vornherein  die  enormen  tech- 
nischen Schwierigkeiten  der  erforderlichen  ordentlichen 
Bodenkatastrirnng,  nach  der  eine  solche  Grundsteuer  allein 
richtig  durchzuführen  ist  Die  Geschichte  dieser  französischen 
Steuer  hat  den  Beweis  geliefert,  dass  auch  das  richtig  gestellte 
Grundsteuerprohlem  schlechterdings  nur  sehr  maugclhaft  gelöst 
werden  kann.  Namentlich  das  Hauptziel,  die  gleichmässigc 
Besteuerung  des  Bodenreinertrags,  ist  trotz  aller  Bemühungen  und 
Kosten  nicht  entfernt  genügend  erreicht  worden. 

Hierzu  kam  dann  noch  eine  besondere  Schwierigkeit  in  den 
damaligen  Verhältnissen  Frankreichs,  welche  man  gleichfalls  von 
vornherein  nicht  gebührend  gewürdigt  hat.  Die  Erhebung  einer 
solchen  neuen  Grundsteuer  hätte  die  vorausgehende  ^elun<:ceiie 
Bodenkatastiirung  bediugt,  um  alsdann  erst  die  Kcp;uütion  der 
aufzubringenden  Öteuersuniine  richtig  durchführen  zu  können. 
Allein  eine  solche  Katastrirung  war  iu  einem  grossen  Staate  ein 
langwieriges  und  kostspieliges  Werk.  Man  fasste  sie  zwar  gleich 
Anfangs  ins  Auge,  gelangte  al)er  in  der  licvolutionszeit  lauge  nicht 
einmal  zur  endgiltigen  Wahl  des  Katasterprin('ij)S,  und  als  dies  dann 
im  Frincip  des  Parcell a  r k  a ta s t  e  r s  nngcinnnnicn  war  (1807), 
dauerte  die  Ausführung  des  Katasterwerks  noeh  manche  Jahrzehnte. 
Natürlich  konnte  die  Staatscasse  nicht  auf  den  Ertrag  der  neuen 
Steuer  warten,  naehdem  man  einmal  übereilt  die  alten  .Steuern  der 
friilieren  Periode  aufgehoben  hatte.  So  half  man  sieb  mit  dem  in 
solcher  Lage  unvermeidlichen,  aber  an  sieh  unricbtigen  Auskunfts- 
mittel, im  Wcsent  lieb  eil  doeb  nach  den  alten  Katastern 
n  n  d  11  a  e  h  den  V]  r  t  r  äg  c  n  der  zu  ersetze  ii  den  8 1  e  u  c  r  n 
mit  gewissen  angemessen  erscheinenden  Umänderungen 
die  iSteuersu mme  zu  vertheilen  uud  so  die  Steuercontin- 
gente  der  neuen  Verwaltungsabtheilungen^  der  DepartemcntSi 
Arrondissements  und  Gemeinden  zu  bilden. 

Als  sich  diesi;  IJoiiartition  dann  vielfach  unzulänglich,  namentlich  iiii^^I-ii-h- 
niäitsig  erwic^ä  und  auch  die  allmählich  fertig  werdondott  KaUtölcrcrgcbniriüc  solche 
UnfflcicJunissigkeiten  in  der  Steuerbetastanp  der  verschiedenen  Landestheilo  zeigten, 
ciäcliicncn  Ycräiui.  riiiii^cn  der  Kepartitiou  ;j;e)joten.  wurden  von  d>'ü  ubcrlastoten  oder 
sich  für  Ubcrlaütut  haltcndeu  Landoüthoilvn  eifrig  verlangt,  auch  von  Kcgicrung  und 
Pariameut  öfters  erwogen  und  mehrmals Torgenommen.  Aueia  eiusichcrer  Maass- 
tttab  dafür  fehlte.   Nach  mehr  oder  ureniger  xnverllbiiigea  Anhaltstpunctou  erwog 
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oder  traf  man  Aenderuug^on ,  wohl  iu  dos  geboteuen  Eichtaog,  aber  ohne  geattgendo 

(itiwisäbcit  des  richtigen  Maasses. 

Nach  V'ollendimg  des  Katasters  hätte  dann  nahe  gelegen, 
wie  die  Individualrepai  tition  in  den  Gemeinden,  welche  so 
geschieht,  so  auch  die  Feststellung  der  Gemeinde-,  Arründissements- 
und  DepartemeutscoDtiugente  nach  dem  Kataster  vorzunehmen. 
Allein  die  Ergebnisse  der  Erti  aG:s-Katastriruug  konnten  dafür  wieder 
nicht  als  zuverlässig  genug  gelten  und  die  Veräudcrniii:;en  der 
Contingente,  welche  bei  diesem  Vorirehen  haften  stattfinden  mtlsscn, 
erschienen  gegenüber  der  bereits  wieder  cingebUri!:erten  bisherigen 
Kepartition  —  ein  Analogen  zu  den  ehemaligen  Steuercontingentcn 
des  ständisehen  .Staats  (s.  z.  B.  §.  47  oben),  wo  jede  einmal  ein- 
gebürgerte Kepartition  auch  immer  bald  als  ,,w"ol]ler\vorbenes 
Kecht"  der  Interessenten  und  jede  Veränderung  daran  als  Ver- 
letzung dieses  „Rechts''  galt  —  zu  einschneidend,  um  sie  zumal 
bei  der  zweifelhaften  Brauchbarkeit  der  Katastrirangen  für  eine 
gleiehmässigc  Einschätzung,  rornehmeD  zu  dürfen.  So  ist  es  denn 
im  Wesentlichen  beim  Alten  geblieben  und  das  vollendete 
Kataster  wird  für  die  Feststellung  der  localen  Contin- 
gente, der  Gemeinden,  Arrondissements  nnd  Departe- 
ments nicht  benutzt. 

Ohne  umfassende  nnd  eingreifende,  auch  in  nicht  zu  langen 
Perioden  erfolgende  Revisionen,  wie  sie  das  franzöBische  Gesetz 
zwar  in  Aussicht  nimmt,  aber  nicht  durchgeführt  hat,  moss  ohne- 
dem selbst  eine  anfönglieh  gelungene  nnd  gleiehmässigeKatastrimng, 
zumal  der  Erträge  (aber  auch  der  Grundwerthe)  im  Lanfe  der  Zeit 
und  Tollends  unter  den  gegenwärtigen  so  rasch  wechselnden 
dkonomisehen,  technischen  und  GommunicationsYerhältnisseu  immer 
wieder  bald  unrichtig  und  gegenflber  den  Thatsachen  der  Wirklich- 
keit local  in  ganz  yerschiedenem  Grade  ungleichmässig  werden. 

Fehlt  08  zu  der  genauen  Bera^ang  dieser  Yei&nderangen  anch  wieder  an 

völlig'  /.uvcrl;bsig:''ri  Aiihaltspnnrt'^ii ,  so  katm  man  doch  (Ho  im  fäli  ro  Unglcicli- 
jnääüigkeit  der  Eutwicklaug  fcstütcUcu.  In  i'Yankreicli  sind  rcichlicLe  Erfahraugen 
in  dieser  Hinsicht  gemacht  worden,  welche  die  Grandsteaerkatastrirong  im  Ganzen 
un^iiiistig  licintlioilfii  l;is=,on ,  und  zwar  nicht,  weufii  oincs  falschen  Princips  oder 
maagelhaftor  Durcbfuhruug  der  Arbeiten,  sondern  wcgcu  solcher  Yerh&ltniäse,  die  iia 
Wesen  der  Sache,  im  Problem  selbst,  liegen.  Auch  die  geraume  Zeit, 
welche  die  Katastriruiig  eines  Liiossieii  Landes  erlieischt,  und  die  unvermeidliche, 
schon  anfängliche  Unglcic hni ässigkeit  in  der  Ausführung  der  Arbeiten,  bei 
den  Bonitirungen,  Ertragsschätiiuagcu  u.  8.  w.,  bedingen  neue  grosse  Kängel,  derent« 
wegen  auch  gleich  nach  Vollendung  eines  solchen  Katasters  die  Ergebnisse  desselben 
ungicichmässig  sind,  wie  sich  in  Frankreich  ebenfalls  gezeigt  hat. 

Einige  speciftsche  Mängel  der  französisciieu  Grundsteuer  er- 
lUären  sieh  allerdings  aus  dem  Phncip  des  Parceliarkatasters  und 
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des  Er  trag  skataste  rs.  Aber  zur  Wahl  dieser  beiden  Kataster- 
principien  statt  eines  (Juls  uud  eines  Wtrilikatasters  war  man,  in 
einem  grösseren  Lande  zumal,  doch  wohl  mit  Hecht  i^elausrt,  in 
Betretf  des  ersteren  Frincips  auch  nach  vergeblii  h 'n  anderweiten 
Versuchen  (§.  186).  Bei  den  genannten  beiden  anderen  Kataster- 
principien  wären  die  Fehlerquellen  wohl  noch  reichlicher  i^eflossen, 
und  für  genügende  Werthkatastrirung  würde  es  auch  vermuthlich 
an  brauchbarem  Material  in  Kaufpreisen  u.  dgl.  mehr  gefehlt 
haben  (§.  190). 

Prttfangen  dor  Ergebnisse  des  Farcellar -£rtragäkatas>ters  an  Kauf-  und 
Paclitproisen  «nd  an  Daten  ans  Gründl. ferlit^eschiiften  u.  s.  w  sind  wiederholt 
crfulf^t;  uad  danach  sind  Koctificatioucn  der  ('untiiii^outc  voi^ eschiagen  und  mui 
Thcil  auägiifiiUrt  worden.  Aber  die  Präge  blieb  und  hW.M  Mich  hier  immer  wieder: 
ob,  wie  Aveit.  wann,  xro  man  mit  Zuverlässigkeit  nach  solchen  Daten  aus  dem 
Verkchrslebea  selbst  die  üloichmässigkeit  der  tiruudsteuor  verbürgen  kann. 
Eben  dieser  berechtigte  Zw^eifol  stellt  sich  auch  immer  grösseren  und  aUgemeiiieren 
Ver  .Inder  unecn  einer  einmal  bestehenden  Grundsteuer  -  Rcpartition  entgegen:  es  ist 
eben  fraglich,  wie  weit  diese  Yeränderungeu  wirkhch  wahre  „Rectificationen" 
sein  wttraen.  Noch  jtiogst  hat  eine  franzf^sche  Enqudte  för  die  Frage  der  Repaiü> 
tions- Veränderung  viel  interessantes  Material  hen'oriii^fordt  rf.  fKinig;e  Daten  rhiraus 
im  folgenden  Faragrapbea).  Aber  der  Benutzaug  desselben  far  den  practischeu  Zweck 
selbst  steht  man  doch  mit  Recht  sehr  zaghaft  gegenüber.  Das  Bedenken,  dass  eine 
grössere  Verändern  Iii;:  der  Contingrute  zudem  leicht  uiehr  oder  wcnig'cr  auf  den  BiHlea- 
werth  selbst  einwirken  könne,  verlangt  dabei  ausserdem  seine  Beachtung  und  recht- 
fertigt noaes  ZOgem  mit  oder  selbst  Abstehen  von  einer  RectUication  der  alten 
GoD&igente. 

§.  185.  Alle  diese  VerhältnisBe  erklären  eiDige  zunSebst  anf- 
fällige  Thatsaehen  der  Geschichte  der  modernen  französischen 
Grundsteuer,  Thatsaehen,  von  welchen  die  Finanzwissenschaft  für 
ihre  Stellung  zur  Grundsteuer  überhaupt  Act  zu  nehmen  hat. 

So  hat  die  ursprüngliche  iiauptsumme  (principal)  des 
Grundstcucrcontingents  des  ganzen  Staats  erhebliche  Herab- 
setzungen erfahren,  weil  man  aut  diese  Weise  noch  am  Besten 
die  geboten  erseheinenden  Erleichterungen  einiger  Landestheile 
glaubte  lierbeitülireu  zu  künuen  und  eben  nicht  wagte,  dem  Wesen 
der  Repartitionsstcucr  gemäss,  die  so  abgenommenen  Summen 
auf  die  anderen  Landestheile  autzulegen.  Auf  diese  Weise  ist  das 
Priucipalcontiugeut  seit  geraumer  Zeit  (182  Ij  aber  im  Wesent- 
lichen thatsächlieh  stabil  geworden,  gegen  die  Natur  jeder  Steuer, 
auch  gegen  die  ur.sjn  iingliche  Absicht  des  Gesetzgebers  und  im 
vollen  Gegensatz  zur  Entwicklung  des  franz<)sischen  Steuerhedarfs 
und  der  meisten  übrigen,  besonders  der  indirecten  Verbrauchs-  und 
der  Verkehrssteuern,  aber  auch  der  Patentsteuer,  zu  welchen  allen 
die  Grundsteuer  .daher  immer  mehr  in  ein  Missverhllltniss  ge< 
kommen  ist. 
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Mehrfach  haben  z'srnr  Zuschläge  zur  firundstPtitT  in  verschicdoner  Höht  und 
Zeitdauer  auch  für  allgcmeiae  iStaatszwcckc  stattgefuudeo.  Aber  die  weuigstens 
hierdarcli  bedingte  YeränderHchlteit  der  Grandsteuer  ist  mit  dem  nonmehr  seit  lange 
definitiven  Wegfall  dicst-r  Zusiiiläge,  seif  1^5 1,  verscliwuniien.  All.Tdings  mit  unter 
Ein\rirkuag  politisclicr  lutcreäsen,  aber  doch  aacb  iu  der  Eiosicbt,  dass  eiue  üo 
uiiglcichmSssig  verfheilte  Steaer,  wie  die  französische  Grandsteuer,  durch  solche 
Zuschläge  für  :i  11  irem ei» e  Staatszwecke  vollends  ungleichmässig  wird.  Mit  der 
factisclieu  Stabilität  verliert  sich  aber  bei  einer  solchen  Steuer  der  eigeatlicha 
Steaer charactAr  allmühlich  und  tritt  derjenige  einer  Keailast  hervor,  selbst  bei  dem 
franzöHisch(M)  Bepartitiousprincip.  Nar  der  Dinatand,  dass  die  französische  Grund- 
steuer auch  mit  Z  u  s  c  Ii  1  ä  ;j^f^  it  fiir  Departemental-  und  Communalzwccko 
belegt  wird  und  dubs  diese  wccLarln  und  im  Allgemeiucii  ^tcigcu,  vcrliiudert 
die  volle  HinUborbildung  der  Grundsteuer  zu  einer  Kcallast. 

Das  ursprün^'litii  ikk  Ii  oim  r  freilich  sclir  un>ic{icren  statistischen  Schätzung  des 
Boden -Bcinurtrags  von  12u0,  daau  son  1440  Miii.  Livres  auf  Ys«  bez.  auf  V«  hiervon, 
daher  auf  240  Hill.  Livres  festgesetzte  Principalcontingent  woide  wegen  der 
Repartition,  die  man  doch  nicht  vom  Grund  aus  umzuändern  wagte,  zunächst  um 
21,Ü41,üUÜ  Frcs.  im  Jahro  1797  Lerabgüseut,  wobei  die  fUr  aberla^tet  gelteodun 
DepartementiT  ErmSiisigungen  von  25 — 12Voi  die  fttr  richtig  belegt  geltenden  solche 
von  10 Vo«  die  für  bislur  br^s^tinsti^rt  fachenden  sulehc  von  9 — ^°/^^  erhidten  (Gej?etz 
V.  18.  Prarial  V.  oder  6.  Juni  1797).  £iuo  neue,  aber  fur  alle  Departements  gleiche 
Emlssigung  am  10,902,945  Free,  erfolgte  schon  dnrch  Geüets  v.  9.  Yenddm.  VI. 
■Rald  darauf  wiiidrn  die  bisher  mit  besteuerten  und  übermässig  belasteten  National- 
gater,  welche  kciueu  Ertrag  gaben,  steuerfrei,  wodurch  17,659,550  Frcs.  von  dem 
Contingente  fortfielen.  Der  Haapttheil  davon,  IG  Hill.,  ivarde  wieder  zu  Entlastungen 
nach  einer  fdr  die  als  überlastet  {yeltendcu  Departements  proi^rcssiv  püustigcr  werdenden 
Scala  benutzt  (Gesetz  v.  7.  Brum.  VII.  oder  2S.  Oclober  1798).  Eine  ähnliche  Maass- 
rcgel war  die  Befreiung:  der  Staatswälder  von  der  Grundsteuer  {Gesetz  v.  19.  Vent.  IX. 
oder  10.  März  ISül)  und  die  Entlastung  einer  Anzahl  überbürdeter  Departements  um 
pin*»n  lii^  rdurcli  frei  werdenden  Betrag  \on  (5. 102,300  Frcs.  Weitere  Vermindeningen 
erfüllten  lbü4  um  8,434,000,  1805  um  ;_i.()')2.0ii0 ,  1SI9  um  3,97S,000,  1S2I  (Gesetz 
V.  31.  Juli)  um  13,446,12.3  Frcs  ,  wel*  lie  m  verschiedener  Weise  den  Departements 
gut  gebracht  wurden,  theii^  in  lioliercm  Maassc  den  ubeilnstcten .  tlieils  gleichmäseig 
allen.  So  stellte  sich  dai  Principalcontingent  seit  1S21  auf  lö4,ü81,.S51  Frcs.  und 
ist  seitdem  im  Wesentlichen  so  geblieben,  indem  es  nämlich  nur  durch  den  gesetz- 
lichen Zutritt  zur  und  Austritt  von  Grundstücken  aus  der  StcuLriifliciitigkeit  kleinere 
Aenderungen,  etwas  erboblichere  nur  iu  Bctruli'  der  Steuer  von  „bebauten  Grund- 
stttckea'*  erleidet.  (Alle  Daten  aaf  den  Umfoog  Fmnkreiclis  von  181 6  bezogen,  die 
obigen  mei^t  n.icli  Stoinui.  I.  2ul-  210.  S.  auch  Sudre,  I.  309,  35!),  Vianes, 
I,  31).  Nach  cndgiltigor  Aufhebung  der  11"/,  Zuschläge  für  allgüoioiuu  btaatszwecke 
zur  Grundsteuer  von  1851  an  durch  Gesetz  vom  14.  Angnst  1850  ist  das  Grand- 
stcuer-Principalcontingcnt  des  Staats  nur  noch  mit  kleinen  Ziis<  Iilil^en  !Vir  A Unfall  e 
und  Aushilfen  belegt.  Einschliesslich  dieser  Zuschläge  betrug  cä  lb51  163.b9, 
1870  tT5.81, 1871  nach  dem  Verlust  von  Elsass-Lothringen  171.05.1885  181 .4011111. Frcs. 
(Bull.  XX,  220),  also  für  das  heutige  Frankreich  nur  etwa  '*/^  der  ursprunglichen 
Summe  von  240  Mill.  Dazu  traten  aber  allerdings  Departemcntal  -  und  Comniunal- 
Zuschläge  18SS  mit  70.S7,  1851  mit  96  29,  1870  mit  14ti.52,  1885  mit  192.0S  MUl.  Frcs. 
(Bull,  ob.),  so  dass  die  Entlastungen  seitens  des  Staats  durch  diese  Zuschläge  drei- 
fach  tlbertroffcn  werden. 

Abg;esehcn  von  den  erwähnten  Veränderungen  der  Rcpartitxon, 

welche  auch  doch  wieder  unvermeidlich  etwas  wilikührlich  erfolgten, 

ist  demnach  die  ursprüngliche  Kepartition  von  1791  bis 

heute  verblieben.    Damit  hat  man  aber  eigentlicU  nur  die 

Ungleichmässigkeiten  der  Besteuerung  des  ancien  regime 

bis  in  die  G egenwart  h  i  n  ci  n  c  r  ha  Iten. 

Mau  Jtann  u.  A.  in  den  überlasteten  und  unterlasteten  Departemental- Gruppen 
noch  jetzt  die  alte  Eintheilang  Fkankreiehs  in  pays  d'ölection  und  pays  d'ötals  vieder 
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finden,  so  dass  aurli  hh-y  das  „Alte*'  iiiiftT  fhlniier  Tüiiilie  de?  ., Neuen"  liegt 
(biourui,  I,  212,  isarli  den  ijarlauicHtarisclieu  ßcrirhtin  und  Drbaticu  von  1^21). 

Dreimal,  181ö— 1821,  1851— 54  und  1879— sind  grosse 
Enqueten  über  das  Grundeig:cnthnm  (insbesondere  das  „nicht  be- 
baute", d.  b.  ini  Wesentlichen  das  landwirthsehaftliche),  seine  Er- 
träge und  seine  Steuerbelastuii^^  an^-e«tellt  worden,  um  das  Ver- 
liältniss  der  bestehenden  Besteuerung  zu  den  „wirklichen"  Er- 
tragen, bez.  den  dafür  geltenden,  aus  Kauf-  und  Pachtpreisen 
u.  dg),  ni.  ermittelten,  zu  bestimmen  und  eventuell  eine  sichere 
Grundlage  für  eine  neae  Kepartition  oder  Feststellung  der  loealen 
Contingente  zu  gewinnen.  Aber  trotzdem  diese  Untersuchungen 
kaum  denkbare  Ungleicbmässigkeiten  der  ßelastang  ergeben  haben, 
hat  man  doch  nur  in  ganz  beschränktem  Maasse  die  Ergebnisse 
der  ersten  Enquete  von  1818  ff.  zu  einer  Veränderung  der  Repartition 
benutzt  (1821).  In  dem  Dilemma,  dort  ermtaigen  und  hier  erhöhen 
zu  sollen,  wagte  man  nnr  £ratereB  tu  thnn,  nnd  in  geringerem 
Grade,  als  es  den  Untersnobungsergebnissen  entsprochen  h&tte. 
Das  wird  nach  dem  oben  Gesagten  auch  immer  wieder  begreiflich. 
Nach  der  Natur  der  Sache  konnte  den  „Ergebnissen"  eben  docb 
auch  keine  volle  Richtigkeit  beigemessen  weiden.  Der  Vergleich 
der  ErtragsschfttzuDgen  des  Katasters  mit  den  Kauf-  nnd  Pacht- 
preisen  und  den  Daten  anderer  Rechtsgeschäfte  ist  gewiss  inter- 
essant  nnd  giebt  gute  Fingerzeige  fltr  Aendernogen.  Aber  eine 
sichere  Grundlage  für  Repartition  nnd  Katasterrectification  geben 
eben  auch  die  Kauf-  und  Pachtpreise  n.  s.  w.  nicht. 

S.  bes.  Stourm,  I,  211  ff.,  ?on  Hock.  S.  142.  v.  Kaufmann,  S.  177  ffl 
(mit  vielen  Daten  niis  din  Enqn'tenV  }5ull.  Vf,  IK».  I ''.').  2 IS  ul)cr  die  Unter- 
suchung von  1851  (i.  {der  rcsumirende  Bericht  von  Vandal,  aut  den  schon  Hock 
Be/.Qg  nimmt;  der  oindge  von  86  Handscluift- Binden  der  Enqa6to,  trelcher  dew 
Brande  tl's  Kinan/juinisteriums  1^71  i  iifL'-aij^cu  ist),  l'cher  die  neueste  Unter- 
suchung von  ISbü  11.  ä.  Bull,  au  den  oben  S.  434  genannten  Stollcü,  höchst  reich- 
haltige and  interessante  Materialien.  Nur  hieraus  einig«  Daten. 

Die  iii'Hc  Abschatzunf;  des  Ertragrs  der  „nicht  bebautiui"  firundstürkc,  nach  den 
(icädiscu  vom  '6.  August  ISTö  und  d.  August  1S79,  erfolgt«  nach  einer  umfasscudou 
Instmetion  (s.  dieselbe  im  Boll.  VI,  817).  Der  Katastralreinertraf  Ton  803.04  Mill.  Prc«. 
und  der  «  in^^eschat/tf  Krtra^  um  1H."»1  von  1S24.!TI  Mill.  Frcs.  wurde  nach  der  lum  n 
Abschätzung  ?on  ISso  Ii.  auf  2Ü45.51  Mill.  i  rcs..  der  Verkaufsworth  dafür  auf 
ÖI.58  Sfilliardßn  Frcs.  ^Bull.  XTII,  130)  veranschlagt,  also  der  Ertrag  auf  mehr  aU 
das  Dreifache  dts  .  isteren  und  um  457«  mehr  als  der  zweite,  wobei  allerdings 
187fl  die  von  Italien  abgetr-'t'jiu  ii  (Jclti-  t'^  f'iii'^er'  ' Iiutit  .sind,  1S51  fehlen,  was 
aber  das  Ergebniss  wenig  veriindert.  Jm  lüüa.^ti  ri  itra;^  Miid  dicau  üebiete  einge- 
schlossen). Zu  der  ErtragüStdgCfung  hat  diu  ErttagM  rhöhung  der  einzelnen  Cultar- 
arten,  auch  d(  i  Uel»en?ang  von  Grundstücken  in  höhere  Culturarten,  bes.  die  Ver- 
wandlung von  Haide  und  Weiden  in  Ackerland,  Wiesen  und  andere  Culturclassen  bei- 
getragen (Bull,  XIII,  130,  nach  Depart.  eb.  2S2  ff.).  Diese  Ertragssteigerung  l&ttil 
auf  eine  Verminderung  der  Steuer  hinaus,  in  Betrefi"  des  Principals  auf  weniger 
als  die  Fortbewegung  in  der  seit  1791  beständig  zu  verfolgenden  Richtung.  Der 
uisprttngUche  (geplante)  Steuemtz  des  Plindpals  von  20,  bez.  16.67  V«  ^  <ü«  S^^ze 
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Griiii(]>t(  ucr  (incl.  „bebaute"  Gruiidsmckc'i ,  der  durch  die  bis  J>21  erfolgten  Steuer- 
erm^iguugcn  scbou  auf  ca.  I.H9,  bez.  lOJ  gofallou  war,  ist  durch  eiiio  solche  £r- 
tragsontwicklODg  auf  jetzt  etwa,  4"/«  (iminer  nur  für  das  Principal)  gesanken.  (Siehe 
auch  V.  Kaufmann,  S.  ISS  u.  (I.).  E  i  'Icn  „nicht  bebauten"  Grundstücken  allein 
war  der  Steuersatz  nnch  dem  Kaia-ster  11. nach  der  Einschätzung  ia  der  EiKiucte 
von  1851  6.14,  nach  der  von  1S79  4.4«»%  lüull.  XIV,  Vi,  wiederum  IST!)  incl. 
italienische  Dei)artemonts,  was  aber  auch  hier  auf  die  Durchschnittszahl  ohne  sonder- 
lichen Einfluss  ist.  Die  ehcuialiijcn  elsass-Iotliringischen  Dopartemeuts  sind  in  dics'-n 
und  den  obijren  Zahlen  abgerechnet).  Ein  liut.  s  BMSpiel  der  allmählichen  Erleirhtciuug 
und  Quasi -Abwälzung  einer  stabilen  Gruml^t  u  i  dm.  Ii  die  £rtrag!>steigeruu;j^,  welche 
letztere  freilich  wieder  die  mniuiigfachsten  Uräachen  hat,  eine  davon  auch  in  der 
I'rcibbteigerung  der  I'roducte.   (bin,  IL  S.  273). 

Allein  diese  Entwicklang  ist  eben,  wie  vorauszusehen  war  nnd  durch  die  £r- 
p-biiisse  der  Dntersuchunijfn  von  1S51  und  ISTO  üln-rall  bestätigt  woriltn  ist,  >ranz 
uugleic hmäääig  nach  Cuiturartcn  und  Landesthoilea  erfolgt,  so  goguu  dio 
Katastralschätzangen  bis  1851  und  wieder  gegen  dio  Einschätzungen  von  1851  bis 
IST'».  (J.  rade  dadurch  iif  *lit:  (1; iia  lsteucr  selbst  eine  immer  nnirl.'ii'lin  '-re  Last 
geworden.  Das  Maass  dieser  Uuglcichuäüäigkcit  i&t  iu  der  Eu^uöic  von  JsSO  auf 
mancherlei  verschiedene  Weisfe  berechnet  wordeu  (s.  die  angefahrten  Stdlen  im  Boll.). 
Bei  den  Culturgruppen  fOr  den  ganzen  Staat  ergab  sich  Folgendes  (Bali  XIU, 
563;  XIV,  36). 

ISbl  IS80         ^od.— Oq.  "  ,  d.  }'rin<;ipah 

£rtr«s  p.  Ue«t.  in  Pri».  d.  Gmadst«  nach 

e»ehfttaaBgv.!87» 

Grumlstücke  höherer  Art   tJärtcn  ptr.''    119.61         166,06         +38.0  4.80 
Ackerland  u.  ihm  glelchgcsielltos  ^auch 

Boden  der  H&nscr)   42.49         56.74        4-33.5  4.64 

AViesen  u.  dgl   72.60         06.6T        -|-33.I  4.0!» 

Weinlaud  (i9.ä6        129.95        -i-i»7.ä  2.95 

Waldangen   20.18         22.50        +11.5  5.26 

Weiden,  Haid.-  u.  s.  w   4.64  6.12        +31. S  .5.12 

Verschiedene  Cuiturcu   49.10         42.61        —13.2  4.73 

ÄUgem.  Durchschnitt  38.04         52.87       +  38.9  4.49 

Etwas  abweichende  Ergebnüse  nach  dem  Vergleich  der  Verkaufswerthe. 

Per  Hcctar  waren  diese  von  1851  —53  bis  lS7y— S3  um  43.45%  gestiegen,  im  ganzen 
Staate  und  bei  allen  Culturcn  im  Durchschnitt,  mit  Dilfcrejizen  nach  Departements 
von  +  1 40.70  7o  im  Maximum  im  Departement  Allier  (abgt^sehen  vom  Scinedcpartemcnt, 
WO  die  Steigerung  auf  1373.12%  bereclmet  wird)  nnd  +0.0<;%  in  Vaucluse  im 
Minimum,  bez.  sogar  neben  oinor  AVnalimc  in  5  Departements  von  ira  Maximum 
1=>-3S%  (Übcr-Alpeti).    (Bull.  Xlü.        !t.  . 

Eine  „Ausgleich ung"  des  Principuls  d»  r  Departemental-Contingente  nach 
der  Einschätzung  von  1S79  wilrdc  für  die  ]it  li.  li.nntei»"  Gi-undsiurl.-  gegenüber 
der  jetzigen  Kopartition  zur  Aufbringung  de^  bestehenden  üesammtcontingeuts  von 
118,Si53,5SS  l'ic4.  eine  Mehrbelastung  von  41  Departements  um  11.157,464  Pres,  und 
eiiii-  'Miiidcrbelastuug  von  47  Di'pnrfements  um  den  gleichen  Heirag  bedingt  haben. 
Die  Mehrbelaj»tu»g  Ijütrüge  im  Maximum  374.0S'Vo  (Corsicaj  uuU  79.72 Vo  (Audei, 
im  Minimum  0.39 (Loire),  die  Minderbelastung  im  Maximum  37.71  (Oberalpen), 
Im  Minimum  O.Ul%  (Loire  et  Chor)  und  die  verschiodonstOD  Sätze  in  den  dazwischen 
liegenden  Fällen  (Bull.  Xlll,  5S>5  11'.,  XVI,  37  tf.). 

Berücksichtigt  man  vollends  nur  die  Extreme,  so  fand  man  schon  1851  dio 
Minimalb -lasturi^  eines  ganzen  Departements  durch  die  Grundsteuer  (principal*  mit 
3.80,  die  Maximalbelastang  mit  H.lbVo.  also  wie  1  :  2.42  (Bull.  XIV.  40).  Nach  <ler 
Enqut'tc  von  1874  stellten  sich  die  Extreme  noch  stärker  heraus,  nämlich  folgcnder- 
maassen  (Tabelle  XXXI,  Bull.  XIV,  40)  nach  Gebiclsabtheilongcu ,  in  Procenton  der 
Grundbteucr  vom  „wirUichvii"  Ertra•.,^ 

Gemeinden.  Gaatonc.  Arroudisücm.  Departem. 
r    0.19  1.00  0.74  0.95 

4  Minimalbeh^tungen    .   .  \^  ];}^ 

l  0.58  IM  ].91  2.60 
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Gemeiudeti. 

Cantouc. 

Arroitdisäcm. 

Departei 

20.70 

10.32 

7.67 

6.47 

22.57 

10.82 

7.82 

6.67 

29.5» 

11.25 

S.06 

6.80 

\  80.03 

15.57 

9.47 

7.21 

158.1 

15.6 

12.6 

7.6 

:i5.S 

6.7 

4.0 

2.5 

4  Maxiinalbclaätunguu   .    .  . 

Verb.  V.  Mio.  zir  Max.  wie  1 

Vcrh.  fies  Loclisteii  Minimum 
zum  iiitj(l'  i>tea  Maxiuiufii  1 

Man  sioht:  Hoi  k  s  Wort  vor  30  Jahren  (Fiti.  I'iaiilcii  ifhs,  S.  112).  um\  sei 
Uberzcngt,  „es  gäbe  Oepartemeuts,  die  27»  Mal.  und  Ciemeiiidcü,  die  10  Mal  su  hock 
als  andere  besteuert  siDd'%  bezeichnet  jetzt  »ehon  bei  Weitem  nicht  mehr  die  £z« 
treme!  F'reilich  muss  man  immer  wii  der  daran  orinneni.  dass  hier  die  Unrichtitr- 
keit  der  bestebendcn  Gruudüteuervertheüaag  an  dem  scwitis  wieder  recht  u  avoll - 
kommenen  Maassstabe  der  Denen  cnnorischen  Abschitzung  nach  Kauf-  und 
Pachtprciäen  u.  dgl.  m.  bcuicsäen  wird.  In  Wi rklichlceit  können  die  Eztteme 
kleiner,  freilich  aber  in  manchen  Phallen  uuoli  noch  jrrösser  sein. 

Darcli  den  Hinzutritt  der  Zuschläge  fOr  Departeuioutal*  uud  Commuualz«recko 
wird  die  Differeaz  der  Stenerbclaütung  wiedemm  baM  rorkleiiiert,  bald  rergrössert 
werden. 

Jeden lall.s  ergiebt  sich  aus  allen  diesen  und  zahlreichen 
weiteren  Thatsuchen ,  welche  die  letzte  Enquete  hervurgeiördert 
hat,  dass  man  doch  mit  Kecht  Bedenken  tragen  musste,  eine  so 
völlig  ungleich mä ssig  vertheilte  nnd  in  dieser  Hinsicht  be- 
ständig- uiiglc  ichinäss  iger  werdende  bteuer,  wie  die  Grrund- 
steuer,  mit  allgemeinen  und  gleichen  Znschlägen  fdr  die 
Staatscasse  zu  belegen,  selbst  in  den  Finanzuüthcn  und  bei  den 
allgemeinen  Steuererhöhungen  nach  dem  letzten  Kriege.  Mindestens 
hätte  einer  solchen  Maassregcl  erst  eine  S t  e  u  e ra us  gl  e  i c  hu  n  g 
vorangehen  müssen.  Allein  eine  solche  setzte  wieder  eine  zeit- 
raubende und  kostspielige  neue  Katastrirung  oder  doch  wenigstens 
eine  Untersuchung,  wie  die  1879  IT.  vorgenommeiie  voraus.  Jedoch 
auch  die  Ergebnisse  einer  solchen  Operation  waren  sicher  von 
vornherein  wieder  sehr  mangelhatt  und  massten  es  vollends  immer 
bald  wieder  mehr  und  mehr  werden.  Aus  den  französischen  Er- 
fahrungen darf  man  daher  wohl  den  Schluss  ableiten,  dass  auch 
die  modernei  sogen,  „rationelle"  Grundsteuer,  wegen 
ihrer  unvermeidlichen  grossen  und  in  Folge  der  ver- 
sohiedenen  Entwicklung  der  einzelnen  Landestheile 
immer  grösser  werdenden  Ungleichmässigkeit  und 
schon  dadurch  hedingten  Stabilität,  wenigstens  in 
einem  grösseren  Staate,  keine  passende  Staatssteuer 
für  allgemeine  Staatsbedtirfnisse  und  vollends  unge- 
eignet ist,  mit  —  ohne  Willktthr  wieder  kaum  anders  als  gleich 
hoch  zu  stellenden  —  Steuerzusehl&gen  fttr  den  wachsen- 
den Staatsbedarf  belegt  zu  werden. 


Dlgltized  by  Google 


Grundsteuer.   Müugol  derselben.  443 

Nur  durch  beständige,  in  kurzen  Zeitränmen  erfolgende 
und  eingreifende  Revisionen  liesse  sich  diese  Rteiier  für 
die  Deckung  des  Staatsbedarfs  geeigneter  machen.  Aber  solche 
Revisioncu  sind  steuertechuisch,  dann  wegen  des  Kostenj)uncts 
schwer  ausführbar  und  wegen  schwerer  anderweiter  Redenken, 
welche  aus  der  ökonomischen  Natur  des  Grundeigenthums,  be- 
sonders des  ländlichen,  mid  aus  dessen  Bewirthschaftung  folfren, 
zu  beanstanden.  Ist  die  Grundsteuerveranlagung  und  die  Steuer- 
repartition,  wie  in  Frankreich,  aber  einmal  thatsüchlich  längere 
Zeit  unverändert  geblieben,  so  wird  nicht  nur  jede  Kevision 
technisch  immer  schwieriger,  kostspieliger  und  in  ihren  Ij^^ob- 
nis?5en  unsicherer ,  mlisste  sie  nicht  nur  zu  einer  fast  völligen  Er- 
neuerung der  Katastrirung  führen:  sie  schneidet  ausserdem 
in  die  Reinerträge,  die  nach  Abzug  der  neuen  Steuer 
bleiben,  und  dadurch  in  die  Wertbe  des  Grundeigen- 
thiiiDB  80  bedeutend  ein,  dass  man  wieder  kaum  wagen  wird, 
die  Neuvertheilung  der  Steuer  danach  zu  bewerkstelligen.  Die 
französischen  F^nqueten  von  1851  nnd  1879  sind  eben  deshalb  auch 
ohne  praetischen  £rfolg  geblieben. 

Im  Jalire  1 884  Iiat  eine  eigene  Commission  im  Finanzministerium  die  Ergebnisse 
der  Eaqaete  ton  1679,  welche  zaror  in  Uea  Departements  den  (leneralrütlien  vorgelegt 
voTdeD  varen,  zo  prQfen  gehabt.  Die  Gencralrätlie  hatten  sich  im  Allgemeiueu 
günstig  über  die  Genauigkeit  der  Ergebnisse  geäussert.  Beim  Beginn  »Icr  Arbeit 
(1879)  hatte  man  tlbrigens  zur  Beruhigung  der  Bevölkerung  amtlich  versichert,  dass 
die  etwaige  Ausgleichung  der  üngleiclimüssigkeiten  einzig  durch  Kntlastungeu, 
nicht  durch  Erhöhungen  «  rfulgen  kOnne:  viedeium  im  Widerspruch  mit  den  noth« 
wendigen  libcalischen  Anforderungen,  aber  nach  Laee  der  Dinge  und  Inten^ssen  ebenso 
charactcristisch  als  begreiflich.  Im  Ministerium  henichte  Uie  Ansichi,  Uas.s  oline  eine 
gleichzeitige  Itevision  der  Individualrepaititii^n,  daher  des  Parcellatkatastcrs  eine  Aus- 
gleichung aiii'h  iiiclit  wohl  sfaitliaff  sei.  I'.iiuiiso  galt  die  letztere  fiir  störend  für  ili»; 
i)epartemeaiäl  -  und  Gommunaltinauzeu  wegen  des  Zuschlagsysteuis.  Die  genannte 
GoBtralcommission  erklärte  dieHrgehni^e  der  Enqoäte  ron  1879  IT.  far  hin  lau  glich 
zu  VC rl  ä  SS  i  i;.  Der  Antrag  auf  eine  allgemeine  Ausgleichung  wurde  indessen 
abgelehnt,  äliulich,  aus  liscaUschöu  Gründen,  der  eines  Erlasses  von  ll.S  Mill.  Frcs. 
des  Principals  in  den  Uber  den  Durchschnitt  QberUsteten  Departements.  Die  Geni- 
mission pntsrliipd  sich  schliesslirh  dahin,  der  Regiornng  zu  raflien.  (^incn  Thcil  rifs 
Coutlngents  der  „uubuhauten"  (iruudstücke  auf  dasjenige  der  für  weniger  hoch  be- 
stenert  preltenden  „bebauten"  zu  übertragen,  znvor  aber  eine  Rerision  der  Einschätzung 
diS  ..bebauten  Kigentluims*'  vorzunehmen.  Diu  Kosten  dafür  wurden.  Je  nach  der 
Milberucksichliguug  oder  nicht  der  Personal-  und  ALobiUarstoaer  and  der  Thür-  und 
Fenstersteuer  dabei ,  auf  4 — 2  Mili.  Pres.,  die  Zeitdauer  auf  2 — 1  Jahr  veranschlagt. 
Für  die  Enqucte  \on  1 87fl  H.  war  ein  Credit  von  1  Mill.  eröffnet  gewesen.  Bis  jetzt 
ist  es  zu  einer  weiteren  i^ofurm  und  Veränderung  der  Kopartition  und  der  Coniin- 
geute  nicht  gekommen.  Durch  das  Finanzgesetz  vom  8.  Angust  1SS.">,  Art  .514,  wurde  auch 
eine  Avfoaliuie  allen  „bebauten  Eigenthums''  und  Schätzung  seines  virklichen  Mieth- 
werths  angeordm-t  und  dafür  später  ein  Credit  eifjAnet  (ticsetz  yom  8.  Juni  18S7). 
Diese  Anfnahuif  ist  jetzt  im  (iaai;-  und  schreit.  t  rasoh  vor, 

§.  18(1  2.  Katastrirung.  Die  Kotliwendigkeit  einer  allge- 
meinen Bodeukatastrirung  znr  bessereu  Vertheilung  der  alteren 


Dlgitized  by  Google 


444     6<  ^  2.  K.  Stoaerrecht.  1.  H.-A.  2.  A,  Frankreich.  §.  IS6,  187. 


directen,  meist  den  Grandbesita  treffenden  Steuern  (Taille  n.  s.  w.) 
hatte  man  in  Frankreich  sehen  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
aneien  regime  empfunden  und  wiederholt  emstlieher  an  eine  solche 
Operation  gedacht  (§.  59).  Die  poHtisehen,  vorDemlich  in  den 
ständischen  Verhältnissen  liegenden  nnd  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Sache  hinderten  aber  ein  Vorgehen  damit  Durch  die 
Revolution  waren  die  ersteren  beseitigt»  nnr  die  letzteren  geblieben. 
Die  nnrnhigen  Zeitrerhältnisse»  die  dringenden  Finanzbedtlrfnisse 
liessen  es  aber  auch  jetzt  nicht  sobald  zu  einer  so  langwierigen 
und  kostspieligen,  geordnete  ruhige  Verbältnisse  fast  unbedingt 
voraussetzenden  Operation  kommen,  wenn  man  deren  Unenthehr- 
lichkeit  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Durchführung  des  neuen 
Steuersysteme  auch  von  vornherein  nicht  verkannte.  Ueber  paila- 
mentarische  und  legislative  Monologe  in  IktretJ'  der  Kothwendigkeit 
einer  Katastrirung  kam  man  his  zur  Zeit  des  ConsulaLs  nicht 
hinaus.  Erst  hier  begann  die  Ausführung,  anfangs  indessen  nach 
Plänen,  welche  dem  Gedanken  einer  Verkleinerung  und  Verein- 
fachung der  riesigen  Arbeit  entsprungen  waren,  sich  aber  bald  als 
unzureichend  ffir  den  Zweck,  namentlich  flir  die  Gruud.steuer- 
veranlagunir  der  einzelnen  Besitzer  erwiesen  (Katastrinmg  nach 
„Cultur müssen'',  Versuch  einer  Beschränkung  der  Katastrirung 
auf  eine  grJissere  Anzahl,  1900,  Mustergemeinden  und  Anwendung 
der  dabei  f^rlmltenen  Ergeiuiisse  auf  die  übrigen  INjOGO).  Man 
schritt  daher  nach  diesen  vergeblichen,  zeitraubenden  und  immer- 
hin schon  kostsj)ieligen  Vorarbeiten  (20  Mill.  Frcs.)  zur  letzten 
Consc(iuenz,  zur  Katastrirung  der  einzelnen  Pa reellen  (Gesetz 
vom  15.-2').  September  1807).  Eine  Arbeit,  weiche  nur  langsam 
fortschreiten  konnte,  so  dass  beim  Sturz  Napolcon's  I.  erst  V*  von 
Frankreich  yermessen,  katastrirt  war  und  die  ganze  von  den 
späteren  Regierungen  fortgesetzte  Arbeit  im  Wesentlichen  erst  1845, 
vollständig  im  continentalen  Frankreich  erst  1850,  in  Corsica  (bis 
auf  kleine  noch  heute  verbliebene  Ileste)  erst  1858  und  in  den 
neuen  ehemals  italienischen  Departements  noch  gegenwärtig  nicht 
ganz  vollendet  ist.  Die  Kosten  sind  bis  nm  1850  schon  auf 
150  Mill.  Frcs.  berechnet  worden,  also  etwa  auf  den  einjährigen 
Betrag  des  Principalcontingents  (nach  dessen  Reductionen  nach 
1821).  Dieselben  sind  bis  1821  vom  Staate,  seitdem  Itberwiegend 
von  den  Departements  getragen  worden.  Die  ursprUtiglicb  be- 
absichtigte Benutzung  des  Katasters  zur  Vertheilung  der  Grund- 
steuer auch  unter  den  Qemeinden  und  Arrondissements  eines 
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Departements  ist  nach  yerschiedenen ,  nngenligend  ausgefallenen 

Versuchen  nnd  nach  bereits  früher  erfolgter  Bescbränknng  der  Be- 
nutzung des  Katasters  zur  Vertheihing  des  Departementalcontingents 
auf  die  Arrondissements  desselben  Deiiarteiiients  (1813).  dann  des 
Arrondissementscontingentis  auf  die  Cantoue  desselben  Arrondisse- 
ments  (1818)  seit  1S21  definitiv  aufgegeben  worden.  Seitdem  dient 
das  Kataster  auss  eh  Ii  esslieh  zur  Indi  vidualrepartition 
unter  den  Grundst ticken,  bez.  Grundbesitzern  jeder 
Gemeinde  (Gesetz  vom  21.  Juli  1821).  Im  .labre  1850  ward 
den  Gemeinden  das  Kecbt  erlhcilt,  auf  Verlangen  des  lytunicipal- 
raths  und  unter  Beistimnuing  des  departementalen  (.leneralrnths 
auf  U  e  m  ei  nd  ek  Osten  eine  Kevision  oder  Erneuerung  des 
Katasters  vorzunebmen ,  wenn  mindestens  30  Jalire  seit  der 
Katastrirung  verflossen  f^ind.  (Gesetz  vom  7.  Auirnst  1850,  Art.  7). 
Von  diesem  Hechte  ist  iiitbt  besonders  oft  iTebraucb  gemacht 
worden.  Gegen  seine  Anwendung  stemmen  sieb  in  den  Gemeinden 
Ubniiebe  Interessen,  wie  gegen  die  Veränderung  der  locaieu  Cou- 
tingente  selbst 

hcs.  Stotirm,  I,  192—200.  Vignes,  I,  32  ff,,  von  Hock,  S.  IIS  ff.,  von 
Kaofmana,  S.  176,  Blocks  dict.  Art  cadastre.  Bei  dem  Ycrsnch  eines  blossen 
„Ooltannassen- Katasters*^  rermied  man  die  mühsame,  zeitraubende  und  kostspielige 
Abme.ssung  und  Einschätzunir  der  einzelin  n  I'arci  lleii  und  hesrliränkte  sich  auf 
diejenigd  der  im  Zusammenhang  liegenden  analogen  CuUurcu.  Eine  Keukatastnning 
ist  im  Ganzen  zwiscben  1828 — 83  in  2265  Geiiielnden  van  ca.  86.100  erfolgt,  meist 
solclien  mit  stark  zersplittertem  Grandbesitz  (Bull.  XIV.  6(50.  XVI,  182),  sp.  .  icl!  nach 
dem  Ucset2  von  1S50  sogar  nur  io  52b  Gemeinden,  wovon  bei  Weitem  die  meisten 
im  DepMfement  Nord,  wo  die  forteeschiitteoe  Paicdlining  nach  dom  er^toi  Kataster 
0.88,  nach  dem  zweiten  bloss  0.29  Hecttte  pro  FarceUe  und  bez.  2.23  und  1.8$  pro 

Eigeuthümor  erg-ali. 

§.  187.  Die  Katastrirung  selbst  erfolgte  in  Frankreich,  wie 
in  den  meisten  neueren  Gruadstenerkatastrirnngen  nach  dem  System 
des  Parcellar-Reinertrags-  nnd  Class enkatasters  mit  der 
iMTiBchätzung  der  einzelnen  Parcellen  in  die  Bonitätseiassen  jeder 
Culturart  naeh  Typen-Grundstücken.  Sie  bietet  nur  einzelnes 
£igenthttmlicbe ,  wovon  Einiges  in  den  nächsten  §§.  mit  erwähnt 
wird,  während  eine  allgemeine  Darstellung  bier^  unter  Verweisung 
auf  die  allgemeine  Lehre  von  der  modernen  Grundsteuer,  unterbleiben 
kann.  Aueh  auf  eine  specielle  Kritik  braucht  hier  nicht  eingegangen 
SU  werden.  Das  System  hat  auch  in  Frankreich  dieselben  allgemeinen 
Vorzflge  und  Nachtheile  gezeigt  wie  in  anderen  Landen. 

Vgl.  vüriiiaflü"  Dbcr  die  GnincJäteuer  im  Allgemeinen  und  iJier  die  ,,Kataster- 
systemc"  meine  Abb.  dirocte  Steuern  im  Schön berg'schen  Uaudbucb  der  politischen 
Oelconomie,  2.  Aofl./IIT.  SSO  ff..  241  ff.,  «nch  S.  216. 

Ersrhwcrciiil  für  die  Lösung-  dci  Hauiitaufj;abe,  die  richtige,  wenigstens  ver- 
bältnissmässige  Ertragseinsckätzung,  wirkten  wobl  gerade  in  Frankreich 
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manclie  Umstftnde.  So  der,  dass  es  sicli  um  ein  so  grosses  Gebiet  mit  sehr 
versclÜL'<lriicn  Boden-  und  Bcsitzvcrhältiiidseii,  auch  Cultiiren  handelte; 
dass  der  französische  Groiidbeititz  nach  den  Eigeutliumärcrhültnissea  zum  Theil  sehr 
zersplittert  und  die  einzelnen  BesitziiDgen  gewöhnlich  stark  parcellirt  sind, 
daher  dio  Zahl  der  Parcellea  eine  riesige  und  denen  Grfisse  oft  sehr  klein  ist;  dass 
die  Katastrirung  Jahrzehnte  dauerte,  iu  den  rcrschiedctv^n  Landesthoilcn  za 
verschiedener  Zeit  und  von  einem  verschiedenen  technischen  Personal  durchgeführt 
wurde,  was  von  vornherein  Ungleicbmäs^igkciten  aurli  schon  der  ersten  Ertrags- 
»  insc  liätziiii^  bewirluMi  mubstc.  Die  specifischen  Mfttigel,  welche  Jcin  Parcellar- 
iatabter  aus  solchem,  ver^jUchen  mit  einem  freilich  dircct  nicht  wohi  herzustellenden 
„G  utsitatastcr'',  priucipiell  ankleben,  weil  die  Zusammenfasäung  der  Parcellen  Eines 
Besitzers  zu  einer  Besitz-  und  \V irth sc h af t sei n ]t e i  t  iinheaehtct  bleibt,  müssen 
bei  der  französischen  BodenparccUirung  nothwendig  iu  besonderem  Maassc  hervor- 
treten, zumal  bei  der  landwirtbschaftlichen  Haaptcoltiir,  dem  eigentlichen  Feldbau. 
Das  fileiche  wini  von  den  sperifi^fhen  Mänircln  iles  stets  unvermeidlich  ;uif  unsicheren 
Kcchnungs-  und  Schützungsopcraiioncn  beruhenden  Beinen  ragt»  katastora  als 
solchen,  verglichen  mit  dem  Werth-  oder  Verkohrskataster  gelten,  da  die 
Fehleniuellen  bei  crstercm  luif  uirtsscrer  l^arcollinnie-  wohl  progressiv  stärker  weiileii. 
Die  ungemein  viel  iiöh&ren  Einscliätzungszahieu  iu  den  Enqur-ten  von  1851  und  1879  tf. 
gegenüber  den  Katastraleinschätzungcn  legen  dio  Vermnthung  nahe,  dass  die  letzteren 
schon  von  voinin  iein  viel  zu  nieiiiii:  waren;  die  Er(i.ii;>-  und  Werthstcigorung  also 
tbeilweise  wohl  nur  eine  rechuungsmässigo,  keine  wirkliche  ist.  Aber  wie 
sich  die  virklichen  Ertrüge  zu  den  kataiitralen  in  den  ?crschiedeuca  Uegcuden  und 
Einzelfällen  schon  anfangs  verhalten  haben  mögen ,  das  bleibt  unbekannt.  Nur  aus 
der  ganzen  Art  der  Ertragskatastrirung  lässt  sich  schliess-eii.  dass  hier  grosse  Diffe- 
renzen vorhanden  gewesen  sein  werden,  ilaa  wird  daher  iu  der  Aauahmo 
kaum  inen,  dass  die  Grundsteuer,  ertheilung  unter  den  Grundbesitzern 
innerhalb  <ler  Gemeinden  nai  h  dem  Kataster  auch  sehr  grosse  Unulei!  limässig- 
keiten  und  mii  dei  verschiedenen  Entwicklung  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Besitzer 
und  Wirthe  ebenfalls  immer  mehr  Cngleichmässigkeiten  an  sich  haben  wird,  fthnUch 
wie  bf^i  den  localen  Contingenten  (S.  411).  Die  Ceni!tzun<r  des  Katasters  gerade  zur 
Vertheilnng  des  commuualeu  Contingents  auf  dio  einzelnen  Besitzungen  ist  daher  auch 
von  zweifelliafter  Borechtigang.  wenn  man  die  Erzielang  wenigstens  verhftltniss- 
mJissi^'  ß:leielim.'^s.?ii;T'r  Stcnerbel.-i>tiing  der  ein/.eliii^n  (inind^esifzor  damit  crreielien 
will.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  des  wirklichen  Keinertrags  eines  landwirth- 
schafUicben  Anwesens  von  dem  Grade  der  Parceliimng,  Arrondirung,  von  der  Lage 
der  Parcellen  zum  Gutshof  und  zu  einander,  dn-  Ziigrliurialeit  derselben  zu  (iütern 
verschiedener  Grö;sse  —  die  französische  Annahme  „mittlerer"  Gutsgrössen  tbut  eben 
wieder  den  realen  Verhältnissen  Zwang  an  — ,  endlich  von  der  Persönlichkeit  des 
Wirths  einer  Besitz-  und  W'irilisi  Iiaftseinheif  kann  man  selbst  zweifeln,  tdt  die  fran- 
zösische Praxis,  unmittelbar  nach  dem  Kataster  grade  die  Individnalrepartitiou 
der  Grundsteuer  vorzunehmen,  nicht  noch  anfechtbarer  ist,  als  die  Benutzung  des 
Katasters  für  die  Feststellung  der  localen  Contingente  sein  würtle.  welche  man  in 
Frankreich  vermieden  hat.  Denn  hier  wurden  wohl  eher  Ausgleichungen  zwischen 
ungleichmässigcii  Einschätzungen  vor  sich  gehen,  als  iuuerhalb  ein  und  derselbeu 
Gemeinde  bei  dem  Besitzer  vorschiedener  Parcellen. 

Durch  die  Katastrirung  und  die  ]»'irfi  ;llen  Krncuenms^en  derselben,  sowie  durch 
die  früher  geuaniitca  mehrfachen  Enf{U<  teii  und  vciauehöweiscjk  Noueinscliatziuigen  ist 
sehr  viel  interessantes  statistisches  Mat  ri  d,  beson<lcM>.  ciu  h  über  die  Besitz-  und 
Parcell  i  ru  n  2:s VC rh  äl t  nisse .  hervorgefördert  word  n,  das  allerdin<^«  agrarstatistisch 
noch  wichtiger  als  steuei-statistisch  ist.  Aber  diu  Schwierigkeit  der  Lösung  des  P  robleus 
einer  allgemeinen  französischen  Grundsteuer  ist  nach  solchen  statistischen  Daten  derBesitz- 
uud  Parcellirungsverhilltnisse  erst  recht  zu  würdigen  und  die  notorisrlie  ^TinErelbaftigkeit 
der  Ergeboissö  der  grossen  mUhevoUen  und  kostspieligen  Katastrirungsarbeic  wird  dann 
auch  leicht  begreiflich.  Kur  einige  wenige  Daten  zum  Beleg.  (YieleKei  ans  der  neuesten 
und  der  1S51  er  Enquete  im  Bull,  so  VI,  110,  185,  24S  über  1S51,  aus  dem  Kataster 
u.  a.  XVll,  613  II ).  Nach  dem  Kataster  war  der  französische  Boden  52,153,150  ha, 
davon  steuorj)ilichtiger  „nicht  bebauter**  49,144,677  ba,  desgleichen  „bebauter** 
244,89.1  ha,  nicht  steuerpflichtiger  2,7fi3,5S0;  die  Zahl  der  Eigenthiimer  n,03(i,6Ül, 
der  Parcellen  126,07i^,962,  also  pro  £igonthamer  4.7  ha,  pro.Parcelle  0.41  ha. 
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(Bull.  XVII,  625).  Ferner  wnr  die  Zahl  der  Grundbtou  erq  uoten  (sog.  cotea) 
^Ball.  XVI,  156,  XIX,  624  und  mehrlacli.    S.  aoch  Kaut  mann,  ä.  184  fi'.): 

1833  10,893,528 

ms  13,118,723 

{ 'S  Äb..., }  «"««^ 

Die  Zabl  der  kleinen  Quoten  bis  5  Frcs.  Steuer  (Principal  und  Zuschläge)  war 
hiervou  1835  47.79,  1858  50.97,  Jetzt  51.33  7o-  i-^^  ^0  i"  stetiger  Zanahmo  begriffen. 
In  den  22(55  neukatastrirten  Gemeinden  war  (Bull.  XVI,  182): 

bei  der  ersten   bei  der  neuen 

Katastrirnns:. 

Umfang  des  stcuorpAicbtigen  liodcns,  La         2,6ir>,Tt)5  2,()8],942 

Zahl  der  Parcellen   7,fi2S,528  8,068,469 

Zahl  der  Ei^cntliamrr   730,524  819.180 

Mittlere  Grösse  der  Parcelle,  ha  .    ,    .  0,35  0.38 

Desgl.  des  Besitztbuns,  ba   3.62  3.30 

Einen  besonders  guten  Einblick  in  die  grosse  Besitzzersplitterung  giebt  eine 
neuerdings  erfolgte  amtUclie  Zusammeustelluug  der  Grössen  der  Besitzuugen,  im 
Ball.  XVI,  180  (tüT  die  einzelnen  DepartementB ,  S.  158 — 1T9).  Hiernach  wu  in 
ganz  Frankreich,  mit  Ansnalmie  von  Paris  und  3(i4  noch  nicht  katastrirtcn  (icnieindcn 
in  Corsica,  Savoica  und  Obersavoieu,  das  Ueberwicgen  dijr  ganz  kleinen  Besitzungen 
dodi  sehr  bedeutend,  «ie  lolgciide  üebeisichc  zeigt  ^ireitere  Einxelheiten  in  Betreff' 
der  hier  feUrad^,  mittleren  Kategorien  Ton  2— lOu  ha.   Boll  XVI,  180). 

Kat^rie.            Zahl  der  FIftcbeninhalt  Procent  Procent  des 

Steuerquoten.  ha.  der  Zabl.  Fiilcheniubalts. 

0—10  a    .   .  .   .     2,670,512  108,231  18.98  0.22 

10—20  a     ....     1,444,951  213,7S9  H).2S  0.-13 

2ü— 50  a     .   .    .   .     2,482,880  825,784  17.64  1.66 

50—100  a  .  .  .   .     1.987,480  1.426,785  14.12  2.88 


Znsaminen  8,585.323  2,574.580  61.02  5.19 

1—2  ba   1,840,045  2,036.867  13  07  5.34 

Total   14,074,801  49,388,304  100.00  100.00 

Daren  nur  grössere  Be- 

sitztiniren  1 00- 200ha  31,567  4,338,240  0.22  8.79 

Ueber  200  ba  .    .    .  17,676  8,017,542  0.12  16.23 

Welche  Aufgaben  der  Katastrirung! 

Ueber  die  leitenden  Grundsätze  der  Katastrirung.  besonders  des  Ver^ 
m essnn fics-  ■nnd  des  Einschätzunj^sverfahrcns,  s.  ausser  den  Gesetzen  (3.  frimaire 
VII.  üder  28.  November  1798,  15.— 25.  Sc^jlciubcr  ISO",  31.  Juli  l'^21)  l)esondcrs  dcu 
amtlichen  recneil  methodi(iue  des  lois,  d6crets,  reglcments,  Instructions  etc.  sur  le  cadastre 
de  la  Franeft  von  1811 ;  ferner  sj  ätere  Keglements  vom  3.  October  1821,  15.  März  1S2T. 
Bibliographie  der  Literatur  des  französischen  Katasters  bei  Block,  Art.  cadastre,  p.  30H 
und  Art.  contrib.  dir.,  ITo.  64  fr.  Kurze  systematische  OarsteDiing  des  franzdsischen 
Katastervesois  in  dem  eisten  Aitilcel,  eingebender  in  Perroux- Joppen,  No.  160  H'. 

§.  188.  3.  Unter  den  einzelnen  Eigenthttmliehkeiten  der 
franzOsiseheii  Grundsteuer  und  ihrer  Katastrirung  mtig&n  hier 
folgende  als  beachtenswerth  hervorgehoben  werden. 

a)  Der  Umfang  der  Gmndsteaer  ist  in  Bezug  auf  die  ihr 
unterliegenden  Grandstflcke  weit  gezogen  nnd  mehrfach  eigen- 
thttmlich  bestimmt  Namentlich  ist  ansser  dem  gewöhnlich  fiberall 
der  modernen  Grundsteuer  unterworfenen  land-  und  forstwirth- 
schaftlieb  oder  in  einer  diesen  Ter  wandten  Weise  benutzten 
Boden  auch  der  mit  Gebäuden  bebaute  und  der  verschiedenen 
anderen  Verwendungszwecken  dienende  Boden  zur  Gmnd- 
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Steuer  herangezogen.  Ausserdem  unterliegt  aber  bei  Gebäuden 
aach  das  Gebäude  selbst,  bez.  dessen  Ertrag  der  Grundsteuer, 
welche  also  insofern  in  Frankreich  in  doppelter  Weise  auch  zugleich 
eine  Gebäudesteuer  mit  umi'asst.  Kist  jüngst  ist,  nach  länger 
gehegtem  Plane,  eine  förmliche  Th eilung  dieser  Grundsteuer 
in  eine  solche  vom  nicht  bebauten'^  Grundeigenthnm  (agr»» 
rischem  u.  6.  w.)- und  Tom  ,,bebauten''  (den  Häusern  u.  s.  w.) 
erfolgt  und  so  eine  eigentliche  Gebändesteuer,  ausser  der 
besteben  gebliebenen  Thür-  und  Fenstersteuer  und  der  Mobiliar- 
Steuer,  geschaffen  worden  (Gesets  vom  29.  Juli  1881).  Doch  ist 
diese  Theilung  der  Grnndstener  mehr  von  formeller,  als  von  prin- 
cipieller  und ,  praetiseher  Bedeutung,  indem  insbesondere  kein 
anderes  als  das  bisher  geltende  Veranlagungs-  und  Einschätzungs- 
verfahren  damit  eingeftlbrt  worden  ist.  Es  ist  daher  auch  ganz 
richtig  die  alte  Bezeichnung  „Grundsteuer'*  die  gemeinsame,  Klr 
beide  nunmehr  geschiedene  Theile  dieser  Steuer  geblieben. 

a)  Gebäude-Grundsteuer.  Die  ßddenliäc he  (areaj,  uiü 
der  das  Hans  steht,  wird  nach  dem  Satze  des  besten  Acker- 
landes (1.  Boiiitfitselasse)  der  Gemeiiule,  das  Gebäude  seihst 
nach  seinem  Mietliw c ith,  nnter  entsprechendem  Abzug  für  die 
Bodenkür hc,  zur  iSteuer  veranlagt. 

Tlri  Wohnhäusern  und  Fabriken,  wie  ähnlichi^n  Trcrblir Ii en  Gebäuden 
soll  der  10 jährige  Durchschnitt  des  Miethwerths  zu  Grunde  gelegt  und  beliufs  be- 
reclmniig'  des  steaerpfliclitiirdn  BeincTtrags  bei  den  WotohäDsom  ron  diesem  Werth 
V41  ^"«^i  ''cn  gewerblif  Iion  fM-bätif^rn  '/-i  für  Abnutzung,  Unterhaltungs-  und  Rcparatur- 
kosteo  abgciiiit^t  wcrdcu.  Das  Miaimum  des  so  rerbleibi^iideu  Ertrags  juuss  aber,  je 
nach  der  Zahl  der  StoeIrvcTke  des  Hauses  (1-,  2-  und  mehrstöckig)  das  S-  und 
4  fache  iIl-s  Sat/.cs  ib  r  besten  Bonitätsclasse  in  der  ücinciiiii''  fili  «lic  il-  m  Ackerbau 
durch  das  Haus  eut^ogono  Bodenfläche  erreichen.  Für  die  Yoraulagung  der 
Geb&ade  wird  aach  in  Frankreich  zwischen  dem  platten  Lande  und  den  kleineren 
Orten  einer-,  den  gr  »;s  :ri  n  Orten  (Städten)  anderseits  unterschieden,  wie  in  Oesterreich, 
Preussen  u.  a.  L.  m.  Don  werden  die  Häuser  in  der  Kegel  in  C lassen  (bis  10) 
gebracht,  hier  einzeln  veranlagt.  Letzteres  pflegt  auch  allgemein  bei  industriellen 
öebäudon  Ztt  geschehen.  Die  zum  landwiithschaftlichen  Retrieb  dienen  lon  (übäude 
eiifrirhten  nur  die  Bodenfläc Ii eti Steuer  nach  dem  Satz  des  besten  Arkerlamls  der 
licmciiide.  Durch  manche  cas u  is  li s c  Ii  l!i  ^tiiiuauugen  werden  Husserdcin  bei  den 
Gebäuden  die  7erschiedonen  Verh&It£ii>><-  berücksichtigt.  Neub.tutfu  u.  dgl.  unter» 
liegen  iu  den  ersten  2  Jahren  nur  der  bisherigen  Steuer  der  Bodenflärhe,  erst  vom 
dritten  Jahre  an  der  durch  die  Normen  fUr  Gebäude  festgestellten  Gruadätuuer.  Die 
erneocrtc  Einschätzung  der  Gebäude  erfolgt  alle  10  Jahre.  S.  Perroux- 
J Oppen,  No.  219  iC^«  mit  den  Stelieo  aus  dem  Gi»etz  r.  S.  frim.  VIL  und  ans  dem 
reciieil  uiöthod.  . 

Ueber  die  Trennung  der  Grundsteuer  in  die  genannten 
beiden  Abtheilungen  bestimmte  das  Finanzgesetz  vom  29.  JuH  1881 
Art  2f  Alinea  3  bloss:  „Le  revenu  cadastral  afferent  pour  1882 
auz  propri^tös  bäties,  abstraetion  fait  de  celui  du  sol»  .sera 
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separ{^  des  autres  revenus  tigiuant  anx  matriccs  cadastraleß  et 
g^nerales,  et  scia  inscrit  ä  i)arl  dans  les  dites  matrices". 

Mit  Hilfe  eines  bcsonrlrreii  Credits  worde  diesL^  Oporaflüii  dann  durcligefilhrt. 
(Bull.  X,  82,  Block,  supplem.  gtuör.  1S78/S4,  p.  132,  woselbst  das  betretfende 
Circular  des  General  -  Directory  der  directeo  Steuern  rom  20.  December  1881).  Dm 
Ergebnisfj  war  in  1884  fttr  das  Principal  fnii  tt>  wir  Kaufmann  S.  174  saijt, 
inclusive  ZasclUagceotimen)  118,ü50,2ö2  Frcs.  für  die  Grandsteuer  der  nicht- 
bobant«!!,  51,070,621  Pres,  fltr  die  der  bebauten  Grundstöcke,  lichtlger  gesagt, 
der  CJeLände,  da  dii^  "Bod.'iifläcli''  der  letzteren  bei  der  Gnindsteiicr  der  ..nicht  be- 
bauten Grundstacke"  angesetzt  geblieben  ist,  zusammen  175,720,873  Frcs  (Ball.  XIII« 
119,  vosdbst  auch  die  YcTtheilnng  nacb  Departements).  Seitdem  wird  in  den  Etats 
und  Finanz^'-esotzeii  Jici>e  Theilung  festgehalten.  Durch  die  letztere  hat  sich  die  Zahl 
der  individuellen  Stcuerquoten  bei  der  Gesammtgrundsteuer  natürlich  sehr  vermehrt. 
S.  die  Zahl  o.  S.  44T.  Slatisük  der  Geb&udearten  nach  dem  Kataster  im  BuU.  XVII, 
617  ff.  (aus  dem  1871  allein  unrerbrannt  geUiebenen  Bande,  a.  o.  S.  447). 

Eine  eodgiltige  Refom  der  Gebändestener  ist  durch  diese 
Maassregel  nicht  erreicht  worden.  Es  ergtebt  sich  nur  eher  die 
liOgiiohkeiti  ivie  sehon  öfters  geplant  war,  die  Grundsteuer  des 
„bebauten  Eigenthums''  allein  zu  erhöhen.  Eine  allgemeine  Maass- 
regel dieser  Art  bleibt  jedoch  misslicb,  da  in  den  einzelnen  Städten 
und  auf  dem  platten  Lande  die  VerhältDisse  zu  versebieden  sind, 
die  agrarische  Grundsteuer  ohnedem  fast  stabil,  die  Gebäudegrund- 
steuer durch  Neubauten  u.-  s.  w.  in  Zunahme  begriffen  ist  —  sie 
bat  sieb  seit  1835  im  Principal  immerhin  um  ca.  84®/\,  vermehrt  — 
und  die  Gebäude  ausserdem  noch  direct  oder  indirect  durch  die 
zwei  anderen  directen  Stenern,  die  Thür-  und  Fenster-  und  die 
Mobiliarsteuer,  getroffen  woiUcu.  Eine  tiefere  lietbrm  niUsste  wohl 
zn  einer  völligen  Abtrennung  der  üebiiudesleuer  von  der  Grund- 
Steuer,  zur  Beseitigung  der  getrennten  Besteuerung  der  Boden- 
fläche des  Hauses  und  des  letzteren  selbst  und  zur  Verschmelzung 
der  Gebäudestcuer  mit  der  Thür-  und  Fenstersteuer  fuhren,  wobei 
die  Unterscheidung  der  Gebäude  classen  Steuer  und  der  Gebäude- 
z  ins  Steuer,  nach  österreichischem  Muster,  dann  strenger  durchzu- 
führen sein  mochte. 

§.  189.  jS)  In  d(M-  Grundsteuer  für  den  „nicht  bebauten" 
Grundbesitz  werden  H  auptkategorieu  von  Culturarten  und 
in  denselben  weitere  Untcrabtheilungen  unterschieden. 

In  den  statistischen  Verarbeitungen  de.s  Materials  nicht  ganz  in  gleicln  r  \\'<  is('. 
namentlich  etwas  verschieden  in  der  Statistik  des  Katasters  (Uvre  terrier  du  cadastie. 
ßoll.  XVII.  613  n.)  und  in  der  Statistik  der  neuen  Einschätzung  bei  der  EnqnCtte 
von  1879  ff.  (z.  B.  Bull.  XIII,  1.10).  Die  Iluuptkntegorien  sind  im  Kataster 
Ackerland,  Wiesen,  Weinberge,  Waldungen  und  verschiedene  Grund- 
stücke, letztere  veiter  nnteiBchieden  in  Gärten  (auch  Obstgärten,  Baumschulen), 
Weidengebüsche  u.  dgl.  (oseraies,  saiissaics,  aulnaies),  Steinbrüche  und  Berg- 
werke, Wasserpfuhle  u.  dgL  (auch  Bewässerungscanäle,  Schwemmen),  Schiff- 
fahrtscanftle  (nnd  die  ihnen  gletchgcstdltea  EiaeBba'hnen,  bez.  Bahndämme 
u.  dgL),  Haide-  nnd  Weideland  (auch  Torfland,  Sompfe,  Felllaad,  uncultlfiitee 
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GebirgslanU,  sonsügei  uuculüvirter  Bodcu),  Teiche,  Uiivcu-,  Mandel-,  Maol- 
beerpflanznniren  u.  dpi.,  Kastanienw&lder.  In  dei  Statistik,  zn  ▼ddier  die 

letzte  grrnsHfi  Tjiijiirfo  füliitf' .  liat  man  7  Haupt kategorien  gr-bildot  und  die  ein- 
zeluen  Uuterabtliciluugen  in  diese  etwas  anders  eiugereilit:  Grundstücke  höliexei 
Gate  (Gärten.  Obstg&rten,  Hanffelder«,  dgl.).  Ackerland  und  demselben  g^leicb- 
g  cbtrlltes  Land  (darunter  der  nod(.ii  des  „bebauten"  Eig'enthums,  WassiTstilcke,  Pfuhle, 
Baumschulen,  Canälc,  £isenbaLueu.  u.  s.  w.),  Wiesen  (Grasplätze  u.  dd.),  Wein- 
land,  Waldungen  (aach'  Weidimgeboseb).  Haide«  und  Weideland  ^d  anderes 
uncultivirtes),  endlich  Culturen,  die  in  keiner  der  genannten  6  Gattangcu  schon 
enthalten  sind.  En  orgiebt  sich  aus  dieser  Ucbcrsicht  die  weite  Ausdehnung 
und  „Allgemeinheit"  der  französischen  Grundsteuer,  was  die  steuerpflichtigen 
Grundstttcko  anlangt.  Die  E  i  ti  ä<  h  ätzungsgru  ndsützc  für  diese  verschiedenen 
,.Cnltnrcn"  weichen  in  Einzi  llu  itüii  von  einander  ab.  Sirdin  bpsondcrs  das  Gesetz  vom 
'6.  iiiui.  VII.  und  iccucil  niudiod.;  duuiich  reiruu.v-,!  üppcü.  Nu.  172  ff.  Block, 
dict.  Art.  contrib.  dir.  No.  GG  ff.,  auch  Art,  cadastre.  Für  Ocdland  u.  dgl.  mnss 
mindestens  ein  Ertrags-  und  Steuerminimum  von  50,  bez.  10  Cent,  per  Hccf;n  :^n- 
gcsctzt  werden.  Boden,  wolclicr  bloss  zu  Vergnügungszwecken  dient,  Lustgaiteu 
II.  dul..  wird  der  höchsten  Bonitätsclasse  des  Ackerlandes  in  der  Gemeinde 
gleichgestellt.  B e  r u  i- 1  Ii  e  zalden  Grundsteuer  nach  der  fiiüss.:  der  beruifztcn  Ob  cr- 
fläche,  in  der  Höhe  das  Sitzes  der  angrenzenden  Grundstücke,  Öchif ffahrts- 
oanftle  und  nach  deren  Analogie  Eisenbabnen  fur  den  benutzten  Beden  (abgesehen 
von  dem,  der  Gcb'hide  trägt)  im  Verhäh4iiss  des  besten  Aekerl)odens  der  Ge- 
markung, lieber  die  immer  besonders  schwierige  Veranlagung  von  Weinland  und 
Waldungen  a,  die  gesetzlicben  Bestimmungen  an  den  genannten  Stellen.  Die  Ver- 
heerung  des  Wcinlands  durch  die  Hcbl.ius  hat  auch  für  die  Aufrerlithaltuna  d-r 
(irundsteuer  Schwierigkeiten  bereitet  und  sind  Steuererlasse  und  Ermäs&igungcu 
mittelst  des  Aushilfsfonds  (S.  426)  gewährt  vorden.  Das  neue  Gesetz  v.  1.  Dec.  1887 
gewährt  z.  B.  in  den  \«n  di-r  Keblaus  afticirten  Departements  zoitweilige  Befreiungen 
von  der  Grundsteuer  für  jüngere  als  4 jährige  ßebenpflanzungen ,  ä  Conto  des  fouds 
de  non-valeurs.  Die  letzte  EnquCte  erwies  u.  A. ,  dass?  von  823,501)  ha  Weinland 
281,'6.S  (mit  einem  Katastralertrag  von  4,398,872  Frcs.)  keinen,  ^JSS.IGS  ha  bereits 
von  der  IJi  blaiis-  a»«re!rriHp!icn  Bodens  einen  erheblich  verminderten  Ertrag  ergaben. 
23,1 -IS  hu  neu  bcidlajizi,  uur  230,091  ha  noch  unversehrt  waren  (Bul).  XUI,  ÜlbK 
Für  uncultivirtes  Land,  sowie  für  cultivirtcs,  das  mit  Weinstöcken.  ^laulbeerbÄumen, 
Obstbfunneti  bepllanzt  wird,  bleibt  die  alte  Besfcnerong  15 — 30  Jahr  hing  unerhöht. 
Ebenso  wird  die  Anlage  von  Waidern  durch  niedrigereu  Steuersatz  Ijegünstigt.  (Kec. 
metli.  Art.  III  if.«  P er ronz- Joppen,  No.  247  ff.). 

In  Betreff  der  Befreiungen  von  der  Grundsteuer  (auch  der 
in  ihr  enthaltenen  Gebäudestetier)  hat  die  Gesetzgebung  geschwankt, 
wenn  auch  die  Hauptbestimmungen  schon  im  Gesetz  v.  3.  frimaire 

VII.  j^etroffen  sind.    An  Casuistik  fehlt  es  Eicht.    Es  werden 

bicibeude  und  zeitweilige  Befreiungen  unterschieden. 

Bleibend  frei  ist  zunächst  vertusserUches  und  nicht  vorKusserlicbes  ertraglosos 

Staats-,  Departemeiilrd-  luid  Communaleigenibum ,  auch  fiebatub  ,  von  let/feren  auch 
noch  bestimmt  genannte  Kategorien  öffentlicher,  kirclillcher  u.  dgl.  Gebäude.  Das 
ertragsf iihigc,  für  veräusserlich  erklärte  Staatscigcnthum  ist  staatssteuerpflichtig 
wie  Privatbesitz,  also  die  Domänen  u.  dgl.;  diireh  i in  besonderes  Gesetz  sind  aber 
die  Staatsforsten  bbibertd  befreit  worden  (U>.  vent''se  IX.).  Zu  den  Kosten  der 
Vicinalwegü  tragen  diese  jcduch  bei,  seit  1870  auch  für  eine  feste  Summe  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Zuschlagcentimen  für  Dejtartemcntal-  und 
l'oni  niunalauscaben.  S.  die  Zusauiuienstellung  der  durch  verschiedene  fJoset/e. 
Verordnungen,  Staattraihcntscheidungen  gegebenen  Bestimmungen  im  Art.  couirib.  dir. 
in  Blocks  dict..  No.  101  ff.  und  in  Perronx-Joppen,  No.  230—246,  mit  weiteren 
Einzelheiten,  Uber  Kroncrnt  (nur  staatssteuerfrei) ,  Privatj^ut  des  Staatsoberhaupts 
^besteuert),  Gemcindceigciithum  (im  Allgemeiueu  staatssteuerpüichtig) ,  Stiftungseigen- 
thnm  (ctesgleichen,  in  l)eideii  letzteren  Fillen  mit  Ausnahme  der  dem  Dienst  be- 
stimmten Häuser).  Beim  Uebergang  von  Staats-  und  sonstigem  öffentlichen  Grund-  und 
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Gcbäudoijigoüthum  in  Privatbesitz  tritt  re^relmässijr  Steucrpflioiuigkeit  nach  den  .11^:.;- 
ineinen  NormeD  ein.  Zu  den  zeitweiligen  nefVeiuui^en  gehören  die  oben  genannten 
im  Interesse  der  land-  und  forstvirthscUaftUcU«!!  Goltar,  ferner  di^ouii^en 
fOr  neue  Gebäude  (S.  448). 

§.  190.  b)  In  den  Grundsätzen  nnd  in  der  Praxis  des 
Einsehätznngsyerfahrens  bietet  die  französische  Crrnndsteuer 
im  Uebrigen,  wie  bemerkt,  kanm  etwas  EigenthQmlicbes.  Es  werden 
eben  die  Folgerungen  gezogen ,  welche  ans  der  Natnr  des  einmal 
gewählten  Eatastersystems,  des  Parcellar-,  Reinertrags-  nnd 
Classenkatasters,  mit  Noth wendigkeit  abzuleiten  sind. 

Eine  individuelle  Abschätzung  der  einzelnen  Parcelien 
oder  auch  nur  der  einzelnen  Besitzeiulieiten  wäre  bei  einer 
Zahl  von  weit  über  100  Millionen  der  ersteren  nnd  weit  über 
10  Millionen  der  letzteren  allerdings  nicht  wohl  mdglich  gewesen. 
Die  etwaigen  Ergebnisse  hätten  sicher  noch  \  iel  mehr  Fehler  ent- 
halten, als»  bei  dem  gewählten  EinBchätzungs-  oder  (JlaBsenkataster. 

Fraglicher  ist  es,  ob  man  nicht  allgemeiner  als  erste  Grund- 
lage der  Abschätzung  Verkehrs w er the,  Kauf-  und  Pacht- 
preis e,  statt  der  doch  nur  durch  eine  rohe  Veranschki^ung 
erlangten  und  in  der  That  auch  nur  so  erlangbaren  Ertrags- 
wert he  hätte  bestunmen  können  und  sollen.  Aber  der  Einflnss 
localer  und  temporärer  Verhältnisse  auf  die  Verkehrowerthei 
zumal  in  den  unruhigen  Jahi'zehnten ,  welche  dem  französischen 
Eatasterwerk  vorangegangen  sind  und  in  welche  dessen  Aus- 
fflhrung  theilweise  noch  hineinfiel,  war  bei  diesen  Werthen  wohl 
in  einem  so  grossen  Staatsgebiete  noch  weniger  betreffs  seiner 
Bedeutung  fiHr  die  Abweichungen  yon  normalen  Werthen  fest- 
zustellen und  die  Reduction  der  gefundenen  Werthe  auf  Mittel- 
werthe  wohl  noch  schwieriger  und  unsicherer  als  bei  den  Ertrags- 
werthen. 

Indem  man  bei  letzteren  überall  durchschnittliche  Verhält- 
nisse, in  den  l.indwirthschaftlichen  und  ähnlichen  Cnltnren  ge- 
wöhnliche, g e m cindeübliche  Wirthsehaftsmcthoden  zum  Auf- 
gang8i)unct  für  die  Bestimmung  der  Katastralcrtragswerthe  nahm, 
uiussten  die  letzteren  treilich  von  vornherein  vielfach  von  den 
wirklichen  Erträgen  mehr  oder  weniger  abweichen,  Uberwiegend 
wohl,  aber  wieder  in  ungleichem  Grade  in  den  einzelnen  Fällen, 
zu  niedrig  ausfallen,  so  dass  der  reelle  Steuersatz  gleich 
Anfangs  hinter  dem  nominellen,  gewkfr  oft  erheblich,  zurück- 
geblieben ist 
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Man  legte  im  Allfemeinen  15j&hrige  Dorcbiebnitte  far  die  Berechniing  der 

Roherträge  zu  Grumio,  mit  Ausschluss  der  2  besfeii  mul  schlcdifcstcu  Jahre,  so  hei 
den  Ackerfeldoru.  Kleinere  Wcrthdiflereiueu  wurdea  absichtlich  übcrscheu,  so  ia  der 
Bestimmung,  dans  bei  einer  Gnltanrt  in  der  (semelnde  hOcbstens  6  BoniOttelaaseii  zu 
unterscheiden  soieii.  wobei  «hmn  in  jeder  zwei  Paicellon  als  Typen,  eine  höhere  und 
eine  niedrigere,  ausgesucht  und  durch  Ycrgleichung  mit  diesen  die  JElinscbätzuog  der 
übrigen  Parcellcn  der  Cultarart  in  die  Bonitätsdasseu  beirerlstelligt  varden. 

Man  kann  dieses  Verf ah  reo,  ferner  die  gesetzlich  vorgesclniebene 
lind  in  der  Katastrirung  befolgte  Methode  der  Koliertrags-  und  der  < 
Productionskostenveranschlagiing  leicht  kritisiren  und  al.s  „roh" 
bemängeln,  die  Ergebnisse  davon,  die  ReineitragsschUt'^uugeu  daher 
auch  mit  Recht  in  Betreff  ihrer  Zuverlässigkeit  und  selbst  nur 
ihrer  01eiehm:i^«iirkcit  beanstanden.  Damit  wird  hier  jedoch  deshalb 
nicht  viel  bewie^eu,  weil  einmal  zur  Liisnng  der  gestellten 
Aufgabe  nicht  wohl  anders  vorgegangen  werden  konnte.  Die 
Kritik  trifft  die  Anf'gai)c  seihst,  das  „Grundsteuer-  und  das 
K a  t  a s  t  r  i r mi  2- s  p  r  0 b  1  cm  "  als  solches.  Das  wäre  wohl 
schon  von  Anfang  an  einzusehen  gewesen.  Ks  ist  Jetzt,  nach  so 
vielen  misslungenen  Eriahrungen,  zu  denen  die  t'ranz()sischen  als 
ein  besonders  lehrreiches  Beispiel  gehören,  nur  leichter  zu  ver- 
stehen. 

Daher  lialte  ich  i.  B.  die,  rxtich  hic  und  >h  im  F.uizeLieu  zu  berichtigende  Dar- 
stellung und  Kritik  von  v.  Kaufmann  [hin.  Frankreichs,  S.  175  £},  q.  A.  dessen 
m.  £.  voiicbtige  Auffaasnng;  dos  Berlchls  ron  Vandal,  in  mehreren  Poncton  fttx 
nnratreffend. 

BcBondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Besitzverjindeningeo 
gewidmet,  die  bei  so  zersplittertem  Grundbesitz  anch  ftlr  die  Er- 
hebimg der  Grondsteuer  manebe  MOhe  mit  sieb  fttbren. 

Der  Steaerpflicbtige  ist  reipelinissig  der  Elgenthamer  (»neb  der  Usafraetoar), 

der  ji^florh  seine  Pächter  mit  der  Zahlung  hftrancn  kann,  was  dem  Steuereinnehmer 
anzuzeigen  ist  und,  wenn  der  Pächter  mehr  als  3  sind,  überhaupt  nur  unter  Mit« 
Wirkung  des  Steverdirectors  erfolgen  darf.  Fttr  joden  Besitser  wird  eine  Gmndstener' 
rolhi  angch^gt,  in  wch  luT  die  Quoten  seiner  einzelnen  Parcellen  v<^reini;3;^t  sind.  Uoher 
die  Besitzveränderungen  (mutations)  werden  besondere  Bacher,  jetzt  Blätter  geführt. 
Hier  sind  die  Besitzrerandemn^en  seitens  der  Parteien  anzazcigen  nnd  dann  dnza« 
tragen.  Bis  dies  gescht-hen.  blcilu  der  bisher  eingetragene  Eigenthümor  Itll  die  Steuer 
?erpflichtet.  (Perroux-Joppen,  Mo.  170  fl.,  260  fl.). 

i 
I 

b.  Pcraüual-  und  Mobiliarsteuer. 

Gosctzgehung,  (Hauptgesetz)  Decret  vom  13.  Janaar.  18.  Februar  1791, 
Gesetz  vom  3.  Nivöso  VII.  (23.  Docember  179S).  Gesetz  vom  20.  März  1831  (vor- 
übergehende Trennung  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  Gestaltung  der  ersteren 
als  Quotitätsstener).  Gesetz  vom  21.  Aiisriist  1832,  Grundlaj.'^i!  di  s  lu  stehenden  Rechts 
(Wiedervereinigung  der  beiden  iSteuern).  Gesetz  vom  4.  August  l»44  (Vermehrung 
nnd  Verminderung  der  Departements- Ointitigente  nm  ö%  des  zu-  und  abgeVenden 
Miethworthbetrags  von  Neubauten  nnd  zerstörten  Wohnhäuserni.  Po rroux- Joppen, 
No.  17—24,  286—306.  410  ff.,   Block,  dicüon.  Art.  contrib.  dir.,  No.  125—179. 
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Literatur.  Die  französische,  meist  die  allgemoino  über  directc  Steuern, 
Bibliographie  bei  Block,  dict.,  S.  073.  Stourm.  I.  cli.  ^.  p.  238— 264  (Historisches). 
Vignes,  p.  39—47;  v.  Hocic,  i>  145—147;  v.  Kautmauu,  S.  195—208  (auch 
Statistisches).  Statistik,  meist  nur  der  Erträfe,  im  Ball.,  IV,  197,  VII,  240, 
XX.  2in,  XIX.  «i21.  F  Priurr.  IjtiJ-cts,  p.  74-  -Tß  (1*5ßS— S7).  —  Ucbcr  diu,  inif 
der  Geätultuog  der  Peräonai-  und  .MobiüaisteQer  mcbrlacli  iu  Vcrbiuduug  stehenden 
framOefschen  Plfoe  zor  Ansbildaiif  einer  ISekemmenstener  s.  Yfee  Onyot,  l'impJtt 
sur  le  revenu ,  Par.  lS8t),  und  Kunij(.  noiiv.  imp.  sur  Ic  refenu,  2.  6d. ,  Par.  1887. 
GeMtzentwurt'  des  Miuisteis  Dauphin  im  Bull.  XXI  p.  276,  mit  Motifon 

(nicht  zu  Stande  gekommen).' 

§.  191.  1.  Die  M  obili  ar  Steuer  al>  'Tiniidlugc  einer 
Art  Eiiikomnieüsteuer.  I)ev  ersten  Eiiiiülii aiig  dieser  eigen- 
tbUnilicben  Steuer  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  nicht  aus 
Grund  ijesitz  iierrührendcn  Einktinlte  einer  regelmäsisigen  direeten, 
der  neuen  Grunthtener  correspondircnden  Steuer  zu  unterwerfen, 
daher  die  F^inkünite  aus  he  weglieh  em  Vermögen  und  aus 
rein  })  e  r  s  i»  n  Ii  c  h  e  ni  E  r  w  e  r  b.  Diese  Einküut'te  waren  im  Triucip 
auch  den  älteren  direeten  Stenern ,  namentlich  den  Zwanzigsten, 
der  Kopfsteuer,  der  taille  personelle  mit  unterlegen  gewesen,  thatr 
sächlich  aber  von  (iusen  Steuern,  theilö  gar  nicht,  tlieils  nicht 
^^enligend  und,  worüber  am  Mei.sten  geklagt  worden,  last  inimcr 
nur  ziem  Ii  eh  w  i  1 1  k  ii  h  r  1  i  c  h  getroffen  worden  (s.  §.  59,  tio). 
Um  diesen  Fehler,  besonders  den  letzteren,  zu  vermeiden,  hatte  man 
hie  und  da,  so  in  Paris,  schon  truher  die  Kopfsteuer  nach  der 
Wohnnngs m ie th e  aufgelegt.  Eine  Idee  dieser  Art  hegte  auch 
bereits  die  Notabel nversanimlung  von  1787  bei  ihren  riänen  zur 
Keform  der  direeten  Steuern.  Die  Geset/gebuog  der  Revolutions- 
zeit eotnahm  diesem  Ideenkreise  den  Gedanken,  nach  objectivdn 
äusseren  Merkmalen  auf  die  Steueriahigkeit  der  Bezieher  von 
Einkünften  aus  bewegHebem  Vermögen  und  au»  persönlichem  Er- 
werbe au  ^Bcbliessen ,  um  die  befürchtete  „WillkUhr"  bei  der 
Veranlagung  und  ein  lästiges  Eindringen  in  die  persön- 
licben  Verhältnisse  mögliehst  zu  vermeiden,  nnd  fand  das 
geeignetste  Merkmal  bierfür  in  dem  Wohnnngs  aufwand  oder 
Wobnnngswertb  (Valeur  locative),  bez^  dem  Mietbwerth  der 
(Pri?at-)  Wohnnng. 

Hierbei  dacbte  man  aber  zuerst  an  eine  auf  der  Basis  dieses 
„äusseren  Merkmals''  aufzubauende  einkommensteuerartige 
Abgabe  itlr  die  gesummten  Einkttnfte  nnd  Personen ,  indem  aus 
dem  Wobnungsaufnrand  auf  die  Hdbe  des  Einkommens  gesohlosseii 
und  das  also  berechnete  ,,Einkommen''  besteuert  werden  sollte. 

Man  beachtete  dabei,  was  neuere  statistische  Untcrsachangen  im  Ganzen  als 

richtig  crvriesen  haben .  dass  der  Wohnan<rsaTifwand  der  Leuto  mit  V!cineri»Tn  Eiu- 
iiommen  ein  rerhaltuistiuiässig  — .  lu   diesem   Einkommeu,  als  Quote  daroii 
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berechnet  —  grösserer  sei  iinl  iiirii^ekohrt.  Daher  Vienut/tc  man  eine  proi^rcssivo 
Cocfficicutenreihezur  Uiiduog  der  steaMpflichügen  Eiakomincn  aus  dem  Wobuuogs- 
werth  verschiedener  Höhe,  am  auf  diese  weise  annftliernd  proportional,  dem 
Plane  nach  mit  einem  Stenerfuss  ron  5Vo<  clie  dergestalt  berechneten  „Einkommen'* 
zu  besteuern.  An  sich  und  der  Richtunj?  nach  ganz  richtig,  nur  dass  die  Coefficienten 
ohne  genügende  Anhaltspuncte  der  Erfahrung  und  der  Yorausgehcndcn  statistischen 
£ifoT8chnng  dw Thatsachen,  ziemlich  willktthilich  bestimmt  waren ,  man  nament- 
lich auch  ausser  der  Höbe  des  Wolinungswerths  nicht  andere,  filr  das  Yerhältniss 
zwischen  diesem  Werth  und  dem  Einkommen  mit  in  Betracht  kuuimciiüu  Momente,  so 
besonders  die  Grösse  und  Art  der  Wohnorte  noch  irgend  welche  sonstige  ein- 
flossreiche  individuelle  Momente  mit  berücksichtigte.  Der  Coefficienten  waren  im 
Ganzen  18,  beginnend  mit  2  bei  einer  Miethe  von  100  Frcs.  und  wütiger,  3  bei 
100^500  Pres.,  4  bei  500^-1000  u.  s.  und  endend  mit  12*/«  bei  1 2000  Frcs.  und 
darüber,  üm  der  Steuer  den  Character  der  Steuer  vom  >)circß:li cli en  YermJ^fren 
und  von  peisönlichen  EinkUoftoa  zu  bewahren,  sollte  der  getroffene  Steuerpflichtige , 
das  Becht  haben,  seine  Ctrondstenerquote  von  der  Hobiliaistenetqnote  abzuziehen.' 
Ergänzt  wurde  diese  Steuer  einmal  durch  eine  allgemeine  Personalsteuer 
im  Betrag  von  dreitägigem  Arbeitslohn,  eine  Steuer,  welche  von  den  Arbeitern 
aber  nnr  die  einen  h Alteren  ak  den  gemeinen,  amtlich  ermittelten  Lohn  in  der 
(ieineindc  beziehenden  zu  entrichten  hatten,  also  meist  nicht  die  gewöhnlichen  Tage- 
löhner, zweitens  durch  „Luxussteuern''  auft  das  Halten  von  Dienstboten  und  anf  den 
Besitz  Ton  Pferden  und  Mauleseln  zum  petsOnlichen  Gebraaoh.  (8.  beer  Stonrm, 
I.  347  ff.,  V.  Kaufmann,  8.  196  fil,  König,  p.  9  ff.,  Boll.  XXI,  277,  Moiire  des 
Eutwnifi  ron  1887). 

Docb  iBt  diese  ganze  Gesetzgebang  nicht  ordentlich  zur  Darch- 
fUhrong  und  practisehen  Anwendung  gelangt  Nach  verachiedenen 
Verändernngen,  anch  nach  einem  Yersneh  mit  einer  abgestuften 
(Glassen-)  Personalstener  kehrte  das  -Gesetz  Ton  1798 
(3.  KiTdse  VII)  zu  der  allgemeinen  Personaltaxe  und  zu  der 
unmittelbaren  Mobiliar-  oder  Wohnungs-  (Mieth-)8teuer» 
unter  Verzicht  anf  den  Versuch,  ans  der  Miethe  das  „Einkommen*' 
zu  bereebnen,  znrttck  und  legte  so  den  Grund  zu  der  noch  heute 
geltenden  Gesetzgebung.  Die  anfangs  noch  TerfoUebeDen  Luxus- 
steuern,  zu  denen  auch  noch  jBolche  auf  Kamine  und  Oefen  ge- 
kommen waren,  fielen  1806  fort,  ebenso  die  Abzüge  der  Grund- 
steuer von  der  Mobiliarsteuerquote  folgerichtig  mit  der  Aufgabe  des 
Versuchs,  die  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  zu  ge- 
stalten. 

Der  Gedanke,  das  steucrtechnisch  schwierige  Problem  einer  Einkommensteuer 
rott  den  pendniichen  Arbeits-  vnd  den  Einkünften  ans  beweglichem  Vermögen  anf 
einem  Wege,  wie  dem  des  Gesetzes  ron  1791  zu  lösen,  lies^t  nahe.  Die  Ermittlunjr 
des  Uohuungsaufwands,  bczw.  Miethwertlis  bietet  zwar  ausserhalb  der  grosseren  Städte 
nnd  zomal  in  ländlichen  Verhältnissen  anch  manche  nicht  nnerhebliche  Schwierigkeit, 
aber  nicht  so  bcdentcnde,  wie  die  Ermittlan£^  des  Einkominens  selbst.  Schwerer  wieirt 
das  Bedenken,  dass  eben  der  Kückscbluss  ?om  Wohnungs-  oder  Miethwerth  auf  die 
EiokommenbOhe  immer  ein  nnsicherer  bleibt  nnd  fttr  Jene  Godficlenfrareihe  wohl 
die  Richtnn g:,  al)er  nicht  i;entlgcnd  sielier  die  zifferm ässigc  Grosse  und  Ab- 
stufang  der  einzelnen  Coei'ficienten  angegeben  werden  kann,  auch  die  indir idaeilen 
YerhiltniBse  gerade  anf  diesem  Gebiete,  selbst  im  n&mUclien  Orte,  zu  grosse  Ver- 
schiedenheiten zeigen.  Indem  man  ferner  die  Coeflicieuten  über  eine  gewisse  Höhe 
der  Miethe,  daher  des  Einkommens  nicht  wachsen  lässt,  werden  wieder  die  ganz 
gfossen  Einkommen  besonders  begünstigt,  d.  h.  nicht  nur  nicht  prograssiT,  sondern 
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nullt  einmal  proportional,  viLlinihr  uutcrpropoHionat  besteuert.  Der  unbeetreitlwre 
\'or(lieil  allein,  durch  Znjrrunili'lfuMnm  sm>!(  licr  „äusseren  Merkmale"  das  Moment 
der  „Willkuhr*'  auszuschlicssen  —  daä  zudem  bei  eigcnsbewohnteu  Häusern  und  auf 
dem  Lande,  sowie  in  der  Wabl  der  Goeffideiiten  gm»  genug  bleibt  kann  decb 
liier  niclit  den  Ausschlag'  g-oben.  W'fir*!  das  EinkommcnsteuorprüMem  loirlit  zu 
lösen,  wie  auf  solchem  Wege,  so  wurde  mau  aicberlich  auch  in  anderen  Ländern, 
welche  Etnlcommensteoera  habeo,  »vf  diesen  nah<^egendo]i  Answeg  gefallen  sein. 
Bei  einer  Beste uerunü:  der  Immobiliareinkünfte  durch  die  Grundsteuer  und 
der  Mobiliareinkuuftc  durch  dieao  ciakommeosteuerartige  Mobiliarsteucr  würde 
aasserdem  diese  tief  greifende  VerBchiedenlieit  der  Steaerprincipicn  sehr  stOrend  ge- 
irotden  sein. 

Es  berührt  daher  eigenthümlich,  dass  man  jungst  von  >«euem  auf  den  leitenden 
Gedanken  des  Gesetzes  ron  1791  in  dem  Dauphin 'sehen  Plan  der  Umgestaltung 
der  Mobiliarsteucr  zu  einer  Art  Einkommensteuer  der  persönlirlien  iiitd  der  Einkünfte 
ans  bewoprlichem  Vermögen  zurückgekehrt  ist,  „um  die  Mobiliarsteuer  besser  mit  den 
individuellen  Fälligkeiten  in  ein  richtiges  Vcrhältniss  zu  bringen"*,  ohne  doch  der 
„Willkühr"  oder  der  lästigen  „Inijuisition"  wieder  Thür  und  Thor  zu  öfthen.  (Gesetz« 
cnt^'urf  rom  27.  Februar  1887).  Danach  sollten  die  Personal-  und  die  Mobiliarsteucr 
wieder,  wie  ISSl,  getrennt  und  in  Quotitätsstcueru  rerwandelt,  auch  die  erstere  nach 
9  Ortsciassen  nhgcstoft  (l'/« — 4 Vi  Frcs.)  und  die  zweite  „einkommcnstcuerartig**  ans- 
pestaltet  werden,  nach  den  Grundsätzen  des  Gesetzes  von  1791,  aber  mit  M«»  lificationcn  : 
weniger  Coefücienten  nach  der  Höhe  der  valcars  locatives,  7  statt  IS,  um  absichtlich 
grossere  Spielrinine  zu  gewihren,  und  Gombtnation  dersdben  mit  9  Orts- 
ciassen nach  der  BeFölkerungs^rösse ,  wie  bei  der  Pati^ntstciier  (Min.  Orte 
unter  2000  £inw.,  Max.  Paris},  um  den  localen  Verschiedenheiten  der  Proportion 
ron  Miethwerfh  zv  Einkommen  möglichst  Rechnung  20  tragen,  nnd  mit  Gewährung 
von  Mobili;irsteiierfreiheit  unter  einem  nach  Ortsciassen  abgestuften  Miethwerth- 
miniffiam  (25  Frcs.  in  den  kieinston  Orten,  500  Frcs  in  Paris),  um  die  „kleinen  Leute" 
ausser  durch  die  PerBonalsteuor  nicht  noch  darch  die  Mobillarstener  va  belasten. 
Gewiss  alles  richtige  Grundsätze,  —  wenn  einmal  der  Hauptgrundsatz,  die  Aufßndung 
einer  Steucrgrundlage  in  der  geschilderten  Weise,  zugegeben  wird.  Aber  in  diesem 
Puncto  treffen  das  neue  Projcct  dieselben  Einwürfe  wie  das  Gesetz  von  1791.  Die 
grossen  Einkünfte  würden  bei  dem  Maximalcocfficienten  von  10  für  Miethcn  von 
15,000  Frcs.  und  darüber  in  Paris  und  von  3000  Frcs.  tirid  darüber  in  den  kleinsten 
Orten  auch  wieder  uuvcrhältiüssmässig  geschont  worJea  ücin,  S.  den  (icset/entwurf 
im  Rull.  a.  a.  0.,  die,  wenn  anch  mit  Modificationcn  doch  zu  einseitig  den  Plan 
empfehlende  (auch  die  Priorität  desselben  beanspruchende!  Schrift  von  Könij?  und 
darüber  meine  £ec.  in  d.  Tab.  Ztschr.  188i»,  S.  171  ff.,  und  die  Sc hanz'sche  im  Finanz- 
archir,  Y  (1888).  1,  8.  522  ff. 

§.  192.  2.  €  ha r acter.  Die  französische  Personal-  und 
Mobillarstener  Ist  eine  ans  zwei  yerachiedenen  Gliedem  bestehende 
Repartitions Steuer,  welehe  indessen  in  der  untersten  Stufe 
ihres  PersonalstenergliedSy  bei  der  IndiYidnalbesteueruug,  zu 
einer  Qnotitätssteuer  wird.  Das  Gesammtcontingent  des  Staats 
nnd  die  Oontingente  der  Departements  werden  allj&hrlich  durch 
das  Finanzgesets  festgestellt,  die  letzteren  Oontingente  dann  durch 
die  Repartitionsbehörden  (§.  180,  GcDeralräthe  n.  s.  w.)  auf  die 
Arrondissements  und  Gemeinden,  schliesslich  die  Gemeinde- 
contingentc  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vertheilt.  Für  die 
letzteren  hat  die  Person  al  Steuer  den  Charcater  einer  gleichen 
Kopf-  bez.  Familiensteuer  in  derselben  Gemeinde,  einer  im 
Fasse  etwas  versclnedenen  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  etc., 
insoweit  in  der  That  den  Character  einer  Qaotitätssteuer  mit 
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einem  nach  dem  etwa  vergchiedenen  Anschlag  des  Arbeitslohns 
jährlich  mOgliclier  Weise  etwas  wechselnden  Fasse.  Die  Mobiliar- 
Steuer  hat  den  Oharacter  einer  Reparttttons-,  Wohnungs-  oder 
U  leih  Steuer  mit  einem  Fosse,  welcher  sich  ans  dem  Verbältniss 
zwischen  dem  Gommanaleontingent,  genauer:  der  durch  die  Hobiliar- 
stener  zu  deckenden  Quote  des  Gommunalcootingents  der  vcr- 
'  einigten  Stener  einer-  und  den  ermittelten  Mietb-  oder  Wobnungs- 
werthen  anderseifs  ergiebt. 

Die  Personalstcnor  wird  in  der  Weise  aufgelegt,  da^s  der 
Generalrath  für  jede  Gemeinde  den  Werth  des  Arbeitstages  iuuer- 
balb  der  gesetzlichen  Grenzen  von  V'o— IVs  ^ras.  festsetzt,  woran!' 
alsdann  der  dreifache  Betrag  dieser  Summe  als  Personnltaxe 
bestimmt  und  von  jedem  in-  oder  ausIHndischen  Einwohner  der 
Gemeinde,  beiderlei  Geschlechts,  der  ,,ini  Genuss  seiner  Rechte** 
und  nicht  notorisch  arm  ist,  erhoben  wird.  Der  sich  so  ergebende 
Gesaaimtbetrag  der  Personalsteuer  wird  darauf  von  den  betreftenden 
localen  Contingenten  (der  Gemeinde,  des  Arrondissements,  Departe^ 
ments)  der  vereinten  Steuer  abgezogen  und  der  Kest  als  Mob  iliar- 
steuer  nach  Verbältniss  der  Mietbwerthe  repartirt.  Bei 
letzteren  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  dem  persönlichen  Be- 
dürfniss  dienende,  daher  raöblirte  („Privat"-)Wohnung,  demnach 
mit  Inbegriff  entsprechender  Nebenlocalttäten ,  aber  mit  Ausschluss 
der  gewerblichen,  geschäftliehen  Räume,  bei  möblirt  yermietheten 
Wohnungen  oder  Zimmern  (chambres  gamies)  unter  Veranschlagnng 
des  Miethwerths  ohne  Möbel. 

Die  Casuistik  in  Bezug  auf  die  Steiierpfliclitigkcit  bei  der  Personal-  und  Mobiliar- 
Steuer  und  Hilf  die  Ausnalimen  d;ivoii  ist  gross,  liegt  aber  in  der  Nattir  der  Verhält- 
nisse und  auch  darin,  dass  eben  docli  unveiuiuidlich  gesotidicli  nicht  scliarl  bestimmbaro 
Kriterien  für  die  „äusseren  Merkmale",  nach  denen  die  Steuer,  um  „Willkuhr  zu  ver- 
meiden", aufgelegt  w  erden  so!! ,  geijiaucht  werden  müssen.  So  z.  B.  in  Betreif  des 
Moments  ..sich  im  (jcnuss  seiner  Hechte  bofindend"  (jouissaut  de  ses  droits).  Im 
Allgremeinen  sind  daoach  doch  der  Penenilsteoer  in  den  Familie b  gewOlmlich  aur 
die  Fa niilionhäupter  allein  unterworfen,  nirht  die  Angebf^rig-en ,  wrnn  auch  mit 
mancherlei  Aosnahmen  (z.  B.  für  miBorenue  wio  majorenne  Kinder,  die  bei  ihren 
Eltern  leben,  aber  eigr^ne  Mittel  haben),  fosofeni  ▼altet  eben  mehr  der  Familien' 
Steuer-  als  der  reine  K o itfstonercharactcr  bei  der  rersoiialsteuer  ob.  Das  ergiebt 
sich  auch  sm»  den  Zahlen  der  Gcuäitea  im  Vergleich  mit  der  Volkszahl :  Fersonal- 
stenerqaoten  allein  1,766,260,  Personal*  nnd  MobfliarsteHenittOten  6,462,935,  zusammen 
8,229,195,  Mobiliarstcuerquoten  allein  2:^5,063  (in  1S85,  Bull.  XIX,  621).  Für  die 
sofien.  arbeitenden  Classcn  stellt  die  Personalsteuer  für  sich  und  auch  in  Verbindung 
mit  der  Mobiliarsteucr  eine  directeArbeitslohnstcuer  dar.  Gewöhnliche  Dienst- 
boten sind  pcrsonalsteuerfirei.  Atlch  in  Betreff  der  mobiliarsteuerpilicbtigen  Wohnungen 
ist  die  Casuistik  genau.  S.  aus  der  (je^<  tz^ebung  das  Gesetz  vom  21.  April  1832. 
aber  auch  andere  ältere,  ferner  Miuistürialürlasse,  Slaatsraths-Entsclicidungcu  über 
einzelne  Falle.  Detail  bei  Perroux-Joppen.  X>>.  2S6  ff.,  Block,  dictionn.  contrib. 
dir.,  Nü.  126  H.,  137  (f..  ff.  Besondere  Hcstimmungen  über  Officiere,  die 
theilweiäe  von  der  Steuer  frei  sind,  so  die  Ufticicrc  der  Land-  und  Seemacht  ohne 
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festen  Sitz  und  mit  Wohnung  in  der  Garnison ;  dagegen  sind  die,  welche  fiir  üch  und 

ihre  rainilion  besondere  Wohnunt^on  haben,  steuerpflichtig«  die  öffentlichen  Be- 
amte u  im  Allgemeinen  ebenfalls. 

Die  Pefsonal-  und  Mobiliarstener  ist  filr  das  ganze  Jahr  da  zti  zahlen,  wo 

der  Steuerpflichtige  im  ßcginn  des  Jahres  domicilirte,  auch  wenn  er  im  Laufe  des 
Jahres  stirbt,  Wohnung  und  Gemeinde  verlässt  u.  s.  w.  Eigenthtlmlichc  Vcrpflic  lituugeii 
der  Controlft,  der  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde,  bez.  Polizei,  und  eventuell  der 
Haflang  haben  die  Hauseigen thttm er  und  Haupt miether  für  ihre  äteaer- 
pflichtigea  Miether,  so  wenn  diese  ans-  oder  fortaehen,  oder  heimlich  die  Wohnung 
verlassen. 

Die  Perdonalsteuer  knUpft  sich  ausschlie!>t>lich  an  das  Domicil  des  Steuer- 
pflichtigen, die  Mobiliarstcucr  ist  eventuell  auch  ausserhalb  des  Domicils  in  jeder 
Gemeinde,  wo  der  Pflichtige  eine  Wohnung  inne  hat.  zu  entrichten. 

Zuschfagoentlmftn  aller  Art  sind  nur  bei  der  Mobiliar^,  nicht  bei  der  Personal* 
Steuer  gestattet. 

Als  eine  Art  K  op  f  -  oder  Familien  steaer  treffen  die  Personal- 
Btener  die  Bedenken  einer  soloben,  die  Einkommen-,  Besitz-,  Standes- 
TerhSltnisse  nicht  beachtenden  direeten  Steuer.  Bedenken,  welche 
indessen  durch  die  Niedrigkeit  des  Stenersatzes  (imMaximnm 
4V»  FrcB.  oder  vom  Arbeitseinkommen  durchschnittlich  wohl  nur 
wenig  Uber  Va — ^U^Ut  gewöhnlich  bei  niedrigerem  Satze  weniger) 
und  durch  den  Hinzutritt  der  nach  anderen  Elementen  aufgelegten 
Mobiliarstener  gemindert  werden,  wodurch  die  Personalstener  bloss 
eines  der  Elemente  eines  direeten  Steuersystems  wird.  Immerhin 
würde  die  HintiberfUhrung  der  Personalstener  in  eine  mehr  ein- 
kommensteucrartige,  miudesteiis  in  eine  personale  Classeustcncr  und 
die  1831  vollzogene,  aber  schon  1832  wieder  rückgängig  gemachte, 
1887  neu  geplante  Trennung  der  Personalsteuej  von  der  Mobiliar- 
Steuer  berechtigt  erscheinen,  f 

Gesetz  rom  26.  Mär£  das  wegen  der  lebhaften  Opposition  gegen  die  Ycr- 
wandlnng  der  Personalsteaer  in  eine  anch  dem  fiscalischen  Interesse  mehr  dienende, 

von  der  STobiliarsfcner  gv-trenntc  Qiiotiüitss teuer  schon  durch  Gesetz  vom  21.  April  1932 
wieder  beseitigt  wurde.  Dauphiu'ü  Cieset^eotvarf  von  l&bT  s.  o.  S.  155.  Die 
P^onalstener  sollte  Meniach  in  4  festen  Sät»sn  nach  Orts«,  bez  BeTdlkemngsgrössen- 
classen  (unter  2000  Einw  ,  1—5000  u.  s,  \v.,  über  100,000,  am  Höchsten  Paris)  mit 
174»  2,  27^  u.  8.  w.  bis  472  f^rcs-  erhoben  werden,  aucii  fernerhin  ohne  die  sonstigen 
Zttscblagcentimen  bleiben,  doch  einem  5  7«  Zuschlag  far  Entlastungen  and  AitsuUe 
nnteiliegen.  Boll  XXI,  281. 

Die  Mobiliarstener  characterisirt  sich  steuertecbnisch  und 
steuerpolitisch  als  eine  allgemeine  Wohnnngs  oder  Mieth- 
stener  mit  proportionalem,  nur  nach  der  xNatur  der  Kepartitions- 
steuei  etwas  wechselndem  Steuerfnsse.  Danach  nutcrlicgt  sie  den 
nicht  unwesentlichen  allgemeinen  principiellen  Bedenken,  welche 
eine  solche  Steuer  in  Pczug  auf  den  steuertechnischeu  Doppel- 
character,  den  man  ihr  beilegen  kann,  treffen.  Ob  man  sie  nämlich 
als  Verbrauchssteuer  für  einen  der  wichtigsten  und  stärksten 
Consame  y  die  Befriedigung  des  WohnuugsbedlirfuisseS|  oder 
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eine  Art  „Eiiikonimenstcucr",  hei  der  man  auf  die  Höhe  des 
Einkomiucns  aus  dem  Wohnungsaul wuud  schliesst,  auffasst;  in 
beiden  Fällen  ist  sie  bedenklich  wegen  ihrer  Belastiiüg  eines  noth- 
wendigen  Consunis  und  wc<:en  ihrer  Ungleichniiistjigkeit,  Ohne 
Steuerfreiheit  für  kleine  Woiiiiungen  der  Aermeren  und  mit  pro- 
portionalem SteuerfiKss  wirkt  sie,  vollends  neben  der  Personalsteuer, 
umgekehrt  progressiv  aut  die  „kleinen  Leute",  die  Masse  der  Be- 
völkerung. Bedenken,  die  sich  in  Frankreich  bei  dessen  sonstiger 
hoher  Verbrauchsbesteuerung  noch  steigern.  Durch  die  mangel- 
hafte Festsetzung  der  oberen  Contiugeute  (§.  193)  steigern  sich 
diese  Bedenken  in  Bezug  auf  die  Gleichmässigkeit  abermals.  Die 
Steuer  erscheint  danach  in  ihrer  gesetzlichen  Gestalt  namentlich 
als  nligemcine  Staatssteuer  und  mit  ihren  Zusclilägen  für  Departe- 
men talzwecke  misslich,  weniger  ahs  r<^mm  un a  1  Steuer.  Nicht 
nnbedeuklich  ist  aber  endlich,  dass  sie  als  dritte  directe  Steuer, 
neben  der  Grundsteuer  und  der  Thtlr-  und  Feustersteuer ,  an  das 
Wohnhaus  sich  anschliesst  und  wenigstens  durch  mögliche  Ueber- 
wälsnog  auch  wieder  den  Haosertrag  treffen  kann,  wobei  dann 
noch  an  die  hohe  Verkchrsbesteuerniig  der  immobilien(Eiiregistrement) 
zu  denken  ist.  Eine  Kr&etsang  der  Mobiliarsteaer  durch  eine 
wirkliche  Einkommensteuer,  in  welchem  Falle  dann  auch  die 
Verbindung  mit  der  zu  einer  Claasensteuer  amgebildeten  Personal- 
steuer beibehalten  werden  könnte,  wäre  daher  gewiss  ein  richtiger 
Schritt  und  eine  passende  Beformmaassregel.  *Die  mechanische 
JBenntznng  der  Mobiliarsteaer  zur  Constraction  einer  Einkommen- 
Steuer,  wie  im  Gesetz  von  1791  und  im  ministeriellen  Projeet  von 
1887,  reichte  freilich  hierzu  nicht  aas  und  unterliegt  besonderen 
auderweiten  Bedenken  (S.  455). 

§.  193.  3.  Die  Festsetzang  der  Contiugente  des 
Staats  und  der  Departements.  Die  Art  und  Weise  dieser 
Festsetzung  ist,  ähnlich  wie  bei  der  Grundsteuer  (§.  184),  eine 
besonders  seh  wache  Seite  der  Personal-  und  mehr  noch  der 
Mobiliaisteuer.  Weder  das  berechtigte  fiscallsohe  Interesse  an 
steigienden  Eriken,  parallel  der  wachsenden  Leistungsfähigkeit 
der  steuerpflichtigen  Bevölkerung,  noch  das  Interesse  der  ver- 
theilenden  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  die  Belastung  der  ver- 
schiedenen Landestheile,  der  Departements,  ist  genügend  wahr- 
genommen. 

IMe  anföOfUclie  FeststclloDf  des  StaatBCOntingeius,  mit  60  Mlll.  Frcs.,  erfolgte 
rad('  so  willkuhrlich ,  wie  bei  der  (irundstcucr.    Die  Summe  erwies  sich  zu  hoch 
und  masste  sUik  bcnbgeseUt  werden.   Aber  da  um»  aach  hier,  wie  bei  der  Grand - 
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Steuer,  wcguu  des  driiigeiiden  Fiuuu^ljcdarfa  und  der  Zeitdauer  einer  ordciahchea 
Katastrining:,  nicht  xuror  die  letztere  voririiiiommuii  hatte,  so  fehlte  fUr  die  Beätiiumung 
der  Höhe  des  Sta;\fsrnntiiigents>  und  der  Vertheiluiig  4^sselben  auf  die  DcpnrtfmetJts, 
daher  auch  i'ur  den  Betrag  der  Eriniisüigungen  ein  sicherer  Maassstab.  Die  ursprilug- 
liche  Verthcilung  war  wiederuin  ebenso  wie  bei  der  Grundsteuer,  wesentlich  nach  dem 
Vcrhältuiäs  der  Steuern  des  aii^ioii  regime  erfolgt,  entlii.  lt  also  d-  ren  Ungleichmässig- 
keiten  noch  iu  sich.  In  meciianiächer  Weise  verminderte  man  dann  das  Staats* 
contiiigent  und  nahm  man  an  der  Departementalrepartition  VenniDderungen  vor,  d.  Ii. 
man  entla-(<  t(  ririirf.^  I>i-'parfenicnts.  die  für  rilK-ibüfil-  t  ^jalti-n,  ohne  zu  w:^^■c^,  dL'in 
Wesen  der  iicpartitiouasteuer  gemäbs,  dafür  andere  wieder  entsprechend  höber  zu  be- 
lasten. Schon  das  Gesetz  von  1798  setzte  das  Gontingent  des  dainali;,ren  Staats  nur 
auf  oO  ATill.  Frra, ,  wovon  1*0  auf  (lic  (.'iiicntliclK?  P.  rsoiuilsti'uer ,  1' ._,  Mill.  auf  die 
inbegrili'euen  Luxosstoom ,  3  auf  Abgabou  von  Besoldungen  (der  Benmtou  u.  a.  m.). 
nvr  57«  auf  die  eigentliche  Hobiliarstoaer  fielen  (Stonrm,  I,  260).  1806  wtirden 
,  die  Luxubsteu«'ni  aufgehoben,  die  f'"/^!  Bcsoldungssteut  i ii  wurden  ?ermindert  In 
dem  Frankreich  nach  ISIÖ  betrug  das  Staatscontingcnt  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer ca.  27  Mill.  Frcs.  Von  1820  an  wurden  dann  IMäne  für  eine  neue  Kepartition 
der  MohiUaisteufi  auf  (irund  einer  Aufnahme  der  Miethworthe  im  ganzen  Staate  ver- 
folgt, ahpf  ein  l;ofj  it  digendcs  Ivosulfnf  wimli-  iiirlit  erreicht  iüesetz  vom  T'>.  Juli  1820. 
Einige  ötatibtisube  Daten  bei  v.liAulmaun.  S.  2ü2i.  Es  erfolgten  kleine  Entlastungen 
«einiger  Departements.  Die  Abzüge  an  den  Besoldungen  fiden  fort  (1821).  Der 
zweckmässinc  Plan,  die  Personalsteuer  von  der  Mobiliarstcu-  r  «ranz  zu  frcniieii  und  sie 
in  eine  Quotitätssteuer  mit  festen  Steuersätzen  zu  verwandeln,  wurde  zwar  (icsetz 
(28.  Hirz  1831^,  aber  mnssto,  als  „zn  fiscalisch*'  haJd  wieder  rttdcgingig  gemacht 
werden. 

Das  neue  Gesetz,  vom  21.  April  ib'i'l  führte  nicht  nur  die  Vereinigung  beider 
Stenern  wieder  herbei,  es  setzte  aaeh  das  Staatscontingent  wieder  ziemlich  willkQbriich 

fest  (34  Mill.  im  Principal)  unter  gleichzcitipff  Etitburitunp  der  für  überlastet  g'dtcnden 
Departemeots  um  3  Mill.  Frcs.  Für  die  Yertheilung  dieser  Summe  auf  die  Departe« 
ments  wurde  zwar  eine  etwas  rerKnderte,  jedocb  abermals  ziemlich  wlUkiihrliche  Grand- 
läge  bestiijiuU.  Es  wurde  nämlich  Va  des  Coritiu-LMits  nach  Verliältniss  der  Personal- 
Steuer  im  Jabro  1831,  V»  nadi  Yerhältuiss  der  Mobiliaistcuer  im  Jahre  1830,  y^üiick 
Verhaitniss  der  amtlichen  Anihahme  der  Miethwerihe  repartirt.  Um  dann  wenigstens 
die  Kepartition  einigermaassen  in  Einklang  mit  der  Entwicklung  der  wirklichen  Älieth- 
wertbe  zu  halten,  wie  es  fiscalisches  und  Gerechtigkoitsinteresse  forderten,  wurde 
bestimmt,  das»  in  1834  und  dann  von  5  zu  5  Jahren  eine  neue  Kepartition  unter  den 
Departenoitl  nach  den  Miethweith< n  '  rfoigen  solle.  Allein' dies  unterblieb,  die  Be- 
stimmiii!?  wurde  ls3S  auch  gesetzlich  beseitigt  und  ein  neuer  Repartitionsplan  im 
Jahre  Ibli,  mit  lOjährigcn  Erncuerungspcriodcii ,  kam  ebenfiills  nicht  zu  .Stande.  So 
verblieb  ea  bei  der  Repartition  von  1832  endgiltig  bis  heute,  nur  mit 
einer  Ausnahme,  dass  von  1846  an  die  bctrcflViRkii  Departcnientalcontingente 
jährlich  um  die  Stcuerquoten,  welche  auf  zerstörten  liausern  lugen,  vermiudort,  um 
die  5procentig«i  Mietbwcrtbe  hinzu  gekommener  neuer  oder  nrngebaotw,  zur  Grund« 
Steuer  veranlagter  Häuser  vcrmphrt  wurden  (Gesetz  vom  1  August  1S44\  Hiernach 
steigt  allmählich  das  Staatscontingcnt  selbst  etwas,  aber  doch  nur  lang;sam.  Die 
Steigening  der  Personalstener  allein,  die  Folge  der  Volksznnahme  vnd  eventuell 
steigender  Lohnhöhe,  kommt  der  Staatscasso  nicht  zu  gute,  sondern  ]iox\irkt  nur  oiii" 
Verminderung  der  Mobiliarstouer.  pic  Vcrquickung  beider  Steuern  fiüirt  daher  leicht 
zu  einer  Verschiebung  zu  Ungunsten  der  Personalsteucrpäichtigen.  Das  Staatscontingent 
war  1832  (mit  all^'i meinen  Zui  Ii' u  i  ntimen  für  Staatszwecke,  Ausfälle  u.  s.  w.") 
S9.41,  1S3S42.Ö9,  1846  41.5t>.  Ib4ö  42.27,  1870  55.51,  1871  (ohne  Elsass-Lothnngen) 
54.69,  1885  70.26  Mill.  Frcs.,  eine  stetige,  aber  langsame  Zunahme. 

Naturlidi,  da.ss  bei  solcher  Stabilität  der  Departemcntal- Kepartition  die  Steuer 
auch  immer  unfähiger  fUr  die  Belastung  mit  allgemeinen  Staatszuschlagen  wurde 
nnd  selbst  1871  fl'.  ebenso  wie  die  Grundsteuer  davon  befreit  blieb.  Innerhalb  des 
einzelnen  Departements  besteht  dieser  Mau  gel  bei  der  Kepartition  des  Departemental- 
Coiitingents  auf  Arrondissemmts  \ind  (icmoinden  und  schlies^^lich  auf  die  Einzelnen 
wunitistens  nicht,  weil  hier  jährlich  die  \  eränderungen  der  Pei"Süuenzahl,  Lohnhöhe 
und  MiethwcTtho  bei  der  Kepartition  horücksichtigt  werden.  Die  starke  Steigerung 
der  Departemontal-Znschlftge  (1838  9.31«  1885  32.86  MiU.  Frcs.)  nnd  der  Commnnal- 
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V 


Zuscliiäge  (liuz.  4.04  uinl  28.97  Mill.  Ficä)  auterlit^t  daher  nicht  dem  Bedeakea« 
dem  eine  solclie  Vernicliran^  des  Staatscontin^fs  bei  de^en  KepartitioDSsUbilitiU 
aasgesetzt  wäre.  Die  übrigeo  ßcJeiiken.  wdolie  'Wo  Steuer  als  solche  treffen,  treten 
aber  hei  dieser  Steigerung  der  Zuschläge  auch  hier  herror.  Nebenbei  bemerkt, 
maxlirt  sielt  die  Periode  1871  ffl  ancli  bei  diesen  Zaschlägen  nicht  besonden  ab. 
(BnIL  XX,  221). 

Dass  bei  dieser  Sachlage  die  Ket'orm  der  Personal-  und  > 
Moi»iiiiirsteuer  noch  immer  nicht  zu  Stande  gekommen  und  au  ^ 
Stelle  dieser  Steuer  nnch  keine  ordentliche  Einkommensteuer  ge- 
treten ist,  erweckt  billig  Erstaunen.  Aber  es  zeigt  sich  wiederum, 
welche  besuiidcie  Schwierigkeiten  Keformen  der  directeu  Steuern  in 
unserem  Zeitalter  des  Individnalisnius**  finden  und  auch  —  dass 
diese  Schwierigkeiten  wohl  durch  das  Repartitionssystem  mit  seinen 
loealcn  Contingenten  in  einem  grösseren  Staate  noch  gesteigert 
wei  lt  11.  Auch  hier  sehen  die  uuterlasteten  Landestheile  (Departe- 
nientsj  den  „Besitz*^  eines  bestimmten,  ihnen  gtinstigen  Contingents 
einer  Staatssteuer,  wie  im  Mittelalter  und  später  im  ständischen 
Staate  die  Stände  und  Landestheile  ein  einmal  titxrnommenes  Con- 
tingent,  gleichsam  wie  ein  „wohlerworbenes  Recht''  an  und  sträuben 
sich  gegen  die  Consequenzen  des  Repartitionssystems,  dass  Ver- 
änderungen der  loealen  Contingente  eintreten,  mit  Minder-  « 
belastungen  da  und  MehrbelaBtungen  dort  Immerhin  möchte 
attcb  diese  WahrnebmuDg  indesseo  nicht  g^en  das  Repartitions- 
System  Überhaupt  sprechen,  sondern  nur  gegen  das  unpassende 
Verfahren  bei  der  ersten  Einführung  desselben  in  Frankreich  und 
gegen  die  schon  anfängliche  Festbaltung  stabiler  Departemental- 
Contingente.  Aber  bei  der  allgemeinen  Würdigung  des  Repartitions- 
und  des  Quotitätssystems  kommen  freilich  diese  Schwierigkeiten 
einer  Erhi^hang  des  Gesammtcontingents  nnd  einer  Verftnderong 
der  Loealcontingente  in  Betracht.  Nur  wenn  man,  was  recht  wohl 
möglich  ist,  principiell  und  practisch  die  Repartition  nach  diesen 
beiden  Seiten  genflgend  in  Entwicklung  und  Bewegung  h&lt,  treten 
in  fiscalischer,  administrativer  nnd  in  Hinsicht  der  distributiven  Ge- 
rechtigkeit die  Vortheile  des  Repartitionssystems  ordentlich  hervor.  ^ 
Sonst  wird  man  in  allen  diesen  Besiehungen  dem  Quotitätssystem 
den  Vorrang  einrSiumen  mtlssen. 

§.  10'4.  4.  Zahlung  des  C  o  m  ni  u  n  a  1  contingen  ts  der 
Steuer  aus  dcmOctroi-Ertrag.  In  eigenthümlicher  Weise  kann 
die  Personal-  nnd  Mrdtiliarsteuerbelastung  der  Gemeinden  und  ihrer 
Bewohner  durch  die  Bestimmung  der  französischen  Gesetzgebung 
vermindert  werden,  dass  das  Gommunalcontingent  dieser 
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Steuer  ganz  oder  tb  eil  weise  aus  der  Octroieinnahme 
gedeckt  werden  dUrf'e. 

Es  setzt  dies  eiaea  Beschluss  des  Manicipalratli3,  Anfrap  beim  Präfecten  und 
Genohuiiguiig  durch  Verordnung  des  Staatsoberhaupts  voraus.  Der  verbleibende  Kest 
der  Steuer  wird  nur  auf  die  Mobiliarquoten  gelebt,  eventuell  unter  Freiia:> u ii g 
der  kl  ein  eren  Mietlicn  und  mit  einem  Pro^rrssivtarif  für  die  Iiuh  cren  ,  welche 
einzelne  Mujiicipalrathsbeschlüdse  wieder  von  der  Staatsl>chörde,  bez.  dem  Staabubcr- 
]ia.1ipt  zu  genehmigen  sind.  D  iliei  »oll  darauf  gehalten  «'erden ,  dass  die  gröi^äcrcn 
Steuerpflichtigen  mit  litthercu  Miethou  aber  auch  so  nicht  mehr  zalileu,  als  sie  bei 
der  ßcpartitiou  des  voUeu  Coutingcutü  der  Personal-  und  Mobiiiarsteuer  zaJUeu 
mQssten.  (Gesetz  vom  21.  April  1832,  Art  20,  3.  Juli  1846,  Art.  5  ;  die  Einrichton^ 
beruht  aber  schon  auf  Tlestiminuniron  eines  Gesetzes  von  1*»0()).  Nur  wenige,  meist 
grössere  Städte  liabou  diese  Einrichtung  angenommen  i^Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux« 
drei  andere).  In  Paria  bestellt  zar  Deckang  des  Rests  der  PersonaU  und  Mobiliar- 
Steuer  ein  Sl icthsteuertarif,  der  Wohnungen  unter  250  Fies,  fieilässf.  solche  von 
250— 4Ö9  Ff  CS.  mit  3,  von  500— UÜ'J  Frcs.  mit  5,  von  1000-1499  Krca.  mit  7,  von 
1500  und  dartlber  mit  9^/o  trißt.  Also  ein  im  Princip  richtiger,  der  Abnahme 
der  Wohnungsquote  vorn  stcii^enden  Einkoinuien  einiiicrmaassen  liechiuing-  tragender, 
iusoveit  wirklich  proportionaler  Tarif,  dessen  Progression  nur  zu  früh  endet. 
(S.  Perroux-Joppcn,  No.  302—304,  Vignes,  I,  46,  v.  Hock,  S.  146,  v.  Kauf- 
mann, S.  745,  mit  etwas  abweicheDden  Angaben). 

Die  ganze  Einriehtimg  ist  immerhin  ein  oharaeteristisches 
Beispiel,  der  Gombination  directer  und  indireeter  (Ver- 
branehs-)  Besteuerung  und  des  Ersatzes  jener  dnrcb  diese, 
wobei  ttbrigens  der  partielle  -  Verbranebsstenerebaracter  aueb  der 
Hietbstener,  nicbt  nur  des  Oetrois  zu  beaebten  ist.  Ein  Beispiel 
einer  Tendenzi  die  sieb  in  der  älteren  und  neueren  Steuergescbichte 
mebrfaeb  zeigt 

c  Thür-  und  Fenstenteaw, 

Oesetzgebnng.   (Hauptgesetze).   Erstes,  die  Steuer  nen  als  Eiigänzang  der 

Mobiliarsteuer  einfuliren  les;.  aber  Grundlage  gebliebenes  Gesetz  v.  4.  Frimaire  VII. 
oder  24.  November  170».  Später  nur  kleine  Modificationen  von  £iazelhcitcn .  Tarif- 
erhöhungen, Umgestaltung  der  ursprünglichen  Qaotftltsstener  in  eine  Repartitions- 
stcucr  mittelst  Feststellung  von  Contingenten ,  unter  Beibehaltung  der  nur  nach  der 
Repartition  zu  modificircndcn  Quotitätssätze  eines  Tarifs,  nach  Gesetz  v.  13.  Flor.  X. 
oder  3.  Mai  1802.  Vorübergehende  Umwandlung,  —  wie  bei  der  Personalsteuer 
S.  455  —  in  eine  Quotitätssteuer  durch  Gesetz  vom  26.  März  1&31,  Rückverwandlung 
in  Re]uirtition'-sfüuer  durch  Gesetz  vom  21.  A|)ril  tS??2,  das  seitdem  furmell  die  Grund- 
lage der  Steuer  bildi:t  lie.stimmungen  über  die  Berücksichtigung  der  Neubauten  und 
Geb&ndezerstöruugen  Lei  der  L  eststeUung  der  Contingente  im  Gesetz  rom  17.  Aug.  1S85, 
ilhcr  die  Berücksichtigung  der  communalcn  Volkszahlcn  nach  einer  amtlichen  Zahlung 
für  die  Tarifclasscn  und  weiter  für  die  Departemcntal- Oontingeate  durch  Gesetz  ?oui 

4.  Angast  1S44.  Gesetz  vom  30.  Juli  1B85,  Art.  3—5  (Modilication  der  Besteuerung 
in  Orten  über  5000  Einwohner,  ?.  m:  Ii  l'iill.  XIH,  äOfil.  Perroux-Joppcn.  No.  25 
bis  30,  265—285,  416  11..  Block 's  du  t.  Art.  contrib.  dir.,  pass.,  bes.  No.  180—218; 
snppl.  g6n6r.  (187S— 84),  p.  137,  suppl.  annuel  1885,  p.  25. 

Literatur.  Bibliographie  bei  Block  dict.,  p.  G73,  dire-te  Stcnerii.  Stourm, 
I,  ch.  9,  p.  265—274;  Vignes  I,  47—52;  v.  Hock,  S.  147— 14i);  v.  Kaufmann, 

5.  209 — 215  (übrigens  mit  einigen  Irrthtlmern  in  der  Darstellun-,^).  Statistik  bei 
Kaufmann  eb.,  Faure,  hinl-,  p.  77,  7S,  Bull.  u.  a.  XX,  210.  VII,  XIX;  621, 
bes.  U,  225  ff.  und  über  die  Steuer  in  den  Orten  über  5000  Einwohner,  XÜI,  566. 

Deber  diese  Steuer  ab  Form  einer  Geb&ttdesteuer  s.  meinen  Aufsatz  in 
SchOnberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomle,  2.  A.  III,  257. 
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§.  195.  1.  Cbaracter.  Die  Thür-  und  Fensterstener  ver- 
dankt rein  fiscalischeu  Bedürinissen  im  Jahre  1798  ihre  erste  Ein- 
führung in  die  französische  Gesetzgebung,  mit  nach  eugiisehem 
Muster.  Sie  erweist  sieh  so  von  vornhereiu  als  ein  anorganisches 
Element  des  neuen  directen  ^Steuersystems,  ist  aber  gleichwohl, 
wenn  diesem  auch  erst  etwas  spilter  nur  mechanisch  angefügt, 
dauernd  und  im  Wesentlichen  auf  ihrer  ersteu  Grundlage  ein  Glied 
dieses  Systems  geblieben.  Dazu  bat  ausser  dem  finanziellen  Be- 
dflriniss  der  unzureichende  nnd  doch  auf  der  gegebenen  Grund- 
lage nicht  hinlänglich  steigernngsfähige  Ertrag  der  drei  anderen 
directen  Steuern ,  besonders  der  Grund-  und  der  Personal-  und 
Mobiliarstener,  dann  aber  wohl  auch  der  RteuertecbniBche 
Cbaracter  derTbllr-  und  Fenstersteuer  selbst  beigetragen.  Denn 
so  denkbar  äusserlich  mecbaniflob  und  insofern  steuer- 
polltiscü  bedenklich  diese  Steuer  ist,  so  lässt  sie  sieb  doch  yer- 
bältnissm&Bsig  leicht  nach  den  äusseren  einfach  zu  coostatirenden, 
kein  ,,lästiges  Eindringen"  in  die  persdnlieben  und  ökonomischen 
Verhältnisse  erfordernden  Merkmalen,  nach  denen  sie  aufgelegt 
wird,  veranlagen.  Sie  entsprach  to  in  besonderem  Maasse  Auf- 
fassungen und  Bedllrfnissen,  welche  man  in  Frankreich  gern  als 
,,dem  französischen  Volksgeist  eigentbfimlich"  beseichnet  und 
namentlich  in  der  Periode  der  Steuerreform  der  ersten  Revolution 
grundsätzlich  zu  berücksichtigen  gesucht  hat,  wie  auch  schon  bei 
der  Mobiliarsteuer. 

Obgleich  als  Ergänzung  der  Mobiliarsteuer  gedacht  und  bestimmt^ 
nicht  den  Hauseigenthlimer  als  solchen,  sondern  den  Benutzer, 
daher  bei  veimietheten  Wohngebäuden  und  Gebäudetheilen  den 
Miether  als  solchen  nach  seiner  steuerpflichtigen  Tbttr-  und 
Fensterzabl  zu  besteuern,  wird  die  Steuer  doch  vom  Eigenthümer 
(auch  L'sufructuar  und  üUerdiii^s  auch  vom  Mietlier  eines  ganzen 
Gebäudes)  gefordert  und  bezahlt,  dem  indessen  das,  formell  wie 
es  scheint  meist  nicht  besonders  geübte  Recht,  verbleibt,  den  raten- 
massigen  Antheil  von  seinen  Miethern  sich  vergüten  zu  lassen. 
Practisch  vollzieht  sich  die  endgiltige  Tragnng  der  Steuer  also 
gewöhnlich  in  der  Regelung  des  Miethpreises  und  erscheint 
die  Thür-  und  Fenstersteuer  im  Uebrigen  steuerpolitisch  wohl  Uber- 
wiegend, jiiitiinter  gnnz,  immer  mehr  oder  weniger  als  eine  Haus- 
Ertragssteuer.  Ihre  Auflegung  nach  dem  äusseren  Merkmal  der 
ThUren  und  Fenster  und  die  Bele2:nng  des  Hausertrags  schon  durch 
die  ^^Grundsteuer  lUr  bebaute  Grundstücke'^  und  durch  die  Grund- 
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Steuer  für  das  Ilaiisgriindstück  (§.  188)  machen  die  Steuer  als  eine 
Hausertraj^ssteuer  dann  nur  noch  besonders  bedenklich.  Bedenken, 
welche  sich  noch  dadurch  steigern,  dass  die  Mobiliarsteuer  sich 
auch  an  Wohnung  und  Hans  ansohliesst,  also  sogar  eine  drei- 
fache Combination  directer  Steuern  heim  Hause  vorliegt  Wie  es 
sich  da  mit  dem  leitenden  Grundsatz  der  modernen  französischen 
Besteuerung  verhält,  „Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern", 
bleibt  fraglich  genug.  Unberechenbare  lleberwälzungsverhältnisse 
bei  allen  drei  Steuern  mindern  die  Bedenken  in  diesem  Fnnete 
nieht 

Selbst  wenn  man  aber  die  Tbttr-  und  Fenstersteuer  nicht  als 
Ertragssteuer,  sondern  als  Wohnungsstener  anffasst  und  in  dieser 
wieder  den  Doppeleharacter  der  Verbrauchs-  und  der  Ein- 
kommensteuer, wie  bei  der  Hobiliarsteuer  (§.  191),  anerkennt, 
unterliegt  die  Steuer  nicht  nur  den  principiellen  und  practiscben 
Bedenken  jeder  Wobnnngssteuer  dieses  regelmässig  vorhandenen 
Doppelebaracters,  sondern  aueb  noeb  den  speciellen  Bedenken, 
welche  aus  der  Veranlagung  der  Steuer  nach  einem  so  äusser- 
liehen  und  für  die  wirkliche  Wertbbestimmung  des  Hauses  oder 
der  Wohnung  wenig  zuverlässigen  Iferkmal  hervorgehen. 

§.  196.  2.  Die  Besteuerung  der  einzelnen  steuer- 
pflichtigen Bubjecte  und  01)jeete.  Die  Steuer  chniacterisirt 
sich  weiter  im  Wesentlichea  für  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  eine  Quotitäts-Hausclassensteucr  von 
W  0  Ii  11  u  u  g  e  n ,  bezvv,  W  o  h  n  g  c  b  ä  u  d  e  n.  Denn  der  Character 
der  Repartitionssteuer,  den  sie  wegen  der  Festsetzung  des 
Staats-  und  der  Localeontingeute  (der  Departements,  Arrondisseuients 
und  Gemeinden)  so  zu  sagen  „nach  oben  zu"  trägt,  kommt  ,,nach 
unten  zu"  nur  in  den  kleinen  Modilieationen  zur  Geltung,  welche 
die  individuellen  Steuerschuldigkeiten  nj^ch  den  Abweichungen 
zwischen  dem  aufzubringenden  Contingent  und  dem  aus  der  An- 
wendung des  Tarifs  auf  die  Stenerobjccte  gebildeten  „Steuersoll" 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  etwa  erfahren.  In  der  Hauptsache  bleibt 
die  Steuer  so  eine  Qu  oti  täts Steuer  und  zwar  eine  nach  einem 
Classen-  und  Stufe  ntarif  erhohene  Hause  lassen  st  euer  für 
die  unmittelbar  Betrogenen,  die  Hauseigeuthümer  (und  Haupt- 
miether). 

Jede,  auch  die  beste  Hausciassensteuer  ist  steuertechnisch 
und  steuerpolitisch  nur  von  problematischem  Werth.  Principieil 
allgemein,  practiseb  wenigstens  in  den  Städten,  vollends  in  den 

A.  Wngner,  FiiuuuiriBMiucluft.  UL  30 
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grösseren,  steht  sie  in  dieser  Hinsicht  hinter  einer  freilich  nicht 
llherall  anwendbaren,  mit  Recht  nieist  auf  die  Städte  beschräiikten 
jjUanszinssteiicr'*  ziirUck|^  der  relativ  besten  „Gebäudesteucr'"  und 
Ertragsöteucr  überhau j>t. 

S.  meiuü  Abhandluna  im  Scliönbenj 'sehen  Hainlluiih,  III,  259  ff.  Das 
hat  iiiäii  auch  in  Frankreich  iiii  hc  ganz  verkannt  und  wuhl  uat  deswegen  Paris  und 
ciri/^eluen  änderten  Städten  (Lyon,  Bordeanz)  <:r  t;ut.'t.  nach  einem  besonderen  Tarif, 
di  r  oÄnf  Coinbination  der  Besteuerung'  nach  „Hausöllmmpcn"  mit  einer  solclien  nach 
dorn  Micüi'ji'trag ,  bczw.  Kcinertraf?  der  Häuser  enihait.  ilir  CuütiD^ent  aufzubiingcu. 
(Decret  für  Paris  vom  17.  März  l':>52,  Art.  10,  PerrrMi  v-.Ioppen ,  No.  270  IK,  wo- 
selbst der  Tarif  für  Paris;  fiir  Bordeaux  Gesetz  vom  :>.  ^fai  1*^55,  Art.  14V  Die 
specicllti  Uugeeiguetheit  cinor  biosseu  Thür-  und  Fe iistcräteuer  für  Grosscätidte 
hat  z«  solchen  Exemtioneii  aussordem  noch  bofgotragen. 

Unter  den  müglichcu  Formen  einer  Hauselasscnsteucr  ist  dann 
aber  wieder  diejenige  einer  iuiuier  so  mechanisch  äiisserlichen  imd 
znirleich  unvermeidlich  an  casuistischen  Bestimmungen  so  reichen 
Steuer,  wie  eine  Thtir-  und  Fenstersteuer,  noch  besonders  zu  be- 
ninngeiu.  Nicht  sowohl  deswegen,  weil  diese  Steuerreform  wie 
eine  Besteuerung;  von  Licht  und  TiUf't"  wirkt,  gesundheitlich  und 
sicherheitlich  unzweckniässiiies  Bauen  veranlasst  —  obgleich  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  Bedenken  nicht  so  völlig  fehlen,  wie  z.  B. 
V.  Kaufmann  meint  — .  Wichtiger  ist  das  Bedenken,  dass  auch 
der  noch  so  zweckmässig  ab2:cstnfte  Tarif  einer  „Thür-  und 
Fenster"  Steuer  weder  den  Ertrags-  noch  den  Wohnungswerth- 
verschiüdenheiten  von  Ort  zu  Ort  und  von  Gebäude  zu  Gebäude  in 
demselben  Ort  sich  richtig  anzupassen  vermag,  sowie  dass  auch 
die  feinste  gesetzliche  Casuistik  und  deren  weitere  Entwicklung 
durch  Yerordnangen  der  VcrwaltUDgBbehdrden  und  Entscheidungen 
der  Yerwaltungsgeriehtsböfe  ein  grosses  Maass  von  „VVillktihr" 
nicht  zw  beseitigen  vermag.  Der  Werth  einer  Steuer,  welche  nach 
einem  „einfachen",  „siebtbaren"  äusseren  Merkmal  aufgelegt  wird, 
wird  aber  gerade  in  dieser  Vermeidung  der  Willkttbr  gefunden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  einen  principiell  richtigen 
und  ziemlich  feinen  Classen- Tarif  fUr  die  Veranlagung  der 
Thflr-  und  Fenstersteuer  aufgestellt. 

Es  w'crden  darin  bei  kleineren  Häusern  bis  5  „Oetfnunffen'*  8,  bei  grösseren 
sogar  4  richtig  ausgewählte,  den  Wohnung-s-  be/.  Ilauswerth  wesentlicli  uütbestimuiende 
Elemente  zur  Bildtin;;-  eines  Cla>senschemati?imuä  cnmhiniit,  ii'unlirli  die  Grösse 
der  (])rt3bevölkur  uiif;  nach  6  „Ortsclasscn",  die  Zitki  der  „Ociiuungen"  ^bei 
don  Häusern  bis  incl.  5  Oofl'tiungen),  dittZahl,  ArtiThorc,  Hausthüren,  Fcnsterzahi) 
und  Lage  'Irr  F.  ii-,frr  in.'I.  2  und  im  dihI  liöheren  Stock«  erkon^  in  dm 
Häuscjrn  mit  t>  uud  mehr  „Ueiinungeu".  So  entsteht  schon  für  die  kleiuereu  Häuser 
die  Zahl  von  .'io  Steuerclassea,  fllr  die  grösseren  eine  sich  der  Zahl«  Art  und  Lagu 
<1  ;  I  tL  -rmingen  fein  anschmiegend  «  Steuerclassenzahl,  wie  der  folgende  Tarif  des 
<u!setzes  von  Iböl  ^'ür  daö  Principal)  zeigt: 
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Hlnsar  nlt  0  iL  Odtnagtm 

ttr  Jfld»  ier  letrtama: 
ThorwoM,    a«wSbiiL  FeMtordei 
OrtMlasaaii.  Utaser  nüt  OcAniacMi  IfagaBittCiiorB    Thon,    3.  u.  hOh. 

ISmwoluMr-  1  S         8  4         »  «.  4ffl.     F«s«terd.  Stock- 

taU.  nnt.Stockw.  wwk» 

bis  incL  2. 

Frca.      Pres.       Pres.      Frcs.      Fica.  Frcs.  Frcs.  Frcs. 

Unter  500U  .  .  0.30  0.45  0.»0  1.60  2.50  1.60  0.60  0.60 
5—10,000  .  .  0.40  0.60  1.35  2.20  S.25  8.50  0.75  0.75 
10,000—25.000  0.^0  0,80  1.80  2.SÜ  4.00  7.40  0.90  0.75 
25,000—50,000  O.CO  1  00  2.70  4.00  5.50  11  20  1.20  0.75 
50,000—100,000  0.80  1.20  3.60  5.20  7.00  15.00  1.50  0.75 
über  100,000    .   1.00     1.50     4.50     6.40     8.50       16.80       1,80  0.75 

Weitere  casuistisclie  Restimmungen  des  Gesetzes  und  Auslet^angen  Liasicktlich 
dessen,  was  als  „Urtsbcvölkenuij;"  der  Ürtstari.fclasse  goreciwet  wird  (im  AUgemeiaea 
die  ZaU  der  Ortaaniresenden,  aQSsehliesslicli  des  Iftiit&rs  und  der  Insassen  dw  sogen. 
„Anstalten",  s.  Verordnung  vom  1  "Mai  1840.  bei  Perruu  v-J  ippen,  No.  269,  auch 
bisher  nur  die  Bevölkerung  innerhalb  der  Ootroigrenze  bei  Orten  Uber  5000  Einw., 
jetzt  diese  BerOlkenuip  in  dem  „agglomerirten  TbeÜ**  der  Gemeinde,  die  übrigen 
Häuser  der  letzteren  uuterlioiren  dorn  Tarif  der  Landgemeinden,  Gesetz  vom  30.  Juli 
18b5);  ferner  die  Casuistik  in  Betreff  der  stcuerptlichtigen  „Wohnung",  bt^zvr  des 
„Wohnhauses"  und  der  übrisren  steuerpflichtigen  Häuser,  sowie  in  Betidl  des  Be^rills 
„Thorweg'%  „Thür*',  „Fenster  '  u.  s.  w.  dienen  dazu,  den  Tarif  bei  (tor  practtsehen 
Anirendang  nodi  mehr  sich  den  YeriiiUtniBsen  des  Wohnungsverths  anpassen  zu  lassen. 

Und  dennoeh  bleiben  aueh  bei  diesem  entwickelten  Stnfen- 
tarif  nnd  dieser  Casnistik,  znmal  in  den  StSdten,  vollendB  in 
den  gössen,  sicherlicb  von  Ort  zu  Ort  nnd  in  demselben  Orte 
bei  versebiedelien  Oebänden  sebr  erhebliehe  Ungleiehmässig- 
keiten  bestehen,  welche  bei  einer  eigentlichen  Er  trag  sstener  des 
Eigenthtlmers  oder  Miethstener  des  Miethers  viel  mehr  vermieden 
würden. 

Dieselben  trerden  durch  die  starken  Depariemental-  nnd  Gommnnalzoseblftg^e 

(s.  u.  S.  IGS',  wie  durch  die  bei  dieser  Steuer  Ijcsteheudeu  allgemeinen  Staatszuscliläge 
und  die  kleinen  Nebenzuscbläge,  —  durch  deren  Gesamutheit  das  Principal  jetzt  fast 
verdoppelt  wird,  1887  betragen  sie  95.1  des  Principats  —  noch  wesentlich  gesteigert, 
also  druckender. 

Die  weitgehende  Casuistik  bei  dieser  Stener  —  hinsichtlich  der 
Stenerpflichtigkeit  nnd  Steuerfreiheit  der  ganzen  Gebäude  und 
Wobnungen,  dann  hinsichtlich  der  Begriffe  „Oeffhung",  Thorwegi 
Thttr,  Fenster  und  der  Steuerpflichtigkeit,  Steuerfreiheit  und 
Steuerhohe  dieser  „Oefinungen*'  —  erklärt  sich  zom  Theil  aus 
ungenauen  und  willktthrlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes,  zum 
Theil,  wie  auch  die  britische  Erfahrung  zeigt  (§.  117*),  aus  dem 
Wesen  dieser  Steuer  und  aus  der  Oflters  nur  scheinbar  so  war 
fachen  Bemessungsbasis  ,,bandgreiflicher"  und  gleichwohl  viel- 
deutiger „äusserer  Merkmale". 

Der  leitende  Grundsatz  des  Gesetzes  cisclieint  einfach  genug: 
nämlich,  daes  „Thtlren  und  Fenster,  welche  nach  den  Strassen, 
Uöieu  und  Gurten  der  Gebäude  nnd  Fabriken  (usiuesj  hinaus* 

30* 
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gehen,  steuerpflichtig  sind"  (Gesetz  v.  4.  Frim.  \  II  .  Ait.  2).  In 

der  Anwendung  und  Auslegung  dieses  Grundsatzes  er^jebeu  sich 

jedoch    eine   Menge  Schwierigkeiten,   welche    die  angedeutete 

Casaistik  nöthig  niachcn. 

So  in  Betreff  des  steuerteclmuiclieii  BegriU's  „Fcuüter'',  „Thtti**,  „Tborwe£'\ 
„usineä'V  Belm  besten  Willen  bleibt  in  den  Entecbevlangen  manche  WilUtUhr  flbrig'. 

S,  das  Einzelne  V>,i  Poiroux-Joppen,  \o.  "ili')  IT.,  "27*!  II'.,  mul  Hluck,  dict.  Art. 
contrib.  dir.,  No.  ISO  it.,  195  ü.  Yoruebmlicb  bat  man  die  Wobnräume  besteoern 
vollen.  Bei  der  Yeranlagnng  enCsteben  Zweifel,  venn  gesch&ftlicbe  (^ireÄlicbe) 
und  Wobnräume  nicht  getreuut  sind  u.  i.  a.  F,  m.  Das  Gesetz  von  179s  will  ferner 
die  Steuer  auf  „u sin  es"  legen,  ein  späteres  (4.  üermin.  XL,  Art  19)  beschränkt  die 
Steuer  bei  ,, Manu factureu"  auf  die  „Fenster  der  persönlicben  Wohnung  und  der- 
jenigen der  Anfaeber  und  CJommis".  Aus  diesen  Vorschriften  entwickelte  sich  wieder 
die  Streitfrage,  was  eine  ..limine"  und  was  eine  „Manufactur"  sei  und  eine  weit- 
gehende Oasuistik  (P ^ 1 1 u ujc-J  up peu,  Nu.  281,  Block  a.  a.  0..  No.  2üti.  Unrichtig 
Kaufmann,  S.  2i4,  „usine"  heisst  hier  auch  niclit  ..Huttenwerk" i.  Mau  legte  den 
Unterschied  in  folgende,  bei  der  practischen  AnweiuiuiJü  vielfach  wiinier  unzulängliche 
Momente:  steuerfreie  „Manufactureu**  seien  „grosse  industrielle  Anstalten,  welche  in 
Werkstätten  eingetheilt  seien  und  /zahlreiche  Arbeiter  beärhäfiig;ten '.  ..Fabriken'' 
(usines)  seien  dagegen  „industrielle  Austulten.  wo  din  naiurlichcn  und  künstlichen 
Motoren  das  hauptsächliche  oder  wirksamste  Agens  der  Fabrikation  seien".  Die  eigeo- 
tbiimlichen  Entscheidungen  hiernach  a.  a.  0.  (Perrou  x-Jnppen,  S.  82)  StenerfVei 
sind  ferner  ausdrücklich  die  Thürcii  und  Fenster  zur  Beleuchtung  und  Lüftun?  der 
wiciitigsten,  speciell  genannten  landwirtbscbaftlicben,  nicht  zur  Wohnung 
bestimmten  Gebftnde,  sowie  der  für  einen  Öffentlichen  Dienst  bestimmten  Locali- 
täten,  was  wicdfruiii  /.u  casuistischen  Unteraelieiduiicen  Aulass  giebt.  Diuiist- 
wobnuogeu  der  Beamten  sind  steuerpflichtig.  Üellhungen,  welche  aus  gesund- 
beitspolizdlieben  Hficksichtcn  in  Häusern  angebracht  weiden,  sind  drei  Jahre  lang 
steuerfrei. 

Aus  der  Statistik  (Bull.  II,  22*).  s.  audi  v.  Kaufmnnn.  abweichend)  sei  Folgendes 
angeführt.  Allgemeine  Aufnahme  der  Gebäude  und  Fabriken  fand  1S22  und  1S41  statt. 

1822  1S71  1870 

1.  Zahl  der  Häuser  and  Fabriken  mit 

wenitrer  als  (3  Oeffnnngen  ...         —  5,*<72  f>92  5,69S,575 

2.  Desgl.  mit  luclu  ab  .  .  ,  .  —  2,7:tj,2ti4  2.931,ÜÜ7 
a.  Zusammen                                       6,432.000  s.44S,95G  8,630,182 

4.  Zahl  der  Oelfnungen  bei  1    .    .    .  —  17,273,978  17,447,438 

5.  Desgl.  bei  2   —  38,078,224  41,048,295 

6.  Zusammen   38,949,468         55,952,202  »8,495,738 

7.  Durchschnittszahl d.Oefibungen bei  1        —  3.04  .H.Oß 

8.  „  „  „  2         —  13.93  14.00 

9.  im 

Gaiusen   5.28  6.02  6.77 

Die  Zahl  der  Hämer  nach  der  Zahl  der  Oefnungen  war  1885  (BulL  XIX,  021): 

Mit  1  Ocffnung    ....  248,352  Mit  5  Ocffnungen    .    .    .  S49,S)ßl 

Mit  2  OcKnungcn    .    .    .  1.827,104  Mit  0  u.  mehr  Üettuungeu  B,259,3.U 

2*lit  .;  OeUiiungen    .    .    .  1,624.516  Zusammen   8,975,166 

Mit  4  ÜefFnungen    .    .    .  1,165,902  Einzelne  Stcuerquoten  .   .  6,715,208 

Nur  diu  Häuser  mit  1  Oelfnung  nehmen  beständig  etwas  ab  (1S.37  waren  P5.'?46.40rt, 
mit  2  neuerdings  ebenfalls.  Am  Stärksten  nehmen  die  grösseren  Häuser  mit  6  und  mehr 
Oeffnungen  zu.  A«f  1  Steuerquote  kommen  1.83  Häuser,  was  auch  darauf  hindeutet, 
dass  meistens  die  Eigenthümer  zahlen  worden,  freilich  mit  bedeutenderen  AnsDahmen 
iu  den  grösseren  Städten,  wo  die  Zahlen  der  Statistik  fur  die  Steuerpflichtigen  2  bis 
3  Mal  so  gross  als  für  die  Häuser  sind,  was  auf  entsprechende  directe  Besteoerung 
der  Mictlier  liln  s=:en  lässt.  Der  St' lu  rbetrag  fUr  1  Haus  war  1885  im  Principal 
4.42,  mit  allen  Zuschlägen  8.04  Frcs.,  fUr  1  Steuerquote  5.91  und  11.52.   l^ach  einer 
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Tabelle  bei  v,  Kaufmaan  (S.  212)  wttrde  die  Steuer  fUr  1  Haus  ISäS  3.25  Frcä. 
(princ.)  gewesen  sein ,  und  zvar  in  Ortscliaften  Ms  5000  Eintr.  2.17,  in  solchen  von 
50 — 1()U.()0()  Einw.  21.55,  in  grösseren  55,71.  Hiernach  erscheint  die  Sfener  aurh 
gegenwärtig  noch  mä^sig,  aber  rebtiv  besonders  niedrig  in  grösseren  Städten,  was 
wieder  auf  die  mangelhafte  Yeraulagungsbasis  lünweist,  bei  der  man  eben  keinmi -an- 
gemessen bohen  Tarif  für  die  Stftdte  anzuwenden  wagt. 

§.  197.  3.  Die  Repartition  and  die  Feststellung  der 
GoDtingente*  Ungünstige  finanzielle  Erfolge  mit  der  nrsprttng- 
liehen  Qaotitätsstener  ftlhrten  1802  zur  Verwandlung  der  Steoer  in 
eine  BepartitionsBteaer.  Fttr  die  angemessene  Bestimmung  der 
Höhe  des  Staatscontingents  und  der  Repartition  desselben  auf  die 
Landestheile  (Departements)  bis  herab  zu  den  Gemeinden  fehlten 
aber  wieder,  wie  bei  der  Grund-  und  Personal-  und  MobiHarstener, 
die  genttgeuden  Daten.  Daher  setzte  man  das  Staatscontingent 
auf  Grund  der  bisherigen  Erträge  in  1802  niedrig  und  wohl  zu 
niedrig  an  (16  Bfill.  Pres.)  und  die  Vertheilung  auf  die  Departe- 
ments blieb  ungleichmässig.  Die  riehtige  Verwandlung  der  Steuer 
in  eine  Quotitätssteuer  im  Jahre  1831  (Gesetz  vom  26.  März  1831) 
bot  das  Mittel  zur  angemessenen  Steigerung  der  Erträge  und  zu 
einer  richtigeren ,  freilich  die  bisher  begünstigten  Landestheile 
empfindlieh  mehr  belastenden  localen  Steuervertheilung.  Aber  beide 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  fanden  auch  bei  dieser  Maassregel,  wie 
bei  der  gleichzeitigen  ähnlichen  in  Betreff  der  Personalsteuer 
(8.  459)  heftige  Opposition,  der  man  durch  Rückkehr  zu  der 
liepartitionssteuer  schon  in  lb32  ((iesci/.  v*»iii  21.  April  1832) 
Rechnung  trug.  Indessen  wurde  gleichzeitig  auf  Grimd  der  nach 
dem  vorigen  Gesetze  erfolgten  Vcnmlagiing  d;is  Staatscontingent 
Jetzt  wesentlich  erhöht,  auf  22  Mill.  im  l'rincipal,  und  die  locale 
Vertheilung  berichtigt.  Da  man  ferner  bald  darauf  daiur  sorgte, 
dasö  alle  Contingeute  durch  die  Berücksichtigung  der  Neu-  und 
Umbauten  ■  -  unter  Abrechnung  der  zerstfirtca  GehUude  —  sich 
entsprechend  erhr>hten  und  veränderten  (unter  den  Departements, 
Arrondisseiaents  und  Gemeinden)  nach  Gesetz  vom  17.  August 
und  die  Departenientalcontingente  sich  nach  besetz  vom  4.  August 
1844  in  GemUssheif  der  von  der  wech.selmlen  Grösse  der  Orts- 
bevölkerung abhangigen  Siitze  des  Steuertarifs  veränderten,  d.  h. 
gewöhnlich  erhöhten,  so  blieb  die  Entwicklung  des  Ertrags  und 
die  locale  Vertheilung  dieser  Steuer,  abweichend  von  der  Grund- 
und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mehr  in  Einklang  mit  dem  tis- 
calischen  Interesse  und  mit  einer  der  Tendenz  des  Gesetzes  wirk- 
lich entsprechenden  localen  Vertheilung,  sowo)tl  von  vornherein, 
als  mehr  und  mehr  im  Laufe  der  Zeit  AIb  Glied  des  directen 
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Steuersystems  ist  die  Thür-  und  Fensterstcuer  freilich  auf  diese 

Art  zu  den  beiden  anderen  Repartiiiousöteuorn ,  besonders  zu  der 

wesentlich  stabilen  Grundsteuer,  hierin  ähnlich  wie  die  Patent* 

Steuer,  immer  mehr  in  ein  Missverhältniss  gekommen. 

Zum  Priocipal  der  ThQr-  uod  Fenstersteucr  werden  anch  seit  der  Gesetzgebung 
voa  ls'i2  beständig  Zuschläge  für  die  allgemeine  Staatscasse  eiliobeu  (15.8 Vo^-  Ein- 
Bcblicsslii  h  der  Znsclilige  fur  die  Nebt-nfonds  (Ausfallfonds  u.  s.  w.)  des  Principals 
und  dei'  oben  genannten  Zuschlägi-  betrug  der  Erfrag-  für  den  Staat  1838  26.56. 
1870  40.12,  1871  (ohne  Elsass-Lothringen)  38.98,  1885  47.20  Mill.  Frcs.,  stieg  also 
TOB  18S8 — 1885  (wo  im  letzten  Jabre  Elsass-Lothringen  fehlt«  Nizza  und  Saroten  in- 
begriffen ist)  um  77.7 "'y.  Tu  derselben  Zeit  wuchs  der  ebenso  berechiuite  Ertrag 
der  Peraonal-  und  MobiUart>teucr  nur  um  64.97««  <ler  Ertrag  der  Staatsgrundsteuer 
sank  sogar  unter  dem  Einilnsa  des  darch  die  andenreite  Ertragssteigerung  noch  nieht 
wieder  eingebrachten  Erlasses  der  Staatszuschläge  seit  tS51 ,  von  tSoS— 85  um  ßVo- 
Bull.  XX,  220  ff.  Ungemein  sind  bei  der  ThUr-  und  Feosteisteaer  die  Zuschläge  for 
Departemoital-  (von  183S — 85  Ton  1.95  auf  12.T3)  und  filr  Gommnnalzireclre  (dgl. 
von  1.17  :nif  tS, 09  Mill.  Frcs,)  gestiegen,  was  bei  der  ungleichmässigen  Belastung  der 
Gebäude  in  ein  und  demselben  Orte  doch  auch  grosse  Bedenken  hat.  (BqU.  eb.,  8, 
aaclt  Faurc,  S.  77). 

Die  ZusHiiuiicnziehung  der  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  der 
Giiuidsteuer  von  „bebauten  Grundstücken  '  und  der  Grundsteuer 
von  den  Grundstücken,  auf  denen  die  Häuser  stehen,  in  eine 
einzige  eigentliche  Gebäudesteuer  erschiene  das  Zweck- 
massigste.  Diese  Steuer  wäre  dann  wohl  wesentlich  auf  die  AVohn- 
gebäude  zu  beschränken  und  in  allen  grösseren  Ortschaften 
nach  dem  Ertrage  (Wohnungswerth,  valeur  locative,  Miethwerth) 
aufzulegen,  die  Thür-  und  Fenstersteuer  wie  die  Gnmdsteuer  von 
gewerblichen  Gebäuden,  namentlich  von  Fabriken  u.  dgl.  m. 
in  die  Patcutsteuer  völlig  mit  einzugliedern.  Aber  Frankreich 
hat  sich  seit  der  ersten  Revolution  wenig  zu  tieferen  Rcfornicu 
der  directen  Steuern  befähigt  gezeigt.  Sonst  würde  man  wohl 
schon  längst  in  der  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  vor- 
gegangen sein. 

d.  Die  Patontätcuer. 

üesct/gehuno:  (Hai)ptgeset7e\  Erstc^  Gesetz  vom  2. —  17.  März  1791;  nach 
Anfhebuug  1793  neu  begründet  durch  Gesetz  vom  4.  Thermid.  IIL  (22.  Juli  1795), 
erweitert  doTch  Gesetz  Tom  6.  Fmctid.  IV.  (23.  Angvst  1796^,  modiHdrt  dnich  andere 

im  Jahre  Y,  eiulgiltig  festgestellt  durcli  Gesetz  vom  7.  Bruui.  VI.  (2S.  Octobcr  1797) 
und  bes.  vom  1.  firum.  VII.  (22.  Octobcr  1798).  Veränderungen  durch  Gesetz  vom 
25.  Marz  1817,  15.  Mai  1618,  lü.  Juli  1819.  Umfassende  Oodification ,  nach  ver- 
geblichen fruberi  n  Versuchen,  und  Ausbildung  durch  das  Gesetz  vom  25.  April  1844, 
die  Hauptgniiidlagö  bis  zum  Gesetz  von  ISSO.  Abändenmgcn  dur<li  Gesetz  vom 
18.  Mai  lb50  (Ausdehnung  der  Steuer  auf  liberale  Berufe  u.  dgl.  m.,  Tabelle  .,ü"), 
10.  Juni  1853,  4.  Juni  1858,  26.  Juli  1860,  2.  Juü  1862,  13.  Mai  1S63,  18.  Juli  1866« 
2.  August  1868.  10.  Mai  IfifiO.  27.  Juli  1870,  29.  "Marz,  Iß..  23.  Juli  1873  (StoHer- 
crhöbungen).  Nach  längerüii  Vorbereitungen  neue  Cüdilicaiiüu  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1880,  welches  jetzt  die  Gnmdlafe  bildet.  S.  Perroux-Joppcn,  No.  307 
bis  351,  427-430,  Block,  dict  Art.  patentes,  p.  1447,  im  Soppl.  gknit.  (1878—84), 
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p.  346  {dd^  neue  Gesetz  vou  18SÜ,  hier  l'alscli  vuui  14.  JuU  datirt;.  Bul!.  VlU,  1 
(das  (icsetz  von  18S0).  Dt^jcau,  coJe  d.  nouv.  imputs,  Par.  1S75,  2.  «id.,  p.  HiÜ  ff., 
212,  213,  3!'!.  407.  Amtliche  Auss-iIjcu  des  Gesetzes  von  f^SO,  ein  Octavband  von 
2ST  Seiten,  nur  da»  Gesetz,  die  Tarile  und  die  Noiu«inclatur  der  Gewerbe  enthaltend,! 

Literatur.  In  Frankreich  meist  die  allgemeine  über  directe  St<  u.  rn.  Biblio- 
graphie bei  Block,  diot .  p.  073.  Daselbst  Art.  patentes.  Stourm,  I,  >  Ii  li>,  p.  'llh 
bis  294,  Vignes,  I,  52— 1>3,  v.  Hock,  S.  153 — 157,  aus  den  Tarifen  eb.  in  den 
Anlagen,  S.  617  ff.,  r.  Kaufmann,  S.  219 — 251  (anch  grössere  AoszUge  aus  den 
Tarifen).  Statistik-  bosörid,  r.  b  i  v.  Knnfmann.  F.nir.',  p.  70  fl'. ,  Bull.  Vllf, 
88  ff.  (1859—79).  Jährliche  Statistik,  so  XXI,  491  f.  IbbÖ;  Erträge  eb.  XX,  219 
(seit  1838).  Umfassende  Statistik  der  einzelnen  cingesteuerten.  Gewerbe  jeder  Classe, 
mit  Anjrabe  der  besteuerten  Mietbirerthe,  nach  den  Bollen  ron  1885,  im  Ball.  XXII, 
355—413. 

Ueber  die  Gewerbesteuer  im  Allgemeinen  ond  besonders  üb« das  Grund- 

p  rin  cip  der  französischen  s.  meine  Abhandlung-  directe  Stenern,  in  Sch5nberg*8  Hand- 
buch der  politischen  Ockonomie,  2.  A.  III,  27S  (f.,  2S4. 

§.198.  1.  Character.  Die  französische  Gewer beBteoer^ 
welche  den  Namen  Patentstener  trägt,  Ist  von  den  directen  Stenern 
Frankreichs  die  eigenthttmlichste  und  finanzwissenschaftlieb  inter- 
essanteste, daher  wird  sie.  hier  anch  am  Eingehendsten  erörtert. 
Sie  ist  nicht,  wie  die  drei  bisher  besprochenen  directen,  eine 
Bepartitions-,  sondern  eine  Qnotitätssteuer.  Seit  ihrer  end- 
giltigen  Begrflndnng  dnrch  das  Gesetz  von  1798  (22.  October, 
1,  Brum.  VII.)  hat  sie  keine  Veränderung  ihres  eigentlichen  Grund- 
princips,  der  Bestenerang  nach  änsseren  Merkmalen  der 
Ertragsfähigkeit,  erfahren.  Wohl  aber  ist  sie  in  immer  erneuter 
legislativer  Arbelt  auf  dieser  Grundlage  folgerichtig  ausgebildet 
und  dadurch  erheblich  veryoUkommnet  worden.  Sie  konnte  sich 
so  einigermaassen  den  grossen  technischen  und  ökonomischen 
Veränderungen  des  Gewerbewesens  im  19.  Jahrhundert  anpassen 
und  hat  sich  in  Folge  dessen  auch  ron  den  französischen  directen 
Steuern  allein  zn  starken  Erhöhungen  behufs  Deckung  des  ge- 
wachsenen staatlichen  Finanzbedarfs  geeignet  erwiesen  (1872  ff.). 
Das  Entwicklungsprincip  der  Steuer  war:  immer  feinere 
Casuistik  in  Betreff  der  änsseren  Merkmale'*  der 
Ver a D 1  ag n n g-.  Dadurch  hat  «ie  sich  zn  einer  nach  solchen 
Merkmalen  iiniacr  sorgfältiger  specialisircndcu  Classen- 
Gewerbes teuer  entwickelt.  Was  eine  Gewerbesteuer  dieser 
Art  —  und  eine  Ertrags-  oder  auch  eine  directe  Steuer  dieser  Art 
überhaupt  —  zu  leisten  vermag,  das  leistet  die  französische  Patent- 
Steuer.  Ihre  Vorzüge  wie  ihre  Schwächen  liegen  in  diesem  ihrem 
steuertechnisehen  Character  begründet. 

Die  erste  Einführung  der  Pateutsteuer  erfolgte  ledi^licli  aus 
tiscalischcn  Klicksichten  (§.  168),  da  die  anfängliche  Idee,  dass  die 
gewerblichen  Einkünlte  durch  die  Mobiliarsteuer  ausreichend  für  den 
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Finanzbedarf  mit  zu  besteaem  seien,  sich  als  eine  Täuschung  erwies. 
Man  verband  dann,  eigenthtinilich  genug,  die  Einführung  der 

Steuer  mit  derjenigen  des  Systems  der  Gewerbelrciheit,  indem 
mau  Anmeldungen  der  gewerblichen  Unternehmer  und 
Entnahme  eines  „Patents'^  für  das  zu  betreibende  Gewerbe 
vorschrieb  und  für  dieses  Patent  die  Zahlung  einer  Abgabe 
verlangte.  So  erklärt  sich  auch  der  Name  der  neuen  Gewerbe- 
steuer, 

Hiermit  war  zugleich  und  auf  die  Dauer  ein  erster  Grund- 
satz dieser  Steuer,  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Gewerbe- 
betriebs und  damit  zur  Gewerbesteuerveranlagung,  ange- 
nommen. Aus  der  anfänglich  geplanten  Besieut  rung  der  gewerb- 
lichen Einkünl'te  durch  die  Mobiliarsteuer  entnahm  man  dann  einen 
zweiten  Grundsatz  der  Patentöteuer;  die  Besteuerung  nach  einem 
Prop  ortionulsatz  vom  Mietliwerth  der  Käume  für  den  Gewerbe- 
betrieb, in  drei  jirogressiveu  Sätzen  von  10,  li'/o  und  15"  ,,  des 
Miethbctrags,  zunächst  noch  ohne  „festen  Satz"  (droit  tixe). 
Nach  vorübergehender  Aufhebung  der  Patentsteuer  (21.,  22.  März 
1793)  und  einfacher  Mit- Unterstellung  der  gewerblichen  Einkünfte 
unter  die  Mobiliarsteuer,  kehrte  man  aus  specifisch  -  politischen 
Motiven  der  Epoche^)  1795  (Gesetz  vom  22.  Juli,  4.  Therm  id.  III.) 
za  der  Patentstcuer  zurück,  gestaltete  sie  aber  jetzt  anders,  nämlich 
auf  der  Grundlage  von  festen  Steuersätzen  nach  (6)  Classcn 
von  Gewerben  und  nach  der  Ortsbevölkerung  (4  Classen), 
doch  ohne  Proportionalsätze  nach  der  Mietbe  oder  dgl.  mehr, 
womit  zwei  weitere  leitende  Grundsätze  der  Patentsteaer 
—  Besteuerung  naeh  Gewerb egattungsclasseu  und  nach  Orts- 
Bevölkerungsolassen  —  eingeführt  wurden,  freilieh  noch  in 
roher,  viel  zu  wenig  speeialisirender  Form. 

Bie  baldige  Fortbildung  der  Steuer  erfolgte  dann  so,  dass  die 
versehiedenen  Grundsätze  der  erwähnten  Gesetze, 
namentlich  der  Anmelde-  und  Patentnahmezwang,  die  Ab- 
stufung der  „festen*'  Sätze  nach  Gewerbegattnngen  und  bei 
den  wesentlich  lUr  den  Ortsbedarf  arbeitenden  Gewerben  nach 
Ortsciassen,  mit  dem  Princip  der  „ProportionaUätze" 
nach  dem  Miethwerth  —  bald  der  Wohm^ame,  bald  der 
gewerblichen  Localitäten  je  nach  Verschiedenheit  der  Gewerbe  — 
combinirt  wurden,  wobei  indessen  die  Casuistik  der  Ciassi- 


')  S.  Stoaim,  I,  282  ff.,  auch  für  weitere  Eluzellieitea  der  Eatwicklong. 
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fication  immer  noch  eine  wenig  entwickelte  blieb,  u.  A.  die  „Pro- 
portionalabgabe" gk'ichmäsbi^  10%  war.  (Gc.sct/  vom  ß.  Fruet.  IV. 
—  '2o.  Anselm  171)G  ~,  9.  Frim.  V.  —  2ü.  November  — , 

1.  Brum.  ViL  —  22.  Ortober  1798  — ). 

8o  war  die  Gewerbesti^uer  uls  Patcntsteiier  nach  einem 
Classenschematismus  inul  mit  zwei  grundsätzlich  verschiedenen 
Steuersätzen,  dem  „festen  iSatzc'*  (droit  tixe),  welcher  sich  aber 
nach  rJewerbegattungen  und  eventuell  ^veiter  nach  Ortselasscn  ab- 
stufte, und  dem  „  Fr  oportioualsatze"  nach  dem  Miethwerth 
eödgiltig  begründet  worden. 

Die  Fortentwicklung  in  der  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts 
bestand  folgerichtig  und  leicht  begreiflich  in  der  weiteren  und 
feineren  Ausbildung  dcis  Classensystems.  Hierbei  gelangte 
man  auch,  besonders  bei  der  (grossen)  Industrie  und  Handels-, 
Bank-  und  dgl.  Gewerben,  für  ein  und  dasselbe  Gewerbe  zur  Ein- 
fügung von  „veränderlichen  Steuersätzen"  nach  Merk- 
malen des  Betriebsum fangs  einer  einzelnen  gewerblichen 
Untemehmungf  damit  zur  Aufstellung  von  Betriebsumfangs> 
Classen,  sowohl  bei  Gewerben,  welche  ohne  Rücksicht  anf  die 
Grösse  der  Ortsbevölkerang  besteuert  werden,  als  auch  bei  einer 
AosabI  Ton  Gewerben,  wo  ausserdem  die  „festen  Sätze"  nach  Orts- 
elassen  verscbieden  sind.  Nach  früheren  Gesetzen  und  Bestimmungen 
in  dieser  Richtung  (1817,  1818)  kam  das  ganze  System,  erheblich 
verfeinert|  in  dem  Hanptgesetz  vom  25.  April  1844  zu  einem  ge- 
wissen Absctduss. 

Indes^n  bat  man  in  der  eingeschlagenen  Ricbtung  immer 
feinerer  Casuistik,  daher  immer  grösserer  Specialisirnng 
der  Classification  und  der  Steuersätze  auch  seitdem  fort- 
zuarbeiten nicht  geruht,  so  in  den  oben  S.  468  genannten  Gesetzen. 
Dabei  sind  dann  auch,  wie  Übrigens  schon  in  Gesetzen  der  Rero- 
lutionszeit,  theils  Erleichterungen,  Beschränkungen  und 
Ausnahmen,  tbeils  Ausdehnungen  der  Patentsteuerpflichtigkeit 
erfolgt.  Brsteres  namentUeb  in  Bezug  auf  gewisse  Kleingewerbe, 
Letzteres  besonders  hinsichtlich  der  „liberalen  Professionen"  (Gesetz 
vom  18.  Mai  1850).  Das  neue  Gesetz  vom  15.  Juli  1880  hat  dann 
wieder  einen  Abschluss  gebracht.  Die  nimmer  ruhende  ökonomisch- 
technische  Entwicklung  bedingt  aber,  daSvS  jeder  solche  „Abschluss" 
doch  wieder  nur  die  Bedeutung  eines  i'rovisoriums  hat.  Die 
Steuerverwaltung  arbeitet  selbst  beständig  weiter  und  bereitet  immer 
neue  gesetzliche  Veränderungen  vor.  Eben  dadurch  passt  sich  die 
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französische  Patent.stciier  den  Verhältnissen  des  geweihliclien 
Lebens  iiuiiier  sorgfältiger  an,  8teii;t  sie  in  den  Erträgen  und 
erweist  sie  sich  aueh  in  Steuersätzen  selbst  stcigeruugst'iihig, 
im  grossen  Unterschied  namentlich  von  der  Grundsteuer,  ihrem 
hauptsächlichen  Seitcuslück. 

§.  199.  2.  Einriebtang  der  Patentstener  im  Einzelnen. 

a)  Umfang.  Die  Steuer  trifft  im  Wesentlichen  die G  e  w  er  b  e 
im  engeren  Sinne",  nnd  zwar  die  gewerblichen  Unter- 
nehmer als  solche  ftlr  ihr  ^^Oewerbe"  mit  bestimmten  im  Gesetz 
genannten  Aasnahmen,  aber  inbegriffen  auch  einige  in  den 
Tarifen  speciell  genannte  Erwerbsarteu  (wie  die  einzeln  aufge- 
zählten „liberalen  Berufe"),  welche  gewöhnlich  nicht  zu  den  ,,Ge- 
werben"  gerechnet  werden. 

„Tont  individn,  Fran?«is  an  6tnuigci,  <iui  exerce  en  France  ni»  commerce,  nne 

iiidustrio,  une  profcssiou,  uon  couipris  diiiis  los  i.-xceptions  determiiiocs  par  la  pii'.soiitü 
loi,  est  asäujetti  ä  la  contribation  des  patentes"  (Art.  1  des  üesetscs  von  IS^O,  auch 
vou  1S44). 

Nicht  pateiitstcuerpflichtig:  sind  danach  namentlich  {Art.  13  des  (Jesetzes  von 
1S41,  Art.  17  des  Gesetzes  von  18S0)  folLieiulo  wichtigere  Classen:  die  Lohnarbeiter 
aller  Art.  auch  kanfmünnische  (Comiuisj,  Jieauite  der  gewerblichen  Unternehmungen; 
KUii-itl.r,  Lehrer,  Zeitungsheransgebor:  die  öffentlichen  Beamten; 
die  Laiidwirthe,  als  solche,  also  ausser  den  selbstwirthschaftenden  Eigenthilmern 
auch  Pächter,  soweit  sie  nur  eigene  Erua^piudiu tu  verkaufen:  die  Bergwerks- 
liesitzer  für  den  Ber;;bau  und  für  den  Verkauf  der  Bergwerksproducte  (nicht  auch 
für  di<'  UrnformunA  der  let/.teren.  also  z.  R.  für  II utd^i werke);  dann  einige  specicllc 
Kategorien  (z.  B.  Hebammen,  Fischer,  Marketender,  ölfeutlicbe  ScUroibor,  Handels- 
schiffkapititne,  die  nicht  anf  eigene  Rechnung  fahren,  noentgeltltch  verwaitete  Spar» 
lind  Voriorguiis'Si  assLii ,  autorisirte  Gegenseitigkeits -Versicherungsanstalten ,  Stdzteich- 
Besitzcr  und  Pächter  u.  a.  m.) :  eudUcli  die  im  t'olgenden  ooch  gonaauten,  gemeinhin  zu 
den  ,»<jeverhen'*  i.  e.  S.  gerechneten  gewerblichen  Kleinnnternehmnngea. 

Hiernach  uiulusst  die  Patentstener,  im  Ganzen  ebenso  wie  die 
lueistuü  Gewerbesteuern  umlcrcr  I.äiulci-,  die  regelmässigen  grossen 
Kategorien  „gewerblicher"  Untcmehmung:  II  und  werk,  Manii- 
factur,  Fabrik  Wesen,  Hüttenwesen,  Handel,  Agcntur- 
Co ni mis sions-,  Geld-,  Bank-,  \' ersicherungsgeschäft, 
Trausportgewerbe  (auch  Kisenbabncn),  Gast-  und  Schank- 
gewerbc,  Dicnstleistungs-Gewerhe  (Theater  u.  s.  w.,  regel- 
mässige [gewerbsmässige]  Zimmerverniiethuug,  chambres  garnies), 
endlich,  abweichend  von  manchen  anderen  Gesetzgebungen,  einige 
wichtigere  Arten  Ii  licralerProfession  en,  die  selbständig,  nicht 
im  (öfFentlicben  oder  privaten)  DienstveriiUltuiss  ausgeübt  werden. 

Unter  den  jj;e\verblichcn  Unternehmungen  sind  aber  einii^e 
wegen  ihrer  ökonomischen  Unbe deuten d he it  oder  wegen  der 
'  gewöhnlichen  Dürftigkeit  ihrer  Hetreiber,  ausdrücklich  für 
Steuerfrei  erklärt,  einige  andere  werden  wenigstens  niedriger 
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als  zu  den  alJjrf'Ttieinen  Steuersätzen  besteuert:  Kleingewerbe, 
ITmi  dcl  sgewerb  e,  Hausirgewerbe,  Handwerk,  Haus- 
industrie gewissen  geringen  Umfangs  und  gewisser  Art. 
Befreiungen,  welche  neben  der  socialpolitischen,  zunächst  dafür 
maassgcbenden  auch  eine  steuertechniscbeBedeutttug  haben,  indem 
dadurch  die  Zahl  der  Patentsteuerpflichtigen  erwttnscbt  vermindert  wird. 

Die  Rechtsform  der  Unternehmung  ist  an  sich  für  die 
Steuerpflicht  gleichgiltig,  doch  bestehen  für  die  Yeranlagung  der 
Erwerbsgescllschaften  einige  Specialbestimmungen. 

Alle  steuerpflicbtlgen  Gewerbe  werden  in  den  den  Gesetzen 
beigefügten  Tarifen  und  in  den  zu  letzteren  gehörigen 
Namensverzeichnissen  einzeln  in  der  bestimmten  Tarifclasse, 
unter  die  sie  fallen  sollen,  aufgeführt.  Hier  nieht  speeiell  ge- 
nannte Grewerbe  werden  durch  die  Verwaltungsbehörden  einst- 
weilen nach  Analogie  der  nächstverwandten  des  Tarifs  yeraulagt 
und  betreffende  Listen  solcher  Gewerbe  alle  5  Jahre  der  Legislatur 
zur  Genehmigung  vorgelegt  (Gesetz  von  1880,  Art.  4).  So  bleibt 
die  Besteuerung  in  Uebereinstimmung  mit  der  Entwicklung  des 
Gewerbewesens. 

Die  als  ein  Thcil  der  Tabelle  „D  '  der  neueren  Gesetze,  worin  die  Proportioiial- 
sätzc  znsammuD gestellt  sind,  aufgcfahrtcn,  seit  dem  Gesetz  vom  18.  Mai  1850  patent- 
steuerpflichtig gewordenen  „liljcralcn  Berufe"  sind  immerhin  dwai  willkührlicli 
aus  der  Gesammtheit  solcher  Berufe  iierausgehoben.  Es  gehören  d  ihiu  jetzt  folgende 
z.  Th.  hier  besser  mit  den  franziVaiscIien.  tochniscben  Namen  bezeichnete  Kategorien, 
fnmtiiche  Ausgabe  S.  68,  auch  Perroux-Joppen,  S.  259,  Statistik  im  Bull.  XXII, 
413):  Aerzte  und  Personen  des  Heilberufs  (Dr.  med.,  Dr.  chir..  zaliiuirztliche 
OhiraigeD,  officien  de  santö.  Thierärzte) ,  Anwälte.  Notare  und  andere  mit 
Rechts-  Tind  Gerichtswesen  in  Verbindung  stehende  Porsonen  (Advocaten  bei 
den  Gerichten,  bei  dorn  Staatsrath  und  Cassationshof,  Sachwalter  —  avoues  — .  Bo- 
ToUmlchtigte  bei  den  Handebgeriehten,  greffiers,  hnissiers,  T6f6rendaires  an  scean, 
commissaircs-priseurs),  Architecten.  rivilingenieure,  Vorsteher  von  Schul- 
und  Erziehungsanstalteu  (Pensionen).  Warum  andere  verwandte  Fälle  aut»- 
drtlcltlieli  steuerfrei  sind,  z.  B.  (Gesetz  ron  1880  Art.  17),  „Kflnstler**  (Haler, 
Bildliauer.  Stecher,  Zeichner,  „die  als  Künstler  gelten"  —  allerdings  diese  alle  nur, 
wenn  sie  sich  auf  den  Verkauf  ihrer  eigenen  £aosterzeaguissc  beschränken,  ferner 
dramatische  Künstler),  dann  ancb  ,JProfe8SoreD  der  scbOnen  Literatur,  der  Wissen- 
schaften, der  UnterhaltungskUnste*',  sogar  Zeitungsherausgeber,  ist  nicht  genügend  zu 
begründen.  Die  Patentsteuerfreiheit  der  Beamten  und  angestellten  Angehörigen 
liberaler  Berufe  (in  einem  ,,DicnstFcrhäItni8s")  liegt  anders.  Allerdings  werden  aber 
diese  letzteren  Patentsteuer  freien  unzureichend,  weil  allein  durch  ilii  l'er^unal-  und 
Mobiliarsteucr  und  die  Thür-  and  Fi'ti3tert.teucr  und  auch  Im'T  nicht  einmal  immer 
direct,  sondern  nur  eventuell  indirect,  durch  Ueher\v;il/.uu>; .  getroücii.  Alles  ein 
Bevdfl,  dass  der  Grundsatz  der  „AUgemeitiheit"  un  l  kr  ..Gleiclimässigkeif'  auch  im 
modernen  Frankreich  nur  mang-elhaft  durclit;efulirt  ist;  ebenso  der  der  Glcichtiiri>^i<^- 
keit  auch  bei  den  patcntsteucrpliichtigen  liberalen  Berufen  wegen  der  Besteuciung 
bloss  nach  dem  Miethwertb  der  benutzten  Räome  (s.  u.). 

Die  Steuerfreiheiten  und  Erleichterungen  von  Kleinsje werben  be- 
trefi'en  namentlich  folgende  Fälle  nach  den  genannten  Gesetzen  von  1^44,  1S53,  1858, 
1863,  1868,  welche  fortscbreitend  Enretterungen  der  Befiwlongen  brachten,  und  jetzt 
nach  Gesetz  von  1880  (Art.  17):  Arbdter  und  Handwerker,  welch«  zu  Hanse  oder 
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bei  andereQ  Gowerbon  ohoe  Gehilfen  (Gesellen)  oder  LeHrÜngo  arbeiten,  einerlei 
ob  im  Aiiftrjij;:e  eines  Unlernchincrs  oder  a«f  ei<;enc  Rechnung  und  mit  eigenen 
Materialien  und  ob  mit  oder  ohne  Schild  oder  Laden,  wobei  aber  die  mit  dem  Manne 
zusammen  arbeitende  Ehefrau,  die  mit  Eitern  zusammen  arbeitenden  uiircrlieiratheteu 
Kinder^  auch  ein  einfacher  Handlanger  nicht  als  Gehilfen  oder  Lehrlinge  gelten; 
ferner  siml  befreit  naridwerl^iM- .  -Ii"  /u  Hr^nse  mit  einem  nnter  !fijähri«?en  Lehrlinp^^ 
arbeiten,  auch  die  Witwe,  du  ani  iiUfe  ciuei  eiuzigcu  Arbeiters  oder  Lehrlings»  da» 
Gewerbe  ihres  Mannes  fortsetzt;  weiter  Personen,  die  im  l  mhergchcn  auf  den 
Stra.sscn  n.  s.  w.  Blumen.  Zunder,  Besen,  Gipsfiguren  od.  r  1  rüchte.  Gemüse.  Butter, 
Eier,  Käso  und  andere  geringe  Es&waaren  rerkatifeu-,  endlich  sind  noch  frei:  Scbuh- 
flicker,  kleine  Lompensammler  (mit  Hack(>n),  WaaseiOAger  (mit  Tragband  oder  Hand< 
wagen\  herumzieh-  nde  Scheerenschleifer.  KranVenträ^er.  Besonders  durch  da?  Hmipt- 
geset2  von  und  das  spätere  rou  lbö!5  sind  so  Va  Million  Kleingewerbetreibender 
gegea  frtthor  nxa  der  Patentstener  ausgeschieden.  Das  letzte  Gesetz  vnn  1880  hat 
in  dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aenderungen  mehr  gebracht. 

Steucrcrl  eieli  teninffcn  ^eniessen  alle  Personen,  welche  andere  als  die 
forcrwähnten  kleinen  Artikel,  im  L mhr  rzieheu  oder  in  Baden  und  Stauden 
(£choppes  und  ctalagcs)  ;ds  Hididler  verkaufen:  sie  zahlen  nur  die  Hälfte  des 
Steuersatzes,  w-Ichen  die  Kauflenti-  fdr  dieselben  Gegenstände  mit  Läden  entrichten 
(Gesetz  von  1^44,  Art.  J4,  von  ISSO,  Art.  18,  mit  Ausnahme  der  Fleischer  und 
andrer  Kanfleute,  die  festen  Stand  in  Hallen  nnd  Märkten  haben). 

Die  Associ^s  cn  commandite  sind  nicht  patcntsteaerptlicbtig.    Die  Patente 

sind  p  c rsfi  nl i eil.  Bei  ..soci '''t»^s  en  nom  collectif"  ziihlt  nur  der  ILvupt- 
tiieiUichmer  die  gaii/e  „feite"  Abgabe  di:a  Gewerbes,  die  ander-ju  Thciliiehnier  zahlen 
diese  Abgabe  in  gleichen  Raten  noch  einmal  (mit  einer  Ma:timalgrenze  für  den 
Einzelnen,  bei  Mitg-liedern  ein- r  Arbeiterassociation).  Die  „Proportionalabgabe" 
wird  nur  für  das  Wohnhaus  des  Haupuheilnehmcrs  und  für  die  Localitäten.  welche 
den  allgemeinen  Gosch&ftszirecken  dienen,  berechnet.  (Gesetz  von  1880, 
Art.  20,  Abweichungen  von  diesen  Grundsätzen  nach  Art.  21  für  Gewerbe  in  Tarif- 
tabelle 0  u.  B).  —  Gewerbe  und  Handel  treibende  anonyme  Gesellschaften  Mhlea 
für  jedes  ihrer  Etablissements  unter  Bezeichnung  des  Objecfs  der  Unternehmung  eine 
einzige  feste  Abgabe  (Gesetz  von  ISSO,  Art.  22). 

Wer  Waaren  von  Gemeinde  zu  (Jemeinde  bringt,  wenn  auch  zum  Verkauf 
auf  fremde  Rechnung,  bedarf  eines  Uauäirputents  der  betreßcndca  Art  (mit  Packen, 
Saumthier,  Wagen;  Gesetz  ron  1880,  Art.  23). 

Auswärtige  H  an  dtl-^  reisen  de  werden  auf  demselben  Fiisse  wie  franzOskcho 
in  dem  betreffenden  Heimathlande  des  Reisenden  behandelt  (ob.  Art.  24). 

Besondere  Bestimmungen  gelten  ftir  Fälle,  wo  ein  Pateutsteuerpflicbtiger 
(patentablc)  in  demselben  Etablissement  verschiedene  Gewerbe  ausübt,  oder  wenn 
ein  solcher  mehrere  Geschäfte  hat  (eb.  Art  T,  Ö,  U). 

§.  200.  b)  Das  OlassensyBtem  und  die  Steuersätze 
darin.  In  Form^  Namen  nnd  Einzelheiten  der  Einrichtung  ab- 
weichend kommen  die  Stenerclassen  der  französischen  Patentstener 
doch  auf  die  allgemeinen  Unterscheidungen  und  Classen- 
typen  der  neueren  Glassen- Gewerbesteuern  hinaus.  Es  werden 
nämlich  unterschieden: 

I.  Gewerbe,  welche  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeiten, 
und  andere. 

n.  Rci  der  erstgenanuten  stul'cn  sich  die  festen''  Steuersätze 
nach  einem  System  von  Ortse lassen,  {gemäss  tlei  liev ö  1  ke rungs- 
grösse  der  Gemeinde,  ab,  hei  den  U^tztgenannten  nicht.  Das  Orts- 
classeu-Princip  beruht  mit,  nicht  aliein,  auf  dem  (bedanken,  nach 
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der  Oi'tsgrtiöBe  den  B  e  t  r  i  e  }>  s  n  m  f  r  n  .  bezw.  die  Ertrags-  und 
öleuerfähigkeit  eines  Gewerbes  /u  bemessen. 

III.  Säninitliche  Gewerbe  sind  in  Gattungsclassen  nach 
ihrem  gair/en  ök f>n oniischen  Charaeter,  namentlich  nach  ihrer 
ungefähren  eiuzeiwirtlischaftlichen  Bedeutung  und  thcii- 
weise  zugleich  in  Retriebsumfaiigs-  und  Ertrags l'ilhigke its- 
Classen  (bei  ein  und  derselben  Gewerbegattung)  gebracht,  und  zwar 
zunächst  in  vier  Hauptclassen,  wovon  die  beiden  ersten 
(A  und  B)  in  Combination  mit,  in  beiden  Füllen  übrigens  ver- 
schiedenen, Ortsc lassen,  die  beiden  letzten  (C  und  die  Ab- 
theilung liberale  Berufe  in  D)  ohne  diese  Combination.  Die 
weitere  Classification  innerhalb  jeder  dieser  llauptclassen  ist  ver- 
schieden eingerichtet,  wie  in  §.  201  and  202  gezeigt  wird. 

IV.  Bei  den  Gewerben  aller  Classen,  mit  Ansnahme  von  Klein- 
gewerben in  Orten  anter  20.000  Einwohner  in  der  ersten  Hanpt- 
classe  (A),  wird  der  Betriebs  um  fang  für  die  Steoerbemessang 
der  einseinen  za  einer  Gewerbegattnog  gehörigen  Unternehmung 
bertteksichtigt  and  zwar  mittelst  der,  selbst  wieder  abgestnften, 
Proportional  abgäbe  nach  dem  Miethwerth  der  Localitäteo.  Bei 
gewissen  Gewerben,  namentlich  der  dritten  Hanptclasse  (C),  aber 
aaeh  einzelnen  anderen  in  der  zweiten  (B),  wird  ausserdem  der 
Betriebsumfang  nach  gewissen  äusseren  if  erkmalen  desselben 
bestimmt  und  die  Steuer  mit  danaeh  bemessen. 

V.  Die  Steuersätze  sind  sonach  dreierlei  Art: 

1.  Ein  „fester'^  Satz  (droit  tixe),  vornehmlich  nach  der 
Gattung  des  Gewerbes,  theilweise  auch  nach  dem  Betriebs- 
umfang., bei  den  Gewerben  der  ersten  und  zweiten  Haupt- 
classe  (A  und  B)  classenweise  abgestuft  nacb  der  (irösse  der 
Ortsbevölkerung,  bei  der  dritten  ( C )  nicht;  bei  der  v  i e r t e n , 
den  liberalen  Berufen,  fehlt  der  ,,fe>te"  Satz. 

2.  Ein  proportionaler  Satz  verschiedener  Höhe,  nach  dem 
Miethwerth,  und  zwar  regelmässig  (mit  seltenen  Ausnalimcu) 
demjenigen  der  Wohnung  und  der  etwaigen  besonderen 
gewerblichen  Anstalt  (des  industriellen  Etablissements),  all- 
gemein bei  allen  patentsteuerpflichtigeu  Gewerben.  Er  dient  dem 
Doppclzweck,  der  Stcnerabstufung  nach  Gewerbegattungcu 
und  nach  den  H  e  t  r  i e  bs  ii m  f a  n  g  des  ei  nz e  1  n e  n  Gewerbes  der- 
selben Gattung:  dem  erstcren  Zweck,  indem  der  l'roportionalsatz 
bei  verschiedenen  (i  e  w  e  r  h  cg  r  u  p  p  cn  und  mitunter  auch  bei 
der  Wohnung  und  der  gewerblichen  Anstalt  (auch  wohl  den  ge- 
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trennten  Veikaufsmagazinen)  eine  verschiedene  Höhe  hat;  dem 
zweiten  Zweck,  indem  ein  bestimmter  Froportionalsatz  nach 
dem  genauDten  Mictliweith  ein  und  dieselbe  Gewerbeart  in  ver- 
scbiedenem  Maasse  trifft.  Bei  den  Gewerben,  wo  dir  teste" 
Satz  nach  Or tsclassen  verschieden  ist  (A  und  Ji),  wird  der 
Ketriebsumfang  daher  in  zweifacher  Weise  bei  der  Bemessung 
berücksichtigt;  bei  anderen,  besonders  der  Hauptclasse  C,  wird  dies 
durch  den  folgenden  Punct  unter  No.  3  erreicht.  Die  beachtens- 
werthe  und  für  das  8ystem  characteristischc  Entwicklung  war  die 
alimähliche  Dit ferenzirung  der  ursprtingiich  gleich  hohen 
(10  %)  Proportionalabgabe. 

3.  Ein  veränderlicher  Satz  nach  äusseren  Merkmalen 
des  Betriehsuni  fanK:s  Itei  gewissen  Gewerben,  namentlich 
denjenigem  der  dritten  iiauptclasse  (C),  auch  bei  einzelnen  der 
zweiten  Hauptclasse  (B).  Durch  die  verschiedene  Normirung 
d e r  Einh eits beträ ge  dieses  „veränderlichen"  Satzes  wird  ausser- 
dem auch  die  Gewerbegattung  berücksichtigt,  also  die  Ciassi- 
ücation  nach  Gattung  und  ßetriebsumfang  combinirt. 

§.  201.  Das  CiassificatioQBSystem  der  französischen  Patent- 
Steuer  gestaltet  sieh  nach  den  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Elementen  und  nach  den  weiteren  Bestimmungen  der  Gesetzgebung 
über  die  Classification  dann  sehliesslicfa  im  Wesentlichen  folgender- 
maassen. 

Erste  Hauptclasse  (Tabelle  A  des  Tarifs},  die  grosse 
Masse  der  gewöhnlichen  Geschäftsleute,  Kaufleute,  Gewerbe- 
treibenden, besonders  der  Arbeiter  beschäftigenden  Handwerker 
—  ,»commerQants  ordinaires  et  artisans  occupants  des  ouTriers*', 
wie  sie  In  der  Patentstatistik  kurs  heissen  —  daher  auch  der 
Zahl  nach  an  "/g  aller  Patentsteuerpflichtigen  (gegenwärtig  nahezu 
1,400,000  oder  84%  aller  in  1885)  umfassend.  Die  „festen^'  Sätze 
weehseln  hier  nach  einem  „ General tariT'  von  8  Gattungs- 
und,  wie  bemerkt ,  (auch  zum  Theil  Betriebsnmfangs-)  und 
9  Ortseiassen  (die  erste  davon  Paris).  Die  Proportional- 
abgabe ist  im  Gesetz  von  1880  wieder  etwas  ermässigt,  im  Prin- 
cipal regelmässig  —  „vorbehaltlich  die  Ansnahmen**  —  ^^o  l>ei 
Gattiingselasse  1—3,  ^i^^  bei  Gattungsciasso  4 — 6  und  V50 
Gattuugsclasse  7  und  8  des  Miethwerths  der  Wohnung  und  der  ge- 
werblichen Anstalt.  Sie  entfällt  jedoch  in  beiden  letzteren  Classeu 
(7  und  8j  in  den  4  untersten  Ortsclassen  (d.  h.  in  denen  mit  Be- 
völkerung unter  20,OüO  Einwohnern), 
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Die  Classification  nach  (icwcrbet^auiaigcu  kaun  man  genau  nur  aua  den  uuiiang- 
reichon  Tarifen  und  Nuinrriclatnr-Tabollt.'n  bcilhst  entnehmen.  Di<!  jungjit  vcrOffent- 
liditf  Statistik  (Bull.  XXÜ,  Sfiü  ff.)  i^iebt  dabei  noch  riiion  besseren  Effiblick  in  das 
charactcristisclic  FAuicim^.  ciuor  bloäscu  Zusammcaiassung;  uitJ  liervorhcbuug 

des  Hauptsächlichen  ergiobt  sicli  zur  Characterisirung  der  Gattun^scla.ssen  etifa 
Folgendes  (na<  li  d  r  Einleitung  zu  der  {genannten  StiitistiL  Bull.  XXII,  354,  etwas 
eiugehtinder  Kaufmann,  S.  233 — 235):  1.  Cla.sse  die  mcistcu  üroüshäudler  (ü.  U. 
«reiche  an  acdcre  H&ndler,  Halbsrrosshändter  und  Kleinhändler  verkanfenl;  2.  Olasso 
dir;  rnfisti'fi  llalhgro.isliändler  (d.  Ii.  welche  an  Klcinlnindler  und  an  das  Coiiäuinonti-'n- 
j)ublicum  vcrkaufüuj;  3.  Clause  gcwissü  (iio^-  une  Halbg^rosshandlcr ,  welche  klciuere 
Reinerträge  als  die  in  Glasse  1  und  2  zu  erzielen  scheinen,  auch  einig'e  Kleinhändler 
u.  djrl, ,  die  von  griVsserer  Bedeutung;  als  die  (icschaftc  der  folgenden  Classen  (z.  B. 
Oonditoreien ,  Juvelcu-  und  BijoutericLaadd,  Vcriagsbuchliaudel,  grüääurt;  Sclincidcr, 
Läden  f(lr  KieiduagsstoiTe);  4.,  5..  und  6.  Glasse  Kleinhandel  und  Genrerho  (Handwerk) 
mit  Ilanlilsoharacter;  7.  und  S.  Classc  Ivicine  Handwerker  u,  d.gl.,  besonders  zu 
Ilausc  fUr  fremde  Uuternehmer  (Mektcr)  arbeiteude,  geringer  Kleinhandel  u.  dgl. 
Die  Verthdlung  der  rerschicdencn  Gewerbe  und  auch  desselben  Gewerbes  rcrschiedem  ii 
(■haracters,  Ümfangs  und  muthmaasslii  h 'H  Ertia^-s  in  die  Classeu  i>t  sicher  mit  grossem 
Sachverstand uiss,  feinem  Tact  und  nach  vielfachen  „ungefähren"  Krfahrungsthatsachen 
in  Betrefi  der  Bedeutung  und  Einträglichkeit  der  (jeschiiftc  gemacht  {/..  B.  bei  den 
Gast-  und  Schankgewerben  unter  Berücltsichtigung  der  Art  des  Betriebs,  des  Besitzes 
von  Billards  oder  nicht  u.  dgl.  in.,  so  u.  A.  Weinhiindlor  en  gros,  in  Classe  1.  Wein- 
hüüdler  en  detail,  die  gewöhidich  aua;äer  Haus  nach  Körben  oder  Flaschen  verkaufen, 
in  Classe  4,  Weinhiindler  en  detail,  die  bei  sich  verschenken  und  Billard  halten,  in 
Classp  5,  ilicnsulrhc,  siber  ohuo.  Billard,  in  Ciasso  0.  A'eilliui'  r  von  N\'ein,  Cider, 
Bier  „au  petit  detail"  iu  Claij&e  7).  Das  Fragliche  bleibt  nur  immer,  ob  diese  in  der 
Richtung'  gewiss  rielitigcn  Abstufungen  auch  dem  Maasse  nach  allgemein,  in 
Betreff  der  (latttingen  und  vollends  einzeln,  in  Betr^  fT  der  einzelnen  Cioi  liärtc  j'  der 
(jattung,  zu  einer  richtigun  VorhüUuiäSiaässigkeit  der  Steuer  führeuV  Der 
kritische  Panct  In  dieser  ganzen  Besteuerongsmethode  „nach  äusseren  MeriiraaW*! 
(S.  u.  §.  205). 

Der  jetaige  Classeu-  und  Ortstarif  (für  das  Principal)  ist  der  folgende: 


ürt-M-lasseu ,  Eiiiwolineraahl 
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la  Classe  7  und  8  entßdlt,  wie  bemerkt,  roa  OrtscIasse  6  incL  an  ahwärts  die 

Proportionalabgabc. 

Die  Bevölkerung  der  (jemeiade  wird  na  ii  der  letzten  Yolkszälüuug  und  nach  dem 
Decret  darüber  berechnet,  wie  bei  der  Thür-  und  Peustersteuer,  daher  im  Allgemeinen 
unter  Abzug  der  Militär-  und  dt^r  Anätaltciilji  völkrnm'^  (Po rrou.x- Jop pcn ,  No.  33, 
ä.  0.  S.  4Ü5)-  Uutei'schicdeu  wird  dabei  iu  Oemeiaden  mit  einer  tiesammtbevölkerung 
von  aber  5O0O  Einwohnern,  ob  der  Gewerbetreibende  ia  dem  zusammenhängend 
gebauten  Theilc  der  fJoiiit  indf  fpartio  agglomtsrec)  oder  ausserhalb  dieses  Tlh  ils 
in  der  Gomeiado  sein  Uewerbe  betreibt,  liu  orsteu  Falle  richtet  sich  die  Stcuerstule 
nach  der  Ortseiasse,  in  welche  die  Gemeinde  nach  ihrer  Gesammtberölkerang  gehört, 
im  /weiten  Falle  nacli  der  Classe,  in  \\'clche  sie  nach  der  Zahl  der  nicht  zusammen- 
hängend  wohnenden  Bevölkerung  gehören  wurde  (Gesetz  von  IbSO  und  ron  1844, 
Art.  6).  Bei  dem  Uebergang  einer  Gemeinde  nach  ^ner  neuen  ZlUilung  in  ^e 
höhere  Ortsbcvölkerungsclasse  ist  il'  i  l^Qhcre  feste  Ortsclassonsatz  in  den  ersten 
5  Jahren  unr  zur  Uftlfte  zu  zahlen  (eb.  Art  5). 
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Zweite  Haiiptclasse  (Tab.  B):  tlie  „hauts  commervauts" 
der  Pafentsteucrstatistik ,  eine  verhältnissmässig  kleine  Anzahl 
solcher  Gewerbe  (ca.  16 — 17,000  gegenwärtig,  oder  ca.  1%  aller), 
welche  im  Allgem einen  tiir  wichtiger  und  durehsc hnittlicb 
Hteuerfähiger  als  diejenigen  der  ersten  Classe  gelten,  z.  B.  Wechsel- 
agenten, Ban(|iiier.s,  Wechselstuben  (für  (leschäfte  in  Werthpapieren), 
gewisse  Comnussionäre,  grössere  Kaufleute  (n^goeiants),  Makler, 
Seeversicherer,  gr(5ssere  Verkaufsmagazine,  Droschkeji-,  Omnibus- 
Unternehiiiungen  u.  dgl.  m.  Diese  Geschäfte  unterliegen  deshalb 
einem  Spcc  ialtarif  mit  bühcrcn  Slttzen,  welche  wieder  nach 
Orts  da  s  s  e  u ,  aber  nach  solchen  grösseren  Hevölkcrungs  -  Spiel- 
raums, als  in  Classe  A,  und  ausserdem  mehrfach  nach  Merkmalen, 
welche  für  das  üomicil  wichtig  sind  —  so  Vorhandensein  oder 
Fehlen  eines  Entrepots  —  und  nach  Merkmalen  des  Betriebs- 
am fangs  abgestult  sind.  Id  letzterer  Hinsicht  besteht  daher  das 
Princip  „veränderlicher"  Sätze,  wie  in  der  dritten  Hauptclasse 
(C)  auch  hier.  Die  ,,festen"  Sätze  sind  regelmässig  erheblich 
ht^her  als  auch  für  die  ersten  Unterclassen  in  Hauptclasse  A,  die 
Proportionalabgabe  auch,  regelmässig  früher  Vis»  j^^zt  Vio* 

Der  Tarif  aoch  bei  Kaufmann.  S.  236  ff.    Die  SiAtistik  ron  1885  Mrt 

31  Kati  irorif'n  von  G.  w.  ilion  auf,  innerhalb  dpr.  n  die  ÜrtscIassensäUe  und  z.  Th.  die 
vcründorliclieu  6ätze  wicdur  vicliacb  vuiäcbiedcu  sind.  Di&  Ortäclassen  weichen  aicht 
nur  von  denen  der  Gtassc  A  ab,  sondern  sind  aach  hie  nnd  da  anter  den  rerschiedenen 
Katraonen  der  Classe  B  wio'ior  ot\M»s  verscbieden.  In  der  Roa'  l  bi:>frhen  hSoliste 
Sülze  für  Paris,  Uauii  Ortsclaiisen  TOn  über  100,000,  50,001—100,000,  30,001—50.000, 
15,001—80,000  und  15,000  Einwobuern  und  darnnter,  melirfach  in  Gombination  mit 
dem  Umstand,  ob  der  Ort  des  Domicils  mit  oder  ohne  Entrepot  und  mit  höherer 
Stcuer^tufe  im  erdtereu  Falle.  Die  kleineren  Landstädte  sind  also  meistens  mit  den 
Landgemeinden  In  Eine  unterste  Classe  voreinigt.  Beispiele  von  festen  Sätzen, 
Ortsstufen  und  veränderlichen  Siit/.en  nach  Merkmalen  des  Betriebsumfangs  sind: 
Banquiers  in  Paris  2000  Irres.,  iu  den  5  genannten  Ortsclassen  lOOO,  500,  400, 
SOO,  200  Frcs.  (mit  Modificationcn  der  zweit-  und  drittletzten  Classe  nach  dem 
Moment  des  Entrepots),  dann  für  jeden  angestellten  Commis  u.  dgl.  üljer  5  hinaus,  ebenfalls 
abgestuft  nach  di  iisrlljoii  i  ta^M  ti,  je  50,  40,  25,  20,  15,  10  Frcs.;  bei  B  ui'iuiers.  welche 
Emissionsgeschälti;  lui"  ficuidc  Lander  botreiben.  Zins/ahlstellcn  dafür  liabcii,  erhöhen 
sich  die  ..festen  Sätze"  um  die  Hälfte;  bei  (i rosskaufleuten  feste  Ortssätze  von 
500  (Parisl.  400.  300,  200.  150,  100  Fn  s  und  ruiiniiissätze  ^^wi-  o."  von  25,  20.  lö, 
10,  S,  5  Pres.;  bei  Droschken-  und  dgl.  Lohnt uhr Unternehmungen  Orts-  und 
Betriebsumfangssät/e  nach  Zahl  und  Wagen,  bei  Omnibnsontemebmungen  desgleichen 
nach  Zahl  d  r  P;  i'i'c  in  den  Wagen.  iirtinr'  Hcsetzgebung  hat  im  («meinen 

die  Sät2e  der  Classe  B,  um  sie  der  durchschnittlich  grösseren  Leistung.stäbigkeit  dieser 
Classe  anzupassen,  nicht  unvesontlich  erhobt,  was  sich  am  Deutlichsten  im  Dnr6b-> 
si  liiiUtssteuer.satz  eines  Pateiit>teuerpHicbtig  n  ausdrückt:  ISSO  364.78,  lbS2  462.S5  Frcs  , 
während  dieser  6&ti  iu  Classu  A  etwas  gesunken  (bez.  von  37.48  auf  34.93  Frcs.) 
und  bei  den  zvei  anderen  Classcn  auch  nur  venig  gestiegen  ist  {Classe  C  75.48  und 
b3.25,  Classe  D,  liberale  Bern fe,  |ii,55  und  49.75).  Die  St-'UciList  ist  als.t  liior  immer- 
hin etwas  mehr  auf  die  ätärkercu  Unternehmungen  des  PriFatcapitalismus  geschoben 
vonlen.  Ob  g(  niigend?  Die  ob  auch  nur  wenigstens  gleich  hohe  proportionale 
Besteuerung  'im  Verhältniss  zum  Keinertrag)  der  wichtigeren  tirossgoschäfte  im  Ver- 
gleich mit  den  kleineren  ist  ein  besonders  misslicher  Panct  der  modernen  „ratio- 
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Bellcü"  (iowerbeclasscnstciierü  nach  dttt  Methode  der  Veranlagung  nacli  äusseren 
Merkmalen. 

§.  202.  Dritte  TIauptclasse  (Tab.  C).  Iiierbin  gehören 
namentlich  iudustrielle  Unternehmungen  (Fabriken,  Mann- 
fftctnren  und  dg).,  Hüttenwerke),  doeh  auch  eine  Anzahl  anderer, 
so  f^rösscre  Transportunternebmnnf^en  (Eisenbahnen,  Damptsc bitte)) 
Verßicherungsgesellschaften  (auf  Erwerb),  die  grüssten  Banken 
(u.  a.  die  Französische),  BaDkactiengeBellschaflen  überhaupt,  Militär- 
lieferanten,  Theater,  CoDcertunternehmungen  n.  dgl.  m.,  einzelne 
mehr  eoromercielle  Geschäfte,  endlich  namentlich  der  Hausir- 
handel,  also  doch  manche  Kategorien  und  Fälle,  deren  Ein- 
stellung in  diese  Abtheilung  statt  in  A  oder  B  auf  einer  gewissen 
Willkflhr  beruht  Die  Zahl  der  Patentpflicbti^en  dieser  Hanpt- 
classe  hat  nach  dem  letzten  Gesetz  von  1880  etwas  abgenommen, 
sie  beträgt  gegenwärtig  nicht  ganz  200,000  oder  etwa  V?  der 
Classe  Ä  und  nahezu  12 <>/o  der  Gesammtzahl.  Die  BevGlkerungs- 
grUsse  der  Gemeinde  wird  hier  niebt  berlleksichtigt.  Die  be- 
treffenden Unternebmnngen  sind  wieder  in  5  Specialclassen 
eingereiht.  Ffir  jede  derselben  ist  namentlich  die  Proportional- 
abgabe  verschieden,  theils  nach  der  Hohe  ihres  Satzes,  tbeils 
nach  dem  Umfang  der  Localitäten,  auf  die  sie  sieh  bezieht 
(Wohnung,  industrielles  Etablissement^  getrennte  Verkaufsmagazine, 
mit  mehrfach  nach  diesen  Kategorien  wiederum  verschiedenen 
Proportionalsätzen).  Die  einzelnen  Untemehmungsarten  jeder 
Specialclasse  unterliegen  meistens  wieder  bestimmten  „festen" 
(Einbeits)  Sätzen,  zu  denen  dann  „veränderliche"  Sätze  nach 
Merkmalen  des  Bctriebsunifangs  treten.  Bisweilen  fehlen  die 
testen  Einheitssätze  ganz  und  werden  nur  solche  ,,vcrUnderliche" 
Sätze  erlioljen.  lieaebtenswcrtli  und  iIiaracUTististli  gerade  tUr 
das  französische  (jewcrljcslcucisystem,  im  Lnterscbied  aueb  von 
verwandten  Systemen  anderer  Länder  (so  der  deutsclien  Staaten) 
ist  es,  das8  man  sich  l)ei  der  Walil  solcher  ,,ruissi  icn  Merkmale*' 
fast  ausschliesslich  auf  solehe  beschränkt  hat,  welche  den 
Arbeitsfacf or  oder  den  Factor  der  Maschine,  des  Apparats 
U.  dgl.  ui.  darstellen,  daher  nicht  den  Ertrai?.  sondern  nur  die 
ErtraG:sfäbigkeit  eines  (rcwerbcs  erkennen  lassen  und  ohne 
besonderes  Eindringen  in  die  privaten  Vermögens- 
und  Erwerl>s  \  crhältnissc  zu  con^tatiren  sind:  Arbeiter'/ahl, 
Mascbincnart  und  Grösse,  Ofenrauin,  Oeiassiiir.ssc  u.  dgl.,  unter 
Ausschluss  von  Menge  der  verhrauchtea  Koh-  und  llilfastofte,  der 
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erzeugten  Fabrikate,  des  bcnut/teii  Kapitalbetrags,  der  wirklich 
erzielten  Erträge.  Nur  in  wonigen  Fällen  wird  wich  dmi 
„Kapital''  (so  bei  Bankactieugesellschaften)  oder  nach  dem 
Ertrag  (bei  Theatern  u.  dgl.)  die  Steuer  bemessen. 

Auch  fitr  ilie?e  Class»^  Tarifproben  bei  Kaufmann,  S.  241  ff.  Nor  die  Tarii- 
tabcUc  seihst  giebt  natürlich  vollen  Einbliik.  Die  Norsniiung  der  feste i*'* 
Satze  und,  was  jiractisch  hier  wichtiger  ist.  Jie  Abstufung  der  Proportionnsatze 
iiruf  (Iii!  Einrciliun^  dcr(jcwerbe  in  'Vw  fünf  Specialclassen.  sowie  die  Be- 
stimmung der  Betriebäumfangs-Mci  kmali3  fUr  die  „veräuderli chen " 
S&tze  und  die  Bomessu  n  g  der  letzteren  ht  sicher  wieder  mit  grossom  Geschick 
forgcaommen  worden.  In  den  allmähruh  liier  eingetretenen  AeniI''riiniriMi  ofi>nbart 
sieb  das  Streben,  die  tie^ammtpateut^teuer  einer  Untcrueltmung  mit  der  Entwicklung 
der  techniselien  und  dkonomisehea  Verbiltoisse  nnd  mit  deijenigcn  der  „Leistongs- 
fahipiiMt'"  m  cliclist  in  Einklang  zu  halten.  Aber  das  unvermeidlich  W  i  llk tt  h  r Ii  c h  e 
des  gauzen  by^tcmü  tritt  doch  Überall  «utgegen  uud  die  grosse  trage  bleibt  immer: 
wie  weit  eben  die  verschiedenen  Gewerbef attungen  dieser  dtmim  C  unter 
sich  und  vcrglirhcn  mit  iloiiji'niij«  ii  der  Abthfilunjicn  A  und  15,  ferner  wie  weit  die 
rcrschiedeuen  eiazelncu  Unternehmungen  derbciben  Ucwcrbcgattung  bei  diesem 
Verfahren  in  richtij^er  Vcrhftltnissmässigk-cit  bestenert  wOTden.  Die  Modi- 
ticationen  bei  der  Anwemtiinir  eines  der  Beste^ieiiini:>in inciiiieti  in  solchen  Fällen,  wo 
die  Anwendung  zo  Uärtca  fuhren  könnte,  entbaltea  wiederum  ein  an  sich  richtiges 
Individaalisirungsmoment.  aber  zugleich  doch  abermals  etiras  Wlllktthrliehes. 

Unter  den  „rerändorlichen"  Sätzen  nach  Betriebsnmfangs- Merkmalen  ist  der- 
jenige, welcher  sich  nach  der  Arbeiterzahl  richtet,  der  häufigste,  im  Allgemeinen 
bei  denjenigen  M  anu  factu  rcn  und  Fabriken  in  Anwendung,  bei  welchen  der 
„Arbeitsfactor"  vor  oder  statt  des  „ M  aschinonfactors "  u.  dgl.  noch  den  Vor- 
rang für  die  Ertragsfähigkeit  behauptet.  Die  Steuer  eine.s  (ieworbcs  steigt  dann  mit 
jedem  Arbeiter  um  einen  bestimmten  Satz  (fniher  in  der  Kegel  3  Frcs.,  nach  Gesetz 
von  ISSO  meist  höher,  am  Häufigsten  4  Frcs. ,  aber  auch  2,  2'  .^.  3.  5,  G,  7, 

seihst  10  Vrci.).  Dabei  werden  Arbeiter  unter  16  und  Uber  05  Jahre  nur  7iir  Hälfte 
gerechnet  ((iesetz  vom  4.  Juni  1S.')S.  Art.  10.  Gesetz  von  ISSO,  Art.  10).  Die  Tarif- 
tabeUe  bestimmt  genan  in  allen  einzelnen  l  allen,  wo  der  ..veränderliche"  Satz  sicli 
nach  der  Arbeiierzahl,  wo  nach  ainleieii,  >:i  lilichen  Betriebselementen,  Masrhinen- 
zahJ.  Apl»araten  u.  s.  w.  richtet.  Und  zwar  wird  regelmässig  entweder  nach 
der  Arhelterzabl  oder  nach  solchen  sachlichen  Factoren  die  Steuer  bemessen« 
bei  der  üblichen  Betriebstechnik,  nirfit  ii:u]i  beiden  zugleich.  Die  früher  hier  un»l 
auch  bei  eiuigea  anderen  Betriebämcrkmaleu  gcltcuden  Maxima  (der  nach  dem 
Merkmal  »ich  richtenden  Ciesammtabgabe)  sind  seit  1872  (Gesetz  rom  24.  MSrz  1872, 
Art  2^1  beseitigt,  womit  eine  Begünstigung  des  (irns-1e  tri  li^s  fortgefallen  ist. 

Beispiele  von  „sachiichon''  Merkmalen  fUr  die  Bc^Ummung  der  „veränderlicbeu" 
Satze  sind:  Lastengebalt  bei  Schilfen,  <j(»oh&ft8Qmfang  der  Militärlieferanten,  Ofen- 
inbalt  bei  gewissen  Fabrikationen  (Gips,  Kalk),  Ofenzahl,  Feueressen,  Braupfannen- 
grö.->se  (bei  Brauereien),  zurückgelegte  Wegelilnge  aud  >\'agcugrö*se  (Diligencen  beides. 
Eisenbahnen  ersterosV,  bei  vcmchiodenon  Industrien,  Hüttonwerken,  Spinnereien, 
Zwirnereien,  Webereien,  Zeagdmckercicn ,  Drahtziehereien,  Mühlen.  Papierfabriken, 
Porcellanfabrikcn ,  Brennereien  u.  s.  w.  dient  gewöliiilich  das  für  die  Technik  des 
Betriebes  charactcristischc  und  wichtigste  Betriebsmerkmal  als  Grundlage  für  den  ver- 
ändetllchca  Satz  (z.  B.  die  Zahl  der  Spindeln,  der  WebstQhle,  der  ürucktiscbe,  der 
Wakenpaafi'.  der  Inhalt  der  Gährboltiche  u.  dtrl.  m.). 

Uauiirer  werden  nach  Trausportui  l  iPacken.  Lastthicrc,  Wagenart.  1,  2- 
und  raehrspftnnig) .  dann  nach  Wagenzahl  besteuert;  Hausiter  bloss  mit  newis^^en 
geiiuMncn  \\'aaren  (B<"<e;i ,  Korbwaaren,  irden  (iosrhirr  u.  dgl.)  nur  zur  Hälfte  der 
honstigcn  Satze,  ebenso  bei  Esclgespauu  uud  bei  Hauäireu  im  Umkreise  von  20  Kilo- 
meter. Die  bloss  ausnahmsweise  BerQcksichtigung  des  Kapi tal betrag»  selbst 
(bei  Bankai-tierigesellschaften)  hat  li  'i  i'''iri  I*rincip  der  „(  I ef  f  <•  n  1 1  i  r  Ii  ke i t"  für 
solche  Uuteruchmungen,  ähnlich  die  Besteuerung  nach  gewi'>äuu  Erträgen  i^Theater, 
Goncerte)  nach  der  NotorietSt  der  ErtragsrcrhSltnisse  koine  Schwierigkeit  und  nichts 
Lästiges.   Eine  allgemeine  Pflicht,  der  Stenerrerwaltang  Einsicht  in  die  Waarea- 
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Enipfana's-  und  Expcditionsregistfr  zu  i^nwähren ,  Ij^'stflit  für  Eisonbalincn ,  Fluss-, 
See-  und  Landtransportontcrnehmiingcii,  Eatrepots-  und  Majra/.invcrwaltiiiigen  (Gesetz 
von  16S0,  Art.  S7). 

Die  P  ropo  rt  ion  al  a  b  L'a  h  o  fiigt  sirh  in  dir^^er  flas^-  dfn  Vftrh&ltni'-'f^en  des 
Betriebs  und  der  Lei^tungsrähigkeit  bcsünüers  lein  an,  iu  Sät/eu  soit  1S80  von  '/m 
(frnW  ron  '/ib>  bia  '/»o^  mit  sacbgem8s9en  Unterscbeidnnfcn  von  Wobnnng,  indu- 
striellen» Etabli^sempnt,  davo;i  trotrennfen  ^''■rka^Jfsulaga/iIletI ,  wobei  dir  Sät/r  (lieils 
Dach  diaseu  Vürschiedeubeitcii  der  Localitäteu  verschiodcti  bocli  ai&d,  tbclis  nur  dio 
eine  oder  andere  Art  der  Localit&ten  treffen ,  z.  B.  in  der  b,  Specialclass«e  nar  die 
Wohnong  (V^y. 

Vierte  Hauptclasse  (eiae  Abtheilang  der  den  ProportioDal- 
tarif  enthaltenden  Tab.  D):  nur  die  oben  (S.  473)  genannten  ,yli be- 
raten Berufe**,  die  keinen  „festen'*  Steuersatz  haben,  sondern 
bloss  der  Proportionalabgabe  fflr  ihre  Privatwohnung  za  Vis 
unterliegen.  Hier  nimmt  die  Patentsteuer  daher  ganz  den  Cha- 
racter  der  Miethsteuer  an  und  erscheint  je  nachdem  als  eine 
Verbrauchs-  oder  als  eine  Einkommensteuer  dieser  Berafsciasse,  wobei 
die  richtige  Verhältnissmässigkeit  der  Besteuerong  unter  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  gerade  dieser  Glasse  und  im  Vergleich  mit  den- 
jenigen der  anderen  Classen  freilich  zweifelhaft  genu^  bleibt. 

Die  Proportionalabgabc  aller  PateHtsteiierpfliclitigcu  ist  durch  die  Tab.  D 
im  Anhang  zu  dem  Geset/e  für  die  cinz  iiiLri  Class(!n  und  ünterdasscn  aorinirt.  Sie 
«  itthalf  jetzt  Sätze  von  Vio-  Vjr,-  '  Vi'  '  ;;u-  '  an-  ^'r^'  '  \>u'  also  eine  !!:rn!'S(^  Diffcrcnzirung 
und  iui  Allgemeinen  eine  Erniaj>siguiig  gegen  den  ur^prunglichia  Einheitssatz  von 
10%.  Die  kapitalkräftigeren  und  ertragsfähigoren  ünternehtnungcn ,  bezw  (Jcwcrbe- 
g.ittungen  mit  höherem  Proportionalsatz,  die  anderen  mit  niedrigerem,  ilii  srliu  Ttchsten 
am  Xiedrigäten  zu  belogeu  oder  auch  ganz  zu  befreien,  ist  das  leitende  Pnnrip  dieser 
Dißcreazirung  der  Sfttze.  Ob  das  anf  diese  Weise  richtig  erreicbt  wird,  stellt  wieder 
dahin. 

Die  Grundlage  der  Proportionalabgabe  ist  der  Miethwerth  (valeur  iocatirej 
des  WohnhauBes  wie  der  verschiedenen  und  rersch  icdenartigcn,  znr  Aus- 
übung des  steuerp flichtigen  Gewerbes  dienenden  Localitaton  (Gesetz  von 
1044,  Art.  Gesetz  von  1880,  Art.  12).  £r  wird  nadi  authentischen  Miethverträgeu 
oder  nach  gehörig  registrirten  wörtlichen  ErltlSmngen  oder  durch  Yeit^leieh  mit 
anderen  Loralif.itrii,  <lcr<;n  Miethwerth  bek'uuit  ist.  fesfsrestellt,  bei  Fabriki-n  ii.  dg). 
fUr  dieiio  als  Ganzes  genommen  und  mit  ihren  materiellen  Productionsmittela  (also 
z.  B.  Maschine»)  ausgestattet.  Hierdurch  wird  die  Proportionalabgabe  in  Einklang 
mit  der  Bewegung  der  Miethwcrtlie  gehalten,  also  in  der  Kegel  ertragNioii  In^r  werden. 
Nähere  Bestimmung  Uber  das,  was  als  steueipflichtiges  „Wohnhaus''  gilt,  Uber  die 
örtliche  Lage  der  steueqiflichtigen  Localitltcn  in  Art  14  des  Gesetzes  Ton  1880. 

§.  203.  c)  Weitere  Einzelheiten  der  Einricli  t  u  n  gen. 
Von  solchen  sind  als  benierkenswertli  etwa  noch  folgende  liervor- 
zuliebeiu 

a)  Die  Steuer  wird  jährlich  veranlagt.  Dieser  Umstand,  iu  Verbindung  mit 
dem  QnotitStsstenercharacter  der  Patentsteuer  und  mit  dem  System  der  Proportional^ 

luiii  iler  veränderlichen  Sätze,  bedingt,  gegenüber  den  drei  anderen  grossen  diivrfi  ii 
Steuern,  als  Kepartitionssteuern ,  besonders  gegenüber  »ler  Grundsteuer,  die  grössere 
Beweglichkeit  nnd  Steigerungsfähigkeit  der  Ertrüge.  Fiscalisch  ein  Vortbcil,  rem  Stand'^ 
ponct  der  richtigen  Vertheilung  der  dirccten  Besteuerung  etwas  nicht  Unbedenkliches. 

ß)  Der  Steuerpflichtige  muss  stets  auf  Anforderung  der  Behörde  sein  Patent 
vorweisen  können.  Gewerbebetrieb  ohne  Patent  ist  straffällig  und  zieht  unmittelbar 
Verfolgung  nach  sich.  (S.  Gesetz  von  Art.  S2,  33).   Frfihere  schftrfere  Be^ 

81* 


Digitized  by  Google 


6-  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.>A.  2.  A.  Fraakreicfa.  §.  20S,  204. 


btiminuiigcn,  u.  A.  über  Denuiiciantenaatheile  der  l'utentinliaber  gegen  stcHeq>llichtigö, 
patentloso  (jüwerbeti-cibcndo  in  den  Gesetzen  der  Rcrointionszoit,  dann  Uber  die  FÜicht 
stokr  Erwiilnuni-  l  s  l'if.  tifs  i  iT'  richtlichen  Schritten  and  l>el  Oßeotlicben  gewerb- 
licheu  Aiueigeu  sind  beseitigt  worden. 

Die  Steuer  wird  fUr  das  ganze  Jahr  von  allen  geschuldet,  die  im  Januar 
das  steuerpflichtige  (i-'werbc  beJreibcn.  Docli  -rf'ili:»  auf  Aturns:  Uebertragung  des 
Pateutä  au  denjenigen,  wulcheio  ein  steuerpflichtigcä  Gewerbe  cedut  wurde.  Nor  bei 
Schluss  des  Gewerbes  in  Folge  ron  Tod  oder  Paliissement  wird  auf  Redamation  vom 
foIiTcnJon  Monat  an  die  Steuer  erlassen.  Im  Tarif  des  Jahres  begonnene  Gewerbe 
werden  vom  Monat  der  £röüiaung  an  stcuerpüichtig.  Ebenso  traten  die  Erhöhungen 
der  festen  und  der  Proportionalsätze  ein,  wenn  ein  Steuerpflichtiger  ein  mit  höherem 
testen  Satz  belastetes  Gewerbe  übernimmt  oder  sein  Gewerbe  in  eine  i iciik  iiide  mit 
liöherent  (Jrtssatz  Uberträgt  oder  Localc  mit  liöherem  als  dem  Miethwerth  der  früher 
bonut/ten  gebraucht.  (Gesetz  von  ISSO,  Art.  28).  Dagegen  werden  Veränderungen 
des  Mioth Werths  desselben  Locals  oder  der  Merkmale,  nach  denen  sich  die  ver- 
änderlichen Sätze  richten,  erst  bei  der  ncnen  Veranlagung,  also  vom  folgcü  l.  n  Jahro 
an,  regelmässig-,  wie  es  scheint,  nach  dem  Stande  zur  Z^it  der  Veranlai,^ung,  buruck- 
-^1  liti^^t.  Die  Patentöteuer  ist  wie  die  anderen  dirccten  Steuern  in  Zwi^lftcln,  also  in 
Monatsraten  f.iHii;.  D>>(  h  nilbscn  Ilausirer  und  iil"  rhaupt  (iewerbi  troiljriiilo .  rb*r»rn 
Gewerbe  nicht  au  cunm  festen  Orte  ausgeübt  wird,  die  ganze  Steuer  auf  einmal  bei 
Auslieferung  des  Patents  zalilon.  (Gesetz  von  l>iSO,  Art.  29;  ebenso  bei  Wohnungs- 
wocbscl  ausserhalb  des  Erhebungsbezirks,  «:b.  Art.  30"). 

ö)  Die  Patentformuiare  sind  jetzt  öteiupclfrci  (Gesetz  vom  4.  Juni 
fl'tther  IV4  Fres.  Stempel  p.  Patent  nach  Oesetz  ron  1844).  Dafar  werden  aber  all- 
sri  iu-  iiii  Z u sch I agc e n t i uien  zum  Principale  erhoben,  deren  Betrat  jährlirli  das 
l  inunzgesetz  feststellt.  l  erner  werden  ü"/.  Zuschlüge  zum  Principale  und  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Dcpartcmental-  und  Gommunalzoscblägcn  erhoben 
zur  Docku n g  der  En  tlast  un  gen ,  Hcrabsetzu n  gen ,  Erlasse,  Erm ässigun  gen , 
und  zur  Bestreitung  der  Druck-  und  Expeditionskosten  der  Patent- 
forntulnre  (Gesetz  ron  18^0,  Art  3t,  36).  Von  dem  Prineipalsatz  der  Patentsteuer 
lliesscn  aber  nur  •>2''/u  in  die  Staatscasse,  S%  in  die  fasse  der  (iemeinde, 
wo  das  (lewerbe  steuerpflichtig  ist,  eine  Bestimmung,  durch  welche  man  gerade  bei 
einer  selchen  (^notitätssteuer  glaubte  das  Interesse  der  Gommanalrerwaltong  an  richtiger 
Veranlagung  der  Censiten  anregen  zu  sollen  und  zu  Icftnnen.  Ob  das  mit  Erfolg  hier- 
durch geschieht,  vermayr  ich  nicht  anzugeben. 

t)  Die  Patcntsteuer  hat  nach  dorn  letzten  Kriege  allein  von  den  directcn  Steuern 
Steigerungen,  aamontlic  h  erhebliche  Erhöhungen  einiger  ihrer  Sätzo  and 
allgemeine  ausserordentliche  Zum  hliigc  zu  Gunsten  der  Staatscasse  erfahren. 
So  wiinl<!  durch  (iesctz  vom  2U.  Mar/,  IbTi  Art.  1  yetzt  als  Art.  8  im  Gesetz  von 
ls!>0'  die  frühere  mässigore  Besteuerung  eines  „patentable"',  welcher  mehrere 
Etablissements,  Lüden.  Magi/in.'.  derselben  Art  oder  verschiedener  Arten  besitzt 
und  betreibt  und  im  Gesetz  von  1644  bloss  einen  einzigen  Steuersatz,  nach 
den  Gesetzen  ?om  18.  Mai  1850  und  4.  Juni  1858  ausserdem  fttr  die  Zwoig^cfatlfte 
je  einen  hal  ben  SteUür>  u/  /\i  entrichten  lt  Ii  dit  liartf^.  jetzt  in  die  volle  Besteuerung 
nach  Maa^isgabe  aller  seiner  Geschäfte  verwandelt.  Dasselbe  Gesetz  v.  iS72  beseitigte  die 
Maxima,  welche  die  Samme  der  „rerftnderlieheu'*  Sätze  nach  Betriebsmerkmalen 
erreichen  durften  (Art.  2).  Ferner  wurde  der  Proportionalsatz  nach  dem  Micthwcrth 
für  die  erste  Untercla^säe  der  Uauptclasse  A  und  für  die  ganze  Hauptclaüse  B  von 
V,n  auf  fttr  die  2.  und  8.  üntcrclasse  von  A  Ton  V.^o  auf  Vir.  schon  rom 
1.  April  1'>T2  an  erhöht  {(iesetz  vom  2'J.  März  1S72,  Art.  4).  Dann  folgte  bald  die 
Aufiugung  eines  allgemeinen  nnsst  rordeutiichen  Zuschlags  von  tiü7«  zum  Principal 
für  das  Jahr  Is'.H  (Gesetz  vom  DJ,  Juli  1S72),  wovon  bloss  die  7.  und  8.  Unterclassc 
der  Hauptclasse  A  in  ( »rten  unter  2ü,000  Einwohnern  und  diejenigen  übrigen  Patentablen, 
vvelclie  nicht  mehr  als  S  Frcs.  Princi|>al  zahlten,  bifr.-it  blieben.  Von  ISTl  an 
wurden  diese  bO^/o  auf  115  herab;^esetzt ,  'Gesetz  vom  21.  Juli  ls7-!),  erst  von  J^st» 
an  (l'inanzgesetz  für  IS^Ü  vom  HÖ.  Juli  ls7'd,  Art.  I  i  auf  20"„.  Das  Patentgesetz 
von  l^*^ü  Itraclite  dann  auch  wieder  Ermässigungen  der  i'roportionalabgabe,  so  für 
die  ersten  3  Classcn  von  A  von  '/lo'  '/ir.  Vi„  l^*''*^  vor  1^72,  wo  Classe  1 
liber  schon  gezahlt  hatte).  So  betrugen  die  Zuscldagcentimen  fnr  allgemeine  Zweclce 
hie  1872  U.8,  dann  1S73  79.6,  1874—1880  62.6,  im  ä\  39.67«,  ^'^^^  solchen 
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für  Departements,  1872  27.5,  allmaiilicli  bis  1884  auf  82.1";,  steift,  nd.  and  solclieu 

für  (ieinciiiden ,  die  von  2!».5  aiif  38.6  stiegen  (s.  l'a\irc,  Tab.  8.  81».  Zur  vcr- 
fjleichsweisen  Beurtlieiluiig  der  Pateiitstcuer  utid  der  anderen  dircctcn  Steuern  ist  diese 
grossere  ..Tragfähigkeit"  der  erstcrcn  iuimcrhin  boar  litenswertli. 

t)  Die  Yeranla^ang  der  Stenerpflichtic^on  und  die  Aafstcilong  der 

Ste  u  i'i  I  ijllen  crfolj^t  jälirlicli  durch  die  Controlenro  der  dircr!  -:!  Sfci  rn  gcincinde- 
wciäü,  unter  Assistenz  des  Mairo  oder  cineü  Delegirteu  dci^äclbeii .  die  bei  ab< 
▼eichender  Meinnnf^  dies  in  der  Rolle  rermerken.  Die  Rolle  rird  dann  10  Tage 
lang  im  Si  cretariat  des  Maire  zni  K'  l.illI<i^^rlahulc  der  liiteressenteu  auf'^c  li  i:^t,  vuii 
letzteren  dem  Maire  ctvraigo  Eiunouduitgcu  kundgei;el)eu ,  daun  wird  nach  oeocn 
10  Tagen  die  Rolle  vom  Maire,  mit  dessen  Bemerkangen,  dem  Dircctor  der  directen 
Steuern  (früher  zunächst  dein  Unterpräfeeten  und  mit  dessen  Bemerkungen  jenem 
Dircctor)  Uhcrrcicht.  Letzterer  stellt  die  unbestrittenen  Sätze  fe«t,  iiinsichtiich  der 
bestrittenen  berichtet  er  dem  Prafecten.  Wenn  dieser  dem  Diroctor  nicht  beistimmt 
wird  an  den  Finanzministcr  bericlitot.  Der  Präfeet  setzt  dann  die  Rolle  fest  und 
macht  sie  voII^t^  rkbar  fiesi  fz  von  1844,  ArL  20,  roa  18SÜ,  Art  25»  etwas  ab- 
weichende Üeatiuimungen  fui  i'aris). 

if\  Seclamanten  gegen  die  ihnen  aufgelegten  StenersStze  können  durch  Vor- 

l(!giiiiL'  von  (icsellschaftsacten,  ordnuugsmässig  geführten  Journalen  und  Handelsbüche.rn 
und  audcrcn  Documeutcn  ihre  Kedamationeii  lu  begrUndcMi  suchen  i^Uosetz  von  18i>ü, 
Art.  26>.  Redamationen  um  Endastnng  oder  Herabsetzung  und  Bitten  om  Erlass 
oder  Ermässigung  (s.  o. ,      isi)  gehen  an  den  Maire  und  werden  im  Uebrigen  wie 

bei  den  anderen  diiri  ton  Steuern  behandelt  (eb.  ArL  27). 

§.  201.  3.  Zur  Statistik.  Der  Ertrag  der  Fatciitsteiier 
bat  sich  seit  1038  folgendermaassen  entwickelt  in  Mill.  Frcs. 


(Ball.  XX,  2 Ii)). 

Prih  ipal  f.btaat. 

Für  Dcpurtemcnts 

Für  'h'iii rinden 

(iduiodie  8%  für 

nebst  Zuachlägcu 

uebät  ZuftcliLlgen, 

(iemeinden)  nebat 

f.  AusföUe  etc. 

incl.  die  s»/^'  v. 

Summe. 

allgem.  Zuschlägen. 

Principal. 

31.0Ü 

2.14 

3.68 

^7.12 

1844 

37.S« 

4.1  S 

5.64 

•17.(57 

1845  (neues  Ues.l  mM 

I.2I 

5.40 

Ki.öl 

1848 

5.U1 

6.25 

46.1)4 

1849 

86.00 

Ö.50 

6.65 

48.14 

ISTO 

T.H.14 

17.76 

21.45 

1 12,:!,5 

ISTl  (ohne  1 

17.88 

21.75 

J0S.07 

1872 

76.70 

18.20 

25.25 

120.14 

1873 

130,88 

21. 1^ 

2!».1U 

IS  1.24 

1874 

119.26 

21.32 

30.76 

171.33 

1879 

128.40 

24.34 

38.22 

190.96 

1880 

2.^.5») 

37.26 

164.»)! 

1885 

106.1)1 

20."J2 

38.6«! 

171.1)2 

Von  ISID— 1S70,  von  1S74— 1S71>,  von  i-^^o— ISs.'i  ist  die  Steigerung  des 
Principals  u.  s.  w.  ununterbrochen,  ein  Beleg  für  die  Entwicklung  der  Steuererträge 
in  Verbindung  mit  dem  gewerblichen  Leben  (ffenaucres  Detail  nach  Zwecken  der 
Ertrage  bei  Faurc,  S.  71)  If.  Der  „Krieüszaschlag"  brachte  1S73  45.41,  1874  32.88, 
IS79  35.41,  ISbU  15.61,  1S85  Ki.O.'.  I*^S7  16.43  Mili.  Frcs.\ 

In  die  Zahl  der  Steucrpflichtigtn  .1  ren  Vertheilung  auf  die  4  Hauptclassen. 
dio  S(eiicrerträ<;-i?  der  tztereu  und  die  Zusammensetzung  derselben  aus  den  „festen- 
und  den  „proportionalen"  Abgaben,  die  l)urchschnittsl)elastung  eines  Pattsiils 
jeder  Glasse  und  die  Bewegung  der  zur  Bemessung  iler  Proportionalabgabi*  diencjiden 
Micthwertln'  «^iebt  folgende  l'ebersicht  einen  Ein)dick.  Si  '  i^f  ii  m  Ii  d^n  Materialien 
im  Bull.  Vül,  hü— III  und  den  ,jabiücUeu  Statistikeu"  im  Bull,  i^spcc.  IX,  313,  XI. 
328,  XXI,  491)  znsammengei'tellt  und  enthält  nur  die  Daten  für  characteristlächc 
Jahre,  nach  den  ;  'i-i  .  hen  Vorh'iltni^-eii  fIvTO— 71)  odf-r  n.u^h  Acnderuagen  der 
Ueaetzgebujig  (IbbO— bi).    Besonders  der  Eiufluss  des  Gesetzes  vou  18b0  ist  be- 
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G.  B.  2.  K.  Stcuenccht.  1.  ii.-A.  2.  A.  l  raukreicli.  204. 


achteiiäw^erth.  Die  Krtragä^alilcn  und  Bclastungszillcru  botrcü'eu  nur  das  Priucipale. 
(Vi;l,  auch  diu  Datea  bei  KaafmanA,  S.  246 — 251,  die  zam  TlioU  etwas  aus- 
führlicher sind). 


1859 

1870 

1S71 

1880 

1861 

1886 

Gl.  A  ... 

Zalil 

der  Rtruerpflichtigen  (s, 

l.lb&.üiS 

1,222,591 

1,140.421 

1,353.987 

1,353,376 

1,402,408 

11,513 

14,670 

13,008 

16,239 

16,267 

16,570 

«  C  •   •  . 

185,479 

197,941 

184,099 

221,566 

204,107 

194,699 

ff  ^  •   i   •  « 

52,012 

51,905 

48,840 

49,754 

49,907 

50,871 

Suinina   .   .  . 

1,437,922 

1,487,167 

1,386,368 

1,641.546 

1 ,623,657 

1,664,548 

Mittlerer  Betrag  für  1  Patent,  in  Frcs. 

Cl.  A  .    .    .  . 

2S.5(i 

3S.17 

38.18 

öl  Ab 

34.48 

36.38 

„  B  .    .    .  . 

2Uü.4ä 

322.S5 

318.90 

453.28 

434.70 

0     «        m       »  • 

57.01 

64.37 

63.23 

75.43 

79.71 

87.33 

.,!>.... 

27.42 

34.77 

34.55 

16.55 

54.54 

Zusammcu   .  . 

34.34 

44.35 

44.01 

46.11 

44.80 

46.86 

Eitrai;  des  Priucipals  iu 

den  Classcn, 

in  MiU.  Frc«. 

A.  feste  Abgabe 

17,72 

21.77 

■J0.15 

21.62 

23.19 

24.39 

,,  proport.  Aug. 

10.24 

24.90 

23.39 

29.12 

23.47 

26.6;? 

33.UÜ 

4Ü.Ü7 

43.54 

50.74 

46.66 

51.02 

B.  feste  Abgabe 

2.10 

2.63 

2.21 

2.47 

8.71 

3.36 

1,   prupuli-  ^i''«;. 

1.31 

2.11 

1.93 

3.46 

3.67 

3.84 

,,  /Uäamintiii  . 

3.47 

4.74 

4.15 

5.92 

7.37 

7.20 

C.  i'cüto  Abgabe 

5.18 

ö.üö 

5.03 

8.14 

8.85 

8.79 

„  proport-Abg. 

5.39 

7.08 

6.61 

8.57 

7.42 

8.21 

„  zusammen  . 

10.58 

12.74 

11.64 

16.71 

16.27 

1  7.00 

1).  proport.  Ab;r. 

1.4.H 

1.81 

1.69 

2.32 

2.44 

2.77 

Sa.  lebte  Abg.  . 

25.01 

ao.O(} 

27.39 

32.24 

35.75 

36.53 

„  propoTtAbg;. 

24.47 

35.90 

33.63 

43.46 

37.00 

41.46 

„  im  Gaozen  . 

49.38 

(55.95 

61.02 

75.69 

72.74 

7600 

Miethwerthc  für  die  proport.  Abgab 

e.  Mill.  Frcs. 

Cl.  A  .   .    .  . 

3.3  4. Sö 

552.b9 

519.57 

680.41 

<J87.74 

785.88 

f%  S  •   «   «  > 

21.47 

32.S2 

28.83 

41.43 

41.S9 

44  84 

ff  0  ■  *   •  • 

182,09 

228.32 

211.59 

286.84 

301.50 

340.10 

21.40 

27.10 

25.31 

34.74 

36.58 

41.62 

Snmma  .   .  . 

579.81 

841.14 

785.30 

1043.43 

1067.72 

1212.55 

P'iL'  ..Z  ilil  der  Steuorpflichlifivü  •  be;j;Teift  in  all  diesen  Statistiken  genauer  gesagt 
dio  ,.ZaliI  (icr  i'eütca  Steuersätze  oder  der  Tkeile  davon,  uebst  der  Zahl  der  Pateatabiea 

in  Abth.  D  '. 

DuFch  den  Verlust  ?on  Elsass-IjOthringcn  schieden  49,679  Patente  mit  2.14  Mill. 
!'"rcH.  Ertrag  aus,  die  Gesammtabnalime  1871  g  ^on  1870  war  aber  100,79t>  Patente 
mit  4.94  Mill.  Frcs.  Ertrag,  wovon  eine  Kleinigkeit  aul  gesetzliche  Abänderung 
(140  P.  und  13,638  Frcs.  Ertrag),  fast  Alles  auf  denEinlluss  der  damaUgen  poUtiscben 
Ereignisse  zu  «etzen  ist  (Bull.  VIII,  101). 

Dur  Einllusä  des  Goöetzc^  von  1880  zeigt  äich  besonders  in  der  Abnahme  Uor 
Zahl  der  Patente  in  Glasse  G>  der  Ertr&ppe  der  Fteportioaalabgabe,  namentlich  in  A. 
Folge  der  Hcrabsi  tzurifj  des  Satzes,  und  I  r  ErtragBstefg^Dg^,  bes.  der  festen  Abgabe, 
iu  Glaäse  B,  Folge  der  Erhöhung  der  Sätze. 

Die  ungemein  starke  Steigerung  der  Miethwertlie,  an  und  fttr  rieb  beacbtens> 
Werth,  zeigt,  dass  in  der  Pro ]> ü  r t  i  o a a lalmabe  vom  Miethwerth  wenigstens 
eiuigorjuaasäcu  ein  geeignetes  Mittel  anzuerkennen  i:>t,  die  Steuer,  gemiu>s  dem  üscaiischcn 
und  dem  Gerecbtigkeltsinterosfie,  der  Entwicklung  der  Lcistungsfuliigkeit  anzupassen. 
Das  Vcrhültni.-is  zwischen  d«>n  Ertrügen  beider  Theilu  der  Steuer  hat  sich  immer  mehr 
zu  (junsten  der  Proi^rtionalabgabe  vei"Sfboben,  eine  Bewegung,  in  die  nur  gesetzliche 
Aenderungen.  wie  im  (Jesetz  von  1880,  hemmend  eingreifen.  Die  Entwicklung  der 
üntcrnehmungen  zum  Grossbetrieb  (so  in  Bi  tragt  zu  dieser  Bewegung  auch  etwas 
mit  bei  und  spir-ut  lt  sich  iri  iloii  Zahlen  a'i.  In  der  Hanjitclassc^  C  (grosse  Industrie) 
steigt  der  Ertrag  der  „vciaudoriicheu"  Abgabe  ^^obeu  bei  dem  „festen'*  Satze  iöbo- 
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i^riH'eii)  in  Zcitcu  p  ui-tit;cr  Colijttnctur  mit  «ior  vrrincbrtt*!!  Arbi^itcrliL-»  h  ittiL;uni^, 
Icbhaftciom  (ii^scItäft^li'Mi  [>  b  ii.  s.  w.,  was  sich  bei  dem  Vergleich  der  oinzolitcD  Jahre 
auch  etwa»  eraichtlich  macht. 

Innerhalb  der  Hauptclasson  »itid  naturlicli  die  Verhiltnisso,  namentlich  auch  dic 
Mittt'lticfriiu'-'--  '"inLS  r.it"iifs  nach  den  SjK-i  i.iIrlassen  unt)  w'i'iter  nach  den  •  in/.clneri 
Gattuiigcji  iu  jeder  der  iet/teron  s»elir  verschieden,  tür  die  b  Classen  der  Haupiclassu 
A  8.  eine  Statistik  bei  r.  Kaufmann  (S.  251,  ohne  Quellenangabe),  wonach  1812( 
die  Durchschnittssteuer  eines  Patents  im  Triiii  ipul  w.ir  ('Ia>si  1 — 8:  bez.  Frcs.  177. 
235,  104,  55,  24,  15,  S.  Grosäe^  intcrei>sautüä  Detail  joUt  ii^  der  Statistik  fui 
1S85  im  Bali.  XXK,  359  fr.,  doch  nicht  fUr  die  Ertrige  und  die  Mittelbelastangen 
der  Spccialcla-^-.'  !!  und  Geschäfte.  Immerhin  bekommt  man  einen  Einblick  in  die 
Uliederung  im  £iu2clnca  und  in  die  rerschiodeno  Höhe  der  Miethwcrtho  bei  ver- 
schiedenartiffTon  Gewerben,  Vcrhftlfnisse,  welche  für  die  Beurtheilan^  der  Patentsteuer 
mit  in  Betracht  kommen,  hier  aber  nicht  weiter  »'erfolf^t  werden  können. 

•  Die  Bedeutung  der  i>pecialdas»on  ergiebt  sich  aas  folgenden  Zahlen  der 
„Patcntpflichtigen'"  (,im  oben  S.  484  genannten  Sinne)  für  ISbö  i^UuU.  XXll,  35il): 


ZahL 

Miothwerth 

Miethwerth 

Mill.  Frcs. 

p.  Patent,  Frcs. 

Glasse  A. 

].  Glasse   .   .  . 

46,748 

67.21 

1438 

13,162 

.•n.*)!» 

2110 

^*  mm» 

58,894 

92.37 

156S 

*  • 

.  195,651 

134.45 

891 

3*           )f             *        t  ♦ 

2S2.5S7 

lfiü.4l 

366 

501. 22ß 

1»8.43 

396 

.  226,722 

62.3« 

275 

77,458 

ü.t: 

126 

Summa  .  . 

1304, «49 

777.01 

557 

Classe  ß  

lti.1507 

2735 

Cladso  C. 

1.  Classc    .    .  . 

26,2(»:{ 

11.0(5 

421 

2  

I0.70fi 

IS.4.^ 

1722 

3  

in.yot» 

225.-^4 

1920 

4.     „  ... 

10,t346 

77.53 

7282 

31.7U6 

l.<)5 

146 

196,777 

2.S7.01 

1204 

( l)  

41.11 

808 

Zusammen  .... 

.  lbi)'>,sS2 

1 200.55 

724 

In  den  Classcn  2  bis  4  von  C  wird  noch  zwischen  Werth  der  Wohnung  und 
dos  iudustriellon  Etablissi  uit  ut>  untcib*  hieden;  er  ist  in  Classe  ho/..  IS.'lO  und  2u(i  74, 
in  Classe  1  ti.'.ib  und  71.1s  Mill.  Frcs.  Die  Bedeutung  der  (iewcrbegattung,  dos 
Bctriebsumlaiijia  und  der  Ertrags-  und  Steuorfähigkcit  der  (jcwerbe  jeder  Classe  spiegelt 
sich  in  den  DnrchschnUtümiothwertben  bezeichnend  ab, 

§.  205.  4.  Zur  Kritik  der  französischen  Patentstener. 
Nach  „äusseren  Merkmalen",  welche  sich  zogleioh  niö<^ liebst 
ohne  lästiges  Eiodringen  in  die  persönlichen  Verhältnisse  eines 
gewerblichen  Unternehmers  nnd  in  die  inneren  Geschäflsverhältniise 
ermitteln  lassen,  will  die  französische  Patentsteoer  das  schwierige 
Problem  der  modernen  Gewerbesteuer  lösen.  Dadoreh  soll  das 
allgemeine  Ziel,  welches  der  französischen  Gesetzgebung  bei  allen 
directen  Steuern  seit  der  Revolution  vorschwebt,  nämlicb  unter 
Au  s. sc  Ii  hl  88  jci^liclicr  s  ti  b  j  c  l' t  i  \  c  n  \\'illkuhr  von  Ver- 
anlag u  n  s  b  c  hü  r  d  eii  j  C u III iiiisö ionen  ii.  s.  w.  die  Be- 
steuerung durchzuführen,  hier  aui  dem  Gebiete  de»  Gewerbe wesens 
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erreicht  werden.  Die  bertteksichtigten  „äasaeren  Merkmale^'  sollen 
dabei  so  ausgewählt  werden,  dass  sie  mit  Sieherheit  anf  die  — 
wenigstens  ungefähre  —  Einträglichkeit  der  besteuerten  Gewerbe 
nnd  Berufe  einen  Schlnss  gestatten,  damit  der  leitende  Haup^ 
grandsatz  der  modernen  französischen  Steuerpolitik,  ,,Jedeii 
nach  seinenFähi^keiten''  zn  den  öffentlichen  Lasten herbei- 
zazieheii,  verwirklicht  werde.  Alle  die  dargestellten  Einrichtungcu 
der  Patentsteuer,  namentlich  der  Chisscnscheraatisnius,  dienen  den 
genannten  zwei  Ges^ielits-  und  Zicli)uncten,  die  immer  vveitcr^rchendc 
Inilividnaüsiruii:;  und  Specialibirung  in  der  Ciussification  bebou^erd 
dem  /weiten  davon. 

Die  Kritik  wird  zugehen  müssen,  dass  die  lVanzi»si.sehc  Oesetz- 
gebung  sich  im  (iau^en  auf  dieser  einmal  gewählten  Grundlage 
folgerichtig  und  dem  practisehen  Bedürfnis^  nach  gleichmäi^siger 
Veranlagung  der  Gewerbe  gemäss  eutwickclt  hat.  Zwar  erheben 
sich  auch  hier,  diese  Grundlage  selbst  als  richtig  zuge2;tbcn, 
manche  Bedenken  gegen  Einzelheiten  des  f ranz  ü  s  i  .^e  b e n 
Classi  fication  SSV  Stents.  Aber  e.s  ist  ein/uräuinen,  dass  diese 
Einzelheiten  für  die  l>curtheilung  nicht  entselieideud  und  auch  noch 
der  Verbesserung  und  Veränderung  fähig  sind. 

So  machen  i»icli  Bcdenkca  gcitcud  ^egaa  das  dock  rucLt  lucckauiöcLu 
Priticip  TOD  „Ortsclassen**  bloss  nacli  der  Bevölkerungazalil,  ohne  Rücl^cht  auf  so 

Jüan.  ain!'  ro  Unistiiiido,  welche  daneben  die  winhscliafllklic  Bedeutung  eines  Ortes 
uud  der  dariu  betriebeucn  (icwerbe  bestiuimea;  so  gogeu  die  Vcctbciluug  maucbcr 
Oewerbfearten  in  dio  rcrscliicdenen  Glassen  und  unter  die  rorschiedenen 

Steuersätze,  wenn  auch  im  Ganzen  gerade  Iiictl>ei  mit  grob^em  Tact  und  Verständniss 
vurgcgaugeu  i:it;  so  ;ieg:cu  das  zwar  steuertecbniscb  bequeme,  aber  dücb  nidit  gc- 
nügrend  zuvcrlüssige  Princii»  der  Proporti  onal abgäbe  gerade  nach  dem  Micth- 
wertli,  welcher  duoh  auf  die  Proi-iortionalität  der  Reinertrage  der  Gewerbe  nur  einen 
ichr  nusicberen  Srliluss  irentattet  und  bei  gewissen  gewerblichen  Localitäten,  so  h.  i 
Fabriken  u.  dgl.,  auch  ohne  die  sonst  so  verfebmtc  „subjective  Willkiihr"  nicht  m 
ermittetii  ist;  so  endlich  auch  gegen  das  Princip  <.!•  r  ,,  vcr.i  uderlicben"'  Siitzr, 
vornelinilicb  nach  di  r  Arbeiterzahl  und  <\er  Zahl  und  Art  der  sachlichen  Bvtriebs- 
iactoren.  Die  Vcnuiliigung  d«:r  Steuer  uacii  Kapitalbctrügcn,  wenigstens  bei 
OroBSgovrerbcn ,  besonders  bei  Handels-.  Bank-,  Fabrikgescli&ften,  böte  wohl  mehr 
(Jarantic  Tur  richfit:'-  Vi'ih:iItiii-.^iii".',-^iL'k'Mt  der  Besteuerung  unter  verschie^leucn  (ie- 
werhearten  und  ein/cltieii  (lewerbeltetriebca  derselben  Art.  Aber  —  sie  verstics>so 
freilich  mehr  gegen  den  Grundsatz  sich  nur  an  leicht  erkennbare  ftussere 
Merkmale  z'i  !i;df  ri ,  und  bedingte  eiu  , .lästiges  Eiritlriiiüon'"  in  persönliche  und  Bc- 
triebirvcrhuituisse  in  böbcreui  Grado,  ah  die  Ermittlung  der  Zahl  der  Arbeiter,  Comuis, 
Maschinen,  Miethverthe  u.  s.  w.  Die  an  sich  richtige  Abstufung  der  Proportional- 
abgabe verstösst  anderseits  freilich  wieder  gegen  die  Tendenz,  „Willkühr  aiis/u- 
schiiusseü"  —  und  auch  eine  „geäctzliche"  Buätimmuug  dieser  All  ist  doch  „Wili- 
kahr**,  wennschon  keine  subjectiro  —  stark.  In  dieser  Hinsicht  wird  sie  roa  dem 
gleich  zu  erörternden  Haupteinwurf  gegen  die  ganze  Grundlage  der  französischen 
Fatcntstcuer  mit  getrolien. 

Auch  unter  wesentlicher  Kcsthaltung  dieser  (irundlagc  lässt  sich  indessen  durch 
immer  weitere  Si)ecialisiruiig,  auch  doch  wohl  mitunter  durdi  Zuruckgehen  auf  das 
Anlage-  und  Betrio>iskapif;il  k'-IIinI.  >fatt  bloss  auf  einzelne  lioraii^L-rMriirctn'  Itos'ain!- 
theilc  beider  letzteren,  das  ganze  System  noch  verbessern  und  au  den  !Maunigfaltig- 
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keiten  der  concroten  Verhältnisse  noch  feiner  aDpassen.  Darch  Bildung  von  „Steuer- 

gcscllschal'tcn'"  von  (icwerbs-^eiiossen ,  «'clchc  flit;  tai'ii'massii^cn  Coiitingciitc  der 
Patcutstuuer  von  (icwerbegruppen  auf  die  eiiizeliioii  8teucri)Hiclitigen  zu  vorthcilcii 
hätten  nnd  dabei  individuelle  Verhiiltiiisrit!  uiit  berucksiditigea  mUssteu  uud  liöuulca, 
duigcrmaasscu  nach  preiiHäiächem  Muätrr.  iio.ssc  sich  endlich  wohl  aocli  in  Frankreich 

die  alleiiii'j-f^  EntiM'li  idniii  nach  mech.ni  Im  Iien  Elemoiitcn  etwas  zurilckdiüng^en.  aach 
Mouieutu  lief  «^(lutit  ifs -  und  Kc^ijartitiuii&sti  uer  i>assoiid  vereinigten,  aber  freilich  — 
nieht  ohne  dass  ..sulii|cctivcr  Willkühr"  dal)ci  ein  Spielraum  eröti'not  wird.  Es  fraut 
sich  nur,  oh  das  nidit  iii'  lir  ein  Vortlieil,  als  *  in  X.T'hdieil  ist,  verglichen  mit  dem 
gegenwärtigen  ZiistuiKli-.  womit  wir  zu  den»  Uauptcuiwurfc  kommen. 

Die  eigentlichen  pri nt  ipielleu  Bedenken  betreffen  eben 
die  ganze  Grundlage  der  Patentsteucr  und  damit  gerade  den 
leitenden  Gedanken,  nach  noch  so  passend  und  lein  specialisirtcn 
,,Uu8seren  Merkmalen"  eine  Oewerbebebteuerung  richtig  durch- 
führen zu  wollen,  zumal  in  unserer  Zeit  beständig  wechselnder 
Technik,  Conimunicationswescns  und  unter  moderner  Gewcrbofrciheit. 

Es  ist  mit  anderen  Worten  in  erster  Linie  die  Methode, 
gegen  welche  sieb  die  Kritik  wenden  nmss,  nicht  die  Ausführung 
der  Metbode,  die  in  Frankreich  vielfach  vorzttglich  ist.  Kach  der 
einmal  angenommenen  Methode  kann  man  weder  die  wirklichen 
noch  die  verbältnissmassigen  Reinerträge,  nach  denen  sich  doch  die 
Besteoernng  richten  mttsste,  genttgend  zuverUlssig  ermitteln.  Denn 
eiumal  werden  dabei  ebenso  wichtige  oder  selbst  wichtigere 
Faetoren  iHr  die  Bestimmung  dieser  Beinerträge,  als  die  berück- 
sichtigten ,,äii8Seren  Merkmale''  unbeachtet  gelassen  —  vor  Allem 
die  Persönlichkeit  des  Unternehmers,  auch  als  Subject  von 
Vermögensrechten  — ,  sodann  fehlt  ein  M aas s Stab  zur  Messung 
der  wirkliehen  Bedeutung  der  einzelnen,  im  Olassenschematismns 
aufgenommenen  „äusseren  Merkmale"  für  die  Gestaltung  des  Rein- 
ertrags, endlich  kann  man  fiberbaupt  aus  solchen  äusseren  Merk- 
malen  höchstens,  und  auch  das  nur  bedingt,  auf  die  absolute  und 
relative  Ertragsfähigkeit  und  allenfalls  auf  den  Rohertrag,  nicht 
aber,  wie  es  doeh  erforderlich  wäre,  auf  den  Reinertrag  einer 
Grewerbegattung  und  eines  einzelnen  Gewerbes  schliessen.  Mit 
Hilfe  der  französischen  Patentsteuermethode  gelingt  es,  bcstenfalis 
die  Richtung,  in  welcher  sich  die  Erträge  muthmaassüch  bewegen, 
und  ganz  ins  Ungefähre  gewisse  Gross enmaassc  dieser 
Erträge,  innerhalb  weiter  Grenzen,  festzustellen.  Aber  das 
genügt  eben  liir  die  Losung  der  wirklich  vorliegenden  Aufgabe 
noch  lange  nielil. 

Ja  gerade  die  an  sieh  richtige  ►Spceialisirung  und  lüdividiiuli- 
sirung  im  Classificatiou.ssystein  steigert  in  einer  Uinsieht  die  be- 
denken, denn  dabei  werden  wiederum  nach  mehr  oder  weniger 
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zul'alii^cu  Nebenumständen,  nur  weil  dieselben  sich  leicht  ermitteln 
lassen,  Ertiai^svciscliicdeiiliL'itcu  vermuthet,  welche  in  vielen 
Fällcu  der  Wiikliflikeit  nicht  entsprechen  werden,  weil  andere, 
nicht  beachtete  Factoren  wichtiger  sind.  Dies  gilt  z.  II.  von  dem 
mechanischen  Ortsclassensysteni,  der  Proportionalabgabe  nach  dem 
Miethwerthe,  der  „veränderlichen"  Abgabe  nach  der  Arbeiter- 
zahi  u.  a.  m. 

Vielleicht,  dass  das  Clastjilicationssystem  der  Patentstcner  bei 
festem,  dem  Individualismus  Schranken  auf  legenden  Gcwei  berecht, 
wie  im  Zunftwesen,  bei  relativ  stabiler  Gewerbetechnik,  wie  vor 
dem  Dampf-  und  Maschiueuzeitalter,  bei  unvollkommenem  und 
lange  Zeit  unverändert  bleibendem  C()inniuiii<*ations-  und  Transport- 
wesen, wie  ehedem,  zur  Lösung  des  I^i oblenis  einer  „gleichmässigen" 
Gcwc"rl»esteuer  leidlich  ausreiehen  würde.  In  unserem  Zeitalter  des 
ökonomischen  Individualismus'",  beständiger  Umgestaltung  der 
Technik,  der  Betriebsformen,  der  Betriebsgrössen,  des  Communi- 
cations- und  Transportwesens  reicht  das  System  entschieden  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  nicht  aus.  Es  läuft  auf  ein  System  von 
doch  mehr  oder  weniger  willkührlieben  Gewerbetaxen  für  die 
verschiedenen  Gewerhep:attungen  und  einzelnen  Gewerbe  hinaus, 
das  zwar  recht  rationell  erscheint  und  zweifellos  sehr  scharf- 
sinnig ausgebildet  ist,  aber  im  Grunde  doch  auf  einer  Reihe  mehr 
oder  weniger  willkührlielier  Vermuthuugen  über  die  absolate 
und  relative  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe  beruht 

Von  einem  weiteren  Haupteinwnrf,  nämlich  der  fehlenden 
richtigen  Verhältnissmässigkeit  der  Patent8tener  zn  den 
anderen  ErtragBSteuern,  soll  hier  niebt  einmal  gesprochen 
werden.  Er  trifft  alle  einzelnen  Glieder  eines  jeden  neueren 
ErtragSBteuersystems.  Auch  in  Frankreich  hat  man  sieh  mit  diesem 
Problem  des  richtigen  Verhältnisses  der  Ertragsstenem  unter  ein- 
ander nicht  weiter  beschäftigt,  obgleich  dessen  Stellung  und  Losung 
der  Frage  nach  der  richtigen  Gestaltung  jeder  einzelnen  Ertrags- 
steuer Yorangeben  roOsste. 

Mit  dieser  Kiiuk  in  ij.  205  ist  ci;?oiitlich  der  systciaaiisclicn  „speciellon 
Stciiörlehrc"  scliou  voigogriH'oii  worden.  Da  indessen  g^erade  die  französiscbc  Patent- 
>»!  Uf»r  als  ciu  besonders  geluiit^eiies  Heispiel  de^  aul' Classilic.itiiiii.siin  iliiuitrii  It  'i  nheudcti 
I .in iiLissietiei'^iystoins  gilt,  in  l'raiikrcich  wie  vielfach  ausserhati»,  und  da  diese  Steuer 
lih  I  ;,U  Muster  gedient  hat,  darf  sich  aiirh  schon  an  sio  wohl  eine  mehr  die  ganze 
Methode  b 'tn  Urtidc  Kritili  ankniipfVii.  KUr  das  W  rit  'n,'  hinsiehtlirh  <!lm-  Kritü:  Ix'ziche 
ich  uiich  vorlauiig  auf  uieiue  Abb.  „directo  Steuern"  im  Schön  berä'schen  Haud- 
buch  der  politischeil  Oekonomie,  2.  Aufl.,  bes.  g.  83  ff.,  S.  275  ff.  Was  ich  hier 
allgenieiii  aus^'-eführt  habe,  liudtt  meines  Eraehtens  in  der  Kritik  d  >  clänzendstcn 
)iuiä[iicib  der  Ucwcrbebcbtcuuruug;  „nach  der  Methode  der  äuäseruii  Merkiuale",  der 
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frnnzdaischcii  ralciitsteucr,  seine  volle  licbtätiguüg.    Das  Lahe  ich  u.  A.  auch  ^'oc  kc 
null  r  aii!i(H  ]it,  aucli  gegeDQber  seioer  AbwcUr  iDoiDer  Kritik  (Sc h ans' Pill.  Arcli.« 

18S8,  I.   IT2  Not./:. 

Implicitc  folgt,  Jiubcubci  bemerkt,  aitö  ciiiur  Kritik,  wie  der  vorausgchciidcii  dur 
fraux^sischen  Patentsleuer  auch  die  rolatiro  Rechtfcrti^ug  anderer  mangelhafter 

Sft  ticrii,  wie  di  i  Ycrkclii-s-  und  Vcrbiauchsstcucrn ,  was  ebcntails  Yocke's  Uebcr- 
ücliätzuiig  der  Ertragssteuera  gegenüber  hier  gesagt  worden  mag. 


3.  Die  abrigctt  (kloinoroD)  directeo  Stenero. 

Als  solche  wcrdiii ,  uljweicheud  von  der  französischen  Tciiiiinolo^ie  und  Vcr- 
waltungspraxis,  nur  drei  hier  au  dieser  Stelle  ItcliandLit.  die  Steuer  von  doa 
(lüteni  Act  todtcn  Hand,  die  Ber«rw  orksabgabcn  und  die  8"/«  Steuer  Tom 
Einkouiineu  aus  bcweglichcui  Vermögen  (s?.  o.  S.  410). 


a.  Die  Steuer  ron  den  Gutem  der  todten  Hand  (taxe  snr  los  bicns  de  maininorte). 

Gesetzgebung.  Einfabrang  der  Steuer  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1649. 

Eihfihüng  des  Steuersatzes  dureh  Gc-  tz  xcia  HO.  März  auch  ?iO.  Decembei  l^TH, 

Ciosetz  vom  14.  Docember  LSlb  (Befreiung  der  Acticngesellscbafteu ,  welche  aus- 
scUiessBd^  An-  und  Verifauf  ron  Immobilien  betreiben).  Perroux<>  Joppen,  STo.  035 
bis  C57.  Block,  dict.  Art  mainmorte,  p.  1210*  snppl.  gdn6r.,  p.  273,  Dejean»  code 
d.  nouv.  iuip.,  p.  185. 

Literatur.  Yignes,  1,  7H,  v.  Hock,  b.  löS,  v.  Kaufmann,  S.  252 — 254, 
Block,  a.  a.  0.  Statistik  Bull.  I,  213  IT.  (eb.  YIII«  249,  Besitz  ron  GongzegatloDen. 
£.  auch  Kaufmann,  a.  a.  0.)*  Faure,  p.  82. 

§.  SOS.  Gbaracter  and  Einrichtung.  Diese  directe  Steuer 
ist  in  Folge  der  politischen  Strömungen  von  1848  eingeführt  worden, 
verdankt  aber  doch  auch  principieilen  nnd  schon  älteren  Er- 
wägungen ihre  Entstehung.  Sie  hat  einen  verschiedenen  stener- 
politisehen  und  stenertechnischen  Gharacter.  In  ersterer 
Hinsicht  ist  sie  eine  Ersatzsteuer  der  im  Gesetz  genannten 
juristischen  und  dgl.  Personen  für  die  im  franz($8ischen  Register- 
abgabenwesen  (Enregistrement)  enthaltenen  Steuern  vom  Besitz- 
wecbsel  von  Immobilien  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen, 
da  diese  Personen ,  „weil  sie  selten  veräussern  und  nicht  sterben" 
thatsäclilieh  von  diesen  Regihtriruugsabgaljcn  nicht  gctrulfcn  werden: 
eine  pi'iucipicU  .stenerpolitisch  jj;oreclittV'rti*;te ,  Ja  folgerichtig 
zu  fordernde  Abgabe,  wenn  einmal  ,<olelic  licsitzwcchselsteucin 
bestehen.  In  stcuertechuis eher  Hinsicht  ist  sie  eine  directe 
Steuer  nnd  zwar  in  Form  eines  bestinunteü  Zuschlags  zur 
Grundsteuer,  welche  die  betretfenden  juristischen  Personen  von 
ihrem  Immobiliarbesitz  zu  entrichten  haben;  eine  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen gewählte  Form,  einen  Ertrag  direct  zu  be- 
steuern, den  man  nach  Lage  der  Verhältnisse  hier  nicht  durch  die 
^yVerkebrsäteuern^'  Ued'ea  kann. 
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Principiell  ist  die  Steuer  steuerpolitisch  uud  -technisch  kaum 
anzufechten.  Misslich  bleibt  indessen  zweierlei,  ciuiual  ob  die 
Ersatzabgabc,  welche  sie  darstellt,  ihrer  Höhe  nach  lu  richtigem 
Vcrhältniss  zu  den  innigen  Steuern  steht,  welche  sie  ersetzen  soll; 
sodann  dass  ein  gleichmässiger  Zuschlag  zur  Grundsteuer  die 
Ungleichmässigkeit  der  Veranlagung  der  letzteren  unter  den  io 
Frankreich  bestehenden  Verhältnissen  noch  steigert  und  lür  die 
Belasteten  so  wieder  sehr  ungleichmässig  wirkt.  Für  das  richtige 
Verhältniss  zwischen  der  zu  ersetzenden  ►Summe  der  Besitzwechsel- 
abgnben  und  dem  als  Ersatz  dafür  dienenden  Grundsteuerzuscliiage 
sind  ganz  sichere  Anhaltspunetc  schwer  zu  tindcn.  Die  für  die 
Xoiniirung  der  Steuer  vom  tVanzJjsischen  Oesetzgeber  benutzten 
bieten  aber  wohl  die  Garantie  dafür,  dnss  die  Ersatzsteuer  ungefähr 
in  ihrer  Hf)he  richtig  bestininit  woi-den  ist.  Die  ungleichmässigc 
Wirkung  des  gleich  hohen  Zuschlags  zur  Grundsteuer  ist  cId  intc- 
grirender  Fehler. 

Das  (jus«.'t2  von  1S>40  stelltu  die  Ilülie  auf  ü2.57o  i^'ischlaj;-  zur  (irumlstcucr. 
Auf  diesen  Satz  kam  man  in  der  Annahme,  dass  Imuiübilien  einmal  in  20  Jahren 
im  Besitz  wechseln,  dann  ca.  5*/„  Besifzwcchsclabgahen  vom  Kapitalwcrth  odor  einen 
t  injähritfen  Ertrag  (diesen  also  hoch,  d.  h.  zu  5"'„  ^rerechoot)  als  Steuer  zu  trapen 
hätten,  daher  jahrlicJi  57o-  Daraus  s^iu-s  b«^irn  damaligen  AnschlTj:  des  jährlifhon 
Ertrags  des  bctrellcnden  Besitzes  auf  (»(3  Mül.  l  rcn.  ciii  Stcucrljetrag  vuu.'i.il  ^IiU.  Krcs. 
oder  ein  Znschlajr  von  (32..")  "/o  zum  Grundsteuerprincipal  dieses  Besitzes  liervor  ■  siehe 
Vifrnes,  I.  TH  Note,  auch  Kaufmann,  S.  2ö'2).  Nadi  dem  Krieg-e  wurde  der 
Zuschlag  mit  KUcksicht  auf  die  niittlerfteile  cifulgte  allgemeine  Ertragssteigerung  auf 
70 7u  erhöht  (.Gesetz  vom  'iO.  März  1872,  Art  5),  im  Widorgproch  mit  der  Ablehnung 
<ler  allgemeinen  Erhöhung  der  (irundsfeuer  und  mit  chara^fi  risfiä(  lüjr  Hinwegsetzung 
über  die  doch  auch  bei  di(^som  Besitze  der  todteii  Hand  aus  der  ungleichartigen  Vcr- 
anlai^ung  der  Grandstcuor  folgenden  Bedenken  gegen  eine  g^leicbmSssige  ErhOhan^. 
Dagegen  war  es  allerdinjr-:  fd^vri'-lifirr .  il-  tn  riiaia''t''f  dfr  Er-atKtr-ner  für  die 

ImmobiliariDUtatiousabgaben  entsprechend,  die  bleuer  deasclbcJi  „Kricgszuschiugeu"  wie 
diese  letzteren  Ab^ben  za  unterzieben  (dass.  Gesetz,  anch  Gesetz  vom  30.  December  1 873, 
seitdem  257ü''-  Difj  Steuer  beträgt  dalie'r  S7.57,,  des  Urundsteuerinim  ii'ul>.  Natiirli^  b 
aber,  dai>s  die  aus  der  üngleichmiissigkeit  der  (iruudäteuer  horvorgchüiiden  Bedenken 
gegen  diesen  Modns  der  Bcsteuemng  diircb  diese  ZuschlSgo  noch  rerstärkt  werden. 

Steuer  Sil  bjecte  sind  die  im  Gesetz  siieeiell  i;cnaniilen : 
Departements,  (Jeiiieiudcn,  Iloispitäler,  Seminare^  Kireheii  { fabrique.s), 
religiöse  Congrei;ati(>nen,  Consistorien,  Wohlthätigkeitsanstalten  uud 
j,-l>nreanx*'  (teehnisehor  Name),  anonyme  nosellselialten  (.\etien  ), 
ölVentiiehc  iiesct/.licli  autoribirte  Anstalten,  bteuerut)  jeete  sind 
die  diesen  .SubjectOü  „gehöreüdcü",  der  Graudsteuer  uoterworfeueu 
luimobilien. 

(iesct/.  von  liV.).  Art.  1.  Die  nicht  U)i/w.  itloutige  Wortfassitni;;  Init  zu  Zweifeln 
und  zu  casuiäti^chen  Eatischeidungcu  der  Judicatur,  des  Staatsraths  Anla^s  gegeben, 
wodurch  der  subjectiire  und  objective  Umfang  der  Steuer,  dalier  anch  die  Be- 
freiungen in  der  Verwaltungspra.vis  sich  in  einigen  Punctcn  cigontliilinlich  und 
wenn  nicht  gegen  die  ur;>i)ruuglichc  Absicht  den  (icsctzgeberä,  so  doch  bisweilen  wohl 
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gegcQ  die  rationeile  und  iolgerichtigc  steuorpoliti^chc  Ausbildung  einer  solchen 
..Steuer  der  todten  Hand**  gestaltet  liaben.  So  a.  a>  in  Folge  des  Ausdrucks,  dass 

die  steucrprticlitijren  luimobilicii  den  Steiiiirobjoctcii  .,g-ehOrcn"  uiüssen  (,,;ii)parto- 
iiant"  aux  .  .  ,i,  was  zur  v>fouerfrciheit  der  (irundstUclic  der  Eisenbahn-,  ('anal- 
gcscllschaften  i^efilhrt  hat;  dasä  nur  „etablissemeiitü  piiblics  lca:al cuic ii i  au toriscs" 
Steuersubjecte  »ind,  ebonlalls  mit  oigenthUinItchcn  practiüchcu  Cüuse<iiionzcn.  ii.  a.  F. 
in.  (s.  Block,  dict.  u.  suppl.  a.  a.  0.,  auchVignes).  Die  im  (Jo setz  vom  14.  Dccbi. 
1875  aubilnicklidi  gewährto  Steueifroiheit  für  anonyme  (ioselhchaften ,  wolche  ^ich 
ausschlit'-slicb  dem  An-  und  Veilvaul  von  Immobilit  n  wiiluien,  ist  da^eg:cn  fo'.gericlitig, 
da  hier  ja  die  Voraussetzung  der  Erüat/stoucr  fehlt,  vielmehr  die  durch  diese  ZU  er« 
setzenden  Bcsitzwechselabgaben  selbst  eintreten. 

Eine  richtige  Conseqaenz  des  dem  Goset/.  vm  1S49  zo  Grande  liegenden 
(Joiiatikcns  ^vur  le  es  dageuen  siein,  auch  das  in  W  (  i  (  h  p  a  p  i  ^»rett  u.  <lirl.  Ii.  stehend.j 
bewegliche  Vermögen  der  genannten  Steuersubjecte,  welches  doch  auch  seltener  als 
unter  physischen  Personen  im  Besitz  wechseln  wird,  einer  besonderen  Ersatzabgabe 
für  (}it;joni<ren  zum  Sti^mpol  luul  Rciristcrabgabeweseu  {^i'1i"m i-ndcn  ßesitzwechscl- 
steuern  zu  unterwerfen,  welche  den  Verkehr  in  Worthpapieren  tretfun.  Befreiungen 
ftlr  Banken  n.  dgl.,  nach  Analogie  des  genannten  Gesetzes  ron  1875,  vären  dabei 
freilich,  wenigstens  in  grwl<Vf^ui  riiifaiju.  zu  gewähren. 

FUr  gewisse  ähnliche  Fälle  hat  die  neueste  französische  Gesetzgebung  auch 
einen  wenigstens  verwandten  Gedanken  verwirklicht:  darch  das  Finanzgenetz  vom 
'2S.  Deoember  ISSÜ,  Art.  4,  ist  fiir  alle  (rcscUschaften  und  Associafif  in n  il  :.s  Civil- 
rechts,  welche  den  Zutritt  neuer  Mitglieder  gestatten,  bestimmt,  dass  hier  Veruiogens- 
zuwftchse,  welche  auf  Grund  von  Anfallclauseln  von  Seiten  ausscheidende  Mitglieder 
zn  Ganstcn  der  verbleibenden  eintreten,  der  Besitz  Wechselabgabe  von  Todes- 
wegen unterliegen,  wenn  der  Zuwachs  sich  bei  TodestTdlon  zutrSgt  und  d»:r 
Schenkungssteuer  in  allen  anderen  Fällen,  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  frühere 
(Zessionen  unter  Lebenden.  Diese  vornehmlich  atif  religiöse  ('ongrcgationen 
»bzielende  Bestimmung  wird  durch  Finauzgcsetz  vom  29.  Decembcr  1SS4  sogar  aus- 
drücklich gerade  für  diese  wirksam  gemacht.  Eine  solche  speciolle  Tendenz 
der  Besteuerung  hat  aber  doch  ihre  Bedenkon.    (S.  auch  unten  nnter  §.  2u^  . 

D'^r  Ertrag  d>  r  Stetier  hat  anfangs  die  er-^itrebte  Summe  von  '.i.'A  Mill.  Frcs. 
nicht  ganz  erreicht,  noch  1S68  war  er  nur  3.60,  1870  3.72,  1871  (ohne  Elsass- Loth- 
ringen) S.'Ai.  ISIH  und  74  nach  derErhfihong  4.(i7,  bez.  I.;>2,  1S77  5.14,  1884  5.93, 
1887  (  Anschl.)  6.41  Mill.  Fr.  >.  1^77  nntcrlagen  i  St,  ncr  ^Bull.  I,  214)  4,^*>7 'JOD  ha 
Wald,  2,iir2,Ü0(>  ha  uncultivirtes  Land,  Weiden  un<l  dgl.,  uur  524,000  ha  landwirth- 
schafdiebes  nnd  dgl.  Coltnrland,  15,667  ha  Indnstrielle  Grundstücke,  6t04  ha  „bebaute" 
(irnndstilrkc.  'M  rlio-'.T  ^äiriirifli"h.'ii  Mriiri(l~'l!irlc("  cr^'^b'^rtm  (rcnir'inden ,  die  vor- 
nehmlich den  Wald  und  die  unciiitivirteu  Ürundstiicke  besassen,  von  geringem  Ertrag, 
weshalb  sie  auch  nur  mit  an  der  Steuerlast  betheiligt  sind.   Den  grOsstcn 

Besitz  hatten  snilnin  die  lIospit.iN  i ,  r!.7!>'",^  des  Landes,  schon  vnn  hidierem  Worth 
(meist  Landgut)  mit  lii.i»57o  Steuer;  darauf  die  anonymen  Gesellschaften  (bes. 
mit  industriellen  Gnindstttckcn)  mit  2.02 Vo  des  Landes  nnd  17.287o  der  Steuert  die 
bureaux  de  bicnfaisan.^e  mit  bezw.  0.02  nnd  2.4H,  die  religinsen  Cons^ntg.ationen  mit 
Ik'zw.  0.'{8  und  1.79"/„,  also  auch  mit  werthvoÜercm  Besitz  u.  s.  w.  Die  letztere 
Kategorie  bezieht  sich  dabei  nur  auf  die  „autorisirtcn"  Conüregationen ;  die  von  der 
Taxe  der  todten  Hand  freien  ,. nicht  iUiforisirten"  haben  ausserdem  noch  einen  nicht 
unerheblichen  ImmobiliarlK:>it;?.  Und  derjiMiige  beider  Arten  ist  in  starkt-r  Zunahnu; 
begrillen  (vgl.  die  Statistik  uu  Knll.  Vill.  2451).  Ob  das  so  gefahrlich  ist  und  ob  es 
durch  Umgestaltung  der  Steuer  zu  beschränken  gesucht  werden  sollte,  wie  V.  Kauf- 
mann S.  253  andeutet,  bleibe  dahin  gestellt.  Noch  weiter  als  durch  die  genannten 
schon  nicht  unbeJenklichen  (jc.setze  von  IsSü  und  1>S|  zu  gehen,  nx'Jchte  kaum 
läthlich  sein.  Die  Zunahme  des  Besitzes  in  solchen  Händen  ist  dotli  ungleich 
weniger  beilenklich.  als  der  üeli  ngang  von  Hoden  an  städtische  ( 'apitalisten ,  Rörsen- 
mäoner  und  .selbst  an  alte  Gruudaristokratie,  da  der  Besitz  der  ('ongregationen  direct 
and  indirect  im  Wesentlichen  gomeinn atzigen  nnd  verwandten  Zwecken  dient. 
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b.  I)io  BcTj^verkflabgfftben  (rederftitfes  dos  minesV 

GesetZijcbuu«^-.  Eiululimug  der  Steuer  durch  das  allgemeine  Bergwerks- 
gesetz vom  21.  April  1810,  Art.  33  ff.,  dazu  Decret  Aber  die  DarchfUhrung  der  Steuer 

vom  ll.M;>i  ISII.  Sparer  uKMÜliciit.  aber  in  der  Hauptsache  sreltcnd.  Neuere  Dficrcte 
vom  dU.  Juni  IbtiU,  27.  Juni  lt>ti(i.  bes.  U.  ifebraar  1874.  (iesetz  vom  17.  Jaai  lä40, 
Aft.  4  (Wojicfatl  der  Proportionalabfrabe  an  den  Staat  fUr  Salzwerke  nnd  Salinen). 

S.  besonders  die  cingohendo  Darstellung;  der  Gr-setzgebunj::  in  P erro n  x-.T oppen , 
No,  60b — 725.  kürzer  im  Art,  luineä  in  Block 's  dict.  Art.  mines.  No.  44 — 48. 

Literatur.  Block,  a.  a,  0.  nnd  suppl.  gcnör.,  p.  (Oesetz  vom  27.  Juli 
I  SSO),  auch  fiLr  die  ganze  Bergwerksgesctzgebong,  die  boi  dieser  Steuer  immer  von 
WichfiirlcPTt  ist;  Biblioer.  di.  f..  S.  120^.  ViäjTK  h,  I,  74  ff.,  v.  Hock,  S.  158, 
V.  kauiuiunn.  S.  2.').').  A  i  ti  d  l  in  (jüniüd  s  Jahrb.,  B.  3(>,  S.  Statistik  im 

Bnll.  XV,  ö'iH  ff. 

Cebcr  Berg \vi- rk s i) ' '^t  i»u  0 ru  n g  Uberli.mpt  s.  meine  Abb.  lircrfo  Stenern 
im  ISchünborg scheu  Huidbnoh  der  politischen  Uekenomie,  2.  Auri, ,  III,  2b5  und 
Arndt,  a.  a.  0.,  S.  174«  G30. 

§.  207.  Bergwerke  unterliegen  in  Frankreich,  wie  alles  Grund- 
eigentham,  «un&chst  der  Grundsteuer  und  zwar  für  die  in  An- 
spruch genommene  Oberfläche  nach  dem  Steuersätze  der  angrenzenden 
Grundstücke  (S.  450).  Dagegen  sind  die  Bergwerksconcessionäre 
als  solche,  nämlich  soweit  sie  nur  ilire  Producte  ftirdem  nnd 
verkaufen  —  also  nicht  für  etwaige  Verarbeitung,  Verhüttung  etc. — 
})aten  tsteuerl'rei,  so  früher  und  noch  ii;u'h  der  neuesten  Gesetz- 
gebung (Gesetz  von  1880  Art.  17).  Es  war  daher  folireriehtig, 
nicht  auf  (Ii und  der  rechtlichen  Natur  des  Bergwcrk-sbcsitzcs, 
sondern  nach  der  ükouomi.schen  Bedeutung  desselben,  die  Berg- 
werke -  allerdings  streng  genommen  nur  die  concessio n i rten , 
weil  allein  gesetzlieh  patcntsteiurircien  —  einer  der  Patentsteuer 
eiuigermaussen  analogen  directen  Ertragsstcuer,  einer  Art 
,,Specialgewerbcsteuer"  zu  unterziehen .  der  dann  aber  auch  die 
ohne  oder  ohne  oi  dnungsmässigc  Coucessiou  betriebenen  l^erg- 
wcrkc  unterstellt  worden  sind.  Eine  derartige  Steuer  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  21.  April  1810  mit  eingeführt  und  durch  das 
Decret  vom  11.  Mai  1811  geregelt.  Diese  Steuer  enthält,  wie  die 
l'atentsteuer,  „feste"  Sätze  und  „proportion  ale"  Sätze.  Jene 
richten  sieh  nach  dem  Umt'ang  des  concessionirlcn  Orubenfeldes, 
be/.w.  bei  Ucrg'.verken,  welche  ohne  Ooncession  betrieben  werden, 
nach  der  Ausdehnung  des  Betriebes  und  betragen  10  Frcs.  ttlr  das 
Quadratkilometer  des  Feldes.  Die  p  roportionalen  Sätze  riclitcn 
sich  nach  dem  festgestellten  Reinertrag  eines  Bergwerks,  sollen 
im  Maximum  des  Principals  .O'^'^  des  Reinertrags  nicht  überschreiten, 
der  specielie  Steuersatz  soll  durch  das  jedesmalige  Finanzgesetz 
festgestellt  werden,  er  beträgt  regelmässig  unverändert  Jahr  aus 
Jahr  ein  ö^/q.    Im  Unterschied  von  der  Patentsteuer  wird  hier 
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also  der  Hein  ertrag  selbst  die  I>;isis  der  I^roportionalabgabe  nnd 
wird  nicht  nur  aus    äusseren  Merluiialeu*'  auf  diesen  ^isclihjssen. 

Zur  Erinittelung  des  Keinurtiagij  besteht  ciac  allcrdüijfs  nicht  uubcdiugte  Vcr- 
pflicbtnitffi:  der  ßergwerksbetroiber.  erforderiiclie  Angaben  zu  Biachen,  in  doren 

Ermanfrohin;.':  von  Auif^woiirn  i  in,  Al  schätzuiig  durch  eiuc  /u  diesem  Zweck  aus  dem 
Präfectea,  zwei  voa  diesem  eraauutcu  Mitgliedern  d<i$  liencralratbäi,  dem  i>tcu6rdir«otor, 
dein  Bei^eilsiiijriMiiettr  nnd  zwei  hervorraircndsteii  DeT^wcrWbesitsem  zosammen- 
jjesetztc  Ooininissiou  erf'ili:f.  Diese  Commission  piiiit  auch  die  eingereichten  An- 
gaben der  Besitzer  oder  Jietrciber  und  stellt  den  st-  ucrpflichtigcn  Reinertrag  le^i. 
.Sic  hat  Kocht  und  Pflicht,  nber  die  den  KoiniMh-au;  bedingenden  und  bestimmenden 
Prodactioiui-  und  Absatzverliahnisse  die  erforderlichen  NachforHchungcn  anzustellen. 
(Jenaue  Normen  über  die  Jiereclinunsi  des  Keinertraji^s  aus  dem  Kohertiai;-  und  den 
Productionskosioü ,  unter  näherer  Angabe,  was  als  letztere  abgezogen  werden  dari', 
Circ.  V.  18()0,  Perroiix-Jop])en.  No.  H6S,  Note,  auch  Decret  v.  !l,  Kt;bruar  1874 
ober  den  „Kcincrtrag"'.  Seit  tSTT  wi  nlm  für  die  Bererlinninj,-  die  geförderten, 
nicht  mehr  wie  bis  dahin  die  vorkauticji  Mengen  zu  (irunde  gelegt.  Jedes  ein- 
zelne Bergwerk  wird  als  selbständiges  Stouerobjcct  behandelt,  auch  wenn  Ein  Beaitzi;r 
mehrere  hat,  linli^^r  erfolgt  auch  keine  Com]),  nsution  der  Kciner(r3ge  nnd  V\^Ill^l.•  fm- 
loehrero  Bergwerke  desselben  Besitzers,  ebenso  nicht  für  mehrere  Jahre,  in  jeder 
BozSebunf  abo  hier  ein  ..Eindringen"  in  die  persönlichen  und  Ökonomischen  Ter- 
liälfnisstr,  wa^  dio  fr:iri?:i'i.si-.-hp  (!i"?f'tZi:fV)iing  sonst,  so  bei  ili-r  Patpiitsfeuer,  so  ausser- 
ürdeutlich  und  so  bedenklich  übertieibeud  scheut.  (S.  besonders  Decret  ?on  Isll, 
Art.  t6  tt'.,  bei  Perronx" Joppen,  No.  681  If.).  Bloss  die  recbtiicbe  und  Ökonomisch- 
tcclitiisclte  Natur  des  Bergbaus  rechtfertigt  doch  ein  so  völlig  abweichendes  Ver- 
haltcu  der  (icsetzgebting  und  Verwaltung  kaum.  Ja,  gerade  bei  Bergwerken  und 
wesentlich  nur  bei  diesen  den  wirklichen  Reinertrag  der  Steuer  zu  Grunde  zu  legen, 
welcher  bei  Bergwi  rkcu  doch  sttts  nur  unsicher  zu  l)erechnen  ist  —  da  Alles  von 
der  unlösbaren  Frage  abhängt,  wie  lange  ein  bestimmtes  Bergwerk  dauern  wird,  wie 
weit  der  „Reinertrag"  daher  wirklicher  Reinertrags  oder  Amortisation  ist  — ,  muss 
sogar  noch  Bedenken  gegen  diese  Anomalie  im  französischen  Steuerr<  i  Lf  erregen. 
Andere  Gesetzgebungen  haben  dieser  Bedenken  wegen  auf  Jicinertragsbeäteuerong 
der  Bergwerke  verzichtet. 

Befreit  von  der  Proportionalabgabe  sind  Salzwerke  u,  s,  w.  fmincs  de  sei, 
sonrces  et  puits  dcau  saice),  die  feste  Abgabe  zahlen  sie  (Gesotz  ?om  17.  Juni  1640« 
Art.  4,  2).  ' 

Ausser  d  r  «nmittclbareu  Feststellung  der  Steuer  nach  dem  Reinertrag  sind 
Abftiinements  für  die  Proportion;ilalji;abe  7-wi-<  li.'ii  'l  in  Kiscus  und  den  Bergwerks- 
betreibern,  regeimküsig  auf  CiruuJ  iuuljahiigei  DuicliÄcluiittü  des  Beinertrafs,  statthaft 
(Decret  von  1S11,  Art.  31  IT..  Decret  vt>n  ISßO,  lS(iC.  1S7I).  • 

Auiii  bei  di>«er  Steuer  besteht  eih  ..  A  us  f ;i 1 1  fn  n  ds",  welcher  mit  i  lnrm  Zu- 
sclilag  von  JU%  zuiü  Principale  dotirt  wird  und  aus  dem  Entlastungen,  Üelreiuügeu, 
Itindernngen  zu  Gunsten  der  mit  Verlust  arbeitenden  Bergwerke,  der  ron  besonderen 
Unfällen  bctroflencn  erfolEr^n .  sotvie  gewisse  Kosten  der  Steuervenmlagujjg  und  Er- 
hebung bestritten  werden  ^Näheres  schoit  im  Decret  ?ou  1811).  Anfangs  sollte  Über- 
haupt der  Ertrag  der  Steuer  nicht  in  die  Staatscassc  zu  allgemeinen  Staatsausgaben 
iiiessen,  sondern  einen  Specinlluiids  für  Zwecke  der  Borgwerksrenraltunif  bilden,  was 
aber  schon  seit  1815  aufgehört  hat. 

Der  Ertrag  der  Bergwerksabgaben  (incl.  Zuschlag  fttr  Aus&Hfonds,  auch  mit- 
unter gewisse  (iebiihren)  war  l**2ß  222,000  Frcs.,  stieg  erst  etwas  mehr  seit  den 
IS40er  Jahren  (Max.  filr  l^ls  nach  der  Veranlagung  auf  tirund  des  Ertrags  in  1847 
707,000),  18(51)  1,461,000,  1871  (ohne  Elsass)  1,126.000,  J 874  (Max.,  Spccuiationsjalir) 
3.309,000  I  rcs.,  1888  2,793.000  Frcs.,  1885  und  18S6  (Anschlag)  2.80  MUl.  Pres. 
(Bali.  XY,  5d8,  Fanre,  p.  82). 

c.  Die  Steuer  vom  Ertrag  (Einkomtnen)  ans  beweglichen  Wertben  oder  die  Ertrags^ 
Steuer  ron  WerUipapieren.  (Taxe  sur  le  remu  des  Taleurs  moblHöres). 

Gesetzgebung.  Einführang  durch  das  (irnndlage  gebliebene  Gcseti^  ?oni 
29.  Juni  1872,  Decret  mit  AusfiUiTniigsrcf lernest  rom  6.  December  1872.  Ausdehnung 
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dur  Steuer  auf  Loose  und  KUck/aLluugsprämieu  durch  tieseU  vom  21.  Juui 
Kcglcment  dazu  vom  15.  December  1875.    Gewisse  Beschrinkangea  in  Bezap  auf 

Steoerobjeote  durch  Gesetz  vom  t.  Dcceuiber  1^75;  uDJj^ekdirt  bezügliche  AusdehnnnL-en 
durch  (ieseU  vom  28.  Decembor  IbSO.  Art.  8,  und  29.  December  lbb4.  Art.  9. 
(BesteneninfT  der  Einkünfte  retigiOser  Cotigre^ationen).  Block,  dict  Art  ralears 
mo'nli' r  *s,  No.  K{— 17,  p.  l'Sd,  Mippl.  sm<T. .  j».  l.'M .  sni-i  l.  anauel  ISS.5.  i".  1*^. 
Bull.  VlU.  399,  XVI,  017,  XXII,  234.  Dejean  code,  j>.  207  tf..  27b  If.  (Üesctz 
und  Decret  roii  1872). 

Literatur  s.  lilock  am  Artikel.  Vipnes,  I,  40.^ — ill.  Kaufmann,  S,  2tH) 
(nur  Erwähnung).  Statistik  jühilich  in  dcijeni|;cn  der  EuregiütremtiutäverwaUuug. 
Fllr  1S72— 8«  BaD.  XXH,  2.S4  (Erträge  nnd  bel^e  Werthe  nach  Hanptarten,  anch 
ij^raph.  Darstelluni?').  Ueber  die  Projecte  einer  umfassenderen  Kinkomracnsteuer  nacli 
(lern  Kriege  von  IS"!,  woraus  dann  die  hierzu  besprcehfrulo  Strnjcr  allein  verwirkücht 
worden  ist,  Yves  (iuyot.  imp,  sur  le  rcvenu  (I'ar.  ISSti  ,    Ii.  IV. 

§.  208.  Cliaracter,  ('iiifang.  Diese  Steuer  ist  die  einzige, 
welche  die  Fianzotsen  zur  n'»tliwcndigen  Ergäir/UDg  ihres  directeu 
Ertragssteuersvsti'ins  nacli  dem  letzten  Kriege  eingelührt  haben, 
zugleich  die  einzige,  womit  man  ein  wenig  in  die  Hahnen  der 
directen  Kinkommenbestcuerung  eingelenkt  hat.  So,  wie  sie  aus 
nmfn!?T=!enderen  Plänen  zur  Besteuerung  von  Erträgen  oder  Ein- 
kiintten  aus  beweglichem  Vemmuen  oder  .  Kapital"  allein  tibrig 
geblieben  ist,  stellt  sie  eine  partielle  Kapitalrentensteuer 
dar,  welche  sich  ziemlich  willktihrlich  auf  die  Zinsen,  Renten, 
Dividenden  u.  s.  w.  von  gewi.»jsen  im  Gesetz  genannten  Capital- 
anlagen,  namentlich  gewisser  Werthpapiere,  beschränkt. 
Wichtige  analoge  Zinserträge,  besoDders  aus  (in-  und  aus- 
ländischen) fcJtaatsr«) n d 8,  dann  aus  hypothekarischen 
Darlehen  u.  a.  m.  sind  dieser  Steuer  nicht  unterworfen.  Ein 
gleichzeitiges  Gesetz  (28.  Juni  1872)  Uber  die  ßesteuernng  der 
Zinsen  aus  letzteren  mit  2*V,.  war  noch  vor  seiner  Aiisftlhrung  am 
20.  December  1872  aus  Rücksicht  ;uil"  Grunderedit  und  Immobiliar- 
besitz wieder  aufgehoben  worden.  Dem  I '  m fang  oder  den  Ste  u  e r- 
objecten  nach  ist  diese  Steuer,  als  Kapitalrentenstener,  daher 
viel  zn  eng  bemessen  nnd  damit  eben  kein  genügendes  Glied 
des  Erlragssteuersystems  geworden.  Die  Ausdehnung  des 
ursprÜDglicben  Umfangs  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1875  ist 
zwar  richtig  gewesen,  diejenige  durch  die  Gesetze  von  1880  und 
1884  aber  nicht  ohne  Bedenken. 

Der  Umfang  der  Steuer  ist  der  folgende: 

Narli  detn  (icsctz  von  IS72  sind  S  tc  u  er  o  l>j  e  e  f.  die  Zinsen,  Dividenden.  F.in- 
kUnl'lo  und  au'lt  rc  Erträf^^e  von  Actien  jeder  Art,  von  irgendwelchen  lin-  und  aus- 
ländischen') (i(S<llschurten .  Compagnicn,  üntcrnehinnn!;<  n  ,  liiianziellcn  ,  indiistriollLii. 
comuiercii'ilen  oder  de9  GiTÜfcchts;  die  jAlirliclK-n  [{onten  und  Zinsen  von  AnleÜK'u 
und  ü  b  Ii  t;ati  0  nen  von  lin-  und  audiündisx-hcn)  Provinzen,  Departements,  Go- 
lOcinden,  ( 'orporationen .  'iflcntlicljen  Anstalten,  (iesellschuftcn ,  Compagnicn,  L'nter- 
neliniunuen  u.  s.  w. ;  endli<  Ii  die  Zinsen,  Erträge.  Henedcieii  TOn  Intere-scuantheilen 
und  Commanditkapit allen  in  Gcsell^haften,  Untcrnehmangcn  a.  üfl,  deren  Kapital 
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nicht  in  Actieii  cingetlicilt  ist  ((icset/  von  1872,  Art.  1,  4).  Die  melirfacli  angei>  f;f«! 
Ausdclinunsr  der  Steuer  auf  französische  Staatsfonds  ist  aus  ijriiicipiclloti  B*'- 
denken  uli<  r  Jie  reclitlichc  Zulässii^keit  einer  solchen  Besteuerun,!^^  uihI  aus  Kuck- 
sichtcn  auf  den  Staatscrcdit  und  auf  w<inschensw'f>rth  erscheinende  Beg'iinstig'nnfr  di^r 
Kapitalanlagen  in  der  einheimischen  Staafsrente  unterblieben,  Kückbichten,  welche  bei 
dcat  Credit1>ediiffüiä3  do8  Staats  um  1872  und  boi  »AheTer  Auasicht  auf  die  Möglich* 
keit  \üon  Zinsherabsi^tzungcn  der  steuerfreien  Kente  allerdings  zu  nehmen  waren.  Die 
Einbeziehung  ausliiudischer  Staatsfonds  wurde  noch  unmittelbar  bei  der  letzten 
Berathung  des  (iesetzes  von  1872  beantragt,  aber  doch  aus  Oi>portunität.sri1cl{9ichten. 
u.  A.  damals  wolil  auch  ans  KUcksicht  rnif  dir  TJctlieiligung-  freir.'l.^i  Kapitals  an 
französischen  Staatsanleihen  anterlaüseu,  wo  mau  dann  auch  Soiteuü  fremder  Staaten 
eine  Besteaeruiig  der  letzteren  unter  Umstftnden  h&fte  erwarten  können  ((taiien).  Auch 
hätte  die  Veranlagung  tni  l  Erhebung  <\or  Sf<  ner  in  der  angenommenen  Form  auf 
fremde  Staatspapiere  sich  weniger  leicht  anwenden  las:^,  da  luan  idch  wohl  scheute, 
fremden  Staatsrcgierani^en  gegenüber  die  Gautelen  zn  verlangen,  velche  das 
Gesetz  äOiist  f  ii  die  Zulassung  (;ines  Papiers  zur  französischen  Börsen notiruug  stellt  (s.  u.). 

Durch  daä  Gesetz  vom  21.  Juni  l&7ä  sind  dann  folgerichtig  auch  Loose  ^nach 
dem  ganzen  Betrage)  und  die  aus  der  Differenz  zwischen  dem  Emissionscurs  und  dem 
Ilückzahlungsbctrage  von  Anleihen  sicli  ergebenden,  im  Grunde  Zinsen  vertretenden 
Prämien  der  Steuer  von  1S72  unterworfen  worden,  ntit  einigen  besonderen  Bestim- 
mungen iiber  die  Durclifiihrung,  wie  sie  die  eigeuthümlichen  Amortisationsplime  bei 
solchen  Anleihen  bedingen  (Reglement  vom  15.  Decamber  l^T  j). 

Nach  dem  Wortlaut  des  (io'^ctzt  s  von  1S72  waren  die  Actieii  und  Interessenten- 
anthcilo  von  (iescilschaftcn  jeder  Art  Sd  uerobjcct,  daher  auch  selbst  von  gewöhn- 
lichen ofl'enen  Handelsgesellschaften  oder  CollectirgeseUscbaften  (soci<  f<  s  en  nom  <  ol- 
lectiO-  Das  wurde  als  zn  w<  itüfhend  durch  Gesetz  vom  1.  December  ls75  beschränkt, 
indem  letztere  Gesellschaften,  dann  Arbeiter- Cooperativgonossenschaftcn  für  ganz  frei 
und  bei  einfachen  Gommanditgescllschaften  nur  die  an  die  Gommanditisten  für  die 
fintrpifc-ten  Commanditkapitalien  gezahlten  Erträjrc  fi:r  steucrpflifhti'j  erUärt  wurden. 
Auch  iiier  crgiebt  aich  dann  aber  immer  die  ungleichmässigc  Behandiui^  ganz  ähn- 
lichw  Kapitalanlagen  durch  die  dem  ümfang  nach  zu  enge  französische  Kapitalrenten- 
steuer.   Die  Zinsi  rtrage  von  gewöhnlirlieii  D.irl'  li' li  bleiben  eben  frei. 

Die  Ausdehnung  der  Steuer  durch  die  (iesctze  von  1880  und  1884  auf  eigen- 
thümlich  liegende  andere  Fälle  von  Gesellschaften  und  Associationen  ist  zwar  in  einer 
lliti;si(  ]it  auch  folgcri*htig\  in  anderer  durli  nicht  ohne  iMini  iiiic!!.;'  ned  iikoii.  /umal 
hier  durch  die  Besteuerung  z.  Th.  nicht  bloss  linanzielle,  sondern  andere,  namentlich 
den  religiösen  Genossenschaften  n.  dgl.  gegenüber  kirehenpolitisehe  Sonder- 
/.wecke  verfolgt  werden.    Nach  dem  Gesetz  vom  2>.  December  Att.  .3  sollen 

nämlich  der  Steuer  des  Gesetzes  von  lb72  auch  die  jährlichen  Krträge  und  Bonclicien 
solcher  Gesellschaften  und  anerkannter  und  nicht  anerkannter  Associationen  unterliegen, 
bei  welchen  die  Erträge  nicht  ganz  oder  nur  Llioilwcise  unter  ihre  Mitglieder  ver- 
thcilt  werden  müssen.  Soweit  dabei  die  Höhe  dieser  Erträge  niclit  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1872  zur  Veranlagung  der  Steuer  bemessen  werden 
kann  and  keine  entsprechenden  zuverlässigen  Angaben  der  Gesellschaftsvertreter  vor- 
liegen, soll  als  Ertrag  der  Satz  von  r»"'^  il  s  rlotaillirt  abzuschätzenden  Wenlis  der  dis 
GcsuUschaft-skapital  bildenden  beweglichen  und  UHbcw^glicken  VcrmögensbeötaiidUicile 
angesetzt  werden.  (Ueber  den  mit  Art.  J5  des  genannten  Gesetze»  zusammenhängenden 
Art.  4  s.  0.  §.  200,  S.  1011  Das  Gesetz  vom  V.).  Dec  inher  T*!^l.  Art.  9  wendet 
dann  die  genannten  i^estimmungen  des  Gesetzes  von  Is^O  und  damit  die  Steuer  des 
Gesetzes  von  1872  speciell  auf  alle  ,,reUgiO$cn  Congregationen,  Verbindungen  (commn* 
nautes)  und  A^^iiriafioiieti,  antorisirte  wie  niclit  antori'-^irte".  an  und  bestimmt  für  diese, 
wie  für  alle  anderen,  im  Gesetz  von  Ibbü  bezeichneten  (icsclbchaften  oder  Associationen, 
die  ihre  Ertiilge  nicht  ganz  oder  thdlwcise  unter  ihre  Mitglieder  rertheilen,  dass 
allgemein  als  steuerpflichtiges  Einkomm-n  d-T  Satz  von  5"/o  des  Bruttowcrfljs  der 
besessenen  oder  occupirteu  beweglichen  und  unbeweglichen  Guter  der  bctrcU'cndeu 
Gesellschaften  angenommen  werden  solK  wenn  nicht  ein  noch  höheres  Einkommen 
constatirt  ist.  Detaillirte  üeclarationen  dt?;  Vcrmögois  bilden  die  Ba^i^  di  r  Ver- 
anlagung. Wie  man  auch  Uber  den  speciellen  Zweck  dieser  vornchntlich  auf  die 
religiösen  Congregationen  abzielenden  Besteuerung  denke  und  wenn  man  auch  an- 
nimmt, dass  unter  don  so  besteuarten  Einkünften  manche  Zinsertrilge  sind,  welche 
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durch  die  Steuer  von  1872  sonst  nicht  götroQcn  würden  und  eigentlich  dadurch  gc- 
troffbn  werden  seilten,  svei  erhebliche  rein  steuerpolitische  Bedenken  hleiben 
doch  bestehen.  Einmal  trilTt  die  also  ausi^edehnte  Steuer  eben  nun  Ziuseu,  welche 
bei  anderen  Büziehern  rechtlich  and  fkctisch  frei  bleiben:  ein  Verstoss  gegen 
die  Gleichmässigkeit  einer  Kapitnlrentensfener,  vnd  zweitens  nimmt  die  Steuer 
zum  Theil  so  einen  ^aiu  anderen  Character  als  den  geradi'  rinur  K;^pitalre^teIl^tt  iier 
an:  sie  wird  hier  wirklich  eine  rohe  Gosammtoinkoiamensteuer  in  Form  einer 
Veimttgttisstieaer,  wodueh  naCOrlieh  die  „Gleichhdt  vor  dem  Gesetz^  anderen  Per^ 
sonen  g^enttber  verletzt  wird. 

§.  309,  Für  die  Veranlagung  nod  Erhebung  der  Steuer 
ist  ein  steuertechnisch  zweckmässiges  Verfahren  angenommen 
worden.  Durch  dasselbe  erleichtert  und  sichert  man  ftlr  die 
praetisch  wohl  wichtigsten  Fälle  die  Durchffihrung  der  Kapital- 
rentensteuer wesentlich,  aber  freilich  triflft  man  andere,  jedenfalls 
indessen  weniger  zahlreiche  und  wichtige  Fälle,  welche  unter  die 
Steuer  gehören  würden,  eben  wegen  des  gewählten  Verfahrens 
nicht 

Das  Verfahren  besteht  darin,  dass  man  zn  Steuersnbjecten 
nicht  die  Zins-  und  Dividenden empf  an  ger  u.  s.  w.,  dieGläwbiger 
gemacht  hat,  welche  man  doch  eigentlich  besteuern  will,  sondern 
die  die  Zahlung  der  Zinseu  u.  s.  w.  Leistenden,  die  Scliulduer, 
die  Gesellschaften  selbst.  Diesen  letzteren  sind  daher  be- 
treffende Verpflichtungen  der  Declaratiou,  Gestattung  der 
Coutrule  durch  die  Steuerbehörde,  dann  der  directen  Steuer- 
zahlung anferlegt,  mit  dem  Rechte,  sie  Ii  an  Ucü  Empfangsberechtigten 
(also  namentlich  den  Gläubigern)  durch  entsprechenden  AbzAig 
der  Steuer  bei  der  Zinszahlung  n.  s.  w.  schadlos  zu  halten.  So 
nimmt  die  Steuer  den  Character  einer  Hi  videndenverkürzuug 
gegenüber  Actionürcn  und  ähnlichen  rcr.sonen  und  einer  als  Zina- 
reduction  erscheinenden  C  o  u  p o  n  s  t  e  u  e  r  gegenüber  Obligationären 
u.  s.  w.  an,  soweit  nicht  letzteren  Falls  der  Schuldner,  die  Oc- 
.sellscliatt,  die  Corporation  etwa  die  Steuer  endgiltig  auf  sich  über- 
nimmt, was  nicht  unzulässig  ist.  Natürlich,  dass  aber  so  sich  der 
Character  der  Steuer  theihvcise  verändert.  Trotzdem  bleibt  dieser 
Modus  der  Veranlagung  und  Erhebung  fiscaliseh,  steuerteehnisch 
betrachtet,  überwiegend  vortheilhaft.  Denn  er  verbürgt  eine  möglichst 
sichere  Einsteuerung  der  Steuerobjecte ,  auch  des  Haupttheils  der 
in  ausländischen  Effecten  bestehenden,  eine  wohlfeile  Ver- 
anlagung und  Erhebung,  auch  weil  man  es  mit  weniger  und  mit 
den  zahlungsfähigsten  Stcuersubjeeten  zu  thun  hat.  Misslich  bleibt 
nur,  dass  die  Kapitalanlagen  in  solchen  ausländischen  Effecten, 
welche  nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  sich  der  Steuer  ent- 
ziehen, was  aber  gerade  unter  französischen  Verhältnissen  praetisch 
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-  Dicht  so  sehr  ins  Gewicht  fallen  mag.  In  allen  diesen  Pancten 
zeigt  die  Veranlagang  dieser  Steuern  viel  weniger  Scheu  vor 
scharfen  Anforderungen  an  die  Steuersubjecte  in  Betreff  der  An- 
gaben und  Controlcn,  vor  „Eindringen  in  die  persönlichen  und 
okonomisehen  Verhältnisse*',  als  hei  den  älteren  grossen  directen 
Stenern. 

Für  die  franzSsischcn  Zahlung- Leistenden  und  Steuerptlichtigen  lässt  sicli 
(lio  Znlilnn2:spflicht  unschwer  durchfuhr,  n.  In  Betreff  f  rem  d r  Effect.  n  bosteht  die 
Voi-sclailt,  dass  sie  in  Frankreich  nur  iintirt.  negociin,  zum  Wikaui  gebracht  und 
emittirt  werden  dürfen,  wenn  sich  die  Zahlungspflichtigen,  bez.  deren  gesetzlich  za 
l»cstelIotiire  verantwoitlirlie  Vertrct-n-  in  Frankreich  der  Zahlung  der  St.Mirr  f'  bf^nso 
wie  derjcuigen  der  bieuipelabgabt-n  und  Transmissionssteuer»  unterziehen  (Gesetz  von 
1872,  Art  4,  Decrct  von  18'2,  Art.  3  nnd  4).  Eben  diese  Voischriften  mochte  man 
wohl  nicht  auf  fremde  Striaton  anw(>ndoTi  nnd  Hess  mit  deshalb  die  Fonds  d'-rsolhfu 
steaerird  (s.  o.).  Etfectün  von  fremden  Gcseilschafteu  und  UoternöbmuDgca ,  welche 
nicht  in  Fmnlndeh  notirt  werden ,  nnterlieiten  der  Steuer  in  dem  Falle ,  dass  die  hc- 
trctfendcn  'iesellschaften  u.  s.  w.  in  rr:iiil<Tei(ii  liegendes  bf\vog:Iir1io^  oder  unliowi-c-- 
lichcs  Vermögen  besitzen,  im  Yerhältaiss  der  daraus  sieh  ergebenden  EinkiUifte 
(Decret  von  1873  eb.,  s.  u.  die  statistisehen  Daten).  Alle  übrigen  fremden  EflTecten, 
die  ciijeMtlirli  tia(  Ii  dem  Sinn  und  wohl  si  ll»>t  nach  dem  Wortlaut  des  (Jt  sot/cs  sfcuer- 
pflicbtig  wäreu,  bleiben  bei  dieitem  VerCaUrcu  also  frei.  Die  öteucr  i&i  in  vier  Qaartal- 
teTDincn  zu  zahlen,  bei  Actien  und  anderen  ireehselnden  Ertrfigen  anch  nnd  zwar 
zu  •i'^'S  letztjährigen  Steuerbetrags,  mit  definitiver  Abrechnung  Uber  diu  Steuer 
nach  Beendigung  des  Jabres-Rechnungsabsclünsscs  der  Gcsellscbaften  (Decret  7on  lii72, 
Art.  1,  2). 

Strafen  von  lüO — 5000  Frcs.  (nach  Art.  10  des  (Jesetzes  vom  23.  Juni  1857)  und 
evenfni'll  weitere  narli  Art.  89  des  Gesetzes  vom  22.  Genn.  VH.  tn;t-  u  bt  i  Vrri^ehen 
der  Steuers'ubjcctc,  auch  iu  Betreif  von  Unterlassungen  von  odor  Mangein  in  den 
Declantionen  ein  (Gesetz  von  1872,  Art  5). 

Die  Steuer  ist  im  Ucbri<;-en  eine  Quot  itü  tssteuer  zu  dem 
fe  s  t  e  n  S  t  c  u  c  r Ji  a  tz  c  von  3"/,,  jährlich.  Mit  diesem  Satze,  dessen 
Stellung  auf  5  "'/o  augeregt  worden  war,  bleibt  die  Steuer  unzweifel- 
haft hinter  dem  Satze,  welchen  selbst  gegenwärtig  noch  die  fran- 
zösische Grundsteuer  erreicht  (S.  441),  zurück.  Ob  aneh  liintcr 
dem  Mittelsatzc  der  Patentstener,  lUsst  sich  nicht  Sf^en.  Znsclil:ii;e 
zu  der  Steuer  werden  niclit  erhoben.  Einen  höheren  Satz  iiU 
glaubte  mau  aus  mancherlei  Küeksiclitcn  der  Oreditpolitik,  bei  der 
iTiöirlichen  Uebe^wälzun^^  bezw.  bei  der  cudgilti<,^en  Tragung  durch 
die  gesetzlichen  Steuersubjecte  vermeiden  zu  sollen. 

Die  Steuer  steht  in  gewisser  Verbindung  mit  den  l)eiden 
anderen  Steuern,  durch  welche  die  französische  Ueaetegebung  die 
Werthpapiere  trifft,  dem  Stempel  und  der  Transmissions- 
steuer (§.220).  Da  diese  Steuern  unter  der  Direction  für  Stempel 
uod  Enregistrement  stehen  und  einige  steuerteehnische  Einzelheiten 
in  der  Veranlagung  bei  der  d^/o  ^^EiDkommensteiier"  den  Ein- 
richtungen des  £nregistrements  angepasst  sind,  lag  es  nahe,  die 
nene  Steuer  selbst  anter  diese  Direction,  nicht  unter  diejenige  der 
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direkten  Steuern  zu  stellen.  Eine  „  clircc  te^' Steuer  ist  sie  stener- 
piilitist'li  und  teelmiseh  ^i^lcichwolil ,  wenn  aucli  die  „vorsc  hu  ss- 
weise" Zahlung  durch  die  Schuhlncr  und  Gesellschaften  u.  s.  w. 
an  Stelle  der  Uläubiger,  AetionUre ,  welche  eigentlich  besteuert 
werden  sollen,  ihr  immerhin  einen  eigenthlimlichen  Character  giebt. 
YerhältnUse  dieser  Art  kommen  aber  auch  sonst  bei  „direeten" 
Stenern  vor,  so  im  franzijsischen  Keeht  bei  der  Thür-  nnd  Fenster- 
Steuer  (§.  195,  196). 

Die  Steuer  trat  mit  1.  Juli  1S72  eiu.  Ihr  Ertrag  war  im  ersten  volleu  Jahre 
1873  37.55.  1874  34.18,  bis  1878  34—35,  188U  39.10,  1881  44.4Ü,  (Max.) 
47.98.  18S4— 86  46.83,  45.87,  47,28  Mill.  Pres.;  seit  1S83  ind.  Steuer  ron  den  - 

reliuiiis- u  Congregationen.  Eiui^•e  5>0'7u  kamen  regeluiä-ssig  auf  französische 
Werthe,  auf  fremde  1873  2.06,  J882  i^Max.)  4.10,  1880  3.48  Milk  Frcs.  Die  Suiamo 


der  besteuerten  Ertrüge  war  in  Mill.  Frcs. 

1878  ism 

Französische  Actien   t'^T.on  581.57 

Französische  Obligationen  und  Anleihen  ....  5U4.47  71G.8ti 

Frftnzds.  Interessenteuanth.  u.  CommanditkapilaUeD  •17.S7  1 10.3:; 

Summa  französische  Werths   ;>S9.4()  14.">8,7() 

Fremde  Actien   22.85  42.Ö4 

Fremde  Obligationen   44.25  fi2.7U 

l'remdc  Gesellschaften  mit  (iut  in  Frankreich  .   .  l.GÜ  10.40 

Summa  frouidu  Werthe   68.7G  115.7b 

Gesammtbetrag   1058.16  1574.54 


Die  Anlagen  besonders  in  fremd« n  \<  licn  haben  1m80  erheblich  abgenommen. 
Die  einzelnen  Jahre  dazwischen  zeigen  auch  sonst  manches  Beuchtenswerthc  i  Huli.  XXII. 
235).  Zur  Wtirdigung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Anlagen  ist  nicht  zu  Über- 
sehen, das«  alle  Staa,tsfonds,  als  steuerfrei,  hier  fohle«. 

4.  Bttekblick  auf  die  französische  dirccte  Besteuernng  im  Ganzen. 

210.  Ein  Kiickbliek  auC  die  im  Voransaehcnden  abüc- 
liandelten  einzelnen  directen  Steuern  de.s  ni(u(ciiien  Frankreichs 
kann  in  Betreff  dieser  ganzen  Steuergruppe  nur  bestätigen,  was 
schon  in  dem  Rückblick  auf  die  gesammtc  französische  Steiier- 
entwicklung-  im  19.  Jahrhundert  hervorgehoben  wurde  (§.  177). 
hl  der  j)()]itischen  Seite  des  Steuer wescns.  in  der  l'onn  eilen 
Ordnung  dieser  direeten  Steuern,  in  der  technischen  Durch- 
arbeitung einmal  angenommener  GrundsUtze  für  die- 
selben haben  Gesetzgebung  und  Verwaltung  Bedeutendes  geleistet 
und  Erhebliches  erreicht.  Ein  grosser  Fortschritt  ist  hier  gegen 
das  öteucrweseii  des  ancien  regime  nicht  zu  verkennen.  Wirkliche 
Steuerprivilegien  und  Exemtionen  ii»  rechtlichen  iSinne  sind  gefallen. 
Die  „staatsbürgerlichen"  BeiSteiiernBgspostalate  als  politische 
Anforderungen  sind  erfüllt. 

Allein  mit  dem  Allen  sind  doch  im  direeten  Steuerwesen  mehr 
nur  formelle  als  materielle  Fortsehritte  constatirt.  In  letzterer 
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flinsicht  kann  mnn  gerade  aul  (inmd  einer  speciellen  Dar.stcUuni;' 
lind  Prüfung  wie  der  vnrausgclieiHk'ii  nicht  verlieldcn,  dass  viel 
\veni;;er  erreicht  worden  ist.  als  zn  verlangen  wäre.  Ein  Steuer- 
system, das  diesen  Namen  verdient,  stellt  die  moderne  fran- 
zösisciic  directe  Besteuerung  —  weder  für  sich  als  Ganzes,  noeh 
in  ihren  einzelnen  Gliedern,  noch  als  Theil  der  gesammten  lie- 
steuerung  betrachtet  —  entfernt  nicht  dar.  Den  nothwendigen 
tinaospoütiscben  Grundsätzen  und  Anforderungen  hinlänglicher 
,j  Ansreichendheit"  und  „Beweglichkeit*',  um  sich  dem 
durch  sie  zu  deckenden  Theil  des  wachsenden  Finanzhedarfs, 
namentlich  des  staatliehen,  anzupassen,  entspricht  sie  ganz  ung6> 
nltgend.  Die  Gerechtigkeitsgrnndsätze  und  Anforderungen  der 
jyAUgem einheit*'  und  ,, Gleichmässigkeit''  und  damit  die 
nicht  nur  formelle  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz'^,  sondern  die 
materielle  Richtigkeit  des  Gesetzes  selbst,  daher  die 
(wenigstens  proportionale)  Gleichheit  der  Stenerbelastung 
aller  Derer,  welche  Steuerträger  sein  sollten,  erAillt  sie 
ebenso  wenig.  Der  so  oft  als  Leitstern  in  and  seit  der  ersten 
Revolution  hingestellte  Grundsatz,  „Jedermann  naeh  seinen 
Fähigkeiten  zn  besteuern'',  der  grosse  Grundsatz  der  „Be- 
stenernng  nach  der  Leistungsfähigkeit'',  aucb  wenn  er, 
gegen  seinen  wahren  Sinn,  nur  auf  allgemeine  proportionale 
Gleichmässigkeit  der  Stenerbelastung  gedeutet  wird,  ist  von  seiner 
Verwirklichung  weit  entfernt. 

Dies   crgicbt  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Verhältniss  der 

direetcn  Steuern  zu  einander,  wenn  sie  als  Glieder  einer  Gruppe 
aufgefasst  werden,  wie  aus  den  inneren  Verhältnissen  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  von  dem  Verhältniss  der  dirccteu  Steuern  überhaupt 
zu  allen  übri^^cn  Stcucm  gar  nicht  zu  reden. 

Die  französischen  directen  Steuern  stellen  im  AA'cscntlichen 
eine  sogen.  ,,Ertragsbesteuerunjr"  dar.  Ais  solche  erfassen 
sie  aber  weder  alle  Erträge ,  Einkommen,  Vermögen  derjenigen 
Einzelnen,  welche  in  einem  wirkliehen  Steucrsvstem  dieser  Art 
Steuerträger  sein  müsstcn .  sind  also  nicht  wahrhaft  allgemein, 
noch  erfassen  sie  die  £rti-äge  u.  s.  w.,  welche  sie  treffen,  gleich- 
massig. 

In  ewtorer  Hinsiebt  fehlt  i;erade  die  systematische  Ausbildung  der  Ertrags- 
bestcucrun«;-.  (janze  Berufsclasscu  und  Ertrag-sarteu  werden  nicht  dircct  bestcucit, 
höchstens  mdiicct  mitunter  durch  liiclii  genau  zu  verfolgende  ÜeberwäLtung  gctrolfeu. 
So  aus  der  Bevölkerung  Thi-ilc  der  arbeitenden  Oiasse*  der  liberalen  Berufe,  Tielfach 
die  Beamtoa,  die  iaudvirtbschaftiichun  Pächter,  so  ans  den  £itr%oa  die  von  de» 
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eben  genajinton  Personenkreisen  bezogcucu,  icntcr  grosse  Theile  der  Ziusrentcn,  olino  daas 
in  beiden  Fällen  Fon  einer  angemessenen  Gompcnsation  durch  die  übrigen  Steuern 
oder  allgemein  von  steucrjwÜtisrli  )»erecbtigter  Steuerfreiheit  zu  sprorhr-n  wäre. 
Die  Ertragssteuersysteuic  anderer  L.uul.r,  so  der  süddeutschen  Staaten,  leiaicu  in 
dieser  Hinsicht  in  syatewatischer  Durch t'iibniDg  des  einmal  ang'juoinmeucn  £rtrag&- 
stenorprinrips  cii(m  hi^  dcü  mehr.  Die  Erfassung  und  Kichterfasssung  der  Stoucrkräftc 
(lurcli  die  direotcu  Steuern  beruht  Ja  in  rrankreich  freilich  auf  dem  Gesetz,  nicht 
auf  W  illkühr  der  Ycrwaltiiijg^  mehr.  Aliein  die  betreffende  (iesetzgotMiDg  selbst  ist 
eben  vielfach  ganz  willkUhrlich  verfahren. 

lü  Bezug  auf  die  Gleicbm ässigkeit  der  directen  Steuern  gegenüber  den  durch 
sie  gctrotfcncn  8teuer6ul)jectcn  und  Steuerobjectcn  sind  aber  auch  in  Frankreich  nicht 
einmal  ernstliche  Versuche  gemacht.  Wenn  tnaii  iiur  die  beiden  wichtigsten  Steuern,  die 
Grundsteuer  tinl  ilio  Paten  tstcuer  vergleicht  und  etwa  noch  die  Berg works- 
steuor  und  die  W  urtüi  apiersteuer  mit  herbeizieht,  wo  ist  da  irgendwie  ciuc 
„gleichniässigc''  Besteuerung  der  durch  diese  Steuern  getroßbnen  Objecte  und  persön- 
lichen Träger  2u  finden?  Schon  die;-e  Steuern,  vollrnds  die  zwni  audcrm  grossen 
directen  hinzugenommen,  stellen  doch  nur  eine  willkuhrlicLi;  gan/,  auorganischc 
Aneinanderreihung  dircctcr  Steuern  von  völlig  vorächiedener  Einrichtung,  schon  des- 
halb von  Un?ergleichbarkeit  unter  einander  und  tou  rerschiedeuer  Höhe  dar. 

So  erfüllen  diese  Steuern  in  der  That  m at  er iell  das  politische , 
„staatsbürgerliche*'  und  das  Gerecbtigkeitspostulat  all- 
gemeiner und  gleichmässiger  Besteuerung  durchaus  unge- 
nügend. 

Ebenso  wcni^j  befriedigend  gcKtaltet  sich  jede  einzelne 
Steuer,  wenn  ninn  sie  ftir  sich  uacb  ilirer  Einricbtung  uud  ibreu 
iunereu  Verhältnissen  betrachtet. 

Die  colossalen  ünglcichmassigkeiten  der  Grundsteuer  haben  sich  einigermaassen 
auf  Zahlenausdrucke  zurückfuhren  lassen  (§.  1S5).  Diqjenigen  der  Pateutstcuor  siud 
Tielteicbt  nicht  geringer,  trotz  des  ingeniösen  specialidronden  Glassenschematismus. 
Wenn  man  dies  auch  ziHermüssig  nicht  so  leicht  genau  nachweisen  kann,  die  Kritik 
«ler  einzelnen  maassgebcndcn  Factorcn  gestattet  einen  solchen  Si.hlusä  mit  Sicherheit« 
ja  nothigt  dazu  (§.  205).  Und  mit  den  einzelnen  übrigen  Steuern  steht  es  schwerlich 
sehr  viel  besser.  Das  Problem  hat  man  hier  zwar  in  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung jeder  dieser  Steutn*»  richtig  erfasst,  aber  tlii  Iis  iiii  ht  den  rirJitiirpti  Weg  zur 
Lösung  beschritten ,  thcila  auf  richtigem  Wege  die  Schwierigkeiten  lachl  Uberwinden 
können.  So  ist  man  daher  auch  hier  weit  eutfemt  von  „gleichmässiger"  Be- 
steuerung aller  Grundbesitzer  und  (irundbcsitzuugeii ,  nllyr  (iewcrbotreiliotid-^ii  und  Ge- 
werbebetriebe, aller  Hausbesitzer  und  Häuser,  aller  Hausbewohner  und  Wohnungen 
u.  B.  w.  0.  s.  w  geblieben. 

Nicht  allein  aus  diesen  niisslichen  Verhältnissen,  aber  wesent- 
lich niit  aus  ihnen  erklUit  sich  die  geringe  Fähi<;keit  der  fran- 
zösisehen  directen  Besteuerung,  sich  in  den  Sten (Ersätzen  und  ah 
gesehen  hiervon  durch  eigene  Entwirklung  der  Steuersubjeete 
und  Steuerobjeete  im  Ertrage,  uameutiich  für  die  btaatsbcdürf- 
uissp,  steigern  zu  lassen.  Unter  den  allgemeinen  Entwicklung«- 
bediiignngcu  modernen  öffentlichen,  hcsunders  Staatsbeda rts  uud 
unter  den  speciellen  Bedingungen  (h'itür  in  Prankreich  mnsste  diese 
relative  Ertragsstahilität  der  directen  Steuern  dann  auch  wieder  um 
80  mehr  zu  der  zum  Tkeii  übermässigen  Steigerung  der  Erträge 
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der  beiden  andereu  grossen  Steuerprrnppen,  der  Verkehr«-  und 
der  directen  Verbrauchsstenern,  liindräiii^cu. 

Alles  in  Allem  kann  m  das  Urtheil  Uber  die  moderne  frau- 
z()«is(>lic  direete  Rcsfeuerun^-  in  stenerpolitischer  nnd  Steuer- 
technischer  Hinsicht  doch  kein  besondere  günstigen  sein. 

Die  Ursache  davon  liegt  sicberlich  mit  und  selbst  wohl  (iber- 
wiegend in  den  überaus  grossen  Sohwierigkciten  einer  finanziell, 
Yolkswirthschattlichj  technisch  und  nach  den  Gerechtigkeitspostnlaten 
befriedigeDden  directen  Hcsteuerang,  tbeilweise  aber  doch  auch 
in  inneren  Mängeln  der  Gesetzgebung,  welche  sich  hätten 
vermeiden  lassen.  Diese  Mängel  sind  wieder  grundsätzlicher 
und  practi scher  Art. 

Gewiss  war  es  richtig,  der  directen  Besteuernng  eine  be- 
dcntsame  Stellung  im  Steuersystem  2U  erhalten,  auch  nach  der 
Abkehr  von  der  einseitigen  Tendenz  in  den  ersten  Zeiten  der 
ersten  Rerolation,  als  diese  Besteuernng  zu  der  ganz  vorwaltenden 
oder  nahezu  zur  alleinigen  hatte  gemacht  werden  sollen;  und 
gleichfalls  war  es  richtig,  das  Streben  zu  verfolgen,  „Jeden  nach 
seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern".  Allein  dann  musste  man  auch 
grundsätzlich  für  den  rechten  Zweck  die  rechten  Mittel  wählen, 
d.  h.  hier  sich  nicht  darauf  beschränken,  nach  mehr  oder  weniger 
zuverlässigen,  oft  recht  unzuverlässigen,  wenn  auch  verhältniss- 
mässig  leicht  zu  constatirenden  „äusseren  Merkmalen''  Objcct-  oder 
Ertragssteuem  allein  einzurichten,'8ondern  man  mnssteden  moralischen 
und  politischen  Miith  haben,  unter  Gewährung  aller  erforderlichen 
Bürgschaften  für  den  Ausschluss  von  „WillkUhr"  von  Verwaltungs- 
organen, Öubject steuern  zu  bilden  und  in  die  persönlichen  und 
ökonomischen  Verhältnisse  der  Wirthschaftssubjecte  und  ihrer 
Wirthschaften  bei  diesen  Stenern  wie  bei  den  daneben  bestehenden 
Objectsteuein  so  weil  cinzudrinj^en,  als  es  eben  für  die  Diirchiiihi  11111? 
wirklicher  allgemeiner  Steuern  und  für  glciehniassi>;-e  Veranhii^-nn^- 
derselben  geboten  ist.  liier  siegte  aber  in  Frankreich  ganz  der 
„Individualisinuü*',  d.  h.  hier  die  Rücksicht  aul  wirkliche  oder 
vcrmeintlielie  Interessen,  auf  Vorurtheile,  Eraptiiitlun^^en  der  Be 
völkernni^.  Mit  den  viel  zu  weit  gehenden  Rücksichten,  welche 
mim  dort  in  dieser  Beziehung  nahm,  ist  weder  eine  gerechte' 
noch  (  ine  finanziell  hinlänglich  ergiebige  Hostenerung,  vollends 
keine  daccte,  welche  solchen  beiderlei  Aniordcrungen  entspricht, 
vereinbar.  Das  seheint  man  aber  in  Frankreich  innner  noch  nicht 
ciogeäehcn  zu  haben,   bomi  wäre  es  in  der  Periode  von  1871  ff. 
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SU  einer  grfindlicberen  Reform  der  directen  Steuern  nnd  endlich 
zur  EiofabriHig  einer  Einkommeostener  gekommen. 

Practisch  aber  war  es  ein  verbängnissvoller  Fehler,  dass 
man  in  der  ersten  Revolution  viel  zn  rasch  die  alten  Steuern  be- 
seitigte und  ohne  gentij;:ende  Vorbereitung  die  neue  directe  Be- 
stciicruii<;'  legislativ  Ic^tstcUtc  und  dann  administrativ  durchführte; 
dass  man  ferner  aber  auch  später  an  der  einmal  im  ersten  Jahr- 
zehnt der  ersten  Kevoliition  gclc^^cn  Grundlage  dieser  Hestcuerung 
mit  geringen  Vcriindeningen  festhielt.  That«ä<  lilieli  sind  in  F^lge 
detibcn  bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  Personal-  und  W'ohnungs- 
Steuer  (8.  459)  in  grossem  Umfang  die  Ungieiehmässigkeiten  der 
direetcn  Steuern  aus  der  triiheren  Königszeit,  Uber  die  man  doch  so 
klagte,  mit  viel  zu  geringen  Abänderungen  in  die  neuere  Zeit  hiniilier- 
gegangen  und  selbst  bis  heute  eriialLen  worden.  Die  Unfähigkeit 
der  französischen  direetcn  Stenern ,  sich  den  gesteigerten  An- 
forderungen des  Staafsbetiaris  auxupasseu,  hängt  mit  diesen  Ver- 
hältnissen ebenfalls  zusammen. 

Was  danach  zu  geschehen  hätte,  miklite  auf  Grund  der  ge- 
gebenen Darstellung  und  IJntersnchnng  doch  auch  der  fremde 
Theoretiker  sagen  diirien;  Beschränkung  der  zu  ans 
schli cssliclien  Beachtung  der  mechanischen  „äusseren'* 
Merkmale  und  Einfügung  subjectiver  Momente  in  die 
Ertragsbesteuerungy  ferner  Danebenstellung  einer 
Einkommenbesteuernng  nnd theilweise  Uinttberi'Uhrang 
der  Ertragsstenern  in  eine  solche. 

U.  Die  Verkehrtibestcocroii^. 

I.  Dio  Ke^istrirctigsiibgabon,  (la:>  Steui ih  Iwöüoii  uttd  anüore 

vorwaudte  Abgabun. 

a.  Im  Allgemeinoa. 

(Jcsot/gclmiig.  iS.  schon  che  Ucbersicht  in  Im.  II,  33  (im  Kolgcadcii  Be- 
richtigun^eii  dazu).  Die  hiciiicf  j^chörigcn  Uesctzc  verfallen  in  vier  Kategorien,  t  »t- 
sprcchend  den  viererlei  Abgaben'*  (hrsrs  d'i  biets,  sie  stehru  aber,  wie  diese  Ab- 
gaben üclbüt.  iu  ZuiiauiuiLiibani;  unter  einaitder:  Gesetze  Uber  die  Kugistrir uugs- 
abgalieji,  über  den  Stempel,  Uber  die  Garichtsscbreibercig^ebahren,  Uber 
dio  fl y  p  0 f  h I* k  I  ti ec h !i  h  r «.' n.  l>;is  <r e!i Uli ren dement  Miid  das  Steu^Tolt^meiit  in 
den  betreuenden  Abgaben,  besonders  iu  den  ersten,  wird  in  der  Gosetzgebiuig  selbflt 
nicbt  sebarf.  meistens  gar  uicbt  getrennt.  In  dio  eteaerpelitiach  nnd  steuortecbnisch 
besoriiiors  zu  hcarliieiul'-  V  i- r\\  i  ck  eltbeit  itiul  Iw-'stän  ciiL-c  Vcränderun<j:s- 
bed  uri'ti^kei  t  dieik;r  Gesetzgebung  giebt  schon  die  folgende  üebersicht  der  GeseUe 
einen  EinbUck.  Sie  ist  absiditUch  ebigeliender  gelialtea  worden,  ancb  nm  diesen  eigen« 
tbomlichen  Character  dner  solche  Steuergesettgebnng  zugleich  mit  hertroxtreten 
/u  lassen. 
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1.  Diu  Kogistrirungääbgabcu  (droits  d  ciircgistromout),  welche  die  Erb* 
schaftsbe8teii«rang  mit  in  sich  entbalton,  wurdeo  in  der  ketroliitionneit  dorcli 

das  besetz  vom  5. —  lü.  Dcccinbcr  iTOü  neu  begründet.  Nach  verschied«  ti  'u  weiteren 
üescUeu  wurde  jedoch  erst  durch  das  aufteile  aller  bishori;^cu  trcteude  Hauptgesetz 
rom  22.  Frimaire  YIL  {i2.  December  179S)  die  endf^iltige  Grundlage  des 
Systems  gelegt.  Zablrciche  weitere  üesctze  haben  das  letztere  in  Einzelheiten  vcr- 
üudcrt,  ausgebildet,  die  Sätze  mitunter  eruässigt,  hauligcr  erhöht,  aber  das  System 
selbst  ist  in  seinen  liauptpuncten  so  wie  es  das  Gesetz  vom  22.  Frimaire  Vit. 
eingerichtet  hatte,  bestehen  geblieben.  S.  das  Clcsetz  vom  Kriniaire  u.  A. 
bei  Jacob,  Gesetze  über  Knrcs:istr(»mc!it  ii  S.  21 — %  (deutscher  Tt-vt  Manche 

einzelne  kleinere  V'eräiitiurungcu  aiud,  wi.'  ;uicL  auf  andereu  Gebieten  des  liaiizuaiaclicn 
Steuerwesens,  in  den  Jahresfinauzgesetzcn,  Xinuahmegcsetzeu  u.  s.  w.  getroffen  worden. 
S.  die  Daten  der  Gesetze  bai  Vignes,  I,  'V2'.\  Bloek.  dictionn.,  Art.  cnregistrement, 
p.  S7*».  Hervorgehoben  mögen  hier  in  chtouulogiseher  Reihe  folgende  Gesetze  werden, 
die  wichtigeren  davon  sind  durch  gesperrte  Schrift  (..Gesetz'  )  bezeichnet  (s.  den 
Text,  soweit  er  hergehört  und  in  Kraft  bis  ISTt»  hlieli,  bei  Jacob,  nach  ISTO  z.  B. 
bei  Dcjcan,  a.  a.  0.):  22.  Piuviose  VH.  (lU.  Februar  ITü'J,  Förmlichkeiteu  boi  Ver- 
steigerungen):  Gesetz  rom  27.  Vontdae  IX.  (18.  März  1801 ,  regele  rerscliiedeBo 
Puncto  bei  der  Erhebuncr  der  Registrinniüsabfrnbcn);  iii^sptz  vom  2S.  April  1S16 
^l'inanzgcsetz,  Tit.  VU,  Art.  37— 5y,  einige  Veränderungen,  daau  veiiichicdcnc  Steuer- 
erliBbangen  gegen  das  Gesetz  rom  Prim.  VII,  auch  Tarif  der  SiegelgebOhren  und 
20%  Kegistentbsraben  dabei,  für  Adels-,  Wappeiiverleihungen  u.  a.  m.,  Jacob. 
S.  102— Ibä;  dazu  K.  Ordonn.  vom  22.  Mai  iSlb«  cb.  8.  Ib^  Ü.j;  tiaanzgesctz  vom 
25.  März  1817,  Art.  74,  Tö.  dsgl.  rom  15.  Mai  1818,  Art  73  ft'.  (kleine  Yerflnderungen) ; 
Gesetz  vom  16.  Juni  1824  i^Krmässigu  ngcn  von  Sätzen  der  Kegistrirunirsabgaben 
und  Stcmpeli;  18.  April  1S31  tuber  Enregistremcntsgcbühreu  von  Erwerbungen  der 
Gemeinden,  öUentlichen  Oorporationeu  u.  dsl.);  21.  April  1S32  (Uber  event.  Erlass 
gewisser  Siegelgebühren  des  Gesetzes  von  IS  Mi);  Gesetz  vom  21.  April  1832  (Art. .'{.'{ 
des  lietrefTendon  Einnahmebudgeffresctzes,  Tarif  der  Schcnkungs-  und  Erb- 
schattsabgabcn  in  der  Seitculinie) :  24.  Mai  IS'ii  (dsgl.  Einnalimegcsetz, 
Art.  11  (f.,  verschiedeae  Turifänderungen);  3.  Mai  1841.  Art.  58  (Gtebttbrenfreiheit 
bei  Expropriationen);  2.5.  Juni  1841  (Besteuerung  der  I  i  bcrtragung  verkäuflicher 
Amtsstellen);  19.  Juli  1845  i^Eiiiuahmegesetz ,  kleine  Tarifauderungcni ;  3.  Juli  1846; 
25.  März  1848  (.Decrct,  ErmSssigungen  des  Wechsclprotesttarifs);  Gesetz  vom 
1 8.  Mai  18Ö0  (Regelung  einiger  Puncte  und  Satze  der  E  r b  sch af ts  -  und  Schenkungs- 
abgabeu  u.  a.  m.);  Gei»etz  vom  5.  Juni  1850  ^vuruehuilich  Uber  Stempel  vou 
Uandelseffecteii.  Werthpapieren,  aber  auch  mit  einzelnen  Bestimmungen  über 
Rcgistriruug);  7.  August  l8-'>0  l'iiiari/i;"M:t/:.  Art.  7.  Ermässigungen  einiger  Sätze); 
10.  December  1850  gewisse  GcbUhrcut'rciheitcu  boi  KhescIiUeääung  Armer  u.  s.  w.); 
22.  Januar  1851  (Stund« ngsgewShr  far  Registrirnngsabgaben  bei  „Armen**);  8.  Juli 
1852;  5.  Mai  1855  ;Finanzgescfz,  Art.  15  (Wiederauf hebuim  dir  Ermässigung  des 
(jesetzes  vom  7.  August  18dÖ);  Gesetz  vom  23.  Juni  1857  (EiufUhrung  einer  eigenen 
Uebertragungsabgabc  —  „Transmissionsstener"  —  von  Werthpapicreu, 
dazu  Ansführungsdecret  vom  17.  Juli  1857;  11.  Juni  1859  (Tarifänderungen  ;  27.  Juli 
187(y  Ermässigung  der  Abgälte  bei  gewissen  Tauschen  ländlicher  Grundstücke).  — 
Dann  kommen  nach  dem  Kriege  von  ISTO — 71  grade  bei  diesen  Abgaben  die  Er- 
höhungen der  Steuersätze  u!i<l  die  Auflegung  neuer  Zuschläge  fQr  die 
Staatscasse  zum  Principale,  neben  den  alten  (s.  u.i,  meist  für  das  ganze  G<'biot 
der  betretfenden  Verwaltung  i^also  incl.  Stempel  u.  s.  w.).  So  Ilauptgesetz  tibor 
R^^terabgabcn  und  Stempel  vom  2.1.  August  1871;  ]t>.  September  1871  (auch  andre 
Steuern  betr.);  Gesetz  vom  28.  Fel>nrrir  l*iT2  (Einführung  abgestufter  ..fester 
Sätze"  für  den  „droit  li.vc"  bei  gewissen  Urkunden;;  30.  März  1872;  HO.  December 
1873;  Gesetz  vom  19.  Februar  1874  (TariferhOliung);  21.  Juni  1875;  BO.  Deoembof 
1876;  2R.  M.lrz.  187*^:  1  s.  Dec- uiher  1878  (gewisse  rrkti!idr>n  (»ei  milit.  Ke<|uisitionen 
gratis  zu  rcgistriren);  23.  Uctober  1884  (spocicll  über  gerichtliche  Verkäufe  von  Im- 
mobilien) und  3.  November  1884  (einige  TarifermSssigungen). 

I)>  crrff  des  Staatsoberhaupts,  Vorordnuiit^r n  il  r  (Jcntralbchörd.  n.  Entscheidungen 
und  tiutachtüu  des  Staatsrathf) ,  Urtfaeile  der  Judicalur  sind  bei  dem  Begisterweseii 
besonders  zablreCch  and  wichtig  und  steigenk  die  Casuistik  und  das  Detail  ins 
Unendliche.  6«nMle  das  ist  aach  wieder  ftlr  dies  Gebiet  Steuer  technisch  besonders 
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zu  bcaclitcu.  Thcorctiscii  tuid  practisch  aber  ein  schwacher  Puucl  dieser  Stcucrart! 
Aelulichos  gilt  von  der  folgc&deii  Gattong. 

2.  Stempel  (droits  de  tiuibre).  Die  neue  Kegelung  dieses  Steuergebicts  erfolgte 
«Qttächät  durcb  das  (iesetz  vom  12.  Dect-mber  171)0  —  Ib,  Februar  1791,  das  bald 
Verändorungcu  erfohr  and  dnrch  das  Ilauptgcsctz  vom  13.  Brumaire  VII.  (KH.  Novbr. 
179S)  ersetzt  wurde  (bei  Jacob,  S.  1 — 20\  Letztere  ist  die  (irandiagc  des 
Stempelwesens  geworden  und  bis  heut«'  geblieben.  Alle  weiteren  Gesetze, 
Decretc  baben  es  nur  in  Einzelheiten  abgeändert  nnd  ausgebildet.  Mebrerc  der  beim 
Enregistrement  gcuaunteii  (iesetzt:  betrcllen  gleichzeitig  d<  ii  Sti  inpel  mit.  Hervor- 

>  zulicbcn  «ind:  Gesetz  vom  9.  Vciulriii.  VI.  (30.  Sepfoinher  1797,  Stempel  von  Ein- 
gaben an  Behörden,  von  Zeitungen  und  periodischen  Blättern);  (iesetz  v.  0.  Praiiial  VII. 
(25.  Mai  1799,  a.  A.  Stempel  fUr  gedruckte  Anzeigen  •.  (iesetz  vom  2S  April  ISHl 
(Art.  (>2,  63,  71.  75.  7*'.  ilirm  in  Art.  243  besonderer  Stempel  von  10  Cent,  fnr  die 
Bezcttelungen  und  (Quittungen  bei  indirecteu  Steuern);  tiosutz  vom  10.  Juni  1S2-1 
(Einzelnes);  Gesetz  vom  24.  Mai  1634  (Einzeloes):  Gesetz  ?om  20.  Jali  1637  (an 
Sti.'ll.;  <l'r  Stempel  von  IlriiKi-IsInli'.li'^rn  tritt  ein  ?{'",,  Znsrhlajr  /ur  Pati^ntstetier,  s.  o. 
Gesetz  vom  5.  Juni  1^50  (Stempel  von  llandelselfectcn,  Schlusünoteii, 
Actien,  affontlicheo  Obligationen,  Versicherungspolicen,  bei  Jacob, 
S.  233 — 247);  Gesetz  vom  22.  Januar  1S51  (Freiheit  für  mit  „Armenrecht  '  Begünstigte' ; 
(iesetz  vom  2.  Juli  Ibü'I  ^rerscbiedcuc  Aendernogeo,  £rhöbougeu),  dazu  Decrete 
tom  30.  Juli,  29.  October,  8.  December  1862;  Gesetz  trom  13.  Mai  1863  (Etatsgesetz, 
Sf.'iripel  für  ausländische  Staatspapicrej ;  Decret  (der  neuen  Kegierung,  unmittelbar 
nach  Napoleon's  III.  Sturz)  vom  5.  September  lb70,  Aufhebung  des  Stempels  von 
Zeitungen  u.  dgl.}.  —  Nach  dem  Kriege  auch  hier  die  Erhöhungen  und  Aus- 
dehnungen des  Stempela  durrli  (iesetz  vom  23.  August  l'^TI  (u.  A.  Einfahrung 
eines  allgemeinen  Quittung«-  und  »Jhcclistempels  :  Gesetz  vom  30.  März  1872  (Stempel 
von  Eisenbahnrecepiftsen  und  Schitisconnossamonten) ;  Gesotz  vom  25.  Mai  1S72 
(Aondorung  des  Stempels  von  fremden'  Staatspapieron);  kleine  Aenderungeu  in  den 
Etats«j«>set/en  der  Foii  Ml  ■  ,  Decret  vom  30.  December  1S73  (Formalien);  Gesetz  vom 
19.  Februar  1S71  iKihühun^en);  Dtcret  vom  19.  Februar  1H74  (Stempelmarken  für 
llandelselfecten  und  Warrants);  Finanzgesetz  vom  22.  December  187b  Ermässigung 
des  Stempels  für  Handelsefiectem;  Gesetz  vom  30.  M&rz  1880  (Stempel  roa  Affichen); 
Decret  vom  29.  April  l^Sl  (Stempelmarken). 

3.  (ierit  htsschreibereigebuhren  (droits  de  grefleV  thoils  zu  Gunsten  des 
Gcrichtsschreibers  (gref'licrs  .  tlnils  als  Abgabe  für  die  Staatscasse.  Hauptgesetz 
für  (jivilge  richte  und  Handelsgerichte  vom  21.  Vi-ntöse  VII.  ill.  März  1799, 
bei  Jacob,  S.  104—110)  und  Decret  vom  12.  Juli  ISOS  (Jacob,  S.  137);  Ürdonn. 
Tom  9.  Octüber  182.1;  ftir  andere  Gerichte  und  Behörden  verschiedene  Bestimmtingen, 
8.  Vignes,  I,  458;  Gesetz  vom  lO.  November  1875  über  Friedensrichter. 

4.  HypothekengebUhrcu  .droit:»  d'hypoth^aesj.  Bostimmungea  auch  hierüber 
in  dem  Ilauptgesetz  über  Hypothckoiiwesen  vom  21.  Ventüse  Vll.  (II.  März 

I7fi  I,  Art.  19  II".,  bei  Jacob,  S.  100  lt.\  Aenderungeu  der  Sätze  im  (iesetz  vom 
26.  Apnl  Art.  00.  til  ;  Gesetz  vnin  2M.  Aui:n-,t  1S71,  Art.  5  (Dejean,  p.  10). 

Alle  diese  rcRscliicduncu  Abgaben  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  UiUeiliegou  Staats* 
znschl&gon  zum  Principal,  so  einem  lOprocentii^en  als  Kriegszuschlaji^  schon  1799 
oingefahrten  (Gesetz  vom  6.  Prairial  VII.  <»df  r  2ö.  Mai  1799),  aber,  mit  Ausnahme 
beim  Stempel,  wo  er  durch  das  Gesetz  vom  2b.  Ajt»ril  ISlti,  Art.  67  zeitweilig  beseitigt 
wurde,  beständig  gewordenen.  Zu  diesem  Zehnfd  trat  zeitweise  ein  weiteres  {1855  bis 
1857,  lSt)2--()4;,  auch  anderthalb  Zehntel  (1864—71),  nach  dem  letzten  Kiegc  wieder 
/u  dem  alten  von  1799  ein  zweites  Zehntel  (Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art.  1.2, 
woselbst  auch  die  Ausnahmen),  seit  1874  für  Register-  nnd  Hypotbebon- 
abgaben  (auch  Geldstrafen)  ((iesetz  vom  30.  December  1873,  Art.  2),  noch  ein 
halbes  Zehntel.  Daher  ist  der  ZiiscliUti;  seitdem  im  (ianzen  25"/,,  für  die  oben  ge- 
nannten, 20"„  für  die  Siempul-  und  tjcnchtsschrcibcrabgaben.  Einzelne 
Ta^ifpo^tell  sind  von  allen  Zuschlagen  frei  ^so  die  (.juittunga-  und  Checkstempel,  die 
Effecten -Transmi.ssionsstctiei)  Die  gros'^c  Ertrags.sft  in^enmg  seit  dem  Krie^'o  ist  zu 
einem  erheblichen  Theile  auf  diese  starken  Zuschläge  vuu  20— 25'"„  zuiuckzufaüiöu. 
Im  Vergleich  mit  den  directen  Steuern  ist  zu  beachten,  dass  bei  den  hitr  be- 
sprochenen Verkebrssteucrn  Departeraental-  und  Communaituscbläge  leiden. 
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Ausser  den  1  gcuaniituii  Abgabuii  atclicn  mit  dem  (icbicto  dieäos  ganzen  Vor* 
waltanfrszweigs  noch  in  Kassnimeoliaug :  die  als  Ersatz  der  Registmbgabcn  n.  s.  w. 

cinß-cfi.hrtc  (lirurft'  Sfuiirr  vuii  den  (intern  der  todtcn  Hand  (o.  S.  4S9  UlK  die 
aber  nicht  unter  der  Vorwallun{j  des  Knrcpistrenicnts  mit  steht;  die  directe  bteaer 
vom  Ertr&f  beweglicher  Wcrthe  (einschliesslich  der  Steuer  auf  Lose  und 
Prämien),  (o.  S.  4il4  If.).  welche  zn  dieser  Verwaltung  ro^ortirt ;  die  besondere  Steuer 
von  See-  und  Landvorsi  cherunircn  im  (iesctz  vom  _»';.  Auirttit  IsTl.  welche  von 
Vignos  u.  A.  ebenso  wie  tlie  beiden  vorher  gciiuiiitr ii  iiml  wie  die  Effectcn- 
Transmissionssteuer  vom  23.  Juni  1867  als  ..Anhang  '  /u  den  Kegisterabgabon 
anges-ebnn  wird.  Wir  ziehen  beide  l<  t/.tore  zii  diesen  Abgaben  hinzu,  w&lirend  die 
beiden  anderen  oben  (§.  'iOii.  20S  II.)  abgeluiudeU  worden  sind. 

Literatur.  Stourm,  I.  ch.  XV  und  XVI.  j>.  394  —469.  Vignes,  I.  ch.  3, 
p  '!_'D  JT3  i  vorzüglirlte.  reichhaltige  und  Ii  Ii  !.'edränule  systematische  Hehandlung), 
Tanfo  daselbst  I,  414  ti.,  il.  397—410.  v.  Hock,  Kap.  5,  No.  1,  2,  4.  S.  177—209, 
218-^223.  V.  Kaufmann.  S.  277 — ."{00.  Block,  dicfionn.  und  Supplemeotc,  Art. 
enregistrement,  timbrc,  grefliers,  hypothiiiues  Ivenvaltungsrcchtlichcr  St ui  lpniKt .  in 
den  Daten  der  (iesetze  hier  und  da  Fehler).  Bibliographie  der  Spccialwerke  des 
Finanz-  und  Venraltungsrechts  im  Block'schen  dictionn.  tin  Scbluss  d«s  Art.  enreglBtr. 
(dict.,  p  8SS,  btippl.  :i' r.  ]>.  ISti',  umfassende  Couiuientarc  u.  dul.  S.i  I);il!o/-  et 
Verge,  code  de  l'enregistrement,  de  timbre  etc.,  Par.  ISIh.  Garnier,  repcrt.  geacr. 
et  raisonnc  de  renrogi»troment,  6.  6d.,  Par.  1$7S.  S  vol.  Naquet.  traite  theor.  et 
prat.  des  droits  d'eiitcgistrcment,  3  vol..  Par.  1SS2.  L)ie  ncn-  >t'Mi  (icsctzc  bei  Dejean, 
code  de  nour.  imp.  (ron  mir  spccicll  benutzt),  Hoger  et  Sorel,  codcä  et  lois 
nsDcIleir.  —  Bei  der  Schwierigkeit  der  Haterie,  den  vielen  joristischen,  technischen 
Ausdrücken  ist  es  erwünscht,  dass  für  Elsass-Lothrin gen.  wo  diese  wie  die 
übrige  französische  Steuergesetzgebung  verblieben  ist,  mittlerweile  übrigens  einige 
Aendcrungen  erfahren  hat,  deutsche  Bearbeitungen  des  legislativen  StoH»,  der 
Gesetze  selbst,  der  Decrcte,  Staatäraihcntschcidungeu  u.  s.  w.  vorhanden  sind.  Ich 
habe  )>. -<,i|.i.  IS  die  genannte  Schrift  von  Jacob,  „die  (iesetze  über  Enregistrements-, 
Stenii  i  i-,  iiypotliekengebuhrcn  und  .tlmliche  Abgaben  in  Lisa»s- Lothringen",  Strass- 
bnrg  1S7S,  benutzt.  S  ausserdem:  Le  yd  heck  er.  die  indirectcn  Steuern  in  Elsass- 
I.othringen,  2  B.,  Strassburg  1^77,  und  di  '  ( lialhamtlichen)  Sammlungen  der  in  Elsass- 
Lotliringcn  geltenden  lieselze,  3  B.,  Strasburg  iS^O — bl,  daraus  ß.  2,  französische 
Eiozclgesctzc. 

Es  liegt  im  Weson  dieses  StetierL'e!ii.}r> .  dass  die  Steucrnurmen  sich  an  das 
Privatr.ccht,  namentlich  au  die  liechtsnormen  lur  Eigcuthum,  Nutzung,  Pfandrecht, 
Obligationeurecht  und  an  das  ^mc  Vertragssrccht,  dann  an  daü  Eriirecht,  an  das  ganze 
Handels-,  an  das  Pruccssreclit  u.  s.  \v.  niilnT  ansi  LlirSsi;n.  Manches  Eiir.  ritlmmlichc 
der  frauzOäiöchcu  bctrcllendcu  Besteuerung  ist  die  L  olge  der  Aupa^ung  der  Steuor- 
»ormen  an  diese  Rechtsnormen.  Die  Vcririckettheit  der  ersteren,  die  Casuistik  wird 
wieder  durch  die  letzteren  bedingt.  Daher  ist  im  Allgemeinen  auch  hier  im  Steuer- 
wcscu  auf  die  franzdsischcu  „Codes",  den  Code  civil,  codo  de  commerce,  code  de 
procidure  cirile  und  auf  die  Commcntare  dam  sowie  auf  die  Literatur  fiber  fran- 
zösisches Privatrecht  hinzuweisen.  Vielerlei  Streitfragen  des  Stcucrrcchts,  welche  die 
(icrichtshöfe,  der  Staatsrath  zu  entscheiden  haben,  entstehen,  weil  l's  sich  nicht  nur 
um  stcuerrechtlichü ,  sondern  um  privatrechtliche  Streitfragen  dabei  handelt.  Daher 
denn  auch  die  bezeichnende  Auffassung  der  französischen  Juristen,  dass  „Eme- 
gistremcnt  und  Stempel  die  einzigen  eines  Juristen  würdigen  Steucr- 
jnatericn"  seien.  Vom  Standpunct  der  Steuerpolitik  und  Steuertechnik  gerade  kein 
Lob.  für  die  finanjtwtsscnschaftliche  Darstellung  cm  >clir  erschwerendes  Moment, 
aber  ('ine  Auffassung,  welche  docli  bei  der  finanziellen  theoretischen  und  practischen 
Beurtheilung  dieses  „Verkehrssteuersystems"  recht  beachtet  werden  inuss.  Wenn  in 
Frankreich  der  „feine  juristische  Character''  dos  Gegenstands  besonders  scharf  hervor- 
tritt, wenn  die  Zahl  der  Decrete,  Verordnnn'zen,  Erlasse  u.  s.  w  .  Ii  he  die  Durch- 
führung der  (jcsetze  erfordert,  schon  vor  Jahren  auf  über  dritthaib tausend  be- 
rechnet worden  ist  und  jetzt  danach  3000  tibersteigrcn  mag,  wenn  alles  dies  die 
princi  1' i  !■  11  !■  n  Bedenken  geirfii  diese  Beste«,  runi:  steigert,  sn  ist  doch  auch  nicht 
zu  ttberschcu,  dass  gerade  die  ungomoine  Ausdehnung,  welche  man  in  Frank- 
reidi  dem  EoregistrBmeiU  und  Stempelireaen  gegeben  hat,  und  die  enorme  Hohe 
vieler  Steoers&tse  (Besitswochsel  Ton  Immobilien  unter  Lebenden!  ErbschafiS' 
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Steuer!)  unveruieidiicli  eben  die  t'eiuc  licchtstechaik,  dio  uiieiulliclic  tyabuiatik, 
dio  zahlröiohen  Streitfragen,  weil  es  sieh  um  schwere  Butaütungen  handelt, 
bedingen.  Kino  ausserordenilicho  Bcliisiigung  des  Verk>>!irs,  eine  übermässige  Be- 
lastung zuhliüser  Rechtsgeächäfto  uud  Uechtsthatsachcn  (wie  bei  Todeslalloa  und 
Erbgang)  sind  die  Folge  von  dem  Allen.  Aber  der  Staat  hat  eich  so  auch  eine 
unifrltctire  EitraLis'iUL'll.;  für  seine  uross  ti  IJedütfinss-.'  crölftict,  die  ihm  jol/.t  au 
70Ü  Mill.  Frcs.,  wehr  als  ein  Viertel  seiner  heutigen  enormco  ätcuereinnahmc  abwirlt. 

Höchst  vorthroU,  roiehhaltigr  und  dotaillirt  ist  die  Statistik  dieser  französischen 
RestcuL'ruii<;- ,  die  in  den  Finanzwerken  nirlit  -;emiy  ciifi  vorwerthet  wird.  Sit  he  >\k' 
Taiiullen  Faure's,  p.  ü'.,  besonders  aber  die  Jahresberichte  der  Directioa  des 
Euregistrement  im  Ball,  (für  in  rel.  XXII.  139),  und  die  langjabiigen  Rttck- 
blicke  in  einzelnen  Arbeiten  daselbst,  so  I,  309.  XII.  ÜS.  XV.  540  (Successionen  und 
Donationen  seit  l82tJ,  auch  XVII,  404,  XXI,  137);  V,  370.  XVI,  152  (üeber- 
tragungcn  von  luimobilieii  unter  libtigeni  Titel  Seit  1S27),  l,  21,  III,  343  tt.  a.  in. 
Eine  Statistik,  welche  i«r  manche  finanzielle,  ökonomische  und  selbst  für  die  eigea- 
tliiimlicho  französische  p>)i<ulatiotiistische  Frage  (Erbfolgestatistik)  von  hohem  Interesse 
ist  und  monographische  Bcaibeiiungen  verdiente. 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  bietet  erhebliche,  iu  der  Sache  liegende 
formrlh  und  iriaieriiHe  Schwiericrkeit*'« .  w«»nn  sie  sich  nicht  auf  bloss  ;  Tarifproben 
und  stutisüscho  Daieu  husolu'aiiken  will.  Eine  erschöpfende  Behandlung  erfordert 
grossen  Raum,  eine  knappe  muss  Vieles  und  darunter  doch  auch  wichtiges  Einxeloe 
tibergehen.  Die  privatre  'hilicli  >  and  »erwaltungsrcchtliche  Seite  hangen  eben  zu  enge 
mit  der  üuanzielieu  zusammen.  Muäterbaft  und  noch  knapp  ist  die  Darstellung  rou 
Vignes,  aber  immerhin  150  Seiten  umfassend.  Audi  die  Blodt'schen  Artikel  ver- 
dien n  An  rlcoiiniuig.  Im  Polgenden  ist  natttilich  nar  eine  Herrorhebung  derHaapt^ 
puncte  möglich. 

§.  211.  1.  Gesehäftski  eis  und  D ieii s  to  r^ani sation. 
Die  W  rwn  Itung  d er  Register-  und  ^Slempeiabgaben  initer- 
steht  einer  der  grossen  General directioncn  des  Finanz- 
ministeriums, zn  welcher  zugleich  der  „domaine",  d.  h.  das  Btaats- 
cigcnthum  (mit  Ausschluss  der  Staatsforsten  und  der  einem  öffent- 
lichen Dienst  gewidmeten  Objecte)  ressortirt,  weshalb  die  Directioa 
die  Benennung  „Kegistrirung,  Domänen  und  Stempel"  flihrt, 
eine  eigentbttmliche  Verbindung  von  Stener-  und  anderen  Geschäften. 
Ausser  den  genannten  Verkehrssteuern  ist  dieser  Direction  auch 
die  Verwaltung  der  Steuer  vom  Ertrag  beweglicher  Werthe 
(S.  494  ff.)  und  der  Versiebernng  Übertragen,  auch  fuhrt  sie  noch 
einige  andere  Geschäfte ,  u.  A.  vereinnahmt  sie  einen  Theil  der 
Forsterträge,  ferner  die  übrigens  zum  „domaine''  gehörigen  herren- 
losen Hinterlassenschaften  u,  a.  m.  Hiernach  erscheinen  unter 
ihren  Gesammteinnahmen  verschiedenartige  Posten.  Ihre  weitaus 
bedeutendste  Thätigkeit  hat  sie  indessen  speeiell  auf  dem  Gebiete 
der  Reglstrirnng,  des  Stempels  und  der  anderen  dazu  gehörigen 
Abgaben  (S.  503)  und  der  grösste  Tfaeil  der  Einnahmen  ihrer  Ver- 
waltung rQhrt  daraus  lier. 

Ueher  den  (iesch&ftskreis  der  Direction  s.  Bull.  I,  310,  Block,  dictionn.,  Art 
Mirogistrcm.  No.  'Iii.  Josat.  minist,  de  lin.,  p.  471»  (I  Die  Verwaltung  s  ..il-  inainc" 
unlasst  das  gesammtc  Staatsoigcnthum,  mit  Ausschluss  der  Staatsfoi^teu,  welche 
bis  1820  unter  dieser  Direction  standen,  jetzt  i\m  Ackerbauministerium  gehören,  dann 
auch  aasgenommen  die  nicht  zu  einem  öffcnUIciien  Dienst  bestimmten  Objecte. 
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spccicll  Imuiobilicu,  die  dco  betrctfeodän  l'achmiuiäteiicii  unterstehen  (Josat,  p.  5Uy  11., 
513).   Gevi^e  Ertrilge  dar  SUatsforsten,  so  diejenigen  fitr  Hokscblftire.  ▼«Icbu 

iiiclit  von  den  ni'nl  'innehmcra  ver.  iim  ihiiit  werden,  iind  verscliiedenc  aiid.  rc  Prir-st- 
ertragc  fliei^en  aber  auch  bei  der  liejfistriruugädirectiou  cia.  Zur  WUrdi^uii^  der 
Organ mtfon  vnd  der  Kosten  dieser  Direetion  ist  dieser  weite  aof  vielerlei  Anderes, 
als  jiiif  (Ii,;  V.'rk''hr.s.'-((  Ui'rn  bc/icli.  ii.!,'  Cosohäftskrci-  /u  Iicachtcn.     Von  den 

KimiahmeD  kauieu  1SS6  (Uull.  XXII,  139  if.)  auf  die  UaupIgruppoQ  folgende  äuiomen 
in  Mill.  Pres. 

Ki^<  iitliclie  Kegistrirangsabgaben  (i.  c.  S.)    ,   .  4(i5.31 

Droits  du  grelle   8.Ü8 

ilypothckengeljiihrcn   5.68 

Geldstrafen  im  tiebiet  der  Direetion   1.27 

SecrcrsicJicrungspoÜren   0.23 

KUectcutrausuassioiissteucr  HO. 90 

Venehiedane  Elnnabmen  d.  Rogist-Abthcilung^ .  1.56 

Zusammen  ßegist.  im  weiteren  Sinne   .'»19.1 1 
btuiopel  1 50. 1 4 

Summa  (»75.25 

3^0  Mobiliarwcnbstcuer  47.24 

Summa  „Stenern**  722.49 

Domänenerträge   17.00 

lorstcrträge   7.5b 

Verachiedene  Elnnabmen   1.83 

Summa  Summarum  74S.95 
Unter  <1"M    ..vers.  bieiK-nen   Einnahmen   der  Kegist.  -  Abthfütuig"  Si.  i 
204,000  Fr  s ,  Jii.-^tuküaten  1.2S  Mill.    Unter  den  „Domäochcrtragen"  regeluiusiig  ih. 
Il;»iiiit-.ii[iinn;  aus  V.'rünsscruiigan  Itewr::  Iii  her  Und  mibeweglicher  Objecto  (11-74  Mill.\ 
2.Ö7  Mill,  ans  hcrnMiInsoti  Vi  ila--t'iischaften  u.  s.  w.  S.  weitere  ?tatist.  Daton  ii.  §.  224. 

Eine  Zusammenstellung  der  Erträge  und  Vcrwaltungskosten  der  Dire*  tiou  von 
J  799— 1878  im  Bttll.  I,  309  7.  Die  „peTsOnliehen  Kosten''  sind  rm  H«/«  in  1S20 
auf  4  94  in  l>>';i).  :{.s'-,  in  l'iiO,  2.83  in  1869,  2.12Vo  in  lS75gcf.iH.  ii.  vorin^litnlich 
wegen  der  Ertragssteigerung,  auch  weil  die  Ertragüautheile  (reuiises)  der  Beamten 
nor  vom  Principal,  nicht  ?on  den  Zoscblilicen  berechnet  werden.  Die  persönlichen  Kosten 
wnren  1**75  14.1$,  die  sachlichen  u.  s.  w.  l  .so,  /usammeu  15. 9S  Mill.  l'rcs.,  bei  070.:{  Mill. 
Einnahme,  also  ca.  2.ä7  7o  Kosten  im  Ganzeu.  jetzt  wohl  nur  2'/4"/u>  allerdings  üchr 
niedrig«  auch  niedriger  als  die  dnr  directen  Steaern  (s.  o.  S.  434),  —  wobei  freilich  immer 
fraglich  bleibt,  ob  alles  Erfordcriiclie  richtig  angesetzt  word^  ist  und  werden  kann. 

Ibrer  Organisation  nach  zerfallt  aach  diese  Direetion  in 
einen  Central-  nnd  einen  Loeal-  oder  Departementaldienst. 

An  der  Spitze  des  ersten  steht  der  Genoraldirector,  untorsttttzt  durch  einen 
Vi  rw  altuiigsrntli  (4  Mitglieder)  und  das  erforderliche  Bureau-,  Becbniingspcrsonal  u.  s.  w., 

alle  cautiousfrei. 

Der  Localdienst  g'liedert  sich  znaichst  nach  Departements  und  umfasst 

in  j.jilem  lIü  liöli  ros  und  ein  niedereres,  hczw.  eigentliches  Localdicnst-Per.sünal,  das 
im  AUgeiAäiueo  caulionsp^ichtig  ist.  Zu  crsterem  gehört  fUrjedes  Departement 
ein  Dlrector  nnd  ein  Inspector,  dann  Uutorinspcctoron  und  Verincatoren,  in  besonderer 
Stellung  ein  garde- magasin  coutruleor  de  comptabilite.  Der  Inspector  li:it  u.  A.  die 
Verilicatoren  und  in  Superrcvision  die  Einnehmer  (reccveurs)  selbst  zu  etnitroliren, 
die  üntcrinspectoren  und  Verilicatoren,  gewöhnlich  je  1  in  jedem  Arrondissemcnt, 
haben  den  ganzt-n  Dienst  der  Rechnung  k'^^cndeu  ifeamten  icomptaW« und  Ein- 
nehmer spcciell  zu  roiifroliü  ii.  Im  T.ric  il-  nini  eiiroiitürhcn  Einnahmedienst  fiingiren 
fl\r  die  liegistrirung ,  liir  Jic  \  ranLi^uiig  und  EilitlMiug  der  Abgaben  und  fUr  den 
Debit  des  Stemp<^Ipapiei*3  die  Einnehmer  („receve  urs''),  gewöhnlich  in  jedem 
Canton  je  1.  die  H y  |mi f  Ii  ekc  n  be  wahrer .  in  den  Hauptoitcn  der  Departements 
und  meistuüä  iu  denen  der  ArruudissemenLa  je  1.  In  gröss<-ren  Städteu  giebt  usi 
ferner  eigene  Beamte  zur  Controlc  der  Eibfolgeu.  Micth- .und  PachtvertrSge,  wUnd> 
liehen  Efkiftrangen.   (Yignes,  I,  470  IT.,  Josat,  p.  483  ff.,  Block,  dictionn.,  No.  13 


Digitized  by  Google 


1 


508  B.  2.  K.  Steuerreclit  1.  U.-A.  2.  A.  FraDkreich.  §.  211. 

bis  21  im  Art.  Eiircgistromftnt).  Die  Einnehmer  sind,  wie  audero  derartige  französische 
Finanzbeamte  (die  recevcurs  particuliers  der  Arrondisscmcnts  s.  bei  Blocic  u.  d.  WO  auf 
massige  Gehalte  und  aut'Einnahmoantfioile  remisLs'i  ^rcsctzt,  lücrfar  plt  Lin  mit  der 
Summe  abnehmender  (degressiver)  Tarifsrit/. ,  d(>i-  jot/.t  /..  B.  bei  2 — 3  Mill.  auf  0.1, 
bei  3  —  0  Mill.  auf  0.0.5,  bei  Uber  C  Mill.  I  rcs'.  auf  <».01<'/u  sinkt  (Supi.l.  ?en*r. 
Blook's.  p.  185).  Ein  früher  bestüliLudcs  Maximum  «Icr  rcmisps  fincs  Einnehmers 
von  12,000  Frcs.  ist  lSä2  beseitigt  worden.  Ehedem  sind  auch  die  übrigen  Beamten 
do3  Enreglstreinent,  wie  schon  Tor  178U  bei  den  analogen  Abgaben,  auf  solche 
Tantiemen  gesetzt  gewesen«  w»s  eist  1817  beseitigt  wurde,  wo  für  fite  feste  Gebalte 
eintraten.    (Stourm,  I,  i^O.) 

Dieser  steuertechnisch  gerade  bei  dieser  Steuergruppe  be- 
sonders wichtige  Local-,  Inspectioiis-  und  Oontroldienst  ist  der 
Aufgabe,  die  hier  vor  Allem  in  der  vollst än di gen  und  richtigen 
Veranlagung  besteht,  wohl  gut  angepasst.  Für  diese  Veran- 
lagung ist  die  Voraussetzung  die  sichere  Constatirung  der 
Bteuerpi'lichtigcn  Rechtsgeschäfte  und  derjenigen  That- 
sachen,  an  welche  sich  Steuerfälle  anknüpfen,  wie  namentlich  der 
Todesfälle  und  der  Erbfolgen,  sowie  in  allen  Fällen,  wo  das 
Maass  der  Steuerpflicht  sich  nach  der  Werthhöhe  richtet,  wie 
namentlich  hei  allen  Proportional  abgaben,  die  sichere  Fest- 
stellung dieser  Werth  höbe.  Beides  sucht  die  Organisation 
des  Dienstes  zweckmässig  zn  verbürgen.  Die  >Stellung  der  Ein- 
nehmer auf  Tantiemen  trägt  dazu  auch  mit  bei. 

Zur  Mithilfe  in  der  Lösung  dieser  schwierigen  Aufgabe  der 
Rcgistrirungs-  und  Stempelverwaltang  dienen  dann  die  Ver- 
pflichtungen anderer  Behörden  und  Beamten  %n  erforder- 
liehen Anzeigen  (z.  B.  der  Standesämter  in  Betreff  der  Todes- 
fälle) und  znr  Brtheilung  erbetener  Aufscblässe,  die  Be- 
rechtigungen der  Registerbeamten  zu  Nachforsebungcn 
in  den  Acten  anderer  Behörden,  die  Verpflichtungen  anderer 
Behörden  zur  C  o  n  t  r  o  1  e  (z.  B.  der  Gerichte  in  Betreff  der  vor 
sie  kommenden  Urkmidcn,  liccbtsgeschäftc,  Vorgänge  bezüglich  der 
erfolgten  richtigen  Rcgistrirung  und  Stein jiehmg),  endlich  und 
nanientlicii  die  Verpflichtungen  des  Kechtsgeschäftc  ab 
schliessendcu ,  Erbschaften  antretenden  u.  .s.  \v.  steuerpflichtigen 
Public  ums  selbst  zur  Anmeldung,  IJegistrirung ,  Stempelung 
und  die  Androhung  von  Re  cli  t  snachtheile  n  und  Strafen 
bei  Unterlassungen  der  Kegistrirung  und  Stempelung  und  bei 
Verkürzungen  des  Fiscus  (z.  ß.  in  Folge  unvollständiger  oder 
falscher  Angaben). 

Ob  alle  diese  Ilill'sinittel  neben  der  guten  Organisation  des 
Verwaltungsdienstes  ausreieben ,  die  geset/.lielie  Besteuerung  voll- 
ständig und  richtig  durchzuiUhrcn,  darüber  stimmen  auch  in  Frank- 
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reich  die  Urtheile  nicht  ganz  tiberein.  Wo  eiuptindliche  Reehts- 
nachtheile  drohen,  und  die  Betheih'irtcn  selbst  ein  wesentliches 
Interesse  an  der  Krtülhmg  aller  rechtlicheu  Formah'tUtcn ,  an  die, 
sich  dann  die  .Steuer  gleich  anknüpft,  hahcn,  wie  wohl  im  Ganzen 
meistens  beim  Verkehr  unter  Flehenden  und  von  Todeswe<i:en  in 
Immobilien,  da  mag  das  Ziel  der  Besteuerung  wohl  ziemlich 
erreicht  werden.  Jedenfalls  werden  hier  weniger  Fülle  der  völligen 
Unterlassung  der  Steuerzahlung,  bei  ganz  unterbleibender  Regi- 
strirung  und  Stempelung,  als  der  theilweisca  Hiuterziebangi  be^ 
sonders  vermittelst  niedriger  Werthangaben^  vorkommen.  Die  zur 
Verhlitaiig  letzterea  Vergehens  eingeführten  Controlen  der  Ver- 
waltung ,  so  das  eventuell  statthafte  amtliche  Untersuchnngsver- 
fahren  („expertise"),  werden  schwerlich  immer  ausreichen.  Bei 
Verkelirsvorgängen  und  Rechtsgeschilfteo,  welche  sich  auf  beweg- 
liche Werthe,  besonders  auf  Werthpapiere  (Nameospapiere), 
beziehen,  dürfte  auch  die  frauz^^sische  Verwaltong  mit  allen  ihren 
fisealischen  Hilfsmitteln  eine  yollständige  Dnrchfitthniiig  der  gesetz- 
lichen Besteuerung  kaum  erreicht  haben:  das  heikle  Problem  einer 
solchen  „Verkehrsbesteuernng",  das  fHr  die  Beurtheilung  des  Steuer- 
politischen  und  stenertechnischen  Werths  derselben  von  Wichtig- 
keit ist,  weil  eben  die  gleichmässige  Behandlung  des  Immobiliar- 
und  .Mobiliarverkehrs  dabei  wieder  nicht  dnrchilihrbar  erscheint 
Die  ungemeine  Höhe  vieler  Steuersätze,  besonders  des  Immo- 
biliarbesitzwechsels und  der  Erbschaftssteuern,  steigert  natürlich 
die  Hinterziehungs-  und  Yerklirzungsteodenz  sehr.  Die  mitunter 
mögliche  Wahl  zwischen  verschiedenen  Einkleidungsformen  von 
Bechtsgeschäften  mit  verschied^ener  SteuerbOhe  mag  auch  ein  wenig 
in  dieser  Richtung  wirken.  Die  Controlen,  die  bei  diesen  Abgaben 
besonders  wichtigen,  uo entbehrlichen  und  auch  im  (VanzQsisehen 
Hecht  sehr  ausgedehnt  angewendeten  Androhungen  von  Rechts- 
nacbtheilen  und  Strafen  wenden  sich  demgcmäss  gegen  alle  solche 
Versuche,  aber  reichen  schwerlich  immer  fiir  den  Zweck  aus.  Alles 
das  bedingt  unvcrnieidlieli  wieder  tliatsächliche  Ungleichmässig- 
keiten  der  Besteuerung  und  bildet  so  ein  Bedenken  gegen  die 
letztere. 

^.  212.    2.  Kcclani ation en.    Beitreibung.  Zwangsver- 
fahren.   Auch  bei  diesen  Abgaben,  wie  l»ei  den  direeten  Sleucra 
(§.  182)  unterscheidet  das  französisehe  Uecht  einmal  Keclamatiooen, 
welche  aus  Billigkeitsgriinden  um  „Erlass"  oder  Hr 
mässigung"   bitten  und  innerhalb  der  Verwaliungsbehördeu- 
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Instanz  allein  erledigt  werden;  sodann  solche  l\e<  lamationen, 
welche  als  Beschwerden  wegen  unberechtigter  oder  uniichtiger 
Verauliiguiii^  oder  ebensolcher  Zahlungsleistung,  also  wegen  ver- 
letzten Kechts  eventuell  zunächst  chcnfalls  an  die  Vorwaltung 
gehen,  ahor  auch  danach,  bei  unbeliiedigendem  Bescheid  ftir  den 
ReclaniaiiTun ,  oder  gleich  von  vomlieioin  als  St  euer  klagen  an 
die  Gc  richte  gebracht  werden  können  und  hier,  wenn  Zahlung 
schon  geleistet  war,  Restitution  verlangen. 

Das  Recht  der  Verweil  tun  g,  Erlass  oder  Ermässigung 
zu  gewähren,  ist  indessen  bei  diesen  Abgaben  —  dem  VVeseu 
derselben  allerdings  wohl  entsprechend,  also  logisch  folgerichtig  — 
erheblich  beschränkter,  als  bei  aDderen  Stenerii,  so  den 
directeD,  und  wssr  es  früher  noch  mehr. 

Nach  Alf.  5ft  des  Gesetzes  vom  22.  I'riin.  Ylf  war  <Ier  Verwaltung,  Lei  persr»n- 
iichcr  V(>rHntvurÜic])kcit  der  Boanittiu,  Uic  Uewähruiig  ron  Erlaas  oder  Ermääüigung 
der  Abgaben  nnd  Strafen  untersagt.  Docit  hat  mnn  dies  später  beschränkt  auf  die 
einfachen  Abgabesätze  uiul  die  schon  gezahlten  (Straf-)  Aufschlage  dazu  uml 
die  Geldstiufen.  Sind  diese  noch  nicht  bezahlt,  so  kann  der  Finauzmiuister  dai'ur 
Nachlass  oder  'Ermässigung  gewiiliren.  (Jacob,  Note  zu  Art.  59  des'  Rannten  tie- 
set/fS,  S.  53,  Vigncs.  1,  397.  S.  auch  Art.  00  ditiscs  (icsetzes:  .,cinc  gesetzlich 
erliübcne  Registiirgebilhr  kann  nicht  zurUck  erstattet  werden".  Dennoch  Ausnahmen, 
s.  Jacob,  Note  zu  (liescux  Artikel.  S.  54.  Yignes,  S,  .H!»7  ii  ). 

Stcucrklagcn  wegen  verletzten  Hechts  gehen  bei  diesen 
Abgaben  regelmässig  zur  Entscheidung  an  die  0 iviiger ichte, 
welche  auch  alle  Straten  dabei  verhängen. 

Gesetz  v.  Vrim.  \  Art.  05.  Vignes,  I,  HU).  Ein  wesentlicher  Lntcrschicil 
von  der  Sachlage  bei  den  dircctea  Steuern,  wo  die  Ycrwaltun<j;.sjUättz  hier  coiupetcut 
ist  (§.  181).  Bei  den  Itcf  ister-  und  Stempelabgaben  u.  s.  w.,  wo  es  sich  Tef^imässigf 
um  streiti^.^  rn;atiL.  litsfrai;f»n  in  .«olchen  Reclauiationen  liandolt,  —  z.  R.  oh  dn 
liecbtsgescbittt  unter  die  und  die  Tarifpoäitiou  laiU  —  ist  es  nur  folgerichtig  und 
zweckmässig,  hier  die  Civil  Justiz  für  comjißteDt  zn  erklären,  wie  das  auch  andere 
(icset^ebungen  in  ähnlichen  Fällen,  z.  B.  im  Stompelweseo,  gethan  haben. 

Die  Beitreibung  veranlagter  föUiger  nod  unbezahlt  ge- 
bliebener Abgaben  erfolgt  nach  vorausgegangener  Mahnung,  inner- 
halb 8  Tagen  zu  zahlen,  durch  eiuen  Zwangsbefebl  des  eom* 
Petenten  Stenerbeämteu ,  welcher  vom  Friedensrichter  des  Cantons, 
worin  das  Bteueramt  liegt,  visirt  und  fttr  vollstreckbar  erklärt  ist. 
Die  Vollstreckung  dieses  Befehls  kann  aber  durch  die  Wider- 
spruchsklage des  Steuerschuldners  unterbrochen  werden.  Ueber 
diese  Klage  entscheidet  das  Oivilgerieht  des  Stenerbezirks. 

Gesetz  X.  Frim.,  Art.  ()4,  05.  S.  Jacob,  S,  56.  Vignes,  I,  4tl7  Ii".  Keine 
Heriifung  gegen  das  ürtlieil,  Anfechtung  nur  durch  Nichtigkeitsbeschwerde  (Art.  65 1. 
S.  f.  Weiteres  /tun  V<>r;;Ieich  auch  oben  §.  1S2  über  diese  Puncto  bei  den  directen 
Steuern.  Auch  liluck,  dict.,  Art.  Enregistroincnt,  No.  104-lOs.  Vignes,  I,  283  11. 
lilx'r  diese  Verhältnisse  bei  den  Verbrauchssteuern,  wciclic  principiell  bei  den  Yer- 
kehrsstenern  ebenso  oder  ganz  ähnlich  liegen,  während  sie  bei  den  dtrccten  Stenern 
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gop<ii  Frille  St(Mierg:riippen  abwcirli<Mi.  —  Hri  don  zum  Tlieil  nur  kur^i^n  Vt-r- 
jähru ng> fristen  der  Kegistcrabgaben  guwiuat  das  Beitreibangsverfabrca  besondere 
Wichtigkeit. 

Einzelnes  weitere  Hierbergeliörigc,  dann  Uber  Steuers  trafen  und  Bechts- 
n  acht  Ii  eile  im  Folgenden  bei  den  dnzelaen  Abgaben. 

b.  Die  Bi^^istriningsabgaben. 

Gosct2;«ban^  und  Literatur  s.  o.  S.  509  nnd  S.  505. 

21.').  1.  U  r  s  p  r  II  11  Ii:.  Zur  WUrdigiiUi;  dieses  ganze«  com- 
])licirteii  und  den  Vcruiögeiisverkehr  so  schwer  belastenden  Steuer- 
systems ist  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  es  in  seiner 
Grundlage  und  seinen  leitenden  (iiundsätzen  aus  dem  an<ip,n 
regime  heiübergenouunen  worden  ist,  nur  unter  anderen  Namen 
und  mit  Aeiuleruugen  und  Verbesserungen,  sowie  mit  feinerer 
systeniati'^clier  Durchbildung  im  Einzelnen,  freilich  aber  auch  mit 
weit  h(>heieii  Steuersätzen.  Die  Vorgänger  der  heutigen  Kegister- 
abgabeu  sind  die  ebemaligen  Ab^^iihen  unter  dem  Namen  contrOle, 
insinuation  und  centiemc  dcnier  (§.  05),  deren  administrative  und 
steuerteelmisehe  Durelilühruug  formell  bereits  vor  1789  eine  im 
Ganzen  wobl  gelungene  war,  so  dass  Manches  davon  in  der  Folge- 
zeit für  die  Einrichtung  des  Enregistrement  als  Muster  dienen 
konnte  und  in  der  That  in  den  neuen  CJcsetzen  und  Reglements 
Tieli'ach  nur  copirt  worden  ist.  Die  lievoiutionsgesetzgebang  hob 
diese  älteren  Abgaben  und  Einiiebtungen,  mit  Ausnahme  der 
„Insinuation"  auf  (Gesetz  vom  5. — Ii).  Deeember  1790),  führte  sie 
aber  vereinfacht  unter  anderen  Namen  gleichzeitig  wieder  ein,  als 
Abgaben  von  Urkunden  und  von  Eigenthinn ^ wechsel,  zu- 
nächst freilii  li  nach  Normen,  welelie  das  iiscalische  Interesse  nicht 
genfigend  sicherten  und,  nach  den  Ideologieen  der  Zeit,  der  Bereit- 
willigkeit und  £hrliebkeit  der  „Bürger^',  der  gesetzlichen  Steuer- 
zahlung nachzukommen,  zn  viel  zutrauten  (gen.  Gesetz  von  1790). 
Nachdem  dies  durch  die  Erfahrung  erhärtet  war,  yerschiedene 
Experimente  sieb  nicht  bewährt,  die  politischen  Zeitmhältnisse 
aber  begonnen  hatten,  sieh  wieder  zu  klären,  hat  dann  das  grund- 
legende Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII.  (12.  Deeember 
1798)  das  System  des  Enregistrementendgiltigfestgestellt. 
In  diesem  Gesetze  ist  aber  im  Wesentlichen  das  Gute  und  Brauch- 
bare aus  der  Gesetzgebung  der  früheren  Zeit  nur  in  verbesserter 
Gestalt  beibehalten  worden.  Altes,  was  seitdem  legislativ  auf 
diesem  Gebiete  geschah,  bildet  nur  den  Ausbau  des  Systems  des 
Gesetzes  vom  22.  Frimaire  VII. 

A.  Waffner,  FiaMUEwtoaivKlMft.  IIL  33 
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Yortiefflicli  weist  Stoarm,  I,  394 — 443  tiber&ii  die  weuig  Tcrboi|;caon  Yer- 
blDdongsfäden  zviselieti  der  «Jten  und  neuen  Cresetzgcbun^  nacli ,  da  auch  Mer  die 

übliclion  französischen  Illusionen  über  <lie  „>3eulieit'  dos  Steuerwesens  der  ersten 
Kevolotion  ?erbreitet  sind.  Doch  sind  diese  Beziehungen  zwischen  dein  „Neuen"  und 
,,Alten"  anch  schon  früher  von  den  Karliautoren  heincrkt  worden.  8.  auch  Vigues, 
1,  323  ff,  —  D5»s  erste  Gesetz  von  1790  litt  an  dem  allgemeinen  Fehler  der  Zeit,  dea 
Steuerpflichtigen  xn  viel  Elirli«  lil^cit  ztj/ntrauen  und  der  Vt  rwaltung:  die  Mitfol  zur 
Controle.  zur  Eutdcckung  und  Vcrlulgung  der  Hinterziehungen  m  vcrh^agcn  udcr  zu 
beschränken.  Daher  unterblieb  die  Anmeldong  und  Kegistrirung  so  vieler  steuer- 
pflichtiger Hechtsgeschäfte  oder  wurden  namentlich  die  Wert  he  zu  niedrig  ang»'.felHn. 
I)as  Gesetz  vom  Frimairo  YII.  gab  in  allen  diesen  Beziehungen  der  Yerwalfdnpj  die 
nöthigen  Hilfsmittel  wieder,  nachdem  schon  ein  Gesetz  vom  9.  Vendcmiair--  YI. 
f'^O.  September  179")  die  Yerwaltung  ermächtigt  hatte,  bei  Zweifeln  ülu»r  richtige 
Werthangaben  in  den  Urkunden  auf  die  „Expertise"  zurückzukommen.  Biosso  Straf' 
androhoogen ,  fQr  deren  Anwendonj^  die  Handhabe  fehlte,  hatten  tich  nnzulkni^ch 
erwiesen.  Freilich  ist  nicht  7.n  I''iin:nen,  dass  die  Zeit  für  die  Bewährung  eines 
milderen  Gesetzes  gleich  demjeiiii^fin  von  1790  damals  die  denkltar  uniiunstiList-'  war. 

§.  214.  2.  Der  tiiiauzpolitische  Character  der  Kegi- 
^  strirungs a bgaben.  „Die  Einregistiirung  ist  eine  Förmlichkeit, 
welche  darin  besteht,  dass  in  ein  öfteiitln'he.s  liegister  bürgerliche, 
gerichtliche  und  aussergerichtlichc  Urkunden  und  Erklärungen  Uber 
Eigeuthumswechsel  wörtlich  oder  auszugsweise  eingetragen  und 
dabei  zu  Gunsten  des  Schatzes  Al)g:ahcn  erhoben  werden."  So 
definiren  Out'not  nnd  Verpy  iu  ihrem  Artikel  fiber  die  Ein- 
registrirung  (Enrcgistrenient)  im  Rlock'schen  Wörterbuch  (No.  1) 
die  Einrichtung  und  fügen  dann  in  der  auch  bei  anderen  trau- 
zösischen  Autoren  (z.  B.  Vignes)  tiblichen  Weise  hinzu,  diese 
Einregistrirung  habe  einen  doppelten  Character,  den  einer 
öffentlichen  Dienstleistung  im  Interesse  der  Bürger  und  den 
einer  Besteuerung  im  Interesse  des  Staats.  Hiermit  wird  richtig 
der  finanzpolitische  Doppel-  oder  Mischcharacter  der  fran- 
zösischen Registrirungsabgaben  anerkannt:  sie  sind  im  Allge- 
meinen, freilich  nicht  alle  und  nicht  alle  gleichmässig,  „Gebtthren^' 
nnd  „eigentliche  Stenern''. 

a)  Jenes,  soweit  wirklich  ans  sachlichen,  rechts  tech- 
nischen und  verkehrspolitischen  Grttnden,  im  Intmsse  der 
allgemeinen  Ordnnng  und  Sicherheit  des  Verkehrs ,  der  Rechts- 
geschäfte, des  Erbgangs  und  daher  im  wirklichen  Interesse  der 
Näehstbetheüigten  eine  Einregistrirung  erfolgt,  eventuell  auch  obli- 
gatorisch ist  —  ein  Umstand,  welcher  dea  „Gebtthrencharacter'' 
der  dabei  erhobenen  Abgabe  nicht  aufhebt  —  und  die  Abgabe 
naeb  ihrer  Höhe  in  „angemessenem",  d.  h.  zu  der  Vergeltung  des 
„Dienstes'',  der  verursachten  Kostenprovocation  nnd  der  erforder- 
iichen  Beitragsleistung  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Kegister- 
einrichtung  —  soweit  diese  letztere  eben  im  Verkehrsinteresse 
liegt  —  in  „richtigem  Verhäitniss"  steht. 
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Ganz  scharte  Kntcriuu  zur  Feüblcllung  IcUtercr  Momente  felilen  zwar  der  Natur 
der  Sache  nach.  Ait^r  tin|[;ef&bre  A.nhaltspancte  zar  Ahsehätziing  bieten  sich  und 
reichen  aus.  Der  (!o'ii!hrfnrhara<  tfr  der  Ahg"abc  wird  -mrh  noch  nicht  < hin  Ii  ilie 
Abütufuüg  der  letzteren  nach  duu  Werthgrösscn,  auf  «reiche  sich  die  liecht»- 
geschüfte  v.  9.  w.  beziehen,  aofgehoben.  Denn  einmal  bietet  die  Proportion  zwischen 
dieser  Wrrtligrössc  und  der  Höhe  der  Abgalie  itnnu.'rhin  i^fti  ein  Mrikmal  zur  Bi'- 
messung  der  ungellhren  Bedeutang  der  durch  die  KegiäteruiurichtQng  Fcrtreteneu 
„öffentlichen  Dicnstleistun*^"  and  sodann,  was  noch  mehr  zntrifit,  lisst  sich  nach  einer 
solchen  Proportion  die  VertheiliinL:  d-  r  Gcsamnitkosten  der  Einrichtung  am  Besten  auf 
die  einzelnen  Fälle  der  Dienstleistung  vürnehmen.  Auch  eine  „Proportionalab- 
gabe", wie  im  französischen  Registerwesen,  verliert  daher  den  Ge  bühre  n character 
noch  nielit  röUif.  S.  auch  Fin.  II,  277  (f.,  bes.  §.  293«  Vigne»,  I,  323,  330  ff. 

b)  Eigentliche  Steuern  sind  die  französischen  Registrirungs- 
abgabeii  dagegen  in  allen  den  Fällen,  sie  nicht  Gebühren, 
und  in  allen  denjeni^^en,  wo  sie  nur  theilweise  Gebfihren  sind: 
daher,  wo  kein  hachlicher,  rechtstechnischer  und  verkL'lir.^politischer, 
sondern  nur  ein  fis c alisehcr  Grund  die  Eiuregistriruug  einer 
Urkunde,  eines  Kechtbgestlialts,  eines  Vorgangs  u.  s.  w.  bedingt 
und  wo,  selbst  wenn  Grtlnde  ersterer  Art  vorliegen  und  daher 
eine  wirkliche  öflentliche  Dienstleistung  stattfindet,  die  [f<>he  der 
Abgabe  nach  den  vorhin  augedeuteten  Merkiualea  die  tür  eiue 
„Gebühr"  zulässige  Höhe  Übersteigt. 

Hiernach  sind  die  Registerabgaben  Frankreichs  theils  nach 
dem  ersten  Umstände,  weil  nur  ans  fiscaliscbem  Grunde  die 
Registrirnng  verlangt  wird,  theils  und  im  Ganzen  mehr  noch  aus 
dem  zweiten  Grunde,  weil  die  Höhe  der  Abgabesätze  eine  sehr 
bedeutende  ist,  weit  überwiegend  eigentliche  Stenern,  welche 
daher  nach  stenerpolitisehen  und  stenertechniscben  Gesichftqrancten 
zu  benrtheilen  sind.  Bios 9  „Gebühren"  sind  unter  den  Register- 
abgaben kaum  vorhanden. 

Ob  und  in  welchem  Maasse  die  einzelnen  Registerabgaben  nur 
Steuer  oder  mehr  oder  weniger  Steuer  oder  Gebühr  sind,  ist 
wesentlich  nach  allgemeinen  sachlichen,  rcchtstechnischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  zu  entscheiden. 

In  Frankreich  i^t  man  auch  Seitens  der  Fiuauzioäuner  (z.  Jl.  Vignes,  I,  d30tt.) 
zu  sehr  geneigt,  die  nach  der  specifischen  Bechtstechnik  des  französischen 

Civilrcchts  und  Proccssrechts  gebotenen  Einrcg-istrirungcn,  obligatorischen  Kr- 
kläruugen  über  Eigenthums-  und  Besitzwechscl  und  sciiriltliclien  Beurkundungen  schon 
immer  als  hiullin^liche  sachliche  Boürundungeu  der  Präsumtion  eines  „öffent- 
lichen Diensts''  und  daher  der  Erliebung  einer  „Gebühr''  in  der  Abfiabe  anza- 
efkennen,  was  in  die^-er  Allgemeinheit  nii-ht  zugegeben  weiden  kann.  Es  liegt  dieser 
Ansicht  die  andere  zu  (irunde,  dass  die  französischen  civil-  und  prooessrechtlicheu 
Bestimmungen  die  an  sich  juristisch  gebot' mit  >ii,<l,  \\as  ^chon  durch  die  Ab- 
weichiin?;-cn  anderer  l{eehtssyst*>]nf  widerlegt  wird.  Nai  !i  t  i  n  a  n  / wi  s  s. n  s  i  Ii  n ft - 
lieh  er  Auffassung  sind  die  französiüchen  Ke<^isturabgal.)en  dalicr  in  noch  geringLrcm 
Maassc,  als  nach  der  oben  angedeuteten  Ansicht,  und  mitunter  tiberhaupt  nicht  Jiiobr 
„Gebubrea'S  vo  sie  es  nach  letzterer  noch  sind. 

83* 


Digitized  by  Google 


514        &  B.  2.  K.  Stenetrecht  1.  H.-A.  2.  A.  Ffankroich.  §.  214. 

DemgemUss  sind,  weon  man  einige  Hauptfillle  betrachtet, 
gencrisc'li  die  an  den  Eigenth  um s Wechsel  von  Immobilien, 
unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen,  unter  lästigem  Titel  oder 
unentgeltlich  sich  knüpfenden  Registerabgaben  ebenso  wie  die 
Hypothekenabgaben,  entschieden  zum  Theil  Gebühr  and  als  solche 
gerechtfertigt.  Auch  von  Abgaben  fttr  Eintragungen  in  solche 
Register,  welche  aus  recbtstechnischen  Gründen,  z.  B.  im  Gebiete 
des  Handelsrechts,  Gesellst haftsrechts,  geführt  werden,  gilt  dies. 
Die  Registerabgaben  von  KccbtsgescbUften  bezüglich  beweglicher 
Objecte  und  bezüglich  der  blossen  Nu tzungs Übertragung  von 
Immobilien  (Pacht-  und  Miethverträge)  fallen  dagegen  im  Alige- 
meinen aus  dem  Gebühren  gebiet  ganz  heraus.  Auch  von  den 
Erbschaft sabgaben  als  solchen,  soweit  sie  sich  nicht  auf  Immo- 
biliamachlass  beziehen  und  nicht  an  sachlich  allgemein  begründete 
Amtshandlungen  der  Gerichte  u.  s.  w.  sich  anscbliessen,  gilt  das- 
selbe. Ebenso  von  zahlreichen  einzelnen  Verti^en,  Urkunden, 
Gesehitften  aller  Art,  welche  die  französische  Gesetzgebung  direct 
oder  indirect  —  so  namentlicb  bei  Prodncirung  vor  Gericht  — 
der  Registrirnng  und  den  Abgaben  daftir  unterwirft,  z.  B.  Heiraths- 
yerträge,  Versteigerungen,  Submissionen  von  Arbeiten,  Lieferungs- 
vertrage,  Schenkungen  u.  t.  a.  m. 

Das  französische  Gesetz  vcilaugt  iiit  lit  von  allen  Urkunden,  Vertiüge»,  Kechts- 
gescliäfteu  unbedingt  die  Uegisdirong.  sondern  nur  von  speciell  genannten, 
die  innerbaU)  i>eset/.lklicr  l*n>ten  unter  Strafandrohung  registrirt  wrrdon  müssen. 
Aber  auch  für  andere  Urkunden  u.  s.  w.  besteht  ein  bedingter  oder  indirecter 
Rfl^tstririingssitrBnir.  indem  ron  denselben  „weder  in  Dlfentlidhen  Urkunden  noch  ror 
(ji  richt  noch  vor  ii'L'-etid  einer  i-iiitresetzten  Behörde  (i«'Iiraurh  sremat-lif  werden  darf, 
bevor  die  Ivcgiätriruug  stattgefunden  liar\  was  dann  die  AbgabepiiichÜgkeit  und 
Zftblnnpr  bedingt  (<3eset2  vom  22.  Prim.  Vtl..  Art.  28,  42—44,  47,  48,  Gesetz  fem 
2^.  April  ISIO,  Art.  57).  Auch  liei  doii  utibrilingt  in  regist rircn den  Urhiiidcn  u.  s.  w. 
liegt  auäser  in  der  Strafandroliung  und  iu  der  unmittelbaren  Gefahr,  in  Betreff  der 
unterlaflsenon  Registrirang  nnd  Abgabezahlnng  entdeckt  und  dann  bestraft  zu  werden, 
ein  uiUehtiges  Compelle ,  die  Kcgistrirung  wirklich  rnmelimen.  zu  lassen .  in  dem 
drohenden  Uecktsnachtheil,  die  Urkunde  nicht  m  Gericht  u.  s.  w.  produciren 
m  ltdnnen  und  wenn  letzteres  evoiCQell  geschehoi  rnnss,  um  so  sicherer  der  Strafe 
far  ant<»iassene  Begistrirang  za  verMeo. 

Man  liat  mit  Rücksicht  auf  diese  Yerhältiiisse  dann  bisweilen  die  Ansirlit  V'T- 
trcten,  die  französische  iicgistrirungsabgabc  sei  eben  auch  allgemein  der  Preis 
—  und  insofern  wenigstens  ftr  einen  Theil  ihres  fietrai^  wieder  allgemein  eine 
„(ieltühr"'  —  welcher  fiir  die  allgemeine  ven  dir  Keehtsordining  anerkannte  Verwend- 
barkeit der  Urkunde  als  rechtliches  Beweismittel  be;utblt  werde,  sei  eine  Bezahlung 
für  den  Schutz,  welchen  die  Gesdkchaft  den  Rechtsgeschäften  n.  s.  w.  zu  Theil 
werden  lasse.  Darauf  läuft  B.  eine  diese  Abgaben  mit  lie^riiTidi  inle  Bemerkung 
von  Vignes,  I,  322  (womit  die  Ausführung  eb.  S.  '{30  tt.  za  vergleichen  ist) 
wenigstens  mit  hinaus.  <ianz  unhaltbar  ist  diese  Auffassung  wohl  nicht.  Sie  wUrde 
indessen  folgerichtig  einen  allgemeinsten  und  unbedigten  Kegistrirungszwang  aller 
dt.-nkbaren  Ki  i  Iitsj.'schäfte  niit  entsjjreehender  Ab^abepflichtigkeit  und  sonstigpr 
^'ichtigkeit  (Nullität,  voller  Ungiltigkeit)  bei  unterlassener  Kegistrirung  fordern,  was 
an  der  Durchführbarkeit«  ron  anderen  Bedenken  abgesehen,  scheitert.   Dnd  das  ist 
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auch  g:cgen  die  AuffEtöSung  bei  dem  bcbtcbcudeii  fraozibischca  Syistciu  eiiizuwendou : 
Cä  ist  und  bleibt  zu  zufällig,  daher  in  der  Pnuds  zn  vugleichioässig,  ob  tind 
welche  Urkunden  registrirt  und  belastet  werden  und  wi'^  man  den  Tarif  nai  fi  <ler 
Voncbiedeobeit  dai  Kechiägescbäfte  u.  s.  w.  gestaltet  Die  wirkliche  Beoutzuiig  einer 
Urltonde,  z.  B.  als  Beveismit^  tor  Gericlit,  rechtferti|i^  daher  aveb  noch  niclit  die 
französis 'lie  Foiulorung  der,  wenijrstens  nachtrri'jlirlien  Reg-isfrinin:;  und  Ab!;al>ezahlunü-, 
diu  immer  iu  einer  Menge  auderor  Faiie,  wo  ca  uicbt  zu  einem  Kechtsstreit  kommt, 
unterbleibt  Das  richtige  (Jebohrenmoment  in  den  „Gerielitskosten'''  bei  Processim 
lieg^t  dooh  nicht  bei  Re{?i.-<terah^aln  M  von  fr-erichtlich  zu  prodii.  in  /id.  ji  Lrkuuden  vor. 
Yoa  der  allgemeinen  Unzulitesiffkeit  das  Theorie,  die  Besteuerung  aut'  den  „Schatz- 
gesichtspunct"  („protection  fiodale^)  zu  beg rOnden,  soll  hierbei  gar  nicht  einmil  geredet 
weiden  (s.  Fin.  II,  §.  840,  418). 

Aach  in  deiüenlgeii  FSllen,  wo  die  französische  Register- 
abgabe generisch  nach  der  Art  der  betroffenen  Beohtsgesehttfte} 
Vorgänge  und  Urkunden  eine  „Gebtthr'^  in  sich  sehliesst,  bleibt 
die  Abgabe  aber  nach  ihrer  Höhe  regelmässig  doch  zum  grössten  . 
Theil  eigentliche  Steuer,  die  nur  als  solche  beurtheilt  und 
eyentueli  gerechtfertigt  werden  kann.  Auch  die  Imm  ob  iiiar- 
ge sehäfte,  Eigenthumswecbsel  n.  s.  w.  sind  dieser  Höhe  der 
Abgabesätze  nach  in  Frankreich  weit  mehr  wirklichen  „Steuern 
als  „Gebflhren"  unterworfen. 

Vgl.  daher  die  Tarifsätze  de»  Euregistremciit.  h<-ii.  die  Priipoitiunalabiiabcu  unten 
in  §.  218.  Z.  B.  5,5,  mit  den  Üecimen  O.S75"  ,j  Abgabe  von  Verkäufen  von  Immo- 
bilien; 1,  3,  0.5.  7,  nebst  25%  Zuschlag  bei  den  ErbscliaftSiibj^al.i  n  ücber 
V4  des  Ertrags  des  eigentlichen  En registrement  126.32  Mili.  \ou  405.34)  kommt 
alim  auf  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von  Immobilien  unter  Lebenden,  mit  Anaacliluiia 
ron  besonderen  Fallen,  z.  B.  bei  Verkäufen  b*dnii's  Theiluag  unter  Mitcrbcn  u.  a.  m. 

Welcher  Theil  der  Registerabgabe  auch  in  den  Fällen^  wo 
letztere  wirklich  yiGebflhr''  mit  ist,  als  „Gebühr*',  welcher  als 
„Steuer''  anzusehen  ist,  lässt  sich  natflriich  nicht  ziffermässig, 
sondern  nur  begriffsmässig  scheiden,  daher  auch  in  den  Erträgen 
nicht  trennen.  Jedenfalls  ist  aber  die  „Steuerquote"  erheblich 
grösser  als  die  „Gebtthrenquote".  Im  Folgenden  kommt  die  Register- 
abgabe nur  als  Steuer  zur  Erörterung. 

Was  im  Vorausgehenden  rem  finanzpolitischen  Gbaracter  der  Regiätrirungs- 

abgabcn  gosaj^t  worden  ist,  frilt  imitntis  uiutandis  im  Weseutlichen  auch  von  'Vm 
Hypotheken-,  Uerichtsscbreiberei-  und  den  in  StempeUorm  erhobenen  Abgaben.  Die 
beiden  eretteren  sind  in  der  Ifouptsache  nur  „Gebühren**,  die  letzteren  umgekehrt  ganz 
überwici^end  „Steuern",  doch  enthalten  auch  die  fraiizfisiskli 'ii  Hypothekeugebühren 
fUr  die  „Uebentchroibung"  von  Immobiliarbeäitz«recIn>el  ein  starkes  iSteuerelewent, 
8.  §.  219. 

§.  21.5.  3.  Der  stcuerpolitische  Character  der  fran- 
zösischen Kegisterabgaben,  daher  derjenigen,  welche  nur, 
und  der  übrigen,  soweit  als  sie,  „Steuern"  sind.  Die  iiber- 
mäßsi|!re  A iis dchuuiifi-  und  Höhe  dieser  Abj^aben,  auch  wenn 
dieselben  als  Steuern  aulgelaüst  werden,  daher  die  eiiii^eitiuc  und 
Ubertnebene  üscalische  Tendenz  in  der  Entwicklung  dieses  ganzen 
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Abgabesystems  ist  nicht  wohl  zu  leugnen.  Sie  ergiebt  sich  aus 
jedcDi  Blick  in  den  Tarif  uud  aus  der  Vergleiohung  mit  den 
gleichen  oder  äbnlicben  Abgaben  anderer  Länder.  Damit  wird 
aber  in  steuerpolitischer  llinsicLt  doch  nur  ein  Uebermaass 
constatirt  uud  gerügt,  das  Abgabesystem  im  Ganzen  ond  in  seinen 
\vi<  litjgcreu  Theilen  ist  unabhängig  von  diesem  Uebermaass  des 
Fiscalismus  vom  Standpnnct  der  allgemeinen  und  der  i'ran- 
zösischeu  ^Steuerpolitik  aus  zu  cbaracterisiren. 

a)  In  eroterer,  in  allgemeiner  Hinsicht  entspricht  ein  Ver- 
kehrssteuersystem,  wie  dasjenige  der  französischen  Registerabgaben 
(und  im  Ganzen  auch  der  Stempelabgaben)  den  Anforderungen, 
welche  für  ein  moderoee  Steuersystem  anfzuatellen  sind:  es  greift 
da  ein,  wo  die  übrigen  Stenern  rechtlieh  oder  factisch  Lttcken 
lassen  und  daher  einer  Ergänzung  nnd  eines  Ersatzes  be- 
dttrfen. 

Die  principlelle  Bechtfertignng  solcher  Verkehrsstenem  und 
das  prinoipielle  Verlangen  danach  für  ein  ordenUieh  ausge- 
staltetes Steuersystem  unserer  Periode  bei  hoch  entwickeltem 
Oreditrerkehr,  regem  Besitzwechsel,  beim  Bezug  von  zuiUllig  an- 
gefallenen oder  speculativ  erstrebten  „Conjanctnrengewionen''  aller 
Art  in  Folge  solchen  Besitzwechsels,  Uberhaupt  bei  einer  Tolks- 
wirtbschafUichen  Organisation,  wie  der  heutigen  wesentlich  privat- 
wirthschaftUchen  in  dem  Gebiete  unserer  Gulturvölker,  ist  in  unserer 
,,allgemeüien  Steuerlehre''  (Fin.  II,  S.  489  ff.,  452^  ff.)  näher  be- 
gründet worden;  ebenso  die  Rechtfertigung  des  und  das  Verlangen 
nach  einem  Erbschaftssteuersystem,  welches  ein  Bestandtheil  des 
französischen  Registrirungsabgabensystems  ist  (Fin,  II,  S.  476  flf.). 

Alles  dort  früher  Ausgeführte  nödiii^t  uns,  rechtfertigt  cä»  aber 
n.  K.  aiR'b,  principiell  da.s  Ii  anzüsische  En registrement 
III  i  1  s  i:  i  n  c  n  S  t  c  u  e  r  n  (und  ähnlich  d;\s  S  t  c  m  p  e  1  w  c  s  c  n)  gegen 
die  zu  weit  gehenden  allgemeinen  Augiille,  die  es  als  Be- 
steuerung sc  in  rieht  ung  öfters  erfahren  bat,  in  Schutz  zu 
nehmen.  Bcblände  es  nicht,  so  miisste  man  es  -~  unbeschadet 
der  Frage  seiner  Ausdehnung,  Einrichtiuig  im  Einzelnen  und  der 
Höhe  »einer  Steuersätze  -  steuerpolitisi  h  verlangen,  wie  es  auch  in 
anderen  l.Hndern  zu  verliingen  ist.  Denn  auch  durch  die  noch  so 
\'*iMI;ommene  Einrichtung  der  iibriu-en  Steuern  ist  die  einmal  zur 
Verwirklichung  der  oberaten  fetcueiprincipicn  zu  fordernde  syste- 
matische Ausge^^tnltnnn-  des  Stcuerwesens,  namentlich  die  recht- 
liche und  thatsäcbliühc  Erfassung  und  wenigstens  einigermaasseu 
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gleichmässige  Belastung  aller  Erträ«;e,  Einkommen,  Gewinne  u.  s.  w. 
nicht  zu  erreichen.  Eine  „Verkebrsbesteuerung",  wie  Eiiregistrenicnt 
und  Stempelwesen ,  ist  freilich  ein  ziemlich  rohes  und  an  sich 
wieder  recht  unvoUkuiniucnes  Hilfsmittel  zur  Annüherung  an  dieses 
Ziel,  aber  imnierhin  ein  Hilfsmittel,  dc«scn  Fehleu,  bei 
seiner  son.sti^'en,  wcuigfetotis  partiellen  Unersetzbarkeit  durch 
Ausgestaltungen  der  übrigen  bleuem,  schiiajmer  ist|  als  seine 
Fehler  sind. 

Aimi-sicbts  ilcr  .•igeiitliiimlir-l)en  jUntrsfon  Preis^ebuiig  seiüer  eigciiea  fraliercu, 
im  Kern  dock  haltbare.n  „Yerkehriüitcuertheorio"  seituos  L.  v.  Steiu's  glaw)»«'  ich 
ancli  an  dieser  Stelle  dies  Iierroriielieii  m  sollen,  gerade  bei  der  Besprechung  <Jest 
litig-stcu  und  tur  dif  ]iriiiciiiit!llen  (leuner  güQstigstcn,  weil  so  berechtigten  Eiti- 
wäodea  wegen  tiäcaiischei  Maasslosigkeit  ausgesetzten  practischen  Beifipieis  der  Y<  r- 
kebrsbestenerang.  Ich  halte  Stein  gegenüber  (4.  Anfl.  der  Finanzwissenschaft  II, 
152,  5.  Aufl.,  II,  2.  Abth.,  S.  212)  meine  Ausführungen  im  2.  Bande  meiner  Finanz- 
wissenschaft (bes.  S.  439  ff.  u.  §.  469,  470)  aufrecht  und  bin  durch  das  g^enanere 
Studium  des  französischen  Enregistremcnt  in  mciitcr  Auffassung  noch  bestärkt  worden. 
S.  auch  die  Bemerkungen  über  und  gegen  Stein  in  meinem  AiiiVat/t-  ..I  inunzwissen- 
sdiaft  and  Staatssocialismas"  I,  Tab.  Ztschr.  188S,  &  43  Note.  S.  4a  Note. 

b)  Im  französisoben  Stenersystem  speeiell  nimmt  aber 
EnregistremeDt  (and  StempelweBen)  ToUends  eine  an  nnd  fUr 
sieb  ganz  berecbtigte  Stellung  ein.  Es  bildet  bier  eine  niebt 
unpassende  Ergänzung  der  direeten  Steuern,  u.  A.  naeb  seiner 
Wirkung,  als  Besteuerung  von  Besitz,  von* Rentenquellen,  also 
aucb  des  fundirten  Einkommens,  tlberbaupt  einfgermaassen  einen 
Ersatz  der  fehlenden  direeten  Einkommen-  und  Vermögens- 
besteuerung und  einen  Ausgleiebungsfaetor  neben  den  so 
ausserordentlicb  entwiekelten  indirecten  Verbranebsstenern  (inneren 
und  Zöllen}.  Dies  gilt  von  dem  Enregistrement  sowobl,  soweit 
es  Recbtsgesebftfld  unter  Lebenden  betrifft,  als  namentlieb  aueb, 
soweit  es  die  Erbscbaftebesteaerung  in  sieb  enthält.  In  seiner 
Wirkung  derjenigen  von  direeten  Stenern  wesentlich  gleichkommend 
und  nach  diesem  entscheidenden  Moment  mehr  zu  diesen  als  zu 
den  „indirecten"  gehörig,  mit  denen  es  sonst  wohl  zusammen- 
gezogen wird,  stellt  es  so  auch  das  Gleichgewicht  zwischen  diesen 
beiden  Steuerarten  mehr  her.  Das  ist  auch  bei  Vcrgleichung  der 
französischen  mit  anderen  Besteuerungen  zu  beachten.  Und  wenn 
Frankreich  mit  Recht  dafür  getadelt  wird,  dasä  es  die  eigentlichen 
direeten  Staatssteuern  neben  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nicht 
genügend  eniwickeit,  die  Einflihi  im-  einer  eigentlichen  Einkoiiimen- 
steuer  unterlassen  hat,  so  mnss  (üe>(»r  Tadel  im  Hinblick  auf  das 
Enregistrement  (und  den  bteniiKl)  doch  erheblich  eingeschränkt 
werden.   Denn  mindestens  theii weise  wird  durch  letzteres 
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in  Bezug  auf  die  Vertbeilung  der  Stenerlast  etwas  Aenliches  erreicht 
als  dureb  die  Einkommen-  oder  eine  ihr  verwandte  Steuer  (x.  B. 
eine  allgemdne  Vermögenssteuer). 

Die  Frago  läuft  dann  insofern  auf  eine  Steuer  technische 
hinaus:  auf  die  Wahl  der  einen ,  der  directen  Steuer,  der  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer y  oder  des  Enregistrements  und 
Stempels  zur  Erreichung  desselben  stenerpolLtischenZiels.  Wenn 
man  auch  hierbei  die  erste  Steuerart  meines  Erachtens  mit  Kecht  vor- 
zieht, so  sind  doch  gewisse  Vorzüge  auch  der  zweiten  nicht  zu 
verkennen,  —  immer  zunilclist  nur  die  priucipicllc  Fra^c  nach  der 
ganzen  Stcuerart  gestellt,  ohne  Kücksicht  auf  die  specicUc 
Ausgestaltung,  welche  Enregistrement  und  Stempelwesen  in  Frank- 
reich gefunden  haben.  Denn  diese  Ausgestaltung  ist  uieht  die 
allein  iiiügliche  und  kann  und  njuss  vielt'acb,  vollends  in  den  hohen 
Steuersätzen,  preisgegeben  werden,  —  Sätze,  welche  freilich  die 
nothwendige  Folge  eines  enormen  Finauzbedartr?  siud  (§.  225)  — 
ohne  dass  damit  dasPrincip  solcher  Besteuerung  lallen  gelassen 
wird.  Sicherlich  verbleiben  t'reihch  auch  bei  einem  maassvolleren, 
weniger  ausgedehnten,  weniger  tiscalisch  tibertricbcncn  \  crkehrs- 
steuersystem  in  der  Weise  des  iVanzüsisi'hcn  Enregistrements  (und 
Stempels)  immer  noch  viele  Bcdcuken  und  Nachtheile,  steuer- 
techüisehcr  wie  pnneipieller  stcuerpolitischcr  Art,  Bedenken,  welche 
in  den  Priucipien  einer  solchen  Besteuerung  begründet  sind,  also 
sieb  nicht  völlig  beseitigen  und  nur  theilweise  durch  passende 
Einriehtungsmodalitüten  vermindern  lassen.  Aber  es  fragt  sich 
eben,  ob  diese  Bedenken  erheblicher  sind,  als  bei  einem  Einkommen- 
(oder  Vermögens-)  Steuersystem  oder  gar  bei  einem  Ertragssteuer- 
System.  Nur  so  vergleichsweise,  daher  relativ  lässt  sich  der 
grössere  oder  geringere  Werth  oder  Unwerth  einer  Stenergattung 
in  eioem  conereten  Falle  aber  richtig  beurtheÜen. 

Dieser  steuerpoHtisehe  Character  der  Einregistrirung  als  eines 
wichtigen  Ersatz-  und  Ergänzungsglieds  der  französischen 
Besteuerung  ist  im  Uehrigen  genauer  nur  aus  den  grundlegenden 
Bestimmungen  der  bezüglichen  Gesetzgebung,  daher  namentlich  des 
Hauptgesetzes  vom  22.  Frimaire  VIL  (12.  December  1798)  abzu- 
leiten. Zur  Barstellung  dieser  Bestimmungen  wenden  wir  uns 
jetzt  zunächst,  um  dann  zum  Schluss  noch  einmal  in  einem  kritischen 
Rückblick  auf  den  steuerpolitischen  Werth  der  Registriruogsabgaben 
zurück  zu  kommen  (§.  225). 

S.  bes.  Vigncb,  1,  33iJ  ff. 


Digitized  by  Google 


Bogistembguben.  System.  Piüicipioft, 


519 


§.  216.  4.  Das  System  und  die  leitenden  Priücipien 
der  Eiurc^isti  iruüg  uüd  des  Abgabewesens  dabei. 

a)  Gruudöiitzc.  Der  allgemeine  Grundsatz,  welcher  die 
Regel  aufstellt,  ist,  dass  alle  der  Kegistrirung  unter- 
worfenen Urkunden,  Rechtsgeschäfte  und  Handäude- 
mngcn  (mutations)  auch  abgabepflichtig  sind.  Theiis  zu  diesem 
Zwecke,  thcih  oder  zugleich  schon  aus  rechtstechniBchen  Gründen 
ist  die  —  directe  oder 'indirecte  —  RegistriraogspfHcht  weit 
ausgedehnt,  öie  tritt  präsumtiv  überall  ein,  wo  es  sich  um 
Urkunde,  Rechtsgeschäft,  Handänderung  handelt  und  wo  das  Gesetz 
nicht  ansdrticklich  von  der  Registrirung  absieht  oder  wo  aus  der  Ans- 
lassQDg  bei  denjenigen  speeicUen  Fällen^  in  welchen  in  Ermangelung 
Ton  Urkunden  ^lErklHrangen*'  verlangt  werden  (s.  u.)«  das 
Fehlen  der  Registrimngspflieht  —  wenigstens  bis  aaf  Bezugnahme 
vor  Geriehten  u.  s.  w.  —  implicite  folgt,  endhch,  wo  aus  gewissen 
coneludenten  Thatsachen  hervorgeht»  dass  eine  Uehertragung 
von  Eigenthnm  oder  Nutzniessung  von  Grundsttteken,  welche  gesetz- 
widrig nicht  registrirt  worden  ist,  stattgefunden  haben  mnss. 

8.  iur  letzteren  Puuct  Gesetz  vom  Krim,  MI..  Art.  12,  13,  z.  B.  Kintraguiig 
eines  neoeo  EigenthUmers  in  die  Grundäteuerrollc.  ZaLlun«^  von  Steuern  durch  ihn, 
Eingehung  von  Mieth-  und  Pachtverträgen.  Hock,  S.  1S4  generallsirt  daher  zu 
saht,  wenn  er  sagt:  „dem  Princip  uach  wird  daä  abgcächlosbeue  Kecht;>gei>chäft,  nicht 
die  daraber  «ofgeDommeue  Urlknnde  be&teuerf*.  S.  unten. 

Nur  in  bcochränktcm  Maasse  bestehen  AuMi;ilimen.  Einmal  der 
Ecgiütrirungäpfiicht  selbst,  so  u.  A.,  ausser  fiU*  Uikundeu  der  Kügicrung,  der 
ölfeutlichen  Verwaltungen  (wo  aber  Verkänfe  und  gewisse  Verträge  wieder  zu  TCgi- 
strircn  sind),  fiu*  Steuerquittungen,  für  Eintragungen  und  licbertragungcn  unter 
lüstigem  Titel  (also  u.  A.  nicht  im  Erbgang)  im  grossen  Staatsäcliuldbuch.  Kernor 
werdcu  eine  Anzahl  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  uuonigeltlich  (/..  B.  für  die 
Heirath  „Armer'').  Endlich  werden  manche  Urkunden  zvaür  registrirt,  aber  die  Ab- 
gabe .  iii^tw-eilen  nur  ins  Debet  gesclii  li  ben,  wo  es  dann  von  d''ii  Tm'itiUiden 
abhängt,  ob  spater  eine  Boitreibimg  erfolgt.  (S.  Vignes,  I,  365— 36b,  wo  die  Gc- 
aetzeastellen,  Bleck,  dict  Art.  Enregistr.,  No.  110 — 119.) 

R  eg i s  t r  i  r  u  Ii  g  s  pl'  1  i  c  h  t  i  g  und  a  \s  ^  a  b  c p  t'l  i  c  h  t i  g  sin  d  <  1  a  i i.\ch 
in  der  Regel  alle  gerichtliche  und  aussergerichtliche, 
notarielle  Urkunden,  ferner  auch  solche  private  (unter 
Privatuntcrsehrift)^  welche  unter  Lebenden  wie  im  Sterbefall  Eigen- 
thum  und  Isutzuiessung  an  unbeweglichen  Gütern  übertragen, 
Miethe  und  Pacht,  Unterpacht^  Ccssiou  von  Pacht  u.  dgl.  m.  bei 
diesen  Gütern  betreffen;  endlich  auch  solche  andere  Privat- 
urkuuden,  von  welcben  vor  Gericht  oder  Behörden 
Gebrauch  gemacht  wird  (S.  514).  Hier  wird  also  nicht  das 
Rechtsgeschätl  schon  als  solches,  sondern  nur  das  schriftlich 
.  beurkundete  zur  Eiutraguag  uud  Abgabeeutricbtuug  verpMichtet, 

♦ 


Dlgitized  by  Google 


520     6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.>A.  2.  A.  Frankieich.  g.  216»  217. 


aber  nicht  die  Schriftlichkeit  unbedingt  verlangt  und  etwa 
zur  Voraussitzmig  der  Rechtsgiltigkeit  gemacht. 

Dazn  treten  jedoch  Fälle,  wo  ein  Rechtsgeschäft  als  solches, 
bezw.  eine  llandänderuDg  (nnitation)  als  solche  der  doppelten 
Verpflichtung  unterliegt  und  daher,  bei  tehlonden  rrkuuden  {aho 
u.  A.  i-egelmU.8sig  bei  IntestaterbibJge,  liei  \idcu  hcbeDkiingen)  inner- 
halb bestiimnter  Fristen  unter  Stralandruhuiiir  abzugebende  Kr- 
klär un gen  zur  Ertüliung  dieser  Verj)fliclitungcn  vorgeschrieben 
sind.  Dabin  ji:cbört  jede  Uebertragung  des  Eigenthiinis  oder  der 
Nutzniessung  unbeweglichen  Guts  unter  Lebenden,  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Guts  im  bterbelail  (beides  schon 
nach  Gesetz  von  1801),  ferner  jetzt  auch  jede  Uebertraguug  der 
Nutzung  unbeweglichen  Guts  (also  alle  Pachten  und  Mietben, 
mit  Ausnahme  mündlicher  Vermiethangen  auf  höchstens  3  Jahre 
und  für  höchstens  100  Frcs.  jährlich)  und  jede  Uebertragang  zü 
Eigentham  unter  lästigem  Titel  von  Handelsfonds  n.  dgl. 
(fonds  de  commerce  ou  de  clientöles). 

Btidts  letztere  der  Dcclarationsp flicht  unterworfen  durch  Gesetz  vom 
23.  März  1S71,  Art,  11  (s.  Dejeau,  p.  13  ff.,  uiit  den  Noten),  bezv.  (iettetx  vom 
28.  F'ebruar  1S71 ,  Ait.  7  u.  s  (eb.  p.  117);  die  beiden  älteren  Vorschriften  schon 
im  Gesetz  vom  27.  Veut.  IX.,  Art.  4,  in  Verbindung  mit  22.  Frim.,  Art.  12,  22,  24,  38. 

Vignes  (l,  .137  tl.)  leitot  zwfi  ..;iIl[jemeiijo  T?er;eln"  für  die  Abgabe.- 
pflichtif,'kcit  ab:  1.  es  bedarf  einer  ürkuiido  [»ein),  ausgt  uouime:i  in  den  Fallen, 
wo  lum  Ersatz  jene,,  ErkUranpen**  verlangt  werden;  2.  die  Urkunden  müssen  dem 
Kej,M8teramt  vorgelegt  werden,  ausg^  nomirittn,  wenn  nicht  schon  die  Geschäfte  (üni- 
batze)  als  solche,  auf  Grund  jener  „iliUarungen''  register-  und  stcuerpiliclitig  sind. 
Daher  dnd  Besitzveränderungen  beweglicher  Gtlter  unter  Lebenden  im  Allge- 
meinen nur  hei  E  cu  rk  u  II  (In  n 'j-  pflirhtijs:  und  diese  Beurkundung  ist  nicbt  obligatorisch, 
so,  dass  davon  etwa  die  Kechtsgiltigkeit  des  Geschäfts  abhinge,  weshalb  sich  die 
meisten  letzteren  der  Strafe  entxioben  (gegen  den  Wortlaut  dos  unpfOogUchoa 
(iefletaes). 

§.  217.  b)  Die  Abgabearten.  Die  Ke^^iäterabgaben  ser- 
fallen  nacb  der  ursprünglichen  Gesetzgebung  (Jahr  VII)  in  zwei 
Arten;  durch  ein  neueres  Gesetz  (38.  Februar  1872)  ist  noch  eine 
an  die  erste  Glasse  der  bestehenden  sich  anlehnende  und  sie  in 
gewissen  Fallen  verändernde  dritte  Art  hinzu  getreten.  Die  beiden 
alten  Arten  sind  die  sogen,  festen  Abgaben  (droits  fixes)  und 
die  sog.  proportionalen  oder  verhältnissmässigen  Abgaben 
(droits  proportioniiels),  die  neue  Clas.se  ist  die  der  abgestuften 
festen  Abgaben  (druitü  üxes  i^radues).  Die  Anwendung  jeder 
der  drei  Arten  riebtet  sich  nach  der  Art  der  Urkunden,  Kccbts- 
gescbäfte,  Handänderungen  (mutatious). 

n)  Nach  den  f^nnidlegcndcn  Normen  des  Art  3  des  Gesetzes 
vom  22.  Fritu.  Vli.  und  dem  damit  in  Verbindung  stehenden  Tarif 
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(Art.  68)  unterliegen  der  festen  Abgabe  (liejeni«^en  bürger- 
lichen, gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Urkunden,  welche 
weder  eine  Schuldverbindliebkeit  (Obligation)^  noch  eine 
Schiildbelreiung  flib(^ration),  noch  Verth  eilung  unter 
Gläubigern  (collocation)  oder  Liquidation  von  Geld-  und  Werth- 
beträgen, noch  eine  Uebertragung  von  Eigentbum,  Nntz- 
niessnng  oder  Gen uss  an  beweglichem  oder  unbeweglichem  Gut 
enthalten".  Hiernach  kann  man  wobl  mit  Vignes  sagen:  die 
feste  Abgabe  tritt  bei  Urkunden  mit  bloss  darlegendem 
oder  erklärendem  Inhalte  (actes  d^laratifs)  ein.  Der  Tarif 
clasBilicirt  diese  Urkunden  dann  und  unterwirft  sie  ver- 
schiedenen festen  Sätzen,  welche  gegenwärtig  im  Principal  von 
*/4  bis.  150  Pres,  gehen.  Das  Missliche  mOcbte  dabei  nur  sein, 
dass  die  feste  Abgabe  in  zahlreichen  Fällen,  wie  gewisse  Hechts- 
und  Verwaltttngsgebflhren  auch  sonst,  in  eiu  ungünstiges  Verhältniss 
snr  Stenerflhigkeit  der  Betrofienen,  zu  deren  Einkommen  und 
Vermögen  tritt,  leicht  nach  Unten  zu  härter,  einigermaassen 
,,umgekehrt  progressiv''  wirkt. 

In  der  Lebersctziing  dos  Art.  3  bin  ich  Jacob  gefolgt.    Ganz  unzweideutig  ist 
aiifh  das  Original  nicht.    Der  Tarif  trifft  gewöhnliche  bürgerliche  und  Venvaltungs- 
,  trkunden  mit  1 '/i — 22'/.^  Kroü.,  gerichtliche  mit  l'/a — 150.  ausscrgcrichtlicLc  mii 
*/*— 87Vi  l''r<^s-.  Urkunden  des  Civilstands  mit  3—150  Pres.   Das  Eiozelno  im  Tarif 
§.      ,  bei  Jacob,  S.       ff.  'mit  den  Abiinderunsreii  iLs  (josct/f:-  vom  Ftiiii.  VII.). 

„feste  Abgabe'"  gleicht  hiernach  doch  sehr  dein  Stempel  und  in  vielen  Fällen 
▼ikrde  es  einfacher  erttclieiiieti ,  die  betre6ende  Url'ande  mtr  far  stcmpelpfJichtig 

zuerUriroti  (\\  a- --ir-  ;ui  ^serd  o  iii  iiocli  s.'ii)  Linn  und  r<jadlllSssigist).  Die  R6gilltririlPg 
it>t  nur  ciu  gutuä  CoutrolmittuI  der  Steuererhebung. 

BkMi  eift  kleiner  Theil,  ca.  8<>/o<  Ertrags  des  eigentliclieii  Enregistremciit 
fällt  auf  die  feste  Abgabe.   Es  war  u\  ]^S(>  (ßuU.  XXII.  l  öo 

Zahl  Stüci(.     £rlr^MiU.Früä.     Abg.  p.blück. 
(mit  Decimen) 

BUrgerl.  u.  adminibtratire  Urlcundeu     2,3T8,5(U  0,541  ca.   4  Frc9 

(Jerichtliche  Urkunden  2,167,S0t)  9,%b  4.6  „ 

Auösorgerichtlichc  L'rkunden  .    .    .     (>,554.1t>9  17,474 

Ciribtanda> Urkunden   s  Ji's  l'i  i  22.3  „ 

Zusammen  11.10'i,ltl7  :!7.2:il  .,  „ 

Ertrag  ihcl.  451,000  Frcs.  nach  älteren  Taiitcji.  Gesamtnttntrag  den  Euregistrement 
4t>5..S4  Mill.  Frcs.  —  Aber  welche  Verwaltungsarbeit  und  welche  Belästigung  des 
Publicums  dun  li  diese  Krj^istrinin«^  von  über  11  Mill.  Urkuiidun  ,  ohne  s^chr  erheb- 
Uuhea  iiuaiiziellcn  Etlect  und  ducli  nur  mit  beschränkterer  Stützung  durch  die  GrUade, 
wcÄcbe  die  Proportiooalabgabe  stcuerpolitiscb  rechtfertigen.  So  ist  diese  „feste  Ab> 
gäbe"  auch  steuertcchniscb  mehr  als  die  andere  2U  bcmänLT'  In. 

/■?)  Die  1872  neu  eingeführte  Classe  der  abgestuften  festen 
Abgabe  hat  Qrundsiltze  der  gewöhnlichen  festen  und  der  Proportional- 
abgäbe  in  Verbindung  gebracht.  Sie  stuft  nämlich,  so  der 
muthmaasslichen  Steuerfäbigkeit  der  Betrogenen  sich  mehr  an- 
passend;  als  die  feste  Abgabe,  für  bestimmte,  im  Gesetz  ge- 
nannte Urkunden  die  Abgabe  nach  grossen  btufen 
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der  Weithbeträge,  auf  welche  Hich  die  Urkunden  —  ohne 
zur  Pioporiioualabgabe  Aolass  zu  geben  —  beziehen,  .«;elhst 
wiede!  ;ib.  Wohl  ein  an  sich  richtiger  Fortschritt  gegenüber 
der  reinen  festen  Abgabe,  wobei  freilich  Auswahl  der  Urkunden 
und  Höhe  und  Abstufung  der  Ab^^abebätze  wieder  ziemlich  will- 
kUhrlich  bestimmt  wurden  aod  werden  musisten. 

S.  das  Gesetz  vom  2S.  Februar  1872  bei  Dejcan.  p.  l\\  mit  Noten.  Die 
(lieser  abjfesttiffcn  festen  Abfjabe  unterworfum  ii  ITricuiidcii  bitii  floii :  Bildunsr  und 
Verläagcj'ung  von  GcselUcliafteo  i^fur  den  Betrag^  der  Zubringuogea,  Apportä, 
nach  Abzug  der  Schulden,  wo  ohnehin  die  Unterstellung  unter  die  feste  Ahgabe, 
statt  unter  die  jMoiiortionalc .  von  zweifelhafter  Berechtigung  und  insofern  eine  Ver- 
guuätiguug  iai)  ;  Lrkundeu  über  llaudänderuug  jeder  Art  i.auch  Nut2JÜessang,  Uenuüs) 
an  unbeweglicheia  Gut  im  Atislaiid  oder  den  Golonien  unter  Lohenden,  wenn 
diese  ürUinden  Ifechtswirkung-  innerhalb  Fraiikreii Iis  erlangen;  dgl.  Uber  Verkauf 
liavarirter  ScUitle;  Ueiratbsr  ertrage  (nach  dem  reinen  Betrage  der  persönlichen 
Ziibrin!,^UDp:on  der  ItQnfligon  Gatten);  Tbeilun^n  nnter  Miteigen thUinern  (lAich  Mit- 
erben) unter  Schuldabzug  (in  letzterem  Puncte  richtig  abweichend  von  der  Pro- 
pertionalabgabe ,  wo  diese  als  Erbschaftssteuer  fuogirt);  Auslieferung  von  Legaten; 
Zustimmung  zur  Aufhebung  von  Beschlagnahmen  von  Hypotheken;  Fristverlangerungen 
von  Schulden*.  Zuschläge  für  Bauten,  Lieferungen  u.  s.  w.  seitens  des  Staatsschatzes 
und  Cautionsstellung  dafUr:  Ausgabe  neuer  Titel  für  Beuten  u.  dgl. ,  wo  die  Schuld 
bcgriiudendtii  Urkunden  registrirt  üiul;  im  Ganzen  10  Arten  von  Urkunden.  Der 
Tarif  ist:  ö  Frcs.  f»r  Summen  von  5000  Frcs.  in  den  Urkunden,  10  Frcs.  für  solche 
von  5—10,1)0(1  Frcs..  20  Frcs.  für  10—20,000  Frcs.  und  weiter  20  Frcs.  für  jede 
vollen  Oller  angefangenen  20,000  Frcs.  Abo  1  Promille.  Der  Ertrag  war  für 
42y,l>2S  Urkunden  10. (iO  Mill.  Frcs.»  p.  Stack  ca.  25  Frcs.  (davon  '.tl>s  l  ,  Th'  ilnugcn" 
iTiit  i  t.*',«».  lo.j.öiir»  Ilriuithscoutracte  mit  2.1S(j,  p.  Stuck  ca.  20  Frcs.,  Bull.  XXII, 
151).  Im  Ganzen  noch  nicht  ein  Drittel  des  Ertrags  der  festen  Abgabe  und  nur 
cs*  2Va7o  des  Ertrags  des  ganzen  Eoregistrementt  von  dem  daher  die  feste  und  die 
abgestufte  feste  Abgabe  nur  etwas  über  lOVo  einbringen. 

§.  218.  y)  Die  Proportionalabgaben,  die  dritte  Art  der 
Registrirungsabgabcn ,  sind  mithin  das  eigentliche  Flu  an  z- 
object  in  der  Einregistriruug.  Sie  liegen  nach  dcni  niaassgebendcn 
Art.  4  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.,  was  dann  in  dem  Tarif- 
artikel 60  spccinlisirt  wird,  auf  „Schuldverpflichtungen 
(obligatioüs>>,  S  c  h  u  1  d  b  c  f  r  e  i  u  n  g  e  n  (liberations),  Vernrtheilungen, 
Vertheilungen  unter  Gläubifrcrn  fcollocatioub)  und  Festsetzung  von 
Geld-  und  Werth  betragen  (^lifiuiii.ition  de  sommes  et  valeurs  )  und 
auf  jeder  Uebertragung  von  Eigcnthnni,  Nutzuiessuug 
oder  Genuss  beweglichen  oder  unbeweglichen  üuts"  und 
zwar  werden  sie  „nach  den  Werthcn  aufgeleimt".  Daher,  wiederum 
mit  Vignes;  die  rroportionalabgaben  treffen  Urkunden  und 
Tliatsachen,  durch  welche  Hechte  oder  Eigenthuui  zu- 
ertiieilt  werden  f  utes  au  faits  attributifs).  Der  Tarif  classificirt 
dann  die  verschieileuen  steuerpflichtigen  Fälle  und  belegt  sie  mit 
bestimmten  Werthj)roccnten,  welche  ursprünglich  von  *'i  bis 
ö^/o  giiig^D,  aber  maneberiei  V^eränderungeu  crfabreu  haben.  Als 
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proeentweise  Abgabe  ist  die  Proportionalabgabe  den  oben 
erwähnten  Bedenken  der  „festen"  Abgabe,  sich  nicht  der  Steuer- 
fähigkeit  der  Betroffenen  anzupassen,  nicht  ansgesetst.  Sie  ent- 
spricht Tielmehr  nach  ihrem  Steuerfuss  —  freilich  darnmnoch 
nicht  an  and  fttr  sich  und  ihrer  ganzen  Natur  und  Wirkung  nach  — 
dem  leitenden  Gedanken  der  „staatsbQrgerlichen  Besteuerung'^ 
„Proportionalbestenerung"  (Fin.  II,  g.  396  if.).  Da  fast  90%  des 
Ertrags  des  Enregistremeot  auf  diese  Abgabe  fallen,  so  ist  das 
auch  Dir  die  principielle  stenerpolitische  Gesammtbeurtheilung 
dieses  ganzen  j^Verkehrsstenersystems"  zu  beachten.  Allein  gerade 
hier  zeigt  sich  freilieh  auch  einmal  deutlich,  dass  auch  die  „Pro- 
portionalbesteuerung",  welche  kleine  und  grosse  Umsätze  u.  s.  w. 
mit  gleichem  Steuerprocent  belegt,  immer  noch  nach  Unten  zu 
schwerer  drückt,  wie  ja  die  ,;gleiehquotige"  Einkommensteuer  im 
Grnnde  ebenfalls. 

Nach  einer  sachlichen  Classification  des  Tarifs,  welcher  sieh  auch 
tiie  Ertragsstatistik  der  Kegi.stersrerwaltnng  anscliliessf,  werden,  meistens  mit  einer  An- 
zahl Specialrubrikcu ,  die  wieder  verschiedene  Steuersätze  haben,  folgende  Haupt- 
arten  ?oii  F%Uen  gegenwärtig  mit  den  angegebenen  Principa  1  siU/.en  getroflen,  zu 
welchen  letzteren  dann  seit  1873  no  Ii  (He  2'/-.  Decimcn  o<ler  25"/„  Zuschlage 
tUr  die  Staatijcaäse  hinzutreten,  ätatistischc  Daten  für  ISSG  (Bull.  XXII,  144  tf.) 
Verden  hier  IveigefOgt,  sie  lassen  die  finanzielle  Bedentang  der  einzelnen  Kategorien 
am  Sesten  benortreten. 


Tarifsat* 
(Principal). 


Anzahl  dor 
Fäll«. 


Besteuerter 

Werth 
MilLFres. 


1.  üebertragangen  unter 
Lebenden.m.I&stigem 

Titel. 

A.  You  beweglich.  Gut 
(Verkänfe  n.  dgl.)  . 

B,  Von  unbewegl.  (lUt 
l,V  erkaufe  u.  dgl.)  , 


Ertrag  Dorch- 

Mill.Frc8.  schnitts- 

(niit  h«la9l.iiu. 

OMlmen).  ]>ee,)».o. 


2,(auchl,u.Va 
n.  a.  m.) 

5.5(auch-l,3.5, 
2,  1,  0.2) 


51d,92b       91^.06     ls.52  2.01 


Znsammcn  I. 
II.  VerscliieU. Urkunden. 
Verträge  u.  9.  w,  unter 
L    h<- n  d  e  n. 

A.  Pacbt,Mieihe,autichrct. 

Verträge  0^  (auch  2«  4) 

B.  ZuschläuL-  au  Mintli'St- 
fordernde,  V  ergebungcn 

von  Aibdlten  n.  s.  w.  1 

C.  Schttldrerschreibongen 


y23..'!r.s 


2,104.11 
3,022.49 


139.04 
157.56 


G.61 
5.21 


D.  Scholdbefireinngen  .  . 

E.  Ycrurtheil.,    V  ertlieil 
.  unter  Gläubigern  etc. 

P.  Cautionen  u.  dgl.  .  , 

Zusammen  II.  .  .  . 
SuaiBic  1  und  II   .  . 


1  (aii<h",.S,u. 
fe^tc  Siitzc) 
0.50 

Ü.5Ü  (auch  2) 
0.50  (auch 
0.25,  0.1) 


2,918,646 

2.915.44 

7.74 

0.26 

77,186 

292.50 

3.66 

1.25 

2,222,910 

2,152.77 

32.08 

1.49 

486,566 

1,132.44 

7.10 

0.63 

243.980 

572.87 

4.10 

0.73 

•78,174 

21Ü.97 

1.08 

0.51 

0.022.4  ns 

7,27G.99 

55.S2 

0.77 

7,4äy,7Ü4 

10.299.48 

213.38 

2.07 
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HL  ScUcukangcQ  (unent- 
geltliche Uebeitragungcn 
«Itter  Lebenden). 

A.  In  diiecter  Linie  .  . 


B.  Unter  Gatten 


C.  In  der  Seitenlinie 


Tarifi-atz 
(Princiyal;. 


jl  u.1.25  (2.ÜÜ) 
11.5  u.  2.75  (4) 
j  1.5  n.  3,  3 
11.  4  5 


Anzahl  der 
Fülle. 


Werth 
MtlL  Fics. 


Ertrag 
Mill  Pres. 

(uit 
Deämen). 


Durrh- 
««•hnitts- 

beUsLiin. 

I>M.)  % 


l 


j  l..-,u. 
■  \  7.  5 


ß.5i),5  u. 
.5  «. 
6  n.  9 


0.0  u.  S 


152,240 

954.68 

16.13 

1.90 

7S5 

4.25 

0.0S2 

1.93 

5>.280 

35.41 

2.69 

7.G0 

5,290 

24.06 

2.54 

10.55 

166,596 

1,018.40 

23.44 

2.S0 

98,145 
67.850 

591.46 
426.94 

11.49 
11.94 

1.94 
2.80 

97,640 
66,955 

552.46 
465.94 

10.76 
12.68 

1.97 
2.72 

D.  Unter  Nifhivcrwandteii 
Zusammen    III  (incl. 
jütere  Fftlle)  .... 
Dieselben  Fälle: 
Bewegliches  Gut  (incl. 

Werthpepiere)    .  . 
Unbe^on:Iicties  fiiit  . 
Dieselben  Fälle: 
In  HeiratbsrertrSgen  . 
Ausserdem  .... 

IV.  Er Ijs.  haften  (Hand- 
äudcrungen  durch  S  te  r  b  e  - 
fall). 

A.  In  dirceti  r  1  inie  .  . 

B.  Unter  Gatten    .   .  . 

C.  In  Seitenlinie  .   .  . 

D.  Unter  Nichtverwandten 
Zusammen  IV  (incl. 
ältere  FAlIe)  .... 

Dieselben  I'TiIli': 

Bewegliches  Gut  (incl. 
Werthpftpieie)   .  , 

Unbc\rog:Iiclies  Gut  . 

III  u.  IV  zusammen  . 
Sa.  der  Proportioaal- 

abgaben  .  .   .   .  , 

Erläuterungen  nnd  Ansf  ah  rangen  zu  dieser  Tarif  Übersicht  und 

Tabelle. 

Zu  I.  A.  Der  wichtigste  hierher  gehörige  Fall  betrillt  Urkunden  tiiber  Ver- 
kftnfe  beweglicher  Sachen  (woza  im  Prineip  auch  Fonds,  Effecten,  Werth- 
papiere gehören),  mit  dem  Principalsteuersatz  von  2"/o-  l'ast  die  lliilfte  des  Steuer- 
ertrags von  I.  A  kommt  auf  diese  Fälle  (1886  8.64  Mill.  Fres  ,  bei  345.55  ilill.  Frcs. 
besteuertem  Werth).  An  sich  natürlich  sehr  wenig,  da  der  bei  Weitem  griisste 
Theil  des  betreffenden  U msatzes  sich  der  Steuer  entzieht,  weil  er  nicht 
hcurkuiid.  t  wrrdiMi  miiss  und  auch  wohl  im  Falle  der  uikuiidung  nicht  immer 
versteuert  wird.  Eine  Ergänzung  bildet  in  Betreff  fi,cwia3ür  Effecten  die  „Trans- 
missions"-(Umsatz-^steuer  von  1857  (s.  u.  §.  220).  Sonst  kommt  hier  das  oben 
Gesagte  (S.  520)  in  Betracht,  dri^i  si-liiifrli.  lir  Bi^nriiiiulniiL'  nlrlst  erforderlich,  nicht 
das  Rechtsgeschäft  aht  solches,  sondern  nur  die  Urkunde  steuerpflichtig  ist  und  nicht, 
wie  in  anderen  F&llen,  wo  Urkunden  fehlen,  Declarationen  verlangt  werden.  Man 
könnte  das  cino  T,  nckc  im  Gesetz  nonnen  und  gegmuli«  r  di  r  allj^emeinen  Fassung 
des  Art.  4  des  Gesetzes  vom  Frimaire  i&t  es  auch  eine  solche.  Doch  hat  mau  wohl 
von  vornherein  nicht  den  ganzen  Verkehr  und  Umsatz  in  beweglichen  Gtltern  —  also 
die  Masse  der  „Baarsieschäftc" !  —  register-  und  stcuerpfliclitig  machen  wollen  und 
wenn  man  es  gewollt  hätte,  es  nicht  können.  Aber  freilich  wird  so  von  vorn- 
herein der  Yerkehr  in  Mobilien  viel  weniger  getroffen  als  der  in 
Immobilien,  was  fUr  die  Beurtheilang  des  ganzen  Systems  zu  beachten  bleibt. 
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Der  St.  uprsntz  von  "J**',,  j^ilt  ferner  fürVerkäuf--  vnn  lumls  fl*^  rnmmiTce 
et  de  clienteles,  worauf  last  '/4  Ertrags  von  I.  A  kommen  i,l«5»ti  4.33  Miü.  Frca. 
bei  173.08  Mill.  Werth);  dann  für  Versteigernngen,  Heranszahlnngen  von 
Erben  n  n  Mitcrbfn  f?oultes  de  parfago)  und  Y<"rth'''iliin!ren  ron  brwp«rlichptn  (lUt 
(Code  civil,  Arr.  1U75  u.  1076);  weiter  für  ErricUtuug,  Ccssiou,  Delegation 
von  Renten  od«r  Pensionen  (Ertrag  398,000  Vfca.  far  15.72  Mlll.  Prca.  Werth  , 
In  18S«). 

1%  (früher  '/i^  rrincipAl  zahlen  uameutUch  Gessionea  und  Dele- 
gationen von  Schttldforderu nß:en  anf  Zeit  (crbincee  k  terme).  im  Ertras^c  die 
drittwiclitigste  Ilubrik  von  i,  A  (l^SÜ  2.61  :MiIl.  1  ivs.  für  2U9.Ü9  Mill.  l-rcs.  Werth). 

'/j**/,  öffentliche  Verkäufe  neuer  VVaareu  und  V«rkäafti  von  be- 
weglichen Gtktern  und  Waaren  in  Conicnrscn  (0.58  Mil!.  Frcs.  Ertrag  für 
!>2.25  Mill.  Werth  in  1886V,  desi^loichen  von  Interessenanrli'  ilen  in  Gesell- 
schaften (andere  als  Arti,  n,  ().2n  Mill.  Ertrag  für  H2M  Mill.  Werth  in  1SS6>. 

Auch  andere  Siit/X'  kuujui.  u  unter  1,  A  noch  vor.  u,  A.  0.1  "/„  für  öffentliche 
En-groä- Wa  IT'  iiverkftnfe  (AnctioneQ,  fUr  45.70  MilL  Frcs.  Werth,  in  ISSli 
57,000  Frrs.  Krtragl 

Zu  I.  B.  Dell  Ilauptposten  bildi  ii  hier  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von 
I  m mobil  i en  (Grundstücken,  Hiiiis»'!»  mit  dem  uni^cmein  hohen  Steuersat/ von  5.5 
(mit  Zii»<  lilau:  f!.ST">\  iUuit^.  ns  einschliesslich  tles  1'/..*' ijcn  Transscriplionssatze^i 
von  den  Hypothekengebührcn,  der  seit  IblG  gleich  mit  der  eigentlich  4%  Regiätcr- 
abgabe  erhoben  wird  (s.  u.  §.  219).  Also  2  Jahresertr&ge!  90%  des  Ertrags 
von  I.B,  an  60" Jes  von  I5stit,"<*n  Rechtsgeschäften,  über '  ,  des  üan/cn  Efin  i;istrf'ments- 
ertrags  fallen  auf  diese  Kubrik  (1SS6  12C>.:i2  Mill.  Frcs.  Ertrag  von  130.U4  von  I.  B, 
bei  einem  Umsatz  von  1837.4  Mill.  Frcs).  Da  hier  eben  Bevrknndang  oder  in 
deren  Ermangelung  Erklärung  und  Einregistrirung  obligatorisch  sind,  ferner, 
EigenthomsUbergaog  sich  hier  nicht  leicht  verbergen  lässt,  sondern  in  concludeutcn 
Thatsachen  hervortritt  —  worans  dann  die  Kegistrirungspflieht  folgt,  s.  o.  8.  519  — 
so  fällt  dieser  Haaptverkehr  in  Immobilien  auch  thatsächlich  wohl  ganz  unter  die 
£inr^;istrirong  und  Steuer,  noch  uebeu  der  hohen  Grundsteuer,  im  wesentlichen 
Untcrechied  vom  beweglichen  Vermögen.  Die  Controlmittel,  um  die  gesetzliche 
Verpllichtuni!:  zur  ordentlichen  Erfüllaug  zu  bringen,  und  das  rechtstechnische  Inter- 
esse der  Bi^theilig-ten  au  rJif.?,>r  Erffdlung  bew'irk'  ü  bei  diesen  Geschäften  wohl 
ziemlich  sicher  und  vulbüiuiJig  die  Kinregistriruiig  und  Versteuerung  an  sich.  Nur 
im  Poncte  der  Worth  höhen  mögen  Hinterziehungen  trotz  aller  Cautelen  nicht  ganz 
zu  verhindern  sein.  —  Demselben  Steni  r^atz  unterliegt  der  Betrag  des  erlangten 
Mehrwerths  bei  Tausch  uicht  aneiiianJerstossender  Grundstücke  (Ertrag 

0.  43  Mill.  Pres.). 

tragen  Versteigerungen  und  llerauszahlungen  unter  Miterben 
und  M itcig enthUmeru  (G.  civ. ,  Art.  1075,  107Ü),  der  zweite  Ertiagspoäten  von 

1.  B  (1880  11.03  MiU.  far  220.31  MUl.  Werth);  femer  AnflOsong  Ton  Veriianf^ 

contracten  durch  ürtheilsspruch. 

3Va7o  gewöhnliche  Tausche  (auf  einer  Seite,  ISbü  O.SO  MiU.  Ertrag  für 
18.39  Werth). 

2%  Verkäufe  von  Sta a t s il n m ä ihui. 

1  7u  <^cr  Mehrwertli  bei  Tauscheu  anoinanderstossendcr  Grundstücke. 
0.27o  <1cr  Tausch  aneinanderatossender  Orandattteke,  insbesondere  in 

Landgemeinden  von  ländlichen  Grundstücken:  ein  so  mässifter  Satz  im  agrar- 
politischen  Interesse  solcher  Maassregcln  (betroffener  Werth  in  18S6  bei  2.S1S  ge- 
wöhnlicher Tausche  2.9!)  MiU.  Frcs.,  spcciell  in  derselben  oder  in  Nachbai^emeinden 
|>72S  Fälle  mit  7.92  Mill.  Werth,  sonstige  von  ländlichen  Grundsttteken  1021  mit 

2.02  Mil!.). 

Auf  die  gauie  Kategorie  I  kommt  ca.  des  Ertrags  der  l'roportiuuulabgHbe 
des  Enreglstrement  vom  Verkehr  zu  lästi;: m  Titel  unter  Lebenden,  wovon  aber 
der  I m mobil iarvcr kehr  an  *>S"/o,  der  Mobiliarverkehr  nur  etwas  über  12"/« 
trägt.   Zu  letzterem  tritt  jedoch  noch  die  Ef f cc ten-U msatzstcuer  (§.  220). 

Zu  II.  A.  Der  normale  Hauptsatz  ist  hier  der  massige  von  0.2%  für  die 
gewöhnliche  u  Paobt  -  und  Miethverträge  über  Iinma  bi  lien  von  begrenzter 
Dauer,  sowohl  wenn  sie  schriftlich  ab  auch  wenn  sie  maudiich  abgeschlossen 
Sind  (Zahl  der  exstereo  in  1886  700,665  fiur  2087  MiU,  mit  5.22  MiU.  Steaerertrag, 
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der  letzteron  2.IT0,t;',ir)  für  803  Mill.  mit  2  Mill.  Krtraf,  wozu  dann  noch  andere 
niclu  spccilicirtc  komincu,  für  14.Ü7  Mill.  Werth). 

Dagegen  zahlen  Urkunden  ttber  Pacht  nnd  Miothe  Ton  Immobilien  auf 
Lebenszeit  oder  \inbcgrenztc  Dauer  i  fHsfi  für  7.92  Mill.  Werth,  an 
400,000  Free.  Ertragt  von  Mobiiicti  m  letzterem  i'all  27«;  ebeufalls  2%  aati- 
ehretiache  (Nntzangäpfand-)¥er(ni?p  über  Immobilien  (1886  161  für  2.08  Mill. 
Werth). 

Zu  iL  fi.  Dem  ünU  von  17o  unterliegen  die  genannten  Geschäfte  (.adjudicationa 
au  labais  et  marchisl,  unter  Privaten  („antres  qne  cenx  de  fonmitures**,  1886 

35,042  mit  85. Mill.  Werth  und  1.07  Mill.  Erti;m1  iin.l  von  Departements,  (i.  - 
nieiadcn,  öffentlichen  Anstalten  (:^9.7.i5  für  206.52  Mill.  Werth,  mit  2.5S  Mill 
Krtrag).  Bei  den  crsteren  möchte  die  niedrige  Zahl  auf  L'nvollständigkcit  der  Regi- 
Strirontr  Iii n weisen. 

Dem  festen  Satz  von  3  Frcs.  im  Principal  unterliegen  solche  als  Uaudels- 
uikuudcu  geltenden  Vortrüge  (1886  nur  2;{8l>). 

Zu  II.  C.  Schuldverschreibungen  (..obligations"\  Der  Hauptsatz  von  l 
(früher  V2^%  hetrillt  die  gewöhnlichen  Sehn  Idvertriigc.  (aucli  KechnungsabschlüMse. 
üüldhiüterlegungen ,  Anweisungen  u.  dirl.  m.),  worauf  auch  die  Hälfte  des  Ertrags 
der  Kategorie  fällt  (1886  1(;.22  MiU.  für  433,596  Fälle  mit  1297  Mill.  WeHh;  muth- 
rnaassltrh  vornehmlich  nur  Fälle,  ^rc  die  Einr^istrining  vegen  gerichtlicher  U.  S.  ir. 
Froducirung  der  Urkunden  erfolgen  muss). 

VjVo  Billets  k  Ordre,  Warrants,  Wechsel  (protestirte),  auch  Friet- 
gewälininiun-n,  Prolongationen  n.  dgl.  (aferinoienienfs\  die  dritte  Rubrik  dici^er  Kntegori«^ 
dem  Ertrage  nach  (1S8(>  1.777,175  für  ÜÜ5  Mill.  mit  3.78  MiU.  Ertrag);  ferner 
CiediterOffnnngen  und  Realisationen  (nur  4985  fllr  139.2  Mill.  mit  0.87  MiU. 
Ertrag). 

87a  voi)  der  Prämie  Feuerrerälcherungsvertragu  und  Policen  (2707  Fälle 
ftar  111.8  Mill.  mit  11.13  MiU.  Ertrag^).   Diese  Abgrabe  ron  der  Fencrrorsicherung 

tind  eine  ähnliche  von  V.^7i  von  der  S ec vei-sirherung  (gleichfalls  von  den  Prämien, 
Principal,  wozu  bei  dieser  Versicherung  keine,  hei  der  S'Vu  Feuerversicherung  dagegen 
die  25%  Zuschliige  treten)  —  nicht  von  andercMi  Versicherungen  —  ist  erst  durch 
Gesetz  vom  23.  August  1871  Art.  6  zu  einer  unbedingten  geworden.  Früher  hing 
ihre  Zahlung  nur  von  der  bedingten  Kegistrirung  ab.  Die  Veranlft^nn«;-  nnd  Er- 
hebung beider  Versichcrungssteuern  ist  auch  etwas  anders  eingerichtet,  nicht  unmittelbar 
an  die  Segistrirung  geknüpft  (s.  Vigncs,  I,  411).  In  der  Statistik  vinl  die 
Fenerversicherung^abgabc  bei  den  ..Obligationen",  die  Scereisichemng  apart  auf- 
geführt (18S6  für  45.53  Mill.  Ertrae-  0.228). 

Ausserdem  sind  mit  vert^eliie  leiieii  Sätzen  andere  VertrSge  belegt,  und  einige 
tra<r«>n  feste  Sät/c  frrkun  len  über  Waarendepots  und  KonsignatioDcUf  3  Frc&,  Lehr- 
verträge  1 '/ä  Frcü.  bloss  Itt4!}.  — 

Die  wirklichen  Geschäfte  und  Vertr&go  dieser  Art  müssen  viel  zahl-  und  umfang- 
reicher sein.    Das  Princip  der  Ife^-i^trirung  behufs  Processen  u.  dgl.  Tirkt  eben  nicht 
'   ausreichend.    Das  Uleiche  gilt  von  den  folgenden  Kategorien. 

Zu  n.  D.  Schuld bofreinngen.  Regislrirte  Quittungen  Ober  Geldsummen, 
Werthe  u.      w  ()S8(J  4h4.9^3  ü)>cr  11.H2.3  Mill.  Frcs.  mit  7  07  Mill.  Ertrag). 

Ausserdem  2ü7o  der  ?on  der  bctretlenden  Behörde  erhobenen  Siegelgebuhrou- 
s&tzo  für  Adebiitel  u.  a.  m.  (Ertrag  35.000  Frcs,  s.  Jacob.  S.  181>. 

Zu  II,  E  Verurtheilungen  u.  s.  w.  Richterliche  Unheil  (liei  allen  in 
Betracht  kommenden  (ierichtshöfen) ,  welche  Verurtheilungen.  Vertheilungen  unter 
Gläubigern ,  Festsetzung  streitiger  Beträge  von  Geldsummen  und  beweglichen  Werthen 
enthalten,  unterliegen  der  Al)gabe  von  ebenso  gerichtliche  und  freundschaft- 

liche Protfilolli-  Uber  VertlieÜtm-  tmter  f;i:ln^»igern  ',1886  Ffillr  mit  .tflS.ÜO  Mill. 

Werth  und  2.30  Mill.  Fro,.  Krtm-,  bczw.  16,049  für  187.3  und  1.17  Mill.). 

27.,  tragen  dacregen  Irthrile  über  Schadenersatz  (1886  37,079  F&lle  Uber 
27.52  Mill.  Frcs.,  mit  0.fi9  Mill.  Ertrag). 

Zu  11.  F.  Gautioncn  (Verbürgungen  über  Ueldsummen,  bewegliche  Gegen- 
stinde,  Sicherheitsleistungen  mit  diesen  u.  d|^.  m.)  tragen  ebenfalls  '/^''/o  ( gewöhnt. 
Btirsrschaften  1886  54.685  für  163  Mill.  Frcs.  mit  1.02  Mill.  Ertri;;).  '///o  gewisse 
t'autioneu  staatl.  Kechoungsleger ViaVo  ^'acht-  und  Miethcautionen  (1886  23,366  fUc 
46.97  Mill.  Pres.). 
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Die  Qugefälire  DurchächniUsbdastung  der  einzelnen  Ilauptarten  ron  beurkundeten 
und  sonst  ip^^blrun^rsptlichti^en  RecliU><i:eschiften  ergebt  die  letzte  Verticftlspftlte 

der  rf'lMrsicht.  Die  uugcmein  viel  höhere  Belastung  des  Immobiliarvcrkohrs 
springt  in  die  Aagcn.  Die  für  französische  Verhältnisse  auffallend  massige  Belastung 
der  Pacht-  und  Miethgeschäfte  irewahrt  nur  eine  kleine  Compensation ,  namentlich 
Venn  man  ausserdem  «lio  ditecte  Bestcuemug  berlicksichtigt. 

Zu  III.  Schenkungen  itransmission?  cntie  vifs,  ä  titre  gratuit  DIl*  lu'iiistcr- 
abgaben  dafür  („Schenkungssteuern")  t>ijjd  wesentlich  eine  (ubiigetis  nicht  mibc- 
denklicbo,  §.  242)  Ergänzung  der  Abgaben  für  Erbschaften.  Daher  bestehen  auch 
wie  bei  letzteren  fur  die  Sfeu<T?;itZ(  Abstufungen  nnrli  der  persn nÜ •  Ii  «n  Be- 
ziehung, bczwr.  dcia  Verwandtsc haftsgrad  von  Schenktr  und  Beschenktem.  Es 
werden  für  die  Steuersätze  4  Kategorien  von  Personen  unterschieden,  directe Linie, 
Kh(gatteM,  R'-itcn  linic  und  Nichtverwandte;  in  der  Seitenlinie  drei 
weitere  iiubrikcn,  die  erste  Brüder  und  Schwestern,  Onkel  und  Tanten,  Ncü'eu 
und  Nichten,  die  zweite  Grossonket,  Grosstanten,  Grossneffen,  Grossnichten,  Ge- 
schwistcrkindei ,  «Ii.  dritte  Verwamlt''  uIht  den  vierten  Grad  liiiiaus  und  Iiis  zmn 
zwölften  Grade  uuifaitsend.  Mit  der  Entfernung  der  Verwandtschaft  steigen  in 
Üblicher  Weise  die  $teiy»rsfttxe  für  die  Schenkungen,  wie  fQr  die  Erbschaften.  Ausser^ 
(Ir  in  wird  bei  jeder  dieser  Rubriken  und  Kategorien  untcrschi(;dcn,  ob  die  Schenkung 
im  Eeirathsvertrage  oder  ausserhalb  eines  solchen  erfolgt.  Im  cr^toren  Falle  sind 
die  Sätze  im  Allg^emelnon  erheblich  niedriger.  Bei  der  directen  Linie  wiid  noch 
weiter  unterschieden,  ob  die  Schenkung  ausscrhall)  des  Heirathsvertrags  ohne  oder 
mit  Bestimmung  Uber  Venn «igcnsth eil ung  (partagei  erfolgt  '^Arf.  1075  und  107t»  des 
Code  civil),  wo  im  letzteren  Fall«;  die  Sätze  wieder  niedriger  sind.  Endlich  werden 
bei  allen  Kategorien  und  Rubriken  gewöhnliches  bewegliches  (iut,  fr  i  isclie 
und  ausländische  Staats}>apiere,  desgl.  bewegliche  Werthe  (Actien,  Oblig.ition(»i). 
Uesellschaftsauleihen  u.  s.  w. .  kurz  Werthpapiere,  ausser  Staatspapieren)  und  Immo- 
bilien unterschieden,  wobei  die  drei  ersten  (itttungen  Vermögen  regelmässig  aber 
der»  gleiclien  und  zwar  niedrigeren,  die  Immobiiicn  einen  höheren  Sfpficrsat/. 
in  jeder  Kategorie  und  liubrik  der  directen  Linie  und  unter  Gatten  haben,  während 
in  der  Seitenlinie  und  unter  Nichtverwandten  Immobilien  und  übrige»  Ver- 
miigen  densel  be  n  Satz  tragen.  Der  Seli.  iikungssteuertarif  wird  so  ziemlich  mannig t'altiü'. 

Zu  IV.  Dem  gegenüber  ist  der  Erbschaftssteuertarif  insofern  einfacher,  als 
er  nur,  und  zwar  in  dersetben  Weise  wie  bei  den  Schenkungen,  die  Erbf&lle  nach 
den  pe  rs  P)n  Ii  <  he  n ,  bezw.  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zwi-ehm  Frblrt-ser 
und  Erben  unterächeidet,  allein  danach  die  Steuersätze  abstuft,  dagegen  die  vier  Arten 
Vermögen  fttr  jede  Personen-  oder  Verwandtsebaftsclasse  mit  demselben  Steuer^ 
satze  belegt. 

Hiernach  sind  die  Zahlenangaben  in  der  Uubersicht  in  der  Colünnu  des  SSteuersaties 
ztt  verstehen. 

In  der  directen  Linie  ist  bei  den  Schenkungssteuern  der  nieder  st«;  Satz 
{.im'Pri  n  ci  pal,  also  ohne  die  allgemein  jetzt  25"  ,,  Zuschläge  dazu)  1%  fUr  alle 
Arten  beweglichen  Vermögens  bei  l'eberiragungen  ausserhalb  von  Heiraths- 
verträgen mit  Bestimmujiäiän  über  Vermiigt-nstheilung,  l.'t"  „  t  ir  Immobilien ;  1.25  lUid 
bezw.  2.75  im  EiiecDiitrai^ ,  2.50  und  be'/w.  4  .lusserhalb  des  Ehecontracts  und  ohne 
Bcstimmunic  über  Tlunlung.  —  Bei  Gatten  gelten  die  beiden  niedrigeren  Satze  (1.5  u. 
3"  „  t  ir  Mobilien  und  Immobiiicn  im  Ehccontract,  die  beiden  höheren  (.T  u.  4.50) 
dgl.  ohne  Jieseit.  —  In  der  Seitenlinie  die  dreierlei  Sätze,  jo  der  niedrigere 
fUr  Ebccontracte,  der  höhere  wenn  diese  fehlen, für  d i c  im  Steuersatz  unterschiedenen 
;t  Verwandtschaftsgrade  (tdso  4.5  und  6.5,  5  und  7,  5.5  und  s,  ohne  Cnterscheidnng 
der  Vermögensart),  Ebenso  bei  Nicht  verwandten  (<»  und  9*  „)  nur  Unterscheidung 
nach  „üu  oder  nicht  im  Ehecontract  übertragen''.  —  Bei  den  Erbschaf ts^itcuern 
der  Seitenlinie  beziehen  sich  die  3  angegebenen  S&tze  (6.5.  7,  87«)  wt  die  drei 
VeiwaiidtKchaftsgrade. 

Äilcs  in  allem  eine  für  die  directe  Linie  doch  nicht  üben  hohe  Belastung, 
woneben  diejenige  fQr  Gatten  hoch  erscheint  (anders  als  in  England,  s.  o.  S.  269). 
Die  BelastiiiüjsziHer  für  die  Seitenlinie  ist  in  der  üebersicht  (letzte  Spalt.  )  di-- durch- 
schnittliche der  drei  Verwandtschaftsgrade,  far  die  weitaus  wichtigsten  tälle  (erste 
Seitenlinie)  ist  sie  natQrlich  etwas  niedriger.  In  einzelnen  Jahren  selbstverständlich 
verschiedene  Ergebnisse  der  Ertr&ge  und  Dnrchschnittsbelastnogen,  je  nachdem  sich 
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die  uiu  vcrschie<lciicn  Steuersätzen  belcgtüii  Ki bschaftsaHcn  verscliiedcu  gestaltcj»  (so 
in  d<>r  SeitcDlinie).  Die  Erbschaftssteui  rti  ertragen  7  —  ^  :Mal  viel  alfl  die 
Si  ]i.  iikiiii:: -sfcueni.  Etwas  liunnte  dies  l'oberjrewirlit  diiri  Ii  die  irl  ii  Ii  711  erw;ili!ini:il»> 
iuutliuiauädiichu  faclbche  Lücke  im  Schcukuugästcuurwcscn  mit  bewirkt  werden.  Und 
beide  Stenem  znBamuiea  ertrai^cu  nicht  viel  veniger  »Is  die  HMfto  der  ganzen  Pn>< 
portioiialabjrabi-  0(li>r  fast  soviel  wii^  der  V -rkelir  unter  Lebenden  zu  lästisfein  Titid. 

Üb  die  Scheiikuiijj^ä-  uud  Erbscbartsäteucru  bei  alleu  Artun  voo  VeriikOj^en 
gleicbmässig  zur  gesetzHclicn  Darcbfahrung  kommen,  ist  wenigstens  in  BctrelT  der 
erstercn  bei  den  W crth pap  1  ■  1  ■  n  naeh  den  statistisrlion  Ausweisen  wolil  zweifelhaft, 
denn  die  der  iScliookunffssuuer  unterworfenen  Staats-  uud  sonstigen  Ponds  and  Eltecten 
Velsen  doch  »affallend  niedri<;<-  RLträg^i-  auf,  sovobl  im  Vergleich  mit  den  flbrigen 
besteuerten  Werfhen  als  mit  den  Eficctcn  selbst  \nn  den  Erbschaftssteuern.  Auch 
Venn  man  bcrucksielnig^t,  ilass  die  Schenkungen  unter  Lebenden  besonders  ländliche 
Anvesen  bctrellen  werden  ((jutsuberlassung'en  an  die  Kinder),  sind  die  FiUlc  bei 
ElTectcu  doch  unerwartet  wenig  zahlreich  und  die  Werthsunimen  niedrig.  So  anter- 
lu)?en  lsS(i  gewöhnliches  bewegliches  tiut  in  i>ß.()98  Füllen  fnr  r>58.7,  iinniobiles  in 
«JT.sriO  für  -120.'.>,  da;;<'i;on  Staatsfonds  nur  in  71 Ü  für  löJj  und  and.  re  ElT'ecten  nur 
in  1  i.!7  l'uv  17.4  Mill.  Werth  der  Schenkmigssteucr :  bei  der  Erbschaftssteuer  sind 
dif^cllh  ii  Zahlen  bezw.  IHAO.!  —  27r)2.'.»  —  .'{51.4  —  f>:\\>  Mill.  AV.  1,  tztere 
beiden  Zitlcru  für  EHecteu  u.  s.  w.  auch  noch  uicdrigt-r  als  unin  Liwartea  möchte. 
Ist  diese  Matbmaassung  richtig,  so  läge  hier  ein  steuertechniscber  Mangel  des 
Systrjins  vor.  der  wiederum  auf  eine  laotische  Begiinslij^iim!::  dr-  M  obiliarveruiö^vns 
uuU  zuuial  dcä  aucli  ^oiiäl  so  schwer  durch  Steuern  fassbaren  der  lieutigcu  „privat- 
kapitalistischen" Yolkswirthschaft,  des  in  Urkunden  des  Oreditverkehrs  bestehen- 
den, liinnns!<onnrit 

üebcr  die  Feststeilung  dcä  steuerpfl  icUtigca  Werth»  für  die  Berechauug 
der  Proportionalabgabe  s.  n.  223. 

Zur  Vervollsthndi>tung  der  Einnahmen  des  eigentlichen  Enregistremcnt  ist  no<h 
der  (:itrafwciäo  aafgeiegtou)  iiöhereu  Abgabesätze  (s.  u.  §.  221,  222)  zu  erwülmen, 
die  mn  S.95  Mill.  Frcs.  ergaben. 

§.  211).  5.  H  }  p  0 1  h  e  k  e  D  g  e  I)  U  Ii  i  e  n.  An  U;i  i^^escbilderte 
System  der  Refi:isterabgabcn  uud  speciell  der  Propoiliuiialabgabe 
scblicsscn  .sich  die  ily pothekengebUbren  und  die  Unisatz- 
odei*  Trauöniissionssteuer  von  Acti  cn  und  O  bligationcii  an. 

Die  IT y  p  ot  h  c  k  cn  »ro  I)  ü  h  1  en  babeu  in  stärkerem  Orade  nis 
die  bi.^lier  besproclicncu  ci^cutiiclieii  EnregisUementsabgabeu 
„(lebUbren^-Character.  Auch  sie  zerl'alicii  in  feste''  und  „pro- 
portionale". Die  eifslei'cn  l'aDen  in  licsliuiuiten  »Sätzen,  nach 
ciiictn  ursprlin*?licb  von  ISIO  lieniilirenden ,  spiUer  z.  Th,  ver- 
änderten Taril' den  1 1\ potliekcnltcaniten  zu,  kotnnicn  al>er  iu  einii^eii 
besonderen  Fällen  auch  anstatt  der  IVoportionaLabgahe ,  im  Inter- 
esse der  Erleicliterung  des  Verkehrs,  zu  Gunsten  der  iStaatscasse 
Yor.  Die  Proportionalabgabe  ist  jedoch  die  eigentliche  Hypothekcu- 
gebühr  fUr  den  Staat.  Sie  zerfallt  in  die  Ki lischreib ungs- 
gebühr  (droit  d'inscription)  uud  die  UeberschreibungsgebUhr 
(droit  de  transciiption).  Die  erste  ist  allein  eine  wirkliehe  Hypo- 
theken abgäbe  und  zwar  wesentlich  „Gebühr".  Sie  wird  für  die 
Kintragung  hypotbekariseber  Forderungen,  jetzt  (Gesetz  vom 
23.  August  1871)  auch  von  Hypotheken  behufs  Sicherstellung  von 
Creditercttfnungen  erhoben  und  beträgt  I  Promille  im  Principale 
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(jetzt  mit  25*^/,,  Zuschlao;)  ((rcsetz  vom  21.  Vcnt.  VII.,  Art.  20  und 
Gesetz  vom  April  ISlfi,  Art.  öO).  Die  Uebcrsclireibniigs- 
gebUbr  wird  iür  die  Ucbertragniig  der  den  I'esifzwcclisel  des 
Ornndeigcuthtims  selbst  betreffenden  Urkunden  iu  die  Hypo- 
thekcnregister  mit  1 '  ^''/o  vom  Gesammtbetrage  des  Preises  der 
UebertragUDgen  I  wie  dieser  bei  der  Registrirung  berechnet  wird, 
angesetzt  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  25).  »Sic  ist  also  nicbt 
eigentlich  Ilypothekenabgabe  und  auch  nur  nebenbei  für  einen 
kleinen  Tbcil  ihres  Betrags  Gebühr und  insofern  den  Regtster- 
abgabcn  ziemlich  gleich  zu  stellen.  Diese  Abgabe  wird  denn  anch 
nach  dem  Gesetz  von  1816  regelmässig  gieieh  bei  der  £in- 
registrirung  der  betreffenden  Urkunden  mit  erhoben ,  wodurch 
der  ursprüngliche  Abgabesatz  bei  ImmobilienTerkänfen  von  4% 
auf  5  VsVo  im  Principal  gestiegen  ist  (s.  o.  Tab.  S.  523  u.  S.  525). 
Ist  dies  geschehen,  so  ermSssigt  sich  die  Hypothekenabgabe  fdr 
die  Umsehreibung  in  den  Hjpothekenregistern  auf  den  festen  Satz 
von  1  Pres. 

Im  Interesse   der  BcgQastifong  elterlicher  YenRögeustlicilangen  unter  den 

Kindern  bei  L»;bzoiteii  (Art.  lOTö  und  107G  des  Code  civ.)  ist  die  Uebcraclnvil)iiiigs- 
gebalir  in  ditsseu  Fällen  awf  V»7o  hcrabgoseUt  worden  (1875).  S.  Näheres  hai 
Vigncs,  1,  462,  Tarif  II,  405    t,  Kaafmann,  S.  29«.  Blockes  dictionn.  Art. 

liyiiütlitjqiie.    Das  Hauptfi^csclz  vom  '21.  Vent«jse  in  den  hcrf^clirtrig^cn  Bestim- 

mungen bei  Jacob,  S.  l'iU  II".  —  In  der  Statistik  d^r  Knrefristrements- Verwaltung 
bilden  die  Hypothekenabgaben  eine  besondere  Abtlieilung,  mit  üutcrsrb»;idunß  dt  r 
proportionalen  Debersch reibungsabgaben.  ob  sie  von  den  Einn6lun<  ii>  d.s  Kure- 
gi.stretiicnt  frecevenrsl  oir  von  den  Hypotliekenbcwahrem  (eonservatc-urs)  erhoben 
werden  {/..  Ii.  IsSG  Vüii  cibtercn  l.5>>  Mill.  Pres.,  fiir  Mill.  Werth,  von  let/lercu 

(K.'iST  für  20. Gl  ilill  ).  Dazu  treten  die  von  den  llypoMieKeiibewahrern  Air  den  Staat 
erhobenen  festen  Abu^iln':!  (ISSG  '.M)7,000  Frcs.).  Als  T/.ttm  'hn-  I  n^c  r  i  [•  t  i  .ui  s - 
abgäbe  ist  für  224.25  .Mill.  2. SO  Mill  Fres.  angegeben  und  /.war  nach  dem  Taritsiuz 
von  1.2.)  Pro  Cent  (nicht  Frümille,  auch  in  anderen  BeriehtenX  Sollte  hierunter 
die  alli^'-inriri''  Re  g  istorn'jLi.ili';  v<>n  (  Hi !  i  tr  n  t  i  o  n  c  n  o.  S.  :"2f'i  vcr-;trin.'!c:i  -■■'in, 
so  fallt  der  niedrige  Betrag  des  Steuerobjecti  auf  und  wurde  die  1*"";^  Hy  pothckeii- 
Inscriptionsgreblihr  fehlen.  Daher  bleiben  mir  hier  die  statistischen  liucbungcn  nnrer- 
stiindlich.  Die  volle  ö'/^"',,  B<^sitzwecbsel  Mii^Mln'  \on  Immobilien  unter  L<--l)eiid<'n 
(also  nicht  nur  4%)  ist,  wie  diu  Tab.  o.  S.  523  crgicbt,  bei  diesen  V  erkäufen  i^cbon 
angerechnet.   Der  tiesammtertra^  der  HypotbekeagebfUircn  var  18S6  5.68  Mill.  Frcs. 

220.  G.  Die  sogeuanntc  Umsatzsteuer  von  Acticn  und 
Obligationen  von  in-  und  ausUlndisehen  Actiengesellschaften 
u.  dgl. ,  Corpora tionen ,  öffentlichen  Körpern  niebt  des  fran- 
zösischen noch  fremder  Staaten  —  bildet  nach  dem  grundlegenden 
Gesetz  vom  28.  Juni  1857  (Art.  6  ff.)  eine  nicht  unwichtige  Er- 
gänzung des  Verkehrssteuersystems  des  Enregistrcnient  Sie  fttUt 
eine  Lücke  deHselljen  ans,  briastct  im  Werthpapicrumsatz,  den  sie 
trifft;  das  bewegliche  Kapital  in  gebührendem  Mansse  mit  und 
bildet  mit  dem  Stempel  von  Werth  papieren  (Gesetz  vom 
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5.  Juni  1850,  s.  w.)  und  der  „Eiükommensteuer  von  beweir- 
liclieii  Wertlicii"  (S.  494)  wieder  eine  Art  eigenes  dreigliedriges 
System  zur  Besteuerung  des  in  2:ewissen  Werthpapicren  angelegten 
oder  durch  dieselben  repräscntirten  beweglichen  Kapitals,  bezw. 
des  Ertrags  des  letzteren.  Eine  einigermaasscn  genügende  Aus- 
gleichung der  Besteuerung  dieser  Art  des  beweglichen  Vermögens 
mit  derjenigen  des  Immobiüaieigenüiams  ist  freilich  auch  durch 
diese  drei  Steuern  noch  nicht  erreicht,  vollends  wenn  man  neben 
den  Kegisterabgaben  die  directe  Besteuerung  Frankreichs  mit  be- 
rtteksichtigt.  Und  die  Umsatzsteuer  allein  gleicht  wieder  innerhalb 
der  Verkehrsbesteuerung  die  Belastung  der  Immobilien  mit  der 
schweren  Besitzwecbselabgabe  nicht  ans. 

S.  das  gonauiite  (icsetz  von  1S57  bin  Jacob,  S.  267.  Dazu  das  Decret  ?om 
17.  Juli  1S5"  ob.  S.  270.  Erweiterung  der  Steuerpflicht  auf  solche  \\  crthpaj>i(xre'. 
welche  das  Gesetz  von  1857  nicht  g'etrod'eu  hatte,  und  Erliöhung  des  Steuersatzra  nach 
dem  Kriege  durch  Gesetz  vom  10.  September  1S71,  Art.  11.  weitere  Erhöhung  durcli 
Gesetz  vom  30.  März  1872.  Alf  1  inid  Wiedererinasaigung  durcli  Gesetz  vom  2^^  Juni 
1872.  Art.  3,  als  die  Euikoimnensteuer  von  Werthpapieren  eingefühlt  wurde. 

S.  mit  den  betredenden  Noten  Dejean,  p.  65,  179.  209.  Vignes.  I,  402—405, 
Bliiil.,  dict.  .Vrt.  valcurs  mobiliries,  No.  7-12,  v.  K  rvU  fni  ;i  im,  S.  289.  Statistik, 
spccicllcrc  für  1877 — 79,  Bull.  VllI,  15U  (Septembernummerj  ;  kurzer  jährlich  im  Bericht 
der  Begi8t6i?eniraltnng,  fta  18S6  Boll.  XXII,  152. 

Nach  Wortlaut  und  Tendenz  des  Gesetzes  vom  Frimaire  VII. 
würden  aneh  die  Effeetennmsätze ,  wie  alle  Handänderungen 
(mutations),  der  Registrirung  und  somit  der  Besitzwechselabgabe 
f(ir  bewegliche  Werthe  unterliegen,  wenn  diese  Umsätze  beur- 
kundet oder,  wie  gewis.se  Inimobiliargeschiiltc  zum  Zweck  der 
Einregistriruug,  declarirt  werden  mttssten.  Da  Ersteres  hier 
regelmässig  niclit  der  Fall  ist  und  Beides  aus  tecbnischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  schwer,  wenn  überhaupt,  erzwungen 
werden  kann,  so  entzieht  sieb  der  Ktt'eetenumsalz  der  Hestoiiening 
durch  das  Knregistrcnient  grossentheils,  nieist  viHlig,  nach  der  Aus- 
stellungslbrni  solclicr  Werthpapiere  namentlich  als  Iniiaber-,  aber 
auch  als  Nanicnspapiere.  Das  war  auch  die  franzrlsische  ErCabrung 
gewesen.  Mit  der  sfeigenden  Bedeutung  der  Kapitalanlage  in 
Kfleeten  und  des  Ifnisatzes  der  letzteren  wurde  das.  zumal  gegen- 
Ulier  dem  lrnmo!)iliarunisatz  und  auch  dem  eontrolirbareu  und  daher 
einregistrirbarcn  beurkundeten  Umsatz  anderer  beweglicher  Werthe, 
ein  immer  grösserer  Uebelstand,  welcher  die  Gleichmässigkeit  der 
Verkehrsbesteuerung  und  auch  das  tiscalische  Interesse  verletzte. 
Der  erstere  Umstand  mehr  wie  der  letztere  —  was  in  der  fran- 
zösischen Fa<diiiteratur  (so  bei  Block)  und  danach  z.  B.  auch  von 
Kauimann  unriohtig  ansgefubrt  woitlen  ist,  —  mnsste  daher 
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folgerichtig  zu  dem  Gedanken  einer  E  r s  a  t  z  s  t  c  n  c  r  der  Kegi- 
strirungbub^^'iibe  für  Handilnderiingen  bei  Effecten  führen.  In  dem 
einmaligen  Emissionsstempel  (Gesetz,  vom  5.  Juni  1850)  konnte 
eine  solche  Kisatzsteuei'  thcils  gar  nicht,  theils  nicht  ^TiiUgcud 
gelundcii  vvcrdcu.  Gerade  in  einem  Steuersystem  wie  dem  fran- 
zösischen Enrcgistrement  bildete  daher  die  Einf'lilirung  einer  eigenen 
Umsatzsteuer  von  Kt!e(?ten  eine  folgerichtige  stcucrpolitischc  Mauss- 
regel.  Es  ist  das  Verdieost  des  Gesetzes  von  1857,  unter  Napoleon  III., 
diese  Oonsequcnz  gezogen  zu  haben,  wenn  auch  die  Durchführung 
des  Gednnkens  eigenthtimlich  ausgefallen  ist.  Denn  ciue  wirk- 
liche Unssut/ Steuer  ist  (iic  Abgabe  weuigsteus  in  den  wichtigsten 
Fällen,  bei  den  iuhaberpapicren,  nicht  geworden,  sondern  es  wurde 
wieder  nur  ein  Ersatz  einer  solchen  rmsatzsteuer  für  Effecten  in 
den  angenommenen  Normen  geschatVcn  Daher  kann  diese  Steuer 
auch  nur  beilingt  als  eine  sogen.  „  lM)r»enstcucr"*  bezeichnet 
werden.  Man  scheute  die  unleugbaren  Scliw  icrigkeiteu  einer  wirk- 
lichen Umsatzsteuer  bei  Inhaberpapiereu  und  die  —  wirklich  oder 
vermeintlich  —  verkehrshemmenden  und  deshalb,  vielfacher,  tVeilich 
zweifelhaft  berecbtigter  Anuahine  nach»  sebädlicben  vulkswirth- 
scbaltlicben  Folgen  einer  solcben  Steoer. 

Die  Steuer  trifft  bestimmte  Kategorien  verhandeibarer 
oder  börsengängiger  Werthpapiere,  nacli  dem  Gesetz  von 
1857  Aetien  (aneh  Interimsseheine)  und  Obligationen  von 
jeder  Art  (privater)  Gesellschaften  (finanzieller»  industrieller, 
commercieller,  civilistischer  Actiengesellschailen,  Vereine,  Unter- 
nehmungen jeder  Art),  und  zwar  inländischer  wie  aus- 
ländischer; nach  dem  Gesetz  vom  16.  September  1871,  Art.  11 
auch  die  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlicher 
Anstalten,  der  Gesellschaft  des  Credit  foncier,  die  bis  dahin  frei 
waren,  auch  die  ausländischen  (Gesetz  vom  30.  Mai  1872,  Art  1). 
Die  ausländischen  Effecten  durften  nach  dem  Gesetz  von  1857 
(Art.  9)  an  der  Börse  im  Inland  weder  amtlich  notirt  noch  gehandelt 
werden,  ohne  Bezahlung  der  Abgabe;  nach  dem  Gesetz  vom 
30.  März  1872,  Art.  2  ist  auch  Emission  und  Zorn -Verkauf- stellen 
ohne  die  Erfüllung  dieser  Bedingung  verboten.  Gleiche  Bestim- 
mungen, wie  sie  auch  für  die  Stempelung  auswärtiger  Effecten 
gelten.  Waiircnd  der  letzteren  aber  auch  fremde  Staatspapiere, 
welche  in  Frankreich  cmittirt,  gehandelt,  notirt  werden,  unterworfen 
sind,  ist  die  hier  besprochene  Abgabe  auf  btaa tspapiere  nicht 
ausgedehnt. 
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Sie  rttbrt  nur  den  Namen  Umsatzsteuer  (droit  de  trans- 
mission),  aber  sie  ist  formell  eine  solche  nnr  bei  dcujeuigcn  in- 
ländischen Effecten,  welche  als  Nament»papiere  (titres  nomi- 
natifs^  bloss  durch  eine  Umschreibung  in  den  Büchern 

des  Emittenten  (der  Gesellschaft  n.  b.  w.)  rechtsgiltig  Obertragen 
werden  können.  Hier  wird  sie  auf  Rechnung;  des  IStaats  von  der 
betrertenden  GescIIsehatt  u.  s.  w.  bei  jeder  L  inschrcibung  von 
Actien  und  Ubligatioiicii,  auch  bei  einer  Umwandlung  von  Naniens- 
in  Inbaberpapiere  und  umgekehrt,  erhoben,  und  zwar  regelmilsisig 
nach  dem  mittleren  Börsencurse  des  dem  Gcseliait  vorangehen- 
den Tages,  ursprünglich  zu  dem  Satze  von  '/5*7o»  ^ci^  ^^^^  von 
'/a'^/o  (ohue  Zuschläge). 

(Üocret  vom  17.  Juli  1857,  Art.  2,  3.)  Jiur  der  7.-8,  Theil  des  Ertragä  der 
ganzen  Steuer  Itommf  anf  diese  •■igentliche  .,Uinsatz"stener  (1886        Miü.  Frcfi. 

von  417.48  Mill.  l'ixs.  l  iiisatz  von  Artioii,  ö.OS  Mill.  von  615.49  Mili.  l'uisat/  von 
Obligationen,  /uäainnion  5.17  Mill.  ivrtrag^  von  1051.33  Mill.  (JtnsaU,  wahroad  der 

plauze  Ertrag  ;  (».y(>  Mill.  l  ies.  war\ 

Bei  den  inländischen  EtVecten,  welche  auf  Inhaber  lauten, 
sowie  bei  allen  aus  Hindi. <  eben  (also  hier  auth  bei  den  Na  nie  ns- 
papiercii,  Decrct  vom  17.  Juli  1^')7,  Ali.  lUj,  ierner  auch  bei  den- 
Jcni;rcn .  wob-lic ,  nicht  auf  den  Inhaber  gestellt,  doch  auch  ohne 
rni^chrcibung  in  den  IMicheru  des  Emittenten  rechtsgiltig  über- 
tragen werden  können  ((Tcsetz  vom  23.  Juni  1857,  Art.  t»)  tritt  an 
Stelle  der  l  ebertrngungsabgabe  in  jedem  einzelnen  Falle  eine 
jährliche  obligatorisehe  Abgabe,  ein  so^.  (Zwang«  ) Abonne- 
ment. Diese  Abgabe  wird  nach  dem  D  urc  h.sc  Im  ittscurse 
der  Actien  und  Obligationen  im  voraufgehendeu  Jabre  berechnet 
und  beträgt  davon  jetzt  Vs'Vo  (ohne  Deciuien). 

Anfangs  'Geäctz  von  IS57)  nur  0.12  7o  (t«e5'>t/C  vcin  2'].  Jtiiii  1*^57.  Art.  <»,  vüui 
2'.».  Juni  Jt)72,  Art.  3,  über  die  lierechuunj^  dei  Curscs  iJecrct  von  1857,  Art.  7: 
SiiuiiniruD^  der  Gnne  nach  den  Notizen  and  Divi<)!rnng  durch  die  Zahl  der  NolUenX 
Nälicic  \'orschriflcn  rogein  das  Einzelne  in  !li  troH'  dt-r  Zahlunjrspfliclit  der  (icscll- 
bchat'tcM  u.  ä.  w.  das  Decrct  von  lb57  und  duä  Decrct  vom  24.  Mai  1872,  bei 
Dejean,  p.  192).  Die  Emittenten  haben  die  Abgnbo  nach  ricrtcljährfichon  Registern 
vierleljalirlich  /.n  cnniiht«  ii.  Auslän  d  is^clic  GcbolliohaltL-n  u.  s.  w.  nuisscn  rinon 
verautwortiiclien ,  vom  Fiuai)zminii>tor  ^xucbmigten  Vertreter  im  lulaudc  stcilcu 
(Decrct  von  1957.  Art  10*.  Die  Abgabe  von  ausländischen  Effecten  wird  ilbrigcns 
nur  von  einem  Tlieile  der  bt-tn-ficndt-n  Acti<  ii  und  Oltligationm  erhoben  'uiin'i  -t"ii- 
'/lo  lüipitalsi  der  orätorcu,  desjenigen  der  letzteren);  von  wclelieni  Theilc.  das 
bestimmt  der  i'iuanzminister  nach  Auhöruuj^  einer  raclimäiuiischen  Coiumi&sion,  wobei 
«Ue  3  Jahre  Bevisian  rorbohalten  bleibt  (s.  Decret  rem  24.  Mai  1872). 

Die  letztbesprochene  Steuer,  durchaus  die  Hauptsache  bei  der 
sogen.  Umsatzsteuer,  ist  also  gar  keine  „  L  insatz^steuer,  sundern 
eine  nominelle  K' a  ititalstcucr,  im  Ktteet  eine  Erli  ags- 
K teuer  von   Aetieu   und  Obligationen.     Iki  letÄtercu  dies 
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allciflings  nur  dann,  wenn  sie  von  dem  zunächst  zaiilungspfiichtigcn 
Aussteller  wirklich  den  Obli'^atioiiiiicii  bei  der  Zinsiius/aliliiii^^  an- 
gerechnet wird ,  was  gesetzlich  zulässig  ist  und  um  der  btcucr 
wenigstens  cini^cnuuasscu  ihren  ursprünglich  beabsichtigten  Cha- 
racter  zu  erhalten,  auch  folgcrichti^^  Das  thatsächliche  NOrgclicii 
scheint  verschieden  zu  sein.  Erfolgt  die  LTebcrwUlzuiii;  \nin 
Schuldner  aiil  iIlh  (1  laubiger  nicht,  so  wird  die  Steuer  auch  hei 
den  Ubligatiuncii,  wie  bei  den  Actien,  zu  einer  Steuer  des 
Scliuldncrs,  also  hei  Gesellschaften  zu  ciucr  Ertragsstcuer  von 
freilich  probiematischeni  Werthe. 

„IiitciiKitioriale"  (icacUachaftcii ,  wie  H.  dit;  j;rossc  oitcrivichibclic  Sti*Jb.'iün 
haben  eiu  vcrschiodcui'S  Verfahren  bolV»!;;!,  in  iicrdiiiijs  die  ^cctiauiiic  dea  Betrag, 
paaächalirt  mit  undLMcii  Coupoiisteuoiabzu^ca ,  ubgczog^eii;  aaderü  die  fiauzüsisch- 
tistcrrcichischc  Staabbaluii^cscllschaft.  \'gl.  S  i  cg  fr  i  od  ,  Salitiu's  IV)r-"niiapipr-.  Th.  I, 
4.  Aull.,  licriiii  ISb-l,  S.  37,  75;  Dcraclbi;  in  der  Ztbchr.  1'.  iva^iial  und  Keule, 
XU,  ]  18  ff'.  Uber  dio  fnmzösiDcho  Eflcctenbcstottcrung^. 

Oer  UmstaDdy  dass  die  zweite  Art  der  ^.Umsatzsteuer^'  nicht, 
wie  der  Effectenstempel  einmal  und  nach  dem  Kennwcrtb,  sondern 
jährlich  and  nach  dem  Curswerth  erhoben  wird)  unterscheidet 
die  Steuer  immerhin  von  der  gewöhnlichen  Steropelabgabe.  Der 
Ertrag  schwanict  daher  natOrlich  mit  den  Gursen  und  soweit  diese 
nicht  rein  durch  äussere  politische  u.  dgl.  Umstände  und  Specu- 
lationen,  sondern  durch  die  ErtragsverhUltnisse  bestimmt  werden, 
steigt  und  fällt  er  mit  diesen,  was  im  Ganzen  ein  Vorzug  ist. 
Aber  die  Häu(iij;kcit  und  Seltenheit  der  Etiecteuunisätzc  selbst  ist 
abgesehen  von  ihrem  i.iiilliiss  aul'  den  Curs  inditlcrent  für  den 
Ertrag  und  da  Jahresdiirihschuittsc  ursc  die  Grundlage  der  Steuer- 
berechnung biUlcn,  küiunicu  die  speculativeu  Curssc h  w an kungcn 
innerhalb  des  Jahres,  soweit  sie  sich  ausgleichen,  auch  liir 
den  Ertrag  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  kann  diese  Steuer  in 
keiner  Weise  als  eine  genügende  Losung  des  Problems,  die 
Bürseuunis ätze  zu  tretfeu,  gelten. 

S.  diu  statistischen  Uateti  im  Bull.  a.  a.  U.  Die  eiii^eliieu  iahte  2eigeu  iu 
dea  Uesammtertrügeii  fferiri{?ere .  in  den  Summen  der  beleg^tcn  Wertho  presse 
Schfraakuigcn,  welche  Ictzlcron  nicht  bloss  auf  Cursilnderuiiiien  /.uruck;L;el'iihrt  werden 
können,  mir  aber  «onst  iiicbt  recht  erklärlich  sind,  namentlich  was  das  merkwürdig: 
selbst  von  Jahr  m  Jahr  schwaukeude  Vcrhältuiss  zwischen  Actien  uud  Obligatioucii 
alllangt.  Der  amtliche  fiericbt  Uftrt  das  nicht  auf.  So  «rar  t.  B.  18S4 — ^S6  (Ball.  XX« 
XXU,  253); 

ISsl  ISsö  IsSo 

„Abonnements**    Belegte  .     Heleste     ^  Bele-te  y 

^^tt  0.27o)       Werthe      ^"'^'^^      Werthe      ^'^'''^       Werthe  '"^^^'^ 
.Mill.Fr.    aiilLtr.    MUl.l'f.    Mill.lr.    Mill.Kr.  Mill.l'r. 
Fnioxös.  Aeäva     5,495.»     i9M      6,D12««     13.S3  4,62.).» 
Französ.  ObUg.     7,79  la      15.5!)       ().Ü55.7     iy.;j3       S.!)57.jj  17.92 
Zuüainmco  .    .    J  3,2^9.0     26.5S     13,508.3     27.10     13,583.2  27.17 
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18SI 

1885 

1SS6 

..AbonneuiL'iils" 

l>    1  1 

Itflofit« 

w  cniie 

Erirag 

Belegte 
Weitoo 

Belegte 
wortiie 

Ertrag 

Mlli.  vT» 

Ulli.  rr. 

Mul.Fr. 

MUi.Fr. 

MI1J.1IT. 

UiU.rr. 

Aiibiuiin.  Acticii 

]  .24  1 .4 

2, .{12.04 

AUbiaQU.  UOllg. 

1,121.2 

2.24 

1,21H.7 

2.44 

Ü.064  (!) 

Ü.UOOJ 

*if  fc-fc  jiirt  »Mk  AM 

2,9DO.U 

4.74 

A  J.  4  J  A 

2,414.0 

4*83 

2,312.1 

4.62 

Ol.tfV 

41  70 

tll.f  9 

DazuTrausmisä.- 

Steiier(0.5%). 

Inland.  Acticn  . 

«•n2  2 

I 

I2«.S 

2.1:! 

417.84 

2.0» 

Inläiid.  Obligat. 

522.6 

2.hl 

55(>.9 

2.78 

015.4U 

3.08 

Zosamm«!!  .  . 

l,fS4.S 

5.92 

983.7 

4.92 

1,038.88 

5.17 

Ganze  Stoiicri'iii. 

Stratzusclii.j . 

37.24 

ao.iH) 

1«>,4'J4..S 

Während  die  Werthe  und  die  EHrdfje  jeder  der  drei  Kategorien  (iniündische 
Abonnements,  ausländische  desf^leichen ,  Transuiissionssteucr)  und  die  (lesamintwertbe 
aod  Erträge  wcni^-  ven>cliicden  sind,  zeigi-u  sich  ausserordentliche  Verschiebungen 
«wischen  Arti.  11  und  Obligationen  jeder  Kategorie,  besonders  bei  den  Abonnements, 
wo  die  .in-l,iiidiichüD  0 bligatio n en  1S86  {geradezu  verschwinden.  Spcciellcre  Latci- 
11  -  r  ciozeluen  Arten  Effecten  für  1877—79.  Bull.  VIU,  1.50.  Damals  traten 
solche  iSchwankungen  zwischen  Actien  und  Obligatiunea  nicht  hervor.  Beles,;rr  \N'erth 
1877  —  79  ll,40a.4  —  U,ytil.4  —  13,000.7  Miil.,  Ertrag  bezw.  25.15,  2t).89, 
29.97  MUl.  Pres. 

Aiirh  br  i  d.  r  Ziisainmenzi-hiin;  der  Kegisteralrirabc  fVtr  l"ebertragungen  be- 
weglichen Uuts  uutur  Lebeuduu  zu  lästigem  Titel  (Vurkäufc  u.  s.  «r.,  0.  S.  523  und 
S.  524)  mit  dieser  ESectcnsbj^abe  erhalt  man  z.  B.  (ttr  1886  nur  55.48  Mill.  Frcs. 
Ertra;;  ^ ogen  139.04  ^lill.  bei  den  gleichen  (ieachäilten  mit  Immobilien.  Das  Mius- 

verhältnibs  blril)t  ^ross  genug. 

Ztt  bcnieiken  ist  übrigens,  dass  die  r(*l)eitragimg  von  Eft'ecten, 
auch  (lerjeiii;;en ,  welche  die  „Umsatzüleuei"  trilTt.  sehe  nkn  nir.s- 
weise  und  im  Erbgan«:;  der  Kcgistrirun;^:  und  der  betreliendeu 
Abgabe  unterworfen  bleibt.  Freilich  mit  üweiielhatter  Wirkung 
wenigstens  bei  Sehenkungen  (S.  528). 

§.  221.  7.  Die  Durcbl'ühruug  der  tarii'uiäs&igen  Ucgi- 
Btrirungsbe  Steuerung. 

a)  Allgemeines.  Ein  so  umlassendes,  verwickeltes,  öfters 
feine  und  streitige  Rechtsfragen  berührendes  Verkehrssteuersystem, 
wie  das  geschilderte,  welches  zugleich  vielfach  so  hohe,  ja  mit- 
unter drückende  bteacrsätze  enthält,  macht  für  seine  strenge  Durch- 
fübrung  auf  der  gesetzlichen  Grundlage  natürlich  grosse  Schwierig- 
keiten. Zur  Ueberwindang  derselben  bedarf  es  daher  eines  mächtigen 
Apparates  von  einzelnen  gesetzlichen  inul  administrativen 
Ansftthrnngsnormen,  Verwaltungseinrichtnngen,  Control- 
maassregeln  nnd  Strafbestimmungen. 

Ein  ausserordentliches  Detail,  das  hier  nii  ht  nur  nicht  erschöpft,  sondern  nicht 
einmal  vollständig  auch  nur  in  Bcdt  fr  r  wichtigeren  Punrfo  ci  w  äliid  wrrdi  11  kann. 
Mehr  zur  Characterisirung  des  (iaiizen  und  mehr  beispielsweise  wuidcu  hier  nur  einige 
dieser  wichtigeren  Punctc  aus  diesem  grossen  (Jebiet  zahlreicher  Eioselbeiten  wn 
uncbncher,  jedo*  Ii  auidi  in  dm  schrinbar  rn'bensacldichsl-'n  He>timmungen  nicht 
fehlender  Bedeutung  herausgehoben.    Unberücksichtigt  duri'cn  diese  Dinge  aber  auch 
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flir  die  fii»anzwisscnscliaftlit:li<!  Detraclituag  eines  Stcuursyalcui.^  wie  d(?b  Iraa- 
iCösischeii  Kefis(trabgabc\v(?sciis  nicht  bleiben,  [h-.na  sie  f:chrtreii  /u  denjenifren 
Momenten,  von  wi'lchcii  if  r  finnii/ii'üi;  T'iTülur  und  di.;  u:rst;t/.iiclie  nl.  i' limibsige  Be- 
handlung der  steueijttlu  lai-cii  1  illr'  aliliau-^en ,  in  H'dcli«M*  üich  ab<;r  auch  die  Bü- 
liisti^^ui^cn,  Störungen,  iinm  ^r  v>mM'  n  Ungleichmässlgkiiitea  der  Belftstniig'  und 
damit  tlic  sd  u.  ipulitisclicn  Bedenken  besonders  stark  /cisreii. 

Die  gesetzmässige  Durchführung  der  Kcgistrirungsabgaben 
bedingt  vor  Allem,  dass  alle  registrirungs-  und  abgabepflichtigen 
Urkunden  und  die  auch  ohne  HcurkandoDg  hierzu  verpflichteten 
Kccbtsgeschäi'te  und  Handänderangcn  (mutations),  wie  im' 
Ei'bgang  und  schenkungsweise,  vollständig,  recht- 
zeitig, am  rechten  Ort,  d.  Ii.  vor  dem  iegalen  Registeranite, 
und,  soweit  das  in  Betracht  kommt,  daher  nameDtlich  bei  der 
Proportioualabgabe  (und  der  „festen  abgestuften'*)  im  wirk- 
lichen Wertbbetrage  snr  Registrirung  und  Abgabeveran* 
iagnng  and  alsdann  demgemäss  die  gesetzlichen  Abgabebeträge 
zur  Erhebung  gelangen. 

Um  dies  zu  erreichen,  sind  einmal  gewissen  amtlichen 
Personen,  wie  den  Gerichtsvollziehern  n.  dgi.  m.  und  den  Ge- 
richtsscbreibem  fUr  alle  von  ihnen  ausgehenden  oder,  wie  den 
Notaren,  l%lr  alte  von  ihnen  aufgenommenen  Urkunden  Ver- 
pflichtungen zur  Einreichung  der  Urkunden  bei  dem  zuständigen 
R^isteramte  auferlegt.  Gleiche  Verpflichtungen  liegen  dem  (Privat-) 
Publicum'  fUr  Urkunden  unter  Privatunterschrift  ob,  und  zwar 
unbedingt,  wenn  es  sich  um  Testamente  und  um  die  oben 
(8.  519)  genannten  Rechtsgeschäfte  bandelt,  durch  welche  unter 
Lebenden  Handänderungen  erfolgen,  sowie  in  gewissen,  ebenfalls 
früher  (S.  520)  schon  erwähnten  Fällen,  wo  auch  ohne  Beurkundung 
ein  solcher  Besitzwechsel  zu  „deelariren^^  ist;  ferner  bedingt, 
wenn  die  Urkunden  vor  Gerichten  oder  Behörden  benutzt  werden 
sollen,  in  welchem  Falle  sie  vorher  einregistrirt  und  die  Abgaben 
datür  gezahlt  werden  mtissen.  Als  Ansporn  der  betrcllciiden  Per- 
sonen zur  Erfülluug  dieser  Vcrptiicliiuiigen  dient  theils  einzeln, 
theils  verbunden  einerseits  die  Androhung  von  Kccbtsu ach- 
theilen, von  eihühten  Gebührensätzen  oder  von  Strafen 
bei  Überhaupt  oder  in  der  gesetzlichen  Frist  unterlassener  Ueber- 
reichung  oder  Anmeldung  znr  Eintragung  auf  dem  Registerarate, 
bei  Verbeimlichnngen,  bei  unricbtigen  Wertbangalx^i,  auch  bei  Aus- 
stellung von  Gegenscheinen  unter  Parteien,  wotlurch  zum  Zweck 
der  Steuerdcfraudation  ein  Preis  in  einer  regifitriitcn  Urkunde 
erhöht  wird  (Art.  40  des  Gesetzes  vom  22.  Frini.  VII.):  anderseits 
die  Ausstattung  der  registrirtou  Urkunden  mit  gewissen 
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Rechtsvortheileu.  Für  die  verschiedcueu  Fälle  vou  betheiligtea 
Personen,  in  Betracht  komnieiidcii  Urkunden,  Rechts^eschälteu, 
Vorgängen  sind  verschieden  lange  Fristen,  innerhalb  deren  die 
Kegistriruug  regelmässig  zu  erlolgcii  luil,  fcstgeKetzt. 

Unter  den  angedrohten  Hechtsnachtheilen  tindet  sich  die 
Nichtigkeit  der  nicht  oder  nicht  gehörig  oder  nicht  rechtzeitig 
registrirten  Urkunde,  beaw.  des  Rechtsgeschäfts,  die  logisch  richtige 
CoDsequenz  in  diesem  wie  in  dem  analogen  Falle  der  unterlassenen 
•Stempelung,  in  der  französischen  Gesetzgebung  nur  in  ganz  be- 
schränktem Maasse,  so  für  Gerichtsvollzieher  und  andere  mit  ähn- 
lichen Befugnissen  versehene  Beamte  bei  unterlassener  Registrirung 
von  Zustellungen  und  Protokollen,  wofür  der  Zuwiderhandelnde  der 
Partei  verantwoiMich  ist  (Gesetz  von»  22.  Frim.  Vil.,  Art,  M ).  In 
dem  practiscb  bedeutsameren  Falle  von  Unterlassnng  der  unbedingt 
obligatorischen  Begistrirnng  von  Urkunden,  Bechtsgeschäften,  £rb- 
tUllen  oder  bei  Verbeimlichangen,  bei  zu  niedrigen  Wertbangaben, 
hat  man  regelmässig  nicht  so  weit  zu  gehen  gewagt  Hier  tritt  als 
Reehtsnachtheil  nur  die  einstweilige  Unbrauchbarkeit  einer  Urkunde 
Itir  die  Benutzung  ror  Gerichten  nnd  BebOrden,  also  namentlich 
als  Beweismittel  in  Bechtsstreiten,  dann  die  Verpflichtung  zu  nach- 
träglicher Begistrirnng  nnd  dabei  eine  erhöhte  Abgabe  als  Strafe 
ein.  Nur  bei  der  Ausstellung  von  Gegenscheinen  zum  Zweck 
der  Steuerhintei'ziehnng  mittelst  zu  niedriger  Preisangaben  in  den 
Urkunden  bestimmte  das  Gesetz  Tom  32.  Frim.  VII.,  Art.  40  auch 
Kichtigkeity  was  indessen  durch  das  Civllgesetzbnch  (Art  1321) 
auf  Nichtigkeit  Dritteti  gegenUbei*,  nicht  unter  den  Parteien  selbst, 
beschränkt  wurde.  Die  Straferhöhung  der  Abgabe  ist  in  diesem 
Falle  aber  besonders  sohaif,  das  Dreifache  des  gewöhnlichen 
Satzes. 

Bcäoudoiä  gate  klare  Darstellung  alkr  dieser  Puncto  bei  Vignes,  a.  a.  0. 
MeUrfacb  kommen  auch  liier  für  die  Begistrirutig  rochtstcclinisclio  Regruiidui)<;cii 
inBetiichf.  .Jahcr  Bestiiiiijiiiiiu<!u  des  französisclutu  Civil  rechts.  Von  diesen  gilt  jedoch 
daü  oben  S.  513  (ifsairtc:  sie  künneti  als  penugende  Begründung  einer  finanziellen 
Gebühr,  guscliwoigo  einer  Steuer  nicht  gelten.  So  die  Fiction  eines  notliwcndigcu 
„öffcntliclien  üienstcs",  nm  durch  die  Ein  registrirung  die  Existenz  einer  Urkunde, 
eines  Kcehtsgeschäfis  ii.  s.  w.  zu  siclu^rn  oder  di"  Omtarii  llc)  Auth  ■  n  t  i ci rini 
noch  zu  vervollständigen  oder  (bo  bei  Privaturiiundeu  ii.  s.  w.)  das  L»aiuui 
Dritten  gegenüber  zu  rergewissern  (s.  Vignus,  I,  330  ff.). 

222.  b)  Einzelne  Puncte.  Hier  werden  lolgondc  .sechs 
behandelt:  die  Fristen  znr  Eintragung*,  die  Zahlungs- 
p  fliehten,  die  St  r;i  th  e  s  t  i  ni  ni  im  ge  u,  die  zur  Controlc 
dienoudcu  Obliegenheiten  verschiedener  Organe«  die 
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Ver  jälii  iingsfristeu,  die  Normen  liir  die  Werth b es ti ui- 
mungea  bei  der  Proportionalabgabe. 

ci)  l'i.bcr  <lic  Friiten.  innerhalb  deren  Tikundeii  und  Erkiarungüii  /.ur  i»ej:i- 
strirunu:  zu  l»rin<!:en  sind,  s.  b.js(»ndi  rä  Oosi'tz  vom  22.  Frim  VII.,  Art.  20 — 25,  Block, 
Art.  Eiiregistr.,  No.  (14 — 72,  Vignos,  I.  ;t<)S.  Ks  \Vf'r'!('n  ö  f  fcii  tli  c  Ii  o  ürkuiidon. 
(icrichtävolkiebcr  u.  dgl. ,  >iotHrö,  Üchördcu  einer-,  Urliundeii  unter  Privatuuier- 
sclirift  andorsoits  uoterschicden,  mit  vcTsdiiodonen  Fristen  nach  den  Kategorien 
von  I'riÜcii.  So  mürssen  öHontliclio  Urkunden  in  kur/:cn  Frititen  Ii,  10,  l.j,  20  Ta{;ei. 
Urkunden  unter  Privatuoterschriit  tu  läugoivu  Fristen,  z.  Ji.  wuuii  sie  ciuc  üobcr- 
tra^'un^  von  Eigenthtim  oder  Katzniessvng  an  Lic;;onscbafton  zum  (icgenstande  haben, 
auch  Pacht-  und  MiLfhv'  rfriige  u.  (b^'l.  ui.  Iiinnei»  H  Monaten  von  ihrem  Datum  an 
zur  Kogbtrirung  gebracht  werden,  lalU  es  sieb  um  iniäudii>che  l<'älie  bandelt. 
(Art.  22  des  Gesetzes  vom  Frim.).  Erb-,  Schenk-,  VormSchtnissannahmcii 
im  In  lande  miii^^jcn  Vt  Monate  nach  dem  Tode  des  F-rbUiiScrs  (in  vcr-schiedenea 
längeren  Fri.sten  bei  Todesfullen  in  verschiedenen  Auslatid.s^rebieten)  registrirt  werden. 

Hinsichtlich  der  Zahlungspflicht  selbst  ist  der  allgemeine  Grundsatz,  dass 
die  Abgaben  vor  der  Registrimng  zu  entrichten  sind  (<i«'setz  vom  Frim.  VU..  Art.  2^). 
An  Stelle  der  Parteien,  welche  in  letzter  Linie  von  den  Abgaben  getroffen  werden 
sollen,  bind,  im  Interesse  der  Erleichterung  und  Vereinfachung  der  Erhebung,  mehr- 
fach in  näher  bezeichneten  Fällen  die  Notare,  (ierichtsirollzieher  und  tierichtsscbrciber 
diejenigen,  welche  vo  rsch  ii  s  sinr  ci  ?  ^  die  Zahlung  an  das  Rcgisfcrunt  zu  leisten 
haben  (dasselbe  (iesetz,  Art.  29,  iUi).  Die  Parteien  selbst  haften  in  vitalen  Fallen 
far  die  von  ihnen  dircct  zu  zahlenden  oder  an  die  genannten  Boainten  zurückzuer- 
stattenden Ali^aben  solidarisch,  ebenso  bei  Krbfälh  ii  ilie  Miterben  leb.  Arf.  2^», 
30,  .^2).  W  ird  unter  Parteien  die  eudgiltigc  Tiaguug  der  Abgabe  nicht  vertrags- 
mässig  geregelt,  80  sollen  bei  bfiTferlichen  oder  gerichtlichen  Urkunden,  welche  eine 
Schuldvcridliclituri;^ ,  Si  ]iiilLlbi-frriiin'>\  U"'icitragung  von  Eigenthum  oder  Nutzniessung 
beweglichen  und  uiibcwcglicbcu  Guts  enthalten,  die  Schuldner  oder  neuen  be- 
sitz er,  bei  anderen  Urkanden,  die  Betheiligtcn ,  welche  daraus  Yortheil  ziehen, 
die  Abgabe  tragen  (cb.  Art.  ?>]).    S.  Weiteres  Detail  bei  Vigncs,  I.  316 — 

y)  Die  Strafbüstim m uugen  betreäen  thcils  die  Beamten,  Notare,  welche 
Verpflichtungen  zur  Anmeldung  von  Urkunden  far  die  Rcgisirirung  haben,  theils  bei 
Urkunden  untcrPrivatunterschrift  und  bei  den  vorgeschriebenen  „Erklärungen" 
das  betheiligte  Publicum.  Die  Strafen  bestehen,  abgesehen  von  den  Fällen  der 
Nichtigkeit  (S.  5.^6i,  in  ft-sten  (ieldstrafen  und  in  um  die  Ilalfte  oder  auf 
das  Doppelte  oder  auf  das  Dreifache  des  einfachen  Satzes  erhöhten  Abgaben. 
Diese  verschiedenen  Strafen  werden  mitunter  verbunden  oder  auch  so  couibiiiirt.  dass 
bei  Fällen,  wo  die  feste  Uegistcrabgabe  besteht,  eine  feste  (jcldstrafe,  m  lallen  der 
Proportionalabgabe  die  Erhöhung  derselben,  unter  Bestimmung  eines  Minimal- 
bctrags  ili  V  Zuschlags,  eintritt  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  3.3 — 40,  Vigncs,  I,  oSi) 
bis  3S5,  Block,  Art.  Euregisti.,  No.  76  fl".).  U.  A.  ist  der  doppelte  Abgabesatz 
bei  Unterlassung  der  Registrirnng  in  den  oben  S.  519  genannten  FiUlcn  des  Art.  22 
des  ficsof^os  vom  Frimaire  zu  bi'rechnen  (gen.  (iesetz,  Art.  ''>^).  iIli-  hälftige  Zu- 
schlag bei  ünterlaüsung  der  Eridärungen,  welche  Erben,  Schenk^ und  Yeruiächt- 
uissnehmer  abzugeben  haben;  der  doppelte  tSatz  bei  ycrhclmlichungen  oder 
bei  iingeniigender  Si  hlitzung  von  Vermögeii>--ti.i  Imh  in  ,i,.n  Ii  t/tgenanntei.  l';'il!cn.  und 
zwar  von  dem  verheimlichten  oder  nicht  mit  geschätzten  Betrage  i^eb.  Art.  40).  —  Bei 
denjenigen  Urininden  unter  Priratnntorschrift,  welche  nicht  unbedingt  obligatorisch 
registrirungspJlichtig  sind,  aber  nachträglich  regi.sfiirf  werden  müssen,  w  nu  mau 
von  ihnen  vor  Gericht  u.  s.  w.  tiebrauch  machen  will,  tritt  zunächst  zwar  nur  der 
gesetzliche  (einfache)  Gebührensatz  ein,  der  doppelte  jedoch,  wenn  sie  vor  der  Bezug- 
nahme am  (jericht  noch  nicht  registrirt  sind.  S.  fiir  Einzelnes  ausser  dem  Gesetz  vom 
Frimaire  auch  (iesetz  vom  27.  Ventuse  IX.  und  2S.  April  181Ö  sowie  einzelne  der 
neueren  Gesetze,  so  vom  2^1.  Aug.  1871,  2S.  Februar  1872. 

Eine  principiell  wichtige  Neuerung  im  liscalischen  Interesse  i-t  «lie  Ein- 
führung einer  bis  dahin  lehlcndon  Mit-Intcrcssirung  des  früheren  Besitzers 
eines  der  Besitzwechselabgabe  unterliegenden  Objects,  sowie  des  Verm  iethcrs  und 
Verpächters  an  der  richtigen  Einrcgistrirujig  der  Urkunde,  Abgabe  der  vorge- 
schriebenen Erkj&rongen  u.  s.  w.    Bei  anterbliebenei  Kegistrirung  oder  £rklftrang 
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werden  daiiacli  nämlidi  auch  die  Gcnaitntuii  per  Söul  ich  und  ohne  Kccurs,  nug^eaclitet 
ciitj^'c^cnstehcudcr  Stipulationen,  haFtliur  fnr  einen  Ziischla^;ab}^abeb.'it/.  rniiir|t-st''ns 
50  Fics.).  Davon  wie  von  der  uuiolUeibarcu  Zahlung  deä  eiutkchcn  Satzes  können  sie 
sich  nur  befreien,  wenn  sie  Innerhalb  bestimmter  Frist  —  ein  Monat  mehr  als  die 
allj!:emeinc  Frist  in  UioM  ii  Füllen  -  auf  einem  Kefristv^iauit  dir  die  Handänderung  be- 
troü'endu  Urkunde  liint<  rieben  oder,  bei  deren  l'olilea,  die  nach  Art.  4  dea  (iesutxos 
vom  27.  Vent  IX.  ;;t-iiotcuen  „Erkliu  ungcn*'  abgeben.  (Gesetz  vom  23.  Aorust  18X1» 
Art.  11.  aiu  li  vom  28.  Februar  1ST2,  4^8).  Wohl  eine  zireckmfiasige  und  wie  man 
aiiuehmcn  sollte  wirkdamo  Neuerung. 

Auch  bei  der  Effectcn-Umsatzsteuer  vCiesetz  vom  23.  Juni  isöl,  Art.  10) 
sind  far  Unterlassnag  oder  UnvoUst&ndigkeit  der  ErklSinngOii  die  doppelten  6ebtthren- 
sütze  nach  Gesetz  vom  Friui.  angedroht,  nclion  StniffMt  von  lOÜ — 5000  Frcs.  ftir  jede 
Zuwiderhandlung  gugon  die  Bestimmungen  des  (je.ietzcs  oder  der  Ausführungsver- 
ordnungen. 

Uebcr  weitere,  mit  als  Control mittel  dieuciidr  i )  bl i  <  n h ei  ten  der 
>iotare,  (ierichtsvollzicher,  (icrichtsschreiber ,  Sccretäro,  Kichter,  Verwaltungsbcamteu 
und  sonstigen  ötlentlicheu  Beamten,  auch  der  Einnehmer,  s.  bes.  Gesetz  vom  Krim., 
Art.  41 — 59.  Danach,  mit  Rücksicht  auf  ähnliche  Bestimmungen  anderer  Gesetze, 
Vignes.  I.  .M55-  3«I4.  Block,  Art.  Enregistr.,  Ko.  <>7.  Zur  Oharacteristik 
solcher  ßi  -(iimaungcn  auch  nach  der  fiscalischeu  Seile  vgl.  /..  B.  Art.  47  des  Gesetzes 
vom  Fiiiii. :  aut  Urund  nicht  rcgistriiler  Urkunden  darf  kein  Kichter  oder  Schieds- 
richter ein  ürtheil,  kein  Verwaltungsbcarntcr  einen  Beschluss  zu  Gunsten  von  Privat* 
personeu  erlassen,  bei  Strafe  peraönlicher  liafibarkcit  für  die  Gebühren. 

je)  Die  Verjährungsfrist  für  die  Ansprüche  des  Fiscus  ist  für  verschiedene 
Kategorien  von  Fällen  auf  .  1,  2,  5,  10  Jahre  gestellt,  hie  und  da  aber  auch  die 
allfr"inoini'  des  französischen  Civilrechts  v(m  HO  .Talircn  (Gesetz  vom  Frini,,  Art.  60 
bis  (i2  und  neuere.    Viguos,  1,  3Üt)~4Ul,  Block,  Enreg.,  No.  102,  103). 

^>  Von  besonderof  fiaanztelleT  Wichtigkeit  sind  bei  den  Kegistcrabgabcn,  nament- 
lich bei  der  Proportionalabgabi:  ^und  der  „festen  abgestuften")  richtige  Werth- 
angaben in  den  Urkunden  und  Erklrirungen.  Daher  bedarf  es  besondei-s  neben 
Strafandrohungen  hier  Normen  und  Maassrcgolu  zur  Verhütung,  bczw.  Aufdeckung 
zu  niedriger  Angaben  bei  Uandänderungen  unter  1  ästigem  und  anen  tgel  tl  ich  cm 
Titel  fS(  h(  n  kuugcn,  Erbfallen),  wozu  hier  namentlich  das  ge^ictzlich  gestattete 
\'eirahrcn  der  Abschätzung  durcli  Sachverstandige  („cxpertise")  dii'iit. 

Strafen  i».  A.  in  Art.  89  des  Gesetzes  vom  Frim  Vli.,  so  doppelte  (iebuhr 
Vi'  i  Auslasse !is;-eii  tind  tnmiMmgcuden  Scliritzungen  der  ^'<■rm^5•J:ens^it0^kr»  für  Erben. 
iSchenk-  und  V crmächtnissuchmer.  Vormünder  u.  dgl.  haben  hier  diese  Strafen  por- 
sAnlich  zu  tragen.  — 

üebur  dirso  Abschätzung  bo-ondi'i's  Art.  17 — VK  d.s  Gcüetzvs  vom 
Frim.,  Gesetz  vom  Ib.  November  ISOS,  vom  23.  AugUüt  lb71,  Art.  11,  15,  vom 
28.  Februar  1872,  Art.  8.  Bei  Uiiunden  oder  Declarationen  ttber  Hand&ndemng  von 
Immobilien  (Eigenthum,  Nutznicssung,  Genussi,  auch  von  Handels  f  t ml  s  /.u 
lästigem  Titel  kann  innerhalb  eines  Jahres  von  Seiten  der  Steuerverwaltung  bei 
mnthraaasstich  zu  niedriger  l'reisangabe  auf  solche  „Expertise**  angetragen  worden; 
bei  jedem  unentgeltlichen  Besitzwechsel  von  Immobilien  binnen  2  Jahren.  Ermittelt 

der  wahre  V erka uf s w erth  der  Objecto  zur  Zeit  d' r  VerSnsserung  oder  des 
Besitzweclisulb  werden.    Vignes,  I,  Hlj4,  Block.  Enre^^^istr..  Nu.  52  If. 

§.  223.  c)  Bestimmungen  über  den  steuerpflichtigen 
„Wertli'^  bei  der  Proportionalabgabe.  Bei  letzterer  kann  es 
ohne  eine  positive  gesetzliche  Bestimmung  mitunter  zweifelhaft  sein, 
welcher  „Werth"  ihrer  Berechnung  Uberhaupt  zu  Grunde  gelegt 
werden  soll.  In  manchen  Fällen,  wiederum  namentlich  bei  Erb- 
gang und  Schenkung,  sind  auch  gesetzliche  Grundsätze 
für  die  Werthberechnung  selbst  erforderlich.  Die  fran- 
zösische Gesetzgebung  hat  in  zahlreichen  BestimmaDgen  hierttber 
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das  Nothwendige  festgesetzt,  im  Wesentnchen  sehon  im  Gesetz  vom 
22.  Frim.  VIL,  Art.  14  und  15,  dessen  BestimmQBgen  durch, 
spätere  Gesetze  einzelne  Modificatlonen  und  Ergänzungen  erfahren 
haben. 

Genaueres  Einzclite  bei  Yignes,  I.  $46— SjUS,  kUizer  Block,  Art  EDre(|;iBü'.. 
No.  50,  51.  S.  auch  Jacob  a.  a.  0.,  Noten  zu  den  Art.  14  n.  15  des  Gesetzes  rotn 

Friwaire. 

Es  vird  in  diesen  Normen  bewegliches  und  unbewegliches  Gut  nnfer- 

schicden  und  iu  beiden  Kateiioih  ii  für  jede  ein/eine  Art  Urkunden,  i{ei  lif:^!df.s(  hätte, 
Besitzwechsel  u.  s.  w.  die  6ei>tiiuinuug  Uber  den  zu  Grunde  hegenden  Werth  getrolleu. 
In  fielen  FftUen  entsprechen  die  Besfimmnngeu  dem  auch  sonst  Ueblichen  oder  von 
selbst  sicli  Ergebenden.  Von  TichUgeren  eigen thumlichen  Pillen  mSgen  folgende 

hervorgehoben  werden. 

c)  Auü  den  Vorschriften  für  bewegliches  Gut:  Bestellung  von  iuimerwährenden 
—  d.  h.  nach  GnuizOsischctn  Hecht  höchstens  für  80  Jahre  nicht  ablösbaren  —  oder 
Leblinsrenten  und  von  rension^'n  unter  lästi  <j;ijiii  Titrl:  hier  ist  dis  bestellte 
oder  veräusserte  Kapital  das  i  ilijcct  der  l'i'u|jurüüii;ilabgabc.  Ebenso  verhält  es 
sich  bei  Ueber tragu n g,  A bl<^ s un n-,  Hiickkauf  solcher  Kenten  und  Pcnsionenf 
ohne  Ivückbiclit  auf  den  hierfür  be^uhlhn  Preis.  —  Werden  I'enteii.  P<"ii>ioiirii  ohne 
Angabe  eini;s  Kapitals  bestellt  (ubertragen,  abgelöst),  so  wird  das  für  diesen 
Vorgang  steuerpflichtige  Object  durch  diejenige  Kapitalsamme  gebildet,  welche  dem 
l'Ofnrhen  der  immerwährenden  (nul  rL  in  1 0 fiiclu  n  .let  lehrTislang-Üchcn  Rent-',  —  wobei 
zwischen  solchen,  die  auf  1  oder  mehrere  i<üben  gestellt  sind,  nicht  uutei-sciiiedeu 
wird  —  entspricht,  ebenfalls  ohne  Rücksicht  anf  den  Preis  der  Debertragung  oder 
Ablösung.  —  Die  unentgeltlich  cingeräun?tc  Nu tzni essung  an  beweglichem  Gut 
wird  gleich  der  Uälfte  des  Werthes  solchen  Guts  veranschlagt. 

Besonders  wichtig  ist,  dass  bei  ücbertragungen  auf  Grund  freigebiger  Ver- 
fügung unter  Lebenden  und  für  den  Uebergang  durch  Todesfall  der  Werth  des 
bcweg'lirlicn  Guts  nach  eiin*r  ab/?ugr;b<Miflen  Erklärung  der  Botlu-iliutctt  —  zu  deren 
Controle  dann  wieder  das  Verl'ahreii  der  „Expertise"  angewandt  werdon  kann  —  sich 
bestimmt,  aber  ohne  Abzug  der  Lasten,  was  u.  A.  die  Erbschaftssteuer  zn 
einer  solchen  vom  Vermögen  ohne  Schuldabzug  macht.  Hei  Werth papi eren 
aller  Art  (auch  des  in  diesen  Fällen  steuerpflichtigen  Uebergangs  französischer 
Staats rentc)  berechnet  sich  der  Werth  in  der  Beg^  nach  dem  BOrsencars  vom 
Tage  des  Besitzweclisels. 

ß)  Aus  den  Vorschriften  fUr  unbewegliches  Gut:  bei  Pacht-  und  Mieth- 
verträgen  bildet  der  jährliche  Preis  unter  Zurechnung  der  dem  Pachter  oder 
Miether  anf-rli>;t'Mi  Lasten,  das  Steihrolijrict;  bei  Pachten  tmi  Miethen  von  unbe- 
stimmter Daner  oder  gegen  beständige  Kenten  wird  aus  dem  in  gleicher  Weise  berech- 
neten Pacht-  oder  Miethpreise  ein  Steuerkapital  durch  HuHiplieation  mit  dem  20  fachen 
gebildet.  Bei  Verpachtung  und  Vcrmiethung  auf  Lebensdauer  wird  der 
Preis  mit  dem  10  fachen  multiplicirt.  Neuerdings  ist  für  ländliche  Immobilien  die 
Ermässi);ui)g  der  Kapitalisation  bloss  mit  dem  12'/.^ fachen  erfolgt  (li»7ü).  —  Bei 
Tauschen  findet  ein  Kapitalanschlag  zum  20fachen  des  Jahresertrags  ohne 
Lasten  ab  zu  g  statt,  bei  ländürlif»!!  Grti  n  d  s  til  rke  n  (ausser  bei  Tauschen  anein- 
anderstossender  unbebauter,  d.  h.  nicht  mit  Hiiusern  besetzter)  sogar  zum  25  fachen.  • — 
Fur  Verkäufe  und  andere  unter  lästigem  Titel  statlfindende  Uebertragungen  von 
Eigenthum  und  Nutzniessung  unter  Leben  (?en  wird  der  beurkundete,  bezw. 
durch  £.icpertise  festgestellte  Preis  zuzüglich  eines  Kapitalanschlags  aller  Lasten  zu 
Qrunde  gelegt. 

B'*"!  n  n  e  n  t  (t  1  tl  i  r  h  c r  Urbertragungvon  Imniobiliar-Eigenthum  u  n  t  l'  r  L  e  b  >•  n  il  e  n 
und  von  Todeswegeu,  also  ftlr  die  Proportionalabgabe  als  Schenkungs-  und 
Erbschaftssteuer,  wird,  wiederum  ohne  Abzug  der  Lasten,  der  Jahreserfrag 
oder  Pacht-  und  Mietli/ins  mit  dem  20 fachen,  bei  ländlichen  Grundstücken  jef/f  mit 
dem  25  fachen  zur  Bildung  des  Steuerkapitals  multiplicirt.  Das  10-,  bezw.  12V«  lache 
tritt  in  diesen  Fällen  bei  Debertragung  der  Nutzniessung  allein,  gleichfalls  ohne 
Lastenabzug,  ein.  Die  Erbschafts-  und  Srlunkungssteuer  eiliiilr  durch  diesen  Nicht- 
abzttg  der  Lasten  —  welcher  in  England  ictzt  erfolgt,  §.  122,  S.  2öd  oben  —  einen 
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besoinl  r  Ii  Oharactcr,  wcldior  manclio  Bodoiikßii  liwomift  und  zu  bcihnitcnd  t!rhr»litcr. 
auch  uiigioichuiüääigctcr  lielastung  führen  k:iiiii,  unter  den  obwultciideu  Verliültnissoii 
wach  volil  virUich  falirC  (§.  241). 

ij.  224.  S.  Zur  Statistik  der  Ivo.pistrirun^sabgÄbcn.  S.  die  rcichbaltig:«m 
Matriialinn  in  den  oben  S.  SOG  aiijcLi  bcnen  Stellen.  Kini«r<'  f>ttf<tt  wurden  schon 
früher  hcrausgchobcMi .  so  in  den  'l  ubcll.-n  auf  S.  l\' \ ,  .'JU.'» ,  bes.  UHi,  407.  dann  iu 
den  §§.  211  (vS.  50"),  2J7.  218.  besonders  in  der  tabellarischen  L'ebersicht  des  Tarifs 
der  rrn]iorti«irial;i1iu:il)c  S.  7)2').  Eine  Anal\M-  ib*s  roich<!n  sfnri>tisnhcn  Materials  muss 
der  uionographischcn  iioarbcitunji-  vorbuhalton  bleiben.  Sie  wUrdc  m.  K.  für  maochc 
spdcidle  Fragen  einer  Vericebnbesteneriinf ;  wie  diejenige  des  französischen  Enrc- 
j^isfremenr.  ;inob  tinnrizwissenschaftlirli  -  wir  wdil  nocli  mehr  volksw  iit!i?''Ii;ifflii  Ii  — 
«rcrthv'oUe  iicitrage  liefero.  Hier  nur  uoch  einige  Daten  zur  Ergftnzun^  der  früheren, 
bes.  der  auf  S.  '40ft  n.  40?  mf^thefltcit ,  um  die  Reaeilon  der  Ißreignisse  in  den 
krilischon  Perioden  des  französischen  Staats-  und  Wirth-' liartslcbciis  auf  die  dem 
Euregistrcnient  unterworfenen  Geschäfte  und  datier  auf  Ute  Steuererträge  nocb  etwas 
nilhcr  /.u  verfolgen. 

I)or  Worth  der  Tebcrtragungcn  von  lutniobilien  Ztt  lästigem  Titd  unter 
Lebenden  (wesentlich  Verkäufe)  war  (Rull.  V.  'iTO.  Faurc,  p.  H9)  in  Mill.  Frcs.: 
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Die  Ko^clion  ist  in  diesen  vier  kritisclicn  Perioden  deutlicli  zu  erkennen,  dem 
Grade  na(ih  ungleich  stark,  ab(!r  so.  wie  es  nach  der  allgemeinen  Verkehrsstörung 
durch  die  äusseroa  Ereignisse  otwa  zu  erwarten  war.  Der  Ausfall  d.  i  lü  tr  ii:  «^rgiebt 
sich  aus  den  IJeweguugen  der  W'ertlizahlcn .  da  es  sicli  hier  uin  die  Proportioual- 
abgabc  handelt.  Wa-^  er  practisch  bedeutet,  zeigen  z.  H.  folgende  Zahlen  des  Ertrags 
für  die  hier  behaml.  lt<Mi  (Joschafte  in  IS<)9— 72:  142.(i  .  — -  98.7  —  S0.5  — 
141.5  Mill,  Fros.  —  Natüilirli  die  (icsamuitzahlen  der  Umsätze  und  Ertrimr  ■l.'ts 
l^roduct  aller  öfters  sich  kreuzenden  EiullUsse.  Wühreud  deä  Kriukriegs  fand  z.  B. 
eine  grosse  specnlative  Bewegung  statt.  Die  Ums&tzo  in  luiniobilien  ssetgen  daiior  fär 
1S53-  57  folgende  Zahlen:  ISIO  —  1G41  —  1923  —  201 C.  —  1sv_>  Mill.  Imts.  — 
N'ouerdingü  erreichten  die  Ziffern  in  Ibbl  das  Maximum,  2S72  .MiU.,  sanken  bis  lbS4 
auf  2249,  hoben  sich  1885  wieder  auf  2502,  sanken  1886  auf  2t04  Mill.  Pres.  Der 
(j.iU'f  der  (lescliäftc  und  des  gcsammten  wirthschaftlichen  ui»d  politisclicn  Lebens 
spiegelt  sich  also  immer  deutlich  ab.  Da  sicli  die  Einnahmen  des  Euregistrcmcnt 
aber  ans  so  verschiedenen  Posten  zusammensetzen  und  auch  die  ErbscbatHs-  und 
S  !i'  iikungssteuem  darunter  fallen,  zeigen  die  Gesammt-Erträge  nicht  immer  ganz  die 
gleichen  Bewegungen  nnd  im  fian?«'ii  iloch  eine,  wchü  auch  nicht  iiniint*'rbrncbeu, 
aufsteigende  Bcwe.unng,  ■ —  wie  die  niuiatcn  iiivliiuc tju  Verbrautlissteucrii.  iinan/- 
politisch  sind  sie  daher  bei  wachsendem  Flnanzbedarf  »ehr  befriedigend. 

Di^-  ]le-;i  hviinkung  der  Umsätze,  namentlit  h  iIli  \'.rKriuri  \ou  Iiniii  obilien 
durcii  die  iiegisterabgabe,  die  bei  letzteren  Gescbalten  »o  aiia-^erüitb  liiiich  hoch  ist, 
wird  sich'  im  Princip  kaum  leugnen  lassen,  was  je  nachdem  als  eine  günstige  oder 
ungünstige  Wirkung  di*!ser  Steuer  an'T  'j?ehen  w  -rden  wird  und  werden  kann,  fmrnt^r- 
hiu  haben  sich  doch  auch  diu  eigentlichen  Verkäufe  allein  von  1827 — 18CU  fast  ver- 
doppelt {998  und  1878  MiH.  Pres  ).  Seit  dem  letzten  Kriege  sind  sie  dagesren  bei 
den  liMheren  Sieuersätzen  —  ob  wocrn  d<^rselben?  —  wenig  gewa'  bs.  n.  /^gen 
aber  jährliche  nicht  unbedeutende  Schwankungen  ( 1*^73  1S43,  lb<7  20-iG,  lbb4  19üd, 
1886  1837  Mill.  Pres.,  Bull.  V,  371  ,  XX,  479,  XXII,  145)  —  Dirf  Zahl  der  Ge- 
st h.ift»;  ist  mitunter  Jahre  lang  fast  stabil,  z.  B.  üebertragungen  unter  lästigem  Titel 
von  lmmobili<fn  ls7s— sl  :  fss.532  —  9S2.005  —  981,303  —  980,080  Fälle  (Bull.  XVI. 
154),  nnd  dies  gilt  nicht  nur  von  der  (jesammtzahl  fiir  den  Staat,  sondern  au<h  von 
den  Uäpartcm<!ntszahlen  s.  ob.). 

I  '  her  die  zeitliche  Bewegung  der  Werthe  und  Sfeuercrträge  von  Mieth-  und 
Pachiverträgcj»  s.  Bull.  IV,  13^  (seit  1827),  XVI,  150.    Der  Einliuss  der  Zeit- 
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.^roitfiiisso  (I^  IS— JU.  InTO— 'I  i  iiiarkirt  sich  am  Ii  liior  deutliVIi,  Storkc  Steigerung? 
ilor  Itcjitf'uorti:»  Weitlic  iu  Folge  des  (icscUcs  vom  2.1.  August  Ib'i. 

Statistiäclic  Daten  der  Effecton-Umsatzstcacr  s.  o.  S.  583. 

Auf  diü  statistlsclien  Daten  der  im  Enre^istrcmcnt  entlialtonen  Erbschafts- 
unü  Sr  li  i  II  L(M);?  ss  f/'i)f  rii  vird  nnten  in  dem  davon  liaudclnden  Abschnitt  %,  24:i 

ni»c]i  Iji  ^uihIl'I's  cin<;(;ji. »Ilgen. 

Daten  über  die  Buwcf^ung  der  (jcsaiuinterti  iij^tr  ilos  KiiP  i^istit  ii«  iit  werden 
unten  in  §.  2.H4  nclten  soli  licn.  welche  den  Stempel  lielrelien.  mitaetiieilf.  In  mandier 
Bi^yieliun^  gcliören  diese  Daten  znsainmen  und  ist  die  Verglcichung  ilirnr  ßeweguiifr 

von  Iiii<.rcbsc. 

§.  225.  9.  Zur  Kritik.  Erst  durch  einen  genaneren  Einblick 
in  das  ganze  System,  die  leitenden  Grundsätze  und  die  wichtigeren 
Bestimmungen  tther  die  DarchHlhrnng  wird  man  genügend  in  den 
Stand  gesetzt,  den  steuerpolitischen  Character  einer  so  cig;entbam- 
lieben  und  so  verwickelten  Besteuerungsart,  wie  sie  das  franz^lsehe 
Registerabgabewesen  ist,  YoUst&ndig  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen. 
Durch  das  Stadium  der  Einzelheiten  des  Tarifs  und  der  Regi- 
striruDgs-  und  Ertragsstatistik  erlangt  man  auch  erst  ein  deut- 
licheres Bild  von  der  verkebrspolitischen  und  volkswirthschaft- 
lichen  Ijedeutuii^  dieser  Besteuernn^,  wovon  das  Urthcil  über  den 
steuerpolitischen  Character  und  Werth  der  letzteren  wieder  mit 
abhängt.  Wir  schliessen  daher  mit  einigen  Betrachtungen  wie  den 
oben  in  §.  215  schon  vorangeschickten. 

Das  französische  Registerweseu  will,  als  .Steuereinrichtung  he- 
trachtet ,  das  Vermögen,  wo  es  und  wen  n  es  in  Urkunden, 
mitunter  auch  wo  und  wenn  es  ohne  Urkunden  in  Rechts- 
geschäften, sowie  in  bestimmten  Thatsachen  oder  Vor- 
gilngen,  wie  beim  Besitz  Wechsel  in  Folge  ErbfaUs  oder 
Schenkung,  sich  vorhanden  oder  iu  Bewegung  (im  „Ver- 
kehr") zeigt,  einer  Steuer  unterwerfen.  Diese  Steuer  hat  den 
Character  einer  Besitzsteuer^  vomemlich  iu  ihrer  „festen 
Abgabe",  einer  Verkehrssteuer,  vomemlich  in  ihrer  Pro- 
portionalabgabe. Die  erstere  *  trifft  das  Vermögen  wesentlich 
da,  wo  es  sich  nach  Urkunden  vorhanden  erweist,  die  zweite, 
wo  es  nach  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Thatsachen  in  Bewegung 
zwischen  verschiedenen  Personen  ist  und  durch  diese  Urkunden  etc. 
diese  Bewegung  bekundet  wird.  Man  kann  in  dieser  Weise  mit 
Vignes  den  Unterschied  beider  Hauptabgaben  und  danach  auch 
ihren  steuerpolttischen  Character  richtig  kennzeichnen  (§.  217,  218 
0.  S.  521  u.  S.  522):  im  einen  Falle  werden  Vermögensrechte 
„declarirt'^,  im  andern  „zuertheilt".  Bei  der  weit  tther-  . 
wiegenden  practiseben  Wichtigkeit  der  Proportionalabgabe  bleibt 
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das  Verkehrsstenermomeiit  io  dem  Begisterabgabeweseu  our  das 
durchaus  vorwaltende. 

Die  principieile  Rechtfertigung  dieses  Abgabezweigs  liegt 
dann  wieder  in  deijenigen  der  Verkehrssteuer  tiberhanpt  (§.  215) 
und  in  der  atiznerkennenden  Ergänaungs- und  Ersatzfunetion, 
welche  das  Enregistrement  als  Besteuerang  im  französischen  Steuer- 
systcm  speciell  ansfiht^  besonders  gegenüber  dem  System  der 
directen  Stenern  nnd  gegenüber  der  schweren  indirecten  Verbraucbs- 
besteuemng  Frankreichs.  Was  in  dieser  Hinsicht  bereits  oben  in 
§.215  gesagt  wurde,  findet  in  der  vorausgehenden  näheren  Dar- 
stellung der  französischen  Einregistrirung  seine  Bestätigung:  nicht 
die  Einrichtung  als  solche ,  nicht  die  Haupttbeile  der  Begieter- 
abgaben,  sondern  die  ttbertrieben  hohen  Steuersätze,  besonders 
fttr  den  ImmobiliarTerkehr,  sind  das  Bedenkliche.  Da  eine 
analoge  Besteuerung  des  HobiliarTcrkehrs  schon  in  derGesetz- 
gebung;  geschtreige  in  der  Praxis  nicht  durchgeführt  werden  kann 
und  auch  in  Frankreich  trotz  der  Aasdehnung  des  Enregistrement 
auf  diesen  Verkehr,  trotz  der  Ergänzung  dieser  Besteuerung  durch 
die  EiTecten  -  Umsatzsteuer  nicht  besteht,  so  ergiebt  sich  auch  eine 
Ungleich mUssigkeit  der  Belastung  dieser  beiden  Verkehrs- 
gebiefe,  welche  neue  Bedenken  hervorruft,  l'nd  nur  um  so  grössere, 
weil  das  Immobiliarvermögen.  l)c/.w.  sein  Ertrag  durch  die  directen 
Steuern  schon  viel  sicherer  und  schwerer  getroffen  wird.  Dagegen 
kann  auch  die  indirecte  Vei  brauchsbe Steuerung  keine  Aus- 
gleichung hilden,  auch  nicht  in  ihrer  französischen  luurichtung. 

Voll  der  Eibiclial'tsbcsteiieruüg  dchou  wir  hier  noch  ai)  i^s.  §.  241).  Ist  sie  mc\i  nu 
französischen  Enreg^istreinent  formell  mit  enthalten,  so  kommen  far  sie  doch  wesendich 
:i!i(li^re  iteuerpolitisclii'  (n  sii  htspniirtc  al>  für  di.  Steuern  auf  rrlainiien  und  Rcdus- 
gcschäftti,  lläüdiuideruugeii  unter  lästigem  Titel  uuttir  Lebenden  in  ßetracht  Auch 
die  Hdhe  der  Steuersftize,  daon  die  Allgemeinheit  der  Ertrachafts^tener.  nSmlich  ihre 
AusdcliiiUiii:-  auf  fllle  Vcruiügensiirti  n  und  alle  Verwandtschaftsc i.nl«'  ^iml  fii'.T  ajjd<^ri 
zu  beurtlieileu.  —  Diu  wcnij^eu  kritischen  Bemerkungen  bei  v.  Kaufmann«  S.  311 
treffen  das  Wesentliche  m.  E.  nicht  und  erscheinen  mir  auch  sonst  tmrinhtigr,  auch 
in  'BetreiT  des  folgenden  Pancts. 

Man  hat  mitontcr  Einwendungen  gegen  die  Registiirungs- 
abgaben  als  sogen.  „Kapitalsteuern"  oder  als  VermOgens- 
stenern  gemacht  Diese  sind  indessen  kmm  zutreffend.  Es 
liegt  hier,  wie  auch  bei  den  gleichen  Einwendungen  wider  viele 
Abgaben  in  Stempel  form  nnd  wider  jede  Erbschafts-  und 
Sehenknngsstener,  die  Übliche  doppdte  Verwechslung,  besw. 
der  Mangel  der  nothwendigen  UnterscheiduDg  zwischen  einer 
e  i  Q  z  e  1  wirthschaftliehen  und  einer  v  ol  k s  wirthschaftlielien  reellen 
Vermcigens-  oder  Kapitalsteuer  und  —  was  die  Kritik  noch  weniger 
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tlbersehcn  sollte  —  zwischen  einer  reel  1  cn  niul  einer  ii om i nelle n 
soieiien  Steuer  war.  Niu  du  hohen  trnnz  s]^c  Ik  n  Steuersätze, 
besonders  bei  dem  Eigcnthumswcchsel  von  Immobilien  im  Wege 
des  Verkaufs,  bieten  in  Ijeiilcrlei  Beziehung  allerdings  das  Be- 
denken, dass  die  noniinelle  eine  reelle,  die  cinzehvirthschaftliche 
eine  volkswirthsciiattliche  Vermögenssteuer  mehr  oder  weniger 
werde.  Aber  an  sich  ist  dies  nicht  die  Wirkung  dieser  A h  f-; a b e- 
form  und  auch  in  Frankreich  bei  vielen  anderen  Registerabgaben 
nicht  die  factische  Wii'kuDg  derselben.  In  der  Piegel  werden  die- 
selbeo  und  theilweisc  gewiss  auch  die  genannte  Immobiliarverkebrs- 
abgäbe  nominelle  einzelwirthschaftliche  Vermögens- 
steuern und  damit  reelle  einselwirthschaftliche  Ertrags- 
oder Gewinn-  oder  Einkommensteuern  bleiben.  Freilieh  be- 
lasten die  Registerabgaben  auch  als  Steuern  letzterer  Art  die  Be- 
troffenen snfäliiger,  verschiedener,  nngleicbmässiger,  als  formelle 
oder  nominelle  Ertrags-,  Oonjunctnrengewinns-  und  Einkommensteuern 
es  tbun  würden,  aber  in  der  End  Wirkung  gleichen  sie  diesen  doch 
einigermaassen.  Und  neben  speeifischen  Naehtheilen  gegen  letztere 
haben  sie  aucb  einige  steuerpolitische  und  stenertechnische  Vor- 
züge vor  denselben  voraus  ($.  215). 

S.  Uber  die  Terminologie  und  den  Unterschied  —  der  auch  mit  dem  principalen 
von  National-  und  Priratrermögen  und  Kaintal  ziisam»!i(  iili  uiut  --  Fiii.  II,  §. 
S.  153,  üruiidlogung  §.  23,  28.  Uebethaupt  die  AusführiiDgeu  meiuer  ullgemeiuen 
Steuerlehrc  über  Verkehrs-  und  C/Oiijanctureug:ewinns8ten6ni  (Fin.  II,  §.  4ö7tf  ,473flr.). — 
Die  Wi.lorlegung  des  Eiiiw;irnls  ^ofren  Krlisdiaftssfeuern  als  reelle  K'apifahteuevn, 
was  diesclbeu  allerdings  in  der  Kegel  sein  werden,  ist  ctw^as  anders  zu  iulireti.  Siehe 
Fin.  II,  §.  482  ff.  r.  Kanfmann  s  polemische  Bemerkniifeii  gegen  die  Erbschafts» 
stoncrn  (S.  202  fl'.^  sind  in.  E.  !:;anz  si  liief  und  bleiben  auf  der  Oberflächo.  Auch  seirif: 
Aeasserung  S.  311,  „der  Nacbthell  der  Einrcgistriraogssteuer  wurde  sich  recht  schnell 
in  Fnukkreich  in  seiner  ganzen  Grosse  zeigen,  wenn  nicht  ron  allen  Seiten  danach  ge- 
trachtet würde,  die  Abgabe  theilireise  m  ningehen'%  übertreibt  sebr. 

Der  unbestreitbare  Uebelstand  der  Registerabgaben  ist  deren 
zu  bedeutende  H($ he  in  den  wichtigeren  Fällen.  Mit  daraus 
folgt  wieder  die  Nothwendigkeit  der  scharfen  Controlen,  Verkebrs- 
hemmungen,  Strafen.  Allein  diese  grosse  Höhe  der  Steuersätze 
ist  eben  die  Folge  des  grossen  Finanzbedarfs  und  der  gleichfalls 
so  bedeutenden  Höhe  anderer  französischer  Steuern  und  dies  ist 
wieder  die  Folge  der  französischen  Geschichte  und  Politik. 

W&re  das  Enregistrement  veniger  fiscalisch  ausgenutzt,  so  wurde  man  andere 
Steuern  noch  mehr  anspannen  müssen.  Iläfte  inrtu  die  ein/t  Irt  irtlischaftlielieii  Sf.;iier- 
q^uelleo«  «relcho  durch  die  Kegistcrabgabpn  erechlossen  werden,  durch  dircctc  Ein- 
kommen- und  YermOgensstenern  zu  treffen  gesucht,  so  warde  man  des  hohen  Finanz- 
bedarfs wes'ii*  aui  h  (iii  se  Stctiorn  sehr  ^fark  haben  anspannen  müssen.  Dann  Trilrdcn 
die  ächwierigkeitcn  der  Jtlinrichtuug  und  Durchfuhrung  derselben  su  gewachsen  sein, 
dass  die  Beatenerung  in  dieser  Form  vielleicht  lästiger  ab  in  derjenigen  des  Enre- 
gistrement  geworden  und  vahrscheinlich  weniger  ergiebig  geblieben  w&re.  Mit  dem 
A.  WagB*r,  ItnannriiMttiiMhaft.  III.  35 
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dii  aich  sicherlich  begründeten  Vorwurf  des  Superfiscalismuä  uml  der  lu  iiuhcn  Ab- 
gabesätzc  des  Euregistremcnt  beweist  mau  also  unter  den  französischen  Verhältnissen 
fiii  lit  viel  gegen  diese  Steuerform.  Ziemlich  denisclhen  Vorwurfe  sind  alle  und 
müssen  alle  frauzösiscliea  Steuern,  auch  etwaige  Einkommen-  und  VennOgeassteuern, 
»nsgesetzt  sein. 

Die  specifiscfaen  Naehtheile  der  Hegisterabgabe,  ver- 
glicbeo  mit  den  letztgenannten  nnd  Bonstigen  Steuern,  welche  als 
ihr  Ersatz,  ihre  Ergänzung,  ihre  Sfodification  in  Betracht  Icommen 

könnten,  sind  dieselben  wie  diejenigen  aller  ähnliehen  Verkehrs- 
steuern,  auch  derer  in  Stempelform. 

An  einzelne  mehr  oder  weniger  zufällige  Vorgänge  des  Verkehrs  sich  an- 
schliessend, in  mehr  oder  weniger  wiUl(Qbrlick  gewählten  Fällen  und  Betrigen  diese 

Vorgänge  oder  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgeschäfte  tn-ffend,  besteuern 
sie  die  Pflichtigen  sehr  ungleichmässig  und  ohne  Kücksicht  aulMas  Vorhandensein 
nnd  die  Höhe' eines  (Jewinnes  für  denjenigen,  welcher  die  Steuer  ti  igt,  iici  dem  be- 
steuerten Vorirnnsr  oder  Kechtsgeschäft.  Daher  widersprechen  diese  Abgab .  ii  si<  her- 
lich dem  veruiciuüich  leitenden ,  d.  h.  oft  gi.nu;^'^  emphatisch  hervorgehobenen ,  aber 
stets  ganz  ungenügend  durchgefilhrten  Grundsatz  der  modernen  französischen  Steuer- 
politik: „Jeden  nach  si  inem  Vcrmi'^gen  mul  sein,  ii  Fähigkeiten  zu  besteuern."  Hier 
böten,  nur  Modihcatiouen  der  Einrichtung  der  Verkebrsbesteueruug,  wie  wir  sie  in 
dar  «iallgemeinen  Steaerldire"  besonders  «ach  in  Betreff  der  «»ConjnnctaieDgevinn* 
stenef  *  «ngedentet  haben,  eine  Ähhilfe  (Fin.  II,  g.  479). 

Die  apecifiB eilen  Vorzüge  der  Registerabgaben ^  besondera 
verglieben  mit  den  ttblieben  Formen  der  direeten  Stenern  nnd  mit 
indireeten  Verbrauebsstenern,  sind  jedoch  anch  nicht  zn  verkennen. 

Die  Kecbtsgeschäfte  lassen  sich  zum  Theil  mit  Rtlcksicht  auf  die  sich  an  sie 
knüpfctuicn  Resrist'Tabfahen  df^r  jeweiligen  SteuerfrihiL^licit  mehr  »upassen,  besser  ah 
dirccte  Steuern  und  cbciiso  wie  i;i<iirecte  Vcrbrauclii^teucm.  Sic  treüen  doch  wejiiystens 
flfte»  dann,  wenn  ein  Gewinn  ^  n  i  ht  wird  und  denjenigen,  welcher  ihn  macht  oder 
einen  Voitb*  il  aus  dem  VerkehragcachUft  -  r/i'  If.  Sie  losrii  das  Problem  freilich  nur 
ruh,  Eiiikommen,  Ertrag,  Vermögen  zu  bcitciicru,  aber  sie  lüseu  ciä  doch,  indem  sie 
dann  eintreten,  wenn  durch  einen  Verkehrsvorgang,  ein  Rechtsgeschäft  ein  Alionomischer 
,, Werth"  als  vorhanden  oder  ahs  sich  vom  Kineti  zum  Anderen  bewegend  nach 
gewiesen  wird.  Wie  schwer  int  öfters  fUr  die  directe  BesteueruDg  ein  solcher  Nach- 
weis! Wie  Tiel  reelle  Steneifühigkeit  treffen  diese  nicht  oder  imzareichend,  welche 
die  Kinrichtong  der  Einregistrirong  zu  finden  und  die  damit  reihundone  Abgabe  su 
treffen  weiss. 

Gewiss  Alles  nur  licchtlertiguu^sg-rilntlc  von  sclir  relativem 
Werthe.  Aher  muss  man  sich  mit  öolchen  nicht  last  immer  im 
Stenerwesen  aller  Formen  und  Arten,  aller  Zeiten  und  Länder  be- 
goUgeuy ! 

Eine  ein  gleiten  de  Reform  setzte  zweierlei  voraus,  wom)u 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  keine  Kede  sein  kann:  eine 
sehr  hedeutende  Verminderung  des  Finanzbedarfs  oder  —  wo- 
möglich zugleich  —  eine  Ersatzmittel  hietende  Entwicklung  der 
übrigen  Bestenerung.  Dann^  aber  anch  mir  dann,  wäre  es  mt^glich 
das  Enregistremcnt  von  vielen  fiscalischen  Härten  zu  befreien, 
mnnclie  einzelne  Steuersätze  desselben  aufzuheben,  alle,  nament- 
lieb  die  beileukliehsten,  erbeblieb  zn  ermäasigen. 
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Wie  die  Dioge  in  Frankreich  liegen,  wird  man  sich  mit  einem 
viel  weniger  weit  gehenden  Reformprogramm  begnügen  nilissen: 
Ermässigung  besonders  der  übertriebeu  hoben  Registerabgaben 
Yom  Besitzwechflel  des  Gnindeigenthums  imtcr  lllsiigem  Titel  unter 
Lebenden  und  Revision  der  übrigen  Tbeile  dieser  Abgaben.  Dies 
würe  aber  nnr  dnrcbführbar,  wenn  genügender  Ersats  fUr  die  da- 
durch entstehenden  AustäUe  an  Einnahmen  durch  andere  Stenern 
zu  beschaffen  wäre.  Nicht  nur  wegen  der  ohnehin  schon  so  be- 
dentendcD  Anspannung  aller  übrigen  franz()sisehen  Steuern,  sondern 
aueh  ans  Grflnden  richtiger  praetisoher  Stenersystematik  und  des- 
jenigen Ersatzes,  welchen  gerade  aufzuhebende  und  zu  ermäßigende 
Kegisterabgaben  erhalten  mttssten,  wäre  das  Richtige  wohl  die 
Einitlhrnng  einer  supplementären  Einkommensteuer  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer.  Käme  es  dazu, 
vollends  aber  wenn  es,  wie  bisher,  nicht  dazu  kommt,  so  müsste 
innerhalb  des  verbleibenden  Systems  der  Registerabgaben  aber 
jedenfalls  mehr  anf  Entlastung  des  Immobiliar-  und  stärkere 
Belastung  des  Mobiliarverkehrs  hiugcstrebt  werden. 

Betrachtet  man  endlich  das  französisehe  Registrimngsabgabe- 
wesen  vom  steuertecbnischen  Standpuncte  aus,  so  verdient  es 
alle  Auerkennung,  —  immer  vorausgesetzt,  dass  einmal  durch  eine 
derartige  Besteuerung  so  enorme  iSummcu  für  die  Staatsbeduiliiisse 
erhoben  werden  sollen.  Der  Ertrag  zeigt  sich  trotz  der  Höhe  der 
Steuersätze  sehr  entwicklungsfähig.  Die  logische  ronse(iuenz  und 
systematische  Durchbildung  ist  bewundernswertli.  Schon  das  grusäe 
Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII.  ist  eine  steuertechnische 
Leistung  ersten  Ranges  zur  Losung  des  gestellten  Problems, 
welche  die  höchste  Auerkeuuung  verdient.  Beweis  dafür,  dass  dies 
Gesetz  trotz  der  grossartigen  Entwicklung  und  vieltachen  Um- 
t>:ostaltung  des  Verkehrs  —  Creditwcsen!  —  im  lahrhundert  die 
(irundlage  des  Enregistrement  bleiben  konnte  und  noch  gegen- 
wärtig ist.  Nicht  einmal  das  Bedürtniss  einer  neuen  Coditication 
ist  trotz  der  zahlreichen  einzelnen  Abänderungen  und  Zusätze  durch 
spätere  Gesetze  in  besonderem  Maasse  hervorgetreten.  Das  spricht 
sehr  zu  Gunsten  dieses  Hanptstttcks  der  Bevolntionsgesetzgebang. 

c.  Die  Abgaben  in  Steiopclforui. 
Gesetzgeb ttn;  vnd  Literatur  s.  o.  S.  504  und  S.  505. 

§.  226.  1.  Ursprung.  Auch  diese  Abgaben  stammen  aus  dem 
ancien  regime,  wo  sie  unter  dem  Namen  des  droit  de  formale  in 
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freilich  geringerer  Ausdebnang^  unvollkommenerer  Systematisirimg 
und  niedrigeren  Sätzen,  tibrin^ens  mit  Ausnahme  einiger  Provinzen 
(der  nea  annectirteu)|  schon  bestanden  hatten  (o.  §.  65).  Der 
Notabel n versammlang  Ton  1787  hatte  der  Entwurf  eines  neuen 
Stempelgesetzes  vorgelegen ,  durch  den  u.  A.  die  Urkunden  unter 
Prlvatunterscbrift  in  grosserem  Maasse  stempelpflichtig  gemacht 
werden  seilten.  Dieser  steuerteebnisch  yorzüglieb  gearbeitete  Ent- 
wurf stand  indessen  nur  einen  Monat  lang  in  Gesetzeskraft  (4.  August 
1787)  y  da  das  Gesetz  vom  KOnig  der  Opposition  des  Parlaments 
gegenüber  alsbald  wieder  zurttekgenommen  wurde.  Er  entbleit 
alles  WeseutUcbe  und  Brauebbare  der  Gesetzgebung  der  späteren 
Zeit  yon  1797—98  an. 

Der  erste  gesetzgeberische  Versuch  in  der  Revolutionsperiode 
auf  dem  Gebiete  des  Rtempelwesens  im  Gesetze  vom  12.  December 
17'J0  18.  Februar  1791  misslauf?  ähnlich  und  aus  gleichen  Grlinden 
wie  auf  dem  Gebiete  der  Kegistrirung :  man  wagte  das  .Stempel- 
Wesen  nicht  in  der  Weise  des  Entwurfs  von  1787  auszubilden 
noch  die  strengeren  Controlvorschrilten,  welche  das  fiseaHsche 
Interesse  hier  einmal  verlangt,  als  „zu  wenig  liberal",  einzuführen. 
Mit  daher  war  der  finanzielle  Erfolg  des  neuen  Gesetzes  unbe- 
friedigend. Erst  nach  und  nach  kam  man  auch  hier  auf  den  We<r 
jenes  Gesetzentwurfs  zurtlck.  Nach  verschiedenen  Specialgesetzen 
in  dieser  liichtuug  schuf  auch  hier  ein  technisch  vorzllgliches 
Hauptg:esetz  dieser  Periode  dasjenige  vom  13,  Brumairc  VII. 
(3.  November  171KS),  die  endgiltige  Grundlage  fllr  die  Folge- 
zeit bis  znr  Gegenwart.  Dies  Gesetz,  ein  Öeiteostück  desjenigen 
vom  22.  Frim.  VII.  über  die  Kegistrirung,  kntipft  reell,  wenn  auch 
nicht  formell,  an  den  Entwurf  von  17Ö7  an.  Alle  späteren  Gesetze 
bauen  das  Stempelwesen  auf  der  so  geschaffenen  Grundlage  nur 
weiter  auf  und  ans.  Namentlich  wird  die  Stempelpflichtigkcit  für 
speeielle  Fälle  genauer  normirt  und  wirksam  gemacht.  Die  leiten- 
den Grundsätze  der  Gesetzgebung  sind  dabei  aber  niebt  mehr  ver- 
ändert worden,  so  dass  die  neuerliche  Einfttbmng  von  Stempel- 
marken wohl  als  der  bedeutendste  Punct  des  organisatorischen 
Fortschritts  auf  diesem  Abgabegebiet  bezeichnet  worden  ist.  Durch 
die  Entwicklung  der  Gescb&fte,  die  Ausdehnung,  der  Stempel- 
pflicbtigkeit,  die  immer  erfolgreicheren  Gontrolen  und  die  hSberen 
SKtze  (namentlich  die  20%  Zuschläge)  ist  der  Ertrag  sehr  ge- 
wachsen, besonders  seit  1871. 
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S.  auch  hier  das  N&hero  in  der  treflPlicbeu  Darstellimg  der  fintirickliing  der 

Stempclgcsetzgebung  der  Revolutionszeit  vuh  Stourm.  I,  444 — UatPT  den  bei 
Berathung  dei  GeseUe  erörtertou  Fragen  ut  diejenigo  Uber  die  gerichtliche  Uu- 
giltigkcit  7on  Urkunden  anf  uof^esteinpeUem  Papiere  —  „NnUitSt***  in  diesem 
Sinne  —  eine  der  auch  finanzwisseiis«  liaftlich  besondere  iutcreSiiintiüi.  Schon  in  d<  m 
der  liotablcuvcrsauimlung  von  1787  vorgelegten  Entwürfe  war  vorgesehen,  die  Aus-  • 
steller  von  Urkunden  unter  Privatunterschrift  dadurcli  im  eigenen  Interesse  zor  Be- 
nntznng  von  Stempel papier  zu  voraului^scu ,  dass  sie  andernfalls  mit  Unwirksamkeit 
dieser  Urkunden  vor  tJericbt  bedroht  wurl  ii.  Die  Kngii^nm^'  boL'-ründctc  dies  gegen 
die  Liuwaude  einer  zu  gru.iöcn  bireiigc  damit,  du^a  diu  \'urschi'irt,  i'rivaturkundcü 
etwa  erst  bei  der  Vorweisung  vor  Gericht  zu  stempeln,  nicht  ausreiche,  weil  dann  nur 
der  kleinste  Theil  davon  zur  Stempelung  verpflichtet  werde  und  dazu  komme.  Aber 
die  Bestimmung  wurde  doch  fallen  gelassen  (Stourm,  I,  148).  Von  Neuem  wurde 
die  F!rage  bei  der  Yorbereitang  des  Gesetzes  vomBram.  VII.  angeregt,  aber  wiederum 
verneinend  entschieden.  Ebenso  ging  es  jungst  nach  dem  deutschen  Kriege  1?T1  u. 
1675  (Stourm,  1,  464).  Auch  diu  unterlassene  Eiuregistrirung  hat  mau  in  Frauk- 
reieh  nur  ansnahmsireiBe  so  scharf  zu  bestrafen  gewagt  (s.  o.  S.  586).  In  England 
dagegen  ist  die  ätrengere  Consciiucnz  der  Unklagbarkeit  eines  Anspruchs  auf  Grund 
ungestempelter  Urkunden  g^ozon^en  word'^n  f^.  o.  S.  'iR2V 

§.  227.  2.  Finanz-  untl  steuerpoiitischer  Character 
der  französischen  ätempelabgaben.  Er  ist  in  beiden  Hinsichten 
einigermaassen  demjenigen  der  Registerabgaben  verwandt:  „Gebühr" 
und  „Steuer"  sind  im  Stempelwesen  ebenfalls  gemischt  (§.214, 
215).  Doch  ist  im  Vergleich  mit  den  Kegisterabgaben  das  Ge- 
bUbrenelement  etwas  häufiger  nnd,  wo  es  vorhanden,  etwas 
stärker  ausgeprägt. 

IMes  folgt  ;uis  (Ilm-  irn  Gesetze  hi  stitnmtcn  umfassendea  Anwendung  von  Stempol- 
papier  für  die  verschiedensten  Arten  „öfleutlichcr"  und  sonstiger  Urkunden,  welche 
von  Gerichten.  Gericlitsrollziehern,  YerwaltongsbehOrden,  Notaren,  Adrocaten  ausgehen, 
zum  Thcil  aiirh  aus  diT  Stt:mp':;lpflichtigkeit  für  gewisse  Register  der  G'-rielife,  der 
Staats-  und  Gemeindeverwaltungen.  liier  bekommen  die  betreficuden  Frivatpersoneu, 
auf  deren  Angelegenheiten  sich  diese  Urkunden  und  R^^ter  beziehen,  dann  den 
Stempel  verrechnet  und  zablen  in  demselben  mit  die  „öffentliche  Dienstleistung". 
Derselbe  Gesithtspunct  waltet  beim  Stempel  für  Eingaben .  Gesuche  u.  dgl.  m.  an 
Behörden  ob.  S.  Gesetz  vom  Brum.  Yll. ,  Art.  12  mit  seinen  vielen  einzelnen  Kate- 
gorien von  Fällen.  Da  hier  nicht,  wie  so  vielfach  beim  Enregistremcnt  (o.  S.  &13) 
die  „ölieiitliche  Dicn^tlcistiins'*  fiii^irt  oder  bloss  im  liafiiÜschen  Interesse  auPc»'- 
drungeu  wird,  »oudcra  im  W  csoii  der  Saclie  liegt,  so  ist  das  üebuhrenelement  liier  au 
sich  als  vorhanden  zuzugeben  und  die  „Gebühr""  in  der  geforderten  Abgabe  prin- 
cipiell  hier  beri'cluij;t,  Nur  die  Art  ihres  Ansatzes  im  Stempel,  besonders  in  d^r 
höchst  mcchanischcu  iorni  des  Dimcnsionsstempels  (S.  u.  §.  229)  erregt  wieder 
Bedenken.  Und  die  ff  rosse  Ansdehnunp,  in  welcher  solche  „öffentliche'*  Urkunden 
und  Kegistcr  stempelpfliclitig  erklärt  worden  sind,  sowie  die  Höhe  der  Ab|?a^i^- 
bätze  bewiikcn.  dass  auch  in  denjenigen  FMlen,  wo  die  Abgabe  berechtigter  Maassen 
als  Geblthr  eintritt,  doch  ein  bedeutender  Thefl  derselben  Steuercbaracter  annimmt. 
Damit  fällt  dieser  Theil  dann  auch  unter  einen  anderen  principiellen  Gesicbtspunet 
und  wird  von  demselben  aus  beurtheilt  vielieiclit  bedenklich,  wenn  der  „Gebühren- 
theil"  in  der  Abgabe  selbst  gerechtfertigt  erscheint. 

Auch  die  Ableitung  einer  allgemeinen  Berechtigung  oder  sogar  Notliwcndigkeit 
dos  Stempels  als  „Gebuhr"  für  alle  Urkunden  und  Schriftstücke  bloss  aus  der 
„Möglichkeit",  dass  dieselben  einmal  vor  Gericht  vorgelegt  und  zur  Beglaubigung 
oder  Beweisführung  gebracht  werden  könnten  (Art.  1  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.), 
wird  zwar  mitunter  in  Frankreich  vertreten.  Diese  blosse  ..Mfl^lielikeir'  ist  in- 
dessen doch  kaum  schon  ein  genügender  Grund  zu  einer  Ge  bulirencrlicbuug,  so 
irenig  wie  der  ähnliche  Gesichtspunct  bei  den  Begistrimngsabgaben  (o.  S.  514).  Bloss 
die  wirkliche  Beanspruchung  der  Gerichte  stellt  eine  „dffentlicho  Dienstleistung'* 
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dar,  welche  mit  „Gcbilhrcu"  passend  bozahlt  wird,  wie  im  Falle  der  Gcriclits- 
kosten.  Nur  im  Steniiu  l  der  für  Procossfüliru  n  ^gelieferten  Sclirifteu  der 
Ecchtsknndi|!:en ,  AdvcK  atcn  könnte  man  daher  etwa  das  Gebährenelement  abnlich 

wie  iu  doti  (jcrichf^kü^ti  n  scheu. 

Die  französischen  Stempclabgabeu  enthalten  Bomit  besonders 
in  den  vorausgehend  angedeuteten  Fällen  gewiss  principiell  „Ge- 
btthren*^  und  practiscb  mehr  oder  weniger  hohe  Geb tihrenquoten. 
Aber  Uber  letzteren  Betrag  hinaus  sind  sie  auch  hier  nach  ihrer 
Ausdehnung,  Berechnungsart  und  Höbe  wieder  ,,Steuern^', 
und  zwar  Steuern  auf  Rechtsgeschät'te,  Urkunden  u.  s.  w.,  ähnlich 
wie  die  Begisterabgalyen,  also,  in  der  ttbliehen  Terminologie  „V er < 
kebrsstenern''. 

Tbeils  diesen,  thdls,  in  einigen  besonderen  Fällen  des  Dimensions- 
stempels,  einen  Ver  brau  ehsstener-Character  nehmen  die  Stempel- 
abgaben aber  vollends  und  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
häufig  durchaus  allein  in  den  Übrigen  Kategorien  der  Stempel- 
pflichtigkeit  von  Urkunden,  Scbriltstttcken,  Drucksachen  an,  daher 
besonders  bei  Privatnrknnden  (unter  Frivatuntersohrift). 

Dalum  gcböreu  die  Fälle  des  Proportionalbteiüpcls,  des  sogen.  Special- 
Stempels  fttr  verschiedenerlei  (jesehäft»-,  Toiltebrspapicre  (wie  Frachtbriefe,  Eisen- 
bahn-Euiiifuiigscbeiüe,  Coiiiiossemente  u,  a.  in.),  des  Check-,  Quittungs-,  Anschlag- 
^Afiicbeo-JStempels,  des  Stempels  für  VersicUcrungspoliceu  u.  s.  w.  Nar  in  den  ein- 
zelnen Fällen ,  welche  die  Ausnahme  von  der  Kegel  bilden ,  kommt  «Dcih  hier  hi  der 
Abgabe,  welche  im  Stempel  liegt,  das  Gobtthrenclemdnt  mit  vor  oder  Ubenrieft  selbst, 
so  in  Etwas  h.  i  Paison,  .Ta<;dscbüiüen. 

-Mehilaoh,  ao  iiauiemlich  beim  Proportionalitdüpcl  <Jli-  liauUdsofrecteu ,  Actieu, 
Oblij;ationcn ,  fremden  Staatspapicre ,  beim  Stempel  der  Chccks,  Quittungen,  der  ver- 
schiedenen Transpnrtpapiere,  wo  uberall  in  i1<t  Abgabe  der  Stcnerdiara'-tcr  so  gut 
wie  ausscbliesbUch  vorliegt,  ist  diu  in  Steuipciform  zur  Veranlagung  und  Erhebung 
kdiiHiicnde  Abgabe  Steuer  politisch  der  Begjstembgabe  wesentlich  homogen. 
Kijieiifliili  stellen  hier  beide  Abgabeart'^n  mir  zwei  verschiedene  Formen  ein 
und  derselben  Stoaergattung,  der  Ijesteuerung  der  Kechtsgescbäfte 
nnd  Verkehrsvorgänge,  dar.  Am  Dentliclisten  tritt  dies  in  der  als  Bogel  geltenden 
Bestimmung  hervor,  dass  die  Kegistrirungsämter  nur  die  auf  dem  voraescliricbt  ncn 
Stempelpapier  errichteten  oder  für  Stempelzahlung  ausdrücklich  visirtcn  Urkunden 
registriren  dürfen  (Oesetz  vom  Brum.  VII.,  Art  25). 

Die  iul-ci)({c  Darstellung  des  Systeiiib  und  der  nrundisätze  des 
frauzüöiöchcn  Stempels  wird  den  finanz-  und  stcuerpolitischen 
Cbaracter  desselben  und  seiner  verschiedenen  Arten  wicdei' genauer 
im  P'inzelnen  nachzuweisen  snehcn. 

liei  den  einzelnen  Tarit'posten  und  ihren  Erträgen  kann  man 
nach  dem  Gesagten  mehrfach ,  wie  bei  den  Hegisterabgaben ,  nur 
bcgriffs-,  nicht  siiffermässig  eine  Scheidung  in  „Gebühren"  und  in 
„Steuern"  vornehmen.  Vom  Gesammtertrag  des  Stempels  möchte 
ich  kaum  ein  Dritttheii  als  Gebühren  ansehen,  wie  sich  aus  den 
im  Folgenden  eingestreuten  statistischen  Daten  mit  ergiebt.  Das 
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ist  aber  immerhin  eine  viel  höhere  Quote  als  die,  welche  bei  den 
Registerabgabeu  einen  solchen  Character  haben  mag. 

In  Bezug  auf  die  allgcnieiiie  Fra^e  der  Berechtigung,  Noth- 
wcndigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  fStempelahgaben,  soweit  die 
letzteren  Stenern  und  speeiell  X'erkehrssteuern  auf  Urkunden  über 
Rechtsgeschäfte  sind,  genügt  e.s  im  Wesentlichen  auf  die  Er- 
öilerungen  über  die  gleiche  Frage  bei  den  Kegisterabgabeu  zu  ver- 
weisen (§.  215,  225).  Die  allgemeine  principielle  Berechtigung 
möchte  danach  auch  den  betreffenden  Stempelabgaben  meistens 
znzngestehen  sein.  Die  steaerpolitiseben  Bedenken  liegen  mehr- 
fach in  der  ßerecbnungsart,  seltener,  aber  auch  bisweilen,  in 
der  Höhe  des  Äbgabesatzes  als  Stener. 

§.  228.  d.  System  nnd  leitende  Prineipien  des 
Stempelwesens. 

a)  Grundsatz.  Ausdehnung.  Der  allgemeine  Grund- 
satz, welcher  die  Kegel  aufstellt,  steht  gleich  an  der  Spitze  des 
Gesetzes  vom  Brumaire  VIL  nnd  lautet  hier  im  1.  Artikel:  „Die 
Stempelabgahe  wird  auf  alle  zu  bllrgerlichen  und  gerichtlichen 
Urkunden  und  zu  Schriflstlicken,  welche  vor  Gerieht  rorgelegt  und 
hier  zur  Beweisführung  gebraucht  werden  können,  bestimmten 
Papiere  i;eicgt.  Es  giebt  hiervon  keine  anderen  Ausnahmen,  als 
die,  welche  im  gegenwärtigen  Gesetz  ausdrücklich  genannt  sind." 
Also  die  fast  denkbar  weiteste  Ausdehnung  der  Stempel- 
pflichtigkeit,  wenn  mau  «ich  bloss  an  die  Fassung  dieses 
Artikels  hielte.    Das  ist  indessen  nicht  ganz  zuliissig. 

Dieser  legülativou  Fassung  der  goüuUlichca  Stcmpulpflichügkeit  ist  ullcidiugji 
gerade  ihre •  Klarheit  and  Bestimmtheit  und  die  principielle  Allgeraeinheit, 

welche  sie  für  die  Stcui]i  li'flicbtigkcit  aufstellt,  nachgerühmt  worden,  so  vonStourm 
(I,  4ti4  Ii'.).  Iii  letzterer  lliusiclit  sollte  nur  so  das  fiscalischc  lutcroäse  genügend 
gesichert  sein,  weshalb  die  l«'assuni'  des  Art.  1  als  eine  wesentliche  Vcrbesserting" 
analoger  Bcfitiminungcn  im  ersten  Steuipdgesetz  vom  Is.  Februar  1791  bezeichnet 
worden  ist.  In  diesem  war  als  allii^omeiner  Grundsatz  die  Sttnnpclptlichtigkcit  der 
der  Registriruag  uatcrworieuen  Urkunden  hingestellt  und  damit  eine  zu  enge 
(ircuze  gozügen  (Stourm,  I,  457).  Indessen  kann  man  umgekehrt  doch  die  Fassung 
des  Art.  1  <li  ö  (l:st';tzes  vom  Brumaire  VII.  als  zu  allgemein  und  als  selbst  nicht 
einmal  s.o  durchaus  kki  bezeichnen.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  schon  bei  der  Schwierig- 
keit einer  corrccten,  grammatikalisch  und  dem  Sinne  nach  zutreffenden  Oehersetzung. 
Die  obige  weicht  absichtlich  von  (lerjeni;i;i  .facob's  u.  a.  O  ,  S  2^  »nwas  ab.  Im 
französitichen  Text  heiüst  es;  contributiun  du  timhre  est  etablie  suc  tous  los 
papiers  de8tin«8  aux  actes  ciriles  et  ^Ddidaires  et  anx  öcritnres  (]m  peurent  6tre 
produits  (  Ii  justice  et  y  faire  foi.  II  n  y  a  d'autres  e\i  'iitiniis  ijue  o'IIes  nommement 
exprimea  daus  la  prüücute."  Die  von  iStourxa  gerühmte  Allgemcinhoit"  der 
Fassung  liegt  in  der  Wahl  des  AnsdmeLs  „pcurent**,  in  Verbindung  mit  dem  letzten 
Satze.  Aber  das  „pcuvenf  würde  so  ziemlich  jedes  denkbare  Schriftstück  umfassen: 
welcher  gewdhuUchtfto  Privatbrief  könnte  nicht  unter  Umständen  darunter  fallen?! 
Und  die  im  Schlnsasatzo  iu  Aasüicht  gestellte  namenweisc  Aufzählung  der  Ausnahmen, 
die  audi  in  Ait.  16  erfolgt,  xeidit  dann  doch,  wie  gewOhnUdi  eine  derartige  Casaistik 
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in  einem  Gesetze,  nicht  aus,  um  die  Regel  des  Art.  1  genugcad  einznschrinken 

Die  Praxis  hat  daher  auch  hier  die  richtige  Einschränkung  mit  geben  müssen,  indem 
sie  sich  an  den  Sinn,  nicht  au  den  blossen  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  gehalten 
hat  Die  auch  practisch  sehr  grosse  Ausdehnung  der  Stempclpäichtigkeit  ist  daher 
doch  kleiner  als  nach  Art.  1  anztmehmon  wftre. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Art.  1  findet  dann  seine  nähere 
Ausführung  im  Art.  \2.  Dersclljc  /älilt  unter  nochmaliger  anläng- 
licher Hervoiheiinng  des  Princips  clic  einzelnen  Kuicgorieu  vou 
Urkunden  und  Scbrittstttcken  auf,  welche  der  erbten  Art  des 
Stempels,  dem  Dimeubi*  i  sirrenipel  (s.  u.  §.  229),  unterliegen. 
Neben  den  schon  oben  genannten  „öffentlichen"  Urkunden  und 
Registern  sind  hier  nun  auch  Urkunden  von  Privatpersonen  unter 
Privatunterschrift  iu  selir  allgemeiner  Weise,  wenn  auch  wiederum 
nicht  so  allgemein,  wie  es  dem  Wortlaut  des  Art.  1  entsprechen 
würde,  für  {dimen!<ions-)stempelpHichtig  erklärt.  Gerade  durch 
diese  ßestinunungen  wird  dem  französischen  Stempelwesen  und 
zwar  specicU  demjenigen  Theile  davon,  welcher  sich  auf  Kechts- 
geschäfte,  auf  Verkehrsvorgänge  rechtlicher  Bedeutung,  so 
betreffend  Schenkung,  auf  Regelung  des  Ei  l)^angs  (Testamente)  etc. 
bezieht  —  so  sehr  der  Character  der  „Verkehrssteuer",  ähnlich 
wie  beim  Enregistrcment,  nicht  oder  nicht  bloss  derjenige  der 
Gebühr  aufgei)rägt.  Das  muss  für  die  steuerpolitische  Bedeatang 
des  französischen  ätempelwesens  beachtet  werden. 

S.  Art.  12  des  (jesetzcs  vom  Bruni.  Yll.,  bei  Jacob,  S.  4  fl.,  mit  den  späteren 
.\bandorungen  der  einzelnen  Puncto  in  den  Noten.  Yigne«,  I,  4l()  Ii'.,  Block,  Art. 
timbre.  Hervorzuheben  ist,  dass  nicht  nur  die  öffentlichen,  gerichtlichen,  gcrichtü- 
voUzieherischen.  gerichtsschrciberischeii,  notariellen, adfocatorischen  u.  s.  w.  Urkunden, 
diejenigen  von  y'^r\v;i1mngsbehOrfl'''n  —  diese  soweit  sie  dor  U ogistriru ng  unter- 
liegen oder  an  i'm  dte  ausgehändigt  werden  — ,  auch  gewisse  Protokolle  selbst 
(diui«  n8S6n8-)steinpelpflichtig  sind,  sondern  auch  die  Auszuge,  Abschriften,  Aus- 
1"»^  rtigungen  dieser  l/rkunden.  Auch  die  Kegistn  1er  Gerichtt  ,  in  wrlrhe  die 
der  Uegistrirung  auf  der  Urschrift  unterliogeudeu  Urkunden  eingetragen  werden,  sowie 
die  Rcpertorien  der  GeTichtsschreibcr,  die  Begister  der  Staats-  und 
<i ein eind cverwaltungcn  für  (ieii'Misfiindc.  welche  zu  ihrem  <Iesc!rifts!;r  is  ^rli.'.;.  n, 
aber  sich  nicht  auf  die  allgcnieiuc  Laudoäverwaltung  beziehen,  diu  Uepertorica 
derSecrct&rc  dieser  Behörden,  die  Register  der  Notare,  Gerichtsrollzieher, 
anderer  öffentlicher  Ucainten  und  ihre  Kepei  tui  i  i  u,  ebenso  dli-  Register 
der  Kochuungslctier  von  (icmeinden  und  öffentlichen  Anstalten,  endlich 
die  Gesuche  und  Eingaben  an  alle  Behörden  —  wenigstens  in  der  Kegel  —  sind 
,diniensions-)stempelpHirhtig.  Unter  den  in  Art,  16  (und  der  sich  an  ihn  anschliessen- 
den späteren  Gesetzgebung >  nnnrrluhrten  Ausnaliinen  von  der  Stemprlpflichtigkeit 
befinden  sich  u.  A.  die  Likiin  I  jü  der  gesetzgebenden  und  voUsti'  ckeuden  Gewalt, 
Urscbriftcn  von  Urkunden  u.  s  w.  der  iWicntlichen  Yerwaltnng  nnd  Anstalten  dann, 
wenn  diese  Urfiind'n  nicht  der  I\(^gistrirung  unterließen;  die  Register  der 
Krheber  öttenti icher  Abgaben,  ferner  Quittungen  über  Gehaltsbezilge  n.  dgl. 
der  Staatsbeamten;  gewisse  Steuer« (Uittungen  (so  fOr  dirccte  Steuern)  u.  a.  F.  m. 

Die  J)iuiensions-'lStenip<'li'f1ichti'rl:f'it  von  rein  -n  Pr  i  v  r»  t  n  r  k  u  nd  e  n  Ii  vJ.  ]it 
sich'  einmal  auf  Ve  rtriigc.  welche  Privatpersonen  anter  Pj'ivatuutcn»chrift  abschliessen 
(anch  anf  Recliuungsdnplicate  tlber  Cassenfübrong  und  Venroliang  besonderer  Ge- 
«cbif(»2weige).   Ferner  worden  all  gern  ein  dem  (Dimension»>)Stenipel  antenroifen: 
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t^Ue  örtcntiichuu  uud  rhvaturkuadcn  und  bckriftätiiclio ,  Aas2U|;e,  Abüclirifteo  uud 
Aasfertigungen,  «relclie  bestimmt  oder  ij^eeignet  sind,  eine  reclitllch  bedentssme 

Thatsachc  »lar/uthuii  oder  zum  Zwecke  der  Geltend  uiachun^  einer  Vcr- 
pflicbtunis:  oder  Entlastung,  behufs  Beglaubigung  einer  ßebauptung, 
zum  Zwecke  der  Begründung  und  Bekam pfung  eiiii-ä  Anspruchs  ror- 
gol)racht  zu  werden"  ((iesetz  vom  Brum  ,  Art.  12,  nach  Jacob  s  Uebersetzung  und 
Einthcilung  unter  No.  1,  Punct  1,  s.  aucli  eb.  No.  2.  riinot  Ii.  Ausnahmen  lüorvon 
kommen  in  Art.  lü  kaum  vor.  bestehen  aber  ^'■leichwyhl,  wie  sich  auch  aua  dem 
alsbald  anzuführenden  Ail.  .'U)  des  Gesetzes  vom  Brum.  ergiebt.  Unterbliebene 
Stempelung  bedingt  daher  bei  den  iienauntcn  Privat-  tuiri  «"tfli  ntlichen  Urkon  l.  u  und 
Schrittstucken  Straffälligkeit.  Endlich  aber  bestimmt  der  geuauute  Art.  üi)  noch 
ganz  allgemein,  dass  „Privatschriftstückc ,  welche,  obwohl  si&  nicht  unter  den  Aus- 
nahmen ansdrui  klich  aufgeführt  sind,  doch  ohne  Zuwiderhandliiiiu  L^eircn  die  Stcmpel- 
gesotze  auf  freies  Papi«r  gescbriebeu  werden  können  (aic!  —  in  dircctcm  N\  idci-spruch 
mit  der  Fassung  des  Art.  1 ,  die  sich  auch  hier  noch  als  zn  generell  erveist  — ), 
TOr  Gericht  nicht  vorgelegt  werden  dürfen,  ohne  vorher  il'  r  K\tr:i- 
stempelung  unterzogen  oder  für  Stempel  visirt  worden  zu  euiu  ',  unter  Straf- 
androhung. —  Auch  Handels-  undGeschSftsbftcher  der  Kanf leute,  Fabrikanten, 
Banquiers,  Actiengcsellschaften  und  verschiedener  anderer,  wesentlich  gewerblicher 
Unternchm»ingi  n  (z.  B.  Fremdenbücher  der  Wirtbe)  waren  anfänglich  idimcnsions-) 
stempelpflichtig,  doch  ist  im  Allgemeinen  diese  SlempelpHicht  aufgehobeji  worden 
(Gesetz  vom  2<l.  .Juli  ISr{7,  Art.  1)  und  dafür  ein  Zuschlag  zur  (iewerbesteuer  ein- 
getreten. Geschäftsbücher  der  ^lakli  r  (Art,  '>\  des  Cotle  d*'  <  omm.)  untoili^en 
jedoch  dem  iDimonsioos-'lStt.'mpcl  (Gesetz  vom  ö.  Juui  Iböü.  AU.  JT'. 

Durch  den  Zntiitt  des  ( Proportional-) Stempels  für  IJandclü- 
effecteu  (Gesetz  vom  Üiiim.  \  11..  Art.  14)  und  Werthpaj) i crc 
(Gesetz  vom  5.  .Juni  s.  ii.      2o\)  und  durch  die  Ausbildung 

einiger  besonderer  Steni pel arten  230)  erweitert  sich  die 
Ausdehnung  der  .Steinpelpllicbtigkeit  im  französischen  Abgabe- 
system  dann  noch  erheblich. 

Gra!id8ätzlich  bezieht  sicli  die  Stein pcl|)tiu"liti^'keit  der  im 
Vorau.Si;eliOnden  jj^enannten  l'rkiiuden  uud  »Scliriltstiieke  iinr  ;\nf  im 
Inland  anfiien'^nnnene.  Aber  auch  im  Ausland  anl'uenoniuiene  sind 
alsdann  stenipelptltelitig,  wenn  sie,  hczw.  bevor  sie  im  Inland  irgend- 
wie benutzt  werden,  in  öfFcntlichen  Urkunden,  in  Erklärungen,  vor 
(Bericht,  vor  Verwaltungsbehörden  (Gesetz  vom  Brum.,  Art.  13),  im 
Allgemeinen  nach  denselben  Normen  und  Tarifsätzen  wie  inländische 
Urkunden. 

8ü  tibertrift't  Frankreich  in  der  Ausdehnung  des  IStempelwesens 
wohl  jede  andere  ältere  und  bestehende  Gesetzgebung. 

Die  Uebereinstimmung  mancher  einzelnen  formen  mit  den- 
jenigen, welche  für  die  Kegistrirung  gelten,  tritt  öfters  hervor  und 
ist  an  sich  folgerichtig,  auch  practisch  zweckmässig.  S^periiscaliscb 
ist  das  Abgabesystem  in  beiden  Fällen. 

Grundsätzlich  ist  der  französische  Stempel  ein  Urkunden« 
oder  Schriftstück  Stempel,  nicht  eine  Abgabe  vom  Rechtsgeschäft 
oder  Verkebrsvorgang  als  solchem.  Soweit  SchriMichkeit  von  Ver- 
trägen n.  dgL  nicht  obligatorisch  noch  allgemeiQ  ttblich  ist,  fallen 
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daher  manche  Vorgänge  und  Geschäfte  nicht  nnter  den  Stempel.  Bei 
der  Eiuregistrirung  liegt  der  Sachverhalt  anders,  weil  hier  in 
bcsLiiuinlcn  Fällen,  wenn  Urkunden  i'ehleUj  „Erklärungen"  über 
Geschäfte  und  Vorgänge  geniacht  nnd  diese  registrirt  werden 
müssen,  womit  es  dann  auch  zur  Ah^abepflicht  kommt  (o.  H.  520). 

§.  221».  h)  Arten  des  Stempels.  TJrsprtinglieh,  si)eciell 
im  Gesetz  vom  Brnmairc  VIT.,  Art,  2,  und  danach  zum  Theil  noch 
heute  in  der  Verwaltung,  Statistik  und  Literatur,  werden,  wie  schon 
mehrfach  im  Vorherigen  beröhrt  wurde,  nur  zwei  Hauptarten, 
der  I)imensions-(Umfang-)Stempel  und  der  Proportional- 
(verhältnissmässige)  Stempel  unterschieden.  Richtiger  ist  es 
wohl  nehen  diesen  beiden  eine  dritte  Hauptart,  eine  Reihe  von 
Specialstempeln,  und  zwar  meist  Fixstempeln  zu  stellen, 
welche  nach  und  nach  hinzugekommen  sind^  nnd  sich  mehri'acb 
von  den  anderen  nnterseheiden. 

So  Z.  B.  aucli  im  Blöck'scheD  dictioim.  in  dem  reichhaltigen  Artikel  von 
J,  Chardon,  während  Vig^ncs  an  der  ältenMi  '/wcithcilung  festhält,  die  Spccial- 
btcmpcl  iaist  alle  beim  iUmensioüsstempel  bespricht  (I,  410  fr."!,  aber  doch  selbst 
hervorhebt,  dass  letzterer  in  dnigon  Fällen,  <'bcn  denen  der  dritten  Ait,  ui  Iii  nach 
der  Papierdimension,  sonilnrn  ausschliessli*  Ii  nach  der  Natur  der  L  rkuiMii  si  -Ii 
richtet  ([,  115),  dasi  hcisst  aber  doch,  dass  hier  der  Stempel  uicht  Dimcusious- 
stempet  ist. 

a)  Der  Dimensionsstempel  richtet  sieh  nach  dem  Umfang 
des  fflr  die  Urkunden,  Register,  Schriftstücke  verbrauchten  Papiers 

(eventuell  Pergaments ).  Er  wird  daher  auch  wohl,  docli  kaum 
passend,  Ver  braue  Ii  sstempel  genannt.  Richtiger  kann  er,  im 
Unterschied  von  den  Spccialstcm})eln,  der  eigentliche  Üimunsions- 
stcmpcl  heissen,  während  dann  der  die  SpeciaUteiupel  mit  um- 
fassende der  Diniensionsstempel  „im  weiteren  Sinne"  wäre. 

Nach  amtlicheu  l'^ormatgrösseu  ist  der  Tarifsatz  im  Principal  i'iir  dcu 
Bogen  (Blatt)  ota  ^Q£ßu;her:  '  1«  l'/a»  2,  3  Pres.  Die  ui.>i»iuiij;liche  Regel  VM 
die  Lieferung  des  Stern peipapiers  durch  die  Voi  *'altung.  (iowisse  Pcr- 
üOttcn  sind  gesetzlich  genöthigt,  nur  solches  Papier  zu  verwenden  (^Notare,  Gorichts- 
Tollzieher,  (ierichtsschreiber,  Schiedsrichter,  Anwälte,  Advocaten,  alle  öffentlichen  Be- 
amtlSll,  ausgenommen  wenn  statt  Papier  Pergament  gebraucht  wird,  (ies-t/  vom 
Bnim.  Yll.,  Art.  IS).  Einige  davon,  so  Notare,  Gericlitr;srhreiber.  sind  atjch  noch  in 
der  Wahl  des  Formats  beschränkt,  iüdem  sie  kein  i'apicr  unter  einer  besiimuitcn 
Grösse  benutzen  dürfen ,  was  dann  wieder  eine  bestimmte  Höhe  des  StempelbetrafS 
bedingt  (cb.  Art.  19).  Arnli  n  P.jrsoiicii,  h  '/.  Verwaltungen  können  dagegen  auch 
oigeueü  Papiei'  verwenden,  uüsscu  dasselbe  aber  zuvor,  d.  h.  vor  dem  Gebrauch 
für  Urkunden  u.  8.  ir.  nach  dem  Formattarif  amtlich  stempln  lassen  (sog.  Extra- 
s  t  c  Tii])  f-1  II  n  .  linibre  e.Ytraordiiiairc,  ob.  Ai1.  7\  wobei  von  dem  amÜii'h^Mi  rilt- 
weicheudc  Papierlorioate  uach  dem  6nut  des  nächst  höbcrea  Formats  belegt  werden. 
Der  Zweck  rerlangt  dann  aber  sogar  Normen  fttr  die  Schreibweise,  welche  ia 
Bestimmungen  Uber  die  Maximal -Zeilenzahl  auf  einer  Seite  des  Formats  nnd  die 
Maximal-Silbenzahl  auf  einer  Zeile  —  durchschnittlich  für  jedes  Schriftsttick  gerechnet  — 
gegeben  sind  (s.  z.  B.  Jacob,  S.  14,  Vignes,  I,  41b).  Ueberüchrcitungcn  machen 
strafMIg.  Seit  1859  (znent  im  Gesetz  rem  IL  Jani  d.  J.)  sind  statt  des  amtUcbea 
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Stcinpcipapicrs  und  der  Kztra8töm|tolun}!^  auch  Stoiupciinarküu  lümbn-S  mobiles) 
frtr  die  Bericlitiguiig;  des  DimcnsiooMtoupoIs  (wie  auch  der  ttbrii^on)  eingeführt  und 

diir*  Ii  s|.  itere  (Jesetze  nach  und  nach  immer  allgemeiner  in  bestimmt  genannten 
Fällen  für  anwendbar  erklärt  (Daten  bei  Vifjncs,  l,  44U).  Mitunter,  so  bei  dem 
Diroensionsstempei  für  Anschlage  (Aflicbes)  und  bei  einii-  cii  Specialstempeln  ist  auäsor 
der  Eztrastompolang  nur  die  Stempelmarke  in  Gebrauch.  Von  dem  hier  bosprocheneu 
cijrentlirli.  n  I)ijn(^iisioti.ssrnmii.  I  fur  Urkunden.  Schriftstücke,  Kenisfcr  ii.  s.  w.  im 
AllgemciüLii  kuiuuu  aber  auch  gegenwärtig  noch  nur  '/ß — '/,  tii;a  Ertrag-s  auf  die 
Stempelmarke,  das  üebrige  auf  Stempelpapior  (1886  40.13  Mill.  BliUtcr  Stcmpclpapier 
mit  43.41»  Mill.  Frcs.  Ertrag,  14.11  Mill.  BliUtrr  mit  Stempelmarken  mit  12.09  Mill.  Ertrag  . 
Einzelne  weitere  Vorschriften  suchen  für  die  gehörige  liscalische  Ausnutzung  des 
Dimensionsstempels  zq  sorgen,  z.  B.  diejenige  des  Art  23  des  Gesetzes  vom  Brom.  VIL, 
wonach  in  drr  R'  ijrl  ni<  lit  /.wri  Urkunden  nach  einander  auf  demselben  Stempdbogeo 
stehen  dürfen  (mit  manchen  Ausnahmen,  s.  Jacob,  ö.  15.  in  den  ^oteu). 

Die  diesem  Dimensionsstempcl  nnterliegendcn  Scbrifitstftcke  n.  s.  w.  sind  die  schon 
oben  in  §.  22S  herrorgcholn  ncn ,  wrL  h-'  rür  di  '  AiiMl-^hnung  der  Stcmpelpllicht  im 
französischen  Recht  überhaupt  vorncmlich  in  Betracht  kommen:  öffentliche  Ur- 
kunden, Register,  IJrkonden  anter  Privatuntorschrift,  namentlich  Vertrags- 
urkunden,  zu  rcgi^t  ri  l  ende  u.  a.  m.  Di-r  i'iuher  genannte  Artikel  12  des  Gesetzes 
Tom  Brum.  Vll.,  lüt  die  Befreiungen  der  Art.  H»  bestimmen  das  Einzelne;  spätere 
(iesetze  haben  manche  Aenderungen  und  Ausdehnungen  gebracht  {s.  Block,  dict. 
Art.  timbre,  No.  31). 

Die  Prinripalsät/c  dc.i  i  arifs  di  -  I^inv^nsionsstcmpcls  waren  von  den  iiltoren 
Z(i3clilc*geu  (deui  „Kiicga/uhiitui  j  i'raher  Irei.  Denjenigen,  welche  nach  dem  letzten 
Kriege  ein-  oder  wiedereingeführt  wurden,  ttnterliegen  sie  im  Betrage  von  2  Dccimen 
•  oiliT  wie.  mit  einzelnen  Ausnnlimen.  auch  die  übrigen  Stempelabgaben,  immer- 

hin also  niedriger  als  die  Kegisierabgaben ,  welche  im  Allgemeiocn  2i>'yo  Zuschlag 
eriialten  haben. 

Der  Ertrag  dieses  eigentlichen  Dimonsinnsstempels  ist  gegenwärtig  etwas 
über  ein  Drittthoil  des  gesammteu  Stumpelcrtrags,  Zuschlüge  inbugriUuu  ^1666 
55.58  Hill.  Pres,  von  156.40  Hill.  Pres,  im  Ganzen)  und  die  kleinere  Hälfte  des 
Dimensionsstempels  im  wriferrn  Sinuc  ( 122. .•!()  Mill.  I'r»  ,s.),  so  dass  die  grössere  Hälfte 
auf  die  vorschiedenou  SpeciaLtcmpcl  kommt  (üb.72  MiU.  Via.).  Dicdc  ZiOern  vtr- 
schieben  sich  etwas  zu  Gunsten  des  Dimonsionsstempels ,  Venn  man  den  Affichcn- 
und  den  wenigstens  tlieilweise  noch  zum  eigentlichen  Dimensionsstempcl  gehörigen  Asse- 
cu ranz -Policen  Stempel  mit  dazu  rechnet  (s.  u.),  ferner  den  „Dimcusionsstempel 
für  andere  nicht  specicU  genannte  Urkunden  joder  Art",  der.  in  der  Statistik  in  einer 
Rulirik  mit  dem  (Special-) Stempel  für  Anschläge  und  Schlusszettel  aufgeführt,  1S86 
1.85  Mill.  Eres,  ergab.  Dann  kommt  die  volle  Hälfte  statt  die  kleinere  auf  diesen 
Dimeusiousstcmpel  vom  Dimensionsstempel  im  weiteren  Sinne.  Der  Proporlioualstcmpel- 
Ertrag  erreicht  dagegen  immerhin  nur  desjenigen  des  eigentUchen  DimensionSo 
Stempels  (1SS6  .S3.84  Mill.  Fr.  s.  . 

Das  Urthcil  über  diese  Art  des  Stempels  spccieli  kann  nicht 
gUnstig  aasfalleo.  Aufgelegt  nach  einem  denkbar  Uiisserlichsteu 
mechanischen  Moment  in  ziemlicb  hohen  Sätzen  bedingt  er  viele 
Mtihewaltnng  der  Steuerpflichtigen,  auch  der  Cüiitrolc  uikI  belastet 
die  einzelnen  Pflichtigen  jedenfallß  sehr  zufällig  und  ungleichmässig, 
vielfach  mit  der  Wirkung  eines  gegen  die  Leistungsfähigkeit,  die 
Einkommen-  und  VermOgensverhältnisae,  die  Werthhöhe  der  in  den 
Urkunden,  Sebriftetilcken  und  Registern  bekundeten  Geschäfte  ete. 
umgekehrt  progressiven  Bteuerfnsses.  In  Proportion  mit  dem  Um- 
fang des  gebrauchten  Papiers  steht  die  Steuerfilhigkeit  ja  in  keiner 
Weise.  Wo  dieser  Stemitel  etnzuregistrirende  Urkunden  trifft,  tritt 
er  zu  der  sehweren  Registerahgabe  noch  hinzu ,  in  der  Wirkung 
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wie  ein  Zuschlag  zu  letzterer,  aber  wie  ein  üolcher,  welcher 
gegen  die  Art,  Werthh^^he  und  die  Umstände  des  registrirten 
Geschäfts  oder  Vorgangs  ganz  indifterent  ist.  Ein  einiaeher  Proeent- 
zuschlag  znr  betreffenden  IJegisterabgabe  wäre  steuerpoUtisch  und 
am  Ende  auch  steuertechuisch  vorzuziehen. 

§.  230.  ß)  SpeeiaUtempe).  Für  yerachiedene  Kategorien 
von  öchriftsttteken,  UrkuDden,  sind  im  französischen  Stempelrecbt 
besondere  Stempelsätze  zur  Geltung  gebracht  worden.  In 
einigen  Fällen  kommt  der  eigentliche  DimenBionsstempel  noch  zur 
Anwendung,  aber  anders  als  in  seinem  normalen  Bereich  oder  neben 
ihm  oder  statt  seiner  auch  eine  andere  Veranlagung^-  und  Er- 
hebungsweise der  Abgabe.  Meistens  ist  aber  das  Moment  der 
Dimension  für  die  Bele-uu;;  mii  der  Abgälte  ganz  aufgehoben 
worden  und  es  treten  tiir  die  verseliicdenen  Kategorien  \  eischiedene 
feste  Stcmpeiöiit/. c  (fixe  .Stempel,  8 tU cke Stempel)  ein  (Fin. 
II,  i^.  324).  Daher  waltet  auf  dem  Gebiete  dieser  SpeL'ialstcuipel 
doch  im  Wesentlichen  ein  anderer  Abgabemaassstab  als  bei  dem 
eigentlichen  Diinensionsstenipel  und  als  bei  dem  Proportional- 
stenipel  ob.  Deshalb  ist  es  riehtig,  jene  Stempel  von  den  beiden 
anderen  Hauptarleu  zu  trennen.  Die  einzelnen  zn  ihnen  gchörif^en 
►Specialarten  sind  übrigens  wieder  mannigfaltig  und  in  einzelnen 
Pnncten  verschieden.  Sie  werden  hier  iu  der  Keihenfolge  der  amt- 
lichou  Statistik  autgei'Uhrt. 

aa)  Versicbernngsstempel. 

Besouders  Gesetz  vom  5.  Juüi  1S50,  Art.  33—48,  auch  einzcliiü  Bestimmungeu 
in  sp&teren  (368e(z«ii,  nach  1870.  Yi^nes,  I,  426—490:  Block,  dict  Art.  Ümbre, 

No.  56 — Has  iif  iiannfr,  fiir  diesen  Stcnii>ol  grundlegende  Gcscl/  von  l^')!)  unter- 
wirft iui  Friiicip  uUgciaciu  alle  VeiMüheruu^svcrträge  UQd  derea  VerldOgeruugeu  uud 
Verftnderunjuieu  dem  Dimensionsstempe  1,  nnd  zintr  ausdrtteklich  m  Lasten  deb 
Versicherers.  Bei  allen  Vei>iichcruugen  —  der  ErwcrbsgesL-llschaften ,  einzelner  Ver- 
sicherer, wie  d(^r  (jejrciiseitigkcitsgoscllschafien  —  mit  Ausnahme  der  See-  und 
sonstigen  Wasser-  (Fluss-  u.  s.  w.)  Versicherung,  ist  es  aber  gestattet. 
Seitens  der  Versicherer  Abkommen  (Abonnementsi  zu  troflen,  wonach  dieSach- 
versichortjn>j:«i.'cschrifto  statt  dieses  Dimcnsiousstempels  jährlich  2.  seit  18t»2  3  Pcr- 
mille  vom  (ie^ummibetiag  der  versicherten  Summen,  die  Lebensversichcrungsgeschäftc 
2  Permille  von  dcmjeniiren  der  jährlich  eingenommenen  Prämien  /a  entrichteu  haben, 
l'ür  Feuereersicheniii'j'  II  ist  dieser  Abonnementssatz  jetzt  4 '•"',„,  bei  Prämien-,  y*^',,,, 
bui  gegenseitigoa  ücscllschal'täu  i.riuaiizgeäet2  vom  29.  Deccmbcr  Treten  solche 

Geschäfte  von  diesen  Abonnements  wieder  zttrUclc,  so  unterlief  en  sie  für  jede  Police 
statt  des  Dimcnsionsstcinpel>  einem  festen  Satze  von  35,  seit  iSG2  voii  50  Cc^iit.  Einige 
besondere  Bestimmungen  für  See-  u.  s.  w.  Vcrsicherangen.  Assccurauzmaklcr  und 
-Kotare  zahlen  for  ihre  GeschlftsbUcher  den  Dimensionsstempd.  —  Die  Statistik 
fuhrt  nur  die  Stempclerträge  von  nicht  muritimcn  Ver^i  Ii*  rungeu  auf,  in  3  l'osteu, 
IbSü  baar  erhobene  (icbühron  (droits  au  comptant)  18!>,Uüü,  Abonnements  664,000, 
Extrastempelung  und  darch  Visirung  erhobener  Stempel  ^i,ö27,000  Frcs. ,  zusammen 
4,38  MiU.  Ftc8. 
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bb)  Anschläge  (Strassenanscbläge,  afßohes). 

Bes.  Gesotz  vom  IS.  Juli  1S52  und  IS.  Juli  1M)6,  Art.  4.  Vigncs.  I.  4M() 
bis  433,  Block,  timbre,  No.  69 — SU.  Während  die  aof--.  gerichtlichen  (legalen, 
üH'entlichen^  Anschläge  dem  «gewöhnlichen  Dimensiousstompel  unterliegen,  besteht  für 
all(3  anderen  Strassenanschliige  auf  Papier,  seit  dem  fien.  Gesetz  von  1852  auch  fttr 
solche  auf  Leinwand  u.  dgl.  und  auf  den  Mauern  selbst  (gemalte)  —  dieser  unter 
dem  besonderen  Namen  des  droit  d'affichage  —  ein  specicller  Dimcüsions- 
stcmpcl.  Üii  iiuitiialen  Einheitssiit/c  sind  nach  3  Gr{iss(;n  für  die  gcwOhnliclicn 
Aoschlägc  auf  Piqtior  5.  l'>  uml  20  Cent.,  jetzt  iiiif  207o  Zuschlag  (in  gewissen 
f^Ueu  Erhöhungen);  die  gcmaitcn  u.  dgl.  Maueraflichen  zahlen  je  oacL  der  Fluchen - 
gr5sse  Vj  1  Frcs. .  nebst  20%  Zaschiag.  —  Eine  geweibestenerartige,  avcli  bes. 
(Tcsrhüflsn.v'hiuiin  treffende  Steuer,  welche  sich  wohl  st^urrpolirisrli  hilli^cn  l;is«t. 
Sie  hat  keinen  gau%  unbedeutendeu  Ertrag  (Ibbü  für  12.805,165  gcwühalicbc  An- 
schläge 1,097,000  Fjrcs.  Ertrag  rcn  StcmpeiiUTkeii;  dazu  1,556,000  Frcs.  von  Extra- 
stempelang,  zus.  2,034,000  Ftob.;  avflserdem  47,000  Frcs.  TOin  droit  d'alfichage,  zos. 
2,681,000  Frcs.)- 

cq)  Aufgehobene  specielle  Stempel. 

Dahin  gehört  der  der  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  angchörige  Stempd  von 
Musiknotcn-Papie  r,  aiifsi^ehobcn  !S10;  dei  Str inpel  fUrgedruekte  A  nk  il  iidiguiigen, 
Annoncen,  Prospecte,  aufgehoben  1S57 ;  und  namentlich  der  Stempel  von  Zeitungen, 
.  periodisclten  Schriften  und  gewissen  nicht  periodischen,  welche  ron  politischen,  national- 
(Vkonomisclien,  socialen  Angeleg-enheiten  hnndr'ln.  Dicst t  wcs<^ntlich  unter  politischen 
üesichtüpHnct  in  der  späteren  Zeit  der  ersten  Revolution  eingefahrtc  Stempel  ((iesetz 
vom  9.  Tend6in.  YH  hat  begreiflich  Wandlungen  durchgemacht  Im  Jahre  1848  auf- 
gehoben, wurde  er  1^')f)  wieder  eiiigefulut.  Ein  Decrct  der  Regierung  gleich  nach  dem 
Sturze  Napoleon 'ü  III.  hat  ihn  wieder  beseitigt  (5.  September  1870).  An  seine  Steile 
gevissennaassen  ist  aber  nach  dem  Kriege  die  specielle  Zeitungspapierstenor 
nach  dein  Gewicht  getreten,  20  Frcs.  fiir  100  Kilo,  ein  Theil  der  damals  einge- 
führten allgemeinen  Papierstcucr,  zu  einem  erheblich  höheren  Satze  als  diese 
(Gesetz  vom  4.  September  1871,  Art.  7,  s,  nX 

dd)  Verschiedene  besondere  Stempel  auf  Urkunden, 
Schriftstücke  des  Geschäfts-,  besonders  des  Geld  Verkehrs. 
Hier  fassen  wir  die  von  der  Gesetzgebung  unterschiedenen  und 
von  ihr  verschieden  behandelteOi  aber  Verkehrs-  und  steuerpolitisch 
doch  unter  sich  näher  verwandten  vier  Fälle  des  Stempels  von 
iScb  1  u ssn oten  u,  dgl.  der  Wechsel agenten  und  Makler, 
von  Quittungen  u.  dgl.  im  Allgemeinen,  von  besonderen  Quit- 
tungen bei  Öffentlichen  Gassen  und  von  Obecks  zusammen. 

aa)  Die  Schlussnoten  und  Reehnungsabschlflsse  der 

Wechselagenten  und  Makler  (borderaux,  arrCtes  de  coinpte). 

Sie  sollicii  nach  Gesetz  vom  .').  Juni  1S50,  Art.  13  auf  Papier  geschrieben 
werden,  welches  dem  Dimension sstempcl  oder  der  ExtraStempelung  dafür  unterlag. 
An  Stolle  dieses  Stempels  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juni  ]^f)2,  Art.  19  einen  iloppclten 
Fcststempel  nach  der  Höhe  derSumuic,  aut  welche  sich  der  Schlusszcttcl  oder 
die  BechnvBjT  bczielit,  gesetzt,  Frcs.  ftir  Betrage  bis  10,000  Frcs.,  IV,  Fres.  fOr 
höhere,  mit  20"',,  Zuschlag  nach  dem  Krieire  Dieser  Stempel  hat  durch  dif  M'  Vi  i 
änderonf  seine  technische  Natur  oii'eabar  gewechselt  und  sich  dem  Priucip  des  Pro- 
portionalstempels  etvas  genähert,  doch  nicht  so  fiel,  am  ihn  (wie  im  Btock 'sehen 
dirtinnn  )  zu  diesem  zu  stellen.  Denn  wirklich  proportional  ist  er  eben  nicht  ge- 
worden. Die  eiogetreteue  Vereinfachaiig  ist  ein«  Begünstigung  der  grösseren  Ope- 
müoneii.  Ertrag  1886  766,000  FVcs. 
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Qnitttingeii  u.  s.  \v.,  nämlich  auch  Empfaiigsbcscheinigiingeu, 
Eiitlastuiigeo  üüd  andere  befreiende  Acte  (besonders  im  Prirat- 
verkehr). 

S.  Viarnes.  I,  420  —  422,  Block,  Art.  timbrc.  Nü  1.^2  —  142.  Schon  das 
Ucäctz  voio  Bruin.  VIL,  Art  12  bat  diese  ScbrÜbtUcke  dem  (DimeQäion8-)Stöini>el 
nntervorfen,  d»  dieselben  unter  einen  der  allgemein  gehaltenen  Satze  dieses  Artikels 

falltii.  Der  Ait.  13  des  <?enannten  Gesetzes  bt^fätigt  dies,  indem  er  ansdrUcklich 
Quittungeu  bis  10  Frct>.  bel'reiU  Die  (ie$et2gebung  nacli  dem  ieuten  Kriege  bat  hier  eine 
wesentliche  Yerftndenuig  getroffen  und  fttr  die  Ouittun^en  n.  s.  w.  einen  Fest8tom|>el 
von  10  Cent,  tur  jedes  Stark  olmc  Zuschläge)  ein;;,  fuhrt  (^Gesetz  vom  23.  August  1S7I. 
Art.  18).  Die  Befreiunj^  tur  Beträge  bis  10  Frcs.  ist  geblieben  (ausser  bei  Ab- 
schlagszahlungcn  für  höhere  Summen),  ebenso  bestehen  einige  andere  Ausnahmen 
(eb.  Art.  20).  Wer  seine  Formulare  fiir  Qnittongen  u.  dgl.  vorher  stempeln  lässt, 
fjeiiiesst  2"/o  Discont.  Die  Zalilnui!,  erfol^'-t  üIj<Twiegend  durch  BcinitziinE!^  von  Ste  mpel- 
maikrjt  (IbSG  für  12s.iS07  MilL  Stück  13.384  Mill.  Kr&i.  Lruag,  was  uat  dem 
10  Cent -Steuiiiel  nicht  ganz  stimmt,  aber  in  der  amtli  hen  Statistik  nicht  erklärt  wird); 
ferner  durch  E.\trastempelung  IsSi;  3s. 173  Mill.  Stllck  mit  3>1T  Mill.  Vroi. 
Ertrag,  was  mit  dem  Tarif  stimmt;  und  „aut  andere  Weise"  {;)  (tttr  11.125  Mill. 
Stack  1.112  Mill.  Frc«.  Ertrag«  was  auch  stimmt).  Im  Ganzen  eiglebt  dieser  Ideine 
Stempel  nlso  jetzt  1*<.*M  Mil!.  Frcs.  Ertrag,  in  «lir  als  der  analoge  britische  Penny- 
stempel,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  dieser  andere  Urkunden  mit  umfasst  (oben 
8.  264  ,  265).  Gewiss  eine,  besonders  Anfiangs,  etwas  lästige  Abgabe  wegen  der 
Foriiialitäten,  aber  eine  durrli.-ius  niclit  dnickende,  an  die  sich  dor  Geschiiflsvcrkt  h'r 
auch  in  Frankreich  bald  gewöhnt  bat.  S.  den  Aufsatz  im  Bull.  XU,  (>4  ii'.  und  die 
Statistik  daselbst,  p.  147.  Der  Ertrag  des  Qaiftnngssteropels  stieg  ron  1872  mit  13.24, 
1S73  mit  13.43  anf  1S.04  Mill.  Frcs,  in  ISSl,  während  die  Zahl  der  Contraventions- 
protokolle  von  4189  in  1^73,  31b9  in  iü74,  2819  in  1875  auf  803  in  1880  and  97b 
in  18S1  sank. 

YY)  Quittungen  von  und  an  öffentliche  Cassen. 

Si«'  ^varen.  abg<'<fhen  von  besonderen  Frdlen  dei  meisten  Steneri[iiittunLicn.  schon 
nach  dem  Gesetz  vom  Brum.  Vü.  im  Prlucip  ^L)imcnsioDs-)stempe]ptlichtig  und  zwar, 
gegeben  oder  empfangen,  zu  Lasten  der  betreffenden  Priraten  (Gesetz  vom  Brom.  VIL, 
Art.  29,  die  genannten  BefrciiiDiri-n  <  h.  Art.  IH'.  Mit  di«'>''iii  Stempel  wurde  mIhju 
frliber  eine  ähnliche  Aenderung  getroU'en.  wie  1671  bei  den  allgemciucn  Quittungen. 
Ihre  Entnahme  und  Ertheilung  wurde  för  obligatorisch  erklärt,  aber  ein  Fest- 
stem ptl  von  '20.  seit  1871  von  25  Cent.  Hlr  jedes  Stück  eingeführt  (Gesetz  vom 
S.  Juli  1S65,  Art.  4,  vom  23.  August  1S71,  Art.  2,  Nu.  3.  Vi gn es,  I,  419.  Block. 
Art.  timbre,  Ko.  151 — 155.  Jacoh,  S.  10).  Die  Statistik  für  1880  giebt  circa 
3,tf31,000  Fälle  und  circ»  983,000  Frcs.  Ertrag  an. 

dd)  Check 8. 

Sie  würden  eigentlich,  wie  „IlandelscUeclen",  Wechsel  u.  dgl.  m.  unter  deu 
Proportionalstempel  des  Gesetzes  rem  Bram.  VII.  fallen.  Im  rerkehrspolitischen 

Interesse,  um  ilir>  "FitilKu^ernnir  in  l'Vankro i'li  zu  begünstigen,  hat  man  sie  aber 
zuerst  für  10  Jahre  laug  von  jedem  Stempel  befreit  (Gesetz  vom  14.  Juni  18<>5, 
Jacob,  8.  296),  nach  dem  Kriege  zwar  alsbald  sie  mit  belegt,  aber,  nicht  nach 

dem  Proportionalstem i»el .  was  wiederholt  angeregt  war,  sondern  nach  einem  Fest- 
stempel wie  bei  Quittungen  u.  dgl.  in  2  Sfitzen:  10  Gent,  für  gewöhnliche  Checks 
im  Orte,  20  Cent,  für  solche  zwischen  verschiedenen  Plätzen,  auch  zwischen  fran- 
/üsischen  und  fremden  ((icsetz  vom  23.  Anglist  1871,  Art.  18,  No.  2,  Gesetz  vom 
19.  Februar  1^74,  Art.  S  tem  pel  ir  a  rk  e  n  sind  mir  in  gewissen  Fällen  anwendbar, 
die  gewöhnlichen  Stempel  unterliegen  der  E-vtra^tempelun^.  Der  (iebrauch  von  Checks 
ist  nach  den  statistischen  Kati  ii  auch  gegenwärtig  noch  verhältnissmässig  lieschrankt, 
1S80  3.2H;,000  gewöhnl.  (  Ii.  ,  k«s  zu  10  Cent,  mit  322.000  Frcs.  T:rfta'.r,  1,522.000 
andere  zu  20  Cent,  mit  304,000  Frcs.  Ertrag,  zus.  02t),000  Frcs.  Ertrag.  (Vigues, 
I»  422,  Block,  limbc«,  No.  143—150). 
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Die  hier  unter  „dd"  besprochenen  4  Kategorien  kleiner  Fest- 
stem pel,  meist  zu  10  Centimes,  haben  sooacli  immerhin 
20.69  Mill.  Frcs.  ergeben,  fast  ^/g  des  eigentlichen  Dimensions- 
stcmpels,  des  Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne,  incl. 
der  Specialßtempel,  über  V«  des  gesammten  Stempels.  Der  niedrige 
Feststem pel  hat  sich  hiernach  und  nach  sonstigen  Beobachtungen 
aucl)  in  Frankreich  tiscalisch  und  verkebrspolitisch  bewährt. 
Indiflferent  gegen  die  Summen,  auf  die  sich  die  stempelpflichtigen 
Papiere  beziehen,  bleibt  er  freilich  dem  Einwand  der  Ungleich- 
mäBsigkeit  der  Belastong  ausgesetzt,  aber  —  er  belastet  im 
ooncreten  Fall  —  und  daranf  kommt  es  hier  an  —  doch  ttberhanpt 
nur  sehr  unbedeutend  und  bringt  der  Staatseasse  etwas  Nennens- 
werthes  ein,  das  auf  andere  Weise  kaum  so  wenig  druckend  er- 
hoben würde.  Die  allgemeine  Rechtfertigung  der  „Verkehrssteuer*' 
trifft  bei  ihm  wohl  su. 

ee)  Stempel  von  Scheinen  des  Transportwesens  über 
Versendung  von  Waaren,  zu  Lan de  und  zu  Wasser  (Fraelit- 
briefe,  Empfangssbescbeiuiguugen  Uber  zu  versendende  Waaren, 
SchifFsconnossemente).  Hier  ist,  ilir  gewisse  Eisenbahnscheine  schon 
seit  18G3,  für  die  übrigen  Scheine  seit  1871  eine  ähnliche  steuer- 
technische Entwicklung  vom  allgemeinen  (Diniensions  )  Stempel  zu 
spccicllen,  massigen  Feststempeln,  wie  bei  der  vorausgehenden 
Kubrik  eingetreten.  Sie  hat  ähnliclien  Erfolg  gehabt  und  verdient 
ähnliche  Anerkennung.  Ftir  kleinere  Sendungen  unterliegt  sie 
allerdings  wieder  dem  l^^^denken  der  antiproportionalen,  nngleicb- 
mässigeren  Belastung  noch  mehr.  Ftir  die  steuerpolitische  Be- 
urtheiluug  ist  ausserdem  zu  beachten,  dass  die  Transportanstaltcn 
mit  regelmässigem  Dienste,  namentlich  die  Eisen!»  ab  neu,  auch 
noch  anderen  Transportsteuern  unterliegen  (s.  n.  §.  2'66). 

Das  Einzelne,  wovon  Eim'fres  näher  mit  nestimmiing-eu  dos  französischen  Maiutt  Is- 
rechts  ^Uäaiameuhäugt,  so  in  BctreU'  der  Counossemeutc,  s.  bei  Block,  Art.  timbre. 
No.  156  —180,  Vignea,  I,  423—426.  Die  Sftfze  des  jetzigen  Stempeta  fOr  die 
Fracbtb r i (' f r  u.  s.  ind  ua' h  'len  neueren  (icsetzon  folgende  (bes.  Gesetz  vom 
\a,  Mai  iät)3,  Art.  1,  über  liliseubahurecepissc,  23.  August  1S71,  Art.  18,  modiücirt 
durch  CSesetz  vom  28.  Februar  1872,  Ar(.  11  über  Frachtbriefe  und  Recepisse,  Gesetz 
vom  30.  März  1872  Uber  Eisen bahnrecepisse  und  Schitrsconnosscincnto,  Gesetz  vom 
19.  Februar  1S74,  Art.  lU  über  Stempelpflichtigkeit  von  —  obligatorischeu  —  ßcce- 
pissen  oder  Frachtbriefen  über  Geld-  und  Wertbsendungren  und  aber  Geldeinziebnngen 
aus  dem  Frachtgeschäft  und  andere  Specialbestimmungea  in  den  Stcuergesctzen  der 
ersten  70er  Jahre).  Gewöhnliche  (nicht  obligatorische)  Frachtbriefe  des  Land- 
transports entrichten  Vi  l'rcs.,  nebst  10  Cent.  Zuschlag,  also  60  Cent,  das  Stück  (1 S8G 
our  106,000  mit  64,000  Frcs.  Ertrag).  Kisenbahnrecepisse  far  Eilgut,  sovie 
über  Etiiziflitnig'  von  Geld  fiir  den  Preis  von  befurrlerten  Gütern  traf^en  einen  Stempel 
von  35,  iiii  i'rachtgiit  und  alle  eigentlichen  1'  rachtbrieic  der  Eisenbahnen 
70  CentimeB  das  Stttck,  beides  ohne  Znsdblaif  und. als  Abgabe,  velche  den  10  Cent- 


5^      6.  B.  2.  K.  Steaerrecht.  l.  U.-A.  2.  A.  Fnuikicicli.  §.  230«  231. 


Stapel  iikt  die  (Quittungen  der  Empfänger  der  Waaren  gieicli  mit  bericiitigt  i^i  älic 
za  S5  Cent,  in         24  Ol  Mill.,  mit  8.41  Mfll  Fn».  Ertrag,  zo  70  Cent.  27.79  Hill. 

mit  19.15  Mill.  Fr^-s. ,  /ii-^aiiinn'ii  27.S(i  Mi!!.  IVcs.  Sfenii'Olrrtrüi:-  von  ilioS''n  Bahu- 
ächeineD).  Ausdebnang  and  Ertrag  crUären  sich  auü  dem  Princip  des  o  bligatorisch ea 
Recepisses  der  Eisenbabn,  «renn  kein  Fraclttbrief,  was  nicht  gesetzlich  noth wendig 
ist,  genommen  wird  iso  schon  xiacli  flfset/  vi»ii  l'-GrVi.  Bei  anderem  Landvorln-Iir  fehlt 
eine  analoge  Bestimmang;  wohl  daher  die  geringe  Zahl  der  Fülle.  Auch  Schi  ff  s- 
connossemcnte  (für  See.  Fiass,  Canal)  sind  obligatorisch  für  jeden  Transport 
zu  Wasser  und  tragen  für  das  in  Händen  des  Kapitäns  befindliche  Original  2  Frcs. 
per  Stück  (mit  Zn^chlag  2  Frcs.  40  Cent.),  womit  bis  yu  4  Originalen  )2:edeckt  sind; 
jedes  weitere  kostet  nach  Frcs.  Stempel,  tjümiüsacmcntc  der  K  ustenschif  f- 
l  ahrt  nnterli«  !;.  !!  ri,.m  halben  Satz.  Der  Ertrag  vom  ConnossementonstoiniMl  wmr 
18S6  2. OS  Mill.  F'rcs.,  «h-r  (josammtcrtm^-  dos  Sftnnpch  von  ob<Mi  solcliou  Vorsendungs- 
scheinen  äü  ifüll.  Frcs,,  fast  \l.  des  ganzen,  fast  7*  des  Dimcusions-  und  Special* 
stempelerttiifs.  Freilich  keine  ganz  nnerhebliche  Belastang  des  Transports. 

ff)  Pä88-  ünd  Jagdscliei nstempel. 

Beide  siud  zwar  im  Priucip  mehr  gcbuhrenartige  ab  steuerartige  Abgaben,  aber 
nach  den  ziemlich  hohen  SStzen  doch  Letzteres  mehr  als  in  anderen  Gesetzgebangeo. 

Dtiv  ra^sstempc!  iiritcrsc]it'id -t  I  nlaiulspässe  und  solche  fdr  die  Fremde  und 
beträgt  schon  seit  IMO  lilr  jene  2,  für  diese  lü  Frcs.,  welche  Satze  dem  aUgemeiaen 
20proccntigcn  Zuschlag  von  1871  nntcrliogcn.  Ertrag  1886  fttr  8216  der  ersterea 
•  7718,  fdr  3452  der  letzteren  41,424,  zus.  ca.  49,000  Frcs.  —  Der  Jagd  Stempel 
ffillt  als  Steuer  betrachtet  ni'ht  iinin  die  Verkehrs-,  sondern  unter  die  directe 
Gebrauchs-  oder  Genuss-  (und  alleuiulL^  die  Gewerbe-) Steuer.  Er  beträgt  seit  1844 
15  Frcs.  für  den  Staat,  10  Frcs.  für  die  (lemeinde.*  Ersterer  Satz  wnrde  1871  auf 
.80  Frcs.  erhöht,  doch  '^rlion  1^72  wici  r  auf  den  früheren  Betrag  crmässi<r(.  1ST5 
aber  dem  20''/„  Zusehlag  unterworfen,  daher  i.st  er  im  Ganzen  jetzt  18.  bezw.  2b  Frcs. 
mit  dem  Communalsatz  zusammen.  Die  Anzahl  der  ertheiJten  Scheine  („permis  de 
chasse")  ist  1883  und  ISSG  rund  400,000  und  301,000  gewesen,  mit  dr-m  nicht  uner- 
heblichen Ertrag  für  den  Staat  allein  von  7.20,  bezw.  7.04  Mill.  Frcs.  (vgl.  Gross- 
britannien,  S.  844,  846). 

gg)  8t  enipelabgabe  von  Fabrikmarken. 

Wohl,  mit  der  amtl.  Statistik,  besser  hier  einzureihen,  als  beiu»  i'iopouionai- 
St<'mp'  1  wif  bei  Vignes  (I,  44t>),  In  (jigenthümlicljer  Weise  ist  mit  dem  Handols- 
oder  Fabrikmarkensystem  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857)  durcli  Gesetz  vom  2G,  Xnbr. 
1S73  eine  Stempelabgabe  von  1  (jetzt  2)  Cent,  bis  1  Vtca..,  im  Miu.  5  Cent.,  im  Max. 
5  Frcs.  Terbnnden  vordca,  die  z.  B.  1886  26,211  F^.  abmrf.  I^ehe  a«ch  zvei 
Dccrete  vom  23.  Juni  1874  darüber  (D  6 joan,  code,  p.  397, 406,  das  Gesetz  selbst  eb. 
p.  340). 

Im  Rückblick  uiit"  die  hier  aiitgczühlten  7  Hauptarten  von 
Specialstempelu  und  deren  Unterarten  ergiebt  sich,  dass  diese 
zweite  Gattung  des  französischen  Stempels  und  denmach  der  daraus 
hen-tihrcnde  Ertrag  (von  64.87  Mill.  Frcs.  in  18H0)  steuerpolitiscb 
ziemlicb  verschiedene  Abgaben  umfasst  Die  Entwicklung  zu  be- 
stiiintifen,  meist  miissigen  Feststempeln  versehiedeuen  Betrags 
(Geldgeschäfts Transportstenipel)  möchte  steuerteelmi^ch  das 
besonders  Beachtens werthe  auf  diesem  Stern pelgebiete  sein.  Etwas 
Aehnliches  zeigt  England  besonders  im  Penn} Stempel,  finanz- 
wissenschaftlich  bemerkenswerth.  Der  stenerteehnische  Vortbeil 
siegt  dabei  über  die  Bedenken  vom  Standpnnct  des  Princips  gleicb- 
mässiger  Steuerbelastang. 
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§.  231.  y)  Pro{)orti()iialHtenipel,  die  dritte  Haupt- 
gattung des  tVanzösistheu  Stenij)els,  entspricht  wenigstens  von 
vornherein,  hierin  ähnlich  wie  die  ]*roportiona1ahgabe  im  Enre- 
gistrement,  der  wichtigen  steucrpoHtisclien  Anlordcrun^^  .,gleieli- 
mässip^er"  P>estencning  weit  nielir  als  die  heiden  anderen  Haupt- 
»Stempelgaltungcn  diese  „Gleichmässigkeit"  in  der  Üblichen  Weise 
im  Sinne  der  ,,l'roportif)nalbcsteueriinng"  genomnien  (  Fin.  II,  -»97). 
Hierin  liegt  sein  unbestreitbarer  Vorzug  vor  den  bisher  besprocbeuen 
Stempeln.  Auch  mit  in  Folge  dieses  Urastands  ist  er  mehr  „eine 
Steuer^^  und  hat  er  das  GebUhreuelement  fast  v«3]Iig  abgestreift.  Er 
schliesst  sich  dadurch  der  Besteuerung  im  Registerwesen  genauer 
an  und  wird,  wie  Theile  dieser  letzteren  (§.  218)  und  die  Umsatz- 
steuer von  Werthpapieren  (§.219),  zu  einer  Steuer  auf  das  beweg' 
liehe  Kapital,  welches  im  Handels-,  Geld-,  Bankgeschäft  u.  s.  w. 
arbeitet  und  in  yjWerthp&pteren^'  des  BOrsenyerkehra  angelegt  ist. 

Die  Urkunden,  welche  diesem  Stempel  unterworfen  sind,  lassen 
sich  in  zwei  Kategorien  theilen:  sogeo.  Handelse  ff  eeten  nnd 
Werthpapiere  oder  B^rseneffecten. 

aa)  Die  Handelseffecten .sind  diejenigen  stempelpfiichtigen 
Urkunden  y  welche  schon  naeh  der  ursprünglichen  Gesetzgebung 
(13.  Brnm.  VIL)  gerade  dem  hier  im  Unterschied  zum  Dimensions- 
stempel eingeführten  Proportionalstempel,  bezw.  der  Verpflichtung, 
auf  Ijetreffendem  Stempel papier  stehen  zu  müssen,  unterliegen  sollen, 
(gen.  Gesetz,  Art.  2,  14),  nämlich  „yerhandelbare  und  fOr  den 
Handelsverkehr  bestimmte  Effecten",  zu  denen  namentlich 
Weehsel,  auch  Ordre- Blllets  und  auf  den  Ueberbringet  lautende 
u.  dgl.  m.  gehören.  Bald  darauf  wurden  aber  auch  nicht  ver- 
band el  bare  Schuldscheine,  Schnldanerkenntnisse,  einfache  Biilete, 
Zahlungsanweisungen  auf  Frist  und  von  Platz  zu  Platz  u.  dgl.  m. 
demselben  Pro))ortiona]stempcl  unterstellt  (Gesetz  vom  6.  Prair.  VIL, 
Art.  6,  auch  Gesetz  vom  19.  Februar  1874,  Art.  4,  mit  weiter,  bis- 
herige Zweifel,  «1j  gewisse  Papiere  stempelpüichtig  seien,  aus- 
schliessender  Fassung  der  Steuerpflieht).  In  der  Hauptsache  ist 
dieser  Stempel  glcichwuiil  der  französische  „Wechselstempel". 
Der  Steuersatz  war  anfänglich      Cent.  füi"  jede  ange- 

fangenen 1000  Frcs.  der  Werthsumnic  des  Doeuments.  Dieser 
mehrfach  veränderte  Satz  ist  der  JSormalsatz  geblieben  und  gilt 
auch  gegenwärtig  wieder. 

Der  Uulang  der  Kategorie  ist  üu  WedeutUcbeii  derselbe  gebliebeu;  lääb 
(Gesetz  roin  28.  Mai,  Art.  13)  siod  Warrants,  welche  getrennt  Fem  Emp&ngs- 
sclcin  indoäsirt  werden,  dazu  getreten.   Der  Tarif  ist  frflher,  ?or  1871,  nnrgernig* 
A.  Wairit«r,  Finaiuvissens«hitit.  lU.  36  ^ 
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fUgig  re^dert  worden,  so  in  def  Weise,  dass  der  eigentliche  Proportioualsfttz  in  einen 
festen  Stufensatz  für  Beträge  innerhalb  gewisser  Grenzziifem  rervandelt  wurde. 

was  besonde  rs  fUr  den  V-^rkehr  bequemer  und  hei  diesem  Steinpe!  mrh  sonst  üblich 
ibt.  Der  ahi;  NoruialsaU  von  '/a^Voo  blieb  jeiJocli  di  r  durchscliiiitLiichc,  wurde  aber 
zeitweilig  mit  Zuschlägen  versehen  oder  allgemein  erhöht,  (S.  Gesetz  vom  1^.  Mai 
1S34.  Art.  18.  Ermässigung  von  Vio**%o  wieder  auf  '//"/o«'  Wieset?  vom  5.  Juni  1S50, 
ArL  1 ,  (u.  A.  Ermässigung  für  kleine  Wechsel  unter  500  Frcs.,  die  vordem  allgemein 
25  Gent.,  ohne  Bncksicht  auf  ihren  Betras",  «(«izahlt  hatten,  auf  5  Stufensütze  von  5, 
10.  1.').  2(X  2.-)  Cent  filr  \\','rh>A  hls  von  100—200,  2—300,  3— 4Ö0,  4-500  Frcs.^. 
NachdemletztcuKriegc  trat  dagegen  1  ui-  diuaen  Stempel  zeitweise  eine  bedeutende 
EihDliuug  dn,  und  zwar  eine  Verdoppelung  des  bisherifen  Tariftatxes  (Gesetz 
vom  23.  August  1S7I,  Art.  2.  Nu.  1),  später  sogar  eine  writere  ErhOhnirr  iiin  die 
Uäifte,  also  aof  das  Dreifache  des  frubereu  Satzes  (Gesetz  vom  19.  Februar  1874. 
Art.  9),  Ein  Experiment,  das  sich  wenigstens  finanziell  insofern  bewihrt  hat,  als  der 
Ertrag  im  vollen  Verhältniss  der  Tariferhöhung  und  selbst  darüber  hinaus 
wuchs.  Einnahme  aus  den  beiden  Haupttalleu ,  sogen,  ordinärer  Stempel  (Papier)  und 
Stempelmarken,  zus.  1S6S  6.67,  1S6'.»  6.S1,  1872—78  13.90,  14.49,  21.7  J  (Miteinflass 
der  Contribulionszalilungon  an  Deutschland?),  23.13.  23.12,  23.8.5,  25.03  (Maximum) 
Mill.  Frc^.  Irn  Jahre  1870  fand  aber  eine  II  erabsetzn  n  diese«-"  Stempels  wesent- 
lich wieder  aiii"  iku  alten  Salz  vor  dem  Kiiesje  statt,  aisu  ;iiif  den  dritten  Theil  de» 
bisherigen  ((Jeset/  vom  22.  December  1878).  Der  Normalsatz  ist  somit  wieder  Vs^^/oo» 
imd  znrar  jetzt  allgemein  für  grössere  und  kleinere  Beträge ,  immer  in  Stufen  von 
5  Ceut.  für  je  100  Vrca.^  nur  dass  Wechsel  unter  100  Frcs.  stets  5  Cent,  zahlen 
(Gesetz  rem  29.  TqU  1891,  Art  5).  Die  Einnahme  sank  1880  auf  11.02  Mill.  Frcs. 
mid  hat  sich  seitdem,  mit  nttr  kbdncn  Srhwanknnirer.  auf  dieser  Höhe  'gehalten  (1886 
1 1.10  Mill.).  Sie  ist  also  zwar  durch  die  Ermässigung  dos  Satzes  oicht  entsprechend 
geannken,  was  den  rerkehnpoBtischen  Erfolg  der  Manssregel  zeigt,  aber  doch  nicht 
in  eine  dauernd  steigende  Richtung  gekommen.  (S.  Tab.  Faure's,  S.  104,  Bull.  XXI,  157.) 

Steuerpflii"litii  sind  zunächst  alle  Efrocten  (Wechsel",  welrb.j  in  rrankn  i  Ii  selbst 
ausgestellt  und  zahll)ar  sind,  dann  aber  auch  diejenigen,  wclchi:  von  Frankreich  aufs 
Ausland  i<-ezo^en  w  i den  und  umgekehrt.  Im  letzteren  Kall  müssen  sie  DachtrAglich 
gestempelt  werden.  Eticcten,  ^-clehe  vom  Ausland  auf  das  Ausland  i^PTo^cn  sind, 
Frankreich  also  nur  durch  Indossament  passireu,  wurden  dem  französischen  Stempel 
erst  1871  (Gesetz  rom  2i.  August)  untervorfen  und  zvar  damals  dem  gevftbalichen, 
also  dem  stark  erhöhten  Tarif.  Das  wurde  l'^72  schon  geändert  und  der  Stempel  für 
solche  Eilecteu  auf  V4'"/oo<  bezw.  auf  je  Vi  ^'^<^'  ^'^^  ^^^^  t  i'cs.  Betrag  ormässigt. 
Im  grossen  Maasse  sind  Stempelmarken  bei  den  Wechseln  n.  9.  w.  in  Anwendunisr. 
Die  Verhältnisse  der  Haftbarke  it  für  den  Stempel  und  für  die  Strafen  liei  u:if<  r- 
iasseuer  oder  ungenügender  Stempelung  sind  bes.  durch  das  ticsetz  vom  5.  Juni  1850, 
Art,  2 — y  ;i;:enauer  geregelt  worden  (Jacob.  S.  233  ff.).  —  Auch  die  Noten  der 
Bank  ron  Frankreich  sind  stcmpclptiichtig  und  zwar  zu  50  Cent,  und  20  Cent, 
für  1000  Frcs.  Ertrag  davon  1885  rnnd  nsf.OOO,  1886  897,000  Vtc>.  Fremdes 
Staatspapiergcid  ist  frei,  fremde  Baakiioteji ,  wenn  sie  in  Frankreich  negociirt 
(indossirt,  acceptirt,  bezahlt)  werden,  nicht.  Vgl.  Yigues,  I»  434—440,  Block, 
dict.  tiinbn-,  No.  '^IJ— 95;  supplcm.  gener.,  p.  429. 

Die  ganze  Eiaoahiuo  aus  diesem  Proportiooalstempel  war  IbSO  14.12  Mill.  Frcs., 
daron  für  14.23  Mill.  Stück  mit  gewOhnl.  Stempel  2.90  MiU.  Frcs.,  fiir  2S.«7  MilL 

Stüi  k  Stempelmarken  8.20  Mill.  Frcs.,  für  13.71  Mill,  Fälle  Eitrastempelung 
1.91  Mill.  Frcs.,  für  Visirung  for  Stempel  0,21  Mill,  Frcs.;  der  Kest  vom  Stempel 

der  französischen  Banknoten. 

hb)  Der  8tem[)el  flir  Wer Ihi) apiere  (Borseneffcctcn),  wesent- 
lich ein  sogen.  Emissions  Stempel,  ist  durch  das  für  ihn  grund- 
legende Gesetz  vom  5.  Juni  1850  als  Proportionalstempel  bei 
der  ersten  Ausgabe  der  betreffenden  Papiere  an  Stelle  des  bis 
dahin  für  letztere  geltenden  Dimcnsiorsstempels  getreten.  Er 
bildet  in  Yerbinduog  mit  der  1857  binzugekommenen  £ffeeten-üm- 
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satzatener  (o.  §.  220)  und  der  „  Einl  inmensteuer  von  Wertb- 
papiereu  von  1871  (o.  $.200)  die  franzfi^iat  in  üosteueruug  speciell 
des  iü  sülcheu  Wertheu  augelegten  bew egl  i c lie  n  Kapitals  und 
ist  insofern  stcuerpolitisch  von  principieiler  Bedeutung.  Eine  ge 
ntigende  (Hciebstellung  in  der  Besteuerung  dieser  Verniögeusart  mit 
derjenigen  des  unbeweglichen  Vermögens  wird  aber  auch  durch 
alle  diese  drei  Steuern  noch  kaum  erreicht.  Als  Besteuerung  des 
Borseuverkehrs  wirkt  der  IStempel  noch  weniger  als  die  Etfeoten- 
Umsatzsteuer. 

Steuerpflichüjf  waren  nach  Gmtz  von  1850  (Art.  14  (D  Actiea,  0  bIig:atioiieiL 
von  Gcsclls.  luiff  en  und  zwar  von  französiscli  cn  tiud  (seit  1S57)  aiirh  von 
fremden;  U  bli^;  ationcn  von  Departements,  (iouicinden,  öffentlichen 
Anstalten  und  Corporation'  ii,  /.anächst  nur  inländische,  nach  Gesetz  vom 
\iO.  März.  1S72  auch  ausländische;  freniLlu  Stantspapierc  erst  nach  Gesetz 
vom  13.  Mai  1863;  eine  besondere  Stollang  nehuien  die  üblii^ationcn  (Pfandbriefe) 
des  Credit  foncier  ein  < Gesetz  vom  8.  Mai  1S52.  Art.  29,  Jacob.  S.  259).  Der 
Stpmpol  erhielt  dir  Natur  des  (ersten)  Emissionsstenipels  bes.  durch  die  BcsHmmnntr, 
dass  ihm  zunächst  nur  die  nach  1.  Januar  1S51  ausgegebenen  Actien  u.  s.  w.  unter- 
worfen waren  und  zvar  mit  ^oio  Nennwerth  bei  Dnternehmnngen  ron  wentfter, 
mit  Iiri  s..I(heii  \<ni  mrln-  ,ils  1 0 i:'i]iri;;tT  Dauer  (Seit  1S71  beide  mit  207o  Zu- 

schlag). Neu  an  Stelle  alter  .iusgugcb«-rie  Actien  sind  frei.  Vor  1S.'>1  ausge- 
gel»ene  Actim  zahlten  bedingungsweise  nur  '/^^  Voo;  ^hrcr  Stelle  ausgegebene 

tragen  stets  diesen  Satz.  Für  Obligationen  jedes  inlandischen  Emittenten,  die  nach 
1.  Januar  1851  ausj^cgcbcn  wurden,  ist  der  Steuersatz  allgemein  iVo'.  ältere  zu 
nachträglicher  Stempelung  binnen  bestimmter  kurzer  Frist  eing;creichte  der  bis  dahin 
bestandene  Satz  (in  der  Kegel  VäV«)?  j*t*t  auch  mit  2  Decimen  Zuschlag.  Aus- 
ländische ActioTi  iiiid  Obligationen  wurden  diinh  (i<!setz  vom  Juni  1S57 
(und  Dccret  vom  17.  Juli  de^elbou  Jahre»)  dem  gleii  hea  Stempel  wie  die  inländisclien 
unterworfen.  Die  inländischen  Emittenten  von  Actien  und  (dili^  <tiunen  können 
aber  statt  der  Zahlung  des  Emissionsstcmpels  ein  Abonnement  eingehen,  indem  sie 
jährlich  5  (mit  Zuschlag  jetzt  C)  Cent,  für  100  Frcs..  also  '  j,  bezw.  Ü.Ü""/^  vom 
Nennwerth  ihrer  Papiere  in  Quartalsraten  zahlen  v<ieseiz  von  Isöö,  Art.  22  und  Sl), 
wovon  aber  die  in  d^  n  2  Irt/t n  Jahren  narh  Al)si  hluss  des  Alionncmcnts  nicht 
(iuwinn  noch  Zinsen  zahlen  könnenden  Ocscllschalten  für  ihre  Actien  befreit  werden: 
ein  Stimnlos  znr  Eingehung  solcher  Abonnements  fttr  die  Gesellschaften  (eh.  Art.  24V 
Bei  an  sl  r«  n  il  isr  Ii  i'u  (ieseTlschaften  ist  das  Abonnement  o  bM  torisch.  F  rem  flu 
Staatspapiere  wurden  durch  Gesetz  vom  13.  Mai  lb.63  <  Art.  li  (f ,  Jacob,  S.  292  11.) 
einer  ähnlichen  Stempelabgabe  zuerst  von  7ü"/ip  <l*iin  ron  (Gesetz  vom  8.  Juni  1864. 
Art.  7i  unterworfen,  wozu  1871  die  2  Decimen  Zuschlag  traten.  Abweichend  von 
anderen  Steuermaassregeln  der  Periode  wurde  dieser  Stempel  schon  1S72  erheblich 
herabgesetzt,  auf  7.5  Cent,  für  Stttcke  bis  500  Pres.  Nennwerth,  auf  1' ,j  Frcs.  von 
,500—  1000  Frcs.,  und  auf  je  Frcs.  oder  Promille  für  jede  weitem  1000  Frcs. 
((icsetz  vom  '2').  Mai  1872,  s,  Dcjcan,  rode.  p.  l^'i  (l,  mit  den  Noten),  ohnn  Zu- 
schläge. Politische  und  volkswirthhchutdichu  Erwägungen  waren  hierfür  mit  maass- 
gebend.  Ohne  vorausgcgan>;cne  Entrichtung  dieser  Abgal)en  dürfen  fremde  Staats- 
papiere in  Frankreich  bei  Strafe  nicht  übertragen  wenlen  (Gesetz  vom  \3.  Mai  1863. 
Art.  7).  Obligationen  (Icltres  de  gagc;  des  Credit  foncier  sind  etwas  begünstigt. 
Sie  waren  zuerst  nur  dorn  y/J^/^  Stempel  fnr  allgemeine  HandclsefTecten  unterworfen, 
später  trat  auch  hier  die  Erlaubniss  des  Abonnements  ein:  anfangs  waren  dabei  nur 
2  Cent  für  jo  lüOO  Frcs.  des  Gesammtumlaufs  ^Gesetz  vom  8.  Juli  1852,  Art.  29). 
seit  1872  5  Cent,  oder  bl(»s  0.05  ""/o«  zn  zahlen,  also  der  zehnte  TbeÜ  der  Abgabe, 
welche  bei  dnn  anderen  im  Abonn  ment  versteuerten  Papieren  als  Stempel  zu  ent- 
richten i«t,  wuueben  diese  letzteren  noch  dem  lii^'i^,  Kricgszusclüag  unterliegen.  Für 
die  Yeranlagung,  Zahlung,  die  Verpflichtungen  der  Emittenten,  GeseUscliaften,  auch 
der  anstandischen ,  deren  Papiere  in  Frankreich  emittirt  und  gehandelt  werden,  be- 
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stehen  analoge  Bestimmtongen  wie  bei  der  Effectoi-Dmsntzatener  (§.  22<>).  Sw  bee. 

das  Gesetz  vom  5.  Juni  lSr)0,  Art.  14  —  32  uiii  vom  13.  Mai  1SG3,  Art.  6 — 11. 
Weiteres  Einzelne  bei  Vignes,  I,  440 — 446,  Block,  dict.  timbre,  No.  iül — 130. 
Das  Abonnement  wirkt  auch  anf  grössere  Gleielinirissigkcit  der  jährlichen  Stener- 

ortriige  hin,  wälireml  der  directe  Emissionsstempeloitra;:  naturlirli  \v.\r\\  «1cm  Geschäfts- 
i^ang  mehr  schwankt.  Einzelne  grössere  Veränderungen  der  Zahlen  aucli  bei  Abonne- 
ments von  Jahr  zu  Jahr  (so  beim  Credit  foncier)  sind  ohne  nähere  Erläuterungen, 
wek'lie  in  der  amtlichen  Statistik  fehlen,  nicht  TOrständlich.  Der  Ertrag  des  ganzen 
hier  bf^procheneu  \Vert}i|<apiersteiiMi.  l< .  incl.  Abonnements,  war  1^**')  20.51  .  ISSn 
19.72  Miil.  Frcs.  Davon  kamen  aui  iranziiaiache  Acticn  bczw.  wirkl.  Steiupel  nur 
24,823  und  24,233  Frcs.,  auf  Abonnements  4.97  und  4.70  Mili.  Fn»..  »uf  französische 
Obligationen  ebenso  53.70.5  und  2S.5Sy  Frcs.  nii(UAbonnemcnt)  11.70  und  11,SS?>riIl 
Frca.,  aui'  übUgatiunoo  des  (Jrcd.  fouc.  354,031  und  132,791  Frcs.,  zusammen  auf 
inUndiscbe  Werthe  11.10  nnd  16.76  Mill.  Pres.;  auf  fremde  GescUschafts- 
u.  dgl.  Papiere  (wesentlich  Abonneuitiits  l.f»5  und  1.99  Mill.  FrrH..  mif  freimle 
Staatspapiere  (Emissionsstcmpel)  1.754  und  U.96ä  MiU.  Frcä.,  zusammen  auf  fremde 
Vi^erthe  3.40  und  2.96  Mill.  Pros. 

Der  ganze  Proportionalstempel  crtrui:  18S5  35.08,  1SS6  3.'!. 84  Mill.  Frrs..  d.  L 
wenig  Uber  Vs       gosammten  Stompelerliagä  ?ou  154.59  und  156.14  MilL  Frcs. 

Wenn  man  die  drei  „BOrseneffectensteuern**,  den  besprochenen  £niis- 
sionsstempel ,  die  Umsatzsteuer  f^.  220)  und  die  Einkommensteuer  von  W'rrth- 
papieren  zusammenfasst ,  so  war  der  Ertrag  dieser  Steuern  dieses  Theils  des  beweg- 
lichen Kapitals  '  neuerdings  zusammen  etwas  über  100  Mill.  Frcs.  (1885  103.28,  18äG 
103.92  Mill.  Frcs.).  Immerhin  ein  Object  im  heutigen  französischen  Steuersystem. 
Aber  ob  eini;  g;(!nügcnde  Ausglcicliunp^  ancli  bloss  sresren  die  GrundstotiLr  und  die 
Immobiliarbesitz wüchselabgabc  i,ohne  Schenkungs-  und  Erbschaftssteuer),  die  zusammen 
für  den  Staat  allein  das  Dreifache  (1886  ca.  806  Mill.)  abwarfen?  Doch  schwerlich! 

§.  232.  4.  Dnrchführang  der  Stempelabgabe.  Es  liegt 
im  Wesen  eines  solchen  ^yformalistischen"  Abgabesystems,  wie  des 
Stempels )  dass  dasselbe  für  die  Betheiligten,  Publicnm,  Fiscns, 
Behörden  viele  Schwierigkeiten  macht  nnd  eine  Menge  von  Normen, 
Verwaltnngsmaassregeln  nnd  Einrichtangen  in  Betreif  der  erforder- 
lichen Förmlichkeiten,  Oontroleiij  Straf bestimmongen  n.  s.  w. 
bedingt.  Darin  unterscheiden  sich  dann  die  Stempelsysteme  ver- 
schiedener Länder  nach  ihrem  specifischen  Oharacter  wieder  in 
Einzelheiten^  aber  in  Hauptpuncten  bringt  das  gleiche  Abgabeprincip 
auch  tlbereinstiminendc  oder  ähnliche  Normen  und  Verwaltungs- 
einrichtungen mit  sich.  Daher  ist  hier,  mehr  als  auf  dem  ver- 
wandten, aber  doch  rr;nikreich  eigenthtiinlichen  Gebiete  der  Kegi- 
strirungsabgabei] ,  aui  die  allgemeine  finanztechnische  und  admini- 
strative Lehre  vom  Stempelwesen  zu  verweisen.  Manches  an  sich 
Eigenthiimliche  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  und  Ein- 
richtungen des  iVau/.ösischen  Stempelweseiis  stimmt  dann  wieder 
mehr  oder  weniger  mit  den  betreffenden  Verhaltnissen  im  Emc- 
giötrcmeiit  überein,  so  dass  daftir  auf  die  frühere  Darstellung 
Bezug  genommen  werden  kann  (§.  221,  22-2).  Vielerlei  Einzelnes, 
was  sich  auf  die  Dnrelifühning  des  Stempels  bezieht,  ist  auch 
b(M-eits  dc^  nahen  Zusamnienluinp^s  wegen  in  den  vorausgehenden 
Paragraphen  au  seinem  Ort  mit  berührt  worden»  besonders  bei  der 
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Darstellung  der  verschiedenen  Haupt-  und  Unterarten  des  ÖtempeU, 
wo  sich  einzelne  dieser  Verhältnisse  wieder  verschieden  gestalten. 
Daher  genttgt  es,  im  Folgenden  Einiges  znr  Ergänzung  oder 
zur  besonderen  Characteristik  der  Normen  und  Einrichtungen, 
welche  die  DurchfUbrnDg  des  französischen  Stempels  betreffen, 
hervorzuheben. 

Das  Detail  ist  natürlich  auch  hier  erhcMich,  wenn  auch  nicht  in  g^leichem  Grade 
wiu  beim  Enrcglätremeat.  Auch  uur  das  Wichtigsto  dttraos  iu  Block,  dict.,  Ohardon's 
Art  timbre,  be».  No.  8 — 80,  186^212  und  passim  }m  den  oiazebea  Stompelarteo ; 

s.  auch  in  den  Supplcm.  den  gleichen  Artikel.  Vi]ijnes,  l)es.  I,  447— 45S,  4tjS  und  eben- 
falls bei  den  einzelnen  Stempeln,  p.  416—446,  v.  Ilock,  S.  1%— 201 ,  v.  Kaui- 
manu,  S.  301  fl. :  beide,  besonders  letztere,  in  diesen  wichtigen  Puucten  hkr  wie 
sonst  za  dflrCtig  für  solche  umfassende  monogcaphischo  Werke.  Von  den  Gesetzen 
sind  hesonderr^  wiclitig  f  a  di 's  •  Fi  a-jen:  d;«s  vom  13.  Brum.  VII..  nameiitlii  h  i\.rt.  17 
bis  32;  vuin  2^.  April  iSlü,  namentlich  Art.  03  IT.,  75.  7<i;  vom  Ifi.  Juui  1S24, 
besonders  Ait.  10 — 14:  vom  5.  Joni  1S5Ü  (Wecbscl  und  Handelseücctoit  Börsen" 
etrerton,  Ycrsicherungsveilräge  mit  zahlreichen,  -^rrade  hierher  gehörigen  Bestim- 
mungen), s.  bos.  auch  Art.  49;  Gesetz  vom  2.  Juli  lb62.  Art.  17  II'.,  nebst  Decroteu 
Tom  30.  JiiU  und  2i>.  Uctobcr  1HH2;  Gesetz  vom  18.  Mai  J863.  Art.  8  fT.;  ferner 
einige  der  nach  dem  letzten  Krie^'i;  crlassenfti  f> -setze,  wo  die  Veränderung  der 
Phncipicu  in  üinigeu  Fällen,  ferner  die  Erhöhungen  der  Sätze  und  das  stärker  ge- 
trordene  fiscdischf  Interesse  in  den  bierber  gehörigen  Bestimmangon  mebrfiich 
Xcuerungon,  Verbesserungen  und  ^'crscharfungen  gebracht  haben:  bes.  Ilauptgesctz 
vom  23.  AagQst  l!>71,  ncbtit  Decret  vom  25.  und  vom  27.  November  1871  i^Dejean, 
p.  67,  74.  s.  auch  die  Noten  zn  dem  Gesetz  selbst,  p.  6  (f.).  Gesotz  vom  80.  Mftn 
1S72  ( Eisehbahnreccpi>sr.  Connosscmente);  (icsetz  vom  19.  Februar  1S74;  Decret  vom 
19.  Februar  1S74  (Uber  Stempelmarken  fUr  Uandelseffccten,  Warrants);  Decret  vom 
21).  April  ISSl  (Stempelmarken).  Auch  in  anderen  Stempelgosctzen  sind  einzelne 
Merber  gehörige  Panct«  gelegentlich  mit  geregelt» 

§.  233.  Die  Puncte,  welche  hier  noch  besonders  bebandelt 
werden  sollen^  betreffen:  a)  die  Erhebung  der  Stempdabgaben ; 
b)  die  ZahlnngsverpfliehtQngen,  Haftbarkeitsverhältnisse 
nnd  Strafandrohungen;  c)  die  fiscalischen  Hilfsmittel  dasn 
nnd  Gontrolen  darQber,  dass  die  gesetz-  nnd  vorschriftsmässigen 
Stempelungen  n.  s.  w.  tiberhatipt  und  richtig  erfolgt  sind 
und  Zuwiderhandlungen  entdeckt  werden;  d)  die  Verfolgung: 
von  Zuwiderhaiidiungen  und  die  Stra iverlia n  -  u iig.  die 
Verjährungen;  f)  die  Stempel  befrei  u  ngeii  uud  Aeluiiiches. 

aj  Die  Erhebung  der  Stcnipclabgabe  crfolj^t  regelmUbsig 
imd  vornemlich  durch  den  Verkauf  von  Stempelpapier  und 
Stempelmarken;  ausserdem  durch  die  sog.  ExtraBtempelun g 
(üiiibrc  cxtraordinaire) ,  die  VUirun^i:  anstatt  d.c.s  Stem{)e]s, 
uud  durch  .\  bonncni  ent:  endlich  aujjnahnisweise  (l)L'S(»nderü  für 
die  Generalzahlnieister  der  Finanzverwaltung)  im  Wege  der  laufen- 
den Rechnung  mit  dem  Stautsscliatze. 

Vigncs,  I,  44S  fl".,  Block.  tiuiMit;,  \o.  ^  11 

a)  Die  einfache«  allen  Betheiligten  be<^uematc  Form  der  Stempoliuarkon  hat 
aneb  in  Ffanlneich  kuDer  allgemeinere  Antrendung  gefunden,  doch  ist  sie  nnr  in  den 
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?0A  den  (jesetzcn  näher  be^ejoboeteti  Fällen  sUtÜiaft.  Mitunter  ^so  mehrfach  beim 
Dlmeneionsstcinpel)  mttssen  die  Marken  von  Finanzorganen  (Einnehmern)  angebracht 

und  überschrieben  werden,  nicht  unmittelbar  von  den  Pflichtigen  seihet.  Die  Art  der 
Ueberschreibung  ist  vorgeschriebeD.  Her  V^erkauf  von  Papier  und  Marken  steht 
nur  denen  zu,  welchen  er  besonders  festattet,  bezw.  Obertragen  Ist*,  früher  regel- 
mässig nnr  den  Kogist c räm tern ,  neuerdings,  zur  Erleichterung  des  Anüchaffena 
für  das  PubÜcnm .  r^nch  dtn  Ein  rieh  uiern  der  directeu  Steuern  und  besonders 
den  staatli  I  licu  i  abulv  V  uik;iu  lern,  welche  dafür  Provisionen  geniesscn,  OelFcnt- 
liche  Beamte  dOifen  aber  die  Stempel  nur  von  den  Kcgistcrämtcru  kaufen.  Audercn 
Personen  als  den  von  ler  ^"crwaltong  autoriairten  ist  der  Verkauf  von  Stempelpapier 
und  Marken  bei  Strato  untersagt. 

{})  Die  Extrastempulung  (s.  o.  S.  552)  erfolgt  durch  Stempelaufdruck 
auf  Papier,  das  zu  stempelpfiichtigen  Urkunden  bestimmt  ist  und  dessen  sich  Private 

miil  R  hörden  statt  des  amtlichen  Papiers  bedienen  wollen.  Es  muss  aber  vor  der 
Benutzung  eingereicht  werden.  Notaro,  Advocaten,  Beamte  dürfen  jedoch,  wie  schon 
froher  bemerkt,  nur  amtliches  Stcmpelpainer  b<inutzen.  Zur  Vornalime  der  Eitra- 
stempolniii:  =iiul  nur  «gewisse  Haui)tbiireaux  berechtigt.  Auch  sind  die  Fälle  speciell 
genannt,  wo  sie  zulibsig  isL   Die  Zahlung  muss  im  Voraus  erfolgen. 

y)  Visirung  statt  des  Stempels  findet  eben&lls  gegen  YoTauszahlung  der 

Abgabe,  in  gewissen  gesetzlich  bestimmten  Fällen,  statt,  so  wenn  Marken  nicht  ange- 
bracht werden  kc^nnen.  an-  h  bei  der  Erhebung  von  Stempelgebühren  im  Stempelwcs<;n. 

dj  Dtät  Abonnements  anstatt  der  specielleu  Stempelung,  bezv.  Abgabeerhebuug 
ist  ohmk  mehrfach  gedacht  voiden.  Die  Actien  und  Obligationen,  far  die  es  z.  B, 
erfolgt,  unterliegen  dann  einzeln  der  nnentgeltUchen  Eztrastempeloiig. 

b)  Die  Za  Ii  1  !iugsverpiliclitiui<;en,  11  at't bar k ei ts Ver- 
hältnisse und  Strafandrohungen.  Die  Zahliiugis Ver- 
pflichtungen ergeben  sich  vielfach  aus  den  Bestimmungen  über 
die  Steinpelpfliehtigkeit  von  selbst.  Wo  sie  zweifelhaft  sein  kiiuuca, 
wio  bei  Vertrags-  und  anderen  Urkunden,  an  denen  verschiedene 
rartcien  oder  Personen  betlieiligt  sind,  sind  sie  in  den  Gesetzen  näher 
bestimmt.  Letzter.^  -iit  auch  von  den  Haftbarkeitsverhält- 
nissen verschiedener  iietheiligteu,  sowie  derjenigen  Organe,  welche, 
wie  Notare,  gewisse  Beamte,  Urkunden  aufnehmen.  Die  Straf- 
androhungen bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Normen  ftlr  die 
Zahiungsptiicht  und  iUr  die  Haftbarkeit  folgen  dann  mit  logischer 
Consefjuenz  aus  diesen  Normen, 

Id  der  Regel  ist  derjenige,  welcher  eine  stempelpflichtigc  Ur- 
kunde ausstellt  (unterzeichnet)  y  der  zunächst  Zahlungspflichtige, 
eyentuell  der,  zu  dessen  Gunsten  die  Urkunde  ausgestellt  ist  oder 
der  sich  derselben  für  seine  Zwecke  bedient.  Wer  die  Zahlung 
endgiltig  trägt,  ist  dabei  der  Vereinbarung  unter  den  Betheiligten 
gewöhnlich  y  aber  nicht  ausnahmeloSi  Überlassen.  Für  die  Ent- 
richtung der  Stempelabgaben  und  Strafen  haften  im  Uebrigen  die 
Betbeiligten  solidarisch. 

So  dte  Unterzeichner  bei  zuroiseitigen  Vertrügen.  Gläubiger  und  Sehnldn^r  bei 

Quittungen,  sowie  bei  Darlelmsverträgen ,  die  öH'entlichen  Beamten,  ^veL  In-  Ix  i  Ent- 
gegennahme oder  Aufnahme  von  Urkunden  nicht  geiftempelte  Acten  oder  Bacher  aa- 
fuhren  (Gesetz  vom  2b.  April  1816,  Art.  75). 
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Die  Strafen  selbst  gelten  im  Stenipelwesen  übrigeus,  ab- 
gesehen von  uiiterhuifcnder  beti  ü  gerischer  Absiebt  bei  einer  Zu- 
widerhandlung,  nicht  als  wirkliche  Strafen,  sondern  als  (dvilrecht- 
liche  Wiederu-utniachungen,  und  gehen  eben  deshalb  auf  die  Erben 
tiber.  bie  sind  gewöhnlich  Geldstrafen,  meistens  feste  Satze, 
verschieden  in  der  Höhe  nach  den  einzelnen  Fällen  im  Gesetze 
bestimmt,  mitunter  aber  auch  Quoten  von»  Werth,  um  welchen 
es  sich  in  der  betreffenden  Urkunde  handelt,  so  bei  Zawiderhaud- 
langen  gegen  die  Vorschriften  über  den  Wechselstempel  (s.  n.). 

Ooflentlichc  Beamte,  Notore  M.  d^l.  Personen  utiterliegen  gewöhnlich  mässi^cti 
f(isteu  Strafen  (allgonunn  -  Herabsetzung  derbclbcn  duri  h  G*»setz  vom  16.  Juni  1824, 
Art.  10^  Neben  den  Geldstrafen  aiüd  regelmässig  die  gesetzlichen  Stempelabgabcn 
aosserdem  noch  zn  zahlen.  Nor  selten  sind  ansdracltUch  Sech  tan  achtheile  mit 
ZiiNvidcrhandltinurcn  verbunden.  So  beim  Wechselstempel (Gesetz  vom  5.  Hai 
Art.  5  und  7,  s.  u.,  auch  Vigues,  I,  456). 

Als  Beispiele  für  die  specieUe  ipesetzUche  Normining  der  hier  behandelten 
Punrtß  mögen  folgende  dienen:  Der  Qu  ittun lisstfinpi-l  i\t  zwar  zu  Lasten  des 
Schuldners,  dem  quittirt  wird  oder  worden  ist.  Aber  haftbar  fUi*  die  Stempelung, 
daher  straffällig  (mit  50  Pres,  im  Pnncipale  für  jeden  einzelnen  FUl)  ist  der  Gl&n  biger, 
der  die  Quittung  crtheilt  li.it.  und  zwar  persönlich  und  ohne  Kuckgrifl  auf  den 
Schuldner  auch  trotz  etwa  entgegcnsteliondcr  Abinarhniigeu  (Gessetz  vom  23.  August 
JS71,  Art.  28,  Dejcan,  p.  34*.  —  Der  Versiciierungsstempei  ist  immer  zu 
Lasten  des  Versicherers,  der  auch  allein  strafHUlig  bei  Zuwiderhandlungen  ist, 
ohne  auf  den  Y.  r>ichcrten  zur(lck£!T*^ifen  zu  iluifen  (Gesetz  vom  5.  Juni  IS50,  Art.  33).  — 
Gesellschafteii  u.  s.  w.,  welche  nicht  gestemi)elte  oder  nicht  aus  dem  vorgeschriebenen 
Stockregister  (rcgistrc  ;i  souche)  herausgenommene  Actieft  anslicfeni,  unterliegen 
einer  Strafe  vnii  l'2^\  des  hctroflcnden  Actienbctrags.  Einer  bleichen  Strafe  von 
J07o  ^^^d  Wcchselagcntcn  und  Makler  unterworfen,  welche  sich  an  der  Ucbertragung 
solcher  Actien  betheiligen  (Gesetz  rem  5.  Juni  1850,  An.  IS,  19).  Aehnllche  Be- 
stimmun-j^en  bei  dem  0  bligation  enstempel  und  deDijenig  n  für  fremde  Staats- 
papier c.  Auch  dei  Inhaber  eines  solchen,  sowie  jeder  ötfontliche  Beamte,  der 
bei  der  Ver&nsserong  eines  nngcstempelten  Papiers  mitwirkt,  ist  mit  ein«»  Strafe  von 

des  Nennwerth-  bedroht  (Gesetz  vom  13.  Mai  IStiS,  Art.  7>. 

Besonders  wichtig  sind  alle  solche  Normen  für  den  Stempel  der  Uaudels- 
«ffecten,  daher  namentlich  den  Wechselstempel  wegen  der  regelmässigen  Bo- 
theiligtheit  vi  rschicdener  Personen  an  dem  Wechsel.  S.  darüber  Gesetz  vom  5.  Juni 
1S50,  Art.  2  ff.  (danach  Vigncs,  I,  430  ff  ,  Block,  tinibre,  No.  93  ff.).  Hier  be- 
steht zunächst  die  Stempelpflicht  ftlr  den  Aussteller.  Ist  das  Papier  von  diesem 
nicht  oder  nicht  richtig  gestempelt,  so  hat  es  der  Empfänger,  wenn  er sith  eigener 
Straffälligkeit  entziehen  will,  innerludl)  I  I  Tagen  oder  früher,  wetni  es  vorher  ver- 
fällt, ftlr  Stempel  visiren  zu  lassen,  wofür  die  Abgabe  aber  die  dreitaclie  der  i^o wohn- 
lichen (15  Statt  5  Cent,  filr  100  Pres.)  ist,  jedoch  immer  zu  Lasten  des  Aus^tellu». 
den  entgesrengoset?tt  y.  rtraL'^slH  Stimmungen  hiervon  auch  nicht  befreien.  W  ' im  jedoch 
auch  der  Empfänger  die  Stempulung  nicht  iu  der  augegehenen  Weise  nachholt,  so 
«Ind  Ansstellor,  Acccptant,  Berechtigter  oder  erster  Indossant  und  zwar 
ein  Jeder  einer  Strafe  von  (»"/o  des  Werhselbetrags  —  eventnell.  hei  ni  niedrigem 
Stempel,  von  67«  der  durch  letzteren  nicht  gedeckten  Wechselsummc  —  unterworfen. 
For  diese  hohe  Strafe  haften  die  Genannten  solidarisch,  wobei  der  Inhaber  die 
Abgabe  und  Strafen  auszulegen  hat,  vorbehaltlich  seines  Kilekf^riffs  auf  die  andenMi 
Verhafteten.  Nur  der  erste  Indossant  ist  zwar  straffällig,  aber  auch  ein  weiterer, 
daher  der  Inhaber  hat  bei  nicht  genügend  gestempelten  EflTecten  einen  Bochtsnach- 
theil,  nämlich  ein  beschränktes  Klagerecht,  nnr  gegen  den  Trassanten  und 
Acccptanten.  Verboten  ist  .ndlioh  Jt-rlermann  die  Einrr\ssiriing  oder  dns  Ein- 
.  cassirenlassuu  ungestempelter  oder  ungenügend  gestempelter  EÜocteu,  unter  einer 
Stnfe,  deren  Andfohong  eine  wesentlich  Oamel  richtiger  Stempelnng  ist,  nAinlich  7on 
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wiederum  B"/«  dös  Betrags  des  Kdücis.  Aehnlichc  Nurmoi»,  iiu  Kiiizt  lruni  etwas  ab- 
weich«Dd,  gelten  fUr  fremdu,  iui  Inland  zahlbare  Effecten.  -  Die  weheren  Spccial- 
bestimmuDgon  in  den  oben  S.  559*  563  genannten  Gesetsen.  Noch  andere  Beispiele  bei 

Vignes  und  Rloi  k. 

c)  Die  H  i  1  l's  m  i  1 1  c  1  und  C  o  n  t  r  o  1  e  n  ,  n  ni  die  gesetzliche 
Stempelung  herbeizuführen  uud  ZuwiderhaDdiungeu 
zu  entdecken. 

S.  Yigne.^.  I,  45>i  tt.,  Block,  timbre,  ^o.  193—200.  Das  Wesentliche  ist  in 
der  frolieron  Darstellang  schon  berahrt  irorden  oder  orgicbt  dch  daraus,  so  aus  den 
soeben  bei  den  HandelseSecten  erwähnten  Paocten.. 

In  der  Hauptsache  lassen  sich  swei  „Controlmethoden" 
nntersobeiden ,  eiue  indirecte  und  eine  directe.  Die  erste 
besteht  in  Pfliehtea  der  Behörden,  Beamten,  Gerichte, 
Notare  u.  s.  w.,  dann  namentlich  der  Registerämter  und 
anderer  Steuerämter  (der  Zollverwaltung,  der  indirecten 
Stenern,  desOctrois),  hei  Gelegenheit  ihrer  Amtshandlungen 
regelmässig  zugleich  zu  controliren,  ob  die  yorschriftsmässige 
Stempelung  der  ihnen  vorkommenden  Urkunden  erfolgt  ist.  Die 
zweite  Methode  besteht  in  Rechten  (und  daraus  sich  ergeben- 
den Amtspflichten)  der  Registerämter,  direct  von  Amts- 
wegen  nachzuforschen,  ob  die  richtige  Stempelung  stattgefunden  hat 

Fllr  die  Handhaboug  der  eisten  Ck>ntrolinetbode  ist  die  schon  im  Gesetz  rem 

1'!.  I^nira.VII.,  Art.  21  i  iitlialirn-'!  Rc^^timuiiing-  IxMUkdtirs  wichtis?.  d;iss  B.  lir>rdcn.  Beamte, 
(iericbto  u.  a.  w.  keine  Amtähaudlungeu  voruelimea  noch  UrtUeilc  lalieu  oder  Be- 
schlüsse fassen  dttrfen  auf  Grund  von  Urlcnnden,  Beg^tem,  Handelseffecten,  welche 
Iii'  lit  vorschriftsmässig-  j?estemp'  It  sind.  Spätere  Gesetze  bali-ri  dir>c  Coiifioli.fliolitc'ii 
noch  wirksamer  zu  machen  gesucht,  ao  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1S50,  Art.  49,  wonach 
der  Beamte  bei  Strafe  jedesmal  aosdracklich  erklären  muss,  ob  ein  bei  einer 
Amtshandlung  ihm  vorgelegtes  SchriftätUck  richtig  und  far  welchen  Betrau  es  ge- 
stempelt w;»r.  Atdiidit^hes  in  Art,  2  des  üe<etzes  vom  30.  März  1872  in  Betreff 
fremder  WenLitaiiiLiü.  Besonders  wichtig  und  ,iuch  wirlisam  ibt  weiter  die  Bestim- 
mnng,  dass  die  lu  iiisteramtcL  nicht  oder  nicht  vorschriftsmässig  gestempelte  Urkunden 
nicht  registriren  dürfen  (.Gesetz  vom  Bnim.  VII..  Art.  25).  luimerliiii  häni^t  natürlich 
bei  dieser  Metbode  dör  indircctcu  Contrule  vom  Zufall  ab,  ob  und  weiche  Schrift- 
Stttcke  n.  s.  w.  Uberhaupt  zur  Controlc  kommen. 

In  diesem  Puncto  tritt  nun  die  Mrtliodc  der  dircctcn  Confrolc  ergänzend  ein. 
Kacb  derselben  sind  iu  den  Gesetzen  genannte  Anstalten,  Eiurichtungeu ,  Personen 
(Notare,  Gerichtsschreiber,  Socreiäre  u.  a.  m.),  ferner  namentlich  Actiengesellschaften, 
Versirherunf!;'s-/Vcrkelir3anstalten  veriifli  oliti;  t,  den  A;;e!iti:n  i]rs  zuständigen  Register- 
amtd  ihre  Bücher,  iiegister,  Kochuuugen  u.  dgl.  la.  zur  Prüfung  auf  die  rorschrifts- 
inteige  Stempelung  roczDlegen,  unter  Strafandrohung  fOi-  jeden  der  YenrdgeniBf 
(Gesetz  vom  23.  August  1S71,  Art.  22,  aber  auch  schon  nach  Bestimmungen  in 
früheren  Gesetzen.  Gcseti  vom  15.  December  1875,  Art.  4).  Für  die  practische  Wirk- 
samkeit solcher  Normen  kommt  es  natürlich  auf  die  Handhabung  an.  Immerhin  kann 
wohl  auf  diese  Weise,  schon  weil  der  Abgabepflichtige  auf  die  Möglichkeit  dieser 
Controle  Kackäioltt  nehmen  luuss  und  wird,  mancher  Zuwiderhandlung  und  Doihiadation 
mit  Kri'üJ^'  vor,ü'e!.)euf;t  \ver<leii. 

d)  Die  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  und  die 

8  trai  V  ei'li  änguiig. 

Ueber  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Stcmpelgesetze  werden  sofort  Protokolle 
von  den  competcnten  Beamten»  velehe  die  Sache  eatdeckten,  «u^enommen.  Dabei 
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können  die  betrefleDilen  ürkuudeii,  Kcgister,  Eflecteii  mit  Bcüchiag  belegt  und  den 
Protokollen  beigefügt  wefdea.  Doch  anterbleibt  dies,  vonn  die  stnffiüligcn  Personen 
(Iiis  Piutukoll  alsbald  uuter/eichncn  und  die  Strafe  nebst  der  gesetzlichen  Stcinprl- 
abgabc  auf  der  Stelle  eutciclitea  (Gesetz  vom  Brum.  VIL,  Art.  Üi).  Auderufalhi 
erfolgt  die  Beitreibong  mittidst  Zwangsbcfehls.  Wird  dem  niclit  nachgekommen,  so 
a-cht  die  Sactio  nach  dcnselbtn  Noiuicu  wie  bei  den  Registcrabg'aben  an  das  coinpe- 
tentc  Givilgürickt  zar  Eubciieiduag,  gegen  volche  letztere  keine  Berufung  statt- 
flndet  (Gesets  rom  Brom.  YIL,  Art  32;  22.  Fnm.  VII.,  Art.  65;  28.  April  1S16, 
Art.  76). 

e)  Die  VerjährnngsfristeD. 

Die  regelmttssigtt  i^t  <1i(  30 Jahrige  in  Betreff  der  Stempel  und  Strafen  Seitens 

des  Pflii  hfij^fMi  ereireii  >}[<■  Vfiwaltiin'„';  aiisrnbrnsweise  eine  2jnliritr<'  iHeSi  t/^  vom 
26.  Juai  lb2i,  Art.  14).  Da.s  Iveoht,  unrichtig  erhobene  Abgaben  und  Strafen  iuriick- 
zofordem,  regAhrt  ftti  den  BerechtigUHi  in  5  Jahren. 

f)  Die  StempelbefreiiiDgen  and  Aebnliehes. 

Wie  bei  den  Refristerabgaben  giebt  es  im  französischen  Becht  auch  bei  den  Stempeln 
drei  Kategorien  von  Flülcii.  wo  lie  Abgubperhebung  vorläufig  oder  endgiltig  unterbleibt: 
einmal  wird  üio  uitUAter  nur  ins  Debet  gebucht,  bin  der  PHichtige  festgestellt  ist 
it.  B.  bei  PoliKefprotokoUen,  „aetea  timbre  en  d6bet*'):  ferner  erfolgt  in  gewissen  Fällen 

die  Stejupolung  u  nentgeltl  i  <' Ii  („gratis",  so  wu  der  Staat  solbat  belastet  würde  oder 
ans  HuiuaaitätügrUttdeu,  z.B.  bei  Eheschliessaagcn  Armer);  endlich  sind  nach  Special- 
bestimmnngen  der  Gesetze  manche ^e  aas  besonderen  Rücksichten  (auch  aus 
verkehr s^olitischen)  ausdrücklich  von  dem  Stempel,  unter  den  sie  an  sich  folieii 
wurden,  ausgenommen  oder  befreit  (.nach  Vi^rif^s,  f.  447V  Aber,  wio  die 
frühere  Darstellung  gezeigt  hat,  ist  die  Stempelpiiicliügkeit  im  franzosiach.  u  Kei  ht 
sehr  ausgedehnt  und  allitiählich  immer  ausgedehnter  geworden,  namentlich  durch  die 
(iepot/gcliitiij;  i\or  letzten  Jahrzehnte  und  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71.  Mit  daher. 
und  wogen  der  Zuschläge  (Decimen)  die  bedeutende  Ertragssteigerung. 

§.  231.    5.  Znr  Stati-stik. 

Durch  die  iolgcudcn  Daten  werden  die  iu  die  vorausgeheude  Darstellung  einge- 
streuten erginzt.  Zugleich  werden  hier  auch,  wie  oben  am  Schlnss  des  §.  224  vor- 
behalten wiirdc.  Daten  über  die  Bewegung  der  Gesammtci  ti  ät; aiirli  des  Erirr- 
gistremeatä  mi^etheilt.  S.  BoIL  XU,  42  (ISlö — 1882);  fOr  die  folgenden  Jahre  und 
mit  den  Einzefbeiten  in  den  Jahresberichten  der  Hcgristcrrenraltun»;  (im  Rull.;  fttr 
IS^r,  Bull.  XXII.  154).  S.  aach  Faurc,  p.  09.  10.')  f  1868— 87).  Die  Zahlen  beim 
Enregistrement  umfassen  hier  das  letztere  im  w  e  i  t  e  r  e  n  Sinne,  daher  einschliesslich 
der  Gerichtsschreiberei-  und  Hypothckenabgabeu,  der  Geldstrafen,  die  auch  für 
Stempel  bei  den  ß«glsteiahgaben  mit  rorrechnef  sind,  der Siegekaxen,  der  Ginziehnng 
ron  Jostizkosten. . 

Ertrag  iii  Mili.  Frcs. 


Begistrir. 

Stempel. 

Zusammen. 

1816 

118.10 

24.94 

143.04 

1820 

126.87 

25.74 

152.61 

1830 

153.46 

27.96 

181.42 

1840 

194.46 

34.47 

228.94 

1847 

228.70 

41.70 

270.40 

1850 

208.83 

Sd.85 

248.17 

1860 

305.60 

56.39 

862.00 

1869 

371.95 

89.32 

461.27 

1870 

200.67 

74.85 

S05.52 

1871 

;mi.06 

82.18 

423.24 

1872 

439.17 

137,75 

576.92 

1873 

429.68 

140.15 

569.82 

1881 

5T1 .76 

155.36 

727.15 

1 886 

51<l.l  1 

156.14 

675.25 

Die  Steigerung  ist  ausserordentlich,  woraus  sich  die  Fähigkeit  dieser  Steuerarten. 
Temehrte  Bebige  bei  Bedarf  m  liefern,  ergiebt  Die  allgemeine  Eatwicklnng  des 
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Verkehrs,  dio  Ausdehnung  wohl  namcnUich  der  Crcditwirthschaft  ia  allen  l'ormea, 
die  AnsdebnuDg  der  Ab^abcpflicbtigkeit  und  die  Erhöhung  der  Steuertiatse  (heilen 

sich  in  den  Erfolg:.  Die  Schwatikungon  in  l(ritischon  Jahren  sind  oben  S.  400  fl". 
schon  näher  verfol^rt  worden.  Audi  liier  vermag  ich  nicht  anzugeben,  wie  in 
1S70/71  in  dorn  von  den  Deutschen  besetzton  Thcile  Frankreichs  die  Verrechnung 
fUr  obige  Daten  stattgefundL-u  hat.  In  den  allerletzten  Jahren  zeigt  sich  Stabilität  im 
Ertrag  des  StLinpoIs.  Rückgang  in  dem  des  Enroirisiremcnt  (Maximum  in  1881).  Bei 
letzterem  war  die  Steigerung  des  Ertrags  nach  den  l-ioaui:maaj>s regeln  des  Kriege 
langsamer,  aber  anhaltender  als  beim  Stempel,  der  aber  später  wii  der  mehr  Stetigkeit 
im  Ertrage  zeigte.  Das  h'.uMxt  wohl  damit  zusammen,  dnss  die  Stcuerobjecte  des 
Stempehi  wuuiger  ala  diejenigen  des  Euregistrementä  von  den  Schwaukuageo  im  Vor- 
kebrslohen  bceinllasst  werden,  aber  auch  weniger  empfindlich  filr  SteaereThObangeii 
sind  oder  sir]i  lotzforcn  woni^t  r  cnf/ielKMi  kflnncn. 

Dio  Zusammcuäctzung  der  Stcmpclcrträge  aus  dcu  eiu/clueu  Stempolkategorioii 
ist  oben  schon  mit  gezeigt  worden  (bes.  in  §.  229 — ^291).  Im  Unterschied  von  Enre- 
gistrcment  ist  es  beachtonswcrth ,  dass  beim  Stempel  d^  r  Ertrai;  dos  Pro- 
portionalstciu pcls  viel  kleiner  als  derjeuige  des  abrigen  ist  (wenig  Uber 
1  :4,  18Sß  S:j.S  gegen  122..'J  Mill.  Frcs),  wahrend  das  Verh&ltniss  das  um- 
gekehrte beim  Enregistrement  ist,  indem  anf  die  „feste"  Abgabe,  selbst 
inbegriffen  die,  der  Proportionnli^ijabe  sich  schon  mehr  nähernde  „feste  abge- 
stufte", kaum  lü,  aut  die  l'ropürüunalabgabe  an  ^)07o  des  Ertrags  fallen.  Steuer- 
politisch  ist,  soweit  dieser  Punct  entscheidet,  das  Eogistcrabgabewesen  hiernach 
erheblich  günstiger  &h  das  Stempclwcseu  zu  beurtheilen,  weil  sich  die  Prnportif^nal- 
abgabc  —  freilich  auch  nur  sehr  roh  und  durchaus  nicht  immer  —  doch  im  (ianzon 
den  Anforderungen  gleicbmässigcrer  Stenerbel^tnng  der  Pflichtigen  besser  anpasst. 

Die  Einnahme  auh  (IcMsfraf.  n  \r:ir  in  l'^*^".  nnd  lS8ß  beim  Proportional - 
Stempel  206,441  und  20S,S3U,  beim  Dimcnsions-  und  Specialstempel  487,18»  und 
478,072,  bei  anderen  Strafen  (incL  Einkommenstener)  514,191  find  6S4,S21  Frcs., 
aus.  1.208  und  1.271  Mill.  Frcs. 

SicgclgebUhren  kamen  lö86  203,U84  Frcä.  fUr  den  Schatz  ein  (Tarit  der 
Adels-,  Wappentftiren,  Alteisdispeose  und  dniges  Andere  im  Ueaetz  vom  28.  April 
1S16,  Art      bei  Jacob,  S,  181). 

§.  i.S").  Zur  Kritik  des  Stempels.  Anf  eine  um- 
l'tt88eudere  Kritik  des  franz(>8i8chen  StempelwesenB  als  aolihen  soll 
hier  jetzt  nicht  eingegangen  werden.  kann  an  den  in  die  Dar- 
stellung einge.strenten  Bemerkungen  geniigen.  Denn  das  rranzü.sisclic 
Stcmpelwcsen  ist  doch  nicht  so  abweicl)ei!d  von  demjenigen  anderer 
Länder,  dass  nicht  die  Kritik  des  vStempel»  tihcrliaupt,  in  der  all- 
gemeinen Stcucrleln-c  (Fiu.  11,  1G7  tl.,  auch  323  ü'.)  und  in  der 
systeniatisclien  siiecicllen ,  im  Wesentlichen  auch  ftir  den  franzö- 
sischen Stempel  zuträfe.  Daher  hier  nur  noch  wenige  kritische 
Bemerkungen. 

NamentUch  die  gronse  Ausdebnung  des  besonders  roh  niceba- 
niflcben  Dimensionsstempels  sobeint  mir  ein  Uebelstand  des 
französiseben  Stempelrecbts  za  sein.  Die  Erbebung  von  Geriehts- 
gebflbren  mit  in  dieser  Form  (fUr  Processschriften  eto.)  ist  ebenfalls 
ein  besonderer  Mangel,  und  zwar  nieht  nnr  ein  finanz-  und  Steuer- 
politischer f  sondern  wobl  auch  ein  jostizpolitisober,  —  was  noch 
bedenklicher  ist  Der  Hinzutritt  des  Stempels  zu  den  Kegister- 
abgaben  in  vielen  Fällen  erhöbt  die  Steuerbelastnng  der  registrirungs- 
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l^fllchtigen  Heehtoigeschäfte  und  damit  manebe  Bedenken  dieses 
Abgabesystems  gewiss  anch  Öfters  nicht  nnerheblich,  und  zwar 
nicht  nur  wegen  des  Betrags  der  Stempelabgabe,  sondern  auch 
wegen  der  Art,  wie^die  letztere  eingerichtet  ist. 

Aber  anderseits  bietet  sich  doch  in  der  Verbin  du  von 
Stempel  und  Registerabgabe,  auch  von  ersterem  mit  der 
Umsatzsteuer  (bei  Wertbpapieren),  wieder  der  bei  einem  grossen 
Gesammtsteaerbedarf,  welcher  einmal  aufgebracht  werden  muss, 
doch  nicht  unwichtige  Vortheil,  die  Steuerlast  m c h r  a u  1  ver- 
schiedene Arten,  Fälle,  Zeitpuuetc  der  Steuer p flicht i^- 
keit  zu  vertheilcu.  Es  wird  hier  eben  derselbe  steuerpolitische 
Grundsatz  angewandt,  wie  in  einem  ganzen,  aus  vielen  verschieden- 
artigen Steuern  bestehenden,  statt  eines  sehr  einfaelien  Steuer- 
systems und  gar  statt  einer  „einzigen  Steuer**.  Imiijerliin  freilieh 
erhebt  sich  dem  Betrachter  doch  nicht  selten  die  Frage,  ob  es 
noth wendig,  richtig,  zweckmässig  ist,  Registerabgal)en  und  Stempel 
neben  einander  zu  erheben,  so  bei  den  rcgistriruugsplliclitigen 
Urkunden  und  ob  man  hier  nicht  besser  bloss  eine  einzige  ent- 
äprechcnd  uii;^]:esfaltete  Abgabeform  wählen  konnte  und  sollte. 

Bei  den  S  p  e  e  ia  1  stempeln,  wo  die  Entwicklung  in  der  Kielitung 
niedriger  F  i  x  s  t  e  m  }>  e  1  als  der  steuertechnisch  allgemein  be- 
achtenswerthe  Punct  dem  Kritiker  entgegentritt  (S.  558)  und  bei 
dem  Proportionalstempel  in  seinen  beiden  Hauptkategorien, 
Handelseffecten  (Wechsel)  und  Werthpapieren,  zeigt  der 
Stempel  in  seiner  französischen  Ausbildung  im  besonderen  Maasse 
jenen  seinen  eigenthümlichen  und  an  sich  steuerpolitisch  und  Steuer- 
technisch  gerechtfertigten  Character  der  Ergänzung s-  und  der 
Ersatzstener  gegenüber  dem  französischen  System  der  directen 
Besteuerung:  so  gegenüber. der  Patentstener  und  deren  nnzn- 
reichender  Belastung  mancher  in  ihren  Erträgen  aus  den  dieser 
Steuer  zu  Grunde  liegenden  „äusseren  Merkmalen"  nicht  genügend 
getroffener  Gewerbe,  besonders  des  Geld-,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sicherungswesens; so  ferner  gegenüber  dem  Fehlen  der  Ein- 
kommensteuer, welches  Letztere  den  EinkUnflen  ans  beweg-  ' 
lichem  Vermögen  namentlich  zu  Gute  kommt,  ein  Privileg,  das 
durch  die  Registrimngspllichtigkeit  von  Reehtsgeschäften  und  Ur- 
kunden einigermaassen  yermindeil  wird. 

So  Manches  daher  im  Ganzen  wie  im  Einzelnen  an  dem  fran- 
zösischen Stempelwesen  vom  finanzwissenschaftliehen  nnd  volks- 
wirtbscbaf^lichen,  ja,  wie  bemerkt,  selbst  vom  jastizpolitischeq 


Digitized  by  Google 


570     6.  B.  2.  K.  Steueirecbt  1.  II.>A.  2.  A.  FraakrelGh.  §.  236,  237. 


Standpmict  auszusetzen  ist:  im  Kähmen  der  es  am  raten 
f ran z ö s i sc b eu  Besteuerung  betrachtet  hat  dieser  Stempel 
in  seiner  erreichten  Ausgestaltung  doch  auch  wohl  seine  tiefere 
steuerpolitisohe  und  steaertechoische  Berechtigong. 

d.  Die  Gerichiasclireibereiabgaben  (droit  de  groffo). 

Gesetzgebung  s.  o-  S.  504,.  Grundlage  im  Hauptgosete  vom  2!.  Vent.  VII. 
ill.  März  17911)  Literatur,  Vigncs,  I,  45S— 461  .  469,  II,  40S— 410  iTarif). 
Block,  dict.  Art.  greffier,  i».  104S.  v.  Hock,  S.  201—204.  v.  Kaufmaau,  Ü.  298. 
Statistik  iu  deijcnigun  der  Verwaltung  des  Earegistrcmcut ,  zu  welcher  diese  Ab» 
gaben  ressortiren. 

§.  236.  Diese  Abgabeo  haben  fiberwiegend  Gebtthren- 
charaeter,  als  Zahlungen  fttr  Amtshandlungen  der  ,,gref&ers'' 
(Geriehtssehreiber).  Die  letzteren  beziehen  anch  in  den  Haupt- 
l^en  Antheile  an  diesen  Gebfihren,  zur  Ergänzung  ihrer  mässigen 
testen  Besoldungen.  Im  engen  Zusammenhang  mH  der  eigenthlim- 
Hchen  französischen  Organisation  dieses  Dienstzweiges  der  Gerichts- 
schreiberei (der  Geriehtskanzlei),  mit  der  Function  der  Geriehts- 
sehreiber und  mit  der  Galluiir,  der  einzelnen  Amtshandhingeu  dieser 
Personen  stehend,  sind  sie  nicht  aus  dem  liuauzwisscuschaftlichen 
Gesichtspuncte  in  erster  Linie  zu  beurtheilen  und  auch  als  „Ge- 
bühren" nur  in  Verbindung  mitGeriehtsorganisation,  Processrecht  etc. 
ganz  verständlich.  Steuerelemente  enthalten  sie  grossentheils  ^^ir 
nicht,  stets  nur  in  geringem  Grade.  Indem  sie  aber  regelmässig 
in  solchen  Fällen  vorkommen,  wo  für  die  betreftenden  Urkunden 
und  Rechtsgeschäfte  schon  Stempel-  und  Registerabgaben  entrichtet 
sind,  bihlLii  sie,  wenn  auch  wesentlich  Vergütungen  fttr  speciellc 
DienstlcistungeUj  doch  in  der  finanziellen  Wirkung  eine  abermalige 
neue  Belastung  von  Urkunden  und  Rechtsgeschälteu,  obschon 
in  weit  geringerer  Höhe  und  nach  einem  anderen  Princip  und 
Maassstab  als  die  beiden  anderen  genannten  Abgabcartcn,  vertheilt 
Ihr  Gesammtertrag  ist  gegenwärtig  mit  ca.  8  Mill«  Frcs.  etwas 
Uber  5%  des  Stempelertrags  und  etwa  1^/4^/0  desjenigen  des  En- 
registrements. 

S.  Uber  Organisation  und  Function  des  Dienstes  der  Gn>ffiers  den  gen.  Artikel  im 
ßlock'öchcn  dict,  Greffiers  bestehen  an  den  Civil-,  Friedens-,  HaudelHgoriohfea,  beim 
Cassationshof,  Staatsratli,  Rechnungshof,  mit  verschiedenen  Tarifen  (Yigne^,  I,  4581. 
Derjenige  filr  die  Civilgerichte  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  21.  Vent.  VII., 
Art.  2  ff.  (Jacob.  S.  lOi  IT.^  u.  \ais(-rl.  D.'.  ret  vom  12.  Juli  {■■h.  S.  137).  Di.« 

Abiiabflsätze,  bei  denen  zum  Principal  der  alte  lO^o  Zuschlag  vom  Jahre  Vil  und 
cm  weiterer  seit  1871  (Gesetz  vom  23.  AngQSt),  also  zasammon  207«  treten,  zer&Uen 
in  drei  Hauptarten; 

1)  FUr  die  Eiotraguug  eiuur  Sache  iu  die  Geiiohtsrolle  (^droits  de  mibe 
en  rftle)  »feste''  8&tze  von  1,  IV«,  3,  5  Frcs.  10 7«  da?on  fallea  üi  der  Begel  (nicht 
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iiberall)  den  Urefliers  als  GebührenantUeil  zu.  Ertrag  1885  und  ISSb  bei  Civil-  und 
Ilandebgerichton  789,000  und  796,000  Frcs.,  bei  Ftiedensrichteni  353,000  und 
859,000  Ftc9, 

2)  Vnv  die  Abfassung-  nnd  U cb .  r s c  Ii rc i !i un  i;  >  r.jtlartioii  et  transcripfion) 
gewisser  im  Gesetz  genannter  Urkunden  ;  und  /.war  ineii>tcns  feste  Sätze,  je  nach 
den  Gegenständen,  far  joden  Fall  Ton  1^/^  IV2  und  8  Pres.:  in  zirei  Fällen  aber  auch 
Proport ional,il«u:^l<'  ri  von  (Ifdingt  '  für  die  ersten  .'»nOO  Frcs.)  bei  Listen 
Uber  Antbeilssummeu  von  (iläubigcm,  Anvreisungen  zn  Beisteacra  derselben,  sowie 
bei  gerichtlichen  Zaschiägcn.  Diese  Gcstaltunti:  der  Abgabe  nimmt  ilir  nicht  notb- 
wendig  den  Gebührencharacter,  sondern  dient  nur  zur  angem<;sscncren  Vertheilung 
der  Ko«ton  nntfr  den  Interessenten.  Auch  hier  bezielien  die  Grcffieis  10"/«  des 
Ertiai^.-,.    LcUteier  war  1SS5  und  1S!5()  1,S10.000  und  1.079.000  Frcs. 

3)  Für  Ausfertigungen  (cv^cUitiona)  von  Erkeiimm.^scu ,  Urtbeilen  und 
Gericbtsarkanden ,  für  jedes  Stack  1,  1"^.  2  Frcs.,  je  nach  dem  Gegenstand,  wie  das 
Gesetz  es  näher  angiebt.  Der  Anthcil  des  (tr*^ffiiTs  ist  liier  '10  Crnt.  pro  Stück  (Kolle), 
bei  Ausfertigungen  fUr  Staatsbeamte  im  Kamen  und  für  das  Interesse  des  Staats  20  Cent 
Der  Haopttheil  des  Ertrags  fällt  anf  diese  dritte  Gattung,  1885  nnd  1886  4,540,000 
und  4,944,000  Frcs. 

Der  Geäammtertrag  dieser  Abgaben  war  daher  Ibbb  und  IbJsö  7,492,000  und 
8,077,000  Frcs.,  wobei  (meiner  Annabme  nach)  die  Antlieile  der  Greffiers  schon  ab- 
gezogen sind. 

In  allen  FüUen,  namentlich  auch  bei  den  Ausfertigaugen,  sind  diese  Gebühren 
ausser  den  Stempeln  zn  entrieliten.  Im  Interesse  des  Ertrags  des  letzteren  be- 
stehen wieder  VorscbrifttJi  uber  die  Zahl  der  Zeilen  auf  der  Seite  und  der  Silben  in 
der  Zeile,  welche  die  Ausfertiguugsurkundcn  im  Durchschnitt  inne  zu  halten,  also 
namentlich  nicht,  g«'gen  das  fiscalische  Interesse,  zu  überschreiten  haben.  Immer  be- 
achtenswerth  für  die  Consequcnz,  mit  der  das  focatische  Interesse  mf  diesem  Gebiete 
überall  hin  verfolgt  imd  der  Zusammenhang  ron  Ite0ster-,  Stempel-,  und  Gerichts- 
schreibereigebiihren  daher  f^ewalut  wird. 

üeber  die  vierte  Kategorie  der  zu  diesem  ganzen  Gebiet  gehörenden  Abgaben, 
die  Il^^iothekengebübren.  ist  tles  Zusammenhangs  weu:fn  schon  oben  in  §.  "21!>  im 
Kaliutcii  der  Darstellung  des  eigentlichen  Enregistrcment  (i.  e.  S)  -<;li;ui<li'lt  werden. 

Es  ist  somit  dieses  grosse,  verwickelte  in  jeder  Hinsicht  besonders  wichtige  Ab- 
gab«gebiet  nnamebr  rollstündig  zur  Datstellang  gebracht  worden,  Wir  kOnnen  ans 

daher  jetzt  zu  den  ;lbrigen  Abg;i'>cii  wrnd.  n,  welche  wir  zw  ftatlzOslschen  «Ver- 
kehrs best  eucrung"  i.  w.  S.  gestellt  haben  (o.  S.  417). 


2.  Abgabe  von  den  Erfindungäpatentun  (brevots  d'inrention). 

Gesetzgebung,  (iesetz  vom  .'>.  .luli  l'5i44.  bes.  Art.  4.  Literatur.  Block, 
dict.  Art  liTfivct  d'inventioii ,  No.  45.  40.  Vgl.  auch  Klostermann,  Patentgesetz- 
gebun^i  aller  Länder,  2.  Aufl.,  Berlin  1876,  S.  316  H'.,  über  das  französische  Patent- 
ier hr,  S.  HU.   V.  Kaufmann,  8.  5(]7.   Statistik  der  Ertrüge  bei  Faiirc,  p.  148, 

im  Etat  bei  den  „verschiedenen  Ertr  iL  .  n" 

§.  '2^1.  ]n  Frankrei.  Ii  besteht  als  Princii»  J.  s  Patentrechts  das  reine  An- 
mcldeverfahren,  ohne  Vorprüfung.  Das  Patent  kann  auf  5.  10  oder  höchstens 
15  Jahre  genommen  werden.  Seine  Giltigkeit  ist  an  die  Zahlaug  einer  gleich- 
mässigen  Jali  resulti:  nfie  von  100  Frcs.  geknüpft,  welche  Jährlich  vor  Beginn  des 
Jahres  entrichtet  sein  muss,  sonst  verfallt  das  Patent.  Bei  einer  Gession  d^  Patents 
mnss  diese  Abgabe  filr  die  ganze  Daaer  der  Zeit,  für  die  jenes  genommen  ist  nnd 
noch  läuft,  also  je  bis  zum  .5.,  10.  oder  15.  Jalire,  auf  einmal  'rlefit  werden. 

Die  Abgabe  hat  wie  jede  derartige  Patenttaxe  etwa»  vom  Character  der  Gebühr, 
als  Kosteneisatz  for  das  Patentamt,  sonst  den  einer  Stener^  in  der  man  zwar  etwas 
Gewerbesten erartig'  S ,  aber  auch  etwas  Verkelirsstcueraifii^^es  sele.-u  l^ami.  insoweit  die 
Abgabe  für  den  Erwerb  des  Erfinderschutzreohts  bezahlt  wird.  Der  Zweck,  durch 
die  Abgabeforderung  zugleich  die  übermässige  Entnahme  von  Patenten  za  beschränken, 
wird  auch  in  Frankreich  anerkannt. 
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Ibr  Ertragr  ist  jetzt  Uber  2  Mill.  Free.: 

1S69       1,446,000  Fn». 

187Ü  1,007,000 

1871  '      1,035,000  „ 
Anscblaip  1887  2,lftO«000  Pres.  Also  a/tsAev 
same  Erholung. 


1872  l.nTjHio  Frca. 

1873  1.41s,OüO  „ 
1884      2,133.000  „ 

Rackgang  in  der  Kriegszeit  und  lang- 


y.  Transport  steuern 
oder  Steuern  von  „öffentlichen"  Fahrzeugen,  h<}7.w.  Fuhrdiensten,  insbe- 
sondere regelmässigen,  einschllessUch  Eisenbahnen,  namendicli  für  den  Pe r • 

sonentransport  (roitares  pabliqnes). 

Gesetzgebung  (llauptgesetxe).  Grnndlegendes  Gesetz  vom  9.  Vendöm.  VI. 

(30.  September  1797t  für  Personentr.insporf.  Gesetz  vom  5.  Vent.  XU.  {23.  Februar 
1&04),  Ausdehnung  auf  gewisse  Waarentransporte.  Decrete  vom  14.  Fructid.  XU, 
(1.  September  ]804\  Im  Ftnanzgesetz  rom  25.  MMrz  1817,  Art.  112  ff.  wesentlich 

nur  neue  Kcil.v  tion  der  alteren  Vorschriften.  Tarifändeningen ,  meis^t  Erhöhunfeii 
und  andciL' kl  iucrc  Veränderungen  mehrfach,  so  1819,  1S3.^,  1S37.  IS51,  1855,  1871. 
In  letztere  in  Jahre  durch  Gesetz  vom  16.  September  1S71  nahezu  Verdoppelung  der 
Steuer.  Gasvt/.  vt  ui  11.  Juli  1879  (Twifinodification  gegeuttber  dem  Gesetz  vom 
25.  März  1817,  Art  112,  113  iin<l  «.'fiiauere  Bestimmungen  «Iwr  die  Art  und  Weise 
der  Berechnung  der  Steuer).  —  Di^-^c  Gesetze  beziehen  sich  im  AUgeioeiuuu  auf  die 
Steuer  rom  Eisenbahntransport  mit.  Besondere  Bestimmungen  ttber  diese  Steuer  im 
(losofz  vmii  •>.  .luii  1838;  wesentlich  v  rändert  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1855.  Die 
starke  Tariierliöhung  des  Gesetzes  vom  16.  September  1871,  Art.  12,  betrifft  practisch 
Tornemlich  nach  ihrem  6oanzieUen  Effect  die  Eisenbahnen.  Genauere  Bestimmungen 
Uber  die  Durchführung  der  Steuer  für  Eisenbahnen  dui  i  h  Derret  vom  21.  Mai  18S1, 
zu  de&seu  Erlass  die  Verraltung  durch  Art.  4  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1879  er- 
mächtigt worden  war.  Gesetz  rom  3.  Mirz  und  9.  September  1861.  Der  Prlncipal'- 
satz  der  Steu  r  rrhr.lif  sich  Itiivh  die  2  Dccimen  Zuschläge  (des  einen  alten  von  lOVa 
von  1799  und  eines  zweiten  von  derselben  üöhe  aus  ISbb).  —  Ausser  der  eigent- 
lichen Steuer  ron  „roitnres  publiques'*  besteht  auch  noch  dne  Li cenz abgäbe  ron 
den  „Wagen"  (Tarif  nach  (iesefz  vom  25.  März  1817.  Erhöhung  um  im  Gesetz 
vom  30.  Decembcr  1873).  —  Vorübergehend  hat  nach  dem  letzten  Kriege  auch  eine 
Besteuerung  des  gewöhnlichen  Frachtgüterverkehrs  der  Eisenbahnen 
(..jM  tit-  vitesse'')  bestanden  (Gesetz  vom  21.  März  1874;.  Doch  ist  dieselbe  bald 
wieder  b -seitigt  worden  (Gesetz  vom  2H.  März  1878).  —  S.  Uber  den  wesentlichen 
Inhalt  der  Gesetze  bes.  Block  und  Vignes. 

Literatur.    Stonrm,  II,  108  —  117  (Entstehung  der  Besteuerung  in  der 

Periode  der  ersten  Revolution  und  Verknüpfung  mit  den  Einrichtiini.";on  des  „ülfent- 
lichen"  Fuhrwesens  der  frühereu  Zeit).  Vignes,  T,  191  —  194,  Turif  daselbst  II.  588. 
Block,  dict.  Art.  voitures  publi<iües,  p.  1833  H,,  suppl.  gencr.,  i>.  438  (Gesetz  von 
1879:;  Art.  Chcmins  de  fer,  dict.,  p.  HJ.  NV».  62 — 64,  suppl.  gener.,  p.  86  (Decret 
von  18^1);  Art.  Liccnco,  di  l  .  p.  lly'^.  v.  Hock,  S'.  110—418,  420.  v.  Kauf- 
mann. S.  431 — 442,  beide  hier  ziemlich  austuiirlich.  lJull.  VI,  1  vGcsctz  von  1879), 
IX,  457  (Decret  TOn  1881),  Tarife  XVI,  535.  —  Stati  tik  bei  Vignes,  II,  294, 
v.  Kaufmann,  a.  a.  0.,  Fanre,  p.  121.  Bull,  in  den  Berichten  der  Verwaltung 
der  „indirccten  vSicunu",  so  I,  11«.  2iiU,  282,  XX,  600  u.  a.  m. 

§.  238.  1.  Entwicklung.  Character.  Die  frauzösisclie 
„Tran  Sports  teil  er"  von  „öffentlichen"  Fahrzeugen  (Fuhr- 
werken) oder  FuhrUiensten  bietet  ein  eigentlitimllclies  Beispie!  flcs 
Waltens  systematischen  »Linnes  in  der  Iranzösischen  »Steuer- 
gesetzgebung. Die  JStcuer  wurde  1797  wesentlich  aus  fiacalischen 
Rücksichten  eingeführt,  um  den  Ausfall  an  Einnahmen  zu  deckcD, 
welchen  die  damals  gleichzeitig  erfolgte  Aufgabe  der  Personen^ 
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und  racketposi  iieime  nationale  des  Messageiies)  endgiltig  mit  sich 
bringe»  mns.ste  Diese  Verwaltung  hatte  allerdings  tbatsUchlich 
mit  Deficiten  gearbeitet,  da  mau  sicli  nicht  entsehliessen  konnte, 
ihr,  wie  anfangs  beabsichtigt  war,  ein  aussehlicj'sliches  Recht  auf 
Fahrcurse  mit  festen,  nach  Tagen  und  Stunden  genau  bestimmten 
Abgangszeiten  in,  wirksamer  Weise  zu  verbürgen.  Man  half  sich 
scbliesfilicfa,  indem  man  die  Messagerien  Überall  der  Privatindustrie 
Überlicss  und  eine  Stener,  tbeils  als  Froportionalabgabe  von 
10®/,,  vom  Ertrag  der  Personen-Fahrzeuge  mit  regelmässigem 
Fuhrdienst  zwischen  verschiedenen  Oiten  zu  fest  bestimmten  Abgnngs- 
zeiten,  theils  als  feste  Abgabe  von  anderen  „öffentlichen'^,  auf 
besondere  Bestellung  fahrenden  Fersdnen-Fahrzeugen  einführte. 

Bei  der  ersten  Abf^abe  wurde  ein  Viertel,  seit  1819  eio  Drittel  f%lr  „leere  Pl&tze** 

abgcrc'  linct.  Anlanas  aiirli  ft  i.'^sc  Ans.'.cnpliitzc  nicht  berücksichtigt,  fenicr  das  etwa 
im  l^'aLrpreis  euthaltcue  Trinkgeld*'  uicbt  mit  besteuert.  Im  Friocip  betraf  und  be- 
trifft die  Steuer  aueK  den  Verkehr  zu  Wasser  im  Tnlande.  1804  warde  dann  der 
retreliniissiftc  Waarcn v crk elir  zu  Lande  der  Proportionalabgabe  mit  untcrzoj^eij. 
Die  Haaptsacbc  ist  immer  die  Besteuernng  des  Pcrsouenverkehrs  geblieben. 
Abonnem  ents  wurden  gestattet  (1S05).  Mancherlei  kleinere  Veränderungen  im  Tarif, 
in  der  Bercchnuugswoise  der  Abgaben  sind  im  Laufe  der  Zeit  erfolgt  (s.  die  oben 
P'i''n!\iini!en  (Jesefzc  n.  s.  w.V  An  Casui^rik  tiiifl  .iii  Zw-eifoli) .  welche  die  .Imlii  atur 
entschied,  IchUc  es  aucli  hier  nicht.  Die  Abgabe  uulerataad  /iierst  der  Enregibtreinent- 
vcrwaltung,  1S05  wurde  sie  zum  Zweck  besserer  Darchfnhruiig  und  C«ontrole  uüt<  r  die 
Verwaltung  der  iudirecten  Stenern  gestellt«  zu  welcher  sie  noch  gi^nw&rüg  gehört. 

Diese  in  der  franzOsisehen  Stenergesetzgebnng  beliebte  Com' 
bination  von  Proportional-  nnd  festen  Abgaben  ist 
geblieben  und  systematisch  ausgebildet  worden.  Za  beiden  trat 
seit  1817  noch  eine  Licenzabgabe  von  jedem  einzelnen  Fa|ir- 
zeng  bei  der  Einfügung  der  „öfTentlicben  Fuhrwerke"  in  das 
wesentlich  Oontrolzweeken  dienende  Licenzsystem  der  indirecten 
Bestenerung. 

Das  steuerpolitisch  eutscLeidende  Moment  in  der  Entwick- 
lung dieser  Besteuerung  Oflfentliclier  Fuhrwerke'^  war  dann  die 
sys  t  cm  ati  sehe  An  Wendung  derselben  aul"  den  Eisen  ba  bn- 
verkebr.  Dadurch  wurde  zugleicli  die  steigende  und  eine  all- 
mäblich  sehr  erhebliche  ünanzieile  Bedeutung  dieser  Be- 
steuerung berbeigclührt. 

An  und  für  sich  war  es  nur  folgerichtig,  den  Personentransport 
der  Eisenbahnen  anter  die  einmal  bestehende  Besteuerung  der 
öffentlichen  Fahrzeuge  zu  stellen.  Das  Sträuben  der  Bahngesell- 
schaften,  welches  mit  dem  Hinweis  auf  die  Benutzung  der  ron  ihnen 
selbst  hergestellten  Bahnen,  als  ihrer  eigenen  Wege,  zu  begründen 
gesuebt  wurde,  ist  daher  auch  mit  Becbt  zurückgewiesen  worden* 
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Da  die  liabneii  aber  in  dem  Tarif  des  Personenverkehrs  nicht  bloss 
ftir  den  eigentlichen  Transportdienst  ihrc.^  Fuhr-  unii  Wagenparks, 
sondern  auch  für  die  Benutzung  der  Bahnen  selbst  bezahlt  wurden, 
80  war  es  gleichfalls  folgerichtig,  dass  die  Proportionalsteuer  nur 
von  dem  Tariibetrag  für  den  ersteren  Dienst  erhoben  wurde. 

Dirs  hat  dns  Crpsetz  vorn  2.  Juli  1S3S  fo-t?!  strllt .  ^ronach  itn  Allgemeinen, 
Mangels  anderer  Bcstimniungcu,  7«  des  Tarif  Uctrags  und  daher  V'erkehrsertrags  ab 
Aet  der  Proportionalabgabe  zu  unterirerfende  Theil  anedcimiit  wurde.  8.  KAheres  ttber 
diesen  Piinct  liei  v.  Kaufmann,  S.  4^1  fl",  wo  in  der  sonst  guten  Da^^tl>lllln^r  nur  die 
scharfe  stcuerpolitische  Auffassnof  mangelt  und  die  schärfere  EutwickluAg,  wie  öfteis. 
hei  ihm,  tn  einseitig  anf  bloss  fiscalische  Rttcksichfen  znrttckgefQbrt  wird.  Axicb 
Hock,  S.  417.  hellt  (I  m  ctitscbeidenden  principiellen  Punct  nicht  hervor.  S.  aucli 
Vignes,  1,  192.  iilock,  dict.  Art.  voiturcs  publ. ,  No.  9.  10.  Art.  chcmins  de  fer, 
No.  (»2,  Stourni.  1,  llö.  Hier  wird  überall  das  Wesen  der  ultcreu  und  ilir  Unter- 
scliicd  von  der  neuen  Kiscnbabnstcuer  verkannt.  Eine  Ausnahmo**,  wie  im 
lUockMlKii  dict.  a.  a.  0.  in  No.  10  gesagt  wird,  also  eine  Art  Steuerprivileg, 
war  die  iiüben;  Bcscbränkung  der  Eisonbahnabgabe  auf  die  Steut-r  vom  (>igentlicbcn 
Trausportdienst  nicht,  sondern  etwas  nach  dem  Geiste  der  bestehenden  Transport- 
steut.T  Kichtiges.  Es  ist  auch  nirht  tu  vnrsrp^ssrin .  da<s  die  damalige  französische 
Eiscubahngcsetzgebuog ,  wie  auch  die  anderer  Länder,  so  die  preusüischo ,  noch  der 
Idee  der  Möglichkeit  der  Tiennuni:  des  Fabnrerkehrs  vom  Binitz  der  Bahngeleise 
:inliin<j ,  wobei  dann  eine  uns  jetzt  fremdartig  und  sonderbar  vorkommende  Zusammen- 
setzung des  Tarifs  aus  2wei  Elemeoteo,  fur  deu  eigentlichen  Transport  und  für  die 
Babnbentitziing.  wieder  nur  folgerichtig  war. 

Im  Jahre  1855  wurde  daun  aber  die  Besteuerung  des  Eiseu- 
bahnverkehrs  umgestaltet  und  damit  dieselbe  Uberhaupt  steuer- 
politisch zu  etwas  Anderem  gemacht,  als  nie  bis  dabin  gewesen 
und  als  die  allgemeine  Steuer  auf  „öffentliche  Fahrzeuge"  war  und 
blieb.  Wird  die  Eisenbahnsteuer  auch  seitdem  nach  wie  vor  als 
ein  Glied  dieRcr  allgemeinen  Steuer  aufgefasst,  so  ist  sie  das  doch 
nur  noch  formell,  ihrem  Wesen  nach  hat  sie  sich  so  verändert, 
dass  eigentlich  eine  nein  Sieuer  vorliegt.  Das  Gesetz  vom  14.  ,)uli 
1855  bestimmte  nämlich,  dass  die  Proportionalabgabe  von  10° 
nebst  Zuschlägen,  von  dem  ganzen  tari  fm  ässi  gen  Preise, 
daher  Krtrage  des  Personenverkehrs  der  Eisenbahnen,  ferner  auch 
des  E  i  l  g  u  t  Verkehrs  berechnet  werden,  deu  Eisenbahnen  aber  auch 
die  wohl  schon  geübte,  jedenfalls  von  ihnen  beanspruchte  Be- 
rechtigung, diese  Steuer  zum  concessionirten  Tarifsatze  hinzu- 
znschlagen,  gestattet  werden  sollte.  So  ist  diese  Steuer  äus ser- 
lich eine  Ertragssteuer  vom  genannten  Eisenbahnverkehr, 
ihrem  Wesen,  ihrer  vorn cmlichen  Wirkung  und  schiiesslioh  auch 
selbst  ihrer  Form  nach  eine  indirecte,  durch  die  Bahnrerwaltnng 
mit  erhobene,  regelmässig  vom  Benutzer  der  Bahntransportdienste 
getragene  Verbrauchs-  oder  Genusssteuer  geworden.  Das 
Gewerbesteuerartige,  auch  das  nicht  ganz  fehlende  Gebtthrenartige 
der  allgemeinen  Fahrzeugsteuer  ist  damit  in  der  Hauptsache  ver- 
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scbwunden.  Sie  mtiBS  daher  aueh  principiell  anders  als  letztere 
beortheilt  werden. 

Das  ist,  so  viel  icli  sehe,  in  der  Literatur,  so  in  der  oben  genannten,  ttbenwlieD 
oder  nicht  richtig  erkannt  worden,  auch  von  v.  Kaufmann  nicltt,  der  hier  immer 
nur  einseitig  fiscalische  Tendenzen  sieht,  —  Nebenbei  bemerkt  ist  der  wirkliche 
steuerpolitisolld  Gharacter  einer  Steuer  wie  der  fnnzAsischen  Eisenbabnsteuer  von 
1855  übrigens  mit  imrh  der  Antwort  auf  die  schwer  zu  entscheidende  Krage  zu  be- 
stimmen, welclic  Rückwirkung  eine  solche  Steuer  auf  \  erkehr,  Tarife,  Reinerträge  haL 
Ich  möchte  doch  annehmen,  auch  nach  der  Höhe  (l  r  Steuer,  dass  dieselbe  narU  dieser 
miitliiii.iasslirlien  Iviirkwirkunn:  immerhin  cfwa'^  wii-  i-ini'  KrtracrsstcniT  «lei  Eisenbahnen 
Uiit  wirkt.  Für  die  Beurtheilung  iles  Steuergescizes  von  1855  kommt  das  mit  in 
Betncht 

Die  Umgestaltung;  welche  hiernach  gerade  die  Eisenbahn- 
steuer durch  das  Gesetz  von  1855  erlangt  hat,  wird  man  mit  Rlick- 
Hicht  auf  die  Stellung  des  Kisenbahnwesens  unter  den  Couiniuni 
cati(»n8  uiitl  i  ransportanstalten  der  Gegenwart  und  auf  die  giiii/.e 
Gestaltung  des  tranzilsischen  Steuersystems  s  t  e  u  e  r  p  o  Ii  t  i  s  c  h 
nicht  so  durchaus  missbilligeu  können,  wie  es  wohl  geschehen  ist. 
Nach  der  rechtlichen  Natur  der  Privat- Eisenhabnen,  schon  in  Betreff 
ihrer  Entstehung,  ist  ein^  Sonderstellung  derselben  im  Steuerwesen 
nicht  ungerechtfertigt.  Nach  der  factisch  mehr  oder  weniger  mono- 
polistischen Rtellun«:  im  Verkehrsleben  ebenso  wenig.  Allenlinofs 
wird  man  nach  beiden  Momenten  zunächst  nur  eine  besondere 
E r trags  besteuerung  der  Bahnen  billigen  können,  nicht  die  im 
französischen  Recht  gestattete  Tarifsatzerhöhung  um  die  Steuer, 
also  die  Ueberwälzung  auf  das  l'uhlicum.  Und  in  der  That  ist 
dies  der  missiichere  Punct.  Aber  selbst  dafür  lässt  sich  geltend 
machen,  dass  eine  derartige  Steuer  in  ein  Steuersystem  immerhin 
hinein  pa.sst,  welches  wie  das  franzö.sische  so  allgemein  dahin 
strebt,  die  Tragung  der  grossen  Steuerlast  durch  Yertheilung  der 
letzteren  auf  mögliehst  viele  Verkehrsacte,  Cousume,  Rechtsgeschäfte 
zu  erleicbtero.  Verkehrspolitische  Bedenken  bleiben  trotsdem  gewiss, 
.aber* sie  mtlssen  und  dürfen  auch  wohl  beim  Personen-  und 
Eilgutverkehr  den  in  Frankreich  einmal  gebotenen  finanziellen 
Rttcksiebten  weichen .  Beim  Fracht  verkehr  liegt  die  Sache  anders. 
Hier  ist  die  in  der  Finanznotb  nach  dem  letzten  Kriege  1874  ein- 
geführte Steuer  denn  auch  bald  wieder  beseitigt  worden  (1878). 

Der  finanzielle  Schweipnnct  der  ganzen  ,,Transportsteuer"  ist 
durch  die  grossartige  Entwicklung  des  Eisenbahnverkehrs  und  die 
starke  Erhöhung  der  Steuer  seit  1871,  aber  auch  wesentlich  mit 
durch  die  Umgestaltungen  des  Gesetzes  von  1855  durchaus  in  die 
Eisenbahnstener  verlegt  worden.  Diese  bringt  jetzt  an  95  ^/o  des 
Gesammtsteuerertrags  von  ca.  90  Mill.  Pres.  auf.  Erst  durch  die 
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Ausdebnang  der  Steuer  auf  die  Eisenbahnen  nnd  durch  die  genannte 
SteuererhöhuDg  ist  die  ganze  Steuer  80  zn  einem  erheblichen  Finanz- 
object  für  das  franzQsische  Budget  geworden. 

Ob  Frankreichs  Finanzlage  eine  Wiederennässigung  der  Stener 
so  leicht  nnd  bald  zulassen  wird,  wie  es  im  Yerkebrsinteresse  er- 
wünscht wäre,  ist  fraglich  und  wäre  gegenttber  so  vielen  anderen 
bedenklieheren  Steuern  nicht  durchaus  rätblieh.  Eher  konnte  man 
daran  denken,  die  wenig  eintrSgliche  nnd  durch  die  Einrichtung 
nnd  die  Gontrolen  viel  lästigere  Besteuerung  der  übrigen  Fahr- 
zeuge  aufzuheben:  gewissermaassen  jetzt  nur  noch  ein  Anhängsel 
der  Eisenbahnsteuer,  wenn  auch  der  Ausgan gspunct  dieser  ganzen 
Steuergattnng.  Abgesehen  von  auch  hiergegen  noch  etwas  mit- 
sprechenden tinanziellen  Bedenken  wiiJ  al)er  nicht  nur  der  alte 
Bestand  der  Steuer,  sondern  auch  der  französische  Sinn  tiit  strenge 
„ S  t  e  u  e  r  s  \  s  t  e  m  a  t  i  k  in  welcher  letzterer  man  in  1 1  ankreicb 
wohl  ohne  Weiteres  die  Lrliiliung  der  Gerechtigkeitslorderungen 
siebt,  dagegen  sich  auflehnen. 

§.  239.  2.  Einrichtung  und  Tarif  der  Transport- 
besteuerung. Nur  dem  „öffentlichen"  Verkehr  dienende 
Fahrzeuge  sind  steuerpflichtig,  also  frei  die  Privat  fuhrwerke  für 
die  persönlichen  Zwecke  des  Besitzers.  Für  diese  besteht  jetzt 
als  directe  Gebranchssteuer  eine  eigene  Wagensteneri  mit  welcher 
die  hier  behandelte  nicht  zu  verwechseln  ist.  Bei  letzterer  sind 
dann  nach  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  folgende  Fahrzeng- 
nnd  Transportzweige  zu  unterscheiden ,  bei  welchen  hier  die 
jetzt  geltenden  Tarifsätze  gleich  beigefügt  werden. 

S.  b«s.  Gesotz  vom  iL  Juli  1879,  Decret  vom  21.  Mai  IbSl;  TariftklMTBiclit, 
Boll.  XYI,  585. 

a)  Oeffeniliche  Fahrzeuge  (Wagen)  für  den  Verkehr  zu  Land 
und  zu  Wasser  nnd  zwar 

a)  mit  regelmässigem  Fahrdienst,  d.  h.  einem  solchen, 
welcher  zwischen  mehreren  Puncten  zu  bestimmten  Abgangs- 
zeiten erfolgt.  Iiier  findet  die  Proportionalabgabe  An- 
wendung. 

Der  Tarifsatz  im  Principal  ist  '/lo  Preises  der  Plätze  der  Falirjjiiisic  iiiul 
des  für  den  Waarentraiisport  bezahlten  Preises,  einerlei  ob  für  jeden  Fall  oltr  im 
Ali'>nn('Di 'lit  erliohfi).  Die  lierechnnng  erfolgt  jetzt  in  der  Weise,  dass  bei  J'aiif- 
sätzen  von  50  Cent,  und  darüber  iiVg"/«  der  Nettoeiunabiaou  oder  7«  ßrutto- 
einnftlimen,  b«i  Tarifiifttzen  unter  50  Gent.  12*/„  der  eTSteren  oder  %«  der  lebEteren 
die  Steucrsclnildi^keit  (mit  allen  Znschlagen  /iiin  Priiu  ipal)  bilden.  Ertrag  nur  noch 
uubedeuteud,  Ibü^  für  Xieiscudtf  21Ü.6bS,  fUr  Waaren  bloss  2b39  Frcü.!  (Bull.  XXIIl, 
287).  Dies  erU&rt  sich  ans  den  YerSndeningcn  desOeseteas  von  1879  («.  n,).  Frtther, 
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z.  B.  isTö,  war  der  Ertrag  ^ind.  aasserocdenüiclier  Dienst,  s.  u.)  erbablich  bdher 
2,434,000  Pres,  for  PersoiMo  und  86.000  fttr  Wnaren  (Ball.  L  I46\ 

(Mietli -) Fahrzeuge  auf  B  cstel  hi  ng.  liier  besteht  die 
feste  Abgabe,  theils  nach  Fahrzeugen  (Wagen),  theils  nach 
Plätzen. 

Zu  diesem  Verkclir  werden  jeur  auch  Wagen  mit  bestitamtcm  Dieust  zwisdieii 
zvrei  Poncton  gertclinet,  venn  dieMlben  die  Stadt  olc^t  oder  nicht  Uber  40  Kilometer 

wi^it  verlassen,  vorausgesetzt,  dass  nicht  .-ine  unmittelbare  Falirtfortietzuug,  auch  nicht 
uiit  W'agenvecbsel,  nacb  entfernteren  PQacten  »tsttiindet  (daher  voitures  a.ssimil6s 
aa  serrice  d'oeeasion.  Gesetz  vom  11.  Jali  1870,  Art.  2,  vodarch  eine  Ansnatimeron 
Art.  112  des  (Jesctzes  vom  2.*).  März  1S17  bcizriiiKlet  wird).  In  Folgte  dessen  füllt 
der  Omnibus-  und  Pferde  bahn  verkehr  jetzt  unter  diese  feste  Abgabe,  woraus  sich 
die  Geringfügigkeit  des  Ertrags  anter  ee  mit  eiUirt.  Die  Ansnahmebestimmung  bestand 
ubrii^eiis  \rordem  sr  bon.  aber  nur  innerhalb  15  Kilometer  Entfemnng«(G€ietz  von 
28.  Juni  1833,  Art.  8). 

Der  jetzige  Tarif  ist  eine  feste  .Jahresabgabo  fiir  Wagen  von  1—2  Plätzen  von 
Frcs.,  a  Plätzen  75  Frcs.,  4  Plätzen  100  Pres.,  5  Platzen  120  Frcs.,  0  PlStsen 
IHTVi  Frcs,;  für  grfissen  Wa^icn  (Waggons,  auch  Schilfe")  von  6  —  30  Plätzen  pro 
Platz  12'/,.  von  51—150  desüL  6'/^.  über  150  37«  i-^cs.  pro  Platz.  Der  Ertrag  war 
ISHti  t,.^  19.51)0  Frcs.,  früher,  z.  B.  1876,  nur  .^«017,000  Pres.  Ansaeidem  1880  ftr  in 
diese  Kategorie  gestellte  Eiaenbaluen  84,990  Frcs. 

y)  Fahrzeuge  im  auBserordeQtlieben  Dienst,  d.  b.  zur 
Anshilfe  bei  Bewältigang  des  ,,regelmS88igeii"  Dienstes  (onter  er). 
Hier  bestellt  dieselbe  Proportionalabgabe  wie  bei  er. 

Und  zwar  mit  dem  gleichen  TaiifnUze.  Ertrag  ind.  des  „rorUbergehenden** 
Diensts  (u.  d)  1886  23,903  Frcs. 

6)  Fahrzeuge  im  vorübergehenden  Dienst,  d.h.  bei  ein- 
zelnen besonderen  Gelegenheiten,  wie  dffentlichen  Festen  n.  dgl. 
(Service  accidentel).  Hier  besteht  eine  massigere  feste  Abgabe. 

Pur  den  Platz  und  Tag  jetzt  mit  ZnachlSgen  18*/«  Gentimes. 

h)  Eisen  ball  Ii  e  n.  8ie  unterliegen  der  Proportion  al  abgäbe 

vom  Ertrag  des  Personenverkehrs  und  des  E  i  1  g  ut  verkehr« 

(grande  vitesse). 

Die  Babngeseilschaften  köuneu  zwischen  der  Erhebaug  der  Steuer  nach  der 
wlrliliehcn  Einnahme  vnd  im  Abonnement  wftlilen  (Oecrot  von  1881).  Im 

Ittztereii  übliolicn  Falle  werden  ilei  Rnr  cluning  der  Steuer  jetzt  zu  Grnii  ^-  ri  l  ^trt 
die  tarifmässigcD  Eoheinnahmou  der  Bahntresellschaften  fUr  beide  genannte  Veikehre 
(Postcollis  sind  jedoch  frei).  Davon  sind  oder  18.831  ...•/«  wn  Tarifeinheiten 
von  50  Cent,  und  darüber,  cul.-^  10.714  .  .  .      von  solchen  unter  50  Cent,  zu 

entrichten,  was  den  gesetzlichen  Heträgen  von  22'/^  und  12 "/o  l™'t  Zuschlägen)  der 
,.Ncttoftinnahmcn"  gleich  gilt.  2  Cent,  pro  Kinnabuicpost  werden  (hecrct  vom  21.  Mai 
1881)  dabei  von  den  ersteren  Fällen  abgerechnet,  vorbehaltlich  einer  Revision  dieses 
Abznsrs  alle  5  Jahre.  Früher  war  die  Berechnungsweise  streitig,  namentlich  in  Betrelf 
<li  r  Ziischlagadecimen  und  der  lü%  neuen  Steuer  von  1S71,  ol)  beide  nämlich  von 
dem  alten  Steucr-Principalsatz  oder,  nach  eingetretenem  Zuschlag  desselben  zum  Tarif 
der  Bahn,  von  dem  ganzen,  die  Steuer  schon  in  sich  enthaltenden  Satze  zu  berechnen 
seien,  was  die  Stoucrverwaltung  behauptete.  S.  darüber  Block,  dict.  Art.  voit.  publ. 
No.  U,  12.  V.  Kaufmann,  a.  a.  0.,  S.  487.  JetJtt  ist  die  Sache,  wie  angegeben, 
geregelt,  also  der  wirllifh  erhobene  Steuei-satz  procentweise  doch  niedriger  als  iler 
gesetzliche.  Ein  Fortschritt  in  der  Kichtung  besserer  Steuervertheiluug  wäre  es,  wenn 
man  bei  der  Bestouerang  des  Person enverkdirs  die  Wagen classen  untcrsehiode 
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und  diese,  statt  proportional,  progressiv,  am  Niedrigsten  die  3..  am  Höchsten  die  1., 
belegte.  —  Der  Ertrag  ist  endfdüf  Imner  erat  n«^  Abscbloss  der  ßecbotiBg«ii 
der  Halinrn  fctit/TistclI.'ii  Er  war  f  r  ^^  rsonon  iu  18Sß  nach  dor  Absclilussrechnunp 
12.42  Mill.  Frcs.,  für  Kilgut  15.47,  m^.  b7.S9  MiU.  Frcs.,  nach  den  durch  die  Steuer^ 
rervaltung  wSIneiid  des  Jahros  selbst  oonstafiTtcn  Summen  bosv;  62.70,  12.83, 
75.53  HilL  Fna. 

Zu  diesen  Stenern  treten  noch  Licenzgebtthren  and  Ge- 
bühren fllr  die  Fahrzeug-  oder  Wagen- Controlmarke.  Dem 
Li cenz zwang  mit  seiner  GebQbr  nnd  dem  Gontrolmarken- 
zwang  unterliegen  alle  Wagen  ond  Schiffe  fUr  den  regel- 
mässigen nnd  den  ausserordentlichen  Dienst,  einschliesslieh 
der  Eisenbahnwagen»  der  Controlmarice  auch  die  auf  Bestellung 
fahrenden  Wagen. 

Die  LiccnzgebiihrbetriU^t  Jährlich  mit  Zuschlägen  (>V4  Frcs.  pro  Wag^con,  Wagen, 
Sohiir  (nur  für  zweirädrige  W:i:;<'ii  2V'o  Frcs.V,  für  W  auf  Bestellung  {(i),  daher 
Drosrhketi  u.  dgl.  wird  an  Stelle  dieser  Liconzgebülir  nur  ein  Stempel  von  10  Cent, 
erhüben.  Die  Coutrokoarke  besteht  in  einem  kleinen  amtÜchon  Mctallschild .  das  au 
jedem  Fahr/i  angeblttdlt  werden  muss  nnd  2  Frcs.  kostet  lestampille).  Der  CoDtrole 
hl  Folge         Lirt»nzzwangs  unterlafien  uiiil   IS'^.'i  T'isL'iil)aliuuntL*rnehm«ngeu 

hozvf.  .JS  uiul  (.0,  Unternehmer  ulienilicht  u  Fuhrwerks  mit  regelmässigem  Dienst  4332 
UDd  515.  mit  R  »Stellungsdienst  10,301  und  13,709  (Bull.  XX,  fiOO\  In  diesen  Zahlen 
zeigt  sieh  der  Einfluss  des  Gesetzes  von  1  *>79. 

Üer  Eisenbahnt'rachtvrrkehr  unterlag  nach  dem  Gesetz  vom  21.  März  1*j74 
einer  S**  „  Abgabe  vom  eigentlichen  Frachtpreis  zuzüglich  der  Lade-  und  Entlade- 
gebtthren,  der  Bahnhofsspt^sen  und  UebergangsgebUhren  zwischen  verschiedenen  Netzen 
für  a\h'  Waaron  und  Gegensländ<\  welche  nach  dem  Tarif  für  ,,pctite  vitesse"  befördert 
werden.  Auch  dii^e  Steuer,  die  keinen  weiteren  Zuschlag:rii  uatcilag,  durfte  auf  den 
Tarifeabt  geschlagen  werden.  Befreit  blieben  Waaren  im  Transit  von  einer  zur  anderen 
Grenz«^  und  Waaren  im  directcn  Verkehr  nach  dem  Ausland.  (Näheres  im  Decret  vom 
22.  Mai  1S74,  Dejean,  code,  p.  3b^^  If.).  Die  Steuer  trat  noch  für  einen  Thpii  von 
1674  in  Kraft  und  hme  mit  1.  Jnlt  1878  vieder  aof  (Gesetz  rem  26.  Hin  1878). 
Ertrag  1870  23.11  Mill.  Frcs. 

Der  Ue&ammtertrag  der  Trausportäteuer  (ohne  die  eben  geuauutej  war  t^Faure, 
p.  121)  in  MiU.  Frcfl. 

von  Eisen-      vou  anJeren  Summe 
bahnen.        Fahrzeugen.  ö»mme, 
1669  92.98  5.21  38.19 

■   ]ST:{  »>4.3(»  5.42  ti9.77 

1S78  Ö3.23  5.8»  8».12 

1879  75.91  5.05  80.96 

1S83  yO.IO  4.72  94.SS 

l6&7(Anschl.)  4.S2  ;)0.ü4 

Man  ersieht  Itesonders  den  EinHuss  der  starktMi  Erhöhung  der  Eisenbahnsteuor 
um  lui  weiteres  Zehntel  des  Tarifpreises,  sowie  den  EinHuss  des  GesctjECS  von  IbTi^ 
auf  die  Abnahme  der  Erträge  von  anderen  Fahrzeugen.  Vor  dem  Kilege  kam  von 
dem  Steuerertrage  luif  letztere  '  i' ''^^  ""^  noch  etwas  ubt-r  ■*)%. 

Die  Veraidaguug  und  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  bei  den  gewöhnlichen  Fahr- 
Keugen  auf  Grand  ron  rofgeschriebencn  Declarationen  der  Unternehmer  aber  alle 
L'itizelncn  für  di*'  T?i">teuerung  wichtigen  Puiict»?.  Der  Licenzzwang,  die  ihm  ent- 
springenden Controhechte  der  Verwaltung ,  die  Coutrolmarkiruug  der  Wagen  dienen 
znr  Sicherung  der  gesetzHchco  Bostenerong.  Veber  die  ErfOllong  der  Verpflicbtunguu 
werdin  Scheine  ausgestellt,  welche  die  Wagenführer  ^UAs  bei  sich  tragen  müssen. 
Für  den  Verkehr  im  regelmässigen  Dienst  sind  BUcher  und  Kegistcr  mit  bestimmter 
Einrichtung  zu  fahren.  Auch  Abonnements  sind  in  gewissen  Ffilleu  statthafit.  Straf* 
audrebungvn  ver?ollKtHndig«n  das  ziemlich  complicirte  und  lästige  Besteoemngssystem, 
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dessen  «abiroiche  £iji2«Uieiten  und  Abweichaogeo  bei  den  obea  nuterscbiedenen 
Dfeikstzweifen  hier  nicht  weiter  verfolgt  weiden  sollen.  S.  die  hieraaf  nihor  ein- 
gehende Darstellung  von  v.  Hock  und  im  Block 'scheu  dictiouu.  Das  Einzelne  ist 
mit  der  üblichen  Schärfe  und  Consequeuz  des  französischen  Steuenechts  durch- 
Ifearbeitet  and  stellt  in  seiner  Uesammtheit  wieder  ein  merkwurdigcä  Beispiel  davon 
dar,  was  ach  der  französische  Verkehr  und  Gewerbebetrieb  im  Gebiet  der  indirectcn 
Steuern  und  Vcrkehrs^ftiueru  (Eiirc^istiTtaejit  und  Stempel»  an  liscalischt  n  Phtckereien 
und  Controleu  gefallen  lasst,  wäiirend  man  in  der  dirocten  Besteuerung  so  spröde  ist, 
in  die 'pefsOnlichen,  Akonoiniselien  Gescliftftf^dilltnisae  dem  Fiacns  Einblick  an  geh 
Fähren. 

Die  GescliaftsluUrung,  das  Hechnuiip,5wesen ,  die  Uelieutiicbkeit.  die  Betricbs- 
coQcentration  im  Eiseababnweseii  erleichtern  eine  solche  BeateueroDg  viel  mehr  als 
iHejeiiige  der  so  zersplitterten  sonstigen  Fnhrwerksuntonichmtin^f ii.  T)ic  n»nn n"  T.nt- 
wickelung  im  Verkehrswesen  ist  daher  auch  iu  diesem  Puncte  dieser  Transportsieuer 
sehr  ZQ  Gate  gekommen. 

Seeschiffe  und  S e c< ch i f ffahrtSTerkehr.  auch  der Penonenretfcehr dabei 
unterliegen  der  Steuer  nicht  mit. 

i.  KUckbiick  auf  die  i'ranzösiscbe  Verkehrsbesteaerung  im  Ganzen. 

§.  240.  Stellt  maoy  wie  wir  ea  hier  getban  haben,  die  Trans- 
pörtBtenem  zur  Verkehrsbestenerung,  also  zu  Einer  Hanptgrappe 
der  fieBteuerang  mit  dem  Enregistrement  und  Stempel  zusammen, 
8p  erhält  man  von  dieser  Gruppe  gegenwärtig  in  Frankreieh  dnen 
Ertrag  von  ca.  765  Hill.  Frcs.  —  auch  noeh  nach  der  Abnahme 
d6s  Enregistrementertrags  in  den  allerletzten  Jahren,  vordem  von 
rnnd  800  Hill.  Frcs.  und  mehr.  —  Das  ist  nahezu  das  Doppelte 
des  Ertrags  der  directen  Staatsstenern,  nur  etwa  100 — 150  Mill 
weniger  als  der  Ertrag  der  Zölle  und  indirecten  Verbranebssteuern 
(ohne  Monopole  und  Zuckersteuer)  zusammen,  mehr  als  das  Doppelte 
des  Rohertrags  des  Tabaksmonopols  und  an  30  "/^  des  gesammten 
gegenwäj  li^cii  JStaatssteuercrtrags.  Die  ungemeine  Wichtig- 
keit dieser  iStciicrgruppe  als  Finanzobjcct  nn  französiscbeu  Staats- 
haushalt ergiebt  sich  hieraus,  aber  auch  (Ue  ausserordentliche 
Belastung  des  „Verkehrs"  in  dem  hier  gemeinten  Slime. 
Nicht  zu  vergessen  ist  dabei  Übrigens,  dass  die  Erbse balts- 
und  Schenkiingssteuern  im  französischen  Enregistrement  in- 
begriflen  siud. 

In  steuertechnischer  Beziehung  giebt  es  kaum  ein  feineres 
und  verwickelteres,  daher  interessanteres,  freilich  aber  auch  lästigeres 
Steuergebiet  als  dasjenige  dieser  französischen  Verkebrsbesteuerung: 
rein  fisealisch,  steuertecbniseh  betrachtet  eine  bewun- 
dernswerthe  Leistung,  der  man  in  der  französischen  und 
sonstigen  Besteaernog  schwer  etwas  Aebnliches  zur  Seite,  geschweige 
ihr  voranstellen  kann.  Steuer  politisch  freiliob  kein  anbedenk- 
liebes  Lobt 
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Tn  R te  a  e r  p  0 1 1 1  i  s  (  Ii  e  r  Hinsicht  kommen  aber  auch  noch 
sonstige  Bedenken,  anderseits  allerdings  auch  günstige  »Seiten  dieser 
„Verkehrsbesteaerung''  in  Betracht. 

B«i  der  Zufälligkeit,  ob  and  in  welchem  Maasse  die  ein- 
zelnen FercM>nen  von  dieser  Bestenernng  getroffen  werden,  kann 
▼on  einer  ErfHllaog  der  y,6erechtigkeitBpo8tnlat6"  der  Allgemeinheit 
nnd  Gleichmässigkeit,  von  einer  Uebereinstimmaog  der  Beetenenmg 
dnreh  Eegisterabgaben,  Stempel  und  Transportsteoem  mit  dem 
„leitenden  Grundsatze''  der  modernen  französischen  Steuerpolitik, 
,,Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zn  belasten'^,  darchaas  nicht  die 
Bede  sein. 

Und  zvirar  nicht,  weim  mau  diese  gtos&e  Steaergrappe  allem  für  sich,  uud 
ebensowenig,  znm  Theil  selbst  noch  weniger,  wenn  man  sie  mit  der  directen 

und  mit  der  Verbrauchsbesteoerang  zusammeu  betrachtet:  noch  wcnigrer,  wenn  man 
bedenkt,  wie  schwer  die  ßochtsgeschafte  de«  Immobiliarrerkehrs  belegt  siud, 
w&hrend  doch  die  Immobilien  sdion  dnrch  die  directe  Bestenernng  ~  die  Hioser 
eventaell  durch  drei  directe  Steuern!  —  t;ctrofF(.ii  w<  r(1oii.  Dio  Steut^rlaht ,  wclihe 
einmal  Dank  der  franzdsischen  Staatsgeschichte  zu  tragen  ist,  wird  durch  die  Verkehrü- 
steaern  nach  ganz  anderen  Grundsätzen  auf  die  BcrOlkening  rcrtheilt,  als  darch.  die 
bdden  anderen  Gruppen.  Aber  ob  überhaupt  „gerechter''  und  nicht  n  o  c  h  nngerechter, 
in  welchem  (^radr  ..pf  recliter**,  wenn  das  erste  „ob"'  selbst  bejaht  werden  sollte,  da» 

ist  /WClfclluift  gi'lllJ'J-. 

Andererseits  bleibt  dorij  die  Thatsiiclic  besteben,  wiegt  stciicr- 
politiscb  schwer  und  spricht  zu  Gunsten  dieser  Steuer- 
griippe,  dass  eben  durch  ihre  drei  Hauptglieder,  die  Register- 
abgaben, Stempel  und  die  Eisenbabnsteaer,  die  Tragung  des 
betreffenden  Tbeils  der  französischen  Steuerlast  er- 
leichtert und  vielleicht  erst  möglich  gemacht  wird, 
weil  das  i^Lastenvertheilungsprincip''  bei  ihnen  ein  so 

ganz  anderes  als  bei  den  directen  nnd  den  Verbrauchssteuern  ist. 

• 

Kein  erfahrener  Steuerpractiker  uitd  kein  besonnener  Theoretiker  A^urde  woM 
trotz  der  schwerfii  ^räniitl  dificr  Viiiichrsstouern  die  Auflu;bung  derselben  zu  ver- 
langen uud  den  Auslall  dann  durch  Steuern  der  beiden  anderen  tiruppeu  zu  decken 
wagen.  WOide  man  wirklich  90  ?ovgdlien.  so  wäre  das  Ihrgebniss  far  die  Lastenrer- 
Ihcilun^,  iKioli  ii'Mn  Maassstahe  ..j^^erechter"  Besteuern iig.  si  bwt-rlii  h  ein  besseres,  der 
wirtbschatüiche  Druck  der  Übrigen,  entsprechend  vermehrten  oder  erhöhten  Stenern 
wohl  noch  grosser,  dem  Etozelnen  eniplindticher,  der  volbwirtbschaftlicho  und  Südale 
Nachthtil  oiiKM'  mo  ausserorJontlicli  IioIhmi  Bi  stouening,  wie  die  französische  Oesammt^ 
beateuerujig  einmal  sein  muss.  höchst  wahcscheiulich  noch  bedeutender. 

In  allen  diesen  Hinsichten  erweist  sich  die  franzGsiBche  Ver- 
kehrsbestenerung  auch  geeignet,  jene  Fnnetion  zu  llbemehmen, 
welche  ihr  nach  der  prineipiellen  stenersystematischen  Autig;abe 
dieser  ganzen  Stenergmppe  obliegt:  die  Function  der  Ergänzung 
und  des  Ersatzes  gegenüber  anderen  Steuern  im  gesammten 
practisehen  Steuersystem. 
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Fin.  II,  §.  467  ff.  Qewie»  vielfkch  nur  in  rob«r,  ait  sich  oiolii  oben  befriedigender 

Weise,  aber  doch  so,  dass  man  diese  Besft  (u  riing,  als  Ganzes  b^rachtet,  nicht  cnt- 
bebren  inOcht^',  weil  sonst  das  Steuerwesen  uorh  weit  mehr  Mängel  aufft-t'i>(.'i»  wunl''>. 

indem  die  zahlreichen  einzelnen  Abgaben  dieser  grossen  Steuer- 
gruppe einen  Beitrag  zu  Gunsten  der  8taatseasse  dem  Einzelnen  da 
abfordern,  wo  sich  letzterer  im  Besitz  von  Vermögen,  Einkommen, 
wirtbschaftlicher  LeistnogstUbigkeit  bei  einem  Keehtsgesebät't ,  in 
einer  Beurkundung  u.  s.  w.,  bei  einem  Transpoitact  zeigt,  über- 
nimmt  die  betreffende  Besteoerang  denn  auch  die  Auigabe^  welche 
den  direeten  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  zukäme 
und  anderswo  diesen  obiiegt  Was  in  dieser  Beziehung  oben  (§.  225) 
vom  Enregistrement  speciell  gesagt  wurde,  läset  sieh  einigermaassen 
für  die  ganze  franztfsisehe  VerJ^ehrsbestenerong  veraUgemeinern. 

Stcucrpolitische  und  stcuo:  l  ]i  liäche  VvJZllgo  wie^Mbthdüe  sind  init  deui  einen 
wie  mit  dem  anderen  W'upo  nacji  di  in  tT'^ni einsamen  Ziele:  einer  Besteuerung  nach 
der  „wirtl»ö€iiaftliclicu  Leisiujii;sfühi{;kcit veibiinden.  Wo  die  Böäteueiuug  eiumai  so 
hoch  sein  muss,  wie  unter  französischen  Verhältnissen «  hat  der  Weg  der  Verkehrs- 
bestcueruug.  ahnlich  wie  derjenige  der  ibrauchsbesteuerunf;,  verglichen  mit  dem 
der  direeten  Besteuerung,  immerhin  den  Ijcaunders  schwer  wiegenden  Vorzug,  den 
Druck  der  Steuerlast  durch  Vertheilung  der  letzteren  auf  zahlreiche 
einzelne  Fälle  im  w i r th scli :» f 1 1  i e h eu  Leben  -  •  lion  Rechtsgeschäfte, Urkunden- 
ausstcliung  u.  s.  w.,  Trausponacte  —  weuiger  eiaptiudlich  zu  macheß.  Ich  möchto 
annehmen,  dass  z.  B.  solche  mehr  oder  wen^ei  klar  hewosste  und  selbst  unbewosste 
Momente  es  mit  erklären,  dass  man  die  Decliailg;  dOS  neuen  i>Mt/lirh  luigchcuer  ver- 
mchrtca  Steueibedarb  nach  IbTO — 71  in  so  besonders  starkem  Maasse  mittelst  der 
Attsdebnang  nnd  Steigerung  der  Vorkehcsbesteueiung  beireriutelligte. 

Bei  dem  jetzt  einmal  für  nnabsehbare  Zeit  gegebenen  und 

dem  immer  weiter  sich  steigernden  Stenerbedarf  wird  daher  auch 

wohl  in  Frankreich  an  eine  Umgestaltung  dieser  Bestenernug, 

soweit  damit  eine  Itarke  Ertragsvermindernng  der  letzteren 

verbunden  sein  wttrde,  kaum  zn  denken  sein. 

Für  die  Reform  frage  möchte  sich  daraus  ergeben:  man 
Hollte  wenigstens  die  schlimmsten  Puucte,  welche  wohl  im 
Enregistrement  und  hier  in  den  He  sitz  Wechsel  abgaben 
von  Immobilien,  ferner  im  Gebiete  des  Stempels  im  Dirne 
sionsstempel  liegen,  zu  verbessern  suchen.  Auch  lielormen  dieser 
Art,  welche  kleinere  Ausfälle  ergaben,  wären  aber  wohl  an  die 
Voraussetzung  gebunden,  dabs  eine  directe  Einkommen-  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  eingeluhrt  würde,  wie 
wir  oben  TS.  ')n2  )  i)ei  dem  KUckühck  auf  die  directe  Besteuerung 
schon  emploliien  haben. 

Denn  die  direeten  Ertrags  steuern  Frankreichs  allein 
können  solche  Ausfalle  nach  ihrer  technischen  Einrichtung  schwer- 
lich decken,  oder  es  wlirde  das  amlere  liberwiegende  Bedenken 
haben.  Die  Verbrauchs  steuern  aber  hierfür  noch  immer  weiter 


Digiiizcü  by  Google 


582         ^-  B   2.  K.  Steuerrecht,  1.  U.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  241. 


anzuspannen  erscheint,  einmal  nicht  hinlänglich  sicher  ansftlbrhar  — 

wenn  man  nicht  in  weiteren  Monopolen,  wie  dem  des  Branntweins^ 
das  Hilfsmittel  finden  sollte  und  iuik  li(c  ,  iiudcisüits  sonst  wieder 
zu  bedenklich.  N'crbleibt  der  liau]»tthcil  der  Erträge  aus  den 
drei  grossen  Verkchrssteuern,  so  handelt  es  sich  auch  nur  um  eine 
mässig  hohe  supplementäre  directe  Einkonüiieusteuer,  vva*» 
deren  EiutiibruDg  und  Einbürgerung  weseotiich  erleichtera  würde. 

G<  Die  Anfallerverbs-Bcsteucruag:,  insbesondere  die  Erbschafts»  n&d 

ScheukaagsbevteaeroAg. 

Von  den  beiden  hierher  gehörigen  franziiMM  hen  Steuern,  den  Erbüchafts- 
nnd  Schenkungastouern  und  dou  St  nern  auf  ],uo^.'  sind  die  ersteren  ganz  im 
Sybteiu  der  fninzOsischen  Ii  cgitstc  i  a  bga  ben  enilialluii ,  daher  in  der  Hauptsache 
schon  obeu  (namentlich  in  §.  2]8i  mit  abgrohandclt  worden.  Deshalb  im  Folgendea 
nur  noch  weniges  Weit  r  '  ^pcciell  über  diesen  Theil  der  Register« h 2 ah t^n  Die  Steuer 
ani  1.0 ose  gchrtrt  in  1  raiikrcich  zu  der  Besteuerung  der  Werthpa jncre  oder  der 
5%  Steuer  ,.vom  Einkommen  aus  beweglichen  Werthen  '  und  wurde  deshalb  gleich« 
h\U  schon  früher  an  b<  treffend*'!  Stell,  mit  besprochen  (§.  208  ff.)*  Wir  icMunen 
aut  diese  Steuer  jetzt  nicht  besonJers  zuiuck. 

Gesetzgebung.  S.  oben  diejenige  Uber  Enregistrement  und  licgisterabgaben 
S.  509.  Speciellc  Ucbcrsicht  im  Bull.  XV,  540.  Grundlage  schon  Art.  4  des  Ge- 
setzes vom  22.  Friiri  VII.  '12.  Deccmber  17^»H  .  wonach  .all-  T  0  b  ert  rair  u  n  iro  n 
vuii  Ei  ii  f  II  t  Ii  u  in  .  Nutznicssuug  und  GeiiiiÄ.-  h 0  w  c  I  i  <  h  e  n  und  uul) ewig- 
lichen <iiit>.  -ci  es  unter  Lebenden  orl  1  durch  Sterbefall"  der  Pro- 
portionalabgabc  des  Enregistremcnts  unterworfen  werden.  Tarif  im  An^ichluss 
an  diesen  Art.  4  in  Art.  6'J  des  geuauuten  Gesetzes,  mit  späteren  AbUiulcruiigcn ,  so 
durch  Gesetz  vom  IS.  Hai  1S50,  Art  10  for  die  gerade  Linie  im  Sterbefall, 
desgl.  hier  und  im  Gesetz  vom  2**.  April  IS16,  Art.  53  bei  Schenkungen,  fUr  diu 
Seitenlinie  besonders  durch  Gesotz  vom  21.  April  1S32,  Art.  'ib  (im  Gesetz  vom 
18.  Mai  1860,  Art.  10,  GleiGhsteUonf  ron  beweftichem  vnd  unbeveglichem  Gnf),  fUt 
Ehegatten  durch  Gesetz  vom  2S.  April  .  Art  5*5  uHioh  54  und  Gesetz  vom 
16.  Mai  IböO,  Art.  10),  für  Nichtverwaudte  durch  GesuU  vom  21.  April  1832, 
Art.  33.  8.  die  Zusammeostellnng  des  Tarifs  bei  Jacob,  ä.  211  ff.,  dann  oben  8.  527. 
Zu  Ii.  s' 11  Principalsätzen  treten  die  Zuschläge  mit  25'*;u.  leber  die  Werth- 
berechnuugen  gelten  di<>  all>;cmeincn  Grund&at^e  bei  den  Begistorabgaben ,  bes. 
Gesetz  vom  Firim.  VII.,  Art.  14.  15.  S.  auch  Gesetz  vom  18.  Mai  1850,  Art.  7.  Die 
weiteren  Uauptbestimmungen  im  Gesetz  vom  Krim.  VII. 

Literatur  s.  o  S  '<i>5;  in  Bttr.  n  der  Entwicklung  der  neuen  Gesctz^^cbniür 
aus  der  altcu  s.  aucb  hier  Stounn,  1,  ch.  XV,  passim  u.  0.  §.  65.  —  Statistik 
ob.  S.  506,  bes.  Boll.  XV,  540,  XVII,  404,  XXI,  157;  I,  24,  III,  343  a.  a.  m. 

§.  241.  1.  Erbschal'ts-  und  Schenkungsbc  st  c  n  t  ruug 
als  Theil  des  E  n  r  ei;i  s  t  re  m  e  n  t  Das  Charactcnstische  der 
frauzösisi  hon  Erbschafts-  und  Scheu kiuif^sbestcuerung  ist  ein  zwei- 
faches, ciüüial  die  vollständige  Ki  n  ^^1  iedcrunj^  derselben 
in  das  st  cm  des  Euregistreuieuts;  sodann  die  Hinzn- 
f  U  g  u  n  g  einer  förmlichen  S  e  h  e  u  k  u  n  g  s  s  t  e  u  e  r ,  d.  h.  von 
„Uebertragungen  unter  Lebenden  zu  unentgeltlichem  Titel",  ein- 
schliesslich derjenigen  unter  nächsten  Verwandten  (gerade  Linie), 
zu  der  Erbschaftssteuer. 
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!ii  stciierteehnischcr  und  administrativer,  daher  auch  in  fisca- 
lischer  Heziehung  ist  jene  Kiii'^liedcruiig  wohl  günstig;,  in  stener- 
politischer  dagegen  Uberwiegend  bedenklich.  Auch  hier  hat  aber 
wieder  die  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  (das  Gesetz  vom 
lö.  December  1790  und  Yom  22.  Frim.  VLI.)  weder  diese  Erbschafts- 
aod  i^ebenkungsbesteuerung  erst  geschaffen,  noch  diese  Eingliede- 
rung zuerst  herbeigeführt.  Die  Vorläufer  der  neuen  GesetzgeboDg 
sind  vielmehr  auch  hier  die  ältem  Gesetze  Uber  den  ccnti^me 
denier  —  vom  fiigenthumsweehsel  von  Immobilien  allein  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  —  und  zum  Tbeil  über  die  droits 
de  .eontr61e  und  droits  d'insinnation  (o.  §.  G5). 
-  Fdr  die  steaertecbniscbe  und  die  administrative  Seite  dieser 
ßesteoernng  gentigt  es,  auf  die  frttbere  Darstellung  im  Äbsebnitt 
von  den  Registerabgaben  zu  verweisen. 

Nicht  zu  ul».  i>.  h' II  ist.  da&s  da,  wo  /.u  den  Kcgistoiabgabcii  Stciupciabgabcii 
hiiuutretcii ,  uaioeiitlich  wegen  vo^i>chIiftslAä^äigen  Uebrauchs  de;»  dem  DimeAsions« 
iiteinpel  unterworfen on  Papiere  für  die  betrettenden  Urkunden,  auch  die  Erbschftfts- 
und  ScIienkungsätcuL'nt  sich  um  entsprechende  Stempelbeträgo  erhoheu.  Ausser  der 
Hauptabfrabc ,  der  P ro]tortioualabgabe  von  Schenkungen.  Erbschaften,  Vcruiacht- 
nisbeu,  kouiuicii  auch  die  lilein<iren  festen  Kegi»terab|j,aben  bei  diesen  Angelegeu- 
heiton  vor,  so  bei  Urkunden,  wt'lche  Abstehung.  Aussclilagung  von.  Verzichtleistan||^ 
auf,  wi<  anderseits  Annalime  von  Erbscli:<ri' ii .  Vcnnaclitnisscn  cuthaUefl  ^Gesotz  vom 
Friui.  VIL,  Art.  6S  und  spätere,  mit  Abamlciuagen  der  Sät^e). 

lieber  die  steueipolitisehc  Bedentuiig  dieser  Besteuerung 
und  ihrer  Eingliederung  in  das  System  des  Enregistrenieut  ist  hier 
nocli  Kiniges  hiuzuzut'tigen ,  auch  zur  Vervollständigung  der  lu'in- 
cipiellen  Kritik  des  Euregistrenicnt  in  §.  225,  wo  diese  Besteuerung 
absiclitlich  nur  nebenbei  berührt  wurde. 

Die  p  r  i  n  c  i  pi  e  lle  steuerpolitischc  Berechtigung,  ja 
Nothwendigkeit  von  Erbschaftssteuern  überhaupt  in  einem 
Steuersystem  ist  gewiss  nicht  zu  bestreiten.  Dafür  kann  hier  auf 
die  Bebaodinng  dieser  Frage  in  der  „allgemeinen  8teuerlehrc''  ver- 
wiesen werden  (Fin.  11,  §.  482  ff.).  Schenkungen  von  Todes- 
wegen sind  nothwendig  der  Erbschaftssteuer  oder  einer  analogen 
Steuer  zu  unterzieben,  wenn  die  Erbschaftssteuer  nicbt  zu  leicht 
soll  umgangen  werden  kennen.  In  Frankreich  hat  man  es  aber 
mit  einer  eigentlicben  umfassenderen  Schenkungsstener  zu 
tbun,  in  Betreff  deren  die  prinoipielle  und  practische  Frage  doch 
anders  liegt  Daber  d&rttber  unten  (§.  242)  noeb  ein  Wort.  Nach 
dem  speciellen  bbaraoter  des  französisoben  Steuersystems  dürfte 
eine  Erbsebaflssteuer  vollends  niebt  feblen. 

Auob  die  hauptsäobliehen  Punete  der  Ausgestaltung 
von  soleben  Steuern  —  die  allgemeine  Sehenkungssteuer  vorl&ufig 
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einmal  als  berechtigt  zugegeben  — ,  nauientiich  ihre  A  u  s  d  e  h  n  u  n  g 
auf  alle  Arten  Ve  rni  ö^ensobjecte,  bewegliches,  unbeweg- 
liches Gut,  Werth()apierc,  die  Au.sdehnung  auf  alle  Ver- 
wandtschaftsgrade, cinHchliesslich  der  geraden  Linie, 
die  Tariiabstufung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
zum  Beerbten,  sind  im  Ganzen  in  der  französischen  Gesetz- 
gebung richtig  den  priucipiellen  Anforderungen  der  Finanzwissen- 
schaft gemäss  geregelt.  Die  Zahl  eng  ätze  der  Tarif  stnfen 
sind  immer  etwas  WiUkübrliches,  aber  in  den  Proportionen  zn 
einander  wohl  auch  passend  bestimmt 

Der  vcrhähnissmasäig  hohe  Satz  für  Khef^atten  gegen  P/o  in  der  directen 
und  67«%  in  der  nächsten  Seitenlinie  im  Principal  bei  der  Erbschaftssteuer)  ist  etwas 
auffällig  und  abweichend  von  anderen  Ländern,  so  namentlich  England,  aber  «is 
mag  diese  Tarif  luiii;  französischen  Auffassnngou  entsprechen,  (ileiches  gilt  von  den 
Tarit'>ttif.  ii  bi  i  Schenkungen  in  directer  Linie  umi  unter  Ehegatten  im  Efievertrag^e. 
wälirciid  dtr  Ehe  oder  ausserhalb  eines  EUcvertiagi  {a.  o.  S.  527  .  wcuu  dabei  die 
Willkuhr  in  der  Bestimmung  der  Verschiedenheit  der  Sitco  auch  schon  etwas  anf- 
fälliger  ist.  Steuerpolitisch  fra-rwürdiger,  weil  wesentlich  eine  Consf'quenz 
der  Eingliederung  der  Stenern  in  das  Enregistrementsystem ,  sind  die  vorkouimendon 
Unterschiede  der  Steuerhöhe,  /.um  l^aclitheii  des  Immobiliarbesitzes,  zwischen 
Immobilien  und  Mobilien.   Daftlr  gleiten  die  folfonden  Bedenken  mit. 

Die  absolnte  Höhe  der  Abgabeprocente  der  Erbsobai^ 
und  Sebenknngsstenem  —  letztere  wiederum  zunächst  als  berechtigt 
zugegeben  —  erscheint  im  Ganzen  nicht  zu  bedeutend,  auch  nicht 
in  der  directen  Linie  und  in  der  nächsten  Seitenlinie.  Sie  ent- 
spricht den  principiellen  Anforderungen  und  ist  ohnehin  durch  die 
Verhältnisse  des  französischen  Steuerbedarfe  geboten. 

Ja  nach  diesen  bemessen  und  vergliche»  mit  anderen  frauzftsitichen  Stenonätzen 

in  der  übrigen  Besteuerung,  sowie  mit  den  ErbscliaftsstcUcrsritzen  anderer  Lander, 
z.  B.  Grossbritannieos  und  rerschiedeuur  Oontinetitaistaateu ,  selbtit  —  ireuigiitenä  in 
Betreif  der  Seft^laie  und  der  Nicht- Vervandten  —  anch  deutscher  Staaten  erscheinen 
<!io  französischen  Steuersätze,  sogar  ein^'l.Iii>>]i;]i  <]>t  Zuschläge,  iiiclit  citmial  so 
anomal  hoch,  etwa  mit  Ausnahme  derjenigen  für  bewegliches  Gut  ausserhalb  des 
Ehevertrags  (2'/V^  „)  und  ftir  unbewegliches  Gut  (,47o)  „saus  partage*'  in  der  geraden 
Linie,  wo  letzteren  Falls  wieder  Gonsequensen  der  Eingliederung  der  Steuer  in  das 
Enregiätrement  vorliegen. 

Der  hübe  G csammtertrag  der  französischen  {Stenern  möchte 
daher  auch  an  sich  und  vollends  mit  Rttcksicht  auf  die  französische 
Finanzlage  nicht  eben  steuerpolitisch  zu  beanstanden  sein.  Er 
mttsste  nur  auf  die  betreflPenden  Steuerti^iger  mit  Rttcksicht  anf 
die  folgenden  Bedenken  etwas  anders  vertheilt  sein.  Seine 
Grösse  entspricht  im  Uebrigen  auch  der  Function ,  welche  diese 
Steuern  in  Frankreich  mit  zu  Übernehmen  haben:  als  Ersatz  einer 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  als  Ergänzung  der  ungenügen- 
den directen  Besteuerung,  auch  zur  Mitbesteuerung  von  Gon- 
juneturengewinnen  an  vererbten  W^rthobjecten  zu  dienen.- 
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S.  oben  S.  524  aod  anteo  §|.  243  die  staütititscbäu  Daten.  £in  Ertrag  ?on  gegeo- 
wärtig  rond  200  Hill.  Frcs.,  d.  h.  incl.  Sotieoknn^ssteneni  etwa  ebensoTiel  wie  in 

Grossbritannira  die  Erbschaftssteuer  crgiebt  (S.  275),  welches  Land  diese  Besteuerung 
80  beeouderä  stark  entwickelt  liat«  wird  geradt;  nach  diesem  Vergleich  von  Anderen 
▼idldiclit  ungebührlich  bocb  gefonden  weraea.  Nacli  meiner  principicllen  Auffassung 
von  der  Erbschaftssteuer,  auf  welche  von  jenen  200  Mill.  gut  '  ^  fallen,  ist  er  dies 
nicht  und  bei  einem  Gesammtsteuerbcdarf  des  Staats  von  rund  2700  Mill.  Frcs.,  mit 
7.4°/g»  ohne  Scheukungssteacr  mit  6.5%  dieser  Summe  ebenfalls  nicht.  In  Grossbritanuicn 
ist  dieM  Selottotn  10—11%. 

Der  Bedenken  sind  nun  namentlich  sweieriei.  Beide  hängen 
mit  derjenigen  Einrichinng  der  Steoern  snsanimen^  welche  ans  der 
steaerpolitiseh  anriehtigen  und  priucjpwidrigeQ  EiDgliedernng  der 
letzteren  in  das  Enregistrement  nothwendig  folgt.  Einmal  werden 
niUnlich  die  Besitzwechsel  in  Felge  Todesfalls  nnd  bei 
Schenkungen  den  übrigen  Besitz  wechseln  in  Folge  von 
Rechtsgeschäften  im  Verkehr  zu  weitgehend  gleich- 
gestellt, wenn  auch  mit  Berücksichtigung  der  völlig  ab- 
weiclieuden  Ur. suche  des  Besitz  Wechsels,  wie  sich  in  der  Ein- 
richtung eines  besonderen  Tarifsysteuis  der  Erbscliafts  und 
Hchenkungssteuern  zeigt.  Ferner  werden  —  was  bei  dem  Ijositz- 
wechsel  unter  lästigem  Titel  im  Verkehr  begreiflich,  auch  hier 
zwar  nicht  unbedingt,  aber  doch  eher  berechtigt  ist  und  sich  auch 
viel  schwieriger  anders  machen  lässt  -  in  völlig  unzulässiger 
Weise  bei  diesen  Steuern  die  Lasten  und  Schulden  bei  der 
Bemessung  des  die  (Jrundlage  der  Besteuerung  bildenden  Werths 
des  (Jbjects  nicht  abgezogen  (Oesetz  vom  l'rim.  VIL,  Art.  14. 15). 
Das  ist  eine  freilich  auch  in  anderen  ^TO<ptzgebungen ,  so  frliher 
in  der  britischen,  vorkommende  Bestinjimui^.  Durch  dieselbe  wird 
die  Erbschaftssteuer  aber  zu  einer  öfters  recht  bedenklichen  Be- 
lastung, welche  sich  auf  die  Steuerträger  sehr  ungleichmässig  ver- 
theilt, namentlich  wohl  wieder  znm  Nachtheil  des  Immobiliar- 
besitzes. 

a)  Die  Gleichstellung  des  Erbgangs  (und  der  Schenkgcbung)  mit 
anderem  Besitzwechsel  ist  formell  in  der  französischen  Gesetz^ 
gebung  streng  durchgeführt,  so  im  grundlegenden  Gesetz  vom  Fri- 
maire  Vll.  Es  entspricht  das  auch  wieder  dem  mechanisch  syste- 
matisirenden  Character  des  i'ranzösischen  Stenerrechts.  Aber  es  ist 
doch  materiell  eine  Anomalie  und  ftthrt  denn  aneb  zn  bedenk- 
lichen Conseqnenzen.  Vor  Allem  wird  dabei  der  völlige  ökono- 
misebd  und  sooialpolitisehe,  daher  auch  steuerpolitische 
Unterschied  zwischen  dem  nothwendigen  Besitzwechsel  bei 
Todesfällen  im  Erbgang  und  doch  auch  ähnlich  bei  Schenkungen 
wehigstens.  im  nächsten  Verwandtenkreise  behufiB  Ausstattung, 
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Mitgift  u.  dgi.  uj.  einerseits  and  deiu  in  der  Regel  trci willigen 
Besitzwechsel  bei  Kechtsi-eschäften  unter  Lebenden  zu  lästigem 
Titel  anderbeits  gänzlich  bei  Seite  gesetzt. 

In  dem  Tarifsystem  der  Kedsterahgabcii  für  jene  nnJ  für  diese  Ffillc  kommt 
diitöer  Untcrscliiod  zwar  wieder  ^ui  Anerkennung,  aber  bedeakUchc  Cuüsenucuzeu 
jener  formellen  Gleichslellling  bleiben  doch,  so  namenlli>  Ii  in  den  höheren  Steaer- 
safzeii  für  Srii(;iik(!ngi?n  vom  ItnmoJnlien  als  für  solche  von  Mohilicii,  in  verschiedenem 
Maassu,  aber  allgemein  far  Schenkungen  in  der  geraden  Linie  und  zwischen  Ehe- 
gatten (s.  0.  8.  524.  527  don  Tarif). 

Die  dkonomische  und  socialpolitisehe  Verscbiedenheit 
des  Besitawecbsels  in  Folge  Erbgangs  (oder  von  Sehenkangen  der 
angedeuteten  Art)  ^^egenüber  dem  ßesitzwechsel  in  Folge  der  ge- 
tvOhnlichen  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs  würde  s  t  e  u  e  r  p  o  I  i  t i  s  c  h 
iind  folgerichtig-  auch  üteuertechnisch  eine  andere  Behand- 
luLg  der  Erbschaits-  und  Schenkungssteuern  als  der  Bcsitzwcchsel- 
abgaben  bei  Verkauf  und  Tauseh  u.  s,  w.  im  Steuerrecht  bedingen. 
Das  würde  passend  auch  formell  seiueu  Ausdruck  in  beson- 
deren Steuergeselzen  tür  die  in  beiden  Fällen  steuerpolitisch 
ganz  verschiedenen  Abgaben  finden.  Nicht  der  „Besitz- 
wechsel*', als  das  in  beiden  Fällen  Gleiche,  sondern  die  Ursache 
desselben,  als  das  hierbei  völlig  Ve  r s c  h  i e d  e u e ,  müs^te  den 
Aniiniiptungspunct  tUr  zwei  verschiedene  Gesetzgebungen  biidcu. 

b)  Practisch  bedenklicher  und  principiell  nicht  minder  unrichtig 
ist  der  Nicbt-Abzag  der  Lasten  und  Sebalden  bei  den 
Erbscbaftstenem. 

Gerade  die  zunehmend'',  im  Einzeliun  aber  wieder  so  uuglci' liiiiäs>ij;L  Ent- 
wicklung von  Creditvcrkc  tiungen  unter  den  Kinzelwirthiichaften  fahrt  hier  noth- 
▼cndig  /.u  ganz  ungloichmassigen  Belastung^en,  ähnlich  wie  bei  den  Grund- 
uud  Gcbiuidesteuern,  welche  auf  das  Ob  und  Wie  hoch  der  Verschuldung  auch  nicht 
littcksiclit  nehmen.  Was  sich  ;tH--r  bei  dies'Mi  Ertragsst«'uerri  nicht  $üt  rlurchfuhren 
lasst,  diu  Burücksichtigung  tiuv  ^i  huldcu,  da»  ist  bei  Erbschalbstcuoru  recht  wohl 
durchführbar  und  nrnst}  l»ei  ihiiL-n  ;;riindsat/.lich  verlangt  werden.  Kann  die  Staats- 
rn-^e  den  Ertrag:satHfall.  welcher  sich  bei  der  Anwendung  der  bestehenden  Tarifsätze 
aus  einer  dergestalt  abgeänderten  Erbschailsbesteucrung  ergi'ben  Wierde,  nicht  ertragen, 
so  ist  es  richtiger,  ibn  durch  entsprechende  Erhöhung  der  Tarifsküc  aus- 
zu^Icicli  ti.  Die  Belastung  durch  die  Steuer  wird  sich  dabei  dann  wesentlich  gerechter 
gestalten. 

So  wie  sie  jetzt  ist,  mass  daher  die  französische  Erbscbafts- 
stener,  zumal  bei  der  an  sich  richtigen  Mitbelastung  der  geraden 
Linie  and  bei  den  geltenden  Steuersätzen,  als  eine  recht  unvoll* 
kommene  Form  dieser  Steuern  bezeichnet  werden.  Der  Grund- 
besitz wird  dabei  attck  wieder  Überwiegend  Benachtheiligangen 
erfahren. 

So  kann  wohl  Aber  die  Eingliederang  der  in  Bede  stehen- 
den Stenern  in  das  Enregistrement  rom  Siandponote  der 
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Steuerpolitik  aus  nicht  ffttnBti^  geurtheilt  werden.  In  beson- 
dereii  Gesetz«  11  als  hrs  ondcre  Stenern  würden  sie  auch 
sofort  auf  den  eihten  Blick  als  <h\^  iiNpheinen,  was  sie  sind: 
steuerpolitiscli  etwas  Anderes  als  die  eigentlichen 
Regi'^teral) gaben.  ►Steuertechnische  und  administrative  Puncte 
nimlo^  zu  gestalten,  was  vielfach  richtig  ist,  hinderte  ja  auch  dann 
nichts.  Jetzt  stellt  das  Enregistrcment  eine  anorganische  Ver- 
bindung heterogener  Elemente  dar,  wovon  »ich  misslichc 
practische  Folgen  leicht  nachweisen  lassen. 

Sri  ist  ('s  /.  T5.  eine  Consef|uen7  diesf^r  Tneclianist  lir'ii  fdrim^ll-gloiclicn  Beliaiul- 
lung  heterog<^iier  Abgaben,  das»  iu  der  Kegel  jede  einzelne  steuerpolitische  Aeuderung, 
audh  in  den  Steoenfttzen,  ohne  Weiteres  anf  die  Erbschaft«-  und  Schenlcimgssteneni 
angewmd.  t  wird,  nur  weil  aie  einTIicil  des  Enregistrement  sind,  z.  H  die 
gleichen  Zuschläge,  wie  geschehen,  angelegt  werden.  Gewiss  6t'tevs  ciu  schwerer 
HiaBstandl  Es  kann  ja  im  eonereten  Falle  sein,  dass  ein  gleiches  \  ergehen  hei  aUcn 
lv<'f,nsferabgaben  richtig  ist.  Aber  das  könnt*-  ja  .uich  staltfiml  ri.  w. mi  jciK-  vcrsc  liirden- 
artigen  Be^tandthcile  des  Stcncrwesens  getrennt  würden.  Man  luuss  nur  immer  speciell 
prüfen,  ob  gleiches,  ob  verschiedenes  Vorgehen  das  Passende  ist.  Diese  Prüfung 
aber  wird  nur  zu  leicht  bei  der  Zosammenfassoni^  za  Einer  Steaergnippe,  wie  im 
Enregistrement,  unterbleiben. 

§.  242.  2.  Die  HinznfUgnng  der  Scbenkungssteuer 
zur  Erbschaftssteuer.  Die  Einbesiebmig  von  Schenkungen 
von  Todeswegen  (donationes  mortis  causa)  in  die  Erbscbafls^ 
besteuerung  oder  die  Unterstellung  solcher  Schenkungen  unter  eine 
wesentlich  analog  gestaltete  besondere  Besteuerung  wird«  wie  sehon 
bemerkt,  als  eine  folgerichtige  Consequenz  der  Brbschaftsbesteuernng 
gelten  mflssen,  sehon  um  Umgehungen  der  letzteren  nach  MOglieb- 
keit  zu  verhüten.  Anders  liegt  die  Frage  bei  gewöhnlichen 
Sehenkungen  unter  Lebenden,  auch  Nächst-Verwandten, 
welche  sofort  oder  zwar  erst  in  bestimmter,  jedoch  nicht  vom  Tode 
des  Sehenkers  abhängiger  Frist  und  unter  etwaigen  weiteren  Be- 
dingungen den  Uebergang  von  Werthobjecten  vom  Schenker  auf 
den  Scheuknehnier  zur  Folge  haben.  Das  Eigenthtimliche  der 
franzJ^fiischen  Gcsetzgcbuni;-  ist,  dass  sie  im  Princip  auch  solche 
Schenkungen  den  Kegistcrabgabcu  für  „Uebertragungen  von 
Eigenthum,  Nutzniessung  und  Genuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts'*  unterwirft  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  4),  wenn  und 
soweit  als  diese  Uebertragangen  regist rirungspf  I  ichtig 
sind,  daher  wenn  sie  thatsäehlieh  beu  rk  un  d  et  werden  oder, 
wenn  sie  in  Ermangelung  einer  Beurkundung  declarirt  werden 
m  Uss  en. 

Die  Beurkundung  selbst  ist  iiitlit  unbedingt  obligatorisch,  die  Re^istrirung  des 
Besit2wecbsels  unter  Lebendon  ebendeshalb  gleichfalls  lüoht,  die  Declaratiou  nur  hei 
DobertragDng  von  Eigenthum,  Nutzniessung^  und  Gennss  unbeweglichen  Gnts. 
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Deshalb  fallt  nur  letzteres  unbctlinirt  roclitlich  und  oinigermaASsen  sicher  thftf- 
ss&chlicli,  l>ew  cjjflic  lies  al)er  sogar  r»Mhtli<h  nur.  w  rn  ii  die  Scluiikuiig  —  wo/u 
kein  unbciiiiii^t^r  Zwnnir  vorliegt,  also  mir  f;i<^u  If  ativ  —  b  c  ur  k  u  n  il  c  t  wird,  that- 
s&chlioli  daher  durchaus  aicht  allgeuiciu  uiitci  die  Ke^isterabgaben  für  Sdieiikuagen. 
(S.  o.  S.  5i«.l  (f.,  (iesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  22.  .Ms.  (Jeselz  vom  27.  Vcnt.  IX,  Art.  4: 
Vigties.  I,  ySb."!  Einer  der  früher  si  lum  >  rwähnten  Fälle  (S.  519),  wo  die  allge- 
lueiue  Fassung  des  Art.  4  des  Gesetzes  vom  Friin.  YII.  doch  nicht  die  allgemeiud 
Kegistrir-  und  Abgabepflichtigkdt  etnes  ReclttsgAschaRs  oder  Verke1i»roTgaDgs  in 
Prankreicli  hetbeigefahrt  hat. 

Aach  hier  zeigt  sich  daber  zunächst  die  formelle  Einreibung 
der  Schenkungen  oder  der  „unentgelüieben  Uebertraguogen  unter 
I^iebenden"  unter  die  in  das  System  des  Enregistrement  eingeglie- 
derten Fälle  von  Bedeutung  für.  die  rechtliche  Begründung  der 
Abgahepflichtigkeit  der  Schenkungen,  in  der  eben  erwähnten  Be- 
schränkung. Eine  Behandlung  der  Frage  und  eine  Oonseqnenz 
dieser  Eingliederung,  in  Betreff  deren  die  im  vorigen  Paragraphen 
hervorgehobenen  Bedenken  gelten. 

In  principieilcr  Hinsicht  ist  eine  Schenkungsstener  über- 
haupt und  spccicll  als  (ilied  de«  französischen  Steuersystems  /war 
ähnlich,  aber  nicht  ganz  ebenso  zu  beurtheilen,  daher  nicht 
in  gleichem  Maasse  zu  rechtfertigen  wie  die  Erbschafts- 
steuer. 

Die  BeKrüDdiuig  einer  solchen  Steuer  als  einer  ^Auüallerwerbs-Steiier"  ist  zwar 
Im  Wesentlichen  ebenso  zn  liefern,  wie  diejenige  der  ErbsdiaftssteiieT,  soirelt  es  sich 

um  die  ökonomische  Art  dieses  Erwerbs  für  den  und  die  ökonomische  Wirkung  des- 
selben auf  den  Schenknehmer  handelt  (Fin.  II,  §.  4S2>.  Aber  nach  der  anderen  mit 
in  Betracht  kommenden  Seite  liegt  die  Sache  anders,  nämlich  in  BetrelF  einoMÜ  des 
Erbrechts  und  sodann  des  ..Schenkangsrechts**.  letzteres  Ist  ein  nothweudiger  Be- 
standtheil  des  .,Eiji  nthuinsrcchts*',  ersteres  nicht,  sondern  ein  licsonderes  Keclifs- 
institut  nehen  dem  Eig«  nthumsrccUt.  Das  bedingt  für  die  ükunouiischc  und  für  die 
steuerpolitische  Ani&ssung  Ycrschiedeolieiti'ii.  Irh  b^eho  mich  fUr  diese  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verlol^  ud  Fra$rc  an f  die  Jui^iteningea  in  meiner  n^rundlegang'', 
2.  A.,  §.  2S(i  und  Fin.  II,  §.  47^  11.,  4s2  il. 

In  practischer  Hinsicht  ist  allerdings  zuzu-;eben,  dass  eine 
Schenkiingssteuer  nanientlich  für  Schenkungen  unter  Ver- 
wandten, zumal  in  der  geraden  Linie  und  besonders  in  dem 
thatsiichlich  wichtigsten  Falle  bei  Schenkungen  von  Eltern  an 
Kinder  (Ausstattungen,  Mitgilten  u.  s.  w.),  als  eine  Consequenz 
einer  Erbschaftssteuer,  namentlich  wieder  einer  solchen,  welche  die 
gerade  Linie  mit  trifft,  aufgefasst  und  insofern  auch  allgemeiner 
begründet  werden  könnte.  Denn  durch  solche  „Schenkungen"  wird 
eigentlich  der  dereinstige  Unter  die  Erbschaftssteuer  fallende  Ver- 
mOgensbetrag  verkürzt  und  werden  Erbportionen  gewissermaassen 
vorweg  ansgeantwortet  Durch  diese  „Schenkungen"  erfolgt  also 
unzweifelhaft  auch  eine  Verkürzung  des  Ertrags  der  Erbschafts- 
steuer. 
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Zu  einer  allgemeinen  principiellen  l^egrtlndung  der  Schenk- 
ungssteuer nach  der  \ orliiu  angedeuteten  Seite  möchte  aber  auch 
dieser  practische  r5tiHicljts|)nnct  nocli  nicht  ausreichen,  eben  weil 
das  ,,Scbenkmigarecht"  als  notbwendij^er  Hestnndtbeil  des  Eigen- 
thuüisrecbts  anzusehen  ist  und  eine  schenkungsweise  Uebertragung 
von  Vermögenswerth  derjeni2:en  unter  lästigem  Titel  ökonomisch 
und  socialpolitisch  und  dcsbalb  auch  wieder  steuerpolitisch  nicht 
ohne  Weiteres  gleichgestellt  werden  kann. 

Gerade  aus  wesentlich  prac tischen  KrwUgungen  ist  aber 
ferner  auch  ein  Hanpteinwand  gegen  eine  aligemeinere  Schenkungs- 
steuer wie  die  französische  zu  erheben:  e«  ist  schlecb terdings 
nicht  möglich,  sie  einigermaa^sen  vollständig  dem  Ge- 
setze gemäss  durchzuführen.  Wiederum  wird  sie  den  Immo- 
biliarbesitz viel  allgemeiner  als  den  Mobiliarbesitz  und  unter 
dem  letzteren  wiederden grössten Theil des  Werthpapierbesitzes 
viel  schwerer  als  vielerlei  anderes  bewegliches  Gut  erfa  ssen .  Auf  diesen 
Sachverhaltdeutetanehdie  Statistik  der  französischenSchenkungssteuer 
hin  (S.  524  n.  591).  Das  ist,  wie  immer  in  solchen  Füllen  und  wie 
die  Ertragsstatistik  zeigt,  nicht  nur  ein  Nachtheil  in  iiscalischer, 
sondern  auch  ein  Bedenken  in  allgemeiner  stenerpolitischer 
Hinsicbt  Denn  die  Steuervertheilung  wird  dadurch  trotz  riehtiger 
gesetzlicher  Nonnen  tbatsäcblich  eine  ganz  ungleiehmässige. 
Auch  nach  Gesellschafts classen,  Erwerbsständen,  Volks- 
Sitten  u.  dgl.  Momenten  mehr  möchten  sich  bei  der  Sehenkungs- 
steuer  weitere  Üngleichmässigkeiten  ergeben,  mdem  der  gesetzlich 
zu  besteuernde  Schenkungsaet  nach  diesen  Kategorien  und  Ver- 
hältnissen in  mannigfach  ungleichem  Grade,  bald  leichter,  bald 
schwerer,  bald  vollständiger,  bald  nur  weniger  vollständig  zu  er- 
fassen ist. 

Wenn  man  vor  stic n^^eren  Oontrolraitteln,  vor  einem  gerade  in 
die^t  II  Dingen  wühl  besonilers  lästig  empfundenen  tiscalischeu  Ein- 
dringen in  persitii  liebe  und  Familienverhältnisse  nicht  zurUckscheut, 
mag  es  wohl  gelingen,  diese  Bedenken  iw  vermindern.  Aber  ein- 
mal bieten  solche  ]\nttel  und  Wege  ninl  ilire  Anwendung  gerade 
hier  besondere  Schwierigkeiten,  und  sodann  wird  autb  damit  nicbt 
entfernt  diejenige  vollständige,  daber  gleicbniäsHige  Besteuerung 
erreicht,  welche  dem  Gesetze  entspricht  und  principieU,  wenn  die 
Steuer  einmal  bestehen  soll,  zu  verlangen  ist. 

Die  französische  Gesetzgebung  und  die  adniinistnitiven  Normen 
und  Einrichtungen  des  Enregistrement  reichen  jedenfalls  hierzu  nicht 
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aus,  wahrscheinlich  weniger,  als  bei  jedem  anderen  Theile  dieses 
Steueigebiets ,  auch  als  bei  der  Erbschaftssteuer.  Der  Beiukua- 
d  u  n  s  z  w  a  ii  ^ ,  der  d  i  r  e  c  t  e  Re  g  i  s  t  r  u  u  u  g  s  z  w  a  n g  fUr  Ur- 
kunden, der  Dec  larationsz  wang  zum  Ersatz  fehlender  Beur- 
kundung mUsste  viel  schärfer,  viel  umfassender,  daher  aber  freilich 
auch  viel  lästiger,  bis  zum  Unerträgliclien,  gesetzlich  gt  lordert  und 
hiusiclitlicli  der  Duroliiiiljrung  controlirt  werden,  als  es  «elbst  gegen- 
wärtig, wo  mau  in  tlem  Allen  in  Prankreich  schon  nicht  eben 
spröde  ist,  auf  dem  (^t  Ineie  des  Enregistremeut  geschielit  und  als 
es  wohl  Uherhaupt,  beim  besten  Willen  der  Verwaltung,  durchtührbar 
sein  möchte,  —  voilendü  bewegiichem  CfUt,  gar  Werthp^pieren 
gegenüber. 

Alle  diese  ErwSgtingen  führen  zu  keinem  besonders  gün- 
stigen Urtheil  Uber  solche  allgemeine  Scbenkungs- 
stenern  und  speeiell  über  die  fransOsische  ans  dem  Gesiehtspnnct 
der  stenerpolitiscben  und  steuerteebnisehen  Betraehtung. 

§.  'il.'l  :^.  Zur  Statistik.  Sflion  friiher  wurden  Daten  uiitgethciK ,  welch.» 
sich  mit  uul  <lie  hoiden  hier  botraclitctcn  Steuer»  beziehen  S.  o.  S.  524  timl  p.issiui. 
Die  Kin/.elhciten  der  auiUi<  In  n  Statistik  (^hes.  Bull.  XV,  554  ff.,  Daten  seit  1826. 
specidler  1ST7— b2,  Bull.  XXII,  140,  Daten  für  lbS5  und  1S86)  lassen  sich  mit  für 
diu  Buwüiäfuhiuug  in  Sachen  der  Scbeukuugssteuern  benatzeu.  S.  ebeofallä  schoa 
oben  S.  &2S.  Das  Detail  ist  zu  j^ross,  om  es  hier  oinfUgen  zu  ktenen,  and  Dvr  i»ei 
rincin  i;(:nruirn'ti  Eingehen  auf  da*^spIlM>  ist  riu  sichererer  Beweis  —  wie  h*n  sller 
Statistik  ircUich  nur  ein  Wahrscheinlichkeitsbcweis  —  m  fuhren,  ijn  mrxss  genügen, 
hier  anf  einige  Pnncte  hinzuweisen,  urelche  durcli  die  Statistilt  ülnstrirt  ireidwt.  Daran 
wird  ein  kleiner  Exeu  rs  über  den  Einfluss  der  franzOsisrheii  Tic  v3lk«ruugs- 
bewegung  aof  die  Ergebnisse  der  £rbscbaft:»steaur  geknüpft,  velcber  aller- 
dings ans  den  Gebiet  dar  ^evecstaästik  etwas  hinamfcibtt,  aber  d^  eine  aucb  fOr 
die  stenerpolitisclie  Wttidignng  dieser  Steuer  wichtige  Seite  behandelt. 

Der  Sohw.  i i'UiH  t  .Lr  tSchenkungssteuer  liegt  durchaus  in  der  directea 
Linie,  weit  mehr  al»  bei  der  ErbsehafrH.^t.»or  und  unv-rhaltnissmassi!»  znrUck  treti!ii 
dabei  Schenkungen  von  Werthpapiei  cu  u.  dgl.,  ebenfalls  weit  mehr  als  bei  der 
Erbscbaftssteaer,  während  das  sonstige  gewöhnliche  bewegliche  Gut  dort  erheblich 
stärker  vertreten  ist  als  hier.  Das  .\lles  wird  zum  Theil  :in  der  wirklichen  Ver- 
schiedenheit der  Debeilragungen,  zum  Thcil  über  vcruiuthUch  auch  daran  liegen,  dass 
die  Veranlagung  der  Schenkungsstcuer,  besonders  in  Betrefl  der  Werthpapiere,  vielleicht 
auch  üb.  rliiuipt  nii-:-.  rhalb  der  direct'  ii  Linie,  niangelhufter  ist.  Die  folgenden  Datt'n 
scheinen  mir  diese  Aufftuisung  zu  bekräftigen.  Sie  bilden  zugleicb  eine  Ergänzung 
der  snminarifichcn  Daten  für  1$f}6  oben  S.  524.   Es  war  (Bull.  XXII.  146): 


Zahl  der 

läile 

Wertbbetrag 

Steuerbetrag 

Scbealcungen. 

Mill.  Frcs. 

1000  Frcs. 

1S85 

isst; 

1SS5 

Dif'Hi.'  Linie     .    .  . 

.  152.744 

152,240 

•♦70.14 

18,311 

18.134 

Seitenlinie  A     .    .  . 

t»,ü57 

2G.ÖÜ 

2y.4w 

1,975 

2.180 

918 

965 

3.87 

3.32 

300 

255* 

('       .     .  . 

537 

485 

2.'<3 

2.61 

209 

248 

Ehegatten  

i)5U 

7S5 

4.25 

94 

82 

Kicht^^Verwandte    .  . 

5,217 

5,290 

15.36 

24.06 

U595 

.  2.538 

,  167,018 

166,595 

1021.54 

1018.40 

24,485 

23,441 

...... ^le 
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Ubjecte  der 

Zahl  der  Fälle 

Werthbeti-ag 

Steuerbetrag 

Scheskaogea. 

1885 

1886 

Min. 

FlC8. 

1000 

Free. 

1885 

1886 

1885 

1886 

Bewegliches  (iut    .  . 

90,698 

569.84 

558.75 

10,242 

10,069 

PnuuOnscbe  fremde 

Staatsfouds     .    .  . 

765 

710 

12.00 

15.29 

235 

683 

Fiaiizösischo  u.  fremde 

Werthpapiere  .    .  . 

1,100 

1,337 

20.39 

17.42 

344 

719 

Zusammen  nMoMUen'* . 

1)9,331 

98,745 

602.23 

591.46 

10,821 

1 1,491 

IiDtnobilicn  .... 

67,687 

G7,S50 

419.31 

426.94 

11,664 

11,949 

167,018 

J  66,59.1 

1021.54 

1018.40 

22,485 

23,440 

Daran  i.  Heirathsrertiag 

97,932 

97,640 

558.16 

552.46 

10,731 

10,761 

„    ausserhalb    .  . 

69,08() 

68,955 

468.S8 

465.94 

11,754 

12,6SO 

Erbfälle. 

Diiecte  Linie    .   .  . 

588,31& 

539,478 

8622.67 

3588.24 

45.28 

44.79 

Stitenlinie  A  ... 

153,968 

157,270 

782.03 

S!  1 

65.54 

66.16 

22«246 

23,174 

131.18 

J2b.28 

11.48 

11.22 

„       C     .   .  . 

9,527 

9J88 

108.18 

102.74 

10.32 

10.27 

Ehegatten  

166»311 

166,735 

538.85 

520.71 

20.21 

19.53 

Nicht -Verwandte    .  . 

86,904 

38,167 

229.00 

220  02 

25.76 

24.75 

922,271 

934,562 

5406.91 

5369.24 

176.59 

176.73 

Objecte  der  ErbfÄll 

BewejrHch>'s  <lut     .  . 

481,213 

484,775 

1681.65 

1630.16 

57.52 

58.49 

Frauzüsischt:  u.  l'rcimlc 

Staatsfonds  .... 

18,869 

21,046 

815.48 

351.43 

11.86 

13.16 

Französische  u.  fremde 

W'erthpapieic  .   .  . 

16,690 

19,011 

625.70 

634.78 

22.34 

22.25 

Zuaanunen  „Mobilieu''* . 

516,772 

524,882 

2622.88 

2616.36 

91.72 

93.90 

Iinmobilien  .... 

405,499 

409,730 

2784.08 

2752.SS 

84.87 

82.22 

922,271 

5406.91 

1 76.59 

176.73 

ScituiUluic  A:  (jescliwihtei'.  Uiiliel  uiiil 
onkel,  GioSBtanten,  Grosaneflen,  Grossnichten. 


Tauten,  Mellen  und  Miciiieu.  —  B:  üross- 
»  C:  Verwandte  rom  5.--]  2.  Grade. 


Etwa  91 7o  '1er  Fälle  und  etwa  94%  dir  Werthbeträge  komuen  bei  den 
Schenkungen,  nur  etwa  56—577»  der  Fälle  und  etwa  66 — 677©  der  Werthbeträge 
kommen  bei  den  Erbschaften  auf  die  directu  Linie.  Die  Debertraguogen  von 
Werthpapieren  lincl.  Staatsfouds)  sind  bei  den  Schenkungen  nur  3.2,  bei  den 
Erbschafte  Ii  IS%  der  (jL-sammtweithe. 

Das  genauere  Detail  der  Statistik  der  Scheu kungsatcuer  i,Bull.  XV,  556) 
orgiebt,  dai>s  in  der  directeo  Linie  Uber  die  Hälfte  der  Werthbeträge  auf  „Ueber- 
tragungen  im  Ehccontract"  kommen,  davon  wieder  *:q  auf  IxMregli ches  Gut 
(zum  Steuersatz  von  1.257o  i"*  Principal,  wie  ebenso  fiir  Werthpapicre;,  nicht  V» 
Immobilien  (2.75%  Steuer),  etwa  3%  <iQf  Werthpapiere.  Von  der  anderen 
etwas  kleineren  Hälfte  kommen  an  Otr"„  auf  Uebcrtrag-un^on  atissorlinlb  Eli'jcontracts 
mit  Theilung"  (Code  ciir.,  Art.  1075  und  lUTt»)  und  davon  hier  7a  ^uf  Immobiiien 
(Steuersatz  1.50,  bei  Mobilien  und  Werth  papieren  nur  l7o^  Givurechtliche  Bestim- 
mQDfcn.  Avic  die  bezeichnet'  ii.  '  iwcibcn  ^uAi  Iiier  von  besonderem  Einfliis.'?. 

Die  Steuererträgü  ergeben  nach  den  Kategorien  der  belasteten  Personen  im 
Durchschnitt  doi  beiden  Jahre  1885  und  1886  folgende  Qaoten  in 

Schenkungen.  Erbacfaaften. 

Directe  Linie  . 
Seitenlinie  A  . 

B  . 

C  . 

Ehegatten  .  . 
Nichttrervandte 
Summa  .   .  . 

Z'ifaliij^^keitiTi  des  Ertr: 


Die 


25.5 
36.7 

62.2 

6.4 

o.SJ 

48.9 

0.3 

11.3 

9.0 

14.3 

100.0 

100.0 

•h  den  Venvit 

idtschal 

iiiiltniäfon ,  daher 

nach  den  anzuwcDdcuden  Steuersätzen  und  nach  den  Werthbeträgen  in  den  eiozeloen 
Jahren  führen  natürlich  Tttsehiebungen  der  Quoten  mit  aich.  Die  ty^che»  Yai^ 
A.  Wagner  I  TinauwiiiaaMJuift.  lU.  38 


Ö92         6.  B.  2.  K.  Steuerrecht  l.  H.-A.  2.  A.  Frankrcicli.  §.  244. 

schiedenheiten  ergeben  sich  aber  schon  i^eiuigend  aas  einem  solchen  Beispiel.  Sie 
springen  bei  der  Schenkungssteuer  verjjlichca  mit  der  Erhv  haftssteuer  in  die  Augen. 
Bei  jener  liegt  der  Srhtrcrptjnrf  <\>\v  Erträge  trotz  der  ni'  'irii;''ii  ^''^'leisatz''  iraii/^  in 
der  directcii  Linie,  bei  den  Erbächafteu  iu  der  Seiteniiuio  und  uauienüich  m  der 
erste»  (Geschwistef  u.  s.  v.). 

§.  244.  Statistischer  Excurs  Uber  denEinflass  der 
BevSlkerungsbewegang  anf  die  Ergebnisse  der  Erb- 
schaftssteuer. Soweit  nicht  testamentarische  Verffigangen  er- 
heblichere Abweichangen  von  der  gesetalichen  Erbfolge  bedingen 
—  was  im  Kreise  der  näheren  Verwandten  doch  meistens  nur  in 
geringem  Maasse  und  in  Frankreich  wegen  der  hohen  Pflichttheile, 
bez.  der  Kleinheit  der  zur  freien  Disposition  des  Erblassers  stehen- 
den VmiOgensqnote  in  noch  geringerem  Grade  als  in  Ländern 
anderen  Erbrechts  der  Fall  ist  —  wird  der  wirkliche  Erbgaug  in 
letzter  Linie"* von  der  Be Völker ungsbeweg im g,  speciell  von 
dem  Absterbe-,  bez.  AnssterbeverhHltnis«  der  lUiits- 
ver  wand  teil  bestimmt.  Je  leichter  die  directe  Linie  ausstirbt, 
desto  mehr  Erbanfälle  in  der  Seitenlinie,  und  weiter  in  der  ent- 
fernteren Seitenlime,  je  leichter  die  nähere  ausstirbt.  Testamea- 
tarisehc  liestimmnnrren  werden  dach  zumeist  die  Verwandtschafts- 
vcrhaltnisbe  l)erücksichtigen.  Je  wenie:er  nahe  Verwandte  vor- 
hiinden  sind,  desto  mehr  wird  verniidhlicli  diiioh  Testament  rctrelnd 
und  abweichend  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  zu  Gunsten  der 
Gatten ,  entfernterer  Verwandten  und  Miehtverwandten  verfügt 
werden. 

Wie  üicL  ia  dieser  Beziehung  die  frauzöäiücbcu  V  erhäluiiäse  gebtalteu,  Vas&i  sich 
natoilich  aas  den  StettereTtr&g:en  nicht  sicher  enehea.  veil  diese  tob  den  m- 

schiedeueu  .Stcuersät/.eii  bccintiusst  werden.  Immerhin  «;rscheiucn  25 — 2>»%  Ertrag 
der  directeu  Linie  nicht  hoch,  'M\ — i}T"„  der  oritcn  Scitonlinio  (d.  h.  wohl  meistens 
der  Geschwister)  und  6 — 7%  zweiten  Seitenlinie  ziemlich  hüch,  —  auch  im  Ver- 
gleich mit  der  Ijritischcn  Soccession  duty.  soweit  ein  solcher  hei  der  Verschiedenheit 
der  Steuorirosotz^ebung  zulässig  Ist,  was  freilich  nur  hcschrilnkt  der  Fall  (s.  o.  S.  275 
und  201);  die  Logacy  duty  gestattet  noch  woüigcr  eiucu  Vergleich  ;  bei  diesen  beide« 
britischou  Steuern  fohlt  auch  die  Restcuorunf  aer  Ehegatten). 

E      re  Anhaltspuncte  ergeben  die  A'crmö^renswerthe  in  ihrer  Verthc il iin 
auf  die  vcrschiodeDen  Personenkatcgorieu,  denen  sie  durch  Ertgaug 
u.  s.  w.  zufallen,  sowohl  in  einzelnen  Jahren  als  roUends  in  der  Reihenfolge  der  lahrc. 

Allerdings  mlis.seu  dabei  diri  Voraussetzungen  jinnarlif  wt-ril-  u.  woiui  man 
einen  Schluss  ziehen  will:  da^is  die  Steuerveranlagung  uuter  dcii  verschicdcucn 
Pemnenelassen  gleich  znrerUssig  erfolgt,  ferner,  dass  in  längeren  Zeiträomen  in 
dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Acnderungen  eingcttet  n  siucl,  endlich,  dass 
weder  in  der  gesetzlichen  Erbfolge  noch  in  den  in  grossen  Volkskreisen 
dblichen  testamentarischen  Bestimmungen  in  einer  solchen  I&ngeron  Periode 
erheblichere  Abweichungen  von  dem  früher  (feltcnden  nnd  Ueblichen  Platz 
jjegTifFen  haben.    Voraussetzungen,  Avelcli  '  wolil  nirlit  völlig  ;i1u  r  lioch  '-^r  rade 

in  Frankreich  so  weit  zutreften  möchten,  <iasN  uian  mit  luuilichcr  SicLciheii  ^i  iiliesseu 
kann.  Variable  Factorcn,  deren  Grüs:^o.  1!  leutung  und  Veränderung  man  noch 
schwerer  berllcksichtiu' n  rni'l  mAw  zur  Zitlov  l)riiiL;i'ii  katin,  welche  aber  gleichwohl 
auf  das  Ergebniss  einwirken,  giebt  es  auch  ausserdem  uocli.  So  wird  die  im  Laote 
der  Zeit  eingetretene  Vermehrnng  des  be möglichen  Vermögens  nnd  besonders  des 
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Werth  p.ip  i  0  rl)  I- si  ( z s  insofern  influir  -n,  als  <\\<'  cr-^rt/.Ii' Ik' St'niorvmrilagung  des- 
treiben  bei  den  vcrächiedenea  Erbeokatcgoricii  vcrinutblich  nicht  ^anz  gleich 
vollst&ndiir  iüt  nnd  nach  in  dieser  ReziehuDf  wieder  in  iHngeron  Zirisclienr&uipen 
Verändern iif^en  erleidet.  Es  könnte  /,.  ß.  der  Fall  sein,  dass  shh  Wertlipapicrbiisit/ 
in  der  directen  Linie  wehr  als  in  der  Seitenlinie  der  Besteuerung  entzieht.  Eine 
Verminderung  der  Quote  der  directen  Linie  von  dem  Werthbetrage  in  längerer  Periode 
irftre  dann  mit  daran f  zuiackzilföbr«!!. 

Alle  solche  Krwäjnne-en  Dinhnon  zur  Vorsifltf  in  dfr  Schlnf^s/ichung.  Dennoch 
bind  fülgoudu  Berccluiuugeu  von  luterciso  für  die  ukonomisciie  und  sociale,  für 
die  steuerpolitischc  und  —  für  die  populationistische  Seite dor  firanzSsisclien 
Erbschaftssteuer-Statistik 

Die  dbertragouea  Werth  betrage  im  Durchschuiit  dir  Jahre  ISbü  und  l^^ö 
raren  bei  der  Erbschaftssteuer  inVo* 

Dircctc  Linie  <)(5.9lfl^  , 

14.S('*'-^ 


Seitenlinie  A  1 

B  2 


C  1.9J*^-^ 

Ebegattou  9.8 

Nichtverwandte  4.2 

Summa  lOü.O 

Hiernach  bleiben  nur  */g  des  im  Erbgang  übertragenen  Vermögens  in  der 
directen  Linie,  nnr  etwas  über  ^/^  in  dieser  und  der  nächsten  Seitenlinie.  Die 
finanzielle  Bedeutung  einer  Erbschaftssteuer  steigt  bei  dem  üblichen  Princip  pro- 
•rrossiver  St  Miersätze  nach  der  jrrössi  ii  Entfernun?  vom  Btnrhtfii  natürlich,  je  mehr 
Elbgang  ausserhalb  der  directen.  weiter  ausserhalb  der  naclisten  Seitenlinie,  endlich 
ausserhalb  jeder  Verwandtschaft  erfolgt.  Man  vergleiche  auch  hier  die  Daten  Uber 
ürossbritannien  'S  '^70.  270),  aus  deren  Alnv  i  •linnfr<*ti  von  den  französischen  indessen 
wieder  bei  der  Verschiedenheit  der  Einrichtung  beider  Steuern  Schlosse  auf  tlen  Erb- 
gang in  beiden  Ländern  nicht  ohne  Weiteres  gezogen  werden  kftnnen. 

Hevor  dann  der  infcr.  s:^;\iit.'^tc  Punct,  die  etwaig  ^^■r."lnl]^M•^l^f^  der  Quoten 
der  Erbcnkategorion  iu  längereu  Perioden,  untersucht  wird,  sei  zunächst 
noch  einmal  der  frOhor  schon  borttbrte  folgende  Pnnct  etwas  nfther  ins  Ange  gefaxt: 
nämlich  der  EinHuss  von  bedeutsameren  Vorgängen  in  der  Bevölkerungsbewegung, 
d.  h.  hier  speciell  in  den  Todesfällen  auf  den  Erbgang  und  damit  auf  die  Steuer- 
erträge  in  einzelnen  besonders  charactcristischen  Jahren.  Dieser  Einflnss  ist 
ganz  unferkennbar.  In  Betreff  von  1870—71  ist  darauf  schon  oben  S.  407  ;n]f- 
merksam  gemacht  worden.  Das  Genauere  zeigen  folgende  I>al'  ii ,  die  auch  ftir  die 
stcuerpolitisclie  Wurdigüng  der  Erbschaftssteuer  von  Interesse  tin  l.  Es  ist  dabei  daran 
zu  denken,  dass  Elsass  -  Lothringen  nur  noch  für  linc»  Thcil  von  18*0  TOn  dieser 
Statistik  mit  nnifasst  wird  vBulI  XV,  542).  Die  /.nlilei.  Mül.  Frcs 
Erbfäile    Directe Linie  %        beitcnlinie  "/„  Ehegatten  %    Nichtverwandte  7^ 

1868     2308.2  1  681.3  \  338.1  \  13251  ^^^^^^^ 

2507.6  (    '^^'^^       fUO.!)  I  ;^5!).3  /        ''^       128.9  /  ^ 

l!S7U     2337.ä        97,2       Ü03.1        U1.2       333.0        U5.7        98.3  7Ö.4 
1871     3407.8      147.7      946.1       143.1       470.0      134.8      187.0  148.1 
1S72     2716.7       112.9       727.5       110.4       ;^73.0       lOG.O       134.0  102.5 
1873     2507.9       104.2       697.1       lOö.o       Ö70.Ü       105.1       J36.0  104.1 
Die  Abnahme  in  1S70  ist  jedenfalls  mit  aaf  die  Kriegsereignisse  zaradtzn^Ten, 
weil  dadurch  viclfacli  eine  Stiuen ■■i:iiil;ii:niig  Diim  t-lich  gemacht  wurde  oder  ver- 
schoben werden  musste.    Die  starke  Zunahme  in  IbTl  erklärt  sich  ausser  aus  ver- 
mehrten Todesfallen  in  diesem  und  dorn  Vorjahr  aus  nai  hfriiglicher  Regelung  yon 
KUckständcA  ans  1870.   In  den  einzelnen  Kategorien  von  ErbiVilIen  zeigt  sich  sonst 
aber  kein  <^ros<er  rntor-rliied  in  der  'jiiotenbeweguug,  mit  Ausnahme  der  Erbschaften, 
die  an  J^icJitverwandte  kamen,  l)ci  denen  die  Dcclarationcn  1S70  besonders  im  Rückstand 
geblieben  sein  müssen. 

Die  Tli^wogung  nach  Kategorien  von  Werthobjectcn  (Bull.  XV,  5491  crgiebt 
bei  allen  hier  unterschiedenen  4  Arten  (s.  o.  S.  591)  in  1S70  kleine  Abnahmen  gegen 
die  Voijahre,  am  Stärksten  bei  den  Inscriptionen  im  8(aatsschiildboch ,  nicht  unbe- 
greiflich, dann  1'^:f  iberall  starke  Zunahmen,  am  Stfirksten  bei  Oircntllchen  Fonds 
und  Actien  ^ausser  französischer  lieutoninscrif  tion). 
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Die  Schenkuii'^  en  zeigen  bei  aUen  4  Personenkategorieii  erliebÜLlie  Ab- 
nahmen der  Werthbelrägc  1870  und  noch  JS71,  erst  1872  besondoi-b  starke  Zu- 
oahmen,  die  in  den  folgenden  Jahren  aber  nnr  weni|^  und  niclit  allgemein  (so  nicht 
unter  Ehegatten)  sich  wieder  nTmindern.  'f.  B.  directc  Linie  ISOS'— 75  866,  878» 
640,  (J76,  1070.  972.  935,  lOii.')  Mill.  Frcs  (Bull.  XV,  555\ 

Die  allgemeine  Sterblichkeit  w;ii  in  iiir<*rtcr  und  iadirectcr  Folge  des 
Kriegs  von  1S70— 71  enorm.  l%y- 72  2.;;i,  ISA.  ;i.l8,  2.197o.  *>ezw.  864,326  — 
1046,909  —  1271,010  —  793,004  TodcsföllM.  Drin  Fiscus  kam  das  in  der  Erbschafts- 
steuer sehr  zu  statten,  eiuo  immerhin  cigcnthumiiche  Cousequenz  einer  solchen  Steuer: 
sie  Horirt  in  Galamit&ten. 

Auch  in  frilheren  Jahren  llsat  sich  «.in  gewisser  Einlluss  2)oIi tisch  er  Ereig- 
nisse auf  dir  zur  Erbschaftssteuer  veranlagten  Wcrtlie  und  auf  den  Steuer*  rtrag  nach- 
weisen, nur  viel  geringer,  weil  der  Kudiuss  ;uil'  die  Sterblichkeit  geringer  war,  oder 
diese,  wo  sie  gestiegen,  gleichzeitig  etwa  von  aiid<;rcn  Ereignissen,  Thenerung,  ver- 
heerenden Krankheiten  emporgetrieben  war  (so  IslT-  19.  1854 — 55  —  Krimkricg — , 
1859  italienischer  Krieg).  Aber  seit  der  ersten  Kevolution  hat  kein  politisches  Er- 
cigniss  entfernt  so  stark  die  BevOlkerungsbewefung  und  namentlich  die  Sterblichkeil 
t)r\(-litb<'ili<^  bcoinllusst  als  (ter  Kric;u:  von  tSTO — 71.  nicht  einmal  die  napoleonischeil 
Kriegsiahm  1806  £,  1812—14.    (S!  Ann.  btat.  1882,  p.  33  ff.). 

Sind  nun  in  den  Quoten  der  ISrbenkategorien  bestimmte  Aendernngen 
während  der  Embai^htungsreihe  (seit  l*^2t3^  nacliweiabar.  welclie  auf  Yorgänn'e  \\\  der 
BuvOlkeruugsbcweguug,  jiamentlich  in  der  Sterblichkeit  als  auf  ihre  Ursache  hin  zeigen? 
In  einzelnen  kritischen  Zoitpuncten,  wie  1870—71,  kaum,  vas  auch  keine 
allgemeineren  Gründe  hier  vermntheii  lassen.  In  lärUgereu  Perioden  wäre  es  da- 
gegen a  priori  bei  der  geririg:e!i  (leburtsziller  Frankreichs,  der  niedrigen  ehelichen 
Fruchtbarkeit  und  dem  kleiiieu  jährlichen  üeberschuss  der  üeburten  Uber  die  Todes- 
fälle —  1870—71  hat  sogar  die  Zahl  i 'i  Tod«;sfälIü  um  548,000  überwogen  —  nicht 
unmö|j;]i(  h,  ja  -  igentlicli  wahrscheinlich,  dass  hänlig<^r  ein  Aussterben  der  directen 
Liiiic  uiid  selbbt  der  ei-sten  Seitenlinie  erfolgt,  diiss  dann  diu  Intestaterbscbaften  iu 
diese  und  weiter  in  die  entfernteren  Linien  Ubergehen,  anderseits  auch  mehr  Erb- 
schaften Diid  Vermäclitnisse  diinh  (estainentarische  Bestiminniin-rni  an  Ehegatten,  ent- 
ferntere Verwandte  und  selbst  Nichlverwandte  fallen,  weil  weniger  oder  eventuell  gar 
keine  Bttcksichten  auf  nähere  Verwandte  genommen  Vörden  mttsscn. 

Statistisch  ];t<st  sicli  .in  Roleber  Scliliiss  mir  wieder  unter  den  oben  angedeuteten 
Voraussetzungen  prUfeu.  Mau  wlid  dabei  auch,  um  die  Zufälligkoiteii  des  Erbgaugs 
in  den  einzelnen  Jahren  etwas  auszugleichen,  Durchschnitte  mehrerer  Jahre  zu 
(irunde  legen  müssen.  Im  Folgenden  werden  die  Ergebnisse  einer  solchen  statistischen 
Berechnung  mitgetheilt.  Die  absoluten  Zahlen  s.  im  Bull.  XV,  542,  XXI,  137,  XXII, 
147.  Die  Daten  an  ersterer  Stelle  —  1826 — 18^2  —  beschränken  sich  auf  die 
4  Hauptkategorien  von  Erben.  In  den  Jahresberichten  der  Enrcgistrcment- Verwaltung 
sind  auch  die  3  Arten  der  Seitenverwaiidten  uiiteiscliirdeii ,  bei  d'^nen  eine  Unter- 
suchung des  Erbgangs  für  die  augedcuiete  l  rage  gleichfalls  von  Interesse  wäre.  Doch 
mnss  sie  hier  als  zu  weitläufig  unterbleiben.  In  der  directen  Linie  wäre  noch  eioe 
genauere  Verfolgung  des  Erbgangs  —  von  E!t  rn  auf  Kinder,  Grosskinder  und  um- 
gekehrt —  auch  von  Werth.  Hier  fehlen  die  Daten  indessen  auch  in  der  amtlichen 
Statistik.  Es  würde  zu  weit  fUhien,  hier  die  Berechnung  in  dem  ganzen  Zeiträume 
für  einzelne  Jahre  iifid  Perioden  iz.  B.  Quinquennien)  vorziinclinu ii  und  hier  einzu- 
fügen. Die  folgende  Uebersichl  beschränkt  sich  auf  eine  Berechnung  im  Anfang, 
der  Kitte  und  am  Schluss  der  Periode  von  1826—1885. 

Die  obige  Annahme  findet  danach  ihre  volle  Bestätii^  i;ng.  Die  Jahre 
1871  bis  72  sind  hier  nicht  mit  in  die  Beobachtungsreihe  gezogen,  obgleich  sie  für  die 
>  Frage  Interesse  boten,  weil  die  Veranlagung  damals  zu  sehr  gestört  war  und  dieser 
Umstand  sich  nicht  eliminireu  Iftsst 


Absolute  Zahlen.  Summe  MUI.  Pres. 

Diieote 

Linie. 

Seiten- 
Linie. 

Ehe- 
gatten, 

Nicht- 
verwandte. 

Durchschnitt  1826—30  1383.4 

970.5 

207.8 

129.8 

35.3 

1851—55  2061.5 

1410.2 

381.3 

195.0 

54.9 

1876—80 

3247.5 

476.4 

173.5 

1885  5406.9 

3622.7 

1016.4 

53b.8 

229.0 

Digitizeu  Lj  vjüOgle 
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jwMUTWMuau  jj^j^  lÄme.  gatloii.  verwandte 

DUKhBChnitt  1820      n       lOO.OO  70.1«  17,91  9.3S  2.55 

„  1851—55       100.00  H8.41  18.50  9.46  H.HH 

1876—80       100.00  07.22  19.,H3  9.S6  a.59 

1885  100.00  67.00  18.79  9.97  04 

Es  wrirc  nun  freilich  möglich,  ilass  ainli'H'  Umslände  als  die  BL'WCf:;tin«?  der 
Sterblichkeit  iü  der  Familie  diese  Bewegung  der  guotcu  bestimmt  oder  doch  mit  be- 
stimmt haben.  So  etwa  eine  stftrkore  Vermehrnnf  der  Schenkungen  in  derdiiecteii 
Linie.  Ind-  sscu  sind  von  1826—30  bis  1^76—80  di.-  Erbfälle  in  d  r  directen  Linie 
um  335,  die  Schenknn^t^n  nur  am  23S7«  gewachsen,  io  der  Seitenlinie«  wo  die 
Schenkungen  aber  wt-mg  ins  Gewicht  fallen,  die  ErbfUIe  am  377.  die  Schenkungen 
nur  um  128"/o'  Wenn  daher  nicht  etwa  anzunehmen  ist,  tlass  in  r  dircrten  Linie 
immer  mehr  Hinterziehungen  bei  der  Erbschaftssteuer  stattfinden,  was  unwahrschein- 
lich ist  und  durch  die  regelmässige  und  constante  Verschiebung  der 
Quoten  der  Erbenkategorien  mit  widerlegt  wird,  so  bleibt  nur  die  iVnnalime 
übrig,  dass  die  geringe  G eb u  rtszi  f  1  u  r  und  der  Gang  der  Sterblichkeit 
wirklich  inFraukrcit  li  den  Erbgang  mehr  in  dieSeitenliiiio  und  selbst 
aus  der  Blutsverwandtschaft  herausdrängen.  Diese  eigenthümlichc  Be- 
vöIkerungsbcTVf gung  Frankreichs  bedingt  dann  fine  sfeigendi'  Ergiebifj;- 
keit  der  Erbschaftssteuer  wegen  der  progrcssiren Steuersatze  in  der  Seitenlinie, 
bei  £h«gatten  und  Ni^htverwandten.  Ein  &calitcher  Yortheil,  welcher  natOrlich  in 
mancher  Hinsicht  seine  Bedenken  hat  und  in  T^.indom  mit  anderer  Bovölkerungs- 
bewegungf  daher  z.  B.  in  den  germanischen,  bei  dieser  Steuer  nicht  hervortreten  wurde. 

Die  weitere  Üntersuehnng  dieser  Yerhültniase  muss  anderen  Arbeiten  überlassen 
bleiben  und  geliurb  aiicb  mehr  in  das  bevölkerungsstatistische  als  in  da-  steuerstatistische 
Gebiet.  Diese  Zusammeubänge  sind  aber  von  so  eigenthQmiichem  Interesse,  dass  dieser 
kleine  Excuts  an  dieser  Stdle  gestattet  sein  mag.  Dass  vermehrte  Vergebungen  an 
religiöse  nnd  dgl.  Stiftungszwecke  auch  mit  bei  der  Verschiebung  der  Quoten  etwas 
mitspielen  mögen,  ist  Trt5glich.  Aber  die  Hauptcrkl&rnng  scheint  uns  doch  im 
Gang  der  Bevölkerungsbewegung  zu  liegen. 

Für  manche  andere  hier  nicht  weiter  hergehörige  Fragen  ist  das  interessante 
Material  der  Erb^oliaftssteuerstatistik  verwerthbar  und  verwerthet  worden,  so  für  die 
Schätzung  dos  Volksvennögens  und  der  Vermehrung  des  letzteren.  Wenn  man  au 
dem  Vergleich  der  ein^estenerten  Erbschaftssteuerwcrthe  mit  den  Staatseinnahmen  auch 
das  Steigen  und  Fallen  der  durch  diese  Einnahmen  dHigestellfen  Belastung  des  Volks- 
Vermögens  zu  messen  gesucht  hat  (Bull.  1,  24,  III,  344  H.),  so  ist  das  freilich  etwas 
gewagt. 

D.  Die  Geflammtgruppe  der  direcien.  der  Verkehrs-  und  der  Erb- 

Schaft  sbesteuerung. 

§.  245.  Die  drei  grossen  Gruppen  der  modernen  fran- 
zISBiBcben  Staatabestenernng,  die  directe,  die  Verkehrs-  nnd  die 
Erbse haftsbesfeaemng  oder  die  beiden  grossen  Gruppen  der 
französischen  Verwaltungspraxis:  „directe  Steuern''  nndy,£nre- 
gistrement  nebst  Stempelwesen'^,  lassen  sich  auch  wieder  zn 
Einer  Hauptgruppe  der  TranKÖsisehen  Staatsbestenerong  zn- 
sammenfassen  nnd  dann  der  zweiten  Hauptgruppe,  der  in- 
directen  Verbranchsbestenernng  (einsehliessltch  der  Zölle) 
gegenilberstellen.  Eine  solche  Zusammenfassung  und  GegenUber- 
Rtellung  ist  für  die  Würdigung  des  französischen  Staatssteuersystems 
wie  zur  Gewinn iing  eines  allgemeinen  liiianz wissenschaftlichen  Er- 
gebuisses  aus  der  liauzüsisebeu  Steuergesebichte  von  Interesse. 


Digiiizcü  by  Google 


596        ß>  1)-  2.  R.  Stenerrectit  1.  H.-A.  t.  A.  Fiankieich.  §.  245. 


Der  Doetrinarisnius  und  die  Ideologie  (ter  ersten  Kevointion 
glaubten  mit  directen  {Steuern  und  allenlalls  niit  etwas  Register 
und  Stempelabgaben  den  Bedürfnissen  des  Staatsbaushalts  eines 
Grossstaats  im  Ganzen  genügen  zu  können  (§.  167  ff.).  Obgleich 
man  nun  in  dem  Zeiträume  nahezu  eines  Jahrhunderts  diese  Steuern 
inimerbiu  viel  umfassender  ausgebildet  hat,  als  es  im  ersten  Plane 
lag,  und  das  fiscalisehe  Interesse  in  der  techoisehen  Ausgestaltung 
derselben  stark  genug  zur  Geltung  gelangt  ist,  ~  statt  der  um  1792 
erstrebten  ca.  400  MilL  (S.  385)  geben  die  genannten  Stenern  jetzt 
mehr  als  das  Dreifache  —  reicht  doch  nach  wie  vor  1789 
der  Ertrag  dieser  Einen  grossen  Steuergruppe  bei 
Weitem  nicht  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  aus.  Die 
zweite  grosse  Gruppe,  die  in  der  Zeit  der  ersten  Bevolution  so 
verfehmte  in directe  Verb  rauch sbesteuerung,  muss  zu  diesem 
Behufs  noch  um  ein  paar  hundert  Millionen  meJir  abwerfen  als 
die  bisher  besprochenen  Steuern  zusammen  genommen! 

Dabei  sin«l  die  directen  und  die  Verkehrsstcuern  schon  so  suporfscalisch  ausgenutd. 
dass  aus  ihnt-n  auf  dn-  Ii s 1 h •  n d r n  Basis  auf  einmal  nicht  vi>d  mehr,  als  sie 
schon  ertragen,  lierauszuprcübcn  sein  möchte.  Dat»  hat  uuäere  eingehende  Darstellung 
wohl  frezeigt.  Nur  die  weitere  EntwicUnog  der  Volkswirthsehftft  mag  sie  noch  er- 
giebii; -r  inarli'  ii,  Vann  wird  aber  auch  der  StelI'''r^er^arf .  und  wnhrscheinlich 
iDindesteuü  in  ii^lcichcm  Maaäse,  gewachsen  sein.  Und  wenn  man  auch  durch  Aus- 
bildong  einer  rationellen  directenEinkomnen-undVcrindgonssteiiernocIi  einige 
hundert  Millionen  mag  erzielen  können,  so  wäre  anderseits  dann  vollends  eine  ErmäSHißnn^ 
der  Steuersätze,  hie  und  da  bei  den  bttötebenden  directen  Steuern,  in  weiterem  Um- 
fang im  Enregistrement.  dringend  geboten.  An  einen  irgend  umfassenderen  Ersatz 
des  Ertrags  der  indirecten  \  erbrauclisb»  stcucruiig  dorch  Beformen  im  Gebiete  der 
jetzigen  directen  nrid  Vf'kt^hrs^f'stt'UcriiiPi  nll.'in  i-"t  srewiss  ni'^ht  zw  denken. 

Das  „Btcncrgescliichtlii'lic  Fiicif'  von  allgeiiieinerer  Be- 
deutung, das  wir  hieraus  ziehen,  ist  daher:  ohne  stark  ent- 
wickelte Verhrauchsbesteuerung,  sogar  neben  einer  oft  so 
Übermässig  fiscaliscb  ausgestalteten  directen  undVerkehrsbestenernngi 
wie  der  geschilderten  französischen,  ist  im  ^jUeuen^'  wie  im 
f^alten  Kegiment'^  der  Haushalt  eines  Grossstaats,  dessen 
geschichtliche  Stellung,  mit  Recht  oder  Unrecht,  einen  grossen 
Finanzbedart'  bedingt»  ToUends  aber  der  Haushalt  des  Staates  eines 
politisch  so  ruhelosen  und  ehrgeizigen  Volkes  wie  des  französischen 
schlechterdings  nicht  zu  fuhren. 

Von  diesem  „Facit^'  ist  fflr  den  folgenden  Schlussabschnitt  von 
der  Verhrauchsbesteuerung  von  vornherein  Act  zu  nehmen.  Der 
Super fiscalismus''  ist  auch  hier  das  nothwendige  Prodnct  der 
französischen  allgemeinen  Geschichte. 
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E.   Die  ifidirecten  Steuern  oder  die  VerbrauchsbesteueTTing' 
(im  weiteren  Siuno,  euascltlieäslich  der  Monopole,  Zölle,  Gebraachs-  und 

Oennsastetteriit  s.  o.  S.  41T). 

Die  Gesetzgebung  ist  lilr  die  einzelnen  hierbergebörigen  Steuern  regelmässig 
ein«  besondere.  Die  betreffenden  Gesetze  werden  daher  bei  jeder  Steuer  oder  kleineren 

Steuergnippe  speciell  an^roiielxii.  Die  Ycrv.iltung  dieses  grossen  Gebiets  zciTällt 
in  mebrere  Abtheilungen,  von  denen  die  wichtigste,  di^enige  der  „indirecten 
Stenern**  i.  e.  S.,  die  meisten  hierhergeliörigen  Stevern  neb«t  den  bereits  bei  der 

YerkeLrsbestcucrung  dargcbt^Mt  Tran  sportsteuern  unter  sich  rereinigt  Gewisse 
Einrichtungen  und  leiti-mie  Grtifidsrifzn  dar  Verwaltung  sind  aber  auch  dem 
ganzen  Gebiet  der  Verhrauclibbestcueruiig  gern  einsam.  Sie  kommen  im  Folgendüu 
zuexBt  tar  DarateUnng. 

Literatur.  Stourm,  I,  cli.  11—14;  II,  cb.  IS,  19.  Vignes  I,  ch.  2, 
p.  111—319;  II,  p.  2S7— 313  (Stati.tik^ ;  II,  882—396  (Tarife).  Josat.  minist,  d. 
hu.,  bes,  II.  partie,  cb.  3 — 5,  p.  519  tt'.  ?.  Hock.  Cap.  6 — 8.  v.  Kaufmann, 
S.  268  W.,  320 — 550.  Block,  dictionn.  ond  suppl^m.  Art  contribntiona  indirectes, 
douancs.  tabac  (Monopol)  und  die  Artikel  über  die  einzelnen  hierbergebörigen  Steuern. 
Say'ü  dictionn.  de  finances  Art  contributions  indirectes  (im  fasc.  10,  p.  1226 — 1245) 
und  einzelne  Artikel,  soweit  sie  in  dem  alphabetischen  Werk  schon  erschienen,  so  bes. 
Art.  Ijoissons  (von  Stourm).  In  di  sem  Say 'schon  Werk  aucli  Statistik.  Die  wich- 
tigen Massregeln  nach  dem  Kriege  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  (einschliesslich  der 
Verkehrs-^  Bestenemng  im  Einzelnen  gut  (mit  vielen  statistischen  Daten)  dargelegt 
und  kritisch  heurtheilt  in  Mathieu-Bodet's  sorgfältigem  ond  objectivem  Werke 
„les  finniicoy  frnIlr'^i^e';  dr-  ISTO— TS",  Tar.  ISSl.  hcs.  vo).  I.  vh,  2—4,  8—11,  vol.  IT, 
ch.  25;  i'ciiicr  Auiaj^at,  le»  empruiits  et  Ics  iiapOu  de  la  raugon  de  18T1.  l^ar.  18b9, 
bes.  p.  1G1  tf.  Bull.  d.  Minist  de  ün. ,  s.  Generalrcgistcr  in  vol.  XX  (18S6)  tlber 
„  contribiit.  indir.",  ..donanes",  „manufactures  de  r<'itat";  Einzelnes  au(h  unter 
„comptabilit6  publ.''  (neueste  Gesetzgebung,  Enqueten,  so  Uber  die  Getiiinke»teuern, 
Tarife,  Statistik,  bisfor.  statiät.  nnd  legislative  UeDersichtsartikel  mehrfach,  z.  B.  Uber 
die  M'  tMipole).  Jahresberichte  der  Gencraldirectionen  etc.  und  in  den  folgenden 
Bänden,  mit  reichem  statistischen  Material.  Faure,  budg.  d.  1.  France,  p.  HO  ff. 
(Statistik  1868—1887.) 

Von  grösseren  wesentlich  administrativen  Werken  und  Couimeutaren  über 
die  französischen  indirecten  Steuern  wurde  bes.  benutzt  Olibo.  cocle  des  contri- 
butions  indirectes  et  des  octrois,  3  vol.  5.  ed.  Lyon  1878 — 79,  ein  für  das  Eindringen 
in  das  administrative  Detail  ganz  anentbehrliches  Werk.  Weitere  Bibliographie  bei 
Block,  dictionn.  p.  686,  Say,  dict  p.  1244. 


1.  Die  indirecten  oder  Yerhrauchssteuern  im  Allgemeinen. 

§.  246.  1.  Dieiistorfranisation.  Finanzielle  Be- 
deutung. Im  UnteiscliitMl  von  der  ding  ten  Besteuerung,  wo  die 
allgemeinen  Verwaltung.sbehürden  mehi  t;)i  h  an  der  Verwaltung  be- 
theiligt sind  (§.  179  ft'.),  besteht  auch  in  Frankreich  nach  der 
Technik  der  iodiiecten  Steaern  eine  besondere  diesem  Zweige  ' 
angepasste  Oienstorganisation  mit  eigenem  Behörden-  und  Be- 
amtenapparat  Nach  mehrfachem  Wechsel  auch  in  der  Zeit  seit 
1815  ist  gegenwärtig  die  Verwaltung  dieser  Steuern  in  Fraak> 
reich  unter  t'Unf  fin anzmiaisterielle  Generaldirectionen, 
diejenigen  der  „indireeten  Steuern^'  (i.  e.  S.),  der  Staats- 
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man  utactiiren,  der  dii  ectcii  Hteiiern,  der  Compta  bilitUt, 
der  Zölle,  nusserdem  an  eine  Abtheilaog  des  Kricgsaiini- 
Sterin  ms  vertheilt 

Die  Geil' raMirectioii  «IiT  indirocteu  Stiuicrn  «rhiclt  1S14  ihren  Namen,  wo  sio 
an  die  Stelle  der  uapoleouischen  «.Uegie  der  vereioigtcD  Abgaben"  (r6gie  des  droits 
f6iiiil8)  trat.  Lettter©  war  1804  fOr  die  Vervaltang:  der  wiedereingeführten  inneren 
Vfii>raiirhssteacrri  uml  -'ini^i^r  aiKiorer  Steuern  pebildct  wr.nlfii.  Zr-ifwcilig  ist  mit 
der  Direciion  der  indirerten  Steuern  aach  die  Verwaltung  der  Zölle  verciuif(t  ge- 
wesen ^1811 — 15.  1S51— fifl).  femer  die  Verwaltung  des  Tabak-  und  Pnlfer- 
monopols.  Öeber  die  mehrfachen  Veriindenmjren  in  dieser  Dienstorsaiii^ition 
Josat,  p.  521.  5no.  Die  (ir?isso  und  Verschiedenartigkeit  der  Dienstgeschäfte  haben 
nach  manchen  Experimenten  /u  der  jetzigen  Organisation  geführt.  Ausser  admini- 
strativen und  technischen  liucksichten  scheinen  aber  nitnnter  politische  Erwägungen 
(so  bei  der  neuerlichen  Unfcrstellung  des  Pulvcruionopols  unter  das  Krici:?uiiiiistrriuuO, 
hie  und  da  vielleicht  auch  peröönlichc  Einflil^äc  bei  den  Veränderungen  mit  gei>pielt 
tn  haben. 

a)  Die  Generaldireetion  der  „indireeten  Stenern'' 

hat  es  namentlich  mit  der  Veranlagung-  und  Erhebung  der 

auch  in  Frankreich  im  engeren  Sinne  sogenannten  inneren 

indireeten  Steuern  zu  thun.   Ausserdem  uniiabst  sie  aber  einige 

andere  Abgaben  und  i^iu/iehniigsoperationen. 

Es  auter;>tebeii  ihr  speciell  die  innere  Salzüteuer,  die  Getränkesteucni, 
die  inlftndlüche  Rttbenznckerstener,  die  neoeren  kleineren  inneren  in- 

dirr  rli  Ti  Steuern  i^MincralöI ,  ainlcto  Oi  lo,  Stearin  um]  Kerzen,  Essig  und  Essi^- 
:>äurc,  Dynamit  u.  s.  v..  früiier  aucli  die  inzwischen  wieder  beseitigten,  zu  denen  seit 
1886  anch  die  Papleratener  gehQrt),  das  (übrigens  rerpacbtete)  Zundliftlzchen- 
Monopol,  die  Prüfungsabgabc  von  Gold-  und  Silberwaarcn .  die  Dena- 
turalisation sabgabc  von  Alcohol,  die  Spiclkartensteu er,  die  Liccnzen 
im  (lobiet  der  Vcrbiauchsbeslcuerung.  Ferner  ressortirt  zu  dieser  Direction  der 
Verkauf  (nicht  die  Cultur  und  Fal)rikation)  des  Tabaks  beim  Tabakmonopol 
und  (binsn  dor  Verkauf  (nicht  die  Herstellung^!  des  Pulvers  beim  Scliiess- 
pii  1\ c  1  lUüiiüpoI.  Verschiedene  kleinere  Abgaben  und  Einnalimen.  welche  mit 
dicsiiJ  indireeten  Steuom  in  Verbindung  stehen,  gewisse  Stempel.  Control- 
gebühren  überwachter  steuerpflichtiger  Gewerbe,  Pluiiibirungsgcldpr.  Gi'Iil>tr:^fen, 
werden  ebenfalls  von  dieser  Direction  mit  verwaltet  und  erhoben.  Ausserdem  geboren 
die  schon  oben  behandelten  Transportstouern  von  Olfentlichem  Fnhrdienst,  auch 
von  Ki-onbr\hrieii  zu  ihrem  Ressort,  Endlich  unterstand  ihr  die  Eilieliun^:  der  1S*^0 
beseitigten  AbgabcD  von  der  Scbifft'ahrt  iin  Inneren  und  untersteht  ihr  uoch 
gcg(;nwärtig  dio  Einziohnngr  der  PacbtjBrelderTon  F&hren .  Ooberfbhren,  Fischerei  n.a.in., 
sowie  diejenige  gewisser  Zahlungen  der  Gemeinden  zum  Ei-satz  von  Ausgaben 
Im  Interesse  des  städtischen  Octroi  dieustes,  auch  commnnaler  Kaserniruogsbeitrlige. 
Es  iindct  sich  liier  also  mit  den  grossen  Hauptzweigen  der  „inneren  indireeten  Ter- 
brauchsbesteucrung'*  eine  Reilid  kieinarer  Elnnahniezweige  vereinigt,  welche  finanz- 
wissenschaftlich besser  zu  einör  anderen  Steuereruppo  gestellt  werden  (die  Transport- 
Steuern  zu  den  „Verkehrssfeucrn")  oder  premischt  Steuer-  und  gebührenartiger  oder 
nur  lot/tcrcr  Xalur  sind.  Sie  fallen  auch  insgesammt  finanziell  nicht  sehr  erheblich 
ins  Gewicht.  Auf  eine  eicetic  Darstellung  dieser  Nebenzweige  des  Dienstes  dieser 
Generaldireetion  verzichten  wir  hier,  soweit  nicht  der  Zusammenhang  mit  den  wicli- 
dfferen  Zweigen  va  einer  Erwahnun;  Anlass  i^ebt  Einige  atatistische  Daten 
weiter  nnten. 

b)  Die  Cleneraldireetion  der  Staatsmanafaetoren 
fangtrt  jetzt  ausschliesslieb  noch  für  das  Tabakmonopol  and 
zwar  nur  ftlr  die  Ueberwachnng  des  inländischen  Tabakbans,  den 
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Ankauf  des  Tabaks  im  In-  und  Auslände  und  die  Herstellung  der 
Tabakfabrikate,  während  der  Verkauf  der  letzteren  zur  General- 
dlreetion  der  indireoten  Steuern  gehört. 

Anfänglich  stand  das  Tabakioonopol  bei  der  ,.Kc;ne  der  rereinigten  Abgaben"', 
der  spftterea  Direcüoii  dur  iudirecten  Steuern.  Nach  mehrfach«»  froherou  Ver- 
änderung-cii .  wobei  sie  bereits  7.^'it\\\'ilig■  selb?t?inrHg:  gestellt  jrewesen,  winde  die 
TabaJisvcrvaltuu|C  1S6U  von  Neuem  zu  einer  eigenen  (ieneraldircctiou  erhoben, 
vek-her  18«>5  unter  Doilegun^  des  Namens  „Gonoraldirection  der  Staatstnauii- 
f  uctii  reu''  auch  die  Hcrstoilnng  de.-^  iiiriiio]ioli-iit'.'ii  Pulvers  fdr  den  Privat- 
vcrichr  (im  Unterschied  vem  Bedarf  der  MiliiUrverwaltung)  ilbertrageu  irurde  ifi.  a.)< 
Im  J.  i8TS  wurde  dieser  FabrfltatiOMzwcig  ihr  aber  wieder  al^feaoiDBien  nua  den 
Krtegsministeritiin  mit  übertragen.  (Jesat,  p.  521,  591.   Vignea  I,  2üt.) 

c)  Die  Geiieralilirection  der  directen  Steuern  und 
diejenige  der  Com  ptabilität  (comptabilitö  puldique)  verwalten 
von  den  erst  im  Folgenden  mit  behandelten  Steuern  die  \on  uns 
hier  mit  eingereihten  „Gebrauchs- und  Geniiss steuern",  niUnlich 
die  im  französischen  Finanzrecht  mit  zu  den  >,den  directen  Steuern 
as^^!mili^ten  Specialtaxen"  gestellten  Steuern  auf  Wagen  und 
Pferde,  Billards,  gesellige  Vereine  u.  dgl.  (gesclilossene 
Gesellschatten)  (S.  416,  418).  Die  erst^jenannte  Direction  besorgt 
aber  auch  hier  nur  die  Veranlagung  und  was  damit  zu- 
sammenhängt! die  zweitgenannte  die  Erhebung  dieser  Steuern 
(S.  422). 

d)  Das  Kriegsministerium  verwaltet  seit  1873  durch  eine 
seiner  Directionen  (Ingenieurs  des  poudres  et  salp6tres)  das  ge- 
sammte  PulTermonopol,  daher  auch  die  Fabrikation  des  ftlr  Handel, 
Bergwerke,  Jagd  bestimmten  Schiesspnlvers.  Den  Verkauf  des 
letzteren  besorgt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier  die  General- 
direction  der  iudirocteu  Steuern. 

So  Tvar  CS  nuch  vor  1S05  irewcscn,  wo  die  Pulver-  und  SalpeteiJirection  im 
Kriegsminibterium  aufgehoben  und  letzterer  nur  die  Fabrikation  des  Pulvers  far 
Militirzwecke  beiaasen,  die  des  Handetspulr^  aber  der  Tabak-Diiectiott  mit  üher- 
tru^en  wnr  lo.  Alle  Staatü-Pulr  r- Fabiuen  und  Salpeter -RaffineiieeD  gingen  1873 
wieder  auf  das  Kiiegsmiiiisteiiam  Uber.  ' 

Die  folgende Uebersieht  zeigt  die  heutige  hohefinanzielle 
Bedeutung  der  französischen  jndireeten  Steuern  und  die  Ver- 
theilung  derselben  auf  die  oben  genannten  Verwaltungs- 
directionen. 

Bull.  XXIIL  265  ff.,  306,  Eigebniss  der  nicht  unter  der  Direction  der 
diicctea  Steucru  ötcheudeu  Abgaben  iui  IbSG ;  Anschlag  der  drei  unter  der 
Direction  der  directen  Steuern  stehenden  Gebrauchsstenern  für  1SS7  im  ßull.  XX,  8; 
Z5lle,  eb.  XXII,  6:50,  Ergcbniss;  an<h  Faure  p.  82,  118,  119,  Die  Reihen- 
folge ist  die,  in  welcher  sie  hier  besprochen  werden  (s,  S.  417). 

39* 


600  B>  ^      Stoaenecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  246. 

Ertrag  Ertrag 
1000  Fn».   1000  Trca. 

I.  Bei  der  Direction  der  indifecten  Stenern 

erhoben : 

A.  TerbravchssteiieTD: 

Innere  Salzstener   — •  8,06ft 

Getränkcäteaorn: 

Wein   18S,21«^ 

Olistwein   15.4721 

Brauntwein   234.5541  ^aijjäo 

Alkoholw.  Weine   2.451  f  «»T»*»» 

Bier   21,6991 

Znsclil.-roiidmen   88j 

Expcdiiionigebühr   —  4.T81 

Innere  Zuckcrstcucr   —  •  86«9]8 

Neuere  kleinere  innere  Stenern: 

Papier   10,590 

Mineralöl   37 

Andere  Oole   2.555    (  «eit*- 

Stearin,  Kerien   S,T16  1 

Ewig  V.  8.  w.   2,933  | 

Dynamit  n.  9.  v   796  / 

Andere  verwandte: 

Gold-  nnd  SilberprUfungsabgabe  .   .  4.0241 

Alcohol  —  denatuialisirt    ....  2/220  >  9,149 

Spielkarton   2,305] 

Monopole: 

Tabak   368.9381 

Pülr.r   12,971}  398,919 

ZuaUhölzer   17,010j 

Licenzen : 

b.i  Getränken    .   12.2091 

andere   6841 

Snmme  A.  YerbTauchssteoern  .  .  —  954,620. 

B.  Ausserdem  irerdon  hei  dieser  Direetion 
noch  TcrcinDahmt: 

Stempel   8,003 1 

Strafen  nnd  Confiscationen  ....  4,1281 

Von  Faliren.  fi- -Ii '!vi  n.  dgl,  m.     .  2,755' 

Zinsen  ron  ISieuercruditea    ....  5161 

Comsiuinale  EasemirQDgskosten .  .  .  1,53b| 

Yencliied.  Andere,  Kosteneistae  Q.  dgl.  2,904j 

(>.  Ferner  Tran sportstenern: 

Eisenbahnen   75,014|  öa-«* 

Andere  6ffeaa  Fnhnrerke  ....  4,923/ 

Summe  aller  ^eser  EintttlllDen    ...  —  1,f)55.r)50 

Berichtigt**)   —  1,055.08b 

Dwn  Erträgnisse  des  2.  Theils  desEateroice  _   20,724 

Gesammtbettsg  I   —  1»076,S83. 

II.  Bei  der  DiTecUon  der  directen  Stenern 
reianlagt: 

Wagen,  Pferde  u.  s.  w.  .   .   .   .   .  11,0701 

Billaids   1,187}  13,747 

Yewine,  Gesellschallten   1,490) 

*  '  Seit  1.  Decembcr  ISSG  wegg^cfallen ,  alao  obiger  Ertrag  nur  für  11  Monate. 

**j  Die  Summirung  crgiebt  29,000  Francs  weniger,  vielleicht  wegen  eines  nicht 
ennittelten  Druck*  oder  Bechenfehlers  in  dner  Babru. 
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Ertrag?  Ertrag 
1000  Frca.    1000  Ffc«. 

IIL  ZftlU. 

EiDfrangszfliln  (iacl.  vou  Zucker)   .    .  n24.595) 


Statist.  Abgabe   ß,l40l  •jj»«!« 

SehiffiTahrtsabgabea   7.684  (  ^W*" 

Ncbeneiiin.  dur  Zullrerwaltung  .    .   ,  4,8V] J 

Salzstouer  iu  dieser  Verwaltung    .   .  —  23.006 

Samme  III   —  366,616 

Summe  I.  bis  III   —  1,456.746 

Summe  uliiie  die  Trarisportsteuoni  uiiterl.  C.  —  1  ,:5T6,209 


Solche  Datoa  für  eia  eiitzelues  Jahr  gebea  bei  deu  Scbwaiikungeu  dot  £rtijiKi» 
gerade  der  hier  aufgeführten  Steaem  nataillch  nur  ein  BUd  Ton  der  Bedwltni;  der 

vcrijcliiedencn  Posten  im  Ganzen  und  von  der  Grösse  dos  Gesammtertrags  ueaer 
Steuern  im  VerhfUtnisä  zu  demjenigen  der  übrigen  grossen  Steuergruppen. 

Mit  13-1400  Mill.  Frcs.  beläult  sich  der  Ertrag  dieser  „Ver- 
branchsbesteuernng"  auf  1 — 200  Mill.  höher  als  derjenige  der 
beiden  frtther  dargesteUten  Qrappen  der  Staatsbesteaerung  (S.  596). 
Die  grosse  Stenervermehrung  seit  dem  deutseh^fras- 
zöflischen  Kriege  fällt  in  besonders  starkem  Maasse  auf 
diese  „Verbranehsbesteuerang".  Von  661  Mill.  Frcs.  in  1869 
stieg  die  Gesammteinnahme  (incl.  Transportstenem)  bei  der  6e- 
neraldireotion  der  indireeten  Stenern  sobon  1875  auf  Aber  1000  Mill. 
nnd  hat  sieh  seitdem  zwischen  1050  und  1100  Hill.  Fros.  bewegt, 
einmal  letztere  Ziffer  selbst  etwas  übersehritten.  Ebenso  ist  die 
Einnahme  bei  der  Generaldireetion  der  Zdlle  Ton  145  Mill.  in  1869 
von  1874  an  rasch  gewachsen  nnd  in  den  1880er  Jahren  bis  anf 
360—400  Mill.  Frcs.  nnd  mehr  gestiegen  (incL  Salzsteuer  and 
ZaekerzoU).  Im  Unterschied  TOn  den  direoten  Stenern  erfolgen  zn 
den  indireeten  Stenern  in  Franlireich  Iseine  Znschl&ge  zn  De- 
partemental-  und  Commtinalzwecken.  Das  ermöglichte  mit  die 
grosse  Eiunaliuicsteigeruiig  für  die  Staats casse,  die  sonst  wohl 
nicht  in  diesem  Unitange  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Das 
„steuerpolitischc  Programm"  nach  dem  Kriege  in  der  Periode 
seit  1871  war  aber  überhaupt  gerade  die  „Erhöhung  und  Ver- 
mehrung d  c  r  i  n  (l  i  r  e  c  t  e  n  Steuern"  (einschliesslich  Enregistre- 
ment  und  Stempel).  Wir  kommen  auf  diese  scliou  oben  (§.  172 
()is  174)  characterisirte  Folitili  unten  zum  Schluss  noch  einmal  zu 
sprechen. 

Im  b'ülgendeu  wird  zuuSchst  nur  die  Einrichtung  und  der  GoacbäftskrMS  der 
Generaldireetion  der  indireeten  Besteuerung  dargestellt.  Von  der  Tabak-  und  der 
ZoUrerwaltmig  specioll  wixd  sp&ter  im  Eingang  der  Darstellttog  dieaer  Steueni  ge- 
handelt werden. 

§.  247.  2.  Einrichtung  und  Geschäftskreis  der 
Direction  der  indireeten  Stenern.  Nach  der  technischen 
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Natnr  dieser  StcuerD  —  wie  auch  der  Zölle  und  der  Verkehrs- 
steuern (Enregistreraent  und  Stempel)  —  bäugl  Veiaulaguug 
und  Erhebung;  hier  sacblicb  und  liiiulig  auch  zeitlich  näher  zu- 
sammen als  bei  den  direeten  Steuern.  Die  bei  letzteren  in  der 
französischen  Verwaltung  bestehende  durchgreifende  Trennung  des 
Veranlagongs-  und  Erhebungsdienstes,  welche  beide  hier  sogar 
unter  zwei  verschiedenen  Qeneraldircetionen  stehen  (S.  422),  findet 
sich  bei  den  indirceten  wie  bei  den  Zöllen  und  Verkehrssteuern 
anch  nicht.  Auf  die  Einrichtung  des  gesammten  Dienstes  ist  diese 
Versobiedenbeit  von  Einfluss. 

Der  Dienst  tbeilt  sich  anch  bei  der  Generaldirectiou  der 
indirecten  Stenern  in  einen  Central  dienst  sn  Paris  nnd  einen 
Local-  oder  Departementaldienst. 

Josat,  p.  522  fi".    Block,  dict.  Art.  contrib.  indir.  IV,  12—57.   Say,  dict., 

p.  1237  fr.,  liier  kürzere  Darstclinnp'  der  neaestcn  Gestaltnnj:'.  Vi^^ncs  T,  30^  flf. 
V.  Hock,  8.  441  IT.  t.  kaulmaun,  8.  323  tt'.  Das  mancherlei  Detail  soll  hier  uicht 
gegeben  werden;  im  Folgenden  nnr  einige  Haaptpnncte. 

Der  Centrali]icn>t  luitcr  dem  Gencraldirpctor  ist  jetzt  unfer  3  (bis  l^Sl  4) 
Abtbciluugon  („diFisions"),  jede  uuter  einem  „Verwalter"  ^admiuistrateur)  vertheilt 
(Die  Panctionen  derselben  bei  Josat,  p.  523  ff.)  Der  Genenddirector  bat  ausserdem 
ein  CcntralluiieaQ  und  ein  Bureau  für  die  Personalien  nuinittclbar  unter  sich. 

Der  Departemea taldieast  gliedert  sich  wieder  in  den  mehr  ceutralisirteo 
höheren  und  in  den  mebr  decentndisirten  niederen  oder  eigentlichen  Local- 
dienst.  In  der  Kegel  bildet  jedes  Departement  einen  Directionsbezirk  unter 
einem  Director;  nnr  das  Seinedepartement  mit  Paris  hat  drei  Directioncn.  Dieser 
Bezirk  ist  je  nach  Budaif  wieder  unter  üutcrdirccturen  in  Uu terbezirke, 
welche  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  ein  oder  mehrere  Arrondissements  vmfasaen, 
einfretheilt.  In  jedem  Dircetioii^be/.irk  stehen  unter  dem  Director  ,,In specto ren 
theils  „sess hafte"  (s6dentaires),  welche  ausschliesslich  iu  ihrem  Wohnsitz  tbätig 
sind,  theils  Departementsinspoctoren,  velche  Rondreisen  zu  machen  haben. 
Diese  Inspectoren  haben  die  alli^euuinc  Ueberwachnng-  des  Dienstes  und  die  specicUe 
Prtltung  der  iiechnungsleger  zu  besorgen,  sowie  das  Personal  des  „actiren"  Diensteid 
(8.  o.)  in  ordentUcber  Anspannung  zu  halten. 

Für  den  ei  iroi  tl  ic  h  eu  Localdienst  bestehen  llaupteinnehmercien 
(receveors  »rincipaux)  lilr  die  Vereinnahmung  der  Gelder  der  Guter-  and  Neben- 
imter,  für  die  Yerrechnung  mit  diesen  u.  s.  w..  sie  fungiren  far  ihren  Ort  oder  fiir 
kleinere  Bezirke,  aber  auch  mit  als  Unterämter*,  sodaun  bestehen  in  den  grösseren  oder 
wichtigeren  Städten  eigene  üntoräniter  (reccvenrs  partictiliurs)  fnr  den  Vcr- 
anlagungs-  und  Erhebuiifisdieust  der  einzeliiea  üclalle;  endliuii  2s' e  beii  Smter 
(Tocerenrs  buralistes)  in  den  kleineren  Gemeinden.  Im  Interesse  leichter  und  be- 
quemer Erledigung  der  Steuergeschäfte  Fir  das  Publicum  ist  die  geset/Iiehe  Be- 
stimmung äeit  lbl6  getroffen,  dass  jede  Gemeinde,  die  eine  Erhebungsstelie  wünscht 
nnd  einen  zahloni^fähigen  Mann  dafor  stellen  kann,  das  Becht  hat,  ein  solches 
Nebenamt  zu  erhalten.  Manches  speciali-irt  sich  nach  den  ein/.elnou  Stenern.  Be- 
sonders die  cigenthUmlicbe  Eiurichtuug  der  Getränkesteuern,  namentlich  der  Weln- 
nnd  Brannttr  ein  Stenern,  die  dabei  vorkommende  Versendnn^s-  und  Transport- 
controle  bedinp^n  wieder  Eiftenthi'milichkeiten  im  Ueberrtacliiingsdieast  252  ff.). 
Die  Einnehmer  der  Directiou  der  indirceten  Steuer  fangireu  gewöhnlich  auch  mit  ab 
VerschleisseT  von  Tabak  und  eventaeU  ?on  Pnlrer. 

Im  Localdienst  wird  ferner  zwischen  den  Stiidten  und  dem  platten  Lande 
unterschieden.  Dort  bestehen  rrrrelmä^sis^  Steuf-ränifer  mit  festem  Sitze,  iu  denen 
die  Veranlagung  oder  Feststellung  der  bleuem  von  der  Erliebung  derselben 
getrennt  und  jede  einem  besonderen  Beamtenpersonal  übertnfen  ist.  In  viohtigenii 
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üiteu  fuugireu  dauebeu  iiocli  staadige  Clou tfolcure.  Aui'  dem  Lande  wird  der 
Dienst  von  ambulanten  Beftmten,  zn  Pdss  oderzn  Pferd,  immer  zirei  zusammen, 

dem  uiy;eatlichcn  Eiunehmer  und  dorn  Hauptcoiiunis,  besorgt  und  so  Veran lagung . 
Erhebung  und  daneben  regdmHssig  ancli  Controle  Toa  demselben  Pecsonal 

vorgenommen. 

Specialbeamte  fangircn  statt  der  genannten  Beamten  oder  Behörden  mitanter 
iiOcIi  für  einzelne  Zweige  der  unter  dieser  rienijraldircction  ütelit  inli  ii  Ab;:;i1)en. 

lax  französischen  Finanzrccht  wird  aut  diesem  Gebiete  in  der  uepartemcntaien 
und  loealcu  Steaemrvaltuiig  noch  zwisclien  dem  sesshaftcn  (sedentaire)  und  dem 
activt'n  Dienst  HiitersLlii  tlen.  Zu  jenem  rechiicf  man  den  Bureaudienst  der 
Directoren,  Unterdirectoreu  und  der  einzig-  mit  der  Einca:isirung  von  Steuern  beti'auten 
Aemter  (comptablesV,  zum  actirra  Dienst  die  insbesondere  mit  der  Debervachunj^ 
der  Steueriiflichtiroii  tnnl  mit  der  Constutii'unir  der  steu'ji|if!ichti-eii  Fälle  bL-trautcn 
Beliördcn  und  Beamten:  die  Inspectorea,  Controleure,  ambulanten  Erbeber  und  das 
untere  Uebervachnngspersonal  speciell  fOr  die  hierhergehorig'en  ,4ndiT8cten**  Steuern. 
*^So  Say.  ili<  r.  Art.  contr.  indir.,  p.  J23S.  Die  Unterscheidung  wird  von  den  ein- 
zelnen Autoreu,  so  Vignes,  Josat,  Block 's  dict ,  v.  Hock  [s.  S.  25,  442J, 
V-.  Kaufmann  a.a.O.  nicht  ganz  in  der  gleichen  Weise  gemacht)  An  dem  Ueber- 
wachungsdicnst  bat  auch  das  Personal  anderer  Finanzzweige,  namentlich  die  Zoll- 
wache,  in  gewissen  Friüoii  Thoil  ni  nchrnen ,  hie  nnd  da.  z.  B.  bei  dem  Getränke- 
transport, üben  Huch  andere  Verwaltuagsorpaiie,  wie  Weg-  und  Brückcnwächtor, 
Gensdannerie  n.  a.  m.  die  Controle  mit  aus.  —  s  -  1 1  istisches  und  Angaben  Uber  die 
Bei  ab  lang  der  Beamten  im  Folgenden  bei  den  £rhebangskosten. 

Der  grosse  Umfang  und  die  Mannigfaltigkeit  des 
Dienstes  anf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  der  indirecten  Stenern 

mit  ihrer  schwierigen,  verwickelten  Ueberwachung,  Veranlagung 
und  Erbebuu<5  sind  durch  die  technische  Natur  dieser  .steuern 
nothwendig  begriiiulet.  In  Fraukreich  werden  sie  ;iber  durch  die 
gebotene  streng  tiscalische  Tendenz,  durch  die  Höhe  der 
Steuersätze  und  durch  die  speciiisclie  EiurichLuug  einiger  Steuern 
(Getrankesteuern,  Tnbakmonopol )  noch  gesteigert.  Das  Verwaltungs- 
personal muss  desball)  in  Frankreich  besonders  zahlreich  und  kost- 
spielig sein.  Natürlich  stellt  es  auch  eine  Menge  über-,  neben-  und 
untergeordneter  Kategorieen  von  Beamten,  m.  a.  W.  eine  g/ojs.-se 
bureaukratisc  hc  Hierarchie  dar.  Die  in  solchen  Einrichtungen 
enthaltenen  üebelstUnde  sind  nicht  zu  verkennen,  aber  sie  sind  die 
unvermeidliche  Folge  eines  solchen  Steuersystems.  Manches 
mag  durch  den  Einfluss  politischer  Momente,  persönlicher  Kück- 
sichten  unter  den  so  oft  wechselnden  Verfassungen  des  Staats  und 
den  noch  viel  hänfiger  wechselnden  Ministerien  verschlimmert 
worden  sein,  auch  gerade  8eitl870.  Aber  in  der  Hauptsache  wird 
man  die  Dienstorganisation  mit  ihren  Schwächen  und  Vorzügen 
ungleich  mit  dem  ganzen  superfisealischen  System  französischer 
indireoter  Stenern  hinnehmen  müssen.  Das  System  ist  eben  wieder 
das  Prodnct  französischer  Staategeschicbte  im  19.  Jahrhundert 
und  mnsste  dorch  die  nach  dem  Eriege  von  1870—71 
eingeschlagene,  freilich  im  Grossen  nnd  Ganzen  kaum  anders 
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mögliche  titeaerpoUtik  uothweDdig  ooch.  schärfer  herausgebildet 
werden. 

§.  3.  Ucberwachungsdienst,  Erhebnng,  Hecia- 
mationen,  Eintreibung,  Steuervergehen.  Die  technische 
Natur  der  indirecten  Steuern  Uberhaupt  and  der  franzOsiseben 
insbesondere,  namentlich  einzelner  der  letzteren,  wie  vor  allen  der 
Getränkesteuem,  bedingt  aneh  einen  umfassenden  Dienst  regel- 
mllBsiger  Ueberwachnng  (in  strengster  Form  mittelst  des  sogen, 
ateneramtlicben  y^Ezereiee*',  §.  263).  Darin  Hegt  eine  der  besonderen 
BelSstigangen  des  wirthsohaftliehen  Verkehrs,  welche  wieder  als 
Folge  des  Systems  hingenommen  werden  mnss.  Für  die  Ausflhnng 
dieses  Dienstes,  zar  Feststellnng  der  Stenerschnldigkeiten,  znr  Ver- 
htttsng  von  Defraudationen  nnd  znr  Ermittlung  derselben  geniesst 
die  Verwaltung,  namentlich  das  hierhergehorige  Dienstpersonal, 
wichtige  Bechte  in  Betreff  des  regelmässigen  oder  ausserordentlichen 
Besuchs  in  den  Qesehftftsrftnmen  der  dem  Ezerciee  unterworfenen 
Steuerpflichtigen,  auch  des  Eindringens  in  die  Wobnungen  im  Ver- 
dachtsfalle (z.  B.  bei  Hehlerei)  gegeuUber  sonstigen  Privaten  u.  dgl.  m. 
Umfang  und  Art  wie  AusUbungsmodalitäteu  dieser  Rechte 
und  der  correlativen  Pflichten  des  Piiblicums,  z.  B.  hiii.siehtlich  der 
Tageszeit  der  Besuche,  der  Voruahmc  derselben  bei  gewöhnlichen 
Privatcij  uui  unter  Assistenz  von  Friedensrichter,  Maire  oder 
Polizeicommissär,  bestimmen  die  betreffenden  Gesetze,  zum  Theil 
diejenigon  über  die  einzelnen  Steuern.  Nattirlich  wird  ein  erheb- 
liclier  Theil  der  Verwaltuugskosten  der  indirecten  Stenern  gerade 
durch  diesen  Ueberwachnngsdicnst  und  das  zahlreiche  Personal 
datür  veranlasst.  Statistisches  Uber  diesen  Dienst  im  folgenden 
§.  249. 

Die  Er h e b  ü  n  ,ir  der  indirecten  Steuern  erfolgt  auf  zweierlei 
Weise,  Entweder  werden  die  scliiildigen  Beträge  gleich  unmittelbar 
nach  der  amtlichen  Feststellung  baar  bezahlt  (sngen.  droits  an 
comptant)  oder  vor  läufig  festgestellt  und  als  Steuerschuld 
dem  Pflichtigen  zur  Last  geschrieben  (sogen,  droits  constates) 
auf  Grund  der  Ermittlung  der  Beamten  bei  dem  ,,Exercice"  oder, 
soweit  das  zugelassen  ist,  nach  Seh aldigkeits -Anerkenntnissen  der 
Stenerpflicbtigen  selbst.  Diese  Beträge  sind  also  nicht  sogleich 
fällig.  Die  Vorscbriften  Uber  die  Bebandlnng,  Sicberstellungi  Ein- 
ziehung dieser  Schuld  sind  hei  den  einzelnen  Steuern  öfters  etwas 
yerschieden.  Der  berechtigte  allgemeine  Gesicbtspunct  ist  aber, 
die  Entriehtung  der  Steuer  dem  zunächst  Verpflichteten  zu  erleichtem 
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und  dieselbe  tbunlicbftt  flo  ansnsetzen,  dass  der  letztere  nioht  oder 
nicht  lange  die  Steuer  aus  eigenen  Mitteln  vorsebieBsen  rnnss,  — 
womit  der  specifisclie  Charaeter  „indirecter"  Stenern  anerkannt 
wird  (Fin.  II,  p.  338,  388).  Datier  werden  liier  aoeb  meist  eigentlicbe 
Stenercredite  für  bestimmte  Maximalfristen  gegeben,  die  aber 
nach  dem  letzten  Kriege  yerzinslieh  gemacht  worden  sind.  Er- 
folgte dagegen  sofort  Baarzahlang,  so  wurde  frtther  dem  Pflichtigen 
ein  D 1 8  c  0  n  t  gewShrt,  was  neuerdings  aufgehört  hat.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Zollen  (Gesetz  v.  15.  Febr.  1875). 

Beim  Tabak-  nnd  Pnlvermonopol  müssen  die  amtlieben 

Debitanten  sofort  den  die  Steuer  enthaltenden  Preis  bei  dem  Bezug 

der  Lieferungen  aus  den  Ma^aziueii  baar  entrichten.  Der  feste 
Absatzpreis  enthalt  dauu  ihre  Provision  gleich  mit.  Credit- 
gewähruug  au  Käufer  erfolgt  natürlich  nur  auf  ihre  Gefahr. 

Streitfragen,  'laber  Kec  1  a  m  ation  en  Uber  die  Ver- 
anlagung der  Steuern  können  bei  Baarzahlinig  wie  bei  „Con- 
gtatirung"  der  Steuer  entstehen.  Das  Recl  am  ation  sie  cht  des 
Steuerpliichtigen  bezieht  sich  im  ersten  Falle,  wenn  er  voraus- 
setzongsweise  den  geforderten  Betrag  entrichtet  hat,  auf  ent- 
sprechende Bückzahlung  des  Entrichteten  oder  zu  viel  Entrichteten, 
im  Eweiten  auf  entsprechende  Herabsetzung  oder  L^^schung  seiner 
' Stenerscbnld.  Hier  steht  ihm  dann  einmal  die  Beschwerde  im 
Verwaltungswege,  sodann  aber  auch  die  Klage  im  Civil- 
geriefatswege  sn,  wenn  ungeachtet  seines  Widerspruchs  die 
Verwaltung  gegen  ibn  einen  Zahlnngsbefehl  erläSät,  wozu  sie 
zunächst  das  Recht  hat,  nnd  dieser  Befehl  ezeeutirbar  ist, 
eyentuell  auch  gegen  ihn  execntirt  wurde. 

In  diMer  Beziebuug  kommt  hier  dor  scliou  fruhur  erwähnte  wichtigü  Urundeatz 
in  6«tfftcbt,  dass  die  Cirilgreriehte  bei  den  iodirocten  Steuora  wie  bei  den  Kegiüter» 

und  Steinpelabgabett  auch  schon  hin^iL'IlIliL■h  der  Veranlagnng,  bezw.  bri  der  l'ra^re 
cojupctüiit  sind,  in  velcUcr  Art  md  ia  welchem  Maasse  Jemand  Uberhaupt  zu  der 
verlangten  Steiierentrichtniig:  rechtlich  verpflichtet  sei.  Bei  den  directen 
Steuern  wird  darüber  nur  im  V'erwaltun^svege  entschieden,  kann  also  auch  nur 
innerhalb  dfesilbcn  redamirt  werdon.  (S.  o.  l"*!,  S.  42S,  §.  212,  S.  510  und  die 
dort  anKcgebcuuu  Stellen,  bes.  Vi^^ul  s  I.  2S3  11.  Block,  dict.  contrib.  indir.,  Nr.  S6. 
Say,  dict.  ders.  Art..  p.  1241.  Ges.  3.  22.  Krim.  VII,  5.  Vcnt.  Xll.)  Appellation 
gegen  die  Entscheidung  des  Civilgerichis  hudet  nicht  statt,  Anfechtung  nur  im 
Cassationswege.  Die  Anbringung  der  Klage  hat  fiir  die  Vollziehung  eines 
Zahlungsbefehls,  zu  der  erentaell  wieder  das  Gericht  mitzuwirken  hat,  nur  dann 
anf>cliiebende  Wirlauifr.  Vi-ctun  der  Steuerpfliclitige  binnen  S  Tagrn  motivirtcn  Wider- 
bpruch  eingelegt  und  die  Sache  zur  Entsuhciduug  ror  das  comi>eteute  Civilgericht  ge- 
bracht hat.  Bekommt  der  8teuerp£llchtig>e  aach  einstweiliger  freiwiHiger  Zahlniig  oder 
nach  erfölgfer  E\ccution  Hecht,  so  liai  er  ausser  auf  KUckersatz  des  Ge^ahllcii  auch 
Ant^ruch  auf  Entschädigung.  Für  gewühulicU  bistirt  indessen  diu  Verwaltung 
Zvangamaassregelu  gegen  den  klagenden  Steuerschuldner  Oberhaupt,  wenn  keine  Gefahr 
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?orliegt,  dass  im  Falle  des  Obaiegeiis  der  Yervaltuiig  da&  Iiiteresa«  des  Fiscus  ioziriSGiien 

gefährdet  wird. 

Gegen  rückständige  Steuerschuldner,  ijei  „coustatirten " 
Fällen,  erfolgt  die  Beitreibung  nach  Eintritt  des  Zahluugs- 
tcrnnus  auch  mittelst  Zahl  u  u  gs  bcfe  hls  der  Verwaltnng.  Das 
Weitere  gestaltet  sich  dann  in  der  eben  angeijebeuen  Weise.  AVo 
Cautionen  der  ^^te^erpf^i(•btigen  zu  stellen  f^ind  oder  bei  Stcuer- 
crediteu,  welchen  solche  oder  andere,  z.  B.  weehsclniassige  \'ei- 
ptiichtangen  des  Steuerschuldners  zu  Grunde  liegen,  geben  diese 
Cautionen  u.  8.  w.  zunächst  die  Mittel  für  den  Fiscus,  sich  im 
Weigerungs-  oder  Unverniögensfalle  des  Schuldners  bezahlt  zxx 
machen.  Im  üebrigen  hat  die  Verwaltnng  das  Privileg,  sich  vor 
anderen  Gläubigern  (mit  gewissen  AUssnahmen)  an  das  bewegliche 
Vermögen  (einschliesslich  Werthpapiere)  des  Schuldners  zu  halten. 
Auch  bei  Fallissement  des  Steuerpflichtigen  geniesst  der  Fiscus 
fSr  seine  rückständigen  Steneriordemngen  Vorrechte,  in  allen 
Streitfällen  ist  die  Civiljastiz  competent.  Die  Verjährnngs- 
frist  ist  gegen  die  Verwaltung  fttr  nicht  eingezogene  Abgaben 
ein  Jahr  vom  Zeitpanct  der  Fälligkeit  ab,  gegen  den  Stener- 
pflichtigen  für  die  Forderung  von  Rückzahlungen,  Herausgaben 
(z.  B.  <ron  beschlagnahmten  Waaren)  zwei  Jahre. 

Leber  Steuervergehen,  Hinterziehungen  (Contra- 
ventionen,  Deliaadationen)  weiden  zunächst  von  den  conipetenteu 
Steuerbeamten  —  bisweilen  auch  von  den  anderen,  bei  der  L'el)er- 
wachung  mit  betheiligten  öffentlichen  Beamten,  z.  ß.  seit  lb72 
hinsichtlich  des  Transports  der  Getränke  —  in  genau  vor- 
geschriebenen Formen  und  unter  ebensolchen  Modalitäten  Proto- 
kolle aufgenommen.  Zur  Kntschei  d un g  geht  die  Sache  alsdann 
an  das  Correctionstribunal  erüter  Instanz.  Gegen  dessen 
Urtheil  kann  appeliirt  und  aut  Cassation  angetragen  werden. 

Auch  die  franz<$sisehe  Praxis  kennt  aber  im  Gebiet  der 
indirecten  Besteuerung  das  Vergleichs-  oder  Abfindnngs- 
verfahren  über  Geldstrafen  bei  Defraudationen.  Principiell 
nicht  unbedenklich  (Fin.  U»  g.  598)  gilt  dies  Verfahren  eben  doch 
durch  das  practische  Bedflrfniss  für  geboten.  Es  kann  sowohl  vor 
Anhängtgmachnng  der  Sache  vor  Gericht  als  selbst  nach  erfolgtem 
Urtheil  eintreten.  Kach  der  Hohe  der  Summe,  um  die  es  sich  bei 
einem  Straüfall  und  einer  Vemrtheilung  dreht,  sind  verschiedene 
Instanzen  der  Finanzverwaltnug  zar  Bestätigung  der  Vergleiehe 
competent  (Departementsdirector,  Generaldurector,  Minister).  Die 
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eingehenden  Ötrafbeträge  werden  grossentheils  unter  die  bei  der 
Ermittlung  der  Defraadationen  betbeiligten  Beamten      und  zwar 
im  Allgemeinen  nnr  an  die  unteren,  bis  zu  einem  beBtimmten  Grade 
Tertheilt 

Die  in  Geltung  stehenden  Vorschriften  über  die  in  diesem  §.  berührten  Puncto 
stammen  zum  Theil  noch  ans  fresetzen  und  Decrcten  der  Periode  der  er&ten  Revolution 
her.  So  Ges.  v  5.  Veiit.  XII,  Decr.  v.  1.  üerniin  XIII  u,  a  m.  Bes.  wichtig  dann 
mit  einigen  Bi stiiniiumgcn  das  Ges.  v.  28.  Apr.  l^lti  (so  235—238  über  die  Rechte 
der  Verwaltung  in  Bez.  auf  visitr  <?,  exerciccs,  Eindringen  in  W'olinnnjr'Mi  Privater  im 
Yeidacht:>fall).  Bei  der  Eintuhrung  der  neoen  indirecten  Steuern  18U  tt.  wird  ge- 
wOtratich  in  dem  betreffenden  Gesetze  die  Anirendang  der  älteren  gesetzlichen 
Normen  auf  die  Yerlii^ltnisse  der  neuen  S'ttnitTii  aubdrürklich  ausgesprochen  (z.  B. 
Ges.  V.  4.  Sept.  1871,  Art.  8).  I>as  Einzelne  bei  Vignes  I,  283  IF.,  Art.  288—2^3. 
Block,  dict.,  Art.  contr.  indir.,  bes.  Nr.  8t— IIS.  Say,  dict.  ders.  Attlbel,  p.  1241 
bis  1211,  wo  für  rüe  wiclitiiroreti  Piiiictc  die  ü:esetziicheii  Bestimmungen  allegirt 
werden.  Auf  einige  darou  kommen  wir  unten  bei  den  einzelnen  Stenern  zurück,  bes. 
in  der  DarKteUnng  der  (^rSnkebesteuernng .  dem  in  jeder  Hinsicl.t  oigenthomliehstien 
und  finanzwisscuschaftlich  interessantesten  Tbeil  der  indirecten  Steuern.  Der  weit- 
läufige Gegenstand  IfiS'-t  sich  aber  hier  nicht  er^chfVpfeii.  Fiir  die  finaiuwissenschaft- 
liche  Würdigung  der  fraiizösistbea  indirecten  Steuern  iöt  indcbseu  die  Beachtung  dieser 
Poncte  wichiig. 

§.  241'.  1.  El  hebn  iig.-^ko  sten.  Trotz  des  complicirten 
Verwaltiiiigsai)])aiates ,  des  zahlieiehen  Verwaltiingspersonals, 
namentlich  auch  des  weitläufigen  Ueberwacbungsdienstes  sind  die 
ErliebuDgskosten  (i.  w.  H.)  der  eigentlichen  inneren  indirecten 
Steuern,  der  Monopole  und  der  Zölle  in  Frankreich  verbältniss- 
mässig  niedrig.  Sie  haben  sieb  auch  relativ  immer  weiter 
erraässigt,  verglicben  mir  d  r  früheren  Zeit,  mit  den  Kosten  der 
andren  grossen  Stenergriippen  und  mit  denen  andrer  Länder. 
Das  erklärt  sich  wesentlich  mit  ans  der  enormen  Einnahme, 
welche  diese  Abgaben  in  Frankreich  abwerten,  und  der  grossen 
Steigerung  derselben  in  den  letzten  Jahrzehnten,  besonders  seit 
1871.  Natttrlieb  massten  sieb  selbst  absolut  etwas  wachsende 
Kosten  mit  der  grösseren  Vermehrung  der  Einnahmen,  auf  die  sie 
sieb  vertbeilen,  relativ  gOnstiger  stellen.  Kann  man  den  amtlichen 
Kostenberechnungen  trauen  und  annehmen,  dass  dieselben  in  ver< 
schiedenen  Zeiträumen  genau  nach  denselben  Crmndsätzen  erfolgt 
sind,  so  wäre  aber  anch  die  absolute  Steigerung  der  Erhebungs- 
kosten  nicht  eben  bedeutend.  Hie  und  da  scheint  danaeh  selbst 
eine  absolute  Ahnahme  derselben  eingetreten  zu  sein.  Desto 
besser  mussie  sieh  das  Verhält niss  der  Kosten  zu  den  Ein- 
nahmen stellen.  Freilich  sind  hier  wie  sonst  bei  den  Kosten  die 
Zinsen  und  .  etwaige  Amortlsationsheträge  des  grossen  Gebäude- 
capitals  and  anderer  stehender  Capitalien  der  Steuerverwaltung 
nicht  berfieksichtigt. 
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Statistik  des  L'eberwachunjrsdif^nstcs  im  Gebiet  der  indirecten  Steuern 
(incl.  Monopole)  ia  Bull.  VI.  ü,  Xül,  7^0.  JiX,  5Ub.  Auch  v.  Kaufuiaiio,  S.  326  Ii. 
Im  AllKemcineo  siud  allo  Producenten,  Fabrikanten.  Händler.  Kiedcrlagun-Ijitiaber  der 
stenerpflichtigen  Artikel .  bezw  die  betreUendon  UntcroelimuDgen  der  Ueberwacbung 
uiHot Wölfen.  Die  Einführung  der  iileiucren  ncu^n  iudirccteii  Steuern  nach  1871  bat 
daher  die  Zahl  der  Ueberwacbt^n  fermehrt.  Doch  wird  dieser  Oeberwacbuugsdienst 
bei  den  (amtlichen)  Debitanten  von  Tabak  und  Pul?er,  bei  den  Goldscbmitiden, 
JuwelioroQ«  ührmacberu,  ferner  bei  de^jeuigea  Getränk e debitanten,  welche  abouuirt 
Bind,  sich  abfePunden  haben  (und  letzteren  Falls  nnr  Branntwein  verkaufen)  oder  in 
den  der  „einzigen  Taxe"  nntcrworfenen  Städten  ihr  Geschäft  haben,  nicht  au>gettbt. 
Dadarcb  rermiodert  sich  die  Zahl  der  thati»äcbUcli  ständig  ttberwacbten  Unteruebmer 
anf  fast  die  Hälfte  aller  im  Princip  der  Controle  nntentebenden.  Nnr  scbStzanfra- 
weise  fuhrt  die  Statistik  die  Anzahl  der  bloss  ihren  eigeaeii  Wein  und  Cidcr  eratendeu 
EigenthUmer  und  Brenner  ))o«iIIcnrs  de  cru),  welche  steuerfrei  sind,  auf.  Auch  die 
Eisenbahuuutcrn  ehmuDgcn  (IbGÜ  32,  ISöü  60)  und  diejenigen  des  öffent- 
lichen Fuhrwesens  (1S69  14.647,  1SS5  14.224)  unterliegen  dieser  Controle  mit 
(8.  0.  S.  57b).  Die  Hatipt/ahlen  sind  folgende  (auch  1869  ohne  Elsass-Lothrinccen  be- 
rechnet), cinschlie&&lich  der  obengenannten  Geschäfte.  Weitere  Einzelheiten  bei  deu 
betreileudeu  Steuern.  „Ezercioe'*  ist  die  strengere  Form  der  periodisohen  oder  selbst 
beständigen  Uebervacbnng. 


1869 

1873 

1885 

Untemebmer  im  Gebiet  der  Getr&nke. 

396 Jll 

380,299 

427,437 

Darnnter: 

274,472 

2ÜÜ.57S 

246,229 

122,239 

1!1*,715- 

181.208 

Schützling  der  Eigcncrnter  und  Brenner 

2,232.676 

2,312,689 

3,358,172 

Alle  anderen  üntemebmer  .... 

94.111 

92.506 

104,927 

Darunter: 

30,445 

30.007 

U3,tJ72 

62,529 

69.695 

Gesammtzahl  der  coutrol.  SteuerpiUchtigeu 

490,82 S 

472,829 

532,364 

Darnnter: 

304,917 

290,585 

2S1.4(;i 

1S5,0I1 

182,244 

250,903 

Die  „andren"  cxercice-frei''n  Unternehm 

er  sind  die 

Tabak-  Tind  1 

*iilrerdehifr\ritftu 

und  die  Goldschmiede  u.  dgl.  Aus.>erdem  hauen  noch  einijfo  labrikantcu  die  I'apior- 
gteuer  durch  Abonnement  berichtigt  xind  sich  dadurch  vom  Exercice  befreit  (1885 
10),  was  in  obigen  Zahlen  ni<  ht  beruci^sirhtigt  ist.  Die  apart  stehenden  Getränke- 
Debitanten  in  Paris  sind  überhaupt  in  den  Zahlen  nicht  mit  enthalten. 

Die  Erbebnngskosten  bestehen  ganz  uberwiegend  in  persönlichen,  für 
das  Verwaliungvpersonal.  So  im  Etat  f.  1887  f  das  „Personal"  in  der  Veiwall.  d. 
indir.  Steuern  29.32  Mül.  Krca. ,  ftlr  Mieth-  und  andre  SchadioähaltUDgen  (grössten- 
tbeib  jedenfalls  persOnliehe  Kosten)  5.74.  für  Materielies  0.43  Mill.,  fbr  veradiiedenes 
Andre  (incl.  gewi!>so  Geschäfte  beim  Tahalvmonopol)  2.4'!  Mill.  Frcs.,  zus.  rST  OS  Mill. 
Frcs  Das  zahlreiche  Yerwaltungspersonai  umfasste  iu  den  1870er  Jahren  im  Central- 
dienst  der  Gencraldirection  der  indirecten  Steuern  125  Personen  in  6  Kategorieen,  im 
Departemcntaldienst  in  19  Kateirorieen  12,311  (darunter  z.  B.  234  receveurs  parti- 
cnliers  sidentaires .  je  1100  anibufnnte  Einnehmer  zu  Pferde  und  deren  Bej^leiter. 
Commis,  je  1000  dcsjjl  zu  Fuss,  lü'sO  Leute  des  Uebcrwachung^per^oiials  und  iur  die 
Exercices).  Ausserdem  an  11—12,000  buralistes  und  an  1800  Octroieiimehmer, 
welche  fUr  den  Staat  di<^  Eingangsabgabe  von  Getränken  in  den  Städten  mit  erheben. 
Im  Ganzen  ein  Personal  von  ca.  25 — 26.000  Köpfen.  Diese  Beamten  bezichen  feste 
Oebalte,  vdche  gewObnlicb  für  jede  KatoRorie  wieder  in  eini^  Glasscn  (z.  B.  bei 
den  rcrcrenrs  partic.  sedcnt.  in  b)  zerfallen.  Dnzn  treten  ftir  einzelne  Be.nmtcn- 
kategorieen  Mieth-  und  andre  Eutschüdigungen,  z.  B.  bei  den  ambulanten 
Beamten.  Ansserdem  erhalten  die  Beamten  im  eigentlichen Erbebnngsdioist Provi- 
sionen (reroises)  in  der  Kenn  von  Tantiemen  von  den  durch  sie  conbtatirten. 
bezv.  zur  wirklichen  Erhebung  gekommenen  Summen.  Die  Höhe  dieser  Xantiämeu 
stobt  in  nmgekobrtcm  Procontvorhältniss  zn  denjenigen  der  rereinnahmten  Qcsammt- 
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betrüge,  z.  B.  bei  Sanmon  bis  10,000  Frcs.  ist  sie  4%^  v'oa  10.001-30,000  Pres. 
SV//o  u.  s.  TT.,  bei  über  200,000  Frcs.  V^/o,  bei  Beträgen  über  300,00(1  Frcs,  sinkt 
sie  weiter  auf  0.4"/o  für  die  zweiten  300.000  Frcs.  und  schliesslich,  immer  nach 
einer  fallenden  Scala  fUr  den  Zuwachs,  auf  0.04 7«  filr  Beträge  über  8  Mill.  Frcs. 
In  diesen  Tautiomcn  und  Scalen  treten  gd^entlich  Aenderungen  ein.  (Block,  dict. 
Art.  contrib  indir..  S.  55  W.,  Art.  recereurs  partic,  suppl.  g6n6r.,  Art  contr.  indir. 
und  percepteur^,  uiit  weiteren  Einzelheiten.)  Für  einzelne  Beamtenkate^oriecn  und 
Luidesthciie  bestehen  SpeciRltaiife.  Die  Buralistes  beziehen  diese  Provisionen  nach 
der  Anzahl  ihrer  Ausrorfifriinnron.  Sie  haben  gewöhnlich  einen  Tabakdebit.  Zu 
diesen  Einkünften  kommen  far  einige  Boamtenkategorieeo  noch  die  Antheile  an 
Stn^eldera. 

Die  Beamten  der  Generaldirection  der  inrlirecfen  Ste:iern.  insbesondere  im 
Departemeutaldienst,  sind  gr6ästeiitheils  cautionspfüchtig,  mit  Betragen,  welche 
steh  naeh  der  Art  des  elnzefaien  Amts  absfnfen  und  vom  einfiidiMi  Betrage  dos  Gtt- 
halts  Iji^i  zu  dem  4— 7'/.,  fachen  der  AmtseiiiUinfte  Steigen  (Block,  dict.,  Art.  COnir. 
indir..  Kr.  55  ff.,  suppl.  gen6r,  Art.  percepteurs). 

Das  Yerhältniss  der  gesammten  Yeriraltungs-  und  Erhchungs- 
kosten  zu  den  Einnahmen  wurde  schon  ohen  S.  434  nach  amfUcher  Berechnung 
für  die  llaiiptr!ass«n  aller  französischen  Steuern  aiic:eo-el>en.  Die  relative  Ver- 
minderung der  Kosten  im  Laufe  längerer  Züit  trat  aus  ücu  Zahlen  deutlich  liervor. 
Im  Einselnon  bat  man  für  die  iudirccte  Bcstcucnniu'^  im  weiteren  Sinnn  fol>;(ndc 
Kostenquoten  berechnet,  wobei  für  Tabak  und  Pulver  mir  die  eifrenfliolieii  Ver- 
waltungä-  und  Erhcbungskobton,  nicht  die  natnriich  viel  bedeutenderen  Kosten  fiir  den 
Bohstoff  nnd  für  die  Fabrikation  —  ganz  mit  Recht  —  als  Begiespesen  oder  £r^ 
hcbini£r?!kosten  angesetzt  sind  (Bull.  I,  125  fl..  XVI,  15  f\\)  Die,  zweite  Golonne  der 
abboluten  Zahlen  bezieht  sich  auf  den  „Kcinertrag",  welcher  ?oui  „Botiertra^** 
nach  Abzog*  der  Bewirth Schaftungskosten,  BOckzahlnngcn ,  non-raiears  o.  dgl. 
nltri,!ibleibt.  Ta-  cntlialt  al^o  die  ei^-entÜcheii  Verwalttings-  und  Erlicbungskosten  noch 
in  sich.  Die  Procentzahl  giebt  den  Betrag  der  letzteren  von  diesem  „Reinertrag" 
an.  Ans  dem  Vergleich  der  absolnten  Zahlen  in  den  8  angegebenen  Zeiipuncten 
ersieht  man  gut  die  verschiedene  Bewegung  der  Erträge  und  der  Kosten,  mit  denen 
jene  erzielt  worden,  dnlicr  auch  die  tecbnisch-fin  anzielle  VortlieiIliaftitrJ>eit  einer 
ho  üscalibi  heii  bteuerpolilik  wie  der  französischen  und  freilich  auch  deu  Eiufluss  einer 
grossartigen  volksvirthschafilichen  Entvicklnng  oder  wenigsfens  Consumsteigerang, 
welche  die  Ertrige  so  wachsen  Hess» 

Absolute  Zahlen.  "/»  der  Koston 

Rohertrag  Beinertrag  Kosten  vom  Bdnertri^f 
MiH.  Frcs.    MilL  Frcs.    MiU.  Frcs. 

Indirecle  Steuern  der  General- 
directton  ohne  Tabak  n.  Polrer 


1828 

140.17 

139.30 

20.«t3 

15.2 

1876 

745.53 

742.33 

32.05 

4.42 

1884 

■?17.70 

716.55 

84.83 

4.86 

Tabak  nnd  Polrer 

72.09 

54.86 

b.20 

14.9 

iSlü 

336.06 

271.18 

5.02 

1.S5 

18S4 

368.50 

314.40 

6.44 

2.04 

Tabak  allein 

1876 

322.35 

2C1.44 

4.53 

1.73 

18S4 

373.59 

306.06 

6.14 

2.01 

Fniver  allein 

1876 

13.71 

y.74 

0.50 

5.13 

1884 

14.91 

8.84 

0.29 

3.51 

ZftUe  nnd  Salz 

1828 

103.58 

150.93 

24.38 

16.1 

1876 

28f.45 

286.92 

29.88 

10.23 

1884 

399.96 

397.68 

30.56 

7.68 

Das  Tabakmonopol  würde  hiemach  jetzt  mit  ca.  2*/o  nnr  etwa  dieselben  Er- 
hebnngdtostan  wie  Enregistrement«  Stempel  und  Dom&n«i  machen  (ob.  S.  434).  Bei 
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letzterer  (ieuoraldirectioo  ist  eioc  Trennung  der  Kosten  fttr  die  ihr  antcrstebcndeu 
Zireige  nicht  nOKHcb.   Sicher  ftber  betragen  diese  bei  den  Dom&nen  nnd  pewissten 

FoRterträgcn,  w<  1.  In-  liier  verwaltet  oder  vereinnahmt  werden,  erliebli -h  mehr  als  bei 
EDTügistrement  und  Stempel  allein,  so  dass  die  f.  lbB4  berechnete  Quote  Fon  2.17% 
bei  letzteren  beiden  Stenentweigen  nocb  eiiras  niedriger  sein  iHrd.   Die  ttbriicen 

indirecteu  Steuern,  mit  ibrcm  ko>t>i)irligen  üeberwarl)iuig:sdioi)st  iili  r  «lie  zer>plittcrte 
priratwirthscliaftliclie  Production  iGfiränkestouern!),  haben  immerhin  auch  jcizt  noch 
mehr  als  doppelt  so  hohe  Erlicbiingskobtcn  als  das  Tabakmonopol  und  als  En- 
Tcpstrement  und  Stempel  und  die  Zölle  bogar  nooh  fast  die  vierfaelien.  Ute 
relative  Verbesserung  des  Kostcnverhältnisscs  seit  1S2S  ist  bei  allen  !rerianntcn 
Steuern  aber  sehr  bedeutend,  die  absolute  Kostcnstciscrung  nicht  selir  erliublich, 
bei  Tabak  ist  seit  182S  sogar  ciiuj  al/solutc  Kostenveru-iuderung  erfolgt. 

Für  die  (jcneraldirection  der  Zölle  alleiti  ist  jnip^«;!  oitic  utnfa-.scnile  amtliche 
Rerechuuog  aber  die  Einnahmen  und  die  Erhebungäkostcn  ron  17Ül— vur- 
Off^entlicht  worden,  wobei  selbsit  die  Jahre  der  Ärgsten  Rcvoliitionswirren  nicht  fehlen. 
V:  /'m erlässsglMjit  »Lt  Daten  für  diese  Jahre  inuss  dahingestellt  bleiben  (Bull.  XXf, 
4bb  lt.,  mit  graph.  Darstellung).  Uicroacli  hätten  die  Konten  in  den  1790er  Jahren 
zwischen  50  und  22,  1801—1814  zwischen  I6V4  3^  (°>it  vielen  SchwauliODgen), 
1S17 — 19  ca.  20"/o  betragen.  Von  da  an  sind  sie  ziemlich  stetig  bis  auf  13%  in 
Mitte  der  4Uer  Jahre  gesunken,  184S  lt.  wegen  verminderter  Einnahme  bei  gleich 
bleibtinder  Ausgabe  wieder  aof  18 — 22 "/u  gestiegen,  dann  Ton  Neuem  bis  1855  auf 
15%  gefallen,  hierauf  etwas,  seit  IStiO  ^Handelsvertrag  mit  England,  Verminderut)g- 
der  Kinnahmen)  starker,  auf  2'! — "  "-'btiegcn,  bis  JSf>!)  j.  il.M  li  wieder  nnf  1?>"'„ 
gesunken,  nach  dem  Kriege  aUdaua  ujit  rasch  wachsender  Kinnahme  bei  gciin^icr 
Steigerung  der  Ausgaben  ron  16"jo  1^72  auf  tO"/o  bis  1877  und  lugsam  weiter 
auf  ''/üVo  in  18S5  g-  widien.  Die  absolute  Steigcrnnu'  ^ler  Kosten  war  seit  I816 
bis  ISdi  zwar  eine  fast  stetige,  aber  eine  sehr  lang.-^aine.  vuii  ca.  22 — 23  auf  32  bis 
33  Hill.  Ftes.  Dann  sanken  sie  wieder  aof  27—28  MilL  0S6fl).  Seit  1872  betragen 
sip  etwas  über  HO ,  I**"'»  -*^5  wenisr  scliuankcnd  etwa  31'/$  MiU.  Frcs  jährlich; 
eine  steuertecbnisch  glänzende  Eut«  icklung! 

Manche  Poncte  der  Stenerverwaltung,  welche  zwar  die  indirecten  Yerbranch»' 
steuern  ira  Allgemeinen  betreUen,  erlangen  doch  bei  einzelnen  «ler  Jiirrlieriieliörigcn 
Steuern  wieder  besondere  Bedeutung  und  gestalten  sich  dabei  in  Einzelheiten  etwas 
rerscbieden.  Sie  werden  deshalb  zweckmässiger  erst  im  Folgenden,  soweit  nSthi^,  mit 
behandelt.  In  jeder  Hinsicht  hebt  sich  die  Getränkebestetterang  unter  allen 
französi-^clien  indirecten  Verbrauch'^r^tenorn  ril>  ilie  finanzwissenscliafttich 
eigenlh üiulichste  heraus.  Sie  wird  daher  aucli  am  Eingeliendsten  behandcU  und 
Manchem,  was  zwar  auch  bei  andren  Steuern  vorkommt,  bei  ihr  aber  besonders  wichtig 
nnd  bemerkensweith  ist,  wird  in  ihrer  Darsti  lliuiu     iiK-n  Fiat/  finden. 

Die  Zölle  auf  eingeführte  fremde  Artikel,  weiche  als  inländische  einer  inneren 
Verbranchsetener  unterliefen,  brinfren  wir  in  Folgendem  glricb  bei  den  Verbcavchs- 
Steuern,  soweit  nöthig,  mit  zur  Sprache. 

Eine  Uebersiclit  der  Tarife  der  indirecten  Steuern  im  Bull.  XVI,  514. 


2.   Die  einzelnen  Ycrbrauchssteaern. 

a.  Die  inneren  Yerbrauchsstciiern  bei  priratwirthschnftlicber 

Productionswoise. 

(Salz-,  Getränke-,  IlUbenzucker-,  kleinere  derartige  und  ähnliche  Steuern,  s.  0.  S.  417.) 

(f..  Die  Salzstener. 

Gesetzgebung  (liauptbestimmungonj.  Endgiltige  Wiedereinführung  der  Sal^- 
steuer  nach  vorausgegangenem  Decret  v.  16.  Mai  18ü6  dnrcb  Ges  v.  24.  April  — 
4.  Mai  ISO»»,  dazu  Decret  v.  11.  Juni  I^ÜG.  Tarifanderunpen  1S13,  1816  v. 
17.  Juni  1S40,  K.  Ord.  v.  7.  März  1841,  auch  26.  Juni  1841  u.  a.  m.  Aufiiebuug 
der  Steuer  dnrch  Decr.  v.  IS.  März  184S,  Wiedereinführung  durch  6es.  r.  28.  Dec.  1848 
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in  geringerer  If^lif^  ('/jj"*-  Vonlbt^r^ehende  Rclemiiig  mit  den  Kriogsiiiiscblägen  (25"/») 
durch  Ges.  v.  2.  Juni  IST.'i,  Aufhebung  dii  -  r  /  ischläge  durch  Ges.  v.  26.  Dec.  1878. 
Seitdem  lieiiie  Tarifveränderung.  Zulassun;?  freuidon  Salzes  zur  Einfuhr  aus  dem 
Ausland  gegen  Eingangsabgabc.  Ges.  v.  18.  Juli  1850.  Fabriken  u.  dgl.,  in  denen 
Salz  als  Nebenprodact  gewonnen  wird,  cbemiscb«  Fabriken  a.  s.  w. ,  unterstehen  den 
Betricbsvorsrlmften  und  Controlen  der  Salzsteuer  z.  Th.  mit  und  sind  für  das  in  ilon 
Contium  gebrachte  Salz  stcoeipflichtig,  Ges.  v.  17.  Juni  1840.  Decr.  v.  26.  Jaui  1S4]. 
Andeneits  mebrfiiche  Steuerfreiheit,  so  bes.  Atr  Exportsak.  Fischerei  n.  dgl., 
dann  für  bcstiniiiiti'  Fabriken,  für  landwirthschaflliche  Zweclco,  wmn  denatu- 
rirtos  Saiz  ?crvcndct  wird  (gon.  Ges.  r.  180G,  Ges.  ?.  17.  Juni  1840,  Decr.  v, 
19.  Joli  1868  —  Steuerrestitntion  bei  exportirter  gesalzener  Butter  — ^  Ges.  y. 
2.  Juli  1862  Uber  Steuerfreiheit  des  Salzes  in  Soda&briken,  Decr.  v.  8.  No?.  1869 
betr.  Freilu'it  von  dcnatnrirtem  Violi-.  D  Uis^salz  u.  dsrl.,  auch  Decr.  r.  25.  Mai  1882; 
weitere  Auaduhitung  dieser  Treiheit  für  verschiedene  benannte  Gewerbe,  wie  Töpferei, 
Lohgerberei,  Garniiii»,  Indigo«,  Seifen Anilin-«  Glas-,  Papierfihbiikeii  n.  a.  m. 
bes.  1882  ff.). 

Literatur.  Stourm  L  •118—32-1  (Wieilereinfulirunir).  Vigiie?  I,  164—168. 
Block,  dict  Art  sei.,  auch  suppl.  g6o6r.  und  annnel  (1885).  Olibo  III,  147— 21U 
(die  einzelnen  Artikel  der  Gesetze  und  De4mte  mit  Gomtnentar).  Hock,  8.  828 
bis  338  (eingehende  giilo  Darstellung  der  steuertccbnisclien  Seite,  Erhebung, 
Controlen  u.  s.  w.).  v.  Kaufmann,  S.  424 — 430.  —  Statistik,  eb.  S.  431. 
Fanre,  p.  120,  112,  dann  in  d.  jihrl.  statii^t.  Bericht  der  Generaldircction  der  indir. 
Steuern  und  der  Zölle  im  Bull.,  so  f.  lS«^r>  uiul  1SS7  XXIII,  2GS  ff  ,  XXII,  633 
(Zolle).   Uebersicht  der  Gonsumtion  und  Finanz-Erträge  1816-- 76  im  Bull.  I,  29. 

§.  250.  1.  Die  Salzsteuer  im  Allgemeinen.  Unter  den 
indirecten  Verbranebssteuern  des  Anoien  r^me  war  die  Salzstener, 
namentlieb  In  der  drückenden  und  gebäseigen  Form  der  Oabelle, 
besonders  unbeliebt  gewesen  (§,  63).  Dafaer  war  ibre  Aufhebung 
gleit'b  im  Beginn  der  Bevolutionsära  bestimmt  in  Aussiebt  genommen 
worden  (Gesetz  vom  3.  November  1789)  und  dureb  Deeret  vom 
30.  März  1790  vom  1.  April  an  anch  wirklieb  erfolgt.  Der  Ge- 
danke, eine  Salzstener  wieder  cinzniUhren,  blieb  auch  längere  Zeit 
sehr  unpopuliii",  obgleich  er  sich  doch  hereits  unter  dem  Directorium 
als  Project  in  den  gesetzgebenden  Körperscliaftcn  wieder  hervor- 
wagte, im  Drange  des  Fihanzbedüri'uisscs  und  mit  der  BcgriiiKkiug, 
dass  eine  massige  Salzsteuer  in  der  Fenn  einer  wenig  lästigen  an 
die  Prodnction  sieh  anjjchliesscndcn  Verbrauchssteuer  den  berech 
tigtcn  Eihwendun-jcn  und  der  allgemein  verbreiteten  Abneigung 
gegen  die  alte  Uai)ellc  keineswegs  unterliege.  Nach  einem  fehl- 
geschlagenen Anlnitf  fund  der  Plan  im  .1.  1799  aneh  im  Rath  der 
500  Billigung,  tiel  al)er  im  IJath  der  Alten.  Auch  der  erste  Consul 
war  Anfangs  der  Wiedereinführung  der  veiliassten  Steuer,  die 
Gaudin  (Herzog  von  Gaeta)  alsbald  plante,  abgeneigt.  Es  ver- 
gingen noch  mehrere  Jahre,  bis  man  gleichwobl  von  Neuem  zu  der 
Steuer  griff.  Der  Ertrag  derselben  war  anfangs  zur  Unterhaltung 
der  Strassen,  Brücken  u.  s.  w,  bestimmt,  nachdem  das  besondere 
Wegegeld  anfgeboben  worden  war.  Dabei  wurde  die  Monopolform, 


Digitized  by  Google 


612         6.  B.  2.  K.  Steaerrccht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  250. 

an  die  auch  gedacht  worden  war,  vermieden,  die  Stener  mOgliehst 
an  die  ProdactionsBtätten  geknUpit  und  der  Verkehr  fttr  das  schon 

versteuert  in  ihn  gebrachte  Salz  thunlichst  Ton  Controlen  befreit, 
auch  die  Salzsteucr  niedrig  angesetzt,  zuerst  auf  10,  gleich  darauf 
auf  20  Centimes  für  das  Kilogramm  Speisesalz. 

Decr.  V.  J6.  Mär/,  Ges.  t.  24.  April,  4.  Mai,  Dccr.  v.  11.  Tuni  1S06.  S.  bes. 
Stourm  [,  310  fr. ,  328  ff.  für  die  Einzelhciton  der  hier  ski/^^iri^a  Eutwicklau^. 
Durch  die  mässigc  Zahl  von  Sakwerken  and  die  Bütriobsconcentratioa  im  Inn  ron, 
sowie  durch  die  Einrir  htnii^  d-T  So- ^al/;,'ewiImuIlfr  in  S.alzteichen ,  die  von  der  Zi>]!- 
verwaltuug  bequcin  mit  überwacht  werden  iiönncu,  iät  dio  Einführung  der  Saksteucr 
Ab  Frodnctionssteocr  erleichtert  und  die  Beibebaltang^  dieser  Steuer  begOostigt  worden. 

Steuerfreiheit  für  ins  Ausland  gehendes  Salz  wurde  von 
Anfaup:  an  gewährt,  und  diese  Freiheit  dann  im  I^ant"  der  Zeit 
auö  vuiiiswirthschaftlichen  Gründen  immer  mehr  erweitert  und  be- 
quemer brauchbar  gemacht. 

Besonilers  für  exporfirte  eingesalzcne  nliji  rte,  für  die  Seefiscberc'i ,  für  die  von 
der  Marino  Ufid  in  den  Coloniecu  gebrauchten  bakwaaren,  für  die  lilinsalzung  ron 
Fiechea  Überhaupt,  denn  fär  gewisse  lAduütrieen ,  ireicbe  Selz  in  iliren  PabrUcations- 
processen  brauchen,  und  für  1  mdwirthscliaftlichon  Zw-cckcn  der  Tiehfiitferün-^ .  <?ei 
DangerbereitQDg  und  Düngung  und  son^t  dicneudes  Salz,  das  dann  aber  deuaturirt 
sein  mu»  (s.  d.  Ges.  und  Decr.  in  der  Vorbenierknng).  Indastrieen,  welche  zar  Uer- 
stcllunji):  menschlicher  Nabrunsrs-  und  Gcunssioittel  Salz  verwenden,  gcniessen  aber 
folgerichtig?  keine  Steuerfreiheit  tind  ebenso  foljferichlig  ist  das  in  gewissen  InJu?tricen 
als  Nobenproduct  ffcwonueiic,  iu  dcu  ei^enilichen  Coiisum  tibergehende  Salz  steuer- 
pflichtig. 'Man  will  librigens  einen  besonderen  EiuHuss  der  Gewährung  der  Stcuer- 
frcih'^it  ntif  die  Yermchruug  des  Salzrerbraacbs  in  Industrie  nnd  Landwiithscbaft  nicht 
wahrgenoniincn  haben. 

Im  Princip  and  im  Wesentlichen  auch  in  der  practischen 
Durchführung  des  Prineips  ist  daher  die  französische  Salzstener 
auf  das  als  meDScbliches  Nahrungs-  und  Gennssmittel  im 
inländischen  Co nsum  dienende  Salz  (Kochsalz)  beschränkt. 
Dadurch  entfallen  die  Einwendangen  gegen  eine  allgemeine^ 
alles  irgendwie  verwendete  Salz  treffende  Steuer.  Die  Vermeidang 
der  Monopolform  I  die  Freigebnng  des  Verkehrs  in  versteuertem 
Salze,  die  verhältnissmässig  einfache  Form  der  Stener,  die  Ab- 
wesenheit fast  aller  der  Controlen,  Zwangsmaassregeln,  vollends  der 
förmlichen  Gonsnmerzwingnng,  welche  die  alte  Salzstener  characte- 
risirten,  machen  auch  die  früheren  Einwendungen  gegen  die  nene 
Steuer  im  Wesentlichen  hinfällig.  Der  Angriffspunct  flttr  die  Kritik 
der  Gegner  dieser  Steuer  blieb  nnd  bleibt  dagegen  die  Be* 
Steuerung  des  Speisesalzes  an  sich  und  die  HOhe  des 
Steuersatzes. 

'Sach  vurubcrgcLcuder  Krhöhung-  des  letzteren  von  20  sogar  auf  40  C'eutiütes 
fUr  das  Kilogramm  Ende  ISIS  wurde  der  Satz  1h16  auf  30  Cent,  festgestellt  Und  blieb 
so  bis  IHAH,  mit  einem  Ertrage  fon  TO  MUI.  Frcs.  für  die  StaatscMSO. 
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Die  principiellen  Ansichten  im  Seboosse  der  proyisoriBchen  Re- 
gieraog  von  1848  in  Bezng  auf  indireete  VerbraachBstenern  wichtiger 
Nabrangs-  nnd  Genttssmittel  (§.  171)  führten  denn  auch  alsbald  znr 
Aufhebang  der  Steuer  (Decret  t.  18.  April  1848),  die  aber  noch 
vor  ihrer  völligen  DQrcbftthrnng  bereite  £nde  1848  wieder  rück- 
gängig gemacht  wurde  (Gesetz  v.  28.  Dec.  1848).  Dabei  wurde 
jedoch  der  Steuersatz  auf  den  dritten  Theü  des  früheren,  10  Gentimes 
fttr  das  Kilogramm,  herabgesetzt.  Dadurch  opferte  man  endgiltig 
anfangs  45,  später  30—40  Mill.  Frcs.  Staatseinnahme  auf,  ohne 
den  Consumenten  eine  ebenso  grosse  Krspariin«^  an  Kesten  zn  ver- 
schaffen. Dcnu  der  Einzelpreis  des  Salzes  ^ib^  notoriseb  nicht 
um  den  vollen  Betrag  des  Steuererlasses,  sondern  nur  etwa  um  die 
Hälfte  desselben  herab.  Der  Consuni  selbst  stieg  zwar  sofort 
vorübergehend  (1819  i  erheblich  und  blieb  dauernd  höher  als  vorher 
(in  den  40er  Jahren  (».5,  in  den  50cr  S.25  Kil.  pro  Kopf),  aber 
hob  sich  dann  Ivauni  weiter.  Die  Massregel  von  184S  kann  daher 
fiscalisch  und  volkswirthschatUich  nicht  besonders  günstig  beurtheilt 
werden. 

Die  principielle  Abneigung  in  weiten  politischen  Kreisen  gegen 
jede  Bestcnening  des  Salzes  war  indessen  in  der  Zeit  nach  1870 
doch  stark  genug,  um,  trotz  des  dringenden  Finanzbcdtirfnisscs,  die 
Salzsteuer  von  der  Erhöhung  der  sonstigen  indirecten  Verbrauchs- 
und der  Verkehrssteuern  auszunehmen.  Im  Jahre  1875  wurde  sie 
zwar  dem  2'>"  „  Zuschlag  mit  unterzogen  (Gesetz  v.  2,  Juni  1875), 
aber  schon  Ende  1870  (Gesetz  v.  20.  Dec.  1876)  wieder  von  dem- 
selben befreit,  so  dass  der  frühere  Satz  von  10  Cent.  (10  Frcs.  f. 
100  Kilogr.)  seitdem  abermals  gilt.  Derselbe  ist  im  Verhältniss  zu 
der  Höhe  der  meisten  französischen  Steuern  und  auch  im  Vergleich 
mit  anderen  Ländern  nicht  übermässig  hocb^  sogar  niedriger  als  in 
Deutschland  I  wo  er  12  Pfennig  oder  etwa  15  Gent,  für  das  Kilo- 
gramm beträgt,  der  Consum  auch  etwa  1  Kilogramm  niedriger  als 
in  Frankreich  ist  (7.7  gegen  8.7  Kil.  pro  Kopf).  Der  Ertrag  ist 
jetzt  jährlich  etwa  32—32.5  Mill.  Frcs.  oder  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  etwa  85  Cent,  gegen  1  Frcs.  15  Gent.  (92—93  Pfenn.) 
im  Deutschen  Reich:  niedriger  in  Frankreich,  ein  seltener  Aus- 
nahmefall bei  deutschen  und  französischen  Steuervergleichnngen. 
Die  weitere  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  des  Salzes  für  gewerbliche 
Zwecke  hat  das  Wachsthum  des  Ertrags  in  Frankreich  etwas  gehemmt. 

Die  moderne  französische  Steuer  ist,  im  günstigen  Unterschied 
von  der  verwickelten  und  ungleichmUssigen  Salzhesteuerung  in 
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der  alten  Monarchie,  die  gleiche  im  ganzen  Staatsgehiete, 
sie  macht  auch  keinen  Unterschied  zwischen  Seesalz  nnd  im 
Inneren  gewonnenem.  Nur  in  einem  kleinen  Grenzgebiet  gegen 
die  Schweiz  (pays  de  Gex  und  Theil  von  Obersavoien)  besteht  eine 
Ermässigung  des  Satzes  auf  2  Gent  für  das  Kilogramm.  Salz  ans 
Algier  und  den  Colonieen  unterliegt  nur  dem  allgemeinen  Steuer^ 
satze.  Aus  1  ändis  c h  e s  Salz  dagegen  zahlt  ausser  der  allgemeinen 
Steuer,  wenn  es  in  den  Consum  fibergebt,  noch  einen  Einfuhr- 
zoll, welcher  nach  den  Sorten,  nach  den  Transportwegen 
(See  und  Land)  und  zum  Theil  nach  den  Grenzen  verschieden 
ist  und  im  Höchstbetrage  im  Tarif  von  1881  40  seit  1884 
immer  noch  33  ^/o  der  Steuer  ausmacht.  Das  inländische  Salz  ge- 
niesst  also  einen  üicht  unerheblichen  Schutz. 

Der  Zolltarif  unterscheidet  folgendermasscn :  roh  und  gereinigtes  Salz  (See-, 
SAlinea«,  Steinsalz),  nicht  weiss,  nach  dem  bis  1881  ^elt^«i  Tarif  für 
100  Kil.  zu  Land  über  die  belg.  und  luxemb.  Grenze  2V'o  nchst  ü  Dcciroen,  nacli 
dem  Tarif  t.  4.  Mal  1881  3  Frcs.,  nach  Ges.  r.  5.  Apriri884  2  Frcs.  40,  Uber 
andere  Landgrenzen  bez.  nur  62 — 74—60  Cent.;  zur  See  ttber  Ganal  und 
Ocean  2  Frcs.  18— 2  Frcs.  CO— l'  Frcs.  10  Cent.,  tibcr  3Iittelmeer  nur  02—7-1 
—  60  Cent;  ferner  gereinigtes  weisses  Salz  zu  Land  über  die  lux.  und  belg. 
Orenze  3  Frcs.  43 — 4  Pres. — 3  Pres.  30,  Uber  die  anderen  Landgrenzen  dieselben 
Sätze  wie  nicht  weisses  Salz;  zur  See  über  Canal  und  Ocean  i'i  Cent.  — 
4  Frcs.— 3  Frcs.  iJü  Cent.,  über  Miftclmeer  (52—74—60  Gent.  Tn  dtm  Handels- 
verträpren  und  Convcntionaltarilen  kommt  Sali  nicht  besonticrs  vor,  es  gilt  daher  der 
all^n  uii  ine  Tarif.  Mit  Elsass-Lotbriiiu-  ii  vi  rlor  Frankrcicli  w  ichtige  innere  Salzwerko 
und  Salinen,  für  deren  Salzeinfuhr  nach  Frankreich  also  j.  tzt  der  Zollsatz  für  «Ii'' 
„anderen  Landgrenzen*'  Anwendung  findet.  (Bull.  IX,  475,  XI,  518,  XY,  399.  XVI, 
581,  Bentner,  Zolltarife  Europas  Berl.  1883,  I,  159.) 

Nach  BuU.  I«  29  nnd  XXIII,  283  war: 


Steuer- 

Yersteucrte 

Consum 

ertraf? 
Mill.  Frcs. 

Meng;e 
Mill.  KU. 

p.  Kopf 

Kil. 

1817 

52.5 

175.S 

5.9!» 

1845 

70.4 

236.7 

6.74 

1S5I 

20.0 

266.7 

7.45 

1 8Ü!) 

32.9 

•{29.1 

8.56 

1S76 

37.7 

301.3 

8.35 

1886 

31.9 

319.7 

8.70 

Stcuci'satz,  wie  schon  bemerkt,  bis  1848  30,  Ton  da  bis  1875  10,  1875—76  12.S, 
seit  1877  wieder  10  Gent.  p.  Kil. 

§.  251.  2.  Einrichtung  der  Salz&tener.  Die  jetzige 
französisclie  Sahstener  ist  eine  an  die  Prodttctionsstätten 
sich  anschliessende  allgemeine  innere  Verbranchsstener, 
•welche  das  Salz  regelmässig  erst  beim  Uebei-gaug  desselben  ans 
den  Prodnetionsstätten  nnd  Magazinen  in  den  Consom  oder  in  den 
freien  Verkehr  trifft.  Die  Controlen  erstrecken  sich  daher 
namentlich  anf  diese  Stätten,  beschränken  sich  aber  anch  im 
Wesentlichen  darauf,  mit  der  Ansnahme,  dass  in  einem  gewissen 
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Umkreise  «m  die  Stätten  im  InDeien  (15  Kilometer)  und  bis  zn 
einer  gewissen  EntferuuDg  von  den  Seekttsten  (anch  15  Kilometer) 

die  Salz  Versendung  dem  Anmeldezwang  bei  der  Steueibehörde  oder 
dem  Zollamt  und  dem  Begleitscheinverfahren  unterliegt.  Im 
Uebrigen  zerfällt  die  8alzsteuer  adiiiinistrativ  in  zwei  Arten,  die 
innere  für  das  im  ßiniieiilaütie  gewuiiiiene  Salinen-,  Siede-  und 
Steinsalz,  welche  unter  der  Generaldirection  der  indirecten  Steuern, 
und  die  wesentlieb  die  Seesalzgewinnung  treffende  Steuer,  welche 
im  Klistenstriche  unter  der  Generaldirection  der  Zolle  mit  steht. 

Nach  admiuistrativer  Zweckmässigkeit,  mit  XiUcksicht  auf  die  örtliclic  Lage,  aber 
auch  nach  Veränderung  der  Eigenthnms-  und  BetriebsmhSltnisse,  wenn  z.  B.  ein 
Salzverk  an  eine  andere  Salznnteruchmung  Ubergeht,  erfolgen  mitunter  Verschiebungen 
zwisclien  i.Ieu  unter  den  genannten  hoiden  Gencraldircctionen  stellenden  Werken,  dahf*r 
auch  zwisclieu  den  Salzsteuererträgni.sseu  beider.  Man  kann  deshalb  nicht  kui/wet;- 
saften,  dass  n  n  r  Secsalzgevinnnog  unter  der  ZoU?erw  dtiing,  alle  andere  ganz  unter  der 
Verwaltung  der  indirecten  Steuern  steht.  So  erwarb  z.  B.  1S86 — 87  das  Syndicat  der 
««Salinen  des  Ostens"  ein  ihm  Concurrenz  machendes  Etablissement  iu  der  Zolllinio, 
wodurch  die  Erträge  der  Steuerrerwaltang  1887  gegen  1886  etilen,  die  der  Zoll- 
verwaltung fielen  (Bull.  XXIII,  268).  Die  wichfiL^sten  Werke  des  Binnengebiets  mit 
ttbor  607«  Steacrertrags  liegen  im  Dep.  Mcurthe  und  Mosel,  die  uächstwichtigcu 
mit  187o  Ertrags  in  Donbs,  dann  noeh  erhebliche  in  den  Dep.  Tara,  Ltindes, 
Haute-Saune.  Hautc-Garonne,  rnterpyrenäcn,  im  Ganzen  nur  in  7  Depart.  bedeutendere 
Werke;  kleine,  z.  Th.  ganz  kleine  Erträge,  wohl  aiu  ehem.  Fabriken,  kommen 
ansawdwn  noch  in  8  Departements  vor.  Diese  localo  Concentration  Nüchtert  die 
Besteuerung. 

Die  Salzsteuem  im  Inneren  nnd  im  Kttstenstrieb  sind  in 

allem  Wesentlichen  gleich  eingerichtet,  mit  kleineren  Unterschieden, 

welche  sich  aus  den  verschiedenen  Betriebsverbültnissen  ergeben. 
Der  einzige  wichtigere  Unterschied  des  Finanz-  und  Vcrwaltimgs- 
rcchts  ist,  daMs  die  Anlegung  und  Ausbeutung  der  ^eesalzteiche 
(niarais  salants)  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  besondere  bebCird- 
liche  Ermächtigung  stattfinden  kann,  aber  eine  Declaration 
verlangt,  wonach  dann  die  Werke  der  Ueberwachung  unterliegen, 
während  die  Ausnutzung  von  SieiiiNalzlagei n  und  Salzquellen  im 
Inneren  ausser  an  eine  niiiidt  <teiis  einen  Monat  vorausgehende 
Declaration  noch  an  die  Erlangung  einer  im  Staatsrath  zu  ge- 
währenden Ooücession  geknüpft  ist. 

Diese  wird  bei  Bergwerken  höchstens  für  einen  rmAuii;  von  20,  für  Salz- 
quellen u.  dgl.  fac  einen  solchen  von  1  Quadratkilometer  ertheilt,  übrigens  aal  dem- 
selben Kaum  nnr  einheitlich  an  Einen  Unternehmer  gemeinsam  für  Beicgweaäi  nnd 
Quellen.  Auch  miiKs  sich,  im  Interesse  der  Stencnerwaltung ,  jeder  Concessionär  in 
der  Bogel  verpilichtcn ,  mindestens  far  Vi  KUogr.  Salz  Jährlich  zu  gewinnen. 
FQr  die  Anlegung  von  Sahbergwerken  und  ErscUiesrang  von  Salzquellen  kommt 
in.-hrfach  das  Bergrecht  in  Betracht,  daher  das  Oos.  v.  21.  April  1810.  die  Ver- 
ordnungön  dazu,  fur  die  Coacessioneo  auch  das  Ges.  v.  17.  Juni  und  Ord.  v. 
7.  MSrz  1841.  Der  Bergwerk ss teuer  (o.  §.  207)  unterliegen  Salzwerke  nicht,  — 
was  übrigens  keine  nothwendige  und  aucli  keine  richtige  Conseqacnz  der  Salzsteuer 
istt  da  diese  einen  ganz  anderen  steuerpolitischen  Character'als  die  Bergwerksstener 
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liat.  —  Wohl  aber  zahlen  Salzwi^ie  Gru  ndstcn  er  für  die  Ob  r  fl  "i*  Iw  der  bc- 
uutzteo  GrundätQcke  and  Urundsteucr  fUr  die  Gebäude  (8.0.  §.189,  ISS).  Jede  Aus- 
beutung salzhaltiger  Stofte  und  jede  Salzsiederei  ist  beim  nacbsten  Steuer-  oder  Zollamt 
anzumelden  und  darf  nur  in  ausdrücklich  geiuhtnigten  Stätten  erfolgen.  Geheime 
Salzgfiwinnfui«?  u.  s.  w.  ist  verboten.  Jedes  SalzBrork  uinss  durch  eine  angemessene 
Umziuniuiii;  oder  Ummauerung  getrennt  von  sonstigen  Gebäuden  sein,  darf  nur  einen 
Zugang  hallen,  ist  jederzeit  den  Stenerbcamten  zar  AnsQbnng  der  Uebenraditing 
SQg&nt^lich. 

Stcucraintlich  controlirt  und  festgestellt  wird  die  wirklich  gewonnene  Salz- 
meoge  (insofern  besteht  „FabrikatbesteuLiung")  und  diese  bildet  den  Ausganga- 
punrt  fiir  dii-  Rciiicssiing  di  r  Sh'wrTscbuldigkoit.  Das  Salz,  welches  nicht  sofort  aus 
dem  Werk  selbst  in  den  Cousum  liborgcht  und  in  diesem  Fall  principiell  sogleich  zu 
rerstenem  ist.  mnss  in  Ifagazine  gebracht  werden.  Hier  ist  aber  Ein-  und  Ausgang 
>!:ena;j  Buch  7.u  fuhren  und  erfolgt  vierteljährliche  Abrcrluuing  mit  dem  Steneramt, 
welches  dun  Verkehr  des  Magazins  und  den  Bestand  der  Lager  überwacht.  Zar 
Sicherung  dieser  Gontrole  itber  Werke.  Salzteiche  tind  }klagazine  besteht  der 
Transport-Anuieldczwang  und  das  Reirl  i.itscheinverfali  rcn  in  der  er- 
wähnten Ausdehnung  von  15  Kilometer  um  das  Werk,  bezw.  von  der  Küste  aus. 
Auch  bedarf  nftobtUoher  Transport  noch  besonderer  Erlanbniss.  Fehlt  diese  oder 
fehlen  die  erforderlichen  Begleitscheine,  so  ist  Gonfiscation  und  doppelter  Stenersatz 
angedroht. 

Vom  d  >ii  nach  den  Kegistcrii  und  Controleu  stcuerpflichtig^en  Salzmengcu  werden 
dreierlei  Nachlässe  gewährt,  einmal  von  dem  wirklich  ucwopncnen  Salz  3 — 5*/*« 
etw.i8  vcrs' liicdcn  y  nnch  den  GewinnnTie^sorten,  als  allgcmt-inor  Verlust  sodann  von 
dem  magaziuirten  8alz  js'V«  Lagcrveilu.st,  endlich  von  dem  versendeten  Salz  2"/« 
als  Transportrerlnst. 

Im  rriiicii»  i-t  dio  Salz-^tcn-  r  liciin  T  cljCTi^'an  in  den  C'oiisiini.  daher  hei 
Entuuhmc  aus  dem  Magazin  und  beim  Verkauf  fällig  und  baar  zu  entrichten.  Doch 
bestehen  einige  Ausnahmen,  vo  der  Fälligkeitstermin  erst  spSter  eintritt  Anch 
werden  StiMicrcridite  in  der  Weis.""  gcwähn.  das'^  für  Summen  über  mehr  als 
300  Frcs.  genügend  verbürgte  Obligationen  mit  4  Monat  Verfallzeit,  aber  unter  An- 
rechnung von  verzagszinsen  und  mit  Provisionsbezllgen  (remises)  ftlr  die  Beamten 
angenommen  werden:  die  gleiche  Einrichtung  wie  hei  den  anderen  indirectcn  Steaem 
und  den  Zöllen  (Ges.  v.  15.  Febr.  1S75,  Maximum  der  rcmisc  ";,*''„^ 

Leichtere  Straff  alle  werden  ohne  Appellation  vom  Friedenarichtei-  mit  persön- 
licher Geldatrufe  von  100  Frcs.  neben  der  Grafifcatkni  der  beschlagnahmten  Gegen- 
stände, im  Rückfall  oder  in  gewissen  Ersrliwerangsfallen  vom  Correctionstribunal  mit 
2 — 500  Frcs.  und  '4—2  Monat  Gefängnis*.,  in  bestimmten  Fällen  des  Gesetzes  v.  1840 
ehenfolls  ron  diesem  Gerichtshofe  mit  Confiscation  nach  der  Werlczeoge,  Transport- 
mittel, ausser  dem  Sal/.  scUtst,  mit  Geldstrafen  von  '»00— nOfH)  und  10.000  Frc?!., 
und  mit  Erhebung  des  Doppclsatzes  der  Steuer  geahndet.  Auch  kann  die  Uoncession 
unter  Umständen  entzogen  werden.  S.  bes.  Ges.  v.  1806  und  1840  nebst  Deereten 
dazu.  Yigncs  und  Block,  dicf.  a.  a.  0.,  am  Meisten  ■Riuztdliciten.  von  denen  hier 
nur  das  Wichtigste  berubil  wurde,  bei  Hock,  so  über  Steuerfreiheit  der  Fischerei, 
der  FIschdnsalzang  u.  dgl.  m.  (S.  393  S.).  Die  Auslegung  der  einzelnen  gesetzlichen 
Yotschriften  durch  die  Kecht^^itri  chung  bei  Ülibo. 

Dem  Gebe  rwachungsdienst  („cxercice")  der  Direction  der  indirectcn 
Steuern  unterstanden  ISüO  (ohne  Elsass^Lothr.)  nur  32,  ISTvt  23,  1SS5  22  selbständige 
Unternehmungen  (,.fabricant8'*).  Also  eine  grosse  Eigenthums-  und  Betriebsconcen- 
tration,  günstig  f  a  die  Steucnrerwaltnng  (Boll.  XX,  ÖOOj.  £s  war  (1880  defin..  188T 
provis.,  Bull.  XXllI,  2S3): 

SalzmoDge  versteuert  Steuererfrag 

Mill.  Kil.  MiU.  Frcs. 

Steuer-          Zoll-            »  Steuer-  Zoll-  n 

Verwaltung    Verwaltung            '  Verwaltung  Verwaltung  * 

ISSü            89.(^5          230.07          310.75  8.805  2:i.007  31.S72 

1887           105.30          210.80          32.1  22  10.406  21.980  32.39.'{ 

Zu  2  Frcs.  p.  lOU  Kil.  für  'I.  v  und  Savoien  wurden  hiervon  l>ez.  1.25  und 
1.03  Mill.  Kil.  versteuert.    Das  Verhältnis^  der  von  den  beiden  Gcneraldirectiouen 
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erhobeucu  Salzstenern  hat  im  Laufe  diese»  Jahrlmndcrts  mehrfach  periodisch  geschwankt, 
im  Ganzen  hat  aber  lie  üitteie  Gevionnog  afasolat  und  idatir  gegenüber  derSeesabs- 
gewinnung  zugeuommeu. 


ß.  Die  Besteuerang  der  Getrinke«  Wein,  Obstwein,  Branntwein,  Bier. 

fl  c>o(/g  cbnii'j.  Die  französische  GctrruilM  lie^f^jiurung  ^iinpöt  des  boissojis) 
iät  iiacU  dem  Enregibtreuicnt  die  verwickaltste  von  allen  Irauzösiscben  BesteQeruugtui. 
Sie  bietet  eben  dediatb  auch  für  die  Daistellang  besondere  Schwierigkoitcn.  In  den 
zahlreichen  Gesetzen,  Verordnungen  und  in  der  Menge  der  Instructionen  treten  diese 
Yerwiclieltbeit  und  diesf  Sclnvirrigkeitcn  schon  ansserlich  hervor.  Eine  amtliche 
Uebersicht  ^Uull.  X,  516}  führt  /.wischen  1804  und  1880  auf:  für  Wein  uud  Cider 
aS  Gesetze,  2"  Decrete  und  (in  der  Königszeit  von  1815 — 47)  It  Ordonnnnzen,  frtr 
Branntwein  (Alcohol)  Gesetze,  43  Derrcte  tmd  8  Ordonnanzen,  für  Bier  19  Gesetze, 
9  Decrete  und  1  Ordonnanz!  Mehrfach  sind  hier  für  die  3,  l>ezw.  4  Getränke  aller- 
dings dieselben  Gesetze,  Decrete  bei  jeder  Kategorie  besonders  gez&hlt.  Aber  ge- 
^voliiilicli  sind  die  Bestimmungen  wieder  im  Raliuien  d- sselbon  Gesetzes  für  jede 
Gattung  mehr  oder  weniger  abweichend.  Int  Ganzen  ist  die  Gctränkcäteaer  für  Weiu 
und  Obstwein  (Cider)  wesentlich  in  der  gleichen  Weise  eingerichtet,  di*  Yer- 
schiedeiihcitcn  bctrefien  rorncljuilich  nur  die  Steuersätze.  Die  Alcoholstcuer  hat 
mit  der  Weinsteuei  einige  Puncte  gemeinsam,  ist  aber  im  Haoptpunctc,  besoudecs  seit 
dem  Gesote  ron  1824,  sonst  technisch  Terschieden.  Die  Biersteiler  bildet  ein 
selbständiges,  von  den  beiden  anderen  Getränkcsitcucrn  sich  durchgreifend  unter- 
scheidendes Glied  des  Systems.  Nur  die  wichtigsten  Gesetze  und  Verordnungen 
werden  im  Folgenden  antr^^srcben.    Die  vollst.indig^e  Liste  s.  im  Bull.  a.  a.  0. 

W  i  e  d  er  e  i n iu  ii  1  u  ng  der  in  der  Kevolutioiiäzcit  i^S.  ilTlJ)  beseitigten  (jctränkc- 
öteiiern  durch  Ges.  ?.  5.  Ventose  \11  (25.  Febr.  1804);  verschiedene  Decri  te  im  J.  XII 
und  XIÜ,  bes.  V.  1.  Gcmi.  XIII.  Weitere  Ausbildung  durch  Ges.  v.  24.  April  1806 
(Decr.  v.  5.  Mai  und  31.  Aug.  IbOOJ  und  Ges.  v.  25.  Nov.  1808  (Dccr.  v.  21.  Dec.lSOS). 
Damit  war  der  dauernde  Grand  der  Gesetzgebung  wieder  gelegt.  Der  Branntwein 
linterlag  dabei  noch  den  Bestimmungen  der  Weinsteuer.  Fortbüdung  in  den  Decr, 
V.  5.  Jan.  und  7.  Apr.  1814.  Art.  Godiäcation  im  Ges.  r.  Dec.  1814  und,  nachdem 
Napoleon  I.  durch  Decret  v.  8.  Apr.  1815  die  bestehende  Gesetzgebung  umgestossen 
Latte,  von  Neuem  durch  das  Gesetz  v.  28.  April  ISJO:  bis  heute  das  g rn n d le j^en d e 
für  die  Getränkebesteueruog,  besonders  fUr  Wein,  Cidor,  Bier,  Steuern,  welche 
von  da  an  im  Wesenttichen  in  ihrer  damals  erreichten  technischen  Einrichtung  vor-* 
blieben  sind.  Erheblichere  Modificationeo,  vornehmlich  der  Weinsteuer  u.  A.  durch 
das  überhaupt  noch  wirbtiirt!  Ges.  v.  2.'>.  März  !S17  ',  dann  Ges.  v.  12.  Dce.  1S30, 
21.  Apr.  IhA'l,  25.  Juni  1^4].  Der  Alcohol  wurde  dagegen  erst  durch  das  Ges.  v. 
24.  Juni  1824  einer  <  ige  neu  Vorbrauchsabgabe  unterstellt  und  aus  dem  Kähmen 
der  ^\'einstc^le^  in  der  Hauptsache  hcratis^-pnommeii.  Im  J.  1848  und  1849  auf  dem 
Papiere  duicl»  Decrete  und  Gesetze  grosscnthuilü  umgestossen,  wurde  die  Getränkc- 
bestenernng  noch  vor  der  Ausführung  dieser  Bestimmungen  auf  der  alten  Grundlage 
wiederhergestellt  (Ges.  v.  20.  Dec.  1849).  Erlieblicberc  Aendcrnngen  dann  nur  noch 
durch  Decr.  v.  17.  März  1S52,  sonst  unter  Napoleon  III.  nur  kleinere  (bes.  noch  durch 
Ges.  r.  8.  Juni  1864).  —  Nach  dem  deutschen  Kriege  ailgomsine  Tariferhöhungen, 
))es.  dnreb  Ges.  v.  1.  Sei'f.  l'^TI,  für  Alcohol  sjicciell  durch  Ges.  v.  20.  März  l*i72. 
für  die  Uetränkcsteueru  im  Ganzen  durch  Ges.  v.  30.  ]>ec.  1873,  für  Theiic  der  Weia- 
uud  Giderstener  durch  Ges.  t.  31.  Dec.  1873.  Dazu  traten  rerschS^te  Gontrol- 
und  Straf be s t i mmungen  und  einzelne  Aenderungcn  der  Erhebung  (Ges.  v. 
28.  Febr.,  26.  März,  2.  Aug.  1872,  21.  Juni  lS7y,  16.  Febr.  1*^7.-),  <J.  Juni  1875. 
14.  Dec.  1875  u.  a.  nu),  au  die  sich  wieder  wichtigere  Ausluhiungsvcrordnungen 
(Decrete)  anschlosseu  (bes.  187o~79).  Durch  Ges.  v.  19.  Juli  1880  erfolgten  darauf 
bedeutende  Tarife rm äs«i  «^^un gen  und  neue  klcincf^  Veränderungen.  Seitdem 
schweben  verschiedene  Keformpiojecte,  welche  auch  zu  Gesetzeutw  ürien  ge- 
führt haben,  so  1887  (Bull.  XIX,  239)  und  wieder  1888  (Bull.  XXIV,  529),  letzterer 
mit  höchst  radicaier  Tendenz,  s.  u.  §.  258. 


Digitizeu  Ly  ^oogle 


618        6.  B.  2.  K.  Steaeneclit.  1.  IL-A.  2.  A.  Fiaukroich.  §.  252. 


Literatur.  Stourui  I,  cli.  ]■>.  bes.  p.  .^52  H,  \\  i  il- rln  rstcllun^r  f^' t  Steuer» 
unter  Napoleon  f).  VigQoüI,  Uli — I  ii  (g«treuntc  Darstciluug  der  eiiizeluea  bteucni, 
weniger  eingehend  als  bei  anderoD  Steuern),  Tarife  eb.  U,  382.  r.  Hock,  S.  360 
bis  377  und  passim ,  S.  '5«<H  ff",  t.  Kaufmann,  S.  H?I2-:^«»S.  Block,  dict  .  Art. 
boissons  von  Koucou  und  Sapplem.  (auppl.  gcucr.  IH7i)— b4,  p.  52  oud  spätere). 
Bes.  eiugebcnd  und  rorzOglich,  u.  A.  Uber  die  Terscliiedenen  Gotränkestener-Enqu^ten, 
iii  Say's  dict.  de  fin.  die  botreöcnden  Fachartikcl,  namentlich  Stourm's  Art  boissons, 
danu  alcool,  biöre,  viu,  cidrc,  vinage,  denaturation  und  sonstige  einzelne  Uber  diu 
teclinisclicn  Puncto  bei  dieser  Steuer  (noch  nicht  alle  erschienen);  auch  Stourm, 
Timput  sur  l'alcool  dans  Ics  princip.  pays.  Par.  ISSG,  p.  5 — SS.  —  Olibo,  der 
ganze  Vland  l  fG72  \\'.  über  die  einzelnen  Theile  des  Syst'in^  ,  foruer  iu  vul.  2  über 
büuill'urs  ot  diätillatuurs,  ac^uiUä-ä-caution ,  Liccnzcu.  S.  auch  J.  Wolf.  Braujit- 
weiiistcuer,  Tüb.  1S84,  S.  126—155,  ders.  in  Schanz'  Fin.  Arch.  IV,  'SM.  Üie 
einzelnen  Massregeln  auf  diesem  (jcbiete  nach  dem  letzten  Kriege  von  T^Iatliicu- 
Rodet  dargestellt  und  z.  Th.  kritisirt  (so  I,  .3",  40,  'JS  f1.  —  Ueprcssivmassrcgelu 
gegen  Dnterschieif  in  1872—113.  157,  141,  2.39,  258,  8U1,  332).  ferner  von  Ama^at 
•A.  a.  0.  bes.  p.  319  ff..  168  ff.  Biblio;,'r;q.lnc  im  Block  -clien  dict.  p  253,  im 
äay 'sehen  p.  430.  Statistik  bei  Faure  p.  114  U.,  Yigncs  ü,  2bb,  in  duu 
Artikeln  des  Say'eclien  dict,  auch  mancbe  Daten  bei  r.  Kaufmann,  vomehmlicb 
aber  im  Bull.,  bc^.  die  höclist  rci  hhaltigen  Daten,  welche  amtlich  für  die  grosse  (ic- 
träakesteuercnqui&td  v.  li»79  S.  zusammcngeätellt  worden  sind,  in  rol.  IX  und  X;  dauu 
Daten  Ober  Production  iron  Wein,  Cider,  Alcobo!  und  Uber  rieleilei  Einzelnes  ans  dem 
Gebiete  dieser  Besteuerung  (s.  Generalregister  f.  die  20  ersten  Bände  d.  Bull.  p.  S). 
Daten  über  <!io  Stcticrcrträgc  in  den  Verwalfungsberichtcu.  Im  Bull,  aiicli  M-it  1*^77 
die  Gesetze,  Deciete,  Gesetzentwürfe  mit  Motiven,  Kiiaclnes  aus  den  Eii4Ue»eii,  so  der 
Haupttheil  ib  s  Berichtes  d  i  b  t/tcn  ausserparlamcntarischen  Untermichungscouiraission 
tinter  L.  Say's  Vorsitz  (Bull.  XXII,  329,  Bericht  v.  Kinanzminister  Houvier  an 
Präs.  (Jrevy,  Ber.  der  Commission  über  die  Monopolfrage  jm  Journ.  offic.  v. 
<.i.  Juli  1S8S.  ulier  die  sanitäre  Seite  der  Alcoholfrage  und  öber  Steuerreformen  im 
Bull.  tS-^s-  X.XIV.  j>-  170  fl".  iiihl  r>!l2  lf.\  D'T  d':>m;,^cm:iss  ans<rearbcitete  Gesetz- 
entwurf ist  der  obengenannte,  am  3U.  Uctobcr  Ibb'S  der  Duputirteukammcr  vorgelegte 
(Bull.  XXIV,  529). 

Im  Folgenden  wird  zunlivb-t  eim  T  b  i-i  ht  der  Tjitwickluug  der  Getranke- 
besteaerang  als  ganzes  System  und  im  Allgemeinen  gegeben,  daiauf  die  Ein- 
richtung des  Systems  und  der  einzelnen  Steuern  dargestellt  Einiges  in  der  technischen 

Einrichtung;  dieser  Steuern  beschränkt  sich,  wie  oben  hon  bemerkt,  nicht  auf  sie 
allein,  sondern  ist  nur  bei  ihnen  besonders  wichtig  und  zum  Thcil  weiter  ausgebildet, 
kehrt  aber  bei  anderen  indirccten  Steuern,  wie  der  Salz-,  Zuckersteuer,  den  Uel- 
steuern  u.  a.  m.,  wieder.  Es  vird  im  Wesentlichen  hier  bei  der  Behandlung  der 
Geträiikestetieni  auch  für  die  anderen  Steuern  mit  erlcdii^t  (Exercice,  circulation, 
acqtiits- >i -c^uilua  u.  s.  w.i,  —  Das  Detail  der  Bcstimmuiigea  ist  auf  diesem  Steuer- 
ijrebiet'  ausserordentlich  gross.  Auch  die  folgende  Darstellung  kann  von  wichtigeren 
Einzelheiten  nichf  g.uiz  absehen,  weil  t>ie  zur  (jharacteristik  des  Systems  ;;ebMren. 
Aber  sie  möglichst  zu  beschranken  oder  zurücktreten  zu  lassen,  war  die  Absicht. 


aa.   Die  Entwicklung  der  Getrünkebesteueruug  als  Ganzos  und  im 

Allgemoiueu.  . 

§.  252.  1.  UrspruDg)  Ausbildung  und  allgemeine 
finanzielle  Bedeutung  von  1804—1871,  Aneh  die  moderne 
fransösisehe  Getränkebesteuernng  stellt  in  vielen  und  wichtigen 
technischen  Pnncten,  besonders  beim  Weine,  ein  Wiederaufleben 
von  ähnlichen  Stenern  des  „alten  Regiments",  der  ehemaligen 
,,aides''  (§.  62)  dar.  Nur  dass  die  neue  Steuer  verallgemeioert, 
vereiaheitliebt ,  sybtematiäch  vullständiger  uud  noch  t'olgericbtigcr 
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in  ilircii  Kinzclheiteu  ausgebildet  woiden  und  der  t'iulicrc  laiil- 
wirrwarr  verschvviiiiden  ist.  Die  niodciuc  Gesct/.gebuii«;:,  namentlich 
das  Ilauptgesetz  von  1816,  ist  wolü  als  tiscalisches  Meisterstliek 
gepriesen  worden,  v.  Hock  nennt  es  „das  umfassendste,  kühnste 
und  durchdachteste,  welches  je  aus  dem  Gehirn  eines  Flnanz- 
ministers  entsprang".  Aber  abgesehen  davon,  dass  dieses  Gesetz 
mehr  nur  die  Normen  seit  1808  zusammenfassfc  und  schon  insofern 
nicht  die  Arbeit  Eines  Mannes  war:  es  lässt  sich  sogar  nachweisen, 
wie  es  8tourm  gethan  bat,  dass  die  wichtigsten  technischen  Be- 
stimmuDgen  der  neuen  GetrUnkebesteoernog  den  Reglements  der 
lerme  gön^rale,  der  Ordonnans  Lndwig's  XIV.  von  1680  und  Über- 
haupt dem  im  Lanfe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ausgebildeten 
Finanzreeht  der  aides  nachgebildet  worden  sind.  Der  „Brach  mit 
der  Vergangenheit"  war  auch  hier  nur  ein  vorfibergeheDderi  das 
„Nene"  später  mehr  scheinbar  als  wirklich,  die  läitigen  Gontrolen 
und  Yerkehrshemmungen  namentlich  bei  der  Weinsteuer  gingen  von 
der  alten  Zeit  in  die  moderne  hinüber.') 

Die  aides  waren  nach  einiprcm  Zögern  hinsichtlich  der  sogen. 
Einii:angsabf;'abc  in  den  geschlossenen  Städten  (droits  d'eutrecj 
ßchliesslich  duch  mit  dieser  Abgabe,  in  der  Consequenz  der  von 
der  constituireuden  Versamnihing  einmal  eingeschlagenen  >Leuer 
Politik,  im  J.  1791  gefallen  (Gesetz  v.  17.  März  IT'Jlj,  naciulcni 
sie  ohnehin  schon  tliatsächlich  vielfach  hatten  preisgegeben  werden 
müssen  (§.  167).  Die  Finanznoth  regte  zwar  auch  in  Betreff  der 
Getränkesteuern  schon  in  der  Zeit  des  Directoriunis  Gedanken  der 
Wiederherstellung  an.  Aber  nur  als  C  o  m  m  u  n  a  1  a  b  g  ab  e ,  nämlich 
als  Theil  des  städtischen  Octroi,  das  für  eine  Anzahl  Gemeinden^ 
darunter  Paris,  1798  wieder  zu'^elasscn  wurde,  trat  die  Getränke- 
Steuer  vorläufig  wieder  ins  Leben.  Fast  5—6  Jahr  später,  im 
Jahre  1804  unter  Napoleon's  Regierung,  kehrte  sie  als  Staats- 
steuer zurück,  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verschwinden  und 
nach  und  nach  durch  ihren  steigenden  grossen  Ertrag  einer  der 
Grundpfeiler  des  iranziSstschen  indirecten  und  des  ganzen  Steuer- 
systems Überhaupt  zu  werden.  Die  erste  Gesetzgebung  brachte 
einen  unbefriedigenden  Versuch  mit  einer  neuen  Steuerforro,  einer 
Art  Prodactionsstener.  Schon  1806  kehrte  man  zu  den 
Steaerformen  der  früheren  Zeit  zurück  und  bildete  dann  die  Ge- 

')  V.  Hock,  S.         .Stull im  1,  331  II',  und  dcrs.  im  dict.  de  ün.,  Art.  boissous, 
p.  417.  Auch  für  das  Folgende  Näheres  bes.  bei  Stoarm. 
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tränkcbeötcueiiuij^'  denigeiii;i;;!S  aus:  ein  System  von  drei  bez.  vier 
Abgaben,  die  sogen.  C i rc ulations-,  Kieiü-  (Detail-),  Eingangs- 
und  „einzige"  Abgabe. 

Di-«  1804  neu  geschaffene  Steuer  knüpfte  uumittelbar  an  die  Prorluction  an 
und  war  sehr  massig.  Nach  der  Weiu-  und  Obsternte  erfolgtcA  Aufnahmen  der  ge- 
wonnenen Mengen  Getränk,  mit  sp&terer  Nachprüfung'  der  Bestände  (sog«n.  System  des 
Inventars).  Der  Wt^in  zahlte  dann  beim  Verkauf  10  Ceiit..  Gidrc  ii.  s.  w.  15  Cent, 
p.  Uectol.  Branntwein  aas  diesen  Getränken  dcstillirt  zahlte  nichts  weiter,  an^»  anderen 
Stoffen  (Korn,  Kernobst)  ebenfalb  nur  40  Cent.  p.  Hectol.  (Ges.  t.  5.  Yentdse  XII  oder 
25.  Febr.  1804). 

Im  J.  1808  wurde  die  Aufnahme  mittelst  Inventars  liosf  itiiit.  Alicr  schon  ISO*; 
^ües.  V.  24,  April)  wurden  zwei  neue  Abgaben  von  den  Oetrunken  eingeführt  und 
damit  die  Gnmdlage  des  ganzen  spSteren  Systems  geschaffen:  die  sogen.  Circn- 
lationsabgabo,  anfangs  als  5"\,  W-rthab^alie ,  seit  1808  als  spccifische  Abgabe 
nach  der  Menge  (Uectoliter)  und  nach  einem  vierstuÜgen  sogen.  Zonen -Tari&atze 
auf  Qnind  einer  Eintheilung  des  franzOs.  Gebiets  in  4  Glasen  (Zonen)  nach  dem  un- 
gefähren DurchscLiüttswerth  dos  )S'eins  Min.  30,  Max.  SO  Cent.  p.  Hectol.).  ferner 
die  sogen.  Kleinabgabe  (,J)etailgebiUir'\  droit  de  detail),  als  Werthabgabe  von  10, 
1808  von  15"/o.  1808  trat  dann  als  dritte  Abgabe  des  Systems  die  Eingangs- 
abgabe in  Städten  von  2000  Einwohnern  und  darüber  nach  einem  mit  der  Grösse 
der  Ortsbevölkerung  in  Stufen  aufsteigenden  Tarife  hinzu  (Ges  v.  25.  Nov.  1S0S\ 
Diti  Circulatiüii^steui  1  w  inl  sogleich  iu  dur  fui  sie  characteristisch  gebliebenen 
Weise  eingerichtet,  iniinlii  h  su.  ilass  jede  Platzrttinderung  der  Getränke  steneramtlich 
gemeldet  und  ein  Begleitschein  d  iffir  genoinmen  werden  musste  (sogen.  exp6dition\ 
die  Grosskauflente  für  die  bei  ihnen  eintreticnden  Mengen  belastet  und  ihre  Lagcr- 
bestftnde  periodisch  aufgenommen  wurden.  Aoch  der  Branntwein  vnrde  zunächst 
no^-h  wie  Wein  hetiandelt.  iiiiterlLi^  daher  den  drei  irenanntcn  Abgaben,  nur  bestand 
fUr  die  Circulationsstcuer  keiu  Zonen-,  sondern  ein  einheitlicher  Tarif  (1  Frcs.  20  Gent, 
p.  Hectol.  in  Fässern,  5  Frcs.  in  Flaschen).  Schon  1812  ivnrde  aber  für  Branntwein 
die  Circulations-  urd  KL  inabgabe  in  eine  ein/ii^e  15  "'^  Worthabgabe  verwandelt 
Bier  wurde  seit  isu^s  ausschliesslich  einer  Fabrikationssteuer  unterworfen, 
daher  von  den  drei  Abgaben  der  übrigen  Getränkesteucm  nicht  getroffen.  Im  J.  1814 
(Decr.  V.  27.  April)  wurde  auch  bereits  die  viert  Abgabe  des  Systems  eingeführt, 
dif  sogen,  einzige  .\bi;ahc  Itaxe  unique),  welche  in  Städten  mit  Octroi.  nnter  Rl- 
acitigung  der  inncrcu  Contioleu  (des  Exercice).  an  die  Stelle  der  Cü cuIhUu us- 
und  Klciiiahgabe  in  Form  einer  entsprechend  erhöhten  Eingangsabgabo 
trat,  damals  obligatiniseh .  wenn  die  Gemeinde  nirlit  iu  kurzer  ^ri^f  widersprach. 
(S.  Näheres  bei  Stourm  i,  353  11.,  ders.  iu  Say  s  dict.,  Art.  boissons,  p.  419  fl'., 
meist  wörtlich  übereinstimmend,  dann  Stonrm*«  Art.  alcool,  ob.  p.  16.  Diese  Schriften 
auch  fUr  das  Folgende). 

Dieses  Getränkestenersystem  bewährte  sich  finanziell,  der 
Ertrag  stieg  von  1806—9  von  35  auf  100  MilK  Frcs.  Es  war 
aber  freilich  fflr  den  Verkehr,  ftlr  die  Froducenten,  besonders  die 
Wein-  nnd  Obstbauer,  und  fflr  die  WeinhSndler  und  Wirthe,  wie 

für  das  Wein  beziehende  Privatpublicnm  mit  recht  lästigen  Controlen 
und  Mtihen  verknüpft.  Daher  machten  sich  1814  und  1815 
poli  lisebe  liücköichten  in  der  Gesetzgebung  dag-egen  geltend. 

Die  Kestaurationsregierung  gewahrte  den  ..Eigenbauern"  fiir  Wein,  Ubutwein 
und  Branntwein,  den  sie  bloss  aus  ihrem  eigenen  Ernte]>roduct  gewonnen, 
Stenerf reihei  t,  einerlei  wohin  und  an  wen  das  Getränk  gijig,  —  womit  die  noch 
gegen w  nfi'j'  nicht  ausgetragen c  Streitfrage  (Iber  die  Behandlung  des  Products  der 
Eigenbauer  und  sogen,  bouilleurs  de  cru  begann,  eine  Streitfrage,  welche 
wiederholt  die  tieset^ebung  bis  in  dio  neueste  Zeit  beschäftigt  hat  und  uiohrlack 
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vcracLiedcu  cubchicden  wurde  ^Uecr.  v.  b.  Dec.  1814).  Machdem  dauu  durch 
Napoleon  I.,  nach  der  Kttcbkehr  von  Elba,  ans  noch  weitergehenden  politischen  Ten- 
denzen mit  dem  Gcträiikestouersystom  gebrochen  und  «lafür  Händlcrli'  ciiziiii  — 
die  später  blieben  —  cingefülirt  worden  (Decr.  v.  8.  Apr.  1815),  die  königliche  Ke> 
gierang  aber  alsbald  zu  dem  früheren  System  zurückgekehrt  war  nnd  es  durch  das 
Hraptgesetz  v.  2S.  Apr.  1816  cndgilti)?  neu  begründet  hatte,  wurde  zwar  die  Steuer- 
freiheit der  Eisenbauer  beschrankt  (1S16,  1817),  verblieb  aliei  l'ur  den  persönlichen 
Verbranch  und  für  Transporte  in  der  Nachbarscliaft  von  Killcr  /,u  Keller,  was  die 
Qacllc  niemals  völlig  nntcrdrückt  gewordener  Dnterschlcife  geworden  ist.  Durcli  Ges. 
V.  25.  März  1S17  \vurden  die  Grundbestimmnngcn  der  Wein-  und  Ciderbesteuerung 
tlann  zum  Abschiuss  gebracht,  die  Circulationsabgabe  blieb  auf  Sendungcu  aa 
..Private'*  (particaliers) ,  die  Kleiaab^be  anf  Kleinrerkinfer  (Wirthe«  Dcbitanten) 
beschränkt:  ein  dnrchgrdfender  piincipidler  Fonct  der  GetribifcebcsteiieraBg. 

In  der  AlcoholbesteneniDg  erfolgte  dagegen  im  J.  1824  eine 
wichtige  Aenderong.  Die  bestehende  Wer  th a b  gab  e  wurde  nämlich 
beseitigt  und  dareh  eioe  einheitliche,  genau  nach  der  Stärke 
(Gradhaltigkeit)  bemessene  speci fische  Steuer,  die  sogen.  „Ver- 
brauchsabgaben^ (droit  de  consommation)  ersetzt.  Diese  Steuer 
ward  nach  dem  Heetoliter  reinen  Alcohols  zn  dem  Steuersatz  von 
50  Frcs.  berechnet  und  mittelst  des  Gay-Lussac 'sehen  Centesimal- 
Alcoholometers  bestimmt  (Gesetz  v.  24,  Juni  1824).  Dieses  ist  die 
Grundlage  der  Besteuerung  geblieben,  nur  sind  später  die  Steuer- 
sätze sehr  erhöht  worden.  In  den  Orten  mit  Eingaogsabgabe  tritt 
letztere  übrigens  auch  für  Alcohol  hinzu. 

Wiederum  wuien  es  im  J.  1830  nach  der  Julircvolution  mit 
politische  Erwägungen,  welche  zu  einer  erheblichen  Harif- 
redaction  der  Getrankesteueni ,  selbst  für  Alcohol,  auf  ca.  -  3  des 
Satzes,  auch  der  Kleinabgabe  (auf  lü  *^/o)  und  zur  Anstellung  einer 
umfassenden  Enquete  über  die  ganze  technische  Einrichtung  der 
Besteuerung  führten,  ("eii'en  diese  Einrichtung  hatte  sich  besonders 
in  den  Weinbau  treibenden  Landcstheüeu  eine  scharfe  Opposition 
erhoben.  Das  Ergebniss  der  Unteisuchnng  war  aber  der  Steuer 
selbst  und  den  Grundlagen  ihrer  Einrichtung  günstig.  Nur  in 
einigen  Puncten  der  Fornialien,  der  Controlen  und  der  Erhebung 
erfolgten  Erleichterungen  und  Veränderungen,  die  hie  und  da  zu 
weit  gingen,  so  dass  später  Einzelnes  davon  wieder  etwas  modificirt 
werden  musste. 

Ges.  V.  17.  Od.  und  12.  Dec.  IS.Sü,  21.  Apr.  1832,  2;].  Apr.  188G.  20.  Juli  ls:n, 
35.  Juui  lb41.  Stourui,  Art.  li>ois:>ous  im  Say  ächeii  dict.  p.  423,  Uber  d.  Eaqucte 
7.  1880.  ü.  A.  wurde  den  Dobitanteu  von  Spirituosen  gestattet,  liegen  EntrichtUD^ 
der  Abf^abeu  bei  der  Ankunft,  sich  von  der  üebcrwacbun;::  ^dem  Kxercic«^  zu  lösen 
isof.  (I'bifants  ri-dinii'-b .  18.^2\  Die  ..f^i r>zi<?c"  Abgabe  wur^l''  1^11  auf  Ersatz 
lii  T  liloiii-  uml  Eingangbabijabe  Ijeschraiikt ,  so  dass  sie  nicht  mehr  liie  Circulafions- 
ab;rabe  mit  onifasstc,  dafür  aber  die  Controlc  innerhalb  der  betreHenden  Gemeinden 
im  Inierfss*'  der  Staatsst  'iit-r  und  auch  das  Uctroi  wiedoi  hi  rgestellt  wnrdi".  -  Die 
Steucrcrinassiguug  von  lb3ü  verminderte  deu  Ertrag  behr,  ohne,  wie  von  anulichor 
und  •  sonstiger  sachrerstilndiger  Seite  henroigoliobeii  viid,  den  Gonsammteo  in  Prds 


Digitized  by  Google 


62^     (>.  B.  2.  K.  SteueriocR  1.  E.-A.  2.  A.  l'^nukroidi.  ^.  253. 


(Mlur  Quaiiiät  zu  dutu  zu  koutmeii.  Der  Weiuätcucrertca^;  sank  IbüU  auf  IBM  vou 
ßO.5  auf  35.2  Mii).  Pfcm.  und  erreichto  erst  1846—47  mnllwnid  wiedor  die  frühere 

Hrtlie:  -IlT  Alcoholstoiicrerfrag  bank  von  J^:tO  auf  1^31  von  20.1'  auf  14.5  liUl.  ilYcs. 
und  war  ei-st  ISiSK  wieder  so  hoch  als  ]>>:iO  (Rull.  IX.  1^>I,  X,  15.3  . 

Aus  Uhnlichen  politischen  Gesichtspimctcn  ^niig  man  im 
J.  1848  sofort  gegen  die  Getränkesteuern  vor,  nur  viel  radicaler. 
Wegen  der  lästigen  und  gehässigen  Erhebungsart  hob  die  provi- 
sorische  Kegierung  die  Kleinabgabe  niid  die  Ueberwachangen  dafür 
auf  und  führte  eine  allgemeioe  Verbrauchsabgabe  fUr  Wein,  Obst- 
wein und  Aleobo]  mit  einem  massig  gehaltenen  Tarife  ein,  wobei 
Übrigens  die  Förmlichkeiten  der  Cirenlatioa  verbleiben  sollten 
(Decr.  Y.  31.  Mftrs  1848).  Die  Nationalversammlnog  stellte  indessen 
die  alte  Gesetzgebung  einfach  wieder  her  (Ges.  v.  22.  Jan!  1848). 
Zwar  beschloss  sie  selbst  später  nochmals,  mit  in  politischer 
Tendenz^  die  Aufhebung  (Ges.  y.  9.  Mai  1849).  Bevor  aber  der 
Termin,  von  welchem  an  diese  Massregel  Platz  greifen  sollte 
(1.  Jan.  1850),  herbeigekommen  war,  wnrde  durch  die  neu  gewählte 
Nationiüversammlang  abermals  das  alte  Steuersystem  wieder  her- 
gestellt und  die  Frage  der  Steuerreform  wieder  einer  £nqu6te- 
Commlssion  übertragen  (Ges.  v.  20.  Dec.  1849).  Das  Ei^ebniss 
auch  dieser  neuen  eingebenden  Prüfung  war  schliesslich  wiederum 
der  bestehendcu  Steuereinrichtung;-  im  Ganzen  günstig.  Nur  in 
einigen  Eiüzclheiten  wurden  Abänderungen  vorgeschhigen,  welche 
durch  dais  Deciet  v.  17.  Ukiiz  im  WcBenLlichcn  in  diu,  ►Steuer- 

recht übergegangen  sind.  Unter  Xapuleun  III.  blieben  die  so 
wieder  festgestellten  Grundlagen  der  Bestcuciuug  dann  fast  un- 
verändert. Der  Ertrag  .stiej;-,  mit  unter  dem  Einfluss  von  Tarif- 
erhuiiuii^<jii ,  t  i  lieblicb,  bei  allen  Getränken  zusammen,  inbegriflfen 
dieNebeuabgaüeu,vonHO.UMill.in  1859  auf  259.4  Mill.  Fres.in  1869. 

S.  wiofloruni  l>fs.  Stourm  im  dict.  de  fi».,  Art.  boissons,  p.  )  Ii.  Einem 
altmi  Vüiwutf  gogeii  dii;  (letränkestcuor  (<iuch  für  .\lcohol  seit  1S24),  das^  diesclhc 
iiamlich  nur  bei  der  Kleiiiabgabc,  als  einer  \\'crthal^abe,  die  Qualität  b-  rii' 
sichtige,  hv'i  dl  II  sonstigen  Abgabon,  als  specifischcu  St-'ucrn,  im  Ganzen  dajrcj^on  niolii. 
glaubte  mau  uach  dou  Untersucüungeu  der  Ceouoiäsiou  doch  nicht  weiter  alü  mittelst 
Beibehalten^  der  Kleiealigabe  und  Stenerzeschla?  far  Weine  vad  Spiritaoaeii  in 
Flaschen  und  IVir  Liqucure  Rechnung  tragen  /u  können. —  Das  riivil-  ^;  der  Eigen- 
bau er  wurde  wieder  etwas  bescbräukt,  aui  iSeuduugeu  vou  Keller  zu  Keller,  bloss 
innerlialb  des  Gantons  und  der  henaelihartoii  Gemeinden.  Eine  andere  PriTilegien* 
frage,  die,  welche  das  sogen,  bteuerfreie  viuagc,  d,  h.  die  Vermischuug  des  Weins 
mit.  Alcohol  ohne  Steuer  für  letzteren  betrifl't,  wurde  1856  zu  Gunsten  dieser 
Freiheit  für  7  Departeuicuts  des  Sudens  gelöst,  18t)4  (Ges.  v.  S.  Juni)  aber  wieder 
beseitigt.  (Stoarm  a.  a.  0.*  p>  424.  Art.  vinage  im  filodi^schcu  und  im  Say 'sehen 
dictionu.) 

§.253.  2.  Periode  seit  1871.  Nach  dem  deutschen  Kriege 
mnssten  begreiflicher  Weise  die  schon  so  ergiebigen,  aber  doch 
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immer  noch  einer  weiteren  Ertragssteigerung  fähigen  Getränke- 
Stenern  ihren  gebührenden  Aniheil  an  der  allgemein  gebotenen 
Steaervermehrnng  mit  übernehmen.  Dabei  trat  aber  immer  schärfer 
eine  oharacteristisehe  Neigung  hervor,  die  Belastung  mehr  aaf 
den  Alcohol  zn  schieben,  als  auf  die  übrigen  Getränke.  Ferner 
suchte  man  nicht  nur  durch  Tariferhöhungen,  sei  es  des  Principal- 
salzes  (so  besonders  bei  Alcohol),  sei  es  der  Zuschläge  dazu  für 
Staatsrechnong  (der  „Decimen'^),  sondern  durch  Ausdehnung 
und  Verschärfung  der  Gontrolen,  der  Formalitäten,  der 
Strafen  den  Unterscbleif  wirksamer  zu  unterdräckcn. 
Beide  Bestrebungen  sind  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  Der  Ertrag 
der  Getränkesteuem  stieg  von  1869  bis  1880  iUr  den  Staat  (ohne 
die  Zölle)  vofi  259.4  auf  454.4  Mill.  Frcs.,  also  um  ca  75  0;V  Mit 
den  Zöllen  und  Gemeindeoctrois  ergab  sich  um  lööO  ein  Gesaniuit- 
ci'trag  Yuii  über  (JOO  Mill.  Frcs. 

Die  Tarife iliöbungen,  ziuikiI  iiir  Alcohul,  drängten  dann  auch 
ihrerseits  wieder,  weil  sie  nocb  mehr  zum  Untcrsehleit'  anreizten, 
auf  die  Verschärl'uii';  der  Controlen  n.  s.  w.  hin.  Natürlich,  dass 
aber  dadurch  die  l)clastigungcu  gcbteigert  wurden  und  die  IJn- 
|)opnlarität  dieser  Bcbtcuerung,  tiütz  der  Gewöhnung  der  Pflichtigen 
an  letztere,  noch  wuchs. 

Dazu  traten  inimcr  mclir  andere  Schwierigkeiten  in  Betreff  der 
Einrichtung  der  Gctränkel)cs(euening.  Solche  machten  u.  A.  be- 
sonders die  Fragen  von  der  bteuerfreiheit  der  Eigenbauer  und 
Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru)  und  von  der  Unterstellung 
derselben  onter  die  regelmässige  steueramtliche  Coutrole(„e.\croic6**)i 
ferner  von  der  BesteneiiiDg  des  Alcoholzusatzes  zum  Weine 
(vi nage)  in  theils  neuer,  theils  vermehrter  Weise,  abermals 
vollends  bei  den  höheren  Steuersätzen.  Diese  Fragen  beschäftigten 
fast  beständig  die  öffentliche  Meinung  und  wiederholt  die  Gesetz- 
gebung, die  sie  in  verschiedener  Weise  bebandelte.  Femer  ver- 
langten die  Verheerungen  der  Beblans,  die  wachsende 
GoDcurrenz  der  „ industriellen Alcohol e  mit  denen  aus 
Wein  etc.,  die  Veränderungen  und  Verbesserungen  der  Technik  des 
Brennereibetriebs,  die  bei  letzterem  mitspielenden  landwirtbschaft- 
liehen  wie  anderseits  die  Weinbauinteressen  u.  dgl.  m.  noch  mehr 
als  in  anderen  Ländern  Berficksichtigungen  bei  einer  so  streng 
liscalischen  Steuergesetzgebung.  Aber  das  dringende  Finanz- 
bedürfniss  machte  diese  Berücksichtigungen  noch  schwieriger  als 
anderswo.    Wiederam  schuf  auch  die  ungeheaere  Zersplitterung 
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der  privatwirtbschaftlichen  Froducüon  beim  WeiDbau,  Obstbau,  der 
Brennerei,  bei  den  gebotenen  hoben  Steuersätzen  nocb  ibre  eigenen 
Sohwierigkeiten  fflr  eine  ertrilgUche  und  doch  hinlänglich  einträg- 
liche Einriebtang  der  Getränkebesteaernng.  Die  Sachlage  war 
und  ist  in  Frankreich  in  dieser  Hinsieht  eine  ganz  andere  als  in 
GroBsbritannien  ohne  Weinbau  and  mit  bloss  industrieller ,  ausser- 
ordentlich concentrirter  Brennerei  (S.  291)  und  auch»  als  in  Deutsch- 
land, wo  Weinbau  und  Weinconsum  so  viel  beschränkter  sind.  Die 
zunehmende  Yerbreitong  der  Trunksucht ,  die  Erkenntniss  der 
schädlichen  Ingredienzen  besonders  der  nicht  oder  nicht  genügend 
gereinigten  industriellen  Branntweine  gaben  endlich  der  Frage  der 
Getränkebestenerung  abermals  eine  neue  Wendung.  Sanitäre, 
ethiscbc;  selbst  politische  Momente  begannen  immer  stiirker  ibre 
BerÜcksicbtigung  zu  verlangen.  Die  Schankwirtbschafls  -  Gesetz- 
gebung, die  LiccirziVagc  inüch  deshalb  mit  in  den  Voidergniiul. 

8o  wird  es  begreif  lieb,  dass  mancberlei  Eeformprojecte  am 
tauchten  und  mehrfach  auch  die  Gesetzgebung  beschäftigten,  lu 
cigenthiimlicher  Form  trat  das  Branntwcin-Monopolproject  in 
dem  A  Iglave'schen  Plane  einer  Art  Kleinverkaufs -Monopols 
hervor.-*)  Abermals  wurde  eine  grosse  parlamentarische  Enquete 
i.  J.  1882  augestellt  und  darauf  nochmals  eine  aus^erparlamcn- 
tarische  tiber  einige  Hauptfragen  der  GeirjinkestenerrctVn  in ,  l)e- 
sondßrs  der  Branntweinbesteuerung  (l  ^^T).  Die  verbesserte  1  iiianz- 
lage  hatte  schon  im  J.  1880  (Gesetz  v.  11».  Juli)  die  Möglichkeit 
zu  einigen  Steuererleichterungen  gegeben.  Man  glaubte,  dies  vor- 
uehmlich  den  Getränkesteaern  zu  Gute  kommen  lassen  zu  sollen 
und  schritt  daher  zu  einer  erheblichen  Ermässigung  der  Tarife 
derselben.  Man  erzielte  damit  eine  beträchtliche  Ertragsabnabme, 
hat  aber  wieder  die  Erfahrung  gemacht,  dass  davon  den  Consu- 
menten  wenig  zu  Gute  gekommen  ist,  was  u.  A.  der  Zersplitterung 
des  Getränkekleinhandels  oderDebits  mit  zugeschoben  wird  (Sa y). 
Die  beständige  Agitation,  das  Mitspielen  politischer  Bttcksichtnahmen 
auf  einzelne  Volksclassen,  aber  allerdings  auch  die  Ergebnisse  der 
neuen  Untersuchungen  der  Getränkestenern,  die  dabei  erfolgten 
Vorschläge  und  das  Bestreben,  den  sanitären,  ethischen  und  cultnr- 
politischen  Btlcksiohten,  welche  bei  der  Eiorichtung  der  Getränke* 
steuern  mitspielen,  möglichst  Bechnnng  zu  tragen,  hat  denn  jüngst 

')  S.  darabcr  J.  Wolf,  im  l^'inaiizaiohiv  IV,  ii'Jl.  Branntwein  sollte  nur  in 
aiutliclion  Flaschen  durch  den  Staat,  der  ihn  d:  »  Erzcogcm  im  Grossen  abkaufte, 
iu  dea  Cousuin  und  Kieiavcrkohr  uborgehea  duricn. 
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zu  einem  radicalen  Gesetzentwuri  des  Finanzministers  Peytral 
gefuhrt.  Hier  wird  nichts  Geringeres  geplant,  als  die  völlige 
Aufhebung  der  Wein-,  Cider-undBiersteiicrn  als  Staats- 
stenern und  die  Ersetzung  des  grossen  Ausfalls  an  Einnahmen 
durch  die  Steigerung  der  AI coholsteuer,  die  Erhöhung 
der  Licenzen  und  die  Einführung  einer  kleinen  Ein- 
kommensteuer. Das  lange  vorschwebende  Ziel,  die  Getränke- 
bestenerong  wesentlich  auf  den  Alcohol  zu  concentrireui  wttrde  damit 
erreicht  werden. 

S.  wiedenun  he».  Stovrin  in  den  fem.  Artikeln.   Ueber  die  einzelnen  stener- 

jKilitischen  Massrcgi^ln  urui  riiinc  a\ich  M  a  t  Iii  (■  ii -Bo d  e t  und  Airiagat  a.  a.  0. 
Durch  Qes.  v.  1.  Scpt  1S71  wurde  ii.  A.  die  Circulationsabgabe  verdoppelt  (f.  Wein 
in  Fassem  aaf  1  Frcs.  20  Cent,  1  00,  2  und  2  Frcs.  40),  f.  Flaschenwein  auf  15  Frcs. 
p.  Hectol.  gebracht,  die  Alcoholstcuer  stieg  v.  75  auf  125  Frcs.,  später  (Ges.  v. 
26.  März  1^72)  f.  Branntwein  in  Flaschen,  für  alle  I.iqnoTirc  Cauch  in  Füssern)  auf 
175  Frcs.,  dii;  torrcsputidirendcn  Abgaben  (taxe  de  rcmplac-.oiiii'nt  in  Paris,  Steuersat/. 
in  den  viiles  redimces)  wurden  entsprechend  erhöht,  die  Eingangsabgahe  d^sgl.  (Ges. 
V.  31.  Dec.  1873).  Die  Kl  ein  abgäbe  blieb  dagegen  im  alten  seit  1852  wieder  ln»- 
ütehenden  Friucipalsatz  v.  15  7a'  l^iö  Bierstcuer  wurde  gleichfalls  1871  für  „starkes 
Bief*  tim  die  Hälfte,  fQr  „kleines  Bier**  auf  das  Doppelte  gesteigert.  Die  Getränke- 
Stenern  nTit'Tlaücn  wie  die  meisten  übrigen  indirecten  beständig:  dein  alten 
Zuschlag  für  den  Staat  (Ues.  t.  1816)  and  seit  lt$ö5  ciaeui  zweiten  ebenso  holieii,  wozu 
1S74  noch  eine  hdbe  Decime  trat  (Ges.  t.  80.  Dec.  187S),  zns.  also  25 /^Uschlag 
zum  Prinripalsatz  (mit  klt  iiien  Abweiohiiniijen  im  Einzelnen).  Im  T.  Issi)  wurden 
dann  die  Circalations-  und  Eiugangsabgabc  f.  Weine  nnd  Obstweine  um  ein  Drittel, 
die  Kleinabgabe  aof  12.5  7»  vom  neise  (incl.  Decimen)  heral^etzt,  die  Alceliol- 
steucr  ebenso,  Decimen  inbegritten,  aof  I56V4  Frcs.  p.  Hectol.  ((ics.  v.  19.  Juli  18S0). 
Die  „Expeditionsgebuhr"  für  die  Auslieferung  stcueramtlichor  Begleitscheine  jeder  Art 
ist  1873  (.Ges.  v.  31.  Dec.)  von  15  auf  40  Cent  erhöht  worden,  wozu  dann  noch  eine 
Stempelabgabe  Ten  10  Gent  tritt 

Dnfer  den  Gesetzen,  welche  nach  dem  Kriege  das  Stcucrrerfaliren,  die 
FormalitStcn .  dit^  C'ontrolen  tind  Strafen  u.  dgl.  m.  in  einigen  Puncten  neu  reo<^lten, 
bez.  verschärften,  sind  hervorzuheben:  diejenigen  vom  29.  Febr.  1S72  (über  Formali- 
täten, Gontrolen,  Behandtimg  der  acqnits*ä-caution  u.  dgl.  m.  bei  der  Circulation  der 
Getränke);  20.  MSrz  1*^7*2  m.  A.  nbcr  Reliandlnnj?  des  Absintlis);  2.  Aug.  1872 
(UnterstelluQg  der  bouillcurs  de  cru  unter  das  cxercico,  mit  Modificationen);  21.  Juni 
18T3  (betr.  verfahren  bei  Defl-andationen ,  Strafen  im  Gebiet  der  indirecten  Stenern); 
16,  Febr.  1S75  (unterwarf  die  bis  dahin  vom  excrcicc  befreiten  rcellrn  Entreputs  von 
Getränken  in  Paris,  wo  viel  Unterschleif  vorgekommen  sein  soll»  den  Gontrolen  und 
Formalitäten  des  Grossbandeis  und  der  Entrcpöts,  iric  sie  anraeihalb  Paris  bestehen); 
4.  März  1875  (betr.  die  constatirten  Fehlmengen  —  manquants  —  über  die  gesetzlichen 
Nachlässe  bei  Grosshändlern.  Bn  nnern  und  Destillateuren  und  die  Besteuerung  dieser 
Mengen);  9.  Juni  1875  (die  „oinzijii. '  Steuer  obligatorisch  an  Stelle  der  Detail-  und 
Eingangiwibgäbe  tur  alle  Urtc  über  10,000  Einw.  gemacht);  14.  Dec.  1875  (Wioder- 
nufliehnnp:  der  Cnntrole  für  die  Einenbrenu.'r).  S.  über  die  Massregeln  V.  1876  IT. 
bes.  Maihieu-Bodet  T.  Os,         134,  301,  332. 

Der  finanzielle  Erfolg  def  genannten  Tarifverändemngen 
und  VerBchärfüngen  der  Gontrolen  tritt  in  folgenden  Daten  lies 
Ertrags  der  einzelnen  Abgabearten  und  des  Cksamaitertnigs  deutlich 
hervor,  wobei  auch  die  Verschiebungen  zwischen  den  Erti%en  der 
Abgabearten  steuertechnisch  beaehtenswerth  sind. 
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Faure  p.  114,  womit  die  Daten  und  Bececluiun£:en  der  amtlicUca  JaUresberichto 
der  Genonldlrcction  der  indirectcn  Steuern  zu  ver^leiclien ,  im  Bull.,  t.  B.  f. 

XXIII,  538,  auch  für  die  Vcrtlieilung  der  Ertrag«  auf  die  g^cmischteu  Abgabearten, 
welclie,  wie  die  „einzige  Taxc*\  mehrere  sonst  getrennte  Abgaben  in  sich  enthalten. 

Die  Zahlen  bedeuten  Millionen  1  tancä. 


1861» 

1812 

1876 

1880 

1881 

1884 

Circulationsabgabe  von  Wciu 

und  Cid  er  

17.58 

.S3.77 

47.26 

38.46 

26.65 

28.21 

Expcditionsgcbtthc    .   .  . 

1.18 

1.17 

3.Sfl 

4.2S 

4.S2 

94.84 

99.37 

iuo.iy 

113.48 

99.85 

9S.1*> 

Allgemeine  AlcoholsteDer  . 

47.01 

62.15 

98.25 

1S5.30 

146.53 

156.00 

KingangMiligabe  .... 

11.50 

10.72 

0.74 

10.98 

11.02 

12.14 

lO.ÜU 

12.45 

46.03 

38.54 

33.92 

37Ji3 

Pariser  Ersatzsteuer  .   .  . 

50.82 

49.96 

72.89 

75.80 

68.70 

66^1 

lliersteuer  

10.S3 

1H.58 

21.25 

22.f.2 

23.67 

23  07 

249.b3 

2»9.1(i 

399.24 

439.05 

414.63 

42b.65 

Es  liegen  die  Daten  bei  der  Klein-,  Eingangs-  und  Pariser  Ersatzsteuer  auch 
getrennt  ftir  Wciuo  und  Obstweine  einer >,  Alcohoi  anderseits  vor.   Demnach  kamen 

in  18J>4  aul 

Wein  u.  s.  w,  Alcohoi 

Kl  ein  abgäbe                             46.22  51.70 

Eingangsabgabo                         2.25  9.90 

Pariser  Ersatzsteuer  ....   .)9.23  27.57 

In  1884  lallt  sonach,  ohne  die  „einzige  Taxe",  auf  den  AUohol  245.3  Mill.  Frcs. 
Am  Bemerkenswerthesten  ist.  besonders  diese  starke  Steigerung  des  Ertrags  der 

Alf  Mbidsteucr  und  der  „einzigen  Steuer"  (lotzfi  ri  s  «^in.  Folmi  des  Gesetzes  von  1S75, 
welchem  diese  Stenor  for  die  Orte  ron  mehr  als  10,000  Einw.  obligatorisch  machte). 
Die  Expedltionsgebtllir  wird  a»ch  in  einigen  anderen  FSIIen  erhoben,  der  Ertrag  fallt 
aber  f  ist  ganz  auf  das  Gebiet  der  Getränkebesteuerung. 

Der  Gesanimtertrag  der  letzteren  war  IS'^fi  find.  Expeditionsgebühr)  412,23, 
1 S87  417.99  Mill.  Frcs.  (Bull.  XXIIL,  2bl).  Gegenwärtig  also  etwa  'Z^— '/e  der  gesammten 
Staatssteuerii,  olme  die  neuester  Zeit  erheblich  gewortlenen  Zolleinnahmen  jfUr  fremde 
WeiiK-,  Alrohülc  und  Biere  (ISSO  bez.  25.27,  2.84,  zus.  ;^6.2S  Mill.  Frcs.).  Die 

Volle  iiuanziclle  Bedeutung  der  französischen  (ictiäiikcsteuern  ergiebt  sich  aber  erst 
unter  Einrechnuug  des  den  Gemeinden  zufallenden  Octroiertrags  von  Getränken, 
welcher  ISSO  auf  113  Mill.  berechnet  wurde  <79  f.  Wrin,  2.3  f.  Cidor,  11.2:)  f.  F.i.^r. 
17.5  f.  Alcohoi j.  So  steigt  der  Ertrag  aus  innereu  Steuern,  ZöUea  und  Uctrois  tur 
den  Staat  und  die  Gemeinden  auf  aber  600  ISilL  Free.  (1880  603,74,  Boll.  X,  51  tV 
Seitdem  hat  er  in  Folce  dt t  Tarifrcdnrtionen  von  ISSO  etwas  abiT'^iiöininon. 

liach  den  von  der  Oeneraldircctioii  der  indirecten  Steuern  iur  die  Euquetc  von 
1881  angestellten  Berechnungen  ergiebt  sich  fui  die  einzelnen  Getränke  folgmide 
Ertragsbewegung  der  für  Staat  und  Gemeinden  erhobenen  inneren  Steuwn,  Zolle 
und  Octrois  in  MilL  Frcs.  (Bull.  X,  510): 


Durchschnitt 

Wein 

Obstwein 

Alcoliol 

Bier 

Nebenabg. 

Summe 

1830-39 

05.40 

S.46 

19.42 

12.12 

5.64 

111.03 

1840—49 

78.39 

9.23 

27.49 

14.80 

6.S9 

136.79 

I S50— 59 

92.24 

11.80 

44.33 

20.32 

8.44 

177.12 

1800—69 

155.00 

1  .'».Ol» 

91.89 

28.06 

9.112 

2Ü9.97 

1870—79 

228.11 

16.36 

>,  165.59 

32.91 

13.64 

456.60 

1880 

281.89 

16.61 

246.62 

59.69 

18.93 

603.74 

Auf  den  Alcohoi  fiel  hieraacli  in  den  30cr  Jahren  17.5,  1880  40.8  7o  des 
Ertrags.  Seitdem«  in  Felge  der  Wirkungen  des  Gesetzes  yon  1880,  ist  diese  Quote 

noch  gestiegen. 

Man  veranschlagte  um  18'8,  dass  die  sammtlicheu  Staats-  und  i.ocaUtcuern  den 
Wein  im  Darchsohnitt  mit  etwa  20%  vom  Yerkaufsv^he  belasteten  (mit  6  Frcs.  54  Cent. 
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für  S2.5  Frcs.  p.  Htictol.  —  nur  etwa  3 — 4%  des  französ.  Weins  gehört  zu  dem 
Prodnct  höherer  QaiJitSt  und  Preises)-,  elienso  hoch  scb&fzfe  um  die  mitdere  fie- 
lastiing  des  Obstweins  Qi  Fvcs.  17  Cent,  von  15  —  IG  Frcs.  Werth  p.  Ilecfn!.). 
(BqU.  YU,  149).  Eine  solche  Belastung  galt  als  zu  hoch.  Deshalb  die  Erinääsignng 
im  Ges.  r.  1S80  und  (Tie  wefteren  Reformpl&ne. 

Misslicher  isl  aber  ein  anderer  Punct  des  ganzen  Systems, 
nämlich  ob  die  Consumenten  durch  die  einzelnen  Arten 
der  Getränkesteuer  wenigstens  annähernd  glcich- 
mässig  getroffen  werden?  Bei  allgemein  höheren  Tarifen  ist 
dns  iiRtürlich  noch  wichtiger.  Besonders  schwierig  ist  hier  die 
Feststellung  des  richtigen  Verhältnisses  der  Circulationsahgabe, 
wclrlie  die  wohlhabenderen  Privaten,  und  der  Klein- 
abgabe, welche  den  Wirthshausverkeh  r  und  mehr  die  mitt- 
leren nnd  unteren  Erwerbsclassen.  vornehmlicii  zu  tret!en  hat.  Die 
Frage  der  Ueberwälzung  und  endgiltigen  Trauung  der  Steuer  bleibt 
dabei  ausserdem  noch  ganz  unerledigt.  Man  hielt  früher  und  um 
1871  die  Circulationsabgabe  gegenüber  der  Kleinabgabe  für  zu 
niedrig  und  hat  sie  daher  stark  erhöht,  die  andere  im  alten 
Principalsatz  belassen.  Mit  den  betreffenden  Abgaben  ist  dann 
aber  wieder  die  „einzige  Steuer"  nnd  die  Pariser  Ersatzsteuer 
im  richtigen  Verhältniss  zn  halten,  was  auch  Schwierigkeiten 
gemacht  hat. 

Das  liat  sich  z.  ß.  bei  der  Ausfabrung  einer  Vorschrift  des  Ges.  v.  {).  Juni  1S75 
(betr.  die  obligatorische  Durch fU]>riin>>  dor  „cinzijren  Steuer*'  in  den  Orte»  über 
lü.OüU  Einw.)  ergeben,  wonach  alle  H  Jahre  eine  Revision  des  Tarifs  der  „einzigen 
Steuer'  erfolgen  sollte.  (Näheres  in  d.  Motiven  des  Ges.  v.  1880,  s.  Ball.  VII,  152.) 

Gerade  die  steuertechnisehe  Verschiedenheit  der  ein- 
7.elnen  Theile  des  Getränliestenersystems  hat  man  wohl  sonst  ge- 
rühmt, weil  sich  die  Besteuerung  so  den  Versebiedenheiten  der 

Verkehrs-,  Absatz  und  Consumtionsverhältnisse  gut  anpasse.  Aber 
die  hierdurch  wieder  bedingte  Com  plication  macht  eben  eine 
gleichmässige  Besteuerung  der  Consumenten  —  von  der  Ueber- 
wälzungsfrage  ganz  abgesehen  —  sehr  schwierig  und  im  practischeu 
Ergebniss  fraglich. 

Die  Htrebziele  der  verschiedenen  neueren  privaten  und  officiellen 
Reformplltne  und  Gesetzentwürfe  gehen  daher  auch  mit  auf  eine 
Vereinfachung  der  Besteuerung  hinaus. 

In  dem  ficsotzcntwurf  v.  I^SG  sollte  das  Excrcir>^  Vt-  i  don  üetränkedebilaiittüi 
fortfallen,  cbi',D8o  allgemein  die  Kloioabgabe,  dagegen  verbleiben  die  Circulations- 
abgabe —  nach  einem  dreistufigen  Tbrif  far  Wein  nach  3  Abtheilnngen  des  Gebiets, 
nach  einem  Einheitstarif  für  Obstwein  und  fnr  Alcohol  —  als  ullgcwcinc  Verbrauchs- 
steuer im  ganzen  Staatsgebiete,  die  FJngangsabgabe  in  Ort.ii  «ibor  4000  Einwohnern 
nach  einem  siebcnstufigcn  Ortsiarif  (gemäss  der  Vottszahl),  mit  weiterer  Unteischeidnnj: 
dieses  Titfifs  für  Woin,  nicht  for  Obstweü  nnd  Alcohol,  nach  den  drei  Gebiets- 
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abtheilon^en.  Dio  Licenzcn  sollten  verdoppelt,  die  stonerheie  Alcoholisirung  der 
Wßinc  auf  die  (irenze  bis  zn  12^/^  Alcoholstiirkc  des  Weins  beschränkt,  der  von  den 
bouillcurs  de  cru  fabricirto  Alcohol  mit  besteuert,  diese  Personen  zwar  nicht  dem 
Kxercice,  aber  einer  Controlc  der  Brennerei-  und  Destillirappanitc  u.  s.  w.  mit  umer- 
zogen, der  Schwerpunct  der  Bestcoenrng  durch  ErhOhnntf  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
abg-abe  für  Alcohol  auf  215  Frcs.  p.  Hectol.  —  ausser  der  nnch  Ortsclassen  lierj 
7.5  und  30  Frrs.  sich  bewegenden  Eingangsab^^abe  —  noch  mehr  in  diesen  Artiiiel 
gelegt  werden  ((ies.  u.  s.  w.  im  Bull.  XIX,  239,  Motive  eb.  S.  233  ffl).  Das  finanzielle 
Krirebniss  dii  ^ses  Project  gebliebeni  n  I'ofoimplans  wurde  auf  ein  Plu«:  von  Tf).!^  Mill. 
Frei»,  für  den  Staat,  gegenüber  dem  bisherigen  Ertrage,  geschät/t  (Verlust  bei  Wein 
und  Obsturein  49.9,  Cteirinn  bd  Alcohol  im  Ganzen  115  Mill.  Frcs.,  sonst  bei 
Licenzcn  n.  a.  m.). 

Die  aasserparlaroentariscbe  UntersnchiiDgBcoinmissioti  you  1888 
constatirte  nach  der  hygienisehen  Seite  der  Frage,  dass  die 
(Jrsache  des  „Alcobolismas^'  im  Missbraoch  und  in  der  schleehten 
Beschaffenheit  der  aleoholischen  Getränke  liege. 

Auf  VerhOfang  des  Missbranchs  könne  man  durch  VermindeTong  der  Consnmtlon 

und  lii<  ra(if  iliirch  Vcrminderunj^  d  r  In hIIk  de  und  durch  die  mittelst  Steuer- 
orhuhung  zu  erzielende  Preissteigerung  des  (ietränks  hinwirken.  Die  Vcrminderuns!: 
der  Schenklorale  durch  Verwandlung  der  l.icenzen  in  widerrufliche  behördliche  (ie-  . 
nehmiguij;;  wi  l.  r.sprecho  den  franzr>sisch<'n  (lewohnlieiten  und  l»  -  zu  Missbrüuchen 
Anlass.  Eber  iioiine  man  daran  denken,  die  Zahl  der  Debite  iin  h  dcni  ViThältniss 
der  Bevölkerung  /m  begrenzen.  Doch  empfehle  sich  mehr,  dicü  auf  dem  iudirecten 
\Vet;e,  durcli  Erhöhung  des  T.ii  rii/striiersatzes  zu  erreichen,  wodurch  die  kleinsten 
Locale  verdrängt  werden  würden;  Erln'diung  der  r»l!<remeinen  Verbrau r Iisabgabe  setze 
aber  gleichzeitig  verschallte  Controlon  zur  Bekiauplung  der  Defraudation  voraus. 
Daher  sei  Ueborvaclinng  der  Eigenbrenner  mit  geboten.  Im  hygienischen  Interesse 
sei  der  Ucbergang  der  landwirthschaftlirlicn  !^rati:it\v('iti'^  in  di  n  rünsum  nur  nacli 
erfolgter  iioinigung  unter  Innehaltung  eines  Kcinheitstypus  zu  gestatten,  die  Wein- 
und  Obstbranntweine  mOssten  einer  Ähnlichen  Vcrfcanf;iControle  wie  sch&dUche  Ter^ 
zebTiiiiL'S'iegensländo  unterworfen  und  entsprechende  Strafen  den  Verl^rdin  rn  anizx'dinlit 
werden,.  Alle  industriellen  nnd  landwirtiischaftlichen  gewerbsmässigen  uiui  sonstigen 
Brenner  sollten  Dcciarationen  über  ihren  Betrieb  machon  müssen,  die  Eigenbrenner 
nur  für  höchstens  10  liiter  Alcohol,  als  Eigcnconsum,  steuerfrei  sein,  die  Kabrikaiion. 
der  Verkauf  und  die  Benutzung  von  Destdiirkolben  und  anderen  Destillirni.paraf.  ti 
überwacht,  der  Wein  nach  der  Alcoholstärke  besteuert,  der  Zusatz  von  Branntwtin 
zu  Wein  nur  bis  zu  3*'/„  und  his  zur  Grenze  ron  1 5 7o  Alcoholstärke  des  Weins  statthaft 
sein  (Bull.  XXIV,  4S2,  616). 

Der  Gesetzentwurf  vom  30.  Oet  1888  trag  diesen  Vorsehlägen 
Rechnung,  ging  aber  noch  darfiber  hinaus. 

Danach  sollen  die  Staatssteuern  von  Nato  rweinen  jeder  St^e,  von  alcoholi« 

Mif.ii  oder  Knn^tW'incn  hi-^  1 !!  Clrad  S'trirke,  von  Obst-,  Honigwein  (>rotfi).  Vuu 
Bier,  demnach  die  bctreli'eudeu  Circulations-,  Klein-,  Vcritrauchs-,  b'abrikations&tcuera 
bei  den  genannten,  femer  die  staatlichen  Eingangsabgaben  in  Stftdten,  nach  die 
Expeditions-,  Begleitschcinstempel-  und  Qaitturigsabga)»en  fortfallen  (mit  <;incr  Einbusse 
von  101.57  Mill,  Pres.'),  die  Ueberwachung  (excrcire)  l'-r  (ietränkcdebite  auch  auf- 
hören. Der  Ersatz  sollte  gefunden  werden  in  der  Krliuhuni;-  der  AI coholstcucr 
'auch  von  Eigenbrennern,  dio  nur  noch  für  10  Liter  im  Jahre  steuerfrei  sein  sollten') 
auf  210  Frcs,  p.  Hectol.  reinen  Alcoliols  (101  Mill.  Frcs.  Plus),  in  der  Besteuerung 
des  „vinage"  und  in  erhöhten  und  anders  geregelten  Liccnzen.  Aleoholzusatz  zu 
Wein  Iiis  zu  3"/,,  im  Maximum  und  bis  zur  Erreichung  eines  Stärkegehalte  von 
12  (irad  zahlt  für  den  Hcctoliter  reinen  Alcohols  .'17.."),  alI<T  Wein  über  12  Hrad 
Stärke,  der  nicht  eine  höhere  Isaturstärko  hat,  sondern  künstlich  nlcoholisirt 
worden,  fUr  seinen  Stärkegehalt  von  13 — 15  Grad  50  Frcs.  vom  Hectolitcr  reinen 
Alcohds,  von  10—21  Grad  dgl.  100  Frcs.,  von  22  Grad  und  darüber  den  Nonnalsatz 
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von  210  Frcs.  (Ertragsanschlag:  dafür  20  Mill.  Frcs,).  Die  Lizenzen  solleji  iji 
fixen  SüucoQ  fttr  Debitantco,  Grosskaiifloatc,  Brenner,  Brauer  und  in  i)To- 
portionalen  Sitzen  nach  dem  Miethw^crth  der  GeirerbsIocalitStcn  von  S,  14  und 
20%  —  also  nach  dem  Princip  der  Patentsteuer  —  erhoben  werden,  wovon  man 
bez.  22  (fixer  Satz)  und  2:{  Alill.  (prop.  Satz)  Plus  erwartet.  Totalpliis  find,  von 
Essig)  101.9  Mill.  Frcs.,  daiicr  Auslall  durch  die  ganxe  Kcform  32.67  Mill.  Frcs., 
welcher  durch  eine  Einkommensteuer  im  Anschlag  7on  S5  Mill.  Frcs.  gedeckt 
werden  soll  (Bull.  XXIV,  521)  11',). 

Der  Entwurf  ist,  während  dies  geschrieben  wird,  noch  nicht  erledigt.  Die 
Concentration  auf  den  Alcohol,  auch  in  den  alcoholisirten  Weinen,  ist  besonders  be- 
merkenswert]!*  Auch  die  Stcucraberwacbnng  wurde  datiac  h  eine  andere«  sie  wttrde 

sich  nicht  mehr  auf  den  üinlnnf  und  den  Kleinverkaii f,  sondern  ausschliesslich 
auf  die  Alcoholfabrikation  und  Zumischung  zum  Weine,  sowie  auf  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  von  DestiUirapparaten  erstrecken.  Ob  die  Uci)ervvacluin^  in  dieser  Be- 
scliräiikiinir  wirksam  genug  werden  kann?  Und  ob  die  Aufhebung  jeder  eiireutlichcn 
Wein-  und  Bierbcsteueruog  gerade  unter  französischen  Consumtionsverhäitnissen  nicht 
/.n  weit  geht  und  die  B(»ttcksicLtigung  bloss  des  Alcohob  und  die  Hobe  der  Steuer 
dafilr  nicht  die  Steuerlast  zu  einseitig  auf  die  Branntweinconsnmciiton  schieben,  wenn 
attch  unter  Wabruelunong  der  hygienischen  und  ethischen  Interessen,  die  in  der  Frage 
mitsfiielen  — ? 

Im  Folgenden  stellen  wir  die  Getrftnkebestenenmg  dar,  wie  sie  bislieT  besteht 


hb.  Einrichtung  der  Getr&nkebestenerang. 

§.  254.  1.  Einzelne  Stcuerarten.  Hierfür  ist  nach  dem 
Frilliereu  in  wichtigen  Puuctcn  die  Hcsteucrung  des  Weins  und 
Obstweins  (Apfel-,  Birnwein,  auch  Honigwein  oder  Meth),  dann 
die  des  Alcohols,  endlich  die  des  Biers  zu  uutersclieiden. 

Als  allgemeine  Abgabe  besteht  die  Licenzs teuer  für  die 
gewerbliche  Unternehmung  auf  dem  Gebiet  der  Getränke,  nämlich 
für  Kleinabsatz  („Debitanteu'S  Wirthschaften  u.  s.  w.), 
Grosshandel,  gewerbsmässige  Brennerei  and  Destil- 
lation, Brauerei. 

S.  u.  über  Licenzen.  In  den  dict.  von  Block  und  Say  unter  diesem  Wort.  Bes. 
(ies.  V.  ISin  Art.  1  14,  IT].  Zu  den  D(;bifantcn  gehören  alln  Arten  Klcinvorkaufs- 
stellen,  auch  von  Eigoubauern  und  Eigen brenucrn.  Der  Tarif  umfasst  S  Stufen  nach 
Ortsclassen  (VolkszahQ  von  15 — 50  (incl.  Decimen).  Die  Orossh&ndler  ent- 
ricliton  überall  den  gleichen  Satz  125  Frrs..  ebenso  die  t;e"i\'':Tbsinässigen 
Breuner  und  Destillateure  25  Frcs.,  die  Brauer  in  11  Depart.  125,  in.  den 
übrigen  75  Fros.  Frei  ron  der  Brenn-Licen«  sind  die  Brenner  und  Destillateare  von 
Wein,  Obstwein,  Kernobst,  Wticlm  ausschÜflssÜch  cii^cncs  Ernteproduct 
(beuilleurs  de  cru)  verarbeiten,  sie  haben  bei  Grossverkäufen  auch  keine  Urossbändler- 
Ucenz  zu  entrichten  (Ülibo  II,  9);  dann  die  Brauer,  welche  nnr  far  den  Eigen- 
consum  brauen.  In  Paris  ersetzt  die  „Ersatzsteuer"  (s.  u.)  alle  Licenzen  mit,  bis 
auf  die  lier  Brauermen.  T.icenzsteur :ri>f!ii  htig  waren  1886  408.021  Dcbitanten  mit 
8  81  Mill.  Frcs.  Stcucrcrtrai^,  27,029  Grosshändlcr  mit  3.40  Mill.  Frcs.,  2751  Brauereien, 
1845  Gcwcrhsbrenner  und  Destillateure,  259  Liquenrfabriken ,  1878  Grosslirjaoristen, 
im  Ganzen,  incl.  dit?  Licenzen  anderer  ünternchmnn!:en  als  auf  dem  Getränkegebiet. 
401,708  Licenzpliichtige  mit  12.89  MilJ.  Frcs.  Steuercrtrag,  der  zum  bei  Weitem 
grOsstea  TheU  doch  von  Geschäften  im  Geträakegebiet  berrabrt  (Ball.  XXIH,  289). 
Diese  Abscaben  haben  auch  nach  ibr^  mSssigen  H(^be  wesentlich  nur  den  Cbaractor 
von  Si>ecial-Güwerbe8teuern. 

Watfuer,  FiauiSirteMIMlUlft.  III.  41 
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Von  eigentlicheB  Bfaatlichen  Verbrauchssteuern 
bestebea  itir  Wein  und  Obstwein,  —  jetzt,  seit  dem  Gesetz  von 
1880  ohne  die  frttbere  Znsatzstener  ftlr  Flaschenwein,  also  im 
gleichen  Satze  für  Fass-  und  Flaschenwein  ^  fOnf  Terscbiedene 
Abgaben,  dieCircnlations-,  Klein-,  Eingangs-  und  „einzige*' 
Abgabe  nnd  speciell  für  Paris  und  Lyon  die  „Ersatztaxe", 
davon  die  Circulations-  und  die  Eingang^abgabe  ebenso  wie  die 
Eingangs-  und  Kleinabgabe  neben  einander,  d.  h.  für  dasselbe 
Weinquantuni,  die  „einzige'  Steuer  als  Ersatz  abgäbe  der  Ein- 
gangs- und  der  Kleinabgabe,  die  Pariser  (und  Lyoncr)  Ersatzsteuer 
als  Ersatz  aller  anderen  Abgaben,  auch  der  Circulations-  und 
Liccnzabgabc.  Alcohol  unterliegt  drei  solchen  Abgaben,  der 
gleiehniässigen  allgemeinen  Verbrauchssteuer  —  jetzt,  ?:eit 
dem  (lesetz  von  1880,  ohne  den  bis  dahin  geltenden  höheren 
JSteuersat/  für  iSpirituosen  in  Flaschen,  lür  Eiciueure,  Absinth,  daher 
auch  hier,  wie  bei  Wein,  jetzt  im  gleichen  Satze  iiir  Fass-  und 
Flascbenbranntwein  — ,  dann  der  Eingangs  abgäbe  und  in 
Paris  wieder  der  alleinigen  Ersatz  Steuer.  Bier  wird  dagegen 
nur  von  der  einzigen  Steuer  bei  der  FabriiiLation  getroffen. 

Ftlr  die  städtischen  Finanzen  fallen  alle  genannten  (be- 
tränke in  den  Gemeinden  mitOctroi  dann  noch  ausserdem  unter 
dieses  letztere. 

Die  Veranlagung 8-  und  Erhebungsformen,  sowie  die 
Controlen  richten  sich  natürlich  wieder  nach  dem  steuertechnischen 
Gharacter  jeder  einzelnen  der  genannten  Abgaben. 

Eine  besondere  kleine  Nebenabgabe  ist  die  an  die  Ver- 

Sendung  oder  den  Transport  der  Weine,  Obstweine  und 

Alcobole,  bez.  an  die  dabei  vorkommenden  Begleitscheine,  sich 

ankntipfende  Ex  p  e  d  i  t i o  n  s g e b  U  b r. 

Sie  beträgt  10  Cent,  alö  Stempel  für  jede  „E.vpedHion"  Seitens  des  Steuer- 
amts,  ausserdem  40  Centime  far  jede  Expedition  mit  „acqnits-ä-cantion**  oder 
..passavants"  (diiher  mit  Stempel  liier  \'.,  Fn  s  ).  Zahl  solcher  Expeditionen  zu 
40  Cent.,  grösätcutbeils  bei  den  Gctränkestcucrn ,  z.  B.  in  ISäü  ll,951,52i)  mit 
4,7S  MÜI.  Pres.  Ertrag-. 

§.255.  2.  .Steiierpt'liclitige,  Tlicils  als  Steucrsubjecte 
oder  eigentliche  Steuerpflichtige,  theils  nur  als  Steuer- 
haftende sind  bei  diesen  verschiedenen  Steuerarten  folgende 
sechs  Fersoneulvatcgorieen  zu  untei scheiden :  sogen,  einfache 
Private;  Eigenbauer  und  Kigenbrenner  (bonillenrs  de  cru); 
einfache  IC  lein  verkänfer  und  L  i  ({U  eu  rd  e  b  i  tan  ten ;  ein- 
fache  und   Liqueur  -  (jr rossbändle gewerbsmässige 
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Brenner  nnd  Deßtillatenre;  Brauer.  Je  nach  der  Steuerart, 
um  die  es  sich  handelt,  erscheinen  diese  Personen  in  verschiedener 
Weise  als  Stenerpflichtige  oder  Stenerhaftende  nnd  unterliegen  sie 
versebiedener  Verantwortlichkeit  nnd  Gontrole,  ttberbaapt  einem 
verschiedenen  Steuerreebt.  Erläntemngen  verlangen  besonders  die 
zwei  ersten  Kategorieen. 

.^Einfache  Pri?ale**  sind  im  Steuerreolit  insbesondere  die  Persenen,  velel)« 

^Jetriinke,  sp(^ricll  Wein  und  Obstwein,  aber  auch  Spirituosen.  rcgelLnassi;;  für  ihren 
eigenen  Bedarf,  bcäehoo  und  daun  der  Circulationsabgabe,  bei  äpiritiioscn  der 
Verbrancbsstever,  erentaell  auch  derEingangsabg-abe  oder  statt  beider  der  ,.cinzig^en" 
Steuer,  in  Puris  unl  Lyon  der  Ersatzstoner  unterliegen.  Der  Regrifl'  des  „einfachen 
Privaten"  wird  in  der  Praxis  cf^a'?  ausgedehnt  (Block ,  <]irt.  Art.  boissons  No.  54  fl".). 

Eigonbauer  uud  Eigen brcnuer  sind  Wein-  und  Obstbauer,  welche  nur 
ihr  selb  s  Ige  erntetes  Prodact  zu  Wein,  Obstwein,  Atcohol  verarbeiten.  PQr  einen 

bestimmten  Familienbedarf  (20  Liter  Alcohol)  sind  die  Brenner  st  iierfn-i.  Bei  Wein- 
trauäportütt  innerhalb  dci»  Cantous  und  der  Kachbargemeinden  von  Keller  zu  Keller 
sind  die  Eigenbaner  Ton  der  (Srcülationsabgabe  frei.  Die  Brenner  nnterstanden  nach 
dem  Ges.  v.  2.  Aug.  Is72  dom  Excrcice  der  Steuerbeliöril»:.  wns  aber  nach  dem  Ges. 
V.  14.  Ücc.  1S75  wieder  aufgehört  hat.  Wenn  Eigen bauer  und  Eigeuhrenner  ihre 
gewonnenen  Getränke  im  Grossen  rerkaufen,  bez.  versenden  nnd  im  Kleinen 
verschenken,  treten  auch  für  sie  die  allgemeinen  Formulitäten,  Conirolen  und  Ab- 
gaben ein,  d.  h.  sie  unterliesren  insbesonderf  di'm  ^leldivwnvig  in  Betreil  der  Ver- 
sendungen, der  Expcditionsgcbuhr,  der  Circukuiuus-  und  eventuell  der  Kleinabgabe. 
Im  Prindp  femer  sind  die  Eigenbauer  und  Brenner  nur  fdr  die  Verarbeitung  des 
sclbstgc ern f^t on  Products  zu  Wein,  Obstwein,  Aliolml  vom  Lvircice  betreit 
Die  Schwimigkeit  liegt  für  die  Steuerbehörde  darin,  zu  verhindern,  dass  angekauftes 
Prodnct  mit  verarbeitet  wird  nnd  dass  die  Eigenbauer  nnd  Eigenbrenner  an  Dritte 
steuerfrei  absetzen.  Im  Kampf  mit  diesem  üntcrsdiletf  W  vit  flic  V.  rwitlfiint^  hriständijr. 
Um  ihn  erfolgreich  zu  fuhren,  verlangt  sie  die  Beseitigung  des  „Privilegs'*  dieser 
Personen,  von  dem  reg-elmSssigen  „exercice**  frei  zu  sein,  namentlicb  in  BetretT  der 
Brenner.  Allein  es  luimli  lt  sich  bei  der  grossen  privatwirthschaftlichcn  Zersplitterung 
des  französ.  Wein-  und  Obstbaues  um  eine  sehr  erhebliche  Anzahl  von  solchen  Per- 
sonen, die  dann  mit  überwacht  werden  müssen,  daher  um  technische  Controtschwierig- 
keiten  und  um  grossen  Volkskreisen  missliebige  Beaufsichtigungen,  was  das  Mitspielen 
i^.\m<  politischen  Moments  in  dieser  viel  ernrterten  Frage  erklärt.  Die  Zahl  der 
bouiUeuis  de  cru  hat  sich  in  ttur  Zeit  seit  ISTI,  ubrifieiis  mit  ci ln-1jliclien  Scliwatikungen, 
besonders  stark  vermehrt.  Im  J.  1S85  worden  die  WeinbaiKsr  auf  1.791,770.  die  Obst- 
bauer auf  t,0n.-)..H76.  diß  Eigenl>renner  auf  5.^1,017  veranschlagt  (Bull.  XX.  fiO!:; 
letztere  Zahl  war  noch  1881  nur  100,053.  Die  Menge  des  steuerfrei  consumirten 
\Veins  an  sich,  dem  absolnten  Betrage  des  letzteren  nach,  und  im  VerhiUtnisB  zum 
besteuerten  Wein  richtet  sich  wesentlich  narli  den  ErntcreThnltnissen :  bei  jrtiten 
Ernten  steigt  absolut  und  relativ  besonders  dieser  steuert'rci  bei  den  Eigcnbauerii  ver- 
zehrte Wein,  bei  sdilecbten  sinkt  er  aber  auch  besonders  stark.  Die  versteuerte 
Mcnüe  schwankt  daher  weniger  als  die  Erntemenge  und  vollends  als  die  nnvcrsteuert 
verzehrte  (dieä  das  Ergcbniss  einer  Tabelle  im  Bull.  IX,  123,  f.  d.  Jahre  1831 — 79, 
wobei  natürlich  die  Zahlen  der  Krntemengo  und  unversteuerten  Menge  nur  schätzungs- 
weise ermittelt  sind).  Im  längeren  Durchschnitt  bleibt  — ^'^^  Ernte  steuerfrei, 
z.  B.  1870 — 70  10.1.')  Mül.  Hectol.  v.  ;iS.09  im  (Janzen.  Aohniiche  Schwankungen 
beim  Obstwein,  wo  aber  im  üurchschaitt  jeüct  die  üülfte  und  mehr  steuerfrei  ver- 
zehrt wird  (Ball.  IX,  3T1). 

Bei  Alcohol  In^sst  sich  der  Einfluss  der  Weinernte  auf  den  .ibsolufen  unJ 
relativen  ümfang  der  Eigen brcnncrei  ebcnfalU  erkennen;  in  guten  Jahren  wird  zur 
Vcrwerthung  des  Prodacts  mehr  gebrannt,  in  sehlochten  w«iiger  (so  1855—57). 
Doch  Üben  andere  Umstände,  wie  die  Concnrrenz  der  industriellen  Brennerei  und  die 
Preisconjancturen  hier  noch  ihren  r-isronen  Einfluss.  Im  Ganzen  ist  die  Alrohol- 
gewinnuug  aus  Wein,  Obst,  Früchten  gegenüber  derjenigen  aus  mehligen  Stoffen, 
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MrlasM>,  Ivüben  auch  in  Frankreich  sehr  zurückgegangea :  1840—50  von  SOI, 500  Hect. 
i Lilien  Aicuhols  815,000  aus  Wein.  Obst  u.  s.  w.,  1S65— 69  rou  ],344,til4  553,283, 
1870—79  von  1,545,899  nur  451,070,  1880  sogar  von  1,581.008  nur  48,514  (Bull.  X. 
121"^,  und  seitdem  flSsO--8T)  keine  wo^mtürhe  Veränderung:;  ISST  z.  B.  bei 
2,0U5,0«5  Hectol.  Gcsammtgcwinnung  von  Alcohol  speciell  aus  VVcia  32,758,  aus 
Cider  18,595,  ans  Weintr&bern  u.  dgl.  (laarca,  lies  l.  B.)  41.S72,  aus  Fruchten  23SG, 
zus.  aus  dies(Mi  Substanzen  90,611  Hectol ,  oder  nur  noch  ca.  4.5 7o  (Boll.  XXIII,  r,0!»i. 
Dieser  Bcwaj^ung  cutsprecheud  —  zum  Tbcil  nur  eiü  anderer  ätatistischer  Ausdruck 
fOr  dieselbe  Eradieinniig  —  tat  die  Alcoltolfewinimii^  der  Eifenbrenner 
mit  Scliwankungcn  absolut  und  relativ  sehr  gesunken  und  der  steuerfreie 
Eigcuconsum  wenigstens  absolut  iu  längeren  Fenodea  gesunken,  in  einzelnen  Jahren 
erreicht  er  aber  noch  die  frQhcre  Hohe  (s.  fllr  beide  Pnocte  die  Daten  Ton  1830 — 90 
im  Bull.  X,  122,  bis  1887  Bull.  XXIII,  668,  C7:').  So  wurden  bei  einer  guten  Wein- 
und  Obsterato  ISS  i  von  den  Eigenbr- niiern  40,000  Hectol.  Alcohol  von  2.011.000  im 
Ganzen  und  1,484,020  versteuertem  Alcohol,  bei  einer  schlccliteii  Ernte  lSb6 
72,000  Hectol.  von  2,052,000,  bezw.  1.419,901  erzeugt,  der  frei  von  den  Brennern 
selbst  verzehrte  Branntwein  auf  41,106  Hectol.  geschützt  (Bull.  eb.).  Wer  kann  aber 
bürgen,  d.iss  die  Brenner  nicht  mehr  als  20  Liter  steuerfrei  verzehren  oder  verkaufen  ? 
In  den  3  Jahren  des  Exercice  1H72 — 75  wurde  die  steuerfrei  verzehrte  Menge  auf 
26—27,000,  in  den  närLsten  Jahren  auf  38—39,000  Hectol.  geschätzt.  Bei  30  bis 
40,000  Hectol.  Eigenconsum  ergicbt  sich  für  die  Staatscasse  eine  Kinbussc  von 
5.7—6.8  Mill.  Pres,  jthrlich,  —  nnberflcksicbtigt  die  MUthaassliclie  Defrande.  Und 
misslich  i^t  aurli  die  Verweig-ernü,;;  diesos  Steueiprinlegs  für  kleine  landwirthsch. 
Brennereien,  welche  andere  Stoii'e  verarbeiten« 

S.  Uber  die  Behnndhmc  der  Sägenbaner  nad  Brenner  Block,  Art  bobsona, 
Ko.  02—73;  Say,  dict.  Art.  bonillonis  de  cm.  Mathien-BodetI,  89, 187, 256,  331. 
Olibo  H,  1—59  passim. 

Auf  die  vier  anderen  eben  genannten  Kategorieen  von  Steuerpflichtigen  und 
Steuerhaftenden  wird,  soweit  nöthig,  im  weiteren  Verlauf  mit  eingegangen.  S.  bes. 
die  klare  Darstellung  für  de  Kategorie  im  Blockschen  dict,  Art  b»issons,  Äo.  74  iL, 
Spcciclleres  im  Commentar  von  Ülüio. 

§.  256.  3.  Wichtigere  Puncte  der  Einrichtung  der 
Getränke  be  Steuerung. 

Die  i.in/i  Inen  Bestimmungen  zur  Durchführung  des  Systems  sind  -  benso  zahlreich 
als  mauiiigtaltifj-,  und  zwischen  Wichtigerem  und  Untcrg;eordnetem  ist  im  einzelnen 
Falle  nicht  iiruin  r  leicht  zu  unterscheiden.  Alles  ^ti^Iit  in  V'erbindan|r  unter  einandi^r, 
fulut  aus  einander,  bedingt  sich  gegenseitig.  Bei  der  Iiier  gebotenen  Kür;^e  der  Dar- 
stellung muss  Vieles  ganz  übci^angen  und  die  Hervorhebung  des  Wichtigeren  uu- 
Term^dlich  mit  nach  snbjectirem  Ermessen  —  noch  dazo  des  Ausländers  und  des 
Theoretikers,  rii(Mit  de>  in  solchen  Dinj^en  coiripefenteren  Practikers  —  erfolp:en.  Zu 
verweisen  ist  besonders,  wie  immer  gerade  für  derartiges  administrativ  -  technisches 
Einzelne,  anf  r.  Hock  fftr  diese  Pnncte,  wenn  anch  seitdem  Vieles  ge&ndert  worden 
ist.  V,  Kaufmann 's  Darstellung  enthält  gute  rartieen  (so  S.  383  (f.),  abt  r  ist  in 
diesem  Abschnitt  zu  ungleichmässig  i,'earbcitct  und  unterscheidet  nicht  immer  ge- 
nügend (80  z.  B.  S.  383  nicht  zwischen  den  Formalitäten  der  Circulation  und  der 
speciellen  Gircnlationsabgabe).  Knapp,  aber  vorzüglich  ist  für  diesen  Gegenstand  der 
Art.  boissons  im  Block'schen  dict.,  anch  suppl.  gcn<jr.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 
Im  Say 'sehen  dict.  sind  nur  die  allgemeinen  Verhältnisse  in  den  durchweg  trefflichen 
Altilceln  bdissuns,  vin ,  eitlre,  alcool,  biöre,  die  specicllenMi  in  hesonderon  Artikeln 
unter  den  einzeln  tu  tecluiischen  Ausdrücken,  und  hier  recht  Uar  und  geiiui,  behandelt. 
Doch  ist  das  Werk  in  der  11.  Lieferung  (Endo  IbbS)  nicht  mit  dem  Buclist.  D  fertig, 
es  feUen  daber  noch  viole  Artikel.  S.  u.  A.  circnlation,  acqnitB-ä-c^ation .  congu, 
abonnements;  von  noch  nicht  erschienenen  entrepnt,  exereice,  droit  de  detail,  d'entriic, 
taxe  unii^ue,  taxe  de  remplacemeut  u.  s.  w.  Auf  dieses  Say 'sehe  Werk  ist  für  das 
Detail  besonders  Bezug  za  nehmen.  Es  giebt  Mcr  riel  mehr  als  das  Block'sche  dict, 
auch  als  die  IVir  das  Allgemeinere  der  Getränkcbestcuerung  vurzLuliiLeu  Arbeiten  von 
Stourm,  und  in  den  einzelnen  Artikeln  doch  wieder  in  knapper  Form  und  in  syste- 
matisclicr  Darstellung,  während  Commcntare  wie  Olibo  zwar  noch  mehr  ins  Detail, 
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in  die  Casnistik  und  in  die  Streitfragen  —  die  Ucr  ztihllos  sind  und  eine  umfang- 
reiche und  wichtige  Thätigkeit  der  Judicatur  bedin^rt  habt  n  —  hineiiiführen,  aber  zu 
syätemloä,  zu  unübersichtlich,  daher  weniger  für  wisscuscbaitlicbe  als  fUr  unmittelbar 
pracüsche  Zwecke  brauchbar  siud.  Mathieu-Bodct  bat  auch  die  hiohor  gchöriifcu 
Keformeft  niusli  1870  gat  belonchtet  8.  filr  die  Branntvdnstener  ferner  J.  Wolfs 
Arbeiten  a.  a.  0. 

Es  lassen  sich  in  der  Einrichtung  der  Besteuerung  hier  die 
speciellen  VerbältniBBe  bei  jeder  einzelnen  der  oben  in  §.  254 
aufgeführten  Stenern  und  die  allgemeineren,  alle  odermehrere 
dieser  Stenern  betreffenden  Verhältnisse  unterscheiden. 

a)  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Steuern. 

aa)  Circulation sab  gäbe.  Sie  ist  im  IViucip  diejenige 
Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein,  welche  den  Privat- 
consnmenten  treffen  soll,  und  zwar  denjenigen,  welcher  das 
Getränk  nicht  selbst  aus  seinen  eigen  gewonnenen  Producten  her- 
stellt, —  dafür  besteht  Steuerfreiheit,  —  sondern  welcher  es  von 
Dritten  erwirbt,  und  zwar  dann,  wenn  es  sich  um  den  Bezug 
im  Grossen,  d.  h.  von  mehr  als  25  Litern  auf  einmal  und  um 
die  Verzebrang  des  Privaten  bei  sich  zu  Hanse,  bez.  im  Privat- 
local,  im  Unterschied  von  der  Wirtbshausyerzehning,  handelt. 
Dieses  Princip  erleidet  bei  der  practiseben  Durchführung  aber 
Modificationen,  Erweiterungen  und  Beschränkungen.  Der  Tarif 
ist  ein  nach  einem  Qualitätsmoment  dreifaeb  abgestufter  spe- 
eifiscber. 

Die  GrundzQge  der  Eiiiriclitong  sind  die  folgenden.  Der  steuerbare  Act 

wird  durch  die  behufs  Vcrsenduiiff  stattfindende  Platzveränderung  von  Wein  und 
Obstwein  id.  h.  Apfel-,  Biru-,  llonigwoin)  gebildet.  Deshalb  ist  jede  solche  Vcr- 
ündcrnng  dem  Stcuoramt  anzumelden  und  dafür  ein  Begleitschein  zu 
nehmen  (§.  263).  Traosporte  von  der  Kelter  zum  KcUor  des  Eigenbauers  (recoltant) 
iiikI  von  einem  seiner  Keller  zum  anderen ,  innerhalb  iles^elben  Cniifons  oder  der 
Kachbaijjcjüciudcii,  dud  aber  dem  Princip  der  Steuer  p:einäss  von  der  Circulations- 
abgabe  befreit,  bedürfen  jedoch  auch  eines  „passavaiif  (§.  263).  \\  <  t^  ii  üefrau- 
dationsgcfahr  ist  dagegen  der  früher  auch  in  weiterer  Entfernung  erlaubte  Transport 
des  Eigenproductd  des  Eiguubaucrs  nach  seinen  eigenen  Kellern  nicht  mehr  von  da* 
CircuUitionsabgabe  frei:  eine  Erweltening  der  Steuerpfliclit  gegen  das  Princip.  Sonst 
ist  regelmässig  Bositzwcchsel  zwisclion  verschiedenen  Personen,  also  gewöhnlich 
im  Yerl»af,  Bedingung  der  ISteuerpliicht.  Doch  bestehen  hiervon  einige  Aus- 
nahmen, losbesondere  unterliegen  kUinere  YerBondungen  oder  Bezttge  als  25  Liter 
statt  der  Circulationsal);:;i))0  der  Kleinabgabe  mit.  Ferner  ^ind  Versenduntri-n  an 
Grosshändler,  Debitanten  oder  Wirthe  und  sonst  mit  Licenz  zum  Uetiänke- 
handel  versehene  Personen  ebenfalls  frei  von  der  Gireulationsabgabe ,  und  gehen  mit 
den  erfordcrlicben  Bejrleitscheinen  an  die  bestimmungsmässigeu  Empfänger.  Doch 
unterlici^cu  der  Abgabe  in  den  Städten  init  ..einziircT  Steuer"  auch  die  Debitanten, 
Frei  sind  auch,  wie  von  allen  audercn  Uctränkesteuorn  (bis  auf  die  Expeditionsgebuhr), 
die  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland  bestimmten  Sendungen.  In  Paris  (und  Lyon) 
ersetzt  die  Ersat;^stouer  die  rirrubtionsab'p^abc  mit.  Der  Tarif  ist  ein  drei-  (bis 
ISSÜ  ein  vier-jstutiger,  nach  drei  Abtheilungen,  in  welche  Frankreioli  nach  der  un- 
gefähren Oute, und  dem  Preise  des  dort  cousumirten  Weins  einp:ctheilt  ist,  jet/t 
mit  den  S&t2sen  von  i,  1.5,  2  Frcs.  (Pimcipnl  und  Decimen)  p.  Hectol.  Fass«  wie 
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Flasebenirein ;  frQher  letzterer  mohrfaeh  höher  tarifirt,  so  von  1671 — SO  einheitlich  zu 

ir>  Fl  CS.  ]  i.  Hecfol.:  der  Tendenz  nach  mit  ein  Qualitäbfuss,  der  aber  rui  -h  seiner 
piactiäcüeu  Wirkung  doch  nicht  richtig;  ak  solcher  wiritte  uiiU  deshalb  wieder  aui- 
gcgubeD  vuide.  Der  «izolefende  Tari&atz  richtet  sich  nach  der  Classe  des  Be- 
stimm  Uli  jrs-,  nicht  des  Vcrseudungsorts,  Obstwein  hat  den  Einheitssatz  von  SO  Cent, 
im  ganzen  üebiete.  üegcuUber  der  Kleinabgabe  ist  die  Circuiationsabgube  auch  nach 
der  Verdoppelung  des  Principals  in  1871  und  vollends  nach  der  Wiuderermässiguufj 
in  1880  wohl  immer  noch  zu  niedrig.  So  betrug  der  Mittelpreis  ISTO— 71)  für  das 
TTfctol.  Wein  bei  dcü  \\'iitiljaijern  selbst  20,  im  Grusshaudel  Mb,  )»ei  den  Dcbifanf fii 
55. 25  Frcs.,  die  dor  Uirculatiüiisabgabc  uutcrzogcuü  Menge  im  Durchi>chü.  17.11  Miil. 
Hectül.,  der  Steuerertrag  33Jjü  MÜL  Pres,  oder  p.  1  I  n  toi.  1.94  Pres.,  d.  h.  vom 
ureprünglicheu  Preise  G.T.  von  «Ilui  am  meisten  zur  \  t  r^lciLhnng-  geeigneten  Gross- 
haadelbpreisie  5.1,  vom  Uebilantenpreise  selbst  nur  iJ  5"j„.  wahrend  der  Wein  im 
Rleinhandktl  damals  15*/«  nebst  Decimen  Zoschlag  vom  Debitaatenpreis.  seit  1880 
immer  noch  12.5 "/o  'Janz^tn  zahlt.  .MlenHngs  tritt  in  den  Orten  über  4000  Ein w. 
noch  die  Eiugangsabgabe  hinzu.  Aber  auch  mit  dieser  zusamuoa  erscheint  der  im 
Orossen  bezogene  Wein  des  Privaten  be^anstigt  Im  J.  1886  nnterlagea  17.20S,404 
Hectol.  mit  23.37  Mill.  Vvc<.  Ertiau  der  Circulaiionsabgabe .  ]k  Hectol.  1.8S  Frcs.; 
davou  5.Ü7  Mill.  Hectol.  in  der  1.  ülasse  mit  1,  10.77  in  der  2.  Classe  mit  P'..  nur 
77$,011  Hectol.  iu  der  3.  Classe  mit  2  Frcs.  Steuersatz.  Obstwein  u.  dgl,  wurde 
1880  3,125,418  Hectol.  mit  2.5  MilJ.  Frcs.  Ertrag  versteuert.  (S.  jedoch  unten  über 
die  etwas  abweichenden  lierechnnngen  and  Bali.  XXUI,  548.  Daten  aas  Boll.  XXIU, 
280,  IX,  110  u.  a.  0.) 

ij.  ^57.  bb)  Kleinabgabe  (droit  de  detail).  Sie  ist  im 
Princip  diejenige  Vei-brauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein, 
welebe  deuConsum  im  Kleinen,  daher  insbesondere  in  Wirt h- 
schaften  aller  Art  oder  bei  sogen.  Debitanten,  aber  auch  bei 
Bezügen  von  weniger  als  2b  Liter  auf  einmal  ins  Hans,  also  fttr 
den  Privatconsnm  in  diesem  Sinne,  treffen  soll;  und  zwar 
wiederam  mit  Ausnahme  des  ans  eigenen  Prodncten  gewonnenen 
Getränks,  das  der  Wein-  nnd  Obstbauer  mit  den  Seinen  selbst 
steuerfrei  verzehrt.  Auch  hier  ist  daher  die  Voraussetzung  der 
Steuerpflieht  der  Absatz  an  Dritte.  Die  Abgabe  ist  eine 
Werth  abgäbe  nach  dem  Absatzpreise  der  Weine,  jetzt  von 
12.5%  (ohne  weitere  Zuschlüge). 

Die  Hauptpuncte  für  die  SteuerverwaltLiu-  sind  die  sichere 
Coristatiruij^  der  vom  Del)it;niten  bezogenen  und  abgesetzten 
Mengen  und  der  Vor  kaut's  prci-sc  dafür.  Darauf  ricblet  sich 
daher  die  Contiole  vor  Allem  und  um  sie  ausüben  zu  können, 
unterstehen  die  Debitanteu  der  steueramtlichen  regelinnssigen  Visi- 
tation, dem  sog.  Exercice  (§.  263,  264),  soweit  sie  sich  nicht 
durch  Abonnements  davon  befreien,  was  zulässig  ist,  oder  die 
Kleinabgabc  zusammen  mit  der  Eiugaugsabgabe  in  die  sogen, 
„einzige  Steuer^'  verwandelt  wird. 

Nachweislich  im  (i rossen,  d.  h.  in  Menf^eii  von  Uber  25  Liter  aueli  von 
Debitauten  abgesetzter  Weiu,  ein  auch  diesen  Personen  gestattetes  Geschält,  ist  vuu 
der  Kteinabgabe  frei  nnd  erentndl  der  Circnlationsabgabe  unterworfen.  Der  Debitant 
ronse  die  Erftffnnng  seines  Gesch&fis,  das  Verkin&Iocal,  die  Mengen  nnd  Sorten  Ge- 
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trAnke,  welche  or  besitzt,  der  Steuerrervaltuiig:  anmelden  und  dn  Schild  oder  dgl. 

aussen  fülnen.  Die  allgemoinc  Vcrsendnntra-  hai.  Bczu j^bcoii trolc  ist  auch 
d'iG  Voraussetzuug  für  diu  Yeianlagung  udü  Erhebung  der  Kleiuabgahe  (§.  263). 
Ueber  Za  -  und  Abgang  wird  Buch  g«führt  und  stcueramtlich  durch  das  Exorcico 
controlirt.  Vielerlei  ciiut^lae  Bestimmungen,  aber  Kcchte  der  Verwaltung  und  Pflichten 
der  DebitaQttiii,  suchen  Untcrschleif  zu  veriiUten.  Unter  Umständen  kann  die  Uebcr- 
wschunf  auf  die  Nachbarh&user  ausgedehnt  Verden.  Eine  besondere  Gefahr  liegt 
immer  darin,  dass  Wein  im  Geheimen  in  die  Lager  des  Debitantcn  gelaugt,  daher 
besonders  aus  Nachbarhäusern,  wohin  etwa  Wein  zum  Prirafconsnm  bezogen  ward'-. 
Was  sich  nach  den  Ilücberu  als  ie  Iii  in  enge  ergiebt,  nicht  nachweisbar  veidüiben 
ist  und  den  gesetzlichen  Satz  von  .-J'/o  für  Abgang  und  Ftimilioncunsum  ubersteigt, 
untcrlieirt  <lor  Kluinabgabe.  Die  Vcr!;anfspreise  werden  von  den  Di-Iiitajiten 
Jeclarii  t,  im  Fall«  der  Bestreitung  hat  der  Alaire,  mit  liecurs  an  den  Piätccliuratii, 
zu  entb>  lieiili  :t.  Sic  sind  im  Local  an  sichtbarer  Stelle  anzuschlagen  und  dürfen 
beim  Verkaut'  nicht  üherschritten  werden.  Strafandndiiinucri  sii<  heu  die  Innehaltung 
dieser  Voföchrifteu  zu  sichern,  (ileicliwohl  sollen  gerade  in  Bezug  auf  die  Preise 
dnrch  unrichtige  Angaben  und  Anlegung  anderer  Verkaufspreise  die  meisten,  nur 
schwer  zu  constatirenden  Uiit(  :  schleife  vorkommen.  Die  Steuer  ist  von  den  d^n 
Exercice  unterstehenden  Debitanteu  regelmäüüig  -nach  rierteljäbrlichen  Abrechnuugeu 
ztt  zahlen.  Fast  Vs  cles  von  Debitanten  abgesetzten  Weins  und  fast  der  ganze  Obst* 
wein  wird  durch  die  Visitation  beim  E.\ercice  zur  Veranlagung  gebracht.  Der  Kcht 
kommt  grössteutheils  auf  Abonnements.  (S.  Vignes  I,  131,  Art.  Al>onn.  im 
Say  sehen  dict.,  p.  -4 ) 

Diese  sind  meistens  sogen.  Einzel  i  lu  :!  uements  der  einzelnen  Debitanten, 
entweder  —  aber  selten  —  nur  in  Betr.  des  Preises,  wo  man  sich  über  einen 
Älittclpreis  einigt,  die  Uebcrwachung  nur  meki  die  Mengen  l)etriüt  und  die  Steuer 
davon  erhob -n  wird  <,sog.  Abonnement  für  das  Uectolit«»');  oder,  und  in  der  liegel, 
atich  in  Betr.  der  Mengen,  gegen  eine  Abfinduni^^ssmnme ,  immer  höcli-.teiis  auf 
1  Jahr.  Da»  Eingehen  auf  solche  Abonnements  kann  die  Verwaltung  nicht  verweigern. 
Einigt  man  sich  nicht  ttber  die  Summe,  so  entscheidet  der  Präfectorrath.  mit  Kecnis 
an  den  Staatsrath.  Ausserdem  kommen,  aber  mir  s.  Iten ,  soi^eri.  Colloctiv-  oder 
Corporationsabonnements  der  Gcäammthcit  der  Debitauteo  eines  Orts  unter 
solidarischer  Haft  vor,  nach  Beschlnss  von  mindestens  Vs  der  Debitanten  unter  Ge- 
nehmigung des  Municipalraths.  Endlich  giebt  es  noch  sog.  allgemeine  Abonne- 
ments, welche  auf  Verlant^en  der  Municipalräthc  fUr  ganze  (icnieinden  Uber  die 
Klein-  und  Girculatiousabgabe  gewälirt  werden  müssen,  wo  dann  die  vereinbarte 
Summe  an  dit  StaatScaSSe  in  halbmonatlichtiu  Katen  aus  der  Gemeindeca^se  entrichtet 
wird.  Sie  verlangen  zum  Abschlnss  die  f lenelimii^iing'  des  Finanzministers,  kommen 
übrigens  auch  nur  wenig  vor.  Uureli  diu  Erklärung  der  „einzigen  Steuer''  ab  obii- 
gatorisch  in  den  Gemeinden  von  uher  10,000  EiüW.  (Ges.  v.  II.  Juni  1875)  hat  die 
Zahl  der  abonnirteii  wie  der  dem  £zercice  unterworfenen  Debitanten  abgenommen. 
Es  waren 


18t8 

1879 

1885 

Fflr  Wein  und  Cider  abonniite 

54,746 

39,441 

öG,io6 

Abgelöste,    bloss   Alcohol  ver- 

kaufende Debitanten  (s.  u.) 

86,494 

29,895 

39,732 

Debitanten  in  Städten  mit  einziger 

Steuer  ...   

26,745 

6S,940 

84,720 

Zus.  frei  vom  Exercice  .... 

119,715 

138,271 

181,208 

Debitanten  dem  Exercice  unter- 

worfen   

22S.SS4 

216,576 

2U,4ü5 

SanuBo  ......... 

348,699 

854,852 

395,703 

In  allen  diesen  Zahlen  fehlt  Paris  (Bull.  XX,  600). 

Den  Grosshändlern  als  solchen  war  früher  bei  erheblicher  Strafe  (500—5000  Frcs. 
und  Confiscation  der  (ieträtike)  der  Debit  verboten.  Jetzt  ibt  ihnen  derselbe  gestattet, 
wenn  sie  für  da^  Kleingeschäft  ganz  getrennte  Lager  und  Locale  haben.  Die  Fehl- 
mengen,  welche  bei  ihnen  Uber  die  gesetzlichen  Nachlässe  hinans  durch  die  Vor« 
valtung  coostatiit  werden,  sind  nach  dem  Satze  der  Kleinabgabe  za  versteueni.  Nnr 
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anbedeutend  rind  die  gleich  beim  Bezog  von  Wein  and  Cider  erhebenen  Beträge  der 
iOeinabgabe. 

Für  1886  ergiebl  sich  für  die  verächiedeucu  Fälle  der  Kleinabgabc  Folgeudes 
(Boll  XXin,  2S0): 

Weii)  Obstwein  u.  s.  w. 

Uectol.       Ertrag  h  ica.  Huctol.      Ertrag  Frcs. 

Beim  Bezug  erhobeo     .   .   .       14326         189,126  217  640 

FehlmciJtce  bei  ÜrosshäuJl  ru.       S6,687                <]2  5,192  19,473 

Durch  Exercice  constatirt  .    .    2,578,16S       24,yuU,42U  y,21S,5?Vj  7,250,327 

Abonnements  1,431,856      13,410,631  67,136  178,602 

Summe   ....  4«061,$32      38,286,989  3,291,144  7,449,042 

Der  Steuersatz  bei  den  Debitaiiteu  luil  llxcrcicc  stellt  sich  mit  Nachlässi  n  auf 
12. 113%  Statt  anf  12.6*/«-  Diese  ZifTern  enthalten  aber  lange  oicht  die  ir^mzc  Kleiu- 
abpabe,  da  dieselbe  ^rosscntheils  mit  in  der  „cin/.ijjcn  '  Stntier  und  der  Paris.jr  und 
Lyoner  Ersatzsteuer  stecl^t  {s.  u.).  Sie  steigt,  unter  Eiurechuung  der  betreü'.  Bestand- 
tbelle  dieser  Stenern,  anf  87.68  Mill.  Frcs.  f.  Wein  ?on  133.22  HUI.  Total  und  anf 
2.6S  MiJI.  Frcs.  f.  Obstwein  von  1548  Mill.  Frcs.  Total  (Bnll.  XXIII,  539).  -  Der 
Durchächnittspioi»  der  ron  Dobitauten  unter  Exercice  abgc^utztcu  Mengen  ist  in  den 
letzten  Labien  erheblich  gestiegen.  Er  war  bei  Wein  1882—87  p.  Hectol.  76.38 — 
77.79— 76.17— 75.67— 78.04— 79  Ol  Frct-.  gegen  46.72  im  Durchschnitt  von  1850—59, 
51.57  ?on  1860—69,  55.25  von  1870—79;  bei  Obstwein  1882—87  19.48—19.05— 
17.88—18.39—22.50—21.28  gegen  10.05,  JG.30  und  18.51  in  den  drei  genannten 
Decennialperioden  (Bull  XXIII,  281,  IX,  110,  370).  Naturlich  wird  die  Summe  im 
Abontiemeiit  immer  cntspr*"'i  hen(l  n"n  f^er»'!relt ;  eben  df»^^halh  liie  h^lchstens  einjährig-en 
Abounements.  Die  Wertlialjgabe  wuiUe  also  neuerdings  einträglicher,  kam  aber  auch 
nocli  mehr  in  Missrerhältniss  zur  Circulationsabgabc,  und  die  ErmSssigrung  des 
Steuersatzes  in  1880  wurde  durch  dies  PiL'isbtciizen  zicmlirli  aufg:c\vo2:en :  so  trug 
£.  B.  das  Hoctoliter  Wein  im  Durchschnitt  von  1^86— b7  au  ivleiuabgabe  9.5U,  von 
1875 — ^76  auch  nur  9.6  Frcs.,  ebvohl  damals  die  Abgabe  als  Quote  rem  Werth  etwa 
um  i]\r  lläll'to  höher  war  als  jetzt  Der  Fiscus  profitirt  also  bei  steigenden  Picisiu 
erheblich,  aber  die  (iieichmäseigkeit  der  Besteuerung  im  ganzen  System  wird 
venchoben. 

258.  cc)  Die  EingaDgsMbgrabc  ist  im  Princip  eine  Ver- 
brauch ssteiier  zu  Gunsten  des  Staats  spcciell  von  der  städti- 
schen, d.  h.  von  der  Bevölkerung  in  Orten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohnern, von  Wein,  Obstwein,  Meth,  wie  auch  von  Alcohol. 
Sie  tritt  zu  der  Circulations-  und  der  Kleinabgabe,  ,  wie  bei  Alcohol 
zu  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabc  noch  hinzu,  so  dass  durch 
diese  vereinigten  Abgaben  die  städtische  Bevölkernng  höher  als  die 
ländliche  besteuert  wird:  was  mit  dem  höheren  Wohlstand  der 
Städte  begrttndet  wird,  also  ein  Umstand  ist,  durch  den  die  Ge- 
tränkestener  sieh  dem  Princip  der  Besteuerong  ,,nach  der  Leistnngs- 
fähigkeit''  anpasst.  Derselbe  Gedanke  waltet  im  Tarif  ob,  welcher 
ein  siebenstniSger,  mit  der  GrOsse  der  Ortsbevölkerung  steigender 
specifiseber  ist,  bei  Alcohol  nnd  Obstwein  ftlr  jede  Ortsclasse  der 
gleich  hohe,  bei  Wein  noch  in  Combination  mit  den  Abtheilangen 
des  Staatsgebiets,  wie  bei  der  Cirenlationsabgabe. 

Die  Controle  erfolgt  in  Verbindung  mit  der  Yersendungä-  und  Bozugscontrole 
und  den  Begleitscheinen  beim  Eingang  in  die  Ortscbafieu,  wobei  die  Transporte  oder 
Bezüge  dem  Steueramt  angemeldet  werden  mOsBen.  Steneipfliolitig  ist  nur  das  fOi 
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den  Consum  im  Oito  besüiumtü  üetiauk,  nicht  das  uiUcr  Conirolc  bloss  durcbgefiUirle. 
Auch  die  vom  KigcnihOmeT  in  den  Ort  zur  Kcltcrun^  u.  s.  w.  einj^eführten  und  die 
im  Orte  vom  Sclb-thaiicr  •j;certitctoii  Traulj'.Ti  und  l'r  tclitc  sind  der  Eiiigaiic:«st<>'m'r 
und  cuior  cntäprccbciidcu  Ck>utro'c  mittelst  Aufuabmc  eines  luvoutars  unterworfen, 
▼obei  die  Steuer  nach  dem  Beductionsrerhaltniss  von  2  Hoctol.  Wein  ans  3  Hectol. 
Trauben  und  5  tu!.  Obstwein  aus  3  Obst,  bei  trocknen  Kruchten  von  1  lle*  fol. 
Obstwein  aus  25  Kilogr.  übst  berecbaet  «rird.  Ein  allgemeines  Abonnement  für  die 
Weinlese  Seitens  der  Gemeinde  ist  zulässig.  Grosshäadlcr  und  Selbstbancr  Itj^naeft 
für  ihre  Beziige  und  Producte  die  sonst  beim  Eingang  fidlige  Zablunp:  veradlieben, 
wenn  sie  ä'w.  (letränkc  in  Entrepöt  Ijrinsren,  wofür  bi'im  Häiidlor  Minimalmengen  zum 
Beginn  vürgescbiiebeu  sind.  Dcbitanicn  und  i'iivatc  liubcu  Lein  Kesetzlichcs  Anrecht 
auf  Gewähr un<i:  des  Entrepots,  doch  Icommt  die  administrative  Zulassung-  auch  bei 
ihnen  vor.  Versteuert  wird  dann,  was  nach  den  Bestandbürli.  ru  des  Entrc]i'.tsi  udcr 
eigenen  Lagers  in  den  Consum  Übergegangen  ist,  hüi.  was  fehlt,  nach  Abzug  der 
Nachlässe,  welche  beim  Eigenbaiier  seit  bis  10  Vo*  GrossMndler  bis  6— 7  Va 
bei  Wein  l)eti'agen  (bei  Obstw  i  in  tind  Alcoliol  7%^.  Der  Tarif  von  ISSü  steis-t  in 
7  Ortsstufeu  (4— 6U0Ü  als  erste,  Uber  5U,UU0  Einw.  als  höchste)  von  35  auf  SO  Cent, 
p.  Hectol.  fbr  Gider  u.  s.  w.,  von  TV«  auf  SO  Frcs.  p.  Hectol.  fOr  Alcohol,  von  0.40 
auf  1  50,  von  0.55  auf  2.25,  von  0.75  auf  8  Frci>,  für  Wein  nach  den  drei  Gebiets- 
theil-Classen.  Besondere  Bestimmungen  bestellen  Uber  die  Berechnung  der  Orts- 
bevölkerung, Behandlung  der  Vorstädte  u.  s.  w. 

Darch  die  fiujultativ  zulässige,  neuerdings  für  Orte  Uber  10,000  Eiitw.  obli- 
fratorisch  gewordene,  daher  mi'hr  vcrlir.itete  „einzige  Steuer"  hat  die  Eins'Hnjr'^- 
abgüljc  als  selbständiges  (ilicd  der  üctiankebesteuerung  an  Bedeutung  vcilurcu. 
Direct  unter  diesem  Namen  fuhrt  die  amtliche  Statistik  nur  kleine  Beträge  auf,  so 
für  18SG  von  2.14  Mill.  Hectol.  Wein  1.51  Mill.  Fiv?.  EHrag,  von  l.i!)  Mill.  ][« rtul. 
Obstwein  0.55  Mill.  Frcs.,  von  471,327  Hectol.  Alcobol  'J.til)  Mill.  Frcs.  Allein  wenn 
man,  vle  es  in  besonderen  Berechnungen  auch  bicrfar  die  Yervaltung8statii>tik  thnt, 
die  cin//ij;c  Steuer  und  dii>  Pariser  und  Lyoner  Ersatzsteuer  wieder,  wie  oh<:\i  bei  der 
Kleiuabgabe,  in  die  Steuern  zerlegt,  die  sie  vertreten,  so  ergeben  sich  erheblich 
grössere  Zahlen  für  die  Eingangsabgabe,  nämlich  in  1886  für  Wein  13.52  Mill.  HectoL 
mit  22.82  Mill.  Frcs.  Steucrertrag  von  1.S3.22  Mill.  Frcs.  Total,  für  Obstwein 
3.25  Mill.  Hectol.  mit  2.08  Mill.  Frcs.  von  15.4S  Mill.  Frcs.  Total,  für  Alcohol 
014,327  Hectol.  mit  13.9S  Mill.  Frcs  ,  iü:i.  au  Eingangsabgabc  30.48  Mill.  Frcs.  von 
J  "(5  MiU.  Frcs.  Total  (ohne  den  Zuschlag  für  alcoholisirte  Weine).  (Bull. 
XXllI,  280  und  540).  Im  J.  1886  bestand  die  Eingangsabgabe  selbständig  in 
266  Gemeinden  (in  147  von  4—6000,  in  119  von  6—10.000  Einw.),  in  Verbindung 
mit  der  dnzigen  Steuer  in  181,  davon  22  unter  6000  Einw.,  zas,  in  447  Ge> 
meinden  mit  0.?'?.  MilL  Einv.,  wozn  dann  noch  Paris  und  Lyon  apart  kommen 
(Bull.  XXHT,  .^40  . 

dd)  Die  mehrfach  schon  erwähnte  „einzi^^e  IS  teuer"  tritt 
in  Orten  von  4—10,000  Einwohnern  facultativ,  seit  dem  Gesetze 
vom  9.  Juni  1875  in  allen  Orten  über  10,000  Einwohner  obli- 
gatorisch an  Stelle  der  bestehenden  Kieiu-  und  Eingangsabgabo 
von  Wein  und  Obstwein  u.  s.  w.  Ebenso  wird  die  allgemeine 
Verbrauchssteuer  von  Alcohol  (§.  260)  in  Orten  mit  Eingangs- 
abgabe beim  Eingang  gemeinsam  erhoben.  Die  Debitanten  werden 
in  diesen  Orten  (sog.  villes  redimöes)  dann  von  Exei*cice  befreit, 
unterliegen  aber,  wie  Private,  der  Girculationsabgabe  mit.  Die 
Controle  besteht  in  der  allgemeinen  Versendangs-  und  Bezugs- 
controle  und  in  derjenigen  beim  Eingang  in  die  Orte.  Die  Tarife 
werden  periodisch  revtdirt,  um  sie  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Kleinabgabc,  als  einer  Werthquotenabgabe,  zu  erhalten.  Die 
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Schwierigkeiten,  die  Debitanten  in  »Städten  aucli  mittelst  des 
Exercice  ausreiclieud  zn  controliren  luui  das  letztere  wirksam  zu 
gestalten,  neben  dem  Vortlieil,  <lcn  Verlichr  von  )ä8ti<^eu  Fesseln 
im  imjei  ii  th^r  Srä'Ue  /n  bdrcicnj  haben  zu  der  Ausdehnung  der 
einzigen  Steuer  und  zur  Kini'Uhrung  der  Steuer  als  obligatorischer 
Massregel  geführt:  ein  benierkcnswerther  stcuertechnißcher  Vorgaugi 
ähnlich  wie  die  Pariser  £rsatzBteaer. 

Ucbcr  diü  facuUativc  Einfiiliiuug  eiitbchoidet  ein  Bcscbluss  des  ad  hoc  durcli 
eioe  Anzahl  (jrossbiindler  und  Debitanten  vct-stärkcndoii  Municipalratbs.  Eigeo- 
bauer  unter'ii  gen  f;ir  ihr  Absatzproduct  der  einzif^en  Steuer,  nicht  aber  der  Ciicu- 
latiousabgabu.  Die  FormaUcn,  Erhebung,  Entrcpots  u.  s.  w.  sind  sonst  wie  bei  der 
Eingangsstcuer.  Die  einzige  Stoner  ist  ttbcrhaopt  eigentlich  nur  eine  erhöhte  Ein- 
gan frsabg'abe,  mit  einem  wesentlichen  üntersclnoJ .  nümlich,  dass  sie.  weil  sie  diu 
KIciuabgabe  ab  W'crthquotcuabgabo  mit  m  ersetzen  hat,  aber  specifiäche  Abj^abe  bleibt, 
notliwendig  reränderlicli  sein  mass  Man  hilft  sich  dadarch,  dass  man  die  Tarife 
periodisch  revidirt,  aber  an  bpccifischen  Sätzen  festhält,  was  practisch  kaum  anders 
möglich,  in  der  Durchführung:  aber  nicht  ohne  Schwierigkeiten  ist  und  principicU  der 
Steuer  doch  einen  von  der  Kleiuabgabe,  die  sie  ersetzen  soll,  wiederum  abweichenden 
Cbaracter  giebt:  der  ganze  Voi^ang  sfeaertecbnisch  «och  als  Uebergang  von  der 
nrincipiell  richtigeren  Werthsteaer  zur  practisch  passenderen  specifischen  bcachtens- 
wertlj.  Nach  Ges.  v.  9.  Juni  1875  Art.  4  und  ö  sollte  nach  1.  Januar  1S79  alle 
5  Jahre  der  Tarif  midin  werden.  S.  über  hervorgetretene  Schwierigkeiten  ^lotiro 
zum  Gesetzentwürfe  von  ISSO,  Bull.  VIT.  154.  Da.s  Gesetz  von  1S75  und  das  vom 
lU.  Juli  ISSU  bestimmte,  dass  die  Tarife  der  einzigen  Steuer  nach  den  Mengen  und 
ATTondissements-Darchecbnitts-Detailpreisen  der  Debitanten  in  1877 — 79,  dann  vom 
I.  Jan.  1SS6  in  5j;i]ir.  PcricKJe!!  revidirt  werden  sollten.  Bis  dahin  sollte  die  einzige 
Steuer  in  den  Orten  über  10,000  £inw.  das  Dreifache  des  Eingangstariis  des  Ges.  v. 
18S0  nicht  ttbersteigen  dflrfen  (Art.  5).  —  Der  Ertrag  der  einzigen  Steuer  war  1866 
für  6.42  Mill.  Hcctol.  Wein  2*).3(»  Hill.  Frcs  .  d.  i.  im  Durchschn.  4.5S  Krcs.  p.  Hectol.. 
für  1.76  Mill.  IFcrtol.  Ob.stwcin  .'1(50  Mill,  Fr<  s  ,  2.04  Frcs.  p.  Hcctol.  (für  Alcohol 
nicht  aiisgcicliicdeii L  In  der  Stcuersummc  de»  Weins  steckt  iO.ll  Hill.  Frcs.  Ein- 
gangsaljgabe,  10  25  ^lill.  Frcs.  Kteioabgabe,  in  der  des  Obstweins  bezw.  1,75  und 
1.66  MiU.  (Boll  XXllU  540,  280). 

ee)  Ersatzsteuer  von  Paris  (und  T.yon)  (taxe  de  rem- 
plaeonjent).  Sie  stellt  im  Princip  eine  völlige  Unitie  ation  der 
Getränkebesteuerung  dar,  indem  eine  einzige  specifische 
Abgabe  in  der  Form  der  Eingangsabgabe  als  Ersatz 
aller  anderen  Steuern,  selbst  der  Licenz,  fUr  jede  Art 
GeträDk  (ausser  Bier)  erhoben  wird.  Der  Tarif  wird  nothwendig 
jedesmal  gleiehzeitig  mit  der  Verftndening  der  Tarife  der  anderen 
Abgaben  geregelt,  zoletst  im  Gesetz  vom  19.  Juli  18Ö0.  Er  ist 
absichtlieh  höber  als  in  anderen  Orten  gehalten,  mttsste  aber 
eigentlich,  da  die  Ersatzsteuer  namentlich  die  Kieinabgabe  mit  zn 
ersetzen  hat,  periodiseh,  ähnlich  wie  die  einzige  Steuer ,  gem&ss 
den  Verilndernngen  der  Preise,  revidirt  werden.  Die  Controlen 
des  Exercice  der  Debitanten  n.  s.  w.  fallen  bei  der  Ersatzsteaer 
fort:  der  Hauptzweck  und  Hauptvortheil  fUr  Verwaltung  nnd  Ver- 
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kehr.    Destillation  von  Alcohoi  ist  in  Paris  verbüteii,  Liqueui- 

labrikutiou  jedoeii  nicht. 

Die  Erüatzstcucr  in  Pari^  ist  (oLuo  wcitorcii  Zuschlag)  n.uii  <ios.  v  1'>^S0  lur 
Wein  8.25  Frcs.  p,  Hcctol.,  iu  Lyon  7.77.  für  Obstwein  4.50  imJ  2.G5,  lui'  Alcohoi 
ISG.25  in  Paris  (vor  IssO  auch  hier  ein  höherer  Tarif  lur  riaschenbraiiiitwein, 
(Jider,  Absinth,  seitdem  ein  j^lciclier  S.ifz  fiir  alleii  Alcohoi).  Die  Pariser  (jruss- 
händler  und  Hiuterlegcr  in  tlun  Kutrc]Ktt:>  sind,  wegen  der  vorgckouiwcuen  Mitis- 
bräuchc  u.  ä.  w.,  dein  Exordco  unterati  llt  wordcji  «jes.  v.  16.  Febr.  1875  it.  6.). 
Der  Ertrag  der  Ei-sa(/strn,  r  war  l^^G  in  Paris  für  i.Hi  Mill.  Ilcctol.  Wein  35.S1 
Mill.  i.<rcä.,  iar  3Üü,i::i  Hectol.  übstwciu  l.'db  Miil.  Frcs.,  für  145,0ü0  Uectoi.  AluoUoi 
26.63  MiU.  Ftcs.,  welche  SQiDino  nacb  amtlicher  Berechnung  sich  als  3.S1  Mill.  Fn». 
Cir  tilations-,  ».77  Eingangs-  Und  22.53  MiU.  Frcs.  KJeinabgabo  ergeben  tRrttide 
^Üull.  XXllI,  539). 

§.  259.  ff)  Die  allgemeine  Yerbranchssteaer  von 
Alcohoi  (droit  g^nöral  de  eonsommatioii)  ist  die  hauptBacbliche, 
im  glänzen  Staatsgebiete,  bis  auf  Paris,  gleiche  BranDtweinstener, 
zu  welcher  in  den  Orten  mit  Eingangsabgabe,  wie  sehen  bemerkt, 
dann  die  letztere  noch  hinzntritt.  In  Orten  mit  einziger  Stener 
vereinigt  sieh  die  allgemeine  Verhranchsstener  mit  der  Eiugau^b 
abgäbe  in  der  Erhebnog.  In  Paris  ist  sie  in  der  Ersatzsteaer 
enthalten.  Seit  dem  grundlegenden  Gresetze  vom  24.  Jnni  1824 
von  der  Weinstener  abgetrennt  nnd  verselbständigt,  stellt  sie  seitdem 
im  Princip  eine  specifisclie  Abgabe  in  Form  einer  beben 
Fabrikat  st  euer  dar,  wclclie  nacb  dem  reinen  Aicobol- 
gelalt  aller,  der  eigentlichen  Verzcbrung  oder  VcrvFendnng 
zu  Veizehrungsgegenständeu  dienenden  gebrannten  Flüssigkeiten 
mittelst  des  Gay-Lussac'sehen  Centesimal-Alcoholometers  beiuessen 
wird,  i-^ogen.  denaturirter ,  fiir  gewerbliche  Zwecke  dienender 
Spiritus  unterliegt  auch  einer  Steuer,  aber  einer  viel  niässigereu. 
Die  Controle,  ^ncIcIic  hei  der  starken  Steigerung  der  Steuersätze 
sehr  verscbärit  werden  mn.sste  und  wurde,  erfolgt  zuniicbst  durch 
die  Ueberwachung  (Kxercice)  der  sogen,  gewerblichen 
Brennereien  oder  DestiJiationsanstalten ,  eine  Ueberwachung, 
von  welcher  die  sogen.  Eigenbrenner  (bomllenrs  de  cru)  von  Wein- 
und  FrUcbtebranntwein ,  welche  ansscbliesslich  ihr  eigenes  Ernte- 
product  verarbeiten,  seit  1S75  wieder  befreit  sind,  —  die  schon 
oben  (S.  631)  besprochene  Frage  —  ;  femer  dient,  zumal  auch 
gegenüber  diesen  Eigcnbrennem,  bei  diesen  sogar  allein,  die  all- 
gemeine Versendnngs-  und  Bezngscontrole  zur  hier  bei 
Alcohoi  besonders  wichtigen  Hilfe;  endlieh  unterstehen  die  Gross- 
händler,  die  Entrepdts,  Liqueurfabrikanten,  Debi- 
tanten,  —  letztere  mit  Ausnahme  derer  in  den  „abgelösten^* 
Städten  (mit  einziger  Stener)  und  in  Paris  — ,  der  lieber- 
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waciluug.  Bei  der  grossen  Höhe  der  Steuer  sind  Zahluii«^8- 
ant'sfliube  hiervon  besonderer  Wichtigkeit  nnd  die  Einrichtungen, 
sie  v.n  criui">glichen ,  gut  getroffen,  so  iiauientlicli  dmch  die  Be- 
stimmung, dass  nit'bt  die  Brennerei  als  solche  die  Steuer  zu  ent- 
rieliten  hat,  sondern  der,  welcher  zum  eigen  Consum,  als  Privater, 
oder  zum  Absatz  unmittelbar  für  den  Consum,  alsDebitant,  den 
Branntwein  bezieht|  ferner  durch  die  Einrichtung  der  £ntrepdts 
and  durch  die  Zulassong  der  Versteaemng  des  bezogenen  Quantams 
bei  den  Debitanten  nach  Massgabe  des  Absatzes,  auf 
Grund  der  Hestandscontrole  mittelst  des  £xercice.  Bei  der  deat- 
liohen  Tendenz  der  Gesetsgehnng,  auf  dem  besebrittcnen  Wege  der 
8teigeraDg  des  Steuersatzes  fortzosehreiten,  nnd  bei  der  immer 
mäehtigeren  Entwicklung  der  gewerblichen  Brennerei  werden  diese 
Erleichterungen  der  Zahlung  wie  jene  Verscfa&rfnngen  der  Controlen 
immer  wichtiger.  Da  diese  gewerbliche  Entwicklung  aber  auch  zu 
grosserer  Betriebsconcentration ,  im  Vergleich  zu  der  ehemals  fast 
allein  zn  beachtenden,  so  ganz  zersplitterten  Wein-  und  Obst- 
brennerei, fuhrt,  so  werden  die  Controlverschärfungen  auch  an- 
wendbarer und  erfolgreicher.  Sie  sind  auch  in  Frankreich  neuer- 
diogs  mit  nach  englischem  Vorbild  vorgenommen  worden. 

S.  bes.  dca  An.  Akool  von  Stoiirin  lui  bay  'iJühcu  dict.,  auch  Stourm's  Schrift 
über  die  Branntweinsteuer;  Wolf  a.  a.  (),  Oben  §.  253.  Die  ueucreu  Gesetze  vom 
2S.  Vcbr.  1872,  20  Marz  1S73,  21.  Jniii  1'^T."!.  IG.  Febr.  1ST5  (o.  S.  CIT).  l't.  .T„li 
ISSO,  Keglemeut»  „A"  v.  Ib.  Sept.  IbT'J  tur  grosse  Melasse-  und  Kornbreaner«-ieu. 
„A  bis"*  rom  19.  Sopt  1879  fUr  landwirtbsch.  BreDuereieu,  „B''  v.  15.  Augast  1881 
fUr  gewerbliche  Wein-,  ('ider-,  rruchtbroiinen-iea  iim!  oiui}^e  andere  (Bull.  X,  5, 
auch  Block,  ^^pp).  '^tiurr.  p.  SS^i;  Derr.  v  27.  Der  .  |  ss4  (aber  das  Alcoholoineter). 

Dio  Steuersätze  sind  im  Laufe  der  Zeit  sehr  stark  gesteigert  worden.  1S24  war 
der  Ifomalsatz,  incl.  Dedme,  55  Fics.,  seit  1880  37.40,  seit  1655  60,  seit  1S60  90, 

seit  1^71  150.  hcit  1<<7r<  156.25,  von  1S72  — 18S0  für  Spirituosen  in  Flaschen, 
Li(iUeure,  .\l)sinüi  21^.75  Frcs.,  seit  iSbO  für  alle  Spiritnosen  deich,  156.25  PVcs. 

Der  Satz  bezieht  sich  stets  auf  reinen  Alcohoi,  verändeil  sich  also  im  einzelnen 
FaUe  nach  dem  (iehalt.  Die  steuertechnische  Haiiplaofgabe  ist  daher,  zagleich  dem 
'^"anzoii  Charactcr  der  Steuer  als  Fabrikatsteuer  entsprei  liuiul ,  die  sichere  und 
möglichst  cinfaGho  Erinittlujig  deü  Alcoholgchalts,  —  ein  Troblem,  das  in  Frankreich 
seit  länger  fttr  so  weit  t^enu^end  irelOst  gilt,  dass  man  die  Besteoeninp  In  der  an« 
peg-ebenen  Art  einrichten  /u  dürfen  ui.L'-Iaubt  hat.  Nach  einor  Kediicliuns  -  und 
GoirectionstabcUo  wird  bei  der  Veranlagung  der  Steuer  in  der  Praxis  umgerechnet, 
wenn  die  Tcmperator  der  Flüssigkeit  von  der  normalen  Ton  15  Grad  Gelsios  abweicbt 
(s.  die  Tabelle  bei  Block,  dict.,  p.  243).  Das  üay-Lussac'scho  Centesimal-Alcoholo- 
uietor  ist  für  alle  Vcrwaltiiiiirsactc  nnd  Privatgeschäfte  zum  ausschliesslich  an^vend- 
baren  gcsttzlich  crklait  wurden.  Jedes  in  Gebrauch  kommende  und  ebenso  jedes 
dabei  mit  benutzte  Thermometer  darf  nur  verkauft  und  beuutzt  werden,  wenn  es  zQfor 
amtlich  bejjlaubigt  und  die-^c  r.oglaubigun<^  diirdi  ein  vorgeschriebenes  Zeicli.  n  con- 
ötatirt  ist  Mit  beiden  Instrumenten  erfolgen,  wie  überhaupt  in  Frankreich  mit 
Maassen  und  Gewichten,  periodiscbe  Bevisionen.  Jeder  Patentpflichtige,  welcher 
(iiDss-  oder  llalbgrosshamli  I  mit  Alcohoi  treibt,  nniss  beide  verificirte  Instrumente 
haben  vOos.  v.  7.  Juli  ISSl.  auch  7.  Juli  l!sS2,  2S.  Juli  ls^>.{,  Dccr.  v.  27.  Dec  ISS4, 
iu  dorn  das  Aloohoiometer  beschdeben  Ist,  BaU.  XMl,  4).  Ein  jüngstes  Geseta  r«m 
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10.  Dec.  18ä7  ei'äifnot  oioo  Preübcwcrbung  für  die  Edinduujr  eines  ciafaclicu  uiiU 
practisch  ron  der  Stenenrervattong;'  renrendbarcn  Verfahrens  zor  Erkenmiii)^  der 

chemischen  Reinheit  des  Alcohols,  Früher  (Ges.  v.  1824)  wurde  Branntwein  in 
Flaschen,  aller  Liqueur  (auch  in  Fässern)  und  Früchte  in  Branntwein  als  „reiner 
Alcohol"  versteuert.  Seit  den  g^rosscn  Stcucrerhöhungen  nach  dem  letzten  Kriege 
wird  aber  auch  hier  nur  nach  dem  ermittelten  Alcoholgrade  versteuert  (Gcset/  voui 
20.  Mär/  1S72\  Nur  Absinth  blieb  imbi'dinirt  nocli  aln  nnnor  Alcoli'-l  l-  'handclt, 
(Abäiiitlieäaenz  nur  als  Mcdiciu  zu  fabriciren  und  /.u  verkaufen  criauutj.  Das 
Gesetz  rom  19.  JaÜ  1S80  stellte  Absinth  abw  auch  in  diesem  Poncte  anderen 
SpiritQOscn  gleich. 

Durch  diese  Einrichtuiig  der  Alcoholstener  als  Fabrikateiteaer 
hat  Frankreich  die  Schwierigkeiten  nnd  hedeoklieheii  Folgen  der 
Besteuerung  nach  Bohstoffen  oder  Betriebsmerkmalen  vermieden, 
allerdmgs  damit  auch  die  Prämiirung  technischer  Fortschritte, 
welche  mit  diesen  anderen  Steuerformen  verbunden  sind  (Preussen, 
Deutschland  n.  a.  L.).  Die  Fabrtkatsteuer  bedingt  dann  nur  be- 
sonders scharfe  Controlen.  Eben  hier  zeigte  sich  das  Privileg  der 
bouillenrs  de  cm  nachtheilig,  anderseits  bot  die  Versendimgs- 
controle  hier  besondere  Vortheile  zur  Ergänzung  der  Brennerei- 
controle.  Die  Steuer  wird  zwar  nicht  unmittelbar  von  der  Brennerei 
gezahlt,  aber  durch  die  Coutrolen  wird  hier  die  Menge  des 
Fabrikats  constatirt,  die  Brennerei  damit  belastet  und  von  da  an 
der  Verbleib  des  Fabrikats  durch  die  Verscndungscontrolc  verfolgt 
und  das^  was  stenerpflichtig  wird,  —  daher  u.  A.  nicht  der 
exportirtc  Alcohol  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Be- 
steuerung herangezogen,  so  z.  B.  auch  der  zum  Vinage  benutzte 
Alcohol. 

Alle  gewerblichen  BrenuereiLii  und  Eectificirungsanstaltcn  müssen  nicht  ]iur  eine 
Licenz  nehmen,  wcmacli  sie  unter  das  btftucratiitliclie  Exercice  kommen,  sondern  auch 
Declarationeu  über  ihren  Betrieb  raachen.  In  allen  grösseren  gewerblichen 
Anstaltca  erfolgt  jetzt  —  nacli  englischem  Muster,  doch  mit  Modiiicationen,  wie  sie 
scbon  die  grössere  Anzahl  der  Geschäfte  bediog^  hat  —  eine  beständige  Ueber- 
waclmng  durch  Beamte,  welche  in  der  Anstalt  selbst  iii?tallirt  sind.  Sie  controliron 
alle  Operationen,  vom  Bezug  der  Kohstolie  bis  zur  Fertigstellung  des  Fabrikats  und 
der  Hinaosfahrung  desselben,  irobei  die  Yerwaltnng  auch  vieles  Einzelne  in  Betreff 
der  Aufstellnnfj  und  Benutzung  der  Gcrässe,  Bottiche,  Ivöliroii,  Vorlo^csclilüsscr, 
Schlüssel  u.  8.  w.  regelt  (s.  bes.  ligl.  A  v.  1*579).  Für  laudwirthsch.  BrcDncreicn 
sind  die  Controlen  etvras  mildere,  nocli  mehr  für  die  übrigen  (gewerbl.  Wein- 
biennoreicn  u.  s.  w.),  doch  dürfen  z.  B.  auch  hier  die  Beamten  zu  jeder  ^l^eszeit, 
mtd  wenn  die  Brennerei  Nachtarbeit  Iiat.  ntich  Nachts  in  die  AnstaU  korrmen:  die 
Verbindungen  mit  Nachbarhäusora  sin.]  vriliutcn  u.  a.  m.  —  Bei  dcu  nicht  Ucin 
Kvci  i  ico  nntcrstehenden  Destillationen  der  Eigenbrcnner  ist  wenigstens  durch  Ver- 
minderung des  «teilerfrei  zu  consumirendcn  Bianntweins  von  40  auf  20  Liter  fi5r  den 
Haushalt  dem  ünterschleif  zu  begegnen  gesucht  worden,  wenn  auch  sicher  immer 
noch  ohne  genügenden  Erfolg.  Denn  die  hier  nan  seit  1876  wieder  allein  znm  Ersatz 
d'T  l^reiiiiereicontrole  fungirende  Ver?onrhin2:scontrole  mag  wolil  norh  zieinlich  aas- 
rcicheu  bei  Transporten  in  weitere  Kuil'crnung,  schwerlich  jedoch  bei  geheimen  Ycr« 
häufen  in  der  Nachbarschaft  (Stourm).  Ebendeshalb  ist  das  Streben  der  Steuer^ 
Verwaltung  nach  Ausdehnung  der  ücbcrwachung  über  die  bouillours  de  cru,  wenn 
auch  in  anderer,  milderer  Form  als  bei  den  gewerblichen  Breuuorn«  so  begreiflich 
als  gerechtfertigt,  wie  wieder  in  den  neuesten  üesctzentwlirfen  (S.  628). 
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UrosüUäudlei  uod  Debitanteii  beziehen  deu  Rranntw^cin  u.  s.  w.  regelmüssig 
unter  der  Form  des  sofeii.  acquit^ik-cantioii  (§.  263).  Sie  werden  dann  in  einem 

Steucrconto  mit  di  i>  Rl/u^j^hh  iiircn  liclast*  t.  Die  Grossliändicr  erhalten  darauf  für 
jede  Yerseuduttg  Jblutlastuug,  uussen  aber  für  die  bei  der  Contioie  (dem  hier 
Becensemeat  .genannten  ETxcrdce)  fefalend<»i  Mengten,  soweit  diese  den  stfttthaAen  Ab- 

gan«:  bis  zu  7  für  Lcckag'c  u.  w.  übersteigen,  versteuern,  Dcbitanton  dürfen  den 
•nnpfaugenca  Alcohol  uarh  M.i??!;abi'  'it-s  iliir'ii  das  F-T'-rcice  constatirton  Abgangs, 
unter  Abrechnung  von  o";«  f'<r  \  uilust  uud  l'auiiiicucon^suui,  veiateuem,  haben  daher 
hier  gar  keinen  „Steuervorschuss"  zu  machen,  wenn  sie,  der  Annahme  nach,  den 
Preis  um  die  Steuer  erhöhen  oder  di'  Stärke  di  s  fi 'ttänks  entsprechend  herabsetzen 
konnten.  —  Durch  Entrichtung  der  Steuer  gleich  bei  Empfang  des  Alcohois, 
wozu  sie  das  Recht  haben,  können  sich  die  Debitantcn  aber  auch  trom  Exercicc  ganz 
befreien.  T^-as  vielfarli  2:csr1ii,'ht.  fnMlifli  alsdann  aber  den  vollen  Stenervorschnss  be- 
dingt. (Ueber  eine  besondere  Art  des  l'uterschleilä,  welche  nach  der  Steucrerhöhung 
von  1871  sehr  zugenommen  haben  soll,  n&mlich  mittelst  sogen.'  fictiver  Ver* 
Sendungen  auf  acquits-ä-caution  s.  Mathieu-Rodet  I,  !)S.  Das  Ges.  v.  28.  Fi^hv.  IST2 
suchte  dem  vorzubeugen,  indem  es  namentlich  von  deu  Versendern  Angabe  der 
Txansportart,  der  Route,  der  Hauptpuncte  der  Passage,  von  den  Empfangern  Vorlage 
der  Fkachttdieinct  Eisonbahnpapiere  n.  s.  w,  veitangte.) 

Das  Princip  der  Fabrikatstcuer  in  Verbindung  mit  der  Erhebungsart  der  Steuer, 
der  Versendungsoontrole  und  dem  ai  iiuit-ä-caution  a!>  Eogleifschein  ermöglicht  dann 
auch  eine  einfache  Lösung  des  Problems  der  Steuerfreiheit  des  ins  Ausland 
ozportirten  Alcobols.  Derselbe  wird  ttberiianpt  gar  nicht  wirklich  ver- 
steuert, in  keinem  Studium  der  Fabrikation  und  des  Ilanrlels,  sondern  auf  Grund 
eines  Certiäcats  des  betr.  Zollamts,  welches  die  erfolgte  Auslulir  bescheinigt,  wird 
das  mit  dem  Alcohol  einstweilen  belastete  Conto  der  Brennerei  oder  des  Grosshändleis 
wieder  entlastet 

Kino  besoiidi'ie  EistfMiornn^r  besucht  für  den  Alcoholzupa t ?:  zn  Weinen 
(sogen,  vinage,  „alcoholisirte"  WeiueJ  und  far  denaturirten  Alcohol  zu  gewerblichen 
Zwecken.  Die  entere  ist  erst  1852  eingefdhrt,  indem  bis  dahin  Alcoholznsatz  zn 
Wein,  bis  zu  einer  Stärke  des  letzteren  von  26  Grad  und  bis  zu  einem  Zusatz  von 
5  7«  reinen  Alcohois,  allgemein  steuerfrei  war,  seit  1 852  nur  noch  in  7  sUdl.  Departe- 
ments, was  anch  186t  anfhOrte.  Kach  dem  Kriege  wnrde  znnitobst  aller  Wem  mit 
einer  Alcoholstärkc  ron  mehr  als  15  Grad  dem  Doppelsatz  der  Alcoholverbrauchs- 
steuer,  der  Eingangsabgabe,  der  Pariser  Ersatzsteuer  (und  auch  des  Oc(roi)  für  die 
Gradstärke  von  15 — 21  Grad  unterworfen,  Wein  von  Stärke  über  21  Grad  aber  in  der 
Steuer  dem  reinen  Alcoholsatz  unterstellt.  Später  wurden  von  dieser  Steuer  Weine 
mit  natürlicher  Al(o])olstärke  von  15 — 1'^  Grad  befreit  (Ge^.  v.  2.  Aiiir.  1*^72  Art.  X. 
wenn  sie  gleich  als  solche  von  dem  versendenden  Weinbauer  bezeichnet  und  das  auf 
dem  Begleitschein  angegeben  war.  Die  ins  Ausland  ond  in  die  Colonioen  gehenden 
alccdiolisirfen  \\'eine  sind  von  der  Alroholsteticr  frei.  Die  ganze  Frage  ist  technisch 
und  wirthschaftUch  noch  nicht  endgiltig  entschieden,  die  Gcset^ebuug  wird  vielfach 
angegangen,  sie  nea  zu  regeln  (s.  auch  Wolf,  in  Schauz'  Finanzarcb.  IV,  4ü2). 

Denattirirter  Spiritus  und  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  der  in 

Geg(;nwart  der  Steu-  rbeamten  für  den  Consum  unbrauchbar  gemacht  war,  war  schon 
nach  dem  Ges.  v.  Ibl4  steuerfrei.  Eiin^  unklare  Bestimmung  des  Ges.  v.  1S16  führte 
aber  Ib-i'i  Seitens  der  Verwaltung  da^u,  dics.e  Freilieit  als  aufgehoben  anzusehen. 
Ei"st  ein  Gesetz  V,  14.  Juli  1843  gewährte  wieder  Freiheit  von  deu  allgemeinen 
Alcoholsteuern,  führte  aber  eine  kleine  Al*i!abe  vom  denaturirten  Alcohol  ein  (Ord. 
V.  14.  Juni  1644,  29.  Aug.  1S45).  Nach  dem  Kriege  von  1S70  stellte  das  Ges.  vom 
2.  Aug.  1872  diese  Abgabe  im  Principal  anf  30  Pres.  p.  Hectol.  und  verordnete, 
da'^s  ..die  Ooiiiini-'^inn  der  Künste  und  ^TaiHifartnren''  für  jeden  Zweig  der  Gewerln' 
die  Bedingungen  der  Denaturalisation  d(!s  Alcohois  in  Gegenwart  der  Reauitcu  zu  be- 
stimmen habe.  In  der  Regel  wird  Holzgeist  i  Methyicne),  meist  ^'q.  zugesetzt  Neues 
strenges  Reglement  v.  29.  Jan.  ISSl.  S.  Alt.  Denaturation  p.  1403  ron  Stourm  im 
Say'sdien  dict..  Bull.  IX,  ;555.  das  Reglern,  v.  ISSl). 

§.  260.  Statistisches  zur  Alcoholbesteiiernii  i:.  Hie  Ergebnisse  der 
Alcoholsteuer  im  J.  ISSG  sind  die  folgenden  (Bull.  X\lll,  2h2,  2h5>,  541). 
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Hectoliter  Ertrag  Stew^r^^atz  Frcs. 

reiner  Alcohol  Mill.  Trcs.  j».  Hcctol. 

Allgcni.  Vcrbrauclisbtcih  r.  crlioben 
bei  Entnabtne,  Ankunft,  Eingang 
in  abgelöste  Städte,  Feiilmeugd 

bei  GrossbftQdlerA   .....  1,003,309  156.77  156.25 

Desgl.  con'tatirt  darch  Exercice 

(Debitanteu)   27d,d81  41.47  löi.öT 

Eraatzstener  von  Paris    ....  142,998  26.63  186.25 

Summe   1,419.88s  224.87  - 

Eingaogsabgabe   471.327  9.69  Veiachied. 

Samme   —  234.55  — 

Zuschlag  für  alcoholisirte  W«ne: 

Doppelte  Vcrbnuchssteuer    .    .  .i,715  1,71)  812.50 

Doppelte  Paj.  Ersatisteuer    .    .  1,413  0.53  372.50 

Doppeitc  Eingangsabgabc  .   .   .  8,119  0.14  Voscbied. 

Zn"?.  von  Weinen   —  2.45  — 

DenaturaliüatioQsabgabu    ....  59,196  2.22  37.50 

Soraine  aller  dieser  Abgaben    .   .  —  240.22  — 

Die  Stcucrvcrwaltuiig  hat,  wit'  fiir  alle  (jetränke,  so  besanders  für  Alcohül  seil 
JiAren  eine  rortrefflichc  Statistik  aufgestellt,  deren  Daten  für  alle  Seiten  der 
Sten^rfnETe.  ahrr  am  h  für  die  wirthschaftlii^ ln-ii  Pinu  to  (]<;r  I'n/tluction  und  die 
othiücbca  des  Coasums  vou  grosscoi  Xutereäse  sind.  Keichste  Materialien  in  vol.  9 
und  10  des  Bull,  für  die  Enqo^to  v.  1880.  Netteste  Daten  f.  1886  und  1887 
Bull.  XXnr,  658  ff.  S.  schon  oben  S.  (»2G.  Auch  v.  Kaufmann,  Wolf,  Stoui  m 
a.  a.  0.,  so  in  di^r  Schrift  Uber  die  Alcoholsteuer  p.  29,  44  und  iin  Sa y 'scheu  dict. 

Die  wichti<!:ste  Thatsacbe  der  Prodactlonsstatistik  ist  aiicb  in  Pranlcreich 
die  Ueberhandnahme  der  grossen  industriellen  Brennerei  von  inoliligcn  Substanzen, 
Melasse,  Runkelrüben,  nur  wenig  von  Kartoffeln,  gegenüber  der  in  der  Productions- 
mcnge  mehr  und  mehr  verdrängten  W'ein-,  Obstwein-  und  Frnchtbrcunerei,  dann  dm" 
gewerblichen  gegenfiber  der  der  bouilleurs  de  cru  (die  freilich  muthmatislich  die 
amflichfn  Scluitzungen  übersteigtl  S.  5chon  o.  S'.  iVu-  Daten.  Speciell  für  die 
letzten  Jahre  sind  die  Productionsdaten  folgende  (liull.  XXIII,  60Sh 

1880  1887 

Hectoliter  Hectoliter 

Alroli..!  an? 

Mehligeii  Substauzeu   789,963  705,050 

Melasse   471,781  451,826 

Runkelrüben   083,485  672,352 

Wein   19,513  32,758 

Cider   28,600  13,595 

Träbern  u.  s.  ir.   49,311  Ii  s 72 

Fruchten   4,424  2,380 

Andere  Substanzen   4,G73  25,790 

Snmme   2,052,250  2,005,635 

Davon  an-^  gewerblichen  Bronncrden  1,9nü,000  1,952,000 

Bouilleurä  de  cru  ca   72,000  53,000 

Yevstenert   1,419,901  1,467,642 

Die  Anzabl  der  geverblichen  Brennereien  war  1886  8395.  1887  3528,  diejenige 

der  I)iiuillcm"s  de  cru  scli;U/.uii|_'-s\veisi'  boz.  'ilO.lfiT  und  fini,!,")."),  von  denen  aber 
nicht  ganz  die  Hälfte  in  dem  Jahre  im  Betrieb  waren,  nämlich  bez.  248,047  und 
235,233.  Die  Durchschnittsproduction  dieser  Eigenbrenncr  ist  also  —  wenn  die 
Schätzungen  einigemtassen  richtig  —  minimal,  nur  einige  20  Liter.  Von  d>'u  ge» 
werblirlien  nr-Tinercion  verarbeiteten  lSs7  irK^ldi^^  Stoffe  .^40,  KaiioH'eln  IS.  !^Ielasse 
und  liubcu  ö'Jl,  Wein  1201,  Cider  374,  Tiübcr  u.  s.  w.  799,  Fruchte  82,  andere 
Stolle  54.  Nur  250  Anstalten  sind  bedeutender,  nur  53  gewannen  jede  über 
10.000  HtTt.»!..  im  I)iiir]i>,  hn.  2(1.700  Hectol. ,  nur  je  n  über  (iO.OiK),  .*) 0  -00,000, 
40—50,000,  0  zwischen  .;o  -  10,i»00  ^^Bull.  XXllI,  660, 006).  Also  doch  auch  hier  noch  eine 
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viul  gcriu^uru  Bütriebsconceatratiou  als  in  (irossbntanuicD  (o.  S.  291).  Alles  beaclitcns- 
▼6Tth  fikT  die  Steuetfnge. 

Die  Statistik  der  Vrrsti-iionin^,  Ver Wendung  tiuJ  di.s  Consums  erjpebt 
auch  fUr  die  Steuerfrage  wichtige  Aufschlüsse  (s.  bes.  Bull,  ÄXIU,  (ißS,  G72,  (>75). 
In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  Begel  nicht  ganz  drei  Viertel  der  heimischen  Pro- 
docHonsmenge  znr  VeiBteaernng  gelangt  Di«  Vervendong  in  1687  wnr: 

Heimische  Prüdiiction  2,ü^»2,2üH  iiectol.  1  «  «oa  oa«  u  ^«^i 

Einfuhr   22S,64r,     ^     /  2,280.896  Hcctol, 

Davon 

der  allgem.  Verbrauchssteuer  unter- 
worfen   1,419.888 

(L  r  !>enatnrali5ation3»bgabe    .    .    .  r>l>,196 

in  Essig  verwandelt   52,070 

nls  Abzug  bei  Grossbändlem  gestattet  91,0!)9 

ftlr  Vinage  declarirt   125,263 

frei  bei  den  bouilleurs  de  cni  ver- 
zehrt ca.   41,106 

ausgeführt   2s^>!2 

Entlastungen  f.  verschiedene  Verluste  37,153 

Entlast.  iiir  geringeres  Rendement, 

Abgang  bei  ^ctification  .   .   .  11,816 

Mengp  auf  dem  Transport,  in  Durch- 

fuhr  am  Jahrcäächlnsä     ...  Sb,145 

Differenz   116,848  „ 

Diese  DilfcreiiZ  kann  sich  aus  Veränderungen  in  den  VoniUlieii  Anfangs  oder 
Ende  d.  J.  erklären. 

Von  dem  Ali  oliol  zum  eigentlichen  Consiim  '  un  "ii  ISST  auf  die  Versteuerung 
durch  Debitanten  ausserhalb  Paria  1,126,775  Hectüi. ;  durch  Private  für  Versorgung 
im  Grossen  (d.  h.  nicht  dnrch  Yermitfinng  ron  Debitanten,  vdche  Znhl^  in  den 
vorausgehenden  mit  stecken)  150,115  HecUd.,  «naserdem  die  Pariser  Gonsumtion 
142,498  Hectol. 

Sehr  bemetkenswerth  ist,  dass  nach  den  CranzAsischen  Erfahmngen  weder  die 

Preisschwankungen  —  wclcbe  bei  den  niedrigeren  Steuersätzen  der  früheren 
Zeit  und  bei  damals  öfters  und  andauernd  erheblich  höheren  Preisen  mehr  als  bei 
den  umgekehrten  Verhältnissen  der  Zeit  seit  1S71  einwirken  müssten  —  noch  die 
starken  Tariferhöhungen  in  der  letzten  Periode,  welche  den  Steuersatz  auf  das 
'! — 4  faclii'  des  Preises  brachten,  einen  sehr  erheblichen  Einfiuss  auf  die  Consumtlon 
und  namentlich  die  Tariferhöhungen  keine  irgend  nachhaltige  Verini n dcrung 
der  Consumtlon  bewirkt  haben.  Daraus  erklärt  sieh  der  ausserordentliche 
fiscalische  Vo rthcil  dieser  Erliöhungen  und  ergiebt  «ich  atic]t  in  Frankreich 
die  euorme  fiscalische  Tragfähigkeit  des  Branntweins.  Vorgekommene 
Stenerermässigungcn  haben  auch  nur  wenig  auf  den  Gonsura  eingewirkt,  sind  anch 
iiofinisch  im  Prci.>  '  wi  nig  oder  gar  nieht  den  Consumenten  zu  Gute  gekommen,  was 
auch  in  diesem  Falle  aus  der  grossen  Anzahl  der  Debitanten,  der  knappen  Lage  sehr 
Tider  unter  ihnen,  der  Nei;;ung  und  Möglichkeit,  Stcuerermässigungen  dem  eigenen 
SSckel  des  Wirths  zu  Gute  kommen  zu  lassen,  und  der  Unfähigkeit  oder  Indolenz  der 
Consumenten,  ihr  Interesse  wahr/unehnien,  erklärt  wird  i'L.  Say,  Stonrm). 

Der  Consum  hat  seit  lange  eine  wenig  untcrbroclicac  aufsteigende  Richtung. 
In  isyo  p.  Kopf  1.12  Liter  stieg  er  bis  1869  auf  2.62.    Der  Steuererlass  18:^0  um 

(von  55  auf  37.1  Frcs.)  erhölitc  ihn  unminelbar  niclit,  die  Stcuererhöhung  1855 
um  45  7o  (von  y7.4  auf  üü  Frcs.)  und  die  von  iJsOO  um  50%  (von  üO  auf  90  Frcs.) 
drackfen  ihn,  die  erste  gar  nicht,  die  zweite  fast  nicht  und  nnr  ganz  vorübergehend, 
und  hemmten  auch  die  Zuwachsrate  kaum  Auch  von  den  sehr  hohen  Preisen  der 
Mitte  der  50er  Jauro,  bei  den  starken  Missernten  von  Wein  und  Obst,  gilt  ziemlich 
dasselbe  (Preis  1850— 58:  56,  53.  110,  12S,  214,  145,  111,  109,  70  Frcs,  p.  Hcctol.). 
Der  Consum  steigt  bis  1S55  von  1.4ü  auf  1.80,  sinkt  nur  bei  dem  Maximalpreise  von 
1854  auf  l.()S,  um  in  den  folgenden  Jahren  sofort  auf  2.00.  2.1.3,  2.29  Hectol.  zu 
steigen.   Die  Tariferhöhung  in  187 1  um  G0  7u  0'^  ä^f  150  ¥rcs.)  ti-af  in  ein  Jahr 
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itöheren  Mitttilprdües  (75  Krcs.  gegen  57  und  54  Frcs.  in  läTO  oud  1S72).  Der 
GonsniD.  1869  2.6.1,  1870  2.32,  1871  2.81,  sank  allerdlDgs  1872  auf  2.09,  wn  aber 

187:5  tr.  2.59,  2.69,  2  S2  und  stieg  bis  ^IfA  Heciol.      Kopf,  bei  Preisen 

zvischcD  43  und  68  Frcs.  und  obwohl  1870  der  Tarif  noch  um  47g  erbOlit  und 
damals  die  Liquenre.  Abalndie  «.  s.  w.  hoher  ab  gevOhnlicher  Alcohol  besteuert 

waren.  Wein-  und  Obsternten  waren  dabei  Mitte  der  70er  Jahre  meist  sehr  reichlich. 
Nach  dem  Fortfall  der  Zuschlagtaxen  fUr  Liciueure  u.  s.  w.  in  1881  stiea:  der  Consum 
1S81  auf  3.91,  erreichte  1S84  mit  3.98  das  Maximum,  war  aber  1886  und  1887  auf 
'{.5;{  und  3.84  Liter,  bei  Preisen  meist  zwischen  40 — 50  Frcs.  in  den  1^80er  Jahren, 
Hir;  Vermehrung  der  allgemeinen  Production  be-s.  der  industriell'^  Branutw-tMiir,  die 
Zunahme  der  Schenken,  die  dadurch  gegebene  leichtere  Gelegenheit  und  Verführung 
/um  Consam  sind  otfenbar  viel  entscheidender  als  die  Stencrhöhe  (vgl.  die  Daten  im 
Bull.  XXIII.  668,  X,  l'>2.  atirh  Stourm,  impot  snr  raicool.  p.  'l«^.  .^n  Stourm 
theilt  nach  dou  Aufnahmen,  welche  L.  Say  ab  Scinepräfcct  probewei.se  bei  100  Debi- 
tauten  io  Paris  machen  Hess,  die  interessante  Thatsache  mit.  dass  der  ausgeschenkte 
Hranntwcin  vor  der  Steuererhölnin^  von  1^71  ".v.Sl  Grad  Starke  hatte,  ein  .Tahr 
später  36.70,  Ende  1875  H7.50.  Etwas,  aber  auch  nicht  viel  und  nicht  andauernd 
hatte  sich  der  KleinTerkehr  also  duch  Vermindeninf  der  Qualität  bei  den  Stener- 
crhtthmigen  schadlos  gehalten  (Stourm  a.  a.  0.  p.  44). 

Die  Stcuercrträgc  des  Alcohols  sind  aber  unter  diesen  VorhültuisseD 

fdlgonderinasseo  gewachsen : 

Ertrag  der  inneren 

Sta.itsstouer  p.  Kopf 

Jlklill.  Frcs,  Frcs, 


1831  14.52  0.46 

is.v,  :<5.9S  1.00 

1860  6;l,64  1.70 

186*»  96.09  2.52 

1872  119.00  :U8 

i^S80  220.94  6.03 

1884  245.49  6.5 1 

1887  242.48  6.34 


(DülL  X,  366,  XXIII,  282,  aoch  Stourm  a,  a.  0.). 

Diese  Erfahrungen  machen  Pl:irio.  wie  den  oben  eiwiilinteii  nt^ih^sttju  (S.  628>. 
die  Gctrünkesteucr  ganz  in  der  Branntweinsteuer  ^aud  der  fUr  alcohoUsirtc  Weine) 
aufgehen  zn  lassen,  auch  rem  fiscalischen  Standpnncte  in  Frankreidi  begreiflich. 

Viclevlei  andere,  auch  für  die  Steuerfrage .  Octroi  u.  dgl.  bcachtcnswerthc 
Daten,  so  über  den  Consiim  der  einzelnen  Departements  und  "rrßsseren  Städte,  in  der 
amtlichen  Statistik  müsücii  wir  liier  übergehen  (s.  z.  13.  Bull.  AXIU,  674).  —  Die 
Einfuhr  von  Alcohol  h.it  seit  Mitte  der  70er  Jahre  stark  zugenommen,  von  50,000 
auf  über  'iOD.OOO  Hertol. .  die  Ausfuhr  h.ält  sich  mit  unter  300,000  llodol.  nur  auf 
der  Höhe  früherer  Jahrzehnte  und  ist  bloss  Anfanjr  und  Mitte  der  70er  Jahre  erbeblich 
hSher  gewesen  (Bnll.  eb.  p.  670). 

Die  Herstcllnng  dcnaturirtcii  Alc.iliols  hat  sich  seit  10  Jahren  mehr  als  TCP- 
doppelt  (Bali.  eb.  p.  675.  mit  Angabe  der  elazelaen  gewerblichen  Verwendungen). 

Die  GetrSakebestenorong,  besonders  für  Wetn,  Obstwein,  Alcohol  spielt  auch  in 
dou  G  e  mci  n  dehaushal  1 0  u  Frankreichs  in  den  Orten  mit  Octrüis  eine  sehr 
wichtige  KoUe  (s.  u.).  Mit  im  Interesse  der  Staatsfinanzen  finden  sich  in  den  Stener- 
gesctzcn  Normen  und  TarifschranVen  far  den  Getränkeoctroi,  so  im  Ges.  t.  19.  JaU  1880 
Art.  6.  wonach  W -in-  und  Obstwein-Ociroisatz  im  Allgemeinen  nicht  das  Doppelte  der 
Eingangsabgabe  ikbeischreiten  darf. 

§.  261.  gg)  Die  ßierbestenerung;  ist  wesenüieh  yerscbieden 
von  der  Übrigen  Getränkebestenernng  eingerichtet;  und  im  Ganzen 
viel  einfacher.  Auch  sie  ist  allerdings,  wie  die  anderen  Getränke- 
stenern,  im  Princip  eine  —  in  der  practisehen  DnrcbfKhniDg  übrigens 
wesentlidi  modificirte  —  Fabrik atstener,  aber  eine  solche,  welche 
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nicht  beim  Producenten  controlirt  und  drninacli  diesem  zur 

Belastung  ^^ebraclit,  sondern  auch  bei  ihm  erhoben  wird.  Das 
Bier  j^eht  daher  bereits  versteuert  in  den  Verkehr  über,  wes- 
halb bei  diesem  Getränk  die  Vcrkehrscontrolen  fortfallen.  Die 
Veranlagung  und  Controle  der  Steuer  erfolgt  in  der  Brauerei  mittelst 
der  Ueberwacliung  der  technischen  Einrichtung  und  des  Betriebs 
selbst.  Der  Tarif  unterscheidet  zwei  Sätze,  für  sogen,  „starkes"  Bier, 
jetzt  3.75  Fres.  p.  Hectoliter  und  für  so^:.  „kleines"  Bier,  welches 
aus  Naebgoss  auf  bereits  zu  dem  starken  Bier  benutztes  Malzscbrot 
hergestellt  wird,  mit  einem  nur  Vt  ^  hohen  Steuersätze,  1.25  Fres. 
—  eine  Unterscheidung,  an  welche  sich  besonders  viele  Missbränche 
und  Unterschleife  angeknüpft  haben.  Wiederholt,  besonders  seit 
1871  geplante  Reformen  der  Bierbesteuerung,  bei  denen  es  sich 
zum  Theil  um  den  Uebergang  zu  einer  anderen  Bestenemngs- 
methode  handelte,  sind  nicht  zu  Stande  gekommen.  Der  neueste 
radicale  Gesetzentwurf  giebt  die  Biersteuer  ganz  auf  (S.  628),  wofttr 
schon  frtlher  parlamentarische  Stimmen  sich  in  der  Ueberzeuguog 
erhoben  hatten,  man  kOnne  das  Problem  einer  zweckmässigen  und 
vor  Unterschleifen  hinlänglich  zu  sichernden  Biersteuer  durch 
keinerlei  Steuermethode  lösen,  so  in  der  Getränkesteuereu^uete 
von  lÖÖO. 

Gnindlage  der  Bierstcuer  is,t  iuiiuer  noch,  mit  eiuigeu  späteren  Verändcrungej], 
das  Ges.  t.  28.  Apr.  1816  (Art.  107  ff.).  S.  ausser  den  oben  genannten  allgemeinen 

Schriften  den  Art.  hirre  vonRoussan  im  Say'srlu  n  dict.,  die  hier  p.  3Ü9  genannten 
Berichte  aus  1674,  lä75,  ISäO  Uber  die  Bierbteucr  und  Uber  die  iiefonnplünc  p.  393. 
Olibo  I,  569— 6S4.  —  Die  franzOs.  Bieistener,  im  Piincip  Fabrikatsteocr ,  ist  nach 
ihrer  practischen  (ji  talmn^  eigentlich  eine  sogen.  Kessel  Steuer.  Die  Brauereien 
bedürfen  zunächst  der  Liccnz,  die  75.  hezw.  in  einigen  Departements  125  Fres.  im 
Jahre  kostet  (s.  o.  S.  029).  Da/u  treten  zweierlei  Dec  1  a rat ionspf lichten 
gegenüber  dem  Stcueramt.  einmal  betreffii  der  Einrichtung  der  Brauerei,  >pcciell 
deslnlialts  der  Kes.sel,  Bottiche  n.  s.  w.,  welche  Gelasse  erst  nach  erfolgter  amtlicher 
Nachprüfung  benutzt  werden  dürfen,  auch  jede  Aeuderuug  in  den  (jefUiiscn  muss 
vorher  angemeldet  werden;  zweitens  betrefft  der  jedesmaligen  Vornahme  des  Betriebs 
selbst,  wo  die  Zeit  der  Heizunsr.  Zahl  nnd  Inhalt  der  Kessel,  welche  benutzt  werden 
sollen,  Zahl  und  Gattung  der  mit  demselben  Malzschrot  beabsichtigten  Gebräue,  Zeit 
der  FQlInng  der  Fässer  v.  s.  w.  angegeben  werden  mnss  nnd  die  Yerwaltnng  die 
umfassendsten  Bechte  der  Controle  wiihrend  des  ganzen  Brauprocesses  und  bei  der 
Fassung  hat.  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  nur  nach  dem  Rauminhalt 
der  Kessel,  wobei  für  jedes  Gebräu  der  volle  Inhalt  berechnet,  aber  für  AbzUgo  u.  s.w. 
21)%  abgengen  wird  (Ges.  v.  1S16  Art.  10,  Olibo  I,  587).  Wenn  die  Controle  der 
Bottiche  u.  s.  w. .  oder  beim  Fas.sen  mehr,  als  nach  dem  Inhalt  der  Kessel  an- 
genommen, ergicbt,  so  wird  das  Plus  nach  d.  Ges.  v.  IS  10  in  Beschlag  genommen. 
Via  Plus  bedingt  die  Vermuthong  eines  nicht  declarirten  Gebräns  und  StrufUlipkeit. 
Ein  10  "/fl  nborsteif^eiidcr  Melirbetrao;  der  Menge  üher  die  dcclarirtc  steuerpflichtige 
IiiDans  wird  uachvcrsteuert  (gen.  Ges.  Art.  III).  Die  Fortschritte  und  Veränderungen 
der  Technik  und  die  Anwendung  verschiedener  Braumedioden  haben  dazu  genOdiigt, 
theila  im  Wege  der  Gesetzgebung,  theils  in  dem  der  Verordnung  und  Instruction  der 
Verwaltung,  einige  Modificationen  hinsichtlich  der  allgemeinen  Brauereibestimmungen 
einzufahren,  so  z.  B.  bei  baicr.  und  cambray 'scher  Braumethodo,  wo  in  die  mit  den 


Diyiiized  by  Google 


GetiSnlMbestevening.  Bieistever. 


647 


erforderlicbea  Untdcsützeu  versehenen  Kesseln  meLr  als  dem  Hruttoiuhait  der  letzteren 
enfspreehende  Stoffinengen  gebracht  werden  dürfen  (35—40^,3  Plus). 

Als  „kleines"  Rior,  Dünnbier,  gilt  nur  das  Gebrim,  welches  als  letztes, 
nach  mindestens  zwei  vorangegangenen  Gebräucn  starken  Biers,  mit  demselben  Schrot 
gewonnen  wird,  wobei  noch  einige  weitere  Bedingungen  hinsichtlich  der  Herstellung 
erfüllt  sein  müssen. 

Die  Steuer  i>t  für  die  fertigen  Mcng<^n  am  Ende  jedes  Monats  fällig.  Früher 
wurde  dann  bei  soriiitiger  Baarzahlung  ein  Diacout  uder  Credit  für  einige  Monate 
gewährt.  Seit  d.  Ges.  v.  15.  Febr.  1875  ist  das  auch  hier,  wie  bei  allen  indirecten 
Steuern  (o.  S.  605)  Terämlort.  Bei  Baarzahlung  fällt  der  Diteont  fort,  Creditc  auf 
4  Monate  sind  ?erzinslich  und  mit  einer  Provi^tion  für  den  verantwortlichen  Erhebei 
rersdien.  Statt  der  gesetzliclicii  Veranlagung  der  Steuer  können  aber  in  StSdten  ron 
über  30,000  Einw.  allgemeine  Abonnements  mit  der  Gcsammflieit  der  Brauer, 
auf  deren  Wunsch  und  unter  solidarischer  Halt,  bewilligt  werden.  Sie  bestehen 
fe^nwärtig  nnr  für  Paris,  dessen  Brauerei  unter  der  Ooncarrenz  von  anss^halb  Im 
Rückgang,  übrigens  in  grösserer  Concentration  begrilfen  ist  (Say,  dict.,  p.  395). 

Ein  erheblicher  Mangel,  den  die  Rohstoff  besten  ernng  nicht,  jedenfalls  nur  ge- 
ringer hat,  ist,  dass,  ausser  in  der  Unterscheidung  von  sfarUm  und  Dünnbier,  kein 
Q D a Ii t ä t s Steuerfuss  besteht. 

HaushraTi  liloss  für  den  eigenen  Bedarf  ist  im  Princip  auch  steuerpflichtig-, 
factisch  aber  vielfach  nicht  getroffen.  Gebräu  von  Hospitälern  für  eigenen  Bedarf 
geniesst  Ermässigungen.  —  Zur  Essigfabrikation  vervendetes  Bier  ist  bienteucrfrci, 
unterliegt  aber  der  Essigstener  (§.  2TS).  Traubenzucker,  welcher  nur  zur  Her- 
stellung von  Dünnbier  gewisser  Art  verwendet  wird,  ist  von  der  Zuckersteaer  frei. 
Exportirtes  Bier  erhält  Tolle  Stenerreatitution. 

Die  Bie  rp  r  fj  duction  und  ConsTimtion  ist  aucli  in  Frankreich  in  Zu  nähme 
licgrißcn,  p.  Kopf  war  der  Coasam  iulünd.  Bier  1830—39  ca.  10.54,  1650—59  15.58, 
1860—69  19.14.  1870—79  22.22,  1886—87  21.2  Liter,  dayon  Mher  nur  »/g,  neuer- 
dings über  Va-  jö'zt  -/ö  Dünnbier.  Die  Production  und  Consuration,  überwiegend  im 
^\|^dcn  und  Nordosten,  srhwaidct  mit  nach  dem  Ausfall  der  Obst-  und  Cidercrnte. 
Die  Zahl  der  überwachten  Brauereien  war  1869  2861,  1S72  2750,  ISbö  2122,  zeigt 
also  wenigstens  keine  besondere  Abnahme.  Die  Einfuhr,  meist  deutschen  Biers,  tiber- 
sehritt  «ehon  7»  ^^i^^-  Heetol..  ist  aber  wieder  etwas  im  Rückgang,  sie  unterliegt 
einem  erheblich  hühereu  Zoll,  als  das  einheimische  Bier ;  die  Ausfuhr  ist  unbedeutend. 
In  18^7  ward  im  Lioeren  versteuert  7.98  Hill.  UectoL  Bier,  da?on  4.69  starkes, 
3.2S  Mill.  Dünnbier.  9000  Hoctol.  fUr  HospitiUer.  Steuerertrag  21.09  Mill.  Frcs , 
1800—69  war  er  i.  D.  16.58  Mill.  Frcs.  Im  J.  1871  wurden  die  Steuersätze  von  2.40 
und  0.60  Frcs.  auf  3  und  1  Frcs.,  mit  Dedmcn  3.75  und  1.25  Frcs.  iresetzt  Der 
Ertrag  stieg  von  ca.  17  auf  Uber  20  Mill.  Frcs.  (Bull.  X,  24,  306,  XXIII,  282). 

Bei  der  Darstellung  der  Zucker-  und  der  Essigbesteuerung  werden  noch  Za- 
sammenhängc  mit  der  Gctränkebestcnerung  zu  berttbren  sein. 

§.  2G2.  ß)  Allgemeine  Verhältnisse  der  Einrichtung  der 
Getränkebestencrting.  Nacbdem  im  VoranBgehenden  die  Verhält- 
nisse der  Einriohtong  der  einzelnen  Steuern  des  Getränkesteuer- 
systems dargestellt  worden  sind,  sind  jetzt  noch  einige  all- 
gemeine Verbältnisse,  welche  in  den  g§.  256—261  meistens  schon 
gelegentlich  mit  berührt  worden  sind,  zn  behandeln  (s.  o.  &  633). 
Sie  betreffen  in  der  Regel  nnr  die  Wein-,  Obstwein-  und  Aleohol- 
Steuer,  nicht  die  Bierstener.  Von  solchen  allgemeinen  Verhältnissen 
kommen  namentlich  folgende  fünf  in  Betracht,  von  denen  die  beiden 
ersten  wieder  näher  unter  sich  zusammenhängen,  daher  im  Folgen- 
den  so  behandelt  werden:  Die  Vorschriften  Uber  die  Versendung 
oder  Oireulation  (Transport)  der  Geti^ke;  das  Begleitschein- 
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ve  rl  a  h  rc  11  und  damit  ziisammenbängend  die  Arten  der  Zahlung: 
der  Steucni ;  die  C  o  n  <  v o  1  o  n  mittelst  p  e  r  i  o  d  i  s  c  h  e  r  V i  s i  t  a  t  i  o  n 
Oller  beständiger  Inn  I  v  n  d  e  r  B  e  a  u  1  s  i  cli  t  i  g  u  n  ( K  x  e  r  e  i  c  e , 
rceensemen  t) :  die  EiuricbtaugeD  des  EntrepOtwcsensj  die 
StrafbestimmuugeD. 

Für  aiifiere  Punrte  ist  auf  den  Abschnitt  von  ilen  ..indirorti-'n  Sronern  im  AII- 
geiueinen"  24ü  IL)  2U  vorweisen.  Die  genannten  fünf  Pancte  werden  hier  nur 
fnitowelt  noch  iMSondeis  beliandelt,  «b  sie  nicht  bei  der  DaisteUnng  der  einzelnen 
Steuern  .s -lion  genQgcnd  zur  Spnche  kamen  und  al»  es  die  Bedeutung  der  Saclie  mit 
sich  bringt. 

aa)  Circulation  und  Begleitschein verf ah ren.  Die 
Controle  der  Circulation  der  steuerpflichtigen  Getriinke,  d.  Ii.  der 
besprochenen,  mit  Ausnahme  des  Bier9,  bildet,  nach  dem  Früheren, 
den  geradezu  entscheidenden  Punct  des  französischen  Getränke- 
steuersystems. £s  bestellt  daher  die  Vorsebrifr,  dass  jede  Entnahme 
und  Versendong  von  Getränken  zuvor  steueramtlicb  vom  Ver- 
sender oder  Bezieher  (Käufer)  angemeldet  und  dafür  ein  vom 
Fraehtftlhrer  bei  sieh  zu  tragender  steneramtlieher  Beglcitsebein 
erlangt  sein  mnss.  Diese  Formalitäten  sind  unabhängig  von  der 
Circulationsabgabe  (§.  257),  wenn  auch  die  Voraussetzungen  der 
Veranlagung  und  Erbebung  der  letzteren.  Aber  sie  haben  eine 
allgemeine  Bedeutung  ffir  das  ganze  System,  weil  sie 
aneh  für  die  anderen  Steuern  den  Sttftzpunct  der  Controle  ftlr  Ver- 
anlagung und  Erhebung  bilden.  An  den  Begleitsehein  selbst 
knüpfen  sich  nur  die  oben  (S.  630)  schon  erwähnten,  nach  der 
Art  dieses  Scheins  sich  richtenden  Expeditions-  und  Stempelabgaben. 

(ies.  ?.  2b.  Apr.  Iblß  Art.  0  u.  Ii.,  10  Ii.  Dazu  Olibo'ä  Commcntar  I,  5ü,  C4. 
Die  oben  erwähnten  VefscbSrfnngcn  wehren  der  nissbr&ucblichcn  „fictiren  Vei^ 
aendung^eii"  <S.  642)  im  Ges.  v.  US.  F.O>r.  I*«7-J,  Ges.  v.  2.  Aug.  1S72.  Art. 
21.  Juni  1S73,  Art.  8,  ^.  2;  uiinistcrielle  Circularc  v.  Iii.  Jan.  1879,  Hl.  Juli  1$S2, 
11.  Aug.  188S  (Boll.  XXIY,  14S,  Erleichterungen  bei  den  Vcrsendon^en  ron  Ge- 
tränken in  kleinen  Mengen;  schon  d.  (ii;'«  v.  ISIO,  Art.  IS  hatte  filr  Ifois^ndo  >ol(lie 
Erleichterungen  in  knappem  Masse  gewahrt).  Art.  Circulation  im  Say'schcn  dict., 
Vigncs  I,  122.  Bei  r.  Kaufmann  S.  HbÜ  crgicbt  sich  die  nelh^dige  Bedeutung 
der  Formalitäten  niclit  deutlich  genug,  sie  wären  auch  nicht  unter  „GircQlationnbgabe'* 
zu  behandeln  eewc*50ii 

Der  Begleibchcin  wird  nur  ausgeliefert,  wenn  die  Declaration  die  Mengen. 
.\rten,  Qualitäten  der  (letränkc,  die  Arten  der  Versendung  und  Bestimmung,  Namen, 

Vornamen,  Wohnort,  Bernf  der  Versender.  Krachtfiihrer.  Käufer,  bestimmungsmässigen 
Kuiptanj^er.  bei  Alcohol  auch  Inhalt  und  Stärke  des  Fasses,  bei  acquits-ä-caution  als 
Begleitschein  die  Sfoil'e,  aus  denen  der  Alcohol  hergestellt  ist  —  wonach  dann  je  für 
Wein,  industr.  Alcohole  und  Mischungen  si.  ii  die  Farbe  des  Papiers  des  Sclieins 
richtet  —  angiebt.  Das  ncdüriniss  des  Verkehrs  hat  bei  der  Möglichkeit,  das  fiscal. 
Interesse  auch  dabei  leidlich  zu  sichern,  zu  einigen  Erleichterungen  fUr  kleine  Ver- 
sendungen geführt,  wofür  auf  die  genanntmi  Girculare  zu  rerweisen  iit  Sie  bilden 
doch  nur  kliine  Ansnahrrn^n  des  allgemeinen  Princips  des  A nmf  1  1  '  w  a  n  g-s  fnr 
alle  Versendungen.  Die  Steuerbeamten  und  z.  Tb.  auch  sonstige  Verwaltungsorgane 
(Qendannerie,  Stmasen-  und  Bräclicnwftchter  n.  a,  m.,  tjes.  r.  28.  Febr.  1872,  Art.  5) 
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haben  hieruacli  auch  auf  dem  Traii:iporte  selbst  weitguhonde  Coutrokechtc,  die 
seit  1871  noch  verschärft  wordeu  sind  (gen.  ües.  v.  1S72). 

Die  Begleitscheine  sind  dreifacher  Art,  wesentlich  nach 
der  Unterscheidung,  ob  und  wie  die  Steuerzahlung  gesetzlicher 
Weise  zu  erfolgen  hat  oder  üblicher  "Weise  erfolgt.  Danach  dient 
ais  BcgleitscheiD  entweder  ein  sogen,  conge  oder  ein  sogen,  acquit- 
ä-caution  oder  ein  sogen,  passavant.  Dies  System  von  ver- 
schiedenen Hegleits(.'heincn  und  das  Verfahren  bezüglieb  derselben 
kommen  auch  bei  anderen  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern 
und  in  der  Zoll vei  waltung  vor.  Bei  den  Getränkesteuern  ist  es 
von  besonderer  Wichtigkeit 

Der  conge  wird  als  Begleitscliein  i.Ttlicilt,  werm  die  Steuer  bei  ALscnJuug- 
cutrichtet  ist,  worüber  dabei  zug;leich  uulttirt  wird.  Ucblicher  Weiae  kommt  er 
fttr  betrinke  nach  EDtrichtong  der  Glrcolationsabgabe  bei  Teiseitdiingeii  an  Printe, 
nach  Zahlung  der  Klcioabgabe  und  der  Alcohol-Verbraaclisabgabo  mucJi  sonst  in  An- 

wcudung  (s.  Art.  couge  im  Say 'sehen  dict  ). 

Der  acquit-ä- caution  wird  bei  Ycracndunäci'  von  (ictränken.  welche  ui>»t 
heim  Empfang  vocstenert  werden  sollen,  ausgestellt,  so  dass  erst  im  Ankunftsorte 
die  Versteuerung  steucramtlich  zur  Erledigung  gelangt.  Entsprechende  Sicher- 
stclluiigeu  far  die  Zahlung  werden  daher  hier  gefordert.  Die  Einrichtung  des  acquit- 
ä-caution  dient  dazu,  die  Steuerzahlung  selbst  zo  verschieben,  gemäss  der  allgemeinen 
Tendeii/.  der  französischen  Getränkebestenernng-,  und  die  Controlc  doch  möglichst 
wirksam  zu  machen.  Mittelst  des  acquit-ä-cautlou  gehen  u.  A.  die  Getränke  in  die 
St&dte  mit  »einziger  Stenet'^  und  nacb  Paris,  vo  regelo^ässig  cnt  beim  Eingang  in 
diese  Orte,  nicht  bei  der  Absendung  die  Abgabe  entrichtet  werden  soll,  ferner  in  die 
Eutreputs  uod  von  einem  dersclboa  ias  aadcru,  auch  die  zum  Export  ins  Ausland 
bestimmten  geben  mit  diesem  Begleitscbein  an  das  Grenzzollamt  Besonders  für  die 
Lohe  Alcohol -Verbrauchssteuer  ergiebt  sich  aus  diesem  Begicitscheinvcrfahren  der 
i^rosse  Vortheil  der  VerschiebiiDL;-  der  Steti'  T.  ntriclitiing  bis  /um  endgiltigen  Ueber- 
gatig-  der  Waarc  iü  den  Consuuj  oder  bis  zur  Streichung  der  Steuerschuld  beim 
Export.  Ohne  diese  Einrichtuu-  wäre  bei  einer  ^^teuer,  welche  3— 400%  vorn  Pro- 
diuüonswerth  beträgt,  d  i  \  erkehr  und  Handel  sehr  erschwert.  Im  System  der 
ac4uits-ä-caution  liegt  daher  der  Schwerpunct  des  ganzen  Begleitscheinvcrfahrens, 
Es  ibt  umfassend  aus-  und  fdn  durchgebildet.  S.  den  Specialartikel  darüber  im 
üay 'sehen  dict.,  0  Übe  II,  519 — öi2.  finindhig.-  dafilr  schon  im  (les.  v.  21.  Aug.  17fM . 
Art.  2-— 14  gelegt;  im  Ues.  v.  Iblb,  Art.  260  wird  aut  das  Ges.  v.  1791  nur  Bezug 
genommen.  Wichtig  dann  die  Ord.  r.  11.  Jnni  1816,  ancb  Decr.  t.  17.  März  1852, 
und  die  geiiaiiiitLa  Veisobiifiingen  zur  Vecbatung  ficdrer  Yersendangen  im  Ges.  vom 
2b.  Febr.  1872. 

Der  sogen,  passavant  endlich  dient  als  Begleitscbein,  wenn  überhaupt  keine 

Steuerpflicht  für  das  Getränk  vorliegt,  so  btt  den  Transporten  zwischen  den  ver- 

sc'iiedeneii  Kellern  eines  Weinbauers  u.  s  w.  oder  cinfacliea  Privaten,  wo  aber  doch 
immerbiii  eine  steucramtliche  Meldung  uud  die  Kutaahuie  eines  solchen  Begleitscheins 
erforderlich  ist. 

Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  können  den  Versendern  von  Getränken,  in  deren 
Wohnort  kein  Steuerawt  besteht,  besondere  sogen,  „laissez-passer"  gewährt 
wofden,  mitteist  wolclior  Formulars  Transporte  bis  zum  nächsten  Steneramt  gehen, 
wo  dann  der  laissez- passer  durch  einen  der  drei  genannten  Begleitscheine  ersetzt 
wird.  Besondere  Vorschriften  regclu  die  Durchführung  oder  den  Aufenthalt 
von  Getrinken,  welcbe  unter  Begleitschein  gehen,  in  Orten  mit  Eingangsabgaben  oder 
mit  einiger  Steuer. 

§.  263.  bb)  Die  steneramtliche Beaufsiehtigung,  das 
soj^cn.  EACicice  (bei  den  Grosshändlern  recensement)  beruht 
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anf  Rechten  der  Verwaltnng-  und  eutspreelicnden  Pflichten  der 
Stent i.schuklner,  bezw.  StenerhaUcuden ,  welche  in  den  einzelnen 
in  Beti  a(  ht  kommenden  Fällen  verschieden  geregelt  und  daher  bei 
der  Darstellung  der  einzelnen  Stenern  schon  erwähnt  worden  sind. 
Durch  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Geschäfts  bei  der 
Steuerbehörde  und  durch  den  Li  ce  uz  zwang  werden  die  Geschäfte 
der  Beanfsichtigang  unterstellt 

Den  Beginn  niaeht  dann  die  Gontrole  der  ProdnetioD. 

Sic  besteht  oacli  dem  Früheren  rolbtändi^  nnd  streng  als  bes^Ddige  Beauf- 
sichtigung nur  bei  den  gewerblichen  Bicnncreicü  und  Kectificationsanstallcn 
von  Alcohol,  sowi«  bei  den  Bierbrauereien,  während  das  „Privileg  der  Freiheit 
vom  Excrcicc",  welches  die  Eigenernter  und  Selbstbreuuer  geniesüen,  bei  der  Ge- 
winnung des  Weins  und  Obstweins  und  bei  der  Herstellung  des  Aicohols,  hier  die 
mehrfach  besprochene  Lücke  in  das  Controlsystcin  rcisst.  Die  Beschräiikunc:  dieses 
Privilegs  auf  die  Verarbeitung  selbst  gewonnener  X^roducte  ist  factisch  nicht  gc- 
Bttgend  diuclizuführcn.  Nur  wenn  Eigeneomter  und  Selbstbrenncr  in  Orten  mit  Eiü- 
gaogsabgabe  das  Getränk  eist  im  Umereii  dieser  Orte  hecsteUcn,  eifo^t  aoch  ihre 
Ueberwachung. 

Sodann  untersteheo  die  Geträn ke-Klein  vor käof er  oder 
„Debitanten",  daher  namentlich  die  Hcbenkwirthe  u.dgl.  m., 
die  Grosshändler  mit  Getränken  und  die  Entrepots  der 
periodischen  Visitation  von  Zeit  zu  Zeit. 

Die  auf  Grund  der  Verseiiduiif,'h-  bez.  Bezugscontrole  geführten  Ver- 
zeichnisse dienen  dabei  zunächst  als  Anhalt.  Fclilm eii u- e ii  über  die  gesetzlichen 
Nachlässe  hinaus  tinteriiegeu  dabei,  wie  iiuher  schon  bemerkt,  der  Ycrstcuoruug.  Am 
Wichtigsten  und  Strengst  ist  die  Ueberwachung  der  Debitanten,  welche  dann  nach 
Massgabe  des  constatirtnn  Absaf;ceH  di<;  Steuer  zu  entrichtoü  hnbon.  Weniger  streng 
und  seltener  erfolgen  die  Visitationen  (reccnscments)  der  (jrosshäudler.  Die  üeber- 
▼achung  der  Entrepdts  ist  zur  Ergänzung  nothirendig  und  hat  sich  auch  in  Paris, 
wo  sonst  wetzen  der  „Ersatzabgabr"  die  Verscndungscontrolen  im  Inneren  und  die 
Exercices  fortfallen,  bei  den  „reulleu"  EutrepOts  (s,  u.)  zur  Unterdrackung  ?o»  Uutcr- 
schleifen  geboten  gezeigt  (s.  o.  S.  6S9).  Auch  einfache  Prirate  Verden  über- 
wacht, wenn  sie  auf  dem  Transport  befindliche  Getränke  bei  sich  lagern  liaben  oder 
in  Orten  mit  Eingangsabeabe  des  Enfrepöts  eeniesstMi.  Tcbor  die  F'orma !ität<ui, 
anter  welchen,  und  insbesuiidere  aber  den  Zcitpuuct,  in  wdoliem  die  \'isi- 
tationen  u.  s.  w.  ausgeübt  werden  dürfen,  bestehen  nähere  Vorschriften.  Im  All- 
gemeinen beschrätilit  sich  das  Kocht  auf  die  Tageszeit,  ausser  in  Brennereien  und 
Brauereien  mit  Nachtdienst,  bei  Debitanten  besteht  es  für  die  ganze  Zeit,  wo  die 
Locale  dem  Publicum  olfcn  sind.  Die  Ausflbn&g  des  Rechts  steht  den  competenten 
Striiorors^anen  als  solchen  ohne  Wdtttcs  zu.  Nur  itn  Verdachts  fall  kaniuin  anch 
bei  Personen,  welche  dem  Exercicc  niclit  untcrateheu,  Visitationen  erfolgen,  docli  nur 
aof  Grand  der  Ermächtigung  eines  höheren  Yerwaltungsorgans  und  in  Begleitung 
eines  Polizcihfiainft-n.  Rcstimiüimgen  v.  1816  und  später,  Olibo  L  344  iF.  Der  uoch 
ansäteheude  Artikel  Exercicc  im  Say'ächcn  dict. 

ee)  Entrepdts,  d.  h.  steuerfreie  Niederlagen  bilden 
im  franzi)sischen  Zollrecht  und  im  Recbt  der  indirecten  Verbraucbs- 
steaem  ttberbanpt,  speciell  aber  wieder  in  der  Getränke- 
bestenerang  ein  wichtiges  Hülfsmittel,  dem  Steuerpflicbttgen, 
bes.  Stenerhaftenden  die  Verschiebnng  der  Steuerentricbtnng 
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oder,  l)CH()iulers  bei  exportirteii  Getränken ,  die  eudgiltij;c 
Unterlassung  der  Hteuerzahlung  —  auch  .selbst  nur  vorschnss- 
weise  —  zu  ennöglichen.  Im  Allgemeinen  haben  bei  den  Ge- 
tränkesteaern  nur  die  Produceuten  selbst  und  die  Gross- 
händler gesetzlichen  Anspruch  auf  Entrepots,  nur  bedingungs- 
weise und  beschränkt  Private  and  nur  nach  administrativem 
Ermessen  bisweilen  aacb  Debitanten»  diese  mit  Ausscblnss  der 
abonnirten. 

Es  werden  auch  hier  sollen,  öffentliche  oder  reelle  und  private  oder 
ficti  ve  KatJ"epi"»tö  unterschi('<li'ii.  Erstere  bestellen  in  einem  cigfcnen,  der  Geinciu d c 
üdör  der  öffentlichen  Verwaltung  gehörigen  Magazin,  die  anderen  in  JJiederlageu 
bei  sich  zu  liauüe,  aber  unter  der  erforderlichen  (^ntrole  der  Steverreriraltuog. 

ein  ulfentliches  Eiitrepot  besteht,  kann  der  Muniripalrath  dies  zum  ausschliess" 
liehen  erklüreu.  Fehlmengeu  iu  solclieu  waren  früher  äteuerfrei  (Ucs.  ?.  1816),  jetzt 
nicht  mehr.  Far  Frivatlagcr  mnss  Caution  gestellt  «rerdcn.  Es  gehen  ihr  sie  die 
niiinl  Ii  I  Cuiitrolrechte  der  Verwaltung  wie  für  die  Lager  der  ürosshändler.  Ilaapt- 
bostiiumuiigeu  im  (ies.  r.  1S16,  Art.  31—3^1,  mit  £rgäQ2migeu  durch  spätere  Gesetze» 
s.  Oltbo  t,  197'»225,  270  S.  Der  noch  ausstehende  Art.  EntrepOt  im  Sayachen 
dict.  (im  Block  sehen  bandelt  deiselbe  aar  von  den  Zolleiitrep6ts).  Vignes  I,  137. 

dd)  Die  Strafandrohungen  sind  begreiflicher  Weise  bei 
dem  Character  der  französischen  Getränkebesteuerung  zahlreich 
und  öfters  scharf.  Sie  sind  seit  1871  noch  mehrlach  verschärft 
Nvoideu.  Sie  betreffen  unterlassene  oder  unriehtige  Declarationen, 
VersenduugJsaumeldungen,  Weigerungen,  die  ('ontrole  (speciell  das 
Exercice)  zuzulassen,  geheime  Fabrikation,  Unterschleifc  durch  In- 
umlaufsetzung von  Getränken  oder  Vcrkaui  derselben  ohne  Ent- 
richtung oder  Sicherstellung  der  Steuern  und  tiberhaupt  die  ein- 
zelnen Zuwiderhandlungen  gegen  die  gesetzlichen  und  administra- 
tiven Normen  des  ganzen  regime  des  boissons".  iiie  Strafen 
bestehen  regelmässig  in  Geldstrafen  zwischen  einem  Minimum 
und  Maximum,  mit  Erhühung,  besonders  des  ersteren,  im  Wieder- 
holungsfälle, ferner  in  gewissen  Fällen  in  Confiscatiou  des 
Objects,  auf  das  sich  die  Zuwiderhandlung  oder  der  Unterschleif 
bezog,  ausnahmsweise  auch  in  Gefängnissstrafe. 

S.  schon  d.  (ies.  v.  IShl,  bo  Ait  4ü,  1)4 — 90,  lüG  u.  A.,  von  den  neueren  bes. 
•1.  (ies.  V.  21.  .Juni  ls73,  betr.  die  indirccten  Steuern,  dessen  Bestimmungen  grosseuthcils 
Hpeciell  die  (ietriinkestcuern  betreU'en,  auch  Ges.  v.  2S.  l*ebr.  iS7'2  u.  a.  m.  Nur 
einige  Beis-picle.  Versendung  von  Getränken  ohne  die  vorgeschriebenen  An- 
nicMnngen  und  Bcj:Iei(5»  heine  oder  mit  unrichtigen  oder  mangelhaften  Angaben  darin 
ist  mit  Geldstrafen  von  20ü— 1000  Frcs.,  im  WiedtTholungsfalle  von  .500  l'rcs,  im 
Minimum,  bei  Branntwein.  Luineor  u.  s.  w.  überhaupt  von  500-«5000  Frcs.  und  mit 
Beschlagnahme,  bez.  Confiscation  diT  Ladungen  bedroht,  die  Transportmittel  knuncti 
eveut.  alä  Sicliurung  der  Geldstrafe  beschlagaalimt  werden.  Wichtig  ist,  dass  sich 
diese  Stnfandrobnngen  aach  auf  die  Verletznogen  der  specietlen  Declaiatienit* 
Vorschriften  bezichen,  welche  nach  dem  Grs.  v.  2S.  le'n.  1*^72  für  Getriiiikr- 
venendungeii  vorge^ch rieben  worden  sind.  —  Bei  NichtUbereiustimiuuug  von  Acq[Uil- 
ftr'Claation  und  steueramtlichcm  Entlastuiigscertificat  tiett'en  die  UntonteiohBef  sedumche 
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CircDlatioD»abgaben  bei  Wein  und  Übstveiu  (Decr.  r.  17.  Mkn  1S52,  iüial.  Ge&  r. 
21.  Juni  187S,  Art  10,  b^.  alcolioIifdTte  Weine).  —  BesoDdere  z.  Th.  TeiBchärlle 

Bt'stiminung;en  betreflen  Zuwiderhandliing-cn  und  rnterschleife  bei  der  Ei  n  f^aii  g-s-, 
der  eiozigeo  und  der  Parücr  Ersatzabgabe  (1— 2UÜ  Fics.  und  Cauüäcatioii, 
ausser  Strafen  fttr  gelidmen  Transport).  Bei  gewissen  Fillen.  so  bei  Unterscbleifen 
mittelst  üeberstcigung,  unterirdisch  oder  mit  bewafFnettr  Hand  treten  allgemein,  hol 
^ewiüsea  anderen  Manipulationen,  wenn  e^  sich  um  Spirituosen  liandeit.  z.  B.  beim 
Verborgen  in  der  Kleidung,  Correctiousstraf eu  von  6  Tagen  bis  6  Monat  Ge- 
fäiigniss  ein,  ebenso  bei  Destillationen  in  Paris,  wo  sie  rerboten  sind,  oder  bei  Ein- 
führung wieder  gereinigter  denaturirter  Alcohole  (Ges.  r.  ISltK  Art.  16.  v.  21.  Juni  IbT.'i. 
Art.  11 — 14).  —  Debitauleu,  welche  ohne  Anmeldung  ihr  Geschäft  betreiben,  ver- 
fallen Geldstrafen  von  300 — 1000  Fics  und  der  Confiscation  dur  Getränke.  In  andern 
Fallen  von  Zirvi  lt  rhaMdlnnr^en  treten  die  gleichen  Strafen,  wie  die  bei  der  Veraendung 
genannten,  ein.  —  AehuUcbe  Bestimmungeu  gelten  far  Zuwiderhandlungen  von 
Orossbindlern,  Destillatenren  n.  s.  v.  Bei  Bierbrauern  sind  die  Geld- 
strafen 2—600  Frc5.  Hier  kommt  auch  die  Andiohunjj:  der  ConfiscattOtt  der  Kessel 
¥or,  wenn  in  nicht  cinsreinaui  rtcn  Kesseln  Bier  hergestellt  ist. 

'  Schätzungen  Uber  den  Umfang  der  Unterschleife  sind  natürlich  immer 
misdicb.  Diejenigen,  welche  von  den  bouülenrs  de  cm  ausgeben,  werden  wohl  immer 
noch  einen  ziemlichen  Umfang  erreichen.  Sie  wurden  mitunter  auf  '/a  Mill.  Hectol. 
Alcohol  geschätzt.  Auch  Unten>chieile  mit  unrichtigen  Begleitscheinen,  mehrmaliger 
Benntzung  solcber  fikr  rerschiedene  Sendungeii  u.  dgl.  m.  sollen«  trotz  der  rer» 
schärften  (ieset/gebang  tou  1872 — 73,  immer  noeh  Torkommeo.  8.  Wolf,  Biannt- 
weiosteuor,  S.  154. 

CG.  Getr&okezöUe. 

§.  264.  Die  Zölle  sind  schon  im  Vorausgehendem  mehrfach 
erwähnt  worden.  Iküonders  bemerkeuswerrh  ist,  dass  sie,  wie  in 
anderen  Fällen  französischer  innerer  Verbraiichssteiiernj  so  hei  Salz 
(S.  614),  bei  den  zum  Consiini  eingeführten  auswärlitren  Artikeln 
nicht  als  Ersatz  der  inneren  Steuer,  sondern  als  bes  ndere 
Abgaben  von  fremden  Waaren  bestehen  und  die  inntie  Ver- 
brauchsabgabe daher  dann  erst  noch  hinzutritt.  Eine  Aus- 
nahme bildet  hiervon  unter  den  Getränken  nur  das  Bier,  wo  der 
-~  die  innere  Fabrikatsteuer  übrigens  selbst  im  Conventionaltarif 
noch  erheblich  Ubersteigende  —  Einfuhrzoll  die  einzige  Abgabe 
auch  an  Stelle  der  inneren  Steuer  ist  Diese  Ausnahme  ist  also 
doch  eigentlich  nur  eine  formelle.  Bei  den  wichtigeren  Getränken 
Wein  und  Branntwein  bedingt  dann  freilich,'  zumal  bei  Wein, 
tbeilweise  aueb  bei  Branntwein,  schon  die  techniBche  EinriehUing 
der  inneren  Steuer,  dass  dflis  zam  inländisehen  Gonsum  gelangende 
aas  dem  Ausland  eingeführte  Getränk  nicht  gut  durch  den  Einfahr- 
zoll allein  besteuert  werden  kann.  Aber  mOglich  wäre,  den  £infah^ 
zoll  etwa  auf  die  hinzutretende  innere  Steuer  anzurechnen.  Das 
geschieht  jedoch  nicht,  der  Zoll  ist  daher  ein  Finanz  zoll  und 
zugleich  ein  Schutzzoll,  um  den  das  ausländische  Geti^nk 
höher  als  das  inländische  besteuert  wird.  Auch  durch  die  Con- 
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veotionaltarife  der  Haiidelsveiträ^^e,  welche  Fiaukieich  seit  1660 
abgeschlossen  hat,  ist  dieser  Sachverhalt  geblieben  und  tinr  der 
Tarifsatz  gegen  den  allgemeinen  Tarif  crniiUBigt  worden.  Jüugst 
haben  dann  aber  gegenüber  den  in  der  Brennerei  und  Branntwein- 
bestenerung  anderer  Länder  erfolgten  Veränderungen  der  Con- 
currenzbedingnngen  des  iVemdeu,  besonders  aneh  des  deutschen 
Spiritus  bei  der  Einfuhr,  starke  Tariferhdhnngen  des  Aleoholzolls 
stattgefunden,  wodurch  der  ScbutzzoUcharaeter  desselben  wesentlich 
verschärft  worden  ist. 

Vor  1871  waren  indessen  diese  Bezollungs Verhältnisse  nicht 
von  besonderer  praetlscher  Bedeutung,  weil  die  Weiu  ,  Bier>  und 
Alcoboleinfhhr  im  Ganzen  geringiügig  und  nur  letztere  vorüber- 
gehend in  Jahren  schlechter  Weinernte,  wie  1854—1857,  erheblicher 
war.  Seitdem  (Icigcgcn  uud  in  steigeudem  Maasse  seit  etwa  10  Jahreu, 
uüLcr  dem  Kiniliiss  der  Verheerungen  der  Reblaus  und  wohl  auch 
der  vermehrten  Concurrenz  der  fremden  Alcohole,  hat  sieh  dieser 
Saciivcrhalt  sehr  geändert  und  konnte  leicht  so  verbleiben,  wie  er 
jetzt  geworden  ist.  Die  Einfuhr  fremder  Weine  nnd  Akoliole  ist 
viel  grösser  geworden  als  ehedem,  der  Zollei  trag  daher  entsprechend 
gewachsen.  In  den  letzten  Jahren  ))ütrug  sogar  die  Wcineinfnhr 
nach  Frankreich  dem  Werthe  nach  mehr  als  das  Doppelte  der 
Weinanst'uhrl  Dadurch  hat  sich  die  practische  Bedeutung  der  Ge- 
tränkezoUfrage  natürlich  auch  gegen  früher  verschoben.  Der  ganze 
Vorgang  ist  ein  gutes  Beispiel  für  den  finanzwissenscbaftlicb  und 
volkswirthschattspolitisch  wichtigen  Satz,  dass  solche  Tariffrageii 
in  Betreif  des  Verhältnisses  zwischen  inneren  Verbrauchssteuern 
nnd  Einfuhrzöllen  nicht  bloss  nach  den  Tarifsätzen  selbst,  sondern 
zugleich  mit  RttclLsicbt  auf  die  jeweilige  Lage  der  thatsächlichen 
Productions-  und  Handelsverhältnisse  zu  beurtheilen  sind.  Auch 
die  Einfuhr  von  Trauben  nnd  Frttchten  (Feigen)  zur  Verarbeitung 
zu  Wein  u.  s.  w.  hat  zugenommen,  so  dass  auch  die  Zölle  auf  diese 
Gegenstände  bei  der  Getränkebesteuerung  mitspielen. 

Älcohol  gehörte  zu  den  Aiükcln,  bcticHs  deren  Frankreich  an  ürobsüntaiuiicu 
im  Uandelsrcrtrago  von  1860  Goncessioimn  machte  (die  Zölle  sollten  danach  nicht 
tlber  30%  vom  Worth  1ictrac:cn\  Das  Princip  dieser  Zollermässijung  ging  dann  in 
die  Couvcotionaitarite  Uber.  Damals  wurde  z.  B.  der  AlcohokoU  von  30  auf  15  Frcä. 
p.  Hectol.,  ausser  der  inneren  Verbranchäabgabe,  der  BierzoU  Ton  7.20  Frcs.  auf 
2  Frcs.  in  dem  ('onventionaltarifc  heral).:esL't/,t.  Die  britische  Alcoholcinfuhr  nach 
Fiankreich  iät  aber  unbedöutond  geblieben  und  hat  nach  ISttO  selbst  niemals  wieder 
entfernt  die  Hohe  wie  in  den  schlechten  Weinjahren  1S54  ff.  erreicht,  tro  läe  einmal 
auf  86,000  Hecfol.  gestiegen  war  (1855,  auch  in  1856  und  1857  an  80,ü00  Hectol,, 
später  Max.  1881  und  1882  mit  45.000  un<l  27,000.  meistens  alu-r  nur  Ä'ciii<;o  1000, 
ÜuU.  X,  162,  XXIII,  G7Ü).  —  Nach  dem  Kiicgc  von  1870  —71  huuimlen  auch  hict 


Digitized  by  Google 


6.  B.  2.  K.  Stoaerreclit  1.  U.-A.  2.  A.  Fraukreich.  §.  264. 


dio  Uaadubvciträgu  eiuo  starkoro  ZoUerliöhuüg.  Als  allgemeiaeu  Zoll  bei>üiaiotä  daä 
de».  V.  8.  loli  187!  SO  Pres.  p.  Hectol.  der  Flftssigkeit  von  Bnumtwein  in  Flaschen, 

35  Frcs,  von  allen  Lifjueurcn,  80  Frcs.  vom  reim  ii  Al^oliol  von  Bninntwein 
in  Fääüora,  luit  späterem  Zuschlage  hol,  iti.20  und  30.40  Frcs.  Die  Vertiagstariic 
hatten  in  allen  Fulen  den  Zollsatz  Ton  15  Frcs.  Der  allgemeine  Tarif  von  1881 
Itestimmte  wieder  30  Frcs.  für  Alcohol  in  Fässern  v,  Hcctol.  reinen  Alcohols,  desgl. 

in  Flaschen  von  der  FIil«si<rko>!t  und  ebenso  von  Liqncuron  40  Frcs.  von  der  Fltlssig-- 
keit.  30  l'Yc^.  ist  iuiuicrlüu  an  OU'/o  nouerliclicü  DurchscliniUsprcisc .  uinl  der 
Vcriragstarif  von  15  Frcs.  betrSgt  danach  doch  auch  noch  an  yi)"/,,.  Bei  Gcle;?cnheit 
der  (Iciitscluui  Braiihtwßinsteuorrcform  in  1887  und  in  spccieller  ßegriknduii;;  damit 
hat  Fraukreich  provisorisch  durch  Ges.  v.  5.  Juli  ISST  dcu  Satz  des  allgeoicineii 
Tarife  auf  70  Frcs.  für  bestimmte  Zeit  erhAht  nod  den  Tennin  mehrmals  verlängert, 
zuletjst  durch  Ge?.  v.  29.  Mai  1S89  bis  auf  Weiteros. 

Der  WcinzoU  wurde  nach  dem  Krießre  auf  5  Fr&i.  f.  d.  Kcctol.,  bei  Liqueur- 
veincii  auf  20  Frcs.  gestellt,  mit  sp.itorria  Zuschlag  war  er  bez.  5.20  und  20.?i0  l-'rcs. 
Der  ycrtra<;:starifsatz  war  eitiheitli«  Ii  o.50  Frcs.  Im  altgemeineu  Tarif  von  1881 
wurde  der  Zoll  ebenfalls  einheitlich  auf  4.50  Frcs.  gesetzt.  —  Der  Bierzoll,  vor 
IS60  7.20  Frcs.  p.  Hectol.,  im  brit.  Vertragstarif  2  l'rcs.  (nebst  lauerer  Verbrauchs- 
btener),  biitrog  nach  dem  Kriege  mit  Zuschlag  7.75  Frcs.  im  allgemeinen,  5.75  Frcs. 
im  Vcrtragstari!',  >di  1SS1  in  crsti  rem  7.50  Frcs.,  womit  die  imi'^re  Steuer  jf:edeckt 
ist.  Diese  ist  aber  uur  3.75  Frcs.  far  starkes  und  1.25  Frcs.  far  Dünnbier  (§.  2ö2).  — 
Auch  der  Ob  stur  ein-  und  Mothzoll  urird  ausser  der  Inneren  Steuer  fttr  fremdes, 
/.um  Constuii  >  ingchendes  Getränk  erhoben,  ist  aber  practisch  bei  fast  ganz  fehlender 
Einfuhr  ohne  liedeutiinir.  Fr  wiw  vor  1**S1  im  allsjcmeineu  Tarif  für  Obstwein  2.50, 
fUr  Meth  31.20  Frcs.  p.  lIcetoL.  im  Tauf  v.  ISSl  bez.  1  und  20  Frcs.,  im  Vertrags- 
tarif kommt  von  diesen  Getränken  Cidcr  allein  mit  0.25  Frcs.  p.  Hectol.  vor.  Der 
Zollertr;i!r  nlvi-schrcitot  tiaige  100  Vvc^.  jrdirlioh  lif.  —  Trockene  und  gepresste 
Tiaubeu  (auch  Aeplol  und  Birnen j  zahlen  nach  dem  ullgeiu.  Tarif  von  1881  ü  Fics., 
ebenso  viel  trockene  und  gepresste  Feigen,  aber  beide  Xategorieen  nach  dem  Yer- 
tragstarif  nur  30  Cent.  f.  100  Kilo^^r. 

Dio  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  und  der  Zollertrüffo  i  reicht  Folgendes 
(ö.  Bull.  iX,  21*5  11..  X,  16Ü  IT.,  50ti,  XXll,  614  ü'.,  XXIII,  23,  tiTü  u.  u.  m.). 

Die  Alcoholeiufahr  iric  Ansfahr,  znmal  die  ersterc,  zei;^t  sich  von  der 
Weinernte  becinHusst.  Die  Eiiif'nlu  1h  trug  vor  1852  immer  nur  5-  7000  Hectol., 
stieir  Mitto  der  50er  Jahre  auf  20l,UOO— 377,000  im  Jahre,  sank  dann  aber  in  gc- 
wöhulichua  Jahren  wieder  auf  50.000 — 70,000,  erst  seit  ib70  hat  sie  fast  jedes  Jahr 
200,000  Hcctol.  übersoliritien,  1^80  war  sie  22'J.OOO  (für  17.2  Mill.  Frcs.),  1887 
212,000  Fhiiiaiid  ist  daran  fast  gar  nicht  mehr,  Deutschland  war  Auf.  der  1880er 
Jahre  mit  der  U;üfte,  in  deu  letzten  Jabreu  nur  mit  — Vi  bethciligt.  Die  Einfuhr 
von  Liqueuren  war  im  Max.  etwa  2500 ,  nenestens  wieder  unter  lOUO  Hcctoliter.  — 
Aehnlich  hat  sich  natürlicli  der  Zollertrag  bewegt,  er  war  1851  schon  einmal 
6.39  Mill  Frcs.,  im  Durchschu.  v.  186Ü— 69  O.ÜÜ,  vou  1870—70  0.70,  seit  1878  ist 
er  immer  erheblich  höher.  Max.  1S82  4.1  Mill.  Frcs.,  f.  D.  v.  1883—  87  8  Mill.  — 
Die  Ausfuhr  franziis.  Alcohole  war  in  dem  1.  und  .").  .'ahr/ohid  ca.  V.si  im  •'»• 
ca.  7^  ^ill«  Hoctol.  jährlich,  in  den  70er  Jahren  450.000  im  Durchschu.,  seitdem  ist 
sie  durchschnittlich  unter  300.000,  ISSG  289.000,  1887  286,000,  die  seit  einigen 
Jahren  stark  gesunkene  Liqneurausfuhr  war  im  vor.  Jahrzehnt  ca.  24,000  Hectol. 
jahrlich.  l'^SB  nur  ll.llO,  1887  853»^  —  A!!erdin<!-s  «ind  dir  c.vporfirtori  AK-ohole 
von  holiom  W  ertlie.  bu  1686  75.7,  lb81  Tü.l  Mill.  l'rc^.,  etwa  4iual  wcrthvoU  wie 
die  iinpoitiiteii,  was  auf  die  bezogeneu  und  versendeten  Sorten  Licht  wirft. 

Die  Wein  einfuhr  war  in  den  frühereu  Jahrzehnten  und  Iiis  1S53  ganz  un- 
bedeutend, 2500— 3Ö00  Hectol.  jährlich.  Daun  stieg  sie  vou  lb54  au  bei  deu  da- 
maligen schlechten  Weinernten  rasch  und  stark,  1857  bis  auf  628,000  Hectol.,  sank 
dann  wieder  erheblich,  aber  doch  nur  in  2  Jahren,  1865  und  (U?  auf  unter 
100,000  Hectol.,  Durchschu.  1860-00  194,000.  Von  1872  an  wuchs  sie  bedeutend, 
wohl  unter  dem  Hiteinllnss  der  Ausscheidung  von  Elsasa-Lotliringen,  dessen  Ans-  und 
Einfuhren  seitdem  im  französ.  Ilandelsausweis  (  Scheinen.  Sie  war  5—000,000  Hcctol. 
jährlich,  nur  einmal,  1875  noch  unter  300,000.  Seit  1879  etiet;-  sie  dann  rapid,  1880 
auf  7.2  Mill.  Hcctol.,  1*86  auf  ll.ül,  1887  aui  12.28  Mill.,  d.  h.  in  diesem  Jahre 
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auf  5U7u  Wuiuorutc  vou  24.33  Mill.I  Der  Wurth  diesur  Eiufulir.  Iblb  uur 
erst  59.2,  m  1887  57S.2  Hill.  F^cs.  und  im  Darcbschn.  r.  1878— S7  337.3  gegen 

uur  244.2  MÜl.  Weitli  der  Wein  ausfuhr  in  diesen  10  Jahren!  (Bull  XXIL  23). 
Spanien  und  Italien  licferu  die  HauptDiengen.  Der  Weiuzollortrag,  im  4.,  ö.  und 
6.  JahKehnt  V4  -  V,„  Mill.  Frcs.  jährlich,  im  7.  bloss  67,000  Frcs.,  stieg  v.  1872  an 
in  die  Millionen,  Durchschn.  1870—79  3.09,  1879  10.25,  1S80  25.27,  1SS6 
21,3  Mi!!.  Fro«. ,  bildet  also  jetzt  "7 — '/,;  des  Ertrags  der  inneren  Wciiistciier  iIS*^ü 
133.2  Mill.  FrcJi.).  —  Die  Wcinuu^fuli  r  hat  sich  bei  den  öcliK'tliteü  W'eiiiciuteii, 
bez.  bei  der  Abnahme  der  Wcingewinnunii:  in  den  1880er  Jikhren,  oß'enbar  nur  mit 
Hilfe  dieser  gesteigerten  Bezüge  fremder  Weine  eini^crmasseti  auf  der  früheren  Höhe 
erhalten  könucu.  Sie  war  vom  4.  bis  7.  Jahrzehnt  durchschnittlich  von  1.2  auf 
2.48  Hill.  HectoL  jährlich  gestiegen,  hatte  im  8.  Jahrzehnt  3.28  (Max.  1873  3.98, 
Min.  1879  2.79  Mill.)  erreicht,  seitdem  ist  sin  auf  ca.  2.6  Mill.  gewichen  (1880  2.71, 
1887  2.40).  Frankreich  hat  daher  vorläufig  aulgehurt,  zu  den  überwiegend  Wein 
ausführenden  L&ndern  zu  zAhleu,  es  ist  unter  die  Weinbezagsl&ndor  getreten.  —  Die 
Einfuhr  vou  trockenen  Trauben  und  Feigen,  meist  zur  Weinbcrcitung,  war 
1S85  und  ISSO  bez.  95.35  und  SS.42  Mill.  Kil.  Trauben  und  16.1S  und  18.19  Mill. 
KU.,  woraus  2.27  und  2.82  Mill,  bez.  (,aus  Feigen)  21,407  und  21,770  Hcctol.  Kunst- 
vflin  bereitet  vordea  wäre  (Boll  XXIII,  281). 

Alle  diese  UmstSnde,  die  eben  desbiilb  etwas  genauer  dargelegt 
bind,  machen  e«  begreiflich,  dass  in  dem  alten  Weinlande  nnd 
Weiuötener  lande  Frankreich  j  c  t  z  t  ernstlich  an  die  volle 
Beseitigung  d  e  r  S  t  a  a  t  s -  W  e  i  n  a  t  e  u  e  r  gedacht  wird:  eine 
finanzpolitische  Wirkung  der  —  Reblaus,  nicht  nur  auf  Steuer- 
erträge, sondern  auf  die  ganze  Eioncbtnog  eines  wichtigen  Be- 
stenerungsgebiets ! 

Die  Biereinfuhr  ist  wie  die  ßiurausfuhr  seit  Jahrzehnten  in  langsamer, 
aber  sfetiger,  erst  seit  den  ISÜOer  Jahren  cnstcre  in  etwas  erhoblirlicrer  Sleiarcruniüf 
bcgrilteu  gewesen;  von  da  an  uberragt  sie  die  Ausfuhr  (Durchschn.  1S6U  — »>9 
48,000  Hectol.  Einfuhr,  28,000  Ausfuhr).  Seit  1871  ist.  vornohmlich  mit  durch  die 
Einwirlniii^'  des  Ausscheidens  von  Elsass-Lothriuii''ii.  die  Ausfuhr  fast  stabil  geblieben 
(2t) — 32,000  Hectol.  jährlich),  die  Einfuhr  sofort  und  weiter  rasch  auf  '/41  V»«  V» 
Hectol.  gevaehsen,  dann  aber  wieder  etwas  gesunken  (Max.  1882  und  83  414,000, 
1886  25)3,000,  l^ST  •.':;6,000  Hectol.),  der  Ertrag  der  TUersteuer  daher  auch  von 
V4  Mill.  im  7.  auf  1.40  im  8.  Jahrzehnt  und  2.8  Mill.  in  1S82— 8ö  jährlich  ge- 
stiegen —  immerhin  auf  7«  des  Ertrags  der  Steuer  von  inlä-  dischotn  Bier. 


dd.  Bttckblick  und  zur  Kritik. 

§.  265.  Die  eige|itbttiniiche  Yerbindung  der  Bestenening  der 
verschiedenen  Getr&nke  und  die  nicht  minder  eigenthfimliche  Zu- 
sammenfUgang  technisch  verschiedener  Stenerarten  zu  einem  6anzen 
erscheinen  wohl  beim  ersten  Anblick  ziemlich  willkflrlich,  die  Be- 
zeichnung dieses  Ganzen  als  „System"  der  Getränkebesteuernng 
daher  auch  fragwürdig.  Bei  der  näheren  Betrachtung  der  Menge 
einzelner  Bestimmungen,  welche  der  Dnrchfttbrang  dieses  „Systems^* 
dienen,  steigert  sich  sogar  die  Empfindung  des  WillkOrlichen  noch 
nnd  macht  das  Ganze  dann  schliessKch  mehr  den  Eindruck  eines 
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rörnilieben  steiienei  htlit  Ik  u  und  steuerteclini.scheu  Chaos  als  eiues 
klaren  uud  folgerichtig  duicbgebildeten  „►Systems". 

Allein  eioe  solche  Be-  nnd  VeruitheiiaDg  der  franznsisr  lien 
Getränkebesteuerung  wäre  eine  unrichtige,  Giebt  man  vielmehr 
einmal  die  Nothwendigkeit  nad  Bereobtignng  der  Getrftnkebestene- 
ruDg  io  einem  Umfange  und  Maasse  sn,  wie  sie  in  Frankreieb 
besteht  —  nnd  durch  die  finanziellen  Erfordernisse  nothwendig 
geworden  ist  —  so  erweist  sieh  die  ganze  Einrichtung  bei  un- 
befangener Prüfung  als  ein  Ergebniss  klarer  Steuer  politischer 
Gedanken  und  Ziele  und  im  Ganzen  wie  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten als  die  Durchführung  eines  klaren  st  euer  technischen 
Planes  zur  Verwirklichung  jener  Ziele.  Das  Einzebe  ist  mit 
strenger  Folgerichtigkeit  entwickelt,  anch  das  Untergeordnete  und 
KebensUchliche.  Nothwendigkeit  und  System  sind  da  vorhanden, 
wo  zuerst  nur  Willkür  erscheint.  Namentlich  gilt  dies  von  dem 
Haupttheil  der  Iraiuüsiöchtn  GctränkebesUuei  img,  der  Wein-, 
Obstwein-  und  Alcoholbesteuerangr,  bei  welcher  sich,  im  Unterschied 
von  der  Bicrbesteuerung,  vornehmlich  Eigenthtimliches  und  von  deu 
Einrichtungen  anderer  Gesetzgebungen  Abweicheudes  lindet. 

Nach  dem  vorschwebenden  steuerpolitischeu  Ziele  soll  die  Be^ 
Steuerung  der  vorgenannten  drei  Getränke  möglichst  eine  wirk- 
liche Verbrauchssteuer  sein.  Daher  wird  die  Steuerpflicht 
weseutlich  auf  das  zum  heimischen  Cousum  bestimmte  Getränk 
beschränkt  und,  unter  den  erforderlichen  Oautelen,  das  zur  Ans* 
fuhr  gelangende  Getränk  überhaupt  gar  nicht  erst  versteuert  Zu 
diesem  Zweck  wird  im  ersten  Falle  die  Verpflichtung  zur  Steuer- 
zahlung an  den  Act  der  Consumtion  selbst  geknOpft  oder 
wenigstens  an  eine  Stelle  gelegt^  welche  diesem  Acte  mög- 
lichst nahe  liegt,  bis  dahin  aber  nur  die  Erzeugung,  die 
Versendung  und  die  Lagerang  des  Getränks  steaeramtlich 
unter  Gontrole  genommen.  Fttr  das  ausgeftthrte  Getränk 
aber  wird  nicht  erst  die  Steuer  erhoben  nnd  dann  znrflckerstattet, 
sondern  das  von  den  betreffenden  Begleitscheinen  begleitete  Ge- 
tränk gellt  überhaupt  stcucri'rci  hinaus.  Nach  diesen  Ziel-  und 
Gesichtspuncten  sind  die  technischen  Einzelheiten  der  Einrichtung 
und  iJurchführung  der  Getriinkebesteuernng  gestaltet. 

So  liält  man  üch  zur  Ycraukguug  üce  Steuer  au  ^  fertige  Product,  das 
„Fabrilat*%  nicht  an  Betriebsmerkinato  bei  der  HersteOnn^  noch  an  BohstolT- 

incugcii  n.  dgl.  m  [Vin.  II,  JS.  i*J'2\  Es  erfolgt  daim  ciuo  Ooutrolc  der  Pro- 
duction.  aber  nicht  die  Bc  steuc  ru  u  des  (ietranks  beim  Prod  uce  iitcii 
üeibüt,  äondcru  uur  die  Krmittluog  der  producirtcu  Muügc  bei  ihm  durch 
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die  r'';r(.Iiij;iisii;v'  s t  o, u  R  f  ain  ( 1  i  <  Ii c  üebcrwacliii  ii<r  "Exorciri  ").  Die  i'iiipfindliche 
Lücke  bui  lüt/tcrer  bleibt  —  ioJgerichtijr,  weil  eine  Abweicliuiig  vom  (irnndgcdaukeii  — 
die  fiMendc  Uebcrwaclmn":  der  Production  der  £ig:eubaner  «nd  Eigenbrenner.  Der 
Producciit  ist  iiiclit  'Ilt  cifrentliche  Steucrpflicbtifre ,  sondern  mir  der  Steuer- 
haften de,  dem  die  producirten  Mengen  zur  Last  geschrieben  werden,  bis  sie  nacli- 
weislieh  rerstenert  oder  tn  steuerfreier  Verwendung,  wie  in  der  Aa«fu1ir.  folane;! 
sind.  An  die  Prodiictionsr'oiifr.Jij  der  gewcrbsinrissi^cn  (ietrankeerzfmg-nrii^-  srlilios-,t  - 
sieh  die  Veräcndungsoontrole  au  und  .selbständig  tritt  dieselbe  auch  bei  der 
Venendung  von  Getr&nken  Seitens  der  El|i^nb«ner  und  Eigonbrenner  ein.  Sie  ist  in 
ihrer  kränzen  Einrichtung,  mit  dem  Anmeldezwang  für  Versendungen,  dem  Begl-  itschein- 
zwang,  den  betrefFendcn  Abgaben  bei  der  „Expedition  *  und  „Circulation"  der  Ge- 
tränke, der  Controle  beim  Eingang  in  die  geschlossenen  Orte  ein  wesentlicher  und 
wieder  durchaus  folgerichtig  ein-  und  durchgeführter  Punct  des  ganzen  Systems:  sie 
dient  dazu,  das  '<to>ffrolvjcct.  auf  dem  Wege  vom  Produccnten,  Grosshändler« 
den  8tenerhaltcüden,  zum  Händler,  Wirth,  Consumenten,  als  den 
eigentlich  Steuerpflichtigen  verfolgen  und  erfassen  zu  können,  es  aber  eben 
erst  kurz  vor  oder  selbst,  wie  bei  den  Debitanten,  erst  narb  di  m  erfolgten  Consum 
zur  li^teaerung  zu  bringen.  Die  Controle  beim  Empfang  Seitens  des  Steuer- 
bafienden  oder  Steuerpflichtigen,  die  Oevährang  des  Rechts  der  steuerfreien 
Niederlage  (Entrep-jt)  an  den  Produrenten  und  nrosslLiinlIcr ,  (b^r  Getränkebezug 
der  Debitanten  und  Händler  unter  dem  System  des  aciiuit-a-cautiou,  die  Ue]>er- 
wachung  der  Lager  und  Keller  der  GrosshSndler,  Entrept^ts.  Debitanten,  Liqueur- 
fabrikanten,  wodurch  hei  Grosshändlern  und  Entreputs  es  wieder  m«iglich  wird,  nur 
Steuerhaftung,  nicht  Zahhingsveritflicbtung,  beim  Debitanten  nur  Eintritt  der  Stener- 
pflicht  und  Fälligkeit  der  Steuci/alilung  nach  Massgabe  dei  Absatzes  eintreten 
zu  bissen:  —  alle  diese  Einrichtungen  und  Bestimmungen  sind  wieder  streng  folge- 
richtig und  dienen  erfolgreich  dem  Zweck,  die  Steuerzahlmif,;  au  f sc b i  cbbar  zu 
machen  und  der  Gctränkebesteucrung  den  Charactcr  einer  Vorbrauchsstcuer  des 
Consumenten  thunlichst  zu  wahren.  Die  Formen  der  Sicherstcllung  und  der 
eiidliclien  E  n  tri  chtung  der  Steuer  sind  den  obwaltenden  französischen  Productions-, 
Absatz-,  Verkehrs-,  Consumtionsvcrhältuiitöen  gut  angcpaast. 

Auch  die  Alcoholbesteuerung  wn  ursprünglich  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen der  fiiilier  fast  allein  in  Betracht  kommenden  Wein-  und  Ubstwcinbrenneri  i 
leidlich  genügend  eingerichtet  Das  freilich  von  vornhoroin  misslicho  Privileg  der 
Controlfreiheit  der  Eigenbrenner  war  von  den  Eigenbanem  ron  Wein  und  OVst  — 
zunächst  denselben  Personen,  die  eben  auch  destillirtcn  — ,  herttbergcnommen ,  bei 
der  früheren  geringeren,  weni^fr  zum  ünterschleif  anreizenden  Höhe  der  Stcn-'r  abt  r 
auclj  noch  nicht  so  bedenklieb  wie  später.  Die  Entwicklung  der  gewerbsmäsi?igeii 
(Gross- )Brenncrei  von  mehligen  Stotfen,  Melasse,  L'Uben  schuf  dann  auch  in  Fhtnkreich 
die  Nothirendigkeit  immer  adiürferer  ßctriebscontrolen. 

In  dieser  ihrer  complicirten  Einrichtung  hat  die  französische 
Getränkebestenening  die  schwierige  Anfgabe  Terbältnissmägsig  be> 
friedigend  gelöst,  eine  sehr  einträgliehe  „indirecte''  Ver- 
braacbssteuer  bei  einer  «nsserordentlich  zersplitterten 
priyatwirtbschaftlichen  Production  so  durchzuführen,  dass 
diese  Production  dabei  bestehen  kann.  Der  Gross- 
betrieh  —  wenn  auch  zu  Gunsten  der  gewerblich-technischen 
Entwicklung,  aber  mit  sehr  bedenklichen  socialpolitischen  Folgen  — 
wird  nicht  so  einseitig,  wie  bei  Rohstoff-  und  Betriebsmerkmal  - 
Steuern  zum  Nacbtheil  der  kleineren  Betriebe  prUmiirt.  Der 
Steuer  wird  der  beabsichtigte  Character  der  wirklichen  Ver- 
brauchssteuer tbunliclist  gewahrt,  v.  Hock  8  oben  (S.  (Jli))  schon 
erwähntes  Urtheil  über  das  Gesetz  von  181i>  ist  besser  auf  den 
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ganzen  Bau  dieser  Getränkesteucr-Gcsetzgebang;  an* 
zuwenden:  er  ist  ebenso  nmfassend  und  ktlbn  als  durch- 
dacht, fi  oilich  auch  ein  Werk,  an  welchem  eine  höchst  intelh'gente 
nnd  tüchtige  Verwaltong  McnschenaUer  hindurch  gearbeitet  hat 
nnd  bis  in  die  Gegenwart  hinein  emsig  fortarbeitet,  wie  die  seit 
1871  erfolgten  weiteren  legislatiren  nnd  administratiyen  Fortschritte 
beweisen.  So  radieale  Beformpläne,  wie  derjenige  von  1888,  wenn 
er  auch  immer  noch  wichtige  Theiie  der  Grnndl&gen  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  festhält,  sind  doch  wohl  anch  deswegen  bedenk- 
lich, weil  yiel  Erprobtes  dabei  zn  leicht  preisgegeben  wird. 

"Die  anklebenden  Mängel  des  ganzen  S^^stems  sind  ireilieli 
anderseits  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  verschiedene  Qualität  der  Getränke,  welche  bei  Wein  und  Branntwein 
nicht  bloss  in  der  Alcoholstärke  liegt,  wird  dadurch  noch  nicLi  iienügend  berui  k- 
sichtigt,  das»  die  wichtige  Kleiuabgabe  bei  Wein  und  Cidcr  nacli  dem  Preise  bemessen 
und  die  (MreaUtioDsabgabe  nach  den  Preisverhältnissen  dreifach  abgcbtaft  ist.  Auch 
die  Biorstrtier  trägt  der  Qualität  des  (t^tränks  nicht  ansreirh-ml  K'  Vi  nr  i.  Nach 
diesen  tSeiten  ven>töi>st  die  Getränkebcsteacroog  gegen  den  Grundsatz,  «iie  i^teuerlaiit 
nach  der  Leistnnpisfahigkeit  zu  vertheilen.  Genttgend  und  richtig  wird  dieser  Ortind> 
satz  durch  dm  Hinzutritt  der  Einj^ang^i'i^a'io  in  den  £rro>si  r.  n  Orten  auch  «oi  Ii  iii(  lit 
zur  Anwendung  gebracht.  Einen  dirccten  Verstoss  gegen  denselben  bildet  der  Um- 
stand, dass  die  einzelnen  Glieder  des  Systems  die  Terachiedeiieii  Consamen  ten- 
kreise  zu  ungleich  treffen«  was  hesondeis  Toa  der  Kleiuabgabe  einer-,  der  Circn- 
lationsabgabe  anderetselts  gilt. 

Die  ControL  i»  sind  inivcnneidlich  belü?;ti!rcTid .  stierend,  und  doch  noch  nicht 
genügend  wirksam,  um  den  üutorschieif  za  bowältigon.  Beides  tiilft  in  besonderem 
Maasse  bei  der  dem  System  eigenthttmßchen  —  wenn  auch  noch  bei  anderen 
französischen  indirectcn  Steuern  sich  findenden  —  Versendungs-  oder  T ransport- 
«  ontrole  zu.  Die  Erhöhung  der  Alcoholsteuer  hat  alle  Controlen  noch  nothwendiger 
gemacht,  die  eingetretenen  erheblichen  Verschärlungcn  reichen  gleichwohl  noch 
inimer  nicht  aus.  Und  doch  haben  sie  schon  einen  Umfang  und  eine  Beschallen luit, 
die  anderswo  kaum  als  crträfrlidi  goUeii  wurden.  Mau  linf  dt'iino(ii  auch  li-'i  den 
neueren  Kclormprojccten  der  Steuer  an  die  Milderung  und  theilweise  die  Beseitigung 
dieser  Controlen  gedacht.  In  Betreff'  dieser  Bestrebungen,  namentlich  soireit  sie  auch 
das  Anfj^chcn  der  Ijesoiul.'r-  odinacn  VcrsöndnngsrontTolo  liei  einer  Coticeiifratinn  der 
Getränkebestcucruug  bloss  auf  Alcohol  bctrcll'un,  möchte  iudcs:>en  das  WortStourm's 
gelten:  „entweder  die  Formalitäten  festhalten  oder  die  Steuer  nnter- 
drücken".  Eine  \'ariantc  des  „Sit  ut  est,  aut  non  sif,  deren  Anwendbarkeit  die 
logische  Consequcnz  und  technisch  vollendete  Durcharbeitung  des  Systems  am  Besten 
beweist.  Manche  Erleichterung  gewähren  ja  auch  die  Abonnements,  aber  die 
gicicbm&ssitrc  Wirkung  derselben  auf  die  abonnirten  Steuerpilichtigen  steht  freilich 
wohl  mehrfach  dahin,  ebenso  wie  die  gleichmässigc  Behandlung  der  Abonnenten 
einer-  und  der  Nicht -Abonnenten  andciseits,  sowie  diu  genügende  Sicherung  des 
fiscelischen  Interesseft  bei  solchen  Abonnements  immer  fraglich  bleibt. 

S.  Stonrm  im  Art.  boisson,  Say's  dicf.  p.  420.  Er  betont  aber  auch,  dass 
die  Gewidinung  der  Stcucrpflichtigcti  mul  Haftenden  die  Controlen  nicht  so  anertriglich 
in  der  Praxi"?  maeljt.  als  sie  nach  ilein  Wortlaut  der  tiesetzc,  Verordnungen  und 
Ljstructioncn  ersclieiiien.  In  der  Praxis  wickelten  sich  die  Dinge  in  der  Kegel 
einfach,  glatt  vnd  schnell  ab,  die  Steuerverwaltung  geir&hre  jedes  Entgegenkommen, 
das  mit  der  'rcnUgenden  \\'Ahrang  der  fiscalischen  Intereasea,  die  sie  za  hQten  hat, 
irgend  vereinbar  sei  u.  s.  w. 
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y,  Dio  Zuckorbesteoeiung. 

Die  speciell  hierher  fehOrende  Bestenenrng  des  einheimisclicn ,  mm  inneren 

Verbrauch  gelangenden  Rübenzuckers  steht  in  engem  Z  i  in menlianjj  rait  der  Be- 
stcuenmg'  des  französischen  f'olo n ialzn r rs  und  des  fremden  Rohr-  wie 
Rübfii/nckcrs  durch  die  Einruluzülle,  sowie  uiit  der  Behandlung,  bezw.  der 
dißt  i' nticllcn  Bozoliung  von  BohzDcker  und  Raffinade  bei  der  Einfuhr  und  mit 
der  Regelung  der  Rednctionsv c rhältnisse  der  vericJiiedenen  Zuckersorten  auf 
einander,  speciell  für  die  Feststellung  der  Ausfuhr  Vergütungen.  Auf  diese  Zu- 
sunmenhSoge  muss  daher  auch  in  der  Daistellon^  Rücksicht  genommen  verde».  Das 
Tarifwesen  der  französischen  Znckerbcstenrning;  vrirtl  so  ein  sehr  verwickeltes. 
Es  hat  zudem  häufige  Acndcruugea  crfabroo,  sowohl  iu  seinen  Sätzen  als  in 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung.  In  allen  seinen Einzdhdten kann  dieser 
ti^enstand  hier  nicht  verfolgt  werden. 

Die  ganze  Materie  di  r  ZuckerLestenernng  gehört,  wie  das  Zollwesen  und  z.  Th. 
auch  die  Getränkebesteuerung,  zu  denjenigen  finauzwirthschaftlichen,  bei  welchen  die 
yolkswirthschftftliche  Seite  vor  der  bloss  finanziellen  an  Bedeatnng  voran  steht. 
"Namentlich  die  Beziehungen  zwischen  der  Entwirkltiiif  d-T  Rilhenztickfirindustrio  und 
der  Landwirthschaft  und  zwischen  ersterer  und  dem  internationalen  Zucker- 
handel  sind  ebenso  veririckelt  als  wichtig.  Durch  die  seit  lange  in  Frankreich  ein- 
geschlagene nnd  in  einigen  Puncten  noch  gegenwärtig  festgehaltene  Handelspolitik 
wird  die  Zuckersteucrfrasc  gerade  in  Frankreich  nach  ihrer  volkswirthschaftlichen 
Seite  auch  noch  verwickelter  als  in  den  meisten  anderen  Ländern,  z.  B.  als  in 
Deutschland,  vo  es  sich  nur  um  den  Gegensatz  fremden  Rohr-  und  später  auch 
Rübenzuckers  zum  einheimischen  Rüljenznckcr .  oder  als  in  England,  wo  es  sich 
in  Ermangelung  einer  einheimischen  Rubenzuckeriadustrie  auch  früher  zur  Zeit  der 
ZackerzOUe  nur  um  den  Gegensatz  des  eigenen  Colonial-  zum  fremden  Zucker 
handelte.  In  Fiaukreicli  sind  sclion  nach  der  Herkunft  drei  Hauptnnfersclieidnng'en 
bei  Zucker  zu  machen:  französischer  Colonial-,  fremder  und  einheimischer 
(Rabe&>)Zucker.  Dazu  treten  aber  in  Betreff  der  importirten  Zucker  wdtere 
Untersclieidungeii  der  Handelspolitik:  so  zwi^clien  direct  ans  überseeischem 
Productionsgebiet,  aus  europäischem  Productiunsgebiot  und  aus  ouropäischcn 
Entroputs  kommendem,  bei  dem  seewärts  eingeführten  zwischen  dem  unter 
f  ranz  ÖS.  und  fremder  Flagge  anlangenden  Zucker.  Durch  den  Abschluss  rott 
Han  d  als  Verträgen  und  speciell  von  Zuckcrconvcntionen  —  mit  Grossbrifannien, 
Niederlanden,  Belgien  —  komiuou  wiederum  neue  Unterscheidungen  in  das  Taiifwe.sen. 
Im  l'olgo  dieser  und  anderer  ähnlicher  Umstände  mehr  werden  die  auf  diesem  Gebiete 
überhaupt  so  wichtigen,  vielfach  entscheidenden  Wechselwirkungen  zwischen  der 
Einrichtung  und  dem  Tarifwesen  der  llubenzuckerstcuer,  der  Einfuhrzölle  und  Ausfuhr- 
renrQtungen  einerseits  und  der  technischen  und  virtbschaftlicheu  Entwicklung  der 
I\ilbenznckerprodnction  nnd  des  internationalen  Zuckcrhandels  anderseits  in  Frankreich 
noch  mannigfaltiger,  verwickelter,  wechselnder  als  anderswo.  Auch  bei  dem  in 
diesem  Werke  gebotenen  Bestreben,  die  Zuckerfragc  als  St  euer  frage  7.u  behandeln, 
lässt  sich  eine  Berücksichtigung  der  angedeuteten  anderen  Seit'  n  der  Frage  nicht 
vermeiden,  weil  dieselben  mit  der  steuerpolitischen  und  steuertochnischen ,  streng  ge- 
nommen allein  hierhergehörigen  zu  eng  zusammenhängen.  Aber  selbstverständlich 
können  diese  anderen  Seiten  hier  nur  berdhrt,  nicht  entfernt  erschöpft  werden.  Der 
Hauptpnnct  ist  die  Rubenzuckersteuer;  die  Zölle  und  Zollfraaren  mtlssen  in 
die  folgende  Darstellung  aufgenommen  werden,  aber  sind  darin  absichtlich  in  zweite 
Linie  gestellt. 

Gesetzgebung.  (Kurze  üebersicht,  aber  nur  wichtigere  Gesetze,  Decrete.) 
Sie  hat  sieh  in  dem  Bestreben .  allen  IntcresHcntou  Rt^eksicht  i.w  jrewrihren ,  fast 
unaufhörlich  verändert,  von  1814 — S4  ist  26 mal  und  seitdem  noch  uiehrmals  daran 
gearbeitet  worden.  Bis  zur  Einfahrung  der  Rübonzuckerstcuer  i.  J.  1837  kommt  nur 
die  Zollgesetzgebung  und  deren  Tarifwesen  in  riefraclit.  Massgebend  daher 
die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zollrcchts  und  Zolltarifs  auch  fUr  dicZnrker- 
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Zölle,  mit  der  dem  französ.  Zollrorlit  eii^cnthiimlichcn .  iiv  einigen  Piincti'n  norJi 
geltenden  differen  ticllcii  Belinridhinij  des  eingeführten  Zuckers  nach  Herkunft, 
Flagge  (tVruizös.  und  fremde),  «lire«  ter  und  indirecter  (d.h.  ans  Entreputs 
kommender)  Einfuhr.  Grundlegend  filr  dif  Ta  ri  f  bepu  n  st  i  n  s;  des  französ. 
Coloniakucker:!  ^regenübcr  dem  fremden  und  für  die  besondere  Begünstigung  der 
inUndidclien  Raffinerie  das  Ges.  t.  28.  Apr.  1616.  Mehrfache  Yerinderunf 
drr  ri(\so(?o  über  die  Tarifiiitze,  Rcndenncrit:i-  oder  ATisbonfczifrorn,  Ausfuhrrcrgiltllllgim 
in  den  folgenden  Jahr/;«»hnten  (s.  v.  Kaufmann,  Ziickcriiidustric,  S.  120  ff.). 

Erste  Einführung  einer  inUudiscben  iiübeuzoc Icersteuer  durch  (ies.  f. 
1q.  Jnli  1837.  Zo  unteisdieideB  sind  seitdem  in  der  Gesetzgebung  die  Bestimmungen 

liber  die  Einrichtung  und  die  Erhebnngsmethodc  dieser  Steuer,  über  die 
Tarife  (Iprsclljeii .  über  die  Bcmessn  n  gsveisc  der  Einfuhrzölle  und  deren 
Tarife  und  über  die  Bemessungsweise  der  Ausfuhrvcrgutungcn,  bezw. 
Steuer-  und  Zollrestitiitionen. 

Fiir  die  Einrichtung  der  1{ üben  zucke rsteucr,  UntersteDung  «lor  IJoh- 
/uckerfabriken  unter  die  stcueramtliche  Controle  (Ezercice)  ist  bes.  wichtig  das  (ins. 
V.  31.  Mai  1H4(>  nebst  Ord.  v.  29.  Aug.  1M6  nnd  das  Gesetz-Decrct  r.  27.  März  1S52 
nebst  Rcgiem.  v.  1.  Sept.  1S52  ;  danacli  geltiin  hier  auch  einige  Bestimmungen  des 
(i  's.  V.  2*^.  A)  r  f^t<)  ISO  Art.  2.'t5,  2iH),  betr.  Visitationen  u.  s,  w.).  Die  Sfct5er  im 
l*riucip  1  abrikatateuer:  jährliche  Licenzcn.  Als  Methode  für  die  Eraiittlung 
des  steuerpflichtigen  Minimum  bestimmt  d.  Ges.  r.  184(i,  Art.  7,  die  Messung 
der  Dichtigkeit  di'-  Safts  mittelst  drs  D  <>  n  s  i  ni  e  t  r-r  s ,  d.-si:!.  Cvs.  w  19.  Juli  1880, 
Art.  21  (Zurückführung  der  mit  dem  Densimeter  nach  der  Saltmengc  ermittelten  Er- 
gebnisse auf  Raffinade).  Feststellung  der  virklich  gewonnenen  und  als  selche 
stcu  erp  fl  i  r  Ii  ti  n  Menge,  daher  crentc  'll  über  das  aus  dem  Saft  abg.^l<'i!ete 
Minimum  hinaus,  durch  die  Controle  ^Excrcice)  des  fertigen,  zur  Versendung 
ans  der  Fabrik  hinausgehenden  Rohzuckers.  Die  Methode  für  Ermittlung  des  letzteren, 
sowie  für  die  Bemessung  des  Verhältnisses  des  Rohzuckers  zur  Raffinade  und  für  die- 
jenige <ler  AusfuhrvergUtungen  des  Rohzuckers  war  nach  der  aiininglichen  Husefz- 
gcbung  die  Vergleichung  mit  Farbetypen  verschiedenen  niuUimasslichcn  Zucker- 
gehalts und  danach  bestimmten  Steuersatzes  Nach  Ges.  v.  29.  JuU  1875  trat 
Verstf^nrning  nach  dem  w  i  rl, I i i  Ii  o n  Zuckergehalt,  dalier  eventuell  auf  Grund 
saccbari  nieiri  scher  Prüfung,  ein  (s.  u.).  —  Abonnements  der  Zuckerfabriken 
für  Minimalansbouten  nach  der  Saftprobe«  unter  Freilassung  der  höheren  Ausbeute, 
zugelassen  nach  des.  v.  23.  Mai  ISOO,  Art.  1,  diirrb  Oes  v.  7.  "M;ii  l^^i  wieder 
aufgehoben.  —  Völlige  Umgestaltung  der  Erhebungsmethode  zunächst  facul- 
tatiT  seit  l.Sept.  1884,  obligatorisch  nach  l.Sept.  1887,  durch  Verwandlung  der 
Fabrikat-  bt/.  S  a  ft  bcsteucrung  in  die  Rohstof  fbc^tLinfung  nach  der  l>n  ben- 
menge durch  Ges.  r.  29.  Juli  1SS4,  mit  Bestimmungen  über  die  steucrpHichtigen 
Minimalau.sbcuten  (Rendemenfs)  und  Freigebung  der  Mchrproduction; 
niodilicirt  und  niedrigere  Mitbesteucrung  des  PIts  der  Ausbeute  durch  Ges.  vom 
4  Juli  ]><S7.  Admiiiisfratire  Durchführung  der  neuen  Stenerform  durch  Decrete  rom 
a\.  Juli  \S^\  111,(1  25.  An-.  1S87. 

Die  voll  diT  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  sehr  begiiubiigtcn  Raffi- 
nerieen  von  Rohzucker  sind  licenzpf lichtig  (Ges.  t.  1846),  sie  unterlagen  zwar 
aurh  friilicr  schon  in  crewisseii  Fällen  der  Visitation,  aber  in  der  Regel  liirht  clr'ui 
beständigen  Exercice  (Decr.  v.  27.  März  lSä2,  Art.  2).  lu  Cooseijucnz  der  inter- 
nationalen Zuckerconrention  stellte  das  Ges.  r.  21.  Marz  1874  zwar  die  Raffincrieen 
allgemein  unter  das  Exi-n  ii c  ;  die  Ausführung  dieses  Gi'>(  t/.  s  u  urdt!  aber  verschoben 
bis  1.  März  1S70  (Ges.  v.  29.  Juli  1875)  und  ist  auch  dann  nicht  sofort  ordentlich 
erfolgt.  In  Verbindung  mit  der  neuesten  Gesetzgebung  v.  1884  ist  die  Controle  der 
Raffincrieen  eine  derjenigen  der  Rohzuckerfabriken  ähnliche,  aber  nicht  gleich  scharfe 
geworden  (Ges.  v.  27.  Mai  1887,  Dccr.  V.  25.  Aug.  lSS7i. 

Eigene  Melasse-Entzuckerungsanstalten  sfeb^n  untor  dem  Ererri«''^ 
(Ges.  V.  1846),  Melasse  selbst  trägt  einen  niedrigen  Steuersatz.  Glucose  (Trauben-, 
StftTkezncker),  —  d.  h.  nach  der  gesetzlichen  Definition  alle  saccharinischen,  nicht 

(■ry?fanisirl)aron  Producto  — .  ist  schon  soit  Ges.  v.  4.  Juli  IsJ,?  stiMierpflirbtig,  zu 
einem  massigeren  Satze;  steuerfrei  nur,  mit  gewisser  Beschränkung  bei  Dünnbier,  bei 


Digitized  by  Google 


ZndEeriMSteneroDg.  Geiet^biiiig. 


661 


Zusatz  zu  Bier  (Ges.  v,  19.  JoU  1880,  Art  23,  Qoa.  r.  1.  Mai  1822,  Art,  b).  Die 
GlQcosefabriken  aSad  dem  Ezendce  zwme  mtt  nntenrorfen,  aber  niclit  dem  bestindigen ; 
lioeuipdlichtif  tand  aie  nach  Ges.  r.  1846. 

Die  Tarife  der  Rübenzuckersteacr  wio  der  Zülle,  sowie  die  prosetzlichen 
Ausbeuteziffern,  üeductionszableu  zwisciieD  Kolizucker  und  Kai'finade 
nnd  die  Können  für  die  Berechnnof  der  Auefahrver^utungen  haben  seit  1837 
viele  Vorändcrungen  erfahren.  Erhübung  der  Rübenzaclersteuer  schon  durch  Ges. 
V.  3.  Juli  1840.  Feststellung  einer  allmäligen  Steigerung  der  Steuer  bis  zu  der  1847 
zu  erreichenden  GleicbätcUung  mit  dem  Zollsatz  fUr  frauzös.  Colonialzucker,  nach  Ges. 
V.  2.  Juli  1843,  unter  Fortdaue  r  der  BegttllBtif111i|p  bttdeor  gegen  fremden  Zucker. 
Neue  Be??ünstrgang  des  franzOs  Cokuiialzuckers  auch  g^ejen  den  einheimischen  Raben- 
zucker mittelst  eines  Zoll- A  bschlagä  ^dctaxe)  nach  (Jos.  v.  18.  Juni  1851  und  Gesetz- 
Decret  r.  27.  März  1852.  ein  System,  das  mit  rerschiedeneii  Verftaderangen  der 
Steuersätze  bis  Ende  ISOi)  daaertf,  Wii  hti^'^e  Tarifandornn^tm  ii.  d^l.  m.  durch  Ge- 
setze ?.  23.  Mai  18bU,  2.  Juli  lb62,  7.  Mai  lbb4.  Abschiuss  einer  inter- 
nationalen Znckerconvention  mit  GrossbritaoDies ,  Niederlanden,  Belfien 
unter  dem  S.  Nov.  1864  auf  10  Jahr«  v.  1.  Aug.  1SG5  an,  mit  Nachtrag  1868.  B.i- 
stimmungen  in  Frankreich  aber  niemals  genügend  durchgeführt.  —  Nach  dem 
Kriege  starke  TariferhShongen  ans  finanziellen  urttnden  durch  Ges.  vom 
8.  ioli  1871,  ?.  22.  Jan.  1872  und  30.  Dec.  1873.  Zweite  internationale  Zncker- 
convention zwischen  den  g-eriannten  Staaten  v.  11.  Aug'.  1S75;  zur  Ausführung 
derselben  Ges.  v.  3U.  Uec.  1875,  durch  Nichtratificirung  der  Cüüventiüii  tscitcns  der 
Niederlande  die  AusfUhrang  dieses  Gesetzes  vcnichoben.  Dritte  Convention  v.  8.  HUn 
ISTT.  ebenfalls  ohne  prcnügenden  practidchen  Erfolg  in  Frankreich  (s.  d.  n.  gen. 
Schriften  von  v.  Kaufmann  und  J.  Wolf).  —  Neues  Tarifsystem  und  starke 
Herabsetzungen  der  Tarife  durch  Ges.  v.  19.  Jnli  1880.  Abermalige  Aendeningen 
in  Verbindung  mit  der  technischen  Umgestaltung  der  Rübenzuckersteuer,  durch  Ges. 
?.  29.  Juli  1884;  dazu  die  Decrete  v.  3t.  Juli  1884  und  22.  Juli  1865,  leUteres  betr. 
die  Verwendnng  ron  niedriger  bestenertem  Zucker  jeder  Art  als  Zosatz  zn  Wein 
und  Obstwein  vor  der  (jährung.  Fortdauer  des  im  Ges.  v.  1884  ani^eordneten 
Zollzuschlags  für  fremde  Rohzucker  aus  Europa  durch  Gesetze  v.  13.  Juli  1886  und 
24.  Juli  1888  (hier  bis  Ende  1890).  Bekämpfung  der  bald  eingetretenen  Un- 
gunst igen  finanziellen  Folgen  des  Gesetzes  v.  29.  Juli  1884  dnrch  Einführung 
eines  zeitweiligen  Zusclilags  vun  20"/,,  filr  allen  Zucker,  auch  des  zur  Zuckerung 
der  Weine  u.  s.  w.  benutzten,  sowie  eine^  Zusrlilaus  v.  10  Frcs.  fUr  100  KiL  raff. 
Znckers  für  die  steaerfreie  Mehraasb^- ut'  der  Rubonzuckerfabriken,  Uber  das 
gesetzliche  Ausbeutererhältniss  hinans,  und  für  die  j,^leichf;il!s  steuerfreie  Quote  der 
eingefilhrten  französ.  Colonialzucker,  welche  dabei  als  gesetzlicher  Fabrikalionsabgang 
berechnet  irird,  doreh  Ges.  r.  27.  Mai  1887.  Erhöhung  dieser  ZnscÜftge  (anf 
507oi  tieZ'  20  Frcs.),  unter  Herabsetzunir  des  Principalsatzes  durch  Ges  r.  24.  JoU 
1888.  Erhöhung  der  gesetzlichen  Minimalaosbeutei^ten  (Kendemeuts)  der  £(lbea> 
zncker&bnken  säion  vorher  dwcli  Ges.  r.  4.  Jali  1887. 

Auch  bei  den  Zöllen  und  den  Bemessungen  der  Aosfnhrvergatungen  ist, 

wie  bei  der  Rübenzuciccrstcuer.  an  Stolle  d  r  Classification  nach  Farbentypen 
die  saccbarimetrischc  Feststellung  des  Zuckergehalts  (Polarisationsmc th od e) 
getreten  (Ges.  y.  19.  Jnli  1875,  Ges.  r.  80.  Dec.  1875).   Dabei  worden  nach  dem 

zwischen  gewissen  Grenzon  si("h  luiwcgcnden  Zncki.'rizehalt  zunächst  wieder  C lassen 
von  einem  Minimum  bis  zu  einem  Maximum  Zuckergehalts  unterschieden,  für  den 
zum  einheimischen  Verbrauch  bestimmten  Zucker  2,  bezw.  3,  für  den  zur  „zeitweiligen 
€  Zulassung''  in  den  Raffinerieei»  (und  dann  event.  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland)  be- 
stimmten 1,  bezw.  5  fs.  Öliliü  III,  221,  Circ.  v.  IS.  Febr.  1870).  Nach  dem  Ges. 
r.  19.  Juli  löst)  wird  üicht  mehr  uack  dieica  Classcu,  sondern  nach  dem  wirklichen 
jedesmaligen  Zuckergehalt,  unter  Gewährung  gewisser  Nachlässe  und  Ab- 
rechnung der  Salz-,  bezw.  Aachen-  und  Glucoscbcstandtheilc  in  tlem  Zucker«  nach 
gesetzlichen  Coefficientensät^en  dalur.  vei-stcnert,  verzollt  und  riicl:v»Tg-utet. 

Literatur.    S.  iur  die  i!:au/.e  Materie,  nameutlich  auch  m  Bctrcä'  dcj»  Zu- 
sammenhangs der  Besteuerungsart  und  Steuerhöhe  mit  den  oben  enrähnten  landwirth- 
Rcbaftlicben    und   handelspolitischen  Seiten   bes.   v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie, 
Berl.  1879,  da:>elbst  Uber  Frankreich  S.  äO,  S.  113 — 143,  Uber  die  internat.  Zuckcr- 
A.  Wagner,  Finanzwisssiucbaft.  lU.  43 
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conventionen  ch.  S.  171--19G,  filr  die  Zeit  bis  1878.  ders.  in  dftn  Fin,  Frankreichs 
S.  iJ9S— 422,  iur  die  Zeit  bis  1881;  zar  Ergäuzung  und  zur  Foiüuhrang  bis  1S85 
J.  Wolf,  3  Aufsätze  über  die  Zuckersteuer  in  d.  Tüb.  Ztschr  XXXVllI  (1S82),  ttb«r 
Frankreich  bea.  S.  313  ff.,  ()G0~-r.69  ((ies.  v.  1880),  ders.  in  Schanz'  Finanz- 
archiv III,  1886  1—85,  aber  Frankreich  S.  48—01  (tiea.  v.  1884).  In  der  folgenden 
Bebandlang  der  französ.  Zackerbesteneraog  wird  onter  Hinveis  «nf  diese  taehtigeti 
Arbcit-in  v.  Kaiifinanirs  and  Wolfs,  di.'  sich  gut  ergänzen.  Vieles  übergangen 
oder  nur  inirz  berührt,  so  die  volksvirthscbaftUchda  Seiten  der  Frage,  mancherlei 
Technisches  mtd  überhaupt  die  Zeit  bis  1880.  Yomemlicli  soll  die  Dmgestaltan^ 
der  ReHtttierung  im  J.  18S4  hier  zur  Erörterung  komuion.  Vielerlei  Hergehöriges 
auch  in  den  i achtechnischen  Zeitschriften  der  Zuckeriodustric.  üeber  die  ganze 
Zuckersteuerfrage  s.  ßiecke  im  Schönberg'schen  Handb.  2.  Aufl.  III,  431 — 440  (bes. 
über  die  deutsche  Enquete  1883—84,  S.  435  tf.).  üeber  das  Technisch.;  s.  /.  B. 
Wagner,  ehem.  Tcthiiülogie,  11.  Aufl.  Leipzig  1880,  „Znckerfalirikation"  S.  5S0-  025 
und  die  daselbst  8.  5SU  citirte  Special -Fachliteratur  (Stohmann,  Scheibier, 
Stamer  u.  s.  w.);  ferner  Claassen,  Ceberblick  Uber  die  ZuGkerindostrie  Dentsch- 
lands.  1888  (Fabrikationstechnik). 

Vignes  I,  156 — 163.  Block,  dict  uud  Supplemente,  Art.  sacre,  über  die 
tecbniscbe  Einrichnm^  und  Dnrchfiüiniiif  der  Stener  und  die  neneste  Gesetzgebung. 
Im  Say 'scheu  (lief.  st(!ht  der  betr.  Artikel  noch  aus.  Für  das  Eiuzelne  Olibo  lU, 
211—344  (bis  1879),  sehr  reichhaltig  md  fttr  das  Verstäudoiss  auch  mancher  wich- 
tigeren Piincte  der  Stenereinrichtmif  irad  Yenraltong  nnentbehrUch.  r.  Hock, 
S.  321 — 327,  Stand  um  1856,  natürlich  nicht  mehr  genügend.  Ueltcr  die  gesetz- 
geberischen Vorgänge  seit  1871  Mathicu-Bodct  I,  32,  85.  23!l.  25H.  273,  330, 
U,  4U1  Ii'.;  auch  Amagat  p.  Kiü,  172;  aber  den  gauzeu  historiüchcu  (iang  der 
Zackersteuerfragc  ders.  p.  r{b2  ti.  Die  neueren  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  W.  iA  BtllL, 
l)ps-.  vol.  VIII,  X,  XVI,  XVIII,  XX  bis  XXIV.  Ucbcr  die  Verändertingen  der 
Steuertechnik,  ihre  Ursachen  und  Folgen,  Manches  auch  in  den  Statist,  und  Vervaitungs- 
beiicbten  im  BalL 

Statistik.  Manche  Daten  bei  v.  Kaufmann  und  in  guter  A'er.irbeitung  für 
die  Beweisführung  bei  J.  Wolf,  Faure,  p.  124,  bes.  aber  viel  werthvoües  Material 
im  Bull.,  so  II,  29  (Znckerconsam  nnd  Stenenatz  seit  1880),  III,  141  (Statistik  der 

Kübenzuckerfabrikation  1838  —  76,  auch  nach  Depart.),  XIU,  löO.  Seif  1S80 
namentlich  die  Jahresberichte,  auch  über  den  Stand  der  technischen  Ein- 
richtung, die  Wirkungen  der  Gesetzgebung,  so  XI,  320,  XIII,  158,  XV,  17,  XVII, 
170,  XIX,  404,  XXI,  298,  XXllI,  256.  Auch  XXI,  599  (Production  und  Herkunft 
der  Zucker  in  1880^.  XXI,  002  iZuckening  von  \Vein).  XXIII,  532  (dasselbe), 
XXIY,  SO  ff.  (Statistik  der  Ein-,  Ausfuhr,  Production,  Oousumtion  seit  1S71— 1887, 
bes.  lehxieicb). 


aa)  Entwicklung  der  Zuckerbosteueruug. 

§.  266.  1.  Periode  bis  1871.  Schon  die  Znekerbandels- 
politik  der  frttheren  Zeit  ging  in  Frankreich  auf  Begfinatignng  der 
einheimischen  Raffininmg  des  eolonialen  nnd  fremden  Rohr-Roh- 
zuckers  nnd  anf  diejenige  der  Rohzuckerprodnction  nnd  der  Zncker- 
eittfahr  der  eigenen  Colonien  ans.  Mit  unter  dem  Einflass  der 
Handels-  ond  Zollpolitik  Kapoleon's  I.,  besonders  während  der 
Cotitinentalsperre  seit  1810  verbreitete  sich  die  RUbenzuckergewin- 
iiung  damals  in  der  Praxis.  Nach  löl4  ualimen  die  ITaudcls- 
verhältnisse  wieder  ihre  natürliche  Gestalt  an.  Die  leitenden  (Triiiul- 
züge  der  Gesetzgebung  waren  von  da  an  luid  bei  den  Zöllen  Jahr- 
zehnte iang,  namentlich  bis  um  1Ö60,  in  einigen  Fuucten  noch 
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länger,  in  den  Einzelheiten  der  Durchführung,  besonders  in  den 
Tarifsätzen,  öfters  verändert:  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten 
Zackers,  erhebliche  Zolldifferenz  bei  der  £infubr  zu  Gunsten 
des  französchen  Colonialz uckers  gegenttber  dem  fremden  Zucker, 
iosbeflondere  ftlr  Bobzuoker,  Gewährung  Ton  Bttckztfllen  für 
ausgeführte  Raffinade ,  welehe  naeb  Bereebnungsweise  und  H5be 
zu  erbeblicben  Ansfubrprämieny  besonders  bei  der  Verarbeitung 
französiseben  ColoDialznckei'S  wurden,  demnacb  Begünstigung  tbeils 
der  einbeimiseben  Baffinirnog;  tbeils  der  französiseben  Oolonial- 
znckerprodaction,  dem  Grade  nacb  weebselnd.  Beides  zum  Nacb* 
tbeii  des  fiscaliseben  Interesses  und  der  einbeimiseben 
Consnmtion,  welebe  langsam  wacbs. 

Die  E  liber  zuck  er  Industrie  irenoss  dagegen  nacb  1814 
zunächst  noch  über  zwei  Jabrzebnte  lanj^^  Steuerl're i bei t.  Dank 
derselben  entwickelte  sie  sich  immer  weiter  und  dehnte  sich  vor- 
nemlich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  LandwirthsobatltsbetriebeDi 
in  zahlreichen,  vielfach  nur  kleinen  Fabriken  tiber  einen  grossen 
Theil  Frankreichs  aus,  mit  ihrer  Production  in  der  Mitte  der  dreissiger 
Jabre  bereits  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  der  damaligen  französischeo 
Zuckerconsnmtion  deckend.  Die  Benacbtbeiiignngen,  welebe  daraus 
ftir  die  Staatscasse  nnd  für  das  Prodnctionsinteresse  der  französischen 
Golonien  bervorgingen,  regten  seit  den  zwanziger  Jabren  schon  die 
Frage  der  BesteaeniDg  des  heimischen  Zuckers  an.  1832  und  1836 
wurden  bezügliche  Gesetzentwürfe  yorgelegt,  aber  noch  abgelehnt 
Im  Jahre  1837  kam  jedocb  ein  Gesetz  zu  Stande  (Gesetz  t.  18.  Juli 
1837)^  das  für  die  Zuckerfabriken  Lieenzen  (50  Frcs.)  einführte, 
sie  der  steueramtlicben  Ueberwachung  unterstellte  und  den  Zucker 
vom  1.  Juli  1838  an  in  Form  einer  Steuer  Tom  Fabrikat,  bezw. 
Halbfabrikat,  dem  Bohzncker,  einer  Gewichtssteuer  von  10  Frcs. 
für  100  Kilogr.  im  ersten,  15  Frcs.  vom  zweiten  Jahre  an  unterwarf. 

Eine  Ordonnanz  v.  4.  Juli  1S38  stufte  diese  Steuer  nacb  einem  Typensystem 
in  GemSssheit  des  angenommenen  Zuckergehalts  ab,  ein  System,  da^  dann  im  Gesetz 
V.  3.  Juli  IS  tÜ  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Sätze  (25  Frcs.  —  33.30  Frcs, 
)ip-/\v.  3»;. 10  Frcs.)  bleibend  in  die  (irjsotzixiOjiinü:  übcririns:.  Im  Jahre  1843  (Ges.  v. 
2.  Juli)  wurde  darauf  eine  schiiilweise  jährliche  Eihühuug  von  Frcs.  für  den 
Steuersatz  v.  1.  Aug.  1844  an  bestimmt»  um  so  bis  1847  die  Steuer  auf  die  HOhe 
des  Zolls  des  französ.  Coionialzuckers  zu  bringen,  auch  die  Zahl  der  Typen  auf  2 
vermindert.  Die  so  gleichgestelltou  Zacker  blieben  aber  erheblich  gegen  allen 
fremden  Zucket  begOnstigt,  dessen  Einfniir  auch  ferner  nur  als  Kohzucker,  niobt 
raffinirt,  gestattet  war,  Ucgcnubor  dem  "NormalzoUsatz  für  fK^mdea  Kohzucker  von 
71.50  Frcs.  behielt  der  Golonialzucker  eine  Ermässigung  von  22  Frcs.  im  Zoll.  Der 
Tarif  speciattsirte  ansserdem  die  ZoUs&tze  bei  fremdem  Zucker  nach  der  Flagge  und 
nach  der  Herkunft,  mit  Ermässigung  bei  französ.  Flagge,  ebenso  bei  directer 
Einfahr  (nicht  aus  Entrepöts)  und  wieder  bei  Uerkonft  aus  Indien  gegenüber  der  aus 
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anderen  aussereurop.  Ländern.  Beim  französ.  Coionialzucker  war  wieder  der  aus 
Boorbon  (U^union)  vor  dein  aus  Amerika  (den  Antillen,  Guadeloupe,  Martinique) 
etwas  begünstigt.  So  gingen  die  Zollsätze  im  Tarif  ron  1S40  von  38.50  Frcs.  für 
100  Kil.  für  „anderen  als  weissen  Rohzucker"  am  Bourbon  in  13  Stufen  bis  auf 
1Ü5  Frcs.  iüi'  Wüi^ibeu  oder  gkiclig<5i>telltt.'n  fremden  Rohzucker  unter  fremder  Flagge. 
Durch  das  wichtige  Gesetz  r.  81.  Mai  1S46  nebst  Ord.  v.  29.  Aug.  1846  wnrdo 
darauf  die  technisch -admiiiistratire  Durchführans;  der  Rulicnzurkerbesteuerung  zum 
Abscbluss  gebracht,  —  in  den  strengen  Formen  des  französischen  Uebervachungs- 
systflms  (Ezerdce),  wie  es  der  GIimctBr  der  Steuer  als  Falnikatsteaei  hier  besonders 
beding  S.  Olibo  IH«  211;  Amsgat  p.  382  ff. 

Die  Wirkung  der  Bestenemog  zeigte  sieh  alsbald  in  der  Be- 
triebsaufgabe  einer  grösseren  Anzahl,  meist  kleinerer  landwiräi- 
schaftlioher  Fabriken,  in  dem  Versehwinden  der  Rttbenznoker- 
indnstrle  ans  einer  Anzahl  Departements  mit  weniger  günstigen 
Produotionsverhältnissen  nnd  der  Goncentration  dieser  Industrie  in 
16—18,  namentlich  in  3 — 5  Departemente,  wo  diese  Verhältnisse 
günstiger  lagen,  aber  nur  in  einer  kurz  dauernden  Abnahme  der 
Gesammtproduction,  indem  die  bestehen  gebliebenen  oder  neuen 
Fabriken  ihren  Betriel)  ausdehnten:  Erscheinungen,  wie  mau  sie 
ähnlich  l)ei  der  Einführung  und  Erhöhung  der  Steuer  auch  in 
andeien  Landein  luii  anderen  Steuermethoden  (Rohstotisteuer u.a. m) 
bewliacbtet  hat,  so  dass  sich  hier  ein  specihscher  EinHuss  der  i'ran- 
zösischen  Fabrikatbesteuernng  nicht  erkennen  lässt.  Das  fiseaiisciie 
Interesse  blieb  so  in  einem  gewissen  Nachtheil,  das  coioniale  nicht 
minder.    Daraus  gingen  Gedanken  selbst  eines  Verbots  der 
Kübenzuckerindustrie,  anderseits  Tendenzen  zur  Steuererhöhuug, 
mindestens  bis  zur  Gleichstellung  der  Steuer  mit  dem  französischen 
Colonialzucker  hervor,  wie  sie  dann  in  den  genannten  Gesetzen 
von  1840  und  1843  verwirklicht  wurden.  Die  begünstigte  Haflfinerie 
verarbeitete  bald  heimischen  ebenso  wie  eingeführten  Zucker. 

Die  EntwicIdiiDjr  bis  1650—61  war  folgende  Tom  1.  Steaeqahr  1838—39  an: 


Zabl  der  Prodnctions-  Dorcbsebitts- 

üepaii  Zahl  der  meu^o  pioduction  per 

mit  Fabrikeu  Mill.  Kilogr.  Fabr. 

Fabriken  Bohzacker  Eil. 

1838—  39               51  647  39  71,300 

1839—  40                39  418  28  55,000 

1840—  41  38  388  27  69,600 
1844—45  19  294  36  122,400 
1850—51                17  304  76  250,000 


(Bull  III,  155.)  Die  Consumtion  war  von  113  Mill.  Kil.  in  ] 837  nid  1838  auf 
f:ist  l'öO  Mill  ia  1846  und  1847  (alle  Zucker  zu*?,  grcfasst)  gestiegen,  vovon  anfangs 
etwa  V»'  ''ur  Hälfte,  schliesülicb  an  %  bereits  auf  cinbcimischen  Eübenzucker 

kam  (BaU.  U,  30). 

Die  immer  empfindlichere  Concurrenz,  welche  der  Kübenzucker 
unter  dem  öjstem  der  Gleichstellung  der  Abgaben  dem  irauzösischen 
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Colonialzucker  machte,  veraulasstc  im  J.  1851  die  R  tick  kehr 
zur  ZollbegtinstignTifr  des  letzteren  gegentiber  dem  Steuersatz 
des  Rübenzuckers.  Zugleich  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Satzes  für 
diesen  and  der  Yersaeh,  an  Stelle  des  Typen  Systems  der  Besteuerung 
die  genaue  sadchari metrische  Bestimmung  des  Gehalts  an 
reinem  Zacker  und  der  Aasbente  bei  der  Bafönirang  zn  setzen 
(Gesetz  7.  13.  Joni  1851). 

Ein  Versuch,  der  sich  indessen  pnctisch  noch  nicht  bewährte,  so  dass  man 
bald  zn  dem  Typensystem  zurückkehrte  (Decr.  y,  27.  März  1 852).  Das  D i  f f  e,  r  e n  t  i a  1  - 
princip  zu  üoguustea  alles  fremdea  Zucke»  und  des  ioläadiüchen  Eubeuzuckecs 
gegenabw  dem  französischen  Golonialzndter  blieb  bestehen,  doch  erfahr  es  1852  und 
▼on  Neuem  1854  nnd  1835  in  Betreff  des  firemden  Zackers  einige  Ermissigangen. 

Ein  erheblicher  Schritt  in  freihändlerischer  Handelspolitik  und 
liberaler  Zollpolitik  erfolgte  alsdann  in  Veranlassung  des  Haudt  Is- 
verfraers  mit  Grossbritannien  vom  J.  1860  und  in  der  Consequenz 
der  damit  elnpreleiteteu  Volkswirthscbaftspolitik,  namentlich  durch 
das  Gesetz  vom  23.  Mai  1860. 

Das  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten  Zuckers  wurde  für  Vertragsstaaten  auf- 
gehobeu,  die  Steuer  und  die  Zdile  wurden  bedeutend  ermässigt,  der  Zoilabscblag  za 
Gunsten  franzSsischen  Golcmialzacken  zvar  beibehalten,  »her  fennindert  und  zeitlich 

auf  eine  Reihe  von  Jahren  (zunächst  bis  lS6i,  hezw  1865)  begrenzt,  mit  der 
Inauäeicbtnabme  der  Aufhebung  jeder  solchen  Begünstigung  alsdann,  der  Differential- 
Zollzusehlag  für  fremden  Zucker  und  ftlr  Einfbhr  unter  fremder  Flagge  wurde  eben- 
falls herabgesetzt.  Auch  wurden  Abonnemente  der  Zackcrfaliriki  a  auf  der  Grund- 
lage einer  allein  steucrpflichtigrcn  Minimalausbeute  —  1425  Gramm  Zucker  fUr  jedes 
Hectoliter  Saft  und  jeden  Grad  des  Dichtigkcitsmessets  —  zugelassen,  was  auf  eine 
Begünstigung  der  Kübenzuckerproduction  und  auf  eine  durch  die  Besteuerung  bewirkte 
Förderung;  des  t^'rhnischc»  Fortseliritts  hinauskam  (Ges.  v.  23.  Mai  1860).  Da»  Gesetz 
unterschied  anch  nur  noch  Kohznrker  jeder  Art  als  Eine  Tarifclasse  und  rafüuirten 
Zucker.    Der  Principalsatz  für  ni<  ht  raffin.  Zucker  war  25  Frcs.  für  100  Kilogr.  in- 


in  beiden  F&Uen  unter  franzte.  Flagge  — ,  14  Frcs.  mehr  fOr  fremde  Flagge;  ramnirter 

zahlte  in  allen  Fällen  'J'/.  Frcs.  mehr.  Zucker  aus  französ.  Colonieeu  jenseits  des 
Capü  der  gaten  Uoituung  genoss  6  Frcs.,  nach  1.  Juli  1S65  lYs  Frcs.  Abschlag. 
Bei  der  Beseitigung  der  Zoll'  und  Steuerstufen  nach  Typen  fUr  unraf&nirten  Zucker 
waltete  der  Gedanke  ob,  dass  die  Fabriken  sich  bestreben  würden,  Rohzucker  her- 
zustellen, der,  ohne  der  kostspieligen  IJaffinininfr  zu  bedürfen,  unmittelbar  in  den 
Consum  tibergehen  könne  (^s.  Her.  d.  Conimiss.  des  gcbct^geb.  Körpers  über  den 
Gesetzentwurf  v.  1860,  im  Preuss.  Hand.-Arch.  1860,  I,  047).  Diese  Erwartung 
scheint  sicli  nieht  erfüllt  zu  haben.  Das  Ges.  v.  7.  Mai  1^64  ftlhrte  wieder  3  Typen 
ein  und  hob  die  Abonnementsabschliessung  auf.  Obwohl  schon  1862  (Ges.  r.  2.  Juli) 
wieder  ein  Zuschlag  zu  Steuer  nnd  Zoll  von  10  Fn»..  bez.  12  Frcs.  (mit  den  Decimen), 
daber  auf  42  Frcs.  im  Ganzen  erfolc^te.  li  it  doch  eine  bleibende  starke  Ermässig-nnn; 
der  Zuckerüteuera  stattgefunden:  von  60  auf  42  Frcs.  im  Itkormalsatz  mit  Decimen. 
Der  Zuekerconsum  stieg  ron  185  MilL  KU.  in  1^57—59  auf  246  Hill,  in  1861—69 
und  nach  vuniherLrehender  .Vbnahmo  auf  271  Mill.  in  1S67 — 69,  etwa  7.7  Kil.  p.  Ko[)f 
bei  im  Ganzen  überhaupt  etwas  weichenden  Zuckerpreisen.  Ein  Einliuss  der  Steuer- 
ermässigung auf  die  Steigerung  des  Consums  ist  hier  wohl  anzunehmen.  Der  Colonial- 
zucker von  R^union  und  den  Antillen  wurde  von  Neuem  für  die  Zeit  vom  15.  Juni 
1864  —  1.  Januar  1S70  mit  einem  Zoll»bschlag  ron  5  Frcs.  p.  100  £11  begünstigt 
tGes.  F.  7.  Mai  1664,  Art  2). 
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Die  R(^«?tininiungen  über  die  Ausfuhr  und  Uber  die  Bereehnnn^ 
der  Ver  ii  t  u  n  gen  für  ausgeführte  Raffinade  (Art.  7  des  Gesetzes 
vom  23.  Mai  1860)  liefen  fortdauernd  auf  die  Gewährung  erheb- 
licher Aus  tu  hrp  rämien  hinaus.  Dies  änderte  sich  auch  nur  der 
Fonn,  nicht  dem  Wesen  nach,  als  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1864 
nene,  dem  wiederangeoommenen  Typensystem  angepasste  Ausbeute- 
annahmen  für  die  Umrechnung  der  auszuführenden  Raffinade  auf 
Rohzucker  feststellte  und  ein  neues  System  der  Behandlung  der 
Steuer-  bzw.  zollfrei  auszuführenden  Zucker  einrichtete:  das  der 
zeitweisen  abgabefreien  Zulassung  von  nicht  raffi- 
nirten  Zuckern  jeden  Ursprungs  behufs  Baffinimng  für  die 
Ausfuhr  (admission  temporaire  en  franchise,  Ges.  v.  1864|  Art  5, 6). 
Zum  Naehtheil  der  Staatscasse,  unter  Verschiebung  der  natflrlichen 
Preisverh&ltnisse  und  der  Goncurrenz  yerschiedener  L&nder  auf 
dritten  Märkten  ist  dieses  System  von  Ausfuhrprämien  vomemlich 
nur  für  die  Kaffinerieen  und  eventuell  für  die  ausländischen 
Consumenten  gflnstig  gewesen  und  hier  nichts  Anderes  als  ein 
unverdientes  Geschenk  an  sie.  Die  einheimische  Rübenzuckerpro- 
duction  und  die  Rohrzuckergewinnung  der  französischen  Colonieeu 
profitirten  davon  nur  etwa  indirect  durch  die  ktinstliche  Steigerung 
der  Nachfrage  der  Raffinerien  nach  Rohzucker  behufs  Verarbeitung 
zum  Export.  Auf  die  Beseitigung  <lieses  Prärniensystems  zielten 
die  Zuckercüuventionen  von  1865,  1875  uod  1877  zwischen 
Frankreich,  Grossbritannieu,  Niederlanden,  Belgien  hin,  ohne  dass 
etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre.  Freilich  durch  Mit- 
schuld Frankreichs  wegen  dessen  ungenügender  Ausführung  der 
Gonventionsbestimmnngen. 

19&ber  soll  dieser  Gegenstand  Mer  nielit  rerfolgi  werden.  S.  darftber,  bes.  auch 

hinsichtlich  der  unf^iiDslitreii  Einwiikung.'ii  drs  Typcn-Classificatiuiissystems.  namentlich 
des  (holländischen)  Farben -Typensystems,  welches  nach  den  von  den  Conventional- 
staaten  in  Köln  angestellten  practischen  Proben  angenommen  wurde,  v.  Kaufmann, 
Zvckeiindiiiitiie,  8.  ISO  ff.,  112,  J.  Wolf,  Tab.  Ztscbr.  B.  38,  8.  644,  062. 

Die  Rlibenzuckerprocluction  hat  sieb  mit  Schwankungen,  welche  weniger  von 
den  SteDerrerhältniflsen,  aU  von  den  Ernteverhältnissen  bedingt  waren,  fortdauernd 
aoBgedelmt  Es  war 


Zahl  der 

Mango  der 

DardMelmiH»- 

Depart, 

Zahl  der 

Prodoctfon 

^duction 

mit 

Fabriken 

Hill.  KiL 

p.  Fabr. 

Fabriken 

Bobnicker 

KiL 

1851- 

-52 

16 

329 

69 

209,700 

1859 

-60 

18 

334 

126 

377,200 

1860- 

-61 

18 

334 

101 

302.400 

1869- 

-70 

24 

465 

289 

621,500 

1871- 

-72 

22 

4d0 

337 

687,900 

(BuU.  III,  155). 
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Für  die  Steuererträge  sind  bei  dem  complicirten  franzö- 
sischen System  und  hei  der  Bedeutung  der  Austubrprämien  ausser 
der  jeweiligen  Rfibeuzuckerernte  und  Einfuhr  wesentlich  die  Rela- 
tionen massgebend,  iu  welchen  bei  dem  Zucker  „zum  Consum^* 
die  drei  nach  der  Herkunft  nnter-^diiedenen  Zucker,  der  inländische 
Rüben-,  der  französische  Colonial  und  der  fremde  Zucker  betheiligt 
sind,  sowie  die  Grösse  der  Zuckerausfuhr  und  deren  Ver- 
tbeilung  auf  die  drei  genannten  Zuckersorten  und  auf  die  daraus 
hergestellten  £affinaden.  Daher  niebt  nur  erhebliche  Jahres- 
schwankungen  der  Steuerertr^ge,  sondern  auch  der  ßeitrsgs- 
q n 0  ten ,  welche  von  den  Erträgen  anf  die  drei  ZaekerBorten  kommen. 

S.  die  Tabelle  bei  v.  Kaofmano,  Fin.  Fr.s  S.  420  (1849—80).  Der  Ertiif 
ßtiee:  von  70.6  Mil!.  Frcs.  im  Durchs,  hn.  v.  1819—51  auf  112  Mill.  in  1867—69, 
wovon  aiifaugb  etwa       ^.aleut  über  die  Hälfie  auf  den  Rubeo/uckur  kameo. 

Im  h  1869  vaiea  die  Heugeii  des  Conan  ms,  in  Bohzacker  benehnet,  und 
die  Steneiertrftge: 


Faure  p.  124:  etwas  abweichend  Bull.  II,  39  (auch,  ohne  Erklärnni?  melir&ch 

in  den  aintl.  Stntistilcen  etwas  verschiedene  Zahlen,  z.  B.  Rull,  eh  und  XXIV,  56.  61). 
Von  der  iuläud.  Pioduction  kam  auf  die  Dep.  Nord,  Aisne,  Pas  des  Calais,  Somme, 
Oise  mehr  al«  'Z,.   Die  VerhältDisse  der  Ein-  und  Ausfuhr  ualier  zu  Terfolgea, 

mtlsscn  wir  uns  für  diese  ältere  Periode  hier  versagen.  In  der  folgenden  werden 
sie  bei  ihrem  bestimmendeii  Einfluss  auf  die  Besteuerung  mit  m  betrachten  sein. 


S.  -2(^7,  2.  Periode  seit  1871.  Die  Znckersteuern  und 
>jormaizüile  waren  in  Frankreich  auch  vor  dem  Kriege,  nach  der 
neuen  Erhöhung  in  den  Gesetzen  von  1862  und  1864  immerhin 
bereits  60 — 76  %  des  Preises  für  Rohzucker  gewesen:  hoch  in  Ver- 
hiUtoiss  zu  anderen  Ländern.  Gleichwohl  war  es  in  der  Finanz- 
lage nach  dem  Kriege  unvermeidlich,  sie  weiter  ond  erheblich  zu 
steigern,  in  drei  Schritten  1871—73  schliesslich  um  56%,  was 
aber  jetzt,  nach  dem  endgiltigen  Fortfall  des  Zollabschlags  des 
franzdsischen  Oolonialzncliers  and  der  im  Wesentlichen  eifolgten 
Qleicbstdlimg  des  fremden  Zuckers  wenigstens  in  der  Hauptsache 
gleiehmässig  für  Zucker  allen  Ursprungs  geschah.  Dadurch  stiegen 
die  Sätze  auf  100—115  %  des  Preises:  eine  enorme  Hdhe  bei 
diesem  Artikel,  welche  allerdings  wohl  die  weitere  Zunahme  des 
Consums  gehemmt,  selbst  etwas  Abnahme  darin  bewirkt,  sich 
daher  auch  finanziell  nicht  ganz  in  dem  sonst  wohl  zu  erwartenden, 
freilich  aber  doch  immer  in  bedeutendem  Grade  vortheilhaft  gezeigt 


MiU.  XiL 


MilL  Frcs. 


JRübenzucker  . 
Golooiakuckor 
Fremder   .  . 


ZasammeD 

Glucose  .  .  . 


147.9 
84.7 
S8.7 

2T1.2 


Stener 

64  61 

16.70 

113.25 
0.327 
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hat.  Die  Lage  der  Röbenindustrie  war  dabei  aber  ungünstiger  ge- 
worden. Die  Zuckerconventionen  von  1875  und  1877  und  neue 
Gesetze,  von  1875  änderten  in  dieser  Hinsicht  nicht  viel. 

Die  Verbc>;sentng  der  Finanzlapre  I^iide  der  esiebeiiziger  Jahre 
wurde  daher  auch  dazu  benutzt,  den  (  niisuuu-iiten  wie  der  Industrie 
zu  Liebe  eine  erhebliche  Verrainderung  des  Steuersatze«  im 
Jahre  1880,  um  ca.  45  ®/o  des  zuletzt  geltenden  Betrages  für  Ratü- 
nade,  herbeizuführen,  —  gleichzeitig  mit  der  EnuässigUDg  der  Ge- 
tränkeateuern  (S.  624),  beide  Massregeln  in  Verbindung  mit  ein- 
ander, als  Concessioii  an  verschiedene,  dabei  interessirteLandestheile. 
Die  Tarifimng  wurde  auch  etwas  vereinfacht,  in  einigen  Pnnoten 
verändert,  ausländischer  Znoker  Zolizascblägen  nnterworfen, 
welche  bei  Raffinade  nicht  nnerbeblich  waren,  die  FestBtellnng  der 
AusbeuteverhftltnisBe  (Rendements)  nach  dem  wir  kl  iebenZnck  er- 
geh alt  statt  nach  Claas en  angeordnet  (Gesetz  vom  19.  Joli  1880). 
Jene  ErmSssigung,  noch  von  sinkenden  Preisen  begleitet,  hat  za 
einer  namkailen,  aber  nieht  so  danemd  anhaltenden  Steigerung  der 
Gonsnmtion,  als  man  erwartet  hatte,  geführt.  Die  Vermebnmg  der 
Einfuhr  fremden  wie  die  gleichzeitige  Vermindemng  der  Ausfuhr 
heimischen  Zuckers  —  Yomemlich  die  Folge  der  stärkeren  Ent- 
wicklung der  deutschen,  belgischen  und  österreichischen  Zucker- 
mdustrie,  und  des  erlangten  Ucbergewichts  der  Zucker  dieser 
Länder,  besonders  Deutschlands,  auf  dem  für  Frankreich  wichtigen 
britischen  Markte  —  haben  aber  auch  bei  der  so  viel  niedrigeren 
Steuer  die  Lage  der  französischen  Rübenzuckeriudustrie  von  1880 
an  trotz  jener  Consumsteigerung  preeär  erhalten:  Umstände,  welche 
dann  zu  der  grossen  völligen  Unigestaltu  ug  derBesteue- 
rnngsmethode  im  Jahre  1884  ftihrten.  Das  System  der  Aus- 
fnhr Prämien  blieb  ungeachtet  der  Znckerconventionen  von  1876 
und  1877  und  der  sich  anschliessenden  Gesetzgebung  von  1875, 
welche  auf  eine  richtigere  Berechnung  des  Zuckergehalts  und  der 
Ausfuhrvergtltungcn  hinzielte,  bis  1880  wenig  verändert  in  Geltung 
und  ist  auch  durch  das  Gesetz  von  1880  nicht  genügend  beseitigt 
worden.  Bei  der  schwierigeren  Lage  der  Industrie  wagte  man 
vollends  nicht  ganz  damit  zu  brechen. 

Die  Erhdliiuig  Gonsomstener  für  alle  Zodcer  betrug  zuerst  30  7o  bu- 
atehendon  Satzes  (d.  Ii.  von  Principal  und  Decimen  zus.,  Ges.  v.  S.  Juli  1871"),  bald 
noch  weitere  2ü%  desselben  (Ges.  v.  22,  Jan.  1S72)  und  schliesslich  abermals  47« 
des  so  erhöhten  Satzes  (Ges.  v.  30.  Dec  1878).  Der  Satz  var  dadnrch  von  42  auf 
65.52  Frcs.  p.  100  Kil.  Rohznrker  unter  der  Type  No.  13,  auf  68.64  Fr  s  *  'Vu^- 
Ko.  13 — 20,  auf  70.20  für  dem  rafänirten  gleiclige^^teiltcu  (poudrea  blanche^),  aaf 
78.32  Fn».  fOr  raffiniiien  Zndcer  inlind.  Uxspniags,  |iuf  26  E^cs.  für  Zneher«  irelcber 
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mit  Hilfe  des  Baryt- Yeriahrens  oder  dgl.  aus  Mela&>u  gc\7ounen  wird,  auf  11.44  Frei, 
far  Glocose  erhtHit  vordea.  Diese  Tarü^itze  erfuhren  bd  den  Zollen  uoeli  «ioige 

kleinere  3Iodificationeii ,  je  narli  der  Horl^unft  der  cingelieiiJen  Zucker,  wo  fir 
die  ZuckercoüTentioos-Staaten  (irossbritannieu ,  Belgien,  KoUand  etvras  niedrigere,  Dir 
die  anderen  Hand^rertrags-Staaten  etwas  höhere,  fttr  OesteReich  damab  noch  höhere 
Zölle  iu  Anwendung-  kamen,  auch  bon^t  noch  UDtorscbeidungcii  Platz  griflcii  (s.  bei 
V.  KaufmaQU,  Zackerindustrie,  S.  142,  den  Zolltarif).  Erneute  Versuche,  zu  einer 
internationalen  Znckerconvention  zu  kommen,  wurden  1875  aufgenommen, 
ftüirten  aach  zum  Abschluss  einer  solchen  mit  den  früher  genannten  3  Staaten 
(11.  Aug.  1S75),  doch  trat  dieselbe,  weil  Holland  nicht  ratificirte.  nicht  in  Kraft. 
Dati  fran7ös,  Ges.  v.  30.  Dec.  1875  hatte  mit  liückaiclit  aul  di  cse  Convention  neue 
alterjiaMvc  Bestimmungen  betreffs  der  Zuckerbesteuerung  getroffen,  die  oinou  für 
den  Fall,  dasd  die  Conreutiou  ratificirt  werde  (Art.  3  — 12).  die  andorcti  (Art.  13 — 15) 
für  den  entgegengesetzten  Fall,  der  also  eintrat.  Danach  und  nach  dem  mit  be- 
stimmenden Gesetz  v.  29,  JaH  1875  «mrden,  unter  Festhaltong  der  bestehenden,  vor- 
genannten Tarifsätze ,  bei  den  z  w  e  i  Arten  der  B  e  h a n  d  1  ii  n  g  des  Zuckers 
verschiedene  Classificationen  unteischiedeo :  einmal  l'ar  die  Zahlung  der 
Verbranchssteaer  2  Glassen,  die  eine  imter  der  No.  13  der  Type  vmfasste  die 
Zucker  ontcr  Ol'/o  behalt,  die  zweite,  für  die  Typen  14—20.  die  von  Ol— 98Vo  iocl. 
(poudres  blanches  mit  9S"'o  'i'"^  mehr  angerechnefi ;  sodann  für  die  „zeitweilige 
Zulassung**  4  Classen,  die  erste  für  die  Typen  ],">  1^  incl.,  wohin  die  Zucker 
mit  y2Vo  e^ccl.  und  9S7o  mcl.  Gehalt,  die  zweite  für  die  Typen  10—14  incl  ,  wohin 
die  Zucker  mit  85  "/o  iocl.  —  92  excl.,  die  drifte  far  die  Typen  7—  0  incl  ,  wohin 
die  Zucker  mit  76%  —  excl..  die  vierte  für  die  Typen  anter  7,  wohin  die 
Zucker  mit  weniger  als  76Vo*  dieses  Oassificationssystem  ansgebeatet  wurde, 
um  an  Stener  zu  sparen  und  an  AusfuhrrerfUtang  zw  gewinnen,  s.  hei  .T.  Wolf, 
Ttib.  Ztscbr.  B.  3S,  S.  662  IT.  Soweit  nun  das  beibehaltene  Farben- Typensystem 
dem  wirklichen  Zackeitcehalt  nicht  zo  entsprechen  schien,  trat  nach  den  Gesetsen  vom 
20.  Juli  und  30.  Dec  1875  ergänzend  zur  Correclur  der  Ausbcuteherechnungen  und 
der  danach  bestimmten  Steuer-,  Zollsätze  und  VergUtunt^en  die  amtliche  sacchari- 
metrische  Expertise  ein,  worin  wenigstens  principiell  eine  wesentliche  Ver- 
besserung deä  Verfahrens  lag  (Olibo  UI,  219  fil,  r.  Kaufmann,  Zadranndnstrie, 
S.  131      I7;{  fl-.). 

Kach  dem  ües.  v.  19.  Juli  1880  (im  Bull.  Vlll.  24  fl.,  auch  bei  v.  hauiuiauu 
Fin.  Fr.s  S.  415),  das  am  1.  Oct.  1880  in  Kraft  trat,  wurde  Zocker  jeiicr  Herkunft 
hei  der  Bestimmung  zum  inneren  To nsum  folgenden  Sätzen  unterworfen;  Koh-  und 
ra^.  Zacker  40  Frcs.  f.  100  Kil.  raff  in.  Zuckers  (also  Bobzucker  nach  der  Aus- 
heilte an  raifin.  Zocker),  desgL  43  Frcs.  f.  lOO  Kil.  Gandiszncker,  Zucker,  in  besond. 
Anstalten  aus  steuerfreier  Melasse  gewonnen,  11  Frcs.  f.  100  Kil..  Glucose  8  Frcs. 
desgl.;  Syrup,  Bonbons,  eingemachte  Fruchte  wie  rafßu.  Zucker,  Gonfituren  und  ge- 
zuckertes Biscnit  zom  halben  Satze  des  raffin.  Zockers,  Ghocolade  S8  Frcs.  p.  lOD 
Melasse,  Reiche,  nicht  zur  Destillation  bestimmt,  bei  absol.  Zuciergehalt  bis  incl. 
507<,  f.  100  Kil.  12  Frcs.,  bei  hftherem  Gehalt  ^.V/.,  Frcs.  Fremder  Zucker 
unterlag  ausaerdem  eincui  ZolUuschlag  im  allgem.  Tarif  von  S  Frcs.  f.  100  Kil, 
Rohzucker  (d.  i.  von  9S7o  Rcndem.  und  darunter),  2  Frcs.  im  Vertragstarif, 
12 Vi  Frcs.  bez.  8  Frcs.  f.  Raffinade  oder  ihr  gleichgestellten  Zucker  (Uber  O'^^/o), 
15%  Frcs.  bez.  11  Frcs.  f.  Candis.  Als  Raffinade  gilt  aller  Zucker  in  Brodon  oder 
denfleichea  Formen,  ihm  gleichgestellt  Zucker  in  Poker  (Stampfinelis)  ans  fremden 
T.ändcrn  mit  Ausbeute  tiber  9S%.  Bei  anderem  (Roh -"^Zocker  wird  für  die  Berech 
nung  der  Ausbeute  an  Bafiinade  in  Max.  9S,  in  Min.  65  Va  angenommoo.  vom 
wirMiehen  PrUfmigseTgebniss  aber  iV^^'o  *^  Abgang  abgerechnet,  aoch  bei  deui  zor 
„/eitweilit::en  Zulasbuni;"  in  die  Raftinericcn  ■ —  behufs  event.  Exports  gellenden 
Zucker:  Bestimmungen,  worin  wieder  ein  Element  der  Ausfuhrprämie  entbaltea 
ist.  Die  Feststellung  der  Ausbeute  des  Rohzuckers  erfolgte  wie  bisher  »ach  der 
polarimetrischen  Analyse  und  mit  Absetzung  des  4  fachen  (statt  früher  des  .5  fachen) 
an  Aschen-  und  des  2 fachen  an  Glucosehestandtheileii  (noch  etwas  zu  hoch,  daher  zu 
gunstig  für  den  Kaflineur).  Bei  der  Ausfulir  von  liaflinade  wird  aber  dieser  Abzug 
rar  Glucose  nicht  bertlcksichtigt,  was  unter  Umständen  wieder  eine  erheblichere  Ans- 
Aihrprämic  darstellt  (s.  das  Ges.  v.  ISSO,  Art  ]'^,  11),  dazo  die  gaten  Erlintemngen 
T.  J.  Wolf  in  d.  Tttb.  Ztschr.  B.  38,  S.  662—666). 
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Die  Gestaltung  der  Productioii,  ('onsumtiou  und  des  Z uckerhaiidels 
seit  dem  Kriege  bis  zum  Ges.  r.  1884,  und  damit  die  ftkonomisclie  Begründun;:^  dar 
{Trossen  Umänderung  der  Bestoncnins:  durch  dieses  Gesetz,  ergeben  sich  aua  fidi^onden 
Daten.  Die  Jahre  seit  lbB4  bis  zur  Gegeuirart,  tKtvreit  Daten  vorliegen,  werden  dabei 
gleich  mit  lionifrezogen  und  io  der  Besprecbniif  jenes  Gesetzes  im  folgenden  Pangraphen. 
mit  benutzt  werden.  Sie  zeigen  die  Wirkungen  desselben  (Bull.  II,  39,  III,  155, 
XIU,  166,  XXllI,  283,  bes.  XXIV.  56—61,  aua^erdcm  die  Jahresberichte  Uber  die 
Babeniaclbariiidastrie  im  Boll.,  b.  o.  S.  662;  Ffture  p.  124). 


Menge  der 

Prod  u  ction 

Declarirt  fur 

in  Koh- 

berechnet  in 

innere  Consumtion 

zacker  unter  Baifinade  nach 

Bttben- 

Franz. 

Fremder 

Zus. 

Type  13 

Analyse 

zucker 

Cül. 

MiiJ.  Kil. 

MilL  KiL 

Hill.  KiL  Miil.KU. 

MULKil.  Mül.Kil, 

1871—72 

335 

287 

83 

48 

26 

157 

1875-76 

462 

396 

ITS 

47 

47 

272 

1876—77 

243 

209 

idi 

50 

64 

245 

278 

238 

160 

54 

104 

318 

18S0— 91 

3S1 

2S4 

202 

49 

126 

376 

1881—82 

393 

337 

220 

64 

120 

404 

1882—88 

423 

863 

247 

44 

111 

402 

1883-84 

474 

406 

246 

50 

129 

425 

1884—85 

318 

273 

187 

88 

147 

422 

18S5— S6 

309 

265 

315 

15 

38 

427 

1S86— b7 

506 

434 

326 

89 

26 

440 

1887—88 

c4ü0 

343 

1876—77  and  1879—80  war  das  Minimum,  1875—76,  1883-84,  1886—87 

das  Maximum  der  Production.  Die  Jahre  sind  Campa2:ticjahre  1.  Scpt  —  .'?0.  Aug.: 
bei  der  Coasomtion  Kalender-  oder  Finaozjalire  und  zwar  die  Daten  filr  das  zweite 
Jabr  der  eistetk  GoIodd«  (also  1871*^72  tta  1872  n.  s.  w,). 

In  der  Zahl  der  im  Betrieb  stehenden  Fabriken  ging  bis  1884  keine  sehr  erheb- 
liche Veränderung  vor  sich  (1871—72  400,  1S75— 76  Max.  525.  IS^3— S4  A%H). 
Seitdem  hat  sich  die  Zahl  rasch  vermindert  und  die  Durcbschnittsproduotiou  ver- 
grOssert:  eine  bemerkenswertbe  Wiifaio|r  des  Ges.  r.  1884  (18S4 — 85  449,  1885—86 
41:3.  IS^fi-  <<T  301.  1S^7— SS  375,  in  4  Jahren  eine  Abnahme  um  108  oder  22%: 
die  Durchschnittsproduction  stieg  ?on  981,000  Kil.  Bohzocker  in  1883—84  auf 
1,294,000  in  1886—87:  rascher  als  froher. 

Die  Dedarirungen  zum  Gonsnm'  haben  sich  bis  1879  mSssij^,  seit  1880,  dem 

.Tahr<>  der  Stctiorreduction ,  erheblich,  indessen  aiidaiurnd  mir  bis  1SS4  frc.-,teig:crt. 
Die  stärkste  relati?e  Zunahme  und  selbst  eine  ebenso  starke  absolute  Zunahme  als  auf 
den  Bttbenzacker  fftllt  aber  auf  den  ansl indischen  Zucker,  der  daher  von  dem 
Gesetze  v.  18S0  am  Meiston  profitirto :  1S70  war  der  Antheil  iHescs  Zuckers  nur 
50  Mill.  Kil.  gewesen.  Seit  1$86  ist  das  dann  freilich  wieder  ganz  anders  geworden, 
während  ron  18S5  an  der  Antheil  des  Colonialzuckers  stärker  stieg. 

Die  Handelsstatistik  der  Periode  1871 — 1887  sseigt  die  eingetretenen  Ver- 

änderunircn  in  der  Stclluiif  der  französischen  Zuckerindnstrie  noch  doutliclier.  S.  Bull. 
XXIV,  5S  11.  Die  Einfuhr  stieg  besonders  von  1878 — 84— S5  und  zwar  namentlich 
die  Einfnhr  fremden  Bubenzuckers:  letzterer  Ton  S.64  Mill  KU.  Bohzucker  in 
1879  auf  5»;.71  in  ISSO,  91.84  in  ISSl,  1S84  noch  89.73,  dagegen  1S85  nur  47.94  MUl., 
l*>Sr>  l.SS.OO'»  Kil.,  1^*>7  5643  Kil.!  Deutsdilatid  war  dabei  Zfitweise  am  Stärkstf-n 
bclUeiÜgt,  Ibbl  mit  Ö4.1  ilül.  Kil.,  1886  mit  —  100  Kil.;  dauu  Üclgieu  und  Uciti-murlu 
Die  Ausfuhr  von  inländischem  Bohzncker  und  von  Kafiinade  nahm  dagegen  von  1^75 
an  crhrhlich  ah.  bis  tirn  d^nn  wieder  stark  zu  steigen.    Rcsoiidei-^*  der  englische 

Markt  bezoj^  weniger  französischen  Zucker.  Der  französische  liohzucker  wurde  hier 
fast  ganz,  der  raffinirte  aneh  etwas  darch  den  dentschen  verdrBngt  (s.  die  brit 
handclsstut.  Daten  in  Bull.  XXIV,  S.'I ,  ^5).  Der  französische  Col  onialzncker,  fast 
ganz  aus  den  Antillen  (Martiuiq^ue  und  Guadeloupe)  und  aus  £6union  stammend,  be- 
hauptete sidh  mit  a.naihend  e^oich«r  J^atnihi  nach  Fnida«ii&  1871—79,  sank  diui 
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auch  etw&ü,  nahm  aber  seit  ISbö  einen  neuen  Aufschwung.  Die  immerhin  erschwerte 
Lage  dieses  firaazOsischeti  Golenialzackers.  mit  in  Folge  der  wacliseiiden  GoBcarrenz 

des  mitteleuropäischen  Kübeuzuckers.,  war  filr  die  neue  Richtung  der  französischen 
Zackersteaeipoiitik  auch  mit  mjtösgebeud.  —  Der  Steuerextrag  ging  von  lia,2  MilL 
in  1S69,  106.9  in  1872  auf  172.3  in  1879  und  mit  erliebfichen  Scbvankuogen  bis 
auf  11!'^  Mill.  Frcs.  in  1ST4  empor,  um  dann  nach  der  Reductiou  der  Sätze  in  1880 
anf  1317  MiU.  Krcs.  in  1681  zu  sinken,  sich  abcx  ineder  bis  169.1  Mill.  in  1884  zu 
erhöhen. 

§.268.  3.  Die  Neugestaltung  der  Zuckerbesteuerung 
im  Jahre  1884.  Die  bisherige  französische  Besteuerungsmetbode, 
die  Fabrikat  besten  emng  oder  genauer  gesagt  die  Verbindung 
der  Saftsteuer  mit  ihrer  Correctur  durch  die  saeeharimetriscbe 
Analyse,  hatte  zwar  wegen  ihrer  schwierigen  nnd  läntigen  Controlen 
und  ihrer  ganzen  complieirten  technischen  DurcbfUbrang  manche 
Angrifife  erfahren.  Aber  sie  galt  anderseits  als  eine  rationellere 
Besteuerongsmethode  wie  jede  andere  vom  Standpnncte  der  allge- 
meinen Verbranchsstenerpolitik  ans.  Seit  länger  wurde  allerdings 
niebt  verkannt,  dass  sie  den  tecbniseben  Fortschritt  im  Rfibenban» 
bezttglieh  der  Erhöhung  des  Zuckergehalts  der  Rttben,  und  in  der 
Fabrikation,  bezüglich  der  vollständigen  und  wohlfeilen  Gewinnung 
des  Zuckers  aus  den  Rüben,  nicht  in  demselben  Grade  befördere, 
weil  sie  nicht  dnreb  die  Ermöglichung  von  Ersparungen  an  Steuer 
ihn  so  tbrmlich  prämiiere,  als  andere  Bestenerungsmethoden,  be- 
sonders die  Robstolf  besteuerung,  d.  h.  die  eigentliche  Rtibensteuer, 
oder  auch  als  etwa  ein  Abounementssvstem  bei  der  Saftsteuer 
mit  bloss  öteuerpflicbtigeu  Minimalausbeulcu,  wie  es  von  1860  an 
einige  Zeit  hindurch  in  Frankieich  bestanden  hatte.  Anderseits 
galt  auch  mit  Recht  eine  solcbe  Prämiirung  ftir  steuerpolitisch  zu 
ungieicbmässig,  daher  ungerecht  wirkend  und  das  französische 
System  als  dem  landwirthscbaftlichen  Interesse  entsprechender,  in- 
sofern es  dem  Boden  einen  höheren  Kü benertrag  abgewinnen  Hess, 
der  ihm  in  grösseren  Futterrttckstäuden  der  Zackerindustrie  wieder 
zu  Gute  kam. 

Erst  der  grosse  Aufschwung  der  sonstigen  continentalen, 
besonders  aber  der  unter  der  Rohstoffbestenerong  zur  Blttthe  ge- 
kommenen und  der  firanzdsischen  Zuckerindustrie  immer  gefähr- 
licher gewordenen  deutschen  Rttbenznckerfabrikation  und  die 
mit  dadurch  bedingte  veränderte  Stellung  des  französischen  Rttben- 
und  Oolonialzuokers  im  Welthandel  gaben  den  Anstoss  zur  völligen 
Umgestaltung  des  eingebttrgerten  Besteuerungssystems.  U.  A«  galt 
es  aneh  zu  bewirken,  dass  die  grossen  Raffinerieen  wieder  mehr 
genöthigt  würden,  li^imisehen  Zueker  statt  auswärtigen  zu  ver- 
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arbeiten,  welches  Letztere  seit  1879  stark  zugenommen  hatte.  Die 
ilbiicbe  specifische  Animosität  gegen  Deutschland  machte  sich 
hierbei  noch  besonders  geltend. 

8o  kam  es  denn  im  Jahre  1884  zur  Einführung  der 
Kfibensteuer,  zuerst  für  3  Jahre  (1.  September  1884  -87)  als 
facultative  Massregel  in  Form  von  Abonnements,  für  welche 
günstige  Ansbeuteminima  als  Grenze  der  Steuerpflichtigkeit  des 
gewonnenen  Znckers  zugelassen  wurden,  vom  1.  September  1887 
an  als  oblig&torisehe  Massregel.  Der  Stenersatz  blieb  nominell 
der  Fabrikat-,  bez.  derHalbfabrikatstenersatz,  der  dann  anf  die  recb- 
nnngsmäasig  gewonnene  Menge  angewendet  wurde.  Er  ward  zwar 
nominell  höher  als  der  von  1880  gestellt,  aber  reell  mit  Rücksiebt 
anf  die  Steuerfreiheit  der  Mehrausbente  war  er  niedriger.  Zugleich 
wurde  der  fremde  europäische 'oder  aus  europäischen  Entrepots 
kommende  Rohzucker  wieder  einem  höheren  Zusehlagzoll 
unterworfen,  welcher  nicht  rfickvergtttet  wurde:  ein  Streich 
gegen  den  Bezug  solchen  Zuckers  durch  die  Raffinerieen,  aneh  bei 
beabsichtigter  Wiederausfuhr  der  Raffinade. 

Einen  Erfolg  für  die  Umgestaltung  des  französischen  Aussen- 
handels,  die  Hebung  des  Consums  heimischen  Zuckers,  die  Ver- 
besserung des  Zuckergehalts  der  Rüben  und  der  Fabrikationstechnik, 
namentlich  durch  Hindr'anc^en  auf  die  Annahme  besserer  Aus- 
beutimgsmethodeii  ('Diffusion  u.  s.  w.)  hat  die  neue  Besteuerang 
in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Wirksamkeit  bereits  gehabt.  Aber  die 
Grossbetriebstendenz  ist  auch  schon  stärker  hervorgetreten,  viele 
Fabriken  sind  schon  eingegangen  und  das  Finanzinteresse  drohte 
durch  die  Annahme  zu  niedriger  Ausbeutemiuima  und  die  Steuer- 
freiheit der  Mebrausbeute  bald  so  empfindlich  geschädigt  zu  werden, 
dass  bereits  Erhöhungen  jener  Minima  und  eine  „zeitweilige  Zu- 
schlagsteuer''  für  den  steuerfreien,  namentlieh  den  ans  der  Mehr- 
ausbeute herrührenden  Zucker  nothwendig  geworden  sind.  Ob 
diese  „Provisorien'',  zu  denen  auch  der  Zollzuschlag  für  fremden 
Rohzucker  gehört,  wieder  beseitigt  werden  können  oder  „Definitiva" 
werden,  steht  noch  dahin.  Aber  unwahrscheinlich  ist  Letzteres 
nicht.  Etwas  Endgiltiges  hat  auch  das  Gesetz  von  1884  schwerlich 
geschaffen.  Seine  Tarife  und  Ansbeuterelationen  sind  ja,  wie  ge^ 
sagt,  auch  bereits  wieder  abgeändert  worden.  Ob  Frankreieh  die 
neueste  Londoner  Zuckereonvention  einfach  mit  annehmen  wird, 
läset  sich  zur  Zeit,  wo  dies  gesehrieben  wird,  auch  noch  nicht 
sagen.  Geschähe  es,  so  würden  zur  vertragsmässigen  Beseitigang 
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der  Austuhrprämien  wieder  erhebliche  Verändernogen  in  der  Steuer- 
gesetzgebung uotb wendig  werden. 

§.  26d.  4.  Einseines  aber  die  neue  Gesetzgebung 
und  ihre  Wirkungen.  Das  wichtigste  Ereigniss  in  der  Ge- 
schichte der  Politik  und  Technik  der  Zuckerbesteuerung  ist  der 

Uebergang  zur  Rtibensteuer  in  Frankreich  aber  jedenfalls.  Diese 
Massre^el  und  die  daraus  hervorgehenden  Einwirkungen  aul  Rüben- 
bau und  Fabrikationstechnik  verdienen  finauzwissenschaftlicb  allge- 
meine Beachtung  und  sollen  deshall)  hier  etwas  näher  verfolgt  werden. 

S.  d.  Ges.  V.  29.  Juli  Iss  J  in  Bull.  XVI,  125  (auch  Block's  dict.  suppl.  günir, 
p.  418).  Dazu  das  Ausfuhrungsdecret  v.  31.  Juli  1884,  Bull.  XVI,  253.  üeber 
diese  Gesetzgebung  gut  J.  Wolf,  im  FtnaDzaroh.  IIL,  53  ff.  Ferner  Ges.  v.  4,  Juli  18S7 
ißull.  XXII,  1,  Block,  dict.  suppl.  f.  18S7  p.  300)  und  Decr.  r.  25.  MSiz  1887  (BnlL 

XXII,  229). 

Der  Steuer-  und  Zollsatz  far  Zucker  jeden  Ursprungs  ist  öU  Frcs.  (gegen 
40  Frcs.  im  Ges.  v.  1880)  für  Koh-  und  raffln.  Zucker,  für  lOi)  Kil.  raffin.  Zuckeis 
(aho  mit  entsprechender  ITrnwrliniiti^,  bez.  Erinilssigung  für  Rohzucker),  53.50  Frcs. 
fdr  (Jandiszucker,  10  Frcs.  fOr  Ulucose.  Melasse,  welche  nicht  zur  Deätillatiou  dient, 
trftgt  f.  100  KU.  bei  »Inointem  Zuclcergelialt  Us  50%  15,  bei  bsherem  9i  Fros., 
nhocolade  93  Fros.  Ivohziirkcr  und  aller  iiiclit  dem  raffinirten  g'leicIiu^'^t-Mri^r  aus 
Europa  oder  earopäiscUen  Juntieputs  unterliegt  (zunächst  bis  Ende  August  ibbti)  einem 
nichtrttckzahlbaTeii  Zuacblag  von  7  Fn».  f.  100  Kil.,  statt  3  Frcs.  bisher.  Auch  ist 
die  Minimalausbeute  aus  den  letztgenannten  Zuckern  von  C5  auf  80  "/^,  t  rliülit  worden. 
Als  üeberg-ang^smassr escel  von  dem  Steuersatz  von  40  auf  50  Frcs.  wurde  eine 
In ventarisirung  der  Zuckerbestiiudc  der  Raffinerien,  Fabriken  und  kauf- 
münuischeu  Magazine  vorgenommou  und  der  vorgefundene  Zucker  mit  10  Frcs.  Com- 
plementürabgabe  belegt:  frei  davon  Beträge  unter  1000  Kil.  (Eigebuiss  ca.  22  MüL 
Kil.  und  2.2  Hill.  Frcs.  Steuer). 

Schon  ein  Gesetz  r.  13.  Juli  1886  verlängerte  dieErhebosg  des Zollzuschlags 

für  europäischen  Kohzucker  bis  Ende  August  1S88,  das  Ges.  v.  24.  Juli  1888  vor- 
l-lijfiü-  Eiidc  ÄTJg-ust  1S90.  Das  Ges.  v.  27.  Mai  1887  (Bull.  XXI.  573)  bracht.- 
aber  hucJi  all  n-emciuc  Tariferhöhungen,  so  bis  Eti Je  1887  von  20  tu i  alle  Zucker 
(also  von  50  auf  60  Frcs.  per  100  Kil.>,  von  15  auf  IS  und  von  :;2  aut  ?t8.40  Frcs. 
fiir  die  beiileii  Sorten  Melasse,  von  93  auf  98.40  Pres,  für  Chocolade.  Die  Steuer- 
erhöhung von  10  Frcs.  f.  100  Kil.  rafßn.  Zuckeis  traf  auch  wieder  die  Yorräthe  von 
bisher  schon,  aber  niedriger  rereteuerten  Zuokeni  (nittdsC  Inrinttarisining)  und  die 
nach  den  Ges.  v.  29.  luli  1884  und  18.  Jnli  1886  als  Ansbeut-^-Ceberschuss 
und  Fabrik ationsabgang  steuerfreien  Zucker  (s.  u.).  (Restitution  dieser  Zuschläge 
auf  die  TorriChe  am  1.  Jan.  1888  vorbehalten,  Art  4  d.  Ges.  v.  27.  Mai  1867).  Das 
Ges.  V.  24.  Juli  1888  (Bull.  XXIV,  14)  stellte  dann  zwar  den  \ormabatz  von  40  Frcs., 
des  Ges.  v.  1880  (statt  50  Frcs.  des  Ges.  v.  1884)  von  der  Gampagne  1888—1889 
(1,  Sept.  1888)  an  wieder  her,  legte  aber  zugleich  einen  „zeitweiligen  Zuschlag** 
—  doch  ohne  Fristbestimmung  —  von  50  7o  f'ir  Zucker  auf,  so  dass  es 
bei  60  Frcs  Steuersatz  in  Wirklielikeit  verblieb.  Dem  entsprechenden  „ A cquivalent- 
Zuschlag"  von  20  Frcs,  wurden  ferner  die  steuerfreien  Ausbeuteuber- 
schnsse  und  PabrikationsabsUge  der  neuen  Gampagne  sofort,  die  ans  der  voraus- 
gehenden von  Anfanp:  1SS9  an  unterHTjrfen ;  bis  dahin  entrichteten  letztere  nur  10  Frcs. 
solchen  Zuschlags.  Auch  die  als  Fabrikationsabgaug  freien  Beträge  des  französischen 
ColonialzQcIters  (s.  u.)  trugen  bis  1.  September  1884  nur  10,  von  da  an  20  Frcs. 
Zuschlag. 

Diese  in  beständiger  Veränderung  bc^riflcnen  Tarifeinzellieiteu  zeigen  die  fis- 
calischen  Schwierigkeiten  und  Beuachtheiiigungen ,  in  welche  man  durch  das  viel 
za  weit  gehend  die  Zudfeifabiiken  begOnatigende  Gesetz  von  1884  gelcommen  war. 
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Die  Besdmmongen  des  letzteren  Aber  die  inl&udiselieii  Znckerfabfikeii 

waren  die  folgenden:  die  letzteren  konnten  mit  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
A  )t  o  n  n  p  Tnf»n  t  s  eing-ehr'n.  wonach  als  allein  steuerpfliclitip:  borcclirict  wtirde 
atil  jf  Kil.  Uuljcii  die  Ausbeute  vuu  U  Kil.  raffinirten  Zuckei-s  bei  Diil  u- 
>i()ns-  oder  liiu-m  ähnlichen,  ron  5  Kil.  bei  dem  Ver&krea  mit  continnirlich e n 
oder  hydraulischen  r'rosson.  Was  darüber  ^e\v'onn'»n  wurde,  war  also  steuerfrei, 
auch  Symp.  Melasse.  Fabriken,  welche  nicht  abonnirten,  erhielten  einen  Abzug  von 
8Vo  Gesammt&brikation.  Nach  H  Jalnen,  d.  h.  naeh  1.  Sept.  IftST  glMibte 

man,  werde  ?icli  d;is  neue  Stcn'Tv^rfnhron  eingebürgert,  die  Fabrikation,  durch  allg'e- 
meinere  /\jinahiDe  des  Diiiusioaveriahreus,  jenem  angepasst  haben.  Von  da  au  sollte 
die  Rttbenbestenerung  obligatorisch  für  alle  Fabiiben  «rerden,  wobei  ein 
eiuhei  tlicher  Ausbeutesatz.  also  ohne  Unterschied  des  Fabrikationsverfahrens,  zu 
(irunde  gelegt  wurde,  nämlich  in  jährlicher  Steigerang  lür  die  4  Jahre  1.  Sept.  1SS7 
bis  dahin  1891  von  6.25  —  6.5  —  6.75  — "  Kil.  raffinirten  Zuckers  für  100  KU. 
Rüben.  Gegenüber  den  raschen  Fortschritten  der  Praxis  in  der  Aushentong  und  den 
dabei  drohenden  fiscalischen  Schädigungen  erhöhte  indessen  das  Qes.  v.  4.  Juli  1SS7 
für  die  genannten  4  Jahre  bereits  die  gesetzlichen  Ausbeuteminima  um  '/^  KU, 
jährlich,  also  auf  7 — 7.25 — 7.5  und  7.75  Kil.  Zuckerfabriken,  weldie  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Ges.  r.  iSSi  sich  bereits  darauf  eingerichtet  hatten,  gleichzeiü;;  Zucker 
und  Alcohol  zu  erzeugen,  blieben  nach  dem  gen.  Ges.  v.  ibbl  ausnahmsweise  unter 
dem  älteren  Steaerrer&bren  stehen  und  genossen  dann  vom  fes^esteUten  ProdactioDS- 
quantum  )2V„  Abzucf.  Zuixleich  wurde  durch  das  gen.  («esdz  auch,  „weueii  der 
grösseren  Kosten  des  im  Interesse  der  Zuckerindustrie  eingeführten  Steuervert'ahrens'" 
eine;  jährliche  Neben  abgäbe  ron  30  Gent.  (\Xv  je  1000  Kit.  verarbeiteter  Rüben 
eingänÜiYt. 

Um  bei  dieser  Begünstigung  des  einheimisdienBubenzackeis  denfranzösischen 
Cüliiiiialzucker,  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung  gemäss,  einigerniassen 
gleichgestcUt  zu  erhalten,  wurde  demselben  bei  der  directen  Einfuhr  nach  Frankreich 
ein  Fahrlkatioasabgang  von  12%  zu  Gute  gerechnet  (Gee.  r.  1884  Art  3).' 
Dieser  wurde  nach  <ios.  v.  15.  Juli  ISSC»  lür  die  Campafrnc  l^sn — bereits  auf 
24 7o  erhöht  und  allgemein  bestimmt,  dass  er  zukünftig  dem  mittleren  Ausbeute- 
ttberschuss  der  Itöfmiachen  Znckeiindostrie  in  der  letzten  Fahrikationsc&mpagne 
Uber  den  gesetzlichen  Minimalsatz  hinaus  gleichkommen  solle. 

Besondere  Bestimmungen  trafen  die  gen.  neueren  Gesetze  (v.  29.  Juli  ISS 4 

Art.  ß.  X.  4.  .Tüli  ISST  Art.  .'))  Uber  gewisi^e  Ausbeutcbt  rechnimsen  bei  der  EnÜastnng 
dur  Guuteu  licir.  „zeitweilige  Zulassung"  von  Zucker  zur  Ivarriiiiruni^  bidiufs  Au-luhr. 

Zucker  zur  Zuckeruug  der  Weine  und  Obstweine  vor  der  üährung,  wurde 
darch  das  Ges.  r.  1884  Alt.  2  dem  niedrigeren  Satze  von  20  Frcs.  für  100  KU. 
raffinirten  Zuckers  unterworfen.  Dazu  Decr.  v.  22.  Juli  1885  über  die  Durch- 
führung (ßulL  XVUI,  269).  Den  20  7„-Zuschlag  des  Ges.  v.  27.  Mai  1887  tragen 
aneh  diese  Zucker  (bis  auf  Weiteres  nach  Ges.  7.  24.  Juli  1888). 

Die  Einwirkungen  dieser  neuen  Gesetzgebung  aui  Ein- 
und  Ausfuhr  von  Zucker  und  auf  die  Betheiligung  der  in- 
länd isoheil  und  der  französischen  Colonialzackerindustrie  an 
der  Versorgung  der  beimiBchen  Consumtion  sind  schon 
oben  erwähnt  und  mit  Zahlen  belegt  worden  (S.  670).  Die  ein- 
getretenen Veränderungen  im  Rttbenban,  Menge  und  Qualität 
der  Bttben,  in  Fabrikationstecbnik,  Zahl  und  Grösse 
der  Fabriken  und  loealem  Sitz  der  Industrie  ergeben  sieh 
genau  aus  den  mit  reichem  statistischen  Material  versebenen  Ver- 
waltungsberichten  der  Steuerdireetion  über  die  Bttbenzuckerindustrie. 
Einige  wichtigere  Thatsachen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die 
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Znckersteuer frage  uud  speciell  für  die  Benrtlieilimg  der  neuen  Be- 
steuerungsmetbode  soileu  hier  noch  l'iatz  tinden. 

Zu  vergleichen  sind  aus!?erdom  die  Äasfuhrungen  TOn  J.  Wolf  über  die  neuo 
französiüche  (Jesetzgebung  im  l'inaniarch.  a.  a.  0. 

Bis  Ende  der  70er  Jahro  war  der  fraiizrisische  IlUbeubaa  in  der  Znckerhaltig'kdt 
der  Rübe  und  die  Industrio  in  d  r  Tcclinik  der  Fabrikation  notorisrli  imuicr  mehr 
hinter  denen  Mitteleuropas  zurtlckgebliebeu.  Die  iatensive  Bodeucultur,  besonders  iiu 
Korddepartement,  bemiate  die  Gewinnung  znckerreicbcrer  BQben,  die  Ankanfebedin^ongen 
beförderten  mehr  die  Menge  als  die  Qn.nl'f  l'  in  d^  r  Cultur,  das  Classifirationssystem 
der  Steuergesetzgebung-,  vor  dem  Ges.  v.  iübi),  begünstigte  die  Productiou  von  Zucker 
niedrigen  Gehalts  und  ermöglichte  so,  ältere  Fabrikationsmetboden,  die  in  Deutschland 
lind  Oesternich  längst  verbessert  waren,  beizubehalten.  Das  Di  ff  usions  verfahren, 
das  tf'chnisi-li  beste  (s.  Wajjrner.  ehem.  Tochnol.  S.  OHO.  Ciaassen  S.  1  \\\)  war 
nücli  nicht  sehr  verltreitet,  auch  diis  U s m o  & c  Vüifalucn  bei  der  Entzuckcrung  der 
Melasse  noch  weni^r  und  in  manchen  anderen  Puncten  war  die  Technik  zuitlck  (s. 
amti.  Rer.  f.  1S80,  Bull.  XI.  31 9).  In  allen  diesen  YerhäUnissen  traten  indessen  unter 
dem  wachsenden  Druck  der  ausländischen  Ooncurrenz  seit  Ende  der  70  er  Jahre  mehr 
FoTtBchritte  ein,  welche  seit  dem  Ge&  v.  1880,  das  diese  Goncnrrenz  noch  steijsreTte, 
rascher  und  bedeutender  wurden,  besonders  in  Betreff  der  rahrikatinnsfeclmik,  nament- 
lich der  Aosdebnaug  der  Diffusion,  der  Yorbesserung  der  ISiiedcapparate  u.  dgl.  m. 
Die  Zvckerausbeute  wuchs  so ,  die  einzelnen  Departements  zeigten  nach  ihrer  fiaben- 
(*ultur  aber  erhebliche  Unterschiede,  die  alten  lUuptsitze  der  Induitlie,  Nord  und  Pas 
des  (-alais.  kamen  nicht  mehr  so  vorwärts. 

Mit  der  wenn  auch  /.unächst  nur  facultativen  Einftlhrung  der  Rubeosteuer  und 
Steuerfreiheit  der  das  gesetzliche  Minimum  Übersteigenden  Ausbeute,  nach  Ges.  r.  1884, 
traten  dagegen  sofort  und  seitdem  immpr  nmfassender  erhebliche  Veränderungen 
im  Rübenbau  und  in  der  Fabrikatxonstechnik  ein:  einerseits  zuckerrciehert;  Kuben, 
höhere  Preise  dafQr,  Versuche,  bei  der  Lieferung  und  dem  Ankauf  die  Rüben  nach 
dem  Zuckergehalte  zu  bezahlen  —  ein^'  schwierige  Sache,  weil  die  Methoden  zur 
Bestimmung  dieses  (iehalts  bei  der  Anwendung  auf  die  KU.bc  selbst  noch  vielfach 
versagen  und  die  einzelnen  Bttben  starke  Unterschiede  zeigen  — ,  aber  auch  kleinere 
Ertragsmenge  per  Hectare  und  entsprechend  relativ  geringen;  ^lengeu  Fütterungsrück- 
stände;  anderseits  immer  weitere  Ausdehnung  der  Diliasion  au  Stelle  des  Piessver- 
fahrens,  mindestens  continuirliche  an  Stelle  der  hydraxdischen  Pressen,  Verbesserung 
der  Siedeapparate,  Turbinen,  Filtrirnng  und  anderer  technischer  Betriebseinzelheiten, 
vermehrte  .\iiwendung  der  Osmose,  doch  nur  erst  in  einzelnen  Fällen  auch  anderer 
neuerer  —  dem  Osmoseverfabrcn  überlegener  (Claasseu  S.  58  IL)  —  Melasseent- 
znckemngwrerfahren  u.  dgl.  m. 

In  Folge  alles  dessen  lasclic  und  starke  Steigerung  der 
Zuckerausbeute  (in  Proccnten  des  Kü  beuge  wicht!»),  aber  freilich 
auch  bald  ausserordentliche  Zunahme  der  steuerfreien  Mehraus- 
beute zum  Nachtheil  des  Fiscus,  wodurch  allerdings  die 
rasche  Verbesserung  der  Afaschinerie  u,  s.  w.  ökonomisch  erleichtert, 
öfters  wolil  erst  ermöglicht  wurde.  Etwas  haben  durch  Preis- 
ermässigUDg  auch  die  Cousumenten  Vortheil  gehabt. 

S.  die  Berichte  im  Bull.  XVII,  171,  XIX,  404,  XXI,  2flS.  XXIII.  250. 

Abonnirt  waren  schon  im  ersten  Jahre  1884—85  142  von  449  Fabriken,  die 
aber  45  */o  Froduction  darstellten  und  bis  auf  1  alle  die  gesetzliche  Ausbeute 
tibertrafen,  im  Dnrehschnitt  um  *2!M4Vo  der  Stnir  ranschreibnng,  um  22.46  7o  der 
Production;  im  zweiten  Jahro  waren  schon  325  von  413  Fabriken  abonnirt,  die  steuer- 
freie Mehrausbeut»  betrug  81.21  Vu  Production;  im  dritten  Jahre  waren  r<m  391 
d84  abonnirt,  die  genannte  Mehrausbeute  war  auf  36.44  7»  gestiegen. 

S(]!'Mi  ]S*>f)  wurde  amtlich  zugestanden:  „Das  neue  Steuersystem  habe 
alle  VViik  Liiij^en  gehabt,  die  zu  erwarten  gewesen  war en"  (Bull.  XXI,  299). 
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Die  Zuckerausbeute  (iu  raftiiiirtcm  Zucker  berechnet)  war  unter  dem  alten  Steuer- 
system etwa  5.5  %  Durchschnitt,  1SS4 — ^83  bis  1SS6  —  87  bei  den  abonuinen  Fabriken 
7.27,  8.12,  8.87  (in  Somme  9.34.  in  Aisne  9.17,  in  P.  r1.  Calais  nur  8.61,  in  Nord 
S.42),  1887—88  ca.  9.5—9.75%.  Der  Preis  der  Kuben  war  z.  Th.  um  5— 10  7« 
hoher  wie  frQ1i«r,  der  Ertrag  p.Hect.  aber  ?od  35,000  auf  90—31,000  KU.  gesanken. 
Die  Production  hat  sich  zu  Ungunsten  der  Departements  mit  zuckerärmcreii  RüIm^h 
{io  Nord,  P.  d.  Calais,  die  früher  aa  der  Spitze  standen),  zu  Gunsten  derjenigen  mit 
ZQckerrelcberen  (Somme,  Aisne)  etwas  mschoben.  tn  diesen  4  und  2  anderen  Departe- 
ments (Uise  und  Seine  et  Marn- 1  ist  si«-  noch  concrtitrirt.  Dio  Durchschnittsproduction 
einer  Fabrik  hat  sich,  zumal  in  guten  Erntejahren,  um  30  7»  erhöht  (ä.  o.  S.  üTO), 
eine  Richtung,  die  nach  deutscher  Erfahmng  wohl  andauern  wird. 

Freilieh  war  aber  die  Menge  des  als  Ansbotttettberselins^  steverfreieD 

heimischen  Zuckers  schon  in  den  3  ersten  Jahren  des  neuen  Systems  von  39.6  auf 
157.8,  des  französischen  (jotonialzuckera  von  11.1  auf  26.4  Mill.  £il.  gewachsen  und 
die  60  gew&hrten  „Prämien**  beliefen  sich  in  den  8  Jahren  auf  25.4—44 — 72.1  Jßll. 

Frcs.!  (Bull.  XXIII,  256).  Dies  erklärt  die  crwiilinten  neuesten  fiscalischen  Ve.r- 
ändcrnnpren  der  Gesetzgebung,  welche  der  Staatscasse  wieder  einen  Theil  der  erlittenen 
Einbusse  gut  macheu  sollen. 

Einige  bemeilienflwerthe  Daten  seit  1880—1882  eigiebt  noch  die  folgende 
Dehersieht: 


1881->82 

1884-85 

18S6— 87 

486 

449 

S91 

Arbeitstage  roa  Männern  lOUO  .  '.  . 

4975 

3592 

4281) 

Weibern  1000  .    .  . 

708 

436 

440 

„          .,  Kindern  1000  .    .  . 

658 

400 

383 

Vmrb.  Rüben  Mill.  Tonn  

6529 

4557 

4^27 

Rübenpreis,  1000  KU  Fn-s.      ,    .  , 

20.S7 

19.08 

23.97 

liübenertr.  p.  Hect  1000  Kii.  .   .  . 

33.8 

31.2 

31.9 

RQdcat&iide  (pulpes)  1000  Tonn.    .  . 

1572 

120T 

1498 

Preis  dafür.  1000  Kil.  Frcs,     .    .  . 

10.16 

8.61 

7.73 

Fabriken  mit  hydraul.  Pressen  .   .  . 

267 

14» 

53 

„  eontinitirl  

128 

141 

120 

„  DifFusören           .    .  . 

91 

159 

21S 

Verband,  ßäpcries  mit  hrdraul.  Pressen 

93 

61 

35 

„           „       „  cojitiiiuirl.  „ 

91 

24 

23 

„  Diffuäörcn    .  . 

19 

45 

56 

Totaizahl  der  hydraul  Pressen.    .  . 

2623 

1369 

.'7*2 

„        „  cootinuirl.   „  ... 

861 

960 

1214 

2318 

3240 

Inhalt  der  letzteren  Itoctol  

29,525 

53,580 

86,471 

99 

154 

289 

567 

1085 

1884 

Zockerauslieute,  "/o  d<T  Hüben  ,    ,  . 

5.14 

5.99 

8.86 

7.27 

8.87 

„  nichtabonmrten  Fabr.  .    .  . 

5.24 

6.80 

Die  Arbeitslöhne  sind  durchweg;  etwas  herahjregangen,  um  6— 7  7o  —  auch 
beachtenswerth  (Uuil.  XUI,  XIX,  XXLL).  Die  amtliche  Statistik  gestattet  die 
Yerftudeningea  aller  einzelnen  wichtigeren  technischen  Einrichtungen,  Appanto, 
Maschinen  u.  s.  w.  zu  verfolgen.  —  Fortschritte  hat  aiich  die  Qualität  der  ge- 
wonnenen  Zucker  gemacht  Immer  mehr  Fabriken  haben  sich  technisch  in  den  Stand 
gesetzt,  Raffinaden  and  Gandis  sowie  anderen  Zni^or  von  98%  und  darüber  zn  er- 
zeugen. Eii;ene  ^.raperies"  (Entäaftungsanstalten),  getrennt  und  mehr  oder  weniger 
entfernt  von  der  l'abrik  gelegen,  zu  der  ^'w  g'ehftren,  sind  Frankreich  eig:enthumlieh. 

Die  Consumiion  hat  sich  in  den  Jahren  1884 — 87  auf  i.  D  428,5  Mill.  ku. 
erhöht,  ca.  11.2  per  Kopf,  also  seit  der  Mitte  der  70er  Jahrs,  wo  sie  ca.  262  Mill. 
Kil.  oder  per  Kopf  ca.  7  Kil.  war,  allerdings  wieder  stark  zugenommen.    Die  Gcsetz- 

gebnng  von  1884  kam  auch  in  ihrer  Wirkung  schliesslich  auf  eine  Ermässigung  dos 
teveisatxeB  um  'A— Vs  hinaus,  wenngleich  es  fraglich  bleibt.  Inwieweit  das  in  dsn 
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Preisen,  .ilso  fUr  die  Consumcntcn,  sich  ausgedrückt  hat.  Die  Betlieilig-nnu;  di  r  l'ro- 
ductionsländer  an  Versorgung  des  Consums  crgiebt  sich  aus  den  oben  S.  (iTO 
>iig«fe!»enen  Zahlen. 

Den  Steuercrtraj^-  (incl.  ZOlIc,  etwas  abweichend  —  o.  S.  667  —  von  Faur 
p.  125,  im  BuU.  XIX,  279  f.  Iäb4  und  1SS5  mit  170.7  und  171.6  Miil.  angegeben) 
hat  die  Gewfnnang  der  stenerfreien  Mehranslieüte  bei  RObenzneker  nnd  die  Getrährang 

der  bedeutenden  Abrerlmung  bei  CoJünialzucker  wieder  erheblich  vermindert,  18S6 
auf  133.S  («»2.2  inn.  Steuern,  42.6  Zöllr).  l^ST  fprov.)  atif  120.1  (bez.  s!.<j  unJ  33.3) 
MiU.  Frcs.  Ein  solches  Ergebniss  drängte  unter  irauzüsiscben  FinaiuvcrhiUtnissen 
nothwendig  auf  Massrcgeln  zur  Wiedererhöhungf  der  Einnahmen,  wie  die  getrofienea, 
hin.  Der  Erlrag-  der  ermässigten  ZnrkerstoiK^r  zur  Znckcnmg  der  Weine  ist  liier 
iubegrilicn  (ISSÖ  17.2  Mill.  Kil.  mit  3.44  Mill.  I  rcs.  Ertrag).  -  Uaffinirtcr  Zucker 
for  CoTsica  zalilt,  nebenbei  boneilct,  nur  20  Frcs.  per  100  Kil.,  d.  b.  den  halben 
Satz.  —  GUcoae  bringt  ansserdein  noch  2.6—2.7  Mill.  Frcs.  jetzt  ein. 


bb)  Einrichtnng  der  Znckerstener. 

S.  für  dio  frühere  Zeit,  bis  IS'^^,  Yig:nps  tind  Elork,  dirf.,  Art.  sucre;  ge- 
naueres in  Olibo  a.  a.  0.  Hauptgesetze  und  Decr.  v.  1846  und  1852  (0.  S.  6G0), 
auch  Ges.  t.  7.  Mai  1864,  29.  Jnli  nnd  SO.  Dec  1875,  29.  Jnti  1680:  fftr  die  neueste 
Zeit  bes.  Decrotr-  r.  ?,].  Juli  18S4  (Bull.  XVI,  253)  und  r.  25.  Aug.  I^ST  (Bull.  XXII, 
229).  UeW  die  Controle  der  ZusoUung  von  Zocker  zu  Wein  und  Obstwein  vor  der 
Gährong  zn  ermSssigtem  Satze  (Ges.  v.  29.  Mi  1864  Art  2),  das  Decr.  v.  22.  JaU  3885 
(Bnll.  XVIlt,  2GiiV  Die  (jruntl.säfze  des  Ex*'i(  ii  der  Versenduugscontrole  u,  s.  w. 
sind  dieselben  wie  auf  anderen  Gebieten  der  franzi»sischen  indirecten  Besteuerung,  so 
bei  den  Getränken,  in  der  Anwendung  modificirt  nach  der  Technik  des  Gewerbes  und 
nach  den  sich  nach  Ict/ti  r<'i  mit  richtenden  Besonderheiten  der  üeberwachiingsaiif- 
gaben.  8.  daher  oben  §.  262  ü. 

§.  270.  1.  Ueberwaehung  der  Fabriken.  Das  bia  1884 
bestehende  System  der  Fabrikat- ,  bez.  Halbfabrikatbestenemng 
braebte  es  schon  an  sich  und  vollends  in  seiner  practischen  Dnrch- 
ftthruDg  —  mittelst  der  Saftmessung  und  der  Feststellung  der  end- 

giltigcn  Mehrausbeute  darilber  hinaus  —  mit  sich,  dass  dci  ganze 
J'aij  i  i  Iv  ationsprocess  von  Anfang  an  \m  zum  Sehluss,  d.  h. 
bis  zum  Ausgang  der  Zucker,  Syrupe  und  Melassen  aus  der  Fabrik, 
bei  den  inlUn diachen  Zuckerfabriken  (für  Rliben-  und 
Stärkezucker)  einer  strengen  und  beständigen  Ueb erwachung 
in  den  tiblichen  Formen  des  französischen  Exercice  unterliegen 
musste. 

Daher  für  Fabriken  der  Licenzzwang  (50  Frrs. ,  seif  ISTl   100  Frcs. 

jährlich),  die  Dcclaratiouspflicht  bezüsrlich  dtr  Angaben  über  ciic  ^^anzc  Ein- 
richtung der  Fabrik,  ihre  technischen  Apjiaiate  n.  a.  w.  uiul  Jie  weitere  vor 
jeder  Cainpagnc  bezüglich  des  tcchniscli  eii  A  orfalirens  und  tb  i  A  rbe i l.s / e i f . 
sowie  die  Verpflichtung,  vorgeschriebene  und  controlirtc  Register  über  die  einzelnen 
Operationen  nnd  deren  Ergebnisse,  Uber  die  Mengen  nnd  Arten  der  ge- 
wonnenen rroducte  zu  führen  u.  dgl.  m.  T>ic  Stiii  erbearatnn  hahon  dann 
entsprechende  Zutritts-  and  Controirechtc,  können  auch  während  der  Bctriobs- 
zeit  in  der  Fabrilc  dauernd  instalürt  werden.  Sie  haben  die  Apparate  und  die 
Opi  iiitioiiei»  zu  uberwachen,  einige  der  letzteren  diirfen  nur  in  ihrer  (iegenwart  voll- 
zogen werden.  Ueber  die  Production  winl  amtlich  Buch  geführt  und  am  Anfang 
und  Schlnss  der  Caupagne  ein  Inventar  aufgenommen.   Dabei  constatirte  Fehl- 

A.  Wagner,  FiaaunriaMiuchaft.  III.  44 
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menp-.-Ti  g-pjfn  rlas  Ans1)fnit<'miriiinTim  sind  im  Princii)  stencrptlirhtii^.  nbcii-^n  liir-rh.'-i 
cniiittelte  Mcluaiisljiniteii       u.).    \frsti>.  kto  Mengen  ii.  <li;l.  wcrdiui  hesrhlnsriialiint. 

An  diese  RestininuiDgen  über  das  Exercice  reihen  siili  weitere 
über  die  Einrichtung  der  Fabrik,  um  Unterschleife  verhüten 
zu  köuDen,  and  Uber  den  Verkehr  mit  Zucker  und  zuckerigen 
Stoffen  an. 

S'i  fl.irf  eine  Fabrik  keine  inner«'  Yerbiudang^  mit  frfin'Jen  Hänsern,  nur  einen 
{;cwi)hnlicli  oHcaen  Haupteingang  haben,  die  Fenütcr  inu^scii  in  vorgeschriebener 
Weise  vergittert  sein.  Heimischer  oder  fremder,  fertig*  r  oder  anfeitiger  Zucker, 
Synip,  ■^Tclassc.  darf  nicht  von  andr-rswn  in  di.'  Fabrik  gebracht  werden,  falls  diese 
nicht  gleichzeitig  Kaffiuiraitötalt  ijit.  Ais  Kegel,  welche  aber  einige  Ausuahmea  er- 
leidet, gilt,  wie  bei  den  Getrilnken  (S.  648),  dass  jede  Versend ung  von  Zacker  n.  9.  w. 
angezeigt,  steucramtlich  gepriift  und  in  it' wissem  örtlichen  Umfanu  fiiin- ilialb  des 
Arrondissemants,  in  dem  eine  Fabriti  liegt,  und  der  diesem  Arrondisscment  beuachbarteu 
Cantone)  unter  Regl  e  it  seh  ein  in  Form  eines  acqnit-ä-caution  (S.  649)  gehen  mnss. 
Auch  sonstige  Formalitäten  (Zeit,  Verpackungsart)  sind  für  die  Versendung  angeordnet. 
Die  Steuer  ist  im  Princip  bei  dem  Ausgani?  des  Zuckers  aus  der  Fabrik  lallig.  Doch 
bestehen  einige  öffentliche,  dem  Staate  iiehörende  Entrepots  (Paris,  IJlle),  in 
denen  det  Zucker  einitweilen  stcuerfcet  ^agert  werden  kann ,  sowie  Gewährung  von 
Stenerrrediten  gegen  Sichersteilans  ftlich  hier.  Fictivc  £ntreput8  („ä  domicile'*) 
sind  bei  Zack<;r  au!!«!;eschlossen. 

Zur  Vervoll-stündiguu^-   eines   solchen  Ucberwacbungssystems 

hätte  aller(lin<?s  wohl  von  Aulaug  au  die  Unterstellung  auch  der 

IIa  11  i  ne  rieen  unter  das  Exercice  gehört,  um  den  Rohzuckerbezug 

zu  coiitroliren.    Rci  diesen  ist  aber,  wie  oben  schou  bemerkt,  erst 

nencidiiigs  eine  Ijcssere  Ueberwacliinig  erreiclit  worden. 

Dabei  muss  l)esonücrs  der  Eingang  von  iiohzuci»er  und  der  Ausgang  von  lial/i- 
nade  bei  jeder  Anstalt  Oberiracht  werden.  Bezügliche  Declarationspflichtcn  speciet! 

für  den  Eingang  der  ursprilng-Iirb  nur  bi  rcits  versteuert.  spiUrr  nach  dorn  Sypteni  d.-r 
„zeitweiligen  Zulassung''  auch  ciastwcilcii  steuerfrei,  unter  Sicherstelluog,  zu  b(;ziebcudcu 
Rohzucker  bestanden  der  Gontrole  halber  auch  schon  froher.  Im  Princip  ist  auch 
Iiii  r  die  Sti  llt  r  1h  im  Ausgang  der  Raffinade  aus  der  Fabrik  fällig,  wenn  der  l\oh- 
zucker  unversteuert  bezogen  war.  Die  üeberwachung  ist  um  so  leichter,  da  die 
Raffinerie  in  wenigen  Gross- Anstalten  (jetzt  10)  concentrirt  ist.  Aber  das  Exercice 
bei  den  Raffinerien  macht  allerding-s  nacTi  der  Technik  des  ganzen  Bt-.triebs  viel  grössere 
Schwierigkfit-'ii  al^  bei  den  TJobzuokcrfabriken.  S.  Uber  difs>'  Fra-je  und  die  Ver- 
handlungen betr.  die  Einiulirung  des  Exercice  li>Tl  If.,  1S75  Arne,  taiit>>  de  douanes, 
Pai:.  1876,  II,  830  fP.,  S68  fL 

.§.  271.  2.  BesteuerungBinethode.  Hier  ist  yornemlich 
die  Zeit  vor  und  nacb  dem  Oesetz  yod  1884  zu  unterscheiden. 
Doch  sind  aueh  in  der  ersteren  bei  der  Durchführung  der  im 
Ganzen  beibehaltenen  Methode  Yerändemngen  erfolgt 

a)  Die  ältere  Methode  (bis  1884).  Von  Anfang  an  und 
bis  1884  war  die  inländische  Zuckerbestenerung  als  Fabrikat- 
bezw.  Halbfabrikat-  (Rohzucker-)  Besteuerung  gedacht. 
Die  V'ervvaltung  musstc  also  bemüht  sein,  das  gewonnene  Pro- 
tin t  t  uacli  seiner  Menge  und  Art  (Zucker  nach  den  verschiedenen 
Vcriirbcitunii-sstul'en,  als  Rohzucker,  llaliiuade,  Candis  u.  s.  w.  und 
nach  der  Qualität  oder  Sorte,  dem  Zuckergehalt,  Syrup,  Melasse) 
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festzustellen.  Daranf  hatten  auch  die  Controlen  hinauszugehen. 
Kan  wählte  nun  zn  diesem  Behnfe  zunächst  den  Weg  der  sog. 
Saftbesteuerang,  indem  man  aus  der  Menge  und  Dichtig- 
keit des  Zuckersaftes  vor  der  Scheidung  mittelst  des  sog.  Dichtig- 
keitsmessers (Densimeters)  ein  stenerpflichtigesMinimum 
der  Ansbeate  an  Zacker  einer  bestimmteu  Type  aus  den  Rüben 
festzustellen  suchte.  Alsdann  erfolgte  aber  zur  Cori  c c tu r  dieses 
Ergebnisses  erst  die  i;enaiie  Feststcllimg  der  eventuell  dieses  Mini- 
mum Uberscbreitentlen  Zuekerprortuction  durch  die  schon  erwähnte 
steueramtliche  Buclit  iihrung  und  In ventar i sirnng  vor  Re- 
ginn und  am  Schluss  jeder  Catnpagne.  Das  also  ( orrigirtc  ICrgeb- 
niss  der  Saftbesteueriing  wurde  der  Berechnung  der  Steuerscliuklig- 
keit  der  Fabrik  zu  Grunde  gelegt.  Die  Steuermethode  war  also 
zunächst  nur  luiminell  die  der  ( H  a  1  b -)  F a b r i  k  a t stener,  indem 
die  »Steuer  nach  Menge  und  Sorte  des  l'roducts  bloss  bemessen 
wurde,  eigentlich  war  es  die  einer  modificirten  Saftsteuer. 
£iue  reelle  Fabrikatsteuer  entstand  daraus  erst  durch  die  an- 
gegebene Correctur. 

S.  Ge«.  V.  Mr\i  1  Art.  7:  die  Steucraiischrfihnngrcn  - rli,irf^'?>;i  li-M-ii  lm,! 
im  Miiiimuiu  nach  Menge  und  Diclitij^keit  des  der  ScheiJuiiir  imtLiwürtcucu  Üalu  im 
Vcrhältniss  von  1400  Gramm  Zucker  i  ^^^te^  Type  auf  100  Lit.  r  Saft  und  jeden  Grad 
des  Densimeters  über  100  (Dichtigkeit  dos  Wassers)  vor  der  Scheidung  bei  Temperatnr 
?on  15*'  C,  wobei  Brücha  auter  '/^  Grad  reraachlässigt  werden.  Das  Saftrolumcn 
wird  nach  dem  bbalt  der  Kessel,  unter  Abzog  fon  10*/o.  berechnet.  (S.  Dürch" 
ftihrunp:  daiiarh  In  i  Olibo  III,  2r,r? ,  Kegl.  v.  1S52,  Art.  S,  0,  Olil-o  p.  293.  Er- 
läuterung bei  V.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  124  If.)  Die  angenommene  (iramui- 
Zalil  hat  gewechselt  Im  Ges.  r.  19.  Juli  1880,  Art  21,  ist  der  Ansatz  aaf  1200  Gmmin 
raff.  Zn<äeTS  für  das  Hectoliter  hestimmt  voiden. 

Als  Saftsteuer  hat  diese  Steuermethode  die  jener  anklehen- 
den  Mängel,  vor  allen  den,  dass  ans  der  Saftdichtigkeit  nicht 
sicher  und  nicht  gleichmässig  auf  den  Zuckergehalt  geschlossen 
werden  kann,  —  Zuverlässigkeit  des  Densimeters,  Sorgfalt  der  Be- 
obachtung, Integrität  der  Controlbeamten  seihst  vorausgesetzt, 
Voraussetzungen,  welche,  zumal  früher,  auch  nicht  immer  zugetroffen 
sein  sollen.  Auch  wirkt  die  Saftsteuer  nicht  gleichmässig  auf  die 
Besteuerten  und  veranlasst  unter  Umständen  nnökonomische  Be- 
triebs>opeiationen.  Ohne  liiu/ntnlt  der  scharfen  1j et riehs con- 
trolen nüttclst  des  Excrcice  und  schliesslich  der  Verse ii du iigs - 
controlc  und  insljesondere  ohne  die  Correctur  durch  die 
Bestandanlunhinen  würde  die  Saftsteuer  mit  durchsclinittlich 
massigen  Ausbeuteuiiuimis  vollends  im/nreicliend  l)leiben.  Die  Er- 
gänzung dieser  Steuermethode  nach  diesen  Seiten  war  also  fiscalisch 
ganz  folgerichtig. 

44* 
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Wns  in  Kanfinann's  Darstellnng,  ZuckorifHlustnc .  S,  120,  nicht  recTit  erkannt 
wird.  (Unriclitig  hier,  dass  geriit^^ere  Ergebnisse  bei  der  Üontrole  Nachlässe  bedingteD. 
Die  Fohlmengen  sind  steuerpflichtig  nach  Ges.  r.  1846,  Art.  8,  doch  Innn  dnreh  den 
Finanzmiiiister  eine  Befreiung  erfolgen.  Decr.  v.  7.  Jan.  ISfiO,  Art.  1,  Olibo  III, 
2G4.)  S.  die  Kritik  der  Saftsteuer  von  J.  Wolf,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B,  38,  S.  309. 
Wenn  man  die  Ausbeutcminiuia  bei  der  Saftsteuer  nicht  zu  hoch  ansetzt  und  dann 
Abonnemente  gewährt,  bei  denen  die  Mehrausbeute  steserfirei  Udht,  wie  in  Frankreich 
itarli  .1.  Ges.  V.  23.  Mai  I8«i0,  so  l:\\\n  die  Saftsteuer  einigcrmasscn  illmlich  wie  die 
Kohstollkteuer  oder  wie  eine  aml  r<'  l'auschalirungssteiier  wirken,  nämlich  gewisse 
technische  Fortsein irte  prämiirend.  Doch  waren  die  Erfalirungen  in  den  irenigea 
Jahren  <1  s  P.  >steli<  ii3  dieser  Einrichtung  nicht  günstig,  dio  letztere  kam  nur  einigen 
Gegeuden  mit  zuckerreicherer  KUbe  za  Gate.  So  gab  man  sie  1864  ^Gcs.  v.  7.  Mai, 
Art.  4)  wieder  auf  (Olibo  Tlt,  239,  Wolf,  Finanzarch.  HI.  60).  Vor  der  Reform 
V.  18si  dachte  man  wieder  an  äu-'so.  S  iftsteuer  mit  Abonnements,  gab  abi  r  dann  doch 
der  Kübensteoer  den  Vorzug  (Wolf,  im  finanzarch.  III,  ö2,  der  AgricuJtarrath  hatte 
sich  für  die  Saftstener  als  weniger  rerolationirend  wfAend  orklärt).  U^r  di«  Be- 
triebsc<iiitr(il<'  und  dio  Itivi-ntarisirungen  u.  s.  w.  bes.  JJeglem.  v.  1,  Sept  1852,  bol 
Ulibo  III,  2bb  IL  zur  Ausfahrang  des  Decrets  v.  27.  März  lSä2. 

Jene  Correetnr  der  Ergebnisse  der  Saftstener  dorch 
die  Betriebseontrole  enthält  aber  eine  nene  schwierige  Anf- 
gabe,  nämlich  die  Zuekersorten  nnd  Qualitäten  richtig  fest- 
zustellen, nm  die  nach  diesen  besümmten  Steuersätze  anztilegen 
nnd  die  Mengen  und  Arten  der  Producte,  welche  die  Inventaiisirung 
ersieht,  mit  den  Anschreibungen  und  vorläufigen  Belastungen  nach 
der  Saiipiobe  zu  \ ergleichen.  Hierfür,  sowie  für  die  Verzollung 
und  die  Berechnung  der  A  u  s  1' n  h  r  v  e  r g  ü  t  u  u  g  e  n  für  Raffinade 
bediente  mau  sich  des  (ursprünglich  holländischen)  Systems  der 
Classification  der  Zucker  nach  der  Farbe.  In  der  Anwendung 
dieses  Systems  trat  aber  die  Vereinfachung  ein,  dass  man  je  eine 
Anzahl  dieser  sogen.  Farben  typen  in  Eine  KateG;one,  zu  einer 
Normaltype  zusammenzog,  nach  letzteren  Typen  die  Steuersätze 
und  die  Umreehnuni;szahlen  zwischen  Raffinade  und  Kohzucker 
hcstinimtc  nnd  jede  vorkommende  Zuckerqualität  auf  ihre  Type 
zurückführte.  Hierdurch  wurde  die  Besteuerung  des  einheimischen 
Bttbenzuckers  wie  die  Verzollung  des  Colonial-  und  fremden  Zuckers 
also  wieder  in  eigenthümlicher  Weise  modificirt  Die  „Fabrikat- 
Steuer"  nahm  die  Gestalt  einer  Steuer  nach  solchen  Typenclassen 
an,  ihr  „Qnalitätssteuerfuss"  ward  von  vornherein  vielfach 
ein  nogenauer,  da  jede  Type  Zucker  verschiedenen  Gehalts  nm- 
fasste,  der  Steuersatz  also  höher  fOr  Sorten  an  der  Untergrenze 
der  Type,  niedriger  für  die  an  der  Obergrenze  war.  Dies  fährte 
unvermeidlich  zu  üscalischen  Bcnachtbeiligungen,  auch  zur  Hin- 
drängung  der  Zuckerproduction  in  einseitige  technische  und  damit 
Öfters  nnökonomische  Richtung  und  zur  Verwandlung  der  Aus- 
fuhrvergfltiingcü  in  Ausfahrprämien. 
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Die  Bestimmangen  Uber  die  Zahl  und  Grenzen  der  Typen  liaben  ^evecLselt. 

Im  (las.  V.  3.  Juli  1S40  wurden  3  Typen  f.  IJolizuclver  uiit  rsi  hi.  <lon ,  irit  4  Steucr- 
stufcn;  für  die  erste  Type  und  Nuancen  darunter,  zwischen  der  crütcn  und  bis  zur 
zweiten  Type  incl.,  Uber  der  zveiten  und  bis  zur  dritten  Ind.,  Ober  der  dritten, 

danach  25— 27.75— 30.50  -3:i.2ü  Frcs.  f.  100  Kil.;  mit  letzterer  Katof?orie  ghäch- 
gestdit  Zacker  in  Broten,  geringer  als  Meiis  (oder  quattre-cadsous) ;  endlich  ah  eine 
fünfte  Classe  Melis  n.  s.  w.,  auch  Oandis  zn  36.10  Frcs.  Veränderungen  der  Claääi- 
lication  und  Steuersützc  1851,  1S52,  18G0,  1SC4.  Das  (J-  s.  v.  7.  3Iai  1SÜ4  unterschied 
»  Ivohzucker  'y'<\"i\  Trsprungs  in  zwei  Clnsscn,  tinter  Xo.  i:;  n.it  IJ  Tivs.,  Nr.  1'!  bis 
incl.  20  mit  Ii  Frc». ;  aussenldti  dem  rafiiuiift  u  ahuliclicu  yjoudrca  bianchesj  über 
No.  11(1  mit  45  Frcs.  Steuer,  im  i  il  uir].  und  aus  den  französ.  Colouiecn  mit  47  Frcs. 
Dieselbe  Classification  auch  in  den  Tarifen  nach  dem  Kriege,  1*<71,  1872. 

Die  internationale  Zuckcrcouvcution  ?oü  1Sü4  legte  ihren  Bestimmungen 
ebenfalls  die  Classification  nach  der  Farbe  zu  Grande.  rrovi»orisch  wuiJou  als 
Minima  des  Ausbringens  von  Zucker  beim  Raffiniren  4  Clausen  anficjct/t:  auf  je 
100  Kil.  hell.  Type  18—15  die  1  Cl.  mit  S7  7o  raff.  Hutzucker,  Type  11  — K)  dio 
2.  CJ.  mit  85 7o'  l'VPc       "       ^-  ^  81,  unter  7  die  4.  Cl.  mit  70,  wobei  die 

Zwisclicnsortcn  zwisclicn  2  Classen  zur  unteren  gehören  sollt-  ii  (  Art.  1  d.  ConFention 
V,  s.  Nov.  I^Gl.  Darüber  Circ.  v.  25.  Juli  1865,  Preuss.  Hau. I. -An  Ii.  I^nn.  T,  2^2). 
Darauf  wurden  in  Köln  practische  Versuche  von  einer  Commission  der  Conventions- 
mäcbte  angeetellt.  wonach  dann  fttr  die  gen.  4  Classen  als  Äusbiingenspiocent« 
normirt  wurden:  f»l.  S<2.  so,  t'>7  (Declar.  v.  20.  Nov.  1860,  Prcuss.  IIand.-Aicli.  1867, 
I,  2'S'ö).    Uebcr  die  Wiiiungen,  v.  Kaufmann,  Zuckerind,  S.  131. 

Das  Oes.  V.  30.  Dec.  1875  unterschied  in  den  Artikeln,  welche  bei  Sicht- 
ratification  der  neuen,  am  11.  Aug.  1875  zu  Brüssel  abgeschlossenen  Convention  in 
Geltung  traten,  2,  bezw.  3  Classen  für  den  Verbrauchssteuer  zahl 'mli  ii  Zucker, 
4,  \>tiiw.  5  für  den  zeitweilig  in  den  ßafliaorieen  zugelassenen,  behufs  Ausfuhr  der 
UafUnadc  (s.  o.S.  669,  Oli bellt,  223,  224).—  Der  znr  Ausfuhr iMmmendefiauizöe. 
Kob/.ackcr  war  stcoerfrei  (Gcs  r.  23.  Mai  1860,  Art.  8). 

Der  besondere  Mangel  jeder  ClaBBÜieation  der  Zneker  nach 
der  Farbe  liegt  in  der  Unsicherbeit  des  Sebluases  aus  der 
Farbe  anf  den  wirklieben  Znokergebalt,  speciell  auf  den 
Gebalt  des  Rohzuckers  an  krystallisirbarem  Zucker.  Ausserdem 
ist  eine  ktinstlicbe  Dunklerförbung  des  Zuckers,  um  den  Steuersatz 
zu  ermässigen  oder  die  Ausfnbrvcrgütung  zu  erböbeui  ebne  wesent- 
Itcben  Nacbtbeil  und  ebne  Ekiflnss  auf  den  Zuckergehalt  auszn- 
fttbren. 

S.  J.  Wolf,  Tttb.  Ztschr.,  B.  38,  8.  317,  naeh  Gnnning,  über  Saccliarinietrie, 
Berl.  1875.  Auch  v.  Kaufmann,  Zuckeritid.  S.  131  IT.,  wo  auch  noch  lLs  Uebel- 
stands  gedacht  wird,  dass  die  der  Einschätzung  za  Grande  liegenden  Kormalmuster 
Bich  allmSUg  selbst  verftndem. 

Diesen  Schwierigkeiten  und  Uebelständen  hat  die  franzö.^ische 
Gesetzgebung  dadurch  zu  begegnen  gesucht,  dass  sie,  nach  einem 
schon  früheren,  aber  bald  wieder  autgegehenen  Versuche,  die 
sac charimetrische  UntersuchuDg  stntt  der  Farbentypen  der  Be- 
steuerung zu  Grnndc  zu  legen  (Ochci/.  vom  13.  Juni  1851),  die 
Verwaltung  crmuclilij;te,  in  Zweitelsfiillrii ,  wenn  die  Nuance  des 
Zuckers  seinem  wirklichen  Zuckcr^j:elialic  niciit  zu  entsprechen 
schiene,  eine  amtliche  Prüfung-  nach  den  .saccliarimetrischen 
Proceduren  zu  yeranlasseu.   Bald  wurde  dann  dies  Verfahren  all- 
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gemein  augewandt,  wenn  Zacker  vom  Fabrikanten  nicht  ttber 
Type  20  von  vornherein  dedarirt  worden  waren. 

Guäet2  V.  29.  Juli  iblb,  Art.  Ü  und  iic&cU  v.  äO.  Dec.  ]b7o.  Diu  dabei  au- 
gewandte Specialmethode  ist  die  sogen,  optische,  mittelst  des  Polarimeters 

(s.  \Vai,Mi.  r,  dum.  Technol.,  S.  504).  S.  dir  Durchtuhruüg  bei  Olibo  III,  223  iV. 
Der  Fabrikaot  hatte  das  Kccht,  wenn  der  Zuckergehalt  nicht  mit  der  Nuance  überein- 
stimmte, denselben  zu  declariren.  Bes.  bei  Verdacht  künstlicher  Färbung:  wurde  die 
saceharim.  Dnteisnchung  wichtig^.  In  Hauptsitzen  dar  Zudierindustrie  wurden  Unter-  ' 
siichTjngsbureanx  cingrcrichf*  t,  in  P.Tris  ein  Centraibureau,  an  welche  die  erforderlichen 
Proben  geschickt  werden.  au».h  Ges.  v.  19.  Juli  18SÜ.  Art.  IS.  Bei  der  Um- 
rerliiiuiig  von  liohzucker  auf  Raffinade  werden  dann  das  Ausbringen  nach  der 
prtliiriiiic'trisclien  Aiutly.-':'  veranschlagt  und  fm-  tliu  Nir-htztirkr-'r-BestariJtlieile,  welche 
das  Krystaliisircn  hinderu,  Abzüge  gewährt,  wie  früher  schon  bemerkt  wurde  (S.  669) ; 
für  Glacosebestand  das  2  fache«  für  Aschenbestand  das  4fkche  (Mher  5  fache),  bddcä 
wohl  za  hoch.  S.  Wolf,  Tab.  Ztschr.,  B.  88,  S.  318«  664. 

Aneh  diese  PrUfungsmetbode  ist  indessen  mit  wesentlicben 
Mängeln  behaftet,  die  sich  bisher  nicht  beseitigen  liessen.  Ihre  Ergeb- 
nisse sind  nieht  genügend  sicher,  die  Coefficienten  ftlr  die  Abrechnung 

der  Nichtzuckertheile  sind  ebenfalls  nicht  allgemein  genan  bestimm- 
bar nnd  gleichmässig,  die  angenommenen  beruhen  auf  Muthmassung 
und  sind  wahrscheinlich  immer  noch  zu  hoch,  also  für  den  Fiscus 
zu  ungünstij^^  und  störend  für  gleichmUssige  Besteuerung.  Auch 
lassen  sich  künstliche  ßeimischuugen  von  Nichtzncker- Stoffen 
machen.  Endlich  ist  die  Methode  in  der  Praxis  .schwierig  anzu- 
wenden, so  dass  man  sie  auch  deswegen  als  nicht  geeignet  zur 
detinitiven  Beibehaltung  bezeichnet  hat.  Die  i.  J.  ^^enig^stens 
bei  der  inländischen  Zuckerbestcucning  erfolgte  Aenderuug  ist 
durch  solche  Erwägungen  untcristiizt  worden.  Ein  Fortschritt  war 
es  aber  immerhin,  duss  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1880  von  der 
Tarifiruug  nach  C lassen  zu  derjenigen  nach  dem  wirk- 
lichen Zuckergehalt  auf  Grund  der  characterisirten  saccbari- 
metriseben  Analyse  übergegangen  ist. 

S.  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  38,  S.  318,  «64,  nach  Gonning  s  obengenannter 
Schrift.  Das  saccharimetrische  Problem  ist  schon  :\h  wi^si  nschaftliches  ein 
schwierigem,  dio  Benutzimg  der  saccharimetr.  Methode  für  die  Praxis  vollends  nur 
bedingt  znlissif . 

§.272.  b)  Die  neue  Besteuerungsmethode.  Die  durch 
das  Gesetz  von  1884  eingeführte  eigentliche  K ü  b  e  n  besteuening 
ist  natürlich  auch  für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuer  von  ent- 
scheidender Bedeutung  geworden.  Die  Saftsteiier  wurde  dadurch 
beseitigt,  zunächst  in  den  alxmnirteu  Fabriken,  seit  1.  Sept.  1887 
allgemein.  Die  bisherigen  Controlen  konnten  geändert  werden,  an 
ihre  Stelle  trat  eine  um  so  sorgfältigere  Controle  der  Einbringung 
von  Kilben  in  die  Fabrik  und  des  KObengewicbts.   Jene  Controlen 
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hätten  selbst  grossentbeils  fortfallen  können.  Ihre  Beibehaltung 
hatte  jedenfalls  bei  streoger  und  folgerichtiger  Durchitihi  uiig  der 
Rubensteuer  in  der  Regel  keine  direct  tiscalische,  stenertechnische 
BedciitiiDg  mehr,  sie  boten  indessen  das  Mittel  zur  Ergänzung  der 
RUbencontrole  und  dienten  ausserdem  zu  statistischen  Ermittlungen, 
welche  auch  für  die  Verwaltung  werthvoll  sind.  Seitdem  dann  die 
zunächst  steuerfreie  Mehrausbente  an  Zucker  liber  das  gesetzliche 
Miuimalausbringen  hinaus  wieder,  wenn  auch  nur  zu  einem  mässigeu 
Satze,  mit  versteuert  und  nach  ihrem  Betrage  die  Quote  des  steuer- 
freien Abgangs  beim  französischen  Colonialzucker  bemessen  wurde 
(S.  674),  war  die  genaue  Ermittlung  des  Betrags  dieser 
Meh  rausbeute  wieder  tisealisch  geboten  und  mussten  dafür  die 
Betriebs-  und  die  Verseudungscontroie  wie  bisher  verbleiben. 

Bei  der  neuen  Steuermethode  ist  femer  die  bei  der  Fabrikat- 
steuer mOgliehe  elnfaehe  Freilassung  des  zu  exportirenden  Rob- 
zuekers  von  der  Steuer  —  er  ging  zu  diesem  Behuf  unter  Begleit* 
sehein  (acquit-ärcaution)  an  das  Grenzzollamt  —  nieht  mehr  aus- 
ilihrbar.  Es  muss  vielmehr  eine  Ausfuhrvergtltung  aoeh  für 
den  Rohzucker  festgestellt  werden.  Diese  wird  freilieh  hier,  wie 
bei  Raffinade  zu  hoch,  wenn  sie  einfach  gemäss  der  gesetzlichen 
Minimalausbeute  an  liaftinade  aus  den  Rüben  bestimmt  wird.  Aber 
auch  in  diesem  l  alle  setzt  sie  bei  der  Anwendung  auf  Rohzucker 
erst  eine  Umrechnung  des  Steuersatzes  für  raftinirten  auf  den  liir 
Rohzucker  voraus.  In  diesen  Fällen,  wie  auch  bei  den  Einfuhr- 
zöllen rauss  daher  zur  Feststellung  des  Zuckergehalts,  insbesondere 
der  Rohzucker,  die  sac e h ar i  metri sch c  Untersuchung  bei- 
behalten werden,  wie  das  auch  in  Frankreich  geschehen  ist. 

In  diesen  Punctcu  ist  die  frühere  (jeäet2|^bling  ia  Kraft  geblieben,  bpccii  11 
Art.  IS  des  Ges.  v.  ISSO.  S.  die  Tarif bostimmiinyen  des  Ges.  v.  18S4  oben  S.  673. 
Daui  Nalicre  der  Controlc  bei  der  liiibcustcucr  bcsliuiiui  da»  Decr.  v.  31.  Juli  ]884 
(BnlL  XVI,  253,  im  Aus/.ui?  iMji  Wolf,  Finauzarcli.  III,  54),  eig&DZt  durch  das  Decr. 
V.  25.  Aug.  18S7  (Bull.  XXll,  229).  Die  Controle  betriflt  rornemlich  die  WnA?:t- 
ap parate,  die  amtlich  geprüft,  mit  aatomatischciu  Zählwerii  verseheo,  gegen  willkür- 
liche Beeinflaarangen  geschätzt  sdo,  zu  dem  Zweck  Hinrichtungen,  Schlosser  n.  dgL  m. 
haben  müssen,  zu  denen  die  Verwaltunji;  die  Schlüssel  in  der  Hand  hat,  Siosjfcl  an- 
legen darf  u.  s.  w.  (spec.  Vorschriften  im  Decr.  v.  lS8i);  ferner  die  Zugänge  zur 
Waage,  die  gegen  geheimes  Einbringen  von  Rttbem  zur  Verarbeitung  geschützt  ond 
so  beschallen  sein  müssen,  ilass  ilor  Controlbcamtc  ?on  SL-ineii.  Platze  aus  die  Waage 
gut  übersehen  kann.  Die  Yerwicgungeu  geschehen  in  Miniualmengen  von  5U0  Kit, 
die  Beamten  führen  Buch  darüber,  nach  den  Aufzeichnungen  wird  tftglich  die  Fabrik 
gemäss  den  gesetzlichen  Keductionssätzen  belastet.  Die  Fabrikanfon  müssen  mindestens 
1  Muw.it  vor  Beginn  der  Arbeit  der  Controlbehördo  den  Plan  iks  W'aaf^eapparatcs 
und  (li-r  ganzen  Einrichtung  der  Fabrik  einreichen,  die  IlerstelluDg  d<  r  Waage  muss 
mindestens  1  Monat  vor  Beginn  der  Arbeiten  beendigt  sein,  ohn  -  vorgangige  Anzeige 
und  Zastimmang  der  Clontiolbehl>rde  darf  weder  m  Waage  uoch  EinricbtUDg  der 
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Fabrik  etwas  verSadert  verdea.  Die  Fabrikanten  müssen  auch  in  amdicli  gelieferte 

Kcgistcr  Eintragungen  über  iluc  Operationen,  den  g-ewonncncn  Zucker,  machen, 
worüber  die  Becrete  das  Eiazciue  näher  bestimmen.  Die  amtlichen  laveutarisirimgeu 
erfolge  in  der  firOheren  ^^eise.  Die  Belastnn^n  und  Stenerfireiheiten  bestimmten 
sich  anfangs  aber  nur  uach  den  gesetzlichen  K<  (hicfionszifrern  von  raffin.  Zucker  auf 
Kuben.  Der  der  Mehrausbeute  Uber  das  Minimum  biuaiu  outsprechende  Zucker  kann 
steuerfrei  versandt  werden,  bezw.  unterliegt  er  jetzt  nur  der  Ergiinzungssteucr 
dafür,  sobald  die  Production  die  gesetiücho  Belastung  tbenbngt  Bohzuckcr  und 
Melabbc  können  jetzt  auch  aus  anderen  Fabriken  b»'ZO'j;vn  werden.  Bei  den  Ent- 
lastungen erfolgt  die  Umrcchnang  der  Rohzucker  auf  Kafiinadc  nach  den  Bcätimmungcn 
des  Ges.  v.  1880.  Art.  18,  also  nach  saccbarimetr.  Feststellung  des  Zuckcrgchalt.s ; 
nach  Ges.  v.  4.  Tuli  1887  werden  Eob/.ucker  von  miniJe^tcns  G5  und  höchstens  98  Vo 
201  Entlastong  der  Couteu  fOr  „zeitweilige  Zulassung"  nach  dem  ßeiuergebniüs  an 
raC  Zocker,  gemiss  den  Bestimmvngen  des  Ges.  r.  1880,  aber  mit  Abiecbnong  von 
l^'j"  0  „Abgang"  angesetzt.  Der  Zuckergehalt  der  Melasse  ist  vom  Yersend.^r 
2U  declariren,  doch  nicht  unter  157ot  wobei  Melassereisendiuigea  au  Destillerieen 
oder  ins  Ausbund  anfangs  keine  Enttastong  bedingten.  Nach  Qa,  t.  4.  Jnli  1887, 
Art.  6,  werden  letztere  Versendungen  der  Fabriken,  welche  kein  Osmoseverfahren 
haben,  mit  14**/„  des  Gewichts  bei  Melassen  von  wenigstens  44 "/o  des  absoluten 
Zuckerroichthum^j  ^ur  Entlastung  gut  geschrieben.  Bei  Melasseversenduugeu  von  einer 
abonnirteu  Fabrik  au  die  andere  wird  die  Entlastung  beim  Versender  und  die  Be- 
lastung beim  Empfänger  auf  14  Kil.  raff.  Zuckers  für  100  Kil.  Melasse  angerechnet. 
Das  Decr.  v.  1887  hat  auch  noch  besondere  Declaratioiispllichten  für  die  1  abrikeu, 
welche  das  Osmoseverfahren  auwenden,  eingeführt.  —  Einige  Special}) II ichten 
sind  den  Fabriken  und  Raffinerieen  dnrcli  (les.  v.  27.  ^Jü  1887  wegen  der  Erhebung 
des  iStouerauäclilags  für  den  bisher  schon  steuerpflichtigen  und  der  Specialt&xe  des 
bislier  —  als  Ansbentettberschnss  n.  s.  w.  —  stenerfirelen  Zuckers  aoferlegt  worden.  — 
In  den  3  Zucliercolonieen  Guadeloupe,  Martinique  nnd  Keunion  sind  jetzt  auch  eigene 
amtliche  Laboratorien  für  dio  Analyse  der  exportirtcn  Zacker  eingerichtet  (Ges.  vom 
18.  Joli  1888,  Art.  3). 

Bestreitungen  bezüglich  der  richtigen  Veranlagung  der  Zuckersteacr,  daher 
insbesondere  betreßend  die  Menge  und  den  Zuckergehalt,  Seitens  der  FabcÜaiiteD« 

TJaffincurc  gehen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  der  indirecton  Bestenernnfr  an  die 
durch  Ges.  v.  2".  Juli  lb22  für  solche.  Fälle  eingerichtete  Expcrtencommission 
zur  Entscheidung  im  contradictorisehen  Verfahren  (Decr.  T.  27.  Hirz  1852,  Alt  4, 
Begl.  v.  1.  Sept.  1S52,  Art.  20,  0 Übe  III,  308). 

Die  Strafandrohungen  der  früheren  Ge-rtze  sind  noch  in  Kraft  geblieben. 
Jede  Verletzung  der  Gesetze,  Keglemeots  u.  s.  w.  ist  mit  lUOU— 5ÜU0  Frcs.  und 
Conüscatlon  der  Zacker,  Sympe,  Melassen,  die  firaadvlos  fabrioirt,  rerheUt,  fort- 
gesclnclit  sind,  bedroht,  im  \ViederholungsfaIle  kann  die  Strafe  auf  das  Doppelte 
steigen  (Ges.  r.  1846,  Art  2t>,  Docr.  v.  1852,  Art.  7,  Ges.  v.  HO.  Dec.  1873,  Art.  3). 
}4ach  d.  Decr.  r.  185S  kann  auch  bei  mehr-  als  zweinialiger  StraCfölligkeit  vom 
Finanzminister  Schlu.ss  der  Fabrik  angeordnet  werden  (ob  noch  geltend?).  Das 
Ges.  V.  4.  Juli  1887,  Art  4,  hat  ausserdem  alle  Manipulationen,  um  die  Waagen  zu 
{tischen  und  über  das  Gewicht  der  veraibeitcteu  liabcn  zu  tauschen,  mit  der  duppelton 
Steuer,  welche  auf  diese  Weise  seit  Beginn  der  Cauii>agne  entzogen  werden  konnte, 
und  mit  dem  Vierfachen  im  Wiederholungsfalle,  bedroht  —  Das  Straf rerfahren 
ist  das  aUgemeiue  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  606). 


cc)  Rttckblick  und  zur  Kritik. 

In  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  und  im  vorausgehendeu  Abschnitt 
von  der  Einrichtung  der  Zuckerbestcuomng  sind  die  nOtblgen  kritischen  Erörterungen 
bereits  an  den  Orten,  wo  es  der  Zusammenhang  mit  sich  brachte,  grosscntheils 
eingefügt  worden.  Daher  lücr  nur  noch  einige  kritische  Bemerkungen  aU- 
gemdner  Art  über  den  ganzen  Gang  der  Steuerentwicklung  und  speddl  bloss  noch 
ttber  dift  nengevlhlt»  Foim  der  Rttbenstcuer.  Auch  hier  wird  die  wichtige  handeU- 
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politische  Seite  der  Zacicer-Zolifrage  and  der  Ansfalir? erioratangeii  nicht  weiter 

verfolgt.  S.  darüber  ausser  den  goiannton  Schriften  noch  Amt',  6tiide  des  tarifs 
de  dooaucs,  I,  ch.  IS  a.  22  sowie  itamcatlich  LcJÜs,  die  französ.  Ausfohrpramieo, 
Botin  1870,  passiin  u.  l)es  Abschn.  VII. 

§.  273.  Die  franzöaische  ZuckerbcsteueraDg  liefert  ein  gutes 
Beispiel  der  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  und  völlig  gar  nicht 
zu  lösenden  Coniiicte;  in  welche  man  in  der  Steuerpolitik  durch 
die  VerqaickuDg  sich  kreuzender  finanzieller  and 
sehutsöllnerischer  Interessen  gerilth.  Die  Versuche,  diese 
Interessen  zu  versöhnen,  —  anfangs  besonders  zwischen  Fiseos  nnd 
fremder  Zackereinfahr  einer-,  heimischer  Baflfinerie  and  franzSsischen 
Zackercolonien  andrerseits,  später  zwischen  dem  Fiscns  and  auch 
der  heimischen  Znckerindustrie  and  wieder  zwischen  letzterer  and 
der  Raffinerie  und  zwischen  Bttbenzneker  and  Colonialzncker,  auch 
beiden  letzteren  and  fremdem,  neuerdings  besondersmitteleuropftisehem 
Rflbenzucker, — durchziehe  wie  ein  rother  Faden  die  Geschichte  der 
Zuckersteuer  seit  mehr  denn  70  Jahren  nnd  bedingten  ihre  ewigen 
Veränderungen,  bald  der  Tarife,  bald  der  Einrichtung,  ohne  dass 
bisher  etwas  Befriedigendes  ciicicht  wuidcu  wäre. 

Baid  wurde  das  fiscalischc  Interesse  zu  sehr  preisgegeben,  wie  jungst  wieder  im 
Gesetz  von  iS's4,  und  inasstc  wohl  oder  übel  eine  Wiedergutmachung  erfolgen,  bald 
machte  sich  das  Interesse  iler  RafliiK  rie,  der  Coloniecn,  det  inländischen  Kohzucker- 
productiou  inchr  ircltead  und  fülutc  zu  Yerändcrungen  der  (JcHctz^c'^nng',  aber 
niemals  gelang  es,  die  drui  lateresH cnteu  unter  einander  und  den 
Fiscus  mit  ihnen  gleichzeitig  uuJ  ^<  nUi]^end  gleichmässig  zu  be- 
friodi'^cn.  Ungemein  irrosse  Vortheile  wurden  den  Interessctifen  öfters  zugeführt, 
aut  Kosten  des  Fiscus  oder  der  Coosomenteu,  lauge  Zeit  hindurch  deu  Kafäuehceo, 
meist  auch  den  Colenieen,  anfangs  und  wieder  neneidings  den  RQbenzncVeTfikbiiken. 
Die  Einflüsse  auf  die  Yorm^^gcns-  und  Eiakommensvertheilung,  die  ans  solchen  Ycr- 
häUnisseu  hervorgingen,  haben  sicherlich  vielfach  grosso  Bcdcukeu  gehabt.  Das:) 
dann  bei  ungewöhnlich  sbiriter  Begünstigung  eines  Ihteressententheils  die  anderen 
Interessenten  und  der  Fiscus  wieder  reagirten,  war  begreiflich,  auch  gut,  aber  ein 
«lauernder  genügender  Zustand  und  damit  ein  wahrer  Knhepunct  kam  doch  nicht 
herbei.    Immer  nur  neue  Verschiebungen  der  Interessensphären,  welche  als  solche  den 

zu  abeimals  neuen  Veittnderongen  in  sich  tragen. 

Es  ist  nicht  zu  liiuguen,  dass  dem  «gegenüber  eine  „st riet 
freihändlerische"  Politik  auch  rein  vom  finanzpolitischen 
Standpnn(  te  aus  günstiger  erscheint,  nicht  nur,  weil  sie  das  fis- 
calische  lnteref?se  allein  und  strenger  zu  verfolgen  gowtnttet,  sondern 
weil  sie  den  Keim  zu  solchen  beständigen  Unigcslaltuugen  wegen 
all  dieser  sonstigen  „Rücksichtnahmen"  nicht  in  sich  trägt:  sie  ver- 
ändert sieh  in  Tarifen  und  Einrichtung  eben  bloss  nach  finan- 
ziellen Gesichtspuncten.  Die  neuere  britische  Zoll  und  Accise- 
gesehichte  zeigt  das,  auch  auf  dem  Gebiete  der  Zuckerindustrie 
(S.  316).  In  Betreff  des  nunmehr  steuerfreien  Zuckers  ist  Gross- 
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britannieu  ja  auch  nur  doreb  die  ooDtinentale  Politik  der  Zncker- 
AusfubrprämieD  in  neae  Schwierigkeiten  gerathen,  weil  seine 

Baffinerie  unter  diesen  Verhältnissen  leidet  (S.  317). 

Damit  soll  die  p  i-ütectionistisc  he  i'u]itik  weder  ini  Allge- 
gemeincu  noch  speciell  auf  diesem  Gebiete  kui/wij^  abgewiesen 
werden.  Es  mögen  zwingende  Grtlnde  für  sie  sprcchcu.  Ob  freilich 
lS6i  in  Frankreich?  Aber  man  mnss  dann  nur  die  Consequenzen 
klar  erkennen  und  tragen:  sie  liegen  in  der  gesehilderten,  nicht 
zufälligen,  sondern  unvermeidlichen  beständigen  Ver- 
änderangsbedttrftigkeit  der  Gesetzgebung.  Eine  alle 
Interessen  der  verschiedenen  Productionskreise  und  des  Fiscus  end- 
giltig  befriedigende  Gesetzgebung  ist  oicbt  möglich.  Dies  Problem 
ist  aU  solches  eben  ein  unlösbares.  Neue  Verändernngcn 
der  ökonomischen  nnd  technischen  Productions-,  der  Besugs-  und 
Absatsyerhältnisse  im  In-  nnd  Ausland  bedingen  immer  wieder 
„Veränderungen  der  Reehtsordnung'',  —  hier  der  Steuer- 
gesetzgebung. Bei  der  einen  Steuermethode  mehr  als  bei  der 
anderen,  bei  der  Rttbensteuer  mehr  als  bei  der  Fabrikatsteuer,  aber 
auch  bei  dieser. 

Das  Alles  will  daher  sehr  bedacht  sein,  wenn  man  mit  einer 
einmal  tinanzpolitisch  gebotenen  solchen  Verhrauch.ssteucr,  wie  der 
hier  bcüprocheucu,  protectiouibtische  Gejiichtspuncte  verbinden  will. 

Die  Conflicte,  welche  dann  aber  ebenfalls  un^  ermeidlich  und 
streng  folgerichtig  daraus  ent^^tehen,  dass  verschiedene  Staaten 
eine  ähnliche  protectionistische  Politik  verfolgen,  zeigen 
sich  in  der  Zuckersteuerfrage  auch  einmal  in  besonders  drastischer 
Weise.  Daher  die  wiederholten  Bestrebungen,  gerade  auf  diesem 
Gebiete  „internationale"  Conventionen  abzuscbliessen,  wie 
jüngst  die  neue  von  1888,  theils  im  fiscalisehen  Interesse  aller 
Betheiligten,  theils  um  „die  internationale  C!oncurrenz  auf  ihre 
'natttrliche'  Grundlage  zurttckzuftthren^'.  Da  aber  hier  einmal 
scharfe  Interessencbnflicte  der  verschiedeneu  „Volkswirthschaften'' 
und  damit  wieder  der  Volker  vorliegen,  werden  auch  solche  Oon- 
ventlonen,  so  berechtigt  sie  an  sich  sind,  vielleicht  nicht  einen 
dauernden,  Alle  befriedigenden  Zustand  herbeiführen. 

Wie  viel  schwieriger  sind  aber  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen, bei  der  beständigen  Veränderung  der  ökonomischen,  tech- 
nischen, rechtlichen  Bedincrnngcn  der  Production  und  des  Absatzes, 
alle  modernen  Steuerprobleme  als  die  früheren!  Wie  fehlen  so  voll 
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ständig  die  Analogieeu  zwischen  jetzt  und  ehemals!  Uns  immer 
wieder  ein  Bele^  iur  uusere  AiitTas8iin<;-  der  bloss  bedingten 
Bedeutung  du  alteren  Finanz-  und  Steucrgeseliiclite  d.  h. 
derjenigen  vor  dem  lU.  Jahrhundert  —  für  die  Theorie  und  Traxis 
des  Finanzwesens  (Fin.  I,  §.  12,  Ib,  III,  §.  1,  2,  §.  90). 

Speciell  die  Einfllhrang  der  „Rübensteuer''  an  Stelle  der 
bisherigen  „Fabrikats teuer",  einer  rohen  Eohstolf-Steuerform 
an  Stelle  dieser  mit  Recht  als  immerhin  wesentlich  „rationeller^' 
geltenden  Stenmnethode  ist  aneh  ein  beacbtenswerthes  Beispiel 
dafür,  wie  bei  der  Einriebtang  soleher  Stenern  andere  als  „rationelle" 
theoretisobe  nnd  practisebe  Erwägungen,  aneb  als  bandgreifllehe 
fisealische  Interessen  mitunter  den  Ausschlag  geben,  selbst  in  einem 
Lände,  wo  letztere  Interessen  so  schwer  wiegen  müssen  und  — 
zur  Ehre  der  Franzosen  sei  es  gesagt  —  unter  allen  Verfassungs- 
und  Begiernngsformen  zur  Anerkennung  kommen.  Bei  der  gedachten 
Massregel  von  1884  entschied  wieder  einmal  —  zumeist  die  Eifer- 
sucht auf  Deutschland! 

Die  Rnbcnsteuer  als  Besteueiungsmethodc  bat  den  unvermeid- 
lichen Nachtheil,  die  Qualität  der  Hüben  nicht  zu  berücksichtigen, 
Prämien  an  Gegenden  mit  nach  Naturverhältnissen  zackerreicheren 
Kttben  zu  geben,  die  Technik  und  demgemäss  die  Production  in 
einseitige,  forcirte^  zum  Theil  nnrik onomische  Entwicklung  zu  treiben, 
den  Grossbetrieb  besonders  zu  begünstigen,  —  eine  Folge,  welche 
wieder  mit  so  vielen  volkswirthsehaftlichen,  socialpolitischen  und 
sohliessUch  politischen  Bedenken  verbunden  ist.  Sie  führt  weiter 
dazu,  die  Steuerlast  und  die  Productionsvortheile  so  ungleich- 
mässig  zu  rertheilen,  die  Ansflihrprämien  wieder  mehr  hervortreten 
zu  lassen  und  noch  schwerer  abstellbar  zu  machen.  Schon  in  den 
wenigen  Jahren  des  Bestehens  der  neuen  Steuermetbode  zeigen  sieh 
alle  diese  vorauszusehenden  Wirkungen  aufs  Deutlichste  und  sie 
werden  noch  mehr  hervortreten,  wenn  nicht  eine  angemessene  Er- 
höhung der  Verbranehssteuer  für  die  „Mehrausbeuten"  bald  eintreten 
und' ausgleichend  einwirken  sollte. 

In  Frankreich  zeigen  sieb  aber  anch  uoch  specifische  Ucbel- 
ständc,  welche  nielit  der  Jliihensteucr  als  solcher,  sondern  dem 
Wechsel  in  der  Beste ucrungsmethode  zuzuschreiben  sind. 
„Die  Rübensteuer  ist  eben  keine  Steuerform  für  eine  alte  Industrie, 
die  ihre  Standorte  nach  Gesichtspuncten  gewählt  hat,  die  der  Rüben- 
stener  fremd  sind  und  mit  ihr  hinfällig  werden'*,  sagt  mit  Hecht 
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J.  Wolf  im  Finanzarchiv.  Die  Verschiebnng  der  Standorte 
hat  schon  begonnen  nnd  bringt  wiedenim  für  die  Einen  „unver- 
schuldete Verluste",  für  die  Andern  „unverdiente  Gewinne".  Ein 
neuer  Beleg  für  die  Allmacht  der  Conjuncturen  (Grundlegung 
§.  76  ff.). 

Aber  Alles  das  will  nichts  besagen.  Eines  erreicht  FrunkrcicLi 
jedenfalls,  es  entgeht  der  entsetzlichen  Gefahr,  —  „preussischeo" 
Zucker  essen  zu  mlissen! 

6.  Die  iieaeroti  kleiaeren  inneren  Yerbraachssteaern. 

Die,  Eiurichtuuf;  und  das  einz.  lin^  Stcu  c  rtccli n  i sc lic  uml  Admiiü- 
stratiro  dieser  Steuern,  wie  Liceuz|>riich  üoberwacliung  (Excrcicc)  u.s.  v., 
nach  den  ttbÜelien  Nonnen  des  franzOs.  Venraltungsroclits  der  indiiecten  Stenern,  wie 
CS  bei  den  (iutränkesteucrn,  der  Salz-  und  Zuckcrstcuer  dargestellt  wozdeii  ist.  Deshalb 
wird  darauf  im  Folgenden  nicht  näher  eingegangen. 

aa)  Im  Allgemeinen. 

§.  274,  Die  hier  zu  besprechenden  inneren  ^'crbraucll6steaem 
auf  Mineralöl,  andereOele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig 
und  Essigsäure,  Dynamit  nnd  Nitroglycerin  sind,  ebenso 
wie  die  später  noch  darzustellenden,  mittlerweile  wieder  aufgehobenen 
auf  Papier,  Seife,  Cichorien  alle  nach  dem  Kriege  von  1870 
bis  1871  in  den  damaligen  Finanzni^then  nnd  in  der  Verfolgung  der 
eingeschlagenen  Steuerpolitik  eingeftfhrt  worden.  Die  verwandte 
Zttndhtflzcb en Steuer  gehörte  anfangs  auch  hierher,  ist  dann  aber 
bald  in  ein  Monopol  verwandelt  worden.  Sie  traten  zum  Theü 
ergänzend  zu  den  bereits  bestehenden  nnd  damals  erhöhten  Ein- 
fuhrzöllen, so  speciell  die  Mineralölsteuer.  Einige  dieser 
Abgaben  hatten  schon  im  Ancien  regime  bestanden,  so  die  Steuer 
auf  a  n  d  c  r  e  Gele,  auf  Seife  und  P  a  p  i  e  r ,  erstere  auch  wieder 
eine  Zeit  lang  nach  1815  (1817—1822).  Einzeln  im  Ertrag,  gegen- 
tlber  den  g:ros8en  Indirecteu  Hauptsteuern,  keine  von  hervorragender 
Ijcdcutun^,  sind  sie  doch  in  ihrer  Gesamnitheit  immerhin  finanziell 
kein  ganz  unerhebliches  Objcct  des  französischen  Budgets  gewesen 
und  selbst  nach  der  Beseitigung  der  drei  genannten,  mit  ertrag- 
reichsten und  nach  Modilication  der  Steuer  auf  vcfiretabilische  Oele, 
haben  sie  die  tinanzielle  Wichtigkeit  nicht  ganz  verloren. 

Sie  bilden  —  wie  ähnliche  Vorgänge  in  Nordamerika  während 
des  dortigen  Bürgerkriegs  —  ein  charaoteristisches  Beispiel,  wie 
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derartige,  lästige,  sogar  kleinliche  und  einzeln,  wie  gesagt,  selbst 
finanziell  unbedeutende  Stenern,  trotz  aller  ])rincipieller,  steuer- 
politischer und  practiscber  steuertechniscber  Bedenken  nnd  trotz 
ihrer  Unpopularität  aus  frttheren  Zeiten  her,  in  schweren  Finanz- 
krisen  gerne  auftauchen,  namentlich,  wenn  sie  sich  in  ihrer  Ein- 
richtung an  andere  analoge  Steuern  anschliessen.  Begreiflich,  dass 
dann  aher  bei  einer  Besserung  der  Finanzlage  solche  Steuern  ebenso 
gern  bald  wieder  beseitigt  werden,  frtther  als  andere  von  grösserer 
finanzieller  Bedeutung  uud  vielleicht  stenerpolitiseh  bedenklichere 
nnd  selbst  früher,  als  letztere  eine  ErmSssiguDg  erfahren.  So  ist 
es  auch  in  Frankreich  gegangen:  Aufhebung  der  Seifen-  und 
Oichoriensteuem,  ertragvennindernde  Äenderung  der  Steuer  auf 
vegetabilische  Oele  mit  Aussicht  auf  völlige  Beseitigung  derselben 
schon  1878,  Beseitigung  der  Papiersteuer  1885—1886. 

Endgiltig  verbleiben  dagegen  solche  Steuern,  welche  sich  er- 
gänzend an  andere  Hauptsteuern  anschliessen  und  deren  Einführung 
daher  eine  Lflcke  im  Steuerrecht  ausfüllte,  wie  die  Essigstener  und 
die  Dynamitsteuer,  bei  welcher  letzteren  auch  noch  besondere  Gtrttnde 
fttr  die  Besteuerung  wegen  der  durch  diese  erleichterten  sicherheits- 
polizeilichen Ueberwachung  mitsprechen.  Nur  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer  und  die  ZOndhÖlzohensteuer  sind  bisher  aus  rein 
finanziellen  Gründen  erhalten  worden. 

Ob  nicht  auch  sie  wieder  verschwinden  werden,  ist  aber  immer- 
hin nicht  unwahrscheinlich,  obwohl  bei  der  ZUndhölzchensteuer 
die  Monopolform  in  dieser  Hinsicht  ein  besonderes  Hemmniss  bilden 
könnte,  nachdem  man  einmal  die  Privatfabriken  seiner  Zeit  expro- 
priirt  hat.  Aber  die  geringfügige  Ertragsfähigkeit  solcher  Steuern, 
die  Belästigung  von  Production  und  Verkehr  durch  sie,  die  überall 
sich  geltend  machende  Tendenz,  die  innere  indirecte  Verbrauchs- 
hesteuerung  auf  einige  wichtige  Haoptartikel  zu  concentriren,  aber 
schon  ans  verkehrspolitischen  Gründen  auch  zu  beschränken  — 
was  erst  in  unserer  Zeit  möglich,  weil  fiscalisch  genUgend  ergiebig 
geworden  ist,  im  Unterschied  zu  den  Oonsumverhftltnissen  des 
vorigen  nnd  noch  des  Beginns  dieses  Jahrhunderts  — ,  Alles  dies 
macht  es  nöthig  und  daher  wahrscheinlich,  dass  solche  kleine  „Ver- 
legenheitssteuern*^  nach  Aufhören  ihrer  Ursache  auch  selbst  nach 
kurz  oder  lang  wieder  aufhören. 
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Die  ErtrJige  iler  noch  iM  sti^lu  ndi  ii  und  der  wieder  .lufgehnbeneii  Stoaem  sind 
folgende  gewesen  (faare  p.  120,  UU,  Bull.  XXLU,  HÖH)  in  lOOU  Frcs. 

1872      1875      1876      1878     1880  1886 

N  <i  c  Ii  1)  ('Stellend : 


1.  Miuciaiül   154  20S  SG  144         85  36 

2.  Andere  Gele   —  5,785  5,338  5,Ü39  3,370  2,555 

3.  Stearin  und  Kerzen  ....  —  6,471  T/^r.l  7,;{'i7  7.925  8.71'. 

4.  Essig  u.  8.  w   —  1,152  2,uu4  2,104  2,440  2.'JÖ'4 

5.  Dynamit  n.  s.  w.  .   .   .  —  —  208  396      983  796 

Zasammen  1—6  .   .  j_           154  18,611  14,882  15,980  14,803  15.036 

Aufgehoben: 

6.  Papier   9,812  11,651  13,180  14,855  10,366  — 

7.  Cichoric   2,507  5,118  5,868  5,116      —  — 

8.  Seife                             .  —  5.785  6,171  1,808     —  — 

Znsamincn  6— 8 .    .  12.319  22,549  24,714_  22,279  le.'^fm  — 

Siiiume  1    8  .    .    .  \_.  12,473  3<i.l()0  39..V>n  ~:?7.25^>  Ml.lti'»  \o^M> 

9.  Zündhölzchen    ....    -^^^^  5^924  _1^5S9  IH.lGs  i(i,033  lü.OÜT  17,6Yq 

Summe  1—9  .    .    .    .  ~  18Ta97  52,749  55^764  53,292  47,236  32,046 


Das  Maxinunn  des  Ertraf^s  ^var  1S76  und  ts77  mit  c.  nn  "iT  Mili.  Pres, 
erreicht,  etwa  4.4 "/o  damaligen  gesammtcu  indirccten  Yerbraachssteuern  (mit 
Monopolen  und  ZttUen);  imneililn  noTl4*/o  der  damaligen  Getrankesteaein,  17 — 18  Ve 
des  Tabakmonopol-Ertrajjs,  31%  des  Znrlorsteuerertrags,  *2S**'p  dos  Zollertrags.  Durch 
einige  Mehrbelastung  dieser  Hauptsteuern  hätte  man  daher  wohl  auch  damals  diese 
lästigen  kleinen  nenen  Stenern  entbehrlich  raachen  kennen.  Aber  die  Einftlhrnng 
der  letzteren  hat  die  Sfi  uorbolastnng  der  Bevölkerung  wenigstens  etwas  allgemeiner 
und  gloirhmässiger  vertlieilt,  was  bei  der  enormen  indirecten  Besteuening  und  deren 
rascher  und  grosser  Steigerung  nach  dem  Kriege  doch  wohl  die  richtigere  Steuer- 
politik irar. 


bb)  Die  einzelne»  noch  besiehenden  neueren  kleineren  inneren 

VerbranchSBtettern. 

MineralftI,  andere  Oele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig  nnd  Esrigs&ure,  Dynamit  nnd 

Nitroglycerin. 

Die  S.  418  hier  mitgenannte  Fapierateiior  ist,  als  anfgohoben,  nnten  bei  cc) 

eingereiht  2S0). 


aa)  Mineraldlstenor. 

Ocsctzgebun g.  (Jesetz  v.  16.  Sept.  l^Tl.  Art.  5  (auch  Art.  5  des  Cos.  vom 
4.  Sept.  1871.  !»•  tr.  Declaratiouspflichten  und  Strafen),  ßcglem.  dazu  v.  22.  Dec.  1871 
(Olibo  III,  4()6}.  (ies.  ?.  29.  Dec.  1873.  lieber  den  linaaziell  viel  wichtigeren 
Einfnhrzoll  von  fremdem  Petroleum  die  Tari^esetze  (bes.  nach  dem  Kriege, 
so  Ges.  V.  8.  Juli  1871,  Art.  17  u.  des.  v.  r?0.  D.  c.  1^7.'],  Ar(.  4);  rirjz.:^Inc  Bestimmungen 
in  Finanzgesetzen  (Budgets)  so  f.  1888  (Block,  suppl.  18^8,  p.  334). 

Literatur.  Vignes  I,  148 — 161:  Block,  dict.,  Art  hniles  minirales: 
olibo  III,  401—470;  Arathieti-Bodct  I.  .°.4,  240;  Amagat  p.  SV.).  :iTS.  — 
Tarif  Bull.  X\l.  533.  —  Statistik  s.  oben,  Faurc  p.  120;  im  Bull,  in  den 
Jahresberichten  der  Directionen  der  indirecten  Steuern  und  der  Zolle. 

§.  275,  Die  Besteuerung  des  inländischen  Steinöls  n.  dprl. 
ist  prineipiell  steiiei  poHtisch  neben  einem  Petrolenmzoll,  zumal  eiuem 
hohen,  au  sich  lolgerichtig;.   Sie  fand  in  Frankreich  denn  auch 


biyilizüü  by  GoOglc 


I 


MineialOlsfcuer.  Steuer  auf  andere  Ctele.  '  691 

niiniittelbar  nach  der  starken  Erhöhung  dicseB  Zolls  nach  dem  Kriege 
statt.  Bei  der  unbedeutenden  heimischen  Gewinnung  und  der  [Jeher- 
legenheit  des  amerikaoiseben  Petroleums  war  die  Steuer  indessen 
practiseh  und  finanziell  immer  unwichtig  und  hat  in  den  letzten 
Jahren  noch  mehr  an  Bedeutung  verloren.  Ihre  Aufhebung  wttrde 
daher  wohl,  ähnlich  wie  in  anderen  Fällen,  wo  eine  unerhebliche 
und  keiner  wesentlichen  Ausdehnung  fähige  innere  Gewinnung  eines 
beim  Eingang  aus  dem  Auslande  besteuerten  Artikels  steuerfrei  ge- 
lassen wird,  kaum  fiscalische  Bedenken  haben  und  den  Petroleiiin- 
zoll  nicht  einmal  partiell  aus  einem  Finanzzoll  zu  eiuem  ;:)chutz- 
zoU  macheu. 

Die  Steuer  war  anfänglich  nur  nach  rohem,  gereinigtem  Gel 
und  Essenz  abgestuft;  seit  hsji  ist  sie  es  auch  nach  dem  Dichtig- 
keitsgrad, hezw.  der  Leuchtkraft  des  StcintUs.  Einrichtung,  Steuer- 
technik und  Verwaltung  «intl  die  gewühulichen. 

Die  Sätzo  des  (Jcs.  v.  1»J.  Sept.  ISTI  Art.  5  sind  für  die  .'{  gen.  Qualiiiitcn 
S  und  10  Frcs.  für  100  Kil.  im  Principal.  Die  kurz  zuvor  durch  (ies.  v.  S.  Juli  1871 
«u'höhten  ZoUüitZA  waren  viel  ]i5heTf  nämlich  für  rolics  Petroleum  von  aussercurop. 
Ländern  2f>.  von  anderswo  25  Frcs.,  g^ereinij^tes  32  und  37,  Essenz  40  urisl  4.'»  Frcs. 
für  100  lül.  gewesen.  In  Folge  Ilandcbvcrtrags  mit  (irossbritannien  wurden  die  ■— 
leuchtkrüftigeren  —  von  dort  eingeführten  Oele  ^on  1S74  an  den  französischen  gleicli-> 
gestellt,  was  den  Anlnss  tjab.  dit;  inncro  Sfpnrr  niif  ;i!k'  zur  Rf^Ieuehtung  geeignete 
Miueraiüie  nach  Dichtigkeit  und  Leuchtkraft  abzustufen  (,Ues.  v.  29.  Dec.  1873:  Kssonz 
von  700*^  Dichtigkeit  vnd  darunter  bei  Tempcrator  von  15**  für  100  Eil.  44.50  Pres.; 
rair.  Ot^l  \(ni  '^00'*  uii'l  darüber  34.50  Frcs.,  dasselbe  unter  SOO**  für  jedrn  (Jrad 
weniger  lo  Cent,  niciir;  rohes  Oel  für  jedes  kil.  reines  von  ^Uü"  bei  lö"  Temperatur 
22  Gent.,  dgl.  für  jedes  Kil.  Essenz  von  700*  32  Cent.).  Diese  Sätze  stehen  noch  in 
O'eltung  (ohne  Zuschlag).  Anwendung  findet  sogut  wie  ausschlies.slich  der  Sitz  von 
rohem  Gel  zu  22  Cent.  (1SS6  kam  darauf  der  ganze  Steuerertrag  bis  auf  —  3  Frcs., 
welche  für  raff.  Ocl  zu  34.50  Frcs.  per  Kil.  eingingen).  Der  Zoll  wurde  im  Tarifges. 
V.  26.  Jali  1872  auf  S2  und  37  Frcs.  für  rohes  Gel  von  ausserenropaischen  Lündcrn 
und  von  anderswoher,  auf  52  und  57  Frcs.  für  ratf.  Gel  und  Essenz  erhöht;  Einfuhr 
nur  über  bestimmte  /oUämter  zugelassen  (,Decr.  v.  30.  Dec.  tS73,  Dejeau  p.  361); 
Tara  ist  18  und  19%  (Decr.  v.  12.  Apr.  1872).  Diese  Satze  wurden  nach  Aufhebung 
ilos  fi'es.  V.  2C}.  Jnli  1^72  wicilrr  (hiivh  (h-s.  x.  30.  Dec.  1S73,  Art.  i  nurli  dem 
Diclitigkoitsgrad  abgestuft  und  dadurcli  etwas  verändert,  aber  verblieben  im  Wesent- 
lichen in  dieser  Hshe,  mit  Enn&s&igungen  nur  in  den  Vertragstarifen.  Erst  der  Tarif 
von  ISSl  «fing  crheblirh  herab,  anf  1^  I  r'<.  für  rohes  und  25  Frcs.  für  raff.  Gel  und 
Essen«.  Der  Zoliertrag  war  1876— SO  jährlich  19.1,  1S»3— b7  25.4  Mill  Frcs.,  also 
der  Ertraur  der  innem  Steuer  (S.  690)  davon  neuerdings  nicht  mehr  'i.« "  Die  Zahl 
der  Fabriken  war  in  den  letzten  Jahren  11.  vur  1S82  IS— 19.  Der  grosse  Control- 
apparat  des  Decrets  v.  22.  Dpc  1S71  erscheint  gegenüber  solchen  kleinen  Productions- 
Verhältnissen  vollends  übermiis&ig. 


li^i)  Steuer  auf  andere  G ele. 

fi  t^sc  tzu  ebu  n  g.  Gesetz  v.  :'].  Dec.  18T3  Art.  4  If.,  duf' Ii  welclies  liiii  K-iilic 
von  Artikeln  des  aufgohobeu  gewcscueu  alten  Gelsteuer-Gesetzes  v.  25.  Marz  1S17 
nber  die  Eiorichtnng  der  Erhebung  der  Steuer  wieder  in  Kraft  gesetzt  würden.  Ges. 
V.  22.  Dec.  1S7S  (über  die  Fe$ts(ellnng  der  Einnahmen  far  1870)  Art.  S— 6.  Die 
Einfuhrzölle  in  den  Tarifen. 
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Literatur.  Stourm  il,  lüü.  —  Vigacsl,  p.  151 — 154;  Block,  dict.,  Art 
Irailes,  suppl.  gcm  r.  dgl;  Olibo  III.  441 — idd  {tnch  Abdraclc  der  wieder  geltenden 

Artikel  <les  (ies.  v.  ISIT).  —  Matlnoii-Bnil.  t  I,  241;  Ainafrat  p.  —  Tarif 
BuIl.XVI,53.'i.  — Statistik  o.  S.  C9Ü;  Fatir  p.  120;  im  Ball,  in  den  Jahresberi*  htea 
der  Dircction  der  indirccten  Steuern.   Statistik  der  U<>!borwacbang  Bull.  XX,  (»UO. 

§.  276.  Unter  „anderen"  Oelen  sind  Gele  jeder  Art,  mit 
Ausnahme  der  Mineralöle^  daher  vegetabilische  wie  animalisehe  zu 
verstehen.  Die  Hauptsache  bilden  die  Oliven-Speiseöle.  Die 
EinfOhmng  dieser  Stener  characterisirt  sieb  als  Wiederein- 
fUhrnng  der  alteren  von  1817  (Gesetz  vom  25.  März)  mit  Ver- 
Underungen  und  einem  niedrigeren  Tarif. 

Diese  Steii^T  von  1^17  war  auf  Orte  üIi'  T  20(^0  Einwulmfr  bcscbrunkt  gewesen, 
battc  den  Tarif  nach  Ortsrlasscn  und  nach  Sützen  für  Ulirenöl  und  anderes  Oel,  für 
«rsteires  in  doppelter  Hr»1ie  unterschieden  (p.  Hectol.  14 — 40  und  7—20  Ffcs.),  in 
einigen  stidlicben  Departements  galt  letzterer  niedrigere  Satz  auch  ftir  OlirenOl.  Anf- 
bcbung  durch  Ges.  v.  17.  Aug.  1S22. 

Die  Steuer  fand  vom  Standpunct  des  landwirthschaftliehen 
Interesses  und  weil  sie  ein  in  manchen  Gegenden  wichtiges  Lebens^ 
mittel  treife,  Opposition,  drang  aber  in  der  dnrch  den  Finanzbedarf 
gegebenen  Lage  docb  durch.  Sie  wurde  jetzt  jedoch  fHr  alle  Gele 
auf  denselben  Satz  nnd  gleichmässig  für  das  ganze  Staatsgebiet, 
llbrigens  mit  einem  erheblieh  niedrigeren ,  nach  Ortsciassen  abge- 
stuften Tarif  als  1817,  gestellt  und  auf  Orte  Uber  40OO  Einwohner 
beschränkt. 

SfiMi^u'  ist  tlaher  eine  „ Kingan  jrs  ab  Ii i; "  in  StTulteii.  iilinlicb  wie  die 
b«;iielieiide  Weinsteuer  (S.  63G),  deren  Modalitäten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
auch  im  Wesentlichen  auf  sie  tlberiragen  trorden  sind  (Oes.  t.  81.  Dec.  1873).  Der 
Tarif  fur  100  Kil.  in  5  OrtS(  lassen  0—12  Fns.  f4  10.000  Einw.  6,  Uber  100.000  Einw. 
12  Frcs.)  im  Principal.  Steuerpflichtig  int  in  doo  Ort  eingeft^hrteü  und  im  Orte  selbst 
fabricirtes  Oel.  Steuerfrei  das  Oel,  welches  den  Indnstrieen  als  Rohstoff  nnd  Scfamier- 
material  für  Maschinen  dient,  unter  Sicherstellung  und  Einrichtung  von  Entrep»'»ts. 
Fabrikauteu  und  Händler  (mit  Üel-Entrcpöts>)  sind  li<  cnzpflirhtig  und  untcrÜegen  der 
üftb<»-rwachang  {Exer<i<e).  Das  Nähere  über  Einrichtung,  Controle,  Erhebung  der 
Steuer,  über  De*  larationcn  der  Transporte,  Controle  derselben  u.  s.  w.,  im  Ges.  von 
1*^17  Art.  90 — lOP),  in  Allem  äbnli  li  wii;  1mm  Wein.  Strafen,  Confiscation  der  Ocle 
uud  200^ — 1000  Fr<  s.  Bus.se  bei  t>üiitiaveiitiüiicu,  in  schwereren  Fällen  höhere  Gcld- 
strafi-  1  I  l>eiheitsstrafc  (Ge^^.  v.  1S73  Art.  G).  —  Die  TOn  der  Stcu  r  betrofienen 
Gemeinden  haben  das  Kecht,  mit  dem  Fisfus  Abonnements  an  Stolle  der  speciollon 
Erhebung  abzuscbliessea,  nach  Mas&gabe  der  Bestimmungen  des  Ges.  v.  2b.  Apr.  lälG 
Art  73—75  (Olibo  KIf«  453.  Grundsätze  dafür).  Der  Ertrag  der  St«ver  sti^  bis 
l<i7S  anf  fast  (>  Mill.  Frcs.  Zahl  der  Ubcrvachten  Pabiikanton  1879  228,  Händler 
mit  Eutreputs  1899. 

Die  Unpopularität  der  Steuer,  ihre  principiellen  steuerpolitisehen 
Bedenken,  führten  bei  verbesserter  Finanzlage  bald  zu  ihrer  wesent- 
lieben  Einschränkung,  principiell  eigentlich  zu  ihrer  Aufhebung 
als  Staatssteuer. 
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Das  Gesetz  ?.  22.  Dec.  187b  bestimmte  nämlich  von  Anfang  1879  an  diese  Anf- 
hebon?  in  allen  bisher  steuerpflichtigen  Orten«  wo  kein  Octroi  auf  diese  Oele  er- 
hoben werde.  Beibelialten  blieb  die  Stctier  nur  in  den  Orten  über  4000  Einwohner, 
welche  ein  ücl-Octroi  hatten  und  festhalten  wollten.  Danach  steht  es  seitdem  in  der 
!fond  der  MnnicipalrStbe,  ob  ihre  Ortschaft  von  der  Staatsstener  auf  Oel  befreit 
werden  soll,  was  dann  die  Aufhebuii!^  aiidi  Jrr  Genitniulesttnicr  darauf  bedingt.  In 
Folge  dieser  Bestimmung  hat  die  Zahl  der  Orte  mit  Oelsteuer  stark  abgenommen,  im 
J.  187«  allein  «m  219  nnd  seitdem  weiter  jährlich  in  einigen  Fällen,  entsprechend 
die  Zahl  der  überwachten  Fabrikanten  und  Händler  (schon  1881  nur  noch  176  ond 
6tt0,  ]s^5  fil  nnd  l'M),  1SS7  84  nnd  851).  Orte,  welche  die  Oelsteuer  behalten  oder 
neu  einfuhren,  kiiimeü  mit  dem  Uscos  einen  Vertrag  schliessen.  wonach  iie,  unter 
erent.  Erbdhmig  ihres  Octroisatzes  anf  das  Doppelte,  an  den  Staat  den  Betrag  als 
Paoschsumme  entrichten ,  den  der  Staat  im  Durchschnitt  der  2  letzten  Jahre  der 
eigenen  Bestenerung  bezogen  hat,  doch  äoU  dieser  Betrag  den  eigenen  Üctroiertrag 
nidit  fibersteigen.  Im  Debiigen  bleiben  die  ETbdbnDgsformen  des  Ges.  t.  1873  in 
Enit  (Näheres  über  d.  Ausführung  des  Ges.  v.  1878  bei  OHbo  III,  445  ff.)  Die 
seit  1879  eingetretene  Ertragsabnahme  der  Staatssteuer  erklärt  sich  anf  diese  Weise 
(S.  690).  Tm  J.  1886  kam  der  Ertrag  tob  2,555,000  Frcs.  für  den  Staat  auf 
214,748  roctr.  Centner,  alno  100  Kil.  waren  nur  mit  2. IS  Frcs.  belastet.  Der  Ein- 
gangszoll war  iür  reine  Uiivenöle  bis  1881  3.12  Frcs.,  seitdem  4.50,  Vertragstarit 
4.50,  Zk)Ilertrag  von  diesen  Gelen  18S3— S7  jährlich  0.66  Mill.  Frcs.  Bei  diesen,  wie 
bei  anderen  ausländischen  Oelen  tritt  betm  iSagaiig  in  Bteuopflichtige  Orte  die  innere 
Steuer  noch  hinzu. 


yy)  Steuer  auf  Stearin  und  Kersen. 

Gesetzgebung.  EinfObrnnga-Ciesetz  r.  SO.  Dec.  1873,  Art.  9 — 17.  Reglern. 
F.  8.  Jan.  1874. 

Literatvr.  Tignee  t,  172 — 174;  Block,  dict.,  Art.  Stearine;  Say,  dict., 
Art.  acide  st6arique  und  bougies ;  Olibo  III,  p.  426  —  442;  v.  Kaufmann, 
S.  44'»— 451;  Mathieu-Bodet  I,  240;  Ania^at  p.  172,  349.  —  Tarif  Bull.  XVI, 
534  (auch  Tarif  der  Vignetten).  —  Statistik  o.  S.  690.  Faure  p.  120;  im  Bull,  in 
den  Jaltresbericbten  der  indir*  Stevern;  ancb  XX,  600. 

§.  277.  Auch  diese  Steuer  verdankt  lediglich  der  Finanzlage 
im  Jahre  1873  ihre  Eiut'ührung  und  ist  damals  ohne  Debatte  ge- 
nehmigt worden.  Audi  ihre  Beibehaltung  bis  Jetzt  hat  keine 
Schwierigkeiten  gefunden.  Neben  Tetroleumsteuer  und  Zoll  ist  sie  auch 
steuerpolitisch  wohl  haltbar  und  durch  die  Freilassung  der  Talg- 
lichter einem  nahe  liegenden  Bedenken  weniger  ausgesetzt.  Folge- 
richtig wäre  allerdings  bei  dieser  Besteuerung  der  besseren  Be- 
leuchtungsmittel eine  Staatssteuer  auf  Gas  and  electrisches  Lieht. 
Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  sind  freilich  Ver- 
kehrs- und  fabrikationsbelllstigendf  indessen  niebt  schlimmer  als  bei 
anderen  franzOsichen  inneren  Verbrauchssteuern.  Sie  erfolgen  im 
Allgemeinen  in  der  bei  letztmn  tibliehen  Weise  (Licenzen,  Deela- 
rationen,  Exerdee,  Girenlationseontrole  u.  s.  w.).  Eine  beaehtens- 
werthe  stenertechnische  Eigenthtlmlichkeit  besteht  darin,  dass  die 
Kerzen  nur  in  geschlossenen  Packeten  von  bestimmtem 
Gewicht  und  versehen  mit  vorschriftmässigen  Vignetten, 
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welche  von  der  Verwaltung  gegen  den  Betrag  des  Steuersatzes  ge- 
liefert werden,  ans  der  Fabrik  herausgeben,  ausgelegt 
und  verkauft  werden  dQrfen:  also  die  Benufxung  des  Stempels 

zur  Erhebung  einer  Verbrancbsstener,  wie  bei  der  russischen  und 

amerikanischen  Tabaksteuer. 

Das  Stcuerobject  ist  Stearinsäure  (acidc  stcarique)  und  alle  Mischungen  von 
Wachs  u.  8.  w.  im  Zustand  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachskerzen).  Für 
andere  Verw^endungen  sind  diese  Stoire  steuerfrei.  Der  unverändert  gebliebene 
Steuersatz  ist,  mit  2  ücciniLn.  30  Vtcs.  f.  100  Kil.,  die  roi^olmrissig-cn  Pacliete,  nach 
Lichtsorten  verschieden,  zu  500  und  lOüÜ  Gramm,  auch  zu  200,  danach  Satz  der 
Vignette  15,  30  und  6  Cent.  Ins  Anslund  gchctide  Lichte  sind  steuerfrei,  was  nicht 
mittelst  Steuerrüclizahlnnsr,  SL»nclern  nur  miftolst  Absrlnvibuntj  auf  die  Bulastuniren  der 
Fabrik,  gewöhnlich  in  der  Form  des  Nichtuberziehens  der  I'ackcte  mit  Vignetten  aus- 
gefabrt  wird,  vo  dann  die  Sendungen  mit  acqnit-A-cftution  ans  Grenmllamt  gehen. 
S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo.  —  Das  Ges.  v.  '^0.  V<^c.  IST"!  h-it  gleichzeitig  den 
Einfuhrzoll  ron  Stearinsäure  auf  a7o  Werth  und  von  Kerzen  jeder  Art  auf 
107o  g<^teUt.  wom  auch  hier  letzteren  Falls  die  innere  Steuer  noch  mnzntritt.  Im 
Tarif  v.  ISSl  sind  die  Sätze  bez.  10  nml  10  Frcs.  fUr  100  Frcs.  —  Die  Fabrikanten 
haben  20  Frcs.  jährl.  Liccnztaxe  zu  zahlen  und  unterstehen  dem  Exercice,  ebenso 
die  Grosshändicr  mit  Entreputs,  nicht  die  Kleinhändler.  Zahl  der  Fabrikanten  von 
Stearins&nre  allein  1886  5,  von  Lichtern  974.  überwachte  Händler  46,  früher  bei 
weiterer  Ausdehnung  der  üeberwachung  mehr  (lS»5l  704).  Die  Zahl  der  Fabrikanten 
ist  zurückgegangen  (1S81  noch  11:^6),  immerhin  bcachtenswerth.  —  Steuerertrag 
langsam  steigend  {S.  690);  1886  für  29.05  Mill.  Kil.  8.72  Mill.  Frcs.  Die  Einfuhr 
von  Kerzen  ist  unbedeutend,  Ausfuhr  erheblicher  (Ikber  9  Mill.  KU.);  der  Zoll  auf 
Stearinsäure  giebt  c.  200,000  Frcs. 


Steuer  auf  Essig  und  Essigsäure. 

Gesetzgebung.  Ges.  v.  2.  Juli  1S43  und  2.  Aug.  1S72.  Art.  4  (Steuer  auf 
dcnaturalisirfen  Alcohol,  wodurch  auch  der  zur  Fabrikation  von  Kssig  dienende  mit  gc- 
troflen).  Ges.  v.  II.  Juli  1875  betr.  allsj-pmeiut^  i  i<;tMie  Essi^:-  v.nd  Essigsäurc-Sfr-n-T, 
Min.-Circ.  vom  I.Aug.  1875.  Ansfilhrnngsverorduung  im  Decret  vom  11.  Mai  lü7t>, 
yom  11.  Aug.  1884. 

Literatur.  Yignes  I,  155 — 156.  Block,  dict,  Art.  vinaigre.  Say.  dict., 
Ari.  acidc  acctifiiu-  und  der  iiorb  aiisstflicnd.-»  vinaigre.  Olibo  III,  171 — lS5. 
Bull.  XVI,  251  (Decr.  v.  18S4).  v.  Kaufmann,  S.  452,  458.  —  Mathieu-Bodct  I, 
303.  Amagat  p.  351.  —  Tarif  BuH  XVI,  534.  —  Statistik  o.  S.  690.  — 
Fanr  p.  121;  in  den  BMicbten  im  BnIL 

§.  278.  Die  eigene  Kssigsteuer  nach  dem  Gesetz  vom 
17.  Juli  1875  hatte  mir  nebenbei  einen  direct  tiscalisi  hcn  /werk. 
Ihr  Hauptzweck  war,  eine  Gleichstellung  in  der  1  iscal  isciieii 
Behandlung  f  f1  r  die  \-  e  r  s  e  h  i  e  d  c  n  e  n  technischen  Arten 
d  e  r  E  s  s  i  ^'  t"  a  b  r  i  k  a  t  i  0  n  n  a  c  h  den  dabei  benutzten  Grund- 
stoffen herbeizuführen.  Zugleich  bot  die  neue  Steuer  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  die  bei  niedrigerem  Einfuhrzoll  lästig  em- 
pfundene Concurrenz  deutscherAlcohol-Essigezu  erschweren^ 
indem  die  eiDgeftthrten  Essige  dann  nach  der  französischen  Finanz- 
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praxls  die  Essigsteuer  als  innere  Steuer  noch  neben  dem  Zoll  mit- 
zutragen hatten. 

S.  über  den  früheren  Hechtszüstand  in  Betreff  der  Ausdehnnng  der  Wein-, 
CÜdtt-,  Bier>,  Alcoholstener  auf  Essig  und  tl>er  die  iDnegehalteno  Praxis  der  Yer- 

waltons:  Olibo  III,  471  und  Roucon's  Aufs.  vin.uVre  im  Block'scben  dict.,  übi^r 
das  Technische  Wagner,  oheu.  Tcclinol.,  11.  Aufl..  S.  723  ff.  Durch  die  Ent- 
wicklung der  Essigfabrikation  atts  ÜMjgsftnre  ttnd  am  Branntweinen,  wdehe  ans  der 
Destillation  von  ^Melassen  iinJ  Ziiclierruben  hen'uhrcn .  war  allmälig;  die  früher  für 
Speiseessig  fast  altein  in  Betracht  gekommene  Weinessig- Fabrikation  zurückgedrängt 
worden.  Bieressig  und  Cideressig  waren  unwichtig,  wurden  aber  im  Princip 
von  der  Bier-  und  Cidersten^r  getroffen.  Bei  Weinessig  und  Branntweinessig  hat  die 
Auslepnncr  der  Stcneriicsetze  gewechselt,  aber  die  Praxis  damit  geendet,  dasr?  Wein- 
essig schon  seit  Ibll  durch  die  Entscheidung  des  Cassationshofs  von  der  Wein- 
Circnlationssteuer,  welclic  die  Verwaltung  darauf  mit  hatte  ausdehnen  wollen  und 
damit  Uberliaupt  von  der  Weinstetier  li.fr.it  ward,  Branntweinessig  nur  der 
Steuer  des  denaturalisirten  Aicohols  des  Ges.  v.  2.  Juli  1843  in  ihren  niedrigen 
Sitzen  unterliegen  sollte,  aber  unter  gewissen  Ganlelen  auch  daron  befreit  warne. 
Seit  dem  Gesetz  v.  2.  Am't  1S72  indeshcn ,  welches  die  Steuer  auf  denatur.  Alcoliol 
auf  dO  Frcs.  p.  Hectoi.  erliöhte,  erfolgte  die  Anwendung  dieses  Steneisatzes  auch  auf 
den  ans  Alconol  erzeugten  Essig,  wätaiend  die  anderen  Essige,  insbesondere  die  Wein- 
essige und  die  ans  Essij^sraire  liergestelltcn  Essige  steuerfrei  blieben.  Dadurch  ward 
fUr  die  Fabrikation  der  Branntwein -Essi'^e  ein  iui?5licher  Zustand  herbeigeführt, 
welcher  zu  Beschwerden  der  Interessenten  führte.  Aus  verschiedenen  Projccten  ging 
schliefislich  das  Gesetz     17.  Jnli  1875  henror. 

Das  neue  Gesetz  führte  eine  selbstständige  innere  Verbrauchs- 
steuer auf  Essig  jeder  Art  und  auf  Essigsäure,  welche  nach  dem 
Stärkegehalt  des  Essigs  an  Essigsäure  und  der  letzteren  an  Säure 
abgestuft  ward,  ein,  unterwarf  ausdrücklich  die  eingeführten  aus- 
ländischen Essige,  unabbängig  vom  Zoll,  auch  dieser  Steuer  mit, 
befreite  ebenl'alls  ausdrücklich  die  zur  Essigfabrikation  benutzten 
Weine,  Biere,  Cider,  Alcohole  von  den  betreffenden  bteuern,  damit 
auch  die  Alcohole  von  der  Denaturalisationsaljgabe  bei  dieser  An- 
wendung, machte  die  Essigfabrikanten  liccnzpflichtig  (20  Frcs.), 
ebenso  die  Grosshändler  (10  Frcs.)  und  unterstellte  Fabrikation, 
Versendung  von,  Handel  mit  Essig  den  ttblichen  bezüglichen  Con- 
trolen  des  Exercice,  der  Versendung  u.  s.  w.,  wobei  die  gewöhn- 
lichen Einrichtungen,  den  Fabrikationsverhältnissen  angepasst,  die 
Vorschriften  Uber  das  Begieitscheinverfahren  (acquits-ä-caution),  die 
Straf bestimmungen  n.  8.  w.  wiederkehren .  Die  zn  industriellen 
Verwendangen  beBtimmten  Essige  und  Essigsäuren  sind^  unter  den 
erforderlichen  Naehweisen  dieser  Verwendnng,  steuerfrei,  wobei 
die  Verwaltung  eventneU  vorherige  Denatnralisimng  verlangen  kann. 
Ebenso  sind  die  ins  Ausland  gehenden  Fabrikate  steuerfrei. 

S.  dns  Einzelne  bes.  bei  Olibo  nnd  in  dem  nenen  Deciet  r.  1884.  Der 

Steuersatz  'incl.  25^0  Zuschlag  zum  Princiital)  war  und  ist  p.  Hcctol.:  für  Essig  bis 
&7o  Essigsäure  o,  von  9—127,  '.50,  von  10,  fttr  Essig  und  Esaigsäure 

von  17~307o  Sann  1S.75,  von  31— 407„  25,  ?on  übet  407,  52.W)i  ftr  100  KU. 
kryslallisiiteT  und  in  festem  Znstand  befindlicheT  EssigsänTe  62.50  Ftcs.  Der  Zoll 
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war  vor  18S1  2.08  Frcs.  p.  Hcctol.,  seitdem  4.50  1  its..  im  N'ertragstarif  3.50  Frcs. 
Zu  den  für  iniliistrielle  Verweiifliiiig:  steuerfreien  Essigen  und  Essigsäuren  geliört 
ausdrucklich  der  zu  irgend  welchen  Kahrungsmittolu,  sowie  2U  ToUutteartikelo, 
ParfUnerieeD  dienakte  nicht  mit  —  Der  Debetwaohnng,  bezw.  demEzodee  unter- 
standen und  licenzpflichtig  waren:  1S79  407  Fabrikant!  n ,  2124  Hrosskauf leute, 
126  Conserrefabrikanten,  1S80  bezw.  414  (wovon  21  speciell  Essigsäurefabrikaoten)  — 
2462—106.  Der  langsam  steigende  Stenerertiag  (S.  690),  1886  2,933,000  Frcs., 
Tällt  fiiJisstentheils  auf  Essig  der  uniersten  Steuerstufe  (1886  2,7(35,000  Frcs.  für 
553,000  Uectol.),  vom  Rest  das  Meiste  auf  die  zveitunteiste  Stufe  (103,000  Frcs.  für 
13,ti77  Hectol.). 


Gesetzgebung.  Decret  t.  21.  Dec  1872  (Erklärung  der  Zugehörigkeit  des 
Dynamits  zum  Palrermonopol ,  Tarif).  Ges.  ?.  S.  März  1875  (Ueberlassung  der 
Fabrikation  von  Dynamit  mirl  von  Kitroülycerin-ExplosivstofTen  an  'ü'^  Privatindustrie, 
nebat  Eiiit'aluuug  einer  Steuer;.  Decr.  v.  5.  Juli  lb75.  Keglern,  v.  21.  Aug.  1875. 
Ausserdem  polizeiliche  Bestimmnngen,  so  Decr.  ?.  28.  Oct.  1882,  betr.  Yerreadiuig 
von  Dynamit. 

Literatur.  Vig^ncs  I.  202;  Block,  dict..  Art.  dynamite,  auch  suppl.  gcner. 
(Decr.  V.  1882).  Say,  dict.  ders.  Artikel  i^nech  aiissteheod).  Olibo  II,  450  If.  (auch 
Keglern,  r.  1875).  Boll.  XXIt,  481.  r.  Kaufmann  S.  453  (in  der  Einleitang 
Irrthum).  —  Mathieu-Bodet  I,  304,  Amagat  p.  350  (Uber  die  parlam.  Debatten 
1873—75).  —  Tarif  BuU.  XVI,  552.  —  Statistik  s.  o.  S.  690.  Faurc  p.  121.  In 
den  Yerwaltongeberichten  bei  Pulver  (BuU.  XXIII,  304). 

§.  279.  Nach  dem  Kriege  von  1870-71  hatte  sich  die  Privat- 
industrie  der  Herstellung  des  Dynamits  zu  bemächtigen  begonnen. 
Im  sicherheitspolizeilichen  und  iiscalischen  Interesse  suchte  indessen 
die  Regierang  die  Zugehörigkeit  des  Dynamits  zu  den  Schiess- 
pnlvem  und  damit  zu  dem  fttr  letztere  zu  Recht  bestehenden 
FabrikationB-  und  Verkaufs-Monopol  aus  dem  Gesetze  Tom 
13.  Fruetidor  V  durchzusetzen,  zunächst  im  Verordnungswege  (Decr. 
T.  21.  Dee.  1872).  Ftlr  das  von  der  Verwaltung  des  Pnlvermono- 
pols  herzustellende  Dynamit  wurde  ein  dreistufiger  Tarif  (nach  der 
Sprengkraft)  festgestellt  und  die  Einfuhr  von  Dynamit  aus  dem 
Auslände  an  die  besondere  Ermächtigung  des  Finanzministers  ge- 
knüpft, der  dabei  den  Zollsatz  zu  bestimmen  haben  sollte. 

Diese  Einbeziehung  des  Dynamits  unter  das  Palvermonopol 
fand  indessen  bei  den  Interessenten,  den  Fabiikantcn  und  Benutzern 
des  neuen  Sprcngstotts,  bei  gcwis.sen  Politikern  and  bei  den  frei^ 
händlerischen  Dootrinären  Widerspruch,  der  sich  zu  wiederholten 
Malen  in  den  Jahren  1873—75  durch  die  Parlamentsdebatten  hin- 
zog. Die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Verwandlung  des  Deerets 
von  1872  in  Gesetz  scheiterte  schliesslich.  Die  Fabrikation  von 
Dynamit  und  Nitroglycerin  wurde,  unter  ausdrticklicher  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  Fruetidor  Y  —  dessen  principielle  Anwendbar- 
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keit  auf  den  streitigen  Fall  damit  anerkannt  wurde —  der  Privat- 
indnstrie^  unter  den  für  ausreichend  gehaltenen  sicberheits- und 
gewerbepolizeilichen  Cautelen,  Uberlassen,  und  eine  Steuer  von 
2  Frcs.  im  Maximum  für  das  Kilogramm  Dynamit  eingeführt.  Dieses 
gesetzgeberische  Ergebniss  lässt  sich  kaam  gentlgend  reehtfertigen, 
wenn  man  einmal  einPnlvermonopol  ba^  zumal  eine  eben  erst 
im  Entstehen  begriffene  Privatindustrie,  wie  die  hier  besproehene, 
keine  besonderen  Sehwierigkeiten  für  die  Honopolisirnng  des  Dyna- 
mits geboten  hätte. 

Die  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin  Explosivstoffen, 
als  steuerpflichtige  Gegenstände,  unterließt  übrigens  nicht  nur  den 
gewöhnlichen  steuertcchnisclicn  Bedingungen  und  Cuntrolen  und  den 
gewerbepolizeilicben  Beschränkungen  der  gefährlichen  und  unge- 
sunden Industrieen  —  zu  welcher  Kategorie,  nebenbei  bemerkt, 
auch  manche  andere  Industrieen  des  Gebiets  der  indirecten  Vcr- 
branchssteucrn  gehören.  Sie  ist  aueh  noch  unter  speciellc  er- 
schwerende, der  Absicht  nach  Sicherheit  gegen  Missbrauch  bietende 
Oautelen  gestellt  worden. 

lühlicsondcrc  crbcischt  j<_'du  Erridifani:;  cinur  l';\hnl  eine  fi^ciic  EnnScht  ip un^ 
der  Regierung,  die  nur  nach  Anhörung  des  Fräfcctcn  auf  geoioiofiamen  Antrag 
der  Minister  des  Ackerbaues  und  Handels,  des  Inucrn ,  der  Finanzen  und  des  Kriegs 
durch  Decret  dos  Präsidenten  ertlieilt  wird.  Auch  muss  für  jede  einzelne  Fabrik, 
auch  desselben  Fabrikanten,  eiiio  Cantirin  von  50,000  Frcs.  !:^est('llt  werden,  —  was 
auf  Gros^betrieb  mit  hinwirkt.  Zur  uimuiteibaieu  Vciwciuiuug-  an  Ort  und  Stelle 
kann  die  Fabrikation  von  Nitroglycerin  zu  4  Frcs.  Steuer  für  das  KiL  ttbirigens  den 
betrefFendcn  IndiistriLlleii  unter  besonderen  Cautelen  von  der  Kegierung  gestattet 
wordün.  Aus  Grundeu  der  öticntlichen  Sicherheit  dürfen  ferner  endgiltig  oder  zeit- 
weilig dle*Fftbiikation  Ton  Dynamit  verboten,  die  Depots  und  KleinrerkaufsstcUeo 
untei  Jnickt  werden,  nach  Bcscliluss  des  Staatsraths  und  Anhöniiig  der  Parteien,  ohne 
dann  Fabrikanten,  Depositare  oder  Händler  irgend  einen  Anspruch  auf  Entschädigung 
erbeben  können  (Ges.  t.  1875,  Art  9).  Fabrikanten  und  Händler  sind  denselben 
ßeglements  wie  Pulverdebitanten  unterstellt;  im  Interesse  der  Sichedieit  iliirfen  er- 
forderliche weitere  Control -Vorschriften  erlassen  werden.  Für  die  Kiafuhr  von 
Dyikamit  aus  dem  Auslände  ist  specielle  Ermächtigung  der  Regierung  erfordeillch, 
der  Zollsatz  ist  2.50  Frcs.  Exportirtes  Dynamit  gcuicsst  mittelst  Abschreibung 
von  dein  ■ßclasttnigsconto  Stencrfreiheit.  •-  Die  Strafandrohungen  siiul  schwerer 
als  in  anderen  Fällen.  Sie  gehen  bei  Vergehen  gegen  Gesetz  und  Koglcments  sofort 
auf  Haft  Ton  1  Monat  bis  1  Jahr  und  100— 10«000  Frcs.  Geldstrafe,  Torbehaltlicb  der 
Amrendung  des  Art  463  des  Code  pönal. 

Die  Zahl  der  Fa1)iikaüten  war  von  1S7'.> — S5  bostämlif^  nur  2,  die  der  über- 
wachten Depositare  stieg  von  9  auf  32.  Der  Ertrag  der  Steuer  (S.  G90)  schwankt 
jährlich  «rbeblicb,  1882  war  er  tehon  einmal  1,768.000  Frcs.  Er  kommt  ^t  ganz 
vom  Dynamit  zu  dem  Satze  von  2  Fri  s.  p.  Kil.  (ISSO  vi>a  Tf)5,0()S  Frcs.  für 
897,286  Kil.  im  (ianzcn  bloss  2673  Frc^J.  für  btib  Kil.  auf  Nitroglycerin).  Die  Tarifsätze 
des  Decrets  v.  1872  waren  in  3  Stufen  11.25,  7.5Ü,  4.50  Frcs.  p.  KU.  gewesen,  — 
▼«U  zu  hoch.  Aber  das  lieas  sich  ja  auch  beim  Monopol  leicht  ändern. 

Man  sieht  aus  allen  diesen  VerhältnisseD,  den  peinlichen  Cou- 
trolen  and  BetiiebbbedingUDgen,  der  Betriebsconcentration,  der  Ver- 
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kebrscontrole ,  dass  doch  die  Kiiibcziehung  des  Dynamits  m  ein 
einmal  bestehendes  i^ulvermonopol  das  üatiouellere  wäre. 


cc)  Di«  einzelnen  wieder  aufgehobenen  neveren  kleineren 
inneren  Yerbraachsäteuern. 

Papier,  Cidiorie,  Seife. 

«cec)  P «p iers ten er. 

Gesetzgebung.  Einführung  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  l'^71  An.  7  (auch  8,  10); 
Ausführunjr^ilecr.  v.  28.  Nov.  1871.  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  IS  CTaiifäiiderungl ; 
Ausführungsdecr.  v.  16.  Aug.  1873.   Ges.  ?.  30.  Dec.  1873  (4  %  Tarilzuschlag).  Ge». 

SO.  Juni  1874  (Slenerfireihcft  for  des  Jenrael  officiel  —  dazu  Eeglem.  f.  18.  Jani 
1877).  Art.  18  des  FinariZi;es.  v.  29.  Dec.  18^4.  fVcröch;irfiing:  der  firciilationscon- 
trole).  Ges.  v.  29.  Juli  ISSl  Art.  5  (Pressgesetz,  Aufhebung  der  Zuschlagsteuer  für 
Zeiftingspapier  in  Gonseqiienz  des  Art.  5).  Deor.  v.  30.  Jnü  1881.  —  Anfhebnog  der 
ganzen  Fajn*  rsteaer  dorch  Gee.  >.  8.  Aug.  1885  (Bndgetges.  fOr  1886)  Art.  2,  vom 
1,  Dec,  an. 

Literatur.  Stotj rm  IT.  1 19 ;  Vignesl.  IHf— 172;  Block  Ii-'.  Art.  papier, 
dgl.  suppl.  gaier.  uüJ  suppl.  für  18S6;  Ülibu  lU,  o'Ji— 12Ü;  Bull.  157—161. 
f.  Kaufmann  S.  442—445.  —  Mathieu-Bodet  I.  42.  Amagat  p.  .'il7,  379. 
—  Tarif  Bull.  XVI,  553.  —  Statistik  o.  8.690.  Faurcp.  120.  Jahresberichte 
im  Bull.    Uebersichten  und  interessantes  Detail  BulJ.  XXI,  160. 

§.  280.  Diese  sehon  im  alten  ^,Regiment"  vorhanden  gewesene 
Stener  war  1791  mit  anderen  indu'eeten  Abgaben  beseitigt  worden. 
Projectei  sie  wieder  einznitlhreni  sind  sebon  unter  dem  Directorinm 
nnd  emstlicb,  bis  zar  Vorlage  eines  Gesetzentwnrfs,  1815—16  aut- 
getaacbty  aber  nicht  zu  Stande  gekommeo.  In  der  Finanzkrise  von 
1871  stand  der  Plan  einer  Papiersteuer,  neben  anderen  ähnlichen 
neuen  Stenern,  auf  Zündhölzchen,  GicborieD,  mit  roran. 

£r  wurde  durch  die  Ansicht  der  hiteuerfcrwaltUDg,  dass  die  Erhebung  eiuer 
solchen  Steuer  an  sich  nnd  bei  der  Goncentration  der  Fabrikation  auf  nnr  etwas  über 

400  I'alirikrii  nicht  besonders  scliwierig  und  kostspicliu  si  i  und  keine  wesentliche  Ver- 
mehrung der  Steuerbeamteu  verlangen  werde,  unterstützt.  Auch  kam  dem  Plane  zu 
Gnto,  dass  er  eine  Hitbestettemn([r  der  Zettongen.  welche  nach  dem  Sturze  T^spoteon^s 
so  eilig  vom  Stempel  befreit  worden  waren  (S.  555),  einfach  gestatte.  Anderseits 
fand  er  heftige  principielli'  flppositiun  weecn  der  l)eliaupteten  „anfisorialcn"  un'l  .,anti- 
(•ivilisatorischen"  bildungs-  und  wirtliscliaftHscliuJliclicu  Wirkungen  einer  bolclien  bleuer. 
Besüiiders  wurde  auf  die  Schädigung  des  Interesses  des  Volksnnterrichts,  des  Buch- 
handels, der  Packpapier  benutzenden  Industricen  u.  dgl.  m.  hingewiesen,  was  man 
jedoch  wieder  durch  die  Bemerkung,  dass  es  sich  bei  der  Steuer  zum  grossen  Xheil 
gar  nieht  um  YerthenernDg  fiir  die  Goosumenien,  sondern  nur  um  einige  VerfcOizung 
der  Gewinne  des  Zwischenhandels  handeln  werde,  zn  widerlegen  suchte. 

So  kam  die  Steuer,  zugleich  mit  der  Cichorien-  und  Zttnd- 
hölzehensteuer,  schon  im  Sommer  1871  zn  Stande  (Ges.  t.  4.  Sept 
1871),  Dem  Ertrage  nach  ist  sie  die  wichtigste  der  kleineren,  nach 
dem  Kriege  eingeführten  inneren  Verbrauchssteuern  gewesen  (8. 690). 
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Diese  Papierstcncr  tial"  im  Princip  alle  Sorten  Papier,  anfangs 
nach  einem  dreij^tuligen,  seit  dem  Geset/  von  Iblo  (21.  Juni) 
nach  einem  vierstungcn  Qualitätsl'us».  Sic  war  hier  eine 
F  a  y>  j  i  k  a  t  i  o  n  s  s  t  c  u  e  r ,  die  in  den  üblichen  Formen  der  franzö- 
sischen, an  die  Productionsstättcn  sich  anschliessenden  iudirecten 
Verbrauchsstener  entweder  direct  nach  den  specicllcn  steueramtlieheo 
Aufnahmen  der  fertiggestellten  und  versendeten  Papiere,  daher 
mittelst  Declarationspflicbten,  BuchfübrungszwaDg,  Exerciee,  Ver- 
86DduDg8controle  u.  s.  w.  veranlagt  und  erhoben,  oder  auch  auf 
Gmnd  jährlichen  Abonnements  von  den  Fabrikanten  bezahlt 
wurde.  Ausserdem  wurde  aber,  speeiell  zum  Ersatz  des  durch 
Beeret  v*  d.  Sept  1870  beseitigten  Zeitungsstempels  (S.  555),  ein 
Znsehlag  von  20  Frcs.  fSr  100  Kil.  von  1871—1881  fttr  dasjenige 
Papier  erhoben,  welches  znm  Druck  von  cautionsp flichtigen 
Zeitungen  und  anderen  periodischen  PnbKcationen  verwendet 
wurde.  Diese  Zuschlagtaxe  ist  schon  seit  1881  fortgefallen,  indem 
die  Aufhebung  der  Gautionspflicht  nach  dem  neuen  Pressgesetz  vom 
29.  Juli  1881  so  ausgelegt  wurde,  dass  damit  jene  Taxe  implicite 
auch  falle.  Nachdem  dann  bereits  1880  in  Folge  parlamentarischer 
Initiative  und  1881  in  Folge  derjcui^ea  der  Regierung  selbst  die 
Aufhebung  der  ganzen  Steuer  in  Aussicht  genommen  gewesen,  aber 
wegen  budgetäier  Bedtlrfnisse  schliesslich  beide  Male  noch  vertagt 
W'orden  war,  wurde  dieselbe  end^iltig  iui  Fiiiauz-esetz  vom  8.  Aug. 
1885  für  die  Zeit  vom  1.  Dec.  1886  an  beschlossen  und  trat  auch 
au  dicseui  Termine  ein.  Eine  Einnahme  von  14 — 15  und  mit  dem 
ehemaligen  Zeitungszuschlag  von  18  - 19  Mill.  Frcs.  wurde  dadurch 
aufgegeben,  etwa      des  Biersteuerertrags. 

S.  lies.  Hnll.  XXI,  157  üljcr  die  steucrtechnischc  Durchfübruiiji-  und  die  Gou- 
trolcn,  tlic  im  Eiu/clncn  Interesse  bieten,  aber  den  allgemeinen  französischen  Grund- 
Sätzen  cntsijrechen,  die  Decrete  von  1S71  (bei  Dejean,  «  ode  p.  74  If.)  and  von  1873 
(eb.  p.  320  tt.,  auch  bei  Olibo  III,  401  flj.  Der  Tarif  war  im  Ges.  v.  1871  in 
S  Classen:  15  l-rcs.  für  100  lul.  Cigarreleu-»  Seiden-,  anderes  ähnliches  sehr  feines 
Papier,  Pergament-  n.  dgL  Papier,  auch  Brief papier  jeder  Art ;  10  Fn-ä,  fQr  Schreib-, 
Druck-,  Zeicben-,  Musik-  u.  dg).  Papier,  weisses  Tapeten-,  farbiges  und  marmorirtes 
Kiubaudpapier  u.  djf^l. ;  5  Fics.  Cartoon,  Cartoupapicc,  Knyeloppeupapier,  farbigem 
Tapetenpapier,  Pack-,  LAscbpapiei  v.  dgl.  Das  zu  Zeitungen  il  b.  rerirendete 
Druckpapier  gehörte  zur  zweiten  Classe,  zahlte  daher  mit  dem  Zuschlag  ÖO  Pres,  per 
100  Kil.  Das  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  IS  veränderte  diese  Classilication  der  Papiere 
ctfras  und  bildete  fttr  Briefpapier  jeder  Art  eine  eigene  neue  (zireite)  Classe  mit 
1 1  Frcs.  Bei  gewissen  Papieren,  wie  Tapeten,  bunten  Cartons  u.  dg;!,  wurden  nach  den 
Ausführt! niTSiIciTcten  i^Art.  (J)  crhcbli<'he  Naclilasse  zur  Fcststellutig  des  sttnieqjfliLiitigen 
Gewichts,  gewahrt  i//„ — ^L).  Für  Bcsrhncidun^,  l"a(;oiinirung  u.  dgl.  in  dtr  labrik 
konnten  bis  10  7u  abgcnM  lmet  werden.  Mit  den  4%  Zuschlägen  (.Ges.  v.  30.  Der. 
IST.*?)  stellte  sich  so  der  viersfufisre  Tarif  schliesslich  auf  lö.fiO — 11.44 — 10.40 — 5.20, 
für  Zeitungspapier  auf  20.b0  (im  Ganzen  32.24j  Frcs.  fUr  100  KU.  Aus  dem  Ausland 
oinseffthrtea  Papier  nnterlas  auch  hier  avadrUcUicli  «asaer  dem  Eingangazoll  der 
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inneren  Steuer  ((Ses.  r.  1871  Art.  7).   Der  Zoll  war  vor  1881  fttr  Papier  99.84  bis 

187,20,  im  Tarif  von  1S8I  nur  2"),  im  Yerfrasstarif  S  Frcs.,  für  Pappe  in  Blätteru 
vor  1881  vrio  für  Papier,  daim  11  aud  {im  Vertragstarif)  8  Krcs.  Französisches  Papier 
und  daraus  hergestellte  Gegenstände  (also  z.  B.  auch  Papiermache)  «raren  bei  der  Ati  ii- 
flllir  ins  Ausland  und  iHe  Colonieen  steuerfrei. 

Die  Fabrikanten  waren  licenzpflichtig;  (20  Frcs.  jährlich,  nach  Ges.  v.  1S7.*< 
uur  üiumal,  auch  für  mehrere  Fabrikou  desselben  Besitzers  2U  einrichten).  Unter  dou 
Controlen  ist  die  Yersendnngs-  und  Circnlationscontrole  beachtenswcith.  Im  Um- 
kreis von  2  Myriametern  um  jede  I  rik  mussten  Duplicate  der  Wegführnnprsilechi- 
latioB&Q  alle  Transporte  begleiten  und  waren  auf  Vorlaogeu  don  Agenten  der  indirecten 
Stenern  vorzuzeigen  (Reglern,  von  1811  und  1873  Art  14).  Da  dies  znr  Verhütung 
von  Unterschloifeu  noch  nicht  für  aiisr(^i<honil  galt,  wurde  be-^tiuiint,  dass  alles  in 
Mengen  von  Uber  50  KU.  im  Tunsport  beliudliche  Fapier  mit  Bcgloitschein  (expeditioo) 
venuiett  sein  mtlsse,  der  auf  jedes  Yeiian^  den  Oienatthaenden  vorzuireison  war> 
—  eine  Ermächtigung,  die  indessen  thatsächUdi  doch  nicht  angewendet  sein  soU  (Ges. 
V.  29.  Der.  m4  Art.  IS.  Bull.  XXI,  159). 

Die  Specialtaxe  für  Zeitungen  u.  s.  w.  war  von  1872 — 80  von  l,9S:i,Uüü  auf 
8,917,000  Frrs,  Ertrag,'  gestiegen.  Im  Jahre  I^sl  war  der  Bruttoertni;?  der  ganzen 
Steuer  l(),117,üü()  Fr<::.,  wovon  für  exportirtes  Papier  1.321,000,  fiir  Hechuung  der 
Steuerfreiheit  des  Journal  officicl  1)2,000,  für  Abzüge,  Verluste  u.  dgl.  28,664  Frcs. 
abzusetzen  waren,  so  dass  14,676,000  Frca.  Reinertrag  (noch  ind.  Yerwaltangskoeten) 
blieb.  Für  den  Specialdienst  der  Papiersteuer  waren  1ST4  nur  124  Agenten  mit 
198,000  Frcs.  Kosten,  1.30  7o  ^ci  Einnahmen,  1SS5  nur  70  Agenten  mit  127,300  Frcs. 
Kosten  oder  0.90  %  ^«r  Einnahmen  zn  bestreiten.  Die  Zahl  der  Fabriiianten,  abrigens 
grösser  als  anfänglich  angenommen,  war  1873  642,  1S70  53:^,  1S81  601,  1S85  527, 
die  der  Entrepositaires  unter  Coutiole  anfangs  12—17,  seit  1870  erheblich  höher  250, 

1885  288,  die  der  überwachten  (Zeitnngs-I  Drucker  1873  570,  1880  67s.  —  Die 
Statistik  im  Boll.  (XXI,  161)  gestattet  auch  folgende  interessante  Angaben,  aus  denen 
die  Tmn:emeine  prnctische  Bedeutung-,  freilii  Ii  auch  die  Umständlichkeit  dieser  Controlen. 
besonderti  der  \'cr;>endungscontrolen  für  den  Verkehr  einmal  zideruiässig  hervortritt: 
Die  Zahl  der  aufgenommeneu  Protokolle  (wegen  Contraventionen)  1874  316  (Max.), 

1886  136  (Min  i  1S?3  236.  Zahl  der  acquits-ä-caution  bei  Vers*  ndnnu  1813  13,566, 
1878  11,929,  dann  rasch  steigend,  1882  (Ma.\.)  72,740.  1885  noch  62.546;  Zahl  der 
laissez-passer  (S.  649)  Min.  1874  99.500,  Max.  1885  279,700.  Anf  Grand  von  acquits- 
ä  caution  sind  1SS2  141.10  Mill.  Kil.  Papier  u.  s.  w.,  18^5  118  *20'  Mill.  vi  rsehdet 
worden.  —  Die  Ausfuhr  von  Papier  hat  sich  während  des  Bestehens  der  Steuer  mit 
Schwankungen  annlhetnd  auf  gleicher  HOhe  gehalten  (22—24  Mill.  Kil.),  die  Ein- 
fuhr ist  stark  gestiegen,  von  3—4  Mill.  Kil.  anfangs  auf  12 — 13  Mill.  zuletzt  (Bull, 
a.  a.  0.);  wohl  Einfluss  des  Tarifs  v.  ISSl  und  des  Vertragstarifd >  »bor  doch  be- 
aohtenswerth,  da  die  innere  Steuer  daneben      tragen  war. 


ßfi^i  Gichoriensteoer. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  l.  bept.  1871  Art.  6  zur  Einfuhrung,  Dazu  Aus- 
Ahiongsdeer.  v.  30.  Nov.  1871  (Dcjean  p.  105  ff),  Decr.  v.  18.  Jan.  1878  (eb.  p. 
291  ff.),  Ges.  V.  25.  Jnli  1873  Art.  20,  21.  2M.  21  (u.  A.  Ausdehnung  der  Steuer  auf 
der  Cichorie  ähnliche  Producte).  Zollerhöhung  im  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  6.  Auf- 
hebang  der  inneren  Steuer  durch  Finanzges.  f.  1879  (Ges.  v.  28.  Sept.  1878  Art.  2) 
V.  1.  Jan.  1879  an. 

Literatur.  Vitirics  I,  16S.  Hlock.  dlct.,  Art.  chicoree.  Say,  dict.,  ders. 
Art.  V.  Kaufmajiu  S.  450.  —  M a tn:e u-Bodct  I,  43.  Amagat  p.  348.  — 
Statistik  in  den  früheren  Yenvaltnngsberichten  der  indireulen  Stenern.  Fanre 
p.  120.    0.  8.  m). 

§.  281.  Auch  diese  Steuer  ist  durch  die  FinauzhedUrfoisse  nach 
dem  letztca  Kriege  verarsaeht  wordeii.  Zu  ihrer  ElafltbruDg  trug 
die  Rttcksicht  auf  den  fiscaliBohen  Nachtheil  des  Cichorienconsums 
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für  den  Ertrag;  des  Kafteezolls,  zumal  seit  tlc^^oii  l^thüliiui^  nach 
dem  Kriege  bei.  Das  principielle  JU  ilcnken  gegen  diese  Steuer  auf 
einen  Artikel  des  Consums  der  iinnereii  Classe  und  das  weitere 
Bedenken,  dass  dieser  Consum  in  einigen  Gegenden  (Departement 
Kord,  Pas  de  Calais)  besonders  stark  verbreitet  sei,  die  Steuer  that- 
säcblicb  also  nicbt  gleichmässig  wirke,  tauchten  auf,  aber  binderten 
die  Einführung  der  Steuer  nicht.  Obwohl  man  die  Herstellung  der 
Cichorie  filr  den  eigenen  Hansbedarf  frei  Hess,  keinen  nachtheiligen 
£inf1u.ss  der  Steuer  auf  den  Consum  und  dessen  Zunahme  glanbte 
nachweisen  zu  können  und  die  Erhebuogskosten  massig  waren, 
wurde  die  Steuer  doch  Behon  im  Jahre  1878  wieder  aufgehoben, 
bald  nach  der  Seifenstener,  obwohl  der  hohe  KaffeezoU  verblieb. 
Damit  ward  eine  Einnahme  von  5^/,  Mill.  Frcs.  aufgegeben. 

Die  Einrichtung  der  Steuer  war  die  übliche,  Ivicenzen, 
Deelarntiuijcn,  Exereice,  Versendungscoutrole  u.  s.  w.  Eigentbüm- 
licb  war  auch  hier,  wie  hei  der  Kerzen-  und  Ziindhölzcheusteuer, 
die  Vorschrift,  dass  die  Cichorie  nur  in  geschli)H«enen  Packcten 
bestimmten  Gewichts  und  in  gestempelten  Umschlägen 
circulireu  und  zum  Verkauf  gebracht  werden  durfte. 

Üer  Fabrtkatiori.s.stouorsat/  war  '50  Cent  per  Kil.  filr  „ruciae  de  chicon;c 
preparco*'.  beabäicbtigt  waruu  50  üuut.  gowesen«  aber  uicbt  angooomiucn.  Dio  cin*- 
Kcfcvhrte  Cichorie,  gebrannt  oder  gemahlen,  zahlte  nach  dem  Tarif  v.  JuU  1671 
55  Frcs.  per  lOÜ  Kil.  (statt  der  innern  Steuer),  nach  AufUcbung  dor  inueren  Steuer 
im  Tarif  von  18S1  noch  5  Frcs.  Der  Kalleezoll  war  in  flemselben  Tarif  für  Bohnen 
aof  150  und  170  ircs.,  i'ur  gcbrauaten  oder  gcutühicii'  ii  auf  200  Frcs.  ^jestellt,  mit 
4  Vo  Zuschlag  später  I5()  und  200  Frcs.  Licei«  der  Falii  iknnten  uod  gewisser  Kau f- 
leute  20  Frcs.  Di«'  vniircschriebenen  Gewichtsmen^cn  der  Packete  waren  1*)i>,  260. 
500,  1000  (jrauim  und  mussteu  so  beschatten  äciu,  dass  sie  uittclät  Stempeln  oder 
gestempelter  Vignetten  amschlosscn  werd^  konnten.  Kacli  Ges.  v.  21.  Jani  1873  Art. 
23  musstcn  dio  Fabrikanten  auf  ihre  Kosten  seihst  diese  Papiore  anbringen.  Diese 
Stempelung  oder  Vigucttixuug  war  aber  hier  lieino  Steuercrhebuogöform,  «ooderu  nur 
eine  Controlform.  Die  Fabrikanten  u.  8.  v.  hatten  die  Steuer  nach  monatiieher  Ab* 
rcchnung  in  der  sonst  üblichen  Weise  (baar  oder  mit  Cautionsobligationen)  zn  Ix't^leiclien. 
Die  Kleinliaufleutc  durften,  wenn  sie  weniger  als  100  Gramm  ?erkaaften,  nicht  mehr 
als  1  Packet  anf  einmal  anbrechen.  —  Die  Menge  der  rcisteuerten  Ciciiorie  ist  von 
1$72—1877  Ton  ca.  8—9  «nf  ca.  18  Hill  Kil.  gestiegen. 


yy)  Seifenateuer. 

Gcsctzfrcbunp:.  Einjrcführt  durch  Ges.  v.  "50  Dec.  1873  Ar(.  7,  8;  Keglern. 
V.  b.  Jan.  1S74.  Ues.  v.  5.  Aug.  1874  Art,  8  (Steuerfreiheiten).  Dccr.  v.  S,  Aug.  1875 
(Durchführung  der  Soifenstenerfreiheit  für  Webereien  und  Färbereien  von  Geweben). 
Aafliebung  durch  Finanzges.  v.  16.  März  1S78  Art.  1  vom  1.  April  1878  an. 

Literatur.  Stourm  Ih  107.  Vignes  I,  174.  Block,  dict ,  Art.  savons 
7.  Kauimauu  S.  459.  —  Mathieu-Bodet  1,  240.  Amagat  p.  349.  —  Statistik 
o.  S.  090.  Faure  p.  120. 
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§.  282.  Diese  gleichzeitig  mit  der  .Steariu-  uod  Kerzeusteiier 
und  der  allgemeinen  Oelsteuer  eingeführte  Steuer  wurde  an  Stelle 
einer  anfangs  geplanten  Ausdehnnnc:  der  Salzsleuer  anf  das  zur 
Öodaiubrikation  dienende  ^Jtenertreie  .Salz  gewählt.  fc>ie  traf  Seife 
jeder  Art  mit  5  Frcs.  per  IOC)  Kil.,  doch  bestand  umfängliche 
Steuerfreiheit  für  Seife,  welche  zu  bestimmten  im  Gesetz  v.  5.  Aug. 
1874  noch  genauer  bezeichneten  VerweadaDgeu  von  Seife  in  der 
Textilindustrie  diente.  Die  ins  Ausland  gehende  Seife  war  eben- 
falls  steuerfrei.  Fremde  Seife  trug  auch  hier  eine  Compensatious- 
abgabe  von  5  Frcs.  bei  der  Einfuhr,  neben  den  beträchüiehen 
Zöllen.  Die  Einriebtung  der  Besteuerung  war  die  ttbliebe,  mit 
Licenzpflicht  (20  Pres.))  Dedarationen,  Bncbfabrungszwang,  £zer- 
cice,  Yersendungscontrole  u.  s.  w.  Einer  besonderen  Oontrole  unter- 
lagen aber  aueb  die  Fabriken,  welche  Seife  steuerfrei 
beziehen  durften.  Nach  wenig  Uber  vierjährigem  Bestehen  wurde 
die  Steuer  bereits  wieder  aufgehoben,  der  erste  Schritt  zu  Steuer- 
erleichterungen auf  diesem  Gebiet.  Der  Ertrag  von  ca.  6  Mill.  Frcs. 
war  hinter  den  anfänglichen  Schätzungen  von  9  Mill.  zurückgeblieben, 

behauptet  wird,  weil  viele  Hinterziehungen  stattfanden. 

lui  allgeiucincti  Tarif  vor  1S81  war  Seite  mit  205  Frcs.  belegt,  im  Vcrtiaga- 
tarif  mit  ti  und  70,  im  Tarif  von  ISSl  mit  12  und  (>  Frcs.  füi  100  Kil.  Steuerfrei 
war  rlio  S .  ifi  für  die  Vorbereitunjr,  Entfettung,  Färberei,  Uioicherei  von  Seide.  Wolle, 
Buuinwolie  und  anduren  l'^aseiüitoli'en  di^r  Textilindustrie  im  rohen  Zustand  oder  ah 
Gewebe*  wenn  es  noch  nicht  die  letzte  Appretor  erhalten  hat  Die  Venireudong  mnsste 
g^cnügead  erwiesen  nTdeii.  Die  Steuerfreiheit  crfolirf«^  in  der  \\'ci?c,  dass  die  Seifen 
voQ  deil  Fabrikea  unter  ucqaits-ä-cautioo  oder  auä  dem  Auslände  unter  Zollploinltc 
bezogen  werden  massten.  Die  acquits  wurden  beim  Empfanger  nur  unter  Voraeigang 
der  Sendungen  unter  Band  und  Blei  dochargirt.  Dann  Einlagerung  in  abgesonderte 
Magazine  und  Herausnahme  nur  nach  dem  täglichen  Bedarf,  mit  entsprechenden 
weiteren  Controlen,  Fchluicn.i»en  nach  den  Inventarcn  steuerpflichtig.  Nach  Gutdünkea 
der  Verwaltung  periodische  Visitationen  oder  Einrichtung  bleibender  ücberwachung 
auch  dicjjcr  T''xtilindustrie-EtabIiisemerU>,  fD«cr.  v.  S.  März  I^T.j).  Diese  doppelseitige 
Controlc,  ilieiis  der  Seifenfabriken,  thciit)  der  Textilfabriken  war  bei  dem  mäasigcn 
Stonercrtrag  wohl  ein  Umstand,  der  die  Bestrebungen  nach  baldiger  Beseitigung  der 
Steuer  iiiit(  T*st'U/.te.  —  Im  Jaliie  dcs  höchsten  Ertrag-^.  1S76,  wurden  163.6  Mill.  Kil. 
Seite  im  Inland  producirt,  wovon  123.3  Mill.  versteuert,  bteuerfrei  ausgefulut, 
18.8  dg},  in  der  Textilindastrie  verwendet,  der  Rest  blieb  in  Verrechnung.  Man  hatte 
den  8teuerpfliclitin:en  Consinn  li  .i  di  r  Einführung  der  Steuer  .uif  1*^0  Mill.  Kil.  gesrhat/t. 

Die  ursprünglich  ab»  gewöhnliche  Verbrauchsstuucr  eiugcrichlete,  dann  aber  bald 
iu  Monopolform  gekleidete  ZttndhOlzchonstouer  wird  unten  bei  den  Monopolen 
mit  behandelt  werd^  (§.  300). 


f-)  Andere  veiwaiiilte  kleinere  Steuern. 

l'rufungsabgabe  von  Gold-  und  Silberwaaren,  Abgabe  von  denaturalisirtom  xVlcöhol, 

Spielkartensteuer. 

Die  Jetzt  mit  37.dO  Frcü.  vom  Uectoliter  reiucu  Alcohols  erhobune  Steuer  von 
denaturalisirtem  Alcohol  ist  oben  S.  642  bei  der  Qetil&kebeateiierung  tcbon  mit  be- 
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«proclieQ  worden.  Kitrag  t  59,106  HectoL  2.22  Hill.  Frcä.  ia  1886,  X.  b5,äü6  Huctol. 
3.20  Mill  Frc8  (proris.)  in  1887. 


Gesetzgebung.  (Hauptbestimmungen.)  \Vio*]iMcinfübrunf  darch  das  grund- 
legende Gesetz  vom  19.  Eruinairo  VI  0i.  Nov.  1797).  Zahlreiche  weitere  Gesetze 
und  Verordiumgea  über  Eiazellieitea,  besonders  der  Ausführung,  betreüen  meistens 
nnr  die  gewcrbepolizcilicho  Seite  der  Sache,  dte  Markirungen  u.  dgl.  m. 
Alle  einzelnen  noch  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  bei  Olibo.  So  norh  ver- 
schiedene aus  J.  VI  u.  den  folgenden  Jahren  bis  XIU;  dann  wieder  Iblü,  1S20 
(5  Mai),  1836,  1838  (Ord.  r.  7.  Apr.  Uber  der  poin^n  de  lecense),  Gee.  v.  10.  kvtg. 
183!»  liebst  Ord.  v.  30.  Dec.  1^30  (über  Ausfuhr  von  Gegenständen  ohne  fraii/.i^sis -he 
Marke  und  ohne  Abgabezahlung),  Ges.  v.  U.  Aug.  1844  Art.  13  (Uerabsetzung  der 
droits  dargue),  Ord.  r.  23.  Dec.  1846,  Decr.  7.  24.  Jnti  1857  (Einrichtung-  der 
„Garantie"  in  Algier),  Decr.  v.  26.  Mai  ISGO  (Ausdehnung  der  Verpflichtungen  der 
Fabrikanten  plattirter  NVaaren  auf  diejenigen,  welche  vergoldete  und  versilberte  Waareu 
auf  galvanischem  oder  electro-chemischem  Wege  herstellen).  Decr.  v.  Jnn.  Ibü4 
(11.  A.  eigener  Stempel  fur  eingeführte  ausUliidisi  he  Waats).  Nach  dem  Kriege  Ab- 
gabeerhöhung  durcb  Ges.  v.  30.  März  1^72.  D-cr,  v.  27.  Juni  1S77  i^xiusfuhr 
französischer  Waare  nur  über  bestimmte  Zollamter).  l)ccr.  v.  27.  Juli  1S7S  (Regelung 
der  Racksahlnng  der  Abgabe  bei  Aosfiihr  von  Waaren).  Ges.  r.  25.  Jan.  1884  (Ein^ 
fühnin;,'-  eines  vierten  Einheitsgrads  —  titre  —  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  Gegenstände), 
Ausführungs-Decr.  dazu  r.  10.  Juui  18S4  's.  Ilull.  XV,  145,  C47).  Decr.  r.  24.  Dec. 
1887  (eigener  Stempel  fQr  auBgefabrt  gewesene,  wieder  znrttckgesendete  firanzDeiiiGhc 
Waare). 

Literatur.  S.  die  Bibliographie  Uber  den  weitläufigen  und  vcrwiekeltcu  Gegen- 
stand in  Block,  dict.,  Art.  garantie,  p.  1034.  Stonrm  11,  90— 103  (Wiederherstellung 
der  alten  Gesetzgebung  durch  das  Ges.  v.  Brumaire  VI).  Vignes  1,  187 — 191. 
Ulock,  dict.,  Art.  garantie  von  Moreau,  rei*  iihalfi'.".  (  in-i  liend  und  klar.  Suppl. 
gencr.  p.  215  (Ges.  v.  1884),  Suppl.  1888  p.  307.  IJlibu  II,  54)  -084  lhöell^t 
detaillirt  und  reichhaltig),  v.  Hock  S.  432—439;  v.  Kaufmann  S.  447—149.  — 
Mathieu-llorlrt  T,  101,  105.  Amagat  p.  343.  —  Statistik.  Fanre  p.  IIS; 
he&.  in  deü  üebersicbteu  (mit  weiteren  Auiifahrungcn)  im  Bull.  i.  210.  V,  233,  XV, 
156;  Ertragsdaten  in  den  Berichten  der  indirecten  Stooenrerwaltung. 

Die  wichtigst'.;  nnd  intcros-antoste  Seite  des  (Jo^ensfandes  ist  die  gcwerbe- 
|ioiizcilicbe,  zugleich  die  couiplicirteste,  welche  jene  Menge  von  Bestimmungen 
und  deren  häufige  Abänderung  (betreffs  der  Arten  der  Markirung  n.  s.  w.)  veranlasst 
hat.  Sie  kann  hier  aber  nur  gestreift  werden,  S.  larübcr  bes.  den  Alt.  voll  Moreau 
und  Ülibo's  Werk,  au!  Ii  Bull.  a.  a.  0.,  bes.  XV,  löö, 

§.  283.  Von  Alters  her  bestand  in  Frankreich  eine  strenge 
gewerbepolizeiliche  Oontrole  der  Herstellung  und  des  Verkaufs 
von  Gold-  und  Silberwaaren.  Namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
lann  unter  Lndwig  XIV.  und  wiederholt  im  18.  Jahrhundert  wird 
diese  Gontroie  im  Einzelnen  geregelt.  Sie  dient  einem  doppelten 
Interesse,  einmal  aoU  sie  den  Käufern  Sicherheit  hinsichtlieh  der 
Qualität  der  Waaren  gewähren  und  zweitens  von  den  Producenten 
unsolide  und  betrflgerisehe  Concnrrenz  fern  halten  und  der  franzö- 
sischen Waare  im  In-  und  Auslände  einen  guten  Ruf  verbürgen.  Das 
Controlsystem  bedingte  Einriehtnngen,  welche  Kosten  machten.  Es 
wird  daher,  ohnehin  im  Geiste  der  älteren  Gewerbepolitik,  in 


a)  P  rilf  u  II  gsa  b  ^-a  b  e  von  (iuld-  und  Silberwaaren. 
(Droit  de  garantie  sur  les  ourrages  d'or  et  d'argeut  ) 
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systematischer  Weise  seit  Ludwig  XIV.  ein  G  e  b  tt  h  r  e  n  w  e  s  e  n 
damit  verbunden ,  das  diese  Kosten  zu  decken  ermöglichte,  aber 
darüber  hinaus  Ueberschüsse  gewährte,  so  dass  es  in  eine  gewerbe- 
Btcucrartige,  überwiegend  wohl  sehon  in  eine  Verbrauchs-  lud  luxas- 
fiteueraitige  Besteuerung  tiberging.  Das  Ganze  war  aber  zweck- 
mässig und  nicht  einseitig  üscalisch  geordnet  oad  erfüllte  seinen 
gewerbepolizeiiichen  Zweck  gut. 

Gleichwohl  brach  auch  diese  bewährte  Einrichtung  in  der  ersten 
Revolation  zusammen,  ohne  förmlich  gesetzlich  aufgehoben  su  sein, 
ja  sogar  trotz  ausdrücklicher  wiederholter  amtlicher  und  legislativer 
Erklärungen,  dass  die  Controle  fortzudauern  habe.  Die  „Gebühren*' 
fielen  unter  die  Kategorie  der  „indirecten  Steuern",  die  unTcrmeid- 
liehen  Gontrolmassregeln  unter  die  Opposition  gegen  derartige  „Ein- 
griffe in  die  freie  Bewegung"  und  damit  beide  unter  die  einseitige 
Vernrtheilung  der  Tagespolitik.  Die  nach  dem  thatsächliehen  Weg- 
fall der  Controle  (1791  ff.)  eintretenden  Missstände  wurden  aber 
rasch  so  empfindlich,  dass  bald  an  eine  Wiederherstellung  der  Con- 
trole ernstlich  gedacht  wurde,  wobei  auch  die  Wahrnehmung  des 
Finanziutercsscs  mit  als  Ziel  hervortrat.  Diesen  Bestrebungen  ver- 
dankt das  grundlegende  Gesetz  vom  19.  Bnimairc  VI  (9.  Nov. 
1797)  seine  Entstehung.  Es  besteht  im  Wesentlichen  in  der 
Wiederherstell nng  der  früher  in  Geltung  gewesenen 
Bestimmungen,  wie  dies  Stourm  auch  hier  näher  nachgewiesen 
hat.  Dieses  Gesetz  ist  die  Grundlage  der  „Garantie"  der  Gold-  und 
Silberwaaren  geblieben.  Es  ist  überwiegend  ein  g  e  w  e r  be p  o  1  i  z  e i . 
Ii  eh  es,  nebenbei  aber  auch  ein  fiscal  i  sc  b  es  Gesetz.  In  beiden 
Beziehungen  bat  es  sich  ziemlich  bewährt.  8pater  sind  in  der 
Hauptsache  nur  Ergänzungen  nach  der  gerwerbepolizeilichen 
Seite  erfolgt. 

Fiscalischer  Art  sind  die  Bestimmungen  tlber  die  bei  Ge- 
legenheit  der  amtlichen  Controle  zu  erhebenden  Abgaben  (gen« 
Gesetz  Art.  21,  „droits  de  garantie"),  welche  später  nur  um  die 
Zuschlagdecimen  erhöht,  sonst  bis  1872  unverändert  geblieben  sind. 
In  diesem  Jahre  trat  eine  Erhöhung  des  Principalsatzes  der  Abgaben 
in  der  damals  eingeschlagenen  Richtung  der  Finanzpolitik  ein  (Ges. 
y.  30.  Härz  1872).  Ausserdem  bestehen  Gebühren  für  die  vor- 
geschriebene  Benutzung  der  staatlichen  Gold-  und  Silber- 
draht- oder  Fädenziehereien  (Argues),  die  also  eine  mono- 
polistische öffentliche  Einrichtung  darstellen,  —  weil  man  an  diesen 
Gold-  und  Silberdrähten  und  f^en  keine  Markirung  anbringen 
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kann  —  sowie  Probiereige  b  ii  lu  e  n.  Die  eibobeneu  eigentlichen 
Garantieabgaben  wurden  bei  der  Ausfuhr  von  VVaaren  nach  dem 
Oesetz  vom  Brumaire  VI  zu  */»  ersetzt,  io  dass  das  letzte,  nicht 
rückvergütete  Drittel  eine  Art  Ausfuhrzoll  darstellte.  Nach  dem 
Gesetz  von  1872  erfolgt  jetzt  voller  Ersatz.  Missbräuche,  welche 
mittelst  geheimer  Wiedereinfuhr  steuerfrei  ausgeführter  Waaren  ge- 
trieben wurden  und  daher  das  fiscaiische  Interesse  schädigton, 
hahen  yerschärfte  Controlen  veranlasst ,  sind  dadurch  vermindert, 
aber  kaum  ganz  abgestellt  worden.  Fremde  eingeftthrte  Waaren 
unterliegen  derselben  Qaalitttscontrole  wie  die  einheimischen  nnd 
den  Garantiegebithren  daitlr  neben  den  Zöllen. 

Finanzwissenschaftlich  betrachtet  stellt  die  „Gar  an  tieab- 
gab e^'  eine  gemischte  Abgabe  dar,  welche  Elemente  der  Ge- 
bühr nnd  der  Steuer,  speciell  der  Verbranchs-  (Gebrauchs-) 
und  LttzuBSteuer,  —  in  Etwas  vielleicht  auch  der  Special-Ge- 
werbesteuer —  in  sich  vereinigt.  Die  kostenlose  Markining  von 
Exportwaare  und  die  Rückvergütung  bei  markirter  und  versteuerter 
solcher  Waare  lassen  in  der  Abgabe  das  Element  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  deutlich  hervortreten.  Die  Abgabe  ist  in  jedem 
dieser  Elemente  und  auch  in  ihrer  Höhe  wohl  zu  rechtfertigen.  Der 
Ertrag  ist,  mit  Schwankungen,  bis  1869  und  wieder  von  1872  an, 
nach  der  Steucrcrliüliung,  bis  1882  gestiegen,  hat  seitdem  aber  nicht 
unerheblich  wieder  abgenommen.  Vielleicht  ist  daran  Unterschleif 
im  auswärtigen  Handel  immer  noch  etwas  betheiligt,  worauf  auch 
andere  Daten  der  Handelsbewegung  hinweisen. 

Der  Abgabesatz  des  Ges.  v.  Brum.  VI  »uf  nea  fabricirte  W»are  war  20  Frct». 
fOr  das  Hcctogramm  Gold,  1  Frcs.  ftst  das  Heetogramm  Silber,  oline  die  Probier- 

gebühren,  später  (T.  VIF^  mit  107o  Zuschlag:,  also  22  und  1.10  Frcs.,  seit  1855  mit 
20 7o  Zuschlag,  24  und  1.20,  Erhöhung  im  Ges.  v.  30.  März  1872  auf  30  und 
1.60  Pres,  im  Princ.  mit  27^  Decimcn  Zuschlag,  daher  auf  37.50  und  2  Frcs.  oder 
vom  Warthe  des  '/lu  feinen  MUnz-Mctalls  allein  immerhin  12.1  und  10"/,,, 
entsprechend  weniger  vom  Wortlio  des  Fabriiiat«;.  Die  D rahtzuggf^büliren  sind  für 
(lold  45  und  30,  für  Sillxa-  25  und  12  Centimes  für  das  Hcctogr.,  je  nachdem  Zieh- 
werkzeugp  i  fili«  roH  i  dos  Fabrikanten  selbst  gestellt  werden  oder  nicht.  Die  Probier- 
gebühreii  betragen  bei  der  Probe  mit  Probierstein  9  Cent,  für  das  Dekagramm  Gold, 
20  Cent,  für  das  Hectogr.  Silber,  sonst  lur  jede  Probe  im  Probiertigel  (coupeile)  bez. 
8  Pres,  und  80  Cent  Steoorobjeete  und  Ertrage  waren  folgende  (Boll.  I»  217, 


XT.  157»  XXIII,  288): 


Goldvaaren 


Silberwaaren 


Garantiesleuer 

1000  Frcs. 


1869 

1870 
1871 
1872 
1873 
1881 
1886 


Hectogr. 
89,6«r> 
118,230 

71.072 
121,021 
113,777 
145,341 

84,103 


Hectogr. 
713,«i45 
739,943 
416,361 

458.103 
70ä,!5-19 
671,965 
820,905 
736,497 


3.022 
3.72G 
2.04:i 
2.328 
5.239 
5.386 
7,092 
4.624 
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Im  i.  1882  waren  von  dieser  Waareumcogc  S143  Hectogx.  Gold  und  42,424  Uectogr. 
Silber  atislftiidisebeii  Ursprungs.   In  der  Ertragszf Her  ist  der  "B^ng  der  TttckfezahlteD 

A1j^:il)L'[i  Ind  (1,  r  Auhfiilir  noch  enfhalten;  er  war  z.  B.  isno  79,000,  1S70  236,000, 
stieg  dann  auf  720,000  in  Iblii  und  1877,  war  aber  18S1  nur  noch  19b,000  Frcs., 
nach  Eintritt  des  Dccrets  v.  27.  Juli  1S78  (s.  u  ).  Anderseits  fehlt  in  der  Ertrags- 
ziffer der  Betrag  der  für  wieder  eingeführte  französ.  Waare  erhobenen  Stea^ar  (1869 
c,  JO.OOO  Frc3.,  IS72  39,000,  IS77  189,000.  188!  nur  1014  Frcs.). 

Fdr  die  genauere  Darchfuhrong  der  Controle  nach  der  gewerbepolizeilichen  Seite 
muss  hier  auf  die  Gesetze,  bes.  das  Tom  Bram.  VI,  die  Decrete  vnd  die  eingelieiideren 
DaiBtellnngen  und  Cömmeatare  verwiesen  werden. 

"Es  werden  zur  nmtlichen  Probe,  Garantie  und  Garantiostcmpelung  nur  Gold- 
waaren  von  '6  „gesetzlichen  Feinheitsgraden''  zugelassen,  ron  920,  840  und  710^/aQ« 
seit  1884  speciell  ancb  nocb  goldene  Dbrgeb&nse  bloss  zam  Export  ron  einem  vierten 

Grade  zu  583 ''*/^;  bei  Silberwaaren  sind  die  gesefzlicheti  Feinheiten  9T)Q  und  800**%,,. 
Die  erlaubte  Fehlergrenze  (tolörance)  ist  bei  Uoldwaaren  3,  bei  Silberwaaren  o**^!^ 
Dio  erfolgte  Controlc  wird  dann  durch  Marken  oder  Stempel  ausgedruckt,  deren 
mehrere  nntcrschicden  werden.  Jede  für  den  inländischen  Mar,  t  I  ätimintt! 
Waarc  muss  die  Mrirkc  des  Fabrikautcn  tragen,  dann  die  niiitli' ben  Marken  der 
Feinheit  und  des  (iaiautiebureaus ;  ganz,  kleine  Gegenstände  haben  an  Stelle  dieser  3 
2  kleine  eigene  Marken,  eine  iur  (luM  und  eine  fttr  Silber.  Besondere  Amtsmarlcen 
liestelien  für  iuijM.rtirte  fremde  Waaren,  für  zur  Ausfuhr  be-stimmte  mit 
I  einheitfgarantie  versehene  steuerfreie  Waaren,  fiir  ebensolche,  mit  vorbehaltener 
Rackeinfabr  ansgefttbrte  Waaren  (sdt  1878),  ftlr  wirklich  leimportirta  Waaren  * 
(poingon  de  retour,  'fif  1887),  filr  ncTie  Sfempelung  ron  Waaren  nach  Constatirung 
falscher  Feinheitsgrade  und  Stempel  ^poinron  de  rccense),  für  alte  Sachen  (de  hasard), 
für  Gold-  nnd  Silberbarren,  anch  für  platttrte  Waare. 

Diese  verschiedenen  Markirungen  sollen  zm  Verbatong  von  Tänscbnngen  des 

Puhlionins  und  zugleich  zur  Wahrnehmuner  des  fiscalischen  Inferosses  dienen.  Mit 
vollständigem  Erfolg  indessen  noch  immer  kaum,  indem  theils  l^achahmung  der  amt- 
lichen Marken  schwer  ganz  zn  verholen  ist,  theils  bei  der  Änsftohr  nnd  Wiedercdnfohr 

ITinterziohungen,  bezw.  widerrechtliche  Erlangungen  von  Steuervergfltung^en  vorkommen, 
was  allerdings  die  seit  1878  eingerichteten  Massregeln  (Einführung  besonderen 
Stempels)  erschwert  haben  (Bull.  XV,  156).  Die  hier  für  die  Finanzrerwaltung  vor- 
liegenden Schu  ii  riij;keiten  erklären  sich  folgendermassen.  Sie  werden  hier  als  ein 
gotcs  Beispiel  solcher  Verhältnisse  einmal  etwas  n&her  dargelegt. 

Die  amtliche  Markirung  ist  für  in-  und  ausländische,  für  den  in- 
ländischen Markt  bestimmte  Waaren  obligatorisch  und  auf  die  erwähnten 
Feinlicitsgrade  beschränkt.  Die  ins  Ausland  gehenden  iranzOs.  Waaren  können  vor- 
schieden behandelt  werden.  1)  entweder  so.  dass  die  mit  den  gewöhnlichen 
Inlandsmarkeu  versehenen  Waaren  aosgeführt  werden:  dann  erfolgt  jetzt,  seit  dem 
Gesetz  vcm  1872,  volle  RQckvergttnng  der  erhobenen  Garantiegebflbren;  oder 
2i  so.  dass  die  Waaren  von  vornherein  mit  besonderen  „  Ausfu h  rni a rk e  ver- 
sehen werden:  dann  wird  überhaupt  keine  Garantieabgabe  erhoben,  es  ist  nur  zu  ver- 
hüten, dass  dio  Waare  im  Inland  abgesetzt  wird,  muss  daher  die  wirkliche  Ausfahr 
controlirt  werden;  die  Markirung  dient  hier  nur  dazu,  dem  fremden  Markte  die 
(iarantio  der  ■richtisren  OtialitSt  zu  geben;  endlich  3)  hrauehen,  nach  Gci«.  v.  10.  Aug. 
1841.  Exportwaarcu  eventuell  uljerbaupt  nicht  markirt  zu  werden  und  keine 
Garantiegebtthren  zu  entrichten,  sie  müssen  aber  dann,  nach  erfolgter  Prüfung 
und  Anerkennung  des  gcset/^Iielien  I'einlieitsf  rndes  —  was  also  immerhin  ;ini  h  liier 
vorgeschrieben  bleibt,  —  bei  der  Verwaltung  hinterlegt  oder  von  deren  Beamten  uber- 
ynekt  Verden,  bis  die  AnsMr  nachgewiesen  wird. 

Hintergehnng  dos  Fiscns.  Hinterziehung  schuldiger  Gebtthren,  unrecht- 

jnässige  Erlanj^iinir  \'>>n  .Vu^fuhrver^^Utungcn  i^t  hier  nun  auf  mancherlei  Weise 
möglich.  Einmal  durch  Nachahmung  der  amtlichen  Marken  und  durch  Absatz  von 
Waaren  mit  Exportmarke  oder  ohne  Marke  im  Inland:  die  schwierigeren  nnd  wohl 
selteneren  Fälle;  sodann  durch  Einschmuggelang  ausländischer  Waare,  ohne  nach- 
trägliche Markirung  und  fJ- hiihrcnentrichtung:  wohl  nicht  ganz  zu  verhüten,  schon 
beim  Rciscudcnverkelir,  da  die  Beschränkung  des  freien  Mitbringeos  von  Waaren 
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durch  Reisende  für  den  persönlichen  Gebrauch  auf  H<!f"(o<rr.  f.  tl.  Person  (Art.  23 
des  Ges.  v.  Brnm.)  nicht  sicher  zu  controliren  ist;  indcüseu  wird  auch  über  diese  Art 
der  Ilinterzi^niig  nicht  besonders  geklagt.  Die  HaaptflUle  derselben  betreffen  viel- 
mehr die  genannte  erste  ICatis^orie  von  Waaren,  welche  mit  Inlandsmarkc  versehen 
AosfahTFergUtangen  erlangen  und  dann  nach  erfolgter,  steacramtlich  coatrolirtcr  Aus- 
fohr  im  (Oheimen  wieder  eingefülirt  werden ,  um  entweder  ohne  nene  Mariciranf 
steucrlrei  im  Tnlarnl  abg  si  f/.t  od»  ?  selbst  von  Neuem  zur  Ausfuhr  angemeldet  und 
abermals  mit  AusfuhrvcrgUtung  cxportirt  zu  werdou.  Auf  diese  Weise  scheint  bes. 
Ton  1872— TS  der  Fiscns  in  steigendem  Kaasse  liintcrgangen  m  sein,  namentlich  bei 
Goldwaaren.  Das  D-  rr.  v.  27.  Juli  1878  führte  eben  deshalb  einen  eigenen  Stempel 
für  Waaren  ein,  welche  mit  der  Bedingung  der  Wiedereinfuhr  ezportirt  werden.  Der 
Erfolg  war  eine  bedentende  Verminderung  der  Ausfahr  von  Waaren  mit  den  all- 
gemeinen Inlandsstcmpcln  (von  16,000 — 17,S00  Hectogr.  Gold  auf  9S00  in  1879, 
4—5000  in  den  folgenden  Jahren,  von  27—30,000  Hectogr.  Silber  auf  20,000,  dann 
auf  15  —  n.OOO^i,  und  demgcmäss  die  schon  erwähnte  Abnahme  der  Ausftihr- 
vergütungen  für  solche  Waaren,  von  über  700,000  auf  c.  200,000  Frcs.  (Bull.  XV, 
l-'d,  Aber  ganz  scheint  der  Ucbf>]«(and  auch  lucrdur.ii  nicht  besfiti'^'-t  7.n  sein, 

wie  die  Einführung  einer  eigenen  „Ketourmarkc"  fiir  wiedereingeführte  französ.  W  aare 
in  18S7  (Decr.  r.  24.  Dec.)  verrnnthen  Iftsst.  —  Die  Ansftahr  ron  franzOs.  Waare  mit 
Exportmarke  ist,  mit  eini'2:fn  Schwanknnar'n,  im  Ganzen  von  1872-  1?,  bis  1S82  un- 
gefähr gleichgeblieben  (Goldwaaren  1 7 — 2Ü,ÜUU,  Silberwaareu  55,000—70.000  Uectogr.). 
Die  Ansfiibr  nicht  markirter  Waoro  war  nnd  blieb  unerheblich  (Gold  100—600* 
etwas  steigend,  Silber  TOO^liOO  Hectogr.). 

Zur  Erzwingung  der  vorgeschriebenen  Markirung  bestehen  die  erforderlichen 
ContTolpn  <ler  Fabrikation  und  d'S  y{  rkaiif?  der  Gold-  und  Silberwaarcn, 
namentlich  Anuieldcp (lichten  der  Fabrikanten,  lictiidlor,  Yisitationsrechte  der  Ver- 
waltung. Eine  förmliche  beständige  Debcrwachung  (Excrcicc)  wird  aber  nicht  aus- 
geübt. Di«'  Z:ibl  d'T  controlirten  Fnbrikant'^n  fin^l.  inirmacher)  war  1ST9  2?5S7,  188G 
2305  (^wovon  50i»  Uhrmacher),  der  Handler  13,;i94  und  14,147.  Licenzpflichlig  sind 
diese  Oeschäftslente  nicht.  OaTantieboreanx  bestehen  in  den  wichtigeren  Städten 
(einige  70).  Sie  untcrstolicii  fur  die  ti-^rbnischo  Siite  ihrer  Aufgaben  der  Münz- 
verwaltung,  für  die  üscalische  der  Dircction  der  indirecten  Steuern.  —  Die  Straf- 
beatimmungen  sind  anf  diesem  Gebiete  angemessen  rerschärft:  so  bei  Kachahmnng 
und  unerlaubter  Anwciiduns;'  von  Staatsmarken  Zuchthaus  (travaux  forres.  reclusion, 
Art.  108  des  Ges.  v.  Brum.  VI,  Code  pen.  Art.  140,  141);  bei  Betrag  in  Betreff  des 
Feingehalts  Gefängnissstrafe  von  3  Monat  bis  1  Jahr  nnd  Geldstrafe  (Code  pen., 
Art.  423;  im  Art.  81  des  Ges.  v.  Brum.  steigende  Geldstrafe  im  Wiederholungsfall, 
beim  dritten  Male  Ceschäftsuntersag^nnfV.  br^i  anderen  Contravt-ntioncn  Geldstrafen 
von  200  —  (iuj  WicderholuugsfallL:)  öüü— lüÜÜ  Frcs.,  schon  bein*  2.  Falle  öil'entlichc 
Bekanntmachung,  beim  dritten  (leschäftsverbot  mit  Strafe  der  Conüscation  aller 
Handelsolijecte  ((>es.  v.  'nnini.  Art.  80);  ähnlich  bei  Anbringung  falscher  Marken, 
wo  die  Waare  ausserdem  conliscirt  wird  (eb.  Art.  109);  fertige,  nicht  markirte  Waare 
wird  beim  Fahrikantcn  nnd  Händler  beschlagnahmt,  worauf  Strafverfolgung  vor  dem 
CorrectioTistribunal  eintritt;  bei  Rcsif7r'ni  worden  solche  Waaren  conliscirt  und  wird 
ebenfalls  das  Strafverfahren  eingeleitet  (eb.  Art.  107). 


^fi)  Spielkartensteuer. 

GcsätzgeboQg.  Wiodereiuluhrunff  durch  die  Stempelgcsctzc  v.  9.  Yendüm. 
J.  VI,  Begelnng  dnrch  Vcrordn.  v.  8.  Hnviose  VI  (22.  Jan.  1798).  Verschiedene 

weitere  Bestiuiimingen  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  bis  1810,  bes.  Der  r,  v. 
1.  Germin.  Xlll.  Neue  Regelung  und  Tarifirung  durch  Decr.  v.  9.  Febr.  1810,  dann 
bes.  dnrch  Ges.  v.  28.  April  181G  Art.  100—170.  223— 22li.  Einzelnes  später  durch 
Ordonnanzen  geordnet  und  durch  Gesetze  (4.  Juni  1&3(),  7.  Aug,  185ü*;  verändert. 
Tariferhöhung  durch  (ies.  r.  1.  Sept.  1871  Art.  5,  Ges.  v.  21.  Joni  1873  Art.  19. 
Circ.  V.  15.  Juni  1887. 
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Literatur.  Stoarm  IL  121-121.  Vis-nesl.  ISo-l«^'  Block,  dict.. 
Art.  cartes  ä  jouer  touKoqcou;  rinppl.  Ibb"  p.  2aü.  Say,  dict..  Art.  cartes  ä  iüuer 
von  Hasticr.  Ol ibo  II,  253— 275.  v.  Hock  S.  407— 410.  v.  K  aufm  ann  S.  443 
bis  447.  —  Mathi.  n-Bodet  I,  40,  Auiairat  p.  3'!'».  —  Tarif  Bull.  XVI. 
538.  —  Statistik  Faiire  p.  118.   Berichte  der  bteaerverwaitung  im  Bull. 

§,  284.  Auch  diese  Abgabe  atftinmt  atts  der  Zeit  tot  1789, 
wo  sie  seit  dem  16.  Jahrhundert  beatanden  hatte  und  wesentlich 
ebenso  geregelt  war  wie  in  der  Gegenwart,  besonders  in  einem 
Keglement  von  1751.  Im  Jahre  1791  als  „indirecte  Steuer*'  mit  den 
fihrigen  gefallen,  wurde  sie  in  Verbindung  mit  der  Stempelgesetz- 
gebung  1797  ff.  auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Ihr 
Tarif  hat  mehrfach  nach  Hohe  und  Classification  gewechselt.  Nach 
dem  letzten  Kriege  traten  Erhöhungen  ein.  In  Betreff  der  Ein- 
richtung der  Steuer  sind  allgemeine  Poncte,  nach  Analogie  der 
sonstigen  Verbrauchssteuern  —  so  Licenzpflichtigkeit  (50  Frcs.,  seit 
1871  100  Frcs.  im  Principal,  125  mit  Zuschlag)  für  den  Fabrikanten, 
Exercice  der  Fabrik  u.  s.  w.  —  und  besondere  Puncte  zu  unter- 
scheiden. Hinsichtlich  letzterer  ist  das  von  Anlang  an  Characteristische 
geblieben:  eine  BescbrUnkung  der  Fabrikation  auf  gewisse  Orte» 
noch  versciiärfte  Control  ii  der  Fabrikation  und  des  Verkanfs  der 
Karten,  Zwang  zur  EntuaUme  des  Papiers  t'lir  die  Herstellung  der 
gew()iinlichcii  Karten  (mit  „französisehen  Bildern^')  zu  bestimmten 
Preisen  von  der  Steuerverwaltung,  Umhülinng  jedes  Spiels  in  vor- 
geschriebener Weise,  mit  bestimmter  Bezcichnuug,  Marke  und  Band- 
streifen mit  Trockenstempel,  anzulegen  von  den  Steuerbeamten, 
ohne  welchen  Bandstreifen  die  Karten  nicht  im  Verkehr  sein  dürfen. 
Die  Ausfulir  von  Spielkarten  ist  durch  Steuerfreiheit  der  letzteren 
erleichtert,  auch  die  Fabrikation  dieser  Karten  von  ge^vissen  Be- 
schränkungen, so  von  der  zwangsweisen  Benutzung  von  Regie-Papier 
befreit,  aber  die  Ausfuhr  selbst  wird  noch  besonders  überwacht. 
Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist  verboten.  Der  Ertrag  ist  nach  der 
SteuererhOhnng  von  1871  gestiegen,  doch  nicht  verhältnissmässig, 
seit  1876--77  ist  er  fast  gleich  geblieben,  mit  nur  kleinen  jährlichen 
Schwankungen. 

D«r  Steuersatz  wn  aBfangs  (J.  VI)  ein  drefstufiser,  fur  ein  Spiel  nach  Zahl  der 

KartCD  20.  30  und  40  Cent.,  seit  1810  ein  gleiclier  von  25,  seit  1816  von  15  Cent., 
185U  wieder  ein  zweistufiger  von  25  für  Karten  mit  französiscbea,  von  40  for  solche  mit 
fremden  Porträts,  1871  abermals  ein  gleicher  von  50  (im  Principal),  1873  wied^nm 

ein  zweifacher,  50  für  Karten  mit  französischem,  70  für  solche  mit  fremdem  Bilde, 

mit  den  Zuschlägen  62.5  und  s7,5  Cent,  für  jedes  Spiel.  Yielleicht,  rein  fiscaliscU 
betrachtet,  doch  zu  hoch,  worauf  wenigsten»  die  Ertragsstabilitkl  hiuwcibt.  Der  Erti'ag 
stieg  von  ca.  V«  Mill,  Frcs.  in  Ib.liO  auf  1.61  in  1869,  nach  der  Steucrerhöliung  von 
1S71  und  3ST3  auf  2.3-2.1  Mill.  Fres,.  ISSG  war  er  2.:j()5,000  Frcs.,  für  :151)2,000 
Spiele,  fast  ganz  fUr  die  gewöhnlichen  Karten,  mit  französischem  Bild  (1S86  2,245,0u0 
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Francs).  Der  Steucrerliühun|c  um  ca.  108  °/„  nach  dem  ivriege  (iucl.  Zuacliläge  be- 
rechnet) entsprach  also  nur  eine  Ertragssteigerung  von  ca.  44  %•  Das  zur  Vorei«r- 
scite  der  französischen  Karten  von  der  Regie  zu  Ijcziehcnde  Papier  kostet  in  4  Sorten 
fUr  1000  Blatt  30,  20,  30  und  22  Fics.  Einnahme  daraus  (bei  den  verschied.  Ein- 
nahmen der  fndir.  Stenern)  in  den  letzten  Jahren  e.  160,000  Pres. 

Im  Jahre  ISIR  (].'\i"h(c  die  Rcgieranfi,  an  die  Errirlitun«:  eines  Spielkarteii- 
H Duopols,  das  aber  abgelehnt  warde.  Die  ausserordentlichen  Beschränkungen  der 
PiiramibTikalioii  bei  dem  bestehenden  Steuersystem ,  die  Ueine  Zahl  der  Fabrikanten 
(1869  C4,  J873  52.  1880  nur  noch  23)  legen  einen  solchen  Gedanken  nahe,  zumal  in 
cÄnom  Lande,  wie  Frankreich,  wo  drei  andere  Monopole  sclion  bestehen  und  man  die 
Tubakdchitanten  so  he«juem  auch  lait  dem  Spielkartendebit  hetrauon  kann.  Jetzt  be- 
sorgen letzteren  14,604  Kaufleuto  (I8G9  15,062,  IST.'i  i;{,()43),  die  zur  Betieibong 
ihres  (icscliäfts  einer  eigenen  Vollmacht  der  Kegle  bedürfen,  dem  Buchführungszwang 
fiir  Ankäufe  von  den  Fabrikauten,  von  denen  dircct  gekauft  werden  muss,  und  für  die 
tSgliehen  VeilcJiafe  nnd  der  Visitation  der  Steuerverwaltung  unterliegen. 

Auch  sonst  ^chcn  die  Beschränkinig^en  tind  Coutrolen  weit.  Fahrikon  werden 
rechtlich  nur  in  den  Orten  mit  Dircctionen  der  indirecten  Steuern,  tiiaisachlicli  in  den 
Hanptorten  der  Arrondissements,  sich  die  Controto  (Exercicc)  genügend  einrichten 
lässt,  gestattet.  Die  Fahnkantcn  entriclifen  die  Steuer  nach  ^Massgabe  der  verbrauchten 
gestempelten  Bandstreifen,  welche  um  die  Spiele  gelegt  werden.  Sic  haben  gleichfalls 
über  die  Vorkänfe  genan  Bach  zu  fuhren.  Anch  Wirthschaftcn  u.  dgl.,  in  denen 
Karten  gespielt  werden,  liabcu  genau  Buch  über  ihre  Ankäufe  zu  führen  und  künnen 
visitirt  werden.  Ihnen  wie  jedem  Privaten  ist  der  Verkauf  von  Karten,  mit  oder  ohne 
Band  ,  neuer  oder  selbst  gebrauchter  untersagt.  Stellt  ein  solcher  Apparat  von  Con- 
trolcn  u.  s.  w.  mit  dem  finan/iell  doch  wenig  erheblichen  Object  in  rechtem  Einklang? 
—  Eine  T  rage,  die  freilich  auch  in  anderen  Ländern  bei  der  Kartensfeuer  auf- 
tauchen kann. 

Die  Strafbestintmvnf^en  sind,  dem  Ghaiacter  dieses  Stener^ebiets  gremlss, 

auch  besonders  scharf,  neben  Confiscation  und  Geldstrafe  (1000 — 3000  Frcs.)  immer 
auch  1  Monat  Gcfäugniss  bei  Fabrikation,  Verkauf  ohne  Erlauhniss  (Ges.  v.  IG.  April 
1816  Art.  166).  anch  hei  Spiel  mit  verbotenen  Karten  in  Wirthschaftcn  n.  dgl.  (cb. 
Art.  1G7V.  h-l  Fälschungen  und  Nu  halmiungen  von  Mustern,  Marken,  ausserdem 
Zvvanjrsar))eit  (Art.  108,  Code  pcnal  Art.  142,  143).  Contravcntioncn  sollen  doch  häufig 
sei»,  auch  mittelst  Benutzung  steuerfreier  Exportkarten,  welche  im  Geheimen  wieder 
eingefQliTt  werden,  —  also  wie  bei  den  Gold-  und  Silherwaaron. 


b.  Die  Verbranchsstenern  in  Monopolform* 

Tabak-,  Pulver-,  Zündhölzchenmonopol. 

Seit  der  Beschränkung  der  „Gcncraldirecfioii  der  Staaf^manufaedireu*'  auf  da-? 
Tabakmonopol  (S.  598),  haben  die  in  Frankreich  bestehenden  Staatsmonopolo 
niclits  bosondoTS  Gemeinsames,  daher  werden  sie  hier  gleich  jede»  einzeln  für  sich 
behandelt.  Uebcr  die  Einführung  der  drei  Monopole  in  die  Steuerverwaltnng  ist  oben 
(S.  598  tS,)  schon  das  Erforderliche  angegeben  worden. 

a.  Das  Tabakmouopol. 

Gesetzgebung.  Anfhebnng  des  alten  Monopols  durch  Freigabe  dos 
inneren  Tabakbaus,  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  durcli  (les.  v.  20./27.  März 
171)1.  Seitdem  liur  Tabakzoll  bei  Einfuhr.  Neue  innere  Steuer  auf  die  Fabri- 
kation V.  22.  Brnm.  VIT  (12.  Nov.  1798),  verbessert  durch  Ges.  v.  29.  Flor6al  X 
(19.  Mai  1S02)  und  Oes  v.  5,15.  Ventose  XII  (25.  Fcbr./6.  März  1804),  Er- 
höhung und  Veränderung  durch  Ges.  v.  24.  April  1806  (Art.  44 — 47).  Decr.  Uber 
Goltnr,  Fabrikation,  Verhanf  t.  16.  Juni  1808.  —  Wiedereinftthrnng  des  Fabri- 
kations- Qiui  Verkaufsmonopols  durch  kaiscrl.  Decret  v.  29.  Dec.  I8tO:  dazu 
Decr.  r.  U.  Jan.  1811  betr.  Verwaltung  und  Ueberwaohong  der  Tabakankäufe, 
Fabiilmtion,  des  Yorkanfs.  Erhaltnng  des  Monopols  unter  det  Bastaniation  durch  Ges. 

A.  Waguer,  FtnancwiaMUSdiaft.  IQ.  46 
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r.  24.  Dcc.  Ibl4.  üebernalicnc  in  das  codiäcirende  Hauptgesetz  über  Finanzen. 
specieQ  Uber  indirecte  Stevern  r.  28.  April  1$16,  Titel  V,  Art  172^229;  hier  aber 

Mnno]iol  nnr  bis  Ende  1820.  Durch  woifrre  (icsefzc  inimir  auch  nur  für  be- 
stimmte Perioden  verlängert  (Ges.  t.  2ä.  April  1819  bis  £.  1825,  v.  17.  Jani 
1824  bis  E.  1830,  v.  19.  AprU  1829  bis  E.  1897,  r.  12.  Febr.  1835  bia  E.  1841.  r. 

23.  Apr.  1840  bis  E.  1S51,  Decr.  v.  11.  Dec.  1S51.  Ges.  v.  3.  Juli  1852  bis  E.  1862, 
ües.  V.  22.  Juni  1802  bis  E.  1872,  v.  21.  Dec  1S72  bis  E.  1882,  v.  24.  Dec.  1882 
bisE.  1892).  —  Tarifbestimmn  njrcn  durch  Decr,  ?.  9.  Mal  1811,  Ord.  v.  17.  JuÜ 
ISIB  nnd  9.  Oct.  1816,  18.  März  1SH2,  Decr.  v.  2.  Mai  184%,  19.  Oct.  ISfiO,  16.  Avgr. 
1862,  29.  .Tnni  ISOS  u.  a.  m.  —  Nacli  d  -  in  K  riegc  verschiedene  Tari ferhöhu na:*»  n 
und  Yeräuderungen:  Ges.  v.  8.  Juli  IsTl  Art.  16  (Zoll),  4.  Sept.  1871  Art.  1, 
2,  Decr.  t.  17.  Febr.  1872,  bes.  Ges.  v.  29.  Febr.  1S72  nebst  Decr.  v.  1.  März  1S72, 
Decr.  V.  11.  Juni  1872.  2  Decrcte  v.  17.  Aug.  1872  (Zon^n  des  Cantinetabaks),  Decr. 
V.  10.  Oct.  1874  (Exportpreise),  25.  April  1876,  tics.  v.  13.  Juni  1878  (Einfuhrzölle), 
Decr.  r.  14.  Dec.  1681  (Haranna-Gigarren)  und  andere  für  Einseines  (s.  die  Angaben 
im  Bull.  XVI.  .>r>  tr.  beim  Taria  -  Treiso  in  Algier,  Decr.  v.  11.  März  1S73. 

—  Die  (irundiage  des  >lonopols  i:>t  mit  geringfügigen  Aeodorangeu  das  (Jes.  v. 
28.  AprU  1816  gRblicbcn  (s.  Olibo);  s.  anch  Ges.  r.  12.  Febr.  1835,  29.  April  1840, 

24.  Juli  1843,  Decr.  v.  12.  März  1860,  Decr.  v.  17.  März  1874  n.  a.  m.,  Trorin 
durchweg  nur  ganz  vereinzelte  Kebenpunctc  verändert  werden. 

Literatur.  Josat.  min.  d<»  fin.  p.  .j^G  -.'07.  Stourin  1,  ;!71  Ii..  3^1—39:5, 
(Wiedereinführung  dos  Mouupüia  nach  der  Kcvolutiuu  durch  Napoleon .  Abriss  der 
(ieschichte  der  vorausiicLiaiigcnen  Steuerversuche  von  1791—1810  und  ihrer  Erfolge.) 
Vignes  I,  174  -ISl.  iUu'^k.  dict ,  Art.  tali.ir.  auch  suppl.  genör.  und  Einzelnes 
in  den  Jahrcssupplemcntcn  {aus  Dccreten,  Circuiareu  u.dgl.).  Say,  dict.,  Art.  tabac 
steht  nech  aas.  Olibo  II,  309—446.  Ball.  I,  94—102.  ?.  Hock  S.  838—3.55. 
V.  Kaufmann  S.  50S — 536  (S.  509  Au.';znfr  aus  dem  Enquetebericht  v.  1S3.*),  S. 
.'>12  tt.  aus  dem  v.  1876).  —  Mathieu-Bodet  I,  98.  Amagat  p.  339.  —  Enquete 
sur  l'exploitation  da  monopole  de  tabac  etc.  Par  1874  fT.  Daraas,  im  Folgenden  bes. 
benutzt,  die  „Ri'ponscs  aux  »luestions  etc  "  der  Gen.-Dirocti  ren  der  Staatsmanufactarcn 
und  der  iudirecten  Steuern,  mit  vielen  statistischen  Daten  und  Annexen,  Par.  1874. 

—  Tarif  Bull.  XVI.  54,5—551.  —  Statistik  Bull.  X,  563,  XVII,  626.  Jahres- 
berichte der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  über  <li  ■  Vcikäafe  im  Bull.  Jahres- 
bericht der  Verwaltun?  dor  Staatsmanufacturcn.  aj-artc  l'tililication,  letzte  hier  benutzte 
f.  1880,  Far.  18*'8;  ciuluit.  Ber.  daraus  f.  1884  iui  lilm  k  schen  Ann.  de  stat.  18s7 
p.  310.  Faiire  p.  130,  197,  Auch  v.  Kaufmann  S  "»24 — j  !3.  Vielerlei  Daten 
z.  Th.  riTich  Darstellung  des  französischen  Monopols  in  den  deutschen  Schriften  iil  «  r 
Tabak  besten  erung  von  M.  v.  Mohl,  Krückl,  Mayr  u.  a.  m.,  auch  in  den 
Materialien  der  deatscben  Tabakenqatäe;  hier  n.  A  in  B.  III  Anl.  XU  S.  99 — 130 
die  wichtigsten  (icsetze  ulicr  di.-  fraii/.risisi  he  Tabakbesteuerung  seit  1798  im  französischen 
Wortiaut;  Statistik  der  Erträgnisse  der  Steuer  ror  dem  Monopol,  1798 — 1811,  eb. 
S.  112.  —  Vetterdings  gicbf  die  Yervaltmig  In  zvanglosen  HeRen  dne  eigene  Facli- 
xeitsclirift  heraus,  Mt-morial  des  manu  facturus  de  l'ctat,  tabacs  (18S4 — 87  3  Hefte), 
worin  wesentlii  b  nur  die  agrar-  und  fabrikationstechnischen  und  Okonomiscbcn  Seiten, 
nicht  die  linanzicUen  behandelt  werden.  * 


aa.  Entwicklung  der  Tabak bestenerung. 

§.  285.  1.  Die  Tabakbestenernng  bis  znr  Wieder- 
eioführnng  des  Monopols  (1791—1810).  Im  Aneien  regime 
batte  die  Bestenerang  des  Tabaks  in  Monopol  form,  nnter  Ans- 
seblnss  des  beimisehen  Tabaksbanes  im  Monopolgebiete,  das  damals 
noeb  niebt  ganz  Frankreich  amfasste,  stattgefunden  (S.  148).  Das 
gnt  eiiigericbtete  Monopol  war  der  ferme  gdn^rale  mit  übertragen 
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gewesen  (S.  154)  und  hatte  steigende  Erträgnisse  aufgewiesen,  die 
letzte  Pachtsurome,  ftir  1790,  war  32  Mill.  Livres.  Die  constituirende 
Versammlung  zH^^erte  auch  bei  diesem  günstigen  Ertrage  and  bei 
der  Schwierigkeit,  ihn  durch  eine  andere  Form  der  Tabakbestenernng 
oder  durch  sonstige  Steuern  zn  ersetzen,  mit  der  Aufhebung  des 
Monopols  (S.  378).  Hirabeau  z.  B.  ist  ftlr  die  Aufrechthaltnng 
desselben  eingetreten.  U.  A.  wurde  dafür  geltend  gemacht,  dass 
die  Raucher  die  Abgabe  in  dieser  Form  freiwillig  trügen  und  es 
bedenklieh  sei|  den  Steueransfall  bei  der  Aufhebung  auf  die  übrige 
Bevölkerung  zu  ttbemebmen.  Die  geplante  Fabrikationssteuer  er- 
schien zu  unergiebig  und  mit  der  Freiheit  der  Tabakcultur  unver- 
einbar. Diese  wagte  man  aber  dem  bisherigen  grossen  Monopol- 
gebiet nieht  länger  vorzuenthalten,  da  sie  eine  nothwendige 
Consequenz  des  constitutionellen  Grundsatzes  und  der  „Declaration 
der  Mensclicnreclitc"  sei,  dass  jeder  Ei;xcntliiinier  frei  tiber  sein 
EigCiithum  vertilgen  küunc.  Ehcnsnweiiii;'  wünschte  man,  iu  den 
in  das  allficmeine  Steuergebiet  eluzuz-ichendc»,  bisher  monopolfreien 
Provinzen  mit  bedeutendem  Tabaksban  —  besonders  im  Elsas s 
und  Flandern  —  eine  solche  „Eigenthnmsbeschränkung"  gar  erst 
neu  einzuführen.  Anderseits  hielt  man  ancli,  wie  frliher  (S.  148), 
Monopol  und  heimisebeii  Tabakbau  nicht  miteinander  vereinbar. 
So  siej_to  schliesslich  nnch  hier  der  damalif;-e  politische  nnd  finnnz- 
wirthscliattliehe  Doctrinarismn??,  das  ]\rono])ol  tiel,  .ledermann  erhielt 
im  Inlande  die  Freiheit,  Tabak  zu  bauen,  zu  labriciren  und  zu 
verkaufen  (Gesetz  v.  20./27.  März  1791).  Kur  die  Einfuhr  von 
Tabakfabrikaten  blieb  zunächst  noch  verboten.  Die  einzige 
Form  der  TabakbesteuerUDg  war  der  Einfuhrzoll  auf  Tabak- 
blätter, dieser  aber  hätte  neben  völlig  steuerfreiem  inländischen 
Tabak  selbst  dann  nicht  irgend  genttgende,  der  bisherigen  des 
Monopols  entsprechende  Erträge  abzuwerfen  vermocht,  wenn  nicht 
ohnehin  durch  die  politischen  Zustände  die  Zollverwaltung,  die  Con- 
trolen  und  der  ordentliche  Handel  lahm  gelegt  worden  wären.  Der 
Ertrag  sank  auf  Vis  cles  früheren  (1.5—1.8  Mill.  Frcs.).  Dabei  soll 
sich  die  Qualiült  der  Tabakfabrikate  gegen  die  Monopolzeit  ver- 
schlechterti  der  Preis  nicht  ermässigt  haben. 

S.  Stourm  I,  371—3*1.  Olibo  II,  310  ff.  Bull.  I,  'J4,  alles  nach  dem  Bor. 
7.  Vivien,  £D(|U.comai.  v,  1835.  Der  KinfuhrzoU  für  Blatter  war  zuerst  25  L.  p. 
Quint«!  (50  Frca.  per  100  Kil.),  in  französischen  SchifieD  iinportirt  ^A,  davon.  1792 
wwde  er  auf  die  Hklfto  gesetzt,  fremde  Fabrikate  m  30  und  50  Frcs.  p.  100  KU. 
zugelassen.  Später  (17'.»')  wieder  die  Bestimmungen  von  1791.  XatürHrh  sind  bei 
ilcr  Bcunlieilnng  der  Wirkungen  einer  blossen  Besteuerung  dureh  KinfuhrzuU  die 
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damaligen  Zeitverhältnisse  zu  berücksirhtigen,  aach  die  Papiorgeldwirreit.  Ein  „rein- 
liches Experiment"  liegt  also  nicht  vor. 

Bei  dieser  Sachlage  taucliteu  unter  dem  Directoriuni  aber  doch 
bereits  wieder  Pläne  zu  einer  Acnderuug  der  Tabakbesteuerung  auf, 
weDD  auch  noch  unter  Ablcbnuii";  des  MonopolgedankenSi  am  aus 
dem  Tabak  eine  grössere  Einnahme  für  den  Fiscns  zu  erzielen. 
Nach  mehreren  Anlänfen  kam  man  zur  Besteuerung  in  Form  einer 
Fabrikation  SS  tener  (Ges.  v.  22.  ßrum.  VI  oder  12.  Nov.  1798). 
Diese  Steuer  war  zuerst  technisch  noch  sebr  unvollkoiuinen  ein- 
gerichtet,  da  man  ernstlicbere  Controlen  noch  scheute.  Sie  warf 
daher  anch  nnr  wenig  ab  (1.1—1.3  Mül.  statt  der  erstrebten  10  Hill.). 
Aber  sie  bildete  wenigstens  wieder  einen  ordentUcben  Anfang  neben 
dem  etwas  erhöhten  Einfuhrzoll  fttr  Tabakblätteri  und  wurde  mit 
fortschreitender  f)flfentlieher  Ordnung  in  der  Gonsequenz  ihres  Prin- 
zips allmälig  weiter  ausgebiidet,  so  dass  sich  der  Ertrag  Tom  J.  XI 
(1802— d)  an  auch  rasch  hob.  Er  erreichte  schliesslich  die  Hälfte 
bis  drei  Viertel  des  Ertrags  des  eh^naligen  Monopols,  —  freilich 
20  Jahre  später  und  in  dem  damals  so  bedeutend  vergiosserten 
französischen  Staatsgebiet.  Das  Monopol  ergab  in  den  ersten  Jahren 
nacb  seiner  AViedereiufiibruiig  allerdin^^s  auch  nicht  gleich  so  viel, 
wie  erwartet  winde,  aber  doch  sebi  bald  den  Ertrag  des  alten  am 
Schluss  des  Ancien  rt'ginie  und  dann  langsam,  jedoch  stetig  steigende 
Erträge.  Ob  die  freiere  Entwicklung  des  Fabrikatsteuerertrags 
ähnlich  günstig,  wie  in  den  letzten  Jahren,  und  wie  alsdann  die- 
jenige des  Monopoleitrags  gewesen  wäre,  lässt  sich  nicht  bestiiiunt 
bejahen  oder  verneinen,  da  1810—11  eben  das  Monopol  an  Stelle 
jener  Steuer  trat,  ist  aber  doch  nicht  wahrscheinlich.  Ucber  die 
Qualität  und  die  Preise  im  Vergleich  zur  alten  Mouopolzcit  wurde 
unter  der  Fabrikatbesteucrung  beständig  geklagt.  Eine  noch  weitere 
Steigerung  der  Steuersätze  zur  Ertragsvermehrung  bei  dieser  Steuer- 
form  erschien  aasgescblossen. 

8.  Stourm  I,  381  II'.,  die  Statistik  S.  3S8  (mit  den  Daten  aus  der  En^jaete  v. 
1S35  im  3.  Ran<l  der  dctitschon  Eiiqa.  S.  112  nicht  ganz  übereinstimmend  s.  a.) 
Ülibo  und  Bull.  II  a.  a.  o. 

Die  Fabrikatstener  in  ihier  aUmlligen  AnsbiMongr  ist  als  Yerancli  einer 

eri^f^iebij^eren  Tabakbesteuerang  ohne  [Monopol  immciliiii  von  allgemeinerem  Interesse, 
daher  hier  eiuo  etwas  eineekendere  Darstellung  derselben.  I)as  orütc  Gesetz  vom 
Bmm.  yil  vrar  noch  in  jeder  Hinsicht  unzulänglich.  Sein  Erlass  wurde  damit  be* 
gründet,  dass  die  Yervielfältigang  der  Steuerobjecte  ein  Mittel  sei,  die  Steuer  milder 
und  dio  Erhebung  leicliter  zu  machen  nnd  dass  gerade  der  Tabak  eine  werthvolle 
SleueinuüUe  wegen  dor  Grösse  der  Coa^uiiuiiMi  uinl  der  schwachen  Belastung  des  einzelnen 
Pflichtigen  biete.  Unter  form  i.  r  Freierklärung  von  Bau,  Handel  und  Fabrikation  ton 
'i'abak.  \'.  ti'iit  der  Einfiiln  fabriciiten  Tabaks,  Erhöhung  der  Zölle  nuf  Kohtabak 
SO,  in  tranjsösiscileu  Schillen  importirt  20  i'rci».  p.  Quiutal)  und  EntrcpOtzwang  fUt 
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die  freiodea  Tabalco,  die  nicht  gleich  zur  Fabrikatioa  beisogeu  uud  verzollt  vurdcu, 
wvide  dem  Fabrikanten  eine  ,3peclaltaze**  von  40  Cent  und  24  Gent.  p.  KU.  für 

2  Sorten  Tabakfabrikate  aufericKt  T)if  Eiiis«  liiifziin!r  jL-der  Fabrik  für  das  Fabrikations- 
^uantam  war  den  Municipalvervaltauffcu  Übertragen,  die  dabei  bloss  auf  Grund  ein- 
zti2lehender„ErlnuidiguDgen**  flberZaU  and  Art  der  Haschin«i,  der  Procoduren  u.  s.  w, 
einschätzen  sollten!  EigonthUmer  und  Depositare  von  fabricirtem  Tabak  hatten  der 
('antonverwaltang  bei  der  Einführung  der  Sfeucr  Erklärungen  über  ihi«^  A'orrathe  zu 
machen,  wobei  diese  Ver«raltung  ermächtigt  wurde,  sich  von  der  Wahihcit  der  An- 
gaben ZU  veigewissem ,  aber  unter  Vermeidung  „vexatorischer  und  den  Keclit>'n  der 
Bürger  zuwiderer  Formen".  Um  die  Municipalverwaltungon  an  6ct  richtigen  Ein- 
schätzung zu  interessiren ,  erhielten  sie  die  eine  Hälfte  der  (ieldstrafen ,  die  andere 
der  Schate.  Fttr  exportirte  T^baltfabriltate  war  die  Steuer  zu  */«  bdm  nachgewiesenen 
Ausgang  aus  dem  ZolltrebiLt  zu  ersetzen.  Die  finanz.  Verwaltung  der  Steuer  war  d«r 
Kegle  des  Enregistremeut  ubertragen  worden. 

In  den  späteren  Gesetzen  wurde  aber  die  eioiual  angenommene  Steuerform  zweck- 
mKssig  weiter  gebildet,  d.  h.  allerdinga  vor  Allem  mit  den  das  Üscalische  Interesse 

sichernden  Cautelcn  versehen.  Di«?  cranzc  Entwicklung-  ist  auch  als  Beispiel  heaclitens- 
werth,  wie  man  mit  fortschreitender  Wiederherstellung  der  politischen  Ordnung  in 
Stenersachen  nuthwendig  wieder  zu  den  alten,  bewfthiten,  oder  zu  passenden  Shnliehen 
neuen  steuertechnischen  und  administrativen  Controlen  und  Verkehrsbeschränkungen 
gelangt,  welche  freilich  vielfach  lästig,  aber  eben  durch  den  fiscalischen  Zweck  und 
die  gewählte  Steuerform  einmal  geboten  sind. 

So  wurde  im  Ges.  r.  29.  Flor.  X  (19.  Mai  1802)  zur  Erschwerung  des  Grenz- 

schmuggeis  die  Einfuhr  von  Kohtabak  zu  Lande  überhaupt  verboten,  bei  Strafe  der 
Gonfiscation  der  Waarf»  und  der  Transporfmittel,  zu  Meer  nur  in  12  bestimmten  llfifcn 
und  bloss  Hl  Scbill'cü  von  100  Tonnen  und  darüber,  unter  Androhung  gleicher  Strafen 
gestattet,  von  Norden  und  Osten  (aus  Deutschland  oder  Ilidland)  nur  über  den  l{hein 
in  Ciiln,  Mainz  oder  Strassburg.  Zoll  G6  und  44  Fn-s.  (französische  Flarge)  p.  100  Kil., 
Entrepütszwang,  Circulation  innerhalb  20  Kilometern  von  Küste  und  Grenze  nur  mit 
acquit-.^-caution,  unter  Androhung  der  genannten  Strafen.  Dasselbe  Gesetz  verschärfte 
die  Controlen  der  inneren  Tabaksteuer  und  erweiterte  die  bezin^lichen  Kecbtc  der 
Verwaltung  und  Pdichten  der  Tabakfabrikauten.  Jeder  der  letzteren  hatte  vorher  eine 
Dedaration  einzureichen,  bei  Geld-  und  Gonfiscationsstrafe,  die  Steuerbeamten  durften 
für  sich  jederzeit  die  Fabriken  visitiri  n.  in  Eeirleitung  des  Mair^  oder  seines  Adjuncten 
auch  die  Häuser,  welche  geheimer  Fabrikation  verdächtig  waren.  Die  Steuer  wurde 
bereits  eine  einheitliche  ohne  Qnalit&tsfuss  —  40  Gent  p.  Kil.  —  eine  characte- 
ristischc  Wendung  bei  jeder  Fahrikatsteuer  (Russland,  Nordamerika).  Einen  weiteren 
Schritt  in  dieser  Kichtun?  verschärfter  Controlen  inaebtc  das  Ges.  v.  5,  Ventöse  XIT. 
Die  Steuer  wurde  der  l\egie  des  drüit>  rcunies  unterstellt.  Der  /uU  wurde  erhuht 
(100  Frcs.  p.  100  Kil..  in  französischen  Schiffen  bO  nebst  10%  Zust  hlag),  die  Formali- 
täten, um  fremden  Tabak  vom  Zullamt  (jder  aus  dem  Entrepöt  zu  beziehen,  wnrden 
ausgedehnt  (Versendung  nur  auf  Grund  einer  Declaratiou  betr.  die  beziehende  Fabrik 
und  mit  aoqvlt-ä-caution,  der  innerhalb  gewisser  Fristen  rem  Steuerbeamten  bei  Ein- 
gang des  Tabaks  in  die  Fabrik  dechargirt  werden  musste).  Fabrikanten  und  Debitanten 
von  Tabakfabriken  wurden  licenzpflichtig.  Die  ersteren  mussteu  unter  Androhung 
von  Confiscation  und  weiterer  Geldstrafe  dem  Steueramt  die  Mengen  heimischen  und 
fremden  Tabaks  anzeigen,  welche  sie  verarbeiten  wollten,  und  Bueh  über  die  l)e- 
zo<;cnen  Mengen  Bohtabak  und  die  versendeten  Mengen  Fabrikate  führen ;  die  Fabriken, 
Häuser,  Magazine  unterlagen  der  Visite  und  Ueberwachung  der  Steuerbeamten.  Die 
Licenzen  der  Fabrikanten  haben  im  Betrage  gewechselt,  1803  waren  sie  1000  bis 
10,000  Frcs,,  für  •■ino  b-  stiniuite  Firma  15,000,  später  war  das  Minimum  200O.  zuletzt 
vlOOO  Frcs.  Die  Debitautculicciizcu  wurden  anfangs  nach  dem  Umsatz,  bucbstcub 
10  Cent  p.  Elo,  geregelt,  schliesslich  nach  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  abgestuft 
riasscn  vnn  G — 100  Frcs.).  Die  Debitanten  durften  keine  eigentlichen  Fabri- 
katiüiisinstrumente  besitzen  und  unterstanden  ebcnfaUs  der  Visitc  der  Stcuorbeamtcu.  — 
Ausgeführter  heimischer  Bohtabak  zahlte  einen  Ausfuhrzoll  (7'/^  Frcs.  p.  100  Kil.}, 
Fabrikate  erhielten  Steuerrestitution,  aV)er  musstcn  unter  acqnit-ä-caution  znm  Zollamt 
gelangen.  —  Die  Straf bestimmaugeu  waren  auch  noch  verschärft  worden;  bei  drei' 
maligei  (Jontravention  tntt  aussei  den  anderen  Strafen  Sokliessung  der  Falnik  ein. 
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Iii  der  Folge  wurden  die  /<>llt:  uiitl  ilic  lüüeicu  S teil  .tu  urhölit,  ao  jeuc 
1SU6  (Decr.  v.  26.  r*:br.)  auf  2im  und  ISO,  ISIO  (Decr.  v.  h.  Febr.  IblO)  auf  400 
uud  360  Frcs.,  mit  10"/,^  Zum  lilag  (Coutinentalsporre  ;  di.'  innere  Steuer  ver- 
doppelt (SO  Ccut.  p.  lüi.)  und  eiae  „Verkaulsabgabe  •  von  20  Cent,  noch 
hiiizagcfugt  (Ges.  ?.  24.  Apr.  1806).  Kach  diosem  Gesetz  ma«t6D  auch  allo  fabri* 
cirteo  Tabaki  mit  Marken  und  yii:ii<!tlcn  der  Regie  versehcü  sein. 

Das  Dccret  v.  ]H.  Juni  IbüS  deliatu  dann  namenUich  die  Controle  mit  auf  deu 
Tabakban  ans.  Jtid«r  Pflanzer  mnsiite  zu  Ao^f  des  Jahres  seine  Absieht  uud 
Lage  und  Umfang  seiner  Felder  aii/.ei^i  ii,  die  Steuerbeamten  nahmen  nach  der  Ernte 
Inventarc  auf  und  hatten  die  erforderlichen  Visitationsrecbte.  Der  geerntete  Tabak 
durfte  nur  unter  Begleitschein  i^acquit-ä-caution)  versandt  werden,  filr  Fehlmengeo 
nach  Inventar  und  Yeisandregister  hafteten,  nach  Abzog  gewisser  Nachlässe,  Pflanzer 
und  Grosskaufmann.  Für  die  Fabrikanten  wurde  die  vorgeschriebene  Buchführung 
noch  mehr  specialisirt.  Jede  von  der  Kegie  zu  beziehende  Vignette  kostete  1  Cent. 
Diu  Debitanten  durften  nur  FabrilCate  mit  :imüi<  lu  r  ^'ignett6  und  Fabriktype,  keinen 
Kohtabak  fuhren.  Jede  Circolaüon  von  Tabakiabrikaten  ron  ttber  10  Kilogr.  WM  an 
acijuit-ä-cautioa  geknUpft. 

Diese  sehr  ?er»chftTften  Vorschriflen  steigerten  den  Ertrag  allerdings  rasch.  Wie 
weit  andere  Factoren  iiolitische  Verhältnisse,  Krieg  und  Frieden,  (jebietsfmdi  ruriir  n.  s.  w.) 
ciuvrirkteu,  bleibe  dahingestellt.  NacUStourm  (l,  ^iSS)  war  der  Ertrag  der  inneren 
Steuer  allein  (incl.  Licenzen)  i.  J.  X  1,127,000,  XU  3,741,000,  XIII  8,363.000,  1807 
13,353.000,  1S09  14,664,000,  1^10  21,127.000  Frcs.;  dazu  Zoll  1807  8,225,000, 
ISIO  4.32S,000  Frcs.  Nach  der  Enquete  v.  18:<5  (a.  a.  0.)  war  jährlich  im 
Durclischuitt  bopt.  1798— März  1S04  die  besteuerte  Menge  4.16  Mill.  Kil.,  der 
Steuerertrag  4.7S  Mill.  Frcs.,  p.  KU.  1.15  Frcs.,  März  1804— Mai  ISOG  bez.  11.86 
Mill.  Kil..  12.68  Mill  Frcs.  und  1.07  Frcs.,  Mai  1806— Juli  Ibll  bez.  9.68  MiU.  KiL, 
16.02  Mill.  Frcs.  und  1.65  Frcs.  p.  Kilogr. 

§.  286.  2.  Die  Wiedereinführung  des  Tabakmono- 
pols und  seine  dauernde  Einbürgerung.  Verschiedene 
Gesichtspuncte  und  Erwägungen  waren  es,  welche  die  napoleonisohe 
Regierung  im  Jahre  1810  zu  der  wiebtigen  Massregel  der  Ersetzung 
der  bestehenden  Form  der  Tabakbesteueruug  durch  das  Monopol 
veranlassten,  einer  der  auch  prinoipiell  bedeutsamsten  und  folgen- 
reichsten Sehritte  des  ersten  Napoleon  auf  dem  Gebiete  der  Be- 
steuerung, ähnlich,  wie  die  Wiedereinführung  der  Getränkesteuer 
(g.  252).  Einmal  wirkten  hier  allgemeine  finanz-  und  stener- 
politlsche  Erwägungen,  sodann  die  speciellen  Erfahrungen 
mit  der  Fabrikatsteuer  ein.  Die  enteren  mögen  ein  wenig 
mit  als  Vorwand  gedient  haben,  aber  sie  enthielten  doch  auch 
sachlich  Richtiges.  Die  Erfahrungen  mit  der  bestehenden  Tabak- 
Steuer  zeigten,  dass  mit  dieser  Steuerform  die  fiscalischen  Interessen 
sich  nicht  hinreichend  befriedigen  Hessen  und  die  volkswiithscbaft- 
lichen,  auch  die  Ackerbauintei  essen  nicht  nur  nicht  besser,  «oudern 
eher  weniger  gut  ak  beim  Monopol  berücksichtigt  würden. 

Im  Eingang  zum  Dociet  \.  21'.  Dec.  1S!0  wunloii  ']mc.  allu'-eineincn  Erw cjuiiL'en 
iülgeudermassen  in  imuierhiu  sehr  beaclituii.-sWLitlicr  und  lur  die  uupoleonisclic  1  ühujz- 
aad  Steuerpolitik  Uberhaupt  chaia<cteristischer  Weise  dargelegt.  Die  Finaiiiceit  eines 
grossen  Stn.its  müsstcn  auch  für  ausserordcutrirlic  Umstände ,  a  lljst  für  die  W'echsel- 
fallä  schwerer  Jui^e  dio  Mittel  bieten,  ohne  dass  mau  zu  neuen  btuueru,  die  in  dt»u 
^en  Jahren  nur  wenig  dnbräehten,  zu  gidfen  bfanche.  Das  fon  mancbea  Nationen 
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hierfür  angewendete  Mittel,  das  Aniciliesystem ,  j^ei  vcrwcrilick  uud  uuinoraliscli,  da 
es  im  Voraus  di«  Zukunft  belaste.  Torzuidelien  sei  ein  83^^111  «iner  grossen  Auicabl 

St'-'uern.  die  in  '-'•(.■\v5}inli{  h(  r  Znit  wtMiig-  das  Volk  iH.lastnten .  weil  der  Tarif  niedrig 
s>ci,  aber  in  ausserordentlicher  Zeit  durch  einlache  Tariferhöhung  allen  BcdUrüiissea 
der  FiDaDzea  entsprechen  konnten.  Onter  Hinnreis  auf  die  Herabsetzung  der  Grund- 
nnd  Pei-sonalsteueru ,  die  Errichtung  der  droits  rtiunics  wml  der  Salzsteuer  wird  dann 
der  Tabak  als  der  von  allen  Ciegenstündea  zur  Besteuerung-  geeignetste  bezeichnet. 
Die  bisherigen  Erfahrungen  mit  der Tabakbestonerung  seien  aber  unbefriedigend:  ge- 
ringe Zahl  der  Fabrik^,  die  doch  noch  weiter  zu  Tenniudcrn  wäre,  der  Preis  der 
Fabrikate  so  hoch  wio  zur  Zuit  der  Ferme.  mir  Kleiner  Ertrag  für  den  Staat,  die 
Landwirthe  ganz  von  den  labrikantca  abhängig.  Alles  in  Allem:  die  Staatsregio 
sei  passender,  sdbst  im  Intensse  der  Landurirthschaft. 

In  der  Zeit  vor  1789  und  noch  während  der  ersten  Jahre  der 
KevolutioD  hielt  man  es,  wie  schon  bemerkt,  nieht  fttr  möglich, 
Tabakmonopol  und  einheimischen  Tabakbau  init  ein- 
ander zu  vereinigen.  Das  frühere  Monopol  war  ganz  anf  die  Ver- 
arbeitung eingeführten  Tabaks  gegründet  gewesen.  In  dieser 
Hinsicht  glanbte  man  die  Schwierigkeit  dadurch  lösen  zn  können, 
dass  die  neae  Regie  verpflichtet  werde,  vornemlich  in- 
ländischen Rohtabak  zn  verarbeiten  —  nach  dem  Beeret 
V.  29.  Dec.  IBIU  höchstens  f  fremden  —  und  demgem&ss  der 
Tabakbau  im  Inland  unter  Controle  der  Verwaltung,  ins- 
besondere mit  Ablieferungszwang  in  Betreff  des  gewonnenen  Tabaks, 
in  dem  dem  Jiediirl'niss  der  Kegie  entsprechenden  Umiaii'^  zu  ge- 
statten sei.  Dies  System  ist  das  dauernde  geworden.  Es  hat 
zwar  iu  der  Weiterentwicklung  zu  einer  localen  Anbaubeschrilnkung 
und  zu  scharfen  Anbaucontrolen  gefülirt,  die  Verwendung-  ireniden 
Tabaks  ist  auch  vermehrt  worden.  Iu  einem  grossen  Theil  Frank- 
reichs ward  der  Tabalihau  so  rechtlich  in  Folge  des  Monopols  aus- 
geschlossen, aber  doch  vornemlich  nur  dort,  wo  er  überhaupt  nur 
tbatsächlich  l'ehlte  oder  unbedeutend  oder  wo  das  Froduet  \m\  bc 
sonders  geringer  Güte  war,  so  dass  das  Verbot  ohne  oder  ohne 
wesentliche  practische  Bedeutung  gewesen  ist.  Eine  —  vermeint- 
lich „inconstitutionelle'^  —  „Privateigenthumsbeschränkung"  lag  in 
diesen  Bestimmungen  allerdings.  Aber  immerhin  bewährte  sich 
doch  das  Piincip,  den  heimischen  Tabakbau  an  sich,  wenn  auch 
mit  Beschränkungen  zuzulassen  und  ihn  nur  dem  ^Tonopol  dienstbar 
zu  machen.  Damit  enttftUt  aber  ein  beliebter  Einwand  gegen  das 
letztere,  welcher  in  Frankreich  auch  das  alte  Monopol  getroffen 
und  zu  dessen  Beseitigung  mit  beigetragen  hatte.  Indem  dann  die 
Ankäufe  der  Regie  an  die  Stelle  deijenlgen  der  bisherigen  Fabrikanten 
traten,  da  man  gleiche  Gonsnmtion  glaubte  voraussetzen  zu  dürfen, 
erlitt  die  Landwirthschaft  keinen  Schaden  und  hatten  die  Tabak- 
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baucr  noch  den  Yortbeil,  einen  zablungstuhigen  Käufer,  welcher 
nicht  darauf  angewiesen  war,  die  Preise  des  Kohtabaks  hciahzu- 
diücken,  statt  der  Zwischenhändler  nnd  Fabrikanten  so  erhalten. 

Das  fi scalische  Interesse  war  natürlich  doch  das  eigent- 
lich treibende  Motiv  znr  Wiederherstellung  des  Monopols.  Man 
glaubte,  den  Ertrag  mit  der  Zeit  auf  80  MUl.  Fres.  ansoblageo  zu 
dürfen,  was  „eine  Verminderung  um  eine  ähnliche  Summe  beim 
Tarif  der  Personal-  nnd  Grundstenern  gestatten  und  dem  Staats- 
schatz die  Sicherheit  geben  werde,  auf  ein  stets  im  Verhältniss  zu 
deo  Umständen  und  zu  den  Bedürfnissen  stehendes  Einkomiueu 
rechnen  zu  können".  War  dieser  Ertragsanschl.i^  auch  zu  opti- 
mistisch und  würde  die  letztgenannte  Erwartung  «ich  gerade  bei 
dem  Niedergaug  von  Einkünften  aus  einem  solchen  iMonopol,  wie 
aus  allen  indireetcn  Steuern,  in  kritischen  Zeiten  des  Staatslebcus 
sicher  nicht  genügend  erfüllt  haben,  so  ist  doch  auch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  Frankreich  durch  das  Tabakmonopol  sich  eine  un- 
vergleichliche finanzielle  II  ilfs quell  e  für  die  Deckung  eines 
erheblichen  Theils  seines  steigenden  Finanzbedarfs  verschafft  hat. 
Das  sollte  sieh  toU  und  ganz  freilich  erst  zwei  Mcnscbenalter 
spllter  unter  den  vOllig  veränderten  politischen  und  finanziellen  yer> 
hältnissen  nach  dem  grossen  Kriege  Ton  1870—71  zeigen.  Eine 
grosse,  tief  eingreifende  Finanzmassregel  dieser  Art  kann  aber  in 
ihrer  vollen  Bedeutung  auch  erst  allseitig  nach  solcher  längerer 
Erfahrung  gewürdigt  werden.  Das  Tabakmonopol  hat  sich  in 
Frankreich  als  einer  der  Grundpfeiler  des  ungeheueren 
Finanzbans  erwiesen.  Man  wird  daher  nicht  umhin  können,  in 
seiner  Wiedereinführung  einen  fieweis  der  weltsichtigen  Politik 
Napoleon's  I.  und  seiner  Gehilfen  anzuerkennen. 

Der  Sdaertrag  des  Monopols  war  gleich  zaent,  Tom  1.  Juli         Ende  1814, 

also  io  der  kriegsbewe^testca  Zeit,  jährlich  im  Durclischnitt  26.67,  IS] 5  ')2.\2.  1816 
38.3(3,  1817  d9.1S  Mili.  Frcs.  80  Mill.  wurde  erst  ein  Meuschenaher  später  erreicht 
(1844  79.50,  1845  82.53),  freilich  auf  einem  riol  kleineren  Staatsgebiete  als  auf  dem 
von  1810.  Die  voll  der  Steuer  getroffene  Menge  der  Tabakfabrikate  war  zuletzt  1S09 
1().S5,  1810-1.  Juli  ISII  d.  h.  im  Jahre  9.75  Mill.  Kil.  j^eweseu;  in  den 

crstcu  ä'/a  Jahion  des  Maiio|iols  1.  Juli  ISII — E.  1S14)  war  nie  jährlich  15.Ü7  MilL 
Kil. ,  was  alleidinus  uul'  bedeutende  Utiterschleil'e  bei  den  Fabrikation sstcuer  hinwiese. 
Ein  genauer  Vcixlcicli  ist  bei  den  Oebietsveränderungen  «nd  Krieghläuftcu  dieser 
Jahre  freilich  nicht  möglich.  Auf  dem  so  viel  verkleinerten  französ.  Monopolgebiet 
war  1816  nnd  1817  die  rerltanfte  Menge  10.86  und  11.60  Mill.  KU. 

Das  Monopol  wurde  auf  Grund  der  Untersuchungen  einer 
Specialcommission,  wclibe  die  Ursacbeu  dos  Deticils  und  die  Mittel, 
dieses  zu  beseitigen,  geprüii  iiatte,  auf  Vorschlag  des  Fmanz- 
ministers  G  audin^  Herzog  vou  Gaeta,  nach  Auhöruug  des  Staats- 
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ratbs  vom  1.  Jnli  1881  an  errichtet.  Characteristisch  fttr  die  Zeit 
und  den  Herraeher  allerdiDgs,  wie  von  Stourm  ii.  a.  m.  hervor- 
gehoben  wird,  durch  eiu  einfaches  kaiserliches  Beeret,  vom 
29,  Deeember  1810,  betre£fend  „die  Betraatmg  der  Regie  der  ver- 
einigten  Abgaben  mit  dem  ausBcbliefisHehen  Ankanf  von  Rohtabak, 
Fabrikation  und  Verkauf  der  Tabakfabrikate",  —  nicht  durch  ein  förm- 
liches Gesetz.  Aber  dass  die  Massregel  sachlich  zweckmassig 
war,  wird  doch  schon  dnrch  die  einfache  Beibehaltang  des  Mono- 
pols, mit  nur  nnwesentlichen  Veränderungen,  Seitens  der  Restan- 
rationsregierang  (Gesetz  v.  24.  Dec.  1814,  28.  Apr.  1816)  und 
Seitens  aller  folgenden  Regierangen  unter  dem  wechsel?ollen  Lauf 
französischer  Dinge  bestätigt.  Die  Anlänfe  gegen  das  Monopol 
wiederholten  sich  zwar  lange  Zeit,  sie  gingen  aber  nmr  von  staats- 
rechtlichen und  freihändlerischen  Doctrinären  aus.  Daher  verliefen 
sie  practisch  denn  auch  ganz  im  Sande. 

Die  einzige  Conccssion  war  die  F  r  i  ,s  t  s  e  t  z  u u  g  für  das  Monopol, 
welche  aber  auch  nur  eine  FormalitUt  darstellte,  jedenfalls  seit  lange 
dazu  wurde.  Vor  Ablauf  erfolgte  regelmässig,  ohne  grössere  Be- 
anstandung, die  Verliingerung  auf  eine  neue  Frist.  Und  so  wird 
es  sicher  weiter  gehen,  auch  das  nächste  Mal,  18'J3  ff.  und  so  fort. 
Es  wäre  vollends  in  der  heutigen  Finanzlage  Frankreichs  auch 
schlechterdings  nicht  ohne  das  Tabaknion()])ol  auszukommen,  jede 
andere  iSteuerform  wtirde  weniger  passen,  andere  Mängel  haben 
und  sicherlich  nicht  entfernt  die  bisherigen,  immer  noch  steigenden 
Einnahmen  abwerfen,  muthmasslich  ohne  dass  der  Frtragsausfall 
in  Preis  oder  Qualität  irgend  den  Consumenten  zu  Gute  käme.  Die 
Anstellung  der  beiden  Enqueten  von  1835  -37  und  1873—76  war 
ebenfalls  nur  eine  kleine  Concession  an  die  Gegner.  In  beiden 
Fällen  war  das  Ergebniss  dem  Monopol  günstig,  im  zweiten  wurde 
Überhaupt  von  vornherein  das  Princip  des  Monopols  als  solches 
schon  bei  der  Untersuchung  als  gar  nicht  mehr  strittig  angenommen. 

Einzelnes  mag  ja  immer  noch  zu  verbessern  sein.  Die  Ein- 
richtung als  Ganzes  genommen  war  von  voruherein  gut  ge- 
lungen. Zeuge  des,  dass  man  in  der  langen  Zeit  seit  1810  nichts 
Wesentliches  zu  ändern  für  nothwendig  befunden  hat 
Welcher  erfreuliche  Unterschiecl,  vom  Staudpunote  des  finanziellen 
Gesetzgebers  aus  betrachtet,  gegen  alle  übrigen  indirecten  Ver- 
brauchssteuern „bei  freier  privatwirthschaftlicher  Production",  wo 
die  Veränderungen,  oft  tief  greifender  Art,  nicht  aufhören  (Zucker- 
öteuer!)!  Das  Monopol  als  Öteuerl'orm  löst  daher  auch 
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nach  dieser  wichtigen  französischen  Erfahrung  eiu 
schwieriges  Besten  er  an  gsproblem  cndgiltig  befriedigend. 

Nur  Veränderungen  in  kleinen  Einzelheiten  sind  erfolgt.  Die 
zum  Verkauf  gebrachten  Fabrikate  wurden  —  auch  im  Consumeaten- 
interesBe  —  mannigfaltigeri  Rauchtabak  vor  Schnupftabak,  Cigarren 
und  nenerdmgs  Oigaretten  gewannen  allmUlig  einen  viel  grosseren 
Baum  in  Consumtion  nnd  Froduction,  die  Verkaufspreise  wurden 
mebrmak  erhübt  und  verändert,  die  Fabrikation  tecbniseb  yervoll- 
kommnet  und  rerwoblfeilert,  die  Interessen  der  Tabakbauer  und 
Fabrikarbeiter  zweckmässig  wahrgenommen.  Das  finanzielle  Er- 
gebttiss  stellte  sich  immer  glänzender  heraus  und  zwar  nicht  nur 
durch  die  absolute  Steigerung  der  Roh-  nnd  Reinerträge,  sondern 
auch  durch  ein  immer  gUusügeres  VerhMitniss  beider  zu  einander, 
wegen  relativ  stark  sinkender  Kosten.  So  kann  das  Urtheil  im 
Ganzen  nur  günstig  flber  die  Massregel  von  1810  lauten. 

NaUt'iü  statistiaclic  Ausfuliruügeu  zum  Belege  werdcü  unten  noch  jj,ciicbcii 
Werden.  Sie  fagen  äich  besser  au  die  DansteUang  der  Einrichtung  an  und  werdeu 
iu  Verbindung  mit  dieser  lehrreicher.  Hier  nur  vorläulig  wenige  Uauptzahien  über 
die  tinanzieiio  BcdcutUDg  des  Monopols  und  dereu  Kittwickluiig.  (Für  die  Zeit  von 
1815—1 869  BvU.  I,  91  und  die  Ansfahrnngen  dazu.  Die  andren  Daten  ans  den 
Jahresberichten,  auch  Fanro  130,  197). 


Jahres« 

Yerkanfte 

Roh- 

Aus- 

Rein- 

Procent 

Durch- 

Meüpr 

gaben 

ertrag 

d.  Ausgaben 

»cbniU 

Mill.  KiL 

Mill.  i'rcä. 

Miil.  Frca. 

Mill.  Frei. 

V.  Rohertrag 

1815—17 

10.57 

57.14 

22.25 

34.89 

1867— «9 

31.73 

251.01 

58  41» 

1  Tri. 15 

23..H 

1'^S} 

36.24 

376.48 

70.39 

3t/6.09 

18.7 

Vo  /^u nähme 

Ms  1M>7— tVJ 

200.0 

339.3 

103.0 

45 1 .6 

V«  Zunahme  bis  1884 

241.S 

559.0 

216.4 

777.3 

Das  Jahr  1864  zeigt  dax  bisher  erreichte  höchste  Ergebniss,  1885— 1S87  war  der 

Kohertrag  um  2—7  Mill.  Fr<  s.  niedriger.  Berücksichtigt  man  das  Ausscheideo  Elsass- 
Lothriogeus  nach  1609  ;iu  dici»cm  Jahre  mit  c.  1.8  Mill.  Kil.  Cousum  und  c.  8  Mill. 
Frcs.  EnOs),  so  stellen  sich  die  Resultate  nach  dem  Kriege  von  1870—71  rerhältniss» 

mässig  noch  etwas  gOustiger.  Li  der  ganzen  Periode  von  1815 — 1809,  in  55  Jahri  ii. 
ist  fast  ohne  Unterbrechung  eine  Zunahme  der  Verkaut'smengen  des  Rohertrags  und 
des  Reinertrags  erfolgt.  Bei  den  crstcren  hat  nur  in  12  Jahren  eine  immer  nur  ge- 
ringfügige Abnahme  gegen  das  Vorjahr  stat^efnaden  (auch  1848  und  1849  nur  eine 
kleine),  im  Rohertrag  nur  8  mal,  im  Reinertrag  nur  7  mal.  Das  Monopol  zeigt  also 
nicht  nur  eine  grosse  Steigcrung^ifahigkcit  des  hnanzicllcn  Ertrags,  sondern  auch 
Icleiue  Jahresschwaukungen:  ein  Vorzug  vor  anderen  indirecteu  Steuern,  die 
mehr  vom  (janir  des  Erwerbblobcns  ti.  ?.  w.  abliSiiüTcn  s.  auch  o.  S.  407).  Die 
Tariisteigeiuiigen  machen  sich  iu  der  Bewegung  der  Verkaufsmengen  nur  wenig  als 
Hemniungsmittel  geltend  (bei  Erhöhung  der  Hanptaorte  in  1860  am  24 Vo  diu 
Verkaufsmenge  1859—03:  2S.00— 29.58— 2S.24 -2v,.";.5— 2!'.  14  Mill.  KU.).  Die  Kriegs- 
jahre 1870 — 71  zeigen  sich  dann  freilich  iu  allen  Zahlenverhältnissen  sehr  nachtbeilig 
(o.  S.  408),  auch  wohl  mit  wegen  der  als  Staatscigenthum  den  deutscheu 
Truppen  anhcinifaUcndeu  Vorräthe  u.  s.  w.  in  den  occupirten  Landcstheilcn,  —  worin 
eine  lihic  Sdw  Monopols  verglichen  mit  einer  anilcrcn  Stctierfonn  liervortritt.  (Die 
Ausgaben  der  Kcgic  sind  1870  spccieU  auf  ürund  der  Kricgsverluste ,  Territorial- 
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abtxctung  um  uiuu  Siiinmu  vou  25.35  Miil.  k'tca.  höher  gcwuäcu,  Bull.  I,  U7). 
Uinterber  ist  die  aufätcigcude  Bewegung  der  Vorkra&meugcn ,  Roh-  und  ReioertrSge 
vuu  IS71  au  wieder  ciiio  uuuuterbroclieiic  bis  1S84,  die  TarifsfciL;cruiit;-  lS7"i  f!'. 
(gleich  am  2ö%)  hat  sie  vielleicht  etwas  vcrlaogsamt,  abüi'  üicht  aui'guhalteii.  Die 
verkaofte  Meni^  war  schon  1^74—75  wieder  so  hoch  wie  vor  dem  Kri^e  (El««»' 
Austritt  berücksichtigt).  (Bull.  X,  S65;  danach  eine  Abnahme  ia  der  Ziffer  desReia- 
ertrags  in  1S7*.    Das  ist  aber  ein  —  l>nickfehler.    Faurc,  130.) 

Einige  der  Kleinon  Armi'Minisrpn  in  der  Einrichtung  des  Monopols  seit  dem 
I>ccreto  vou  Iblü  werden  im  lolgenden  berührt  werden,  vgl  bes.  die  Decrcte  vott 
1810  «iid  ISll  mit  den  Gesetzen  von  1814,  1816.  In  späteren  (z.  B.  12.  Febr.  1895) 
itar  ganz  wenige  Einzelheiten  getadelt 


bb.  Einrichtung  des  Tabakmonopols. 

§.  287.  1.  Allgemeine  Dienstorganisatioo.  Nach 
mehrfachem  Wechsel  in  Stellung  und  Organisation  bildet  die  Tabak- 
verwaltnng  e'mr  eigene  „Geueraldireetion  der  »Staatsmanu- 
i  ac  tili  eil  analog  den  anderen  grossen  Generaldirectionen ,  in 
welche  das  Finanzministerium  eingetheilt  ist.  Trotz  uuirassenderen 
Kameus  hat  diese  Generaldirection  aber  gegenwärtig  nur  mit  dem 
Tabak  allein  zu  thun  und  auch  in  Betreff  desselben  besehi  inkt 
sich  ihre  Thätigkeit  —  insoieru  ihrem  Namen  wieder  entsprechend 
—  auf  drei  Functionen,  die  FTeh  erwa  c  h  ung  des  inlän- 
dischen Tabakbaus,  den  Ankauf  des  Kohtabaks  von  den 
inländischen  Tabakbauern  und  aus  dem  Auslande  —  hier  inbegriffen 
den  Ankauf  von  Fabrikaten  —  und  auf  die  Hersteilung  der 
Tabakfabrikate  ans  den  angekauften  Rohstoffen.  Ihr  Dienst 
ist  daher  mit  Recht  als  ein  wesentlich  agricoler,  commercieller 
niid  industrieller,  nicht  als  eio  eigentlich  finanzieller  zu  charac- 
terisiren  (Josat).  Nach  der  finanziellen  Seite,  als  Ertrags- 
quelle für  den  Staat  und  als  Steuerform ,  untersteht  das  Tabak- 
monopol auch  jetzt  noch  der  Generaldirection  der  indirecten 
Steuern,  welche  allein  den  Verkauf  der  Tabakfabrikate  im 
Monopolgebiete  und  ins  Ausland,  mitbin  die  Erhebung  der  Ein- 
nahmen vom  Monopol  zu  besorgen  hat.  Diese  Generaldirection 
führt  daher  die  eigentliche  finanzielle  Verwaltung  des 
Monopols. 

S.  u,  S.  öt/S.  Josat  i>.  592,  Viiirnes  I,  309,  Olibo  II,  312  «'.,  44S.  — 
Nach  dem  Deeret  ron  1810,  Art.  l.  war  neben  dem  Ankauf  des  Kohtabate  und  der 
!  nbrik:ition  auch  der  Gross-  vr\<-  Kirim  i  rkanf  der  Tabakf;i)uiluitc  der  „Kegie  der  ver- 
einigten Abgaben"  (droits  reuuies)  ubertragcu  geweseu;  ebenso  nach  Art.  1  des  iias. 
V,  24.  Dec.  1814  der  .,Kcgio  der  indirecten  Auflagen'*  (iinpositions),  nach  Art.  172 
des  Ges.  V.  28.  Apr.  isif»  der  Kegie  der  indirecten  Steuern".  Die  Abtrennung 
einer  besonderen  Directiou  (Spccialdircctiou)  fUr  die  Ucberwachung  dos  Tabakbaus, 
den  Ankaif  dM  Tabaks  und  die  Fabrikation  vom  der  tieneraldirectiou  der  indirecton 
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Steaem,  welcher  seitdem  nur  der  Verkauf  der  Fabrikate  vorbehalten  blieb,  crfoleto 
zuerst  durch  die  Julimonarchie  mittelst  K.  Ord.  v.  5.  Jan.  1831;  die  Erhebung  der 
Tabakdirectioii  zur  (ieneraldirection  durch  Ord.  t.  17,  Dec.  1844.  Nach  der  Febraar- 
rcvolution  von  1848  wurden  die  Generaldirecl!ori<^r»  im  Finanzministerium  aiifs^ehoben 
und  die  Tabakverwalfung  unter  einer  J)ire(  tioti  mit  den  indirecten  Steuern  vereinigt 
(,«direction  des  contrib.  indirectes  et  des  tabacs*').  Nach  dem  Staatsstreich  1851 
wurde  diese  Direction  auch  noch  mit  der  Zollverwaltung  zu  Einer  „Generaldirection 
der  Zölle  und  indirecten  Steaeru"'  zusammeogezogen.  Abermals  erfolgte  aber  eine 
Abtrennung  der  Tabahrervaltniig  und  die  Erhebung  deiselben  zu  einor  eigenen 
Generaldirection,  mit  Beschränkuni;  auf  ilie  genannten  Functionen  agricoler,  cornmcr- 
cieller  und  industrieller  Art  ganz  nach  den  Bestimmungen  der  Ord.  v.  1831,  durch 
Kais.  Decr.  r.  12.  Marz  1860,  Art.  1.  Nach  der  Uebertragung  der  Fabrikation  des 
Jagd-,  Bergwerks-  und  Handelspulvers  wie  der  Salpetergewinnung  vom  Kriegs- 
ministerium auf  diese  Generaldirection  erhielt  dieselbe  ihren  jetzigen  Namen  „General- 
direction der  Staatsmauufactureu"  ^Decr.  v.  17.  Juni  und  9.  Nov.  1865),  der  ihr  dann 
geblieben  ist,  anch  nachdem  in  Betreff  des  Pulvers  u.  s.  w.  der  frühere  Zntind  der 
Dicnstorgani^iation  und  RcssortboirrenTiung  wieder  heniestellt  vorflen  war  (Decr.  vom 
13.  Nov.  IbTüi.  Schon  die  Zeitpuucte,  an  denen  einige  dicker  Veränderungen  ein- 
getreten sind,  zeigei),  dass  hier  mehrfach  politische  Anschauungen  und  Tendenzen 
der  Zeit  mitgewirkt  h;il>eii.  Die  Yerselbstän<li  gnnir  der  Tabakverwaltung  /u 
einer  eigenen  Generaldirection  und  die  Beschränkung  der  letzteren  auf  die 
melirfiuA  genannten  Fnnctionen,  irährend  der  Verkauf  der  Fabrikate  der  General' 
direction  der  indir.  Stenern  iibertragen  bleibt,  sin^l  ;il>cr  doch  wohl  als  Puncte  von 
allgemein  administrativ- technischer  Bedeutung,  für  welche  auch  letztere 
Rttcksichten  entscheidend  waren,  fOr  die  Frage  der  Einrichtung  des  Monopols 
beachtensircrth. 

Der  Dienst  der  Generaldirection  gliedert  sieb,  wie  soüst  (8.  602\ 
in  einen  Central-  und  einen  Local dienst,  letzterer  wieder,  nacli 
den  Anfgaben  der  Verwaltung,  in  den  Dienst  des  Anbaus  und 
der  Magazine  und  denjenigen  der  Fabrikation  (der  Manu- 
l'acturen). 

Hinsichtlich  des  Personals  der  Verwaltung  und  der  K  a  to g^ori  e  <: n  desselbtin 
ist  als  eigentbUmlich  hervorzuheben,  dass  die  Leitung  der  Fabrikation  und  der  tech- 
nischen Arbeiten  dabei  ausschliesslich  durch  Ingenieure  aus  der  poly- 
technischen Schule  erfolgt.  An  der  Spitze  jeder  Manufactar  steht  ein  eigener 
Director  (i  Gehaltsstufen  von  S,  !>,  Jn  und  12  Tauseitd  Frcs.)  mit  Ingenien n^ii, 
Luteriugcnicuren ,  Ingenieur- Eleven,  Experten,  Contrulouren ,  Magazinverwaltciu  und 
sonstigen  Commis  verschiedener  Art  und  (irades.  Wird  in  dem  Bezirk  eines  Fabrik- 
directors  aucli  Tabak  gebaut,  so  untersteht  die  obere  l.eitunu-  und  Verwaltung'  aueh 
diesem  Director.  Bezirke  dcä  Tabakbaus,  ohne  Fabrik  dann,  haben  eigene  Directorcu. 
Za  dem  Dienstzireig  für  Anhau  nnd  Magazine  geboren  sonst  noch  Goltor-Verificaforen, 
Cultur-Controleure,  Inspectoren  und  ünterinspectoren,  "Magazin-Coutruleurc.  Kohtabak- 
^'icderlageu Verwalter,  ä.  Joi»at,  p.  äU3  ft.«  Vignos  I,  '6^^^  v.  Kaufmann, 
8.  514  £  (Einzelnes  aus  d.  Budget).   Geber  die  Kosten  des  Femab  &  «.  §.  296. 

§.  288.  2.  Die  Durch ftihriing  des  Tabakmonopols. 
Dieselbe  bedingt  überall  die  Lösang  dreier  Aufgaben,  der  An- 
schaffung des  Rohstoffs,  des  Blätter-  oder  Rohtabaks,  der 
Verarbeitung  desselben  zu  l?abakfabrikateii,  des  Verkaufs 
der  letasteren.  Die  beiden  ersten  Aufgaben  sind,  wie  gezeigt,  in 
Frankreich  der  Generaldirection  der  Staatsmanufactnren,  die  dritte 
derjenigen  der  indirecten  iSteueru  übertragen.   An  die  erste  Aufgabe 
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scbliesst  sich  die  Ueberwachang  des  einbeimischen  Tabak- 
baus für  die  Regie  und  des  —  auch  in  Frankreich  zulässigen  — 
Tabakbaus  für  die  Ausfuhr  von  Rohtabak  sowie  die  Con- 
trole  der  wirklirli  erfolgenden  Ausfuhr  an.  Zur  ersten  Aufgabe 
selbst  gehört  der  Erwerb  (Ankauf)  des  inländischen  Rohtabaks 
für  die  Zweeke  der  Regte  nach  den  dafür  geltenden  Taxbestim- 
mnngen  u.  s.  yr*^  sowie  der  Ankauf  des  ausländischen  Tabaks, 
welcher  von  der  Regie  mit  verarbeitet  werden  soll,  der  Transport 
des  in-  nnd  anslSndischen  Tabaks  in  die  Roh tabak- Magazine 
und  die  Lagerung  desselben  in  diesen  oder  eventuell  der  Trans- 
port  gleich  in  die  Fabriken.  Die  zweite  Aufgabe  endigt  mit  der 
UeberflHbrung  der  Tabakfabrikate  in  dieVerkaufs-Niederlagen. 
Die  dritte  Aufgabe,  die  des  Verkaufs,  umfaast  directc  Ver- 
käufe an  Oonsnmenten  aus  den  Fabriken  und  an  anderen  Stellen 
(von  ausländischen,  besonders  Havannacigarren),  die  Verwaltung 
der  Niederlagen  (Entrepots)  der  Tabakfabrikale,  die  Versorgung 
der  Debitaiiteii  aus  letzteren  mit  den  Fabrikaten,  welche  dann 
durch  die  Debitanten  direct  an  das  Publicum  verkauft  werden, 
endlich  die  Verkäufe  der  Regie  (von  BlUlteru  und  Fabrikaten)  be- 
hiiLs  Ausfuhr  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehende  Ueber- 
wachung.  Das  Verwandte  oder  in  naher  Bezieliiing  Stehende  zu- 
sammenziehend, kann  man  das  wichtigere  Einzelne  unter  folgenden 
Rubriken  zur  DarRtelliu!:;  bringen:  iulrnidischer  Tabakbau, 
Ankauf  und  Einfuhr  aus  d  e  m  A  u  s  1  a  u  d  c  (von  Robtabak  und 
Fabrikaten),  Fabrikation,  Verkauf. 

a)  InUndiscber  Tabakbau. 

Darüber  Decr.  v.  ISiÜ,  Tit.  2 — 4,  schon  erliublich  erweitert  in  ücn  Bostiiomungcn 
des  Oes.  v.  1814,  Tit.  2—4;  damit  im  Ganzen  übereinstimmend  das  jotet  geltende 
Ges.  V.  1816,  Tit.  5,  Kap.  2--4  (Art.  180—214).  KI-miic  A1)an<1.Tungen  im  Gos.  v. 
12.  Fobr.  ArU  2—4,  lies.  v.  22,  Juni  1802,  Art.  2  und  a,  Ucs.  v.  21.  Dec  1872, 
Art  2,  S.   S.  Vignes,  Block,  dict  a.  a.  0,  bes.  Olibo  II,  S86— 408. 

Der  Tabakbau  sollte  nach  dem  Gesetz  von  1816,  Art.  180,  in 
denjenigen  Departements  beibehalten  bleiben,  wo  er  damals 
bereits  autorisirt  war,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  auf  100,000  Kil. 
(in  trockener  Wa:ue)  beläuft.  Die  Ermächtigung  ftir  jedes  Departe- 
ment zum  Tabakbau  erfolgt  durch  Gesetz  oder  Decret.  Sie  kann 
auch  versuchsweise  ertheilt  werden. 

Im  dejtartcmentaleü  Umfang  des  Tabakbaus  sind  in  Folge  des  für  diese  '^'i  r- 
bältnissc  besonders  wichtigen  Ausscheidens  von  Elsass-Lothringcn  (Dop.  Niedcr-Kliciii. 
Ober-Khcin,  Mosel  mit  Tabakbau  im  Umfani^  des  dritten  Thuil»  des  verlangten  Gesauimt- 

qiiaiittiriis  der  Kri;i''  voui  licimisdien  Tabakbau  in  1869)  Veränilenintrcii  fitig-ctrfttui.  Der 
Anbau  ist  aut  mehr  Departements  als  fruiier  ausgedehnt  worden.    In  den  50er  Jahren 
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erfolgte  er  nur  ia  9  Depart.:  Nieder -Rhein,  Nord,  Pas  de  Calais,  Lot.  Lot  und 
Oaronne,  He  und  Vilainc,  Yar,  RhuncmUndungen,  Gironde  (Hock  S.  340).  später 
traten  Yer&aderungi  it  ein.  1869  war  der  Bau  ausser  in  den  genaunten  9  noch  in  10 
anderen  Derart-  zugelassen,  nämlich  in  Seealpen.  Dordogne,  Meurthe,  Ober-Saöne, 
Savoicn,  Obersavoicn,  Oberpyrenäcu ,  Landes,  Ober-Rhein.  Mosel,  zus.  in  19.  Jetzt 
besteht  der  Tabakbau  ausser  in  den  genannten,  von  denen  die  elsass- lothringischen, 
noch  neuerdings  auch  der  Distr.  Beifort,  fortfielen,  auch  in  Meurthe  und  Mosel,  Corrczc, 
Maass,  Iscre,  Yauclase,  Vogesen,  zus.  iu  22  Dep.  S.  Keponses  p.  299  S,.  compto 
des  mannf.  p.  18S6,  p.  76.  Die  Haoptmenire  kommt  auf  Dordogne  (1880  vom  ver- 
langten Quantum  von  22,275,000  Kil.  4,125.000),  Lot  und  Garonne  f.!, 035.000),  Nord 
(2.52  MilL),  P.  d.  Calais  (2.16),  Istire,  Lot,  Gironde  ge  1.8—1.9  MiU.),  Uc  nud  YiL 
(t.2  Hül.),  alle  anderen  unter  1  MilL  KiL  Diese  loeal« Beschrankung  des  Tkbah- 
qanes  erleicliteit  von  romheiein  die  Controle. 

Wer  innerhalb  eines  zum  Tabak biiu  eimilchtigten  Departements 
Tabak  banon  will,  niuss  darüber  vorher  eine  Dcelaration  ein- 
reichen und  die  ausdrückliche  Erlau bniss  erlangt  haben, 
sonst  wird  er  straffällig.  Also  Li c enzzwang.  Die  Fläche  eines 
einzelnen  Tabakfelds  darf  dabei  nicht  unter  ein  gewisses 
Miaimum  berabgebeu. 

ISIO  10,  1S16  20,  seit  1S<>2  5  Are,  doch  in  diesem  kleinen  Umfang-  nur.  wcwu 
die  Dcelaration  des  Tabakbauers  mindestens  JO  Arn  umfasst.  Der  im  Verstoss  gogea 
diese  Vorsrhriften  gebaut«  Tal)ak  wird  auf  Kosten  des  Pflanzers  zerstört  und  letzterer 
ausserdem  straffällig  (f.  je  100  Kuss  Tabakban  50  Frcs.  bei  Bau  in  offenem  Felde, 
150  Frcs.  bei  solchem  innerhalb  einer  UnimiiiicruT)?,  Max.  3000  Frc^.).  Auch  wird 
dem  Pflanzer  das  Recht,  in  Zukunft  Tabak  zu  bauen,  entzogen.  Statistik  der  Zahl 
der  Pflanzen,  der  FlitchengrOssen,  der  QualitSt  nnd  Menge  der  Abiieferun;.;' n .  auch 
p.  Pflanzer,  in  den  Ki'ponses  p.  206,  Comptc  v.  1SS6  p.  7B.  Die  Zahl  der  Ptlatizer 
neuerdings  wieder  stark  gestiegen,  in  den  1860er  Jalircn  bis  1872.  ohne  die  ab- 
getretenen Dep.,  c.  32,000,  1SS6  5O,0OS,  die  14,518  ha.  bebanten,  also  auf  1  e.29  Are, 
früher  r.  rtl.I,  verlangtet  Quantum  22,57.')  Mill.,  auf  1  Pflanzer  451  Kil.,  al)pclieferte> 
Quantum  lb.74  MiU.  KU.,  Fon  1  Pflanzer  d55  Kil.  Zahlreiche  Pflanzer  liefern  bis 
unter  100  Kil.,  eine  Annlil  aber  tttcli  Ober  2000  KiL  —  ABSserdem  1886  I»  Algior 
6459  Pflanzer,  die  3.11  MiU.  KiL  lieferten. 

Der  geerntetc  Tabak  nmss  dann,  nach  Massgahe  der  i;"esetz- 
lichcn  Berechnungen  seiner  Menge,  der  Behörde  vorgewiesen  und 
für  Fehlbeträge  der  Preis  des  sogenannten  CRntine-Tabakfa])rikats 
(s.  u.)  erlegt  werden.  Die  Pflanzer  können  aber  ihre  Ernte  sowohl 
für  die  Versorgung  de r  R e g i e la b i- i k e n  wie  —  n nf er  den 
YorgeschriebeneD  Formalitäten  —  für  die  Ausfuhr  beätimmen. 

Für  den  ersteren  Zweck  warde  früher  (Gesetz  von  18 16, 
Art.  184)  im  Oetober  fttr  jedes  mm  Anbau  zugelassene  Departement 
erdffnet,  wie  viel  Gentner  Tabak  die  Regie  im  nächsten  Jahre  be- 
dürfe und  ihr  Ton  der  Ernte  zu  liefern  seien.  Dabei  sollten  mindestens 
^1^  des  Tabakbedarfs  der  Begie  durch  den  beimischen  Anbau  ge- 
deckt werden,  —  gegen  hf^chstens  Vis  fremden  Tabaks  nach  dem 
Decret  von  1810.  Im  Jahre  1835  trat  aber  hierin  eine  Aendemng 
ein.  Dem  beimischen  Tabakbau  scdlten  seitdem  nur  noch  höchstens 
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des  Bedarfs  der  ßegic  zufallen  und  der  Finanziuinister  jährlich 
die  Zahl  der  zn  bebauenden  Ilcclaren  und  der  erforderlichen  Ge- 
sammtmcnfje  auf  die  Tabakdepartements  vertheiien  (Ges.  v.  12.  Febr. 
1835  Art.  3).  Thatsächlich  wird  die  genannte  Quote  seit  lange 
nicht  erreicht,  die  Verarbeitung  ausländischen  Tabaks  über- 
wiegt sogar  öfters,  theils  weil  der  inrändischc  Anbau  nicht  die  er- 
forderliche Menge,  theils  und  wohl  haoptsächlich,  weil  er  nicht  die 
erforderliche  Qualität  liefert. 

S.  die  Statistik  im  Bull.  X,  362,  XV,  626:  Comptc  f.  1SS6.  p.  29:  angekaufte 
MrTi^r-n  (los  Rohstoff??  von  inländischen  Pflanzern  und  überhaupt  (in  letzteren 
Zahlen  ausser  IJühtabalv  auch  Cis;arren  inlifgritfoii  .  Danach  wäre  allerdings  that- 
sächlich ungeachtet  der  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bostimmung  von  1816,  die  sich 
hi^Tnarh  tinatisfiihrhar  erwies,  die  Quote,  dos  inländischca  Taliaks  schon  vor  1S35  kleiner 
gewesen  als  tiacli  dem  tieäctz.  Oeftcrs  waren  schon  damals  weniger  alü  mitanter 
nur  Vr-Vn — Vs  Tabaks  int&ndisches  Prodnct«  offenbar  je  nach  dem  Ausfall  der 
heimischen  Ernte.    Nach  nahm  diose  Quote  noch  mehr  ab,  ^ra^  auch  nicht 

gleicbmässig,  wiederum  wohl  je  nach  dem  Emteaasfaii,  sie  fiel  aber  ancü  üftei's  schon 
unter  die  Hitfte.  Später  hob  sie  sich  wieder  darOber  Mnans.  auf  c.  Vs  ^cn  letzten 
Jahren  vor  dorn  Kriege,  in  liosonders  gUnstii;*'ti  Erntcjähr-  ri  auf  noch  iiu  hr  f  ISf?.')  "/,r,^- 
Hack  dem  Kriege  ist  das  inluad.  Emteqaautam  noch  nicht  wieder  auf  die  Mherc 
absolute  Höhe  gekommen ,  also  das  Ausscheiden  des  Elsass  trotz  der  rAumlichen  Er- 
weiterung dos  Tabakbans  noch  nicht  ganz  ersetzt  worden.  Aber  seit  1S80  ist  das 
inländ.  Product  in  fortschreitender  Steigtniiig:  bcgrifi'en.  Die  Qnot*»  war  mehrfach 
bis  auf  Va — gewichen,  1SS6  aber  wieder  über  Y...    Ks  war  jahilidi  in  Mill.  Kil. 

inländ.  Quantum  Gesammtquantum 
1867— TO                  21.92  3272 
1881^8                 17.36  42.70 
1886                      21.84  42.92 

l>om  Wcrthe  nach  ül)crwicgt  der  fremde  Tabak  noch  mehr  (ISSl— S't  einhoim. 
11.74.  aller  zus.  36.03,  1SS6  bez.  is  .^S  und  46.82  Mill.  Fn  ?.\  ali-r  doch  nicht  i» 
dem  Masse,  dass  es  sich  dabei  um  durdavcg  viel  höhere  '^ualit.ii*')»  Jiandoln  könnte. 
Es  wird  in  der  That  auch  überwiegend  ordinärer  amerikan.  und  europ.  Tabak  ein- 
ucfiilirt,  der  zwar  durchschnittlich  auch  theuorer  als  der  inländische  ist  (35  bis 

00  7J,  s.  u. 

Uni  die  jedem  Departement  ziie:e\vie.seiien  Tnhakfläolien  auf 
jedes  A  r  r  o  n  (1  i  8  8  e  m  e  n  t  im  betreftenden  Departement  zu  vcrtlieileu, 
fungirt  seit  dem  Gesetz  von  1835  eine  eigene  Commission,  welche 
die  „Anbaueriaubnisse"  gewährt 

Sic  besteht  aus  dem  Präfcctcn  oder  einem  Dclcgirten  desselben  als  Pr.i^identiin, 
dorn  iudircctcii  Steuer -Director,  einem  höheren  Beamten  des  Anbau -Dienstes,  je 

1  Mitglied  des  General-  und  d^  Arn>ndtss.*Raths,  die  nicht  Pflanzer  adn  dftrfen,  im 
r;an/ön  5  Mitglio  h m  (Ges.  v.  1S35,  Art.  2).  Bei  der  Enn&chtigitng  zum  Anbau  ist 

auf  die  Solrcnz  der  PHanzer  zu  scheu. 

Die  «ähoren  Bestimmungen  über  die  Declarationen ,  Erlaubnisse,  üeber- 
wacluing  Ii.  s.  w.,  über  die  Entla^ügeii,  Classificationen,  Expertise,  EratclicfiTiing 
lnjstiiiimt  der  Präfeci  nach  Anhörung  zwtMT  hcrTOrraw-enrh  r  rilmzer  und  nach  dum 
(iutachtcn  des  Stcuerdirectors.  Es  werden  dmiai  Ii  dann  Lasten  Ii  c  t'tc  entworfen, 
welche  für  die  Pflanzer  wie  für  die  Verwaltung  bindend  sind.  Eine  Ucbi  rschreitung 
dos  declarirten  und  s^c^tnttetcn  Anbaus  um  '/-,  macht  strafrullig  (25  Frcs.  f.  100  Fuss, 
Max.  lüOÜ)  und  auch  hier  erfolg;!  Entziehung  des  liechb  des  Tabakbaus  ftir 
die  Zukunft. 
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Der  glänze  Tabakbau  wird  daun  von  Anfaug  au  durch  alle 
seine  Stadieu  hindurch  bis  zur  Ablieferung  des  Products  in  die 
Magazine  der  Eegie  sorgfältig  von  den  Controlbeamteo  des  Caltur- 
dienstes  überwacht,  d  aniit  das  E  r  n  t  e  r;  a  a  n  t n  m  genau  fest- 
gestellt und  nichts  davon  bei  Seite  gebracht  werden  kann.  Zur 
wirksamen  Durchführung  dieser  Ueberwachung  ist  dem  Pflanzer 
eine  bestimmte  Art  der  Bebauung  vorgeschrieben. 

Am  g:cnaue:3teii  ist  das  Kiuzcliie  darp:estellt  von  v.  Hock  S.  342  iL,  die  Ent- 
selieidnng  der  Fragen  bei  Olibo  II,  ff.  Die  GoDtroIe  erfolgt  zur  Zeit  der  Hi - 
samiing  der  Fi'Idt'r,  dnnn  riarh  Entwicklung  der  Pflanzen,  xv-ir^dcrum  zur  Z-'it  der  H.'if'' 
der  filättcr  und  bei  wie  nach  der  Ernte.  Sic  richtet  sicii  besonders  auf  genaues  Inne- 
halten der  dedarirten  Anbaoflftchen  und  Fcststelinng  der  mvthmaraliehen  Tabakemte 
sclion  /iir  Zrif.  'wo  die  Pflnn7:r?i  nnrb  auf  dem  Felde  stnhnn.  Wcsr-ntlich  um  diese 
Feütstellang  zu  ermöglichen  ist  den  Pflanzern  auch  im  Einzelnen  die  Aubaaweise  vor- 
geschrieben (z.  B.  strenger  Reihenbau ,  die  Reihen  tind  die  Pflanzen  gleich  weit  ron 
einander,  keinr  HudiMii  Pflanzen  diizwisrhcir.  Die  Pflanzen  werden  bereits  auf  dem 
Felde  gezählt.  Verkümmerte  Pflanzen  dürfen  ersetzt  werden.  Auch  die  Menge  der 
hranchbarcn  Bl&tter  wird  ennittelt.  Auf  diesen  Grundlagen  erfolgt  schon  eine  vor- 
l&afigc  Feststellung  des  vom  Pflanzer  vorzuweisenden  Erntcquantnms.  Nach  der  Ernte 
muss  der  PÜanzer  die  Stengel  und  Strünke  der  Pflanzen  lierausreissen  und  zerstören. 
Auch  für  soincii  l'rivatbedarf  darf  er  nichts  zurückbehalten.  Verluste  und  Be- 
sch&digungen  durch  die  Witterung  n.  dgl.  bedingen  nur  dann  Anspruch  auf  Ermässigung 
des  vorläufig  ermittelten  Ernfciiuantims.  wenn  sie  durch  die  Control))e, unten  in  Geg-cn- 
wart  des  und  in  Uebercinstimmung  mit  dem  Maire  constaürt  sind.  Die  Uühe  dca 
Erlasses  erfolgt  dnrch  Ueberefnkanft  zwischen  Beamten  nnd  Pflanzer,  in  Ermangelang 
dieser  diirrli  Etif-chddnnü  von  E\"perten.  die  der  Präfect  zu  ernennen  liat.  Unbrauch- 
bare Ucbcrbleibsei  sind  auch  hier  zu  vernichten.  Dasselbe  Verfahren  wiederholt  sich 
bei  Beschädigung  des  Tabaks  nach  der  Ernte  bis  zur  Uebemahme  in  die  Begic- 
Hagftzine. 

Der  geemtete  Tabak  wird  auch  bei  und  nach  der  Trocknung  ttbenracht,  danach 
sein  Oewi'ht  wieder  abgesrhätzf  und  er  nnter  Begleitschein  zum  Magazin  gebracht, 
wo  (ianu  uic  genaue  l'eataiellung  dos  (iewichts  und  der  Blätterzahl  erfolgt  und  das 
Conto  dos  Pflanzers,  unter  Vergleieliuug  mit  den  Aufnahmen  in  den  früheren  Stadien, 
endgiltig  creresrelt  wird.  Für  nicht  durch  die  irewährten  Nachlässe  gedeckte  Fehl- 
mengen muss  dci  Pflanzer  aufkommen,  ebcuialis  nach  der  Taxe  des  Cantiue-Tabak- 
fabrikats.  In  Betreff  des  hiernach  sich  ergebenden  Abrechnnngsresoltats  hat  der 
Pf!an:^pr  binnen  Monatsfrist  das  Keclamationsrecht  vor  dem  Präfccturrath .  wekliei 
binnen  2  Monaten  entscheiden  moss.  Im  Jahre  1886  war  z.  B.  das  verlangte  Quantum 
22,275,000  KU.,  die  abzuliefernde  Menge  nach  Schätzung  anf  Grand  des  Blätter- 
inventars IS, 700, 500  Kil.,  wovon  32,500  für  Export  bestimmt,  der  Kcst  für  die  Regie. 
Das  wirkliche  Ernte'maiitum  wurde  schliesslich  atif  19,290.155  Kil.  ermittelt,  davon 
18,743,916  zahlbar  durch  die  Verwaltung,  3T,S00  Kü.  Ausfuhr,  133,204  KU.  wurden 
als  nicht  für  Zahlang  zulässig  abgezi^n,  375,293  rervorfen  dnrch  die  Expwten 
und  zerstört 

Durch  rationelle  Forderung  der  agransch-techni<(diea  Seite  des  Tabakbans  Seitens 
der  Monopolvcrwaltung  ist  mancher  Fortschritt  erzielt  worden. 

Der  geerntete  Tabak  wird  von  der  Begie  nach  Taxpreisen 
fibemommen,  welche  jährlich  im  Voraus  vom  Finanzminister  f&r 
die  folgende  Ernte  arrondissementsweise  fttr  die  verschiedenen 

QnalitUteu  des  Tabaks  festgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht 
werden. 
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Ges.  V.  la\ü  Art.  1U2,  ergäuzt  durch  ües.  y.  12  Febr.  Art  i.  v.  Hock 
S.  344  fr.  Diese  Preise  sind  fSa  die  Keij^img  zntn  TaVdcbau  natQriicli  massgebend 
und  liildcii  die  Basis  der  Calculation  di  s  l'llanzers.  Sie  werden  a))sicbtlich  so  gestclit, 
dass  der  Tabakbau  sich  genügend  bezahlt  macht,  selbst  lohnender  als  Wcizenbaii  ist. 
und  sind  im  Durchschnitt  wohl  etwas  höher,  als  sie  im  freien  Verkehr  sein  winden; 
das  etwaige  Plus  fällt  daher  allerdings  dem  Monopol  zur  Last,  oder,  w'm  mau  eitt- 
gewandt  hat,  „der  Tabnkbau  wird  vni  aus  dem  Stcuersib  kfl  gezahlt".  Das  ist  aber 
kein  erheblicher  Einwand,  sondern  die  gentigende  Bezahlung  nur  eine  Entschädigung 
für  die  mancherlei  BdSstigungen  des  TabaltMUs  unter  unvermeidlich  so  scharfer  An- 
i'  iii  :;nil  A1»lieferungscontrole.  Einen  grösseren  Voi  thcil  als  aus  dem  vielleicht  etwas 
buhercit  Preise  zieht  der  Filauzer»  welcher  fUi  die  Kegie  baut,  aus  dum  Umstände, 
dass  er  einen  Abnehmer  hat,  «reicher  ihn  xirar  auch  noch  bei  der  Ablieferang  des 
Tabaks  s>  harf  rontrolirt,  aber  ihn  doch  nicht  drückt,  nicht  ausbeutet  und  zahlungsfahiir 
ist.  Die  Lage  des  Eegictabakbaueis  ist  gerade  in  dieser  Beziehung  entschieden 
günstiger  als  die  des  „freien**,  wie  des  deutschen,  pfälnschen  und  heute  des  elsitesisclien, 
was  sich  auch  aus  der  Tliatsa«  he  ergiebt,  dass  gerade  die  elsässischcn  Tabakbaucr, 
welche  ja  beide  Systeme  vi  ruleichcn  konnten,  für  das  deutsche  Tabakmonopol  eiri- 
g«'treten  sind.  Die  Festsetzutjy  der  Preise  erfolgt  unter  Beirath  einiger  hanptsächliclier 
Ptianzer  vom  Fiuanzminister  mit  nach  dem  Gutachten  der  Tabaksdirectoren,  tta  3  nor- 
iiiale  Qualitäfsciassen,  für  1  Evtraclasse  (begondcrs  gute  Qualitäten,  surchoix,  zur  Kr- 
iiiuthii^ung  des  Anbaus,  für  die  gesetzlich  10  Gent,  per  Kil.  mehr  gegeben  werden 
darf  und  thatsächlich  wird,  als  für  die  erste  Glasse)  und  für  1  niederste  daase,  unter 
der  dritten  Normalclasse  (geringste  W'aare,  non  marchands). 

Das  Wichtigste  und  Schwierigste  ist  dann  die  Sortirung  des  abgelieferten 
Tabaks  nach  diesen  Preisstufen.  Sie  erfolgt  durch  Vergleichung  mit  Typen  od(;r 
Musterbüscheln  von  Seiten  einer  zu  diesem  Behuf  durch  ihre  Zusammensetzung  die 
Biirgscliaft  der  Unparteilichkeit  bietenden  Sachverstflndigen-Commission ,  welche  aus  2 
von  der  Fabrik-  und  Magazinverwaltung  bestimmten  Beamten  und  ii  vom  Präfecten 
ernannten  SachretstSiidigeii  besteht. 

Die  Taxsätze  für  die  genannten  5  Classen  .sind  seit  lans:e  nur  wenig  verändert, 
aticb  lUr  die  meisten  Tabak -Departements  die  gleichen,  nur  für  5  darunter  mn  j  « 
1(1 — 15  Frcs.  in  den  4  obersten  Classen  niedriger  als  die  allgemeinen  Ta.\.sätze. 
Letztere  waren  für  die  Ernte  von  1SS5  gegen  diejenigen  aus  der  Periode  1863 — 72 
um  10—15  Frcs.  höher  und  betrugen  155  -145 — 112— flO  —  für  non  marchands  in 
3  Unterstufen  70 — ^50 — 25  Frcs.  für  100  Kil.  Der  wirklich  gezahlte  Durchschnittspreis 
war  fttr  non  marchands  im  J.  1885,  verwshieden  nach  den  Departements,  Max.  60, 
Min.  42.20  Frcs.  Die  Taxsätze  für  Algier  waren  160—150—120—90  und  (CÜ.  5)  CO 
bis  10  Frcs.  (Durchschnittspreis  hier  45.02  Frcs.)  (Compte  f.  188G,  p.  71). 

So  wird  dem  Pflanzer  nicht  nur  ein  genügend  remnnerirendery 
sondern  auch  ein  von  Jahr  zu  Jahr  fast  gl-eichmässiger 
Preis  zu  Theil.  —  Damit  gewinnt  er,  im  vortheilhaften  Unterschied 
vom  „freien  Verkehr",  eine  sichere  Grundlage  für  seme  Berech- 
nnngen;  ein  wahrer  Segen  gerade  (tlr  den  Landwirth,  Der 
Erlöa  ans  dem  Tabakbau  schwankt  daher  für  den  Pflanzer  fast 
nnr  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  und  der  davon  bedingten 
Quantität  und  Qualität  (Taxclasse)  seines  Products. 

Der  Durchscbiiittspreis  für  den  an  die  Regie  abgelieferten  Tabak  richtet  sich 
natürlich  bei  gleichen  Taxen  wesentlich  nach  cler  Verthellung  des  Products  in  die 
Taxelassen  und  ist  dementsprechend  verschieden.  Aber  die  Unterschiede  zwischen 
den  einzelnen  Jakreu  sind  auch  hier  nicht  so  gross,  als  man  zunächst  annehmen 
mochte.  Bleibende,  doch  im  Gauen  wieder  j&hrlich  weniger  schwankende  Differenzen 
zeigen  sich  von  Departement  zu  Departement.  Der  gezahlte  Durchschnittspreis  für 
100  iül.  war  1  Söll— 72  ä4.G5,  lä$4  ^iacl.  Algier)  87.24,  lSi»5  84.Ö5  (ohne  Algier 
87.21)  Ffcs.  Auf  l  Pflanzer  kam  i863— 72  i.  D.  eine  Einnahme  von  318.60  Frcs., 
1.  Wagaar.  Flaanswlnaawlian.  IH.  47 


Digitized  by  Google 


726     6.  B.  2.  K.  Steuerrecht  1.  U.-A.  2.  A.  Franlodlcli.  §.  288,  289. 


auf  1  Ucctare  ein  Erlös  von  1023.67  Frcs.;  1885  bczw.  326.9U  und  1124.96  Frcs. 
(Compte  a.  a.  0.,  Böponaes  p.  297). 

Die  ZaUong  an  den  Pfanzer  gcschiclit  auf  AnweisttOg  des  abnehmenden 
Magazins  durch  die  Cassc  der  indirectcu  Steuern,  unter  Abzug  von  1  Cent  p.  KU.  f. 
Spesen,  gemeinnützige  Forderung  des  Tabakbaus  u.  ügl.  m. 

Bohstoffraarazine  bestehen  in  Frankreich  und  Algier  {wo  der  Tabakhan 

frei  ist,  aber  di«-  rtiltur  für  die  Yenoignng  Jcr  Regie  gefördert  wird)  T2  (1SSG\ 
deren  specielle  Yerwaltungskosten  an  Gehalten,  Löhnen  u.  s.  w.  und  sachlichen  Aus- 
gaben i.  J.  1886  2.71  Frcs.  fttr  lüO  Eil  angekauften  und  aufbewahrten  Tabiücs  waren. 
Der  Werth  der  Immobilien  der  Magazine  wu  1886  10.98  MüL,  der  Mobilien 
0.61  HiU.  frcs. 

Ausser  für  die  Kegie  kanu  aber,  wie  bemerkt,  Tabak  aack 
itr  die  Anafohr  (als  Kohtabak)  gebaut  weideo. 

Der  Fflanzeri  mag  er  allein  ftlr  die  AnsAibr  oder  sngleieh  für 
die  Kegie  bauen,  unterliegt  aber  denselben,  oder  ganz  analogen 
Vorschriften,  Bedingungen ,  Controlen  und  Strafandrohungen,  wie 
der  blosse  £egiepflanzer. 

Ges.  T.  1816,  Art.  202—214,  auch  die  mit  geltenden  allgemdnen  Art  180—182, 
Olibo  II,  402 — 408.  Namentlich  ist  aach  znr  Ausfuhr  der  Tabakbau  nur  in  den 
„Tabakdeparteuieiits"  und  unter  den  allf^cmcinen  Bedintruii'jen  (Declaratiou,  Erlaubniss, 
Vorweisung  der  Ernte,  Eiubtclien  für  Fehlmengen)  gcitattet,  und  speciell  wird  nur  als 
zahlungsfähig  anerbanntcu  oder  Cautlon  stdUendcn  Pflanzern  die  Eilanbniss  ertheilL 
Wird  (j^leic'hzeitig  von  demselben  Pflanzer  für  die  Kegie  gebaut.  ?o  uuiss  der  ganze 
geerntete  Tabak  ins  Magazin  abgeliefert  und  dort  erst  die  Scheidung  fUr  die  beiden 
Yenrendnngen  vorgenommen  werden.  Der  Export  mnas  spitestens  bis  1.  Ang.  des 
folgenden  Jahres  erfolgt  sein,  wenn  der  Pflanzer  niolit  vom  Präfecten  nach  Begut- 
achtung des  Tabakdircctors  einen  Aufschub  erlangt  hat  oder  der  Tabak  nicht  bis  zur 
Ansftihr  in  den  Begie-Magazinen  hintexlegt  ist,  was  gegen  GebObrenzahlung  gestattet 
wird.  Nach  Ablauf  der  Frist  wird  nicht  ausgeführter  Tabak  confiscirt.  Jede  Ver- 
sendung auch  dieses  Tabaks  bedarf  eines  Begleitscheins  der  Verwaltung  in  Form  eines 
laissez-passer  bloss  zu  dem  Steucramt  des  nächsten  Magazins ;  hier  wird  er  untersucht, 
vorwogen,  verschntlrt  und  plombirt  und  geht  dann  mit  acquit-ä-caution  zum  Grenz- 
zollamt. Nachllisse  an  den  zur  Belastung:  •reschriebenen  Mengen  für  Beschädigung  u.  dgl. 
sind  auch  beim  Eiporttabak  btatthafr.  —  In  irgend  wesentlichem  Umfange  erfolgt 
indessen  Tabakbau  il^r  die  Ausiiihi  und  Export  von  Bohtabak  Überhaupt  nicht.  Im 
J.  1SS5  fand  nur  in  2  Depart.  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  in  ganzkidnem  Draiang 
statt  (Pas  d.  Calais  3ü.0i)0,  Nord  2500  Kil.\ 

Der  gesammte  Tabakbau  Frankreichs  umfasste  in  den  1850  er 
Jahren  etwas  über  10,000  Hectaren,  stieg  auf  13 — 14,000  in  den 
letzten  Jahren  vor  don  Kriege,  sank  dann  und  betrug  längere  Zeit 
nur  10—11,000  ha,  ist  aber  in  den  letzten  Jahren  wieder  auf  Uber 
14,000  ha  gestiegen,  mit  einem  ErlOs  für  den  an  die  Regie  abge- 
lieferten Tabak  von  11-16  Hill.  Fros.  jährlich. 

Es  war  z.  B.  1877—79  die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  10,853—10,831—10,454  hat. 
das  Emtequantum  14«»,.'}1U— 152,018— 121,011  Quint.,  p.  ha  13.75— H.OVi— 11.5s  Quin 
(Ann.  stat.  1882  p.  275 1,  leber  1000  ha  nur  in  .'i  Dep.  (Lot  und  (iaronne  3057. 
i)ordogne  2400,  Lot  löOO),  zwiscben  500  und  1000  in  4  (Pas  de  Calais,  Gironde,  lle 
und  Yilaine,  Nord),  100—500  ha  in  3,  unter  100  in  0  (incl.  Corsica).  Im  J.  18S5 
war  die  Fläclie  in  Frankreich  14,518,  der  r.vtvM;  l!)2,;)02  m.  Centn.,  Erlös  16.3  Mill. 
Frcs.  (olmo  Algier,  hier  3.14  Mill.  m.  Centn,  und  3.20  Mill.  Frc&),  p.  ha  13.2S  Contn. 
Yerglekhswdse  war  im  Deutschen  Beidi  der  Tabakbau  xwisdiMi  1871—85  auf 
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c.  25—30,000  ha  fiulicr,  nenerdüigs  anf  20—22,000  ha  ausgedehnt»  der  Ertrag  p.  ha 

15 — 22  luelr.  CeiitiiLT. 

Auch  andere  Bcächränkangeii  i>eätcbcii  noch.  So  darf  z.  B.  Niemand,  aui$ser 
dem  richtig  aDtorisirton  Tabakbaaer  selbst,  daher  auch  dieser  nicht  nach  AUauf  der 
Abliefenniirs-  oder  Ausfuhrfrist.  Kolitabak  in  Besitz  haben  (Ges.  v.  1SI6,  Art.  217). 
womit  KohtAbakhandel,  auch  für  Ausfuhr,  ausgettcbiositeu  erscboittt.  Die  Be- 
stiminiuigen  tther  Defiraadatlon  und  die  Strafen  (Ges.  r.  1816,  Art.  21^,  221  ff.)  be- 
trert'en  ausser  Contrcbaiido  in  Fabiilvateii,  ticlieime  FabriLition  u.  s.  w.  aticli  Rohtabak- 
hesitz,  -Verlutuf,  -Transport  mit.  Einige  Straten  sind  besonders  schwer.  So  bei 
Verkauf  ron  Talräk  aus  der  Wohnung,  Colportage,  sofortige  Arretirung  and  Gefangen- 
nahme, Confiscation  des  Tabaks,  der  Verkaufsgeräthe,  der  Transportmittel,  ausserdem 
Geldstrafe  von  300— lUOi)  Frcs. ;  bei  Besitz  von  Talnik  Geldstrafe  v.  10  Frcs.  p.  Kil., 
im  Ganzen  niinde^tens  lÜÜ ,  höclistenä  3UUÜ  L'rö. ,  zugleich  Cüuiiscation.  Die  Ver- 
nrtheilten  können  bis  zur  vOlUgen  Zahlung  der  Strafgelder  bis  zu  6  Monaten,  im 
Rückfall  bis  zu  1  .Talir  <refang^en  gehalten  werden.  —  Die  Controle  ge>;en  Defrau- 
dation wird  ausser  von  den  Steuerbeamten,  Zollbeamten  auch  mit  von  den  Gcudarmeu, 
Forstaufsehem«  Feldhtktern' und  überhaupt  jedem  ver^digten  Angestellten  auBgetlbt 
Anthcile  an  den  Prämien  für  die  Erg^roifer  machen  diese  allgemeine  Controle  hier 
wohl  wirksam.  Im  J.  Ibbü  sind  im  Ganzen  121,712  Kil.  Tabak  (und  Jyabrikate)  be- 
schlagnahmt  worden;  die  Prämien  der  Eigreifer  betrug«&  53,506  Frcs.  (Compte 
f.  1886,  p.  87). 

§.  289.  b)  Ankauf  und  Einfuhr  ausländischen  Tabaks. 
Soweit  der  inländische  Tabakbau  den  Bedarf  der  Regie  quantitativ 
und  (juaiitativ  nicht  deckt,  wird  Seitens  der  Ke^ne  .i  uslän  discher, 
tiberwiegend  überseeischer,  besonder««  amerikanischer,  doch 
auch  daneben  anderer  Kohtabak  eingekauft  and  eingeführt.  Die 
Privateinfuhr  von  Robtabak  ist  dagegen  natürlich  verboten.  Ebenso 
kauft  die  Regie  auf  ihre  Reehoang  auch  ausländische  Tabak- 
fabrikate,  besonders  Cigarren  (namentlich  Havanna-  und  etwas 
Manilacigarren)  und  Cigaretten,  behufs  Absatzes  im  Inlande  zu  den 
Regiepreisen,  ein.  In  diesen  Geschäften  kommt  ihr  der  Character 
als  grosser I  sablungsfähiger  Käufer  za  Gute,  welcher  sich  aller 
Voriheile  der  Verbindung  mit  dem  Handel,  mit  grossen  Lieferanten 
und  der  Versorgung  durch  diese,  aber  auch  des  directen  Einkaufs 
durch  die  Consuln  auf  den  grossen  Tabakmärkten  und  unmittelbar 
bei  den  flberseeisehen  Tabakpflanzem  bedienen  kann. 

Mach  d.  Compte  f.  IbSß,  p.  Sti  betrugen  im  J.  IbbH  die  Ankäufe  von  fiohtabak 
abzüglich  Befactlcu  u.  dgl.)  20.95  Mill.  Kil.,  wovon  20.48  durch  Lieferanten 
31  Firmen,  viele  deutschen  und  judisclicn  Namens,  einig^e  mit  mehreren  Mill.  Kil. 
Lieferungen,  welche  in  verschiedene  Magazine  und  z.  Th.  direct  in  die  Fabriken 
^ehen),  475,000  Eil.  dnrch  die  Consuhi.  Von  der  Gesamminienge  5.28  MilL  KiL  f. 
7. IS  Mill.  Frcs.  (incl.  Nebenspesen)  p.  100  Kil.  136.03  Frcs.  enrop.  und  nnd.  Troduct, 
56,000  KiL  (351.44  Frc«.  p.  lUU  Kil.)  davon  durch  die  Oonsuln  ;  15.60  Mill.  KU.  f. 
20.0  MiH  Frcs.,  p.  tOO  Kil.  127.TS  Pres.,  amerik.  Ursprungs,  woron  408,000  Kil. 
durch  Consuln  (619.20  Frcs.  p.  100  Kil.l.  Ausserdem  wurden  Fabrikate,  Cig^areth  n 
und  Fabrikmaterialien  5574  Kil,,  Cigarren  (meist  Havanna)  11,7110  Kil.  (p.  Kil. 
C8.50  Frcs.),  im  Ganzen  Fabrikate  f.  972,000  Frcs.  bezogen.  Vornemlich  ist  hier  der 
Consnl  in  d.  Havanna  (f.  3.28  Mill.  Frcs.),  etwas  auch  der  in  Salonichi,  Bahla, 
Pest  tlifdig.  Der  Werth  der  Einfuhr  von  Bohtabak  nnd  Fabrikaten  war  1S8C 
2b.  15  Mill.  Frcs. 

47* 
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Einen  weiteren  Einblick  in  die  Veivorgung  der  Kegle  mit  Hoütabak  zur  Fabri> 
kation  und  Fal)rikatcn  zam  Verkauf  gewähren  folgende  Daten  aus  dem  Gescli&^bericht 
f.  ]Si(4  (BlocJt,  Ann.  stat.  1887,  p.  310). 


Besitz  Anfang 

Ankauf  im 

Kosten  des 

Kosten  für 

des  Jahres 

Jahre 

Ankaufs 

100  Kil. 

Kilogr. 

Kilogr. 

10()(^  Frcs. 

Vixs. 

Einheiffl.  Rolitaluik 

1>>,135,016 

17,280,212 

15,U8l 

87.24 

Fremder  Kohtabak  .  . 

27,988.125 

21,049,180 

20,197 

124.45 

In  der  Fabrikation  .  . 

17,127,849 

3,770,369 

6,o:)8,ooo 

173 

2613.25 

Harann.  und  and.  Ci^. 

69,101 

2.:.77 

7:-{70.1i) 

(oder  Stück 

8,741,565 

2U4.SI)  (lOÜÜ  Sl) 

Beaclilagnahmter  Tab. 

3.686 

146,304 

319 

217.95 

AuascbQSS  und  Staub 

1 7,«)80 

Summe  .  .  . 

67,111,832 

38,523.780 

44347 

Unter  „beselilagnahmtem  TabaV*  in  der  zveiten  Col.  (Ankauf)  auch  von  Debi- 
tauten  zurückcronominor  (u'nnz  kloine.  Mt'nj:,'en). 

Die  Auf.  des  Jahres  bcäeäüene  Monge  im  Werth  i^Col.  1)  Aiikaufäkoütcn  nebst 
den  veiteren  Spesen  bis  zu  dem  betreBbnden  Stadium)  ron  93.59  Mill.  Frcs.  rertheille 

sich  mit  2l).7t»  Mill.  Kil.  auf  die  Vorrätlie  in  den  Kohstoff-Magazinen.  mit  33,16  Mill. 
auf  die  in  den  Fabriken,  mit  3.75  Mill.  auf  die  in  den  Fabrikatniederlagen,  mit 
442,000  lül.  auf  den  auf  dem  Transport  belindlichen  Tabak.  Diu  Buchführung  Uber 
diese  Bestände  und  über  die  darin  erfolgenden  A<  imIi  i  ungen  ist  bei  dem  Kohlabak  in 
den  Matrnzinen  bis  auf  die  Kilogramme,  bei  den  Fabrikaten  sogar  bis  auf  die 
ürauiüH-  t^tMiau. 

Auch  die  Einfuhr  von  Ta bak i abrikateu  aus  dem  Aus- 
lande ist  im  Alla«  itieiuen  für  Private  untersagt  (Gesetz  von  1816, 
Art.  173).  Doch  hatte  man  schon  seit  1820  unter  dem  Namen  von 
„Gesundheits-  uud  Gewohuheitsvorrath"  (provision  de  «ante  et 
d'habitude)  in  beschränkten  Mengen  für  den  einzelnen  Empfänger 
(bis  10  Kil.  jetzt)  den  Bezug  von  Cigarren  und  Cigaretten 
nnd  einigen  anderen  Fabrikaten  zu  einem  speciellen  Tarife  iär 
Privatrechnung  zugelassen.  Davon  kann  in  der  Praxis  immerhin 
etwas  y  aber  bei  der  Beschränkung  der  Bezngsmenge  doeh  nur  in 
geringem  Maasse  Gebrauch  gemacht  werden. 

Zollges.  V.  7.  Juni  1820.  Erl.  v.  S.  Oct.  1850;  Tarif  im  ües.  v.  13.  Juni  1S78: 
p.  Kil.  filr  Ci.^^arren  und  Cigaretten  'Mj,  Sclmnpf-  und  Kautabak  15,  Rauchtabak  der 
Lcvaiitü  25,  anderer  iiauchtabak  lä  Frc^.,  bis  xu  10  Kil.  in  1  Jahre  fiir  den  einzelnen 
Bezieher,  mit  Verbot  des  Wiederverkaufs.  Die  Cigarrcn  u.  s.  w.  sind  vom  Zollamt 
mit  Kogie -Vignetten  zu  versehen,  ohne  welche  sie  nicht  circulireii  dürf  ii;  ebenso 
musa  die  Zollquittung  beigefügt  sein.  Sonst  tritt  beschlagnahme  ein.  Bis  läöo 
musste  \ror  jeder  solchen  ESnfnbr  eine  besondere  Ermichtigung  der  indirecton  Steuer- 
Verwaltung  orlanp:^  s.  in.  Nur  die  fttr  dem  Tnunsitrerkdir  olTeaen  Zollämter  haben  das 
Becht«  diese  Einfuhr  zu  gestatten. 

Bio  EinMr  zu  obigem  Tarif  wirft  j&hrlich  5  —700,000  Frcs.  ab  (1883—87). 
Im  J.  lbS7  (Tabl.  f^'n'r.  du  commune  p.  220)  war  die  Einfuhr  von  Cigarren  zum 
Consum  netto  78,739  Kil.  f.  2,G46,üÜü  Frcs.,  mit  395,300  Frw.  Zoll;  von  Ciga- 
retten 3772  Kil.  netto  f.  28,290  Pres.,  mit  87,220  Frcs.  Zoll;  von  anderen  Fabrikaten 
2.)!i0  Kil.  f.  12,950  Frcs.,  mit  17J87  Frcs.  Zoll,  ZUS.  f.  2,686,000  Frcs.  mit 
r)iMi,;i4T  l^n>.  Zollcrtnfi.  —  Erleichterunge»  j^eiti^sseii  sonst  nur  kleine  Restvorriitlie 
der  Keiseiideii  u.  dgl.  m.  Ülibo  II,  ütiO — 3Ü4.  Obwohl  nach  dem  Zolltarif 
«asdrockllch  die  Einfuhr  ron  Rohtahak  in  Blattern  und  Bippen  und  ton  Tnbalt- 


Digitized  by  Google 


TabaldDonopoL  Tabalc&1>rikitioii. 


729 


iabrikateii  für  dio  Kcgie  ^eoUfrei  uud  Uie  cRtguiiauutu  für  Private  verboten,  tiadut  äicb 
in  den  Erlragsanswc^  dor  Zollrenraltaiii^  deniiocti  da  ErfStt  von  Tabali  iJi  Blltlem 
und  Kippen  (18S3— S7  jAhtlich  2-^300,000  Ftcs.)  ausgewiesen  (Ball.  XXIV«  428,  andi 
Tabl.  ifcncr.  1SS7)  (i). 

(ieaauero  statistische  Daten  über  die  „direct  au  die  Consnmenteii  verkauften" 
iinportirtol  Fabrikate  in  den  jährl.  Venraltungsbcricbtcn  der  indir,  Stcaem.  Hi(- 
thoiliingreii  daraas  und  tiber  die  letztgenannte  Yerkaufäart  unten  in  i^.  2^11. 

§.  290.   c)  T  a  b  a  k  f a  b  1-  i  k  a  t  i  0 11.    Der  bei  Weitem  grösste 
Theii  der  von  der  Regie  verkauften  Fabrikate  wird  von  ihr  in  ihren 
—  bis  vor  Kurzem  19,  in  1886  21,  ausserdem  1  in  Algier  — 
Fabriken  („Mannfactnren'')  selbst  heigestellt:  naeb  dem  Ertös  beim 
Verkauf  berechnet  fast  99  %.  Fflr  die  Gestaltung  und  Beurtheilung 
des  franzSsischen  Tabakmonopols  als  eines  „Fabrikationsmonopols" 
ist  es  von  vorneherein  beachtenswerth,  dass,  entsprechend  der 
französisehen  Gonsurnttonsrlchtung,  ttberwiegend  Bauch-tabak  und 
in  bedeutendem  Umfang  auch  Schnupftabak  prodüeirt  wird,  ob- 
wohl, wie  ttberall,  auch  in  Frankreich  die  Cigarre,  neuerdings 
zum  Theil  statt  ihrer  die  C  i  g  a  r  e  1 1  e  in  der  Oonsumtion  fortschreitend 
Raara  gewinnt  und  demgemäss  die  Fabriken  immer  mehr  diese 
Sorte  Tabakfabrikate  zu  liefern  haben.    Der  Kautabak  spielt 
daneben  mir  eine  kleine  Kolle.    Die  technischcii  Autgaben  der 
Fabrikation  sind  bekanntlich  nach  diesen  Hanptsorten  der  Fabrikate 
verscbieden.    Nach  verbreiteter,  oliwohl  nicht  unbedingt  zutreffender 
Anuahme  bietet  die  Fabrikation  des  Rauch-  uud  Schnupftabaks  in 
grösseren  Fabriken  für  eine  Regie  wenie^er  Schwierigkeiten,  als 
diejenige  der  Ci^-arren,  hat  wohl  seiijst  einige  Vorztige,  besonders 
was  den  Schnui)ltahak  anlanirt,  in  Vergleich  mit  der  Privatindustrie. 
Der  Grund  wird  darin  gefunden,  dass  CigaiTcn  ITandarbeitsprodnct 
sind,  während  bei  den  anderen  Fabrikaten  die  Maschinen  mehr 
Anwendung  finden.    Insofern  würde  die  Richtung  der  französischen 
Oonsumtion  i'ttr  das  Tabakmonopol  günstiger  sein,  als  in  anderen 
LHndern  mit  relativ  grösserer  Cigarrenconsunation,  wobei  allerdings 
jene  Richtung  gerade  durch  das  Monopol  und  durch  die  relative 
Preisstellung  der  Fabrikate  in  ihrer  Entwicklung,  bez.  Beharrung 
beeinflusst  worden  sein  könnte.  Indessen  haben  sich,  wenn  man 
die  OonsumentwickluDg  während  längerer  Perioden  bedachtet,  diese 
Verhältnisse  doch  wesentlich  vei&ndert  Im  Beginn  der  Honopol- 
zeit  flberwog  nach  der  Gonsummenge  noch  der  Schnupftabak  den 
Baucbtabak,  jetzt  wird  dieser  3 — 4  mal  so  stark  als  jener  consumirL 
Vor  1840  war  der  Gigarrenconsum  unbedeutend,  sdtdem  bat  er  sich 
verzehn-  bis  vervierzebnfacht  und  jetzt,  wie  gesagt,  tritt  die  Cigarette 
immer  mehr  hervor :  allen  diesen  Vei^nderungen  des  Gonsnms  musste 
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bich  doch  —  konnte  sich  aber  auch  die  Monopol-Fabrikation  an- 
bequemen. 

Aus  der  Verkaufsstatistik  lifiriebt  sich  das  GciiaueT^^  anch  lünsichtlich  der 
l'abricirtcu  Sorten.  Es  war  uuter  Zusammcnziehaiig  aller  Verkäufe  (daher  iiicl. 
derjenigen  zu  ermässigtcn  Preisen  in  den  Grenzzonen,  an  die  Truppen,  Hospitäh^r, 
1886  auch  incl.  derjenigen  in  Corsica,  Obersavoisc  he  Zone.  Gex,  Monaco)  der  Verkauf 
uacli  der  Menge  und  der  Erlös  dafilr  nach  den  von  Debltantcn  und  directen  Consomenteu 
ge%ihlteii  Prdsen  (BnU.  X,  150  ff.,  XXm,  290  £): 

1875  ISSü 

Menge  Erlös  Menge  Erlös 

1000  KU.  1000  Frcs.  1000  KU.     1000  Frcs. 

Echte  Havanna-  und  Manilacigarrcu        62.S  4^554  29  3,371 

FranzÖDScIie  dgarreii  3^26  45^86  S«494  57,2S0 

Oigarctten  (fmn'fV'.  nnd  fremde).   .       508  8,317  858  17,832 
Dirccte  Verkäuie  au  die  Consomentan 

(ttboiriegeiid  Gigarren,  aneli  echte)        40.9  2,778  (auf  die  Sorten  rertheilt) 

Rauchtabak                                   18,486  158,803  23,705  201,785 

SchnupfUbak                                  6,815  78,127  6,413  73,334 

Kautabak                                        590  6,698  7S7  8,572 

Ordinäre  Carotten                                435  5,001  473  5,444 

VeÄ&afe  für  Export  .   .   .    .    .    .        167  1,37fi  (auf_die_Sort.  ti  vrrtheilt) 

Samme  30,^30        811,240       35,710       367,618  ~ 

So^  za  lednditeii  FmIma  ...     —  —  11  18 

(genauer  35,722.7  367.643.8) 

Hiernach  ist  die  Cigaretto  besonders  stark  gestiegen,  Kanchtabak  aber  etwas 
mehr  als  Cigarren,  Schnupftabak  hat  ab-,  Kautabak  /.iigenommcn.  Gewisse  Richtungen 
der  EntTvickliiii'^  der  Consumtion  treten  hit^rin  wohl  hen'or.  Die  directen  Verkäufe 
au  Cüiisumeiiten  waren  1886  61,844  Kil.  f.  4,020,000  Krcs.,  die  fur  den  Export 
148,239  Kil.  f.  1,094,000  Frcs.  Jene  haben  zu-,  diese  abgotiammw.  Seachtensurerth 
auch  die  Ahnahme  der  Bezüge  echter  Havanna-  nnd  ManUadgairen,  vas  anf  immer 
bessere  Leistung  der  heimischen  Fahrikation  iiiuweiiit. 

Die  gewöhnlichen  amtlichen  Jicrichte  über  das  Monopol  enthalten  keine  besonders 
eiii^'  tiendcn  Daten  über  die  Einzelheiten  der  Fabrikation.  S.  z.  B.  Gemptc  f.  1878, 
p.  54,  f.  1886,  \K  r.2.  Darüber  mehr  in  den  Statist.  Beilagen  zur  Enqußtc  (bes  für 
1861—72).  S.  Keponses  p.  317,  322  ff.,  bes.  über  die  Arbeiter-  und  die  Lohü- 
zahlungsverhältiiisse  (in  der  grössten  Manufactur.  der  von  Gros-CaiUou  in  Paris). 
Einige  Daten  daraus  nnrh  bei  v.  Kaufmann  S.  520.  Durch  den  Verlust  von 
Ehiass-Lothriugcu  schieden  die  Fabriken  zu  Strasäbaig  und  Möt2  aus.  Es  war  in  den 
Manv&ctnren  in  1000  Frcs.: 

1861         1869        1878  1886 
Werth  der  Utensilien  u.  dgi.  .     1.584        1,760       2,403  2,722 

Mascbtnen   2,300        3,779       4,025  4,878 

Mobiliar  etc   54  96  81  101 

Immob.Grundstrule  ....     4,639        7,3791      gj  197  25097 
„     Oebäudü   10,388       15,723j  *  *  

Znsammen    ....   18,974      28J33      27JÖ7  82,798 
(Statistik  f.  1878  nnd  spiter,  wie  es  scheint,  etwas  anders  anijsenommeD.) 

Um  1872  waren  in  den  Manufacluren  an  16,000  Arbeiter  mit  ttber  .500  Auf- 
sehern l»t : « liiiftigt;  genau  533  Aufseher,  wovon  258  männliche  in  Monatslohii.  275 
(251  männi.  und  24  weibl.)  in  Tagelohn ;  14,585  eigentliche  .,immalriculirte "  (d.  h.  nach 
Beendigung  der  Lehrzeit  definitiv  angenommt-ne)  Arbeiter,  womnter  575  in  Tagelohn 
(283  m.  u.  292  w.),  14,585  in  StUeklehn  (nur  1098  m.  u.  1M,187  w.).  Die  weib- 
lichen Arbeitskniltc  überwiegen  also  stark  (gen.  Band  der  „l\r]ionses"  p.  (In 
den  „Culturmagazinen",  für  Kohtabak,  waren  125  Aufscher  und  074  Arbeiter  bo- 
Bchlftigt,  letztere  alle  anf  Aecoid,  darunter  401  Weiber  nnd  Kinder.)  Die  Accerd- 
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arbeiten  uud  danach  die  Tarife  daftir  sind  sehr  speciaiiäirt,  nach  Stuck,  Tau:>cud, 
Qaadmtmeter,  LftngeniDeter  o.  a.  m.,  bes.  nacii  dem  Gewicht,  letzteres  bei  den  eigent- 
lichen Fahrikationsarbeitcn  (Tarif  f  Gros-raillan  a.  a.  0..  p.  riß-^rM,  üher  die  ein- 
zelnen Verhältnisse,  Becruürung,  Bezahlung  der  Arbeiter  u.  s.  w.  die  Fragen  und 
Antirorten  p.  16S  ff.) 

Die  allgemein  eingetretenen  Lohnsteigerungen  flSfiO — 72 
um  ca.  25,  in  Paris  um  26.5 'Vo)  machen  sieb  für  die  Kegie  be- 
sonders bei  der  Cigarrenfabrikation  fühlbar,  weil  diese  aus- 
sehliesslich  Handarbeit  ist,  und  fallen  daher  mit  der  relativen  und 
ahsoluten  Zunahme  des  Cigarren-  (und  Cigaretten-)  Consums  mehr 
ins  Gewicht.  Diese  Kostensteigerungen  werden  aber  durch  andere 
Ersparungen  zum Theil  aufgewogen.  Grossbetriehs-Concentration, 
Verminderimg  der  Generalkosten,  Einführung  der  Accordarbeit  statt 
TaglohnSy  mancherlei  technische  Fortsehritte  in  den  Qeräthen, 
Apparaten,  Maschinen,  Fabrikationsprocessen  u.  dgl.  m. 

Besondera  die  Ersetzan;  der  Handarbeit  dnreli  die  Maschine,  vo  das 

nio^^licli  ist,  hat  Ersparon^en  horljeif^eführt.  So  wnrdrn  in  einem  öfters  citirten  — 
allerdings  nicht  typischen  Beispiel  —  in  der  Fabrik  von  Morlaiz  durch  letztere 
Massregel  die  Fklnikationdrosteii  iron  Sdimpftabslt  M  Handailteit  ron  22.67  Ftcs.  per 

Kil.  in  1S70  auf  7.55  Frcs.  in  1872  bei  mechanischer  Li^istu hü:  herabgesetzt  und 
d;viurch  100,000  Frcs.  gespart  (Reponses  p.  172,  Bull.  I,  99).  Bis  1S6Ü  fand  meistens 
Tagoluliiiarbdt  statt,  seitdem  immer  mehr  Accordarbeit.  Man  führt  darauf  zwischen 
1S60  und  1869  ein  Sinken  der  beztlgUchen  Verarbi  itungskosten  ?on  5.77  l'ri  s.  auf 
.'{.99  Frcs.  für  100  Kil.  zttrüclc,  jülulich  um  575,000  Frcs.,  trotz  höherer  Löhne 
(ßeponses  p.  572).  Durch  bessere  Ausnutzung  der  Kohstoffe  ist  es  gelungen, 
100  Kil.  Fabrikate  1869  mit  98.928  Kil.  Bohmatcrial  herzustellen,  wozu  mau  1851—60 
noch  104,440  Kil.  l)rauchte,  was  in  1869  1.8  Mill.  Kil.  oder  1.5  Mill.  IVrs.  ersparten 
lies»  (K^ponses  p.  171).  Mit  Hilfe  aller  solcher  Verbesserungen  in  Technik  und 
Oekene^e  gelang  es,  trotz  der  Lobnsteigemog  and  mitunter  aneh  der  Prdssteigerung 
des  Rohstofl's,  die  gesammten  Fabrikationskosten  wenigstens  erheblich  weniger 
als  die  Löhne  steigen  m  lassen:  f(ir  100  Kil.  Fabrikate  von  1860 — (»9 — 72  um  fou 
34.74  auf  38.52  und  40.61  FiC9.,  oder  1860—69  um  10.88,  1869—72  um  lÖ.S»«/« 
(K6p.  p.  171).  Für  1886  werden  diese  Kosten  auf  53.89  Frcs.  per  100  Kil.  der  ver- 
ar^-K-iteten  RohstofFo  angcircben :  wolü  eine  stärkere  Steigeraug  seit  1872  aach  wegen 
der  grösseron  ( ■iMarronproduclion. 

Die  Bemühungen  um  Vert)esscrungcn  der  genannten  Art  erklären 
es,  dass  in  der  ganzen  Periode  seit  lölö — 20  sogar  keine  Ver- 
theuerang der  gesammten  Kosten  der  verkaaften  Mengen 
Fabrikate  eingetreten  ist 

Kur  siiul  in  den  letzten  Jahrzehnten.  ofTenliar  unter  dem  Einfliiss  der  vermehrten 
Cigarrcnfabrikation  und  der  dabei  besonders  empündlicben  Lohnsteigerangen,  jene 
Kosten  nicht  mehr  so  niedrig  als  in  den  1840  er  Jahren.  Es  kostete  1  Kil.  Fabnknte 
im  Durchschnitt  der  Kegie  1815  2.23,  1820  1.74,  1830  I.S.'i.  IS40  1.57.  1^50  1.73, 
1860  1.74,  1865  1.97,  1869  1.80,  1882  1.93  Frcs.  (BuU.  I,  lOU,  XYil,  626). 

In  diesen  Beziehnngen  erweist  sieb  die  französiscbe  Monopol- 
verwaltnng  doeb  reebt  tttebtig  und  zeigt  damit,  dass  es  wobl  mög- 
lich ist«  bekannte  Anklagen  gegen  das  ,|  ökonomisch -tecbniscbe 
K  ö  n  n  en der  „  S t a  at  s  f ab r i k en  "  zn  entkräften.  Aneh  für  die 
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Förderung  der  Arbeiterinteressen  geschieht  manches  Er- 
Irenliche,  so  dass  die  Zustände  hier  ein  besseres  Bild  als  bei  der 
„licicn"  pri\  atwirthschaftlichen  Fabrikation  anderswo  bieten. 

Freilicb  noch  lU  volle  Arb^testaudeu,  mituater  1]  ood  12,  Kcp.  p.  172-,  über 
rieleilei  Massregeln  zu  Nutz  und  Heil  der  Arbeiter,  eb.  p.  ITB-^liH).  Zablmifeti  in 

(Ii«;  caisse  des  rctraites  s.  Bull.,  so  XVIIT,  601.  Wir  mOSBeil  68  nns  veiMgen,  »nf  diese 

Seite  der  iSacbe  an  dieser  Stelle  weiter  einzugehen. 

Die  Urtheile  über  die  Qualität  der  französischen  Tabak- 
fabrikate sind  begreiflich  vor  Allem  nnter  Franzosen  und  Nicht- 
Franzosen  yersehieden,  aber  wohl  mehr  nach  Gewohnheit  nnd  da- 
von bedingtem  Geschmack  der  Consnmenten,  als  nach  wirklich  ob- 
jectivem  Massstabe.  Dabei  miiss  selbstverständlich  z.B.  ron  Dentsehen 
beiVergleichnngen  nur  Vergleiehbares  verglichen  werden, 
also  namentlich  von  vornherein  die  grosse,  eben  vom  französischen 
Monopol  ans  fiscalischen  Grttnden  beabsichtigte  Preishöhe  Berttck- 
sichtigung  finden,  so  dass  nicht  Fabrikate  gleichen  Preises  ver- 
glichen werden.  Alsdann  möchten  die  französischen  Schnupf- 
tabake wie  s^  lange  auch  jetzt  noch  sehr  gSnstig  zn  benrtheilen 
sein.  Dass  aber  auch  die  Ranchtabake  nnd  die  Cigarren  nnd 
Cigaretten  sich  immer  mehr  verbessern,  wird  vielfach  behauptet  und 
ist  aus  der  Vermehrung  der  Sorten,  der  Verbesserung  derFabrikations- 
nicthoden,  vielleicht  etwas  auch  aus  der  Abnahme  der  i^iiiiiihr 
echter  Uavannaeigarren  und  des  ,,tabac  de  sante"  mit  7ai  schliessen. 

S.  Beponses  p.  191  ff.  222  ff.  Mach  den  Mittheüuugcu  in  der  Enqu^e  haben 
sieb  die  Fabrilen  und  'die  Techniker  darin  der  Aufgabe  g-erade  der  technisclien 

Verbesseniniien,  auch  in  den  Utensilien,  Apparaten,  Maschinen  durchaus  gewachsen 
{gezeigt  (a,  a.  0.  p.  192).  Die  Anzahl  der  Sorten  (VarietUtea)  hat  zugenommen: 
1835  40,  1873  81,  davon  Schnupftabak  IS  und  10,  Abnahme  in  Folge  einer  Ver- 
änderung bei  Cantinctabak  nach  dem  letzten  Kriege,  Kautabak  9  und  7,  ans  gleichem 
Grunde,  Scaferiatis,  Kauchtabak  1?.  nnd  17,  —  elienfalls  ViTminderuii',^  der  C;iiifine- 
täbake  von  6  auf  3  —  Cigarren  5  und  14,  Cigarelteii  0  und  'iii,  ohne  Sorten  aus 
Levantintabak  (R6ponses  p.  332).  Die  Veriiaofsstatistik  von  1  ssß— 87  uigt  im  eigent- 
lichen ■Monopolstddete  (ohne  die  Hrenzzonen  und  die  M iJitärtabake  u.  f.  w.)  M':^rn<h 
Anzahl  Prolsclassen:  Cigarren  im  De bitan tonverkauf,  echte  Havanna  und  Manila  ti, 
im  directen  Yeilcanf  an  Gonsamenten  dsgL  21,  Cigarren  in  Prenkreicli  fabricirt  bez. 
10  und  13,  fremde  nnd  französische  Cigaretten  bez.  2'?  nnd  '22,  Kauchtabak  5  nnd  !t, 
Schnupftabak  H  und  3,  Kautabak  2  nnd  2;  zu  demselben  Preise  giebt  es  dann  aber 
wieder  renchiedene  Sorten  bei  Banch-,  Schnupftabak,  Cigaretten.  Namentlieh  bei 
letztt  ren  hat  man  neuerdings  die  Varietäten  vermelirt  s.  n.)  Alle«  m  Allem  wohl  so 
nicht  die  Mannigfaltigkeit  wie  in  Deutschland,  auch  nicht  wie  beim  österreichischen 
Monopol,  aber  doch  wohl  eine  allen  wesentlicheren  Preis-  und  Geschmacksdifferenzen 
genügend  Rechnung  (ragende  Mannigfaltigkeit,  die  auch  Z.  B.  in  Detltsclilaad«  vielfach 
nur  in  Nichtigkeiten  oder  selbst  in  liedenklichen  Dingen,  öfters  nur  im  „spanischen 
Namen"  oder  bloss  in  der  —  Einldldnnii  besteht. 

Die  einzelnen  Fabriken  sind  von  erheblich  verschiedener  Grösse, 
aber  im  Darcbscbnitt  von  sehr  bedeutendem  Umfang,  wie  schon  die 
oben  8.  730  angegebenen  Daten  Uber  das  Anlageeapital  nnd  ebenso 
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die  Quantität  der  Fabrikate  ergeben:  in  den  letzten  Jahren  pro 
Fabrik  (VJ)  Uber  1.8  Mill.  Kil.  im  Dureliscbuitt,  an  öüO-^iiOi)  Arbeiter 
nnd  Hcrinite.  Also  G r o s s b etri e b  im  eminentesten  Sinuc  mit  allen 
seinen  aligemeiuen  Vortbeilen  und  einigen  besonderen  aucii  .spcciell 
in  der  Tabaktabrikation,  wenn  aueb  andererseits,  wie  bebauptet 
wird,  mit  einigen  ISchwächen  gerade  bier,  besonders  bei  Cigarren 
nnd  tlieiiweise  auch  bei  Kanchtabalc.  Aber  durch  gewisse  £iu- 
richtaiigeQ,  auch  durch  Arbeitst  hei  lang  nach  Sorten  zwischen 
den  einzelnen  Fabriken  werden  diese  Kaebtheile  doch  sehr 
gemindert  und  wieder  andere  Vortheile,  wie  Stärke  einer  Fabrik 
in  Speciali täten,  erreicht.  Es  prodaciren  mimlieb  nicht  alle 
Fabriken  alle  Sorten,  noch  jede  diese  in  dem  gleichen  Verbältniss. 
Zum  Theil  richtet  sich  das  vielmehr  nach  dem  angedenteten  Ge- 
sichtspunct,  zum  Theil  nach  der  Örtlichen  Lage  einer  Fabrik, 
wovon  der  bequeme  Rohstoffbezug  und  der  Absatz  der  Fabrikate 
mit  abhängt.  Jede  Fabrik  versorgt  namentlich  wieder  die  in  einem 
gewissen  örtlichen  Bezirk  bestehenden  Verkaufsniederlagen. 

Spedell  far  die  FabrikattoD  ron  CigarreD  am  Hayannata'bak  in  Frankreich 

öolirst,  -vrozii  innn  durcli  dio  Vortlicuernnu:  der  importirren  Hiirarren  gedrän«,''t  wurde, 
ist  die  Fabrik  von  KouiUy  boi  Paris  schon  1!>5G  cingcri(  ht<  t  worden.  Man  begann 
mit  der  Heistellnng'  bloes  einer  Sorte  (Miliares,  zo  15  Gent,  per  Stttck).  gelangte  aber 
bald  auch  /ti  .uul  -ren  T  iiK  ron  Sorten  und  konnte  mit  der  Güte  und  den  Kosten  dcö 
Fabrikats  zufrieden  sein.  Nur  die  vom  Klima  abhängijre  DifForcnz  der  Productions- 
bcdingungen  Hess  sich  nicht  ganz  beseitigen,  wohl  aber  ebenfalls  in  ihrer  Wirkung 
vermindern.  Die  Fabrik  ron  Beuilly  ist  auch  im  Interesse  der  Güte  des  Fabrikats  auf 
eine  gewisse  l'abrikationsmenge  besoliraulvt.  Die  Verininderuiig  der  directen  Einfulir 
von  HavaiiiKu  igarrcn  hangt  mit  dieser  Euiwicklung  der  inländischen  Fabrikation  zu- 
sammen (Rt-ponses  p.  247  If.,  25'J,  Annexe  84Ö). 

Auch  die  Entwicklung  <!' <  ( 'i  t^arett  en  «'onsnms  zeigt,  dass  die  Kr  aii-  re«  ht 
wohl  den  gcschättlichen  Uesichtspuncten  Kechnung  ti'ageu  kann.  Die  beiretleiuie 
Fabrikation  begann  1843,  blieb  aber,  an&ngs  b^  zwei,  seit  1847  bei  einem  Tarifsatz, 
unerheblich  bis  l*»fi.5  f')-  ^000  Kil.  jährlich)-  Dann  HhAll-  rti.iu  iie  lir  Snrti  ii  her.  zu 
verschiedenen  Verkaufspreisen,  worauf  der  Cousum  alsbald  stieg  (11,UOO  Kii.  iSGtlj. 
Anfe  Nene  nahm  er  durch  EinflhTYini^  netter  Sorten  18T2  ff.  trotz  der  Preisstuigcniugen 
stark  zu  und  wuchs  seitdem  beständig,  auf  8 — 1)00, 000  Kil.  gegviiw'irtig  (Fjhiu. 
röpeuscs  p.  253).  in  der  Enqaßte  von  iS73  If.  sind  alle  die  ökonomisch-teciiniscben, 
die  Fabrikation  betrofl'enden  Ponctc  eingehend  erörtert  worden,  bea.  in  At^  im 
Yorattsg^dienden  benntzten  „Antworten**  des  Gcneialdiroctors  der  Staatsmannfacturen. 

An  Ueher tragung  der  Fahrikation  an  Private  ist  gelegentlich 
gedacht)  aher  doch  davon  abgesehen  worden,  da  die  massgebenden 
fiscalischen  Interessen  fUr  Staatsfabriken  sprachen  und  die  übrigen 
Interessen  durch  diese  letzteren  mit  wahrgenommen  werden  können. 

Nur  eine  Specialsortc  Oigarett<^ii  mit  vcRjchicdeneu  Preissälzcn  („Hichard  Koenig") 
scheint  eine  Ausnalimo  zu  l)i]den.  Dircctc  Yeritftafe  an  Consumeutctt  davon  durch  die 
Begie  f.  4804  Kil.  in         f.  232,000  Fros. 

Für  die  Transporte  von  Tabak,  Kohtabak  wie  Fabrikaten, 
bestehen  mit  den  Eisenbahngesellschaften  Vertrüge  Uber  die  Tarifsätze. 
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Ausgabe  fUr  Transport  iii  1SS4  2,675,000  Frcs.,  p.  lüO  Kil.  4.92  Frcs.  foü 
den  Magazinen  ta  die  Fabriken,  2.53  Free,  ron  letaleiea  (Fabrikate)  in  die 

Kiederlagun. 

Die  fertigen  Fabrikate  werden  dann  von  der  Verwaltung  der 
Staatsmanufacturen  derjenigen  der  indirecten  Stenern  Überliefert» 
welche  den  Verkauf  zn  besorgen  bat. 

Einzelne  nnderc  Pnncte.  wnlclie  die  Fabrikation  betreffen,  kommen  im  folgenden 
§.  mit  zur  Sprache.  Ucber  Einzelnes  in  der  Organisation  des  Fabrikationsdienstes 
8.  Blodc,  Art.  (abac  No.  16  ff.  Beaehtenffrertli  ist,  dass  die  AngelegenheitMi  der 
Fabriken  in  collrg;i  rtlcr  Form  im  Katlie.  conseil'  clurcli  die  betreffenden  h?ihcren 
Beamten  (Dircctor,  Ingcnieart  Controlear,  dazu  mit  bloss  bentliend»  Stimme  der 
Unteringenieur)  entschieden  weiden.  Fflr  die  Uebemahme  der  dngehenden  Rolitabake, 
die  Bestände  davon  in  den  Fabriken  und  in  den  Terschiedenen  Verarbeitungsstufen, 
(lift  A'ltfüliruiig'  an  die  indirecte  Stcner?crwaltnng  bestehen  natürlich  scharfe  Controlcn, 
genaue  Buchfiihrujig ,  Verantwortlicbkeiien  der  betrcücudeu ,  durchweg  cautions- 
pllichtigen  Beamten. 

§.  291.  d)  Verkauf  der  Tabakfabrikate.  In  diesem 
liegt  der  Act  der  Steuererhebung  und  damit  der  finanzielle 
Schwerpunct  des  Monopols.  Der  schliesslich  dabei  realisirte  Bein- 
ertrag ist,  zumal  bei  den  hohen  französisehen  Preissätzen,  ttber- 
wiegend  „Steuer",  aber  doch,  wie  bei  jedem  solchen  Monopol^ 
in  nicht  unerheblichem  Maasse  auch  Geschäftsgewinn", 
welcher  durch  die  Monopolisirnng  auf  den  Fiscns  ttbertiagen 
wird.  Man  kann  daher  nicht  wobl  den  ganzen  Reinertrag,  welcher 
naeb  Abzug  der  Kosten  des  Robtabaks,  der  Fabrikations-  und 
sünstii:cii  l'nkusten  vom  Roherliagc  übrig  bleibt,  aal  (lab  „Steu er- 
tön to"  stellen:  auch  bei  „freier  privater  Production"  würde  der 
Consuiiient  ausser  den  genannten  Kosten  einen  solchen  „Gescbäfts- 
gcwinii''  1111(1  einen  danach  mit  geregelten  Preis  zu  zalilea  buhen 
—  im  Kl  ein  verkehr  wohl  öfters  eiueu  solchen,  welcher,  wenn 
auch  unter  dem  besonders  in  hen  i'ranzösiscben Monopolpreise  stehend, 
doch  bei  Weitem  nicht  um  die  Dillereir/  zwischen  letzterem  Frcise 
und  jenen  Kosten  niedriger  sein  würde.  Das  ist  gerade  bei  der 
Bcurthcilung  des  französischen,  allerdings  nach  den  Verkaufspreisen 
streng  iiscaliscb  eingerichteten  Tabakmonopols  festzuhalten ,  auch 
gegenüber  den  Angriffen,  welche  dies  Monopol  eben  wegen  dieses 
seines  „Fisealismns^'  erfahren  hat.  Den  grossen  Preiszuschlag, 
welchen  Tabakfabrikate  im  „freien  privaten"  Kleinabsatz  zu  erhalten 
pflegen,  beschränkt  das  franziKsischc  Dchitsystem  auf  eine  massige 
Provision,  worin  beim  Vergleich  des  Monopols  mit  dem  „freien 
Verkehr'^  bereits  eine  beträchtliche  Beschützung  des  Consumenten- 
Interesses  liegt.  Letzteres  wird  ausserdem  durch  die  garantirte 
Beinheit  und  Uberall  zu  findende  Gleichmässigkeit  des  Fabrikats 
gerade  mittelst  des  Monopols  nach  einer  andern  wichtigen  Seite 


Digitizixi  by  Google 


Tabrtmouopol.  Yeriutaf  der  FabriUte. 


735 


wahrgCDomnicn.  Die  Preiszuschläge  zu  den  Kosten  bis  zum  Dehit 
kommen  aber  im  Monopol  eben  der  Gesammtheit,  nicht  dem 
ZvvischenliaiKli  1  niid  der  Fabrikation  zu  Gute,  und  fallen  so,  mag 
man  sie  als  8tcucrzuschlägc  oder  als  Geschäftsgewiuii  aallassen, 
unter  einen  anderen  und  —  günstigeren  Gesichtspunct. 

£s  handelt  sich  dann  bei  dem  Tabakmonopol  um  zweierlei, 
einmal  am  die  Organisation  des  Yerkaafs,  sodann  um  die 
Kormirung  der  Verkaufspreise. 

c()  In  ersterer  Hinsicht  ist  die  allgemeine  Regel,  dass  die  Tabak- 
fabrikate in  Niederlagen  (Entrepotß)  —  im  Jahre  1886  358, 
ausserdem  5  in  Corsica  und  5  in  Algier  —  llberftlhrt  und  von  hier 
an  die  Debi tauten  verkauft  werden,  deren  Anzahl  im  Jahre  1886 
43,740  war.  Die  Vorsteher  der  Niederlagen  („Verleger^^  Entre- 
poseurs)  sind  Staatsbeamte  und  stehen  ttber  Empfang  und  Abgabe 
der  Fabrikate  zu  den  festgesetzten  Preisen  in  Verreehnung  mit  der 
Steuerverwaltnng.  Für  sie  kommen  daher  die  gewQbnliehen  Grund- 
sätze des  firanzösisehen  Finanzrechts  in  Betreff  der  Bechnungslegung, 
Verantwortlichkeit^  Gautionspfliehtigkeity  Entlastung  n.  s.  w.  in  Be- 
tracht Die  meisten  Niederlagen  sind  auch  gleich  mit  den  Haupt- 
und  Neben-Steuerämtern  verbunden.  Die  Verleger  beziehen  ausser 
den  festen  Gehalten  nur  in  einigen  wenigen  besonderen  Fällen 
kleine  Trovisioncn,  so  in  Algier  in  Form  eines  kleinen  Zuschlags 
zu  dem  Preise,  den  ihnen  der  DebitaiiL  zu  zahlen  hat,  ferner  die  mit 
den  direeten  Verkäufen  an  die  Cousumenten  betrauten  (s.  ii. )  Die 
Debitauten  dagegen  sind  Privatpersonen,  wtkhc  nach  hcstimmten 
Grundsätzen  ausgewählt  und  von  der  Regie  mit  dem  örtlichen  Klein- 
verkauf an  die  Consnmenten  beauftragt  werden.  Sie  igelten  aber 
wie  die  Verleger  in  ihrer  Eigenschaft  als  Debitantcn  doch  auch  als 
Kcgic-ikaujte  und  sind  daher  insoweit  nicht  patcntstcnerpflichtig. 
JSie  müssen  die  Fabrikate  aus  der  Niederlage  gegen  B  a  a  r  zu  dem 
für  sie  festgestellten  Preise  jeder  einzelnen  borte  (dem  „Debi- 
tantenpreise^')  Übernehmen  und  beim  Verkauf  genau  die  eben- 
falls festgestellten  Preise  (die  ,,Consumentenprei6e'0  inuehalten. 
Die  Differenz  zwischen  beiden  Preisen  —  etwas  verschieden  nach 
den  Sorten,  meist  6— 8— 10— 12  o/©  des  Debitantenpreiscs  —  bildet  * 
ihren  ^^Gesohäftsgewinn*'  oder  ihre  „Pro vision".  Erst  zu- 
züglich dieser  Debitantenprovision  ergiebt  sich  daher  der  eigent- 
liche Bohertrag  des  Tabakmonopols,  d.h.  die  Summe,  welche  das 
Publicum  für  den  Tabak  schliesslich  zahlt.  Der  in  den  Finanz- 
reehnungen  erscheinende  Rohertrag  ist  um  diese  Provision  kleiner. 
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Bei  der  Baarziihlung  der  I)clMt:nitcn  entfallt  die  CautiouHpilichtigkeit 
und  die  Keehninigf^lcgnng  für  die  licziij;c  und  Vcrkäutc,  aber  der 
regeloiüssigen  steaeramtiichen  (Jontrole  und  hcslimmten  VerpHich- 
taogen  der  Bucbl'ttbrung  —  nicht  jedoch  dem  eigeutlicheu  Exercice 
—  UDterliegen  auch  die  Debitanten. 

Gewisse  Tabakfabrikate,  namentlich  feinere,  wie  beBtimmte 
Sorten  importirter  Havannacigamn,  jedoch  auch  in  Frankreich 
fabrievte  Olgarren,  Cigaretten,  jetzt  anch  Banch-,  Sehnnpf-  nnd  Kau- 
tabak, werden  aber  theils  ansschliesslich,  theik  ausser  bei  den  Debi- 
tanten durch  die  sogenannten  „Bureaux  fttr  directen  Verkauf'  anch 
direct  an  die  Gonsnmenten  za  einem  eigenen  Tarif  daftlr,  in 
besonderen  Verpackungen  und  in  bestimmten  Minimalmengen  ver- 
kauft: ein  in  Ausdehnung  begriffener  Absatz,  welcher  aber  im  Ganzen 
neben  dem  normalen  dnrch  die  Debitanten  doch  nur  geringftigig 
ist  Ebenso  werden  die  ftlr  den  Export  bestimmten  Fabrikate 
direct  ans  den  Niederlagen  verkauft 

Vua  o(i<)  Nictlerlaficii  m  IsSO  waren  310  mit  llauiit-  und  üiitersteiieräuucru 
iivcL-ttos  priticip.  an  ptrticul.)  verbanden,  56  selbständig  fur  sich.  Nach  Decr.  vom 
it.  Mir/  1^7.'!  ItPtragcn  die  Provisionen  dor  Verlej^er  im  algierMlun  nnd  corsican. 
Absatz  [).  Kil.  icinerer  Gigarrca  25,  mittlerer  2ü,  ordinärer  lü— 15,  bei  Cigarutteu 
ebenfalls  10—15,  von  anderen  Fabrikaten  10  Cent.  (Olibo  II,  920).  Um  diese  Be- 
träge eHuilit  sich  hier  der  Di  iiitnnt.-niiroiä .  aber  nicht  auch  der  Consiimentcniirci'^. 
m.  ä..\\.  hat  der  Ücbitant  diese  Pronsionen  an  den  Verleger  aus  seinem  durch  die 
genannte  Preisdifferenz  sich  ergebenden  GeschRftsj^ewinn  zn  entrichten.  Die  Verleger, 
wi'lche  LuxDstabaVc  ilircct  an  die  Consuuiunten  verkaufen,  beziehen  dafür  von  Ver- 
käufen unter  1  Million  1,  Uber  1  Million  Ys 7a  i'ronsion  (Decr.  v.  27.  April  1877, 
Olibo  II,  322):  dies  geht  anf  Bechnnng  des  Fiscns. 

Die  Zahl  der  Debite  ist  beständig  vermehrt  nnd  dadurch  die  beqaeme  Ver- 

t(»rj?ung  (Irr  r'oii-uTiipnftni  rtlcirhtort  worden.  Mitte  der  ISäOer  Jahre  gab  es  .'<3.30U. 
187a,  ohne  Eisass-Lothriugeii,  39,980,  1884  43,280,  1885  43,740.  woYOii  14,302 
mit  Ilebenstonerämtem  (recettes  boratistos)  verbunden,  29,302  selbstindige.  Die 
Debitanten  müssen  den  Tabak  in  gewissen  Minimahth uiicn  auf  einmal  (10  Kil.,  in 
Paris  25,  aosnahmswolBe  auf  dem  Lande  5  und  3  Kil.)  beziehen  and  notorlicgen 
dabd  nnd  far  den  Transport  der  Gontrole.  Bei  der  grossen  Zahl  der  Debite  nnd  der 
Bedcutuii«?  der  Provisionen  für  den  Fiscus  und  für  die  Consumentcn  ist  die  Kc<j:elung 
des  Debits  keine  unwicljtiffe  Sache  und  ist  öfters  an  Aendenins^en  gedacht  worrl^n. 
Schwierigkeiten  bietet  einmal  die  Verleihung  von  Dcbitcn,  dann  auch  der  Um- 
stand, dass  viele  Debitanten  (fast  Yj)  die  Ausübung  ihres  Debits  verpachten  und 
so  beweisen,  dass  die  Provisionfn ,  zum  Nachtheil  des  Finrns  nnd  der  Consnmenten, 
zu  hoch  sind.  Bei  der  Veilciliung  liegt  natürlich  die  (jefalir  dos  Protectionsweseas, 
liolitischcr  Kücksiditcn  nahe.  Decrete  v,  2S.  Nov.  187;{  und  17.  März  1874  haben 
die  Angelegenheit,  die  «m«  r  il*  in  Kaiserreich  mehrfach  aufgerührt  worden  —  nr.oh 
im  Oes.  v.  27.  Juli  1870  war  bestimmt  wordou,  daas  dem  Fiuauzgesct^  jährlich  eine 
Tabelle  der  Namen,  Wohnorte  nnd  Titel  der  vom  Finanzminister  mit  Dobiten  con- 
citssionirten  Personen  beizufügen  sei  —  neu  geregelt.  I);ui;i<  h  wurde  eine  eigene 
jubrlich  erueuerude  Commiission  von  9  Mitgliodera  unter  dem  Vorsitz  eines  Mit- 
glfodcs  der  Nationalversammlung,  ans  Depntirton  nnd  Staatsiüthen ,  beim  Finanz- 
ministerium eingerichtet,  welche  Tasten  für  Candidaturen  zum  Debit  aufzustellen  hat. 
I^'ach  diesen  Listen  besetzt  dann  der  Finanzminister  die  grösseren  Debite  (über 
1000  Frcs.  Ertrag),  der  Präfect  in  seinem  Departement  die  kleineren.  Auf  die  Listen 
aollen  vomemlich  Personen  kommen,  velche  selbst  oder  deren  Venrandte  (Väter, 
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(iatteu)  Verdienste  am  den  Staat  erworben  liaben  (in  4  Katcgoriecii ,  bes.  Dfficiere, 
Beamte,  und  deren  l'niiien,  Wittvren«  Kinder,  aach  Soldaten,  Priratperäoueu,  die  sich 
durch  muthi^e  und  ]iin;>obendc  Acte  rerdient  gemacht):  also  das  Debitwesen,  nicht 
unpassend,  als  cino  Art  „Civilvcrsorgung".  Die  Coinmission  giebt  aucl»  von  jedem 
Candidaten  an,  ob  er  von  der  persönlichen  Führung  des  Debits  cntbumicu  werden 
dtlrfe.  In  den  Departements  ist  eine  ähnli<  Ii«;  Commission  ans  5  Mitgliedern  {Präfect, 
je  1  Mitglied  des  (ieiieralraths  und  des  Pnifdcturraths.  der  Director  der  indirortcn 
Steuern  und  der  eines  anderen  dcpart.  Finanzdienstes;  mit  Frulung  der  Gesuche  betraut 
(Decr.T.  17.  März  1874).  Das  Einzelne,  u.  A.  anch  Ober  die  Bedingungen  des  Dispenses 
von  der  persönl.  Führung  des  Debits  Lei  Olibo  II,  322—  331. 

Das  Yerhültuiss  der  Profisionun  der  Debitautcn  fo%t  aus  dem  Tarif, 
welcher  die  Debitanten-  und  Gonsamentenpreise  enthllt.  Im  3.  1884  war  z.  B.  der 
„Gewinn"  der  Debitanten  35,S44,00I^  Frcs.  oilcr  11.67  7o  des  durch  die  Debitanten 
abgesetzten  Tabaks«  dieser  nach  dem  Debitantcupreise  berechnet  (ii68.73  J^lüL  Frcs./. 
Die  Gonsninenten  zahlten  daher  nicht  nur  letztere  Smnme,  sondern  404.57  Hill.  Pr^ 
Auf  die  Haupt- Preis -Classeu  vcrtheilt  sich  jener  Gewinn  mit  10,124,000  Frcs.  für 
feinere  Tabalie  (11.4yVo  Zuschlag  zum  Uebernahuiepreisi ,  22,275,000  für  ordinäro 
C8.707o),  3,107,000  für  Tabake  zu  reducirtcn  Preisen  (li.Ub'Vj,  339,000  Frcs.  für 
Soldatentabake  (15.35 Im  Durchschnitt  kommt  auf  ein  Debit  828  Frcs.,  im  Ein- 
zelnen bestehen  aber  grosse  Versclncdenlicitnn  urul  schiene  eine  Ermiissigxmg  der 
Provisioneu  oder  eine  —  weuigstüns  in  gewissen  Fällen  eintretende  —  Versteigerung 
wohl  crwägcnswerth.  Denn  auch  die  kleinen  Debite  bilden  vielfach  nur  eine  Nehen- 
thütigkeit.  Dil'  Debitruiten  beziehen  ausserdem  häufig  Provisionen  für  den  ihnen  mit 
über^agencn  Debit  von  Pulver,  Stempel-  und  Postmarkun;  letztere  beiden  Debite 
mOsaen  sie  auf  Yerhingen  itbemelnDen  (ge^u  meist  1%  GebQhr)  (Otibo  II,  341). 

Die  directen  Verlraife  an  Consumcnten  erfolgen  durch  7  sjm  i  irllc  Bureau.v 
(3  in  Paris,  wovon  1  mit  der  Fabrik  Gr.-CaiUoa  verbunden,  je  1  in  Lyon,  Bordeaux, 
Marseille,  Nizza)  und  dureh  2Eutreputs  (Havre,  Vichy).  84  7o  des  Absatzes  kommen 
auf  Paris  allein.  Ihre  Ausdehnung  ist  öfters  erwogen  worden,  auch  im  fiscalisrhen 
Interesse,  um  den  Consumentcn  Gelegenheit  zu  etwas  wohlfeileren  Ankäufen  in 
grösserer  Menge  auf  einmal  zu  geben,  was  dann  doch  erfahruugsmässig  zu  rascherem 
Verbrauch  führe.  Etwas  Ausdehnung,  auch  auf  andere  Fabrikate  als  Cigarren,  hat 
anch  stattgefunden.  Im  J.  18K0  wmäo.n  «1,844  Kil.  Fabrikate  für  4,020,000  Fres. 
(iirect  abf^esct/t,  davon  allein  2ü,7'JO  Ivil.  Havannaci^arreu  f.  2,7'J0,ÜO0  Frcs.,  doch 
mir  woni-?  Kauch-,  Schnupf-  und  Kautabak.  Im  (ianzen  nur  l.l*/o  des  Verkaufs 
dunh  D.  lntanten,  nach  dem  Werthc  302.08  Mill.  Fres.).  Dio  theurTston  Ilavanna- 
cigan-en  (von  70  Cent.  p.  Stück  aufwärts  bis  5  Frcs.)  werden  überhaupt  nur  direct 
durch  jene  Bureauz  verfaraft  (in  Kisten  und  Packeten).  aber  auch  Cigarren  bis  zur 
Sorte  von  10  Cent.  p.  Stttck  Qitd  all«  CSgaietteii.  (BaU,  XXIII,  297.  etiras  abweichond 
Couipte  p.  105.) 

§.  292.  li)  Die  Norinirun  g  der  Verkaufspreise  erfolgt 
—  bei  den  VerkUuten  durch  Debitanten  immer  in  dem  Doppeltarif 
des  Debitanten-  und  des  Consumentenpreises  —  abweichend  von 
den  Grundsätzen  moderner  Staatssteoerpolitik ,  wie  sie  namentlich 
in  Frankreich  sonst  möglichst  consequent  durchgeführt  worden,  nicht 
eiubeitlicii  im  ganzen  Staats-  und  Monopolgebiete.  Die  nor- 
malen, vom  Fiscus  einmal  gewählten  vollen  Preise  gelten  nur  in 
dem  Haupttheile  des  Staatsgebiets,  mehr  im  »»Inneren^*,  in  gewisser 
Entfernung  Ton  den  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten,  daher 
namentlich  ?on  den  Landgrenzen.  Die  Gefahr  des  Schmuggels  aus 
demAuslande,  besonders  ans  Gegenden  starke  einheimischen  Tabak- 
baues und  eines  anderen,  auch  mit  niedrigeren  Steuersätzen  arbeiten- 
den Steuersystems,  wie  an  den  östlichen  Landgrenzen  Frankreichs, 
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nöthigte  dazu^  inländische  Gr euzzoncn  zu  bilden,  in  welchen, 
um  den  Schmuggel  weniger  verführerisch  und  rentabel  zu  macbeii, 
die  Verkautspreise  wenigstens  der  dem  Schmuggel  besonders  aus- 
gesetzten ordinären  Tabake  erheblich  niedriger  als  im  Innern 
des  Landes  zu  stellen  sind  (sogenannte  C an tine- Tabake).  Je  naeh 
der  Gefahr  des  Schmuggels  sind  hier  dann  verschiedene  Zonen 
mit  verschiedenen  Preistarifen  fUr  ordinäre  Baue  Ii-  und  Kau- 
tabake —  nicht  fttr  Cigarren,  Gigaretten,  seit  1872  auch  nicht 
mehr  fttr  Schnnpftabake  —  eingerichtet  worden.  Dies  System 
bedingt  aber  weitere  Controlen  und  Bescbribikongen,  namentlich 
betreffs  der  jedesmaligen  Ankaufs-  und  derBedtzmengen  von  solchem 
wohlfeileren  Tabak  Seitens  des  einzelnen  Consumenten  und  das 
Verbot  des  Hinfiberbringeus  dieses  Tabaks  aus  der  wohlfeileren*  in 
die  theuerere  Zone  and  ans  allen  Zonen  in  das  Gebiet  der  normalen 
Voll  preise.  Das  Ganze  eine  missltehe,  dem  fiseaUschon  und  dem 
Gereehtigkeitsinteresse  widersprechende  Concession  an  Verhältnisse, 
mit  denen  aber  eben  einmal  unvermeidlich  bei  sehr  hohen  Monopol- 
preisen gerechnet  werden  uiuss.  In  diesen  wie  in  underen  i  allen 
(Salz,  Branntwein)  ist  die  Entwicklung  der  fremden  Steuersysteme 
in  einer  dem  Inland  ähnlichen  Richtung  und  mit  aimlich  koLcn 
Sätzen  wohl  erst  die  Voraussetzunp:  dafür,  dass  von  einer  solchen 
„Privilegirung"  inländischer  Gebit  tstheile  abgesehen  werden  kann. 
Für  Frankreich  waren  dnlier  Monopolgebiete  um  das  seine  herum, 
mit  ähnlichen  Freisen  und  Transportcontroleu,  sehr  erwünscht 

Ausserdeia  bestehen  noch  hcMMMl.M-i'  nh^drigcrc  Tarife  für  d;(s  P'ivh  ilf^  Gex,  für 
eine  Zone  im  Dcj).  Ober-Savoit-n.  iui  tui'üica  ^uud  Algier),  iiu  das  dem  liaaz"»sischea 
Monopol  angeschlossene  Gebi<jt  ckä  Fttntenthums  Monaco.  Zu  einem  «  igeaen 
niedrigen  Tarif,  dein  der  zweitm  (irenzzoue,  wird  Tabak  an  Hospitäler,  ferner  zu 
ciuein  noch  niedrigeren  an  Soldaten  und  Seeleute  der  Kricgsmame  in  be- 
schrftnltter  Menge  abgdaasen.  Die  zum  Export  abfegebenen  Importirten  und  die 
eigenen  Fabrikat«.'  der  Keg-ie  werden  ebenfalls  zu  einem  ermässigten  Tarif  verkauft. 

Das  Ycrhüitniss  dieser  Yerkäuie  zu  rerschiedencu  Preisen  war  das  foigeude 
(Ball.  I,  150,  XXIII.  29U,  a.  anch  abeii  S.  730,  Edfis  nach  Debitantenprois) : 
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1886 

Menge 

Erlös 

p.  Kil. 

Menge 
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p.  KU. 

lOÜU  lüL 

lOUO  Vica. 
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1000  Frcs. 

Frcä. 

Zu  vollen  Preisen  durch 

Debitaiiteü     .    ,  , 

23,682 
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12.71 
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338,475 

12.53 

Davon  Uigarrcn  und 

Cigarettcn  .... 
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74,67S 

17  37 

Rauchtabak  .    .    .  . 

12,152 

140,095 
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Kautabak  und  Carottcu 
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n,47Ö 

12.05 

1,163 
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'In  ermissigten  Preisen 

in  den  Grenzzonen  . 

4,S3i> 

10,749 

3,40 

6,563 

21,339 

3.27 

iJavoa  liauchtabak.  . 

4,817 

3.45 

6,55i) 

21,309 

3.26 

22 
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Die  Zilfem  für  die  andnrcii  kleinen  (jcbiot-stlieile  mit  liesondcicii  eriiiässigtcn 
Tarifen  sind  ganz  klein.  Auf  Cuisica  kumnieu  l.  W,  1886  27,ül)7  iiil.  Kauchtabak 
mit  162,181  f5c8.  Erlrts,  p.  KU.  c.  6  Pros.  —  An  die  Truppen  wird  nur  Kauch- 
und  Kautabak,  an  die  nospitiiler  ansserdeni  aorh  Schnupftabak  m  ermässigtcm 
Preise  abgelassen.   In  ISbO  war  bei  beiden  zusauiuien  der  Verbrauch  au  Kauchtabak 

I,  796,000  EU.  filr  2,527,000  Fics.,  also  p.  KU.  nur  1.42  Frc8.,  anKantabak  42,000  KU. 
für  81,241  Pres,,  c  2  Fics.  p.  KU.,  an  Schnupftabak  46,000  KU.  fttr  205,000  Fics., 
c.  4.45  Frc3. 

Iii  dem  wichtigeren  Tallü  der  Grenzzonen  sind  die  Preise  bei  Kauchtabak  durch- 
schnittlich nidit  V«»  bei  Kautabak  nicht  '/^  d  r  Völlen  Preise.  Dass  diese  Preise  hier 
auf  den  Consum  ?on  Kauchtabak  steigernd  eingewirkt  haben,  crgiebt,  in  Erman^ulniij^' 
einer  genauen  Berechnung  des  Consums  p.  Kopf,  der  Vergleich  der  Consumquaiita  im 
Hanptgebiet  und  in  den  Zonen  sofort,  da  onteres  jedenfalls  erbeUich  mehr  ab 
c»  2 — 3  mal  so  gross  und  so  bevölkert  ist,  der  Consum  sich  aber  wie  2.3  :  1  ?erhält; 
auch  iat  in  der  Perlode  1875 — 86  der  Consom  in  den  Zonen  stärker  als  in  dem 
Hauptgebiet  gestiegen:  dies  AUes,  obwohl  der  Schmuggel  gerade  im  Grenzgebiet  dem 
legalen  Consum  am  Meisten  schaden  mllsste.  Der  fiscalitiche  Nachtheil  ergiebt  sich 
aber  freilich  aus  diesen  Vergleichen  auch.  Auf  Grund  der  rollen  Monopolpreise  be- 
rechnet sieh  ein  EinnabmeaiufiiU  von  c.  40  Mill.  Frcs.,  dieselbe  Consumtion  ange- 
nommen, von  20  Mill.  Frcs.,  wenn  man  voraussetzt,  dass  sich  bei  jenen  Preisen  der 
Consom  auf  Va  bisbcrig-en  rcducircn  würde;  die  Fraprc  bat  also  eine  erhebliche 
linanziclle  Bedeutung.  Daher  üi'teri  der  Gedanku  au  Aeuderunguu.  Nach  dem  Kriege 
beschränkte  man  (Dccr.  v.  17.  Aug.  1872)  die  früheren  5  Zonen  auf  3,  modüicirte 
dies  aber  spater  wieder.  Die  jetzt  geltenden  Tarife  sind  für  I^auch(abak  (Scaferlati) 
in  der  1.  Abtheil,  der  1.  Zone  p.  Kil.  1.30  bez.  1.50  (Debil-  u.  Consumpreii),  in  der 
2.  AbtheU.  2.60  a.  3,  in  der  2.  Zone  4.40  o.  5,  in  der  3.  Zone  7.20  u.  8  Fics.,  d.  h., 
je  weiter  man  sich  von  der  (Jefahr  des  Schmuggels,  daher  im  Allgemeinen  von  der 
Grenze  entfernt,  desto  höher  steigt  der  Tarif;  der  volle  Taii£iat2  des  ordin.  Tabaks 
ist  11.50  bez.  12.50,  des  feineren  in  FranliTeich  fabridrten  wie  fremden  16  bez. 
16  Frcs.  Von  den  (5,558,000  Kil.  Cantinc- Rauchtabak  in  18S(;  kamen  (113,000  Kil, 
auf  die  ertöte,  3,862,000  auf  die  zweite  Abtheil,  der  1.  Zone,  1,614,000  auf  die  2., 
468,000  YSl  auf  die  3.  Zone.  Der  Bauchtabak  filr  Hospitäler  kostet  4.40  bez.  5  Frcs., 
für  die  Truppen  1.30  bez.  1.50;  Schnupftabak  für  ci'stero  wie  Kauchtabak  gegen 
ebenfalls  11.50  ^2.50)  u.  15  (10)  Frcs.  des  vollen  Satzes.  Kautabak  kostet  in  1.  Zorn^ 
5  30  (6j,  in  2.  7.20  (V),  für  Truppen  I.SO  (2)  Freu,  gegen  die  Normalpreise  von  gioich- 
faUs  11.50  (12  50)  und  15  (16)  Frcs. 

Cantinetabak  in  den  Grenzzonen  wird  nur  in  Mengen  bis  zu  100  Gramm  auf 
einmal  au  einen  Käufer  abgegeben;  Niemand  darf  daroQ  mehr  als  3  Kil.  in  Vorrath 
haben.  Militärtabak  wird  nur  in  Mengen  von  10  Gramm  p.  Mann  des  Unteroßicier- 
nnd  Soldatenstands  und  p.  Tag  verkauft,  auf  Grund  von  Anweisungen  über  100  Gramm, 
welche  die  ßegio  alle  lOTasre  den  Militärbehörden  überreicht.  —  Sehon  die  anfäng- 
liche Gesetzgebung  (Ges.  v.  ISUl.  Art.  175)  hatte  die  Fabrikation  dei  sog.  Cautinc- 
tabaks  zu  höchstens  4  Frcs.  p.  Kil.  augeordnet,  als  die  vollen  Preise  im  Max.  auf. 

I I.  20  Frcs.  für  erste  und  7.20  Frcs.  für  zweite  Qualität  Tabak  gestellt  waren.  Durch 
Ordonnanzen  und  Decrete  ist  die  Materie  dann  später  weiter  entwickelt  worden; 
s.  z.  B.  den  Tarif  v.  18.  März  1852,  mit  4  Zonen  („Linien'*),  die  erste  mit  2  Stufen. 
Üetail  bes.  bei  0 Ii bo  II,  369  ff.,  415 .  und  »nngehend  über  die  ganze  Frage  der 
„Zonen"  die  Darlegungen  der  Generaldirection  der  iudir.  Steuern  iu  der  £nqu<ite  v. 
1878  (Höponses  p.  871  ff.).  Angabe  der  Gemeinden,  wdche  zu  den  Zonen  gehören, 
im  Decr.  v.  17.  Aug.  1872,  bei  Dcjeatt  p.  260  ff. 

Der  Tarif  für  Exporttabak  ist  ganz  nacb  einzelnen  Cigarren-  und  sotistigen 
Fabriksorten  specialisirt,  umfasst  auch  die  importirten  „echten"  Cigarren  und  ist  natür- 
lich duTcbveg  ermSssift  gegen  die  iolSndischen  Consumentenpreise  und  auch  noch 
gegen  die  Debitantenpreise,  .doch  nicht  in  so  erheblichem  Maassc,  als  man  es  nach 
der  Kühe  der  Inlandspreise  voraussetzen  möchte:  was  immerhin  die  Concurreioiuhig- 
keit  auch  noch  bei  ziemlieh  hohen  Preisen  zeigt  Dur  Tarif  ist  noch  etwas  niedriger 
bei  Entnahmen  von  melir  als  100  Kil.  als  bei  kleineren.  S.  Ministerialerl.  v.  10.  (^i  t. 
Ib74  u.  24.  Aug.  1879,  danach  den  Tarif  im  Bull.  XVI,  54811'.  Bei  feinen  liavanua- 
c^arren  nur  Ermässigungen  um  c.  lO^o*  bei  wohlfeileren  um  20>->S6,  bei  franzO- 
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<iüicbea  um  20 — 507a  C^-  ^ou  50  auf  ^5,  ¥on  d7.50  auf  SO,  vou  25  auf  IS,  vou 
18.75  auf  19,  von  12.30  auf  8  Frcs.  p.  KIl.  bei  den  voblfeilstea  Sorten),  bei  Giga- 

retten  um  25—50%  (z.B.  von  25  auf  17—18,  von  20  auf  13,  von  15  auf  10  Frcs.), 
bei  feinsten  Kauchtabaken  um  20 — 50,  bei  den  i^cwöhnlirlicn  um  über  öO'/o,  elienso 
bei  Schnupf-  und  Kautabakcji  (vou  16  auf  7.75,  von  12.51)  auf  ß  Frcs.  p.  Kil.),  lauter 
Daten,  welche  für  die  Beurthcilung  der  vollen  Monopolpreise  beachtenswerth  sind. 
Drr  Export  betrug  ISSG  1-18,^29  Kil.  ftir  1,094,000  Frca.  (nacli  Bull.  a.  a.  O.),  davon 
liavaunacig.  185,  fraii/.üs.  9754,  Cigarctten  20,080,  fremder  Eaachtabak  21,6ä3, 
fransOs.  74,525,  Schnupftabak  13,900,  Kautabak  95,  CaroUen  24,  za  redite.  Preisen 
76S3.  —  Algier  ist  für  diese  Exporte  als  Bestimmnugsland  ausgeschlossen,  da  Jie 
Eegie  dort  selbst  verkauft;  iu  die  frauzds.  Coloniccu  dürfen  Sendungen  geben.  Ein- 
zelnes bei  Olibo  IE,  380  ff.,  Uber  die  bei  dem  Export  zn  erfüllenden  Pomalien 
(cxpedition  und  laissez* passer  fllr  Sendmigeii  bis  10  Eil.,  acqnit>&-caiidoii  f&r 
grössere)  p.  384. 

Au  Pharmaceuten,  Tliierürzte,  Yiebbcsitzer  können  Tabaksbiätter  zum  Preise  des 
Gantinetabaks  abgegeben  werden.  TabakbrQho  wird  neuerdings  zu  S&tzen  nach  dem 
(iradgclinlt  auf  Grund  der  Bestimmung  durch  das  Areometer  abgegeben,  AMllle  der 

Tabakfabrikation  zu  1  Frc.  p.  Kil.   (Olibo  II,  377). 

§.  2dS.  aa)  Höhe  der  Verkaufspreise.  Bei  der  Nor- 
inirung  der  Vollpreise  im  Monopolgebiet  griff  man  von 
vornherein  zu  hohen  Preisen  im  fiscalisehen  Interesse  und  hat 
diese  dann  mit  geriugen  Veränderungen  —  bei  einigen  Sorten  mit 
einer  kleinen  Ermässigung  im  Jahre  1832  —  bis  zum  Jahre  1860 
beibehalten.  Den  Zuschlägen  (10^  bez.  20%)  der  indirecten  Steueni 
unterlagen  diese  Preise  nicht  Durch  Decret  vom  19.  Oct  1860 
wurden  dann  die  Preise  des  ordinären  Tabaks  (Bauch-,  Schnnpf-y 
Kautabak,  Carotten)  erheblicher  erhöht,  von  7.25  und  8  Frcs.  auf 
9  und  10  Frcs.  (Debitanten-  bezw.  Consumentenpreis)  per  Kil.,  des- 
gleichen etwas  die  niedrigeren  Preise  im  Zonengebiet.  Die  Ver- 
kaufsmenge  verminderte  sich  zwei  Jahre  lang  ein  wenig,  im  ersten 
Jahre  um  3—4  %,  erreichte  aber  schon  im  dritten  die  frtthere  HChe 
und  wuchs  dann  weiter,  so  dass  das  fiscaliscbe  Interesse  seine 
Befriedigung  fand  (S.  718).  Neue  allgemeine  Tariferhöhungen  er- 
folgten dauu  nach  dem  Kriege,  hesoudeis  durch  das  Gesetz  vom 
2Ü.  Febr.  1872,  seit  welchem  die  Vollpreise  für  die  genannteu  Aitcii 
ordinären  Tabaks  11.50  bez.  12.50,  feineren  Tabaks  15  bez.  1(5  Frcs. 
sind.  Die  Preise  der  Cigarrcu  nnd  Cigarctten  wurden  dem  ent- 
sprechend in  etwas  verschiedenem  Maasse  nach  den  borten  gleich- 
falls erhöht. 

Sie  gehen  bei  den  nur  direct  aus  den  Ycrkanfsbnrcaiix  an  die  Consumente]) 
abgegebenen  feinsten  echten  Harannacigariea  bis  auf  5  Frcs.  für  das  Stück  (1 250  Frcs. 
für  das  Kilogramm,  —  es  werden,  unabhängig  vom  wirklichen  Gewicht,  immer 
251)  Cigarren  auf  1  Kil.  gerechnet),  aber  am  Ii  in  24  Abiitiifungen  bis  auf  10  Ct^nt. 
das  Stück  (25  Pres.  p.  Kil.)  herab.  Die  durch  Debitanten  vcrkaufteji  Havannacigarren 
gehen  von  00  Cent.  p.  Stück  (140  bez.  150  Frcs.  p.  KiL)  in  S  Stufen  bis  auf  15  Cent. 
(Hi)  u.  fi'.'y  Frcs.  p.  Kil),  die  fiaii/u^ischen  von  60  in  11  Stufen,  neuerdings  von  50 
in  10  Stufen  bis  auf  5  Cent.  (14U  haz.  löu,  jetzt  116  bez.  125,  bis  11  bez.  12.50  Frcs. 
p.  Kil.)  hofanter.  Die  Cigaretten«  von  denen  immer  1000  StQck  auf  das  Kilo  genchnot 
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werden,  kosten  im  üirecteu  Verkauf  an  die  Gonsamenten  in  21  Stnfen  p.  KU.  125  bis 

lijFrcs.,  beim  Verkauf  (liin  h  die  DebitaiUeu  in  20,  jetzt  '21  Stufen  92  bez.  lOO  (Con- 
suiuäuteupreis)  bis  bez.  15  Frcs.   Die  am  Stärkätcii  diiect  abgesct^toa  echten 

Harannas  rangircn  zwischen  150  n.  87  50  Froa.  p.  Kil,  also  600  bis  S50  Frcs.  p. 
Mille,  iVw.  am  Stärksten  dircct  abgesetzten  französischen  Cigarri  ri  sind  die  Marken  zu 
75,  31.25  u.  25  Fics.  (300,  125  u.  100  Frc».  p.  MiUe),  die  Cigaretten  —  ausser  der 
am  St&tlnten  gehenden  Marke  „KOnig*'  —  g'ehen  am  meisten  in  den  Preisen  ron 
HO,  40,  25,  35  Frcs.  Der  Cigarrenvorkauf  der  Debitanten  ist  bei  Weitem  :im  firössten 
in  den  Marken  zu  12.50  (Dcbitautenpreis  11)  und  25  (22)  Fn  s.  ]>.  Ki!..  d.  h.  in  d«r 
untersten  und  drittuntersten  Stufe;  1S86  u.  18ST  kam  vun  dem  Cigarreiiabiutz  der 
Debitanten  darauf  übt  r  \/^  dsr  Menge,  -/^ — ^/^  des  Erlöses.  Von  den  Cigaretteu 
werden  durch  die  Debitanten  namcutlich  die  Marken  zu  25  (23.25),  15  (13.90)  u.  20 
(1  b.50)  ?erkauft,  auch  über  '/^  der  Menge,  fast  ''/«des  Erlöses.  Statist.  Daten  darüber 
im  folgenden  §.  Die  Tarife  im  Bali  XVI,  545,  Statist.  XXItL  290. 

Die  Tariferhöhungeü  nach  dem  Kriege  haben  allerdings  kurze 
Zeit  die  Verkaufsmenge  herabgedrückt,  1873  vergliclien  mit  1869 
(ohne  Elsass-Lothriogen)  um  ca.  8%?  J^^er,  wie  früher  schon  benierkt 
(S,  718),  bereits  1875— 7f>  war  die  eheiualine  lli>lie  erreicht  und 
stieg  die  Verkaufsmeuge  bis  1884  ununterbrochen.  Der  Fiscns  fand 
also  abermals  bei  den  Tariferhöhungen  gut  seine  Kcchnung,  obgleicli 
ja  freilich  dahin  steht,  ob  bei  massigeren  Preisen  eine  dann  stärkere 
Consumsteigerung  das  Finanzinteresse  nicht  ebenfalls  befriedigen 
könnte.  Darauf  könnte  man  aus  dem  stärkeren  Consuni  des  wohl- 
feileren  Cantinetabaks  und  auch  aus  dem  Vergleich  mit  dem  grösseren 
Oonsum  in  Ländern  wohlfeileren  Tabaks,  wie  Deutschland,  nod 
selbst  eines  anderen  Monopolgebiets,  wie  Oesterreich,  sohliessen. 

Der  Consum  (d.  h.  die  Verkaufsmenge)  von  Tabakfabrikaten  war  1884  (bisher 
erreichtes  Maximum)  p.  Kopf  U62  Gramm.  Erlös  10  Frcs.,  1883  945  u.  9.85  Frcs., 
1886  947  u.  9.7»<  Frcs.  ^Buli.  XVIII,  29n.  Etwas  abweichend  Compte  f.  lSs«> 
p.  123:  in  Ism  jM  Gramm,  wovon  169  Schnupf-,  765  Kauchtabak  (incl.  Gig.). 
Wie  übrigens  neben  Woblstand  und  Proisen  Sitte  und  Geschinnrk  einwirkt,  zeigt  der 
ganz  verechiedenc  Consum  in  den  Departements:  1886  Scbuupltab.  Min.  24,  Max. 
ä35f  Rauchtab.  (incl.  Gig.)  Min.  264,  Max.  1410  (nicht  Seine,  sondern  KhönemUnd., 
noch  höher  Beifort  mit  19141  Gramm,  beide  zusammen  Min.  381.  Ma.v.  1592  (Beif. 
1951)  ürauun.  Danach  verthcilt  sich  die  Tabaksteuer  im  Laude  recht  un- 
gleicliinllssig.  —  In  Deutschland  ist  dorConsnm  jetzt  1.4 — 1.5,  ror  derSteuer- 
crhöhung  1,7^ — l.S  Kil.  fabrikatioiiHn.ifen  Kolitab;i{>s  p.  Kopf  (Stoiior-  und  Zollertrag- 
auch  jetzt  noch  nicht  voll  1  M.,  früher  etwa  30—40  Pfennig)  (Stat.  Jahrb.  1887,  S. 
135, 188).  In  West-Oesterreicli  ist  der  Consum  etwa  1.4  Ell.  Fabrikate  (1884— S6), 
der  Erlös  c.  3.2  Ii.  p.  Kopf,  wobei  die  Cigarrc  im  Consum  relatlF  mehr  als  doppelt 
HO  stark  als  in  Frankreich  vertraten  ist  (Uber  7c  gogea  nicht  Vjo  Tom  Gosammtconsnin) 
(Oest.  Stat.  llandb.  f.  1887  ö.  IUI). 

Die  genaue  Feststellnnj?  des  Verhliltnisses  zwischen  den 
Kosten  der  T a  b  a  k  f  a  b  r  i  k  a  t  c  ii lul  des  Erlöses  daitir ,  dem- 
nach die  genaue  Bezifteru ug  des  P  r e  i  s  a  u i  s  c  h  I  a  und  des 
S t euer z Uschlags  im  Monopol,  bietet  bei  der  Coniplieation  der 
Verhältnisse  nnd  damit  der  Berechniuigsgriindlageu  Schwierigkeiten, 
vollends  für  die  einzelnen  Gattungen  Fabrikate.  Aber  auch  für  die 
Gesammtmenge  der  letzteren  kommt  man  za  einem  verschiedenen 
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ErgebniBB,  je  nachdem  man  einen  Zins-  und  AmortiBation«betrag  für 
das  Anlagecapital  nnd  einen  Zins  für  das  Betriebseapital,  wie  es 
eigentlich  richtig  w&re,  bereits  mit  «n  den  ,,Kosten"  setzt  oder,  wie 
in  den  Finanzrechnnngen,  nicht  In  diesem  Falle  enthält  der  be- 
rechnete Reinertrag  diesen  Zins-  nnd  Tilgungsbetrag  in  sieb. 

£Un  Pause  hau  ächiag-  ci  giebt  Folgcodes:  Wexth  der  Kohtabakc,  ia  Verarbeitung 
be^ffener  Tabake,  der  Oigarreii>  tind  FaYnikatforrftthe  etc.  Anf.  t886  96.47,  Ende 

1S86  98.87  Mill.  Frcs.,  i.  D.  97.67  Mill.  Frcs.  „Betriebscapital".  worauf  etwa  lü% 
Gewinn  zu  reclmen  wäre:  44.00  Anf.,  44.62  Ende  18S6,  i.  D.  44.31  Mill.  Frcs.  Werth 
der  Gebäude,  Maschinen  etc.  als  „Anlagekapital",  worauf  ausser  10%  Gewinn  5"4  Auiorü- 
sation  käme  In  Siiuiaia  wäre  daher  c.  16.42  Mill.  Frcs.  Zins-  und  Ainortisaüons- 
betrag  xa  den  Ausgabea  des  Monopols  hinza  und  ron  dem  Beiuertiag  abKaiechnen. 

Annähernd  richtig  nnd  fflr  die  hier  vorliegenden  Zwecke 
doch  im  Wesentlichen  genügend  sind  indessen  Berechnungen ,  in 
welchen  man  sich  anf  die  massgebenden  Hauptpuncte,  fabricirte 

Meiigeij,  Auslagen  dafür  im  Jahre,  Erlös  dafür  nach  den  Verkaufs- 
preisen und  Ab.satzaiten  besciiränkt.  Dabei  sind  aber  die  l*rovi. 
sionen  der  Debitanten  wenigstens  vergleichsweise  mit  zu  bertlck- 
sichtigen. 

Die  Durchschuitt«zalilen  für  die  Gosamiotuicnge  der  Fabrikate  verändern  sich 
jäliilich  natttilich  »ncli  in  GemSssheit  der  VeTlnderong  derjenigen  Quoten,  welche 
auf  die  einzelnen  Gattungen  und  Sorten  der  Fabrikate  kommen,  weil  und  soweit  bei 
diesen  das  Verhältniss  zwischen  Heretellungskosten  und  Verkaufspreisen  ein  ?erschie- 
denes  ist.  Mit  der  Steigerung  der  Tarife  wird  das  Verhältniss  zwischen  Kosten  und 
EflOs  günstiger,  der  Preis-  und  Steueraufschlag  höher,  ebenso  wirkt  die  Verminderung 
und  umgekehrt  «lie  fit^  ig;<'ruii»^  tlor  Herstelluni'^4i>s^  n  ein.  —  In  den  französischen 
amtlichen  Berechnungen  werden  zu  deu  „Eiunuhuicu"  auch  die  im  Jahre  erfolgten 
Yermehrongen  des  Regie-Gapitals«  zu  den  ««AiMlagen^*  die  Yerminderungen  desselben 
geiechnet«  —  g»nz  lidbtig. 

Im  Ganzen  kann  man  annehmen,  dass  anfangs,  d.  h,  nach 
1815,  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  nnd  Einnahmen 
etwa  wie  37—35  :  100,  dann  (1827—36)  wie  30:100,  darauf 
aUmälig  (1837—60)  wie  27—26—25 : 100,  1861—64  wie  24—23  zn 
100  war,  oder  a.  a.  W.  dass  der  Preis-  nnd  Stenerzuschlag 
zn  den  Herstellungskosten,  als  Ergebniss  des  Zusammen- 
wirkens der  Kostenbewegung j  Tarifnorniirong  und  des  Gangs  des 
Consunis  nach  Gattungen  von  ca.  Iö5  allnuilig  auf  ca.  32ö*'  u  ge- 
stiegen ist.  Nach  dem  Kriege  bat  sieb  in  Folge  der  genannten  drei 
Momente  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Ein  nahm  eu  bis 
1884  wie  etwas  unter  19  :  100,  der  Preis-  und  Steuerzuschlag  auf 
ca.  430  ^Vo  gestellt.  Nimmt  man  aber  die  Provisionen  der  Debitanten 
noch  hinzAi,  so  crgiebt  sich  für  1884  ein  Verhältniss  der  Ausgaben 
7U  den  Einnahmen  wie  etwa  17.5  :  lOÜ  und  ein  Gesaniintaufsrhlag 
von  ca.  470       Das  würe  in  Frankreich  mit  der  blossen  Fabrikat- 
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Steuer  schwerlich,  mit  dem  britischen  System  der  Tabakbestenemog 
bloss  durch  den  ZoU^  nnter  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaaes 
und  Beschiilnknng  des  Oonsnms  auf  aosUlndischen  eingeführten, 
vermnthlich  ebensowenig  zu  erreichen  nnd  jedenfalls  nur  mit  nach- 
theiügeren  volkswirthschaftlichen  Wirkungen. 

Die  augejrebenea  Zalilcu  bind,  wie  gesa^,  nur  Nälierungs wertlie.  Die  ge- 
naue Berecbuuni;  in  deui  Bericht  filr  1SS4  ergicbt  fUr  die  an  die  Niederlagen  ans 
den  Fabriken  abgelieferten  französischen  Falnikate  (also  ausser  den  importirten 
Havanna-  und  Manilacigarren)  einen  Aulsclilag  (ohne  die  Debitantenprovisionen)  rou 
461  Vo*  EinscIilieasMcli  der  importiiten  Cifarren  enn988i(rt  sieb  dieser  An&cUag  etwas, 
weil  diese  letzteren  schon  beim  Ankauf  theurer  kommen  und  nicht  im  gleichen  Maasse 
wie  die  fraüzösisdien  Fabrikate  beim  Verkauf  im  Preise  hinaufgeschraubt  werden  (der 
Annabine  nach  auch  nicht  können).  FUr  1886  (Gompte  p.  71)  die  undiche  Be- 
rechnung des  „bi^n^fice"  gegenüber  dem  Kostenbeträge  (ptix  de  rerient)  430.77«  bei 
Havanna-  und  Manilacig.  nur  10S.20°i„. 

Berechnet  man  aua  den  Zahlen  des  geäauimteu  Kosteuautwauds,  des  Koh-  und 
Heinertrags  zur  Yerfelkt&ndigung-  der  Daten  aber  diese  für  die  finanzielle  Würdigung 

des  Monopols  entscheidenden  l'unetii  noch  den  Durchschn  ittskostensatz,  Absatz- 
preis und  ßegiegewinn  für  das  Kilogramm  de»  jedesmaligen  Gesammtabsatzes,  so 
erg^ebt  sich  p.  KU.  Frcs.: 


Je  2  Jalire: 

Kostensatz. 

Preis. 

üewinn. 

(Jewinn7o  vwn 
Kostensatz. 

1817—18 

2Xi2 

5.50 

3.48 

172.;} 

18.14—35 

].s7 

5.88 

4.01 

214.4 

1*^58-59 

1.74 

t).2i) 

4.55 

261.5 

1.82 

7.88 

G.OU 

aas.o 

1884^85 

1.97 

10.37 

8.40 

426.4 

1817—18  zn 

1884—85  wie 

100:  97.5 

188.5 

241.4 

Es  sind  an<  Ii  hier  die  Vermehrungen  des  Kegiecapitals  hei  (h  u  Einnahmen,  die 
YerminderuQgea  desselben  bei  den  Ausgaben  eingesetzt«  bei  erstereu  auch  die  l^eben- 
einnahnum  inbi^lFen.  Unter  Hinznroehnnng  der  Provision  der  Debitanten  erhSht 
sich  der  Preis  und  Gewinn  noch  fast  genau  um  1  Frc.  (Ü7  Cent.),  1884 — 85  auf 
11.34  bez.  9.37  Frcs.  p.  Kil.,  was  wieder  einen  Preis-  und  Steueraufschlag  von  470"',, 
crgiebt.  Filr  die  fraiizösisclicn  Fabrikate  allein  wird  der  Verkaufspreis  nach  Debi- 
tantensat/,  in  den  Niederlagen  f.  1886  auf  10.23  Frcs.  p.  Kil.»  der  Uebemahmeirerth 
auf  1.92  Pres,  amaich  berechnet  (Ber.  f.  1S86  p.  9). 

§.  294.  bb)  A b 8 tnf  n n  g  de r  Vor  k a u f  8 p rei  8 e.  Ein  solcher 
enormer  PreiBaufischlag  zeigt,  welche  Stenerbelastung  der  Tabak- 

consuraenten  durch  das  Monopol  erfolgt,  wenn  dabei  auch  immer 

zu  beachten  ist,  dass  dieser  Anfscblng  den  „Geschäftsgewiim"  mit 
in  sich  eutiialt  und  ein  1  heil  davem  iuich  bei  „freier  privatwirth- 
schaftlicher  rroduction"  den  Cuu.sumenteu  treflen  würde  (S.  734). 
Da  der  grcJsste  Theil  des  Tabaks  zudem  in  der  Form  ordinärerer 
Fabrikate  von  der  Masse  der  Bevölkerung  verbraucht  wird  und 
dieser  Theil  weitaus  den  Hauptertrag  liefert,  so  iällt  jene  Steuer- 
belastung  im  Monopol  doch  vornendich  auf  die  grosse  Volksniasse. 

Das  Hedenken,  welches  dann  gegen  eine  so  hohe,  mittelst  des 
Monopols  erreichte  Tabakhesteueraog  hinsiohtlich  der  Gieich- 
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niäBBigkeit  der  Belastung  aaftancht,  Termmdert  sich  jedoch,  weil 
gerade  die  Mono  polform  die  Anlegung  eines  wenigstens  an- 
nähernd die  Qualität  der  yerschledenen  Fabrikate  berflcksichtigen- 
den  Steuerfusses,  eines  Qualitätsfasses''  zulässt,  mehr  wie 
jede  andere  Tahaksteuerform.  Ja,  das  Monopol  ermöglicht  es  sogar, 
einigermassen  den  Stenerfnss  fUr  die  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate 
progressiv  steigen  zu  lassen  und  so  die  Tabakbesteuerimg  mit 
in  Gemiissheit  des  Grnndsjitzes  der  „Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit"  der  Cuuöumenten  einzurichten  (Fiu.  II, 
iS.  348). 

Im  fran  Züsisc  hen  Tabakmouopol  sind  nun  die  Preise  in  der 
That  mit  Kücksicbt  auf  diesen  doppelten  Gesichtspunct  der  höheren 
BesteueruiijT  des  feineren  Tabaks  und  wieder  der  wohlhabenderen 
Consunii  viteii  abgestuii,  —  freilich  nur  soweit  als  es  practisch  und 
nach  den  Interessen  des  Fiscus  selbst  durchzufuhren  ist. 

Denn  d'w  «ranz  g-f^naiic  Al).^tufui)g  ilt  r  Preise  nach  Qualität  des  Fabrikafü  und 
DurclischiaUswohlstand  der  Consumeiitca  scheitert  öchoa  an  der  Schwierigkeit  oder 
Unmöglichkeit«  für  jede  einzelne  Sorte  (z.  B.  bei  Cigarren,  Cigaretten)  die  specielien 
Herstelluiijjtkosten  zu  ermitteln.  Die  Qualität  »ler  verkauften  Tabake  steht  ferner 
immer  nur  einigerioassen  im  Verhältniss  zum  Wohlstand  der  Cousumenten.  Auch 
hindert  der  bOheie  AnscliaJfaups-  oder  Heistdlungspreis,  z,  B.  bei  echten  Hanmaa- 
cigarren  und  zum  Theil  allgenii  iiu  r  bei  Fabrikaten  aus  feint  ii  ii  americaniscli  'ii  Ta- 
baken, den  Aufschlag  so  hoch  zu  normiren.  wie  es  der  Qualität  der  Fabrikate  im 
Yerbtitniss  zu  OTdinftieren  und  wie  es  dem  Wohlstand  der  Durchschnittseonsnmenten 
entsprechen  würde.  Denn  die  dann  eintretende  Vertheuerung  würde  leicht  ihren 
Zweck  verfehlen,  weil  sie  zu  einer  Consnmminderung  fühlte  und  so  das  Interesse  des 
Fiscus  schädigte. 

Der  j, Qualitätssteuerfuss'',  welcher  die  Leistungsfähigkeit 
der  Cousumenten  berücksichtigt,  ist  daher  auch  in  Frankreich  nur 
„im  Grossen  und  üanzen*'  durchgeführt,  aber  schon  das  ist 
ein  Vortbeil. 

Die  grösseren  Preisstiifen  il*s  französischen  Tarifs  nach  Ilaujit^^ittuniren,  so  bei 
Kauch-,  Schnupf-  und  Kautabak  nach  den  beiden  Unterscheidungen  von  „teincrem" 
und  „ordinftrem**  Fabrikat  (zu  16  und  12.50  Frrs.  p.  KU.,  Consmnentenpreis)  und 
piriigt^rinasson  auch  nach  den  genannten  l^ibrikaten  einer  .  Cicarren  —  inliindische 
im  Durchschnitt  18St)  c  l(i.4  bez.  18  (Debitanten-  und  (jonsumentoupreis)  p.  Kil.  — 
und  Gigaretten  —  1886  c.  20.7  und  22.8  p.  Kil.  —  andererseits,  mirie  wieder  die 
rn  isstiifrii ,  in  ^vclchen  die  Sorten  von  Cigarren  und  Cigaretten  zu  einander  ?^teheii. 
entsprechen  wenigstens  einem  solchen  ,,roheren"  Qualitätssteuerfnsa.  Die  Prcisdiitereuz 
drückt  hier  freilich  nicht  bloss  die  Aafiichlagdffferenz,  sondern  auch  diejenige  der 
AnschaHungs-  und  Horstcllungskost«;n  mit  aus.  Der  viel  höhere  Preis  der  „echten" 
Ilavannacigarren  —  ISSÜ  p.  Kil.  117.35  Frcs.  im  Durchschnitt,  mit  10S.29f  u  Aut- 
schlag, wie  bemerkt,  wozu  bei  dem  allerdings  nur  kleinen,  etwa  '/^  des  Gesammt- 
absatzes betragenden  Yerltauf  durch  Debitanten  noeli  c.  8%  Provision  für  den  Con- 
sumenteji  hinzutritt  —  gegenüber  im  Inland,  aus  einhciiniM-hen  und  fremden  Tabaken 
hergestellten  Cigariön  ist  vollends  in  erheblichem  Grade  aui  die  höheren  Anschati'ungü- 
kosten  zurackzuführen. 

Daten  über  die  Vcrtheilu n g  des  Consums,  bez.  Verkaufs  nach  Sorten  sind 
schun  mehrfach  oben  eingestreut  worden  iß.  72b,  &        S.  7ä2«    7äb).  Im  Jahre  Ibbti 
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war  rior  Verkauf  an  n*?l)itant(>n  und  <lircct  an  Consuiin  iiten  fiin  !.  Fehlmengen  zur  Last 
der  Kechuuiigsleger  dav  Kicderiafcm» ,  auch  incl.  Verkaul  in  Corsica  und  Algier,  aber 
obne  Expoit  und  Einiges  sonst)  folgender  (Comptc  d.  manufikcL  1886  p.  9;  hie  und 
da  etwas  abweichend  BuU.  XXXII,  290  ff.) 

Menge   mitÜ.  Preis  /n„^?^.,,  n    "L  des 
I909KÜ.  p.lüLl?>cs.  ^f;;^'^^^^^  Eriöses. 

Havanna-  und  Manilacigarren     .    .    .       28.4       117.35  'S.li'il  0.9 

l'Var.zös.  Cig.  u.  feinere  Tabakfabrikate    5,120          ICSI  80,174  23.5 

Ordinäre  Tabake  22,041          11. 4S  2ö3»059  6U.0 

Tabak  zu  redncirten  Pfejaen  ....   6,66»          d.26  21,796  6.0 

Trappentabak   1,6S8  1.30         2.201  o.O 

Summe    ä5,ö49         10.23      366,067        100.0  - 

Von  dem  Debitanten verkauf  ron  Tabakfabrikateu,  ausser  Cigarren  und  Cigareiten, 
—  der  directe  Verkauf  au  Cnnsnnienteu  ist  ganz  unerlieblidi  —  zu  YolIpreistMi 
im  Monopolgobiete  kommen  aui  die  Preisclasöeu  iu  1880  folgende  Mengen  und  Er- 
löse, wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  Relationen  ?on  Jahr  za  Jahr  kaum  iigend 
merklich  schwanken  (nach  Ball.  a.  a.  0.): 

Menge      Dcb[t.-Preis  «/.des 

1000  KiL     p.KÜ.Fi»j.  iQo'Jfp^.j,  EiMees 

Rauchtabak: 

bcaferlati,  fremder   .    .    .       2nA  15  3,507  2.0 

„       feinerer    .    .    .        364  15  5,403  3.1 

ordinärer.  .  .    14,614  11.50  168,065  94.9^ 

Summe.   .  .   .  .  15,212            —  171,084  lOO.O 

Suhiiupftabak: 

l-'remder   0.448  16  7  0.001 

Feinerer   1.630  15  24  0.004 

Ordinärer   6,332.0  11.50  72,S1!)  90.095 

Summe  .   .   .    .   .  6,334.0           —            72,850  100.0 

Kautabak: 

Feiner   155             15                2.322  27.4 

Ordinärer                              534  11.50  0,147  72.6 

Summe,   ....       689             —  8,468  lüO.o" 

Ordin.  Garotten   ....       473            11.50  5,444  — 
Oder  von  allüu  geiKuiulen  Sorten 

Feiner  ^i^uch  fremder)  .   .       155            15  11,323  4  3 

Ordinlxer   21.953  11.50  252,475  95.7 

Summe  .   .   .  .  ~.  22,708  —  263,796  100.0 

Von  den  1887  eingtifiibrtcQ  feinsten  Uauchtabakeu  wurden  durch  die  Debitanten 
verkauft  794  Kil.  Vizir.  (29.50  Free.  p.  Kil.).  843  Kil.  feiner  Lerantlner  (18.75  Vre». 

p.  Kil.)  T)ie  Jirect  an  die  Consumeuteu  ili^  ^; -  tzten  fremden  Kauchtabakc  (zu  20  bis 
45  Frcs.  p.  Kil.  in  7  Stufen)  betrugen  IbSO  doch  zusammen  auch  nur  2697  Kil.  für 
64,000  Frcs.  neben  3241  Kil.  ord.  für  41,000  Frcs. 

Bei  Gigarrcn  und  Cigaretten  wiederholt  sich  dieselbe  Erscheinung,  wenn 
sich  auch  nicht  ganz  in  gleichem  Maasse  ein  Ueberwiegen  der  Consumtion  ordinärer 
Fabrikate  zeigt  (s.  schon  oben  S.  741).  Der  Consnm  hochfeiner  und  sehr  theurer 
Oigarreu  ist  ein  minimaler,  z.  B.  in  1886  Absatz  der  theuersten  Sorte  des  franzö- 
tiischMk  Tarifii  diiect  an  Consumenten  (1250  Frcs.  p.  Kil.,  Stück  5  Frcs.)  nur  375  Gramm, 
der  zwcittheuersten  flOOO  Fics.)  2700,  der  dritttheuersten  Sorte  (750  Frcs,":  700.  der 
vierten  (500  Frcs.)  18,300  Uramm,  erst  der  sechsten  (3127»  Frcs.)  219.2  KU.  — 
Faast  man  die  Cägarren  (incl.  echte)  imd  Gigaretten  in  3  grössere  Preisclaasen  zusammen 
(nach  Debitantenpreis  bez.  bt  i  di'ii  dii  ect  abgesetzten  nacli  nonsuiiieiifenpreis),  80  ergiebt 
sich  Folgendes  1,  1886  (berechnet  nach  den  Daten  im  BuIL  a.  a.  0.). 
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Frab  p.  Kil. 

Cigarren: 

iOO  Ftcs.  und  nu  hr  .  .  .  . 
33  „  bis  unter  100  Frcs.  . 
11  ••«      n      33     „  « 

Samme  .  .  .  .  . 

Cigantteii: 

30  Frcs.  und  melir  

ünter  SO  Frcs,  .  .  .   .  .  . 

Svjttnie  .  •      •  • 


■Mcn^p  T.r\M  des 
100  Kil.    1000  I  rcs.  Krlöses 


1S2.8 

1,988 
32,844 

2,»i25 
9,450 
48318 

4.8 

15.3 
80.4 

85,015 

^'  60,8i93 

100.0 

505.4 
7,827 

2,208 
15,281 

12.Ü 
874 

8,882 

17,484 

100.0 

In  wie  weit  diu  Preis.'>tiif>'ii  bestimmt  b<  ;i'l)!3ic.htiu:tra  ZtisrhlagL'n  zum  Kostensatze 
boliufs  Durchführung  des  Qualitäbtuüüos  uud  jnojjrüasiv  höherer  Belastung  der  wohl- 
Itabeodercn  CoDsnmeoten  entsprechen,  ist  cinigermaaseii  ms  der  Ycrgleichaoi^  der 
Sorten  und  Preise  zu  ersehen.  Ftlr  die  schwierigeren  genaocrtMi  T?  t  r  bunng-cn  sind 
auch  in  dem  detaüiirten  Kechnungswoseu  der  fraozösis^en  Müiiopolverwaitung  noch 
keine  völlig  genügenden  Grundlagen  roilinnden.  Ihdeaseo  feUt  es  in  den  amtUcbcn 
statistischen  VcröllentlichuBg:en  nicht  ganz  an  Anhaltspuncten  wenigstens  zu  approxi- 
mativen Yoranschlagaogcu.  S.  hea.  die  Tabellen  in  dem  Bande  der  Ecpouses»  der 
Ueneraldirecioien  zu  der  EnqnMe  v.  1873,  p.  336  If.,  vo  fDr  die  einzelnen  Fabriken 
tfü  einige  Sorten  Fabrikate  „Fabrikationskoston"  p.  Kilogr.  f.  IS.^H— 72,  ISO^— 72, 
berechnet  worden.  Der  Character  dieser  Zahlen  als  blosiser  Kähcruugswertbc  wird  in 
den  Erläuterungen  selbst  hervorgehoben.  Die  einzelnen  Jabre  zeigen  auch  aus  zu- 
fälligen Einflüssen  ziemlich  bedeotende  Schwankungen  der  Kosteusätze  bei  derselben 
Fabrilv  und  unter  d-  n  einzelnen  Fabriken  sind  diese  Sätze  auch  mehrfach  erheblich 
verschieden.  Es  handelt  sich  ferner  hier  nur  uuj  die  eigentlichen  „Fabrikations- 
kosten", für  Geräthe,  Apparate,  Gehalte,  Löhne,  Räume  u.  s.  w. ,  nicht  um  die 
ganzen  llerstcllungskosten ,  indem  bes.  der  Werth  des  Kohstofi's,  die  Kosten  <ler 
Magaziniruug,  des  Xranäports  dabei  fehlen.  Einiges  lutereiise  bieten  die  Berech- 
nungen thee  doch.  Die  folgende  Uebersicht  giebt  einige  bemerkenswertbe  Daten  fftr 
1872  zum  Vergleich  dieser  l'abrikationbkosten  und  rlarn.ili--.  i.  neuen  Tarifpreise, 
p.  Kil.  in  Frcs.,  wobei  diu  spccicll  gcnauntuu  Fabriken  diejenigen  der  grössten  Pro- 
ductionsmeuge  sind. 

Fabrikations-  Debitanten- 
kosteu  preis 
Frcs.  Frcs. 

Ordi narer  Schnupftabak : 

Chateau-Köux  O.OS44  MM 

Paris  <^Gr.-Caillau;  O.IGOO  11.50 

Durchschnitt   0.1222  11.50 

Andere  Fabr.  Max.  .   .....     0.321»  11.50 

„        „  Min   0.0738  11.50 

Feiner  Schnnpftabat: 

Gr.-Caillou  O.StOO  15 

Ordinärer  Kaucbtabak: 

Gf.-Gain0ii  0.1tl80  11.50 

Lyon     ...   0.1461  11.50 

Andere  Fabr.  Max   0.3630  11.50 

Min  0.1141  11.50 

Fremder  l^uchtabak: 

(ir.-€aillou  0-SllO  15 

1' einerer  iiauchtabak: 

Harre   U.24U5  15 

Andeie  Fabr.  Max  0.4350         1 5 

„        „   Miu.  ......     0.2350  15 

Cfgftiren  zu  S  Gent.: 

Marseille   2.0276  11 

Toulouse  1.1bä3  11 
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J<abnkatiott8- 

Debitaiitan- 

• 

kosten 

pngs 

Fros. 

FrcB. 

Andere  labr.  Max  

2,4:^12 

11 

1.7873 

11 

Cigarreu  za  T'/j  Cent: 

Chateau-Koiix  

2.4070 

2.73U3 

1Ü.5Ü 

2.1800 

16.50 

Cif^arrcn  zu  10  Cent: 

4.Ü2*Jö 

22 

4.1700 

22 

4.40M 

22 

22 

Cigairea(2.Th.  ans  Har.tab.)  v.Kenilly: 

Untente  Sorte  

/7.82flO 
\  7.801 7 

H3 
33 

44 

9.8551 

50 

„  (Roiialias)  

56 

ÜS 

92  nnd  melir. 

Das  Kilogr.  Cigarien  wird  auch  bier  zq  250  Sttldc  angenommeD. 

Siebt  man  von  allen  anderen  Theilen  der  Herstellungskosten 
ab,  die  freilich,  wie  besonders  die  RohstofTkosten  nach  desHcn 
Qualität,  wieder  erheblich  verschieden  sind,  indessen  doch  nicht  so, 
dubs  durcli  ihre  Eiaheziehuni^  die  obigen  Relationen  vollbtäudig 
verschoben  würden,  so  ergiebt  sich  bei  Schnupf-  und  llauchtabak 
ein  griKsserer  relativer  Gewinn  als  bei  Cigarren,  der  h^^chste  bei 
ordinärem  Schnupf-,  dann  bei  Eauchtabak.  Bei  Cigarren  von  ver- 
schiedenen Sorten  ist  der  relative  Gewinn  nicht  erheblich  ver- 
schieden, doch  auch  bei  den  ordinären  Sorten  etwas  höher  (Kosten 
zum  Debitantenpreis  hier  wie  1  :  5— f?— 7,  bei  den  anderen  1 : 4  -6). 
Der  absolute  Gewinn  per  Kil.  steigt  aber  doch  mit  der 
Qualität  der  Sorte,  so  bei  Schnupf-  und  Kauchtabak  von  11 
bis  11 V4  14 Vö — 14*  8,  bei  Cigarren  von  ca.  9  auf  ca.  14 — 18 
bis  25— 46-"5(>— 72  Free,  und  weiter,  Zahlen,  welche  sich  durch 
Einrechnung  der  anderen  Kosten  allerdings  gerade  bei  den  höheren 
Qualitäten  mehr  als  bei  den  unteren  vermindern,  aber  doch  in  den 
ungefähr  enRelationen  auch  dann  bestehen  bleiben.  Dadurch 
wird  aber  das,  was  oben  ttber  den  Steuerfuss  gesagt  wurde,  be> 
stätigt  Der  geringe  Cousum  der  feineren  Tabake  (incl.  Cigarren) 
zeigt  zwar,  dass  auch  diese  grösseren  absoluten  Gewinne  bei  diesen 
Tabaken  fttr  den  &ianzieUen  Gesammtertrag  des  Monopols  nicht 
viel  ausmachen.  Aber  eine  der  höheren  Qualität  der  feineren  Tabake 
und  der  grösseren  „Leistungsfähigkeit"  der  Consnmenten  derselben 
entspreeheude  Mehrbelastung  dieser  Personen  wird  doch  auf  diese 
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Weise  erreicht.  Das  bleibt  eine  bofioodeis  vortbeilbafte  Seite  der 
TabakbeBteaerang  in  Monopolform. 

§.295.  e)  Einige  weitereEinzelheiten.    Znr  Ergänznog 

der  vorausgebenden  Darstellung  der  Einrichtung  des  französischen 

Tiibakmoiio|)()ls  wären  noch  manche  Einzelheiten  zu  erwähnen,  von 
denen  hier  mir  noch  einige  hervorgehoben  werden  mögen. 

S.  im  Ges.  v.  1^16  Ins.  dir  ,.:ill>::emdiiiea  Sestimmun^en*'  Art  215 — ^227. 
Uliljo  II,  409  ti.  und  passim,  so  [).  dtiö  li. 

ec)  Das  Monopol  bozieht  alch  auch  auf  aog.  kaastliclien  Tftbak  (tabac  fitötiee) 
und  Jude  andere  Materie,  velche  zum  Yeikaut  ab  Tabak  präpariit  wiid  (Ges.  von 

1835,  Art.  5). 

ß)  Die  feineren  Kauch-  und  Schnupftabake  and  alle  Cigarren  werden  auch  von 
den  Debitanten  in  gcnan  nach  Art,  Farbe,  Bezeichnung,  Vignetten,  Maiken,  Gewichts* 
iivrifre  und  Omi'  Cigarren  und  Cignrettcn)  Anzahl  vorgrosrhrifbenen  Behältern 
und  Vcrpaciuugen,  welche  nach  den  Sorten  veKchiedeu  bind,  verkauft  (ücbcrsicht 
bei  Olibo  II,  Sßö  (f.),  Kautabake  und  Carottcn.  ordinärer  Schnupf-  und  Rauchtabak 
in  bestirriTTiten  Mengen  offen  narh  ficwicht.  Die  D'-Iiifant'*»  dürfen  nicht  mehr 
als  ciii  Kistchco  jeder  Sorte  Cigarren  auf  einmal  ölüieo  und  die  Packeto  der  feineren 
Ogarren  vm  im  Ganzen  rerkanfen. 

y)  Jede  Menge  von  üIm  r  10  Kil.  Taliakfabrikate  darf  nur  mit  acquit-ä-caution 
üirculiren,  Mcogen  von  1 — 10  Kil.  bedürfen  dazu,  wenn  sie  nicht  mit  Marken  und 
Vignetten  der  Begie  bekleidet  sind,  eines  laissez  passer  (Ges.  t.  1816,  Art.  2]5>. 
Can tinetabakc  sind  noch  mehr  beschrankt:  sie  dürfen  nicht  in  Mengen  über  1  Kil. 
rirrulinni,  selbst  wenn  sie  Marken  haben,  falls  sie  nicht  aus  den  Staatsfabriken  oder 
Niederlagen  komnuai.  wo  sie  von  aa|Uit-ä-caution  oder  Factur  des  Verhjgei-s  l>e{jleitet 
sein  müssen  (Ges.  v.  i:>.  A^r.  1S4Ü,  Art.  2).  Verstösse  gegen  diese  Trao^it- 
vorschriften  sind  mit  Beschlagnah  tri  und  Confiscation  des  Objects  wie  der  Transport- 
mittel und  mit  100—1000  Fros.  Geldstrafe  bedroht  (Ges.  v.  1816,  Art  216). 

6)  Niemand  darf  andere  als  gesetzlich  zugelassene  Tabakfobrikate  besitzen,  anch 
von  den  T'cgiel'abrikaten  keine  grösseren  Yorrriniu  als  10  Kil.,  falls  sie  nicht 
mit  Kcgiemarkc  versehen  sind  (Ges.  r.  ISIC,  Art.  217).  S.  die  analogen  Bcschrän- 
knngen  f.  Gantinetabak  schon  oben  8.  789  und  für  Tabakpflanzer  S.  727. 

f)  Der  Besitz  von  Werl/'  uüi  n  und  Geräthen  zur  TalKikfabrikation 
ist  verboten  and  bedingt  in  Ycrbinduug  a.it  dem  Besitz  von  Tabakblättern  oder  Ta))ak 
in  Vorarbeitang  die  Schuld  der  De&aude  sowie  die  bezuglichen  Strafen  (Confiscation 
de&  Tabaks,  der  Geräthe  u.  s.  v.»  Geldstrafe  iron  1000 — ^SOOO  Frcs.,  Art  220,  221  des 
Ges.  V.  1816). 

'Q  Die  oben  S.  727  schoJi  erwähnten  Stiafeu  iur  geheimen  Verkaut  und 
Colportagc  beziehen  sich  auch  auf  diese  Handlungen  in  Betreff  tou  Tabaksfabrikaten 
(Ges.  V.  1816,  Art.  222). 

tj)  Vorstände  von  Niederlagen  und  Verkanfslädeu ,  welche  Kegiefabrikate 
flUschen,  dnrcb  Hinznfagnng  von  oder  Mischong  mit  fremdartigen  Stoflen,  werden 
abgesetzt,  —  was  ancli  auf  Debitanten  Anwendung  findet  (gen.  Ges.  Art  227, 
s.  Ülibo  U,  445). 

§.  296.  0  Finanzielles  Ergebniss.  Die  im  Voraus- 
gebenden  zablreioli  eingestreuten  statistiscben  Baten  Hessen  das 
glänzende  finanzielle  Ergebniss  des  französischen  Tabakmonopols 
bereits  zur  Genüge  erkennen.  Zum  schliesslichen  Ueberblick  und 
zugleich  zum  Rflckbliek  auf  Früheres  und  auf  die  ganze  Periode 
des  Monopols  von  Mitte  1811  bis  Ende  1886  werden  hier  noch 
einige  DaÄen  aus  der  Abrechnung  der  Generaldirection  der  Staats- 


.  ly  j^ud  by  Google 


Tabakmonopol.  Fiiianzieliea  Ergcbuit«.  74«) 


niaüufactnren  ffir  das  Jahr  1886,  das  letzte,  dessen  AbrccbüUüg 
vorliegt,  zusaiuiueugestellt. 

&  Compte  f.  im,  p.  28  if.,  ä  fll,  52  If. 

Periode 
V.  I./7.  isn  1886 
bk  SL/12.  1886 


Einuahmu; 

(ie!>ammtverkaiif  Menge  1000  Kil   1,924,810  96.052 

Erlös  dafür  1000  Frcs   12^60,275  'snH.Sll 

VcnMübied.  EinDabmen  1000  ktca   50,$y5  1,5S4 

Gesammteiniialime   12,417,1T0  369,925 

„           recdficirt   12,417,208  369,925 

Ausgabe: 

EinlieiiDiscber  Tabak  (incl.  Algier)  1000  KU   1,092.896  21,S42 

Zahlung  dafür  lOüÖ  Fros   838,401  18,380 

Fromdiir  Taliak  und  Diverses  1000  KU   <iOS,203  21,082 

Zahlung;-  dai'ur  lüuü  Frcs.   l,2iJ'J,027  28.445 

Zus.  Ankäufe,  Menge  1000  KiJ   1,001,000  42,933 

Zahlung  dafür  1000  Frcs   2,078,028  46,825 

Fabrikaüous-,  Transport-  und  uile  soutit.  Auslagen  1000  Frcs.  1,098,034  2ü,5U7 

Gesammtaaagabe  1000  Frca   3,176,162  73,421 

„           rcctificirt   3,176,186  73.421 

Ueberschatis  hiernacb  lUOO  Frcs.   9,241,017  290,503 

Capital  der  ßegie,  vermehrt  1000  Frcs   226,044  2,814 

Desgl.  vermindert  lOOO  Frcs   82,701  — 

Kcst  der  Capitalvermehrung  1000  Frcs,   143,283  — 

IlccI lt;r  Reinertrag  (incl.  Capitalbewegung,  nach  Be- 

richtiguug  der  Kechnmiffen)  1000  Frcs.   !i.:!so;.Hi7  209,317 

kfü  den  Staatsschatz  enroAen   9,351,003  295,663 


Die  Zahlen  der  letzten  Beihe  betreffen  den  Ucbenchnss  der  Ebudehungen  Uber 

die  bewerkstelligten  Zahlungen. 

Das  Capital  der  Kegie  aus  der  ersten  Periode  1.  Juli  1811  —  Ende  1S14 
war  33.89  Mill.  Frcö.  Es  hat  sich  bis  1880  mehr  als  vervierfacht.  Unter  der 
Ca|iitaivcrmindcruug  befindet  aidi  als  Verlust  durch  den  Krieg  von  1S70  der  Betrag 

von  25..'! 45,000  Frcs. 

Der  bisher  erreichte  HöclkStbetrag  der  Verkäufe  (30,374,000  Kil.),  des  Koh- 
ertrags  (377,029,000  Frcs.)  und  des  reellen  Reinertrags  (incl.  Capitalvermehrung) 
(306,034,000  Fecs.)  war  im  J.  1884. 

Die  Ausgabe  f.  ISSH  vcrtlieilt  sich,  abgesehen  von  dem  KohtabaLuikauf  s.  di.- 
Tabelle),  auf  Transportkosten  mit  2,513,000  Frc».  und  auf  andere  Kosten  mit 
24,084,000  Frcs.  Von  letztere  kommen  auf  die  Rehstoff-Magazine  und  Manu- 
fai  turca  22,747,000  Frcs.,  auf  Vcrkaufskos tcn  lohne  die  DobitautenpTOVisiouen) 
1,336,000  Frcs.   Unter  jenen  22,741,000  Frcs.  waren: 

1000  Frcö. 

Gehalte  der  Mannfkctur-Beamten   798 

..   Cultur-  und  Ma|pain-Beamten    .  .  1,200 

Uagen  bei  den  Magazinen   165 

Lohne  „    „         „    89! 

(jaü:ca  „    „  Uanqfactnren  '  i  l 

Löhne  ,.    „   14,811 

Zub.  persönl.  Ausgaben   18,750 

Sonstige  Ausgaben  bei  den  Magazinen  ....  246 

„           „         „     „   Manufacturen  .    .    .  2,55ö 

„           „        „  beiden  zusammen  .   .   .  780 

Zus.  sachl.  Ausgaben    ......  3,581 

Vewdiiedfliies   417 
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Von  der  GesammUiosgabe  machen  die  Kosten  des  Tabaks  63.8.  die 
Transportkosten  8.4,  die  Mafpazinirungs-  und  PabriJtationskosteii  81.0,  die 

Ve r  k  a  «  f  kosten  1  .»"^  ** aus. 

Zu  letzteren  gehören  aber  eigentlich  die  Debitantcuprovinionen  noch  hinzu, 
mit  35451,000  Pres.,  vomit  die  Gesammtausgabe  auf  108,572,000  Frca.,  der 
Rohertrag  auf  405,076,000  Pres,  steigt,  ao  dasa  jene  26.$ 7o       diesem  hetiftgt 


cc)  KUckblick  und  zur  Kriük. 

§.  297*  Im  Bttckblick  auf  die  dargelegte  Entwicklong  des 
französischen  Tabakmonopols  ergiebt  sieb,  dass  die  Erwartungen , 
welebe  Kapoleon  I  und  seine  Finanzm&nner  bei  der  nach  neunzehn- 
jähriger Unterbrechung  und  nach  anderen  unzulänglichen  Be- 
steuerungsexperimenten  erfolgten  Wiedereinführung  des  Monopols 
im  Jahre  1810  gehegt  hatten,  sieh^  wenn  auch  erst  nach  ISngerer 
Zelt)  als  man  damals  ?ermnthet hatte,  im  Wesentlichen  erfflllt 
haben  (§.  286).  Mit  Hilfe  des  Monopols  hat  man  eine  Tabak- 
hesteuening  erreicht,  welche  in  verhältnissmässig  bequemer  Form, 
mit  genligendcr  Berücksichtigimg  der  laudwirthschaftlichen  Interessen, 
jetzt  über  300  Mill.  Frcs.  rein  für  den  Staat  erträgt,  was  etwa  den 
neunten  Theil  der  ungehencr  gesteigerten  gegenwärtigen  ge- 
sammten  französischen  Staatsbesteucrung  ausmacht. 

Ueber  zwei  Drittel  der  dirccteii  Staatsstouern ,  über  drei  Achtel  der  gewaltigen 
Einkünfte  aus  den  Verkehrssteuern  (Euregistrement,  Stempel  u.  s.  zwei  Drittel  de« 
enormen  Ertrags  der  Getr&nkesteuem  und  cbi  iiäo  ?iel  als  durch  die  Zölle  wird  so 
durch  die  Taliakbesteuemng  dem  Fiscus  eingebracht  s.  auch  S.  579,  596).  Und  eine 
weitere  Steigerung  des  Monopolcrtrags  ist  nach  allem  Bisherigen  wahrscheinlich,  wenn 
aoch  in  den  letzten  Jahren  (seit  18M— 85)  sich  eine  kleine  rackUUrfige  Bewegong  im 
£itiag  gezeigt  hat 

Freilich  stellt  der  Beinertrag  des  Tabakmonopols,  wie  jedes 
solchen  Monopols,  was  nicht  vergessen  werden  darf  (S.  734),  zu 
einem  Theil  gar  keine  Steuern,  sondern  eine  Uebertragnng 
vonGeschftftsgewinnen  dar,  welche  bei  „freiem Verkehr*' der 
PriyatindaBtrie  nnd  dem  Handel  zufallen  würde. 

Mögli'  L,  iclbit  wahrscheinlich,  dass«  auch  der  fiunzösische  Tabakbau  obii'  das 
Monopol  und  unter  Voranwetsong  einer  Steuer,  weiche  ihn  lebensfähig  erhielte,  eine 
grösse  re  Ausdehnung  als  gc^cnwärtiL-^  einnehmen  würde,  obwohl  er  sit^i  als  laiidwirth- 
schaltÜcher  Productionszweig  schwerlich  dabei  einer  solchen  Sicherheit  und  Prosperität 
erfreute,  als  da,  wo  er  jetzt  betrieben  wird,  unter  dem  Monopol  (S.  725).  Ab«r  die 
Fabrikations-,  (iross-,  Zwischen-  und  Kloinhandelsgewinne,  welche  sonst  vorkommen 
wurden,  bezieht  allerdings  beim  Monopol  der  Staat  in  dem  Ueinertrag.  Nor  die  Ge- 
winne, wdche  bei  der  Yeisorgung  der  Regie  mit  anslftndtechem  Tabak  durch  Liefe- 
ranten u.  s.  w.  gemacht  werden  (S.  727  >,  bleiben  dem  Privathandel.  Sie  wurden  bei 
„freier  Concurrenz"  im  Tabakgeschäft  Jedoch  vielleicht  noch  b-'dcnteniier  sein. 

Man  muss  also  immerhin  zugesteheui  dass  der  hohe  finanzielle 
Beinertrag  des  Tabakmonopols  volkswirthschaftlich  be- 
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trachtet  auf  Kosten  der  gänzlichen  oder  theilweisen  Unter- 
bindung eines  wichtigen  nationalen  Erwerbszweigs,  den 
andere  Länder  bei  anderen  Steuersystemen  t'ttr  ihre  Yolkswirthscbaft 
erhalten  haben,  erworben  wird. 

Allein  darin  kann  kein  entscheidendes  Bedenken  gegen 
das  Monopol  gefanden  werden.  Es  bleibt  auch  volkswirtbscbaft- 
lich,  nicht  nur  finanziell  ein  Vortheil,  das«  der  hohe  £rtrag  des 
Tahakmonopols  es  ermöglicht,  andere,  sonst  n()thige  Steuern  za  ent- 
behren oder  bei  anderen  bestehenden  Stenern  die  Steuersätze 
mässiger  zn  halten,  als  es  sonst  geschehen  könnte. 

Als  Glied  der  modernen  Gesammtbestenernng  und 
zumal  der  Verbrauchsbesteuernng  ist  zudem  eine  einträgliche 
Tabakbesteuemng,  vollends  wo,  wie  in  Frankreich,  die  Besteuemog 
einmal  so  stark  angespannt  werden  mnss,  zu  rechtfertigen ,  ja  zu 
verlangen,  —  wenn  freilich  auch  hier  in  der  Entwicklung  der  Ein- 
träglichkeit der  Tabakhesteuerang  aus  allgemeinen  steuerpolitiscben 
Gründen  wieder  ein  bestimmtes  Haas s  innegehalten  werden  sollte 
und  es  fraglich  werden  kann,  ob  dieses  Maass  in  Frankreich  nicht 
überschritten  wird.    Ein  Pimct,  auf  deu  zurückzukommen  ist. 

Jedes  wichtige  Finanzmonopol  enthält  aber  zugleich  ein  Stück 
„ Eigen thumsordnung"  und  damit  ein  Stück  „volkswirth- 
schaftlicher  Or|2:anisatiou''.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  zeigt 
das  Tabakmonnj)ol  in  Frankreich,  dass  man  mittelst  einer  solchen 
Einrichtung  recht  wohi  im  Stande  ist,  „Planmässigkeit"  der 
Productiou  an  Stelle  der  pi-ivatwirthscbaftlichen  „Regellnsigkcit"  zu 
setzen  und  dass  dabei  die  ökonomisclien  und  technischen 
Interessen  und  ebensn  die  C ons utuenteniuteresseu  ge- 
nügend wabigenommen  werden  können. 

Denn  was  iii  letzterer  Hinsicht  den  etwaigen  Einwurf  mit  der  Preis  ho  hu 
anlangt,  so  ist  diese  keine  Piiucipieufraga.  Sie  kauu  rechtlich  und  Xactisch  jcdeu 
ÄngenbUok  eimSssigt  weiden,  wenn  die  für  nothir«ndig  oder  zfrechmrtüsig  gilt  und 
di'i  Finanzen  es  L-rlaiibeii.  Au.  Ii  die  I'iibflialfuiii;  hoher  Preise  ist  l)cim  Monopol 
aber  eben,  weil  der  gröüäcrc  Gewinn  dabei  der  (iesammtheit  zufiiotiüt,  ganz  andurü  alb 
bei  der  FilratiiidnstTie  zu  benrtli^en. 

Gerade  das  französische  Tabakmonopol  beweist  daher  auch 
die  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der  „Verstaatlichung** 
von  Industrie-  und  Handelszweigen  in  ökonomisch  und  tech- 
nisch geeigneten  Fällen  und  beweist  insofern  etwas  l'ür 
„socialistische  Fordernngen'^ 

Die  Versorgung  eines  grossen  Marktbedarfs  in  einem  so  wichtigen  Ycrbrauclis- 
artikel,  wie  Tabak,  niittehit  eines  absolut  und  relativ  —  im  Vcrhältniss  zur  „freien 
Tabakiudastrie'*  anderer  Länder  und  im  Vergleich  mit  anderen  Productiouszweigen 
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des  tiiguuea  Landes  —  so  gcriugeu  Personals,  au  Arbeitern,  Beamten,  Debitautcu 
Q.  s.  IT.,  ist  auch  ein  glänzendes  Beispiel  dafilr,  dass  die  „staatlicite  Org-ani> 
sation  der  Arbeit"  ilirc  Aufgabe  hier  weit  besser  uiul  auch  —  weit  wohl- 
feiler löst,  als  die  „jpri?atwiithschai'tliche'\  mit  ihrer  gerade  anf  dem  Gebiete 
des  Tabaks  masslosen  Kraftrergevdiing  —  in  Betreff  des  Personals  —  and  Betriebs- 
zcrsplitterung,  mit  ihrer  Fälschung  der  Fabrikate,  ihrer  Täuschung  über  Qualität  und 
Werth,  mit  ihrer  Vorthcueruns:  des  Artikels  durch  den  Zwischen-  und  Kleinhuadcl, 
zumal  für  ücu  „iileiiieh  Manu".  Der  V  ergleich  zwiachcii  Dcutst  hluad  und  Fraiikrcich 
fiÜJt  in  diesen  Beziebungen  vielfach  zu  Gunsten  des  letzteren  tiiid  seines  Monopols  ans, 
—  was  am  AUcrweDigsiou  eine  Schule  von  Theoretikern  und  Politikern  verkennen 
sollte,  «reiche,  ganz  mit  üecht,  „Versorgung  des  Bedarts  mit  möglichst  ge- 
ringem Kriifteaufirand*'  als  Ziel  richtiger rolkswirthschafldiclier Eotwicklnng  hiu- 
stellt,  sich  nher  freilich  gewöhnlii  h  dem  Wahne  hingiebt,  die  Erreichung  dieses  Ziels 
auf  dem  Boden  „folküwirthschaftiicher  Anarchie"  als  am  Bestell  gesichert,  ja  äelb:»t 
als  alleSn  mdgUdi  anziuelKMi :  ein  Walin  oder  ein  Dogma,  welche  darcb  das  Stadium 
einer  Einrichtanif,  wie  deijenigen  des  fkanzQsisclieB  Tabakmonopols,  gut  wider- 
legt werden. 

Von  den  Bedenken  bezüglich  des  franzt^Bischen  Tabakmono- 
pols scheint  dasjenige  in  Betreff  zn  hoher  Preise,  besonders  der 
ordinäreren  Fabrikate  und  des  weiteren  in  Betreff  einer  zn 
grossen  Qnote  des  gesammten  riesigen  Stenerbedarfs,  welche 
anf  dieDeckang  durch  die  Tabakbestenernng  tatit,  allerdings 
der  Erwägung  werth.  Ob  in  beiderlei  Beziehuni;en  gegenwärtig  noch 
das  riclui^e  Maass  iuuc  gehalten  wird,  kaau,  wie  schon  hemerkt, 
fraglich  sein. 

(  dl  nirlit  selbst  das  fisralisrh*«  Interesse  bei  einer  Erui  äsHi<rnng"  d-T 
Moijopülprciüc  gerade  für  die  ordmärea  Tabake  des  Massenconsums,  welcher  ducli  für 
den  Ertrag  entscheidend  i;t  (S.  745'»,  profitiren  würde?  Die  erfreuliche  höhere  Be- 
lastung der  feineren  Tabakiabrikate .  die  Anlegung  eines  ,.'Jii;iIit;itsfiisscs"  S.  744) 
hebt  das  Bedenken  einer  unverhältnissmüssigen,  U.  h.  mit  der  Leistungsfähigkeit  in 
Widersprach  stehenden  Besteuerung  der  Tabikk  consoinirenden  Volksmassen  docb  nocb 
nicht  ausreichend.  Uic  Uii;^lLi(  hmrissii;k<  it  des  Tabakconsums  in  den  einzelnen  Landes- 
theilun  (b.  741)  und  die  leidige,  wenn  auch  unvermeidliche  Zulassung  der  viel  wohl- 
feileren CantinetalMÜte  io  den  Grenzzonen  bilden  weitere  YerstSsse  gegen  allgemeine 
Stenerprincipieu  und  Postulate  und  f^egen  Grundsätze,  welche  so  gern  zwar  in  Frank- 
reich als  Leitstern  der  modernen  französischen  Steuerpolitik  „nach  den  Principien  von 
1789"  hingestellt  werden,  —  Grundsätze,  welche  freilich  auch  bei  anderen  französischen 
Steuern,  nach  wie  vor  1789,  oft  genug  reii^t  werden  oder  lediglich  eine  formelle 
Anerkeunung  im  Steuerrecht  huden.  Die  enorme  Höhe  der  Tabakpreise  im  Monopol 
steigert  die  angedeuteten  Bedenken  hier  nur  nocli  besonders. 

So  gerechtfertigt,  ja  nothwendig  aber  auch  wie  bemerkt,  gerade 
die  Tabakbestenernng  überhaupt  in  unseren  Steuersystemen  und  be- 
sonders im  französischen  ist,  so  sehr  man  mit  Becht  behaupten 
darf:  soll  es  einmal  eine  Verb r auch sbestenerung  geben,  so  ist 
die  Tabakbesteoerung,  und  eine  hohe  Tabakbesteuerung  einer 
ihrer  richtigsten  und  wichtigsten  Bestandtheile,  —  man  kann  doch 
anderseits  eben  bei  diesem  Artikel  nach  seinen  eigenartigen 
Gon SU mtions Verhältnissen  nicht  läugoen,  dass  ftlr  die 
Tabakbesteuerung  ein  Maass  geboten  ist,  welches  ihr  Ertrag  im 
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Gesammtsfeiicicrtrag  nicht  überschreiten  sollte.  Ein  Gesichtspimct, 
welcher  bei  der  Besteuerung  des  Tabaks  mehr  wie  bei  der  Brannt- 
weinbesteuerung BeaebtODg  verlangt,  selbst  bei  dieser  aber  nicbt 
unrichtig  ist  Den  neunten  Tbeil  eines  so  colossalen  Steuer- 
bedarfs  durch  die  Tabakbcstenerung  aufbringen,  das  heisst  eben 
doch,  den  zufälligen  Consumenten  eines  Verbrauchsartikels  eine 
kaum  noch  zu  billigende  Extra- Last  für  die  Bestreitung  des 
Staatsanfwands  zuschieben.  Und  gerade  die  Consumenten  sind 
es  ja,  welche  bei  der  Besteuerung  in  Monopolform  wirklieb  voll  und 
ganz  getroffen  werden:  eine  der  steuerteefanischen  Glanz- 
seiten des  Monopols.  Aber  nach  dem  Maasse  der  Besteuerung, 
der  Hl^be  der  Quote  der  letzteren  vom  Steuerbedarf  und  der  indi- 
viduellen Vertbeilung  der  Tabakoonsumtion  bleibt  es 
steuerpolitiscb  doch  bedenklich,  die  Tabakbesteuerung  so  über- 
mässig stark  gegenüber  allen  anderen,  aucb  den  Übrigen  Verbraucbs* 
steuern,  deren  Objecto  nirgends  solcbe  individuelle  Oonsumverscbieden- 
beiten  aufweisen,  werden  zu  lassen. 

So  wird  mau  das  weiiigsfens  vom  Standpuncte  heutigor  Theorie  und  Praxis  und 
spcciell  vom  Standpuncle  der  „Gleichmässigkeit"  der  Besteuerung  aus  auffassen.  Als 
man  in  der  Bevolution  das  alte  Monopol  beseitigte,  wurde,  characteristiscli  fUr  die 
Verschiedenheit  der  Anschauungen  in  solchen  Dingen,  gerade  ilie  nebernahme  dos 
Einnahmeauäfalis  auf  die  iiicht-tabakverbrauchonde  Bevölkerung  mit  als  Bedenken 
gegen  die  Beseitigung  des  Monopols  geltend  gemacht 

Freilich  steht  man  in  Frankreich,  Dank  der  inneren  und  äusseren 
Politik  im  ^^Jahrhundert  der  Revolution^';  deren  Keflex  die  colossale 
Steuerlast  ist,  bier,  wie  in  anderen  Fällen,  wo  ähnliche  Bedenken 
auftauchen,  beim  Enregistrement  und  Stempel  (S.  $79  ff.);  bei  den  6e^ 
tränkesteuem  (S.  655 ff.),  vor  einem  peinlichen  Dilemma:  schiebt  man 
diesen  Steuern  eine  so  grosse  Quote  des  Steuerbedarfs  zur  Deckung 
zu,  so  erreicht  man  zwar  diese  Deckung,  aber  es  erheben  sich  die 
angedeuteten  Bedenken;  berücksichtigt  man  diese,  so  wird  die 
Deekung  des  Bedarfs  noch  schwieriger  und  man  muss  wieder  zu 
manchen  anderen  Steuern  greifen,  d.  b.  die  Gesammtbesteuerung 
noch  verwickelter  und  fttr  die  Volkswirthsehafi;  vielleicht  noch  lästiger 
machen.  Die  franzfisische  Besteuerung  leidet  eben  einmal  unver- 
meidlich unter  den  Folgen  der  Politik  ihres  Landes.  „Macht  mir 
gute  Politik,  und  ich  will  Eure  Besteuerung  erträglich  macheu." 
Diesen  Satz  hat  das  „neue'',  wie  das  „alte  Regiment"  in 
Frankreich  gleichermassen  vergessen  und  —  muss  nun  die  Folgen 
tragen. 
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ß)  Das  PnlTermonopol. 

Gesetzgebung;.  (Hauptbestimiuungcn.)  Ges.  v.  13.  Fructidor  V  (30.  Aug. 
1797).  Ges.  v.  10.  Aug:.  ISI'.I  (rreigabe  der  Salpcteigcwiauung'),  Ges.  v.  10.  ilärz 
1819  (PreisnormiriiOf?).  Ord.  ?.  17.  Nov.  1S19  (Ergreiferpramien).  Ges.  v.  24.  Mai  1884. 
(lies.  V.  25.  Juni  1S41  (Art.  25,  Strafen).  Ord.  v.  5.  Oct.  JS42  iPrämioiii.  D^'cr.  v. 
1.  März  lb52  (Strafen).  Ges.  v.  19.  Juni  1871  (Strafen).  Ges.  v.  4.  Sept.  IsTlArt.  11 
(Ycrdopplong  des  Preises  des  Jagdpulvei»),  Ges.  ?.  25.  JuU  1878  (Herabsetzunir  des 
Preises  auf  den  früheren  Stand).  2.">*^"„  Zuschlag  f.  .Tiif^^dinilvcr  durcli  Ges.  v.  .'JO.  Der. 
It^lä  und  2.  Juui  1875.  —  Zahlreiche  rdtcre  und  neuere  Decrete  Uber  sicherheits- 
polizeilicbe  Einzelheiten;  Uber  die  Organisation  (Decr.  v.  1.3.  Nor.  1873);  dann  Ober 
den  Tarif,  inucrdings  Ites.  über  den  Preis  des  zur  Ausfulir  Ijestimmten  PuIv-ts. 
die  Bedingungen  daboi  u.  A.  m.  (so  Dccr.  v.  21.  Mai  lb»6).  (S.  Oiibo).  —  Autrag 
atf  Aufhebung  des  Pnlrermonopols  i.  J.  16S7  (Bull.  XXIII,  574).  Ueber  Dy- 
namit u.  s.      s.  schon  o.,  §  279. 

Literatur.  Vicrnesl.  201.  Block,  dict.  Art.  poudn s  et  salpetres,  auch  im 
suppl.  gt'ncr.  und  in  den  Jahrcssapplcuienten.  Olibo  11,  il(j  ;j17,  auch  III,  i.^ü. 
Bull.  XXII,  474 — 482  (geschirhtl.  Uebcrblicl»  über  die  bezügliche  Gesetzgebung  ron 
Pulver  und  Salpeter  v.  10.  Jahrhundert  au),  v.  Hock  S.  JI55 — .^.'»9.  r  Kaufmann 
S.  537 — 540.  —  Mathieu-Bodet  I,  41,  307.  Amagat  p.  342.  Die  Enqurte  von 
1883  If.  bezog  sich  z.  Th.  mit  auf  das  Pnlrermonopol.  S.  die  ,JBeponses"  (S.  710) 
des  Stetierdirecfor?  p.  Mfi5.  —  Tarif  lim  Einzelnen  öfters  verändert,  bes.  f.  Pulver 
zum  Export)  Bdl.  XYI,  552  IT.  —  Statistil^  £iül.  XYII,  548,  XXUI,  483.  Faare 
p.  ISO,  230.  Berichte  der  Verwaltung  der  indir.  StMem  ttber  die  Ertriige. 

§.  298.  1.  Im  A  Hinein  ein  eil.  Schon  im  Aucieu  regime 
hatte  seit  dem  !(>.  .Inbi hundert  ein  Monopol  der  Pulverfabrik iitiou 
und  de.s  Pulvervcrkauls  wie  der  Haipetergewinnung  aus  Gründen  der 
hohen  Staatspolitik  und  nationalen  Sicherheit  bestanden.  Dasselbe 
war  besonders  durch  die  Berechtigungen  in  Betreff  der  Nach- 
grabungen auf  Salpeter  in  Privathün8crn  lästig  geworden,  ein  Vor- 
recht, das  von  Ferraiers  ausgeübt  be.ständig  Anlass  zu  Klagen  ge- 
geben hatte.  Darin  -traten  jedoch  noch  vor  der  Revolution  wesentliche 
Verbesserungen  ein.  Der  Staat  ii  bernahm  die  (lewinnung  von  Salpeter, 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Pulver  im  Jahre  1770  in 
eigene  Regie,  machte  die  Nachsuchung  von  Salpeter  vom  Willen 
der  llaufleigenthUmer  abhängig  und  befreite  scbliessUch  die  Wohn- 
bäuser  ganz  von  dieser  Nachsachung  (1777). 

Bei  der  besonderen  Lage  dieses  Monopols  entging  dasselbe  und 
damit  die  mit  ihm  verbundene  Einnahme  auch  der  allgemeinen  Anf- 
hebung  derartiger  Einrichtungen  im  Jahre  1791,  obwohl  es  naeb 
seinem  Erträgnies  zu  den  verfehmten  „indirecten  Stenern"  gehiirte. 
Die  Wirren  der  Zeit  fUhrten  indessen  thatsächlieh  zn  einem  Bmcb 
des  Monopols,  auch  hörte  die  Fabrikation  nnd  der  Verkauf  von  Pulver 
Seitens  des  Staats  zu  Privatzwecken  aus  Gründen  der  Öffentlichen 
Sicherhdt  auf.  Diesem  Zustande  suchte  das  Gesetz  vom  13.  Fruc- 
tidor V  (30.  Aug.  1797)  ein  Ende  zu  machen,  indem  es  aus  Grflnden 
der  inneren  Sicherheit  und  am  der  Buhe  der  Bürger  Willen  wie  Im 
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Interesse  der  Nationalvertbeidigmi^  nach  Aussen,  gemäss  dem  noch 
geltenden  Keelitsziistand  die  G  e  w  i  n  n  u  n  g  v  o  n  S  a  1  p  e t  e  r  und  die 
Hersteilung  und  den  Verkauf  des  Pulvers  von  Neuem 
ausdrücklich  dem  Staate  allein  vorbehielt.  Auch  die  private 
Einfuhr  von  Pulver  und  Ein-  and  Ausfuhr  von  Salpeter  worden 
verboten,  ebenso  der  Besitz  von  Kriegspulver,  und  der  Besitz  von 
allem  andern  Pulver  beim  Privaten  ohne  besondere  obrigkeitliche 
Ermächtigung  auf  5  (seit  1884  auf  2)  Kil.  beschränkt^  sowie  eine 
Reihe  von  weiteren  sicherheitspolizeilichen  Anordnungen  getroffen. 

Das  Monopol  bezieht  sieb,  nach  der  Auslegung  der  Judicatur, 
auch  auf  alle  dem  Schiesspnlver  ähnliehen  Explosivstoffe. 

Das  Monopol  wurde  und  wird  mittelst  der  Preisnormirung  fKr 
das  Pulver,  namentlich  iHr  das  Jagdpnlver,  fiscalisch  in  der  Weise 
ausgenutzt ,  dass  es  mit  zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
dient,  die  den  Hanpttheil  des  Reinertrags  bildet. 

Das  Gesetz  vom  Fmctidor  V  ist  noeh  heute  die  Grandlage  des 
Monopolrechts.  Doch  sind  manche  Beslimmungeu  dieses  Gesetzes 
beseitigt  oder  abgeändert  worden.  Namentlich  wurde  die  Einfuhr 
ausländischen  Salpeters  und  die  Gewinnung  und  der 
Verkauf  vonSalpeter  im  Inlande,  mit  wenigen  Beschränkungen, 
seit  18rj  freigegeben  (Ges.  v.  10.  März  1811)),  so  dass  seitdem 
das  Monopol  sich  im  Wesentlichen  nur  noch  auf  Pulver  und  andere 
ähnliche  Explosivstoffe  bezieht.  Aber  aucli  in  dieser  Hin- 
sicht hat  neuerdings  eine  E  i  n  s  c  h  r  ä  n  k  u  n  g  d  e  s  M  o  u  o  p  o  1  s  statt- 
gefunden, indem  dnrch  das  Gesetz  v.  8.  März  187')  die  Fabrikation 
von  Dynamit  und  Nitro-Glycer  in -Sprengstoffen  der  Privat- 
industrie übeilassen  wurde  (s.  o.  279). 

An  die  \nf}iel>iiii<r  des  ganzen  Monopols  ist  öfters  gedacht 
worden.  Ein  im  Jahre  1-^87  gestellter  Antra«;  ginj;  darauf  hinaus. 
Es  sollten  im  Allgemeinen  die  Orundsiitzc  des  Gesetzes  v.  8.  März 
1875  betr.  Dynamit  auch  auf  Pulver  angewendet,  also  dessen 
Fabrikation  und  Verkauf  unter  genügenden  Caiitelen  der  Privat- 
industrie  überlassen  werden.  Doch  ist  es  bisher  nicht  dai&u  ge- 
kommen. Zwingende  sicherheitspolitische  Gründe  sprechen  kaum 
für  flas  Monopol,  wie  auch  das  freispiel  anderer  Länder  beweist. 
Die  Erhebung  einer  indirecten  Verbrauchssteuer  vom  Jagdpulver, 
worin  die  finanzielle  Bedeutung  des  französischen  Monopols  im 
Wesentlichen  besteht,  —  eine  Art  ,,LuxuB8teuer" — Hesse  sich,  wie 
bei  Dynamit,  auch  bei  der  Privatfabrikation  nach  den  üblichen 
französischen  Formen  durchführen.  Anderseits  sind  die  GrUnde  fttr 
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die  Aufhebung  eines  altbesteheiideu  Monopols  auch  nicht  durch- 
scMageud. 

§.  m  2.  Einrichtung. 

a)  In  der  Verwaltnng  des  Monopols  sind  mehr&eh  Ver- 
ftndernngen  eingetreten,  welche  frQher  schon  in  Verfoindnng  mit 
anderen  Organisationen  zu  erwähnen  gewesen  sind  (S.  599  n.  720). 
Jetzt  ist  die  Piilverfabrikation  wieder  dem  Krieg:sininisteriiini, 
der  Verkauf  des  Tulvers  au  Private  der  Gencraldircetion 
der  indirecten  Steuern  übertrafen:  also  bei  diesem  Moin/pt»! 
eine  ähnliche  Vertheilung  der  Functionen  wie  beim  Tabakmouopol 
(S.  71!l). 

Das  Pulver  für  Private  umfasst  das  für  den  Handel,  auch  Export,  Jagd,  Berg- 
werke, Fenenrerke,  Schutzcii&:eäcllschaftcii ,  die  Handdsmarine  u.  s.  w.  bestimmte 
Palver.  Die  Herstellung  desselben  erfolg^te  bis  zum  Jalire  1865  durch  das  Kriegs- 
ininiäteriuin.  Damals  wurde  diese  Auf^uln/  ilrr  GeiuTaldircrtion  der  Staatsnuunifaeturea 
mit  liLrrtra^eii.  uii  Jalu'e  1S74  aber  in  dieser  Bc/ieliiiisg-  der  fiülicic  Zuataiitl  wieder 
Iieigestellt  (Decr.  v.  1.1.  Nov.  1S73).  —  Im  Krieirsministcrium  besorgt  jetxt  wieder  ein« 
eigene  Abtheilung  diese  (icschüfte,  das  Coriis  des  ingcnieurs  des  poudres  et  salp-'tn's 
(Decr.  V.  »J.  Alai  IbTÜ).  In  Folge  des  Anneegcsetzes  v.  IG.  März  18!52  sind  hier 
formelle  Aendeiungen  in  Bezug  auf  die  Ttennnng  der  DiiOGtion  iind  der  AusfÜhriiDg 
d.  r  (!<  srhäfte  eingetreten  (Decr.  v.  19.  Febr.  isSo,  Block,  suppl.  gön.  r.  p.  riT9).  Der 
Verkauf  des  Pulvers  lur  Private  —  zu  dem  eventuell  auch  Kriegspuiver,  z.  B. 
fQr  den  Export  nach  anderen  Lftndern  cehfirt  —  untentdit  naoh  wie  Tor  1865  und 
1873  der  Generaldirectioa  der  indirecten  Stenern. 

b)  Diel^ormirung  der  Preise  des  im  Innern  abgesetzten 
Pnlyers  erfolgt  dnreh  Gesetz,  diejenige  der  Preise  des  für  die 

Ausfuhr  bestimmten  Pulvers  jährlich  durch  Ministerialerlass,  nach 
Uebereißkunft  zwischen  den«  Krief>:s-  und  Finanzministerium.  Ein 
eie:entlicher  Steuer  zu  schlag  findet  dabei  ausdrucklich  nur  bei 
dem  für  die  Jagd  u.  dgl.  dienenden  Pulver  statt,  während  das 
Bergwerk  spul  ver  sowie  das  zur  A  u  s  l  uh  r  bestimmte  um  einen 
Preis  verkauft  \vt  i  (len  soll,  welcher  ein  ^gesetzliches  Maximum  nicht 
iiberscbreiten  tlarl  und  den  eigenen  Hcrstellungs-  und  Transport- 
kosten der  Kegie  am  Orte  der  Verwendung  anzupassen  ist. 

(Jes.  V.  l(i.  März  \^V.\.  Olibo  H,  r,14.  Bull.  XXK,  17S.  Der  Tarif  s.lt.st 
specialisürt  nach  Ver wcuduugszwecken  und  Sorten  genau.  Diu  Verdopplung 
der  Preise  des  Jugdpulrers  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  (Ges.  v.  4.  Sept.  1871 
Art.  11)  wurde  wegen  auch  tiscalisch  nachtheiliger  Einwirkung  auf  den  Consum  bald 
wieder  rückgängig  gemacht  (Ges.  v.  25.  Juli  Ihlii).  Doch  unterliegt  Palver  im  Inland 
dem  25  7o  ^^uschlag  der  indirecten  Stenern  zum  Principal.  Bei  der  Festsetzung  der 
Preise  für  das  znr  Ausfahr  hestiinuite  Pulrer  sind  die  allgemeinen  Preisconjoncturen 
massgebLTid. 

Der  bestehende  Tarif  ist  für  Jagdpulvi  r  nach  4  Sorten  p.  Kil.  28 — 19.35 — 15 — • 
11.85  Frcs.  (Gonsomentenpreis,  s.  n.),  ausnahmsweise  für  englisches  Pulver  33  Frcs.;  filr 
Bercrwerkspulver  in  3  Sorten  2  85 — 2.50 — 2  Frcs.;-  für  Pulver  zu  verschiedenen  anJorcii 
Zweckuii  ;{.4Ü— 2 — 1.00—1.50  —  1.40  Frcs.;  sogen,  pulverin  0.90;  ausserdem  noch 
eiiiigu  weitere  Specials&txe.  Besondere,  meist  erheblich  niedrigere  Tarife  bestehen 
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wieder  für  Pays  dü  Ucx,  Zoae  Yon  Obersavoien,  Gorsica,  Tunis,  Monaco.  — ■  Der  Tarif 
für  die  Jagdpulrer  znm  Export  ist  18t»6  erheblich,  z.  Th.  anf  die  H&tfte  hcrat^esetzt 
worden,  so  fUr  ■)  Srafcn  von  5  und  4. '25  —  4..50  nnri  3.75  —  4  und  3.25  Frcs.  p.  Kil. 
auf  bez.  2.5U  und  I.UU  —  2.25  und  1.U5  —  2  und  1.4Ü.  Ygi.  die  Tarife  im  finii. 
XVI,  552      XXII,  479  ff.,  XXIII,  302  ff, 

c)  Der  Rohertrag  des  Monopols  konimt  grösstentheils  aas 
dem  Verkauf  der  dritten  und  vierten  Sorte  Jagdpulyers  und  der 
ordinären  Sorte  Bcrgwerkpnlvcrs.  Der  Reinertrag  kann  übrigens 
ans  den)  Jagdpulver  nicht  allein  herrühreni  wenigstens  neuerdings 
nicht,  wie  das  Verhältniss  des  Absatzes  von  Jagdpnl?er  nnd  des 
Erlöses  dafür  zum  Reinertrag  ergiebt.  Es  muss  demnaeh  aneb  an 
dem  anderen  Palver  nnd  nach  Lage  des  Dioge,  wie  sie  die 
statistisohen  Zahlen  eonstatiren,  yornemlich  doch  am  Bergwerks- 
pnWer,  nicht  ganz  nnbedentend  von  der  Regie  profitüt  werden. 

Die  Verkanfsmengen  nnd  Ertragsrerh&ltnisse  waren  folgende  (üUerc 
Daten  bei  v.  Hock  S.  359;  Bull.  XVH,  548,  XXII,  482,  XXIII,  300  fl.,  Fanre 
p.  180«  230;  abrigens  in  den  amtl.  Quellen  mehrfach  etvaa  abweichende  Daten). 


Verkaufto 

Erlös. 

Gevinnangs- 
kosten 

lilciiigowiuu 

lOüO  kil. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

iüOO  Frcs. 

1619 

68S 

8,272 

2,181 

1,091 

1835 

4,615 

2,302 

2.313 

1854 

2,4U7 

8,025 

3,653 

4,372 

1864 

4,188 

12,817 

6,671 

7,146 

4.582 

14.0S4 

4.44^ 

9,635 

1«74 

4,124 

13,081 

4,270 

6,811 

1885 

4,740 

15,006 

4,541 

10,465 

Die  Zahlen  beziehen  sich  mit  auf  Algier.  Auch  verhältnissmässig  ist  der 
Reinertrag  immer  günstiger  geworden.  1  Kil.  kostete  der  Regie  hiernach  durchschnitt- 
lich 1885  0.95  Frcs.  und  wurde  von  ihr  für  4.01  Fic5.  verkauft,  also  mit  einem 
Gewinn-  oder  Stcnoraufschlag  von  322%,  der  heim  Jagdpulver  noch  viel  erheblicher 
gewesen  seiu  uiuss.  Seit  1882  sind  Vcrkaulamcngc  uutl  Erlös  etwas  gesuukeu,  der 
Reinertrag  wenig.  Auch  die  Dynamitstener  hat  seit  1862  im  Ertrage  abgenommen 
(S.  690,  697). 

Kach  dem  Jahresbericht  der  Dircction  der  indirecten  Steuern  —  mit  etwas 
abweichenden  und  zwar  kleineren  Zahlen,  als  die  vorausgehenden  (s.  Bull.  XXI,  436, 
XXIII,  300)  —  wurde  1885  au  Jagdpolver  im  Inland  verkauft  491,000  Kil.  für 
6,029,000  Frrs. ,  p.  Kil.  12.3  Frcs.,  wovon  auf  die  zwei  uiiteititeii  Sorten  allein  bez. 
131,000  und  aiy,ÜUU  Kil.  zu  1,884,000  und  a.Uai.OÜü  Frei.;  an  Minenpulver 
2315,000  Kil.  ftir  6,350,000  Frc^.,  \>.  Kil.  2.25  Frcs.,  fast  alles  von  der  niedersten 
Sorte  oder  Tarifrlasse.  Die  Verkaufe  fUr  die  Ausfuhr  betrugen  832.0  !0  Kil.  fdr 
935,000  Frcs  ,  p.  KiL  1.11  Frcs.  Der  kleine  Rest  von  der  ganzen  Snmme  (die  im 
Bnll.  a.  a.  0.  nur  zu  4,410,000  KU.  far  13,802,000  Frcs.  angegeben  wird,  also  etwa« 
niedriger  als  in  der  vorausgehenden  Tabelle)  kam  auf  die  ssimmtlichen  anderen  Ter» 
Wendungszwecke  und  Absatzgebiete. 

d)  Der  Verkauf  des  Pulvers  ist  ganz  ähnlich  eingerichtet  wie 
beim  Tabakmonopol  (§.  291).  Das  der  Direction  der  indirecten 
Stenern  vom  Kriegsministerinm  tiberlieferte  Fnlver  wird  in  Nieder- 
lagen (Entrepdts)  gebracht  und  von  hier  ans  iheils  direet  an 
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ConsumeDten  verkauft,  thcils  und  vorneinlich  an  Debi tauten  zu 
einem  etwas  ermUssiglen  Preise  —  dem  „Debitanteupreise"  —  ab- 
gegeben,  welche  es  dann  nach  dem  amtlichen  Tarif  des  Consumenten- 
Preises  an  das  Pablikiim  verkaufen.  Für  einzelne  Sorten  bestehen 
beRondere  Bestimmungen.  Die  Debitanten  mtissen  Uber  die  Verkäufe 
genau  Buch  fuhren,  insbesondere  Uber  Zeitpunct,  Sorte,  Menge  des 
Pulvers,  Uber  Namen,  Beruf  und  Wohnort  des  Käufers. 

Yielfach  fungfren  die  Verleger  und  DcbitaQt«&  des  Tabaks  zugleich  mit  far 
Palver.  Die  ErnennuTicr  bccondon  r  Pulverdebitantcn  erfoJpt  durrli  den  rräfecten. 
Die  Zalil  der  Debitanten  war  lät)9  (ohne  Eläass-Lothdogeo)  '^.642,  ISbä  1U,079.  Die 
Provision  der  DeUtanten  betrSgt  beim  Jagdpulyer  1.20,  meist  0.60  Pres.  p.  Kfl.,  Minen- 
pulvcr  darf  nur  von  solchen  Debitanten  veiLaiift  wcrdtn,  die  dazu  eine  oigi^nn  Er- 
mächtigung des  Präfecteu  haben,  und  auch  dann  nur  auf  Grund  eines  Gcrüücats  des 
Maiieü  oder  des  leitenden  IngcnieOTs  hinsichtlich  der  Verwendung.  Die  Preise  dieses 
PoWers  sind  fllr  Debitanten  und  Consumenten  jetzt  dieselben.  Die  Verkäufe  von 
Pulver  erfolgen  vorschriftsmassig  in  Behältern  und  Mengen,  welche  für  die  verschie- 
denen Sorten  verschieden  sind.  —  Mancherlei  sicherheitspolizcilichc  Vorschriften  be- 
stehen natarlich  far  die  Aufbewahrung  und  den  Transport  Ton  Pulver.  In  unruhigen 
Zeiten  können  die  Präf'N  ton  den  Verkauf  von  Prdror  ganz  vorbieten,  die  Vorräthe 
der  Debitanten  cinzielien  oder  den  Verkauf  auf  Dcbite  in  den  Hauptorten  der  Arron- 
dissements  besehrtniien  und  ihn  an  speciellc  I]rmachtigun|^  der  Käufer  knüpfen.  Die 
Dtdntnntfn  tinterliogen  der  stcucramtliLln'ii  \  W\ir  und  im  Princip  dem  l'v<m(  ici'.  S. 
darüber  und  Uber  das  auch  hier  umfangreiche  Detail  des  Yerwaltungsrechts  Olibo, 
t.  B.  ir,  501. 

Salpeterfabrikanten,  \V(drhe  aussorlialb  dorPozirke  dor  sfaailichon Salpefer- 
fabriken  ihr  Geschäft  treiben,  sind  licenzpflichtig  (25  Frcs.).  Solcher  gibt  es  aber 
seit  Jahren  nnr  3»5. 

e)  Die  St  ruf  audio  hu  ufjjen  sind  auf  diesem  Gebiefe  mehr- 
fach besonders  scharf,  was  sich  aus  der  Verknüpfung  sicbcrheits- 
polizeilicher  mit  den  fiscalischen  Interessen  zur  GenUgc  erklärt. 
Namentlich  wird  in  einigen  wichtigeren  Fällen  mit  To nf i scation 
der  Objecte  und  mit  G  e  1  d  «  t  r  a  1  e  n  (1  e  f  ä  n  g  n  i  s  s  s  t  r  a  f  e  verbunden. 
Zur  Aufspürung  von  Contraventionen  dienen  hier  in  besonderem 
Maasse  Prämien  der  Ergreifen  Eigene  Anzeigepflichten  über 
Pulvervorräthe  bestehen  itir  ankommende  Schiffe.  Die  frUher  auch 
hier  zulässige  Vereinbarung  der  Steuerbehörde  in  Bezug  auf 
Coniiscation  und  Geldstrafen  Uber  Abfindnn<:^s8nmmen  hat  seit 
1851  zu  Gunsten  steter  geriehtlicher  Entscheidung  aufgehört 

S.  bes.  Ges.  r.  Fnict.V,  Art  2?--3l/96,  Ges.  r.  28.  Apr.  1S16  Art.  222—223, 

Ges.  v.  24.  Mai  1S34  Art.  2—4.  (^«.  v.  25.  Juni  P^H  Art.  i»5.  Olibo  II,  469  ff., 
501 — 514.  Block,  dict.  Art.  poüdres  Nr.  15 — 21.  Beispiele:  bei  uncrlaabtcr  Pulvcr- 
fabrikation  Geldstrafe  ron  3000  Frcs.,  Gonfiscation  des  Pnkers  und  der  GerStlie 
und  Stoife  zur  Herstellung;  Einspenunir  d-  r  Ijeschaftiglen  Arbeiter  auf  IMonaf. 
beim  liückfall  auf  1  Jahr;  Vs  der  Geldstrafen  an  den  Denuncianten.  Bei  unerlaubtem 
Verltauf  300—1000  Frcs.  nnd  GefSngniss  von  1  Monat  bis  2  Jahren,  letztere  Strafe 
auch  bei  unerlaubtem  Besitz  von  Kriegs-  oder  Armeepulver  oder  bei  Besitz  von 
mehr  als  2  Kil.  anderem  Pulver,  neben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Handelsschiffe, 
welche  nicht  binnen  24  Stunden  nach  Ankunft  ihre  Pulvervorräthe  angemeldet  haben, 
laufen  600  Frcs.  Geldstrafe.   Verbotene  PulFereiu fuhr  ins  Staatsgebiet  unterliegt 
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aosser  Confiscation  dos  Pulvera  UDd  der  Transportmittel  einer  Strafe  von  20.44  Frcs. 
p.  Kil.  Pnlver;  Mei  Einfuhr  zur  See  dem  doppelten  Satze.  Die  Ergreif erantheile 
richten  sich  z.  Tb,  iwch  der  Zahl  der  arretirten  Contravenientcn  {15  Pres.  p.  Xopf) 
und  nach  der  Menge  des  bescblagaahmten  Pnlvera  (3  Frcs.  p.  Kit.). 


y.  Das  Streich-  oder  ZandhOlzchen^Monopol. 
(Monopole  des  aUamettes.) 

Gesetzffchnng-.  Erste  Einführung  einer  Steuer  durch  Gch.  v.  4.  Sept.  1871, 
Art.  3—3,  dazu  Austuliiuiigadecret  v.  2i».  Nov.  IbTl.  Taiiiänderang  durch  lies.  v. 
22.JaD.  1672,  Art.  4.  Decret  v.  29.  Febr.  1S72.  —  Errichtung  des  Monopol«  dnreh 
Ges.  V.  2.  AuiT.  1ST2  ;  in  \it.  ri  dieses  Gesetzes  "FrUärung  der  An^ernibarlcoit  Jor 
Expropriations-Orundsätze  des  Ges.  vom  3.  Mai  lb41.  OeÜenÜ.  Zuschlag  Ittr  die  Ver- 
pachtnnir  des  Konq»ols  an  eine  Gesellschaft  am  12.  Oet.  1872,  nach  Lastenheft  r. 
5.  Sept.  1ST2     Velm-  die  Dorchfühning  der  Expropriation  finanzmin.  Circular  v. 

Nor.  1^72  an  die  Präfectcn.  ües.  r.  15.  März  1873  Uber  die  AnsUbung  des 
Monopob  nnd  den  Verkaof  der  StreicliliSizelien.  Doer.  r.  90.  Dec  1874  betr  Er- 
mächtigung der  conressiiiiiirton  Monopolgesell><  liaft  zum  Verkauf  von  Luxnsstreieh- 
hölzchen  und  Tarif  dafür.  Vertrag  zwischen  dem  Finanzminister  und  der  concess. 
Monopolgesellschaft  vom  11.  Dec.  1S74.  Oes.  v.  28.  Jan.  1875  betr.  das  Monopol 
(in  Art.  8  Erklärung  der  AnwiMidlKukcit  der  Onterschleif  bei  Tabak  betreffendeo  Be- 
stimmungen dor  Art.  222  iiikI  22:}  iles  Ges.  v.  2S.  Air,  ISIO  auf  Contraventiouen 
gegen  Gesetze  und  Dccrefe  betr.  das  Sticicliliülzuln  i»-Muuopol).  Decr.  v.  I.  Febr. 
1ST5  betr.  Verkaufspreise  gewisser  Luxushülzchen.  Ges.  v.  2S.  Juli  1875  betr.  Unter^ 
drlickung  von  Untcrschleifcn  (Anwendbarkeit  der  Art.  217.  218,  237  des  Ges.  y. 
28.  Apr.  1816).  Decr.  v.  10.  Aug.  1^75.  Nene  Verpachtung  des  Monopols  r.  1885 
an,  Zuschlag  Ang.  1884,  nach  Lastenheft,  mit  Tarif,  rom  7.  Joli  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  181 — 185.  Block,  dict..  Art.  allumettes  chimiqucs, 
auch  suppl.  g.'nor.  p,  19  (Vortrag  v.  1884V  Say,  ilict.  ders.  Artilcel.  Olibo  III, 
.S45 — S9:t  (Gesetze,  Dccrete,  Lastenheft,  Pachtvertrug  im  Wortlaut,  mit  2\c>ten.  auch 
>]at.sclicidung  der  Streitfragen).  Di  jcan,  code,  die  einzelnen  Gesetze  (mit  Noten). 
Bull.  XVI,  639  If.  (Erneneruni;  <]■  >  Vortrairs,  ]ss\,  Lastenheft),  v.  Kaufmann 
S.  541 — 550  (ein  vorzuglicher,  reichhaltiger  Abschnitt,  Auszüge  aas  den  Motiven,  Ver- 
handlungen, bes.  aber  die  Streitigkeiten  zwischen  Pachtgesellschaft  nnd  Staat,  worauf 
hier,  unter  Hinweis  auf  Katirnianu's  Darstell'jii;^-.  nicht  näher  eingegangen  wird;  s. 
darüber  auch  Say,  dict.  p.  12b.  —  Mathieu-Bodut  I,  41,  84,  148,  30S,  313.  — 
Tarif  (neuer  r.  1885)  im  Bull.  XYL  532  und  in  den  oben  genannten  Gesetzen  und 
Dccroten.  —  Statistisches  bei  r.  Kaufmann.  Fanre  p.  130  (E^ag  f.  d.  Staat), 
Bericht  Uber  indirectc  Steuern. 

§.300.  1.  Im  Allgemeinen.  Einführung  einer  Steuer. 
Die  Besteuerung  der  8trei  ch  hölzchen  bietet  nach  drei  Seiten 
ein  besonderes  Interesse,  eionial  als  neue  VerbranchBsteuer 
anf  einen  wichtigen,  ja  unentbehrlichen  Consnmartikel, 
Bodann  weil  man  sich  Teranlasst  gesehen  hat,  die  erst  im  Jahre  1871 
eingeführte  neue  Steuer  schon  im  folgenden  Jahre  wesentlich  ans 
stenerteehniBchen  Gründen  in  die  M  o  n  o  p  o  1  f o  r  m  binttber  zn  fahren ; 
endlieh  weil  man  das  Monopol  an  eine  Finanzgesellsehaft  ver- 
pachtet hat. 

Beides  Letztere  Haassregeln,  welche  den  Grandsätzen  modemer 
französischer  Finanzpolitik  widersprechen ,  denn  bei  Tabak  und 
Palver  handelte  es  sich  doch  um  alte  Monopole,  fttr  welche  in  einem 
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Falle  auch  eminent  wichtige  Finanzinteressen,  inoi  anderen,  der  An- 
nahme nach,  Sicherheitsioteressen  sich  geltend  machten.  Bei  den 
Streichhölzchen  war  erst  ein  neues  Monopol  einer  einmnl  he- 
'  stehenden  und  entwickeltenPmatindnstriegegentlher  einzuführen, 
nachdem  schon  die  Besteuerung  dieses  Artikels  erheblichen  Bedenken 
begegnet  war.  Und  vollends  die  Verpachtung  dieses  Monopols, 
die  damit  Yerbnndene  Nothwendigkeit,  Private rganen  wichtige 
Gontrolrechte  zn  gewähren,  war  eine  mehr  an  die  bernfenen 
Zeiten  der  fermiers  des  aneien  regime  erinnernde  Massregel,  die 
dennoch  —  nicht  nnr  beliebt  wurde,  sondern  sich  einbttrgerte  und 
wenigstens  bis  jetzt  bestehen  geblieben  ist  Das  Ganze  ein  neues 
Beispiel  y  dass  man  auf  diesem  Gebiete  mit  Generalisationen,  wie 
„die  und  die  Einrichtung  gehört  definitiv  nur  der  und  der  finanz- 
geschichtlichen Epoche  an",  vorsichtig  sein  muss.  Mindestens  heisst 
es  auch  hier:  „keine  Regel  ohne  Ausnahme'^  Ob  eine  solche  Aus- 
nahme im  concreten  Falle  Platz  greifen  soll  und  in  unserem  Bei- 
spiel berechtigt  war,  darüber  gehen  dann  freilieh  die  Meinungen 
wieder  leicht  auseinander. 

Die  Einfülivung'  einer  Verbrauchs-  oder  Fabrikations- 
steuer ant'Streicbbölzciien  geholt  zu  jener  Keibe  von  Besteiieriings- 
massregeln,  zu  denen  man  naeb  dem  deiitseben  Kriege  in  Frank- 
reicb,  gezwungen  durcb  die  I manznoth  der  Zeit  und  um  die  Steuerlast 
einigermassen  auf  verscbieüene  Objecte  zu  vertheilen,  griff.  Die 
neue  Steuer  bildete  speciell  ein  Glied  in  der  Reibe  der  „neuen 
kleinen  Steuern",  welche  oben  bereits  besprochen  worden  sind 
(§.  274—282).  Nur  ihre  spätere  HinUberlUbrung  in  die  Monnpol- 
forrn  ist  der  äussere  ürund  dafür,  dass  sie  erst  hier  zur  Darsteiluog 
konittit  fS.  Gyo). 

Eine  solche  Streichhölzcbenstcuer  war  aber  kein  gauz  neues 
Steuerproject.  Man  hatte  vielmehr  schon  früher  unter  Napoleon  III. 
einmal  an  sie  gedacht  und  damals,  1860 — 62,  auch  Seitens  der 
Finansverwaltnng  mittelst  einer  eigenen  Enquete  Material  Uber  die 
Lage  dejf  betreffenden  Industrie  gesammelt.  Die  Wahrnehmung  des 
ausserordentlichen  Preis  auf  schlags,  den  der  Artikel  durcb 
den  Zwischenhandel  auf  dem  Wege  vom  ersten  Producenten  bis 
zum  Consumenten  eri'ahre,  von  200  7o  und  vielleicht  noch  mehr, 
und  die  Beobachtung  der  grossen  Feuersgefahr,  die  durch  den 
Missbranch  mit  dem  gleichwohl  selbst  im  Kleinhandel  noch  so  wohl- 
feilen  Artikel  henrorgerufen  werde,  hatten  schon  yordem  die  Idee 
einer  Zllndhblzchensteaer  auftauchen  lassen. 
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S.  Olibo  III,  346.  üm  1S62  schätzte  mau  —  wohl  zu  hoch  —  die  Pioductiou 
▼on  Streichhölzchen  jeder  Art  auf  50  Milliarden  Stück,  im  Gevicht  von  1 1  MUI.  KU., 
zu  einem  Fabrikationskosten-Aufwand  von  9,  einem  En-gros-Proise  von  J !  und  einem 
Detail-Preise  von  2fi  Mill.  Frcs.  Also  ein  „Zwischengewinn"  von  17  Mill.  Frcs.  oder 
ISS"/««  i^ic  ^ahl  der  l'abriken  von  einiger  Bedeutung  war  c.  150,  ansieideui  au 
1000  kleine  Hausindustriebetriebe  uit  Vertrieb  der  Waarc  durch  Gdportage  der  Pio- 
dacentea  selbst.  Ein-  aud  Aosfohc  glichen  sich  ongefähi  ans. 

Bei  der  Nenardnang  der  Finanxen  na«b  dem  Kriege  eraehien 
denn  aneh  dies  Stenerproject  neben  den  zahlreichen  anderen ,  zu 
denen  die  Finanzlage  drängte,  alshald  auf  der  Bildfläche  nnd  wurde, 
trotz  mehrfacher  Opposition  nnd  princlpieller  wie  practiseher  Be- 
denken zum  Gesetz  erhohen  (Gesetz  y.  4.  Sept  1871). 

Es  wurde  TOraemlich  mit  den  beiden  gcuaunten  Gründen  motivirt,  wozu  dann 
Ausschlag  gebcud  noch  die  weitere  Erwägung  kam,  dass  der  Artikel  ebenso  f^ut,  wie 
mancher  andere,  damals  besteuerte,  i-iiie  Steuer  ertrag-en  kSmic.  Dem  spp.cieücn  principielleu 
BcdeokcD,  duää  es  sich  hier  um  eintju  Artikel  u oth wendigsten  Bedürfnisses 
handle,  begegnete  mau  mit  dem  freilich  sich  eigentlich  aufhebenden  Doppeleinvand, 
dass  eine  massige  Steuer,  wie  sie  geplant  werde,  iIlu  Gegenstand  s^^ar  nirht  sehr  vcr- 
theuern  werde,  da  sie  wesentlich  vom  grossen  Gewinn  des  Zwischenhandels  getragen 
Verden  werde,  auch  die  Vertheilnng  der  Gonsamtion  auf  die  ganze  BerOlkeruttg  die 
Steuer  für  den  einzelnen  Cousumenten  kaum  fühlbar  machen  k'inne.  anderseits  aber 
eine  Yertheucrung  des  Artikels  fUr  den  Goasumenten  aus  allgemeinen  Gründen 
erwünscht  sei,  um  den  gef&hrlichen  Missbrauch  zu  erschweren  und  so  Peuersgefahren 
zu  vermindern.  Ein  (ieiiehtspunkt ,  «ler  seit  .Taliren  vielfach  durch  die  Generalrätho 
vertreten  worden  war:  die  „legalen  Vertreter  der  BevöllLerung  hätten  so  zu  dieser 
Steuer  selbst  die  Initiative  ergriffen",  —  Ueber  die  lablreichen  sonstigen  Steuer- 
projectc  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  s.  bes,  Amagat,  z.  B  p.  \<\S.  Erst  bei  der 
Wardii^ung  der  Finanzlag-e  nach  dem  Krief!:«,  wie  sie  in  solclien  Frojecteri  hervortritt, 
wird  man  dem  eiu/.eluou  rcaliäirteu  Fioject,  mag  es  auch  bottat  Beduukea  genug  bieten, 
gerecht  werden. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  4,  Sept.  1871  neu  eingeführte  ^Steuer 
wurde  in  den  üblichen  Formen  der  französischen  indirecten 
Verbrauclisstenern  bei  „jjrivatwirthschattlicher  Productionsweise" 
eingerichtet.  Daran  knüpften  sich  einige  besondere  Normen 
nach  der  specifiscben  Natur  einer  ZUndhölzchen-Bestcuerung  an. 

Dnhrr  Licenzpflicht  (20  Frcs.)  der  Fabrikanten  wie  der  mit  Fa"brikautcnrecht 
versehenen  Grossbändier  und  Commissiouäre ,  Declarationspilicht  Uber  Art  und 
Dmfang  der  Fabrikation,  ebenso  der  Gross-  «md  Kleinblndler  in  Betreff  ihres  Ge- 
schäfts. Unterstellung  der  Fabriken  und  Dcbite  unter  die  Controle  der  Beamten  der 
indirecten  Steuern  (Form  des  exercice),  eutsprechendo  Straf  bestimmungen  u.  s.  w. 
S.  bes.  Ges.  y.  4.  Sept  1871  Arta— Reglern.  f.  t9.No?.  1871  (Dejean,  p.  95fF.). 

FUr  das  steuerpflichtige  Object  „allumettes  chimiques"  wurde  eine  „Legal- 
definition  gcs^cben:  „alle  Objecto,  welche  mit  Ztlndstoff  versehen  (amorc4is)  oder 
derartig  präparirt  sind,  dass  sie  sich  durch  iieibung  (frottement)  oder  durch  jedes 
andere  Mittel,  als  directe  Berahroog  mit  einem  in  Brand  befindlichen  Gegenstand  ent- 
flammen oder  Feuer  herTorbringen  können**  (Ges.  v.  1871  Art.  3). 

Der  Tarif  wurde  bUchsen-  oder  parketweise,  nach  der  Zahl  der  Hölz- 
chen, bestimmt,  für  die  gewöhnliche  Waarc  Typenmengen,  in  denen  sie  nur 
in  den  Handel  kommen  durfte  (50,  100,  200,  500,  1000),  festgestellt  und  verordnet, 
dass  alle  inlandischen  oder  importirten  Hölzchen  nur  in  g-esc hlosscnen  Büchsen 
oder  Packeten,  bekleidet  mit  gestempelten,  die  bteuurzahluug  coustatirenden 
Vign«ftttn  cironlkcn  und  zum  Yerkanf  kommen  dOiften  (gen.  Ges.  Art  4).  Der 
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Tarif  war  zuerst  —  für  OTdinSre  Waare  in  Holz  f«fen  den  Entwurf  etwas  ermllssigt 

 Cent,  für  Büobsen  von  50  Stück  und  darunter,  3  C^-nt.  für  51 — 100,  je  rUycnt. 

f.  je  KH)  in  grösserfii  Büclisen  oder  Päckchen  für  Waare  in  Holz;  für  feinere  Waare 
aus  anderen  Stoffen  als  Holz  (Wachs  u.  s.  w.)  10  Cent.  f.  je  100  Stück.  Das  Ges. 
T.  22.  Juni  1872  erhöhte  den  Satz  für  Waare  in  Holz  auf  4  Cent,  für  y^.  li»0  Stttck 
und  darunter.  Die  Steuipelvignctt-^n  mnssten  nnrh  Decr.  v.  '2*).  Vohr.  1S72  von  <h'n 
Fabrikanten  selbst  auf  ihre  Kosten  angebracht  werden,  während  ihnen  iu  diesem  Falle 
zaerat  «ine  Pmisioii  gewährt  worden  war  —  Ausdrücklich  truj?  auch  hier  impor- 
tirte  Waare  noch  neben  dem  Einp:anc:8Zoll  die  iniiere  Vcr^raurhsstcucr  (Oes.  v. 
4.  Sept.  1871  Art.  'i)  und  unterlag  dieselbe  dauu  auch  dem  Markirungszwang.  Export- 
waare  war  steveifrei. 

In  der  Praxis  bewährte  sich  diese  Besteuerung  jedoch 
nicht  sonderlich.  Der  Ertrag  blieb  namentlich  hinter  der 
Erwartung  zurtlck. 

Statt  15Mill.  erhielt  mau  nur  5— 6  Mill.  (genau  in  1S72  5,972,000  Frcs.).  Die 
zahlreichen  und  zcr»tr- ut  liegenden  Fabriken  waren  schwer  ordentlich  zu  beaufsichtigen, 
die  Fabrilanten  klagten  dennoch ,  da  die  geheime  Fabrikation  bei  dem  Artikel  nicht 
genügend  zu  verliiiten.  duhsT  der  Unterschlfif  gross  war  Dio  Klagen  über  die  Feuers- 
gefahr blieben  die  alten.  Den  Cuusuuienien  aber  wurde  uuerivartet  ganz  übermässig 
die  Waare  seit  Einf&hrong  der  Steuer  verthenert,  indem  der  Detailpreis  trotz  der 
schon  bisher  grob^cn  Gewinne  des  Zwischenhandels  nicht  blos'-  um  ?,  -  l  frut.  f.  100  Stück, 
sondern  um  5,  10,  selbst  15  Cent  stieg.  „Das  Publicum  zahlte  so  fast  20  Mill.  Frcs. 
mehr,  als  es  beim  Monopol  zahlen  warde."  (S.  die  Kote  bei  Dojean,  code  p.  252.) 

Auch  wenn  diese  Beschwerden  nicht  Ubertrieben  grewesen  sein 
sollten,  kann  man  ihre  volle  Beweiskraft  freilich  doch  bezweifeln, 
weil  die  ."Steuer  kein  ganzes  Jahr  ordenilieh  in  Gana'  war  und  sich 
doch  Manches  bei  längerem  Be^^tehcn  g^ebessert  haben  möchte.  Den 
Consum,  und  damit  die  Ertragsfähi^^keit  der  Steuer  hat  man  über- 
haupt etwas  überschätzt,  wie  auch  iu  der  Folgezeit  beim  Monopol 
sich  zeigte. 

Diese  „Erfahrungen''  fahrten  aber  dazu,  dass  der  bereits  an- 
fänglich aufgetanohte  Gedanl^e,  die  Steuer  in  Monopol  form  ein- 
zurichten, schon  im  Sommer  1872,  noeh  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  ersten  Einführung  der  Steuer,  durch  ein  neues  Gesetz 
(vom  2.  Aug.  1872}  verwirlLlicht  wurde:  ein,  wenn  gerechtfertigtes 
oder  selbst  nothwendiges,  so  doch  auffallend  sehnelies  Vorgehen  mit 
einer  auch  principiell  so  wichtigen  Massrc  <^el,  noch  boTor  die  bis- 
herige Stenerform  sich  wegen  der  Kürze  der  Zeit,  in  der  sie  in 
Geltung  stand,  überhaupt  nur  hätte  genügend  bewähren  können. 

§.  301 .  2.  D  a s  M  0  u  <i  ])  o  1.  Die  Begründung  des  einzuführen- 
den Monopols  stützte  sicli  auf  die  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Pnncte.  Das  Co  ns  u m  e n t  c  n in ter es se,  nicht  nur  was  den  Preis, 
sondern  auch  was  die  Qualität  des  Artikels  anlangt,  spielte  dabei 
eine  bemcrkenswerthe  Bolle.  Den  Aussehlag  gab  aber  doch  das 
Finanzbedttrfniss  und  die  Annahme,  dass  dessen  Deckung  IKlr 
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den  von  der  iSteuer  verauscblagten  Ertrag  von  mindestens  15  Mill. 
Frcs.  gerade  bei  diesem  Artikel|  nach  dessen  eigcnthüm- 
liehen  Produetion  sb  cd  ingungen,  nnr  durch  das  Mono- 
pol gentlgend  gesichert  werden  könne.  Diese  Erwägungen  siegten 
ttber  die  allgemeinen  Bedenken  und  über  eine  lebhailke  Opposition, 
welche  sich  gegen  die  Monopole  Überhaupt  und  gegen  das  beab- 
siehtigte  speciell  richteten,  wobei  die  Kosten  der  Expropriation  der 
bestehenden  Privatfabriken  nnd  die  Unmögliehkeit^  der  geheimen 
Fabrikation  überhaupt  Herr  zu  werden,  auch  als  finanzielle  Be- 
denken festgehalten  wnrden.  Der  Hauptinhalt  des  massgebenden 
Gesetzes     2.  Ang.  1872  ist  der  folgende. 

Von  dor  Vcröftcntlioliung  des  Gesetzes  an  wurde  „Ankauf,  Faljiikatiou  und  \'cr- 
kauf  von  Streichhölzeben  (allumcttes  cliiuiiques)  im  ganzen  Staatsgebiete  ausschliesslich 
dein  Staate  tlber?ntf>:err'  Art.  1).  Der  Finanzminister  wurde  ermächtigt,  dies  Monopril 
entweder  direct  durch  die  Verwaltung  der  Staatsmanufacturen  auszubeuten  oder  im 
Wege  Öffentlichen  Zuschlags  oder  nach  gegenseitiger  Debcrcinkunft  {k  l'amiable)  eine 
Concession  für  die  Ausbeutung  des  Monopols  zu  erthcilen  ^Art.  2).  Zur  Si  hafrung 
des  freieu  Bodens  für  das  Monopol  sollte  die  Expropriation  der  bestehenden 
Fabriken  eintreten,  alsdann  nach  den  Bedingungen  des  Gesetzes  rom  3.  Mai  1843. 
Dil'  t  rfurdcrlicho  Enf^>(  li  iiligungssumuie  sollte  der  riiianzminister  vorschiessen  dürfen 
und  mittelst  Vorwegualuiio  aus  dem  Monopolertraj^  wieder  einziehen  (geu.  (ies.  Art.  1). 
Doch  wies  der  Finanzminister  die  PrAfecten  in  einem  Gircalar  vom  S.  TSoj.  1872 
(.bei  Dcjean,  code  p,  25*0  selbst  darauf  hin,  dass  häufig  das  Interesse  des  Fiscus 
und  der  Industriellen  in  der  \'crnii:idting  der  Expropriation  üherrinstimme ,  (1:»1iit 
dann  besser  an  deren  Stelle  v ci tragbmässige  Feststellung  der  Eiitscliatli^^uii^ 
treten  werde.  Nur  konnte  der  Fabrikant  seinerseits  immer  Expropriation  verlangen. 
Das  Gesetz  v.  1872  stellte  ferner  Maxima  der  Verkaufspreise  dir  Streiclihrd/chcn 
nach  Sorten  auf:  Waare  in  Holz  p.  Kil.  l''rcä.,  Büchse  von  150  iO,  von  60  8tuck 
5  Cent,  mit  erlaubter  Fehloi^rcn7e  (toldrance)  von  lO*/«,  Waare  in  Wachs  10  Cent, 
für  Schaclitelii  von  10,  mit  glcichr  r  Fehlergrenze  (Art.  4).  Im  Falle  di  r  \'rrpaclitmig 
der  Steuer  sollten  die  huanzielleii  Abmachungen  der  Bestätigung  der  Kaüonal?cn>amm- 
Inng  bedttrfen  (Art.  3).  Bei  jeder  Art  der  Ansbeotung  des  Monopols  sollten  Einfuhr, 
Circulation  und  Vi  rLiuf  der  Streichhö!7rhen  iiiiter  dem  Kegime  und  unti  r  di  ii  Straf- 
bestimmungen der  Steuergesi  t/L  v.  4.  Sept.  Ibil  u.  22.  Jan.  1^72  verblcil)i  ii   Art.  H). 

Eigenthümlicber  Weise  und  rein  sachlich  nieht  recht  erklürlich 
entsehied  sieh  der  Finanzmioister  für  die  Verpachtung  des  Mono- 
pols an  eine  Actienge Seilschaft,  nielit  fOr  den  Eigenbetrieb. 

Da  die  beiden  anderen  Monopole  in  eigener  Begio  zofriedenstcllend  rerwaltet 

wurden,  damals  noch  lieide  durch  die  „Directlon  der  Staatsmanufacturon",  welche  die 
Oonsumaiiikel  fabricirto  (S  720),  so  hätte  es,  sollte  man  meiueu,  vollends  nahe  gelegen, 
das  neue  Monopol  ebenfalls  in  die  Eigcnverwaltuug  zu  nehmen.  Die  ökonomisch- 
technischen  Aufgaben  waren  nicht  besonders  schwierig,  jedenfalls  leichter  als  bei  den 
zwei  anderen  "Monopolen,  die  Prodtictioa  Hess  ^ich  nur  zu  ihrem  Yortlicil  auf  weniire 
Hauptfabriken  couceatiiien,  was  die  eigene  Kegie  vollends  leibtllll>;sla^li^•  macheu 
niusstc  und  von  der  Pachtgesellschafk  gleicbfiaüs  durchgeführt  wurde.  l>er  Vertrieb 
der  Waare  koiiiitr  drn  Tabakiii^hitanten ,  aber,  um  den  Artikel  iioi  h  allgemeiner  und 
bcciuemer  den  Cousumeuteu  zugänglich  zu  machen,  auch  anderen  l:'rivatdetaillibteu, 
wie  es  Seitens  der  PachtgescUschall  denn  auch  geschehen  ist.  Oberlassen  werde». 
Den  Schwierigkeiten  der  Eejrelunf^  des  Pacbtwc.-:ens.  w.  lclie  bald  licrvortreten  sollten, 
und  den  missUchen  Consequeuzcu,  8teucrpächtcru  und  deren  C)rgauuu  weitgehende  und 
odiOse  Coutroliechte  za  ttbertiagen,  wire  man  entgangen.  Aber  alleidiiigs  h&tte  der 
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Fisrds  von  voriihereiu  das  Kisico  des  Monopols,  das  sich  doch  nicht  genau  vor- 
aubcbiagen  liess,  tragen  and  möglicher  Weise,  wenigstens  ia  den  ersten  Jahreu,  mii 
oincm  niedrigeren  Reinertrag  «ich  hci^iiügen  müssen,  als  der  war,  wclcheft  der  Pacht- 
srhilütiir  der  Gesellschaft  \'er')Ur>;tc.  Es  scheint,  dass  diese  finanziellen  Kuck- 
sichtcn,  neben  etwa  mitsprechenden  politischen  Momenten,  fUr  die  Verpachtung  den 
Ausschlag  gaben.  Ob  ait  Beeilt,  mochte  ich  dahin  stehen  lassen. 

Der  Geßellschaft  wurde  durch  öffentlichen  Zuschlag  nach  dem 
Meistgebot  autXlrund  der  Bedingungen  eines  „Lastenhclts"  vor  drei 
anderen  Bewerbern  das  Monopol  auf  /unächst  20  Jahre  überlassen, 
vorbehaltlich  beiderseitigen  Kiindiguugsrechts  am  Ende  jeder  IödI- 
jäbrigeu  Periode  immer  ein  Jahr  zuvor. 

Sic  liilJetc  sich  mit  einem  Capital  von  40  Mill.  Frcs. ,  hatte  10  Mill.  Frcs. 
Gauüou  zu  stellen  und  jährlich,  solange  der  Consum  im  Mouopolgebiete  4Ü  AlÜliardeu 
Stttck  Streichhölzchen  im  Jahre  nicht  ttborsteigen  wurde,  16,030,000  Frcs.  Pachtsnmme 
zu  entrichten,  für  den  höheren  Verbrauch  einen  verhaltnissmässigen  Betrag;  für  die 
exportirten  Hölzchen,  die  nur  in  besonderen,  von  den  für  den  heimischen  Cousum 
arbeitenden  ganz  getrennten  Anstalten  fabricirt  werden  durften,  1.6  Centimes  für 
1000  Stück  aus  Holz,  9  GMit.  für  1000  aus  Wachs.  Die  üesellschaft  hatte  nach  ihrer 
Wahl  die  ihr  jmsscnden  vom  Staate  erworbenen  bisherigen  Privatfabriken  niieiif^celtlirh 
in  (jebrauch  zu  übcfnehuien  —  was  abci  nur  mit  9  (oder  11 V)  gcachcheu  i&t  — ,  aie 
in  siuteui  Zustande  /.u  erhalten  und  sie  in  solchem  seinerzeit  zurückzustellen.  Eventuell 
durften  von  ihr  2  neue  Fabriken  auf  Staatskosten  errichtet  werden  (bis  zum  Maximum 
v.  700,000  Frcs.  Kosten).  In  ähnlicher  Weise  ubernahm  die  Ueselhichaft  die  brauch- 
baren Geithe  u.  8.  w.;  ferner  schätzungsweise  die  vorhandenen  Matftrialien  nnd 
Fabrikate  flir  1,796,000  Frcs,).  Di*'  (josellscliaft  uinsste  >]>^)\  verbindlich  machen,  die 
Bedürfnisse  dos  Consums  genügend  zu  befriedigen,  die  für  den  Verkauf  bestimmteu 
Sorten-Typen  und  die  Maxiinatprcise  daftlr  worden  festgestellt.  Der  Ooncessionar 
durfte  Spccialagenten  vereidigen  lassen,  welche  dann  ermächtigt  waren,  Protokolle 
wegen  Verletzung  der  das  Monopol  betreticndcn  üesctzc  und  Reglements  aufzunehmen, 
mit  Boweiükraft  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils.  Er  konnte  in  diesen  Fällen  vor  wie 
nach  dem  Urtheil  sich  mit  den  Contravcnienten  abfinden.  Für  Verstösse  der  Gesell- 
schaft gfesfen  die  vertra^smassii^-en  Vcrpfliehtiintren  worden  Geldstrafen  angedroht ;  auch 
dem  Staat  das  Hecht  vorbchalien,  wenn  die  Bedürfnisse  der  Consumtiun  irgendwo 
nicht  treuügcnd  befriedigt  werden  sollten,  auf  Kosten  der  Gesellschaft  die  erforderliche 
Abhilfe  eintreten  zu  lassen.  Zweifel  h^A  der  Ausfiilmin?:  oder  Auslegung  des  Ver- 
trags (Lastenheftä)  waren  im  Verwaltungswege  vom  Fioanzministcr  zu  entscheideil, 
vorbehaltlich  Recnrs  an  den  Staatsratb.  (Das  Voraasgefaende  ans  dem  Lastenheft  v. 
5.  Sept.  1872,  bei  Olibo  III,  355—365;  das  Lastonheft  enthält  noch  manches  weitere 
Detail.  S.  auch  Ges.  v.  15.  März  1S73.) 

Eine  Schwierigkeit,  auf  welche  schon  bei  der  Feststellung  der 
Bedingungen  in  dem  Liistenhefte  hatle  Rücksicht  genommen  werden 
müssen,  lag  in  den  Verhältnissen  der  Einfuhr  ansländiseher 
Streichhölzehen. 

Li  Gonseqnenz  dos  Monopols  mnssto  diese  verboten  oder  nur  dem  Monopolisten 

selbst ,  bez.  der  ^lonopolpächterin  gestaltet  werden.  In  ersterer  Ilinsichf  liimkrten 
aber  die  Handelsverträge  wenigäteus  zunächst  noch.  £s  konnte  daher  unmittelbar 
nnr  ein  Verbot  der  Piirateinfnhr  ans  Staaten,  mit  denen  keine  solchen  Yertrige  be- 
standen, crfolg-en.  Ans  Vcrtragsstaaten  blieb  diese  Einfuhr  gestattet,  g'cg:en  den 
Zoll  und  eine  besondere  Steuer  von  4  Cent  für  Uolzwaarc,  5  Cent,  für  Wachshöhxhca 
p.  100  Sttt<^,  aber  nur  für  den  personlichen  Gebrauch,  bis  5  KU.  für  den  Bezieher 
in  einem  Jahre.  Verkauf  und  Colportago  wurden  verboten.  Die  importirtc  Waare 
musste  mit  Stempel  zum  Beweis  der  Gebührenzahlung  bekleidet  werden.  Kach  Ablauf 
der  Handelsverträge  wurden  Streichhölzer  nicht  mehr  in  die  neuen  Verträge  aul- 
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gonomuirn  unri  sind  seitdem  und  nach  dem  Tarif  v.  IS**!  fiir  Privateitifuhr  unbedingt 
verboten.  Die  MoQopolgcseiJächatt  daii  nur  mit  spccicllcr  EriuachtigUitg  dtis  Fiuauz- 
miaisters  «wlftodisclio  Waare  eioftahreii  (LastenheA  von  18T2  Art.  8,  Oos.  r>  IS.Mäiz 
IbTS  Art  S,  Ges.  t.  28.  Jan.  187d  Art.  2,  Olibo  III.  361,  Say,  dicL  p.  128). 

Besondere  unerwartete  Schwierigkeiten  traten  aber  durch  die 
Verzögerungen,  welche  der  Erwerb  der  Privatfabriken 
durch  den  Staat  erfuhr,  für  die  Ausführung  des  Vertrags  ein. 

Die  zwanzigjährige  Ooucessionsdaaer  sollte  vou  dem  Tage  au  laafeu,  vo  die 
Gesellschaft  die  ztir  Ansbeatan^  des  Monopols  bestimmten  Fabrfkcn  übemehmeD  würde. 

Der  Termin  hierfür  musste,  weil  sich  die  vollständii^e  AbwickUinu^  der  Expropriations- 
geschäfte hinauszog  und  man  bis  dahin  den  hRStnJuMHlen  Fabriken  den  (n'srhäftsbotrieb 
nicht  untersagen  konnte,  hh  1.  Oct.  1874  hiuau&geisrlioben  wiidcn,  von  wo  an  die 
Gesellschaft  daher  erst  mit  dem  Fabrikatiousmonopol  bekleidet  wurde.  Da  aber  auch 
nach  diesem  Tmnin  noch  Vorräthc  von  bisheri^r-n  Fitlmkün  im  Handel  wareu  und 
noch  nicht  büiort  ganz  ausgeschlosscu  werden  konnten,  wurde  iu  eiuem  neuen  Vertrag 
zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  vom  ll.Dec.  1874  (s.  denselben  bei  Olibo 
III,  36»»  ff.)  bestimmt,  dass  .  rst  der  1.  Januar  1S75  di  r  Termin  sein  sollte,  von  dem 
au  die  (icscUschai't  als  mit  dem  Monopol  ausgestattet  gelten  und  die  20Jährigc  Con- 
cessionsdaner  lanfeh  solle.  Der  nene  Vertrag  modificirte  aossordem  einige  andere 
I?(  sfivnniuiiirf  n  des  früheren.  Seine  finanziellen  Stipulationen  wurdtn  in  duini  Ges.  v. 
2b.  Jan.  ISTö  genehmigt,  fiis  1.  Jan.  1875  hauen  diu  Stroichhölzchcu  der  Gesell- 
schaft, ebenso  wie  die  der  bi8heri(^ett  Privatfabriken  die  Steuersätze  der  ft'Qberen 
Gesetze  zu  tragen.  Einige  Debcrgangsbestimmungcu  wurden  ebenfalls  noch  getroffen.  Die 
Bethciligung  des  Staats  an  di.'ui  Gewinn  aus  dem  Absatz  von  niobr  als  tO  Milliarden 
Stück  im  Inland  wurde  etwa*  anders  nonnirt,  waa  aber  keine  inactisLhc  Bedeutung 
eriangtc,  da  der  Vertrieb  diese  Uölic  nicht  erreichte  (Art.  6  d.  Vertr.  v.  1874).  Für 
das  erste  Qniii.iiunnium  wurde  der  Antheil  des  Staats  bei  cxpoitirter  Waarc  von  l.l> 
auf  U.S  Cent.  1.  lOUO  Stück  aus  Holz,  vou  U  auf  4  Cent,  für  1000  Stück  au:'  Wach^i 
herabgesetet 

So  erklärt  es  sich,  dass  die  Einnahme  aus  dem  Monopol  ct^t  vom  Jahre 
1*^75  an  ilue  volle  verirfigsmässiL'o  Hftlic  lUr  den  Staat  erreichte.  Iiis  dabin  war 
der  Eitiag  gewesen:  lb71  237i  Fn-ü..  1872  5,924,000,  1873  9,103,000,  1S74 
d,858.000  Pres.  1875  betrug  er  16.589.000  Fics.,  tlber  ' A,  Mill.  Frcs.  über  die  Vej- 
trn^ssumme.  was  vornemlich  aus  der  Ri^-ti  ucrtin^-  vdn  lif^tvorriUlien  7ii  Ende  1874 
herrührt.  Vou  da  an  bis  1SS4  liat  die  Einnahme  des  Staats  jährlich  zwischen  30OO 
und  185,000  Frcs.  mehr  als  die  stipnlirie  Summe  von  16.030,000  Frcs.  betragen,  iu 
Folfre  dcs  ^^.xpnris.  Die  Gesellscbnft  selh.^t  bat  freilich  in  don  orstfii  Jahren  zufresptzt, 
namentlich  weil  der  Absatz  weit  unter  der  Annahme  blieb.  Eine  Klage  auf  Ent- 
schftdigung,  welche  Seitens  der  Geselbtchaft  angestellt  wurde,  fiel  indessen  nicht  m 
Gunsten  der  letzteren  aus  (s.  v.  Kaufmann  S.  599). 

Zu  erwerben  bez.  citiziilAscn  und  eventuell  uiittelsl  K.vjaojiriation  waren  ^eprcn 
600  Fabriken,  davon  an  100  grössere  (v.  Kaufmann  S.  540).  Die  erforderliche 
Entscbädigungssamme  war  auf  22  Hill.  Frcs.  gescbUzt  worden,  erreichte  aber  schliess- 
licb  32.5  Mill,,  wovon  2  Mill.  für  Werk/eiige  n.  s.  w.,  Kohstoite,  F.ibrikate  (Bull  XVI, 
539).  Die  Schwierigkeit  für  die  volle  Durchführung  des  Monopohi  folgte  aus  den 
Bestimmungen  Uber  die  Expropriation  nach  dem  anzuwendenden  Ges.  v.  3.  Mai  1841. 
Danach  musste  der  zwangsweise  zu  enieigncndc  Eii^onthümer  im  Besitz  seiut^  Immohils 
und  demnach  im  Rechte  des  Betiiebs  —  unter  Verpliichtung  der  Steuerzahlung  — 
bis  zu  dem  Tage  bleiben,  wo  er  die  Entscbädigungssamme  gezahlt  erhielt.  Damit 
waren  Verzögerungen  unvcnn' idiich  geworden  und  es  zum  Thcil  den  Fabrikanten 
selbst  möglich  gemacht,  suli  h.'  herbei  zu  führen.  (S.  Circ.  d  Finan/ministers  v.  8.  Nov. 
1872,  bei  Dejean  p.  257).  Die  von  der  Pachtgesellschait  nicht  übernommenen  Ob- 
jecto sind  vom  Staate  grossentheils  wieder  verkauft  worden. 

Vor  Ablauf  der  zweiten  Quinquennialpcriode  hat  der  .Staat  von 
dem  vertragsmässigen  Rechte  der  Kündigung  der  Pacht  Gebrauch 
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gemacht,  nm  etwas  bessere  finanzielle  Bedingungen  zu  emelen,  was 
ihm  denn  auch  gelangen  ist. 

Sic  koniiteii  ibm  nach  10  Jahren  also  doch  gewährt  werden.  Die  alte  (jesell- 
srhaff  verpflichtete  sich  nämlich  in  •  incm  ncttori  Vertra<^c  statt  der  riuen 
l*»,üao,OUÜ  Frcü.  jäbilick  1  MUl.  uichr,  vom  tunfreii  Jahre  an  2  Mill.  mehr  zu  cut- 
richteo,  wobei  oar  die  besoodere  Beatilang'  for  exportirtc  Streichhölzchen  fortfiel. 
In  der  Deimtirtcnkainincr  wiinlc  tienri  atiolt  das  ^lunopol  beiztibehalten  beschlosseo, 
indem  sowohl  die  beantragte  Aufhebung  jeder  Steuer  ah>  die  ÜUclikchr  2U  freier 
Fabrtintion  mit  leichter  Veriuehraug  der  Stenern  abgelehnt  ward.  Doch  werde  eine 
Resolution  i^t  Hisst,  dass  das  Monopol  durch  Zusclilaff  vergebtn  w  rl' n  solle.  Ein 
«rüter  Verbuch  blieb  erfolglos,  alsdann  wurde  aber  die  „Ai4;emcine  iStrcichhölzchcii- 
Gesellschaft  für  Frankreich  und  das  Ausland**  coDcessiooirt,  fi)r  eine  jährliche  Zahlung 
an  den  Staat  von  17,010,0011  l'rcs. ,  zuzüglich  eines  Antheils  von  40°/o  vom  Erlöse 
aus  dem  Absätze,  wpl'  lier  auf  französ.  (Jt  liirte  .15  Milliarden  Stück  übersteigen  wurde. 
Die  besondere  Abgalt  tVir  liic  ausgcfulutcu  liukchen  wimic  aufgehoben,  der  Gesell- 
schaft zugleich  die  Hinfuhr  fremder  Hölzchen  unt«  i^agt.  Diese  Summe  von 
17,010,000  Frcs.  steht  seitdem,  «I.  h.  si  it  I^S5,  im  Etnt  itmi  in  d  n  Ertragsubei-sichtcn 
der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern.  Der  neue  \crtrag  lauft  auch  wieder  auf 
20  Jahre,  v.  1.  Jan.  an,  vorhehalllich  der  Aufkündigung  je  nach  5 jähr.  Perioden 
immi^r  ein  Jalir  \  (u  Ablauf  derselben.  Sonst  nur  kleine  Abänderungen  des  fraheren 
Vertrags  (s.  das  Lastcuhuft  v.  l'^*^!,  Bull.  XVI,  (»40  fl). 

Es  ist  demnach  lji<)]er  nicht  nur  die  Besteacruiig  derZtind- 
hdlxcheOi  sondern  auch  das  Monopol  iin<l  die  Verpachtung 
desselben  bestehen  geblieben.  Da  die  Rückkehr  zur  StenertVeiheit 
oder  auch  nur  zur  Besteaemng  unter  Freigabe  der  Fabrikation  nnd 
des  Verkaufs  nicht  bloss  erhebliche  finanzielle  Bedenken  hätte, 
welche  in  der  Lage  der  franzMschen  Finanzen  berücksichtigt 
werden  müssen,  sondern  auch  die  ganzen  früheren  Expropriations- 
massregeln zwecklos  werden  liessen,  ist  es  kaum  wahrscheinlich, 
dass  man  in  absehbarer  Zeit  wieder  zur  Aufgabe  des  ganzen  Monopols 
schreiten  wird,  —  falls  nicht  eine  ReToktion  einmal  wieder  einen 
allgemeinen  Umsturz  des  bestehenden  Steuersystems  mit  sich  führen 
sollte.  Eher  machte  anzunehmen  sein,  dass  man  über  kurz  oder 
lang  an  die  Stelle  der  Verpachtung  den  Selbstbetrieb^  die 
Regie  treten  lässt,  wozu  sich  nach  dem  Pachtvertrage  alle  5  Jahre 
von  1885  an  Gelegenheit  ergUhe.  Deun  Missliches  liegt  in  der 
Ausnutzung  eines  Moiioifols,  einer  Steuerquelle,  durch  Pächter, 
wenig.steiis  heutzutage ,  iuimer  leicht.  Das  hat  sich  in  den  ersten 
Jahren  der  früheren  Paehtperiode  wiederholt  und  uuaugeuehm  gezeigt. 

§.302.  3.  Ei nzelheiten  des  verpachteten  Monopols. 
Zur  Ergänzung  des  Voiansgehenden  sind  noch  folgende  Puncto  als 
bemerkeoswerth  hervorzuheben. 

a)  Es  besteht  die  Verpflichtung  für  die  Pacbtgesellschaft, 
für  alle  Anforderungen  des  Consums  Streichholzehen  von 
guter  Qualität  in  genügender  Weise  zu  fabrioiren  und 
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zum  Verkauf  zu  bringen:  ein  Pnnct  von  besonderer  prin- 
c  i  p  i  e  1 1  e  r  Bedeutung  zum  Vergleich  des  MonopolBystems  und  des- 
jenigen des  ,/reien  Verkehrs'*. 

Za  diesem  Zweck  sind  in  dem  dem  Pachtvcrtra;re  zu  (Jruiidc  lic2<'iidi'n  LastüD- 
licftc  g'cnau  fHo  Sortoi»,  Verkaufszn  Iii- Kinbeitcn  uiwl  <U''  .Maximaipreise  — 
unter  die  also  die  (JescUschaft  hiuuuter  geben  darf  —  festgestellt,  im  neuesten  Tarif 
von  1884  foIiirendenaasBen :  es  Verden  zwei  Haoptgattangen,  „raglements- 
mässig'o''  UM  1  I. (1  Tus-Streiclilii'tlzclic'n  unterscLieden.  Von  crsteren  kommon  in 
düu  Handel  b  „Typen",  nämlich  UohutUckcben  mit  ordinärem  Pbospbor  nach  dem 
^wicht  p.  Rfl.  (auf  1  KU.  mindestens  9500  StOcIc)  zu  2  Frcs.,  droieiloi  Packele  oder 
S(  haclitelii  (Iciscllien  Sorte  zu  500,  150,  üO  Sfiick  zu  30—10  -5  Cent.,  zweierlei 
Schachteln  von  Uolzwaatc  mit  amorphem  Phosplior  zu  100  und  50  Stück  zu  10  und 
5  Cent.,  WaclisstreichhöJzcbcn  mit  ordin.  und  amorplicm  Phosphor  zu  40  und  90  Stflek. 
jede  Schachtel  zu  10  Cent.  Die  Luxuswaare  zerfällt  in  5  Sorten,  von  denen  drei 
in  .'1  1  in  4,  1  in  1  Veikaufszahl- Einheiten  in  den  Handel  kommen  (Preis  z.  B.  für 
sog.  „schwedische"  1000  Stück  1.10  Krcs.,  Schachtel  mit  IJeiber  und  50  Stück 
10  Cent.).  Weitere  Sorten  Llixnswaarc  können  genehmiert  werden,  den  Preis  dafür 
setzt  ein  Decrcf  -1.  >  Pi'isirlenfoii  cIlt  Kopublik  fest.  In  lietrefi'  der  Stückzahl  ist  bei 
allen  Sorten  Uölzcbeu  eine  „Toleranz"  von  5 — 10"/«  zulässig,  die  aber  im  (iauzea 
liftchetcn»  27«  erreichen  darf  (9.  Ar*.  S  des  I^eohefls  v.  1881).  Die  frilhcren, 
wesentlich  ^Mcichen  Tarife,  so  im  I)frr.  v.  ."10.  I)oc.  1S74  und  1.  Febr.  1S75  f.  Luxus- 
waare. «.  B.  bei  Uübo  Ul,  372  11.,  Block,  dict.,  p.  1Ü4.  Dio  Packetc, 
Schachteln  n.  s,  w.  kommen  mit  bestimmten,  nach  den  Sorten  verschiedenen  Marken 
oder  Vignetten  in  den  Verivülii. 

Die  Verwaltung  der  indir.  Steuern  Uber  wacht  die  Qualität  der  Waare.  Zu 
dem  Behufe  worden  Muster  der  vorgeschriebenen  Sorten  bei  ihr  hinterlegt  (Art.  4 
des  Vrr        V.  1S74). 

Sie  liut  ausserdem  auch  das  I\i  <  lit.  alle  Fabriken  und  M^yazine  der  (JescUschaft, 
ihrer  Abnehmer  (d»iu:> -  traitanb)  und  der  Debitantcn  zu  controlircn,  die  Art  der 
Rechnungsführung  anzuordnen,  auch  die  Bucher  einzusehen  und  die  OrDsse  der 
Fabrikation  und  d  !s  Absatzes  zu  constatiren. 

Dio  schon  erwähnten  Strafandrohungen  (S.  7(34)  suchen  die  Innchaltung 
auch  alter  dieser  YerpfliGhtungen  zu  verbargen  (Art.  10  des  Lastcnhoftä  v.  1872). 

Für  den  A'isatz  ist  dann  das  (irlilct  in  Rc^-innon  .  in-' theill,  in  denen  die 
Gesellschaft  den  Vertrieb  an  „sous-traitanti"  ubcrgiebt,  weiche  wieder  die  Debitantcu 
versorgen.  Dio  leichte  Versorgung  der  Consomenten  wird  dadurch  gesichert,  dass 
gesetzlii  Ii  jedem  patentirten  Klein; (  ikäufer  auf  sein  Verlangen  dr.v  Dcbit  von 
StreicbUöUcheu  der  Monopolpächterin  und  zu  einem  für  alle  gleichen  Provisionssätze 
ttberlassen  werden  muss  (Ges.  v.  28.  Jan.  1875,  Art.  2.  s.  Olibo  HI,  371  Note).  Man 
wollte  so  alle  Kleinhändler  in  demselben  Verkaufsgebiei  vun  Sfandpuucte  der  freien 
Concurreiiz  atfs  in  die  ^Iciclic  T.ap^e  versetzen  — ,  aJloä  beaclUenswerthc  Pancte  für 
die  So  c  i  a  1  jj  ü  1  i  t  i  b  eil  e  Sl'üc  des  Müiuipols. 

h)  Die  Pachtgesellsclialt  betreibt  die  Fabrikation  und  den  Ver- 
kauf der  Streichhölzchen  auf  ihre  Rechnung  und  Gefahr. 
Aber  sie  ist  dafür  vom  Staate  auch  in  dem  ihr  übertragenen  Mono- 
polrechte zu  schlitzen. 

Zu  diesem  Holiiifc  liit  namentlich  dio  Finanzverwaltung  die  gesetzlichen 
Controlrechto,  Strafverfolgungen  und  Strafverhängungen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  auszuüben ,  bez.  zu  veranlassen.  Es  sind  auch ,  besonders  durch  dio 

Gesetze  vom  15.  März  1S73,  Art.  5,  28.  Jan.  1875,  Art.  3  und  2S.  Juli  Ist:»  wichtige 
Controlrechte  und  Straf bestimmuirjfMi  ztir  S'idierung  dci  Monopols, 
vüii  aiitkren  Steuergebicteu,  wie  dem  Tabalvuionopol,  aui'  die  analogeu  i  alle  des  neuen 
Mono}>ols  übertragen  oder  neu  erlassen  worden.  Und  auch  dio  Pachtgesellschaft  selbst 
darf  —  und  soll  —  in  g^wiss^m  Umfang  von  sich  aus  durch  ihr  eigenes 
Personal  Coutrolen  ausüben,  Goutiaveutioneu  verfolgen  und  Straf- 
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anträge  stell  r  n.  sowie  sich  über  Strafen  mit  den  Contravcnicnten  abfindea 
uad  die  Straf-  und  Abliudaugi>betrügo  eiuüebea,  zur  Hälfte  fUr  sich  selbst  (&  o.  S.  764 
Laslenhet't  r.  Ib72«  Art.  9«  mit  noch  n&heroii  Einzelbestimmuogen).  Ueber  die  gen. 
gesetzlichen  Norumn  s.  bes.  den  Commcntar  vou  Olibo  III,  352,  .^TK  'Md. 

Die  Anwendung?  diosor  z.  Tb.  scharfen  und  weit<?chi^nden  Control-  und  Straf- 
hoätitnniungcn  hat  am  meisten  Schvrierigkoiten  und  Opposition  geschaü'cn.  Die  im 
Anfang  erfulgte  fiuanzininiäterielle  Beauftra^ig  vou  Agenten  der  GcselLschafl  mit 
Control-,  Tijspections-  und  Visitationsrecbten  füirte,  bes.  nach  Erlass  des  Ges  vom 
28.  Juli  lb75,  2a  sehr  vieleu  Klügea,  iudeio  dies«  Agenten  eine  Übertriebene  Menge 
Visitationen  vornahmen.  Deshalb  nahm  der  Finanzministar  diesen  Auftrag  zurück, 
womit  dann  aber  die  Rechte  der  Gesellschaft  auf  Schutz  ihres  Monopolrechts  gefährdet 
crscliiciiun.  Dies  veranlasste  die  (ieselischafi  zur  Anstellung  der  Klage  auf  £nt- 
schädiguiig  beim  Staatsrath,  mit  der  sie  aher  nicht  dnrchdrang  (s.  Roossan's  Ardkel 
imSay'scheu  dict.,  p.  I2S,  129  und  v.  Kaufmann,  S.  547  iL  Besonders  die  Aus- 
debnung  der  V'isitationen  auf  Nachforschung  nach  blossem  Besitz  nicht-monopolischer 
Streichhölzchen,  sogar  bei  blossen  Privaten  war  der  heikle  Punct).  Alles  missliche 
Verhlltnissev  welche  nicht  dem  Monopolprincip ,  sundcm  dem  Princip  der  Ver- 
pachtung eines  solchen  Monopols  zuzuschreiben  sind  und  derentwegen  Vignes 
sagte:  „Die  Schwicrigkciteu  sind  der  Art,  dass  man  vielleicht  auf  das  System  der 
Pacht  verzichten  vird*'  (I,  154).  Der  weitere  Yerlauf  der  Dinge,  die  Erneaerang 
<]cä  Pachtvertrags  L  J.  1884  beweist  jedoch,  dass  spftter  diese  Schwierigkeiten  Qber- 
wuudea  wurden.  « 

Woiaof  die  Gontrole  im  Einzelnen  sich  erstreckt,  ergiebt  sich  mit  ans  folgenden 
Strafbrst  1  in  mungcn:  g-clicinu'  Fabrikation  von  Stroichtiölzern  mit  Geldstrafe 
von  300— lÜQO  ¥tcs,  und  Beschlagnahme  und  Coofiscation  der  Hölzer,  der  Werkzeuge 
nnd  Fabrikatioosstolfe  bedroht,  im  Wiederholungsfall  Gefängoissstrafe  ron  6  Tagen  — 
C  Monat;  ebenso  Aufbewahrung;  von  Werkzeugen,  Stoffen  u.  \v.  i(Jes.  v.  2S.  Juli  18T5, 
Art.  2,  H).  —  Fraudulöser  Verkauf,  Colportagc  von  Zündhölzchen  bedroht  mit 
Verhaftung,  Geldstrafe  von  3Ü0 — lüOÜ  Frcs.,  Confiscation  der  Objecto,  Geräthe,  bei 
Colportage  auch  der  *ransportmittel  (Ges.  v.  2S.  Apr.  1816,  Art.  222,  v.  24.  Jan.  1875, 
Art.  3).  —  Blosser  Besitz  von  Nicht  -  Monopol  -  Hölzchen  bei  „einfachen 
i'rivaten"  mit  Coaüscatiuii  und  10  Frcs.  p.  Kil.,  Min.  100,  Max.  iJüOü  Frcs.,  Geld- 
Strafe  geahndet  (Ges.  v.  28.  Juli  lb75,  Art  1,  (Jes.  v.  1816,  Art.  216,  217, 
s.  Olibo  III,  3T6  Noten).  Solche  Privaten  dürfen  auch  nicht  „echte"  Hölzchen  für 
mehr  als  1  KU  besitzen,  wenn  die  Hölzchen  nicht  mehr  mit  den  gesetzlichen  Marken 
verseben  sind.  —  Inhaber  von  Wirthschaften  a.  dgl.  m.  werden  zwar  von  letzterer 
Besidiränliuntr  nicht  g"ctiofron,  fallen  aber  beim  Besitz  von  Nicht -Monopol -Artikeln 
unter  dieselben  Strafen,  virie  Iraudulöse  Verkäufer  und  Clolporteure  (Ges.  v.  2b.  Juli  lä7ö, 
Art  1,  dos.  r.  1816,  Art.  222,  Olibo  a.  a.  0.). 


d.  Rückblick  auf  die  Monopole  und  Vergleich  mit  den  sonstigen 
inneren  Verbrauchssteuerformen. 

g.  303.  £6  ist  nicht  ohne  Interesse,  nach  der  voraaegehenden 
Darotellnng  noch  einen  Rttckblick  auf  die  indirecten  inneren  Ver- 
brancbssteaern  bei  „freier  priiratwirthsehaftlicher  Pro* 
dnction^'  einer-  und  auf  die  in  ,,MoDopolforni  erhobenen^' 
Steuern  anderseits  zu  werfen  und  zwischen  diesen  beiden  „Steuer- 
formen*' nach  den  französischen  Erfahrungen  einen  Vergleich 
zu  ziehen. 

Vom  fin an zwirthsc haftlichen  Standpuncte  aus  möchte 
dieser  Vergleich  zu  Gunsten  d  e  r  M  o  n  o  p  o  1  e  aiisi  allen,  wenigstens 
bei  den  drei  beäteheuden  lian^üsiseheu  Monopolen. 
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Das  fiscalische  Interesse  Hess  sirli  bei  diesen  sehr  gut  wahrnclmien ,  nml 
mit  erheblich  geringeren  Schwierigkeiten  als  bei  den  tlbrigcn  inneren  Vcrbrauchs- 
stetiern.  Des  Beeteoemngsproblem  wurde  durch  die  Wahl  des  Monopols  in  jeder 
Hinsicht  vcreinfaclit  und  nach  richtigen  steuerpolitischen  und  steaertcchnischen  Grund- 
sätzen löribar.  Bei  der  Verbrauchsbestencrnni^  der  Privatprorluction,  vollends  in  unserer 
Zeit  der  rasch  wechselnden  Technik ,  Oeiionomik,  Verkchi^>verhäItnis$o  bot  es  dagogen 
immer  grössere  Schwierigkeiteo,  die  sieb  T5llig  befinedigend  keam  fUr  einen  Moment, 
auf  die  Dauer  niemals  losen  liossen. 

Steuerpolitisch  war  es  auch  ein  grosser  Vortheil,  dass  beim  Monopol  ein 
Qaalltätsfass  angelegt  werden  konnte,  was  sonst  gar  nicht  oder  viel  unvollkommener 
geschieht.  Die  Mitübcrtragung  von  Geschiftsgewi  nn  mittelst  des  Monopols  an 
den  Staat  (^rmflglicht  es,  den  Steuerfuss  niedriger  zn  halfen,  al-*  es.  unter  der  Voraus- 
setzung^, dass  der  Fiscus  dicsLlbe  Einnahme  beziehen  sollte,  sonst  hätte  geschehen  müssen. 
Die  Controlcn  iiiussten  zwar  bei  den  Jlouwpülon  zur  Verbtttnng  geheimer  Fabri- 
kation oder  Einfuhr  besonders  scharf  sein,  alier  sie  waren  dann  aiirli  wirksamer  und 
weniger  belästigend  als  diejenigen,  welche  bei  der  andern  Steuerform  eintraten.  Die 
£rbebnn gekosten  stellten  sieb  besonders  günstig.  Man  konnte  mit  Hilfe  der 
Monnpolform  so  diejenifi^e  „Steuerfähigk rit",  welrlu;  dem  Verkanfszwcig  inne  liegt 
und  aus  allgemeinen  Gründen  der  Steaeipoliük  wie  nach  den  spcciellen  Verbältnissen 
des  concretm  Steoerbederfs  fiscaliscb  „gehoben**  werden  sollte ,  mit  grosserer  Sieber» 
heit  und  mit  weniger  Mühe  und  weni^n  r  ledeMklichen  Conseiju.'uzen  als  bei  der 
anderen  Steueilorm  für  die  Deckung  des  1  iü  n/ln-darfs  practisch  ausnutzen. 

Aber  aach  vom  Tolkswirtbscbaftlichen  Standpimcte  ans 
bietet  die  Monopolisirung  gerade  nach  den  französischen  ErfafaiHDgen 
einige  erhebliehe  Vorzüge. 

Wenigstens  auf  Gebiete  angewandt,  wie  die  br-sproehenen.  erweist  sich  nach 
diesen  Erfahrungen  der  Monopolist,  speciell  bei  Tabak  und  Pulver,  die  er  in 
Frankreich  ja  in  eigener  Kegic  ?erwaltet,  der  Staat,  bez.  seine  Verwaltung 
Skonomiscb-techniscb  genügend  leistnngsf&big^  nm  das  hier  Torllegende 
„Production.sprublein"  befriedigend  zu  lösen.  Die  Monopolvcrwaltung  arbeitet 
in  Grossbetrie beu  technisch  tUchtig,  ökonomisch  wohlfeil:  das  Ziel 
jeder  renillnfUgen  „Prodactionsordnnng**.  Sie  b&lt  hiernach  den  Vergloieh  mit  der 
Privatindastri.'  recht  wohl  aus.  Steht  sie  in  Elnzeliiein  zurück,  so  auch  in  Anderem 
voran.  Die  „Regellosigkeit''  der  Prodaction,  mit  allen  ihren  weiteren  schlimmen 
Folgen  für  aüe  Betbeiligten  —  nicht  zuletzt  ancb  filr  die  gevftbnlichen  Lohn> 
arbeiter  — ,  die  Kiifterergendung  in  unwirthschaftlichen  Betriebsformen  vermeidet  sie 
ungleich  besser. 

Verglichen  mit  der  in  den  üblichen  Formen  der  Vcrbrauchsbesteuerang  besteuerten 
PriraÜttdnstrie  —  beim  Produetionsbetrieb,  der  Fabrikation.  Versendung,  beim  Absatz 

U.  S.  W.,  wie  in  Frankreich  im  Falle  tlcr  Salz-,  Getränke-.  Zucker-  und  der  verschie- 
denen kleineren  Verbrauchssteuern  —  ergiebt  sich  als  ein  gerade  auch  volkswirtb- 
scbafüicb  und  socialpoli tisch  wichtiger  Vortheil  der  Monopolisirung,  düs  die  GoniHcte 
zwischen  innerer  Steuer  und  Zoll  und  die  so  wesentlich  verschiedenen  Einwirkungen 
der  Verbrauchsstener  auf  di'i  einzelnen  Producentcn,  Händler  u.  s.  w.  vermieden 
werden.  So  entfiÜJt  beim  Monopol  der  Bc/ug-  von  „reatenartigen  Ditlerenzgewinnen" 
zn  Qonsten  der  in  irgend  einer  Hinsicht  ihren  Concurrentea  ttberlcgenen  Producenten, 
wie  er  bei  der  Gctränkesteuor,  der  Zuckersteuer  vorkommt,  —  zumal  bei  Bestenermip: 
dos  Kohstolts  u.  dgl.  m.  Es  entfällt  auch  die  Exportprämie  mit  ihren  vieiiach  so 
bedenklichen  Wirkungen. 

Dass  anderseits  der  richtige  todinische  und  ökonomische  Fortschritt  in 
der  Production.  speciell  in  der  A'erbessenin!?  der  Qualität  der  Erzcnjrnissc .  der  Ver- 
minderung der  Kosten  auch  beim  J^lonopoi  möglich  ist  und  bei  eiuut  intelligenten 
Tervnltung  erfolgt,  hat  sich  beim  fhmzflsischea  Tabakmonopol  zur  Genflge  gezeigt. 

Volks  wirth  sc  halt  Ii  eil  und  social  politisch  ist  es  ferner 
ein  besonderer  Vorzug  der  Monopolt'oriu,  dass  die  Conäuiueuteu- 
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interessen  sich  dabei  sicherer  als  bei  jeder  anderen  Form,  was 
Qualität  und  Preis  des  Steaerobjeets  anhingt,  wahrnehmen  lassen. 

Das  ist  ToIIends  unbestreitbar,  wenn  man  erwägt,  üass  derjenige  Theil  des  Bein« 
ertrags  des  Monopols,  welcher  nicht  auf  Stcnerzuschla^  za  den  Preisen  der  Ver- 
brauchsgegenstäüdc ,  sondern  auf  üebcrtragung  sonst  von  der  Privatprnr^nrtion  und 
dem  Zwischenhandel  bezogener  (leschäftsgewinne  aoi  den  iiscus>  ^ur((ck<^uiülircn  ist, 
sn^leidi  for  die  Consnmenten«  d.  h.  fiir  die  BerAlkemn^,  direct  oder  indirect  andeie 
Steaem  erspart. 

Das  Monopol  garantirt  eine  bestimmte  Qualität,  Keinheit,  bequeme 
Erlangbarkeit  des  Artikels     einem  fest  bestimmten  Preise.  Jeder  techniscb- 

ökonomisclie  Fortschritt  der  Prorhirtinn  liommt  enfwedi^r  nnmitfelbar  dem  Monopolisten, 
also  dem  Staate,  und  dadurch  den  Consumcnten,  ah  Steuerzahlern,  zu  Gute  oder 
ermBgrlicbt  es,  sonst  etwa  nJltbige  Preis-  nnd  Stramnfücbiftge  zu  vntcriassen  oder  za 
ermiissi^cn.  Die  Privatindnstrie,  zum  J  dio  mit  Yerbrauchssteuern  belastete,  wird 
immer  dahin  streben,  die  Vorwohlfcilerungeu,  welche  der  ökonomisch- technische  Foit- 
schritt  herbeiführt,  möglicbst  fUr  sich  zn  behalten,  sie  eTcntoell  nnr  mit  dem  Zwischen- 
handel theilen,  dem  ConMimenten  davon  nichts  oder  intVglichst  wenig  zukommen  lassen, 
im  (icgcntlieil  ihm  womöglich  noch  mehr  »U  den  Betrag  der  Steuer  zuwalzen.  Dass 
anch  liier  die  „freie  Concurrenz"  nicht  genügende  Abhilfe  scliaiit.  zeigen  die  Wahr- 
nehmungen der  Wirkungen  von  Herabsetzouf^en  des  Steuersatzes  bei  den  franzü^ischen 
(ictiritiivi  steuern  (S.  644),  des  Prämiensystems  bei  der  Zuckerbostenerang  (S.  666),  der 
Preiserhöhungen  bei  der  Streichli?^l?:rhpiist*'iier  (S.  762). 

Allerdings  wird  man  ein  se  fVanzögiscben  Erlalinuigen  in  Hetrefl" 
dieser  Vorz ü des  Monopols  n  Is  Verbrauchsstciierform 
nicht  wieder  zu  sehr  verallgemeinern  dürfen.  Sie  treten  in  den 
drei  franzüsiscüen  Monopolen  mit  wegen  der  specifischen  Pro- 
dnctionsbedlDgUDgen  bei  den  betretenden  Artikeln  hervor. 

Die  hier  fcinarhten  Erfalmiueen  mr/rlitnn  vielleicht  am  Pesten  far  eine  Aus- 
dehnung des  Monopols  auf  Sal  z  —  gerade  zur  Wahrnehmung  des  Consumenten- 
interesses  neben  dem  fiscalisclien  —  sprechen,  wenigstens  solange  Salz  ttberbanpt 
besteuert  wi  rJeii  miII.  Die  (Jefahr,  einen  Artikel  von  der  Bedeutung  des  Salzes  im 
Yolkshauähalt  zum  üegenstand  von  „Speculationsringcn"  —  wie  neaerdings  in  Gross- 
britannien —  werden  nnd  so  einer  „Privatsteaef'  nnterworfcn  zu  sehen,  vermiede 
man  beim  Monopol,  und  —  Tielleicht  nur  bei  ihm.  —  Dass  zur  Ausschliessung  des 
Dynamits  vom  Pulvermonopo!  kein  snclilich  durchschlagender  (Trum!  bestand,  in 
einem  Lande,  welches  einmal  ein  Piilvcrmonopol  besitzt,  wurde  oben  (S.  697)  schon 
berrofgehobcn. 

Naeh  der  Sachlage,  d.  h.  nach  den  gegebenen  Prodactions- 
Verhältnissen  bei  den  Getrftnkestenern,  —  gerade  in  Frank- 
reich anch  wohl  einschliesslich  dieser  Verhältnisse  bei  der  Alcohol- 

Steuer  — ,  bei  der  Zuckersteuer  wird  man  hier  freilich  erheblich 

mehr  Bedenken  gegen  ein  etwaiges  Monopol  als  Verbrauchssteuer- 
form hegen  müssen.  Aber  wenn  man  die  Einrichtung  dieser  Steuern, 
die  ^^  iikuugen  derselben  auf  die  Volkswirthschaft,  die  Producentcn, 
Händler,  Consnmenten,  wenn  man  die  finanziellen  Ergebnisse  mit 
den  entsprechenden  Verhäituissen  i>ei  den  Stenern  in  Monopolioiin, 
besonders  beim  Tabakmonopol,  unbefangen  vergleicht,  wenn  man 
die  Nothwendigkeit  immer  neuer  Veränderungen  der  betränke-  und 
Zuckersteuer- Gesetzgebung  beobachtet  und  die  Einsieht  gewinnt, 


Dlgitized  by  Google 


BOekbUck  aaf  die  Motuqiolft.  —  UoematmeoL 


771 


dasB  eine  allseitig  befriedigende  Besteuerung  liier  bei  ,,freier  privat 
wirthschaftUcfaer  Production"  doch  auch  dnreh  das  denkbar  beste 
Steiiergesetz  nicht  erreicht  werden  kann,  —  dann  wird  man  zu  dem 
Sehloss  gelangen,  dass  Frankreich  recht  that,  wenigstens  in  den 
drei  Fällen  das  Monopol  beizubehalten  oder  neu  einznftlhren.  Ein 
Ergebnisse  welches  eine  allgemeinere  Bedenlung  fUr  die  Fioanz- 
Wissenschaft  beanspruchen  darf. 

Hiermit  ist  die  Darstellung  der  „inneren  Ycrbrauclissfciicrn"  in  GeinrHslieit  der 
früheren  Uebersicht  (S.  417 — 418)  beendigt.  Mit  einer  kleinen  Abweichung  von  der 
dortigen  Reilienfolge  wenden  vir  uds  jetzt  erst  zu  den  ..gew crbliciie»  Lieeax- 
Stenern*',  weil  diope  mit  il<  n  innert^n  Veibraucbssteuern  anfs  Eng^te  zusammt^nlrintren, 
und  behandeln  dann  auch  urst  die  stcucrpoUtisch  den  letzteren  verwandten, 
stencrtechnisch  davuh  verschiedenen  ,.directen  Getr&nice- n nd  (icnossateDern", 
«m  darauf  mit  der  einzigen  noch  rüf^listrindigen  grossen  Grn]»|)e  dnr  Staatsbc-ff^iiermig, 
doo  Zöllen,  zu  scblic^un,  eine  Gruppe,  deren  eigenartige  und  selbständige  Stellung 
im  ftanzOsischcn  Steuersystem  diese  Reihenfolge  ancli  sonst  am  Passendsten  erscliei- 
nen  Htat. 

c.  Die  geircrbliclion  Liccnsstovern.*} 

Gesetzgebung.   Allgemeine  Grundlage  auch  hier,  nach  vorangegangenen  ge- 

setzlichen  Bestimmungen  für  einzelne  Fälle  (Talvak,  Getränke)  das  grosse  Haiipfcresetz 
V.  28.  Apr.  Art  144,  171;  Ges.  v.  21.  Apr.  1832  Art.  44  (Einführung  von 

QaaTtal-Steaeisatzen  fOr  die  meisten  FUle).  Sodann  die  Gesetze  über  die  einzelnen 

inneren  Vorbrauchs- ,  die  Tran>pörtstcTicrn  und  verwandte  (Spiclkartcnsteuer'i .  wo  die 
botrefi'eiidcD  Gewerbebetriebe  für  licenzpüichtig  erklärt  und  unter  Coutiole  (Excrcice) 
gestellt  werden.   Am  Aus!^cdehntesten  nnd  Wichtigsten  sind  die  Licenzon  in  der 

(fctränkebestenerung.  Die  betreffenden  Gesetze  und  einzelnen  Bestimmungen  sind 
oben  bei  jeder  einzelnen  Steuer  schon  ervühnt  worden.    Ges.  v.  1.  Sept.  l&Tl  Art.  6 

(V^erdopplung  der  Liccnzsät/.o). 

ijiteratur.  V'i{;nes,  passim  bei  den  einzelnen  Steuern.  Block,  dict.  Art. 
licence.  Olibo.  II.  277 — 307  (genaue  alpbabct.  Uebersicht  der  licenzpllichtiiren  fJo- 
wcrbo  und  Fälle  und  der  Ausnahmen  vuu  der  Regel),  v.  Hock  S.  III» — 422. 
V.  Kaufmann  S.  320—329.  —  Mathieu - Bod et  I.  4o.  Aniagat  p.  344.  — 
Tarif  bei  Block,  Olibo,  Vi-nes  TT,  v.  K  auf  mann .  h.s.  Bull.  XYI» 

530  ff.  —  Statistik  Faure  p.  118.    llcriclitc  der  Directiun  der  iiidir.  Steuern. 

§.  304.  Die  Liccnznbgabc  des  französischen  Rtenerrechts  ist 
ein  Anhängsel  der  Getränke-  und  einiger  anderer  Stenern,  vom 
.steuerpolitischen  Ciiaracter  einer  kleinen  Specialgewerhc- 
s teuer,  insofern  einer  directeu  Steuer  von  der  einzelnen 
gewerblichen  Untern ehmuDg  als  solcher.  Nur  auf  dem 
Gebiete  der  Getränkebesteucrung  ist  das  Licenzsteuerwesen 
nach  Höhe  und  Art  der  Steuersätze  und  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
von  etwas  grösserer  Bedeutung  nach  dem  Gesammtertrag  fttr  die 

*)  S.  0.  S.  4H),  wo  aber  irrihumiich  die  üewerbe  der  Gold-  und  Silberwaaren- 
brancbe  nnd  die  Debite  ron  Tabalt  und  Pnlrer  mit  als  lieenzabgabepdicbtig  emrabnt 
sind.  Sie  unterstellen  nnr  orentoell  der  Colitvole  der  StenerbehOrden  mit,  entricbten 
aber  keine  LiceoiUiteuer. 
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Finaozen  und  nacb  der  iDdiFidaellen  Belastung  wenigstens  für  ein- 
zelne Stenerpflichtige.  Kar  bei  den  Getränke-  und  Oelde bit an ten 
(Kieinbandeli  Wirtbsebaften  n.  s.  w.)  ist  es  zu  einer  Art  Syatem 
aasgebildet.  Im  Uebi  igen  liegt  seine  Bedeutung  nacb  der  ablieben 
französisoben  Annabme,  die  freilicb  nicbt  genügend  begründet  er- 
sebeint  (s.  u.)»  nicbt  sowobl  in  der  finanziellen  Seite:  den  Erträgen 
und  Belastungen,  als  in  der  administrativen  Seite,  es  soll  ein 
Hilfsmittel  bilden,  um  die  Verpflichtung  zur  Unterstellung  unter  die 
steueramtliche  Controle  wirksamer  zu  machen  und  für  die  Aus- 
übung dieser  Controle  die  äusseien  Auhaltspuncte  sicherer  zu  be- 
schaffen. 

In  «lieser  Hc/if^hinijr  ist  es  denn  anrli  im  VörniiHf^elu^nilfn  bei  den  betreffendeu 
einzelnen  Steuern  liou  utit  zur  Sprackc;  gekotiiuieu  und  daher  liier  nur  Weniges  zur 
Erfifänxung  und  um  t-ine  üebersicht  Qber  das  {janze  Gebiet  zu  gcw^innen,  hinxuzufilgen. 
S.  cihnn  a.  578  (Fukniresen),  629  (Getränke),  663  (Zacker)  and  passia,  §.  275 — 284 
(einzelne  Steuern). 

Das  leitende  Frincip  wurde  wiedernm  der  Gesetzgebaog  des 
ancien  regime,  speciell  einer  Ordonnanz  von  1680  über  ein  „droit 
annuel"  für  Wirthsebaften  n.  dgl.  Geschäfte  (8  nnd  67«  Livre  jähr- 
lich) entnommen  und,  nach  vorausgegangenen  Bestimmungen  fflr 
Tabak-  nnd  Getränkegescbäfte  anter  Napoleon  L,  eodgiltig  für  das 
Gebiet  derGetränkegesebäfte  (commerce  qneleonqne  de  bois- 
sons)  im  Gesetz  v.  28.  April  1816  aufgestellt  und  dann  ancb  auf 
einige  and-ere  Geschäfte,  deren  Artikel  oder  Leistungen  (Trans- 
portwesen) einer  „indirecten"  Steuer  untertvorfen  sind,  ansgedebnt 
Es  muss  danach  ein  jedes  solches  „Gewerbe"  —  abgesehen  und 
unabhängig  von  der  Anmeldung  zur  Patentsteuer  (S.  470).  —  von 
seinem  Inhaber  der  Steuerbehörde  angemeldet  (declarirt),  dafttr 
eine  „Licenz"vorBeginn  der  Fabrikation  oder  des  Debits  n.  s.  w. 
erlangt  und  för  diese  „Licenz'*  eine  tarifmässige  Abgabe, 
welche  ebenfalls  „Licenz"  heisst,  erlegt  werden. 

Diese  LicQüi  gilt  reffeltniisäig  uur  für  Eine  gevci'blicbc  (Juteruchmaag  oder 
Anlage  ^etabliRSement)  in  £iner  Qcmeindc,  ist  also  bei  melireren  Etoblisseraents 

desselben  öntemebmeTS  mclirfacb  zu  nehmen,  bez.  zu  entrichten  und  zwar  jedes 
Jahr  von  Neu  ein.  Sie  ii^t  flemnach  eine  periodische  directc  Steuer.  Sie  gilt 
aber  als  liaftend  am  Etablissement,  nicht  an  der  Person  des  Gewerbe- 
treibenden, geht  daher  während  der  Dauer  ihrer  (iiltiiilu  it  auf  den  etwaigen  neuen 
Besitzer  oder  Erwerber  eines  (it  werl>es  über,  der  jedoch  seiner>cits  eine  neue  Erklärung 
abgeben  muts.  Die  Liccnzpüiclitiglicit  hört  bei  den  Getrünkcdcbitanten  n.  dgl.  nur 
auf  Grund  einer  besonderen  Erklärung  der  bisherigen  Pflichtigen,  das  (iescbSft 
aufzuüi'beii.  auf;  bei  den  tibiig^r  n  T,i<  <  nzirten  mit  der  Thatsache  des  Geschäfiaijfi;.  lM:n^ 
(S.  bcs  das  Ges.  ?.  28.  Äpnl  l»i6  Art.  144,  171,  dann  die  einzelnen,  namentlich 
aoch  die  Gesetze  tlber  die  neueren  kldnen  iadireeten  Stenern  aoa  der  Zeit  von 
ISTHI.  Ulibo  ni,  278  IT..  299  ff.,  LOsang  der  „Fragen"',  Block,  dici.  Art.  Ucence 
üt.  10  ff.,  25  ff.). 
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CoutraFCQtionen  in  B^ug  auf  die  Licenz  werden  mit  300  Pres.  Geldstrafe 
geahndet  nnd  im  F«Ue  «itter  Hiiit(aziehQ»g  mit  dem  Vierfachen  der  hinterzogeoeu 
Beträge  (Ges.  7.  1816  Art  171). 

Die  T.i  ■  Mizabgabe  war  anfangs  allgemein  in  Einer  Jahresrate  zn  entrifhteti, 
einerlei  iu  weichem  Zeitpuacte  das  Geschäft  begonnen  oder  angemeldet  worden  war. 
Im  Jahre  )832  (Ges.  r.  21.  Apr.  Art.  44)  ▼nrden  tHr  die  damals  bestellenden  Liccnz- 
abg-abcn,  ausser  denen  hei  öflentlicheii  FHlirwerken,  Q  a artal -Steuersütze  angeordnet. 
Bei  den  neaen  Licenzen,  welche  später  eingeführt  wurden,  auch  1871  IL,  besteht  ge« 
wObnlidk  wieder  die  Abgabe  als  Jahressatz. 

Liceuzsteuerpflichtig  sind  nach  der gegenwärtigeu Gesetz- 
gebung vor  Allem  die  Gewerbe  im  Gebiet  der  verbrauchssteuer- 
pflichtigen Getränke;  ferner  die  Fabrikanten  und  Händler  von 
vegetabilischem  Oel,  die  Fabrikanten  von  Spielkarten,  von 
Salpeter  (ausserhalb  derlkzirke  der  staatlichen  Salpeterproduction), 
von  einheimischem  Rliben-  und  S tarkez n c k er ,  von 
Kerzen  unti  Stearinsäure,  von  h^ssig  und  Kssigsäu  re  (bis 
zur  Aufhebung  der  betreffenden  Steuern  auch  von  Streich- 
hölzchen, Papier,  Cichorie,  Seife),  die  Grossh ändler  in 
Essig  (wenn  sie  Steuercredit  beaDsprnchen) ;  endlich  die  Unter- 
nehmer öffentlichen  Fuhrwerks,  einschliesslich  der  Eisen- 
babngesellachaften.  Der  Steuersatz  besteht  iu  der  Regel 
in  einem  Fixum  für  das  Jahr  bez.  das  Quartal.  Nor  bei  den 
Getränke-  und  Oeldebitanten  ist  dies  Fixum  nach  Orts- 
olas 8en  in  Qemässheit  der  Bevölkerungszahl  abgestuft  nnd  dadurch 
etwas  mehr  zn  einem  Speeialgewerbestener System  ausgebildet  Bei 
den  Getränke- Hausir  er  n  besteht  die  Unterscheidung  nach  dem 
Transportmitte!  ftlr  den  Steuersatz.  Bei  Öffentlichem 
Fuhrwerk  (incl.  Schifffahrt  und  Eisenbahnen)  ist  die 
Licenzabgabe  abweichend  von  der  ttbllchen  Form  nach  Zahl  nnd 
(bei  gewohnlichem  Landfiihrwerk)  auch  nach  Art  der  Fahrpreise 
eingerichtet  und  nimmt  dadurch  auch  einen  etwas  anderen  Steuer^ 
character  an.  Die  Principalsätze  wurden  im  Jahr  1871  (Gesetz 
T.  1.  Sept.  Art.  6)  verdoppelt  und  unterliegen  ausserdem  den  25 "  ^ 
Zuschlägen. 

Uic  Taru'e  a.  a.  0.  und  bes.  die  genaue  Uebcrsicht  der  einzelnen 
zu  jeder  Gattung  gehörenden  Gewcrlto  bei  Olibo  III,  283  ff.,  wonach  die  Oasuistik 
doch  ziemlich  irross  ist,  aber  die  Einreihung  der  Fälle  in  licenzpUIchtige  nnd  flidit 
Pflichtige  folgerichtig.   S.  auch  iiiock,  dict.  Art.  licence  ch.  II. 

Zu  den  Licendrten  der  Getr&ukebesteuerong  gehören  znnftclist  die  Kl  ein- 
Absatz- oder  Debitantengesch&fte  und  die  ihnen  gleicbgcstelltcn  mit  einem 
Tarif  von  JahressStzcn  mit  Decimen  (aber  mir  in  Quartalraten  zuzahlen),  der 
in  8  Urtscluiscu  (unter  lÜÜI)  Einw.  bis  50,OüO  Einw.  uud  mehr)  von  15  auf  öU  Frea. 
steigt.  Die  Debitanten  in  Paris  sind  aber  licenzfrei,  die  „Ersatzsteucr"  deckt  hier 
die  Liconz  mit  Die  Oeldcbitanten  zahlen  (in  Orten  über  4000  Einw.)  diesel'cMi 
Licenzen  (daiier  von  20  Frcs.  an).  Die  Urosshändler  in  Getränken  und  die  ihnen 
glaicliipeitdltea  Qflschftfte  (so  die  Niedeiiftgeuo^ter  denatandlaiitan  Bmuitireins) 
A.  Waf  ner,  FtnaiunrlMatehaft.  IIL  50 
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haben  eine  iäcenz  voa  125  Frcs.  j&hrlicb,  die  Uausircr  xQit  Getränken,  welche 
Fohnrerk  bwOtzen,  obeoso,  wenn  de  nur  Satnathiere  benOtzen,  bloss  IS  Frcs.  Die 

gewerbsmässii^  en  Brau  n  twoinbrenn  er  und  Destillateure  entrichten  25  Frcs. 
Liconz,  die  Eigeaernter  und  Eigenbreflnei  (bouilleuis  de  cru),  die  nur  eigenes 
Ernteproduct  verarbeiten,  sind  als  solclie  licemcfirei,  auch  für  Yemiife  von  Brannt- 
wein ihrer  Fabrikation  im  Grossen;  fUr  den  Kleinabsatz  unterliegen  sie  aber  der 
Debitantenliccnz  ihres  Wohnorts.  Die  gewerhsrnfissigeü  Bierbrauer  haben  in 
11  bestimniteu  Dcpartemcuts  eine  Liceuz  von  125,  in  den  übrigen  Ton  75  Frcs.; 
wenn  sie  zugleich  Ausschank  ihres  Bieres  bei  sich  selbst  betreiben,  bedOrfen  ancJi  sie 
ausserdem  noch  der  Debitantenlicenz  ihres  Ortb.  Blosser  Hausbrau  für  Eigcnconsam 
ist  liceuzfrei.  Die  Liccnz  der  Fabrikautcu  von  Spielkarten  und  von  ein- 
lieimischem  Zucker  ist  125,  von  Salpeter, Kerzen,  Essig,  (wie  früher  die  der 
anderen  Fabrikanten,  deren  Falirikafe  jetzt  wieder  steuerfrei)  25  Frcs.,  der  Essi«:-Gross- 
händler  12.50  Frcs.  Oeffentliche  Fuhrwerksunternehmungen  (s.  o.  S.57b), 
andh  Eisenbahnen  und  Schifffahrt  entriditen  jährlich  fttr  Waggon,  Wagen, 
Wass-nfahrzeug  6.25  Frcs.;  zweiräd.  Wagen  aber  nur  2'/.^  Frcs.  —  Durch  die  Aus- 
legung der  Gesetze  sind  dann  die  einzelnen  Gewerbe,  welche  zu  jeder  Licenz- 
kategoric  gehören,  genau  bestimmt  worden.  Am  Wichtigsten  ist,  dass  jede  Art 
„Wi  rthschaft",  auch  Gasthöfe,  Hotels  garnis  (auch  wenn  sie  nicht  Speisen  und 
(ietränke  sieben)  n.  dgl.  licenzpflichtig  sind.  Olibo  fiUirt  60  Sf edalzweige  als  liceilZ* 
pllichtig  an,  42  verwandte  als  frei  vüu  der  Liccnz. 

Die  Entrichtung  der  Liceuzstcuer  erfolg  bei  der  Au- 
meldung  baar,  bei  ötfeutliehem  Fuhrwerk  liudet  jährlich  am 
Begiuii  lies  Jahres  eine  neue  Aumeidung  der  Wagen  u.  s.  w.  statt 
und  wird  dann  diinai  Ii  die  Steuer  gleich  bericbtigf.  Für  die  übrigen 
Licenzpflichtigen  werden,  wie  bei  anderen  direetcn  Steuern,  Köllen 
entworfen  und  danach  die  Abgabe  auf  Anzeige  der  Steuerbehörde 
erhoben.  DieLicenzen  werden  trotz  ihres  steuertecbnischeuCharacters 
als  directe  Stenern,  Ton  der  Direction  der  indirecten  Stenern  mit 
verwaltet. 

Der  Ertrag  hat  sich  durch  die  Tariferhöhungen  von  1871 
gegen  frtther  ungefähr  verdoppelt  und  ist  seitdem  in  Folge  der 
Vermehmng  der  lieenzpilichtigcn  Geschäfte  auf  etwa  13  Mill.  Fn». 
gestiegen,  wovon  Uber  12  Mill.  Frcs.  von  den  Getitokelicenten 
berrOhren,  noch  nicht  ganx  3^/«  des  Ertrags  derGet^kebesteuernng. 

Der  Gesa  III  mtertrag  war(Faurc  i>.  118,  nach  den  Staatsrechnungen,  etiras 
abweichend  iu  den  Zahlen  von  den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern),  1000  Frcs.: 

1S69  5,590 

1872  10,49G 

1S84  12,591 

ISS"  (provisorisch)  13,010. 

Im  J.  im  war  ^deJtn.  Zahlen,  Bull.  XXIII,  2Sb): 

Anzahl  der      Erlrag  d-  r  Steuer  I>"Ipl^cli"  /«s 

Geschäfte  1000  Frcs.  i' 

1  Geschäft  V  res. 

(jeträuke-Debitanteu  .   .   .   405,021  8,811  21.C 

Grosshindler  .   .     27,02tt  3^d8  125.0 

Brauer   2,7511 

Brenner  u.  dgl                       l,84ä>  684  25.C 

Alle  and.  Licenarten    .  .  22,152)  

Summe  .  7   '4CI»798  12,894  27,8 
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Wie  die  Tarife  und  diese  Zahlen  der  Diirchschnittsbelastung 
der  Geschälte  ergeben,  sind  die  Licenzsteuern  ja  nicht  eben  hoch, 
werden  in  vielen  Fällen  kaum  empfunden  werden  und  bringen  dem 
Staate  doch  immerhin  ein  Dutzend  Millionen  und  mehr  ein. 

Dennoch  können  Bedenken  gegen  die  ganze  französische 
Licenzbestenerong  und  gegen  die  Einrichtung  derselben  nicht  yer- 
schwiegen  werden.  Einmal  ist  der  Umfang  der  Lieensjpflichtigkeit 
doch  etwas  willkflhrlieh  bestimmt  und  sodann  die  indiridnelle 
Belastung  doch  za  nngleichmässig. 

In  enterer  Hinsicht  erregt  die  Auswahl  der  licenzpflichtigen  nnd  licenzfreien, 

öfters  ^anz  analogen  Geschäfte  Bedenken.  Die  Licenzfreiheit  der  Tabak-  und  Pulver- 
debitanten  ist  begreiflich  und  gerechtfertigt,  da  di^e  Persouea  ia  einer  Hinsicht  als 
Finanzorgane  fottgiren.  Aber  warnm  sind  z.  B.  die  Sa^rarke,  Dynamitfabrnren, 
(lold-  lind  Silljerschmiede  u.  s.  w.  licenzfrei?  Dass  die  Liennz  als  Abgabe  iiiclit 
eine  nothwendigc  Folge  der  Unterstellung  der  Geschäfte  unter  die  Oontrole  der  Steuer- 
behörde ist,  beireiaen  diese  AnsnabmeD.  Die  Einnahme  des  Staats  aas  der  Licenz 
kaun  mit  als  Kostenersatz  ftlr  dieControlc  betrachtet  werden.  Aber  genügend 
motivirt  wird  aucli  durch  diesen  Gesichtspunct  die  Licenzabgabe  nicht.  In  anderen 
Fällen,  so  bei  den  Dynamitfabriken  (Ges.  v.  8.  Marz  1S75,  Art.  1),  werden  die  Kosten 
dos  Ezercice  auch  dem  Fabrikanten  zugeschoben  und  vom  Finaozminister  jährlich  ge- 
rep-clt.  Wie  es  jetzt  besteht,  erscheint  doch  das  ganze  System  der  Liccnzabgaben  zu 
sein-  nur  als  fiscalische  Plusmacherei.  Die  Stouercontrole  kOaiiie  gerade  so  eintreten* 
wenn  man  sich  mit  Anmelde-  und  Dedarationspfficht  begnügte,  aber  ohne  Erhebung 
einer  Abgabe  dabei. 

In  Betreff  des  zweiten  Bedenkens  ist  aber  in  der  That  doch  klar,  dass  die 
gleichen  festen  Licenzsätze,  eventaell  vie  bei  den  Getränkedcbitanteu  bloss 
mit  Ortsstufen,  wenn  auch  wohl  ziemlich  jeden  Steuerpflichtigen  nur  leicht,  so  doch 
die  einzelnen  derselben  Classe  oliMe  jede  Rilrksicht  auf  den  Umfang  ihres  (ieschrifts 
ganz  verschieden  treffen.  Die  Liceuzabyabc  wird  so  zu  einer  lokeu  Taxe,  die 
dem  französischen  Steuergrundsatz  ,Jeder  nach  seinen  Kräften"  durchaus  widerspricht. 
Bloss  die  Niedrigkeit  der  Sät^e  macht  das  weniger  fühlbar.  Eine  irleicbniussige 
Erhöhung  der  Satze,  wie  im  J.  1S71  die  Verdoppelung,  hat  so  aber  auch  noch  ihre 
besonderen  Bedenken. 

Will  man  daher  wirklich  die  Licenzbesteuerung  ergiebiger 
machen  und  sie  zu  einem  l'ürmlichen  Gliede  der  Geträniie- 
besteucrmig'  erheben,  wie  nach  dem  Steuerproject  von  1888  (S.  ()29\ 
etw;i  mittelst  der  tlieureren  Debitantcnlicenz  zugleich  auch  ,,Gonäum- 
politische"  Tendenzen  verfolgen,  so  w't'uv.  eine  rationellere  Aus- 
und  Umbildnnp:  der  ganzen  EiuriehtUDg  unbedingt  geboten. 
Namentlich  die  Itir  einen  grösseren  Ertrag  erforderlichen  höheren 
Sätze  mtissten  dann  für  jede  einzelne  Gewerbegattung  nach  Merk- 
malen abgestuft  werden,  aus  welchen  man  auf  den  individuellen 
Betriebsumfang  und  die  Steuerfähigkeit  jedes  einzelnen 
Geschäfts  einigerraassen  schliessen  kann.  Der  in  dem  Project  von 
1888  enthaltene  Gedanke,  mit  nach  dem  Miethwerth  der  Qe- 
wer  bslo  call  täten,  wie  bei  der  Patentsteuer  die  Licenzen  abzu- 
stofea^  liegt  dann  in  Fhinkreich  nahe  (S.  629).  Aber  ein  gan« 
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genügendes  Merkmal  ist  dieses  jrerade  bei  diesen  Geschäften  auch 
noch  nicht.  Die  eintacbe  Erhöhung  der  tixeu  Licenzsätze,  an  die 
daneben  gedacht  ist»  hätte  freilich  noch  ihre  besonderen  Bedenken. 

d.  Directe  Gebiftuclis«  und  Gennsaateiierii. 
Vagen  und  Pferde.    Billanls.    Gesellige  Verefne  v.  8.  w. 

Gesetzgebung^.  Gleichzeitige  Einfiilirung  dieser  drei  Steuern  dorch  fies.  v. 
Ifi.  Sept.  1871,  Art  7 — 10,  für  die  Steuer  von  Wagen  und  Pferden  lüitielst  WicUer- 
hentellaog  des  1S65  aufgehobenen  bezOglichen  Gesetzes  r.  2.  Juli  1802.  Ges.  v, 
18.  Dec.  1872  (Erhebung  der  Billard-  und  (iesclls.  haftssteuer  nach  den  Grundsätzen 
der  directeu  Steuern).  —  Abänderung  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  durch  Ges. 
r.  23.  Juli  1872,  Art.  5—11,  lUd  Ges.  v.  22.  Dee.  1879«  Giro.  r.  21.  Jan.  1882 
(Ausführung  der  Sfeui  rfrciheit  fllr  reglements massigen  Besitz  von  Waj^en  und  Pferden 
im  Milit^ienst)-  Fiu.-Ges.  r.  29.  Dec.  Ibai,  Art  3  (Punct  der  Veranlagung).  — 
AtsfUir.'Deer.  mt  dl«  BilUrdsteier  r.  27.  Dec.  1871.  —  Ansfttlir.-DecT.  fflr  die 
Gesellschaftssteuer  r.  27.  Dec  1871.  Ges.  t.  5.  Aug.  1874,  Ali  7  (eine 
weitere  Exemtion). 

Literatur.  Stourin  I,  253,  255,  262  (Steuern  der  Revolutionszeit).  Die 
Gesetze  bis  1S"5,  auch  das  von  die  Decrete  n.  A.  in  Dejean's  code. 

Vignes  I,  77— Blcu-k,  dict.  Art.  chevaux  et  voifures,  billards,  cercles,  auch 
mehrfach  in  Ucu  buppleuieuten.  Say,  dict.  Art.  voitures  (noch  nicht  erschienen), 
billaids,  cerdes  (b^de  eingehend),  v.  Kaufmann,  S.  255 — 256  (Pferde>  und 
Wagensteuer,  nicht  |c:aiiz  richtig"!,  259.  —  Mathieu-Hodet  I,  45,  l.'iO.  Amajrat, 
p.  204  C  —  Ertragsstatistik  Faure,  p.  b2,  Basis  der  Yeraniagang  jährlich, 
z.  B.  f.  1887,  Boll.  XXni,  644. 

§.  305.  1.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  hierher  gehörigen 
Steuern  bilden  nach  ihrer  s  t  e  u  e  r  p  o  1  i  t  i s c h  e  n  T c  n  d e n  z ,  welcher 
sie  ihre  Einlührung  mit  zu  verdanken  haben,  nämlich  um  als 
„Luxus  steuern"  zu  fungireu,  nach  ihrer  steuerte  chuis  eben 
Gestaltung,  als  Glieder  der  „den  directen  Steuern  gleichgestellten 
Specialtaxen"  (S.  416),  und  nach  der  Gleichzeitigkeit  ihrer 
Einf  uhrung  iu  der  Finauznoth  nach  dem  deutschen  Kriege  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  eine  zusammengehörige  (irujipe  kleiner 
Steuern,  eben  der  „direkten  Cebrauchs-  und  (itMuisssteuern'*.  In 
ihrer  schliesslichen  Wirkung  siud  sie  anderseits  den  iiKÜrertt  n  Ver- 
brauchssteuern wieder  mehr  verwandt,  mehr  als  den  trühcr  be- 
sprochenen directen  Steuern,  zu  denen  sie  in  Frankreich  admini- 
strativ gehören.  Ihre  Vermehrung  und  Erhebung  erfolgt  ganz  nach 
den  Grundsätzen  der  directen  Stenern,  nach  welchen  auch  das 
Reclamationswesen  eingerichtet  ist  (S.  420).  Sie  unterstehen  ancb 
wie  die  übrigen  directen  Steuern  in  Betreff  d(  r  \^eranlagung  der 
Generaldireetion  der  directen  Stenern,  in  Betreff  der  Erhebung  der- 
jenigen des  Öffentlichen  Rechnnngswesens  (S.  422). 

Wenn  anch  im  Jahre  1871  erst  eingeführt,  sind  sie  Übrigens 
doch  nichts  dnrebans  Neues  in  der  fransOsiscben  Stenergesehichte. 
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„Laxussteuera"  auf  den  Besitz  von  Luxus-Plcrdea  und  Mauleseln ,  wie  auf  das 
Halten  von  Dienstbotou  wiren  schon  1T91  mit  der  MobiliAisteuer  verbunden  gewesen 

iS.  .^Sl,  452),  1795  war  auch  eine  Wagen- ond  oitio  Kainiusteaer  dazu  gekommen.  Diese 
Stenern  sind  aber  von  Anfang  1807  an  aufgehoben  worden  (lies.  v.  4.  Mai  1806), 
als  wenig  ergiebig,  lästig  fttr  die  Pflichtigen.  Im  J.  1802  war  daun  abcruuilb  eiue 
StoMT  aof  Wagen  und  Pferde  eingeführt  wonien  ((ies.  v.  2.  Juli  t862),  welche  aber 
wegen  zu  woitsr-  licndcr  und  imriclitig^cr  Fassung  der  Exemtionen  wenig  ergeben  hatte 
(3  statt  der  •  iv/arteten  5  Mili.)  uud  ülme  Vei'such  einer  Yerbesserung  nach  3  Jahren 
wi«der  fallen  gelassen  war.  Auch  eine  GeseUscIiaftssteuflf  war  schon  im  J.  18t0 
tarnt  m  dem  Kriei^e  von  einem  Depatirten  beantragt  gewesen. 

Nach  dem  Kriege  gingen  die  drei  Steaern  aoB  der  parla- 
meniariscben  Initiative  hervor.  Man  hatte  ansserdem  an  andere 
ähnliche  gedacht,  auf  Pianos,  Livreen,  Dienstboten.  Nachdem  man 
im  Jahre  1878  das  erste  Gesetz  aber  die  Steuer  anf  Wagen  nnd 
Pferde  jiassend  verändert  hatte,  machte  man  so  dnich  diese  drei 
Stenern  doch  immerhin  wieder  eine  Einnahme  von  12 — 13.5  Hill. 
Frcs.  fbr  den  Staat,  ausserdem  tther  Vt  MUl.  Frcs.  fttr  die  Ge- 
meinden, denen  eine  Quote  der  in  ihnen  erhobenen  Wagen*  und 
Pferdesteuer  zufällt,  flüssig. 

Immerhin  ist  so  ein  kleiner  Ausbau  des  fhuizösisehen  Steuer- 
systems in  der  Richtung  einer  etwas  schärferen  directen  Bestenerung 
der  wohlhabenderen  Classen  erfolgt  und  damit  eine  Massrcgel, 
welche  eine  erfreuliche  Ergänzung  der  ßesteueiun^  der  Massen 
durch  die  grossen  Verbrauchssteuern  war.  Abei"  iVedich  nicht  ent- 
fernt eine  genügende  Ausgleichung  zur  gcbiihicnden  Mitbeiusuing 
der  reichereu  Classen,  wie  sie  gerade  in  Franivreich  zu  verlangen, 
aber  auch  durch  ein  entwickelteres  System  von  „Luxussteuern"  als 
das  angenommene  nicht  7ai  erreichen  wäre.  Dafür  bedürfte  es 
immer  einer  angemessenen  Rink  muuensteuer  oder  Einkommen-  und 
Vermögensteuer.  Diese  i)a;ü  kleineu  Luxussteuern  entbinden  vollends 
nicht  von  dieser  Verpflichtung. 

Der  Ertng  w  (Fanre  p.  82,  Anschlag;  L  im,  BaU.  XXU,  12)  in  1000  Fitss.: 

1675       1879         1880       1684  1688 

,fAllgom.  Fonds''  (£rtra^ 
für  duu  Staat): 

Wagen  ttod  Pfewie  0,199      11,314        9,«38      10,402  11,260 

Billards   986        1.014        1,020        1,1  Ifl  1,200 

üosellschafteu   .     1,343        1,431        1,457        1,5^7  1,480 

Sararae  ....  11,528  13,759  12,115  13,058  13^910 
„Specialfouds": 

Wagen  Q.  Pferde  Üemoiiideautheil  491  596  511  551  591 

„     „  Ausfallfoads  (57„)  .    .  639  625  611  643  591 

„     „  Vsd- Taxe  d.i.  Anineld.  15  19  I»  21  24 

BiUards,  Kosten  der  1.  Anmeldung  3.0  4  4  4  4.7 

Gesellschaft.,  Kosten  d.  1.  Anmeld.  0^8  O  0.3  0.3  0.8 

Zus.  Specialfonds .     1.149  j^244       1,145  '     1,219  1.211 

(loSRaunteitn^ .  .   12^67?      15,008      18,200      14,277  15,151 
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§.  306.  2.  Die  Wagen-  und  Pferdesteuer  wurde  in  der 
£Ue  der  gesetzgeberischen  Arbeit  nach  dem  Kriege  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  das  frühere  mangelhafte  und  nicht  bewährte  Gesetz 
vom  2.  Juli  1862  einfach  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurde  (Ges.  y. 
16.  Sept.  1871  Art.  6). 

Dieses  ältere  Gesetz  hatte  die  allerdingB  bei  dieser  Steuer 
Sehwierigkeit^  bereitende  Frage  der  ßestenemng  der  Wagen  und 
Pferde,  welche  Tain  fiigenthflmer  in  der  Landwirthsehaft  und  im 
Gewerbebetriebe,  daneben  aber  mit  znm  persSnliehen  Gebrauch 
benntat  werden,  einseitig  zu  Gunsten  der  Besitzer  und  gegen  das 
fisealisebe  Interesse  dahin  entschieden,  dass  in  diesem  Falle  Steuer- 
freiheit eintrete.  Denn  darauf  bin  wnrden  durch  selbst  nur  ganz 
gelegentliche  Benutzung  von  Wagen  und  Pferden  zu  landwirthschaft- 
lichen  und  gewerblichen  Zwecken  zahllose  Befreiungen  von  der 
Steuer  beanspracht  und  erlangt. 

Diesen  Mangel  suchte  daher  bald  ein  neues  Ges.  v.  28.  Juli  1872 
durch  Belegung  der  „ausschliesslich"  in  Landwirthsehaft  und 
Gewerben  benutzten,  an  sich  stciieipflichtigen  Wagen  luul  Plerdc 
mit  der  halben  Steuer  abzuhcUcu.  Dies  Gesetz  hat  zugleich 
auch  noch  in  einigen  anderen  Puneten  zweckmässige  Aenderungen 
herbeigeführt,  sonst  aber  den  Htcnertarif  des  Gesetzes  von  1862 
l>eiasseu.  Erst  (iadmch  wurde  diese  Steuer  hinlänglich  crc^iebig 
gemacht  und  ihrem  wesentlichen  Zwecke,  den  Besitz  von  Wagen 
und  Pferden  zum  persönlichen  (Tcbranch  der  Eigcnthtlmcr,  als 
Zeichen  eines  gewissen  Wohlstands,  zur  (}run(]la«^T.  für  eine  ,,IjUxus- 
stener"  nuichen,  angepasst  Hei  der  Niedrigkeit  der  meistens 
anzuwendenden  lialben  Tarifsätze  glaubte  man  in  einer  solchen 
leichten  neuen  »Steuer  keine  Ueberlastang  der  Landwirthsehaft  und 
der  Gewerbe  sehen  zu  müssen.  Die  ausschliesslich  zu  landwirth- 
scbaftUcher  und  gewerblicher  Arbeit  dienenden  Arbeits-  und  nieht 
zum  Personentransport  dienenden  Wagen  und  Pferde  wnrden  von 
der  Steuer  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  nicht  getroffen  (s.  n.)- 

In  dieser  neuen  Form  hat  sich  die  Steuer  im  Ganzen  bewährt. 
Das  Gesetz  von  1872  ist  die  Basis  geblieben.  Ein  späteres  Gesetz 
vom  22.  Dec.  1879  hat  jedoch^  neben  einer  Veränderung  der  Tarif- 
stufen,  wiederum  den  Besitzern  von  Wagen  und  Pferden  das  Zu- 
geständniss  gemacht,  dass  letztere  schon  dann  nur  der  halben  Steuer 
unterliegen  sollen,  wenn  sie  „gewöhnlich''  in  der  Landwirth- 
sehaft und  in  den  Gewerben  benutzt  werden.  Dadurch  entstand 
eine  Ertragsverminderung  um  Über  1  Mill.  Eres.,  obwohl  anderseits 
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gleichzeitig  dnrch  das  genannte  Gesetz  auch  Maultbiere  als 
steuerpflichtig^  erklärt  worden  sind. 

Da  in  Frankreich  auch  das  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienende  Fulirwerk  steuerpflichtig  ist  (§.  2oÖ,  239),  war  es  im 
1  clii'igen  vollends  folgen  chtic^,  Privat  fuhrwerk,  Gespann  und  Reit- 
j)lcrde  einer  besonderen  Steuer  zu  unterziehen,  —  ein  Gesichts- 
punct,  welcher  auch  mit  für  die  8teuer  vertreten  wurde* 

Von  Einzelheiten  sind  folgende  die  wiolitig^ten.  Hic  nnd  da  ergeben  sich 
auch  dabei  Zweifel  und  eine  erst  durch  die  Praxis  und  das  Keclamatioosverfahrcu  zu 
entecheidendo  Casoistilt.  Immer  ein  Beweis,  daas  auch  eine  solche,  8clieiab«r  so  be- 
sonders  cinfaclic  Steuer  doch  ihre  tdchtiischon  Schwieii(|;keiten  hat,  weshalb  hier 
darauf  etwas  näher  eingegaogen  wird. 

a)  Steverobject  wafen  nach  dem  Gesetze  r.  1S62  ,4^er  bespannte  Wagen 
(voitaro  attelLc)  und  jedes  Reit-  oder  Spann-Pferd,  welches  /.am  persönlichen  Gebrauch 
dos  Eigenihümcrs  oder  seiner  Familie  dient";  nach  dem  Ges.  v.  1872  sind  „in 
Federn  hängende  Wagen  (voitures  suspcndues),  welche  zum  Personentransport 
bestimmt  sind",  das  Stcucrobject,  —  eine  Erweiterung  der  Stonerpflichtigkeit  gegen 
das  frühere  Gesetz,  insofern  nach  diesem  bei  jedem  Eigenthümer  nnr  so  vi«!  Wagen, 
altj  nach  dem  vorhandenen  Pferdebesitz  bespannt  werden  konnten,  nach  dem  neuen 
allo  besessenen  Wagen  zu  Teretenem  dnd;  als  steuerpflichtige  Pferde  werden  im  Ges. 
V.  1872  „die  zur  Bcspanming'  der  Steuer p fl i  ch ti n  Wagen  dienenden"  di  n 
üeitpferdea  gegenüber  gestellt.  Jemand,  der  daher  z.  B.  keine  solche  Wagen  hat,  ist 
hiernach  auch  far  seine  Ctoananne  immer  steuerftei,  —  weshalb  die  grosse  Menge  der  in 
Landwirfhschaft  und  Gewerben  benutzten  Pf^^rdc  doch  unbcstenert  ist.  Das  TJescfz  w 
1870  hat  dann  die  Mault  hier  e  (moles  et  uiulets)  unter  denselben  Voraussotzongen 
wie  Pferde  für  steuerpflichtig  erklärt.  —  Erst  im  Reolamationsw«^  gegen  die  8teuer> 
Verwaltung  ist  rntscliicden  worden,  dass  Pferde,  und  Wagen  eines  Eii;'enthüiiiers, 
welche  bei  einem  Dritten  in  Stailung  oder  Uemise  s(chca,  bei  diesem  nicht  auch 
steuerpflichtig  sind,  falls  sie  nicht  dem  letzteren  zur  Bespannung  eines  ihm  gehörigen 
Wagens  dienen.  Das  wäre  sonst  in  der  That  aueli  ein*-  Doppelbesteuerung  (s.  d.  Ent- 
scheid nn;r  des  Präfeeturrnths  des  Dep.  Seinr»  ^)ei  Rlork.  snppl.  1S8S,  p.  351). 

b)  S t eu 0 isu b j cc t  ist  zwar  rcj^elinässijj  der  P^if^enthiluier  der  bleuer- 
Pflichtigen  Wagen  und  Pferde,  aber  nicht  schon  an  und  t  :  i(  Ii  nai-h  dem  (ics.  v. 
1872.  Art.  S,  sondern  der  Besitzer  als  solcher,  daher  z.  B.  auch  der,  welcher 
von  einem  Wagenbauer  auf  1  Jahr  einen  Wagen  für  sich  miethct,  für  diesen  Wagen 
(s.  eine  Entscheidang  bei  Block,  suppl.  g6u6r.,  p.  lOH). 

r)  Der  Steuertari  f  ist  im  Wesendirhen  noeli  der  alte  des  fJese(/res  von  18ß2 
geblieben,  bis  auf  eine  Aenderung  im  Ges.  v.  1 879.  Der  Tarif  unterscheidet  2  Arten 
Wagen,  mit  4  und  mit  2  RSdem,  letztere  sind  mit  V«  Satses  der  enrteroi  (in 
Paris  mit  Uelef^t.  Keit-  und  Wagcniiferde  (und  Manifhiere)  entrichten  denselben 
Satz.  Der  Tarif  hat  dann  für  joden  Wagen  und  jedes  Pferd  feste  Sätze,  welche 
nach  Ürtsclassen  abgestuft  sind,  arsprUnglich  nach  5,  seit  dem  Ges.  f.  1879  nach  6, 
folgendennassen,  in  Fics.  p.  Stflck: 

Wagen  m 

4  2  Pferd 

RIdern 

Paris  60  4«  25 

Gemeinden  über  40.(mi>  Einw.  .  .  50  25  20 
Desgl.  20,0001—40,000  ....    40         20  15 

„     li},00 1—20,000    ....    30  15  12 

5,001—10,000    ....    26  10  10 

„      5,000  und  weniger ...   10  5  5 

Die  Stufe  vom  ."iO,  bezw.  15  und  12  Frcs.  ist  lb79  eingcbchobeu.  trüber 
traten  die  beiden  nntecsten  Stufen  bei  Orten  von  3001  —  20,000  nnd  unter 
3000  Einv.  ein. 
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Hat  Jemioid  mehren  Wohnsitze,  so  wiid  er  für  die  Wagen  und  Pferde,  die 

ihm  i;cwf5hiilich  folg;'-!! ,  in  der  (^cuicinde  bcätcaert,  wo  er  pereonalsleuerpflichtig  ist. 
aber  nach  dem  8aUe  der  Uemeindc  der  grösiereji  BeröUferuug;  fiLr  die  Wagen  uud 
Fßnde,  die  gewöhnlich  in  dnem  Wohnritz  bleiben,  indessen  nach  dem  Satze  der 
Ortsclasse  dieses  Wohusitzes  (Ges.  v.  isr>2,  /\jt  10).  Wechselt  Jemand  seinen 
Wohnsitz,  so  tritt  cvent.  der  höhere  Steuersatz  des  neuen  Orts,  daher  eine  Gompl^ 
meatärsteuer  ein,  was  der  Steuerpflichtige  anzumelden  hat  (Ges.  v.  1872,  Art  0), 

Das  bdiebte  fmnzOriselw  Ortsclassen- System  findet  also  auch  hier  wieder  seine 

Anwendung:.  Wobl  nodi  mir  zweifelhafterer  Berech tigniig  als  in  anderen  Fäileii 
(S.  48b).  Denn  z.  B.  Urossgrundhesitzer,  Fabrikanten,  Hutten-  and  Be^erksbesitzer 
und  Bentiers,  welche  „avf  dem  Lande**  wohnen,  zahlen  SO  dmchweg  nur  die  modrigeren, 
gemeinhin  die  niedrigsten  Steuersätze  für  ihre  ,,Er|uipafeii'%  was  echw^cb  der  Steuer- 
politischen  Tendenz  einer  solchen  Steuer  entspricht. 

d)  Steuererinässigung,  auf  die  Hälfte  der  Tarifsätze,  geuiessen  nach 
dem  Gesetz  r.  1872,  Art  6,  diejenigen  gesetzlich  sonst  steuerpflichtigen  Wagen  imd 

Pferde  (und  Maulthiere),  welche  „ausschliesslich",  na' h  dem  Oes  v.  1^79.  welche 
„gewöhnlich''  im  Dienste  der  Landwirthschaft  und  eines  patcntsteuerpflichtigen 
Gewerbes  oder  Berufs  verwendet  werden.  Doch  sind  in  letzterer  Hinsicht  die  Wagen 
nnd  Pferde  der  l'atentpflichtigen  der  Tabelle  G.  des  Pateutsteuergesetzes  t.  18.  Mai 
1850  (jetzt  I),  8.  473.  4SI},  der  „liberalen  Berufe",  ausgenommen,  also  der  rollen 
Steuer  uaterwoiieu  {a.  Dejeai»,  code  p.  214  die  Note). 

e>  Steuerfreiheit  genteeeen  ipso  jure  alle  Wagen  und  Pferde,  welche  nicht 

ausdrücklich  in  die  Kategorie  der  halb  oder  ganz  8teueq)flichtijjeu  fallen ,  —  «^o  M 
also  im  Zweifelsfali  aut  die  Entscheidung  im  Verwaltungswege  oder  im  Rcciamaüons- 
verfahren  ankommt  In  dem  wohl  nicht  seltenen  Falle,  dass  z.  B.  Jemand  seine  in 
Landwirthschaft  nnd  Gewerbe  beschäftigten  Pferde  wechselweise  anch  als  Bespanniing 
steuerpflichtiger  Wagren  benutzt,  wird  nur  je  1  Pferd  für  je  1  zweispänniuren  Wa^pn 
voll  besteuert.  Ansserdoro  sind  aber  bt  stimmtc  Wagen  uüd  Pferde  ausdrucklicli 
im  Gesetze  i'ur  steuerfrei  erklärt,  niimlich  Stuten  und  Hengste,  welche  aus- 
schliesslich für  die  Züchtung  bestimmt  sind,  Wagen  und  Pferde,  welche  ausschliesslich 
für  öfi'entliches ,  der  betreü'enden  indirecten  Besteoerung  unterworfenes  Fuhrwerk 
dienen,  desgl.  solche,  welche  im  Besitz  ron  Pferdeblndlem,  Wagen&brihanten  und 
Wageuhändlern  ausschliesslich  zum  Verkanf  oder  zur  Vermiethung  bestimmt  sind, 
endUch  solche,  welche  in  Gemässhoit  der  Vorschriften  des  Militär-  and  Verwaltuogs- 
diensts  gehalten  werden  (Ges.  y,  1S72,  Art  7,  etwas  Terlndert  nnd  erweitert  gegen 
Art.  7  des  <ies.  v.  1862 ,  wo  auch  Wagen  und  Pferde  von  Keligionsdienern  frei  t^e- 
weson ;  Uber  die  Befreiungen  vom  Militärdienst  s.  das  Circ.  v.  1882  bei  Block,  sappl. 
gen6r.  p,  105). 

f)  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  regelmässig  für  ein  ganzes  Jahr,  iu 
Betrcir  der  Thatsachen  am  1.  Jan.  (Ges.  v.  1862,  Art.  0,  v.  1872.  Art.  8).  Die 
Steuerpflichtigen  mUsseu  ihre  W  agen  und  Pferde  bei  der  Mairie  des  oder  der  Wohn* 
orte  iu  der  eisten  Hälfte  dos  Jan.  anmelden,  ebenso  die  Gemeinden  angehen,  wo 
sie  beständig  steuerpflichtige  Elemente  haben.  Ebenso  sind  Verandcrnngc  ii  au- 
zomelden,  desgl.  neuer  Erwerb  von  steuerbaren  Wagen  und  Pferden  im  Laufe  des 
Jahres,  wo  vom  eisten  Tage  des  betr.  Htmats  die  Steaer  dann  eintritt,  ohne  Anrecb» 
iiung  der  etwaigen  Steuerzahlung  IrOberer  Besitzer  (Ges.  r.  1862,  Art  11,  V.  1872, 
Art  8;  s.  Dejoan  p.  24t)  Note). 

g)  Unteibliebonc ,  ungenaue  oder  unfollstSndige  Deolarationen  werden  vom 
Controleur  der  directen  Steuern  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Maire  und  den  Hepar- 
titoren  ergänzt  (Ges.  v.  1862,  Art.  11,  mit  weiterer  Bestimmang  ttber  £nlscheidang  Ton 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  diesen  Personen). 

h)  Der  Steuerpflichtige  hat  das  Reclamationsrecht,  nachdem  die  SteoerroUo 
zur  Erhebung  bestimmt  ist  (Ges.  v.  1SG2,  Art.  11). 

i)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  DecUratiouen  ist  Verdoppelung 
der  Steuer  (Ges.  r.  1862,  Art.  12). 

k)  Die  Steuer  wird  mit  einem  Zuschlag  von  Ö^/o  für  Entlastungen.  Er- 
mässigungen (Ausfalifonds,  S.  426),  für  Veranlagung»-  und  Erhebungskostou  erhoben; 
reicht  das  nidil  aus,  so  erfolgt  eine  Yoianserhebung  anf  den  niculea  Steuerbetrag 
(eb.  Art  18,  s.  o.  S.  777  die  Tabelle). 
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177,650 

185  155,423 

167 

333,431 

85,014 

148  863,807 

1,174 

950.143 

187,562 

197  935,459 

1,085 

1.074303 

Ofagecte  aus  anderen 

(Jemeiiiden. 

3,503 

5  202 

3,710 

370 

—  79 

449 

5.692 

4  269 

5,965 

1)  Den  (ieiücinden  fallt  57o  lü7o)  *^cs  bei  ihiieu  erhobenen 

Steuorbetrages,  abzuglicb  der  gewährten  Entlastungen,  zu  (Ges.  v.  1872,  Art.  10). 
In  der  Steaerroll«  f.  1887  sUndeu  folgendo  Stenerobjecto  (Ball.  XXUl,  644): 

Zur  gmDzen  Steuer       Zar  halben  Steuer 

veranlagt  veranlafrt  Summe 

£iii&chei  £k>ppel-        Einfacher  Doppel-  ö«"»«« 
(StEaf-)6atz  satz 
Objecto  in  der  Gemeinde  der  Veranlagung. 

Wagen  zu  4  tiaiiern 
2 

Pferde,  M anlthiere  . 

Wagen  zu  4  RMeni 
Pferde,  Maolthiere  . 

§.  307.  3.  Die  Billard  Steuer  ist  wesenüieh  unter  demGe- 

sicbtspunet  einer  kleinen  Luxusstener  durch  das  Ges.  v.  16.  Sepi  1871 

Art.  8  eingeführt  worden,  nnd  zwar  ununterschiedlich  sowohl  für 

Billards  in  ötlentlichen  Oilcu  (Wirthschaiten)  wie  im  i'iivatbeBitz 

zum  Gebrauch  des  Besitzers  selbst. 

Die  wichtigeren  Einzelheiten  der  Besteuerung,  wobei  es  ebuutalis  an 
casnistfecben  Streitfragen  nicht  ganz  fehlt,  Bind  in  Kttne  die  folgenden,  (ß.  für  hier 
Üebergangencs  das  Dect.  v.  27.  Jan.  1871,  bei  Dejeau,  code  p.  124  und  bes.  den 
Artikel  von  Arnoiix  im  Say  sehen  dict,  auch  Block,  dict.  p.  238,  üuppl.  gön^r. 
p.  52).  Veranlagung,  Erhebung,  Kedamationen  vie  bei  den  directen  Steuern  Uber« 
baupt  nnd  bei  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  qpedeli. 

a)  Steuerobjcct  ist  jedes  Billard,  auch  das  unbenuf/tc.  auch  das  in  schlechtem 
Zustand  boündlicho,  wenn  nur  nicht  völlig  demontirtu,  dem  stcuerpolitischeu  Uedankcu 
des  Gesetzes  gemlss  das  zum  Vergnügen  u.  dgl.  <tienende  (s.  u.  d).  Aber  nur 
eigentliche  Billards,  iiicLt  .so^'unaunti'  für  andorc  Spiele  (englisches,  holländisches, 
chinesisches)  sind  Stcucrobjoct  is.  Say  und  Block  a.  a.  ().). 

b)  äteaersubject  ist  der  Besitzer  als  solcher,  einerlei  ob  er  das  Billard 
zam  öffentlichen  Gebrauch  stellt  oder  seinem  Priratgebraoch  forbehält. 

c)  Der  Steuertarif  ist  wieder  ein  Ortsclassentarif ,  für  Paris  60,  far 
Städt«;  «)>t',r  50,000  Eifiw.  .'JO,  von  10,000—50,000  15.  f.  and-  r.-  Orte  C  Krcs.  fiir  das 
Stiick.  Der  bei  einer  Lu.xussteuer  richtige  Gedanke  einer  höheren  Besteuerung  der 
Privatbillards  wurde  nicht  trerwiiklidit 

d)  Stcuerfreiht^it  si:eniesseu  nur  die  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethuug  be- 
stimmten Billards  der  Billard- Fabrikanten  und  Händler,  welche  diese  nicht  zum 
persönlichen  Gebrauch  verwenden.  Eine  andere  Qualität  des  Besitzers,  z.  B.  bei 
Billards  im  Besitz  ron  Heilanstalten,  bedingt  keine  Steuerfreiheit. 

e)  Die  VeranlafTung  der  Steuer  erfolirt  rcgtdtiiässiij  nach  dem  Stande  am 
1.  Jan.  für  das  ganze  Jahr,  uad  zwar  auf  Grund  von  Dcclarationen,  welche  der 
Besitzer  bei  der  Mairie  seiner  Gemeinde  v.  1.  Oct.  bis  Eüdc  Jan.  machen  muss. 
Diese  Dcclarationen  werden  bis  zu  eini-r  ( rfulytoii  Abänderung  derselben  als  Grundlage 
angesehen  (s.  Ges.  r.  1871,  Art.  10,  und  das  Decr.  v.  27.  Jan.  1871,  mit  den  woitereu 
cnorderiichen  Bestimmungen). 

f)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Dedaration  ist  auch  hier  Vor« 
doppelung  des  Steuersatzes. 

Die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Billardbesitzer  war  1872  68,060,  1882  83,298,  in 
16,827  bez.  18,675  Gemeinden  (eine  fast  gleiche  Zahl  Gemeinden  besass  keine);  die 
Zahl  der  Billards  in  den  Rollen  war  bez.  73,885  und  88,927;  1887  94,751;  die  Zahl 
der  nicht  dcdarirtcn  ist  von  3 — 4000  anfangs  auf  einige  100  Jetzt  gesunken,  1887  180 
(Say,  dict  p.  408,  BuU.  XXIII,  644). 


7S2      6<B.  2.  K.  Steaerrocbi  1.H.-A.  2.  A.  Frankreidi.  g.  308,  809. 

§.  308.  4.  Die  Steuer  auf  solche  geschlossene  Gesell- 
schaften u.  dgl.  (cercles,  societes,  lieux  de  rennion),  wo  die  Mit- 
glieder (abounes)  Beitrüge  (cotisations)  zahlen,  isl  ebentalls  durch 
das  Gesetz  v.  Ifi,  Sept  1871  Art.  4  eingetfilirt  worden,  wioderiim 
in  der  Absicht,  dadurch  eine  Art  ,Jinxnssteuer"  für  wohlhabendere, 
mehr  oder  weniger  müssige  Leute  zu  begründen.  Danach  ist  auch 
die  Umgrenzung  der  Steuerpflicht  und  die  Feststellung  der  Aus- 
nahmen erfolgt.  In  der  Regel,  ja  wohl  fast  ausnahmelos  wird  das 
einzelDe  Mitglied  hier  voll  and  ganz  von  der  Steuer  getroffen  werden, 
nm  welche  eben  sein  Beitrag  erhöht  wird. 

Die  Einzelheiten  sind  die  folgenden.  S.  fOr  das  Genavore  das  Decr.  ?. 
27.  Üec.  1S71  (Dejean  p.  128)  «ud  lies,  den  Artikel  „cercles**  von  Ainonx  im 

Say'schen  dict. 

a)  Steiu  rol)jcct  ist  der  Betrag  der  Beiträfre  <Icr  Mitglieder  der  geuanuteii 
Gesellschaften,  Vereine,  Clubs  «.  s.  einschliesslich  der  etvtigen  läntrittagelder« 
auch  ohligatorischer  allgemeiner  ausserordentlicher  Einzahlungen. 

h)  Stcucrsuhjcct  i.-)t  fler  betrefTend-  Verein  als  solcher,  vertreten  durch  seinen 
Geranten,  Secictär  otJer  bchatzuicister,  der  die  bteuer  zu  entrichtea  hat. 

c)  Der  Steuersatz  ist  20Vo  des  Betra?rs  des  Stcuerobjects. 

«Ij  Befreit  bind  ausdrücklich  nach  dem  Gesetz  Wohltliiiti^jkeits-  uud  gegen- 
seitige HilfsgoscUschaftcn .  fem  r  ausscUiesslich  wissenschaftliche,  literarische,  laud- 
wirthschaftlii  ho,  nmsikalische  Vereine,  wenn  sie  nicht  tlif^liclie  Zusainmenktlnfte  halicn. 
Durcli  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art  7,  sind  auch  Vereine  für  gymnastische,  Scbiess- 
f^bungen  a.  dgl.  m.  befreit  worden  (c.  400).  Aach  die  obli^^atorischen  HilitäTOirkel 
sind  frei. 

e)  Die  V'' !  a II  1  arrii  n g  erfolgt  anf  (iniinl  einer  vorgeschriebenen  Dcelaration 
des  ^ccrctärs  u.  s  w.  Uber  Mitgliederzahi  und  Beiträge.  Die  Dcelaration  gilt  für  die 
späteren  Veranlagangen,  bis  eine  Abflndening^  angemeldet  ist  Die  Jabros^nldigkeit 
ist  auf  einmal  zu  entrichten. 

f )  Die  Strafe  des  doppelten  Satzes  triAl  anch  hier  unterbliebene  oder  ungenaue 

Declaration. 

Zahl  der  Gemeinden  mit  steuerpflichtigen  (iescihichafteu  IST 2  1006,  1SS5  2^j60, 
der  (ie^ellschai^  4561  und  5235,  der  Mitglieder  2 (7,11 7  und  257 /.IK4.  in  1887 
f Veranlagung)  210. 51"^  (ausser  17  nicht  derlarirten .  mit  Doppelsatz),  der  steuer- 
ptlichtigen  l]eträge  in  den  genannten  3  Jahren  6.511—7.03 — 7.04  MUl.  Frcs.  (.und 
11,722  f.  nicht  dedarirte  Betrige).  Anfangs  war  die  nicht  declarirte  Sumine  doppelt 
so  hoch  (Say  p,  905»  BulL  ZXni,  644). 


Anhang. 

^  :m.  Verschied' HC  uidorc  kleinere  directe  and  indirecte  Ab- 
gaben d-  r  frauzfisischeii  Staa(>hcstcueruncr. 

Diese  oben  410  tf.  schon  genannten  Abgaben  enthalten  zwar  zum  Thcil,  wie 
namentlicb  die  eintrilglichste,  die  für  Yeiifieation  der  Gewichte  und  Haasse,  Stener- 

elcraentc  in  sich,  sind  aber  doch  im  l'ehriu:cn  aparter  Natur,  gebühren artipr .  Kosten- 
crsätze.  Wir  gehen  deshalb  nicht  näher  auf  sie  ein,  sondern  fügen  nur  noch  ein 
paar  Daten  Uber  sie  hinzu,  für  das  Weitere  auf  die  dictionnaires  ?on  Block  and 
Say,  auf  Vignes  n.  a.  m.  rerweisend. 


...... ^le 


Tenobiedeoe  kleinere  Abgaben.  783 

Es  war  der  Krtra};  in  1000  Ftcb. 

A.  Zu  deu  dtiu  „diroctou  Steuern  glcichgostulltou  Spucial- 

tnzen*'  gehörend: 

1869  1872  1874  1S84  1887 

1.  Yeiifioatlon  der  ficwichtc  u.  s.  w.  .   .     IJ^  8,482  4,129  4,511  4,514 

2.  ..  Alcoholoinotor    .    .    .  — »  —  —  —  80 

3.  Abg.  f.  Bcbud»  d.  Apoth.  und  Drog.  .       233  22^  262  30l>  321 

4.  Abg.  t  loqpect.  d.  Fnbr.  u.  s.  w.  .   .       —  —  —        —  18 

Summe  A.  .  .   .     1,988     8,655     4,891     4,817  4,983 

B.  Zu  dcu  „rerschicdcueu  Abgaben  der  indiructen 
B asten  ernog**  gehörig: 

5.  Inn.  Schifft-Abg.  (I-lüssc,  CanäJc)  .   .     3,978     3,6U8     4,3J)1        —  — 
(i.  Zölle,  Abg. V.Fähren, Fisch.,  Jagd  u.a. m      2,190     2,601      2,398     2,848  2,196 

7.  Stempel  iii  Vcrwalt.  indir.  Steuern  .    .     6,177     6»Ü12     7,380     8,637  8,826 

8.  Ertr.  d.  Gddstni:  u.'  Confaot  .  .  .    1,408    4,781     8,922    4,206  6.154 

Summe  B.    .  .   .   13,748   17,042   18,091    15,691  17,476 

S.  Faure  p.  82,  US,  BulL  XXIU,  373,  289.  Die  Daten  f.  ISST  Auacblag  bei 
A,  proTis.  ZiUilen  bd  B,  die  fimhemi  mu  den  AbscblOssen. 

Zn  A  1.  Eine  obligatorische  Verification  der  im  Handel  gelirauchteii 
Maassc  mu\  (uwiclite  findet  jahrlich  statt  und  giebt  Anlass  zu  'Jnlmliroii'^rlu  ltung. 
Neue  Regelung  durch  Decr.  ?.  26.  Febr.  1873  und  Tarif  darin,  wodurch  die  früheren 
Einnahmen  verdoppelt  wniden,  so  dass  seitdem  die  „Besteuerung  des  Handels** 
mittdst  dieser  Abgabe  schärfer  hervortritt. 

Zu  A.  2.  EitM-  oblij^atorisflic  Yerificatioii  dor  Alcoliolometer,  ebenfalls 
gcgeu  üobUbreu,  liudui  nach  dem  (joa.  v.  7.  Juli  Ibbl  und  28.  Juli  18^3  statt 

ZaA.d.  Die  regdmissigo  Visitation  dor  Apotheken,  Drogneiieen  mdgl. 
erfolgt  nach  Ges.  v.  21.  Gem.  XI,  gegen  Gebuhren  eines  Decrets  r.  25.  Therm.  XL 

Zu  A.  1  I>i<'  vori^cschriobone  Inspcction  von  Fabriken  und  Niederlagen  von 
Miucralwasser,  Budcm  u.  s.  w.  erfolgt  gegen  Oiebubren  nach  Ges.  v.  25.  Juni  1841, 
Art  30.  Die  betr.  Einnahme  woide  froher  anderswo  rerrechnet,  seit  1887  bei  den 
genannten  Taxen. 

Zu  B.  5.  Abgaben  fiir  die  UntcrhaUnni^  der  Ströme,  s  c Ii  i  t'i'ha  r>Mi 

Flusse  und  Gauälo  beruhten  zuletzt  auf  einem  Gesetz  v.  9.  Juli  1836  mit  Tarif 
nnd  auf  Speciältaiifcn  fikr  einzelne  Canäle.  Diese  Abgaben  sind  aber  dorcb  Ges.  v. 
19,  Febr.  1886  sämmtlich  aufgehoben  worden. 

Zu  B.  ß.  Hierliin  gt^hTiren  marii  lnMl(M  verschieden o  Kiiinahincii .  Abgabt^n, 
Zdllc  u.  dgl.  für  I'iihn  n,  Rnirkon,  Schif fzichcn,  Finchorei,  Jagd,  aus 
dem  Eltrag  der  Haum a tipflan zun<:^cn  o.  dgl.  an  CaniUen  nnd  Derartigee  m&n; 
gegebenen  Falls  nach  be-jondt  rcii  Tarifen. 

Zn  B.  7.  Die  hier  genannten  Stempclcrträgc  nihren  aus  den  kleinen 
Stempeln  filr  die  Bezettelungen,  Quittungen  u.  dgl.  in  der  Verwaltung  der 
indirecten  Steuern  her,  wie  sie  Mher  mehrfach  enrihnt  wonh  n  sind.  Sie  treten  also 

zn  den  Erträgen  des  sonstigen  a!l!!:cmeinen  Stempclwe.s*'ns  (S.  :>i\7)  noch  hinzu. 

Zu  B.  8.  Der  Ertrag  aus  Geldstrafen  und  Confiscationen,  ans« 
schliesslich  ans  dem  Gebiet  der  indirecten  Steuern,  ist  nach  dem  Kriege,  von  1872 
au,  thcils  durch  die  schärfere  Controle  und  die  Steigerung  der  Strafen, 
theila  durch  die  Einführung  neuer  indirecter  Steuern  erheblich  gtiwachsen.  Er  schwankt 
übrigens  begreiflicher  Weise  von  Jabr  zu  Jahr  stark  (Max.  1875  7,9,55,0(M>  Fro^., 
Min.  1881  1 ,906,000  Frcs.,  1886  im  Definitivum  4.128.000  Frcs.).  Zahl  der  Proto- 
kolle ii1>ci  Contraventionen  1886  85,807,  1887  39,530  (Bull.  XXIU,  288). 

Mit  den  genannten  8  Einnahme-  tiiid  Abfrabcarten  .  dir  iinrnerlnn  zusammen 
wieder  20  und  einige  Mill.  Frcs.  abwerfen,  sind  die  Ertragnisse  der  Steuerverwaitung 
noch  nidit  dnmal  roUstladig  vo^fithrt  Es  bnnmen  noch  verschiedeno  andere  Tor, 
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von  welchen  cinzdnc,  wie  die  Zinsen  der  Stcaercreditc .  doch  auch  noch  St6uer- 
charactcr  haben.  Iw  Voranschlag  f.  1S87  ßuden  sich  noch  folgende  Ertisgspwten 
uoter  der  Genen^irectUMt  der  indirecten  Stottern  (in  1000  Pres.): 

Erhebang  von  den  Gemtindea  für  KMeniirangskosten  ....  2,190 

Eatschädigung  Seitens  der  Städto  fUr  Octroidietist   47^ 

Preis  der  Bleie  (Plombira^)  bei  SaU,  Zocker*  Geträokea,  Pulrer  ^7 

Uebenrachungskosten  der  ^ckemledeilagen  und  Sodafobriken  .  77.» 

Zinsen  der  Steoercredite   529 

Einziehung  \ron  Vorschüssen  von  Gemeinden  f.  Gehaits-Abonne- 

ments  in  Betreff  der  Beamten   586 

DeagL  ron  Gemeinden  f.  Druck-  u.  dg^l.  Kosten   264 

Desgl.  von  Spielkartcnfabrikanton    als    Treis    des  gelieferten 

Papiers  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  70U)   15i> 

Desgl.  von  Beamt«  n  f.  Preis  von  InstmmMiten   21 

Versdiiedeiie  ond  sviäUige  Eimiahniea  ....  ^  .  .  .  .  51 5.  S 

Summe   4»tf26.3 

e.  Die  Zölle 

insbeBondere  ab  Verbranchsatenern  (Finanasölle). 

Das  fraazösisclie  Grenzzollwosen  liat  auch  seit  1789  und  nach  der  Uersteliuug 
eiDes  elnbeftlichen  Zollgebiets  und  eines  allgemeinen  Tarife  eigentlich  nur  in  sireitor 

T.iiiir  als  eine  "Finrii-htun;;-  des  Finanz-  und  Steuerrcsons ,  in  erster  als  eine  solche 
der  Uaudcla-  und  Volkswirthschaf  tspoUtik  gedient.  Das  Fiuanzlutercsse, 
mit  HQfe  der  Zölle,  beeonden  der  ^nfahrzftUe  dem  Staate  Einnahmen  sra  reTSchaflea 

und  in  FinanzziUlen  Verbrauchssteuern  zn  erheben,  spielte  freilich  immer  mit,  aber 
es  trat  nur  in  einzelnen  Perioden,  vornemlich  sojiar  erst  seit  1871,  Schürfer  hervor. 
Der  handelspolitische,  der  protectionistischc  Gcsichtsinjuct  war  und  blieb  der 
beherrschende:  eine  Erscheinung,  welche  ja  auch  in  anderen  Ländern,  so  anch  iu 
(irc'Ssbritannien ,  beobachtet  wird,  in  Frankreich  aber  sich  besonders  frappant  zeigt, 
nach  momcntauei'  ZurUckdräuguug  immer  wieder  hervortritt  und  das  Gharactcri- 
Btiacbo  bleibt 

Namentlich  die  interessante  Geschichte  der  französischen  Zolltarif- 
Politik  seit  178!>  ist  daher,  zumal  bis  1871,  weit  mehr  ein  (Jeg-ensfand  der  handels- 
politischen und  aUgemciii  volkswirthschaftüchen  als  der  linanzwirtkscliaftlichen  Be- 
trachtung. Eine  auch  nur  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende  Darstellung  dieser 
(icschichte  wird  von  selbst  zu  einer  allgemeinen  (iescliielite  der  modertten  fnuuöfilschett 
Yolkswirthschaft,  —  wiederum  mehr  als  das  anderswo  der  Fall  ist. 

In  diesem  lediglich  finanzwisseuschaftlichen  Werke  liegt  auch  bei  der  Darstellung 
des  Zollwesens  einschliesslich  des  Tarifwescus  natürlich  wiedw  eine  viel  begrenztere 
Ant'nabe  vor  .  das  Zoll-  und  Tarifwesen  i;ehört  strenf^  «■enommen  nur  als  Theil  des 
Bebtcucrungsweseus  hieiher.  der  Finanz/oll,  nicht  der  Scbulzzuil,  das  tinauzpolitische, 
nicht  das  handelapolitisch c  Moment  interesairen  uns  allein  niher.  IndeiMn  bei  dem 
nahen  Zusammenhang  aller  dieser  Dinge  und  bei  der  Bedeutung,  welche  gerade  in 
Frankreich  auch  die  Schutzzölle  im  Ganzen  fUr  die  EinnaUiuo  des  Staats  aus  den 
ZSllen  haben ,  ist  es  namöglieb,  die  bandebpolitischen  und  SchntezoUfragen  hier  ganz 
uiibcrtleksichti;;t  zu  la??sen.  Ja,  die  Einwirkung  bestimmter  handelspolitischer  Ziel- 
puncto  und  der  diesen  gemäss  eingeschlageaeu  Zolltarif-Politik  aof  den  Zollertrag  ist 
sogar  ein  Gegenstand,  «reicher  wiMer  für  die  finanzwiaseasehaftlielie  Betrachtang  des 
Zollwet  I  ;  .  ichtitf  ist  und  wofar  die  fraiizi»sischcn  Vorhältnisse  und  Erfahrungen  be- 
sonders iehi  rcich  sind.  Deshalb  werden  im  Folgenden  in  der  Skizze  der  Tarifgeschichtc 
und  iu  den  statistischen  Daten  der  Zollerträge  diese  Seiten  des  Gegenstands  auch  nicht 
ftbeigangen.  Aber  auch  hier  ist  der  leitende  Gesichtspunct  für  die  Darstellung,  wie 
in  anderen  früheren  ähnlichen  Fällen  {britische  ZolItarif-(ieschichte.  französ.  (letränke- 
und  Zuckeibettcueiung  u.  s.  w.),  immer  der  lur  dies  Werk  gebotene:  alles,  was  nicht 
rein  finanswirthschaftlicher  Art  ist,  gohOrt  eben  nnr  «owoit,  al»  es  lUr  die 
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Finanzen  Bedeutung  behält,  hierher,  mag  ea  an  sich  und  für  die  Yolkswirthscbaft 
11.  8.  tr.  avdi  das  Tiel  Wichtigere  und  Interessantere  sein.  IMe  richtige  Gfornieliiing 
und  die  nothwondige  BeschrSnkung  nach  diesem  Qesichtspanct  »ind  freilich  hier  gerade 
nach  der  Lafrt"  Act  t'ranzftsischcn  Dirifre  Ix'sondor?  schwierig-. 

Mit  diesen  üemerJiungen  wird  ja  nur  etwa^  allgemein  BekaniUi  s  hervorgeliobcu, 
das  gleidiwohl  oftmals  in  »einer  Bedentnng  nicht  f^enügeud  gewürdigt  wird:  die  Dar» 
Stellung  der  Finanzf^eschichte  und  vollends  wieder  bloss  der  Steuergesichichte  eines 
Landes  sowie  der  Gestaltung  seines  Finanz-  nnd  Steuerwesens  in  einem  bestimmten 
Zeltpanctc,  wo  man  gewissennassen  einen  momentanen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
lingirt,  beruht  auf  einem  Isolirnngsver fahren,  alle  fin  m /wissenschaftliche  Dar- 
stellung auf  einem  Äbstractionsv erfahren,  welrlic  beide,  niethodologisrh  1)«^- 
trachtet,  berechtigt,  ja  noihwendig  siud,  aber  eben  doch  den  Vorgängen  und  \'erhäU- 
nisaen  in  der  Wiridichlteit  Zwang  anthnn«  weil  etwas,  was  wie  Finanzen  und  Stenern 
in  ♦ungern  Znsammenhang  mit  Anderem  und  in  engster  beständiger  \Vr  riisel- 
wirkun?  damit  steht  —  nach  der  Bedarfs seite  mit  Ueschichte,  i'ülitik,  Ver- 
fassung, Verwaltung  des  Staats,  nach  der  Seite  der  BedeclcmigsiiiiUelbesch  affung 
mit  der  ganzen  Volkswii1hs( haft  —  isolirt  für  sich,  ausser  diesem  Zosauimen- 
liaug  und  dieser  Wechselwirkung,  „abstract"  betrachtet  wird.  Eine  Schwäche  der 
concreten  Finanz-  und  SteuorgeschicM»  nnd  der  ganzen  Finanzwissensdiaft,  die  anf 
keinem  anderen  Gebiete  der  T^esteuerunt^  vielleiebt  so  bemerklieh  als  gerade  im  Zoll- 
Wesen  ist,  zumal  wenn  es  sich  um  ein  Land  wie  Frankreich  handelt,  dessen  Tarif- 
politili  fast  immer  mehr  rolkswirdiechafaichon  ab  finanziellen  Zielen  nnd  Intensssen 
gedient  hat.  Aber  freilich  eine  Schwäche,  die  sich  im  Grunde  in  allen  Zweigen  der 
Historie,  der  historischen  und  Geisteswissenschaften  und  eigentlieli  ebenso  der  Natur- 
wissenschaften i^eigt,  und  im  Icuteu  Grunde  nothwendig  aus  dem  begrenztcu  mensch- 
lichen Erkeuntniss- ,  Yerstäudniss-  und  demnach  auch  Darstcllaugsvermögcn  folgt, 
das  uns  eben  die  Dinge  nur  mittelst  jenes  gedankcnmässigen  Isolirungs-  und  Abstractions- 
verfalirens,  nicht  auf  einmal  in  ihren  wirklichen  allgemeinen  Zosammenhängcu,  Bc- 
dingthdten  nkd  WechselwlflniDgMi  zu  eiftsMn  etlaabt. 

Auch  in  der  folgenden,  etwas  eingehendeien  chronologiechen  Debersieht 

der  Ges  t  •  u. s.  w.,  welche  in  der  üblichen  Weise  wie  in  den  früheren  Abschnitten 
hier  vorangestellt  wird,  beschränken  wir  uns  auf  die  Angabe  der  haupts&chlicheu 
grundlegenden  und  Organisation b-  n.  dgl  Gesetze  und  der  wichtigeren  Tarif- 
geset/e,  Handelsyerträge  u.a.  w.,  besonders  erst  der  neuesten.  Die  ^ahlieiehen 
einzelnen  Gesetze,  „Ordonnanzen"  (in  der  Königszeit  1814 — 1848),  „Decrete"  (in  der 
Übrigen  Zeit)  Uber  Tarifpuncto .  welche  ?ornemlich  nur  ron  bandelapolitisehor 
Bedeutung  sind,  werden  hier  absichtlich  übergangen.  Dafür  ist  auf  die  handels-  und 
zoUpolitiscbfi  Specialliterahir  zu  verweisen.  Das  Eine  oder  Andere  wird  unten  in 
der  Darstelluug  mit  borühit  werden,  lieber  die  Zu  ck er  zullgeäct;i: o  s.  o.  S.  G5D  H'. 
Sie  werden  im  Folgenden  nicht  wiedw  alle  besonderB  namhaft  gemacht,  wem  auch 
hie  und  da  erwähnt 

Gesetzgebung.  Revolutionszeit  ITlIOir.:  Vier  grundlegende  Gesetze: 
Aufhebung  der  inneren  Zölle  (traitcs)  durch  Ges.  r.  5.  üov.  17U0  (o.  S.  150). 
Neuer  aUgemdner  einhdillcher  Zolltarif  für  den  Yeilehr  mit  dem  Ausland  r. 
15.  März  1791.  Organisation  des  Zolldiensts  (Personal)  durch  Ges.  v,  (23.  Apr ) 
1.  Mai  1791  und  Ges.  v.  (6.)  22.  Aug.  1791  (ZoUreifahren,  Formalitäten  des  Diensts, 
Verpflichtungen  des  PubHcums  u.  s.  w.),  na<di  manchen  späteren  Verftudernngen  die 
Grundlage  des  Dlensts  und  Zollverfährens  noch  gegenwärtig.  Dazu  düe  Geset^bang 
über  Entrcpots,  bes.  Ges.  v.  S.  Flor.  XI  (23.  Apr.  1S03). 

Kriegszeit  (17f)3  — 181 3).  Beginn  des  lia  ndelspolitischen  Kampfes  mit 
England  u.s.  w.  aus  kriegjipolitischen  Motiven  17U3  (Üccr.  v.  1.  März,  19.  Mai, 
9.  Oct.  1793,  10.  Brum.  V  (81.  Oct.  1796]  u.  a.).  —  Bestimmungen  über  Zoll- 
zahlung während  der  Assignatenwirthschaft,  Ges.  v.  20.  Therui.  III  (I.Aug. 
1795),  4.  Nivusc  IV  (25.  Dec.  1795),  14.  Therm.  IV  ^1-  Aug.  179ü,  Zahlung  der 
Zdtle  wieder  ganz  in  Münze),  15.  Brum.  IV  {5.  Nov.  1796,  Zollbeamten-Gehalte  wieder 
in  M'Uize).  —  Ges.  v.  29.  Flor.  X  (Ennacbtigung  der  Regierung,  von  sich  aus  Tarif- 
äuderungeu  und  Prohibitionen  vorzunehmen,  also  bloss  vermittelst  „Decrets").  £r- 
uentttT  handeUpolitischer  Kampf  geg«&  England  SeiteOB  Napoleana  L,  Ber* 
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liner  Decr.  v.  21.  Nov.  l&ÜÜ,  Mail.  Decr.  v.  2ü. i«ü?.  lisü"  und  17.  Sept.  IbUb,  iJecr. 
V.  8.  Oct  1810  (CoDtiiicntalspene).  T&riferhöhiuigen  und  Prohibitionen  durch  ver- 
schiedene Gesetze;  Decrete,  beo.  ms  1803  (28^  Apr.),  1806  (dO.  Apr.)  1810  (8.  Febr., 
10.  Aug.  u.  a.  m.). 

Peiiode  der  Restaaration  (1814—1830).  Wiedereinführung  normaler  Handels- 
und  ZollveihiltnisBe  durch  verschiedene  Ordonnanzen  von  1S14.  Festhaltuug  und  Nea- 
begründung  firie<<  prohibitürisch-protertioiiistischen  Systems  d»  r  Handels- 
uiid  ZoUpüliiik  liurch  üw.  v.  IT.  Üec.  1814  \Ait.  34  betr.  die  Eerechtigung  der 
Re^ernng,  im  Falle  dringenden  Bcdurlaitises  Tarifaiidenuigen  u.  ä.  w.  vor/unobmeu). 
Dazu  ein/ehii;  andtno  (Jesct/.e  über  Tarife  von  Waarengrupperi  (Getreide.  Wolle,  Eisen, 
Colouialwaarcu  1814,  1815);  Ges.  v.  16.  Dcc.  1814  (Freihäfen.  Marseille).  —  End- 
filtige  Begrflndniigr  des  Zellvesenä  durch  das  (im.  r.  26.  April  1816,  nebst  Gesu 
V.  27.  Mär/.  1S17  und  21.  Apr.  ISIS  (Zollrejiloiiiejit,  Kepression  des  Schmuggels),  Ord. 
V.  10. 25ept.  1817  (MaiseiUer  Freiheiten).  —  Weiterer  scharf  protectionistiscber 
Aii>baTi  des  ZoUwesens  und  der  Tarife  1S19  £—1826  (bes.  auch  t  Landwirth- 
schaft,  (ictreide,  Schafwolle,  Vieh  u.  a.  ui..  Colo  ii  ialzucker ,  Eisen, 
Stahl,  Waaren  daraus,  Textilludastrio  u.  s.  w.,  Marine;  bes.  wichtige  Gesetze 
r.  16.  m  1819,  7.  Juni  1820,  7.  Juli  1821,  27.  JuU  1822,  17.  Hai  1826;  Schiff- 
fahl ts- Verträge  mit  Nordanerict  r.24,Jiuii  1822  und  mit  Grossbritannien 
V.  26.  Jan.  IS2fi\ 

Periode  der  Julimouarchie  (1830—1848).  Fortdauer  der  protectionisUsch- 
proMbitorischen  Richtimg  der  Zollgesetzgebung,  nur  mit  geringen  Modificationen.  Ges. 

V.  9.  Fcl»r.  und  27.  Febr.  1832  (über  Transitverkehr,  Entreputs,  auch  im 
Innern).  Neues  Gesetz  Uber  Getreidezölle  v.  15.  Apr.  1832,  nach  Verlängerung 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1833  die  Grnndlage  bis  1860.  Verschiedene  kleine  Modi- 
ficationen des  Prohibitiv-  und  Schiitz/oIIsystems  durch  Ordonnanzen,  be- 
stätigt und  fortgebildet  durch  (Jes.  v.  2.  Jiiii  Ges.  v.  5.  Juli  1S36  (Einffthmns: 
des  sogen.  Vcredelungsverkehrs,  d.  h.  Znlabsuiii;  zeitweiliger  zollfreier  Einfuhr 
fremde  Producte  durch  kön.  Ordounan/eu  .  /.um  Zweck  der  Fabrikation  oder  Ver- 
feinerung, mit  der  Pflicht  der  Wiederausfuhr  in  bestiinnitor  Frist' .  N  ichtigere.  Tarif- 
äadeiungen  durch  Ges.  v.  6.  Mai  1841  und  9.  Juni  1845  th.  mehr  protectionistisch 
(Oeisamen  n.  a.m.),  th.  etwas  entgegengesetzt.  —  Handels rerträge  mit  kleinen 
Concessionen  mit  Belgien  v.  IG.  Juli  1*^12  und  13.  Dec.  1845,  dieser  anf  6  Jahre, 
und  mit  Sardinien  r.  28.  Aug.  1843  (auf  4  Jahre»  u.  A.  diflerentiellc  Ermässigung 
der  YiehzOlle). 

Periode  der  zweiten  Republik  und  des  zweiten  Kaiserreichs  (1848— 
1870).  l-ortdauer  des  bisherigen  handels-  und  zollpolitischen  Systems,  doch  Beginn 
eingreifenderer  Modihcationeu  nach  dem  Staatsstreich  Napoleons  III.  Bruch  mit  dem 
alten  Sytttem  und  Uebeigang  za  «^gemässigtem  Sehntzzoll'*  mittelst  eines  Systenos 
„liberaler  Handelsverträge"  seit  1860,  —  Decr.  v.  10.  Juni  1S48,  Ges.  v.  17.  Dec. 
1848  (erhöhte  Ansfohrprämien,  Tarifmassregeln).  —  Handels-  and  Schifffahrts- 
yertr&ge  mit  mittelamerican.  Staaten,  mit  Belgien,  mit  Sardinien,  Rnss- 
land.  Beiden  Sicilicn  IS1T — 50.  —  Eruiächtigu  ng  di-s  Kaisers  durch  die 
neue  Verfassung,  von  sich  aus  Handelsverträge,  auch  in  Betrett  der  Tarife, 
mit  verbindlicher  Kraft  des  Gesetzes  abzuschliessen  (Verfassung  v.  1852,  Art.  6,  Sen. 
cons.  V.  22.  Dec.  1852  Art.  .T):  die  Handhabe  zu  den  q[»ltcrcn  Handelsvcrtr^en  und 
Conventionaltarifon  von  1800  IT.  Tarifermiissigun^en  fu.  A.  für  Vieh,  einige 
Rohstoffe)  dunli  verscbicdenc  Decrote  von  1»52 — öü,  auch  Suspension  des  Ge- 
treidezüll  u  es  etzes  von  1832  in  Theuerungszeit  1853  ff.  und  länger  darüber  hinaus, 
bis  1859,  ebenfalls  durch  Decrete;  die  Tarifändcrungen  dieser  Decrete  durch  des.  r. 
1850  and  185i^  (ausser  für  Getreide)  dann  bestätigt. 

EinleitoDg  einer  .Jiberalen  Tarifreform*\  besonders  zor  Beseitigung  der 
Einfuhrverbote  und  zu  Tarife  rinüssi  gun  gen  in  ,,Con  ventionaltarifen" 
vermittelst  des  Abschlusses  einer  ganzen  Reihe  von  „liberalen  Handelsverträgen", 
Kneist  'mit  Qrossbritannien  am  23.  Jan.  1860  (GmndsStze,  Tarifmazima)  nebst 
Anhangs-Convcntionen  v.  12.  Oct.  und  10.  No\-.  ISGO  (Conventionaltarife).  Darauf 
weitere  ähnliche  Verträge  mit  Belgien  (1.  Mai  1861,  mit  Zusatz  v.  12.  Mai  1863), 
Preussen  und  Zollverein  (2.  Aug.  1802),  Italien  ^17.  Jan.  1863),  Schweiz 
(30.  Juni  1864).  Schveden  und  Norwegen  (14.  Febr.  1865),  HaasesCidten 
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(4.  März  1S65),  Mecklenburg  li).  Juni  lb6ö),  äpanien  ^18.  Juni  Iböö),  Niedei- 
landeB  (7.  Jali  1866),  Portugal  (11.  Juli  1866),  Oesterroieh  (11.  Dec.  1866), 

Kirchenstaat  (2!).  Juli  1867);  ausserdem  mit  Japan  (25.  Juni  1S66);  zusammen 
14  YorträKe.  (Die  aiigegebeneA  Daten  sind  die  des  Vertragsabschlusses.  Davon 
untencUeden  die  Daten  der  Pnblicationsdecrete,  nach  denen  mitunter  auch  citirt 
wird ,  und  die  Daten  des  Zeitpuncts ,  an  dem  die  Verträge,  Tarife  n.  s.  w.  in  Kraft 
treten.  Gewöhnlich  10 — rijühr.  Dauer,  mit  Becht  der  Atäkttndigailg  ein  Jahr  vorher 
und  äoüst  rflillscliweigcuder  lortdautr.) 

Wichtigere  neuere  Beformgesetze:  Ges.  v.  5*  Mai  1860  (Befreiungen  nad 
Ermässi«rnng'cn  bei  Rohstoffen.  Herkunfts-  und  Flaggenznscliläi^en'i ;  Ges.v. 
15.  Juni  lb61  (kleine  feste  Getreidezöile  an  Stelle  der  „beweglichen  Scala'  );  Ges.  v. 
3.  Juli  1861  (Handel  mit  den  Colon.  Antillen  und  Röanion);  Ges.  v.  16.  Mai  1863, 
•i.  Juni  1S64  (weitere  Tarifvciänderunf^en  u.  a.  m.V,  2  (Jes.  vom  I.Mai  1S67  (Handel 
mit  Indien,  Fischerei,  Steinkohlcnzoll  u.  a.);  Ges.  ?.  IT.  JuU  1SC7  (Handel 
von  Algier);  Ges.  t.  ll.JnU  1868  (Gdenialpolitiaebes  und  Tari&adien).  —  Decr.  r. 
K!.  Juli  ls(>3  (Zoll  f.  P»:troleuni  und  Schieferöll  — Dazu  kommen  in  dieser  Periode 
die  wichtigen  Gesetze  Uber  Zucker  (s.  oben  S.  G61,  66t)),  be&  datt  (ies.  v.  23.  Mai 
1860,  I>ecr.  16.  Jan.  und  24.  Juni  1861,  Ges.  v.  7.  Mai  1864  (statt  Gewährung 
eines  ZuckerrUckzolls  [Drawback]  „/oitwcilige  zollfreie  Zulassung'"  von  Zucker  zur 
IfafJinirung),  auch  die  Zuckerconvention  vom  S.  Xov.  1864.  -  Endlich  das  witlitige 
Ges.  V.  19.  Mai  1S60  über  die  Ha udclsuiar ine  (Gleichstellung  der  fremden 
Flagge  mit  der  französischen  im  TonueDgeld  und  bei  dlrecter  Einfuhr).  —  Noch  vor 
dem  Stur/c  de.s  Kaiscrreiclis  wurde  bei  der  Verfassun^sveränderang  im  Jahre  1809 
(Sen.cons.  v.  b.  Stpt.  1869)  bestimmt,  dass  in  Zukunli  Veränderungen  in  den  Zoll- 
tarifen in  Handelsverträgen  erst  auf  Grund  eines  Gesetzes  gütig  wtlrdcn. 

Periode  des  Kricg-s  von  1S70 — 71  und  der  dritten  Republik  seitdem 
(1870 — 18S9).  Benutzung  der  Zülle  in  stärkerem  Maa^^e  zur  Erzielung  höherer 
Staatseinnahmen  in  der  Finanziieth.  Sttckschlag  gegen  die  Politik  der  Han« 
delsv  erträijfe,  mit  aus  finanziellen,  überwiegend  aus  protectionistisclien  (iiünden, 
und  vermehrte  sehutzzöllneriache  Tendenz,  aber  end^ltige  stärkere  Benutzung  der 
Zallo  zu  finanziellen  Zwecken,  schUesdieli  doch  unter  resdialtung  eines  Systems  von 
Handelsverträgen  mit  neuen  „Conventionaltarifen"  statt  des  „allgemeinen  Tarifs"; 
Tarife,  welche  aber  nach  Inhalt  und  nach  Höhe  der  Zolls3t/e  den  finanziellen,  nur 
wenig  jedoch  den  protectionistiscbcn  Rücksichten  mehr  als  die  früheren  Coa\  cutional- 
tarife  entsprechen.  —  Noch  Ges.  v.  27.  Juli  18T0  (Erhöhung  der  Zölle  bes.  auf  Caffee, 
auch  Cacao,  Tliee,  bei  Ausbruch  des  Kriegs  aus  ünanz.  Grunde).  Tics.  v.  8,  Juli  1871 
(Erhöhuuij  der  Zölle  f.  Zucker,  Caffee,  andere  Colon ialwaarcn,  Wein,  Branntwein,  Likör, 
aus  gleichem  Grunde).  Ges.  v.  11.  Juli  1S71  (Uebcrgangsmassregeln  in  BctrcfT  des  Ges  v. 
S,  Juli),  (ies.  V.  2().  Juli  1S72  (umfassendes  Tarifii;es.,  bes.  zur  BczoUuDg  der  fremden 
Kobstoffe);  dazu  Erlass  v.  Ib.  Aug.  Ib72.  Aufhebung  des  Ges.  v.  26.  Jiüi  1S72 
durch  das  Ges.  t.  25.  JuU  1878.  Ges.  r.  30.  Dec.  1873  (4%  Zuschlag  zu  den  Zoll- 
sätzen des  allgem.  Tarifs,  und  andere  Tarifpunctc,  Art.  2.  4.  5).  —  Ges.  v.  15.  Febr. 
1815  (Behandlung  der  ZoUcredite).  Ges.  v.  19.  März  1875  (Keglementirongeu). 
Ges.  T.  2.  Juni  1875  (Venchärftug  der  Zotlcontrolen  u.  Strafen).  —  Neues  Oes. 
über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1872  (wieder  FI a?genzuschl c  und 
Zuschläge  f.  Waaren  aus  earop.  „Entrcpöts"  u.  a.  m.).  Aufhebung  der  Art.  1 
und  2  dieses  Gesetzes  (beti".  die  Plaggenzuschläge)  durch  Ges.  v.  2S.  Juli  1873. 
—  Einführung  einer  Abgabe  „zur  Deckung  der  Kosten  der  Handelsstatistik** 
durch  (n'-j.  V  22.  Jan.  ls72  Art.  3.  ~~  Einführung-  einer  Abgabe  zur  ,,Deckun!^  der 
Kosten  des  <juiiis"'  („Q u ai - A bgabe")  in  Form  eines  Tonnengckls  filr  beladene 
Schiffe  jeder  Flagge,  welche  aus  der  Fremde  oder  französ.  Colonieen  in  französ. 
Häfen  kommen,  durch  das  gen.  Ges.  aber  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1872  Art.  6; 
modihc.  durch  Ges.  v.  20.  März  1875. 

Frankfurter  Friedensrertraf  mit  dem  Deutschen  Reich  r.  10.  Mai 
IS71  ,  worin  der  frilhere  Handelsvertrag:  mit  dem  Zollverein  nicht  WTedcrhcrf^cstoIIt 
wird,  aber  in  Art.  12  beide  Contrahenten  sich  zusagen,  sich  auf  dem  Fussc  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behandln,  sofern  es  sich  um  BegOnstigutigen  in  Handels» 
vertragen  mit  England,  Belgien,  Niederlanden,  Schweiz,  Oesterreich, 
Kussland  handelt.  Dadurch  sind,  ohne  einen  eigenen  Handelsvertrag  zwi.Hcheii 
Flrankreich  und  Deutschland«  die  mit  den  genannten  dritten  Staaten  bestehenden  oder 
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neu  abgeseblosBMien  HandebrertrSge  fttr  den  inRz0s.-deat8cbeii  Haadefererkehr  in 

Betr.  der  Ein-,  Ans-  and  Diirchf uhrabgaben .  Zollff>nnlichkeiten  u.  s.  w.  massgebend. 
Die  Schif ffabrtsverträgc  sind  wieder  in  Kraft  getreten,  doch  hat  sich  Frankreich 
vorbehalten,  Fon  deutschen  Schitreu  und  deren  Ladungen  Tonnen-  und  Flaggcugebühreu 
cvent.  zu  erheben,  aber  nicht  höher  als  von  den  Schiiicn  ii.  h.  w.  der  genannten  dritten 
Staaten.  Hiernach  liegen  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  keine  kündbaren 
Handelsverträge  vor.  Die  Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation 
dauert,  solange  Handelsverträge  mit  den  genannten  dritten  Staaten  BegOnstifongen 
cntlialton  und  solange  —  Frieden  besteht  —  Ueber  den  Handelsverkehr  zwischeu 
£lsass-Lothriügen  und  Frankreich  wäürond  einer  üebergangszeit  (1S72}  ä.  die 
ZnsatscoDvention  xam  Friedensrertnige  v.  13.  Oct.  1871. 

(jcs.  V.  2.  Febr.  1872  (Ermächtigung -det  Kegicrung,  die  Handelsrerträge 
mit  Grossbritannien  und  Belgien  in  passender  Zeit  zu  kündigen,  um  freie 
Hand  für  liscalische  und  protectionistische  Tarifreformen  zu  ge- 
winnen). KOndigong  diesv  Verträge  am  15.  und  IS.  März  1872.  Neue,  aber  nicht 
in  Kraft  getretenn  Verträg-c  mit  tirossbritannien  v.  5.  Nov.  1S72  u.  Belgien 
V.  5.  Febr.  1S73.  Abermalige  Verträge  mit  diesen  Staaten  v.  23.  J oll  1873,  woduxcli 
die  früheren  von  1860/Sl  vieder  in  Kraft  treten.  Zusatz  zu  dem  Vertrag  mit  Qrass- 
britannieii  v.  24.  Jan.  1874;  /.a  dem  mit  Belgien  v.  7.  Febr.  1S74  und  20.  Sept.  IST«», 
(ies.  v.  14.  Märzlb73  (Uberhaupt  die  Conventioualtarife  provisorisch  in  Kraft  gelassen). 
Verfassnngsges.  r.  16.  Juli  1875  (Art.  8  §  2,  Handelsrerträge  nur  nach  Genehmigung 
beider  Kammern  giltig).  Normale  Ablauffrist  der  älteren  Handelsverträge  der  1860er 
Jahre  zwischen  31.  Dec.  1879  und  27.  März  1880.  Handelsvertr.  mit  Kussland  v. 
1.  Apr.  1874  (Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation).  Oes  v.  4.Aug. 
1879  (Regierung  ermächtigt,  die  bestehenden  Hndebrertiige  zu  verlängern,  aber 
nicht  Ober  6  Monate  nach  Eekauntmacbung-  eines  nenen  ,,all«^emeinen  Zolltarifs").  Ges. 
v.  20.  Juli  lö81  (Regierung  ermächtigt  zur  Verliiugeruug  der  Handelsverträge  auf 
8  Monat,  t.  8.  No?.  1881  an«  also  bis  tom  8.  Febr.  1682). 

Heuer  allgemeiner  Tarif  nach  Ges.  v.  7.  Mai  1881. 

Neue  Handelsverträge:  mit  Belgien  (31.  Oct.  1881),  Italien  (3.  Nov. 

1881)  ,  Oesterreich-Ungarn  (7.  Nov.  1881),  Niederlanden  (26.  Nov.  1881), 
Portugal  (19.  Dec  1881),  Schweden  und  Korirogea  (30.  Dec  1881),  die  alle 

III  Febr.  1SS2  in  Kraft  treten  sollten.  An  Stelle  des  holländischen,  den  die  holl. 
Kammern  nicht  genehmigten,  trat  ein  neuer  v.  24.  MAiz  1882.  der  abermals  von  den 
hoU.  Kammern  nicht  genehmigt  wird.    Weitere  Verträge  mit  Spanien  (6.  Febr. 

1882)  ,  Schweiz  (23.  Febr.  1882).  Zusatzacte  mit  Portugal  v.  6.  Mai  1882.  — 
(los.  V.  2.  Febr.  1SS2  (Ennäcbtif^ung  der  Kegierung:,  die  in  Kraft  stehenden  Handels- 
uud  Schill  rahrtsvertr%e  bis  1.  Mäiz  bez.  15.  Mai  gej^cnubcr  den  Mächten,  mit  denen 
neue  Verträge  abgeschlossen,  zu  verlängern).  Ges.  t.  20.  April,  4  Gesetze  v.  11.  Mai, 
3  v.  13.  Mai,  wodurch  die  Uatiticirung  der  neuen  Verträge  mit  Italien,  Belgien, 
Spanien,  Schweden  und  Korwegen.  Schweiz,  Oesterreich-Ungarn,  Portugal  durch  den 
Prlsidttiten  der  Republik  genehmigt  wird.  Decrete  v.  13.  und  14.  Mai  1882  erklären 
diese  Verträge  für  ansführbar.  Ges.  v  '27.  Febr.  1882  (Behandlung  brit.  Producte 
auf  dem  Fuss  der  meist  begUnstigteu  Nation).  Ges.  v.  11.  Mai  1882  betr.  die  Ge- 
nehmigung der  Batifieation  eines  Vertnm;s  t.  28.  Febr.  1882  mit  Grossbritannien. 
Neuer  Vertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  an  Stelle  des  von  1881  v.  IS.  Febr.  18S4, 

Senehmigt  duiob  Ges.  v.  8.  März  1884  (stets  ktlndbar,  endigend  6  Monat  nach  der 
[tlndigung).  17eoer  Vertrag  mit  den  Niederlanden  t.  19.  Apr.  1884  mit  Special» 
tarif  für  einige  direct  importirte  Waareu  (Ges.  v.  8.  Aug.  1885).  Ges.  über  die  be- 
sondere Bezolhing  aller  Producte  aus  Rumänien  v.  7.  Aui^.  1SS5.  Nach  Kün- 
digung des  H.y,  mit  Italien  zum  29.  Febr.  18SS  starke  Erhöhung  des  Tarifs 
(auch  über  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  v.  1SS2  hinaus)  für  wichtigere  Italien. 
Producte  durch  Ges.  v.  27.  Febr.  1888  (Bull.  XXIU,  234.  Aehnlich  auf  Seite  Italiens 
gegen  französ.  Producte,  cb.  p.  330).  Auch  die  Türkei  gehört  vortragsmässig  zu 
den  meistbegünstigten  Staaten.  Von  enrop.  Staaten  unterliegen  nur  Dänemark, 
Griechenland  und  unterlag  bis  zu  dorn  gen.  Vertrag  Holland  dem  ailgemeinen 
Tarif,  der  sonst  nur  auf  den  Handel  aussereurop.  L&nder  und  auf  die  nicht  iu 
den  GonrenÜona]iarifen  st^enden  noch  zoUfreien  ArtUtel  europftiscber  Länder  An- 
wendang  findet 
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Neueste  Veräjidei'UDgeA  de»  allgemeinen  Tarife:  namentlich  Kuckkehr  zu 
st&rkereT  UadirirthBchaftUGheT  Schvtsiollpolitilc.  Oes.  r.  5.  Apr.  1664 

(u.  A.  Salz),  2  Gesetz^  v.  2S.  März  1SS5  (neun  und  höhere  (j<  treide-  und  Mchl- 
zülle  und  höhere  Yi  eh  Zölle),  Ges.  v.  29.  März  und  5.  Apr.  1S87  (abermalige  Er- 
höhung der  Getreide-,  HebU  und  Yiehzölle).  Oes.  rom  16.  Apr.  1689  (RoggenzoU 
erhöht);  and.  Ges.  v.  ilems.  Ta^c  fSuI/./.ülIo'.  ^  iic^.  v.  5.  Joli  1887,  25.  Nov.  1887, 
2G.  Febr.  1888,  29.  Mai  1888  (Erhöhung  der  Biauut<reinzölle  und  YerUlagerang 
der  Dauer  dieser  Erhöhung,  8.  o.  S.  654). 

Neues  (ics.  Uber  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881  (Schiffbaa-  mid  Sdüff' 
fahrtsprämien),  dazu  Keglern,  im  Decr.  v.  29.  Juni  1881. 

Diese  fast  ein  Jahrhufidert  umfassende  üebersicht  der  Zoll-  und  Tarifgesetz- 
gebang  bildet  ein  Gerippe  lur  eine  hier  nicbt  iii<^|^Iiche  eingehendere  allgemeine  Ent- 
wicklungsgeschichte des  französischen  Zollwcsens  und  der  Tarifpolitik  und  ^  '  ivnhr- 
heitet  schon  die  einleitende  Bemerkung,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  handeiäpoli- 
tische  GesichtepoDct  Tor  dem  finanzpMltisdieii  der  beherrschende  irar  und  blieb. 

Literatur.  Aus  der  leiGhen  Specialliteratur  werden  auch  liier  nur  «einige 
Werke  herausgehoben,  welche  vom  Verfasser  umfassender  benfttit  worden  sind.  Weitere 
literar.  Nachweise  mehrfach  in  den  hier  genannten  Werken  selbst  wieder. 

Yoroemlich  Ober  Tarifpolitik  und  deren  Geschichte:  Stonrm  II,  cb.  18, 
bes.  p.  61 — 90  (Zoll-  und  Tarifwesen  in  der  HinUberleitaag  aus  dem  ancien  n'-gime 
in  die  neue  Zeit),  Fournier  de  Flaix,  reforme  de  Tlmput  ou  Frnnce,  Par.  1885, 

1,  4üt>  II.  (Tarif  Y.  1791).  Gomte  de  liuteiival,  premier  tarif  gciicr.  d.  douaned 
1787 — 91  ♦  Par.  1876.  Am.-,  t'-tude  sur  lei  tarifs  de  douanes  et  sur  les  traitäs  de 
commerce,  Par.  1876,  2  vol.  (eingehende  (ieschichte  der  Tarifpolitik .  bes.  von  178B 
an,  bis  1876,  ein  vorzügliches  Werk,  gemU^iiigt  freibändlerischer  Standpunct«  bes.  zu 
Gunsten  des  Systems  dernapoleon.  Handelsverträge).  Bacquüs,  douanes  finmp..  essai 
bist.  2.  ed.  Par.  isn2  (kurzer  Abriss,  bes.  der  Entwicklung  der  Organisation  1815 — 62). 
M.  Chevalier,  examea  da  syst,  commerc.  conno  sous  le  nom  da  syst,  protectear, 

2.  £d.  Par.  1858.  Woloirski,  llbert^  commerc  rtenltats  da  mite  de  commerc« 
de  1S60,  Par.  ISfiO.  W.  Lexis,  die  französ.  Ausfuhrprämien  im  Zusammenhange 
mit  der  Tarifgeschichte  und  Handelsentwicklung  Frankreichs  seit  der  Hestauration, 
Bonn  1870  (dies  in  jeder  ffiosicht,  namentlich  auch  methodologisch,  ausgezeichnete  Werk 
enthält  u.  A.  auch  einen  sorgfältig  »j;earbcitcten  stoffreichen  Abriss  der  allgemeinen 
Tarifgeschicht.'  von  ITSfi  — ISfiO,  S.  II — Ueber  die  Tarifpolitik  nach  dem  Kriege, 
ausser  Amt':,  bes.  Mathieu- Budut  passiiü,  beä.  Uber  die  Tarifpolitik  1871 — lö  in 
roL  I,  ch.  2—4,  Amagat  passim,  bes.  part  Hl,  ch.  8  p.  358  ff.  —  Ucber  die  Er- 
träge der  Zollverwaltung  (incl.  Salz  unter  derselben,  o.  S.  6J5)  nach  Hauptposten 
und  tiber  die  Uauptposten  der  Yerwaltungskosteu  und  sogen,  nou-valeurs  (Escompte, 
Btldizahlnngen,  Aimfahrprämien  n.  s.  w.)  eine  lehrreiche  amtliche  Publication:  dooanes 
et  sels,  tabl.  gener.  des  recettes  etc.  (!TS9~-1872),  Par.  1874  (Wiederabdruck  einer 
1865  in  wenigen  Esemplaren  abgezogenen  statist.  üebersicht,  deren  Exemplare  im 
CSommnneanfitaDd  mit  dem  Finanzministerium  meist  yerbrannten).  —  Wiederholt  haben 
in  Frankreich  über  die  T>air('  von  Handel  und  Industrie  und  die  Tarifpolitik  En <j  urten 
bez.  eingehende  Verhandlungen  im  Conseil  sap6r.  du  commerce  stattgefunden,  auch 
zur  Vorbereitung  von  Tarifreformen.  So  1828.  1834,  1860,  s.  über  letztere  bes.  Am 6 
I,  ch.  14  (Materialien  f.  die  Feststdlnng  des  Conrentionaltarifs  der  Handelsverträge  v. 
ISGO  ff.).  Zur  Vorbereitulli;  des  neuen  allj^emeinen  Tarifs  v.  188t  Rapport  nnd  En- 
quete de  la  commissiuu  du  tnrif  general  de  douanes,  1878  ff. 

Die  filteren  Tarife  (1791 — 1854)  in  dem  amtL  Tarif  chronolog.  des  douanes  de 

France,  Par.  1855.  Der  Tarif  von  ISOü — Ol,  nebst  Statistik  des  Handelsverkehrs,  der 
Zollertrage  (bes.  1857 — 59)  und  Daten  über  die  Zölle  von  1860  in  0.  Hübner's  Be- 
richten des  Statist.  Centraiarchivs  Nr.  7  (Zollgesetzgebung  und  Handel  Frankreichs), 
Leipz.  1861.  Die  neueren  Tarife,  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Handelsverträge u.  s. w. 
im  Preussischcn.  jetztüeutschen  Hand  elsarchiv,  in  Deieau'sCode  (1871  ff.), 
im  ital.  Bnlietino  di  iegiälat.  e  statiät.  doganale  e  commerciale  (seit  1884  im  Italien. 
Finanimlai^eriam  herausgegeben);  dann  seit  1877  im  Bnll.  de  statist.  des  Finanz- 
ministeriums (so  n.  A.  Yorg'leichunf!:  des  alten  allsremeinen  und  des  bisherigen  Con- 
ventionaltanfs  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  v.  1881  Bull.  IX,  459  ff.,  des  alten 
und  neuen  G>nTentionaItarifii  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  Ball.  XI,  50$  81,  des 

A.  Wagiist,  FittMUwlamMAaft.  III.  51 
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Kami^itarifs  von  1888  ge^en  Ttalien  mit  dem  gelteadeu  ällgem.  und  Conirention&ltaiif 
Ball.  XXIII,  235  fl.).  Der  Tarif  von  1881  auch  In  der  deutschen  amtl.  Sammlong  der 
Zolltarife,  Beri.  1884  und  in  der  Beutner'scbeu  Sammlung  fC»^ntrah .  rh.  deutscher 
lodostiielier).  Beil.  1883.  FUr  die  Zeit  bis  18Ü9  bez.  1876  ist  bes.  auf  die  Werke 
von  Lezis  und  Ami  zu  renreisen,  deren  Daten  uher  Graetze  a.  s.  w.  auch  m  der 
Zwammenstellunj^  der  oliigen  ücbersicht  mit  lionnt/.t  wanlcn. 

Vomemlich  über  ZollvenraUang ,  Zolir erfahren,  meist  ohne  Eingehen 
anf  das  Hateridle  des  t^rifresNis:  Bibliographie  bei  Block,  dici  i».  818, 
Vignes  I,  217— 28S,  297—308,  314—320,  Josat,  p.  568—586.  Block,  dict.  Art. 
douanes  von  Ozeunc,  auch  Snppleuente,  Art.  entreputs  und  einzelne  andere.  Im 
Say'schen  dict  sind  diu  betrclienden  Artikel  noch  nicht  erschienen.  Bourgat,  code 
des  douanes,  Par.  1848,  mit  späteren  Supplementen,  r.  Hock,  Gap.  6,  S.  3S6— 318 
(Zollverwaltung,  Zollgesetz  und  -Verfahren,  Navirationfis-egetze  u.  s.  w. .  auch 
S.  278 — 305  Uber  den  Zolltarif,  meist  Uber  den  um  1856  geltenden;  in  der  Dar- 
stdlong  der  practischen  Pnncto  wie  gevöhnUch  meisterhaft  nnd  ttneneicht).  t.  Kauf'^ 
mann  S.  ino-rjOl. 

Statistik.  Tabieau  güner.  da  commerce,  jährL  grosses  Tabellen  werk :  letzter 
Band  f.  1887.  Darin  audi  Daten  Uber  den  ZoHertr^f.  Doeauents  Statist  r6unies  par 
i'administr.  d.  douanes.  Darin  längere  Uebersichtcn ,  auch  über  die  7,öllr'rtrritrt\  Im 
BulL  aasführliche  Auszüge  aus  d.  tabl.  g^oür.,  auch  Uber  die  Zollerträge  uud  die  ein- 
zelnen unter  Speclalr^me  stebenden  Handebzweige  (f.  1887  Bull,  XXIV,  403 — 131). 
Wichtigste  Daten  an^  im  Annuaire  stat  de  ]a  FraiiGe.  Fanre  p.  110  IT.,  194  ff. 
(18t»8— 87). 


tt)  Entwicklang  des  Zollweaena  und  Gang  der  Tarifpolitik. 

In  Betreff  des  letzteren  Puncts  muss  sich  die  Darstellung  hier  nothwendig  auf 
eine  Uebersicht  in  grossen  Zfigen  beschränken.  Eine  solche  Uebersicht  istabcur 

auch  7.UT  Würdi^-uriir  der  finanziellen  Seite  des  Zollwftsons  als  o/iiuT  Btisfeticrungs- 
einrichtang  nicht  wohl  zu  entbehren.  Tarifproben,  die  ohnedem  eine  Vergleichuog 
mit  den  Preismhiltnissen  bedingen,  uro  genügend  gewürdigt  zn  werden,  werden  nnr 
ausnahmsweise  und  mehr  erst  für  die  neuere  Zeit  und  für  die  Finanzzöllc  mitgetheiit. 
S.  für  die  Geschichte  der  Tarifpolitik  bes.  die  Werke  von  Amö  und  Lezis,  dann 
Mathieu-Bodet  ond  Amagat  ^ZoUdebatten  von  1872 — 73). 

§.  310.  1.  Grundcharacter  uud  Epocheo  im  Ueber- 
blick.  Die  Geschiebte  des  l'iauzösischen  Zollwesens  uud  nament- 
lich der  Zolltarif- Politik  wird  in  starkem  Maasse  vom  Gan^^  der 
allgeineiuen  politischen  Geschichte  beeinflusst,  wiedernm 
mehr,  als  sieb  dies  nnf  jedem  nndereii  Bestelle nmgsgebiete  zeigt. 
Eine  Beobachtung,  welche  in  anderen  .Staaten  ebenfalls  zu  machen 
ist,  aber  kaum  in  dem  Grade  wie  in  Frankreich.  Man  kann  daher 
die  Perioden  der  allgemeinen  Geschichte  denen  der  Zoll-  und 
Tarifgesehiehte  passend  zu  Grunde  legen,  wie  es  schon  in  der 
vorausgeschickten  Uebersicht  der  Gesetzgebung  gesehehen  ist. 

Aber  eigentliche  Epochen,  in  denen  eine  grundsätzlich 
verschiedene  und  practisch  erheblich  anders  wirkende 
Handels-  und  Zollpolitik  eintritt,  bilden  jene  Perioden  nieht  Von 
solchen  ^^Epochen"  kann  man  dagegen  etwa  folgende  vier  unter- 
scheiden: die  Zeit  von  1791-93,  von  1793—1860,  von  1860—71 
und  seitdem. 


Digitizeu  Lj  vjüOgle 


ZoUv«8eii  und  Tuii^olitik. 


In  der  ersten  Epoche  wurde  das  neue  einheitliche,  das 
ganze  Staatsgebiet  nmfassende  Landesgren  zzoll- 
system  und  der  allf^e meine  Tarif  daffir  })epfindet.  Bald 
tritt  aber,  zunächst  in  Folge  der  Kriegf5ereignisse,  im  Zoll-  und 
Tarifwesen  eine  scharfe  Wendung  ein,  zu  Prohibitionen  der 
Einfuhr  gewisser  Waaren  und  in  einzelnen  Fällen  auch  der  Ao8- 
fahr  und  za  hohen  Schutz*  und  FinanzzöUen,  indem  das  Zollwesen 
als  politisches  Kampfmittel  und  von  Neuem,  ähnlich  wie  im 
Ancien  regime,  als  Mittel  der  Protection  benutzt  wird.  So 
wird  unter  Napoleon  I.  der  Grundcharacter  der  Handels-  und 
Zollpolitik  wieder  durchaus  ein  prohibitorisch-proteetioni- 
stischer,  neben  dem  das  rein  finanzielle  Interesse  in  zweite 
Linie  tritt  Dieser  Cbaracter  bleibt  aber,  mit  kleinen  Schwankungen, 
Tielfach  sogar  mit  Steigerungen,  besonders  in  der  Ansdebnnng  des 
Schotzprincips  anf  die  Landwirthschaft  nnd  deren  Prodncte 
(Getreide,  Vieh,  Wolle,  Oelsaaten)  in  den  folgenden  drei  Perioden 
der  politisehen  Geschichte  Frankreichs,  unter  der  Restauration,  der 
Julunonarchie  und  der  zweiten  Republik  und  selbst  bis  in  die  erste 
Hälfte  der  Zeit  des  zweiten  Kaiserreichs  hinein  im  WesentHchen 
gewahrt.  Eben  deshalb  ist  die  ganze  lange  Zeit  Ton  17d3  bis 
1860  in  der  Hauptsache  als  Eine  Epoche  der  Handels-  und  Zoll- 
politik von  gleichmässigem  Grundcharacter  aufzufassen. 

Erst  durch  das  von  Napoleon  III.  aus  eigener  Iniliuüve  lierbei- 
geftihrtc  System  liberaler  Ihuidelsverträgc",  das  mit 
liecbt  öfters  den  iNamen  dieses  in  diesem  Puncte  verdienten 
Herrschers  führt,  erfolgt  im  Jahre  1860  ein  grundsätzlicher 
und  prac tisch  bedeutsam  wirkender  Bruch  mit  dem 
bist(  l  isch  durch  zwei  Menschenalter  UberkoHirnencn  prohibitorisch- 
protec  ti 011  istischen  System  der  Handels-  nnd  Zollpolitik,  zu  Onnsten 
eines  :^  e  la  ä  s  s  i  g t  e  n  .S  e  h  u  t  z  s  y  s  t  e  m  s  mit  einem  „allgemeinen 
Zolltarif"  mit  höheren  und  ,,C  o n v e n tion a Itar i f en "  zwischen 
den  Vertragsstaaten  mit  niedrigeren  Sätzen  und  ohne  Prohibi- 
tionen, wobei  nur  die  Finanzinteressen  in  Folge  der  An- 
wendung ähnlicher  Tarifgrnndsätze  im  allgemeinen  Zolltarife  auf 
die  Finanzzölle  etwas  zu  wenig  Berttcksichtigung  finden.  So  bildet 
die  Zeit  von  1860—70  eine  dritte  Epoche. 

Die  Finanzlage  nach  dem  deutschen  Kriege  nöthigte  dann 
auch  hier  dazu,  das  ZoUwesen  —  „nach  nordamerikanischem 
Muster"  —  in  stärkerem  Maasse  als  Bes teuer ungseinrichtung 
zur  Beschaffung  grosserer  Staatseinnahmen  zu  benutzen.  Zugleich 
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aber  trat  ein  wirthschaftspolitiscber  und  rein  politischer  Rückschlag 
gegeu  das  System  der  Handelsverträg'c  cid,  der  besoTiciers  von 
Thiers  unterstützt  zwar  in  seinen  neuen  Uebcrtreibuugen  nicht 
durchdrang,  aber  doch  die  Handels-  und  Zollpolitik  wieder  mehr 
in  protectionistische  Richtung,  nur  jetzt  unter  besserer  und 
dauernder  Wahrung  des  Finanzinteresses ,  hinein  trieb.  Diese  Be- 
wegung lief  indessen,  nach  vorübergehender  Lossagung  von 
Handelsverträgen,  deren  bindende  Wirkung  man  in  der  Noth  nach 
dem  Kriege  auch  als  finanziell  lästig  empfunden  hatte,  schliesslich 
in  ein  neues  System  von  Handelsverträgen  mit  mttssigeren  Con- 
ventioualtarifen  ans,  neben  welehen  letzteren  ein  neuer  „allgemeiner 
Tarif",  der  von  1881,  den  Protections-  und  Finanzinteressen, 
ersteren  in  geringerem,  letzteren  in  höherem  Grade  als  die  frtlberen 
allgemeinen  Tarife,  auch  noch  Napoleons  III.  gerecht  zu  werden 
suchte.  Nur  auf  einem,  allerdings  besonders  wichtigen  Gebiete, 
dem  der  1  an dwirthsc haftliehen  Prodncte,  erfolgte  in  den 
letzten  Jahren  in  Getreide-  und  ViehzOllen  eine  principiell 
und  practisch  bedeutsame Rttckkehr  zu  hl^herenSchutzzOllen: 
aus  denselben  allgemeinen  Gründen,  wie  auch  in  andmn  euro- 
päischen Ländern,  wegen  der  empfindlichen  russischen  und  ost- 
europäischen, mehr  noch  transoceanischen,  namentlich  nordamerika- 
nischen Concurrenz.  hu  Ganzen  kann  mau  so  die  Zeit  seit  1871  bis 
zur  Geirenwart  als  eine  vierte  Epoche  der  iranzösischen  Jlaiuiels- 
UDii  Zollpolitik  zusammenfassen,  von  wieder  etwas  mehr  pro- 
ectionisti Schern  Character,  um  die  wirthsehaftliche  Selbständig- 
keit und  eigeiie  Leistungsfjlbigkeit  des  Landes  mehr  als  nach  dem 
1860  angenommenen  System  zu  erhalten,  aber  doch  auch  in  dieser 
Hinsicht  von  ungleich  gemässigterer  Kichtung  als  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts,  und  zugleich  eine  Epoche,  welche  sich 
von  allen  früheren  durch  stärkere  Ausnutzung  der  Zölle 
als  Quelle  von  Staatseinna.hmen  characteristisch  unter- 
scheidet. 

Die  Periodisirung  der  Geschichte  der  Handels-  und  Zollpolitik 
nach  den  Perioden  der  allgemeinen  politischen  Geschichte,  der 
grossen  französischen  Staatsumwälzungen,  ist  trotzdem  nicht  un- 
richtig und  nicht  wertblos.  Nur  muss  man  sich  auch  hier,  wie 
auf  so  Tiden  Gebieten  des  Öffentlichen  Lebens  in  Frankreich, 
nicht  darüber  fänschen,  dass  diese  „Umwälzungen''  der  Staats- 
formen und  Verfassungen,  in  denen  die  Franzosen  trotz  eines  vollen 
Jahrhunderts  entgegengesetzter  Erfahrungen  immer  noch  das  Heil 
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suchen,  nicht  überall  sehr  tiefgreifend  einwirken,  so  namentlich 
nicht  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete.  Die  jeweiligen  Zeit- 
umBtände^  die  ooncreten  BedUriBisse»  die  Strömangen  in  der  öffent- 
liohen  Meinangy  die  politisehen  Eioflüsse  nad  die  Macbtstellang^ 
welche  die  verschiedenen  Interessentengnippen  unter  den  verschie- 
denen Staatsformen  und  Verfassungen  erlangen,  bestimmen  öfters 
doch  nur  Tempo  und  Haass,  in  welchen  eine  allgemeine 
Riehtang  der  Handels-  nnd  Zollpolitik  zur  Doichfahrong  kommt, 
aber  nicht  die  aligemeine  Richtung,  den  Grnndcharacter 
dieser  Politik  selbst.  Das  lehrt  die  interessante  französische  ZoU- 
gescbichte  von  1793—1860  dentlich. 

§.311.  2.  Erste  £pocbe.  Begründung  des  einheit- 
lichen Zollgebiets  und  des  ersten  allgemeinen  Zoll- 
tarifs im  J.  1791.  Der  früheren  königlichen  Regierung  war  es 
trotz  ihrer  Machtfttlle  und  mehrfach  darauf  hinzielender  Bestrebungen 
nicht  gelungen,  den  Goll>ert'Bchen  Gedanken  zu  verwirklichen, 
nemlich  aus  dem  französischen  Staatsgebiet  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet ohne  innere  Zollschranken  und  mit  Grenzzöllen  nach  Aussen 
sowie  mit  einem  allgemeinen  Zolltarif  zu  machen.  Das  handels- 
politische und  Zollsystem  selbst  war  aber  seit  Golbert  nur  immer 
mehr  prohibitorisch-protectionistisch  geworden.  Darunter  bltthte 
der  Schmuggel  und  litten  die  Zolleinkttnfte  vom  ausländischen 
Verkehr,  wdche  ohnedem  nach  den  Gonsnmtionsverhältnissen ,  be- 
sonders nach  dem  nur  erst  mässigen  Verbrauch  von  Colonialwaaren, 
noch  nicht  erheblich  sein  konnten. 

S.  0.  §  64.  In  dem  geo.  tabl.  g^oer.  des  rec.  etc.  (doaaues  et  sels)  belmdet  sich 
eine  Karte,  welche  das  £nmzös.  Staatsgebiet  nach  den  drei  grassen  handelspolitisch«! 

Gruppen  darstellt  (o.  S.  150).  Dem  Gebii  tsumfang  nach  ist  die  zweite,  die  süd- 
liche Gruppe,  die  „proriiices  repat^es  ätrangcres'',  zu  der  getrennt  davon  im  Korden 
ausser  Bretagne  und  l<ranche-Conit6  auch  das  franzOs.  Flandern,  Artois  gehörte,  fast 
noch  I  (was  grösser  als  die  erste  Gruppe,  das  Gebiet  der  „cinq  grosses  fermes". 
Iiunulialb  des  südlichen  Hanpttheils  der  zweiten  Groppo  wurden  an  besonderen  Linien, 
Welche  die  gen.  Karte  aiigicbt,  mcli  die  Abgaben  der  inneren  „traitcü"  erhoben.  Die 
dritte  Gruppe,  die  „provinces  ä  l'instar  de  l'^tranger  effectif  bildet  in  den  Deutsch- 
land abgerissenen  T.riüdr;rn,  den  drei  Ristliümern  Metz,  Toul,  Verdun,  Lothringen  und 
Ulsasü  ein  in  sich  zusammenhängendes  Gebiet.  Ausser  diesen  standen  diu  Freihäfen 
m  Marsdlte,  Bayonne,  DfUüdTchen,  knize  Zeit  aneh  (1789—90)  Lorient  mit  kleinem 
Gebiet  und  das  so^.  Pays  de  Gox,  an  der  Grenze  gegen  Genf,  wie  auch  Avignon  mit 
Qebiet,  ganz  ausserhalb  dos  frauzös.  Zollgebiets.  Der  Ertrag  der  gesammtou  traites 
(ind.  die  inneren  und  loc»lea  ZoDe  n.  dgl.  ifnd  die  Abgaben  von  den  Einführen  ans 
den  französ.  Colonieen,  das  sogen,  domaint;  d'Oecident)  war  im  letzten  6-jähr.  Pac  lit- 
vertrag  (1787—92)  mit  28.44  Hill.  L.  dem  Staate  gewährleistet,  wofon  auf  die 
eigcnüichen  Zölle  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  1S.44  Mili.  veranschlagt  werden, 
etvas  hShCT  als  früher  Necker  annahm  (s.  o.  S.  149  imd  tabl.  gener.  p.  9).  In  der 
Verwaltung  standen  damals  wie  von  Neuem  seit  Einführung  der  Salzsteuer  und  wie 
noch  gegenwärtig  (S.  615)  die  ZuUe  in  Verbindung  mit  den  Salzäteuern  (gabelles,  o. 
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g  63,  goa,  Tabl.  eBÜiält  auch  über  die  Bezirke  der  verscliiedeuea  Uaboilen  eine  Karte 
des  ficanzös.  Stafttsgebiets),  so  in  dem  Paelitvertrag  von  1767  ff.  mit  5S.56  Mill.  L., 
iiicl.  einiger  Ertragsantheile  ruud  60  Mill.,  also  Uber  dreimal  so  viel  ala  aus  den 
Zöllen  erwartet  wurde !  Aussenzölle  und  Salzsteuern  zusammen  beim  Beginn  dor 
volutiou  iiiitbiu  TS.44  Mill.  Beide  Abgabeartcu  mu&>eu  wegen  der  gemeiiiäamca  Yer- 
waltnng.  daher  der  Regiekosten,  andi  im  Pdf  enden  mehrfach  znsammxaigefasst  werden. 

Koch  Yor  1789  traten  indessen  Aendenmgen  in  der  Handel»- 
nnd  Zollpolitik  ein  nnd  umfassendere  worden  wenigstens  Tersncht. 
In  ersterer  Hinsiebt  hat  der  sogen.  Eden-Vertrag  vou 

Versailles  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  vom 
J.  1786  mindestens  auf  kurze  Zeit  dem  aUcn  haiidcls-  und  zoll- 
politisclicii  Kriege  zwischen  beiden  Ländern  ein  Ende  gemacht, 
eine  Behandlung  auf  dem  Fusse  der  Gep:cnseitigkeit  und  wechsel- 
seitiger Rücksicht  herbeigeführt  und  iür  eine  Keihe  wichtiger 
Artikel  der  Einfuhr  in  das  andere  Land  einen  Conventionaltarif 
mit  massigen  Zollsätzen  —  Fabrikate  meist  10.  12,  15^/,,  vom 
Werth  —  festgesetzt.  Die  späteren  Revolutionskriege  haben  diesem 
handelS'  und  zoHpolitischeu  iSystem  nur  zu  bald  und  aaf  lange 
hinaus  ein  Ende  bereitet. 

(icsrhichtc,  zeitgenftssisclie  Benrtheilung  und  practisclie  Wirkung-  dieses  Vertrags 
sind  vielfach  behandelt  worden.  Freibändler  and  Schutzzöiincr  weichen  im  Uitheil 
mitonter  stark  von  einander  ab,  wie  oftmals  beide  Ub^eibend.  Im  Ganzen  mOchte 
ein  güusti'res  ürthcil  das  richtigere  sein.  S.  Comte  de  Butenval,  prec,  histor.  et 
öcon.  da  träit^  de  commerce  eutre  la  France  et  la  Gr.Br^tagne,  sign6  ä  Yersailies  ie 
2S.  S^t  1786,  Fat.  1869.  Am6  I,  ch«  %,  Stoorm  II,  17—60,  Wolowski,  lib. 
comm.  p.  167  £ 

Wichtiger,  wdl  Ton  allgemeinerer  Bedentang,  wenn  sie  ver- 
wirklioht  worden  wäre,  würde  noch  die  tiefgreifende,  die  Grund- 
sätze des  britischen  Handelsvertrags  Terallgemeinemde  handels- 
nnd  zollpolitisehe  Reform  geworden  sein,  welche  die  Begierung 
der  Notabelnversammlnng  von  1787  zur  Berathnng  yorlcgte. 

Sie  ging  hinaus  auf  Beseitigung  der  inneren  Zolllinien,  Zusammenfassung  de» 
ganzen  Staatsgebiets  in  ein  einziges  Zollgebiet,  Erhebung  roii  ailgemeinen  Ein-  und 
Ausfuhrzöllen  als  ürenzzöUen  nach  einem  rationellen,  nach  Waarcnciassen  gemäss»  der 
Verarbeitungsstufe  abgestuften  massig  liulicu  allgemeinen  Tarif  (Max.  für  fertige 
Fabrikate  12%  bei  der  Einfuhr,  ebenso  Max.  127„  der  Ausfuhr  gewisser  Artikel), 
ferner  auf  Beseitigung  fast  aller  Einfuhrverbote,  bis  auf  fremde  Cattun-  und  Colonial- 
waaren,  und  der  Ausfuhrverbote  bis  auf  wenige  KohstoSe,  endlich  auf  Zulassung  des 
•  Transit-  und  EntrepAtsreikehn,  der,  TomemUch  auf  Andrängen  der  Untenchleif  dabei 
befürchtenden  Steuerpächter  seit  16*^5  untersagt  worden  war.  In  der  Notabein  Versamm- 
lung waren  q&  besonders  die  Angehörigen  vou  £h>ass-Lotbringen  u.  s.  w.,  die  damals 
den  handdspoÜtiBcheii  ParticiilariBnras  gegen  Frankreich,  wie  ihre  Nachkommen  heute 
gegen  Deutschland  vertraten  und  den  Eintritt  ins  französ.  Zollgebiet  scheuten,  weil 
sie  den  freien  Verkehr  mit  Deutschland  u.  s.  w.  festhalten  wollten,  sich  auf  di«;  Zu- 
sagen bei  der  Annexion  ihrer  Gebiete  berufend.  S.  die  oben  S.  7SÜ  gen.  Schrift 
ron  de  Bntenral  über  dea  taiif  gtoto  p.  19  ff,  36.  Stonrm  I,  479,  II,  61—64. 

£s  war  daher  ein  sicherlich  sehr  bedentsamer  Schritt,  den  die 
constitnirende  Versammlung  1790 — 91  machte,  indem  sie 
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im  Wesentlichen  das  Rcformprojcct  von  1787  zur  Aiis!nlining 
l)rachte,  —  eine  priueipieU  und  practisch,  volkswirthsclialtiich  und 
tinanzpoiitisch  ausserordentlich  wichtiji;e,  wenn  auch,  nach  dem  Ge- 
sagten abermals  keine  originale  Massregel  der  Kevolntionszeit. 
Durch  die  vier  oben  (8.  785)  genannten  grundlegenden  Gesetze 
Warden  nunmehr  die  inneren  Zölle  (S.  150)  abgeschafft,  das 
ganze  damalige  französische  Staatsgebiet  zu  einem  einheitlichen 
nationalen  w irthscbaftlichen  Markt-  und  Grenzzoll- 
gebiet gemacht,  dafür  ein  in  handels-  wie  finanzpolitischer 
Hinsieht  leidlich  liberaler  allgemeiner  Grenzzolltarif  fttr  Ein-  und 
Ansfahr  hergestellt,  welcher  ,,mit  Recht  als  der  freisinnigste,  den 
Frankreich  bis  znr  Periode  der  modernen  Handelsyertrftge  (von 
1860)  besessen  bat,  bezeichnet  werden  kann''  (Lezis),  die  Zoll- 
yerwaltuDg  and  der  pr actische  Zolldienst  zweckmässig 
organisirt  nnd  das  Zollverfahren  gut  eingerichtet.  Damit  be- 
ginnt die  eigentliche  moderne  Zeit  französischer  Handels-  nnd 
Zollpolitik,  die  erste  anserer  oben  nnterschiedenen  Epochen.  Dass 
dieselbe  nur  von  so  kurzer  Daner  war,  lag  lediglich  an  den  bald 
ins  völlig  Masslose  sich  steigernden  revolntionären  Wirren,  den 
Excessen  der  Papiergeldwirthschaft  und  dem  Ausbruch  einer  kaum 
unteibrüchenen  zwanzigjährigen  Kriegsära.  Erst  später,  nach  cud- 
gilti^  wiederhergestelltem  Friedco,  sollte  sich  zeigen,  welche  grosse 
Bedeutung  die  handeis-  und  zolipolitischen  Massregeln  von 
17Ü0  Ol  besassen,  aber  freilich  auch,  wie  sie  in  Verbindung  mit 
der  erneuten  scharf  prohibitorisch-protcctionistischen  Tarifpolitik, 
dem  emsig  gehüteten  nnd  sogar  noch  weiter  entwickelten  Erbtheil 
der  Hevolütions-,  Kriegs-  und  Kaiserzeit,  sich  als  Handhabe  für 
eine  Volkswirthschafts  und  Finanzpolitik  erwiesen,  die  17dl  nicht 
im  Plane  gelegen  hatten. 

ücber  den  Tarif  v.  1791  ButenvaTs  gen.  Srhrift.  bes.  p.  S2F. ,  im  letzten 
Auhaug  eiuo  Vergleichuug  der  ZöUo  der  Colbcrt'sciicu  Taiifü  mit  dtJiicü  vou  1791 
und  1876  fttr  wichtige  Fabrikate.  Arne  I,  52  ti.  Stourm  II,  65—75.  Fonrnier 
de  Flaix  T,  469  ft.  Lexis  S.  K)  fT.  Colbert'sche  „rationelle"  Grundsätze  eines  ,,p;c- 
mässigtcn  Scbutzzolls"  waren  der  Leitstern  im  Tarif  von  1791.  Wenige  EinfuUr- 
V erböte  Dur  noch  (21,  woron  aber  nur  7  im  protectionisi  Sinne),  ▼emger  und  un- 
wichtiger als  noch  1S76  im  ,.;illgciiieinen  Tarif"  standen;  'M  Ausfuhrverbote  noch, 
auf  wichtige  ßohstolfc.  Der  Einfuhr-Zolltarif  liess  die  hauptsächlichsten  fremden 
Robstoffe  und  Nahrungsmittel  (detreide,  Vieh,  Wolle,  Flachs,  Hinte,  Roheisen  in 
Gänzen  u.  s.w.)  frei  eiu^^Llien.  traf  andere  (so  Steinkohlen,  Solde,  Oele)  mit  c.  2VaVo 
des  Werths  und  gm^  d:inii  boi  anderen  Artikeln.  Luxusnahrungsmitteln,  Specerei- 
waarcü,  Halb-  und  (iauzi'abrikatcu  gruppenweise  auf  j,  7,  10,  12,  ISVo^  scheu  bis 
auf  20 — 25%.  Am  Höchsten,  20 — 90%,  waren  Weine,  Branntweine,  Liköre  belastet 
Nach  diesem  ungf^fahr»Ti  Massstabe  waren  im  Tarif  dann  filr  die  verschieclencn  Waaren 
speci fische  Zölle  bestimmt,  bei  denen  die  einzelnen  iSorten  einer  Waarengattoug, 
besondeiB  der  Fnloikate,  im  VeiiB^cli  mit  sp&ter  «ber  nicht  sehr  dngeheod  speoiai- 
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lisirt  waren.  Daher  war  der  Zoll  auch  bei  derselben  Galtaug  je  nach  Qualität  ujod 
Sorte  rerscMeden  lioch.  Der  Ansfnhrzolltarif  amfasste  iminerlifii  noci  80  Pcefeen, 

namentlich  Weine  inarh  der  alten  ri.issification  nach  Ilerlunft  und  Eingangsweg), 
Vieh,  auch  Kohstofle,  wie  Wolle,  Baomwolle,  Halbfabrikate,  wie  Leinengame.  Ge- 
treide war  aber  bei  der  Ausfahr  zollfrei,  indessen  damals  aus  Gründen  derinncroa 
Politik  die  Ausfuhr  Uberhaupt  verboten,  was  jedoch  nur  als  xlusnahmemassrcgel  ge- 
meint war.  Die  Einrichtungen  des  Transit-  und  En tr epßtverkehrs  wurden  aber, 
abweichend  von  dem  liberalen  Plan  von  J7S7,  nicht  neu  geordnet,  weil  die  Interesiscntea 
dadurch  eine  Bcigflnstigung  der  Einfuhr  von  Fabrikaten  furchte.ten.  Auch  die  Stellung 
der  Freihäfen  varde  bald  rer&ndert,  iiMlasseti  doch  bes.  &at  Marseille  modificirt 
beibehalten. 

Die  Organisation  der  Zollrerwaltnnp  und  des  practiscben  Zolldiensts 

erfolt^te  für  die  leitonde  centrale  und  obere  Verwaltung  nach  dem  Muster  von 
liecker'ti  Einiichtaag  derKegie  bei  den  aldes  (1780),  indem  einem  CoUegium  vou 
%  Personen  die  G^tnlrerwaltong  und  je  einem  Director  in  den  eingerichteten 

20  Zoll  bezirken  die  obere  Local  Verwaltung  übertragen  und  diese  Personen,  aeben 
festen  Gehalten,  auf  Tantiemen  von  den  Erträj^nissen  angewiesen  wurden.  Der 
untere  e igentlichc  Zolldienit  wurde  wesentlich  nach  den  Reglement»  der  früheren 
ferme  g6n6rale  eingerichtet  (Ges.  v.  1.  Mai  1791,  Stonrm  II,  76—80).  Das  vortrctf- 
li(  h"  Gesetz  über  das  Zollverfahren  v.  22.  Aug,  1791  aber,  noch  gegenwärtig  dio 
(iiimdlage,  ist  wieder  nur  in  wesentlichen  Puncten  eine  Reproduction  der  Zoll- 
Ordonnanz  von  1687,  wie  Stourm  im  Einzelnen  gezeigt  hat  iII,  81—85).  -  Die 
Aufliebung  der  Salzsteucr  hat  den  Dienst  der  Zollverwaltung  bis  zur  Wiedereinfüh- 
rung dieser  Steuer  im  Jahre  1S06  (S.  612)  natürlich  vereinfacht  und  vorwohlfeilert. 

Ueber  die  finanzielle  Wirkung  des  neuen  Zollwesens 
lind  besonders  des  Tarifs  von  1791  lässt  sich  bei  den  damaligen 
Zeitverliäitnissen  und  dem  baldigen  Kriegsausbruch  und  der  Papier- 
geldwirtbscbaft  nicht  sicher  urtheilen,  zumal  die  vorhandenen  Rech- 
nungen z.  Th.  unzuverlässig  und  Itlckenbaft  sind.  Nach  diesen 
Daten  wtirde  sich  bei  massigem  Rohertrag  und  verhältniBsmässig 
sehr  hohen  Verwaltungskosten  ein  erheblich  nngflnstigeres 
Resultat  als  in  den  letzten  Jahren  der  Ferme  fttr  den  Staat 
ergeben. 

Nach  den  gen.  TaU.  ginär.  p.  12  wäre  gewesen  in  iOOO  Pres. 


1791  für  13  Monate  (v.  1.  Dec.  1790  an),  1793/94  fttr  1  Jahr  8Vs  Monate  (bis  1.  Ven- 
dem.  ni  oder  22.  Sept.  1794).  Im  letzten  Jahre  ind.  1,173,000  Frcs.  SchiflTahrts- 
abgabcn.  —  Die  Zahl  des  Ter«  altuugspersouals  im  «erv.  sidcntaire  1  .Tt*.*? ,  im  serv. 
acüf  13,284,  zus.  15,047,  mit  6,916,000  Frcs.  Gehalten  u.  s.  w.;  außerdem  iui  Central- 
dienat  46  Beamte,  194,000  Frcs.  Kosten. 

§.  312.  3.  Zweite  p:puchc.  Rückkehr  zu,  Fest- 
haltung und  weitere  Ausbildung  .scharf  prohibi- 
torisch-protectionistischer  Handels-  und  Zollpolitik, 


Wir  wollen  und  können  hier  nicht,  auch  nicht  einmal  cursorisch,  die  einzelnen 
Phasen  der  Entwicklang  und  vollends  Tarif einzel hei ten  verfolgen,  zumal  nicht  fttr  die 


KüliL-rtra^;  

Ref^iekosten     .    .    .  . 

Keinertrag  

Vo  der  Kosten  r.  Rohertr. 


1791. 

24,533 
7,719 
16,813 
31.3 


1792. 

20,996 
<<AOi 
J  2,592 


1793—94. 

26,779 
1.HJ30 
13,049 
50— 7& 


40 


1793—1860. 


Digitizixi  by  Google 


ZollwMeii  n.  Tui^Ktlitik.  2.  Epoche,  179S  ff.  707 

Periode  der  Revoltttion  und  Napoleons  I.,  wo  vieles  und  gerad-'  das  momoiitan  am 
Meisteu  einschneidende  Eiuzelnc,  wie  die  Massregelo  bei  der  Contiuetitaisperre,  doch 
aar  70a  ephemerar  Bedeutoof  var.  Unter  VerweisDbg  aof  4io  oben  fenaiiiite  Lite- 
ratur öjuss  eine  all  er  mein  e  ("Charakteristik  genügen,  bei  iI'T  hi>r  ;iber  anrh 
wieder  mehr  diu  finanzpolitische,  ab  die  an  sich  wichtigere  und  iateressantcre 
bandebpolitische  Seite  heirorgeliobeii  wird.  Wir  betrachten  daher  namentlich  die 
Ertra£rsver!i;iltni,s-  '  il 'S  Zollwtt«ens  allriu  etwas  iiälK-r  fnadi  den  I);it»:'ti  des  ueii. 
tabl.  g^n^r.)  und  von  lbl7  an  auch  die  Eiubusäon,  welche  die  Zollerträge  durch 
die  Äasfnhrprftmien  und  RikekzOlle  (drawbaeks)  erlitten  haben,  fUr  das 
Einzelne  dieses  Punc  ts  auf  Lexis'  erschöpfende  Darstellung  verweisend.  Die  Koh- 
uiid  Keinerträgc  der  Zollverwaltung  sind  ja  der  finanzielle  Reflex  der  Tarifpolitik 
und  dieser  gerade  iutorcssirt  am  Meisten  in  dieseiu  Werke.  Bei  dem  erwähnten 
administrativen  Zosammenhang  mnse  dabei  nar  mitunter  auch  hier  der  Salzateiier 
gedacht  werden. 

a)  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiser- 
thnms.  Mit  der  Ausartnng  der  Revolationsbewegong  znr  Scbreckens- 
berrsehaft,  der  masslosen  Ausgabe  und  Entwerthung  des  Papier- 
geldes und  dem  Kriegs aasbmeb  bätten  die  neuen  Zoll-  und  Tarif- 
gesetze so  wie  80  ihre  practisebe  Bedeutung  grosseotbeits  einbttssen 
mlissen.  Besondere  kricgäpolitisobe  und  im  Inneren  „anti- 
reaetionäre*'  Gesetze  und  Massregeln  in  Bezug  auf  den  auswärtigen 
Handel  fttbrten  dies  Resultat  nur  noch  rascher  und  schärter 
herbei. 

Einfuhrverbote  betrcfls  der  Waarcu,  namentlich  der  Fabrikate,  aus  den  Lan- 
den, mit  denen  Krieg  geführt  worde,  besonders  ans  Groasbritannien ,  bald  förmliche 
Proscription  britischer  Fabrikate,  so  dass  schon  der  Besitz  derselben  VL-rdachtig 
machte,  Ausfuhrverbote  für  wichtige  Leben^ittcl,  besonders  Getreide,  Ge- 
branchsartikel nnd  Rohstoffe,  jede  Verletzung  mit  den  strenpten  Strafen  bedroht,  onteiv 
banden  unter  der  IlerrriLhafl  de>  Cuiivcnts  weniastens  joden  legitimen  Verkehr  nach 
Aussen  vielfach  ganz,  natürlich  trotz  allem  zum  'J  heil  nur  zu  Gunsten  des  St  hmuggcb. 
Doch  zeigen  die  Zolleinklkofte  nicht  sofort  eineii  so  grossen  KUckgaug,  ula  man  nach 
dem  Allen  Termuthen  möchte,  freilich  bestanden  sie  aber  fast  ganz  aus  entwertheten 
Assignaten. 

Protection isti  SC  he  Wirkungen  musste  diese  Politik  als- 
bald haben,  wie  ja  ohnedem  die  raseb  sieh  steigernde  Entwertbung 
der  Assignaten  in  derselben  Riehtang  wirkte,  wenn  aueb  unter 
dem  Zustand  im  Innern  das  Alles  niebt  gleieb,  wie  es  in  ruhigen 
Zeiten  geschehen  wäre,  zur  Geltung  kam.  Bald  aber,  besonders 
unter  dem  Direetorium  seit  1796,  yerbanden  sieb  aueb  protectio- 
nistisebeTendenzen  mit  den  kriegspolitiscben  Gesetzen  und 
Hassregeln,  wodurch  dann  Air  die  Zeit  wieder  eintretender  grösserer 
innerer  Rube  und  Ordnung  der  Umschwung  der  Handels-  und 
Zollpolitik  in  die  p r obi b  i 1 0 ri s e b- p rot ectio n i st i s c b e  Richtung 
eingeleitet  war.  Die  Zolleinktinfte,  die  aber  seit  1795  zur  Hälfte 
und  seit  Sommer  1796  voHständig  wenigsteus  wieder  in  Blllnze 
zu  zahlen  waren,  sanliCQ  in  dieser  Zeit  auf  ihren  geringsten 
lietiag. 
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Auüüübluäi  der  „drittcu"  b'lagge  (ausser  der  ixauzöäücbeu  uud  der  des  Her- 
konftslandB)  vou  der  Eüifolir,  der  fremden  ttbeibftnpt  von  der  Ktlstensebiff&liit,  Yeil»ot 

der  Einfuhr  und  des  Verkaufs  im  Inlande  fUr  alle  britischen  und  selbst  fur  alle 
als  britische  gelten  den  Fabrikate,  Verlangen  von  Urspraugscertihcaten  für  die 
Waaren  aus  Läudera,  mit  denen  Frieden  bestand  (Ges.  v.  10.  Brom.  V  oder  31.  Oct. 
1796)  und  andere  —  z.  Th.  übrigens  auch  finanzielle  Zwecke  verfolgende  —  Tarif- 
normirungcn  dieses  und  der  nächst.' ti  Juhro  sind  Mass rc«; ein  der  angedeuteten  Art. 
Seit  Ges.  ?.  6.  Prair.  YII  wurden  diu  Zuile  und  Schifffahrtsabgaben  am  10  7»  ,.I^ncg!>- 
znscUag**  erhöht,  was  znr  hleibenden  Einrichtung  auch  nach  1815  geworden  ist 

Nach  der  kurzen  Fried'  ii!?])au!5C  nach  dem  Frieden  von  Amiens 
(1802)  dachte  man  sogar  an  neue  PlaiKlelsyerträj^c  mit  England, 
freilich  auf  melir  protectionistiseher  Grundlage  als  früher.  Der 
Entrcpotverkekr  wurde  jetzt  oigaaisirt  (1803).  Aber  nach 
dem  baldigen  neuen  Kriegsausbruch  gelangte  man  zn  nur  noch 
verschärfter  Benutzang  der  Handels-  und  Zollpolitik  als  Kampf- 
mittel gegen  den  Feind,  schliesslich  in  den  Massregeln  von  1806 
und  1807  (Berliner  und  Mailänder  Decrete)  und  im  System  der 
Oontinentals'perre  mit  seinen  drakonischen  Repressions-  nnd 
Straf  bestimmnngen  sa  einer  faat  völligen  Unterordnung  der  bandete- 
politiBchen  und  selbst  der  finanepolitiscben  Interessen  nnter  den 
kriegspolitischen  Gesicbtspnnet.  Dabei  kam  dem  absolutistischen 
Gebieter  sein  gesetzliches  Reeht^  von  sich  aus  provisorisch  mittelst 
blosser  Decrete  Zölle  zn  erhöhen  oder  zu  vermindern,  Ein-  und 
Ausfuhrverbote  zu  erlassen  oder  zu  beseitigen ,  besonders  zu  Gute 
(Ges.  v.  29.  Flor.  X). 

Soweit  aber  überhaupt  noch  ein  normaler  Handeisv  erkehr  ver- 
blieb, wurde  von  NMiH  lrun  der  protec  tion  istisc  he  Gesichts- 
punct  in  Betretf  der  Eiutuhr  vou  Fabrikaten,  anderseits  aher  auch, 
besonders  bei  Colonialwaaren  (auch  Kohstoffen  wie  Baumwolle) 
der  specitisch  liscalische  Gesicbtspunct  iu  hohen  und  mehrfach 
Überaus  hohen  Zollsätzen  deutlich  verfolgt.  Unter  letzteren 
ging  dann  die  legitime  Einfuhr,  freilich  enorm  zurtlck,  der  Schmuggel 
war  trotz  aller  Repressions-  und  Strafmassrcgeln  nicht  zu  unter- 
drücken. Aber  diese  Zollpolitik  war,  wie  Lexis  wohl  richtig 
hervorhebt,  unter  den  damaligen  Zeitverhältnissen  doch  finanz- 
politisch nicht  so  verfehlt,  wie  sie  zunächst  erscheinen  mag. 
Die  ZoUeinkQnite  erreichten  denn  auch,  nach  einer  allmäligen  be- 
deutenderen Wiederhebung  seit  1^  und  einem  neuen  starken 
Fall  in  1808  nnd  1809  von  da  an  eine  rasch  und  sehr  erheblich 
steigende  Höhe  und  ein  Maximum  gerade  von  1811—13,  —  freilich 
auf  einem  ungeheuer  vergrösserten  Staats-  und  einem  noch 
grösseren  Zollgebiete,  das  47  gegen  anfänglich  20  und  wieder  1816 
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nur  27  Zulldirectioncn  nnifasetc  und  von  Bom,  Livorno  nnd  Genna 
bis  Uambnrg  nnd  Danzig  reichte. 

Bc>.  (i.s.  V.  8.  rior.  XI  (29.  Apr.  1S03),  30.  Apr.  18Ü6.  Decrete  v.  ISIO  (z.B. 
Kaflec  auf  KM).  lIuliziK  kur  auf  mn,  BatiiDVolie  auf  2—80»  Frcs.  p.  lUO  Kil  (Am6  X, 
55  fl".,  Lexih  S.  53  11.) 

Die  franzOidsclie  Industrie  kam  in  di<  S'  r  Periode  durch  den  Aussuhluse  der 
britischen  üoucurreuz  und  die  Erweiterung  des  Markb  in  Fol?(;  des  Eroboruiiffcii  in 
günstige  Lage,  soweit  sie  nicht  au8witrtige,  besonders  idclit  ubeiaeeische  Kolihlolle 
brauchte.  Auch  das  rechtliche  Schranken  beseitigende  Priocip  der  (ieverbefreiheit 
kam  ihr  zu  (iute.  Als  die  ZoIUinic  18t)7  bis  Cuxhaven  und  Travemiifuic  vor[rescboben 
wird,  wird  gerülunt,  wie  der  englische  Akiatz  verdrängt,  „DeutM^bland  mehr  und  mehr 
den  {iranzös.  ManafitctoiOD  Qherliefert  wird.** 

Die  ZoUeinliQnfto  bewestou  sicli  folgendermassen  in  Hill.  Pres. 


ZoUe 

Anderes 

Zus. 
loh 

Kon- 
Talean 

Regie- 
kosten 

Bein- 
ertrag 

Sals- 
eteaer 

Kosten  "/„  V. 
Kohcrtr.  inci. 
Saksteuer 

1794/05 

33.25 

2.28 

35.54 

15.12 

20-42 

45.5 

1795/9t> 

57.Ü8 

3.61 

(il.OU 

18.34 

43-28 

29.75  ■ 

1798/99 

16.94 

2.26 

18.21 

8.75 

9.46 

48.5 

lSOü/01 

23,r)2 

tl.25 

29.87 

1.97 

8.81 

19.08 

29.5 

lbU4/0ö 

59.04 

7.6Ö 

67.29 

0.52 

13.71 

53.06 

20.33 

1807 

67.56 

9.46 

77.02 

0.71 

17.84 

58.47 

32.76 

16.0 

1809 

25.74 

4.42 

30.1t; 

0.54 

20.99 

9.63 

48.12 

26.75 

1810 

7.94 

70.20 

1.37 

23.66 

45.17 

47.78 

20.0 

1S13 

1  Uli.  27 

15.35 

124.t)2 

0.82 

35.99 

87.81 

49.32 

20.5 

1814 

95.69 

9.83 

39.02 

1.00 

21.23 

16.79 

37.31 

27.75 

(Zusammengestellt  nach  dem  tabl.  gendr.).  Die  fünf  ersten  Jahre  sind  die  republi- 
Itanischen  (22.  Sei)t.~21.  Sept..  III,  lY  o.  8.  w.).  Der  Ertrag  der  AnsfahrzttUe  ist 
in  dem  Zollertraj;-  inhi  jiridVn,  aber  meist  nicht  siieriell  angejjeben,  es  kommt  nur  ein 
kleiner  Theil  darauf  (im  Jahre  VII,  1798—99  bei  den  kleinen  Ertiägen  allerdings 
2.80  Mill.).  Die  in  dieser  Zeit  angegebenen  sogen,  non^ralevis  umfassen  hier  nnr 
Kückzahlungen  von  Abgaben,  gcwälut»;  Discouten.  Darunter  sind  die  damals  schon 
vorkommenden  Ausfuhrprämien  (so  für  ratf.  Zucker)  wohl  inbcgritlbn.  Die  Saksteuer 
begreift  hier  nur  die  von  der  ZollrervaHunf  erbebene,  damals  übrigens  weitaus  die 
Hauptsache  (8mal  so  viel  als  von  der  inneren  Steuerverwaltung  erhoben  wurden).  Die 
Daten  de»  Keinenrags  der  Zölle  sind  seit  1807  in  der  ücbersicht  insofern  etwas  zu  « 
niedrig,  als  die  Kegiekosten  von  da  au  zugleich  mit  auf  die  Salzsteuer  zu  rechnen 
sind,  hier  aber  ganz  a  li   1  e  Zölle  abgerechnet  wurden. 

Die  ausgewählti  ii  Jalire  sind  besonders  rharactoristische,  sie  n-flectiren  daher  die 
ungeheueren  Schwankungen  unter  dem  EiuHuss  der  politischen  Ereignisse  und  bandels- 
politiscben  Massregelu  am  Schärfsten:  1797—99  Abnahme,  1799  und  1809  Min., 
1807  und  1813  Max.  Seit  ]T9n-!»7  aber  wieder  Eingang  der  Zölle  in  Mun/.e.  Die 
hoho  Einnahme  des  Jahres  1795 — 9t>  repräsentirte  in  MUuze  im  schiiesslichcu  lieiu- 
ertrag  nnr  2,473,000  Pres.  Die  grosBen  ^.anderen**  Erträge  in  Napoleon's  Zeit  wohl 
ans  Gon&cationen,  Stisfen,  Einfuhi-PermisBeii. 

§.  313.  b)  Periode  der  Restauration,  Jnlimonarefaie, 
zweiten  Republik  und  ersten  Zeit  des  dritten  Kaiser- 
reicbs  (1814—1860).  Nach  dem  Sturze  Napoleon*s  wnrde 
zonäcbst  der  auswärtige  Handel  dnreh  Beseitigung  der  Verbote 
and  Ersetzung  derselben  und  der  boben  Zölle  dureb  mässige  sowie 
durch  Aufhebung  der  ästigen  Formalitäten  des  Seeverkehrs  mittelst 
Ordonnanzen  der  neuen  Machthaber  auf  seine  natttrliche  Grundhige 
zorückgettthrt.  Aber  die  Interessen  der  Industrie  litten  doch  unter 
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der  neuen  Concurrenz  Englands  und  unter  der  Bescbränkang  ihres 
biBherigen  Absatzmarkts  zu  sehr,  als  dass  sie  niclit  bald  ancb  von 
der  neuen  Regierung  hätten  berttetuiehtigt  werden  müssen.  Und 
die  Vertreter  dieser  iDteressen  waren  zudem  Factoren,  die  sich 
geltend  zu  machen  wussten  und  auch  aus  politiflchen  Gründen 
nicht  unbeachtet  bleiben  konnten.  So  kehrte  man  nach  kurzer 
Pause  zn  der  prohibitoriseh-protectionistischen  Politik 
der  Revolationsgesetzgebnng  nnd  der  Kaiserzeit  noch  in  Gesetzen 
von  1814  im  Wesentlichen  zurUck.  Verbote,  hohe  Schntzzölle^  ar- 
sprttnglich  ans  Motiven  der  Kriegspolitik  hervorgegangen,  wurden 
damit  Itir  lange  ein  bleibender  Bestandtheil  des  geltenden 
Rechts  des  aaswärtigen  Handels  nnd  des  Zollrechts  and  von  den 
Interessenten,  namentlich  der  (rrossindnstrie,  fttr  sich  nnd  ihre 
Arbeiter  als  ein  förmliches  Recht  in  Ansprach  genommen. 

Aach  vo,  wie  i.  B.  bei  Zuckor,  das  tinauzieilti  luturesäc  mkcbtiger  laitüprecbea 
musste.  Biegte  das  Interesse  der  Baffinerie  imd  setzte  von  Nenem  das  Yerbot  selbst 

ati  Stelle  eitics  norh  so  hohen  Schutzzolls  durch.  Die  Rdehrting;  Uber  die  (iefTthrduüg 
maucher  luteresscu  durch  die  Erinkcbtiguug  der  Bcgieruag,  mittelst  blosser  Dcaete  den 
Tarif  und  Verbot»  za  indem  (s.  o.),  fahrte  jetzt  daza,  diese  Erm&cbtigung  erheblich  zu 
beschränken,  naineutlich  auf  Verfügung  von  Einfuhrverboten  und Zollcrhöhungea, 
nicht  auch  sie  für  Verminderung  der  Zölle  zu  gewülireti,  ausser  bei  HohstolFen  (Geä. 
V.  n.  Dec  1814  Art.  34,  der  bleibende  Bedeutung  iur  das  französische  Tarifrecht 
gevann).  (An 6  I,  71 ,  Tignes  I,  226). 

Nach  der  erneuten  Herstellung  des  königlichen  Regiments  im 
.(ahrc  1815  machten  sich  duiin  sofort  oder  nach  und  nach 
viererlei,  sich  nielirlach  Ireilich  kreuzende  linanz-  und  handels- 
politische Einflüsse  geltend,  von  denen  aber  die  protection 
nis tischen  doch  bald  und  dauernd  die  Oberliand  gewannen. 

Einmal  forderte  allerdings  jetzt  in  Folge  der  erheblich  ver- 
schlimmerten FinanzUige  das  Finanzinteresse  auch  im  Zoll- 
wesen  mehr  Anerkennung  und  wurde  in  dem  Colonial-  oder 
Specereiwaaren -Zweige  und  bei  den  Rohstoffen  auch  mehr 
wahrgenommen.  Anderseits  trat  diesem  Bestrehen  auch  hier 
bei  dem  besonders  wichtigen  Artikel  Zucker  sowohl  das  Interesse 
der  heimischen  Raffinerie  als  namentlich  bald  anch  dasjenige 
der  Colonien  nnd  der  inländischen  Rttbenzackerindn&trie 
in  Betreff  des  Rohzuckers  hemmend  nnd  kreuzend  entgegen  (§.  266), 
wie  weiter  das  Interesse  der  Rhederei  nnd  Schiff  fahrt, 
welche  das  Monopol  oder  wenigstens  die  Bevorzugung  der 
heimischen  vor  der  fremden  Flagge  und  der  directen 
transoceanischen  vor  der  indirecten  Einfuhr  der  Golonialwaaren 
und  Rohstoffe  aus  europäischen  Zwischenhäfen  (£ntrepöt8,  England, 
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Holland,  Belgien)  verlangten.  Drittens  gewann  das  Interesse 
der  Industrie  Uberhaupt,  besonders  der  Textil-,  zuin;il  der 
B  a  u  m  w  0 11  -  und  Wol  1  indnstrie  wm\  der  Eisen  Industrie,  iiunmeLr 
vollends  ciueu  grüssereu  Kiiiüuss.  Aucli  benüthigten  einige  liulii- 
strieen  bei  einer  bohen  Besteuerung  ausländischer  Rohstotte,  wie 
Baumwolle,  snivh  Schnfwolle ,  oder  bei  ciuer  inneren  Besten ri  nng, 
wie  sputer  in  der  /iickerindustrie ,  eine  Wabniehmung  ihrer 
speciellen  Exportinteressen  mindestens  in  der  Form  der  Küek 
gewährung  des  Kohstoffzolls  (bez.  der  inneren  Steuer)  bei 
der  Ausfuhr  too  Fabrikaten  aus  diesem  Rohstoff  (drawbaoksV 
Dazu  traten  aber  auch  wirkliebe  Ausfuhrprämien.  Endlich 
viertens  machten  sich  nunmehr  auch,  besonders  bei  den  niedrigen 
Getreidepreisen  seit  1818,  die  Interessen  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  der  Landwirthscbaft  immer  mächtiger  geltend. 
Und  wenn  aucb^  wie  immer,  hier  wichtige  Interessencolli- 
sionen  zwischen  Industrie  und  Landwirthschaft,  Kohstoffprodnction 
und  -Verbraucb,  Industrieen  der  Halb-  und  Ganzfabrikate,  in 
Frankreich  noch  besonders  zwischen  den  auf  Absatz  ins  Ausland 
stark  mit  angewiesenen  Weinbangegenden  und  den  Weinexport- 
Häfen  einer-,  den  übrigen  agrarischen  und  industriellen  Pro- 
duotionszweigen  anderseits  vorlagen,  so  kam  es  doch  zu  Oom- 
pro missen  und  zur  Anerkennung  einer  gewissen  Solidarität 
aller  Productionsinteressen  und  damit  zu  einem  vereinten 
Streben  nach  einer  prohibitorisch- hocbschutzzöll- 
nerischen  Handels-  und  Zollpolitik.  Diesem  Streben 
wurde  in  der  Gese  ^cbuiig  die  errungene  politische  »Stellung 
der  G  r  0  s  s  i  n  d  u  s  t  r  i  c  u nd  des  G  r  u  ii  d  b  e  s  i  t  z  e  s  und  die  notli- 
wendige  Riicksicbtnalime  der  Restauratiousregierimg  und  vollends 
der  Julirnuiiarebie  auf  diese  politischen  Machtfactoren  forderlich. 

So  siegte  schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  vom  2S.  April 
181  Ti  der  protectionistische  Gesiehiypanct  und  weitere  Gesetze  der 
nächsten  Jahre,  namentlich  von  1Ö17 — 2G,  seit  1819  auch  besonders 
mit  zu  Gunsten  der  Landwirthscbaft,  l)auten  ein  prohibi- 
to  riscb-hocbsch  utzzö  Un  eris  cb  es  Handels-  und  Zollsystem 
aoS;  das  dem  des  Ancien  regime  an  Strenge  nichts  nachgab,  es 
vielfach  darin  und  in  ,|rationeUer  Folgerichtigkeit^'  Ubertraf,  von 
dem  1791  angenommenen  aber  ausserordentlich  weit  abwich. 

Das  Finanzinteresse  trat  dabei  nothwendig  wieder  in 
zweite  Linie.  Unter  der  endgiltig  erreichten  politischen  Ruhe 
lebte  die  Volkswirthschaft  und  der  Verkehr  mehr  auf  und  die 
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ZolleinkUnfte  stiegen  deuu  auch,  wenn  schon  bis  gcf^^en  1.H40  nnr 
langsam  nnd  massig,  erst  dann  erheblicher.  Die  „kleine"  Juli- 
revolutiou  von  1830  mai  kirt  sich  hier  nicht  gerade  scharf  und  nicht 
dauernd  ah.  Aber  das  Systeui  der  lUickzölle  (drawbacks) 
und  Ausfuhriiräuiien,  wek-lies  sich  seit  1817  entwickelte,  * 
gewann  bald  grosse  tinanzielie  Bedeutung  für  den  Staat  und 
entzog  der  ZoUcasse  viele  Millionen.  Das  war  zum  erheblicheo 
Tbeil  eine  reine  Einbusse,  da  mehr  rückvergütet  wurde,  als  an 
Zollen  und  Steuern  erhoben  worden  war.  Auch  die  BUckzöUe 
(drawbacks)  hatten  wie  die  Ausfuhrprämien  insofern  einen  „grati- 
ficatorisehen'^  Charaeter  (Lezis). 

S.  für  das  Einzelne  die  oben  S.  78(5  in  der  Uebersiclit  der  Gcs«jtzgcbnng  go- 
nannte?)  Gesetze,  bes.  aus  1S16 — iSifi.  Anni  I,  ch.  5  ff  ,  Lexis  S.  58  ff.  Die  Tarif- 
gesciiicljte  der  einzelnen  Zweige  und  Artikel  kann  hier  nicht  näher  verfolgt  werden. 
Bl«  ist  auch  ganz  iiborviogdnd  nur  ron  handelapolitiscbom  Interesse.  Daher  hier 
bloss  noch  wenitrc  neinertjungcn. 

Die  Belegung  der  Kohstuffe  mit  z.  Tb.  hohen  EiofuhrzöUen  hatte  bei  den 
nothwendj|i^  aus  fremden  Lindem  zu  beziehenden,  wie  vor  Allem  bei  Baumwolle, 
lediglich  einen  finun/iollen  Cliararft  i,  ilcr  br-treffende  Zoll  war  Finanzzoll.  Aber 
auch  bei  diesen  wie  bei  solchen  Kohstotleu  und  sonstigen  Troducten,  welche  die 
eigenen  französischen  Colonieen  liefern  konnten  und  lieferten,  besonders  bei 
Zucker,  wurde  das  Kinanzinteresse  wieder  durch  das  Mitspielen  protectionistischer 
KUcksichten  geschädigt  So  bei  dein  Zollzuschlag  bei  der  Seeeinfuhr  unter  fremder 
Flagge  oder  zu  Lande  nnd  bei  der  „indirecten"  Einfuhr  aus  europäischen 
Zwischenhäfen  („Entrepnts' ),  statt  direct  aus  den  (überseeischen)  Productions- 
läiuLrn,  Wodurch  die  heimische  Kliederei  begünstigt  werde»  sollte^  ferner  beiden 
höheren  Zoll  des  fremden  gegen libei  dem  französischen  Colunüiizucker. 

Bei  anderen  Rohstoffen  für  die  Industrie,  wie  Schaf  wolle,  Flachs,  Üel- 
sMm(^n,  Steinkohle,  handelte  es  sich  nameiitli<]i  um  Srli  u  t /./ ulle  für  die  be- 
treüenden  gleicheu  heimischen  I'roducto  der  Land wirthschalt  und  des  üergbaus,  wobei 
das  Finanzinteresse  ron  vornherein  nnr  secnndär  war,  wenn  auch  nicht  fohlte. 

^T-inrlifui  ]!  noch  wichtiger,  nls  die  Prohibitiv-  und  Ilo^hschutzzoll-Politik  auf 
dem  Gebiet  der  Industrie  —  wobei  Teztil-  und  Metallindustrie  im  Ganzen 
dauernd  im  Yordcri^and  stehen  —  war  in  der  hier  besprochenen  Periode  die  agra- 
rische Schutzzollpolitik,  besonders  für  (letreidc.  \MeIi,  Kohstolfe  der  Industrie- 
wie  Schafwolle,  Flachs,  Geis  amen.  Diese  Politik  tritt  namentlich  unter  der 
liestauration  so  scharf  und  mächtig  hen'or,  dass  sie  fast  mehr  noch  als  die  industrielle 
und  maritime  Schutzzollpolitik  der  Periode  ihr  Gepräge  gegeben  hat. 

Das  Cbaracteristischc  ist,  dass  der  in  der  Zeit  des  ani^ien  r''<riinp  und  aus  poli- 
tischen Gründen  noch  in  gesteigertem  Maasse  in  der  Uevolutions-  und  Kaiserzeit  (bes. 
seit  1810)  darchaus  mherrschende  „theucru  ngspol  itische"  Gesichtspunct  des 
,,(!  0  n s u  rn  o  n  ten in teress e s*',  mit  in  der  R.-g-id  freier  Einfuhr  der  a<rr.irisrlieii  Nali- 
rungsmittel  und  in  Theuorungszeiteu  mit  Aostuhrverboten ,  dem  Geaichtspunct  des 
agrarischen  „Prodncenteninteresses**  fast  Tollständi^  weicht.  Die  bekannte 
at^niri-elie  Krise,  die  b.ild  iiaeli  dem  iruiijrerjahr  1'>1(»/17  dauernd  eintrat,  hat  dazu 
freili«  Ii  Iteigetragcn,  aber  die  Entwicklung;  wurde  durch  die  aligemeineu  politischen 
Verhakaisso  der  Hestanrationszoit  mit  herTorj^erufen  und  stark  begünstigt  Schon  1814 
wurde  die  Getreidehandel^pnlitik  der  letzten  .lahre  Napoleon  s  verlassen  und  die  Aus- 
fuhr von  Getreide  iri-iüegcln  ri  ii;;eui'n  f^in  kleines  \\agegeld),  solange  der  Miltelpreis 
in  drei  Gebiotsabtheilungcu ,  iu  die  uiuu  für  diese  Gesetzgebuii-  das  Land  eingetheilt 
hatte.  Line  gewisse  HOhe  nicht  tlbersiiegen  hatte  (p.  Hectol.  Weizen  23.  21,  PJ  Frcs.). 
Die  Einfuhr  blieb  alter  auch  j' t/t  imrli  frei  (Ges.  v.  2.  Dec.  1S14).  Dabei  verblieb 
es  ISIG  auch  iiurh  ■>()  Cent.  p.  )ui)  Kil.  G>;treide  und  Mehl,  als  kleiner  Finanzzoll 
hei  der  Einfohr).  In  dem  Theuerangsjahr  1816—17  gingf  man  sogar  vorilbergdiead 
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zu  Eiafu  hrprämieii  Ubor.  Das  spater  eintretemie  starke  Steigen  der  Getreidepreiso, 
das  EnteheiiieD  rnssischcn  Octreides  in  SradfrenkreTck,  das  BeiqiiAl  EngLanda  foliTten 
aber  dann  zu  dem  landwirthschaftli  cli  eii  Schutzzoll  sys  tf-m. 

Im  Ges.  V.  16.  Juli  läl9  wacda  namimttich  die  Getseidceiafuhr  unter  das 
SfY^eai  tfer  pfeifenden  ZollscaU  gosteUt;  1>e{  gewissen  mittleren  PlneiiM  Im» 
stanrl  ein  mässiger  Zull,  weither  hei  einem  höheren  Preise  sank,  bei  einein  niedrigeren 
progressi?  stieg,  bis  bei  einem  gewissen  Minim&lpreise  Einfuhrverbot  eintrat,  wobei 
die  Einfübr  miter  fremder  Flagge  und  zu  Lande  in  allen  FiUen  einem  höheren 
Zoll  unterlag.  Die  Ausfuhr  war  gegen  einen  kleinen  Zoll  ('/«  trc.)  erlaubt,  solange 
jene  mittleroa  Preise  nicht  ilberschritten  waren.  Diese  „Kornzollgesetzgebang"  wurde 
durch  die  Gesetze  ?.  7.  Juni  1820  und  4.  Juli  1S21  noch  mehr  in  protecstionistischer 
Weise  ansgtljiMet.  nach  Lage  der  Umstände  fast  mit  prohibitorischer  Wirkung,  und 
verblich  sü  bis  IS-SO  bez.  1S32.  Tlier  wurde  eine  etwas  liberalere  fiesctzgcbatiii-. 
vclclie  iJie  iiegierung  plante,  nur  mit  Modiüoatioueu  angejiouimen ,  so  dabs  es  im 
Wesentlielien  bei  der  früheren  blieb,  nur  die  Ein-  und  Ausfuhrverbote  bei  gewissen 
Preisen  durch  Zulle  ersetzt.  Landweg  dem  Wasserweg  unter  franzf^sischcr  Flagge  gleich- 
gesteilt  und  der  Zuschlag  für  fremde  Flagge  vermindert  wurde  (Ges.  v.  15.  Apr.  1832, 
durch  Ges.  t.  26.  Apr.  18SS  „bis  znr  Tarifreform",  thatsächlich  so  bis  nach  1860, 
?erlänfjertV    fAme  I,  cli.  0  und  p.  1^.')  fL,  Lrxis  S.  Gl  ff.,  74.) 

Eine  ähnliche  Entwicklung  trat  bei  Vieh  ein,  wo  der  niedrige  Einfuhrzoll  von 
1816—1822  auf  «.  lOVo^om  Werth  erhobt  mirde  (für  gemS-stete  Ochsen  ron  8  auf 
50  Frcs.  p.  Stück,  Ges.  v.  27.  Juli  1822);  ferner  ])ei  Schafwolle,  wo  das  frühere, 
dem  industriellen  Interesse  dienende  Sj^stem  des  Ausfuhrzolls  nun  im  agrarischen 
Interesse  dem  des  Einfuhrzolls  irich  und  diese  Zolle  weiter  erhöht  wurien,  auch 
sich  ein  System  der  Ausfuhrprämien  für  Wollwaaren  anschloss  (Ges.  v.  7.  Juni 
1820,  Pccrcte  v.  182??- -2.5.  Ges.  v.  17.  Mai  1«i2G).  Und  ähnlich  war  der  Verlauf 
bei  audereu  Agrarprodueten  (Flachs  u.  s.  w.).  ^S.  Arne  I,  12.5  tf.,  143  11".  und  pa^iäim, 
Lexis  S.  66  ff.) 

Mit  im  fiscalischen ,  aber  ülierwiegend  doeli  auch  wieder  im  protectionistischen 
Interesse  erfolgte  auch,  sogar  zum  Theil  aus  parlamentarischer  Initiative,  eine  Ver- 
schirfnng  aer  Massregeln  gegen  Schmuggel  und  eine  Enrelterung  der  bezOg- 
lirhen  Co n trol r ech t e  der  Verwaltung.  So  besonders  eine  .Ausdehnung  des 
Rechts,  nicht  bloss  in  der  Grenzzone,  sondern  im  ganzen  Staatsgebiete  nach  aus- 
Undisdien,  Einf^hirerboton  nntedlegenden  Textllwaaren  Nachfoischongen  Torzn-> 
nahmen.  (Oes.  ?.  1816.) 

§.  314.  Gelegeutlicb  traten  freilich  nicht  nur  eiu  Stillstand  in 
der  dargelegten  Entwicklung,  z.  B.  1826  tT.  iür  einige  Zeit,  sondern 
auch  wohl  kleine  Rückschläge  gegen  die  herrschende  llandels- 
und  Zollpoliük  ein,  aber  sie  waren  nicht  von  erheblicher  Bedeutung, 
und  wurden  durch  anderweite  Massregeln  in  schutzzöllneriacher 
Richtung  (z.  R  noch  1845  in  Betreff  des  Zolls  auf  Oelsauten) 
mehr  als  autgewncren.  Finanzpolitisch  am  Wichtigsten  waren  die 
mehrfachen  Aendeningen  im  System  der  Zucker  zolle  und 
Zuckerprämien  und  die  mit  den  Zollfragen  in  naher  Verbindung 
stehende  Einführung  and  Entwicklung  der  BttbenzuckerBtener 
(§.  266  ff.). 

Die  drei  sich  ablösenden  Regierungen  von  1814—15,  1830  und 
1848  bezeichnen  anf  diesem  Gebiete  im  Uebrigen  keinerlei  wesent- 
liche Aenderung  oder  anch  nur  Markirung,  kaum  eine  Nuance  in 
Tempo  und  Maass  der  wesentlich  gleichbleibenden  Richtang  der 
Handels-  und  Zollpolitik. 
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Das  ag rarisc Ii 0  Interesse  waltete  unter  der  Bestanratfon  noch  ein  irenif  mehr 

als  unter  der  Julimonarchie  vor.  Die  Getreidezollgesetzgebung  von  1830  und  18;J2 
(ficsetz  V.  15.  April)  war,  wie  gesagt,  wenigstens  ein  Bischen  liberaler  als  die  frühere. 
Uatcr  Louis  Philipp  war  anderseits  derEinfluss  des  „Privatkapitals",  der  ürossindustrie 
als  eines  politischen  Machtfactors,  mit  dem  zu  rechnen  war,  aus  bekannten  Gründen, 
noch  grösser  als  unter  der  Kestauration .  was  sich  auch  in  der  Ilaml-  ls-  und  Tarif- 
politik zeigte.  Die  Acaderuog  der  Verkuhrsverhältnisse  bahnte  einige  Erieichterungeu 
an.  Der  aas  schntzsOUnerischen  Gründen  geftoslitete  Transitrerkehr  wurde  auf 
die  Eitifulirvorbot;^n  unterliegenden  Wariren  ausgedehnt  und  sonst  erleichtert  (Dtirrh- 
fabrzoU  50,  dauu  25  Gent.  p.  lüO  Kil.  oder  25,  dann  15  Cent.  p.  lOUTrcs. Werth, 
naob  Wahl  des  Declaianten,  sog.  Wagegeld.  Ges.  r.  9.  Febr.  1S92>  Im  Jabre  1842 
wurde  dieser  Durchfuhrzoll  au f-^tihoben  (Onl.  v.  10.  Dec.  1^421.  Die  Erleicbterung 
des  Transitverkehni,  fieroei  die  Orgauisation  dos  Eutreputwesens  im  lalande  wurde 
aber  nur  gegen  die  (^poritton  der  Interessenten,  der  Seebtfen,  entadekelt  (Ges.  v. 
27.  Febr.  1832).  Der  Gedanke  einer  Zollunion  mit  Belgien  tauchte  auf,  fand  in 
politischen  KrwfS}run«r«n  —  auch  den  Vorgängen  in  I)eutschland  gegenüber  — 
seine  Untei Stützung,  aber  bei  den  Industriellei»,  welche  sich  durch  die  belgische  Co»- 
currenz  gefährdet  sahen«  lebhafte  Ablehnung.  E^  kam  mit  Nachbarstaaten,  wie 
Belgien,  Sardinien,  nur  mit  Müb»i  zu  Hundeisvfrirägen ,  w.I>  Lc  ]i\u><  kleine  Zu- 
gestäoduisäc  im  Einfuhrtarif  fur  einige  Waaren  enthielten  und  nur  auf  kurze  Zeit 
abgescbloesen  worden,  um  auch  an  solcbe  „Goncessionen*'  nicht  zn  lange  gebunden 
zu  sein. 

Die  ephemere  „zweite  Kepublik"  ?on  1 848  hat  rolleuda  auf  diesem  Gebiete  weni^ 
getban,  eigentlich  nor  in  der  Gewllbrung  vermehrter  und  höherer  Ausfnbr- 
Prämien  für  die  itotbleidende  Industrie  den  Tribut  für  die  volkswirths«  Laftlichen 
Wirkungen  der  neuen  Staatsumwälzung  gezahlt.  Die  Zollerträge  sanken  unter  dem 
Einfloas  dieses  Ereignisses  begreiflich  ohnehin,  die  Ansfuhrprämien  aber  belasteten  die 
ätaatscasse  mehr  als  jemals  frfther. 

Erst  mit  dem  zweiten  Kaiserreich  trat  alsbald  wenigstens 
eine  deutliche  Neigung  su  einer  Wendung  der  Handels-  und  Zoll- 
politik, nicht  in  freihändlerischer ,  wohl  aber  in  antiprohibi- 
torischer  und  gemässigterer  protectionistiscber  Richtung 
hervor. 

Sie  äusserte  sich  in  einigen  bezüglichen  MaijsnahnKMi,  zu  deren  Einführuni;  der 
YeTordnungsireg  (Dccretl  geset/.lich  die  Hundhabe  bot.  Sm  kam  es  zu  Aufhebungen, 
hi-7..  Suspensionen  oiii/.  liH-r  Einfubrverliotc.  wahrend  der  'l  lieuerungsperiode  ]S53  Ii. 
auch  zur  Suspension  des  Kornzollgesetzes  von  1832  und  zur  Vermiuderung  oder  Be- 
seiti^ng  der  ZAlle  auf  andere  Lebensmittel,  Vieh,  Fleisch  n.  s.  v. 

Aber  umfassendere  Pläne  zur  Aufhebung  aller  Prohibitionen,  zur 

Ersetziinp:  derselben  durch,  wenn  auch  hohe  Zölle  und  zu  definitiver 

Umgestaltung  des  Getreidezoligesctzcs  von  1832  wurden  gegt;iiüijer 

der  Opposition  bei  den  Interessenten  dücli  auf^egoben  oder  vertagt 

(1656  ff.).    Erst  von  1860  an  mit  und  nach  dem  Abschluss  des 

Handelsvertrags  mit  England  trat  in  diesen  Beziehungen  die  ent- 

SL'licidende  Wendung  ein.     Bis  dahin  blieb  doch  der  prohibi- 

torisch-protec  tiftnistische  Charactcr  in  d  er  llauptsach  e 

gewahrt   Die  Finauzinteressen  kamen  dabei  nicht  zu  ihrer 

berechtigten  Geltung. 

ücber  die  Massregcln  zwischen  ls52— €0  Arne  I,  270— 2bG«  Lexis  S.  84  tf. 
Ans  dieser  Ucbcr:iicbt  der  Entwicklung  crgiebt  sich  vicder,  dass  die  französische 
Handels*  und  Zollpolitik  in  der  That  in  dieser  ganzen  Periode  von  1614 — 1860  einen 
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einheitlichen  Character  hatte  ahrr  eben  wesentlich  mehr  im  Dienste  anderer, 
wirklich  oder  ?cimtiintiich  richtiger  und  berechti^tor  volkswiithschaftlicher,  alü 
in  demjenigen  finanzieller  Intefesseo  geleitet  warde.  Sie  hat  anf  letztere  vieUkch 
mda  hemmend  als  fDidemd  eingewirkt 

Die  Zolleinkünfte  sind  iu<dlt  so  gestiegen,  als  es  bei  einein  liberalen  Zoll- 
system, namenthMi  ohne  Prohibitionen  und  mit  mässig-fln^n  Schutzzöllen,  vielleicht 
auch  (nrie  bei  ciul^eu  Üolonialwaarcn,  Zucker,  CaÜce  u.  a.  m.)  bei  niedrigeren  Fiuauz- 
/.öllen  zu  erwarten  gewesen  wäre,  zumal  in  den  späteren  Jahnehnten  dieser  langen 
Period«  hei  der  Entwicklung  der  Dainpfcommuniratinnon  und  untrT  den  Segnungen 
einer  daueradeu  Friedenszeit;  die  Kej^iekoäteit  sind  bei  dem  starreu  rrohibitiv-  und 
Hochschntzzollsystem  hoher  gewesen,  als  sie  sich  bei  einem  andern  System  wohl  ge- 
stellt haben  wurden  —  wie  in  di-  si  ui  l'uncte  die  Erfahrungen  in  den  1  SßOcr  Jahren 
beweisen,  s.  u.  S.  bl7;  das  System  der  KUckzölle  und  Ansf  uhrprämieu  hat 
vielleicht  den  Boherttng  der  Zolle  etwas  gesteigert ,  aber  um  so  melur  den  Beinertng 
vermindert 

Die  folgende  Uebenicht  liefert  noch  einen  geoaneren  dffermitesigen  Beleg  ftlr 

die  Richtig^U'if  des  Gesagten.  Es  sind  darin  auch  hier  nur  einzelne  Jahre  ausgewählt, 
deren  Daten  fdr  unseren  Zweck  ausreichen.  Uenauere  Statistik  der  Prämien  bei 
Lexis,  bes.  S.  112.  Das  tabl.  gin^r.  trennt  hier  die  Ein-  und  AnsMrzOÜe  und 

später  auch  die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  von  frcmdeiii  und  Colon uilzucker  und  führt 
unter  den  uon>valeurs,  welche  ausser  den  iiegiekostcu  vom  Mehrertrag  der  Zölle  und 
äes  Salzsteucr  abgehen,  die  einzelnen  dazu  gestellten  Posten  apart  an,  ausser  den 
Ausfuhrprämien  nämlich  Rückzahlungen  von  Abgaben,  Yertheiluug  von  Geldstrafen, 
Dlsconte  von  Zöllen  und  Salzstcuor,  Hlcigolder  n.  dg-1. ,  vorsohieJune.  Yorweg-nahmert, 
welche  Posten  aber  nicht  im  irauzea  Zeitraum  voikouimen ;  die  Auifuhrprüiuicn  i^aebst 
Drawbacks)  werden  im  I  olgenden  besonders  mit  aufgeführt.  Seit  1852  erscheint  bei 
den  Zöllen  die  Sunnii  f  ür  „taliars  de  saute"  (S.  728)  mit,  die  hier  ZU  den  allgemeinen 
Einfuhrzöllen  gefugt  wiid.    Die  Daten  in  Mill.  Frcs. 


Ein- 

Einfiihr-ZOlle 

Zus. 

Ausf. 

Sehiiir.- 

Ver- 

Summe 

Sakst. 

nahme 

iUg. 

Zocker 

Zölle 

Abg. 

schied. 

roh 

1S15 

.32.72 

3.43 

2.00 

4.37 

J2..-.1 

r.1.91 

1S17 

.56.9.H 

3.23 

2.08 

0.56 

U2.71i 

46.84 

1S20 

70.34 

3.77 

2.21 

2.56 

78.88 

52.85 

im 

99.67 

1.42 

3.07 

o.9n 

105.12 

53.69 

97.66 

1.33 

3.29 

0.H3 

102.91 

51.32 

18S1 

91.82 

1.18 

2.31 

0.61 

95.98 

55.88 

104.49 

1.70 

2.79 

2.7.". 

111.72 

56.82 

.1840 

vSl.ÜT 

114.62 

1.42 

3.11 

2.68 

121.8S 

56.58 

1846 

106.54 

48.$S 

158.91 

1.91 

S.59 

2.82 

162.23 

54.96 

1847 

87.f)9 

1'^.79 

136  l!l 

2.04 

2.85 

2.S0 

144.18 

56.92 

60.07 

29.88 

89.94 

2.45 

2.07 

2.01 

96.47 

51.24 

is4y 

S2.9H 

44.88 

127.86 

2.47 

2.53 

2.72 

135.57 

27.26 

1852 

96.46 

43.40 

139.86 

2.27 

3.30 

2.79 

148.24 

27.00 

1859 

111.03 

T^.ifi 

4.22 

4.35 

2.08 

200.14 

28.. ^f) 

18G0 

77.29 

5iJ.8S 

3.42 

4.43 

1.84 

140.86 

30.27 

Der  genannte  Tabak  1852  0.33,  1859  0.87,  1860  0.95  Mill.   Das  Jahr  1860 

das  der  Roforin.  Der  Erlrag  der  Salzsteuer  hei  der  Diieclion  der  iudir.  Steuer  Stieg 
ausserdem  von  1816—47  von  4  auf  12.2  Mill.  und  war  seitdem  5—10  Mill. 

In  der  foltrenden  zweiten  üebersich(  ist  in  einer  Colonne  der  Reiueitrai;  der 
Zölle  anter  Abzug  aller  Regickosten  (uad  der  nou-raleurs) ,  in  der  anderen  richtiger 
(wie  in  der  amü.  Statistik)  der  Reinertrag  von  ZOUen  und  Sakstener  Cttsammen  unter 
Abzug  der  ja  beide  betretrenden  gemeinsamen  Regiekosten  berechnet.  Die  Pro- 
centbercchntin^  der  ICosten  Itcziclit  sich  iu  der  letzten  Cktlonne  auf  den  „Keinorlcag*' 
gleich  „Rohertrag  abzuglich  uun-valeurs.'' 

A.  Wagair,  F&uuMwlMiBMihBft.  HI.  52 
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Ausgabe 

Kegle- 
losten 

Non-val 
Ausiulii"- 

(■11  rs 

Aüderes 

Reinertragr 
ZüUe      ZöUe  u. 

7g  der  Kcgiekosten 
von 

piim. 

II.  8.  IT. 

Sab 

Bohertr. 

ReiBOTtr. 

JS15 

22.08 

1.22 

21.13 

71.13 

22.33 

23,67 

1817 

23.53 

0.08 

1.35 

37  63 

84  47 

21  5 

21 .75 

1820 

22.87 

0.96 

3.1t 

51.94 

104.79 

17.5 

18.0 

1826 

23.05 

9.83 

4.98 

68.27 

121.96 

15.5 

1 6.0 

1830 

23.76 

14.64 

3  22 

61.30 

112.62 

15.5 

17.5 

1831 

23.13 

16.48 

53.00 

108.87 

15.25 

17.5 

18.H9 

23.87 

10.58 

4.41 

72.57 

129.39 

14.0 

15.5 

1M0 

24.54 

9.65 

4.65 

S2.99 

139.57 

13.75 

15.0 

1S4Ö 

25.72 

1T.31 

4.54 

115.76 

169.62 

11.75 

13.0 

1S47 

26.64 

20.90 

4.40 

92.25 

149.17 

13.0 

16.0 

1848 

20.03 

21.72 

3.30 

45.43 

96.67 

17.67 

21.0 

1849 

25.71 

20.11 

3.68 

b6.07 

113.33 

15.75 

18.5 

1852 

26.08 

23.98 

3.92 

94.66 

121.67 

14.0 

17JJ7 

1869 

30.32 

50.30 

3.08 

116.44 

144.S0 

13.33 

17.38 

1860 

31.12 

44.18 

2.70 

62.87 

93.14 

18.5 

25.0 

Die  Salzsteuer  war  bekanntlich  1849  auf  den  dritten  Tbcil  berabg. sitat 
worden  (S.  613).  Die  Ausf nhrprämien  (deren  obige  Daten  nach  den  tabl.  gcner. 
von  den  Zahlen  bei  Lexis  S.  112  ein  wenig  abweichen)  schwanken  nach  Geschafts- 
conjuncturen  imd  nach  Veränderungen  in  der  Gesetzgebung  über  sie  ziemlich  erheblich. 
Öfters  von  Jahr  zu  Jahr.  Das  Maximum  daroa  fiel  in  der  Periode  der  Bestauration 
auf  1830,  unter  der  Jalimonarchie  auf  1S32  (24.15  Mill.),  das  Minimum  hier  auf 
1837  (8.65),  zwischen  1848 — 60  war  das  Max.  in  1S59,  das  MinifflUffl  in  1S49 
(21.11  MÜl.).  Der  grossere  Theil  d«r  Frftmien  kam  gewöhnlich  anf  die  Zucker- 
Prämien,  schon  in  den  30er  Jahren  mitnnter  bis  '/^  ^er«  in  den  40ein  V« — Vs«  in 
den  5«em  (Lexis  S.  112). 

§.  315.  4.  Dritte  Epoche.    Zollreform  des  zweiten 

Kaiserreichs  (1860 — 70).  «)  Im  Allgemein en.  In  der  voraus- 
gebendcn  Periode  seit  1814  hatte  sich  jcdcDlalls  gezeigt,  dass  eine 
Tarifreform,  welche  das  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystem  auch 
uur  irgend  etwas  alli;emeiiier  und  eingreifender  umgestalte,  am 
Wenigsten  vom  „Parlamentarismus"  zu  erwarten  war.  Derselbe 
war  nicht  im  Stande  gewesen,  die  sich  sträubenden  mächtigen 
privatwirthschat'tlichen  Interessen,  welche  sich  als  ,,volkswirthschaft- 
liche"  Interessen  geriren,  soweit  zu  bändiiren,  um  eine  solche 
Tarifreform  durchzusetzen.  Das  neu  begründete  französische 
Kaiserthum  hatte  in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  doch  auch 
noch  mit  diesen  Faetoren  im  grösseren  Maasse  rechnen  zu  müssen 
geglaubt,  und  war  daher  Dur  laogBam  und  tastend  mit  einzelnen 
ReformmaBsregeln  vorgegangen. 

Aher,  anf  der  Höhe  seiner  politisehen  Macht  nnd  Geltung  an- 
gelangt, nach  dem  italienischen  Kriege  von  1859,  wagte  es  dann 
doch,  gemäss  den  handelspolitischen  Ideen,  welche  Napoleon  IIT. 

seit  länger  hegtCj  ernstlicher  an  die  schwierige  und  heikle  Aufgabe 
einer  allgemeine  reu  Tarifreform  lieiauzutreteu.    Das  war 
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eine  That,  die  einen  bleibenden  Rabmestiiel  dieses  Herrsebers 
bilden  wird. 

Die  Tarifreform  selbst  iet  daher  eine  Thatsache,  welche  im  HinUick  auf  «He 

voraufgeg^angencD  Jahrzehnte  den  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  neue  Staats-  nnd  Vcr- 
fassaagsform«  welche  dem  Kaiser  die  erforderliche  Machtrolliiommenheit  zur  Durch- 
aeteang  einer  sdchen  Tarifreform  gab,  mindcetens  nach  dieser  Seite  ein  Segen  fbr 

Frankreich  war,  um  den  wirren  Knäuel  von  privatwirthschaftlichen  Interessen,  der 
sonst  nicht  mehr  zu  lösen  war,  zn  durchhauen  und  in  die  fast  in  Stagnation  gerathene 

Handels-  und  Zollpolitik  wieder  Reweguiiy,-  und  Fortschritt  zu  bririiren. 

In  dieser  Tarifrelorm  haben  allerdings,  wi*'  die  Folgezeit 
zeigte,  die  Finanzinter  es  sen,  welche  an  das  Zoliwesen  geknUplt 
waren,  etwas  zu  wenig  Berücksichtigung  gefunden. 

Das  lag  jetzt  aber  u-enigstens  nicht  mehr,  wie  bisher,  darin,  dass  sie  so  stark 
zu  Gunsten  einzelner  Gruppi;u  von  rrivatintcresscnten  preirigegebeu  wurden ,  toudern 
darin,  dass  man  in  zu  weitj^ehendam  ftoeihäudlcrischcu  Uptiniiämns  und  nach  einseitiger 
Auslegun«?  nicht  aligemein  giltiger,  namentlich  britischer  Erfahrungen,  mehrfach  auch 
mit  der  Ermässigung  der  Finanzzölle,  besonders  des  wichtigen  Kaffee  zoll  s,  und 
mit  solchen  SchntzsOUen ,  welche  zugleich  BinanzzffUe  mit  waren,  wie  die  Zucker« 
Zölle,  wohl  etwas  zu  rasch  und  ni  ^fark  i'orgegangen  war,  !  EinJiass  niedrigerer 
Zölle  auf  CJonsamtion  und  Irrels  der  betrelicnden  Artikel  übei^cliätzend.  In  und  nach 
dem  Kriege  von  1870  hat  man  diesen  finanzpolitischen  Fehler  der  Taiifreform 
von  1S60  durcli  angemessene,  jetzt  frcilicli  in  der  neuen  schwierigen  Finanzlage  sehr 
bedeutende  Erhöhuag  ünauzieU  wichtigerer  Zölle,  besonders  der  reinen  Finanzzöllc 
(Kaffee)  oder  der  sfaiiir  als  solche  mit  in  Betraeht  iMmmendra  SdmtizOlIe  (Zucker), 
leicht  Wiedel  gut  machen  können. 

Die  Reform  selbst  war,  an  sich  ganz  riebtig,  Tomemlich  als 
eine  grosse  Massregel  der  allgemeinen  Volkswirtbsebafts- 
politik  geplant  nnd  mnsste,  wenn  sie  Erfolg  batte,  dann  aneb 
indireet,  wenigstens  mit  der  Zeit,  den  Finanzen  wieder  zu  Gute 
kommen. 

Die  tötenden  Ideen  der  Befonn  werden  vom  Kais«  in  einem  berOhmt  gewoi^ 
denen  Schreiben  rem      Januar  1860  an  das  Ministerium  selbst  folgendermaassen 

znsanunengefasst: 

IHne  grosse  und  eingreifende  Beform  in  Tolkswirthschaftlieher  Hinsicht  mttsse 

jetzt  eintreten  und  hahe  man  sich  mit  den  Mitteln  zu  buschäfhgen.  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Nationalreichthums  einen  grossen  Aufschwung  zu  geben.  Es  erscheine 
nothwendig,  den  auswärtigen  Handel  durch  Austausch  der  Erzeugnisse  zu  entwickeln, 
vorher  aber  den  Ackerbau  zu  verbessern  und  die  Industrie  von  allen  bisherigen  Fesseln, 
welche  ihr  eine  untergeordnete  St«lle  srehen,  zu  hefreien.  Die  Rohstoffe  mtissten 
vom  Zoll  befreit,  die  Transportmittel  verbessert,  die  Prohibiiiuncn  durch 
Schutzzölle  ersetzt  werden.  Daher  znnSchst:  Aufhobung  der  Zölle  auf  Wolle 
und  Baumwolle,  allmäliue  Herabsetzung  derselben  auf  Zucker  und  Kaffee, 
kräftig  betriebene  Verbesserung  der  Communicationswegc,  Verminderung  der  Üanal- 
abgahen.  Dadurch  allgemeine  ErmSssignng  der  Transportkosten,  Vorschasse  an 
Ackerbau  und  Industrie,  beträchtliche  Arbeiten  von  i^fTentlichem  Nutzen,  Aufhebung 
der  Prohibitionen  und  Abschlüsse  von  Uandolsf ertragen  mit  fremden 
Machten.  (Vonii  nniv.  t.  15.  Tan.  1800,  Frenss.  Hand.-Arch.  1860.  I,  69.) 

Auf  dieser  Gruudlage  und  nach  dieser  Richtschnur  wurde  in 
der  rhat  auch  practisch  vorgegangen. 

Den  Anfang  der  Reform  machte  der  wichtige,  wahrhaft  in  die 
bisherige  Handels-  und  Zollpolitik  Bresche  legende  Ii  and  eis- 

.^2  * 
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vertrag  mit  GrossbritannieD  vom  23.  Jan.  1860,  dessen 
VerhaudluBgen  bis  zuletzt  streng  geheim  gehalten  worden  waren. 
Die  Staatsverfassung  von  1852,  welche  dem  Kaiser  anch  für  die 
Regelnng  des  Zolltarifs  in  Handelsverträgen  ftele  Hand 
liesSy  indem  danach  solche  Tarif änderongen  Gesetzeskraft  hatten, 
bot  die  erwünschte,  nach  den  bisherigen  Erfahmngen  fast  noth- 
wendige,  flbiigcus  durchaus  massvoll  und  vorsichtig  benutzte  Hand- 
habe, um  auf  diesem  Gebiete  Wandel  zu  schaffen.  Die  Aufhebung 
der  Einfuhrverbote,  besonders  für  Fabrikate,  die  Pest- 
setzung von  Maxim is  fHr  die  Zolle  wichtiger  Waaren,  speciell 
der  Fabrikate,  die  Einfügung  der  „Meistbegtinstigungs- 
clauscl'',  d.  h.  des  Versprechens,  sich  anf  dem  Fuss  der  meist- 
begünstigten fremdiii  ^atioü  in  Zöllen,  ScliiliVahrtsubgaben  ii.  dgl. 
zu  bebandeln ,  in  diesem  ersten  und  in  den  späteren  Handels- 
verträgen mit  anderen  Mächten  waren  höchst  bedeutsame  Fort- 
schritte in  der  Kiclitung  von  der  bisheriü^en  streng  probibitoriscli- 
protectiouiistisclien  Handels-  nnd  Zollpolitik  zu  derjeuigen  eines 
gemässigten  8chutzzolls}^steats. 

Die  Meis»'Mo;nnstigungK€ln«snl  in  den  llaadelsverträcren.  deren  unter  Um- 
ständen auch  etwas  itiiablichc  Seiten  deüvvcgeji  uicht  verkannt  /.u  werden  [»rauchen,  liat 
doch  ^lade  nach  den  Erfohrnngen  Frankreichs  und  anderer  Länder  seit  1S60  als 
günstiger  Ansporn  zu  einer  Entwicklung  der  internationalen  Handels-,  Schifl- 
fabrts-  und  Zollpolitik  in  der  Kichtung  des  sich  in  rernOultigeu  Schranken  haltenden 
SchntmUsystems  und  gemäßigt  freih&ndlerlsclier  Politik  gedient  Denn  einmal  erfaidt 
jedes  T.and  so  das  Interesse,  sich  in  die  diiicli  Handelsverträge  verbundene  internatio- 
nale (iemeinschaft  aufnebmeu  zu  lassen,  um  iur  seiuea  Handel  au  den  Vortheilaa  von 
Taiifennlssigungen  der  anderen  Länder  Thdl  zn  nehmen.  Und  sodann  erhielt  anch 
jedes  Land,  das  mit  einem  anderen  schon  Handels-  und  Schißfahrtsverträge  mit  der 
Meistbeg^Uostigoog-sclausel  abgeschlossen  hatte,  theils  ein  eigenes  Interesse,  den  Ab- 
stchluss  neuer  solcher  Verträge  dn^  Dritten  mit  seinen  Contrahentcn  zu  begünstigen, 
da  ihm  die  dem  Dritten  dabei  geirährten  weiteren  Tarifconcessioaeu  fUr  seinen  Handel 
dann  ohne  Weiteres  zu  G'ntc  kamen ,  thfils  war  wenie^^fens  sein  Gegeninteresse  gegen 
den  Abhcliluis:)  neuer  \'citiägc  ^seines  Cuntialieuten  mit  weiteren  Ländern  ein  geringeres, 
als  es  suuät  vielleicht  gewesen  wäre.  Y^.  Schraut,  Syst.  d.  HandelsreTtlAge  und 
Meistbei^üistignng.  Leipds.  1684. 

Dem  Handelsveiixag  mit  GrossbritaniiieD  schlössen  sieh  dami 
noch  im  Jahre  1860  und  den  nächstfolgenden  die  oben  in  der 
Uebersicht  der  Gesetzgebung  (S.  786)  naeh  ihrem  Datom  bereits 
angegebenen  HandelsyertrSge  mit  Belgien,  Prenssen  nnd  dem 
Zollverein,  Italien,  Schweden  nnd  Norwegen^  Hanse- 
städten, Mecklenburg,  Spanien,  Niederlanden,  Portugal, 
Oesterreich,  Kirchenstaat  an.  Dadurch  wurde  die  neue 
interuatiojiak'  Handels-  und  Zollpolitik  und  auch  die  frau- 
zösische  tonuiich  in  ein  völkerrechtliches  »System,  meist, 
speciell  iu  Frankreich,  aul"  der  Grundlage  eines  mehr  oder  weniger 
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^, gemässigten  ycliutz  Zollsystems"  j^ebracht.  Der  hülicr 
schon  vorgekoniniene  Lüterschied  zwischen  eiuem  „ allgemein eu" 
Zolltarif  und  einem  oder  mehreren  sogen.  Conventionaltarifen, 
welche  letzteren  dann  „Differentialtarile"  zu  Gunöteu  der 
rontraUenten  sind,  gelanf^te  auf  diese  Weise  zu  grosser  Bedeutung. 
Aber  gerade  die  M  e  i  s  t  b  c  g  ü  n  s  t  i  g  u  ii  g s c  1  a  u  s  e  1 "  führte  als- 
bald zur  Gleichheit  der  Conventionaltarifc  und  die  immer 
weitere  Ausdehnung  der  Handelsvertrage  zur  Einengung  des 
Geltungsgebiets  des  allgemeinen,  höhere  öätze  bei  der  Ein- 
fuhr enthaltenden  Tarifs,  welcher  nur  noch  für  den  Handelsverkehr 
in  Fabrikaten  n.  dgL  mit,  bez.  die  Einfuhr  aus  den  immer  weniger 
zahlreichen  und  weniger  wichtigen  übrigen  Staaten  and  für  die 
in  den  Conventionaltarifen  nicht  vorkommenden  Waaren  (meist 
agrarische  Rohstoffe,  Golonialwaaren)  galt. 

Zu  diesen  Staaten  gehören  in  Frankreich,  wie  regelmässig 
aneh  in  den  anderen  europäischen  Ländern ,  freiiieh  die  wichtigen 
transoceanisehen  Länder  Amerikas,  Aedens,  Afrikas ,  also  die 
Versorger  Europas  mit  wichtigen  gewerblichen  Rohstoffen,  iKr  die 
sie,  wie  fUr  Baumwolle,  Farbehölzer  z.  Th.  eine  Art  Produetions- 
monopol  haben,  und  mit  „Golonialwaaren"  zur  Verzehrung,  also 
aneh  letzteren  Falls  Producten  des  (tropisehen  u.  s.  w.)  Natnr- 
monopols,  welche  in  Eoropa  vornemlich  die  mit  FinanzztfUen  be- 
lasteten Artikel  büdra.  Aber  hier  trat  nun  in  Frankreich  die 
autonome  Handels-  und  Zolltarif-Heform  ein.  Denn  die  napo- 
leonische Tarifreform  blieb,  weder  hier  noch  bei  anderen  Handels- 
artikeln, welche  in  den  Conventionaltarifen  nicht  vorkommen, 
stehen,  sondern  ging  bei  denselben  im  Wege  a u  tonomcr  Gesetz- 
gebung vielfach  mit  Zollbelreiungen  oder  Tarifherab- 
setzuügeu  in  den  Jahren  1860  u.  ff.  vor,  Massregelu,  welche  zum 
Theil  von  besonders  eingreifender,  freilich  mitunter  bleibend  nach- 
theiliger finanzieller  Bedeutung  wurden,  weil  man  dabei,  wie 
gesagt,  wohl  öfters  etwas  zu  weit  ging.  Aber  die  Aufhebung 
der  Ko  hstoffzöUe  war  doch  im  Ganzen  ein  wichtiger  Schritt, 
bei  dem  das  finanzielle  hinter  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse 
zurückstehen  durfte,  zudem  ein  Schritt,  der  das  iinanzieli  so  nach- 
theilige KückzoU-  und  Ausfnhrprämiensystem  zu  verlassen  erlaubte. 

Mittelst  solcher  oder  analoger  Massregeln  (Eiufubrgestattung, 
Ermässigung,  schliesslich  Beseitigung  der  ZoUzuschläge  für  Ein- 
fahren unter  fremder  Flagge  und  Ermässigung  der  Zuschläge  'für 
,,indireete'^  Einfuhr  aus  europäischen  „Entrepöts^^  oder  Zwischen- 
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häfen)  wird  endlich  aiieh  auf  dem  Gebiete  der  Rheder  ei  und 
Schiff  fahrt  (Gesetz  v.  19.  Mai  1866),  sowie  in  Betreff  des 
Handels  zwischen  Frankreich  und  seinen  eigenen  Golonieen  (Ge- 
setze von  1863—68,  S.  787)  ebenfalls  dnrch  autonome  Gesetzgebung 

retoiiuiicnd  vorgegangen.  Auch  dadurch  sind  mehrfach  finan- 
zielle Einbusseu  entstanden,  aber  doch  überwiegend  aus  volks- 
wirthschaftlichen  Gründen  zu  iechtiertig^ende,  welche  sich  dnrch  die 
Gestaltung  des  Verkehrs  auch  wieder  iheilweise  ausgeglichen  haben. 
Im  Verwaltungswege  sind  ausserdem  die  Formalitäten  für  den 
Transit  verkehr  erleichtert  worden  (1860). 

So  stellt  die  „napoleonische  Zollreform  v(jn  1860^*  in  der  That 
eine  neue  Epoche  französischer  Handels-  und  Zollpolitik  dar. 

Alles  in  Allem  wird  man  die  Reform  im  Ganzen  als  eine  be- 
rechtigte, gelungene  und  auch  in  ihren  Folgen  weit 
Itberwiegend  günstige  bezeichnen  dürfen,  vorbehaltlich, 
wie  gesagt,  einiger  iinanzieller  Bedenken,  welchen  leicht 
Rechnung  zu  tragen  gewesen  wäre,  welche  aber  auch  nicht  so 
schwer  wiegen  —  namentlich  angesichts  der  französischen  Finanz- 
lage im  letzten  Jahrzehnt  Napoleon's  III.,  vor  dem  Kriege  von 
1870  — ,  um  das  vorausgehende  Urtheil  danach  zartlcknehmen  oder 
auch  nur  wesentlich  einschränken  zu  müssen. 

§.  316.  jS'  Eiii/.liK  >  aus  dieser  dritteu  Epoche  (1860 — TO).  Anch  hier  ist 
du-  \vichtii;ci'o  Ii n ihI r! > p o i i t ische  Seite  der  Handeisreiträgre  und  (It  Tarifreform, 
als  nicht  hierher  gehörig,  nicht  rt  iter  genauer  zu  Terfolf^oti.  S.  darüber  bes.  Amcl. 
ch.  13  (Vertrag  v.  1S60,  p.  2S7-ai5),  ch.  14  (Conventionaltarif,  p.  317—468.  ein- 
gehende DftTstdlang  der  Anfisnchniig  von  Grandlagen  fOr  die  endgiltige  Feststellung 
der  Sätze  (Irs  Conventionaltarifs.  auch  für  die  möglichste  Hintlberfüiiniiicr  der  W^rth- 
zöllo,  buz.  der  dafür  im  Vertrag  aufgestcllteu  Maxitna,  in  specitischc  Zölle  [s.  u.]), 
dann  Am 6  II,  cb.  15—21  (die  ftbiigen  Handdsrerträgc ,  ansaer  dem  britiseheD,  die 
anderen  Reformgesetze,  die  (iesetzgebung  über  Kornznll*'.  Zui  ker,  Handi-lMiiarine,  zeit- 
weilige Zulassungen,  die  Interpellation  von  1S68.  mit  handelspolitischer  Debatte); 
passim  auch  ch.  23  and  24.  Lexis  S.  87—96.  Woloirski's  gfen. Schrift  (behauch 
Uber  die  Besnltate  des  Handelsreitrags  v.  1860). 

üeber  die  Vorbcrcitnn^'  der  Reform  und  die  Durchfühnnip  derselben  vielerlei 
Material,  danu  auch  die  ciuzdneu  (iesetze,  I>ecretd  etc..  sovreit  sie  den  aaswärtigen 
Handel  angehen,  sowie  Statistisches  im  Prenssischen  HandelsaTchir,  bes.  Jahrgang 
1S60,  I  u.  ff.  S.  d;i.st  ]l)st  aiirh  in  .lahrg.  ISTi^v,  II,  den  Aufs.  ..Frankreichs  Zollsystem" 
S.  .569—580  und  0.  H  ü  b  n  er  's  Zollgesetzgebung  Frankreichs,  wo  in  der  Handelratatistik, 
eine  gute  Uebersicht  der  einzelnen  Waaren  und  Zoiloriräge  dafür  (Durchschnitt  1837 — 46, 
1847 — 56  und  die  3  einzelnen  Jahre  1857 — .59).  i"it  Angabc  der  geltenden  und  der 
früheren  Tarifsätze  '\e<h-T  W  aare.  Statistik  der  ZoUertr&ge  in  d.  Doc.  stat.,  commerce 
(1861— 6h  im  Heft  für  J.  14>6S,  p.  13Ü). 

Wir  beschTlnlren  uns  hier  darauf,  noch  Einiges  Uber  den  Inhalt  und  die  Ans- 

führung  des  die  Bahn  brechenden  britischen  Handelsvertrags,  der  für  die 
ganze  Reform  von  principicUer  Bedeutung  und  auch  für  Z olltcchn ischcs  wichtig 
war<  ferner  Uber  die  all  gemeinen  handcIspolitis<hen  und  Zollreformea  bei- 
zufügen, dabei  einige  Zollprob'  n.  l»cs.  tui  l'inanzzölle  und  sonst  tinanriell  wich- 
tigere ZdUe  zu  geben  und  eine  Uebersicht  der  ZoUerträge  anzasohliesaen. 
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(I  j  Der  britische  Haiidelsv  ertraj?  (s.  denselben  u.  A.  im  Preiiss,  H.-A.  18HI), 
I  IS;  daselbst  au<  ^  v  Nchiedone  rrlänternde  Artikel  darüber,  so  z.  B.  S.331i.  Die  Zu- 
gestäodiiisse  Fraiikreicbs  bezüglich  seiuer  Tarifa  tttc.  au  Gros»britaunien  und  die 
weehselseitigeD  ZagestSndniflse,  die  wir  vnter  Beiseildassonfr  dor  britischen  an  Frtnlc- 
reich  (s.  z.  B.  o.  S.  32".  324)  hier  allein  veiTolg^tn,  waren:  Zulaissunf  fincr  I'eihc  auf- 
gezählter AiüJiel  britischer  Prodoction  und  Fabrikation,  welche  naueutlich  alle  haapt- 
siehlicben  Arten  Halb-  und  Ganzfabrikate  umfassen,  za  einem  Einfohrzoll  von  hSchstois 
30 "/o  Werth,  incl.  die  2  Zuschlagsdccimon,  vom  1.  Oct.  1864  an  von  höchstens 
25 "/oi  Herabsetzung  des  Zolls  für  Steinkohlen  und  Cokes  auf  15  Cent.  p.  100  KU. 
Lieber  die  Wcrthbercchnnng-  nähere  Beitiinmungen  (Art  4>.  Wechselseitige i  \'orbehalt 
dea  Rechts,  wenn  ein  einheimischer  Artikel  einer  inneren  Steuer  i  A<  e  ist )  iint>^rfvorfen 
werde,  dem  fremden  gleichen  Artikel  einen  entsprechenden  Einfulir^oll  aiif/ulofron 
(Art.  !),  der  spater  bei  der  Zolltariffrage  in  1872  eine  entscheidende  Bedeutung  ge- 
wann). Frankreich  behielt  sich  auch  sofort  vor,  den  EinfohnOllen  for  raffinirten  Zader 
lind  ans  Salz  gefeitigten  chemischen  Prodncten  die  innere  Steuer  hinziizafll^sen  (Art.  1). 

Hiermit  waren  die  Ei  ii  fuli  r  v  t- rli  o  t  e  litrfallcn  und  fur  die  Zölle  der  vornem- 
lich  in  Betracht  kommenden  bisher  verbotenen  wie  sonstigen  W'aaren,  meistens  Halb- 
nnd  Ganzfabrikate,  Werth  zoll- M axi ma  festgesetzt,  welche,  so  hoch  sie  nominell 
noch  waren,  doch  meist  eine  <-r)i''blirlu>  Krniässigung,  bez.  den  Uebergang  zu  einem 
.,u't'mä.ssii»:ton"  Schutzsystem  darstellten.  Um  die  dairirtlif»'  Zeit  waren  noch  50  Waaren- 
gattuügen  oder  Spccialitaten  (Tarifposten)  bei  d<>r  Eiütiihr  verliotcu,  darunfer  aller- 
dings eine  Anzahl  nicht  ans  protcctionistischcu  (iratulen.  I.et/ture  lagen  alicr  bei 
wichtigen  Kategorieen  ror  (gewisaen  Waaten  der  Textil-,  der  Metall-,  der  Töpferei- 
Industrie  u.  a.  m.). 

Das  iu  der  Praxis,  zumal  bei  der  Anwendung  auf  Fabrikate  immer  missliche 
Werthzollsystem  sollte  auch  nur  eine  Uebcrgangsmassrefel  bilden,  indem  nemlich 
die  Werthzölle  in  specifische  auf  Grund  der  Mittelpreise  der  dem  Datum  des  Ver- 
trags vorangehenden  6  Monate  dnrch  eine  Zusatzconventiou  vor  dem  l.Juli  186(1  ver- 
wandelt werden  sollten  (Art.  13).  Die  Wcrthbezollung  verblieb  bei  Artikeln,  in  Be- 
trefl  der  III  man  sich  ttbor  die  Festsetzung  specifischer  Zölle  nicht  einigen  koniitc.  Die 
Aufijabe  der  Normirung  specifischer  Zölle  zeigte  sich  langwieriger  und  schwieriger  als 
mau  angenommen,  da  hierin  die  scbliessliche  practisrhe  Bedeutung  der  Sache  lag  und 
mit  den  sr.hutzzöllnerischen  foteressen  sich  abgefunden  werden  mussto.  Deshalb  ein 
Addit.-Anikel  zum  Handelsvertra?  (v.  27.  Juni  1860)  und  auf  Grund  desselben  der 
Abschlttss  von  besonderen  Convcntioneu  über  Gruppen  von  Waaren  und  dercu  Tarif- 
sitze (erste  v.  12.  Oct  1860.  über  Eisen,  Stahl,  Metalle,  Metallwaaien,  Leder,  Leder- 
waaren, rart'.  Zucker,  Mnhel  u.  a.  m.,  Preuss.  H.-A.  1*^6(1.  T,  1^4  ff.;  zweife  v.  IC.  Nov. 
1861,  tlber  Toxtilwaaien.  chom,  Prodacte,  Glas-,  Krystall-,  Topferwaarcn  und  ver- 
schiedene andere,  eb.  S.  621  £;  in  diaer  Convention  in  Art.  III  auch  Festsetzung  der 
Zusatz  ab  gaben  zu  den  Z<iUen  £  brit.  Ftoducte  als  Ersatz  der  betreffenden  inneren 
fraoziVs.  Steuern). 

Für  die  weit  überwiejrend  ■  Anzahl  Waaren  nnd  Zollpositioneu  derselben  Waare 
wurden  so  speci fische  Zölle,  die  gewohnlicL  wclii-  oder  weniger,  öfters  auch  nicht 
unbedeutend  unter  dem  Vertragsmaximum  blieben,  festg(;stellt.  Aber  bei  einer  An- 
zahl Waaren  oder  Zolli)ositionen .  bes.  bei  manchen  feineren  Stablwaareu,  wo  die  An- 
setzung  eines  augemesseoen  Qualitäts-Zullfusäcs  in  der  Form  des  specitischcn  ZoUs 
zu  schwierig  erschien,  wurden  auch  Wertbz^lle  festgehalten,  regebnissig  aber  in 
einem  Betrag  erheblieh  unter  dem  Vertragsmaximuui ,  5,  10  "/o«  ir<?^VMhnli<  h  huehstens 
loVo«  Yertragsmaximums  von  äO  bez.  25°^«.   Hier  blieb  dann  die  Bestim- 

mung des  Art  4  des  lundelsrertrags  23.  Jan.  1860  ron  Wichtigkeit,  dass  —  nach 
einer  im  französischen  Zollrecht  auch  sonst  enthaltenen  Kegel  —  bei  Zweifelsfiillen 
Uber  den  in  der  schriftlichen  Declaration  angegebenen  Werth  und  über  die  Qualität 
der  Waarc  die  Zollverwaltung  berechtigt  .sein  solle,  die  Waaren  mit  5"/o  Zuschlag  zu 
diesem  Wert)»  zu  erwerben:  ein  mehr  als  Drohung,  denn  wegen  seiner  practischen 
Bedeutung  wi.  htiires  Kecht,  da  seine  Anwendung  flu  die  Beamten  misslich  ist.  Bei 
den  Wcbwaaren  mit  WerthzöUen  behielt  sich  die  iraniudische  Regierung  später  in  der 
Zas.-Conv.  v.  16.  Nov.  1860  vor,  ausschliesslich  das  Pariser  Zollamt  fQr  die  Zulassung 
solcher  Waaren  zu  b^romen  (Art  IV>  Man  hatte  bei  Meinaogsveischiedenheiten 
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ttbei  den  Werth  roii  Waareii,  die  nach  Werth  m  ferzoUoD  waren,  »tat!  dw  Voikanf»- 

rechts  des  Zollamts,  die  Entscheiduug  durch  Experte  in  Aussicht  genommen,  was 
sich  aber  ebensowenig  piactiäch  bewährte,  da  sich  nicht  gern  Private  zu  der  Ueber- 
Ddhme  des  nnpopnlftran  Ante  fuden.  (GoaTent  r.  12.  Oct  1860«  Art  Tin,  dar- 
über Arne  I,  3nn  fT).  Ausser  den  überhaupt  erforderlichen  ü rsprungsc o r t i - 
ficatett,  da  nur  britisclie  Prodacte  unter  die  Bestiitinungen  des  Handeisrertrags 
Deleo,  und  den  WeTthdeclantionen  des  Importean  vnide  bei  Waaxen,  die  nach  dem 
Werth  zu  verzollen  waren,  auch  die  Beifügung  einer  vom  Fabrikanten  oder  Käufer 
auszustellenden,  ?om  französischen  Cousul  in  Grossbritauuicn  zu  visireuden,  den  w ir Ir- 
lich en  Preis  anzeigenden  Factura  verlangt  (gen.  Conrention  Art.  IV).  Wo  übrigens 
bei  Fabrikaten  sehr  verschiedener  Qualitätsstnfen,  wie  besonders  bei  den  Erzeugnissen 
der  Textilindustrie  (Garnen,  Geweben),  speci fische  Zölle  festgestellt  wurden, 
hat  man  durch  weitgehende  Specialiäirung  der  Qualitäten  und  der  Zölle  dafür  die 
Anforderungen  eines  Qnalitätsfusses  im  spccifisch<Mi  Zoll  möglichst  zu  erfolien 
gesucht  (z.  B.  bei  (;itLfachem  reinen  WoUgam  9,  bei  einlachem  Baomwoligain  15,  bei 
rohen  BaumwoUi^eweben  9  Zollsätze). 

Ausdrücklich  blieb  auch  im  Hau dulä vertrag  (Art.  3)  der  Difl'ercntialzoU  bei 
Importeii  ta  Gunsten  der  französischen  Flagfe  necli  bestohw. 

Wtichselseitig  behielt  man  bicb  die  Befugniss  vor,  auch  fiir  die  Waareii  dc-s  Ver- 
trags Ein»  und  Ausclarirungsabgaben  zur  Deckung  der  Kosten  in  den  Häfen 
zu  erbeben,  wobei  aber  GleichsteUnng  mit  den  heimischen  Schiffen  vorbehalten  wurde 
(Ali  10):  eine  Bestimmung,  die  es  nach  1870  möglich  machte«  in  Fnnloraich  die 
sogen.  Quai  abgäbe  einzuführen, 

Bemerkeusweith  in  sonstiger  lliosicht  ist  noch  die  wechselseitige  Veipflichtong, 
die  Ausfuhr  ron  Steinkohlen  nicht  za  rerbieten«  noch  mit  AnsAihnsoll  zu  be- 
legen (Art  11). 

Endlich  lautet  die  „Meistbegünsigungsclausel"  in  Art,  10:  „jede  bdder 
Mächte  verpflichtet  sich,  der  anderen  jede  Begünstigung,  Bevorrechtung  oder  Er- 
mässigung des  Tarife  der  Einfahr  von  den  in  dem  gegenw&rtigen  Vertrag  orvähn- 

ten  Artikeln  zu  Thci!  werden  zu  lassen,  welclu'  di(!  besagte  Macht  irgendwelcher 
dritten  Macht  zugestehen  möchte.  iSic  machen  sich  ferner  verbindlich,  die  eine  gegen 
die  andere  kein  Ein-  oder  Ausfuhrverbot  in  Kraft  zn  setzen,  das  nicht  zu  gleiciier 
Zeit  auf  alle  anderen  Xiitionen  seine  Anwendung  findet.'*  Alles  unbedenklich  für  den 

Fall  des  Kriegs  zwisrhi^u  den  Contrabenten .  da  ja  dabei  solche  Verträge  erlöschen, 
aber  der  letzte  Puuct  wenigstens  vulkericchtiich  aouat  wohl  etwas  zu  weit  gehend. 

Der  YeTtrag  lief  auf  10  Jahre  rom  Datnm  der  Avsvechshing  der  Batiikatio&eti 

an,  mit  Vorbehalt  •  injältri^er  Kündigongsfiist  Tor  AUanf  nnd  soustigBT  jfthrilchcr  Port- 
dauer mit  dieser  Frist  (Art.  21). 

Von  finanzieller  Bedeutung  war  der  Vertrag  für  Frankreich  natürlich  in  jeder 
Hinsicht:  nnganstig,  soweit  die  legitime  Einfuhr  gegen  bisher  nicht  wenigsens  im  Yer* 

hältniss  zu  den  Tarifermässigungen  stieg,  was  aber  vielfach  der  Fall  war,  su'i^'tii;  im 
letzteren  Fall  und  ausserdem,  weil  der  Schmuggel  mehr  durch  legitime  Einfuhr  erset^i 
Wörde,  sowie  auch  dadurch  etwas,  weil  das  mit  dem  Vertrage  inaugurirte  Zollsystem 
eine  Vereinfkchnng  und  Kostenrermindemng  des  Zolldienstes  gestattete  (§.  318). 

Die  übrig'en  HandelsvertrSg^e  bewegten  sieb  im  Ganzen  auf  demselben  prin- 
cipiullen  Boden  wie  der  bhtiäche  und  führten  nur  zu  einigen  weiteren  Tarii'crmässi- 
gungen;  mitunter  zn  solchen  ron  speciell  finanzieller  Bedeutung,  wie  z.  B.  g^en- 
Uber  Italien  (Südfrüchte,  Olivenöl  u.  a.).  Hervorzuheben  ist  etwa  noch  der  öster- 
reichische Vertrag  vom  ll.Dec.  1866,  weil  er  in  Betreft  der  fremden  Flaggen 
eine,  nach  der  Meistbeguostigungsclausel  f>r  die  anderen  Vertragsstaaten  mit  geltende 
Bestimmung  enthielt,  welche  nach  dem  Kriege  ein  Ucmmniss  gewisser  handelspoli- 
tischer Velleitäten  wurde.  Diesem  Vertrag'  war  das  Ges.  v.  19.  Mai  über  di« 
Ilaudclsmariue  vorangegangen  i^s.  a.).  Da  daaselbe  von  Mitte  lt>t)9  an  die  iVomde 
Flagge  ohnehin  der  französischen  auch  für  die  sogen,  indirecte  Fahrt,  d.  h.  im  Ver- 
kehr Frankreichs  mit  dritten  Ländern  gleichstellte,  nicht  nur.  ^:rie  bis  dahin,  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  so  wurde  diese  Gleichstellung  der  österreichischen  Flagge  in 
dem  Vertrag  vor  1866  nuch  rertngSBilssig  gewahrt  (Art.  10),  ein  Zugestlndniss,  das 
dann  nach  der  MeistbegOnstigungsclausel  auch  den  anderen  Vertragsslaaten  zn  Thdl 
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wurde.  Aach  wnnle  in  den  Ytttag  die  ZoUfinüieit  ron  Schiffbaiimaterialieii  und  der 

Zoll  von  2  Frcs.  p.  Tonue  für  einzofUhrcnde  Schiffe  und  Schiffskörper  aufn^enommen 
(s.  d.  Vertx.  u.  Tarif  im  Preiu».  U.-A.  £  1867,  I,  1,  3).  Ala  sich  nach  dem  Kriege 
ron  1870  Fnuikrricli  ron  diesen  yertragsbestimmniigen  aas  fiDanz>  and  marinepoli- 
tischen (iründeji  lossufj;«  !!  wollte,  was  ftlr  Oesterreich  selbst  wohl  nur  von  unter- 
geordneter practischer  Bedeutung  gewesen  wäre,  sjng  Oesterreich  darauf  nicht  ein 
und  hinderte  so  die  Zurtlcknahmc  der  Gleichstellung  der  FIag:grri  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten mit  der  französischen,  wiederum  in  Conseqaenz  der  Moistbtjgunstiguiigs- 
clausel  (s.  Am  6  II,  36,  317  Ii'.  DerTerf.  führt  Oesterreidha  Weigeniog  auf  deutsche 
Einflassc  zurück). 

^.  317.  (2)  Die  übrigen  Keformeii  1860  11.  nebst  Tarifproben,  Einige 
davon,  bes.  die  Entlastung  von  Kohstoi'fen  und  Korn,  sowie  die  Umänderung  des 
Systems  der  Drawbacks  and  Ausfuhrprämien  nebst  der  fänfährang  des  Systems 
der  ..zcitweih'ffen  zollfreien  Zulassung"  (bes.  bei  Zucker)  waren  speciel!  auch  von 
finanzieller  Bedeutung.  Die  ersteren  entzogcu  der  ZoUcasse  nicht  unbeträchtliche 
Einnahmen,  die  letzteren  veuninderten  anderseits  die  finanziellen  Einbnssen  des  ßück- 
zoll-  und  AusfuhrprämiensyatemB  erheblich  und  beseitigten  sie  groasentheils.  (& 
Am 6  II,  cb.  16—20). 

(a)  £ntiastang  der  Kohstoffe.  Das  Ges.  r.  5.  Mai  1060  (s.  Preuüs.  H.-A. 
1860,  I,  580)  hob  iiir  eine  Beihe  besonders  wichtiger  fremder  Rohstoffe  (so  Baum- 
wolle, Wolle,  IndijTO  und  andere  Farbstoffe)  den  Einfuhrzoll  gaiiz  auf,  wenn  die 
Einfuhr  in  franzüsischeu  Schiffeu  erfolgte,  bei  einzelnen  Waareu  mit  der  Beschrän- 
kung,  dass  die  Einfahr  nar  ans  gewiesen  lindern,  z.  B.  bei  Baumwolle  aus  aussei^ 
europäischen  zollfrei  sei,  aus  anderen  Ländern  einem  massigen  Zoll  auch  für  fran- 
zösische Flagge  unterliege  (z.  B.  bei  Baumwolle  also  aus  den  europäischen  Zwi- 
schenhäfen —  3  Frcs.  p.  IUI)  KiL).  Die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu 
Lande  blieb  zwar  überhaupt  zollpflichtig,  aber  der  Zoll  wurde  sehr  herabgesetzt 
(meist  auf  1,  2,  3  [so  bei  Baumwolle,  Wolle],  4.  0  Frcs.  p.  100  Kil..  nur  bei  Indig'o 
blieb  er  noch  höher,  2b  und  2S  Frcs.).  Die  bisherigen  Zölle  dieser  Waaren,  hie  und 
da  schon  ermässigt  (so  für  Baumwolle  und  Wolle  seit  1856),  waren  z.  6.  je  nach  dem 
Herkunftslan  i  r  i;nd  Einfuhrweg  (See.  Land.  Flagjre)  bei  roher  Baumwolle 
in  verschiedenen  Stufen  5 — 35  Frcs.  p.  100  Kil.  (frei  um  unter  französischer  Flagge 
aas  französischen  Golonien),  mit  einem  Zollertrag  in  1854  noch  von  19.01  WH.  Frcs.; 
bei  Schafwolle  für  ;j,eiüeine  un?2,cwascljene  bis  1856  20 — 22Vo  vom  Werthe,  seit- 
dem 5 — 15  Frcs.  p.  100  Kil.,  für  feine  ungewaschene  und  gemeine  gewaüchene  10 
bis  25  Frcs.,  für  feine  gewaschene  25 — 37 Frcs.,  ZoUertr.  1859  7.36  MiU.;  bei 
Indigo  50—400  Frcs.,  ZoIIertr.  1859  576,000  Frcs.  Das  gen.  Ges.  hob  aber  ander- 
seits auch  die  bei  der  Ausfuhr  von  Baiimwol!  -  und  Wüllgarnen  und  Geweben  j^e- 
wäJirten  Prämien  auf.  Auch  nach  Abzug  dieser  letzteren  wurde  der  Ausfall  des 
Zollertrags  auf  19  MiU.  Frcs.  geschätzt.  —  Auch  der  Steinkohlenzoll  wurde  1860 
allgemein  auf  10  Cent,  bei  Einfuhr  über  die  !Maass  und  das  Moseldepartem<mt ,  auf 
15  Cent.  iUr  100  Kil.  sonst  (auch  zur  See),  1664  zu  Land  und  in  französischen 
Schiffen  zur  See  auf  12  Cent  gesetzt  Die  Ermissigangen  für  andere  Rohstoffia  folgten 
später  noch  (so  Decr.  v,  5.  Jan.  lSf51\  Weiter  ging-  hierin  noch  das  umfassende 
Zollges.  v.  16.  Mai  1663,  das  eine  grosse  Keihc  von  Kohstoiteu  befreite  oder  im  Zoll 
ermässigtc,  mehrfach  so,  dass  nur  die  Einfuhr  in  fremden  Schiffen  noch  etwas  be- 
lastet blieb  ;  ferner  Ges.  r.  4.  Juui  1864,  Terschiedene  Becrete,  Ges.  r.  1.  Mai  1867 
und  17.  Juli  1S6S. 

(b)  Ermässii^ung-  von  FiuanzzöUen.  Von  besonderer  finanzieller  Be- 
deutung war  die  erhcbli c ke  Zollcrin.issigung  für  Ilauptaitikel,  wie  Zucker. 
Kaffee,  (icao,  Thee  durch  d.  Ges,  v.  23.  Mai  1860,  wo  sich  freilich  bei  Zucker 
die  Sache  we^en  der  Beziehung  zur  liübenzuckersteuer  und  zum  französischen  Oolo- 
uialzuckcr  oomplicirte  (s.  o.  S.  665,  das  Geü.  im  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  645,  mit  dem 
Berieht  der  Commission  des  gesetzgebenden  Körpers).  AUerdings  zeigte  sich  hier  bald, 
dass  man  doch  bui  den  neuen  Sätzen  das  finanzielle  Interesse  zu  sehr  gescbäJifit  hatte, 
weshalb  später  bei  Zucker  wieder  Erhöhungen  crlblgtcn.  Kokzucker  (Fnma)  wurde 
von  45  Frcs.  (ohne  Bödmen)  Zoll  p.  100  KiL  auf  25 — 39  Frcs.  (je  »ach  Heiliiinft, 
Flagge)  emütasigt  (spedelleie  Angaben  8.  665),  Kaffee  ron  50—105  Frcs.  (6  Stufen, 
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pAts  in  fremden  SchifiFcn)  auf  30 — 55  Frcs.  1  Stufen,  dgl.\  Cacao  vou  20 — 75  Frcs. 
(5  Stufen)  auf  20—40  Frcs.  (4  Stafeu«  dgl.),  Theo  von  150—600  Frcs.  (4  Stofeu) 
aaf  7$— 100  Frcs.  (3  Stofen),  seit  1806  (Decr.  r.  30.  Mai)  auf  40  and  100  Frcs.  (tncl. 

Decimen>.  Von  erheblicher  finanzieller  Bcdcutiin-r  war  nur  der  Zucker-  und  Kaffee - 
zoll;  erstcrer  erj^ab  1859  aus  den  französ.  (  olonien  4.3.57,  1S61  25.97,  aus  fremden 
Ländern  bez.  34.89  u.  27.56,  Katfee  1859  30.52,  Ibül  nur  18.63  (erst  1868  wieder 
27.08^  Mill.  Frcs.,  Cacao  1859  2.61,  1861  1.66  (1868  2.32),  Thee  444,000  und 
265,000  Frcs.  Vollends  hei  diesem  Artikel  war.  vric  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  die 
Zollcrmässigung  nach  den  französischen  Gonsumrerhäituiäsen ,  welche  sich  durch  den 
Zoll  nicht  be^mmen  Hessen«  finanziell  nnzweckmässig.  Im  J.  1862  bei  Zuclier 
wieder  otwas  ErhOhun;::  des  Zolls  fS.  665),  aber  er  blieb  niedrijrer  als  früher  belastet. 
Auch  der  KücLzoli  von  Zucker  1S60  vermindert,  1864  trat  das  andere  System  der 
„zeitweisen  Zidassnng**  ein  (S.  666).  Die  Znd^eRoIlj^esetzgcbuug  folgte  im  Uebrij^n 
rMitliw«;ndij?  der  allgemeinen  Bewegung  der  '/urkerbesteucrung:  (§.  266  fl.)  Auch  Kaffee 
wurde  wieder  etwas  crhf^lit  (36 — 55.40  ü.,  I)»icr.  v.  24.  Juni  HHl.  (hi>.  v.  16,  Mai  1861). 
Eine  neue  Einnalime']uclle  war  sonst  nur  der  Pctroieuuizoll  (^Decr.  v.  16.  Juli 
1863,  f.  100  Kil.  3  Frcs,  aus  Ursprungsland  in  französ.  Schiften,  sonst  5  Frcs.  ;  ebenso 
im  Ges.  V.  4.  Juni  ISfM),  der  um  1^68  aber  noch  keine  halbe  Mill.  I  rc^i.  Lirgab  und 
erst  in  der  Periode  nach  1870  bei  viel  höherem  Satze  und  grösserer  Onsumtion  ein 
wicbtiger  FInanzzolt  wnide. 

(c)  Beform  der  Korn-  und  Nahrunfifsmittclzöllc.  Sie  bestand  in  der 
Ersetzung  der  Kornzöllc  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  (Ges.  v. 
1832)  durch  massige  feste  Einfuhrzölle  (für  Weizen,  Spelz,  Mengekorn  —  me- 
teil —  und  Mehl  daraus  für  100  Kil.  50  Cent,  in  französ.  Schifron  und  zn  Lande, 
I  Frc. ,  Mehl  1' .>  Frcs.  in  fremden  Schiften,  anderes  (ictreide  und  Mehl,  amh  Ka- 
stanien, Erbsen,  Wicken,  lürse  in  französ.  Schilfen  und  zu  Lande  frei,  in  fremden 
Schiffen  50  Gent.,  ebenso  kleine  feste  ZOIle  fftr  Brot,  Reis,  Sago,  Üadeln.  Makaroni). 
(ietreidc,  Mehl,  die  anderen  ccn.  Xahrungsmitfel ,  Kartolf'eln  wurden  von  Ausfuhr- 
zöllen frei  erklärt,  fremdes  (ietrcide  und  Mehl  auch  zur  Privatniederlage  i^entrepot 
fictif)  zug<^lasscn  ((Jes.  v.  15.  Juni  186t).  Hierbei  erfolgte  zugleich  der  Uebergang 
von  der  Zollbemessung  nach  Ivaum  (Hektoliter)  zu  der  nach  dewicht.  Die  Weizenein- 
fnlir  l>chiif;>  t  uiwandlnn?  zu  Mehl  und  Ausfuhr  desselben  zollfrei  (Decr.  v.  25.  Aug. 
1861).  Finanziell  wurde  durch  diese  Reform  kaum  eine  Einbusse  herbeigeführt, 
eher  sogar  ein  Gewinn  gemacht  Denn  bei  dem  früheren  System  war  EinMr  und 
Zollertrag  in  der  Tvcjrcl  nur  gering,  auch  sehr  schwankf^nd  gewesen,  in  Theuerungs- 
Ztfiten  waren  die  Zölle  aber  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  niedrig  oder 
saspendirt.  Von  einiger  Bedentang  war  gewöhnlich  nnr  der  Ertrag  des  Weizenzirils 
(1836—41  4..".s,  1SI7— 56,  bei  mehrfacher  Suspension.  0.7^.  ISö7-  59  0.027  Mill. 
Frcs.).  Aus  anderem  Getreide  meist  ganz  geringer  Ertrag  (nur  bei  Hafer  1859  0.32 
Mill.).  auch  der  Ertrag  des  MehlzoUs,  des  ßrotzolls  klein.  In  der  neuen  Periode  war 
der  Ertrag  aller  Cerealienzölle  höher  (1861  4.78,  1862  4.12,  dann  bis  1865 
sinkend  auf  0.236,  1867  und  6*^  wieder  Mill.).  TJeis  (bis  1861  '/..— 6  Frcs..  jcfzt 
7g— 2  Frcs.),  haue  zulet/t  (1857— 59J  0.21  Mill.  ZoUertrag  gegeben,'  1861—68  war 
er  zwischen  818,000  nnd  221,000  Frcs. 

In  dieser  Richtung  ging  dann  das  ZoUges.  r.  16.  Mai  1863  weiter,  indem  «8 
die  durch  Decretc  von  1852- -54.  1861  bestimmten  Zollhorabsetzungcn  bestätigte,  so 
bes.  für  Thicrc  (Ochsen  und  Rinder  1  Frc  p.  Stück,  bis  1853  50,  bez.  15  Frcs., 
Kühe  1  Frc.,  früher  25,  Kälber,  Schafe,  Schweine  y^  Frc.,  früher  5 — 15  Frcs.), 
Fleisch  ('jg  Frc,  p.  \m  Kil..  Iiis  1853—51  1^    'ACy.'AQ  Frcs.).  Butter  fri^  he  frei. 

fcsalzeue  2%  Frcs.  p.  100  Kil.,  früher  erstere  3  —  3.30,  letztere  5  —  5.50  Frcs.), 
[e ringe  n.  a.  m.  Die  Ertrüge  dieser  Zölle  waren  auch  fr1lh«r,  tot  1853 — 54,  nicht 
bedeutend  gewesen.  Auch  Wein  und  Branntwein  erlangten  definitiv  die  Ermässi- 
gung, die  ihnen  durch  Üecrcte  v.  1851  u.  1857  zu  Theii  geworden  (Wein  '/4i  Alkohol 
25  Frcs.  p.  Hectol.,  ehedem  erstcrer  15 — 35,  letzterer,  soweit  er  nicht  verboten,  50 
bis  200  Frcs.).  Der  Z<^rtrag  dieser  Artikel  war  nur  in  Jahren  der  Wcinmissenite 
etwas  erhebli^-hfr  gewesen  (S.  653  ff.V 

vd)  Reform  der  S ch i  f f  fa hr tsg  r  s e  t zgebung.  Auf  diesem  Gebiete  hatte 
man  am  Längsten  gezögert,  und  zunächst  auch  in  dem  Handelsverträge  mit  England 
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ron  1S60  keine  directen  Zugeständnisse  gemacht.  Daher  bis  dahin,  specieii  gegenüber 

(irossbritannien,  nar  die  Gleichstelliinp:  diir  fremden  mit  der  hcimisduni  Flag^sc  in  der 
sogen,  directcu  Fahrt,  d.  h.  zirischen  Frankreich  und  (irossbritannien  nebst  seineu 
europäischen  Besitzungen  selbst,  der  Verkehr  mit  den  transoceanischcn  hritischen 
Golonien  fiel  also  unter  die  allgemeinun  bi^schiinkeiiden  Bestimmungen.  Die  «riclL- 
tigsten  BegUnstignnjren  der  französischeu  l'laffge  waren  der  Vorbehalt  gewisser 
Fahrten  für  sie  (Kustentahrt,  Verkehr  mit  den  französischen  Colonieu),  Zoilzu- 
schläge  ftlr  die  meisten  Wnaren  bei  der  Einfahr  zu  Lande  oder  unter  frem> 
der  Flagge  zur  See,  in  welch  Iitzterer  Hifui'lit  nnr  in  der  „directen"  Fahrt  ver- 
trapmässig  die  Flaggen  der  meisten  Lünüer  der  iranzösiscben  gleich^^estellt  worden 
waren,  Zollxnsclti&ge  fbr  die  Einfbhr  wichtiger  ansserenioiAischer  Waaren  ans 
europäischen  /wischenhäfen  (En  trepots),  Zoll erm ässignng  um  Vs  '^"r 
Naturproducte  (ausser  Zucker),  die  direct  in  französischen  Schilfen  aas  Ländern  jen- 
seits der  Sundainseln  eingefülirt  wurden.  Endlich  konnten  für  fremde  Schiffe  allein 
oder  in  hOheran  Betrage  Tonuengelder  erhoben  werden,  wo  nicht  vertragsmässig  auch 
in  diesem  Ptinctc  die  fremde  Flagge  gleichgestellt  war  {<.  Arne  11,  163\  Durch 
diesem  „Schitifahrtssystem"  wurden  die  ZoUrerhiUtnisse  viel  complicirter ,  die  Zollein- 
nahmen  tiieils  gttostig,  theils  ungünstig  beeinüiisst,  die  inländischen  Industrieinteressen 
nhor.  bcK.  soweit  sie  wohlfeile  Versorgung  mit  fremden  RohsfofTen  (R.iürnwolle,  austral. 
Wolle)  ?erlaugten,  benachtheiligt.  Der  französische  Schiffbau  war  durch  das  Ver- 
bot derlünfahrong  fremder  Seeschiffe  (znr  UnterstellDDg  unter  die  firanzösische  FUj^^ 
geschiitz(,  nur  fremde  Flussschifle  durften  eini^efi'ihrf  werden  (Zoll  20  Frcs.  p.  Tonnen 
Zuerst  wurde  dann  der  Zuschlag  für  die  indirecte  Einfuhr  aus  britischen  Entrepots 
unter  britischer  Flagge  in  Betreff  einiger  Artikel  in  der  Ziis.-Gowrent  y.  Itt.  Aug.  1860 
aufgehoben  (für  rohe  BuumwoUc.  austral.  Schafwolle,  Jute,  s.  den  Tarif).  Belgien  er- 
langte darauf  im  Handel^^vert^ag  für  die  indirecte  Einfuhr  von  Kaffee  eine  Erraässi- 
«»■nnp;  des  Zusebla^^i,  für  Zucker  die  Erlaubniss  der  Landeinfuhr  gegen  2  Frcs.  Zu- 
schla<^  zum  sonstigen  Zoll.  Aber  eine  allgemeinere  Modification  der  Gesetzgebong 
iih.-r  Bevorzugung  der  französischen  Flagge  iand  bei  den  Interessenten  noch  viel  Oppo- 
iiition.  Politische,  maritimpolitische ^  etwas  auch  iinauzielle  KUcksichten  spielten  mit, 
der  Flaggenzttschlag  brachte  1864  immerhin  8.87,  der  fQr  Einfahren  an«  fremden 
EnIrep'Us  1  Mill.  Frcs.  ein  (Auie  II,  181V  Eine  eigene  EtnjUrte  wurde  angestellt, 
aber  schliesslich  siegte  der  frcihändlcrische  Uesichtspunct,  wenigstens  in  einigen  Haupt» 
bcziehungen,  doch  in  dem  wichtigen  Ges.  r.  19.  Mai  lS(i6,  nebst  Decr.  r.  8.  Ttmi 
1866.  Die  Tonnengelder  specieii  fttr  fremde  Schifte  wurden  danach  v.  I.Jan.  1SG7 
an,  die  Flaggenzuschlägc  für  Einfuhren  auf  fremden  Schiffen  narh  S  Jahren,  Mitte 
I8bi>.  aufgehoben,  die  Einführung  fremder  Seeschifle  zur  Französirung  gegen  2  Frcs. 
p.  Tonne  gestattet,  dem  Schiffbau  aber  durch  Zu]a,ssung  zollfreier  Einfuhr  von  Mate- 
rialien und  Fabrikaten,  incl.  Maschinen,  eine  Hilfe  gewährt.  Der  Verkehr  zwischen 
l-'rankreich  und  Algier  wurde  fremden  Flaggen  gestattet.  Aber  die  Kastenfahrt  in 
Frankreich  blieb  der  heimischen  Flagge  vorbehalten  nnd  die  ZnschlSge  bei  indirecter 
Finfiihr  aus  Entrepots  blieben  im  Allgemeinen  bestehen,  nach  dem'  Gesetzentwurf 
hatten  auch  sie  nach  6  Jahren  wegfallen  sollen. 

Auch  die  Verkehrsbeziehungcn  zu  den  französischen  Colonien  wurden  in 
liberalerem  Sinne  geordnet,  wenn  anch  Bevorzugungen  der  franzl^chen  Flagge  in  der 
Form  von  Zollzusrhlngen  für  fremde  Flaggen  blii  ben  ffles.  v.  3.  Juli  l'^HI  .  betr. 
Martinique,  Guadeloupe,  Kcunion) :  noch  weitergehend  war  die  Gleichstellung  im  Handel 
Algiers  (Ges.  v.  19.  Mai  1866,  Axt  8—10,  Zollges.  f.  Algier  r.  17.  Joli  1867). 

(e)  Die  Ansfuhrzdlle  waren  seit  lange  finanziell  von  verhSltnissmässig  ge- 
ringer Bedeutung,  meist  früher  74  Ff  -  P«  iOO  Kil.  oder  V^Vo  '^om  Werth,  doch  für 
einige  Rohstoffe  im  protcct.  Interesse  hi5hpr.  dann  in  das  System  der  gleitenden  Seala 
bei  Getreide  iur  ciaca  höheren  Stand  der  Preise  eingefügt  (Ges.  v.  1832).  Auch  hier 
ging  die  napoleonische  Regierung  mit  Reformen  vor.  Das  Decr.  v.  Der.  IS57(boz. 
Ges.  V.  19.  Juni  1859)  orui.'lssigte  für  einige  Artikel  die  höheren  Zölle,  beliess  sie  für 
eine  Reihe  benannter  im  bisherigen  Betrage  und  hob  sie  für  alle  übrigen  auf.  Das 
Ges.  T.  14.  JüH  1860  beseitigte  einige  AQ^ahnreshote  (so  auf  Gerberrinde)  und  höh 
die  Aiisfuhrzrille  auf  anderes  Bau-  und  Nutzholz  als  Nnssbaumholz  auf.  Ein  Derr.  v, 
18.  Juli  1S6U  hob  den  Ausfuhrzoll  auf  Steinkohle,  Cokes  (1  Cent.  p.  lUU  KiL)  auf, 
dn  Decr.  ?.  21.  Not*  1860  du  ADsfnhnrerboC  von  Eisenerz  (Ansfiihr  sEoIlfrd).  Das 
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Ges.  r.  16.  Mai  1863  beseitigte  dum  alle  AnsfohizAlle,  bis  auf  die  mehrfach  auch 
in  anderen  Ländern  noch  länger  beibehaltenen  fOr  Lnmi^u  aller  Art  (excl.  aus  Wolle, 
12  Frc«.  p.  100  Kil.),  Pappdeclrl,  Papiermaasse,  Halb/ensr  (auch  12  Fri  s.\  altes  Tan- 
werk  (4  Frcs.),  hob  auch  alle  Austuhiverboto,  oxcl.  literarischen  Nachdruck  uud  Kriegs- 
moiiition,  nJL 

(f)  Von  nicht  geringer  finanzieller  Bedeutung  war  es,  dass  mit  den  Keformcii 
der  Eiufahrzöllo  iui  Wescntlirhen  das  kostspielig-e  System  der  Drawbacks  nn>} 
Ausfuhrpriiiiiieii  suit  l'^til  1)5  wegfiel.  Das  iieuc  System  der  „.(icitvvuiligcu  zuli- 
freicn  Zulassung"  fremder  l^roductc  (Zucker,  Cerealien,  Eisen,  Gewebe)  zur  Einfuhr 
behufs  Bearlx'itunj;;  in  Fraiihrei<'b  und  Wiederausfuhr  binn  ri  iner  bestimmten  Frist 
gab  zwar  uebeu  anderen  auch  wieder  zu  tinanzieilen  Bedenken  Anlass,  indessen  doch 
KD  geringeren  ab  frflher.  fß.  Am 6  II,  ch.  20).  Kur  bei  Zocker  Uieb  auch  nnter 
den  veränderten  Verhältnissen  wcfj:en  unricLtiner  Ansetzuiig;  der  Ansbentezitfern  ein 
Theü  der  früheren  tinanziellen  Missstäude  bcätehen  (h>.  0Ü6).  Im  (lanzen  ist  so  wenig- 
stens der  Avsihll  an  ZoUertiftgen,  welcfaen  die  napdeoaiwhe  Reform  mit  äch  bittcbte, 
durch  die  Beseitigang  des  BackzoU-  und  Ansfithxpr&miensystfims  theÜveise  compea- 
s»irt  worden. 

(3)  Die  ZoUertrüge  u.  a.  w.  gestalteten  sich  im  Ganzen  unter  dem  Eiutluäs 
der  handelspolitischen  nnd  Taiifitefoim  folgendermaaasen ,  ▼obei  znm  Vergleich  das 
in  der  friiheren  Uoberbicht  S.  805  schon  mit  enthaltene  Jahr  ISöü  als  Ausgangspunct 
genommen  wird.    Die  Berechnung,  bes.  bei  den  Ausgaben«  wie  bei  der  gen.  Uebec« 

äicht.   Die  Daten  in  Millionen  Frcs. 


Einnahii 

Einfulir-Zolle 

Ausf.- 

Schilll- 

Ver- 

Summe 

Salz- 

Allg. 

V.  Zucker 

Zus. 

ZöUe 

Abg. 

schied. 

roh 

Steuer 

1859 

111.08 

78.46 

188.4» 

4.22 

4.95 

2.08 

200.14 

28.SC 

1861 

73.36 

53.3;> 

126.75 

1.61 

4.87 

1.55 

i:u.7^ 

1864 

64.36 

09.05 

133.41 

0.3a 

4.20 

1.46 

13il.4i 

23.1  a 

186S 

64.tl 

61.08 

125.19 

0.21 

3.71 

1.43 

130.54 

23.13 

1869 

11.64 

48.64 

120.38 

0.16 

0.31 

1.58 

122.31 

22.28 

Aasgabe 

Regie-  Non-valeurs 
kosten  Ausf.-Präm.  Anderes 

Reinertrag 
r..,,,      Zölle  and 
Salzsteuor 

Vu  der  Kcgiekoöteii 
r.  Bob-   V.  Bxaor 
ertrag  ertrag 

185U 

30.32 

50.30 

a.ob 

116.44 

144.80 

13.33 

17.33 

1861 

31.67 

23.31 

1.87 

77.93 

104.78 

19.5 

23.25 

1864 

;5i.öo 

26.42 

0.94 

S0.54 

103.73 

19.33 

•)•»  -»^ 

1865 

31.60 

0.33 

1.31 

07.30 

120.43 

20.5 

20.75 

1869 

27.68 

0.23 

1.33 

92.09 

li5.3r 

19.0 

19.33 

Die  foljrcndeii  Jahre  sind  des  Kriegs  wegen  unvergleichbar.  Übrigens  1670  nnd 
1871  günstiger  als  die  Vorjahre  (s,  u.  §.  323). 

Man  sieht«  dass  wenigstens  bis  zum  Scbloss  der  uapoieonrachen  Henschaft  das 

finanzielle  Ergebniss  der  Reform  ein  ungünstiges  geblieben  ist.  Ob  eine 
langsamere  Durchfuhrung  der  raritermässigungen  ein  besseres  Ergebniss  geliefert 
hätte,  lässt  sich  ja  nicht  bestimmt  sagen,  aber  ganz  unwahrscheinlich  ist  es  nicht. 
Namentlich  bei  den  eigentUchen  Fluanzzöllen ,  wie  Kaffee,  dem  Hauptartikel  ausser 
Zucker,  dann  auch  bei  letzterem  waren  die  Kediutionen  wohl  zu  stark,  f^cgen  das  in 
französischen  Verhältnissen  berechtigte  Besteuerungsintercsse  uud  ohne  entsprechenden 
Vortheil  Ab:  die  Consnmenten.  Ich  möchte  Am^  (II,  69)  darin  beistimmen,  dass  bei 
Kaffee  vermuthlich  auch  bei  einem  erheblich  höheren  Zoll,  ebenso  wie  früher  und 
wie  wieder  nach  1870,  eine  starke  Cousumtionsvermehrung  m  erwarten  gewesen  wäre, 
die  Zddleinnaibne  ans  diesem  Artikel  daher  für  1860—69  gegen  1859  nicht  nnr  den 
rechnungsuiässigen  Ausfall  von  8,415,000  Frcs.  jährlich,  sondern  einen  weit  g  rösseren 
ergeben  hat.  Mier  hat  mau  einen  finanzpolitischen  Fehler  begangen,  den  man  Übrigens 
schon  in  dem  Ges.  v.  27.  Juli  1870  wieder  gut  machte  (s.  folg.  §). 

Bemerkenswerth  ist  anderseits,  dass  die  Reform  eine  erhebliche  Vermin- 
derung d.'>  Zollpersonals  und  der  Kosten  dafür  cruirii;]i(iit  luit,  trotzdem  in 
dieser  Penode  Nizza  und  Savoien  zum  Zollgebiet  hinzugetreten  waren.  Zwischen  1S60 
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und  lb67  sind  5'{0  Beamte  im  Ruroaudienst,  im  Brigadedicnst,  zusammen  7365 

Persoueii  mit  4.1560,000  Frcs.  (iehalteu  beim  ZoUwe&en  erspart  worden,  */* 
sanuntzahl  (1860  im  Serv.  sident  2766,  im  Ser?.  actif  26,672,  zas.  29,438,  1867  bez. 
'I'I'iiS — l:).S44 — 22,082). —  Dadurch  sti  igea  allerdings,  aber  doch  nur  vorllbergfiliend, 
die  NicJit-Activitätsbezüge  auf  1,782,000  Frcs.  (seit  186T  ist  dieser  Posten  auf  ein  be- 
sonderes Conto  gebracht  —  Fonds  de  retraite  —  und  scheidet  ans  den  Begiekosten 
aas,  die  daher  oben  in  der  ZilKff  für  1869  etwas  zu  niedrig  angesetzt  sind).  Eine 
nicht  unbedeutende  Koetenmpanii^  eigieht  sich  doch.  (Tabi.  ^6n6r.  des  recettes, 
p.  45—51.) 

Die  gcD.  Daten  beziehen  sich  seit  1849  immer  mit  auf  Algier. 
Die  Hauptartikel  des  Zollertnins  waren  in  186*»  (da->  im  Allfrtuiciueü  etwas 
grössere  Erträge  hatte  als  lb09)  verglichen  mit  is.')9  folgende,  in  luuü  Itcs.: 


Kein  oder  übor- 

Ueberwiegeod 

▼iegend 

1869 

1868 

Schutz*  und 

1859 

1868 

KinanzzöUe 

Eoh  s  t  of  fziil  le 

78,459 

48,578 

Steinkohle,  Cokes 

10,733 

8,699 

Kaffee  .... 

.  30,525 

27,075 

Wollgewebe    .    .  . 

1,174 

5,349 

0.41!) 

1.796 

Baumwollgewebe .  . 

41 

2,419 

2,610 

2,.'i21 

Flaclis-  u.Haiifgewebe 

1.403 

1,535 

1,13b 

1,361 

Baumwollgarn  .   .  . 

471 

1,253 

Branntwein .   .   .  , 

622 

840 

Leinen-  iL  Hanfgarn 

704 

1,191 

Tafelfrüchte    ,    .  , 

2,100 

675 

Maschinen  u.  dgl  . 

1,307 

972 

2,387 

5S5 

Oele  aus  fett.  Körnern 

799 

566 

214 

475 

MetaUarhdttti.  .  . 

177 

494 

768 

367 

Wollgarn  .... 

19 

417 

Thee  

444 

204 

Roheisen  .... 

1,978 

354 

Zus.  .  . 

119,686 

b7,247 

85 

311 

Zas.  .  . 

18,891 

23,560 

Alle  übiigeii  .  .  . 

50.046 

12,763 

lbb.623 

123,570 

Ab  Ausfuhrpräm.  . 

50,299 

201 

138,324 

123^69 

Fqt  1859  uacli  den  Materialien  bei  Httbner  znsammeogestellt,  für  1868  in  d. 
Doc.  Stat.  p.  1868,  p.  136. 

§.  318.  5.  Vierte  Epocbc.  Periode  8eit  dem  Kriege 
von  1670.  Uebersicht  Die  einzige  BesteneniiigBinasBregel, 
welebe  noeh  unter  der  Kaiserllelien  Begienmg  in  Frankreieb  gleicb 
beiAnsbmcb  des  Kriegs  erfolgte,  betraf  gerade  dieZOlle^  speciell 
einige  Finanzzl^Ue.  Man  erböhte  die  vordem  zu  stark  er- 
mUssigten  ZOUe  anf  Kaffee,  Cacao,  Tbee  (Gesetz  t.  27.  Jnli 
1870) I  was  freilich  nur  bei  Kaffee  nacb  Lage  der  Dinge  von 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  sein  konnte. 

Der  Katfeezoll  wurde  verdoppelt  von  50  und  55  auf  100  und  110  Frcs.  p.  100 
Kil.  (je  nach  der  Einfuhr  dircct  aus  aussereuropäischen  Länd-  ru  oder  aus  europaischen 
Zwischenhäfen),  der  Cacaozoll  von  25  und  35  auf  50  und  00  i  rcs.  (mit  derselben  Unter- 
scheidung), der  Thoezoll  von  40  und  100  Frcs.  auf  lUO  und  160  Frcs.  d?!.  {gebracht. 

Nach  dem  Friedensschliiss  gehörten  Maassregeln  auf  dem  (le- 
biete  des  Zolltarifs  zu  den  ersten  und  wichtigHten,  mit  welchen 
man  die  schwierige  Finanzlage  zu  verbessern  suchte. 

Es  war  auch  ganz  gerechtfertigt,  auf  dem  finanzpolitisch  etwas 
in  der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Gebiete  der  Handels-  und 
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Zollpolitik  Reformen  zum  Zweck  der  Erlaognng  höherer  Staats- 
einnabmen  Yorznnehmen.  Aber  die  Bindang  durch  die 
Hand  eis  vertrüge  bot  hier  jetzt  aach  fUr  solebe  Keformen  in 
bloss  fiscaliseher  Richtung  Hindernisse,  welehe  sieh^  znnflebst 
wenigstens,  als  unüberwindlich  erweisen  sollten,  Ansserdem  er> 
folgte,  besonders  unter  der  Präsidentschaft  von  Thiers,  eines 
alten  flberzeugten  SchntzsOllners  und  Gegners  der  neueren  napo- 
leonischen Handels-  und  Zollpolitik,  auch  wieder  mehr  eine  Ver- 
qnickang  der  Finanzpolitik  mit  der  Proteetionspolitik  in  den  ZoU- 
verhlütnissen,  woraus  yerfehlte  und  schliesslich  undurchführbai^ 
Bestrebungen  hervorgegangen  sind. 

Die  getroffenen,  theils  nur  versuchten  Massregeln  lassen  sieb 
tür  die  ganze  Periode  unter  iolgeuüeu  sechs  Puncten  zusammen- 
fassen : 

a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzölle  gleich  nach  Ende 
des  Kriegs. 

b)  Versuch  einer  allgemeineren  Tarifreform,  wesentlich,  wenn 
auch  nicht  ausschliesslich,  in  finanzpolitischer  Tendenz,  namentlicb 
mittelst  erneuter  Bczollung  fremder  Kohstoffe,  besonders 
deijenigen  der  Textilindustrie. 

c)  Versuch  einer  neuen  Schifffahrtsgesetzgebnng: 
Wiedereinfitthrung  von  Flaggenznschlftgen  und  EinfQhmng 
einer  sog.  Quaiabgabe  (Tonnengeld). 

d)  Plan  yermehrter  Ausfuhrzölle  und  Einftlhrung  einer  sog. 
statistischen  Abgabe  fltir  die  Deckung  der  Kosten  der  Handels- 
sti^stik. 

e)  Erlass  eines  neuen  allgemeinen  Zolltarifs  im  J.  1881 

imd  Abschluss  neuer  Handelsverträge. 

f)  Rllckkebr  zu  agrarischen  iSchutzzöllen  für  Getreide 

und  Vieh  1884  ff. 

S.  für  das  Kiuzeke  bes.  Amu  II,  cb.  22,  Matkieu-Bodet  bes.  I,  eh.  2—4 
passim,  II«  di.  2S  pasaiiD,  Anagai  bes.  paitie  III,  eh.  1  n.  8.  Die  o.  S.  789  ange- 
geboien  Materialien  im  Bnll. 

§.  319.  a)  Erhöhung  wichtiger  Finauzzülle.  Sie  er- 
folgte, in  Fortsetzung  und  Ausdehnung  der  Massregeln  des  Gesetzes 
V.  27.  Juli  1870,  bald  nach  dem  Friedensschluss  in  erheblichem 
Maasse  und  im  Ganzen  mit  bedeutendem  finanziellen  Erfolge  hei 
den  Hauptartikeln  des  Colo  nialwaa  renz  weigs,  wiederum 
namentlich  bei  Kaffee,  Cacao,  Thee,  ferner  bei  Pfeffer  und 
anderen  Gewürzen,  dann  bei  Petroleum,  Wein.   Bei  dem  mit 
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hierher  gehörigen  Uauptariikel  Zucker  beiimiten  nur  die  ver- 
wickelten Besteuerangsverbältnisse  und  Productionsco^juneturen, 
dass  die  Wirkungen  der  Steuererhöhung  gleichmässig  zur  Geltung 
kamen,  aber  eine  bedeutende  Mehreinnahme  wurde  durch  die  sehr 
starken  Steuer-  und  Zollerhöhungen  doch  erzielt  (§.  267).  Diese 
erhöhten  Zölle  sind  dann  im  allgemeinen  Tarif  yon  1881  im  Ganzen 
beibehalten  worden. 

So  wnrde  schon  1871^  voUends  von  1873  an  der  ZoUertrag  ein 
viel  stftrkerer  Posten  im  Einnahmebudget  als  im  letiten  Jahrzehnt 
des  zweiten  Kaiserreichs,  er  steigt  auf  das  2—2^/2 fache  bis  Ende 
der  1870er,  auf  das  3— S'/gfache  in  den  folgenden  Jahren,  Zucker 
eingeschlossen,  auf  das  Doppelte  in  der  ersten  Periode,  auf  das 
beinahe  4  fache  später,  ohne  Zucker  gerechnet,  wozu  die  genannten 
Finanzzölle,  besonders  von  Kaffee,  Petroleum,  Cacao,  Pfeffer,  Wein 
vornemlich  beigetragen  haben. 

S.  bes.  fies.  v.  S.  Jali  1871;  über  die  Zölle  auf  Wein  o.  S.  654,  auf  Zucker 
S.  661,  667  II.,  aut  rctrülcum  S.  690.  Kafi'ee  in  Bohnen  wurde  jetzt  .nit  löO  u.  170 
Frcs.  (von  Ausser-Europa  und  von  anderswoher),  also  auf  das  Dreifaclic  der  Sätze  vor 
di'.m  Krieg,  gebrannter  und  gemahlener  Kaffee  auf  200  Frcs.  gesetzt,  Cacao  auf  100 
u.  120  Frcs.,  Thee  auf  200  u.  2i)0,  Pfeffer,  Piment,  Gewürznelken,  Zimmet,  Cassia- 
Lignea,  Muscatnaw  in  Schalen  anf  200  u.  240  Frcs.,  Mmcatnnss  oline  Schalen  und 
MuBcatenblUthe  (Macis)  auf  300  u.  350,  Yanillc  auf  400  Frcs.,  Petroleum  roh  atif 
20  Q.  25,  gereinigt  auf  32  Q.  37  Frcs.  p.  100  KU.  Das  Ues.  v.  30.  Dec.  1873  legte 
zu  allen  Zdllen  noch  einen  {Snsehlag  Ton  4%.  Diese  Zölle  gingen  mit  diesem  Zu- 
schlage (daher  z.  B.  für  KafTer  l^T»,  gebrannt  208)  in  den  neuen  allg'emcinen  Tarif 
von  18S1  bleibend  über.  Auch  die  Zuschlagsätze  bei  der  Einfuhr  dieser  Waaren 
aus  cuiopäischeu  Ländern  (bez.  Zwischenhäfen,  Entrcpots)  wurden  in  diesem  Taril 
meist  in  demselben  Betrage  wie  in  dem  gen.  Ges.  von  1871  beibehalten  (für  Kaflee 
Ermä.ssig-nnc:  von  20  anf  10  Frcs.  p.  100  Kil.,  doch  unter  W^^fall  des  Eztraznacblags 
von  47j.    Statistik  der  /.ollerträj!:e  s.  u.  §.  323. 

b)  Die  Bezollun^^  der  Rohstoffe  hat  nach  verschiedenen 
Anläufen,  einem  Licblin^sgcdanken  von  Thiers  gemäss,  vorüber- 
gehend Gesetzeskraft  erlangt  (Gesetz  v.  26.  Juli  1872).  Aber  diese 
Massregel,  schon  in  kleinerem  Umfange,  als  anfangs  geplant  war^ 
verwirklicht,  musste  bald  mit  Rücksicht  auf  die  Handels- 
verträge rückgängig  gemacht  werden  (Gesetz  v.  25.  Juli  1873). 
Und  auch  während  der  kurzen  Zeit  ihres  BestehcDS  hat  sie  keine 
erhebliche  practiscbe  Bedeutung  gewinnen  können,  da  eben  ihre 
Anwendung  sich  den  VertragsBtaaten  gegenüber  nicht  nnmittelhar 
durchsetzen  Hess  und  der  Verkehr  mit  anderen  Ländern  nieht 
wichtig  genug  war.  So  war  diese  ganze  zollpolitische  Massnahme 
ein  Schlag  ins  Wasser. 

8.  das  ZoOgesetz  r.  1872  z.  B.  in  Dejoan's  Code  p.  221  If.  bis  247,  im  Prenss. 

H.-Aroh.  1872,  dazu  Erlasse  v.  IS.  Aug.  1*^72  betr.  den  Zeitpunct  der  Anwendung 
der  Bpecifischen  Zollsätze  des  Ges.  v.  1S72  auf  eine  Keihe  Artikel.  Durch  das  Ges. 
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V.  25.  Juli  1S73  traten  einfach  diu  vor  dem  Ges.  r.  "iti.  Juli  1872  besteheuden  Zoll- 
sätze wieder  in  Kraft.  Ucber  die  i^auze  Maassregel  uud  die  ungemciu  lebhaften  De- 
batten im  Parlament  s.  Am 6  II,  cli.  22,  bes.  p.  262,  27311.,  Mathieu-Bodet  II, 
«6  IT.,  USH".,  235,  Arnagat  p.  359  IT.  bis  nn9.  Die  Projecte  dun  hli,  feii  selbst  vor- 
sdüedeiie  Fliasen,  die  Opposition  iiu  Parlament  fahrte  einmal  zu  einer  Präsident- 
schaftskrisis.  Schli^slich  drang  Tbieis  mit  «ioem  grossen  Tbeil  seines  Piojeels  dtticb, 
aber,  wie  der  weitere  Verlauf  zeigte,  nur  ]  rr  forin:\.  Das  Einzelne  ist  mit  mancherlei 
verschiedenen  politischen,  handels-  und  tinaozpolitischcn  Stri^mungen  und  Gegenströ- 
mungen durchfiochtcn,  bietet  ein  interessantes  Stttck  neufraozüsischcr  parlamentarischer 
Geschichte,  braucht  aber  hier  nicht  weiter  rerfolgt  n  vefdoi.  Der  Plan  als  solcher 
ist  indessen  doch  ünanzpolitisch  von  allg^'Mnciiierem  Interesse,  wesslialb  das  Bemeikens- 
weithcste  darüber  hier  noch  mitgetheilt  wird. 

Die  ganze  Ifaassrefel  var  doch  in  erster  Linie  ans  einem  finanz-  oder  steo  er- 
politisch en  Gesichtspuncte  entsprungen,  aber  handelspolitische  Gesiclitspuncte  spielten 
i)ei  den  Urhebern  (Thiers.  P o  u  y  c  r -  Q  n  o  r  t  i  e  r)  mit.  Die  Nothwendigk.  it  der  Deckung 
des  ungeheueren  Finauzbedurfs  war  der  treibende  Factor.  Bei  der  Schwierigkeit  dieser 
Deckung  und  bei  den  Verhältnissen  der  übrigen  Steuern  galten  die  Zölle  ab  ein 
besonders  gecitrnctes  Objert.  liöliere  Einnahmen  zu  besdiaflien.  Die  britischen  und  die 
nordamehkanischen  hohen  Zollcrträge  schienen  dafür  mit  zu  sprechen.  Die  napo- 
leonisehe  ZoUpolitik  hatte  anch  das  Finanzinteresse  nicht  gonQgend  wahrgenommen. 
Unter  den  Ziillen  aber  wurden  diejenigen  auf  Rohstoffe,  besonders  der  Textil- 
industrie, welche  seit  lb(>0  zolll'rei  geworden  waren,  fUr  ein  auch  finauzpoiitbch 
vorzügliches  Stenerobject  gehalten.  Eine  Besteuerung  dieser  Stoffe  schien  in  der 
Finanzlage  angemessen,  träfe,  soweit  Ucbcrwälzung  auf  dir  Consuinenfen  stattfände, 
die  Artikel  der  Bekl  cid  ung,  der  Wohini  npsan  sstatt  \i  n  jr ,  derMöl)eI  ii.  di:l.  m.. 
was  gegenüber  der  Dünstigen  Besteuerung  der  Nahruug»uüitel  gerechtfertigt  sei;  die 
beirenenden  Steuern  vcrthdlten  sich  auf  zahlreiche  Contribuenten ,  die  einzeln  nur  in 
geringem  Maasse  belastet  würden.  Bei  der  Schwankung  der  Preise  und  dem  Wechsel 
der  Handel.<conjuncturen  werde  ferner  auch  ein  solcher  ZioU  vom  Zwischenhandel  u.  A.  m. 
mit  getragen  werden.  Eine  derartige  r3e8t«Qening  von  Industrie  und  Handel**  wurde 
wohl  wegen  der  durch  die  übrigen  französischen  Stenern  ni*  ht  genUcrend  getroffenen 
Besteuerung  dieses  Zweigs  der  nationalen  Arbeit  mit  befürwortet.  Die  Erhebung  dieser 
Zölle  sei  in  Verbindung  mit  der  bestebenden  ZoUelnriditottg  einfech  und  wohlfeil  Die 
Interessen  der  inländischen  Fabrikation  und  der  Fabrikatenausfuhr  sollten  und  könnten 
beqnem  und  einfach  durch  (Jewährnng  entsprechender  Rückzöll  e  (ürawbarks)  für  die 
ausgeiührtcü,  aus  bezolUcii  Iiemden  lioli&tolluu  hergestellten  labriiate,  durch  Zu- 
lassung der  zollfreien  Einfuhr  der  Bohsioffe  behufs  Verarbeitung 
und  Ausfuhr  der  Fabrikate  (System  der  sogen,  „zeitweiligen  Zulassun.;'*)  und 
durch  angemessene  „Zuschlagszöllc''  für  die  eingeführten  fremden  Fabrikate, 
nach  Maassgabe  des  Zolls  fllr  die  in  ihnen  endudtenen  Rohstoffe,  genfigend  wahr^ 
j,eiioinnu'n  werden,  ein  Zuschlac^,  welcher,  ^renn  er  so  Idoss  eine  Compensation  für 
den  KohstoUzoU  sei,  den  Handelsverträgen  nicht  widersprechen  wllrde.  Man  dachte 
an  einen  Kohstoff^oll  bis  zu  ca.  20%  vom  Werth,  der  übrigens  regetmfissig  in  Form 
specifischen  Zolls  /u  erheben  wäre,  in  solcher  H<>he  für  den  kleinen  Mann  unfuhlbar, 
grade  für  den  "Reichen  aber  nach  dessen  Consumverhältnisseii  von  \V'<-(>',vaaren  ii.  s  w. 
eine  richtii;e  proiJurtionaie  StL-uer  darbteilen  wurde  {'f'.  Je  narhdeiü  ciwartcic  man  so 
160 — 170  Mill.  Vyc<.  und  mehr  aus  dier^m  Zöllen  zu  erlangen  (Ke^ier.-Forderung  1871 
170,  1872  105  Mill.  Ircs..  incl.  JO  Mill.  Frcs.  vom  Zuschlag  für  Fabrikato),  wOTOn 
die  Hälfte  auch  nach  Abiug  der  Kuük/.ullc  als  Einnahme  verbleiljcn  würde. 

Diesen  Granden  fUr  die  BohstoÜ  bczollung  wurden  aber  mehr  zutretiende 
Gegengründe  gegenübergestellt.  Mit  Becht  wurden  practteche Bedenken  gegen  ein 
abermaliges  umfassendes  System  von  Rnckzöllen  l"iir  auszuführende  Fabrikate  geltend 
gemacht,  ein  System,  das  nicht  gleichmässig  auf  die  Botlieiligtcn  einwirke  und  unver- 
meidlich doch  viele  Störungen  für  Industrie  und  Export  durch  seine  Controleinrich- 
tungen  mit  sich  bringe.  Obwohl  eine  vermehrte  „Besteuerung  der  Industrie  und  des 
Handels"  als  etwas  in  der  bestehenden  Finanzlage  nicht  Ungerechtfertigtes  selbst  von 
den  Nächstbetroll'enen  zugegeben  wurde,  ward  doch  grade  dieser  Weg  der  Kohstoß- 
besteoerung  abgelehnt  Lieber  hätte  man  in  den  betreuenden  Kreisen,  welche  eine 
OpferwilUgkdt  aus  patriotischen  Gründen  zeigen  sn  sollen  glaubten,  selbst  eine  Be- 
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stenernng  nach  den  Gcsrhäftsumsätzen  (cbifTro  df^s  afiaircs)  ^t-^st^lK^n.  Aach  voit 
einer  allgemeiucu  iuländiscbeu  Fabrikateosteaer,  vou  einer  abgestuften  Stempelabgabe 
auf  Factareut  und  Quittangea  war  die  Bede. 

Der  ausschlaggebende  Gegengrand  war  aber  ein  practischer  und 
opportunistischer:  man  hielt  —  und  wie  sich  zeigte  uit  Recht  —  dafür,  dass 
die  bestelienclen  IIa n delsvcrtrJif^:?  die  Durchführans^  d-  r  Rohstoff- 
liezollung  mit  ihrou  noth wonUigeii  Coiiäciiueuzcn,  nameutiich  auch  mit  den 
Zollsuscblugen  far  Fabrikate  aus  den  Ycrtragsstaaton  zu  den  Sützen  des  Con- 
ventionaltarifs,  nicht  gestatten  und  dio  bctrelfenden  fremden  Staafen  nicht  nuf  die 
erforderlichen  vertra^^mäiisigen  Umänderungen  der  Uandelsrexträge  und  Courentional- 
tarife  oder  auf  den  Abschlws  neuer  Veitrise,  velcbe  sich  der  BolistoffbezoUang  an* 
passten,  eingehen  vürden. 

Diese  Erwägungen  führten  zur  Vervs  crfu  n  des  ersten  bezüglichen  Thiers 'sehen 
rrojcc  ts  im  Januar  1S72,  in  Folge  dessen  zum  Rücktritt  fon  Thiers  yon  der  Präsident- 
schaft. Docli  kam  es  wieder  zu  einer  Verhöhnung  und  einer  Vertagung  des  ganzen 
Plans.  Dem  i;t3gicrungsprojcct  „10— 2(J''/^  Ko  Ii  stoffzoll  mit  Gewährung  von  RQckzöIlen 
1>ei  Ausfuhr  d(;r  Fabrikate"  hatte  die  dasselbe  verwerfende  lJudget'*ommissioii  ein 
andres,  ähnliches  „37o  -RohstoffzOlle ,  aber  ohne  Rackz()lle"  (doch  aucli  mit  Zuschlag 
auf  die  eingeführten  fremden  Fabrikate)  gegenübergestellt  Auch  dies  Projcct  vurde 
Jedorli  in  der  Plenarvcrsammlung  selbst  fallen  gelassen. 

Die  Finanznoth  blieb  indessen  bestehen  und  das  ZoUproject  kehrte  wieder.  Thiers 
und  die  Kammer  verstanden  sich  schliesslich  zu  einem  Compromiss :  das  Ges.  v.  2(i.  Juli 
1872  fahrte  einen  538  Artikel  umfassenden  neuen  Zolltarif  für  Rohstoffe  und 
für  „Compensationstaxen "  auf  Fabrikate  l  in ,  stellte  älnen  Tarif  für  Kück- 
zOlie  bei  Fabrikatenausiuhr  auf,  weicher  sich  aber  in  Betreft  der  Textilindustrie  auf 
Banmirollvaaren  beschränkte ,  enn&chtigte  den  Prtsidenten,  fUr  jede  im  Oesetz  g»* 
nannte  Waare  das  Datum  der  Anwendung  des  neuen  Tarifs  zu  bestimmen  —  was  für 
eine  Anzahl  meist  linanziell  untergeordneter  Waaren  durcli  Decr.  v.  18.  Aug.  1872 
geschah  — ,  verfügte  aber  ausdrücklich,  dass  „keine  Abgabe  auf  die  für  die  Industrie 
.erforderlichen  Rohstoffe  erhoben  werden  dürfe.  Ijevor  die  entsprechenden  Compen- 
sätionsaLt^ahen  auf  die  aus  den  gleichen  Stoffen  hergestellten  fremden  Fabrikate  in 
Kraft  getreten  sein  würden"  (Art  7  d.  Ges.  v.  26.  Juli  1S72).  •  . 

Damit  war  das  neue  ZoUgesctz  im  Wesendichen  zu  einem  todten  Bachstaben 

^^(  maclit,  nun  zuvor  die  Verhandlungen  mit  den  Vcrtia^bstaaten  stattfinden  und 
Erfolg  haben  mussten,  welcher  jedot  h  ausblieb.  Man  liatte  den  Ertrai?  dieser  neuen 
Zölle  auf  93,847.Ü0Ü  Frojj.  vcrauichlagt,  wovon  42,254,UUÜ  Froä.  der  Annahme  nach 
sofort,  18,431,000  Frcs.  nach  Ablauf  der  Verträge  mit  England  und  Belgien, 
3"5, 162,000  Frrs.  nach  Ablauf  der  flhri<ren  Vertrüge  oder  aarli  dem  Gelingen  ent- 
sprechender neuer  Verträge  flliüsig  zu  machen  gewesen  wären.  i^Matthieu-Bodet  1, 
146.)  Allein  diese  Annahmen  wnren  Tiel  zu  optimistiseh  und  beruhten  auf  der  un- 
zutreffenden Voraussetzung,  dass  man  sich  bei  der  Anwerulunii-  der  neuen  Tarife  über 
mancherlei  zwar  nicht  rechtlich  zwingende.,  aber  thatsächlich  uuvenoeidliche  Rück- 
sichten würde  hinwegsetzen  kOnnen  (vgl.  Am 6  II,  295 

Terhandlungen  mit  England  ttber  die  AbSnderung  einiger  Puncto  des  Kandels- 
vertrags waren  seit  1S71  2:cfülirt  worden,  hatten  aher  kein  |i!,'enügendos  Ergcbniss  ge- 
habt, obwohl  man  franzüsischcrseits  ausdrücklich  betonte,  dasa  es  sich  nur  um  die 
Gewinnung  freierer  Hand  in  Betreff  der  finanziellen  Seite  der  Zolle,  nicht  um 
eine  Rückkehr  zum  Schutzzoll  handle.  Durch  den  gleichzeitigen  Versuch,  wieder  zu 
Fla«rgi?n7n srhl äcre n  zu  kommen  (s.  u.),  waren  solche  Verhandlungen  freilich  noch 
erschwert  worden.  Auch  die  Ermächtigung  der  Kej^ieruu;^  durch  ein  besonderes  Ge- 
setz, zur  Kündigung  der  Handolsrerträgc  mit  Grossbritannien  und  Belgien  zu  schreiten, 
weil  man  „ohne  zu  dem  ökonomischen  Regime  von  1860  zurückzukehren,  in  der  gegen- 
wärtigen Lage  des  Landes  die  Zolltarife  revidiren"  müsse  i,Gös.  v.  2.  Febr.  1872),  and 
die  darauf  wirklich  erfolgte  Kündigung  dieser  Verträge  (15.  und  18.  Mirz  1872) 
führten  nicht  zum  Ziele.  Nen  ab^-eschlo.ssene  Verträg-c  b,  ""i  irili<rten  nicht.  Die  fheil- 
, weise  Anwendung  der  KohstoUzöiie  nach  dem  Decr.  v.  Ib.  Aug.  1872  fand  bei  den 
Indastriellen  viel  Opposition  und  nnterlog  selbst  dem  Vorwarf  der  Ungesetzlichkeit, 
weit  sie  im  Wider^iuch  mit  dem  obcngen.  Art?  des  <ies;  r.*]S72  stände.  DerZoll- 
A.  Wagner,  FSnaanriMeBMhaft.  III.  53 
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rrtraf^  des  Inzt^ren  wurde  so  auf  1.S  Mill.  Frrn.  l)ej>clirankt.  Dies  geringfügige  finan- 
2idle  Resultat  uud  die  Ueberzeugiuig  von  der  Undurchfakrb&rkeit  des  Gesetzes  fahrten 
dttin,  nach  Thien'  definitLrem  ^ne,  zu  einfochea  Aafh«biuig  des  g;anzen  Gesetzes 
(Gm.  r.  26.  JdU  1878). 

§.  320.  c)  SehifffahrtsgesetzgebaDg  und  Quai-Ab- 
gabe. Die  bier  getroffenen  Massre^^eln  hatten  eine  ausgeprägtere 
protection  istische  Tendenz  als  die  soeben  besprochenen, 
besonders  zu  Gunsten  des  inländischen  Schiffbaues  und  der  fran- 
zösischen Flagge,  in  scharfer  Heaction  gegen  das  liberale  Gesetz 
über  die  Handelsmarine  von  1866  (S.  815). 

Das  Gesetz  v.  30.  Jan.  1872  führte  wieder  Zollzuschläge 
für  Waaren  ein,  welche  unter  fremder  Flagge  (ausser  aus  den 
französischen  Colonieen)  importirt  werden,  machte  den  Zoll- 
Zuschlag  fUr  aussereuropäische  Waaren  bei  der  Einfuhr  ans 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepdts)  allgemein,  er- 
höhte im  Interesse  des  heimischen  Schifbanes  die  Zolle  bei  der 
Einführung^  bez.  Franzisimng  fremder  Seeschiffe  gegen  den  Satz 
des  Gesetzes  von  1866  sehr  bedeutend  und  errichtete  wieder  ein 
allgemeines  Tonnen geld,  y,ftir  die  Kosten  des  Quais"  — 
daher  „Quai- Ab  gäbe"  genannt  —  für  Schiffe  jeder  Flagge, 
auch  der  französischen,  welche  aus  dem  Ausland  oder  aus  fran- 
zösischen Besitzungen  und  Colonieen  in  franzosischen  Häfen  an- 
langen. 

Die  Flaggcnzuschläge  waren  für  100  Kil  bei  Einfuhren  aus  Euroj«  und 
MitteliiiMrgobiet  */t ,  ?on  Aussereuropa  dlesneit  Gap  Honi  und  Gap  der  guten  HolT- 

nung  von  jenseit  dieser  Caps  2  Frcs.  p.  Tonne,  sollten  also  besonders  die  „lange" 
Fallit  anter  französischer  Flagge  begünstigen.  Bloss  Guano  war  von  diesen  Znschlägon 
frei.  Der  neue  Zuschlag  för  Einfuhren  atis  Entrepdts  war  S  Frcs.,  abgesehen 
Villi  Jeu  Fällen,  WO  schon  höhere  derartige  Zaschlägc  bestanden.  Beiderlei  Zuschläge 
galten  auch  far  die  Einfahr  in  Algier.  Der  Zoll  für  die  Franzis!  run  frem- 
der Seeschiffe  (ausser  der  eigentlichen  Abgabe,  s.  u.  §.  827),  nach  dem  Canvcn- 
tionaltarif  mit  Oesterreich  nur  2  Frcs.  p.  Tonne,  vnrde  jetzt  auf  40»  SO  und  60  Frcs. 
p.  Tonne  für  aiis^erüsteto  Segelschiffe  erhi'>ht,  je  «achdein  sie  aTis  Holz,  aus  Hol?  Tnid 
Eisen,  oder  gaiu  aus  Eisen,  wozu  bei  Dampfschifl'on  nu<h  der  Zoll  für  dio  Maschine 
kam.  Der  Zoll  für  Schiffskörper  war  80,  40  uud  50  Frcs.  Zugleich  wurde  die  im 
Ges.  V.  Mai  ISfiß  gewahrte  Zollfreiheit  für  Schilfbaumaterialien  beseitigt.  Die 
^Quai-Abgabe''  endlich  wurde  auf  ^/gl^ic.  p.  Tunue  des  Gehalts  für  Aokunfte  aas 
Europa  und  Hlttefaneerbeeken,  anf  1  Fre.  für  andere  Ankünfte  gestellt 

Die  letztere  Massregel  war  lediglich  finanzieller  Art 
nnd  konnte,  da  sie  auch  die  französische  Flfi£re:c  traf,  unbeschadet 
der  aus  den  Handelsverträgen  hervorgehenden  Verpflichtungen 
sofort  ernstlich  durchgeführt  werden.  Sie  entsprach  einem  aus- 
drücklichen Vorbehalt  in  diesen  Verträgen  (britischer  Vertrag  von 
I  Silo,  Art.  10,  o.  S.  812).  Der  wichtigste  protectionistische  Punct, 
die  Auflegung  Ton  Flaggenznsehlägen  bei  der  Einfuhr,  liess 
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sieb  dagegen  nicht  durchfOhreo.  Denn  bier  binderte  der  Vertrag 
vom  1 1.  Dec.  1866  mit  Oesterreicb,  desseii  Bestimmungen  den 
anderen  Vertragsstsaten  nach  der  Meistbegttostigungsclansel  zu 
Gate  kamen,  und  Oesterreich  weigerte  sieb»  auf  diese  Rechte  zu 
yerzicbten  (S*  813).  Auch  die  höheren  Zölle  ftlr  die  Franzisirang 
fremder  Schiffe  standen  mit  dem  österreichischen  Vertrage  in 
WiderspriK'li.  So  war  man  genöthigt,  auf  die  Durchführung  dieser 
Pnncte,  wcnigstcus  bis  auf  Weiteres,  zu  verzichten,  und  hob  speciell 
durch  das  Gesetz  v.  28.  Juli  1873  die  Flaggeuzuschläge  all- 
gemein wieder  auf,  zu  derselben  Zeit,  als  das  Gesetz  über  die 
Roh.'-toir/jjUe  wieder  Latte  zarückgenoramcu  werden  müssen.  Es 
verblieben  nur  die  neuen  Zollzuschläge  für  die  Einfuhren  ausser- 
europäischer  Waaren  ans  europäischen  Häfen  und  die  Quai- 
Abgabe,  welche  letztere  einige  finanzielle  Bedeutung,  TVj  Mill.  Free. 
Ertrag,  gewann. 

Das  spätere  Gesetz  Uber  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881 
kam  auch  auf  die  Flaggenzuschläge  und  auf  die  höheren  Zölle  für 
die  Franzisirung  fremder  Schiffe  nicht  zurflck.  Aber  es  suchte 
Schiffbau  und  Rbederei  auf  directe  Weise  zu  begtinstigen.  Es 
gewährte  nemlich  an  Stelle  der  Zollfreiheit  für  Scbiffbaumaterialien, 
unter  dem  Titel  einer  „Ausgleichung  der  Belastungen,  welche  der 
Zolltarif  den  Erbauern  von  Seeschiffen  auferlege'^  erhebliche 
Sebiffban-Prftmien  und  ausserdem  französischen  Segel-  und 
Dampfschiffen  ,yin  langer  Fahrt''  unter  dem  Titel  einer  ,|Au8- 
gleichung  der  Belastungen,  welche  der  Handelsmarine  durch  die 
Recmtirung  und  den  Dienst  in  der  Kriegsmarine  apfgelegt  seien'* 
zunächst  flttr  10  Jahre  jährliche  Schifffahrtsprämien.  Die 
allgemeinen  und  speciellen  Zoll  Zuschläge  itir  die  „indirecte'' 
Kiüiubr  aussereuropäisoher  Waaren  aus  europäischen  „Entrepots" 
behielt  das  Zollsysteni  von  1881  bei  und  regelte  ihre  Sätze  von 
Neuem,  den  allgemeinen  Satz  etwas  erhöhend,  die  speciellen  Sätze 
theils  erhöhend,  theils  ermässigend,  mehrfach  nur  mittelst  Abrundung 
der  Beträge.  Ausserdem  ist  auch  eine  Reihe  von  europUischen 
Waaren  bei  indireeter  l'infuhr,  d.  h.  nicht  aus  dem  Productions- 
lande  unmittelbar,  Zollzuschlägen  unterworfen. 

Die  Scln'ffbaapräinien  sind  für  den  BriUtogehalt  bei  Sein  Ifen  afw  Eisen  und 
Stahl  60,  aus  Holz  bis  zur  Grösse  vou  200  Tonnen  10,  bei  pösseren  Schiiten  20,  bei 
„gemischtoa"  ScbUF^  (ans  Eisen  und  Holz)  40  Frcs  p.  Tonne,  für  die  Schiflsmaschinen 
und  zuirelii^riao  Apparntr;  nnsscnlem  12  Frcs.  p.  1'tO  Kil.  (Ges.  r.  Art,  4).  Die 

Sckifflährtspramien  betragen  beiSckiHeu  Iranzüsischeu  Baues  im  ersten  Jahre  für 
Jede  Nettotoone  und  je  1000  durctilanfene  MeilfiD  l'/j  l^rcs,  und  nehmen  jübrlich  nm 
0.075  Fic.  bei  hölzernen  Dnd  geiniscliten,  um  0.05  Frc  bei  eisernen  9cliitl«n  ab. 

53* 
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Ph  i  Schiffen  frcindt  n  Baues  unter  französischer  Flagge  ist  die  Prämie  halb  so  hoch. 
Bei  Damptschitteu,  welche  nach  vorher  von  der  MaxiDe?ervaltung  gehiliigtea  Piänea 
gebaut  sinci,  erhslit  sie  sich  um  157o  (6eB.r.  1SS1.  Art.  9).  Ausgenommen  Ton  dieser 
Prämie  sind  die  für  kleine  und  grosse  Fischerei  bestimmten  Schiffe  und  Schilfe  von 
Subvention.  Linien  sowie  für  Vergnügnngszwecke.  Schiffe,  welrlie  Schifffahrtspriunicn 
geniessen,  müssen  die  Postcorrespondeuz  unentgeltlich  befördern,  auch  könnt  n  ^ia  (bez. 
alle  Handelsschiffe?)  im  Kriege  reiiuirirt  werden  (Art.  lu,  "ii.  Siehe  aucli  Dt^cr,  r. 
17.  Aug:.  Statistisches  Uber  diese  Prämien  im  IJuU.  XV»  ISO.  Bis  Ende  lbS3 

betrugen  die  iiquidirteu  Schill  bauprämien  16,t)9(>,U0Ü  Fics. 

Die  Tarife  fUr  die  Zuschlagzölle  bei  indirecter  Einfuhr  bilden  die  Tab.  C 
u.  D  des  Zollgesetzes  von  1881.  Eine  bedeutendere  Höhe  haben  diese  Zuschläge  bes. 
boi  aussereuropäisrhen  Colonialwaaron  ans  europäischen  Häfen  (S.  819),  doch  au«  li, 
z.  Th.  in  Folge  Erhöhung  gegen  früher,  im  Tarif  v.  1881 ,  bei  einigen  andern,  z.  B. 
Seidengeveben ,  chin.  vnd  Japan.  Porcellan,  Bronzen,  MObeln.  Speciell  sind  hier 
37  aussereuropische  Wann?n  genannt,  woron  fmif  zuschlagfrei.  Der  allgeiDeine  Zu- 
schlag für  anderen"  solcher  Waarcn  ist  a.Gü  Frcs.  p.  100  Kil.,  früher  war  er 
3.12;  im  Ck>nrentionaltaiif  baben  einige  d&ren  mSssigere  Sätze.  Der  Tarif  D  für  die 
indirecte  Einfuhr  europäischer  Waaren  uinfasst  26  Posten,  wovon  zwei  frei;  meist  ge- 
wisse Rohstoffe.  Der  Zuschlag  ist  zwischen  %  und  5  Frcs.,  meist  2 — B  Frcs.  f.  100 
Kii.  Die  Ubrig-en  nicht  genannten  Waaren  eoropäischen  Ursprungs  unterliegen  keinem 
solchen  Zusclilair.  In  der  Regel  gilt  für  anssereuropäische  und  für  europäisdie  "Wamren 
dieser  /u-clilag  bei  indirecter  Einfuhr  nach  dem  allgemeinen  Tarif  ebenso  gegenüber 
den  Vertragsstaateu ,  da  die  Handelsverträge  meist  nichts  Anderes  oder  Ungünstigeres 
bestimmt  haben.  (S.  die  Ifoten  im  Bnll.  IX,  p.  516—518  zn  den  Tabellen  G  a.  D 
des  Tarifs  V.  ISSl.) 

Durch  ein  Ges.  v.  2.  Apr.  1889  ist  die  Schitlfahrt  zwischen  Frankreich  n. 
Algier  vieder  anssehliesslich  der  französischen  Flagge  vorbehalten  vorden. 

dj  Ausi'uhrzoll-Project.  Statistische  Abgabe.  In 
Vertblgnng  ihrer  bandels-  und  zollpolitiscben  Gesiclitspuucte  und 
Ziele  bat  die  Thicrs'sche  Regierung  iinmittelbar  nach  dem  Kriege 
auch  daran  gedacht,  durch  Ausfuhrzölle  wieder  grössere 
Summen  für  den  Staatssctiatz  flüssig  zu  machen,  auch  hierin  gegen 
die  Politik  des  kaiserlichen  Regiments  reagirend.  Man  dachte  an 
einen  Ertrag  von  15  Mill.  Frcs.  ans  einem  kleinen  allgemeinen 
Ausfuhrzoll  (1^/,,  vom  Werth)  und  aus  höheren  Ansfabrzölien  für 
einige  französische  Stapelartikel,  besonders  Weine  und  Brannt- 
weine. ,yDie  ersteren  würden  leicht  vom  Handel  mitgetragen,  die 
letzteren  Termeintlicli  anf  den  fremden  Bezieher  oder  Consumenten 
ttberwälzt  werden  können.'^  Indessen  war  dies  bei  der  Natur  der 
französischen  Waaren  und  bei  der  Concnrrenz  mit  anderen  Pro- 
dnctiopsländern  doch  zweifelhaft.  Jedenfalls  opponirten  die  fran- 
zösischen Ezportinteressenten,  das  Project  fiel  (1871).  So  verblieb 
es  bei  dem  bestehenden  System,  das  die  Ansfnbr  zollfrei  liess,  von 
Papierfabrikationsmaterialien  (Lumpen  w.  dgl.)  abgesehen  (S.  816). 
Im  Zolltarif  von  1Ö81  sind  dann  aucii  dieisc  ictzteu  Ausfuhrzölle 
fortgefallen. 

Das  Frojcct  von  1871  «rollte  Wein  im  Fass  mit  1  Frc.  p.  UectoÜter,  in  Flaschen 
mit  5  Cent.  p.  Flasche,  Champagner  mit  20  Gent,  bdegen,  Bnuintwein  mit  2  Pres, 
p.  Hoct.  im  PasB,  20  Cent  p.  Flasche,  Liköre  25  Cent.  p.  Fksche,  ansserdem  £ier 
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Talelfruclite,  Uelkuclicu,  Hunde  starker  Kaye.  Alle  audereu  uicht  benannten  Waaren« 
die  keinen  RttckzoU  geoossen,  l^o  ^om  Werth  (nach  dem  Werth  in  der  Handekstati- 

stik,  vorbt  lialdicli  der  Uinwntidlmi^  in  bpecifischrt  Sätzr  «Ini'  li  DoriTte\  (S.  Arne  II, 
266,  Amagat  p.  373  fi,  Mathieu-Bodet  I,  35).  — ,,U.uude  starker  Ba^,  bei  Aus- 
fuhr Uber  die  Landgrenze**  hatten  schon  bisher  dUien  Ausfuhrzoll  (znletzt  6.25  Pres. 

I».  Stück  im  allgemeinen,  (1  Pres,  im  Couv.-Tarif)  entrichtet.  Im  Tarif  von  1881  ist 
au  Stelle  dieses  Ausfuhrzolls  tla.s  Aii>rii]irviMbut  getre  ten  i'/iisamraenhang  aurh  mit 
zoUtechnischcu  Moracuteu ,  lia  bulchc  ilund'  gcru  imn  liuia/^iiLl  beuut/.t  werden). 
Dies  Verbot  ist  in  normalen  Zeiten  jetzt  ausser  dem  bestebent:i Mielienen  der  Ausfuhr 
von  Nachdrucken  das  einzige  noch  geltende  des  französischen  Zollrechts.  —  Der  Er- 
trag der  Ausfuhrzölle  war  zwischen  1S70— SO  226  —  517,004),  weist  250—400,000 
Fkcb.  jährlich. 

Als  eine  Art  Ersatz  des  fallengelassenen  Projects  des  Ausfuhr- 
zolls winde  tla^egciij  aujischliosslich  aus  finanzpolitischen 
Erwägungen,  unter  der  Motivirung  einer  „Deckung  der  Kosten  der 
Hantleisstatibtik"  eine  eigene  kleine  statistische  Abgabe 
(droit  de  statistique  commoicialc)  auf  alle  ein-  und  ausgeführten 
Waaren  gelegt  (Gesetz  v.  22.  Jan.  1872,  Art.  :]).  Der  weitere, 
ItbrigcDs  anfechtbare  Gedanke,  dass  gerade  die  Kaufieute  an  dieser 
Handelsstatistik  ein  besonderes  Interesse  hätten,  spielte  dabei  mit. 
Richtiger  ist  die  Begründung  einer  solchen  Abgabe  mit  dem  Interesse 
der  Handelsstatistik  selbst,  da  die  Pflicht  der  Abgabezahlung  als 
solche  zur  Beschaft'ung  besseren  Unnaterials  mit  die  Handhabe 
giebt.   Die  Abgabe  bringt  immerhin  G>^U  ^^i^l-  und  somit 

wohl  sicher  mehr  als  die  Kosten  jener  Statistik  betragen. 

Der  Satz  ist  10  Cent,  für  jedes  selbständige  Stück  (in  Colli,  Fass,  Kiste,  Sack, 
andnT  zusammenfassender  Verpackunir")  oder  10  Cent,  für  1000  Kil.  oder  für  1  Cubik- 
metei  der  entsprechenden  Ma:>senwaareii,  auch  10  Cent.  p.  Stück  Vieh,  ohne  Zuschlag- 
ceotimen, einerlei  welches  die  Herkunft  oder  Bestimmung.  Die  Abgabe  traf  tiao  auch 
den  V-rlvclir  mit  den  Vertragsstaaten  und  hat  sich  hier  durchsetzen  lassen,  obwohl 
priucipiell  ein  Widerspruch  möglich  war,  der  hei  der  Kleinheit  der  Abgabe  aber  iu 
den  meisten  F&llen  kein  erhebliches  practisches  Intexedse  hatte.  Der  Ertrag  war  achon 
1<^T2  ■')  «]7  Hill.  Frcs.  und  sti^  dann  allmlÜg,  fast  unantorbrocheii ,  bis^auf  6.80  in 
lbb3,  6.72  Mill.  in  1SS7. 

§.  321.  e)  Der  Zolltarif  von  1881  and  neue  Handels- 
verträge. Nach  dem  misslnngenen  ZoUreform-Versneh  von  1872 
verblieb  es  im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Kriege  im  WesenÜiehen 
bei  den  früheren  allgemeinen  und  hei  den  Gonventionaltarifen^  von 
der  Erhöhung  der  FinanzzQlle  (§.  319)  und  der  neuen  allgemeinen 
Zollerh5hung  von  4^0  durch  Gesetz  v.  30.  Dec.  1873  abgesehen, 
welche  letztere  aber  auf  die  in  den  Vertragstarifen  aufgezählten 
Waaren  nieht  anwendbar  war.  Hittierweile  liefen  die  bestehenden 
Handelsverträge  ab  oder  konnten  gekündigt  werden,  so  dass  von 
Aufaiig  187*j  an  freie  Hand  für  den  Abschluss  neuer  Vcilriigc  und 
für  grossere  und  practisch  allgemein  durchführbare  Tarifreibrmeu 
erlangt  wurde. 
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Man  beuntzte  diese  Zeit  fHr  die  Vorbereitung  eines  uuiiassenden 
neuen  Zolltarifsystems,  auch  mittelst  einer  neuen  Enquete  über  die 
wirthschaftlichen  Bedingungen  und  Grundlagen  des  Tarifs.  Im 
Gesetz  v.  7.  Mai  1881  wurde  darauf  ein  neuer  allgemeiner 
Zolltarif  für  Ein-  und  Ausfuhr  (Tabelle  A  und  B)  gegeben, 
welchem  in  besonderen  Tabellen  (C  und  D)  die  bereits  besprochenen 
Zuschlagzölle  bei  der  indirecten  Einfuhr  aussereuropäiscber 
und  europäischer  Artikel  und  in  einer  weiteren  Tabelle  (C)  die 
Zölle  und  Zollbefreiungen  von  Erzeugnissen  französischer  Colonieen 
und  fieeitzQDgen  bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  beigettigt  vrorden. 

Inzwischen  wurden  die  abgelaufenen  Handelsverträge  auf  kurze 
Fristen  mehrmals  verlängert  und  Vorbereitungen  für  den  Abschluss 
neuer  Handelsvertrage  mit  den  meisten  bisherigen  Vertragsstaaten 
getroffen.  Daraus  gingen  in  den  Jahren  1881—82  neue  Handels- 
verträge mit  Belgien,  Italien,  Portugal,  Schweden  und 
Norwegen,  Spanien  und  der  Schweiz  (S.  788)  hervor,  in 
denen  Tari fs ti p ul a ti on cn  cnthalicn  waren.  Aus  der  Ver- 
einigung der  letzteren  bildete  sieh  ein  neuer  Tun  vcntio  n  a  l- 
tarif,  welcher  ausser  für  die  genannten  dauu  auch  für  andere 
Staaten  nach  der  Meistbegtinstignngsclausel  in  Kraft  trat,  nemlich 
dureh  enien  neuen  liandelsvertrag  mit  blosser  Meistbegünstigungs- 
clauscl  i'ür  Oesterrei  eh-Un  garn  (18.  Febr.  18sl)  und  Gross- 
britannien  (28.  Febr.  1882),  ferner  ftlr  das  Deutsche  Keich 
auf  Grund  des  Frankfurter  Friedensvertrags  (S.  787).  Ausserdem 
galt  dieser  Ck)nveutionaltarif  nach  älteren  Verträgen  für  die  übri gc n 
europäischen  Staaten,  d.  h.  für  alle  ausser  Dänemark, 
Griechenland  und  die  Niederlande.  Die  letzteren  haben 
später  aber  noch  einen  eigenen  Handelsvertrag  mit  einem  Special- 
tarif ftlr  wenige  Waaren  mit  Frankreich,  im  Uebrigen  auf  der  Basis 
der  Behandlung  nach  dem  Fnsse  der  meistbegünstigten  Nation,  ab- 
gesehlosBen  (19.  Apr.  1884).  Mit  aussereuropäischen  Staaten 
hat  Frankreich  keine  Tarifverträge. 

In  der  (leutsclicii  auulichcu  Ausgabe  der  Zolltarife  (Suppl.-Uand  zum  DeubcUcu 
Handelsarch.  1SS4)  sind  bei  den  dnzelneii  Positionen  in  dem  französischen  Yertngs- 
tarif  die  einzelnen  Vertragsstaaten  f::enannt,  denen  rlic  ,,Tarifconcei>3ion"  rdEtng»' 
massig  gemacht  iät,  —  ein  für  Deutüchlaud  wichtiger  l'unct  (S.  787).  Die  neuen 
Handelsrertrlfe  n.  A.  audi  in  der  Foitaetznng  ron  Martens*  Beoaeil  de  tcaitte,  par 
J.  Hopf,  bes.  S^rie  II,  toI  8  u.  9. 

So  wurde  im  Ganzen  principiell  an  dem  ,,napoleoniscfaen 

System  der  Handelsverträge"  auch  später  nicht  viel  geändert.  Der 
nene  allgemeine  Taril  ^ilL  wie  der  alte  für  den  üandelsverkehr 
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mit  ^Jtaateii,  mit  denen  keine  Verträge  bestehen,  bezw.  für  die  Eiu- 
l'uhr  von  Erzeugnissen  dieser  Länder,  sodann  für  die  im  Conven- 
tioualtarit'  niülit  vorkommcDden  Waaren.  Practiscb  ist  der 
Unterschied  von  früher  indessen  etwas  rrrtisser,  aber  auch  nicht 
eben  sehr  bedeutend,  was  für  die  Bewährung  des  Yeriragssystems 
spricht. 

Uer  netie  f'onroiitionaltarif  iiiiifasst  nicht  so  viele  Waaren  als  der  ald" .  so  dass 
der  allgemuiue  Tarif  wieder  zu  weiterer  Auweiiduiig  gelaugt,  auch  gegenüber  den 
Yeiiraj^-  und  den  ihnen  glcichgestettten  Staaten.  Indessen  ^nd  mebruch  d«,  wo 
hcsoiidt  re  "S'crtragsznllc  fortfielen,  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  auf  die  des  früheren 
Couvontionaltari&  herabgesetzt.  Bisweilen  haben  auch  tinanzicUc  Rücksichten  die  Nicht- 
anfoahme  von  früheren  Cou?entioualtarifpostoa  in  den  neoen  Gooventioaaltarif  vcr- 
aulaast 

Im  Ganzen  ist  in  dem  neuen  Tarifsystem  das  Finanz- 
Interesse  an  höheren  ZdUen  in  geeigneten  Fällen  mehr  berück- 
sichtigt worden,  so  im  aUgemeinen  Tarif,  besonders  bei  den 
Colonialwaaren ,  wo  die  Erhöhungen  des  J.  1871  im  Wesentlichen 
verblieben  sind  (S.  821),  über  auch  sonst  mehrlach  in  diesem  Tarif 
und  mitunter  auch  im  Conveutioualtaiil. 

S.  die  Yergleichung  der  einzelnen  Sätze  der  altcu  und  neuen  aUgemduen  and 
Gonrentionaltarife  in  Boll.  IX,  459  ff.  und  XI,  508  ff.  Beispiele:  die  neuen  wieder 

etwa'?  höheren  Vieh-  und  Fleisch/.olle  (s  i?.  Vri),  welche  jetzt  auch  für  die  Vertragt,- 
«taateu  gelten,  die  Zölle  auf  Kier,  Butter;  die  Erhöhung  des  Branutweinzoils  im 
Conrentionaltarif  durch  Gleichstellung  mit  dem  doppelt  so  hohen  Satze  im  aUgemeinen 
Tarif.  Der  ünanziell  wichtige  Steinkohl  enzoll  ist  im  aUgomeinea  Tarif  auf  den 
Satz  dos  Conventiooaitarils  (12  Cent.  p.  1000  Kü.)  ledooirt. 

In  handelspolitischer  Hinsicht  ist  der  neue  allgemeine 
Tarif  gegen  den  früheren  ziemlich  durchweg  zu  einem  rationellen 
Schutz  Zolltarif  ohne  Prohibitionen  und  mit  massiger  en, 
wenn  auch  nicht  niedrigen  Zollsätzen  umgebildet  worden. 

Bei  den  Zöllen  auf  Halbfabrikate  und  Fabrikate  geschah  das  gewöhnlich 
in  der  Weise,  dass  die  SUze  des  alten  GonTentionaltarife  mit  geringen  Yerladernngen  in 

den  neneii  alli^^.m.inen  Tarif  übergingen.  Das  Tarifsystem  der  napoleonischen  Ycr- 
träige  bat  auch  dadurch  eiue  bemerkenswerthc  Aueikenaung  gefunden.  Die  Kohstoffe 
sind  zollfrei  geblieben,  Stoffb  in  den  ersten  YeraibeitvngMtDfni  es  mebr&oh  geworden 

oder  mit  massigen  Zöllen  belegt.  Die  —  besonders  bei  BaumwoU-  und  Wollgarnen 
und  (rcweben,  einigen  ^retallwaarcn,  chemischen  Producten  u.  a.  m.  —  noch  verblie- 
beueii,  wenn  auch  durch  den  (,'oaventionaltarif  gegenüber  den  meisten  ludustriestaateu 
grösstentheils  unpractisch  ^^ewordencn  Einfuhrverbote  des  alten  allgemeinen  Tarifs 
sind  jetzt  auch  im  allgemoincn  Tarif  fast  durchaus  beseitigt  und  durch  specifische 
Einfahrzölle  ersetzt,  hie  und  da  ist  die  Eiufuhr  selbst  zollfrei  geworden  (Beispiele  in 
der  Kategorie  der  chemiscIieD  Prodacte).  Einfolunrerbote  bestehen  ftr  gewöhnlich  nar 
noch  fiir  die  Monopolartikel,  für  Spielkarten,  Kriegs^'alTcn  und  gewisse  (tt'sschosse, 
Kupfermünzen  ausser  Couis.  An  die  Stelle  von  Werthzöllen,  wo  sie  hic  und  da 
im  aUgemeinen  Tiudf  noob  foifcamen,  z,  B.  bd  Hobeln  und  Uolswaaren,  sind  spe- 
cifische  getreten. 

Man  kann  diese  Aenderungen  alle  nur  als  zweckmässige  und 
richtige  bezcichuen,  wenu  mau  sich  ciumal  auf  deu  auch  der  neuen 
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Tarit  bilduiig;  zu  Gruude  liegenden  principiellen  handelspolitischen 
Gesiehtspunct  „gemässigten  Schutzzolls"  stellt.  Auch  das  Fina n 
inteiesse  ui(>chte  im  Ganzen  (l.ihci  gut  gelalircn  sein,  jedenfalls 
besser  als  bei  dem  früheren  allgemeinen  Tarif,  wennschon  vom 
finanziellen  btandpunct  aus  eine  weitere  Ermässigung  der  vielfach 
immer  noch,  besonders  bei  feineren  Qualit'aten  der  Fabrikate,  recht 
hohen  Schutzzölle  auch  des  neuen  allgemeinen  Taritis  zu  wünschen 
gewesen  wäre. 

Ein  sehr  umfassendes  und  ins  Speeielie  gebendes,  zahlreiche 
ZoUposten  und  einzelne  Positionen  enthaltendes  Aetenstttek  ist 
freilich  aneh  der  neue  allgemeine  Tarif  geblieben.  Er  sftblt  bei 
der  Einfuhr  immer  noch  579  Kümmern,  darunter  allerdings  zahl- 
reiche Artikel  als  „zollfrei''  mit  gerechnet,  aber  anderseits  bei 
yielen  Nummern  mit  mehreren,  besonders  bei  Gespinnsten  und  Ge- 
weben mit  sehr  vielen  Positionen.  Der  tlnterscbied  mit  dem 
heutigen  britisehen  Tarif  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  ausserordentlieb 
gross  geblieben. 

Die  un;;cmeiu  weitj^ebcndu  Qualitätsspecialisirang  der  spcciiischeu  Zolle  des  alten 
Coiiveiitioualtaii&  bei  Gcäpiniisten  uud  (jewuben  ist  in  den  neueu  allgemeinen  Tarif 
fiber?egangen.  Mohifach  sind  dabei  die  Sätze  des  ("onventionaltanfs  ein  wonig  um- 
geändert, öfters  etwas  erhöbt  worden,  namentlich  bei  den  leinsten  Qualitäten.  Dies 
ent&ifricht  aber  dem  leitenden  (iesichtspunct  des  französischen  Tarifsystems.  bchwicri|jf- 
koiten  bei  der  prac tischen  AnwendoDg  eines  solchen  Tarife  im  Zidldienst  sind  (Mti 
freiUch  nnTermeidlicli. 

Der  neue  Conventioii«^ltarif  unterscheidet  sieh  von  dem 
alten  Convention altaril"  und  folglicli  auch  v  on  dem  neuen  allgcuieinen 
Tarif  viel  weniger  als  letzterer  von  dem  alten  allgemeinen,  besonders 
in  Betreff  der  Höhe  der  Sätze. 

Bei  den  vornemlich  in  Betracht  kommouden  Zöllen  far  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate, betkouderü  in  der  Textilbranche,  sind  die  Sätze  des  früheren  Tanl^ 
meist  nnrerftudert  beibebftlten  oder  haben  nnr  kleine  YerSnderangen  erfahren,  letzteren 
Talls  regelmässig  kloine  Ermabbif^unicu.  Doch  fehlen  anch  Erhöhungen  im  neuen 
gegen  den  alten  Conventionaltarif  nicht  ganz,  z.  B.  bei  gewittsen  feineren  Baumwoll- 
gewebcb  und  Baumwollsammet.  Mitunter  ist  selbst  an  SteUe  der  Zollfreiheit  im 
früheren  ein  nicht  unbedeutender  Soli  im  neuen  GonTentionaltarif  getreten,  so  bei 
Farbstoifen  ans  Steinkohlentbeer. 

Das  Wichtigste  war  auch  hier  die  Umwandlung  der  früheren 
noch  mehrfach  verbliebenen  Werths Qlle  in  zum  Tbeil  allerdings 

ziemlich  hohe  specifisehe  Z?5lle,  welche  jedoch  hinter  den  Sätzen 
des  neuen  allgemeinen  Tai  Iis  uiehrfach  erheblich  zurückbleiben, 
mitunter  diesen  aber  auch  nur  gleichstehen. 

Leinwand,  feinere  Raorawoll-,  Wollgewebe,  einige  Lederwaaren,  MObel  und 
andere  llokwaareu,  musikalische  Instiiuneutc  u.  a.  m. 
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Auf  diese  Weise  herrscht  iu  tleui  neuen  Tarit'system,  priiu  i- 
piell  und  rechtlich  betrachtet,  eine  erheblich  grössere 
Gleich iiiässigkeit  in  den  Zöllen  tür  die  Einfuhr  von  Waaren 
auH  den  begünstigten  und  aus  den  übrigen  Ländern  als  in  dem 
1860  begründeten.  Daher  ist  das  Interesse,  an  der  Begttnstlguiig 
Theil  zn  nehmen,  ein  weniger  starkes  als  trüber  geworden. 
Practiscb  genommen  hat  sich  dagegen  nicht  so  viel  verändert, 
weil  eben  llUr  die  Einfuhr  von  Halb-  und  Gansfabrikaten  auch 
schon  vordem  fast  nnr  die  durch  Handebverträge  begünstigten 
Länder  bedentenderer  industrieller  Entwicklnng  in  Betracht  ge- 
kommen sind.  Berücksichtigt  man  das,  so  ergiebt  sieh,  dass  der 
Fortschritt  zn  massigeren  Schutzzöllen  nach  den  yomemlich  mass- 
gebenden  Gonventionaltarifen  bemessen  in  der  Periode  nach 
1881  verglichen  mit  derjenigen  nach  1860  nicht  gerade  bedeutend 
war,  aber  dass  doch  eb  Fortschritt  in  dieser  Richtung,  kein 
Rückschritt  zn  schärferem  Schutzzoll  erfolgt  ist.  Der  grosse 
Fortschritt,  welcher  durch  das  Handels  Vertragssystem  im  J.  1860 
gegen  das  bis  dahin  geltende  Tarifsystcm  gemacht  ist,  wurde  also 
erhalten  und  etwas  weiter  geführt,  —  trotz  der  politischen  Wendung, 
welche  die  Jahre  1870-  71  brachten.  Indem  der  alte  Convcntional- 
tarif  aber  sog'ar  die  Grundlage  des  neuen  allgemeinen  bei  Haib- 
und Oanzfabrikaten  wurde,  ist  eben  nunmehr  das  1860  iuaugurirte 
„liberalere*'  handelsj)(ilitische  System  aus  einer,  wenn  auch  weit 
umfassenden  Ausnahme  zur  generellen  Kegel  für  den  gesammten 
Einfuhrhandel  geworden.  Die  vielfach  so  scharf  angegrifiene 
Handelspolitik  Napoleon's  III.  hat  so  in  der  That  eine  bemerkens- 
werthe  Genugtbuung  durch  die  geschichtliehe  Entwicklung  erfahren. 
Der  Fehler  einer  zn  geringen  Beachtung  der  finanzieUen  Inter- 
essen beim  Zollwesen  hat  aber  zugleich  seine,  nicht  schwierige, 
Berichtigung  gefunden. 

Der  Zucker  ist  neuerlich  unter  den  Nonneii  der  alli^eniciiion  Zu' Icrnteucr-Gesctz- 
gebung'  {§.  267)  geblieben.  Der  neue  Conventionaltarit  gewährt  nur  bei  raffinirtöm 
und  ihm  glcich^esteUten  rohen  Zucker  eine  Ermässigung  (zunächst  an  Belgien)  von 
4Va  u.  57«  frcs.  gegen  den  allgemeinen  Tarif  \r.  ISSl,  (48  u.  51  gegen  50 Vs  u. 
Sß'/a  i'rcs.).  —  Ein  paar  Tariräiulerungen  freien  die  Sätzi;  dus  all 'gemeinen  Tarifs  v. 
J881  brachte  für  wenige  Aitikei  {ix.  a.  Salz)  das  Ges.  v.  b.  April  18»4,  auch  das  v. 
19.  Apr.  1889. 

§.  322.  f)  Nene  agrarische  Schutzzt^lle.  Von  all- 
gemeinerer handels-  und  zollpolitischer,  sowie  nach  dem  Erfolg, 

wenngleich  üicht  nach  dem  eigentlichen  Zwecke  auch  von  finan- 
zieller Bedeutung  ist  dann  seit  dem  Erlass  den  ncueii  Tarifs  nur 
die  EUckkehr  zu  höheren  agrarischen  Schutzzöllen  für 
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Getreide  und  Vieh  im  J.  1885  geworden.  Die  Gründe  daltir  liegen 
in  dem  bekannten  Preisdruck,  welchen  die  west-  und  mitteleuro- 
päischen Agrarproducte  durch  die  vermehrte  Concurrenz  tiber- 
seeischer,  namentlich  nordamerikanisclicr ,  indischer  und  osteuro- 
päischer, besonders  russischer  Producte  in  neuester  Zeit  erfahren 
haben.  Auf  die  schwierige  Frage,  ob  zu  diesem  Behufe  neue  oder 
erhöhte  Schutzzillle  in  Frankreich  wie  anderswo,  speeiell  in  Deutacb- 
land,  berechtigt  waren  nnd  auf  die  ebenfalls  schwierige  Fra^^e 
nach  den  Wirkungen  dieser  Zölle  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Genug,  dass  die  genannten  Zölle  wieder  ein  wichtiger 
nnd  an^  finanziell  bedentsamer  Theil  des  bestehenden 
französischen  Zollwesens  geworden  smd.  Beachtenswertb  ist  dabei, 
dass  die  neuen  Getreidezölle  nur  als  höhere  feste  Zölle ,  wie 
seit  1861,  nicht  nach  dem  früheren  System  problematisehen  Werths, 
demjenigen  der  ,,gleitenden  Scala",  festgesetzt  worden  sind. 

Die  Zölle  des  allgcmoiiicn  Tarifs  v.  ibsl  waren  for  (ietreide  fast  dieselben  wie 
die  vorher  bestehenden,  für  Vieh,  bes.  Ochsen,  schon  etixras  erhöht,  aber  doch  noch 
wesentlich  nur  Finan/:/:5lle.  Im  alten  und  m  ucn  Conventionaltarif  fast  durchweg  die- 
selben Sätze  wie  iui  ailg^emeinm  Tarif.  Durch  die  Gesetze  vom  2S.  März  1*^^5  nnd 
29.  März  und  5.  April  1887  sind  dagegen  wesentlich  höhere  Zölle,  der  Absicht  nach 
agnriscbe  8c1iiit2z51l6«  venn  ancb  Ton  fraglicher  Wirkung  ia  dieser  Hlosiclit  einge- 
treten. Neut)  Erh^hungon  sind  geplant  (1888  n.  1889,  a.  u.).  Bie^arife  reränderteo 
sich  folgeuderioasson: 


AUeemeiner  Tarif 

Ges. 

(itSS. 

altar 

f.  1881 

f.  1885 

?.  1887 

.Frcs. 

Fics. 

Frcs. 

Frea, 

p.  100  Ki!.: 

,  0.Ü2 

0.60 

'3.OU  G.6U 

5.00 

„      Mehl     .    .  . 

.    .  1.25 

1.20 

6.00  9.50 

8.00 

Anderes  (ietreide,  Köniei  .  . 

.   .  Frei 

Frei 

1.50  5.10 

3.00 

«,          „      Mehl  .  .  . 

.   .  Frei 

Frei 

Frei  Frei 

Unveräud. 

Malz  

.  Frei 

Frei 

1.90  5.60 

0n?ertnd. 

.  1.25 

1.20 

5.$0 

8.00 

.  1.25 

1.20 

5.50 

8.00 

.  6.24 

6.00 

IJnveränd. 

8.00 

.  1.25 

6.00 

Unveräud. 

S.OO 

p.  Stack: 

15.00 

•25.00 

38.00 

.   .  1.25 

8.00 

J2.00 

20.00 

8.00 

12.00 

Unveränd. 

Junge  Ochsen  n.  dgl.    .  .  . 

.  1.25 

5.1)0 

s.(H) 

Unveräud. 

Kälber  

.  0.31 

1..50 

4  00 

8.00 

,  0.31 

2.00 

a.Oü 

5.00 

Lämmer  

.  0.12 

0.50 

1.00 

Unrerind. 

Börkc.  Ziegen,  Zicklein  .   .  . 

.  Frei 

0.50 

1  00 

ünvf^rSnd. 

a.oo 

6.00 

ünveränd. 

0.50 

1.00 

Unrei^d. 

p.  100  Kil.: 

Frisches  Schlachtfleisch  .   .  . 

.   .  0.62 

3.00 

7.00 

12.00 

4.50 

8.50 

Unveräud. 
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Der  Zoll  fiir  Woizeu  gilt  auch  fUr  Spelz  und  Mischkoru.  „Andere^''  (ictrctdü 
nnfinst  Roggen«  Gerste,  Hator,  Hals,  Bochwcben.  Die  Erhftbnitg  des  Zolls  gilt  aber 

im  fJps.  V.  18S5  mir  für  IJogpcn,  Gerste  und  Hafer  und  dio  weitere  im  Ges.  v.  1887 
uur  iUr  Hafer.  Von  den  im  Ges.  r.  Ibbd  uotertichiedeneu  2  Zöllen  gilt  der  erste, 
niedrigere,  für  eoropaisches  und  direct  von  Atmereuropa  eingeführtes,  der  zweite, 
höhere,  für  aussoreuropäisches  aus  europäischen  Zwischenhäfen  eingeführtes  Proüuct. 
Jüris^st  ist  durch  (Jes.  v.  16.  Apr.  1889  aticli  der  Zoll  fllr  1? Dürfen  weiter  erhöht:  auf  3  a. 
tj.tiO  Frcä.  [mch  dem  gen.  Ht^rkunftüuutcraclüud)  u.  für  Mehl  auf  5  u.  8.60  Frcs.  — 
Für  Getreide  und  übrige  ein^refiihrte  Productc  gilt  bei  der  Einfuhr  aus  den  Verliags- 
uud  begünstigten  Staaten  der  alJgemeino  Tarif,  bis  auf  Nudeln,  wo  Ifalieu  den  halben 
Zoll  (3  Frcs.)  im  Courcntionaitarif  bat,  wai»  aber  ücitveilig  durch  den  Ilandeh>krieg 
zviscben  Frankreich  und  Italien  saspendirt  ist.  Bei  Vieb  bestebt  nur  für  Spanferkel 
unter  S  Kil.  Gewicht  Zollfreiheit  im  Convenfionaltarif  (Belgien),  die  Erhöhung-  des  Zolls  iii 
1S85  bezieht  »ich  nur  auf  schwerere  Ferkel.  Für  sonstiges  Vieh  kommt  auch  gegen  die 
Yertragsstaaten  der  allgemeine  Tarif  zur  Anveaduag.  Für  friscbes  nnd  gesalzenes 
Fleisch  ist  im  Conventionaltarif  gegenüber  mcbreren  Staaten  der  allgemeine  Tarifsatz 
besondere  aufgenommen,  so  dass  die  ZollerliöhuTjq:  geerenüber  den  begünstigten  Staaten 
uicht  Piau  greift  Eine  amtliche  Uebei-sicht  der  französischen  Getrcidezoll-Gesetz- 
gebong  und  der  ZoUertrfige  reo  nttl-^lSSS  im  Ball.  XIX,  418. 

Die  Zollerträgnis  sc  /ei^^en  hei  Getreide  deutlich  den  Ein- 
ilttss  dieser  ZollerhöhungeO|  bei  Vieh  kaum. 

§.323.  g)  I  i  ii;i  ir/,iclle  Ergebnisse  des  Zollwesens 
seit  dem  Kriege.  Wie  die  folgende  Uebersiclit  des  Näheren 
zeigt,  sind  diese  sehr  günstige  gewesen,  so  dass  die  ZoUcrträge  in 
dieser  neuesten  Periode  absolut  und  relativ  viel  bedeutender  für 
die  Finanzen  ins  Gewicht  lallen  als  in  einer  der  früheren  Epoehen. 
Der  bei  Weitem  grösste  Theil  der  vermehrten  Einkünfte  kommt 
natürlich  auf  die  Einfuhrzölle,  aber  aueh  die  statistische  Ab- 
gabe und  das  neue  Tonnengcld  (Quai -Abgabe)  haben  zu  dem 
gtinstigen  Besultat  beigetragen.  Dasselbe  ist  ausserdem  durch  das 
relativ  gegen  dasjenige  der  Koherträge  viel  geringere  Anwachsen 
der  Verwaltungskosten,  die  Geringfügigkeit  der  noch  bezahlten 
eigentiichen  Ausfuhrprämien  und  den  Fortfall  der  Diseonten  bei 
Baarzahlnngen  der  Zölle  und  der  Salzsteuer  (seit  1875)  üttr  den 
Reinertrag  der  Zollverwaltung  nooh  weiter  verbemrt  worden. 
An  der  Steigerung  des  Ertrags  der  £infnhrsölle  sind  die  im  Zoll- 
satas  so  stark  erhöhten  eigentliehen  Finanzzoll -Artikel,  besonders 
der  K a f f e e ,  dieser  jetzt  mit  100  Mül.  Ertrag ,  das  Petroleum 
zumeist  betheiligt ,  aber  aueh  andere  Artikel,  Tomemlieh  die 
Gerealien  und  unter  den  neueren  Verhältnissen  des  franzdsischen 
Weinbaues  (S.  654)  der  Wein,  haben  zu  der  Steigerung,  besonders 
in  den  letzten  Jahren,  wesentlich  beigetragen.  • 

Suniil.  liat  sich  die  aus  zwingenden  finanziellen  Gründen 
eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  und  das  Maasshalteu  in  der 
•Schutzzollpolitik  finanziell  gut  bewährt 
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Diu  folgende  Ueberüickt  schliei>i»t  sich  den  froheren,  nftioeuüich  der  auf  S.  S16 
aus  der  letzte  Periode  an.  Das  für  die  firdheron  benutzte  TtlbL  g^ucr.  geht  nur  bis 
1872.  Die  Daten  für  die  fulj,'! ndon  Jahre  sind  den  Talicllen  von  Faure  p.  100  fi'., 
195,  196  und  den  Ziiäammenstellangeu  der  Zollerträge  im  amtl.  T&bL  de  commerce 
ond  damacli  im  Ball.  (XXV.  42S  znletzt,  f.  1SS7,  und  firohere  ^de)  entnommen 
und  uiöu:lichsl  so,  wie  die  früheren,  gnii>pirt  worden.  Eine  Uebersicht  der  Kohein- 
nahmeu  (ind.  Sal^)  und  Kosten  v.  1791  — l^Sö  im  BuU.  XXI,  488  (8.  o.  S.  WO),  in 
einigen  Zahlen  etwa^  abweichend  vom  Tabl.  gcni^r. 


Einnahme 

MiU.  Frcs. 

Binfahrzölle 

Allgeui.  Zucker 

Zus. 

An8f.-Schifff.-StatiBt.Ver^  c,.  , 

Zolle  Abg.   Abg.  schied.  ^""""^ 

SaLsüt 

1869 

71.64 

48.64 

120  28 

0.16  0.31 

—     1.58  122.31 

22.38 

1870 

7JI.71 

45.50 

i:!5.21 

0.26  0.25 

—     1.39  127.10 

23.70 

1871 

104.22 

51.62 

153>t 

0.38  0.26 

—     1.52  158.00 

24.09 

1S72 

98.1.T 

17. n2 

145.77 

0.47  3.61 

5.67    2.58  158.10 

23.47 

1873 

148.76 

6y.36 

218.12 

0.34  4.42 

5.50    3.56  231.94 

25.92 

1880 

243.67 

87.53 

331.20 

0.52  7.33 

6.50   3.72  S49.18 

18.27 

1881 

266.72 

fiO.fil 

327. 36 

0.10  7.67 

6.58    3.74  345.45 

19.67 

1885 

267.91 

1U0.6U 

368.60 

—  7.35 

6.45    3.79  386.19 

23.33 

1887 

295.72 

38.80 

384.52 

—  8.18 

6.72   5.16  354.58 

21.99 

Ausgabe 
HiU.  Frcs. 

Kegie- 
kosten 

Nou'valears         Reinertrag      7«  der  Regiekosten 
Ansf.-   Anderes     »„n       Zölle  u.  vom 
Präm.                 *           Salzst.    Kohertr.  lieinertr. 

1869 

27.68 

0.23 

1.33 

92.09 

115.37  19.0 

19.33 

27.45 

0.17 

i.2n 

•)8.20 

121.90  18.25 

18.33 

1871 

27.58 

0.15 

1.60 

128.77 

152.86  15.0 

15.50 

1872 

29.89 

0.16 

2.29 

126.26 

149.73  16.83 

16.50 

1S73 

30.16 

0.23 

c.  2.55 

108.90 

224.82  11.70 

1880 

31.37 

0.16 

c.  1.50 

.•iin.i5 

:m.V2  8.50 

18S1 

29.48 

0.17 

c.  1.50 

317.79 

337.46  8.50 

1885 

31.50 

c.0.2 

c.  1.50 

352.99 

386.82  7..50 

J8S7 

c.  31.15 

c.  0.2 

c.  2.00 

321.23 

.343.22  *«.30 

Die  mit 

„circa" 

bezeichn 

etcn  Zahli'ii  sind  l^-i 

den  Kf.giekosten  un 

d  Ausfuhr 

Prämien  f.  1887,  bei 

letzteren 

auch  i. 

die  \ 

uiaascldäge,  bei  den 

„anderen 

Non^falenis  1873—87  Schätzungen,  da  mir  die  Daten  nicht  für  die  Zolle  ausgeschie- 
den von  anderen  gleichen  Posten  bei  den  indirecten  Stenern  vorlagen  f-  s  hmn  sich 
liier  aber  um  keine  grossen  Diflcreuzeu  handeln).  —  Die  Berechnung  der  Procente  der 
Regiekosten  rora  „Reinertrag"  wie  oben  S.  805  (Robertrag  bloss  abztkgUcb  Mon-ralenra). 

Die  Zunahme  der  Schifffahrlsabgaben  kommt  ganz  auf  das  neue  Tonnon- 
geld (Quai -Abgabe),  7 — 7'/sMill.  Frcs.  in  neuerer  Zeit.  Die  anderen  Abgaben  Jicbcs 
Zweigs  sind  kleine  Gebühren  Lei  der  SchifITahrt  (s.  u.  §.  327,  zas.  c.  310,000— 
330  ODO  Pres.,  wovon  3400,  mitunter  7—11.000,  für  Franzisirung  fremder  Schitie, 
34.000 — 10,000  Frcs.  für  Cong.  s  französischer,  31— 36,0nn  für  Pässe  fremder  SchiUe, 
240,000  — 2(jU,uOU  Frcs.  für  P(Mmis  und  Certificate  be,  u-l.  SehillaladungenX  —  Die 
Ivubrik  „Verschiedenes"  umfasst:  kleine  Stempelahgaben,  c.  Mill.;  Urkunden 
iiItL-r  S(  LiUilVan/isiruiig,  1 — 4U00  Frcs.:  Zahlungen  der  Gemeinden  für  die  Kosten  de:; 
/ollamtiichen  l<Ixercice  der  Eutrcpots,  30—53,000  Frcs.;  Zahlungen  der  Sodafabriken 
fUr  die  Kosten  des  Exereicc,  V^— "''i  ^i'l ;  Magazin-  und  Bevachungsgcld,  2— 70OO: 
verscbiedene  und  zufällige  Einkünfte,  1  —  IV4  MiU.;  Geldstrafen  und  Confiseationeu. 
1 — 1%  Mill.;  Plombirungs-  und  dgl.  Gubühren  {ao  für  Transit),  V»  Mili;  Lazaretb- 
nnd  andere  Einktlnfle  von  Sanitätsanstalten,  1.2 — 1.4  Hill;  GebOhr  f&diesanit.  Unler- 
snchung  des  eingeführten  Viehs,  V? — Vä  Mül- 

Di'  Ver w a  1  tn n i^sli 0 sten  zerfallen  in  die  in  Frankreich  und  in  Algier,  und 
weiter  m  persönliche  (lu  den  letzten  Jahren  c.  28,  anfaujis  der  Periode,  1871 
c.  23  Mill..  dazu  in  Al^er  jetzt  1,1  Mill.i,  sachliche  (normal  früher  '/s  ^iU.,  jetzt 
c.  4."5O.O0O.  in  Al-i  r  lOD.finO  Frrs.).  111. d  diverse  fanfans^s  .1'/.,.  jetzt  nur  l'^  Mill., 
in  Algier  80—85,000  Frcs.).  —  Die  „anderen"  Kon-valeurs,  ausser  den  Aus- 
fbhrpriLmien,  um&sseB  nach  WegfoU  der  Zoll-  und  Sabsstoner-Diseonten  (6 — 700,000 
für  Zoll,  Uber  200,000  für  Salz  früher)  bes.  Rückzahlungen  von  Zulleu  000,000 
Frcs)  und  VertheUong  von  Geldstrafen  (z.B.  1871  u.  1872  371,000  u.  907,000 Frcs.). 
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Bei  der  starken  Vcrmelirnn«r  der  Zollerträge  sind  die  Hegickosten  relativ,  in  7«« 
gegen  die  lS6üer  Jahre  auf  7.-,  gefallen. 

Die  folgende  Uebersicht  gicbt  die  ErfrilgiiiMe  d^  EinftihizOUe  der  Haupt- 
artikcl  und  ist  mit  der  früheren  auf  S.  817  zu  ?crgleichen.  Am  Stärksten  schwanken 
aus  früher  besprochenen  Gründen  (§.  267  ff.  und  nach  Ausweisen  der  Tabellen  auf  S.  070 
11.S.  817,  832)  die  Erträgnisse  des  Zuckers,  namentlich  den  fremden,  im  Gegensatz 
VI  dem  ans  den  fnnzOstschen  Goloni^  (Hill.  Pres.) 


Kein  oder  i{ohstoff- 

aberwiegend  1872  1887         und  Überwiegend  1872  1887 
Finanzzdlle  SchntzzOlle 

Kaffee   2^.U  99  (j  Steinkohle   11.4 

Zncler   47.6  38.8  Wollgewebe    ....  8.9  7.3 

Cerealien  ......     2..\  41.1  Baumwollgcwebe  ...  7.7      *  7.2 

Fetrolenm   lU.ü  29.3  Baumwollgarn  ....  1.9  3.3 

Wein  1.»  n.S  Weite.  Het-AiC  .  .  .  0.7  2.6 

Cacao  3.4  Vd.n  Maschinen  n.  dgl.    .   .  1.6  2.5 

Tafelfrüchte  0.8  7.1  Eisen  Tind  Stahl  ...  1.5  2.4 

Vieh   bei  and.  5.3  Topf.,  üia^w   bei  aad.  1.8 

Pfeffer,  Piment  ....     0.4  4.9  Leinengarn   0.7  O.s 

Branntwein  0.1  2.7  Leinwand   IS  0.0 

Bier   bei  and.  l.S  Soidengewebe  ....  bei  and.  0.6 

Theo   0.5  J.3  Oel  ans  fettigen  Kflmem     0.3  OÄ 

Käse  0.4  0.6                      Zus.    .    .    .  HHrt  40.9 

Olivenöl  0.4  O.G  Aodere  Waaren    ...  19.1  23.9 

^    .   .   .   •               0.2  Frei                   Somme  .  .  J4d,b  334.5 

Zus.   ,   .   .  93.0  269.7 


Die  Zölle  von  Cerealien  und  Vieh  können  hier  wohl  zu  den  Finanzzöllen  gestellt 
werden,  zu  denen  Übrigens  auch  die  Uohstofizölle,  bes.  die  Steinkohlen/üUe  gerechnet 
werden  konnten.  Einige  Zollposten  haben  in  dieser  Periode  1870 — 1887  im  Ertrage  sehr 
geschwankt,  besonders,  wie  gesagt,  Zucker,  aber  doch  auch  andere.  Kaffee  gab 
1^70  und  1*<71  schon  38.9  und  40.1  ,  1883—86  jährlich  schon  106.5;  Cerealien 
zuerat  1879  Uber  10  Hill.  (13.7),  von  1881—84  wieder  Ü  -8,  1885-87  aber  11.2, 
21.1,  41.1,  Vieh  erst  seit  Issl  regelmässig  über  1  Mill.  Frcs.,  1881—86  2.3,  4.7,  5.3, 
4.4,  5.3,  5.6,  Wein  noch  IfeTT  um  2.7,  dann  steigend  auf  27. .'j  in  18SI  und  wieder 
herab  auf  15.9 Mill. Frcä.  iu  188ö  (s.  auch  S.655).  Die  Schwankungen  der  übrigen,  iinanzicll 
minder  wicbtigen  Artikel  sind  meist  geringer,  nnd  gleichen  sicli  mehr  gegenseitig  von 
Jahr  zu  Jahr  aus.  Di>  Schwankungen  der  G csammtertrSge  kommen  rornemlicb 
mit  ron  den  Artikeln  Zucker,  Cerealien,  Wein  her. 

Im  Vergleich  mit  der  früheren  Zeit  ergiebt  sich,  dass  der 
Haopttheil  der  Zollerträge  jetzt  auch  verhältnissmässig  mehr 
als  früher  ans  den  Finanzzöllen  herrührt ,  zumal ,  wenn  man 
zu  diesen  die  Zueker-  nnd  Getreide-,  Vieh-  nnd  Steinkohlenzdlle 
ganz  hinzurechnet.  Auf  die  „Finanzzölle"  in  diesem  weiteren 
Sinn  kam  dann  von  dem  Gesammtei  trag  (abzüprlich  Zuckerausfuhr- 
prUmie  bei  Einnahme  und  Aiisf^abe  in  1859)  z,  B.  Iö5l'  53.7,  18G8 
77.6,  1887  84.0  "^/o-  "iclit  der  Krtrag  des  Zuckerzolls  wegen 

der  Beziehung  zur  inliindischen  Zuckerindustrie  und  Zucker- 
bcsteuerung  so  schwankend,  so  würde  das  noch  scliüri'er  hervor- 
treten. Im  Ganzen  ist  daher  überhaupt  in  neuerer  Zeit  das  l'ran- 
züsischo  ZoUwesen   mehr  und  mehr  zu  einer  Überwiegend 
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finanziellen  Einrichtung  und  in  geringerem  Grade  eine  Schutz- 
zölle riBche,  Damentlich  handels-  oder  richtiger  Industrie- 
politische  geworden,  —  freilich  abgesehen  von  der  Bflckkehr 
SQ  agrarischen  Schutzzöllen ,  welche  indessen  dnrch  gans  nene 
weltwirthaobafUicbe  Conjunctnren  bedingt  gewesen  ist 

Dnrch  diese  sebärfere  Anspannung  desFinanzmoments  im 
Zollwesen  ist  freilieli  eine  neue  vermehrte  Belastung  der  BevOlliernDg 
mit  Verbranchsstenern  eingetreten,  welehe  in  einigen  Fälleiii 
Yor  Allem  bei  dem  franzSsiscben  warmen  Nationalgetränk  ^  dem 
Kaffee,  auch  bei  Petroleum  gewiss  empfindlich  geworden  ist 
Aber  auch  das  war  eben  nur  eine  unvermeidliche  Wirkung;  der 
allgemeinen  Finaiiziage  und  damit  wieder  der  Politik  des  Landes. 
Vom  Standpiinct  der  gesammten  Steuerpolitik  imd  speciell  der  all- 
gemeinen Vcrbrauchsstcuerpolitik  aus  war  diese  Ent\\  ickluug  der 
i:!irträ;:nis.se  der  Einfuhrzölle,  der  wichtigeren  Finan/zolie  wie  der 
weniger  bedeutenden  Finanz-  und  der  industriellen  Schutzzölle,  im 
Uebrigen  unter  französiscben  Verhältnissen  auch  zu  billigen  und 
folgerichtig.  Denn  durch  diese  Besteuerung  der  eingeführten  aus- 
wärtigen Verzehrangs-  nnd  Genussmittel  und  Verbrauchsgegen- 
stände, darunter  auch  mancher  Lnxnseonsamptibilien  der  Massen 
wie  der  wohlhabenderen  Classen,  wurde  immerhin  die  ganze 
Steuerlast  gleichmässiger  und  auf  noch  mehr  Schultern  vcrtheilt, 
und  mit  den  Verhältnissen  der  Besteuerung  inländiseher  Objecte, 
den  kalten  Getränken,  dem  Zucker,  dem  Tabak  und  den  tibrigen 
Artikeln  zweiten  Banges  in  Uebereinstimmung  gebracht  Die  er- 
folgreich eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  seit  1870  erscheint 
so  finanspolitiscb  riehtig. 


ß.  Die  Ein  rieh  tu  n{f  des  Zollwesens. 

Im  vorausgehenden  Abschnitt  vou  der  Eutwickliuig  des  Zollvesens  und  dein 
Gang  der  Tarifpolitiit  ist  mandies  anf  die  Einrichtung  des  ZoUwesens  Bezflfliche  schon 

mit  zu  1  fuhren  gewesen  und  kann  im  Folgenden  übeigangen,  wie  das  Meiste,  was 
sich  auf  das  T.Hrifwescn  Ijczißlit,  oder  braucht  nur  knrz  crwälmt  zu  wi^rJen.  Manclms 
ergiebt  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  dem  Wesen  des  (iieij/zuUsystems,  dt;r  dabei 
Torkommenden  Ueberwachung  des  Grenzverkehrs,  namentlich,  hei  der  Conccutnitiun  dus 
finanziellen  wie  protectionistischcn  Moments  im  Zollwesen  auf  Eintuhr/öUe.  Daher 
besteht  in  den  betreffenden  l^ormen,  Massregeln  und  einzelnen  Einrichtungen  auch  iu 
den  retschiedenen  Goltarsfaateii  viele  Uebereinstimmung  im  PrineipieUffli  und  Mate- 
ricllen  des  Zollri  <  lits  und  mehr  nur  Verschiedenheiten  im  l^ormellcn.  Es  ist  deshalb 
nicht  notb  wendig,  in  alies  Detail  des  fmnzösischen  Zollrccbts  näher  einzugehen.  Manche? 
ist  dann  freilich  dem  letzteren  speciiisch  eigenthiimlich  oder  wenigstens  in  hesonderei 
Wri^-f  ausgebildet,  so  das  Transit-  und  Entrepotwesen,  das  ßückzoJl- (Drawback-)  und 
Au&iuhi-prämienwesen,  das  System  der  zeitveasen  zollfreien  Zalsssnng  von  fremden 
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Prodacten  zur  Bearbeitung  und  Wicdoraasfahr  („Yeredeluuj^rerkehr'') ,  die  Controle 
im  Grenzbezirk,  die  Darchfahrunf  ebtmida  d«8  W^bzollsysteiiis  und  jetzt  noch  des. 
Systems  sehr  specialisirender  specifischer  Zölle,  wie  bei  Waaren  der  Textilbranche, 
das  Controlrecht  bei  Verdacht  (k-s  Sohmuö-f-'ls.  die  Retlieilifjung-  der  Beamten  am  "Erlös 
aas  Confiscationen  und  Geldstrafeii  u.  a.  m.  liniessen  hezieht  sich  das  Meiste  hiervon 
knf  die  handclspolitischo  Seite  des  Zollwesens,  die  als  solche  nicht  hierher  ge- 
hört,  und  Einisres  hat  auch  uiit  d  m  Fortfull  der  bezügliclieii  Einrichtungen  nur  mehr 
noch  historisches  Interesse,  wie  im  Wesentlichen  das  Kückzoli-  und  Ausfuhrpräiuien- 
vesen.  Endlich  sind  toanche  Hermen  vnd  Einrichtungen  im  Zollwesen  die  gleichen 
oder  analogen  wie  hei  anderen  französischen  Steuern,  besonders  den  inneren  Ver- 
brauchssteaern.  danmter  namentlich  denen  mit  Yersendungscontrole,  Entrejpötrecht,  wie 
z.  B.  den  Oetrinlesteiiem«  80  dess  mit  Bacluicht  auf  früher  Dugest^tes  hier  Mwiches 
ubergangen  werden  kann  oder  es  gentlgt,  08  km  ZU  herfthren  (s.  n.  A.  bes.  §  .263,  264 
flbeor  die  Getränkesteuom). 

Nach  diesen  auf  mOgiichste  iieschränkung  hinweisenden  (iesichtspuncten  ist  die 
folgende  Darstellnng  entirorfoi.  8.  die  Literatur  oben  S.  790,  bes.  Tignes«  Block, 

dict.  Art.  douane  von  Ozenne,  v.  Hock,  Für  die  Vorhältnisse  der  KückzöUe  und 
Ausfuhrprämien  Loxis'  gen.  Werk.  —  Die  Uauptgesetze  aind  schon  die  o.  S.  7ä5 

genannten  v.  17'J].  . 

§.  324.  1.  Dien storga nisation.  Das  ZoHwesen  steht 
gegenwärtig  unter  einer  eigenen  tinanzministeriellen  General- 
direction,  derjenigen  der  Zölle.  Zeitweilig  war  früher  die  Ver- 
waltung des  Zollwesens  nnd  der  indirecten  Steuern  unter  Einer 
Generaldirection  vereinigt,  was  sich  indessen  nicht  bewährt  zu 
haben  scheint  und  bei  dem  Umfang,  der  Verschiedenheit  und 
Mannigfaltigkeit  der  Geschäfte  auch  wohl  nicht  passend  ist. 

Vereinigung  durch  Decr.  7.  27.  Dec.  1851,  und  zwar  in  der  Weise,  dus  die 
Generaldirection  der  indirecten  Steuern  in  die  des  Zollwesens  aufgenommen  wurde, 
weil  die  Verwaltung  der  Zölle  sich  seit  1S48  besser  als  die  der  indirecten  Steuern 
bev&hrt  haben  soll  (r.  Hook,  S.  21).  l^ranmiog  noch  unter  Napoleon  III.  durch 
Decr.  V.  MSr/,  1869.  Eine  Zeit  lanir  fl'^Sl — 60)  v.-?.-  auch  die  Tabakmonopol- 
Yerwaltung  mit  den  beiden  anderen  unter  derselben  geu.  Dircction  verbunden  (S.  720). 

Zum  6  e  8  c  h  ä  f  ts  k  r  e  i  8  der  Generaldirection  der  Zölle  gehören 
ausser  allen  Angelegenheiten  der  eigentlichen  Zölle  die  Erhebung 
der  statistiscben  Abgabe,  der  Sehififahrtsabgaben,  der  Plombimngs- 
und  Stempelungsgebtthren,  der  in  ZoUsacben  von  der  Verwaltung 
und  auf  Grund  gerichtlicher  UrtheUe  verhängten  Geldstrafen,  die 
Einziehung  der  Nebeneinnahmen  der  Zollverwaltung  und  die  An- 
gelegenheiten des  der  ZoUdireetion  unterstellten  Theils  der  Salz- 
Btener. 

Die  Dienstorganisation  der  Gooienildh^tion  der  Zolle  ist 

analog  derjenigen  der  anderen  eingerichtet.  An  der  Spitze  steht 
der  üeijeialdircctor,  ihiu  zur  Seite  zwei  „Administratoren**,  welche 
mit  ihm  den  „Administrationsrath"  für  die  ganze  Verwaltung 
bilden.  Der  Dienst  zerfällt  dann  auch  hier  iu  den  Cent  rai- 
dienst in  Paris  und  in  den  Departemental-  und  Local- 
dienst. 
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Vgl.  0.  S.  G02  über  die  Urgaiimtion  des  Dienstes  der  indirecten  Steaera.  Josat 
y.  öTSUl.,  276  ff.,  Block,  dict.  Art.  douane  Nr,  14—33,  Yignes  I,  309.  814. 

Der  Gentraldienst  unter  dem  Geneialdireetor  hat  zw^  Abtheilungcu ,  jede 
unter  einem  der  Administratoren  und  enthält  10  Bureaus,  wovon  eines  unmittelbar 
unter  «leiii  Gencraliiirector  als  C(.^ntr;ilbür!^aa  futigirt.  Eemorkeiiswerth  ist,  das3  der 
Gencraltliroctor  fou  Amu wegen  Mitglied  verscliiedener,  mit  dem  Handels-  luid 
ZoUwcseu  in  näherer  Interessenbeziehung  stehender  „Katlie  "  (i  onseils)  and  CommisHioneii 
ist.  So  des  oberen  Handels-  und  Indastricraths,  dos  Coinius  der  Künste  nnd  Mann- 
facturen,  der  CommissioQ  fuc  iuteroatioaale  Ausstellungen,  der  Commission  für  die 
Feststellang  der  Haadelsverthe  in  der  Statistik,  des  Gesimdlieitsraths.  Das  Personal 
der  Centralreiwaltung  ist  ron  Gratilicatiouen,  Ergreifer^AndieileD,  AnÜuileii  an  Plojn- 
biruugsgeldcrn  u.  dgl.  ausgeschlossen  (s.  u.). 

Der  Departeiaeutaldieuät  zerfällt  in  Directionsbczirke,  deren  Zahl 
auch  in  neuerer  Zdt  noch  Veränderungen  eifkhreii  bat  (rgk  für  die  frohere  Zeit 

0.  S.  799).  Von  32  ist  sie  jetzt  auf  26  reducirt  ^incl.  l  in  Algier).  Die  Zollverwal- 
tung in  den  Coloiiien  gehurt  zu  dein  Ressort  des  Marinemiuisteriums.  Diese  Bezirke 
umfassen  vornemlich  das  Küsten-  und  Grenzgebiet,  sie  fallen  mit  Departements  nicht 
genau  zusammen  ;  auch  im  Inm  n;«  bestehen  einzelne  eigene  Dircctionen,  so  in  Paris. 

Ati  der  S|nt/.e  jedes  Bcz-irks  stellt  ein  eigener  Director  mit  einem  Hilfs[)ersonal  von 
Inspectoren  verst  hiedencü  Grades.    Er  wie  diese  Beamte  sind  cautionspflichtig. 

Der  Departcmcntaldieust  gliedert  sich  dann  in  den  Verwaitini gs-,  Buieau-, 
oder  sesshaften  (s^dentaire)  einer-,  den  activen  odci  Brigade  dien  st  anderseits. 
Ersterer  ,,liquidirt,  erhebt  und  eincassirt  die  Abgaben",  letzterer  „hindert,  bekämpft 
.und  constatirt  Hinterziehung  und  Schmuggel'*  (V ig n es,  vgl.  o.  S.  603). 

Zum  Bureaudionst  gehören  ausser  den  Zolldirectoreu  und  Inspectoren  von 
Beamten  höheren  Grades  noch  die  Hanpteinnehmer  {reoerenn  prindpanx)  und 

die  ersten  Bureau-Directionsbeamteu  (premiers  rominis),  von  Beamten  niederen  Gra- 
des die  Gontroleare,  Veriticatoren,  verschletieae  Ciasaen  Buieaube&mten  (commis)  sowie 
die  Neben«  und  Untereinnehmer  (recerenni  particoHorB  et  snborfinte).  Zorn 
activen  Dienst  oder  m.  a.  W.  zur  Zoll  wache,  welche  jetzt  nach  Ges.  v.  1S72  u. 
1S73  ganz  militärisch  or^^anisirt  ist  und  zu  den  militärischen  Streitkräften  des  Landes 
gerechnet  wird,  gehören  Jiiigadun  vüu  Zollwäclitern  (pr6pobcs)  Fuss  und  zu  Pferde 
unter  Capitänen,  Lieutnauts,  Brigadieren  und  Unterbrigadieren,  woran  steh  noch  eine 
Zoll  marine- Abtheilung  schliesst.  Dieser  active  Dienst  gmfasst  gegenwärtig:  an 
21,000  Mann,  wovon  an  16,000  Manu  Zullwächtei  und  Matrosen.  Militärisch  bildet 
er  31  acti?e  Bataillone,  1  Zug  Gandlerie,  nnd  8  Bat,  13  Compagnien,  15  Sectionen 
lür  den  Festang^eost   CaationsplUehtig  sind  nur  die  Einnehmer. 

Der  l  rlerwacliunpsdienst  der  Inspectoren  und  ünterinspectorcn  wird 
auch  liier,  wie  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  607),  in  den  sesshaften  und  in  den 
Reisedienst  (divisionnaire)  «nterschieden.    Jener  betrifft  die  Oebenrachnng  des 

Burcaudicnstes  am  Sitze  selbst,  dieser  diejenige  des  äusseren  Dienstes,  des  Bech> 
nuiigsw'csens  der  Zolleinnehmer  (comjitalnÜte)  und  des  Biigadedienstes. 

Diu  Haupteinnehmer  haben  u.  A-  im  Kamen  der  Kegio  das  Vorkaufs- 
recht bei  zn  niedrigen  Angaben  über  den  zollpflichtigen  Verth  bei  WerthzOlIen  ans- 
;iaUben,  auch  von  sich  aus  die  Rechtsstreite  in  Betreff  der  Verletzung  der  Zollgesetze 
zu  verfolgen  (s.  Uber  ihre  sonstigen  Fanctionen,  äteliong,  £echnangsiegnng  liäherea 
hei  Josat,  p.  578,  276). 

Die  Verificatoren  haben  namentlich  hei  der  YerzoUiing  der  Stenern  die 
Art,  Sorte,  Qualität  und  richtige  Tarifposition  festzustellen,  was  bei  den  früheren  viel- 
faeli  vorkommenden  \V'  rthzrdlen  tind  noch  gcfrenwarfi?  bei  der  weitgehenden  Spc- 
cialisirung  mancher  speciiischen  Zulle,  besonders  der  Schutzzölle  auf  Gespinnste,  Ge- 
webe u.  a.  m.,  seine  Schwierigkeiten  hat  und  umfassende  Waaren-  und  Tarif kenntniss 
Toransset/t. 

Auch  der  Brigadedienst  zerffdlt  in  sesshaften  an  den  Landgrenzen  selbst, 
ambulanten  zur  Uebeiwachuug  in  und  au  den  Grenzzonen,  maritimen  auf  der  See 
im  Kiistenbesdrk ,  und  Es corto dienst  zur  BegleUung  zollpflichtiger,  noch  nicht  ver- 
zollter Waaren  ins  Innere. 
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Alle  Zollbeamte  werden  vereidigt  Die  Zollwächter  haben  in  ZoU- 
Mchen  tut  Yorladnngen  und  andere  Beebtsstreite  die  Beftignisse  der  Hnfsstefs.  Sie 

dürfen  weder  selbst  noch  durch  ihre  Frauen  Handel  treiben,  auch  nach  ihrer  Ent- 

lassuii;^  wlilircrid  5  Jahren  nicht  im  (irenzbezirk  wohnen,  wenn  sie  daselbst  nicht  schon 
früher  heimisch  waieii,  um  sie  von  der  tietheiligong  am  Schmuggel  abzuhalten. 

Eine  besondere  Wichtigkeit  haben  im  französischen  Zolldienst  die  Äntbeile 

der  Zollbcainten  am  T.rVös  aus  Bcsrhhit^iiahmen ,  Consfiscationeu ,  Gc^ldstrafen.  Früh(;r 
(Erl.  \r.  IH.  Frim.  Ii)  hatten  auch  die  höheren  Beamten  vom  reinen  Erlös,  der  nach 
Abzug  von  für  die  caisse  de  retraites  blieb,  einen  Antheil  von  Va-  seit  184S 
(Erl.  V.  6.  Juni)  beseitigt  ist.  Seit  dieser  Zeit  wird  aus  diesem  Antheil  ein  Foods  ge- 
bildet, widcher  jährlich  vom  Gencraldirector  an  die  bei  Schinng-golrerfolarun^  vordieu- 
testen  Beamten  unteren  Grades  (d.  h.  unterhalb  der  Untcrinspectoren  und  Hauptein- 
nehmer)  Teitheilt  wird.  Von  dem  Rest  des  Erlöses  bekommt  der  Staatsschatz  V« 
ganzen  Erlöses,  die  Ergreifer  Ve^  bostimmter  Weise  zu  verthcilen  ist;  der 

Denunciant  hat  Anspruch  auf  7s  Ncttoerlöscs.  (Block,  dict  Art.  donane  Nr. 
153—158.) 

Die  ZoUwachc  nimmt  übrigens  auch  an  der  Controle  >:e^en  HinterEiehungen, 
Schmuggel  u.  s.  w.,  bei  der  Oirculation  der  Getränke,  beim  Tabakmonopol  u.  s.  w.  Theil. 

üehcr  die  Kosten  des  Zolldienstes  s  schon  oben  S.  610,  dann  §.  312.  314,  317 
passim,  für  diö  neueste  Zeit  §.  32ij.  Für  die  Central  Verwaltung  mit  c.  100  Beaniten 
treten  zu  den  frtlher  angegebenen  Kosten  in  der  1*  tzten  Periode  noch  c.  400,000  I  res. 
Porsoualausgaben.  Die  Kosten  stellen  sich,  wie  die  frtlher  mitgetheilteii  Zahlen  des 
Näheren  ergeben,  jetzt  viel  günstiger  als  ehedem  und  Uberhaupt  günstig  im  Vergleich 
auch  mit  anderai  Lindexn,  venu  aucli  nicht  so  vie  in  England,  wo  ide  c.  47»  gegen 
c  87«  In  FiMiIcreich  betiagoi. 

§.  325.  2.  Durchführung  des  Zollwesens.  Es  handelt 
sich  hier  vornemlich  um  die  Erhebung  der  Zölle,  nunmehr  nur 
noch  Einfuhrzölle,  und  der  statistischen  Abgabe.  Die 
Schiff fahrtsabgaben  haben  einiges  Besondere. 

a)  Zoll-Gr enzdistrict  (rayon - frontiere).  Das  leitende 
Princip  des  Zolls  als  Grenz  zoll  bedingt  die  genaue  Ueberwachnng 
des  Waarenverkehrs  über  die  Grenzen  gegen  das  Ausland,  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  Meer  und  zu  diesem  Behufe  aach  eine  er- 
gänzende Ueberwacbung  im  Inlande  innerhalb  der  äusseren  Grenz- 
linie wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze. 
In  Frankreich  ist  zu  diesem  Behufe  im  Prineip  ein  Grenzstreifen 
Ton  2  Mjriametem  von  der  Grenze  an  gerechnet ,  in  besonderen 
Fällen  noch  etwas  mehr  (2Vs  Myriameter)  an  den  Landgrenzen 
und  von  1  Myriameter  an  den  Seekflsten  (aneh  tiUigs  der  in  die 
See  mündenden  Flüsse,  Ganäle)  zu  einem  besonderen  Grenzzoll« 
district  ausgebildet  In  demselben  bestehen  eigene  beschränkende 
Vorschriften  für  die  Waarencirculation  und  auch  fUr  die  An- 
läge  von  Magazinen  gewisser  Manufacturwaaren,  sowie 
für  Fabriken  und  M  anufacture  n  selbst,  um  die  Gelegenheiten 
zum  Sclimu^i;e!  wirkbamur  zu  bekämpfen.  Aul  dem  Meere  erstreckt 
sich  die  ZollUbervvachung  uoch  auf  eine  Entfernung  von  4  Lieues 
von  der  Küste. 

A.  \Vagner,  Finaacwisaeu&chaft.   Jli.  64 
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Die  bc^ugiichea  BestimmuDge»  dos  des.  v.  22.  Aug.  1791  äiuU  in  der  Bevolu- 
tions-  und  Kaiseneit  noeli  vencItSift  wofden  tmd  gelteo  durch  Anfnaliino  in  die  spä- 
tere (Jesetzgebung  (ISM,  ISIO^  oder,  als  nicht  besonders  aufgehoben,  iiodi.  Nament- 
iich  jnUsseu  Waaien,  weiche  innerhalb  des  Orenzdistricts  an  den  Landgrenzen  (rans- 
pordrt  weidw,  mit  Be^leitsclieiii  des  Zollamts,  der  genaue  Angaben  zu  enthalten 
liat  (evcnt.  mit  hkMem  passarant,  der  5  Cent,  kostet,  S.  649),  versehen  sein,  sonst 
gelten  sie  für  R-f^rliTmiggolf.  Solange  Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrziillc  bestanden, 
waren  diese  Fonnaiuaiou  auch  für  die  aus  dem  Inlaudc  komnieudcii  WaaroQ  noch  be- 
sonders wichtig.  Die  zu  Markte  gebrachten  landwirthschaftlichen  und  ähnUeheft  .Artikel 
und  kleine  Meng-cn  eiiiiLicr  Gebraurlisartikol  (Gewebe.  Zurker.  Kaffoe)  im  Eesitz  der 
Priyatcousumenten  sind  allein  von  diesem  begleitsciieiu -Zwang  frei.  ^Nächtlicher  Traus- 
poit  nnteiliegt  besonderer  Anmeldung  und  Geneliinigung.  Im  KOstendistrlcte  bestehen 
etwas  weniger  scharfe  Yorsebriftni. 

Die  Beschränkungen  fur  Magazine  und  Fabrikanlagen  gelten  nur  für  den 
Landgrenzdistrict.  Sie  bestehen  in  Yerboten  in  kleineren  Gemeinden  (unter  20U0  Ein- 
wohner), gewisse  Waaren  im  Magazin  zu  fuhren,  oder  in  Verpflichtungen,  Register  ilber 
Beziii^e  tmd  Vorrfttbe  g-pwisser  Manufacturwaaren  unter  Coatrole  des  Zöllamts  zu  halten, 
ferner  in  der  VerpÜiolUung  zur  Erlangung  einer  besonderen  Ermäclitjgu]»^  ftir  die 
Anlage  von  Fabriken  u.  dgL  ausserhalb  der  Städte  and  zur  zwangsweisen  Verlegung 
bei  constatirtem  Schmuggel.  Die  practische  Bedeutung  dieser  Vorselirifteu  ist  mit 
dem  Uebergang  zu  einem  liberaleren  haudels-  uod  zollpoiitischen  System  natürlich 
geringer  geworden. 

Aui  ji  ausserhalb  des  Grenzbezirks,  im  ganzen  Staatsgebiete,  selbst 
in  den  Häusern»  konnte  früher  eine  Kachforschong  nach  verboteitct;  fremden  Baum- 
wollgarnen ,  BaamwoII-  nnd  Wollgeweben  und  anderen  Geweben  nnd  eine  Beschlag- 
nahme stattfinden  (Ges.  v.  2S.  Apr.  1810,  Art.  59.  00,  Ges.  v.  21.  Apr.  I&IS,  Art. 
43,  44),  wa.s  aber  durch  Ges.  v.  Ifi.  Mai  18ti3,  Art.  31  beseitigt  worden  ist  (Vgl. 
auch  Arne  1,  bl.  1)8,  Vignes  1,  272.) 

b)  Zollämter  bestehen  zu  Lande  als  eigentliche  Orenz- 
ämtcr  HTi  (kn-  Aussenlinie  des  Gienzbezirks,  besonders  fUr  die  Er- 
kliliiiiif;  der  Einfuhr  von  Waaren  ans  dem  Auslande,  und  an  der 
Innenlinie,  besonders  für  aus  dem  Iniande,  also  namentlich  v.m 
Ausfuhr  kommende  Waaren.  An  dei*  SeeküBte  sind  sie  für  beide 
Zwecke  vereinigt  Im  Inneren  giebt  es  ausserdem  Zollämter,  an 
die  die  Waaren  von  aussen  und  eventuell  von  denen  sie  nach 
aussen  unter  Zollplombe  gehen. 

Nicht  alle  Waareu  köiincn  aber  ttber  jedes  Zollamt  eingcfilhrt  werden.  Eine  Reihe 
bestimmter  Waaren  darf  nur  über  ^ewifsc  Zolläniter  einp:i:?hen,  naTncnllicb  über  solche 
mit  reellen  EntrcpOts.  Auch  werden  Waaren,  deren  Taxifaatii  eine  gewibie  Höhe  Uber- 
steigt (20  Frc8.  f.  100  Kil.),  nur  über  bestimmte  Zollämter  eingelassen.  Kacb  den 
Zollerhöhungen  nach  1870  sind  wieder  eiiiif^e  ControlFerschärfungen  einjrctreten  ,  so 
auch  zur  Controle  des  Transitverkehrs  und  des  Verkehrs  in  Waaren  im  System  der 
„zdtwelsen  Zvlassong'*  (Gea.  t.  19.  H&rz  1875,  Art.  3)  beim  Paasiren  des  (Sren^bezirb. 

§.326.  c)  Zollverfahren  und  Verwandtes.  Erstres  ist  in 
Frankreich  wegen  des  Characters  des  Tarifs  umständlich  und 
streng,  so  bei  dem  fitlheren  System  der  ProbitiiriMnen,  der  Werth- 
zölle, der  Höhe  der  Finanz-  und  »Sehutzzölle,  der  grossen  Speciali- 
siruDg  der  specitischen  Zölle,  besonders  bei  Halb-  und  Ganzfabrikaten, 
am  Meisten  in  der  Textiibrancbe. 

Die  Ilauptbestimmungcn  rühren  schon  aus  dein  CvMr.t/.  v.  22.  Aug.  I79I  und 
damit  aus  den  ürdooaauzea  des  Aucien  regime  her  und  haben  sich  durch  eine  Fraxia 
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\ron  Mensckeualtefü  erprobt  Sie  sind  aber  wiederholt  m  EiuzeUiciten  vcräudert  uud 
mehrfach  noch  verecliftrft  worden,  so  uicht  nur  in  der  Periode  der  Kampf-,  Handels- 
untl  Zollpolitik  N:iiJol('uii's  T.,  bondcni  anrh  in  der  Periode  des  Prolsibitiv-  unJ  Horh- 
schatzzoiLyi»teui  der  Toigeudeu  iiegierungcn  (1816,  ISlti,  a.  o.  S.  bU3}  uud  auch  uoch 
in  der  jüngsten  Kpoche  dei  scb&rfereu  fiscalteckeii  Tokdoiz  im  Z<dhrMeii,  so  durch 
.  dns  Gesetz  r.  2.  Juni  1876. 

Die  einzelnen  Normen  über  die  Vcrpilichtungen  der  Eigen- 
thtimer,  bezw.  Waarenführer  wie  über  die  Rechte  der  Zollverwaltung 
folgen  gerade  beim  Zollverfahren  in  der  Hauptsache  mit  Notli- 
wendigkeit  aas  dem  Wesen  der  Verzollung.  Sie  sind  daher  beim 
GrenzzollRvstem  tiberall  ähnlich  und  auch  in  Frankreich  nur  durch 
die  erwähnten  Einflüsse  umständlicher  und  strenger  geworden.  So 
lange  man  ans  fiscalischen  Gründen  einen  so  omfassenden  Tarif, 
wenn  auch  jetzt  nur  noch  Einfuhrtarif,  und  so  hohe  Zollsätze  auf- 
recht erhalten  muss,  Entrepdt-Zttschläge  (surtaxes  d'entrepots)  erhebt 
und  die  Schutzzölle  immer  noch  so  zahlreich  und  hoch  und  so  weit 
gehend  specialisirt  bei  wichtigen  Fabrikaten  bleiben ,  so  lange  bei 
der  aDSgedehoten  und  hohen  inneren  indireeten  Steuer  eigoitliehe 
Ansfnhrrerglftnngen  gewährt  werden  mttssen,.  die  zollfreie  Zulassung 
7on  Waaren  im  Veredelungsrerkehr  erfolgt  und  nicht  alle  Ausfuhr- 
pHUnien,  offene  und  TeThttUte,  absolut  fortgefallen  sind,  wird  auch 
schwerlich  an  dem  Zollverfahren  etwas  Erhebliches  zu  ändern  sein« 
Hier  wird  einmal  wieder  wenn  nicht  Alles  >  doeh  das  Meiste  auch 
in  diesen  „zolltecbnisehen'^  Dingen  von  allgemeinen  finanziellen  und 
commerciellen  Verhältnissen  bedingt. 

Die  einzeln  auf  das  Genaueste  geregelten  ^Stadien  des  Zoll- 
verfahrens sind  die  Waarenerklärungen  (Declarationen), 
die  Aus-  und  Einladungen  (insbesondere  bei  Schiifen),  die 
Revisionen  (Visitationen)  der  Waaren  und  die  Verifica- 
tionen  der  Erklärungen,  die  Festsetzung  von  Gewicht, 
Maass,  Zahl,  Werth,  je  nach  der  Art  der  Waare  und  den 
Tarif bestimmungen,  die  Berechnnng  der  Zollbeträge  nach 
dem  anzuwendenden  Tarifsatz  und  nach  den  Bestimmungen  Aber 
Netto-,  Bruttoverzollung  und  Tara-Gewährung,  WerthverzoUungi  die 
Entrichtung  der  Beträge  oder  die  Creditirung  derselben  und 
eventuell  die  Einziehung  unbezahlt  gebliebener  Zölle, 
namentlich  im  Falle  der  Creditirung.  Verschiedenheiten  treten 
dabei  zwischen  Einfuhren,  die  wir  hier  vomemlich  vor  Augen 
haben,  und  Ausfuhren,  zwischen  Verkehr  zu  Lande  uud  zur 
See  ein.  Besondere  Kegeln  bestehen  fllr  den  Transit,  ftlr  das 
EntrepOtwosen,  iür  die  z eitweilige  Zulassung  zur  Einfuhr 
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im  Veredeln  iigsverk  ehr  bebnfs  WiederauHtiihr  des  verarbeiteten 
riodiiets,  im  Unterschied  von  der  Einfuhr  für  den  heimischen  Ver- 
brauch, fttr  das  liUckzoll-,  Steuerrückver^litun^s-  und 
Ausfuhrprämieowesen.  Eine  Reibe  von  Stralandrohungeu 
(Ordnangastrat'eD)  knüpft  sieb  an. 

Vieles  hiervon  ist  aber  gerade  wieder  nur  oder  ganz  überwiegend  von  Wichtig- 
keit in  handelspolitischer,  nicht  io  finanzpolitischer  Beziehung,  £s  betnSt  auch  eine 
grosse  Menge  Detuls,  die  rieli  nicht  kurz  zusammenfassen  Ii^en,  und  kann  hier  Dicht 

näher  verfolgt  werden.  Wir  beschränken  uns  auf  einige  orientirende  Bemerkungen 
ilber  das  Wichtigste  und  Eigenthümlicherf.  Ansser  auf  Vignes  (bes.  I,  288-270), 
Blück'ö  dict.  Art.  douane  Nr.  47 — 109,  Art.  Entreput,  transit,  ist  bes.  auf  die  vor- 
zügliche, eingehende  und  im  Wesentlichen  noch  zutreffende  Darstellung  von  v.  Hock 
(S.  245 — 278"*  7.n  verweisen ;  es  sind  seitdem  doch  nur  weiiipe  Einzelheiten  geändert 
worden ,  so  iu  Betretl  der  Zoilcredite  (Ges.  v.  15.  Febr.  1 87 5).  Das  maassgebeude 
Hauptgesetz,  mit  vielen  einzefaien  sp&teren  YerrolbtSndig'Qngra«  ist  das  vom  23.  Aa^. 
1791  geblieben. 

u)  Die  stempelireieu  Waarcuerklärungen  sind  obligatorisch,  auch  für 
die  anszufttbrenden  Waaren  und  ftr  die  zollfreien,  nnter  Strafandrohung:  die 

Grundlage  auch  der  Handelsstatistik.  Fehlt  die.  Erklärung  und  kann  sie  nicht  sofoit 
gemacht  werden,  so  werden  die  Waaren  gegen  eine  Gebühr  zollamtlich  magazinilt. 
Die  Erklärung  muss  in  vorgeschriebener  Form  die  genauer  bezeichneten  Puncte  ent- 
halten, bei  Werth  Zöllen  auch  die  Werthangabe  nach  der  gesetzlichen  Berech« 
nungswcisf.  Eveütoell  ist  da^.  erforderliche  Ursprun gscert i fi c a t  beizufügen.  Das 
Gesetz  v.  2.  Juni  i»7ü  hat  die  Declarationsptlicht  bei  Einfuhr  verbotener  Waaren  (für 
SntiepÖt,  Dufchfbhr)  und  von  Waaren  höheren  Zolls  (20  Frcs.  und  mehr  p.  100  KU.) 
oder  mit  inneren  Steuern  brkiicten  und  die  Strafandrohungen  verschärft. 

3)  Aus-  und  Einladung  der  Waaren,  insbesondere  bei  Schiffen,  setzt  zoU- 
amtliehe  HitiriTkung  voraus,  in  Form  scbiildicber  Erlanbniss  (permis,  cong6)  und  unter- 
liegt verschiedenen  Gontiolen  ond  Beschiinknngeii  (so  als  Bogel,  dasa  sie  nur  bei 
Tage  erfolgen  darf). 

y)  Auf  Grund  der  Waareuerklärung  erfolgt  die  Revision  und  Verification 
der  Waaren.  Abweichungen  der  Erklärung  vom  Befund,  einerlei  ob  ein  Mehr  oder 
ein  Weniger  constatirt  ist,  sind  strafbar.  Bei  Mehrbefund  kann  ausser  der  Geld- 
straie  höherer  Steuersatz  ^doppelter),  auch  Confiscation  je  iiach  Yerschiedeidieit  der 
PSÜe  eintreten. 

S)  In  BefrefT  der  Werthzölle  liatte  das  Zollamt  ein  Yorkaufiirecht  (Pre- 
emption) bei  muthmaasslich  zu  niedriger  Werthdeclaration ,  das  schon  im  Zollgesetz 
?.  1791  hefTtindet,  anfangs  auch  fOr  Rechnung  der  Zollbeamten,  später  (seit  1871) 
nur  für  die  des  Scliat/f-s  ausi^-uht  werden  konnte,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die 
Waare  mit  lü7o  Zuschlag  zum  deciarirten  Wcrthe  erworben  wurde.  Im  britischen 
Handelsvertrag  von  1860  wurde  dieser  Zuschlag  sogar  auf  5*/o  herabgesetzt,  um  in 
dem  neuen  Zollsystem,  bes.  bei  Fabrikaten,  zu  niedrige  Angaben  zu  verhüten.  Die 
practische  Anwendung-  dieses  Rechts  bietet  aber  Schwierigkeiten  und  Kisico.  Seit  dem 
fast  völligen  Fortfall  der  Werthzölle  im  Tarif  v.  ISbl  iät  die  Sache  von  kciuer  jirac- 
tischen  Bedeutung  mehr. 

Bei  den  G e wichtsznll e n  erfüllt  die  Verzollung  bei  allen  höheren  Zoll 
tragenden  Waaren  (über  10  Frcs.  p.  lüU  Jiil.;  nach  dem  Nettogewicht,  das  je  nach 
Wunsch  des  Interessenten  entweder  ohne  Anspackung  nach  der  für  die  betreffende 
Waarengattung  festgestellten  gesetzlichen  Tara  oder  mit  Auspacknn;;  nach  dem 
wirklichen  Gewicht  der  Verpackung  ermittelt  wird,  in  welchem  letzteren  Fall  die 
Waareuerklärung  das  Nettogewicht  mu^  angegeben  haben. 

p  Gomplicationen  in  den  Verzollungsverhältniasen  entstehen  durch  das  System 
der  Züllznschläge  für  Waaren  ausserenropäiseben  Ursprungs  bei  indirecter 
Einfuhr  aus  europäischen  Zwischenhäfen  und  der  Zullzuschläge  für  gewisse  eu ro- 
dälsche  Waaren  bei  indirecter  Einfuhr  (S.  819,  824).  Ferner  gelten  die  Vertrags- 
tarife  auch  jetzt  noch  regelmässig  nur  für  die  Prodncte  nachweisbaren  Drspruncfs 
aus  dem  betreüenden  V  ertragsütaatc,  der  gewühnlicb  durch  notorische  Thatsachen,  wie 
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characteristisclio  Mcrknialc  der  Artikel.  UinsCuul««  der  Einfuhr,  doch  ereutuell  aiK  h 
darch  Urspiuagscertificate  erhärtet  wiid.  Vgl.  die  Volkugsvorschriftcn  zum 
Tarif  r.  IBSl,  im  Aaszag  im  der  deiitaebeii  amtL  Taiifsanuiiliuig  v.  18b4,  Iraozös. 
Tarif,  S.  64. 

>/i  St  rc  it  fr.'ifi  II  /wischen  Zollamt  and  Interessenten  über  Art,  Gattung.  Sorte, 
Ursprung,  Werth  der  Waaren.  behufs  Anwendung  der  Tarifposition  werden  durch  Sach- 
verständige entschieden,  nach  Ges.  ?  27.  Juli  lb22,  Art  19,  modificirt  durch 
Tari^  T.  7.  liai  1881,  AiC.  4, 

Bis  zum  J.  1875  warde  aach  bei  den  Zöllen  für  grössere  Zollbeträgo  im  Pall 
der  sofnrtig-ftn  Baarzahlan^r  ein  Discont  oder  Rabatt  gewährt,  reg:e!mässig  l'/s"/», 
für  4  Muiiati!.  Das  des.  v.  15.  Febr.  1875  (S.  G05")  hat  auch  für  die  Zölle,  wie  für 
aU6  in(lir(3<  toti  Steuern  Baarzahlung  ohne  Rabatt  vorgeschriebe.  Doch  werden 
fnr  die  £infuhrzölk,  wio  fur  <  iin;  Keiho  genannter  indirerter  Steuern,  viermonat- 
liche Credite  für  schuldige  Betrage  von  mindestens  3Ü0  l'rcs.  auf  Grund  der  Stellung 
ron  ?orge8chriebenen  Obllgattonen  erüieilt.  Diese  Credite  sind  aber  zu  verzinsen 
(nach  Min.-Eri.  mit  b7o  P«  a»)  und  mit  einer  Provision  (VsV«  ^  Max.)  vetbnoiden. 

/)  Einige  S]iL'(  ianiesfimiinin:;oii  bc^fclu-ii  fUr  ien  Seeverkehr,  insbcsorulore  fiir 
die  Einfuhr  Uber  See.  Die  Schiffsmanifeste  mUssen  eventoeil  schon  auf  See, 
innerhalb  der  KtlstenzoM- Linie,  dem  Zollbeamten  vorgezeigt,  von  ihm  visirt  werden. 

Ohne  zollamtlic  hes  Visum  des  Manifestes  darf  auch  kein  Schiff  den  Hafen  verlassen. 
Um  die  Schmuggdgefahr  zu  vermindern,  dürfen  gewisse  Waaren  nur  in  gewissen 
Häfen  und  nur  in  grösseren  Schiffen  (mindesens  40  Tonnen)  eingeführt  werden.  Die 
einzelnen  Bestimmungen  sind  hier  zahlreich  und  zeigen  den  streng  fiscalischen ,  pro- 
hibitiv-hochschutzzöllcristhen  Character  der  französischen  Handels-  und  Zollpolitik, 
auch  Einflüsse  der  Revohitions-  und  napuleouisclien  Zeit  in  Mancheui  noe.h  heuti^.. 

Die  Ericiclitorung  des  Transitverkehrs  in  Ausdebuung  auf  alle  VVaarea, 
auch  auf  die  Einfuhrverboten  unterlicf^enden,  and  die  Einrichtung  zoll  freier  Nieder- 
lagen (Entrepöts)  mit  derselben  Ausdehnung  sowie  auch  im  Binnenlande  (Ges. 
V.  9.  a.  27.  Febr.  1S32)  wurde  in  Frankreich  dem  Interesse  gegnerischer  winhschaft- 
licher  Kreiae  anch  erst  mit  Habe  a^erangen  (8.  S04).  Yen  siehernden  vmst&ndlichen 
Controlen  ist  aber  ßeide-;  umgeben  geblieben.  S.  über  den  Transitverkehr,  der  hier 
nicht  weiter  hergehört,  Vignei»  I,  259 ff.,  Block,  Art.  transit.  Ueber  Zoll-En trep6ts 
Viirnes  I,  254 — 259,  Block,  Art.  entrepöts,  v.  Hock,  8.  256 ff.  BegrOndungsgcs. 
V.  'i.  Flor.  XI,  auch  einzelne  Bestimmungen  in  späteren,  bes.  in  den  <;en.  Gesetzen  v. 
isS2.  Gerade  bei  hohen  Finanz-  und  Schutzzölle»  ist  die  Einrichtung  von  allge- 
meiner Wichtigkeit.    Die  Hauptpuncte  sind  folgende. 

Es  werden  Entrepöts  in  den  Hftfen,  die  ilteren,  and  im  Binnenlande,  sdt 

1832,  dann  iiuch  hier,  wie  Vtei  inneren  Steuern  (S.  651*,  reelle  und  sogen,  fictive 
anterschieden.  Die  reellen  Entrepöts  sind  öfl'entliche  Anstalten,  regelmässig  auf  Kosten 
des  Staats  oder  der  betretenden  Städte,  eventuell  der  Kaot'leate  des  Orts,  unter  Doppel- 
VMtSChloss  des  Zollamts  und  eines  vereidigten  Handelsagenten.  Die  Waaren  werden 
nur  auf  Grund  einer  gleichen  Erklärung-  wie  liei  der  EiMfulir  gelagert,  Re^^isfer  über 
Bestand  und  Bewegung  der  Niederlage  gufuhrt,  die  Zollvurwaltung  levidirt.  bei  Ab- 
weichung des  Befundes  nm  ein  gewisses  Maass  von  den  Declarationen  wird  der  Mehr- 
befund sofort  zur  Strafe  mit  dt  ni  -  infarhen  Zollbctragc  belegt.  Auch  erfolgen  jährlich 
Beötandsrevisionen ,  wobei  Abgänge  den  Verpflichteten  (evenU  auch  deu  Zollbeamten) 
zar  Last  gesehrieben  werden.  Die  regelmässige  ManmallMst  für  die  Lagerang  ist 
3  Jahre,  die  nur  auhnalimswcise  verlängert  wird.  Sonst  miissin  die  Waaren  verzollt 
oder  wieder  ins  Ausland  gefUhrt  werden.  Letzteres  unbedingt  bei  Waaren  unter  Ein- 
flihrverbot  Der  Zollsatz  richtet  sich  nach  dem  znr  Zeit  des  Uebergangs  der  Waaren 
aus  dem  Entrepüt  in  deu  Consum  geltenden  Tarif.  Kauf leuten,  welche  des  Schmuggels 
oder  der  Untfrschhnfc  hei  der  Benutzung  des  Entrepöts  überführt  sind,  l<atin  das  Kecht 
der  Nicderlufre  entzogen  werden.  —  Die  fictive  Niederlage  bestr  ht  in  der  Eiulaj^erung 
zollpflicbtii;  r  Waaren  beim  Kaufmann  u.  s.  w.  selbst,  unter  entsprechender  Sicher* 
stellnns:  iur  die  spät'^re  Zollzahlnng  oder  Wiederausfuhr.  Einfiiluv»  rbotene  Waaren 
sind  allgemein  davon  ausgescblosäeu.  Sonst  gelten  im  Ganzen  die  Hegein  wie  bei  der 
reellen  Niederlage.  Die  Dauer  der  Lagerang  ist  anf  1  Jahr  beschrlnkt,  es  erfolgen 
vieitelj&hrlich  Bevisionen  und  Bestandaufnahmen.  —  Die  Randeisstatistik  filhit  jfthnich 
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auch  (li  ii  Eiitrc|)otv<-rk(;lir  auf.  Die  Einlagerung  uinfasst  ge^jeuwärtig  dem  Wertlie 
uacli  etwa  des  Spcciaieiafulirbauduls,  '/^  davon  kommen  auf  Uavre  oud  Marseille 
allein.   Die  nnanzzollartikel  (Kaffee,  Zucker  u.  a.  m.)  sind  dabei  stark  fertreteo. 

/)  rc1)i'r  Ausfuhrprämien  und  liückzölle  s.  Vigncs  I,  251  ff".,  ßlock, 
die».  Art.  douanc  Kr.  101—100,  bes.  das  Euch  von  Lexis.  Seit  1864  besteht  mir 
noch  ein  kleiner  Ku^t  der  ciuat  aubgcdchutcn  und  auch  für  die  Finanzen  so  be- 
deutsamen Eitiriohtuug,  so  für  gesalzene  Butler  und  gesalzenes  Fleisch,  in  BctreU'  der 
Snlzf^tcncr.  Um fmg reiche  Controlro«chri£ten  wioen  natttrllclL  mit  der  Ansiahtang 
dieser  Vergütungen  verbunden. 

fi)  Das  System  der  zollfreien  Zulassung  von  fremden  Producteu  behufs 
„Veredelung*'  und  Wiederausfuhr  der  bearbeiteten  W'aare,  seit  1836  angenommen, 
beruht  awf  einem  ähnlichen  Gesichtspunct  wie  die  Gewährung  eines  eigentlichen  Kück- 
zolls.  Durch  Anwendung  desselben  u.  A.  im  J.  Ib64  auf  Eohzuckci  mt  Hattiuirung 
ist  du  frühere  FrSmIen-  und  Rückzolbystem  bei  diesem  wichtigen  Artikel,  wenigstens 
nominell,  beseitigt  worden.  Es  ist  fUr  eine  ganze  Reihe  von  Artikehi  eingerichtet, 
auch  fui  Weizen«  zur  Mehlausfuhr.  (Ucbersicht  in  der  amtl.  deutschen  Samml.  d. 
ZülltaTife,  Frankreich  S.  58.  Statistik  in  d.  HandelsBtatistik  j&hiüch.) 

v)  Ausser  den  Zöllen  des  Tkxi&  nnterli^eii  diejenigen  fremden  Waarcn,  welche 

als  einheimische  Artikel  eine  innere  Steuer  trairtMi,  im  Prineip  auch  dieser 
letzteren,  bezw.  einem  Ausgioichungszoilzuschlag  dafUr.  Ueber  die  Durch- 
fbhmng  dieses  Principe  bei  den  einzelnen  Artikeln  ist  Mher  das  Erforderiiche  1>ei 
der  Darstellung  der  hetrefFenden  inneren  Steuern  gesagt  wurden,  Auch  die  Waaren 
au»  Vertragsstaaten  sind  von  diesem  Zuschlag  oder  von  der  besonderen  Zahlung  der 
inneren  Steuer  nicht  frei,  eine  Belastung,  welche  ansdrftckllch  in  den  Verträgen  Tor- 
behalten  worden  ist.  Auch  die  den  Iteimischen  Fabrikanten  durch  die  steueramtlidie 
Ueherwachnni^  entstehenden  Kosten  kennen  bei  der  Festsctznnjr  der  fflr  fremde  Waaren 
zu  zahlenden  Zuschlagsteuern  in  AnsclUas:  gebracht  werden.  Besonders  complicirt  ist 
die  Bestimmung  bei  den  mit  Alkohol,  auc  h  mit  denntnrirtem,  hergestellten  Waaren, 
namentlich  verscliiedenen  chemischen  Producten,  wo  nach  dem  Tarifgeset/  v,  1S81 
eine  entsprechende  Zollerhöhung  erfolgt  Eine  Ueberslcht  darüber  in  der  gen.  deot- 
toben  amdieben  Tarlfirasgabe  S.  55. 

§.  327.    d)  Nebenabgaben  im  Zoilwesen. 

Dahin  gehören  nicht  die  öfters  hier  erwähnten  gewöhnlichen  Stempel 
auf  Urkunden,  welche  in  Zollsacheu  vorkommen  (Eingaben  u.  dgl.)  oder  weiche  in 
Verbindung  mit  Handels-  nnd  Transportverhältnissen  stehen,  wie  auf  Fracht- 
scheine, Recepisses,  Connos^amcntc  (s.  o.  S.  557>  und  eigentlich  auch  nicht 
die  gewöhnlichen  Quitt uugstcmpel,  welche  iu  der  Zollverwaltung,  wie  iii  anderen 
Flnanzfweigen  vorkommen  (S.  556).  Die  Erträge  der  Stempel  von  Frachtscheinen  u.  s.  w. 
stehen  auch  in  der  Eechnung  der  Stem]Kdverwaltun?r,  die  Quittungsstcmpel  indessen, 
wie  es  scheint,  nicht  oder  wenigstens  nur  theilweise.  Dagegen  gehören  die  Expe- 
ditions- nnd  fiegleitsebeinstempel  (75  Gent  fttr  acqnit-i-csntion)  nnd  die 
Blei-  (Plombirutiüs-"  und  Waa  renstcmpelungsabgabcn  (estampillage) ,  spe- 
cieil  als  zollamtliche  Xebenabgaben,  hierher.  Der  Satz  für  das  Blei  zum  Zoll- 
TeTBchloss  ist  25  n.  50  Cent  Der  Ertrag,  aus  dem  die  Verschnürnng  zu  bezahlen 
ist,  wird  unter  die  Zollbeamten  vertheilt.  Die  betreffenden  Posten  stehen  unter  den 
verschiedenen  Einnahmen  der  Zollverwaltung,  in  den  letzten  Jahren  für  „Stempel  jeder 
Art"  c.  Va  Mill.  Pres,  jährlich  und  über  Va  MUl.  für  Blei-  u.  s.  w.  Gelder.  Endlich 
kann  noch  die  schon  bebuddte  statistische  Abgabe  (S.  825)  zn  den  Nebenabgaben 
im  Zollwesen  gerechnet  werden.  Die  Lazareth-  und  Sanitätsanstaltseinnalimfn 
haben  einen  anderen,  mehr  gebührenartigeu  Character,  die  Abgabe  für  Uutoisuchung 
eingeführten  fremden  Viehs  wenigstens  der  Tendenz  nach  ebenfidls  (8.  832 
iind  unter  e  im  Folgende). 

e)  Sebifffahrtsabgaben. 

Die  Erträge  derselben  s.  schon  oben  S.  S32.  Die  finanziell  allein  wichtige  ist 
die  früher  schon  besprochene  none  Qttaiabeabe,  ein  i  onnMi-  nnd  Hafengeld  (S.  822). 
Der  Mhere  ZoJlzuschiag  for  Waaren  anter  fremder  Flagge  nnd  der  no(ä  bestehende 
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ZoIIzusc lilag  bei  in  il  i  r r  (  t^r  Einfuhr  (surtaxc  d'entrepöts)  gehört  zu  don  Zrillen 
selbst.  Ausserdem  liommeii  nur  vcrschiudeue  ileiue  Abgaben,  vorncmlich  nach  (ies. 
V.  27.  Vend^m.  II  (aeben  späteren)  hier  ror:  ))  Die  Franzi sirungsabga Im  für 
die  obligatorische  Erwerbung  der  französischen  Flagge  ftir  ein  Sei  hcliitl  ,  im  Inland 
gebautes  wie  vom  Ausland  ernrorbenes,  unter  ErfUUung  der  Yorgcschriebeucn  Be- 
dingungen ,  nach  dem  Principalsatz  Ton  9  Gent.  p.  Tonne  für  kleine  Schiffe  bi»  100, 
1  res  für  Schiffe  von  100  —  200  Tonnen,  24  Frcs.  v(.n  200  — :!00  T.,  P.  für  je 
lüO  weitere  Tonnen.  Fremde  Schifle  hab.jn  beim  Uebergang  unter  frauzösisclie  Flagge 
ausserdem  den  Zoll  von  2  Ii  es.  p.  Tonne  zu  tragen,  seitdem  das  Ges.  v.  30.  Jan. 
1872  mit  seinen  hölicreu  Zöllen  zorflckgenommen  worden  ist  (S.  S22  ü".).  —  2)  Acltc  res 
Tonnengeld.  Davon  besteht  nur  noch  ein  h'"-»  in  LTewissen  Fällen,  nemlich  das- 
jenige Tonnengeld,  welches  allen  Schiücu,  auch  lra»zösis<:heu,  speciell  zur  Perkung 
von  Anleihen  fttr  HafearerbesseniBfiHi  aofgelegt  weiden  l^onnle  und  kann,  im  Max. 
von  2Va  Frcs.  p.  Tonne  ((J-^s.  r.  19.  Mai  1S66,  Art.  4).  Dis  altere  allgemeine  Ton- 
nengeld, im  höheren  Betrage  ior  fremde  als  für  französische  Schiü'e,  ist  auch  für 
letztere  seit  Anfang  1867  aufgehoben  (dass.  Ges.  Art  4).  Die  Quai- Abgabe,  im 
gleichen  Satze  für  alle  Flaggen,  ist  aber  seit  dein  (ies.  v.  30.  Jan.  IS72  an  die,  Stelle 
getreten  —  H)  Abgabe  für  die  Erthoilung  des  obligatorischen  coag6  für  abgehende 
französische  Secschille  (in  Sätzen  von  1,  3  u.  6  Frcs.,  letzterer  fOr  Schiffe  Ton  und 
Uber  30  Tonnen).  —  4)  Abgabe  für  obligatorische  Schif  f8|ftft88e  bei  fremden  Schilfen 
(1  Frc.).  -  .'))  Ahfrabe  für  Erthcihii»^;  des  erforderlichen  pcrmis,  für  jede  Ein-  und 
Ausladung  vüa  Waarcu,  für  Ausstellung  eines  Certificats  über  .Vus-  und  Einladung 
von  Ladungstheilen  bei  Ankunft  und  Abfahrt,  Abgabe  der  Quittung  i  ai  i|uit),  in  Ver- 
hindiint;  mit  Tonnen-  und  Expeditionsgebuli ren.  Satz  1  Fie.  für  fremde,  V3  Frc.  für 
französische  Ladungen,  mit  Ausnahme  bei  letzteren  m  der  Kusteaschiffl'ahrt.  Kur 
diese  unter  Nr.  5  gen.  Abgabe  ist  im  Ertrag  etwas  erheblicher  (c.  V« 
üch«  s.  o.  S.  832). 

fi  Wesentlich  zu  den  SchiüTahrtsabgaben  sind  dann  noch  dio  San itäts^eb Uh- 
ren im  Seeverkehr  zu  rechnen,  die  in  einem  neuen  Kegloment  für  das  gesammte 
Sanitätsweson  des  Verkehrs  v.  22.  Febr.  1S76  in  4  Kategorieen  neu  geregelt  sind: 
a)  für  Controle  bei  Ankunft,  im  Princip  für  alle  Seesthille  j».  Tonne  5,  10  u. 
15  Cent.,  je  nach  der  Fahrt;  b)  für  Ueberw^adumg  in  der  Station  bei  in  Quarantäne 
liegenden  Schiil'en,  3  Cent.  p.  Tonne;  c)  für  Aufenthalt  im  Lazareth,  p.  Pers.  2, 
1  n.  Va  Prc;  d)f^  Desinfection  von  Waaren,  Vs        P«  verpackte  Waaren, 

'/.j  Frc.  u.  1  Frc.  fi\r  Hätite,  bes.  Berechnung  f.  Lumpen.  (Jewis'^e  F.xemtionen  be- 
stehen, S.  Block«  dict.  Art.  regime  sanit  Nr.  74  —  bO.  —  Aehnlicher  Art  ist  die 
Abgabe  fär  die  Untersuchung  des  in  C^ankreich  eingeführten  Viehs. 

§.328.  g)  Zollcontrole  und  Verfolgung  des  Schmug- 
gels; Strafbestimmungen  und  Strafverhängung. 

Auch  hier  Grundlage  diis  Ges.  v.  22.  Aug.  1791,  mit  Veränderungen,  oft  mit 
Verschärfangen  später,  bes.  noch  dorch  Ges.  v.  2.  Juni  1875.  S.  für  das  Einzehe 
bes.  Vignes  I,  270     297^08  and  r.  Hock,  S.  262—276. 

Die  Verpflichtung  zur  WaarencrklUruiii;  bei  den  Zolläiutern  im 
Grenzdistrict  und  eventuell  hei  den  inneren  Zollämtern,  die  Plum- 
biroug  der  vom  Ausland  oluic  sot'ortis^c  Zollzahlun^^  oder  Zollsicher- 
stellun^  an  innere  Zollamter  geliendeii  Waaren  und  das  Hegleitscbein- 
verlahreu  dabei,  die  Controle  im  Grenzbezirk,  die  l  cberwachung 
der  Seeküsten,  die  Vorschrift  der  zollamtlicheu  Genehmij^ung  des 
Ausladens  der  Schiffe,  die  Controle  des  Entrepot-Verkehrs  sind  die 
Hilfsmittel,  Schmuggel  nach  Möglichkeit  zu  verhüten.  Zur  Ver- 
folgung des  Schmuggels  im  Verdachtsfall  haben  die  Organe  der 


Dlgltized  by  Google 


844        0.  B.  2.  K.  Steneixeclit.  1.  IL-A.  2.  A.  Fnudoeioli.  g.  328. 


Zollverwaltung  weitere  Du rchsuehungs rechte,  die  abei-  au  be- 
stimmte BediDgungen  und  Förmüchkeiteu  geknüpft  siDd. 

Vig'no.s  fasst  a.  a.  0.  T,  270  die  Ilauptliestimmungcn  im  Wesentlicheü  fol- 
gendcrmaasseD  zusammen:  Jede  Haassuchung  durch  ZoUbeamtc  scUt  als  Kegel  — 
mit  Ausnahmen  —  die  Mitviilnuis  eines  Monicipalbeamten  oder  Polizeicomiaiss&is 
voraus,  ünbedinict  diirfen  ZoIll>eaiüte  auch  im  Grcn/dibtrict  mir  in  Verfolsrung  des 
SchiDUggcls  in  flagranti  ia  Häuser  dringen.  Sonst  darf  auch  hier  nur  bei  Tagü  eine 
Haussuchung  im  Fall  des  Yordachts  des  Vorhandenseins  einer  geheimen  Niederlage 
geschmuggelter  Waaren  stattfinden,  wobei,  wenn  der  Verdacht  sich  nicht  bestätig, 
eine  Entschädigung  von  24  Frcs.  zu  zahlen  ist,  vorbehaltlicli  grösseror  Entsrhädigungs- 
ansprOche.  Ausserhalb  des  Grenzbezirks  im  luutiren  de^  Laades  dürfen  Waaren  nur 
bewdÜAgnahmt  werden,  wenn  sie  ohne  Unterbrechung  über  die  Linien  des  Grenzbezirks 
verfolgt  worden  sind.  Sind  die  Waaren  dabei  schon  in  ein  Haus  gebracht,  so  darf 
eine  Haussuchung  auch  in  diesem  Falle  uur  bei  verbotenen  oder  solchen  Waaren  er- 
folgen, deren  Zulassung  auf  gewisse  Bareans  beschränkt  ist.  Specielle  yorschriften 
bestehen  für  Schiffsdurch  surhung,  wo  selbst  Kriegsschifle  besucht  werden  dürfen. 
U.  A<  kann  innerhalb  4  Meilen  von  der  £Uste  von  jedem  Schiff  eine  Copie  des  SchiSs- 
maiiifestes  reilangt,  jedes  Schiff  unter  100  Tonnen,  das  hier  ror  Anker  liegt  oder 
lavirt.  besucht,  dürfen  bei  Eingang  in  den  und  Ausgang  aus  dem  Ifofen  die  Schiffe 
von  ZollwSchtam  bestiegen  und  dorchsacht  werden,  auch,  ausser  bei  Kiiogs- 
schitTen,  Nachts. 

Die  Innelialtung  der  gesetzlichen  Vor8chriften  bezüglich  der 
einzelnen  Stadien  und  Puncte  des  Zollverfahrens  ist  durch  Straf- 
androhungen, insbesondere  von  Geldstrafen  als  Ordnungs- 
strafen, zu  verbürgen  gesucht.  Die  Verletzung  der  Aus-  und 
Einfuhrverbote  wurde  und  soweit  diese  Verbote  noch  bestehen 
wird  sie  auch  jf^tzt  noch  mit  schwereren  Strafen,  höheren  Geld- 
strafen und  Confiscation  der  Waaren  und  Transportmittel 
(besonders  der  Sohifie)  bedroht.  In  einigen  besonderen  Fällen  er- 
folgt aneh  sofortige  Arretirnng  und  Gefängnissstrafe. 

Solche  schwerere  FSUe  sind:  Einschmuggeltgtng  yerbotener  Waaren  und  ron 

Waaren,  welche  mit  mehr  als  20  Frcs.  p,  100  Kil.  Zoll  oder  mit  inneren  Steuern  be- 
legt sind.  (Geldstrafe  von  mindestens  500  Frcs.,  eventuell  vom  Betrag  des  Werth  des 
Objccts,  wenn  derselbe  höher  ist.  Ges.  v.  2.  Juni  1875.)  Confiscation  von  Waare 
und  Tranqpoituiittel ,  (icldstrafe  von  1000  Frcä.  oder  vom  doppelten  Werth  der  confia- 
cirten  Waaren  und  Gcfän^niss  von  6  Monat  bis  3  Jahr  eventuell  bei  Schinug'irel  der 
gen.  Waaren  in  der  Umgebung  der  Häfen,  au  den  Küsten,  mittelst  Wagen,  ia  Kotten 
von  mehr  als  3  Leuten  zu  I^erde  oder  mehr  als  6  sn  Fuss  (Ges.  r*  28.  Apr.  1816, 
nebst  anderen,  auch  gen.  (Jes.  v.  18751.  Andere  Beispiele  von  Strafen:  üntcr- 
lassuiig  der  Declaration  von  zollfreien  Waaren  bei  Ein-  und  Ausgang:  100  Free.  Ueld- 
strafe.  Zvaammen&ssnng  Teischiedener  BaHen  u.  dgl.  als  Einheit  in  dtt  Declaratlott : 
Confiscation  und  100  Frcs,  Strafe.  Werden  bei  der  Revision  mein  Ballen,  Kisten, 
Tonnen  u.  dgl.  vorgefunden,  als  doclarirt  worden:  ebenfalls  Contiscatiou  des  Plus  und 
100  Pres.  Strafe.  Werden  weniger  davon  vorgefunden,  so  fUr  jeden  fehlenden  Ballen, 
Kiste  SOO  Frcs.  Strafe,  falls  nicht  höhere  Gewalt  als  Draacbe  des  Minderbefundes 
nachweisbar.  Eri^iebt  sich  bei  der  Revision  ein  grösseres  Gewicht,  Zahl.  Maass  als 
declarieit  war,  so  tritt  bei  ciuem  Plus  von  5%  Metallen,  von  10%  bei  anderen 
Waaren  für  das  Plus  der  doppelte  Zollsatz  ein.  Bei  unriclitiger  Declaration  ttber 
(lattiinsi:  nnd  Qualität  der  Waaren  100  Frcs.  (u'ldstTafe  und,  wenn  die  beabsiehtigte 
ZoUhiiitcrziehuug  12  Frcs.  Übersteigt,  auch  Confiscation.  —  Verschärfte  Bestim- 
mungen mehrfach  im  Seeverkehr.  Waaren,  welche  ohne  schriMcho  zollamtliche 
Erlaiiluiiss  eingeführt  werden,  worden  ( uiiii^eiit,  daneben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Bei 
Einführung  verbotener  Waareu  zur  See  Couhscatiau  der  Waaren,  der  Schifl'e  luid  Geld- 
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strafe  iui  Betrag  des  Worth»  der  W'aare,  loindeatens  500  FrcH.,  solidarisch  voiu  ScbiÜä- 
heiro  and  WaareoeigcntliUiner  zu  tragen.  Capitäne  von  Schiti'en  unter  40  Tonnen, 
welche  gewisse  Waaren  nicht  einführen  dürfen  (S.  84 1),  unterliegen  bei  VerstMS  hier- 
gegen einer  Geldstrafe  von  500 — 100»  Frcs.  Der  Capitän  jedes  SchifTs  muss  das 
ächiirümanifest  innerhalb  24  Stuodeu  Jiacb  Ankunft  beim  Zollamt  hinterlcii^äu.  Iici 
500  Pres.  Geldstrafe.  Wird  es  ttberiiatipt  nicht  hinterkagt  oder  i^t  ( ^  uurichtif ,  so 
wird  der  Capifän  persRnlich  zu  1000  Frrs.  und  f^iiK^r  dem  Werth  der  nicht  ange- 
gebeneu \^  aaren  gleichen  Summe  verurtheih.  —  Analoge,  z.  Th.  schwere  Strafen  bei 
Gontrafentionen  im  Transitrerkehr«  bei  ungerechtfertigter  Eriangnng  ron  AnsfohrpA^ 
mien,  bei  nicht  rechtzeitiger  (6  Monat)  Wiederanaftahr  der  ans  zeitweilig  soUHtei  sn* 
gelassenen  Stoii'en  hergestellten  Erzeugnisse. 

Die  Verfolgang  der  BtrafflUle  in  Zollsacben  steht  regel- 
mässig der  ZollrerwRltang  zo,  nnr  bei  Verbindung  des  Fiscal- 
vergebens  mit  einer  sonstigen  strafbaren  Handlang  und  in  bestimmten 
Fällen  des  Gesetzes  t.  2.  Juni  1875  der  öffentlichen  Gewalt  flber- 
banpt  Die  Aufnahme  von  Protokollen  ttber  Zollvergehen  steht 
zwei  Zollbeamten  gemeinsam  nnd  innerhalb  des  Grenzdistrlets  nach 
einer  elgenthtlmlichen ,  nicht  aufgehobenen  Bestimmung  der  Bevo*. 
lutionsgesetzgebung  (Gesetz  y.  9.  Flor.  YII)  auch  zwei  anderen 
franzosischen  fiflrgem  zu.  Die  betreffenden  Protokolle  müssen  die 
im  Gesetz  näher  angegebenen  Puncto  enthalten. 

Die  Abu rt heil uug  der  Zollrergehen  erfolgt  regelmässig  in 
erster  Instanz  vor  den  Friedensrichtern,  in  der  Berufongsinstanz 
vor  den  Correctionstribunalen.  Vor  letztere  gehören  aber  von 
vornherein  die  oben  i,^enannten  schwereren  Falle  von  Zollvergehen. 
Mit  Zollvergehen  in  Verbintlung  stehende  Verbrechen  gehen  cvuntudi 
vor  die  Assisen,  vor  die  auch  Fälle  des  Schmuggels  mit  Wider- 
setzlichkeit und  in  Rotten  von  und  mehr  bewalVueten  Personen, 
sowir  Sehnniergel,  welcher  von  Zollbeamten  begangen  oder  he- 
giinslig(  worden  ist,  gehdren.  Die,  welche  al*^  Versicherer  (»der 
iuteressirte  am  Sc-hinnggel  Theil  genommen,  unterliegen  denselben 
Strafen,  wie  die  Hauptschuldigen. 

Auch  bei  Zollvergehen  hat  die  Verwaltung  vor  wie  nach 
dem  Urtheil  das  Recht  der  Abfindung  mit  dem  Schuldigen,  vor 
dem  Urtheil  in  Betreff  aller,  nach  endgiltigem  Urtheil  nnr  in  Betreff 
der  Geldstrafen.  Die  Bestätigung  dieser  Abfindungen  steht  dem 
Generaldirector  bez.  dem  Finanzminister  zu. 

S.  die  cinzehien  gesetzl.  BestimmuiJücn  bei  Vigncs  I,  299  ff.  über  Strafver- 
folgung, ProfokoHn.  (icrichticompi-fon/oii,  Strafverhängung,  Ahtiiidiiiiueu.  —  In  Betreff 
der  Streitigkeiten  Uber  das  Üb  und  Wic?ioI  der  Zahlungsptiii Iii.  über  ßilciforderuog 
gemachter  Zahlangeii  entscheiden  auch  in  Zolbachoa  wie  bei  den  indirecten  Steuern 
(S.  605)  die  Civilgerichtc  Die  Yrrjälirunfj  gegen  die  Vervaltong  ist  2«  gegeu 
die  PÜichtigen  1  Jahr.   (Vignes  1,  297 -2ö8.} 
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§.  320.  Anhang.  Sogen.  Speciaircgimcs.  Das  hesprocheno  Zollsystem 
gilt  unmittelbar  nur  für  das  cigoutlirhc  continentale  Frankreich.  Die 
Kttstt' iiinselu  sind  nicht  in  das  ZoUg  ^  f  iml^  blossen,  Co rsica  gehört  zwar 
dazu,  aber  hat  filr  die  höheren  Zölle  (über  5  Frcs.  p.  100  KW  )  nur  die  halben  Sätze. 
Für  die  Colonicn  bestehen  besondere  Vorschritten.  Die  Einiuhr  aus  denselben 
nach  Frankreich  erfolgt  im  Allgemeinen  zollfrei,  ausser  für  einige  wichtige  Finantzoll- 
arfikfl  ;  nach  dem  Tarif  v.  l^S'i,  Tab.  E  sind  aeuilich  züllpflichtig  und  zwar  nach  den 
Sätzen  des  aUgemeiucn  Tarifs  Zucker,  Verzuckertes,  Kaüee,  Gacao,  Chocolade,  PfcUer, 
Piment,  Gevtttznolken ,  Zimmt,  Cassia  lignea,  Amomeii,  CardAmomen,  MnseatnOsse. 
Mascatbluthc,  yanlHo;  vom  Seiw  i^iilii^ebiet  ovent  noch  andere. 

Auch  /wischen  Algier  und  Frankreich  besteht  im  Wesentlichen  gegenseitig  Zoll- 
freiheit ((ies.  V.  17.  Juli  ISGT).  Doch  ist  algicr'scho  Chocolade  und  gemahlener  Cacao 
bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  (Decr.  v.  31.  Juli  1873,  Art.  1,  Ges.  v.  19.  MSrz  1875, 
Art.  4'.  franzßs.  Zucker  bei  der  Einfuhr  in  Algier  besonders  /.oHjtflichtig-.  DfT  /Zoll- 
tarif Algitirs  für  fremde  Waarcn  ist  erheblich  weniger  umfangreich  und  massiger  ali 
der  franzosische  Tarif.  (S.  Zollges.  v.  17.  Juli  1867.  Der  1884  geltende  Tarif  in 
der  (lontachen  anitl.  Samuiluiii^  \r.  27.'  Bei  fremden  Waaren,  die  aus  Algier  nach 
t'raiikreich  eingcluhrt  werden,  ist  crcntucll  der  französische  Zoll  oder  diö  ZoildiÜcreaz 
gegen  den  algier'schen  Zoll  zu  benhlen.  (T»b.  E  des  Tiiifs  v.  1884.)  Die  algier'schen 
Zollcinkunfte  bildiMi  einen  Thoil  der  frauzjieischeii,  die  VerwaltQOgsluwteii  gehören  za 
denen  der  französischen  Zollverwaltung. 

Marseille  geniesst  bes.  im  Niederlagcverkehr  einige  Erleichterungen.  —  Im 
Verkehr  der  landwirthschaftlichen  Ernteproductc  ans  (irnndstUcken  Fremder 
diesseits  «nd  Einheiiniscbtji"  jenseits  der  Grenze  besteht  Zollfreihoit.  —  S.  f.  Näheres, 
«  bes.  Uber  die  a I g i e r  seilen  Verhältnisse,  Rlock,  dict.  u.  Supplem.  Art.  Algerie, 
An.  douanes  Nr.  110—122,  Vijnes  I,  273—277,  v.  Kaufmann,  S.  486—498. 
Ueber  den  al^ier 'sehen  octroi  de  mer  IUo<  k,  dict.  Art  Algerie  Nr.  lö'J  u.  Sappl. 
1885,  p.  3  (Tarif  f.  lSh5  an).  Wir  müssen  es  uns  hier  versagen,  Algier  weiter  in 
die  DMBteUnnff  za  zieheD. 

y.  Bttchblick  auf  das  ZoIIwesen  und  zur  Kritik. 

§.  330.  1.  Finanzielle  Seite.  Nach  mancherlei  Wand- 
lungen  der  Handels-  und  Zollpolitik,  nach  förmlichen  Exces.scn  des 
Prohibitiv-  und  Sehntzzollsystems  nnd  langdauernder  bleibender 
EinbttrgerQDgp  desselben  ist  man  in  Frankreich  einigermassen 
wieder  znm  Ausgangspunct  einer  beinahe  hunder^abrigen  Ent- 
Wicklung  y  zu  einem  Tarifsystem,  welehes  sieh  dem  1791  begrün- 
deten wenigstens  annähert ,  zorttckgekehrt:  der  Bestenernngs- 
zweck  des  Zollwesens  steht  wieder  mehr  voran ,  der  handels- 
politische, der  protectionistische  mehr  znrflck.  Das  erscheint 
uns  im  Ganzen  eine  richtige,  in  den  französischen  finanziellen  nnd 
volkswirthschaftlichen  Verhältnissen  begründete  Entwicklung  zu  sein. 

Freilich  sind  die  eigentlichen  Fi  na  uz  zolle,  besonders 
der  als  Gcnuss-  und  Ucizmiticl  dienenden  Artikel  der  Colonial- 
waarenbranche ,  ungemein  hoch  und  \  ()d  Neuem  seit  dem  letzten 
Kriege  stark  gesteigert  worden.  Aber  das  war  eben  die  unvermeid- 
liche Folge  des  vermehrten  Steucrbcdart's  und  damit,  wie  immer, 
der  französischen  äusseren  und  inneren  Tolitik  und  der  Rück- 
wirkung derselben  auf  die  Finanzen.   Nach  Lage  der  Dinge  war 
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CS  aber,  wie  schon  obcs  bemerkt  (S.  819),  auch  wohl  richtig,  mit 
Rüeksieht  aaf  die  innereu  Verbranofas-  und  Verkebrssteaern  and  die 
Monopole  und  deren  Stenersätze  die  Finanzzölle  angemessen  za 
erhöhen.  Ob  man  dabei,  rein  finanziell  betrachtet,  zn  weit  gegangen 
ist,  so  etwa  nameotlich  bei  den  Hauptartikeln  Kaffee  und  Zucker, 
auch  Petroleum,  ist  ohne  Anstellong  yon  Experimenten  mit 
massigeren  Zoll-  nnd  Steuersätzen  nicht  sicher  zn  entscheiden,  aber 
jedenfalls  auch  nicht  ohne  Weiteres  Ton  vornherein  als  wahr- 
scheinlich anzunehmen.  Eher  könnte  vom  allgemeinen  stenerpoli- 
tischen  Standpnncte  aus  das  Bedenken  ftlr  erwägenswerth  gelten, 
ob  man  mit  so  hohen  Zollsätzen,  wie  vor  Allem  bei  Kaffee, 
i'etroleuni,  nach  den  Consumtionsverhältnissen  des  Artikels  nicht 
gegen  die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Bestenerung  zu  sehr  ver- 
stösst,  —  unter  der  bei  diesen  Artikehi  wohl  meist  zutreffenden 
Voraussetzung  einer  vollen  Ueberwäkuug  des  Zolls  anf  den  Gross- 
Preis,  wobei  freilich  die  Einwirkung  des  Zolls  auf  den  schliesslich 
massgebenden  Klein-(Detail')FreiR  wieder  ein  complicirtea  Problem 
ist.  Soweit  dies  Bedenken  gerechtfertigt  sein  sollte,  würde  unter 
der  Annahme  der  finanzpolitischen  Zweckmässigkeit  der  hohen 
Tarifsätze  durch  die  letzteren  dann  nur  wieder  bewiesen  werden, 
dass  Frankreich  durch  seine  Politik  und  Geschichte  genöthigt 
worden  ist,  seine  Steuervertheilung  ungleichmässiger, 
aneh  nach  Unten  zu,  tllr  die  Volksmasse,  drückender  zn 
machen,  —  wie  das  bei  den  inneren  Verbranehs-  nnd  Verkehrs- 
stenern auch  nicht  zu  Tcrmeiden  war. 

S.  die  Daten  über  Zoll-  und  Steuersatzes.  091  (Petroleum),  S.  810  (Finauzzölle). 
Beispiels  weise  ist  der  französische  Zoll  für  Kafl'ee  (15ü  u.  208  Frcs.  p.  lUU  üil.)  aller- 
dings niftlir  als  dieiioal  «o  hoek  wie  d«r  deaCsche  (40  o.  50  H.),  für  Gftcao  (104 

Frcs )  Jiifthr  als  doppelt  so  hoch  (35  M.),  für  Thee  fast  doppelt  so  hoch  i'lOS  Ftcs. 
gegen  100  M.),  für  Gewürze  mehr  als  3 — 7mal  so  hoch  (20S — 416  Frcs.  gegen 
50  M.),  fttr  Petrotenm  2V9 — Smal  so  boeb  (18  v.  25  Pres,  gegen  6  M.).  Auch  der 
Zacker  trägt  doch  iu  Frankreich  selbst  nach  der  Ermässigung  ?on  1880  und  nach  der 
neueren  Stenerroform  wohl  noch  doppelt  so  hoho  Bolashing  als  in  Deutschland.  Der 
französische  KaÜ'eezoll  ist,  naturlich  je  nach  der  ^ortc  und  nach  den  I'reisschwankungen 
verschieden,  bis  100°  ,,  und  mehr  vom  Preise  des  Artikels;  ebenso  bei  Petroleum,  bei 
Zucker  auch  jptzt  no(  Ii  nicht  so  sehr  viel  gerin s^'t.  Die  Consumtion  ist  trotzdem  auch 
bei  Kaffee  in  beständiger  Steigerung  begrillen,  von  c.  48  Mill.  Kil.  ISüC — 68  auf 
c.  53  Mill.  1877—79  nnd  c.  68  Mill.  1883-^6.  Ffeilick  eine  langsamere  Zanahme 
als  früher  hei  niedri^frem  Zoll  —  1Sr?7/4G  wurdf-n  11.2,  1'^47/')T  10.7,  1Sr)",'5!) 
28.8  Mill.  KU.  verzollt  — ,  aber  doch  noch  eine  beträchtliche,  so  dass  es  fraglich 
bleibt,  ob  eine  —  ToUends  nicht  sehr  bedentende  —  Venninderung  des  Zolls  das 
hnanziclle  Interesse  ni' lit  ain  h  jt  tzt  ebenso  schädigen  würde,  als  1860  fr.  Na  h  cimT 
jüngsten  amtlichen  Berechnung  (Hull.  XXV,  415)  war  der  Kallec-Consum  p.  Kopf 
1831  2^7,  1851  550.  18(11  973,  1872  1295,  ISSl  1640,  1S86  1,787,  1887  1,070, 
1888  1,752  (iratnni.  Da  merkt  man  kaum  eine  hemmende  Wirkung  des  höheren  Zolles, 
—  Viel  niedriger  als  im  deutschen  Tarif  sind  in  Frankreich  Tafelfrüchte  belastet. 
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Auch  bei  den  zablreichen  kleioeren FinanzzoU Artikeln 
und  bei  denen  von  mehr  oder  weniger  proteotionistiachem 
Gharacter  handelt  es  sieh  doch  in  Frankreich  im  Granzea  um  kein 
unbedeutendes  Finansinteresse.  Eine  so  Überwiegende  Wich%- 
keit  fQr  die  Zollerträge,  wie  sie  schon  lange  in  Grossbritannien 
(S.  304)  einige  Haoptartikel  besassen,  haben  die  Hanptartikel  der 
Beaollnng  in  Frankreich  nicht 

Das  erklärt  sich  allerdings  zum  Theil  dadurch,  das5  Qach  dea  fhuuösisclieJi 
volksiriTtliseliaftlieheii  YeilialtalMeii  Webi  nod  Brumtweln,  abf  eselien  von  der  oenesten 

Zi'if,  als  Einfuhrartikel  viel  weniger  in  Betracht  loinmcn,  Tabak  wegeu  des  Monopols 
bei  den  ZoUerträ|;en  fehlt  und  bei  Zucker  die  Complicaüon  der  Eiutohr  mit  der 
einbeindsclien  Prodaction  den  Zollertrag  vennindOTL  Seil»!  im  J.  ISS 5,  wo  derZncker- 
zoll  ungewöhnlich  viel  einbrachte  (100.5  Mill..  1887  nur  38.S)  und  der  Kafleezoll  das 
bish<f.ri<!:c  Maximum  erreichte  (106  7,  1^S7  !i'.i,r>  Mill.l,  kam  auf  diese  beiden  Artikel, 
dann  auf  die  5  weitere»  tjiüträglichbtcu  Züiiartiiiel  Petroleum ,  \\  eiu ,  Cacao ,  Stein- 
kohle, Ccrealieu  (Ictztrc  als  Ein  Artikel  gerechnet),  zusammen  also  auf  7  Artikel  284.8 
Mill.  Frcs.  oder  77.37,,  ^^m  Gesammtertrag  von  3B8.6  Mill.  aus  den  Einfuhnöllen. 
im  J.  1887  (bei  etwas  anderer  Reihenfolge  der  genannten  Artikel«  Cerealien  waren 
floicar  ror  Zocker,  also  in  die  zvdte  Stelle  getreten)  256.8  HilL  Free,  oder  76.7 Vo 
des  G( sammtertrags  von  334.5  Mill.  Fast  ein  Viertel  der  letzteren  Summe  ist  also 
uoch  durch  die  anderen  ZoUartikel  zu  beschaffen,  obwohl  hier  die  Zölle  von  Wein, 
Getrdde,  Steinkohle  bereits  zu  den  Hanptartikdn  der  eigentlichoi  Finanzzöile  go- 
rechnet  worden  sind. 

Man  begreift  liieruach  uod  kauu  es  auch  t'i u au z politisch 
rechtfertigen,  dass  der  französische  ZoUtarit ,  der  allgemeine,  wie 
der  Cüüventi"Histanf ,  imujer  noch  so  um faugr eich,  nach  Zahl 
der  bezoliteu  Artikel  und  einzelnen  Positionen,  und 
hoch  nach  den  Zollsätzen  geblieben  ist,  im  Vergleich  mit  dem 
deutseben  und  mit  anderen,  vollends  mit  dem  britischen  Tarif, 
der  ja  nur  noch  ganz  wenige  Artikel  umfasst  (S,  304). 

Auch  an  die  neueren  agrarischen  SchtttzzOlle,  an  den 
Zoll  auf  Steinkohle  nnd,  wie  die  früheren  Uebersicbten  (S.  819 
nnd  833)  zeigen,  an  die  indastriellen  Schutzzölle,  besonders 
im  Gebiete  der  Textil-  und  Metallbranohe,  kntJpfen  sich  in 
Frankreich  nicht  unerhebliche  fin  a  n  z  ielle  Interessen.  Denselben 
entsprach  die  Klick  kein  zu  hü  bereu  agrarischen  Zöllen  auf 
Getreide  und  Vieh  und  mindestens  die  Aufrechthaltung  eines 
gewissen  Maasses  industrieller  Schutzzölle.  Der  allgemeine 
Tarif,  welcher  vor  lö81  tralt,  hat  in  Betretl"  dieser  letzteren  Zölle 
auch  gegen  das  Finair/ii  iLiesse  viel  zu  hohe  fcsiitze  gehabt,  von 
Beinen  Prohibitionen  ganz  abgesehen ,  der  (ictreide-  und  ViehzoH- 
tarif  von  1861  und  noch  von  18öl  bat  umgekehrt  durch  seine  sehr 
niedrigen  Sätze  auch  das  Finanzinteresse  zu  wenig  wahrgenommen. 
So  war  die  Tarifreform  von  1881,  welche  hei  den  indastrieüen 
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Zöllen  ja  scbon  durch  die  CoDventioiialtarife  von  1860  ff.  eiiji;eleitet 
war,  und  die  Erhöhung  der  Getreide-  und  Viehzölle  von  Iböö  ff. 
vom  finauziellen  Gesichtspimct  aas  wohl  za  billigen. 

§.  aai.  2.  Handelspolitisebe  Seite.  Ob  man  ttber  diese 
Hassregeln  vom  handeU-,  agrar-  und  indnstriepolitisehen 
GeBiehtspnnet  ebenso  nrtbeilen  soll,  ist  freiliob  eine  andere  Frage, 
die  wir  bier  aaeh  niebt  zu  erledigen  baben,  aber  docb  kurz  streifen 
wollen. 

a)  In  Betreff  der  agrarischen  Schutzzölle  wird  docb  auch 
der  Freihändler  einräumen  dtirfen,  dass  die  neuen  G  etr  eide-  und 
Vi  eh  Zölle  Frankreichs,  wie  anderer  europäischer  Länder,  welche 
za  denselben  zurückgekehrt  sind  oder  sie  wieder  erhöht  haben,  in 
ganz  neuen  abnormen  Weltcon juncturen  ihre  Erklärung 
und  wenigstens  eine  relative  Kechttertigung  finden,  mindestens  als 
ein  statthaftes  Experiment  und  als  mögliches,  wenn  auch  nicht 
sirlieres  Hilfsmittel  joregeuUber  liner  schweren  agrarischen  Erisis 
für  eine  Uebergiiu^^szeit.  Anderseits  ist  es  gewiss  ein  sehr  er- 
wägenswertbes  steuerpolitisches  Bedenken  ernster  Art  und 
von  wahrhaft  prin(  ipielier  Bedeutung,  dass  diese  Zölle,  —  gerade 
wenn  und  soweit  als  sie  ihren  Zweck  erfüllen,  d.  h.  als  Schutz- 
zölle wirken  I  also  wenn  und  soweit  sie  die  Inlandspreise  erhöben 
oder  ein  weiteres  Fallen  ermässigen  und  verhüten,  —  Steuern  auf 
noth wendige  Nahrungsmittel  seien  und  so  die  Steuerlast 
ungleiebmässiger,  besonders  mehr  naeb  Unten  zu,  auf  die 
Volksmassen  vertbeilten. 

Indessen  ist  gegen  die  praetiscbe  Tragweite  dieses  Bedenkens 
dooh  Versebiedenes  einzuwenden. 

Einmal  ist  es  eben  fraglieb,  ob  und  wieweit  jene  Zölle  die 
Wirkung  als  Preis  erhöhende  oder  Preisfallen  hemmende  Sebutzzölle 
wirklieb  haben. 

Wirken  sie  nicht  oder  nicht  fUr  ihren  ?ollen  Betrag  so,  so  entfallt  alicr- 
iVmgs  überhaupt  oder  soweit  als  sie  nicIiC  so  wirken,  ihr  Zweck  als  Schutzzoll. 
Aber  dann  entfällt  auch  die  Berechtignn?;-,  sie  anzngreifen,  vom  freihSndlerischen  und 
finanzpolitischen  Standpuncte  aus,  während  sie  vom.  letzteren  aus  als  Einnahmequelle 
ihren  Werth  behaupten,  der  dann  durch  die  erwähnten  Bed6iilr«ii  nicht  weiter  beson- 
ders gesell Tidict  wird  und  vollends  in  französischer  Finanzlage  unter  dics-'H  ümstSnden 
aozaerkenuen  ist.  Wirken  diese  Zölle  umgekehrt  ganz  oder  theilweise  auf  die 
Preise  als  Schutzzölle  in  der  erv&hnten  Welse,  so  bleibt  das  fireihftudlerische 
und  das  licrvoTgtihobtMio  stiuierpölitisclic  RediMilvou  allerdings  nicht  nur  im  Princip, 
sondern  practisch  bestehen.  Aber  auch  hier  gilt  dann,  wie  so  oft  bei  Maassregeln 
der  Yolkswirthschafts-  und  der  Steuerpolitik:  eventuell  sind  diese  Zölle  auch  dann 
als  berechtigt  anzuerkennen,  weil  sie  zur  Bekämpfung  eines  schweren  Nothstandes. 
welcher  die  (Inuidlagen  der  Volkswirthsr-haft  berührt,  in  Erniangeinns:  anderer  oder 
besserer  Hilfsmittel  nicht  entbehrt  werden  können,  weil  sie  von  zwei  Uebeln  —  der 
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durch  sie  bedingteo  oder  verursacbteu  SteuerbclastUDg  und  dem  Kuüi  der  Landwirth- 
flcbaft  —  das  kleinere  Bind,  wozu  dum  docb  auch  iiocli  selbst  bei  der  bier  angenom- 
meaen  WirkaDg  wieder  liiruEokommt,  daas  sie  eine  werthfoUe  EinnabmeqneUe  bilden. 

Practisch  aber  hebt  sieb  sodann  das  principielle  Bedenken 
aueh  noch  darch  emige  weitere  Erwägmigen  mehr. 

So  Oben  diese  Zftlle  flberbaapC  sehveflieb  ganz  allgemeine,  gldehmSssi^e  Wlr- 

kuDgen  auf  die  Stellung  der  gerammten  inländischen  Getreide-  und  Viclipriisc  ans. 
Ferner  halteu  sie,  nach  bisherigen  Wahroehmungcu,  mehr  nur  ein  weiteres  FreüifaUeu 
etwas  auf  nnd  hemmen  es,  als  dass  sie  die  Preise  erheblich  steigern.  So  wird  nur 
der  VortheU  einer  den  Käufern  von  Getreide  und  Vieh  angewöhnUch  gtlnstigen  Con- 
junctur  etwas  geschmälert:  es  handelt  ^ich  mehr  um  lucrum  ccssans,  als  um  damnum 
emergens  für  sie,  —  immerhin  ein  für  die  gesammte  Beurtheilung  wichtiger  Dnter- 
scbied.  Endlich  aber  komuit  der  Zoll  im  die  Brot-  und  Floischpreise  and  damit  fBr 
dir  ctwa5?;^>>  Belnstriüv:  der  eigentlii  lien  ('on^^lIn(•nten  doch  vollends  erst  als  ein  mög- 
liches, entfernteres,  secundäres  oder  tertiäres  Moment  in  Betracht,  das  neben  anderen, 
zum  Tbeil  wicbtigerM  nicht  nothwendig  eine  entscheidende  Bolle  spielt  Sowdt  aber 
der  Zoll  auf  die  aii>I;indisolu:n  Prüduccutcii .  die  Verkehrsanstalten ,  die  Händler,  die 
Kleiogewcrbetreibenden  ganz  oder  theUweiae  Koschobcn  wird,  was  immer  möglich, 
tbeüweise  wahrscheinlich  ist,  entfallen  wieder  die  steuerpolitischen  Bedenken  in  Betreff 
■iiK'r  üeberlastung  der  Oonsumenten.  wahrend  die  sonstigen  steuerpolitischen  Be- 
denken wcjrcn  der  Mitbelastung  der  fronann(en  Kreise  freilich  auftaoclien .  aber  niehf 
juelii  als  bei  allen  übrigen  ZöUeii,  und  während  die  iinanziclleu  Vortheile  ia  Betretl 
der  Ersobliossang  einer  Einnabineqnelle,  rerUeiben. 

Nacb  dem  J^Xen  mOcbte  die  Rückkebr  zu  den  böberen  agrarisehen 
Zollen  sieb  in  Frankreich  immerbin  mit  genügenden  Gründen  anter- 

stützen  lassen. 

b)  Bei  den  i  iid  u  b  t  rielleu  Schutzzülleii  luachen  sich  die 
vülkswirtbschaftspülitischen  und  steuerpoliuschen  Bedenken  wegen 
der  Wiikungeri  dieser  Zölle  auf  die  Oonsumenten  und  auf  die  V'er- 
theilnng  der  Steuerlast  weniger  alft  bei  den  agrarisehen  Schutzzöllen 
geltend,  während  die  ünanziellen  Interessen  auch  hiei  mit  zu 
Gunsten  sprechen.  Aber  die  angedeuteten  Bedenken  lebien  alK  r- 
dings  auch  hier  nicht  völlig  und  anderseits  sind  die  tinanziellen 
Interessen  hier  nicht  so  bedeateud  als  bei  den  agrarischen  Schutz- 
zöllen. 

Die  industriellen  Zölle  sind  in  Frantreich  in  dem  Vertrags-  wie  im  allgerneincn 
Tarife  immer  noch  recht  ausgedehnt,  mehrfach,  besonders  bei  den  feineren  und  fein- 
sten Qualitäten  ron  Fabrikaten  recht  hoch,  nach  ihrer  Speeialisitnng  in  den  wichtig- 
sten Füllen,  besonders  in  der  Textilbranche ,  zwar  rationell  veranbijt.  nach  den  üe- 

sichtspuncten  des  Srhutzzollsyslems  als  eines  Sy^-tems  industrieller  Kr/iehung.  aber  in 
dieser  (i<-staltuiig  docli  auch  am  Ersten  aia  wirkliche  Scliut/.züllc ,  in  Betreif  der  In- 
landspreise: der  analogen  heimischen  Producte,  daher  namentlich  der  feineren  Quali- 
täten, wirkend.  Der  Tarif  von  1791  war  in  den  wichtigsten  Zweigen  liberaler  :ils  der 
?on  IbSl,  viellach  selbst  nach  der  absoluten  Höhe  der  Satze,  vollends  nach  der  rela- 
tiren,  g^enttber  den  Prosen  der  Artikel 

Indegsen  wirken  die  noch  bestehenden  französischen  indu- 
striellen Schutzzölle  doch  auf  die  Preise  der  Masse  der  inländischen 
Halb-  und  Ganzfabrikate  schwerlich  erheblich,  etwa  gar  allgemein 
verthcucrnd,  ein.  Vielfach  kommen  sie  gewiss  nur  als  Finanzzölle 
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und  liic  und  da  als  Luxiiszülle  lllr  einige  Consuinentenkrelse  in 
Betracht,  üaber  haben  die  erwähnten  Bedenken  doch  keine  grosse 
practische  Bedeutung  trotz  ihrer  principiellen  Uiehtigkeit.  Die 
Beseitigung  der  Prohibitionen,  die  fast  allgemeine  Ermässigung  der 
industriellen  s  ImtzzölJe  durch  die  Vertragstarife  der  1860er  Jahre 
nnd  neuerdings  im  allgemeinen  und  in  dem  neuen  Vertragstarif 
von  1881  waren  Massr^dn,  welche  demnach  wohl  handels-  wie 
finanzpolitisch  gleich  richtig  und  zweckmÜsBig  waren. 

Der  V  1)11  ige  Bruch  mit  den  industriellen  Schntazöllen ,  wie 
in  Grossbritannien,  oder  die  noch  weiterestarkeErm&ssignng 
wäre  finanziell  in  heutigen  französischen  Verbaltnissen,  auch  vom 
Standpuncte  der  Besteuemngspolitik  aus,  kaum  richtig  gewesen, 
wenn  diese  Massregefai  auch  wohl  bei  der  erreichten  nnd  weiter 
miiglichen  Entwicklung  der  französischen  Industrie  keine  all- 
gemeinen, höchstens  in  einigen  wenigen  Zweigen  entschddende 
Tolkswirtbschaftspolitische  Bedenken  gehabt  haben  möchten.  So 
wie  diese  Zölle  heute  noch  erhalten  worden  sind,  tragen  sie  doch 
auch  init  dazu  bei,  das  bei  einer  so  hohen  Gesamnitstcuerbelastung 
nothwendige  Ziel  zu  erreichen,  nemlich  die  Steuern  möglichst 
vielseitig  zu  verth eilen,  um  so  die  Last  leichter  tragbar  zu 
machen.  Die  öpecialisirung  der  specifischen  Zölle  ist  dabei  zwar 
ein  protectionistischer  Gesichtspunct,  aber  zugleich  eine  M<assre<rpK 
welche  steuerjMilitisch  ebenso  riehtiL''  ist,  weil  sie  auf  die  Anwendung 
eines  Qiiaiitätsstcuerfusses  hinauskommt. 

So  möchte  die  neuere  französische  Zolltarifpolitik  und  möchte 
insbesondere  der  noch  so  umfangreiche  allgemeine  und  Vertrags- 
tarif doch  im  Ganzen  richtig  sein.  Die  britische  Tarifpolitik  mit 
ihrer  Concentration  auf  ganz  wenige  Uaupttinanzzoll  Artikel  und 
ihrem  völligen  Absehen  von  Schutzzöllen  wäre  ftir  Frankreich, 
wenigstens  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  schwerlich 
finanziell  ergiebig  genug  und  steuerpolitisch  weniger  passend  als  die 
eingeschlagene  oder  beibehaltene. 

3.  Das  ZolWerfahren  und  alles  Zolltechnische  ist 
gewiss  umständlich  und  vielfach  belästigend,  die  Oontrolen  sind 
weitläufig,  die  Strafandrohungen  schwer.  Dies  und  jenes  Einzelne 
mag  ohne  Bedenken  und  vielleicht  zum  Vortheil  des  Fiscns  wie 
des  Pnblicums  zu  ändern,  zu  mildern,  zu  vereinfachen  sein.  Denn 
der  Einfluss  einer  übermässig  prohibitorisch-protectionistischen  nnd 
superfiscalischen  Politik  zeigt  sich  in  Manchem  noch.  Aber  grosse 
umfassende  und  einschneidende  Acuderuugeu  amd  schwerlich  am 
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Platze,  so  wenig  al^^  bei  den  analogen  Verhältnißsen  der  indirecteu 
Stenern  (Getränke !     658)  oder  Monopole. 

Die  Finanzz^illc  siiul  sehr  hocli  und  müssen  des  Firmnzljodarfs  wecrcn  doch  so 
bleiben,  die  Schutzzölle,  auch  nach  dem  erfrealicheu  Wegütli  der  priocipieli  ja  durchaus 
riohtigßii,  aber  in  der  practtechen  Anirendang  nnzweckmässigen  WeT&z&lte,  noch  zn 
sehr  specialisirt  und  müssen  doch  auch  so  sein  and  bleiben,  so  langte  man  an  ihnen 
überhaupt  festhält,  was  eben  aiirli  finanziell  crwunsclit  (Erscheint,  der  ganze  Tarif 
ist  noch  y.n  umfangreich  und  inuss  aus  den  angedeuteten  (irüiideii,  wiederum  auch 
finanzieller  Art.  dennoch  ebeofails  so  sein  und  bleiben.  Das  bedingt  Alles  nothvendig 
auch  eine  weitläufige,  mühsame  Zollbpwachunp;',  ein  umständliches  Zollverfahren,  eine 
entsprechende  Organisation  des  ZoUdiepstes  und  freilich  auch  entsprechende  Kosten, 
welche  in  Frankreich  daher  nicht  Uosb  wegen  der  LuidgrensrorhtltnhMe,  sondern  wegen 
der  g'anzen  ZolIfarifpolitiV  —  ansscrdein  U}3ri£!reris  auch  ■we^en  der  inneren  indireeten 
Steuern  und  Monopole,  auf  deren  Sicherung  der  ZoUdienst  mit  aufzupassen  hat  —  höher 
sein  und  bleiben  werden  als  in  Groasbritaonlen.  Einzebe  weitere  teri^Utische  Reformen, 
z.  B.  die  Beseitigung  der  Zollzuschlägc  für  die  indircctc  Einfuhr  (aus  den  „Entn  pots"), 
die  völlige  Gleichstellung  der  Sätze  des  allgemeinen  und  des  Vertragstarifs  sind  wohl  zu 
erwägen.  Grossen  Einfluss  auf  die  Vereinfachung  des  ZoUdienstos  und  Zollverfahrens 
weiden  sie  schwerlich  ftnsUben  können. 

So  wird  man  n.  E.  zn  der  Ansieht  kommen  müssen,  dass  das, 
was  dnreh  die  bisherigen  Reformen  und  namentlich  dnreh  die 

Tarifgesetzgebung  von  1881,  welche  doch  im  Wesentlichen  die 

handcls-  und  zollpolitischen  Massregeln  der  napoleonischen  Handels- 
vei U iigspei'iüde  zum  gemeinen  Recht  des  Landes  i^emacht  hat,  er- 
reicht ist,  vorerst  nicht  in  mehr  freihilndlerischer  und  in  der 
RieLtung  mässi^^crer  Finanzzölle  weiter  gebildet  werden  wird.  Es 
wird  genug  sein,  wenn  es  im  Ganzen  auf  diesem  Stande  erhalten 
wird.  Und  gerade  auch  finanzielle  Rücksichten  werden 
mnthmasslich  grossere  Fortechritte  in  der  angegebeneu  Kichtung 
hemmen. 

F.  RQcliblick  aaf  die  gesauiinte  französische  Staatsbesteuemnf ,  ins* 
besondere  auf  die  Steuerpolitik  seit  1S71. 

8.  -oben  §.  67  Uber  „die  französischen  Finanzen  am  Schlnss  des  ancien  r6g)me*\ 

Ferner  in  Betreif  der  Neuzeit  die  statistischen  Daten  in  §.  l<>(i,  S.  373,  374  und  die 
Abschnitte  über  die  „Besteuerung  der  dritten  Kcpublik"  S.  396—404,  „Kückblick  auf 
die  französ.  Sieueiüiiiwicklung  seit  17S9  bez.  1815"  S.  410—415  und  die  verschie- 
denen ,,Kü(  kblicke"  und  AusfÜhmngen  „zur  Kritik'\  welche  den  Scblnss  der  Dai^ 
Stellung  der  jedesmaligen  St.  tierg^nipite  bilden,  S.  498 — 502  über  die  directen  Steuern. 
S.  579 — 582  über  die  Verkchi-sbesteuerung,  S.  595 — 596  über  die  direcfe,  Vcrkchrs- 
nnd  Erbschaftsbesteuerong,  S.  768 — ^771  aber  die  Monopole,  sowie  die  ähnlichen  kri- 
tischen Rückblicke  auf  einzelne  StfiK^rn,  bes.  §.  205  (Patcntsteuer),  §.  225  (Enregistrc- 
ment),  §.  235  (Stempel),  §.  265  (Ucträoke),  §.  273  (Zucker).  §.  297  (Tabakmonopol). 
§.  330,  331  (Zölle). —  Ans  der  Literatnr  b.  bes.  M athieu-Bodet  II,  ch.  15 — 18 
(Fragen  der  Steuerreform  auf  den  Ilauptgebicten)  und  ch.  25  (über  das  nach  d<;in 
Kriege  von  ISTO'Tl  ani^ewendcte  Steuersystem,  bes.  §.  3,  p.  390 — 402);  ferner 
Amagat,  parlic  III   ,.les  impütb  de  la  raii(;on"). 

§.832.  1.  Das  II  eher  gewicht  der  iudirecten  Be- 
steuerung.    Das  grosse  Gebiet  der  modernen  französischeo 


Digitized  by  Google 


BUckbUck  auf  dio  Staatsbestouerang. 


Staatsbesteueriing,  wie  sie  sich  seit  der  ersten  Kevolution ,  daher 
gerade  in  einem  Zeitraum  eines  Jahrhunderts  (1789 — 1009)  ent- 
wickelt bat,  ist  nunmehr  im  Yoransgeheudeu  auch  in  den  wich- 
tigeren Einzelheiten  vollsülndig  zur  Darstellung  gebracht  worden. 
Es  mag  daher  zum  Schluss  noch  einmal  ein  kurzer  Btlckblick  auf 
diese  Besteuerung  als  Ganzes  geworfen  und  dabei  namentlich,  wie 
wir  nns  frtlher  vorbehielten  (S.  601),  die  Gestaltung  ins  Auge  ge- 
fasst  werden,  welche,  wie  es  scheint  endgiltig,  diese  Besteuerung 
seit  dem  verhftngnissroUen  letzten  Kriege  Frankreichs  gegen 
Deutschland  angenommen  hat.  Es  handelt  sich  dabei  nieht  um 
eine  Wiederholung  des  in  den  früheren,  so  eben  citirten  „Blick- 
hlieken^'  Gesagten,  auf  welche  Ausführungen  vielmehr  fOr  alles 
Einadne  hier  zum  i^heren  Beleg  Bezug  genommen  wird,  sondern 
nur  um  eine  Characterisirun g  des  Gesammtganges  der 
französischen  Staatssteucrj)olitik  in  diesem  soeben  ablaufenden 
„ersten  .lahiiiüudert  der  Kevolutiouen  ,  und  um  eine  Ch aracL c ri- 
sirung  des  erreichten  Gesammtergebnisses.  Erst  die 
genaue  Einzclkenntniss  aller  Phasen  der  Entwicklung  und  aller 
Tbeile  der  i>esteucruDg,  wie  sie  unsere  Darstellung  zu  geben 
suchte,  setzt  in  den  Stand,  eine  solclie  Characterisirung  richtig 
vorzunehmen,  richtig  zu  begründen  und  selbst  wieder  richtig  zu 
verstehen. 

Das  Ergebniss  der  iSteuerentwicklung  ist  ein  Leberwiegen  der 
indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  Zöl le,  directe 
„Luznssteuern'S  verwandte  kleinere  Abgaben  und  Transport- 
Stenern)  über  alle  übrigen  8teuem,  d.  h.  über  die  beiden  anderen 
grossen  Gruppen,  die  directen  und  die  Verkehrs  steuern  (i.  e.  S. 
d»  h.  Enregistrement  und  Stempel,  jenes  einschliesslich  Erbschafts- 
und Schenknogsstenern).  Vollends  aber  indirecte  Yerbrauchssteuern 
und  Verkehrsstenem  zusammen  tiberwiegen  bei  Weitem  die  directen 
Steuern. 

Dies  Ueb«rvi^eii  ist.  durch  den  ersten  Napdeon  begründet,  in  erhOlitain  Ilaasse 

seit  der  Julimonarcliie ,  abermals  gesteigert  unter  Napoleon  III.,  immer  mehr  hervor- 
getreten. Aber  erst  die  Ereignisse  von  1S70— 71.  deren  weitere  finanzielle  Folgen 
und  die  von  der  dritten  Republik  eingeschlagcno  Steuerpolitik  haben  den  indirecteu 
Stenern  im  genannten  Umfang  das  volle  Uebergewiclit  verschailL  Noch  am  Scbluas 
ilc!?  /weiten  Kui^iTrcicIis  v-Ttlu-ilto  sich  die  fmnznsi>chi-'  Sfaatshi'st.'uernng  etwa  je  zur 
Hallte  aut  indirt^cte  und  aui  alle  andetua  Steuern.  Jetzt  uberwicgea  jene  um  ein 
paar  hundert  Millionen  (1S8S  um  c  300)  und  machen  etwa  55%  aller  ans  (s.  die 
Daten  S.  374). 

Diese  absoiaten  und  VerhältniäS£ablen  ändern  sich  DatUrlick,  je  uachdum  man 
den  Begriff  der  indirecten  Steuern  veiter  oder  enger  fasst   Wie  man  hierbei  aber 

auch  nach  den  versrhiodenen  An=;ichtori  lei  Theorie  und  Praxis  vorfälirt.  auch  wenn 
man  insbesondere  di-  Rririst<M:tl>gabon  zum  Theil  zu  den  directen  Steuern  »teilt,  so 
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bleibt  doch  immer  ein  erheblich«»  Uebergewicht  Uer  „indirecten"  Steoeni  über  die 
andereu,  die  alsdann  sogen.  directeB,  bestehen. 

Wenn  man  z.  B.  mit  der  französischen  Yenraltnagsptszis  und  mit  uiauchtt 
Theoretikern  den  ganzen  Betraf  der  Einnahme  an;?  Enrefistrement  und  Stempel  (wie- 
deruffl  einschliesslich  Erbschaitb-  und  ScheukiuigsstcUcriij  zu  den  iadirectca  Steuern 
rechnet,  so  überwiegen  letztere,  in  diesem  Sinne  genommen,  um  mehr  als  das  Vier- 
farhu  die  eigentlichen  dir<M  ten  'uu>  ISST)  c.  21S3  pL'a;en  474  Mill.)  oder  diese  machen 
nicht  mehr  IS"/«  der  OesammtbesteueniDg  aas.  Wenn  man  umgekehrt  die  genannteii 
Veritehisstenero,  vdche  sich  in  die  Kategorteen  ««directe**  und  „Indireete**  Steaen 
eben  nicht  einfach  einreihen  lassen,  anders  rertheilt,  etwa  die  Erbsrhafts-  und  Schen- 
kongssteuem  (c  2UU  MüL),  welche  den  dixecten  Steaero  jedoofims  näher  als  den 
indirecten  stehen,  ztt  den  direeten  rechnet  oder  seihst,  irie  es  nndt  ftnnzOsische  Pno> 
tiker  thnn,  so  Mathieu-Bodet  (II,  397),  die  ganze  Proportionalabgahe  des  Enregistre* 
ments  fS.  ö'2'2),  daher  fast  00"  ^  des  Ertra^fs  des  letzteren  als  „Steuern  auf  das  Kapi- 
tal'', i»ü  ändern  bicL  die  ubsuluteu  und  Vcrhaltnisszahlen  wiederum  erheblich.  Im 
ersten  Falle,  bei  Einstellung  der  Erbschafts-  and  Schenkungssteuern  nntsr  die  direeten, 
sind  dio  Zahlen  um  1SS5  dann  c.  674  .,dirccte"  und  c.  19S3  „indirectc"  oder  c.  25 
und  757oi  ^  zweiten  Falle,  bei  Einstellung  der  ganzen  Proportionalahgabe  des  En- 
reglfllienieiits  unter  die  directm«  hezv.  e.  887  und  1770  MilL  oder  c.  83  nnd  67  7o- 

Es  ergiebt  sich  hiernach,  dass  in  Frankreich  im  Lanle  des 
Revolutious-.Jal]ihuiidert.s,  von  den  1780er  bis  zu  den  188()er  Jahren, 
die  Staatsbesteuerung  sieb  nicht  nur  ni  i  n  d  e  s  t  e  n  s  v  e  r  f  U  n  f f ac h t, 
sondern  dass  sich  auch  das  Yerhältuiss  zwischen  direeten 
und  indirecten  Stenern  —  wie  immer  man  diese  Ab£:renzuDg 
auch  mache  —  immer  mehr  zu  Gunsten  der  letzteren  teu er- 
halt un^«:  verschoben  hat.  Das  ist  nach  verbreiteter,  freilich  sehr 
einseitiger  und  in  dieser  Aligemeinheit  selbst  unbedingt  unrichtiger 
steuerpolitischer,  steuertechnischer  wie  auch  socialer  und  politischer 
Beurtheilung  ein  Nacbtheil.  Dann  liegt  derselbe  jedenfalls  als 
Ergebniss  der  fintwickliing  und  eodgiltigeii  Gestaltang  4er  fr«u2ö- 
Biseben  Bestenerang  vor. 

Bedenkt  man  aber,  daae  die  Epoche  des  Revolotioiiszeitalters 
mit  der  faat  nnbedingten  Verwerfnog  der  indirecten  Stenern  begann, 
so  können  die  damaligen  stenerpolitiscben  Bestrebungen  nnd  die 
Tbatsachen  der  Entwicklung  nnd  Gestaltung  des  Steuerwesens 
allerdings  kaum  stärker  in  Widerspruch  stehen,  als  sie  es  thun. 

Die  jüngste  Periode  nach  dem  deutsch -französischen  Kriege 
hat  diesen  Widerspruch  noch  wesentlich  yersohärft,  weil  sie,  wie 
in  diesem  Werke  im  Einzelnen  näher  dargelegt  worden  ist,  ganz 
vorwiegend  die  inneren  Verbrauchssteuern,  die  Monopole,  Zölle  und 
die  Verkehrssteuern  —  Enregistrement,  Stempel,  rransj)ortsteueru  — 
zn  höherer  Ergiebigkeit  gebracht  hat.  Es  ist  das  in  dem  Grude 
gesebehen,  dass  mau  diese  Periode  mit  Recht  kurzweg  als  diejenige 
einer  einseitigen  Entwicklung  der  indirecten  Be- 
steuerunir  Ci.  w.  S.)  behufs  Beschaffung  des  durch  die  neue 
schwierige   iuauzlage  hervorgeruienen  Steuerbedarts  steuerpoiitiäch 
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characterisirt  hat  (s.  die  Tabelle  S.  305  und  172—174).  Die 
Bedenken,  namentlich  socialpolitiseher  Art,  welche  man  bei 
objectiver  WUrdigang  der  indirecteu  und  Verkehrssteuern  nicht 
abertreiben  dArf,  aber  doch  in  immerhin  erheblichem  Umfang  za- 
gestehen  muss,  sind  in  Betreff  dieser  neuesten  Steuerpolitik  schon 
oben  (§.  177)  anerkannt  worden. 

Durch  Keclienexeuipel ,  iudcui  man  etwa  mit  Mathieu-Budct  manchen  der 
naiCh  dem  Kriege  neueiugeführten  oder  erhöhten  Steuern  dtfi  Character  als  „directtt** 
Stntierri  vindicin,  wird  natürlich  die  Bcrechtigong  des  fornugeheaden  ürtheils  nicht 
liinfälijg  gemacht  und  nicht  eiuiual  eingeschränkt. 

S.  Mathieu-Bodet  bes.  II,  390  ff.  Daselbüt  Uebeisicbten  der  eiozelnea  von 
1870 — 77  einfeftthrten  oder  erhöbten  Abgaben  sowie  der  ron  1872 — 80  wieder  auf- 

gehobeiieu  üd-r  verminderten,  in  beiden  Fällen  nach  den  Ertragsanschlägen.  Die 
ersteren  betrugen  hiernach  747.1S,  die  letzteren  323.59  Mill.  Frcs.  Unter  jener  Summe 
von  747.78  Mill.  waren  44.08  Mill.  Zuschlagcentimen  (für  den  Staat)  zur  rateutbteuür 
(s.  0.  S.  399)  und  Erhöhungen  von  Tarifsätzen  dieser  Steuer.  14.02  Mill.  kamen  anf 
die  den  directeii  Steuern  gleichgestellten  Taxen,  35.68  Mill.  auf  die  3"/,,  Stener  vom 
Ertrag  bewef^licker  Werthe  u.  s.  w.,  Beträge,  die  mit  einer  Summe  von  800,000  Frcs. 
gewissem  algier'scher  Abgaben  susammen  94.58  Mill.  Frcä.  ausmachen  und  in  der 
Tlmt  zu  den  „directen"  Steuern  zu  zählen  sind:  12.0"'^  der  nen'  aufi^^elegten  oder 
erhtditen  Steaera.  Der  geuannte  Autor  rechnet  aber  noch  96.56  Mill.  Proportioual- 
abgaben  des  Eniegistremenis  bierhcr.  die  nach  ihm  „den  Character  directer  Stenern 
auf  das  Capital"  hätten,  und  g- langt  so  zu  einem  Betrage  von  191.15  Mill.  Frcs. 
directer  in  der  Summe  der  neuen  Steuera  oder  25  (25.6)  '/o  derselben.  Beschränkt 
man  den  Begriff  „directer"'  Steuern  anf  die  alten  groasen  franzüsischea  Uaujitateueni 
allein  oder  anf  diese  nelst  den  Taxen,  so  wäre  die  Quote  der  directen  Stenern  In  den 
SteaeihAhnnfon  nach  dem  Kriege  nur  6,  bezw.  87«* 

§.  333.  2.  Die  iinunz wirthscliaftlichc  Bereclitigung 
der  einges clilagenen  Steuerpulitik.  Allein  lassen  wir 
einmal  den  stenerpolitischen  und  sonstigen  Werth  der  grossen 
Steuergrnppen  und  einzelnen  Steuern  des  l'ruijzüsi sehen  Staats- 
steuersystems und  die  schwierige  Frage  nacii  den  stM  ialeu,  wirtli- 
scbattlichen  und  jiolitischen  Folgen  der  eingetretenen  Entwicklung 
dieses  Systems,  bis  1870  wie  nach  1Ö70,  bei  Seite. 

Die  eigentlieh  finanzwirthschaftliehe  Frage  in  Betreff 
dieser  Entwicklung  nnd  ihres  Ei^bnisses  ist  doch  eine  andere: 
nemUcb  ob  die  StenerpoUtik,  von  welcher  diese  Entwicklung  und 
ihr  Ergebniss  in  der  Zeit  vor  wie  nach  1870,  abbingen,  unter  dem 
Eioflnss  der  unvermeidlichen  Notbwendigkeit,  den  einmal  auf- 
tretenden Steuerbedarf  zu  decken,  wenigstens  insofern  die  richtige 
war,  als  sie  die  nach  den  Verbältnissen  allein  mögliche,  von 
vornherein  allein  ein igei  luahö en  Erfolg  versprechende 
und  relativ  in  Betreff  der  Lastenvertheilung  und  Aufbringung 
erträglichste  wie  die  wirklich  im  Ganzen  von  Erfolg  begleitete 
war?  Darauf  mochten  wir,  gestützt  auf  unsere  genaue  Darstellung 
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der  Steuerentwicklung  und  der  Teebnik  der  einzelnen  französischen 
Steuern,  antworten:  Ja,  wenigstens  im  Wesentlichen! 

Die  völlige  Unmöglichkeit,  einen  Steaerbedarf,  wie  den  des 
französischen  Staats,  wesentlich  allein  dnreb  direete  Stenern  nach 
den  Ideen  der  Politiker  nnd  Finantmftnner  der  ersten  Revolution 
anfznbringen,  war  von  Tornherein  jedem  Unbefangenen  klar  nnd 
ist  dnrcb  die  Tbatsacben  toU  nnd  gans  bestfttigt  worden.  Die 
Rttckkebr  zn  ergiebigen  inneren  indirecten  Verbranebsstenem  durch 
Napoleon  I.,  die  Ausbildung  der  Verkebrsstenem  (Enregistrement 
und  Stempel)  war  daher  unter  den  gegebenen  VerbSltnissen  des 
Stenerbedarfs  und  nach  der  mit  Sicherheit  weiter  zu  erwartenden 
Kntwicklnng  dieses  Bedarfs  in  einem  modernen  enropäischen  Gross- 
staat, wie  Frankreich,  eine  unbedingt  gebotene  Steuerpolitik. 

Allerdings  wäre  man  schon  damals,  trotz  der  Kriegsläufte  und 
gesarumten  Zeitlage,  und  wäre  man  vollende  in  der  Folgezeit,  be- 
sonders als  mit  der  Julimonarchie  und  in  noch  stärkerem  Maasse 
später  die  Durchschnittsziflfer  des  Staatsbudgets  immer  mehr  wuchs 
(R.  373\,  nicht  geni  thiut  ^i^eweseu,  in  dem  Grade,  als  es  geschah 
und  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  geschehen  musste,  so  ein- 
seitig die  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  des 
Tabakmonopols)  und  das  Enregistrement  (später  auch  den  Stempel) 
zu  immer  grösseren  Erträgnissen  zu  bringen ,  wenn  man  die  be- 
stehenden directen  Steuern  anders  eingerichtet  nnd 
durch  andere  Formen  der  directen  Besteuerung  er- 
gänzt hätte. 

Dies  hätte  von  vornherein  geschehen  können.  laindcstens ,  narh  df^n  Wahrneh- 
mangen  gerade  mit  den  directen  Steuern  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Bestehens, 
nachträglich  geschehen  müssen,  zumal  seit  der  Periode  der  Jalimonsrchie.  Ton  da  aa 
wurde  es  von  Jahr  zu  Jahr  bei  dem  steigenden  Steuerbedarf  nothwendigcr .  vollends 
aber  in  der  Zeit  nach  flem  letzten  Kriege.  Alicr  dit;  gebotene  und  Tn<ip^liclii>  Ueform 
der  directen  Steuern  unterblieb,  und  uui  ao  mclti  mu&stcri  natürlich  diu  undoreu 
inneren  Steneim  eigiebifer  gemacht  weiden. 

Da  man  zudem  bis  zur  Zeit  des  dritten  Kaiserrdehs  die 

finanziellen  Erträge  der  Zolle  —  freilich  auch  meist  ,,indirecte 

Verbrauchssteuern",  aber  andere,  die  inneren  augemesseu  er- 
gänzende —  iu  einseitiger  prohibitorisch- protcctionistischer  Politii^ 
nicbt  genügend  entwickelte  und  da  alsdann  Napoleon's  III.  sonst 
durebans  richtige  Reform  der  Handels-  und  Zol]|)oliiik  wiederum 
die  linanzielle  Autgabe  des  ZoUweseus  nicht  richtig  loste,  so  musste 
vollends  die  Ergiebigkeit  der  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern übermässig  gesteigert  werden.  Wenigstens  diesen  Fehler 
iu  ßetreä'  der  Zölle  hat  die  dritte  Republik  richtig  verbessert. 


Digitized  by  Google 


Rückblick  auf  die  StaatsbfiStoafiniog. 


857 


Das  französische  dirccte  btaatssteucrsystcm  ist  ein  reines 
ErtragBsteuersystem,  aber  nicht  einmal  ein  völlig  aasgebil- 
detes, wenigstens  alle  ,,Ertrilge''  umfassendes,  da  ihm  vor  Allem 
eioe  directe  Besteuerung  der  Zins rente,  bis  1Ö72  völlig,  seit  der 
damaligen  Einführung  der  Steuer  auf  gewisse  Werthpapiere  noch 
grossentbeilB  iehit.  Ein  solches  System  kann  seinem  inneren  Wesen, 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung  nach  und  naeb  den  £r' 
t'abrungen  aller  Länder ,  vor  Allem  Frankreicbs  selbst,  nur  mit 
tbeUweiser  Ausnahme  der  Gewerbesteuer  (Patentstener),  nicht  im 
erforderlichen  Maasse  steigende  Erträge  abwerfen. 
Um  so  weniger,  wenn  es,  wie  in  Frankreich,  der  eigentliche,  fast 
alleinige  Träger  der  Besteuerung  der  höheren  Selbst- 
▼erwaltungskOrper;  hier  der  Departements,  und  ausserdem 
auch  noch  ein  Hauptträger  der  Communalbestenerung  ist. 

Die  Yeraulagiujg  einer  der  Steueru  dieses  Systems,  der  wichtigstcu  von  aliou, 
der  Grund  steil  er,  ist  viel  20  scbirerfaUip  und  «iinstftndlicb,  und  in  ihren  Resultaten 

stets  viel  zu  uii vollkommen,  diejenige  der  drei  anderen  grossen  französisdn  ii  Steueru 
/A\  mechanisch,  in  Folge  dessen  die  Verthcilung  der  durch  die  einzelnen  Steuern  auf- 
gebrachten Summen  viel  zu  ungleichmässig,  als  dass  man  diesem  System  auch  noch 
zumiülien  könnte  und  dttifte ,  vom  wachsenden  Gesammtstcuerbedaif  des  Staats  aueh 
nur  iunier  die  gleiche,  geschweige  eine  steigende  Qaote  an&abfingen. 

Gewiss  ist  es  möglich,  durch  Veränderungen  der  Ein- 
richtung und  Veranlagung  dieser  Steuern  einige  Ver- 
besserungen herbeizulQhren ,  wonach  die  Bedenken,  diese 
Stenern  f&r  den  Staat  ergiebiger  zu  machen,  sich  yermindern.  Die 
Patentsteuer  liefert  den  Beweis  dafür.  Aber  in  den  Hauptpuncten 
lässt  steh  an  diesen  Steuern  nicht  viel  verändern  und  verbessern. 
Eben  deshalb  werden  sie  sich  immer  unfähig  zeigen,  in  Staaten 
uiit  rasch  wachsendem  Steuerbedart  geiuigend  cr^iel>ig  za  werden. 

Sclnv'Tlifli  hutfe  auch  die  denkbar  zritckmässi^'^ste  und  gelnniienste  Verbesserung 
der  grobst'h  iiaiizüsischeu  directeii  Steuern,  solange  »ic  ihren  steuertochjiischeu  Urund- 
character  von  Ertragssteuern  behalten  hiitten,  es  ermöglicht,  einen  wirklich  er- 
heblicher in  Betracht  kommenden  Theil  des  zuwachsenden  Steuerbedarfs  dureli  sie, 
luebr  als  es  geächeheu  ist,  auizubringeu  und  um  dieseu  Betrag  das  za  verkurzen,  was 
man  aos  indirecten  YerbTanclu-  und  Yerkehrsstenem  durch  &hOhiuig  der  Stenersitze 
und  sonstwie  lieraaspressen  musste.  Durch  die  frühzeitigere  Hinzufüp^nng  einer  er- 
giebigeren Capitalreatensteuer  als  der  erst  nach  dem  Kriege  eingeftthrteu«  nicht  ge- 
nügend ausgedehnten  auf  bev^che  WerChe,  wian  wobH  etwas  mehr  va  enraichMi 
gewesen.  Aber  auch  die  dadurch  zu  beschaffenden  Summen  wären  doch  gering  ge- 
wesen verglieht^n  mit  drm  vermehrten  Steuerbedarf  und  mit  dem  grossen  Anthcil,  den 
die  höhereu  Jb^rtragu  der  Verbrauchs-  und  Yerkehrssteuuru  thatsächlich  geliefert  haben 
und  doch  rahiltnissmissig  Idcht  liefern  konnten. 

So  war  es  also  unseres  Erachtens  ein  Fehler,  dabs  man> 
nachdem  die  ersten  IliuHioncü  über  die  linauziellc  Leistungsfähig- 
keit des  iu  der  Kevolution  begründeten  directen  äteuersystema  den 
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handgreifliclicn  Erfahrungeu  gegenüber  jj:eschwundcn  sein  musstcn, 
nicht  niclir  und  ernstlicher  dies  Systi  in  gerade  nach  der  Richtung 
seiner  Erträgst iibigkeit  zu  verbessern  suchte.  Aber,  anch  wenn 
dieser  Fehler  vermieden  worden  wäre,  was  neben  allem  Anderen 
sicherlich  auch  immer  rein  politische  Rücksichten  hintertrieben 
haben,  —  eine  erhebliche  Aenderung  hätte  die  Steuerpolitik 
in  Bezog  anf  die  Ausdehnung,  Entwicklung  und  verstärkte  Ergiebig- 
machung  der  indirecten  Verbraneha-  und  Verkehrssteaern  dadurch 
doch  nicht  erfahren  können. 

Ein  50  oder  100  oder  selbst  150  Mill.  Frcs.  Mehr  aus  den  directcii  Staats- 
steueni,  als  sie  geliefert  babeu.  hätte  eben  unter  den  französischen  Verhältnissen  die 
oben  heiTorgchobeneu  Bolatiouüu  der  grossen  Steucrgruppen  zu  einander  nicht 
wesentlidi  rMSckoben,  die  vieleii  Hunderte  Ton  Mülieaeu,  velclie  die  genannten 
übrigen  Stenern  mehr  liefen  miusfen  und  lieferten,  docb  Bicht  selir  bedeutend  rer- 
miudert. 

In  diesen  Erwägungen  liegt  die  Begründung  des  obigen  Urtheils, 
dass  die  eingeschlagene  französische  Staatssteuer- 
politik vor  wie  nach  dem  Kriege  „im  Wesentlichen" 
die  richtige,  die  gebotene,  die  allein  mögliche  war. 

§.  334.  3.  Die  Ergänzung  der  Bestenerung  durch 
eine  Einkommen-  oder  Einkommen-  und  Yermögens- 
steaer.  Allerdings  ist  dies  Urtheil  noch  etwas  einznschränken 
nach  einer  anderen  Seite,  aber  bestehen  bleibt  es  auch  hier. 
Gerade  die  Erfahrungen  mit  der  finanziellen  Unzulftnglichkdt  des 
französischen  directen  Steuersystems  mussten  lange  und  vollends 
wieder  in  der  Finanzlage  der  neuesten  Zeit  zu  der  Erwäcrung 
fuhren,  ob  nicht  dies  ganze  System  von  Grund  aus  umzuge- 
stalten und  in  ein  beweglicheres  „Subjectsteuersystera" 
hinüberzuführen  oder  wenigstens  ob  nicht  mit  dem,  dann 
freilich  in  diesem  und  jenem  Punct  zu  veriindernden,  aber  im 
Ganzen  verbleibenden  Ertragsstenersystem  ein  Subject-,  ein  Ein- 
kommen- oder  Vermügenssteuersystem  oder  ein  Ein- 
kommen- und  Yermögenssteuersystem  zu  verbinden  sei. 

Bei  dem  ersten  Plane  hütte  das  System  <ier  englischen  Einkommenäteoer,  bei 
dem  zweiten  dasjenige  deutscher  directcr  Beäteueruog,  namentlich  Pcenssens  luid 
Müclier  LSnder,  welche  Ertrags-  lud  EinkoniiDeii^iiefn  comliiiiiien ,  dnigemiaassen 

vorbildlich  sein  können,  —  naturlich  nnr  soweit  dergleichen  „Debertraganeeii"  von 
Mustern  von  einem  auf  das  andere  Land  zulässig  sind.  An  eine  britische  Einkommen- 
steuer hat  mau  in  Frankreich  anch  wiederholt  gedacht,  auch  nach  dem  Kriege,  und 
völlig  ignorirt,  wenn  auch,  wie  es  seheint,  achOD  aus  „nationalen"  Rücksichten  nicht 
ernstlicher  ins  Auge  gefasst,  sind  auch  die  preussisrli-deutsclien  Verhältnisse  directer 
Besteuerung  nicht.  Auch  legislative  Anläufe  sind  in  der  ßichtuog  der  Einkommen-  * 
Steuer  gemacht,  wie  nocb  der  letzte  Ende  18S8  (S.  629),  der,  wie  es  scheint,  mittler- 
nei!>'  1),  i  (Irm  aUerin  ilige.n  Wechsel  des  Ministeriums  aber  wie  die  frtlheren  ohne 
positives  Ergebuiss  bleibt.    S.  aber  die  betceti'enden  froheren  I*rojecte  seit  lb71 
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Yvca  Uuyot,  imp.  sur  le  rcvenu,  1.  Annex,  Mutli iou-Bodet  I,  58,  116,  IIU, 
151«  m,  219.  176.  243,  II,  105,  120.  fllierliaapt  II,  dh.  16,  §.  2,  3,  Amagat, 
p.  300 ff.,  164,  207  ff. 

Im  Laufe  der  Darstellung  wurde  es  wiederholt  als  ein  Fehler 

bezeichnet,  dass  man  vollends  nach  1870,  damals  mit  in  Folge  der 
einseiü^en  gegnerischen  Stelluu^uabnie  von  r Liers,  nicht  zur 
Einführung  einer  Einkommensteuer  oder  einer  E i n liommen- 
und  Vermögenssteuer  oder  einer  Vermögenssteuer  allein 
(d.  h.  einer  nominellen,  einer  „Capitalsteuer",  wie  die  Franzosen 
«ie  meistens  nennen)  gelangt  ist.  Darin  hätte  u.  E.  eine  passende 
Ergänzung  des  lranzr)«iscben  Steuersystems  überhaupt  und  nament- 
lich desjenigen  der  directen  Besteuerung  gelegen. 

Mit  beweglichem  Stenerfu^s.  wio  in  England  und  aiultircn,  aiuli  deutschen 
Staaten,  wäre  eine  solche  Steuer  immerhin  im  Stande  gewesen,  der  französischen  directen 
Bestonerang,  als  Ertragsstenersytttem,  die  ihr  so  sehr  mangelnde  Anschmiegtings- 
fähiirkeit  an  den  Wechsel  und  an  die  Steigernn/!:  de'  I'iranzbedarfs  zu  verleiheu  — 
den  (irondsätzea  der  „Aasreichcndheit''  und  „Bcweglickkeit"  gemäss,  die 
sich  hier  irie  Hherall  als  wahre  oheTste  Stenerprincipicn  und  Pestnlate  enreisen  ~. 
Eine  nicht  unbedeutendd  Beihilfe  zur  Deckung  d«;s  Steuerbedarfs  hätte  eine  solche 
directo  Steuer  und  nur  sie  cbenfiills  leisten  Iv5unen.  Die  besitzenden  Classen,  die 
Wohlhabenderen  stärker  belastend,  mit  unjAcinessen  progressivem  oder  wenigstens  mit 
nicht  gar  zu  niedrigem  Steuerfuss,  mit  Degression  nach  Unten,  hätte  diese  Steuer  in 
französischen  Verhältnissen  und  neben  den  Verbrauchs-  und  Verkehrsstenern  auch  auf 
die  richtige,  gerechte  uad  socialpoUtiscb  wiluscheuswerthe  Vertheiiong  der  Steuerlast 
passend  mit  hingetrlikt. 

Ein  Fehler,  ein  schwerer  Fehler  der  Steuerpolitik,  ein 
wesentlicher  Mangel  des  Steuersystems  ist  es  daher  in  der 
That  unseres  Erachtens,  dass  es  in  Frankreich  nicht,  selbst  nach 
187U  nicht  zu  einer  solchen  directen  Steuer  gekommen  ist 

Freilich  dtirt'en  die  sehr  grossen  Schwierigkeiten  auch 
nicht  unterschätzt  werden,  welche  sicli,  rein  nach  sachlicben  Ge- 
flichtspnncten  betrachtet,  der  Einftthrang  einer  Einkommen-  oder 
VennQgensstener  neben  oder  gar  statt  der  bestehenden  duften 
Stenern  in  Frankreich  nothwendig  entgegenstellen.  Dadnrcb,  dass 
die  letzteren  zngleich  die  Träger  der  Departemental-  und  Gom- 
mnnalbestenemng  sind,  wachsen  diese  Schwierigkeiten  noch  ansser- 
ordentlioh. 

Es  wfirde  211  weit  fuhren,  das  hier  näher  nachzuweisen,  ein  genaueres  Eingehen 
auf  diese  Frage  „de  lege  ferenda '  liegt  auch  ausserhalb  der  Aufgabe  dieses  Werica. 
Für  joden,  der  diese  Dinge  etwas  kennt,  das  französische  directe  Stcnersystem,  nament- 
lich die  Patent-  und  die  Ferboaal-  und  Mobiüarsteuer  auf  die  Verbindung  mit  oder 
den  Uebergang  in  ein  Einkommen-  und  Vermögenssteuersystcm,  die  VerhUtnisse  der 
Conibination  von  Ertrags-  und  Pcrsonalsteuem  in  ni !  ren  Ländern  ius  Auge  fasst, 
ergeben  sich  solche  Schwierigkeiten  im  bedentendstea  Maasse,  ?on  den  Vorartheüen 
gegen  die  Einltommensteiier  in  Frankreich,  7on  der  leidigen  Nothvendiglmit  poUtiseher 
RUclisichtnahmcn  in  diesem  Lan<le  gerade  bei  der  Kinfulirang  einer  solchen  Steuer 
gar  nicht  zu  reden.   Dennoch  war  uud  iät«  wie  gesagt,  und  ist  u.  £.  heute  noch  diese 
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Steuer  iu  Frankreich  nothwcndig.  Iq  deii  ueuereu  Projectco  scheint  man  die  S  hwie- 
rigkeitea  ihrer  Combination  mit  den  anderen  Steoem  iodessen  kaum  Idnl&nglich  zu 
waldigen. 

Dem  sei  jedoch,  wie  ibm  wolle.  Auf  der  anderen  Seite  darf 
man  auch  die  finanzwirthschaftliehe  Tragweite  jenes 

Fehlers  der  Steuerpolitik  und  jenes  Mangels  des  Steuersystems 

nicht  übertreiben.  Für  die  Beantwortung  der  oben  autgeworfenen 
eigentlich  lin  a  uz wirthschaf t liehen  Frage  kummt  nemlich  doch 
noch  ein  anderer  Pnnct  in  Betracht. 

Nehmen  wir  wiederum  an,  es  sei  die  Einführung  einer  directen 
Einkommen-  oder  einer  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
einer  Vermögenssteuer  allein  neben  den  oder  selbst  statt  der  be- 
stehenden directen  Steuern,  und  in  der  denkbar  befriedigendsten 
Weise  gelungen.  Auch  dann  wäre  es  sicher,  dass  mit  einer  solchen 
Steuer,  wenn  sie  an  Stelle  der  jetzigen  directen  Steuern  getreten 
^^re,  schwerlich  ein  höherer,  wenn  überhaupt  nur  ein  ebenso  hoher 
Ertrag  erzielt  werden  k()nnte,  als  mit  diesen  Stenern.  In  dem  fBr 
die  Argumentation  der  Anhänger  der  Einkommensteuer  günstigeren 
Falle,  den  wir  auch  ftlr  den  wahrscheinlicheren  halten,  dass  sie 
neben  die  bestehenden  directen  Steuern  getreten  wäre  oder  träte» 
—  wie  in  Preussen  —  möchte  wohl  ein  eigener  neuer,  also  ein 
Mehr  ertrag  über  den  bisherigen  aus  den  directen  Steuern  yon 
1 — 200  Mill,  wohl  in  Maximo,  auf  diese  Weise  zu  erzielen  gewesen 
bciu  oder  jetzt  sein. 

Das  l)aijoljt:-iibi:->tehen  des  Enregistrements,  ö'^r  Erli.schaftsstetier,  des  Stempels  ist 
auch  in  dvj  Frage  der  Eigiehigkeit  einer  solchcii  Einkomiüen-  oder  Vermögenssteuer 
nicht  zn  übersehen.  Würde,  was  steuerpolitisch  wohl  richtig  wäre,  ein  Theil  der  ans 
den  genumten  Verkchrsstcuern  bisher  erzielteu  l'rtrügc  bei  einer  Reform  dieser  Steuern 
mit  dusch  die  geiiauntc  Steuer  aufzubringen  gesucht  (S.  545),  so  mag  jene  Ertrags- 
ziflTer  gerade  in  Frankreich  ttboBchritten  weitlen  kOnnen,  aber  dann  wire  damit  ja 
theilwcise  wieder  mir  dieser  Ausfall  oredecVt.  S.  auch  MathicTi -Bodet  II,  100,  der 
das  Fragliche  der  tinaoziclleü  Leistuagsfahigkoit  der  Einkommensteuer  nachzuweisen  sucht 

Ist  dem  sOy  so  ergiebt  sich  wiederum,  wie  bei  einer  blossen, 
auf  stärkere  ErträgsfäÜgkeit  hinzielenden  Reform  der  bestehenden 
directen  Steuern,  dass  selbst  mit  einer  Einkommen-  und  Vermügens- 
steuer  die  gesammto  französische  Steuerpolitik  in  Gang  und  Ergeb- 
nissen wieder  doch  nicht  so  wesentlich  anders  hätte  sein  können, 
als  sie  gewesen  ist. 

Selbst  abgesehen  von  der  Uugewobnthcit  der  modenicn  Fran- 
zosen an  eine  dircete  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  wird  man 
zudem  einräumen  niüfthen,  dass  eine  solche  Steuer,  sobald  sie  zu 
einem  wirklich  erheblichen  Ertrag  hätte  gebracht  werdea 
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sollen,  —  und  nur  l»pi  einem  solchen  hätte  die  Steuerpolitik  eine 
wesentlich  andere  Wcudung  einschlagen  können,  —  sehr  drückend 
geworden  wäre,  gewiss  mehr  als  das  angenommene  JSystem  mannig- 
facher neuer  oder  erhöhter  alter  iodirecter  innerer  Verbrauchs-, 
Yerkehrssteuern  und  Zölle.  Eine  solche  direote  Personalsteuer 
kaon  —  und  soll  allerdings  auch  —  wohl  eine  passende  Ergän- 
zangsfunction  im  Steuersystem  Ubeniehraen,  aber  sie  kann 
schwerlich,  mindestens  nicht  unter  den  bestehenden  socialen  und 
wirthsohaftiichen  Verliftltnissen»  naeb  ihrer  Ergiebigkeit  ein 
so! ober  Hauptträger  der  Besteuerung  werden,  wie  es  die 
franzOsisehen  indirecten  Verbrauchs-  und  die  Verkehrssteuem,  bei 
allen  ihren  Mängeln,  doch  immerbin  sind.  Deswegen  nochmals: 
„im  Wesentlichen''  war  die  franzdeisebe  Steuerpolitik,  vor  wie 
auch  nacb  1870,  die  gebotene,  die  ricbtige,  weil  die  allein 
mögliche,  Erfolg  versprecbende  und  rerbältnissmässig 
erträglichste. 

Nicht  sie,  sondern  ihre  Ursache,  die  ruhelose  innere  und 
äussere  französische  Politik  und  Geschichte,  —  selbst  wieder  das 
Product  des  Natiooalcharacters  —  mag  man  anklagen.  Jede 
wesentlich  andere  Steuerpolitik  wäre  noch  drtickender  gewesen  und 
hätte  schwerlich  das  erste  Ziel  jeder  Steuerpolitik,  die  Deckung  des 
Bedarfs,  erreicht. 

So  iirtheilt  u  A.  auch  Mathieu-Bodet  II,  300  ff.,  dessen  einzolnen  Beweis- 
gründen mau  deswegeu  noch  nicht  immer  beizustimmen  brauchL  L>ic  zweckmässige 
Erg&nzuogBfanctiou  einex  directen  Petsonalstener,  wie  der  Einkommen  -  mid  Yer- 
mögenssteuer,  übersielit  auch  or. 

Unter  die  erüch verenden  Umstünde  fUi  eine  plaumäüäige  Finanz-  und  Steuer* 
politilc  geh5rt  sicherlich  aach  hier  der  ewige  Wechsel  der  Ministerien.  Es  bleibt 
ein  Wunder,  ilass  trotzdem  noch  so  Tüchtiges  geleistet  wurde.  Seit  dem  4.  Sept.  1S70 
hat  das  Finanzministerium  zweiundzwanzig  Mal  gewechselt,  aläo  im  Durchi^chnitt 
jeder  Minister  nur  wenig  Uber  ^/^  Jahr  sein  Amt  innegehabt,  wobei  allerdingti  misla- 
uials  dieselben  Männer  das  Portefeuille  wieder  Ubernahmen  (L.  Say  4ma]).  (S«  die 
laste  der  Finanzminister  seit  1789,  im  BolL  XXV,  1.) 

So  ergiebt  sich  zum  ScMass  wohl  das  Besoltat,  dass  aoeh  die 
Steuerpolitik  mehr  durch  die  „allgemeinen  bedingenden  Ver- 
hältnisse'* als  durch  die  subjectiven  Wtlnsehe  und  Bestrebungen 
der  Theoretiker  nnd  selbst  der  leitenden  Staatsmänner,  der  Re- 
gierungen und  der  Parlamente  ihre  Hanptriehtnng  erhält. 
Schwerlich  wäre  aneh  unter  ganz  anderer  politischer  Verfassung 
die  Entwicklung  der  französischen  Steuerpolitik  seit  1870  eine 
wesentlich  andere  gewesen,  als  sie  war.  hi  dieser  Periode  waien 
die  jjVerhältnisse"  auch  den  Mächtigsten  gegcnMber  zu  mHchtig. 
Dass  aber  freilich  zielbewusste  Herrscher,  wenn  die  Verhältnisse 
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ihnen  vorarbeiten,  einen  £influäs  ausüben  können,  zeigt  die  Steuer- 
politik Napoleon's  I.  in  Betreff  der  indirecten  Steuern  und  des 
Tabak monopo]»,  Kapoieon's  III.  in  Hetiefi"  der  Zölle.  Thiers  und 
die  übrigen  Staatsmänner  der  dritten  Republik  haben  nichts  Aebn- 
hohen  aut  diesem  Gebiete  an  Leistungen  aufzuweisen. 

Ii.  Die  Locaibesteaernng, 
d,  h.  die  Departemental*  and  GommnnalbeBtenernng. 

Die  DarsteUung  dieser  Besteuerung  ist  hier  aus  äusseren  llücksicht(  u  nuf  f?en 
ivauiQ,  aijcr  auch  aus  iuneren,  sachlichen  Gründen,  wie  sie  sclion  für  die  Beliuudlung 
der  an  sich  finMUEwirthschafdich  eigenthUmlicheren  britischen  Localbesteoerung 
maassi^ebeiid  waren  (S.  345),  alisiditlich  knapper  gehalten  als  die  vorausgehende  Dar- 
stellung der  Staats besteuerung.  Das  Localäteuerweseji  lässt  sich  vom  gi^aiomten  localea 
Plnanzfreaen  nicht  bo  lostrennen ,  wie  das  bei  der  Staatebeeteuerung  gegenüber  den 
Staatsfinanzen  möglich  i:?t.  Das  locale  Finanz-  und  Steuerwcäeii  eines  Landes  steht 
aber  auch  in  so  enger  Verbindung  mit  der  ganzen  Organisation  der  Localrcrwaltung, 
dass  eine  speciellere  Darstellung  desselben  unvermeidlich  auf  diese  Organiäation  sdfctöt 
näher  eingehen  muas.  Das  ist  hier  ausgeschlossen  und  rnnss  der  monograpbiacben 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  überlassen  bleiben. 

Daher  bündelt  cs  sich  uns  auch  hier,  wie  bei  der  Darstellung  der  biitischcu 
Localbesteaerani^  (S.  346),  bloes  um  eine  Dantellnng  und  Beurthciluug  der  frauzö> 
sischen  Departemcntnl -  und  Communalbesteuening  für  1  ,  voti  dem  der  speciellea 
Steuerlehre  zugehörigen  Staudpuncte  der  Steuertochuik  und  Steuerv erwal- 
tnng  ans. 

Die  Aufgabe  ist  dann  insofern  lu<  i  i  infat  liri        in  der  Darstellung  der 
tiscben  Localbesteueruug«  weil  Frankreich  in  der  Hauptsache  keine  selbständigen 
directen  Locabtenem,  sondern  nur  Zuschlüge  fttr  Departemental- nnd  Gommnttal- 

awecke  zu  den  grossen  directen  Staatssteuern  hat.  Einer  eigenen  Darstellung  der 
tcrliiii.sclien  nnd  administrativen  Seite  dieser  '/nsrliläg-c  gerade  ah  Steuern  bedarf 
US  daher  nicht  mehr.  Es  genügt,  dafür  auf  die  frühere  Darstellung  der  Staataateuern 
(S.  420 — 489)  zu  verweisen.  Die  beiden  einzigen  aparten  directen  Local-,  beznr. 
Communalsteucni ,  die  Weg.  dienst-Ersatzab-zabe  in  Geld  und  die  Hunde- 
steuer lassen  sich  kurz  eriedij^eu.  Die  zahlreichen  sonstigen  directen  »Ab- 
{^aben'%  besonders  im  Gemeindebausbalt,  sind  nach  ihrer  finanzvirtbsehaftlichen  Katar 
(iehühren.  Be.it rage,  Kostonersätze  und  scheiden  danach,  nach  der  voa  uns 
festgehaltenen  EiutboUnug;,  aus  der  Darstellung  der  Besteuerung  aus. 

Allerdings  ist  nim  das  firanzdäsche  System  der  Departemental-  und  Gommimal- 
zuschlage  zu  den  directen  Steuern  <  tft  a>  verwi. lelt  und  bietet  in  mancher  Beziehung 
besonderes  Interesse.  Aber  hw'i-f  auch  in  den  Einzelheiten  wieder  ganz  enge  mit 
der  i-mnohtung  der  Localverwaiiung ,  spccicll  mit  d<:r  Uebertragnnp  ^^ewisscr  ötfent- 
Hcher  Vemltaiig^gebiete  nnd  ihrer  Konten,  wie  Wegeweseu,  Schuiweien,  Unloi^ 
stbtzungswesen  u.  a.  m.  an  Departements  und  (iemeinden  oder  mit  den  Bestimmungen 
über  die  Theiluug  dieser  (iebiete,  auch  nach  der  Kostenseite,  zwischen  diesen  Yer- 
waltangskörpem  nnd  dem  Staate  mtammen.  Dasselbe  gih  ron  der  KaloraHeiBtiing  im 
Vicinalwegewe,sen  und  der  betreffenden  comninualen  Verpflichtung  auf  letzterem  Ge- 
biete. Auch  deswegen  gehört  das  meiste  Einzelne  nicht  hierher  in  die  specielle 
■Steuerlehre  und  grossentheils  ttberhaupt  nicht  in  die  FlnanzirinsMiBchaft.  Es  musa  in 
letzterer  Beziehung  genügen,  auf  die  Darstellung  des  Finanzwesens  der  französischen 
Departements  nnd  (icmeinden  im  Absclmitt  vom  ,.Finan/w«^-<Mi  der  Selbstverwaltung*' 
in  der  3.  Aut!.  dcb  1.  Bandes  dicsej»  Weik&  (in      jü)  zu  vci^eisen. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  der  wichtigen  selbständigen  indi rectcn  CSommunal- 
sfeurr  in  T'ianl.r( irli,  dem  weitve  rbreiteten  Octroi,  eine  noch  in  der  Gegenwart  bei- 
behaltene und  ausgebildete  studtische  Verbrauchssteuer,  weiche  auch  vom 
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tiuanzvisseDSchaftUcbtia  (jeaichtäpuacte  aus  grosse  Aufmerlisamkcit  verdient.  ladessea 
bnnche  auch  hier  die  Dafstellvii;  nicht  so  eingehend  ds  diejenige  der  Indtreeten 

Staatsstouern  zu  sein .  weil  violorlt  i  principielle,  technische  und  administrative  Fragcü 
beim  Octroi  doch  wieder  ähnlich  wie  bei  diesen  staatlichen  Yerbi-auchsätouero  liegen. 
Wir  besitzen  aach  gerade  in  der  deotscbcn  I^iteraiar  eine  neueste,  eingehende  und 
TonOgliehe  Afbeit  Uber  das  französische  ()ctroi  in  dt  iit  unten  genannten  mon<i!gnphic<- 
artigen  Aufsatz  v.  Keitzenstein's,  auf  den  hier  besonders  Ikzug  genomiDMi  Verden 
soll,  um  unsere  eigene  Darstellung  des  Gegenstandes  etwas  zu  kurzen. 

Allgemeinere  Finanzliter&tnr  8.  schon  Pin.  L  (3.  Anfl.)?  ^  l^?*  ^- 
die  tüchtige  Schrift  von  v.  T5 rasch,  die  Gemeinde  und  ihr  Finanz ^v  -  n  in  Frank- 
reich, Leipz.  Ib74  (ursprünglich  Leipz.  Disseitat.);  auch  ins  Französi!»cjio  ubersetzt 
Ton  de  Waxel,  Parte  t879.  Bibliographie  bei  Block,  p.  142S,  763  und  in  den 
Artikeln  Say.  Im  B I  o  c k 'sehen  dict.  die  Artikel  Organisation  communale  von 
8mith,  bes.  ch.  B  (^Einnahmen),  und  in  den  Supplcm.  (suppl.  g^ncr.  das  Ges.  w. 
5.  Apr.  1884),  Art.  conseil  g6n6ral  und  dcpartcment.  bes.  Nr.  99  tf.,  lOtiff.  tlber  die 
Einnahmen,  Art.  Centimes  additionnels,  Art  octroi;  im  Say 'sehen  dict.,  soweit  er- 
schienen, die  vorzüsrlicheu  Artikel  budget  coinmunal  und  budg.  depart..  Centimes  addif. 
von  de  Crisenoy  i^einem  hohen  Finanzbeamten).  Vignes  1,  (54— 74  (centim.  addit.), 
203—217  (octroi),  294—297  (Bechfastreite,  Strafrerfolgnng  beim  Octroi).  v.  Hock, 
S.  15!)— 161  (Zuschläge),  877— fOctroi).  v.  Kaufmann.  S.  721— 7fifi  (gro«M>ri- 
theils  nur  Statist.  Aufzählung  und  Daten,  keine  Ünaoz-  und  verwaltungsrechtlicho  Dar- 
steUnog).  T.  Beitsenstein,  in  SchOnber^'s  Haodb.  der  polit.  Oecon.  2.  A.  III. 
Abb.  Lummun.  Finanzwesen,  S.  620 — 21,  I  r  i  iliMch;  Ders,,  das  Communalsteuor- 
systom  Frankreichs  in  den  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc-Politik  XII,  115 — 157.  —  Bralf, 
administr.  financ.  des  communes,  Par.  1857.  Thorlet,  regime  financier  et  comptabi- 
litÄ  des  communrs,  Par.  1887.  —  Die  neuesten  besUglichen  gesetzlichen  Bcstimmungon, 
ha.  über  Staatszaschttsse  u.  dfL,  im  Bnll.  ^  Spedelie  Literatur  ttboi  Octroi 
b.  u.  vor  i?.  342. 

Kciche  und  werthvolle  Finanzstatistik.  So  seit  1S78  eine  eigene  jährliche 
Publication  „la  it  tntion  financ.  des  cominnncs";  noch  bes.  ,,situat.  des  recettes  et 
d^penses  des  communes  en  1SS5  et  des  emprunts  et  dettesau  31.  Dec.  1886":  in  den 
letzten  Jahren  anch  eine  eigene  Pnblic.  Uber  die  sitoation  financ.  des  dcpartements 
(zuerst  f.  IS'^5).  Daraus  Auszüge  im  I'  nll.  (so  mehrfach  in  früheren  Bänden,  in  den 
letzten  Jahren  XX,  585,  XXI,  52,  XXII,  495,  634,  XXIV,  618,  XXV,  190,  197). 
Ebenso  im  Ball,  die  Budgets  von  Paris.  DesgL  detaiUirte  Statistik  des  Octroi  in 
ganz  Frankreich  und  speciell  in  Paria  wiederhol^  bes.  XI,  48 — 81.  —  Statistik  sonst 
noch  im  Say 'sehen  dict.,  bei  Faure.  v.  Kaufmann. 

Die  (io setze  über  die  Steuern  unten.  Allgemeine  neuere  Gesetze  ilbcr  die 
Departements,  mit  Bestimmungen  tinan/wirthschaftlichcr  Art,  die  Ges.  v.  10.  Mai 
1838,  18.  Juli  1866,  10.  Aug.  1871,  einzelne  finanzielle  Bestimmungen  in  den  Finanz- 
gesetzeu.  Für  die  Gemeinden  und  deren  Fiuanzwirtbschaft  und  Steuorweseu  jetzt 
die  Gmndbge  das  gtosa&  codifidiende  Ges.  v,  5.  Apr.  1884. 


A.  Die  französische  Localbesteuer ung  im  Allgemeinen. 

§.  335.  1.  lieber  sieht  Aus  der  EntwickluDg  der  OrgaDi- 
BatioD  der  Localverwaltung  seit  der  ersten  Revolution  sind  bisher 
endgiltig  nur  die  Departements  und  die  Gemeinden  als 
selbständige  juristische  Personen  und  öffentliche  Finanzkdrper  mit 
eigenem  Hanshalte  und  Stenern  herrorgegangen ,  nicht  auch  die 
Arrondissements  nnd  Cantone.  Die  französischen  Localstenern 
sind  daher  ansschliesslich  Dep artemental-  and  Gemeinde- 
steuern. 

Eine  besondere  Stellung  iiinimt  die  Abgabe  von  Theatern  und  dgl.  m.  für 
Armenzwecke  ein,  die  keine  cigentUcho  Gemeiodestoaer  ist  (s.      341  am  £üde). 
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Die  bekauntlich  aus  politischen  Motiren  —  um  den  provinziellen  Farticularismus 
Idchter  überwinden  zu  können  —  erfolgte  Zerschlagung  der  althistorischea  Provinzen 
in  Verhältnis- Tn;i-> ig  kleine  Departements  tni  l  dii  anf;iiigliche  Zerlc^nnf?  der  letzteren 
in  Districte  war  zuerst  nicht  so  gemeint  gewesen,  das3  diesen  neuen  Bildungen  jede 
Eigenscbaft  als  Selbelrenrnltnngskörper  und  jeder  eii^ne  Hanslialt  mit  Ausgaben  vsd 
Einnahmen  fehlen  sollte.  Die  anfäng:liche  Gesetzgebung  von  1T'.»0  — 91  nahm  bereits 
Zaschläi^e  zu  den  beiden  neuen  directen  Staatssteneni,  der  Gr  und-  und  der  4^0- 
'bilUrstener,  bis  zn  etnem  Maximum  far  die  Depirtemen(aI->  ünd  IMatcicIsaasgmbeB 
in  Aussicht  Allein  die  revolutionäre  Centralisationstendenz  beseitigte  bald  die  eben 
erst  in  Ansbildunj;  betrriffenen  Sch5pfunf;i^en  wieder  (17!),^).  Zwar  kam  es  dann  von 
iSeuein  zu  eigenen  Departementälausgabeu  und  ZusehUigeu  zu  den  Uircctcu  Steuern 
für  die  Deckung  derselben.  Anch  wurden  unter  Napoleon  I.  besondere  Arrondisse- 
Dientsausgaben  und  Sr(>'!,.rzaschlllge  dafür  «^'^setzlich  ermCirlicht  ISOT,  1811).  Eine 
mehr  organische  Au:>biiduug  der  Departements  zu  selbständigen  Körpern  mit  den  er- 
fcfderiiehen  Bechten  der  Persdnlicbkeit  und  mit  Bigmem  Haosbalto  eifolgte  aber  erat 
unter  der  Julimonarchie  (Ges,  v.  10.  Mai  1S38),  die  weitere  Entwicklung^  vomemlich 
dnrch  die  Gesetze  r.  18.  Juli  1866  und  10.  Aug.  1871.  Das  Kecht  der  Kegierung, 
ArrondissementSMillagen  dDznrichten,  miide  1838  beseitigt  S.  ttber  die  einzelnen 
Phasen  der  EntiriclduDg  bes.  de  Crisenoy's  AxL  budg.  döpnrt  im  Say'sdieii  dicL 
p*  496-500. 

£s  entsprach  den  die  Zeit  der  ersten  Revolution  beherrschenden 
politischen  nnd  finanzwirthscbaftlicben ,  insbesondere  anch  den  da- 
maligen stenerpoHtischen  Ideen  Ober  die  wesentlich  alleinige 

Berechtigung  directcr  Stcueru,  über  die  Verwerflichkeit 
der  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  über  die  Vor- 
züglich keit  der  neu  ^geschaffenen,  nur  durch  die  Mobiliar- 
Steuer  ergänzten  Grundsteuer  167,  168)  und  über  die 
Nothwcndigkeit  einer  festen  Verbindung  der  Staats-  und 
Localbesteuerung,  dass  man  die  städtischen  Verzebrungs - 
steuern,  das  Octroi,  wie  andere  indirectc  Verbrauchssteuern 
aufhob  (Ges.  v.  25.  Febr.  1791),  Departements  und  Gemeinden, 
soweit  sie  überhaupt  Steuern  brauchten,  allein  auf  dir ecte  steuern 
anwies,  eigene,  aparte  Localstenem  aber  wieder  vermied  nnd 
daher  nnr  Zuschläge  zu  den  neuen  directen  Staats- 
steuern, namentlich  der  Grund-  und  der  Mobiliar-  (und 
Luxus-)  Steuer,  gestattete  (Centimes  additionnels  d^partementaux  et 
commnnanx).  Dies  Zuschlagsystem  ist  dann  in  aller  Folgezeit 
bestehen  geblieben,  nur  auf  die  anderen  beiden  directen  Steuern, 
die  Patent-  und  die  Thttr-«  und  Fenstersteuer  mit  aus- 
gedehnt worden,  bei  beiden  jedoch  in  geringerer  Höhe  der  Zu- 
schläge, wofflr  indessen  bei  der  Patentsteuer  die  Gemeinden  am 
Princip aisatz,  den  der  Staat  sonst  ganz  fUr  sich  erhebt,  mit 
8  <>/o  betheiligt  worden  sind  (§.  198  ff.).  Auch  in  Betreff  einer  der 
neueren  „den  directen  Steuern  gleichgestellten  Specialtaxen",  der 
Wagen-  und  Pferdesteuer,  wuide  den  Gemeinden  ein  Antheil, 
jetzt  57o>  überwiesen  (S.  781).   Das  Zuschlagsystem  characterisirt 
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sich  bei  Departements  und  Gemeinden  zum  Tbeii  als  Zweck- 
steaersystem,  mit  bestimmten  Verwendungszweckes  der  ein- 
zelnen  Zasehlüge  oder  zur  Deckung  bestimmter  Ausgaben  mit  dem 
Zuschlage. 

In  der  Bepartementalbesteuerung  ist  es  aossefaiiesslieb  bei 
diesem  System  der  Zuschlage  zu  den  direeten  Staatssteuem  geblie- 
ben. Alle  Übrigen  Einnahmen  der  Departements  sind  privatwirtfa- 
sehaftlioher,  gebUhrenartiger  Natur,  Beitrilge  und,  besonders  neu^- 
dingSy  Subventionen  des  Staats,  auch  Beitriige  der  Gemeinden  fflr 
Einzelnes.  Der  grosse  Haupttheil  der  ordentlichen  Einnahmen  wird 
aber  durch  die  Zuscfalagcentimen  gebildet  (s.  §.  336). 

Die  Gommunalbesteuerung  ist  dagegen  nicht  auf  das  Zu- 
schlagsystem beschränkt  geblieben.  Vielmehr  kehrte  man,  ins- 
besondere in  den  Städteu  uud  grösseren  Gemeiiidcn,  wie  im 
Staate,  zu  den  indirecten  Verbrauchssteuern  in  der  Form 
des  Octroi  wieder  zurück  (Ges.  v.  27.  Vend^m.  VII  für  Paris, 
27.  Frim.  VflT  fdr  nndere  Städte,  5.  Veut.  VIII  allgemein).  Dies 
Octroi  ist  allmiililicii  in  so  zahlreichen  Gemeinden  (im  J.  18.ScS  in 
1525)  angewandt,  so  umfassend  ausgebildet  und  zu  eineui  so 
starken  Ertrage  gebrncbt  worden,  dass  es  an  finanzieller  liedeu- 
tnng  für  den  Comnmnalhaushalt  der  Gesammtheit  der  französischen 
Gemeinden  und  zumal  ihr  den  riesigen  Haushalt  von  Paris  die 
directe  Besteuerung  mittelst  der  Zuschlagcentimen  erbeblich  über- 
trifft s.  folg.  §.).  In  dieser  Hinsicht  war  die  Entwicklung  also 
auch  hier,  ganz  entgegen  den  steuerpolitischen  Tendenzen  in  der 
früheren  Zeit  der  ersten  Revolution ,  eine  Ikhnliche  wie  bei  der 
Staatsbesteuernng.  Diese  herrorragende  Stellung  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  in  der  Communalbestenemng  Frankreichs  ist  das 
im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  besonders  mit  Grossbritannien 
und  Deutschland,  Eigenthttmliche,  das  sich  in  anderen  Staaten  zwar 
auch  noch  findet,  aber  kaum  in  ähnlicher  Ausdehnung  und  finan- 
zieller Bedeutung.  Nach  der  Technik  der  Erhebung  des  Octroi  er- 
fährt zugleich  der  Grundsatz  der  inneren  Verkehrsfreihdt  in  der 
Praxis  so  eine  erhebliche  Einecbränkung. 

Zuschlags-Centimen  zu  der  direeten  ►Sieuer  und  Octroi  sind  die 
hauptsächlichen  tranzösischen  (  oiiiniuualsteuern,  aber  nicht  die  ein- 
zigen. Eine  specielle  Zwecksteuer  für  die  Vicinalwege  ist,  bei 
IJnzureiehendheit  der  ordentlichen  Commuualeiniiahmen,  die  Geld- 
abgabe, welche  in  Folge  von  Gesetzen  aus  der  Zeit  der  Kestau- 
ration  und  Julimonarcbie  (ib.  Juli  lö24  u.  v.  21.  Mai  1836)  nach 
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Wahl  der  Pflichtigen  statt  der  gesetzlichen  dreitägigen 
Natural-Arbeitsl e  1  s t uüg  i(lr  die  Vieinalwege  entrichtet  wer- 
den kann.  Der  Werth  dieser  Abgabe  wird  nach  dem  steiiertarii- 
mässigen  Conversionswerth  der  Arbeitsleistung  in  jeder  Gemeinde 
in  Geld  veranscbiagt  und  erscheint  dann  in  dieser  Weise  berechnet 
als  Geldsumme  in  der  Finanzstatistik  der  Gemeinden.  Endlich  ist 
nnter  dem  zweiten  Kaiserreich  durch  ein  Gesetz  v.  2.  Mai  1855 
eine  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden  als  obligato- 
risefae  Oommunalsteuer  eingeführt  worden. 

Hiermit  sind  die  eigentlichen  Steuern  im  französischen  Ge- 
meindehanshalt erschöpft  Die  zahbeiehen  und  finanziell  Öfters 
recht  bedeutenden  sonstigen  Abgaben,  besonders  in  den  Stedten, 

haben  auch  hier  nicht  die  finanzwirthschaftliche  Natur  eigentlicher 

Steuern,  sondern  diejenige  von  Gebübrt  iK  Beiträgen,  Kostenersätzen, 
privatvvirthschalUichen  Ein^tlnften,  wenn  dabei  auch  mitunter  Steuer- 
ekmente  inbegriffen  sind. 

336.  2.  Die  Stellung  der  Steuern  im  Departemen- 
tal-  und  Communalhaushalte.  Der  Character  eines  grossen 
Theils  der  Steaerzuschläge  und  der  Ersatzabgabe  im  Vicinahvege- 
wesen  als.Zw  eck  steuern  lässt  sieh  völlig  genügend  nur  durch 
eine  genauere  DarsteUnng  der  Verwaltungsanfgaben  der  Departe- 
ments und  Gemeinden  nachweisen  und  verständiieh  machen.  In 
Ermangelung  dner  solchen  kann  aber  auch  die  Finanzstatistik 
der  Haushalte  beider  KOrper  e^ugermaassen  ttber  dieses  VerhSltniss 
und  weiter  ttber  die  ganze  Stellni^  der  Steuern  in  und.  die  Bedeu- 
tung derselben  ftlr  diese  Hansbalte  orientu^n.  Deshalb  werden 
hier  einige  finanzstatistische  Daten,  besonders  ans  der  Gegenwart, 
eiDgefligt. 

S.  scliou  Fiü.  l  {ß.  Aoil.),  §.  59. 

a)  Die  Departements.  Die  Beobachtung,  dass  nicht  nur 
die  Staatsausgaben,  sondern  ähnlich  auch  die  „Loeahrasigahen''  der 
Selbstverwaltung  in  starker  und  namentlich  in  den  letztwi  Jahr- 
zehnten und  Jahren  Immer  rascherer  Zunahme  begriffen  sind,  macht 
man  auch  in  Frankreich,  speciell  auch  bei  äea  Departements,  und 
zwar  bei  den  ordentlichen  wie  bei  den,  nur  mehr  schwankenden, 
ausserordentlichen  bei  den  obligatorischen  und  den  übrigen  Aus- 
gaben (Fiii.  I.  ^.  12i>).  Dies  bat  iii  i'iaukreicb  wie  audcrswo  dazu 
gefuhrt,  einzelne  Aus ga b en  den  Departements  ab-  und  auf  den 
Staat  zu  nehmen,  anderseits  zur  Bestreitung  der  verbleibendeu 
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Ausgaben Btaatsdotationen,  Sa b ventioneiiy  Zuschüsse,  regel- 
mässig lllr  bestimmte  Zwecke,  wie  das  Wegewesen,  zu  gewähren 
(Fin.  I,  ^.  49).  Aber  trotzdem  mnssten  fUr  die  steigenden  Aus- 
gaben doch  ausserdem  auch  immer  mehr  Stenern  erhoben  werden. 
Daher  sind  die  Znsehlageentimen  für  Departementalaus- 
gaben  anch  fast  beständig,  wenn  anch  nnr  langsam 
gestiegen. 

Sü  waren  z.  B.  (nach  Say,  dict.,  p.  495)  dies»;  Ausf^.iben  in  Mill.  Frcs.: 


Ordeutliche  .  .  . 
AnsMTOideiitliche  . 

Svinme 


1851 
73.4U 
24.25 


1  sn<» 

68.40 


issi 

160.04 
153.32 


97.65 


192.18  313.96 


lu  ibbü  und  i^bü  emiebt  die  neuc&te  spociellc  Pablication  Uber  diu  Fiaauzen 
der  Departements  in  Betreff  der  —  hier  zosMOimengezogeneii  —  HMptnibiikeD  der 
Aasgaben  und  Eiunahme»  Folgendes  (BqU.  XXII«  634,  mit  Erlänterangsbericlit,  BnlL 
XXV.  190).  In  MiU.  Frcs. 


-  Ausgaben: 

Präfeclurcn  

Immobilien,  Bauten,  Miethen,  Mobiliar 

Depart-Strassen  

Vicinal-  „   

Localeisenbiüinen  

Eisenlwhnen  aUgemeiner  Bodeutang  . 

Geisteskranke  

Unterstützte  Kinder  

Kinder  im  1 .  Jahre  

Andere  Unterstotznngen  

Oeffentlicher  Unterricht  

Unterstützung,  Wissenschaft,  Kunst .  . 
„         Laodwirthach.,  Indastrie 

Cultus  

Kataster  

Anleihe -Dienst  

Teischiedenes  


1885 


As] 
i.03l 


J.271 
l.46f 


23 

10Ü 
5.32 
4.54J 
20,28 
16.27 
1 

6. 


1.34i 
3.57f 


1885 
3.0!» 
18.% 

Wegewesen 
139.37 

Oeffeutliche 

Unter- 
stützungen 
44.38 
18.23 

4.91 

0.085 
0.159 
27.60 

9.59 


1886 


1886 

3.11 
20.U8 

Wegeireaen 
136.57 

( )eirentliche 

Unter- 
stützungen 
45.5.> 
18.23 

4.93 

0.086 
0.153 
29.41 
9.62 


Summe  ......  — 


271.37 


273.99 


Der  Schwerpuuct  der  Aufgaben  liegt  also  im  Wegcwcsuu  i.  w.  $.,  dem  auch 
noch  ein  grosser  Theil  der  Ausgaben  des  Anleihediensts  zmarecbnen  ist 

Bd  den  Einnahmen  wird  hier  gleich  in  Betreff  der  Zuschlags-Gentimen 
nach  der  amtlichen  Statistik  specialisirt.  Die  ErUntevang  findet  diese  ^cialidinng 
iu  §.  337  u.  338. 


Einnahmen: 

1 .  Aus  Besitz  

2.  Aas  Beiträgen  u.  s.  w.  Dritter  .... 
Neml.  f.  ord.  Aosgaben,  ezd.  Wegewesen 

(Tioinalit6) 

von  Staat  

von  Gemeinden  

von  Privaten  


1885     1885    1886  188C 


.90 1 
.29^ 
.161 


G.UÜ 
9 
3 


0.86 
60.45 


19.43 


15.80) 
l3!04| 


Latus  — 


5M).74  — 


0.91 

59.50 


18.62 


79.23 


Digitized  by  Google 


868      6.  E.  2.  K.  Stoaoireclit  1.  H.-A.  2,  A.  Fnuikraich.  §.  dd(i. 


Einnahmen:  1885  1885  1886  1886 

Transport     —  80.74     —  79.23 

Event.  Einkünfte  f.  Wegewespn  (Staats- 
beitr.,  CommunalcontiDg.,  Beitr.  Pri?., 

dirers«  Ertr.)   35.18  88.89  — 

Geschenke,  Legate  0.21  —  0.81  — 

Event,  verschiedene  Ertravre                        —  5.03     —  6.49 

3.  Depart.-Steui  rii  Zu>chlag-Centimen)  .    .      —  171.24     —  173.52 
Neml.  ord.  Cent.  f.  and.  Ausg.  alftYicioalit  62.92  »  63.63  — 

Ord.  Cent.  f.  \  i.  inalw-c-e   25.09  —  25.32  — 

Ord.  Cent.  f.  Primaruntcrricht  ....  14.34  —  14.47  — 

Ord.  Cent  f.  Kataster                           0.069  —  0.07 

Auss.-ord.  Cent,  nach  Tin. -fies   35.34  —  35.48  — 

Au83.-ord.  Cd&t.  nach  Spec.-Qes.  •   .   .  33.49  —  34.55  — 

Von  Amtsiregen  anfgeL  Gent  ....      —  —>  —  — 

4.  Auss  -ord.  Einnahmen                               —  37.77  —  43.77 

Neml.  ans  Yeränsserungen  0,70  —  O  OS  — 

Aus  Anleihen                            .    .    .  37.07  —  43.0»  — 

Somme   —     270.32    —  277.69 

Die  »Steaerii  machen  also  doch  fast  %  aller ,  fast  ^/^  der 
ordentlichen  fiionahmen  (d.  i.  ohne  Anleiben  und  VeräassemngeD) 
aus*  Sie  sind  erheblieh  gestiegen,  auch  seit  dem  Kriege. 

Nach  der  Abrechnung  waren  sie  1869  bei  den  vier  grossen  directen  Stenern 
114.84  (iiK  1  Elsass-Lothringon)»  nach  dem  Voranschlag  f.  18Jj9  176.&1  Mill.  Frcs. 
also  in  20  Jahren  eine  Zunahme  von  c«.  60  Proc.  (wenn  man  anschlagswoisc  Elsass- 
Lothringen  absetzt):  eine  Miterklürang  für  die  fehlende  Steigerungsfuhigkcit  der 
directen  Stenern  (ohne  die  Patentsteucr)  fQr  Staatszweck  seit  dem  Kriege.  Im  Jabre 
1889  betnipren  die  Deii.-Zn.s<hläg:c  4;<.5%  des  Staatsbezugs  aus  den  vier  directen 
Steuern  (ohne  IJerücksichtiguog  der  Ncbenfonds,  non-valeurs  a.  s.  w.),  186Ü  nnr  34.67« 
des  damals  nodi  kleiner«!  Staatsoontingenta.  —  In  den  einzelnen  Departements  ist  die 
Höhe  der  Einnahm  ti  und  Ausgaben  und  der  Zuschlagr.uitiinen  natürlich  sehr  ver- 
schieden (Max.  der  Einnahme  1886  Seine  [Paris]  32.36,  Seine-iofcr.  9.07,  Min.,  excl. 
Bdfort,  Corsica  0,94,  Oberalpen  1.06,  Durchschnitt  3.19  Mill.  Frcs.,  Durchschnitt 
der  Steuern  2  Mill.).  Die  Vertheilong  der  Dep.-ZiiacUige  anf  die  einzdneii  Steuern 
n.  in  §.  338. 

b)  Die  Gemeinden.  Auch  hier  tritt  eine  grosse  rasche  Ve^ 
mebrung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  seit  lange  hervor,  wobei 

Paris  vorangeht,  aber  die  Gesammtheit  der  anderen  Gemeinden 
kaum  zurückbleibt.  Die  Steuerzuschläge  zu  den  directen  Staats- 
steuern, die  Einnahme  aus  dem  Octroi,  der  Werth  der  Natural- 
leistnng  für  Vicinalwege,  bez.  der  Geldabgabc  daftir,  sind  deui- 
gemäss  auch  sehr  bedeutend  gestiegen. 

Alle  Ausgaben  und  Einnahmen  umfassende  finanzstatistische  Uebersichten  über 
die  (iemeindcn  ganz  Frankreichs  (1S88  30,123)  liegen  nur  für  einzelne  Jahre,  so  für 
1830,  1862,  1877  und  jetzt  wieder  f.  1885  vor  (situat.  des  reccttes  et  dep.  en  1885. 
herausgcg.  v.  Min.  des  Innern,  Anf  1889  erschienen,  daraus  Auszug  im  Bull.  XXV. 
1M7f!. ,  mit  ViMKli  ii  hi  M  zwischen  1^77  und  l'^'^')-,  tdr  die  früheren  Jahre  s.  Bull.  X. 
40  mit  Au^<zug  aas  dem  Ber.  f.  1874  und  Vergleichen  früherer  Jahre;  einige  Haupt- 
daten anch  in  Say's  dict..  p.  477iF..  Daten,  die  hier  nicht  benutzt  werden.  Die  eben« 
falls  V.  Älin.  d.  Inni;rn  jährlich  lu  raii^vgi  licld  iio  situat.  fmanc.  des  conimunes,  bish<'r 
11  Jahrgänge,  enthält  nur  die  Einuabmea  aus  den  Uentimon  ,ond  aus  dem  Octroi. 
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nach  (Jeu  eiuzelAeu  (ieraeiodeu  nur  fUr  die  Cenüioeu  speciali^irt.   lin  fiull.  VII.  297 
Statist  dw  Nataralleist.-Abg«be  1837—79).  Aus  diesen  Materialirai  rind  die  folgenden 
Daten  zusainmcn<^cstellt  worden,  um  die  Bewe^uii^  im  (Trossen  ZQ  sei^n. 
u)  Bei  den  (iemeinden  ohne  Paris  war  in  Mili.  i'rcs.; 

(i  e  Sä  mmt  haushält:  1836     18H2      1ST7  1SS5 

Ordentliche  Ausgabe  .....  S3.^3  256.95  354.27  4S2.32 
Au*,crordentliche  Ausirabu  ....     83.9Ü    I93.2S    322.51  264.7» 


Zosaminen  Ausgabe .   .   ,   .  117.79  450.28  676.78  747.10 

Ordentliche  Einnahme   100.85  291.90  407.35  4S6.53 

Ausserordentliche  Einnahme   .    .    .  J4.46  149.52  288.3S  248.72 

Zasammen  Einnahme   .   .   .  125.31  441.42  695.73  735.25 

Yon  der  Einnahme: 

Ordentliche  Centimen   l^.iu;  Is.TI  77.78  95.30 

Ausserwdentlichf  Ccntimea  4.60  l'.Mli  3S.30  50J5 

Zusammen  .  T  ,  22.75  68.22  7  lü.OS  145.65 

Ordentliches  Octroi   39.85  72.66  110.44  123.42 

Aii8sen>xd«nttiches  Octroi    ....  —  C.Ol  14.14  11.19 


Znsanimen  ....     .H9.»*5  78.67  124.57  134.62 

Zusammen  dircctc  u.  indiiccte  Steuern     62.60  146.S9  240.63  2b0.27 

Handestoner                                   —  4.98  6.27  7.93 

Werth  der  Leistungen  f.  Yicin^wege  22.77  48.92  54^87  c.  61.00 

Gesammtbesteoenng.   .  .   .     85.37   200.79   30U7  349.20 
(Die  Ziffer  t  1836  bei  den  Leist  f.  Vicin.-We«e  ist  die  des  J.  1837.) 

Bei  den  ausserordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen 
zeigt  sich  der  Eintiuss  von  /.utnllif^  in  eiuzehic  .ifilne  fallenden 
grösseren  Aiileihef>perationcii,  (  'on\  ersionen,  RückzaLliiü^eu  zu  stark. 
Die  Bewegung  der  ordentlichen  Ausgalic  und  Einnahme  ist  das 
Wichtigere  und  mehr  Typische.  Der  treibende  Factor  ist  natürlich 
auch  hier  die  Vermehrung  der  Ausgaben,  an  der  alle  VerwaltangB* 
zweige  beiheüigt  sind,  am  Meisten ,  wie  tiberall,  Unterrichts- 
und Wegeweeen.  Eine  Steigerung  1836 — 85  auf  das  5— 6fache; 
danach  dann  auch  auf  das  5 fache  bei  den  ordentlichen,  6 Va fache 
l>ei  allen  CentimeD,  auf  das  fast  dVs  fache  beim  Octroi.  Dies  trota 
der  Einrichtung  starker  Subventionen  von  Staat  und  Departements 
an  die  Gemeinden  fUr  Schul-  und  Wegewesen.  Die  Steuern  (incl. 
Hundesteuer,  Leistung  fttr  Vicinalwege)  mussten  immer  noch  in 
stärkerer  Progression  als  die  Gesammteinnabmen  und  Ausgaben 
wachsen.  Sie  betragen  indessen  noch  nicht  die  Hälfte  von  letzteren, 
und  jetzt  wieder  nur  (1885)  c.  72  ^/g  der  ordentlichen. 

Die  grosse  Vermehrung  der  OommunalzuscblSge  zu  den  directen 
Staatsstenern  erklärt  wieder,  dass  die  letzteren,  auch  nach  1870, 
so  wenig  üii  die  Staatsbedürfnisse  in  stärkeieui  Maasse  in  An- 
spruch genommen  wurden  und  werden  konnten.  Die  Wichtigkeit 
des  Octroi,  welches  frllher  mehr  und  gegenwärtig  noch  fast  eben- 
soviel als  die  Zuschlagcentimcn  einbringt  und  vollends  in  den  Ge- 

k.  Waguer,  Fituutxwissi'u^vimft.  lU.  36 
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meiDden,  wo  es  besteht,  den  Ertrag  der  Centimen  Uberwiegt,  er- 
giebt  sich  aus  den  Daten  anch  i'Ur  die  Gemeinden  ohne  Paris 
ebenfalls.  Die  ohne  das  Octroi  gebotene  ungefähre  Ver« 
doppelung  der  Centimen  würde  bei  der  Besehaffenheit  der 
franzOsiseben  directen  Stenern  in  hohem  Grade  bedenlilich 
sein.  Das  Octroi  ersehdnt  neben  solchen  Stenern,  als  der  einzigen 
GrandUge  der  Zuschläge,  kaum  entbehrlich. 

ß)  Zieht  man  Paris  mit  in  die  Berechnung,  so  war  summa- 
risch, ordentliche  tmd  ausserordeutüche  Einnahmen  zusammen- 
gefaäst,  das  Ergebniss  ftU*  alle  Gemeinden  incL  Paris  das  folgende, 
in  Mill.  Frcs.: 

1877  1885 

Centiioen  jeder  Art    ....     138.26  172.50 
Octroi   .     258.13  _2&3i59_ 

Znsammr^n     .'.    '.     391.38  456.0» 

Aus  Belitz  u.  dgl   174.14  169.82 

Andere  Einnaluneii    ....    186.64  287.51 

Summe.    .    ...     732.16  913.42 
Aus  Anleihen  u.  Veräuüserunge?»     25Ü.29  105.G4 

Üesamiatbetrag  .   .   1008.46  lül9.0Ü^ 

Die  Einkünfte  „aus  Besitz"  rühren  her  ans  Miethcu .  Pacliten,  Holzsclilag, 
W'cidegeld,  ZinseiK  (icbubren  von  Markten,  Hallen  und  mancherlei  « ommunalen  An- 
staltea  und  Einrichtungen  u.  s.  mr.;  die  „anderen  Einnahmen''  aus  der  Er- 
satzabgabe für  Vicinalw^,  Hündesteaer,  Antbeflen  an  Staatarteoen,  Sahrentiimen  fär 
Primamnterrieht,  für  Yicinalvege  und  für  andere  aossenidenti.  Ansgabfln  n.  a.  a. 

Die  Commuiialbteuern  betragen  hier  von  dcu  Eiimabmeu  ab- 
züglich der  Anleihen  und  Veräusserungserlöse  last  genau  die  Hälfte, 
iucl.  Ersatzabgabe  und  Hundesteuer  fast  drei  Fünftel. 

Von  der  gleichzeitigen  Einnahme  des  Staats  ans  den  direeten 
Stenern  (ohne  Nebenfonda)  betrug  die  Summe  der  CommunaL 
zuschlage  1877  35.5,  1885  (trotz  inzwiaehen  erfolgter  Ermässigung 
der  staatliehen  Pateutsteuer)  44.1%,  vom  blossen  Principal  der 
Staatssteuem  bezw.  41.7  und  49.0%,  —  Belastungen  der  direeten 
Staatssteum  mit  Zuschlägen,  welche  wiederum  das  Unterbleiben 
von  neuen  Zuschlägen  fttr  Staatszwecke  nach  dem  Kriege  (ausser 
bei  der  Patentsteuer)  mit  erklären. 

Fasst  man  endlich,  nicht  nach  dieser  speciellen  Finanzstatistik 
der  Departements  und  Gemeinden,  sondern  nach  den  Staatshans- 
baltsrechnungen  und  Voranschlägen  (tlir  1889)  —  mit  etwas  ab- 
weichenden Zahlen  —  die  Departemental  -  und  Communalzuschläge 
zusammen  und  vergleicht  sie  mit  dem  Staatsbetrag  der  direeten 
Steuern  (ohne  Nebenfonds  fttr  non-valeurs  u.  s.  w.,  aber  incl.  die 
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allgemeinen  Znachlüge  itir  den  Staat  selbst)  ^  so  ergiebt  sich  Fol- 
gendes, in  Mill.  Frcs.: 

lS6ä       1869  ISS!) 

StaatöciüDahiuc                         —  331. SO  ~  40ti.:;b 

J^S*"""""-  : : :  M      mil]  --^ 

Ziiüchl.  %  von  Suatseiou.   .      —        6i^.ä        —  b9.5 

Man  begreift  hiernach  in  Frankreich  die  gleiche  Finanzpolitik, 
wie  in  anderen  Ländern :  den  Departements  nnd  Gemeinden  durch 
Uebernahme  von  Ausgaben  anf  den  Staat  nnd  durch  Sabventionen 
des  letzteren  in  steigendem  Maasse  Hilfe  zu  gewähren,  nnd  das 
trotz  des  Octrois.  Bei  einer  anderen  Verfassung  der  directen 
Stenern  möchte  diese  Finanzpolitik  und  das  Octroi  nicht  ganz  ebenso 
dringend  sein,  aber  wesentlich  anders  könnte  man  gleichwohl  schwer- 
lich verfahren.  Diese  Erwäguiii,'  ist  für  die  Kritik  der  irunzösischen 
directen  BestciienniL;;  nicht  unwichtig. 

y)  Für  Paris  allein  ergiebt  sich  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Coniniunalbesteuerung  im  städtischen  Uausbalte  aus  folgenden 
Zahlen. 

Das  ordeatliche  Budget  war: 

Mill.  Frcs.  p.  Kopf  Frcs. 

J.  VII                   7.5  14.50 

180Ü                  12.0  23.00 

ms                 2Ü.0  37.00 

1817                68.5  96.00 

1849                  14  0  43.00 

IbtiO                104.0  91.50 

1880               229.0  114.00 

(Bull.  Vn,  200.) 

£iiui:ilinir  üavoA  aui 

J.  Vn  T.37  0.32  0  f;3 

184S  43.40  1.10  2(i.57 

1860  103.60  2.57  Ii". 31 

1876  223.62  24.26  121.47 

1887  258.90  33.19  137.00 

1889  26T.06  83.49  140.25 

(HuH.  VII,  20UI.,  XXV.  :}52,  34S.)  Von  1876  incl.  au  (wie  vorimithlicU  auch 
in  den  Daten  Älr  die  Vorjahr«-  die  Einnahme  ohne  diejenige  für  Speciallonds  aus 
Anleilien,  Veräussernngcn  u.  dgl.;  bei  ilcn  Centimen  seit  ISTt»  aucli  iiicl.  Hundesteuer 
und  Specialanflagen ;  bis  1SS7  incl.  „cuustatiilt:",  für  Ibbü  veranscLlagto  Einnahmen. 

Die  von  den  genannten  Communalsteuern  'gebildete  Quote  der 
Gesaniniteinuahme  ist  seit  1848  ziemlich  dieselbe  geblieben,  etwas 
Uber  ^/g.  Von  der  ordentlichen  Einnahme  (i.  e.  S.  der  Stadtrech- 
nung) war  sie  1876  und  1887  beide  Male  fast  68%.  Es  sind  also 
die  Steuern  und  die  Übrigen  Einkttnfte  ungefähr  in 
gleicher  Progression  gewachsen.  «Aber  der  schon  früher 

5Ü* 
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80  atark  gesteigerte  Ertrag  des  Octroi  ist  neuerdings  in  der  yer- 

hältnissmässigen  Entwicklung  hinter  den  Gesammteinnahmen 

und  aaeh  hinter  den  Centimen  (nebst  ZabehOr)  etwas  surQckgebüe- 

ben.  1860  war  er  von  der  ganzen  Commnnalsteaeieinnahme  96.4, 

1876  83.7,  1887  80.8Vo*   Immerhin  liefert  auch  jetzt  noch  das 

Oetroi  viermal  so  viel  als  die  directen  Communalsteneni,  was 

besonders  fttr  Vergleiehnngen  mit  der  Gemehidebesteaerang  der 

Grossstiidte  anderer  Länder  (Berlin!)  beaehtenswerth  ist. 

In  dem  Drittel  —  1889  etwas  mehr,  90.03  Mill.  von  der  ordentl.  Emnalune 
L  0.  S.  TO»  263.76  Mill.  Frcs.  —  der  Faiiser  ordentlichen  Einkünfte,  vdehes  ans 

anderen  Quelleu  als  den  j^cnannten  Steuern  herrührt,  betrag-ea  für  ISSO  die  Zu- 
schttsäe  deä  Staats  für  Polizei  7.t>9,  des  Staats  und  Seinedepartements  für 
Unterhaitang  und  Keiniguu;^  des  Fflast^  8.9  Mill.  Pres.  Ausserdem  sind  folgende 
Posten  auch  als  engere  Gruppe  verwandter  Einktlnfte  bomerkenswcrtli :  die  Zahlungen 
der  Gasgesellsch.  19.12,  die  Abgaben  f.  Wasser  12.22,  von  öflenti.  ITuhrwerk  5.72. 
von  Hallen,  Märkten,  Schlachthäusern,  Entrepots  14.67,  die  Strassenkehrtaxe  2.87, 
die  BeerdigangSttxen  und  Zahlungen  für  (irabplätze  3.28  MiU.  Frcs.  Die  genaiintcu 
Posten  von  zusammen  5s.ss  Mi!!.  Pres,  onthalten  immerbin  neben  „Gebühr",  „Bei- 
trag*' auch  IStcuerelcui en tu  in  sich,  welche  sich  indes.->en  schwer  genauer  beziffern 
und  aiicb  nicht  sicher  steuerpolitisch  cliaractorisiren  lassen.  Einiges  davon  (wie  bei 
Gas,  Wasser,  Markt-,  Schlachthaus^eldern)  hat  etvas  Toa  der  Art  einer  indirecten 
Yerbraachs-  und  einer  Specialgewerbesteucr. 

B.  Die  Zuschläge  zu  den  directen  Staatsstenern. 

Gesetzgebung.  Dio  einzelnen  Bestimmungen  sind  in  verschiedenen  Gesetzen 
zerstreut  ,  einige  werden  im  jährlichen  Finanzgesetz,  bezw.  im  Gesetz  Uber  die  Erhebung 
der  directen  Steuern  immer  von  Neuem  getrolii  n.  in  Anknüpfung  an  dio  geltenden  Be- 
stimmungen der  Spccialgesetze.  Das  Wichtigere  wird  im  Folgenden  erwähnt  und  dabei 
die  bezügliche  (icsetzesstelle,  soweit  es  geboten  erscheint,  citirt. 

Literatur.  Vignes  I,  04 — 74.  Block,  dict  Art.  d«*part.  Ni.  99,  106,  organis. 
cümmun.  Nr.  553 — 558;  Ders. ,  Artikel  im  suppl.  g<in«;r.  (nur  Abdruck  dos  Gemeinde - 
Gesetzes  v.  5.  Apr.  18S4,  Art  138.  1.S4).  Eingehend  und  mit  Statist.  Daten  die  Art. 
im  Sa y 'scheu  dict.  Centimes  ailditionels,  badget  d6|>art.  p.  487,  491,  budget  common, 
p.  472  tr.  Alle  in  Kraft  stehenden  einzelnen  Bestimmungen  in  dem  Werk  ron  Thorlet« 
K^gime  hn.  d.  commaoes  (s.  liegistor  unter  ceut.  addit). 

Statistik  in  den  oben  8.  863  gen.  Publicationen  und  im  Bull. 

§.  337.  1.  Allgemeine  Griiudäatz e.  Die  Diirclilülirung 
des  Systems  der  Zuschläge  zu  deu  directen  Steuern  lür  Departe- 
mental-  und  Communalzwecke  ist  in  Fiaukreich  genau  durch 
die  Staat.sgesetzgebunc:  gcrcü-c lt.  Anch  gegcuwärtis:  haben 
daher  die  Departements  und  Gememdeii  oder  ihre  Organe,  die  Ge- 
neral- und  Mnnicipalräthe,  obwohl  deren  Conipetenz  allnialig  gegen 
früher  erheblieh  erweitert  worden  i.st,  doeh  auf  diesem  Gebiete  eine 
im  Wesen  tli  eben  streng  gebmiflf^ne  Marsehroute.  Das 
»Staatsgesetz  bestimmt,  für  welehe  allgemeinen  oder  spe- 
oiellen  Zwecke  überhaupt  nur  Zuschläge  aufgelegt  und  erhoben 
werden  dürfen,  so  das»  die  betreffenden  Steuern,  insbesondere  im 
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zweiten  Fall,  bei  der  Restininimig  zu  speciellen  Zwecken,  wie  schon 
bemerkt,  deutlich  den  steiierpolitischen  Character  von  ^,Zweck- 
steuero''  haben.  Das  Gesetz  bezeichnet  ferner  die  eine  oder 
mehreren  Stenern,  welche,  desgleichen  zn  welchen  Zwecken, 
nnd  in  welcher  Höhe  sie  mit  Zuschlügen  belegt  werden  dürfen, 
mitunter  mUssen.  Hinsichtlich  der  Höhe  wird  entweder  ein  be- 
stimmter Satx  gesetzlich  vorgesehrieben  oder  ein  Maxi- 
in nm  normirt,  bis  zu  dem  gegangen  werden  darf,  daher  insbeson- 
dere je  nach  dem  Bedarf.  Im  letzteren  Falle  besteht  dann  ftlr  die 
General-  nnd  Municipalräthe  ein  gewisser  Bewegangsspielranm. 
Eine  Ueberschreitnng  des  Maximums  setzt  aber  die  Ermächtigung 
durch  ein  neues  besonderes  Gesetz  voraus.  Die  Ausschreibung  und 
Erhebung  der  Zuschläge  erfolgt  darauf  wie  bei  den  Staatssteuem 
selbst,  die  Erhebung  namenflieh  auch  durch  die  Organe  der  staat- 
lichen Finanzverwaltung.  Zur  Deckung  der  Erhebungskosten 
der  Zuschläge  wird  wieder  ein  eigener  Zuschlag  zu  den  zu  er- 
hebenden Centimen  gelegt  uud  zugleich  mit  erhüben,  «owie  auch 
aus  älmlichcü  weiteren  kleinen  Zu.schliigen  für  Entlastungen,  Aus- 
fälle u.  dgl.  (non-valcurs)  ein  betreflender  Fonds,  wie  bei  der 
iStaatssteuer  (B.  426)  gebildet 

§.  B38.  2.  Die  Departementalzuschläge.  Hier  wie  bei 
den  Gemeinden  werden  auch  in  Betreff  der  Zuschlagscentimen  das 
ordentliche  und  das  ausserordentliche  Budget  unterschieden. 

a)  Ordentliches  Budget.  Es  enthält  regelmässig  folgende 
sogen,  ordentliche  (ordinaires)  Zuschlag-Centimen ,  bezw.  es  be- 
steht das  Recht  fOr  die  Generalräthe,  sie  aufzulegen: 

a)  25  Cent,  oder  %  zur  Grund-  und  zur  Personal-  und 

Mobiliarsteuer,  sowie  ,1  Cent,  oder  %       ^^^^  ^  directen 

Stenern  als  Maximum  ftlr  die  Bestreitung  der  ordentlichen  De- 

partementalausgaben  im  Allgemeinen. 

Diese  Sätze  gehen  zurück  aul  das  Gos.  v.  18.  Juli  1866,  Art.  6,  worin  bustiinmt 
wurde,  dass,  in  Äb&ndernn^  bis  dahin  bcsteheudcr  Einrichtongen ,  das  Hnanzgesetz 

jährlich  anziiorrlnen  luibe,  'lis  ztt  T^clcher  Ilulie  <lie  bisher  zur  Auflegung  benutzten 
genaantea  zwei  iSteaern  mit  Zuschlägen  für  die  ordentliclicn  Departemeutalauiigaben 
ron  den  Generalrftthen  belegt  vreiden  durften.   Daa  Finaossgea.  r.  31.  Juli  1867  liat 

tlann  die  im  Text  angegebenen  Sätze  ane:eordu'  t  niul  di  ii  1  Ct  ut.  auf  alle  vier  directen 
Steuern  wegen  des  Wachsthums  der  Bedürfnisse  hinzugefugt.  Hierbei  ist  es  seitdem 
im  Princip  geblieben  (Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  58)  und  regelmässig  in  den  ge- 
nannten Sätzen  sind  die  Zuschläge  in  den  Finanzgesetzen  angeordnet  woi  Jen  (s.  (ies. 
über  die  directen  Steuern  f.  ISSO  vom  tS.  Juli  18*^S,  Art.  C).  Die  besondere  nnd 
hohe  Belastung  gerade  der  Giuud-  und  Personal-  und  Mobiiarateuor  i&t  auü  der 
früheren  gescMchUichen  Entwickhing  der  Zuschläge  fUr  die  Departements,  von  der 
T?evolntionszeit  an,  zu  erklären.  Si  hon  bei  der  Einführung  der  neuen  direkten  Stenern 
waren  2ö7o  ^^Uöchlage  ai  den  geoanuteu  beiden  Steuern  fUi  Departements-  und 
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Distiicteansgaben  eiogerichtet  worden  (Ges.  r.  1791).  Darin  traten  spftter  vorschiedone 

Ycrändorongen  ein,  doch  verblieb  es  schliesslich  im  Ganzen  bei  dieser  Belegung  der 
beiden  Steuern.  (S.  bes.  de  CriseTioy  im  Say'sclien  dict.  de  fiu.,  p.  407  fr.,  auch 
897  fl'.).  Die  f^eietzlirbc  (frenzo  von  25%  bestand  so  bchoii  lange,  ist  aber  tirst  all- 
niiüii;  (seit  ISöT:  wirklich  erreicht  worden.  Aber  bis  1SÖ7  zerliel  dieser  Betrag  in 
drei  Theile,  lO'/a  Cent,  für  die  ordentliclie::  obligatorischen  Departemeutsausgaben, 
7  Cent.  fOx  die  Dotintng  eines  „Conds  commuu",  der  dann  nach  gewissen  Bedürfnissen 
und  Yerbfiltnififlen  unter  die  De|»afteiiients  vertlieilt  vordc,  V/^  Cent,  für  die  sog. 
facültativen  Atisg-aben  nach  n"iherer  Bestimmung  der  Verwendung  Seitens  der  General- 
läthe  (Fin.  I,  'd.  Aufl.,  S.  12U).  Das  geu.  Ges.  7on  1S66  zog  diese  Posten  zusanunen, 
bestimmte  ihre  Verwendung  für  das  betreffende  Departement,  in  dem  sie  erhoben 
werden,  und  eröffnete  ans  Staatsmitteln  einen  Fonds  von  4  Mill.  Frcs.  zur  Unter- 
stützung der  bedOrftigren  Departements  im  Etat  des  Min.  des  Innern,  jährlich  durch 
kais.  Decret  zu  vertlicikii.  (Aenderungcn  hierin  dorch  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art. 
58).  S.  Yignes  I,  Gö .  Say,  dict.,  p.  4S9.  SämmÜiche  Dfl|Mrtemenf>  «rheben  die 
hittr  beBpnMdien<m  ZuscJUige  im  rollen  Mazimalbetrago  gegenvUtig. 

fi)  17  weitere  CentimeB  auf  alle  4  directen  Stenern,  even- 
tnelly  nemlieh  bei  Unznreicliendheit  der  anderen  (ordentUeheD) 
Centimen,  zu  Ausgaben  fttr  Vicinalwege. 

Begründung  im  Ges.  r.  21.  Mal  Dann  jäbri.  Finanzges.,  so  das  gen.  Ges. 

f.  1S89,  Art.  11;  der  Betrag  von  7  Cent,  seit  länger,  früher  5  Cent.  Auch  hier  han- 
delt es  sich  um  die  gesetzliche  EniiS •  htigung'  der  Gencralrathe  zu  dieser  Auflag-»?, 
wobei  der  Verwendungszweck,  bezw.  der  Bedurfniaifall,  im  Gesetz  noch  näher  an- 
gegeben ist. 

y)  4  weitere  Gentimen  anf  alle  4  directen  Stenern,  fllr  den 
Primärnnterricht 

Früher  2,  dann  ^  Gent.  (Ges.  v.  lö.  Marz  IboÜ,  10.  Apr.  1SG7),  durch  Ges.  v. 
19.  JoU  1875  anf  4  gebracht. 

i)  Eventuell  ein  Zuschlag  bis  5  Gentimen  anf  die  Grnnd* 
Steuer,  für  Eatasterarbeiten. 

Ges.  F.  2.  Aug.  1829,  s.  o.  S.  444.  Gegenwartig  nur  in  3—4  Dcpartcmeub  vor- 
kommendf  daher  der  niedrige  Ertrag  in  der  Uebersicht  der  letzten  Jahre  (S.  887). 

t)  Eventuell  bi»  2  Centimen  aul  alle  1  Steuern»  welche  für 
die  Bestreitung  gewisser  obligatorischer  Departemental -Ausgaben 
von  Amts  wegen  ins  Departemental-Budget  gesetzt  werden  kün- 
Dcu,  wenn  der  Generalrath  dafür  keine  genügenden  Crcdite  be- 
stimmt hat. 

Ges.  V.  10.  Au;;.  1871,  Art.  (iO,  Gl;  sehr  selten  vorkommend,  daher  oben  S.  SHS 
in  der  Uebersicht  diese  iiubrik  unausgefuUt.  Das  Maximum  von  2  Cent,  seit  länger 
im  jähii.  Fmanq^  bestimmt  (£  1889  Art  8  des  Ges.  ttlier  die  Erhebung  der  directen 
Stenern). 

Der  regelmässige  Maximalbetrag  dieser  ordentlichen 
Departemental'ZnschUlge  ist  mithin,  wenn  man  von  den  zwd  letzten 
wenig  oder  fast  gar  nicht  vorkommenden  Fällen  absieht:  37  ftlr 
die  Gmnd-  nnd  die  Personalstener,  IS  fttr  die  ThQr-  nnd  Fenster- 
und  die  Patentstener.  Hiemach  besteht  eine  bedeutend  höhere  Be- 
lastung der  erstei^n  fBr  die  gewöhnliehen  Departementalansgaben, 
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was  in  der  Art  uiul  VViikuu^  thcils  dieser  AiiBgaben,  theils  dieser 
Steuern  mit  seine  Erklärung  und  in  Fitwas,  aber  kaum  völlig,  seine 
Rechtt'eiligang  findet.  Es  erklärt  sieh  eben  auch  mehr  aus  der 
älteren  historischen  Entwicklung  des  Departemental  ,  Finanz-  und 
Zuscbla^wesens,  als  aus  der  Yert'olgODg  bestimmter  stenerpolitiBeher 
Grundsätze  nnd  Ziele.  Eioigermaassen  wird  die  Ueberlastnog  der 
Grund  -  und  Personal-  aud  Mobüiarstener  wenigstens  relativ  geringer 
darch  den  Hinzatntt  der  ausserordentlichen  Zuschläge. 

b)  AnsserordentUches  fiadget  Auch  hier  kommen,  ausser 
Anleihen,  Erlösen  aas  VerSussenuigen  nnd  einigen  anderen  zu- 
ßllltgeD,  in  dieses  Budget  gestellten  Einnahmen,  Steuerzaschläge 
vor,  nnd  zwar  dann  auf  alle  vier  direeten  Staatsstenera  zu- 
sammen und  gleichmässig.  Hierhin  gehören  zwei  FAlle: 

«)  Zoscblageentimen,  welche  die  Gtenerahräthe  bis  zu  der 
durch  das  jährliebe  Finanzgesetz  bestimmten  Grenze, 
regelmässig  bis  12,  für  ausserordentliche  Aasgaben  auflegen 
dürfen. 

ücs.  V.  10.  Aug.  Iblly  Art.  4ü.  Gcä.  Uber  dirccte  Steuern  f.  1889.  Art.  7. 
Hier  müssen  die  Gentimen  eingerechnet  werden,  weK  hc  nai  h  Specialgcsetzen  aas  der 
Zeit  vor  (Irin  Ges.  v.  IS.  Juli  1866  tlber  die  Oeneralräthe  erhoben  werdon.  Das  Scine- 
dcparteincnt  hat  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  dieser  12  Cent,  nicht,  weshalb  hier 
fttr  alle  ansBeroTdentlicban  Ausgaben  e?eDtiie11  nar  durch  Spccialgesetz  (unter  ß) 
Zuschläge  aufgelegt  werden  kennen.  Fast  alle  Departements  (in  lss5  Sl)  erheben 
diese  Zuschläge  jetzt  bis  zu  dem  gestatteten  Maximum  und  viele  unterstutzen  damit 
die  dürftigen  Gemeinden,  um  diesen  die  Erhebung  von  Zuschlägen  „wegen  ungenügen- 
den Einkommens"  entbehrlich  zu  machen.  Zwei  Departements  blieben  1S83  wenig 
unter  den  12%,  drei  hr\rt.<n  in  dieser  Uabiik  keine  Zuschläge,  (de  ürisenoy  bei 
Say,  dict.,  p.  ^02,  liiiii.  XXU,  Ö'iö.) 

ß)  Znschlä^e,  welche  die  (JcneraliTithe  in  weiteren  Bcdürf- 
uisst allen  auflegen,  zu  deren  AasiÜbruug  es  dann  aber  eines 
besonderen  Gesetzes  bedarf. 

Solche  Zusrhläge  kommen  jetzt  auch  fast  ia  allen  Dej»artements,  mitunter  in  be- 
trächtlicher, einzeln  selbst  die  Summe  der  ordentlichen  Gentimen  erreichender  und 
übersteifendw  Hohe  vor.  Im  J.  1885  besteadou  sie  in  78  Departements,  in  Hdhe  ron 
Vi  bis  S9  Gent 

Neaerdings  hat  die  Steigerung  der  FtoanzbedHrfnisse  der  De- 
partements  die  ausserordentliclieii  Zuschläge  scboD  auf  die  Höhe 
von  etwa  zwei  Dritteln  der  wirklieh  erhobenen  ordentlichen  ge- 
bracht (S.  868).  Eine  bedenkliche  Entwicklung  bei  der  mangel- 
haften Grundlage,  den  so  unTollkommenen  direeten  Steuern,  eine 
Entwicklung,  welche  aber  ohne  einschneidende  Umgestaltungen  der 
gesammten  staatlichen,  departementalen  nnd  communalen  Finanz- 
Verfassung  schwer  zu  ändern  sein  wird.  Vermnthlich  wird  der 
Druck  der  Zuschläge  noch  mehr  zur  Uebernahnie  von  Ausgaben 
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auf  den  Staat  und  zu  stärkeren  Suliveutiüuen  aus  Staatsmitteln 
ffilircn,  eber  als  zu  einer  eben  so  höchst  Kebwierigen  Veränderung 
der  directen  Besteuern ni;:.  An  Einführung  eigener  iudirecten  Depar- 
temen talsteuern  ist  wohl  kaum  zu  deukeu. 

Der  Oes  am  mtb  et  rag  der  Departementalznsehläge  aller  Art 
im  ganzen  Staate  vcrtheilte  sich  auf  die  einzelnen  vier  Steuern 
folgendermaassen,  Zahlen,  welche  iür  sich  und  vollends  vereint 
mit  denjenigen  der  GommnnalKitschläge  (s.  folg.  §.)  wieder  Manches 
in  der  französischen  Staatsstenerpolitik,  so  besonders  das  Unter- 
bleiben von  Staatsznsohllgen  nach  dem  Kriege,  —  mit  Ausnahme 
der  Patentstener  —  erklären« 

Zuschläge  zum  Piiucipal  der 
Gnmd-  Person.-       ThAr-  und  Fenster-,  Paleiibteaer 

und  Mobil.', 

1809  48.9  48.9  23.9  25.2 

1872  51.0  51.4  26.4  27.5 

1884  56.5  81.7  82.1 


(Aus  den  Tabelleu  Faurc'ä,  p.  73  U.)  Die  Zahlen  Ceutimeu,  albo  Fioceute  Yoin 
Staats -Pri  II  cipalsatze.  Sie  begehen  sich  auf  die  FoDds  de  non-raletirs  der  Departe- 

uicnts  mit.  Bei  der  Grundsteuer  in  18S4  die  erste  Zahl  für  das  nicht  bebaute,  die 
zweite  für  das  bebaute  Eigenthom.  (jerarlc  bei  der  (inindstcuer  i^t  im  Wnnliguug 
dieser  hohen  Zuschlage  au  die  ungleiche  Yerthciluag  die:>er  Steuer  auch  luücrhalb 
eines  Departements  za  denken  (S.  441). 

§.  339.  3.  Die  Gommnnalzusehläge. 

a)  Ordentliches  Bndget    In  denselben  stehen  folgende 

„ordentliche"  Centimen: 

a)  5  Centimes  im  Maxinnuu,  nur  auf  die  Grund-  und 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  für  die  ordentlichen  all- 
gemeinen Gemeindebedürfnisse,  falls  zu  deren  Deckung  ein 
solcher  Steuerbedarf  voiliegt. 

Dieser  Zuschlag  geht  ebenfalls  auf  die  Gesetzgebung  der  Uevolutionszeit  zurücii 
(Ges.  ?.  11.  Krim.  YII),  berabt  speciell  atif  dem  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art  31,  und 

seine  fernere  Aufleguufj  wird  im  jährÜchcn  Finan/^rsctz  bewilligt.  Seine  Erhebuii;:: 
setzt  nicht  nothwendig  ein  vorausgehendes  Votum  des  Municipalraths  voraus.  (Näheres 
Uber  die  ältere  Gesetzgebung  im  Say'schen  dict.,  p.  483  ff.) 

/V)  Eventuell  bis  5  Centimes  auf  alle  4  directen  Steuern, 
mit  der  speeielleu  Zweckbestimmung  für  das  Vicinal  wege  wcsen. 

Dieser  Zuschlag  nur,  wenn  die  ordentlichen  Gemeindeeinnahmeu  sonst  nicht  ge< 
ntigen.  Er  steht  femer  in  Verbindung  mit  der  Naturalleistang  für  das  Yicinal- 

wegewesen  (§.  340).  Im  BedUrfnissfall  kann  der  Mnnlcipalratb  entweder  letztere 
Leistung  (oder  deren  Ersatz  in  (ield)  oder  den  hier  besproidcri'Mi  '/üschlag  oder  eine 
Verbindung  dieser  beiden  Mittel  bcschlicssen  (Ges.  v.  21.  Mm  ibou,  Art.  2).  Der 
Zusdilaur  kommt«  ebenso  wie  der  folgende,  sonst  in  allen  Gemondon  vor. 

;)  Eventuell  bis  4  Centimen,  ebenfalls  auf  a  1 1  c  4  diiecten 
iSteuern,  specicU  für  den  Primär  Unterricht. 
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F^beiifalls  im  Bodiirfnissfall ,  wi-nn  «rewi<;«e  ordentliche  Einaabmeii  nicht  aus- 
reichen. Ges.  V.  15.  Mar/i  lb5»>,  Art.  40,  Ii).  Juli  1S75,  Art.  7.  Hierzu  (iesctz  v. 
16.  Juni  1881.  S.  bes.  Thorlet  a.  a.  O.,  §.  168,  S86,  521  (liodificatioiieik  bd  der 
Dorchführung). 

d)  £veiitaelly  im  BedQrtnusfaUi  ZoschlUge  tu  allen  vier 
direeten  Steoern,  ohne  Begrenzung  der  Hohe,  ftlr  den  Feld- 
hilterdienst. 

Früher  nur  auf  die  Grundsteuer  gr^legt.  Oes.  v.  21.  Apr.  1882.  Art.  19,  31.  JoB 

ISHT,  Art.  V).  Sie  gplinroti  füniiell  zu  den  anssorordentlichen  Centimen,  werden  aber, 
als  jahrlich  wiL-ciciichrciKj,  unter  die  EiiuialiuiL'n  iles  ordentlichen  nuilgcts  gestellt. 

s)  3  Centimen  als  ZnscLlag  für  Erheb UDgs kosten  auf  den 
Betrag-  aller  Zusciiläge  zu  allen  4  Steuern,  ferner  Zuschläge  für 
einen  Entlastnnge*  und  Ans  fall  ionds  (non-valeors). 

Kegelmässig  1  Cent,  bei  der  Grund-  und  Pers.  -  Steuer,  3  bei  der  Th.-  und 
I'üustersteuer,  b  bei  der  Pateotsteuer.  Ges.  y,  20.  Jali  1837,  Art.  b.  Ib.  Juli  lSd2, 
Alt  5,  nnd  jKhrl.  Finanzgesetz. 

Die  genannten  Centimen  betragen  im  Ganzen  (abgesehen  von 
dem  Zuschlag  unter  f)  und  \  om  unbestimmten  unter  d)  je  Ii  für 
die  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliar-,  je  9  fllr  die  beiden 
anderen  direeten  Stenern.  Also  auch  hier,  wie  bei  den  Departc- 
mental'/iischlägen,  eine  stärkere  Belastung  der  beiden  ersteren. 

Zur  Ergänzung  kommen  aber  noch  hinzu: 

0  Zuschläge  su  allen  4  direeten  Stenern  iui  Bedttrfnissfall, 
nemlieh  wegen  sonst  nnznlänglichen  Einkommens,  ein  von 
einer  immer  wachsenden  Anzahl,  jetzt  sehen  Ton  der  grossen 
Mehrzahl,  fiber  '/^  der  Gemdnden,  in  zngleieh  immer  stärkerem 
Maasse  angewendetes  Hilfsmittel,  um  trotz  aller  Subventionen  u.  dgl.  m. 
zu  einem  Gleichgewicht  im  Hanshalte  zu  kommen.  Insofern  ein 
besonders  wichtiges  Kriterien  der  sieh  steigernden  Finanzbedlirfnisse 
nnd  der  ersehwerten  Finanzlage  der  Gemeinden. 

ScbOD  ron  früher  her  bei  jährlichen  obligatorischen  wie  bei  facullatiren 
Ausgaben  zulässig  (Ges.  ?.  18.  Juli  1837,  Art.  40).  Bei  den  ersteren  erfolgt  die  Er- 
uiächtie:nng  zur  Auflegung  durch  Erlass  des  Präfectoti,  bei  den  übrigen  durch  Üecret, 
und  zwar  regelmässig  nur  dann,  wenn  die  Gemeinde  die  Specialceutimen  für  Frimär- 
untorriclit,  Vicinalwege,  Feldhilter  bereits  voll  aafj^^egt  hat.  Die  Votirun<?  findet 
immer  nur  nnf  I  Jahr  statt  und  muss  dann  eventuell  erneuert  worden.  S.  Ges.  vom. 
6.  Apr.  Art.  13.*1;  daniber  Thorlet,  §.  5ls.  jiy,  Bl ock ,  suppl.  i^cn.  r.,  p,  ?I28. 

Im  J.  ISbG  erltobca  \  on  Ucu  3ü,ll"  Ucmcinden  27,795  solche  Zuschiagu ;  die 
Zahl  schwankt,  ist  seit  einigen  Jahren  immer  gestiegen,  war  aber  frUher  schon  grösser. 
Die  erhobenen  Summen  sind  jedoch  fortsi  Ineitcnd  j^rflsscr  p-oworden,  lb86  ''h  Mill. 
Frcü.  In  der  französischen  Gcmeiade-Finanzstatistik  werden  alle  erbobeuon  Ceutimuu 
aller  Gemeinden  jibrlieli  znsammenfweclinet:  eine  rohe  Berechnnngsfreise,  ans  deren 
Zahlen  man  nur  mit  Torsicht  schliessen  kann,  da  der  rentimo  der  kleinsten  und  der 
grdsstea  Gemeinden,  der  in  Fielen  lÜOOen  Gemeinden  nicht  100  Frcs.  Werth  und 
anderseits  über  '/^  MilL  Frcs.  (Paria)  beträgt,  hierbei  (jleicli  geeetat  wird.  Aber  die 
(lesammtbcwegnng  der  GentlDen  lAsst  sich  so  bequem  verfolgen.  So  war  die 
Zahl  aller  Centimen: 
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r 

Wogen  Lluzaläuglich- 
Ordeudicho  keit  dos        ÄttSiMrordcuÜicho  Zusammen 

Eiukuuiuiciis 

1S78  504,772  805,675  402,391  1.712,838 

1888  505,705  Ü92,733  454,428  1,452,866 

(Bull,  XXI \  ,  O-'l,  vd  auch  Sny.  dict.,  p.  SU9.)  Die  Zahl  der  ordentli.li.'ii 
CeuUmeu  schwankt  ialirlich  ganz  uaerhebitch,  diejenige  der  ausserordoutlichen  stärker, 
aber  nie  beve^  sica  im  Ganzen  auch  in  die  Höhe»  Die  Centimen  wegen  Dnznlftng- 
lichkcit  steigen,  mit  einer  AnanaJime,  unantorbrocilcn,  wenn  aucb  in  sehr  Terschie- 

dcnem  (iradc  iiihilicli. 

fj)  Auch  bei  den  Gemeinden,  wie  bei  den  Departements  ist  der 
Fall  vorgesehen,  dass  ein  Municipalrath  nicht  die  erforderlichen 
Fonds  fflr  obligatoriaehe  GemeindeauBgaben  bewilligt.  Hier  wird 
dann  von  Amtswegen  die  Snmme  eingesetzt  und  dailir  bis  zu 
einem  bestimmten  Maximum  bei  unznlängliofaen  sonstigen  Ein- 
künften ein  Zuschlag  aaf  die  vier  directen  Stenern  gelegt 

Aus  der  firttheren  Gcsetzgebang  üljergegangeu  in  Art.  149  des  neuen  Gcmeiiide- 
j?esetzcs  v.  5.  Apr.  ls<^  l.  Dtr  Artikel  bestimmt  das  Xrihere,  das  Finanzgeactz  jähr- 
lich das  Maximum  des  Zuschlags:  107«  die  obligater.  Aasgaben.  20 "i«,  faUs  es 
sich  am  die  Zablung  toii  Sdnlden  auf  Gnind  gericbtliclier  Vemitheiliing  bandelt 
(Ges.  Uber  diracte  Stenern  für  1889,  Art.  10). 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Die  Anflegung  ausser- 
ordentlicher Centimen  für  ausserordentliche ,  allgemeinere  wie 
speciellere  Bedürfnisse,  steht  dem  Municipalrath  unter  gewissen 

Formalitäten  und  Beschränkungen  ebenfalls  zu.  In  dem  neuen 
Gemeindegesetz  v.  5.  Apr.  1884  sind  die  runcte  zum  Thcil  ucii 
geregelt  (Art.  141  —  143).  Es  gehören  jetzt  hierhin  folgende  Fälle: 
a)  Zuschläge  für  ausserordentliche  Ausgaben  von 
„Nützlichkeit  für  die  Gemeinde"  (d'utilit^  cammuuaie), 
regelmässig  auf  alle  vier  directen  Steuern. 

Der  Generalrath  des  Departements  bestimmt  jSlirh'ch  inneiiialb  der  Greuzeii  des 
Finaazgesetzes  (1S89  20%«  Steuern  Art.  9,  und  so  schon  länger)  das 

Maximum  dieser  Centimen,  das  die  IfonlclpalMlthe  anflogen  dtlrfen  (Ges.  r.  10.  Aug. 
1871,  Art.  12,  Ges.  v.  5.  Apr.  ISSt,  Art.  1411  Die  Municipalrätlic  dürfen  bis  ')  Gent, 
auf  5  Jahre  ohne  Weiteres  für  Zwecke  solchen  Nutzens,  3  Cent,  für  Vicinal- 
wege,  3  für  anerkannte  Feldwege  (chemins  ruraux  reconnu.s)  votiren.  Die  Ueber- 
schreitung  der  5  Cent.,  bis  zu  dem  rom  Generalrath  bestimmten  Maximum,  und  die 
längere  Belegungsdaiu  r  als  .i  Jahre  ist  an  die  Genehmigung  des  Präfccten,  die  ücber- 
scbieitung  des  eben  genannten  Maximums  an  die  Genehmigung  durch  Decret  des 
Prisident«!  der  Republik,  diejenige  einer  Daner  tob  ttber  30  Jahren  an  den  Eilaa 
eines  Decrets  im  Staatsratli  geknüpft.  (Ges.  v.  1884,  Art.  142,  143.)  üober  Paris 
s.  Qütei'  S.  für  Weiteres  Thorlct,  §.  416«  576—581;  die  Ausfuhrungen  eitics 
Eilassea  des  Min.  d.  Inneren  zn  dem  Ges.  r.  1884  im  Block 'soboi  dioi  suppl.  gcu<^r. 
p.  339.  Ueber  die  frühere  Gesetzgebung,  die  durch  da:3  Ges.  v.  1884  t.  Tb.  auf- 
gehoben worden  ist  (vgl.  Art.  lUS  die?cs  Gesetzes)  s.  Vignes  I,  70  ff. 

Auch  bei  dieseu  Centimen  zeigt  sich  nicht  nur  die  vorhin  schon  hervorgehobene 
Attfrärtsbevegung,  sondern  namentlieb  auch  eine  Ausdebnung  auf  immer  mehr  Gc* 

mciudcn.  1862  1:^108,  ]^77  19,!»86,  1886  25,014,  also  jetzt  schon  bii  nv  lir  als  -/.. 
fast^y«  alioi  (äay,  p.  900).  Die  amtliche  Statistik  (situat  hnauc.  des  commuues)  giebt 
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für  jede  ciii/cliic  (icincimlü  iuisscr  dir  Zaiil  ilcr  gesMOJitteu  Geatiineu  auch  die  der 
ausserordentlichen  uiul  die  Dauer  der  letztcri  ii  an. 

jü)  Zuschlüge  aui  Graud  vou  iSpecialgesetzcn  in  jedem 
einzelnen  Falle. 

Dahin  gehören  ^■olche  Zusclilrige,  welclic  die  voui  Finauzgcsctz  ))('stiiijiii(i' 
Maximalgrcnzc ,  bis  lu  dor  der  üeneralrath  ausserordeutlicho  Zuschläge  für  zulässig 
erktlnn  darf  (jetzt  *iUVo«  i^-  oben).  Überschreiten  wftrdeii',  fenier  alle  anssef- 
ordontlithen  Autla^^cii  in  Paris,  früher  auch,  bis  zum  (ics.  von  IS84  in  Lyon  (öes. 
V.  5.  Apr.  lbS4,  Art.  108,  §.  15,  28,  wonach  für  Paris  die  frühem  (jcsclz^^cbonp, 
bos.  ücs.  V  24,  Juli  1867,  in  Kraft  geblieben  ist).  —  Auch  hier  werden,  wie  bei  den 
anderen  ausserordentlichen  Steuern,  alle  4  dirccion  Stcu<  rn  und  g:leichmäS8ig^ 
belegt;  fdr  Paris  haben  aber  Specialgesetzc  ißehrfacli  au(:}i  die  4  Steuern  in  ver- 
üchiedcnem  Maasse  belegt,  nameutlich  die  Patoutsteuer  niedriger  als  die  3  anderen, 
aach  wohl  einmal  die  Grundsteoer  hoher  als  die  anderen  (a.  die  Note  im  Say'schen 
dict.,  p.  899). 

y)  ZüBehla^e  za  den  4  direeten  Stenern  fflr  die  Unter- 
stfttsnng  dürftiger  Familien  der  za  den  Fahnen  eingerufenen 
Soldaten  der  Reserve  nnd  der  Territorialarmee. 

Bei  Unznreichendheit  der  gewöhnlichen  Einlettnfite  und  der  innerhalb  des  statt- 
haften Maximums  erhobenen  ausserordentlichen  CentimLn  sind  die  Gemeinden  nach 
Ges.  7.  21.  Dec.  1682,  Alt.  1,  unnächtigt,  sich  bis  zu  3  Cent,  jährlich  oder  ausser- 
ordentlich für  diesen  Zweck  Zuschläge  zu  den  4  direeten  Steuern  antnilegen.  Etwa 
ediobeilft  Centimen  dieser  Art  werden,  wie  die  für  Feldhüter,  zu  den  ordentUohen  Ein- 
nahmen gezählt,  characterisircn  sich  aber  doch  mehr  als  anaseroideutlicko,  was  sie 
nach  Iraiizös.  Recht  auch  formell  sind     hü  riet,  J^.  401). 

Die  GesammtbelastUDg  der  französischen  Gemeinden  mit 
diesen  verschiedenen  Zuschlägen  ist  eine  recht  erhebliche,  auch  in 
Zunahme  begriffene  (S.  880)  Die  einzelnen  Gemeinden  zeigen 
natflrlich  sehr  grosse  Verschiedenheiten,  welche  die  Finanzstatistik 
genau  zu  verfolgen  gestattet.  Bei  der  technischen  UnvoUkommen- 
heit  der  Vertheilnngsgrnndlagey  eben  der  Veranlagung  zn  den 
direeten  Staatsstenem,  ist  jedenfalls  anch  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Belastung  innerhalb  einer  Gemeinde  eine  er- 
hebliehe,  wenn  auch  nicht  immer  ebenso  gross  als  im  Departement 
und  im  ganzen  Staate.  Die  Unzulänglichkeit  der  direeten  Steuern 
fflr  die  Staatsfinanzen  hängt,  wie  schon  bemerkt,  mit  dieser  Be- 
nutzung dies«*  Steuern  zur  aUeinigen  Grundlage  der  Departemental- 
steuem  und  mit  zu  einer  Hauptgrundlage  der  Oommunalsteuem 
enge  zusammen.  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  dieselben,  wie  in 
anderen  Ländern  des  „Züsch  lag  Systems"  für  die  direeten 
Localsteuern  (Fin.  1,  3.  Auti.  i?.  51).  In  Frankreich  erhöhen  sie 
sich  noch  nach  dem  Cbaracter  der  direeten  Steuern  als  Ertrags- 
steuern und  nach  den  grossen  technischen  Mängeln  dieser  Steuern. 
Aber,  wie  deutsche,  öpeciell  prenssische  Erfahrungen  zeigen,  würde 
auch  die  Einfügung  einer  Einkommensteuer  in  die  tranzüsisehe 
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StaatsbesteiieruDg  nnd  die  Mitbelegang  derselben  durch  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Commimalzwecke  zwar  wohl  die  Scbwierig- 
keiteo,  die  jetzt  iii  Frankreich  bestehen,  etwas  yermindem,  indessen 
doeh  im  Ganzen  belassen. 

Zu  IjcnuTlccn  ist  iiocli.  dass  der  Staat  für  seine  Forsten  mit  allen  ordeiitlichcu 
und  ausserordcDtlicbcn  Communalcenümeu  in  dcmselbea  Verhältniss  wie  die  FrivateJi 
belegt  wird  (Ges.  v.  5.  Apf.  1884,  Art  144,  nnd  so  schon  seit  1669,  mhor.  nacb 
einem  Ges.  von  ISfiT  /.ur  Hälfte'. 

Früher,  auf  (jruud  des  Finanzges.  v.  15.  Mai  1S19,  Art,  39—41,  und  späterer 
Gesetze  (1837,  1867)  bestand  in  Frankrcicb  die  Einricbtung,  dass  die  .jHöchst- 
b  csteuei  teil"  in  der  Gemeittde,  in  ;rlcicher  Anzabl  wie  die  Municipalräthe  im 
Dienst,  bii  Beschlössen  über  ansserordentliclie  Steiieni.  Anleihen  nnd  pinip:es  Andere, 
mitwirken  iiiUosten  („adjonction  des  plus  iujposcü  ",  s.  unter  diesem  Titel  den  Art.  v, 
Arnoux  bei  Say,  dict.,  p.  33).  Ein  Ges.  r.  S.  Apr.  1882  hat  diese  Mitwirining  all- 
gemein beseitigt 

Die  Oomm  Ulla  1  zuschlage  stellten  sich  zum  Principal  der  4  Steuern  folgender- 
inaassen: 

Grond»,        Person.-      Thttr-  und  Fenst-,  Patentst, 
und  Mobil.-, 

1869  34.6  31.2  26.7  23.5 

1872  39.5  37.1  33.8  29.5 

^11}  ^^'^  ^^'^ 


(Faure  a.  a.  0.,  Beiechnnng  wie  oben  S.  876  bei  den  Depari-Znschlägen.) 

Die  Belastung  der  einzelnen  Gemeinden  steigt  in  manchen  Füllen  sehr  hoch 
(Beispiele  von  300  —  500  Centimen,  bes.  in  Corsica),  schwankt  aber  nicht  nur  im 
Staate,  sondern  auch  im  Departement  von  (iemeindo  zu  Gemeinde  oft  erheblich.  In 
der  amtlichen  Statistik  wird  jährlich  die  Zuschlagsbelastung  nach  iol^eiiden  Katcgorieen 
berechnet,  vrohci  die  Centimen  hier  aber  nicht  Procentc,  darstellen,  du  die  auf  die 
verschiedenen  Steuern  in  einer  Gemeinde  fallenden  Centimen,  die  sich  von  Steuer  zu 
Steuer  und  Gemeinde  zu  Gemeinde  doch  an  ganz  verschiedene  absolate  Summen  an- 
knüpfen, einfach  sninmirt  T\-iTden.  Es  wird  also  die  Btlastung  nur  ganz  ungefähr 
verglichen  und  ersichtbar,  nur  die  jährliche  Bewegung  im  Ganzen  ist  so  uinigcr- 
maaasen  richtig  zn  erkennen  (Bull.  XXIV,  619). 

Zahl  der  Gemeinden            1887  1S8S 

Unter  15  Zasch].-CeDt  ....  3,880  3,723 

15-30      .,       „    .   .   .     7,915  7,b79 

31—50                                 0,598  9,712 

51—100     „       „    .  .   .   10,650  10,969 

üeber  1 00     ,                        4,078  4,040 

Samme  .      .  36,121  36,123 

Die  gesammten  Departemental-  ondCommanalsasebläge 
erreichen  bei  der  Grund-  nnd  der  Personal-  nnd  Mobiliar- 
stener  neuerdings  schon  die  volle  Hl^he  des  Principalsatsses  und 
mehr,  verdoppeln  diese  Stenern  also  ftir  die  Ffiicbtigen.  Und 
anch  bei  den  zwei  anderen  directen  Steuern ,  welche  von  den  ge- 
wöbulichen  (alten)  Zuschlägen  iVei  sind,  erreichen  sie  doch  an 
drei  Viertel  des  PrinL'ipals.  Da  bloss  die  Grundsteuer  neuer- 
dings ohne  eigentliche  Staats  zuschlüge  ist  (abgeselien  von  dem 
kleineu  Zuschlag  für  den  Aust'allfonds),  so  erhöht  sich  indessen  die 
Helasluug  durch  alle  Arten  Zusehläge  doch  am  Mei&teu  bei  den 
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drei  anderen  Steuern.  In  der  Zeit  des  besonders  hohen  Staats- 
zDschlags  %ar  Patentoteuer  (1873 — 79)  war  letztere  am  Stärksten 
belastet. 

Nach  (JfMi  Tabellen  bei  Famo  a.  a.  0.  eigiebt  sich  Folgomles  frtr  deo  ganzen 
Staat.   Ceutiiaen,  hier  Pruccittc: 

f'mn/»  PeiB.-  u.  Th  - n.  Patent-  /  „„.^i  l*ers.-  u.  Tb.- n.  Patent- 

urnna-,  jj^j^^^  Fenster-,  Steuer  'J"^""""'  Muh-,  Fenster-,  Steuer 

S3.5  80.1        5U.G        4b.7  b5.d  lÜU.7  08.9  M.5 

1872      90.5  88.5       59.7       57.0  92.5  109.4  78.6  72.8 

1874      •t2  1  92.2       63.2       59.3  94.4  11S.7  82.1  121.9 


1884 


{loSiS}   ^^^-^     '^-^     ^^-^   {lo?!?}  ^^-^  "^'^ 


In  18S4  bei  der  (irtindstciier  die  erste  Zitier  für  nicht  bebautes,  die  zveite  fUr 
bebautes  Eigenthuin.  Der  Stau ( s /Uschlag  bei  der  Grundsteuer  ist  nar  1.8  —  2.2 
Cent,  für  Ausi*al]fonds  u.  d;jl.,  bti  d  r  Pers.-  nnd  Mob. -Steuer  hierfür  und  filr  all- 
Kcmeiiic  Staatszweckc  2Q.6— 21.4,  bei  der  Th.-  und  Feustcrst.  — Ih.y, 
bei  der  Paten  tat.  15.8  Anfangs*  79.6  in  1873,  62.6  l$74--79,  seitdem  39.6. 


C.  l>ie  Übrigen  dirccteu  Gommunaiateueru. 

§.  340.  Hierhin  gehören  naeh  dem  Früheren  nur  die  Katar al- 
leistnng  fUr  das  Vicinalwegewesen,  bezw.  die  Geldabgabe 
als  Ersatz  dafür  und  die  Hundesteuer. 

1.  Die  Wegedienstabgabe. 

Gesetzgebung,  (ies.  v.  28.  Juli  1824.  Hauptf^esetz  v.  21.  Mai 
Literatur.  Vignes  I,  80;  Block,  dict.  Art.  cheiniiis  vicinaux  Xr.  läUI'., 
auch  snpjd.  ii<  r  ,  Siy.  dict.,  ders.  Artikel,  p.  1057,  und  der  (noch  nicht  erschienene) 
prcstations  en  nature.  Thorlet,  §.  3*^7  11".  Der  Gegenstand  steht  in  Verbindung  mit 
dem  ganzen  Yerwaltungsrecht  des  Wcgdvesens,  was  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden 
knnn.  Er  hnt  aber  auch  ein  allgemeineres  wirthschafiliches  und  tinanzwisscnschaft- 
liches  Interesse  und  in  dem  Streit  Uber  die  Wegcfrohndcn  (curvücä)  des  ancicn  rcij^imo 
einen  wichtigen  wirtlisohaftsgescbicbtlichen  und  selbst  politiscbeft  Hintergrund.  S.  dar- 
über Stomin  I,  cb.  7,  v.  B  ras  oh  a.  a.  0.,  S.  96  If.  u.  o.  S.  142. 

Die  älteren  Wegefrphnden  im  Ancien  regime  waren  eine 
Verpfliehtung  der  Gemeindeeinwohner  gewesen,  an  die  sich  in 
Betreff  der  Art  der  Ausübung  manche  Uebelstände  angeknüpft 
hatten.  Derentwegen  waren  sie  vielfach  verhasst  geworden. 
Tnrgot  hatte  in  seiner  Generalität  von  Limoges  sie  aufgehoben 
und  dureb  eine  Geldabgabe  ersetzt.  Auf  Grund  dieser  Erfolge 
liiliite  er  später  die  Massre^el  allgemein  duicli,  in  einem  seiner 
berühmten  Edicte  von  177(>,  wobei  an  Stelle  der  Frohnde  ein  Zu- 
schlag zum  „Zwanzigsten"  (o.  S.  141)  treten  sollte.  Aber  mit 
anderen  wurde  aiu'h  dies  Kdict  alsl.ald  nach  Turgots  Austritt  aus 
dem  Ministerium  iu  Folge  der  Opposition  des  Adels  und  der  Paria- 
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mente  wieder  znriiekgenotDmeD.  Jedoch  noch  vor  der  Revolution 
kam  es  nach  Anregungen  Nccker's,  anter  der  Sympathie  der 
Pl*0Y!ncia1versammluDgen  und  sehlieBslich  hesonders  durch  ein 
Votum  der  Kotabelnrersammlnng  von  Nenem  zur  Anfhebnng  der 
Frohnden,  statt  deren  eine  einfache  Leistung  oder  Geldsteuer  ein- 
treten sollte  (1787). 

Während  der  Revolution  gerieth  aber  das  Wegewesen  in  grossen 
Verfall.  Die  Einrichtung  dnes  Wegegelds  an  Strassenstellen 
(1797)  fand  ?iel  Gegnerschaft  und  war  nicht  eintrftglieh  genug. 
Unter  Napoleon  kehrte  man  fUr  die  den  Gemeinden  zur  Last 
fallenden  Vieinalwege  zu  Naturalleistungen  zurttek,  welche  die 
MumeipaMtbe  beschliessen  konnten  (1802).  Aber  zur  geordneten 
Durchführung  im  Wege  der  Gesetzgebung  kam  die  Sache  eibt,  mit 
nach  den  Wünschen  der  Generah'äthe,  im  J.  1824.  Hier  wurde 
bestimmt,  dass  die  Gemeinden,  wenn  ihre  Einkünfte  für  die  ordent- 
lichen Wege-Ausgaben  nicht  hinreichten,  „Leistungen"  („prestations") 
den  Ptiichtigen,  nach  deren  Wahl  in  Geld  oder  in  natura, 
auflegen  dUriten  (Ges.  v.  28.  Juli  1824).  Dies  System  wurde  dann 
ends^iltiir  durch  das  Gesetz  v.  21.  Mai  1836  gereprelt,  bietet,  neben 
anderen  Einkünften  und  Subventionen,  die  Mittel  zur  ordentlichen 
Ausführung  und  Instauderhaltung  der  Vieinalwege,  und  fungirt  jetzt 
im  Ganzen  zur  Zufriedenheit  der  Bevölkerung,  auch  der  Ver- 
pflichteten, Yon  denen  eben  viele,  besooders  auf  dem  Lande,  die 
Naturalleistung  der  Geldabgabe  vorziehen. 

Das  Ganze  ein  Beispiel,  wie  auch  in  unserer  Zeit  derartige 
Katural-Arbeitsleistungen  noeh  am  Platze  sein  können,  wenn  man 
sie  passend  und  ohne  Ghieane  zu  gestalten  weiss  und  die  Wahl 
zwischen  Geldzahlung  und  Arbeitsleistung  lässt  Die  Einrichtung 
in  dieser  Gombination  zwischen  Geldabgabe  und  Arbeitsleistung  ist 
auch  steuerpoli tisch  beachtenswerth. 

Die  geltenden  Hauptbestimmungeii  sind  die  folgenden. 

Die  GemdDde,  bezfr.  der  Monicipaliath  ist  nicht  genötliigt,  zu  dieser  Eiu- 
riclituug  zu  greifen.  Reichen  die  ordeiktliclieil  EiDkQnfto  bereits  zu  der  der  Gemeinde 
obliegenden  Erhaltung  der  Virinah^cg'e  aus,  so  kann  er  darauf  verzichten.  Auch  andoru- 
falls,  wie  bchon  oben  bei  den  Centimen  zu  erwähnen  war  (S.  876  sab  ^j,  kmn  er 
zwischen  dt  i  W  egeleistang  und  Speeialcentimen  zu  den  rier  dinoten  Steneni  trlühlen 
odei  Beides»  verbinden. 

L  eis  tuugsp  flicht  ig  iöt  jeder  luäuulichc  gesunde,  zwischen  ?oUen  IH  und 
unter  60  Jaluen  stehende,  ledige  oder  Ferheintbete ,  eineriei  velcbem  Berufe  ange- 
l!ßrin;p.  in  den  Köllen  dt-r  dirocteii  Steuer  stehende  Geuiciiideeinwohner.  Jedes  Familien- 
oder  Wirtlischaftshaupt  (an  der  Spitze  eines  landwirthscbaftlichen  oder  gewerblichen 
Betriebes)  ist  aber  nicbt  nur  fUr  seino  Person,  sondern  auch  hr  die,  die  eben  genann- 
ten Kigenschaften  (abgesehen  von  der  Einrollirung  bei  den  directcn  Steuern)  besitzenden 
Teräonen  in  seiner  Familie  oder  in  seinem  Dienste,  feiner  fUr  jedes  Zug-  oder  Keit- 
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tbier,  Karren  oder  bespannten  Wagen  im  Dienst  seiner  Familie  od<»r  Wii1li?5rhafi, 
Icistungspflicbtig-.  Für  diese  von  ibnen  abhängigen  Personen,  Tliiere,  Wagen  sind 
auch  die  einerlei  wie  brschaifenen  (auch  weiblich«,  in  jangerem  oder  hflheram  Alter 
als  zwischen  18  and  60  Jahren  stehende)  Penonen  zur  Abtngong  der  Leistung 
verpliichtet. 

Der  Umfang  der  Pflicht  iat  Jrci  Arbeitslage  (in  stark  besteuerten  Ge- 
meinden war  eine  Zeitlang  noch  die  Forderung  eioes  vierten  Tages  zulässig,  lS«7--82). 
Der  in  dr-n  Eollen  vpr/ftichnete  Pflichtigt-  Ivann  nun  al)t:'r  w;lh7f-n  zwischen  der 
Arbeitsleistung  selbst  und  deren  Ersatz  in  Geld.  Der  Umwandlungstarif  wird  jähr- 
lich vom  Qeneralrath  festgestellt,  nach  seinem  Ermessen  einheitlich  fttr  das  ganze 
Departement  oder  viüscliiodiMi  für  einzelne  Gemeinden  und  ovcntiioll  auch  innerhalb 
einer  Gemeinde  nach  den  Localrerhältuissen  verschieden  (Gos.  von  1836,  Art.  4,  vom 
10.  Ang.  J871,  Art.  4G).  Jeder  Fflichtige  soll  sich  ttber  die  Wahl  in  dem  der  Publi- 
cation  der  Rollen  folgenden  Monat  erklären.  Unterlässt  er  es,  so  tritt  die  Geld- 
fordeiung  ein,  die  ebenfalls  noch  Platz  oreift.  ^rcnn  der,  welcher  sich  für 
Arbeitsleistung  entschied,  seine  rilicht  vernachlässigt  oder  aich  später  weigert,  sie  /.u 
erfüllen,  —  ein  practisch  wichtiger  l'unct  des  Systems.  Die  Geldzahlungen  sind,  wie 
die  directen  Steuern,  in  Zwölfteln  iallig  und  werden  auch  sonst  wie  diese  Steuern  be- 
handelt. Diese  Wegeleistung  kann  bei  nachl&ssigen  Gemeinden  auch  von  Amts- 
wegen  dnrch  den  Prifecten  aufgelegt  werden.  Unter  UmstSnden  kennen  Ueber» 
schtlsse  ans  dieser  Abg'abe  auch  für  andere  Strassen,  selbst  für  Localeisenbahnen  in 
gewissen  Grenzen  mit  verwendet  werden  (Ges.  v.  21.  Juni  1870,  11.  Juni  18SÜ,  Art 
12).  —  Weiteres  Einzelne  in  Block,  dict.  Art.  ehem.  vicin.  Kr.  156—184,  Thoilet, 
§.  887  ff.,  649. 

Im  Durchschnitt  werden  gegenwärtig  in  Frankreich  etwa  fiOVo  ^l^^i"  Leistungen 
in  natura,  407«  ^^Id  erfallt.  Zwischen  den  einzelnen  Departements  bestehen  in 
diesem  VerMItniss  aber  grosse  Verschiedenheiten.  (Stonrm  I,  236.>  Nach  dem 
Gddaaschlag  stiea:  der  Werth  dor  Naturalleistungen  von  22.77  auf  52.23  Mill.  Frcs. 
von  mm  bis  1SC7,  bis  1S7>)  auf  59.53;  jetzt  ist  er  einige  CO  Mill.  ^Bull.  Y1I,.297}. 

§.  341.  2.  Die  Hundesteiier. 

Gesetfgebnng.  Einfllhrangsges.  v.  2.  Mai  1855,  Decrete  r.  4.  Aug.  1855, 
9.  Jan.  1856  (Stenertarif  in  jedem  Depart.),  3.  Avg.  1861,  22.  Doc  1886). 

Literatur.  Vignes  I,  S5— 86;  Block,  dict,  Art.  chiens  v.  Smith,  Nr.  10 
bis  22.  Bes.  Say,  dict.  Art  chiens  von  Delatonr,  mit  Statistik. 

Der  Gedanke  an  eine  Hundesteuer  ist  seit  den  40er  Jahren 
mehrfach  verfolgt  worden  und  führte  die  parlamentarisehe  Initiative 
zu  einigen  Frojeeten,  hei  denen  an  eine  Staatss teuer  gedacht 
war.  Zu  Stande  kam  die  Steuer  erst  auf  Anregung  der  kaiserlichen 
Regierung  und  zwar  als  Gemeindesteuer,  deren  Einführung  den 
Gemeinden  geboten  wurde,  also  als  obligatorische  Massregel 
(Ges.  y.  2.  Mai  1855).  Die  Gemeinden  haben  nur  das  Kecht,  den 
Tarifsatz  zwischen  dem  gesetzlichen  Maximum  von  10  und  Minimum 
von  1  Frcs.  vorzuschla^ei ,  der  dauu  luu  li  Anhuruug  des  General- 
raths mitteißt  Decrets  im  Staatsrath  festgestellt  wird.  Erfolgt  kein 
Vorschlag,  so  wird  der  Tarif  von  Amtswegen  vom  Präfecten  be- 
stimmt. Unterschieden  werden  zwei  Steuersätze,  ein  höherer 
für  Jagd-  und  Luxushunde  („zum  VergnUgen"),  ein  niedrigerer 
fUr  alle  anderen,  namentlich  für  Schutz-,  Wacht-,  llirten- 
huude  u.  s.  w. 
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Die  Steaer  bietet  sonst  uichts  eben  Xigeotbümliclies.  Sic  ist  nai  h  der  ^^  eise 
dieser  Steuer  wie  in  anderen  Lftndem  eingerichtet  Die  Unterscheid an^  der  beiden 
Hundekategorieen  hat  vielfach  Anlass  zu  Streitigkeiten  gegeben  und  EntscheiduDgen 
des  Staatsraths  üüüäg  gcsmacLt.  Der  Besitzer  von  Hunden  hat  die  Deciarationspflicbt 
bei  der  Mairie.  Die  Declaratfon  gilt  bis  zu  eintretenden  Aenderangen,  ist  also  nicht 
immer  periodisch  zu  erneuern,  —  eine  bemerkeosv^  erthe  Bei|iiemUchkeit  für  die  Ptlich- 
tigen.  Unterlas<;iing-  der  Dcciaration  ^vird  mit  dem  dreifachen,  iinrollstäDdige  oder 
ungenaue  mit  dem  zweifachen  istcucrsuU  gebusst. 

Der  Ertrag  der  Steuer  im  (jaiizeu  steigt  langsam,  aber  zieuilicli  stetig.  Er  war 
4.98,  1872  5.ST,  1885  7.98  Mill.  Frcs.,  ktztüre  Summe  für  2,090,200  Tluiide. 
also  p.  Stuck  fa&t  3  (2.95)  Frcs.,  mithin  doch  sehr  niedrig  (GS8,407  in  erster, 
2«00],S02  in  zweiter  Kategorie).  In  den  oiDxdn«!  DepartemeatB  und  GNneinden  ist 
natürlich  nach  Zahl,  Gattung  und  Steoexsats  der  Hunde  der  Ertrag  sehr  reischieden 
(Say,  dict.,  p.  101 U).   


Ausser  diesen  diiecten  Stenern  beziehen  die  Gemeinden,  wie  schon  bemerkt. 

Autheile  an  der  Patent  Steuer  (87o)»  Wag-en-  und  Pferdesfeuer  (5"/«),  Jen 
Ja isfd sc  keinen,  10  Frcä.  p.  StttciL  Diese  Aotheilc  Üefera  den  Gemeinden  gegen- 
väriig  jähiUck  beiY.  c.  6.2  —  0.6S  —  4.0  MOl.  Fn». 


Unter  den  französischen  (Wmiinalsteoflro  wird  Öfters  auch  die  Abgabe  atif-> 

gefüliTi,  welche  Theater  und  andere  öffentliche  Sclianstellu  iif^en,  Paiiöiauien, 
OifontUcbe  Bälle  in  Theatern  u.  dgl.  m.  fUr  die  Hospize  und  Wohltliätigkeits- 
bureanx  za  entrichten  haben,  tbdls  im  Betrage  von  7,^  des  Preises  der  Billete, 
theils  von  demjenigen  eines  Viertels  des  Bruttoertrags  (Gesetze  aus  J.  V  und  später): 
eine  wohl  als  „Armensteuer"*  (droit  des  indigents)  bezeiclihcte  Abgabe.  (leradc 
bei  der  fiir  die  Gemeinden  nicht  obligatorischen  Aimenpilege  in  Frankreidi 
möchte  diese  Abgabe  indessen  nicht  za  den  Com  munalstenem  zu  rechnen  sein,  wenn 
sie  sich  denselben  als  eine  „Zwecksteuer*'  im  engsten  Sinne  von  luxusstouer- 
ar tigern  Character  auch  anschliesst  S.  den  Art.  von  Block,  droit  d.  indigents, 
in  8.  dict.  u.  Sappl.  Statistik  f.  Paris,  Ball.  XXY,  77,  Jahrb.  f.  Paris  p.  1885,  p.  600. 
Die  Einnahmen  schwanken  in  Paris  sehr,  demnach  dann  auch  der  Ertras:  (Pariser 
Einnahmen  der  Theater  u.  s.  w.  1SG9  15.20,  1870  8.11,  1871  5.72,  1S72  10.14,  Max. 
1878,  Weltansstellanf,  80.66,  Min.  1887,  22.06  Mill.  F»».). 


D.  Das  commanale  Octroi. 

Gesetzgebung  (Hanptgesetze,  Decrete).  Avfhebang  des  Octrois  dt»  ancien 
regime  durch  Ges.  v.  19./25.  Febr.  1791,  Decr.  v.  2./17.  März  1791.  Erne  u  tu  Zu- 
lassung indirf'fter  Localsteuern  im  Princip  durch  (ies.  v  !).  Germ.  V.  (29.  März 
ITiH)  und  11.  l'rim.  VII  (1.  Dec.  1798).  des.  über  Uctroi  iu  Paris  v.  27.  Vendem.  VII 
(18.  Oct.  1798),  in  anderen  Orten  Ges.  r.  27.  Frim.  VIII  (18.  Dec.  1799),  auch  mit 
allgemeinen  TJc^eln .  allgenieine  Zulassung  durch  Ges.  v.  5.  Vent.  VIII  (20.  Febr.  1800). 
Ges.  V.  2.  Vendem.  VllI  (22.  Sept.  1799).  —  Auch  iu  der  Folge  und  bis  in  die 
neaeste  Zeit  mehrfach  für  Paris  eintoae  Soaderbesttsamongen.  ^  Antheil  des 
Staate  am  Ertrag  des  Octroi,  Erl.  v.  24.  Frim.  XI  15.  Dec  1803),  24.  Apr.  ISOÜ: 
aufgchoban  durch  Decr.  \r.  17.  Mä]alS52.  —  Administrative  Durchführung 
im  Einxelnen  bes.  durch  eodificirendes  Beglem.  v.  17.  Mal  1809  und  K.  Ordonn.  r. 
9.  Dec.  1814,  noch  gegenwärtig  die  Grundlage  hierftir.  ~  He  rüber  nähme  iu 
das  Finanz-  unil  C  onim  u  n  a  Iv  er  waltu  n  gssysf  e  m  der  h'estauration  durch 
einzelne  Ut^uuimiuigeu  im  Oes,  v.  8.  Dec.  1814  und  im  Ges.  v,  2**.  Apr.  iSlti,  bes. 
Art.  147—159.  —  Uebernahme  der  Mobiliarsteuer  ovent.  auf  den  Ertrag 
des  Octroi  (s.  o.  §.  194)  durch  ältere  Gesetze,  dann  durch  D.  v.  24.  Apr.  1^06, 
25.  März  1817,  21.  Apr.  1S32  und  3.  Juli  1846.  —  Einzelnes  ausser  iu  den  ge- 
nannten u.  A.  auch  im  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  17.  Aug.  1822.  Ord.  r.  23.  Juli  1826 
a?edinmigslegung).  Ges.  v.  24.  Mai  IS34 ,  11.  Juni  1842,  10.  Mai  1846  (Vieh- 
und  Fleiitchversteueruug).  Decr.  v%  17.  März  1852.  —  Bestimmungen  Uber  eine  G  reuze 
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der  Octrois&tze  für  tietränke,  insbes.  in  Gemeinden  mit  staatlicher  Eingang^s- 
8te«er  ftlr  Getränke,  in  den  bezüglichen  üetränkesteaergesctzeii,  üo  im  lies.  v. 
28.  Apr.  1S16,  Art.  l  l'J  und  späteren.  Ges.  r.  22  Juni  1854,  19.  Juli  1880.  —  Ges. 
V.  27.  .lull  ISO?  über  die  Municipalräthc  (Compctcnz  (lr,rselben  in  Sachen  des 
Octroi  und  Kegeluni!^  der  fiestätigangsrechte  der  vorgesetzten  BehOrddo,  Art.  S 
bis  10).  Dazu  Ausfnhrangsdecret  und  Beglem.  v.  12.  Febr.  1870,  mit  HazimAl-* 
tarif  (u.  A.  bei  Olibo  II,  t>8  Ü".,  Vi^^ncs  II.  •tnofT.).  De partem ental-Ordnungs- 
Gesetz  v.  10.  Aug.  1S71  (Art.  46—49,  Mitwirkung  der  Generalräthe  iu  Octroi- 
ajigelegenfieiten).  —  Ges.  ?.  5.  Apr.  1884  betr.  die  GemeindeordDungf.  ArL  187 
bis  139  über  Octroi  (Modification  t  iniger  Ptim  te  der  früheren  Gesetzgebung).  —  Go8. 
V.  IG.  Juni  1881  (unentgoltl.  Unterricht  in  öffcntl.  Primürschulen,  ^4  des 
Ertrags  des  ordentl.  Octroi  dafür).  —  Mehrfache  ftUlierc  und  neueste  Decrete,  Miu.- 
Erlasse  über  die  DnivAfilbTling  des  Entrepüt  tictif  für  Breun-  und  Rohstoffe  der 
Fabriken,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  (1878,  IS^i,  1S88,  s.  Block,  dict.  u.  SupplemV  — 
Mit  dem  Octroi  steht  auch  noch  ein  staatlicher  Einnahmezweig  und  eine  bezüg- 
liche Zahlung  der  Gemeinden  in  Verbindang,  die  sog^en.  Kasernirnngskosten  in 
Gemeinden  mit  i  r  i,  Decr.  Y.  10.  Ang.  1810,  Art.  3,  Ges.  f.  15.  ICfti  1818,  Art  46, 
Ord.  V.  5.  Aw^.  l^l^. 

Literatur.  Bibliographie  im  Block'scheu  dict.,  y.  LMd-,  bei  v.  Brasch, 
a.  a.  O.,  S.  102;  in  den  Avis.  f.  Beits  enstein 's  in  Hildebnuid-Conrad^s  Jahrbacbem, 

IV  i'2  N,  F.  B.  8),  S.  42  und  passim.  -  Stourm,  passim,  z.B.  I,  ch.  13;  p.  352.  — 
Vigutis  I,  203—217,  294—297.  II,  390  Ü.  (Generaltorif  v.  1870).  Block-,  dict.  Art. 
octroi  von  Vnatrin,  nebst  Supplementen  (viele  Entscheidungen  der  Judicatur);  auch 
einzelne  Al)sclinitte  in  dem  Art.  Organisation  commun.  (so  im  suppl.  gener.  die  mini« 
sterieile  Instruction  zu  den  Artikeln  tlbcr  Octroi  in  der  neuen  Gemeindeordnun»- 
V.  1884,  p.  li'S'l),  Say,  dict.,  der  Hauptarükel  üctrui  noch  nicht  erichicuon.  Einzelnes 
in  anderen,  so  im  Art.  budget  comm.  p.  472,  Statistisches  p.  477  ff.  v.  Hock,  S.  377 
bis  882.  V.  Kaufmann,  S.  744—740.  —  Als  Commentar  und  Sammlung  des 
Yerordnungsmaterials  u.  s.  {wo  Dalloz'  repertoire  zu  weit  zurückliegt  und 
diesbalb  nicht  mehr  ausreicht)  b^  Wieder  Olibo  II,  61 — 238  (in  der  benutzten  5.  Avfl. 
Vv-  1'^7'"\  Tliörlet's  v&g.  financ.  passim.  bes.  §.  486lf'.,  s.  v.  octroi  in  Register 
gegenwärtiger  Keciits/ustand).  —  Bonnal,  trait6  des  octrois,  Far.  1873.  Wesentlich 
historisch  (aneien  r  ;ime):  Burot  de  l'Ue  de  Gaudlan,  les  octrois,  Senlis,  1872  (s. 
V.  Reitzenstuin  a.  a.  (>. ,  S.  42).  Desgl.  für  Paris  A.  de  Saint-Julien  et  G. 
Bienayme,  histoire  des  droits  d'entr6e  et  d'octroi  ä  Paris,  Par.  1^87  (wesentlieh 
ältere  Geschichte,  aber  bis  1886  gehend,  eh.  7  u.  8  die  Zeit  y.  1791 — 1886,  p.  11.^ 
bis  137),  mit  Tarifen  v.  12.  u.  13.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart.  L.  Blanc  (Pariser 
Jurist,  Dissert.  I*»SO  g-omischten  Inhalts,  darin:)  les  Jinanccs  de  la  commune  et  la 
question  des  octrois.  —  Wiederholte  Discussion  der  principiellen  und  practischen  Frage 
deß  Octroi  hinsichtlich  des  Fttr  ujid  Wieder,  so  in  den  ISOOer  Jabren  nnd  ancli  noch 
»ach  1*^70,  thcils  in  den  Fachzeitschriften  und  der  öUentliclien  Presse,  theils  in  eigenen 
Schriften  (s.  Katalog  d.  preuss.  Statist.  Bur.,  II.  Abth.,  S.  819).  Vieles  davon  in 
7.  Reitzenstein's  Arbeit  berührt,  auch  ron  t.  Brasch,  woranf  hier  zu  Tonreben 
genügen  uiuss,  da  an  dieser  Stelle  auf  die  ControFCKe  nur  kurz  zum  Schluss  (§.  349) 
eingegangen •  werden  kann.  Vorschläge  zur  Aufhchimg  des  Octroi  auch  im  Par- 
lament vor  und  selbst  noch  nach  dem  Kriege,  so  Iblt»;  darüber  Matkieu-Bodet 
II,  371  ff.  Aus  der  deutschen  Literatur  bes.  die  Schrift  von  v.  Brasch,  die  Ge- 
meinde und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich.  S.  103 — 129  (gute  üebcrsicht,  aber  im 
Standpunct  zu  einseitig  und  in  den  i^islat.  Daten  mehrlach  Fehler)  und  v.  Keitzen- 
jtein,  kurz  in  B.  XII  der  Sehr.  r.  Vcr.  f.  Soc-Polit  (Gcnnmvnalsteuei^frage),  S.  150 
bis  157,  erschöpfend  und  vorzüii^lich  in  Gonrad's  Jahrb..  B.  42  (X.  F.'  B.  8),  S.  41 
bis  100  und  B.  4S ,  S.  219 — 'lös,  worauf  hier  für  Einzelnes  Bezug  genommen  wird. 

Statistik.    Jährl.  amtliche  Statistik  über  das  Octroi.   S.  schon  oben  S.  409. 
Viel  Material  im  Bull.,  z.  Th.  langjährige  Uebersichten ,  auch  mit  Eiiftutemni^  und 

Gesdiichfli- hem ,  .so  XI,  39  ff.  (Statistik  v.  1831— S0\  T,  32,  81,  130  (f^-rossc  Städte, 
Vergleich  mit  den  Einnahmen  aas  diiecten  Steuern),  XXIV,  62  (Octroi  in  1887). 
XXIII,  312  (Octroi  in  Paris  1801— 188T),  und  sonst  vielfach,  bes.  Uber  Paris.  Daten 
öfters  auch  im  Block^schcn  Annuire  de  Statist,  so  f.  1888,  p.  42.  Fexner  Daten  iu 
den  jährl.  Publicationen  über  diu  Finanzlage  der  Gemeinden  und  in  a.  m.  (S.  803); 
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aoch  im  Ann.  stat.  de  la  France  und  f.  Paris  iu  dem  Ann.  stat.  de  h  rille  de  PanH 
(Jahrg.  1885,  p.  ^46— 357).  Viel  Staüätisches  auch  iu  v.  Heitzensteiu'ä  Arbeit, 
bes.  B.  48,  219  ff. 

1.  Uebeisicht  der  £iitirickliiiig. 

i^.  342.  Auch  bei  dem  Octroi  der  Gemeiüden  hat  mau  es,  wie 
bei  so  manchen  „modernen**  französischen  Steuern,  wieder  mit  einer 
uralteu ,  sicher  bis  ins  13.  und  12.  Jahrhundert  zurück  zu  ver- 
folgenden Restenernng  zu  thun.  Dieselbe  war  im  Ancien  regime  • 
in  den  letzten  Jahrhunderten  zu  einer  aligemeijicn  ansgedeliiileii 
Entwicklung  in  zahlreichen  städtischen  Haushallen  gelangt,  zwar 
nicht  einheitlich,  aber  doch  vielfach  eingreifend  durch  die  IStaats- 
gesetzgebung  geregelt  aod  durch  dieselbe,  besonders  seit  Ludwig  XIV. 
mit  für  die  Staatsfinanzen  in  Anspruch  genommen  worden,  indem 
endgiltig  die  Hälfte  des  Octroiertrags  dem  König,  bez.  dem  Fiscus 
zufallen  sollte  (1653,  1663,  1681).  Am  Schlnss  des  „alten  Regi- 
ments" war  das  Oetroi  so  eine  Hanptgrnndlage  itir  die  städti- 
schen EHnanzen,  namentlieh  auch  in  Paris  und  durch  den  Staats- 
antbeU  auch  eine  wichtige  Quelle  Ton  Staatseinkflnften. 

In  den  StSdton  war  der  Octnnertrag  sum  Theil  za  Zwecken  der  HospitiÜer  be- 
stimmt. Rei  buntem  Wirrwarr  und  grosser  MannigMägkcit  der  bestencrten  Artikel 
uad  dar  Steueiiiätze  waren  es  schon  vor  1789,  wie  im  19.  Jahrhundert,  vorneiulich  die 
Getrftnke.  besonden  Wein,  Spiritaosen,  Fleisch,  Wüd,  Geflügel,  Fische,  andere 
agrarische  Producte  (Butter,  Eier),  Viehfutter,  Breun-,  fieleuchtuugs • ,  Bau- 
materialien, aber  auch  einzelne  fertige  Artikel.  Fabrikate,  auf  welchen  das  Octroi 
ruhte.  Die  Sätze  waren,  bes.  iü  Pari^,  mm  Thcil  huch  und  dadurch  wohl  vielfach 
druckend.  (Vgl.  die  Tarife  f.  Paris  in  Saint-Julien  und  Bicuaymc  a.a.O.)  Die 
ältere  Bauveisc  der  Städte  gab  auch  hier,  wie  in  anderen  Läiulcru,  die  einfache  und 
iin  Ganzen  üicherc  und  buc^uemc  Erhebungsform ,  an  den  Thoren  u.  s.  w.,  an  die 
Hand  und  denifremin  erfolgten  die  Controlen  beiio  Verkehr  vom  Lande  in  die  Slidle 
liinein.  Die  ErhebuDg  geschah  auch  hier  vornemlich  durch  Steuerpächter.  Der 
Gesammtertrag  des  Octroi  in  Frankreich  erreichte  tun  179S  vielleicht  93  Hill.  lÄnes 
(Ubn^euä  niche  ganz  sichere  Schätzung,  s.  v.  Reitsenstein,  Jahrb.  42,  55).  In 
Paris  war  der  letzte  Pachtvertrag^  v.  17S7 — 1792  auf  jährlich  30  Mill.  L.  mit  ho- 
dingungsweisem  Abzug  von  1.22  Mill.)  in  Minimo  abgeschlossen.  Selbst  im  J.  1700, 
wo  doch  die  Volksbewegung  gegen  das  Octroi  schon  t^rk  eingewirkt  hat,  wird  die 
erzielte  Einnahme  «af  35.9  f  Mill.  L.,  wovon  25.06  SOx  den  Staat,  10.85  für  Stadt  und 
Hospitäler,  angegeben  (Saint-JuHen  und  Bienaymä,  p.  IKJ,  v.  Kei tzenstei n 
a.  a.  0.,  S.  53;  vgl.  auch  oben  S.  155  aus  Necker 'ü  Ansclilägen;  Uber  die  Periode 
ror  1789  abeihanpt  v/Beltzenstein,  S.  43 — 57). 

Beim  Ausbruch  der  Revolution  wandte  sich  die  Volksbewe- 

u  n  ^  mit  b  e  s  u  ü  d  e  i'  e  r    c  h  ii  r  i  e  -  e   e  ii  d  i  e  0  c  t  r  o  i  6 ,  ja  mau 

kann  wohl  sagen,  mit  dem  Sluiiii  aut  die  „Barrieren",  speciell  in 

Paris,  und  mit  der  Anzündung  derselben  begann  eigentlich  die 

revolutionäre  Bewegung  in  dieser  „drastischen"  Weise 

sich  kund   zu  thun.    Obgleich  man   zur  Wiedcrherstelhmg  der 

Barrieren  schritt,  die  Nationalveräammlung  auch,  wie  iu  anderen 
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ähnlichen  Fällen ,  wiederholt  bis  zur  Nenordnang  der  Stenern  die 
Fortdaaer  der  Oetroierhebang  deeretirtei  war.  die  letateie  doch  in 
Paris  und  anderen  Orten  nicht  mehr  in  der  früheren  Ordnung  und 
Strenge  bei  der  Sehwäehe  der  öffentlichen  Gewalt  dnrehznsetzen. 
Die  prineipiellen  BtenerpoHtischen  Bedenken  der  damaligen  Gesetz- 
geber gegen  alle  indireeten  Stenern  and  vollends  gegen  die  eine 
Menge  wichtiger  Lebensbedürfnisse  belastenden  und  den  freien 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  so  belästigenden  nnd  störenden 
Octrois  kamen  hinzu  und  mit  den  übrigen  indireeten  Verbrauchs- 
steuern fielen  denn  auch  die  Octrois  in  der  Gesetzgebung,  ohne 
dabb  mau  irgendwie  zuvor  für  den  unentbehriiehen  Ersatz  der 
städtischen  Einkünfte,  lür  die  Deckung  der  speciell  auf  das  Octroi 
angewiesenen  Ausgaben,  —  vom  Staatsantheil  am  Octroi  ganz  zu 
schweigen  —  gesorgt  hätte,  in  einer  Zeit,  wo  die  neuen  directen 
►Steuern  eben  erst  in  der  Ausbildung,  die  i!;esnmnite  *)t1  entliehe 
Ordnung  immer  mehr  in  der  Auflösung  bcaiitien  war;  einer  der 
eharacteristischsten  Vorgänge  thörichter  Finanzpolitik  in  dieser  an 
solchen  Vorgängen  so  reichen  Periode. 

G«B.  V.  19./25.  Febr.  1701.   Fortfall  der  Erhebung  v.  1.  Mai  1791  au,  velchw 
Ta«:  daraafhiß  mit  Affentlicheii  Musik-AnMgen  gefeiext  wurde.  S.  J allen  n. 

p.  IH,  V.  lieitxeüsteiü,  b.  57  ff. 

Die  Freade  währte  auch  hier  nicht  lange.  Uli  dem  FortfoU 
der  Octrois  zerrtttteten  die  Finanzen  der  Städte  alsbald  völlig.  Die 
directen  Stenern  boten  keine  Abhilfe.  Die  notbwendigsten  Ans- 
gaben  konnten  nicht  mehr  bestritten  werden,  namentlich  anch  die- 
jenigen fllr  Untersttttzangswesen  (Hospitäler),  „die  Verwaltung 
stand  8tQl''|  der  selbst  so  bedttrftiige  Staat  mnsste  iUr  das  Dring- 
liebste  Vorschflsse  leisten.  Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
man  anf  diesem  Gebiete  schon  unter  dem  Directorium  noth- 
gedrungen  zu  den  „indireeten  Verbrauchssteuern''  zurück- 
kehrte und  gerade  für  die  Gemeinden  zucibt  wieder  principiell  bei 
Unzureichendheit  der  anderen  Mittel,  auch  der  Zuschlagcentimen, 
„indirecte  und  locale  Contributionen"  tttr  allein  zulässig  erklärte 
(Ges.  V.  9.  Germ.  \  ,  Art.  b).  Schrittweise,  zunächst  mittelst  jedes- 
raaligen  Specialgeaeizes,  ging  man  dann  mit  der  Wieilei  eintührung 
des  Octroi,  zuerst  in  Paris  (Oct.  1798),  darauf  in  verschiedenen 
einzelnen  anderen  Städten  vor,  bis  schliesslich  von  1800  an  ganz 
allgemein  nach  genereller  gesetzlicher  Ermächtigung,  im  einzelnen 
Falle  bereits  nur  im  Verordnnngswege  (mittelst  Decrets),  das  Octroi 
wieder  eingeführt  ward. 

57» 
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Ues.  V.  5.  Veut.  YIII;  ferner  die  anderen  oben  in  der  Uebeiächt  genaimteD  tie- 
setze, S.  884).   Der  hemr^ehobene  Haoptzwieck  war  die  Sicherani;  4er  Mittel  fUf 

Hospitäler  und  sonstige  öfTentliclie  Hilfsleistung,  wonach  das  Octroi  aocli  anfimgs  be- 
nannt wurde  (o.  muuicip.  et  de  bienfaisanco).  Aber  damit  war  keine  Beschränkung 
iu  Verwendung  und  Benutzung  für  andere  Gemeindeausgaben  in  der  Weiterentwicklang 
verbunden,  Ton  dem  blcibendun  subsidiären  Gharacter  des  Octroi  abgesehen,  nem- 
lich,  dass  es  nur  eingeführt  und  verbleiben  sollte,  wenn  die  anderen  Einkünfte,  incl. 
die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern,  nicht  ausreichten.  Die  betroilenen  Artikel, 
speciell  in  Paris,  waren  im  Ganzen  und  mciit  von  vornherein  wieder  die  fruheran, 
namentlich  die  Getranko.  al)er  auch  Vieh  und  Fleisch,  trockenes  Viehfatter,  I^r  nn - 
und  Baumaterialien,  regelmässig  dagegen  nicht  Getreide,  Melil,  Biot.  Die  Sätze  waren, 
zamal  anfangs,  aber  meist  erbfiblich  niedriger  als  di«  frlihdren,  —  anchi  daher  natitr- 
lieh  dann  der  Ertrag  klcinor.  von  anderen  Einflüssen  abgesehen.  Wichtig  und  ein 
Fortschritt  gegen  früher  war  die  principieli  scharfe,  aber  in  der  Praxis  doch  erst 
allmälig  völlig  durchgeführte  Beschränkung  des  Octroi  auf  die  zur  Gonsumtion  in 
der  Gemeinde  bestimmten  Artikel,  im  Unterschied  von  den  nur  durchgeführten. 
2dit  der  weiteren  Wiederherstellung  der  Staiitsordnunir  unter  dem  Gonsulat  und  Kaiser- 
reich delinte  sich  die  Octxoi-Einrichtung  dann  lascli  wieder  allgemeiner  und  auch  auf 
zahlreiche  kleine  Gemeinden  aus.  Sic  soll  ISü.ö  im  damaligen  Staatsgebiet  in  3262 
Gemeinden  bestanden  lial:)on.  In  Paris  war  der  Kohertran:  des  Octroi  ISOl  10.94, 
1804  schon  19.05,  seitdem  bis  18U  19 — 21  MiU.  Frcs..  also  doch  immerbin  nach- 
hallir  eilieldich  niedriger  als  m  der  Berolation  der  stSdt  und  Staatsantbeil  msaiimeB 
(Buir  XXm,  312.  St.- Juli ea  n.  s.  w.  p.  114  ff.,  ?.  R eitzenstein,  B.  42,  8. 59  ff.). 

Das  so  wiedereingeführte  Octroi  war  zuerst  als  reiue  Ge- 
meindestener  (mit  Verwendung  mit  für  die  Hospitäler  u.  s.  w.) 
geplant  gewesen.  Vom  .1.  1802  ab  beanspruchte  aber  auch  der 
Staat  wieder  einen  Antlieil,  zunächst  von  r)^',>  von  dem  Reinertrag 
'  des  Octroi  in  den  Gemeinden  Über  4000  Einwoliner,  seit  1806  von 
10 in  den  Gemeinden,  die  tlber  20,000  Frcs.  Octroiertrag  hatten, 
unter  dem  Titel  des  Suppenbrots  der  Soldaten  und  mit  der  Moti- 
virang  einer  Vertheuerang  der  Troppenverpflegung  durch  das  Octroi. 
Dieser  10  ^/o  Antbeil  ging  in  die  spätere  Gesetzgebung  (1816),  mit 
Ausdehnung  auf  alle  Gemeinden  mit  Octroi,  über  and  worde  erst 
im  J.  1852  von  Seiten  des  Staats  aufgegeben, 

Erl.  V.  24.  Fiim.  XI,  Ges.  v.  24.  Apr.  ISOG.  Ges.  v.  28.  Apr.  I&lti,  Art.  \'>H, 
Decr.  V.  17.  JM  .uv  1852,  Art  25.  Nur  von  den  Erträgen  der  Haupt«,  nicht  der  Zu- 
schlag:- und  ziatwciligen  Sätze  wurde  der  Staatsantbeil  bezogen.  Auch  war  \i.  A.  l^- 
jenige  Betrag  davon  frei,  welcher  vom  Octroi  zum  Ersatz  der  Mobiliarsteuer  vcrwuuUet 
wurde.  Bei  der  AnfhebUDg  im  J.  1852  soUten  die  ordentUchea  Sfttae  sofort  ohne 
Weiteres  um  10%  herabgesetzt  werden,  also  die  Aufhebung  den  StenoipAicbtigwi, 
nicht  den  Gemeinden  zu  Gute  kommen. 

Sooätige  Antheile  des  Staats  am  Octroi  oder  anderen  GemeindeeinkUnl'ten  waren 
nach  dem  gen.  Artikel  des  Ges.  v.  1816  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Indessen  lief 
die  damals  schon  bestehende  und  dauernd  gebliebene  communalc  Käsern irungs- 
Kostcn-Zahlung  eigentlich  auf  einen  verliüllten  Antheil  am  Octroi  hinaus.  Es  wurde 
nemlich  durch  Decr.  v.  10.  Aug.  ISIO  angeordnet,  dass  in  Gemeinden  mit  Oc- 
trois  die  Militärbetten  anf  Kosten  dieser  Gemeinden  zu  besorgen  seien,  da  die  letz- 
teren (las  Octroi  vom  Constiüi  der  Truppen  bezögen.  Für  diese  „Ausgaben  fUr  Kaser- 
nirung  und  Müitärbetten"  erfokte  dann  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  46  eine 
Vmanderang,  indem  eine  Abgabe  ron  bis  bOchatens  7  Free.  p.  Mann  und  8  Fres. 
p.  Pfer<l  jälulich  und  dafür  AltuniiL^meiits  mit  dun  Gfjmeinden  eingeführt  wurden  Oril. 
V.  ä.  Aug.  181b).   Im  EiToct  kommt  dies  in  der  Xhat  eben  doch  auf  einen  Antheil 
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des  Staatü  am  ÜctruiuiU'age  iüiiaas.    i^Olibo  II,  2.j'J— 2ül,  Ab&chii.  fr*iö  Uc  caseriic- 
ment)  Bor  StMt  bezog  unter  dleMm  Titel  IS6i)  1.51,  1664  2.17  HilL  Ftaa. 

Bald  nach  der  Wiedereinfltthnmg  des  Oetroi  wurde  auch  die 
früher  schon  besprochene.  Einrichtoiig  getroffen ,  dass  es  den  Ge- 
meinden mit  Octroi  gestattet  sein  solle,  die  staatliche  Persona l- 
und  Mobiliars  teil  er  ganz  udei  tiicilweise  aus  dem  Üctioi- 
ertrage  zu  ])est reiten. 

S.  oben      VJ\.    Zuerst  im  J.  XI  uml  XII;  für  Paris  Krl.  v.  21.  Sept.  1«^03. 

Nachdem  sich  so  das  Octroi  unter  dem  ersten  Kaiserreich 
wieder  als  Gemeindebesteaenuig  eingebürgert  hatte,  schritt  man  im 
Verordnungswege  dasQ,  darch  allgemein e  Normen  in  das 
gesammte  Octroiwesen  eine  gewisse  Ordnung  und  Uebereinstimmung 
zu  bringen,  betreffs  der  Einlührnngi  Einrichtung  und  Dnrclitühmng 
des  Oetroi,  der  Wahl  der  besteuerten  Artikel,  der  Erhebungs- 
form u.  8.  w.  (Oecr.  y.  17.  Mai  1809).  Die  staatliefae  Oberaufsicht 
ttber  das  Oetroi  stand  der  Direetion  der  ,,Tereinigten  Abgaben", 
der  späteren  Generaldirection  der  indirecten  Stenern  zu,  welcher 
im  J.  1812  sogar  die  Erhebung  der  Oetrois  selbst  tübertragen  . 
wurde.  Letztere  Hassregel  wurde  jedoch  als  obligatorisohe  unter 
der  neuen  königlichen  Regierung  wieder  rückgängig  gemacht  (Ges. 
V.  8.  Dec.  1814). 

Das  Octroiwesen  selbst  ging  aber  im  Wesentlichen  aiil  der 
bisherigen  Grundlage  in  diese  neue  l^eriode  über,  doch  mit  Ge- 
währung etwas  weiterer  und  selbständigerer  Rechte  des  Municipal- 
ratbs  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Octroi  (Ord.  v.  9.  Dec.  1814, 
in  der  Hauptsache  eine  Wiederholung  des  Decrets  von  lö09).  In 
dem  grossen  Steuergesetz  v.  28.  Apr.  1816,  dessen  im  trtiheren 
Verlauf  dieser  Arbeit  so  oft  zu  erwähnen  war,  wurde  das  Octroi- 
wesen dann  in  das  Steuersystem  der  Kestauration  endgiltig  auf- 
genommen ,  die  leitenden  Grundsätze  des  Finanzrechts  -  dieses 
Gebiets  festgestellt,  auch  durch  Bestimmung  einer  Grenze  der 
Octroisätze  fQr  Getj^nke  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Ge- 
tHUike-Eingangsabgaben  (o.  §.  258)  das  fiscalische  Interesse  in 
diesem  besonderen  Falle  einer  Gollision  der  staatlichen  und  com- 
munalen  Finanzinteressen  sichergestellt  (Ges.  r.  1816,  Art  149). 
Die  Ordonnanz  vom  9.  Dec.  1814  blieb  im  Uebrigen  die  Grundlage 
des  Verwaltongsrechts  des  Octroi  und  ist  es  in  Hauptpuncten  noch 
gegenwärtig. 

In  der  Folgezeit  ist  dann  nur  wenig  an  diesem  Rechte  und 
nur  in  Einzelheiten  verändert  worden.  Erst  durch  die  Gesetze  tiber 
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die  Municipali  äthe  vom  24.  Juli  1867,  über  die  Geneiahäthc  vom 
10.  Aüg.  1871  und  in  neuester  Zeit  noch  durch  die  Gemeinde- 
ordnung vom  5.  April  1884  sind  hinsichtlich  der  Competenzen 
in  Octroiangelegenheiten  Aenderungen  und  im  Allgemeinen  Er- 
.  Weiterungen  der  Hechte  der  Selbstverwaltungsorgane,  docli  mit  den 
genügenden  Cautelen  zum  Schutz  der  allgemeinen  und  der  äiaats- 
interessen,  getroffea  worden  (s.  folg.  §§.). 

Von  besonderer  Bedeutang  war  der  Erlass  eines  K  - lernen ts  unter  dem  12. 
Febr.  1S70  znr  Ausfilhnintr  des  gm.  Gesetzes  von  1*^07  (Art.  ^--10),  worin  für  alle 
Gemeinden,  ausser  Fans,  ein  Normal-Maximaitüiii  lu;  die  tjctrolsätze  und  ein  • 
Yerzeichniss  der  im  Allgemeinen  zur  Belegung  mit  Oetroi  zulässigen  Artikel  auf- 
gestellt worden  sind.  Höhere  Sätze  und  andere  als  die  im  Tarif  genannten  Objecto 
bedürlen  einer  besonderen  Uenehmigung  von  höherer  Stelle  (Decret  nach  Bogutachtang  . 
im  Staatenth). 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  so  gesucht,  einseitigem  comniu- 
nalen  Fiscalismus  auf  dem  Gebiete  des  Oetroi  und  wirthschaftlich 
und  social  politisch  bedenklicher  Gestaltung  des  Octroiwesens  nach 
Möglichkeit  zu  begegnen  —  besonders  in  Bezug  auf  die  Wahl  der 
Steuerobjecte,  die  Höhe  der  Steuersätze,  die  Yerliiitung  einer  Be- 
giiDsti;:,ning  der  localen  Production  in  schutzzöllnei  ischer  Weise 
mittelst  des  Oetroi  gegen  die  Production  anderer  inländischer  Orte, 
die  Erschwerung  der  Lage  der  nicht  tiir  den  Ortsbedarf,  sondern 
für  den  allgemeinen  Absatz  im  Handel,  im  In-  und  Auslände, 
arbeitenden  Industrieen  durch  daa  Oetroi,  die  Hemmung  des  localen 
Durchfuhrverkehrs,  —  während  anderseits  doch  dem  Oetroi  eine 
mächtige  finanzielle  Bedeutung  für  die  Gemeindehaushalte  verschafft 
und  erhalten  wnrde.  Biese  Bestrehnngen  sind  im  Ganzen  erfolg- . 
reieh  gewesen.  In  fast  allen  Stildten  und  ttberhanpt  in  den  meisten 
grosseren  Ortsehaften  ist  das  Oetroi  regelmllsalg  die  wichtigste  Stener- 
qnelle  geword«i  und  geblieben. 

S.  schon  die  statistischen  Datra«  ▼eiche  ob«i  in  §.  S36  daffestieut  wuiden; 

auch  die  Daten  S.  409.    Folgende  Oeheiadit  näg^  die  EntwickniDg  im  Getuen 
Block,  Ann.  d.  sUt.  p.  1888,  p.  42). 


Jahr 

Zahl  der 

Mit 

Rohertrag  Drhebungs- 

Rohertrag 

Gemeinden 

1000  Einw. 

Mül.  Fn». 

kosten  7„  p.  Kopf,  Free. 

1823 

1434 

.  5,y97 

61.87 

27.8 

10.32 

1833 

1448 

6,306 

65.94 

24.1 

10.46 

1843 

1467 

.  7,297 

83.17 

21.8 

11.40 

1853 

1475 

7,330 

90.42 

20.8 

13.16 

tses 

1510 

9,582 

157.44 

10.5* 

16.46 

1873 

1516 

10,517 

211.21 

8.7 

20.08 

1884 

1524 

12,476 

284.38 

8.1 

22.81 

Im  1.  1869  bestand  das  (Oetroi  in  1546  Gemeinden,  gab  201.54  Mill.  Frcs.  roh. 
in  1872  in  150S,  mit  199  5'}  Mill.  Ertrag,  nach  dem  Ausscheiden  von  Elsass-Lothringen, 
im  i.  1887  gab  es  1525  (iemeinden  mit  Oetroi.   Die  Zahl  schwankt  jährlich  wenig. 
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aber  doch  Öfters  etwas  dnrcb  neue  i:iDfaliiiiii^''oder  Aafhebniig  des  Octroi,  mefart  in 

franz  klciiit'ii  fi'  ineinden.  lui  J.  1887  vfTtli'  ilte  sich  die  Zahl  der  Gemeinden  (ohne 
Gorsica,  woselbst  9  Gemeinden  mit  Octroi)  folgendermaassen  nach  der  Grösse  der 
„agglomeiirten  BcTdlkeroog'^  (Boll.  XXIV,  62): 

Gemeioden  bis  iMO  Einwohner  .   .   .   .  1076 

,»        Fon    4  —  10,000  ....  271 

„         „   10—20,000        „         ....      95  . 
„       mit  Uber  30,000  ....  74 

Zusammeo   .   .   .  1516 

Von  487  Sadtcn  über  4000  Einw.  hatten  Uo8S  47  kein  Octroi;  onter  den  klei- 
neren besassicn  es  auch  rein  lÄndlirhf!  Ortschaften. 

In  den  gr«^aseren  and  zumal  den  Grossätikltcii  bat  sich  das  Octroi  seit  lange  znr 
weitaus  stärksten  cotnmuiialän  SteoerqueUe  entwiclceh.  Es  wirft  hier  gewöhnlich 
3  — 5nial,  in  einzelnen  i'ällKii  S — lOnifil  so  viel  ab  als  die  Cominnnalzuschläge  zu  den 
directen  Steuern,  ja  selbst  mehr  (Paris,  mitunter  auch  andere  Städte,  z.  B.  1876  St- 
Etienne)  ab  die  rier  fressen  direeton  Stenern  (hr  Staat,  Departement  nnd  Gemeinde 
zusammen  in  den  betreffenden  (Jemoinden  ergeben,  in  anderen  Gemeinden  wenigstens 
50— 90«/o  letzterer  Summe  (vgl  Bull.  I,  S6,  87  f.  1876,  23  grösste  Städte,  XI,  m, 
f.  1S79  alle  Gemeinden  Uber  20.000  Einw.,  XXIV,  68,  30  grösste  Städte).  So  war 
1816  in  Hill  Frcs.  der  Ertrag: 

Vcrh.'iltniss  Von  d^n 


Octroi 

4  directü 

beider 

dir.  Steuern 

Stenern 

Erträge  Gemeinde- 
7o  Antheil 

Paris    .  . 

.   .  124.24 

105.84 

117.4 

23.89 

Lyon    .  . 

.  .  11.14 

13.69 

80.6 

6.13 

Marseille  . 

.   .  9.7? 

11.08 

SS. 2 

1.66 

Bordeaux  . 

.   .  4.27 

9.05 

47.1 

1.60 

4.89 

76.0 

0.74 

Nantes   .  , 

.   .  3.S1 

3.66 

63.7 

0.77 

Toolonse 

.    .  2.90 

3.27 

SS. 7 

0.66 

Könen    .  . 

.    .  3.50 

4.7G 

7:{.5 

0.99 

.   .  2.48 

4  02 

61.8 

0.74 

St.  Etienne 

.    .  2.85 

2.60 

109.5 

0.27 

r;  i  den  directen  Steuern  die  Nebenfonds,  der  87o G^meindeantheil  von  der 
Staati»|>ateiibteuer  in  der  4.  Col.  iubegriUcu.   Bull.  I,  86). 

Im  J.  1887  war  der  Kehertrafr  des  Octroi  (mit  Nebeneinnahmen)  in  Paris  136.69 

Mill.  Frc3,  fp.  Kopf  5S.80  Frr  in  T  von  10.27  (d^l.  29.86),  in  Marseille  0.64  (dtrl. 
25.63),  in  Bordeaux  5.51  (dgl.  22  bü),  in  Lille  5.51  (22.89  p.  K.),  in  3  anderen 
Städten  3—4,  in  4  2—3,  in  14  1—2  Mill,  Frcs.,  also  in  26  Städten  über  1  Mill. 
Pres.  (BbIL  XXIV,  68.) 

Die  reichhaltige  Octroistatistik  lässt  auch  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Departein eutä  ersehen  ^rgl.  z.  B.  Bull.  XXIV.  C>\).  Im  J.  l!>87  kam  (ohne  Corsica) 
vom  rohen  Gesammtertrag  von  282.71  Mill.  I  res.  (p.  K  jpf  22.99  Frcs.)  anf  Paris  allein 
1.^6.60,  auf  die  anderen  Gemeinden  146.02  Mill.  In  den  Departements  war  der  Ertrag 
p.  Kopf  zwischen  3.64  im  Dep.  Finist^re  nnd  27.68  Frcs.  im  Dep.  Bhone. 

In  Paris  aÜein  war  die  Ertmgsrormehnuig  des  Octroi  (tlbiigeiis  zum  Theü 
dorcli  AudebnuDg  des  OctnigeUets,  bes.  durch  Gesefs  r.  16.  Juni  1859  fon  1860  an): 


Jahr 

Ertrag 

Jahr* 

Ertrag 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

1816 

20.65 

1856 

44.89 

1^26 

30.10 

1866 

96.08 

1836 

20.59 

lS7f) 

124.2.-. 

1846 

33.99 

IbSO 

135.12 

Max  schon  1882  149.66,  seitdem  andauernd  weniger,  Anschlag  f.  1888  137.75 
MUL  (BnlL  XXtll,  312.) 
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2.   System  und  leitende  verwnlttin^s-.  finanz-  und  stoaerreclitliche 

Grundsätze  des  Üntroiwescns. 

Vgl.  besonders  die  AWi.  von  v.  Keitzenstein,  naineiitlicli  B.  42,  S.  68ff.  und 
Absdm.  III  (giondl^eude  Keglements),  S.  70 ff.,  auch  lY,  Soff.,  eine  treffliche 
Bearbeitiiiiir  Mcb  Tenrtltniiga-  imdfiiiuifKGhäidien  Dogmatil  des  Gegenstands. 
Die  G  mf  indi  Ordnung  von  ISS  l  konnte  in  dieser  bereits  1884  erschienenen  Arbeit 
nodi  nicht  berücksichtigt  werden.  Sie  hat,  ohne  dass  die  Haaptbeatimmungen  der 
Üroheieii  Gesetzgebung  über  Octroi  beseitigt  oder  nur  wesenflicn  reiindeit  vorden 
sind,  für  die  Stellung  des  Octroi  im  Gemeindehausbalt  Aenderungen  herbei- 
geführt, vonunnlich  aber  die  Competcnzen  der  einzelnen  Selbstrer^-altnngsorgane 
und  Staatsbehurdeu,  welche  beim  Üctroi ,  nameutÜch  bei  seiner  Einluliiuug,  seinen 
Tarifen,  mitzuwirken  baben,  etwas  abgeändert.  S.  den  amtlichen  Commentar  im  Circ- 
Erl.  d.  Min.  d.  Innern  r.  15.  Mai  1884  im  Blocl'schen  dict.  suppl.  p;rnt*;r. .  }•.  .132. 
Ueber  das  System  and  die  Grandsätze  sonst  auch  gut  and  klar  in  Kurze  Yignes  a.  a.  0. 
und  dar  Art  Oetroi  m  Ynatriii  Im  Block'sdben  dict.  Die  fdgende  DanteUmig 
schliesst  sich  zunächst  näher  an  diejenige  v.  Keitzenstein's  an,  mehrfach  wortlieh; 
eine  andere  Fassung  wttide  nur  mangelhafter  ausfallen  (s.  bes.  B.  42,  S.  6t),  68,  69, 
71,  8d).  FOr  das  hkx  ttbei^angene  Einzelae  und  in  Betreir  dtx  Phasen  der  XSntviclt'- 
lung  ist  bes.  auf  v.  R  sitzen  stein 's  Abhandlang  zu  renreiseii. 

§.  343.  Das  moderne  französische  Oetroi  lässt  sieh  schon  zur 
Zeit  seiner  mdgiltigen  Wiederherstellung  durch  die  oben  erwähnten 
Gesetze  der  Beyolnttonszeit  mitvonBeitzenstein  durch  folgende 
drei  Sätze  characterisiren :  1)  es  ist  eine  eigene  Commnnal- 
Auflage  „zur  Ergänzung  der  fHr  den  Bedarf  nicht  ausreichen- 
den Eiiiiiaiimc  der  grösseren  GemeiDdcn,  bestimmt,  in  seiiiera  Er- 
trage die  Mittel  für  die  Erlüllimg  der  localen  Verwaliung  zu  ge- 
währen"; 2)  diese  Abgabe  wird  „von  Gegenständen  des 
örtlichen  Verbrauchs  erhoben*';  3)  ihre  „Erhebung  und 
örtliche  Eegeiung  gehört  im  Prineip  zu  den  Attributioneu 
der  Gemeindeverwaltung". 

Das  Reglement  von  1809,  die  Ordonnanz  von  1814  und  das 
öteuergesetz  von  1816  (28.  Apr.)  haben  dann  das  Octroirecht  codi- 
ticirt  und  fortgebildet,  namentlich  durch  ^^NormativbedingUDgeD, 
welche  die  Grenzen  und  Formen  bezeichnen,  innerhalb  deren  die 
selbständige  EntSchliessung  der  Gemeindeverwaltungen,  hezw.  in 
höherer  Instanz  der  Organe  der  Staatsgewalt  sieU  zu  bewegen  hat.*' 

Die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreichs  nnd  der  dritten 
RepnbMk  hat  danach  auf  der  älteren,  im  Ganzen  babehaltenen 
Grundlage  „sich  in  drei  «Richtungen  bewegt:  zunächst  ist  das  Becht 
der  Gemeinden,  ttber  den  Ertrag  des  Octroi  zn  verftlgen  bezw.  Aber 
den  Verwendungszweck  Bestimmung  zu  treffen,  zu  einem  aus- 
sehliesslicheren  und  ausgedehnteren  gestaltet  worden  (besondeis 
durch  Decret  vom  17.  März  1$52);  zweitens  haben  die  formellen 
Befugnisse  der  Gemeindeorgane,  über •  die  Erhebung  eines  Octroi 
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bcüw.  deren  Modalitäten  zu  beschliessen,  eine  Erweitern ng  erfahren" 
und  ist  die  Competenz  des  Organs  des  höheren  Selbstverwaltungs- 
körpers, des  departementalen  Generalraths  als  genehmigender  Ober- 
instanz,  statt  der  Staatsbehörde,  eingefügt  bezw.  erweitert  worden 
(Gesetze  y.24.  Jnli  1867  und  10.  Aug.  1871);  drittens  endlich  „hat 
die  Gesetzgebung  sich  eine  einheitlichere  Begeinng  der  fttr  die 
Octroistener  in  formeller  und  vor  Allem  in  materieller  Hinsicht 
massgebenden  Gmndslitze  angelegen  sein  lassen",  namentlich  hin- 
sichtlich  der  gleiehmftssigeren  Tarifnonnimng,  der  Beschränkung 
der  durch  das  Octroiwesen  bedingten  Hemmungen  der  freien  Ver- 
kehrsbewegnng,  der  geringeren  Belastung  der  unteren  Olassen 
durch  die  Localtarife  des  Oetroi,  der  Vermeidung  einer  Beeinträch- 
tigung des  staatsfinanziellen  Interesses  an  indirecten  Steuern, 
speciell  an  den  Getränkestcuern ,  durch  das  Octroi  (Gesetz  vom 
24.  Juli  1867,  Reglement  v.  12.  Febr.  1870,  einzelne  Bestimmungen 
in  den  Geträn kesteuergesetzen,  von  1816  und  später). 

Nach  der  neuen  Gemeindeordnung  von  1884  wird  der  Ertrag 
der  zu  den  ordentlichen Oommunslansgaben bestimmten Octrois 
jetzt  einfach  als  ein  Glied  (Nr.  4)  der  Einnahmen  des  ordent- 
liehen  Gemeindehudgets  aufgeführt  und  derErtr:i^  der  Sätze  und 
Zusehlagsätze  (surtazes),  welche  die  specieUe  Bestimmung  f&r 
ausserordentliche  Ausgaben  und  für  Rttekzahlung  von 
Anleihen  haben,  zu  den  ausserordentlichen  Einnahmen  des 
Gemeindebudgets  gestellt  (Art,  133,  134). 

Diese  Unterst  heiduDg  hat  eine  besondere  Bedeutung  für  die  jetzige  Ordnung  des 
Gcmcindehaushalts  bclcommeü,  u.  A.  in  Folirft  einer  das  ordentliche  Octroi  belrcffeiiden 
Bestimmung  des  Gesetzes  y.  16.  Juni  Ibhl  über  die  absolute  Unoatgcltliohkeit  des 
Primärunterrichts  in  den  öfTentlichen  Schulen.  Danach  iät  Vg  Tom  Eeiuertng  der 
ordentlichen  StencrsStze  (taxcs)  des  Ortroi  —  wie  verschiedener  anden  r  Commuual- 
cinkunfte,  so  auch  aus  der  Hundefitcucr,  des  (jemeindeautbeiLs  an  der  Wagen-  und 
PfeidesteneT  Dod  der  Jagdacheinabgabe  n.  a.  m.  —  amdrUiAlkli  Üa  die  ordentUchen 
und  o1>Iigarorischen  Ausgaben  der  Gemdnde  im  Dienste  der  ttffimfttdieii  PiimSxselmlen 
za  verwenden  (gen.  Ges.  Art.  3). 

In  der  neuen  Gemeindeordnnng  sind  dann  auch  die  Compe- 
tenzen  von  Munieipalrath,  Generalrath  (oder  Departementalcom- 
mission  in  der  Zeit  zwischen  den  Geneiahaih -Sessionen),  l'rüiect, 
Staatsoberh:ui|it  (i'ia.sidcDt  der  Republik)  in  Bezii«,^  auf  Einführung, 
ErhebungBoidnuDg,  Verläiigerüug,  Tarifänderungeu,  Aufhebung  des 
Octroi,  Reglemeutirung  und  sonst  bei  den  verschiedenen  Mass- 
nahmen zu  b(iobachtendc  Normen  mehrfach  abweichend  von  der 
früheren  Gesetzgebung  geregelt  worden  (Art.  137—139).  Diese 
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Hestimniungcn  bilden  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  des  Octroi 
bezüglich  der  Puhcte,  welche  sie  betreflfeu. 

Im  Ganzen  ei*scbeint  hiemach  jetzt,  entsprechend  der  ein- 
getretenen thatsächlichen  fintwicklnng  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  80—90  Jahren,  der  arsprttnglich  geplante  und  im  bisherigen 
Recht  beibehaltene  mehr  subsidiäre  Charaoter  des  Octroi,  zur 
Ergänzung  dar  anderen  Gommnnaleinnahmen,  aneh  der  Zuschlag- 
centimen, dem  eines  regelmässigen  normalen  Glieds  der 
Gemeindeeinkttnfte  gewiehen.  Damit  würde  das  Octroi  dann  jener 
Entwicklung  gemäss  aneh.  rechtlieb  doch  eine  andere,  festere 
Stellung  im  Communalsteuersystem  erlangt  haben,  wenngleich  es 
nicht  zu  einem  nothwendigen,  obligatorischen  Gliede  geworden, 
sondern  ein  faeultativer  Bestandtheil  dieses  Systems,  je  nach 
den  Beschltissen  des  Municipalraths,  geblieben  ist. 

Im  Folgenden  wiid  Forncmlich  der  !:''.geii wärtigc  Kochtäzuiland  bui  <kui 
Octroi  dargelegt,  mit  gelegentlichen  Rückblicken  auf  frühere  Phasen  und  Bestimmongieii, 
aber  mit  Beschränkung  aof  das  Hariptsäcliliche.  Für  weiteres  Einzelne  s.  die  gen. 
Schiiften,  ausser  v.  Keitzeusteiu,  Vigoeb,  Yuatrin  auch  Thorlet  und  beson- 
d«R  011  bo. 

3.  Die  haaptsächiiclieji  eiuiseluou  GrundsäUe  and  Bestiuimungeu. 

§.  344."  Das  in  diese  Darstellung  Gehörige  wird  hier  unter 
l'ülgeüdcn  sieben  Puncten  '/.u.saüiiueu^elasst:  Eiiii  ühi  luig,  Ver- 
längerung, Autheiniü^  des  Octroi — ,  ör tlicher.Umfangdes 
Octroigebiets  („Octroibezirk")  — ,  sachlicher  Umfang 
der  dem  Octroi  ud terwor fen en  Artikel  oder  Bestimmung 
der  Steuerobjecte  —  Feststellung  des  Octroitarifs 
(Tarifsätze)  —  Organisation  des  Octroidieiistes  (Ver- 
waltungs-  und  Erhebiingsformen)  —  Erhebung  des 
Octroi,  Oontrolen,  Erhebungskosten  und  lieinertrag — 
Strai'bestimmnngen:  eine  Anordnung  der  Darstellung,  welche 
sich  ans  dem  Wesen  der  Saehe  ergiebt,  daher  ähnlich  yon  allen 
Autoren  befolgt  wird. 

1.  Einfflbrnng,  Verlängerung  nnd  Aufhebung  des 
Octroi.  Die  Einftthrnng  eines  Oetroi  in  einer  Gemeinde  und 
die  Feststellnng  der  Steuersätze  dafttr  erfolgt  nur  auf 

Antrag  des  Municipalraths  nach  einem  bezüglichen  ßesebluss  des^ 

selben  und  nach  Begutachtung  durch  den  Generah-ath  oder  die 
Departcüieutalcommission  auf  Grund  der  Ermächtigung  der  Ke- 
gicrong   mittelst  eines   im  Staatsrath  ertheilten  .präsidentielleu 
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Dccrcts.  Dasselbe  gilt  vom  £rlass  der  Ueglcments  io  Beti'cff  der 
Erhebung  des  Octroi. 

Gem.-Ges.  v.  1884,  Art.  137.  Xtir  vortlbergcln  nd  war  kiirzu  Zeit  hindurch  uuter 
Napoleon  I.,  wmm  diu  Munii-ipalräthe  nicht  über  das  üctroi  yotirtcn  oder  es  ablehn- 
ten« bedingnngsireise  Seitens  der  Ke gierung  die  Eiofübrnng  des  Octroi  v^on 
Aratswegen  in  einer  GeniL-inde  zulär^sig  (Kogl.  r.  180!»,  auch  naish  OnL  f.  1814), 
waä  aber  seit  dem  Ges.  v.  1S16  (Art.  147)  wieder  aufgehurt  hat. 

Die  im  ordentlichen  Gemeindebudget  stehenden  Ei-träge  des 
Octroi  aas  den  ordentlichen  oder  Hauptsätzen  sind  gewöhnlich 
bleibend  und  werden  meistens  anf  10  Jahre,  die  Zuschlagt axen 
fttr  ausserordentliche  Aasgaben  im  ausserordentlichen  Budget 
gewöhnlich  nur  auf  5—6  Jahre  festgestellt.  Eine  Verlängerung 
der^  Zeitdauer  kann  der  Munidpalrath  fttr  höchstens  5  Jahre  allein 
Yon  sich  aus  rechfegiltig  bescbüessen.  Für  eine  Periode  ttber 
5  Jahre  hinaus  bedarf  es  wieder  derselben  Mitwirkung  der  ge- 
nannten anderen  Instanzen,  wie  bei  der  Einfthrang  und  ersten 
Feststellang  der  Octroisätze. 

Ges.  V.  1S84,  Art.  m,  137.  Vgl  Thorlct,  §.  4bÜ.  Im  geu,  Gesets  sind  die 
Befugnisse  dos  Generalraths  gegen  mher  etwas  erweitert  woiden.  So  moiste  vor- 
dem  immer  erst  der  Geueralrath  die  Genehmigung  einer  VerlängetlUig  ron  Zu- 
schlag^ta:teii  (Tthcilcn  (Ges.  r.  1871,  Art.  47).  Auch  sonst  Verandeniiige&  gegen  Mher, 

s.  Vigaeö  I,  20(;  IF. 

Die  Aufhebung  von  Oetroisätzen  kann  der  Municipalrath 
nach  dem  neuesten  Gesetz  von  1884  nicht  mehr  Ton  sich  aus  allein 
beschliessen.  Sein  Beschluss  unterliegt  zuvor  dem  Gutachten  des 
Generalraths  (oder  der  Departementalcommission)  und  der  Ge- 
nehmigung des  Präfecten,  gegen  deren  Verweigerung  (oder 
im  Falle  der  Verzögerung  der  Antwort  Aber  3  Monate  hinaus)  an 
den  Minister  des  Innern  Becnrs  ergriffen  werden  kann. 

Ges.  V.  1884,  Art.  138,  69.  Bis  dahin  genügte  ein  Beschluss  des  MonidpaU 
raths,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  eines  Monats  vom  Präfectcn  annullirt  worden  war. 
Es  ist  daher  jetzt  die  Aufhebung  lünes  Octfui,  bezw.  eines  Satzes  desselben  er- 
schwert worden,  was  Beachtung  verdient.  Vollständiges  Aufheben  eines  einmal  eia> 
geführten  ganzen  Octroi  ist  nach  der  amtilcheo  Statistik  selten,  kommt  a1»er  doch  nem- 
lidi  jlhilich  da  und  dort  ror  (S.  890). 

S.  Oertlieher  Umfang  des  Octroigebiets  („Oetroi- 
bezirk").  Auch  seine  Feststellung  ist  zunächst  Sache  des  Ge- 
menideraths,  unterliegt  aber  dann  in  derselben  Weise  wie  Einfnhmng 

und  Reglements  der  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  (also  wie 
unter  „1").  Es  können  jedoch  in  den  Octroibezirk  nicht  bloss  die 
eigentlichen  Orte  (Städte)  und  \'oi8ta,dte,  sondern  auch,  wenn  es 
fftr  zweckmässig  zur  richtigen,  vom  Gemeinderath  zu  bestimmenden 
Abgrenzaug  des  Bezirks  gehalten  wird,  ländliche  Districte,  ferner 
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für  den  Octroibezirk  grösserer  Orte  (von  mindestens  4000  pjiiwohuoni ) 
andere  Oenieindcn  im  Weichbilde  (banlieue),  un»  den  Schmuggel 
zn  verhindern ,  einbezogen  werden ,  diese  Gemeinden  sogar  gegen 
ihren  Willen,  doch  müssen  sie  vorher  gehört  werden  und  die  in 
ihnen  erhobeoen  Einnahmen  fallen  immer  den  betreffenden  Ge^ 
metnden  zn. 

Hier  sind  die  'Rechte  zur  Einbeziehung  anderer  Districtc  and  Gemeinden  erwei- 
tert worden  gegen  eine  anfänglii  he  Heschränkung  (Ord.  ?.  1814»  Art.  26),  bes.  durch 
Ges.  V.  1816,  Art.  147,  152  (Olibo  II,  1U8,  211).  Thorlot,  §.  509).  Wie  die  Ver- 
lechniing  mit  den  Gemeinden  der  banlieue  durcliL  i  int  wird,  ist  nicht  recht  klar. 
Der  im  Text  angeführte  Schlusssatz  ist  dem  Art.  152  des  Ges.  v.  1816  entnommen: 
,»Ies  rccettes  faites  dans  ces  banlieues  appartiendront  toujours  aux  communes  dont 
edles  seront  compoBtes".  WOrtlidi  kanik  das  nicht  wohl  genommen  werden,  sonst 
hätte  die  Hauptgemeinde  nntcr  Umständen  schweren  Nachtheil,  l'  -  '^•ird  hier  wohl 
eine  vertragsmässige  Vcrtbcilung  oder  eine  solche  nach  dem  Kopibetrage  statthndeo.  — 
Practiseli  ist  die  Saehe  vielfach  ron  BcM^entung,  wie  man  dch  leieht  ?ergegenwärtigt 
und  die  Statistik  beweist.  Die  letztere  unterscheidet  hier  dreierlei:  die  (iesaninit-, 
die  Zasammenwohn  -  (aggloineree)  und  die  im  Umfang  des  Octroibezirks  sich  bettn- 
deade  BcTölterung.  Mitunter  stimmen  alle  drei  (so  von  grösseren  Städten  in  Paris), 
mitunter  die  dritte  mit  der  ersten  oder  die  dritte  mit  der  zweiten  Uberein,  nicht  selten 
gehen  sie  auch  alle  drü  auseinander.  Im  J.  1887  omfasste  in  gans  Fiankreidi 
(ausser  Corsica) 

die  erste  I8,646«ai4 

die  7weite  11,040,636 
die  dritte  12,300,573 

Personen.  (Bull.  XXIY,  66,  68).  Von  der  Örtlichen  Beschaffenheit  des  Octroibezirk!; 

und  seiner  Grenzlinie  hängen  die  Sclimuggrclgefahr,  daher  die  Coutrolen,  die  Erhehungs- 
kosteu  mit  ab.  Die  Localtrerhältnisse  sind  natürlich  hier  ron  entscheidendem  lUniuss 
auf  die  zweckmässigste  Gestaltung  dos  Bezirks  und  der  Grenzlinie. 

§.345.  3,  Die  ►Steuerobjecte  oder  die  Artikel  des 
Octroi.  Die  Bestimmung  dieser  Artikel  ist  mit  derjenigen  der 
Höhe  der  Steuersätze  (§.  347)  der  finanz-  und  steuerpolitisch 
wichtigste  Punct  beim  Octroi.  Von  der  Aaswahl  der  Gegenstände 
und  der  Höhe  der  Sätze  hängt  die  finanzieUe  Ergiebigkeit 
des  Octroi  ab,  aber  aneb  das  Maass  der  Bedenken,  denen  das 
Oetroi  als  Bestenemng  aasgesetzt  ist.  Interessen  der  Gonsamenten 
stenerpflicbtiger  Artikel,  besonders  der  nnteren  Classen,  Interessen 
des  Verkehrs  and  der  grossen  Prodactionszweigef  der  Landwirth- 
sehaft»  der  Industrie,  des  Handels  verlangen  bei  diesen  beiden 
Pnncten  notbwendig  eine  umfassende  Berttoksichtigung.  IMe  An- 
griffe der  Theorie  nnd  der  Praxis  kntipfen  sieh  vomemlieb  hier  an 
(§.  349).  Daher  mass  gerade  hier  thnnlichst  Bürgschaft  dafUr  ge- 
schafft werden,  dass  diesen  Rücksichten  richtig  Reehnnng  getragen 
wird.  Das  kann  am  Besten  durch  Einschränkung  der  Com- 
petcnz  der  Localorgane  in  Betreff  beider  genannten  Pimctc 
und  durch  angemessene  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  und 
VoivyaltuQg,  der  iStaatsbehördeu  and  der  Organe  höherer 
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Selbstverwaltiingskörper}  auf  diesem  Gebiete  gescheheil. 
Dadurch  soll  nameotlicli  eine  zu  enge,  zu  einseitige  und  kors- 
sichtige,  zu  classenegoistische  und  zu  sehr  bloss  Localieteresseii 
kennende  Kirehtharms-Polltik  möglichst  nnsehädlieh  gemacht  werden. 

Die  franiOsisehe  Gesetzgehong  hat  in  Betreff  der  Auswahl 
der  Artikel  versehiedene  Phasen  darchhutfen.  Anfangs  wohl 
etwas  zu  weiten  Spiekaam  für  die  Gemeindebehörden  lassend,  hat 
sie  dann  mehr  Einschiftnknngen  gemacht  (1809,  1814),  darauf  aber 
wieder  im  Gesetz  yon  1816  den  Gemeinden  freiere  Bewegung  ge- 
währt. Im  Verwaltungswege  in  der  Anfsichtsinstanz  wurde  indessen 
wohl  immerhin  etwas  regulirend  nnd  Bedenkliches  hindernd  ein- 
gewirkt, doch  konnte  dem  gcsetzmässigen  Recht  den  Gemeinden 
f,'egenliber  liiebt  durchgegriÖ'en  werden.  Vou  Neuem  ist  aber  dann 
später  zur  Wahrnehmung  der  allgemeineren  Interessen  bei  der  Be- 
stimmung der  Objecte  und  Steuersätze  des  Octroi  die  Competeiiz 
der  Gemeinden,  bezw.  der  Municipalräthe  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung eingeschränkt,  zuerst  die  M i t w i  r k  u n g  d e r  S t a a t s - 
behörden  (Präfect,  Staatsrath,  Staatsoberhaupt),  darauf  auch  die- 
jenige des  departementalen  General raths  liierbei  eingerichtet 
(Ges.  V.  24.  Juli  1867,  bez.  v.  10.  Aug.  1871)  und  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  von  1867  das  schon  erwähnte  Beglement  vom 
12.  Febr.  1870  nnd  in  demselben  ein  sogen.  Generaltarif  ge- 
geben worden,  in  welchem  letzteren  die  im  Allgemeinen  zu- 
lässigen Artikel  kategorienweise  und  die  Maxima  der  Tarif- 
sätze anfgeftihrt  worden  sind.  Dieser  (nicht  fttr  Paris  mit  geltende) 
Tarif  ist  die  Norm  gebliehen.  Die  Belegung  anderer  als  in  ihm 
enthaltener  Artikel  nnd  die  Ueberschreitnng  des  Maximalsatzes  sind 
nicht  unbedingt  ausgeschlossen »  aber  an  weitere  Formalitäten  und 
besondere  Genehmignng  geknüpft.  In  der  neuesten  Gesetzgebung 
(1884)  ist  es  im  Prinoip  hierbei  verblieben. 

Hiemach  ist  der  gegenwärtige  gesetzliche  Znstand  beztlglicb 
der  Bestimmung  der  Steuer  objecte  des  Octroi  der  folgende: 

a)  Steuerpflichtig  sind  von  den  im  Localtarif  enthaltenen 
Artikeln  nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Ve  r  b  r  a  u  c b  v 
bestimmt  sind,  aber  diese  im  Princip  auch  sämmtiich  und  nach 
gleichem  Steuers  atze  für  den  gleichen  Artikel,  einerlei,  ob 
dieser  von  ausserhalb  eingeführt  oder  im  Octroigebiet 
selbst  produeirt  worden  ist. 

b)  Steuerfrei  sind  dagegen  in  der  Regel  voll  und  ganz  die- 
jenigen Artikel,  welche  unter  lunchaltung  der  voigeschriebeueu 
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Förmliebkeiten  darcb  das  Oetroigebiet  nur  bindiircb  ge- 
führt —  y^transitiren*'  —  oder  welobe  in  Entrepdt  (regel- 
mässig sog.  entrepdt  fietif),  naeb  den  daftlr  geltenden  Regeln,  ge- 
üommen  werden. 

Brennmaterialien  niid  Rohstoffe  der  Industrie«  velche  zor  HefsteUnng 

von  Waaren  für  den  Absatz  nach  Aussen  verbraaclit  werden,  \rerdcn  jetzt  nach 
dem  Keglemeut  von  1870,  Art.  S,  ebenfalls  zum  <aoch  £ctiren)  Entreput  zugelassen, 
wenn  der  etwaige  Octroibetrag  V//o  des  Wertlies  der  Menge  Ikbrastoigt  und  die  Aiis^ 

fuhr  der  fertigen  ArtiUl  nacL^cwiesen  wird.  Bei  geringerem  Octroibetrag  ist  Zahlung 
zu  leisten.  Ein  lang\vicria,cr  Streitpimct,  cIlt  so  j-itzt  ii'eregelt  ist,  aber  seitdem  noch 
mehrfach  zur  Entüchoidunfj  von  Zweifeln  durch  Verordnungen  normirt  werden  muÄste. 
Vgl.  Olibo  II,  78,  V.  Kcitzenstein,  B.  42,  S.  92— 94.  Block,  dict.  suppl.  g6n6r., 
p.  292  (Dccr.  v.  S.  Dec.  1882),  suppl.  p.  1888,  p.  38Ö  (Decr.  v.  19.  Juni  1888). 

Die  beiden  sich  ergänzenden  Grundsätze  sind  im  modernen 

franzOsiseben  Octroireebt  von  Anfang  an  anerkannt  worden.  Sie 

ergeben  sieb  ancb  aus  dem  Wesen  des  Octroi  als  einer  örtlieben 

Yer  br  an  ob  s  abgäbe,  sowje  aus  dem  ricbtigen  Bestreben,  der 

Octroieinriebtnng  die  Wirkung  eines  looalen  Sebutzzolls 

oder  nmgekebrt  eines  Ausfubrzoils  zu  nehmen,  die  freie  Yer- 

.  kebrsbewegung  niebt  mehr  einznsebränken,  als  durch  die  Ein- 

riebtung  dnmal  geboten  ist,  die  loeale  Industrie,  welche  für  den 

Anssenabsatz  arbeitet,  nicht  zu  belasten  und  das  Octroi  auch  nicht 

Wie  die  irüheren  Binneuzuilc  zu  Trausitz  ollen  vvcrdeii  zu  lassen. 

Mit  Recht  ist  daher  die  Gesetzgebung  hier  dazwischen  getreten 

und  hat  die  Gemeindeautonomie  beschränkt. 

Die  Schwierigkeit  war  nur,  dies  hier  iu  allgemein  richtiger  Weise  zu  thun,  und 
sodann  die  gesetzlichen  Bestimmungen  überall  zur  strengen  DarchfUhrung  in  der  Praxis 
ta  bringen.  In  letzterer  Hinsicht  zumal  wird  diese  Schwierigkeit  hie  und  da  leicht 
immer  wieder  auftauchen,  wie  si'  h  bei  der  Kegclunf;  des  EotrepAtrechtS,  der  Behand- 
lung der  Brennmaterialien  und  Kohstodc  der  Industrie  zeigt. 

Anerkennung  der  (»lundsktze  bchon  im  (ies.  v.  "iT.  ium.  Mll,  Art.  22,  ürd.  v. 
1814,  Art.  11,  Ges.  r.  1S16,  Art,  14b;  nach  letzterem  ist  eine  Ausnahme  ron  der 
Kegel  der  Bcstcucnmg  der  zum  Lo<  al(  onbum  l)c.stiinmten  Gegenstände  „nur  in  ausaer- 
ordeatUchen  Fullen  und  auf  (iruud  eines  Speciaigesetzes  statthaft'*.  Solche  Ausnahmen 
kommen  aber  wohl  nicht  ?or.  Mitb^ntang  der  im  Inneren  des  Ocdoigehiets  er- 
zeugten Gegenstände  des  Tarifs  nach  demselben  Satze  wie  die  importirten,  Ord.  von 
1814,  Art.  24,  mit  Ausnahme  von  Bier,  welches  von  ausserhalb  eingehend  höchstens 
vm  Vi  hoher  als  das  im  Gebiet  gebnale 'belegt  werden  durfte  (Ord.  y.  1814,  Art  14). 
Dieser  „locale  Bierschutzzoll'*  ist  aber  nach  dem  Beglem.  t.  1870,  Art.  10,  nicht  mehr 
ü-estattet.  Naturlich  setzt  die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsat/.ps  —  ähnlich  wie 
bei  Einfuhrzöllen  und  Acdscu  —  ein  gleicheü  steuurtechnisches  Veranlag luigsverfahreu, 
also  z.  B.  bei  Bier,  Alkohol,  eine  Fabrikatstoner  voraus. 

Für  Transitverkehr  und  £n  treppt  Wesen  beim  Octroi  bestehen,  mutatis 
mntandis,  analoge  Normen  und  Einrichtungen  wie  bei  den  inneren  indirecten  Ver- 
brauchssteuern des  Staats,  bes.  den  Getränkcsteuern  (Eingangsabgabe),  und  bei  den 
Zollen.  8.  bes.  o.  §.  262,  2S8  und  S.  841.  In  der  Oid.  7. 1814,  Art.  37^55,  auch 
Reglem.  v.  1870.  Art.  7»'.,  14,  das  Einzelne,  worauf  wir  hier  unter  Verweisung  auf 
die  frühere  Darstellung  dieser  Puncto  nicht  weiter  eingehen.  S.  darüber  Olibo  II, 
126—138,  Alt.  octroi  im  Bloek'sebe»  dict  Vr.  60-^,  v.  ReitzeBsteia,  B.  42, 
S.  79—82,  91. 
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Umfassende  Freiheit  vom  Üctroi  geniesst  die.  Militär-  und  Mariuever- 
waltnn«^  ftlr  die  etwa  dem  Localoctroi  unterliegenden  BohstoUc,  Baumaterialien,  Brenn- 
ütottc  u.  dgl,  düch  für  Lebensmittel  nur,  wenn  diese  nicht  am  Orte  veraehrt  werden 
sollen  (also  für  Magaziniruii;z:  ii.  dgl.).  Brennmaterial  ist  auch  für  die  Handels- 
marine (mit  Entrepotrecht)  frei,  dieses  und  die  erforderlichen  Rohstoffe  auch  für  die 
Eisenbahnen  and  die  damit  iu  Verbindung  stehenden  Werkstätten.  Dag^eu  ist 
der  Verkelir  in  Bahnhöfen/ Wftriesilen,  Itareanx  u.  s.  v.  dos  Eisenbthnea  dem 
lAcaloctroi  unterworfen  (Keglern,  v.  1870,  Art.  11—18). 

Die  Dorchfnhmng-  der  ßestcuertmo^  der  im  Octroigebiet  „gecrntüti^n ,  präparirten 
oder  fabricirten"  Tarit'objectc  scheint  wciii^^t!r  Schwierigkeiten  zu  machen,  als  man 
zanftcbst  rermnthen  möchte.  Der  Producent  muss  Declarationen  abgeben  und  sofort 
zahlen,  wenn  er  kein  Entrepütrecht  beansprucht  Die  Octroiheniiiteii  können  die  Meng-en 
der  Objecte  in  der  Behausung  d&i  P^chtigeu  aufnehmen  und  die  zur  Verhinderung 
des  U]itenchl«&  nOthigen  Verificfttionen  machen  (Oid.  v.  1814«  Art.  36,  vgl.  Olibo  II, 
122  ff.).  Fö^mliche^  ,.'E\er(  ict  "'  scht'int  nicht  stattzufinden,  obwohl  es  bei  Fabrikaten 
als  Controlmittel  in  Betracht  kommen  iöunte.  JECileichtert  wird  die  Sache  dadurch, 
dass  rein  ländliche  Prodactionen  doeh  im  Octroigebiet  nur  theilweise  Torkommen  oder 
die  betrefrendLii  Producte  dem  Octroi  nicht  unterliegen,  und  dass  in  wichtigen  Fällen, 
wie  bei  den  (iotränken,  für  die  Staatsbesteucrun^  Controle  oder  Exercicc  stattfinden. 
Aber  z.  ß.  die  fehlende  Controle  bei  Eigenbau  von  Wein  (S.  631)  muss  doch  auch 
fUr  das  Octroi  Schwierigkeiten  bieten,  ebenso  die  Beateoening  ron  Orfa&biik«leD,  vie 
lichte  (Kerzen)  n.  n.  m. 

§.  346.  Der  Umfang  der  Artikel ,  welche  zur  Belegung 
mit  Octroitaxen  zogelasBen  sind,  bat,  wie  bemerkt,  in  reebtliober 
Hinsicht  gewechselt  und  der  Umfang  der  wirklieb  besteuerten 
Artikel  ebenfalls.  Aach  besteht  in  letzterer  Hinsicht  noch  jetzt 

zwischen  den  einzelnen  Octroigemeinden  mancher  Unterschied. 
Mehrfach  werden  mir  einige  Artikel,  wie  z.  B.  die  Getränke,  belegt 
Auch  die  Autonomie  der  Gemciri(icri  oder  ihrer  Organe,  der  Muni- 
eipah-äthe,  und  die  Competenz  uud  Mitwirkung  der  Staatsbehörden 
und  Geueralräthe  hat  in  diesem  Puncte  Veränderungen  erfahren. 
Die  gegenwärtig,  insbesondere  nach  den  genannten  Gesetzen  von 
1867,  1871  und  1884  und  nach  dem  Keglenicnt  von  1870  ireltcndcii 
Normen  fttr  alle  Uctrois  —  ausser  dem  unter  besonderen  Vor- 
schriften, nicht  unter  dem  eben  genannten  Reglement  mit  seinem 
Generaltarif  stehenden  Pariser  —  sind  die  folgenden: 

In  dem  Reglement  sind  zunächst  diejenigen  Artikel  anfgefUhrt, 
welche  regelmässig,  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen Bestim- 
mnngen,  von  den  Mnnieipalräthen  in  den  Looaltarif  auf- 
genommen werden  dürfen.  Die  Artikel  bilden  sechs  Kate- 
gorieen:  Getränke  und  Flttssigkeiteni  Esswaaren, 
Brenn- (und  B eleu chtungs-)  Gegenstände,  Viehfutter,  Bau- 
materialien u.  dgl,  verschiedene  Objecte. 

Diese  (ÜbsBificatioii  (ausser  der  letzten  Kat^rie)  rührt  aus  dem  Seglement  von 

1809  her  und  ging  dam»  in  die  Ord.  von  1814  (Art.  11,  mit  Specialisirung  in  den 
Art.  12  S.)  tiber,  in  dem  äinne,  dass  ausdrücklich  die  belegten  Objecte  immer  in  eine 
der  5  GiMsen  falloi  mnssten.  Als  „Essvaaren'*  worden  dabei  „die  gewöhnlich  zur 
2Ca]iitiogf  der  Menschen  dienenden  Gegenstände'*  bezeichnet,  mit  der  ans  den  frttheren 
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(iesntzcn  (J.  VII.  1  M)!t*i  stammenden  Ausnahme  ron  Getreido,  Mehl,  Früchten,  Butter. 
Milch,  Güiuuacu  uuii  „anderen  geringen  E:>äwaareii"  (iiiciiueä  Ucüicus),  eine  Ausnahme, 
welche  dann  selbst  wieder  Einschränkungen  erfuhr  (Ord.  v.  1814,  Art.  lö  u.  17). 
Üiese  f^esammte  Begrenzung:  d-jr  Octroiobjet-te  fiel  i:i  !  sspn.  nadi  einer  allerdinsr.s  nicht 
unbestrittenen  Ausle^ng  des  Wortlautes  des  (iebet^cä,  durch  eine  generelle  Fassung 
des  Beebto  der  Miitiici|MJr&tlie  zur  MBoEcichnung  der  zn  beeteuemden  Objecte**  im  Ges. 
V.  18U),  Art.  147.  Danach  galt  es  für  gesotzlich  zulässig,  auch  and  r  i!  die  in 
den  5  Classen  enthaltenen  oder  dazu  zu  rechnenden  oud  ebenso  die  früher  aas- 
drQ.eklicli  ansgenommcnen,  siso  z,  B.  selbst  Getreide  und  Mehl,  nach  Beschluss 
des  Gemciiideratbs  einem  Octroisatz  zu  unterwerfen.  Das  ist  avdl  mehrfach  gescheiten 
und  w:u'  von  der  Aufsichtsinstanz  dt^r  gesetzlichen  Bestimmung  gegentlber  nicht  immer 
zu  iimii'uu.  (Vgl.  Vignes  I,  209,  Vuatiin  bei  Block,  dict.  Art.  octroi,  Nr.  33 
bis  36,  mit  Urtheilen  der  Jvdicatai,  des  Cassatioashoft,  r.  R ei tzen stein,  B.  42. 
8.  95  ff.) 

In  dieser  Uinsicht  hat  dann  aber  d;is  C'es.  r.  1S()7  (  Art  *^ — 10)  und  der  nach 
ihm  crktssenc  (ieneraltarif  eine  licbclirankuiig  der  Bciugiiisöc  düi'  Gcmeiude- 
rlthe  und  eine  Erweiterung  der  Aufsichts-  und  Genehmigungsbefu^^:- 
nisse  der  Staatsbehörden  gebracht,  wodurch  es  mrtglich  geworden  ist,  Artikel, 
die  man  nicht  oder  nicht  mehr  (bei  Erneuerungen  des  Tarifs)  belegt  zu  haben  wünschte, 
aus  dem  Oetxoi  anszaschliessen.  Diese  Bestimmungen,  mit  den  Modificatioam  dmcli 
das  Ges.  r.  1871  «.  1884,  weiden  alslnld  im  Folgenden  mit  enrlhnt  weiden. 

Der  Generaharif  ftlhrt  dann  in  jeder  der  6  Olassen  die  ein- 
zelnen zugelassenen  Artikel  auf  und  bestimmt  nach  einem  in  der 
üblichen  IVanzüsiscbeii  Weise  gemäss  der  liev(}lkerung:8grösse  ge- 
bildeten sechsstufigen  Oitsclassentarif  die  Tarifmaxinia  lür  jeden 
Artikel,  die  niedrigsten  in  den  kleinsten,  die  höchsten  in  den 
grOsstcn  Geoieiudeu.  Bei  Artikeln  in  verschiedenen  Sorten  (Quali- 
täten )  (Uirfen  die  Gemeinden  innerhalb  des  Maximums  die  Octroi- 
sätze  entsprechend  specialisiren.  Nach  diesem  Tarif  soll  nun  im 
AUgemeiuen  jeder  Localtarif  gebildet  werden,  d.  h.  die  Gemeinde- 
räthe  haben  freiere  Bewegung  nur  in  Betreff  der  im  GcneralUrif 
aufgeführten  Artikel  und  bis  zn  dem  Maximalsatz  ihrer  OrtselaSBe, 
ohne  natürlich  in  der  Zahl,  der  Artikel  und  Hi^he  der  Sätze  soweit 
wie  der  Qeneraltarif  gehen  zn  mflSBen. 

Die  allmälige  Hinflberftlhrnng  der  bestehenden 
Loealtarife  in  den  Rahmen  des  Generaltarifs  —  der 
zunächst  practisch  wichtigste  Ponct  —  ist  nnn  dadurch  berdts  im 

Gesetz  von  18G7  und  danach  etwas  modificirt  auch  in  dem  von  1884 
wirksam  angebahnt,  dass  einmal  nur  solche  Gcmeinderaths- 
Beschlüsse  über  Verlängerung  oder  Erhöbung  von  Octroisätzen  auf 
höchstens  5  Jahre  ohne  Weiteres  rechtskräftig  werden,  welche  sich 
auf  im  Geueraltarif  enthaltene  Artikel  und  auf  das  Maximum  nicht 
überschreitende  Sätze  beziehen  (Ges.  v.  1884,  Art.  139)  und  dass 
ferner  Belastungen  von  Objeetenj  welche  irri  T/ocaltarif  bisher  noch 
nicht  belegt  waren,  Einführung  oder  Erneuerung  von  Taxen,  welche 
im  Generaitaiif  fehlen,  sowie  von  »Sätzen ,  welche  das  Maximum 
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letzteren  Tarifs  Uberschreiten,  zuvor  vom  Generalrath  (bez.  der 
DepartementalcoiDmiBsion)  begutachtet  und  danaeh  durch  ein  im 
Staatsrath  erlasseneB  Deeret  des  Staatsoberhauptes  (Präsidenten) 
bestätigt  sein  müssen  (Ges.  t.  1884,  Art.  137).  Da»  nach  dem 
Früheren,  derselbe  Weg  fttr  die  erste  Einfllfamng  und  ffir  die  Ver- 
längerung und  Erhöhung  von  Octroltaxen  auf  mehr  als  5  Jahre 
vorgeschrieben  ist  (S.  894),  so  war  es  mißlich,  den  Generaltarif 
nach  und  nach  practiseh  überall  zur  Geltung  zu  bringen  und  die 
Ausnahmen  bezttglich  der  Wahl  der  Objecte  wie  der  Hobe  der  Sätze 
auf  besondere  Fälle  zu  beschränken. 

Vgl.  v.  Keitzenstein,  ß.  42,  s.  'Jö  tt".  Üor  Generaltarif  u.  A.  bei  ülibo  II, 
08—75,  bei  Thori-  t.  \>.  151  IK,  Vignes  II,  390.  Beispiele  aus  den  Localtarifen 
bei  V.  Keitzenstein,  B.  43.  S.  220  «;,  Ders.,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Pol.  XII  (Coin- 
luunalsteuer&ageX  S.  153  ü.  Zur  Characteristik  des  gcD.  Tarifs  Folgendes.  Die  0  ürts- 
clMsen  nateischeiden  nach  der  „air^lonierirtea"  Berdlk^nm^  Orte  ois  4000,  ron  4001 
l.is  10,000,  von  10,001—20,000,  von  20,001—50,000,  VOli  50,001—100,000,  ülier 
■  lOO,(»()()  FJnw.  (Paris,  wie  gesaet.  felih  liierV 

Zur  ersten  Kategorie,  (ietranke  und  Filissigkeiten,  gehören  Wein,  Alkohol 
(8  Arten  incl.  dcnaturalisirter),  Bier  (hier  fttr  die  Stenersfttze  anch  S  Gebiets-  oder 
Depait.-AbtheiUiiiiriMi  Essit;,  I^iinonades  irazcnscs.  In  der  amtlichen  Statistik  and  im 
Pariser  Tarif  werden  hier  aber  auch,  wenigstens  neuerdings,  einige  andere  „Flüssig- 
keiten**, wiß  Oele,  anch  BrennOle,  v.  a.  m.,  welche  der  Generaltarif  in  diese  erste 
Kategorie  stellt,  eingereiht. 

In  der  zweiten  KatLi^oiio,  Esswaareii,  stehen:  lebendes  Vieh  ('  Arten,  bez. 
Sätze),  verschiedene  Fleisch waaren ,  Speck,  Ueiiilgel,  Wild,  Fische  (See-  und  Süss- 
▼asserfische),  Anstern,  Bntter,  trockener  KSse.  S^ieiseöle,  Traffein  und  TrUiTelspeisen, 
eingemachte  Früchte,  nli  rj,  trorkcne  Tnfolfi achte  (Rosinen,  Feigen,  Datteln,  gedörrte 
Pflaumen  o.  dgl.),  Ürangeu,  Citronen.  Der  Berücksichtigung  localer  Verhältnisse  ist 
bei  der  Belegung  ron  Wild,  Geflügel,  Kaninchen,  der  LuxasbestenernngT  durch  die 
Einreibung  mancher  Artikel  in  diese  Kubrik  (auch,  wie  bei  Ostender  Austern,  durch 
Zulassung  des  Doppelten  des  Maxirnnms)  .!:enil2:ender  Spielraum  gewährt.  Getreide, 
Mehl,  Brot,  Kartoffeln,  Gemüse  und  andere  atrrarische  gemeine  Esswaaren,  auch  Salz, 
linden  sich  im  Geneialtaiif  nicht,  in  Wahruciunung  der  Interessen  der  unteren  Classen 
und  der  Verkehrsbewejafung  zwischen  Stadt  und  Land,  bedürften  also  für  ihre  Zulassung 
oder  Beibehaltung  in  Localtarifen  der  erwähnten  besonderen  Genehmigung.  Diese 
Artikel  sollai  mitUerireile  auch  meistens  aus  den  Localtarifen,  wo  sie  früher  etwa  iror> 
kamen,  ausgeschieden  sein.  Ausdrucklich  untersagt  der  Tarif  die  Bolc^nnp:  von  ^osn!?:. 
Makrelen,  Laberdan  (gesalz.  Kabeljau),  Stockfisch,  geräucherten  u.  gesaiz.  Häringcn.  — 
In  Paris  steht  Salz  im  Octroitarlf. 

I'nter  der  dritt<^n  Kategorie,  den  B  rr  n  n  uiaterialicn,  befinden  sich  Holz 
(mit  Unterscheidung  ron  weiciiem  und  hartem),  Keisig,  Holzkohle,  Torf,  Stein-,  Braun- 
kohle und  andere  mineral.  Brennstoß'e,  Coke,  animal.,  regetab.  und  mineral.  Brennöl 
(ezcl.  Fischöl,  Gerberfett),  Lichte  und  Kerzen  aller  Art,  ^nnaceti,  Talg. 

In  der  vierten  Kate2:orit\  Viehfutter,  ist  jrrünes  ausdrücklich  aiisgeschlossOT, 
Heu,  Xlce,  Luzcruc  u.  a.  ui.,  Stroh,  liafer,  Gerüte,  Jvleie,  Grummet  zugelassen. 

In  der  fünften  Kategorie,  Baumaterialien  u.  dgl.,  finden  sich  22  Arten  auf- 
geführt, Kalk  und  Mörtel,  Cement,  Gips,  Bau-,  Bruch-,  Pflaster-,  Qnadorstcine,  Steiu- 
plAtten,  Marmor,  Granit,  zu  Bauten  bestimmtes  Eisen,  Zink,  Blei,  Kupfer,  Guss,  einerlei 
ob  fa^nirt  oder  nicht,  Dachschiefer,  Dachziegel,  Ziegelsteine,  irdene  Bohren  n.  dgl.  m., 
Thon,  Thonerde,  Sand,  Schutt,  Kies  (letztere  Objecte  frei  fur  öfT^ntliche  Strassen), 
bearbeitetes  Bau-  und  Tischlerholz,  uubebaneues  Holz,  Fensterglas,  Spiegelglas;  also 
in  der  That  alle  hauptaichHclion  ^umaterialien,  so  dass  das  Octroi  bei  dieser,  prao> 
tisch  für  die  Finanzen  nicht  unwichtigen  Kat^orie  zu  einer  f5nnJichea  HMisbau- 
und  Wohnungsbcsfeuening  werden  kann. 

A.  Waguet,  Füuuuwisseuaeiiaft-  ILL 
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Iii  der  sechsten,  im  Keglemont  von  i87U  liinzuKekoiumeaen  Kategorie  „7er> 
üchiedener  Objecte**  wird  anfgefthit:  Seife  (Pfttfümerieseifeii  erent.  zum  drei- 
fachen Maxiinuiii\  Firnisse  ausser  alc<>liolische,  Bleiweiss,  Zinkweiss  u.  andere  Farben, 
E?<s(»n7.cn  jeder  Art,  flüssiger  Thecr,  Gasrflrksiändc  und  andere  als  Essenzen  rerwend- 
Vjare  Flüssigkeiten;  —  also  z.  Th.  wiedeiuiu,  wie  Farben,  Stoffe  für  Bauten. 

In  der  untersten  und  zwdtantersten  Ortsclasse  sind  bisveileo  einzelne  Artikel 

im  Generaltarif  nicht  anfgefUhrt,  also  hier  nicht  ohne  Weitoree  belegbar. 

Bei  Artikeln,  wehiie  lieliebif?  nach  Gewicht,  Maass,  Zahl  versteuert  weiden  Lftanen, 
dürfen  die  Gemeinden  die  ihnen  passende  Tarifirunjj^weise  bestimmen. 

Statistische  Daten  über  die  Ertragnisse  der  Steucrobjecte  am  Schlass  des  fol- 
graden  f. 

Das  Urtheil  über  die  Auswahl  dicj^er  Artikel  im  Geiici alf  m  it' 
wird  natürlich  je  nach  dem  Stand [jinirt  zum  Octroi  überhaupt  \vr- 
schieden  ansfallen.  Lasst  man  einiuai  das  Octroi  im  Ganzen  als 
System  der  communalen  Yerbraucbsbesteuerung  zu,  so  wird  man 
die  Auswahl  wohl  billigen  können. 

Durch  den  Ausschluss  der  wichtigsten  vegetabilischen  Nahrungsmittel,  die  Ab- 
stufung der  Steueiäätze  nach  Ortsclassen  und  Gattung  der  Objecte  eutfaUeo  wenigstens 
die  niciistliegenden  steuerpolitischen  Bedenken  hinsichtlicb  der  Ueberlastnng  der 
unteren  Classen  oibr  werden  sie  doch  auf  dasjenige  Maass  reducirt,  das  bei  der 
ganzen  Einrichtung  eben  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Den  landwirthschaft- 
lichcn  und  sonstigen  Verkehrsinteressen,  den  finauzieUen  Staatsinteressen  (durch  Aus- 
schluss der  Coli  iiialwaaren ,  des  Salzes,  Zuckers,  Tabaks,  Pulvers  aus  dem  General« 
tarif,  durch  Beschränkung  der  Gctränkeoctroisrit/e  in  diesem  Tarif,  s.  n.)  ist  Rechnung 

getragen.  Ein  gewisses  Maass  der  tileichuiUssigkeit  dax  Octroi  in  der  Aus\fahl  der 
»bjectc  ist  verbürgt  oder  wenigstens  ein  Uebermaass  der  Ungleichmässigkeit  in  diesem 
Piinrfe  bescbräulxt.  Das  LuxussteiKri  rincip  kann  im  Octroi  passend  mit  verwirklirht 
werden.  Die  linauziuUe  Leistungsfähigkeit  des  Octroi  für  die  Communalfinanzen  ist 
anderseits  gesichert  vnd  die  St^erlast  durch  Yerthdlnng  der  letzteren  auf  vieleiiei 
Objecte  and  Consomenten  ertrtgüchet  gemacht 

§.  347.  4.  Die  Steuersätze  des  Octroi  und  die  daiiir 
fs^eltenden  Normen  sind  des  Zusammenhanges  wegen  mehrfach  in 
den  beiden  vorausgehenden  Paragra})hen  bei  der  Behandlung  der 
Stcnerobjecte  berei1>  mil  erwähnt  worden.  Zar  Ergänzung  ist  noch 
Folgeudes  hinzuzulUgeu. 

a)  Vornemlich  in  Betreff  der  Getränke^  d.  h.  des  Weins, 
AleobolSy  Obstweins  —  nicht  so  unmittelbar  des  Biers  — 
liegt  bei  der  gleicbzeitigen  Staatsbestenerong  dieser  Artikel  nnd 
ancb  wegen  einer  der  Formen,  in  welcber  sich  diese  Staats- 
bestenerung  volkiebt,  —  der  Eingangsabgabe,  §.  258  —  die 
Gefahr  einer  Beeinträchtigung  des  staatsfinanziellen  Interesses 
doreb  das  Octroi  nnd  snmal  dorcb  zu  hohe  Sätze  des  letzteren 
vor.  Daher  bat  hier  die  Gesetzgebung  durch  Bestimmung  yon 
relativen  Maximis  für  die  Octroisätze  —  Maximalhöhe  der 
Octroisätze  im  Verhältnisa  zu  den  staatlichen  Eingangsabgaben  — 
und  durch  Erschwerung  einer  Lriioiiuug  der  Octroisätze  darüber 
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hinaus,  nenerdingH  mittelst  der  Forderung  eines  Gesetzes  hierxtt, 
das  Interesse  der  Btaatsfinanzen  zn  scbtltzen  gesucht 

S.  fl.'s.  V.  Art.  149  (Max.-Satz  des  (ictränkcoctroi  in  Zukunft  gfleicli  der 

staatlichen  Eingangsabgabc.  Ausnahmen  nur  mittcli^t  köuigl.  Ordonnanz).  Mehrfacho 
Aonderongcn  iu  den  spateren  Gesetzen  über  die  Gctränltesteneni  (1842  —  seitdem 
Abweichung  nar  durch  Gesetz  gestattet  --,  1S.')2.  JS54,  1878).  Der  Generaltarif 
von  1870  nimiiit  bei  den  Getriinken  (auch  cxcl.  Bier)  einfach  llezng  auf  die  Mnxinia 
nach  deu  «lamali  geltenden  Gesetzen.  Nach  d.  tJe«.  v.  ID.  Juli  ISSO,  Art,  ü,  dürfen 
die  Oktrois  auf  Wein  und  Öbstwein  (incl.  Mcth)  das  Doppelte  der  staatlichftD  Eitt- 
gangsahgabcn  nicht  überschreiten;  in  den  (lemeind-  n  unter  4000  Einw.  —  wo  koinc 
solchen  EingangBabgaben  bestehen  —  gilt  für  das  Uctroi  der  Municipalsatz,  IVtr  die 
<iepneinden  ron  4000—6000  Einv.  Abveichnngen  nur  nacb  Specialgesetz.  Aach  nach 
der  Gem,-Orin.  v.  1*<S1,  Art.  1t',7.  hrdtirfen  Zuschlüge  surfaxe.s)  zum  Octroi  für  Wein, 
Obstwein,  Alcohol  liber  den  in  den  Gesetzen  betr.  die  staatliche  Eiogangsabgabe  be- 
stimmten Sftts  eines  besondeTen  Gesetzes.  S.  Vnatrin's  An.  octroi  im  Block'schcn 
dict.,  Nr.  41  ff.,  Thorlet.  Nr.  öOG  H..  v.  Heitzcnsteiu ,  B.  41,  S.  98  ff.;  vgl.  auch 
die  Ausfuhrungen  über  die  Kedurtioii  der  Getränkesfeuern  fl ^^1 )  im  Bull,  VII,  149  H'. 
Die  Wein-  und  Alcohol-Octroisätze  sind  im  Ganzen  nur  niedrig,  vt.rgliclien  mit  den 
betreffenden  Staatssteuern  (bei  Wein  vielfacli  nur  Vs»  74«  Va-  ähnlicli  bei  Alcohol,  in 
Paris  z^'ar  am  Höclisten  von  allen  Oi  trois  auf  Getränke,  aber  nur  bei  Wein  liolior  als 
die  staatliche  „Eisatzsteuer",  S.  639  oben;,  bei  Alcohol  c.  7,  so  hoch  (Bull.  XI,  7Ü, 
VII,  155).  Audi  die  OctioiertrSge  bei  Getränken  zeigen,  ansser  bei  Bier,  die  wiric- 
same  Soiirsnlw  durch  die  daneben'  bestehende  StaatsbesteMimg  der  Gett&nke  (s.  u.). 

h)  Bei  allen  anderen  Artikeln  des  Octroi  sind  jetzt  die  Maxima 
des  Generaltarifs,  je  nach  der  betreffenden  Ortsdassei  einzuhalten. 
Innerbalb  dieser  Grenze  gelten  bei  der  ersten  Festsetzung,  Ver- 
längerung und  Erhöhung  der  Sätze  die  in  den  §§.  344—346  an- 
gegebenen allgemeinen  Normen. 

Daher  ist  namentlich  Verlftngemng  vnd  ErhOhnng  bis  auf  5  Jahre  Seitens  der 

Mtiiiicipalräthe  allein,  auf  längere  Zeit  oder  Uber  den  Satz  des  Generaltarifs  hinaus 
nur  unter  der  früher  erwäbtiten  Mitwirkung  vom  (ieneralrath  mittelst  präsident.  Dccrets 
zulassig  (Ges.  v.  1SS4,  Art.  1^7,  139).  Auf  Tarifproben  verzichten  wir  hier.  S.  den 
(icneraltarif,  aus  dem  v.  Reitze nstcin  B.  42,  S.  96  einige  Proben  mittheilt.  Die 
Getränke-  und  Fleis.  lit  .lifo  der  Städte  über  20,000  Einw.  im  J.  1879  im  Bali.  Xi, 
Tt»,  auch  VII,  15.)  einige  Daten  für  Wein. 

c)  Hinsicbtlicli  der  Versteuerungsart  siud  besondere  gesetz- 
liche Normen  für  ticblacbtvieh  und  Fleisch  gegeben  und  be- 
achtenswertb. 

Nach  Art.  18  der  Ürd.  von  1814  war  lebendes  Vieh  nach  dem  Stü«  L  sje- 
schlachtetes  eingeführtes  nach  Vierteln  pro  rata,  zcrstucktes  nach  dem  Gewicht  zu 
TMBtenem.  Ans  gewissen  afrariscben,  die  Viebancht  betrelFenden  BOcksichten  hat 
später  ein  Gesetz,  das  v.  10.  Mai  1846,  auch  f Ur  Vieh  selbst  die  Verstcnoning- nach 
dem  Gewicht  vollgeschrieben,  doch  konnte  die  Verstenening  nach  dem  StUck  bleiben, 
wo  der  Satz  ftr  Ochsen  8  Pres,  nicht  ttberstlef.  AnedrOdsIich  wird  in  dieeem  Geseta 
auch  wieder  betont,  dass  eingeführtes  zerstUcktes  Fleisch  oder  in  Vierteln  nicht  hdher 
als  Fleisch  im  Vieh  selbst  belenft  werden  darf  (Art  5).  Vgl.  Oiibo  II,  95—99, 
Block,  dict.  octroi,  Nr.  45. 

Aus  der  interessanten  Statistik  werden  hier  jetzt  noch  einige  Daten  zur  Illu- 
stration ihr  finanziellen  Bedeutung  der  einzelnen  Kategoriocn  von  Ar- 
^tikeln  gegeben,  und  zwar  fOr  ganz  Frankreich  und  für  Paris  und  einige 
grossere  St&dte.  Die  ebenfalls  beachtenswerthe  Octroistatistik  nach  diesen  Kate* 
gorieen  und  nach  d'-n  "inzelnon  Departements,  welclic  z.  B.  dir- in  den  einzelnen 
Thcilen  des»  Staatsgebiets  sehr  rerschiedene  Bedeutung  der  Obstwein-  und  Bier- 
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besteucrung  orsehen  lässt,  kann  hier  nicht  näher  berücksichtigt  worden,  S.  im  Bull 
bes.  die  Tabellen  in  vol.  XI,  50—81  (1831—80);  auch  AXIV,  03  ff.  (1887).  Aus- 
züge aus  diesen  Materialen  auch  bei  v.  Reitzen stein,  B.  43_^  2&S  ff.  Vgl.  auch 
oben  S.  4M. 

Es  war  in  ganz  Frankreich  (doch  1887  ohne  Corsica)  von  folgenden  Artikel- 
gattungen der  Rohertrag  in  Mill.  Frcs. : 

1831    1847      1869      1872      1887  ^J^^J>> 

L  L  Wein   LLÜli  22.>i;;  ÜD.UO  <il.T4  69.39  321L5  ihJi 

L  Obstwein  ....  L2il  '±1Ä  2A1  Lhii  üAh     UM  MJl 

Bier   2J12  hJlA  ri  io  u  sn  if.  .'.r.  a2i.fi  2äJi 

4.  Alcohol    ....  LH  IM.  IAH  hJiÜ  '^1  14  230.4  1^5.7 

ä.  Andere  Flüssigkeiten  LM  2jih  tLM  13.19  317.1  !i-.>  s 

Zus.  T:  fietränkp.  u.  s.  w.  22703  38.43  S9.()3  95^55  122776  m4.1  SiUl 

II.  Esswaaron     ....  16.7.'.  21LIiÜ  48.89  48.87  S2J2fi  191.9  69.1 

III.  Brennstoffe    ....  Laß  10-94  23.17  30.70  22LI  2M 

IV.  Viehfatter     ....  iLM  aJia  lim  liLäa  15.40  197.0  üLa 

V.  Baumaterialien  .    .    .     IM     LSß     22Lliä     16.89     2ä.2S   821.1  üJi 

VI.  Diverses  LM  _2Ji3_  hA2      lJt2      4Ji2    .S97 1  (—18.9) 

Somme    .    .    .    .'^3.37    90.60    2i]LLM    llilUiJ  lÜLii 

Bei  Bier  Schätzung.  Unter  „anderen  Flüssigkeiten"  1887  z.  B.  05  Mill.  von 
Essig;  neuerdings  hier  auch  Oele  in  der  Statistik  eingerechnet  (1884  z.  Ii.  üJl  Mill.\ 
welclie  amtlich  zur  2^  Kategorie  zählen,  auch  sonst,  z.  B.  in  der  Pariser  Statistik, 
Unterschiede  zwischen  der  amtlichen  und  der  statistischen  Kubricirung. 

Bei  Wein  und  Obstwein  sind  die  Ernten  und  Preise,  bei  Baumaterialien  die 
Bauconjuucturen  von  besonderem  Einfluss,  daher  das  grössere  Schwanken  in  einzelnen 
Jahren.  Bei  Bier  ist  der  Austritt  des  Elsass  nach  1869,  bei  den  Getränken  seitdem 
Uberhaupt  wohl  die  stärkere  Anspannung  der  Staatsbesteuerung  zu  bemerken.  Die 
Zunahmeprocente  (wo  1887  das  Fehlen  von  Corsica  kaum  Einfluss  äussert)  in  den 
beiden  unterschiedenen  Perioden  sind  besonders  bemerkenswerth.  Nur  Alcohol,  und 
dieser  trotz  der  gesteigerten  Staatssteuern,  und  Esswaaren  haben  von  1869 — 87  eine 
besonders  starke  Zunahme  erfahren,  was  bei  letzteren  doch  Hb  er  wiegend  von  Fleisch 
und  anderen  Nahrungsmitteln  herrührt.  Daher  bei  Alcohol  eine  consumpolitisch ,  bei 
Esswaaren  eine  steuerpolitisch  nicht  günstige  Entwicklung. 

In  einigen  grösseren  Städten  war  das  Ertragsergebniss  in  1887  das  folgende, 
wobei  aber  wieder  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  ein  einzelnes  Jahr,  bes.  bei  Cider 
und  Baumaterialien,  leicht  zufällig  mehr  vom  Durchschnitt  abweichende  Zahlen  haben 
kann  (1000  Frcs.): 

Paris      Lyon  Marseille  Bordeaux  Lille 

Wein   45.536     3.688    2,572      514  415 

Cider   lüü  ILä   —  2  5 

Bier   8,955        IM      4M      m  1,227 

Alcohol   1 1 .483        571      487      257  381 

Essig   IIÜ        44       2Ü       23  23 

Andere  Flüssigkeiten^  1M51        121      Uli      IAH  IM 

Zus.  Getränke  .    .  72,901  4^84  M75  L065~~OM 

Esswaaren    ....  31.936  3.082  3,235  2,792  1.181 

Brennstoffe  ....  13.474  äSU  ISI  üI3  432 

.   Futter   4.959  äl5  IS3  432  253 

Baumaterialien  .    .    .  10.181  1.013  1 .026  471  486 

Diverses   2,343  IM  IM  12  3 

Summe    .    .    i    .135,195  10  253  9,61 1  5,405  4,509 

Der  Unterschied  von  Wein  -  und  Biergegenden  zeigt  sich  bemerkenswerth.  Cider 
ist  z.  B.  in  Rennes  (425,000  v.  1,608,000  Frcs.),  Rouen,  Havre  ein  wichtig:ps 
Octroiobject,  fehlt  dagegen  in  anderen  Städten  ganz  oder  fast  ganz.  Auf  Bier  koniiut 
in  Roubai.v  fast  nur  '/au        Ertrags.    Alles  Belege,  wie  sich  die 

Octroibesteucrung  den  Localverhältnissen  gut  anpassen  kann :  eine  günstige  Seite. 
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Auch  iu  n;aiizen  Departements  verschwindet  Cider  völlig  oder  fast  völlig. 
Der  Unterschied  von  Wein-  und  Biergogcndeu  tritt  noch  deutlicher  ab  iu  einzelnen 
Städten  hervor. 

Einen  voUständigca  Einblick  in  die  liuanziclle  Bedeutung  der  einzelnen  Objecte 
des  Octroi  und  in  die  Belastungsverhältnisse  gicbt  nur  die  Specialstatistik  aller  ein- 
zelnen Artikelclassen.  S.  f.  Paris  Ann.  de  la  vUle  de  Paris  p.  1S85,  p.  Mfi  tt.  Daraus 
mögen  hier  noch  folgende  Daten  des  Ertrags  herausgezogen  werden,  in  1000  Frcä. 
Zu  den  „Flüssigkeiten"  der  L  Kategorie  sind  hier  Gele,  auch  Brennöle,  Trauben.  Fir- 
nisse und  verschiedene  Artikel  der  ü.  Kategorie  des  allgem.  Tarifs  gestellt. 


Wein,  t)bstwcin,  Alcohol   .    .    .  59.312 

Deuaturirter  Alcohol   liÜ 

Bier,  fremdes   3,755 

„  einheimisches  

Essig  und  Säure   Iß2 

Conserven  u.  dgl   15 

Olivenöl   032 

Anderes  Oel   4.900 

Gewisse  anim.  Ocle   2h. 

Trauben   iZi 

Minerab^l  und  Essenzen    .    .    .  a,S15 

Finiiss   1^ 

O-lfarben   liÜ 

Andere  als  min.  Esseuzen  .    .    .  23H 

Flussiger  Theer   ß 

Aether,  Chlorof.   IM 

L  Summe:  Flüssigkeiten  ausser 

Wein,  Cider,  Alcohol  .    .    .  lö.'iöS 

L  Mit  diesen   74.S03 

Fleisch  von  Schlachthöfen  .    .    .  1.H.858 

Fleisch  von  auswärts     ....  .3.950 

Trllüeln  und  Eiu;remachtes    .    .  lliJ 

Marin.  Fisch,  l  itisch    ....  416 

Geflügel,  Wild   5.919 

Fische   1.363 

Austern   lÜÜ 

Botter   2.522 

Trockener  Käse  

Eier                                    .  SM 

II.  Esswaaren   30,374 


Holz   1,720 

Keisig  u.  dgL   124 

Holzkohle  u.  dgl   2.807 

Kohlenstaub  u.  s.  w   3S 

Steinkohle,  Coke   7.5S:i 

III.  Brenustoßo.    .    .    .  "12,272 

Kalk,  Gemen t   1,048 

Gips   1 .476 

Eisen  f.  Bau   1,304 

Guss  f.  Bau   ÖfiS 

Steine   TM 

Ziegel,  Schiefer  und  and.  Aehul.  *j22 

Thon,  Sand   154 

Eichenes  und  hartes  Holz  .    .    .  1,442 

Tannen-  und  weiches  Holz   .    .  2,419 

Anderes  Holz   U 

IV.  Baumaterialien    ....  lo.l38 

Heu   1,242 

Stroh   8ÜS 

Hafer   2,56'» 

Gerste   61 

V.  Futter  7  .  ^4^683 


Salz   sia 

Wachs,  Stearin,  Spermac,  Kerzen  1.195 

Talg  und  Fette   ijjjS 

Asphalt  etc   JM 

VI.  Diverses  '~~  2^) 


Gesammtertrag  mit  Nebeneinnahmen  (854,000)  135.363.000  Pres.  Der  Pariser 
Tarif  weicht  in  Objecten  und  Sätzen  etwas  vom  Generaltarif  f.  die  anderen  Orte  ab. 
Aber  ein  Bild  von  den  Einzelheiten  des  Octiüiwcsens,  namentlich  der  Grossstädte, 
bekommt  man  doch.  Die  Statistik  specialisirt  noch  etwas  weiter.  In  der  Uebersicht 
sind  kl«^inere  Posten  in  mehreren  Kategorieen  etwas  zusammengezogen  worden. 

§.  3ii<.  !l  Dienstorganisation,  Verwaltungs-  und 
Erhebungsformen.  Die  Gesetzgebung  hat  anfangs  etwas  ge- 
wechselt (S.  889).  Seitdem  die  Erhebung  des  Octroi  den  Gemeindeu 
zurückgegeben  worden  ist  (Ges.  v.  iL  Dec.  1814),  hat  die  Direction 
der  indirecten  Steuern  unter  der  Autorität  des  Finanzministers  nur 
die  Oberaufsicht  tiber  die  Erhebung  und  Verwaltung  aller  Octrois 
(Ord.  V.  1814,  Art.  88),  die  specielle  Ueberwachung  in  der  einzelnen 
Gemeinde  übt  der  Maire,  Unterpräfect  und  Präfect  (Ges.  v.  1816, 
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Art.  147).  In  dem  Gesetz  von  1816  sind  dann  vier  Ver- 
waltung s  -  und  E  r  h  e  Ij  u  n  g  s  f  0  r  m  e  n  für  zulässig  erklärt 
worden,  zwischen  denen  der  Munkipalrath  wählen  kann:  die 
Eigenverwaltung  (regie  simple),  die  Verwaltung  durch 
einen  Dritten  mit  vertragsmässiger  Festsetzong  eines  bestimmten 
Ertrags  für  die  Gemeinde  und  Betheiligung  der  letzteren  an  dem 
Mehrertrag  darüber  und  über  die  Kosten  hinaus  (sog.  regle 
int^ress^e),  die  Verpachtung  und  das  Abonnement  mit  der 
staatlieben  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  (Ges.  y. 
1816,  Art.  147). 

Für  jede  einzelne  Form  bestehen  wieder  SpecialbeBtimmungen ,  auf  welche  vir 
nicht  näher  eingehen  (z.  Th  noch  aus  dem  Keglcm.  von  1809).  Beim  Abonnement 
erfolgt  ein  Vertrag  Uber  die  Zahlang  der  Beamteugehalte  u.  dgl ,  die  übrigen  Kosten 
trigt  die  Gemeinde  (Ord.  t.  1814,  Art  05).   Bei  der  Anstellnog  d«r  Beiuiiten  auch 

in  Eigi^iiverwaltung  Iiat  i.Iie  Staatsbrhönlo,  mehrfach  der  PrSfect  ein  Mitwirkung->recht, 
in  (ieuicinden  mit  Uber  20,000  Frcs.  Üctroiertrag  kann  ein  Yoratand  ernannt  werden, 
jetzt  durch  den  Präfecten.  Auch  die  anderen  Beamten  ernennt  der  Präfect  auf  Vor- 
schlag des  Maire  (Ges.  v.  1816,  Art.  155,  156,  Decr.  v.  25.  März  1852,  Art.  5,  6, 
Olibo  II,  222  235;  über  die  DienstverhriUnisse  sonst  Ord.  v.  ibii,  Art.  56  ff".).  Dar- 
über uud  Uber  die  Eihebungsformcn  mit  dcu  Eiu^ulhciten  bes.  Olibo  II,  139—149, 
197—212,  Vnatrin  im  Block'schen  dict.  Art.  octroi,  Nr.  67—86,  Vignes  I,  213  bis 
215.  V.  Reitzensteiu,  B.  42,  S.  82 — 83.  —  Die  Octroibeamten  sind  verpflichtet,  die 
staatlichen  Eiugangsabgabca  mit  zu  erheben  (Ges.  v.  1816,  Art.  154,  a.  Olibo  II,  2äl). 

Die  endgiltige  Wahl  der  Erhebungsform,  als  zu  dem  die  Er- 
hebung ordnenden  Reglement  gehörig,  ist  an  die  Begutachtung 
durch  den  Generalratb  und  an  die  Genehmigung  durch  präsiden- 
tiellesi  im  Staatsrath  ertheiltes  Decret  geknttpft  (Gesetz  Ton  1884, 
Art.  137). 

In  mebr  als  der  H&lfle  der  FäUe  besteht  jetzt  (1887)  die  Eigenrerwaltang  (in 

835  von  151fi\  in  mehr  als  einem  Viertel  die  Vcrj)aelituiiu:  (417),  in  noch  nicLt  einem 
Ftlnftel  das  Abouuement  mit  der  Steuerverwaltuug  (262),  bloss  in  zweien  die  .OAter- 
essirte  Begie*\  die  Verpachtang  mdst  in  kleinen  Gemeinden, 

Ein  unbedingter  Vorzug  einer  der  drei  Haupttormeu  scheint 
nicht  anerkannt  zu  werden.  Immerhin  ist  das  starke  Leberwiegen 
der  Kigcnverwaltung,  —  die  nach  diesen  Zahlen  auch  in  sehr 
vielen  kleinen  Städten  voi  kommt,  denn  bloss  140  Städte  mit  Octroi 
haben  überhaupt  über  4000  Einwohner  —  beacbtenswerth  und 
scheint  anzudeuten,  das»  die  Gemeinden  diese  Form  finanziell» 
Tielleicbt  auch  ttir  ihre  Selbständigkeit  vorziehen. 

Ball.  XXIV,  62.  —  Abonnements  mit  den  Steuerpflichtigen  selbst  wifsn  IHlker 
zulässig,  sind  es  aber  seit  1819  nicht  mebr  (Olibo  II,  202,  v.  Bei tzen stein, 
B.  42 .  S.  83). 

Die  Organisation  der  Kegie  iii  l'aris  beruht  auf  der  Ord.  v.  22.  Juli  1831:  ein 
Director  und  drei  „Regisseurh"  fuhren  die  Verwaltung  unter  der  unmittelbaren  Auto- 
rität des  Suinepräfecteu  und  der  Ueberwachung  der  Direction  der  indirecten  üteaettt 
^Vij^Muti  l,  21Ü,  Saint- Julien  u.  ä.  w.,  p.  129). 
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§.  311».  H.  Erhebung  des  Octroi,  Controlen,  Er- 
beb uugskosteu  und  Reinertrag.  Die  Einrichtuijg  der  Er- 
hebung: und  die  Kegeln  dafür  ergeben  sich  aus  dem  Wesen  der 
6acbe  und  aus  der  Analogie  mit  den  Zöllen. 

• 

Die  Grenzen  der  Octroibezirk«;  sind  auf  den  Strassen  mit  Pfosten  and  Inschriften 
zu  bezeichnen.  In  der  Kegel  erfolgt  die  Versteuerang  der  von  auswärts  koinmeaden 
Artikel  bei  den  an  der  Grenze  des  ßczirks  (Barriere)  liegenden  Bureaux,  doch  kann 
sie  auch,  nach  «Ertlichen  Verhältnissen,  im  Innern  des  Ortes  erfolgen,  wohin  dann  die 
W'aaren  u.  s.  w.  zu  hrinsren  sind  (Ord.  ran  1^11,  Art.  27,  34).  Nur  über  die  Itczeich- 
neten Barrieren  und  liurcaux  dürfen  W'aaren  eingeführt  werden.  Die  Waarenfiihrer 
müssen  declariren,  ihre  Frachtbriefe,  Connossemente,  Begleitscheine  u.  di^l.  vorw-  isen, 
die  B'unr  <i  haben  nach  Befragung  Visitationsrechtc ,  nicht  oder  falsch  declarirto 
Waare  wird  beschlagnahmt  (Ord.  v.  1814,  Art.  2S.  29).  Kegclmassig  angehalten,  ge- 
lingt und  ridtitt  an  der  Barrls  dttrfen  Träger  ron  Lasten,  Karreoftthier,  Oflent- 
liches  Fuhrwerk  und  Privatfuhrwerk  ohne  Federn,  nach  einer  späteren  Bestimmung 
(1834)  auch  sonstiges  Pri?atfuhrwerk  (voituces  particul.  su^peadues)  werden,  gewöhn- 
liche Fttssgängcr  und  Befter  nicht,  doch  im  Verdachtsfall  auch  sie,  wie  Jedermann, 
indessen  nur  unter  Vorführung,  Au-sfrajunf^^  und  Visitation  vor  einem  Polizeiofficier 
oder  dem  Maire  (Ord.  v.  1^1 1 ,  .\rt.  :to,  Iii).   Vgl.  fUr  das  Einzelne  den  Comment&r 

?on  Olibo  in  den  Ix'trefleiidrii  Bcstiuiniuni;eii. 

Die  neuen  Verkehrsmittel,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  haben  einer 
seits  die  Controle  und  Erhebung  erleichtert,  anderseits  erschwert 
und  lästiger  gemacht  Aber  einmal  gewöhnt  an  diese  Dinge  scheint 
die  französische  Bevölkerung  hier  mehr  Geduld  zu  entwickeln,  als 
eine  deutsche  oder  englische  wohl  thun  würde.  Die  Unpopularität 
des  Octroi  unterliegt  freilich  auch  in  diesen  Beziehungen  keinem 
Zweifel  und  ist  in  unmbigen  Zeiten  immer  wieder  hervorgetreten 
(1970  in  Lyon),  aber  gegenüber  der  finanziellen  Vortheilhaftigkeit 
und  schwierigen  Ersetxbarkeit  des  Octroi  doch  nicht  mehr  allgemeiner 
dnrcbgedrongen  (g.  350). 

Die  Erheb uugsküstcn  «teilen  «ich  natürlich  sehr  ver- 
schieden nach  der  Grösse  des  Rohertrags,  der  Grösse  und  dem 
Wohlstand  der  Bevölkerung  des  Bezirks,  dem  üraiaog  und  der 
Art  der  besteuerten  Artikel,  den  örtlichen  Verhältnissen. 

l'iiti.  r  liesouders  gtinstigen  Uuiständen.  wie  in  Paris,  sintt;]i  sie  auf  einen,  vo^elld^ 
für  eine  indirecte  Verbrauchssteuer  massigen  Betrag  (IhST  in  Paris  5.75  "/o  ^ös  Rob- 
ertrags). Aber  selbst  in  grossen  Städten,  wie  Marseille,  Bordeaux,  sind  sie  mitanter 
doch  hoch  (bez.  14.75  nnd  i4.t)!i  "  „  in  diesen  zwei  St&dten  in  1887),  jedoch  in  anderen 
grossen  und  mittleren  nur  wied-  r  7  -10"/,,,  vielfach  9- 13*/o-  Max.  von  30  grössten 
.Slädlun  iu  Ibbl  Marseille  und  Bordeaux,  Min.,  noch  unter  Paris,  Koubaix,  5.2U7o- 
Im  J.  1879  war  das  Maximum  im  Creubot,  vo  nnr  Gotränkcoctroi,  mit  20.31  %  (nicht 
'Mi.'i],  ein  Druckfehler  in  der  solcher  überhaupt  manche  zählenden  v.  Keit^eiibtein  si  hen 
Arbeit,  B.  43,  S.  224,  vgl.  Bull.  XI,  71).  Das  zweite  Maximum  iu  grösseren  btadteu 
damals  in  Versailles,  17.93*7««  Minimum  Paris  5.01  und  auch  Bonbaix  6^36,  doch 
anch  eine  Stadt  ?oii  nur  c.  20,000  £iiiir.,  wie  Keailly,  nur  6.85     (Ball.  XI,  68  S., 

XXIV,  m  ff.). 

lu  Parib  selbst  ist  seit  1S47  nur  noch  eine  kleine  Ermässigung  eingetreten.  1847 
6.1,  1850  6.52,  1865,  nach  Erweiterung  des  Bezirks  in  1860,  5.14,  in  den  letzten 
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Jabreo  eine  klciue  Steigerung.  Die  Zahl  deä  DieostpeKonals  iu  Paris  war  \bi7  1230, 
1865  2518,  1819  3154  (Ball  XI,  47). 

Im  departementalen  Durchschnitt  (l<r  In  trefTenilen  Orte  mit  Octroi  war 
1887  das  Minimum  5.00"',,  ^Dep.  Ardennen),  das  Maximum  20.S1  ^Dop.  IyOz«;re).  Der 
Durcbsclmitt  von  gaiii  trankreich  war  8.73,  Seit  Anfang  der  lS70er  Jahre  ist 
dieso  Ziffer  immer  wenig  Uber  8%  gewesen,  aber  auch  nicht  mehr  gesunken,  trotz 
der  gestiegenen  Roherträge,  während  sie  früher  erheblich  höher,  1863  noch  10.3Vo 
war  (s.  die  Uebersicht  oben  S.  8UU).  £ino  weitere  Yermindorang  scheint  jetzt  also 
nicbt  melir  zu  «Ewart«ii  zo  sdn. 

Berücksichtigt  man,  dass  die  Octroieinnehmer  gegen  Protrisionen  auch  noch  die 
Erhebunsr  der  staatlichen  Einp-anrsalig^aben  besorgen,  so  ermässigt  sich  übrigens  der 
£rhebuugssat2  noch  um  mehr  als  37o<  1885  in  ganz  Frankreich  auf  ä.öö"/«  C^^ulL 

XXIV,  «3). 

Es  ist  auch  dies  noch  muhr  als  bei  den  indirecten  Steuern  des  Staats,  aber  doch 
2"/„  wcnifrer  und  der  Kostensatz  bei  den  Octrois  allein  doch  auch  nur  1"/,.  ^^hr 
ab  bei  <l<;n  Zöll»  ii.    (S.  o.  S.  434,  auch  60?K    Eine  ncut^ie  Berechnung  im  Bull. 

XXV,  405,  giebt  in  l'^Si»  für  die  directea  Staatssteuern  H.3,  die  indirecten  4,  dieZOUe 
nebsi  Sftizsteiier  7.6,  f.  Eoregistr.,  Stempel  v.  Domäaea  3.3  V«  ) 

Die  DnrcliscbnittBhOhe  des  ErhebnDgskostensatzes  und 
der  absolute  Betrag  dieser  Kosten  ist  kaum  ein  Bedenken  gegen 
das  Octroi.  Das  Missliche  bleibt  die  Hffbe  in  einzelnen  Orten,  die 
mitunter  wobl  in  der  Frage  der  Beibehaltung  oder  Aufhebung  mit- 
Bpreeben  mttsste. 

Der  Keiner!  rag,  welcher  nach  Abzug  dieser  ImIk  Imiiärskosten 
bleibt,  ist  im  Ganzen  wie  oftmals  im  Einzelnen  hlicssli(  Ij  doi  h 
eine  so  hohe  und  wachsende  Summe,  dass  er  eben  die  dauciiide 
Kinl)firnernnii:  des  Octroi  begreiflich  iiiacht  und  wenigsteos  finauz- 
wirthfichattlich  meistens  rechtfertigt. 

Die  Entwicklung  war  für  ganz  Frankreich  (1887  wieder  ohne  Corsica)  folgende 
(Ball.  XI,  51,  XXIV,  67;  beim  ßohertrag  lad.  Kebeueiiinahmeo),  in  WSL  Fics. 


Bob- 

Erhebungs- 

fiein- 

ertrag 

kosten 

ertrag 

1831 

54.24 

5.88 

48.3ti 

1S47 

$7.98 

9.60 

78.36 

1669 

201.35 

16.34 

185.01 

1872 

19U.43 

17.51 

181.92 

1687 

282.71 

24.69 

258.09 

(Die  Rohertragäziticr  ist  hier  mitunter  etwas  kleiner  &h  oben  S.  904  in  der  Ueber- 
sicht. während  datj  Umgukelirte  /u  erwarten  wäre;  ebenso  auch  in  anderen  Jahren  der 
Tabelle,  aas  der  die  Zahlen  entnouimeu  bind.  Es  muss  sich  das  aus  rerscbiedeiieii 
AbrechimiigaweiMii  erldftreii,  die  aber  nicht  erlftatert  sind.) 

Mit  diesen  Brtragsziffern  nimmt  die  iudirecte  Verbrancbs- 
besteuernng  auch  in  der  franzOsisehen  CommunalbeBtetterttng  eine 
gehr  wichtige  Stellung  ein.  Wenn  auch  nicht  eine  verhältntss- 
mää»ig  ebenso  bedeutende  als  in  der  Staatsbesteuerung,  so  doch 
eioe  viel  hervorragendere  als  in  manchen  anderen  Ländern,  be- 
sonders als  in  Grossbritannien  und  Oentschland:  immerhin  dn  weit 
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and  aultallend  abweichende«  Ergebniss  von  deo  steuerpolitischen 
Ideologieen  der  erstea  Kevolutiou  (§.  167). 

7.  ätrafbestimmttiigeii.  Es  ünden  meistens  die  fHr  Contra- 
ventionen  uod  Defraudationen  im  Gebiete  indireoter  StaatBStenera 
angedrohten  Strafen  auf  diese  Vergeben  in  Oetroisaeben  Anwendung. 

lue  —  200  Pres.  Geldstfafe  bd  Defiraude  in  I'riratiragen  mit  Fedora  (Ges.  vom 
29.  März  1832.  Art.  8),  sonst  Anwendung  der  Bcatiuimnnfren  der  Art.  27  u.  46  und 
223—225  des  Ues,  v.  28.  Apr.  1810  (Ues.  v.  29.  März  18^2,  Art.  8«  9,  ?.  24.  März 
1844,  Alt  9).  DaoAch  Confiscation  der  Steuerobjecte  und  Trusportmittel,  Geldstrafe 

von  tOO — 200  Frcs.,  iu  erschwerten  Fällen  (Einsfeigen,  unterirdisch,  hewaffnet)  ausser- 
dem Gelaagnisastrafe  von  6  Monat  (VgL  Olibo  I,  252,  II.  440  ff.)  Die  Beamten 
haben  ihnliehe  6efu^:nisse  znr  ProtokoUaofDahmo  bei  CoDtiareiitieiieii  irie  die  der 
indirecten  Steuern.  Die  Sache  f^cht  seit  ]S.';4  zur  Entscheidung  immer  gleich  an  das 

Correctionstribunal  (wes^eu  der  Höhe  des  Minimalstraf  h-tri/sl.  S.Art.  75  fl".  derOrJ. 
V.  1814  über  das  Contonfitjux  (Ülibü  II,  157--  ITlj.  Aucli  liier  sind  aljcr  die  Mair»,'3 
berechtigt,  mit  Genehmigung  des  Präfecten,  sich  vor  wie  nach  ergangenem  ürtheil  über 
die  Strafen  ahzti finden  fOrd.  v.  }^I4,  Art.  Der  Erlös  aus  Geldstrafen  und 

GoahäcatioQen ,  abzuglich  der  Kosten,  fällt  halb  der  Gemeinde,  halb  den  Beamten  zu 
(eb.  Axt  84).  Bas  Einzeliie  bei  Olibo,  Yignes  I.  295  ff.«  Block«  dicL  octni, 
TSt,  97  ff. 

4.  Stckblick  und  zur  Kritik. 

Vgl.  schon  V.  Brasch  a.  a.  0.,  bes.  S.  118  ß'.  (zu  einseitig  die  übliche  Kritik 
der  Gegner  der  indirecten  Verbrauchssteuern);  namentlich  aber  v.  Reitzenstein, 
B.  43,  S.  229 — 258,  mit  eingelieiuler  Ik-rtlclcsichtipung-  der  polemischen  und  der  das 
Üctroi  vertheidigeuden  Literatur,  auch  der  ajjrar.  EmiuAten  v.  1866  S.  und  1879  fl'., 
wö  dag  Octrol  mit  erörtert  irnrde;  dann  Mathien-Bodet  U,  372 — 390  (Vertheidiger 
der  Octrois)  I>b  stimme  in  der  Beweisführung  v.  Keit/ensteiu  grösstcntheils 
bei,  wurde  selbst  die  Gründe  fUr  daa  üctroi,  gerade  in  französ.  Verhältnissen,  und 
gegen  den  Ersatz  durch  andere  Steuern  noch  etwas  scbftrfer  betont  haben;  im  Er- 
gebniss.  weiiifrcr  in  einzelnen  Ar^unienfen ,  liin  ich  .mrh  mit  M;itliien-Rod  et 
einverstanden.  Ein  genaueres  Eingehen  aut  alle  „FUr  und  Wider''  und  auf  die  üterar. 
Discussion  der  Frage  ist  hier  nicht  die  Absicht  ond  auch  nicht  die  Aufgabe  dieses 
Abschnitts  dieses  Werkes,  wie  schon  einleitend  bemerkt  wurde.  Mach  v.  Reitzen- 
stein's  eingelieiider  und  trefflicher  £rOrteniaf  ist  eine  neue  specielie  Behandlang  der 
Frage  auch  vorlaufig  überflüssig. 

§.  350.  Das  üctroi  bat  leicht  begreiflich  vielerlei  Angriffe  er- 
fabren,  principielie,  namentlich  ron  Seiten  des  treibändlerischen 
Doetrinarismns  und  ans  Gesicbtspancten  der  Steaerpolitik,  practiscbe 
von  Seiten  vieler  Interessenten.  ist  in  der  ablieben  Weise  als 
indirecte  Verbranebsbesteoerong  und  noch  besonders  als  eine  solche 
der  Gemeinden  angefochten  worden.  Aach  an  parlamentarischen 
Attaken  und  Anregungen  znr  Beseitigung  der  ganzen  Einrichtung 
hat  es  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit,  auch  noch  nach  1870,  nicht 
gefehlt  (so  in  1876). 

Vielfache  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Oleichmässigkeit  der  Besteuerung, 
namentlich  Schädigung  der  untoien  Chissen  bei  der  öfters  doch  nicht  unerhebliciien 
Bclastun;r  wichtigerer  CL>nsiiniiitil)ilii  n  und  sonstiger  Gebrauchsgegenstände  und  der 
Herkunft  des  gröaüiteu  Theils  der  Uctruicrträgo  aus  der  Besteuerung  dieser  übjcctc; 
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widerwärtige  und  störende  Yerkehrähcinuungen  zwischen  Stadt  uud  Land ,  in  Wider- 
spruch mit  der  sonst  erreichten  freien  wirthsckaftlichen  Bewegung  auf  (hm  cinh^t* 
liehen  nationalen  Marktgebiete,  insofern  doch  ein  Wiederauflelioii  (icr  altoren  inneren 
Schranken  wie  in  der  Zeit  der  Binnenzölle*,  beständiger  Anreiz  zu  Defraudationen; 
BenachÜieiligung  der  landwirUtBcbaftlichen  Interessen,  aach  nach  Fortfall  des  Octrc^s 
von  wichtigeren  vet:t!tabilischen  menschlichen  Naliriiugsmi((t;ln,  durch  die  l^clastung  von 
Fleisch,  Butter,  Eiein,  Viehfutter  u.  s.  w.;  Hemmung,  Schädigung  und  bedenküche 
Yertheuerung  dos  städtisclicn  Bauwesens  durch  die  Stenern  aaf  Baumaterialien;  end- 
lich auch  finanzpolitische  Bedenken  gerade  w^en  der  von  anderer  Seite  ge- 
rühmten hohen  Einträglichkeit,  leichter  Steigerungsfähijrkeit  dos  Ertrags  und  nicht 
unmittelbar  vom  Consumentcn  empfundenen  Belastung;  denn  dai>  führe  uiid  habe 
notorisch  vielfach,  2iimal  in  den  grösseren  Städten,  zu  Inditsinnigeu  Ausgab«  q,  za 
unnöthigom  Bauluxus,  zu  vollends  rascher  Steigerun der  communalen  Bung  ts  geführt, 
was  bei  der  Uerknaft  der  Octroierträge  überwiegend  aus  der  Besteuerung  vou  Massen- 
coDsamptibflien  der  unteren  Glaesen  rollends  bedenklich  sei.  In  der  pammentaiisehen, 
fachliterarischen  und  öffentlichen  Pressdebatte,  in  landwirthschaftlichen  £nqu6ten 
(1&66Ü'.,  1S79  ff.)  kommen  diese  und  andere  Bedenken  zum  Ausdruck  und  zur  mehr 
odw  weniger  objectiven  Erörterung. 

Aber  das  üetroi  ist  nun  einmal  immer  mebi",  zumal  in  den 
grösseren,  vollends  in  den  Grossstädten,  am  Meisten  in  Paris  aaf 
deiTi  iHiden  der  bestehenden  Gesetzgebung  eine  höchst  wichtige 
Kinnahmequelle  der  Gemeinden  geworden,  vielfach,  wie  vor  Allen» 
in  Paris,  der  wahre  Ornndpteiler  der  Communalfinanzen.  Sein 
Ersatz  oder  auch  nur  seine  wesentliche  Beschränkung 
wäi'e  in  Frankreich  mindestens  in  den  grösseren  Gemeinden  an 
VoraussetzODgen  gebandeD,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  er- 
füllen lassen. 

Die  Zusammenschweissuüj^  von  Staats-  und  Commtinalstenoru  in  der  directen 
Besteuerung  mittuUt  des  Zuschlagssysteaus,  diu  steuertechnische  Beschaffenheit  dieser 
directmi  Stenern,  der  Mangel  einer  branohbaren  allgemeinen  personalen  directen  Steuer, 
wie  PI n er  Einkommen-  odi  r  Vermögenssteuer,  die  Bemitzung:  fas>t  aller  .inderen  Steii  T 
arten  in  stärkster  Anspannung  fUr  den  Staat,  die  üugeeignetheit  oder  Unzulänglichkeit 
der  übrigen  Staatsstenem  oder  einer  etwa  noch  anfennndenden  neuen  communalen 
Sondersteuer  —  wie  der  hierfür  ins  Auge  gefassten  Wohnungs-  oder  Miethsteuer  — 
!ft?st  (^s.  wcuvj;sUn)<  in  allgemeinerer  Weise,  kaum  möglich  und,  soweit  es  möglich  sein 
üoUte,  thcilä  finanziell  ganz  unzweckmäsäig,  theils  steuerpolitisch  zu  bedenklich  encheinen, 
auf  das  Octroi  zu  rerzichteu.    Attdi  mittelst  einer  Einkommensteuer  und  etwaigen 
Zuschlägen  dazu  fUr  die  Cominuncn  oder  mittelst  einer  Wohnungs-  und  Miethsteuer 
kann  man  Uberhaupt  und  vollends  unbedenklich  —  auch  nach  Erfahrungen  anderer 
LSnder,  wie  speciell  Deutschlands  —  sicher  nur  einen,  schverlioh  einen  allgemein 
sehr  grossen  TheÜ  des  Octfoi  ersetzen. 

So  m()chle  das  Verbleiben  derOotrois,  wenigsteoB  in  der 
Hauptsache,  das  finanzwirthschaftlieh  allein  Mögliche 
oder  minder  Bedenkliche  und  selbst  das  verhältniss- 
mässig  Beste  sein.  Es  macht  in  einer  solchen  Frage  doch 
auch  einen  Unterschied,  ob  eine  derartige  Besteuerung  etwa  erst 
nen  einsnführen  oder  ob  sie  eine  alt  eingebürgerte  ist,  wie 
eben  in  Frankreich. 

Nnr  zwei,  finanzpolitisch  anf  Dasselbe  hinanskommende  andere 
Hilfsmittel  wUrden  etwa  eine  grössere  Einschränkung  des  Octroi- 
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Wesens  ermöglichen:  die  stärkere  Uebernahme  von  ('om- 
lounalausgabeii  auf  Staat  and  Departements  und  ver- 
mehrte Dotationen  beider  letzteren  an  Gemeinden. 
Beide  Mittel  werden  in  gewissem  Umfang  (bei  Schul-,  Wegewesen) 
schon  angewandt  and  vermnthlich  noch  zn  ausgedehnterer  An- 
wendung kommen.  Darauf  drängt  in  Frankreich  wie  in  anderen 
europfliseben  Ländern  die  Entwicklung,  aucb  die  Besebaffenheit 
des  Staatsstenerwesens  hin.  Aber  manche  prineipidle  und  practiscbe 
Bedenken  bat  auch  die  tn  ausgedehnte  Anwendung  dieser  Mittel 
und  damit  bat  sie  notbwendig  wieder  ihre  Grensen,  die  in  Frank- 
reich wegen  der  Ueberspannung  der  Staatsbestenerung  fUr  directe 
Staatsswecke  wohl  noch  engere  als  in  manchem  anderen  Lande 
sind.  Eben  deshalb  wird  man  sich  mit  Recht  in  Frankreich 
ernstlich  Überlegen,  ob  man  an  dem  Octroi  viel  rtttteln  soll.  Zu 
den  Illasionen  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  der  ersten  Revolution 
wird  man  doch  aiuh  aal  diesem  Steuergebietc  nicht  leicht  wieder 
zurückkehren,  so  wenig  als  aut  demjenigen  der  Staatsbesteuerung. 

Der  Plan  einer  Erset2uu:,^  des  Octroi.  z.  B.  io  Paris,  durch  eiae  Wohn  au gs- 
oder  Miethsteaer  —  nach  den  principicll  uiclit  unnohtigen  Anschauungen  der  Frei- 
handela^chnle  Uber  htadtische  Grand-  und  Uau&reiite  und  Uber  die  rehti^e  fiurech- 
tigung  des  Princips  der  Bestenerang  „nach  Leistun;,^  und  Gegenleistung**  —  vericennt 
eben  die  vieiRn  und  wesentlichen  Bedenken,  welche  anderseits  auch  eine  solche  Steuer 
hat.  Melirfach,  was  die  Yertheilung  der  iSteuorlast  und  den  steuerpolitiscben  Grund- 
ehancter  anlangt,  sind  es  Sbniicbe  wie  sie  die  „Verbrancbsstenem**  auch  sonst  troffen, 
zu  denen  die  Wohnungsstcuer  ja  in  einer  Hinsiclif  L'eh">rt.  In  Berlin  z.  B.  arga- 
mentirt  man,  —  Übertreibend,  aber  doch  zum  Thoil  wieder  lichtig  —  gerade  gegen 
die  Mietlisteaer  als  die  neben  dner  Einkommenstener  fast  alleinige  Grundlage  der 
GemcindebesteucruDg.  Vielleicht  könnte  in  Frankreich  in  grösseren  Städten,  bes.  in 
Paris,  an  einen  theil weisen  Ersatz,  des  Octroi  durch  <ine  doranic^e  Steuer  gedacht 
worden ,  aber  nicht  eutierat  au  einen  vuUstaudigen.  Da^i  veiijiclcii  nicht  nur  die 
grossen  Beträge  des  OotnH,  welobe  ersetzt  werden  mttssten  und  sich  schwerlich  über- 
haupt durch  die  genannte  Steuer  beschaß'en  liessen,  nicht  minder  verbietet  es  auch 
der  Cbaracter  der  Miethsteuer.  Die  Bedenken  gegen  letztere  würden  naturlich  wieder 
in  der  Praxis  bei  grosser  BXIh»  der  dnrcli  sie  zu  bescbaflenden  Summen  wachsen. 

Mit  Rücksicht  anf  die  Verwendung  der  Octroieinnahmen  itlr 
die  oomninnalen  Anagaben,  von  denen  doch  viele  wirklich  ,|gemein- 
nlltzig"  sind  und  znm  Theil  gerade  den  „nnteren  Glassen"  besonders 
zu  Qnte  kommen  —  Unterrichts-,  Gesnndheits - ,  Wohlthätigkeits- 
wesen  n.  a.  m.,  was  Mathien-Bodet  mit  Recht,  nur  etwas  zn  » 
einseitig  und  nicht  immer  in  richtiger  Begründung  betont  — ,  Iftsst 
sich  auch  anf  das  Octroi  die  allgemeinere  Rechtfertigung  gerade 
„indirecter  Verbraucbssteuern"  anwendeuj  deren  Erträge  für  gemein- 
nutzige Leistungen  im  specielien  oder  U  b  er  wiegenden 
Interet)t>e  der  uutereu  Cia^äen  verweudel  werden. 
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In  der  fran/Asischeu  Gesetzgebung  ist  durch  die  K<^ÜegUüg  oiueö  Füoftek  des 
Ertrags  des  ordentlichen  Octroi  für  den  sonst  unentgeltliclien  Pfimlrantenicht  ia  den 
ftfleotlichen  Volksschulen  diesfr  Gesichtspunkt  nenordinp  auch  wieder  in  di.?  Gesetz- 
gebung hinein  getragen  worden  (Ges.  r.  16.  Juni  ISSl).  Er  irar  ihr,  wie  die  frtUiere 
BesUmtiiDBg  des  Octrolertrags  fttr  die  Deckung  der  Kosten  der  Hospitäler  und  für 
("fli  iitliche  Wohhh.itigkcit  beweist  (S.  SbT),  schon  ehedem  nicht  fremd.  S.  auch  Fin.  II, 
8.  401,  und  meine  Aufs&tze  tlber  FioAnzwifisenschalt  and  Staataaocialismas ,  TUb. 
Zeitschr.  1887. 

In  Frankreicb,  wie  in  anderen  Ländern,  wurden  nun,  wie  ge- 
sagt, ja  mehrfach  bisherige  locale^  conimunalc,  departementale 
Ausgaben  ganz  oder  tbeilwcisc  auf  den  Staat  Übernommen  oder 
von  diesem  Subventionen  und  Dotationen  für  solche  Zwecke  ge- 
währt .Da  die  Mittel  des  Staats  hierfür  indessen  wieder  thal- 
sAchlich  grossentheils  ans  den  Erträgen  indirecter  Verbrauchssteaern 
nach  der  bestehenden  Stenerverfassnng  fliessen  und  schwerlich  auf 
andere  Weise  genügend  beschafft  werden  ki^nnen,  so  entflUlt 
implicite  wenigstens  der  £inwand  gegen  das  Octroi  als  „indirecte 
Verbranchsstener'*.  Denn  das  Octroi  löst  hier  gewissermassen  nur 
andere,  staatliche  Yerbranchsstenem  ab,  welche  bei  noch  omfassen** 
derer  Uebemahme  von  Localaasgaben  auf  den  Staat  oder  bei  noch 
stärkeren  Subventionen  dann  ihrerseits  nor  wieder  in  erhöhtem  Maaase 
augespannt  werden  mflssten. 

Nini  kann  trotzdem  Manches  für  ein  derartiges  Vürgcbeii 
sprechen,  auch  indirecte  Verbrauchssteuern  des  Staats  vor  solchen 
der  Gemeinden,  wie  der  Octrois,  Vorzüge  haben  oder  weniger  Be- 
denken bieten.  Aber  möglicher  Weise  gilt  Letzteres  auch  um- 
gekehrt und  ausserdem  wird  die  concrete  Finanzlage  und  der  Zu- 
stand der  Staatsbestenerung  es  doch  rätblich  machen  können,  lieber 
mittelst  einer  eigenen  indirecten  Yerbrauchsstener  der  Gemeinden 
den  Localbedarf  su  decken,  als  auf  dem  angedeuteten  anderen 
Wege.  Gerade  in  Frankreich  möchten  die  Dinge  so  liegen. 

Die  noch  weitere  Aniipauuuug  der  indirecten  Verbrauchsbcbteuernug  des  ätaat» 
fttr  eine  Politik  der  üntentfktzuug  der  Qemeinden  in  Frankreich  bei  dem  erreich- 
ten Zustand  der  irenannJeti  Staat^ibesteuerung  doch  auch  ihre  ernsten  Bedenken»  viel- 
leicht atümt  ihre  Grenze  au  der  Schwierigkeit  der  practischeu  Durchführung. 

Anderseits  möchte  gerade  den  Oommunaloctrols  in  steuer- 
politischer Hinsicht  manches  wenigstens  relativ  Gttnstige 
im  Vergleich  zu  indirecten  staatlichen  Verbrauchssteuern ,  auch  zu 
den  Zöllen  auf  wichtigere  Massenconsumptibilien,  nachzurühmen, 
mindestens  zu  behaupten  sein,  dass  diese  Octrois  einige 
sonst  wichtige  Bedenken  weniger  als  diese  Staats- 
sie ueru  haben. 
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Sie  gestatten  eine  passende  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  zveckmässige  Be-* 
stimmnnß:  der  StcuersSt/c,  eine  Anpassung-  an  die  drtUclien  ProductionB-  und  Con- 
suiittion  1  iltiiib»-.  eine  Aosnatzon;!,^  mit  zu  angemessener  LuxusbestCBenm^  der 
Wohlhabenderen,  mehr  wie       moisten  staatlichen  indirect-  n  Verbrnurhsstciii  rn 

Sic  haben  allerdings  denseihea  Mangel  wie  in  der  Kegel  andere  indirectu  Steuern, 
▼ie  die  Zölle,  keinen  Qtknlit&tssienerfftss  in  ihren  specifischra  S&tzen  zn  be- 

siüccn,  da  eben  auch  bei  ihnen  dessen  Anwendung  zu  schwierig  oder  unmöglich  ist 
und  von  -  in  M-  Wrrtliversttnierung  dasselbe  jxiU  (Wein!  Bei  Fleisch  möchte  durch  die 
Preisreg  ei  uuji;  der  vcisrliiedenen  Sorten  oder  (Qualitäten  eher  eine  der  letzteren  sich 
anschmiegende  Vcrtlx  ilung  des  Octroibetrags  stattfinden).  Die  Octrois  ziehen  ferner 
ihvf  Hniti^tcrtr'ii,"'  fre  ilich  aiicli  aus  den  crrnsson  Massfüinrtilcln  der  Consumtion,  wie 
die  staatlichen  indirccteu  Steuern.  Endlich  wird  auch,  wie  bei  letzteren,  so  bei  den 
Octrois  die  Belastung  des  Gonsamenten  dnrcb  Prelserhöhanf  oder  Qaalitätsemiediigni^ 
wolil  vielfach  Platz  greifen,  obgleich  sicher  aurh  hirr  viel  vcrwirkeltcre  Vorg^rmcc  in 
der  Praxis  forhanden  sind,  als  die  übliche  freihändlerische  Doctric  annimmt  und 
manche  Theile  der  Octrois  definittr  anf  andffire  als  die  OoDsnmeiiteD  fallen»  Aach 
Rückschläge  anf  die  slädtische  Grund-  und  Hausrente,  die  wegen  „Yerthcneroog  des 
Lebens  durch  das  Octroi''  nicht  so  steigen  kann,  sind  nicht  ansgeschlossen. 

Nehme  man  aber  selbst  an,  dass  die  Oonsamenten  voll 
und  ganz  die  endgiltigen  Steuerträger  seien  und  dass 
daher  alsdann  die  ,,GIeichmässigkeit^'  der  Steuerbelastong 
bei  den  Steuerobjecten  des  Octrois  wieder  stark  verletzt  werde, 
namentlieh  zu  Ungunsten  der  „kleinen  Leute".  Dann  tritt  hier 
doeh  wahrseheinlich  eher  als  unter  analogen  Verhältnissen  bei  all- 
gemeinen staatlichen  Verbrauchssteuern  eine  gewisse  Ausgleichung 
durch  Weiterwälzungen  der  Stenerbelastnngen  ein. 

Denn  hier  kann  die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  der  Ab>  und  Zuzug 

zwi-rlii'ii  Stadt  und  Land,  die  „Freizügigkeit"  in  dur  Tliat  ciiit:  solche  auagleiohendö 
Function  wohl  ausüben.  Bei  dem  beständigen  Zuschuss,  deu  die  städtische  Bevöl« 
kemng,  zumal  unter  ftanzdsisdien  BevdlkemngsTerhältnissen,  ?om  Luid  und  aus  kleinen 
Stftdten  erbmt,  kommt  das  rermuthllch  hier  in  Betracht 

Damit  wOrde  das  principiell  anzuerkennende  steuerpoUtische 
Bedenken  gegen  die  Octrois  sich  aber  practiscb  mehr  oder  weniger, 
▼iel leicht  nicht  unwesentlich  beheben. 

Auch  mit  einem  anderen  Umstand,  ncnilicb,  wie  die  fran- 
zösische Staatsl)este  nerun  nun  einmal  als  Produrl  der 
allgeiTjeinen  politischen  Geschichte  des  Landes  geworden 
ist,  muss  indessen  hier  in  der  Frage  der  Octrois  gerechnet  werden. 

Hätte  die  minihiee  innere  \md  "uissere  politisrhe  (Teschiclitc  Fraiiki«.'ichs  iiichl 
zu  einer  so  ungeheureu  StaatSächiiM  und  f'iw  dicsi.'  wie  für  die  aiuieicn  Staabausgabcu 
nicht  zn  so  hoch  angespannter  Gesanimtbcsteucrunir  geführt,  so  Hesse  sich  durch  Sub- 
ventionen und  öebernahmo  von  Loi  alaiistr:il).;u  auf  den  Staat  Iciclitcr  und  uinf.issetider 
hellen,  auch  eine  den  Gommuualintcressen  sich  mehr  mit  anpassende  ßciorin  der 
directen  Stenern  eher  durchführen.  Dann  konnte  man  avch  dos  Octroi  entbehr- 
licher inachen. 

Durch  die  imny^r  nothwendi<r  mid  vvülil  auch  möglich  bleibende  Einführun|r  einer 
grossen  Fcrsonal-,  einer  Ei niiom mensteuer,  die  mau  unmittelbar  oder  mittelbar 
auch  für  die  Goneinden  mit  ergiehig  machen  könnte  und  sollte,  lieesen  sich  zwar  auch 

jetzt  einit^e  ■weitere  Mittel  beischallen,  um  damit  etwas  vom  Octroi  zu  erscfzeii.  Aber 
viel  könnte  schwerlich  auf  diebo  Weise  geschehen,  lumal  der  Ertrag  einer  solchen 
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Stents r  inindestcDs  ebenso  sehr  fUr  die  BcscIiränkuDg  bcsoudcrs  hoher,  drückender  und 
bedenklicher  hcatehender  Staatssteoem  (Enregistromentl  IKrectc  Ertiagsstenem)  als^ 
misblicher  CommanalsteaerD,  wie  das  Octroi  eine  ist»  rtfirertbet  weiden  mOsste  (§.  334). 

So  gelangt  man  auch  hier  zu  dem  ErgebnisB:  man  wird  in 
der  Hauptsache  trotz  aller  Bedenken  aneh  das  Octroi 
in  Frankreich  behalten  mttssen,  so  gut  wie  die  hohe  und 
schwere  staatliche  indirecte  Verbranchs*  und  Verkehrsbesteuemng. 
Es  liefert  die  erforderlichen  Mittet  zur  Bestreitung  nothwendiger 
und  gemeinnutziger  öffentlicher  Ausgaben,  Mittel,  welche  andere 
Oommunal-  oder  Staatsstenm,  wenn  Überhaupt,  nur  schwieriger 
und  unter  anderen,  aber  wahrscheinlich  grösseren  Bedenken  würden 
beschaffen  können. 

Damit  aber  gelangen  wir  zum  Schiuss. 

Bin  ErgebnisSi  wie  das  soeben  gewonnene,  mag  man  bedauern,' 
man  wird  seine  Richtigkeit  deshalb  nicht  läagnen  dürfen.  Die 
Schuld  liegt  auch  nicht  in  abstellbaren  technischen  Mängeln  der 
französischen  Steuerrerfassung ,  des  Staats,  wie  der  Departements 

und  Gemeinden,  sondern  diese  Steiierverfassung  ist  eben 
Bclbst  das  im  Ganzen  nothwendige  Ergebniss  der  all- 
gemeinen französischen  Geschichte.  Eine  „Schuld", 
wenn  man  davon  reden  darf,  trifft  dann  nnr  diese. 

Allerdings,  das  Resultat  der  Entwicklung  eines  vollen  Jahr- 
hunderts im  französischen  .Steuerwesen,  auch  in  der  Commnnal- 
besteuerung  wie  in  der  Staatsbestcuerung,  besteht  darin,  dass  bei 
allen  anzucrkennendi n  l'nrtseluitten  f  o  r  ni  eller  Art  die  Besteuerung 
Frankreichs  im  Jahr  lö8y  materiell  nicht  eben  sehr  viel  anders 
als  1789  geworden  ist.  Beweist  das  aber  etwa  ein  Versäumniss, 
eine  Unfähigkeit,  einen  Mangel  an  gutem  Willen  der  in  vieler  Hin- 
sicht eminenten  französischen  Steuerpolitiker  und  Steuertechniker, 
welche  an  dieser  Besteuerung  seit  hundert  Jahren  unablässig  ge- 
arbeitet haben? 

Keineswegs!  Die  „ScbuW  liegt  anderswo,  —  im  Gange 
der  inneren  und  äusseren  französischen  Staatsge- 
sohiohte  im  ersten  —  und  schwerlich  letzten  —  „Jahrhundert  der 
Revolutionen^',  im  Verlauf  und  Ergebniss  einer  Geschichte,  die  selbst 
wieder  ein  Froduct  des  kelto-gallischen  Nationai- 
ch ara.ct  er  s  ist 

Nach  der  nunmehrigen  Durchwanderung  des  grossen  Gebietes 
der  französischen  Besteuerung  dürfen  wir  wohl  auf  den  früheren 
Vergleich  zwischen  der  britischen  und  französischen  Be* 
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steuernng  (R.  415)  znrüekkomnicn.  „Die  britische  verdient  den 
Vorzug:,  sagten  wir  flort,  sie  ist  eben  ain-li  das  Pro  du  et 
einer  gltlclili ehe ren  Geschichte  und  einer  glücklicheren 
Volksanlage,  als  die  französische  Besteuerung." 

Das  sollte  das  Uber  Steuerdruck  und  finanzielle  Misswirthschaft 
heute  in  der  „Republik"  ebenso  wie  vor  hundert  Jahren  in  der 
„absoluten  Monarchie"  klagende  französische  Volk  im  „Jabiläoms- 
jähre*'  1889  nicht  vergessen.  

Aber  an  eh  die  Finan  z  Wissenschaft  bat  diese  Zusammen- 
hänge zwischen  Volksebaracter,  politischer  Geschichte  und  —  Be- 
steuerung zu  erkennen  und  anzuerkennen  und  damit  einVerstftndniss 
zu  gewinnen,  das  auch  ffir  sie  neben  dem  Eindringen,  Verstehen 
und  Beherrschen  alles  steuerteehnischen  Details  wichtig  ist  Mit  in 
dieser  Auffassung  liegt  auch  unsere  Rechtfertigung  daitlr,  dass  wir, 
zugleich  zum  Nachweise  solcher  Zusammenhänge  auf  die 
lehrreiche  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  „von  1789 
bis  1889''  so  ausführlich  im  Rahmen  dieses  finanswissenschaftlichen 
Werkes  und  hier  in  der  „speciellen  Steuerlchrc"  eingegangen  sind. 
Der  richtige  Standpunct  auch  iUr  die  Wtirdigung  des  steuertechniscben 
Details  selbst  wird  erst  dadurch  erlangt,  dass  es  in  diesen  grossen 
Zusauuuenbang  mit  den  die  Entwicklung  der  Besteuerung  im  Ganzen 
beherrschenden  Factoren  gebracht  wird. 


Nachtrage. 

Zar  britischen  Bestenemnir* 

Seit  dem  Erscheinen,  bczw.  der  Ausarbeitung  des  Abschnitts  über  diu  britis- he 
Besteuerung.  Anfang  1887,  haben  in  11^87  und  1S8S  verschiedene  Veränderung«  ii  d*;r 
britisch*!!  Staats-  und  I.nralViestcucrung  stattgefunden.  Darüber  verbreiten  sich  dio 
liudgetredeii  dci  Scbatzkan/Jer  ((löschen)  näher.  (S.  dieselben  im  Bull.  18S7,  XXI, 
515  ff.,  18S8,  XXm,  443  IT..  1889,  XXV,  426  IT.)  Es  handelt  sich  dabei  mehr- 
farli  tim  Df'taüs,  din  •wir  hier  nirht  bringen  können.  Hcrvor/uluben  sind  u.  A.: 
AendcruügCD  der  WcinzOiie,  indem  bei  Weinen  in  Flaschen,  namentlich  Schaum- 
veinen,  zu  dem  Zoll  nach  der  Alcoholst&rke  noch  ein  Zuschlag  (2'  sli  ]>.  (iall.) 
hinzutritt,  um  einen  l)esseren  Qualitätsfuss  zu  erreichen;  bei  Flasi  lionwoin^n  unter 
einem  gewissen  Werth  (15  sh,  p.  Gall.)  ermässigt  sich  der  Zuschlag  auf  1  sh. 
(s.  Btill.  XXIII,  694).  —  Aendcrungen  des  Stempels  für  gewisse  Urkunden, 
Uebcrtragangen,  Gründung  ron  Actien gcsellschaftcn  u.  s.  w.  (Amtlicher 
Erlass  dnrtibpr  im  Rulb  XXIV,  72  tf  ).  —  Ueberlassung  eines  Drittels  des  Ertnius  dßr 
probate  duty  au  die  Grafschaften  u.  s.  w.  zur  A  rmeu  u  n  t  ers  tü  tzu  n  g,  Icruer 
des  Ertrags  der  sogen.  Lnznsstcu  cm  auf  Wagen,  Wappen,  männliche  Dienstboten, 
Hunde,  Jagdscheine  u.a.m.,  sowie  der  B  ['.ni  n  r-  nml  (i  e  t  ra  n  k  i?  h  ä  n  d  1  er- A 1)  tr.i  i)e  n 
un  die  LocaliOrpor,  Alles  in  der  Tendenz,  so  die  l/ebcrlassung  von  bisherigen  btaats- 


Digitized  by  Google 


916 


eiuaahiaeu  an  Stelle  der  Siibventionea  aus  Staatsmitteln  für  bestimmte  Localaufjgabon 
treten  zu  lassen:  Tenraltan^poliäscli  ein  Untenchied,  finanzwlftbsclimfaicli  nm  eine 
v  rschiedcnc  Ausführung  desselben  Princips  (Qes.  ttber  LocalrervaltODg  r.  13.  Aug. 
s.  Bull.  XXIV«  1888  u.  a.-  a.  Stellen). 


Zur  französischen  Besteuerung. 

Die  bisherige  Abgabe  von  2  und  lü  Frcs.  im  Principal  für  Inlands-  und 
Ausland. s|^abse  (S.  558)  ist  dvich  Ges.  t.  16.  Juni  1868  auf  '/a  Free,  im  Principal 
ermässigt  worden.  Die  Decimen  bleiben.  Die  Papier-,  Stempel*  und  Ansfertifpings- 
liosten  sind  mit  diesen  50  Cent,  bezahlt. 

Die  oben  S.  672  Ii.  dargelegte  Entwicklungstendenz  der  Rüben zudker- 
ittdnstrie  hat  unter  dem  Einfluss  der  neuen  Besteucrungsmethode  (Ges.  v.  1884) 
auch  seit  1887  ff.  nach  dem  neiiesfLii  Yorwaltung-sbericht  ariß:(dauert.  Die  Zalil  der 
Fabriken  ging  weiter  von  391  auf  375  in  1887—88  (1S8S— 89  ä78,  bez.  380j  herab, 
die  Ansbevtesdifer  In  einer  der  Menge  nach  Ideinen  Prodactions-Campagne  stieg  von 
8.S7  auf  9.54  (1888—89  c.  9.60—9.65)  V«.  S.  Ber.  im  BuU.  XXV,  294. 


Störende  DruekfeUler  und  JUeiue  Beriehtiguugeii. 

Z.  17  V.  u.  1.  oder  ob  statt  oder. 
Z.    4  V.  u.  1.  unten  staft  unter. 
Z.    4  des  Kleindrucks  v.  u.  1.  XV.  statt  LV. 
Z.   5  des  mittleren  Petitabtttzes  v.  ii.  I.  von  statt  vom  (zweimal). 
Z.   4  des  '  rstci)  Petitabsatzes  in  der  Mitte  v.  o.  ].  vorgeschrieben  statt  ver- 
schrieben. 

Z.  5  im  mittleren  Absatz  r.  v.  1.  traite  statt  tractc. 

Z.  10  V.  0.  1.  Dennoch  statt  Demnach. 

Z.  13  V.  0.  1.  grossen  statt  ersten. 

Z.   1  y.  n.  im  letzten  mittleren  Absatz  im  Textdniclc  1.  Forderung  statt 

Sonderung.  » 
Z.    8  V.  0.  1.  1830  statt  1880. 

la  der  Mitte.    Die  Bemerkung  aber  Liccnzabgaben  ist  nach  der  Note 

auf  S.  771  zu  beiicht^en. 

Z.  10  V.  0.  1.  als  statt  aus. 
Z.    1  des  Petitabsatzes  v.  o.  1.  1887  statt  18H8. 

Z.  4  V.  u.  1.  ou  statt  an. 

Z.    3  in  dem  Absatz  sub.  y  1.  Stouorwescn  statt  Siempeliresen. 
Z.    5  des  Texts  v.  u.  1.  Fahrzeuge  statt  Fahrpreise. 
Z.  2  V.  tt.  im  Aheatz  sub.  e  I.  beim  statt  rem. 

Z.    3  V.  u.  1,  Ausgangsweg  statt  Eingangsweg. 

Z.    8  V.  u.  1.  rirbtigcr  statt  wichtiger. 
Z.    1  V.  0.  ieliit  hinter  „18Ü0'-:  I. 


Oedrackt  bei  E.  Pols  in  Lelptig. 


S.  20. 
S.  21. 
S.  22. 
S.  110. 
S.  119. 

S.  140. 

S.  157. 

S.  159. 

S.  240. 

S.  3!M. 
S.  41(i. 

S.  446. 
S.  517. 
8.  522. 
S.  564. 
S.  773. 
S.  780. 
S.  796. 
S.  809. 
S.  811. 
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